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Vorrede. 

Wenn  ich  an  dieser  Stelle  zunächst  einige  Worte  über  das  rein 
persönliche  Verhältnis  des  Autors  zu  dem  Gegenstand,  den  er  in 
seinem  Buche  behandelt,  sage,  so  wird  dies  hoffentlich  nicht  als 
Widersprach  zu  dem  Grundsatz  angesehen  werden,  nach  welchem 
in  der  Wissenschaft  wie  in  der  Kunst  nur  das  geschaffene  Werk  in 
Betracht  kommt,  nicht  aber  die  Absicht  desjenigen,  der  es  schuf. 

Das  Werk,  dessen  erster  Band  hier  nunmehr  in  die  Welt  hinaus- 
geht, ist  nicht  nur  das  Ergebnis  vieljähriger  Arbeit  an  dem  Stoff, 
der  ihm  zu  Grunde  liegt,  sondern  auch  gleichzeitig  ein  großes 
Stück  persönlichen  Erlebens,  das  dem  Verfasser  beschieden  war.  Es 
ist  nicht  etwa  bloß  ein  Bekenntnis  pessimistischer  Weltanschauung, 
wenn  gerade  in  diesem  Falle  Erleben  dem  Erleiden  gleichgesetzt 
wird.  In  der  Tat:  Seit  mehr  als  zwei  Menschenaltern  haben  alle 
jene,  die  Oesterreich  miterlebten  —  Deutsche  und  Nichtdeutsche, 
solche,  die  die  Notwendigkeit  seines  aulrechten  Fortbestandes  als 
einer  jahrhundertealten  Verbindung  so  vieler  Völker,  Zungen  und 
Länder  ganz  verschiedener  Art  bejahten  und  solche,  die  dies  ver- 
neinten —  sie  alle  haben  an  Oesterreich  und  für  Oesterreich  gelitten, 
jeder  in  seiner  Weise  und  jeder  abhängig  von  dem,  was  er  für 
Oesterreich  als  Ganzes  und  zugleich  für  das  Volk,  dem  er  angehörte, 
als  Zukunft  ersehnte  —  oder  befürchtete.  Das  seelisch  schwerste 
Geschick  dabei  war  denjenigen!  Deutschen  Oesterreichs  auferlegt, 
die  in  ihrer  Person  und  ihrem  Wirken  die  österreichische  Idee  auf 
das  kräftigste  bejahten  und  zur  selben  Zeit  die  österreichische  Wirk- 
lichkeit ernstlich  (bekämpften,  —  die  das  Große  und  Schöpferische 
in  der  von  den  Habsburgern  durch  die  geistigen  und  materiellen 
Kräfte  der  Deutschen  vollzogenen  Reichs-  imd  Staatsgründung  auf 
das  tiefste  erfaßt  hatten,  zugleich  aber  auch  die  unheilvoll  hemmende 
Wirkung  gerade  des  deutschen  politischen  Denkens  und  Handelns 
auf  die  Herausbildung  des  fruchtbaren  und  aufbauenden  Gedankens 
erkannten,  den  das  alte  Reich,  wenn  auch  in  sehr  unvollkommener 
Gestalt,  in  sich  verkörperte.  Diese  unter  den  deutchen  Oester- 
reichern  sind  daher  mehr  und  mehr  von  der  politischen  Hoffnungs- 
losigkeit eines  Zeitalters  überwältigt  worden,  in  welchem  der  natio- 
nalistische und  ökonomische  Imperialismus  unwiderstehlich  über 
alle  Hemmungen  hinweg  die  Oberhand  gewann.   Auf  den  Weg  solchen 
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Erlebens  hat  das  Schicksal  den  Verfasser  dieses  Buches  von  Jugend 
an  geführt  In  einem  der  klassischen  Länder  des  nationalen 
Kanu  |  artig,  hat  er  von  frühen  Tagen  an  jenes  problematische 
Österreich  miterlebt  wie  es  das  Jahr  1866  und  die  dualistische  Um- 
formung des  Reiches  von  1S6T  hingestellt  hatten,  die  Gesamtmon- 
archie, deren  Dasein  die  Katastrophe  von  1918  für  immer  zum  Ab- 
>chiuß  brachte.  Gleich  so  vielen  Anderen  seiner  Generation  und 
vollends  der  ihm  vorangehenden  bedeuten  auch  ihm  der  Krieg 

-jrebnis  zunächst  die  absolute  und  endgültige  Ze 
Ideals,   dem   ein  großes  Stück  Lebensa  i 

vergeblich  geopfert  worden.  Mit  jener  Resignation,  die  in  diesem 
Reiche  längst  cur  politischen  Tugend  derjenigen  geworden  war, 
die  auf  die  Möglichk  :  friedlichen  Erneuerung  des   Völker- 

reiches  gehofft  hatten.  n*hmAn  wir  die  allem  Anschein  nach  längst 
unabwendbar  gewordene,  aber  darum  nicht  minder  gewaltsam 
schmerzliche  Losreißung  von  Ideen  und  Empfindungen  hin.  die  im 
tiefsten  Wesen  und  in  der  ganzen  Bildungsgeschichte  des  Einzelnen 
wurzelten. 


Das  wollte  ich  vorausschicken,  um  nicht  nur  den  Namen  die 

S  .  ~  —  -..  ---...---.  ---.-.ifrr.  .v.::h  :--  j--.>:  jfv.  >~-r-  ':-.-->  o  .:  V'  :. 
bezeichnen,  von  dem  aus  es  geschrieben  ist  Denn  dies  ist  sein 
entscheidendes  Merkmal:  daß  es  nämlich  Wesen  und  Geschick  des 
nun  zertrümmerten  Oesterreichs  durchaus  als  Problem  erfaßt  und 
lutwicklung  des  letzteren  bis  zu  dem  Zeitpunkte  verfolgt  da  die 
Seger  im  Weltkrieg  nach  der  militärischen  Ueberwindung  dar 
Zentrahniehte  die  Auflösung  des  Reiches  —  als  ein  Hauptziel  ihrer 
Politik  länst  festgestellt  —  planmäßig  vollziehen  ließen. 

n  diesem  Sinne  also  wolle  der  Leser  hier  eine  Geschichte 
erwarten:  eine  Darlegung  davon,  wie  der  problematische  Zustand 
eines  alten  and  großen  Reiches  entstanden  ist  wie  dieser  nach  so 
vielen  Fehlschlägen  und  versäumten  Gelegenheiten  doch  immer  wie- 
der die  Möglichkeiten  zu  einer  wirklichen  Erfassung  und  wenigstens 
schrittweise  sich  vollziehenden  friedlichen  Losung  des  Problems  bot; 
wie  ans  dem  Ringen  der  Völker  und  Parteien  untereinander  und 
mit  den  Regierenden  sich  mehr  und  mehr  die  große  politische  Idee 
«nr  Klarheit  erhöh,  die  als  der  Kern  des  österreichischen  Problems 
anzusehen  ist;  und  wie  nach  jedem  neuen  Beweis  der  Unfähigkeit 
oder  des  mangelnden  Willens  der  Regierenden  —  und  doch  auch 
der  Regierten.  Problem  und  Idee  in  ihrer  ganzen  Größe  zu  erfassen. 
licksalsfrage  immer  lauter  and  drohender  ihre  Mah- 
nung nach  beiden  Seiten  hin  richtete. 
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Nichts  ist  irriger,  als  die  jetzt  häufig  geäußerte  Anschauung, 
daß  das  habsburgische  Völkerreich  seit  jeher  eine  Art  von  politi- 
scher Naturwidrigkeit  gewesen  sei.  Gerade  das  Gegenteil  ist  für 
einen  Zeitraum  von  drei  Jahrhunderten  richtig.  Durch  viele 
Menschenalter  hin  hat  der  Bestand  dieses  Großreiches  eine  ge- 
waltige kulturelle  Aufgabe  erfüllt.  Als  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
die  Politik  des  Hauses  Habsburg  die  Reichsvereinigung  aller  unter 
seiner  Herrschaft  stehenden  Länder  und  Völker  mit  den  Kräften 
dynastisch-absolutistischer  Macht  beharrlich  anstrebte  und  erfolg- 
reich durchführte,  hat  diese  scheinbar  rein  dynastische  Politik 
ein  wahres  und  großes  europäisches  Bedürfnis  erfüllt:  denn  sie 
gewann  alle  vom  Inbegriff  der  Stephanskrone  umfangenen  Länder 
dauernd  dem  Westen  und  der  Verbindung  mit  der  alten,  hoheu 
Kultur  zurück,  wie  sie  sich  in  den  deutschen  Erbländern  und  den 
deutsch-slawischen  Gebieten  des  böhmischen  Königsreiches  seit 
vielen  Jahrhunderten  entfaltet  hatte.  Man  braucht  wahrlich  nicht  die 
Gewalttätigkeit  des  habsburgischen  Imperialismus  Ferdinands  II.  zu 
beschönigen,  der  dem  tschechischen  Volke  die  tiefsten  Wunden 
schlug  und  in  Böhmen  sowie  in  den  Alpenländern  die  Verneinung 
des  Rechtes  der  Völker  zu  religiöser  Selbstbestimmung  —  dieses 
traurige  Hauptergebnis  der  ganzen  europäischen  Staatskunst  des 
17.  Jahrhunderts  —  rücksichtslos  durchführte.  Aber  man  muß  auf 
der  anderen  Seite  nicht  verkennen,  daß  dieser  Imperialismus  als 
Frucht  einer  rauhen  und  gewalttätigen  Zeit,  doch  für  ein  Viertel- 
jahrtausend dauernde  Befriedigung  aller  Nationen  und  Gebiete  vom 
Bodensee  bis  zum  Eisernen  Tor  der  Donau,  vom  Erzgebirge  bis  zum 
Karpathenwald  geschaffen  und  bewahrt  hat,  daß  erst  die  kaiser- 
lichen Armeen  Habsburgs  das  ungarische  Tiefland  und  Sieben- 
bürgen nach  zweihundertjähriger  Türkenherrschaft  wieder  für 
Europa  dauernd  gesichert  haben.  Mit  den  Mitteln  und  in  den  For- 
men des  politischen  und  kulturellen  Lebens  jener  Epoche  wurde 
damals  die  Idee  des  mitteleuropäischen  Völkerreiches  unter  dem 
Szepter  des  deutschen  Kaisers  durch  friedliche  Vereinigung  so 
vieler  Völker  und  Interessen  in  weitem  Ausmaße  verwirklicht 
und  nach  allen  Seiten  hin  befestigt.  Der  Zustand,  in  dem 
sich  das  Reich,  das  dieses  europäische  Bedürfnis  als  seinen 
Lebensgedanken  verwirklichte,  etwa  am  Ende  des  ersten 
Drittels  des  19.  Jahrhunderts  befand,  und  die  Entwicklung, 
die  es  bis  dahin  genommen  hatte,  erscheinen  demjenigen,  wrelcher 
nicht  irrtümlich  den  Maßstab  späterer  Zeiten  an  die  Vergangenheit 
legt,  so  gestaltet,  daß  der  Erfolg  dieser  Reichssohöpfung  gewiß 
nicht  bestritten  werden  kann.    Wenn  gewiß  erst  Maria  Theresia  und 
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Josef  II.  viele  Versäumnisse  ihrer  Vorgänger  und  die  kultur- 
zerstörenden Wirkungen  d>er  jahrhundertelangen  inneren  und 
äußeren  Rassenkämpfe  auf  dem  Boden  der  östlichen  und  südöst- 
lichen Länder  der  Donaumonarchie  gutgemacht  haben,  so  erfordert 
die  Gerechtigkeit  doch  anzuerkennen,  daß  ihr  Reich  neben  den 
anderen  das  kontinentale  Gleichgewicht  bildenden  Großmächten 
seinen  Platz  wohl  behaupten  konnte.  Und  auch  dann,  als  Kaiser 
Franz  nach  der  Zertrümmerung  der  napoleonischen  Macht  das  alte 
habsburgische  Reich  nicht  nur  im  vollen  Umfang  wiederherzustellen, 
sondern  auch  noch  zu  erweitern  vermochte,  erschien  dieses  wieder 
im  Innern,  noch  nach  außen  etwa  als  ein  die  gesamteuropäische 
Entwicklung  hemmender  politischer  Anachronismus. 

Das  habsburgische  Reich  ist  also  erst  zum  Problem  geworden 
durch  die  neuen,  vornehmlich  ideellen  Kräfte,  die  als  Folge- 
wirkungen der  französischen  Revolution  und  des  napoleonischen 
Zeitalters  den  ganzen  öffentlichen  Geist  der  abendländischen 
Kultlirwelt,  die  ganze  psychische  Verfassung  des  europäischen 
Menschen  aufs  tiefste  verändert  hatten.  Diese  Kräfte  treten  nun 
für  die  große  Mehrheit  der  Zeitgenossen  überraschend  und  gleich- 
kam aus  dem  Untergrunde  des  dahinfließenden  Stromes  euro- 
päischen Kulturlehens  hervordringend  in  der  Revolution  de« 
Jahres  1848  mit  großer  Kraft  zutage.  Damit  beginnt  aber,  wie 
durch  eine  höhere  Gewalt  unvermeidlich  herbeigeführt,  sogleich 
für  Oesterreich  das  ..problematische  Zeitalter",  wird  das  habs- 
hurgische  Reich  >iih  Belbst  und  den  anderen  Staaten  und  Völkern 
eine  „fragwürdige"  Kxistenz.  Damit  ist  auch  der  Beginn  der 
l'.pochc  erreicht,  deren  Darstellung  den  Gegenstand  dieses  Werkes 
MMet  We  nationale  Idee  als  das  Ferment,  das  seit  dem  Anfang 
des  i'.».  Jahrhunderts  «las  gesamte  europäische  Leben  mehr  und 
mehr  dorchsetst,  die  Politik  djer  Kabinette  aufs  tiefste  beeinflußt 
und  sich  zur  eigentlichen  Grundkrafl  der  modernen  europäischen 
Völkergemeinschaft  gestaltet,  muß  notwendigerweise  der  rein 
dynastischen  Reiche-  und  Staatsidee  als  den  geschichtlichen  Aus- 
druck dauernder  Kriedenshewahrung  ülver  so  viele  und  ungleiche 
Völker  und  Linder,  wie  sie  die  alte  habsburgische  Monarchie  vor- 
stellte, schnell  fortschreitend  den  Hoden  und  die  bis  dahin  von  den 
Völkern  selbst  anerkennte  Daseinsberechtigung  entziehen.  Denn 
schließlich  beruhte  hier  wie  in  den  anderen  aus  mehreren  Völkern 

gebildeten  Orofistaaten  die  Kxistenz  des  rein  dynastisch  zusammen- 
gehaltenen Reiches  vollständig  auf  der  politischen  Passivität  der 
Massen,  ja  seihst  <hr  großen  Mehrheit  der  hürgerlichen  Klasse; 
das   moderne    Nationalgeftöll   »her   entbindet  naturgemäß  allerwärts 
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den  politischen  Aktivisnius,  der  dann  innerhalb  der  Völker  von 
oben  nach  unten  unablässig  vorwärts  dringt,  jeden  einzelnen  Volks- 
genossen aus  der  ererbten  seelischen  Verfassung  naiver  Untertanen- 
schaft unter  dem  angestammten  Herrscher  loszulösen  und  als  einen 
Bestandteil  der  einzelnen,  politisch  willensfähigen  Volksgemeinschaft 
ausschließlich  dieser  einzugliedern  strebt. 

Indem  dies  —  zunächst  nur  in  den  Vorstellungfen  der  geistig 
führenden  Elemente  —  geschieht,  vollzieht  sich  zugleich  mit  der 
Aufrollung  des  Problems,  das  die  habsbungisohe  Monarchie  von  nun 
ab  für  ganz  Europa  darstellt,  die  erste  Phase  der  Ausbildung  einer 
neuen  großen  politischen  Idee  als  der  künftigen  möglichen  Lebens- 
;  grundlage  für  jene :  der  Gedanke  vom  übernationalen  Staat  und  Reich 
als  der  frei  gewollten  und  frei  geschlossenen  Vereinigung  und  Ver- 
einbarung gleichberechtigter  mündiger  Völker.  Die  Entfaltung  des 
österreichischen  Problems  als  Entfaltung  des  neuen  Nationalgefühls 
der  europäischen  Völker  zum  modlernen  Nationalismus  und  der  trotz 
aller  Stockungen  immer  wieder  fortgesetzte  Vorgang  der  Ausbildung 
einer  neuen  Idee  von  Oesterreich  als  einem  Ganzen  und  seiner  öko- 
nomisch-politischen Notwendigkeit  erscheinen  von  da  ab  dauernd 
als  zwei  in  ihrer  Kraft  ungleiche,  aber  miteinander  unlösbar  an  dem- 
selben Stoff  und  auf  derselben  Grundlage  sich  vollziehende  Ent- 
wicklungsreihen geistig-apolitischer  Natur. 

Mit  dem  Gesagten  ist  aber  schon  ein  weiterer  Gedankenweg  an- 
gedeutet, der  hier  nur  ganz  kunz  berührt,  nicht  weiter  ausgeführt 
werden  kann.  Das  geschichtliche  Oesterreich  als  Staat  und  Reich  ist 
durch  die  Endkatastrophe  des  Weltkrieges  für  imimer  beseitigt,  das 
österreichische  Problem  in  diesem  engeren  Sinne  nicht  gelöst,  aber 
aus  der  Welt  geschafft;  jedoch  die  Idee,  welche  das  Problem  zu 
einer  wirklichen  aufbauenden  Lösung  hätte  führen  können,  die  Idee 
vom  freien  übernationalen  Völkerreich,  das  Mittel-  und  Osteuropa 
miteinander  organisch  dauernd  verknüpft,  ist  durch  den  Zusammen- 
bruch der  Zentralmächte  von  1918  und  deren  unmittelbare  Folge, 
durch  die  vollständige  Auflösung  der  habsburgischen  Monarchie 
keineswegs  selbst  vernichtet.  Sie  besteht  fort:  aber  —  und  dies  ist 
meines  Erachtens  der  entscheidende  Umstand  —  nicht  mehr  als 
österreichisches,  sondern  als  europäisches  Problem. 
Sie  besteht  fort  in  dem  Sinne,  daß  die  organische  Verknüpfung  der 
kleineren  Völker  und  Volksstämme,  welche  ganz  oder  zum  größten 
Teile  das  alte  Habsburgerreich  umschloß,  als  Ausdruck  ihrer  jahr- 
hundertelangen ökonomischen  und  kulturellen  Zusammenarbeit  und 
als  Basis  dauernden  Friedenszustandes  noch  immer  ebenso  ein  Be- 
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.im  uns  Buropas,  ja  der  ganzen  Kulturwelt  ist  wie  ehedem  und 
beute  —  nach  der  Entfesselung  der  zerstörenden  Kräfte  des 
nationalen  Imperialismus  im  Krieg  und  Frieden  —  mehr  noch  als 
je  zuvor. 

Mit  diesem  Ausblick  auf  die  nähere  oder  fernere  politische 
Zukunft  hat  sich  nun  di-">  vorliegende  Darstellung  keines- 
W6gs  /n  beschäftigen.  Ihr  ist  durch  die  zeitliche  Beendigung 
des  österreichischen  Proble/AS  auch  die  eigene  zeitliche  Schranke 
gesetzt.  Der  vorliegende  Band  umfaßt  zunächst  jene  Periode,  in 
welcher  sich  so  recht  eigentlich  erst  die  Keime  des  Problems  voll  zu 
entfalten  beginnen:  nach  der  geistigen  und  politischen  Erstarrung, 
mit  der  der  verjüngte  Absolutismus  von  1850  die  überreiche  poli- 
tische Problematik  von  1848  rein  mechanisch  aufhebt,  folgt  in  der 
oktroyierten  Yerfassungsgesetzgebumg  von  1860  und  1861  zuvörderst 
der  Versuch,  auf  der  eifersüchtig  festgehaltenen  Grundlage  des 
machtvoll  organisierten  Kinheitsreiches  doch  ein  gewisses,  wenn 
auch  in  enge  Schranken  eingehegtes  imd  dem  persönlichen  Willen 
des  Kaisers  wie  der  Zentralgewalt  der  Bureaukratie  untergeordnetes, 
politisches  beben  —  weniger  der  Völker  als  der  historischen  Terri- 
torien, der  1. ander  in  Fluß  zu  bringen.  Damit  war  aber,  so  gering 
der  Spielraum  fast,  der  den  verschiedenen  nationalen  und  sozialen 
Trägern  des  Kampfes  um  Reich  und  Staat  gewährt  erscheint, 
doch  eine  groüe  Wendung  vollzogen,  war  eine  Epoche  abgeschlossen 
und  «ine  neue  eröffnet  Denn  nun  ist  ein  zwar  schmal  bemessenes, 
aber  doch  festes  Stink  L'eim •insamen  Bodens  abgesteckt,  auf  welchem 

heu  der  dynastischen  Gewalt  als  dem  geschichtlich  gegebe- 
nen Exponenten  des  Reichs-  und  Staatsgedankens  einerseits,  den 
Völkern  und  den  in  ihnen  vorherrschenden  ständen  und  Klassen 
all  Träger  der  Idee  nationaler  Selbstbestimmung  und  gesellschaft- 
licher Machtin ter essen  anderseits,  sogleich  das  organische  Kxistonz- 
problem  des  Reiches,  wie  es  sich  L848  zuerst  enthüllte,  neuerdings 
hervortritt     Wieder   ist   diesjelbe  Szene   aufgerichtet,   auf  welcher 

elben  Ucteure,  allerdings  unter  mancher  Verkleidung,  auf- 
treten,  um   das  Spiel   \<>n   neuem  zu  beginnen,   wenn  auch  der    Text 

der  Rollen  nmlchsl  etwas  verändert  erscheint,  die  Kampfrufe  der 

Völker  und    Parteien   wesentlich   gedämpfter   klingen,  als  in   den 

ittkrnüschen  Tagen  und  Monaten  von  L848/49.    Mit  der  Schilderung 

r  Eweiten  groflen  Phase  in  der  Inneren  Politik  des  modernen 

Oesterreich,  die  1H(i1  beginnt  und  unter  dem  Finflusse  der  über- 
raschenden Weehselfille  der  diplomatischen  und  militärischen 
Aktiimi-n  Frau  .ios,-f>  in  schnellem  Verlauf  /ur  Umgestaltung  des 

Einheitsreich«  dualistische   Monarchie   führt,  wird  der  /.weite 
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Teil  dieses  Werkes  beginnen.  Weil  abier,  wie  gezeigt  werden  wird, 
schon  in  der  hier  behandelten  ersten  großen  Geschichtsperiode 
des  österreichischen  Reichs-  und  Staatsproblems  alle  Grundkräfte 
und  Grundideen  sich  erheben,  auf  welche  die  immer  mehr  sich  ver- 
breitende und  vertiefende  Entwicklung  der  nationalen  und  staats- 
rechtlichen Bestrebungen,  jedoch  auch  die  ganze  Summe  der  Grund- 
sätze und  der  Technik  des  von  der  historischen  Zentralgewalt  plan- 
mäßig hiergegen  geleisteten  Widerstandes  zurückgehen,  so  war  es 
unausweichlich,  diese  erste  Periode  mit  möglichst  erschöpfender  Be- 
handlung des  Gegenstandes  zur  Anschauung  zu  bringen. 

Hierbei  fiel  nun  besonders  ins  Gewicht,  daß  durch  die 
schrankenlose  Eröffnung  der  staatlichen  Archive,  welche  als  die 
der  wissenschaftlichen  Erforschung  der  österreichischen  Politik 
günstigste  Folge  des  Umsturzes  von  1918  anzusehen  ist,  es  möglich 
wurde,  endlich  auch  die  Geschichte  der  Regierung  Franz  Josefs 
aus  den  unmittelbaren  Zeugnissen  seiner  Herrschertätigkeit,  aus 
den  bisher  (zumeist  geheim  gehaltenen  Papieren  und  Akten  der 
obersten   Regierungsorgane   zu  studileren. 

Ich  bin  nun  nichts  weniger  als  geneigt,  die  Bedeutung  der 
Aktenkenntnis  für  die  Erforschung  der  großen  Zusammenhänge 
historisch-politischen  Geschehens  zu  überschätzen.  Die  Zeit,  in  der 
man  nicht  weit  davon  entfernt  war,  Geschichtsforschung  mit  diplo- 
matischer Historie  fast  gleichzusetzen,  ist  überhaupt  vorüber,  und 
längst  ist  die  Ueberzeugung  durchgedrungen,  daß  weit  mehr  noch 
als  die  minutiöse  Erforschung  der  persönlichen  Willensbildung,  der 
Pläne,  Urteile  und  tatsächlichen  Informationen,  aus  welchen  die 
geschichtlich  wirkenden  Handlungen  von  Souveränen  und  leitenden 
Staatsmännern  hervorgingen,  die  Einsicht  in  die  ökonomischen  und 
sozialen  Zustände  der  Völker,  in  die  miteinander  ringenden  realen 
Interessen  von  Klassen,  Ständen  und  Nationen  sowie  in  die 
Ideologie  politischer  und  nationaler  Parteien  erst  eine  wohl- 
begründete und  gefestigte  Darstellung  der  Entwicklung  des  moder- 
nen staatlichen  Lebens  ermöglicht.  Ganz  anders  allerdings  ist  die 
Bedeutung  des  Aktenstudiums  als  geschichtlicher  Quelle  dort  zu 
veranschlagen,  wo  es  sich  um  Entstehung  und  Entwicklung  von  In- 
stitutionen, um  das  Hervorbringen  großer  Akte  der  Gesetzgebung, 
um  die  Erforschung  der  Wege  und  Leistungen  moderner  öffent- 
licher Verwaltung  handelt;  hier  bildet,  wie  die  großen  Leistungen 
neuzeitlicher  Vierfassungs-,  Verwaltungs»-  und  Wirtschaftsge- 
schichte lehren,  das  amtliche  Material,  die  Reihe  der  Akten  von 
Regierungen  und  leitenden  Behörden,  in  der  Tat  oft  die  ausschließ- 
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dürfuis  Europas,  ja  der  ganzen  Kulturwelt  ist  wie  ehedem  und 
heute  —  nach  der  Entfesselung  der  zerstörenden  Kräfte  des 
nationalen  Imperialismus  im  Krieg  und  Frieden  —  mehr  noch  als 
je  zuvor. 

Mit  diesem  Ausblick  auf  die  nähere  oder  fernere  politische 
Zukunft  hat  sich  nun  dH  vorliegende  Darstellung  keines- 
wegs zu  beschäftigen.  Ihr  ist  durch  die  zeitliche  Beendigung 
des  österreichischen  Proble/iis  auch  die  eigene  zeitliche  Schranke 
gesetzt.  Der  vorliegende  Band  umfaßt  zunächst  jene  Periode,  in 
welcher  sich  so  recht  eigentlich  erst  die  Keime  des  Problems  voll  zu 
entfalten  beginnen:  nach  der  geistigen  und  politischen  Erstarrung, 
mit  der  der  verjüngte  Absolutismus  von  1850  die  überreiche  poli- 
tische Problematik  von  1848  rein  mechanisch  aufhebt,  folgt  in  der 
oktroyierten  Verfassungsgesetzgebung  von  1860  und  1861  zuvörderst 
der  Versuch,  auf  der  eifersüchtig  festgehaltenen  Grundlage  des 
machtvoll  organisierten  Einheitsreiches  doch  ein  gewisses,  wenn 
auch  in  enge  Schranken  eingehegtes  und  dem  persönlichen  Willen 
des  Kaisers  wie  der  Zentralgewalt  der  Bureaukratie  untergeordnetes, 
politisches  beben  —  weniger  der  Völker  als  der  historischen  Terri- 
torien, der  Länder  in  Fluß  zu  bringen.  Damit  war  aber,  so  gering 
der  Spielraum  ist,  der  den  verschiedenen  nationalen  und  sozialen 
Trägern  des  Kampfes  um  Reich  und  Staat  gewährt  erscheint, 
doch  eine  große  Wendung  vollzogen,  war  eine  Epoche  abgeschlossen 
und  eine  neue  eröffnet  Denn  nun  ist  ein  zwar  schmal  bemessenes, 
aber  doch  festes  Stück  gemeinsamen  Bodens  abgesteckt,  auf  welchem 
zwischen  der  dynastischen  Gewalt  als  dem  geschichtlich  gegebe- 
nen Exponenten  des  Reichs-  und  Staatsgedankens  einerseits,  den 
Völkern  und  den  in  ihnen  vorherrschenden  Ständen  und  Klassen 
als  Träger  der  Idee  nationaler  Selbstbestimmung  und  gesellschaft- 
licher Machtinteressen  anderseits,  sogleich  das  organische  Existenz- 
problem des  Reiches,  wie  es  sich  1848  zuerst  enthüllte,  neuerdings 
hervortritt.  Wieder  ist  dieselbe  Szene  aufgerichtet,  auf  welcher 
dieselben  Akteure,  allerdings  unter  mancher  Verkleidung,  auf- 
treten, um  das  Spiel  von  neuem  zu  beginnen,  wenn  auch  der  Text 
der  Rollen  zunächst  etwas  verändert  erscheint,  die  Kampfrufe  der 
Völker  und  Parteien  wesentlich  gedfimpftßr  klingen,  als  in  den 
stürmischen  Tagen  und  Monaten  von  1848/49.  Mit  der  Schilderung 
dieser  zweiten  großen  Phase  in  der  inneren  Politik  des  modernen 
Oesterreich,  die  1861  beginnt  und  unter  dem  Einflüsse  der  über- 
raschenden Wechselfälle  der  diplomatischen  unjd  militärischen 
Aktionen  Franz  Josefs  in  BehneUem  Verlauf  zur  Umgestaltung  des 
Einheitsreiches  in  die  dualistische  Monarchie  führt,  wird  der  zweite 
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Teil  dieses  Werkes  beginnen.  Weil  abier,  wie  gezeigt  werden  wird, 
schon  in  der  hier  behandelten  ersten  großen  Geschichtsperiode 
des  österreichischen  Reichs-  und  Staatsproblems  alle  G.rundkräfte 
und  Grundideen  sich  erheben,  auf  welche  die  immer  mehr  sich  ver- 
breitende und  vertiefende  Entwicklung  der  nationalen  und  staats- 
rechtlichen Bestrebungen,  jedoch  auch  die  ganze  Summe  der  Grund- 
sätze und  der  Technik  des  von  der  historischen  Zentralgewalt  plan- 
mäßig hiergegen  geleisteten  Widerstandes  zurückgehen,  so  war  es 
unausweichlich,  diese  erste  Periode  mit  möglichst  erschöpfender  Be- 
handlung des  Gegenstandes  zur  Anschauung  zu  bringen. 

Hierbei  fiel  nun  besonders  ins  Gewicht,  daß  durch  die 
schrankenlose  Eröffnung  der  staatlichen  Archive,  welche  als  die 
der  wissenschaftlichen  Erforschung  der  österreichischen  Politik 
günstigste  Folge  des  Uimsturaes  von  1918  anzusehen  ist,  es  möglich 
wurde,  endlich  auch  die  Geschichte  der  Regierung  Franz  Josefs 
aus  den  unmittelbaren  Zeugnissen  seiner  Herrschertätigkeit,  aus 
den  bisher  (zumeist  geheim  gehaltenen  Papieren  und  Akten  der 
obersten  Regierungsorgane   zu  studileren. 

Ich  bin  nun  nichts  weniger  als  geneigt,  die  Bedeutung  der 
Aktenkenntnis  für  die  Erforschimg  der  großen  Zusammenhänge 
historisch-politischen  Geschehens  zu  überschätzen.  Die  Zeit,  in  der 
man  nicht  weit  davon  entfernt  war,  Geschichtsforschung  mit  diplo- 
matischer Historie  fast  gleichzusetzen,  ist  überhaupt  vorüber,  und 
längst  ist  die  Ueberzeugung  durchgedrungen,  daß  weit  mehr  noch 
als  die  minutiöse  Erforschung  der  persönlichen  Willensbildung,  der 
Pläne,  Urteile  und  tatsächlichen  Informationen,  aus  welchen  die 
geschichtlich  wirkenden  Handlungen  von  Souveränen  und  leitenden 
Staatsmännern  hervorgingen,  die  Einsicht  in  die  ökonomischen  und 
sozialen  Zustände  der  Völker,  in  die  miteinander  ringenden  realen 
Interessen  von  Klassen,  Ständen  und  Nationen  sowie  in  die 
Ideologie  politischer  und  nationaler  Parteien  erst  eine  wohl- 
begründete und  gefestigte  Darstellung  der  Entwicklung  des  moder- 
nen staatlichen  Lebens  ermöglicht.  Ganz  anders  allerdings  ist  die 
Bedeutung  des  Aktenstudiums  als  geschichtlicher  Quelle  dort  zu 
veranschlagen,  wo  es  sich  um  Entstehung  und  Entwicklung  von  In- 
stitutionen, um  das  Hervorbringen  großer  Akte  der  Gesetzgebung, 
um  die  Erforschung  der  Wege  und  Leistungen  moderner  öffent- 
licher Verwaltung  handelt;  hier  bildet,  wie  die  großen  Leistungen 
neuzeitlicher  Vierfassungs-,  Verwaltungs)-  und  Wirtschaftsge- 
schichte lehren,  das  amtliche  Material,  die  Reihe  der  Akten  von 
Regierungen  und  leitenden  Behörden,  in  der  Tat  oft  die  ausschließ' 
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liehe,  immer  aber  die  durch  Literatur  und  Publizistik  gebotenen 
Aufschlüsse  an  Fruchtbarkeit  weitaus  überragende  Quelle  historisch- 
politischer Erkenntnis.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  nun 
auch  das  dieslem  Buche  zugrunde  liegende,  aktenmäßige  Quellen- 
material zu  werten.  Darüber  hinaus  aber  sind  die  Akten,  die  hier 
zum  erstenmal  in  weitem  Ausmaße  benützt  werden  konnten  — 
die  Protokolle  der  Ministerkonferenzen  und  des  Ministerrates,  sowie 
die  dazu  gehörigen  Akten  d|es  kaiserlichen  Kabinetts  — ,  begreif- 
licherweise auch  von  höchster  Bedeutung  für  die  politische  Historie 
überhaupt.  Denn  sie  gewähren  nicht  nur  Einsicht  in  den  inneren 
Verlauf  der  politischen  Krisen,  deren  Reihe  den  Entwicklungsgang 
des  österreichischen  Problems  vorstellt,  sondern  sie  geben  auch 
durch  die  von  den  obersten  Ratgebern  der  Krone  und  gar  oft  von 
dein  Träger  der  letzteren  selbst  in  den  Akten  vorgebrachten  Ar- 
gumente und  Gedankengänge  ein  durch  nichts  zu  ersetzendes  Mittel, 
jeweils  den  Geist  der  ganzen  österreichischen  Regierungsweise,  den 
Sinn  und  die  Grundsätze  ihrer  Politik  als  konkrete  Tatsachen  zu 
erfassen.  Aul  diese  Weise  vermögen  wir  die  Männer,  welche  für 
diese  Politik  neben  denn  Monarchen  die  Verantwortung  tragen,  in 
der  Eigenart  ihres  Geistes  und  Charakters  unmittelbar  bei  ihrer 
Arbeit  kernten  zu  lernen  und  zu  beurteilen.  Zugleich  wird  aber 
dadurch  die  Erkenntnis,  welche  uns  das  Studium  des  gewraltigen, 
kaum  übersehbaren  Materials  der  Debatten  der  Volksvertretungen, 
der  Parteiprogramme  und  der  Parteipresse  sowie  der  ganzen 
diffusen  politischen  Literatur  der  österreichischen  Völker  bisher 
vermittelte,  nach  oben  hin  auf  das  glücklichste  ergänzt  und  so  der 
Hergang  der  Dinge  schließlich,  wie  ich  hoffe,  zur  höchsten  überhaupt 
erreichbaren  Klarheit  gebracht. 

Die  Ausarbeitung1  des  Werkes  habe  ich  schon  vor  dem  Kriege 
begonnen.  Große  Teile  davon  sind  vollendet  gewesen,  als  der  Zu- 
sammenbruch des  Reiches  das  Problem,  das  hier  dargelegt  wurde, 
mit  einem  Schlage  beseitigte.  Um  so  dringlicher  erschien  es  mir 
nun,  dennoch  die  Aufgabe  zu  erfüllen,  die  ich  mir  gesetzt  hatte, 
als  noch  die  Möglichkeit  einer  schöpferischen  Erneuerung  des 
Reiches  von  innen  heraus  bestand.  Di«1  ungeheueren  und  un- 
erhörten Ereignisse,  die  sich  in  den  letzten  Jahren  vor  unseren 
Augen  und  um  uns  selbst  mit  unvergleichlicher  Wucht  vollzogen 
haben  und  auch  jetzt  noch  unablässig  weiter  greifen,  haben  schon 
unverkennbar  die  Wirkung  gezeitigt,  daß  alles  geschichtliche  Ge- 
schehen, das  kurz  vor  dem  Weltkriege  liegt,  in  seinen  Umrissen 
undeutlich  zu  werden  beginnt,  dafi  schon  denjenigen,  die  noch  das 
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historische  Oesterreich  durch  viele  Jahre  miterlebt  haben,  Menschen 
und  Dinge,  der  ganze  Sinn  und  Widersinn  dessen,  was  die  pro- 
blematische Natur  des  alten  Reiches  bedeutete  und  hervorbrachte, 
beinahe  fremdartig  und  zusammenhanglos  dünken.  Schon  aus 
diesem  Grunde,  glaube  ich,  ist  es  gerechtfertigt,  wenn  gerade  jetzt 
von  einelm  Zeitgenossen,  der  den  Dingen  und  Personen  der  Politik 
Oesterreichs  im  letzten  Menschenalter  nahe  gestanden  hat,  der  Ver- 
such (unternommen  wind,  noch  einmal  den  ganzen  Prozeß  des 
„Sinkens  und  des  Sturzes"  des  österreichischen  Imperiums  in 
seinem  ganzen  Ablaufe  auf  Grand  der  Quellen  zu  verfolgen  und 
darzustellen. 

Gerade  der  Umstand,  daß  dieser  Prozeß  nunmehr  endgültig 
abgeschlossen  ist,  hat  zur  Folge,  daß  alles  das,  was  wir  noch  als 
Phasen  eines  Kampfes  erlebten,  an  dem  seit  langem  fast  jeder 
nurmehr  als  politischer  oder  nationaler  Parteigänger  teilnahm,  nun- 
mehr durch  die  eine  große  Wendung  von  1918  mit  einem  Schlage 
zum  rein  historischen  Material  erstarrt  ist.  Daraus  ergibt  sich  aber 
weiter,  daß  den  zeitgenössischen  Geschichtschreiber  in  diesem 
ganz  einzigen  Falle  ein  großer  Teil  jener  unvermeidlichen  Ein- 
flüsse nicht  mehr  treffen  kann,  die  sonst  als  eine  Gefahr  für  die 
Objektivität  seiner  Darstellung  von  vornherein  zu  gelten  und  gegen 
ihn  Bedenken  zu  erregen  pflegen.  Wer  die  zuletzt  fast  unüber- 
sehbar gewordene  politische  Literatur  und  Publizistik  des  inner- 
politischen  Kampfes  in  Oesterreich  kennt,  weiß,  wie  schon  seit 
langem  der  Drang  der  bürgerlichen  Parteien  nach  nationaler  Selbst- 
behauptung und  Ausdehnung  die  Auffassung  aller  staatlichen  Fragen 
und  Verhältnisse  hemlmutnigslog  beherrscht  hat  und  wie  darum  die  Idee 
vom  österreichischen  Problem  für  sie  vollständig  in  den  Hintergrund 
tritt;  nur  die  deutsche  Sozialdemokratie  Oesterreichs  und  ein 
immer  schwächer  werdender  Flügel  der  Katholisch-Konservativen 
hielten  beide  —  wenn  auch  von  ganz  verschiedenen  Gesichts- 
punkten —  bis  kurz  vor  dem  Ende  an  der  Möglichkeit  einer  öster- 
reichischen Synthese  fest.  Aus  diesen  Umständen  erklärt  es  sich, 
daß  selbst  wissenschaftliche  Darstellungen  von  dem  Einfluße  der 
großen  einander  bekämpfenden  politischen  und  nationalen  Strö- 
mungen nicht  mehr  völlig  frei  bleiben  konnten.  Hierzu  kam,  was 
die  deutsche  Staatsreohtswissenschaft  in  Oesterreich  betrifft,  daß 
diese  unter  der  starken  Einwirkung  der  seit  etwa  1870  in  Deutsch- 
land zur  Vorherrschaft  gelangten  juristischen  Staatsrechtslehre 
auch  für  Oesterreich  starre  Theorien  von  Reich  und  Staat  annahm, 
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an  denen  sie  die  lebendige  politische  Entwicklung  maß,  anstatt  dem 
geschichtlich  gegebenen,  besonderen  Wesen  des  habsburgischen 
Reiches  und  Staates,  «einem  Grundproblam  gerecht  zu  werden, 
dessen  organische  Lösung  mit  Hülfe  der  einen  großen  schöpfe- 
rischen Idee  eines  Bundes  gleichberechtigter  Völker  noch  immer, 
wenn  ernstlich  angestrebt,  auch  gefunden  werden  konnte. 

Wenn  nun  der  Verfasser  sich  der  Hoffnung  hingibt,  daß  er  mit 
seinem  Werke  diesen  Erscheinungen  gegenüber  nach  mancher  Rich- 
tung mehr  zu  tun  vermag  und  daß  man  seiner  Darstellung  das 
Attribut  einer  unparteiischen  Behandlung  und  Beurteilung  von 
Menschen  und  Verhältnissen  zubilligen  werde,  so  will  er  damit 
keine  allgemeine  Kritik  an  seinen  Vorgängern  geübt  haben,  zumal 
nicht  an  jenen  wenigen,  aber  höchst  bedeutenden  Werken  über  die 
neuere  Geschichte  Oesterreichs,  deren  große  Verdienste  er  im  Text 
sowie  in  den  Exkursen  wiederholt  dankbar  anerkannt  hat.  Es  soll 
damit  nur  auf  die  günstigere  Stellung  hingewiesen  werden,  welche 
der  Autor  dieses  Werkes  schon  deshalb  einnimmt,  weil  er  das 
österreichische  Problem  nurmehr  als  ein  rein  historisches,  für  die 
Machtbestrebungen  der  einzelnen  nationalen  und  politischen 
Parteianschauungen  gegenstandslos  gewordenes  Phänomen  zu  be- 
trachten, durch  die  Ereignisse  selbst  in  die  Lage  gesetzt  wurde. 
Daß  er  aber  unter  Objektivität  und  Parteilosigkeit  nicht  etwa  jene 
falsche  Sachlichkeit  meint,  die  es  überhaupt  vermeidet,  positiv 
Partei  zu  ergreifen,  und  daß  ihn  die  wissenschaftliche  Methode 
nicht  daran  hindert,  das  Urteil,  das  er  sich  über  die  das  Wesen  und 
das  Schicksal  des  österreichischen  Problems  gestaltenden  Kräfte 
gebildet  hat,  klar  auszusprechen:  dies  meint  er  eigentlich  nicht 
noch  besonders  hervorheben  zu  müssen. 

Zum  Schlüsse  möchte  der  Verfasser  an  dieser  Stelle  nach  zwei 
Seiten  hin  seinen  Dank  aussprechen,  vor  allem  dem  Verlage  und 
seinem  Inhaber  Herrn  Dr.  Peter  Reinhold  gegenüber,  denen  er  auifs 
wärmste  erkenntlich  ist  für  die  bei  der  Herstellung  dieses  Buches 
aufgewendete,  in  so  schwierigen  Zeitläuften  doppelt  große  und  den 
Autor  verpflichtende  Mühewaltung  und  Sorgfalt  Sodann  ist  es  dem 
Verfasser  eine  angenehme  Pflicht,  der  Leitung  des  Wiener  Staats- 
Archivs  sowie  den  daselbst  wirkenden  Beamten  wärmstens  zu 
danken  für  die  ihm  bei  der  Benützung  des  Archivs  jederzeit  ge- 
währte  freundliche  Unterstützung. 

Während  der  ganzen  wahrlich  nicht  geringen  Arbeit,  welche 
die  Vollendung  dieses  Buches  erforderte,  schwebte  dem  Verfasser 
als  großes  Ziel  vor,  damit  seinen  Teil  an  einer  Pflichterfüllung  ab- 
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zutragen,  die  in  .unserer  wirren  und  schweren  Zeit  jedem  Europäer, 
keinem  aber  mehr  als  dem  Deutschen  obliegt:  nämlich  der  Pflicht 
zur  Selbstbesinnung  und  Selbstprüfung.  Hierfür  erscheint  aber 
dem  Autor  als  das  erste  Gebot  in  unserer  gegenwärtigen  Lage,  daß 
wir  allmählich  dazu  gelangen,  das  Wesen  jener  ganzen  von  1848  an- 
hebenden, das  deutsche  Volk  erst  zu  höchster  politischer  Macht 
und  dann  zu  tiefem  Sturz  führenden  Geschichtsepoche  nach  allen 
Seiten  hin,  im  Geistigen,  Sittlichen  und  Politischen  vorurteilslos 
zu  erfassen.  Diese  Pflicht  obliegt,  soweit  diese  Prüfung  der  Ver- 
gangenheit sich  auf  Oesterreich  erstreckt,  nicht  nur  jenen  Deutschen, 
die  ehedem  Bürger  des  alten  Staates  und  Reiches  gewesen,  sondern 
dem  ganzen  deutsehen  Volke,  dessen  Schicksal,  wie  die  letzten 
Jahre  mit  so  furchtbarer  Eindringlichkeit  gelehrt  haben,  mit  dem 
österreichischen  Problem  in  erschütternder  Weise  verbunden  ge- 
wesen ist  und  das  auch  in  Zukunft  mit  der  Fortwirkung  der  nun  aus 
dem  geschichtlichen  Verband  der  habsburgischen  Monarchie  ge- 
lösten und  nach  allen  Richtungen  hin  entfesselten  Kräfte  verbunden 
bleibt.  Wenn  nun  dieses  Buch  nach  seiner  Vollendung  auch 
nur  Einiges  zur  Erfüllung  jener  großen  Pflicht  und  Aufgabe  beizu- 
tragen vermag,  wird  es,  denke  ich,  seine  Berechtigung  voll  er- 
wiesen haben. 

Wien,  am  1.  Mai  1920. 

Josef  Redlich. 
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Erster  Abschnitt. 

Die  geschichtlichen  Grundlagen  der  österreichischen 

Reichs-  und  Staatsgewalt: 

der  dynastische  Reichs-  und  Staatsgedanke. 

Die  Entstehung  und  Ausbüdung  der  habsburgischen  Monarchie 
als  eines  Gesamtstaates  ist  ein  geschichtlicher  Prozeß,  dessen  An- 
fangsstadium  genau  an  der  SchweUe  jenes  Zeitalters  liegt,  mit 
welchem  die  herkömmliche  Geschichtschreibung  die  Epoche  der 
neueren  Zeit  zu  beginnen  pflegt.  Man  kann  eigentlich,  merkwürdig 
genug,  die  Geburtsstunde  dieses  Reiches  ebenso  genau  bezeichnen 
wie  jetzt  dessen  Todesstunde:  durch  den  Ausgang  der  Schlacht  von 
Mohäcs  am  29.  August  1526,  in  welcher  Ludwig  IL  aus  dem  Hause 
Jagjelo,  der  Träger  der  Kronen  des  unabhängigen  Königreiches 
Böhmen  und  des  ungarischen  Reiches,  als  Letzter  seines  Stammes 
fiel,  wurden  die  Anwartschaften  fällig,  welche  die  Erzherzöge  von 
Oesterreich  längst  auf  dieses  Erbe  erworben  hatten.  Im  Spätherbst 
des  Jahres  1526,  als  die  Stände  Böhmens,  Mährens  und  Schlesiens 
einstimmig,  die  ungarischen  und  die  kroatischen  Stände  nur  zum 
Teü  den  Erzherzog  Ferdinand,  Karls  V.  Bruder,  als  thronberechtigten 
König  erwählten,  ist  die  Hausmacht  des  deutschen  Zweiges  der 
habsburgischen  Dynastie,  die  sich  bis  dahin  unmittelbar  nur  auf 
die  österreichischen  Erbländer  mit  Steiermark,  Kärnten,  Krain, 
Görz,  der  windischen  Mark  und  Triest,  dann  auf  Tirol  und  die  alten 
Besitzungen  des  Hauses  im  schwäbischen  und  elsässischen  Stammes- 
gebiete, auf  die  Vorlande,  gründete,  zu  einer  europäischen 
Großmacht  geworden-  Dadurch,  daß  vollends  Ferdinands  kaiser- 
licher Bruder  gleichzeitig  das  burgundische  Erbe,  das  spa- 
nische Reich  samt  sllen  seinen  an  Zahl  und  Umfang  unablässig 
wachsenden  Kolonien  in  der  Neuen  Welt  mit  der  deutschen  Kaiser- 
krone verband,  war  das  Haus  Habsburg  zur  Weltmacht  geworden, 
zur  einzigen  ihrer  Zeit  und  zur  ersten,  die  es  seit  dem  Reiche  Karls 
des  Großen  gegeben  hat.  Die  dauernde  Trennung  der  beiden  gro- 
ßen Linien  des  habsburgischen  Hauses  zerlegt  dieses  Weltreich  in 
zwei  selbständige  Kräfte:  die  spanische  und  die  österreichische 
Macht,  deren  Zusammenwirken  in  den  Zeiten  großer  politischer  Pro- 
bleme aber  durch  fast  zwei  Jahrhunderte  immer  wieder  die  Welt- 
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Stellung  des  Erzhauses  als  einer  Einheit  zeigt.  Und  so  ist  es 
in  der  Tat  der  erste  europäische  Krieg  —  wenn  man  so  sagen  darf 
—  der  dann  diese  Weltstelhmg  endgültig  aufhebt:  der  spanische 
Erbfolgekrieg,  der  den  letzten  Habsburger  zum  Verzicht  auf  das 
spanische  Reich  nötigt.  Karl  VI.,  der  die  in  diesem  Kriege  er- 
worbenen bourbonischen  Besitzungen  in  Italien  mit  dem  gesamten 
Besitz  des  österreichischen  Hauses  sowie  mit  der  deutschen  Kaisei- 
würde vereinigt,  repräsentiert  deshalb  zugleich  den  Abschluß  einer 
großen  Epoche  und  den  Beginn  einer  neuen.  Unter  seines  Vaters 
Regierung  hatte  das  kaiserliche  Heer  die  volle  Herrschaft  über  das 
von  den  Türken  befreite  Ungarn  wiedergewonnen,  Siebenbürgen 
unter  die  habsburgische  Herrschaft  gebracht  und  nun  wurden  wieder 
unter  Prinz  Eugens  Führung  in  siegreichen  Feldzügen  alte  vielum- 
strittene, seit  Jahrhunderten  verlorene  Herrschaftsgebiete  der  „Krone 
des  heiligen  Stephan"  südlich  der  Save  und  Donau  rückerobert, 
die  allerdings  noch  in  den  letzten  Lebensjahren  Karl  VI.  wieder 
verloren  gingen.  So  stand  damals  das  Haus  Oesterreich 
vor  der  Welt  als  die  einzige  aus  dem  alten  deutschen  Reich  un- 
mittelbar hervorgewachsene  Großmacht,  die  nach  Süden  und  nach 
Osten  sowie  nach  Südosten  in  Krieg  und  Frieden  unablässig  die 
Politik  der  Selbsterhaltung  und  Befestigung  ihrer  dynastischen 
Macht  fortspann,  gleichzeitig  als  tatsächlich  erblicher  Träger  der 
deutschen  Kaiserkrone  nach  dem  Westen  gewendet  dem  Erbfeinde 
des  deutschen  Volkes,  der  französischen  Großmacht,  in  zäh  ge- 
führten Kriegen  Gegenwehr  geleistet  hatte.  Nunmehr,  nach 
den  Friedensschlüssen  von  Utrecht  und  Pozarevatz  war  das,  was 
die  alten  Habsburger  des  ausgehenden  Mittelalters  angestrebt  hat- 
ten, Ferdinand  I.  zuerst  rechtsförmlich  durchgeführt  hatte,  auch 
talsächlich  in  der  ganzen  Breite  und  Tiefe  des  souveränen  Henr- 
schaftsgedankens  verwirklicht.  Denn  nun  ist  der  mit  der  höch- 
sten Herrscherwürde  der  Christenheit  bekleidete  Erzherzog  von 
Oesterreich  und  Herr  aller  alten  ostmärkischen  Erbländer  insge- 
samt auch  längst  schon  wirklicher,  in  seiner  Machtfülle  unbe- 
schränkter König  von  Böhmen;  nunmehr  ist  er  seit  dem  Ofner 
Reichstag  von  1687  auch  König  aller  Länder  der  heiligen  Stephanskrono 
zu  erblichem  Recht  und  mit  einer  Macht,  wie  sie  seit  Mathias  Cor- 
vinus  kein  König  der  Magyaren  besessen  hatte.  Nichts  ist  ver- 
ständlicher, als  daß  in  diesem  Zeitalter  der  stetigen  Vermehrung 
und  Konzentration  der  gesamten  habsburgischen  Hausmacht  der  Ge- 
danke des  von  ihr  gebildeten  Reiches  als  einer  Einheit  immer  klarer 
auch  organisatorisch  hervortritt.     Durch  die   seit  Ferdinand  II.  be- 
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gonnene,  die  Läriderteilung  unter  die  Erben  ausschließende 
Testamentspolitik  und  das  darauf  sich  gründende,  zunächst  geheime 
Hausgesetz,  den  Erbvertrag  Leopolds  I.  von  1703  mit  seinen  Söh- 
nen, ist  die  alte  Fürstenidee  von  Staat  und  Reich  als  teilbarem 
Hausgut  für  die  habsburgische  Dynastie  in  voller  Ueberwindung 
begriffen  zugunsten  der  Idee  der  unteilbaren,  nur  als  Ganzes  zu 
erfassenden,  auf  alle  Königreiche  und  Länder  zugleich  gegründeten 
Hausmacht.  Es  fehlte  nicht  an  Ratgebern,  die  entsprechend  dem 
Staatsrechte  und  den  politischen  Anschauungen  des  Europas  jener 
Tage  dringend  empfehlen,  nun  auch  einen  bedeutenden  Schritt 
weiterzugehen  und  zur  Stabilisierung  dieser  Hausmacht  aus  den 
nichtspanischen  Besitzungen  des  Erzhauses  mit  Hilfe  der  absolu- 
tistischen Herrschaftsgewalt,  die  nurmehr  in  Ungarn  noch  einige 
ständische  Schranken  fand,  ein  einziges  großes  Reich  zu  schaffen, 
in  welchem  in  möglichst  gleichmäßiger  und  einheitlicher  Ordnung 
die  souiveräne  Reiohsgewalt  des  Kaisers  Recht  und  Wirtschaft, 
Staatsschatz  und  militärische  Kraft  aller  Länder  pflegen  und  ent- 
wickeln sollte.1)  Das  Frankreich  Ludwigs  XIV.  und  das  soeben  vor 
den  übrigen  Staaten  hervortretende  russische  Zarentum  Peters  des 
Großen  waren  die  Vorbilder,  die  da  vor  den  Augen  der  Zeitgenos- 
sen und  der  kaiserlichen  Ratgeber  standen.  Karl  VI.  hat  diesen  Ge- 
danken zwar  nicht  ganz  aufgenommen:  aber  er  ist  doch  einen  Schritt 
in  dieser  Richtung  gegangen,  der  gerade  so  weit  reichte,  als  nach 
seiner  Auffassung  jenen  Reichsgedanken  zu  verwirklichen  im  In- 
teresse der  Dynastie  lag.  Anknüpfend  an  das  Testament  Ferdi- 
nands IL  und  an  die  Erbverträge,  die  er  mit  seinem  Vater  sowie  seinem 
Bruder  und  Vorgänger  an  der  Kaiserkrone  Josef  I.  geschlossen" 
hatte,  verkündete  er  am  19.  April  1713  ein  unabänderliches  und 
gleiches  Erbrecht  des  Erzhauses  an  allen  seinen  Ländern  nicht  nur 
als  Familiengesetz,  sondern  als  „pragmatische  Sanktion",  das  heißt 
in  der  politischen  Sprache  jener  Zeit  als  ein  dynastisches  Staats- 
grundgesetz:  nach  mehrjähriger  Vorbereitung  und  klug  geführten 
Verhandlungen  gelingt  es  endlich  im  Jahre  1723  auch  in  dem  ein- 
zigen der  österreichischen  Herrschaftsgebiete,  in  welchem  der  kon- 
tinentale Absolutismus  nicht  durchgedrungen  war,  in  Ungarn,  die 
in  feierlichen  Diätal-Artikeln  ausgesprochene  Zustimmung  der 
Stände  zu  erlangen.  Dieses  Hausgesetz  sichert,  indem  es  die  Töchter 
Karls  VI.  und  deren  Nachkommenschaft  gemäß  den  Bestimmungen 
,  agnatischer  Folge  an  erster  Stelle  zum  Throne  beruft,  indem 
es  also  das  Erbrecht  der  Frauen  im  Falle  des  Aussterbens  des 
Mannesstammes    prinzipiell    statutiert,    die    unbegrenzte   Fortdauer 
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dos  Hauses:  zugleich  aber  sichert  es  die  Unteilbarkeit  des  ganzen 
Inbegriffes  habsburgischer  Territorien  und  stellt  fest,  daß  diese  von 
nun  ab  eine  zu  wechselseitiger  Hilfe  und  Einverständnis  der  einzel- 
nen Teile  verpflichtete  Einheit,  eine  unzerstörbare  Union  kraft  Rech- 
tens bilden.2) 

Man  merkt  selbst  aus  dem  steifen,  kurialen  Latein  der  denk- 
würdigen Gesetzartikel  des  ungarischen  Reichstages  von  1723: 
zum  erstenmal  wird  hier  die  Enge  des  ständischen  Fürsten- 
gedankens von  Herrschaft  und  Territorium,  wie  er  sich  in 
der  Vorstellung  persönlicher  Macht  des  Souveräns  und  seines  Hau- 
ses erschöpft,  doch  mit  Bewußtsein  überschritten.  Es  wird,  wenn 
auch  nur  in  halben  und  sparsamen  Worten,  die  unauflösliche  Ein- 
heit des  Herrschaftsgebietes  als  Ganzen  nunmehr  auch  als  ein  Be- 
dürfnis der  Teile  selbst  gerechtfertigt  und  es  wird  so  die  gleichsam 
für  die  Ewigkeit  bestimmte  Erbrechtsordnimg  der  Dynastie  gewisser- 
maßen vom  Standpunkte  der  durch  die  Stände  vorgestellten  Länder 
her  rationell  begründet 

Man  müßte  es  unternehmen,  den  ganzen  Weg  in  allen  Einzel- 
heiten zu  bezeichnen,  den  die  Idee  von  Fürstengewalt  und  vom  stän- 
dischen Recht  seit  1526  durch  volle  zwei  Jahrhunderte  zurückgelegt 
hat,  um  vollständig  zu  erkennen,  welch'  großer  Fortschritt  mit  der 
pragmatischen  Sanktion  erreicht  war:  ein  Fortschritt  nicht  bloß 
vom  Standpunkte  der  persönlichen  Herrscherinteressen  oder  der 
Sicherheit  der  Dynastie*  in  ihrer  Macht,  sondern  vor  allem  vom 
Standpunkt  der  Bildung  eines  habsburgi sehen  Gesamtreiches  als 
organischer  Zusammenfassung  der  Vielheit  von  Königreichen  imd 
Ländern,  von  Grafschaften,  Herrschaften  und  Städten,  von  Völkern 
und  Volksstämmen,  aus  denen  es  bestand.  In  der  Tat  ist  die  prag- 
matische Sanktion  des  Hauses  Oesterreich  die  feste  rechtliche 
Grundlage,  auf  der  die  erste  kontinentale  Großmacht  Europas  be- 
ruhte, und  sie  hat  während  voller  zweier  Jahrhunderte  den  ältesten 
übernationalen  Großstaat  dieses  Weltteils,  einem  festen  Reifen  ver- 
gleichbar, zusammengehalten  bis  zu  dem  vor  unseren  Augen  jäh 
hereingebrochenen  Ende. 

Wer  die  Geschichte  der  Erbländer,  dann  Böhmens  und  Ungarns 
Ca  diesem  ganzen  Zeitalter,  das  die  pragmatische  Sanktion  ab- 
schließt, aufmerksam  verfolgt,  wird  erkennen,  wie  schwer  auf  bei- 
den Seiten,  bei  den  adeligen  Ständen  ebenso  wie  bei  den  Souve- 
ränen, der  von  einzelnen  bedeutenden,  ihrer  Zeit  vorauseilenden 
Männern  immer  wieder  gefaßte  Reichsgedanke  Boden  zu  gewinnen 
vormochte.     Wenn    dem    Souverän   die   streng   hausmächtliche   Auf- 
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Fassung  vom  „Staat"  als  dynastischem  Familienbesitze  den  Blick 
auf  das  eigentliche  —  im  modernen  Sinn  zu  sprechen  —  völker- 
politische Problem  versperrte,  so  nicht  minder  den  Ständen  als  der 
einzigen  politisch  tätigen  Gesellschaftsklasse  jener  Zeit  die  Idee  von 
der  ständischen,  naturgemäß  auf  den  besonderen  Bereich  des  einzel- 
nen Erblandes  beschränkten  Libertät. 

So  sind  die  Einigungs versuche  der  Stände  der  Erbländer  und 
der  Länder  der  böhmischen  Krone  in  der  Höhezeit  ihrer  Macht,  die 
bekanntlich  nach  1621  jäh  abbricht,  ebenso  erfolglos  geblieben  wie 
die  Pläne  einzelner  hochgemuter  Staatsmänner  am  kaiserlichen 
Hofe.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  gesehen  war  die  Statuierung 
der  pragmatischen  Sanktion  zweifellos  eine  bedeutende  politische 
Tat;  allerdings  blieb  sie  völlig  in  den  Grenzen  der  durchschnitt- 
lichen Staatskunst  der  Zeit:  ein  Werk  höfischer  staatsrechtlicher 
Diplomatie,  die  vorsichtig  das  angestrebte  Werk  in  den  längst  er- 
probten, sehr  allgemeinen  und  darum  scheinbar  wenig  besagen- 
den Formen  dynastischen  Erbrechtes  vollendete.  Die  Union 
der  Kronen  und  Länder,  diese  aus  dem  mittelalterlichen 
Staats-  und  Kirchenrecht  stammende  juristische  Schablone 
war  das  dünnwandige  Gefäß,  in  welchem  die  habsburgische 
Reichsidee  zum  ersten  Male  staatsrechtlich  formuliert  hervortrat:  ein 
fruchtbarer,  starker,  nach  innen  gewendeter  Henrscherwille  würde 
diese  Form  notwendigerweise  alsbald  zerbrochen  haben.  Aber 
darin  liegt  eben  das  Entscheidende:  ein  solcher  Wille  war  damals 
durchaus  nicht  vorhanden.  Demi  für  Karl  VI.  und  seine  Minister 
war  so  wie  für  seine  Vorgänger  die  dynastische  Macht  der  wesent- 
liche Inhalt  aller  Politik;  ihnen  wie  mehr  oder  minder  allen 
Souveränen  und  Ministern  des  Festlandes  jener  Epoche  erschien 
das  Herrschaftsgebiet  doch  eigentlich  immer  nur  als  die  Grundlage 
der  nach  außen  in  Diplomatie  und  Krieg  betätigten  Fürstenhoheit. 
Schon  hatte  allerdings  längst  die  Idee  Wurzel  gefaßt  —  zuerst  in 
Frankreich  — ,  daß  es  Aufgabe  des  Souveräns  sei,  Land  und  Leute 
seiner  Territorien  in  Aufschwung  zu  bringen,  Handel,  Ackerbau, 
Reichtum  zu  fördern.  Colberts  Verwaltung  hatte  diese  Idee  vor- 
bildlich und  weithin  sichtbar  verwirklicht.  In  Oesterreich  begann 
unter  Leopold  das  „Commerz-System"  seine  Entwicklung  zu  nehmen, 
die  Minister  Karls  VI.  strebten  danach,  es  zu  einer  weitausgreifen- 
den merkantilistischen  Wirtschaftspolitik  zu  erweitern,  der  auch 
schon  überseeische  Interessen  nicht  fremd  blieben.  Aber  immer  und 
überall  war  dennoch  der  Machtzweck  der  Dynastie,  die  Erweiterung 
dieser  Macht,  die  den  einheitlichen  Bestand  aller  Teile  des  Macht- 
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gebietes  mid  ihrer  Völker  nach  außen  sicherte,  das  Entscheidende, 
das  Primäre,  die  Wohlfahrt  der  Völker  das  Sekundäre. 

Man  kann  also  sagen:  die  pragmatische  Sanktion  ist  die  erste 
positive  formale  Bejahung  des  österreichisch-böhmisch-ungarischen 
Reichsgedankens.  Aber  dieser  Gedanke  ist  damals  und  noch  für 
lange  hinaus  doch  nur  eine  Modifizierung,  eine  vorsichtige  Erweite- 
rung des  alten  fürstlichen  Hausmachtgedankens.  Die  einzelnen 
Länder,  als  einzelne  Hausgüter  durch  ein  im  17.  Jahrhundert  zur 
Rechtsgewohnheit  des  Erzhauses  gewordenes  Erbrecht  insgesamt  zu 
ungeteilter  Hand  dem  Majoratserben  übertragen,  erscheinen  nun 
wenigstens  in  Hinsicht  auf  die  Thronfolge  als  ein  einziges  unteilbares 
Hausgut.  Immer  noch  klingt  dabei  der  Gedanke  nur  ganz  neben- 
her an,  daß  diese  in  gemeinsamem  Erbgang  und  wechselseitiger 
Kriegshilfe  ausgedrückte  Einheit  der  Länder  ihnen  selbst  von 
Nutzen,  ja  von  Notwendigkeit  sei.  Darin  und  ferner  damit, 
daß  die  Stände  aller  Königreiche  und  Länder  durch  ihre 
Beschlüsse  das  neue  Hausgesetz  der  Dynastie  feierlich  an- 
nehmen, biegt  doch  ausgedrückt,  daß  wenigstens  der  Form  nach  den 
ehemaligen  politischen  Herren  der  Länder,  den  Ständen,  ein  letzter  Rest 
von  staatlicher  Rechtssubjektivität  zugebilligt  wird.  Im  wesentlichen 
aber  ist,  wie  schon  gesagt,  die  Union  doch  nur  als  Objekt  fürst- 
licher Machtübung  und  als  Mittel  zur  dauernden  Sicherung  souve- 
räner Macht  entfaltung  des  Erzhauses  zustandegekommen.  Die 
Weltstellung  des  Hauses  Habsburg  ist  der  eigentliche  Reichsgedanke, 
der  in  dieser  Union  steckt :  aber  dazu  kommt  dann  doch  ein  weiterer 
bedeutsamer  Faktor. 

Die  Machtstellung  des  Herrscherhauses  darf  nämlich  nicht 
nur  als  bloß  dynastisches  oder  persönliches  Interesse  ver- 
standen werden.  Vielmehr  deckt  sie  sich  Jahrhunderte  hin- 
durch vollständig  mit  den  stärksten  Lebensbedürfnissen  der 
Ungarn,  der  Böhmen  und  der  die  Erbländer  bewohnen- 
den Völker.  Die  Türkengefahr  hat  schon  im  15.  Jahrhundert 
diese  drei  großen  Bestandteile  des  späteren  österreichischen  Kaiser- 
tums immer  mehr  genähert:  ausdrücklich  erwählten  die  Kroaten 
den  Erbherrn  der  österreichischen  Erbländer  1526  zu  ihrem 
König,  um  eine  Stütze  in  dem  Kampfe  um  die  Existenz  ihres 
Volkes  wider  die  Türken  zu  finden,  und  mich  jener  Teil  de*r  ungari- 
schen Stände,  der  Ferdinand  erwählte,  war  von  demselben  Streben 
geleitet.  Zwar  hat  dann  die  Bildung  der  beiden  einander  feindlichen 
Stfindeparteieo  in  Ungarn,  die  Entwicklung  des  religiösen  Gegen- 
satzes im  Lande,  dem  gegenüber  seit  Maximilians  II.  Tode  das  Haue 
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Habsburg  das  festeste  Bollwerk  der  katholischen  Religionspartei 
bildete,  hatten  endlich  die  Wirren  in  Siebenbürgen,  der  Walachei 
und  der  Moldau  sowie  die  Schaukelpolitik  der  ehrgeizigen  Fürsüem 
daselbst,  der  Bäthory,  Bethlen  und  Boczkay,  die  zwischen  dem  Kaiser 
und  dem  türkischen  Großherrn  hin  und  her  schwankten,  jenen 
großen  politischen  Grundgedanken  von  der  Vereinigung  aller  dieser 
Kronen  auf  dem  Haupte  des  jeweiligen  habsburgischen  Kaisers 
immer  wieder  abgeschwächt.  Aber  schließlich,  da  der  Ausgang  des 
Dreißigjährigen  Krieges  die  gesamte  Weltstellung  der  habs- 
burgischen Dynastie  gekräftigt  hatte,  drang  diese  durch  mehr  als 
zwei  Jahrhunderte  alle  anderen  politischen  Beziehungen  dieser 
Länder  beherrschende  Idee  vom  österreichischen  Dynasten  und 
deutschem  Kaiser  als  dem  großen  Widersacher  der  islamitischen 
Herrschaft  in  Europa  durch.  Die  siegreiche  Vollendung  des  so 
oft  begonnenen  und  immer  wieder  abgebrochenen  Kampfes  zur 
Befreiung  Europas  von  Türkenherrschaft  und  Türkengefahr  brachte 
sodann  dem  großen  politischen  Gedanken  der  dauernden 
Vereinigung  der  Befreier  und  der  endgültig  befreiten  Län- 
der den  vollen  Triumph.  So  kann  man  wohl  sagen:  das  Ent- 
stehen und  die  Behauptung  der  türkischen  Großmacht  auf  den 
Trümmern  der  südslawischen  Staaten  des  Mittelalters  und  des  grie- 
chischen Reiches  hat  die  Notwendigkeit  der  Entstehung,  Behaup- 
tung und  Entwickelung  der  habsburgischen  Großmacht  geschaffen, 
die,  gestützt  auf  die  deutsche  Kaiserwürde  und  auf  die  Vereinigung 
der  deutschen  Erbländer  mit  dem  böhmischen  Staate  und  dem 
ungarisch-kroatischen  Reiche,  das  große  festländische  Imperium  be- 
deutete. So  ist  der  Reichsgedanke  der  habsburgischen  Monarchie 
nicht  etwa  bloß  als  eine  Frucht  fürstlichen  Ehrgeizes  und  Macht- 
triebes anzusehen,  sondern  er  ist  aus  den  Kräften  und  Be- 
dürfnissen der  universellen  europäischen  Politik  des  16.  und 
17.  Jahrhunderts  mit  Naturnotwendigkeit  hervorgegangen,  und  dar- 
auf beruht  er  zunächst  auch  im  18.  Jahrhundert,  das  im  großen  und 
ganzen  für  die  Länder  der  ungarischen  Krone  eine  Periode  lang- 
samer Erholung,  mühevoller  Friedensarbeit  und  in  weitem  Ausmaße 
auch  völliger  Neubesiedelung  der  durch  die  osmanische  Herrschaft 
zugrunde  gerichteten  und  entvölkerten  Gebiete  bedeutete. 

Dieser  Ursprung  des  Reichsgedankens,  der  seit  Ferdinand  I. 
den  leitenden  Bestimmungsgrund  habsburgischer  Politik  bildete, 
drückt  sich  klar  darin  aus,  daß  der  Kampf  um  diesen  Gedanken 
durch  fast  zwei  Jahrhunderte  in  erster  Linie  in  Ungarn  und  tum 
die  Herrschaft  über  Ungarn  geführt  wird.     Seit   1526  ist  es  vor- 
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wiegend  Ungarn  gewesen,  das  dem  engeren  Zusammenschluß  der 
habsburgischen  Länder  zu  einem  großen  Reichskörper  widerstand: 
die  hier  etwa  zur  gleichen  Zeit  wie  in  Böhmen  vollendete  ständische 
Libertät  blieb  selbst  nach  der  türkischen  Eroberung  von  mehr  als 
zwei  Drittem  des  Gebietes  der  Stephanskrone  stark  genug,  um  sich 
immer  wieder  der  Unterordnung  unter  das  kaiserliche  Regime  der 
Habsburger  zu  widersetzen.  Die  Aufrechterhaltung  der  in  Verböczis 
Tripartitum  kodifizierten  unbeschränkten  Macht  der  feudalen  Grund- 
herren über  die  Bauernschaft,  ihrer  Steuerfreiheit  und  ihrer  nur 
durch  Gesetzesbeschluß  der  Reichsstände  abänderlichen  Gewohn- 
heitsrechte blieb  der  politische  Grundgedanke  des  ungarischen,  nach 
vielen  Tausenden  zählenden  Kleinadels  sowie  der  großen  Barone 
des  Landes-  Wie  dann  der  Ofner  Reichstag  von  168/  auch  hier  doch 
zu  einer  dauernden  Stärkung  der  militärisch  siegreichen  Königs- 
macht den  Ständen  gegenüber  führte,  hat  neueste  Forschung  erst 
vollends  klar  gemacht. 3)  Aber  auch  jetzt  noch  ebenso  wie  bei  der 
zur  Annahme  der  pragmatischen  Sanktion  führenden  Gesetzgebung 
zeigt  sich  der  alte  Herr  des  Landes,  der  ungarische  Feudaladel,  stark 
genug,  um  sich  seine  ungeheuerlichen  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Vorrechte  —  Avitizität,  Steuerfreiheit,  unbeschränkten  Robott  und 
Leibeigenschaft  der  Bauern  —  neben  den  politischen  Rechten,  wie 
sie  die  Komitatsverfassung,  die  Freiheit  vom  Kriegsdienste  und  die 
Teilnahme  des  Reichstages  an  der  Gesetzgebung  und  Besteuerung 
verkörperten,  ungeschmälert  zu  erhalten.  Immer  wieder  wehren  sich 
die  ungarischen  Stände  dagegen,  daß  sie  nicht  „nach  den  Normen  der 
anderen  Provinzen  des  gemeinsamen  Herrscherhauses"  regiert  wer- 
den dürfen,  und  die  Krone  sanktioniert  diesen  Grundsatz  feierlich  in 
den  Gesetzartikeln  von  1715,  1723  und  1741.  Darin  drückt  sich  in 
aller  Schärfe  die  unversöhnliche  Gegnerschaft  des  ständischen  Adels 
gegen  den  habsburgischen  Reichsgedanken  aus.  Denn  damit  ist  kurz 
und  bündig  gesagt:  man  will  nicht  ein  Glied  eines  anderen  großen 
Reichskörpers  sein,  man  will  lieber  in  dem  engeren  Bereich  des  alt- 
eroberten, nun  allerdings  durch  kaiserliche  Waffen  wiedergewonne- 
nen Landes  unbeschränkt  selbst  Herr  sein  bei  mehr  oder  minder 
lässiger  Erfüllung  freiwillig  übernommener,  homagialer  Pflichten 
gegen  den  königlichen  Repräsentanten  und  Schützer  der  kostbaren 
Einheit  der  Länder  der  Stephanskrone  nach  außen  hin,  welche  Auf- 
gabe dieser  letztere  im  wesentlichen  aus  seinen  eigenen  Mitteln  zu 
erfüllen  verpflichtet  ist.  Dieses  Gefühl,  diese  Vorstellung  des  ma- 
gyarischen Adels  von  Ungarn,  seiner  Freiheit  und  semein  Königtum 
M  aus  der  Zeit  der  jagellonischen  Dynastie  durch  alle  Türkennot 
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hindurch  lebendig  geblieben  und  erhält  sich  kraftvoll  auch  gegen- 
über den  Habsburgern  als  Befreiern  des  Landes.  Dennoch  tritt,  seit 
Karl  VI.  langsam  sich  vorbereitend,  unter  Maria  Theresias  geseg- 
neter landesmütterlicher  Herrschaft  eine  bedeutsame  „Verfassungs- 
wandlung" in  aller  Stille  auch  im  ständischen  Ungarn  ein. 

Alle  magyarischen  Historiker  erkennen  an,  wie  erfolgreich  die 
Politik  der  großen  Königin  und  Kaiserin  es  verstanden  habe,  den 
alten  Geist  der  Verfassung  einzuschläfern  und  das  Land  nach  ihrem 
Willen  unbehindert  zu  regieren.  Sie  erreichte  diesen  großen  Erfolg 
mit  unscheinbaren,  aber  wirksamen  Mitteln,  mit  der  unwiderstehlich, 
aber  still  wirkenden  Kraft  der  genialen  Frau,  deren  persönlicher 
Hoheit  und  Grazie  sich  der  Adel  Ungarns  willig  unterwarf,  zumal 
da  sie  mit  Geschenken  und  materiellen  Gunstbezeigungen  für  die- 
jenigen, die  sich  ihr  gehorsam  erwiesen,  keineswegs  kargte.  So 
geriet,  wie  patriotische  Historiker  der  Magyaren  auch  gegenwärtig 
noch  lebhaft  beklagen,  die  „avitische"  Verfassung  Ungarns  als  Inbe- 
griff ständischer  Libertäit  gegenüber  der  Krone  unter  Maria  Theresias 
Herrschaft  in  schweren  Verfall,  das  Land  aber  begann  unter  der 
unermüdlich  wirkenden  Fürsorge  der  Königin  und  der  tüchtigen  Be- 
rater, die  sie  gewonnen  hatte,  aus  der  vielhundertjährigen  Plünde- 
rung und  Verwüstung  der  Türkenzeit  und  der  inneren  Kämpfe  sich 
zu  neuer  Kraft  und  Wohlstand  zu  erheben  und  endlich  zu  leidlicher 
Ordnung  zu  gelangen.  Nach  den  Jahrhunderten  unablässiger  innerer 
Kämpfe  war  der  Adel  und  vollends  das  Volk  müde  und  willig  ge- 
worden: Zehntausende  von  fleißigen  deutschen  Bauern,  von  der  Kaise- 
rin ins  Land  gerufen,  besiedelten  die  weiten,  wüst  gebliebenen  Län- 
dereien, große  Dotationen  der  Krone  flössen  dem  der  Königin  er- 
gebenen Adel  zu  und  begründeten  den  später  in  ganz  Europa  ange- 
staunten, allerdings  nur  allzu  sehr  zu  Verschwendung  und  Pracht- 
Hebe  ausgenützten  Reichtum  der  ungarischen  Magnaten,  der  Grafen 
und  Barone,  die  nun  alsbald  auch  als  Botschafter  der  Kaiserin  im 
Auslande  "und  als  einflußreiche  Mitglieder  der  höfischen  und  poli- 
tischen Gesellschaft  zu  Wien  hervorzutreten  begannen. 

Wendet  man  den  Blick  auf  den  engeren  Bereich  der  deutsch- 
böhmischen Erbländer,  so  erkennt  man  sogleich  auch  für  diesen  die 
staatsbildende  Kraft  des  hausmächtlichen  Prinzips,  wie  es  die  Renais- 
sance der  monarchischen  Idee  vom  Beginn  des  16.  Jahrhunderts  an- 
hebend mit  den  Siegen  der  kaiserlichen  Heere  mit  sich  bringt-  Die 
Aneinanderschließung  der  beiden  Gruppen  von  Ländern,  die  das 
Theresianische  Oesterreich  —  den  Komplex  der  später  sogenannten 
„im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder"  —  ausmachen, 
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war  1526  als  bloße  Personalunion  erfolgt.  Die  Idee  eines  habsburgi- 
schen  Gesamtreiches,  deren  Entwicklung  hier  in  großen  Zügen  ver- 
folgt wird,  enthält  naturgemäß  auch  den  Gedanken  des  engeren 
Zusammenschlusses  der  deutschen  Erbländer  und  der  Länder  der 
Wenzelskrone  in  sich;  aber  in  der  ganzen  bisher  betrachteten  Zeit- 
spanne steht  für  die  habsburgischen  Souveräne  und  ihre  Staats- 
männer das  Reichsproblem  jederzeit  im  Vordergrunde.  Man  muß 
da  immer  festhalten:  das  treibende  Moment  ist  hier  das  Interesse 
an  der  Gesamtmacht  des  Erzhauses.  Die  Reichsidee  erscheint 
ebenso  sehr  den  Herrschern  wie  den  politisch  selbständigen  Ele- 
menten der  Gesellschaft  jener  Zeit,  dem  ständischen  Adel,  immer 
nur  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Erhöhung  der  Macht  des  Sou- 
veräns aller  dieser  Länder,  der  Beseitigung  der  Kräfte,  die 
von  den  ererbten  Institutionen  her  diesem  Streben  hemmend 
entgegenwirken.  Diese  Institutionen  aber  sind,  wie  wir  wissen, 
die  ständischen;  und  so  ist  die  erste  große  Phase  der  vollen 
Entwicklung  der  österreichischen  Hausmacht  und  damit  der  habs- 
burgischen Reichsidee  gleichzeitig  die  Epoche  des  entscheidenden 
Kampfes  zwischen  fürstlicher  Allmacht  und  ständischer  Libertät  zu- 
nächst in  den  deutschen  Erbländern  und  in  Böhmen.  Dieser  Kampf 
ist  schließlich  durch  die  Waffen  entschieden  worden.  Aber  dieser 
Entscheidung  geht  ein  Jahrhundert  zielbewußter  innerer  und  organi- 
satorischer Politik  voraus,  die  mit  friedlichen  Mitteln  anstrebt,  die 
Verfügung  über  alle  militärischen  und  finanziellen  Kräfte  der  Län- 
der, die  höchste  Instanz  über  Jurisdiktion  und  Gerichte  in  diesen, 
die  Gewalt  der  Gesetzgebimg  und  Gesetzesänderung  sowie  schließ- 
lich den  unter  dem  Begriff  der  „Polizey"  zusammengefaßten  Inbegriff 
der  inneren  Verwaltung  als  Majestätsrecht  in  der  Hand  des  Souveräns-- 
dauernd  zu  vereinigen.  Wie  diese  Tendenz  unter  Maximilian  I.  zu- 
erst klar  hervortritt,  wie  dann  Ferdinand  I.  mit  großer  Beharrlich- 
keit diese  Politik  den  Ständen  der  einzelnen  deutschen  Erbländer 
gegenüber  durch  die  Einrichtung  eines  Systems  von  Zentral-  uud 
Mittelbehörden  verwirklicht  hat,  die  dann  trotz  der  Stände-  und 
Religionskämpfe  in  der  Zeit  Maximilians  IL,  Rudolfs  IL  und  des 
Kaisers  Mathias  sich  fest  eingewurzelt  erhalten:  dieses  ganze  höchst 
merkwürdige  Stück  innerer  Staatsgeschichte  des  habsburgischen 
Machtgebietes  hat  die  österreichische  Geschichtswissenschaft  des 
letzten  Menschenalters  in  den  wesentlichen  Punkten  zur  vollen  Klar- 
heit gebracht.  Hier  handelt  es  sich  nur  darum,  die  politische  Be- 
deutung dieser  ersten  großen  Staats-  und  Verwaltungsreform  in  den 
habsburgischen   Ländern  festzustellen.4) 
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Das  Wesen  dieser  Reform  lag  nun  bekanntlich  darin,  daß  Fer- 
dinand I.  für  die  Leitung  der  politischen  Geschäfte,  für  das  Kriegs- 
wesen und  die  Finanzen  je  eine  Reichszentralbehörde  geschaffen  hat: 
den  Geheimen  Rat,  später  die  Hofkanzlei,  den  Hofkriegsrat  und  die 
Allgemeine  Hofkammer.  Gleichzeitig  wurde  ein  System  von  Mittel- 
behörden errichtet,  deren  Wirksamkeit  über  Gruppen  von  Kronlän- 
dern sich  erstreckte,  die  sogenannten  Regierungen,  neben  denen 
Kammern  als  Finanz-  und  Verwaltungsbehörden  standen:  die  nieder- 
und  innerösterreichische  Regierung  und  die  oberösterreichische, 
letztere  für  Tirol  und  Vorarlberg.  Diese  Regierungen,  an  deren 
Spitze  kaiserliche  Statthalter  standen,  stellten  vor  allem  oberste 
Gerichtshöfe  für  die  betreffenden  Territorien  vor,  über  denen  sich 
alsbald  noch  eine  dritte  Instanz  als  Zentralbehörde  in  Gestalt  des 
gemeinsamen  kaiserlichen  Landesherrn  und  seines  Hofrates  ent- 
wickelte. Aber  diese  Regierungen  bildeten  zugleich  auch  die 
obersten  Verwaltimgs-  und  Polizeibehörden  und  hatten  die  von 
der  Theorie  und  Politik  der  Zeit  immer  stärker  postulierte  All- 
gewalt des  Landesfürsten  zu  Nutz  und  Frommen  der  ganzen 
Bevölkerung  zur  Verwirklichung  zu  bringen-  Unter  diesen  Mit- 
telbehörden standen  nun  die  ständischen  Organe  der  einzelnen 
Erbländer,  die  historischen  Landesbehörden,  deren  Vorsitzende, 
Landmarschälle  genannt,  vom  Kaiser  auf  ihre  Stelle  berufen  wurden; 
ferner  unmittelbar  landesherrliche  Beamte  für  einzelne  Zweige 
der  Finanz-  und  Domänenverwaltung.  Durch  Dezennien  war  nun 
das  Bestreben  der  Stände  der  deutschen  Erbländer,  nachdem  sie  er- 
kannten, daß  sie  diese  Behörden  nicht  mehr  beseitigen  konnten,  dahin 
gerichtet,  wenigstens  die  Besetzung  der  Stellen  in  diesen  Regierungs- 
und Gerichtskollegien  verfassungsmäßig  dem  ständischen  Adel  zu 
sichern.  Aber  selbst  dieses  Bestreben  blieb  erfolglos ;  wenn  auch  dem 
Landesherrn  treu  ergebene  Ständemitglieder  zu  den  kaiserlichen 
Tribunalen  vielfach  hinzugezogen  wurden,  so  blieben  daneben  die 
gelehrten,  meist  dem  Bürgerstande  entsprossenen,  bald  auch  fast 
regelmäßig  durch  Verleihung  des  Briefadels  geehrten  Mitglieder 
dieser  Kollegien  in  großer  Zahl  und  zu  gleichem  Recht  wie  ihre  ade- 
ligen Kollegen  tätig.  Damit  war  aber  für  die  deutschen  Erbländer 
eine  weitreichende  Tatsache  geschaffen;  denn  hierin  liegt  die  Ent- 
stehung des  deutschen  Staatsbeamtentums  in  Oesterreich  begründet, 
von  hier  aus  vollzieht  sich  die  Ausbildung  des  gelehrten  Beamten- 
tums der  kaiserlichen  Regierung  in  Oesterreich  als  einer  zunächst 
an  Zahl  geringen,  aber  von  Anfang  an  höchst  einflußreichen  und  be- 
deutungsvollen  Gesellschaftsklasse. 
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Die  erhöhte  Kraft,  welche  der  Landesherr  aus  dem  Einleben 
dieser  Institutionen  zweifellos  gewann,  muß  wohl  im  Verein  mit 
anderen  Umständen  zur  Erklärung  der  überraschenden  Leichtigkeit 
herangezogen  werden,  mit  welcher  Ferdinand  II.  zuerst  in  Inner- 
österreich, dann  in  den  niederösterreichischen  Ländern  das  Stände- 
wesen politisch  zerbrochen  hat  und  —  was  zweifellos  die  Vorbe- 
dingung für  seinen  politischen  Sieg  war  —  den  Protestantismus  in 
seinem  Herrschaftsgebiete  restlos  ausgerottet  hat.  Die  sozialen,  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Konsequenzen  des  endgültigen  Erfolges 
der  Politik  des  landesfürstlichen  Absolutismus  in  den  österreichi- 
schen Erbländern  sind  so  weitreichend  gewesen,  daß  wir  eigentlich 
erst  in  unseren  Tagen  vermocht  haben,  sie  voll  zu  erkennen:  dieser 
Erfolg  in  den  Ländern  südlich  der  Donau  war  aber  von  einem  nicht 
minder  bedeutenden  Siege  der  kaiserlichen  und  katholischen  Partei 
in  Böhmen  begleitet.  Hier  war  die  Kraft  der  Stände,  zumal  seit- 
dem auch  der  reformierte  Glaube  die  große  Mehrheit  des  Adels  um- 
faßte, so  groß  gewesen,  daß  schon  Ferdinand  I.  sehr  vorsichtig  zu 
Werke  ging.  Immerhin  schuf  er  ein  königliches  Appellationsgericht 
für  alle  böhmischen  Länder  zur  Oberaufsicht  über  die  in  den  Hän- 
den der  Stände  vereinigte  Polizeigewalt;  er  errichtete  ferner  eine 
besondere  böhmische  Kammer  für  die  Hebung  des  königlichen  Kam- 
mergutes  und  seiner  Einkünfte.  Aber  zur  Aufrichtung  eines  selb- 
ständigen landesfürstlichen  Verwaltungsorganismus  ist  es  damals  in 
Böhmen  nicht  gekommen.  Vielmehr  blieb  der  sehr  umfassend  aus- 
gebildete Organismus  der  ständischen  Gerichte,  Aemter  und  Behör- 
den als  Inbegriff  des  selbständigen  Königreichs  Böhmen  unberührt 
und  blieb  die  lose  Vereinigung  der  im  übrigen  völlig  selbständig 
ausgebildeten  ständischen  Einrichtungen  Mährens  und  Schlesiens 
vollkommen  unangetastet.  Nur  in  dem  Einwirken  der  sozusagen 
persönlichen  Hilfsorgane  des  Kaisers,  des  Geheimen  Rates,  des  Hof- 
kriegsrates und  der  Allgemeinen  Hofkammer  auf  die  ständischen 
Organe  dieser  Länder  machte  sich  —  freilich  unter  beständigen 
Reibungen  und  Widerständen  —  die  zentrale  Reichsgewalt  mehr  oder 
weniger  geltend.  Unter  den  Kaisern  Rudolf  IL  und  Mathias  ent- 
wickelte sich  bekanntlich  die  politische  Macht  der  böhmischen  Stände 
abermals  fast  zur  selben  Höhe,  welche  sie  im  15.  Jahrhundert  ein- 
genommen hatte.  Dieses  Ansteigen  der  ständischen  Macht  fand  sei- 
nen stärksten  Ausdruck  darin,  daß  es  in  Böhmen  geradeso  wie  in 
Ungarn  die  Stände  zu  selbständigen  wichtigen  Faktoren  der  europäi- 
schen Politik  und  ihrer  damaligen  Hauptströmung,  der  religiösen 
Gegensätze,  gemacht  hat.      Durch   die   Entwickln!)!!   von    drei   Jahr- 
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hunderten  war  die  ganze  öffentliche  Gewalt,  Gerichtswesen  und  die 
Landeswirtschaft  —  wenn  man  die  feudalen  Bannrechte  und  die 
aus  der  Unterwerfung  der  Bauernschaft  zu  vollster  Hörigkeit  ent- 
wickelten Natural-  und  Geldabgaben  mit  diesem  Worte  zusammen- 
fassen darf  — ,  war  die  Ausschreibung  und  Einhebung  der  dem 
Landesherrn  freiwillig  bewilligten  Steuern,  war  endlich  die  ganze 
lokale  Verwaltung  und  die  Organisation  des  militärischen  Landes- 
aufgebots ausnahmlos  in  die  Hände  der  ständischen  Herren  ge- 
kommen. Wo  immer  der  Landesherr  in  Böhmen  gesetzgeberisch, 
finanziell  oder  administrativ  wirken  wollte,  mußte  er  mit  den  Ständen 
verhandeln,  dabei  im  wesentlichen  auf  die  eigene  finanzielle  Kraft 
gestützt  und,  ehe  sich  aus  den  Universitäten  und  städtischen  Kanz- 
leien ein  gelehrtes  Beamtentum  als  landesfürsüiche  Dienerschaft  zu 
entwickeln  begann,  auch  bei  der  Verfolgung  seiner  eigenen  Rechte 
und  Interessen  auf  die  persönlich  ihm  ergebenen  Mitglieder  des 
ständischen  Adels  angewiesen.  Es  ist  nun  wohlbekannt,  daß  schon 
seit  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  die  Stände  der  einzelnen  habs- 
burgischen  Territorien  nach  außen  hin  als  Träger  besonderer  poli- 
tischer Tendenzen  miteinander  in  wechselseitige  Beziehungen  ge- 
treten sind.  Wie  im  Deutschen  Reiche  die  einzelnen  Kurfürsten  und 
großen  Territorialherren  miteinander  zur  Bekämpfung  gemeinsamer 
Gegner  und  des  Kaisers  selbst  längst  Bündnisse  schlössen  und 
Kriege  führten,  so  begann  auch  schon  unter  Friedrich  III.  in  den 
einzelnen  Territorien  der  Habsburger  die  ständische  Politik  selb- 
ständig nach  außen  hin  zu  wirken.  Dies  trat  dann  mit  aller  Schärfe 
hervor,  als  die  Glaubenstrennung  durch  ganz  West-  und  Mittel- 
europa hindurch  zwei  große  politische  Heerlager  schuf,  nach  denen 
sich  die  Stände  innerhalb  der  einzelnen  Länder  schieden.  Die  Ge- 
staltung der  inneren  politischen  Verhältnisse  Böhmens,  wie 
Ferdinand  IL  sie  bei  seinem  Regierungsantritt  vorfand,  zeigte 
diesen  Zwiespalt  in  vollster  Ausbildung  begriffen.  Die 
protestantische  Mehrheit  des  Ritter-  und  Herrenstandes  stand 
ihm  als  ein  selbstwilliger  Faktor  europäischer  Politik  gegen- 
über: gerade  so  wie  die  national-magyarische  protestantische 
Partei  in  Ungarn,  die  mit  den  Feinden  des  Hauses  Habsburg  im 
Westen  und  Osten  des  Kontinents  in  offener  Alliance  stand.  So  mußte 
dem  Kaiser  Ferdinand  IL  die  Grundlage  des  ganzen  politischen 
Systems  seines  Hauses,  nämlich  die  überragende  Stellung  der  habs- 
burgischen  Hausmacht  in  Europa,  aufs  höchste  gefährdet  erscheinen 
und  die  rücksichtsloseste  Auseinandersetzung  mit  der  Ständegewalt 
als   äußerste   Existenznotwendigkeit.     Hier   entschied   denn   in   der 
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Tat  die  Waffengewalt  endgültig.  Nur  mußte  dem  Siege  auf  dem 
Schlachtfelde  dann  auch  unmittelbar  der  zwangsweise  Abbau  der 
Grundlage  folgen,  auf  welcher  die  ständische  Macht  sich  so  hoch  er- 
hoben und  solches  gegen  des  Kaisers  Macht  gewagt  hatte.  In  der  Tat 
folgte  nach  der  Schlacht  am  Weißen  Berge  die  berühmte  „Ver- 
newerung"  der  Landesordnung,  durch  welche  das  Recht  der  Gesetz- 
gebung dem  Kaiser  allein  vorbehalten  und  die  gesamte  politisch- 
administrative Macht  im  Landesherrn  konzentriert  wird.  Dies  drückt 
sich  aber  merkwürdigerweise  auch  jetzt  noch  nicht  in  einer  zentra- 
listischen  Neuorganisation  der  Behörden  der  böhmischen  Länder  so- 
wie der  deutschen  Erbländer  als  eines  einheitlichen  Ganzen  aus. 
Vielmehr  wird  auch  jetzt  in  Böhmen,  in  Mähren  und  Schlesien  der 
herkömmliche  ständische  Gerichts-  und  Verwaltungsorganismus  an 
und  für  sich  erhalten,  jedoch  gleichzeitig  durch  königliche  Deklara- 
tion ausgesprochen,  daß  die  obersten  Landesoffiziere  nicht  mehr  des 
Königreiches,  sondern  „Ihrer  Majestät  obriste  Landesoffiziere"  im 
Königreiche  Böhmen  sind.  Von  da  ab  ernannte  der  Kaiser  alle 
obersten  Landesbeamten  aus  der  Zahl  der  Ständemitglieder,  und  auf 
den  Kaiser  wurden  sie  vereidigt.  Ihre  Gesamtheit  bildete  von  nun 
ab  die  kollegial  organisierte  Königliche  Statthalterei  in  Böhmen. 
Gleichzeitig  aber  erfolgte  ein  weiterer  sehr  wichtiger  Schritt:  1624 
wird  die  böhmische  Hofkanzlei  in  Wien  errichtet,  indem  eine  Anzahl 
von  Landesoffizieren  als  Räte  zu  dauerndem  Aufenthalt  dahin  be- 
rufen wird.  Damit  ist  ein  bedeutsamer  Schritt  geschehen:  Böhmen 
wird  von  da  ab  in  oberster  Instanz  von  Wien  aus  regiert,  allerdings 
durch  eine  Behörde,  die  zugleich  eine  Art  von  böhmischem  Landes- 
ministerium, wie  man  heute  sagen  würde,  und  einen  obersten  böh- 
mischen Gerichtshof  in  Privatrechtssachen  und  Streitfragen  des 
öffentlichen  Rechtes  bildete.  Darin,  daß  auch  die  mährischen  und 
schlesischen  Rechts-  und  Verwaltungssachen  in  dieser  böhmischen 
Hofkanzlei  zu  Wien  ihre  oberste  Instanz  fanden,  drückt  sich  im 
übrigen  die  Gleichstellung  aller  Länder  der  böhmischen  Krone  vor 
dem  Kaiser  und  Landesherrn  und  auch  ihr  allerdings  lockerer  staats- 
rechtlicher historischer   Zusammenhang  sinnfällig  aus.5) 

Man  sieht:  hier  ist,  obgleich  die  besondere  ständische  Organisa- 
tion des  Königreiches  Böhmen  sowie  Mährens  imd  Schlesiens  als 
Träger  administrativer  Pflichten  auf  dem  Gebiete  der  Polizei,  der 
inneren  und  Finanzverwaltung  sowie  der  Landesverteidigung  den 
übrigen  Erbländern  gegenüber  vollständig  aufrechterhalten  wurde, 
dennoch  ein  bedeutungsvoller  Fortschritt  in  der  Zusammenfassung 
der  beiden  historisch  vollkommen  unabhängigen   Ländergruppen  zu 
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einer  Einheit  gemacht  worden:  zu  einer  Einheit  zunächst  in  dem 
Sinne,  daß  beide  Ländergruppen  mehr  und  mehr  als  Summe  von 
Provinzen  eines  und  desselben  Herrschers  erschienen.  Gerade  der 
klare  Einblick  in  den  geschichtlichen  Aufbau  der  von  den  habs- 
burgischen  Monarchen  im  16.  und  17.  Jahrhundert  geschaffenen  Be- 
hördenorganisation zeigt  deutlich,  daß  die  Reichs-  oder  „Gesamt- 
staatsidee" ursprünglich  und  durch  lange  Zeit  nicht  nur  in  dem 
weiteren,  Ungarn  mitumfassenden  Sinne,  sondern  auch  noch  viel 
stärker  im  engeren  Sinne  dieses  Wortes  ausschließlich  als  die  Ver- 
wirklichung des  dynastischen  Hausimachtgedankens  aufzufassen  ist. 
Das  wichtigste  Erfordernis  hierfür  war  eben  die  Neutralisierung  der 
einzigen  auf  eigenen  Füßen  stehenden  politischen  Macht  in  der  Ge- 
sellschaft jener  Zeitepoche,  nämlich  der  adeligen  Stände,  und  dieser 
Erfolg  konnte  nur  erreicht  werden,  wenn  durch  feste  Einrichtungen 
die  nach  den  wirtschaftlich-sozialen  Verhältnissen  jener  Zeit  uner- 
schütterliche lokale  Hearenstellung  der  adeligen  Grundbesitzer  ihres 
politischen  Charakters  durch  Nullifizierung  der  Landtage  entkleidet, 
wenn  die  ständischen  Gerichte  und  Aemter  unter  die  oberste  Instans 
der  kaiserlichen,  am  Hofe  des  gemeinsamen  Monarchen  arbeitenden 
Zentralbehörden  untergeordnet  wurden  und  wenn  überdies  bei  diesen 
Behörden  die  umfassende  Teilnahme  gelehrter  Beamten  als  berufs- 
mäßiger Diener  des  Fürsten  es  ermöglichte,  daß  die  Interessen  des 
vom  Landesherrn  repräsentierten  Gesamtstaates  und  sein  persönlicher 
Willen  zu  den  entscheidenden  Elementen  in  Rechtspflege,  Heerwesen 
und  Verwaltung  gemacht  wurden.  Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  war 
es  erforderlich,  vom  Zentrum  der  Machtsphäre  des  Souveräns,  von 
der  kaiserlichen  Residenz  aus,  diesen  Willen  des  Landesherrn  in 
möglichst  gleichartiger  Weise  durch  alle  ihm  unterworfenen  Länder 
hin  zum  Ausdruck  und  zur  Verwirklichung  zu  bringen. 

Von  Anfang  an  also  wird  die  „Gesamtstaatsidee"  in  ihrer 
Wirkimg  nach  innen  notwendigerweise  bestimmt  durch  den  leitenden 
Grundgedanken  der  Politik  des  habsburgischen  Herrscherhauses: 
seine  Weltstellung  in  Europa  zu  behaupten  und  zu  festigen  und 
gleichzeitig  sowohl  der  Türkengefahr  als  auch  der  französischen  Ri- 
valität zu  begegnen.  Seit  dem  Beginne  des  17.  Jahrhunderts  wird 
diese  Aufgabe  durch  das  Hervortreten  der  protestantischen  Mächte 
im  Westen  und  skandinavischen  Norden,  durch  das  Anwachsen  der 
polnisch-litauischen  Macht  und  die  beginnende  Expansion  des  mos- 
kowitischen  Großfürstentums  immer  komplizierter  und  schwieriger. 
Man  kann,  denke  ich,  überhaupt  und  besonders  mit  Rücksicht  auf  das 
Haus  Habsburg  sagen:  die  Beziehungen  der  Völker  und  Territorien 
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Europa«  untereinander,  wie  sie  seit  dein  Beginn  des  16.  Jahrhunderts 
alle  Elemente  der  künftigen  äußeren  Politik  des  modernen  Europas 
in  den  Anfängen  enthalten,  wirkten  auf  das  tiefste  umbildend  auf  alle 
die  Fürsten  und  Völker  beherrschenden  Vorstellungen  von  der 
inneren  Staatsordnung  ein.  Die  Bildung  des  ersten  nationalen  Groß- 
Staates  in  Frankreich,  wie  er  unter  Heinrich  IV.  vor  uns  steht,  ent- 
hält schon  die  jeder  Kräftekonzentration  naturgemäß  innewohnende 
aggressive  oder  imperialistische  Tendenz.  Sie  wirkt  auf  ganz 
Europa  in  der  Richtung  ein,  daß  die  Selbstbehauptung  der  zahlreichen 
politischen  und  nationalen  Einheiten,  welche  mit  der  Bildung  der 
Territorien  aus  dem  Lehenswesen  hervorgekommen  waren,  zur  wich- 
tigsten politischen  Aufgabe  der  Fürsten  und  Völker  geworden  ist. 
Dadurch,  daß  die  Reformation  in  Deutschland  die  Macht  der  welt- 
lichen Territorialfürsten,  ebenso  in  England  für  ein  Jahrhundert  die 
der  Krone  gegenüber  dem  Parlamente  vergrößerte,  wirkte  sie  auf 
diese  Tendenz  in  bestimmter  Richtimg  beschleunigend  ein.  Die  Bil- 
dung von  europäischen  Staaten  im  modernen  Sinne,  welche  diese  Auf- 
gabe der  Selbstbehauptung  von  Stämmen  oder  ganzen  Völkern  allein 
zu  verwirklichen  vermochte,  war  eine  unerläßliche  Notwendigkeit  der 
ganzen  europäischen  Kultur  geworden,  die  dann  durch  die  Losbin- 
dung starker  wirtschaftlicher  Kräfte  in  der  mit  dem  16.  Jahrhundert 
einsetzenden  Epoche  nur  noch  bestärkt  wurde.  Rirer  Erfüllung 
konnte  aber  das  Ständewesen  mit  seiner  auf  die  Wahrung  engbe- 
grenzter ökonomischer  und  sozialer  Einzelinteressen  und  der  vol- 
len Macht  eines  kleinen  bevorzugten  Kreises  eingeschränkten 
Genossenschaftlichkeit  auf  keine  Weise  entsprechen.  Auf  solche 
Weis©  ist  die  Bildung  von  Großstaaten,  die  nunmehr  ihren  An- 
fang nimmt,  eine  organische  Notwendigkeit  des  Lebens  der  euro- 
päischen Völker  geworden;  der  ganze  Zeitraum  von  der  Konsolidie- 
rung der  französischen  nationalen  Großmacht  unter  der  Führung 
Mazarins  und  Richelieus  bis  zum  Ausbruch  der  Revolution  von  1789 
ist  von  den  Kämpfen  erfüllt,  die  von  den  Expansionsbestrebungen 
aller  beteiligten  Völker  und  ihrer  Dynastien  ausgelöst  wurden. 

Es  war  eben  die  Zeit  für  die  neue  Idee  vom  möglichst  unbe- 
schränkten Fürstenwillen  und  möglichst  ausgedehnter  Fürstenmachl 
reif  geworden.  Keine  Dynastie  hat  dies  früher  erkannt  und  ihren 
historischen  Beruf  mit  weite  greifender  Auffassung  erfüllt,  als  die  der 
habsburgischen  Kaiser  seit  Maximilian  I.  Der  Gedanke  der  Erhal- 
tung und  Mehrung  ihrer  Hausmacht  wird  alsbald,  nämlich  seit  der 
Renaissance  der  katholischen  Kirche,  mit  dem  starken  Motiv  der  Er- 
haltung des  Glaubens  zu  einer  organischen  Einheit  verschmolzen:  das 
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ist  dann  die  feste  Grundlage  für  die  Entfaltung  und  Fortbildung  der 
österreichischen  Gesamtstaatsidee.  Damit  ist  deren  Ursprung,  aber 
auch  —  wie  wir  sehen  werden  —  die  feste  Schranke  bezeichnet,  inner- 
halb welcher  allein  diese  dynastische  Staatsidee  politisch  fruchtbar 
zu  wirken  vermochte. 

Es  fehlt  nicht  an  Zeugnissen,  die  beweisen,  daß  der  hahsburgische 
Reichsgedanke  ebenso  wie  der  spezifisch  österreichische  Staats- 
gedanke seit  Ferdinand  IL  in  voller  Klarheit  ausgebildet  ist,  und  daß 
dieser  Gedanke  vor  allem  in  dem  Kreise  der  deutsch-erbländischen 
gelehrten  Beamten  der  Zentralstellen  eifrig  gepflegt  und  vertreten 
worden  ist.  Verminderung  der  ständischen  Befugnisse,  Erweiterung 
der  kaiserlichen  Gewalt,  Vermehrung  und  Kräftigung  der  Zentral- 
behörden entspricht  ebenso  dem  Berufsinteresse  der  in  der  Schule 
des  römischen  Rechtes  gebildeten  Beamten  des  Kaisers  wie  der 
staatsrechtlichen  Doktrin,  welche  seit  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts, 
von  der  gleichen  Quelle  her  gespeist,  die  Rechtsfakultäten  Deutsch- 
lands und  Frankreichs  beherrschte.  Auch  das  immer  stärkere 
Streben  nach  möglichst  gleichartigen  Einrichtungen  in  den  verschie- 
denen Teilen  des  Herrschaftsgebietes  der  großen  Fürsten  ist  eine 
allgemein  europäische  Tendenz  geworden;  auch  sie  entspringt  zweifel- 
los dem  immer  stärkeren  Vordringen  rechtsgelehrter  Staatsmänner 
und  kameralistischer  Administratoren,  die  sich  von  der  so  stark  aus- 
gesprochenen ständischen  Empfindung  für  die  Bewahrung  des  in 
jedem  Lande  historisch  erwachsenen  alten  und  vielfach  singulären 
Landesrechtes  schon  infolge  ihrer  Heranbildung  in  der  Schule  des 
römischen  Rechtes  und  der  seit  Bodinus  entstandenen  neuen  Staats- 
lehre der  Renaissance  mehr  oder  minder  vollständig  freihielten. 

Haben  so  die  großen  Einrichtungen  im  Behördenwesen  des  16. 
und  17.  Jahrhunderts  wohl  das  meiste  dazu  beigetragen,  daß  sich  der 
seit  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  neugebildete  fürstliche  Macht- 
gedanke —  seit  Macchiavelli  und  Bodinus  theoretisch  und  praktisch- 
politisch gewissermaßen  kodifiziert  —  gerade  in  den  habsburgischen 
Territorien  schrittweise  zu  einem  ausgesprochen  absolutistischen 
Reichs-  und  Staatsgedanken  für  die  Gesamtheit  dieser  Länder  aus- 
bildete, so  darf  dabei  nicht  übersehen  werden,  daß  im  16.  Jahr- 
hundert —  in  dieser  geradezu  wunderbar  reichen  Epoche  höchsten 
geistigen  und  seelischen  Aufschwungs  aller  europäischen  Völker,  tief- 
greifender sozialer  und  politischer  Umwälzungen  —  auch  aus  der 
Mitte  der  der  neuen  habsburgischen  Fürstenidee  feindlichen  Organi- 
sation, aus  den  Ständen  der  Königreiche  und  Länder  selbst  der  Ge- 
danke einer  Union  dieser  Länder  erwuchs.    Anfänglich  waren  diese 
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Versuche,  die  Stände  der  einzelnen  Erbländer  zu  gemeinsamen  Be- 
ratungen zu  vereinen,  von  den  Herrschern  selbst  ausgegangen  oder 
von  ihnen  gutgeheißen  worden,  so  unter  Maximilian  I.  die  Inns- 
brucker Tagung,  von  der  das  berühmte  „Libell"  entstammt,  so  vielfach 
unter  Ferdinand  I.,  vor  allem  mit  dem  Zwecke  der  Organisierung  der 
Hilfe  für  das  Reich  wider  die  Türken;  im  Jahre  1530  fand  ein  solcher 
Landtag  der  deutschen  Erbländer  in  Linz  statt,  an  dem  aber  der 
gleichzeitig  zu  Budweis  tagende  Generallandtag  der  böhmischen 
Länder  teilzunehmen  sich  weigerte.  Schon  damals  zeigte  sich  bei  der 
Krone  das  Mißtrauen  gegen  solche  von  den  Erbländern  ausgehende 
Bestrebungen;  das  tritt  besonders  in  der  Innsbrucker  Versammlung 
von  1531  hervor,  zu  der  die  Vertreter  Böhmens  abermals  zu  er- 
scheinen sich  weigerten.  Die  steigende  Türkengefahr  bewog  schließ- 
lich sogar  die  Ungarn,  den  Kaiser  um  gemeinsames  Handeln  aller 
unter  seinem  Zepter  befindlichen  Länder  zu  bitten;  so  kam  es  end- 
lich 1541  zu  einem  durch  Delegierte  gebildeten  Gesamtlandtag,  der 
die  deutsch-erbländischen  Vertreter,  die  Vertreter  der  Länder  der 
böhmischen  Krone  und  die  Repräsentanten  Tirols  vereinigte.  Dieser 
Kongreß  fand  zu  Prag  statt  und  führte  zu  dem  bekannten  Prager  Ver- 
gleich vom  11.  Januar  1542,  durch  welchen  zwischen  den  Erbländern 
und  Böhmen  eine  Verständigung  über  einen  gemeinschaftlichen 
Schlüssel  für  die  Repartition  der  zur  Bekämpfung  der  Türken  aus- 
zuschreibenden Steuern  geschaffen  wurde.  Wenn  nun  auch  in  der 
zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  diese  Einigungsbestrebungen  der 
Erbländer  wieder  zurücktreten,  wenn  ferner  durch  die  Teilungen 
zwischen  den  Söhnen  Maximilians  II.  für  Innerösterreich,  die  ober- 
österreichischen Länder  (Tirol  und  Vorlande)  und  Niederösterreich 
(beide  Erzherzogtümer)  besondere  fürstliche  Behördenorganisationen 
geschaffen  werden,  so  beginnt  hingegen  mit  dem  Steigen  der  stän- 
dischen Macht  unter  Rudolf  II.  und  Mathias  auch  wieder  eine  neue 
Periode  ständischer  Bündnisse.  Die  Wirren  des  Jahres  1606  und  die 
erneuerte  Türkengefahr  führen  dann  zur  formellen  Konföderalion  der 
innerösterreichischen  und  niederösterreichischen  Stände  mit  den 
Böhmen,  Mährern  und  Schlesiern,  Ungarn,  Siebenbürgern  und 
Kroaten.  Im  Jahre  1609  taucht  sogar  der  ausdrücklich  formulierte 
Plan  auf,  einen  Zentralausschuß  der  Stände  aller  linierten  Länder 
einzusetzen,  welcher  die  Verwaltung  aller  Gesamlstaatsangelegen- 
heiten  übernehmen  sollte.  Einer  der  Urheber  und  Hauptförderer 
dieser  Pläne  eines  Zusammenschlusses  der  Länder  zu  einem  Reiche 
vermittelst  Konsenses  der  Stände  ist  der  große  mährische  Stände- 
politiker Carl  von  Zierotin  gewesen,  dessen  weitgehende  Ideen  aber 
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gerade  bei  den  Böhmen  Widerstand  fanden.  In  der  Tat  ist  es 
dennoch  im  Jahre  1614  zu  dem  Ständekongreß  in  Linz  gekommen,  auf 
welchem  alle  von  der  deutschen  Linie  der  Habsburger  damals  be- 
herrschten Länder,  mit  Ausnahme  Tirols,  aber  auch  Ungarn  und 
Böhmen  durch  Delegierte  vertreten  waren.  Das  gleiche  fand  1620 
zu  Preßburg  und  Prag  statt.  Defension  gegen  die  Türken,  Freiheit 
des  Handels,  gemeinsamer  Münzfuß,  das  waren  die  wichtigsten  Ver- 
handlungsgegenstände dieser  Kongresse.  Man  plante,  sie  von  5  zu 
5  Jahren  zu  wiederholen  und  nach  Bedarf  den  Kreis  der  gemein- 
samen Angelegenheiten  zu  erweitern. 7) 

So  war  damals  anscheinend  eine  lebendige  Triebkraft  zur  Reichs- 
bildung auch  aus  den  Ständen  heraus  zur  Wirkung  gekommen;  daß 
diese  zur  Erreichung  dieses  Zieles  in  Oesterreich  ebensowenig  die 
Kraft  besaßen  wie  in  Frankreich  oder  in  den  großen  Territorien  des 
Deutschen  Reiches,  haben  die  geschichtlichen  Ereignisse  vollauf  ge- 
zeigt. Ferdinand  IL  begann  den  Krieg  gegen  die  Unionen  der 
größtenteils  protestantischen  Stände  seiner  Länder,  als  er  die 
stärksten,  die  böhmischen  Herren,  zuerst  angriff.  Wie  wenig  die 
Kräfte  der  Gesellschaft  jener  Zeit  zu  den  Ständen  hinneigten,  zeigt 
die  Leichtigkeit  und  die  Vollständigkeit,  mit  der  der  Kaiser  den  Sieg 
über  ständischen  Trotz  und  Protestantismus  zuerst  durch  friedliche 
Mittel  in  Innerösterreich,  dann  mit  den  Waffen  in  Böhmen  errang. 
Dauernd  ist  aber  von  diesen  Zeiten  her  der  althabsburgischen  Politik 
eine  tiefe  Abneigung  gegen  jede  Regung  einer  Gesamtstaatsidee  zu 
eigen  geblieben,  die  auf  ständischer  Grundlage  beruhte.  Als  Einheit 
sollten  sich  —  dies  war  die  am  Hofe  maßgebende  Anschauung  —  die 
Länder  nur  insofern  ansehen,  als  sie  allesamt  dem  Willen  des 
Herrscherhauses  zu  dienen  hatten:  dieses  in  seiner  Macht  zu  be- 
wahren und  dadurch  sich  selbst  mit  wechselseitiger  Hilfe  gegen  den 
äußeren  Feind  zu  unterstützen,  dem  Kaiser  mit  Geld  und  militä- 
rischen Aufgeboten  zu  helfen,  über  die  aber  ausschließlich  der 
Herrscher  durch  seinen  Hofkriegsrat  verfügt,  das  ist  der  einzige  Ge- 
meinschaftszweck, der  über  dem  Nebeneinander  der  Königreiche  und 
Länder  sich  gleichsam  als  erschöpfender  Reichsgedanke  erheben  soll 
und  darf.  Nur  soweit  ist  denn  auch  die  kaiserliche  Politik  auf  der 
Bahn  ihrer  eigenen  Gesamtstaatsidee  gegangen,  und  dies  und 
nichts  anderes  ist  auch  der  Inhalt  der  denkwürdigen  Pragma- 
tischen Sanktion.  Den  Zusammenhang  der  deutschen  und  böhmi- 
schen Länder  hat  diese  Politik  des  17.  Jahrhunderts  auf  glei- 
cher prinzipieller  Grundlage  aber  zweifellos  doch  in  der  Praxis 
viel    stärker    gefördert:    hier    fehlte    nämlich    seit     1621     jeder 
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ständische  Widerstand.  Böhmen  war  politisch  zum  bloßen  Objekt 
kaiserlichen  Herrscherwillens  geworden,  seitdem  seine  sozial  und 
wirtschaftlich  regierende  Klasse  durch  die  Güterkonfiskationen  und 
deren  Folgen,  wie  sie  die  Gegenreformation  unter  Karl  von  Liech- 
tenstein mit  sich  brachte,  zum  größten  Teil  aus  völlig  neuen,  dem 
Herrscherhause  und  dem  katholischen  Glauben  treu  ergebenen  Ge- 
schlechtern gebildet  war.  Dem  entsprach  auch  die  schon  vorhin  an- 
gedeutete neue  Behördenorganisation:  durch  die  Einrichtung  der 
böhmischen  Hofkanzlei  in  Wien,  durch  die  straffere  Zusammen- 
fassung der  Zentralbehörden  in  der  kaiserlichen  Residenz  und  seit 
der  Vereinigung  aller  Linien  des  Erzhauses  und  der  dadurch  bewirk- 
ten Abschaffung  der  selbständigen  innerösterreichischen  und  tiroli- 
schen Behörden  ging  auf  dem  Gebiet  der  Administration  und  Recht- 
sprechung ein  kräftiger  Prozeß  der  Konzentration  der  staatlichen 
Tätigkeit  im  streng  absolutistischen  Sinne  vor  sich.  Aber  da  für 
diesen  engeren  Bereich  der  böhmisch-österreichischen  Länder  der 
große  Gedanke  der  äußeren  Politik,  die  Zusammenbindung  aller 
Länder  zur  Verteidigung  gegen  die  Türken,  dieser  ursprüngliche 
habsburgische  Reichsgedanke,  allmählich  hinwegfiel,  so  läßt  sich  für 
diese  ganze  Geschichtsperiode  nicht  gut  von  einem  gleichsam  inner- 
halb dieses  Reichsgedankens  sich  entwickelnden  besonderen  öster- 
reichischen Staatsgedanken  reden,  welcher  die  deutschen  und  böh- 
mischen Erbländer  verbunden  hätte.  Da  vielmehr  die  kaiserliche 
Politik  bewußt  die  Stände  in  den  einzelnen  Erbländern  als  Träger 
der  lokalen  und  Provinzial- Verwaltung  beließ  und  dies  um  so  be- 
ruhigter tun  konnte,  als  durch  die  Gegenreformation  der  größte 
Teil  der  alten  Herren-  und  Ritterfamilien  vernichtet  oder  zur  Aus- 
wanderung getrieben,  der  Rest  aber  mit  zahlreichen  aus  allen  euro- 
päischen Ländern  eingewanderten,  der  strengsten  katholischen  Rich- 
tung ergebenen  Elementen  zu  einem  neuen  ausschließlich  höfischeil 
Adel  verschmolzen  war,  so  blieb  die  Individualität  der 
einzelnen  Erbländer,  wie  sie  die  Zu  f  ü  lle  der  Ter- 
ritorialgeschichte des  Mittelalters  geschaffen 
hatten,  sorgsam  erhalten.  Damit  mußte  alles  politische 
Leben  in  den  einzelnen  Ländern  sich  notwendig  in  einer  ängstlichen 
Konservierung  der  administrativen,  sozialen  und  ökonomischen  Vor- 
rechte dieser  zum  größten  Teil  neuadeligen,  durch  die  Gunst  der 
Herrscher  mit  Gütern,  Titeln,  einträglichen  Pfründen  und  Aemtern 
versehenen  Gesellschaftselemente  erschöpfen.  In  diesen  Kreisen, 
die  von  Bürgertum  und  Bauernstand  durch  Interessen  und  Sitte,  viel- 
fach auch  durch  Herkunft  und  Sprache  vollständig  geschieden  waren. 
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vermochte  sich  aber  ein  auf  den  einzelnen  Ländern  und  verschiede- 
nen Völkern  und  Stämmen  desselben  Volkes  organisch  beruhender 
Einheitsgedanke,  ein  österreichischer  Staatsgedanke 
im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  nicht  einmal  innerhalb  der 
bevorrechteten  Klassen  des  Ständewesens  zu  entwickeln-  Der 
kaiserliche  Hof  und  der  Dienst  an  diesem,  im  kaiserlichen 
Heere  und  in  den  hohen  Zentral-  und  Provinzialbehörden  des 
Kaisers,  ferner  in  den  Botschaften  und  Gesandtschaften  der  habs- 
burgischen  Weltmacht:  darin  erschöpften  sich  ihre  praktisch- 
politischen  Vorstellungen  von  „Reich"  und  „Staat".  Im  übrigen 
aber  kannten  die  erbländischen  und  böhmischen  Grafen  und 
Herren  ein  „Landesinteresse",  für  das  sie  als  Stände  immerhin  mit 
einiger  Kraft  eintraten,  nur  insofern,  als  es  sich  um  die  Rechte  des 
ständischen  Herrenbesitzes  gegenüber  der  erbuntertänigen  Bauern- 
schaft oder  den  Schutzstädten  handelte,  ferner  insoweit  es  auf  die 
Steuern  ankam,  die  in  Wahrheit  nur  von  der  Bauernschaft  geleistet 
wurden.  Seit  Leopold  I.  zeigte  sich  gerade  auf  diesem  Felde  zuerst 
wieder  eine  gewisse  politische  Lebenskraft  der  Stände  in  dem  Wider- 
stände der  Erben  des  alten  Feudalwesens  gegen  die  Anfänge  staat- 
licher Interessenpflege  im  modernen  Sinn,  wie  sie  von  den  rechts- 
gelehrten hohen  Beamten  der  kaiserlichen  Zentralstellen  als  Vor- 
boten einer  neuen  Auffassung  des  Zusammenhanges  von  Volk,  Fürst 
und  Staat  im  letzten  Viertel  des  17.  Jahrhunderts  auch  in  Oesterreich 
vertreten  und  gefordert  wurde.  Diese  Männer  waren  es,  welche  in 
Oesterreich  wie  in  fast  allen  anderen  Territorien  des  Deutschen 
Reiches  die  von  Macchiavelli  und  dem  römischen  Rechte  herüber- 
genommenen Begriffe  von  „Staat"  und  „Reich"  mit  Eifer  praktisch 
anzuwenden  und  gegenüber  der  ständischen  Welt,  in  der  sie  lebten, 
zu  verwirklichen  sich  bestrebten.  Die  gelehrten  Beamten,  als  Für- 
stendiener vielfach  niederer  Herkunft  außerhalb  des  Interessen- 
kreises der  Stände  stehend,  sind  die  überzeugten  Anhänger  und  Ver- 
künder des  —  wie  wir  heute  sagen  würden  —  „fortschrittlichen" 
Prinzipes  der  konzentrierten  Fürstensouveränität:  sie  sind  auch  die 
ersten,  die  vom  Machtgedanken  ausgehend  die  Vereinigung 
der  Länder  zu  einem  einzigen  „Staat"  als  Forderung  ihrer  politi- 
schen Theorie  auffassen,  um  dann  alsbald  auch  vom  Standpunkt 
des  „gemeinen"  Nutzens,  das  heißt  der  allgemeinen  Volkswohl- 
fahrt, solche  Forderung  zu  erheben.  So  beginnen  denn  auch 
in  Oesterreich  diese  für  ihre  Zeit  durchaus  „modernen"  und 
reformatorischen   Beamten-Staatsmänner,   indem    sie   sich   von    den 


22     IXe  gesohichtl.  Grundlagen  der  Österreich.  Reiche  und  Staatsgewalt: 

spezifischen  Vorstellungen  der  Klasse,  der  sie  entstammen,  sei 
es  dem  Ritteradel  oder  zumeist  dem  Stadtbürgertum,  geistig  frei- 
machen, über  die  konservativ-ständische  Politik,  die  für  ihre  Libertät 
als  das  „alte  gute"  Recht  kämpft,  hinweg  die  gesamtstaatliche  Einheit 
zunächst  der  deutschen  und  böhmischen  Erbländer  des  Erzhauses 
als  ein  praktisches  Ziel  der  Staatskunst  zu  erkennen  und  möglichst  zu 
fördern. 

Jener  ganze  Prozeß  der  Beseitigung  der  altständischen,  in  ihrei- 
Mehrheit  protestantisch  gewesenen  Elemente  zuerst  in  den  deutsch- 
österreichischen Ländern,  dann  in  denen  der  böhmischen  Krone,  wie 
er  sich  vom  Ende  des  16.  Jahrhunderts  angefangen  bis  ungefähr 
zur  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  vollzieht,  hat  aber  merkwürdigerweise, 
ehe  noch  jene  Ideen  von  der  absolutistischen  Staatseinbeit  aller 
Länder  zu  reifen  vermochten,  doch  vorher  eine  Einheit  von  ganz 
anderer  Art  geschaffen:  nämlich  die  des  hohen  österreichischen 
Adels.  Als  Gesellschaftsidasse  und  Repräsentant  der  stärksten  wirt- 
schaftlichen Kraft  der  Zeit  ist  das  Großgrundherrentum,  das  öster- 
reichische Magnatentum,  unter  den  Regierungen  Josephs  I.,  Leopolds  I. 
und  Karls  VI.,  zumal  in  den  böhmischen  Ländern,  bis  zu  seiner 
höchsten  Vollendung  gediehen;  und  zwar  geschah  dies  so,  daß  neben 
ursprünglich  landfremden,  durch  Hof  dienst  und  Kriegsglück  begrün- 
deten neuen  Fürsten-  und  Grafengeschlechtern  vielfach  auch  Fami- 
lien, welche  sich  in  den  deutsehen  Erbländern  während  der  ständi- 
schen und  religiösen  Kämpfe  als  treue  Anhänger  des  Kaisers  und  der 
katholischen  Sache  bewährt  hatten,  nun  auch  in  Böhmen.  Mähren  und 
Schlesien  große  Güter  und  das  Inkolat  erwarben. 

Aus  solchen  dem  Erzhause  treugebliebenen  altständischen  Ge- 
schlechtern und  dem  nun  nach  der  Katastrophe  der  Ständepolitik  neu 
eingesetzten  Brief-  oder  Militäradel  Ferdinands  II.  und  seiner  Nach- 
folger bildete  sich  diese  neue  österreichische  Adelsgemeinschaft,  nach 
kurzer  Zeit  schon  vielfach  versippt  und  verschwägert,  als  Träger  der, 
wie  bemerkt,  in  allem  Wesentlichen  aufrecht  erhaltenen  Ständeein- 
richtungen der  einzelnen  Länder  und  ihrer  Verwaltung.  Der  gemein- 
same religiöse  Glaube,  die  von  Anfang  an  gegebene  und  alsbald  zur 
festen  Tradition  gewordene  unbedingte  Ergebenheit  gegen  den  als 
römischen  Kaiser  deutscher  Nation  alle  anderen  Souveräne  Europas 
weit  überragenden  Landes-  und  Erbherru,  das  Interesse  an  der  Be- 
wahrung und  Vermehrung  von  Landbesitz  und  sonstigem  Reichtum, 
welch'  letzteren  besonders  die  glücklichen  Feldzüge  der  kaiserlichen 
Armeen  gegen  die  Türken  und  die  damit  verknüpften  gewaltigen 
ungarischen  LandesvergabungeE  oder  Donationen  mit  sich  brachten, 
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endlich  die  fast  ausschließliche  Verwendung  dieses  Adels  durch  den 
Kaiser  zu  allen  möglichen  Diensten  und  Aemtern  am  Hofe  und  in 
der  Armee,  in  der  Diplomatie  sowie  im  Dienste  der  Zentralstellen 
und  Landesbehörden  verknüpften  und  verkitteten  diese  ganze  Adels- 
gemeinschaft etwa  im  Laufe  zweier  Msnschenalter  zu  einer  mäch- 
tigen und  einzigen  Klasse,  die  als  die  führende  Klasse  in  dem  ganzen 
weiten  Herrschaftsbereiche  des  Erzhauses  wirkte  und  in  dieser  für  die 
Einzelnen  so  ergiebigen,  Ansehen  und  Reichtum  gewährenden  Stel- 
lung und  unbedingten  Interessenverknüpfung  mit  der  Machtfülle  der 
Dynastie  den  eigentlichen  Sinn  ihrer  Existenz  fand  und  finden  mußte. 
So  kam  es  dahin,  daß  der  hohe  Adel  des  ferdinandeischen  und  leo- 
poldinischen  Zeitalters  in  Oesterreich  in  der  Tat  die  erste  spezi- 
fisch österreichische  Gesellschaftsklasse  zu  bilden 
vermochte:  Gleichheit  der  ökonomischen  Interessen,  unbedingte 
Unterwerfung  unter  die  absolute  Hoheit  des  Monarchen,  dement- 
sprechend aber  auch  alsbald  ausschließlich  privilegierte  Stellung  der 
Mitglieder  des  hohen  Adels  im  kaiserlichen  Dienste  für  Krieg  und 
Frieden  schufen  hier  zuerst  praktisches  Verständnis  für  den  Wert 
der  festen  und  einheitlichen  Zusammenfassung  aller  Länder,  wie  sie 
sich  in  der  durch  die  hohen  Hof-  und  Zentralstellen  zu  Wien  ausge- 
bildeten Gesamtregierung  sinnfällig  verkörperte.  So  gewann  der 
hohe  Adel  Oesterreichs,  indem  er  sich  in  wohlverstandenem  Eigen- 
interesse als  begünstigtes  Werkzeug  der  kaiserlichen  Hausmachtpoli- 
tik zur  vollsten  Verfügung  stellte,  früher  als  die  anderen,  von  staat- 
licher Tätigkeit  oder  politischer  Befugnis  völlig  ausgeschlossenen 
bürgerlichen  und  bäuerlichen  Elemente  der  österreichischen  Völker 
eine  sehr  klare  und  fruchtbare  Anschauung  von  der  „Staatlichkeit" 
des  Ganzen  der  habsburgischen  Erbländer. 

Durch  die  zwangsweise  herbeigeführte  „Entpolitisierung"  der 
Stände  in  allen  deutschen  und  böhmischen  Erbländern  erfolgt  somit 
notwendigerweise  seine  Umwandlung  zu  einem  hohen  Dienst-  und 
Hofadel,  der  in  dem  gemeinsamen  Erbherrn  aller  Königreiche  und 
Länder,  im  Kaiser  und  seiner  Macht,  den  Mittelpunkt  der  eigenen 
Lebenssphäre  zu  erkennen  sich  gewöhnt.  So  wird  der  großgrund- 
besitzende ständische  Adel  in  Oesterreich  zum  Inbegriff  der  sozial 
herrschenden  Klasse  überhaupt  und  gestaltet  sich  mehr  und  mehr 
nach  seinen  ökonomischen,  geistigen  und  kulturellen  Lebens- 
bedingungen zu  einem  neben  dem  Kaiser  an  erster  Stelle  sichtbaren 
Repräsentanten  des  in  langsamer  Bildung  begriffenen  realen  Ge- 
samtreiches oder  großmächtlichen  „Staates"  der  Dynastie.  Es  ist 
auch  heute  noch  für  das  Verständnis  des  modernen  Oesterreich  und 
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seiner  Geschickte  unerläßlick,  sick  die  Tatsacken  vor  Augen  zu  halten, 
aus  denen  für  den  erblichen  Großgrundbesitz  in  Oesterreich  als  eine 
einheitliche  historische  Gesellschaftsklasse  des  Gesamtstaates  des 
Hauses  Oesterreich  die  grundlegende  Tradition,  der  wesentliche  In- 
halt und  die  bleibende  Richtung  seiner  politischen  Ideen  erwachsen 
ist.  Für  die  ganze  neuere  Entwicklung  Oesterreichs  und  des  Erz- 
hauses  bis  zum  Tode  Franz  Josephs  und  zum  Zusammenbruche  der 
habsburgischen  Macht  ist  es  eine  unablässig,  wenn  auch  in  verschie- 
denen Epochen  stärker  oder  schwächer  wirksam  gebliebene  Kraft 
von  unmittelbarem  Einfluß  auf  das  ganze  politische  und  admini- 
strative Syrern  von  Reich  und  Staat  gewesen,  daß  der  hohe  Adel, 
wie  er  sich  im  17.  Jahrhundert  als  die  gutsherrliche  Besitzklasse 
und  als  höchste  Stufe  der  kaiserlichen  Vasallen-  und  Beamtenschaft 
konsolidierte,  sowohl  nach  seinem  eigenen  traditionellen  Empfinden 
als  auch  in  der  Anschauung  der  habsburgischen  Monarchen  der  älteste 
und  vornehmste  Träger  des  österreichischen  Reichs-  und  Staatsge- 
dankens im  dynastischen  Sinne  gewesen  ist,  und  daß  darum  dieser 
historische  Adel  auch  immer  wieder  von  den  Monarchen  als  die  ver- 
läßlichste Stütze  ihrer  Machtstellung  nach  außen  imd  innen  ange- 
sehen, gefördert  und  benützt  worden  ist. 

In  der  historischen  Adelsgemeinschaft,  die  —  wie  oben  be- 
merkt —  in  ihren  letzten  Resten  bis  zum  Untergang  des  habsburgi- 
schen Reiches  lebendig  gewesen  ist,  entstand  nun  mit  Notwendigkeit 
als  erster  unter  den  Klassen  der  Bevölkerung  unserer  Länder  eine 
Auffassung,  welche  die  dynastisch-absolutistische  Idee  von  der  Einheit 
und  Gesamtverbundenheit  aller  dieser  Länder  vom  Herrscherhause 
gewissermaßen  als  eigene  Idee  übernahm  und  so  den  ersten  Grund 
zur  Ausbildung  eines  österreichischen  Staatsgedankens  auf  Seite  der 
Regierten  legte. 

Dieser  Gedanke  fand  naturgemäß  seinen  Ausgangspunkt  im 
Hofe  und  Hofadel  sowie  in  dem  Kreise  der  immer  zahlreicher 
als  Beamte  des  Kaisers  verwendeten  gelehrten  Juristen  oder  wegen 
praktischer  und  administrativer  Fähigkeiten  in  den  Staatsdienst  ge- 
zogenen Geschäftsmänner  und  Kameralisten:  er  verbreitete  sich  dann 
gewissermaßen  von  selbst  in  dem  ganzen  gesellschaftlichen  Bereich 
dieser  Elemente,  im  ständischen  Adel  und  in  dem  höheren  Beamten- 
tum der  Länder  und  Landeshauptstädte,  fand  aber  hier  immerhin 
an  den  streng  aufrechterhaltenen  partikularistischen  Institutionen 
der  Landstände,  an  den  besonderen  Traditionen  und  Interessen  sowie 
an  dem  kräftigen  landsmannschaftlichen  und  provinziellen  Gefühl  der 
oberen  Klassen  in  den  einzelnen  Kronländern  eine  gewisse  Schranke. 
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Wie  nun  dieses  Ständewesen  und  seine  Verwaltung  in  dem  Jahr- 
hundert von  1640  bis  1740  sozial  und  rechtlich  geordnet  war,  kann 
hier  nicht  zur  Darstellung  gelangen;  nur  das  eine  ist  wichtig  fest- 
zustellen, daß  fast  die  ganze  große  Masse  des  Volkes  auch  in  dieser 
ersten  Periode  des  vollentwickelten  Absolutismus  des  habsburgischeu 
Gesamtreiches  von  der  Krone  durch  den  Adel  vollständig  getrennt, 
ebenso  aber  auch  die  Krone  den  Massen  gegenüber  gleichsam 
„mediatisiert"  blieb.  Als  Grund-  und  Gutsherren  führten  die  stän- 
dischen Adeligen  im  ganzen  Lande  —  auch  in  den  kleinen  Städten 
und  Märkten  —  Justiz-  und  Polizeiverwaltung,  als  Ständemitglieder 
administrierten  sie,  von  der  Krone  und  ihren  Zentralbehörden  kaum 
ernstlich  überwacht,  die  gesamten  von  den ,  Grundholden  und  den 
untertänigen  Städten  gezahlten  Steuern,  sie  besorgten  die  „Landes- 
defension"  und  sie  versahen  als  „Landesoffiziere"  und  Beisitzer  der 
Landrechte  das  Amt  der  Rechtsprechung  sowohl  in  Zivil-  und  Straf- 
fällen als  auch  in  allen  jenen  Angelegenheiten,  die  wir  heute  als 
öffentliches  Recht,  als  Aufgabe  der  Verwaltung  und  Verwaltungsrechts- 
pflege ansehen.  Nur  insofern  als  die  Zentralbehörden  und  Hof- 
kanzleien die  oberste  Instanz  in  Gerichtssachen  bildeten,  dann  indem 
sie  durch  allgemeine  Polizeimandate  und  seit  Leopold  I.  und  seinen 
Söhnen  auch  durch  Förderung  des  Kommerzwesens,  der  neueren  Ge- 
werbe- und  Industrietätigkeit,  der  Verkehrseinrichtungen,  wie  z.  B. 
der  Reichsstraßen,  des  Hafen-  und  Schiffahrtswesens,  die  allgemeinen 
Interessen  der  Gesamtheit  der  Länder  —  wenn  auch  zunächst  nur 
vielfach  versuchsweise  und  nicht  immer  mit  positiven  Erfolgen  —  zu 
besorgen  begannen,  fing  damit  eine  Art  von  Staatsverwaltung  im 
modernen  Sinne  tatsächlich  an  wirksam  zu  werden,  bezeichnender- 
weise von  Anfang  an  in  weitem  Ausmaße  durch  Berufsbeamte  ge- 
tragen. So  begann  eine  effektive  zentrale  Staatsgewalt  sich  auch 
innerhalb  der  einzelnen  Königreiche  und  Länder  dadurch  einiger- 
maßen wirksam  zu  erweisen,  daß  der  die  Gesamtheit  der  Völker  und 
Länder  verkörpernde  Kaiser  und  Landesherr  nunmehr  anfing,  sich 
wenigstens  in  Hinsicht  dieser  allgemeinen  Reichsbedürfnisse  und 
Wirtschaftsinteressen  durch  seine  Diener  und  Beamten  unmittelbar 
zu  den  Völkern  in  ein  reales  Herrschaftsverhältnis  zu  setzen,  das  in 
stetiger  Arbeit  der  kaiserlichen  Diener  und  Beamten  für  die  all- 
gemeinen, alle  Länder  berührenden  Wohlfahrtsint&ressen  bestand. 8) 
Betrachtet  man  nun  von  dem  hier  eingenommenen  Standpunkte 
den  dem  Tode  Kaiser  Karls  VI.  folgenden  großen  Abschnitt  des  Ent- 
wicklungsganges Oesterreichs  als  eines  die  nichtungarischen  Länder 
nunmehr  tatsächlich  real  umschließenden  Einheitsstaates,  nämlich  das 
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halbe  Jahrhundert  der  Regierungen  Maria  Theresias  und  Josephs  II., 
so  erkennt  man  leicht  die  gewaltige  Veränderung,  die  sich  vor  allem 
durch  die  innere  Politik  der  großen  Kaiserin  hier  vollzogen  hat.  Dieser 
Umschwung  ist  so  bedeutend,  daß  man  ruhig  sagen  kann:  Maria 
Theresia  ist  die  wahre  Schöpferin  dieses  Einheitsstaates  Oesterreich 
und  seiner  Regierungs-  und  Verwaltungseinrichtungen  gewesen.  Oder 
mit  anderen  Worten :  die  österreichische  Staatsregierung  und  Verwal- 
tung, wie  sie  bis  zum  Ende  der  Dynastie  bestanden  hat,  geht  durchaus 
auf  die  Schöpfungen  der  Kaiserin  und  ihres  Sohnes  und  Mitregenten 
zurück.  Vor  ihr  gab  es  kein  „Oesterreich"  in  dem  seither  feststehenden 
Sinn  dieses  Wortes,  und  als  sie  starb,  war  dieses  Oesterreich  so  kräftig 
geworden,  daß  vor  ihm  die  alten  Königreiche  und  Länder  als  fast 
völlig  inhaltslos  gewordene  politische  und  administrative  Formen 
dastanden. 

In  dem  Wesen  der  von  Maria  Theresia  durchgeführten  Staats- 
und  Verfassungsreform  treten  zwei  Tatsachen  als  die  dieses  Werk 
leitenden  Gesichtspunkte  hervor:  einmal,  daß  die  Kaiserin  und  ihre 
vortrefflichen  Ratgeber,  wie  Haugwitz  und  Kaunitz,  von  der  Erkennt- 
nis ausgingen,  daß  die  habsburgische  Regierungsweise  längst  weit 
hinter  den  Fortschritten  der  Zeit  zurückgeblieben  war.  Das  absolu- 
tistische Fürstenregiment,  wie  es  für  Deutschland  durch  den  West- 
fälischen Frieden  stabilisiert  worden  war,  erkannte  in  den  Schöp- 
fungen und  Methoden  der  großen  französischen  Staatskunst  eines 
Sully,  Richelieu,  Mazarin  und  besonders  was  die  innere  Politik  und 
Verwaltung  betrifft  in  den  adminstrativen  Einrichtungen  Colberts  das 
seinem  Wesen  voll  entsprechende  System  und  ein  vollendetes  Vor- 
bild für  die  Funktion  der  im  Fürsten  zentralisierten  öffentlichen  Ge- 
walt: nach  seinem  endgültigen  Siege  über  die  Stände  —  etwa  von 
1700  an  —  ist  in  fast  allen  deutschen  Territorien  —  früher  oder 
später  —  aus  dem  fürstlichen  „Regime"  bewußt  der  königliche  oder 
fürstliche  „Verwaltungsstaat"  geschaffen  worden,  das  erste  Entwick- 
lungsstadium  des  modernen  Staates  überhaupt.  Dieser  Staat  und  die 
durch  ihn  verkörperte  Organisation  der  gesamten  Yolkskraft  fanden 
ihren  charakteristischen  Ausdruck  in  der  Vollendung  eines  sorgfältig 
ausgebildeten  und  gegliederten  Behördensystems,  das  den  alsbald 
auch  methodisch  vorgebildeten,  aus  dem  rechtsgelehrten  Unterricht 
hervorgehenden  Berufsbeamten  langsam  aus  einem  „Fürstendiener" 
in  einen  „Staatsdiener",  in  ein  ausschließlich  vom  Landesherrn  und 
seinen  Ministem  abhängiges,  nach  unten,  gegen  die  Volksmassen  zu, 
aber  selbständiges  Organ  der  im  Dynasten  ruhenden  Zentralgewalt 
umwandelte.      Ueberall    in    Deutschland    begann    man    nun     an   den 
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Höfen  dieses  Vorbild,  das  Frankreich  bot,  nachzuahmen.  In  Preußen 
hatte  in  methodischer  Arbeit  zuerst  der  Große  Kurfürst,  dann  weit 
mehr  noch  Friedrich  Wilhelm  I.  planmäßig  und  in  unablässiger 
Arbeit  aus  den  zu  einer  Einheit  zusammengefaßten  buntscheckigen 
Erbgebieten  und  Neuerwerbungen  der  Hohenzollern  den  preußischen 
Verwaltungsstaat  aufgebaut,  aus  dessen  Kräften  imd  mit  dessen 
Leistungen  in  Krieg  und  Frieden  das  Genie  Friedrichs  IL  die  nord- 
deutsche Großmacht  schuf.  Dort  war  die  fürstliche  Gewalt  auch 
schon  im  17.  Jahrhundert  imstande  gewesen,  den  landständischen 
Adel  dieser  neuen  Organisation  der  Staatsgewalt  einzufügen;  die 
Geschichte  des  Landratsamtes,  die  Schaffung  der  Kriegs-  und  Do- 
mänenkammern  unter  den  beiden  unmittelbaren  Vorfahren  Fried- 
richs IL  zeigen,  wie  sich  dieser  Prozeß  vollzog.  In  Oesterreich  aber 
war  nach  der  völligen  Niederwerfung  und  Rekatholisierung  der 
Stände  nach  1621  die  ständische  Verwaltung  in  allen  wesentlichen 
Dingen  geschont  worden.  Man  hatte  sich  im  Grunde  damit  begnügt, 
die  auch  jetzt  noch  ständisch  verbleibenden  Landes-  und  Mittel- 
behörden den  Wiener  Zentralstellen  als  obersten  Tribunalen  zu 
unterwerfen,  aber  zur  Ausbildung  einer  konsequenten  Zentralver- 
waltung der  Länder  durch  die  Minister  des  Kaisers  ist  es  durchaus 
nicht  gekommen.  Oesterreich  war  und  blieb  unter  Ferdinand  IL 
und  Ferdinand  III.  sowie  ihren  Nachfolgern  ein  Agglomerat  ver- 
schiedenartigster, in  ihren  uralten  Landesverfassungen  selbständig 
beharrender,  wirtschaftlich  durch  Mauten  und  Zölle,  rechtlich  durch 
das  verschiedenartige  Landesrecht  geschiedener  Territorien,  deren 
geistige,  wirtschaftliche  und  militärische  Kräfte  nicht  im  entferntesten 
planmäßig  vom  gemeinsamen  Landesherrn  entwickelt  oder  reguliert 
wurden.  Darin  erkannte  man  nun  den  Hauptgrund  der  Leistungs- 
unfähigkeit des  habsburgischen  Ancien  Regime,  wie  Maria  Theresia 
es  von  ihren  Vorfahren  überkommen  hatte,  darin  sah  man  den  eigent- 
lichen Grund  für  den  Verlust  Schlesiens  und  für  die  dauernden  Erfolge, 
die  Preußen  Oesterreich  gegenüber  aufwies.  Man  erkannte  also:  es 
maßte  die  Rückständigkeit  Oesterreichs  auf  allen  Gebieten  des  Ge- 
meinlebens möglichst  schnell  und  gründlich  beseitigt  werden,  leben- 
diger Fortschritt  der  Völker  und  ihrer  verschiedenen  Klassen  mußte 
an  die  Stelle  des  starren  Konservatismus  des  Hofes  und  Adels 
treten,  dessen  Gegenstück  in  den  beherrschten  Massen  vielfach  trotz 
der  großen  natürlichen  Begabung  unserer  Völker  vollkommenen 
geistigen  Stillstand,  ökonomische  Schwäche  sowie  zähes  Bewahren 
primitiver  wirtschaftlicher  und  gesellschaftlicher  Lebensverhältnisse 
bedeutete- 9) 
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Die  zweite  entscheidende  Tatsache  war  die:  man  erkannte,  daß 
die  Masse  der  habsburgischen  Erblande  überhaupt  keine  für  die  zeit- 
gemäße Regierung  und  Verwaltung  erforderliche  Einheit  bildete, 
daß  also  kurz  gesagt  hier  der  Monarch  überhaupt  noch  keinen  „Staat" 
besaß.  Das  ist  nuu  das  große  Werk  Maria  Theresias  und  ihrer  Mi- 
nister, daß  sie  diesen  „Staat",  daß  sie  den  österreichischen  Einheits- 
staat geschaffen  haben,  und  zwar  so,  daß  sie  eigentlich  doch  nur  die 
von  Ferdinand  I.  und  Ferdinand  IL  begonnene,  von  diesen  aber 
bloß  innerhalb  bestimmter  Schranken  tatsächlich  durchgeführte  innere 
Politik  mit  einer  Kraft  und  Beharrlichkeit  fortführten,  welche  die 
Versäumnisse  eines  Jahrhunderts  in  kurzer  Frist  nachzuholen  be- 
müht war:  man  schuf  nämlich,  den  Vorbildern  des  Westens,  nun- 
mehr vorzüglich  auch  Preußens,  folgend,  einen  vollkommenen  Neu- 
bau der  inneren  Staatseinrichtung  in  Gestalt  eines  reichgegliederten. 
vielfältigen,  wenn  auch  zum  Teil  noch  nicht  genügend  methodisch 
organisierten  Systems  von  „staatlichen",  das  ist  kaiserlichen  Landes- 
behörden, die  streng  zentralistisch  geleitet  wurden.  Und  zwar  ge- 
schah dies  so,  daß  gleichzeitig  das  ständische  Verwaltungswesen, 
welches  hinsichtlich  der  Finanzen,  der  kulturellen  Einrichtungen 
und  für  den  ganzen  Bereich  politisch-administrativer  und  kamerali- 
stischer  Tätigkeit  bis  dahin  fast  vollständig  öffentliche  Verwaltung 
überhaupt  in  den  Kronländern  bedeutete,  mittelbar  oder  un- 
mittelbar verstaatlicht  oder  unter  immer  fester  zügelnde 
Aufsicht  „staatlicher",  d.  h.  kaiserlicher  Zentralbehörden  ge- 
stellt wurde.  Das  war  nun  der  bedeutsamste  Wendepunkt 
in  der  Geschichte  der  habsburgischen  Erbländer,  zu  denen 
in  derselben  Periode  noch  die  Vorlande  der  Karpathen,  die 
beiden  neuen  Provinzen  Galizien  und  die  Bukowina  hinzuwuchsen: 
der  allen  diesen  Ländern  gemeinsame  Landesherr  begann  nun  seine 
unbestrittene  und  nach  der  Anschauung  der  Zeit  grundsätzlich  als 
unbegrenzt  angesehene  Souveränität  systematisch  nach  innen  zu 
organisieren.  So  entstand  erst  unter  Maria  Theresia  für  alle  ihre 
Länder  das,  was  man  im  Westen  Europas  und  im  Süden  schon  seit 
dem  16.  und  17.  Jahrhundort  den  „Staat"  und  die  „Staatsgewalt"  su 
nennen  sich  gewöhnt  hatte. 

Diese  beiden  für  die  Erben  der  ständischen  Welt  durchaus  neuen 
Begriffe  sind  von  Anfang  au  mit  drei  unerläßlichen  Merkmalen  be- 
haftet: nämlich  mit  denen  der  Unbegrenztheit,  der  vollständigen  Ein- 
heitlichkeit und  der  Ausschließlichkeit  der  durchaus  in  der  Person 
des  Landesfürsten  verkörpert  gedachten  und  vereinigten  öffentlichen 
Gewalt.     Prinzipiell  steckt  nun  dieser  Gedanke  ja  gewiß  schon  seit 
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Maximilian  I.  im  Begriff  des  österreichischen  Landesfürstentums, 
dem  die  alles  überragende  Kaiserkrone  erst  den  vollen  Sinn  ge- 
währte; aber  zur  Verwirklichung  gelangt  diese  Idee  erst  jetzt,  weil 
inzwischen  auch  in  den  österreichischen  Erbländern  materielle  und 
geistige  Mittel  genügend  angewachsen  waren,  um  das  hierfür  not- 
wendige Werkzeug  zu  schaffen,  das  den  zentralen  Regierungswillen 
in  die  ganze  Breite  des  dynastischen  Machtgebietes  und  in  die  Tiefe 
der  beherrschten  Massen  zu  tragen  imstande  war,  das  gelehrte,  berufsr- 
mäßige  Beamtentum.  Mit  anderen  Worten :  der  „Staat"  ist  von  Anfang 
an  und  seiner  Natur  nach  überall  und  vollends  hierzulande  durchaus 
und  nichts  anderes  als  der  ausgebildete,  alle  öffentliche  Macht  in 
sich  vereinigende  zentralisierende  Beamtenstaat,  ein  immer 
sorgfältiger  ausgebildetes,  immer  weiter  ausgreifendes  Netz  streng 
landesfürstlich  bestellter  Behörden,  die  den  Willen  der  Regierung 
überall  zur  tatsächlichen  Ausführung  zu  bringen  haben.  Dieses  Mit- 
tel des  neuen  Absolutismus,  wie  ihn  das  18.  Jahrhundert  gereift  hat, 
ist  im  Grunde  genommen  in  allen  Gebieten  deutscher  Fürstlichkeit 
das  gleiche  und  in  vielen  Stücken,  wie  vorhin  bemerkt,  dem  ver- 
wandt, was  zuerst  der  französische  Absolutismus  geschaffen  hatte; 
das  Besondere  in  Oesterreich  ist  aber  dies,  daß  hier,  wo  die  gemein- 
same Dynastie  bis  dahin  den  einzigen  Ausdruck  des  „Reiches",  das 
heißt  des  „organischen"  Zusammenhanges  aller  Königreiche  und 
Länder,  welche  die  Monarchie  ausmachen,  bedeutete,  daß  hier  der 
durch  Maria  Theresia  planmäßig  geschaffene  „Staat"  als  Inbegriff 
der  zugleich  zentralistisch  und  gleichmäßig  über  das  ganze  Reich 
hin  organisierten  öffentlichen  Gewalt  im  Verlaufe  von  zwei  Men- 
schenaltern doch  auch  imstande  gewesen  ist,  diesen  „Staat"  als 
lebendigen  Verband  der  Völker  und  als  die  über  alle  einzelne 
Länder  hin  erhöhte  Einheit  im  Fühlen  der  diese  Länder  bewohnen- 
den Völker  lebendig  zu  machen  und  dieses  Gefühl  bis  zum  Anfang 
des  20.  Jahrhunderts  kraftvoll  und  wirksam  zu  erhalten.  Oder  um 
es  anders  auszudrücken:  der  Beamten-  und  Machtstaat  des  17.  und 
18.  Jahrhunderts  hat  in  Oesterreich  erst  den  „Staatsgedanken",  das 
beißt  die  Vorstellung  der  Völker  von  der  organischen  Zweckeinheit 
aller  ihrer  Länder,  der  Untrennbarkeit  des  Ganzen  und  damit  auch 
von  der  Möglichkeit  ihres  eigenen  Gesamtwillens  geschaffen.  Darin 
liegt  für  Oesterreich  die  unschätzbare  historische  Bedeutung  des 
Staates  als  „Obrigkeit",  als  Ausdruck  der  ausschließlich  bureaukra- 
tischen  und  zentralisierenden  Organisation  der  öffentlichen  Gewalt. 
Man  kann  auch  sagen:  hier  hat  der  durch  den  Souverän  mit  den 
besten  Gedanken  jener  Zeit  planvoll  geschaffene  Mechanismus  der 
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Behörden  und  Aemter,  also  das,  was  wir  seit  langem  unter  dem 
Namen  der  kaiserlichen  Regierung  und  Verwaltung  begreifen,  erst 
den  Staat  als  realen  Organismus  der  bewußt  miteinander 
zu  einem  Ganzen  verbundenen  Völker  und  Länder  ge- 
schaffen. Und  schon  deshalb  ist  lange  vor  der  theore- 
tischen Erkenntnis,  daß  „Verwaltung"  nur  die  „arbeitende 
Verfassung"  vorstellt,  in  Oesterreich  das  Problem  der  Verwaltung, 
ihrer  Organisation,  ihrer  sozialen  Struktur  und  tatsächlichen  Funk- 
tion von  Anfang  an  das  eigentliche  Problem  der  Staatsverfassung 
gewesen  imd  ist  es  geblieben  bis  zur  Stunde,  da  die  habsburgische 
Monarchie  und  der  österreichische  Staat  mit  einander  im  Sturm  des 
Weltkrieges  dahingesunken  und  auseinandergefallen  sind. 

Maria  Theresias  Schöpfung,  der  österreichische  „Staat"  als  Ver- 
waltungsmechanismus des  Souveräns,  gliedert  sich  ihrer  Natur  nach 
dreifach.  Die  Kaiserin  gab  zuerst  der  von  ihr  eingesetzten  Zentral- 
regierung eine  praktische  und  faßliche  Gestalt,  indem  sie  die  gro- 
ßen Bestandteile  aller  Staatstätigkeit:  innere  Verwaltung,  höchste 
Gerichtsbarkeit  und  Justizgesetzgebung,  Finanzen,  Kriegswesen  und 
äußere  Politik  in  fünf  große  Hof-  und  Zentralstellen  sonderte,  von 
denen  uns  hier  eigentlich  narr  die  erstgenannte  näher  angeht,  die 
Vereinigte  Hofkanzlei.  Die  zweite  Etappe  ihres  großen  Reform - 
werkes  war  die  Erneuerung,  Umbildung  und  zweckmäßige  Zusam- 
menfassung der  landesherrlichen  Provinzialverwaltung  in  einheit- 
licher Form,  dadurch,  daß  sie  zehn  Gubernien  schuf,  die  entweder 
eines  der  großen  Kronländer  allein  betrafen  oder  mehrere  von  deu 
kleineren  zusammenfaßten.  Hier  war  das  wichtigste,  ja  das  ent- 
scheidende Moment  daß  die  Reform  der  Kaiserin  zugunsten  dieser 
neuen  rein  landesfürstlichen  bureaukratischen  Landesbehörden  oder 
Landesgouvernements  den  weitaus  überwiegenden  Teil  der  bis  dahin 
bestehenden  Ständeverwaltung  einfach  verstaatlichte,  den  „Herren 
Ständen"  die  meisten  ihrer  Befugnisse  administrativer  Natur  entzog 
und  sie  gleichzeitig  den  von  der  Krone  als  Berufsbeamten  ein- 
gesetzten Präsidenten  der  Landesbehörde  sowie  den  in  ihr  ver- 
einigten Departements  übertrug.  Drittens  aber  tat  die  Kaiserin  dar- 
über hinaus  noch  den  großen  Schritt,  daß  sie  —  50  Jahre  vor  Aus- 
bildung der  Napoleonischen  Präfektur,  aber  etwa  ein  Menschenalter, 
nachdem  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  das  Landratsamt  ein  festes  könig- 
liches Amt  in  Preußen  geworden  war  —  das  österreichische  Kreisamt 
schuf,  und  damit  zwar  noch  nicht  die  landesfürstliche  „staatliche" 
Lokalverwaltung,  wohl  aber  eine  kraftvolle  staatliche  Oberinstanz 
über  die  seit  Jahrhunderten  ausgebildete  ständische  Guts-,  Dorf-  oder 
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grundherrliche  Lokalverwaltung  einsetzte.  Dieser  Aufbau  von  drei 
Terrassen  oder  Stockwerken  von  „staatlichen"  Aemtern  ist  bis  zur 
letzten  Stunde  das  innere,  schier  unzerstörbare  Gerüst  und  tragende 
Grundwerk  des  österreichischen  Staatshauses  geblieben. 

Die  große  Wandlung,  die  nun  in  dem  Machtwesen  der  habsburgi- 
schen  Dynastie  durch  die  Regierung  Maria  Theresias  hervorgebracht 
wurde,  liegt  darin,  daß  alle  durch  die  äußere  und  innere  Politik  des 
Erzhauses  wirksam  gewordenen  Kräfte  nunmehr  unter  dem  Drucke 
bedeutender  kriegerischer  Ereignisse  von  der  großen  Kaiserin  und 
den  sie  beratenden  Staatsmännern  klug  vereinigt  und  erfolgreich 
einem  klar  erkannten  Ziel  zugewendet  wurden.  Dieses  Ziel  ist  im 
letzten  Grunde  nichts  völlig  Neues  gewesen-  Es  ist  genau  betrachtet 
immer  noch  nichts  anderes  denn  die  Erhaltung  des  habsburgischen 
Hauses  als  der  führenden  europäischen  Großmacht,  was  angestrebt 
wird.  Neu  aber  ist  dabei  die  energisch  in  Tat  und  Einrichtungen 
umgesetzte  Erkentnis,  daß,  um  dieses  Ziel  unter  den  veränderten 
Zeitverhältnissen  zu  erreichen,  die  damals  im  Westen  Europas  em- 
porgekommenen neuen  großen  Grundsätze  und  leitenden  Gedanken 
in  Wirtschaft,  Recht  und  Verwaltung  nun  auch  für  Oesterreioh  ange- 
nommen, daß  hierfür  vorerst  eine  zweckentsprechende  administrative 
und  soziale  Organisation  der  Volkskräfte  geschaffen  und  ihrem 
Endzweck  dienstbar  gemacht  werden  müßte.  Wieder  war 
die  große  und  planmäßige  Wendung  der  inneren  Politik 
im  innersten  Kern  nur  die  Frucht  der  äußeren  Politik. 
Diesmal  aber  anders  als  zu  Ferdinands  II.  oder  Leopolds  I.  Zeiten, 
nämlich  nicht  eine  Frucht  von  Siegen:  die  Eroberung  Schlesiens 
durch  Friedrich  den  Großen  und  die  erfolgreiche  Verteidigung  die- 
ses Erwerbes  durch  die  beiden  ersten  Schlesischen  Kriege  bedeuteten 
das  Entstehen  einer  neuen  deutschen  Großmacht  in  Europa  und  damit 
erschien  für  das  Haus  Oesterreich  die  Notwendigkeit  gegeben,  dieser 
Tatsache  gegenüber  die  eigene  dynastische  Machtstellung  auf  neuge- 
schaffenen Grundlagen  dauernd  zu  befestigen.  Der  große  Grundgedanke 
der  theresianischen  Staatskunst  ist  nun  im  wesentlichen  nur  die  Anwen- 
dimg der  seit  Heinrich  IV.  und  vollends  seit  Ludwig  XIII.  und  XIV. 
in  Frankreich  praktisch  erprobten  politischen  Maxime:  daß  es  das 
eigenste  Interesse  des  unumschränkten  Herrschers  sei,  die  wirtschaft- 
lichen, ökonomischen  und  geistigen  Interessen  der  Untertanen  nach 
Möglichkeit  zu  steigern  und  dadurch  für  den  „Staat"  nach  außen 
erhöhte  materielle  Macht  sowie  im  günstigen  Falle  erweitertes 
Herrschaftsgebiet     zu     erlangen.       Der     Absolutismus,     der     auch 
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in  Oesterreich  die  adeligen  Stände  politisch  und  militärisch 
überwunden  hatte,  mußte  sich  eutschließen  das,  was  früher  an  ad- 
niinistrativer  und  kulturfördernder  Arbeit  doch  zu  einem  Teile  von 
diesen  besorgt  wurde,  nunmehr  selbst  zur  Leistung  zu  übernehmen. 
Die  erhöhten  Anforderungen  der  europäischen  Gleichgewichtspolitik 
führten  unvermeidlich  zu  erhöhten  Finanzbedürmissen  der  Regie- 
rungen und  Höfe  und  von  da  aus  teils  über  die  merkantilistischen, 
teils  über  die  physiokratischen  Lehren  zu  einem  geschlossenen 
System  absolutistischer  Leitung  und  Förderung  der  wirtschaftlichen 
Kräfte  der  Völker  durch  eine  omnipotente  Zentralverwaltung. 
Manches  davon  ist  ja  in  Oesterreich,  wie  oben  bemerkt 
wurde,  schon  zu  Leopolds  I.  und  Karls  VI.  Zeiten  prak- 
tisch angewendet  worden;  Versuche  der  Festlegung  über- 
seeischer Interessen  Oesterreichs  sind  zum  Beispiel  eines  der  inter- 
essantesten Symptome  dieser  Politik  des  Vaters  Maria  Theresias. 
Aber  eigentlich  ist  erst  durch  die  große  Kaiserin  die  innere  Politik 
im  modernen  Sinn  als  die  wichtigste  Funktion  des  Staates  erkannt 
und  geübt  worden,  und  im  unzertrennbaren  Zusammenhang  damit 
ist  denn  auch  unter  Maria  Theresia  zuerst  die  europäische  Staatsver- 
waltimg im  modernen  Sinn  —  dieses  Wort  sowohl  als  Organisation 
als  auch  als  Funktion  verstanden  —  für  Oesterreich  ge- 
schaffen worden.  Von  allem  Anfang  an  geht  dabei  die  Ab- 
sicht darauf  aus,  möglichst  alle  dem  Zepter  der  Herrscherin 
unterstehenden  Länder  in  den  Bereich  dieser  inneren  Politik 
einzube  ziehen,  in  allen  Gebieten  wirtschaftliche  und  kultu- 
relle Entwicklung,  Reichtum  und  Bildung  zu  fördern,  durch 
alle  Länder  möglichst  gleichartig  und  immer  möglichst  unter  persön- 
licher Kenntnisnahme  der  Herrscherin  selbst  diese  Arbeit  der  Regie- 
rung und  ihrer  Unterbehörden  sich  vollziehen  zu  lassen.  So  ist 
Maria  Theresia  die  große  Reformatorin,  ja  besser  gesagt,  Neuschöpf erin 
des  Staatswesens  in  den  gesamten  habsburgischen  Erbläiidern 
geworden.  Dabei  geht  sie  über  die  Jahrhunderte  lang  ein- 
gehaltenen Schranken,  in  welchen  sich  bi.s  dahin  der  altfürstliche 
Machtgedanke  bewegt  hatte,  immer  weiter  hinaus-  Noch  bleibt  aller- 
dings die  persönliche  Regierung  des  absoluten  Herrschers  der  eigent- 
liche Inhalt  des  Staatsgedankens :  aber  darin  liegt  eben  die  „Aufgeklärt- 
heit" dieser  historischen  Art  des  Absolutismus,  daß  sie  nicht  nur  den 
Kausalzusammenhang  zwischen  der  Macht  dieser  Regierung  einerseits 
und  ihrer  administrativen  Leistungsfähigkeit  für  die  wirtschaftliche 
Hebung  der  Bevölkerung  besser  begreift  als  irgendein  Zeitalter  vor- 
her,  sondern    daß    der    Herrscher    auch    anfängt,    selbst    in    d>- 
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Leistungen  den  eigentlichen  Kern  seiner  Regierungstätigkeit 
zu  erkennen.  Friedrich  des  Großen  bekanntes  Wort  vom 
ersten  Diener  des  Staates  drückt  das  am  schärfsten  aus. 
Damit  bereitet  sich  eine  tiefgreifende  Aenderung  in  dem 
Denken  der  Menschen  über  den  „Staat"  vor,  angekündigt 
durch  den  seit  dem  17.  Jahrhundert  sich  vollziehenden  Auf- 
schwung der  spekulativen  Philosophie  und  der  neuen  Staatswissen- 
schaft sowie  einer  vielfach  originellen  politischen  Literatur,  die  in 
England,  Frankreich,  Holland,  bald  auch  in  Deutschland  hervortritt. 
Seit  Montesquieu  und  Voltaire,  d'Alembert,  Diderot  und  Rousseau  ist 
zum  erstenmal  die  methodische  Kritik  aller  bestehenden  Einrich- 
tungen des  Staates  in  den  Vordergrund  des  Interesses  der  Gebildeten 
vom  Stande  und  bald  auch  der  oberen  bürgerlichen  Schichten  ge- 
treten. Dieser  Kritik  gegenüber  beginnen  die  Repräsentanten  des 
Absolutismus  die  Notwendigkeit  einer  Rechtfertigung  der 
Herrschermacht  zu  fühlen,  die  über  das  legitime  Geburtsrecht 
des  Souveräns  hinaus  dessen  Machtstellung  als  Ausübung  von  Pflich- 
ten für  die  Volksgemeinschaft  begreift.  Damit  ist  die  Notwendigkeit 
einer  völlig  neuen  Gliederung  und  Kräftigung  des  gesamten  Wesens 
der  Behörden  als  der  Diener  und  Hilfsorgane  des  Landesherrn  ge- 
geben: so  ist  die  zweite  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  überall  in  Europa 
die  Epoche  der  ersten  großen  Verwaltungsreform  im 
modernen  Sinn  gewesen.  Das  seit  der  Renaissance  ausgebil- 
dete rechtsgelehrte  Beamtentum  erfährt  eine  bedeutsame  Erweiterung 
durch  Einfügung  besonders  wirtschafts-  und  finanzpolitisch  auf  den 
Hochschulen  vorgebildeter  Männer.  Wie  überall,  so  tritt  nun  auch  in 
Oesterreich  zur  Rechtswissenschaft  die  neue  Kameral-  und  Polizei- 
wissenschaft als  Gegenstand  besonderer  Pflege  an  den  Universi- 
täten.10) 

In  Oesterreich  hat  Maria  Theresia  den  größten  Teil  dieser  Neue- 
rungen geschaffen;  sie  alle  sind  von  dem  Grundgedanken  beherrscht, 
es  sei  erforderlich,  die  Machtsphäre  der  Krone  umfassend  und  auf 
neuen  Grundlagen  nach  bestimmten  Grundsätzen  zu  organisieren. 
Die  noch  bestehenden  Reste  ständischer  Befugnisse  auf  dem  Gebiete 
der  Steuerverwaltung  werden  durch  die  berühmten,  mit  vollster 
Energie  erzwungenen  Dezennalrezesse  beseitigt,  die  Finanzverwal- 
tung wird  möglichst  verstaatlicht  und  zentralisiert,  die  Justizverwal- 
tung aus  dem  Zustande  hilfloser  Zersplitterung  in  feudale  Gerichts- 
barkeiten durch  alsbald  lückenlose  Verstaatlichung  der  mittleren  und 
oberen  Instanzen  befreit  und  sogleich  beginnt  man  das  unter  Leo- 
pold I.  begonnene,  aber  schließlich  doch  fast  völlig  ergebnislos  ge- 
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bliebene  Werk  der  Kodifikation  des  Privat-.  Straf-  und  Prozeßrechte- 
in  einheitlicher  Weise  für  die  Gesamtheit  der  deutsch-böhmischen 
Erbländer  neu  aufzunehmen.11) 

Diese  gesetzgeberischen  Schöpfungen  sind  nun  erfüllt  von  dem 
Grundgedanken,  daß  alle  Königreiche  und  Länder  ein  einheitliches 
und  geschlossenes  Ganze  in  Rechtspflege,  Finanz-  und  innerer  Ver- 
waltung bilden  sollen.  Der  autokratische  „Staatsgedanke"  strebt 
naturgemäß  nach  seinem  Correlat,  dem  „Einheitsstaate",  in  dem  sich 
ein  einziger  Willen,  der  Willen  des  Selbstherrschers,  ausleben  kann : 
folgerichtig  bedarf  dieser  „Staat"  einer  vollkommen  zentralisierten 
Einrichtung,  einer  richtigen  „Staatsmaschine"  als  Werkzeug  des  Selbst- 
herrschers und  diese  wieder  ist  technisch  nur  denkbar,  wenn  sie  ihre 
regelmäßige  Funktion  auf  möglichst  gleichförmige  Zustände  an- 
wendet. Auch  in  dem  habsburgischen  Dominium  mit  seinen  so 
zahlreichen  und  so  verschiedenen  Völkern,  Provinzen,  Kulturen  und 
Volkstümern  drängt  der  „aufgeklärte  Absolutismus"  nach  Unter- 
werfung der  durch  Natur  und  Geschichte  gegebenen  Vielheit  unter 
die  Norm  von  der  Gleichförmigkeit,  die  sein  geistiges  Lebens- 
gesetz bedeutet.  Neue  Gesetze  werden  möglichst  gleichmäßig 
für  alle  Länder  verkündet,  Privilegien,  Korporations-  und  landschaft- 
liche Sonderrechte  müssen  überall  zu/rücktreten  vor  den  allgemeinen 
Rechtsnormen,  welche  die  Regierung  der  Kaiserin  zum  Besten  der 
Gesamtheit  aller  Untertanen  erläßt.  Auf  diesem  Wege  gelangt  so- 
dann die  Kaiserin  zai  ihrer  bedeutendsten,  schon  vorerwähnten  Schöp- 
fung: sie  setzt  an  die  Stelle  der  alten,  in  ihrem  Personal  und  in  ihrem 
Geiste  noch  wesentlich  ständischen  Landesregierungen,  in  denen 
Justiz  und  Verwaltung  vereinigt  sind,  unter  Trennung  dieser  beiden 
Funktionen,  besondere  Regierungsbehörden,  die  Gubernien  und  Lan- 
deshauptmannschaften als  Mittelinstanzen,  die  in  jedem  Kronlande 
die  Polizei-  und  Fürsorgeverwaltung  namens  des  Landesherrn  zu 
führen  haben.  Endlich  schuf  sie  in  der  „österreichisch-böhmischen 
Hofkanzlei"  ein  oberstes  Ministerium  für  die  gesamte  innere  Ver- 
waltung, neben  welcher  die  oberste  Justizstelle  als  höchstes  Ge- 
richt und  als  Träger  der  Legislatorischen  Arbeit  auf  dem  Gebiete 
des  Justizwesens  selbständig  bestand.  Hierdurch  war  nun  aber 
mit  einem  Schlage  zugleich  die  bedeutendste  politische  und 
staatsrechtliche  Veränderung  herbeigeführt.  Denn  im  Zusammen- 
hange damit  beseitigte  die  große  Kaiserin  endgültig  den  Rest  der 
selbständigen  Stellung,  welche  Böhmen  als  Staat  bis  dahin  besessen 
hatte.  Die  besondere  böhmische  Hofkanzlei  ging  in  der  neuen  öster- 
reichisch-böhmischen   Hofkanzlei    vollständig    auf:    eine    Aenderung 
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von  größter  politischer  Tragweite  deshalb,  weil  dadurch  das  Werk 
der  Provinzialisieming  des  ehedem  selbständigen  Königreiches  Böh- 
men und  die  Lösung  des  staatrechtlichen  Bandes,  das  Böhmen  mit 
Mähren  und  Schlesien  verbunden  hielt,  vollendet  ward.  Durch  alle 
diese  Reformen  wurde  auf  das  nachdrücklichste  zum  Ausdruck  ge- 
bracht, daß  fortan  nicht  mehr  die  einzelnen  historisch  gebildeten 
Königreiche  und  Länder,  sondern  der  aus  ihrer  Zusammenfassung 
durch  den  unumschränkten  Monarchen  gebildete  „Staat"  unmittel- 
bar die  Grundlage  möglichst  gleichmäßiger  Regierung  und  Gesetz- 
gebung durch  den  erblichen  Beherrscher  aller  dieser  durch  das 
dynastische  Erbrecht  untrennbar  verbundenen  Länder  bildete. 

Für  diesen  Gedankengang  ist  bezeichnend,  daß  Maria  Theresia 
die  Chefs  der  Gubernien,  das  ist  der  Verwaltungsbehörden  in  den 
Kronländern,  die  Statthalter  und  Landeshauptmänner  ausdrücklich 
als  Stellvertreter  der  königlichen  Person  bezeichnete.     In  klarster 
Weise  war  damit  festgestellt,  daß  diese  Beamten  in  keiner  staats- 
rechtlichen Beziehung  mehr  zu  den  Königreichen  und  Ländern  stan- 
den, welche  sie  zu  verwalten  hatten:  dieser  Gedanke  bildete  bis 
zum  Zusammenbruch  des  habsburgisch-österreichischen  Staatswesens 
den  Grund-  und  Eckstein  der  inneren  österreichischen  Staatsordnung. 
Nimmt  man  hinzu,  daß,  wie  oben  schon  bemerkt  worden  ist,  Maria 
Theresia,  ohne  das  ungarische  Staatsrecht  formell  zu  verletzen,  auf 
den  verschiedensten  Wegen  die  ihr  dort  zustehenden  königlichen 
Regierungsrechte  durch  die  obersten  in  Wien  residierenden  Zentral- 
behörden wahrnahm,  so  wird  dadurch  das  Bild  der  von  der  großen 
Fürstin  vollzogenen  systematischen  Umgestaltung  der  „Monarchie" 
als    territorialen    Inbegriffs    „ihrer  Reiche"    vollendet.     Sie    zuerst 
hat   das   Reich,    die   „Monarchie",   wie   sie   gerne   in   ihren   Denk- 
schriften sagt,  als  ein  lebendiges  politisches  Ganze  erfaßt,  als  einen 
einheitlichen  Gegenstand  landesherrlicher  Fürsorge  und  Politik;  sie 
hat  die  nicht-ungarischen  Erbländer  zum  erstenmal  zu  einem  ein- 
heitlichen Gemeinwesen  durch  planmäßige,  alle  Zweige  des  öffent- 
lichen LebeDs  umfassende  Einrichtungen  reorganisiert,  imd  so  hat 
sie  innerhalb  der  Monarchie  als  eines  Ganzen  den  österreichischen 
„Staat"  eigentlich  erst  geschaffen.   Sieht  man  näher  zu,  so  erkennt  man, 
daß  dieser  Schöpfung  die  Vorstellung  zugrunde  lag,  daß  alle  einzel- 
nen Landesherrlichkeiten  des  habsburgischen  Erbherrn  nunmehr  in 
die  eine  und  unteilbare  Vollgewalt  des  allen   Ländern  erblich-ge- 
meinsamen,    durch     die     deutsche    „Kaiserkrone"    hocherhobenen 
Oberhauptes    zusammenfließen.      So    hat    sich     der    alte    Macht- 
gedanke des  Erzhauses  —  gerade  bei  Maria  Theresias  Regieru*ngs- 
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mitritt  den  schwersten  Angriffen  von  außen  preisgegeben  —  nicht 
nur  erhalten,  sondern  zum  erstenmal  in  umfassender  Weise  schöpfe- 
risch nach  innen  gewirkt  Auf  diese  Weise  ist  der  „Machtstaat'' 
des  17.  Jahrhunderts  zum  neuen  „Obrigkeitsstaat"  geworden,  der 
dann  selbst  wieder  im  19.  Jahrhundert  die  Grundlage  des  modernen 
..konstitutionellen"  Rechtsstaates  in  Oesterreich  ebenso  bildet,  wie 
dies  in  allen  anderen  Territorien  des  alten  deutschen  Reiches  ge- 
schehen ist 

Sinnfällig  verkörperte  der  Kaiserin  siegreicher  Kampf  um  ihr  Erbe 
damals  die  —  bis  dahin  im  Grunde  genommen  nur  von  der  Dynastie 
getragene  —  Idee  absoluter  Unzertrennbarkeit  der  Erblande  und  ihrer 
wechselseitigen  Verteidigungspflichten:  ihre  Regierung  aber  mit 
ihrer  hunderfältigen  Förderung  der  wirtschaftlichen  und  kulturellen 
Hebung  aller  Länder,  ihr  großartiges  Kolonisationswerk  im  Innern 
sowie  an  den  Grenzen  Ungarns  und  in  vielen  österreichischen 
Landesteilen:  alles  das  bewies,  daß  die  nach  dem  Verluste 
Schlesiens  doch  glücklich  bewahrte  Einheit  der  Monarchie 
nur  die  Grundlage  bildete  für  die  erst  jetzt  beginnende 
friedliche  Aneinanderschließung  der  durch  Kulturstand,  Rasse 
und  Sprachen  seit  jeher  so  verschiedenartig  zusammengesetzten 
Länder  in  ein  Ganzes,  dessen  Kraft  allen  Teilen  zugute  kam. 
jedem  Teile  hilfreich  gerecht  zu  werden  suchte.  Diese  Schöpfimg 
Maria  Theresias,  die  habsburgische  Monarchie  und  in  ihr  der 
österreichische  Staat,  ist  naturgemäß  zum  allergrößten  Teile  ein 
Wcik  der  politischen  und  allgemeinen  Kultur  des  deutschen  Stam- 
mes in  Oesterreich  gewesen,  und  diese  Schöpfung  hat  daher  auch 
von  vornherein  durchaus  deutschen  Charakter  an  sich  getragen. 
Mitglieder  des  hohen  erbländischen  und  deutschen  Reichsadels  und 
biii  verliehe  gelehrte  Beamte  deutscher  Nationalität  bildeten  haupt- 
sächlich die  Berater  und  Vollzieher  bei  dem  Werke  der  Kaiserin. 
Di«  !i  Sprachen  und  (iewolinheiten  der  nichtdeutschen  Völker  inner- 
halb der  Monarchie  worden  möglichst  geschont:  wichtige  Gesetze  und 
Verordnungen  werden  nicht  nur  in  der  deutschen  Sprache,  sondern 
auch  in  den  Landessprachen  veröffentlicht  Aber  politisches  Wissen, 
allgemeine  Kultur  und  gelehrte  Bildung  konnten  damals  in  Oesterreich 
nur  in  deutscher  Sprache  vermittelt  werden:  das  Deutsche  war  die 
Sprache  fast  des  ganzen  Bürgertums  auch  in  den  Städten  der  slawi- 
schen Linder  und  Ungarns,  nur  in  den  erbuntertänigen  Massen  der 
Bauernschaft  lebten  in  Oesterreich  west-  und  südslawische 
Sprachen,  in  Ungarn  nel>st  der  magyarischen  die  slowakische, 
die     serl>o-kroatische     und      die     rumänische     Sprache     als     aus- 
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schließlich.«  Volksidiome  fort.  So  wurde  die  neue  staat- 
liche Verwaltung,  diese  Schöpfung  der  Kaiserin  Maria  Theresia, 
trotz  ihres  durchaus  deutschen  Charaktere  von  den  Massen  um  so 
weniger  als  ein  Unrecht  empfunden,  als  ja  die  Tätigkeit  der  neuen 
Behörden  zum  größten  Teil  Erleichterung,  Schutz  und  Förderimg 
der  mittleren  und  unteren  Schichten  der  Bevölkerung  zur  Aufgabe 
hatte.  Hier  kann  ja  nur  hingedeutet  werden  auf  die  so  schöpferischen 
und  bedeutenden  Leistungen  der  Agrar-  und  Gewerbereform  der 
großen  Kaiserin;  aber  nachdrücklich  muß  festgehalten  werden,  daß 
der  erste  österreichische  Einheitss<taat,  wie  ihn  Maria  Thersia  schuf, 
auf  allen  Gebieten  ein  Staat  positiver  Sozialreform  im  Rahmen  der 
Vorstellungen  und  Bedürfnisse  jener  Zeit  gewesen  ist. 

Diese  Schöpfung  Maria  Theresias,  der  „österreichische"  Ein- 
heitsstaat im  engeren  Sinne  unter  geistiger  Führung  der  Oberklasse 
des  deutschen  Volkselementes,  und  die  gleichzeitig  erzielten  Fort- 
schritte in  der  Ausbildung  einer  von  Wien  ausgehenden,  Ungarn 
fest  umschließenden  Reichsgewalt,  haben  sich,  wie  wir  später  sehen 
werden,  so  fest  eingewurzelt,  daß  sie  durch  das  ganze  18.  und 
19.  Jahrhundert  und  darüber  hinaus  allen  Erschütterungen  und 
Angriffen  zum  Trotz  die  tiefsten  und  stärksten  Grundlagen  der 
Machtstellung  der  habsburgischen  Dynastie  geblieben  sind.  Erst  die 
auflösende  Wirkung  des  unglücklichen  Verlaufes  des  Weltkrieges 
und  die  alles  zermalmende  Kraft  des  Gedankens  der  „nationalen 
Selbstbestimmung"  haben  endlich  auch  die  schier  unzerstörbaren 
Wölbungen,  auf  welchen  der  theresianische  Habsburgerstaat  er- 
richtet worden  war,  gesprengt  und  dieses  trotz  seiner  schweren 
Mängel  altehrwürdige  Gebilde  für  immer  zu  Ende  gebracht! 

Kaiser  Joseplis  II.  denkwürdige  Regierung  erscheint  vom  Ge- 
sichtspunkte der  geschichtlichen  Ausbildung  des  erbläüdischen  fibrig- 
keits-  und  Wohlfahrtsstaates  doch  nur  als  eine  Fortführung,,  eine 
zwar  vielfach  kräftigere,  aber  keineswegs  glücklichere  Fortbildung 
der  von  seiner  Mutter  —  vielfach  allerdings  schon  unter  Josephs 
lebhafter  Teilnahme  als  Mitregenten  —  geschaffenen  Einrichtungen, 
in  politischer  Hinsicht  wirkte  aber  die  doktrinäre  Rücksichtslosigkeit, 
mit  der  Joseph  II.  das  Ziel  eines  nunmehr  auch  Ungarn  voll  um- 
fassenden, alles  nivellierenden  Einheitsreiches  anstrebte,  geradezu 
als  eine  Gefährdung  der  staatsbildenden  Lebensarbeit  der  Kaiserin, 
zum  Teil  sogar  als  eine  Verringerung  der  von  ihr  in  den  deutsch- 
slawischen Erbländern  erreichten  Erfolge.  Indem  Joseph  IL  die 
deutsche  Sprache  zur  einzigen  Staats-  und  Verwaltungssprache  in 
Oesterreich  und  in  Ungarn  erklärte,  ist  er  der  Urheber  der  ersten 
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Regungen  des  Widerstandes  und  der  Abneigung  gegen  das  Deutsch- 
tum bei  den  nichtdeutschen  Völkern  der  Monarchie  geworden.  Da- 
mals geschah  es,  und  zwar  vor  allem  in  Ungarn  zum  erstenmal,  daß 
die  Gegnerschaft,  die  das  Eingreifen  des  Absolutismus  in  alther- 
gebrachte  Rechtsverhältnisse  und  Gewohnheiten  verursachte,  un- 
unmittelbar starke  und  andauernde  Feindschaft  gegen  das  deutsche 
Yolkselement  an  und  für  sich  als  Reaktion  auf  kaiserliche  Politik  her- 
vorrief, und  zwar  deshalb,  weil  die  Gebote  des  „aufgeklärten"  Abso- 
lutismus in  Gestalt  deutschsprechender  Beamter  durch  deutsche  Ver- 
ordnungen und  Strafmandate  den  nichtdeutschen  Volksstämmen  zu- 
g  mittelt  wurden.     Das  Erwachen  des  magyarischen  Nationalgefühls 

solchem  und  damit  des  magyarischen  Sprachbewußtseins  im 
ungarischen  Adel  neben  dem  immer  schon  bei  ihm  vorhandenen 
trotzigen  Selbstgefühl,  zähen  staatsrechtlichen  Unabhängigkeitssinn 
und  tiefen  Mißtrauen  gegen  „Wien  und  das  deutsche  Ausland'*  gehen 
auf  die  Politik  Josephs  IL  unmittelbar  zurück,  die  nicht  nur  die 
..avitische"  Verfassung  des  Landes,  sondern  auch  die  Suprematie  der 
magyarischen  Rasse  zu  beseitigen  sich  anschickte.  Gewiß  war  es 
zunächst  nur  ein  Ständekampf,  den  Josephs  IL  zentralistische  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsreform  in  Ungarn  herbeiführten,  und  in 
Wahrheit  sind  es  die  sozialpolitischen  und  finanziellen  Neuerungen 
des  Kaisers  gewesen,  in  erster  Linie  sein  kühner  Plan  völliger  Be- 
freiung der  leibeigenen  ländlichen  Massen  und  radikaler  Beseitigung 
der  feudalen  Grundbesitzrechte  und  Steuerfreiheitsprivilegien  des 
Adels,  was  die  ungarischen  Stände  zum  schärfsten  Widerstand,  ja  bis 
zur  Konspiration  mit  dem  Auslande  gegen  den  König  brachte.  Die 
dem  Kaiser  zugemessene  Zeitspanne  und  Kraft  waren  aber  zu  Ende, 
als  dieser  Kampf  ausbrach;  seines  Bruders  und  Nachfolgers  Leo- 
pohl II  staatskluge  Politik  weitgehender  Konzessionen  an  die  Stände, 
vor  allem  an  die  wirtschaftlichen,  sozialen  und  Klasseninteressen  des 
ungarischen  Adels  verhütete  sodann  die  Katastrophe  oder  schob  sie 
vielmehr  für  rund  rcwd  Menschenalter  hinaus.  Das  bureaukratisch 
und  deutsch  regierte  Kaiserreich  Oesterreich,  das  zu  schaffen  Jo- 
>fT''  dank.«  war.  fiel  mit  ihm  dahin :  aber  die  Idee  dieses 

Einheitsreiche  arenden  Beamtentum  lebendig  und  trat 

zwei  Mensch  aalter  später,  Wie  wir  sehen  werden,  in  verhängnisvol- 
ler   Kraft   neuerdings    In   Wirksamkeit. 

.ähnlich,   wenn  aurh   viel   sanfter,  vollzogen  sich  die   Dinge  in 

phs  ll.  physiokratische  Bauern-  und  Steuerpolitik 

die  längst  politisch  so  gehorsamen  adeligen  Stände  gleichfalls  in  die 

Höhe  Di     hatte;    liier   genügten   verhältnismäßig   geringe   Ab- 
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Schwächungen  der  Reformen,  um  die  Wogen  ständischer  Erregung 
vollständig  zu  glätten.  Zunächst  ist  aber  das  Ergebnis  der  Regie- 
rungen der  beiden  Söhne  Maria  Theresias  in  Oesterreich  dies,  daß 
der  von  ihr  geschaffene  Einheitsstaat  als  Herrschaftsorganismus 
selbst  mit  den  wesentlichsten  zentralistLscben  Verschärfungen,  die 
Joseph  IL  hinzugefugt  hatte,  vollständig  erhalten  und  unerschüttert 
geblieben  ist.  Wenn  sich  auch  in  Böhmen  in  Leopolds  IL  Regie- 
rungszeit ein  gewisser  Widerstand  gegen  den  deutschen  Charakter 
des  josephinischen  Absolutismus  erkennen  läßt,  wenn  auch  die 
ersten  schwachen  Regungen  des  tschechischen  Nationalbewußtseins 
an  die  oppositionellen  Aktionen  der  böhmischen  Stände  wider  Ge- 
setzgebung und  Regierung  Josephs  IL  anknüpfen,  so  ist  die  Wir- 
kung davon  doch  erst  viel  später  hervorgetreten.  Man  darf  wohl 
sagen:  Josephs  IL  Regierungssystem  ist  die  Vollendung  des  öster- 
reichischen Einheitsstaates  gewesen  und  zugleich  auch  wider  sei- 
nen Willen  die  auslösende  zentrale  Kraft  für  neue,  viel  später 
hervortretende,  der  Idee  dieses  Staatswesens  diametral  entgegen- 
gesetzte politische  Kräfte  der  nichtdeutschen  Völker.  Zunächst  aber 
blieb  die  ganze  kunstvoll  gegliederte  Administration  des  theresia- 
nisch-josephinischen  Absolutismus  erhalten.  Die  Stände  in  den 
Königreichen  und  Ländern  begnügten  sich  mit  dem  ihnen  konzedier- 
ten leeren  Zeremoniell  ihrer  Postulaten-Landtage,  halfen  dienst- 
eifrig an  der  Erfüllung  der  ihnen  noch  belassenen  Aufgaben  in  der 
Wohlfahrtspflege  und  im  Steuerwesen  und  erfreuten  sich  an  der  Be- 
vorzugung, die  so  wie  unter  Maria  Theresia  auch  unter  ihren  Söhnen 
und  ihrem  Großneffen  Kaiser  Franz  IL  der  Adel,  vor  allem  die  füh- 
renden historischen  Familien,  im  Staatsdienst  und  in  den  Heeres- 
kommanden  erfuhren.  Das  hinderte  allerdings  nicht,  daß  sich  bei  der 
Zunahme  der  Zahl  der  Beamtenschaften  und  den  erhöhten  Anforde- 
rungen fachmännischer  Vorbildung  seit  Maria  Theresia  deutlich 
eine  ganz  neue  bürgerliche,  vielfach  mit  dem  niederen  Briefadel  be- 
lehnte Klasse  der  Bureaukratie  ausbildete,  deren  Söhne  und  Enkel 
dann  während  der  Regierungszeit  des  Kaisers  Franz  in  Wien  jene 
sogenannte  „zweite  Gesellschaft"  formierten,  die  für  die  altöster- 
reichische Kultur  höchst  wichtig  geworden  und  lange  Zeit  die  vor- 
nehmste Trägerin  der  höheren  und  höchsten  Bildungsinteressen  in 
Oesterreich  gewesen  ist. 12) 

Aber  auch  in  Ungarn  versank  die  avitische  Ständeverfassung, 
nachdem  die  „Rebellen"  von  1791  die  abermalige  feierliche  Ver- 
briefung ihrer  Rechte  erlangt  hatten,  und  nach  der  blutigen  Beseiti- 
gung der  geringen  Ansätze  zu  angeblich  revolutionärem  Jacobiner- 
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tum  in  der  sogenannten  „Verschwörung"  des  Martinovich  von  1795, 
abermals  in  jenen  Schlummerzustand,  in  den  Maria  Theresias  kluge 
Politik  das  öffentliche  Leben  Ungarns  zum  erstenmal  zu  versetzen 
verstanden  hatte.  Sie  hatte  es  vermocht,  den  Magnatenadel  Ungarns 
in  immer  weiterem  Umfang  und  dauernd  an  den  Hof  zu  ziehen,  ja 
sogar  aus  ihm  eine  Art  von  Reichsinstitution  gesellschaftlicher  Art 
zu  machen.  Vortrefflich  gebildete  ungarische  Juristen  berief  sie  in 
den  Staatsrat,  die  Söhne  der  adeligen  Gentry  fanden  ihre  Erziehung 
in  der  Theresianischen  Ritter-Akademie  zu  Wien,  an  fremde  Höfe 
entsendete  sie  mit  Vorliebe  stolze  ungarische  Grafen  und  Fürsten. 
Wien  wurde  in  ihrer  Regierungszeit  zum  erstenmal  auch  für  Ungarn 
tatsächliche  Reichshauptstadt,  um  so  mehr,  als  es  hier  allein  in  dem 
habsburgischen  Reiche  jener  Tage  hauptstädtische  Kultur  im  Sinne 
jener  Zeit  gab,  neben  der  die  wenigen  alten  Haupt-  und  Provinz- 
städte  Ungarns,  etwa  Preßburg  und  Ofen,  beide  übrigens  durchaus 
deutsche  Gemeinwesen,  gar  nicht  in  Vergleich  kommen  konnten. 

Unter  Kaiser  Franz  IL,  der  zuerst  wieder  kaiserliches  Hofleben 
erneuerte  —  Josephs  IL  Regierung  bildete  auch  in  dieser  Hinsicht 
eine  ganz  eigenartige  Epoche  — ,  setzte  sich  dieser  Zustand  fort.  Ob- 
gleich Franz  IL  die  Einberufung  des  ungarischen  Reichstages  zunächst 
ebenso  außer  Gebrauch  setzte  wie  Maria  Theresia,  wußte  er  sich  den- 
noch die  Loyalität  des  ungarischen  Adels  durch  alle  Stürme  der 
napoleoiüschen  Zeit  zu  erhalten,  und  als  vollends  nach  1815  der 
dauernde  Friede  eintrat,  vermochten  die  rein  gesellschafllichen  An- 
ziehungskräfte und  materiellen  Vorteile,  die  Altwien  dem  ungarischen 
Adel  bot,  ähnlich  wie  in  der  theresianischen  Periode  noch  durch 
einige  Zeit  zu  wirken. 

Betrachtet  man  von  dem  hier  eingenommenen  Standpunkte  die 
Regierungszeit  des  Kaisers  Franz,  so  liegt  eigentlich  schon  in  dem 
streng  konservativen  Charakter  seines  Regiments  und  der  ganzen 
Zeit  ausgesprochen,  daß  die  bestehende  Staatsordnung  durchaus  un- 
verändert erhalten  bleiben  mußte;  es  ist  daher  von  geringem  Nutzen, 
sich  etwa  die  verschiedeneu  zeitweiligen  und  sachlich  genommen 
geringfügigen  Abänderungen  an  der  Staatsmaschine  vor  Augen  zu 
füllten,  die  es  in  dieser  Epoche  gegeben  hat.  Das  Wichtigste  ist  dies: 
der  „Staat"  wurde  durch  Kaiser  Kranz  und  seine  Minister  unzweifel- 
haft zu  einer  lorgsam  Ausgebildeten  Maschine.  Die  Organisation, 
wie  sie  die  großen  Monarchen  des  18-  Jahrhunderts  geschaffen  hatten, 
arbeitete,  von  gewissen  Portsehritten  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  ab- 
gesehen, wie  s.io  zum  Beispiel  Metternichs  Industrie-  und  Zollpolitik 
wenigstens    teilweise    zustande    brachte,    ohne    den     Antrieb    jener 
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großen  Motive  der  rationalistischen  „Völkerbeglückung",  wie  sie 
Josephs  IL  Handeln  befeuerten,  durchaus  als  hergebrachte  Verwal- 
tungsmaschine zur  Erfüllung  der  täglichen  Bedürfnisse  des  Gemein- 
wesens. An  Stelle  der  großen  Prinzipien  und  der  Ideenfülle  des 
aufgeklärten  Absolutismus  des  Ancien  Regime  trat  vielmehr  ein 
ganz  anderes  Prinzip  beherrschend  hervor:  der  Haß  gegen  die 
durch  Frankreich  siegreich  emporgehobene  Idee  der  Revolution  und 
die  Furcht  vor  ihren  Wirkungen  auf  die  beherrschten  Völker  hatten, 
nachdem  diese  ganze  Epoche  der  napoleonischen  Siege  und  Kämpfe 
von  den  alten  Dynastieen  unter  großen  Mühsalen  glücklich  über- 
standen war,  die  möglichste  Verhinderung  irgendwelcher  Bewegung 
der  Geister  auf  sozialem,  politischem  oder  auch  nur  rein  kulturellem 
und  selbst  wissenschaftlichem  Boden  zur  leitenden  Maxime  der 
Staatenlenker  gemacht.  Diese  Maxime  der  „Erhaltung  von  Ruhe  und 
Ordnung"  führte  von  selbst  zum  Ideal  der  völligen  Bewegungslosig- 
keit der  „Untertanen"  und  machte  die  vorbeugende  Tätigkeit  der 
Polizei  zu  dem  schließlich  einzigen,  noch  spontan  und  unablässig 
wirkenden  Organ  des  Staates,  das  alle  übrigen  Behörden  und  Aemter, 
ja  selbst  die  Kirche,  den  Adel  imd  die  Beamten,  schließlich  auch  die, 
höchsten  Würdenträger  des  Staates  und  den  Hof  selbst  peinlich 
überwachte.  Wir  besitzen  trotz  des  Mangels  an  genügenden  akten- 
mäßigen Darstellungen  der  franzisceischen  Regierungs-  und  Verwal- 
tungskunst doch  einige  eingehende  Schilderungen  zeitgenössischer 
Kenner  der  öffentlichen  und  privaten  Zustände  in  der  Staatsverwaltung 
und  dem  gesellschaftlichen  Leben  des  Oesterreich  des  „guten  Kaisers 
Franz".  Vom  politischen  Gesichtspunkt  aber  ist  keine  Darstellung 
auch  heute  noch  belehrender  als  diejenige,  welche  Graf  H  a  r  t  i  g , 
selbst  einer  der  hervorragendsten  Staatsmänner  in  der  Zeit  Kaiser 
Ferdinands,  von  dem  Wesen  dieser  ganzen  Epoche  unmittelbar  unter 
dem  Eindruck  der  Wiener  Märzrevolution  in  seiner  Schrift  über  deren 
„Genesis"  gegeben  hat.  Man  sollte  eigentlich  diese  ganze  Schrift 
neu  drucken  lassen;  denn  wer  das  franzisceische  Oesterreich  kennt, 
vermag  auch  gewisse  Rätsel  zu  lösen,  welche  das  moderne  Oester- 
reich dem  kritischen  Beurteiler  bietet.  Man  kann  wohl  sagen:  vor 
allem  sind  es  gewisse  wichtige  gesellschaftliche  Erscheimmgen  und 
unverkennbare  Züge  des  Volkscharakters,  die  auch  heute  noch  be- 
stimmend mitwirken  und  die  in  jener  Zeit  entstanden  oder  dauernd 
ausgebildet  worden  sind,  zumal  innerhalb  des  Wiener  Kulturkreises, 
aber  auch  in  den  Provinzhauptstädten,  soweit  sie  neben  dem  Einfluß 
Wiens  überhaupt  eine  selbständige  Bedeutung  besessen  haben.  Ich 
werde  auf  einige  dieser  charakteristischen  Ergebnisse  der  francis- 
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h-fcrdinandeischen  Epoche  noch  in  anderem  Zusammenhange 
zurückkommen.  Hier  aber  scheint  mir  von  besonderer  Wichtigkeit  zu 
»ein  daß  man  sich  darüber  klar  wird,  welche  Bedeutung  diese  Epoche 
vor  allem  für  die  Entwicklung  oder  Hebung  der  Staats-  und  Reichs- 
idee  gehabt  hat  Um  die.se  Frage  zu  beantworten,  muß  vor  allem  die 
auswärtige  Stellung  der  Monarchie  in  Betracht  gezogen  werden. 1S) 

Kaiser  Franz  hatte,  indem  er  1804  den  Titel  und  die  Würde  eines 
österreichischen  Kaisers  annahm  und  1806  die  deutsche  Kaiserwürde 
ablegte,  ganz  offen  die  Konsequenz  aus  den  politischen  Umständen 
jener  Zeit  gezogen  und  damit  so  recht  der  traditionellen  Politik  des 
Erzhauses  klaren  Ausdruck  verliehen.  Die  alte  Idee  Maximilians  I- 
und  seiner  Nachfolger,  erst  im  18.  Jahrhundert  zur  Verwirklichung 
gebracht,  ging  dahiu.  durch  „Union"  der  Länder  und  ihrer  Kronen 
ein  habsburgisches  Donaureich  zu  schaffen;  nachdem  die  Prag- 
matische Sanktion  diesen  Prozeß  zu  einem  gewissen  Abschluß  ge- 
bracht hatte,  war  innerhalb  dieses  Reiches  ein  besonderer  öster- 
reichischer „Staat"  neugebildet  worden,  das  ungarische  Königreich 
aber  trotz  der  Siege  und  Erfolge  der  Heere  Leopolds  I.  und  Karls  VI. 
imd  des  dadurch  mächtig  gesteigerten  Prestiges  der  kaiserlichen  Dy- 
nastie im  Osten  und  Südosten  als  staatsrechtliche  Einheit  erhalten 
geblieben,  wenn  auch  jenes  Grundgesetz  die  Gesamtheit  der  Länder 
der  Stephanskrone  dauernd  mit  den  deutschen  Erblände rn  und  den 
böhmischen  Ländern  nach  außen  hin  zu  einem  Reiche,  zur 
..Monarchie"  verband.  Die  neue  Kaiserkrone  war  nur  der  solenne 
Ausdruck  dafür,  daß  die  europäische  Großmachtstellung  des  Hauses 
Habsburg  langsl  ausschließlich  auf  der  festen  Bildung  dieses  Ge- 
samtreiehes,  nicht  auf  der  durch  die  deutschen  Kurfürsten  erfolgten 
Erwählung  nun  Oberhaupte  des  Beiligen  Römischen  Reiches  deutscher 
Nation  beruhte.  Die  deutsche  Kaiserkrone  hatte  für  Franz  II.  seit 
Friedrich  des  Großen  erfolgreichem  Fürstenbund,  vollends  nach  der 
nden  Ki alt  der  napoleonischen  Siege  und  der  Schöpfimg  des 
Rheinbundes  mit  Beinen  neuen  Königreichen  auch  nicht  einmal  mehr 
Bedeutung  einer  realen  politischen  Würde.  Als  nun  auf  dem  Wiener 
Kongresi  uordnung  Europas  erfolgte,  war  das  Hauptergebnis 

dies,  daß  beide  aus  dem  alten  Reiche  hevorgegangenen  europäischen 
Großmächte  deutscher  Dynastie  völlig  wiederhergestellt  und  verstärkt 
erschienen:  Preußen  und  Oesterreich,  beide  bemerkenswerterweise 
dadurch  zu  Großstaat,  n  geworden,  daß  sie  weite,  dem  nicht  deutschen 
Volkstum  mgehörige  Gebiete  ihrem  Staatsterritorium  an-  und  ein- 
gegliedert hatten.  Immerhin  erschien  das  Prestige  Oesterreichs  nach 
.  vermehrt,  das  Preußens,  mit  der  Stellung  Friedrichs  des  Großen 


der  dynaetiseh-e  Reichs-  und  Staatsgedaake.  43 

in  der  Welt  verglichen,  leicht  verringert.  Die  Wiederbesitznahme 
der  oberitalienischen  Provinzen,  die  Wiederherstellung  der  habsbur- 
gischen  Sekundogenituren  in  Mittelitalien,  das  Festhalten  des  aus  den 
Teilungen  Polens  empfangenen  Besitzes,  während  Preußens  entspre- 
chender Anteil  gemicndert  war,  der  Gewinn  Venedigs  und  der  ganzen 
venetianischen  Terra  firrna,  alles  dies  stellte  die  babsburgische  Mon- 
archie als  den  mit  Rußland,  England  und  Frankreich  vollberechtigten 
Großstaat  in  den  Vordergrund.  Die  Schöpfung  des  Deutschen  Bundes, 
an  dem  der  österreichische  Teil  der  Donaumonarchie  (mit  Ausschluß 
von  Galizien,  der  Bukowina  und  Dalmatien)  Teil  hatte,  ließ  dann  das 
ganze  Gewicht  des  habsburgischen  Reiches  doch  wieder  zum  entschei- 
denden Faktor  in  allen  Angelegenheiten  der  inneren  deutschen  Politik 
—  vor  allem  gegenüber  den  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  —  wer- 
den und  so  das  Erzhaus  abermals  im  Zentrum  Europas  eine  dauernde 
politische  Hegemonie  gewinnen.  Durch  seinen  um  Dalmatien  ver- 
mehrten südslawischen  Besitz  war  die  Monarchie  gleichzeitig  neben 
Rußland  zu  dem  an  der  orientalischen  Frage  meistinteressierten  Fak- 
tor geworden:  im  Norden  nahm  es  duirch  sein  galizisches  Territo- 
rium unmittelbaren  Anteil  an  dem  polnischen  Problem.  Gerade  diese 
weite  und  vielfach  in  fremde  Interessen  eingreifende  Ausdehnung 
bedeutete  aber  für  die  Monarchie,  wie  sie  unter  Franz  IL  wieder- 
gebildet worden,  ein  Moment  innerer  Schwäche.  Noch  einmal  war 
die  territoriale  Reichs-  und  Staatsbildung  in  Europa  auf  dem  Wiener 
Kongresse  ganz  nach  den  Prinzipien  der  im  17.  Jahrhundert  ent- 
wickelten Staatslehre  und  Staatskunst  gefördert  worden ;  das  seit  dem 
Frieden  von  Utrecht  die  gesamte  Politik  Europas  und  damit  sein 
Schicksal  beherrschende  Prinzip  des  europäischen  Gleichgewichtes 
war  so  viel  als  möglich  mechanisch  zum  Siege  gebracht  worden,  Qua- 
dratmeilen und  „Seelen"  von  Untertanen  wurden  hin  und  herge- 
schoben, bis  die  Rechnung  möglichst  nach  dem  Willen  der  Groß- 
mächte „aufging"  und  ohne  daß  man  sich  viel  um  andere  Kräfte  küm- 
merte, als  die  hinter  den  legitimen  Herrschern  stehenden  militäri- 
schen Machtmittel. 

Die  europäische  Rang-  und  Machtstellung,  welche  so  das  Haus 
Oesterreich  1815  wieder  errungen  hatte,  die  sich  von  allem  An- 
fang an  in  der  präponderierenden  Persönlichkeit  des  Staatskanzlers 
Fürsten  Metternich  innerhalb  des  europäischen  Areopags  deutlich  zum 
Ausdruck  brachte,  hat  nun  zwei  verhängnisvolle  Folgen  nach  sich  ge- 
zogen: einmal  befriedigte  sie  den  durch  die  schweren  Schicksale  der 
napoleonischen  Epoche  vielgeprüften  Träger  der  Krone  und  ließ  ihm 
wie  seinen  Ratgebern  die  Festigung  und  möglichste  Erweiterung  der 
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nach  außen  gewendeten  Macht  Oesterreichs  als  die  Hauptaufgabe  der 
österreichischen  Politik  erscheinen.  Hieraus  ergab  sich  dann  zwei- 
tens die  Anschauung,  daß  der  innerpolitische  Zustand  der  Monarchie, 
«reiche  zuletzt  so  große  militärische  und  diplomatische  Erfolge  selbst 
gegen  den  Uebermenschen  Napoleon  errungen  hatte,  durch  diese  Er- 
probung ihrer  Leistungsfähigkeit  seine  vollste  Rechtfertigung  er- 
fahren habe.  Ueberragende  Bewertung  der  Gesichtspunkte  der  äuße- 
ren Politik  und  zugleich  strengster  Konservativismus  in  der  inneren 
Politik  gegenüber  allen  Fragen,  die  das  Verhältnis  von  Fürst  und 
Volk  betrafen,  bildeten  daher  für  ein  Menschenalter  die  unumstöß- 
liche leitende  Direktive  der  österreichischen  Regierung  und  der  von 
ihren  Behörden  geführten  Verwaltung.  Wieder  war  also  die  Be- 
wahrung der  Macht  des  Erzhauses  als  die  eigentliche  Grundlage  und 
der  Sinn  alles  staatlichen  Seins  und  Tuns  in  der  Monarchie  her- 
gestellt; die  heilige  Allianz  und  deren  eigentlicher  Zweck,  die  Nieder- 
haltung jeder  Regung  revolutionären  Geistes  in  Europa,  ließen 
vollends  die  ungeschwächte  Erhaltung  der  österreichischen  Haus- 
macht nur  allzu  leicht  als  ein  europäisches  Gesamtinteresse  er- 
scheinen. Wenn  im  17.  Jahrhundert  die  Bewahrung  des  deutschen 
und  damit  europäischen  Kulturkreises  vor  der  Türkengefahr  als  Aul- 
gabe der  österreichischen  Dynastie  die  in  der  Hausmacht  schon  da- 
mals verkörperte  Einheit  der  Königreiche  und  Länder  zur  Reichsidee 
steigerte  und  dadurch  dynastisches  Machtinteresse  mit  dem  wesen- 
haftesten politischen  Gemeinzweck  der  deutschen,  magyarischen,  sla- 
wischen und  romanischen  Völker  des  Donaureiches  dauernd  le- 
gierte, so  erschien  bei  der  Neuordnimg  Europas  auf  dem  Wiener 
Kongresse  die  nunmehr  als  besonderes  Kaiserreich  konstituierte 
habsburgische  Bansmacht  vom  Standpunkte  der  Kabinette  der  macht- 
habenden Höfe  und  ihrer  Staatsmänner  abermals  einem  großen  poli- 
tischen Prinzip  dienstbar  gemacht,  welches  das  alte  rein  dynastische 
Interesse  der  ungemindertenErhaltung  der  Hausmacht  als  den  wahren 
Staats-  und  Reichsgedanken  der  Monarchie  der  Habsburger  er- 
kennen ließ.  Oesterreieh  als  kraftvoller  Hort  der  vom  Umsturz 
bedrohten  legitim«  n  FQrstenherrschait,  des  von  den  [deen  der  fran- 
zösischen Revolution  gefährdeten  europäischen  Friedens:  diese  Idee 
beherrscht.'  von  1816  ab  die  Höfe  und  Kabinette  aller  monarchischen 
ten  Europas  ebenso,  wie  sio  auch  vom  österreichischen  Hof  und 
seiner  Regierung  befriedigt  angenommen  und  festgehalten  worden 
ist.  Daß  diese  Idee  auch  den  österreichischen  Völkern  als  raison  d'etre 
des  Reichet  vollständig  genügen  mußte,  war  den  Staatsmännern 
jener  Zeit  um   so  selbstverständlicher,  als  diese  Völker  ja  um  ihro 
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Zustimmung  niemals  gefragt  wurden.  Andererseits  läßt  sich  nicht  be- 
zweifeln, daß  die  neuerliche  Zusammenfügung  der  1805  und  1809  so 
stark  verringerten  Monarchie  unter  Umständen  vor  sich  ging,  die 
zeigen,  daß  die  beiden  Menschenalter  des  Bestandes  des  theresia- 
nisch-josephinisch-francisceischen  Gesamtreiches  und  österreichischen 
Einheitsstaates  doch  auch  für  die  Ausbildung  eines  von  den  Völkern 
selbst  getragenen  österreichischen  Reichs-  und  Staatsgedankens 
keineswegs  erfolglos  gewirkt  hatten.  Der  nach  dem  Wieder- 
erstehen der  Gesamtmonarchie  im  alten  Umfange  sich  vielfach 
äußernden  Loyalität  und  Ergebenheit  gegenüber  der  Dynastie  ent- 
sprach zweifellos  ein  reales  inneres  Zusammengehörigkeitsgefühl  der 
Länder  und  Völker;  dabei  müssen  allerdings  die  längst  vom  natio- 
nalen Gedanken  erfaßten  italienischen  Provinzen  ganz  und  gar  aus- 
genommen werden.  Mancherlei  sind  die  Kräfte,  die  in  der  bezeich- 
neten Periode  dieses  staatliche  Einheitsgefühl  in  den  Massen  lang- 
sam aufgebaut  hatten. 

Vor  allem  wirkten  die  Ideen  des  aufgeklärten  Absolutismus, 
wie  Joseph  II.  sie  zuerst  vertreten  hatte,  auf  kulturellem  und  wirt- 
schaftlichem Gebiete  immerhin  fruchtbar  weiter.  Die  nun  alles  soziale 
und  ökonomische  Leben  beherrschende  Bureaukratie  betrachtete  es 
als  notwendiges  Korrelat  ihrer  Allgewalt,  daß  sie  für  die  materielle 
Kräftigung  und  Hebung  des  Volkes,  für  die  Steigerung  des  all- 
gemeinen Wohlstandes  zu  sorgen  verpflichtet  sei;  sie  wußte  sehr 
wohl,  daß  die  „gute  Polizei",  die  den  Kern  des  absolutistischen  Re- 
gierungssystems bildete,  vor  allem  auch  in  der  positiven  Förderung 
der  materiellen  Interessen  des  Volkes  bestehe.  Auf  diesem  Gebiete 
war  denn  auch  seit  den  einschneidenden  Maßregeln.  Kaiser  Josephs  IL 
zuerst  eine  Art  von  österreichischem  Staatsgefühl  im  modernen  Sinn 
entstanden:  die  Aufhebung  der  Grenzzölle  und  Grenzmauten  zwischen 
den  einzelnen  Kronländern,  die  Joseph  IL  durchgeführt  hatte,  das  unter 
Metternich  auf  die  Höhe  der  Wirtschaftswissenschaft  jener  Zeit  ge- 
brachte System  planmäßiger  Schutzzölle,  umsichtiger  Gewerbe-  und 
Verkehrspolitik  für  die  gesamten  Erbländer,  Maßregeln,  denen  sich 
Großzügigkeit  und  Weitblick  keineswegs  absprechen  lassen,  hatten 
in  der  Tat  ein  großes  österreichisches  Wirtschaftsgebiet  geschaffen, 
in  das  auch  Ungarn  trotz  des  an  seiner  Grenze  noch  immer  fort- 
bestehenden geringfügigen  Grenzzolles  gewissermaßen  unbemerkt 
hineingewachsen  war.  In  gleichem  Sinne  wirkte  mit  ganz  beson- 
derem Nachdruck  einigend  die  so  vielseitige  und  fruchtbare  gesetz- 
geberische Tätigkeit  Maria  Theresias  und  ihres  Sohnes,  deren  reife 
Früchte,  wie  vor  allem  das  unvergleichliche  Allgemeine  Bürgerliche 
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l/huih.  \ielfach  erst  unter  Kaiser  Kranz  hervorkamen:  Zivil- 
reeht,  vorher  schon  Zivil-  und  Strafverfahren,  sowie  Strafgesetz,  Zoll- 
und  Monopoleinrichtungen  stellten  Kodifikationen  großer  Teile  des 
öffentlichen  und  privaten  Rechtes  vor,  die,  was  ihre  wissenschaftliche 
Grundlage  betrifft,  den  besten  Leistungen  der  Gesetzgebung  jener 
Zeit  in  Preußen  und  Bayern  mindest  gleichstehen,  in  vielen  Punkten 
sie  zweifellos  übertrafen.  Diese  Gesetze  schufen  ein  vollständig 
gemeinsames  gleichartiges  Recht  für  alle  nichtungarischen  Erb- 
länder und  alle  ihre  Völker,  ja,  von  den  Resten  feudaler 
Besit /.Vorrechte,  vor  allem  von  der  Patrimonialverfassung  abgesehen, 
auch  gleiches  Recht  für  alle  Klassen  der  Gesellschaft. 
Die  nivellierende  Wirkung  dieser  großen  Rechtsschöpfungen 
kam  ebenso  in  die  Breite  zur  Geltung,  wie  in  die  Höhe  und 
Tiefe  der  Gesellschaft.  Die  Verwirklichung  dieses  Rechtes  erfolgte 
nun  durch  eine  durchaus  verstaatlichte  mittlere  und  höhere  Gerichts- 
barkeit, in  welcher  die  oberste  Justizstelle  für  die  gesamten  nicht- 
ungarischen Länder  als  ein  auch  in  sachlicher  Hinsicht  ausgezeich- 
netes oberstes  Forum  die  Einheit  der  Rechtsprechung  und  volle 
3i(  herheit  der  Rechtsordnung  wahrte.  Kreishauptmannschaften  und 
Gubernien  führten  die  innere  Verwaltung  nach  einer  großen  Anzahl 
allgemeiner  Gesetze,  die  für  sämtliche  Kronländer  in  zahlreichen 
Hofdekreten  niedergelegt  waren  und  trotz  der  Berücksichtigung  ge- 

r  Verschiedenheiten  der  verschiedenen  Erbländer  doch  in  allem 
Wesentlichen  vom  einheitlichen  Geiste  erfüllt  waren,  welchem  die 
denkbar  straffste  Zentralisierung  aller  Administrativbehörden  unter 
Hofkanzlei  und  Staatsrat  Verwirklichung  verbürgte.  Die  Armee 
endlien  beruhte  in  den  Erbländern  gleichfalls  längst  auf  einheitlicher 
Grundlage,  den  Kon>kriptionspatenten,  und  war  durch  das  völlige 
tafhören  der  Werbung  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrunderts  sowie 
unter  den  neuen  Impulsen,  welche  die  Reformen  Erzherzog  Karls 
■wischen  1809  und  1818  boten,  mehr  als  früher.  ZU  einem  höchst  be- 
deutsamen, einheitlich  geformten  Ausdtruck  der  Wehrkraft  aller 
Völker  Oeeterreiehl  geworden.  Allerdings  blieb  Ungarn  mit  seinen 
auf  die  jeweilige  Bewilligung  der  Stände  aufgebauten  Truppen- 
kontingenten  auch  jetzt  noch  außerhalb  der  Armeereform  und  damit 
des  ganzen  Bannkreises  dieser  stärksten  zentralen  Institution  der 
bnbeburgisehen  Qesamtmacht  Immerhin  ist  es  aber  noch  die  alte 
kaiserliche  Armee,  ganz  und  gar  auf  den  Begriffen  des  kaiserlichen 
Dienstes,  der  KriegBherrlichkeit  ^^^  Monarchen  und  des  streng  dyna- 
stischen Maehtzwecke9  aufgebaut;  noch  immer  ist  das  Offizierkorps 
tu   erheblichen  Teilen  mit   Ausländern,   vor  allem   mit  Sölinen  des 
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hohen  und  mittleren  deutschen  Adels  der  meisten  Bundesgebiete,  be- 
setzt. Aber  gerade  in  den  napoleonischen  Kämpfen  und  den  davon 
ausgelösten  Armeereformen  bildete  sich  zuerst  jenes  Gefühl  aus,  dem 
Grülparzer  1848  so  ergreifenden  Ausdruck  in  den  Worten  gab:  „In 
deinem  Lager  ist  Oesterreich."  Die  alte,  im  gravitätischen  Latein 
der  Pragmatischen  Sanktion  zuerst  ausgedrückte  Vorstellung  von  der 
wechselseitigen  Verteidigung  aller  Länder  hatte  schon  in  der  hier 
betrachteten  Geschichtsperiode  begonnen,  sich  in  Gestalt  der  kaiser- 
lichen Armee  in  ein  die  Einheit  der  Monarchie  repräsentierendes  Ge- 
samtgefüge ihrer  Völker  selbst  umzusetzen.  Allerdings  nur  begonnen : 
noch  überwiegt  —  und  wie  wir  sehen  werden,  galt  dies  bis  in  unsere 
Tage  — ■  in  dem  Charakter  der  österreichischen  Armee  die  Grund- 
vorstellung, daß  sie  als  dem  Monarchen  unbedingt  zur  Verfügung 
stehendes  Werkzeug  anzusehen  sei,  und  auch  dem  Volke  erscheint 
sie  noch  lange  Zeit  nicht  als  „Staatsdienst",  sondern  als  Dienst  des 
Kaisers,  oder,  in  der  gebräuchlichen  österreichischen  Redewendung 
von  des  „Kaisers  Rock",  nicht  als  Verkörperung  der  eigenen  militä- 
rischen Kraft  der  Völker,  sondesn  als  ausschließlicher  Ausdruck  der 
kaiserlichen  Macht 

Allgemeine  Gesetzgebung,  gleichmäßige  Organisation  der  Be- 
hörden und  Gerichte  in  dem  ganzen  „zisleithanischen"  Teil  der 
Monarchie,  völliges  Durchdringen  des  zentralistischen  Geistes  in  der 
Verwaltung,  gemeinsames  Wirtschafts-  und  Zollgebiet  und  daraus  er- 
wachsende unlösliche  Wechselbeziehungen  zwischen  allen  Kron- 
ländern, gemeinsames  Maß  und  Gewicht  (seit  Maria  Theresia),  gleiche 
Münze,  seit  Franz  II.  auch  die  beginnende  Entwicklung  von  Staats- 
schulden, die  alle  Länder  verpflichteten,  und  das  fast  vollständige 
Verschwinden  der  finanziellen  Persönlichkeit  der  Kronländer:  alles 
dies  bildet  zusammen  die  feste  Grundlage  für  das  Erwachen  jenes 
österreichischen  Einheits-  und  Staatsgefühls  der  Völker,  das  in  (*er 
stillen  Zeit  nach  dem  Wiener  Kongreß  mit  besonderer  Deutlichkeit 
hervortritt.  Daß  dieses  Gefühl  sich  vor  allem  in  deutscher  Sprache 
zum  Ausdruck  bringt,  ist  nach  dem  oben  bezeichneten  Verhältnisse 
des  deutschen  Volkselementes  zu  den  Einrichtungen  des  seit  Maria 
Theresia  geschaffenen  Staatswesens  begreiflich.  In  der  Tat  ist  das 
deutsche  Volkstum  Oesterreichs  der  Hauptträger,  Bildner  und  För- 
derer dieses  ganzen  „Staates".  Allerdings  steht  die  Sache  so,  daß 
zahlreiche  Elemente  der  nichtdeutschen  Völker  fortwährend  dadurch, 
daß  sie  an  diesem  „Staate"  als  lebendig  fungierender  Einrichtung 
aktiv  teilnehmen,  zur  deutschen  Sprache  und  durch  diese  zum  deut- 
schen Volkstum  übergeleitet  werden.    So  entsteht  aus  dem  Deutsch- 
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tum  der  Erbländer  und  mit  dessen  Hilfe  das  deutsche  Oesterreicher- 
tum  in  denjenigen  Schichten  des  städtischen  Mittelstandes,  die  von 
der  Ausbildung  der  Beamten-  und  Dienerschaft  am  stärksten 
berührt  werden,  als  unmittelbare  Frucht  des  „Staates"  und  seines 
Wachstums.  Die  Vermehrung  der  Beamtenschaft  und  die  Verbesse- 
rung der  Stellung  der  kleinbürgerlichen  Elemente  innerhalb  dieser 
spielen  dabei  eine  sehr  wichtige  Rolle.  Aber  auch  wirtschaftliches 
Aufsteigen  im  freien  Berufsleben,  in  Kaufmannschaft,  Gewerbe, 
landwirtschaftlicher  Administration  führt  gleiche  Wirkungen  herbeL 

Was  nun  die  Bauernschaft  betrifft,  so  zeigt  wohl  der  Aufstand  der 
Tiroler,  wie  bei  diesem  Vorposten  der  alpenländischen  Bauernschaft 
die  Staatsvorstellung  noch  vollständig  mit  der  Dynastie  und  dem 
heimatlichen  Kronlaud  zusammenfällt:  die  Treue  gegen  den  Landes- 
herrn  und  das  ausschließlich  an  das  Kronland  gebundene  Heimats- 
und Angehörigkeitsgefühl,  nicht  etwa  ein  wirkliches  „Staatsgefühl", 
bilden  da  die  lebendigen  Kräfte.  In  den  Sudetenländern  und  den 
südslawischen  Gebieten  ist  damals  und  noch  lange  nachher  die  Kultur 
der  ländlichen  Massen,  ist  ihre  ganze  Vorstellungswelt  viel  zu  un- 
entwickelt gewesen,  vor  allem  durch  die  Patrimonialverfassung  zu 
sehr  von  jedem  unmittelbaren  Anteil  am  staatlichen  Leben  entfernt, 
als  daß  es  hier  anders  sein  könnte.  Den  Massen  der  slawischen 
Bauernschaft  zumal  erscheint  der  Kaiser  als  erblicher  Herr  der  ge- 
samten Macht,  der  in  dem  Begriff  des  Erzhauses  und  der  Monarchie 
liegt,  erscheint  der  Monarch  selbst  als  der  übermächtige,  über  alle 
gesetzte  „Staat".  ,3a, ) 

Man  kann  also  sagen:  in  der  1815  wieder  zusammengefügten 
Monarchie  ist  das  deutsch-bürgerliche  Element  vollends  der  Träger 
und  das  Organ  des  lebendigen  theresdanisch-josephinischen  Staats- 
gedankeni  geworden.  Neben  ihm  stehen  Armee  und  Adel  als  die  alten 
und  bedeutendsten  Repräsentanten  der  rein  dynastischen  Gesamt- 
staaLsidee,  als  bevorzugte  Werkzeuge  der  Dynastie  in  ihrer  jahr- 
hundertelang bewahrten  Tendenz,  aus  der  Masse  der  Erbländer  eine 
einheitliehe  Organisation  der  habsburgischen  Hausmacht  zu  schaffen. 
Hier  tritt  nun  im  tiefsten  Grunde  der  wesentliche  Unterschied  der 
bürgerlichen  und  der  adelig-Ständischen  Auffassung  vom  österreichi- 
schen ..Staate"  hervor,  und  man  darf  vielleicht  sagen,  daß  das  soziale 
Element  der  Beamtenschaft  gewissermaßen  unbewußt  die  Vermitt- 
lung zwischen  beiden  Auffassungen  besorgte.  Indem  die  Beamten  in 
Oestemieh  ebenso  wie  in  anderen  deutschen  Staaten  langsam  aus 
lüi-tendieriern  mehr  und  mehr  Staatsbeamte  werden,  tritt  bei  ihnen 
die  Vorstellung  vom  österreichischen  „Staat"  als  der  von  den  Völkern 
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selbst  als  ihr  Gesamtinteresse  verstandenen  und  bewußt  gestützten 
Einheit  und  Einrichtung  immer  stärker  zutage  gegenüber  der  alten, 
vom  ständischen  Adel  und  dem  Hofe  getragenen  Vorstellung,  daß  die 
Einheit  Oesterreichs  nur  darin  liege,  daß  alle  Länder  ein  und  die- 
selbe Dynastie,  einen  und  denselben  erblichen  unbeschränkten  Ge- 
bieter besitzen. 

Kein  Zweifel  kann  nun  darüber  bestehen,  daß  dieses  Gefühl  der 
deutschen  bürgerlichen  Gesellschaftsklasse  für  Oesterreich  als  ein 
alle  seine  Völker  innerlich  verbindendes  Ganze,  daß  mit  einem  Worte 
der  neuzeitliche  österreichische  „Staatsgedanke"  in  bürgerlicher  Auf- 
fassung vom  Zentrum,  von  Wien  her,  ausgegangen  ist;  das  hängt 
schon  damit  zusammen,  daß  Wien  seit  Jahrhunderten  die  ausschließ- 
•  liehe  Residenz  der  Dynastie  und  der  Mittelpunkt  ihrer  Machtorgani- 
sation war.  Aber  wichtiger  ist,  daß  die  zweifellos  sehr 
starke  Einwirkung,  welche  Wien  als  Metropole  seit  Karl  VI., 
vollends  seit  Maria  Theresia  auf  die  ganze  Kultur  der 
österreichischen  Erbländer  geübt  hat,  eine  der  stärksten 
Quellen  für  die  Verbreitung  und  Vertiefung  dieses  öster- 
reichischen Einheitsgefühles  gewesen  ist.  Diese  ganze  Erscheinung 
ist  so  bedeutend,  daß  sie  hier  nur  gestreift,  nicht  in  allen  Zügen 
besprochen  werden  kann:  sie  verdiente  aber  längst  eine  gründliche 
Untersuchung.  Diese  Zeitperiode,  die  man  jetzt  zusammenfassend  die 
der  Blüte  von  „Altwien"  zu  nennen  pflegt,  ist  in  der  Tat  die  Haupt- 
epoche der  Ausbildung  jener  eigenartigen  Kultur  im  weitesten  Sinn, 
die  wir  als  die  altösterreichische,  und  zwar  als  ein  geschlossenes 
Ganze  empfinden,  eine  Kultur,  deren  Wesenheit  wir  mehr  denn  je 
liebevoll  studieren  und  in  ihrer  künstlerisch-menschlichen  Eigenart 
bewundern,  wenn  wir  auch  längst  ebenso  deutlich  ihre  sozialen 
und  politischen  Schwächen  und  Mängel,  die  verhängnisvollen  und 
dunkehi  Seiten  ihrer  Wirkungen  auf  den  deutsch-österreichischen 
Volkscharakter  gut  zu  kennen  meinen.  Diese  Kultur  drückt 
sich  in  allem  aus,  was  die  Form  und  den  Inhalt  des 
privaten  und  gesellschaftlichen  Lebens  des  Oesterreichs  jener  Tage 
betrifft:  in  Baukunst  und  Gewerbe,  in  Tracht  und  Putz,  in  den 
Schöpfungen  der  bildenden  Kunst,  in  der  Literatur  und  Musik  voll- 
endet sie  sich  in  ihrer  Reife  als  eine  ganze  umfassende  Lebensord- 
nung und  gesellschaftliche  Anschauung,  die  aus  den  eigentümlichen, 
in  dem  Oesterreich  jener  Zeit  gegebenen  sozialen  und  ethnischen 
Elementen  hervorgeht  und  reif  geworden  selbst  wieder  den  Men- 
schen und  Einrichtungen  der  Epoche  einen  in  den  wesentlichsten 
Zügen  gemeinsamen  Charakter  aufprägt.  Diese  altösterreichische  Kul- 
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tui  isl  \on  Wien  ausgegangen  und  hat  von  Wien  aus  auf  den  ganzen 
großen  Umkreis  der  Erbländer  und  selbst  auf  Ungarn  tief  eingewirkt. 
Kein  Zweifel  kann  darüber  bestehen,  daß  die  persönliche  Eigenart 
der  Herrscher  dieser  Epoche,  Maria  Theresias,  Josephs  IL,  und  Kaiser 
Franz  IL,  hierbei  tiefgreifend  und  vielseitig  mitgewirkt  hat;  dies 
schon  darum,  weil  der  Hof,  die  Beamtenschaft  und  der  in  gesell- 
schaftlichen Dingen  maßgebende  hohe  Adel  die  hauptsächlichen 
Vermittler  gewesen  sind,  durch  deren  vielfach  umbildenden  Ein- 
fluß zahlreiche  ausländische  Vorbilder  und  Muster,  Einflüsse  und 
Gewohnheiten  Oesterreich  und  dem  Kulturleben  seiner  breiteren 
Schichten  zugeleitet  worden  sind.  Dieselben  Schichten  aber  sind  es 
auch,  durch  die  hinwiederum  der  ganze  damals  ausgebildete  Lebens- 
stil dieser  Kultur  in  die  bürgerliche  Oberklasse  Wiens  und  der  Pro-  • 
vinzstädte  verbreitet  wurde. 

So  ist  im  theresianisch-josephinischen  Zeitalter  zum  erstenmal 
in  den  österreichischen  Erbländern  eine  allgemeine  gleichartige 
bürgerliche  Kultur  entstanden,  die  in  ihrem  Kern  durchaus 
deutscher,  süddeutscher  Art  war,  darum  auch  mit  der  bürgerlichen 
Kultur  des  deutschen  Nordens  und  Südens  im  Reiche  vielfach  gleiche 
oder  doch  nahe  verwandte  Wesensart  hat,  die  aber  nicht  nur  die 
Eigenart  des  österreichischen  Deutschtums,  und  zwar  vorwiegend 
seines  bürgerlichen  Mittelstandes,  sondern  vor  allem  unverkennbar 
die  Eigenart  Wiens  als  des  Kreuzungspunktes  aller  Völker  und 
Kulturelemente  des  weiten  Reiches,  der  verschiedenen  Sprachen,  Ge- 
wohnheiten und  Traditionen  zeigt.  Wie  es  aber  in  einem  Staats* 
wesen  begreiflich  ist,  in  welchem  jahrhundertelang  die  Dynastie 
und  mrr  sie  allein  den  Sinn  des  Staates  ausmacht,  den  ,,Staatär 
gedanken"  nicht  nur  verkörpert,  sondern  geradezu  diesen  selbst  be- 
deutet, wo  der  von  ihr  gebildete  Hof  als  Inbegriff  aller  staatlichen 
Macht  und  gesellschaftlich  maßgebenden  Denkweise  und  Sitte  er- 
scheint. Ist  in  Wien  von  Anfang  au  der  Einfluß  aristokratisch-höfischer 
Art  nur  die  Ausbildung  moderner  bürgerlicher  Kultur  —  im  Guten 
und  im  Schlimmen  —  groß,  jedenfalls  weil  größer  gewesen  als  irgend 
wo  anders  im  ganzen  deutschen  Volks-  und  Sprachgebiete.  Der  auf- 
geklärte  Absolutismus,  der,  wie  in  allen  deutschen  Territorien,  auch 
hier  auf  die  im  18.  .Jahrhundert  entstehende  bürgerliche  Kultur  des 
deutschen  Volke-  die  bedeutsamsten  Einflüsse  ausgeübt  hat,  war  des- 
halh  nirgends  von  so  großer  Wirkung  in  dieser  Hinsicht,  wie  in 
Oesterreich.  Der  [Jmstand,  daß  schon  rein  menschlich  genommen 
so  bedeutende  Individualitäten  wie  Maria  Theresia  und  ihre  Söhne 
durch  ein  halbes  Jahrhundert  mit  der  ganzen   Fülle  der  Macht,  die 
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dem  Souverän  die  Anschauung  der  Gebildeten  wie  der  Massen  in 
jener  Zeit  bereitwillig  als  Selbstverständlichkeit  zuerkannten,  plan- 
mäßig die  Umbildung  von  Staat  und  Gesellschaft,  ja  selbst  der 
äußeren  Lebensgewohnheiten  der  Bevölkerung  betrieben,  hat  zweifel- 
los der  auf  solche  Weise  entstandenen  neuen  bürgerlichen  Kultur 
gewisse  Charakterzüge  eingefügt,  die  dann  mit  deren  Ausbreitung 
auf  die  allgemeine  österreichische  Wesensart  in  dieser  zu  dauerndem 
Ausdruck  gelangt  sind.  Wer  die  Urkunden  oder  Zeugnisse  dieser 
kulturell  fruchtbarsten  Periode  in  der  neueren  Geschichte  unserer 
Länder  unmittelbar  auf  sich  wirken  läßt,  wird  auch  heute  —  und 
heute  vielleicht  mehr  denn  je  —  mit  größtem  Interesse  wahrnehmen, 
wie  die  Schöpfer  des  neuen  Oesterreichs  in  die  wirtschaftlichem  und 
gesellschaftlichen  Verhältnisse  durch  tausendfältige,  uns  heute  oft 
seltsam,  ja  kleinlich  erscheinende  Maßregeln  tatkräftig  eingegriffen 
haben,  wie  z.  B.  Gewerbe,  Industrie  und  wirtschaftliche  Verbesse- 
rungen aller  Art  unmittelbar  durch  kaiserliche  Befehle  und  Regie- 
rungsmaßnahmen eingeführt  und  gefördert,  alte  Gebräuche  und 
Sitten  bekämpft  und  schließlich  beseitigt  werden,  wie  dabei  auch  in 
großer  Zahl  Beamte  und  technische  Berater,  höhere  und  untergeord- 
nete Hilfskräfte  bald  anregend,  bald  ausführend  tätig  sind,  wie  der 
fortwährende  Zustrom  von  Ausländern  und  vor  allem  von  unter- 
nehmungslustigen und  bedeutenden  Männern  aus  dem  Deutschen 
Reiche  fortwährend  neue  Pläne,  neue  Arbeitsmethoden,  Belebung 
alter  und  Schaffung  neuer  Gewerbe  und  Künste,  damit  aber  auch 
neue  Gebiete  der  Tätigkeit  für  Regierung  und  Verwaltung  mit  sich 
bringt.  Wie  diese  ganze  Epoche  eine  Zeit  gewaltiger,  von  oben  her 
wirkender  staatlicher  und  freier  gesellschaftlicher  Arbeit  gewesen  ist, 
das  sollte  in  unseren  Tagen,  da  die  einzige  und  bei  allen  ihren  Ver- 
diensten doch  nie  ganz  genügende  große  Darstellung  des  Lebens 
und  Wirkens  der  großen  Kaiserin  durch  Alfred  von  Arneth  vielfach 
verblaßt  ist,  neuerdings  aus  den  Quellen  dargestellt  werden.  Das 
ist  nun  gewiß  nicht  die  hier  gegebene  Aufgabe.  Es  soll  vielmehr 
nur  auf  das  eine  Moment  hingewiesen  werden:  daß  durch  diese 
gewaltige  Lebensarbeit  der  Kaiserin  und  ihres  Sohnes  sowie  der 
ganzen  großen  Schar  ausgezeichneter  Männer,  die  mit  ihnen  und  für 
sie  arbeiteten,  zum  erstenmal  die  Gesamtheit  der  Länder  der  habs- 
burgischen  Monarchie  zu  einem  Staat  im  höheren  Sinn,  als  er  dem 
rein  staatsrechtlich  formalen  Begriff  des  dynastischen  Herrschafts- 
apparates entspricht,  umgeschaffen  worden  ist.  Durch  dieses  große 
Werk  wurden  alle  habsburgischen  Erbländer  und  in  einem  gewissen 
Maße  auch  Ungarn  tatsächlich  und  gefühlsmäßig  zu  einem  großen 
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Ganzen,  das  nun  anfängt,  sich  selbst  als  Schicksals-  und  Arbeits- 
gemeinschaft anzusehen.181»-) 

Darin  liegt  die  große  dauernde  Bedeutung  dieser  auch  sonst  so 
ollen,  theresianisch-josephi nisehen,  altösterreichischen  Kultur. 
daß  sie  die  erste  geaamtbürgerliche  Kultur  unserer  Länder  überhaupt 
geworden  ist  und  dabei  auch  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 
die  führenden  Yolksklassen  in  unmerklicher,  stiller  Arbeit  in  diese 
Gesamtheit  vielfach  einzubeziehen  vermocht  hat.  Wer  etwa  die  Bau- 
werke dieser  Epoche  in  Ofen  und  Agram,  in  den  siebenbürgischen 
teil  und  in  den  Städten  Nordungarns,  wer  die  Schlösser  und 
Landsitze  des  österreichischen  und  ungarischen  Adels,  die  in  dieser 
Epoche  entstanden  sind,  betrachtet,  wird  im  gemeinsamen  Stil  dieser 
Bauten  ebenso  wie  in  den  gewerblichen  und  künstlerischen  Pro- 
dukten, die  sie  vielfach  noch  aus  jener  Zeit  her  bewahren,  die  Be- 
stätigung dafür  finden,  daß  damals  auch  Ungarn  mittelst  der  alt- 
österreichischen, in  Wien  gebildeten  Barockkultur  zum  erstenmal  seit 
der  türkischen  Eroberung  mit  der  modernen  Kultur  des  Westens  ver- 
knüpft worden  ist  Neben  dem  hohen  und  mittleren  Adel  war  es 
auch  vor  allem  das  in  Ungarn  zum  Teil  seit  dem  früheren  Mittelalter 
blühende  deutsche  Bürgertum,  das  den  natürlichen  Vermittler 
für  diese  österreichische  Kultur  abgibt.  Diese  von  Wien  ausgehende, 
alle  Teile  des  Reiches  bald  stärker,  bald  schwächer  berührende 
Kulturbewegung  erwies  sich  als  eine  Kraft,  die,  ohne  daß  der  Staat 
durch  besondere  Organisationen  oder  Zwangsmittel  darauf  unmittel- 
l>ar  hingewirkt  hätte,  das  deutsche  Wesen  in  Oesterreich  zweifellos 
in  bedeutendem  Umfang  gestärkt  hat.  Man  darf  wohl  sagen:  alles 
was  von  slawischen  Elementen  an  der  aufsteigenden  Klassen-» 
Bewegung  des  Bürgertums  und  der  obersten  bäuerlichen  Schichten 
im  Reiche  swischen  1740  und  IS  tu  teilnahm,  ging  damit  auch  in  jenes 
Deutschtum  über,  als  das  sich  in  dieser  theresianisch-josephinischen 
Knlturepoche  sprachlich  und  seinem  innersten  Wesen  nach  das 
„Oesterreictnrluin"  darstellt.  Für  das  Beamtentum  des  Staates,  der 
Städte,  der  Stände  und  der  Dominien,  für  den  kräftiger  sich  ent- 
wickelnden industriellen  und  kaufmännischen  Mittelstand  gewährte  — 
schon  mit  Rücksicht  auf  den  Kulturstand  der  nichtdeutschen  Völker  — 
ausschließlich  die  deutsche  Sprache  auch  nur  die  bloße  Möglichkeil 
dei  Fortkommens,  vollends  die  des  sozialen  Aufstoigens;  überall,  in  den 
Sudetenlandern  so  gut  wie  etwa  in  Krain,  Steiermark  und  Kärnten, 
ist  das  Bürgertum.  Ist  Gewerbe  und  beginnende  Großindustrie  und 
Großhandlang  ebenso  wie  der  Lehrstand  und  der  Inbegriff  der  libe- 
ralen Berufe  überhaupt  durchaus  deutsch   und   demgemäß  auch  das 


der  dynastische  Reichs-  und  Staatsgedanke.  53 

in  den  zahlreichen  Klein-  und  Mittelstädten  herrschende  Volks- 
elernent.  Auf  dem  Lande  aber  dominiert  unumschränkt  der  Adel,  der 
sich  auch  dort,  wo  er  der  Herkunft  nach  nicht  deutschen  Ursprunges 
ist,  —  sieht  man  von  der  noch  zur  Zeit  Maria  Theresias  allgemeinen 
höfischen  Sitte  der  französischen,  zum  Teil  auch  der  italienischen 
Umgangssprache,  wie  sie  in  Wien  üblich  war,  ab  — ,  durchaus  deutsch 
gibt,  deutsch  eben  in  dem  Sinne  jenes  deutschen  Oesterreichertums, 
wie  es  durch  die  theresianisch-josephinische  Epoche  seine  vollendete 
Ausbildung  erfahren  hat. 

Man  hat  für  die  Reifezeit  der  zuletzt  betrachteten  Epoche  zu- 
nächst zur  Charakterisierung  der  Kunst  und  des  Kunstgewerbes, 
dann  aber  auch  in  einem  weiteren  Sinne,  und  zwar  mit  einer  ge- 
wissen leicht  ironischen  Färbung  die  Bezeichnung  der  „Biedermeier- 
zeit" geprägt,  und  hat  nicht  nur  für  Deutschland  und  Oesterreich, 
sondern  auch  für  das  Gebiet  der  französischen  Kultur  ganz  ähnliche 
Merkmale  derselben  Epoche  hervorgehoben,  schließlich  selbst  ver- 
wandte Züge  in  der  entsprechenden  Entwicklungsstufe  der  englischen 
Kultur,  in  der  Zeit  Georgs  IV.,  Wilhelms  IV.  und  des  frühviktoria- 
nischen  Zeitalters  gefunden.  Für  Oesterreich  kann  man  nun  jenen 
Ausdruck  zweifellos  mit  vollem  Recht  auch  im  politischen  Sinne  an- 
wenden und  so  von  einer  politischen  „Biedermeierzeit"  sprechen, 
welche  die  Epoche  von  181.5  bis  1848  umfaßt.  Man  könnte  damit  zum 
Ausdruck  bringen,  daß  diese  Periode,  in  welcher  der  Adel  und  die 
bürgerlichen  Klassen  zum  erstenmal  Oesterreich  nicht  bloß  als  Ge- 
samtbesitz  der  Dynastie,  sondern  auch  rein  gefühlsmäßig  als  gemein- 
sames Vaterland  im  Sinne  des  Zusammengehörigkeitsgefühls  dieser 
repräsentativen  Schichten  der  Bevölkerung  durch  alle  Königreiche 
und  Länder  zu  erfassen  beginnen,  daß  diese  Periode  eine  Zeit 
der  völligen  politischen  Passivität  aller  Klassen  der  Gesellschaft  ge- 
wesen ist.  Nicht  durch  gemeinsames  politisches  Handeln  der  letzteren, 
sondern  durch  eine  zum  Teil  sehr  verfeinerte  künstlerische  Hof-, 
Adels-  und  Städtekultur  hat  die  Vorstellung  von  Oesterreich  als  leben- 
digem Ganzen  Wurzel  gefaßt  und  dadurch  zwar  nicht  eine  neue  Staats- 
idee im  vollen  Sinne  des  Wortes,  wohl  aber  zum  erstenmal  ein  spon- 
tanes österreichisches  Staatsgefühl  hervorgetrieben.  Der  öster- 
reichische Staat  als  Machtbegriff  war  und  blieb  eine  bewußte  und  plan- 
volle Schöpfung  der  Herrscher  aller  dieser  von  der  Dynastie  nach  und 
nach  vereinigten  Königreiche  und  Länder.  Das  Streben  nach  Er- 
haltung und  Vermehrung  des  Prestiges  und  der  llausmachl  der  Dy- 
nastie hatte  die  Vereinigung  herbeigeführt,  das  Bedürfnis  der  Völker 
nach  einem  Schutz  vor  der  türkischen  Macht,   teilweise  auch  nach 
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einem  Gegengewicht  gegen  Frankreich  harte  der  rein  dynastischen 
Idee  von  Anfang  an  politischen  Inhalt  von  allgemein  europäischer 
Bedeutung  verliehen.  Das  Aufkommen  und  der  siegreiche  Kampf  der 
neuen  preußischen  Macht  ließ  sodann  die  große  Kaiserin  erkennen, 
daß  schon  vom  Standpunkte  der  künftigen  Erhaltung  der  habsburgi- 
schen  Macht  weder  die  Formen,  noch  die  Ziele  der  traditionellen 
Regierungsweise  genügten.  Sie  verstand,  daß  die  österreichische 
Monarchie  —  seit  Maria  Theresia  fängt  man  an,  diesen  Ausdruck 
offiziell  zu  gebrauchen  —  in  einen  wirklichen  „Staat"  im  Sinne  der 
nun  doch  schon  wesentlich  vertieften  Auffassung  vom  Staate  um- 
gewandelt werden  müsse.  Dieses  Werk  haben  die  Kaiserin  und 
ihre  beiden  Söhne  so  vollbracht,  daß  aus  der  seit  der  Zurückdrängung 
der  Türken  wieder  rein  dynastischen  Machtidee,  die  bisher  allein 
diese  Monarchie  zusammengehalten,  sich  ein  Reichs-  und 
Staatsgefühl  der  darin  vereinigten  Völker  organisch,  triebhaft 
zu  entwickeln  beginnt,  dessen  junge  Kraft  dann  doch  schon  hin- 
reicht, um  den  Staat  durch  die  furchtbaren  Stürme  der  napoleonischen 
Epoche  hindurchzubringen  und  sich  in  der  Friedenszeit,  die  diesen 
Stürmen  folgt,  ansehnlich  in  die  Breite  entwickeln  zu  lassen  in  der 
Form  einer  gemeinsamen  bürgerlich-gesellschaftlichen  Kultur  von 
deutscher,  aber  doch  ganz  besonders  deutscher,  —  eben  von  öster- 
reichischer, fast  könnte  man  sagen,  von  wienerischer  Art.  Ich  be- 
tone nochmals :  es  war  ein  Staatsgefühl,  das  aus  den  wirt- 
schaftlich und  sozial  bevorrechteten  Klassen  heranwuchs  und  zu  dem 
alten  rein  dynastischen  Staatsgedanken  sich  von  Anfang  an  verhielt 
wie  etwa  der  Chor  der  griechischen  Bühne  zu  dem  Protagonisten. 
Dieser  Ursprung  erklärt  aber  das  naturgemäß  von  vornherein  auf 
das  engste  begrenzte  Vermögen  dieses  Staatsgefühls,  sich  politisch 
Belbstwillig  geltend  zu  machen. 

In  den  so  rasch  ausgeklungenen  patriotischen  Volkserhebun- 
gen von  1809  und  1813  drücken  sich  die  höchsten  Leistungen  aus,  zu 
denen  dieses  österreichische  Gemeingefühl  den  bürgerlichen  und 
bäuerlichen  Mittelstand  Oestenreichs  befähigt.  Bezeichnenderweise 
Muhen  diese  Kraftanstrengungeo  ausschließlich  auf  das  eine 
Ziel  der  Wiedererlangung  des  Gesamtgebietes  der  kaiserlichen 
Hausmacht  und  auf  die  Verteidigung  des  Heimatlandes  beschrankt. 
Aber  auch  schon  diese  ersten  Anzeichen  einer  positivin  Anteilnahme 
der  Völker,  der  Regierten,  an  dem  ihnen  von  den  Machthabern  be- 
reiteten Schicksal  landen  hei  diesen  keine  verständnisvolle  Sym- 
pathie: es  ist  bekannt,  dafi  Kaiser  Frans,  das  Wort  „Vaterland"  aus 
dem  Dämmenden  Aufruf  von  1813  eigenhändig  gestrichen  hat  und 
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durch  das  Wort  „Kaiser"  ersetzte.  In  dieser  gewissermaßen  sym- 
bolischen Handlung  liegt  eben  klar  ausgedrückt,  daß  für  das  alte 
Oesterreich  sich  die  Staatsidee  in  der  Dynastie  erschöpfen  sollte  und 
nach  der  Meinung  der  leitenden  Staatsmänner  erschöpfen  mußte. 
Alles,  was  darüber  hinausging,  was  sich  an  lebendigen  Volkskräften 
im  Gemeinleben  der  Völker  geistig  oder  politisch  geltend  machen 
wollte,  war  von  Uebel,  galt  als  staatsgefährlich  im  höchsten  Grade. 
Jede  Regung  solcher  Kräfte  zu  bannen  —  vor  allem  auch  innerhalb 
jener  Bevölkerungsschichten,  in  welchen  die  eifrige  Wirksamkeit  der 
von  Maria  Theresia  und  Josef  IL  geschaffenen  Staatseinrichtungen 
jenes  Staatsgefühl  hervorgerufen  hatte  und  kräftiger  emporwachsen 
ließ  —  blieb  die  wahre  Staatsraison  des  francisceischen  Regimes, 
vollends  seit  1815,  da  das  wiederhergestellte  europäische  Legitimitäts- 
prinzip die  Gefahren  für  diese  Regierungsweise  anscheinend  dauernd 
beseitigt  hatte.  Dabei  blieb  es  dann  auch  unter  Franzens  Nachfolger, 
der  in  Wahrheit  eine  nur  bis  in  die  letzten  Einzelheiten  durchgeführte 
zeitliche  Verlängerung  der  Herrschelpersönlichkeit  seines  Vaters 
bildete.  Dabei  blieb  es,  obgleich  allen  Feinheiten  der  Metternich- 
schen  Diplomatie  zum  Trotz  der  neue  von  Frankreich  ausgegangene 
politische  Geist  Europas  dortselbst  ebenso  wie  in  Deutschland  un- 
ablässig frische  Kräfte  entwickelte,  die  über  alle  Schranken  hinweg, 
welche  Polizei,  Zensur-  und  unbegrenzte  administrative  Vollmacht  des 
Absolutismus  zogen,  auch  in  Oesterreich  das  Denken  über  den  Staat 
in  den  oberen  und  mittleren  Schichten  der  Bevölkerung  zu  beleben 
begannen.  Zugleich  begann  aber  auch  der  unausweichliche  Verfall 
des  „Staates"  als  rein  dynastischen  Machtapparates,  wie  ihn  das 
18.  Jahrhundert  in  Oesterreich  geschaffen  hatte,  mehr  und  mehr  fühl- 
bar zu  werden  und  sich  den  breiten  Schichten  der  Bevölkerung  ver- 
ständlich zu  machen.  Das  Ergebnis  war  dann,  daß  der  Umsturz  die- 
ses Staats-  und  Regierungssystems  schließlich  nicht  nur  den  Be- 
herrschten als  eine  unabweisbare  Notwendigkeit  erschien,  sondern 
auch  den  Machthabern  selbst.  Darin  aber  lag  von  vornherein  das 
schwere  Verhängnis  der  österreichischen  Revolution  von  1848:  nicht 
bloß  einen  Kampf  um  die  Teilnahme  des  Volkes  an  Gesetzgebung, 
Verwaltung  und  Politik  des  Staates  galt  es  zu  führen,  sondern  es 
mußte  zugleich  damit  die  Aufgabe  gelöst  werden,  aus  allen  diesen 
Ländern  einen  wirklichen  Staat,  ein  wirkliches  Reich  im  modernen 
Sinn  zu  schaffen.  Solches  war  die  altösterreichische  Monarchie  nicht 
gewesen ;  als  die  patrimoniale  Staatsmaschine  durch  vom  Ausland  her 
übertragene  revolutionäre  Kraft  in  sich  zusammenbrach,  stand  daher 
die  dynastische  Idee  ohne  Schutz  durch  irgendwelche  in  den  Völ- 
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kern  Bettel  wurzelnde  Einrichtungen  der  min  erwachten  Idee  der 
Volkssouveränität  hilflos  gegenüber.  Der  Urzustand  der  Gesell- 
schaft, wie  ihn  das  Naturrecht  lehrte,  der  Krieg  aller  gegen  alle,  er- 
schien in  dem  weiten  Gebiete  zwischen  Bodensee  und  Karpathen  und 
vom  Po  und  der  Save  bis  zum  Riesengebirge  mit  einem  Schlage  wie- 
dergekehrt. Zum  erstenmal  war  so  das  österreichische  Problem  in 
seiner  ganzen  Breite  und  Tiefe  aufgerollt.  Damit  aber  fand  Alt- 
österreich sein  Ende  für  immer:  man  möchte  sagen,  das  Zeitalter  der 
politischen  Unschuld  seiner  Völker  war  rettungslos  dahingesunken. 
Es  ist  eine  der  merkwürdigsten  Fügungen  unseres  Schicksals, 
daß  die  neue  —  und  wie  wir  jetzt  wissen,  letzte  —  Epoche,  die  damit 
füi*  Oesterreich  begann,  vollständig  durch  die  Lebens-  und  Herr- 
ochuftsdauer  eines  einzigen  Monarchen,  des  Kaisers  Franz  Joseph, 
ausgefüllt  wird.  Damit  ist  schon  gesagt,  daß  auch  in  dieser 
letzten  Epoche  des  vierhundertjährigen  habsburgischen  Reiches 
das  dynastisch-persönliche  Moment  stärker  als  in  irgendeinem 
anderen  europäischen  modernen  Staatswesen  vorgewaltet  hat.  In 
welcher  Weise  <und  durch  welche  Grundzüge  seiner  Persönlichkeit 
und  seines  Charakters  Franz  Josef  während  der  durch  ihn  fast  voll- 
ständig durchmessenen  7  Jahrzehnte  kaiserlicher  Regierung  das 
Schicksal  der  in  der  Monarchie  inbegriffenen  Länder  und  Völker 
mitgeformt  und  bestimmt  hat,  wird  erst  am  Ende  dieser  Darstellung 
vollständig  übersehen  werden  können.  Nur  möchte  hier  schon  das  eine 
ausgesprochen  werden,  daß  die  Tatsache  der  Herrschaft  eines  ein- 
zigen Mannes  bis  in  das  höchste  Lebensalter  hinauf  schon  an  und  für 
sich  —  von  allen  persönlichen  Schwankungen  des  Trägers  der  Krone 
abgesehen  — notwendigerweise  doch  wieder  ein  gewisses  System  der 
„Stabilität",  von  vornherein  ein  außerordentlich  zähes  Beharren  der 
gewissermaßen  in  der  Gestalt  Franz  Josephs  vererbten  habsburgischen 
Tradition  und  der  sie  verkörpernden  Zustände  bedeutet.  Fast  dürfte 
man  sagen:  das  Kt'u'ierungssystem  der  Stabilität,  das  Kaiser  Franz  I. 
und  Metternich  als  die  einzige  Garantie  für  eine  Fortdauer  des  habs- 
burgischen (iesamtreiches  angesehen  und  daher  bis  zur  letzten  Kon- 
sequenz ausgebildet  hatten,  das  Prinzip  möglichsten  Beharrens  ist 
□neb  der  Ms  auf  den  Grund  reichenden  Erschütterung  Oesterreich- 
Ungarns  durch  die  Revolution  für  Oesterreich  durch  das  Schicksal 
selbst  scheinbar  dadurch  tortgesetzt  worden,  daß  es  dem  durch  sie 
auf  den  Thron  gehobenen  18jähiigen  Jüngling  eine  Lebens-  und 
KegierunnszHt  von  einer  in  der  Geschichte  unerhörten  lünge  gewährt 
—  vielleicht  wird  man  sagen  .  ihm  und  den  Völkern  auferlegt  hat. 
Kaiser    frans    Joseph    als    Erbe    des   althaHsburgischen    Gedankens 
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von  der  göttlichen  Berufung  der  Dynastie  zur  zusammenfassenden 
Beherrschung  vieler  Länder  und  Völker  und  zugleich  doch  als  der 
erste  konstitutionelle  Regierer  des  durch  Revolution  und  Reaktion 
geschaffenen  neuen  Einheitsreiches  bedeutet  von  Anfang  bis  zu 
seinem  Ende  wohl  den  merkwürdigsten  „problematischen"  Charakter, 
den  die  neuere  Weltgeschichte  kennt.  Nachdem  das  Problem  der 
habsburgischen  Monarchie,  das  Reichs-  und  Staatsproblem  Oestetr- 
reichs,  durch  die  Revolution  zum  erstenmal  vor  der  ganzen  Welt 
enthüllt  und  bis  in  seine  Tiefen  zu  mindest  für  die  Augen  der 
Kundigen  sichtbar  geworden  war,  haben  die  so  verschiedenartigen, 
mit-  und  gegeneinander  ringenden  elementaren  Kräfte  der  Völker 
und  Ideen,  aus  denen  dieses  Problem  schon  in  seinem  Keime  ge- 
bildet war,  unaufhaltsam,  wenn  auch  zeitweilig  durch  rein  mecha- 
nischen Druck  niedergehalten,  sich  fortgebildet,  verstärkt  und  nach 
und  nach  alle  Bereiche  und  Formen  des  nationalen,  ökonomischen 
und  kulturellen  Lebens  sämtlicher  von  der  Monarchie  umschlosse- 
nen Völker  erfaßt  und  beherrscht  Inmitten  dieses  in  seiner  schein- 
baren Verworrenheit  für  den  Einsichtigen  dennoch  jederzeit  voll- 
kommen klaren,  durch  die  stärksten  und  unverbrüchlichsten  Gesetze 
der  modernen  europäischen  Entwicklung  beherrschten  Prozesses  ist 
bis  zu  seinem  letzten  Tage  Franz  Joseph  der  persönliche  Mittel- 
punkt gewesen:  ungeachtet  der  Schwächen  seiner  Persönlichkeit 
und  der  nicht  zu  verkennenden  Mängel  seines  menschlichen  und 
staatsmännischen  Charakters  wird  ihn  die  künftige  Geschichte 
zweifellos  als  die  letzte  bedeutende  und  durch  sein  Schicksal  geradezu 
einzigartige  Verkörperung  des  altem  festländischen  Herrschertums 
anerkennen.  Franz  Joseph  ist  der  letzte  Monarch  eines  Reiches  ge- 
wesen, in  welchem  durch  Jahrhunderte  die  Dynastie  und  die  in  ihr 
verkörperte  europäische  Macht  den  einzigen,  so  viele  Völker,  Länder 
und  Kulturen  zusammenfassenden  Reichs-  und  Staatsgedanken  be- 
deutet hat.  Die  Geschichte  des  fast  70  Jahre  währenden  Bemühens 
Franz  Josephs  und  seiner  Ministerien,  diesen  unter  den  Verhältnissen 
der  nationalistischen  und  kapitalistischen  Welt  geradezu  fossil  er- 
scheinenden Zustand  fortzuerhalten,  bildet  mit  ihrem  persönlichen 
Erfolge  und  dem  endgültigen  sachlichen  Mißerfolg  seiner  Regierung 
jedenfalls  eine  der  merkwürdigsten  politischen  Biographien  und  zu- 
gleich eines  der  wichtigsten  Kapitel  der  neueren  Geschichte  Europas 
überhaupt.  Aber  sie  bildet  doch  nur  den  Mittelpunkt  des  ganzen, 
gewaltigen  und  vielgestaltigen  Schauspiels  der  Entfesselung  und  un- 
ablässigen Steigerung  der  Kämpfe,  welche  zehn  Völker  verschiedener 
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Sp lachen  und  von  höchst  vielseitig  variierender  Eigenart  und  Tradi- 
tion leidenschaftlich  führen  gegen  ihre  Zusammenbindung  durch 
dynastisches  Reich  und  zentralisierten  Obrigkeitsstaat,  gegen  die 
historische  Machtstellung  der  beiden  Herrschervölker  der  Deutschen 
und  der  Magyaren  in  den  beiden  Hälften  des  Gesamtreiches,  und 
um  die  Erringung  ihrer  besonderen  nationalen  Staatlichkeit  im  Zu- 
sammenschluß mit  ihren  jenseits  der  Reichsgrenzen  lebenden  Volks- 
genossen oder  deren  nationalen  Staatswesen.  Im  folgenden  soll  dieser 
ganze  Prozeß  der  Entfallung,  der  Reife  und  der  schließlich  gewalt- 
samen Lösung  dessen,  was  hier  als  das  österreichische  Problem  zu- 
sammenfassend bezeichnet  wird,  dargestellt  werden;  wenn  es  ge- 
lingt, die  Aufgabe,  die  damit  gestellt  ist,  so  zu  lösen,  wie  es  hier 
Vorsatz  ist,  so  wird  daraus  klar  werden,  in  welcher  Weise  und  aus 
welchen  Ursachen  das  älteste,  vom  dynastischen  Machtgedanken  ge- 
bildete und  geschaffene  übernationale  Gesamtreich  Europas  ebenso 
wie  der  einen  Teil  davon  bildende  spezifisch  österreichische  Ein- 
heitsstaat in  der  Verteidigung  gegen  den  Ansturm  des  leidenschaft- 
lichen Strebens  nach  streng  nationalen  Volksstaaten  endgültig  er- 
legen ist  und  warum  er  diesem  Drang  erliegen  mußte.54) 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Entfaltung  des  österreichischen  Problems  durch  die 
Revolution  von  1848. 

Erstes  Kapitel. 

Die  Erstarrung  des  österreichischen  Ancien  Regime 
und  sein  Zusammenbruch. 

Jede  Revolution  wird  in  ihrem  Innersten  erst  verstanden,  wenn 
man  sich  mit  dem  Gegner,  gegen  den  sie  sich  erhoben,  genau  be- 
kannt gemacht  hat.  Erst  nachdem  TocqueviUe  das  Ancien  Regime 
Frankreichs  in  seinem  klassischen  Werke  mit  unübertrefflicher  Klar- 
heit und  tiefster  Einsicht  dargestellt  hatte,  ist  Auffassung  und  Kritik 
des  Wesens  der  französischen  Revolution  von  1789  auf  die  richtigen 
Wege  gekommen.  Ebenso  kann  die  Märzrevolution,  wie  sie  sich  in 
Wien,  Ofen-Pest,  Prag  vollzog,  und  kann  die  ganze  Entwicklung, 
welche  die  Ereignisse  von  1848  genommen  haben,  nur  richtig  ver- 
standen werden,  wenn  man  sich  vorher  das  „vormärzliche"  Regime 
im  habsburgischen  Reiche  wenigstens  in  seinen  Hauptcharakterzügen 
vor  Augen  geführt  hat.  Wenngleich  diesem  Zeitalter  der  Geschichte 
Oesterreichs  bisher  kein  TocqueviUe  geblüht  hat,  es  vielmehr  bis 
zur  Gegenwart  in  dieser  Richtung  selbst  an  der  erforderlichen 
archivalischen  Grundlegung  und  Einzelforschung  noch  ganz  erheblich 
mangelt,  somit  auch  die  unentbehrliche  Grundlage  für  eine  voll- 
kommen unbefangene,  erschöpfende,  auf  der  Kenntnis  des  ökono- 
mischen und  administrativen  Details  beruhende  DarsteUung  der 
francisceisch-ferdinandeischen  Periode  bisher  nicht  gegeben  ist,  so 
besitzen  wir  doch  von  zeitgenössischen,  den  Ereignissen  und  Staats- 
geschäften nahegestandenen  Persönlichkeiten  höchst  wertvolle  kri- 
tische Erörterungen  des  Zustandes  Oesterreichs  in  jener  Epoche. *) 

Vergleicht  man  nun,  gestützt  auf  diese  Zeugnisse,  den  Verlauf 
und  die  Wirkungen,  welche  die  Umsturzbewegungen  von  1848  in 
Preußen  und  Oesterreich  aufweisen,  miteinander,  und  versucht  mau 
dabei  das,  was  in  diesen  beiden  großen  Geschichtsvorgängen  als 
gemeinsame  Erscheinung  erkannt  wird  —  sowohl  in  den  Ideen,  die 
die  Revolution  beherrschen,  als  auch  in  der  Taktik,  mit  der  sie 
ihren  Weg  verfolgt  — ,  gleichsam  auszuscheiden,  so  wird  man  alsbald 
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Btärker  als  jene  gemeinsamen  Züge  die  großen  fundamentalen  Unter- 
schiede hüben  und  drüben  hervortreten  sehen,  deren  Erklärung  aus- 
schließlich in  dem  grundverschiedenen  sozialen,  kulturellen  und 
administrativen  Zustande  der  beiden  Staaten  sowie  in  der  weitaus 
verschiedenen  nationalen  Zusammensetzung  ihrer' Bevölkerung  — 
von  diesen  Gesichtspunkten  aus  aber  so  gut  wie  erschöpfend  —  ge- 
funden werden  kann.  Pas  In  den  beiden  deutschen  Großstaaten  bis 
zur  Revolution  unumschränkt  herrschende  politische  Gedankensystem 
war,  völlig  gleichartig  in  beiden,  das  der  absolutistischen,  militärisch- 
bureaukratisch  organisierten  und  auf  dem  Gottesgnadentum  beruhen- 
den Fürstengewalt,  wenn  auch  die  beiden  Höfe  von  Wien  und  Berlin 
sowie  die  ganze  Atmosphäre  der  Regierungskreise  in  beiden  Ländern 
und  Hauptstädten  von  jeher,  vollends  aber  seit  der  Thronbesteigung 
Friedrich  Wilhelms  IV.  in  Preußen,  voneinander  sehr  verschieden 
waren  und  wirkten.  Auf  jeden  Fall  ist  es  also  notwendig,  von  dem 
österreichischen  Ancien  Regime  und  seinen  Besonderheiten  den  Aus- 
gang zu  nehmen;  wie  eine  sorgfältig  ausgebreitete  Decke  verhüllte 
dieses  Regierungssystem  den  wirklichen  politischen  und  sozialen  Zu- 
stand der  österreichischen  Länder  und  damit  auch  das  große  Problem. 
welches  Oesterreich  als  Inbegriff  des  staatlichen  Zusammenlebens 
seiner  Völker  von  jeher  und  vollends  seit  dem  Beginne  des  19.  Jahr- 
hunderts bedeutete.  Dabei  können  wir  unmittelbar  an  das  an- 
knüpfen, was  schon  oben  über  den  Verfall  des  theresianisch-josephi- 
oischen  Kegierungssystems  angedeutet  worden  ist. 

Dieser  Verfall  oder  vielleicht  besser  gesagt  diese  Entartung  trat 
sehr  bald  nach  dem  Tode  Leopolds  ein;  man  kann  eigentlich  sagen, 
nt  Begleich  mit  der  Herrschaft  Kranz'  II.  Es  ist  hier  nicht 
die  Aufgabe  gestellt,  eine  eingehende  Charakteristik  dieser  Herrscher- 
Dersönlichkeil  zu  geben,  zumal  da  in  diesem  Betracht  die  Tradition 
in  Oesterreich  anfallend  Lebendig  und  einheitlich  geblieben  ist. 
Aber  darüber  waren  sich  die  Zeitgenossen  schon  von  Anbeginn  klar 
und   die  irkten  diese  Meinung,  daß  Franz  II.  seine 

persönlichen  Anlagen  nicht  befähigten,  Irgend  eine  große  Herrscher- 
aulgabe, vollends  dir  gewaltige  Aufgabe  zu  lösen,  die  ihm  als  dem 
Anwärter  aui  die  d  IltSChe  Kaiserkrone  und  als  dem  Oberhaupt  desErz- 
hauses  gerade  jju  der  Zeit  zufiel,  als  die  Pariser  . Jakobiner  sich  dazu 
rüsteten,  nicht  nur  den  andringenden  Heeren  der  verbündeten  deut- 
schen Monarchen  zu  widerstehen,  sondern  vielmehr  selbst  die  Ge- 
danken des  Revolution  iiher  die  Grenzen  Frankreichs  hinaus  mil 
Waffengewalt  zu  verbreiten.  Der  „Staat",  wie  ihn  die  große  Kaiserin 
als  festen   Kahm   n  um  alle   ihre   Länder  und   Völker  neu  geschaffeu 
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hatte,  war  schon  deshalb  keine  tote  Maschine,  kein  bloßer  Mecha- 
nismus, weil  die  geniale,  lebensstarke,  produktive  Persönlichkeit 
der  Kaiserin,  ihre  frische  Natur,  die  kaum  irgend  einer  An- 
regung sich  versagte,  welche  nicht  wider  ihr  Gewissen  und  ihr  tief 
religiöses  Gefühl  ging,  den  ganzen  großen  Herrscherapparat,  den 
ihre  Minister  neu  bildeten,  mit  der  schöpferischen  Kraft  ihres  ganzen 
^persönlichen  Wesens  erfüllten,  ihm  immer  wieder  neue  große  und 
positive  Ziele  setzten.  Bei  Maria  Theresia  war  das  merkwürdige, 
uns  „Modernen"  längst  unwahr  klingende  Wort  der  „Landesmutter" 
in  erstaunlichem  Maße  Wahrheit  geworden;  ihre  naive  „altmodisch" 
große  Vorstellung  von  dem  fürstlichen  Amte,  das  ihr  zustand,  gleicht 
dem  Pflichtbewußtsein  der  Mutter,  die  in  liebevollem  Eifer,  nicht  bloß 
aus  dem  Gefühl  ihrer  „pflichtmäßigen"  Verantwortung  heraus,  für 
ihre  Familie  sorgt,  der  sie  die  beste  Zukunft  zu  sichern  sucht.  Dieses 
„matrimoniale"  Regierungssystem  Maria  Theresias  wird  nun  durch 
eine  große  Anzahl  der  besten  Ratgeber,  Organisatoren  und  Hilfs- 
kräfte, die  es  damals  gab,  in  lebendiges  Werk  und  planvolle  Tat  um- 
gesetzt; die  ganze  Auffassung  von  Regentenpflicht  und  dem,  was 
Fürst  und  Volk  dem  „Staate"  schulden  —  Ideen,  wie  sie  damals 
durch  den  „geistigsten"  aller  aufgeklärten  Selbstherrscher,  durch 
Friedrich  den  Großen,  in  genialer  Weise  verkörpert  wurden  — , 
ließen  keinen  Augenblick  den  „Staat",  also  den  vom  Souverän  ge- 
bildeten und  geleiteten  Regierungsapparat,  anders  auffassen  denn  als 
höchsten  Selbstzweck,  wobei  allerdings  der  Gedanke  der  materiellen 
und  geistigen  Hebung  und  Förderung  der  Bevölkerung  nach  allen 
Richtungen  mehr  und  mehr  neben  dem  alten  Staatszweck  der  mög- 
lichsten Stärkung  und  Erhaltung  fürstlicher  Macht  in  die  Höhe  ge- 
wachsen war.  Schärfer  und  rauher  wurde  dieses  System  der  Re- 
gierung unter  Joseph  IL  als  Alleinherrscher.  Allerdings  werden  nun 
auch  die  Ziele  höher  gesteckt  und  die  Methoden,  die  man  als  Mittel 
zum  Zweck  ansah,  aufs  sorgfältigste  ausgebildet;  die  Theorie  von 
den  Prinzipien  der  „besten  Regierung",  wie  sie  in  jener  Zeit  von  der 
Wissenschaft  und  Literatur  mit  besonderem  Eifer  und  Glauben  an 
die  Sache  formuliert  wurde,  fand  in  dem  merkwürdigen  Rationalisten 
auf  dem  habsburgischen  Thron  den  rücksichtslosesten  und  konsequen- 
testen Vertreter.  Vor  allem  war  es  aber  seine  große  Persönlichkeit, 
sein  bei  allen  Sonderlichkeiten  hochgestimmt°r  Geist  und  Charakter, 
der  dem  System  des  landesväterlichen  Absolutismus  neuen  Schwung 
und  die  Kraft  gab,  die  dessen  Machtmittel  und  deren  Anwendung 
ethisch  und  politisch  mindestens  für  die  Gleichgesinnten  rechtfertigen 
konnten.      Nach  Leopolds   kurzer  Regierung  hatte  aber  mit  seinem 
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Neffen  Franz  II.  ein  Fürst  das  Erbe  Maria  Theresias  und  Josephs 
angetreten,  dem  zweifellos  weder  selbständige  politische  Begabung 
zu  eigen  war  noch  auch  ursprünglich  selbstbewußter  Regentensinn; 
sowohl  was  seinen  Intellekt  betrifft  als  auch  in  Hinsicht  seines  Cha- 
rakters ließ  der  junge  toskanisehe  Prinz  mit  seiner  scheuen  und  zu- 
gleich trockenem,  allem  Schwung,  allem  Idealismus  vollkommen  ab- 
holden Gemütsart  eine  besondere  Befähigung  zu  hohen  Dingen  durch- 
aus vermissen.    Ueberdies  war  er  zu  jung  auf  den  Thron  gekommen; 
trotz  der  Bemühungen  seines  Oheims,  Kaiser  Josephs  IL,  konnte  man 
bei  ihm  doch  nicht  von  einer  erfolgreichen  Erziehung  zum  Herrscher- 
amte sprechen.     Dem  körperlich  und  geistig  spät  Entwickelten  hat 
von  vornherein  die  Begabung  gefehlt,  sich  umfassende  wissenschaft- 
liche Kenntnisse  oder  eine  höhere  Schulung  des  Geistes  anzueignen; 
sein    Charakter,    eine   merkwürdige    Mischung    von   phlegmatischer 
Gleichgültigkeit   und   unbezwinglichem   Starrsinn,   ein   früh   hervor- 
tretender Mangel  an  jeder  inneren  Wärme  und  wirklichen  Güte,  der 
leicht  zu  Härte,  ja  Lieblosigkeit  verleitete,  ein  starker  Hang  zur  Klein- 
lichkeit in  der  Beurteilung  von  Menschen  und  Dingen,  zu  Mißtrauen 
und  zu  nachtragender  Ranküne  traten  deutlich  in  seinem  Wesen  her- 
vor.    Dabei  war  er  von  der  allumfassenden  Macht  und  Bedeutung 
seiner  persönlichen  Herrscherrechte  durchaus  in  höchstem  Maße  er- 
füllt; an  der  gottgewollten  Natur  seiner  Souveränität  und  persön- 
lichen Willensmacht  hat  er  nie  im  geringsten  gezweifelt.     Ihm  war 
es  dabei  allerdings  vor  allem  um  die  Unantastbarkeit  seiner  persön- 
lichen Hoheitsrechte  und  seiner  herrschei liehen  Machtstellung  zu  tun: 
die  tiefe  schöpferische  Auffassung  von  Regentenpflicht  und  die  frische, 
lebendige  Einsicht  in  die  Wesensart  der  beherrschten  Völker,  Eigen- 
schaften, wie  sie  seine  Vorgänger  ausgezeichnet  und  —  trotz  konser- 
vativer Grundanlage  im  Falle  der  großen  Kaiserin  —  zu  energischer, 
ja    kühner    Reformarbeit   auf   allen    Gebieten   des    staatlichen    und 
menschlichen  Lebens  angetrieben  hatten,  waren  ihm  durch  Natur- 
anlage  und    Mangel   BD  Begabung  versagt.     Mit  seinem  Regierungs- 
antritte war  es  klar,  daß  die  Epoche  de9  „aufgeklärten"  Absolutismus 
auch  für  Oesterreich  abgeschlossen  sei;  um  so  stärker  erwuchs  der 
Absolutismus   „sans  phrase".     Die  Schrecken,   die  von   der  franzö- 
iution  ausgingen,  haben  für  Frau  IL  wie  so  viele  andere 
fürstliche  Zeitgenossen  nicht  nur  tiefste  Abneigung  gegen  die  Auf- 
klärung, sondern  oft  förmliches   Kidsetzen  vor   ihren   Ideen,   Furcht 
vor  der  geistigen  und  politischen  Regsamkeit  der  Völker  und  deren 
Ursache,  der  zunehmenden  Bildung  der  Mittelklasse,  daher  streng- 
stes Festhalten  an  dem  bloßen  Machtgedanken  im  Fürstenberuf  zur 
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Folge  gehabt.  Die  Kabinettsregierung  Thuguts,  die  fast  die  ganzen 
ersten  acht  Jahre  der  Herrschaft  Franz'  IL  andauerte,  hat  den  neuen 
konservativen  Absolutismus,  wie  er  dem  Charakter  Franz'  IL  inner- 
lich entsprach,  sogleich  kräftig  organisiert;  anknüpfend  an  die  so- 
genannte Jakobinerverschwörung  erfolgte  in  Oesterreich  die  Ein- 
richtung des  Polizeiministeriums  als  der  höchsten  Stelle  der  inneren 
Verwaltung,  ferner  die  Neuschöpfung  jenes  Systems  der  Zensur,  da3 
dann  durch  mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert  in  geradezu  grimmiger 
Torheit  alle  Länder  und  Völker  Oesterreichs  beherrscht  und  die 
geistige  Entwicklung  aller  Völker  und  aller  Stände  dauernd  gelähmt 
hat.  *)  Nach  dem  unglücklichen  Verlauf  der  beiden  ersten  Kriege 
gegen  Frankreich  und  dem  Abgange  der  bis  dahin  allmächtigen 
Minister  Colloredo  und  Thugut  bewogen  den  Kaiser  die  ernsten  Rat- 
schläge seiner  vertrautesten  Umgebung,  sich  in  Zukunft  mehr  persön- 
lich und  unmittelbar  den  Staatsgeschäften  zu  widmen.  So  griff  er, 
der  zumal  im  ersten  Jahrzehnt  seiner  Regierung  nur  lässig  seinen 
ernsten  Pflichten  als  selbstregierendes  Staatsoberhaupt  nachgekom- 
men war,  viel  mehr  halb  kindlichen  Freuden  im  geschlossenen  Zirkel 


*)  „Es  war,"  sagt  Hormayr,  „ein  arges  Jahrzehend  für  die  National- 
bildung von  Josefs  Hintritt  bis  zum  Lüneviller  Frieden,  in  allen  höheren 
Zweigen  des  Wissens,  außer  den  sciences  exactes,  nicht  eine  einzige,  ruhm- 
würdig vollendete  literarische  Erscheinung,  die  Journalistik  in  dem  weiten 
herrlichen  Reiche  wie  Null,  die  guten  Köpfe  entmutigt,  verdächtigt,  häufig 
auch  durch  verleumderische  Angebereien  den  hartnäckigsten  Verfolgungen 
ausgesetzt.  .  .  .  Nicht  allein  jedes  neue  Buch  und  Büchlein  unterlag  der 
Zensur  meist  unfähiger  Köpfe,  Männer  wie  Sonnenfels  und  van  Swieten 
zogen  sich  bald  zurück,  sondern  alle  seit  Josephs  II.  Regierungsantritt  er- 
laubten Werke  wurden  ohne  Ausnahme  einer  Rezensurierung  unterworfen 
und  meist  auch  verworfen.  Was  durch  ein  Jahrzehnt  in  Aller  Hände  ge- 
wesen war,  war  jetzt  urplötzlich  gefährliche  Ware.  Von  den  herrlichsten 
Werken,  wie  Gibbon,  Robertson,  Hume  waren  einzelne  Teile  verboten,  und 
nicht  einer  aus  Deutschlands  großen  Geistern  (Goethe,  Schiller,  Johannes 
Müller,  Herder,  Wieland,  Lessing,  Jean  Paul),  der  nicht  ganz  oder  teilweise 
verpönt  gewesen  wäre.  .  .  .  Die  bescheidensten  Urteile  über  einzelne 
Zweire  der  öffentlichen  Verwaltung  wurden  aus  keinem  anderen  Beweg- 
grund unterdrückt,  als:  „es  sei  unschicklich,  daß  der  Monarch  solche  Dinge 
auf  einem  anderem  Wege  erfahre,  als  auf  jenem  der  Polizei." 

Auf  der  Bühne  waren  alle  geschichtlichen,  alle  ins  öffentliche  Leben 
eingreifend  Stücke  verbannt.  Otto  von  Witteisbach,  Hamlet,  Macbeth, 
Richard  IL  und  Richard  III.,  König  Johann  und  Heinrich  IV.  durften  nicht 
erscheinen,  damit  man  sich  auch  nicht  etwa  in  der  Zerstreuung  an  Ab- 
setzung und  Ermordung  von  Königen  und  Kaisern  gewöhne,  König  Lear, 
damit  man  nicht  glaube,  die  Fürsten  verlören  im  Unglück  den  Kopf!  Die 
Minister,  Präsidenten  und  Hofräte,  die  in  den  Stücken  vorkamen,  wurden 
in  Vicedome  verwandelt.  Die  Schurkencharaktere  durften  sich  nur  noch 
in  den  Freiherrnstand,  denselben  einschließlich,  erheben.  .  .  Thugut  war 
ein  unversöhnlicher  Hasser  alles  freien  Aufschwunges  und  alles  höheren 
Wissens." 
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des  Hoflebens  hingegeben  als  mit  den  politischen  Aufgaben  des  abso- 
luten Beherrschers  eines  großen  Reiches  beschäftigt,  nach  dem 
„Staate",  wie  nach  einem  willenlosen  Werkzeug,  das  zu  handhaben 
ihm  allein  zustand;  von  vornherein  erschien  ihm  der  Staat  in  seiner 
Person  verkörpert,  der  Betrieb  der  Staatsmaschine  als  der  haupt- 
sächlichste Staatszweck  und  seine  ununterbrochene  Einmischung  in 
die  kleinen  und  kleinsten  Details  dieses  Betriebes  als  Beurkundung 
seiner  besonderen  Regententüchtigkeit.  Erst  die  große  Not,  in  welche 
die  napoleonischen  Siege  von  1805  und  1809  die  habsburgische  Mon- 
archie versetzten,  zwangen  ihn,  in  Diplomatie,  Finanzen  und  Ver- 
waltung eine  Zeitlang  fähigere  und  von  eigenem  Willen  geleitete 
Männer,  wie  Erzherzog  Karl  und  Philipp  Stadion,  sowie  deren  mo- 
dernere Grundsätze  walten  zu  lassen.  Aber  als  nach  der  Restau- 
ration von  1815  die  persönliche  Furcht  vor  der  Revolution,  vor  dem 
modernen  Geiste  und  dessen  Trägern  bei  Kaiser  Franz  dem  Ge- 
fühle der  Sicherheit  und  dem  Vertrauen  in  die  Festigkeit  der  wieder- 
hergestellten absolutistischen  Ordnung  Europas  wich,  da  traten  die 
unheilvollen  Züge  der  Persönlichkeit  und  Regierungsweise  Kaiser 
Franzens  neuerdings  und  bleibend  mit  größter  Schärfe  hervor;  denn 
die  Ereignisse  mit  ihrem  glücklichen  Ausgang  für  das  Haus  Oesterreich 
hatten  ihm  das  anfangs  wohl  geringe  persönliche  Selbstbewußtsein 
mächtig  gestärkt.  Gerne  ließ  er  sich  von  seinen  vertrautesten  Rat- 
gebern überzeugen,  daß  der  endgültige  Triumph  Oesterreichs  einErfolg 
seiner  Staatskunst,  seiner  Weisheit  und  Voraussicht  sei  und  daß 
alles  nunmehr  darauf  ankomme,  durch  unermüdliche  Wachsamkeit 
und  entsprechende  rücksichtslose  Maßregeln  das  Wiedererstarken 
revolutionärer  Gedanken  im  Auslande  wie  im  Inlande  niederzuhalten. 
Nun  kam  die  Zeit,  da  Kaiser  Franz  von  seinen  Getreuen,  dem  ganzen 
Heere  des  Beamtentums  und  der  dem  völlig  unpolitischen  Dasein 
sehr  zugeneigten  Masse  des  Wiener  Bürgertums  unterstützt,  sozu- 
sagen das  „historische"  Standbild  seiner  Regentenpersönlichkeit,  so 
wie  er  es  haben  wollte,  selbst  modellierte;  die  Popularität,  die  er 
In  den  breiten  Schichten  des  damaligen  Wien  als  Friedensbringer 
unleugbar  besaß  und  die  der  Kaiser  geschickt  durch  Hervorkehren 
der  ihm  eigenen  äußerlichen  „Gemütlichkeit"  und  volksmäßigen  Ein- 
fachheit seiner  Umgangsformen  im  Verkehr  mit  aller  Welt,  zumal 
in  reichlich  gewährten  Audienzen,  zu  fördern  verstand,  bildete  die 
Unterlage  für  die  im  Wiener  Geschmack  stilisierte  Figur  des 
„guten  Kaisers  Franz**,  wie  er  längst  in  der  Volkshymne  und  in 
den  populären  Unterhaltungsblättern  und  Wochenschriften  genannt 
wurde.     Die  fundamentalen  Eigenschaften  des   Kaisers:  seine  Her- 
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zenskälte,  sein  freudloser  und  unfruchtbarer  Egoismus,  der  sich  in 
seiner  scheinbar  naiven,  im  Grunde  aber  doch  raffinierten  Auffas- 
sung von  seinen  väterlichen  Regentenpflichten  in  der  Praxis  ohne 
Bedenken  in  schrankenlosen  Absolutismus  umsetzte,  die  furchtbare, 
bisweilen  bis  zur  Unmenschlichkeit  gesteigerte  Härte,  mit  der  er 
persönlich  auf  die  zahlreichen  von  der  Staatspolizei  in  den  verschie- 
denen Teilen  des  Reiches  „aufgedeckten"  Verschwörungen  und  Hoch- 
verrätereien  reagierte,  wie  im  Falle  der  ungarischen  „Jakobiner" 
von  1795  oder  der  unglückseligen  italienischen  Patrioten  von  Venedig 
und  Mailand,  seine  vollkommene  Gleichgültigkeit  gegen  alle  ideellen 
Bestrebungen  in  Kunst  und  Literatur,  welche  sich  dann  dort,  wo  höhe- 
res geistiges  Leben  ihm  „staatsgefährlich"  erschien,  sogleich  in  ge- 
hässige Feindschaft  gegen  deren  Repräsentanten,  gegen  Schriftsteller, 
Gelehrte,  Publizisten  verwandelte;  alle  diese  Grundzüge  des  fran- 
cisceischen  Wesens  wurden  jahrzehntelang  durch  besoldete  und  frei- 
willige Lobredner  des  Kaisers  geschäftig  übermalt  und  durch  ge- 
fällige Geschichtchen  von  seiner  bürgerlichen  Einfachheit  und  Grad- 
heit,  von  seinem  untadeligen  Lebenswandel  als  Gatte  und  Familien- 
oberhaupt, verdeckt  zugunsten  eines  kaiserlichen  Charakterbildes, 
das  ihn  als  einen  zwar  hier  und  da  etwas  bureaukratisch-pedan- 
tischen,  aber  durchaus  „bürgerlich"  empfindenden  und  lebenden, 
gutmütigen  Vater  seines  Volkes  und  unermüdlich  waltenden  klugen 
Regierer  seiner  „Staaten"  darstellte.  Und  doch  wußten  alle,  die  mit 
den  Staatsgeschäften  selbst  zu  tun  hatten,  wie  wenig  Kaiser  Franz 
befähigt  gewesen  ist,  den  ohnedies  so  komplizierten  Mechanismus 
seines  „Staates"  selbst  zu  leiten,  wie  er  durch  seine  Sucht,  immer  und 
überall  als  der  allwissende  und  allmächtige  Herrscher  zu  erschei- 
nen, den  ganzen  Behörden apparat  durch  ein  besonderes  in  diesem 
selbst  und  neben  ihm  laufendes  Polizei-Spionswesen  innerlich  auf 
das  tiefste  korrumpierte,  die  tüchtigen,  pflichtbewußten  Beamten  viel- 
fach in  ihrer  Arbeit  lähmte,  die  untüchtigen  und  skrupellosen  Ele- 
mente in  der  Beamtenschaft  aber  in  der  Regel  nicht  nur  unbehindert 
ließ,  sondern  sogar  noch  förderte.  Das  Ergebnis  war  eine  fortschrei- 
tende und  zuletzt  beispiellose  Verworrenheit  im  ganzen  Geschäfts- 
gange dieses  „hausmächtlich-dynasti&chen"  Staates,  welche  die  selb- 
ständig und  politisch  denkenden  Köpfe  in  der  Bureaukratie  oft  zur 
Verzweiflung  brachte.  Die  beliebte  Methode  des  Kaisers,  auf  Bitt- 
schriften, persönliche  Verwendung  sehr  niedrig  gestellter  oder  sehr 
hoher  Personen  am  Hofe,  Audienzen  oder  Denunziationen  hin  jeder- 
zeit in  irgendeinem  Einzelfalle  der  Administration  oder  bei  einem 
Akt  der  Regierungsgewalt  mittelst  „Handbilletts"  einzugreifen  und 
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über  die  bestehenden  Instanzen  hinweg  Mitglieder  des  Staatsrate« 
oder  sonstige  hohe  Beamte  zur  neuerlichen  „Revision"  der  Ange- 
legenheit zu  berufen,  untergrub  die  Autorität  der  ordentlichen  Be- 
hörden, verschleppte  den  regelmäßigen  Lauf  der  Geschäfte  oft  endlos 
und  zog  so  in  der  altösterreichischen  Bureaukratie  jene  Eigenschaften 
groß,die  sie  vielfach  bis  zur  letzten  Stunde  des  Reiches  in  sich  be- 
wahrt hat,  wie  insbesondere  die  Sucht,  jederzeit  wittern  zu  wollen, 
was  „oben"  genehm  sei,  die  Abneigung,  „meritorische"  Entscheidung 
zu  fällen,  überhaupt  das  Bestreben,  sich  jederzeit  bei  jeder  amtlichen 
Tätigkeit  möglichst  nach  alen  Seiten,  vor  allem  nach  „oben"  zu 
decken.  Alle  diese,  auch  der  jüngsten  Phase  der  österreichischen 
Bureaukratie  nicht  unbekannten  Charakterzüge  gehen  wie  so  vieles 
andere  im  östereichischen  Wesen  enthaltene  Uebel  auf  diese  „Bie- 
dermeier-Zeit" unserer  Staatsentwicklung  zurück.  Das  tiefe  Miß- 
irauen,  das  Kaiser  Franz  gewissermaßen  aus  seiner  ursprüng- 
lichen Naturanlage  heraus  jeder  unabhängigen  Persönlichkeit  im 
Leben  wie  im  Staatsdienste  entgegenbrachte,  seine  Abneigung,  auch 
nur  den  Schein  persönlicher  Freiheit  des  Einzelnen  dort,  wo  irgend- 
wie der  „Staat"  in  Betracht  kam,  zu  dulden,  und  die  geradezu  maß- 
los absolutistische  Auffassung,  die  der  Kaiser  von  seiner  persön- 
lichen Willensfreiheit  besaß,  die  er  aber  geschickt  durch  den  plan- 
mäßig hervorgekehrten  Partriarchalismus,  in  dem  er  sich  gefiel,  zu 
verhüllen  suchte:  alles  das  wirkte  vereinigt  dahin,  in  seinem  Regie- 
rungsystem ein  beispiellos  ausgebildetes  Polizeiwesen  zum  Mittel- 
punkt zu  machen,  das  von  der  Furcht  des  Kaisers  vor  inneren  und 
äußeren  Feinden  der  ..Ruhe  und  Ordnung"  seinen  steten,  kräftigen 
Antrieb  erhielt.  *) 

So  beginnt  denn  auf  der  Grundlage  der  1815  geschaffenen  all- 
gemein* n  europäischen  Restauration  in  Oesterreich  die  mehr  als  ein 
Menschenalter  währende  Epoche,  die  zwar  gewöhnlich  durch  den 
Namen  Metternichs  bezeichnet  wird,  die  aber  im  tiefsten  Grunde 
doch  ihren  „Geist"  und  ihren  Charakter  von  dem  Wesen  Kaiser 
Franzens  empfangen  hat:  die  Epoche  des  bis  auf  das  letzte  durch- 
geführten Polizeigedankena  In  der  äußeren  und  in  der  inneren 
Politik,  die  Zeit  tiefster  Herabwürdigung  aller  Grundkräfte  wirk- 
licher StaatsmoraJ  und  gesunden  politischen  und  gesellschaftlichen 
Lebens  sowohl  bei  den  Einzelnen  als  auch  bei  ganzen  Völkern  und 
Klassen.  Die  »gottgewollte"  Ordnung  Europas,  wie  der  Wiener 
Kongreß  sie  formuliert  hatte,  um  jeden  Preis  zu  erhalten,  im  Westen 
und  im  Osten  ebensogut  wie  im  Süden  und  im  Norden  die  Groß- 
maehtstellung  de«  Erzhauses  und  seinen  Einfluß  in  Italien,  Deutsch- 
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land,  Polen  dind  auf  der  Balkanhalbinsel  gegenüber  dem  eifersüchtig 
beobachteten  Preußen  ebenso  wie  gegenüber  der  Militärmacht  Ruß- 
lands mit  allen  Mitteln  zu  sichern,  das  war  die  beherrschende  Idee 
des  in  Wien  residierenden  „Polizeimannes"  von  Europa;  jede  freie 
Regung  der  Völker,  vor  allem  Deutschlands,  in  dem  sich  das  Oester- 
reich  Franz'  IL  als  Vormacht  fühlte,  jedes  Wiedererwachen  der  Ideen 
von  politischer  Freiheit  und  jede  Möglichkeit  „jacobinischer  Liber- 
tinage"  niederzuhalten,  den  verderbenbringenden  Einfluß  des  Libe- 
ralismus des  Westens  durch  Zensurämter,  Zollbehörden,  Prohibi- 
tionen von  Büchern  und  Zeitungen,  Strafgerichte,  Internierungen  usw. 
für  Oesterreich  unschädlich  zu  machen,  erschien  als  der  große  Dienst, 
den  Metternichs  Regime  seinem  kaiserlichen  Herrn,  zugleich  aber 
auch  allen  anderen  Fürsten  und  Regierungen  des  Festlandes  zu 
leisten  hatte  und  leistete. 

Es  ist  nicht  schwer,  sich  klarzumachen,  welche  Veränderung  das 
theresianisch-josepbinische  System  unter  der  beherrschenden  Ein- 
wirkung der  Persönlichkeit  des  Kaisers  Franz  und  seiner  dauer- 
haften Minister  —  erst  Colloredo-Thuguts  von  1792  bis  1805,  dami 
Metternichs  von  1810  ab  und  vollends  Kolowrats  als  allmächtigen 
Ministers  des  Innern  —  hervorgerufen  hatte.  Der  „Staat"  wurde 
nunmehr  ausgesprochenermaßen  zum  bloßen  Machtapparate  des 
Herrschers  und  des  Grund-  und  Hofadels,  der  sich  als  die  einzige 
verläßliche  Stütze  des  Monarchen  ansah  und  sich  darum  für  den 
alleinberechtigten  Inhaber  aller  leitenden  Stellen  im  Staate,  in  der 
Armee  und  Kirche  hielt.  Ein  zugleich  gewaltiger  und  unförmiger 
Mechanismus  war  dieser  österreichische  „Staat"  in  seiner  inneren 
Organisation.  Während  immer  wieder  neue  Aemter,  Hofkommis- 
sionen, Dikasterien,  Behörden,  neue  Ratstellen  und  Hilfsämter  ent- 
standen, wurde  in  Oesterreich  unter  dem  beherrschenden  Druck  des 
Polizeigedankens  der  Zentralismus  als  Grundprinzip  aller  Regierungs- 
tätigkeit bis  zur  äußersten  Konsequenz  getrieben,  wurde  den  unteren 
und  mittleren  Behörden  und  gar  den  einzelnen  Beamten  jede  freie 
Betätigung,  jede  geistige  Selbständigkeit  soweit  als  möglich  ge- 
nommen. 3)  Nur  Ungarn  gegenüber  legte  sich  dieser  Zentralismus  der 
francisceischen  Periode  Zurückhaltung  auf;  man  ließ  die  avitische 
Verfassung  mit  ihrer  halb  anarchischen  Komitatsverwaltung  des  Adels 
in  voller  Kraft  bestehen  und  begnügte  sich  damit,  das  gefährliche  Haupt 
dieser  Konstitution,  den  gesetzgebenden  Reichstag,  viele  Jahre  hin- 
durch einfach  nicht  einzuberufen,  inzwischen  aber  durch  den  dem  Hof 
völlig  ergebenen  hohen  Adel  der-  Landes  und  dessen  Oberhaupt,  den 
Palatin-Erzherzog,  mit  Hilfe  der  als  Landesregierung  fungierendeu 


CS        1  >i«  Kutfaltung  des  Österreich.  Problems  durch  die  Revolution  v.  1848. 

Statthalterei  sowie  der  in  Wien  residierenden  ungarischen  und  siebeu- 
bürgischen  Hofkanzleien  auch  in  diesem  weiten  und  kulturell  noch 
so  wenig  entwickelten  Lande  das  allgemeine  Metternichsche  Polizei- 
regime zur  Durchführung  zu  bringen,  vor  allem  die  politische  Stille 
im  Lande  möglichst  ungestört  zu  erhalten.  In  den  österreichischen 
Zentralbehörden  selbst  aber  wird  durch  eine  beispiellose  Häufung 
miteinander  in  der  Kompetenz  konkurrierender  oberster  Behörden 
und  Hofstellen,  durch  die  stetige  und  unberechenbare  Einwirkung 
des  Kaisers  in  die  Geschäfte  und  sein  höchstpersönliches  Kabinetts- 
regime, dann  aber  auch  durch  die  geflissentlich  vom  Kaiser  und 
seiner  höfischen  Umgebung  genährte  Eifersucht  der  verschiedenen 
leitenden  Persönlichkeiten  und  der  in  der  regierenden  Gesellschaft 
bestehenden  Adels-  und  Beamtenkoterien  nicht  nur  kraftvolle,  ein- 
heitliche Regierungstätigkeit  ganz  unmöglich  gemacht,  sondern  auch 
die  Führung  der  laufenden  Verwaltungsgeschäfte  methodisch  ver- 
schleppt und  aufs  schwerste  geschädigt.  Die  politische  Grundvorstel- 
lung des  francisceischen  Regimes,  daß  der  Kaiser  persönlich  allein 
diesen  ganzen  riesigen,  höchst  unübersichtlichen  Regierungsapparat 
beherrsche  und  lenke,  verbürgte  schließlich  am  besten  den  Erfolg 
des  Leitgedankens,  der  Franz  II.  und  seine  Minister  erfüllte:  daß 
für  Oesterreich  die  Erhaltung  völliger  „Stabilität"  der  Verhältnisse 
das  einzige  segensreiche  Regierungsprinzip  sei,  daß  jede  Verände- 
rung, jede  „Bewegung"  von  Uebel  sei  für  Staat  und  Dynastie.  Diesem 
Gedanken  zuliebe  wurden  alle  Kräfte,  die  man  zur  Verfügung  hatte, 
in  den  Dienst  gestellt,  alle,  die  ihm  entgegenzuwirken  schienen,  mit 
größter  Rücksichtslosigkeit  beseitigt.  Die  Regierungsunfähigkeit  des 
geistesschwachen  Thronerben  und  der  Wunsch  der  damaligen  Inhaber 
aller  Macht  und  des  Reichtums  im  Lande  nach  ungestörter  Bewah- 
rung der  „Stabilität"  dieses  einzigartigen  Staatsgebäudes  führte  dann 
im  letzten  halben  .Menschenalter  vor  der  Revolution  das  äußerste 
Stadium  der  Erstarrung  aller  geistigen  und  moralischen  Kräfte  im 
Leben  und  Handeln  des  Staates  herbei.  Das  war  die  Zeit  der  Regie- 
rung des  Reiches  durch  die  wundersame  Hof-  und  Staatskonferenz, 
die  auf  Qrnnd  des  Testamentes  des  Kaisers  Franz  für  seinen  Nach- 
folger Ferdinand  unter  dem  Vorsitze  des  Erzherzogs  Ludwig  gebildet 
wurde  und  diesen  schwachen,  geistig  wenig  regsamen  Mann,  der  aber 
b  Beinern  kaiserliehen  Bruder  an  dem  Schnurren  der  bureau- 
kratischen  Aktenmaschine  und  seiner  „fleißigen"  Erledigung  der 
.■hgültig.-den  Aktenstücke  seine  helle  Freude  hatte,  als  Schieds- 
richter zwischen  die  beiden  rivalisierenden  Staatsmänner  Metternich 
und  Kolowrat  setzte.    Das  Osterreichische  Regierungs-  und  Verwal- 
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tungsystem,  wie  es  sich  unter  dieser  Staatskonferenz  ausbildete,  hat 
ein  zweifellos  unübertrefflicher  Kenner,  Graf  Hart  ig,  einer  der 
hervorragendsten  Staatsmänner  des  Ancien  Regime  und  selbst  zeit- 
weilig Mitglied  dieser  Konferenz,  in  unübertrefflich  klaren  Worten 
geschildert : 

„Der  Grund  aller  nicht  ungerechten  Unzufriedenheit,  welche 
sich  über  den  Gang  der  Staatsmaschine  hörbar  machte,  darf  nicht 
in  der  Untauglichkeit  ihrer  einzelnen  Bestandteile  gesucht  gerden, 
sondern  vielmehr  in  ihrer  Zusammensetzung,  welche  durch  verviel- 
fältigte Reibung  die  Bewegung  erschwerte,  am  meisten  aber  in  der 
Insuffizienz  der  bewegenden  Kraft.  Diese  Kraft  war  erschlafft  und 
wirkte  mehr  auf  einzelne  Teile  als  auf  das  Ganze  des  Mechanismus, 
d.  h.  der  Staat  wurde  administriert,  aber  nicht  regiert.  Die  im 
Dikasterialwege  zur  Verhandlung  kommenden  Alltagsgeschäfte  er- 
hielten ihre  Erledigung  —  wenn  auch  in  der  Regel  nicht  schnell, 
so  doch  nach  Recht  und  Billigkeit;  dasjenige  aber,  was  seiner  Natur 
gemäß  nicht  auf  diesem  Wege  von  unten  hinauf,  sondern  umgekehrt 
von  oben  hinab  in  Ausführung  zu  bringen  gewesen  wäre,  nämlich 
die  ruhige,  zeitgemäße  Umgestaltung  des  Veralteten,  das  besonnene, 
nach  einer  die  Gesamtheit  des  Staates  umfassenden,  leitenden  Idee 
geregelte  Fortschreiten  in  den  Staatsinstitutionen  unterblieb,  insofern 
nicht  etwa  aus  irgend  einer  dazu  nicht  berufenen  Schichte  der  Re- 
gierten dem  Wirken  der  Regierung  darin  vorgegriffen  und  diese 
Letztere,  welche  hätte  vorangehen  sollen,  von  der  Ersteren  an  das 
Schleppseil  genommen  wurde. 

So  war  die  österreichische  Staatsmaschine  gestaltet,  als  Kaiser 
Ferdinand  den  Thron  bestieg,  und  so  blieb  sie  im  wesentlichen  bis» 
zum  März  1848.  Nur  ein  Bedürfnis  hatte  sich  bald  nach  dessen 
Thronbesteigung  zu  fühlbar  gemacht,  um  es  ganz  zu  übersehen.  Dies 
war  nämlich  das  gemeinschaftliche  Zusammenwirken  der  Hofstellen 
mit  den  ihre  Anträge  beurtheilenden  und  vergutachtenden,  den 
Kaiser  umgebenden  Räthen.  Diesem  Bedürfnisse  abzuhelfen,  ohne 
an  dem  Bestehenden  zu  rütteln,  war  eine  schwierige  Aufgabe.  Man 
glaubte  ihre  Lösung  durch  Einführung  einer  neuen  Form  bei  der 
Centralverwaltung  der  Geschäfte  zu  finden,  und  bildete  aus  und 
neben  den  vorhandenen  Elementen  ein  neues,  auf  dem  höchsten 
Standpunkte  berathendes,  teils  aus  permanenten,  teils  aus  zeit- 
weiligen Mitgliedern  zusammengesetztes  Collegium,  die  Staatskon- 
ferenz. Die  permanenten  Mitglieder  waren,  wie  sie  das  öster- 
reichische Hof-  und  Staatshandbuch  vom  Jahre  1848  an  der  Spitze  der 
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zweiten  Abteilung:  ..der  Staat"  angibt,  zwei  Erzherzoge,  der  Staats- 
kanzler und  der  rangälteste  Staats-  und  Conferenzminister. 

Als  zeitweilige  Mitglieder  finden  sich  dort  angeführt  nach  Maß- 
gabe der  Geschäftsgegenstände  die  übrigen  Staats-  und  Conferenz- 
minister, die  staatsräthlichen  Sectionschefs,  die  Staats-  und  Conferenz- 
räthe  und  die  Präsidenten  der  Hofstellen. 

Diese  Form  war  schon  an  und  für  sich  nicht  hinreichend,  dem 
Hauptgebrechen  der  Staatsmaschine,  nämlich  dem  Mangel  an  Soli- 
darität der  die  Geschäfte  aller  Verwaltungszweige  im  Gentrum  leiten- 
den Organe  (der  Ministerien,  in  Oesterreich  Hofstellen  genannt)  ab- 
zuhelfen; denn  die  Chefs  dieser  Organe  wurden  keine  permanenten, 
sondern  nur  zeitweilige,  bloß  in  einzelnen  Fällen  ausnahmsweise  bei- 
zuziehende Mitglieder  der  Staatsconferenz,  blieben  also  in  ihrer 
vorigen  isolierten  Stellung.  Hiezu  kam  aber  noch  der  Umstand,  daß 
diese  Form  durch  keinen  schaffenden  Geist  belebt  wurde;  denn  die 
beiden  Geschäftsmänner,  deren  Aufgabe  diese  Belebung  gewesen 
wäre,  konnten  die  hierzu  nöthige  Zeit  ihren  anderen  Geschäften  nicht 

entziehen Die  zeitweiligen  Mitglieder  der  Staatskonferenz 

konnten  auf  dieselbe  im  Allgemeinen  keinen  ersprießlichen  Einfluß 
üben;  ihre  Stellung  darin  glich  jener  der  Nullen  in  der  Rechnung, 
welche  dann  nur  Geltung  haben,  wenn  ein  Zähler  an  ihrer  Spitze 
steht. 

Man  würde  den  Staatsmännern  Oesterreichs  in  hohem  Grade  Un- 
recht thun,  wenn  man  glauben  wollte,  daß  sie  die  Mängel  der  Staats- 
maschine nicht  erkannt  hätten.  Wer  nur  immer  mit  denselben  in 
vertraulicher  Berührung  stand,  wird  bezeugen  müssen,  daß  sie  ihrer 
Aufmerksamkeit  nicht  entgangen  waren.  Insbesondere  inachte  Fürst 
Ifetternieb  kein  Hehl  aus  seiner  Ueberzeugung,  daß  im  Nichtregieren 
das  Hauptübel  des  Staates  liege  «md  daß  solches  aus  der  Verwech- 
selung des  Verwaltens  mit  der  Regieren  entspringe.  Allein  das  Er- 
kenntnis, um  Fruchtbringend  zu  werden,  muß  sich  durch  die  That 
verkörpern;  zum  Thun  ließ  es  aber  theils  die  Macht  der  Gewohnheit, 
theils  Unintschlossenheit  und  Uneinigkeit  über  das  zu  Thuende  nicht 
kommen.  Man  glaubte  < I •  * rt  Sturm  nicht  so  nahe  und  als  er  herein- 
brach, vermochte  die  abgenützte  Maschine  das  Staatsschiff  nicht  mehr 
zu  lenken:  Wind  und  Wellen  trieben  damit  ihr  Spiel."*) 

Das  eigensinnige  Pesthalten  der  Macht  durch  die  alternden 
Stutzen  des  francisceischen  Regimes  nach  dem  Tode  des  Kaisers 
Franz  mnfite  schließlich  zu  einer  völligen  Erstarrung  dieses  ganzen 


*)  Genesis  der  Revolution  in  Oesterreieh;  Leipzig  1850.    6.  44  ff. 
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Polizei-  und  Stabilitätssystems  der  österreichischen  Bureaukratie 
führen,  die  schließlich  keinem  lebendigen  Willen  mehr  in  Wahrheit 
diente,  sondern  bloß  ihrer  Selbsterhaltung  und  der  Erhaltung  einer 
Dynastenfamilie,  in  der  längst  das  Vertrauen  in  den  Fortbestand  des 
Systems  und  seiner  Zweckdienlichkeit  schweren  Sorgen  um  die  Zu- 
kunft des  Erzhauses,  um  die  Sicherheit  der  Krone  Platz  zu  machen 
begonnen  hatte.  Wie  diese  Lähmung  des  früher  geschmeidigen  und 
bis  zur  Brutalität  energischen  Regierungsapparates  des  vormärzlichen 
Oesterreich  sich  gleich  einem  Naturgesetz  Schritt  für  Schritt  vollzog, 
das  hat  neben  Graf  Hartig  ein  anderer  hervorragender  Staatsmann 
jener  Zeit,  Graf  Ficquelmont,in  einer  kurz  nach  der  Revolution 
erschienenen  Schrift  treffend  dargelegt.  Er  sagte  da:  „Die  Revo- 
lution Oesterreichs  im  Jahre  1848  ist  in  der  Tat  eine  Revolution  der 
Schwäche  gewesen.  Seit  langer  Zeit  wollte  Niemand  in  Oesterreich 
sich  der  Macht  gebrauchen.  Die  Erzherzoge,  die  durch  ihren  Rang 
und  ihre  Aemter  in  erster  Linie  standen,  das,  was  an  der  Ausübung 
der  Souveränität  mangelte,  zu  ergänzen,  weigerten  sich  dessen,  sei 
es  aus  Achtung  für  den  Thron,  sei  es  aus  Privattugend.  Jeder  von 
ihnen  verharrte  in  der  ihm  von  seiner  Stellung  vorgeschriebenen 
Sphäre  und  überließ  es  der  Zeit,  dem,  was  mangelte,  Abhilfe  zu 
geben.  Die  Minister,  die  durch  ihre  Stellung  nach  der  Macht  hätten 
begierig  sein  können,  mochten  sie  ebenfalls  nicht,  aus  ähnlichen 
Gründen.  Aber  die  bescheidensten  wie  die  erhabensten  Tugenden 
genügen  für  die  Anforderungen  nicht,  die  eine  Regierung  zu  erfüllen 
hat;  diese  Tugenden  saßen  in  Oesterreich  zwar  gemeinschaftlich  auf 
dem  Throne,  aber  die  Macht  wurde  nicht  so  ausgeübt,  wie  es  die 
Zeit  verlangte;  die  Regierung  war  zwar  nicht  aufgehoben,  aber  sie 
war  nicht  stark.  Es  schien,  als  fürchte  man  sich,  die  Macht  zu  kom- 
promittieren, wenn  man  aktiver  regierte.  Es  gab  also  gleichsam  eine 
Art  von  Interregnum  der  Souveränität.  Man  war  gar  nicht  blind. 
Man  erkannte  recht  wohl  allerwärts  die  Zeichen  der  Zeit.  Man  ver- 
schloß sich  gar  nicht  gegen  die  Evidenz  gewisser  Notwendigkeiten. 
Man  fühlte  recht  wohl  die  Gefahr.  Aber  diese  Gefahr  stand  noch 
fern.  Der  Druck  der  Ereignisse  war  nur  noch  ein  äußerer.  Man 
arbeitete  nur  darauf  los,  sie  fern  von  sich  abzuhalten.  Ein  unter 
solchen  Umständen  vielleicht  zu  abgöttischer  Kultus  des  monarchi- 
schen Prinzips  hielt  die  Hoffnung  fest,  daß  es  möglich  sein  könne, 
auf  irgend  welche  Art  die  souveräne  Gewalt  zu  befestigen,  ohne  daß 
die  Initiative  dazu  vom  Souverän  auszugehen  brauche.  Denn  man 
fürchtete  sich,  auf  einem  anderen  Wege  die  Erschütterungen  herbei- 
zuführen, welche  eine  solche  Modifikation  gerade  abwehren  sollte. 
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Man  betrachtete  die  Macht  wie  eine  Bundeslade,  an  welche  Niemand 
Hand  zu  legen  wagte;  und  wenn  es  nötig  war,  sie  in  Bewegung  zu 
setzen,  um  sie  dem  Volke  zu  zeigen,  war  aller  Sorgfalt  darauf  ge- 
richtet, zu  verhindern,  daß  jemand  zu  nahe  bei  ihr  seinen  Platz  ein- 
nehme. Dieses  Sanktuarium,  dieser  Altar,  auf  dem  man  ein  Prinzip, 
das  man  mit  Recht  heilig  hielt,  verehrte,  war  solchergestalt  mit  einem 
Schleier  überdeckt,  welchen  man  undurchdringlich  zu  machen  be- 
müht war.  Aber  die  Ausübung  der  Souveränität  ist  für  einen  Staat 
eine  Notwendigkeit,  zu  welcher  ein  träger  Kultus,  wenn  er  auch 
voller  Widmung  iisi  nicht  ausreicht." 

Es  wäre  gerade  unter  den  gegenwärtigen  Zeitläuften  von  be- 
sonderem Wert,  diese  ganze  Zeit  des  Vormärz  in  allen  einzelnen 
charakteristischen  Merkmalen  auf  allen  Gebieten  des  öffentlichen 
Lebens  ausführlicher  zu  schildern-  *)  Vieles,  was  auch  in  unseren 
Tagen  noch  dem  österreichischen  Leben,  speziell  dem  Leben  Wiens 
als  eigentümlich  anhaftet,  erklärt  sich  aus  den  Kräften,  die  in  jener 
Zeit  von  der  Regierung  aus  und  von  den  obersten  Klassen  her  auf 
die  breitesten  Massen  der  Bevölkerung  einwirken.  Vieles,  was  heute 
noch,  zumal  von  den  Deutschen  im  Reiche,  als  spezifisch  „Öster- 
reichisch" empfunden  wird  in  unserem  Wesen,  unseren  Gebräuchen, 
unserer  gesellschaftlichen  Sonderart  —  Gutes  und  Schlechtes  — 
stammt  aus  dieser  Periode,  und  vor  allem  stammten  aus  ihr  her  ge- 
wisse Grundstimmungen  des  „echten"  Oesterreichers  den  Erschei- 
nungen des  öffentlichen  Lebens  gegenüber,  die  auch  noch  in  der 
Gegenwart  eine  wichtige  und  keineswegs  besonders  erfreuliche  Rolle 
spielen.  Die  Gewohnheit  des  kraftlosen  Raisonnierens  der  Bevölke- 
rung, vor  allem  der  Gebildeten,  über  alle  möglichen  öffentlichen 
Dinge,  die  „Raunze-rei",  wie  das  mit  einem  alten  Wiener  Volkswort 
genannt  wird,  die  Auffassung,  daß  das  sparsam  verteilte  Gute  und 
das  reichlich  vorhandene  Schlechte  jederzeit  in  Oesterreich  nur  von 
„oben"  komme  und  daß  man  daher  genug  getan  hat,  wenn  man  über 
die  allmächtigen  Behörden  kräftig  schimpft.  Im  übrigen  aber  den 
lieben  Gott,  den  Kaiser  und  die  Beamten  weiter  walten  läßt,  der 
völlige  Mangel  an  Selbstvertrauen  In  einer  solchen  durch  Menschen- 
alter  bevormundeten  und  an  diese  Bevormundung  gewöhnten  Bevöl- 
kerung, vielfach  auch  an  «t * -n>  erforderlichen  Rechts-  und  Gesetzessinn, 

nie  gründliche  und  gute  Schilderung  der  sozialen  und  politischen 
Zustände  im  franrisceischen  Oesterreich  gibt  neuerdings:  Viktor  Bibl; 
Die  niederösterreic.ln.sc.iic:i  Stände  Im  Voriniirz;  Hin  Beitrag  zur  Vorueschichte 
des  Jahres  1848.  Herausgegeben  "on  der  Gesellschaft  für  neuere  Geschichte 
Oesterreich«.     Wien   191  -57. 
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an  Zuversicht  auf  die  Leistungsfähigkeit  des  eigenen  politischen  und 
gesellschaftlichen  Handelns,  endlich  die  damit  zusamenhängende  Er- 
scheinung des  nur  in  sehr  geringem  Maße  oder  gar  nicht  vorhandenen 
Gemeinsinnes  der  Bevölkerung,  alles  das  und  manche  anderen  Merk- 
male der  sozialen  und  politischen  Psyche  der  bürgerlichen  Elemente 
des  Oesterreichertums,  zumal  des  Wienertums,  sind  im  „Vormärz" 
ausgebildet  oder  so  nachhaltig  verstärkt  worden,  daß  sie  dauernde 
Charakterzüge  geblieben  sind.  Doch  können  alle  Einzelheiten  zur 
Kennzeichnung  dieser  auch  für  das  gegenwärtige  Oesterreich  noch 
schicksalbildenden  Zeit  und  ihrer  bleibenden  Wirkungen  auf  den 
Volkscharakter  und  das  öffentliche  Wesen  hier  noch  nicht  erörtert 
werden.  Uns  obliegt  vor  allem,  von  der  hier  unternommenen  über- 
sichtlichen Betrachtung  des  Prozesses  der  österreichischen  Staats- 
bildung aus  Klarheit  zu  gewinnen  über  die  entscheidenden  Momentes, 
welche  den  Verfall  der  öffentlichen  Einrichtungen  in  dieser  Periode 
charakterisieren.  Da  lassen  sich  denn  im  wesentlichen  drei  Haupt- 
ergebnisse feststellen: 

Erstens:  daß  die  unter  den  großen  Monarchen  des  18.  Jahrhunderts 
vollzogene  „Realisierung"  des  reinen  Hausmachtgedankens  und  das 
Ergebnis  hiervon,  die  Umwandlung  der  „Monarchie"  als  Herrschafts- 
objekt  in  einen  von  der  Bevölkerung  selbst  als  Quelle  der  allgemei- 
nen Wohlfahrt  empfundenen  Gesamtstaat  keine  weiteren  Fortschritte 
machten,  vielmehr  eine  gewisse  Rückbildung  erfuhren. 

Zweitens:  daß  die  Erfolglosigkeit  und  Leistungisainfähigkeit,  zu 
welcher  die  zentralistische  Staatsmaschine  unter  dem  Druck  des 
schließlich  fast  ganz  in  ängstlicher  Polizeitätigkeit  sich  auflösenden 
francisceischen  Absolutismus  herabsank,  den  Respekt  der  österreichi- 
schen Völker  vor  diesem  Mechanismus  zugleich  mit  dem  Prinzip  der 
Autorität  der  Staatsgewalt  überhaupt  so  gut  wie  vollständig  auflöste. 
Dazu  kam 

Drittens :  daß  als  unvermeidliche  Folge  der  sinkenden  Macht  und 
des  schwindenden  Ansehens  der  Behörden,  aller  polizeilicher  Wirk- 
samkeit zum  Trotz,  in  dem  letzten  Jahrzehnt  dieser  Epoche  selb- 
ständige politische  und  soziale  Kräfte  unverhinderbar  sich  auszubilden 
begannen,  die  bei  aller  Verschiedenheit  der  von  ihnen  verfolgten 
Ideen  doch  in  e  i  n  e  m  entscheidenden  Punkte  übereinstimmten,  näm- 
lich in  der  aus  Haß  und  Geringschätzung  gemischten,  unbedingten 
Opposition  gegen  den  „Staat",  wie  ihn  der  Oesterreicher  jener  Zeit 
kannte  und  allein  kennen  konnte. 

In  dem  letzten  halben  Menschenalter  war  die  Entartung  des  the- 
resianisch-josephinischen  Staatswesens  so  schnell  und  so  deutlich  vor 
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Aller  Augen  vor  sich  gegangen,  daß  sich  in  der  Kritik  der  dadurch 
geschaffenen  Zustände  zuerst  eine  Art  von  öffentlicher  Meinung  in 
Oesterreieh  zu  bilden  begann,  die    —    bei  dem  Mangel  jedweder 
politischen  Presse  —  in  Wien  und  in  den  Landeshauptstädten  in  den 
Kreisen  der  Inlelligenz  auf  rein  gesellschaftlichem  Wege  mit  über- 
ra<schender  Kraft  sich  entwickelte,  in  einer  erstaunlich  reichen,  be- 
zeichnenderweise   ausnahmslos    im   Auslande    erscheinenden   Flug- 
schriftenliteratur zu   Gehör  brachte.   Der   Verfall  des  Staates  fand 
seinen  sichtbaren  Ausdruck  in  der  völligen  Unterbindung  des  höhe- 
ren geistigen  und  politischen  Lebens  durch  einen  über  das  ganze 
Gebiet  der  Monarchie  als  einzige  legale  Gewalt  wirkenden  schranken- 
losen Bureaukratismus,  der  sich,  bei  schlechter  Besoldung  und  auch 
geringer  sozialer  Wertung  der  mittleren  und  unteren  Beamtenschaft 
selbst   längst  stumpf  und  willenlos  geworden,   zumeist  in   endloser 
Aktenschreiberei  und  kleinlichen  Praktiken  auslebte,  zumal  ihm  die 
vielfach  zersplitterte  Oberleitung  der  rivalisierenden  Hof-  und  Zen- 
tralstellen nur  selten  klare  größere  praktische  Ziele  zu  setzen  ver- 
mochte.   Die  in  ein  System  gebrachte  Bevorzugung  der  Adeligen,  die 
einen  hervorstechenden  Zug  der  von  dem  Gegner  Metternichs,  dem 
allmächtigen    Kabinettsminister    Kolowrat,    durch    viele    Jahre    ge- 
leiteten politischen  Verwaltung  bildete,  wirkte  überdies  zersetzend 
auf  den  Geist  der  Beamtenschaft,  deren  gebildete  Elemente  mit  den 
Zuständen  der   Zeit  nicht   weniger  unzufrieden  waren  als   die  von 
ihnen  administrierten  Untertanen.    Dadurch  nun,  daß  dieses  System 
alle  Macht  in  die  schließlich  kraftlos  gewordenen  Hände  der  Siaais- 
konferenz  und  der  um   sie  gruppierten   Adels-  und   Hofgesellschaft 
vereinigte,    konzentrierte    sich    unvermeidlich    die    steigende    Ab- 
neigung  und  Unzufriedenheit  der  breiten  Schichten  der  Bevölkerung 
in  ein-  und  derselben  Richtung:  nämlich  in  der  Richtung  gegen  den 
„Staat"  als   Ganzes,  gegen  das  „System",  wie  man  damals  zu  sagen 
sich  gewöhnt   hatte.     Und   diese  Unzufriedenheit  stieg  sowohl  nach 
Oben  als  am  li  nach  unten,  gefördert  durch  die  immer  stärker  hervor- 
tretende finanzielle  und  wirtschaftliche  Desorganisation  des  Reiches. 
Mit  dem  unverlu  anbaren  Sinken  der  allgemeinen  materiellen  Wohl- 
fahrt fiel  naturgemäß  die  letzte  und  stärksteUechtferligung  des  Systems 
<p     absolutistischen  Wohlfahrtsstaates  mein-  und  mehr  dahin:  zeigte 
■ich   doch   die   nnii    Kelle   Wirkung  dieser  ganzen  Regierungsweise 
auf  die   geistige   Fähigkeit   und   den   Charakter   der  oberen   Gesell- 
schaftsklassen am  bedenklichsten  gerade  auf  wirtschaftlichem  Gebiet 
darin,  daß  seihst  die   einsichtsvollen  Bestrebungen  Metternichs,  die 
österreichische  Industrie  von  dem  lähmenden  Prohibitivsystem  in  das 
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eines  gemäßigten  Schutzzollsystems  überzuführen,  an  dem  Wider- 
stand der  Industriellen  unvermeidlich  scheiterten.  In  der  Aengstlich- 
keit  und  Bequemlichkeit  dieser  damals  schon  sehr  wichtigen  Gesell- 
schaftsklasse Oesterreichs,  in  der  allgemeinen  Neigung  österreichi- 
schen Gewerbes,  lieber  durch  privilegierte  Stellung  mühelos  Gewinn 
zu  machen,  als  durch  noch  so  maßvollen  Wettbewerb  in  der  Fremde 
die  eigene  Kraft  zu  stärken  und  mit  der  Zeit  in  seinen  Fähigkeiten 
fortzuschreiten  —  eine  Eigenschaft,  deren  schlimme  Wirkungen  auch 
heute  noch  den  österreichischen  Gewerben  und  Industrien  an- 
haften — ,  war  doch  nur  die  reife  Frucht  der  Erziehung  durch  das 
„Stabilitätssystem"  des  Kaisers  Franz  und  seiner  Minister  zu  er- 
blicken. 4) 

Aus  allen  diesen  Elementen  setzten  sich  nun  die  Grundkräfte 
zusammen,  die  den  Umsturz  der  bestehenden  Staatsordnung  an  und 
für  sich,  gewissermaßen  als  reine  Negation  des  Bestehenden,  zu  einer 
Art  von  Lebensnotwendigkeit  machten;  sind  doch  genügende  An- 
deutungen dafür  vorhanden,  daß  schließlich  selbst  in  den  der  Krone 
nächststehenden  Kreisen  die  Beseitigung  des  „Systems"  als  eine 
Notwendigkeit  für  die  Dynastie  selbst  empfunden  wurde.  Dieser 
Umsturz  ist  dann  durch  den  von  Frankreich  her  sich  erhebenden 
Sturm  plötzlich  eingeleitet  worden;  in  Wahrheit  war  dies  nur  der 
äußere  Anstoß,  der  das  längst  mit  Einsturz  drohende  Gebäude  zu 
Fall  brachte.  Seit  der  Juli-Revolution  und  vollends  seit  dem  Tode 
des  Kaisers  Franz  war  der  Geist  der  Opposition  in  den  oberen  bürger- 
lichen Klassen  Oesterreichs  unverkennbar  mehr  und  mehr  hervor- 
getreten; seit  1840  beginnen  in  Wien  und  Prag  selbst  in  den  ab- 
gestorben scheinenden  Stämmen  der  Ständevertretung  die  Säfte 
wieder  zu  kreisen.  In  beiden  Landtagen  bildet  sich  aus  jüngeren 
Elementen  der  Aristokratie  eine  Vereinigung  oppositioneller  Stände- 
mitglieder, die  eine  Wiederherstellung  der  ständischen  Rechte  min- 
destens so  wie  sie  1792  von  Kaiser  Leopold  bestätigt  worden  waren, 
forderte,  welche  die  regierende  Wiener  Bureaukratie,  an  ihrer  Spitze 
die  vereinigte  Hofkanzlei,  teils  sich  selbst  usurpierte,  teils  in  völligen 
Nichtgebrauch  hatte  kommen  lassen.  Diese  Bemühungen  des  Adels 
haben  nun  keinen  unmittelbar  praktischen  Erfolg  gehabt.  Ihre  Be- 
deutung liegt  aber  vor  allem  darin,  daß  sie  Vorboten  kommender 
tieferer  Bewegungen,  Symptome  dafür  waren,  daß  die  „unschulds- 
volle" Biedermeierzeit  der  österreichischen  Politik  mit  ihrem  kaiser- 
lichen und  bureaukratischen  Patriarchalismus  zu  Ende  ging,  daß  man 
in  den  obersten  Klassen  der  Gesellschaft  den  Glauben  an  die  fran- 
cisceische  Staatsordnung  des  Absolutismus  der  Gemütlichkeit  vor- 
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Loren  hatte.  Während  in  Wien  diese  zeitweilige  Galvanisierung  der 
Ständepolitik  eine  gewisse  Fühlung  der  jüngeren  Adeligen  mit  dem 
seit  1840  immer  stärker  auftretenden  bürgerlichen  Liberalismus  der 
Hauptstadt  begünstigt  und  so  zuletzt  eine  Art  „liberaler"  Gruppe  unter 
den  Ständemitgliedern  in  Wien  sich  zu  bilden  und  sogar  nach  außen- 
hin  populär  zu  werden  begann,  beschränkten  sich  die  sachlichen  Be- 
mühungen des  niederösterreichischen  Landtages  gegenüber  der  Re- 
gierung im  wesentlichen  auf  die  Frage  der  längst  vollkommen  in 
Verfall  begriffenen  Untertansverfassung  der  bäuerlichen  Bevölke- 
rung. Auch  das  ist  nur  ein  Beweis  für  die  eingetretene  völlige 
Sterilität  des  Regimes  der  Staatekonferenz,  daß  trotz  umfassender 
administrativer  Vorarbeiten  und  eifriger  Bestrebungen  auch  auf 
Seiten  der  Gutsbesitzer  diese  in  Niederösterreich  unschwer  zu 
lösende,  der  Lösung  aber  dringend  bedürftige  Frage  trotz  jahrelanger 
Verhandlungen  nicht  vom  Fleck  gebracht  werden  konnte.  Von 
moderner  Politik  war  aber  auch  in  den  Ständeverhandlungen  des 
Wiener  Landtages  kein  Hauch  zu  spüren:  man  beschränkte  sich  dar- 
auf, in  den  „Salons"  der  ständischen  Kreise  die  Regierung  zu  kriti- 
sieren. Auf  diesem  rein  gesellschaftlichen  Boden  bildete  sich  denn 
auch  in  diesen  Jahren  der  Ruf  von  Männern  wie  Schmerling,  Dobl- 
hoff,  Pillersdorf  als  „Liberaler"  au». 6) 

Anders  standen  die  Dinge  in  der  Prager  Landstube,  wo  eine 
Gruppe  von  Adeligen  unter  den  böhmischen  Ständen,  an  der  Spitze 
die  Grafen  Mathias  und  Josef  Thun  und  Deym,  zeitweilig  heftige,  des 
politischen  Gehaltes  nicht  entbehrende  Reden  gegen  den  Regierer 
des  Landes,  den  Oberstburggrafen  Chotek  sowie  gegen  die  Vereinigte 
Hofkanzlei  in  Wien  hielten.  Die  tatsächlichen  Anlässe  zu  diesen 
Kämpfen  waren  BD  sich  nicht  sehr  bedeutend.  Es  handelte  sich  im 
wesentlichen  darum,  daß  die  Bureaukratie  ohue  Berücksichtigung 
der  allen  Rechte  der  Stände  über  die  Einnahmen  des  Domestikalfonds 
und  andere  ständische  Finanzlagen  verfügte.  Nicht  darin  liegt 
die  Bedeutung  dieser  Vorgänge,  die  übrigens  auch  praktisch  keine 
Resultate  nach  sich  Bogen,  sondern  in  dem  symptomatischen  Cha- 
rakter eines  Wiederauflebens  der  tschechisch-nationalen  Opposition 
gegen  die  Herrschaft  Wiens  und  des  deutschen  Beamtentums. 

Zum  Teil  im  Zusammenhang  mit  diesen  Bewegungen  entwickelt 
sich  eine  in  Deutschland  ..zensurflüchtig"  publizierte,  kritische  Litera- 
tur über  die  Zustände  in  Oesterreieh,  an  ihrer  Spitze  die  Schrift  des 
Freiherrn  von  Andrian:  „Oesterreieh  und  seine  Zukunft",  da3 
Werk  eines  Tiroler  Standemitgliedes,  das,  anonym  erschienen  und 
ahlnald  allen   Zensurverboten  nun  Trotz  in  Tausenden  Exemplaren 
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im  Reiche  verbreitet,  mit  großer  Sachkentnis  und  schonungsloser 
Schärfe  die  schweren  Gebrechen  und  die  Haltlosigkeit  des  ganzen 
österreichischen  Staats-  und  Regierungssystems  auseinandersetzte. 6) 
In  Ungarn  aber  war  seit  dem  Landtage  von  1839 — 1840  unaufhaltsam 
die  Flut  der  Opposition  gegen  die  Wiener  Machthaber  im  Steigen. 
In  einer  damals  verfaßten  Denkschrift  zeigt  Metternich  unverhohlen 
seine  Besorgnis  vor  der  kommenden  Revolution  in  Ungarn. 7)  Wirt- 
schaftliche Depressionen,  Zeiten  schwerer  sozialer  Mißstände  in  den 
unteren  Klassen,  vollkommener  Verfall  der  Wirtschaftsverfassung 
des  in  beiden  Reichshälften  erbuntertänig  gehaltenen  Bauernstandes : 
alles  das  im  Verein  mit  der  durch  ein  Menschenalter  in  immer 
schnellerem  Tempo  vor  sich  gegangenen  Diskreditierung  des  ganzen 
in  Metternich  und  Kolowrat  personifizierten  Systems  der  Polizei- 
regierung in  der  inneren  und  äußeren  Politik  sowie  mit  der  von  den 
Machthabern  selbst  gewissermaßen  kunstvoll  organisierten  Schwäche 
der  obersten  Regierungsorgane  mußte  unfehlbar  früher  oder  später 
zum  Zusammenbruch  des  „Systems"  fuhren.  Gewiß,  der  Gang  der 
Ereignisse  hätte  ein  anderer  werden  könen,  wenn  eben  andere  als 
die  kraftlosen  Greise,  die  aus  der  francisceischen  Aera  herüber- 
ragten, im  Besitze  des  Machtapparates  gewesen  wären:  vor  allem, 
wenn  in  der  Dynastie  selbst  eine  kräftige  und  befähigte  Herrscher- 
persönlichkeit  vorhanden  gewesen  wäre.  Aber  daran  fehlte  es 
durchaus,  vielmehr  bestand  im  Erzhause  selbst  ein  weitreichender 
Dissens  der  Mitglieder  unter  einander  und  Unzufriedenheit  mit  dem 
Stande  der  Regierungsangelegenheiten,  wozu  noch  bei  der  ehrgeizigen 
Gattin  des  Thronfolgers  und  Bruders  des  Kaisers  ausgesprochene  Eifer- 
sucht und  tiefe  Abneigung  gegen  den  Staatskanzler  Fürsten  Metter- 
nich hinzukam,  dessen  Majordomat  längst  ihren  Stolz  als  Mutter  des 
künftigen  Herrschers,  des  Erzherzogs  Franz  Joseph,  verletzte.  Aber 
auch,  was  unterhalb  des  Hofes  und  der  Staatskonferenz  an  bürger- 
lichen und  sonstigen  „liberalen"  Kräften  in  den  40er  Jahren  an  die 
hohen  Regierungsstellen  gelangt  war  —  Männer  wie  Kübeck,  Pillers- 
dorf  und  Doblhoff,  die  Spitzen  der  seinerzeitigen  bureaukratischen 
Fronde  in  den  letzten  Jahren  Kaiser  Franzens  —  litt  nicht  minder  als 
das  alte  konservative  Element  des  Beamtentums  an  dem  Erbübel 
des  ganzen  Standes,  wie  er  sich  in  Oesterreich  entwickelt  hatte,  an 
dem  Mangel  an  Entschlußfähigkeit  und  Selbstvertrauen  und, 
was  während  der  Revolution  besonders  ins  Gewicht  fiel, 
an  Unkenntnis  der  Regierungsmethoden  in  einem  freien  Staats- 
wesen: Eigenschaften,  die  das  vormärzliche  Regime  selbst  den 
besten  der  ganzen  von  ihr  gebildeten  Generation  von  Staatsmännern 
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und  Beamten  aufgeprägt  hatte.  Als  dann  zweifellos  nicht  ohne  Mit- 
wirkung von  hohen  und  „höchsten"  Gegnern  des  Fürsten  Metternich 
der  Anstoß  der  Pariser  Februarrevolution  in  Wien  plötzlich  die  Be- 
tt egung  vom  13.  März  zum  Ausbruch  brachte,  waren  der  zerrüttete  Hof, 
die  durch  Metternichs  erzwungenen  Rücktritt  gesprengte  Staatskon- 
ferenz und  der  ganze  Kreis  der  Erzherzöge  und  ihrer  Berater  völlig 
unfähig  zu  konsequentem  Handeln  und  irgendeiner  weiterblickenden 
Politik:  jetzt  zeigte  sich  aber  auch  die  Bureaukratie  so  gut  wie  voll- 
kommen hilflos.  Dazu  kam  die  unerhörte  Fülle  der  Probleme,  die 
nun  wirklich  wie  eine  Sturmflut  über  den  morschen  Kunstbau  der 
dynastischen  „Staatsmaschine"  hereinbrach.  Ungarn,  Kroatien,  Ga- 
lizien,  die  italienischen  Provinzen  und  das  Verhältnis  zu  Sardinien 
und  Piemont,  die  deutsche  Frage,  der  erstaunlich  rasch  emporgekom- 
mene, unreife  Radikalismus  der  Intellektuellen  und  Halbintellek- 
tuellen von  Wien  und  Prag,  die  zahmen  Revolutionen  in  Graz  und 
Brunn,  das  Problem  der  Beseitigung  der  Urbarialverfassung,  der 
nunmehr  drohende  völlige  Zusammenbruch  der  Staatsfinanzen  und 
des  Geldwesens,  die  damit  zusammenfallende  schwere  Notlage  der 
österreichischen  Industrie,  das  Versagen  aller  Institutionen  des  Staa- 
tes, zumal  der  inneren  Verwaltung,  allerdings  mit  Ausnahme  der 
Armee:  wie  sollte  in  diesen  sich  überstürzenden  Sorgen,  Problemen, 
immer  erneuerten  Bedrohungen  der  bloßen  Existenz  des  Staates,  wie 
sollte  diesem  hundertfachen  und  einander  in  vielen  Stücken  wider- 
sprechenden Begehren  der  einzelnen  Nationen  und  Volksklassen 
gegenüber  eine  im  Stabilitütssystem"  des  Kaisers  Franz  erlogene 
Generation  von  Staatsmännern  und  Bureaukraten  die  Kraft  zu  ein°r 
festen,  neuschaffenden,  wahrhaft  schöpferischen  Politik  finden!  So 
wurden  denn  die  schwersten  Entscheidungen  in  der  größten  Hast  und 
unter  dem  Druck  der  drohenden  städtischen  Massen  vom  Hofe  und 
dessen  schwachen  Beratern  getroffen  und  damit  war  in  wenigen 
Tagen,  ja  Stunden  so  viel  von  der  geltenden  staatlichen  Ordnung 
und  Macht  preisgegeben,  daß  eine  ruhige  Umbildung,  eine  friedliche 
Umgestaltung  des  alten  Zustandes  in  einen  neuen  ebenso  schwierig 
wurde,  wie  ein  schöpferischer  und  dabei  friedlicher  Abschluß  der 
Revolution  selbst  durch  das  Werk  einer  das  Alte  mit  dem  Neuen  or- 
ganisch verbindenden,  leitenden  staatsm&nnischen  Kraft.  Was  im 
Reichsbau  durch  zwei  Jahrhunderte  mühsam  geschaffen  worden  war, 
die  durch  das  Wachstum  Eentraladministrativer  Organe  in  aller 
Stille  gebildete  lebendige  Verbindung  der  Regierung  Ungarns  mit 
der  des  aus  den  übrigen  Kronländern  gebildeten  Einheitsstaates, 
vernichtete    die    unbedachte    Aengstlichkeit    des    Palatin-Krzherzogs 
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Stephan  in  den  Apriltagen,  als  dieser  den  Kaiser  bewog,  die  von 
Kossuth  diktierten  Gesetze  über  das  Verhältnis  Ungarns  zur  Mon- 
archie mit  einem  Federstrich  zu  sanktionieren.  Das  große  Werk 
der  administrativen  Inkorporierung  der  Länder  der  böhmischen 
Krone  in  den  österreichischen  Staat  durch  Maria  Theresia  empfing 
durch  das  inhaltlich  und  formell  gleich  ungenügende  Kabinett- 
schreiben vom  8.  April  einen,  wie  die  Zukunft  zeigte,  immer  mehr  sich 
erweiternden,  schier  unheilbaren  Riß.  Als  da  und  dort  die  Folgen  her- 
vortraten, der  junge  staatsrechtlich-nationalistische  Radikalismus  in 
Pest  und  Prag  auf  die  gewaltsame  Zerreißung  des  Reichs-  und 
Staatsverbandes  offen  hintrieb,  während  bei  den  gemäßigten  Parteien 
im  Budapester  Parlament  wie  im  Wiener  Reichstag  die  Voraus- 
setzungen für  positive  Verfassungsarbeit  zur  Schaffung  eines  neuen 
kräftigen  Staatswesens  zunächst  mangelten,  da  blieb  der  alten  herr- 
schenden Klasse  und  dem  Hofe  schließlich  nurmehr  die  nackte  Mili- 
tärgewalt als  einziges  Auskunftsmittel  übrig,  das  aber  doch  nicht 
vermochte,  dem  nun  eintretenden  völligen  Abfall  fast  ganz  Ungarns 
zu  steuern,  noch  auch  der  beginnenden  bis  auf  den  Grund  reichenden 
Dekomposition  der  staatlichen  Ordnung  in  Böhmen  durch  praktische 
Reformen  vorzubeugen.  Nachdem  sich  die  Regierung  Wessenberg- 
Doblhoff  durch  den  Wiener  Maiaufstand  das  Prinzip  eines  konstituie- 
renden Reichstages  erst  hatte  widerwillig  aufdrängen  lassen,  betrachtete 
es  die  zur  Errettung  des  Staates  berufene  erste  Regierung  des  jungen 
Kaisers,  das  Ministerium  Schwarzenberg,  als  ihre  höchste  und  wich- 
tigste Aufgabe,  mit  diesem  ersten  österreichischen  Gesamtparlament 
sobald  als  möglich  auch  die  Idee  der  Verfassung  selbst  zu  vernichten 
und  zu  begraben!  Die  Mitschuld  der  vormärzlichen  Adelsherr- 
schaft und  der  regierenden  Bureaukratie  an  der  Maßlosigkeit  und 
dem  planlosen  Gang  der  Revolution  wurde  nun  noch  vergrößert 
durch  ihre  Hauptschuld  an  der  Maßlosigkeit  der  Reaktion,  die  der 
militärischen  Niederwerfung  des  Oktoberaufstandes  zu  Wien  alsbald 
folgte.  Der  den  führenden  Männern  von  1848  gemeinsame  Grundzug  im 
staatsmännischen  Charakter,  der  sich  auch  gerade  in  dieser  Tatsache 
aussprach,  nämlich  die  Unfähigkeit,  zwischen  dem  historischen  in  der 
Dynastie,  Armee  und  Bureaukratie  verkörperten  Machtgedanken 
und  dem  Prinzip  des  Volksrechtes  und  der  Gleichberechtigung  der 
Völker  im  habsburgischen  Gesamtreich  einen  Weg  des  Kompromisses 
in  Gestalt  positiver  politischer  Schöpfungen  zu  finden,  diese  funda- 
mentale Erscheinung  an  der  Schwelle  der  Geschichte  des  modernen 
Oesterreich  wird  uns  immer  wieder  in  der  weiteren  Darstellung 
begegnen.     In  der  Tat  ist  das  ein  dauernder  Charakterzug  und  die 
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i  UvoUßte  Eigentümlichkeit  österreichischer  Staatskunst  seither 
geblieben. e) 

Doch  ich  eile  der  pragmatischen  und  historischen  Aufeinander- 
folge der  Ereignisse  weit  voraus!  Nunmehr,  nachdem  die  wichtigsten 
Momente  klargestellt  worden  sind,  die  den  plötzlichen  Umsturz  in 
Oesterreich  unvermeidlich,  ja  eigentlich  zur  einzigen  Möglichkeit 
einer  Regenerierung  überhaupt,  zu  einem  Ausweg  aus  dem  Kerker 
des  „Stabilitätssystems"  gemacht  hatten,  bedarf  es  einer  Uebersicht 
über  die  Hauptkräfte,  die  diesen  Umsturz  teils  hervorgebracht  haben, 
teils  in  seinem  Gefolge  unwiderstehlich  hervorkamen. 

Das  Jahr  1848  ist  für  die  habsburgiscbe  Monarchie,  wie  schon 
wiederholt  bemerkt  wurde,  weit  mehr  als  bloß  das  „Jahr 
der  bürgerlichen  Revolution",  wie  sie  damals  in  Frankreich. 
Preußen,  Baden,  Sachsen,  Bayern  hervorgetreten  ist.  Die  eine 
große  Kraft,  welche  den  Prozeß  der  Umwertung  aller  staatlichen 
Werte  in  der  Monarchie  heraufführte,  ist  allerdings  dieselbe 
gewesen  wie  in  den  genannten  Ländern,  nämlich  das  Her- 
vorkommen der  bürgerlich-liberalen,  alsbald  auch  demokratisch- 
radikal  gefärbten  Staats-  und  Weltanschauung.  Aber  diese  Kraft  ist 
doch  nur  eine  der  Komponenten  der  Revolution  im  habsburgischen 
Reiche  gewesen.  Sie  ist  überdies  den  österreichischen  Verhältnissen 
entsprechend  stärker  noch  als  in  anderen  Ländern  durch  die  der 
bürgerlichen  Welt  vor  1848  eigentümliche  Abneigung  gegen  die  da- 
mals bestehende  soziale  Ordnung  charakterisiert:  gegen  die  in 
Oesterreich  allmächtige  und  fast  ausschließlich  auch  kapitalistischen 
Reichtum  in  sich  vereinigende  Adelsoligarchie  wendet  sie  sich  mit 
größter  Kraft,  sie  identifiziert  sich  daher  vor  allem  mit  den  Klagen 
und  Wünschen  des  vom  großgrundbesitzenden  Adel  wirtschaftlich 
und  persönlich  durchaus  abhängigen  Bauernstandes,  der  minde- 
stens fier  Fünftel  der  Gesamtbevölkerung  ausmacht.  Weitaus 
weniger  als  im  Westen  spielt  das  Arbeiterelement  selbst  in  der  Wie- 
ner Revolution  und  ihrer  politischen  Ausnützung  mit.  Merkwürdig 
stark  tritt  dagegen  die  Gedankenwelt  des  kleinbürgerlichen,  längst  in 
wirtschaftlichem  Niedergang  begriffenen  Handwerkes  hervor,  welches 
die  Wirtschaftspolitik  des  Absolutismus  mit  seiner  ausgesprochenen 
Begünstigung  der  liroßindustrie  und  des  Finanzkapitals  längst,  wenn 
auch  ohnmächtig,  haßte:  ihm  zunächst  stand  ein  weiteres,  gerade  in 
Wien  recht  zahlreiche!  Element  des  unteren  Mittelstandes,  die  vielen. 
durchweg-  schlechl  besoldeten  kleinen  Beamten  des  Staates  in  den 
Kanzleien  und  Aemtern,  deren  vielfach  sehr  prekäre  Existenz  längst 
eine  Quelle  bitterster   Unzufriedenheit  und  regierungsfeindlicher  Ge- 
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sinnung  bildete.  In  allen  diesen  Schichten  der  Gesellschaft  brachte 
die  Freiheitsbewegung  der  Revolution  zunächst  die  demokratische 
Denkweise  als  höchst  unklar  vorgestelltes  Allheilmittel  zur  Herr- 
schaft. Neben  dieser  weltbürgerlichen  Strömung  anfänglich  schein- 
bar zurücktretend,  in  Wahrheit  jedoch  ihre  Macht  aus  viel  tieferen 
Quellen  gewinnend,  erhob  sich  aber  nunmehr  in  Oesterreich  und  in 
Ungarn,  schnell  über  alle  anderen  revolutionären  Triebkräfte  hinaus- 
wachsend, das  Nationalgefühl  als  nationalistisches  Selbst- 
bewußtsein der  einzelnen  Völker,  und  zwar  zunächst  und  am  stärk- 
sten das  Nationalgefühl  der  nichtdeutschen  Volksstämme,  alsbald 
aber  auch  das  der  Deutschen  Oesterreichs :  letzteres  bezeichnender- 
weise vor  allem  in  dem  nun  scheinbar  mit  einem  Schlag  wieder- 
gefundenen Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  mit  dem  revolutionären 
Deutschland  erwachend,  dann  aber  schnell  verstärkt  durch  die  natio- 
nalistischen Forderungen  der  slawischen  Völker  und  deren  Wider- 
spruch gegen  die  gerade  von  Wien  aus  mit  besonderem  Eifer  be- 
triebene großdeutsche  Politik. 

Aber  zu  diesen  beiden  Grundkräften  gesellen  sich  sogleich  zwei 
weitere  spezifisch  österreichische  Kraftelemente,  die  in  oft  schwel* 
definierbarer  Verbindung  mit  Nationalgefühl  und  den  Ideen  des 
Liberalismus  wie  auch  selbst  untereinander  ihre  Wirksamkeit 
äußern.  Einmal:  Wiederaufleben  alter  Erinnerungen  an  die  poli- 
tische Selbständigkeit  der  einzelnen  Kronländer,  vor  allem  jener,  in 
denen  in  früheren  Geschichtsepochen  die  Entwicklung  bis  zur  Bil- 
dung selbständiger,  von  den  Habsburgern  beseitigter  Staatlichkeit  ge- 
führt hatte,  so  vor  allem  bei  den  Tschechen,  Polen,  Ruthenen  und  bei 
den  Kroaten.  Die  „staatsrechtliche"  Idee  hält  ihren  Einzug 
in  die  Gesamtmonarehie.  Zweitens :  die  gemeinsame,  tiefe,  bis  zum 
Haß  gesteigerte  Abneigung  aller  Völker  und  Klassen  der  bürgerlichen 
ebenso  wie  der  bäuerlichen  Bevölkerung  gegen  jene  spezifische  Form 
der  Regierung,  wie  sie  in  dem  theresianischen  Staatswesen  be- 
gründet, in  dem  Metternichschen  Zeitalter  ihre  bis  zur  Absurdität 
geratene  Vollendung  erfahren  hatte ;  nämlich  gegen  den  bureau- 
kratischen  Zentralismus  als  Ausdruck  der  politischen,  ad- 
ministrativen und  sozialen  Allmacht  des  Beamtentums  im  Namen 
der  Krone. 

Dies  sind  die  vier  Grundkräfte,  die  das  gesamte  politische 
Denken  und  Fühlen  der  österreichischen  und  ungarischen  Revolution 
durchziehen  und  beherrschen:  aus  dem  Wechselspiel  dieser  in  den 
jüngeren  Volksparteien  und  ihren  Führern  verkörperten  Kräfte  und 
in  ihrem  Zusammenstoß  mit  jenen  politischen  Prinzipien  und  Ak- 
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tiouen,  die  sich  im  Verlauf  der  Ereignisse  als  Politik  und  Tat  des 
Hofee  uud  der  Regierung  ausbilden,  ist  das11  neue  nachrevolutionäre 
Otsterreich-Ungarn  hervorgegangen.  Schon  jetzt  muß  aber  mit  allem 
Nachdruck  gesagt  werden,  daß  aus  diesem  Ansturm  der  1848  ent- 
fesselten Völkerkräfte  und  aus  der  Gegenwirkung  des  alsbald  gegen 
ihn  aufgeführten  Neubaues  der  Reichs-  und  Staatseinrichtungen  im 
Grunde  genommen  alle  grundlegenden  und  dauernden  politischen 
Gedanken  sowie  alle  politisch-sozialen  Machtfaktoren  hervorgekom- 
men sind,  die  den  Inhalt  des  politischen  Lebens  der  Völker  der 
habsburgischen  Monarchie  bis  zu  deren  Untergang  bildeten  und  be- 
stimmten. Inwieweit  durch  den  sogenannten  Dualismus  von  1867 
und  später  durch  das  Entstehen  der  Sozialdemokratie  als  Inbegriff 
der  politischen  Organisation  des  „vierten  Standes"  Veränderungen  an 
diesem  Bestände  von  Kräften  und  Ideen  eingetreten  sind,  wird  in 
anderem  Zusammenhange  erst  später  beurteilt  werden. 

Um  so  wichtiger  ist  es  nun  —  zieht  man  diese  eigentümliche 
Dauerhaftigkeit  der  in  der  ganzen  Monarchie  durch  die  Revolution 
geschaffenen  politischen  Zustände  und  der  in  ihnen  tätigen  geistigen 
und  moralischen  Kräfte  in  Betracht  — ,  sich  deren  Hauptmerkmale 
von  Anfang  an  mit  möglichster  Schärfe  klarzumachen.  In  der  ver- 
wirrenden Fülle  von  Erscheinungen  bieten  die  eben  als  Grundkräfte 
bezeichneten  vier  großen  Tendenzen  eine  nützliche  Hilfe  zur  orien- 
tierenden Uebersicht.  Dabei  muß  Oesterreich  und  Ungarn  jedes  für 
sich  betrachtet  werden;  denn  bei  aller  Verwandtschaft  der  Probleme, 
wie  sie  sich  aus  dem  innersten  Wesen  der  Volkszusammensetzung 
jedes  der  beiden  Reiche  und  der  unvermeidlichen  Verknüpfung  alles 
politischen  Geschehens  in  beiden  Gebieten  ergibt,  ist  doch  die  ge- 
schichtlich gegebene  Individualität  jeder  der  beiden  Reichshälften 
für  ihr  Schicksal  ausschlaggebend  gewesen.  Der  Dualismus 
als  Ausdruck  des  staatlichen  Verhältnisse«  von  Oesterreich 
und  Ungarn  ist  eben  viel,  viel  älter  als  die  so  genannte 
Ordnung  der  Monarchie  seit  1867.  Dieser  Dualismus  ist  in 
den  realen  politischen  Verhältnissen  und  in  den  Empfindungen 
der  Völker  hüben  und  drüben  immer  vorhanden  gewesen, 
wenn  auch  zeitweilig  teils  durch  rein  geistige  Kraft«'  —  wie 
z.  B.  die  ausgebildete  Regieningstechnik  und  die  weit  höhere  Bil- 
dungsstufe der  österreichischen  Bureaukratie  von  1748  bis  1848  — , 
teils  durch  ökonomische  Interessen  der  oberen  Klassen  —  wie  z.  B. 
in  den  60er  und  70er  Jahren  auf  Seite  der  ungarischen  Agrarier  und 
der  österreichischen  Industriellen  —  breite  Brücken  über  die  Kluft 
geschlagen  werden,  welche  den  alten  Ssierreichischen  Obrigkeitsstaat 
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mit  seinem  bureaukratischen  Zentralismus  von  der  durch  die 
Magyaren  geschmiedeten  nationalen  Zwangsgemeinschaft  der  ihnen 
unterworfenen  Völker  trennte. 

Seit  der  Vollendung  des  österreichischen  Einheitsstaates  zu  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  tritt  dieser  historische  Dualismus  wieder  stärker 
hervor:  er  stellt  sich  den  Zeitgenossen  als  Gegensatz  zwischen  stän- 
dischem Konstitutionalismus  und  schrankenlosem  Absolutismus  dar, 
zumal  seitdem  in  Ungarn  vom  Reichstage  von  1825  ab  der  Kampf 
des  magyarischen  Adels  um  Erhaltung  seiner  Verfassung  gegen  die 
absolutistische  Politik  des  Kaisers  Franz  und  der  Wiener  Bureau- 
kratie  offen  in  die  Erscheinung  tritt.  Allerdings  machten  sich  schon 
auch  Zeichen  einer  Kritik  der  rein  oligarchischen  Feudalverfassung 
Ungarns  im  Lande  selbst  bemerkbar,  und  die  Wiener  Regierung 
sorgt  durch  ihre  publizistischen  Vertreter  dafür,  daß  der  rein  stän- 
disch-privilegiale  Charakter  der  ungarischen  Verfassung  im  Auslande 
möglichst  bekannt  werde.  Anderseits  wirken  aber  die  heftigen  und 
leidenschaftlichen  Abwehrkämpfe,  die  der  ungarische  Adel  in  den 
Komitateu  und  in  den  nunmehr  wieder  regelmäßig  einberufenen 
Reichstagen  gegen  die  Wiener  Zentralgewalt  führt,  trotz  aller  gegen- 
teiligen Bemühungen  der  österreichischen  Polizei-  und  Zf-nsur- 
behörden  auf  die  oberen  Klassen  in  Oesterreich  ein  und  stärken  da- 
selbst den  Geist  der  nun  beginnenden,  teils  ständisch-adeligen,  teils 
bürgerlich-liberalen  Fronde,  die  sich  in  Wien  und  Prag  —  aller- 
dings zunächst  noch  unter  der  Decke  des  herrschenden  Polizei- 
regimes —  mehr  und  mehr  verbreiten.  Geht  man  von  dem  Gesichts*- 
punkt  des  Reichsgedankens  und  Reichsproblems  aus,  so  war  der  Zu- 
stand, den  das  lange  Regime  Kaiser  Franzens  und  Metternichs  ge- 
schaffen hatte,  immerhin  sehr  merkwürdig:  in  Wien  und  in  den  Kreisen 
des  deutschen  Bürgertums  überhaupt  war  eine  politisch  zwar  gewiß 
unklare,  aber  doch  kräftige  Vorstellung  vom  Gesamtstaate  ausgebildet 
worden  —  man  hatte  sich  gewissermaßen  in  den  säkularen  Großmachts- 
gedanken der  Dynastie  hineingewöhnt  — ,  während  man  anderseits 
doch  immer  mehr  den  tiefen  Unterschied  zwischen  dem  „verfassungs- 
mäßig" regierten  Ungarn  und  dem  heimischen  Polizeiabsolutismus 
betonte.  Die  Regierung  hielt  jedoch  die  politisch  führenden  Ele- 
mente in  Ungarn  planmäßig  von  irgendeiner  Fühlungnahme  mit  den 
Ständen  in  den  österreichischen  Erbländern  ab,  darin  ganz  der  alten 
Tradition  von  Karl  VI.  her  folgend,  und  arbeitete  so  wie  früher  jeder 
Möglichkeit  einer  freien  Verständigung  der  beiden  großen  Reichs- 
teile entgegen.  Die  vollkommene  Lähmung  des  geistigen  Verkehres 
und  die  geringen  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Ungarn  und 
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den  österreichischen  Ländern  bewirkten  auch,  daß  in  Deutsch-Oester- 
reiefa  die  tatsächlichen  nationalen  und  politischen  Verhältnisse  Un- 
garns vielfach  falsch  beurteilt  wurden,  wogegen  schon  damals  in  den 
kleinen,  aber  eifrig  wirkenden  literarischen  Kreisen  der  slawischen 
Intellektuellen  die  ungerechte  weil  streng  nationalistisch  aufgebaute 
Präponderanz  der  Magyaren  und  unter  diesen  wieder  zuvörderst  des 
Adels  wohl  verstanden  und  bitter  beurteilt  wurde.  Das  Polizei- 
system, hüben  und  drüben  wirkend  und  beide  Reichshälften  trennend, 
brachte  es  so  zuwege,  daß  die  eine  große  politische  und  geistige  Be- 
wegung, die  sich  gleichzeitig  in  Ungarn,  in  Böhmen  und  bei  den  Süd- 
slawen seit  dem  Anfang  der  30er  Jahre,  wenn  auch  zunächst  nur  in 
unscheinbaren  Anfängen,  zu  entwickeln  begann,  nämlich  das  Auf- 
streben der  nationalistischen  Idee,  den  gebildeten  Deutschen  Oester- 
reichs  zunächst  wenig  zum  Bewußtsein  kam.  Als  aber  die  Revolution 
die  gewaltige  Kraft  des  nationalen  Gedankens  bei  allen  nichtdeutschen 
Völkern  förmlich  vulkanisch  ans  Licht  brachte,  standen  die  Deut- 
schen Oesterreichs  den  übrigen  Völkern  fremd  und  ihrem  nationalen 
Drang  verständnislos  gegenüber,  obgleich  sie  selbst  gerade  auch 
jetzt  zuerst  ihr  altes  kulturelles  Nationalgefühl  kraftvoll  in's  Politische 
zu  wenden  begannen:  ja  vielleicht  gerade  deshalb  empfanden  sie  die 
gleiche  Erscheinung  bei  den  anderen  Völkern  und  vor  allem  bei  den 
Slaven  als  eine  ihnen  gegnerische,  sie  bedrohende  Macht.  Das 
Entscheidende  war  aber  doch  die  Wirkung,  die  das  politische  Den- 
ken der  Deutschen  Oesterreichs  von  der  Tatsache  empfing,  daß  der 
,.Staat",  in  dem  sie  lebten,  trotz  der  sie  von  Deutschland  fernhalten- 
den traditionellen  Politik  des  Erzhauses  ein  Stück  von  diesem 
Deutschland,  daß  er  in  seinem  geistigen  Wesen  und  seiner  Einrich- 
tung durchaus  ein  deutscher  Obrigkeitsstaat  war.  Mochte  auch  der 
bürgerliehen  Klasse  der  Deutschen  Oesterreichs  und  ihrer  jungen 
politischen  ..Ideenwelt"  dieser  „Staat"  wegen  seines  absolutistischen 
Charakters  mehr  und  mehraufe  schärfste  widersprechen,  so  versöhnte 
sie  doch  nur  allzu  bald  mit  ihm  die  Vorstellung,  daß  die  Obrigkeit 
für  Bie  einen  nationalen  Besitz,  den  Ausdruck  ihrer  alten  volklicheu 
Herrenstellung  in  diesem  Reiche  bedeutete.  Darin  liegt  nun  zweifel- 
los eine  der  dauernd  auf  da.s  unheilvollste  wirkenden  Konsequenzen 
des  vonnarzlichen  Regierungssystems,  das  die  einzelnen  Völker  mög- 
lichst von  einander  Fernhielt;  hierin  darf  man  aber  wohl  auch  einen 
der  Letzten  Gründe  der  schweren  Krankheit  feststellen,  die  dann 
durch  das  ganze  L9.  Jahrhundert  die  staatliche  Existenz  und  Ordnung 
der  Gesamtmonarchie  sowie  Ungarns  und  Oesterreichs  besonders 
untergruben,  die  stützen  der  dynastisch-grofimächtlichen  Politik  der 
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beiden  Nachfolger  des  Kaisers  Franz  stetig  geschwächt  und  schließ- 
lich unter  dem  Großneffen  Franz  Josephs,  durch  den  furchtbaren 
Brand  des  Weltkrieges  hindurchführend,  die  völlige  Vernichtung  des 
Reiches  und  seiner  beiden  Staaten  sowie  die  Beseitigung  der  Dynastie 
zur  Folge  gehabt  haben. 9) 

Als  Franz  IL  das  österreichische  Kaisertum  1804  begründete,  um 
1806  die  deutsche  Kaiserkrone  niederzulegen,  und  als  er  1815  die  ihm 
angebotene  Erneuerung  des  deutschen  Kaisertums  ablehnte,  mußte 
es  auch  den  Wiener  Hofpolitikern  klar  sein,  daß  die  nunmehr  in 
ihrem  territorialen  Besitz  völlig  wiederhergestellte,  ja  vergrößerte 
habsburgische  Erbmonarchie  als  selbständiges  Kaiserreich  auch  eines 
wirklichen  und  selbständigen  Reichs-  und  Staatsgedankens  bedurfte: 
die  Grundlage  dazu  war  überdies  in  der  durch  drei  Jahrhunderte 
beharrlich  entwickelten  dynastischen  Großmachtidee  gegeben,  in 
dem  Gedanken  dauernder,  auf  realen  wechselseitigen  Bedürfnissen 
und  Zusammenhängen  aller  Länder  und  Völker  des  Reiches  ge- 
stützten Einheit.  Aber  obgleich  es  unter  den  Ratgebern  des  Kaisers 
nicht  ganz  an  einsichtigen  Warnern  gefehlt  hat  —  Metternichs  Denk- 
schrift von  1817  beweist  das  am  besten  — ,  so  unterblieb  doch  jeder 
Versuch  einer  staatsmännischen  Ausführung  eines  solchen,  die 
Reichseinheit  vorsichtig  neu  auf  den  Willen  der  Völker  selbst 
begründenden  Planes-  Des  Kaisers  Franz  politische  Vorstel- 
lungskraft konnte  darüber  nicht  hinaus,  die  ihm  überkommene 
Gesamtstaatsidee  anders  denn  als  rein  mechanische,  als  mög- 
lichst gleichmäßige  Unterwerfung  aller  Völker  unter  seinen 
absolutistischen  Willen  aufzufassen;  und  die  Ratgeber,  die  er  hörte, 
schließlich  auch  Metternich  —  wie  es  scheint,  wider  besseres  Empfin- 
den —  fügten  sich  dem.  Die  rein  dynastische  Haus-  und  Großmacht- 
idee blieb  nach  wie  vor  der  einzige  Reichs-  und  Staatsgedanke  Oester- 
reichs,  und  zwar  in  der  besonderen  Fassung,  wie  sie  seit  Maria  The- 
resia und  Josef  IL  in  Wien  emporgekommen  war:  nämlich  als  zähes 
und  eifersüchtiges  Festhalten  an  der  deutschen  wie  der  italieni- 
schen Machtstellung  des  Erzhauses.  Das  tritt  wie  in  anderen  Fällen 
so  besonders  mit  voller  Deutlichkeit  in  der  Haltung  Oesterreichs  auf 
dem  Wiener  Kongreß  hervor.  Je  erfolgreicher  damals  diese  Politik 
blieb,  desto  kräftiger  hielt  man  in  Wien  die  leitende  Idee  fest,  daß 
das  Haus  Oesterreich  mit  allen  seinen  Staaten  vor  Preußen  als  die 
eigentliche  deutsche  Vormacht  zu  gelten  habe.  Daraus  entwickelte 
sich  in  der  regierenden  Bureaukratie,  Diplomatie  und  Generalität 
und  von  da  aus  weiter  in  den  höheren  und  gebildeten  Kreisen  des 
deutschen  Bürgertums  in  Oesterreich  die  Vorstellung  von  dem  „deut- 
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sehen  Berufe"  Oesterreiehs,  eine  Tatsache,  die  durch  das  ganze  fol- 
gende Jahrhundert  bis  in  die  jüngste  Zeit  unablässig  und  mit  großer 
Kraft  ihre  Wirkungen  ausgeübt  hat.  Großmachtstelluing,  Reichs- 
einheit und  deutscher  Charakter  des  aus  den  nichtungarischen  Län- 
dern gebildeten  Einheitsstaates,  streng  magyarischer  Charakter  der 
..anderen  Reichshälfte",  seitdem  1867  Deutsche  und  Ungarn  den 
„Ausgleich"  gefunden  hatten:  mit  diesem  Inhalt  setzte  sich  der  alte 
dynastische  Reichs-  und  Staatsgedanke  als  der  eigentliche  Kern  des 
politischen  Denkens  der  überwiegenden  Masse  des  adeligen,  bürger- 
lichen und  bäuerlichen  Deutschtums  in  Oesterreich  endgültig  fest.  Je 
mehr  sich  seit  1815  der  Absolutismus  in  Oesterreich  verhärtete  und 
vollends  als  dann  unter  dem  regierungsunfähigen  Kaiser  Ferdinand 
die  Staatskonferenz  das  francisceische  System  bis  zur  völligen  Er- 
starrung fortdauern  ließ,  desto  gewisser  wurde  es  unmöglich,  einen 
Uebergang  zu  finden  von  der  alten  rein  dynastischen  Reichs-  und 
Staatsidee  zu  einer  neuen  und  kräftigen  inneren  Politik,  welche  der 
nationalen  Vielheit  Oesterreichs  und  Ungarns,  wenn  auch  vorsichtig, 
Rechnimg  tragend,  sowie  im  Verständnisse  der  naturgemäßen  Eigen- 
art des  Reiches  als  der  Vermittlung  zwischen  West  und  Ost,  Norden 
und  Süden  schrittweise  eine  kulturelle  und  politische  Annäherung 
und  Gleichstellung  der  Völker  mit  dem  Ziele  eines  künftigen  über- 
nationalen Reiches  hätte  anstreben  müssen.  Damit  wäre  für  das 
historische  Streben  der  Dynastie  nach  Bewahrung  ihrer  Machtstellung 
endlich,  wenn  auch  spät,  eine  natürliche  Existenzberechtigung  ge- 
schaffen worden. 

Ich  werde  im  folgenden  Gelegenheit  haben,  zu  zeigen,  wie  gerade 
in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  in  Oesterreich  der  deut- 
sche Charakter  des  „Staates"  in  seinen  Institutionen  planmäßig 
verstärkt  worden  ist;  und  doch  hätten  gerade  Kaiser  Franz  und  Met- 
ternich  die  Erhebungen  der  Serben,  Griechenlands,  der  Polen,  die 
belgische  Revolution,  später  auch  die  Symptome  des  nationalen  Auf- 
streben* im  eigenen  Reiche  die  Augen  darüber  öffnen  köimen,  daß 
d;i-  durch  den  Widerstand  der  Völker  gegen  Napoleon  so  mächtig 
erweckte  Nationulgefühl  der  europäischen  Völker  unaufhaltsam  sei- 
nen Weg  fortsetzen  und  sich  bis  an  die  äußersten  Grenzen  politischer 
Macht  entwickeln  werde,  die  wir  sie  in  unseren  Tagen  haben  errei- 
chen sehen.  Die  furchtbare  Beschränktheit  und  Ideenlosigkeit  jener 
Politik  des  starrsten  Konservativismus  und  Absolutismus  Kaiser 
Franzens  ist  datier  als  die  nur  scheinbar  entfernte,  in  Wahrheit  aber 
bis  zur  letzten  Stunde  kräftig  wirkende  Ursache  für  den  Untergang 
der   Dynastie  and   der  politischen   Einheil  der  Völker  der  ganzen 
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Monarchie  geworden.  Diese  historische  Schuld  wird  kaum  dadurch 
verringert,  geschweige  denn  aufgehoben,  daß  dann,  nachdem  die 
Revolution  von  1848  der  Dynastie  das  erste  erschreckend  klare  War- 
nungszeichen der  Völker  gegeben  hatte,  weder  diese,  noch  auch  der 
Erbe  der  Krone  und  seine  Ratgeber  die  von  Zeit  zu  Zeit  immer 
wieder  sich  eröffnenden  Gelegenheiten  zum  Umbau  der  Monarchie  in 
einen  seinem  Wesen  entsprechenden  übernationalen  Verfassungs- 
staat benützt,  sondern  sie  vielmehr  immer  wieder  vergebens  haben 
vorüberziehen  lassen,  wobei  nicht  verschwiegen  werden  kann,  daß 
die  Verbündeten  dieser  Politik  der  Dynastie  immer  wieder,  allem 
Wandel  der  Parteien  und  der  politischen  Ideen  zum  Trotz,  die  Deut- 
schen Oesterreichs  in  ihrer  großen  Ueberzahl  gewesen  sind. 10) 

Wie  sich  nun  die  erste  dieser  großen  Katastrophen,  die  unmittel- 
bar aus  der  Verderbnis  der  francisceischen  Epoche  hervorging,  voll- 
zogen hat,  wie  der  im  Jahre  1848  ausbrechende  erste  Kampf  der 
Völker  Oesterreichs  und  Ungarns  um  ein  wirkliches  Völker- 
reich, um  einen  wirklichen  Völkerstaat  nach  kurzen  An- 
sätzen zu  positiver  politischer  Schöpfung  ergebnislos  verlief  und  nun 
zunächst  die  volle  Wiedereinsetzung  der  rein  dynastischen  Macht- 
gedankens als  einziger  Existenzgrundlage  des  habsburgischen 
Reiches  herbeiführte,  bildet  gleichsam  den  ersten  Akt  des  großen 
tragischen  Schauspiels,  dessen  letzten  Akt  und  dessen  furchtbaren 
kriegerischen  Abschluß  wir  jetzt  durchlebt  haben.  Um  so  näher  liegt 
es,  gerade  nunmehr,  wie  hier  versucht  wird,  den  Blick  auf  den 
eigentlichen  Ursprung  des  ganzen  tragischen  Konfliktes,  der  zum 
Untergange  Oesterreichs  geführt  hat,  auf  die  Krise  vor  und  von 
1848  zu  lenken.  Schließlich  ist  es  eben  doch  die  Blüte- 
zeit der  francisceischen  Herrschaft  gewesen,  in  welcher  das 
Reichs-  und  Staatsproblem  Oesterreichs  zuerst  sich  erkenn- 
bargebildet hat.  Es  ist  aber  auch  die  Zeit,  in  der  wenigstens 
die  ersten  Grundlagen  des  Neubaues  für  eine  glücklichere  Entwick- 
lung der  habsburgischen  Monarchie  hätten  gelegt  werden  können. 
Der  geistige  Habitus  und  der  politische  Charakter  Franz  II.,  deren 
merkwürdig  starke  Wirkung  nicht  nur  auf  seine  unmittelbare  Um- 
gebung, seine  Minister  und  Ratgeber,  sondern  auf  die  von  ihm  regier- 
ten Generationen  überhaupt  nicht  genug  betont  werden  kann,  haben 
auch  schon  den  Versuch  dazu  verhindert :  die  Herrscherzeit  des  hand- 
lungsunfähigen Sohnes  und  Nachfolgers  Kaiser  Franzens  bedeutet  dann 
in  Wahrheit  nur  eine  künstliche  Verlängerung  des  väterlichen  Re- 
gimes weit  über  dessen  physische  Lebensdauer  hinaus.  Als  sodann 
die  durch  die  Revolution  freigewordenen  geistigen  und  Willenskräfte 
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der  Völker  Oesterreichs  die  von  der  Dynastie  und  ihren  Staats- 
männern versäumte  Aufgabe  zu  leisten  sich  anschickten,  nämlich 
das  alte  Reich  auf  neuen,  tragfähigen  Unterlagen  umzu/bauen  und  da- 
durch erst  zu  sichern,  da  trat  vollends  die  erschreckend  tiefe  Wir- 
kung der  vom  „patriarchalischen"  Absolutismus  verübten  Sünden 
zutage.  Jetzt  zeigte  es  sich,  wie  sehr  dieses  Regime  vermocht  hatte, 
die  Grundzüge  seines  eigenen  Wesens  den  ihm  so  lange  Zeit  willen- 
los unterworfenen  Völkern  einzuprägen,  vor  allem  die  durch  den 
Adel  und  das  Beamtentum  an  dem  „Staat"  persönlich  beteiligten 
oberen  Klassen  geistig  und  moralisch  an  die  Lebensbedingungen 
jenes  Regimes  innerlich  auf's  wirksamste  anzupassen.  Indem  das 
„neue  Reich"  von  1850  —  ungeachtet  aller  Reformen  in  den  admini- 
strativ-technischen Einrichtungen  —  so  viel  als  möglich  den  Geist 
und  die  Moral  des  alten  absolutistischen  Zentralismus  erneuerte, 
ja  ihn  noch  zu  verschärfen  verstand,  wurde  die  erschreckende  Kraft 
erst  offenbar,  mit  der  dieser  über  die  breite,  von  der  Revolution 
gegrabene  Kluft  auch  noch  die  dieser  folgenden  Generationen  des 
Erzhauses,  seines  Hofes,  der  Beamten  und  der  herrschenden  Klassen 
in  seinen  Bann  zu  schlagen  und  so  den  Geist  einer  längst  versunkenen 
Zeit  immer  noch  über  das  ganze  19.  Jahrhundert  hin  wirksam  zu 
erhalten  vermochte.  Die  dadurch  zeitweise  abermals  zur  Ohnmacht 
verurteilten,  dennoch  aber  alsbald  in  neuem  Wachstum  unwider- 
stehlich aufstrebenden  nichtdeutschen  Völker  sind  schließlich  im- 
stande gewesen,  mit  der  Naturkraft  ihrer  Massen  diesen  gleichsam 
über  ein  Jahrhundert  hinweg  wirkenden  Bann  zu  brechen,  sich  der 
erblichen  Verstrickung  ihrer  eigensten  und  besten  Kräfte  durch  die 
rein  dynastische  Staatsvorstellung  zuerst  durch  rein  geistige  Mittel, 
durch  das  Ideal  nationalstaatlicher  Reorganisation  des  Reiches  auf 
demokratischer  Grundlage,  dann  durch  jahrzehntelange  politische 
Kämpfe  zu  erwehren,  schließlich,  im  Weltkriege  plötzlich  vor  das  Pro- 
blem in  schroffster  Form  neuerdings  gestellt,  durch  geheimen  und 
offenen  Abfall  vom  dynastischen  Reich  und  von  der  Waffengewalt  fast 
der  ganzen  Welt  in  deren  Kampf  wider  die  imperialistische  Stellung 
des  Deutschtums  In  den  beiden  aus  Ihnen  hervorgegangenen  Kaiser- 
reichen unterstützt,  sich  der  dynastischen  Macht  endgültig  zu  entwin- 
den. Der  Seterreichische  Staat  aber  hat  die  verhängnisvolle  Erbschaft 
franciseeischer  Politik  bis  zur  letzten  Stunde  nicht  abzuschütteln  ver- 
mocht. Das  Reich  und  der  Staat  haben  damit  sich  und  die  Dynastie 
in  den   Abgrund  gestürzt. ") 
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Zweites  Kapitel« 

Kräfte  und  Ideen  zur  Lösung  des  österreichischen  Problems  in  der 
Revolutionsepoche  von  1848. 

I. 

Will  man  das  Wesen  und  den  Gang  der  österreichischen  Revo- 
lution richtig  verstehen,  so  muß  man  von  der  grundlegenden  Tat- 
sache ausgehen,  daß  es  ihre  primäre  Funktion  und  Wirkung  ge- 
wesen ist,  das  österreichische  Problem  als  solches  vor  der  Welt,  den 
Regierenden  und  Regierten  sowie  vor  ganz  Europa  zu  enthüllen.  Die 
Grundstellung,  in  der  die  bürgerliche  Revolution  von  Anfang  an 
stand,  ist  damit  schon  genau  bezeichnet:  es  hat  sich  hier  nicht  bloß, 
wie  anderwärts,  um  die  Erringung  der  politischen  Macht  durch  die 
bürgerlichen  Klassen  gehandelt,  sondern  zugleich  und  noch  dringen- 
der um  die  Lösung  der  Frage,  ob  und  in  welcher  Gestalt 
das  historisch  gegebene  Reich  und  der  historische  öster- 
reichische „Staat"  überhaupt  noch  als  moderne  Volksstaaten, 
als  konstitutionelle  Staatengebilde  bestehen  können.  Darin 
liegt  von  da  ab  der  Schwerpunkt  und  eigentliche  Sinn  des 
„Verfassungsgedanken",  der  Verfassungsgesetzgebung  in  Oesterreich, 
daß  alle  Fragen  und  Kämpfe  immer  wieder  in  dem  einen 
Hauptproblem  zusammenlaufen:  ist  es  möglich  und  durch  welche 
Mittel  soll  es  geschehen,  daß  die  durch  den  Absolutismus  geschaffene, 
Jahrhunderte  alte  Reichs-  und  Staatsgemeinschaft  so  vieler  Völker 
und  Stämme,  wie  sie  die  Untertanenschaft  der  Habsburger  insgesamt 
ausmachte,  als  staatliche  Reichsgemeinschaft  erhalten  bleiben  könne, 
wenn  die  Prinzipien  der  individuellen  politischen  Freiheit  des  Libe- 
ralismus und  der  volklichen  Freiheit  des  Nationalismus  gleichzeitig 
für  alle  Länder  und  Völker  in  Kraft  gesetzt  wurden? 

Ein  kurzer  Blick  auf  die  geschichtliche  Entwicklung  erklärt, 
warum  diese  schwierige  Grundstellung  den  jungen,  durch  die  März- 
revolution zur  Wirksamkeit  gelangten  Kräften  der  Demokratie  und 
des  Nationalismus  der  österreichischen  Völker  unweigerlich  auf- 
erlegt war.  Dadurch  nämlich,  daß  beide  große  Gedankenströme, 
welche  die  französische  Revolution  und  ihre  napoleonische  Fort- 
setzung geschaffen  und  hinterlassen  hatten,  die  des  liberal-welt- 
bürgerlichen und  des  streng  nationalpolitischen  Gedankens,  unauf- 
haltsam, wenn  auch  langsam  und  bis  kurz  vor  dem  Ausbruche  der 
Revolution   unbemerkt   in    die   oberen   und   teilweise   auch   in   die 
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kleinbürgerlichen  Schichten  der  Bevölkerung  der  „Eibstaaten"  trotz 
aller  Bewachung  durch  Zensur  und  Polizei  eingesickert  waren  und 
dabei  manchen  scheinbar  abgestorbenen  Keim  der  josefinischen 
„Revolution"  von  oben  nun  erst  recht  zum  Leben  erweckt  hatten, 
ist  erst  der  Zug  des  „Problematischen"  dem  Wesen  dieses  alten 
Staates  und  Reiches  eingeimpft  worden:  so  lange  sich  wider  den 
alten  Hausmachtstaat  des  17.  Jahrhunderts  die  rein  geistigen  Kräfte 
der  französischen  Staatsphilosophie  noch  nicht  erhoben  hatten,  war 
ja  auch  das  habsburgische  Reich  ebenso  naturgemäß  als  alle  anderen 
dynastischen  Großstaaten  jener  Zeit,  etwa  das  halb  slawische 
Preußen,  das  alte  Königreich  Polen,  das  türkische  oder  russische 
Reich.  Das  war  nun  seit  1789  anders  geworden:  deshalb  ist  der 
Absolutismus  Franz  IL  nicht  nuir  ein  Ausdruck  der  Furcht  der 
Herrschenden,  sondern  auch  ein  Beweis,  daß  man  „oben"  doch  den 
„problematischen"  Charakter,  den  das  Reich  nunmehr  anzunehmen 
begonnen  hatte,  wohlverstand  und  innerlich  fürchtete.  Aber  wir 
wissen,  das  ist  eben  das  tragische  Fatum  Oesterreichs :  man  sah  in 
allem  Neuen  nur  die  Gefahr,  und  als  Abwehr  dagegen  wußte  man 
nichts  anderes  als  die  Repression  des  Neuen  und  die  zähe  Aufrecht- 
haltung des  Anderen,  des  Alten,  also  in  politischer  Hinsicht  streng- 
stes Festhalten  an  den  Ideen  und  Einrichtungen  des  Obrigkeits- 
staates in  seiner  vollendeten  Ausbildimg,  wie  sie  sich  in  dem  josefi- 
nischen Oesterreich  vollzogen  hatte,  in  dem  alle  Völker  und  jeder 
Einzelne  nur  als  Objekte  der  amtlichen  Fürsorge  und  unter  Ver- 
hinderung jeglichen  eigenen  politischen  Willens  der  Einzelnen  und 
der  Nationen  rein  passiv  alles  Gute  von  „oben"  zu  erwarten  und  zu 
empfangen  hatten.  Jede  Vermittlung  zwischen  „Volk"  und  „Staat", 
zwischen  Neu  und  Alt,  jede  Förderung  der  geistigen  Entwicklung  auch 
nur  der  herrschenden  Klassen  war  dem  ..Stabilitätssystem"  Kaiser 
Franzens  und  Metternichfl  von  vornherein  unmöglich;  jeden  Weg  dazu 
hat  sich  das  Regime  Belbsl  immer  von  neuem  verrammelt.  Daraus 
ergab  sich  mit  Notwendigkeit,  daß  die  Revolution  das  Problem,  das  sie 
in  Oesterreicfa  mit  einem  Huck  enthüllte,  vollkommen  rein  und  unver- 
ändert als  solches  vorfinden  müßte,  völlig  unbeeinflußt  durch  irgend- 
eine Reformidee  oder  einen  Reformversuefa  der  bisherigen  Herrscher 
dieses  Reiches. 

Die  Fundamental«  Tatsache  in  der  Geschichte  des  österreichi- 
schen Problem«  und  damit  der  ganzen  Schicksalgestaltung  des  mo- 
dernen Oesterreich  ist  damit  nun  schon  bezeichnet:  nicht  die  haue- 
mächtliche  Regierung  der  durch  .Jahrhunderle  die  Macht  besitzenden 
ausschließlichen  Träger  aller  politischen   Kenntnis.    Kraft  und  Erfah- 
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rung,  sondern  im  Gegenteil,  die  bis  dahin  ohnmächtigen  Völker,  und 
zwar  was  die  Deutschen  und  Tschechen  betrifft,  in  Gestalt  ihrer  bür- 
gerlichen und  bäuerlichen  Klassen  sind  es  gewesen,  denen  die  Auf- 
gabe zufiel,  das  Problem  des  habsburgischen  Reiches  und  Staates 
zuerst  klar  zu  definieren  und  auf  dem  Wege,  den  ihnen  die  neuen 
Vorstellungen  des  weltbürgerlichen  Liberalismus  über  Staat  und 
Gesellschaft  eröffneten,  den  Versuch  einer  haltbaren  Lösung  des- 
selben zu   unternehmen.  *) 

Hier  ergibt  sich  nun  schon  von  selbst  die  Einsicht  in  eine  wei- 
tere wichtige  Folge:  daß  nämlich  der  Kampf  um  die  „Verfassung", 
also  um  die  erste  aus  dem  Willen  der  Völker  selbst  erwachsene  For- 
mung und  Gliederung  ihrer  dynastisch  geschaffenen,  bisher  rein-me- 
chanischen Einheit  zunächst  ganz  und  gar  zwischen  den  Völkern 
selbst  ansgekämpft  werden  mußte.  Ein  noch  so  summarischer  Ueber- 
blick  über  den  Verlauf  dieses  geschichtlichen  Prozesses  zeigt,  daß 
die  geistige  Passivität  und  der  zähe  dynastische  Traditionalismus  der 
österreichischen  Regierungen  gegenüber  dem-  großen  Problem  der 
Rechtfertigung  ihrer  Existenz  auch  während  der  ganzen  durch  die 
Revolution  eröffneten  Epoche  fortgedauert  hat. 1) 

Die  hauptstädtischen  und  bürgerlichen  Massen,  welchen  der  Um- 
sturz in  Wien  und  Prag  zum  erstenmal  nicht  nur  geistige,  sondern  auch 
politische  Handlungsfreiheit  gibt,  zeigen  sich,  von  den  neuen  aus 
dem  Westen  übertragenen  Ideen  doch  nur  oberflächlich  erfaßt,  zu- 
nächst unfähig,  ihr  politisches  Schicksal  selbst  planvoll  zu  formen  und 
erliegen  in  ihrer  Unreife  zur  Selbstbestimmung  schnell  der  maßlosen 
Agitation  des  Radikalismus,  der  seine  unklare  Phraseologie  im  besten 
Fall  dem  Wortschatz  der  alten  und  neueren  französischen  Revolution 


*)  Bei  den  Magyaren  ist  der  Träger  der  Revolution  und  daher  auch 
der  Faktor,  der  die  Verantwortung  für  eine  positive  Lösung  sowohl  des 
Reichsproblems  wie  des  spezifisch  ungarischen  Staatsproblems  trug,  ein 
ganz  anderer  wie  in  Westösterreich.  Hier  war  es  der  hohe  und  noch  mehr 
der  niedere  grundbesitzende  Adel  des  Landes,  die  Gentry,  eine  Klasse, 
deren  allgemeine  und  politische  Kultur  zwar  auch  nur  an  der  Oberfläche 
von  weltuürgerlichen  Ideen  des  Westens  erfaßt  war,  aber  doch  mit  ganz 
anderen  Wirkungen  als  etwa  die  Deutschen  und  Tschechen  in  Oesterreich. 
Davon  und  von  der  wieder  ganz  verschiedenen  Grundstellung  und  geistigen 
Ausrüstung  der  Kroaten  und  Südslaven  im  Augenblicke,  da  das  Reichs- 
problem der  Monarchie  aufgerollt  war,  wird  unten  mehr  zu  sagen  sein. 
Die  einzige  schöpferische  Tat  der  Revolution,  welche  selbst  die  beispiellos 
unfruchtbare  Atmosphäre  des  Wiener  Reichstages  nicht  verhindern  konnte, 
ist  —  bezeichnend  genug  —  die  Durchsetzung  des  Kudlich'schen  Antrages 
über  die  Aufhebung  der  bäuerlichen  Feudallasten  gewesen;  damit  war 
wenigstens  die  Beseitigung  des  Untertanswesens,  wie  sie  das  Patent  vom 
7.  September  1848  verkündete,  in  Sicherheit  gebracht. 
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entnimmt;  sie  geben  dadurch  unverm eidlich  der  militärischen  Gewalt 
der  alten  Hausmacht  die  Entscheidung  in  die  Hand  und  führen  da9 
Ende  der  Revolution  herbei,  ehe  diese  selbst  noch  ihre  Hauptaufgabe 
lösen  konnte.  Kaiser  Franzens  niemals  regierungsfähig  gewesener 
Sohn  dankt  nunmehr  ab.  Ein  18 jähriger  Jüngling  besteigt  den 
Thron  und  seine  erste  Regierung,  die  sich  als  konstitutionelles 
Ministerium  bezeichnet,  aus  fähigen  Männern  gebildet,  gibt  sich  den 
Anschein,  es  mit  dem  Verfassungsproblem  Oesterreichs  und  der  kon- 
stitutionellen Freiheit  ernst  zu  nehmein.  Abermals  eröffnet  das 
Schicksal  dem  Hause  Habsburg  die  Pforte  zu  einer  lebendigen  und  ak- 
tiven Reformpolitik  zum  Schutze  seines  historischen  großen  Werkes, 
der  Schöpfung  des  weiten,  aus  Staaten  und  Völkern  gebildeten  Rei- 
ches; abermals  bleibt  aber  die  Regierung  passiv,  wenn  auch  ihre 
gegen  die  Revolution  gerichteten  politischen  Pläne  in  der  Stille  ihrer 
zeitweiligen  Bureaus  im  Olmützer  Bischofspalaste  mit  größtem  Eifer 
ausgearbeitet  werden.  Abermals  obliegt  es  den  jungen  Volkspar- 
teien, in  eigener  freier  Willenseinigung  das  Problem  zu  erfassen  und 
der  Lösung  zuzuführen;  in  der  Tat,  alle  Kräfte  werden  zu  diesem 
Ziel  angesetzt.  Deutsche  und  Tschechen,  noch  durch  die  Nieder- 
ringung der  beiden  Aufstände  in  den  Hauptstädten  vom  Juni  und 
Oktober  tief  beeinflußt,  von  der  radikalen  Demagogie  einigermaßen 
befreit,  beginnen  im  Verfassungsausschuß  des  nach  Kremsier  be- 
rufenen Reichstages  in  zähen,  inhaltlich  sehr  wertvollen  und  span- 
nenden Debatten  eine  Verfassung  für  den  theresianisch-josefinischen 
Einheitsstaat  zu  beraten,  an  dem  sie  alle  festhalten  und  sie  vollenden 
das  Werk  als  ein  mühevoll  zustandegekommenes,  aber  wohl  abge- 
wogenes Kompromiß.  Dabei  ist  die  Regierung  dieser  ganzen  schwie- 
rigen Arbeit  im  Ausschuß  völlig  ferngeblieben.  Man  muß  immer 
Nachdruck  darauf  lr^en  und  darf  darin  eine  Vorbedeutung  für  die 
ganze  kommende  fraucisco-josephinische  Regierungsweise  sehen:  der 
Kremsierer  Verfassungsentwurf,  dieses  so  kurz  nach  dem  unrühm- 
lichen Sturz  des  50jährigen  Stabilitätsregimes  der  Kaiser  Franz  und 
Ferdinand  von  den  österreichischen  Völkern  in  ruhiger  und  ge- 
meinschaftlicher Arbeit  iher  Vertreter  vollendete  Verfassungswerk 
ist  bis  zum  Knde  der  habsburgischen  Dynastie  der 
einsige  _'ioße  Reform  plan  geblieben,  der  im  Zei- 
chen des  freien  Vertrages  der  Völker  zustande- 
gekommen  ist:  daran  hatte  die  alte,  mächtige,  herrschge- 
wohnte  Bun-aukratie,  der  glänzende  Hoch-  und  Hofadel,  hatte 
der  „Staat"  überhaupt  nicht  den  geringsten  Anteil  genommen. 
Und     dorh     igt     fliege«     einzig     und     allein     aus     der     freien    Be- 
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ratung  der  Führer  der  Volksparteien,  erwachsene  Verfassungswerk 
Oesterreichs  eines,  das  sich  neben  den  anderen  wenigen  großen  Ver- 
suchen  dieser  Art  ja  selbst  neben  der  Schöpfung  der  ameri- 
kanischen Konvention  von  Philadelphia  und  der  Constituante- 
Frankreichs  von  1791  sehr  wohl  sehen  lassen  kann,  trotz 
seiner  Mängel,  die  man  gar  nicht  zu  übersehen  braucht. 
Kaum  war  dieses  bedeutende,  höchst  achtungswürdige  Werk 
von  Männern,  die  zum  erstenmal  Volksvertreter,  ja  zum 
erstenmal  freie  Männer  waren,  als  sie  es  schufen,  im  Ausschuß 
vollendet,  da  ließ  Fürst  Schwarzenberg  das  längst  Vorbereitete  sich 
vollziehen:  der  Reichstag  wurde  geschlossen,  Militärgewalt  und 
Polizei  bedrohten  die  mißliebigen  Abgeordneten,  und  gleichzeitig  er- 
schien eine  andere  Verfassung,  von  der  kaiserlichen  Vollgewalt 
„oktroyiert",  die  Verfassung  vom  4.  März  1849,  als  Lebensordnung 
für  das  ganze  Reich  gedacht,  da  man  nun  der  Unterwerfung  des 
aufständischen  Ungarns  sicher  zu  sein  glaubte.  Das  Merkwürdige  da- 
bei war,  daß  das  Grundwerk  und  Gerüste  dieser  auf  die  Völker 
„herabgedrückten"  Verfassung,  daß  ihr  ganzer  geistiger  Inhalt  doch 
aus  dem  Werke  der  Männer  des  Reichstagsausschusses  von  Kremsier 
herübergenommen  war;  die  Regierung  bot  hier  nur  das  Bild  eines 
Kritikers,  der  in  der  glücklichen  Lage  ist,  den  Inhalt  seiner  Kritik 
an  dem  Verfassungswerke  sogleich  selbsft  zu  dessen  Bestandteil 
machen  zu  können.  Aber  gerade  darum  blieb  die  oktroyierte  Charte 
noch  immer  ein  Werk  aus  einem  Guß.  Das  Arge  daran  war  nur 
dies:  daß  auch  jetzt  weder  Fürst  Schwarzenberg  noch  auch  Alexander 
Bach  von  Anfang  an  ernstlich  daran  dachten,  diese  Verfassung  in 
ihrer  nunmehr  doch  abgeschwächten  Fassung  ins  Leben  treten  au 
lassen.  Man  kann  nicht  wissen,  nur  vermuten,  daß  der  eigentliche 
Schöpfer  des  Gesetzes,  der  damalige  Minister  des  Innern  Franz  Graf 
Stadion,  es  ehrlicher  meinte.  Manche  Anzeichen  deuten  darauf  hin. 
Aber  ihm  war  nur  noch  eine  Frist  von  wenigen  Monaten  vergönnt, 
ehe  ihn  unheilbares  Leiden  in  das  Dunkel  zog.  Auch  der  Umstand, 
daß  dieser  geistig  freie  und  bedeutende  Mann,  zweifellos  der  Beste, 
den  das  alte  Regime  in  der  Bureaukratie  damals  hervorgebracht 
hatte,  im  entscheidenden  Augenblick  dahinsank,  gehört  mit  zu  dem 
Fatum  des  neuen  Oesiterreichs,  fällt  in  die  Wirksamkeit  jenes  Ge=- 
setzes,  das  wir  in  seinem  Schicksal  erkennen:  der  Glaube  an  die 
Gewalt  von  oben  als  den  einzigen  denkbaren  Kraftmotor  des  poli- 
tischen Schicksals  der  Völker,  an  das  Prinzip  der  ausschließlichen 
Willensfreiheit  des  habsburgischen  Erbherrn  aller  dieser  Länder 
als  einzige  Existenzgrundlage,  ja  Lebensmöglichkeit  des  dynastisch 
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geschaffenen  Reiches  bleibt  auch  jetzt  widerspruchslos  Herr  über  alle 
anderen  Lehren  und  Warnungen,  welche  das  Jahr  1848  dem  Hofe 
doch  reichlich  gewährt  hatte.  Dann  fiel  7.\vei  Jahre  später  auch  der 
bloße  Schein  des  leeren  Versprechens,  das  der  junge  Franz  Josef 
seinen  Völkern  am  4.  März  1849  feierlich  gegeben  hatte;  ebenso 
feierlich  verschwand  die  Verfassung  vom  Patente  des  letzten  Tages 
des  Jahres  1851  heimgeleitet,  das  unbedenklich  den  neuen  Absolutis- 
mus deklarierte. 

Reichs-  und  Staatsproblem  also,  welche  die  Revolution  aufgerollt 
hatte,  fanden  nun  eine  von  den  Urhebern  als  dauernd  gedachte  Lö- 
sung ohne  Zutun  der  Völker,  die  Reich  und  Staat  doch  eigentlich 
waren,  und  ohne  daß  man  die  Völker  anders  behandelte,  als 
sie  jahrhundertelang  behandelt  worden  waren,  als  stumme  Ob- 
jekte einer  unbeschränkten  militärisch  und  bureaukratisch  organi- 
sierten Herrschgewalt.  Damit  ist  nun  schon  ganz  klar  gesagt: 
Oesterreich  und  Ungarn  und  die  Völker,  die  diese  bisher  als  be- 
sondere Staaten  bewohnten  und  bildeten,  sind  von  da  ab  als  eine 
einzige  unterworfene  Masse  gedacht,  die  vorsorglich  durch  Behörden 
und  Kommanden  gegliedert  und  befehligt,  nur  einen  einzigen  Herrn 
haben  soll.  Der  Sinn  des  österreichischen  Problems  ist  nach  dieser 
Lösung  eben,  daß  Oesterreich  keine  „Verfassung"  haben  kann,  son- 
dern nur  eine  „Herrschaft";  denn  nur  diese  entspricht  seiner  Natur 
der  „hoffnungslosen"  Vielgestaltigkeit,  über  welche  ebenso  wie  über 
die  Unbotmäßigkeit  aller  Völker  des  Reiches  die  Revolution  den 
Hof  und  die  herrschgewohnte  Bureaukratie  empfindlich  belehrt  hatte. 
Man  sagte:  Was  die  einen  wollen,  dem  widersprechen  die  anderen. 
Wie  sollte  da  eine  Ordnung  anders  möglich  sein  als  durch  wider- 
spruchsloses Gebot  des  gemeinsamen  Herrn!  Die  Kroaten  und 
Slowaken  und  Rumänen  wollten  nicht  magyarisch,  die  Magyaren 
nicht  von  Wien  regiert  werden.  Die  Tschechen  strebten  nach  dem, 
was  die  Deutschen  um  keinen  Preis  wollten,  die  Polen  verlangten 
ihre  alte  großpolnisrhe  Republik,  die  Mailänder  wollten  em  geeintes, 
freies  Italien,  der  Großmachtgedanke  der  Dynastie  aber  wollte  und 
brauchte  sie  alle  für  sich,  ob  sie  nun  miteinander  sein  wollten  oder 
nicht,  als  Untertanen,  die  sich  zwar  der  bürgerlichen  Rechtsgleich- 
heit vor  den  Aemtern  und  Gerichten  erfreuen  sollten,  aber  so,  daß 
keines  der  Völker  als  Ganzes  und  kein  einzelner,  der  nicht  Beamter 
oder  Militär  war,  dem  „Staate"  etwas  zu  sagen  hätte.  Also  ein 
\t)solutismus  der  absoluten  Geringschätzung  gegen  alles,  was  „kon- 
stitutionell", „Übend"  oder  „modern"  erschien,  des  hochmütigen 
Hinwegsehen«  über  den  Glauben  der  besten  Kräfte  in  den  öster- 
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redchischen  Völkern  an  die  Neubelebung  ihrer  gesamten  Existenz 
durch  konstitutionelle  Freiheit.  Vom  Standpunkt  der  Völker,  die 
das  ruhig  hinnahmen,  erschien  er  als  ein  Zustand  der  kleinmütigen 
Unterwerfung  aus  voller  Verzweiflung  an  den  Kräften  und  Ergeb- 
nissen, welche  die  verworrenen  und  vielfach  behinderten  Versuche 
der  Völker,  ein  Oesterreich  ihrer  gemeinschaftlichen  Selbstbestim- 
mung zu  schaffen,  doch  an  den  Tag  gebracht  hatten.  *) 

Dies  war,  auf  die  entscheidenden  Momente  zusammengedrängt, 
und  hier  zunächst  nur  ganz  allgemein  überblickt,  der  Gang  de®  Ver- 
fassungskampfes, wie  ihn  die  Revolution  in  Wien  und  Prag  herauf- 
geführt hatte,  und  nun  sind  wir  unmittelbar  an  den  eigentlichen 
Gegenstand  dieses  Kapitels  gelangt,  der  sich  am  besten  durch  eine 
Anzahl  von  Fragen  bezeichnen  läßt:  Welches  waren  die  hauptsäch- 
lichen elementaren  politischen  Vorstellungen,  mit  welchen  die  öster- 
rischen  Völker  an  das  vor  ihnen  urplötzlich  aufgerollte  Problem 
ihrer  staatlichen  Zusammengehörigkeit  herantraten?  In  welcher 
Weise  haben  sich  aus  diesen  Vorstellungen  leitende  Ideen  ent- 
wickelt und  wie  waren  die  Ziele  beschaffen,  denen  diese  zustrebten? 
Mit  welchen  politischen  Kräften  wurde  die  Gewinnung  dieser  Ziele 
von  den  einzelnen  Völkern  angestrebt,  und  wie  verhielt  sich  die 
dynastische  Zentralgewalt  zu  diesen  ersten  Erscheinungen  öster- 
reichischer Völkerpolitik  und  zu  deren  Ergebnissen?  Es  handelt 
sich  also  hier  im  wesentlichen  um  eine  Ueberschau  dessen,  was  die 
Völkerbewegung  von  1848  in  Oesterreich  ganz  besonders  an  solchen 
politischen  Gedanken  zutage  gefördert  hat,  welche  das  Verfassungs- 
recht im  engeren  Sinne,  im  Sinne  des  Rechtes  staatlicher  Organisa- 
tion, betreffen.  Die  Frage  geht  daher  zunächst  nach  der  Lösung  des 
Problems,  das  durch  den  geschichtlich  gegebenen  Zusammenhang 
der  einzelnen  Königreiche  und  Länder  und  die  Stellung  der  gemein- 
samen dynastischen  Zentralgewalt  zu  denselben  gegeben  war;  es  ist 
uns  von  vornherein  klar,  daß  für  ein  historisch  aus  zahlreichen 
Völkern  und  organischen  Territorien  durch  die  dynastische  Idee 
geschaffenes  Herrschaftsgebilde,  wie  Oesterreich-Ungarn  es  war, 
dies  die  primäre  und  fundamentale  Aufgabe  der  Verfassungsgesetz- 
gebung —  im  weitesten  Sinne  genommen  —  von  vornherein  sein 
mußte,  und  ebenso  war  es  von  vornherein  sicher,  daß  die  Lösung 
dieser  Aufgabe  unter  den  gegebenen  Umständen  durch  die  Völker 
selbst  unter  der  Vorherrschaft  der  politischen  Gesamtanschauung  der 
Zeit  stand  und  stehen  mußte.  Es  braucht  hier  nichts  weiter  darüber 
gesagt  zu  werden,  daß  damals  in  Oesterreich  wie  in  der  ganzen 
Welt    der  Ideenkomplex    des  westeuropäischen  Konstitutionalismus 
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im  politischen  Denken  aller  Völker,  also  auch  in  Oesterreich,  zur 
unbedingten  Herrschaft  gelangt  war. 

Damit  ist  nun  schon  gesagt,  daß  die  Versuche  zur  Lösung  des 
Reichs-  und  Staatsproblems  im  Jahre  1848,  was  deren  prinzipielle 
Grundlage  und  den  ganzen  politischen  Geist  der  Verfassungs- 
schöpfung  anbelangt,  in  allen  Stücken  in  bestimmter  Weise  deter- 
miniert gewesen  sind,  daß  die  erstrebte  Lösung  von  vornherein 
innerhalb  eines  durch  die  politischen  Ideen  der  Zeit  festgelegten 
Rahmens  sich  bewegen  mußte  und  daß  damit  auch  in  weitem  Aus- 
maß die  Technik  des  Rechtes,  das  hier  neu  geschaffen  werden  sollte, 
und  die  Formen,  die  das  künftige  politische  Leben  der  Völker  in 
Reich  und  Staat  aufnehmen  sollten,  in  den  Hauptzügen  und  Grund- 
sätzen von  Anbeginn  in  dem  Inbegriff  der  modernen  konstitutionell- 
liberalen  Doktrin  gegeben  waren.  Das  Problem  also,  welches 
die  Revolution  zu  lösen  hatte,  war,  um  es  zunächst  ganz  allgemein 
zu  bezeichnen,  das  Problem  des  „zusammengesetzten"  Staates  oder 
Reiches.  Nichts  wäre  lehrreicher,  als  einmal  wenigstens  in  großen 
Zügen  die  Geschichte  dieses  Begriffes  der  Staatsrechtswissenschnft, 
zumal  der  deutschen,  und  seiner  Unterarten,  klarzulegen,  die  Union, 
den  Staatenbund,  Bundesstaat,  das  Kolonialreich,  nicht  „juristisch", 
wie  das  die  obrigkeitsstaatliche  Schule  der  deutschen  Staatsrechts- 
wissenschaft und  in  gewissem  Sinne  auch  die  Juristenliteratur  der 
Vereinigten  Staaten  so  reichlich  getan  hat,  sondern  historisch-poli- 
tisch und  völkerpsychologisch.  Das  ist  hier  nicht  möglich;  aber 
einige  Worte  muß  ich  hier  doch  diesem  Gegenstande  widmen,  so- 
weit die  habsburgische  Monarchie  in  Betracht  kommt. 8) 

Da  ist  nun  an  erster  Stelle  die  Tatsache  festzustellen,  welche  der 
modernen  Theorie  vom  Staatenbund  und  Bundesstaat  eine  so  große, 
ja  eigentlich  unlösliche  Schwierigkeit  bereitet;  jedes  der  sogenannten 
zusammengesetzten  Staatsgebilde  ist  historisch-politisch,  ethnisch 
und  kulturell  ein  durchaus  organisches  und  individuelles  Gebilde 
des  geschichtlichen  Lebens.  Weim  sich  auch  die  Körper  dieser  Ge- 
meinwesen mehr  und  mehr  oft  überraschend  angleichen,  der  „Geist", 
das  Immaterielle,  das  diesen  Körpern  erst  Leben  gibt,  ist  im  tiefsten 
Grunde  durchaus  individuell  und  widerstrebt  daher  der  „wissen- 
schaftlichen" Erfassung  durch  einen  abstrakten  Artbegriff.  Die 
habsburgische  Monarchie  in  ihrem  Gefüge  von  historischen  Gebieten 
uralter  Begrenzung  als  das  vom  gemeinsamen  Landesherrn  be- 
herrschte (ianze,  von  dessen  Teilen  nur  Ungarn  —  mit  seinen  Neben- 
landern selbst  wieder  ein  besonderer  staatenverbindender  Kosmos 
lurch   .Jahrhunderte!  —    eine  anerkannte  politisch-„staatsrechtliche" 
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Individualität  bedeutete,  während  allen  anderen  Königreichen, 
Herzogtümern  und  Ländern  längst  nur  mehr  eine  formell-rechtlich 
erhaltene,  politisch  und  administrativ  aber  völlig  bedeutungslose 
Persönlichkeit,  der  Charakter  eines  „zeremoniell"  respektierten 
„Rechtsaltertums"  zukam:  die  habsburgische  Monarchie  in  dieser 
durch  den  formalen  Konservatismus  ihrer  Herrscher  äußerlich  streng 
bewahrten  ständischen  Gestaltung,  wie  die  Revolution  sie  antraf,  war 
ein  „zusammengesetztes"  Staatengebilde,  das  jeder  modernen  theore- 
tischen Definition  spottete.  Darin  glich  sie  im  übrigen  vollständig 
dem  alten  Heiligen  Römischen  Reiche  deutscher  Nation,  das  ja  schon 
den  deutschen  Staatsrechtslehrern  des  17.  Jahrhunderts  als  „Mon- 
strum" erschienen  ist.  Dies  alles  gilt  aber  nur,  was  die  formelle 
Stellung  der  Teile  in  dem  Ganzen  betrifft;  politisch  betrachtet  war 
ihr  Charakter  als  einheitliche  dynastische  Großmachtorganisation 
vollkommen  klar.  Man  darf  dabei,  wie  schon  oben  bemerkt,  den 
tiefen  Unterschied  zwischen  Ungarn  und  Oesterreich  im  engeren 
Sinne  —  dem  Komplex  der  alpenländisch-böhmisch-galizischen  Län- 
dergruppen —  nicht  übersehen.  In  ersterem  stand  eine  uralte, 
durch  Hunderte  ehrwürdiger  Urkunden,  Reichstagsbeschlüsse,  durch 
einen  ungefügen  Wust  von  altem  Herkommen  und  Gewohnheitsrecht 
gebildete  Reichsverfassung  aufrecht,  welche  die  Gebietsteile  der 
„Krone  des  heiligen  Stephan",  nämlich  das  eigentliche  Ungarn  und 
seine  Annexe  —  Siebenbürgen,  Kroatien,  Fiume,  die  Zipser  Städte, 
das  Banat  —  durch  eine  ganze  Anzahl  von  Rechtsinstrumenten  stän- 
disch-königlicher Herkunft  zusammenhielt,  und  alles  das  bildete 
trotz  der  so  vielfach  veralteten  Formen  lebendiges  Recht  der  politisch 
aktiven  Klassen,  nicht  nur  des  Magyarentums,  sondern  auch  der 
Kroaten,  der  orthodoxen  serbischen  Geistlichkeit,  der  Siebenbürger 
Sachsen,  der  Szekler  usw.  In  Oesterreich  dagegen  waren  von  dem 
territorialen  ständisch-rechtlichen  Gefüge  nur  mehr  die  alten  Landes- 
grenzen, die  leeren  Zeremonien  der  Postulatenlandtage  und  die 
adeligen  Privilegien  als  Standesvorrechte  vorsorglich  bewahrt,  bloße 
Formen,  in  denen  es  längst  kein  wirkliches  politisches  oder  natio- 
nales Leben  mehr  gab.  Anderseits  darf  nicht  übersehen  werden: 
die  eben  doch  noch  unverletzt  erhaltene  Idee  der  Persönlichkeit  der 
Länder,  die  neben  ihrer  Eigenschaft,  als  Provinzen  des  „Staates" 
der  Wiener  Zentralgewalt  zu  fungieren  und  viel  stärker  als  diese 
Eigenschaft  in  dem  Empfinden  der  Völker  wurzelte,  war,  wie  sich 
alsbald  nach  dem  Ausbruch  der  Revolution  zeigte,  doch  noch  eine 
unter  der  verschlissenen  Decke  des  innerlich  abgestorbenen  Stände- 
wesens unzerstörbar  vorhandene  politische  Urkraft. 

Redlich.    I.  7 
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Der  hier  geschilderte  Gesamtzustand  der  Monarchie  zu  Beginn 
des  19.  Jahrhunderte  verwandelt  sich  nun  nach  vieljähriger  Friedens- 
und Ruhezeit  infolge  einer  äußerlich  kaum  bemerkbaren,  aber 
tiefen  Veränderung  der  Grundstimmung  der  Völker  in  einen  Span- 
nungszustand dadurch,  daß  eine  neue,  rein  geistige  und  urwüchsige 
Kraft  sich  ausbildet,  welche  sowohl  die  einzelnen  zwar  nur  mecha- 
nisch, aber  doch  bisher  fest  nebeneinander  gebundenen  großen  Teil- 
gebiete der  Monarchie  voneinander  zu  lösen,  gleichzeitig  jedoch  auch 
alle  zusammen  in  ihrer  Eigenschaft  als  Teile  gegen  die  Zentral- 
gewalt, gegen  die  „Monarchie"  und  gegen  den  „Staat"  in  Opposition 
zu  stellen  beginnt.  Diese  neue  Kraft  aber  ist  nichts  anderes  als  der 
aus  verschiedenartigen  Quellflüssen  gebildete  junge  Strom  des  neu- 
erwachten Nationalgefühls  der  europäischen  Menschheit  gewesen, 
das  durch  die  Humanitätsphilosophie  des  18.  Jahrhunderts,  durch 
die  französische  Revolution  und  dann  durch  Napoleons  Vergewalti- 
gung aller  Völker  erweckt,  nunmehr  nach  einem  Menschenalter 
stillen,  aber  stetigen  Wachstums  zugleich  in  Deutschland  wie  in 
Oesterreich,  in  Ungarn  wie  in  Italien  die  bestehende,  zum  Teil  ur- 
alte staatliche  Lebensordnung  ganz  Mitteleuropas  und'  seiner  Annexe 
im  Süden  und  Osten  zu  zersprengen  drohte.  Die  Kraft  des  Nationa- 
lismus war  dabei  aber  unlöslich  verbündet  mit  der  neuerdings  aus 
Frankreich  sich  erhebenden  demokratischen  Bewegung  der  breiten 
bürgerlichen  Schichten  und  im  Westen  schon  auch  der  jungen  indu- 
striellen Arbeiterschaft,  und  sie  wird  erst  durch  diesen  Helfer  in 
den  Besitz  ihrer  vollen  Expansionskraft  gebracht.  Nun  kam  für  die 
Länder  und  Völker  der  habsburgischen  Monarchie  doch  alles  darauf 
an,  ob  und  —  wenn  dies  der  Fall  —  in  welcher  Weise  diese  beiden 
neuen  miteinander  verschmolzenen  Elementarkräfte  europäischer 
Politik,  der  nationale  Gedanke  und  die  demokra- 
tische Idee,  in  ihrer  Einwirkung  auf  die  verschiedenen  Stämme 
und  Nationen  der  Gesamtmonarchie  —  sowohl  auf  die,  welche 
Träger  der  dynastischen  Roichsidee  gewesen,  als  auch  auf  die  ,.ge- 
Bchichtslosen"  Nationen  —  sieh  geeignet  und  fähig  erweisen  würden, 
das  unleugbar  große  und  reale  Interesse  aller  dieser  Völker  sowie 
der  europäischen  gesamten  Staatsordnung  Überhaupt  an  der  Fort- 
erhaltung des  durch  zwei  Jahrhunderte  absolutistischer  Hausmacht- 
politik der  Dynastie  geschaffenen  und  befestigten  Reiches  nunmehr 
auf  ihren  freien  Gesamtwillen  zu  übernehmen;  ob  sie  willens  und 
imstande?  sein  würden,  in  den  neuen  Uoiwütutionell-volksstaatlichen 
Formen  und  auf  den  neuen,  durch  die  Anerkennung  des  Nationa- 
litätengedankens geschaffenen  Grundlagen  das  habsburgische  Reich 
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und  den  österreichischen  Staat  fortzusetzen.  Mit  anderen  Worten: 
darum  handelt  es  sich,  ob  die  nationale  und  demokiatische  Idee, 
wie  sie  im  Jahre  1848  in  allen  Völkern  Oesterreichs  aufflammte,  im- 
stande war,  an  Stelle  des  bisher  bloß  mechanisch  von  oben  zu- 
sammengesetzten Reiches  und  „Staates"  ein  neues  Oesterreich  als 
die  Gemeinschaft  politisch  freier  und  national  gleichberechtigter* 
Völker  in  den  Territorien,  die  sie  zum  großen  Teil  gemeinsam  be- 
wohnten, schöpferisch  auszubilden. 

Es  ist  klar,  daß  diese  beiden  Grundkrafte,  aus  deren  Wirken 
die  Revolution  schließlich  hervorging,  auch  die  beiden  Alles  be- 
herrschenden Bedingungen  bedeuten,  von  denen  die  Lösung  dieser 
Aufgabe,  die  Beantwortung  des  Reichs-  und  Staatsproblems  durch 
die  Völker  selbst,  von  Anfang  an  vorbestimmt  war.  Hierzu  kommt 
noch  als  besonderes  Moment  in  Betracht  die  damals  erreichte  Höhe 
der  politischen  Bildung  und  Erkenntnis  der  Zeit,  zumal  was  die 
parlamentarischen  und  publizistischen  Führer  der  Parteien  und 
Nationen  anbetrifft.  Von  dem  geistigen  Besitz  dieser  Männer,  von 
dem  Maß  ihres  politischen  Verständnisses  der  Natur  und  der 
Lebensbedingungen  eines  österreichischen  Gesamtstaates  war  die 
erfolgreiche  Bewältigung  dieser  Aufgabe  ebenso  abhängig  wie  von 
ihrer  theoretischen  Einsicht  in  die  Struktur  des  modernen  Volks- 
staates überhaupt,  von  ihrer  Fähigkeit,  die  für  einen  umfassenden 
konstitutionellen  Neubau,  des  Staates  notwendigen  Einrichtungen  in 
befriedigender  Weise  staatsrechtlich  zu  formulieren,  die  von  der 
Doktrin  dargebotenen  allgemeinen  Prinzipien,  im  besonderen  Falle 
Oesterreichs,  nutzbringend  zu  verwerten.  Schon  hier  möcbie  ge- 
sagt werden,  daß  die  Zahl  solcher  Männer,  die  im  Wiener  und 
Kremsierer  Reichstage  als  Verfassungsreformer  in  den  Vorder- 
grund traten,  zwar  gering  gewesen  ist,  daß  sie  aber  einige 
ausgezeichnete  und  auf  der  Höhe  des  politischen  Wissens  jener 
Zeit  stehende  Politiker  einschloß.  Daß  auch  bei  diesen  wie  bei  der 
ganzen  Generation  von  1848  die  liberal-konstitutionelle  Doktrin  vor 
allem  in  der  ihr  in  Süddeutschland  gegebenen  Fassung  die  eigent- 
liche politisch-wissenschaftliche  Rüstkammer  bedeutete,  ist  selbst- 
verständlich; aber  es  ist  wichtig,  hervorzuheben,  daß  die  Männer 
von  Kremsier  diese  Mittel  zumeist  doch  mit  bemerkenswertem  poli- 
tischen Takt  und  umfassendem  Verständnis  der  heimischen  Ver- 
hältnisse benützt  haben.  Daneben  trat  insbesondere  bei  einigen 
der  hervorragenden  polnischen  Politiker  sowie  bei  den  beiden  klas- 
sischen Führern  der  Tschechen,  Palacky  und  Rieger,  noch  stärker 
als  bei  den  deutschen  Oesterreichern  die  Kenntnis  der  französischen 
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politischen  Literatur  und  Praxis  dieser  Zeit  sowie  ihr  Interesse 
an  den  Demokratien  der  Schweiz  und  selbst  der  angelsächsischen 
Welt  hervor.  Für  alle  aber  war  die  westeuropäische  konstitutio- 
nelle Doktrin  sozusagen  von  „kanonischer"  Autorität.  Niemand 
zweifelte,  daß  die  Annahme  der  Prinzipien  und  Ideen,  die  sie  ver- 
kündete, den  einzig  richtigen  Weg  für  die  Neugestaltung  und  poli- 
tische Zukunft  des  eigenen  Vaterlandes  bedeutete.  Hierbei  war  es 
nun  immerhin  von  einigem  Einfluß,  daß  die  konstitutionelle  Doktrin 
gerade  jenem  Problem  der  Verfassungspolitik  gegenüber,  das  für 
Oesterreich  im  Grunde,  wie  wir  wissen,  das  entscheidende  war,  da- 
mals noch  keineswegs  befriedigende  Klarheit  der  Begriffe  erlangt 
hatte:  nämlich  was  die -Frage  des  „zusammengesetzten"  Staates 
oder  der  Staatenverbindungen  betrifft.  Denn  gerade  die  Verhand- 
lungen der  deutschen  Nationalversammlung  in  der  Frankfurter 
Paulskirche  haben  erst  für  den  deutschen  Liberalismus  auf  diesem 
Felde  wesentliche  Klärung  und  Entwicklung  gebracht;  der  einzige 
große  Bundesstaat  aber,  den  es  damals  gab,  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  war  zwar  durch  Tocquevilles  klassisches  Werk  den 
europäischen  Staatsmännern  und  gelehrten  Publizisten  bekannt  ge- 
worden, aber  auch  für  Amerika  ist  das  innerste  Problem  der 
„Staatenverbindung"  des  Bundesstaates  doch  erst  in  dem  folgenden 
Jahrzehnt,  das  die  Einleitung  zum  großen  Konföderationskrieg  bil- 
dete, zur  erschöpfenden  politischen  und  theoretischen  Durchbildung 
gekommen.  Für  die  demokratischen  Führer  der  österreichischen 
Völker  im  Jahre  1848  ist  dieser  Stand  der  Theorie  zweifellos  ein 
empfindlicher  Nachteil  gewesen,  zumal  was  das  Reichsproblem  be- 
trifft. Sie  blieben  darin,  wie  ich  noch  später  zeigen  werde,  der 
zugleich  auflösenden  wie  imperialistisch-konzentrierenden  Politik  des 
Kossuthismus  gegenüber  in  ziemlicher  geistiger  Hilflosigkeit  zurück.4) 
Nationalgefühl  und  liberal -demokratischer  Individualismus: 
beide  waren  durch  die  großen  geistigen  Strömungen  Europas,  die 
Romantik,  die  klassische  Philosophie  Deutschlands  und  die  neue, 
von  dogmatischer  Bindung  befreite  Wissenschaft,  wie  sie  in  stetigem 
Aufstieg  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts  erwachsen  waren,  bei 
den  Gebildeten  aller  Österreichischen  Völker  zur  vollen  Schwung- 
kraft gelangt,  als  die  Revolution  Ihnen  den  Weg  über  die  Trümmer 
der  alten  Reichs-  und  Staatsordnung  hinweg  frei  machte.  Aber  auf 
der  anderen  Seite  darf  man  auch  nicht  verkennen,  daß  hinwiederum 
die  Tatsache  des  Reichs-  und  Staatszusammenhanges  ebenso  im 
materiellen  Leben  der  Völker  wie  in  ihrem  geistigen  Dasein  kraft 
des  jahrhundertelangen  Bestandes  starke  und  tiefe  Wurzeln  gefaßt 
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hatte.  Dies  findet  seinen  klaren  Ausdruck  darin,  daß  die  endlich 
erfolgte  Erhebung  gegen  das  dynastische  Machtzentrum  in  Wien 
nur  bei  den  rein  äußerlich  dem  alten  habsburgischen  Herrschafts- 
gebiete angefügten  Randvölkern,  den  Italienern  in  Venetien  und 
Mailand  sowie  dem  polnischen  Adel  in  Galizien  mit  dem  eingestan- 
denen Ziele  dauernder  Loslösung  von  der  habsburgischen  Herrschaft, 
vom  Reiche,  von  Anfang  an  verbunden  war:  hierzu  trat  erst  im  Ver- 
laufe der  revolutionären  Entwicklung  die  offene  Unabhäng:gkeits- 
bewegung  der  kossuthistischen  Partei  der  Magyaren,  aber  die  sla- 
wische, deutsche  und  romanische  Völkermehrheit  in  Ungarn  hing 
auch  dann  noch  der  Idee  des  habsburgischen  Gesamtreiches  an,  so 
verschieden  allerdings  die  politischen  Neuerungen  waren,  welche 
Slowaken,  Kroaten,  Rumänien  und  Serben  sich  als  Ziel  ihrer  natio- 
nalen Bewegung  setzten.  Vollends  erlangte,  was  das  eigentliche 
Oesterreich  betrifft,  inmitten  aller  seit  dem  März  entfesselten  natio- 
nalen Bestrebungen  der  im  alten  theresianisch-josefinischen  „Staat" 
enthaltene  Organisationsgedanke  als  Vorstellung  von  dem  innigen 
Zusammenhange  der  deutschen  Erbländer  untereinander  sowie  mit 
den  Ländern  der  böhmischen  Krone  nach  dem  Ablauf  der  ersten 
großen  Woge  der  Revolution  überall  die  Oberhand  und  erfuhr  selbst 
auf  Seiten  des  jungen  nationalen  und  politischen  Radikalismus  beider 
Völker,  der  Deutschen  und  der  Czechen,  keine  ernstliche  und  prin- 
zipielle Anfechtung.  *)  Die  großen  Schwierigkeiten,  die  sich  aller- 
dings schön  in  den  Frühjahrsbewegungen  in  der  ganzen  Frage  der 
künftigen  staatlichen  Ordnung  Oesterreichs  herausstellten,  ergaben 
sich  weniger  von  innen,  als  von  außen  her,  sobald  nämlich  durch 
Einberufung  der  deutschen  Nationalversammlung  nach  Frankfurt 
das  Problem  der  politischen  Einigung  aller  deutschen  Stämme  und 
Staaten  zu  einem  Reiche  und  damit  auch  das  Problem  des  Zusam- 
menhanges der  habsburgischen  Erbländer  und  Böhmens  als  bis- 
heriger Genossen  des  deutschen  Bundes  zu  dem  künftigen  Gesamt- 
deutschland aufgerollt  worden  war.  Das  mächtige  Drängen  des 
jungen  deutschen  Nationalismus  nach  völkischer  Einigung  des  ganzen 
Deutschtums  in  e  i  n  Reich  wirkte  sogleich  mit  großer  Kraft,  aber  mit 
ganz  entgegengesetzten  Wirkungen  auf  Deutsche  und  Tschechen  in 
Oesterreich:  auf  die  Deutschen  so,  daß  nun  zum  erstenmal  die 
Scheidelinie  Deutschnationaler  von  „schwarzgelben"  Deutschöster- 
reichern in  den  Erbländern  und  in  Wien  sich  zu  bilden  begann;  auf 


*)  Diese  Tatsache  trat  dann,  wie  wir  sehen  werden,  noch  deutlicher 
hervor,  als  s  ch  der  Reichstag  in  seiner  Kremsierer  Session  mit  aller  Kraft 
dem  Verfassungswerke  zuwendete. 
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die  letzteren  hingegen  durchaus  einigend,  indem  es  das  ganze  Volk 
zur  schärfsten  Gegnerschaft  gegen  das  geplante  deutsche  Großreich, 
dem  auch  die  Sudetenländer  angegliedert  sein  sollten,  aufrief. 

Alle  diese  Strömungen  und  Pläne  verfolgen,  hieße  nichts  weni- 
ger, als  die  gesamte  Verfassungspolitik  Deutschlands  und  Oester- 
reichs  im  Jahre  1848  klarlegen  wollen.  Für  die  vorliegende  Dar- 
stellung ist  aber  sozusagen  nur  der  gemeinsame  Nenner  aller  dieser 
Bewegungen  von  Wichtigkeit:  daß  nämlich  ihnen  gegenüber  doch  die 
Vorstellung  von  der  Notwendigkeit  und  Erhaltung  eines  staatlichen 
Zusammenhanges  aller  bis  dahin  vom  Hause  Habsburg  vereinigten 
Länder  und  Völker  nicht  bloß  bei  den  —  noch  im  ganzen  habsburgi- 
schen  Reiche  konservativ  gesinnten  —  Bauern  und  kleinbürgerlichen 
Massen,  sondern  nach  und  nach  auch  bei  der  überwiegenden  Mehr- 
heit der  gebildeten  Gesellschaftsschichten  der  Slawen  und  der  Deut- 
schen durchaus  die  Oberhand  behielt. 

Damit  ist  nun  aber  schon  der  Punkt  bezeichnet,  dem  alle  posi- 
tiven Bestrebungen  zur  Lösung  des  österreichischen  Problems,  so 
verschieden  auch  ihr  Ausgangspunkt  sein  mochte,  schließlich  zu- 
streben mußten  und  in  welchem  sie  tatsächlich  zusammentrafen:  die 
ganze  große  Aufgabe  der  Neugestaltung  Oesterrek'hs  erschien  trotz 
der  sich  auftürmenden  gewaltigen  Schwierigkeiten  von  Anfang  an 
deshalb  lösbar,  weil  eben  doch  für  alle  beteiligten  Völker  und  Par- 
teien aus  der  Vorstellutng  der  Völker  heraus  eine  gemeinsame 
Grundlage  —  der  Glaube  an  die  Erhaltung  des  österreichischen 
Staatsganzen  und  das  Streben  danach  —  tatsächlich  bei  d°n  Völkern 
vorhanden  war  und  weil  naturgemäß  auf  dieser  Grundlage  von  vorn- 
herein auch  die  Aussicht  auf  eine  Verständigung  mit  der  Dynastie 
und  den  dieser  solidarisch  angeschlossenen  gesellschaftlichen  und 
beruflichen  Kreisen  gegeben  war.  Endlich  war  aber  hierdurch  auch 
von  Anfang  an  die  ganze  Fülle  der  miteinander  wetteifernden  und 
einander  bekämpfenden  politischen  und  nationalen  Kräfte  und  Ideen 
\<>n  bcIobI  auf  eine  einzige  große  und  einfache  Formel  von  der  Art 
ocdu7.i<Tt.  wie  sie  immer  und  überall  die  unumgängliche  Vorbedin- 
gung bedeutet  für  eine  fruchtbare  schöpferische  und  dauerhafte  Ar- 
beitsorganisation der  inneren  Politik:  hier  nämlich  auf  die  Formel 
vom  Z en t r ali s m  u  s  u  n  d  F  ü  de r alis  m  u  b.  Damit  war  hier 
wie  überall,  wo  es  sich  um  organische  Politik  handelt,  ein  dauerhaftes 
Zweiparteiensystem  für  Oesterreich  gegeben,  dessen  gemeinsame 
Grundlage  die  Anerkennung  des  festen  staatlichen  Zusammenhanges 
wenigstens  der  nichtungarischen  Länder  und  Völker  bildete,  so  daß 
die  beiden  gegensätzlichen  Grundanschauungen,  die  mit  diesen  Namen 
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sich  bezeichneten,  doch  immer  wieder  in  Kompromissen  positiver  Art 
sich  auszuleben  hoffen  durften  und  nicht  schon  durch  ihre  Natur 
von  vornherein  gezwungen  waren,  dahin  zu  streben,  daß  die  eine 
die  andere  jeweils  womöglich  vernichte  oder  aufhebe. 

Der  großen  Aufgabe  aller  positiven  Staatskunst:  dem  fortwäh- 
renden Ueberbauen  von  natürlich  gegebenen  zu  einander  polar 
stehenden  und  daher  organisch  miteinander  unlöslich  verbundenen 
Kräften  der  Völker  war  hiermit  in  Oesterreich  gerade  seit  der  Revo- 
lution von  vornherein  eine  feste  Stütze  gegeben  und  es  bedurfte 
nur  einer  Regierung,  die  für  eine  solche  Aufgabe  das  notwendige 
Verständnis  und  die  ruhige  Entschlossenheit  nach  oben  und  unten 
besaß,  um  das  Reich  unmittelbar  aus  der  Revolution  in  den  norma- 
len politischen  Spannungszustand  überzuführen,  wie  ihn  in  jedem 
modernen  Staate  bürgerlicher  Gesellschaftsordnung  die  unablässig 
wirkenden  sozialen  und  ökonomischen  Gegensätze  mit  Naturgewalt 
schaffen,  wobei  im  österreichischen  Falle  die  Durchkreuzung  die- 
ser Gegensätze  durch  die  nationalen  von  weitblickenden  Staats- 
männern zweifellos  gar  oft  als  ein  entsprechendes  Gegengewicht 
benutzt  werden  und  der  Entspannung  zugunsten  des  gesamtstaat- 
lichen Lebensprozesses  dienstbar  gemacht  werden  konnten.  Welche 
Aussichten  sich  dann  aber,  sobald  einmal  wenigstens  in  den  erb- 
ländischen  Gebieten  die  Erhaltung  und  friedliche  Fortbildung  des 
staatlichen  Völkerzusammenhanges  auf  das  Zusammenwirken  der 
Nationen  selbst  und  mindestens  ihrer  führenden  Elemente  gelegt 
war,  dem  Rassen-  und  Sprachenimperialismus  des  Magyarenhims 
gegenüber  für  eine  befriedigende  Lösung  des  Reichsproblems  ge- 
rade vom  Standpunkt  dynastischer  Reichsinteressen  eröffnen  moch- 
ten, darüber  wird  besser  .erst  an  anderer  Stelle  gesprochen  werden. 
Für  die  unbefangene  historische  Betrachtung  ergibt  sich  jedoch  schon 
hier  als  eindrucksvollste  Tatsache  die  Erkenntnis,  daß  nicht  nur  der 
Zustand  und  die  Kräfteverteilung  der  besonderen  geistigen  und 
psychologischen  Faktoren,  welche  die  Revolution  in  Oesterreich  aus- 
machten, sondern  auch  der  reale  Gang  der  Ereignisse  die  hier  in 
allgemeinen  Zügen  beschriebene  hoffnungsvolle  Gestaltung  des 
österreichischen  Problems  und  9eine  Lösungsmöglichkeit  begründet 
erscheinen  ließen.  In  welcher  Weise  nun  die  Entwicklung  der 
Ideen  und  Ziele  hinsichtlich  des  Aufbaues  einer  österreichischen 
Verfassung  bei  Deutschen  und  Slawen  bis  zum  Beginne  des  gemein- 
samen Werkes  beider  Völker  im  Kremsierer  Reichstage  sich  voll- 
zogen hat,  will  ich  zunächst  darzulegen  versuchen. 


104      Die  Entfaltung  des  Österreich.  Problems  durch  die  Revolution  v.  1848. 

Der  dynastische  Staatsgedanke  hatte  begreiflicherweise  in 
Oesterreich  nirgends  so  breiten  und  festen  Boden  gewonnen  als  in 
der  Residenzstadt  des  Kaisers,  in  Wien,  das  erst  durch  die  there- 
sianisch-josefinische  Staatsbildung  und  die  damit  gegebene  Kon- 
zentration politischer  und  sozialer  Macht  am  Hofe,  in  den  Hof- 
stellen und  Zentralstellen  sowie  durch  den  Luxus  der  Hof-  und 
Adelsgesellschaft  zur  wirklichen  Reichshauptstadt  geworden  war. 
Man  kann  sagen,  daß  aus  der  durch  Generationen  fortgebildeten 
Lebenssphäre  des  Wiener  Bürgertums  sich  von  selbst  eine  An- 
schauung vom  staatlichen  Zusammenleben  aller  Teile  Oesterreichs 
ausbilden  mußte,  die  man  am  besten  vielleicht  als  „naiven"  Zentra- 
lismus bezeichnen  kann:  schließlich  war  es  nur  selbstverständlich, 
daß  das  mit  dem  absolutistisch-dynastischen  ,  Staat"  in  jeder  Hin- 
sicht eng  verwachsene  Wienertum  das  Verhältnis  der  Länder  und 
Völker  zur  staatlichen  Macht  nicht  viel  anders  betrachtete  als  seine 
erblichen  Herren  es  sahen,  der  Hof,  der  Adel  und  die  kaiserliche 
Beamtenschaft.  Diesen  „naiven"  Zentralismus  findet  man  nun  auch 
bei  den  Urhebern  der  Wiener  Revolution,  den  Studenten,  Literaten 
und  der  Bürgerschaft  deutlich  ausgesprochen,  sobald  die  März- 
revolution eine  öffentliche  Meinung  in  Zeitungen,  Flugschriften,  Ver- 
sammlungsreden hervortreten  ließ.  Nicht  nur  in  den  ersten  Tagen 
der  auf  die  Erlangung  einer  Konstitution  gerichteten  Bewegung, 
sondern  auch  in  den  weiteren  Entwicklungsphasen  der  Wiener  De- 
mokratie und  in  der  Agitation,  die  zur  Schaffung  eines  konstituie- 
renden Reichstages  führten,  bilden  immer  die  Forderungen  nach 
den  großen  „Grundrechten",  nach  den  Sicherungen  der  „Volksfrei- 
heit" als  des  Inbegriffes  des  Liberalismus  das  Ziel  und  den  Zweck 
der  Bewegung:  ein  bestimmtes,  an  die  eigentümlichen  geschichtlich 
gegebenen  Verhältnisse  Oesterreichs  angepaßtes  Verfassujigspro- 
gramm  besaß  aber  die  Wiener  Revolution  als  Volksbewegung  nicht 
und  konnte  füglich  ein  solches  auch  nicht  besitzen,  denn  ihr  fehle 
dazu  vor  allem  die  unumgängliche  Vorbedingung,  nämlich  genaue 
Kenntnis  der  politischen  Kräfte  und  Ideen  der  nichtdeutschen  Völker 
in  den  einzelnen  Kronländern  und  nicht  minder  fehlte  dem  Wiener- 
tum wirkliches  Interesse  für  die  Probleme  und  Bestrebungen  der 
„Provinzen".  Trotz  des  durch  das  vormärzliche  System  nach  jeder 
Richtung  betriebenen  staatlichen  Zentralismus  war  es  schon  infolge 
des  völligen  Mangels  einer  wirklieh  politischen  Presse  sowohl  in 
Wien  als  auch  in  den  Provinzhauptstädten,  dann  aber  auch  wegen 
des  Zurückbleibens  der  höheren  Bildung  allerwärts,  nicht  minder 
jedoch  auch  infolge  des  bis  1848  nur  gering  entwickelten  Verkehrs- 
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wesens  im  Innern  des  Reiches  unvermeidlich,  daß  die  verschiede- 
nen Reichsteile  nach  wie  vor  vor  einander  fremd  gegenüberstanden 
und  Völker  und  Stämme  wenig  von  einander  wußten.  Erst  nach 
der  Beendigung  der  napoleonischen  Kriege  war  einer  gewisse 
Hebung  des  Verkehrs  zwischen  Wien  und  den  Sudetenländern  im 
Zusammenhange  mit  dem  Entstehen  moderner  Industrie  in  diesem 
und  der  Förderung  des  Großhandels  in  Wien  erfolgt;  aber  dieser 
Verkehr  blieb  doch  im  wesentlichen  auf  die  höheren  Berufsklassen 
und  das  deutsche  Volkstum  in  Böhmen  und  Mähren  sowie  auf  die 
jüdischen  Elemente  beschränkt.  Für  den  Wiener  überhaupt  und  in 
weitem  Ausmaße  auch  für  die  gebildeten  Kreise  des  höheren  Bür- 
gertums fiel  also  schon  nach  Gewohnheit  und  Erziehung  der  Staat 
so  gut  wie  vollständig  mit  dem  deutschen  Oesterreich  zusammen: 
man  konnte  sich  da  Oesterreich  gar  nicht  anders  vorstellen,  als  daß 
es,  so  wie  es  eben  geschah,  von  Wien  aus  regiert  und  administriert 
werde  und  ging  dabei  über  die  andersnationalen  Bewohner  der  Su- 
deten- und  Alpenländer  ziemlich  unbekümmert  hinweg,  weil  man 
weder  vom  Tschechentum,  noch  vom  Südslawentum  irgendeine  klare 
Vorstellung  und  noch  weniger  Sympathie  für  die  slawischen  Sonder- 
bestrebungen hatte. 5) 

Aus  allen  diesen  Gründen  erschien  dem  Wiener  Liberalismus, 
als  er  nun  freien  Spielraum  gewonnen  hatte,  die  Schaffung  konstitu- 
tioneller Einrichtungen,  die  Verwirklichung  der  politischen  Freiheit 
des  einzelnen  Staatsbürgers  dem  „Staate"  gegenüber  zunächst  als 
das  wahre  Hochziel,  an  dessen  Erreichung  man  alles  setzen  wollte. 
Damit  hoffte  man  die  Freiheit  für  Alle  zu  erreichen,  wie  das  die 
Doktrin  des  konstitutionellen  Liberalismus  jener  Zeit  den  Völkern 
insgesamt  versprach.  Das  eigentliche  österreichische  Verfassungs- 
problem aber,  die  Frage  nach  der  besonderen  Organisation,  die 
das  aus  so  vielen  verschiedenen  Völkern  gebildete  österreichische 
Reich  haben  mußte,  ist  in  Wien  begreiflicherweise  in  den  ersten 
Tagen  der  Bewegung  gar  nicht  aufgeworfen  worden.  Wie  ich  noch 
später  zeigen  werde,  ist  auch  selbst  in  dem  engeren  Kreise  der  mit 
der  liberalen  Bureaukratie  Wiens  verbündeten  führenden  Männer, 
wie  sie  der  juridisch-politische  Leseverein  vereinigte,  das  Verständ- 
nis der  durch  die  historischen,  ethischen  und  natürlichen  Tatsachen  £>1" 
unwiderruflich  vorgeschriebenen  besonderen  Grundbedingungen  für 
eine  freiheitliche  Verfassung  Oesterreichs  nur  mühsam  und  nur  zum 
Teil  gegen  den  urwüchsigen  Zentralismus  der  ganzen  Wiener  poli- 
tischen Denkweise  und  Bildung  vorwärtsgekommen. 
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Um  so  bedeutungsvoller  war  es,  daß  schon  einige  Tage  vor  den 
Ereignissen  des  13.  März  zu  Wien  in  der  Hauptstadt  Böhmens  voll- 
kommen selbständig  eine  Volksbewegung  ihren  Anfang  nahm,  die 
von  vornherein  ihre  Spitze  geradewegs  gegen  den  Wiener  Zentralis- 
mus nicht  bloß  als  das  Hindernis  jeder  individuellen  bürger- 
lichen Freiheit  richtete,  sondern  mit  der  gleichen  Entschiedenheit, 
ja  noch  kräftiger  gegen  ihn  als  Ausdruck  einer  bestimmten  Macht- 
organisation, nämlich  der  zentralistischen  Herrschaft  der  Deutschen 
in  Oesterreich,  zu  Felde  zog. 

Am  11.  März  1848  fand  im  sogenannten  Prager  Wenzelsbad 
eine  hauptsächlich  von  den  Führern  der  jungen  tschechischen  In- 
telligenz besuchte  Volksversammlung  statt,  als  deren  Ergebnis  eine 
vom  Advokaten  Dr,  Pinkas  entworfene  Petition  hervorging,  die  von 
einer  Deputation  nach  Wien  überbracht  und  am  20.  März  von  ihr 
dem  Hofkanzler  Grafen  Kolowrafc  übergeben  wurde.  Da  ist  nun 
dies  von  höchstem  Interesse:  mit  dieser  ersten  Urkunde  des  neu 
anhebenden  politischen  Lebens  des  tschechischen  Volkes  war  so- 
gleich das  fundamentale  Verfasungsproblem  der  Gesamtmonarchie 
und  des  österreichischen  Staatswesens  in  bestirnter  Formulierung 
vor  dessen  leitende  Staatsmänner  in  Wien  gebracht,  und  damit  auch 
alsbald  vor  die  österreichische  und  europäische  Oeffentlichkeit  ge- 
stellt. Darin  liegt  nun  eine  der  für  die  künftige  Entwicklung  des 
modernen  Oesterreich  entscheidenden  Tatsachen:  daß  nämlich  das 
Problem  des  österreichischen  Verfassungsstaates,  also  die  Frage 
des  Zusammenhanges  der  deutschen  Eibländer  und  der  Länder  der 
böhmischen  Krone  als  eines  staatlichen  Ganzen  zuerst  ausschließ- 
lich als  Frucht  der  politischen  und  nationalen  Wiedererhebung  des 
tschechische]]  Volksstammes  in  Erscheinung  getreten  ist.  Damit 
tritt  der  höchst  merkwürdige  und  in  seiner  Art  einzige  Prozeß  der 
Wiedergeburt  eines  ganzen  bedeutenden  Volkes,  der  Tschechen,  in 
das  volle  Tageslicht.  In  ihren  ersten  Anfängen  auf  die  Tage  Kaiser 
Josefs  II.  zurückreichend  hatte  sich  durch  zwei  Menschenalter  die 
Wiedererweckung  des  tschechischen  Volksbewußtseins  zuvörderst  In 
rein  literarischen,  der  Hebung  und  Entwicklung  der  böhmische 
Sprache  gewidmeten  Bemühungen  zum  Ausdruck  gebracht.  Se:t 
der  nationalen  Katastrophe  von  1621  hatte  nämlich  die  literarische 
Pflege  der  tschechischen  Sprache  fast  gänzlich  aufgehört,  wozu,  die 
Vernichtung  der  alten  hussitischen  und  protestantischen  Literatur 
durch  die  Gegenreformation  am   meisten  beigetragen   hatte."") 

Seit  der  ständischen  Protestbewegung  der  adeligen  „Original* 
böhmen"  des  Jahres   1792   war  in   diesem   obersten   Gesellschaft»- 
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kreise  des  Landes  langsam  ein  Wiederbesinnen  auf  den  tschechisch- 
nationalen Charakter  des  alten  böhmischen  Adels  und  auf  die  große 
Geschichte  des  selbständigen  böhmischen  Staates  vor  sich  gegangen, 
dem  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  eine  von  bürgerlichen  Per- 
sönlichkeiten getragene,  antiquarisch  gelehrte  und  literarische  Re- 
naissance der  tschechischen  Sprache  und  Kultur  an  die  Seite  trat. 
Jungmann,  Hanka,  Kollar,  die  adeligen  Protektoren  des  neubegrün- 
deten böhmischen  Museums  wie  z.  B.  Goethes  Freund,  Graf  Kaspar 
von  Sternberg,  der  kleine  Kreis  der  mit  diesen  Bestrebungen  in  Ver- 
bindung stehenden  Angehörigen  der  Prager  Gesellschaft:  dies  waren 
die  ersten  Träger  und  Förderer  der  Wiedergeburt  des  tschechischen 
Volksgefühles  in  den  Kreisen  der  Gebildeten,  nachdem  zwei  Jahr- 
hunderte lang  nur  der  tschechische  Bauer  und  etwa  der  Lehrer, 
Krämer  oder  Pfarrer  in  den  kleinen  Städten  Böhmens  Sprache  und 
Volkstum  der  Tschechen  wie  von  alters  her  bewahrt  hatte. 6) 

Wie  kräftig  sich  doch  diese  Renaissance  unter  der  Decke  des 
alle  politischen  Regimgen  verhüllenden  Absolutismus  in  den  fol- 
genden Jahrzehnten  entwickelte,  zeigten  die  Märzereignisse  in  Prag 
in  überraschender  Weise:  aber  es  war  auch  schon  vorher  ein  deut- 
liches Symptom  der  Entwicklung  gewesen,  daß  der  allmächtige 
Staatsminister  Graf  Kolowrat  in  Wien  als  eifriger  Protektor  des 
„böhmischen"  Elementes  in  der  Beamtenschaft  auftrat.  7)  Wie  miß- 
liebig das  in  Wien  vermerkt  wurde,  deutet  z.  B.  der  Frei- 
herr von  Kübeck  in  seinen  Tagebüchern  unverhohlen  an  und  von 
jener  Zeit  her  datiert  erst  in  Wien  die  populäre  Scherzfigur  des  in 
der  Hauptstadt  rasch  zu  Vermögen  oder  zu  einem  Staatsamt  gelang- 
ten, durch  die  „Taborlinie"  eingewanderten  „Böhm"'.  Vollends 
zeigte  die  schon  erwähnte  heftige  ständische  Oppositionsbewegung 
im  böhmischen  Landtag  von  1845  und  1846,  die  unter  der  Führung 
tfes  Grafen  Deym  die  Privilegien  der  Stände  gegen  die  Wiener  Re- 
gierung vertrat  und  zu  diesem  Zwecke  eine  genaue  Feststellung  der 
aus  der  vernewerten  Landesordnung  den  Ständen  zustehenden 
Rechte  in  einer  ausführlichen  Protestschrift  an  den  Hof  übersendete, 
nicht  nur  das  allgemeine  Erwachen  eines  neuen,  gegen  den  Wiener 
Absolutismus  gerichteten  kritischen  Geistes  innerhalb  der  gesell- 
schaftlich und  staatlich  so  hoch  bevorzugten  obersten  Gesellschafts- 
klasse, sondern  auch  schon  die  beginnende  Durchdringung  dieser 
Opposition  durch  tschechisch-nationale  Bestrebimgen.  Wohl  von 
Anfang  an  schon  dem  politisch-nationalen  Gedanken  nutzbar  ge- 
macht, war  aber  diese  Bewegung  der  jungen  tschechischen  Intelli- 
genz noch   mehr  als  die  liberale  Strömung  im   deutschen  Bürger- 
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tum  der  Erbländer  in  der  Oeffentlichkeit,  ebenso  jedoch  auch  den 
patrimonialen  Machthabern  Oesterreichs  unter  dem  eisernen  Drucke 
des  vormärzlichen  Polizeistaates  verborgen  geblieben.  Um  so  über- 
raschender trat  1848  das  Nationalbewußtsein  des  tschechischen 
Volksstammes  wie  mit  einem  Schlage  als  zielbewußte,  mit  dem 
europäischen  Denken  über  Staat  und  Gesellschaft  wohlvertraute  po- 
litische Bewegung  sogleich  hervor.  Es  muß  genügen,  hier  auf  diese 
vielfach  sehr  merkwürdige  Entwicklung  und  Wiedererweckung  des 
nationalen  Geistes,  der  Sprache  und  Literatur  inmitten  des  ische- 
chischen  Volkes  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhundeits  kurz  hin- 
zuweisen: gewiß  aber  darf  man  als  das  Merkwürdigste  daran  be- 
zeichnen, daß  sie  trotz  ihres  durch  Jahrzehnte  festgehaltenen,  äußer- 
lich rein  literarischen  Charakters  sich  doch  von  allem  Anfang  an 
teils  bewußt,  teils  unbewußt  im  Dienste  eines  bestimmten  und  gro- 
ßen politischen  Ideals  vollzog,  nämlich  im  Dienste  der  Wieder- 
gewinnung möglichst  weitgehender  staatlicher  Selbständigkeit  Böh- 
mens. Da  das  Wiedererwachen  des  tschechischen  Volksbewußtseins 
und  der  tschechischen  Literatur  notwendigerweise  an  die  in  weiter 
Vergangenheit  zuiückliegenden  Epochen  der  staatlichen  Selbs'.än- 
digkeit  des  tschechischen  Volkes  anknüpfte,  mußte  das  neue  poli- 
tische Ideal,  das  sich  zugleich  damit  vor  dem  ganzen  Volke  zu  er- 
heben und  auszubilden  begann,  von  vornherein  streng  historischen 
Charakter  annehmen.  So  ist  in  Böhmen  die  Renaissance  der  poli- 
tischen Ideen,  die  sich  allerdings  dynamisch  durchaus  unter  der  aus- 
lösenden Kraft  des  westeuropäischen  Liberalismus  vollzog,  doch  un- 
ausweichlich von  Anbeginn  auf  das  historische  Recht  gegründet.  Sie 
ist  dabei  nicht  wenig  davon  begünstigt  gewesen,  daß  sich  diese 
ersten  Anfänge  tschechischer  Renaissance  in  dem  Zeitalter  der  vol- 
len Auswirkung  der  Romantik  als  ([er  damals  kräftigsten  geistigen 
und  künstlerischen  Zeitströmung  Europas  \ ollzogen.  *)  In  der  deut- 
schen Romantik  vor  allem  fand  die  geistige  und  sprachlich-litera- 
rische Renaissance  des  tschechischen  Volkes  den  günstigsten  Nähr- 
boden. Herders  Humanilätsphilosophie  bildet  eine  der  dauernden 
Gl undlagen  der  neuen  tschechisch-nationalen  Denkrichtun^g  und 
Goethe  hat  den  Gedichten  der  Königinhofer  Handschrift  sein  lebhaf- 
testes Interesse  bezeigt.     Um  so  mehr  zog  die  ganze  vor  1848  er- 


*)  Uebnr  don  eigentümlichen  Zufall,  dafi  einige  der  ersten  Keime  des 
wiedererwachenden  tschechischen  Nationalbewußtseins  mit  der  Anwesenheit 
der  Müssen  in  Itöbmen  im  Jahre  1813  zusammenhingen  und  über  die  Be- 
deutung des  von  Rußland  ausgebenden  p;inslavislischen  (iedanUens  für  die 
Entwicklung  der  tschechischen  Politik  wird  in  anderem  Zusammenhange 
später  mehr  zu  sagen  sein. 
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wachsene  Generation  der  tschechischen  Gebildeten  aus  der  roman- 
tisch-historischen Richtung,  die  sich  im  Anschluß  an  die  Wieder- 
erweckung der  vermeintlich  uralten  Heldenlieder  des  tschechischen 
Volkes  schnell  ausbildete,  kräftigste  geistige  Antriebe. 8) 

Daneben  aber  ging  schon  in  den  letzten  Jahren  vor  der  Revolu- 
tion doch  auch  eine  publizistisch-literarische  Agitation  einher,  welche 
die  Ideen  des  modernen  Liberalismus  in  die  breiten  Schichten  des 
tschechischen  Volkes  erfolgreich  hineinzutragen  wußte.  Diese  Auf- 
gabe unternahm  in  allererster  Reihe  Karl  Havlicek,  der  erste  und 
unleugbar  der  bedeutendste  Journalist  und  politische  Erzieher  des 
tschechischen  Volkes  im  19.  Jahrhundert.  Merkwürdigerweise  ge- 
lang es  ihm,  sich  bei  diesem  Werke  der  einzigen  vor  1848  vor- 
handenen tschechischen  Zeitung,  nämlich  des  offiziellen  Prager  Blat- 
tes zu  bedienen,  indem  er  als  dessen  Redakteur  die  seither  in  Oester- 
reich  oft  gegen  die  Zensurmacht  benützte  Technik  erfand  und  übte, 
ausländische  politische  Verhältnisse  —  die  einzigen,  die  vor  1848  in 
einer  österreichischen  Zeitung  besprochen  werden  durften  —  seinen 
Lesern  so  vorzuführen,  daß  er  unter  der  Hülle  der  Besprechung 
fremdländischer  Vorgänge  und  fortgesetzter  scharfer  und  aufklären- 
der Kritik  ausländischer  und  gar  überseeischer  Staatsmänner  und 
Politiker  in  Wahrheit  die  heimischen  Zustände  ausführlich  schilderte 
und  besprach.  Havlicek  benütz  te  dazu  besonders  den  damals  in  der 
ganzen  Welt  vielbeachteten,  heftigen  Kampf,  welchen  die  irischen 
Katholiken  unter  O'Connells  Leitung  für  die  Aufhebung  der  Union  Ir- 
lands mit  England,  für  den  sogenannten  „Repeal",  führten.  Jedes 
Mitglied  der  damals  gebildeten  geheimen  tschechischen  Nationalpartei 

—  der  „Vlastenci",  der  Patrioten  —  verstand  genau,  welche  Union 
da  eigentlich  gemeint  war  und  zu  welchem  Zweck  der  Redakteur  des 
sonst  so  langweiligen  Regierungsblattes  so  eifrig  die  Partei  der  iri- 
schen Katholiken  ergriff.  Auf  diesem  Wege  wurden  in  den  Jahren 
1846  bis  1848  zuerst  die  von  Palacky  und  seinen  Schülern  literarisch 
neugeweckte  Idee  der  Wiederherstellung  des  böhmischen  Staates  in 
die  bürgerliche  Masse  des  tschechischen  Volkes  hinein  verbreitet 
und  so  noch  vor  der  Revolution  der  Uebergang  dieses  Grundgedan- 
kens aus  der  gelehrt  antiquarischen  Sphäre  der  30er  Jahre  in  die 
positive  Politik  erfolgreich  und  geräuschlos  herbeigeführt. 9) 

Der  historisch-romantische  Ursprung  der  neueren  tschechischen 
Politik  und  die  ihr  damit  von  Anfang  gegebenen  Leitgedanken  sind 

—  unbehindert  durch  das  gleichzeitige  immer  stärkere  Einströmen 
der  Ideen  und  Forderungen  des  liberalen  Rationalismus  —  für  die 
weitere  politische  Ausbildung  der  tschechischen  Nation  und  demzu- 
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folge  für  die  Entwicklung  der  ganzen  inneren  Politik  Österreichs 
von  größter  Bedeutung  gewesen.  Daran  änderte  nichts  der  Umstand, 
daß  in  der  tschechischen  Bewegung  des  Jahres  1848  die  bürgerlich- 
demokratischen  Tendenzen  der  Zeit  zuvörderst  mit  der  nationalen 
Idee  vom  böhmischen  Staate  in  kräftigen  Wettbewerb  traten.  Und 
ebensowenig  ist  an  der  Grundtendenz  der  böhmischen  Politik 
dauernd  dadurch  etwas  geändert  worden,  daß  die  später  mehr  und 
mehr  hervortretende  soziale  und  ökonomische  Differenzierung  des 
tschechischen  Volkes  auch  eine  vielfache  Differenzierung  und  tief- 
greifende Beeinflussung  seiner  politischen  Ideen  und  Bestrebungen 
im  einzelnen  hervorgerufen  hat.  Immer  sind  bis  zur  Gegenwart 
diese  Grundelemente  des  historischen  Rechtes  des  tschechischen 
Volksstammes  auf  seine  uralte,  aber  längst  verlorene  Staatlichkeit 
und  die  von  diesem  Punkte  aus  auf  die  politischen  Ziele  und  Vor- 
stellungen der  tschechischen  Parteien  ausgeübten  Wirkungen  die 
dominierenden  Kräfte  in  der  böhmischen  Politik  und  damit  ein  ent- 
scheidender Faktor  in  der  gesamten  inneren  und  äußeren  Politik 
Oesterreichs  geblieben. 

Zum  erstenmal  finden  nun  diese  Ideen,  in  welchen  sich  das 
Wiedererstehen  des  tschechischen  Volksbewußtseins  ausprägt,  ihre 
für  die  tatsächliche  Politik  bedeutsame  Beurkundung  in  den  beiden 
Märzpetitionen  der  Prager  Bürgerschaft  und  Studenten,  welche  durch 
die  kaiserlichen  Kabinettschreiben  vom  23.  März  und  8.  April  1848 
ihre  Beantwortung  gefunden  haben.  *)  Es  scheint  mir  nicht  erforder- 
lich, schon  hier  über  die  Rechtsgültigkeit  dieser  kaiserlichen  Wil- 
lenserklärungen als  behaupteter  Bestandteile  des  seither  geltenden 
öffentlichen  Hechtes  Oesterreichs,  und  zwar  besonders  hinsichtlich 
des  Kabinettschreibens  vom  8.  April,  mich  auszusprechen:  bekannt- 
lich ist  diese  Krage  als  ein  Problem  des  geltenden  Rechtes  im  Zu- 
sammenhange mit  der  darüber  erflossenen  Entscheidung  des  Wiener 
Obersten  Gerichtshofes  vom  Jahre  1899  in  neuester  Zeit  vielfach  be- 
handelt worden  Wie  immer  es  nun  damit  beschatten  sein  mag,  so 
steht  doch  fest,  daß  dieses  kaiserliche  Kabinettschreiben,  das  im 
Zusammenhangt-  mit  den  Petitionen  auch  vielfach  die  „böhmische 
Charte  von    1848"  genannt  wird,  als  ein  äußerst  wichtiges  Denkmal 


*)  VgL  R.  Zehntbauer,  Verfassungswandlungen  im  neueren  Oester* 
reich,  Heidelberg  1911.  In  dem  /.weiten  und  dritten  Kapitel  schildert  der 
Verfasser  sehr  gründlich  «len  Ursprung  des  Kabinettssrlireibrns  vom  8.  April 
1848  und  „Inhalt  und  Wirkung  der  Böhmischen  Charte-'.  Der  Text  der  Kai- 
serlichen  Resolutionen  ist  neuerdings  abgedruckt  bei  Alfred  Fischet, 
Das  österreichische  Sprachenrecht,  2.  Aufl.  1910;  SS.  71—76,  der  Text  der 
Petitionen  m  desselben  Autors  „Materialien  zur  Sprachenfrage  In  < lehr- 
reich"; Brunn   1912.     SS.    }s     :.| 
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für  die  Entwicklung  der  politischen  Ideen  innerhalb  der  modernen 
Verfassungsentwicklung  ganz  Oesterreichs  angesehen  werden  muß. 
Es  ist  unverkennbar,  daß  die  Petition  vom  29.  März  1848  schon  mit 
voller  Deutlichkeit  jenes  staatsrechtliche  Programm  aufgestellt  hat, 
welches  seither  einen  Grundbestandteil  des  österreichischen 
Staatsproblems  bildet,  nachdem  schon  ihre  Vorgängerin  vom 
23.  März  dieses  Prinzip  berührt  und  das  zur  Erwiderung  dieser  Pe- 
tition erfolgte  erste  Kabinettschreiben  vom  24.  März  sich  dagegen 
ablehnend  verhalten  hatte.  *)  Es  wird  in  dieser  zweiten  Petition 
ausdrücklich  ausgesprochen:  „die  Erneuerung  des  unauflöslichen 
Verbandes  zwischen  sämtlichen  zum  ehemaligen  Königreiche  Böh- 
men gehörigen  Ländern  und  eine  —  den  speziellen  Provinzialinteres- 
sen  nicht  präjudizierende  —  Vereinigung  durch  eine  allgemeine 
böhmisch-mährisch-schlesische  Nationalvertretung  durch  eigene  Zen- 
tralbehörden unter  einem  besonderen  verantwortlichen  Ministerkim 
des  Innern  erscheint  durch  die  pragmatische,  geschichtliche,  natio- 
nale und  geographische  Vereinigung  dieser  Länder  als  den  konstitu- 
tionellen Thron  Eurer  Majestät  und  die  Integrität  des  österreichischen 
Gesamtstaates  sichernde  Staatsmaßregel.  Diesem  zufolge  dürfte  es 
nicht  erst  von  einem  neuen  Beschlüsse  der  neuen  böhmischen  oder 
mährisch-schlesischen  Stände  abhängig  gemacht,  sondern  nur  der 
Allerhöchsten  Entscheidung  Eurer  Majestät  als  König  von  Böhmen 
anheim  gestellt  bleiben.  Nur  übet  die  Art  der  praktischen  Aus- 
führung des  Grundsatzes  möge  die  neue  konstitutionelle  National- 
repräsentation dieser  Länder  den  Beschluß  fassen  und  selben  Eurer 
Majestät  als  Gesetzvorschlag  zur  Allerhöchsten  Genehmigung  unter- 
breiten." 

Den  Ausgangspunkt  für  die  eben  angeführten  Forderungen  der 
tschechischen  Revolutionspartei  bildet  aber  das  Prinzip  der  Gleich- 
stellung beider  Völker  Böhmens  und  das  Verlangen  nach  einer  böh- 
mischen Volksvertretung.  Darüber  spricht  sich  die  zweite  Petition 
in  folgenden  Worten  aus: 


*)  Punkt  2  der  vom  Wenzelsbadausschusse  auf  Grund  der  Beschlüsse 
vom  11.  März  verfaßten  ersten  Petition  lautet:  „Zeitgemäße  Aenderung 
und  Erweiterung  der  böhmischen  Landesverfassung  unter  Garantie  der 
Vertretung  aller  städtischen  und  Grundbesitzinteressen  durch  freigewählte 
Verordnete  und  Anbahnung  des  Verbandes  von  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien  zu  gemeinsamer  Ständeversammlung. " 

Das  erste  kaiserl.  Kabinettschreiben  hatte  darauf  erwidert:  „Zeit- 
gemäße Aenderungen  der  Landesordnung,  insbesondere  eine  ausgedehntere 
Vertretung  der  Städte  durch  selbstgewählte  Deputierte  werden  .  im  Ein- 
vernehmen mit  den  Ständen  auf  dem  in  dem  Patente  vom  15.  März  vor- 
gezeichneten konstitutionellen  Wege  bereitwillig  angenommen  werden." 
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„Nur  eine  wahre  Repräsentation  der  ganzen  Nation  kann  die 
Gesamtinteressen  des  Landes  vertreten  und  jeden  Stand  über  die 
seinigen,  soweit  sie  mit  dem  allgemeinen  Landeswohle  vereinbar 
sind,  vollkommen  beruhigen. 

Die  vollkommenste  Gleichstellung  der  böhmischen  und  deut- 
schen Nationalität  in  allen  Lehr-  und  Verwaltungszweigen  ist  durch 
die  Hinweisung  auf  die  Landesordnung  gleichfalls  nicht  genügend 
verbürgt,  weil  eine  mehr  als  200jährige  Praxis  die  Autorität  der 
böhmischen  Landesordnung  fast  in  allen,  die  Interessen  des  ge- 
samten Volkes  betreffenden  Punkten  faktisch  außer  Wirksamkeit 
gesetzt  hat." 

Diesen  Forderungen  gegenüber  erklärte  das  Kabinettschreiben 
vom  8.  April  zum  Teil  ausweichend,  zum  Teil  bewilligend: 

„1.  Die  Sicherstellung  der  böhmischen  Nationalität  durch  voll- 
kommene Gleichstellung  der  böhmischen  Sprache  mit  der  deutschen 
in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  und  des  öffentlichen  Lebens 
hat  als  Grundsatz  zu  gelten. 

2.  In  dem  ersten  nächstens  einzuberufenden  Landtage  sind  alle 
Stände  des  Landes  zu  versammeln.  Diese  Versammlung  hat  aus 
einer,  alle  Interessen  des  Landes  umfassenden,  gleichmäßigen  Volks- 
vertretung auf  der  möglichst  breiten  Basis  der  Wahlfähigkeit  und 
Wählbarkeit  mit  dem  Rechte,  über  alle  Landesangelegenheiten  zu 
beraten  und  zu  beschließen,  zu  bestehen. 

3.  Die  Errichtung  verantwortlicher  Zentralbehörden  für  das 
Königreich  Böhmen  in  Prag  mit  einem  ausgedehnteren  Wirkungs- 
kreise wird  bewilligt. 

4.  Die  Bitte  um  die  Vereinigung  der  Länder  Böhmen,  Mähren 
und  Schlesien  unter  einer  Zentralverwaltung  in  Prag  und  unter 
einem  gemeinschaftlichen  Landtage  hat  einen  Gegenstand  der  Ver- 
handlung auf  dem  nächsten  Reichstage  zu  bilden,  wobei  die  eben 
genannten  Länder  Höhinen,  Mähren  und  Schlesien  vertreten  sein 
werden." 

Schon  die  auf  Grund  der  Wenzelsbadbe?chlüsse  verfaßte  erste 
Petition  der  Prager  Bürgerschaft  hatte  in  bezeichnender  Weise  so- 
gleich, wenn  auch  noch  in  recht  unbeholfenen  Ausdrücken,  die  Vor- 
herrschaft des  deutschen  Elementes  im  Königreiche  Böhmen  be- 
klagt und  die  Gleichstellung  gefordert:  ,.Zwei  verschiedene  natio- 
nale Elemente  bewohnen  das  gesegnete  Königreich,  die  Perle  in 
Eurer  k.  k.  Majestät  erhabenen  Kaiserkrone;  die  eine,  die  ursprüng- 
liche, die  das  nächste  Anrecht  hat  an  das  Land  und  seinen  König, 
war  bisher  in  Ihrer  Entwicklung  zur  Kultur  und  Gleichberechtigung 
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durch  Institutionen  gehindert,  die  ohne  feindlich,  ohne  entnationali- 
sierend zu  sein,  dennoch  ihrer  Natur  nach  ein  teilweises  Abstreifen 
der  Ursprungsnationalität  zur  Bedingung  staatsbürgerlicher  Geltung 
stellten." 

Dementsprechend  fordert  schon  die  erste  Petition: 

„1.  Sicherstellung  der  böhmischen  Nationalität  in  allen  Kron- 
ländern Böhmens  und  vollkommene  Gleichstellung  beider,  der  böh- 
mischen wie  deutschen  Sprache,  in  Schule  und  Amt." 

„2.  Zeitgemäße  Aenderung  und  Erweiterung  der  böhmischen 
Landesverfassung  unter  Garantie  der  Vertretung  aller  städtischen 
und  Grundbesitzinteressen  durch  freigewählte  Verordnete  und  An- 
bahnung des  Verbandes  von  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  zu  ge- 
meinsamer Ständeversammlung." 

Die  vom  Ministerium  Pillersdorf  verfaßte  kaiserliche  Antwort 
auf  diese  erste  Petition  vom  23.  März  1848  beschränkte  sich  darauf, 
die  Bestimmungen  der  vernewerten  böhmischen  Landesordung 
wegen  des  Gebrauches  der  böhmischen  Sprache  zu  zitieren,  wies  auf 
die  inzwischen  erfolgte  Errichtung  verantwortlicher  Ministerien  hin, 
„welche  das  Gesamtwohl  der  Monarchie  und  die  Interessen  und  Be- 
dürfnisse aller  Länder  mit  gleicher  Sorgfalt  zu  überwachen  haben", 
und  lehnte  die  Gewährung  eines  gemeinschaftlichen  Landtages  für 
Böhmen  und  Mähren  ab,  „weil  dies  derzeit  gegen  die  Landesordung 
beider  Reiche  verstoßen  würde  und  nur  über  Einschreiten  der 
Stände  beider  Länder  beschlossen  werden  könne,  daher  dieselben 
aufgefordert  werden,  sich  darüber  zu  äußern".  Das  kaiserliche  Ka- 
binettschreiben vom  8.  April  verhielt  sich,  obgleich  im  ganzen  noch 
immer  gegenüber  der  Forderung  des  böhmischen  Staatsrechtes  ab- 
lehnend, dennoch  in  der  Frage  des  nationalen  Rechtes  den  Tschechen 
gegenüber  nachgiebiger,  indem  es  statuierte:  „Die  böhmische  Na- 
tionalität hat  durch  vollkommene  Gleichstellung  der  böhmischen 
Sprache  mit  der  deutschen  in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung 
und  des  öffentlichen  Lebens  als  Grundsatz  zu  gelten."  Sodann 
wird  aber  auch  die  Forderung  einer  böhmischen  Landes- Volksver- 
tretung gewährt,  indem  Punkt  2.  des  Kabinettschreibens  verfügt: 

„Zu  dem  ersten,  nächstens  einzuberufenden  Landtage  sind  alle 
Stände  des  Landes  zu  versammeln.  Diese  Versammlung  hat  aus 
einer,  alle  Interessen  des  Landes  umfassenden,  gleichmäßigen  Volks- 
vertretung auf  der  möglichst  breiten  Basis  der  Wahlfähigkeit  und 
Wählbarkeit  mit  dem  Rechte,  über  alle  Landesangelegenheiten  zu 
beraten  und  zu  beschließen,  zu  bestehen." 

Redlich.    I.  8 
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Dagegen  wird  auch  diesmal  die  entscheidende  staatsrechtliche 
Forderung  abgelehnt : 

„4.  Die  Bitte  um  die  Vereinigung  der  Länder  Böhmen,  Mähren 
und  Schlesien  unter  einer  Zentralverwaltung  in  Prag  und  unter  einem 
gemeinschaftlichen  Landtag  hat  einen  Gegenstand  der  Verhandlung 
auf  dem  nächsten  Reichstage  zu  bilden,  wobei  die  ebengenannten 
Länder  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  vertreten  sein  werden."  Da- 
mit wird  das  Prinzip  des  Gesamtstaates  und  seiner  verfassunggeben- 
den Befugnisse  der  Forderung  der  tschechischen  Volksführer  nach 
selbständiger  bundesstaatlicher  Stellung  der  Länder  der  Wenzels- 
krone gegenüber  ausdrücklich  aufgestellt  Es  wird  somit  ausge- 
sprochen, daß  über  das  Verhältnis  dieser  Länder  die  Gesamtvertre- 
tung des  Reiches  —  oder  mindestens  des  aus  den  nichtungarischen 
Gebieten  gebildeten  erbländischen  Staates  —  allein  beschließen 
könne. 

Die  zweite  staatsrechtliche  Forderung,  die  von  tschechischer  Seite 
ausging,  die  nach  besonderen  böhmischen  Zentralbehörden  für  die 
vereinigten  Länder  der  böhmischen  Krone  verlangt,  wird,  wenn  auch 
nur  stillschweigend,  dadurch  abgelehnt,  daß  Punkt  3  des  Kabinetts- 
schreibens ausspricht:  „Die  Errichtung  verantwortlicher  Zentralbe- 
hörden für  das  Königreich  Böhmen  in  Prag  mit  einem  ausge- 
dehnteren Wirkungskreise  wird   bewilligt.  *) 

Für  die  in  den  außerordentlichen  Zeitumständen  wohl  nur  zum 
Teil  begründete  Unklarheit  und  Flüchtigkeit,  mit  welcher  die  tsche- 
chischen Verfassungspostulate  in  den  Petitionen  ebenso  von  den 
Führern  der  Volksbewegung  als  auch  von  der  Regierung  in  dem  Ka- 
binettschreiben  vom  8.  April  behandelt  worden  sind,  ist  es  bezeich- 
nend, daß  die  Stellung  des  böhmischen  Landtages,  den  dieser  Maje- 
stätsbrief zusagte,  im  Verhältnis  zu  der  gleichzeitig  in  Aussicht  ge- 
nommenen österreichischen  Reichsvertretung  zunächst  ebenso  wie 
das  Verhältnis  der  Zentralregierung  zu  den  versprochenen  böhmi- 
schen Zentralbehörden  völlig  Im  Dunkeln  bleibt.  Die  Petition  vom 
29.  März  spricht  nur  von  einer  „alle  Interessen  des  Landes  umfassen- 
den, gleichartigen,  allgemeinen  gesetzgebenden  und  Steuer  bewilli- 
genden Volksvertretung".  Die  sogenannten  „Erläuterungen"  zu  die- 
ser  Petition   bemerken   hierbei:   ..Dringend   notwendig   ist   es   auch 


*)  Bier  mit  wird,  allerdings  in  unklarer  Weise,  eine  gewisse  Sonder- 
stellung des  Kronlandes  Böhmen  dennoch  in  Aussicht  gestellt.  Aber  mit 
Recht  weist  Zehnthauer  daraufhin,  daß  dieselbe  Urkunde  in  anderen  Re- 
stimmungen (liefern  Prinzip  widerspricht.  Dabei  kann  man  nicht  übersehen, 
daß,  während  Zentralstellen  in  Prag  für  die  vereinigten  Länder  der  Wen- 
zelskrone verlangt  wurden,   sie  bloß   für  Rühmen   genehmigt  worden  sind. 
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selbst  für  die  Zukunft,  daß  die  böhmische  Volksvertreterversammlung 
in  Gesetzgebungsangelegenheiten,  die  auf  andere  Provinzen  keinen 
Einfluß  haben,  unabhängig  von  den  Volksvertretungen  anderer  Pro- 
vinzen und  von  den  allgemeinen  Reichsständen  ihre  Wirksamkeit 
äußern  kann,  und  daß  nur  die  den  ganzen  Kaiserstaat  oder  die  all- 
gemeine Verwaltung  betreffenden  Angelegenheiten  den  Reichsstän- 
den vorzubehalten  seien.  Die  näheren  Bestimmungen  hierüber  ge- 
hören in  diesem  Punkte  natürlich  vor  die  Versammlung  der  allge- 
meinen Reichsstände."  Somit  wird  also  wieder  —  bezeichnend  genug 
für  die  noch  nicht  vollendete  Reife  der  politischen  Ideen  der  ,.auto- 
nomistischen"  Verfasser  der  Petition  —  die  Entscheidung  über  die 
Kompetenz  des  General-Landtages  der  Länder  der  böhmischen  Krone 
doch  wieder  der  parlamentarischen  Zentralgewalt  der  „allgemeinen 
Reichsstände"  überlassen. 

Die  zweite  Prager  Petition  zeigt  allerdings  sowohl  in  den  Wün- 
schen nach  Schaffung  einer  speziell  böhmischen  Volksvertretung  wie 
in  den  die  Exekutive  betreffenden  Forderungen  das  beschleunigte 
und  selbstbewußte  Hervortreten  des  spezifischen  Gedankens  des 
böhmischen  Staatsrechtes:  parallel  damit  ein  Zurückweichen  der 
Wiener  Zentralregierung  vor  dem  Andrängen  der  Prager  Revolution. 

Während  das  erste  Kabinettschreiben  vom  23.  März  1848,  wie 
oben  bemerkt,  verantwortliche  Minister  für  das  Gesamtreich  bewil- 
ligt, gewährt  das  zweite  Kabinettschreiben  vom  8.  April  1848  die 
Errichtung  „verantwortlicher  Zentralbehörden  für  das  Königreich 
Böhmen  in  Prag  mit  einem  ausgedehnteren  Wirkungskreise",  ver- 
fügt aber  gleichzeitig,  daß  die  Reform  des  Justizwesens  sowie  die 
Aufhebung  des  Untertanenverbandes  „Gegenstände  konstitutioneller 
Beschlüsse  der  neuen  Landstände  und  die  Aufgabe  einer  vorzüglichen 
Fürsorge  Meines  Ministeriums  des  Innern  sein  sollen".  Somit  ist  in 
diesen  wichtigsten  Angelegenheiten  die  Kompetenz  der  Zentralregie- 
rung gegenüber  den  versprochenen  böhmischen  Zentralbehörden  aus- 
drücklich festgehalten.  Ganz  zusammenhanglos  wird  hingegen  in 
einem  späteren  Absätze  des  Kabinettschreibens  bezüglich  der  Re- 
form der  Verzehrungssteuer  die  „Verhandlung  bei  den  administra- 
tiven Behörden  in  Prag"  in  Aussicht  genommen,  während  dann  wie- 
derum die  ganze  Frage  der  Reform  des  Schulwesens  dem  Ministerium 
für  öffentlichen  Unterricht,  die  Judengesetzgebung  jedoch  als  eine 
Frage  der  Lokalverhältnisse  den  Landtagen  zugewiesen  wird.  Man 
sieht:  es  ist  unmöglich,  in  diesem  noch  ganz  in  den  Formen  ständischer 
Petition  und  landesfürstlicher  Verwilligung  gebliebenen  ersten  Ver- 
suche einer  besonderen  böhmischen  Landesverfassungsgesetzgebung 
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klare  Prinzipien  neuen  öffentlichen  Rechtes  zu  finden.  Dennoch  er- 
geben sich  in  ziemlich  bestimmten  Umrissen  die  staatsrechtlichen 
Grundgedanken  der  tschechischen  Volksbewegung,  mit  denen  das  Ka- 
binettsschreiben vom  8.  April  ein  Kompromiß  zu  schließen  suchte.  Die 
Führer  der  Tschechen  —  die  in  dem  Märztagen  mit  ihnen  einig  vor- 
gehenden Deutschen  Prags  sind  schon  im  April  endgültig  in  die  Oppo- 
sition gegen  die  gesamte  Prager  Bewegung  gedrängt  worden  — 
gingen  von  Anfang  an  von  dem  Postulate  aus,  daß  der  Kaiser  die 
staatsrechtliche  Einheit  und  Sonderstellung  der  Länder  der  böhmi- 
schen Krone,  das  ist  Böhmens,  Mährens  und  Schlesiens,  anzuerken- 
nen verpflichtet  sei.  Dieser  Grundgedanke  erscheint  den  Führern 
der  Bewegung  vor  allem  als  gutes  historisches  Recht:  darum  ver- 
langen sie  auch  ausdrücklich,  daß  dieses  Recht  ausschließlich  von 
der  Krone  anerkannt  und  von  ihr  verwirklicht,  das  heißt  durch 
den  gemeinsamen  Monarchen  dein  Gesamtstaate  und  der  wider- 
strebenden deutschen  Bevölkerung  Böhmens  oktroyiert  werde.  Nichts 
ist  für  diese  Gedankenrichtung  so  bezeichnend,  als  jener  Absatz  der 
«weiten  Petition,  „daß  die  Erneuerung  des  unauflöslichen  Verbandes 
zwischen  den  sämtlichen  zur  böhmischen  Krone  gehörigen  Ländern 
nicht  erst  von  einem  Beschluß  der  böhmischen  oder  mährisch-schle- 
sischen  Stände  abhängig  gemacht  werden  solle".  Nur  die  praktische 
Ausführung  dieses  von  den  tschechischen  Volksführern  ausgesproche- 
nen Staatsgrundgesetzes  werde  den  letzteren  vorbehalten. 

Dem  so  geforderten  böhmischen  Volksstaate  gegenüber  erscheint 
in  der  Vorstellung  der  tschechischen  Parteiführer  der  seit  Maria  The- 
resia faktisch  und  rechtlich  bestehende  obrigkeitliche  Einheitsstaat  als 
ein  Bruch  des  historischen  Rechtes,  daher  als  etwas  Sekundäres, 
etwas  willkürlich  neu  Aufgekommenes:  die  Verfasser  der  Petition  be- 
zeichnen andrerseits  den  habsburgischen  Gesamtstaat  als  den  „Kai- 
serstaat", sie  setzen  die  Einberufung  allgemeiner  Reichsstände  vor- 
aus, welchen  die  die  Gesamtinteressen  des  „Kaiserstaates"  betreffen- 
den Angelegenheiten  vorzubehalten  seien,  und  sie  erkennen  an,  daß 
gleichzeitig  mit  der  feierlichen  Sanktionierung  des  Prinzips  des  böh- 
mischen Staates  „Garantien  für  i\on  innigen  Verband  des  letzteren 
mit  der  österreichischen  Gesamtmonarchie  gegeben  werden  müssen". 

immerhin  Bind  also,  wenn  auch  nur  in  ganz  allgemeiner  Formu- 
lierung, die  Führer  des  tschechisch-nationalen  Staatsrechtsgedankens 
in  der  revolutionären  Bewegung  des  Frühjahres  von  1848  schon  bis 
zur  Forderung  nach  föderativer  Ausgestaltung  Oesterreichs  gelangt. 
Darin  unterscheidet  sich  die  böhmische  Bewegung  durchaus  von  der 
ungarischen,  wo  die  so  umfassende  revolutionäre  Gesetzgebung  des 
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von  Ludwig  Kossuth  geleiteten  ungarischen  Reichstages  trotz  der 
Breite  und  Ausführlichkeit,  mit  der  sie  in  den  Aprilgesetzen  die 
Selbständigkeit  kodifizierte,  doch  über  das  Verhältnis  des  neuen 
selbständigen  ungarischen  Staates  zur  Gesamtmonarchie  sowie  über 
die  Organisation  der  notwendigerweise  Ungarn  mit  den  übrigen  Be- 
sitzungen des  Herrscherhauses  gemeinsamen  Angelegenheiten  keine 
Idaren  Bestimmungen  getroffen  hat.  So  viel  aber  ist  sicher,  daß  schon 
mit  der  Aufstellung  des  Programms  vom  „böhmischen  Staate"  die 
durch  die  Revolution  erforderlich  gewordene  Umgestaltung  der  ge- 
samten habsburgischen  Länder  —  nicht  bloß  Böhmens  —  auf  den 
Boden  föderativer  Organisation  gewiesen  erscheint.  Dies  tritt  mit 
voller  Deutlichkeit  in  den  Ergebnissen  hervor,  zu  welchen  der  Führer 
der  national-tschechischen  staatsrechtlichen  Bewegung  in  Böhmen,  der 
sogenannte  „Nationalausschuß",  in  der  kurzen  Zeit  seiner  Wirksamkeit 
gelangt  ist.  Ausdrücklich  erklärte  sich  diese  Körperschaft  dafür,  daß 
Oesterreich  als  ein  Bund  von  Staaten  neu  gebildet  werde,  von  denen 
der  böhmische  Staat  einer  sein  müsse.  In  den  „leitenden  Grund- 
sätzen für  den  Entwurf  der  Verfassung  des  Königreiches  Böhmen", 
die  am  30.  Mai  1848  veröffentlicht  wurden,  wird  folgendes  postuliert: 
„Der  böhmische  Landtag  besteht  aus  dem  Abgeordnetenhaus  und 
einem  Senat.  Auf  dem  flachen  Lande  wählen  je  zwanzigtausend  Ein- 
wohner einen  Abgeordneten,  die  Städte  und  Ortschaften  von  mehr  als 
sechstausend  Einwohnern  entsenden  je  einen,  die  mit  mehr  als  zehn- 
tausend je  zwei  und  Prag  zwölf  Abgeordnete.  Aus  den  Abgeordneten 
wird  der  sechziggliedrige  Senat  gewählt.  Alle  nicht  ausdrücklich  aus- 
genommenen Gesetzgebungs-  und  Verwaltungszweige  gehören  in  den 
Wirkungskreis  der  Landesvertretung  und  der  Landesexekutivgewalt." 
Denn  „die  Autonomie  und  das  Selbstregierungsrecht  wie  auch  die 
bestehenden  Freiheiten  und  Rechte  des  Königreiches  werden  insoweit 
aufrechterhalten,  als  es  sich  mit  dem  Bestände  eines  im  Inneren  kräf- 
tigen und  nach  außen  mächtigen  Gesamtstaates  Oesterreich  verträgt." 

Dem  Gesamtstaat  werden  vorbehalten:  erstens  alle  Gesetz- 
gebungs- und  Verwaltungszweige,  welche  dazu  dienen,  Oesterreich 
anderen  Staaten  gegenüber  als  ein  Ganzes  an  Mitteln  und  Kraft  er- 
scheinen zu  lassen,  und  zwar  das  Kriegswesen,  der  Staatskredit,  die 
Staats-  und  Handelsverträge,  alle  äußeren  Beziehungen.  Zweitens 
alle  Gesetzgebungs-  und  Verwaltungszweige,  deren  gleichmäßige  Or- 
ganisation das  Zusammenhalten  der  einzelnen  Bestandteile  der  Ge- 
samtmonarchie bedingt:  die  Handels-,  Zoll-,  Post-,  Münz-,  Maß-  und 
Gewichtsangelegenheiten,  die  Hauptstaatsstraßenzüge  und  Staalseisen- 
bahnen,  das  diesen  Zweigen  entsprechende  Staatsbudget  und  die  Aus- 
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mittelling  der  auf  die  einzelnen  Länder  entfallenden  Beitragskosten; 
endlich  die  Gesetzgebung,  soweit  sie  den  materiellen  Teil  der  Zivil- 
und  Kriminaljustiz  betreffe. 

Für  die  Exekutive  ist  vorgeschlagen,  daß  dem  Kaiser  ein  Mini- 
sterrat, bestehend  aus  Staatsministern  des  Krieges,  des  Aeußern,  der 
Finanzen,  des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten,  zur  Seite 
stehen  soll,  dem  Vizekönig  oder  Statthalter  von  Böhmen  ein  „verant- 
wortlicher Statthaltereirat".  Der  Statthaltereirat  ist  aus  fünf  Räten 
zusammengesetzt:  einer  für  die  politische  Landesverwaltung,  für  die 
Sicherheit  und  die  Nationalgarde,  ein  anderer  für  Kultus,  Volks- 
erziehung und  Bildungsanstalten,  der  dritte  für  die  Justiz,  der  vierte 
für  Landeskassa  und  Landeskredit,  der  fünfte  für  die  Industrie  im 
weitesten  Sinn  und  für  öffentliche  Arbeiten.  Die  politische  Landes- 
regierung (das  bisherige  Gubernium)  mit  ihren  Unterbehörden  unter- 
steht dem  „Statthaltereirat",  ebenso  ein  zu  schaffendes  Studiendirek- 
torat ein  oberster  Gerichtshof  für  Böhmen  mit  seinen  unteren  Instan- 
zen, die  Landesbaudkekion,  das  Handelsgremium  usw.  Die  Verwal- 
tungsorgane, welche  diese,  nicht  dem  Reichsministerium  zugewiesenen 
Agenden  im  Lande  besorgen,  sind  nicht  kaiserliche,  sondern  könig- 
liche Beamte.    Sie  werden  aus  dem  Landesfonds  bezahlt." 

Mit  diesen  Vorschlägen,  denen  für  ganz  kurze  Zeit  sogar  der  erste 
Schritt  zur  Verwirklichung  nicht  versagt  blieb,  als  Graf  Leo  Thun 
„unter  Anhoffnung  der  Allerhöchsten  Genehmigung"  einen  aus  acht 
Mitgliedern  bestehenden  provisorischen  Regierungsrat  ernannte,  er- 
scheint der  Höhepunkt  erreicht,  den  der  tschechisch-föderalistische 
Gedanke  unter  der  beflügelnden  Kraft  der  revolutionären  Bewegung 
von  1848  zu  erreichen  vermochte:  wie  wenig  dauerhaft  dieser  schein- 
bare Erfolg  in  Wahrheit  gewesen  ist,  zeigten  die  nicht  minder  schnell 
verlaufenen  Prager  .Juni-Ereignisse.    10) 

Die  seit  dem  Kabinettschreiben  vom  8.  April  in  der  Richtung  des 
staatsrechtlichen  Programmes  der  tschechischen  Bewegung  vom  Mi- 
nisterium Pillersdorff  gemachten  Konzessionen  hatten  eine  letzte  Be- 
stärkung gefunden  in  dem  den  Abgesandten  der  Prager  provisorischen 
Regierung  zu  Innsbruck  vom  Kaiser  gewährten  Patente  vom  6.  Juni: 
mit  diesem  wurde  die  Einberufung  des  in  dein  Kabinettschreiben 
versprochenen  Landtages  verordnet  und  weiter  verfügt,  „daß  dieser 
noch  im  selben  Monat.'  in  der  Zeit  zu  eröffnen  sei,  so  daß  er  vor  Be- 
ginn des  allgemeinen  Reichstages  geschlossen  werden  könnte."  Aber 
die  Vorgänge  in  Prag  im  Zusammenhange  mit  dem  zu  Pfingsten  abge- 
haltenen Slawenkongreß  daselbst,  die  Revolte  vom  12.  Juni  und  die 
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darauf  erfolgte  Eroberung  der  Stadt  durch  Fürst  Windischgrätz  und 
seine  Truppen  machten  den  böhmischen  Landtag  unmöglich. 

Mit  einem  einzigen  Ruck  gelang  es  der  militärischen  Gewalt,  der 
Revolution  in  Prag  und  der  ganzen  Bewegung  in  Böhmen  überhaupt 
ein  Ende  zu  bereiten.  Weder  in  der  Hauptstadt  noch  irgendwo  im 
Lande  erhoben  sich  die  Massen  für  den  kühnen  und  von  einer  kleinen 
Gruppe  der  tschechischen  Intelligenz  der  Hauptstadt  getragenen  Plan 
der  föderalistischen  Rekonstruktion  Oesterreichs  unter  böhmischer 
Führung;  vollends  nicht  die  Massen  der  tschechischen  Bauernschaft, 
denen  die  Aufhebung  der  Robott  und  des  Untertanenverbandes  als 
das  eigentliche  Ziel  der  Revolution  erschien.  Mit  dieser  Tatsache  steht 
aber  keineswegs  in  Widerspruch,  daß  die  in  dem  staatsrechtlichen 
Programm  der  tschechischen  Intelligenz  enthaltenen  und  vielfach 
noch  unklaren  Gedanken,  alsbald  aus  dem  engeren  Bereiche  der 
Prager  Bewegung  auf  ein  weiteres  Feld  verpflanzt,  kräftig  fortzuwach- 
sen vermochten.  Den  Tschechen  stand  nach  dem  Zusammenbruche 
des  Prager  Pfingstaufstandes  noch  immer  der  Weg  zu  der  Tribüne 
offen,  den  ihnen  die  Wiener  Bewegung  eröffnet  hatte:  zur  Tribüne 
des  Reichstages.  *)  Kein  Zweifel  kann  darüber  bestehen,  daß  Pa- 
lacky  und  seine  Freunde  diesen  Weg  nur  notgedrungen  beschritten 
haben:  denn  der  Inhalt  der  „böhmischen  Charte"  zeigt  deutlich,  daß 
nach  ihrer  Auffassung  nur  durch  Verhandlung  zwischen  der  Vertre- 
tung der  Länder  der  böhmischen  Krone  und  der  der  deutschen  Erb- 
länder die  Neuordnung  des  Gesamt-Staatsverbandes  „erfolgen  sollte. 
So  sind  denn  die  tschechischen  Deputierten,  indem  sie  zum  konsti- 
tuierenden Reichstag  nach  Wien  kamen,  dort  gewissermaßen  als  Send- 
boten des  böhmischen  Staatsrechtes  erschienen:  von  Anfang  an  ent- 
schlossen, mit  aller  Kraft  für  ihr  nationales  Staatsrecht  und  für  einen 
Neubau  des  ganzen  Staates  zu  wirken,  der  ebenso  jenes  als  die  von 
der  Revolution  emporgehobenen  Ideen  des  konstitutionell-liberalen 
Rechtsstaates  sichern  sollte. 

Ehe  wir  nun  verfolgen,  wie  auf  dem  Schauplatz  dieser  ersten 
Österreichischen  Gesamtvolksvertretung  sich  zunächst  in  Wien,  dann 

*)  Daß  man  in  den  Kreisen  der  deutschen  Reichstagsmitglieder  sich 
darüber  Ular  war,  aus  welchem  Grunde  die  Tschechen  an  dem  Reichs- 
parlamente teilgenommen  haben,  zeigt  eine  Bemerkung  Lassers  in  der 
Sitzung  vom  30.  Jänner  1849,  in  welcher  er  sagt,  daß  Havlicek  ihm  in 
einer  vertrauten  Stunde  gestanden  habe,  „daß  die  Tschechen  gar  nicht  ge- 
kommen wären,  wenn  nicht  der  Windischgrätz  gewesen  wäre."  Es  ist  sehr 
zweifelhaft,  ob  die  Tschechen  bei  einer  günstigeren  Entwicklung  der  durch 
das  Kabinettschreiben  vom  8.  April  ausgelösten  staatsrechtlichen  Ver- 
fassungsbewegung daran  auch  nur  gedacht  hätten,  im  Wiener  Reichstage 
zu  erscheinen  und  sich  dadurch  auf  den  gleichen  Rechtsboden  mit  den 
Völkern  aller  anderen  Kronländer  der  Monarchie  zu  stellen. 
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in  Kremsier  die  spezifischen  Ideen  vom  böhmischen  Staatsrecht  einer- 
seits mit  der  Realität  des  theresianisch-francisceischen  Einheitsstaates 
und  mit  der  durch  die  Wiener  Revolution  geschaffenen  Tatsache  eines 
österreichischen  Reichsparlamentes  andererseits  auseinandersetzen, 
müssen  wir  die  Entstehungsgeschichte  dieses  letzteren  als  einer  neuen 
Erscheinungsfoam  des  bisher  rein  dynastisch  fundierten  österreichi- 
schen Einheitsgedankens  kennenlernen. 

Es  ist  schon  oben  darauf  hingewiesen  worden,  daß  die  Führer  der 
Märzbewegung  in  Wien  den  vorhandenen  streng  obrigkeitlich-absolu- 
tistischen Einheitsstaat,  der  alle  österreichischen  Erbländer,  Böhmen 
und  Galizien  gleichmäßig  als  „Provinzen"  umfaßte,  ohne  weiteres  Be- 
denken als  die  natürliche  Grundlage  für  die  Errichtung  des  erstrebten 
konstitutionellen  Gemeinwesens  ansahen.  Das  erschien  ihnen  ebenso 
natürlich  wie  sie  andrerseits  die  Konstituierung  Ungarns  als  eines 
selbständigen  Staates  als  selbstverständlich  ansahen.  Ungarn  besaß  ja 
auch  für  die  vormärzliche  Wiener  Anschauung  von  dem  politischen 
Wesen  der  Monarchie  seine  besondere  „Verfassung",  und  überdies 
begrüßten  die  Wiener  Revolutionäre  und  Liberalen  das  national- 
magyarische Ungarn,  das  sich  unter  Kossuth  erhob,  als  erwünschten 
Verbündeten  im  Freiheitskampfe  gegen  den  Absolutismus.  Daß  Kos- 
suth nach  ganz  kurzem  Schwanken  die  völlige  staatliche  Selbständig- 
keit der  zu  einem  straffen  magyarischen  Einheitsstaat  zusammenzufas- 
senden Länder  der  ungarischen  Krone  als  das  große  nationale  Ziel 
seines  Volkes  nicht  nur  aufstellte,  sondern  für  diese  Idee  sogleich 
kräftigste  und  begeistertste  Zustimmung  der  breiten  Massen  des 
Magyarentums  fand  und  daß  es  im  Sturme  der  Märzrevolution  gelang, 
diese  Forderung  mittels  der  vom  Kaiser  Ferdinand  sanktionierten 
Aprilgesetze  sofort  im  weitesten  Ausmaße  zu  verwirklichen,  alles 
das  mußte  doch  naturgemäß  den  tiefsten  Eindruck  auf  die  öffentliche 
Meinung  der  Deutschen  und  Slawen  der  westlichen  Reichshälfte  her- 
vorrufen; allmählich  mußten  auch  die  in  der  praktischen  Politik  noch 
wenig  erfahrenen  Wiener  Liberalen  sich  darüber  klar  werden,  daß 
hierdurch  das  bestehende  Verhältnis  „Oesterreichs"  als  Inbegriffes 
der  deutsch-böhmisch-galizi8chen  Erbländer  zu  Ungarn  vollständig 
und  in  tiefeingreifender  Weise  verändert  worden  war.  An  die 
Stelle  der  bestehenden  „Realunion"  des  ständischen  Königtums 
Ungarn  mit  der  absolustistischen  Kaisermacht  über  die  Erbländer,  die 
sich  in  üon  Wiener  Reichs-Zentralbehörden  verkörperte,  trat  mm  die 
Personalunion  zweier  konstitutioneller  Monarchen,  in  der  physischen 
Person  des  gemeinsamen  Herrschers  verkörpert.  Daß  die  Umwäl- 
zung,  die    Kossuth   diktatorisch    durchsetzte,    gewichtige    Interessen 
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des  österreichischen  Wirtschaftslebens  berühren  mußte,  fiel  allerdings 
der  Wiener  Demokratie  zunächst  kaum  aufs  Herz.  Die  Auflösung  der 
bis  1848  bestehenden,  vielfältigen  Regierungs-  und  Verwaltungsge- 
meinschaft, die  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  sich  durch  mehr  als 
zwei  Jahrhunderte  in  Finanz,  Volkswirtschaft  und  Heerwesen  tatsäch- 
lich ausgebildet  hatte,  war  in  ihrer  ganzen  praktischen  Tragweite  den 
breiten  Schichten  der  Wiener  Bevölkerung  noch  kaum  zum  Bewußt- 
sein gekommen,  als  sie  schon  in  der  energischen  Politik  des  neuen 
magyarischen  Imperialismus  weit  über  Oesterreich  hinaus  sich  kund- 
gab. Der  alte  geschichtliche  Dualismus,  der  sich  hüben  im  altöster- 
reichischen Obrigkeitsstaate,  drüben  in  der  unzerstört  erhaltenen  avi- 
tisch-feudalen  Staatsorganisation  Ungarns  sinnfällig  dargestellt  hatte, 
beherrschte  eben  noch  zu  sehr  die  populären  Vorstellungen  von  der 
Struktur  des  habsburgischen  Reiches  als  einer  Gesamtmonarchie,  als 
daß  man  sogleich  die  große  Gefährdung  Oesterreichs  und  Wiens  durch 
die  Kossuthsche  Politik  voll  verstanden  hätte.  Daß  aber  von  den  Män- 
nern, die  durch  ihre  hohe  Bildung  und  ihre  Kenntnis  der  Verwaltung 
und  des  Wirtschaftslebens  längst  zu  weitreichenden  politischen 
Reformideen  gelangt  waren,  wie  vor  allem  von  den  liberalen  Mit- 
gliedern der  niederösterreichischen  Stände,  die  Vorgänge  in  Ungarn 
und  Böhmen  nach  ihrer  ganzen  Bedeutung  erfaßt  worden  sind,  zeigen 
die  Beratungen  einer  Körperschaft,  welche  in  Wahrheit  viel  mehr, 
als  dies  nach  außen  hin  sichtbar  war  und  von  der  Geschichtschrei- 
bung anerkannt  worden  ist,  für  die  in  den  Märztagen  1848  anhebende 
Entwicklung  des  positiven  österreichischen  Verfassungsrechtes  be- 
deutet. Diese  Körperschaft  war  der  sogenannte  „Ständische  Zentral- 
ausschuß". Damit  ist  aber  zugleich  auch  eine  wichtige  und  nicht  zu 
umgehende  Frage  berührt:  wie  sich  nämlich  gegenüber  der  durch 
die  Revolution  airplötzlich  herbeigeführten  Umgestaltung  des  bureau- 
kratisch-militärisch  fundierten  österreichischen  Einheitsstaates  in 
einen  konstitutionellen  „Volksstaat"  die  Landstände  als  Träger  der 
alten  politischen  Rechte  der  einzelnen  Königreiche  und  Länder  ver- 
halten haben. 

Es  ist  eine  der  lange  Zeit  zumeist  fast  vollständig  unbeachtet  ge- 
bliebenen Tatsachen  der  Geschichte  des  Jahres  1848  in  Oesterreich, 
daß  der  Volksbewegung  der  Märztage  schon  geraume  Zeit  gewisse 
Reformbestrebungen  der  Stände  in  den  Erbländern  vorhergegangen 
waren.  So  machte  sich,  wie  wir  wissen,  schon  in  den  30er  Jahren 
in  Tirol,  in  den  40er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  in  Böhmen  und 
Niederösterreich  eine  ständische  Opposition  geltend,  welche  zum 
Teil  auf  verfassungsrechtlichen  Grundlagen  beruhte.    Mit  Recht  hat 
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H  11  g  e  1  m  a  n  n  ,  der  zuerst  unter  den  Lehrern  des  modernen  öster- 
reichischen Staatsrechtes  dieser  Erscheinung  größere  Aufmerksam- 
keit geschenkt  hatte,  hervorgehoben,  daß  die  politischen  Gedanken, 
welche  da  in  der  ständischen  Bewegung  hervortraten,  keine  Spur  von 
politisch-reformatorischem  Inhalt  haben.  Das  besondere  Problem, 
das  gegenüber  der  Forderung  nach  Umgestaltung  des  österreichischen 
Gesamtreiches  in  einen  konstitutionellen  Einheitsstaat  in  der  Fort- 
dauer der  Erb-  oder  Kronländer  als  ständischer  Individualitäten  lag, 
ist  der  letzten  Generation  ständischer  Herren  in  den  habsburgischen 
Ländern  bis  zur  Stunde  der  Revolution  nicht  zum  vollen  Bewußtsein 
gekommen,  obgleich  es  ein  niederösterreichischer  Landstand  —  der 
Freiherr  von  Andrian  —  gewesen  ist,  der  zuerst  in  seiner  1841 
erschienenen  Schrift  „Oesterreich  und  seine  Zukunft"  einen  großen 
Plan  zur  Reform  der  österreichischen  Monarchie  an  eine  Verbesse- 
rung des  Ständewesens  angeknüpft  hatte.  „Man  bestreitet  in  Tirol 
die  Gültigkeit  des  Toleranzpatentes  für  das  Land,  man  beratschlagt 
in  Böhmen  zum  Schutze  der  ständischen  Freiheiten  und  zur  Abwehr 
der  Uebergriffe  der  Regierung,  man  verwahrt  sich  in  Niederösterreicb 
gegen  die  beschränkende  Auslegung  der  ständischen  Rechte;  von 
einem  Anstreben  einer  erweiterten  Sländevertretung  oder  gar  einer 
Zentralvertretung  findet  sich  aber  hier  keine  Spur."  12)  Dennoch  ist 
zuletzt,  knapp  vor  dem  Ausbruche  der  Volksbewegung,  auch  in  stän- 
dischen Kreisen  der  Gedanke  von  Reichssländen,  allerdings  nur  in 
zaghafter  Form,  hervorgetreten;  in  dem  von  den  Führern  der  libe- 
ralen Ständepartei  des  niederösterreichischen  Landtages  für  den 
13.  März  1848  vorbereiteten  Adreßentwurfe  wird  „Einberufung  von 
Abgeordneten  aller  Provinzialstände  und  die  Mitteilung  des  Staats- 
haushaltes an  diesen  durch  Abgeordnete  der  nichtständischen  Ele- 
mente des  Staates  verstärkten  Zentralausschuß  erbeten". 13)  Und  in 
der  Tat  trat  unter  dem  Druck  der  beginnenden  Unruhen  auch  die 
Regierung  diesem  Gedanken  näher.  Am  12.  März  erging  ein  kaiser- 
liches Kabinettschreiben  an  den  obersten  Kanzler  Grafen  Inzaghi 
des  Inhaltes,  der  Kaiser  habe  beschlossen,  „aus  allen  Provinzen, 
deren  sämtliche  Rechte  sich  auf  alte,  bisher  unverändert  gebliebene 
Verfassungsurkunden  gründen,  ständische  Mitglieder,  und  zwar  eines 
aus  jedem  Stande,  nach  Wien  zu  berufen",  um  sie  mit  einem  besonders 
bestellten  Regierungskomitee  zur  Rücksprache  über  ihre  ständischen 
Verhältnisse  und  eventuell  auch  über  die  Bedürfnisse  des  Augen- 
blicks In  Berührung  zu  bringen.  In  dem  verfassunggebenden  kaiser- 
lichen Manifest  vom  15.  März  wird  ferner  in  feierlicher  Weise  aus- 
»roehen,  dafi  „wegen  Einberufung  von  Abgeordneten  aller  Prov- 
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vinzialstände  und  der  Zentralkongregationen  in  der  möglichst  kür- 
zesten Frist  mit  verstärkter  Vertretung  des  Bürgerstandes  und  unter 
Berücksichtigung  der  bestehenden  Provinzialverfassung  zum  Behufe 
der  beschlossenen  Konstitution  des  Vaterlandes  das  Nötige  ver- 
fügt sei". 14) 

Ein  kaiserliches  Reskript  vom  18.  März,  an  alle  Ständepräsidien 
gerichtet,  forderte  diese  auf,  „schon  dermalen"  die  Art  und  Weise  in 
Erwägung  zu  ziehen,  wie  die  provinzial-ständischen  Institutionen 
„durch  die  größere  Teilnahme  derjenigen  unserer  Untertanen, 
welchen  bisher  ein  beschränkter  Anteil  an  den  ständischen  Verhand- 
lungen zugewiesen  war,  einen  schätzbaren  Zuwachs  an  Einsicht,  Ver- 
trauen und  Gewicht  erhalten  können",  und  empfahl  ferner,  „unseren 
getreuen  Ständen,  die  Anträge,  in  welcher  Art  dem  Bürgerstande 
ein  ausgedehnterer  Einfluß  auf  die  ständischen  Beratungen  einzu- 
räumen wäre,  zu  erstatten,  wie  auch  uns  ihre  Wünsche  und  Vor- 
schläge über  die  zeitgemäße  Umgestaltung  und  Verbesserung  der 
Munizipal-  und  Gemeindeeinrichtungen  zu  unterlegen". 

Ueber  die  Verfassungsfrage  selbst  wird  aber  in  dem  Reskript 
nur  gesagt,  daß  der  Monarch  eine  solche  konstitutionelle  Einrichtung 
zum  Wohle  des  Vaterlandes  zu  treffen  beschlossen  habe,  welche  ge- 
eignet ist,  „das  Band  der  Einigkeit  zwischen  Unseren  verschiedenen 
Ländern  noch  fester  zu  knüpfen";  schon  damit  war  wohl  ein  Vor- 
behalt zugunsten  der  versprochenen  Konstitution  gemacht  worden. 

In  der  Tat  ist  es  nun  zu  der  Einberufung  von  Abgeordneten,  wie 
sie  das  Reskript  vom  12.  März  und  das  Patent  vom  15.  März  ange- 
kündigt hatte,  nicht  mehr  gekommen.  Die  erste  österreichische  Ver- 
fassung, die  am  25.  April  1848  kundgemacht  wurde,  ist  vielmehr  eine 
„oktroyierte"  Verfassung  gewesen,  aber  dieses  ministerielle  Ver- 
fassungswerk steht  dennoch  in  innigstem  Konnex  mit  den  Be- 
mühungen des  liberalen  Flügels  der  Stände,  zumal  der  nieder- 
österreichischen Landstände,  ihrerseits  doch  an  der  seit  dem  15.  März 
unaufhaltsam  gewordenen  großen  Staatsreform  praktisch  teilzuneh- 
men. Dies  ging  aber  so  vor  sich,  daß  der  niederösterreichische 
Landmarschall,  auf  den  Wunsch  von  Ständemitgliedern  verschiedener 
Erbländer  sich  berufend,  am  28.  März  eine  schriftliche  Einladung  an 
die  Präsidien  aller  übrigen  Kronländer  aussendete,  durch  welche 
diese  aufgefordert  wurden,  einen  ständischen  „Zentralausschuß"  zu 
beschicken,  der  am  10.  April  in  Wien  zusammentreten,  die  Beratung 
der  in  dem  kaiserlichen  Reskripte  vom  18.  März  von  den  Provinzial- 
ständen  verlangten  Anträge  vornehmen  und  das  zu  erwartende  Er- 
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gehnis  der  Beratung  dann  den  einzelnen  Provinziallandtagen  zur  Be- 
schlußfassung vorlegen  solle. 

Offenbar  im  Einverständnis  mit  der  Regierung,  die  ihren  ur- 
sprünglichen  Plan  von  der  Bildung  einer  Reichsstanddelegation  fal- 
len ließ,  nahmen  also  die  Landstände  die  Aufgabe  selbst  auf  sich, 
mindestens  wichtige  Bausteine  für  das  in  der  kaiserlichen  Prokla- 
mation verprochene  Konstitutionswerk  zu  liefern.  Dieser  ständische 
Zentralausschuß  hat  sich  nun  tatsächlich  in  Wien  zum  bezeichneten 
Termin  versammelt  und  6  Sitzungen  vom  10.  bis  17.  April  abgehalten, 
in  welchen  über  die  vorgenannten  drei  Hauptpunkte  Berichte  erstat- 
tet und  außerordentlich  gründliche  und  eingehende  Debatten  geführt 
wurden,  die  mit  der  Annahme  von  drei  Referaten  endeten:  über  die 
allgemeine  Verfassungsgesetzgebung,  über  die  Reform  der  Provin- 
zialstände  und  über  die  Grimidzüge  der  Gemeindegesetzgebung.  An 
diesen  Beratungen  nahmen  alle  Kronländer  teil  mit  Ausnahme  von 
Böhmen,  dessen  Landesausschuß  sich  mit  der  noch  nicht  vollendeten 
..Reorganisation"  der  Vertretung  und  politischen  Verwaltung  der 
Hauptstadt  Prag  entschuldigte,  wobei  zu  vermuten  ist,  daß  diese  Hal- 
tung weniger  auf  die  bezeichneten  Gründe  als  auf  die  Abneigung 
des  tschechisch  gesinnten  Teiles  der  böhmischen  Stände,  an  Ver- 
fassungsvorbereitungen in  Wien  teilzunehmen,  zurückzuführen  war. 
Die  galizischen  Deputierten,  zu  gleicher  Zeit  in  Wien  anwesend,  um 
dem  Kaiser  eine  besondere  Adresse  zu  überreichen,  nahmen  an  den 
Beratungen  keinen  Anteil.  ") 

Der  große  Wert  dieser  Debatten  und  vor  allem  der  beiden  von  dem 
Wiener  Landstand  Ritter  von  Kleyle  gearbeiteten  und  von  dem 
Zentralausschuß  zum  Beschlüsse  erhobenen  Referate  liegt  nun  darin, 
daß  sie  uns  als  erstes  Dokument  dieser  Art  den  Stand  der  Auf- 
fassung klar  zeigen,  welche  sich  die  deutsche  Oberklasse  in  Oester- 
reich  von  der  Natur  des  österreichischen  Reichs-  und  Staatsproblems 
und  den  Wegen  zu  Beiner  Lösung  gebildet  hatte:  und  dies  in  einem 
Augenblick,  da  infolge  der  in  voller  Entwicklung  begriffenen  Revolu- 
tion das  feudal-konservative  Element  im  Sländewesen  überhaupt  und 
zumal  in  Niederösterreich  so  gut  wie  vollständig  vor  den  liberal- 
bürgerlichen Anschauungen  über  die  konstitutionelle  Reform  des 
Staates  zurückgetreten  war.  Die  Persönlichkeit  des  Referenten  er- 
scheint förmlich  als  die  Leibhaftige  Verkörperung  der  Gesellschafts- 
klasse, die  s«it  längerer  Zeit  in  Wien  und  durch  Wien  im  ganzen 
Staatsgebiete  als  Trägerin  sowohl  des  bürgerlich-liberalen  und  deut- 
schen, zugleich  aber  auch  streng  österreichischen  Staatsgedankens 
anzusehen  wa  .    Herr  von  Kleyle,  der  Sehn  des  in  den  20er  und  30er 
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Jahren  hochangesehenen  Vertrauensmannes  des  Erzherzogs  Karl, 
selbst  zeitweilig  Staatsbeamter  und  zugleich  Gutsbesitzer,  war  aus 
einer  Familie  hervorgegangen,  die  für  das  Leben  der  künstlerischen 
und  gebildeten  Kreise  Wiens  im  Vormärz  einen  gefeierten  Mittel- 
punkt bildete.  Städtisches  modernes  Patriziat  im  besten  Sinne  des 
Wortes:  die  innige  Verbindung  der  hohen  magistralen  Bureaukratie 
mit  dem  seit  Anfang  des  Jahrhunderts  herausgebildeteui,  wohlhaben- 
den, politisch  und  geistig  durchaus  fortschrittlich  gesinnten,  deshalb 
aber  auch  gegenüber  dem  herrschenden  Polizei-  und  „Stabilitäts"- 
System  durchaus  oppositionellen  Bürgertum,  hatte  eine  Gesellschafts- 
klasse herausgebildet,  die  zugleich  den  Träger  der  Altwiener  gesell- 
schaftlichen und  künstlerischen  Kullur  bedeutet  wie  auch  den  Ver- 
mittler zwischen  dieser  und  den  aus  dem  Westen  und  Deutschland 
einwirkenden  liberalen  und  nationalen  Ideen.  Fest  in  der  heimi- 
schen, seit  Maria  Thersia  ausgereiften  Tradition  der  dynastischen 
Staatsidee  eines  mächtigen  deutschen  Oesterreich  wurzelnd,  mit  dem 
altansässigen  hohen  Adel  deutscher  Nationalität  und  gleicher  Uober- 
lieferung  schon  dadurch  in  enger  Fühlung,  daß  ein  ansehnlicher  Teil 
der  landständischen  Güter  dieser  bürgerlichen,  freilich  auch  zumeist 
in  den  Briefadel  aufgenommenen  Besitzklasse  gehörte,  wirkt  das 
darin  gesammelte  soziale  Element  als  der  natürliche  politische  Füh- 
rer und  Erzieher  des  bürgerlichen  Mittelstandes  überhaupt  nicht  nur 
in  Wien  sondern  auch  im  ganzen  Staatsgebiete  durch  die  Vermittlung 
des  Aemterorganismus,  der  Universitäten  und  der  gesellschaftlichen 
Zusammenhänge.  Als  solcher  aber  versteht  dieses  hohe  Wiener 
Bürgertum  1848  seine  historische  Aufgabe  zunächst  dahin,  gegenüber 
allen  durch  die  Revolution  hervorgerufenen  nationalen  und  sozialen 
Sonderbestrebungen  die  ursprünglich  rein  dynastische  Idee  vom  Ein- 
heitsstaat zur  kraftvoll  empfundenen  Staatsanschauung  aller  Deutschen 
Oesterreichs  zu  machen  und  so  die  Aufrechterhaltung  der  zentra- 
listischen  Organisation  des  nichtungarischen  Teiles  der  Monarchie  — 
ungeachtet  gewisser  Konzessionen  an  die  Freiheit  der  Kronländer 
und  Gemeinden  —  als  Grundstein  und  tragenden  Mittelpunkt  des 
ganzen  politischen  Programms  der  deutsch-österreichischen  bürger- 
lichen Klasse  zu  befestigen.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  muß 
man  denn  in  der  Tat  das  Referat  von  Kleyles  im  ständischen  Zentral- 
ausschuß ein  für  die  Geschichte  des  neuen  Oesterreich  sehr  wichtiges 
und  denkwürdiges  politisches  Dokument  nennen.  Es  enthält  nicht 
nur,  wie  Hugelmann,  der  verdienstvolle  Entdecker  und  Darsteller 
der  Protokolle  des  genannten  Ausschusses  mit  Recht  ausgesprochen 
hat,  die  Summe  jener  politischen  Gedanken,  welche  der  Vormärz 
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gezeitigt  hatte,  sondern  es  legt  auch  die  wichtigsten  Grundlinien  festT 
nach  welchem  später  die  liberale  Bureaukratie  die  Neueinrichtung 
Oesterreichs  wirklich  geschaffen  hat,  diejenige  staatliche  Ordnung, 
die  —  als  Apparat,  nicht  als  geistige  Macht  —  tatsächlich  bis  zur 
letzten  Stunde  Oesterreichs  aufrecht  geblieoen  ist.  Wie  wenig  „stän- 
disch"  dieses  Elaborat  des  Zentralausschusses  in  Wahrheit  ist,  ergibt 
sich  schon  daraus,  daß  neben  dem  durchaus  bürgerlich-liberalen 
Kleyle  der  junge  Dr.  Alexander  Bach,  längst  der  führende  Kopf  im 
Wiener  „Juridisch-politischen  Leseverein'',  als  der  geistige  Mit- 
urheber der  darin  enthaltenen  Ideen  anzusehen  ist.  Mit  wenigen, 
aber  klaren  und  festgefügten  Worten  setzt  Kleyle  in  der  Einleitung 
seines  Referates  auseinander,  daß  es  nicht  mehr  Zeit  sei,  „um  auf 
dem  Wege  organischer  Entwicklung  von  der  Gemeindeordnung  zu  den 
Provinzialständen  und  von  da  zu  dem  Parlamente  aufzusteigen;  wie 
Minerva  gerüstet  aus  dem  Haupte  Jupiters  sprang,  so  muß  die  Kon- 
stitution ins  Leben  treten."  Diesem  Gedankengange  entsprechend 
wird  denn  auch  rückhaltlos  verlangt,  daß  die  Regierung  möglichst  bald 
eine  Konstitution  schaffe,  verkünde  und  sogleich  die  Wahl  der  Ver- 
treter sich  vollziehen  lasse.  Ueber  die  Bildung  dieser  zweikammerig 
gedachten  „Reichsstände",  über  das  sehr  demokratische  Wahlrecht  zum 
Unterhause  und  alle  anderen  konstitutionellen  Grundforderungen, 
die  das  Referat  Kleyles  aufzählt,  braucht  hier  nichts  erzählt  zu  werden. 
In  anderem  Zusammenhange  wird  davon  noch  einiges  zu  sagen  sein, 
besonders  was  das  zweite  Referat  Kleyles  über  die  künftigen  Pro- 
vinzialstände  oder  Landtage  betrifft.  Das,  was  uns  hier  beschäftigt, 
ist  einzig  der  Plan,  den  dieser  Bericht  und  programmatische  Vor- 
schlag von  der  Staatsnatur  des  konstitutionellen  Oesterreichs  entwirft. 
Da  ist  nun  schon  der  Ausgangspunkt  von  Interesse.  „Die  österrei- 
chische Monarchie"  heißt  es  dort,  „zerfällt  nach  der  bisherigen  Ver- 
fassung in  drei  politisch  verschiedene  Teile.  Die  Erblande,  welche 
eine  ständische  Verfassung  hatten,  bilden  dem  ersten  Teil  und  be- 
stehen aus  den  Provinzen  Nieder-  und  Ober-Oesterreich  mit  Salzburg, 
Steiermark.  Kärnten  und  Krain,  Küstenland,  Tirol  mit  Vorarlberg, 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  endlich  Galizicn  mit  der  Bukowina. 
Ungarn  mit  seinen  Nebenländern  und  Siebenbürgen,  welche  schon 
früher  eine  konstitutionelle  Regierungsform  hatten,  sind  der  zweite 
Teil.  In  dem  dritten  Teile,  bestehend  aus  Lombardien  und  Venedig, 
galt  bisher  eine  auf  der  Gemeinde-Ordnung  fußende  Provinzial- Ver- 
fassung. Auch  nach  der  gesetzlichen  Sprache  sind  diese  drei  Teile 
scharf  geschieden.  In  den  erbländischen  Provinzen  gilt  die  deutsche 
Sprache  als  die  diplomatische,  und  die  slawische  ist  nur  in  provin- 
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ziellen  Geschäften  koordiniert.  In  Ungarn  und  Siebenbürgen  ist  dio 
ungarische,  in  der  Lombardie  und  Venedig  die  italienische,  die  diplo- 
matische." 16) 

Kleyle  stellt  sodann  fest,  daß  Ungarn  auch  in  der  Verwaltung  in 
neuester  Zeit  vollkommen  von  der  übrigen  Monarchie  geschieden 
sei:  „Der  Verband  liegt  nur  mehr  in  dem  gemeinschaftlichen  Staats- 
oberhaupte. Diese  Länder  haben  zwischen  sich  und  den  erbländischen 
Provinzen  eine  Scheidewand  aufgebaut,  welche  erst  dann  fallen  kann, 
wenn  sie  selbst  das  Bedürfnis  eines  innigen  Anschlusses  fühlen  wer- 
den.   Möge  diese  Zeit  bald  und  auf  friedlichem  Wege  kommen!" 

Folgt  man  den  Gedankengängen  Kleyles  weiter,  so  verstärkt  sich 
nur  der  Eindruck,  daß  man  es  hier  mit  einem  außerordentlich  klar 
blickenden  und  scharf  urteilenden  Politiker  zu  tun  hat,  dem  sich 
das  österreichische  Problem  schon  in  seinen  ganzen  Grundrissen 
deutlich  entfaltet  hat.  Indem  er  auf  die  italienischen  Besitzungen 
des  Erzhauses  übergeht,  spricht  er  in  offenen  Worten  über  die  Aus- 
sichtslosigkeit der  ganzen  Wiener  Politik  südlich  der  Alpen. 

„Das  lombardisch-venetianische  Königreich  ist",  sagt  er,  „ein  Teil 
einer  Nation,  die  in  ihrer  Vereinigung  eine  Großmacht  bilden  kann.  Eine 
offene  und  erfolgreiche  Empörung  hat  die  deutsche  Oberherrschaft  faßt 
vernichtet.  Der  alte  Fluch,  welcher  auf  der  deutschen  Herrschaft  in  Italien 
lastet,  hat  sich  wieder  bewährt;  aber  die  Zeit  ist  vorüber,  wo  Nationen 
gegen  Nationen  Eroberungen  machen  wollen.  Der  Knoten  der  Verwicklung 
muß  gelöst  und  nicht  zerhauen  werden.  Die  Lombardie  und  Venedig 
können  fortan  nur  ein  eigenes  Königreich  bilden,  welches  sich  naturgemäß 
dem  großen  Staatenbunde  Italiens  anschließen  muß,  wenn  auch  Oester- 
reichs  Kaiser  die  eiserne  Krone  trägt." 

Für  eine  kurze  Spanne  Zeit  bekam  dieses  klare  Urteil  zunächst 
Unrecht;  aber  nur,  um  dann  um  so  entschiedener  und  dauerhafter 
durch  das  Schicksal  Oesterreichs  bekräftigt  zu  werden!  Wie  für 
Italien  sieht  Kleyle  aber  auch  für  Galizien,  das  er  „ein  durch  aner- 
kanntes Unrecht  erworbenes  Bruchstück  des  alten  Polenreiches" 
nennt,  mit  bewunderungswürdiger  Folgerichtigkeit  und  tiefer  Ein- 
sicht in  Kraft  und  Zukunft  der  jungen  nationalen  Idee  das  unaus- 
weichliche Schicksal  voraus:  zwar  hält  er  eine  augenblickliche  Ver- 
einigung der  drei  Teile,  in  die  Polen  zerschnitten  worden  ist,  nicht 
für  möglich  und  wünschenswert,  „aber  ebensowenig  darf",  sagt 
Kleyle, 

„Oesterreich  verkennen,  daß  Galiziens  natürlicher  Schwerpunkt  nicht 
in  Wien  liegt.  Wir  haben  an  Italien  jetzt  schon  schwer  gebüßt,  daß  das 
Naturgesetz,  nach  welchem  sich  die  Teile  einer  großen  Nation  zu  einem 
Ganzen  zu  vereinen  streben,  nicht  rechtzeitig  erkannt  wurde.  Sollen  wir 
auch  in  Polen  zuwarten,  bis  Empörung  die  Täuschung  vernichtet?  Nein, 
es  muß  vorgesehen  werden,  daß  Galizien  als  befreundetes  Land  friedlich 
und   gesetzlich  aus   dem  österreichischen   Staatenverbande  austrete,  wenn 


128        Die  Entfaltung  des  österr.  Problems  durch  die  Revolution  v.  1848. 

Polens  mächtiger  und  ausgebreiteter  Stamm  zu  einem  einzigen  und  kon- 
stitutionellen Königsreiche  zusammengefaßt  werden  kann.  Dadurch  wird 
großes  Unglück  von  Oesterreich  abgewendet,  eine  schwere  Schuld  au 
Polen  abgetragen  u::d  eine  Vormauer  gegen  das  Andringen  des  Abso- 
lutismus gewonnen." 

Seine  Schlußfolgerung  lautet: 

„Nur  die  Herzogtümer  Auschwitz  und  Sator  als  ehemals  böhmische 
Länder  und  noch  jetzt  zum  Deutschen  Bunde  gehörig,  können  von  Oester- 
reieh  nicht  getrennt  werden.  Mit  Ausnahme  dieser  beiden  Herzogtümer 
ist  ganz  Galizien  als  abgesondertes  Königreich,  wie  Ungarn,  zu  konstitu- 
ieren, welches  nur  durch  das  gemeinschaftliche  Oberhaupt  mit  den  anderen 
Teilen  Oesterreichs  verbunden  sein  soll.  Von  der  Vertretung  in  dem 
österreichischen  Parlamente  müssen  demnach  Lombardie  und  Venedig, 
dann  Galizien  für  immer,  Ungarn  mit  seinen  Nebenländern  und  Sieben- 
bürgen wenigstens  in  der  ersten  Entwicklung  ausgeschieden  werden. 

Die  übriaen  zum  Deutschen  Bunde  gehörigen  erbländischen  Provinzen 
bilden  den  unteilbaren  Kern  der  österreichischen  Monarchie.  Herrschen 
in  diesen  Ländern  auch  nicht  ganz  gleichartige  (iesetze  und  zwei  Haupt- 
sprachen —  die  deutsche  und  die  slavische  —  so  sind  doch  die  Ver- 
schiedenheiten in  der  Gesetzgebung  nicht  sehr  tief  greifend.  Die  deutsche 
Sprache  ist  von  jeher  und  auch  jetzt  noch  die  diplomatische,  welche  jeder 
Gebildete  in  diesen  Ländern  nicht  bloß  versteht,  sondern  auch  spricht;  die 
politischen  und  materiellen  Interessen  dieser  Länder  gehen  Hand  in  Hand, 
und  der  Deutsche  Bund  macht  sie  zu  einem  Ganzen.  Gleiche  und  volle 
Achtung  beider  Nationalitäten  wird  den  verderblichen  Spiachenkampf  auf 
immer  unmöglich  machen,  und  eine  gemeinsame  Verfassung  Slaven  und 
Deutsche  mit  einem  heiligen  unauflöslichen  Bande  umschlingen.  Diese 
Länder  müssen  einen  Staat  und  nicht  einen  Staatenbund  bilden, 
wenn  Oesterreich   nicht  als  Großmacht  vernichtet  werden  soll. 

Jeder  Oesterreicher,  er  spreche  deutsch  oder  slavisch,  muß  sich  mit 
Entrüstung  von  dem  Gedanken  weiterer  Trennung  abwenden,  denn  nur 
ein  freier,  einiger  und  großer  Staat  hat  die  Zukunft  für  sich.  Deutschland, 
welches  im  Begnlfe  ist,  durch  seine  Einigung  den  ihm  als  Staat  gebühren- 
den Rang  einzunehmen,  es  kann  nicht  zugeben,  daß  sein  mächtiger  Be- 
standteil in  Trümmer  zerschlagen  werde." 

An  Oesterreich  werde  dann  noch  Dalmatien,  ., keinem  der  drei  großen 
Teile  Oesterreichs  angehörig,  aber  wichtig  durch  seine  Lage  am  Adriati- 
schen  Meere",  angeschlossen,  es  sende  seine  Vertreter  zu  dem  öster- 
reichischen Parlamente  und  werde  aufgenommen  in  den  Deutschen  Bund." 

Mit  diesen  Darlegungen  ist  das  eigentliche  Problem  umschrieben 
und  im  wesentlichen  erschöpft;  wir  übersehen  nunmehr  den  ganzen 
Verfassung-plan.  Kleyle  und  dieser  ganzen,  sehr  repräsentativen, 
rein  deutschen  Notabeinversammlung  erscheint  also  das  österreichi- 
sche Problem  im  Kern  als  ein  rein  deutsch-nationales  Problem,  die 
Angehörigkeit  der  Erbländer  an  den  deutschen  Bund  entscheidet  für 
diese  Ansicht  über  die  Grenzen  des  künftigen  österreichischen  Staa- 
tes. Deshalb  gehört  Triest  dazu,  aber  weder  Krakau  noch  Lemberg. 
Die  Bukowina,  die  gar  nicht  erwähnt  wird,  teilt  das  Schicksal  (lali- 
ziens.  Das  habsburgische  Reich  erscheint  aufgelöst  in  ein  selbstän- 
diges Galizien,  in  ein  selbständiges  Ungarn  samt  Nebenländern  und 


2.  Kapitel:  Kräfte  und  Ideen  zur  Lösung  des  Problems.  129 

einen  deutsch-österreichischen  Staat,  welche  drei  Teile  durch  reine 
Personalunion,  also  durch  die  Person  des  gemeinsamen  Monarchen 
verbunden  werden.  Da  aber  dieser  Bericht  de^  Ständeausschusses 
offenbar  an  eine  Umgestaltung  des  deutschen  Bundes  zu  einem  kräf- 
tigen Nationalreich  denkt,  so  wird  Oesterreichs  staatliche  Zukunft 
vor  allem  durch  dessen  künftige  Schicksalsgemeinschaft  mit  dem  gan- 
zen deutschen  Volke  bestimmt.  Damit  ist  es  wohl  zu  erklären,  daß 
Kieyle  und  seine  Gesinnungsgenossen,  die  große  Mehrheit  des 
Zentralausschusses,  nicht  nur  Lombardo-Venetien,  sondern  auch 
Ungarn  und  Galizien  völlige  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit 
geben  wollen.  *)  Auf  die  von  einigen  Konferenzteilnehmern  ge- 
äußerten Bedenken  hin  erwiderte  Kieyle,  Galizien,  dessen  Krone  der 
Kaiser  tragen  werde,  könne  sich  an  den  deutschen  Bund  freiwillig 
anschließen:  betreffs  Ungarns  drückte  der  Referent  dies  sogar  offen 
als  seinen  Wunsch  aus  und  meinte,  wenn  die  Erbländer  ein  konstitu- 
tioneller Staat  geworden  seien,  so  sei  auch  der  politische  Grund  für 
die  nun  eingetretene  Separation  Ungarns  von  Oesterreich  weggefal- 
len, zumal  „die  materiellen  Interessen  alle  Donauländer  verbinden". 
Und  sehr  bezeichnend  fügt  Kieyle  hinzu,  indem  er  nun  den  mehr- 
deutigen Namen  Oesterreichs  für  eine  auf  diese  Weise  neugeschaffene 
innige  Verbindung  der  Erbländer  mit  Ungarn  anwendet:  „Nur  ein 
einiges  Oesterreich,  welches  unter  Gewährleistung  der  nationalen 
Eigentümlichkeiten  in  den  einzelnen  Ländern  als  Staat  ein  Ganzes 
bildet  und  mit  Deutschland  fest  verbunden  ist,  kann  die  von  der  Natur 
vorgezeichnete,  aber  schwere  Mission  erfüllen:  Freiheit,  Kultur  und 
Wohlstand  bis  in  die  untersten  Gegenden  an  der  Donau  zu  tragen. 
Oesterreichs  Völker  müssen  sich  nicht  auf  den  engbegrenzten  und 
verwirrenden  Standpunkt  der  Sprache,  sondern  auf  den  einer  kon- 
stitutionellen Großmacht  stellen,  sonst  zerfallen  sie  in  eine  bunt- 
scheckige Harlekinsjacke  von  kleinen  Ländchen,  welche  den  Bar- 
baren des  Ostens  und  Südens  eine  willkommene  Beute  sein  werden." 
Hier  liegt  also  schon  in  klaren  Umrissen  ein  Plan  für  Mittel- 
europa" vor,  das  aus  dem  Anschluß  Galiziens  und  Ungarns  an  den 
die  nationale  Einheit  verkörpernden  deutschen  Bund  als  Kern  der 
ganzen  Bildung  hervorginge.  In  der  Tat  ein  großer  und  in  allen 
Teilen  wohl  abgewogener  Plan:  man  muß  dabei  bedenken,  daß  seine 


*)  Bezüglich  Galiziens  fanden  diese  Vorschläge  den  Widerspruch 
einzelner  Teilnehmer  der  Beratungen.  Die  Frage  blieb  „in  suspenso". 
In  der  obenerwähnten  Beratung  des  aus  der  Konferenz  delegierten  Komi- 
tees mit  dem  Ministerium  Pillersdorff  wurd«  allerdings  mit  Stimmen- 
mehrheit beschlossen,  auch  Galizien  in  den  Verband  der  künftigen  Reichs- 
stände aufzunehmen. 

Redlich.    I.  9 
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Verkünder  wie  der  Referent  selbst  in  einem  Oesterreich  erwachsen 
waren,  in  dem  es  auch  keine  Spur  öffentlichen  Lebens  und  politischer 
Freiheit,  dafür  aber  eine  hohe  Bildung  der  bürgerlichen  Oberklasse 
und  des  Adels  gegeben  hat!  Man  sieht:  hier  spricht  ein  fruchtbarer 
politischer  Kopf  von  großer  Freiheit  und  Schärfe  des  Blickes:  und 
unwillkürlich  fällt  einem  dabei  die  Tatsache  auf,  daß  dieser  Mann 
wie  so  viele  andere  politische  Charaktere  in  Oesterreich,  die  zu- 
gleich Bildung,  geistige  Kraft  und  Ueberzeugungstreue  für  eine  frucht- 
bringende staatsmännische  Tätigkeit  mitgebracht  hätten,  später  nie 
mehr  eine  politische  Tätigkeit  entfaltet  hat!  Kaum  daß  solche  Män- 
ner aufgetreten  sind  und  in  ihrem  Werte  erkennbar  wurden,  sind  sie 
alsbald  auch  für  immer  aus  dem  öffentlichen  Leben  ihrer  Heimat 
entschwunden!  Diese  Erscheinung  gehört  zu  den  bedauerlichsten 
und  für  die  Regierungsweise  im  habsburgischen  Staate  besonders 
charakteristischen  Tatsachen  in  der  Geschichte  Oesterreichs.  So  ist 
es  durch  die  vollen  70  Jahre,  die  vom  Jahre  1848  ab  noch  dem  habs- 
burgischen Reiche  vom  Schicksal  zugemessen  waren,  fast  ausnahms- 
los allen  den  Männern  freier  und  fester  Gesinnung  ergangen,  die 
fähig  gewesen  wären,  dieses  Schicksal  zu  wenden!  Eine  der  dunkel- 
sten Seiten  des  Regimes  Franz  Josefs,  wovon  später  noch  mehr  zu 
sagen  sein  wird! 17) 

Man  erkennt  deutlich  die  Grenzen,  an  welchen  die  Konsequenz 
in  den  Gedankengängen  dieser  politischen  Gesamtanschauung  von 
Oesterreich  zu  Ende  ist:  dieses  ist  in  dem  Augenblicke  erreicht,  als 
die  Frage  nach  der  Stellung  des  Slawentums  in  Oesterreich  aufge- 
worfen wird.  Von  vornherein  steht  fest:  das  um  Galizien  verringerte 
Oesterreich  ist  für  diese  ganze  Auffassung  des  Staatsproblems  ein 
großer  deutscher  Staat.  Es  ist  sehr  kennzeichnend  für  die  damalige 
Grundstimnumg  der  gebildeten  und  unabhängigen  österreichischen 
Politiker,  wenn  Kleyle  meint,  Deutschland  selber  könne,  da  es  im 
Begriffe  stehe,  Großstaat  zu  werden,  nicht  zugeben,  daß  sein  mäch- 
tigster Bestandteil  (nämlich  Oesterreich)  in  Trümmer  gehe.  Darin  liegt 
also  für  ihn  die  unwidersprechliche  Rechtfertigung  dafür,  daß  dieses 
eigentliche  Oesterreich  selbst  ein  Einheitsstaat  sein  und  bleiben 
müsse  und  kein  Staatenbund  werden  dürfe.  Das  heißt  nun  nichts 
anderes  als:  Tschechen,  Slowenen  und  Kroaten  müssen  als  Nation 
auf  besondere  Staatlichkeit  verzichten.  „Gleiche  und  volle  Achtung 
beider  Nationalitäten  würde",  meint  Kleyle,  „den  verderblichen 
Sprachenkampf  Oberhaupt  für  immer  unmöglich  machen."  Die  letzte 
Ursache  für  diese  Grundlegung  österreichischer  Politik  liegt  aber 
doch  in  der  Anschauung,  die  sich  die  Wiener  liberale  Gesellschaft 
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und  ihre  Anhänger  in  den  Provinzen  von  der  europäischen  Stellung 
Oesterreichs  gemacht  hatte.  Kleyle  verwirft  den  Großmachtgedanken 
des  Hauses  Habsburg  nicht  vollständig,  obgleich  er  ausdrücklich 
ausspricht,  daß  „die  Zeit  vorüber  sei,  wo  Nationen  gegen  Nationen 
Eroberungen  machten":  er  nimmt  nur  den  Machtgedanken  aus- 
schließlich für  das  deutsche  Volk  innerhalb  Oesterreichs  in  Anspruch. 
Wir  haben  es  also  hier  mit  einer  nationalen  Großstaatsidee  zu 
tun,  der  gegenüber  sich  die  nichtdeutschen  Völker  Oesterreichs,  die 
wie  die  Tschechen  in  früherer  Zeit  „erobert"  worden  sind,  einfügen 
müssen.  Der  dynastische  Gesamtstaatsgedanke  wird  also  in  dem 
bezeichneten  eingeschränkten  Umfange  nunmehr  als  deutsch-öster- 
reichischer Staatsgedanke  aufgenommen.  Die  deutsche  Na- 
tion wird  als  die  Staatsnation  Oesterreichs  auf- 
gestellt.*) Das  Fortbestehen  des;  in  Wien  zentralisierten 
Einheitsstaates  mit  seinem  festen  bureaukratischen  Machtapparate 
und  die  hierdurch  herbeigeführte  dauernde  Neutralisierung  der 
slawischen  Völker  als  konstitutiver  Staatselemente  sind  also 
die  beiden  unbedingten  Voraussetzungen  dieser  ganzen  neuen 
auf  die  Personalunion  mit  den  zu  Staatsnationen  erklärten  Polen 
und  Ungarn  gegründeten  Ordnung  des  habsburgischen  Reiches; 
die  Angliederung  des  so  gebildeten  österreichischen  Staates  an 
einen  kräftigen  deutschen  Bund  ist  ihr  eigentlicher  Zweck.  Daraus 
erhebt  sich  aber  sogleich  das  Hauptgebrechen  dieses  Planes:  sein 
Urheber  und  seine  Anhänger  haben  von  dem  politischen  Wesen  der 
westslawischen  Völker,  vor  allem  der  Tschechen,  und  von  ihrer 
Entwicklungsfähigkeit  eine  sehr  geringe  Vorstellung  und  sie  unter- 
schätzen die  hier  in  Entwicklung  begriffenen  Kräfte  außerordentlich. 
Das  ist  nun  eine  symptomatische  Erscheinung  von  größter  Bedeutung, 
denn  sie  zeigt  zum  erstenmal  ein  Bild,  das  durch  die  ganzen  folgenden 
Jahrzehnte  in  seinen  Hauptzügen  gleich  bleibt,  wenn  auch  mit 
der  Zeit  die  Konturen  schärfer,  die  Einzelheiten  reichlicher  ausge- 
bildet erscheinen:  das  österreichische  Deutschtum,  das  für  sich  selbst 
das  Recht  zu  voller  national-staatlicher  Entwicklung  in  Anspruch 
nimmt,  will  den  Slawen  diese  Gleichberechtigung  bestreiten,  denn 
es  hält  den  „deutschen"  Staat  Oesterreich  für  die  Gesamtstellung  der 


*)  Es  ist  bezeichnend,  daß  Kleyle  sowohl  diesen  Einheitsstaat  Oester- 
reich als  auch  Gesamtdeutschland  als  „Großmächte"  bezeichnet.  Damit 
spricht  er  die  allgemeine  Ansicht  der  gebildeten  und  liberalen  Deutschen 
Oesterreichs  aus.  Dies  ist  nun  allerdings  auch  der  Punkt,  von  dem  aus 
alsbald  —  schon  in  den  Anfängen  der  Frankfurter  Nationalversammlung  — 
der  Konflikt  der  Großdeutschen  Partei  mit  den  Anhängern  des  preußisch- 
kleindeutschen  Reichsgedankens  sich  entwickelt. 


132        Die  Entfaltung  des  österr.  Problems  durch  die  Revolution  v.  1848. 

deutscheu  Nation  in  Europa  für  unerläßlich.  Man  findet  schon  in 
Kleyles  Darlegungen  den  Grundgedanken  klar  ausgesprochen,  der 
eigentlich  bis  zum  Ende  des  Reiches  die  leitende  Idee  der  deuitsch- 
österreichischen  Innenpolitik  geblieben  ist:  Oesterreich,  zumal  das 
mit  Ungarn  seit  1867  in  realer  Union  verbundene  und  seit  1878  mit 
Preußen-Deutschland  alliierte  Oesterreich,  kann  nur  als  ein  von  den 
Deutschen  hegemonisch  geleiteter  Einheitsstaat  bestehen.  Die  An- 
sprüche der  nichtdeutschen  Völker  auf  ein  national-staatliches  Eigen- 
leben machen  den  deutschen  Charakter  der  „Staates",  das  heißt  die 
dynastisch-bureaukratische  Zentralgewalt  in  ihrer  geschichtlichen 
Eigenart,  unmöglich  und  darum  müssen  sie  unbedingt  zurückgewiesen 
werden. 

IL 

Schon  in  dem  ersten  Niederschlag  der  politischen  Vorstellungen 
von  dem  Wesen  des  österreichischen  Problems,  welche  die  Vertreter 
der  höheren  Bildung  und  des  Besitzes  in  Deutsch-Oesterreich  er- 
füllten, in  dem  Elaborate  des  ständischen  Zentralausschusses,  tritt, 
wie  wir  sehen,  als  das  beherrschende  Moment  der  nationale  Gedanke 
unverkennbar  an  erster  Stelle  hervor;  das  kann  nicht  überraschen, 
denn  dies  ist  überhaupt  der  gemeinsame  tiefste  Inhalt  der  Revolu- 
tionen von  1848  in  Deutschland  und  Oesterreich  gewesen,  daß  darin 
die  weltbürgerlich-liberale  und  die  national-deutsche  Idee  mit  gleicher 
Macht  und  unlöslich  miteinander  verbunden  über  alle  deutschen 
Stämme  hin  gewirkt  haben.  Den  Anteil,  den  jede  der  beiden 
geistigen  Grundkräfte  zuerst  an  dem  Aufstieg,  dann  an  dem  Nieder- 
gehen und  dem  praktisch  so  wenig  befriedigenden  Ergebnis  der 
Revolution  gehabt  haben,  zu  scheiden,  zu  zeigen,  wie  sie  zeitweilig 
einander,  zu  einem  und  demselben  Ziele  strebend,  fördern,  wie  dann 
aber  wieder  die  eine  die  andere  hemmt  und  schließlich  beide  als 
geistige  Kräfte  ebenso  dem  jugendlichen  bürgerlichen  Kapitalismus 
wie  der  traditionellen  monarchisch-bureaukratisehen  Idee  der  Deut- 
schen vom  Staat  für  mehr  als  zwei  Mensohenalter  dienstbar  gemacht 
forden  sind;  alles  das  kann  natürlich  hier  nicht  im  einzelnen  ver- 
folgt werden.  Aber  darauf  muß  nachdrücklich  der  Ton  gelegt  wer- 
den, daß  bei  den  Deutschon  Oesterreichs  gerade  in  dem  Augenblick 
der  Entfaltung  des  Reichs-  und  Staatsproblems  der  nationale  Ge- 
danke in  entscheidender  Weise  auf  die  Herausbildung  der  polnischen 
Vorstellungen  des  Bürgertums  eingewirkt  hat.  In  folgenden  Ab- 
schnitten dieser  Darstellung  wird  gezeigt  werden,  wie  dann  hierzu- 
lande andere  ideelle  und  materielle  Kraftelemente  den  nationalen 
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Grundzug  der  deutsch-österreichischen  Politik  zeitweise  abschwächen, 
verhüllen,  wie  in  Wien  und  in  Deutsch-Oesterreich  nicht  nur  die 
weltbürgerlich-liberale  und  die  dynastisch-bureaukratiscbe  Auffas- 
sung von  Oesterreich,  beide  auf  das  rasch  wachsende  Klassen- 
interesse der  deutschen  Bourgeoisie  an  einem  großen  einheitlichen 
Wirtschaftsgebiete  und  einem  einheitlichen  Verwaltungsmechanismus 
gestützt,  sondern  wie  auch  die  selbständige  übernationale  öster- 
reichische Idee  an  das  spezifische  Interesse  der  arbeitenden  Klassen 
anknüpfend  dem  deutschen  Nationalismus  gegenübertreten;  am 
Ende  —  nach  70  Jahren  —  ist  doch  der  nationalistische  Gedanke 
wieder  über  alle  Hemmungen  hinweggeschritten!  Nachdem  er  die 
friedliche  Lösung  des  Reichs-  und  Staatsproblems  hartnäckig  ver- 
hindert hatte,  hat  er  inmitten  der  Auflösung  der  Gesamtmonarchie 
und  des  österreichischen  Staates  doch  wieder  genügende  Kraft  be- 
sessen, um  das  staatliche  Ideal  der  Deutschen  in  den  österreichischen 
Ländern  maßgebend  zu  formen. 

Vom  ersten  Tage  an,  da  die  Revolution  von  1848  das  große 
Ringen  der  Völker  um  Oesterreich  auslöst,  ist  die  nationale  Idee 
als  die  neu  aus  der  Tiefe  geschichtlichen  Lebens  aufgestiegene  Ur- 
kraft  zu  verstehen,  die  fortschreitend  das  ganze,  durch  Jahrhunderte 
ständischer  und  fürstlicher  Staatsbildung  geschaffene  Gewebe  des 
österreichischen  Gesamtstaates  Stück  für  Stück  angreift,  verändert, 
bald  verwirrt,  bald  löst  und  wieder  neu  zu  knüpfen  sucht,  bis  end- 
lich das  ganze  Gewebe  zerreißt  Wir  haben  bisher  die  ersten  Ver- 
suche kennen  gelernt,  die  aus  dem  Drängen  der  jungen  revolutio- 
nären Bewegung  in  Wien  und  Prag  heraus  auf  die  plötzlich  den 
Völkern  selbst  gestellte  Existenzfrage  Oesterreichs  eine  bestimmte 
Antwort  zu  finden  streben.  Sowohl  in  den  Prager  Petitionen  als  auch 
in  dem  Programm  der  ständischen  Notabeinkonferenz  in  Wien,  ist 
die  nationale  Idee  das  treibende  Element,  aber  auf  beiden  Seiten, 
bei  Deutschen  und  Tschechen,  ist  von  vornherein  Sinn  und  Ziel  der 
nationalen  Idee  durchaus  verschiedenartig  und  vor  allem  in  gegen- 
sätzlicher Relation  zu  dem  bestehenden  habsburgischen  Macht- 
staate. 18) 

Ueber  beides  muß  hier  doch  das  Unerläßliche  gesagt  werden, 
denn  die  Grundlinien  nationaler  Politik,  die  im  Frühling  1848  zu- 
erst hervortreten,  bilden  von  da  ab  den  unzerstörbaren  ideellen 
Rückhalt,  von  dem  aus  sich  die  ganze  äußere  und  innere  Entwicklung 
sowie  die  Vertiefung  des  nationalen  Gedankens  bei  den  öster- 
reichischen Völkern  vollzieht.  Seit  der  Revolution  bildet  die  Ge- 
fahr des  „österreichischen"  Nationalitätenproblems  einen  dauernden 
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Bestandteil  de9  Wortschatzes  der  europäischen  Politik  und  Publizistik; 
richtiger  wäre  es,  zu  sagen,  daß  nicht  in  dem  Begriffe  der^ationa- 
litäten,  sondern  im  „Reich"  und  „Staat"  das  Problematische  enthalten 
war.  Der  nationale  Gedanke,  der  die  Völker  fast  überall  von  den 
gebildeten  Schichten  angefangen  nach  abwärts  in  die  breiten  Massen 
hinein  zu  durchströmen  beginnt,  ist  überall  die  neue,  die  bestehende 
Ordnung  und  politische  Vorstell uaigs weit  angreifende  Kraft:  auch  dort, 
wo  die  „Staatsnation"  mit  der  Kulturnation  sich  deckt,  wie  z.  B.  in 
allen  Gliedern  des  Deutschen  Bundes  mit  Ausnahme  Oesterreichs, 
wendet  der  erwachte  nationale  Gedanke  die  gegebene  staatliche  Ein:« 
richtung  sogleich  in  das  Problematische,  indem  er  danach  drängt, 
die  Gesamtnation  zum  Träger  des  staatlichen  Lebens  zu  machen.  Be- 
droht in  Oesterreich  die  nationale  Idee  von  1848  ab  den  historischen 
Obrigkeits-  und  Einheitsstaat,  so  bedroht  sie  als  deutscher  National- 
gedanke alle  bestehenden  deutschen  Einzelstaaten,  indem  sie  den 
großen  Plan  nationaler  Einheit,  eines  deutschen  Nationalreiches  über 
alle  Königreiche,  Großherzogtümer,  Herzogtümer  usw.  hinweg,  als 
die  große  politische  Notwendigkeit  des  ganzen  deutschen  Lebens  auf- 
stellt und  deren  Verwirklichung  fordert. 

Der  nationale  Gedanke  selbst  tritt  also  von  Anfang  an  völlig  „un- 
problematisch" auf,  denn  er  ist  nichts  anderes  als  eine  zum  Durch- 
bruch gelangte  politische  Naturkraft,  ein  neues  aus  der  Psyche  des 
einzelnen  wie  der  Gesamtheit  hervorströmendes  Machtelement;  nichts 
anderes  als  der  natürliche  Drang  zur  Selbstbehauptung  organisch 
erwachsener  menschlicher  Gemeinschaften,  die  —  von  wenigen  Aus- 
nahmen abgesehen  —  regelmäßig  aus  der  Tatsache  sprachlicher  und 
literarischer  Einheit  sowie  geschichtlicher  Schicksalsgenossenschaft 
hervorgegangen  sind.  Jede  dieser  Gemeinschaften  beginnt  sich  — 
selbst  dort,  wo  „Kultur"  im  strengen  Sinne  des  vieldeutigen  Wortes 
nur  in  Anlangen  vorhanden,  im  wesentlichen  bloß  als  Inbegriff  alten 
Volksbesitzes  an  Lebensgewohnheiten  und  Sprachgut  angesehen  wer- 
den kann  —  als  kulturelle  Sonderheit  zu  fühlen  und  sich  daher  zu 
Blleoi  anderen,  was  andersartig  neben  ihr  besteht  und  in  ihre 
Lebenssphäre  eingreift,  in  Gegensatz  zu  stellen.  So  tritt  dort,  wo 
über  diesen  nationalen  Gemeinschaften  geschichtlich  eine  fremd- 
völkische „Staatsmacht"  existiert,  von  dem  Augenblick  an,  da  ein 
Volk  als  „Kulturnation"  die  Augen  aufschlägt,  in  diesem  auch  der 
Drang  hervor,  sein  Einheits-  und  Sonderheitsgefühl  möglichst  schnell 
in  eigene  Kraft,  in  politische  Selbstbestimmung  umzusetzen,  was  not- 
gedrungen schließlich  in  das  Streben  ausläuft,  selbst  zur  „Staats- 
nation"  zu  werden. 
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Die  vorstehenden  Sätze  geben  ein  schematisches  Bild  des  Pro- 
zesses, der  sich  nach  leisen  Anfängen  im  letzten  Viertel  des  18.  Jahr- 
hunderts in  steigender  Deutlichkeit  während  des  19.  Jahrhunderts 
auf  dem  ganzen  europäischen  Kontinent  vollzogen  hat;  das  alte 
„Oesterreich"  der  Habsburg-Lothringer  aber,  das  mit  seinen  Ländern 
aus  dem  Herzen  des  deutschen  Volksgebietes  bis  tief  in  das  nord- 
slawische, ostslawische,  italienische  und  südslawische  Siedlungsgebiet 
hineinreichte,  ist  der  eigentliche  Herd  und  Mittelpunkt  dieser  Ent- 
wicklung gewesen.  Vielerlei  Anstöße  haben  da  miteinander  und 
nacheinander  gewirkt  Der  ganze  Verlauf  dieses  Erwachens  der  ein- 
zelnen Völkerschaften,  von  denen  man  viele,  da  sie  nie  oder  seit  Jahr- 
hunderten nicht  eine  Staatsnation  gewesen,  nicht  ganz  treffend  in 
neuerer  Zeit  ,.geschichtslose  Völker"  zu  nennen  sich  gewöhnt  hat, 
ist  eine  der  merkwürdigsten  sozialen  und  völkerpsychologischen  Er- 
scheinungen, die  die  ganze  Historie  kennt;  liier  können  natürlich  nur 
die  Hauptmomente  kurz  bezeichnet  werden. 19) 

Den  ersten  äußeren  Anlaß  gab  Josephs  IL  Versuch  der  Durch- 
führung des  deutschen  Obrigkeitsstaates  im  ganzen  Reich;  davon  er- 
wachte der  magyarische  Adel  und  von  da  ab  beginnt  zunächst  sehr 
langsam  aber  unablässig  die  Ausbildung  einer  neuen  Epoche 
magyarischer  Sprachkultur  und  Literatur.  Aber  noch  bleibt  die  latei- 
nische Gerichts-  und  Regierungssprache  durch  50  Jahre  aufrecht,  und 
das  hemmt  die  nationalistische  Entwicklung.  Die  antideutsche  Strö- 
mung und  die  dadurch  bewirkte  Steigerung  des  nationalen  Gefühls 
bleibt  aber  latent  im  Bewußtsein  des  Adels  und  der  Gentry,  bis  der 
neuerliche  Kampf  wider  den  zentralistischen  Absolutismus  seit  1825 
alle  diese  Kräfte  abermals  zur  Wirkung  bringt;  und  nun  führt  der 
Weg  den  Nationalismus  der  Magyaren  in  wenigen  Jahren  schnell  auf 
die  Höhe.  Die  Einführung  des  Volksidioms  des  allen  Herrschervolkes 
als  Staatssprache  bezeichnet  den  ersten  großen  Erfolg;  die  Rück- 
wirkung davon  äußert  sich  in  der  (unmittelbaren  nationalen  Er- 
weckung fast  aller  anderen  Völker  des  weiten  Reiches  der  Stephans- 
krone. 

Auch  in  Böhmen  ist,  wie  schon  oben  dargelegt  wurde,  das 
josephinische  Regime  die  erste  Ursache  des  tschechischen  Volks- 
erwachens gewesen.  Die  weitere  Entwicklung  ist  aber  jahrzehnte- 
lang, wie  schon  wiederholt  bemerkt  wurde,  in  rein  sprachlich-litera- 
rischen Bahnen  unpolitisch  verlaufen.  In  der  Tat  hat  weniger  der 
Kampf  gegen  den  Zentralismus  Josephs  IL,  als  die  Aufklärugnsten- 
denz  seiner  Verwaltung  auf  das  tschechische  Volkselement  und  seine 
Sprache  belebend  eingewirkt;  denn  die  zahlreichen  Anhänger  der 
Ideen  des  Kaisers  im  böhmischen  Adel  und  in  der  Beamtenschaft  be- 
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mühten  sich,  die  Volksbildung  nach  dem  Wunsche  des  Monarchen 
rasch  durch  praktische  Maßregeln  zu  heben,  die  zurückgebliebenen 
Massen  des  Bauernstandes  und  Kleinbürgertums  dem  Aberglauben 
und  der  Unwissenheit  zu  entreißen  und  ihnen  das  Heil  der  modernen 
Vernunftbildung  zu  vermitteln.  Deshalb  unterstützte  man  von  oben 
her  den  Gebrauch  der  Volkssprache  und  hoffte  —  in  echt  rationali- 
stischer Denkweise  —  durch  die  Förderung  und  Verbreitung  von 
Kenntnissen  auf  diesem  Wege  das  große  Wohlfahrtsziel  der  Auf- 
klärungspolitik zu  erreichen.  Am  stärksten  wirkte  dann,  wie  in  ganz 
Europa,  so  auch  in  Oesterreich,  Napoleons  Imperialismus;  durch  das 
von  ihm  als  Eroberer  geschaffene  illyrische  Reich  erweckte  er  das  na- 
tionale Selbstgefühl  der  Kroaten  und  Slowenen,  während  der  serbische 
Aufstand  von  1808  und  Karageorgs  Heldenkämpfe  gegen  die  Türken 
den  Grund  legten  zu  dem  beispiellos  starken  Nationalismus  des  Ser- 
benvolkes. Das  Durcheinanderschütteln  der  Nationen,  das  Napoleon- 
mi;t  seinen  vielfach  aus  nichtfranzösischen  Hilfstruppen  gebildeten 
Heeren  bewirkte,  hatte  überall  das  Eigengefühl  der  Rassen  und  Na- 
tionen plötzlich  gesteigert;  die  Politik  des  Imperators  fachte  besonders 
auch  den  polnischen  Nationalismus  zum  erstenmal  von  außen  her 
auf  das  heftigste  an.  Seine  Kriege  von  1805,  1806  und  1809  haben 
schließlich  das  deutsche  Volk  in  allen  seinen  Stämmen  und  Gauen 
zu  starkem  nationalen  Fühlen  aufgeregt,  so  wie  er  auch  in  Italien 
den  Grund  legte  zum  nationalen  Einheitsstreben.  In  Oesterreich, 
vor  allem  aber  in  Wien,  entstand  in  dem  Kriege  von  1809  zum 
erstenmal  eine  starke  national-deutsche  Empfindung  bei  den  höheren 
Ständen,  die  bis  tief  in  das  Kleinbürgertum  und  den  Bauernstand 
hineinreichte:  die  nach  der  Vernichtung  Preußens  dort  und  in  ganz 
Nord-  und  Mitteldeutschland  entstandene  deut-ch-patriotische  Be- 
wegung wirkte  durch  ihre  zahlreichen  nach  Oesterreich  geflüchteten 
Führer  und  Anhänger  —  der  Bedeutendste  unter  ihnen  war  der 
Freiherr  vom  Stein  —  unmittelbar  auf  die  leitenden  Persönlichkeiten 
in  Oesterreich  ein  und  zum  erstenmal  wieder  seit  dem  17.  Jahrhun- 
dert —  über  die  Verfeindung  der  friderizianischen  Kriege  und  Er- 
oberungen hinweg  —  fühlten  sich  mindestens  die  gebildeten  Klassen 
in  Oesterreich  wieder  als  ein  Stück  vom  Gesamtdeutschland. ,"1')  Die 
ganze  Literatur  und  Publizistik  Oesterreichs  in  jener  Zeit  trägt  dieses 
neue  Fühlen  mit  großer  Wärme,  oft  fast  überschwenglich  in  die  Menge. 
Die  Erhebung  der  Tiroler  Bauern  und  Andreas  Hofers  Heldenlauf- 
bahn wird  von  ganz.  Oesterreich  und  Deutschland  als  nationaler  Kampf 
verstanden  und  gefeiert.  Noch  einmal,  doch  schon  viel  schwächer, 
nimmt  Oesterreich  an  der  Patriotenbewe<rim<r  des  deutschen  Befrei- 
ungskrieges von  1813   Anteil  —  dann  aber  breitet  das  durch  den 
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Wiener  Kongreß  neugesicherte  absolutistisch-polizeiliche  System  eine 
feste  Decke  über  alle  diese  Ansätze  nationaler  Gesinnung  und  libe- 
raler Ideen  in  Oesterreich  aus.  Die  Jahre,  in  denen  das  greisenhafte 
Regime  der  Staatskonferenz  die  völlige  Eintrocknung .  des  Staats- 
willens herbeiführte,  in  denen  die  Opposition  der  Kreise  der  Ge- 
bildeten aller  Völker  Oesterreichs,  der  Deutschen  an  der  Spitze,  bis 
zum  Haß  und  zur  Verachtung  alles  dessen  fortschritt,  was  damals  in 
Oesterreich  als  Regierung  galt,  sind  auch  dieselben  Jahre  gewesen, 
in  welchen  der  nationale  Gedanke  bei  den  nichtdeutschen  Völkern 
der  Monarchie  in  der  Heimlichkeit  und  Stille,  die  das  Polizeiregime 
aufrechthielt,  zu  einer  Kraft  gelangte,  welche  die  Regierungsbehörden 
nicht  ahnten.  Aber  auch  den  Trägern  dieser  Ideen  selbst  erschien 
es  dann  überraschend,  mit  welcher  elementaren  Macht  das  National- 
gefühl nach  der  Revolution  förmlich  hervorbrach,  in  Italien  ebenso 
wie  in  Böhmen,  unter  den  Magyaren  nicht  minder  wie  unter  den 
Kroaten;  vorher  war  jede  Möglichkeit,  sich  selbst  zu  vernehmen,  sich 
der  eigenen  Stimme  bewußt  zu  werden,  unmöglich  gewesen,  nun  rief 
und  forderte  man  um  so  lauter  und  leidenschaftlicher.  Nirgends  tritt 
das  so  hervor  wie  in  Böhmen,  wo  vor  1848  die  junge  kulturell-natio- 
nale Bewegung  der  Tschechen  vielfach  in  freundschaftlicher  Fühlung 
stand  mit  der  liberal  gesinnten  deutschen  Intelligenz  des  Landes,  der 
Ebert,  Meißner,  Hörn,  Kuranda  u.  a.  Noch  in  den  ersten  Märzver- 
sammlungen  bleibt  diese  Gemeinsamkeit  aufrecht,  aber  schon  nach 
wenigen  Wochen  sprengt  das  vorwärtsdrängende  Nationalgefühl  der 
radikalen  tschechischen  Jugend  die  politische  Gemeinschaft,  zu  welcher 
der  liberal-revolutionäre,  weltbürgerliche  Gedanke  die  freien  Köpfe 
beider  Nationen  im  Lande  verbunden  hatte,  und  mit  aller  Schärfe 
treten  sogleich  die  Grundzüge  des  modernen  europäischen  Nationalis- 
mus hervor,  die  Abwehr  und  zugleich  der  Eroberungswille  jeder 
Volks*-  und  Spracheneinheit  gegen  die  Nachbarn,  vor  allem  aber  gegen 
jenes  Volk,  das  nunmehr  allen  anderen  als  Herrschervolk  in  Oester- 
reich erschien,  gegen  das  deutsche  Volk  und  die  deutsche  Sprache 
gerichtet.  Als  Antwort  darauf  erfolgte  unmittelbar  in  Prag  und  in 
Wien,  in  Graz  und  in  Brunn  die  Geburt  der  deutsch-nationalen  Be- 
wegung als  urwüchsiger  politischer  Kraft ;  die  schwächlichen  Versuche 
einer  utraquistischen,  auf  gemeinsame  politische  Opposition  gegen  den 
Absolutismus  gerichteten  böhmischen  Bewegung,  die  vor  1848  in  rein 
literarischer  Weise  bei  den  Deutschen  hervorgetreten  waren,  fallen  vor- 
der Macht  der  tatsächlichen  Volksstimmung  auf  beiden  Seiten  sogleich 
dahin.  Bei  allen  Völkern  Oesterreichs,  auch  bei  den  Deutschen,  be- 
herrscht die  nationale  Idee  das  ganze  eben  erst  durch  die  Revolution 
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geschaffene  öffentliche  Leben,  bildet  den  Mittelpunkt  der  gesamten 
von  den  Völkern  durch  die  Presse  und  ihre  politischen  Führer  be- 
triebenen Politik.  Aus  dem  Nationalgefühl  entwickelt  sich  der  natio- 
nale politische  Gedanke,  von  der  Spannkraft  revolutionärer  Zeiten 
schnell  vorwärts  getrieben,  zum  Prinzip  der  Gleichberechtigung  aller 
Völker  und  ihrer  Sprachen  als  der  Grundlage  der  künftigen  Staaten- 
bildung innerhalb  Oesterreichs  wie  ganz  Mittel-,  Süd-  und  Südost- 
europas. 20) 

Für  die  Entfaltung  des  habsburgischen  Reichs-  und  Staats- 
problems wie  für  die  ganze  weitere  politische  Entwicklung  des 
Reiches  bildet  nun  die  Einzigartigkeit  seiner  ethnischen  Zusammen- 
setzung, die  Vielheit  seiner  Völker  und  Sprachen  den  entscheidenden 
Faktor;  dies  war  unvermeidlich,  sobald  einmal  die  neue,  politisch- 
psychische Grundkraft  des  Nationalgefühls  zugleich  mit  der  beginnen- 
den Umgestaltung  der  alten  feudalen  Gesellschaftsordnung  in  die 
bürgerlich-kapitalistische  erweckt  worden  war  und  sich  um  so 
schneller  entwickelte,  als  der  Nationalismus  und  die  neue,  ebenso  auf 
dem  humanitätsphilosophischen  Individualismus  des  18.  Jahrhunderts 
wie  auf  den  Erfolgen  der  neuen  Naturwissenschaft  und  Technik  be- 
ruhende Vorstellung  von  „Freiheit  und  Fortschritt"  im  politischen  und 
wirtschaftlichen  Leben  einander  als  Triebkräfte  der  neu  aufkommen- 
den Gesellschaftsordnung  wechselseitig  stärkten  und  förderten.  Da9 
Reich  und  der  Staat  der  Habsburger  wurden  also  im  Revolutions- 
jahre von  sämtlichen  Ausstrahlungen  dieser  beiden  geistigen  Kräfte, 
am  stärksten  aber  von  den  nationalen  Bewegungen  und  Bestrebungen 
aller  mittel-,  süd-  und  südosteuropäischen  Völker  zugleich  erfaßt. 
Demgegenüber  stand  von  Anfang  an  als  Gegenwehr  nichts  anderes 
als  die  alte  Herrschaftstradition  des  Erzhauses  und  was  dieses  an  Be- 
harrungsvermögen aus  dem  jahrhundertelang  erwachsenen  Zu- 
sammengehörigkeitsgefühl aller  dieser  Völker  sowie  vermöge  des 
seit  Maria  Theresia  geschaffenen  administrativen  Machtapparates 
aufbieten  konnte  wider  die  Sprengkraft  des  Strebens  aller  dieser 
Völker  nach  nationaler  Selbständigkeit.  Von  Anfang  an  besaß  aller- 
dings die  dynastische  Zentralgewalt  doch  wiederum  darin  auch  einen 
Verbündeten,  daß  die  notwendigerweise  mit  blinder  —  „egozentri- 
scher" —  Naturkraft  losstürmenden  nationalen  Emanzipations- 
bewegungen der  einzelnen  Stämme  und  Rassen  sich  gegenseitig 
kreuzten,  hemmten  und  im  entsprechenden  Augenblick  doch  wieder 
sich  der  bis  dahin  •gemeinsamen  Dynastie  als  Machtzentrum  mit  Hoff- 
nungen zuwendeten.  Dazu  kam,  daß  letzlere  immer  noch  über  die 
alte  kaiserliche  Armee  verfügte,  deren  Offizierkorps  seit  jeher  eine 
\rt  von  dynastischer  Leibgarde  bildete,  deren  Mannschaft  aus  Bauern- 
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söhnen  in  langjährigem  Dienst  bei  den  Fahnen  gebildet,  damals  und 
noch  jahrzehntelang  die  breiten  ländlichen  Massen  des  weiten 
Reiches  repräsentierte,  die  zwar  durch  viele  Generationen  ganz  allein 
die  treuen  und  naturhaften  Bewahrer  ihrer  nationalen  Eigenart  und 
Sprache  geblieben  waren,  zugleich  aber  auch  die  Träger  der  durch 
Jahrhunderte  gebildeten,  bis*  in  die  religiöse  Schicht  der  Volkspsyche 
sich  einwurzelnden  Gefühle  und  Traditionen  der  Ehrfurcht  vor  der 
Krone  des  Heiligen  Römischen  Reiches,  die  nach  dessen  Untergang 
im  österreichischen  Kaisertum  fortlebten.  Man  darf  nicht  übersehen, 
daß  der  Nationalismus  des  Jahres  1848  zunächst  durchaus  eine  Be- 
wegung der  —  bei  den  Slawen  überdies  noch  in  der  ersten  Aus- 
bildung begriffenen  —  schmalen  Schicht  der  höheren  Besitzklassen 
und  der  Intelligenz  gewesen  ist,  die  kaum  erst  den  Saum  des  breiten 
Volkstums  berührte. 

Wie  nun  die  Siege  dieses  Heeres  in  Italien,  die  entschlossene 
Verwendung  der  Militärgewalt  im  Juni  in  Prag,  im  Oktober  in  Wien 
der  Revolution  der  städtischen  Demokratie  ein  dauerndes  Ende  be- 
reiteten, wie  die  kaiserliche  Armee  zuerst  auf  die  kroatisch-serbische 
Insurrektion  unter  Jellacics  Führung  gestützt,  dann  mit  russischer 
Hilfe  auch  die  revolutionäre  Armee  des  magyarischen  Ungarn  über- 
wand, und  wie  sich  schließlich  das  ganze  Reich  wieder  dem  erblichen 
Herrscher  zu  Wien  unterwarf:  dieser  ganze  äußere,  sozusagen  mate- 
rielle Verlauf  der  gewaltigen  Reichskrise  kann  uns  hier  nicht  beschäf- 
tigen. Aber  man  muß  sich  diesen  doch  als  feste  Linie  vor  Augen  hal- 
ten, um  die  innere  Gestaltung  des  Reichs-  und  Staatsproblems,  um  den 
Ablauf  des  Ringens  der  in  das  Politische  gewendeten,  rein  geistigen 
und  psychischen  Kräfte  der  Völker  in  dieser  Zeit  sowie  deren  end- 
gültiges Ergebnis  richtig  zu  verstehen:  die  Lösung  des  Problems  zu- 
gunsten der  fürstlichen  Gewalt  und  des  uneingeschränkten  Partikula- 
rismus der  Territorien  in  Deutschland,  zugunsten  restloser  Zentrali- 
sation und  schrankenlosen  Absolutismus  in  Oesterreich-Ungarn. 

Verfolgt  man  nun  die  hauptsächlichen  Bestrebungen  und  Ge- 
dankengänge, wie  sie  sich  vom  März  bis  zum  Sommer  1848  bei  den 
Protagonisten  im  österreichischen  Völkerstreite,  den  Deutschen  und 
Tschechen,  als  Folge  ihrer  beiderseitigen  grundsätzlichen  Bejahung 
des  historischen  Oesterreichs  als  staatlicher  Gemeinschaft  entwickelt 
haben,  so  erkennt  man  alsbald  die  tiefe  Verschiedenheit,  die  in 
der  Auffassung  der  fundamentalen  Verfassungsfrage  für  Reich  und 
Staat  zwischen  beiden  Nationalbewegungen  von  vornherein  bestand. 
Die  Prager  Petitionen  auf  der  einen  Seite,  das  Elaborat  der  Wiener 
ständischen  Konferenz  als  Ausdruck  der  politischen  Ansichten  der  ge- 
sellschaftlichen Oberklasse   der   Deutschen  Oesterreichs   und   ihrer 
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liberalen  Intellektuellen  auf  der  anderen  Seite,  zeigen  schon  die  von 
einander  immer  weiter  sich  entfernenden  Bahnen,  auf  denen  sich  der 
österreichische  Gedanke  in  Prag  und  in  Wien  sowie  bei  den  Deut- 
schen sowohl  nördlich  als  auch  südlich  der  Donau  fortbewegt.  Auf 
deutscher  Seite  steht  die  Vorstellung  vom  nichtungarischen  Teil  des 
habsburgischen  Reiches  als  Einheitsstaat  gleich  einem  Axiom  an 
erster  Stelle;  auf  tschechischer  Seite  wird  nicht  nur  für  Böhmen,  son- 
dern für  dieses  im  Verbände  mit  Mähren  und  Schlesien  eine  Sonder- 
stellung auf  Grund  der  alten  staatsrechtlichen  Selbständigkeit  der 
böhmischen  Krone  verlangt.  Von  da  führt  der  nächste  Schritt  zur 
Aufstellung  eines  Programms,  das  zwar  an  Österreich  als  einem 
Ganzen  festhält,  aber  dessen  Umwandlung  aus  der  von  der  Dynastie 
geschaffenen  obrigkeitsstaatlichen  Einheit  in  eine  Art  von  „zu- 
sammengesetzten" Staat  verlangt.  Hie  Zentralisten,  hie  Föderalisten! 
Unter  diesen  beiden  Schlagworten  beginnt  die  nun  aufschießende 
politische  Publizistik  auf  beiden  Seiten  die  öffentliche  Meinung  der 
Deutschen  und  Nichtdeutschen  zu  sammeln  und  einander  als  Parteien 
gegenüberzustellen.  Dabei  kann  nicht  außer  acht  gelassen  werden, 
daß  diese  Parolen  sich  zunächst  ausschließlich  auf  Oesterreich  als 
Gesamtheit  der  Erbländer  beziehen.  Der  fundamentale  Gegensatz, 
der  damit  zum  Ausdruck  kommt,  wird  erst  vollends  zur  Reife  gebracht 
durch  das  allsogleich  einsetzende  und  schnell  sich  verstärkende  Ein- 
wirken der  beiden  anderen  großen  Teilfragen,  welche  die  Revolution 
vor  allem  für  die  Deutschen  Oesterreichs  und  für  Wien,  dann  aber 
auch  für  die  Dynastie  und  die  übrigen  Völker  aufgeworfen  hatte,  die 
ungarische  und  die  deutsche  Frage:  das  Reichsproblem  in  seiner 
weitesten  Fassung.  Die  erstere  kann  hier  augenblicklich  außer  Be- 
tracht bleiben,  es  ist,  wie  wir  später  sehen  werden,  in  Oesterreich 
während  der  ganzen  Revolutionsperiode  weder  von  den  deutschen 
Zentralisten,  noch  von  den  slawischen  Föderalisten  ein  ernster  Ver- 
such gemacht  worden,  die  Relation  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn 
von  Volk  zu  Volk,  von  Staat  zu  Staat  aus  eigener  Kraft  zu  lösen 
Um  so  entscheidender  wirken  auf  Oesterreich  und  sein  Verfassungs- 
problem die  Kräfte  ein,  die  durch  die  gewaltige  Erhebung  des  deut- 
schen Bürgertums  in  seinem  Drange  nach  politischer  Einheit,  nach 
einem  nationalen  Bundesreich  ausgelöst  werden.  Man  kann  sagen: 
die  ganze  Entwicklung  sowohl  der  dynastischen  Regierungspolitik  als 
auch  der  Politik  der  beiden  Oesterreich  begründenden  Völker,  der 
Deutschen  und  der  Tschechen,  ist  durch  den  Gang  der  Verfassungs- 
bildung in  der  Frankfurter  Nationalversammlung  und  durch  die  da- 
von ausgehende  Aufrollung  des  gesamten  Problems  der  mittel- 
europäischen Zusammenhänge  beherrscht  worden. 
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Aus  dem  ganzen  vielfältigen  Getriebe  der  in  Frankfurt  auf- 
einander stoßenden  gegensätzlichen  Anschauungen  und  Tendenzen, 
wie  die  Lösung  der  deutschen  Frage  zu  gestalten  sei,  Tendenzen,  die, 
ausgehend  und  getragen  von  den  einzelnen  deutschen  Regierungen, 
den  Parteien  und  der  öffentlichen  Meinung,  über  das  ganze  deutsche 
Bundesgebiet  hin  auf  die  Beratungen  und  das  Werk  der  Männer  in 
der  Paulskirche  teils  fördernd,  teils  hemmend  und  schließlich  doch 
in  bestimmte  Richtung  lenkend  einwirkten,  sind  für  uns  hier  nur  die 
wenigen  großen  Gesichtspunkte  von  Interesse,  welche  unmittelbar 
auf  Oesterreich  und  den  Ablauf  seiner  eigenen  Verfassungsarbeit 
entscheidenden  Einfluß  nahmen.  Da  ist  nun  in  aller  Kürze  zusam- 
mengefaßt zuvörderst  folgendes  festzuhalten. 

Der  hundertjährige  Gegensatz  zwischen  Oesterreich  und  Preu- 
ßen, Habsburg  und  Hohenzollern  ist  von  dem  Augenblick  an,  da 
Friedrich  Wilhelm  IV.  in  den  Märztagen  die  Führung  der  Bewegung 
zu  einem  einigen  Deutschland  offen  in  Anspruch  nahm,  wieder  zur 
vollen  Schärfe  entwickelt  worden,  nachdem  er  seit  dem  Wiener 
Kongresse  durch  die  gemeinsame  streng  konservative  Interessen- 
politik der  beiderseitigen  Monarchen  und  Metternichs  auch  in  Berlin 
anerkannte  Autorität  fast  bis  zum  Verschwinden  gemildert  worden 
war.  Seit  den  Tagen  Maria  Theresias  war  aber  dieser  Gegensatz  in 
Oesterreich  auch  in  das  Bewußtsein  der  breiten  Schichten  der  Bevöl- 
kerung übergegangen.  Traditionell  herrschte,  zumal  in  den  oberen 
Klassen  vor  allem  Wiens,  eine  tiefe,  schon  in  der  Stammesart  wur- 
zelnde Abneigung  gegen  das  preußisch-norddeutsche  Wesen,  die  nach 
den  kurzen  Episoden  gemeinsamer  deutscher  Empfindung  wie  wäh- 
rend der  Kriege  von  1809  und  1813  immer  wieder  schnell  zu  voller 
Kraft  kam.  Die  Herausbildung  der  typisch  altösterreichischen  Kultur 
mit  den  Vorzügen  und  Schwächen,  die  sie  der  österreichischen  Son- 
derart süddeutschen  Wesens  verlieh,  verschärfte  den  Gegensatz  um 
so  mehr,  je  deutlicher  sich  die  preußisch-norddeutsche  Art,  auf  den 
militärischen  Charakter  der  Staatsordnung  gestützt,  von  dem  Oester- 
reichertum  des  patriarchalisch-bürgerlichen  Regimes  der  francisce- 
ischen  Periode  abhob.  Als  dann  in  Wien  und  Deutsch-Oesterreich  in 
den  Märztagen  die  nationale  Idee  von  den  Ereignissen  in  Deutschland 
kräftig  hervorgetrieben  wurde,  lag  ihr  vor  allem  der  Zusammenhang 
mit  dem  deutschen  Süden  und  Westen  zugrunde:  dabei  wirkten  wesent- 
lich der  Ruf  und  das  Ansehen  mit,  das  sich  Bayern,  Württemberg, 
Baden  als  Pflanzstätten  des  jungen  deutschen  Liberalismus'  und  Par- 
lamentarismus erworben  hatten.  Der  ganze  Verlauf  der  Verhand- 
lungen der  deutschen  Nationalversammlung  in  Frankfurt  ist  nun 
durch  die  offene  Rivalität  der  beiden  deutschen  Großmachtstaaten  be- 
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herrscht  gewesen  und  das  schuf  den  deutsch-österreichischen  Depu- 
tierten von  Anfang  an  eine  unheilbar  widerspruchsvolle  Stellung. 
Jener  Gegensatz  war  naturgemäß  rein  machtpolitisch  aufzufassen: 
weder  dachten  Dynastie,  Regierung  und  öffentliche  Meinung  in  Preu- 
ßen daran,  die  deutsche  Frage  zugunsten  der  Fortdauer  der  österrei- 
chischen Vormacht  lösen  zu  lassen,  noch  waren  die  breiten  Schichten 
der  bürgerlichen  Klassen  des  österreichischen  Deutschtums  und  das 
in  Hof,  Adel  und  Beamtentum  verkörperte  Oesterreich  als  ,,Groß- 
macht"  gewillt  —  worauf  die  Politik  Preußens  und  seiner  Anhänger 
von  Anfang  an  abzielte  —  sich  aus  der  Mitgliedschaft  am  deutschen 
Bunde  hinausdrängen  zu  lassen,  die  der  Wiener  Regierung  seit  1815 
die  volle  Hegemonie  daselbst  und  damit  dem  Erzhause  eine  Haupt- 
stütze seiner  europäischen  und  internationalen  Machtstellung  ver- 
liehen halte.  Dieser  ganze  tiefe  Gegensatz  der  beiden  historischen 
realen  Staatsmächte,  die  sich  auf  deutschem  Boden  als  die  reifsten 
Produkte  des  dynastisch-absolutistischen  Staatsbildungsprozesses 
durch  das  17.  airad  18.  Jahrhundert  hin  ausgebildet  hatten,  war,  da  es 
sich  nicht  nur  um  reine  Machtfragen  zwischen  den  Dynastieen,  son- 
dern auch  um  den  Antagonismus  und  Interessengegensatz  zwischen 
den  hinter  den  Höfen  und  Regierungen  stehenden  herrschenden  Klas- 
sen in  beiden  Großstaaten  handelte,  in  Frankfurt  von  vornherein  un- 
lösbar, auch  wenn  —  was  doch  nur  in  beschränktem  Maße  der  Fall 
war  —  jene  ökonomisch  und  sozial  vorherrschenden  Klassen  in  bei- 
den Monarchien,  in  Oesterreich  und  Preußen,  sich  rückhaltlos  und 
einig  seit  dem  Frühjahr  1848  zur  konstitutionellen  Staatsordnung  be- 
kannt hätten.  Der  Glaube  der  liberalen  großdeutschen  Ideologen  der 
Paulskirche,  welche  in  den  Debatten  bei  der  ersten  Lesung  über  den 
Verfassungsentwurf  die  Mehrheit  der  Nationalversammlung  hinter 
sich  vereinigten,  daß  sie  mit  den  Kräften  der  damaligen  bürgerlichen 
Klassen  und  der  liberal-individualistischen  Demokratie  das  durch 
jenen  Konflikt  gegebene  Problem  lösen  könnten,  bildete  die  trei- 
bende Kraft  des  ganzen  zu  Frankfurt  unternommenen  nationalen 
Einigungswerkes  und  zu  gleicher  Zeit  auch  den  großen  Irrtum  dieser 
vortrefflichen  nationalen  Patrioten,  aber  wenig  ..realpolitischen" 
Staatsmänner.  Der  ganze  Kampf  um  das  nationale  Bundesreich  ver- 
dichtete sich  schließlich  in  ein  einziges  Problem,  nämlich  in  die 
Frage  nach  dem  Anschluß  Österreichs,  und  fand  seine  staatsrecht- 
liche Formulierung  in  den  berühmten  Paragraphen  2  und  3  des  Ent- 
wurfes zur  Keirhsverfassung,  über  welche  die  Debatte  am  20.  Oktober 
1848  anhob.  *) 

*)   Diese  Paragraphen    lauteten    in    ihrer  ursprünglichen   Fassung  fol- 
gendermal'<n : 
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Diese  beiden  kurzen,  aber  inhaltschweren  Paragraphen  des  Ent- 
wurfes hatten  schon  im  Verfassungsausschuß  bedeutende  Meinungsver- 
schiedenheiten gezeitigt,  nunmehr  in  der  ersten  Lesung  der  Plenar- 
versammlung  erwiesen  sie  sich  sogleich  als  die  wahren  Schicksals- 
bestimmungen des  Frankfurter  Werkes.  Wie  in  manchen  anderen 
Stücken  gleicht  dieses  dem  Kremsierer  Werke  auch  darin,  daß  in  bei- 
den nicht  die  „Freiheitsfragen",  nicht  der  Prozeß  der  Rezeption  der 
westeuropäischen  liberalen  Ideen  vom  Repräsentativsystem  und  den 
politischen  Rechten  der  Staatsbürger  den  Kern  der  Aufgabe  bildeten, 
die  durch  die  Revolution  den  schöpferischen  Kräften  der  Völker  selbst 
auferlegt  war,  sondern  daß  es  vielmehr  in  beiden  Fällen  galt,  die  Neu- 
organisierung einer  bereits  vorhandenen  politischen  Einheit  des  Rei- 
ches zu  schaffen.  In  beiden  Fällen  lief  die  große  Sache,  um  die  es  sich 
handelte,  darauf  hinaus,  neues  föderatives  Recht  zu  schaf- 
fen: in  Oesterreich,  an  Stelle  der  mechanischen  Zusammenballung 
zu  einem  Ganzen,  wie  sie  der  dynastische  Absolutismus  fertig  ge- 
bracht hatte,  ein  freies  bundesrechtliches  Verhältnis  der  Völker  zu 
schaffen,  in  Deutschland,  um  an  die  Stelle  der  kraftlosen,  nur  mehr 
völkerrechtlichen  Staatenordnung,  welche  die  Wiener  Bundesakte  ge- 
schaffen hatten,  einen  föderativen  lebenskräftigen  Nationalstaat  zu 
setzen.  Vier  lange  Sitzungen  hindurch  währte  in  der  ersten  Lesung 
der  Kampf  um  jene  beiden  Anfangsbestimmungen  des  Entwurfes,  die 
im  Grunde  genommen  nichts  anderes  bedeuteten,  als  den  Versuch 
einer  Lösung  des  Problems  der  staatlichen  Einigkeit  des  deutschen 
Volkes  durch  Herbeiführung  der  Auflösung  des  habsburgischen  Rei- 
ches und  des  in  ihm  enthaltenen  besonderen  erbländischen  Einheits- 
staates: alle  Argumente  der  großen  Grundanschauungen,  die  sich 
über  diese  Schicksalsfrage  in  der  Frankfurter  Nationalversammlung 
gebildet  hatten,  werden  da  vorgeführt  und  vor  allem  die  Reden  der 
oppositionellen  Oesterreicher  zeigen  den  tiefen  seelischen  Konflikt, 
der  für  sie  daraus  entsprang,  daß  ihr  „Oesterreichertum"  als  In- 
begriff ihrer  Liebe  zur  Heimat  sowie  ihres  Verhältnisses  zu  der  gan- 
zen Geschichte  ihres  Stammes  und  ihres  fast  600  Jahre  alten  Herr- 
scherhauses für  sie  ebenso  einen  tiefinnerlich  empfundenen  Wert 
bedeutete,  wie  das  Gefühl  der  untrennbaren  Zusammengehörigkeit 
der  deutsch-österreichischen  Stämme  mit  dem  Ganzen  der  deutschen 
Kulturnation.     Die  besten  Männer,  die  Oesterreich  nach  Frankfurt 


„§  2.  Kein  Teil  des  Deutschen  Reiches  darf  mit  nichtdeutschen  Län- 
dern zu  einem  Staate  vereinigt  sein. 

§  3.  Hat  ein  deutsches  Land  mit  einem  nichtdeutschen  Lande  dasselbe 
Staatsoberhaupt,  so  ist  das  Verhältnis  zwischen  beiden  Ländern  nach  den 
Grundsätzen  der  Personalunion  zu  ändern." 
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entsendet  hatte,  die  eigentlichen  Repräsentanten  jener  tief  im  Heimat- 
boden wurzelnden  altöslerreichischen  Wesensart,  die  das  Zeitalter 
Maria  Theresias  nicht  nur  zur  Blüte  gebracht,  sondern  auf  dem 
Grunde  der  von  ihr  geschaffenen  neuen  bürgerlich-bäuerlichen  Kul- 
tur in  ein  österreichisches  Staatsgefühl  aller  Deutschen  und  deutsch 
Gebildeten  verwandelt  hatte,  vertraten  in  jenen  Debatten  dieses 
Staatsgefühl  zum  erstenmal  als  politisches  Programm  mit  großer 
Kraft  und  Wärme.  Die  ihnen  gegenüberstehenden,  zumeist  sehr 
jungen,  von  dem  leidenschaftlichen  Nationalgefühl  der  Zeit  erfaßten 
Männer  wie  J.  N.  Berger  und  Giskra  fanden  hingegen  die  Unter- 
stützung des  ganzen  Großdeutschtums  „im  Reiche",  dem  ehrwürdige 
Patrioten  und  Staatsmänner  wie  Uhland  und  Vincke  die  volle  Macht 
ihrer  Persönlichkeit  und  den  Glanz  ihrer  Namen  verliehen.  So  kam 
es,  daß  Heinrich  von  Gagern,  der  künftige  Führer  der  preußisch- 
erbkaiserlichen  Richtung  in  der  Nationalversammlung  seinen  Antrag, 
der  die  staatsrechtliche  Unberührbarkeit  Oesterreichs  voll  anerkannte, 
zurückzog  und  daß  die  vielumstrittenen  Paragraphen  2  und  3  des 
Entwurfes  mit  einer  gewaltigen  Mehrheit  angenommen  wurden. 
„Noch  am  selben  Tage  überreichten  23  österreichische  Abgeordnete 
dem  Präsidium  eine  Erklärung,  worin  sie  gegen  die  gefaßten  Be- 
schlüsse mit  dem  Beifügen  Einsprache  erhoben,  daß  sie  durch  diesen 
ihren  Schritt  die  Rechte  des  österreichischen  Volkes  gewahrt  wissen 
wollten.  Ihnen  schlössen  sich  sogleich  20  andere  Abgeordnete  an, 
um  in  einer  gemeinschaftlich  unterzeichneten  Ansprache  den  Wählern 
in  ihrer  Heimat  auseinanderzusetzen,  warum  sie  den  von  der  Mehr- 
heit gefaß!en  Beschlüssen  ihre  Zustimmung  versagen  mußten.  Denn", 
heißt  es  da,  „damit  würde  der  österreichische  Gesamtstaat,  der  Name 
Oesterreichs  aus  der  Geschichte  verschwinden."  21) 

Die  Rückwirkung  dieser  Vorgänge  zu  Frankfurt  auf  die  öster- 
reichische Politik  war  begreiflicherweise  tief  und  umfassend.  Mit 
den  geplanten  Verfassungsbestiinmnngen  erschien  die  Existenz  des 
österreichischen  Reiches  und  Staates  und  mit  ihr  die  ganze  Stellung 
des  Hauses  Habsburg  in  Frage  gestellt,  ihre  Verwirklichung  mußte 
unbedingt  zu  einer  Auflösung  der  Gesamtmonarchie  und  zur  Ein- 
schmelzung  des  um  Galizien,  Bukowina,  Dalmatien  und  Oberitalien 
verminderten  erbländischen  Staates  mit  Deutschland  führen.  Dem- 
gegenüber stand  —  für  die  Deutschen  Oesterreichs  und  ihr  Emp- 
finden nicht  minder  bedrohlich  —  die  andere  Alternative,  daß  näm- 
lich das  Haus  Habsburg  nunmehr  auch  mit  seinen  ehedem  dem 
deutschen  Bunde  angehörigen  Ländern  aus  dem  künftigen  deutschon 
Nationalreiche  austrat.  Zunächst  übten  dir  Frankfurter  Beschlüsse 
-  inen  stimulierenden  Einfluß  auf  die    Kreise  der  deutschnationalen 
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Politiker  Oesterreichs-  aus:  in  Salzburg  und  Klagenfurt,  ganz  beson- 
ders aber  in  Eger  auf  dem  Kongreß  der  gesamten  deutschböhmischen 
Vertrauensmänner  fand  die  Stimmung  Ausdruck,  die  am  besten  in 
der  oft  wiederholten  Wendung  zum  Ausdruck  kam:  „Sollen  wir  UD3 
nicht  lieber  von  Kroaten,  Panduren,  Italienern,  Wallachen  trennen 
als  von  unseren  deutschen  Stammesbrüdern?"  Aber  auf  der  anderen 
Seite  wurde  von  diesen  und  ähnlichen  Kundgebungen  der  deutsch- 
nationalen Demokratie,  die  nur  einen  kleinen  Teil  der  oberen  Intel- 
ligenzschichten in  sich  begriff,  das  österreichische  Gefühl  der  breiten 
kleinbürgerlichen  und  bäuerlichen  Massen  der  Deutschen  Oester- 
reichs  nicht  minder  kräftig  angeregt,  und  das  kam  vor  allem  in  der 
Reichshauptstadt  Wien,  zumal  nach  der  Niederwerfung  des  Oktober- 
aufstandes, zu  unverkennbarem  Ausdruck.  Wenn  man  bedenkt,  daß 
in  der  Note  des  österreichischen  Ministeriums  vom  21.  April  schon 
das  sonst  so  leise  auftretende  Ministerium  Pillersdorff  offen  erklärt 
hatte,  daß  Oesterreich  nicht  in  der  Lage  wäre,  einem  Staatenbunde 
beizutreten,  wenn  ihm  ein  „Verzicht  auf  die  Selbständigkeit  der 
inneren  Verwaltung"  zugemutet  und  das  Recht  der  „besonderen  Zu- 
stimmung zu  jedem  von  der  Bundesversammlung  gefaßten  Be- 
schlüsse" versagt  würde,  so  ist  leicht  einzusehen,  welche  Rückwirkung 
der  Frankfurter  Verfassungsentwurf  nicht  nur  auf  die  konservativen 
Kreise  Wiens  ausüben  mußte,  sondern  auch  auf  die  gemäßigten  Libe- 
ralen in  Wien  und  den  deutschen  Provin?,städten.  Die  öffentliche 
Stimmung,  durch  einen  großen  Teil  der  Presse  unterstützt,  wendete 
sich  nunmehr  rückhaltlos  gegen  Frankfurt,  wo  man  inzwischen  in 
immer  größere  Schwierigkeilen  geraten  war.  Von  allem  Anfang  war 
dort  schon  der  große  politische  Machtkampf  auf  die  Formel:  Staaten- 
bund oder  Bundesstaat  gebracht  worden:  zwischen  den  „Großdeut- 
schen" und  den  zeitweilig  mit  ihnen  verbündeten  Demokraten  auf 
der  Linken  der  Paulskirche  auf  der  einen  Seite,  den  „Erbkaiser- 
lichen" und  kleindeutschen  Anhängern  der  preußischen  Vormacht  auf 
der  anderen  Seite  spannen  sich  die  zähesten  parlamentarischen 
Kämpfe  im  Verfassungsausschuß  und  im  Plenum  der  Nationalver- 
sammlung sowie  in  den  großen  Parteiklubs  den  ganzen  Sommer  und 
Herbst  1848  hindurch  fort,  ohne  daß  es  gelang,  auch  nur  zur 
zweiten  Lesung  des  Verfassungsentwurfes  vorzuschreiten  Die  Ent- 
scheidung brachten  schließlich  nicht  die  einander  vielfach  widerstrei- 
tenden, in  sich  selbst  oft  widerspruchsvollen  Reden  und  Anträge  der 
deutsch-österreichischen  Abgeordneten,  die  deutschnationale  Eini- 
gungspolitik betreiben  wollten  und  sich  doch  von  Oesterreich  nicht 
lossagen  konnten,  sondern  die  geschichtlichen  Taten  des  Ministeriums 
Schwarzenberg,  das  nach  dem  Thronwechsel  vom  2.  Dezember  die 
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Zügel  der  österreichischen  Regierung  ergriffen  hatte.  Alle  Be- 
mühungen, denen  sich  die  deutsdinationalen  Oesterreicher  vereint 
mit  ihren  demokratischen,  großdeutschen  Freunden  aus  Baden  und 
Württemberg  hingaben,  um  durch  Auffindung  staatsrechtlicher  Ueber- 
gänge  zwischen  den  beiden  Grundformen  des  Bundesstaates  und 
Staatenbundes  das  Dilemma,  in  dem  sich  das  Deutschöslerreichertum 
zu  Frankfurt  befand,  zu  lösen,  mußten  um  so  hoffnungsloser  bleiben, 
als  sich  von  Monat  zu  Monat  der  gesamtösterreichische  dynastische 
Standpunkt  in  Wien  bei  der  Regierung  und  den  politisch  maßgeben- 
den Kreisen  zu  völliger  Klarheit  durchrang.  -) 

Heinrich  F  r  i  e  d  j  u  n  g  hat  die  ganzen  zwischen  den  Großdeut- 
schen und  Oesterreichern  in  Frankfurt  und  der  Regierung  in  Olmütz 
gepflogenen  Verhandlungen  sowie  deren  Zusammenhänge  mit  den 
gleichzeitig  zwischen  den  beiden  Kabinetten  spielenden  diploma- 
tischen Aktionen  und  der  Politik  Heinrich  von  Gagerns  und  der  erb- 
kaiserlichen Partei  in  Frankfurt  in  meisterhafter  Weise  aus  den 
Akten  dargestellt:  als  entscheidendes  Ergebnis  stellt  sich  dabei  her- 
aus, daß  die  innere  österreichische  Politik,  wie  Schwarzenberg  sie 
seit  der  Uebernahme  der  Macht  sich  vorgesetzt  hatte,  auch  unmittelbar 
in  den  einzelnen  Etappen  der  Entwicklung  der  deutschen  Frage  je- 
weils die  Entscheidung  gab.  *) 

Die  Auflösung  des  Kremsierer  Reichstages  am  6.  März  1849  und 
die  ihr  unmittelbar  folgende  peremptorische  Erklärung  Schwarzen- 
bergs.  die  zu  der  Gründung  eines  deutschen  Bundesstaates  die  Zu- 
stimmung rundweg  verweigerte,  vielmehr  die  Wiedereinsetzung  des 
alten  deutschen  Bundestages  der  rein  fürstlichen  Organisation  Ge- 
samtdeutschlands als  Ziel  setzte,  machte  dann  der  Politik  der  groß- 
deutschen Fraktionen  ein  Ende  und  bewog  diese,  sich  nunmehr  mit 
der  gegenüberstehenden  „erbkaiserlichen"  kleindeutschen  Partei  zu 
verständigen,  die  Preußens  Beruf  zur  Einigung  Deutschlands  ohne 
Oesterreich  auf  ihre  Fahne  geschrieben  hatte.  Die  beiden  grund- 
legenden Paragraphen  des  Entwurfes  der  Reichsverfassung  wurden 
nunmehr,  wenn  auch  in  etwas  abgeschwächter  Form,  angenommen, 
die  erbliche  Kaiserwürde  wurde  beschlossen  und  dem  preußischen 
Könige  übertragen,  worauf  folgerichtig  die  österreichische  Regierung 
die  deutsch-österreichischen  Deputierten  von  der  Frankfurter  Na- 
tionalversammlung zu  rückberief.  "b) 

Der  enge  Zusammenhang,  in  dem  das  Scheitern  des  Versuches 
demokratischer  Lösung  der  deutschen  Frage  durch  das  freigewählto 


♦)  Ueber  die  Entwicklung  der  Politik  Schwarzenbergs  In  der  deutschen 
Frage,  wie  sie  sich  in  den  Ministerratsprotokollen  der  Regierung  verfolgen 
lüLit,  siehe  den  Exkurs  22b  im  Anhang. 


2.  Kapitel:  Kräfte  und  Ideen  zur  Lösung  des  Problems.  147 

Nationalparlament  mit  der  innerösterreichischen  Verfassungspolitik 
stand,  ist  schon  mehrfach  berührt  worden.  Hier  war  nun  vor  allem 
die  Entscheidung  von  der  großen  Wendung  hergekommen,  welche  die 
Wiener  Oktoberrevolution  mit  sich  brachte:  diese  gab  der  militä- 
rischen Gewalt  und  den  hinter  ihr  stehenden  höfischen  und  konser- 
vativen Mächten  den  Anlaß,  in  Wien  dasselbe  durchzusetzen,  wozu 
ihr  für  Böhmen  der  Pfingstaufstand  in  Prag  nützlich  gewesen,  näm- 
lich die  rücksichtslose  Wiederherstellung  der  Autorität  der  Krone 
und  der  Zentralregierung.  Damit  war  eigentlich  schon  der  Stellung 
der  deutschnationalen  Deputierten  Oesterreichs  in  Frankfurt  der 
feste  Boden  genommen:  nach  der  Pazifizierung  der  beiden  Haupt- 
städte und  der  Besiegung  Piemonts  durch  Radetzky  war  es  klar,  daß, 
wie  immer  sich  das  künftige  Verhältnis  Oesterreichs  zu  Ungarn  ge- 
stalten werde,  jedenfalls  das  österreichische  Staatsproblem  praktisch 
ohne  Rücksicht  auf  die  Frankfurter  Pläne  zur  Schaffung  eines  kräf- 
tigen deutschen  Bundesstaates  mit  Einschluß  der  habsburgischen  Erb- 
länder gelöst  werden  würde.  Die  unausweichliche  Folge  hiervon 
war  ein  schnelles  Sinken  der  deultschnationalen  Strömung,  nicht  nur 
in  der  österreichischen  Delegation  zu  Frankfurt,  sondern  auch  in  den 
großen,  politisch  aktiven  Bevölkerungskreisen  Wiens  und  Deutsch- 
österreichs. Die  scharfe  Zuspitzung  der  Gegensätze  zwischen  den 
Oesterreichern  und  der  preußischen  Partei  hatte  in  Frankfurt  sowie 
daheim  die  alte  Abneigung  gegen  das  Preußentum  gestärkt,  nicht 
minder  aber  den  spezifisch  österreichischen  Patriotismus  angefacht, 
wie  ihn  für  die  große  Mehrzahl  der  Gebildeten  Wiens  und  Deutsch- 
Oesterreichs  Grillparzer  in  seinem  berühmten,  der  Armee  Radetzkys 
huldigenden  Gedichte  mit  der  Kraft  des  künstlerischen  Genius  zum 
Ausdruck  gebracht  hatte.  Inmitten  der  Welt  von  „Trümmern",  als 
die  am  Ende  der  Revolution  sich  Deutschland  so  gut  wie  die  habs- 
burgische  Monarchie  in  jenem  Augenblick  darstellte,  erhob  sich  die 
im  tiefsten  Gefühl  der  Heimatliebe  und  des  Stolzes  auf  die  eigene 
Art  wurzelnde  Vorstellung  von  Oesterreich  als  dem  mächtigen  und 
großen  Gesamtvalterland  bei  den  österreichischen  Deutschen  wieder 
zur  vollen  Kraft,  ganz  besonders  aber  auch  in  den  mittelständischen 
kleinbürgerlichen  Schichten  wie  in  der  streng  konservativ  gesinnten 
Bauernschaft  der  Alpenländer.  Dazu  kam  die  Wirkung  des  Wechsels 
auf  dem  Thron,  den  ein  junger  hoffnungsvoll  begrüßter  Sprosse  des 
Erzhauses  bestiegen  hatte,  und  die  Einsetzung  einer  Regierung,  deren 
Energie  in  der  Person  des  Ministerpräsidenten  Fürsten  Schwarzen- 
berg,   deren   administrative    Fälligkeit    und    liberal-reformatorische 
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Tendenz  sich  in  Ministern  wie  Bach,  Stadion  und  Brück  deutlich  zu 
erkennen  gab.  *) 

An-  allen  diesen  Ursachen  ergab  sich  eine  wichtige  Folge:  die 
oberen  und  mittleren  Klassen  des  deutschen  Bürgertums  näherten 
sich  unter  dem  Eindruck  der  Aussichtslosigkeit  der  nationalen  Be- 
wegung in  Gesamtdeutschland  mehr  und  mehr  derjenigen  Auffassung 
des  österreichischen  Problems,  die  übrigens,  wie  wir  schon  aus  dem 
Inhalte  des  Elaborates  des  ständischen  Ausschusses  wissen,  von  An- 
fang an  den  Kern  der  gemäßigt  liberalen  Kreise  Deutschösterreichs 
erfüllte:  man  kam  zurück  zur  zentralistischen  Anschauung,  welche 
den  gegebenen  Obrigkeitsslaat  Oesterreichs  zwar  in  einen  „konstitu- 
tionellen" Staat  verwandelt,  zugleich  aber  auch  in  unlöslicher  Ver- 
bindung mit  Ungarn  und  Italien,  die  also  das  Reich  als  europäische 
Großmacht  aufrechterhalten  wissen  wollte.  Wie  sich  diese  alsbald 
vollkommen  befestigte  Gruaidstimmung  Wiens  und  Deutschösterreichs 
zu  dem  Werke  des  Kremsierer  Verfassungsausschusses  und  der  als- 
bald oktroyierten  Verfassung  der  neuen  Regierung  verhielt,  wird 
allerdings  erst  nach  der  Darstellung  dieser  beiden  großen  Versuche 
beurteilt  werden  können. 

Jedoch  noch  von  einer  ganz  anderen  Seite  her  ist  die  Restau- 
ration des  altösterreichisch-dynastischen  Staatsgedankens  gleich- 
zeitig mit  der  gekennzeichneten  Entwicklung  der  deutschen  Frage 
mächtig  gefördert  worden:  zwar  auch  äußerlich  im  Zusammenhang 
mit  der  Frankfurter  Nationalversammlung,  aber  unter  ganz  anderen 
Voraussetzungen  und  mit  anderen  Zielen,  nämlich  von  Seite  der 
Tschechen  her.  Der  Fünfzigerausschuß,  die  zur  Vorbereitung  der 
Frankfurter  Nationalversammlung  in  Prag  gebildete  Körperschaft, 
hatte  zu  Ende  März  in  vollkommener  Unkenntnis  über  die  tatsäch- 
liche nationalpolitische  Orientierung  der  österreichischen  Slawen 
mich  an  Palacky  als  den  anerkannten  Führer  des  tschechischen 
Volkes  die  Einladung  zur  Teilnahme  an  seinen  Arbeilen  und  der 
künftigen  Nationalversammlung  ergehen  lassen;  dieser  aber  hatte  in 
einem  an  den  Vizepräsidenten  Soiron  gerichteten  Schreiben  unbe- 
dingt abgelehnt  und  seinen  Standpunkt  ausführlich  begründet.  Die 
umfassende  Staatsschrift,  als  welche  diese  Antwort  Palackys  anzu- 
sehen ist,  bedeutet  nun  einen  weiteren  wichtigen  Denkstein  auf  dem 
Wege  der  Klärung  des  österreichischen  Verfassungsproblems. 
Palacky  hat  selbst  in  späteren  Jahren,  gewiß  mit  Recht,  ausgesprochen, 
daß  erst  durch  seinen  Brief,  der  nicht  nur  in  Prag  und  Böhmen, 


•)  Ein   Kabinett  von  Premierministern  hat  es  der  englische  Gesandte 
Ponsonby  Ln  einem  seiner  Berichte  genannt. 
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sondern  auch  in  Wien  und  im  Deutschen  Reiche  außerordentliches 
Aufsehen  hervorgerufen  hatte,  der  Mehrzahl  der  Bevölkerung  die 
Idee  des  österreichischen  Staates  deutlicher  und  lebhafter  vor- 
schwebte und  daß  seine  Worte  wesentlich  dazu  beigetragen  hätten, 
den  zu  jener  Zeit  „schwankenden  Staat  zu  erhalten  und  zu  festigen". 
Palackys  Schreiben  ist  in  der  Tat  eine  weitere  höchst  wichtige  Etappe 
auf  dem  Wege  der  Ausbildung  eines  Programmes  der  föderalisti- 
schen Idee  und  der  Begründung  einer  diesem  Gedanken  entsprechen- 
den Gestaltung  der  Verfassung  Oesterreichs :  als  solche  beansprucht 
dieses  Schreiben  eingehende  Prüfung. 

Nachdem  Palacky  die  der  Einladung  zugrunde  liegende  Auffas- 
sung, daß  Böhmen  zum  Deutschen  Bunde  gehört,  als  einen  Irrtum 
bezeichnet  und  als  rech'.shistorisch  unbegründet  festgestellt  hat,  setzt 
er  die  politischen  Leitgedanken  seines  Handelns  auseinander.  Das, 
was  mit  der  Frankfurter  Nationalversammlung  bezweckt  werde,  sei 
in  der  Hauptsache  nichts  anderes  als  die  Schwächung  Oesterreichs 
als  selbständigen  Kaiserstaates.  Die  Integrität  Oesterreichs  sei  aber 
schon  wegen  der  immer  stärker  drohenden  Gefahr  der  russischen 
Universalmonarchie  eine  auch  für  die  Westslawen  höchst  wichtige 
Angelegenheit. 

„Sie  wissen",  fährt  Palacky  fort,  „daß  der  Süd-Osten  von  Europa,  die 
Gränzen  des  russischen  Reiches  entlang,  von  mehreren  in  Abstammung, 
Sprache,  Geschichte  und  Gesittung  merklich  verschiedenen  Völkern  bewohnt 
wird  —  Slawen,  Walachen,  Magyaren  und  Deutschen,  um  der  Griechen, 
Türken  und  Schkipetaren  nicht  zu  gedenken,  von  welchen  keines  für  sich 
allein  mächtig  genug  ist,  dem  übermächtigen  Nachbar  im  Osten  in  alle  Zu- 
kunft erfolgreichen  Widerstand  zu  leisten;  das  können  sie  nur  dann,  wenn 
ein  einiges  und  festes  Band  sie  alle  miteinander  vereinigt.  Die  wahre 
Lebensader  dieses  nothwendigen  Völkervereins  ist  die  Donau:  seine  Central- 
gewalt  darf  sich  daher  von  diesem  Strome  nicht  weit  entfernen,  wenn  sie 
überhaupt  wirksam  sein  und  bleiben  will.  Wahrlich,  existierte  der 
österreichische  Kaiserstaat  nicht  schon  längst,  man 
müßte  im  Interesse  Europas,  im  Interesse  der  Humani- 
tät selbst  sich  beeilen,  ihn  zu  schaffe  n." 

Warum  ist  der  österreichische  Staat  aber  im  kritischen  Momente 
„haltungslos  und  beinahe  ratlos"?  Die  Antwort  auf  diese  von 
Palacky  aufgeworfene  Frage  gibt  er  in  folgenden  Sätzen: 

„Weil  er,  in  unseliger  Verblendung,  so  lange  her  die  eigentliche  recht- 
liche und  sittliche  Grundlage  seiner  Existenz  selbst  verkannt  und  verläugnet 
hat:  den  Grundsatz  der  vollständigen  Gleichberechtigung  und  Gleichbeach- 
tung aller  unter  seinem  Scepter  vereinigten  Nationalitäten  und  Confessionen. 
Das  Völkerrecht  ist  ein  wahres  Naturrecht:  kein  Volk  auf  Erden  ist  berech- 
tigt, zu  seinen  Gunsten  von  seinem  Nachbar  die  Aufopferung  seiner  selbst 
zu  fordern,  keines  ist  verpflichtet,  sich  zum  Besten  des  Nachbars  zu  ver- 
läugnen  oder  aufzuopfern.  Die  Natur  kennt  keine  herrschenden  sowie 
keine  dienstbaren  Völker.  Soll  das  Band,  welches  mehrere  Völker  zu  einem 
politischen  Ganzen  verbindet,  fest  und  dauerhaft  sein,  so  darf  keines  einen 
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Grund  zur  Befürchtung  haben,  daß  es  durch  die  Vereinigung  irgend  eine& 
Beiner  theuersten  Güter  einbüßen  werde:  im  Gegentheil  muß  jedes  die 
Sichere  Hoffnung  hegen,  bei  der  Centralgewalt  gegen  alienfällige  Uebergriffe 
der  Nachbarn  Schutz  und  Schirm  zu  finden;  dann  wird  man  sich  auch  be- 
eilen, diese  Centralgewalt  mit  so  viel  Macht  auszustatten,  daß  sie  einen  sol- 
chen Schutz  wirklich  leisten  könne.  Ich  bin  überzeugt,  daß  es  für  Oesterreich 
auch  jetzt  noch  nicht  zu  spät  ist,  diesen  Grundsatz  der  Gerechtigkeit,  die 
Sacra  ancora  beim  drohenden  Schiffbruch,  laut  und  rückhaltlos  zu  proclamie- 
ren  und  ihm  praktisch  allenthalben  Nachdruck  zu  geben:  doch  die  Augen- 
blicke sind  kostbar,  möchte  man  doch  um  Gotteswillen  nicht  eine  Stunde 
länger  zögern!  Metternich  ist  nicht  bloß  darum  gefallen,  weil  er  der  ärgste 
Feind  der  Freiheit,  sondern  auch  darum,  weil  er  der  unversöhnlichste  Feind 
aller  slawischen  Nationalität  in  Oesterreich  gewesen.' 

In  diesen  Sätzen  liegt  der  Kern  von  Palackys  politischem  Pro- 
gramm, seines  besonderen  österreichischen  Verfassungsplanes  und 
der  Vorschläge,  mit  denen  er  das  österreichische  Problem  lösen 
wollte.  Und  nun  setzt  Palacky,  in  seinem  Schreiben  fortfahrend,  in 
ßehr  eindrucksvoller  Weise  auseinander,  warum  er  als  Böhme  nicht 
nach  Frankfurt,  sondern  nach  Wien  blickte,  nach  dem  Zentrum,  wel- 
ches die  Frankfurter  Nationalversammlung  schwächen,  ja  sogar  ver- 
nichten wolle. 

„Oder  glauben  Sie  wohl",  ruft  Palacky  aus,  „die  österreichische  Monarchie 
werde  noch  ferner  Bestand  haben,  wenn  Sie  ihr  verbieten,  innerhalb  ihrer 
Erblande  ein  eigenes,  von  dem  Bundeshaupt  in  Frankfurt  unabhängiges  Heer 
zu  besitzen?  Glauben  Sie,  der  Kaiser  von  Oesterreich  werde  sich  auch  dann 
noch  als  Souverain  behaupten  können,  wenn  Sie  ihn  verpflichten,  alle  wie  - 
tigeren  Gesetze  von  Ihrer  Versammlung  anzunehmen,  und  somit  das  Institut 
der  österreichischen  Reichsstände  so  wie  alle  durch  die  Natur  selbst  ge- 
botenen Provinzial-Verfassungen  der  verbundenen  Königreiche  illusorisch  zu 
machen"  ....  „Um  des  Heils  von  Europa  willen  darf  Wien  zu  einer  Pro- 
vinzialstadt  nicht  herabsinken!  Wenn  es  aber  in  Wien  selbst  Menschen  gibt, 
die  sich  Ihr  Frankfurt  als  Capitale  wünschen,  so  muß  man  ihnen  zurufen: 
Herr!  vergib  ihnen,  denn  sie  wissen  nicht,  was  sie  wollen!"  Nicht  Oester- 
reichs  Anschluß  an  Deutschland,  sondern  das  Umgekehrte  hätte  einen  Sinn. 
„Ist  aber  auch  diese  Zumuthung,  dem  deutschen  Nationalgefühle  gegenüber, 
unstatthaft:  so  erübrigt  nichts,  als  daß  beide  Mächte,  Oesterreich  und  Deutsch- 
land, neben  einander  gleichberechtigt  sich  constituiren,  ihren  bisherigen 
Bund  in  ein  ewiges  Schutz-  und  Trutzbündnis  verwandeln,  und  allenfalls  noch, 
wenn  solches  ihren  beiderseitigen  materiellen  Interessen  zusagt,  eine  Zoll- 
einigung  unter  einander  abschließen.  Zu  allen  Maßregeln,  welche  Oester- 
reichs  Unabhängigkeit,  Integrität  und  Machtentwicklung,  namentlich  gegen 
den  Osten  hin,  nicht  gefährden,  bin  ich  mitzuwirken  immer  freudig  bereit." 

Die  hohe  Bedeutung  dieses  denkwürdigen  Schreibens  Palackys 
liegt  klar  zutage:  hier  wird  zum  erstenmal  ein  österreichisches" 
Programm  der  inneren  und,  wenn  auch  in  sehr  allgemeinen  Umrissen, 
der  äußeren  Politik  gegeben,  welches  nicht  den  dynastischen  Staats- 
gedanken einfach  übernimmt,  sondern  ihn  unmittelbar  auf  den  Rech- 
ten und  Bedürfnissen  der  in  Oesterreich  vereinigten  Völker  selbst 
aufbaut,  indem  es  die  historische  Zentralgewalt  in  den  Grenzen, 
welche  diese  Bedürfnisse  ziehen,  zwar  als  notwendig  anerkennt,  sie 
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aber  organisch  von  den  Völkern  her  aufgefaßt  und  durch  deren  freien 
Willen  gestützt  haben  will.  Daß  dieser  neue  Gedanke  von  Oester- 
reich  von  dem  ersten  der  damals  lebenden  slawischen  Politiker  for- 
muliert wird,  konnte  an  und  für  sich  die  Deutschen  Oesterreichs  nicht 
hindern,  dieser  Auffassung  näherzutreten,  wenn  nicht  doch  gerade 
das  von  Palacky  für  die  slawischen  und  nichtdeutschen  Völker  der 
Monarchie  in  Anspruch  genommene  Prinzip  des  Rechtes  der  Natio- 
nalität als  künftige  Grundlage  Oesterreich«  in  seiner  praktischen  An- 
wendung die  Deutschen  dazu  antrieb,  ihrerseits  vor  allem  den  An- 
schluß an  Deutschland  zu  suchen.  In  diesem  Falle  bedeutete  aber 
die  Erhältung  Oesterreichs  nichts  anderes  als  die  Unterordnung  der 
slawischen  Völker  unter  das  deutschnationale  Gesamtinteresse  und 
man  mochte  sie  nur  als  Glieder  der  einen  politischen  Nation  Oester- 
reichs, der  Deutschen,  gelten  lassen.  Hier  liegt  nun  der  fundamentale 
Gegensatz,  den  das  Nationalitätenprinzip  für  beide  großen  Partner 
Oesterreichs,  Slawen  und  Deutsche,  zunächst  in  aller  Schärfe  hin- 
stellte, klar  zutage:  die  neue  Idee  von  Oesterreich,  wie  Palacky  sie 
autoritativ  formulierte  —  ihre  Verbreitung  in  die  ganze  tschechische 
Oeffentlichkeit  und  darüber  hinaus  im  Slawentum  ist  ein  Hauptteil 
der  Tätigkeit  der  tschechischen  Publizistik  im  Revolutionszeitalter 
gewesen  —  beruht  auf  dem  Prinzip  der  Gleichberechtigung  aller 
Völker,  wie  es  Palacky  ausdrücklich  in  den  oben  angeführten  Sätzen 
statuiert  hat.  Die  deutsche  Idee  von  Oesterreich  aber  strebt  unwider- 
stehlich danach,  die  von  der  Dynastie  und  ihrem  Obrigkeitsstaat 
durch  zwei  Jahrhunderte  aufgebaute  politische  Hegemonie  des  deut- 
schen Volkselementes  festzuhalten.  An  dieser  Stelle  wird  auch  der 
Konflikt  sichtbar,  in  den  die  deutschnationale  Politik  in  Oesterreich 
von  Anfang  an  mit  den  Grundideen  des  theoretischen  Liberalismus 
geraten  ist,  der  die  Forderung  nach  persönlicher  Freiheit  und  Gleich- 
heit aller  Staatsbürger  als  Grundstein  der  konstitutionellen  Staatslehre 
festlegt:  gilt  das  für  den  Bereich  der  politischen,  sozialen  und  ökono- 
mischen Lebenssphäre  des  Einzelnen,  so  mußte  es  in  einem  aus  meh- 
reren Völkern  gebildeten  Staatswesen  konsequent  auch  für  jenes 
Interesse  jedes  Einzelnen  gelten,  das  sich  in  seiner  nationalen  An- 
gehörigkeit ausspricht.  Folgerichtig  mußte  das  Prinzip  der  Freiheit 
und  Gleichheit  des  Einzelnen  auch  vom  Individuum  aufsteigend  auf 
die  großen  Kollektivverbände  der  Menschen  ausgedehnt  werden,  die 
aus  der  Natur  des  zivilisierten  Lebens  selbst  hervorgehen:  für  die 
Tatsache  des  Zusammenlebens  in  der  Gemeinde  ist  diese  Grund- 
anschauung bekanntlich  vom  Liberalismus  durch  seine  Forderungnach 
kommunaler  Autonomie  auch  tatsächlich  verwirklicht  worden.  Nicht 
minder  aber  mußte  derselbe  Grundsatz  für  die  natürlichen  Verbände, 
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die  als  Nationen  und  Nationalitäten  bezeichnet  werden,  gelten,  zumal 
in  diesen  Verbänden  unvergleichliche  und  unersetzliche  seelische 
und  kulturelle  Güter  des  Einzelnen  enthalten  sind.  Insofern  nun 
Palacky  sein  „Völkerrecht"  auf  Naturrecht  gründete,  liegt  ihm  jeden- 
falls der  hier  kurz  angeführte  rationalistische  Gedankengang  des 
Liberalismus  nicht  fern,  obgleich  Palacky  im  Grunde  genommen 
durchaus  konservativ  gerichtet  war,  die  damals  herrschende  liberale 
Doktrin,  wie  sie  Rotteck  und  Welcker  sozusagen  ,,kanonisiert"  halten, 
ausdrücklich  ablehnte  und  obgleich  sein  politisches  Denken  Schritt 
für  Schritt  aus>  seiner  streng  historischen  Auffassung  von  dem  Rechte 
des  tschechischen  Volkes  auf  die  Wiedererringung  seiner  staa'.lichen 
Selbständigkeit  und  seiner  nationalen  Wiedergeburt  hervorgegangen 
ist  und  aus  dieser  Quelle  immer  wieder  neue  Kräfte  gezogen  hat. 
Bei  Palacky  fehlt,  wie  wir  sehen,  so  wenig  wie  überhaupt  bei  der 
ganzen  Generation  der  Männer  der  tschechischen  Renaissance  in  der 
ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  ein  grundlegend  universalistisch- 
weltbürgerlicher  Zug  in  ihrem  Streben,  für  das  eigene  Volk  und  in 
weiterer  Umfassung  für  das  gesamte  Slawentum  Oesterreichs  eine 
nationale  Politik  zu  begründen:  aber  es  sind  immer  mehr  die  univer- 
salistischen Tendenzen  der  Herderschen  Humanitätspholisophie  als 
die  des  klassischen  Liberalismus,  wie  ihn  für  die  Deutschen  Wilhelm 
von  Humboldt  am  schärfsten  ausgebildet  hat. 

Der  Gedanke  der  Gleichberechtigung  aller  Völker  und  die  damit 
unauflöslich  verbundene  Forderung  nach  dem  Selbstbestimmungsrecht 
der  Nationen,  diese  beiden  Grundsteine  des  modernen  Nationalismus 
sind  —  so  paradox  das  im  ersten  Augenblick  erscheinen  mag  —  doch 
in  ihrem  letzten  Ursprung  hervorgegangen  aus  jener  Grundauffas- 
sumg  der  weltbürgerlichen  Geistesrichtung,  die  sich  im  18.  Jahr- 
hundert aus  dem  Zusammenfluß  vieler  verschiedener  Quellen  her 
gebildet,  dann  aber  als  mächtiger  Strom  durch  die  ganze  Staatenwelt 
der  europäischen  Rasse  sich  verbreitend,  alle  Felder  der  modernen 
Kultur  und  Staatenordnung  befruchtet  hat  und  noch  immer  weiter  be- 
fruchtet. Für  Oesterreich  bedeutet  nun  die  Aufstellung  dieser  Ge- 
danken als  fundamentaler  Rechtsgrundsätze  seiner  Organisation 
das  Erreichen  des  ersten  großen  Höhepunktes  in  dem  fortschreitenden 
Prozeß  der  Entfaltung  des  Problems  seiner  politischen  und  morali- 
schen Existenz. 23) 

Es  ist  gewiß  von  hohem  Interesse,  festzustellen,  daß  gerade  die 
deutsche  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  es  gewesen  ist.  in  der 
zum  erstenmal  das  Prinzip  der  Gleichberechtigung  der  Völker  im 
national  gemischten  Staate  solenne  Anerkennung  und  Formulierung 
gefunden  hat.    Auch  in  diesem  Punkte  tritt  der  organische  Zusammen- 
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hang  der  gesamtdeutschen  Politik  seit  1848  mit  den  Problemen 
Oesterreichs  und  seiner  verfassungsrechtlichen  Grundfrage  der  Orga- 
nisation eines  übernationalen  Völkerstaates  mit  überraschender  Deut- 
lichkeit hervor. 

Durch  die  Einberufung  eines  deutschen,  für  das  ganze  Bundes- 
gebiet tagenden  Parlamentes  —  eine  Aufgabe,  die  das  sogenannte 
Heidelberger  Vorparlament  und  der  von  diesem  gebildete  50er-Aus- 
schuß  auf  sich  genommen  hatte  —  wurde  für  Oesterreich  mit  einem 
Schlage  nicht  nur  die  äußere  deutsche  Frage,  das  heißt  das  Problem 
der  künftigen  Staats-  oder  völkerrechtlichen  Teilnahme  Oesterreichs 
an  einem  konstitutionellen  deutschen  Bundesreiche  aufgerollt,  sondern 
sozusagen  automatisch  auch  die  „innere"  deutsche  Frage,  nämlich 
das  Problem  der  Stellung  der  nichtdeutschen  Völker  in  den  öster- 
reichischen Erbländern  zu  dem  großen  Plane  eines  verfassungsmäßig, 
also  durch  Mitwirkung  aller  Völker  und  Stämme  des  Reiches  ge- 
bildeten deutschen  Bundes.  Nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  die 
ganze  nationale  Frage  und  damit  der  Kern  des  österreichischen 
Reichs-  und  Staatsproblems  wurden  so  mit  einem  Ruck  aus  Oesterreich 
in  die  nach  Frankfurt  einberufene  deutsche  Volksvertretung  verlegt. 
Daß  die  innerpolitische  Tragweite  der  Handlungen,  welche  die  nach 
Wien  gerichtete  Einladung  des  Vorparlamentes  nach  sich  ziehen 
mußte,  von  den  führenden  Männern  der  konstitutionellen  Bewegung 
Deutsch-Oesterreichs  vollständig  begriffen  wurde,  ist  nun  gewiß  sehr 
bemerkenswert.  Auf  Antrag  des  angesehenen  Wiener  ständischen 
Verordneten  Anton  von  Schmerling  hatte  der  provisorische  ver- 
stärkte Ausschuß  des  niederösterreichischen  Landtages  zwei  Ab- 
geordnete, den  Grafen  Anton  Auersperg  und  den  Freiherrn  von 
Andrian,  als  seine  Vertreter  zum  Vorparlament  zu  entsenden  be- 
schlossen. In  dem  Berichte,  den  Freiherr  von  Andrian  nach  der  Rück- 
kehr der  Delegierten  nach  Frankfurt  seinen  Auftraggebern  erstattete, 
tritt  nun  die  Sorge  um  die  Rückwirkung  der  Verflechtung  Oesterreichs 
mit  den  großdeutschen  Einigkeitsbestrebungen  in  folgenden  Mitteilun- 
gen eindrucksvoll  hervor. 24) 

„Nebstdem  glaubten  wir",  sagt  Andrian,  „auch  noch  zur  Beruhigung  der 
aufgeregten  slawischen  Nationalitäten  in  der  Monarchie  den  Antrag  stellen 
zu  sollen,  daß  der  Ausschuß  die  Garantie  der  nichtdeutschen  im  deutschen 
Hunde  befindlichen  Nationalitäten  als  eine  der  vornehmsten  Aufgaben  der 
nächsten  konstituirenden  Versammlung  erkläre;  —  welcher  Antrag  noch  in 
der  Debatte  ist,  weil  die  Verhandlung  durch  andere  dringende  Fragen  unter- 
brochen wurde.  Da  wir  jedoch  für  dieselben  unter  den  übrigen  österreichi- 
schen Ausschußmitgliedern  hinlängliche  Unterstützung  fanden,  glaubten  wir 
unsere  Rückkehr  nicht  aufschieben  zu  müssen.  Wir  erwarten  von  diesem 
Beschlüsse  eine  heilsame  Wirkung  auf  unsere  Nachbar-Provinzen,  und  eine 
Beschwichtigung  ihrer  etwaigen  Befürchtungen  vor  gewaltsamer  Germani- 
6irung." 
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Wie  sehr  dieser  Gegenstand  den  hervorragenden  Politikern  Wiens 
am  Herzen  lag,  geht  aber  auch  aus  dem  Texte  des  Aufrufes  hervor, 
der  behufs  Wahl  der  Abgeordneten  zur  deutschen  Nationalversamm- 
lung in  Wien  erlassen  wurde.  Dieser  spricht  als  einen  der  leitenden 
Grundsätze  für  die  Mitarbeit  der  Deutschösterreicher  an  dem  Frank- 
furter Verfassungswerke  aus,  daß  dadurch  auch  „die  vollständige 
Aufrechterhaltimg  und  gleichmäßige  Berechtigung  der  nichtdeutschen 
Nationalitäten  in  den  zum  Bunde  gehörigen  Ländern  Oesterreichs  ge- 
wahrt werden  soll."  ") 

Früher,  als  man  in  Wien  wohl  ursprünglich  dachte,  brachten  je- 
doch die  Ereignisse  selbst  die  nationalen  Bestrebungen  der  slawischen 
Völker  Oesterreichs  auch  in  der  Paulskirche  in  den  Vordergrund. 
Vorschläge  und  Beschlüsse,  die  diese  letztere  betreffen,  haben  näm- 
lich die  Frankfurter  Versammlung  sehr  bald  nach  ihrer  Eröffnung  be- 
schäftigt: der  in  der  achten  Sitzung  eingebrachte  Antrag  des  Grazer 
Abgeordneten  Marek  hat  zuerst  das  ganze  Nationalitätenproblem 
Oesterreichs  in  der  Paulskirche  auf  die  Tagesordnung  gesetzt.  Die 
davon  ausgelösten  Debatten  geben  ein  sehr  eindrucksvolles  Bild  von 
den  verschiedenen  Auffassungen  und  Strömungen,  welche  das  plötz- 
liche und  überraschend  kräftige  Hervortreten  des  nationalen  Ge- 
dankens und  der  nationalen  Freiheitsbewegung  der  nichtdeutschen 
Völker  Oesterreichs  und  der  ganzen  deutschen  Nation  in  ihrem  ersten 
Parlamente  hervorrief.  Diesen  Erscheinungen  gegenüber  verhielt 
sich  die  Mehrheit  zunächst  durchaus  entgegenkommend  zu  den 
Fremdvölkern  im  Bundesgebiete,  wie  das  auch  der  Beschluß  über  den 
vorhin  genannten  Antrag  zum  Ausdruck  brachte.  Die  Nationalver- 
sammlung erklärte  „feierlich,  daß  sie  im  vollsten  Maße  das  Recht 
anerkenne,  welches  die  nichtdeutschen  Volksstämme  auf  deutschem 
Bundesboden  haben,  den  Weg  ihrer  volkstümlichen  Entwicklung  un- 
gehindert zu  gehen,  und  in  Hinsicht  auf  das  Kirchenwesen,  den  Unter- 
richt, die  Literatur  und  die  innere  Verwaltung  und  Rechtspflege  sich 
der  Gleichberechtigung  ihrer  Sprache,  so  weit  deren  Gebiete  reichen, 
zu  erfreuen,  wie  es  sich  denn  auch  von  selbst  verstehe,  daß  jedes  der 
Rechte,  welche  die  im  Bau  begriffene  Gesamtverfassung  dem  deut- 
schen Volke  gewährleisten  wird,  ihnen  gleichmäßig  zusteht.  Das 
fortan  einige  und  freie  Deutschland  ist  groß  und  mächtig  genug,  um 
den  in  seinem  Schöße  erwachsenen  andersredenden  Stämmen  eifer- 
suchtslos in  vollem  Maße  gewähren  zu  können,  was  Natur  und  Ge- 
Bchichte  Ihnen  zuspricht;  und  niemals  soll  auf  seinem  Boden  weder 
der  Slawe,  noch  der  dänisch  redende  Ngrdschleswiger,  noch  der  ita- 
lienisch redende  Bewohner  Süddeutschlands,  noch  wer  sonst,  uns 
aiigehörig,  in  fremder  Zunge  spricht,  zu  klagen  haben,  daß  ihm  seine 
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Stammesart  verkümmert  werde,  oder  die  deutsche  Bruderhand  sich 
ihm  entziehe,  wo  es  gilt." 

Aber  schon  zwei  Tage  später,  am  5.  Juni,  wurde  ein  neuerlicher 
Antrag  eingebracht,  der  sich  mit  der  Frage  der  Verhinderung  der 
Wahlen  zur  Nationalversammlung  in  einem  großen  Teile  der  böhmi- 
schen und  mährischen  Wahlbezirke  beschäftigte  imd  eine  besondere 
Ausschußprüfung  hierfür  verlangte.  Sowohl  in  dem  Antrage  als  auch 
in  den  Reden  wird  nachdrücklich  die  Wahrung  der  deutschen  natio- 
nalen Interessen  betont  und  darauf  hingewiesen,  daß  die  Deutschen 
in  Böhmen  nicht  von  den  Tschechen,  wie  dies  leidenschaftlich  ge- 
schehe, als  Eindringlinge  behandelt  werden  dürfen,  da  sie  „ebenso- 
gut Urbewohner  und  berechtigte  Bürger  des  Landes  sind  als  die  Sla- 
wen". Dennoch  glaubte  die  Mehrheit  zunächst  von  einem  besonderen 
Ausschuß  für  diese  Angelegenheit  absehen  zu  sollen.  Schon  in  der 
zweiten  folgenden  Sitzung  stand  aber  die  Nationalversammlung  unter 
dem  Eindrucke  der  inzwischen  bekannt  gewordenen  Proklamation,  die 
vom  vorbereitenden  Komitee  des  in  Prag  geplanten  Slawenkongresses 
veröffentlicht  worden  war:  die  Debatte  zeigt,  daß  die  große  Mehr- 
heit von  tiefer  Sorge  und  Aufregung  ob  der  „drohenden  slawischen 
Gefahr  erfüllt  war  und  daher  wurde  denn  jetzt  auch  ein  Antrag  auf 
augenblickliche  Ernennung  eines  Ausschusses  zur  Untersuchung 
sämtlicher  Verhältnisse  in  den  gemischen  slawisch-deutschen  Län- 
dern angenommen.  Der  Antragsteller  Ostendorf  sprach  die  in  Deutsch- 
land weitverbreitete  Anschauung  in  kräftigen  Worten  aus :  „Wir  haben 
letzthin  eine  Proklamation  oder  doch  wenigstens  eine  feierliche  Er- 
klärung abgegeben,  daß  wir  in  ganz  Deutschland  das  Recht  aller  Na- 
tonalitäten  in  gleichem  Maße  anerkennen.  Aber  wie  antworteten  die 
Slawen  darauf?  Indem  sie  ganz  Oesterreich  eben  wie  ein  slawisches 
Land  betrachten,  dieses  laut  aussprechen,  und  sich  feierlich  nicht 
allein  gegen  die  Wahlen  von  Slawen,  sondern  überhaupt  gegen  alle 
Wahlen  für  das  Frankfurter  Parlament  in  Oesterreich  erklären.  Sie 
antworteten,  indem  sie  einen  großen  Kongreß  in  Prag  zusammenriefen, 
worin  nicht  allein  die  Slawen  Oesterreichs,  nein,  von  Europa  vertre- 
ten sein  sollen,  um  allmählich  ein  großes  Slawenreich  an  die  Stelle 
Oesterreichs  zu  setzen,  und  uns  in  Deutschland  nicht  etwa  mit  Friede 
und  Freundschaft  entgegenzukommen,  sondern  uns  mit  dem  Schwert 
in  der  Hand  gegenüberzutreten.  Wie  antworteten  die  Slawen  ferner 
darauf?  Ziemlich  verbürgte  Nachrichten  sagen,  daß  im  Slawenkon- 
greß in  Prag  der  Vorschlag  gemacht  und  mit  großer  Majorität  ange- 
nommen wird  oder  ist,  Deputierte  von  dort  aus  nach  Paris  zu 
schicken,  um  durch  die  Nationalversammlung  Frankreichs  die  Natio- 


156       Die  Entfaltung  des  österr.  Problems  durch  die  Revolution  v.  1848. 

nalität  der  Slawen  garantieren  7.11  lassen  und  gegen  Deutschland  und 
gegen  unser  gutes  Recht  aufzutreten." 

Ihm  stimmte  der  deutschnationale  Abgeordnete  aus  Oesterreich 
Wiesner  sehr  kräftig  zu.  „Heute  erhalten  wir",  sagte  er,  „eine  Pro- 
klamation des  Slawenkongresses.  Lesen  Sie  dieselbe  mit  einiger  Auf- 
merksamkeit, lesen  Sie  dieselbe  auch  nur  flüchtig,  und  Sie  werden 
sehen,  daß  man  dort  laut  und  offen  ausspricht:  Wir  wollen  mit 
Deutschland  nichts  mehr  zu  tun  haben,  wir  wollen  auf  eigenen  Füßen 
stehen!  Einer  solchen  Manifestation  gegenüber,  die  unterstützt  wird 
durch  Abgeordnete  aus  so  vielen  slawischen  Ländern,  dürfen  wir 
uns  durchaus  nicht  passiv  verhalten."  .  .  .  „Sprechen  wir  aus,  daß 
wir  nicht  dulden  wollen,  daß  ein  Fußbreit  vom  deutschen  Lande  los- 
gerissen werde." 

Diesen  ganz  von  dem  nationalen  Gedanken  —  freilich  auch  von 
nationalem  Egoismus  —  erfüllten  Anschauungen  gegenüber  erhoben 
sich  doch  auch  wieder  Stimmen  derjenigen,  denen  die  Demokratie 
auch  für  die  nationale  Frage  das  zuverlässige  Heilmittel  zu  sein 
schien.  Arnold  Rüge  unterschied  zwischen  den  beiden  vorhandenen 
Gesichtspunkten  der  Beurteilung  der  nationalen  Verhältnisse  als 
Territorial-  und  Nationalprinzip  und  erklärte  beide  für  unanwendbar. 
Die  praktische  Lösung  erhoffte  er  von  dem  „Gedanken  des  Jahrhun- 
derts", der,  wie  er  meinte,  auch  in  Prag  wirksam  sei.  „Auch  die 
Tschechen  wollten  eine  demokratische  Grundlage,  aber  sie  wollten 
eine  Demokratie  als  solche.  Sie  haben  kein  Interess«  am  Königtum, 
an  Alt-Oesterreich,  sondern  sie  wollen  sich  in  sich  vereinigen  und 

wollen  als  Bundesstaat,  als  deutscher  Föderativstaat  gelten." Es 

wird",  meinte  Rüge,  „die  Aufgabe  Deutschlands  sein,  daß  es  den 
einzelnen  Völkern  so  viel  wie  möglich  erlaubt,  sich  frei  zu  constüu- 
iren,  und,  nachdem  sie  von  ihm  abgefallen  sind,  sich  wieder  mit  ihm 
zu  vereinigen  und  zu  verbrüdern.  Das  Prinzip,  von  dem  hier  nur  die 
Rede  sein  kann,  ist  „das  Föderativ-System  einer  Nation",  und  dieses 
mußte,  meinte  Rüge,  ..im  Sinnt«  der  Neuzeit  für  Verbrüderung  mit  den 
Slawen  wirken,  damit  der  Gedanke  der  Freiheit  wirklich  dort  erblühe, 
und  damit  man  anderen  Nationalitäten  erlaube,  sich  frei  zu  consti- 
tuieren,  und  ihnen  dazu  die  Bruderhand  reiche."  20) 

In  solchen  Gedankengängen  fand  hier  zum  erstenmal  auf  parla- 
mentarischem deutschem  Boden  der  ideologische  Optimismus,  der  den 
deutschen  Liberalen  jener  Zeit  so  stark  zu  eigen  war,  seinen  grund- 
sätzlichen Ausdruck  für  die  durch  die  österreichischen  Nationalitäten" 
Verhältnisse  Groüdeutschland  gestellten  Fragen.  Daß  solche  Ansich- 
ten auch  wieder  den  kräftigsten  Widerspruch  erregten,  ist  bei  dem 
starken  Anschwellen  des  nationalen  Gedankens  in  der  Nationalver- 
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Sammlung  nicht  verwunderlich.  Die  Ereignisse,  die  dann  der  Juni- 
aufsiand  in  Prag  nach  sich  zog,  verschärften  um  ein  Bedeutendes  die 
national-politische  Grundstimmung  der  Versammlung.  Die  Frage 
der  Entsendung  von  Truppen  durch  die  Regierungen  Preußens,  Sach- 
sens und  Baierns  wurde  erwogen,  aber  zunächst  noch  auf  Wunsch  der 
deutschen  Abgeordneten  aus  den  Sudetenländern  einem  Ausschuß 
überwiesen,  dessen  Bericht  dann  in  der  Sitzung  vom  1.  Juli  zu  einer 
großen  Debatte  Anlaß  gab.  Die  Resolution,  welche  dieser  vorschlug, 
forderte  die  österreichische  Regierung  zur  baldigen  Durchführung  der 
noch  rückständigen  Wahlen  auf  und  sprach  aus,  daß  die  Nationalver- 
sammlung kräftigste  Unterstützung  dem  Schutze  des  von  der  tschechi- 
schen Partei  angegriffenen  Deutschtums  gewähren  werde. 

Aber  viel  wichtiger  als  diese  augenblicklichen  Vorgänge  ist  für 
den  hier  eingenommenen  Standpunkt  der  Einblick,  den  diese  in  die 
Auffassung  gewähren,  welche  sich  bei  den  verschiedenen  Parteien 
der  Nationalversammlung  über  das  österreichische  Problem  gebildet 
hat,  Anschauungen,  die  in  den  Reden  der  Abgeordneten  Schuselka, 
Kuranda,  Radowitz,  J.  N.  Berger  und  Giskra  zum  Ausdruck  kamen, 
Die  Darstellung  der  Lage  in  Böhmen  durch  die  deutsch-böhmischen 
Abgeordneten  bringt  schon  einen  großen  Teil  der  Argumente  der 
nationalen  Verteidigung  der  Deutschböhmen  gegen  die  tschechische 
Offensive,  die  dann  oft  in  denselben  Wendungen  und  Ausdrücken, 
wie  das  jetzt  zum  erstenmal  geschah,  durch  volle  sieben  Jahrzehnte 
in  dem  Kampfe  der  beiden  Böhmen  bewohnenden  Völker  unermüd- 
lich gebraucht  worden  sind.  So  weist  Kuranda  auf  die  staats- 
rechtlichen Forderungen  der  Tschechen  als  eine  Verletzung  des  all- 
gemeinen Prinzipes  der  Freiheit  hin  und  legt  die  gleichzeitig  betrie- 
bene Doppeltaktik  klar,  deren  sich  die  Tschechen  bedienten,  indem 
sie  Mähren  und  Schlesien  gegenüber  „den  alten  Brei  ihres  Staatsrech- 
tes aufwärmen",  den  Deutschen  gegenüber  jedoch  das  Recht  der  Re- 
volution für  sich  in  Anspruch  nehmen  und  sich  von  Deutschland  los- 
sagen wollen.  Giskra,  der  spätere,  so  bekannte  Bürgermeister 
von  Brunn  und  Minister  der  deutschen  Verfassungspartei  Oester- 
reichs,  schlug  damals  die  hellstklingenden  Töne  des  deutschen  Natio- 
nalismus an,  verlangte  größte  Energie  gegen  die  deutschfeindliche 
Bewegung  der  Tschechen  und  sprach  sogar  dem  Fürsten  Windisch- 
grätz  Lob  aus  für  die  Energie,  die  er  in  Prag  bewiesen  habe.  Offen 
verspottete  der  in  den  Märztagen  so  gefeierte  Freiheitsredner  den 
„höheren  philosophischen"  Standpunkt  Ruges,  der  die  nationale 
Frage  ganz  außer  acht  lasse,  die  „Separation  begünstige,  um  dann 
die  separierten  Elemente  zusammensuchend  in  den  großen  Föderativ- 
institutionen die  Welt  zu  beglücken".    Er  forderte  vielmehr,  „solcher 
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antinationaler  Philosophie  nicht  hold",  daß  die  tschechische  Bewegung 
ganz  niedergehalten  und  für  die  Zukunft  vernichtet  werde.  Und 
Dr.  J.  N.  B  e  r  g  e  r ,  gleichfalls  aus  Mähren  stammend,  damals  aber 
als  Deutschösterreicher  ganz  von  der  deutschnationalen  Idee  erfüllt  — 
später  hat  er  ein  tieferes  Verständnis  des  österreichischen  Staats- 
problems bewiesen  —  beantragte,  daß  die  Versammlung  erklären 
möge,  „daß  sie  jede  Verletzung  der  Selbständigkeit  und  Nationalität 
der  deutschen  Stammesgenossen  in  den  österreichisch-deutschen  Län- 
dern mit  den  energischesten  Mitteln  zurückweisen  und  daß  sie  nie 
zugeben  werde,  daß  das  deutsche  Oesterreich  durch  einen  slawisch- 
österreichischen  Bundesstaat  von  den  deutschen  Vereinsstaaten  los- 
getrennt oder  überhaupt  der  Gefahr  des  Verlustes  seiner  staatlichen 
Selbständigkeit  in  einem  Slawenreiche  preisgegeben  werde."  -7) 

Es  wäre  verlockend,  nun  noch  weitere  Einzelheiten  aus  den 
Reden  der  Abgeordneten,  aus  der  reichlichen  Flut  von  Zeitungs- 
artikeln und  Flugschriften  deutschnationaler  Kreise  zum  Nationali- 
tätenproblem, die  schnelle  Entwicklung  der  Anschauungen  und  Ten- 
denzen der  deutschen  Oesterreicher  und  ihrer  Freunde  im  Reiche 
gegenüber  den  nationalen  Emanzipationsbestrebungen  der  nichtdeut- 
schen Völker  zu  beleuchten,  zumal  da  die  Oktoberereignisse  in  Wien 
begreiflicherweise  neuerdings  eine  Flut  von  Anträgen  und  Reden  vor- 
nehmlich der  demokratischen  Linken  der  Nationalversammlung  zu 
den  österreichischen  Dingen  und  zur  nationalen  Frage  in  der  Pauls- 
kirche hervorbrachten. 28)  Aber  ich  muß  mich  hier  mit  den  voran- 
geführten Zitaten  im  wesentlichen  begnügen  und  im  übrigen  ver- 
suchen, im  folgenden  nur  die  Hauptgesichtspunkte  hervorzuheben. 

Vor  allem  ist  bemerkenswert,  daß  der  Konflikt,  in  welchen  die 
deutsche  Demokratie  durch  das  Auftreten  der  nationalen  Bewegung 
der  Slawen  in  Oesterreich,  vornehmlich  der  Tschechen,  versetzt 
wurde  —  aber  auch  die  slowenische  Bewegung  in  Steiermark, 
Kärnten,  Krain,  die  italienische  in  Südtirol  kamen  gleichzeitig  in  Be- 
tracht — ,  daß  dieser  Konflikt  das  meiste  dazu  beitrug,  der  nationalen 
Idee  von  Anfang  an  oder  jedenfalls  in  sehr  kurzer  Zeit  die  Ober- 
hand in  der  deutschen  Nationalversammlung  zu  verschaffen,  so  daß 
sie  die  weltbürgerlich-liberalen  Ideen  vielfach  in  ihrer  Entwicklung 
hemmt.  Der  leitende  Grundgedanke,  der  „großdeutschen"  Partei 
läßt  sich  in  den  Satz  fassen:  Oesterreich  ist  bisher  ein  deutscher  Staat 
gewesen  und  muß  ein  solcher  bleiben,  damit  die  Bildung  eines 
slawischen  „Bundesstaates"  Oesterreich  um  jeden  Preis  verhindert 
werde.  Die  deutsche  Demokratie,  die  Vertreter  der  Linken  von 
diesseits  und  jenseits  der  österreichischen  Grenze,  finden  die  volle 
Rechtfertigung  hierfür  darin,  daß  die  Slawen  im  Grunde  genommen 
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„reaktionär",  „freiheitsfeindlich"  seien,   daß  nur  durch  den  engen 
Anschluß  Oesterreichs  an  Deutschland  die  freiheitliche  Entwicklung 
der  ganzen  deutschen  Nation  gesichert  werden  könne  und  daß  zu 
diesem  Ende  eben  der  bestehende  österreichische  Einheitsstaat  un- 
verändert, allerdings  als  integrierender  Bestandteil  der  großen  deut- 
schen Einheitsrepublik,  erhalten  bleiben  müsse.    Zu  eben  demselben 
Resultat,  was  den  österreichischen  Einheitsstaat  betrifft  ~-  natürlich 
aber  nicht  was  dessen  Verbindung  mit  Deutschland  anbelangt  — , 
kamen  die  gemäßigt  liberalen  und  konservativen  Elemente  der  öster- 
reichischen Politiker  in  Frankfurt  von  einem  ganz  anderen  Ausgang 
her  und  mit  einem  ganz  anderen  Ziele  vor  Augen:  sie  wollten  Oester- 
reich  und  das  Erzhaus  als  Vormacht  im  deutschen  Bunde,  ja  darüber 
hinaus  als  Erneuerer  des  Kaisertums  in  einem  neuen  Groß-Deutsch- 
land  durchsetzen,  und  von  diesen  Kreisen  aus  entwickelte  sich  gegen 
Ende  des  Jahres  1848  der  dann  von  Schwarzenberg  in  der  offiziellen 
Presse    kraftvoll    geförderte    Gedanke   des   künftigen   70-Millionen- 
reiches  unter  Oesterreichs  Führung  als  Ausdruck  der  Verjüngung  und 
Erhöhung  der  alten  habsburgischen  Großmacht.     Diese  „großdeut- 
schen" Oesterreicher,    als    deren  Oberhaupt    eigentlich    doch  trotz 
mancher  scheinbaren  taktischen  Wendungen  Anton  von  Schmer- 
ling anzusehen  ist,  zählten  eine  Reihe  von  hervorragenden  politischen 
Persönlichkeiten  zu  den  Ihrigen,  wie  die  Abgeordneten  Dr.  von  Mühl- 
feld, Graf  Deym,  Würth,  Baron  Andrian,  durchwegs  Männer  von  hoher 
politischer  Bildung  und  warm  deutscher  Gesinnung,  aber  zugleich 
entschlossen  österreichische  Patrioten  in  dem  Sinne  des  alten  dynasti- 
schen Staatsgedankens  von  Oesterreich.    Diese  Gruppe  von  Politikern 
wollte  einerseits  die  Verbindung  Oesterreichs  mit  Deutschland  auch 
unter  den  Verhältnissen  des  Konstitutionalismus  aufrecht  erhalten, 
andrerseits  aber  lag  ihnen  die  Erhaltung  des  alten  großen  Vaterlan- 
des, als  dessen  Bürger  sie  sich  fühlten,  als  selbständiger  Macht  am 
Herzen.    Diese  beiden  politischen  Tendenzen  suchten  sie  staatsrecht- 
lich so  zu  verwirklichen,  daß  sie  sich  Groß-Oesterreich  als  ein  selb- 
ständiges Reich  dachten,  das  föderativ  gebildet  werde  aus  der  Ver- 
bindung der  alten  Erbländer  mit  Galizien,  Ungarn  und  Italien,  und 
daß  dann  dieses  Reich  in  eine  möglichst  enge  rechtliche  Verbindung 
mit  dem  in  Frankfurt  neu  konstituierten  Deutschland  trete.     Oder 
wie  Graf  Deym,  Mühlfelds  Gesinnungsgenosse,  es  ausdrückte ;  es 
müßten  die  österreichischen  Länder  in  Realunion  verbunden  bleiben 
und  das  übrige  Deutschland  in  einem  engeren  Bundesstaat  vereinigt 
werden,  mit  dem  dann  das  durch  die  Realunion  gebildete  Oesterreich 
in  völkerrechtlich  engste  Verbindung  trete. 29) 
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Mit  ganz  besonderer  Klarheit  und  Schärfe  hat  der  Wiener  Ab- 
geordnete F.  R.  von  Sommaruga,  einer  der  führenden  Männer  der 
liberalen  Gesellschaft  Wiens,  die  unhaltbare  Stellung  gekennzeichnet, 
in  welche  die  ganze  österreichische  Politik  durch  die  Formulierung 
der  Anschlußbestimmungen  in  den  §§  2  und  3  der  Frankfurter  Ver- 
fassung gebracht  worden  war. 

„Indem",  sagt  er,  „darin  der  Grundsatz  auegesprochen  wurde,  daß  kein 
deutscher  Staat  mit  anderen  nichtdeutschen  Ländern  vereinigt  sein  könne 
und  da,  wo  diese  Vereinigung  besteht,  das  Veihältnis  dieses  Staates  zu  sei- 
nen nichtdeutschen  Läniern  nach  dem  Grundsatze  der  reinen  Personalunion 
zu  ordnen  sei,  hat  man  an  Oesterreich  ein  Verlangen  gestellt,  dessen  Er- 
füllung die  Grundfesten,  auf  denen  die  Erhaltung  seiner  Macht  und  Integrität 
beruht,  untergraben  müßte,  somit  eine  Zumutung  ausgesprochen,  der 
Oesterreich  bei  dem  geschilderten  politischen  Bewußtsein  seiner  Völker  nun 
und  nimmer  Folge  geben  kann."  „Es  ist",  so  fährt  Sommaruga  fort,  „völlig 
müßig,  den  Satz,  daß  die  Personalunion  unter  der  Herrschaft  konstitutioneller 
Formen  vom  politischen  Standpunkte  aus  überhaupt  noch  als  ein  wirklicher 
Verband  geltend  gemacht  werden  könne,  einer  Widerlegung  zu  würdigen. 
Es  kann  auch  wirklich  kaum  mehr  darauf  ankommen,  die  Folgen  der  Durch- 
führung dieses  Grundsatzes  in  Oesterreich  a  priori  zu  deduzieren,  da  die 
Geschichte  der  letzten  Monate  dieses  Amt  bereits  für  uns  übernommen  hat. 
Wir  dürfen  ja  nur  nach  Ungarn  blicken,  wo  der  Grundsatz  der  völligen 
legislativen  und  administrativen  Trennung  teils  durch  Zugeständn'sse,  die 
im  Momente  der  höchsten  Verwirrung  abgedrungen  wurden,  teils  via  facti 
durchgeführt  wurden,  um  die  daraus  für  die  Macht,  die  Integrität  und  den 
materiellen  Wohlstand  der  österreichischen  Gesamtmonarchie  bevorstehen- 
den Folgen  uns  abzuleiten.  Denken  wir  uns  doch  Galizien,  denken  wir  uns 
Oberitalien  (mit  oder  ohne  Dalmatien  und  Istrien)  in  gleicher  Weise  durch 
das  kräftige  Band  (?)  der  Personalunion  mit  dem  deutschen  Teil  der  Mon- 
archie verbunden,  lassen  wir  doch  den  legislatorischen  Versammlungen  dieser 
Länder  das  Recht,  an  unseren  deutschen  Grenzen  Prohibitivzölle  zu  erheben, 
um  unsere  durch  d;e  Vereinigung  Oesterreichs  mit  dem  deutschen  Zoll- 
vereinsgebiet  ohnehin  sehr  gefährdete  österreichische  Industrie  hiedurch 
um  ihren  gesamten  bisherigen  Markt  zu  bringen,  andrerseits  auch  allenfalls 
durch  Ausfuhrzölle  auf  Lebensmittel  und  Stechvieh,  die  wir  zum  großen  Teil 
von  dorther  beziehen  müssen,  die  deutschen  Oesterreicher  auszuhungern; 
gestatten  wir  ihnen  doch  durch  Kreierung  selbständiger  Zettelbanken  dio 
Österreichische  Nationalbank  ohne  weiteres  zu  Grunde  zu  richten  und  das 
einzige  Zirkulationsmitte]  In  Oesterreich  zu  entwerten;  logen  wir  es  doch  in 
die  Hand  der  Volksvertretungen  und  der  nur  diesen  verantwortlichen  Mini- 
:i  dieser  außerdeutschen  Länder,  mit  dem  deutschen  Oesterreich  den 
diplomatischen  Verkehr  abzubrechen  und  den  König  von  Ungarn  im  Verein 
mit  dem  König  von  Galizien  und  von  Oberitalien  mit  dem  Kaiser  von 
Deutsch-Oesterreich  (?!)  oder  untereinander  in  Krieg  zu  verwickeln  — 
wer  da  noch  den  Mut  oder  den  Leichtsinn  hat,  im  Ernst  von  einem  großen 
mächtigen  Oesterreich  zu  sprechen,  (\vn  können  wir  nur  ob  seiner  Blindheit 
beklagen  oder  b<  ine  Gutmütigkeit  bewundern,  müssen  aber  vor  allem  vor 
ihm  warnen." 

Treffend  weist  dann  Sommaruga  darauf  hin,  daß  die  Grundsätze 

des  Frankfurter  Verfassungsentwurfes  aufs  tiefste  und  willkürlichste 

in  di<>  Rechte  Dritter,  nämlich  der  bisher  mit  den  deutsch-slawischen 

Erbländern  verbundenen  nichtdeutschen  Völker  eingreifen.    ,. Spricht 

man  einerseits  das  Hecht,  über  die  politische  Zukunft  Deutsehlands 
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endgültig  Beschlüsse  zu  fassen,  infolge  des  vom  deutschen  Volke  all- 
gemein kundgegebenen  souveränen  Willens  für  Frankfurt  an,  so  muß 
man  ebenso  folgerichtig  auch  den  österreichischen  Völkern,  solange 
sie  noch  diesen  Namen  sich  erhalten  wollen,  das  Recht  einräumen, 
sich  die  Integrität,  Macht  und  Größe  der  österreichischen  Monarchie, 
in  der  sie  die  Bedingungen  ihrer  Existenz  und  der  Erhaltung  ihrer 
mannigfaltigen  Nationalitäten  mit  Recht  erblicken,  .  .  .  durch  eine 
ihren  Wünschen  entsprechende  Verfassung  zu  erhalten.  Niemals  kann 
die  deutsche  Nationalversammlung  mehr  Recht  haben,  Deutschland 
zu  gründen,  als  die  österreichische  Volksversammlung,  Oesterreich 
zu  erhalten."  30)  Mit  diesen  Gedankengängen  ist  die  Stellung  dieser 
ganzen  einflußreichsten  Gruppe  deutschösterreichischer  Politiker 
von  1848  zu  dem  heimischen  Reichsproblem  deutlich  bezeichnet, 
welches  sie  doch  durch  einen  so  kräftigen  Verband  aller  seiner  histo- 
rischen Bestandteile  beantworten  wollten,  daß  der  Inbegriff  der  nicht- 
ungarischen Länder,  der  alte  deutsche  Einheitsstaat  Oesterreich,  des- 
sen Kern  und  unversehrt  erhalten  bleibe  und  daher  nicht  gleichzeitig 
einen  Bestandteil  des  in  Frankfurt  geplanten  großen  Bundesreiches 
bilden  dürfe.  So  ging  aus  diesen  Gedankengängen  schließlich  not- 
wendigerweise die  Formel  vom  „engeren"  und  „weiteren"  Verband 
hervor,  die  in  der  letzten  Phase  der  deutsch-österreichischen  Politik 
in  der  Frankfurter  Versammlung  und  den  Verhandlungen  mit  dem 
Ministerium  Schwarzenberg  eine  bedeutende  Rolle  gespielt  hat.  In 
einem  Punkte  aber  trafen  sich  —  und  das  ist  das  wichtige  Moment  — 
alle  diese  verschiedenen  deutsch-österreichischen  Parteirichtungen 
im  Frankfurter  Parlamente  durchaus:  für  sie  alle  war  die  Forderung 
selbstverständlich,  daß  Oesterreich  im  engeren  Sinne  als  Inbegriff  der 
deutschen  und  deutsch-slawischen  Erbländer  nach  wie  vor  als 
deutsch  regierter  zentralistischer  Einheitstsaat  bewahrt  werde. 
Die  national-föderative  Ausgestaltung  der  ganzen  Monarchie,  wie  sie 
Palacky  und  ihm  folgend  die  ganze  Intelligenz  des  österreichischen 
West-  und  Südslawentums  in  allen  ihren  Kundgebungen  verlangte, 
wird  von  allen  Deutsch-Oesterreichern  einstimmig  als  die  große  Ge- 
fahr eines  „slawischen"  Bundesstaates  abgelehnt. 

Alles  in  allem  betrachtet  ist  also  das  Ergebnis  des  Zusammen- 
stoßes zwischen  der  deutschen  und  slawischen  Nationalbewegung, 
die  sich  zuerst  in  Frankfurt  als  politischem  Mittelpunkt  aller  Deut- 
schen vollzog,,  darin  zu  erblicken,  daß  daraus  eine  Verstärkung  so- 
wohl des  eigenen  nationalen  Gedanken  bei  den  österreichischen 
Deutschen,  was  ihren  historischen  Staat  betrifft,  wie  auch  eine  Ver- 
schärfung ihrer  Opposition  gegen  die  Emanzipationsbestrebungen  der 
österreichischen  Westslawen  und   der   Polen   hervorging.     Der  im 
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Frühling  1849  unvermeidlich  gewordene  Zusammenbruch  des  ersten 
Gesamtparlamentes  der  deutschen  Nation  und  seines  Verfassungs- 
versuches darf  überhaupt  nicht,  wie  dies  besonders  in  der  landläufi- 
gen nationalistischen  Geschichtschreibung  Preußen-Deutschlands  seit 
1870  geschieht,  dem  behaupteten  ungenügenden  Nationalgefühl  des 
deutschen  Volkes  zugeschrieben  werden.  Vielmehr  ist  der  Gedanke 
eines  nationalen  Reiches  damals  —  und  auch  da  nur  für  kurze  Zeit 
—  an  dem  historischen  Partikularismus  der  deutschen  Ober-  und 
Mittelklassen  gescheitert  und  an  der  Tatsache,  daß  noch  immer  trotz 
der  starken  demokratischen  Welle  die  volksmäßige  Idee  vom  eigent- 
lich staatlichen  Leben  der  Nation  unter  den  Deutschen  durch  die 
historisch  in  den  beiden  Dynastien  verkörperten  Machtkonzeatratio- 
nen  Oesterreichs  und  Preußens  beherrscht  war.  Wie  stark  das  Na- 
tionalgefühl bei  den  Deutschen  sich  schon  1848  politisch  ausdrückte, 
kommt  weniger  in  der  verfassunggebenden  Schöpferkraft  der  Männer 
der  Paulskirche  zutage  als  in  der  heftigen  Abwehr,  mit  der  sie 
den  Erscheinungen  des  slawischen  Nationalbewußtseins  und  seinen 
Bemühungen,  unabhängig  von  Rußland  starke  slawische  Staatsnationen 
zu  bilden,  entgegentraten.  Unter  diesen  Umständen  ?st  das  gesetz- 
geberische Resultat,  zu  welchem  die  Frankfurter  Nationalversamm- 
lung hinsichtlich  des  Nationalitätenproblems  gekommen  ist,  immerhin 
noch  ein  Beweis  des  starken  Mitschwingens  der  demokra'.isch-welt- 
bürgerlichen  Ideologie  an  diesem  Werke.  Dieser  und  dabei  wohl 
auch  vor  allem  der  ursprünglichen  Bemühung,  Oesierreich  den  Ein- 
tritt in  das  neue  demokratische  Bundesreich  zu  ermöglichen,  ist  es 
zuzuschreiben,  wenn  §  188  der  Frankfurter  Reichsverfassung,  .,den 
nichtdeutsch  redenden  Volksstämmen  Deutschlands  ihre  Volkstüm- 
liche Entwicklung  gewährleistet,  namentlich  die  Gleichberechtigung 
ihrer  Sprachen,  soweit  deren  Gebiete  reichen,  in  dem  Kirchenwesen, 
dem  Unterrichte,  der  inneren  Verwaltung  und  der  Rechtspflege".  Die 
einzigen,  auf  welche  sich  diese  Bestimmung  außerhalb  Oesterreichs 
beziehen  konnte,  die  Polen  in  Preußen,  haben  allerdings  niemals  eine 
solche  administrative  Gleichberechtigung  praktisch  erfahren.  Aber 
gerade  für  das  österreichische  Verfassungswerk  von  1849  ist  diese 
Haltung  der  Nationalversammlung  gegenüber  den  nichtdeutschen  Völ- 
kern als  Kulturnationon  doch  auch  als  moralisch-politischer  Faktor 
von  praktischem  Einfluß  gewesen. 

Für  die  Deutschen  Oesterreichs  hatten  die  Frankfurter  Erfahrun- 
gen, wie  schon  oben  bemerkt,  andere  Wirkungen  als  in  den  anderen 
deutschen  Bundestaaten,  ja  bis  EU  einem  gewissen  Grade  die  gegen- 
teiligen zur  Folge.    Zwar  war  auch  hier  durch  die  nationale  Idee  und  , 
die  von  ihr  getragene  zeitweilige  Arbeitsgemeinschaft  mit  dem  ganzen 
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deutschen  Volke  neue  politische  Kraft  im  Bürgertum  erweckt  worden, 
aber  der  Verlauf,  den  das  Verfassungswerk  in  Frankfurt  nahm,  lenkte 
doch  wieder  das  österreichische  Deutschtum  überraschend  schnell 
zum  österreichischen  Reichsgedanken  zurück.  Allerdings  dieses  neu- 
erwachte Oesterreichertum  von  1849  läßt  in  seinem  Wesen  die  beson- 
deren Wirkungen,  aus  denen  es  sich  in  dem  schicksalsreichen  Jahre^ 
gebildet  hatte,  deutlich  erkennen;  selbst  bei  denjenigen,  die  schon 
von  Anfang  an  als  „gute"  österreichische  Patrioten  in  die  bewegten 
Kreise  der  Nationalpolitik  eingetreten  waren,  kam  nun  die  Vorstel- 
lung von  der  historischen  Herrschaftsstellung  der  Deutschen  in  Oester- 
reich  als  die  einzige  Rechtfertigung  für  den  Fortbestand  des  habs- 
burgischen  Reiches  und  für  ihren  eigenen  österreichischen  Patriotis- 
mus mit  aller  Macht  hervor.  Einerseits  hatte  sich  zuerst  in  Frankfurt 
aus  der  Berührung  der  Deutschösterreicher  mit  dem  großen  natio- 
nalen Einigungsgedanken  und  seinen  parlamentarischen  Trägern  in 
Frankfurt  zuerst  unter  ihnen  die  Parteischeidung  angebahnt,  die  sich 
dann  dauernd  bis  zum  Ende  der  Monarchie  in  Oesterreich  erhalten 
hat:  in  solche  Deutsch-Oesterreicher,  denen  der  historische  Heimat- 
etaat  der  Habsburg-Lothringer  über  das  Gefühl  der  nationalen  Ein- 
heit ging,  und  solche,  die  mehr  oder  minder  von  der  Unhaltbarkeit 
des  vielvölkischen  Oesterreichs  als  eines  einheitlichen  Reiches  über- 
zeugt ihr  nationales  Bekenntnis  über  den  im  wesentlich  dynastisch 
fundierten  Staatspatriotismus  stellten  und  daher  an  dem  Gedanken 
der  endgültigen  und  völligen  Verschmelzung  Oesterreichs  mit  dem 
übrigen  Deutschland  festhielten.  Die  Entwicklung  dieser  beiden 
Grundformationen  deutsch-österreichischen  Denkens  über  das  Staats- 
problem ihrer  Heimat  gehört  von  da  ab  zu  den  unzerstörbaren  Grund- 
linien des  ganzen  politischen  Lebens  in  Oesterreich;  aber  zu  einer 
wirksamen  politischen  Kraft  ist  diese  Scheidung  erst  geworden,  als 
durch  den  Krieg  von  1866  dem  österreichischen  Deutschtum  jede 
staatsrechtliche  Verbindung  mit  dem  übrigen  Deutschland  verloren 
gegangen  war.  Bis  dahin  blieb  der  Impuls,  den  die  Ereignisse  von 
1848  und  ihre  Folgen  dem  Deutsch-Oesterreicher  in  seinem  traditio- 
nellen Empfinden  für  Oesterreich  als  mächtigen  Großstaat  gegeben 
hatten,  doch  so  stark,  daß  der  rein  nationale  Gedanke  in  den  breiten 
Schichten  der  Bevölkerung  lange  kraftlos  blieb,  wenn  auch  solche 
Richtung  von  1848  her  im  engeren  Kreise  der  literarisch  Gebildeten 
als  Ideologie  sich  forterhielt.  Aber  dieser  Impuls  kam  doch  davon 
her,  daß  die  Deutschen  seit  1848  ihr  Oesterreichertum  nicht  wie  im 
patriarchalischen  Zeitalter  Franzens  und  Ferdinands  naiv  als  ele- 
mentare Selbstverständlichkeit  empfanden,  sondern  nunmehr  — 
wenigstens  in  ihrer  politisch  aktiven  Gesellschaftsschicht,  im  gebil- 
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deten  Bürgertum  —  bewußt-rationalistisch  als  Herrschaftsstellung  des 
Deutschtums  in  dem  ganzen  1849  als  Kaisertum  Oesterreich  prokla- 
mierten Reiche  auffaßten.  Das  Zusammentreffen  der  zentralistischen 
Politik  des  Hofes  und  der  Regierung  Schwarzenberg-Bach  mit  der  Be- 
festigung solcher  Grundstimmung  bei  den  von  Frankfurt  schwer  ent- 
täuschten gleichzeitig  ,.großdeutschen"  und  „großösterreichischen" 
Elementen  bildet  weit  über  das  Jahrzehnt  der  Aera  des  neuen  Ab- 
solutismus hinaus  eine  der  folgenreichsten  Tatsachen  für  die  ganze 
Entwicklung  der  inneren  Politik  Oesterreichs  und  besonders  auch 
seines  deutschen  Liberalismus;  zunächst  aber  half  diese  Stimmung 
der  Regierung  nicht  unwesentlich  bei  ihrem  Entschlüsse,  dem  inzwi- 
schen fern  von  Frankfurt  herangereiften  österreichischen  Verfas- 
sungswerk, das  der  Reichstag  in  seinem  Kremsierer  Asyl  zustande- 
gebracht hatte,  sein  Schicksal  zu  bereiten. 

Noch  früher  als  in  Wien  war  in  Prag  die  Revolution  auf  ihren 
Höhepunkt  gekommen  und  dadurch  war  dort  wie  hier  die  Umwand- 
lung in  der  Grundstimmung  der  bürgerlichen  Klassen  schnell  herbei- 
geführt worden:  was  in  Wien  der  Oktoberaufstand  nach  sich  zog, 
hatte  in  Prag  der  Juniaufstand  eingeleitet.  In  beiden  Hauptstädten 
erschöpfte  sich  die  radikal-demokratische  Bewegung,  die  doch  nur 
auf  den  zahlenmäßig  schwachen  Kreisen  der  jungen  Intelligenz,  ins- 
besondere der  Studentenschaft  und  der  Literaten  sowie  ihrer  Mit- 
läufer aus  dem  Handwerkerstande  und  der  Arbeiterschaft  beruhte, 
vollständig  mit  einer  großen,  zum  Mißlingen  führenden  Aktion.  In 
Prag  stärkte  das  die  Richtung,  welche  Palacky  von  Anfang  an  ver- 
folgt hatte  und  die  durchaus  gemäßigt  und  innerhalb  bestimmter  Vor- 
aussetzungen durchaus  „österreichisch"  gesinnt  war.  Allerdings  ein 
ganz  anderes  Oesterreich  stand  diesen  führenden  tschechischen  Män- 
nern vor  Augen  als  dasjenige,  welches  in  den  Märztagen  für  immer 
untergegangen  war.  Immerhin  aber  war  hier  im  Mittelpunkt  der 
tschechischen  Nationalbewegung  zu  allererst  eine  bestimmt  formu- 
lierte Antwort  auf  das  von  der  Revolution  enthüllte  österreichische 
Problem  vorhanden.  „Gleich  von  Urbeginn"  —  so  schrieb  Palacky 
im  hohen  Lebensalter  auf  die  Zeiten  der  Revolution  zurückblickend  — 
..konnte  ich  meine  Aufgabe  nicht  anders  denn  im  föderalistischen 
Sinn  auffassen.  Bereits  bei  der  Proklamierung  der  Konstitution  im 
März  1848  fühlte  und  sah  ich  voraus,  daß  in  der  begonnenen  großen 
geistigen  Bewegung  wie  anderwärts  so  auch  insbesondere  in  Oester- 
reich das  Moment  der  Nationalität  nicht  bloß  einen  wichtigen,  sondern 

vielmehr  den  ersten   Platz   einnehmen  werde Meine  erste 

Sorgo  war  auf  die  Anerkennung  und  Sicherung  des  Grundsatzes  der 
nationalen  Gleichberechtigung  (18. — 21.  März)  gerichtet.     In  meinem 
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Schreiben  vom  11.  April  1848  faßte  ich  bereits  alle  einzelnen  Völker 
in  der  genetischen  Bedeutung  des  Wortes  als  besondere  Persönlich- 
keiten auf  und  wies  auf  das  Assoziationsrecht  als  ihr  hauptsächliches 
Schutzmittel  hin.  Dahin  zielten  auch  die  Aufsätze  vom  6.  und  10.  Mai, 
vom  2.  und  10.  Juni.  Die  Ideen  waren  ziemlich  früh  vorhanden; 
alle  Schwierigkeiten  drehten  sich  nur  um  die  Verkörperung  und 
Gruppierung  derselben  zu  einem  konkreten  und  organischen 
Ganzen."  Wie  Palacky  dieses  „Ganze"  in  seinem  Verfassungsplan 
schließlich  zustande  brachte,  wird  uns  alsbald  noch  näher  beschäf- 
tigen. Zunächst  aber  muß  hier  neuerdings  auf  denjenigen  Mann  hin- 
gewiesen werden,  der  während  der  ganzen  Revolutionszeit  und  dar- 
über hinaus  bis  zu  der  Lahmlegung  seiner  Tätigkeit  und  Einkerke- 
rung durch  die  Polizeigewalt  der  Regierung  Schwarzenberg-Bach  sich 
in  Böhmen  unsterbliche  Verdienste  um  die  Wiedererweckung  des 
tschechischen  Volkes,  vor  allem  um  die  Verbreitung  und  Popularisie- 
rung des  neuen  nationalpolitischen  Programmes  seiner  Nation  er- 
worben hat:  es  ist  Karel  Havlicek,  der  erste  und  zweifellos  frucht- 
barste und  orginellste  politische  Volksschriftsteller,  den  das  tsche- 
chische Volk  im  19.  Jahrhundert  gehabt  hat.  Ihn  und  Dr.  Rieger  be- 
zeichnete Palacky  in  seinen  letzten  Erinnerungen  als  zwei  jüngere 
Männer  von  ungewöhnlichen  Geistesgaben,  welche  seinem  politischen 
Programm  bei  der  Nation  allgemeine  Aufnahme  verschafften. 31) 

Worin  bestand  nun  dieses  Programm,  das  dann  durch  die  Zei- 
tungsartikel und  Flugschriften  Havlfceks,  die  längst  einen  klassischen 
Bestandteil  der  Literatur  der  Tschechen  bilden,  in  die  breiten  Massen 
der  tschechischen  Nation  hinausgetragen  worden  ist? 

Wir  haben  schon  oben  im  Zusammenhang  mit  seinem  Verhalten 
gegenüber  der  Frankfurter  Nationalversammlung  die  politischen 
Ideengänge  Paläckys  berührt.  Schon  in  diesem  Dokument  treten  die 
zwei  Grundzüge  seiner  eigentümlichen  Staatslehre  hervor,  seine 
historisch-staatsrechtliche  Auffassung  von  Böhmen  und  die  damit  un- 
löslich verbundene  nationale  Idee  vom  böhmischen  Staate.  Auf 
diesen  beiden  Begriffen  beruhte  von  vornherein  sein  Programm  von 
der  Stellung  des  böhmischen  Staates  in  Oesterreich,  beruhte  der 
„Austroslawismus",  den  er  zuerst  in  dem  Schreiben  an  Soiron  for- 
muliert hat;  dazu  kommt  aber  von  Anfang  an  auch  als  drittes  Grund- 
element des  politischen  Denkens  und  Handelns  Paläckys  eine  tief  in 
seiner  ganzen  Persönlichkeit  wurzelnde  historisch-philosophische 
Weltanschauung,  deren  Eigenart  darin  besteht,  daß  sie  Kantschen 
Idealismus  und  die  Prinzipien  der  deutschen  Humanitätslehren  mit 
Paläckys  geschichtlicher  Auffassung  der  alten  böhmischen  Humani- 
tätsphilosophie  der  Hussiten  und  mährischen  Brüder  zu  einem  Gan- 
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zeii  zu  verschmelzen  sucht.  Diese  Weltanschauung  zog  ihre  Kräfte 
zugleich  aus  ihren  naturrechtlichen  Grundlagen  wie  aus  der  Auf- 
fassung, die  sich  Palacky  auf  dem  von  den  Slowaken  Kollär  geschaf- 
fenen Unterbau  vom  tiefsten  staatlichen  Sinn  des  Slawentums  über- 
haupt und  des  tschechischen  Volkes  im  besonderen  gebildet  hatte. 
Als  Jünger  Kants  betont  Palacky  mit  allem  Nachdruck  das  Moment 
des  Rechtes  aller  staatlichen  Ordnung,  welches  der  Machtgedanke 
in  der  bestehenden  europäischen  Staatenwelt  nur  viel  zu  sehr  seit 
langem  unterdrückt  habe.  Autorität  und  freie  Vernunft  müssen  in 
allen  Gebieten  des  menschlichen  Lebens  gleichzeitig  wirken,  im 
staatlichen  drücken  sie  sich  in  den  gleichzeitigen  Wirkungen  sowohl 
des  staatlichen  Machtwillens,  der  über  das  ganze  Volk  herrscht,  wie 
des  unzerstörbaren  Rechtes  jedes  Volkes  auf  freie  Selbstbestimmung 
aus.  Das  Gelenk,  durch  welches  nun  die  naturrechtlich-historisch  ge- 
faßte Nationalidee  Palackys  mit  großer  Kraft  und  —  ungeachtet  aller 
Schwankungen,  die  Palacky  in  der  Anwendung  seiner  Grundsätze 
zweifellos  gezeigt  hat  —  mit  unbeirrbarer  Entschiedenheit  auf  die 
staatliche  Entwicklung  der  tschechischen  Politik  eingewirkt,  die  poli- 
tische Erziehung  des  ganzen  tschechischen  Volkes  geleitet  hat,  ist  die 
von  ihm  entwickelte  Idee  der  nationalen  Gleichberechtigung.  Sie 
erfließt  für  Palacky  theoretisch  schon  aus  der  Humanitätsidee  vom 
natürlichen  Recht  des  Menschen:  „Nicht  weniger  heilig  als  der  Einzel- 
mensch mit  seinen  angeborenen  Rechten  ist  uns  das  Volk  mit  seinen 
geistigen  Bedürfnissen  und  Vorteilen."  Die  Freiheit,  Gleichheit  und 
Brüderlichkeit  Aller  aber,  die  in  einem  Staate  sind,  ist,  wie  Palacky 
ausführt,  seit  jeher  ein  slawisches  Ideal.  Die  Slawen  verwerfen  und 
verachten  jede  nur  auf  Macht  beruhende  Herrschaft,  ihnen  ist  das 
gleiche  Recht  aller  im  Sinne  edler  Menschlichkeit  von  der  Kraft 
eines  göttlichen  Gebotes.  Für  das  konstitutionelle  Oesterreich,  für 
ein  Reich  von  so  vielen  verschiedenen  Volksstämmen  ist  daher  die 
Gleichheit  aller  seiner  Nationen  oberstes  Staatsgrundgesetz;  es  kann 
auch  nicht  anders,  wenn  es  seine  Existenz  durch  eine  feste  Rechts- 
grundlage sichern  will.  Ohne  die  Gleichberechtigung  wäre  ja  die 
ganze  Konstitution  an  sich  ein  innerer  Widerspruch,  ein  Blendwerk, 
eine  Lüge.  Die  einzige  staatliche  Lebensordnung,  in  der  die  volle 
Gleichberechtigung  ihre  Verwirklichung  finden  kann,  ist  aber  die 
Föderation  zunächst  der  Deutschen  und  Tschechen  in  den  Ländern 
der  böhmischen  Krone,  dann  aber  auch  mit  allen  anderen  Völkern 
und  Ländern  der  Monarchie;  nur  so  ist  Zufriedenheit  und  Friede 
aller  Völker  in  Oesterreich  möglich.  Das  sind  die  sittlichen  Gründe, 
die  für  Palacky  die  unbedingte  Notwendigkeit  der  Föderation  erwei- 
sen: dazu  kommen  aber  auch  positive  politische  und  historische  Mo- 
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mente.  Zur  Föderation  führt  schon,  meint  Palacky,  die  Verschieden- 
heit der  Sprachen,  führen  die  geographischen,  historischen  und  kultu- 
rellen Verschiedenheiten  zwischen  den  Völkern  und  die  Abweichun- 
gen ihrer  Sitten  und  Gewohnheiten.  Auf  der  anderen  Seite  aber  er- 
kennt Palacky  die  im  habsburgischen  Reiche  verkörperte  Zentral- 
gewalt nicht  nur  als  historische  Tatsache,  sondern  auch  als  eine  Not- 
wendigkeit, als  einen  Vorteil  der  einzelnen  darin  vereinigten  kleine- 
ren Völker  an.  Damit  sind  wir  an  der  Wurzel  seines  ihm  von  beiden 
nationalen  Lagern  her  zu  verschiedenen  Zeiten  vorgeworfenen  und 
oft  als  Heuchelei  ausgelegten  „Austroslawismus".  Aber  dieser  Vor- 
wurf erscheint  unbegründet,  wenn  man  sieht,  wie  Palacky  schon  vor 
1848  sich  eine  sehr  charakteristische  Geschichtsphilosophie  gestaltet 
hat,  deren  Mittelpunkt  für  ihn  die  Tatsache  bildet,  daß  durch  Jahr- 
hunderte in  Europa  das  Fortschreiten  der  Idee  der  Zentralisation  die 
wichtigste  historische  Erscheinung  bedeutet;  diese  erscheint  ihm  als 
eine  Kraft,  die  für  die  Entwicklung  der  Zivilisation  geradezu  unent- 
behrlich war,  indem  beide  jahrhundertelang  Hand  in  Hand  gingen. 
Diesen  Grundzug  der  allgemeinen  europäischen  Entwicklung  findet 
Palacky  nun  auch  in  der  Geschichte  Böhmens  aufs  schärfste  ausge- 
sprochen, in  welcher  er  das  notwendige  Streben  nach  einer  Zentral- 
gewalt als  die  Ursache  aller  Verfassungsänderungen  durch  Jahrhun- 
derte hindurch  erkennt.  Aber  —  führt  Palacky  dann  aus  —  die  zen- 
tralisatorische  Tendenz  hat  im  europäischen  Leben  schon  ihren  Kul- 
minationspunkt überschritten.  „Ich  schließe",  sagt  er,  „dies  daraus, 
daß  die  scheinbar  ins  Ungemessene  gehende  Zentralgewalt  des  Staa- 
tes dem  ewigen  Naturgesetz  der  Polarität  folgend  auch  schon  eine  ihr 
entgegenstehende  noch  mächtigere  Gewalt  ins  Dasein  gerufen  hat, 
nämlich  die  Gewalt  der  öffentlichen  Meinung;  von  dem  bereits  vor- 
handenen Uebergewicht  dieser  Gewalt  selbst  über  die  Zentralgewalt 
des  Staates  überzeugen  mich  vorzüglich  zwei  Umstände :  erstens,  daß 
die  Fortschritte  der  Zivilisation  fortan  zum  Vorteil  der  öffentlichen 
Meinung  noch  mehr  als  zu  dem  der  Zentralgewalt  auszuschlagen  pfle- 
gen und  zweitens,  daß  aus  dem  Schöße  der  öffentlichen  Meinung  durch 
dasselbe  Gesetz  der  Polarität  ein  neuer  mächtiger  Faktor  der  Welt- 
geschichte, das  Prinzip  der  Nationalität  sich  zu  entwickeln  beginnt 
um  ein  Gegengewicht  gegen  die  uniformierende  Gewalt  der  Zentrali- 
sation zu  bilden."  32) 

Damit  ist  sozusagen  der  Kreis,  den  Palackys  politisches  Denken 
durchläuft,  geschlossen:  die  nationale  Idee  bildet  den  Ausgangspunkt 
und  doch  auch  wieder  das  Ziel,  wenn  Palacky  auch  selbst  als  ein 
treuer  Schüler  der  Humanitätsphilosophie  noch  immer  den  über- 
nationalen Gedanken,  die  Idee  der  Völkervereinigung,  als  universa- 
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listisches  Prinzip  über  die  rein  nationale  Idee  ausdrücklich  stellt- 
Diese  weltbürgerliche  Grundidee  fällt  aber  schon  bei  Palackys 
Jünger  und  Mitarbeiter,  bei  Havlfcek,  als  bloße  Hülse  zu  Boden,  um 
so  kräftiger  und  eindringlicher  tritt  dagegen  in  der  durchaus  volkstüm- 
lichen, bildhaften  und  überzeugenden  Sprache  dieses  großen  Popu- 
larisators  der  Palackyschen  Ideen  der  rein  nationale  Gedanke  hervor. 
Dieser  aber  empfing  durch  die  durchaus  urwüchsige,  dem  tschechi- 
schen Volke  unmittelbar  entsprossene  Persönlichkeit  Havliceks  von 
Anfang  an  jene  echt  demokratische  Fassung,  die  dem  innersten  Wesen 
des  Westslawentums,  der  Psyche  seiner  Bauern-  und  Kleinbürger- 
völker allein  entsprechen  konnte.  Dabei  blieb  aber  Palacky  doch 
immer  der  Lehrer,  Havlfcek  sein  Schüler.  Das  zeigt  sich  am  besten 
darin,  daß  Havlfcek  durchaus  an  dem  historischen  böhmischen  Staats- 
gedanken, wie  ihn  Palacky  geprägt  hat,  festhält  und  daher  im  weite- 
ren Verfolg  in  der  Föderation  die  einzige  Form  sieht,  in  welcher  der 
nationale  Gedanke  der  Tschechen  sowie  der  Südslawen  praktisch 
verwirklicht  werden  kann. 

Nationale  Gleichberechtigung,  Demokratie  und  das  Dogma  vom 
unverwirkten  Rechte  des  böhmischen  Volkes  auf  seinen  historischen 
Staat  als  Einheit  der  Länder  der  Wenzelskrone:  das  sind  die  drei 
Grundlehren  des  tschechischen  Nationalprogrammes  von  1848,  wie 
Palacky  sie  formuliert,  Havlfcek  sie  volkstümlich  gemacht  hat  und  auf 
denen  nun  der  erstere  als  „Praeceptor"  seines  Volkes  im  Fortgang 
der  Bewegung  von  1848  das  speziell  „österreichische"  Programm  der 
Tschechen,  den  österreichischen  Föderalismus  aufzubauen  sich  be- 
müht. 33) 

Von  dem  konkreten  Inhalt  dieser  Verfassungsvorschläge  Palackys 
wird  im  einzelnen  besser  erst  im  nächsten  Abschnitt  gesprochen 
werden,  denn  sie  bilden  einen  unlöslichen  Bestandteil  des  ganzen 
Werkes,  das  der  Kremsierer  Verfassungsausschuß  unternahm,  mit 
dem  wir  uns  alsbald  genau  beschäftigen  müssen.  Hier  aber  drängt 
sich,  wenn  wir  die  bisher  dargestellten  Erscheinungen  rasch  über- 
blicken, von  selbst  der  Gedanke  an  die  Beziehungen  auf,  in  welchen 
die  deutsche  und  die  tschechische,  im  weiteren  Verfolg  die  slawische 
Bewegung  überhaupt,  im  Jahre  1848  als  geistige  Kräfte  zu  einander 
gestanden  haben.  Vor  allem  tritt  da  plastisch  das  Gemeinsame  her- 
vor und  darunter  als  erstes  die  Tatsache  der  gemeinsamen  Opposition 
aller  Völker  Oesterreichs  gegen  den  ,.Staat",  gegen  den  „antirefor- 
matorischen",  bureaukratischen  Absolutismus,  den  die  Märztage  von 
1848  über  den  Haufen  geworfen  hatten.  Beide,  Deutsche  und  Tsche- 
chen, waren  darin  einig,  daß  diese  Ihnen  beiden  und  allen  ihren  Klas- 
sen unerträglich  gewordene  Lebensform  staatlichen  Miteinanderseins 
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für  immer  beseitigt  sein  müsse.  Damit  war  aber  zunächst  doch  nur 
im  Negativen  die  Einigkeit  vorhanden.  Im  übrigen  waren  auch  selbst 
diejenigen  Klassen,  welche  Nutznießer  des  alten  „Systems"  gewesen, 
der  Adel,  die  hohe  Bureaukratie  und  bei  den  Deutschen  der  junge 
Finanz-  und  Industriekapitalismus,  darüber  nicht  anderen  Sinnes  als 
die  führenden  Männer  der  „Liberalen"  in  Wien  und  Prag,  in  Graz 
und  Brunn,  bei  Deutschen  und  Tschechen,  bei  Polen  und  Italienern, 
gleichviel  welchen  Teil  des  Reiches  man  in  Betracht  nimmt.  Damit 
war  aber  noch  kein  Wort  darüber  gesagt,  was  an  die  Stelle  dieses 
alten  Oesterreichs  treten  sollte,  war  nur  das  „Problem"  aufge- 
stellt und  anerkannt.  Volle  Einigkeit  im  Prinzip  herrschte  im  übrigen 
auch,  was  die  einzige  große  soziale  Frage  betraf,  welche  die  ös!er- 
reichische  Revolution  zu  lösen  hatte  und  welche  sie  tatsächlich  gelöst 
hat:  die  vollständige  Aufhebung  des  Untertanswesens  und  der  Patri- 
monialverfassung,  wie  sie  in  den  deutschen  und  slawischen  Kronlän- 
dern fast  überall  bestanden.  Auch  hier  waren  im  übrigen  nicht  nur 
die  führenden  Kreise,  war  auch  die  regierende  Bureaukratie  längst 
und  daher  auch  jetzt  im  vollen  Einverständnis  mit  den  Trägern  der 
Reformideen.  Hans  Kudlichs  Antrag,  so  anerkennenswert  er  als  ent- 
schlossene Handlung  eines  ganz  jugendlichen  und  unerfahrenen  Par- 
lamentariers ist,  rannte  da  nur  offene  Türen  ein:  aber  auch  der- 
jenige soziale  Faktor,  der  von  der  Bauernbefreiung  materiell  emp- 
findlich betroffen  wurde,  der  adelige  Großgrundbesitz,  war  längst 
auf  diese  Reform  vorbereitet. 34)  Vollends  hat  es  auf  diesem  Felde 
keinen  Streit  zwischen  Deutschen  und  Tschechen  gegeben.  Der 
Kampf  ging  hier  vom  Anfang  bis  zum  Ende  um  die  großen  grund- 
sätzlichen Fragen  der  Entschädigung,  wurde  also  bloß  auf  sozialen 
und  wirtschaftlichen  Linien  geführt. 

Wenn  nun  auch  nicht  völlige  Einigkeit,  so  doch  weitgehende 
Uebereinstimmung  herrschte  ferner  zwischen  Deutschen  und  Tsche- 
chen in  der  politischen  Grundstimmung,  welche  das  erfolgreiche  erste 
politische  Erdbeben  vom  März  überall  geschaffen  hatte ;  nicht  minder 
in  den  Hauptforderungen,  welche  diese  Stimmung  auslöste.  Die 
konstitutionelle  Doktrin  des  westeuropäischen  Liberalismus  war  für 
beide  der  gegebene  geistige  Nährboden,  aus  dem  sowohl  die  nun  ent- 
fesselte öffentliche  Meinung  und  die  von  ihr  an  die  Machthaber  ge- 
stellten Forderungen  ihre  Kräfte  zogen.  Man  verlangte  Preßfreiheit, 
Vereins-  und  Versammlungsfreiheit,  man  verlangte  die  seit  den 
Amerikanischen  und  französischen  Vorbildern  des  18.  Jahrhunderts 
längst  feststehenden  „Grundrechte"  des  Staatsbürgers  und  dazu 
die  „Konstitution",  worunter  man  im  wesentlichen  eine  staatliche 
Ordnimg,  aufgebaut  auf  dem  Prinzip  der  „Volksvertretung",  also  des 
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Parlamentarismus,  verstand,  dazu  die  Trennung  der  Gewalten  und 
die  mit  ihr  unlöslich  verbundene  Kardinalforderung  der  „Minister- 
verantwortlichkeit". Diese  Lehren,  Prinzipien  und  Formen  des  „Ver- 
fassungsstaates" waren  bei  Deutschen  und  Slawen  damals  in  gleich 
hohem,  vollkommen  unbestreitbarem  Ansehen:  nur  daß  doch  die 
politische  Bildung  bei  den  Deutschen  viel  breitere  Schichten  betraf, 
erfüllte  oder  mindestens  beeinflußte.  Beamtentum,  der  adelige  und 
bürgerliche  Reichtum  aller  Kategorien,  der  kaufmännische  Mittel- 
stand, die  Intelligenzberufe,  der  Lehrerstand,  soweit  er  nicht  geist- 
lich, alles  ist  damals  in  Oesterreich  fast  ausnahmslos  deutsch  ge- 
wesen, selbst  in  Prag  war  der  kleinbürgerliche  Mittelstand  in  der 
Mehrheit  mindestens  nicht  deutschfeindlich,  vielfach  wie  man  das  in 
den  Sudetenländern  zu  nennen  pflegte,  national  noch  „utraquistisch", 
indem  fast  jeder  über  den  Bauernstand  oder  das  eigentliche  klein- 
städtische Ackerbürgertum  hinausragende  Slawe  nebst  dem  eigenen 
„Dialekt"  auch  deutsch  sprach  und  verstand.  Uebrigens  war  gerade 
die  "tschechische  Intelligenz  großenteils  politisch  sehr  radikal  und 
hatte  darin  wenigstens  im  Frühling  1848  Berührungspunkte  mit  der 
besitzlosen  deutschen  Intelligenz,  zumal  mit  der  radikalen  Wiener 
Studentenschaft  und  Vorstadtdemokratie. 

Und  schließlich  war,  wie  wir  gesehen  haben,  nach  der  Märzrevo- 
lution die  treibende  Kraft  der  Bewegung  in  Wien  wie  in  Prag  nebst 
dem  stärker  hervortretenden  unklaren  Radikalismus  des  linken  Flü- 
gels der  Bewegung  in  beiden  Hauptstädten  doch  der  nunmehr  zu 
voller  Kraft  erwachte  nationale  Gedanke:  jedoch  hier  besteht  die 
Aehnlichkeit  oder  Gleichmäßigkeit  deutscher  und  tschechischer  Ver- 
hältnisse lediglich  in  der  rein  äußerlichen  Tatsache,  daß  ein  und 
dieselbe  Kraft  —  die  große  staatenbildende  Kraft  des  19.  Jahr- 
dertsl  —  auf  beiden  Seiten,  bei  Deutschen  und  Nichtdeutschen,  gleich- 
zeitig wirkte.  Aber  in  dem  Wesen  der  nationalen  Idee, 
vollends  in  den  staatlichen  Zielen,  die  sie  sich  setzte,  und  in 
ihrer  unmittelbaren  politischen  Auswirkung  bestehen  von  Anfang  an 
höchst  bedeutende,  unüberbrückbare  Verschiedenheiten  zwischen  den 
beiden  bezeichneten  großen  Volksgruppen.  Es  ist  charakteristisch, 
daß  die  Frankfurter  Nationalversammlung,  in  der  sich  die  National- 
idee der  Deutschen  und  darum  auch  der  Deutschösterreicher  sinn- 
fällig verkörperte,  gleich  bei  ihrer  Entstehung  gewissermaßen  den 
Schnittpunkt  der  beiden  Linien  gebildet  hat,  auf  dem  deutscher  und 
tschechischer  Nationalismus  sich  vorwärts  bewegen:  man  sieht  an  dem 
Verhältnis  der  beiden  führenden  Völker  Gesterreirhs  zum  Frankfurt 
von  1848  gleichsam  „im  Räume",  wie  die  nationalen  Strömungen  der 
beiden  maßgebenden  Völker  Oesterreichs  von  Anfang  an  unverkenn- 
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bar  gegeneinander  laufen.  Der  Grund  hierfür,  für  die  tiefe  Ver- 
schiedenheit beider  Nationalbewegungen  als  geistiger  Kräfte,  liegt 
aber  doch  in  dem  ganz  verschiedenen  politischen  Gehalt,  der  beiden 
eigentümlich  war,  liegt  darin,  daß  die  im  Nationalismus  als  solchem 
steckende  politische  Zeugungskraft  im  deutschen  und  im  tschechi- 
schen Nationalgedanken  nicht  nur  nach  verschiedener,  sondern  ein- 
ander geradezu  schroff  widersprechender  politischer  Gestaltung  ringt, 
nach  vollkommen  gegensätzlicher  Neuordnung  des  ganzen  politischen 
Stoffes,  mit  dem  beide  Nationen  seit  Jahrhunderten  verwachsen 
waren  und  aus  dem  sie  beide  sich  herauszuentwickeln  suchten,  näm- 
lich der  bis  dahin  durch  die  habsburgische  Zentralgewalt  zusammen- 
gehaltenen und  nunmehr  scheinbar  frei  gewordenen,  „Oesterreich" 
genannten   Völkergemeinschaft. 

In  jeder  nationalen  Bewegung  werden  dieselben  Grundtriebe 
wirksam,  der  Drang  nach  Expansion  und  politischer  Selbstbestim- 
mung, nach  Erweiterung  der  einzelnen  vom  einheitlichen  National- 
gefühl und  vor  allem  der  gemeinsamen  Volkssprache  beherrschten 
Volksgemeinschaft  über  das  ganze  Territorium,  das  sie  für  sich 
in  Anspruch  nimmt,  und  zwar  dort,  wo  dieses  von  verschiedenen 
Nationen  bewohnt,  immer  auch  unter  grundsätzlicher  Einbeziehung 
der  entnationalisierten  ehemaligen  Volksgenossen  oder  mit  dem 
Verlangen  nach  Unterordnung  der  eingewanderten  fremdvölkischen 
Elemente  innerhalb  des  ganzen  Landes,  welches  nach  der  Tradition 
oder  Geschichte  als  eigenes  Siedlungs-  oder  Volksgebiet  an- 
gesehen wird.  Also  zugleich  Ausdehnung  des  völkischen  Lebens- 
raumes und  Verdichtung,  Verstärkung  des  nationalen  Lebens  inner- 
halb dieses.  Mit  der  Expansion  geht  da  überall  Hand  in  Hand  das 
leidenschaftliche  Streben  nach  Selbstbestimmung,  das  heißt  nach  Be- 
freiung von  der  übergeordneten  fremdvölkischen  Zentralgewalt.  Die 
ganze  habsburgische  Monarchie,  wie  sie  die  Märzrevolution  antraf, 
bedeutete  aber  für  das  neue  nationale  Empfinden  nichts  anderes  als 
deutsch  erscheinende,  deutsch  sprechende  Zentralgewalt  über  den 
kleineren  Völkern  des  östlichen  und  südöstlichen  Mitteleuropa,  über 
Slawen,  Magyaren  und  Romanen.  In  der  Ausbildung  einer  solchen 
Zentralgewalt  drückt  sich  ja,  wie  Palacky  treffend  erkannt  hat,  der 
Kern  des  ganzen  Bildungsprozesses  der  europäischen  Großstaaten 
aus,  der  preußischen  Großmacht  ebenso  gut  wie  der  russischen,  der 
habsburgischen  und  der  türkischen.  Von  diesem  Gesichtspunkte  be- 
trachtet war  es  der  historische  Beruf  der  habsburgischen  Dynastie 
gewesen,  daß  sie  in  Prag  so  gut  wie  in  Zara,  in  Pest  ebenso  gut  wie 
in  Agram,  in  Lemberg  wie  in  Trient  der  Träger  und  die  Ausdrucks- 
form der  ursprünglich  auf  nationaler  Expansion  begründeten  Ueber- 
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macht  des  Deutschtums  über  seine  fremdnationalen  „Anrainer"  und 
darüber  hinaus  gewesen  ist.  Mit  der  blinden  Naturkraft,  die  ihm  zu 
eigen,  stürmt  nun  von  1848  ab  der  neue  nationalistische  Geist  vor- 
wärts, beiden  Trieben  folgend,  die  in  ihm  leben  und  in  denen  allein 
er  sich  ausleben  kann.  Und  damit  sind  wir  auch  schon  an  der  Stelle, 
von  der  aus  sich  voller  Einblick  eröffnet  sowohl  in  die  Gleichheit 
wie  in  die  Verschiedenheit  des  Wesens  der  deutschen  und  slawischen 
Nationalbewegung  in  dem  Oesterreich  von  1848:  das  gleiche  Streben 
bei  den  Deutschen  und  den  Nichtdeutschen  nach  Expansion  und 
Konzentration  der  nationalen  Macht  bringt  beide  alsbald  in  vollkom- 
men entgegengesetzte  Stellung  zum  österreichischen  Problem,  sobald 
einmal  die  Deutschen  als  das  „heimliche"  Herrschervolk,  das  hier 
den  „Staat"  für  die  Dynastie  und  mit  ihr  gegründet  hatte,  sich  dieses 
Staates  als  ihres  nationalen  Besitzes  bewußt  wird.  Der  deutsche  Ein- 
heitsgedanke bedeutete  1848  die  den  eigentümlichen  politischen 
Lebenszuständen  der  deutschen  Volksgesamtheit  entsprechende 
Form  neuerlicher  nationaler  Machtausdehnung:  als  in  den  März- 
tagen die  Wiener  Bewegung  und  ihr  folgend  die  in  den  deutschen 
Provinzstädten  mit  großer  Lebhaftigkeit  sich  dieser  Form  nationaler 
Ausweitung  hingibt,  wirkte  der  durch  Palackys  Brief  hervorgerufene 
und  sogleich  von  allen  slawischen  Seiten  freudig  angenommene 
tschechische  Widerspruch  gegen  den  Frankfurter  Einheitsgedanken 
auf  die  Empfindung  aller  Deutschen  in  und  außerhalb  Oeslerreichs 
als  offene  Feindseligkeit.  In  einem  Atem  sprechen  deutsch-öster- 
reichische Politiker  in  Frankfurt  verächtlich  vom  „Unwesen"  der 
tschechischen  Nationalbewegung  und  auch  wieder  sorgenvoll  und  lei- 
denschaftlich von  der  durch  dieses  Unwesen  heraufgeführten  „sla- 
wischen Gefahr",  die  die  Deutschen  tückisch  im  Rücken  bedrohe. 35) 
Die  Deutschen  waren  aber  bisher,  so  sehr  sie  auch  der  alle  Klassen 
und  Völker  gleichmäßig  unterdrückende  Absolutismus  als  „Staats- 
bürger" niedergehalten  hatte,  doch  in  Wahrheit  das  einzige  Herrenvolk 
im  ganzen  Habsburgerreiche.  Als  Palackys  Huf  nicht  nur  die  Tsche- 
chen, sondern  alle  Slawen  hinter  die  Forderung  der  nationalen 
Gleichberechtigung  einig  versammelte,  begannen  nicht  nur  die  ge- 
mäßigten Liberalen  unter  den  Deutschösterreichern,  sondern  auch 
die  demokratischen  Elemente  der  Wiener  Bewegung  sich  zum  ersten- 
mal darauf  zu  besinnen,  was  dieser  „Staat",  was  die  durch  das  Erz- 
haus und  sein  Beamtentum  geschaffene  Machteinheit,  „Oesterreich" 
genannt,  für  sie  als  Deutsche  eigentlich  bedeutete  und  nun  gerieten 
sie  in  das  Dilemma,  das  ihnen  der  Frankfurter  Einheitsgedanke  ge- 
bracht hatte  und  das  ich  oben  klarzulegen  versuchte:  wenn  Oester- 
reich nach  dem  Herzeiirwunscho  seiner  deutschnationalen  und  seiner 
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großdeutschen  Freunde  im  Süden  und  Westen  Deutschlands  in  das 
einige  deutsche  Reich  eintrat,  so  sollte  es  doch  in  diesem  die  Vor- 
macht sein  und  dazu  mußte  es  vor  allem  das  bleiben,  als  was  es  bis- 
her vor  aller  Welt  galt,  nämlich  ein  machtvolles  deutsches  Staats- 
wesen. Hiergegen  protestierte  der  Weckruf  der  Tschechen  und  alsbald 
auch  der  südslawischen  Intelligenz,  der  Ruf  nach  einem  neuen  auf 
Gleichberechtigung  der  verschiedenen  Völker  beruhenden  „Oester- 
reich"  und  die  gleichzeitige  Forderung,  daß  dieses  Oesterreich  aus 
Deutschland  völlig  ausscheiden  solle.  Das  war  die  slawische  Gefahr, 
die  um  so  größer  wurde,  als  es  an  Zeichen  nicht  fehlte,  daß  das,  was 
bisher  Oesterreich  als  deutschen  Staat  der  Welt  gegenüber  repräsen- 
tierte, nämlich  die  Dynastie,  der  Hof  und  der  Adel,  sehr  lebhafte 
Sympathien  für  die  tschechische  Bewegung  und  die  tschechischen 
Forderungen  besaßen. 

Auf  der  anderen  Seite  aber  erhob  sich  im  Laufe  des  Jahres  1848 
immer  deutlicher  der  Widerstand  der  antiösterreichischen,  von  Preu- 
ßen und  seinen  Anhängern  geführten,  von  ihren  Gegnern  „klein- 
deutsch" genannten  Volkskreise  und  Anschauungen  in  Gesamt- 
deutschland. Zwischen  diesen  beiden  neu  hervortretenden  Kräften 
—  dem  preußisch-deutschen  Unitarismus  und  dem  heimischen  Austro- 
slawismus  —  stand  in  der  Tat  das  alte  „Oesterreich"  als  deutscher 
Staat  höchst  gefährdet.  Wie  konnte  man  hoffen,  dieser  Gefahr  durch 
die  Einigkeitsbewegung  zu  begegnen,  zumal  da  die  deutsche  Demo- 
kratie in  Frankfurt  weder  die  Macht  besaß,  noch  auch  irgendwie  Nei- 
gung zeigte,  vor  allem  einmal  Oesterreich  als  deutschen  Staat  gegen 
die  Slawen  mit  Waffengewalt  zu  erhalten?  Das  Prestige  Oesterreichs 
innerhalb  des  deutschen  Bundes  erforderte  jedoch,  daß  es  sich  selbst 
als  deutschen  Staat  zu  erhalten  vermöge,  und  so  wendeten  sich  auch 
aus  diesem  Grunde  die  deutsch-österreichischen  Vertreter  in  Frank- 
furt schon  im  Spätherbst,  vollends  aber  nach  der  Oktoberrevolution 
mehr  und  mehr  dem  eigenen  Staatsproblem  zu  und  ließen  die  auf 
Frankfurt  gesetzten  Hoffnungen  allmählich  herabsinken  und  ent- 
schwinden. 

Darin  liegt  nun  schon  die  schicksalsvolle  Konsequenz,  die  sich 
aus  dem  Werdegang  der  nationalen  Politik  der  Deutschen  für  das 
österreichische  Deutschtum  ergab:  sie  führte  nämlich  den  schnell  ver- 
laufenden Prozeß  der  vollständigen,  innerlichen  Identifizierung  der 
Deutschösterreicher  mit  dem  historischen  Macht-  und  Obrigkeitsstaat 
der  Dynastie,  mit  dem  Staate,  den  Maria  Theresia  und  Joseph  IL  auf 
dem  Grundsatz  straffster  Zentralisation  aufgebaut  hatten,  herbei. 
„Deutsch"  und  „zentralistisch"  erschienen  dem  oberen  und  mittle- 
ren Bürgertum  in  Wien  und  in  der  Provinz  binnen  kurzem  nicht  nur, 
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wie  das  früher  der  Fall  gewesen,  als  unlöslich  verbunden  infolge  der 
hundertjährigen  Lebensgewohnheit,  infolge  der  rein,  praktischen  Be- 
dürfnisse des  zentralistischen  Beamtenstaates,  sowie  als  Ausdruck 
der  „Wiener"  Regierung  des  Absolutismus,  sondern  es  entwickelte 
sich  die  Anschauung,  daß  der  österreichische  Zentralismus  doch 
längst  auch  ein  deutsches  Volksinteresse,  ja  noch  mehr  als  das,  daß 
er  ein  Rechtsbesitz  der  deutschen  Nation  in  den  gesamten  habsbur- 
gischen  Ländern  und  darüber  hinaus  sei  und  daß  dieser  Besitz  al9 
wohlerworbenes,  heiliges  Recht  der  Deutschen  mit  aller  Kraft  be- 
wahrt und  geschützt  werden  müsse.  Mit  anderen  Worten:  Die  Ex- 
pansion, welche  das  deutsche  Volkselement  seit  Ferdinands  II.  Ge- 
waltregierung in  den  böhmischen  Ländern,  dann  neuerlich  seit  Maria 
Theresias  Schaffung  des  aufgeklärten  Obrigkeitsstaates  in  dem  gan- 
zen weiten  Reiche  gewonnen  hatte,  eine  Expansion,  welche  die  Er- 
oberungen an  Volksboden  durch  das  Deutschtum  der  kolonisierenden 
Ritter  des  Mittelalters  und  des  Bürgertums  in  der  folgenden  Ge- 
schichtsperiode nicht  nur  festhielt  und  sicherte,  sondern  auch  inner- 
halb des  gesamten  sozialen  Körpers,  den  das  habsburgische  Reich 
vorstellte,  methodisch  fortbaute  und  fortentwickelte  —  diese  ganze 
Expansion  begann  als  vollendete  Tatsache  in  das  nationalpolitische 
Bewußtsein  der  Deutschen  Oesterreichs  in  dem  Augenblick  einzutre- 
ten, in  welchem  ihnen  selbst  zum  erstenmal  die  Möglichkeit  politischer 
Selbstbestimmung  gegeben  schien. 

Diese  Erkenntnis  hat  nun  auf  die  Ausbildung  des  politischen  Cha- 
rakters der  Deutschen  in  Oesterreich  notwendigerweise  aufs  tiefste 
eingewirkt.  Sie  hat  vor  allem  ihrer  nationalen  Politik  als  das  ent- 
scheidende Element  den  Charakter  der  Defensive  verliehen,  das  Merk- 
mal der  Verteidigung  gegen  den  neuerwachten  Nationalismus  der- 
jenigen Völker,  welche  die  in  der  „Ostmark"  —  im  weitesten  Sinne 
verstanden  —  seßhaften  Deutschen  seit  Jahrhunderten  kraft  ihrer 
höheren  und  älteren  Kultur,  ihrer  militärischen  Macht,  dann  aber 
dauernd  auf  Grund  ihres  ungelösten  Zusammenhanges  mit  ihrer 
Rasse,  mit  dem  gewaltigsten  Volke  des  Festlandes,  dem  deutschen 
Volke,  in  der  Form  des  habsburgischen  Obrigkeitsstaates  beherrscht 
hatten. 

Wenn  man  nun  demgegenüber  feststellt,  daß  der  tschechische 
sowie  der  südslawische  Nationalismus  sogleich  1848  und  fortab  aus- 
schließlich als  Offensive  wirkten,  so  ist  damit  nur  der  allgemeine, 
historisch  vorbestimmte  Charakter  der  Nationalbewegungen  aller 
nichtdeutschen  Völker  Mitteleuropas  bezeichnet,  daß  sie  nämlich 
durchaus  Emanzipationsbestrebungen  gegen  den  nationalen  Expo- 
nenten der  Zentral isationsgewalt,  also  was  Oesterreich  betrifft,  gegen 
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die  Oberhoheit  der  Deutschen  bedeuten.  Aber  die  Eigenart  der 
tschechischen  Nationalbewegung  wird  noch  durch  andere  Momente 
bezeichnet.  Diese  Eigenart  liegt  darin,  daß  die  nationale  Emanzi- 
pationsbewegung der  Tschechen  sich  von  vornherein  in  einer  zwei- 
fachen Linie  entwickelt  und  diese  Doppelstellung  dauernd  beibehal- 
ten hat.  Denn  sie  ist  einmal  eine  rein  nationale  Expansion  und  sie 
ist  zweitens  zugleich  Revindikation  des  altgeschichtlichen  nationalen 
Staates  und  Staatsgebietes  und  als  solche  sogleich  auch  Expansion 
über  einen  erheblichen  Teil  altnationalen  Siedlungsgebietes  des  deut- 
schen Volkes.  Sie  ist  einmal  ideeller,  rationalistischer  Nationalismus, 
der  für  die  tschechische  Kulturnation  ohne  Rücksicht  auf  geschichtliche 
Erinnerungen  die  eigene  staatliche  Existenz  und  Selbstbestimmung 
fordert  und  sie  ist  zugleich  nationalhistorischer  Imperialismus,  der  das 
Imperium  der  alten  böhmischen  Königskrone  als  unverwirkbares 
Recht  und  Eigentum  des  tschechischen  Volkes  beansprucht.  Von 
allem  Anfang  ist  also  die  tschechische  Emanzipationsbewegung  zu- 
gleich „staatsrechtlich"  und  „nationalistisch"  expansiv.  Die  rein 
völkische  Expansion  der  Tschechen  erhält  aber  überdies  noch  eine 
besondere  Färbung  durch  die  zentrale  Führerstellung,  die  das 
Tschechentum  sofort  innerhalb  des  ganzen  westlichen  Slawentums 
anstrebt  und  mit  der  Einberufung  des  Slawenkongresses  nach  Prag 
ins  Werk  setzt.  Damit  tritt  die  „panslawistische"  Idee  als  eine  der 
neuen  geistigen  und  politischen  Hauptkräfte  der  europäischen  Politik 
zum  erstenmal  an  die  Oberfläche,  nachdem  sie  schon  mehr  als  ein 
Menschenalter  lang  ihre  ersten  rein  literarisch-kulturellen  Entwick- 
lungsstadien, insbesondere  durch  das  Wirken  des  slowakischen  Dich- 
ters Kollar  und  seiner  Freunde  und  mit  Hilfe  der  Idee  der  „literari- 
schen Wechselseitigkeit"  aller  Slawen  zurückgelegt  hatte.  Die  Zu- 
sammenhänge der  allslawischen  Idee  mit  der  Entfaltung  des  öster- 
reichischen Problems  können  wohl  erst  in  einem  späteren  Stadium 
seiner  Entwicklung  vollständig  überblickt  werden:  aber  eine  ganz 
kurze  Uebersicht  über  die  politischen  Ideen,  welche  der  Prager 
Slawenkongreß  von  1848  zu  Tage  förderte,  und  ihren  unmittelbaren 
Einfluß  auf  die  Entwicklung  der  inneren  Politik  in  Oesterreich  im 
Revolutionsjahre  muß  doch  schon  an  dieser  Stelle  gegeben  werden. 36) 
Daß  der  Slawenkongreß  äußerlich  einen  Wendepunkt  in  der 
Geschichte  der  Revolution  bildet,  liegt  klar  zutage.  Denn  dieser 
Kongreß  bildet  für  den  politisch  unreifen  Prager  Radikalismus  den 
Anlaß  zum  Pfingstaufstand  und  dieser  wieder  die  bequeme  Hand- 
habe für  die  reaktionären  Kreise,  mittelst  Militärgewalt  die  Prager 
Revolution  endgültig  zu  schließen.  Daraus  ergab  sich  denn,  wie 
schon  oben  bemerkt  wurde,  zunächst  allerdings  eine  günstige  Rück- 
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Wirkung  für  die  gemäßigten  Vertreter  der  tschechischen  Sache  da- 
durch, daß  eine  Konsolidierung  und  Kräftigung  der  betreffenden  ge- 
sellschaftlichen Kreise  und  ihrer  unter  dem  Einfluß  Palackys  und 
Havliceks  stehenden  nationalpolitischen  Bestrebungen  stattfand.  Auch 
hing  mit  diesem  Ereignisse  zusammen,  daß  die  für  den  19.  Juni  in 
Aussicht  genommenen  Landtagswahlen  nicht  stattfinden  konnten; 
daß  infolgedessen  die  Tschechen  selbst  ein  Interesse  daran  besaßen, 
widerspruchslos  an  dem  Wiener  Reichstag  teilzunehmen  und  daß 
so  die  Gefahr  vermieden  wurde,  daß  der  konstituierende  böhmische 
Landtag  und  der  konstituierende  Reichstag  gleichzeitig  tagten  und  so 
unzweifelhaft  alsbald  in  schwere  staatsrechtliche  Konflikte  gelangt 
wären.  Aber  der  Prager  Slawenkongreß  und  die  ihm  zugrunde  lie- 
gende Idee  der  allslawischen  Gemeinschaft  hat  weit  über  diese  un- 
mittelbaren Folgen  hinaus  auf  alle  slawischen  Völker,  besonders  auf 
die  breite  tschechische  Oeffentlichkeit  eingewirkt  und  ungeachtet  der 
scheinbaren  Ergebnislosigkeit  dieser  ersten,  knapp  vor  ihrem  for- 
mellen Abschluß  abgebrochenen  allslawischen  Beratungen  kommt 
ihnen  doch  eine  große  Bedeutung  vom  Standpunkt  der  Auffassung 
desjenigen  zu,  der  alle  durch  die  Revolution  von  1848  in  Oesterreich 
im  Zusammenhange  mit  dem  habsburgischen  Reichs-  und  Staats- 
problem entbundenen  geistigen  Kräfte  überschauen  will. 37) 

Die  Politik  Palackys  und  seiner  Freunde,  die  diesen  Kongreß 
unverweilt  ins  Leben  zu  rufen  beschlossen,  tat  damit  ganz  allgemein 
einen  höchst  bedeutenden  Schritt  nach  vorwärts.  Sie  setzte  zum 
erstenmal  für  alle  österreichischen  Völker  die  äußere  Politik,  die  bis 
dahin  in  Oesterreich  wie  auf  dem  Festlande  das  unberührbare  Hei- 
ligtum diplomatischer  Tätigkeit  und  fürstlichen  Ratschlusses  bildete, 
die  sozusagen  das  „Charisma"  der  Höfe  und  ihrer  Minister  bedeutete, 
in  das  helle  Licht  volkstümlicher  politischer  Bestrebungen.  Auch 
hier  muß  man  die  Parallele:  Prag  und  Frankfurt  festhalten.  Die 
Deutschen  Oesterreichs  lenkte  die  nationale  Idee  und  ihr  sichtbarster 
Ausdruck,  die  Frankfurter  Nationalversammlung,  zum  erstenmal  auf 
die  Notwendigkeit  hin,  die  Gesamtslellung  der  habsburgischen  Mon- 
archie und  in  dieser  wieder  des  deutschen  „Staates"  Oesterreich  zu 
der  ganzen  übrigen  europäischen  Staatenwelt  sich  klarzumachen  und 
selbständig  zu  beurteilen:  in  den  Debatten  in  der  Paulskirche  über  die 
österreichisch-slawii-rhe,  die  italienische,  die  schleswig-holsteinsche 
und  die  polnische  Frage  beginnen  alle  Deutschen  zum  erstenmal  so 
wie  schon  lange  die  bürgerlichen  Klassen  der  großen  Völker  des 
Westens  Ziele  und  Bedürfnisse  einer  nationalen  äußeren  Politik  zu 
formulieren  und  zu  prüfen.  Dabei  zeigt  es  sich,  daß  die  seit  den 
40er  Jahren  reichlich  entwickelt«  österreichische  Flugschriftenlitera- 
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tur  —  natürlich  durchwegs  als  zensurflüchtig  in  Deutschland  ver- 
öffentlicht —  nicht  ohne  belebende  Wirkung  auf  die  Gebildeten  in 
der  Heimat  geblieben  war:  die  äußere  Politik  Metternichs  mit 
ihrer  unerschütterlichen  Rußland-Freundschaft  und  ihrer  konsequen- 
ten Bekämpfung  der  liberalen  Völker  und  Staaten  sowie  aller  natio- 
nalen Unabhängigkeitsbewegungen  in  der  ganzen  Welt  bildete  für 
die  liberalen  Oesterreicher  den  festen  Punkt  für  ihre  gegenteilige 
Orientierung  und  wirkte  zweifellos  dahin,  daß  auch  vom  Gesichts- 
punk!© der  äußeren  Politik  das  gebildete  österreichische  Deutschtum 
mehr  und  mehr  in  die  Richtung  nationaler  und  daher  antislawischer 
Empfindung  hineingetrieben  wurde. 

Andrerseits  liegt  die  geistige  Bedeutung  des  Prager  Kongresses 
gewiß  nicht  in  irgendeiner  positiven  Wendung,  die  er  verursacht 
hätte,  sondern  in  erster  Linie  darin,  daß  die  Tschechen  durch  die 
Veranstaltung  des  Kongresses  aller  Welt  zeigten,  daß  sie  vom  ersten 
Augenblick  ihres  selbständigen  Auftretens  im  politischen  Leben  ent- 
schlossen waren,  selbständige  Anschauungen  in  der  äußeren  Politik 
zu  bilden  und  zu  vertreten.  Und  zwar  so,  daß  sie  die  Stellung  der 
Gesamtmonarchie  in  Europa  grundsätzlich  gleichzeitig  vom  Gesichtsr 
punkte  ihrer  nationalen  Bewegung  sowie  der  gesamtslawischen  Inter- 
essen zu  beurteilen  und  zu  beeinflussen  bemüht  sind.  So  ist  durch 
die  Anfänge  der  Frankfurter  Nationalversammlung  und  den  slawi- 
schen Kongreß  zu  Prag  zum  erstenmal  deutlich  hervorgekommen,  was 
dann  ein  dauernder  Grundzug  der  ganzen  österreichischen  Geschichte 
von  1848  bis  zum  Zusammenbruche  der  habsburgischen  Monarchie 
blieb:  daß  nämlich  die  deutsche  Nationalidee  in  Oesterreich  und  die 
der  nichtslawischen  Völker  in  ihren  außerpolitischen  Bestrebungen, 
Freundschaften,  Ideen  und  Zielen  von  Anfang  an  aufs  tiefste  vonein- 
ander geschieden,  ja  einander  geradewegs  verneinend  gegenüber- 
gestellt sind. 

Hieraus  aber  ergibt  sich  schon  eine  Erkenntnis,  die  allerdings 
erst  in  späteren  Abschnitten  dieser  Darstellung  vertieft  und  im  ein- 
zelnen ausgeführt  werden  kann :  daß  nämlich  das  Reichs-  und  Staa's- 
problem  der  Monarchie  vom  Jahre  1848  ab  immer  gleichzeitig  und 
in  gleichem  Maße  ein  zentrales  Problem  der  inneren  sowie  der 
äußeren  Politik  nicht  nur  der  dynastischen  Regierung,  sondern  auch 
der  einzelnen  nationalpolitischen  Parteien  Oesterreichs  und  Ungarns 
gewesen  ist  und  daß  demgemäß  jede  der  versuchten  Lösungen  des 
Problems  immer  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  erfaßt  und  be- 
urteilt werden  muß. 

Die  historische  Bedeutung  des  Slawenkongresses  vom  Standpunkt 
der  Entwicklungsgeschichte  des  österreichischen  Problems  liegt  nun 
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vor  allem  darin,  daß  dort  von  den  slawischen  Führern  bewußt  als  Er- 
widerung auf  die  Frankfurter  Nationalversammlung  zum  erstenmal 
versucht  worden  ist,  die  dem  Slawentum  eigentümliche  Idee  von 
der  europäischen  Stellung  Oesterreichs  zu  formulieren  und  möglichst 
eindrucksvoll  hervortreten  zu  lassen.  Diese  Idee  beruhte  auf  der 
seit  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  zunächst  rein  literarisch  ausgebildeten 
-Vorstellung  von  der  Einheit  aller  slawischen  Völker  und  Stämme  un- 
geachtet der  Verschiedenheiten  ihrer  Dialekte,  eine  Vorstellung,  die 
—  wie  oben  bemerkt  —  zuerst  von  dem  slowakischen  Dichter  und 
Politiker  Kollär  als  „literarische  Wechselseitigkeit"  definiert,  nach 
verschiedenen  Richtungen  hin  ausgebildet  und  poetisch  verherrlicht 
worden  ist.  Auch  das  nun  auf  dem  Prager  Slawenkongresse  zum 
erstenmal  hervortretende  politische  Allslawentum,  der  „Panslawis* 
mus",  wurzelt  noch  immer  in  seinen  kräftigsten  Grundtrieben  in  der 
Idee  des  weltbürgerlich-humanitären  Universalismus  des  18.  Jahr- 
hunderts, aus  dem  zunächst  jene  literarischen  Früchte  hervor- 
gegangen waren.  Längst  waren  im  Zusammenhange  mit  der  poetisch 
und  schriftstellerisch  vertretenen  Tendenz  nach  Vereinigung  der 
slawischen  Kulturarbeit,  wie  sie  in  den  jungen  Bildungsbestrebungen 
und  geistigen  Programmen  der  einzelnen  slawischen  Völker  lange 
vor  1848  ihren  Ausdruck  fand,  gleich  zu  Beginn  der  Bewegungen  von 
1848  von  verschiedenen  Seiten  Anregungen  erfolgt  für  eine  möglichst 
umfassende  und  machtvolle  äußere  Kundgebung  der  slawischen  Ver- 
brüderung. Die  gerade  von  tschechischer  Seite  mit  großem  Eifer 
zwischen  Prag,  Agram  und  der  Slowakei  gesponnenen  Fäden  führten 
alsbald  zur  Einberufung  eines  großen  Kongresses  von  Vertretern  aller 
flawi sehen  Völker  nach  Prag.  Die  Hauptmasse  an  dieser  Versamm- 
lung bildeten  begreiflicherweise  Delegierte  aus  Böhmen,  Mähren, 
Schlesien  und  der  Slowakei,  aber  es  fehlte  auch  nicht  an  Vertretern 
der  Slawen  aus  dem  Banat,  der  Kroaten,  der  Slowenen,  österreichi- 
scher und  preußischer  Polen,  und  dazu  kam  als  einziger  Vertreter 
des  slawischen  Weltvolkes  das  Haupt  des  revolutionären  RussentumS 
Michail  Bakunin.'8)  Die  tschechische  Führung  des  Kongresses  gab 
diesem  sogleich  durch  die  in  der  einladenden  Proklamation  enthal- 
tenen Gedanken  eine  scharfe  Spitze  gegen  „Frankfurt".  „Dieses",  sagt 
der  Aufruf,  „besteht  darauf,  daß  der  österreichische  Staat  auf  seine 
Souveränität  ganz  verzichte,  daß  das  Kaiserreich  mit  allen  seinen 
niehtungarisehen  Provinzen  dem  deutschen  Bundesstaate  beitrete. 
Ein  solcher  Schritt  würde  nicht  nur  die  Einheit  Oesterreichs.  sondern 
auch  die  Selbständigkeit  der  slawischen  Volksstämme  vernichten.  An 
uns  ist  es,  männlich  das  zu  schützen,  was  uns  das  Heiligste  ist,  uns 
miteinander  zu  verständigen  und  gemeinschaftlich  zu  beraten,  was 
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das  Beste  von  der  Nation  erfordert."  In  einer  weniger  Tage  darauf 
publizierten  Kundgebung  der  tschechischen  Einberufer  des  Kon- 
gresses wird  die  austro-slawische  Tendenz  von  ihnen  noch  ganz  be- 
sonders unterstrichen  und  als  Hauptzweck  der  Versammlung  betont, 
daß  sie  die  Integrität  und  Souveränität  des  Kaiserstaates  schirmen 
wolle;  die  in  der  Oeffentlichkeit  sogleich  gegen  die  Veranstalter  des 
Kongresses  geschleuderten  Vorwürfe  des  „Panslawismus"  und  rus- 
sischen Söldnertums  werden  heftig  zurückgewiesen.  Der  Verlauf  des 
Kongresses  führte  jedoch  immerhin  sehr  schnell  von  dem  durch  Pa- 
lacky  verfochtenen  Austroslawismus  weit  ab.  Der  Pole  Libelt  und 
der  Russe  Bakunin  erlangten  die  Oberhand  auf  dem  Kongresse  und 
strebten  mit  Erfolg  dahin,  diesen  weit  mehr  zu  einer  Kundgebung 
des  internationalen,  revolutionären  Nationalismus  zu  machen,  wie  ihn 
besonders  Bakunin,  dann  aber  vor  allem  Mazzini  und  auch  unter  den 
Deutschen  einigermaßen  die  radikale  Demokratie  der  äußersten 
Linken  der  Frankfurter  Versammlung  verstanden. 

Die  Theorien  von  der  auf  der  Volkssouveränität  aller  Nationen 
beruhenden  Völkervereinigung,  wie  sie  diese  Männer  verfochten,  fan- 
den daher  auch  in  dem  im  übrigen  von  Palacky  redigierten,  als  Haupt- 
ergebnis des  Kongresses  geplanten  Manifest  an  die  europäischen 
Nationen  ihren  beredten  Ausdruck.  Man  wird  jetzt,  in  den  Tagen  nach 
der  großen  deutschen  und  österreichischen  Umwälzung  von  1918,  dem 
Weitblick  dieser  leidenschaftlichen  nationalistischen  Ideologen,  unter 
ilenen  an  Geist  und  Charakter  Mazzini  zweifellos  der  hervorragendste 
gewesen  ist,  auch  auf  deutscher  Seite  ganz  anders  gerecht  werden, 
als  dies  bei  dem  liberalen  Deutschtum  von  1848  und  vollends  in  den 
darauf  folgenden  beiden  Menschenaltern  des  monarchisch-nationali- 
stischen Imperialismus  der  Fall  gewesen  ist.  Für  das  damals  gerade 
vom  Absolutismus  zum  erstenmal  befreite  Oesterreich  war  aber  von 
größter  Bedeutung,  daß  sich  dieser  neue  revolutionäre  Nationalismus 
als  slawische  Bewegung  durchaus  friedlich  kundtat  zu  derselben  Zeit, 
in  welcher  die  kaiserliche  Armee  in  Italien  siegreich  gegen  die  mili- 
tärisch von  Piemont  gedeckten  „mazzinistischen"  Insurgenten  focht. 
Gerade  auf  dem  Prager  Kongreß  hat  in  Gestalt  der  Vorschläge  Ba- 
kunins  der  antimilitaristische,  pazifistische  Grundzug  der  neueren 
allslawischen  Demokratie  deutliche  Gestalt  angenommen  in  scharfem 
Gegensatz  ebenso  zu  der  imperialistischen  und  annexionistischen 
Politik  des  Magyarentums  wie  zu  der  des  russischen  Zarentums,  das, 
gestützt  auf  das  Großrussentum,  die  Orthodoxie  und  die  aus  Deutsch- 
land importierte  militärisch-bureaukratfeche  Staatsordnung  des  Groß- 
reiches „aller  Reußen",  Polen,  Kleinrussen,  Littauer  und  Letten,  Ka- 
tholiken und  Griechisch-Unierte  rücksichtslos  bekämpfte  und  unter- 
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drückte.  Wenn  man  nun  bedenkt,  daß  gerade  dieses  Zarentum  da- 
mals durch  seinen  Beistand  das  alte  Oesterreich  und  dessen  Dynastie 
im  Kampfe  wider  die  Magyaren  gerettet  hat  und  dadurch  erst  die 
neuerliche  Unterordnung  aller  nichtdeutschen  Völker  der  Monarchie 
unter  den  Zentralismus  der  deutschen  Bureaukratie  Wiens  ermög- 
lichte, erscheint  die  innere  und  äußere  Politik  der  sich  verbrüdern- 
den gesamtslawischen  Demokratie,  wie  sie  Palacky  in  seiner  Redak- 
tion des  Kongreßmanifestes  formulierte,  ganz  besonders  bemerkens- 
wert in  der  Konsequenz  ihrer  rein  nationalistischen  und  demokra- 
tischen Kritik  der  besiehenden  europäischen  StaatenorJnung.  „Lie 
romanischen  und  germanischen  Volkss'.'ämme",  ließ  Palacky  den  Kon- 
greß verkündigen,  „einst  als  gewaltige  Eroberer  in  Europa  berühmt, 
haben  mit  der  Kraft  ihrer  Schwerter  für  ihre  Herrschsucht  mannig- 
fache Befriedigung  sich  zu  verschaffen  gesucht.  Ihre  Staatskunst 
stützte  sich  zunächst  auf  das  Recht  des  Stärkeren,  nahm  die  Freiheit 
nur  für  die  höheren  Stände  in  Anspruch,  regierte  mittelst  Privilegien 
und  erkannte  den  Völkermassen  keine  Rechte,  nur  Pflichten  zu.  Der 
freie  Brite  versagt  den  Irländern  die  volle  nationale  Ebenbürtigkeit, 
der  Deutsche  droht  slawischen  Volksstämmen  mit  Zwang,  der 
Magyare  scheut  sich  nicht,  das  Recht  der  Nationalitäten  in  Ungarn  nur 
für  seine  Rasse  anzuerkennen."  39) 

Abermals  forderte  also  Palacky  hier  durch  das  Sprachrohr  des 
Kongresses  die  Verwirklichung  des  Prinzipes  der  Gleichberechtigung 
der  Nationen  und  ihrer  auf  voller  Demokratie  beruhenden  Selbst- 
bestimmung, abermals  stellte  er  den  historischen  Eroberer-Nationen 
die  grundsätzliche  Friedensgesinnung  aller  slawischen  Völker  ent- 
gegen, die  nur  ihr  Volksrecht  und  keine  Eroberung  wollen.  Diesen 
allgemeinen  Ideen  entsprechend  wurde  denn  auch  versucht,  in  den 
Beratungen  der  Sektionen  die  schwebenden  Bruderkämpfe  unter  den 
Slawen  zu  beseitigen  und  daher  vor  allem  zwischen  Polen  und 
Ruthinen  eine  Verständigung  auf  dem  Papiere  herbeigeführt.  Eben- 
so wurde  der  Wunsch  der  Slowenen  nach  Errichtung  eines  König- 
reiches verhandelt,  das  alle  Volksgenossen  in  Steiermark.  Kärnten, 
Kram  und  im  Küstenlande  zu  eunem  Staat  mit  Laibach  als  Haupt- 
stadt vereinigen  sollte.  Weitere  Beschlüsse  des  Kongresses  betrafen 
die  serbokroatischen  Streitpunkte  und  die  Sicherung  der  durch  das 
Kabinettschreibeil  vom  8.  April  vollzogenen  Wiederherstellung  des 
böhmischen  Staatsrechtes.  Regelmäßige  periodische  Tagungen  des 
Kongresses  und  die  Schaffung  eines  slawischen  Na'ionalrats  wurden 
in  Aussicht  genommen  zur  Förderung  kräftiger  Gesamtpolitik  des 
einheitlichen  Slawentums,  als  dessen  Leitgedanken  hervortrat  die 
Schaffung  eines  dauernden  Völkerbundes  der  slawischen  Nationen, 
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die  miteinander  und  mit  den  Deutschen  und  Magyaren  foederiert 
künftig  jeden  Krieg  in  Mittel-  und  Osteuropa  unmöglich  machen 
sollten. 

Wie  weit  nun  auch  diese  aus  der  eigentümlichen  Verbindung  des 
jungen  slawischen  Nationalismus  mit  den  Gedanken  der  west- 
europäischen revolutionären  Demokratie  hervorgegangenen  Ideen 
sich  über  die  tatsächlichen  Kräfte  hinwegsetztan,  die  damals  und  noch 
manche  Jahrzehnte  hinler  solchen  Plänen  unter  den  slawischen 
Völkern  selbst  standen,  so  verdienen  diese  Ideen  doch  als  eine  der 
durch  die  Revolution  von  1848  emporgehobenen  und  fortan  In  der 
Politik  Europas  mitwirkenden  geistigen  und  politischen  Kräfte  voll:ite 
Würdigung:  aber  erst  den  gegenwärtig  rückblickenden  Zeitgenossen 
der  großen  zentraleuropäischen  Katastrophe  von  1918  erschließt  sich 
ihre  ganze  Tragweite,  enthüllt  sich  die  im  Laufe  eines  halben  Jahr- 
hunderts bis  in  die  Tiefen  des  ganzen  Nationalbewußtseins  des  mittel- 
und  osteuropäischen  Slawentums  eingedrungene  Sprengkraft  dieser 
Ideen.  Schon  im  Jahre  1848  jedoch  kündigte  sich  durch  den  Prager 
Kongreß  weithin  sichtbar  und  hörbar,  wenn  auch  in  Mi'.tel-  und  West- 
europa nur  von  sehr  Wenigen  verstanden  —  übrigens  selbst  aus  der 
Mitte  des  gebildeten  Slawentums  noch  vielfach  als  völlig  irreale  Ideo- 
logie beurteilt  — ,  dieses  neue  Programm  von  der  Emanzipation  der 
den  Deutschen  und  Magyaren,  der  Türkei  und  dem  Zarismus  unter- 
worfenen slawischen  Rassen  als  eine  geistige  Macht  an,  die  in  die 
Schicksalsbildung  des  endgülüg  zum  Problem  gewordenen  habsburgi- 
schen  Reiches  aufs  tiefste  eingreifen  mußte.  Gleichberechtigung  und 
Foederation  waren  die  praktischen  Folgerungen,  zu  denen  diese  For- 
mulierung des  offensiven  Nationalgedankees  des  Slawentums  führte. 
Und  dabei  blieb  doch  die  Erhaltung  Oesterreichs  als  eines  politi- 
schen Ganzen  —  allerdings  in  Gestalt  eines  den  Mehrheitsverhält- 
nissen entsprechend  gebildeten  Völkerbundes  —  noch  immer  das, 
wenigstens  nach  außen  hin  offen  ausgesprochene  nächste  Ziel  der 
slawischen  Politik.  Wie  wenig  nun  dieses  Oesterreich,  wenn  ver- 
wirklicht, mit  dem  historischen  Machtstaate,  der  diesen  Namen  bis 
dahin  führle,  noch  gemein  haben  konnte,  empfand  das  Deutschtum, 
zumal  in  seinen  gebildeten  und  „beamteten"  Schichten,  sogleich  aufs 
kräftigste  und  begann  daher,  vor  allem  in  Böhmen,  seine  politische 
und  nationale  Gegenwehr  zu  organisieren.  Dabei  ist  es  aber  sehr 
merkwürdig,  daß  sich  der  Konflikt,  in  den  die  junge  slawische  Na- 
tionalbewegung sogleich  mit  dem  deutschen  Nationalgedanken  geriet, 
auch  von  Anfang  an  zum  reinen  Machikampf  ausbildet,  daß  insbeson- 
dere von  deutscher  Seite  her  die  Gedankengänge  der  tschechischen 
„Slawistem"  wie  Kollar,  Safarik,  Palacky,  die  gerade  aus  der  ideali- 
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ßtischen  deutschen  Philosophie  und  der  geistigen  Schatzkammer  der 
deutschen  Romantik  die  besten  Kräfte  für  ihre  Bemühungen  zur 
Wiedergeburt  des  westlichen  Slawentums  gewannen,  nicht  durch  neue 
ideelle  geistige  Gegenkräfte  bekämpft  werden.  Von  allem  Anfang 
sind  es  die  immer  wieder  vorgebrachten  Aeußerungen  des  prinzi- 
piellen Zweifels  an  der  inneren  Berechtigung  des  Strebens  kleiner 
Völker  nach  Entwicklung  ihrer  nationalem  Eigonkultuir  und  Sprach, 
die  gegen  den  Nationalismus  der  Tschechen,  Slowenen,  Slowaken  in 
der  deutschen  Publizistik  vorgebracht  werden,  Argumente,  die  aus 
dem  unentwickelten  und  angeblich  den  höheren  und  höchsten  Auf- 
gaben der  „modernen  Kultur"  nicht  gewachsenen  Stand  der  slawi- 
schen „Dialekte"  hergenommen  werden,  dann  aber  auch  von  allem 
Anfang  schon  Hinweise  auf  die  Machtverhältnisse,  die  der  Durch- 
führung der  vollen  Gleichberechtigung  ein  unüberwindliches  natür- 
liches Hindernis  entgegensetzen.  Darin  sind  schon  Vorbo!en  zai  er- 
blicken der  alsbald  aus  dem  deutschen  Nationalismus  nach  1848  er- 
wachsenden, lange  vorher  schon  durch  Fichte  und  Hegel  unterbauten 
politischen  Machtphilosophie  der  Deutschen,  deren  ungeheuere  Trag- 
weite wir  nunmehr  in  der  ganzen  Furchtbarkeit  ihrer  tragischen  Kon- 
sequenzen für  alle  europäischen  Völker  zu  beurteilen  vermögen. 40) 
Diese  Erscheinung,  daß  dem  Vordringen  des  Slawentums  und 
seinen  Forderungen  gegenüber  die  deutschen  nationalpolitischen 
Ideen  und  Tendenzen,  zumal  in  Oesterreich,  sich  von  vornherein  auf 
die  Waffe  des  politisch-ökonomischen  Machtprinzips  zurückziehen, 
gehört  mit  zu  den  wichtigsten  Ergebnissen  des  Jahres  1848:  denn  von 
hier  aus  führt  der  Weg  unmittelbar  zum  Verständnis  der  für  die  ganze 
deutsche  Politik  des  19.  Jahrhunderts  entscheidenden  Tatsache  des 
schnellen  Verfalles  der  ideellen  und  moralisch^politischen  Kräfte  so- 
wohl im  „Liberalismus"  als  auch  im  „Konservatismus"  der  deutschen 
Nation.  Dieser  Prozeß  ist  in  der  Hauptsache  in  dem  kurzen  Zeitraum 
von  20  Jahren,  die  zwischen  der  Revolution  von  1848  und  dem 
Triumph  der  inneren  Politik  Bismarcks  in  Preußen  liegen,  vor  sich 
gegangen.  Im  wesentlichen  bestand  nun  dieser  Verfall  doch  darin, 
daß  im  Liberalismus  der  deutschen  bürgerlichen  Klasse  die  ihm  vom 
18.  Jahrhundert  her  beigemischten  Elemente  wcltbürgerlicher  Ideo- 
logie und  humanitär-philosophischen  Rationalismus  fast  vollständig 
erdrückt  worden  sind  durch  den  „realpolitischen"  Nationalismus, 
dessen  Ursprung  und  rasche  Ausbildung  auf  die  politischen  „Ent- 
täuschungen" dos  Bürgertums  von  1848  und  seiner  Frankfurter 
Einigungsversuche,  ebenso  wie  auf  seinen  in  den  fünfziger  Jahren 
einsetzenden  ökonomischen  Aufschwung  zurückgeht.  Jene  Enttäu- 
schungen lagen  aber,  ganz  besonders  was  das  österreichische  Deutsch- 


2.  Kapitel:  Kräfte  und  Ideen  aur  Lösung  des  Problems.  183 

tum  betrifft  —  aber  dies  ist  auch  für  das  politische  Denken  der  Ober- 
und  Mittelklasse  in  Preußen  nicht  minder  gültig  — ,  rein  geistig  und 
psychologisch  betrachtet  in  den  Erfahrungen  begründet,  die  aus  dem 
Zusammenstoß  der  deutschen  Oberklasse  mit  den  slawischen  National- 
bewegimgen  erwachsen  waren.  Je  mehr  diese  sich  auf  die  univer- 
salistischen Gedankenelemente  des  europäischen  Liberalismus  und 
dabei  gerade  auf  die  Ideen  der  großen  deutschen  Denker  der  klas- 
sischen und  romantischen  Literaturepochen  stützten,  desto  schneller 
trat  diese  ganze  Ideologie  als  geistige  Komponente  im  politischen  Be- 
wußtsein der  deutschen  bürgerlichen  Welt  zurück  und  setzte  sich  an 
ihre  Stelle  der  streng  national  formulierte  Machtgedanke  der  öko- 
nomisch und  sozial  zur  Vorherrschaft  gelangten  Klassen  und  ihrer 
spezifischen  Interessen. 

Begreiflicherweise  ist  aber,  was  Oesterreich  betrifft,  der  nationale 
Gegensatz  zwischen  Deutschen  und  Slawen  zuerst  in  Böhmen  zum 
offenen  politischen  Kampf  aufgeflammt,  in  einem  Lande,  in  welchem 
die  Deutschen  von  Anfang  an  sich  als  Minorität  in  der  Verteidiguüg 
befanden  und  wo  die  Offensive  der  Tschechen  der  slawischen  Be- 
wegung sogleich  überraschend  große  politische  Erfolge  gebracht  zu 
haben  schien.  Böhmen  ist  dann  durch  7  Jahrzehnte  —  bis  zur 
letzten  Stunde  der  Monarchie  —  das  klassische  Kampffeld  des  natio- 
nalen Ringens  in  Oesterreich  geblieben,  hier  sind  zuerst,  und  zwar  in 
ihren  Keimen  durchaus  schon  von  1848  an,  die  Formen  und  Methoden, 
ist  die  ganze  Technik,  Psyche  und  Prozedur  des  modernen  nationalen 
Kampfes  von  Kulturvölkern  ausgebildet  worden,  hier  ist  das  ganze 
Lebensphänomen  des  Nationalismus  in  seinen  von  vornherein  gar 
nicht  übersehbaren  geistigen  und  seelischen  Wirkungen  zuerst  zur 
vollen  Ausbildung  gelangt.  Die  noch  in  den  Märztagen  wenigstens 
bei  den  Gebildeten  beider  Völker  in  Prag  bestehende  Gemeinschaft 
im  Kampfe  gegen  die  vormärzliche  Herrschaft  ging,  wie  wir  wissen, 
schnell  und  dauernd  in  die  Brüche:  die  Versuche  zur  Pflege  des 
sogenannten  nationalen  „Utraquismus"  sind  in  der  Praxis  überall 
völlig  gescheitert.  Schon  die  Veröffentlichung  des  Kabinettschrei- 
bens vom  8.  April  hatte  einen  Protest  der  in  Wien  lebenden  Deutsch- 
böhmen an  das  Ministerium  des  Innern  zur  Folge  gehabt,  dessen 
Schärfe  und  Unklarheit  zunächst  allerdings  keinen  Anklang  bei  den 
Deutschen  im  Lande  selbst  erfuhr:  aber  die  Frage  der  Beschickung 
des  Frankfurter  Parlamentes  führte  dann  in  beschleunigtem  Tempo 
den  Austritt  der  Deutschen  aus  dem  in  den  Märztagen  gebildeten 
Prager  „Nationalausschuß",  den  Protest  der  meisten  deutschen  Städte 
des  Landes  gegen  dessen  Politik  und  im  weiteren  Verfolg  die  voll- 
kommene Scheidung  der  beiden  nationalen  Lager  Böhmens  herbei. 
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Die  Einberufung  des  Slawenkongresses  nach  Prag,  welche  von- 
den  Deutschen  als  offener  Gegenzug  der  Tschechen  gegen  die  Ein- 
berufung des  Frankfurter  Parlamentes  den  tiefsten  Eindruck  machte, 
und  der  Verlauf  der  Verhandlungen  auf  diesem  Kongresse  bildeten 
dann  den  Anlaß  zu  weiterer  Verschärfung  des  Gegensatzes  der  beiden- 
Völker  in  Böhmen.  Nunmehr  begann  auch  sogleich  die  selbständige 
politisch-nationale  Organisierung  der  deutschen  Gemeinden  in  ganz 
Böhmen  und  ihre  fast  vollständige  Zusammenfassung  zu  einem 
deutschen  Zentralverein  sowie  die  Veranstaltung  von  Nationaltagen 
in  Teplitz  und  insbesondere  Eger,  auf  welchen  die  Beschwerden  und 
Wünsche  Deutsch-Böhmens  zum  erstenmal  in  Beschlüssen  und  in- 
Petitionen niedergelegt  wurden. 

Da  zeigt  sich  auch  sogleich,  worum  in  Zukunft  der  nationale 
Kampf  als  politischer  Parteistreit  geführt  werden  wird:  es  ist  einmal 
der  Begriff  der  Gleichberechtigung  beider  Volksstämme  des  Landen, 
der  eben  von  beiden  Seiten  von  allem  Anfang  ganz  verschieden  auf- 
gefaßt wird,  und  es  ist  zweitens  der  Begriff  des  böhmischen  Staats* 
rechtes,  dem  die  Deutschen  sowohl  grundsätzlich  wie  in  den  prak- 
tischen Folgerungen,  welche  die  Tschechen  aus  ihm  ziehen,  energisch 
widerstreben.  In  erster  Hinsicht  ist  bezeichnend,  daß  von  An'.egirn 
in  den  Erlässen  der  Regierung  zur  Durchführung  des  Kabinett- 
schreibens  vom  8.  Apiil,  welches  diese  Gleichberechtigung  im  Ar- 
tikel 1.  statuiert  hatte,  die  Worte  „Gleich oerechrigung"  und  „Gleich- 
, Stellung"  als  synonym  gebraucnt  wurden:  von  tschechischer  Seite 
wurde  dies  so  aufgefaßt,  daß  ihnen  nicht  nur  der  Anspruch  auf 
gleiches  Recht,  sondern  ein  solcher  auf  baldigste  Herbeiführung  des 
gleichen  Zustandes  beider  Nationen  in  allen  öffentlichen  Dingen 
zustehe  und  seitens  der  Regierung  erfüllt  werden  solle.  Daraus 
erhoben  sich  dann  sogleich  große  Gegensätze  zwischen  den  deutschen 
und  tschechischen  Interessen  sowie  deren  politischen  Vertretern  auf 
dem  Gebiete  der  Schule,  hinsichtlich  der  territorialen  Abgrenzung 
der  Gerichte  und  staatlichen  VerwaÜiungsbehörden  und  vor  allem 
in  Betreff  des  Sprachengebrauches  bei  den  letzteren  und  allen  ihren 
Aemtern.  Betreffs  dieser  sogenannten  Sprachenfrage  aber  wurde 
der  schon  in  den  tatsächlichen  Verhältnissen  liegende  Gegensatz 
noch  außerordentlich  verschärft  durch  dio  praktische  Anwendung, 
welche  die  Tschechen  allsogleich  von  ihrer  historisch-staatsrechtlichen 
Grundidee  auf  diesem  Felde  machten.  Schon  im  Jahre  1848  wird 
von  den  tschechischen  Intelligenzkreisen  nicht  das  gleiche  Recht, 
sondern  das  Vorrecht  der  tschechischen  Sprache  grundsätzlich  pro- 
klamiert und  schon  wird  auch  für  den  Verkehr  aller  Aem'er  des 
,.Staates"  in  Böhmen  mit  der  Zentralregierung  der  Gebrauch  der 
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tschechischen  Sprache  in  Anspruch  genommen.  Damit  war  nun  der 
Grund  gelegt  zu  dem  ganzen,  durch  sieben  Jahrzehnte  fortgesponne- 
nen und  hoffnungslosen  Kampf  um  das  österreichische  Amtssprachen- 
recht,  ein  Kapitel  der  neueren  österreichischen  Geschieh!«,  das  wohl 
als  der  stärkste  Beweis  der  politischen  und  legislativen  Unfähigkeit 
des  neu-österreichischen  Obrigkeitsstaates  dauernd  angesehen  wer- 
den wird.  Auf  diesem  Gebiete  der  Amtssprache  treten  aber  auch 
schon  1848  die  höchst  realen  Gegensätze  der  Klasseninteressen  des 
tschechischen  und  deutschen  Bürgertums  unverkennbar  zutage:  fast 
ein  halbes  Jahrhundert  lang  sind  dann  nach  außen  hin  diese  Klassen- 
interessen mit  den  Lebensinteressen  der  beiden  Völker  überhaupt 
gleichgestellt  worden!  Welche  Bedeutung  dem  Amtswesen  des 
bureaukratischen  Machtstaates  in  Oesterreich  in  dieser  Hinsicht  zu- 
kommt und  wie  diese  Bedeutung  noch  durch  das  Dezennien  lang 
forterhaltene  Uebergewicht  des  kleinbürgerlichen  Elementes  in  der 
gesellschaftlichen  Schichtung  beider  österreichischer  Hauptvölker 
verstärkt  wurde,  das  wird  bei  der  Darstellung  der  jüngeren  Stadien 
in  der  Entwicklung  des  österreichischen  Problems  eingehend  behan- 
delt werden.  Dann  wird  auch  gezeigt  werden,  wie  sich  mit  der  fort- 
schreitenden ökonomischen  Entwicklung  und  sozialen  Differenzierung 
die  hier  eben  nur  ganz  kurz  angedeuteten  dauerhaften  Elemente  und 
Grundlinien  des  Kampfes  zwischen  den  historisch  bevorrechteten 
Nationen  —  wie  in  Böhmen  die  Deutschen,  so  im  Galizien  die  Polen, 
im  Küstenlande  und  Dalmatien  die  Italiener  —  und  den  slawischen 
Völkern  um  die  Gleichberechtigung  überhaupt  und  hinsich'lich  des 
Amtssprachenrechtes  im  besonderen  in  allen  anderen  nicht  rein  deut- 
schen Kronländern  gerade  so  wie  in  Böhmen  und  Mähren  heraus- 
gebildet haben.  Daß  übrigens  auch  für  alle  diese  Länder  und  Volks- 
ßtämme  die  ersten  Anfänge  des  Kampfes  um  die  „Gleichberechtigung 
in  Schule  und  Amt",  also  durchaus  als  Sprachenfrage,  sich  völlig 
gleichartig,  wenn  auch  begreiflicherweise  zunächst  viel  schwächer  als 
in  Böhmen,  schon  1848  ergeben  haben,  sei  hier  nur  ganz  kurz  be- 
merkt. Nicht  so  sehr  die  als  Panslawismus  von  den  Deutschen  so 
heftig  befehdete  politische  Solidarität  der  slawischen  Völker  Oester- 
reichs  —  sie  ist  in  Wahrheit  damals  und  eigentlich  immer  sehr 
schwach  geblieben  — ,  sondern  die  geschichtlich  und  ethnisch  ge- 
gebene Gleichartigkeit  der  Lage  der  aufstrebenden,  von  ihrem  völ- 
kischen Lebensrecht  1848  zum  erstenmal  tief  erfaßten  slawischen 
Völker  ist  die  Ursache  davon  gewesen,  daß  das  große  Losungswort 
des  europäischen  Nationalismus  des  Jahres  1848  von  der  Gleich- 
berechtigung aller  Völker  Oesterreichs  der  Entwicklung  des  politi- 
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tischen  Lebens  teils  im  Angriff,  teils  in  Gegenwehr  überall  dieselben 
Wege  eröffnet  hat.41) 

Die  Ueborschau  über  die  durch  die  Revolution  von  1848  zugleich 
mit  der  Entfaltung  des  österreichischen  Problems  erweckten  politi- 
schen Ideengänge  und  völkerpsychischen  Kräfte  ergibt  also,  wie  mich 
bedünkt,  als  wichtigstes  Ergebnis  die  vollständig  dominierende  Stel- 
lung, die  dabei  von  Anfang  an  der  rein  nationalen  Idee  zukommt. 
Von  dieser  geht  mit  elementarer  Kraft  ein  starker  Strom  völlig  neuen 
Individual-  und  Massenempfindens  aus,  von  dem  erst  die  aus  dem 
europäischen  Westen  und  seiner  politischen  Kultur  bezogenen  liberal- 
konstitutionellen  Vorstellungen  und  Ziele  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaftsordnung Leben  und  Farbe  empfangen.  Das  gilt  in  höchstem 
Maße  für  das  ganze  Gebiet  der  habsburgischen  Monarchie:  es  gilt 
aber  auch  für  Deutschland.  Denn  dies  scheint  mir  nun  doch  die 
Eigenart  der  deutschen  Revolution  von  1848  und  damit  der  ganzen 
Entwicklung  deutscher  Politik  im  19.  Jahrhundert  im  letzten  Grunde 
zu  bezeichnen:  daß  hier  der  revolutionäre  Durchbruch  der  bürger- 
lichen Klasse  durch  die  monarchisch-bureaukratische  und  feudale 
Tradition  zur  Uebernahme  der  politischen  und  ökonomisch-sozialen 
Herrschaftsstellung  mit  eigenen  Kräften,  —  nachdem  er  durch  den  ge- 
waltigsten wirtschaftlichen,  künstlerischen  und  philosophischen  Aul- 
schwung, den  je  ein  europäisches  Volk  in  so  kurzem  Zeitraum  so 
hoch  genommen  hat,  in  allen  Richtungen  vorbereitet  worden  war,  — 
schließlich  so  erfolgt  ist,  daß  nicht  das  politische,  sondern  das  rein 
nationale  Gefühlsmoment,  das  leidenschaftliche  Verlangen  nach 
Schaffung  des  nationalen  Großstaates  auf  Grundlage  der  Vereinigung 
aller  deutschen  Stämme,  die  treibende  geistige  und  psychische  Kraft 
der  bürgerlichen  Revolution  gebildet  hat.  Erst  als  sich  diese  und  ihr 
Träger,  der  deutsche  Mittelstand,  im  Versagen  der  Arbeiten  der 
Frankfurter  Nationalversammlung  als  zu  schwach  zur  Erreichung 
dieses  Zieles  erwiesen  hatten,  kommen  im  Nordosten  und  Südwesten 
Deutschlands,  m  Berlin  und  in  Baden,  sowie  am  Rhein  die  aus- 
gesprochen demokratisch-radikalen  Tendenzen,  die  ja  in  den  März- 
tagen doch  überhaupt  den  revolutionären  Aufschwung  erst  zustande- 
gebracht hatten,  noch  einmal  verspätet  in  die  Höhe,  um  dann  dem 
von  Preußen  und  Oesterreich  militärisch  und  politisch  organisierten 
Widerstand  des  monarchisch-obrigkeitlichen,  konservativen  Staats- 
gedankens zu  unterliegen. 

Der  gleiche  Vorgang  in  der  österreichischen  Monarchie  wird  in 
diesem  Falle  nur  dadurch  verhüllt,  daß  hier  die  nationale  Bewegung 
der  Deutschen  als  des  altgeschichtlichen  staatenbildenden  Volkes  im 
1  absburgifichen  Reiche  von  Anfang  an  auf  die  nationalen  Emanzipa- 
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iionsbestrebungen  aller  anderen  Völker  des  weiten  Machtgebietes  der 
Dynastie  stößt:  die  Oktober-Revolution  bedeutet  da  den  dritten  und 
letzten,  aber  hoffnungslosen  Versuch  der  nur  in  der  Reichshaupt- 
stadt einigermaßen  erstarkten  Demokratie,  mit  Hilfe  der  entfesselten 
magyarischen  Revolution  die  national-demokratische  Einigung  des 
deutschen  Volkes  von  Oesterreich  aus  möglichst  zu  fördern.  Dabei 
waren  sich  die  Führer  dieses  Aufstandes  wohlbewußt  der  unversöhn- 
lichen Gegnerschaft  des  ganzen  österreichischen  und  ungarischen 
Slawentums,  das  seit  dem  Prager  Kongreß  gleichzeitig  auf  das  unver- 
hohlenste und  schärfste  gegen  Frankfurt,  Budapest  und  das  schwarz- 
rot-goldene Wien  zusammenwirkt.  Deshalb  liegt  in  den  Wiener  Er- 
eignissen des  Oktober  und  November  die  große  Krise  der  gesamten 
österreichischen  und,  vermittelt  durch  den  Zusammenhang  mit  dem 
nunmehr  beschleunigten  Zusammenbruch  der  Frankfurter  großdeut- 
schen Politik,  auch  der  deutschen  Revolution.  Für  Oesterreich  war 
aber  erst  damit  und  jetzt  der  Weg  frei  gemacht  zum  Versuche  einer 
positiven  Lösung  zumindest  seines  engeren  Staatsproblems:  Beide, 
Deutsche  und  Slawen,  waren  durch  den  Gang  der  Revolution  von 
selbst  doch  wieder,  wenn  auch  von  ganz  verschiedenen  Standpunkten 
her  und  mit  verschiedenen  Grundauffassungen  vom  Wesen  des 
Problems,  zur  offenen  Bejahung  Oesterreichs  als  Gesamtstaates  ge- 
langt. Gewiß,  Bejahung  aus  Enttäuschung  und  Resignation  auf  allen 
Seiten:  aber  immerhin  doch  Bejahung!  So  war  trotz  der  tiefen  Spal- 
tung, welche  der  junge  Nationalismus  zwischen  die  beiden  stärksten 
Völker  im  österreichischen  Staate  gelegt  hatte,  doch  wieder  ein  ge- 
meinsamer Boden  gewonnen,  auf  dem  eine  Ausgleichung  der  natio- 
nalen Gegensätze  durch  eine  diesem  neuen  politischen  Grundelement 
angepaßte  Umbildung  der  Staatsorganisation  und  damit  auch  eine 
haltbare  Lösung  des  österreichischen  Staatsproblems  möglich  er- 
schien. In  Kremsier,  wohin  der  Reichstag  nach  dem  Oktoberaufstande 
verlegt  worden  war,  mochte  eine  solche  von  den  Völkern  und 
Parteien,  die  die  Erhaltung  Oesterreichs  nunmehr  als  eine  eigene 
Lebensnotwendigkeit  zu  erkennen  begonnen  hatten,  gefunden  wer- 
den, wenn  der  gute  Wille  und  die  erforderliche  politische  Fähigkeit 
dort  nicht  fehlten,  wo  schließlich  doch  allen  nationalen  Auflösungs- 
bestrebungen gegenüber  das  Gesamtinteresse  aller  Völker  am  Fort- 
bestande ihres  historischen  Verbandes  immer  noch  Rückhalt  gefun- 
den hatte,  nämlich  bei  der  alten  österreichischen  Zentralregierung. 
Für  diese  aber  erwuchs  aus  den  Ereignissen  heraus  eine  höchst 
bedeutende  Vermehrung  und  Erhöhung  ihrer  Verantwortung  und 
der  Bedeutung  ihrer  Teilnahme  an  dem  Verfassungswerke,  je  mehr 
die  Erfolge  Radetzkys  in  Italien,  die  Niederwerfung  der  Wiener  De- 
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mokratie,  die  diplomatischen  Fortschritte  des  Ministeriums  Schwär- 
zenberg  in  Frankfurt  diesem  die  ganze  Macht  des  kaiserlichen  Namens 
und  der  kaiserlichen  Herrschgewalt  in  die  Hände  zu  legen  begon- 
nen hatten:  ihr,  der  Wiener  Regierung  fiel  vor  allem  die  Aufgabe  zu, 
die  Lösung  des  Reichsproblems  vorzubereiten,  von  dem  der 
konstituierende  Reichstag  zunächst  schon  durch  den  Wortlaut  des 
Aktes,  der  ihn  ins  Leben  gerufen  hatte,  ausgeschlossen  war.  Ehe  wir 
nun  zum  eigensten  Werke  dieses  Reichstages,  dem  Elaborat  seine3 
Verfassungsausschusses,  übergehen,  bedarf  es  vorher  noch  eines  kur- 
zen Ueberblickes  über  das  Wesen  und  die  Ausbildung  dessen,  was 
sich  seit  Ausbruch  der  Revolution  unter  dem  Schlagwort  der  ,, unga- 
rischen Frage"  ausgebildet  hatte  und  was  in  seinem  Kern  eben  das 
Wesen  des  österreichischen  Reichsproblems  bedeulete. 

III. 

Die  Entwicklung  der  Vorstellung  von  der  habsburgischen  Mon- 
archie als  Gesamtreich  und  als  Inbegriff  der  Einrichtungen  und 
Mittel,  welche  dazu  bestimmt  waren,  diese  Vorstellung  zu  ver- 
wirklichen, dieser  ganze  über  mehr  als  300  Jahre  unter  viel- 
fachen Hemmungen  und  zeitweiligen  Rückschlägen  sich  vollziehende 
Prozeß  —  einer  der  merkwürdigsten  und  wichtigsten  Staatsbildung0- 
prozesse,  welche  die  europäische  Geschichte  kennt  —  kann  uns  hier 
selbstverständlich  nicht  im  einzelnen  beschäftigen.  Die  nachfolgen- 
den Ausführungen  müssen  sich  notgedrungen  auf  ein  einziges  Ziel 
beschränken,  nämlich  auf  die  Umschreibung  dessen,  was  hier  wie- 
derholt als  das  durch  die  Revolution  von  1848  endgültig  enthüllte 
Reichsproblem  bezeichnet  worden  ist. 42) 

Da  erheben  sich  nun  zunächst  folgende  Fragen:  Wie  ist  dieses 
Problem  den  Zeitgenossen  der  Revolution  in  beiden  Hälften  der  Mon- 
archie erschienen?  Wie  stellte  sich  auf  österreichischer  Seite  das  bis- 
herige Verhältnis  des  Königreiches  Ungarn  zu  den  übrigen  Ländern 
des  seit  1804  feierlich  proklamierten  „Kaisertums  Oesterreich"  dar 
und  welche  Ideen  treten  während  der  Revolution  in  der  öffentlichen 
Meinung  Oesterreichs  in  Betreff  der  künftigen  Gestaltung  dies«s  fun- 
damentalen Verhältnisses  hervor?  Endlich:  Welche  Stellung  nahm 
gegenüber  der  Frage  des  Reichszusammenhanges  Ungarns  mit  den 
übrigen  Erblündern  des  Erzhauses  die  ».politische  Nation"  Ungarns, 
der  magyarische  Adel  mit  seinem  bürgerlichen  Parteigefolge  als  un- 
bestreitbarer Führer  des  ganzen  magyarischen  Volkes  ein? 

Wir  knüpfen  hier  am  besten  an  die  Erscheinung  an,  die  im  Vor- 
hergehenden schon  festgestellt  worden  ist:  das  tatsächliche  Verhältnis 
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zwischen  Ungarn  und  den  deutsch-slawischen  Erbländern  wurde  in 
Oesterreich  mindestens  seit  der  Ausbildung  des  theresianischen 
Staates  als  ein  „dualistisches"  empfunden  in  dem  Sinne,  daß  die 
politische  Sonderheit  Ungarns  gegenüber  den  von  Wien  aus  zentra- 
lislisch  und  absolutistisch  administrierten  Ländern  und  Völkern  der 
westlichen  Reichshälfte  absolut  feststand.  Je  mehr  der  im  18.  Jahr- 
hundert neugeschaffene  „Staat"  mit  seinem  einheitlichen  Machtappa- 
rate die  Gesetze,  Zustände  und  Gewohnheiten  in  den  deutsch- 
slawischen Erbländern  vereinheitlichte,  desto  deutlicher  trat  ihm 
gegenüber  die  in  der  ethischen  und  sozialen  Struktur  des  Reiches  der 
heiligen  ungarischen  Krone  gegründete  Eigenart  dsselben  hervor; 
je  mehr  in  der  zweiten  Hälfte  der  Regierung  Kaiser  Franzens  der 
Absolutismus  und  das  Polizeiregime  gleichmäßig  alle  diese  Länder 
und  Völker  unter  seiner  Botmäßigkeit  hielt,  desto  deutlicher  hob 
sich  von  diesem  Hintergrunde  die  Erscheinung  Ungarns  als  eines 
ständischen  Verfassungsstaates  ab.  Dies  gilt  zumal  von  dem  unmittel- 
bar der  Revolution  vorangehenden  Vierteljahrhundert:  seit  1825 
wurde  der  ungarische  Reichstag  regelmäßig  zu  den  gesetzlich  vor- 
geschriebenen Terminen  einberufen  und  es  war  seither  allgemein  be- 
kannt, daß  Fürst  Metternich  zu  dem  Entschluß  gekommen  war, 
Ungarn  von  da  ab  wieder  verfassungsmäßig  zu  regieren. 43)  Von  die- 
sem Zeitpunkte  an  war  das  politische  Leben  in  Ungarn  in  schneller 
Entwicklung  begriffen,  die  seit  dem  Reichstage  von  1840  ein  erstaun- 
lich beschleunigtes  Tempo  annahm.  Obgleich  nun  die  Zensur  und  die 
ganze  Regierungspolitik  der  österreichischen  Zentralregierung  gerade 
Ungarn  gegenüber  mit  Eifer  bemüht  war,  Kenntnis  von  den  Vor- 
gängen daselbst  in  den  übrigen  Teilen  des  Reiches  möglichst  zu  ver- 
hindern, so  war  doch,  zumal  im  letzten  Jahrzehnt  vor  dem  Zusammen- 
bruch des  Ancien  Regime,  der  tiefe  Unterschied  zwischen  den  poli- 
tischen Zuständen,  zumal  der  Oberklasse  diesseits  und  jenseits  der 
Leitha,  in  Wien  und  unter  den  Gebildeten  Oesterreichsi  überhaupt 
genügend  bekannt  geworden,  so  daß  die  Scheidung  der  Monarchie 
in  den  streng  autokratisch  regierten  erbländischen  „Staat"  und  das 
nach  seiner  alten  Landesverfassung  regierte  Königreich  in  diesen 
Jahren  zu  einem  festen  Bestandteil  der  politischen  Vorstellungen  des 
Oesterreichers  wurde.  Allerdings  war  auch  gleichzeitig  die  bis  zur 
Absurdität  ausgebildete  aristokratisch-konservative  Natur  dieser 
ungarischen  Verfassung  den  Gebildetem  Oesterreichs  und  Deutsch- 
lands immer  mehr  klar  geworden:  die  offiziöse  Journalistik  der 
Haus-,  Hof-  und  Staatskanzlei  einerseits,  die  in  Deutschland  reichlich 
erscheinende  zetnsurflüchtige  Literatur  über  die  Zustände  im  Habs- 
burgerreiche anderseits  mit  ihrer  großenteils  scharf  ausgesprochenen 
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demokratischen  Tendenz  sorgten  für  die  Verbreitung  dieser  Kenntnis 
gemeinsam.  Aber  dieser  Eindruck  wurde  dann  doch  wieder  zu- 
gunsten Ungarns  abgeschwächt,  seitdem  einige  hervorragende  Per- 
sönlichkeiten aus  dem  avitischen  Reichstag  als  Träger  liberaler  und 
selbst  demokratischer  Reform  in  Ungarn  hervorzutreten  begannen, 
deren  Ruf  auch  über  die  Grenzen  Ungarns  hinaus  zu  wirken  ver- 
mochte: es  waren  dies  vor  allem  Graf  Stephan  Szechenyi  und  Ludwig 
Kossuth,  der  aristokratische  Reformator  des  wirtschaftlichen  Lebens 
in  Ungarn  und  Anwalt  für  eine  Politik  besonnenen  konstitutionellen 
Fortschrittes  neben  dem  radikalen  Journalisten  und  gefeierten 
Rhetor,  dem  eigentlichen  Urheber  und  Meister  der  Idee  von  Ungarn 
als  einem  nationalmagyarischen,  unabhängigen  Einheitsstaate. 44) 

Die  Wiener  Demokratie  und  demzufolge  die  öffentliche  Meinung 
der  hauptstädtischen  Revolution  sympathisierte  von  den  allerersten 
Tagen  der  Märzbewegung  angefangen  mit  Kossuth  und  der  von  ihm 
verkündeten  Umwälzung  in  Ungarn.  Die  Frage,  wie  dann  aber  das 
künftige  Verhältnis  Oesterreichs  im  engeren  Sinne  zu  dem  neuen 
nationalmagyarischen  Ungarn  sich  gestalten  werde,  beschäftigte  die 
Wiener  Radikalen  um  so  weniger,  als  man  in  diesem  Lager  mit  dein 
Zerfalle  der  Gesamtmonarchie  rechnete  und  die  ganze  Zukunft  Oester- 
reichs auf  die  engste  Verbindung  mit  Deutschland  begründen  woilte. 
Dieser  Zusammenhang  trat  besonders  deutlich  hervor,  als  der  unga- 
rische Reichstag  zwei  Gesandte,  die  Herren  Szarvady  und  Szalay,  nach 
Frankfurt  entsendete  und  als  diese  merkwürdigerweise  vom  Ministe- 
rium Pillersdorf  autorisierten  Vertreter  Ungarns  von  der  Linken  der 
Nationalversammlung  und  den  demokratisch-nationalen  Abgeordneten 
aus  Oesterreich  mit  ganz  besonderer  Wärme  begrüßt  wurden.  '  ) 
Kossuth  und  seine  Anhänger  wünschten  den  Anschluß  Oesterreichs 
an  Deutschland  nach  Kräften  zu  fördern,  weil  sie  damit  mühelos  die 
vollendete  Unabhängigkeit  Ungarns  zu  erringen  und  zu  sichern 
hofften:  ganz  besonders  aber  rechneten  sie  darauf,  daß  sie  durch  eine 
solche  Politik  die  Gefahr  der  teilweisen  Umbildung  österreichischer 
Provinzen  in  slawische  Staaten  bannen  könnten,  eine  Gefahr,  die  zu- 
mal mit  Rücksicht  auf  das  längst  in  Budapest  mit  Beklemmung  emp- 
fundene Uebergewicbt  Rußlands  deutsche  und  magyarische  Interessen 
im  habsburgischen  Reiche  gleichmäßig  zu  bedrohen  schien. 

Die  Zusammenhänge  zwischen  der  Wiener  Demokratie  und 
Ungarn  haben  dann  in  den  Verlauf  der  Wiener  Revolution  bekannt- 
lich tief  eingegriffen.  Sie  ließen  sich  in  ihrem  ganzen  Umfange  zu- 
eist in  aller  Schärfe  erkennen,  als  der  rasch  sich  entwickelnde  Kon- 
flikt zwischen  Magyaren  und  Kroaten  die  Kriegserklärung  Jellacic 
an   Ungarn    und    den  Ausbruch  des  ungarischen   Aufstandes  unter 
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Kössuths  diktatorischer  Führung  unmittelbar  erwarten  ließ.  Der  Ur- 
sprung und  der  ganze  Verlauf  des  Wiener  Okioberaufstandes  stand 
in  unlöslicher  Verbindung  mit  dem  ungarischen  Revolutionskriege; 
denn  der  Sturm  auf  das  Kriegsministerium,  bei  dem  Graf  Latour  sein 
furchtbares  Ende  fand,  war  durch  die  Kunde  verursacht  worden,  daß 
nunmehr  auch  Truppen  aus  Wien  mit  Beschleunigung  zur  Verstärkung 
Jellacics  von  der  Wiener  Zentralregierung  abgesendet  würden.  Und 
als  sodann  die  Ungarn,  von  dem  Heerführer  des  Wiener  Aufstandes 
Messenhauser  vergeblich  um  Hilfe  gerufen,  schließlich  doch  am 
letzten  Tage,  bevor  Wien  sich  Windischgrätz  ergab,  bis  Schwechat 
vordrangen,  belebte  dies  noch  einmal  für  einige  Stunden  die  Hoff- 
nungen der  Wiener  Revolutionsführer,  die  aber  unerfüllt  blieben. 
Schon  vor  diesen  Ereignissen  war  als  ein  Glied  in  der  Kette 
der  lange  Zeit  verdeckt  betriebenen  Reaktions-  und  Revindikations- 
pölitik  des  Hofes,  der  Armeeleitung  und  der  konservativen  Kreise 
gegen  die  dem  Kaiser  Ferdinand  im  April  abgerungene  Schöpfung 
des  unabhängigen  Ungarn  im  Wiener  Reichstage  die  „ungarische 
Frage"  und  damit  das  Reichsproblem  zum  erstenmal  zur  parlamen- 
tarischen Erörterung  gelangt.  Dies  geschah  nämlich,  als  Ludwig 
Kossuth  gewissermaßen  als  letztes  Mittel  vor  dem  offenen  Ausbruch 
der  Revolution  im  ungarischen  Reichstage  den  Beschluß  durchgesetzt 
hatte,  daß  eine  Deputation  nach  Wien  zu  entsenden  sei,  welche  die 
Vermittlung  des  österreichischen  Reichstages  zur  Verhinderung  des 
Bürgerkrieges  anrufen  sollte.  Die  Debatten,  die  über  deren  Empfang 
geführt  wurden,  endeten  mit  dem  Erfolge  der  Zentralregierung:  die 
Mehrheit  des  Wiener  Reichstages  —  unter  starkem  Hervortreten  der 
Tschechen  gegen  die  magyarisch  gerichteten  Politiker  —  sprach  sich, 
hierbei  zweifellos  vom  Ministerium  geleitet,  dagegen  aus,  die  Depu- 
tation des  Pester  Reichstages  zu  empfangen.  Den  Mittelpunkt  dieser 
ganzen,  zum  Teil  unter  großer  Erregung  geführten  Debatten  bildete 
nun  eine  Rede  des  Ministers  Dr.  Alexander  Bach  sowie  die  Vorlesung 
einer  von  Bach  vertretenen  Denkschrift  der  österreichischen  Regie- 
rung, welche  diese  kurz  vorher  an  den  Kaiser  gerichtet  und  dieser 
der  ungarischen  Regierung  zugesendet  hatte. 46)  Diese  Denkschrift 
enthält  nun  eine  umfassende  und  sorgfältig  begründete  Kritik  des 
Verhältnisses,  das  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  durch  die  von 
Kossuth  in  den  Märzstürmen  durchgesetzten  und  am  11.  April  von 
der  Krone  sanktionierten  neuen  Verfassungsgesetze  Ungarns  ge- 
schaffen worden  war.  Von  einem  hervorragenden  Beamten  des  vor- 
märzlichen Regimes,  dem  staatsrätlichen  Referenten  über  ungarische 
Angelegenheiten  P  i  p  i  t  z  verfaßt,  bildet  diese  Staatsschrift  den  gro- 
ßen Wendepunkt  in  der  Entwicklung  der  offiziellen  Wiener  Regie- 
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rungspolitik  gegenüber  Ungarn:  mit  der  Kritik,  die  sie  an  der 
durch  Kossuth  geschaffenen  Veränderung  der  Struktur  der  Mon- 
archie übte,  mit  den  Argumenten,  die  sie  gegen  die  Rechts- 
beständigkeit der  neuen  ungarischen  Verfassung  aneinanderreihte, 
den  Forderungen,  die  sie  aufstellte,  war  das  Reichsproblem  so- 
gleich in  seiner  ganzen  Breite  und  Tiefe  aufgerollt.  *) 47)  Bachs  füh- 
rende Rolle  in  der  Veröffentlichung  und  Verteidigung  dieser  Denk- 
schrift in  der  Reichstagssitzung  vom  17.  September  1848  war  nicht 
nur  als  Ausdruck  seiner  persönlichen  Ansichten  und  der  Politik  des 
Hofes  und  der  Regierung  zu  werten:  er  war  darin  doch  auch  gleich- 
zeitig der  Repräsentant  jener  Kreise  des  gemäßigten  deutsch-öster- 
reichischen Liberalismus,  als  deren  bedeutendster  Kopf  er  schon  vor 
den  Märzereignissen  galt,  und  zugleich  auch  der  Dolmetsch  des  spe- 
zifisch groß-österreichischen  Staatsgedankens,  wie  er  sowohl  in  der 
höheren  und  mittleren  Bureaukratie  als  auch  überhaupt  in  den  brei- 
teren Schichten  des  Mittelstandes  Wiens  und  der  deutschen  Erb- 
länder festen  Bestand  hatte,  ungeachtet  der  magyarischen  Sym- 
pathien, welche  die  Wiener  Demokratie  seit  den  Märztagen  bekun- 
dete. In  diesen  Kreisen,  die  sich  seit  Dezennien  als  die  führende 
bürgerliche  Gesellschaftsklasse  mit  Recht  betrachten  durften,  wurzelte 
jene  Altösterreich  eigentümliche,  dynastisch  geformte  Vaterlands- 
liebe mit  besonderer  Kraft,  die  in  dem  aufrechten  Bestand  des  Kaiser- 
tums Oesterreich  als  einer  kräftigen  Gesamtmonarchie  die  einzige 
Bürgschaft  seiner  materiellen  und  kulturellen  Existenz  erblickte,  für 
die  aber  auch  die  Vorstellung  von  der  ungeminderten  Macht  und  Ehre 
Oesterreichs  und  des  Herrscherhauses  den  stärksten,  ja  vielleicht  den 
einzigen  politischen  Gefühlswert  von  Bedeutung  ausmachte.  Deshalb 
ist  die  Staatsechrift  des  österreichischen  Ministeriums  vom  31.  August 
1848  nicht  bloß  als  ein  staatsrechtliches  Dokument  der  Zentral- 
regierumg  von  historischer  Bedeutung,  sondern  auch  als  eine  Beur- 
kundung der  politischen  Gesinnung  der  großen  Mehrheit  des  boden- 


*)  Ueber  die  Entstehung  dieser  Staatsschrift  und  überhaupt  die  Entwick- 
hing der  Politik  des  Ministeriums  Wessenherg-Dohlhoff-Bach  in  der  ungn- 
r Heben  Frage  geben  die  von  mir  benutzten  Protokolle  des  Ministerrats  viel- 
fach Auskunft.  Es  kommen  dabei  hauptsächlich  folgende  Aktenstücke  in  Be- 
tracht: Protokoll  2026/48  der  Sitzung  vom  3.  Juli;  2062/48  vom  27.  August, 
2145  und  2196  vom  7.  September  1848  sowie  folgende  unter  Zahl 
2289/MJR./1901  erliegende  Aktenstücke:  1.  Vortrag  des  treugehorsamsten 
Ministerrathes  in  Betreff  der  Einleitungen  zu  näherer  Vereinbarung  mit  dem 
unearischen  Ministerium  de  dato  20.  August  1848;  2.  die  „Denkschrift  über 
das  zw'schen  Ungarn  und  den  übrigen  Ländern  Oesterreiclis  bestellende  Hand 
der  Einigung".  Dieser  Denkschrift  liegt  eine  Beilage  an.  die  den  Titel  führt: 
„Zusammenstellung  der  Gesetxe,  welche  das  durch  die  Pragmatische  Sanktion 
»•(kräftigte  Band  der  Einigung  l'ngarns  mit  den  übrigen  Ländern  betreffen". 
Vgl.  hie/.u   Kxkun*  Nr.  17   im   Anhang« 
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«tändigen  deutschen  Bürger-  und  Bauernstandes  Oesterreichs,  was 
die  ungarische  Frage  betrifft,  anzusehen,  wobei  man  die  an  Zahl  ge- 
ringen, damals  allerdings  gerade  im  Vordergrunde  stehenden  Grup- 
pen der  deutschnationalen  und  der  revolutionären  Wiener  Demokratie 
-ausnehmen  muß.  *) 

Der  Gedankengang  dieser  Staatsschrift  ist  im  wesentlichen,  aber 
nicht  durchaus,  juristisch  gehalten.  Er  geht  davon  aus,  daß  das  durch 
die  Aprilgesetze  neugeschaffene  Verhältnis  Ungarns  zu  Oesterreich 
vom  festen  Standpunkt,  der  mit  der  Pragmatischen  Sanktion  von 
1722/23  gegeben  ist,  zu  beurteilen  sei:  daß  „die  Einheit  in  der  ober- 
sten Staatsleitung,  in  der  Leitung  des  Gesamt-Finanzwesens,  in  der 
Verwaltung  und  Führung  des  Heeres  als  der  Aufluß  des  obersten 
Staatsgrundgesetzes  der  Untrennbarkeit  der  Monarchie"  anzusehen 
sei;  daß  auch  noch  die  Ständetafel  Ungarns  am  14.  März  1848  selbst, 
in  ihren  Vorschlägen  zu  friedlicher  Reform,  nicht  nur  das  Verlangen 
nach  einem  verantwortlichen  ungarischen  Ministerium  gestellt  habe, 
sondern  auch,  daß  „durch  Bewilligung  konstitutioneller  Einrichtungen 
für  die  übrigen  Provinzen  der  Monarchie  die  kräftige  Verschmelzung 
mit  demselben  und  der  brüderliche  Einklang  gesichert  werde";  daß 
sodann  die  ständische  Deputation,  die  am  17.  März  nach  Wien  an  den 
Hof  kam,  von  diesem  Geiste  der  innigen  Verbrüderung  abgewichen 
sei,  indem  sie  bei  ihrem  Verlangen  nach  einem  verantwortlichen  Mi- 
nisterium „dasselbe  auch  für  die  Departements  des  Handels  und  der 
öffentlichen  Arbeiten,  für  Kriegswesen  und  die  Finanzen  in  Anspruch 


*)  Die  Staatsschrift  des  österreichischen  Ministeriums  über  die  unga- 
rische Frage  ist  vollinhaltlich  abgedruckt  in  dem  Buche  A.  Helferts  „Revi- 
sion des  ungarischen  Ausgleichs",  Wien,  1876,  Seite  157ff.  Ueber  ihr  Zustande- 
kommen bemerkt  das  Protokoll  des  Ministerrates  vom  27.  August  1848  fol- 
gendes: „6.  Staatsrat  Pipitz  wurde  in  den  Ministerrat  berufen,  um  daselbst 
ein  von  ihm  über  Auftrag  und  nach  den  Andeutungen  des  Ministeriums  ver- 
faßtes Memoire  über  die  Stellung  des  Königreiches  Ungarn  zur  Gesamt- 
monarchie vor  und  nach  den  Märzereignissen  in  Vortrag  zu  bringen." 

„Dieses  Memoire  wurde  von  dem  Ministerrate  der  gehegten  Absicht  ent- 
sprechend und  sowohl  durch  Gründlichkeit  als  durch  mit  Umsicht  gewählte 
Form  völlig  geeignet  befunden,  um  als  Staatsschrift  gebraucht  zu  werden. 
Man  beschloß  sofort,  diese  Staatsschrift  Seiner  Majestät  mittelst  besonderen 
Vortrages  unter  Beyfügung  von  Anträgen  über  den  in  der  ungarisch-kroati- 
schen Angelegenheit  einzuhaltenden  Gang  vorzulegen.  Am  geeignetsten 
dürfte  es  erscheinen,  wenn  aus  den  legislativen  Körpern  ein  Reichsrath  oder 
welchen  Namen  man  geben  will,  zusammengesetzt  würde,  dem  die  Fragen, 
wo  Konflikte  zwischen  den  Gewalten  Ungarns  und  jener  der  österreichischen 
Länder  oder  gemeinsame  Interessen  zur  Sprache  kommen,  zur  Erörterung 
und  Entscheidung  zuzuweisen  wären.  Demselben  Reichsrath  gegenüber 
wären  auch  die  Minister  der  beiden  Länderkomplexe  verantwortlich,  insofern 
sie  durch  ihre  Handlung  gegen  die  vom  Reichsrath  ausgegangenen  Beschlüsse 
und  Weisungen  sich  verstoßen  oder  sonst  in  Ansehung  der  vereinigten  oder 
der  gegenseitigen  Interessen  sich  einer  Pflichtverletzung  schuldig  machen." 

Redlich.    I.  13 
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nahm,  ohne  hierbei  die  Beziehungen  zu  dem  übrigen  Ländern  der 
Monarchie  zu  beachten,  denen  bereits  am  Tage  vor  der  Anku\nft  der 
Deputation  mit  dem  Patente  vom  15.  März  1848  die  Konstitution  ver- 
liehen war";  daß  ferner  sowohl  bezüglich  der  Finanzen  wie  bezüglich 
der  Selbständigkeit  der  Militärgrenze  durch  die  kaiserlichen  Hand- 
schreiben vom  7.  und  10.  April  der  Rechtsstandpunkt  der  Wiener  Re- 
gierung festgehalten  worden  ist  und  daß  selbst  auch  in  der  Vorrede 
zu  dem  Reichsgesetz  vom  11.  April  1848  von  einer  Aufrechterhaltung 
der  gesetzlichen  Verhältnisse  feierlich  gesprochen  werde,  welche 
durch  die  Pragmatische  Sanktion  eine  unlösbare  Verbindung  Ungarns 
mit  den  übrigen  österreichischen  Ländern  begründen;  jedoch  schon 
der  Gesetzartikel  III,  §  2,  der  von  der  Stellung  des  Palatins  handelt, 
habe  der  Einheit  der  Krone  und  dem  unversehrten  Verbände  der 
Monarchie  widersprochen  und  vollends  haben  die  „wenigen  gesetz- 
lichen Bestimmungen  des  gedachten  Reichstagsgesetzes  es  im  un- 
klaren gelassen,  ob  der  Finanz-  und  Kriegsminister  der  ungarischen 
Regierung  das  ganze  Gebiet  des  gewöhnlich  so  bezeichneten  Verwal- 
tungszweiges oder  nur  jene  Gegenstände  umfassen  werden,  welche 
lediglich  das  Königreich  Ungarn  allein  angehen,  während  die  mit  den 
übrigen  Ländern  der  Monarchie  gemeinsamen  Interessem  noch  von 
einer  in  Wien  befindlichen  Zentralgewalt  geleitet  würden." 

Schon  hierdurch  und  ganz  besonders  durch  eine  Anzahl,  von  der 
Denkschrift  der  Reihe  nach  aufgezählter  Akte  der  ungarischen  Re- 
gierung in  der  Zeit  von  Mai  bis  Ende  August,  welche  den  Heeres- 
befehl sowie  die  Finanzverwaltung  betreffen,  ist  nicht  nur  das  Band 
des  unteilbaren  und  unzertrennlichen  Zusammenhanges  der  Mon- 
archie einseitig  auf  ungarischer  Seile  verletzt  worden,  sondern  es 
ist  in  diesen  Akten  ein  „eigenmächtiges,  ja  selbst  gegen  die  ver- 
bundenen Staaten  feindseliges  Benehmen  gelegt  n'" 

Die  Denkschrift  erhebt  nun  vor  allein  die  Krage,  ob  die  Aende- 
rungen,  welche  die  Aprilgesrtze  vornahmen,  mit  der  Pragmatischen 
Sanktion  im  Einklänge  oder  im  Widerspruche  stehen,  und  erwidert 
diese  Frage  dahin,  daß  der  dem  Palatin  für  den  Fall  der  Abwesen- 
heit des  Königs  vom  Lande  eingeräumte  Wirkungskreis  mit  der 
Pragmatischen  Sanktion  unvereinbar  erscheine,  daß  „durch  die  Schaf- 
fung einer  zweiten  unverantwortlichen  Person,  deren  Verfügungen 
nur  zu  leicht  in  Widerspruch  mit  dein  Könige  selbst  geraten  dürften, 
das  indivis-ibile  Imperium  der  Pragmatischen  Sanktion  verletzt  sei 
und  daher  diese  Bestimmung  des  Aprilgesetzes  nicht  für  gültig  und 
haltbar  angesehen  werden  könne.  Nicht  minder  müßten  jene  Be- 
stimmungen des  l\<':chst;igsi,M\setzes,  welche  einen  besonderen  Han- 
dels-, Finanz-  und   Kriegsminister  einsetzen,  ohne  die  Beziehungen 
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zum  Gesamtlstaate  festzustellen,  zur  Auflösung  des  die  Monarchie 
umschlingenden  Bandes  führen.  .  .  .  „Die  Trennung  des  Heeres,  des 
öffentlichen  Kredites,  der  dahin  gehörigen  öffentlichen  Einrichtungen 
ist  bereits  eingeleitet",  und  auch  von  der  eigenen  äußeren  Politik  der 
ungarischen  Krone  sei  bereits  im  Reichstage  gesprochen  worden. 

Die  zweite  Frage  der  Denkschrift,  ob  diese  Aenderung  dem  Ge- 
samtstaate oder  dessen  einzelnen  Teilen  zuträglich  sei,  beantwortet 
die  Denkschrift  mit  den  Worten:  „Auf  diesem  vom  ungarischen  Mi- 
nisterium eingeschlagenen  Wege  der  Absonderung  ist  weder  für 
Ungarn  noch  für  die  ihm  verbündeten  Nachbarstaaten  ein  Heil  zu  er- 
warten, und  sind  es  nicht  Feinde  von  außen,  so  werden  innere 
Kämpfe  die  blutige  Lehre  geben,  daß  die  Pragmatische  Sanktion  nicht 
bloß  ein  auf  Pergament  geschriebenes  Wort  ist,  das  man  nach  Will- 
kür deuten  und  einseitig  beinahe  auf  nichts  zurückführen  kann,  nein! 
daß  sie  ein  in  die  Herzen  der  Völker  geschriebenes,  die  Grundbedin- 
gungen ihrer  Wohlfahrt,  Ruhe  und  Zufriedenheit  enthaltendes  Gesetz 
ist,  gegen  das  niemand  seine  Frevlerhand  ungestraft  erheben  darf." 

Wird  endlich  drittens  die  fundamentale  Rechtsfrage  aufgeworfen, 
ob  „der  Monarch  berechtigt  war,  jene  Zugeständnisse  an  einen  Teil 
des  Gesamtstaates  zu  machen",  so  erwidert  die  Staatsschrift  des  Mi- 
nisteriums mit  dem  Hinweis  darauf,  daß  selbst  vor  den  Märzereig- 
nissen des  Jahres  1848  der  Kaiser  von  Oesterreich  nicht  für  sich 
allein  und  ohne  alle  Vernehmung  der  Stände  der  einzelnen  Provinzen 
eine  solche  Aenderung  der  Hauptbeziehungen,  in  welche  die  öster- 
reichisch-deutschen Länder  durch  die  Pragmatische  Sanktion  zu 
Ungarn  gesetzt  waren,  hätte  vornehmen  können.  „Die  früher  un- 
beschränkte kaiserliche  Macht  war  nie  in  solcher  Ausdehnung  vor- 
handen und  geübt  worden,  daß  feierlich  geschlossene  Rezesse  und 
ständische  Beschlüsse  für  sich  allein  geändert  oder  aufgehoben  wären. 
Zu  den  wichtigsten  öffentlichen  Gesetzen  gehörte  aber  die  Fest- 
setzung der  Erbfolge.  Die  Pragmatische  Sanktion  ist  jenes  Grund- 
gesetz, durch  das  der  Monarch  zu  dem  Throne  der  Gesamtmonarchie 
gelangt  ist.  Die  unverbrüchliche  Aufrechterhaltung  dieses  Gesetzes 
und  nicht  eine  Aenderung  desselben  nach  eigenem  Gutbefinden  ist 
in  dem  Bereich  des  Staatsoberhauptes  gelegen."  Dieses  gilt  aber 
noch  viel  entschiedener  für  die  Zeit  seit  dem  15.  März  1848,  an 
welchem  Tage  Seine  Majestät  die  Verleihung  einer  Konstitution  für 
alle  deutschen,  slawischen  und  italienischen  Provinzen  ausgesprochen 
habe.  Die  legislative  Gewalt  war  von  diesem  Zeitpunkt  an  nicht 
mehr  in  der  früheren  Art  bei  dem  Monarchen  allein,  eine  Aenderung 
der  Pragmatischen  Sanktion,  der  Grundverhältnisse  und  Rechts- 
beziehungen der  österreichischen  Provinzen  zu  Ungarn  konnte  daher 
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von  diesem  Zeitpunkt  an  nicht  mehr  als  eine  definitiv  geltende  Norm 
betrachtet  werden,  damit  nicht  den  Rechten  der  österreichisch-deut- 
schen Völker  durch  die  Einrichtungen  des  ungarischen  Ministeriums 
zu  nahe  getreten  und  daß  das  Kaisertum  nicht  durch  einseitige  Be- 
schlüsse eines  Teiles  der  Monarchie  auseinandergerissen  oder  in  Spal- 
tungen gebracht  werden  dürfe. 48) 

Diesen  rechtlichen  Erwägungen  fügt  die  Denkschrift  zum  Schluß 
noch  einen  rein  politischen  Gedankengang  hinzu:  „Der  Bestand  eines 
von  dem  österreichischen  Kaisertum  getrennten  Königreiches  Ungarn 
muß  als  politisch  unmöglich  bezeichnet  werden;  die  Berührungen 
beider  Ländermassen  und  der  sie  bewohnenden  Völker  sind  zu  innig 
und  häufig,  Jahrhunderte  haben  mit  unzähligen  Fäden  des  inneren 
gesellschaftlichen  Lebens  die  Bewohner  aneinander  gerückt,  daß  eine 
Trennung  nicht  ohne  gefährliche  Erschütterung  abliefe.  Eine  Ver- 
einigung, und  zwar  eine  innigere  als  die  frühere,  würde  wiederholt 
und  selbst  gewaltsam  versucht  werden,  und  solche  Kämpfe  könnten 
nicht  anders  als  zum  Anlaß  dienen,  als  daß  fremde  Eroberungssucht 
oder  industrielle  Nebenbuhlerschaft  den  Österreichischen  und  unga- 
rischen Landen  Schaden  zufügten.  Es  stellt  sich  sonach  die  unbe- 
dingte Notwendigkeit  heraus,  die  seit  März  1848  in  der  ungarischen 
Regierung  angenommenen  Einrichtungen  nach  den  Bedürfnissen  der 
Gesamtmonarchie  und  nach  dem  Wortlaute  und  Sinn  der  Pragma- 
tischen Sanktion  zu  ändern  und  solche  Vorkehrungen  gemeinsam  mit 
dem  deutsch-österreichischen  Ministerium  zu  treffen,  daß  die  Einheit 
der  Monarchie  gesichert,  der  Zweck  der  Pragmatischen  Sanktion  voll- 
ständig erreicht  und  eine  vereinte  oberste  Staatsleitung  wieder- 
hergestellt werde."  40) 

Es  ist  hier  noch  nicht  die  passende  Stelle,  um  den  ganzen  Status 
causae  et  controversiae  der  ungarischen  Frage  als  staatsrechtlicher 
Prinzipienfrage  auseinanderzusetzen,  und  überhaupt  ist  ja  die  ganze 
in  Ungarn  jederzeit  und  bis  zur  letzten  Stunde  des  Reiches  „der 
heiligen  Stefanskrone"  mit  solcher  Leidenschaft  und  Spitzfindigkeit 
betriebene  Methode,  praktische  Politik  in  den  Formen  der  staats- 
rechtlichen Dialektik  der  alten  ständischen  Jurisprudenz  zu  betreiben, 
obsolet  und  zu  einer  als  politisches  Machtmittel  nur  allzu  durchsich- 
tigen, im  übrigen  aber  bloß  „antiquarischen"  Kuriosität  geworden, 
so  daß  das  Interesse  an  den  Gedankengängen  der  magyarischen 
Staatsrechtdialektik  auch  in  dem  davon  oft  arg  betroffenen  öster* 
reichischen  „Rruderstaat"  längst  geschwunden  ist.  Vollends  ist 
mit  dem  katastrophalen  Zusammenbruch  des  Reiches  der  Stefans- 
krone von  1918  dieses  ganze  auf  die  Bulla  Aurea  Andreas  IL,  auf 
Verböczys  „Tripertitum"  und  auf  Diaetal-Artikel  von  vier  Jahrhunder- 


2.  Kapitel:  Kräfte  und  Ideen  zur  Lösung  des  Problems.  197 

ten  aufgebaute  Reichsrecht  der  Magyaren  in  sich  selbst  eingestürzt 
und  wohl  für  immer  beseitigt.  Aber  die  Entwicklung  des  öster- 
reichischen Reichsproblems  ist  nun  einmal  bis  zu  ihrem  letzten  Tage 
in  den  Formen  dieser  politisch-juristischen  Scholastik  vor  sich  ge- 
gangen, und  deshalb  muß  doch  das,  was  davon  zum  Verständnis  de3 
großen  Problems  unentbehrlich  ist,  hier  vorgebracht  werden.  In 
diesem  Betracht  ist  nun  die  ministerielle  Denkschrift  von  1848  von 
besonderer  Wichtigkeit:  sie  legt  nämlich  in  ihrer  meisterhaften  Kürze 
und  Klarheit  den  Kern  der  Rechtsfrage  bloß,  als  welche  das  Ver- 
hältnis zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  von  den  Magyaren  seit  1526 
immer  in  der  Weise  behandelt  worden  ist,  daß  dieses  Verhältnis  aus- 
schließlich als  eine  auf  Geben  und  Nehmen  zwischen  dem  König  und 
den  Reichsständen  beruhende  Relation  angesehen  wurde.  Dieser 
juristische  Kern  des  Reichsproblems  liegt  nun,  wie  die  Denkschrift 
treffend  zeigt,  ausschließlich  in  dem  Text  und  dem  Sinn  jenes  feier- 
lichen Instrumentes,  durch  welches  Ungarn  mit  Oesterreich  dauernd 
verbunden  worden  war:  in  der  Pragmatischen  Sanktion,  das  heißt 
in  den  beiden  Gesetzartikeln,  mit  welchen  der  ungarische  Reichstag 
von  1722/23  das  schon  1687  und  1715  gesetzlich  statuierte  Erbrecht 
des  Hauses  Habsburg  nunmehr  auch  für  den  ganzen  Bereich  der 
Länder  der  ungarischen  Krone  auf  die  weibliche  Linie  ausdehnt  und 
bestimmt,  daß  der  jeweilige  Träger  der  Krone  des  Erzhauses  die  Ge- 
samtheit der  Länder  der  ungarischen  Krone  vereinigt  mit  den  übrigen 
Ländern  und  Besitzungen  des  Hauses  Habsburg  „indivisibiliter  ac 
inseparabiliter"  besitzen  solle.  Zugleich  damit  wurde  selbstverständ- 
lich neuerlich  von  Karl  VI.  die  Gesamtheit  der  alten  Rechte,  Privi- 
legien und  Freiheiten  der  Stände  Ungarns  bestätigt  und  damit  auch 
das  wiederholt  verbriefte  Versprechen,  daß  Ungarn  „nicht  nach  den 
Normen  der  anderen  erblichen  Provinzen,  sondern  nach  seinem 
eigenen  Rechte  zu  regieren  sei",  erneuert  Dieses  Grundgesetz  hat 
also  eine  „unio"  geschaffen,  als  deren  Zweck  es  den  wechselseitigen 
Schutz  der  vereinigten  Länder  nach  außen  und  die  Erhaltung  des 
Friedens  im  Innern  der  „Monarchie"  bezeichnet. 

Rechtlich  formuliert  geht  nun  der  ganze  Streit,  wie  ihn  die  Denk- 
schrift des  österreichischen  Ministeriums  vom  31.  August  1848  er- 
öffnet, auf  eine  einzige  Frage  zurück,  nämlich  darauf,  welcher  Art 
diese  Union  sei.  Die  ungarischen  Staatsrechtsjuristen  an  ihrer  Spitze 
Franz  Deak  in  seiner  berühmten  Denkschrift  von  1865,  bezeichnen 
diese  „unio"  als  eine  Personalunion:  die  österreichischen  Regierungen 
und  ihnen  folgend  die  österreichische  Staatsrechtsjurisprudenz  als 
„Realunion".  Der  in  Ungarn  festgestellte  Begriff  der  Pragmatischen 
Sanktion,  wie  er  seit  1848  ausnahmslos  herrscht  und  wie  ihn  noch 
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Deak  in  den  Kämpfen  von  1861  bis  1865  endgültig  definiert  hat,  geht 
daliin,  daß  das  Verhältnis  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  seit  1723 
in  einer  einzigen  Gemeinsamkeit  sich  erschöpft,  nämlich  in  der  je- 
weiligen Person  des  gemeinsamen  Monarchen.  Die  österreichische 
Anschauung,  zuerst  in  der  Denkschrift  des  Staatsrates  Pipitz  und  in 
der  Reichstagsrede  Alexander  Bachs  vom  19.  September  niedergelegt, 
geht  von  den  tatsächlichen  Regierungs-  und  Verwaltungseinrichtungen 
aus,  wie  die  Ereignisse  der  Monate  März  und  April  1848  sie  ange- 
troffen und  dauernd  beseitigt  haben,  und  findet  in  diesen  den  Beweis 
für  den  Bestand  einer  „Länderverbindung",  einer  Vereinigung,  die 
„indivisibiliter  ac  inseparabiliter"  so  fest  begründet  ist,  daß  man 
„seit  mehr  als  einem  Jahrhundert  immer  nur  von  einer  Monarchie, 
einer  Regentenfamilie,  einem  Herrn  sprechen  konnte."  Aus  der 
Pragmatischen  Sanktion  als  dem  obersten  Staatsgrundgesetz  der 
Monarchie  erfloß  „die  Einheit  in  der  obersten  Staatsleitung,  nämlich 
in  der  Leitung  des  Gesamt-Finanzwesens,  in  der  Verwaltung  und 
Führung  des  Heerwesens":  in  dieser  durch  die  Einrichtungen  der 
Haus-,  Hof-  und  Staatskanzlei,  der  allgemeinen  Hofkammer  und  des 
Hofkriegsrates  verkörperten  Einheit  drückte  sich  eben  die  reale 
Länderverbindung  weit  über  den  Bereich  der  gemeinsamen  Thron- 
folge und  der  dauernden  Gemeinsamkeit  des  Herrschers  wirksam 
aus.  Auf  diese  Tatsache  zielt  auch  noch  die  Vorrede  des  ungarischen 
Reichstagsgesetzes  vom  11.  April  1848  ab,  wenn  sie  feierlich  von  der 
Aufrechterhaltung  der  gesetzlichen  Verhältnisse  spricht,  welche  durch 
die  Pragmatische  Sanktion  eine  unlösliche  Verbindung  Ungarns  mit 
den  übrigen  österreichischen  Ländern  begründen.  Nun  —  und  dies 
igt  der  leitende  Gedanke  der  ministeriellen  Denkschrift  —  haben 
die  Aprilgesetze  diesen  Grundbegriff  der  Untrennbarkeit  der  Mon- 
archie als  einer  realorganisierten  Einheit  verletzt.  Darauf  bauend 
haben  die  Handlungen  der  Regierungsgewalt  des  neuen  selbständigen 
ungarischen  Ministeriums  auf  den  Gebieten  der  äußeren  Politik,  des 
Kriegswesens  und  der  Finanzen  Tatsachen  gesetzt,  durch  welche  die 
Monarchie  offen  in  zwei  Staaten  zerlegt  wird.  Da  dies  aber  einen  un- 
erträglichen  Zustand  bedeutet,  so  bedarf  es  einer  neuerlichen  Ab- 
änderung der  durch  Gesetz  und  Regierungstätigkeit  in  Ungarn  ge- 
schaffenen Verhältnisse  im  Sinne  der  Pragmatischen  Sanktion,  um 
die  von  dieser  ermöglichte  wirkliche  Einheit  der  Monarchie  wieder 
/.u  erreichen  und  eine  einheitliche  Staatsleitung  wiederherzustellen. 
Der  durch  die  Denkschrift  auf  diese  Weise  juristisch  formulierte 
und  politisch  beurteilte  Konflikt  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  ist 
nun  zunächst,  wie  bekannt,  nicht  durch  Gesetze  und  Verträge,  son- 
dern    durch    das   Schicksal   des    Aufstandes   und   Bürgerkrieges   ent- 
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schieden  worden,  für  den  als  längst  unabwendbar  erkannte  Folge  die 
ministerielle  Denkschrift  auf  österreichischer  Seite  sozusagen  die 
solenne  Einleitung  bildete.  Die  durch  Kossuth  entfesselte  naüonali- 
stisch-demokratische  Bewegung  unter  den  Magyaren  war  längst  zu 
stark,  der  Einfluß  des  von  Deak  und  Eötvös  repräsentierten  gemäßig- 
ten Liberalismus  des  herrschenden  Adels  zu  gering,  als  daß  selbst 
eine  stärkere  Regierung,  als  es  das  Ministerium  Wessenberg-Doblhoff 
war,  eine  friedliche  Lösung  des  durch  die  Umwälzungen  in  Ungarn 
und  Oesterreich  aufgeworfenen  Problems  des  Reichszusammenhanges 
der  habsburgi sehen  Länder  hätte  herbeiführen  können.  Um  so  mehr 
ist  es  bemerkenswert,  daß  der  Gedankengang  der  ministeriellen 
Denkschrift  durch  die  späteren  tatsächlichen  Ereignisse  innerhalb 
der  Gesamtmonarchie  in  allem  Wesentlichen  bekräftigt  worden  ist 

Ueberblickt  man  nämlich  diese  ganze,  im  einzelnen  so  müh- 
selige, in  den  Grundzügen  so  einfache  Entwicklung  des  österreichisch- 
ungarischen  Reiches  seit  1848,  so  muß  man  doch  sagen:  schließlich 
hat  der  ganze  Ausgleich,  den  Deak  1867  abschloß,  doch  nur  darin 
bestanden,  daß  nun  auch  er  und  mit  ihm  die  Mehrheit  des  ungarischen 
Volkes  anerkannte,  daß  die  Pragmatische  Sanktion  in  ihrem  wahren 
Rechtssinn  und  tatsächlich  doch  immer  mehr  gewesen  ist  als  eine 
reine  Personalunion,  daß  dieses  schicksalsvolle  Instrument  außer  dem 
gemeinsamen  Monarchen  auch  gemeinsame  Angelegenheiten  begrün- 
dete, welche  Ungarn  real  mit  den  übrigen  Ländern  „unzertrennlich 
und  unteilbar"  verbanden. 

Verschiedene  Umstände  haben  nun  1848  zusammengewirkt,  um 
auch  nur  eine  Verständigung  zwischen  dem  magyarischen  Selbstän- 
digkeitsgedanken einerseits  und  der  Reichsidee  andrerseits  auf  eben 
dieser  Basis  der  Pragmatischen  Sanktion  zu  verhindern.  Die  slärkste 
Hemmung  lag,  wie  schon  oben  bemerkt,  in  der  reißenden  Kraft  der 
•revolutionären  Strömung,  welche  Kossuth  entfesselt  hatte;  dazu  kam 
das  vollkommene  Unverständnis  der  Wiener  Demokratie,  der  gerade 
im  entscheidenden  Augenblicke  von  der  Wiener  Zentralregierung 
freie  Hand  gelassen  wurde:  ja  sie  räum'e  in  dem  unseligen  Oktober- 
aufstand vor  jener  geradezu  das  Feld.  Verhängnisvoll  wirkte  ferner 
der  Umstand,  daß  die  Mehrheit  des  Wiener  Reichstages  unter  Voran- 
gehen der  Tschechen  sich  offen  feindselig  gegen  die  Magyaren  stellte, 
ohne  auch  nur  im  entferntesten  die  schöpferische  Kraft  zu  einer  auf 
dem  neuen  Reichsparlament  beruhenden  konstruktiven  Polilik  zu  be- 
sitzen, die  geeignet  gewesen  wäre,  sich  mit  den  besonneneren  Ele- 
menten des  ungarischen  Adels  zu  verständigen  und  ein  selbständiges 
Ungarn  in  den  Rahmen  einer  foederierten  Gesamtmonarchie  einzu- 
fügen.50)    Die  Stellung  der  Tschechen  war  eben  vor  allem  negativ 
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und  abwehrend  gegen  den  magyarischen  Nationalismus  gerichtet, 
dessen  slawenfeindliche  Sprachenpolitik  seit  dem  Reichstage  von 
1840  und  seit  der  Abschaffung  der  lateinischen  Sprache  zugunsten  des 
magyarischen  Idioms  als  Staatssprache  die  tiefste  Erregung  bei  den 
Slowaken  und  vor  allem  bei  den  Serben  und  Kroaten  erregt  hat'e. 
Mit  beiden  fühlte  sich  nun  die  tschechische  Bewegung  von  vornherein 
solidarisch:  in  der  Tat  hat  vor  allem  die  kroatische  Frage  und  die 
rationale  Bewegung  der  Serben  die  Politik  der  Tschechen  in  der 
Reichskrise  von  1848  dauernd  bestimmt,  und  seitdem  es  den  tsche- 
chischen Führern  klar  wurde,  daß  Jellacic'  Auflehnung  gegen  den 
magyarischen  Zentralismus  der  Regierung  Batthyany-Kossuth  von 
dem  Hofe  und  der  Zentralregierung  zunächst  heimlich  gebilligt  wür- 
den, entwickelte  sich  die  Hinneigung  der  Tschechen  zu  einer  gouver- 
nementalen  Politik,  die  dann  wieder  zu  den  heftigsten  Anklagen  und 
Angriffen  der  demokratischen  und  großdeutschen  Linken  im  Reichs- 
tage sowie  in  der  Wiener  Presse  führte  und  die  ganze  Stellung  de* 
Reichstages  in  den  Kämpfen  des  Oktobers  in  Wien  unhaltbar  machte. 
Am  verhängnisvollsten  wirkte  aber  doch  die  Tatsache,  daß  der 
Hof  und  die  konservativen  Kreise  offensichtlich  von  Anfang  an  mit 
dem  Plan  umgingen,  die  schweren  Schäden,  welche  die  Schwäche  des 
Hofes  und  der  Wiener  Staatsleitung  im  März  1848  den  Lebensbedürf- 
nissen der  Gesamtmonarchie  zugefügt  hatte,  als  sie  das  selbständige 
ungarische  Ministerium  ohne  vorherige  Vorsorge  für  die  gemeinsamen 
Interessen  bewilligte,  sobald  als  möglich  wieder  ungeschehen  zu 
machen,  und  zwar  durch  Anwendung  militärischer  Gewalt;  und  nicht 
minder  üble  Folgen  erwuchsen  daraus,  daß  dieser  Lauf  der  Dinge  in 
der  breiten  Oeffentlichkeit  Oesterreichs  als  der  der  Natur  der  öster- 
reichischen Regierungstraditionen  allein  entsprechende  allgemein  er- 
wartet wurde.  Daraus  entsprang  nun,  obgleich  bei  den  Tschechen 
und  Südslawen  hier  zum  erstenmal  die  moderne  habsburgische 
Völkerpolitik  des  ,  divide  et  impera"  sich  erfolgreich  zeigte,  auf  allen 
Seiten  jenes  tiefe  Mißtrauen  in  die  politischen  Absichten  der  Dynastie 
und  der  Zentralregierung  überhaupt  sowie  in  die  Ehrlichkeit  ihres 
konstiutionellen  Bekenntnisses:  ein  Gemütszustand,  der,  vor  allem 
in  den  Kreisen  der  Gebildeten  weit  verbreitet,  während  der  ganzen 
durch  die  Jahre  1848  und  1849  bezeichneten  Periode  auf  die  ge- 
mäßigten Elemente  aller  Völker  und  politischen  Parteien  lähmend 
und  höchst  ungünstig  gewirkt  hat.  Jetzt  aber  hatte  dies  zur  Folge, 
daß  auch  bis  tief  in  die  gemäßigten  liberalen  Kreise  der  Deutschen 
Oesterreichs  hinein  stärkere  Sympathien  für  die  ungarische  Unab- 
hängigkeitspolitik bestanden,  als  mit  dem  Bestände  des  Gesamtreiches 
und  mit  den  eigenen  großen  Wirtschafts-  und  Klasseninteressen  der 
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betreffenden  Kreise  Oesterreichs  vernünftigerweise  vereinbar  schien. 
Die  außerordentlich  kluge  Politik  Kossuths  und  seiner  Anhänger,  die 
den  rabiaten  magyarischen  Rassenimperialismus  mit  dem  ganzen  da- 
mals so  wirksamen  Glanz  der  Freiheitsidee  des  westeuropäischen  Li- 
beralismus zu  verhüllen,  gleichzeitig  die  Bauernmassen  aller  Natio- 
nalitäten durch  die  in  den  Aprilgesetzen  mit  einem  Ruck  durch- 
geführte Abschaffung  der  feudalen  Grundlasten  zu  gewinnen  ver- 
standen, bewirkte  in  Oesterreich  eine  Steigerung  der  Sympathien 
für  das  liberale  Ungarn,  das  aber  in  Wahrheit  vor  allem  nach  völliger 
Loslösung  von  Oesterreich  und  nach  völliger  Nullifizierung  aller 
übrigen  Nationalitäten  durch  die  magyarische  Herrenklasse  strebte, 
sowie  eine  Vermehrung  der  Abneigung  und  Opposition  gegen  die  un- 
aufrichtige und  „freiheitsfeindliche"  Politik  der  eigenen  Regierung.  ") 
Die  wechselseilige  völlige  Unkenntnis  der  Völker  und  Länder, 
aus  denen  das  Reich  bestand,  was  ihre  eigenen  politischen,  wirt- 
schaftlichen und  verfassungsrechtlichen  Zustände  betraf  —  eine  der 
schwersten  Sünden  des  vormärzlichen  Absolutismus  — ,  half  bei  alle- 
dem in  umfassendster  Weise  mit.  Die  liberalen  und  demokratisch- 
oppositionellen Elemente  in  der  deutschösterreichischen  Bevölkerung, 
zumal  die  den  Ton  angebenden  Wiener  Intellektuellen,  erwarteten 
als  Kenner  und  leidenschaftliche  Gegner  jenes  absolutistischen 
Wiener  Reichs-„Patriarchalismus",  der  übrigens  merkwürdigerweise 
auch  noch  während  der  Revolution  selbst  im  bodenständigen  Wiener 
Bürgertum  genug  Anhänger  und  Verteidiger  behielt,  nichts  Gutes 
von  der  Entwicklung  des  ihnen  im  März  ,gewährten"  Verfassunjs- 
lebens  und  waren  um  so  geneigter,  sich  den  leidenschaftlichen 
Perorationen  Kossuths  von  Freiheit  und  den  „heiligen  Rechten  der 
Nation"  hinzugeben,  als  sie  sich  weder  von  den  höchst  bedeutenden 
ökonomischen  Interessen,  welche  die  österreichischen  Länder  mit 
Ungarn  materiell  verknüpften,  noch  von  den  wirklichen  Verhältnissen 
in  Ungarn  eine  genügende  Vorstellung  machen  konnten.  So  waren 
nun  auf  einmal  die  schwierigsten  Probleme  europäischer  Politik  in 
Wien  aufgerollt:  das  Problem  des  österreichischen  Einheitsstaates, 
dem  das  wiederaufgelebte  böhmische  Staatsrecht  der  Tschechen  an 
die  Wurzel  griff;  das  Problem  des  national-magyarischen  Einheits- 
staates, wie  es  die  Sprachengesetzgebung  des  ungarischen  Reichs- 
tages seit  1840  vorbereitet,  die  revolutionäre  Legislation  vom  März 
1848  vollendet  und  nun  in  schärfster  Zuspitzung  gegen  die  Ansprüche 
der  Kroaten  auf  Selbständigkeit  aufgeworfen  hatte;  endlich  das 
Problem  des  Zusammenhanges  zwischen  den  beiden  Einheitsstaaten, 
dem  österreichischen,  dem  der  konstituierende  Reichstag  seine  Ver- 
fassung zu  geben  berufen  war,  und  dem  ungarischen,  dessen  neue 
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Konstitution  unter  Kossuths  Leitung  in  aller  Eile  so  geschmiedet 
worden  war,  daß  er  den  auf  der  Pragmatischen  Sanktion  aufgebauten 
realen  Reichszusammenhang  aller  Königreiche  und  Länder  für  die 
ganze  ungarische  Reichshälfte  aufhob  und  sogleich  auch  eine  von 
Wien  unabhängige  und  selbständige  auswärtige  Politik  des  Magyaren- 
tums  zu  begründen  suchte.  Und  allen  diesen  Problemen  stand  nun 
die  durch  Jahrhunderte  vom  absolutistischen  Beamtenstaat  nieder- 
gehaltene, jedes  selbständigen  politischen  Urteils  und  auch  in  ihren 
obersten  Klassen  jeder  öffentlichen  Tätigkeit  völlig  ungewohnte  Be- 
völkerung Oesterreichs  gegenüber,  nunmehr  dazu  berufen,  mit  Hilfe 
der  ihr  doch  völlig  fremden,  durch  die  Revolution  rezipierten  Formen 
und  Einrichtungen  des  westeuropäischen  Konstitutionalismus  Lö- 
sungen für  alle  diese  miteinander  unentwirrbar  verschlungenen 
Fragen  zu  finden! 

Hier  war  aber  nun  ganz  besonders  verhängnisvoll  der  Unter- 
schied, der  zwischen  den  Deutschen  und  allen  anderen  Völkern  der 
Monarchie  bestand.  Bei  den  Magyaren,  den  Tschechen,  den  Polen, 
den  Südslawen  gab  der  längst  unter  der  Decke  des  Absolutismus 
weit  vorgeschrittene  Nationalitätsgedanke  der  revolutionären  Be- 
wegung von  vornherein  ein  festes  Ziel:  nämlich  die  Erringung  eines 
nationalen  Staates  für  jedes  einzelne  Volk  oder  wenigstens  die  mög- 
lichste Umgestaltung  der  bestehenden  Einrichtungen  unter  Benützung 
der  liberalen  Prinzipien  in  der  Richtung  der  stärksten  Förderung 
der  eigenen  nationalen  Entwicklung.  Alle  diese  Bewegungen  aber 
drückten  unwillkürlich  miteinander  vereinigt  die  Deutschen  immer 
wieder  nur  zu  dem  alten,  durch  die  Revolution  zeitweilig  kraftlos  ge- 
wordenen „Staat"  zurück,  der  ja  seit  jeher  in  seiner  Farbe  und 
seinem  innersten  Wesen  ein  deutscher  „Obrigkeitsstaat"  war,  nach 
dem  Ende  des  heiligen  Rötnischen  Reiches  als  Vormacht  in  Deutsch- 
land gelten  wollte  und  tatsächlich  galt,  der  daher  selbst  für  den 
nationalen  Besitzstand  der  Deutschen  in  Oesterreich  und  weit  dar- 
über hinaus  in  den  Osten  den  einzigen  und  stärksten  Rückhalt  des 
Deutschtums  in  Europa  bedeutete. 

Bedenkt  man  nun,  daß  der  national''  Gedanke  im  .lahre  L848 
doch  eigentlich  nur  für  jenen  Teil  der  Deutschen  Oesterreichs  zu  un- 
mittelbarer politischer  Bedeutung  erwuchs,  den  der  „Staat"  eben 
im  Stiche  gelassen  zu  haben  selben,  wie  zum  Beispiel  für  die  Deut- 
schen In  Böhmen,  und  bedenkt  man  weiter,  daß  vor  allem  in  Wien 
doch  nur  ein  recht  geringer  Bruchteil  selbst  der  Mittel-  und  Ober 
schichten  des  Bürgertums  an  dem  nationalen  Aufschwung  lirofl- 
deutschlands  teilnahm,  hält  man  schließlich  dazu  die  Tatsache  fest, 
dafl  die  allgemeine  politische  Unreife  sowohl  der  Wiener  als  auch  der 
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bürgerlichen  Bevölkerung  Oesterreichs,  überhaupt  das  durch  die 
Märzbewegung  erweckte,  in  Form  und  Gedanken  durchwegs  vom 
Ausland  her  importierte  politische  Interesse,  rasch  erschlaffen  ließ, 
so  versteht  man,  daß  für  ein  selbständiges  Eingreifen  der  deutschen 
Oesterreicher  in  die  so  schnell  drohend  gewordene  Reichskrise  mit- 
telst parlamentarischer  Aktion  im  Reichstag  so  gut  wie  alle  Voraus- 
setzungen fehlten.  Von  eigenen  Kräften  und  Ideen  als  wirksamen 
Faktoren  in  dieser  Krise  konnte  also,  was  die  Deutschösterreicher 
betrifft,  keine  Rede  sein:  von  den  Wiener  Radikal-Demokraten  ab- 
gesehen fielen  die  anderen  von  selbst  —  wenn  auch  manche  noch 
halb  wider  Willen  —  schnell  in  den  Bannkreis  der  Machtpolitik  der 
kaiserlichen  Zentralregierung  zurück,  sobald  diese  nur  einmal  ent- 
schlossen einem  festen  Ziele  zustrebte.  Daß  dies  in  der  ministe- 
riellen Denkschrift  geschehen  ist,  machte  sie  in  der  Tat  zu  einem 
bedeutsamen  politischen  Wendepunkt.  Durch  diese  offene  Ausein- 
andersetzung über  das  Reichsproblem  wurde,  noch  ehe  die  Konsoli- 
dierung der  habsburgischen  Politik  in  der  deutschen  Frage  erfolgte, 
die  Rückgewinnung  der  öffentlichen  Meinung  der  breiten  Schichten 
Wiens  und  des  Deutschtums  überhaupt,  aber  auch  eines  großen  Teiles 
der  Slawen  für  die  Aufrechterhaltung  der  österreichischen  Gesamt- 
monarchie in  die  Wege  geleitet. 

Ueber  die  Kräfte  und  politischen  Ideen,  die  dem  Reichsproblem 
auf  ungarischer  Seite  gegenüberstanden,  ist,  was  die  Magyaren  be- 
trifft, eigentlich  alles  mit  dem  Namen  Kossuths  gesagt :  dieser  in 
seinen  Fähigkeiten  und  Mängeln  gleich  bedeutende,  dämonische 
Mann  hatte  in  dem  Jahrzehnt  seines  Wirkens  vor  dem  Ausbruch 
der  Revolution  die  ganze  magyarische  Gesellschaft  bis  in  ihre  Tiefen 
aufgewühlt,  ihrem  politischen  Denken  eine  neue  und  klar  bestimmte 
Richtung  gegeben  und  drängte  sie  seit  dem  Anfang  Februar  auf  der 
längst  eröffneten  Bahn  mit  unheimlicher  Kraft  zur  Revolution  und 
über  diese  hinaus  zum  letzten  Ziel  der  vollen  staatlichen  Unabhängig- 
keit Ungarns  als  eines  streng  magyarisch  zentralisierten  National- 
reiches. 52)  Faßt  man  die  weitere  Entwicklung  der  politischen  Vorstel- 
lungen der  Magyaren,  wie  sie  sich  bis  zum  Zusammenbruch  von  1918 
vollzogen  hat,  schon  hier  ins  Auge,  so  wird  man  sagen  dürfen:  die 
Revolution  von  1848  übertrug  die  alte  seit  1526  stets  in  einem  Teile 
des  magyarischen  Adels  leidenschaftlich  vertretene  Ablehnung  der 
habsburgischen  Dynastie  und  damit  auch  der  dauernden  Verbindung 
Ungarns  mit  deren  Hausmacht  und  Oesterreich  auf  die  ganze  Nation 
und  alle  ihre  seit  1848  nach  und  nach  zur  Teilnahme  an  der  politischen 
Herrschaft  im  Lande  heraufwachsenden  Klassen  sowie  auf  die  diesen 
sich  angliedernden  Elemente,  also  auf  die  magyarische  Bauernschaft, 
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auf  das  seinem  Ursprung  nach  fast  ausschließlich  deutsche  Stadt- 
bürgerlum  und  das  durch  Einwanderung  von  1848  an  schnell  zuneh- 
mende jüdische  Volkselement.  Was  noch  in  der  Zeit  des  Aufstandes 
Franz  Räköczys  die  Sache  eines  Bruchteiles  der  Magnaten,  des  nie- 
deren Adels  und  der  Verteidiger  der  gefährdeten  protestantischen 
Glaubensfreiheit  war  —  die  grundsätzliche  Feindschaft  gegen  „Wien" 
und  Habsburg  — ,  was  dann  im  ungarischen  Kleinadel  ein  Jahrhundert 
lang  als  „Kuruczentum"  in  der  inneren  Politik  fortlebte,  in  der  Zeit 
Josefs  IL  neuerdings  sich  mächtig  über  die  ganze  herrschende  Be- 
ßitzklasse  verbreitete  und  wieder  nach  1825  in  der  beginnenden  Oppo- 
sition Wesselenyis  und  alsbald  Ludwig  Kossuths  —  nun  aber  schon 
mit  den  westeuropäischen  Ideen  des  Liberalismus  mannigfach  ver- 
schmolzen —  immer  kräftiger  hervortrat:  diese  ganze  Idee  von  der 
völligen  s'aatlichen  Unabhängigkeit  und  Selbständigkeit  Ungarns  so- 
wie gleichzeitig  von  der  gesetzlichen  Proklamierung  des  Magyaren- 
tums  als  einzigen  Herrenvolkes  über  alle  Gebiete,  die  historisch  das 
Reich  der  heiligen  Stephanskrone  ausmachten,  als  der  sogenannten 
„politischen  Nation"  des  Landes,  der  gegenüber  die  weitaus  die 
Mehrheit  der  Bevölkerung  bildenden  Nationalitäten  politisch  so  gut 
wie  rechtlos  gelassen  werden,  diese  ganze  von  Kossuth  und  seinen 
Anhängern  sogleich  bis  zur  äußersten  Konsequenz  fortgeführte 
Ideologie  wird  seit  der  Märzrevolution  und  vermittelst  derselben 
von  allen  sozialen  Klassen  des  Magyarenvolkes  als  wahre  Grund- 
lage der  ungarischen  Politik  übernommen,  wenn  auch,  wie  wir  sehen 
werden,  doch  wieder  ein  Teil  dieser  Klassen  noch  in  der  Revolution 
selbst  sich  von  dieser  Politik  zurückzieht  und  nach  1849  zu  einer  Po- 
litik des  Ausgleiches  mit  dem  habsburgischen  Reichsgedanken  zu- 
rückkehrt. 

Der  Imperialismus,  mit  dem  Kossuth  und  seine  Anhänger  ihr 
Volk  dauernd  erfüllten,  ist  also  von  Anbeginn  zweifacher  Natur:  er 
ist  einmal  äußerster  Nationalismus  gegenüber  allen  anderen  unga- 
rischen Völkern  oder  Volksbes'andteilen  und  deren  Sprachen;  zu- 
gleich ist  er  aber  auch  Unabhängigkeitsidee  im  Sinne  völliger  Los- 
lösung von  dem  durch  das  Erbrecht  des  Herrscherhauses  verkör- 
perten, mehr  oder  minder  real  wirksam  gestalteten  österreichischen 
Gesamtstaat,  von  der  Monarchie.  Ungarn  soll  ein  völlig  selbständiges 
Magyarenreich  in  Europa  vorstellen  und  zu  diesem  Zwecke  alle 
andersnationalen  Elemente  innerhalb  seiner  Grenzen  dem  Magyaren- 
tum  als  dem  Herrschervolke  unbedingt  unterordnen:  dieses  Reich 
soll  eben  ein  national  magyarischer  Einheitsstaat  sein.  Von 
Anfang  an  zeigen  sich  aber  auch  schon  bestimmte  Ansätze  zu  dem 
Bestreben,  dies«n  magyarischen  inneren   Imperialismus  auch  nach 
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außen  expansiv  zu  machen.  In  diese  Richtung  zielt  die  von  Kossuth 
nach  der  Absetzung  des  Hauses  Habsburg  ausgegebene  Losung  von 
der  Schaffung  einer  Donaufoederation  mit  dem  magyarischen  Reich 
als  Führer  der  Vormacht.  Dieser  ganze  Gedankengang  der  neuen 
„liberal"  und  in  Kossulhs  Rhetorik  sogar  demokratisch-revolutionär 
verbrämten  politischen  Lehre  des  magyarischen  Herrentums  beruht 
von  Anfang  an  auf  der  Grundvorstellung,  daß  Ungarn  nach  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  seines  Staatsrechtes  in  keiner  Weise  durch 
irgend  welche  Abmachungen  mit  den  österreichischen  Völkern  ge- 
bunden sei,  daß  es  mit  ihnen  nichts  zu  schaffen  habe,  sondern  aus- 
schließlich nur  mit  der  seit  1637  freiwillig  als  erblich  anerkannten 
Dynastie  und  ihrem  jeweiligen  Oberhaupte  in  rechtlicher  Relation 
stehe;  daher  war  mit  der  in  Debreczin  erfolgten  Absetzung  des  Erz- 
hauses das  Reichsproblem  für  das  Ungarn  Kossuths  erledigt.  *)  Da- 
bei ist  nun  dies  ein  sehr  beachtenswertes  Moment:  daß  nämlich  die 
radikale  Kossuthsche  Unabhängigkeitspolitik,  die  zwischen  dem 
3.  Februar  und  27.  März  1848  das  ganze  altgewordene  Verfassungs- 
recht Ungarns  über  den  Haufen  geworfen  halte,  dann  doch  in  der 
Frage  des  Verhältnisses  zu  Oesterreich  unverrückt  an  der  alten  stän- 
dischen Grundauffassung  festhielt,  die  das  Wesen  des  ungarischen 
Staatsrechtes  in  dem  Trakta [Verhältnis  des  Königs  zum  Lande  ge- 
gründet sah,  wie  es  seit  Jahrhunderten  in  den  Diätalbeschlüssen  und 
Artikeln  der  Ständetafeln  beurkundet  vorlag.  Auch  in  dieser  Hin- 
sicht ist  das  Jahr  1848  für  die  Ausbildung  der  politischen  Vorstel- 
lungen des  modernen  Magyarentums  entscheidend  gewesen:  indem 
dieses,  wie  wir  später  zeigen  werden,  immer  wieder  in  entscheidenden 
Momenten  von  der  unerschütterlichen  Grundlage  jener  altständischen 
Auffassung  vom  Verfassungsrechte  ausgehend  darauf  beharrte,  seine 
Politik  ausschließlich  jeweils  in  Verhandlungen  mit  dem  gekrönten 
König  festzulegen  und  fortzubilden,  aber  ebenso  beharrlich  selbst 
bloßen  Verhandlungen  mit  den  österreichischen  Völkern  in  ihrer 
konstitutionellen  Zusammenfassung  als  östererichischer  Einheitsstaat 
auswich  und  damit  jede  Möglichkeit  zu  einer  modernen  mehr  oder 

*)  Die  wiederholten  Ansätze  zu  einer  unmittelbaren  Verständ-'gung 
Ungarns  mit  Oesterreich  in  wirtschaftlichen  Angelegenheiten  vermittelst  Be- 
ratungen einer  Reichsdeputation  und  einer  erbländisch-ständischen  Kommis- 
sion, wie  dies  z.  B.  auf  dem  Reichstage  von  1833  in  Preßburg  in  Vorschlag 
gebracht  worden  war,  blieben  ohne  Folge:  die  Regierung  Kaiser  Franzens 
wies  solches  Ansinnen  als  den  Versuch  eines  Eingriffes  in  die  unumschränkte 
Gewalt  des  österreichischen  Monarchen  zurück  und  blieb  damit  der  alten 
habsburgischen  Tradition  treu,  keinerlei  Verkehr  zwischen  den  Ständever- 
tretungen ihrer  einzelnen  Länder  zu  dulden.  Die  Erinnerungen  an  die  Zeiten 
der  Kaiser  Rudolf  II.  und  Matthias  waren  in  der  Hofburg  eine  dauernde  War- 
nung geblieben. 
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minder  foederativen  Gestaltung  der  alten  Verbindung  Oesterreichs 
mit  Ungarn  ausschloß. 

Der  magyarische  Imperialismus  bedingte  ferner  im  Innern  die 
Herausbildung  einer  für  Ungarn  völlig  neuen  Erscheinung:  nämlich 
einer  starken  zentralistischen  Regierung,  und  trat  dadurch  von  vorn- 
herein schon  in  einen  gewissen  Gegensatz  zu  der  historischen  Struk- 
tur der  gesamten  Verwaltimgseinrichtungen  des  Landes,  wie  sie  sich 
in  der  Komitalsverfassung  und  der  Autonomie  der  adeligen  Gespan- 
schaft oder  Grafschaft  zum  Ausdruck  brachte.  Ich  werde  in  einem 
späteren  Abschnitte  dieser  Darstellung  auf  diesen  sehr  bedeutsamen 
Gegensatz  zurückkommen  und  darlegen  können,  in  welcher  Weise 
und  durch  welche  Kräfte  das  1867  vom  magyarischen  Nationalismus 
aufgerichtete  zentralislische  Ungarn  diesen  Konflikt  unter  sorgsamer 
Schonung  der  Formen  der  avitischen  Grafschaftsautonom ie  voll- 
kommen zugunsten  der  Budapester  Zentralgewalt  gelöst  hat.  Bei- 
läufig bemerkt  liegt  hier  eines  der  interessantesten  Phänomene 
moderner  europäischer  Verwaltungsgeschichte  vor! 

Im  übrigen  bildet  für  die  ganze  Entwicklung  des  politischen 
Lebens  in  Ungarn  seit  1825  die  Idee  einer  streng  zentralistischen  Um- 
gestaltung der  avitischen  Verfassung  den  eigentlichen  Mittelpunkt  der 
ganzen  Reformbestrebungen.  Beide  seit  1830  deutlich  sich  abschei- 
denden Parteien  des  Reichstages,  die  konservative  unter  der  Führung 
Dessewyffs  und  Apponyis  sowie  die  liberale,  die  in  dieser  Hinsicht 
mehr  und  mehr  unter  den  Einfluß  und  die  Leitung  von  Josef  Eötvös 
geriet,  wünschten  eine  Stärkung  der  Zentralgewalt  der  Pester  Regie- 
rung; die  erstere  allerdings  im  Sinne  einer  Kräftigung  der  Hof- 
kanzlei und  der  Erhaltung  der  politischen  Macht  des  Magnatentums, 
die  zweite  hingegen  mit  der  Absicht,  die  Verfassung  Ungarns  nach 
dem  Vorbilde  des  konstitutionellen  Frankreich,  seines  zentralisti- 
schen Parlamentarismus  und  seiner  zentralistischen  Verwaltung  um- 
zugestalten. Eötvös  trug  kein  Bedenken,  mit  der  schärfsten  Kritik 
gegen  die  urallen  „Munizipalrechte'1  der  Komitate  vorzugehen  und 
die  tiefe  Verderbnis  der  darin  enthaltenen  politischen,  justiziellen  und 
administrativen  Funktionen  in  unbarmherziger  Weise  klarzustellen; 
ihm  war  klar,  daß  die  Rechte  der  Komitate,  die  zum  Reichstag  ent- 
sendeten Ablegaten  durch  Instruktionen  streng  zu  binden,  ebenso  die 
Ausbildung  einer  konstitutionellen  Repräsentativvorfa-sung  in  Ungarn 
hinderten  wie  die  ihnen  zustehenden  korporativen  Rechte  in  der  Ver- 
waltung und  bei  Gericht  jede  wirkliche  Zentralgewalt  im  modernen 
Sinne  unmöglich  machten.63)  Diesen  Bestrebungen  der  Liberalen 
gegenüber  hielt  aber  Kossuth  und  mit  ihm  der  junge  Radikalismus 
des  Magyarentums  an  der  Autonomie  der  Komitate  unbedingt  fest 
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und  fand  dabei  die  Zustimmung  aller  jener  Kreise,  die  in  der  Freiheit 
und  in  den  Privilegien  der  Komitate  die  bewährten  Schanzen  sahen, 
hinter  denen  immer  wieder  der  Kampf  gegen  den  Wiener  Absolutis- 
mus erfolgreich  geführt  worden  war.  Diese  Anschauungen,  zu  denen 
sich  die  Masse  des  politisch  doch  durchaus  konservativen  Kleinadels, 
der  ungarischen  Gentry,  leidenschaftlich  bekannte,  hat  Kossuth,  der 
wie  kein  anderer  in  seiner  Zeit  es  verstand,  sich  und  seine  Politik 
jederzeit  den  populären  Anschauungen  innerhalb  der  führenden 
Schichten  des  Magyarentums  anzupassen,  auch  dann,  als  er  durch  die 
Revolution  zur  Macht  und  Diktatur  gelangt  war,  nicht  verleugnet,  und 
das  ist  die  Hauptursache  dafür  gewesen,  daß  auch  das  spätere  liberale 
Ungarn  von  1867  ab  die  alte  Komitatsverfassung  als  geheiligte  natio- 
nale Institution  sorgsam  bewahrt  hat,  obgleich  allerdings  die 
„Autonomie"  der  „Munizipien"  nach  und  nach  durch  ausdrückliche 
Gesetzänderung  wie  durch  die  Praxis  der  Regierung  geschwächt  und 
gemindert  worden  ist.  Immer  wird  es  als  einer  der  stärksten  Be- 
weise für  die  große  politische  Fähigkeit  der  Herrenklasse  Ungarns 
gelten  müssen,  daß  sie  es  verstanden  hat,  den  straffen  administrativen 
und  gouvernementalen  Zentralismus,  auf  dem  das  ganze  magyarische 
Regime  bis  zur  jüngsten  Gegenwart  beruhte,  in  Verbindung  mit  einem 
rein  oligarchischen  Zentralparlamentarismus  und  doch  unter  gleich- 
zeitiger Schonung  der  historischen  Autonomie  der  Komitate  und  da- 
mit der  ganzen  Grundmauern  der  altungarischen  Verfassung  durch- 
zuführen. 54) 

Ganz  anders  aber  stand  es  von  allem  Anfang  mit  dem  zweiten 
großen  Konflikt,  den  der  nationalistische  Imperialismus  Kossuths  un-l 
die  von  ihm  revolutionär  vollzogene  Erneuerung  der  ungarischen 
Verfassung  notwendig  herbeiführte,  nämlich  mit  der  kroatischen 
Frage.  Hier  war  durch  den  pseudoliberalen  Zentralismus  des 
Magyarentums,  wie  er  schon  vor  1848  hervortrat,  innerhalb  c.es  unga- 
rischen Reichsgebietes  genau  dasselbe  Problem  in  kleinerem  Um- 
fange aufgeworfen  worden,  wie  es  als  Reichsproblem  zwischen  Oestor- 
reich  und  dem  ganzen  ungarischen  Reiche  bestand.  Dem  magyari- 
schen Nationalismus  stand,  kaum  daß  er  zu  Kräften  gekommen  war, 
der  gleichzeitig  erwachsene  „illyrische"  Nationalgedanke  der  Süd- 
slawen gegenüber,  als  Ausdruck  der  politischen  Wiedergeburt  des  ge- 
samten Südslawentums  unter  der  Führung  des  kroatischen  Volkes. 
Dieser  Gedanke  war  ursprünglich  in  der  literarisch-kulturellen 
Sphäre  erwachsen  als  Frucht  der  zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
einsetzenden  Erneuerung  der  sepbo-kroatischen  Sprache  und  Li- 
teratur und,  obgleich  er  von  Anfang  an  auch  das  neue  politische 
Ideal  des  Kroatentums  im  Keime  enthielt,  zunächst  ohne  unmittelbar 
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gegen  die  Union  mit  Ungarn  und  das  Magyarentum  gerichtete  Spitze. 
Als  aber  seit  dem  Ende  der  30er  Jahre  die  junge  magyarische 
Renaissance  vor  allem  im  Reichstage  durch  die  Gesetzgebung,  dann 
aber  auch  gesellschaftlich  energisch  und  erfolgreich  die  Einführung 
des  magyarischen  Idioms  als  Staatssprache  im  ganzen  ungarischen 
Staatsgebiete  betrieb,  da  erhob  sich  sogleich  mit  voller  Kraft  der 
Widerstand  hiergegen  aus  der  durch  den  Illyrismus  geistig  erweckten 
und  vielfach  befruchteten  kroatischen  Nationalbewegung.  Der  Per- 
sönlichkeit Ludwig  Kossuths  trat  hier  die  merkwürdige  Gestalt 
Liudewit  Gajs  gegenüber:  eine  in  ihrer  Art  gleichfalls  dämonische 
Individualität,  der  Vater  der  neuen  kroatischen  Dichtung  und  Lite- 
ratur, der  machtvolle  Erneuerer  der  geistigen  Lebenskräfte  seines 
Volkes  und  dessen  unwidersprochener  Führer,  der  erste,  der  in 
seinem  politischen  Evangelium  des  Illyrismus  den  Gedanken  der 
Einheit  aller  südslawischen  Stämme  über  ihre  religiösen,  provin- 
ziellen und  sprachlich-dialektischen  Sonderheiten  hinaus  eindringlich 
predigte,  ein  Mann  von  jener  überraschend  schöpferischen  und  viel- 
seitigen Art,  wie  wir  sie  als  Mittelpunkt  der  nationalen  Renaissance 
fast  in  jedem  kleineren  slawischen  Volke  finden,  sobald  ihm  die  Stunde 
des  Wiederbesinnens  auf  seine  nationale  Eigenart  und  auf  sein  unver- 
wirkbares  Recht  zur  Selbständigkeit  gekommen  ist.  Zur  funda- 
mentalen staatsrechtlichen  Kontroverse,  die  seit  den  Beschlüssen  des 
ungarischen  Reichstages  von  1790/91  zwischen  Kroatien  und  Ungarn 
bestand,  trat  dann  bald  auch  die  Sprachenfrage,  die  übrigens  von 
selbst  aus  den  staatsrechtlichen  Ansprüchen  Ungarns  hervorwuchs, 
nach  welchen  das  dreieinige  Königreich  nicht  im  Bundesverhältnis 
mit  dem  übrigen  Ungarn  stand  —  als  sogenanntes  regnum  socium  — , 
sondern  nur  einen  integrierenden  Teil  Ungarns,  eine  Provinz  des 
Reiches  der  Stephanskrone  bedeutete.  In  der  Tat  wollten  die  unga- 
rischen Stände  Kroatien  die  magyarische  Sprache  an  die  Stelle  der  la- 
teinischen Amtssprache  aufdrängen,  was  aber  zunächst  an  dem  Wider- 
stando  der  kroatischen  Ablegaten  im  Preßburger  Reichstage  schei- 
terte. Der  Landiag  von  1832  bis  1835  bildet  dann  den  Beginn  fort- 
dauernder parlamentarischer  Kämpfe  zwischen  beiden  Nationen,  die 
auf  dem  Landtage  von  1840—1843  infolge  der  Statuierung  der  magya- 
rischen Staatssprache  für  das  ganze  Gebiet  des  ungarischen  Reiches 
aufs  schärfste  gesteigert  wurden.  Um  diese  Zeit  begannen  bis  zur 
Gewaltanwendung  gesteigerte  Wahlkämpfe  in  Agram  und  seinem 
Komitale,  die  sich  /.wischen  den  magyarisch  gerichteten  Flementen 
des  Bauernadels  daselbst  und  den  Agramer  Patrioten  abspielten:  sie 
führten  schließlich  im  Jahre  1845  zur  Ausschließung  der  sogenannten 


2.  Kapiteti :  Kräfte  und)  Ideen  zur  Lösung  des  Problems.  209 

magyarischen  Virilisten  des  Turopoljer  Komitates  aus  dem  Land- 
tage.*) ,2b ) 

Als  der  kroatische  Landtag  am  20.  Oktober  1847  neuerdings  zu- 
sammentrat, stand  —  mit  Ausnahme  des  Agramer  Komitates  —  schon 
das  ganze  Land  unter  der  Führung  der  von  Gaj  geschaffenen  illy- 
rischen, von  den  Magyaren  des  Panslawismus  beschuldigten  Partei. 
Die  gleichzeitig  vor  sich  gehende,  beschleunigte  Ausbildung  des  ma- 
gyarisch-nationalistischen Gedankens  durch  die  Agitationen  Kossuths 
verstärkten  unablässig  den  Konflikt  zwischen  beiden  Völkern  und 
bewirkten  alsbald  die  Konsolidierung  der  Grundideen  der  kroatischen 
Nationalbewegung:  Festhalten  an  der  selbständigen  Staatsindividua- 
lität Kroatiens,  das  sich  1084  freiwillig  als  selbständiges  dreieiniges 
Königreich  und  nicht  als  unterworfenes  Land  mit  Ungarn  uniert  hat, 
Forderung  nach  der  Errichtung  eines  kroatischen  Nationalstaates,  der 
sein  unverlierbares  Recht  auf  die  Territorien  der  Militärgrenze  und 
Fiumes  verwirklicht,  die  ihm  teils  von  Wien,  teils  von  Ungarn 
vorenthalten  werden,  auf  Dalmatien,  das  die  österreichische  Regie- 
rung widerrechtlich  abgetrennt  hält.  Die  streng  unitarischen  Bestim- 
mungen der  revolutionären  Aprilgesetze  Ungarns  von  1848  bringen 
nun  diese  Postulate  und  den  längst  auf  das  schärfste  ausgesprochenen 
Nationalhaß  der  Ober-  und  Mittelklassen  der  Kroaten  gegen  das 
Magyarentum  zur  Reife,  zumal  da  Kossuth  in  den  Märztagen  die  An- 
sprüche der  Serben  in  Südungarn  auf  Schaffung  einer  selbständigen 
serbisch-nationalen  Wojwodina  ebenso  wie  die  kroatischen  Postulate 
selbstbewußt  zurückweist,  nachdem  schon  die  neuen  Verfassungs- 
gesetze mit  ihrer  geringschätzigen  Bezeichnung  des  Agramer  Land- 
tages als  „Provinzialkongregation"  die  Kroaten  und  ihre  National- 
versammlung aufs  tiefste  erbittert  hatten. 

Von  Anbeginn  der  Märzbewegung  in  Agram  stehen  nun  die  bei- 
den Richtungen  innerhalb  des  Kroatentums  nebeneinander,  welche 
der  Kampf  gegen  den  Magyarismus  durchaus  einigt:  die  nationali- 
stisch-südslawische Strömung,  die  vor  allem  in  der  gebildeten  Jugend 
ihre  Stütze  findet,  aber  auch  in  der  Geistlichkeit,  durch  welche  über- 
haupt erst  der  nationale  Gedanke  des  Kroatentums  auf  die  große 
Masse  des  rein  agrarischen  Landes,  die  Bauernschaft,  übertragen  wird, 
sodann  die  zweite  vom  Adel,  der  Gentry  und  dem  Beamtenstande, 
den  Juristen,  repräsentierte  staatsrechtliche  Richtung,  die  durch  die 
Einführung  der  magyarischen  Staatssprache  in  ihren  Klassen-  und 
fctandesinteressen  empfindlich  verletzt  war.     Als  nun  die  revolutio- 

*)  Eine  Uebersicht  über  die  Entwicklung  des  staatsrechtlichen  Verhält- 
nisses Ungarns  zu  Kroatien  und  die  kroatische  Staatsrechtsidee  bis  1848  habe 
ich  im  Anhang  im  Exkurs  Nr.  12b  gegeben. 

Redlich.    I.  14 
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nären  Verfassungsgesetze  vom  März- April  1848  den  bündigsten  Uni- 
tarismus  für  Ungarn  proklamierten  und  dabei  über  das  Staatsrecht 
Kroatiens  einfach  hinweggehend  das  „dreieinige  Königreich'  gerade 
so  wie  alle  anderen  Teile  Ungarns  der  administrativen  Zentralregie- 
rung in  Budapest  und  der  Legislation  des  Reichstages  unterwarfen, 
da  traten  diese  mächtigen  sozialen  Elemente  des  Landes  entschlossen 
an  die  Spitze  der  Nationalbewegung  und  gaben  dieser  die  praktische 
Form  und  die  politischen  Ziele,  hierbei  vielfach,  besonders  zu  Beginn 
vom  Illyrismus  beeinflußt.  In  der  Tat  ist  dieser  staatsrechtliche 
Grundcharakter  der  kroatischen  Politik  dann  durch  zwei  Menschen- 
alter erhalten  geblieben,  bis  erst  in  unseren  Tagen  das  neuerliche  Er- 
wachen des  Illyrismus  unter  dem  Schlagworte  des  einheitlichen  Jugo- 
slawentums  jene  historisch-politische  Richtung  zurückgedrängt  und 
zunächst  die  vollkommene  Loslösung  Kroatiens  von  Ungarn  herbei- 
geführt hat. 

In  der  Person  des  auf  Anraten  der  Führer  des  Illyrismus  und 
ohne  Befragen  des  neuen  ungarischen  Ministeriums  vom  Kaiser  Fer- 
dinand ernannten  neuen  Banus,  des  Freiherrn  von  Jellacic.  fanden 
die  Kroaten  den  geeigneten,  das  Vertrauen  beider  Parteien  genießen- 
den politischen  und  militärischen  Führer,  den  Feldherrn  der  alsbald 
sich  bildenden  und  vor  allem  auf  die  kriegsgewohnte  Grenz- 
bevölkerung aufbauenden  kroatischen  Wehrmacht.  u)  Jellacic  —  in 
seiner  durchaus  eigenartigen  Persönlichkeit  mit  ihren  Fehlern  und 
Vorzügen,  seinem  Schwanken  zwischen  gefühlvollen  Nationalismus 
und  sentimentaler  Loyalität  gegen  Kaiser  und  Reich,  durchaus  die 
providenlielle  Persönlichkeit  in  der  damaligen  Lage  Kroatiens  — 
Jellacic  zögerte  nicht,  die  in  seiner  Hand  vereinigte  Militär-  und  Re- 
gierungsgewalt sogleich  unverkennbar  offensiv  gegen  das  selbstän- 
dige ungarische  Ministerium  zu  kehren.  Am  23.  März  vom  Kaiser  zum 
Banus  und  gleichzeitig  zum  kommandierenden  General  ernannt,  tat 
er  sogleich  den  entscheidenden  Schritt:  in  seiner  Proklamation  vom 
19.  April  erklärte  er,  daß  durch  die  neuesten  Ereignisse  „unser  Ver- 
hältnis zu  unserem  alten  Bundesgenossen  Ungarn  erschüttert  und 
zerstört  wurde  und  es  entsteht  die  Notwendigkeit,  daß  wir  mit  Be- 
rücksichtigung des  uralten  Verbandes  mit  der  ungarischen  Krone  das 
selbe  auf  neue,  einer  heldenmütigen  und  freien  Nation  würdige 
Grundlagen  stellen.  Bis  dahin  bleibt  unsererseits  jede  Beziehung 
zu  der  gegenwärtigen  ungarischen  Regierung  abgebrochen."  Mit  aller 
Kraft  setzte  er  das  am  25.  März  von  der  freigebildeten  Nationalver- 
sammlung zu  Agram  begonnene  Werk  der  Reorganisation  Kroatien 
auf  national-südslawischer  Grundlage  fort,  ohne  sich  dabei  durch  die 
sogleich  in  Budapest  gegen  ihn  unternommenen  Maßregeln  beirren  zu 
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lassen.  Er  berief  für  den  5.  Juni  den  verfassungsmäßigen  Landtag  auf 
Grund  einer  neuen,  ihn  repräsentativ  gestaltenden  Wahlordnung  nach 
Agram  ein  und  dieser  bildete  sodann  die  Grundlage  und  den  Mittel- 
punkt für  die  Konsolidierung  der  neuen  national-kroatischen  Politik. 
Am  11.  Mai  1848,  an  demselben  Tage,  an  welchem  die  ungarische  Re- 
gierung den  Banus  zur  Befolgung  der  an  ihn  ergangenen  und  von  ihm 
unbeachtet  gelassenen  Befehle  mittelst  einer  peremptorischen  Ver- 
ordnung verhielt,  richtete  die  inzwischen  tagende  ständische  „Banal- 
Konferenz"  eine  feierliche  Protestadresse  an  den  Kaiser,  in  welcher 
sie  die  Ernennung  der  selbständigen  ungarischen  Regierung  als  den 
„Keim"  einer  völligen  Loslösung  Ungarns  von  dem  Gesamtverbande 
der  österreichischen  Monarchie  sowie  als  Bedrohung  der  nationalen 
Existenz  des  „slawischen"  Volkes  von  Kroatien,  Slawonien  und  Dal- 
matien  bezeichnete.  Diese  Protestschrift  enthält  schon  deutlich  die 
von  den  beiden  Richtungen  der  kroatischen  Revolution  repräsentier- 
ten Grundgedanken  in  sich.  Die  Revindikation  der  staatsrechtlichen 
Selbständigkeit  Kroatiens,  das  als  „freie  Nation  nach  Auflösung  der 
alten  gemeinschaftlichen  Dikasterien  und  sohinigen  Aufhebung 
unserer  früheren  politischen  und  nationalen  Korrelationen  zu  Ungarn 
und  zur  Gesamtmonarchie  für  die  Zukunft  nur  in  solche  Verhält- 
nisse" treten  köne,  die  sich  mit  der  Aufrechterhaltung  des  österrei- 
chischen Staatsverbandes  vereinigen  lassen.  Und  zweitens  die  nar 
tional-südslawische  Idee,  in  deren  Namen  sowohl  für  die  Kroaten 
als  auch  für  die  Serben  im  Banat  gegen  die  einseitige  Herrschaft 
bloß  eines  Volksstammes  in  Ungarn  und  die  von  den  Magyaren  gegen 
das  „auflebende"  ungarische  Slawentum  betätigte  Feindschaft  auf  das 
schärfste  Beschwerde  erhoben  wird.  Wie  nun  Jellacic  von  da  ab  mit 
Zähigkeit  und  diplomatischem  Geschick  seine  scheinbar  ganz  un- 
haltbare Stellung  zwischen  der  ungarischen  Regierung,  dem  Inns- 
brucker Hofe  und  den  nationalen  Parteien  Kroatiens  dennoch  be- 
wahrt und  befestigt,  während  des  Sommers  des  Jahres  1848  allen 
gegen  ihn  gerichteten  Maßregeln  der  Pester  Regierung  trotzt,  obgleich 
diese  dabei  die  offene  Zustimmung  und  Unterstützung  des  Kaisers 
erfährt,  wie  Jellacic  trotz  des  von  Batthyäny  durchgesetzten  kaiser- 
lichen Verbotes  den  Landtag  in  Agram  abhält,  sich  dann  aber  nach 
Innsbruck  begibt,  dort  „Pacifikationsverhandlungen"  mit  Ungarn! 
durchsetzt,  zu  denen  Erzherzog  Johann  als  unparteiischer  Vermittler 
bestellt  wird,  wie  sich  aber  schon  von  da  ab  der  Hof,  die  Konserva- 
tiven und  die  österreichische  Militärpartei  mit  Jellacic  verständigen 
und  dann  rasch  der  kriegerische  Konflikt  zwischen  Ungarn  und  Kroa- 
tien unausweichlich  wird:  diese  so  bewegte  Entwicklung,  die  eigent- 
lich den  Kern  und  das  Rückgrat  der  ganzen  antimagyarischen  Politik 
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der  Dynastie  und  der  konservativen  österreichischen  Kreise  bildet, 
kann  hier  nicht  in  Einzelheiten  dargestellt  werden.  Am  4.  Sep- 
tember, wenige  Tage  nachdem  der  Kaiser  in  einem  Handschreiben 
die  Denkschrift  des  österreichischen  Ministeriums  an  den  Palatin 
übersendet  hatte,  wird  Jellacic  entgegen  den  über  ihn  verhängten 
Maßregeln  der  Budapester  Regierung  durch  ein  kaiserliches  Hand- 
billett feierlich  in  seine  Aemter  und  Würden  eingesetzt;  am  10.  Sep- 
tember überschreitet  der  Banus  die  Drau,  eröffnet  damit  den  Krieg 
gegen  das  ,,unabhängige"  Ungarn  der  Magyaren  und  erklärt  gleichzei- 
tig in  seinem  Manifeste  an  das  ungarische  Volk  „für  Freiheit  und  Ord- 
nung" gegen  ein  Ministerium  zu  kämpfen,  das  sich  „bereits  von  dem 
großen  österreichischen  Kaiserstaat  getrennt"  und  den  „gemein- 
schaftlichen Völkervertrag,  die  Pragmatische  Sanktion,  vernichtet 
habe".  Diesem  Manifest  folgte  ein  solches  des  Kaisers  vom  22.  Sep- 
tember, worin  es  als  dessen  Pflicht  erklärt  wird,  „inmitten  der  strei- 
tenden Anforderungen  der  Krone  jene  Stellung  zu  wahren,  welche 
ihrer  Aufgabe  und  Würde  entspricht  und  die  eigenmächtigen  Hand- 
lungen der  ungarischen  Regierung,  wie  die  Ausgabe  von  Papiergeld, 
die  Einberufung  von  Rekruten,  die  Abberufung  der  ungarischen  Sol- 
daten von  ihren  Regimentern  in  Italien  ohne  kaiserliche  Genehmi- 
gung als  schwere  Uebergriffe  bezeichnet,  die  nicht  geduldet  werden 
können."  14) 

Die  kroatische  Bewegung  hatte  im  Verlauf  dieser  Entwicklung 
zweifellos  eine  nicht  unbeträchtliche  innere  Wandlung  erfahren. 
Während  der  Einfluß  des  Illyrismus,  die  slawische  Idee,  in  den 
Akten  und  Beschlüssen  des  Agramer  Landtages  noch  stark  hervor- 
tritt, war  nach  dessen  Vertagung  durch  Jellacic  mehr  imd  mehr  die 
rein  kroatische  staatsrechtliche  Frage  als  Kern  des  ungarischen 
Reichsproblems  gegenüber  dem  Budapester  Zentralismus  und  dem 
national-magyarischen  Imperialismus  hervorgetreten,  und  überdies 
war  —  vollends  nach  der  Verständigung  des  Banus  mit  dem  Hofe  — 
das  Gesamtreichsproblem,  die  habsburgische  Gesamtstaatsidee,  mit 
Nachdruck  in  den  Vordergrund  gestellt  worden. 

Das  Ergebnis  dieser  Entwicklung  erkennt  man  am  besten  in 
der  Reihe  der  kroatischen  Forderungen,  wie  sie  der  von  Jellacic 
einberufene  Landtag  in  einer  Adresse  an  den  Kaiser  formuliert  und 
zusammengefaßt  hat.  Es  soll,  verlangt  diese  Adresse  vor  allem,, 
eine  unter  dem  Vorsitze  des  Banus  eingerichtete,  dem  Landtag  ver- 
antwortliche kroatisch-slavonische  Landesregierung  bestellt  werden. 
„Um  die  Einheit  der  Gesamtmouarchie  leichter  erzielen  zu  können, 
sind  wir  bereit,  selbst  iiese  unsere  eigene  Provinzialregierung  in 
bezug  auf  die  den  Gesanitstaat  betreffenden  Angelegenheiten  der 
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verantwortlichen  Zentralregierung  der  Gesamtmonarchie  zu  unter- 
ordnen. Die  Führung  der  Finanzen,  der  Kriegs-  und  Handels- 
angelegenheiten soll  dem  verantwortlichen  Gesamtministerium  des 
ganzen  Kaiserreichs  zustehen.  Um  aber  unsere  Provinzialinteressen 
dort  gehörig  vertreten  zu  sehen,  soll  durch  Euere  Majestät  für  diese 
Länder  bei  der  Zentralgewalt  ein  dem  Landtage  dieser  Königreiche 
verantwortlicher  Staatsrat  mit  dem  erforderlichen  Hilfspersonal  er- 
nannt werden  und  jede  diese  Königreiche  betreffende  Anordnung 
dieser  Zentralregierung  kontrasignieren.  Die  offizielle  Sprache  im 
gesamten  öffentlichen  Leben  ohne  alle  Ausnahme  soll  für  uns  die 
In  diesen  Ländern  nationale  slawische  sein,  so  zwar,  daß  selbst  die 
Erlässe  der  Zentralregierung  für  diese  Länder  ausschließlich  in 
dieser  Sprache  auszufertigen  sein  werden.  In  den  Bereich  des 
Landtages  dieser  Königreiche  werden  alle  jene  Gegenstände  ge- 
hören, welche  die  innere  Administration  dieser  Länder  betreffen. 
In  Beziehung  aber  auf  die  Wiener  Angelegenheiten,  welche  aus 
dem  gemeinschaftlichen  Verhältnis  dieser  Königreiche  zum  Gesamt- 
6taat  herrühren,  unterwerfen  sich  diese  Königreiche  den  Be- 
schlüssen des  Zentrallandtages,  welchem  auch  das  Zentralministe- 
rium für  seine  Verfügungen  verantwortlich  sein  wird."  In  terri- 
torialer Hinsicht  verlangt  Kroatien  die  Einverleibung  der  Militär- 
grenzen Fiumes,  Dalmatiens,  der  drei  unter  dem  Namen  des  unteren 
Slawonien  bekannten  Komitate,  ferner  das  sogenannte  kroatische 
Litorale,  aber  unter  dem  Einfluß  der  illyrischen  Idee  ging  die 
Adresse  des  Landtages  darüber  noch  weit  hinaus,  indem  er  erklärte, 
daß  „die  wiederauferstandene  serbische  Wojwodschaft,  welche  wir 
hiermit  von  Eurer  Majestät  vermöge  alter,  der  serbischen  Nation 
verliehener  Rechte  a.  g.  bestätigt  zu  sehen  wünschen,  dann  Unter- 
eteier,  Kärnten,  Krain,  Istrien  und  Görz  in  ein  näheres  Verhältnis 
mit  diesen  Königreichen  gebracht  werden."  Alle  diese  Forderungen 
beruhen  auf  dem  in  der  Einleitung  dargelegten  geschichtlichen 
Staatsrecht  des  dreieinigen  Königreiches,  das  immer  wieder  als  ein 
eelbständiges  und  freies  Königreich  anerkannt  wurde,  so  insbeson- 
dere bei  der  Wahl  Ferdinands  I.  im  Jahre  1527  und  bei  der  Fest- 
stellung der  Pragmatischen  Sanktion  im  Jahre  1712,  und  welches 
in  seinem  unabhängigen  Landtag  seine  Vertretung  und  seine  eigene 
Gesetzgebung  besitzt.  Die  nach  dem  Aussterben  des  nationalen 
Königshauses  beschlossene  Vereinigung  mit  Ungarn  hat  den  unga- 
rischen Reichstag  immer  nur  für  die  gemeinsamen  ungarisch-kroa- 
tischen Angelegenheiten  zuständig  gemacht  und  es  bedurfte  stets 
der  besonderen  Anerkennung  der  dort  beschlossenen  Gesetze  durch 
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den  kroatischen   Landtag,  damit  sie  in  Kroatien  rechtlich  Geltung 
erhielten. 15) 

Die  slawische  Nationalidee  findet  nun  noch  stärkeren  Ausdruck 
in  einem  gleichzeitig  mit  der  Adresse  an  den  Kaiser  als  Beilage  zu 
derselben  überreichten  vom  Landtage  beschlossenen  „Manifest  der 
kroatisch-slavonischen  Nation  an  alle  österreichisch-slawischen 
Stämme".  Dieses  Manifest  bedeutet  überhaupt  den  Höhepunkt  der 
Erfolge  des  Illyrismus  und  wirft  helles  Licht  auf  die  Gedanken- 
gänge, die  im  F  .ühjahr  1848  die  Intelligenz  aller  slawischen  Völker 
der  Monarchie  mit  bemerkenswerter  Einhelligkeit  verknüpfte.  Frei- 
heit und  Gleichheit  sind,  wie  da  auseinandergesetzt  wird,  „Forde- 
rungen jedes  Volkes,  sowohl  auf  dem  Natur-  oder  Vernunftrechte, 
als  auch  dem  historischen  Rechte  gegründet".  „So  sind",  heißt  es 
daselbst,  in  dieser  allgemeinen  Bewegung  der  europäischen  Völker 
jene  großen  Worte  Freiheit  und  Gleichheit  zur  wahren  Bedeutung 
gediehen;  und  gerade  das  Erfassen  der  Bedeutung  dieser  Worte 
wird  beweisen,  welche  Nationen  für  die  Freiheit  reif  geworden, 
welche  nicht.  Freiheit  und  Gleichheit  wollen  vor  allem  die  An- 
erkennung dieses  Rechtes  bei  allen  Nationen,  denn  die  Würde  der 
nationalen  Persönlichkeit  ist  gleich  groß  bei  allen  Nationen.  Jene 
Völker  daher,  welche  sich  über  die  anderen  eine  Herrschaft  an- 
maßen wollen,  begreifen  ebensowenig  die  wahre  Bedeutung  der 
Freiheit  und  Gleichheit  wie  diejenigen,  die  weiterhin  unter  einer 
solchen  Herrschaft  verbleiben:  weder  die  einen,  noch  die  anderen 
sind  für  die  hohe  Idee  der  Humanität  reif  geworden."  Der  kroa- 
tische Landtag  wünscht  daher,  „daß  alle  österreichischen  Völker  ab- 
gesondert nach  den  Sprachen  frei  und  unter  sich  vollständig  gleich 
seien.  Nur  dieses  Prinzip  allein  kann  für  den  Frieden  0esterreicli3 
Bürgschaft  leisten,  wogegen  die  Hegemonie  der  deutschen  und 
magyarischen  Nation  niemandem  mehr  Unheil  bringen  kann  als 
ihnen  selbst;  denn  im  Falle  eine  Hegemonie  der  einen  Nation  über 
die  andere  bestehen  dürfte,  müßte  solche  in  Oesterreich  und  Ungarn 
füglich  nur  der  slawischen,  weil  sie  die  zahlreichste  ist,  zu- 
kommen."   «Die  Zeit  der  Nationalitäten  ist  gekommen, 

die  Nationen  werden  sich  nach  den  Sprachen  gruppieren  und  durch 
gegenseitige  Hilfe  gegen  feindliche  Gewalttätigkeiten  sichern".  Und 
nun  spricht  dieses  Manifest  ganz  offen  das  aus,  was  man  heute  das 
jugoslawische  Programm  nennen  würde:  „Diesem  Rufe  folgend, 
haben  wir  das  brüderliche  Bündnis  der  wiederaufgelebten  ser- 
bischen Wojwodschaft  mit  unserem  dreieinigen  Königreiche  an- 
genommen, und  erwarten  den  Beitritt  aller  südslawischen  öster- 
reichischen   Brüder,   um   so   als   ein,   in   seinen   Teilen   homogener 
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Organismus  mit  den  übrigen  auf  gleiche  Weise  konsolidierten 
Völkern  Oesterreichs  im  friedlichen,  auf  der  Basis  der  Gleichheit 
ruhenden  Bunde  die  Erhaltung  des  österreichischen  Kaiserstaates  zu 
erstreben." 

Die  Darlegung  des  historischen  Rechtes,  in  die  sich  dann  das 
Manifest  ausführlich  einläßt,  beweist  aber,  daß  die  kroatische  Nation 
mit  alledem  nichts  Neues  verlangt.  Nicht  auf  Kroatien,  sondern  auf 
Ungarn  fällt  das  Verdammungsurteil  wegen  separatistischer  Ten- 
denzen, da  die  Kroaten  an  der  Pragmatischen  Sanktion  festhielten, 
während  die  Ungarn  durch  den  Umsturz  ihrer  Verfassung  den  von 
diesem  Gesetz  geschaffenen  Verband  aufgelöst  haben. 

Ueberblickt  man  diese  ganzen  Gedankengänge,  so  zeigt  sich, 
daß  diese  gewaltige  Grundkraft,  die  1848  gleichsam  aus  dem  Boden 
elementar  hervorgedrungen  war,  das  sogleich  bis  aufs  äußerste  ge- 
steigerte Nationalgefühl  und  das  darauf  beruhende  Streben  nach 
nationaler  Staatenbildung,  in  Kroatien  ebenso  den  geschichtlichen 
Verband  des  ungarischen  Reiches  zu  sprengen  drohte,  wie  in  Ungarn 
den  durch  viele  Menschenalter  aufgebauten  Gesamtverband  der 
habsburgischen  Länder.  Im  Grunde  genommen  stellte  sich  die  süd- 
slawische Nationalbewegung  der  zentralistischen  Autokratie  Wiens 
gegenüber  nicht  viel  anders  als  Widersacher  auf,  wie  dies  der 
magyarische  Radikalismus  tat.  Allerdings  behielten  in  Kroatien  die 
politisch  und  gesellschaftlich  führenden  Elemente  die  Oberhand  und 
verstanden  es,  die  augenblicklich  aufquellenden  Kräfte  des  Illyris- 
mus  in  das  Bett  des  Reichsgedankens,  der  habsburgischen  Gesamt- 
staatsidee, die  ja  nun  zum  erstenmal  gerade  durch  den  Gegensatz 
zum  neuaufgekommenen  spezifischen  Nationalismus  den  konserva- 
tiven Elementen  aller  Völker  klar  zum  Bewußtsein  kam,  einzuleiten. 
Hierfür  war  eben  Banus  Jellacic  mit  seiner  Mischung  des  kroatischen 
Patrioten  und  unbedingt  loyalen  kaiserlichen  Offiziers  der  provi- 
dentielle  Vermittler.  Darüber  kann  kein  Zweifel  bestehen,  daß  der 
alten  absolutistischen  und  militärischen  Bureaukratie  in  WTien  die 
Forderungen  des  kroatischen  Nationalismus  und  die  „jugoslawisch" 
gefärbte  Unabhängigkeitsbewegimg  ebenso  durchaus  widerstrebte, 
wie  die  Bewegung  des  magyarischen  Radikalismus  unter  Kossuths 
Führung.  Aber  darüber  war  man  sich  von  vornherein  klar,  daß 
hier  ein  Mittel  geboten  war,  um  zunächst  wieder  nach  dem  Losungs- 
worte des  „Divide  et  impera"  —  die  eine  Nationalbewegung  gegen 
die  andere  auszuspielen,  um  so  mehr  als  eben  in  Kroatien  von 
Anfang  an  die  loyal-konservativen  politischen  und  sozialen  Führer 
des  Volkes  sich  bereit  zeigten,  die  Reichsidee  nicht  nur  anzu- 
erkennen, sondern  sich  auch,  wie  wir  aus  der  Adresse  selbst  er- 
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sehen,  sogleich  praktischen    Vorschlägen  für  deren    Neugestaltung 
zugänglich  zeigten. 

Darin  lag  nun  die  historische  Bedeutung  dieser  ersten  Erhebung 
des  gesamt-südslawischen  Nationalgefühls  unter  kroatischer  Füh- 
rung: daß  die  Erhebung  Kroatiens  —  trotz  der  anfänglich  militä- 
rischen Mißerfolge  Jellacics  —  doch  den  festen  Wall  bildete,  an 
welchem  der  Sturmlauf  des  Kossuthismus  scheiterte.  So  unreif 
schon  nach  der  ganzen  gesellschaftlichen  Gliederung  und  den  Kul- 
turverhältnissen des  Südslawentums  in  jener  Zeit  der  jugoslawische 
Nationalgedanke  bei  seinem  ersten  Auftreten  unvermeidlich  sein 
mußte:  an  ihm  fand  der  um  so  viel  stärkere,  national  und  politisch 
zielbewußt  vorgehende  Unitarismus  der  magyarischen  Herrenklasse 
eine  weder  damals,  noch  später  je  völlig  überwundene  Schranke: 
ihre  volle  Bedeutung  vermögen  wir  erst  in  der  Gegenwart  klar  zu 
übersehen,  indem  wir  erkennen,  daß  in  der  Erhaltung  der  kroa- 
tischen Staatsidee  und  der  politischen  Selbständigkeit  des  kroa- 
tischen Volkes  eine  der  unerläßlichen  Vorbedingungen  für  die 
Wiedergeburt  und  Erhebung  des  gesamten  Südslawentums  und  für 
die,  wenn  auch  späte,  so  doch  unausbleibliche  Auflösung  des  magya- 
rischen Nationalreiches  gegeben  war. 18) 

Aehnlich  wie  in  Kroatien  erhob  sich  der  Widerstand  gegen  die 
unitarische  Politik  des  Magyarentums  in  einem  anderen  großen, 
gleichfalls  zu  den  „partes  adnexae"  des  ungarischen  Staatsrechtes 
gehörigen  Gebiete,  in  Siebenbürgen.  Dort,  in  einem  Laude,  das 
seit  der  Wiedergewinnung  durch  Leopold  I.  eiue  auf  der  Gleich- 
berechtigung der  drei  „politischen"  Nationen  desselben,  der 
Magyaren,  der  Szekler  und  der  evangelischen  Sachsen,  sowie  auf 
politischer  Rechtlosigkeit  des  numerisch  stärksten  Volkes,  der 
Rumänen,  aufgebaute  Landesverfassung  besaß,  hatte  der  magya- 
rische Nationalismus  von  vornherein  an  den  Stammesgenossen 
festen  Halt  besessen.  So  gelang  es  denn  mit  jener  der  magya- 
rischen Herrenpolitik  eigentümlichen  Verbindung  von  List  und  Ge- 
walt, gleich  im  Frühling  1848  im  ständischen  Landtag  zu  Klausen- 
burg Beschluß  auf  völlige  Union  ganz  Siebenbürgens  mit  Ungarn 
durchzusetzen.  Dagegen  erhob  sich  nun  die  auf  dem  historischen 
Recht  aufbauende  Opposition  der  sächsischen  Bauern-  und  Bürger- 
aristokratie und  unabhängig  davon  die  ungefüge,  aber  auch  un- 
gestüme Erhebung  der  Massen  des  durch  die  orthodoxe  Geistlichkeit 
geleiteten  rumänischen  Helotentums,  beide  als  Gegner  des 
Magyarentums  die  militärischen  und  politischen  Kräfte  der  Wiener 
Zentralregierung  unterstützend.  Die  vielfach  zersplitterten  Vor- 
gänge der  siebenbürgischen  Geschichte  des  Jahres  1848  sollen  jetzt 
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nicht  weiter  verfolgt  werden.  Nur  das  Ergebnis  ist  hier  für  uns 
von  Wichtigkeit,  daß  nämlich  auch  hier  die  imperialistische  Politik 
des  magyarischen  Radikalismus  zunächst  vollkommen  scheiterte. 
Gerade  in  der  Unionsfrage  tritt  die  Eigentümlichkeit  der  aus 
„Husarentum  und  Advokatentum"  gemischten  magyarischen  Herren- 
politik deutlich  hervor,  die  ungeachtet  ihres  zähen  staatsrechtlichen 
Konservatismus  überall  dort,  wo  sie  mit  der  eigenen  avitischen 
Feudaljurisprudenz  die  weitestgehenden  Ansprüche  ihrer  natio- 
nalen Expansion  und  ihres  unitarischen  Herrentums  zu  begründen 
sucht,  sich  völlig  unbekümmert  über  das  gleichfalls  „gute"  alte 
Recht  anderer  Völker  wie  der  Sachsen  hinwegsetzte,  wenn  dieses 
ihrem  Zentralismus  und  ihrer  Expansion  im  Wege  standen.  Anderer- 
seits lehnte  der  Kossuthsche  Nationalismus,  der  selbst  gegen  Wien 
und  die  Reichsidee  unbedenklich  die  schrankenlose  Ideologie  des 
reinen  Nationalismus  als  Waffe  gebrauchte,  dort,  wo  ein  bisher 
rechtloses  Volle  wie  die  Rumänen  für  sich  als  lebendige  Volks- 
einheit politische  Rechte  verlangte,  solche  Forderungen  aus  der 
gemeinsamen  Grundidee  des  nationalen  Rechtes  mit  äußerster 
Schroffheit  ab. 17)  In  diesem  Punkte  zeigte  sich  eben  vom  ersten 
Tage  an  bei  den  Magyaren  früher  als  bei  jedem  anderen  der  öster- 
reichischen Völker  der  organische  Zusammenhang,  der  den  mo- 
dernen Nationalgedanken  schon  vermöge  der  ihm  innewohnenden 
elementaren  Expansionskraft  mit  dem  Machtprinzip  als  ausschließ- 
licher Grundlage  staatlicher  Herrschaft  verbindet,  und  erst  die  Zu- 
kunft wird  lehren,  ob  die  Entwicklungsstufe,  auf  welche  der  Ge- 
danke des  nationalen  Rechtes  durch  den  Ausgang  des  Weltkrieges 
gelangt  ist,  tatsächlich  auch  die  ethischen  Kräfte  zeitigen  wird,  mittels 
deren  jener  Zusammenhang  zwischen  nationalem  Drang  und 
schrankenlosem  Machtprinzip  gelöst  werden  kann. 

Ueberblicken  wir  nunmehr  die  Ideen  und  Kräfte,  die  sich  in 
der  Entwicklung  der  ungarischen  Frage  und  damit  des  öster- 
reichischen Reichsproblems  gegenüberstanden,  so  ist  es  klar,  daß 
mehr  denn  je  die  weitere  Schicksalsbildung  für  alle  darin  be- 
fangenen Völker  von  der  Zentralregierung  abhing  und  von  den  Rat- 
schlägen, die  sie  der  Krone  zu  erteilen  sich  entschließen  würde.  Die 
Auflösung  des  feudalen  ungarischen  Reichskörpers  durch  die  einan- 
der widerstreitenden  nationalen  Erhebungen  der  einzelnen  Völker 
und  ihrer  Territorien  gab  den  Machthabern  am  Hofe,  nachdem  sich 
das  Kaisertum  im  März  und  April  offen  auf  den  Standpunkt  der 
Gleichberechtigung  aller  Völker  gestellt  hatte  —  ganz  abgesehen 
von  der  ihm  zur  Verfügung  stehenden  militärischen  Macht  und  den 
noch  immer  vorhandenen  Wirkungen  seines  Prestiges  —  überdies 
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von  vornherein  die  starke  Stellung  eines  über  dem  Völkerstreite 
stehenden,  das  gemeinsame  Beste  für  alle  anstrebenden  Schieds- 
richters. Daß  die  Regierung  bei  ihrem  Bemühen,  zu  einer  positiven 
Ordnung  der  in  Oesterreich  und  Ungarn  eingetretenen  allgemeinen 
Wirrnis  zu  gelangen,  von  dem  festen  Gesichtspimkte  der  un- 
bedingten Erhaltung  des  Reiches  und  seiner  kräftigen  Zentralgewalt 
ausgehen  mußte,  ist  von  vornherein  klar:  alles  kam  nun  darauf  an, 
ob  man  in  Wien  imstande  sein  werde,  das  neue  große  Prinzip  der 
Gleichberechtigung  aller  Völker  der  Monarchie,  das  ja  als  Idee  an 
und  für  sich  noch  nicht  gegen  den  Reichsgedanken  und  die  Dynastie 
als  den  Träger  historischer  Verbindung  aller  dieser  Völker  feind- 
selig gerichtet  war,  in  organischer  Weise  mit  dem  Reichsgedanken 
so  in  Verbindung  zu  setzten,  daß  die  Völker  selbst  zu  Trägern  dieses 
letzteren  heranwachsen  würden. 

Daß  voraussichtlich  zunächst  nur  die  Gewalt  die  soziale  und 
administrative  Ordnung  herbeiführen  würde,  brauchte  eine  solche 
Reichspolitik  der  Regierung  kaum  ernstlich  zu  beeinflussen:  schließ- 
lich war  bis  dahin  in  der  Welt  —  ist  bis  zur  Stunde  noch!  —  immer 
nur  durch  die  hinter  der  Norm  stehende  konstituierte  Gewalt  Recht 
als  Recht  erhalten  und  auch  nur  so  die  Möglichkeit  gesichert  worden, 
neue  Ordnung  als  neues  Recht  durchzusetzen. 

Die  Entwicklung,  welche  nun  die  Politik  der  Regierung  ge- 
nommen hat,  läßt  sich  in  ihrem  zaudernden  und  unsicheren  Cha- 
rakter schon  aus  ihren  äußeren  Kundgebungen  erkennen,  selbst 
wenn  man  sich  um  die  geheimen,  „aktenmäßigen"  Pläne  des  Kabi- 
netts gar  nicht  kümmert.  Es  ist  klar,  daß  schon  sehr  früh  fast 
gleichzeitig  mit  dem  lnslebentreten  des  ersten  selbständigen  Mini- 
steriums in  Ungarn  die  kräftigen  Persönlichkeiten  am  Hofe  in  Wien 
aufs  tiefste  bedauerten,  daß  man  ohne  Widerstand  die  März- 
beschlüsse des  ungarischen  Reichstages  genehmigt  und  so  die  tat- 
sächliche Reichsgemeinschaft,  das  Werk  von  zwei  Jahrhunderten, 
mit  einem  Federstrich  aufgegeben  habe,  ohne  gleichzeitig  für  neue 
Garantien  der  dynastischen  Großmachtstellung  zu  sorgen.  Den 
ersten  schüchternen  Versuch  einer  Abhilfe  machte  man  sogleich  auf 
dem  Gebiete  der  Finanzen,  wenn  auch  ganz  vergeblich.  Ein 
Schieiben  des  Kaisers  Ferdinand  an  den  Palatin,  Erzherzog  Stephan, 
vom  7.  April  1848  wurde  in  der  „Wiener  Zeitung"  veröffentlicht,  in 
welchem  es  merkwürdigerweise  hieß:  das  Wiener  Ministerium  habe 
durch  die  Zeitungen  die  Kunde  von  der  Einsetzung  einer  selbstän- 
digen ungarischen  Regierung  empfangen  und  gleichzeitig  von  den 
Zweifeln  gehört,  welche  in  Volkskreisen  über  die  Stellung  Ungarns 
zum    Kaiserstaate    in   finanziellen    Beziehungen    walteten.     Auf   die 
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Bitte  des  Ministeriums  nehme  der  Kaiser  die  Angelegenheit  in  seine 
Hand,  über  deren  glücklichen  Ausgang  er  sich  übrigens  sicher  fühle, 
da  an  der  Pragmatischen  Sanktion  auch  durch  die  neuen  Ver- 
fassungsgesetze nicht  geändert  worden  sei.  Eine  förmliche  gesetz- 
liche Verhandlung  auf  dem  ungarischen  Reichstage  lasse  sich  zwar 
bei  der  vorgerückten  Zeit  nicht  durchführen,  doch  genüge  eine 
öffentliche  Erklärung  der  Stände,  daß  Ungarn  einen  entsprechenden 
Anteil  an  der  österreichischen  Staatsschuld  übernehmen  werde,  um 
die  herrschende  Besorgnis  zu  zerstreuen.  Zur  persönlichen  Kennt- 
nis des  Palatins  füge  er,  der  Monarch,  hinzu,  daß  nach  einem  billigen 
Maßstabe  auf  Ungarn  ein  Viertel  der  Gesamtstaatsschuld  entfalle. ") 

Dieses  seltsame  Dokument,  das  die  völlige  Plan-  und  Hilflosig- 
keit der  Hof politik  jener  Tage  deutlich  wiederspiegelt,  blieb  natür- 
lich ohne  irgendwelche  Wirkung  auf  die  Politik  der  neuen  Macht- 
haber in  Ungarn.  Die  Denkschrift  des  österreichischen  Ministeriums 
vom  31.  August  zeigt  dann  aber  schon  das  reife  Ergebnis,  zu  dem 
man  während  der  Sommermonate  1848  in  den  konservativen  und 
militärischen  Kreisen,  am  Hoflager  des  Kaisers  in  Innsbruck  und 
in  den  Wiener  Ministerien  gelangt  war.  Gerade  so,  wie  schon  die 
oben  geschilderte  Gestaltung  der  kroatischen  Politik  durch  Jellacic 
andeutete,  war  man  inzwischen,  insbesondere  durch  die  Siege 
Radetzkys  in  Italien  ermutigt,  zu  dem  Entschluß  gelangt,  an  dem 
Kaiserstaate  als  Verkörperung  der  habsburgischen  Gesamtstaatsidee 
mit  aller  Entschiedenheit  festzuhalten  und  eine  derartige  Rekon- 
struktion des  alten  Reiches  anzustreben,  daß  die  Gemeinschaft  in 
den  Finanzen,  im  Heerwesen  und  im  Wirtschaftsleben  die  feste 
Grundlage  auch  für  das  in  Bildung  begriffene  „konstitutionelle"  Ge- 
samtreich bilden  solle.  Die  Voraussetzung  dafür  bildete  aber  eine 
Lösung  der  deutschen  Frage,  die  den  Kaiserstaat  Oesterreich  als 
eine  ungeteilte  Großmacht  aufrechterhielt  und  sicherte,  und  damit 
war  hinwiederum  die  Konsolidierung  des  aus  den  österreichischen 
Erbländern  gebildeten  Einheitsstaates  in  unlöslichem  Zusammen- 
hang. Die  Verständigung  des  Banus  Jellacic  mit  dem  Hofe  und  der 
davon  ausgelöste  Ausbruch  des  kroatisch-magyarischen  Bürger- 
krieges waren  das  erste  Ergebnis  der  neuen  Reichspolitik:  hieraus 
entsprang  unmittelbar  der  furchtbare  Oktoberaufstand  in  Wien  und 
dieser  beschleunigte  wieder  die  begonnene  Konzentrierung  der 
militärischen  Macht  der  alten  patriarchalischen  Staatsgewalt,  den 
Tronwechsel  und  die  Einsetzung  einer  neuen  Regierung  unter  dem 
Vorsitze  des  Fürsten  Felix  Schwarzenberg,  eines  Mannes,  der  durch 
seinen  Charakter  und  seine  militärisch— diplomatische  Stellung  schon 
deutlich  das  Ziel  und  den  Weg  bezeichnete,  auf  welchem  das  Reichs- 
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und  Staatsproblem  nach  den  Auffassungen  der  am  Hofe  zur  Macht 
gelangten  Personen  gelöst  werden  sollte.  Aber  noch  waren  in 
Oesterreich  und  Deutschland  die  Verhältnisse  nicht  so  gestaltet,  daß 
man  rücksichtslos  und  unverhüllt  sich  bloß  auf  die  Gewalt  verlassen 
konnte;  unverkennbar  zeigen  die  beiden  einander  folgenden  Pro- 
klamationen des  Diktators  Fürsten  Windischgrätz  während  seines 
Heranrückens  an  die  Reichshauptstadt  das  starke  Schwanken  in  dem 
Kreise  der  an  Stelle  des  völlig  hilflosen  Kaisers  nunmehr  handeln- 
den Persönlichkeiten.  Schon  mit  Rücksicht  auf  die  Frankfurter 
Nationalversammlung  und  die  Stellung  Oesterreichs  in  Deutschland 
mußte  man  sich  dafür  entscheiden,  das  im  konstitutionellen  Reichs- 
tag sich  sinnfällig  verkörpernde  konstitutionelle  Prinzip  zunächst  un- 
angetastet zu  lassen:  und  so  ist  es  gekommen,  daß  nun  wenigstens 
die  Lösung  des  engeren  Problems,  die  Lösung  der  Frage  der  Ver- 
fassung des  erbländisch-österreichischen  Staates  doch  noch  auf  den 
Weg  friedlicher  Beratungen  der  Völker  selbst  übergeleitet  er- 
schien. 18) 


Dritter  Abschnitt. 

Das  Verfassungswerk  im  Ausschusse  des  Kremsierer 
Reichstages.  *) 

Erstes  Kapitel. 
Föderalismus  und  Länderautonomie. 

Als  der  Wiener  Reichstag  in  den  Tagen  des  Oktoberaufstandes 
zu  einem  Rumpfparlament  zusammengeschmolzen  und  kurz  vor  der 
Wiedereroberung  der  Reichshauptstadt  auf  den  15.  November  ver- 
tagt, am  22.  November  der  kaiserlichen  Verordnung  entsprechend 
seine  Beratungen  in  der  mährischen  Landstadt  Kremsier  wieder  auf- 
nahm, war  die  Revolution  in  den  nichtungarischen  Ländern  als 
dauernd  beendet  anzusehen.  Daß  die  kaiserliche  Macht,  durch  die 
Abdankung  Ferdinands  I.  am  2.  Dezember  in  die  Hände  des  18jäh- 
rigen  Thronerben  Franz  Josefs  übertragen,  sich  unzweifelhaft  in 
raschem  Aufsteigen  befand,  widersprach  an  und  für  sich  noch  keines- 
wegs der  Hoffnung  auf  Fortdauer  der  konstitutionellen  Regierungs- 
weise, wohl  aber  dem  Prinzip  eines  konstituierenden  Reichstages, 
wie  es  die  Mairevolution  von  1848  formuliert  hatte.  Denn  wie 
konnte  man  hoffen,  daß  der  auf  eine  starke,  als  treu  erwiesene  und 
siegreiche  Armee  gestützte  Hof  es  in  der  Tat  zulassen  werde,  daß 
die  künftige  Staatsordnung  Oesterreichs  ausschließlich  nach  dem 
„konstituierenden"  Willen  der  Mehrheit  der  in  der  Mittagstunde  der 
Revolution  gewählten  Reichsvertretung  festgelegt  werde!  Diesem 
ungünstigen  Augurium  standen  aber  doch  auch  wiederum  andere 
Momente  gegenüber,  die  gerade  jetzt  das  Verfassungswerk  als 
solches  zu  begünstigen  schienen:  schon  im  Herbst  hatte  sich  eine 
unverkennbare  Annäherung  der  durch  die  Folgen  des  Juniaufstandes 
tief  beeinflußten  Tschechen  an  die  Zentralregierung  herausgebildet, 
der  sich  überdies  die  Ruthenen,  Südslawen  und  ein  Teil  der  Polen 
willig  zeigten.  Die  Entwicklung  der  deutschen  Frage  in  Frankfurt 
und  die  Niederwerfung  der  Demokratie  in  Wien  verstärkte  sodann 
die  gemäßigten  Elemente  unter  den  Abgeordneten  der  deutschen 
Erbländer.  Einer  Regierung,  die  ehrlich  und  ernstlich  das  kon- 
stitutionelle Prinzip  in  Oesterreich  zu  befestigen  bereit  war,  mochten 
keine  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  im  Wege  stehen,  wenn  sie 


222     Das  Verfassungswerk  im  Ausschusse  des  Kremsierer  Reichstages. 

im  geeigneten  Augenblick  klug,  in  schonender  Form  und  mit  den 
richtigen  Mitteln  in  das  konstituierende  Werk  des  Reichstages  auch 
ihrerseits  eingriff:  die  Mehrheit  hätte  ihr,  wenn  der  Entwurf  im  Aus- 
schusse einmal  zustande  gekommen  war,  im  offenen  Hause  gewiß 
nicht  für  die  Durchsetzung  maßvoller  Wünsche  auf  Abänderung  ge- 
fehlt, zumal  wenn  man  geduldig  vorging  und  sich  das  Vertrauen 
der  —  ohnedies  in  Wien  und  in  den  Provinzen  schnell  sich  mäßigen- 
den —  öffentlichen  Meinung  der  bürgerlichen  Klassen  erwarb.  Eine 
solche  weitblickende  und  staatsmännische  Regierung,  den  jungen 
und  daher  nicht  von  vornherein  unpopulären  Monarchen  beratend, 
konnte  unschwer  einen  vorsichtigen  und  planvollen  Abbau  der  Revo- 
lution vornehmen,  der  von  den  Errungenschaften  dieser  das  Halt- 
bare gesichert  hätte,  indem  er  ihre  unreifen  und  frühreifen  Aus- 
wüchse abschnitt;  die  Regierung  hätte  dies  umso  eher  anstreben 
müssen,  als  ja  der  ungarische  Aufstand  nicht  nur  keineswegs  nieder- 
geworfen war,  vielmehr  ungeahnte  Kräfte  in  militärischer  Hinsicht 
erst  jetzt  zu  entfalten  begann.  Wie  sehr  mußte  einem  zwar  monar- 
chisch-konstitutionellen Ministerium,  das  aber  dabei  die  neue  Zeit 
Europas  einigermaßen  begriff,  daran  gelegen  sein,  dem  Kossuthis- 
mus  Ungarns  gegenüber  die  nicht  geringen  Kräfte  der  Gemäßigten 
und  Besonnenen  daselbst,  die  allgemeine  Stimmung  im  Lande,  aber 
auch  die  öffentliche  Meinung  in  Europa  für  sich  und  für  die  durch 
den  ungarischen  Aufstand  schroff  geleugnete  Reichsidee  wieder  zu 
gewinnen,  indem  man  zunächst  in  Oesterreich  eine  Verfassung  mit 
der  Volksvertretung  vereinbarte  und  in  lebendige  Funktion  setzte, 
welche  die  Gleichberechtigung  der  Völker  in  konstitutionellen 
Formen  auf  den  Grundlagen  des  ausgebildeten  Rechtsstaates  und 
der  Selbstverwaltung  ernstlich  zu  verwirklichen  strebte.  Wir  Nach- 
lebenden sind  naturgemäß  bei  der  Beurteilung  jener  Tage  und  ihrer 
Politik  von  der  geschichtlichen  Erfahrung  beherrscht,  daß  es  damals 
gerade  so  wie  vorher  1815  und  wie  nachher  an  jedem  folgenden 
Halt-  und  Wendepunkt  der  immer  drohenderen  Entfaltung  des  öster- 
reichischen Staats-  und  Reichsproblems  an  einer  solchen  weit- 
blickenden, auf  der  Höhe  ihrer  Aufgabe  stehenden  Regierung  durch- 
aus gefehlt  hat.  Aber  wer  in  der  Geschichte  der  Staaten,  Völker 
und  Dynastien  die  „Willensfreiheit"  der  Fürsten,  Staatsmänner  und 
Parteihäupter,  der  leitenden  Personen  überhaupt  nicht  grundsätzlich 
negiert,  wird  sagen  dürfen:  es  wäre  gewiß  möglich  gewesen,  ja  es 
hätte  sehr  nahe  gelegen,  daß  man  in  Oesterreich  anders  vorgegangen 
wäre,  als  Franz  Josef  I.  und  seine  erste  Regierung,  das  Ministerium 
Schwar/.enberg,  in  dieser  schwersten  Krise  der  alten  Monarchie 
schließlich  vorgegangen  sind.     Der  Erforscher  der  Geschichte  jener 
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Zeit  wird  unschwer  zeigen  können,  daß  es  weder  an  geeigneten  per- 
sönlichen Kräften,  noch  an  triftigsten  Beweggründen  für  ein  Be- 
harren auf  der  unter  dem  Druck  der  Revolution  endlich  ein- 
geschlagenen Bahn  konstitutioneller  Neuordnung  Oesterreichs  ge- 
mangelt hat.  Allerdings  wird  der  Historiker  uns  auch  darüber  be- 
lehren, daß  die  Hauptcharaktereigenschaften,  welche  die  unverant- 
wortlichen Lenker  Oesterreichs  in  dieser  Epoche  gezeigt  haben,  daß 
nämlich  die  Leichtfertigkeit  und  Kurzsichtigkeit,  mit  der  die  aristo- 
kratischen und  bureaukratischen  Machthaber  Oesterreichs  seil  Kaiser 
Franz  Josefs  I.  Regierungsantritt  ihre  Staatskunst  betrieben,  einer- 
seits, —  daß  die  Prinzipienlosigkeit  und  der  nur  allzu  oft  mit  un- 
bedenklichem persönlichen  Ehrgeiz  gepaarte  Mangel  an  Charakter- 
festigkeit unter  den  beamteten  und  nichtamtlichen  Elementen  des 
gebildeten  Bürgertums  andrerseits  eben  doch  wieder  selbst  —  von 
individuellen  Zufälligkeiten  abgesehen  —  die  unausbleiblichen 
Früchte  davon  gewesen  sind,  wie  die  österreichische  Bevölkerung 
bis  dahin  durch  mehr  als  zwei  Jahrhunderte  regiert  und  durch  ihre 
Regierer  Generation  auf  Generation  hindurch  erzogen  worden  ist. 
Und  so  ließe  sich  denn  auch  wieder  mit  guten  Gründen  die  An- 
schauung verteidigen,  daß  die  geschichtlichen  Kräfte  und  die  durch 
sie  gegebenen  geistigen  und  moralischen  Bindungen  der  einzelnen, 
die  österreichische  Politik  leitenden  Persönlichkeiten  den  Gang  der 
ganzen  neueren  Entwicklung  Oesterreichs  damals  wie  auch  ferner- 
hin gewissermaßen  zwangsläufig  bestimmt  haben. 

Wie  man  sich  nun  auch  in  dieser  Frage  entscheiden  mag,  eines 
steht  unzweifelhaft  fest:  als  der  österreichische  Reichstag  sein  Ver- 
fassuDgswerk  in  Kremsier  im  Ausschusse  praktisch  angriff,  stand 
diese  Arbeit  unter  weit  günstigeren  Bedingungen  als  sie  noch  in  der 
Wiener  Session  gegeben  waren.  Das  große  Ergebnis,  das  der  Ver- 
lauf der  Ereignisse  im  Sommer  und  Herbst  1848  mehr  und  mehr  her- 
vortreten ließ,  war  doch  dies,  daß  bei  allen  Völkern  die  gemäßigten 
Parteien  immer  bewußter  und  stärker  die  Notwendigkeit  Oester- 
reichs als  eines  kräftigen  Ganzen  zu  empfinden  und  anzuerkennen 
begannen.  Nirgends  findet  sich  das  stärker  ausgesprochen,  als  in 
der  ernsten  politischen  Presse  der  Tschechen;  Rieger  und  Palacky 
sind  es  auch  gewesen,  die  ihren  wachsenden  Einfluß  am  Olmützer 
Hofe  mit  Erfolg  zugunsten  der  Verlegung  des  Reichstages  nach 
Kremsier  und  der  baldigen  Wiedereröffnung  der  parlamentarischen 
Verhandlungen  gegen  die  Wünsche  der  absolutistisch-militärischen 
Kreise  eingesetzt  hatten.  Da  der  böhmische  Landtag  nicht  zustande 
gekommen  war,  strebten  die  Tschechen  umso  dringlicher  nach  der 
öffentlichen  Tribüne,  von  der  herab  sie  für  ihre  politischen  und 
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nationalen  Ziele  sowie  für  die  Wiederherstellung  eines  von  den  Be- 
strebungen der  Frankfurter  Großdeutschen  befreiten  Oesterreich 
wirken  konnten.  Damals  tritt  auch  zum  erstenmal  eine  der  bleiben- 
den Grundtendenzen  der  tschechischen  Politik  mit  aller  Kraft  hervor: 
nämlich  das  Bestreben,  für  die  Wiederherstellung  der  politischen 
und  administrativen  Selbständigkeit  der  Länder  der  böhmischen 
Krone  und  damit  zugleich  für  die  Wiedergeburt  des  tschechischen 
Volkstums  vor  allem  das  Einverständnis  der  Dynastie  und  der  Re- 
gierung zu  erreichen  und  hiervon  mehr  zu  erwarten  als  von  einer 
freundschaftlichen  Auseinandersetzung  über  diese  Frage  mit  den 
Deutschen  und  ihren  politischen  Führern.  Der  grundsätzliche  Wider- 
stand, den  Palacky,  Rieger  und  ihre  Freunde  seit  dem  Beginne  der 
tschechischen  Volksbewegung  nicht  nur  bei  den  Deutschböhmen, 
sondern  auch  sogleich  bei  der  öffentlichen  Meinung  Wiens  fanden, 
hatte  sie  allerdings  ebenso  auf  jenen  Weg  gelenkt,  wie  anderseits 
die  Tatsache,  daß  das  Tschechentum  von  Anfang  an  bei  einzelnen 
führenden  Persönlichkeiten  des  böhmischen  Hochadels,  vor  allem 
bei  dem  provisorischen  Präsidenten  der  Landesregierung,  bei  Graf 
Leo  Thun,  ausgesprochene  Sympathie  und  volles  Verständnis  für 
seine  politisch-nationalen  Ideen  fand  und  durch  solche  Vermittlung 
auch  auf  erfolgreiche  Unterstützung  der  tschechischen  Politik  am 
kaiserlichen  Hofe  rechnen  durfte. 2) 

Was  nun  die  äußeren  Umstände  betrifft,  unter  denen  das  Ver- 
fassungswerk in  Kremsier  in  Angriff  genommen  wurde,  so  muß 
daran  erinnert  werden,  daß  diese  Aufgabe  schon  in  der  ersten 
Hälfte  der  Session  durch  den  Verfassungsausschuß  in  zwei  Teile 
geschieden  war.  Zunächst  hatte  man  die  Beratung  der  Grund- 
rechte in  Angriff  genommen,  und  zwar  so,  daß  einem  Fünfer- 
komitee der  Auftrag  erteilt  wurde,  eine  Vorlage  hierüber  aus- 
zuarbeiten. Hierzu  brachte  Ladislaus  Rieger  einen  Entwurf  ein, 
dessen  erste  Lesung  zu  Ende  September  1848,  dessen  zweite  Lesung 
am  19.  Dezember  im  Ausschusse  beendigt  war.  Dieser  Teil  der 
Verfassung,  29  Paragraphen  umfassend,  ist  denn  auch  im  Reichstag 
alsbald  zur  Beratung  gelangt,  und  diese  war  bis  zum  §  15  gediehen, 
als  die  Auflösung  des  Reichstages  auch  diesem  Bemühen  ein  Ende 
machte.  Der  andere,  vielfach  umfangreichere  Teil  des  Verfassungs- 
werkes, der  allein  uns  hier  beschäftigt,  war  einem  zweiten  Fünfer- 
ausschuß zugewiesen  worden,  nämlich  den  Abgeordneten  Dr.  Kaje- 
tan  Mayer,  Palacky,  Smolka,  Gobbi  und  Goldmark.  Von  diesen 
Männern  kamen  nur  die  beiden  ersteren  ernstlich  für  die  Verfassung 
eines  Entwurfes  in  Betracht,  da  Smolka  und  Gobbi  der  deutschen 
Sprache  nur  in  mäßigem  Grade  mächtig  waren,  und  dem  Wiener 


Erstes  Kapitel.  225 

Demokraten  Goldmark,  wie  Anton  Springer  sagt,  die  erforderliche 
politische  und  administrative  Erfahrung  fehlte.  Mayer  war  ein 
Mährer,  ein  rechtskundiger  und  geschäftsgewandter  ehemaliger 
Patrimonialbeamter,  später  als  Unterstaatssekretär  in  das  Ministe- 
rium des  Innern  berufen,  seiner  Herkunft  nach  ein  Slave,  aber  schon 
durch  seine  Beamtenlaufbahn  durchaus  deutsch  gebildet  und  ge- 
mäßigter Zentralist.  Palacky  war  der  einzige,  den  schon  seine  lang- 
jährige literarische  und  wissenschaftliche  Tätigkeit  auf  die  Ver- 
fassungsarbeit vorbereitet  hatte,  und  der  daher  mit  bestimmten 
Ideen  und  einem  sorgfältig  ausgearbeiteten  Plan  an  die  Ausschuß- 
arbeit herantrat.  Er  selbst  schildert  die  Lage  in  seinen  Erinnerun- 
gen folgendermaßen: 

„Ein  jeder  von  uns  sollte  einen  Antrag  als  Substrat  für  die  ge- 
meinsame Beratung  und  Schlußfassung  abfassen  und  vorlegen. 
Allein  Dr.  Mayer  entschuldigte  sich  damit,  er  sei  als  Unterstaats- 
sekretär im  Ministerium  des  Innern  allzu  sehr  mit  Arbeiten  über- 
häuft; Dr.  Smolka,  welcher  bald  darauf  zum  Reichstagspräsidenten 
gewählt  wurde,  pflegte  zu  sagen:  „Wozu  diese  Anstrengung? 
Glauben  Sie  etwa,  daß  die  Konstitution,  welche  immer  wir  in  An- 
trag bringen,  wirklich  angenommen  werden  und  zur  Ausführung  ge- 
langen wird?"  Dr.  Goldmark  bekannte  freimütig,  er  fühle  sich  zu 
einem  solchen  Werke  nicht  befähigt,  und  ließ  sich  daher  später  durch 
Dr.  Brestel  vertreten.  Dr.  Gobbi  war  freilich  gleich  der  Erste  mit 
seinem  Antrag  fertig ;  allein  sein  Werk  war  so  abstrakt  und  allgemein 
gehalten,  daß  es  eher  für  irgend  ein  ideales  Reich  auf  dem  Monde, 
als  für  die  sehr  konkreten  Verhältnisse  Oesterreichs  Eignung  besaß. 
Deshalb  mußte  ich,  sollte  nicht  unsere  ganze  Subkommission  durch- 
fallen, mich  gänzlich  ernsten  Studien  über  diese  Angelegenheit 
widmen,  und  konnte  mich  daher  nicht  einmal  an  den  laufenden 
Reichstagsdebatten  beteiligen,  wie  andere    Mitglieder. 

Politisch  durchgebildete  Leute  gab  es,  wie  in  Oesterreich  über- 
haupt, so  auch  im  Reichstage  des  J.  1848  nur  sehr  wenige;  und  auch 
jene,  welchen  man  eine  solche  Bildung  zutraute,  zeichneten  sich 
zumeist  nur  durch  liberalistisches  Eifern  für  die  sogenannten  Grund- 
rechte aus,  welche  vordem  in  auswärtigen  Parlamenten,  namentlich 
in  Frankreich  und  Belgien  beraten  worden  waren  und  im  Staats- 
lexikon von  Rotteck  und  Welcker  erklärt  wurden;  die  Schablone  der 
zenlralistischen  Verfassung  von  Frankreich  und  Belgien  wurde  für 
ein  Muster,  für  den  Gipfel  politischer  Weisheit  angesehen;  ob  sie 
auch  für  die  Verhältnisse  eines  aus  verschiedenen  Nationen  be- 
stehenden Staates,  wie  Oesterreich,  Eignung  besitze,  daran  dachte 
meines  Erachtens  Niemand.    Während  somit  unsere  Subkommission 
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für  die  Grundrechte  ziemlich  rasch  und  erfolgreich  arbeitete,  hatte 
ich  Niemanden,  mit  dem  ich  mich  über  meine  Aufgabe  hätte  beraten 
können."  2H) 

Die  Grundanschauungen  Palackys,  deren  Entwicklung  schon 
oben  auseinandergesetzt  wurde,  bestimmten  von  vorherein  den  Cha- 
rakter seiner  Verfassungspläne.  „Gleich  von  Uranbegmn  an",  sagt 
Palacky  in  seinem  Rückblick  auf  jene  Zeit,  „konnte  ich  meine  Auf- 
gabe nicht  anders,  denn  im  foederalistischen  Sinne,  auf- 
fassen. Bereits  bei  der  Proklamierung  der  Konstitution  im  März 
1848  fühlte  und  sah  ich  voraus,  daß  in  der  begonnenen  großen 
geistigen  Bewegung,  wie  anderwärts,  so  auch  insbesondere  in  Oester- 
reich,  das  Moment    der    Nationalität    nicht    bloß    emen    wichtigen, 

sondern    vielmehr    den     ersten     Platz    einnehmen    werde " 

„Meine  erste  Sorge  war  auf  die  Anerkennung  und  Sicherimg  des 
Grundsatzes  der  nationalen  Gleichberechtigung  (18. — 21.  März)  ge- 
richtet. In  meinem  Schreiben  vom  11.  April  1848  faßte  ich  bereits 
alle  einzelnen  Völker,  in  der  genetischen  Bedeutung  des  Wortes, 
als  besondere  Persönlichkeiten  auf,  und  wies  auf  das  Associations- 
recht  als  ihr  hauptsächliches  Schutzmittel  hin.  .  .  .  Die  Ideen  waren 
ziemlich  früh  vorhanden;  alle  Schwierigkeiten  drehten  sich  nur  um 
die  Verkörperung  und  Gruppierung  derselben  zu  einem  konkreten 
und  organischen  Ganzen.  Nichtsdestoweniger  war  mein  erster  Ent- 
wurf früher  fertig,  bevor  in  Wien  die  Revolution  vom  6.  Oviober 
ausbrach;  eine  Abschrift  derselben  erbat  sich  und  erhielt  unter  ande- 
ren auch  der  Minister  Bach,  als  er  in  den  Oktobertagen  in  Prag 
gleichsam  im  Exile  weilte." 

Seinen  weiteren  Anteil  an  der  Vorbereitung  des  Entwurfes 
schildert  nun  Palacky  folgendermaßen:  „Erst  nach  der  Eröffnung  des 
Kremsierer  Reichstages  nahm  insbesondere  auch  Dr.  Kajetan  Mayer 
an  der  schließlichen  Redaktion  des  Entwurfs  unserer  ganzen  Sub- 
kommission  Anteil.  Nachdem  er  meine  Hauptunterschiede  und 
-sätze  angenommen,  vermehrte  er  dieselben  durch  allerlei  Bestim- 
mungen der  belgischen  Konstitution  und  durch  den  vom  Grafen 
Albert  Nostitz  ausgearbeiteten  Antrag,  und  modifizierte  einige  Ar- 
tikel in  zentralistischem  Sinne.  Der  auf  solche  Weise  ..vereinbarte 
Entwurf1  wurde  hierauf  das  Substrat  der  Beratungen  des  ganzen 
HOgliedrigen   Konstitutionsausschusses." 

Ehe  wir  nun  den  weiteren  Gang  der  Verfassungsarbeit  verfolgen, 
muß  noch  Einiges  über  diesen  ersten  Entwurf  Palackys  gesagt 
werden.  Da  ist  nun  vor  allem  die  bedauerliche  Tatsache  fest- 
zustellen, daß  bis  zur  Stunde  dieser  Entwurf  in  seinem  ganzen  Texte 
nicht  bekannt  geworden    ist.     Wir  wissen  davon  nur  so   viel,  als 
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Palacky  selbst  in  seinen  späteren  gesammelten  Schriften  —  In 
seinem  Buche  „Gedenkblätter"  —  veröffentlicht  hat.  Immerhin  ent- 
hält aber  auch  dieser  Torso  doch  die  für  das  eigentliche  Ver- 
fassungsproblem Oesterreichs  wichtigsten  Bestimmungen,  nämlich 
die  „Grundzüge  des  Staatsorganismus"  und  die  Ordnung  der  Kom- 
petenzen der  Länder  und  des  Reichstages. 

Die  foederalistische  Grundauffassung  Palackys  von  Oesterreich 
erhält  nun  in  diesem  Entwurf  eine  ganz  bestimmte  Gestaltung. 
Oesterreich  erscheint  ihm  als  ein  „Gesamtstaat",  als  eine  „untrenn- 
bare" konstitutionelle  Monarchie,  die  in  vier  nationale  Gruppen  zer- 
fällt: in  die  polnische  (Krakau,  Galizien,  Bukowina),  die  böhmische 
(Böhmen,  Mähren,  Schlesien),  die  deutschösterreichische  (Oester- 
reich, Salzburg,  Tirol  nebst  Vorarlberg  und  Steiermark)  und  in  die 
illyrische  (Kärnten,  Krain,  Küstenland,  Dalmatien).  Alle  diese 
„Länder"  und  „Gebiete"  „treten  von  ihrer  Selbständigkeit  und  Auto- 
nomie nur  dasjenige  an  die  Zentralgewalt  ab,  was  zum  Bestände 
eines  im  Innern  kräftigen  und  nach  außen  mächtigen  Gesamtstaates 
oder  Reiches  unumgänglich  erforderlich  ist." 

„Ihre  Einteilung  in  administrativer  Beziehung  wird  mit  Rück- 
sicht auf  die  geographische  Lage,  Nationalität  und  Geschichte  durch 
besondere  Gesetze  geregelt."     (§  36.) 

„Die  völlige  Souveränität  ruht  in  der  Totalität  des  Reiches,  wird 
aber  im  Innern  durch  die  NichtVerantwortlichkeit  des  Kaisers  und 
die  Autonomie  des  Reichstages,  der  Landtage  und  der  Kommunen 
wechselseitig  bedingt."    (§  37.) 

„Alle  Regierung  wird  im  Namen  des  Kaisers  von  verantwort- 
lichen Ministern  geführt;  diese  sind  entweder  Reichs-  oder  Landes- 
minister. Reichsminister  sind  der  des  Aeußern,  des  Krieges,  der 
Finanzen  und  der  Minister  für  Handel  und  öffentliche  Arbeiten.  An 
der  Spitze  steht  der  Ministerpräsident."    (§  39.) 

In  jedem  Hauptsitze  einer  Landesregierung  steht  ein  Landes- 
minister an  der  Spitze  derselben.  Jedem  Landesminister  stehen  für 
die  einzelnen  Zweige  der  Landesverwaltung  verantwortliche  Räte 
zur  Seite,  von  denen  Palacky  fünf  nach  den  Ressorts  der  politischen 
Verwaltung,  der  Justiz,  für  Kultus  und  Unterricht,  für  Landeskassa 
und  Landeskredit  und  für  die  „Industrie"  im  weitesten  Sinn  unter- 
scheidet. Der  Reichstag  wird  durch  Abgeordnete  gebildet,  welche 
sämtliche  Provinziallandtage  des  Reiches  aus  ihrer  Mitte,  und  zwar 
einen  auf  je  150  000  Seelen  der  Gesamtvolkszahl  jedes  Landes 
ernennen. 

Die  Kompetenz  des  Reichstages  umschreibt  Palackys  Entwurf  im 
§  60  dahin,  daß  dieser  dafür  zu  sorgen  habe,  „daß  die  Einheit  und 
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Macht  Oesterreichs  als  Gesamtstaat  oder  Reich  aufrechterhalten 
werde;  daß  sämtliche  Rechte  sowohl  des  Volkes  als  des  Kaisers  un- 
geschmälert und  unverletzt  bleiben ;  daß  die  Gleichberechtigung  aller 
Nationalitäten  im  Staate  geschützt  und  einzelne  Länder  vor  anderen 
nicht  begünstigt  oder  bevorzugt  werden;  daß  kein  Uebergriff  von 
Seite  der  Reichsgewalt  in  die  Landesgewalten  und  umgekehrt  statt- 
finde."    (§  60.) 

„Der  Reichstag  hat  das  Recht,  in  allen  wichtigen  völkerrecht- 
lichen Fragen  des  Gesamtstaates  die  entscheidende  Stimme  zu 
führen,  den  von  der  Regierung  geschlossenen  oder  zu  schließenden 
Bündnissen,  Staats-  und  Handelsverträgen  und  Friedensschlüssen 
die  Genehmigung  zu  erteilen  oder  zu  versagen,  das  Kriegswesen 
zu  Land  und  zur  See  und  dessen  Verwendung  zu  kontrollieren,  die 
Stärke  des  stehenden  Heeres  für  je  ein  Jahr  zu  bestimmen,  das 
Zoll-,  Post-,  Reichsstraßen-  und  Reichs-Steuerwesen  zu  regeln,  für 
Einheit  und  Gleichheit  in  Münzen,  Maß  und  Gewicht  zu  sorgen,  den 
jährlichen  Reichshaushalt  zu  prüfen  und  festzustellen,  das  Reichs- 
budget für  je  ein  Jahr  und  die  Zivilliste  nebst  Apanagen  ein  für 
allemal  für  die  ganze  Dauer  der  Regierung  eines  Monarchen  zu 
votieren,  die  Regierung  zum  Abschluß  von  Reichsanlehen  zu  ermäch- 
tigen, die  den  materiellen  Teil  der  Zivil-  und  Kriminal-Justiz  und 
die  Gliederung  des  Gerichtswesens  betreffenden  Gesetze  für  das 
ganze  Reich  zu  bestimmen  und  allfällige  Zweifel  über  die  Kompe- 
tenz einzelner  Gewalten  im  Staate  zu  entscheiden."    (§  62.) 

Was  die  Landtage  betrifft,  so  ist  jeder  „berechtigt,  von  der  Re- 
gierung Aufschlüsse  über  alle  Zweige  der  Landesverwaltung  zu  ver- 
langen, Petitionen  an-  und  in  Verhandlung  zu  nehmen,  Unter- 
suchungskommissionen anzuordnen,  Adressen  an  den  Kaiser  und  den 
Reichstag  sowie  Zuschriften  an  andere  Landtage  innerhalb  des 
Reiches  zu  richten  und  Verträge  mit  dei  letzteren  zu  schließen,  so- 
weit solche  dem  Reiche  unnachteilig  und  mit  den  Reichsgesetzen 
verträglich  sind."     (§  60.) 

„Zur  Kompetenz  des  Landtages  gehört  im  allgemeinen  die  ge- 
setzgebende Gewalt  für  das  Land  in  allen  denjenigen  Fächern  und 
Zweigen,  welche  nicht  ausdrücklich  der  Reichsgewalt  und  dem 
Reichstage  zugewiesen  worden  sind."    (§  70.) 

„Kein  Reichsgesetz  kann  durch  ein  Landesgesetz  behoben 
werden,  die  Landtage  dürfen  zwar  gegen  Reichstagsbeschlüsse  Vor- 
stellungen an  den  Reichstag  selbst  machen,  doch  ohne,  daß  die  Gültig- 
keit und  Ausführung  jener  Beschlüsse  dadurch  aufgehoben  und 
suspendiert  werden  kann." 

Ueberblickt  man  diesen  Verfassungsplan,  so  wird  man  in  unse- 


Erstes  Kapitel.  229 

ren  Tagen  nach  den  gewaltigen  Fortschritten,  die  das  bundesstaat- 
liche Verfassungswesen  seit  1848  in  vier  Weltteilen  erzielt  hat,  die 
von  Palacky  für  Oesterreich  versuchte  Formulierung  der  foederalisti- 
schen  Idee  nicht  mehr  ganz  so  schreckhaft  finden,  wie  sie  den  Zeit- 
genossen in  Deutsch-Oesterreich  erschien.  Ein  beredtes  Zeugnis  für 
die  heftige  Gegnerschaft,  die  Palacky  und  sein  Programm  auf  deut- 
scher und  zumal  deutsch-böhmischer  Seite  fanden,  findet  man  in  der 
Kritik,  die  ihr  kaum  mehr  als  ein  Jahrzehnt  später  durch  Anton 
Springer  in  seiner  Geschichte  Oesterreichs  zuteil  wird :  sie  gibt  aller- 
dings nicht  die  unmittelbaren  Eindrücke  wieder,  welche  sich  Springer 
als  eifriger  Journalist  zu  Prag  in  den  Jahren  1848  und  1849  von 
den  foederalistischen  Ideen  des  Tschechentums  gebildet  hatte. 3) 
Er  war  seither  zur  deutsch-zentralistischen  Auffassung  des  öster- 
reichischen Problems  übergegangen.  Man  höre,  wie  er  über  Palacky 
urteilt : 

„Der  starre  Doktrinär,  an  welchem  die  politischen  Ereignisse 
spurlos  vorübergingen,  brachte  rasch  seine  Gedanken  über  die  künf- 
tige Organisation  Oesterreichs  zu  Papier.  Als  er  aber  den  Entwurf 
im  Fünferausschuß  vorlas,  schwebte  den  Mitgliedern  desselben  die 
Frage  auf  den  Lippen,  wie  groß  wohl  das  Heer  sei,  über  welches  der 
tschechische  Historiker  verfüge?  Denn  nur  ein  Eroberer  konnte  so 
willkürlich  über  den  Staat  walten,  so  schlechtweg  das  Reich  als  eine 
tote  Materie  behandeln,  welche  die  belebende  Form  ausschließlich 
dem  souveränen  Willen  des  neuen  Herrschers  verdankt.  Nach  Pa- 
lackys  Entwurf  bleiben  dem  Kaiser  und  der  Zentralgewalt  nur  jene 
Angelegenheiten  überlassen,  welche  sich  auf  die  Einheit  des  Reiches 
beziehen,  und  wird  der  Reichstag  bloß  als  ein  Ausschuß  der  ver- 
schiedenen Landtage  angesehen.  An  der  Spitze  einer  jeden  großen 
Provinz  steht  ein  Ministerpräsident  oder  Vizekönig  mit  verantwort- 
lichem Rate,  den  Reichsministern  nebengeordnet,  aus  deren 
Geschäftskreis  Administration,  Justizpflege,  Kultus,  Unterricht  und 
der  überwiegende  Teil  der  Finanzen  genommen  und  den  Landes- 
ministern  übertragen  würde.  Da'  gleichzeitig  in  jeder  einzelnen 
Provinz  die  strengste  Zentralisation  walten  sollte,  so  war  es  dem 
guten  Willen  der  Einzelländer  überlassen,  den  Zusammenhang  mit 
dem  Reiche  zu  wahren.  Das  letztere  hing  von  der  Gnade  der  Be- 
standteile ab;  diese  allein  waren  stark  und  kräftig,  das  Reich  selbst 
schwach  und  machtlos  von  Palacky  gezeichnet  worden.  Daß  er 
solches  tat,  kann  man  ihm  nicht  vorwerfen,  es  entsprach  der  Entwurf 
den  übertriebenen  Ansichten,  welche  er  von  der  Bedeutung  der 
slawischen  Stämme  hegte,  auch  enthielt  derselbe  nur  solche  Bestim- 
mungen, welche  den  Tschechen  Vorteile  brachten.    Sie  herrschten 
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nach  dem  Ent  würfe  in  Böhmen,  da  hier  alles  von  der  Volkszahl 
abhing,  unbeschränkt,  und  hatten  keine  Berichtigung  ihrer  Ansprüche 
durch  eine  energische  Zentralgewalt  zu  fürchten.  Das  aber  verdiente 
Tadel,  daß  der  Schöpfer  des  Entwurfes  sich  dem  Glauben  hingab, 
der  Hof,  der  Adel,  die  Armee,  die  Deutschen,  die  kleinen  Provinzen 
würden  ohne  Murren  oder  wohl  gar  freiwillig  das  über  sie  ver- 
hängte Los  tragen.  Palackys  Plan  konnte  nur  nach  einer  neuen, 
für  die  Slawen  siegreichen  Revolution  verwirklicht  werden,  eine 
Revolution  verdammte  aber  der  in  streng  politischen  Dingen  konser-. 
vative  Politiker  unbedingt." 

Diese  Verurteilung  Palackys  und  seiner  Ideen  durch  Anton 
Springer  beweist  zunächst  nur,  daß  diesem  wie  fast  allen  seinen 
Zeitgenossen  der  Gedanke  des  föderativen  Prinzips  an  und  für  sich 
durchaus  fremdartig,  unsympathisch  und  mit  einem  kräftigen  staat- 
lichen Leben  unvereinbar  erschien.  Will  man  hier  gerecht  urteilen, 
so  muß  man  sich  eben  immer  vor  Augen  halten,  daß  nicht  nur  die 
Deutschen  von  1848,  sondern  das  ganze  politische  Denken  Europas 
zu  jener  Zeit  keine  klaren  Vorstellungen  von  den  Möglichkeiten  und 
der  politischen  Kraft  föderativer  Gestaltung  besaß.  Das  Wenige, 
was  vor  1848  selbst  bei  den  Gebildeten  über  die  amerikanischen 
Verhältnisse  bekannt  war,  war  nicht  genügend,  um  die  eingewur- 
zelte Grundvorstellung  der  europäischen  Völker  zu  erschüttern,  nach 
welcher  politische,  militärische  und  wirtschaftliche  Macht  und  damit 
das  Gedeihen  des  Volkes  an  das  Vorhandensein  einer  starken  Zen- 
tralgewalt auf  möglichst  weitem  Staatsgebiete  gebunden  erschien. 
Daß  eine  solche  sich  auch  auf  föderativer  Grundlage  erheben 
konnte,  dafür  war  im  damaligen  Europa,  in  welchem  der  einzige 
vorhandene  Bundesstaat,  die  Schweiz,  selbst  nur  ein  recht  lockeres 
Gefüge  darstellte,  kein  Beispiel  zu  finden.  Andrerseits  bot  Frank- 
reich, seit  Jahrzehnten  als  Musterland  des  politischen,  kulturellen 
und  ökonomischen  Fortschrittes  vom  europäischen  Liberalismus  be- 
trachtet, ein  Vorbild  für  die  straffste  Zentralisierung  der  Staats- 
gewalt und  Gesetzgebung.  Den  Deutschen  jedoch,  zumal  der  von 
der  deutschen  Einheitsidee  erfüllten  politischen  und  literarischen 
Jugend,  galt  das  föderative  Prinzip,  wie  es  für  sie  im  deutschen 
Staatenbunde  sinnfällig  gegeben  war,  als  Rückhalt  für  die  politische 
Reaktion,  als  Ausdruck  staatlicher  Schwäche  und  nationaler  Zer- 
rissenheit. 4) 

Wollte  man  nun  die  föderalistischen  Ideen  Palackys  von  1848 
objektiv  beurteilen,  so  mußte  man  sich  vor  allem  von  den  eben  be- 
zeichneten im  deutschen  Liberalismus  von  1848  festgewurzelten 
Grundanschauungen  über  die  Existenzbedingungen  eines  modernen 
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Großstaates  und  damit  von  der  Ueberschätzung  des  Zentralismus 
befreien,  der  als  die  Frucht  zweihundertjähriger  Entwicklung  jener 
Generation  als  der  einzig  mögliche  Träger  gesamtnationaler  oder 
großstaatlicher  Organisation  erschien.  Prüft  man  nun  den  Entwurf 
Palackys  von  solchem  Gesichtspunkte  her,  so  wird  man  seinen  Föde- 
ralismus trotz  der  oft  vagen  Formulierung  der  einzelnen  Bestim- 
mungen seines  Entwurfes  durchaus  nicht  so  maßlos  und  unausführ- 
bar finden,  wie  ihn  Anton  Springer  ansah,  wenn  man  auch  nicht 
übersehen  kann,  daß  Palacky  so  wie  die  meisten  politischen  Theo- 
retiker seiner  Zeit  keinen  genügenden  Einblick  in  den  organischen 
Zusammenhang  moderner  Zentralregierung  und  Verwaltung  mit  den 
wirtschaftlichen  Bedürfnissen  der  bürgerlichen,  mehr  und  mehr 
kapitalistischen  Welt  besaß  und  sich  wohl  auch  die  Schwierigkeiten 
nicht  klar  machte,  die  der  föderativen  Ausbildung  und  Erhaltung 
einer  solchen  Zentralgewalt,  zumal  in  einem  sprachlich  und  ethnisch 
so  gemischten  Reiche,  wie  es  die  Monarchie  war,  entgegenstanden. 
Die  Kompetenz,  die  er  dem  Zentralparlament  in  seinem  Entwürfe 
gibt,  war  immerhin  bedeutend  genug  und,  was  das  Wichtigste  ist, 
sie  konnte  praktisch  durch  dieses  selbst  fortgebildet  werden,  da  kein 
Landtag  Reichsgesetze  aufheben  oder  suspendieren  konnte.  Aller- 
dings war  für  den  Fall  eines  Konfliktes  zwischen  Reichsgesetz- 
gebung und  Landesgesetzgebung  kein  Rechtsweg  eröffnet,  wohl  aber 
ausdrücklich  festgestellt,  daß  Landrecht  Reichsrecht  nicht  brechen 
kann.  Vom  Standpunkt  der  föderalistischen  Idee  aus  sind  nun  die 
interessantesten  Vorschläge  Palackys: 

Erstens:  die  Aufstellung  von  nationalen  Gruppen  als  Prinzip 
der  Reichsgliederung  und 

Zweitens:  die  Zweiteilung  der  Exekutivgewalt  und  ihrer  Ver- 
antwortlichkeit in  der  Gestalt  von  Landes-  und  Reichsministern. 

Dabei  bleibt  allerdings  vieles  unklar.  Wenn  Palacky  ausdrück- 
lich zehn  besondere  „Sitze"  von  Landesregierungen  aufstellt  und 
statuiert,  daß  an  jedem  solchen  „Hauptsitz"  einer  Landesregierung 
ein  Landesminister  an  der  Spitze  stehe,  so  ist  damit  noch  nicht  klar- 
gestellt, ob  Palacky  für  jedes  Kronland  oder  nur  für  seine  vier 
nationalen  Gruppen  solche  Landesminister  plante.  Ebenso  ist  nach 
dem  bekannten  Torso  seines  Entwurfes  unklar,  wie  sich  die  aus- 
drücklich aufgestellten  zehn  Landtage  selbst  wieder  zu  den  Länder- 
gruppen verhalten  sollten.  Wir  werden  nun  bei  der  weiteren  Dar- 
legung der  Verhandlungen  im  Verfassungsausschuß  erfahren,  daß 
dieser  von  Palacky  teilweise  veröffentlichte  Entwurf  tatsächlich  nur 
eine  erste  Skizze  gewesen  ist,  die  er  zweifellos  selbst  noch  mehr- 
fach abgeändert  hat.     So  ist  der    Vorschlag  zur  Organisation  des 
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Reiches,  den  Palacky  selbst  bei  der  Debatte  des  Verfassungsaus- 
schusses  zu  den  betreffenden  Paragraphen  des  Mayerschen  Ent- 
wurfes einbrachte  und  den  Anton  Springer  in  seiner  Ausgabe  der 
Protokolle  desselben  anführt,  wesentlich  verschieden  von  den  eben 
angeführten  Vorschlägen  des  ursprünglichen  Entwurfes  Palackys; 
vor  allem  dadurch,  daß  Palacky  in  dieser  späteren  Fassung  seiner 
Ideen  das  Reich  tatsächlich  nach  streng  geschiedenen  National- 
gebieten zu  gliedern  wünscht,  und  daß  er  ferner  diese  nationalen 
Ländergruppen  nunmehr  auch  auf  Ungarn  ausdehnt.  Dies  ist  nun 
ganz  besonders  auffallend,  weil  damit  Palacky,  was  besonders  sein 
Heimatland  Böhmen  betrifft,  von  dem  historisch-staatsrechtlichen 
Prinzip  zu  dem  einer  rein  nationalen  Neuorganisation  übergegangen 
ist,  indem  er  sich  sogar  dazu  bereit  erklärt  hat,  Tschechisch-Böhmen 
und  Deutsch-Böhmen  als  besondere  Ländergruppen  aufzustellen, 
dem  ersteren  allerdings  auch  die  Slowakei  angliedern  wollte. 
Davon  wird  nun  besser  erst  im  folgenden  gehandelt  werden.  Hier 
aber  muß  jedenfalls  festgestellt  werden,  daß  Palacky  im  Jahre  1848 
bei  sich  selbst  nicht  völlig  zu  einem  endgültigen  Entschluß  über  die 
Grundfrage  der  Reichsorganisation  gekommen  ist,  und  daß  er 
zwischen  den  beiden  großen  Organisationsprinzipien  des  nationalen 
und  historisch-staatsrechtlichen  Föderalismus  geschwankt  hat. 

Allerdings  war  eben  die  Aufgabe  an  und  für  sich  außerordent- 
lich schwierig  —  auch  für  Palacky,  der  sich  längst,  wie  wir  wissen, 
mit  diesen  großen  Fragen  vor  der  Revolution  beschäftigt  hat.  Denn 
weder  in  der  Presse,  noch  im  Reichstag  selbst  oder  in  der  wissen- 
schaftlichen Literatur  jener  Zeit  bestanden  klare  Ansichten  über 
diesen  Kern  des  österreichischen  Verfassungsproblems:  wie  nämlich 
in  einem  konstitutionellen  Reiche  das  Verhältnis  der  historisch  ge- 
gebenen Kronländer  als  Träger  öffentlicher  Gewalten  zur  Reichs- 
gewalt, was  Legislative  und  Administration  betrifft,  geordnet  werden 
sollte.  Für  die  praktische  Arbeit  des  Kremsierer  Verfassungsaus- 
schusses war  es  aber  entscheidend,  daß  Palackys  Entwurf,  wie 
Alexander  Helfert  als  Zeitgenosse  berichtet,  im  Fünferkomitee 
keinen  Anklang  fand,  so  daß  schließlich,  zumal  unter  dem  Drucke 
des  Gesamtausschusses,  der  zur  Aufnahme  der  Verhandlungen! 
drängte,  Kajetan  Mayers  Entwurf  als  Grundlage  angenommen  und 
zugleich  beschlossen  wurde,  die  Vorschläge  Palackys  nach  Art  von 
Minoritätsanträgen  jenem  unterzustellen.  *)     Damit  war  wenigstens 

*)  Nach  Springers  Darstellung  ist  ein  wirklicher  Beschluß  des  Fünfer- 
komitees nicht  gefaßt  wurden,  noch  auch  eine  Abstimmung  über  die  An- 
nahme des  Mayerschen  Entwurfes  zustandegekommen.  „Mayer  war",  wio 
Springer  sagt,  „der  Einzige,  der  als  Berichtersatter  im  größeren  Ausschuß 
fungieren  konnte.    Er  erschien  durch  seine  Gewandtheit  und  Fügsamkeit  und 
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ein  fester  Boden  gewonnen,  zugleich  aber  auch  ein  Aufbau  der  Ver- 
fassung im  festen  Rahmen  des  theresianisch-josefinischen  Einheits- 
staates gesichert. 5) 

Bevor  wir  nun  den  Debatten  des  Verfassungsausschusses  über 
das  österreichische  Staatsproblem  und  deren  Ergebnisse  uns  zu- 
wenden, scheint  es  notwendig,  die  allgemeinen  politischen  Vor- 
stellungen, von  denen  die  Teilnehmer  an  diesen  Beratungen  be- 
herrscht waren,  kurz  zu  kennzeichnen.  Aus  den  Anschauungen,  mit 
welchen  diese  erste  Generation  österreichischer  Volksvertreter  und 
Volkspolitiker  in  diesen  Beratungen  an  das  österreichische  Staats- 
problem herantrat,  ergibt  sich  schon  von  selbst  ein  Einblick  in  die 
Bedingungen,  unter  welchen  1848  der  Versuch  der  Lösung  des 
Problems  stand,  und  in  die  Anfänge  des  politischen  Parteiwesens 
in  Oesterreich  überhaupt. 

Das  vielleicht  wichtigste  besondere  Merkmal  der  österrei- 
chischen Revolution  von  1848  habe  ich  im  Verlauf  der  bisherigen 
Darstellungen  schon  wiederholt  bezeichnet:  es  liegt  darin,  daß  der 
zentralistische  österreichische  Verwaltungsstaat  und  das  dynastische 
Gesamtreich  an  und  für  sich  in  ihrer  historischen  Gegebenheit  mit 
einem  Male  von  allen  Völkern  und  innerhalb  jedes  derselben  von 
allen  Klassen  als  offenes  Problem,  als  offene  Frage  an  die  Zukunft 
erkannt  und  beurteilt  worden  sind.  Nicht  als  politische,  nicht  als 
soziale  Revolution  kann  also  das  Ganze  der  österreichischen  Ereig- 
nisse von  1848  verstanden  werden,  sondern  beide  zusammen 
vollenden  erst  die  Umwälzung,  indem  sie  die  Hauptfrage  aufwerfen: 
die  Frage  nach  der  Lebensmöglichkeit  des  Reiches  als  eines  die 
beiden  in  ihm  vereinigten  historischen  „Staaten"  überwölbenden 
Ganzen  von  dem  Augenblick  an,  da  den  zentralistischen  Absolutis- 
mus in  dem  einen,  die  entartete  feudalaristokratische  Stände- 
monarchie in  dem  anderen,  den  gemeinsamen  Patriarchalismus  aber 
in  dem  Wesen  der  Gesamtreichsregierung  —  der  bürgerlich-konsti- 
tutionelle Rechtsstaat  des  Westens  mit  den  Kräften,  die  er  auslöste, 
den  Einrichtungen  und  den  Formen,  die  er  verlangte,  vollständig 
ersetzen  sollte.  Die  treibende  Kraft  hierbei  ist  aber,  wie  wir 
bissen,  von  Anfang  an  das  längst  vorher  zur  Oberfläche  strebende 
Nationalbewußtsein  der  bis  dahin   schon  durch  die  ständisch  und 


seine  virtuose  Kunst,  Gegensätze  abzuschleifen  und  abzuschwächen,  für  dieses 
Amt  besonders  gut  geeignet.  Selbstverständlich  hielt  er  sich  an  seinen  Ent- 
wurf, ohne  auf  Widerspruch  in  der  Kammer  zu  stoßen.  Erst  später,  als 
Mayer  für  einige  Tage  Urlaub  nahm  und  Palacky  ihn  notgedrngen  vertrat, 
machte  der  letztere  den  Versuch,  für  Mayers  Entwurf  den  eigenen  einzu- 
schieben. Er  scheiterte  aber  an  der  entscheidenden  Weigerung  de3  Aus- 
schusses, den  einmal  eing» schla^euen  Weg  zu  verlassen. "*  (bpriuger, 
Protokolle  des  Verfassungsausschusses,  S.  6  u.  7.) 
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bureaukratisch  geübte  Monarchengewalt  willenlos  vereinigten 
Völker  und  der  stürmische  Drang  des  jungen  Nationalismus  nach 
staatlicher  Selbstbestimmung  jeder  einzelnen  Volkheit:  in  unlös- 
lichem Zusammenhang  mit  den  neuen,  durch  das  18.  Jahrhundert 
hindurch  gereiften  Vorstellungen  vom  „angeborenen"  Recht  des 
Individuums  gegenüber  Staat  und  Gesellschaft  und  der  ganzen 
daraus  gebildeten  Welt  von  politischen  Gedanken,  Zielen  und 
Grundsätzen  erwachsen,  ist  der  junge  Nationalismus  nur  die  unaus- 
weichliche Konsequenz  der  Grundideen  vom  Jahre  1789,  der  Idee 
von  Freiheit  und  Gleichheit,  nichts  anderes  als  deren  Uebertragung 
aus  der  Sphäre  des  menschlichen  Individuums  in  die  der  Volks- 
einheiten, der  Volksindividuen. 6) 

Der  Gang  der  Revolution  hatte  nun,  wie  wir  wissen,  von  selbst 
dazu  geführt,  daß  zu  Ende  des  Jahres  1848  die  plötzlich  so  hoch 
aufgeschwollene  Flut  des  Dranges  zur  nationalen  Selbstbehauptung 
naturgemäß  zurückzuebben  begann,  daß  die  schnell  emporgewachse- 
nen nationalen  Parteien  bei  den  einzelnen  Völkern  doch  wieder  auf 
dem  ..gewachsenen"  Boden  des  historischen  Gesamtstaates  Fuß  zu 
fassen  sich  anschickten.  Nun  erst  nach  der  Zurückdrängung  des  un- 
klaren und  den  realen  Kräften  weit  vorauseilenden  Radikalismus  in 
Prag  und  Wien  war  nicht  mehr  das  „Ob",  sondern  das  „Wie"  des 
staatlichen  Zusammenlebens  der  Völker  als  Frage  in  den  Vorder- 
grund gestellt,  war  also  das  österreichische  Staatsproblem  als  da9 
des  Umbaues  von  Reich  und  Staat  erkannt,  als  die  Forderung  nach 
der  Erhaltung  der  geschichtlichen  Grundidee  der  staatlichen  Ein- 
heit aller  österreichischen  Völker  vermittelst  ihrer  Anpassung  an 
die  beiden  neuen,  von  der  Revolution  dauernd  heraufgeführten 
großen  geistigen  Mächte  des  politischen  Nationalbewußtseins  und 
des  bürgerlich-freiheitlichen  Konstitutionalismus. 

Die  Lösung  der  Aufgabe,  die  damit  den  Vertretern  der  öster- 
reichischen Völker  im  Reichstage  gestellt  war,  ist  nun  aus  der  ge- 
schilderten Entwicklung  heraus  durch  zwei  Momente  maßgebend  be- 
stimmt. Zunächst:  alle  diese  nationalen  Parteien  waren,  was  die 
politischen  Prinzipien,  Ideen  und  Formen  des  neu  zu  errichtenden 
Staatsbaues  des  österreichischen  Verfassungsstaates  betrifft,  im 
großen  und  ganzen  durch  eine  und  dieselbe  Vorstellungswelt  be- 
herrscht, nämlich  durch  die  aus  dem  Westen  Europas  importierte 
liberal-konstitutionelle  Theorie  vom  bürgerlichen  Freiheit-  und 
Volksstaat.  Die  Herrschaft,  welche  diese  Lehren  damals  über  die 
Gebildeten  aller  mitteleuropäischen  Völker  ausübten,  war  so  stark, 
dafi  in  den  Debatten  des  Verfassungsausschusses  des  österreichi- 
schen   Reichstages    über    die    Grundrechte    selbst    die    natürlichen 
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Meinungsverschiedenheiten  zwischen  „links"  und  „rechts",  zwischen 
dem  mehr  konservativen,  bedächtigen  Fortschrittler  und  dem  prin- 
zipienfesten konsequenten  Demokraten  nur  in  geringen  Andeutun- 
gen hervortreten,  daß  aber  zwischen  den  einzelnen  nationalen 
Parteien  selbst  in  dieser  Hinsicht  nicht  der  geringste  Unterschied 
wahrnehmbar  wird.  Und  auch  darin  gleichen  sich,  was  die  spezifisch 
politischen  Ideen,  die  Freiheitsforderungen  und  Grundsätze  des 
Liberalismus  anbetrifft,  alle  Nationen,  daß  der  österreichische  Parla- 
mentarismus von  1848  bei  keiner  von  ihnen  eine  ausgesprochen 
konservative  Parteirichtung  hervorgebracht  hat,  eine  gegen  die 
Ideen  des  Volksstaates  grundsätzlich  gerichtete  antikonstitutionelle 
Tendenz,  wie  sie  sich  zum  Beispiel  im  gleichzeitigen  preußischen 
Landtag  doch  schnell  und  deutlich  gegen  die  von  der  Mehrheit  ge- 
tragenen demokratischen  Ideen  gebildet  hat.  Natürlich  waren  auch 
im  österreichischen  Reichstag  die  konservativen  Ideen  in  Wahrheit 
viel  stärker  vertreten,  als  es  in  den  vielfach  so  unfruchtbaren  und 
endlosen  Debatten  der  Wiener  Session  hatte  sichtbar  werden 
können;  und  so  zeigen  denn  auch  die  Beratungen  über  die  Grund- 
rechte im  Plenum  des  Reichstages  zu  Kremsier  nicht  nur  eine  schnell 
wachsende  Zunahme  der  gemäßigten  Elemente  sowohl  bei  den 
Slawen  wie  auch  bei  den  Deutschen,  sondern  auch  einen  immer 
kräftiger  werdenden  Widerspruch  gegen  die  Idee  der  Volks- 
souveränität, auf  der  ja  der  konstitutionelle  Reichstag  selbst  beruhte 
und  die  in  dem  Entwurf  des  Verfassungsausschusses  über  die  Grund- 
rechte vielfach  stark  doktrinär  formuliert  zu  mAusdruck  kam.  Und 
so  ist  es  nicht  zu  bezweifeln,  daß,  wenn  der  österreichische  Kon- 
stitutionalismus, ähnlich  wie  in  Preußen,  kurzerhand  auf  den  Boden 
oktroyierten  und  beschränkten  Wahlrechtes  gestellt,  sich  hätte  fort- 
bilden können,  auch  in  Oesterreich  die  politische  Unselbständigkeit 
und  weitgehende  Fügsamkeit  der  bürgerlichen  Klassen  gegenüber 
der  historisch-bureaukratisch-militärischen  Staatsgewalt  sich  sogleich 
in  vollstem  Maße  herausgestellt,  daß  sich  auch  in  Oesterreich  die 
später  tatsächlich  so  deutlich  hervortretende  leichte  „Reerierbarkeit" 
der  Massen  aller  Völker  in  den  Formen  und  Methoden  des  schein- 
konstitutionellen Obrigkeitsstaates  damals  schon  gezeigt  hätte. 

Zweifellos  bedeutete  diese  Gemeinsamkeit  der  politischen  Ideo- 
logie bei  allen  Nationen,  ihren  Parteien  und  ihren  Führern  für  die 
Verfassungsarbeit  den  großen  Vorteil  gemeinsamen  Arbeitsstoffes 
und  gemeinsamen  Arbeitswerkzeuges,  was  die  Formulierung  der 
staatsbürgerlichen  Rechte  und  der  spezifisch  politischen  Verfassungs- 
probleme betrifft.  Damit  war  wenigstens  von  vornherein  ein  ge- 
meinsamer geistiger  Boden  gegeben  für  den  tiefen  Zwiespalt,  den 
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der  nationale  Gedanke  als  das  von  Anfang  an  doch  vorherrschende 
Organisationsprinzip  der  österreichischen  Völker  zwischen  ihnen 
allen  und  dem  bestehenden  „Staate"  schuf.  Der  ganze  geistig- 
politische Prozeß,  der  sich  im  Kremsierer  Verfassungsausschuß  als 
dem  eigentlichen  Mittelpunkt  des  konstituierenden  Reichstages 
während  der  ihm  noch  zugemessenen  Lebenszeit  vollzog,  hat  nun 
im  Wesen  darin  bestanden,  daß  Deutsche  und  Slawen  ernstlich  und 
mit  nicht  genug  anzuerkennender  politischer  Redlichkeit  versucht 
haben,  mit  Hilfe  der  von  ihnen  beiden  widerspruchslos,  ja  geradezu 
ehrfurchtsvoll  rezioierten  Grundsätze  und  Begriffe  der  konstituionell- 
demokratischen  Doktrin  des  europäischen  Westens  die  befriedigende 
Antwort  auf  das  eigentliche  Verfassungsproblem  Oesterreichs  /.u 
finden,  auf  die  Frage  nach  der  Möglichkeit  des  staatlichen  Zu- 
sammenlebens zahlreicher,  in  Sprache  und  Kultur  so  verschiedener 
Nationen  und  Nationsteile  als  Glieder  eines  Gesamtstaates  oder 
Reiches.  Hatte  die  französische  Revolution,  aus  der  die  große 
Doktrin  des  Liberalismus  und  des  bürgerlichen  Rechtsstaates  heraus- 
gewachsen waren,  als  innersten  Kern  der  Grundrechte  des  Menschen 
im  neuen  Staate  die  Begriffe  der  Freiheit,  Gleichheit  und  Brüder- 
lichkeit aufgestellt,  so  ist  der  erste  und  größte  Gedanke  der  Re- 
volution in  Oestereich  und  Ungarn  der  gewesen,  daß  sie,  wie  schon 
bemerkt  wurde,  diese  Grundforderungen  mit  einem  Schlage  von  der 
Sphäre  des  Individuums  auf  die  Sphäre  der  Volkseinheit  übertrug 
und  die  Gleichberechtigung  der  Völker  als  den  erschöpfenden  In- 
begriff und  die  Vollendung  des  klassischen  Freiheitsgedankens  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  zur  grundlegenden  Forderung  für  die  öster- 
reichische Zukunft  erhob,  daß  sie  in  der  Annahme  und  Verwirk- 
lichung dieses  Fundamentalprinzips  von  Anfang  an  klar  die  einzige 
Möglichkeit  und  Grundbedingung  für  die  Errichtung  eines  alle  Na- 
tionen in  Frieden  in  sich  schließenden  übernationalen  Reiches  und 
Gesamtstaates  erkannte. 

Hier  zeigte  sich  nun  auf  das  deutlichste,  wie  stark  damals  doch 
die  aus  dem  Nationalismus  des  18.  Jahrhunderts  geschöpfte,  durch 
die  Revolution  zur  Macht  gelangte  liberale  Doktrin  alle  Geister  ohne 
Unterschied  der  Nationen  band.  Die  Grundforderung  der  slawischen 
und  romanischen  Nationalitäten  nach  Gleichberechtiguncr  ist  von  den 
deutschen  Abgeordneten  im  Verfassungsausschuß  bei  der  Beratung 
der  Grundrechte  ohne  jede  Schwierigkeit  angenommen  worden,  und 
dies,  obgleich  der  gegebene  „Staat"  in  Oesterreich,  wie  er  bis  dahin 
bestand,  durchaus  sowohl  rein  geistig  betrachtet,  wie  praktisch  ge- 
nommen, eine  rein  deutsche  Schöpfung  bedeutete,  von  einer  deutschen 
Dynastie  aufgerichtet  auf  der  Herrenstellung  des  deutschen  Volks- 
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dementes  in  seiner  Oberklasse  und  seinem  herrschenden  Beamten- 
tum, auf  deutscher  Rechtsanschauung  und  Rechtswissenschaft, 
deutscher  Bildung  und  Sprache  beruhte.  Liest  man  die  uns  er- 
haltenen Protokolle  der  Beratungen  des  Verfassungsausschusses  über 
die  Grundrechte,  so  staunt  man,  wie  —  wenigstens  äußerlich  — 
ausnahmsloses  Einverständnis  herrscht  zwischen  allen  politischen 
und  nationalen  Richtungen  über  den  großen,  neuen,  das  Wesen  des 
bestehenden  Obrigkeitsstaates  absolut  verneinenden  Grundsatz  der 
Gleichberechtigung  der  Völker,  wie  oberflächlich  und  unbedeutend 
die  Wechselrede  darüber  verläuft.  Daß  in  Böhmen  allerdings  schon 
vom  Frühling  1848  an  die  Deutschen  sich  gegen  die  einzelnen  prak- 
tischen Folgerungen  heftig  wendeten,  welche  die  Tschechen  sogleich 
aus  diesem  Grundsatz  für  das  öffentliche  Sprachenrecht  und  das 
Schulwesen  zogen,  ist  bereits  oben  ausgeführt  worden,  aber  den 
Beratungen  des  verfassunggebenden  Reichstages  blieben  diese 
Kämpfe  und  Sorgen  noch  fast  völlig  fern:  hier  ging  es  allen, 
Deutschen  und  Slawen,  ausschließlich  um  die  feste  Begründung  der 
politischen  Freiheit  gegen  den  Absolutismus  und  die  Rezipierung 
aller  durch  die  liberale  Doktrin  geforderten  Einrichtungen  des 
konstitutionellen  Lebens,  von  deren  Funktion  allein  schon  der  Opti- 
mismus der  liberalen  Parlamentarier  aller  Völker  die  unfehlbare 
Wirkung  der  Einigung  der  Nationen  erwartete.  Denn  daß  die  ein- 
mal befreiten  Völker  nur  das  Gute  wechselseitig  anstreben  können, 
daß  sie  gleichsam  das  an  sich  gute  Prinzip  gegenüber  dem  in 
Fürstenherrschaft  und  Beamtenwillkür  repräsentierten  bösen  Prin- 
zip bedeuten,  diese  Ueberzeugung  ist  eine  der  stärksten  geistigen 
und  psychischen  Hebelkräfte,  mit  welchen  die  gutgläubigen  Führer 
der  Revolution  allerorten  und  zu  allen  Zeiten  und  darum  auch  in 
dem  Oesterreich  von  1848  ihre  Reformarbeit  verrichten. 7) 

So  ergibt  sich  denn  von  Anfang  an  ein  gewisser  Widerspruch 
zwischen  dem  Geist,  in  welchem  —  von  einzelnen  Zwischenfällen 
abgesehen  —  das  Werk  des  Kremsierer  Ausschusses  aufgebaut 
wird,  und  der  tatsächlichen  Gestaltung  des  Verhältnisses  der 
Nationen  zueinander,  wie  sie  sich  auch  schon  in  der  kurzen  Spanne 
Zeit,  die  zwischen  den  Märztagen  und  dem  Ende  des  Jahres  1848 
liegt,  in  ganz  Oesterreich,  am  kräftigsten  aber  in  Böhmen  voll- 
zogen hatte.  Es  ist  im  vorhergehenden  Abschnitt  ein  gewiß  nicht 
alle  Einzelheiten  erfassender  Ueberblick  über  die  ersten  Regungen 
der  beiderseitigen  nationalen  Bestrebungen  und  Kämpfe  in  Böhmen 
gegeben  worden,  welche  versuchten,  das  Prinzip  der  völligen  natio- 
nalen Gleichberechtigung  in  Verbindung  mit  dem  der  Selbständig- 
keit   des    Landes,    wie    die    kaiserlichen    Kabinettschreiben    vom 
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23.  März  und  8.  April  sie  statuiert  hatten,  konkret  und  praktisch  zu 
gestalten:  von  alledem  und  ähnlichen,  wenn  auch  weniger  erfolg- 
reichen Bestrebungen  der  Polen  in  Galizien,  der  Slowenen  in  Krain 
findet  man  in  den  Debatten  des  Verfassimgsausschusses  keinen 
Widerhall.  Diese  sind  vielmehr  von  Anbeginn  beherrscht  von  dem 
durch  die  konstitutionelle  Doktrin  vermittelten  Komplex  der  frei- 
heitlich-liberalen Ideen  über  die  staatsbürgerlichen  Grundrechte 
und  über  die  Organisation  des  konstitutionellen  Rechtsstaates,  be- 
schäftigen sich  also  vornehmlich  mit  den  Problemen,  welche  die 
Durchführung  der  Repräsentatiwerfassung  bot,  wie  die  Frage  nach" 
der  Stellung  des  Monarchen  zur  Volksvertretung,  nach  den  Grund- 
sätzen für  deren  Bildung  und  für  die  Formulierung  ihrer  Rechte, 
die  Frage  der  Durchführung  der  Prinzipien  der  Gewaltenteilung 
und  der  Ministerverantwortlichkeit.  Das  ganze  große  Gebiet  der 
staatlichen  Verwaltung  und  alles  das,  was  bisher  fast  ausschließlich 
den  „Staat"  ausmachte,  bildete  nach  der  Anschauung  der  fran- 
zösisch-belgischen Verfassungslehre  und  des  süddeutschen  Kammer- 
liberalismus gemäß  dem  Fundamentalprinzip  von  der  Teilung  der 
Gewalten  den  Inbegriff  der  dem  Monarchen  als  „vollziehende  Ge- 
walt" zustehenden  verfassungsmäßigen  Sonderbefugnisse.  Dieses 
ganze  große  von  den  „Prärogativen"  und  der  prinzipiell  gegebenen 
Verordnungsgewalt  des  Monarchen  und  sämtlicher  in  seinem  Namen 
waltenden  Behörden  umgrenzte  Gebiet  unterlag  nur  durch  das 
Bindeglied  der  Verantwortlichkeit  der  Regierung,  also  rein  mittel- 
bar, der  Kritik  und  dem  Einflüsse  der  Volksvertretung,  deren  eigent- 
liche Funktion  und  BedeutuDg  die  landläufige  liberale  Theorie  be- 
kanntlich im  wesentlichen  in  der  formellen  Gesetzgebung  erblickte, 
neben  der  die  Volksvertretung  allerdings  doch  noch  durch  Inter- 
pellationen und  Vertrauensfragen  bestimmenden  Einfluß  auf  Hal- 
tung und  Schicksal  der  Regierung  zu  nehmen  vermochte.  Gerade 
die  Theorie  von  der  Trennung  und  dem  Gleichgewicht  der  Gewalten 
als  der  eigentlichen  Seele  des  konstitutionellen  Regimes,  wie  sie 
sich  seit  Benjamin  Constant  und  Delolme  vollends  zu  einem 
politisch-juristischen  Dogma  entwickelt  hatte,  zog  für  die  alten 
monarchisch-bureaukratischen  Autokratien  die  bedeutsame  Folge 
nach  sich,  daß  damit  das  ganze  Gebiet  der  „vollziehenden"  Ge- 
walt, also  der  ganzen  Verwaltung  und  der  Regierung,  soweit  sie 
nicht  unmittelbar  mit  der  Legislative  zusammenhing,  damit  aber 
auch  die  gesamte  innere  Administration  und  deren  Rechtsgrundlage, 
insofern  sie  nicht  ausdrücklich  durch  formelles  Gesetz  neu  statuiert 
wurde,  kurz  das  ganze  in  dem  Behörden-  und  Aemterapparat  ver- 
wirklichte Imperium  der  monarchischen  Zentralgewalt  praktisch  so 
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gut  wie  vollständig  von  der  „Legislative",  also  dem  unmittelbaren 
Einfluß  des  Volkes,  isoliert  wurde.  Damit  hängt  es  nun  zusammen 
und  daraus  erklärt  es  sich,  weshalb  die  ganze  Verfassungsberatung 
des  Kremsierer  Reichstages  an  dem  bald  sichtbarsten  und  verständ- 
lichsten Bestandteil  des  österreichischen  Problems  anscheinend 
gleichgültig  vorüberging,  nämlich  an  dem  Komplex  von  politischen 
und  administrativen  Fragen,  die  später  gewöhnlich  als  das  „öster- 
reichische Sprachenproblem"  bezeichnet  wurden  und  der  richtiger 
ausgedrückt  nichts  anderes  vorstellt  als  das  Problem  organischer 
Verbindung  der  kaiserlichen  zentralen  Regierung  und  Verwaltung 
mit  dem  Grundprinzip  des  österreichischen  Konstitutionalismus, 
nämlich  dem  Grundsatze  von  der  Gleichberechtigung  aller  Völker. 
Aus  dieser  Tatsache  ergibt  sich  schon  für  die  Arbeiten  des  Ver- 
fassungsausschusses zu  Kremsier  und  einigermaßen  auch  für  deren 
Ergebnis  ein  gewisser  Zug  des  Unrealen,  der  scheinbaren  Entrückt- 
heit der  Debatten  und  des  schließlichen  Verfassungsentwurfes  von 
den  durch  die  nationale  Verschiedenheit  der  Völker  aufgeworfenen 
praktischen  Fragen  des  Staatslebens,  die  in  ihrer  Gesamtheit  Oester- 
reich  als  politischem  Gemeinwesen  den  einzigartigen  Charakter  und 
daher  auch  seinem  Verfassungsproblem  die  absolute  Besonderheit 
verliehen.  Aber  andrerseits  ist,  wie  der  Einblick  in  die  Entstehung 
des  Kremsierer  Verfassungswerkes  zeigen  wird,  gerade  darin  diese 
Erscheinung  doch  nur  als  eine  leichte  Schattierung,  als  ein  leiser  Zug 
in  dem  Bilde,  das  die  Verfassungsdebatten  und  ihr  Produkt,  der 
Verfassungsentwurf,  darbieten,  aufzufassen:  in  der  Tat  sind  die 
Mitglieder  des  Verfassungsausschusses  durchaus  erfüllt  von  der  Be- 
deutung der  nationalen  Idee  und  der  Notwendigkeit,  ihr  in  den 
neuen  Staatseinrichtungen  in  weitestem  Maße  Rechnung  zu  tragen. 
Aber  als  echte  Söhne  ihrer  Zeit  betrachteten  sie  das  Problem  durch- 
aus vom  Standpunkt  der  Repräsentativverfassung  und  erkannten 
nicht,  daß  der  eigentliche  Kern  des  Problems  der  österreichischen 
Monarchie  in  der  monarchischen  Zentralgewalt  und  der  ganzen  so 
schwer  definierbaren  Sphäre  der  „Exekutive",  der  Verwaltung  lag. 
Das  kann  ihnen  um  so  weniger  zum  Vorwurf  gemacht  werden,  als 
selbst  die  vorgeschrittene  politische  Wissenschaft  und  die  beste 
politische  Praxis  jener  Zeit  die  gleiche  Grundstellung  zum  Problem 
des  modernen  Staates  einnahmen. 8)  Hingegen  verstärkt  sich,  wie 
wir  sehen  werden,  in  den  späteren  Entwicklungsstadien  des  öster- 
reichischen Verfassungsproblems  dieser  Zug  des  politischen  Scheines, 
des  den  eigentlichen  Grundfragen  des  österreichischen  Staatslebens 
ausweichenden  Scheinkonstitutionalismus  immer  mehr  und  in  fast  un- 
heimlicher Weise,  so  daß  er  seit  der  Dezemberverfassung  von  1867 
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geradezu  als  das  dominierende  Merkmal  österreichischer  Regierungs- 
und Verfassungszustände  erscheint.  Dabei  kommt  besonders  in 
Betracht,  daß  eben  im  Jahre  1848  die  Entfaltung  jenes  verborgensten 
Teiles  des  österreichischen  Staatsproblems,  nämlich  der  Frage  nach 
der  unmittelbaren  Relation  der  obrigkeitlichen  Zentralverwaltung 
zu  den  nichtdeutschen  Völkern  und  ihren  Sprachen,  kaum  noch 
in  ihren  ersten  Regungen  begonnen  hatte,  daß  der  konstituierende 
Reichstag  in  Kremsier  dem  bis  zum  13.  März  allmächtig  gewesenen 
Obrigkeitsstaat  und  seiner  Verwaltung  wie  einer  ihm  völlig  fremden 
und  unerreichbaren  Macht  gegenüberstand,  die  zwar  durch  die  Re- 
volution aufs  tiefste  erschüttert,  aber  außerhalb  Wiens  doch  nirgends 
ernstlich  außer  Funktion  gesetzt,  vielmehr  als  Prinzip  und  Macht- 
apparat aufrecht  geblieben  war.  Des  Rückhaltes  großer  konser- 
vativer Kräfte  in  allen  Völkern  sicher,  bedurfte  die  historische 
Obrigkeit  auch  nach  der  gewiß  zutreffenden  Anschauung  der  bis 
dahin  unumschränkt  regierenden  Kreise  nur  einer  völligen  Er- 
neuerung des  amtlichen  Mechanismus  und  einer  Vergrößerung  der 
Personalkräfte,  um  wieder  zur  vollen  Spannkraft  zu  gelangen. 

Dennoch  sind  es  gerade  die  Kremsierer  Verfassungsgesetzgeber 
gewesen,  die  über  alle  diese  Schwierigkeiten  hinweg  tiefer  in  das 
Wesen  und  den  hier  bezeichneten  innersten  Kern  des  österreichi- 
schen Staatsproblems  eingedrungen  sind  als  jemals  nachher  der 
österreichische  Parlamentarismus  es  gewagt  oder  verstanden  hätte. 
Selbst  auf  dem  Gebiete  der  zentralisierten  Staatsverwaltung,  die  in 
der  Epoche  von  1848  und  auch  später  sowohl  in  Oesterreich  wie  in 
allen  deutschen  Staaten  gleichsam  das  unberührbare  Heiligtum  der 
monarchischen  Gewalt,  sozusagen  den  dunklen  Erdteil  der  liberalen 
Reformpolitik  bildete,  dessen  Interessen  nicht  nur  die  alten  kon- 
stitutionellen Doktrinäre  anzutasten  sich  scheuten,  sondern  die 
auch  die  Parteien  der  modernen  Demokratie  und  des  sozialistischen 
Radikalismus  bis  zum  Ende  merkwürdig  respektiert  haben,  —  selbst 
in  diesem  Betracht  ist  von  den  Männern  zu  Kremsier,  wie  ich  näher 
zeigen  werde,  wenigstens  ein  sehr  energischer  Versuch  gemacht 
worden  zu  einer  teilweisen  Einfügung  des  Imperiums  der  bureau- 
kratischen  Zentralregierung  und  ihrer  Behörden  in  das  System  der 
legislativen  Dezentralisation,  in  welchem  sich  der  foederalistische 
Grundgedanke  des  Kremsierer  Verfassungsentwurfes  am  klarsten 
zum  Ausdruck  bringt. 

Diese  beiden  bisher  in  Betracht  gezogenen  Momente:  die  geistige 
Bindung  aller  Völker  und  ihrer  politischen  Repräsentanten  durch  die 
liberal-konstitutionelle  Doktrin  sowie  die  Kraft  der  nationalen  Idee 
als  der  eigentlichen  Dynamik  der  Politik  aller  nationalen  Gruppen 
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innerhalb  des  Reiches  haben,  wie  gesagt,  auf  die  ganze  Arbeit  des 
Verfassungsausschusses  in  hohem  Maße  bestimmend  eingewirkt: 
dennoch  ist  hier  ein  tiefer  Unterschied  zwischen  Deutschen  und 
Slawen  unverkennbar,  vor  allem  insofern,  als  jene  Bindung  durch 
die  Autorität  der  konstitutionellen  Doktrin  bei  den  Deutschen  doch 
weit  stärker  gewirkt  hat  als  bei  den  anderen  Völkern  des  Reiches. 
Denn  mehr  als  jemals  vorher  oder  später  eine  politische  Lehre  ist 
die  des  bürgerlichen  Liberalismus  ein  literarisches  Bildungsprodukt 
gewesen;  die  Deutschen  aber  waren  in  Oesterreich  damals  geradezu 
allein  als  Nation  Träger  einer  großen  und  umfassenden,  historisch 
erwachsenen  Bildung.  Gewiß  war  auch  bei  Polen,  Tschechen  und 
Südslawen  im  Jahre  1848  die  parlamentarische  Politik  fast  durchweg 
in  die  Hände  der  Gebildeten,  der  freien  und  beruflichen  Intelligenz 
dieser  Völker,  und  damit  zum  großen  Teil  doch  wieder  vorwiegend 
rein  deutsch  gebildeter  Persönlichkeiten  gelegt,  aber  der  höchst  be- 
deutungsvolle Unterschied,  der  in  dieser  Hinsicht  zwischen  Deutschen 
und  Nichtdeutschen  bestand,  ist  doch  unverkennbar.  Bei  den 
Slawen  —  sowohl  bei  den  Massen  wie  bei  der  an  Zahl  geringen, 
gebildeten,  die  Führung  übernehmenden  Oberschicht  —  wirkte  die 
Revolution,  indem  sie  den  Völkern  die  volle  bürgerliche  Freiheit 
gab  und  ihre  politische  Tätigkeit  eröffnete,  in  dem  plötzlich  dadurch 
geschaffenen  Wandel  der  Dinge  vorwiegend  als  ein  nationales 
Erlebnis,  und  darum  war  diese  Wirkung  von  tiefsten  Gefühlswerten 
begleitet:  von  allem  Anfang  bedeutete  das  Nationalbewußtsein, 
welches  nun  das  Slawentum  in  seiner  ganzen  Fülle  durchdrang,  in 
der  ganzen  politischen  Bewegung  der  revolutionären  Periode  deren 
eigentliches  Wesen,  bildete  die  Hoffnung  auf  nationale  Wieder- 
geburt das  eigentliche  Ziel  der  Bewegung,  die  plötzlich  errungene 
politische  Freiheit  das  hierfür  unentbehrliche  Mittel.  Wenn  nun 
auch  hier,  zumal  bei  den  Tschechen  und  Südslawen,  die  Gebildeten 
und  ihre  sprachlichen  und  literarischen  Bemühungen  sicherlich  die 
eigentlichen  Urheber  des  neuen  Nationalgedankens  gewesen  sind, 
so  waren  doch  schon  von  Anfang  an  die  breiten  Volksschichten  die 
bereitstehenden  Träger  der  nationalen  Bewegung,  sobald  sie  nur 
durch  die  Revolution  zur  Teilnahme  am  politischen  Leben  gelangt 
waren.  Von  Anfang  an  durchdringt  daher  die  slawischen  Volks- 
bestrebungen in  Oesterreich  und  Ungarn  —  unbeschadet  der  Autori- 
tät ihrer  wenigen  wissenschaftlich  und  literarisch  geschulten  Urheber 
und  Führer  —  ein  auffallend  starker  demokratisch-nationaler  Zug. 
Bei  den  Deutschen  aber,  zumal  den  Deutschen  Oesterreichs,  war, 
nachdem  der  Polizeistaat  in  den  Märztagen  gebrochen  worden,  die 
politische  Revolution  —  selbst  in  Wien,  wo  allein  zufolge  der  Größe 
Redlich.    I.  IG 
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der  Stadt  und  ihrer  industriellen  Entwicklung  die  Volksbewegung 
zeitweilig  einen,  wenn  auch  unklaren  und  haltlosen,  so  doch  unver- 
kennbar auf  die  Arbeiterschaft  sich  erstreckenden  demokratisch- 
sozialen  Charakter  annahm  —  vornehmlich  in  den  Kreisen  des  ge- 
bildeten und  halbgebildeten  Bürgertums  vor  sich  gegangen:  die  für 
die  Wiener  Revolution  charakteristische,  ganz  eigenartige  Macht- 
stellung der  Aula,  des  Studententums  und  seines  Anhanges  von 
Trägern  gebildeter  Berufe  und  Intellektueller,  bringt  das  zu  klarem 
Ausdruck.  Das  Interesse  des  Bauernstandes  an  den  in  den  Städten 
emporgekommenen  Freiheitsideen  und  an  der  Konstitution  fiel  nach 
der  Durchsetzung  der  Bauernbefreiung  schnell  und  fast  vollständig 
hinweg.  Die  nationale  Idee  war  aber  im  wesentlichen  doch  auch 
nur  auf  jenen  eben  bezeichneten  engeren  Kreis  der  städtischen  ge- 
bildeten Elemente  und  damit  auf  einen  Bruchteil  der  höheren  Bürger- 
schicht eingeschränkt,  wie  dies  zumal  in  Wien,  Salzburg  und  Graz 
sichtbar  war.  Nur  in  Böhmen  entzündete  sich  an  dem  Widerstände 
gegen  die  tschechische  Nationalbewegung  in  den  breiteren  bürger- 
lichen Schichten  in  Städten  und  Märkten  bis  in  die  Dörfer  hinaus 
zum  erstenmal  das  deutsche  Nationalgefühl.  Was  —  von  Böhmen 
abgesehen  —  an  nationaler  Schwungkraft  in  diesem  von  Anfang  an 
in  bestimmten,  ziemlich  eng  abgegrenzten  Schichten  des  deutsch- 
österreichischen Volkstums  vorhanden  war,  betätigte  und  erschöpfte 
sich  in  Frankfurt  im  Zusammenhang  mit  der  großdeutschen  Frage: 
dort  mußte  auch  für  die  deutsche  Nationalbewegung  in  Oesterreich 
die  Entscheidung  fallen.  Diese  Entscheidung  war  nicht  nur  für  die 
weiterblickenden  deutschen  Politiker,  sondern  für  die  ganze  politisch 
aktive  deutsche  Oeffentlichkeit  schon  klar  erkennbar,  als  der  Ver- 
fassungsausschuß in  Kremsier  sein  Werk  begann.  Für  die  Deutschen 
bedeutete  also  die  geistige  Rückkehr  aus  der  rein  nationalen  Be- 
wegung als  Folge  des  Zusammenbruches  der  großdeutschen  Idee 
in  erster  Linie  eine  Rückkehr  zum  „Staat",  zur  historischen  Staats- 
einheit der  von  der  Dynastie  zusammengefaßten  Erbländer,  und  be- 
deutete gleichzeitig  auch  die  Einschränkung  des  nationalen  Ge- 
dankens auf  das  spezifische  Interesse  der  österreichischen  Deutschen 
an  der  Erhaltung  des  deutschen  Charakters  dieses  dynastischen 
Staatswesens.  cEs  treten  also  bei  den  deutschen  Politikern  Oester- 
reichs  allenthalben  und  auch  in  Kremsier  naturgemäß  von  da  ab  die 
staatlich-politischen  Gesichtspunkte  in  den  Vordergrund:  instinktiv 
aus  dem  Gefühl  der  zahlenmäßig,  kulturell  und  durch  seine  Sprache 
begründeten  historischen  Vorherrschaft  des  deutschen  Elementes  in 
diesem  Staate  herausgewachsen,  alsbald  mehr  und  mehr  bewußt  setzt 
sich  die  nationale  Tendenz  der  Deutschen   in  eine  rein   politische 
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um,  und  zwar  in  eine  —  vom  Standpunkt  des  gegebenen  Staates  aus 
betrachtet  —  konservative  Politik,  welche  die  bestehende  Or- 
ganisation des  habsburgischen  Gesamtstaates  als  die  für  da3 
Deutschtum  einzig  mögliche  ansieht,  und  sie  darum  unbedingt  gegen 
die  selbständigen  slawischen  Bestrebungen  zu  erhalten  strebt. e) 

Demgegenüber  erscheint  das  Eintreten  in  den  Reichstag  und 
den  Verfassungsausschuß  und  die  damit  bekundete  Anerkennung 
Oesterreichs  als  einer  staatlichen  Gesamtheit  seitens  der  Tschechen 
doch  als  etwas  völlig  Verschiedenes:  zunächst  zweifellos  als  ein 
Zurückweichen  von  der  rein  staatsrechtlichen  Idee,  wie  sie  die 
böhmische  Charte  Kaiser  Ferdinands  vom  8.  April  in  unklarem, 
aber  sicherlich  weit  gezogenem  Ausmaße  anerkannt  hat.  Der  Rück- 
schlag, den  der  Juniaufstand  der  tschechischen  Nationalbewegung 
zugefügt  hatte,  spricht  sich  allein  schon  in  der  Tatsache  aus,  daß  die 
Tschechen  in  den  konstituierenden  Reichstag  und  dessen  Ver- 
fassungsausschuß als  Mitarbeiter  eintreten,  ohne  daß  vorher  der  seit 
den  kaiserlichen  Versprechungen  vom  8.  April  wieder  „legitimierte" 
böhmische  Generallandtag  sich,  wie  geplant  war,  aus  eigenem 
Recht  über  das  künftige  Verhältnis  der  Länder  der  böhmischen 
Krone  zum  Reiche  schlüssig  gemacht  hatte.  In  dieser  Tatsache 
allein  lag  schon  eine  Anerkennung  des  durch  die  dynastische  Macht 
und  die  Gewalt  der  Tatsachen  seit  1621  geschaffenen  einheitlichen 
Gesamtstaates  seitens  der  Tschechen,  die  fast  wie  ein  Verzicht  auf 
das  von  den  Literaten  und  Patrioten  —  den  „Vlastenci"  —  seit 
einem  Menschenalter  in  aller  Stille,  aber  mit  wachsendem  Erfolg 
als  Ideal  des  Volkes  hingestellte  historische  Staatsrecht  Böhmens 
aufgefaßt  werden  konnte.  Damit  aber  war  auch  schon  die  volle 
Gegensätzlichkeit  der  tschechischen  —  und  in  weiterem  Verfolg  — 
der  slawischen  Stellung  überhaupt  im  Vergleich  zu  der  Posi- 
tion der  Deutschen,  was  die  Verfassungsarbeit  des  Reichstages  be- 
trifft, bezeichnet:  Tschechen  und  Polen  traten  auf  den  durch  das 
konstituierende  Zentralparlament  geschaffenen  Boden  bewußt  nur 
als  Exponenten  nationaler  Politik,  als  Träger  historischer  Ansprüche 
auf  ein  mehr  oder  minder  ausgedehntes  Maß  nationalstaatlicher 
Sonderheit  und  jedenfalls  —  darin  auch  mit  Südslawen  und 
Italienern  einig  —  auf  ein  bestimmtes  Maß  nationaler  Selbst- 
bestimmung. Ihre  formale  Anerkennung  des  Gesamtstaates  ist  also 
nur  die  rein  äußerliche  Voraussetzung  für  eine  durchaus  vom  natio- 
nalpolitischen Streben  erfüllte  Offensive  gegen  diesen  Staat  an  und 
für  sich,  woraus  sich  schon  ergibt,  daß  nur  in  der  Ausgleichung 
dieser  beiden  Grundkräfte  des  kaum  geborenen  österreichischen 
Parlamentarismus  —  der  deutschen  Beharrungstendenz  einerseits, 

16* 


244    Das  Verfassungswerk  im  Ausschusse  des  Kremsierer  Reichstages. 

des  slawischen  Bestrebens  auf  möglichst  vollständigen  Umbau  des 
Bestehenden  andrerseits  —  nur  durch  ein  Kompromiß  die  Lösung 
des  österreichischen  Problems  möglich  war,  deren  stärksten  Behelf 
die  gemeinsamen  Hoffnungen  aller  Völker  auf  die  uneingeschränkte 
Schöpferkraft  der  liberal-konstitutionellen  Doktrin  und  ihrer  Ein- 
richtungen bildete. 

In  der  geschilderten  Natur  der  einzelnen  Volksbewegungen, 
aus  denen  sich  die  österreichische  Revolution  von  1848  zusammen- 
setzt, liegt  nun  schon  auch  die  Notwendigkeit  der  beiden  großen 
Parteilager  begründet,  in  welche  sich  das  erste  Reichsparlament 
Oesterreichs  von  Anfang  an  tatsächlich  schied,  die  aber  in  voller 
Schärfe  einander  erst  gegenübertraten,  als  die  eigentliche  Ver- 
fassungsfrage, das  „österreichische  Problem",  die  Frage  nach  der 
Organisation  des  künftigen  konstitutionellen  Völkerreiches  oder 
Völkerstaates  endlich  unverhüllt  zur  Losung  stand:  die  Parteien  der 
Zentralisten  und  Föderalisten,  wie  sich  die  Vorkämpfer  der  damit 
ausgedrückten  großen  Grundgedanken  zuerst  selbst  in  der  Debatte 
des  Verfassungsausschusses  nannten.  Diese  Scheidung  ist 
dann  dauernd  die  einzige  reale  große  Organi- 
sation der  politischen  Kräfte  Oesterreichs  ge- 
blieben :  bis  zum  letzten  Tage,  an  dem  österreichische  Volks- 
vertreter in  einem  Parlamentssaal  zusammengesessen  sind.  Wie 
sehr  sich  innerhalb  aller  österreichischen  Nationen  im  Laufe  von 
70  Jahren  das  Parteiwesen  auch  differenziert,  wie  viele  neue  Spal- 
tungen innerhalb  der  einzelnen  nationalen  GrupDen  hervor- 
gekommen sind,  wie  verschieden  sich  die  einzelnen  deutschen  und 
slawischen  Fraktionen  je  nach  ihren  politischen  Grundsätzen  oder 
Motiven  jeweils  zur  Regierung  verhalten  haben,  so  sind  sie  alle 
doch  immer  vom  Standpunkt  der  Gesamtstaatspolitik  nur  als  Unter- 
abteilungen der  beiden  großen  Grundformationen  zu  verstehen, 
welche  der  zentralistische  und  föderalistische  Gedanke  1848  ein 
für  allemal  festgelegt  haben.  Daran  ändert  auch  nichts,  daß  beider- 
seits von  Zeit  zu  Zeit  Schwankungen  einzelner  Teile  der  nationalen 
Parteien,  was  ihr  Grundprinzip  betrifft,  scheinbar  festgestellt  werden 
können;  hinwiederum  ändert  dies  auch  nichts  an  dem  politischen 
Grundcharakter  der  von  Anfang  an  bestehenden  Gesamtgruppierung 
der  nationalen  Parteien,  welche  darin  besteht,  daß  prinzipiell  die 
Deutschen  dem  „Zentralismus",  die  Slawen  dem  „Föderalismus" 
nachhängen,  wobei  nur  die  Ruthenen  infolge  ihrer  Unterwerfung 
durch  die  Polen  eine  Ausnahme  von  der  slawischen  Grundstellung 
machten.  Auch  diese  Erscheinung  ist  übrigens  im  konstitutionellen 
Reichstag  schon  klar  ausgebildet.     Schließlich   muß  aber  schon  an 
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dieser  Stelle  ausgesprochen  werden,  daß  der  Kern  der  mit  dem 
Schlagwort  vom  Zentralismus  und  Föderalismus  bezeichneten  Ge- 
samtanschauungen dauernd  bis  zur  letzten  Stunde  des  habsburgischen 
Reiches  der  gleiche  geblieben  ist,  wenn  auch  begreiflicherweise  zu 
verschiedenen  Zeiten  immer  einzelne  Merkmale  der  mit  den  Worten 
„Zentralismus"  und  „Föderalismus"  bezeichneten  politischen  Vor- 
stellungsinhalte in  wechselnder  Stärke  und  verschiedener  Bedeutung 
hervorgetreten  sind. 10) 

Im  Reichstage  wie  überhaupt  in  dem  ganzen  mit  der  Revolution 
imd  deren  unmittelbaren  Wirkungen  ausgefüllten  Zeitraum,  der  bis 
zur  formellen  Wiederaufrichtung  des  Absolutismus  in  Wien  reicht, 
haben  die  Begriffe  von  Zentralismus  und  Föderalismus  einen  stark 
doktrinären  Charakter:  das  bezeugen  die  Reden  der  Volksvertreter 
ebenso  wie  die  Artikel  der  Zeitungen  und  die  etwa  bis  1851  reich- 
lich fließende  Flugschriftenliteratur.  Diese  Erscheinung  hängt  eben 
mit  dem  schon  mehrfach  berührten  Wesen  der  ersten  politischen 
Parteien,  die  Oesterreich  gehabt  hat,  in  dieser  frühesten  Phase  der 
Entfaltung  seines  gesamtstaatlichen  Problems  innig  zusammen.  Auf 
beiden  Seiten,  bei  Deutschen  und  Slawen,  war  die  politische  Aktion 
—  trotz  des  demokratischen  Wahlrechtes  zum  konstituierenden 
Reichstag  —  fast  ganz  in  den  Händen  der  eigentlich  „Gebildete" 
genannten  Kreise  geblieben,  also  der  spezifisch  „intellektuellen" 
Kreise  der  einzelnen  Völker,  und  so  zeigt  das  öffentliche  Leben  auf 
der  Tribüne  und  in  der  Presse  von  vornherein  einen  stark  akade- 
mischen Zug:  zugleich  aber  erwächst  auch  aus  dieser  Quelle  der 
Politik  von  1848  überhaupt  und  den  Debatten  des  Verfassungsaus- 
schusses im  besonderen  jener  eigentümliche  Charakter  des  poli- 
tischen Idealismus,  der  noch  den  vollen  Glauben  an  die  unbegrenzte 
Schöpferkraft  einfacher,  großer,  als  Wahrheit  empfundener  poli- 
tischer Gedanken  besitzt  und  verleiht.  Damit  hängt  dann  auch  als 
ein  weiteres,  den  Verfassungsdebatten  in  Kremsier  eigenes  Merk- 
mal zusammen:  die  hohe  Autorität,  welche  den  geistigen  Mächten, 
dem  gelehrten  Wissen  und  der  Bildung  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Politik  freiwillig  von  allen  Seiten  zuerkannt  wird:  in  diesem  jugend- 
lichen Stadium  des  österreichischen  Parlamentarismus  tragen  die 
politischen  Kämpfe  gewissermaßen  einen  „homerischen"  Zug  inso- 
fern, als  eigentlich  zumeist  nur  die  Führer,  die  Parteiheroen  in  den 
Debatten  einander  gegenübertreten,  die  Masse  aber  sowohl  an  und 
für  sich  wie  auch  im  Reichstage  die  große  Mehrheit  der  Abgeord- 
neten nur  den  zumeist  schweigsamen  Hintergrund  für  die  leitenden 
Persönlichkeiten  bildet.  Das  ganze  Parteiwesen  ist  eben  noch 
durchaus  unentwickelt,  innerhalb  der  nationalen  Gruppen,  die  allein 
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feste  Grenzen  zeigen,  besitzen  die  wenigen  politisch  begabten  oder 
wenigstens  politisch  gebildeten  Köpfe  eine  größere  oder  geringere 
persönliche  Gefolgschaft,  im  Ganzen  und  Großen  aber  sind  die  par- 
lamentarische Taktik,  das   Verhältnis   der  Parteien  zur  Regierung 
und    die    jeweilige  Richtung,    welche  Abstimmungen    zu    nehmen 
haben,  auf  die  freie  persönliche  Entschließung  des  einzelnen  Volks- 
vertreters gestellt.    Unter  diesen  Umständen  schafft  nun  für  die  an 
Zahl  stärkste   und  auch  an  politischer  Differenzierung   von   vorn- 
herein vorgeschrittenste  nationale  Gruppe,  für  die  Deutschen,  das 
Schlagwort  des  Zentralismus  ein  gewisses,  die  verschiedenen  poli- 
tischen Richtungen  zusammenfassendes  Band;  und  zwar  gerade  des- 
halb,  weil   dieses   Wort  wegen   seiner   Unbestimmtheit    doch   weit 
mehr  einen  gefühlsmäßig  erfaßten  staatlichen  Zustand  als  irgend- 
eine   formulierte    politische  Doktrin    für    die    meisten    bezeichnet. 
Dieser  Zustand  ist  aber  kein  anderer  als  der  des  geschichtlich  ge- 
gebenen Reiches,  das  als  geistige  Potenz  in  der  dynastischen  Ge- 
samtstaatsidee, als  tatsächliche  politische  Macht  in  deren  Verwirk- 
lichung durch  die  vom   Kaisertum  geschaffenen  zentralen  Einrich- 
tungen der  Regierung  und  Verwaltung  in  Erscheinung  getreten  war 
und  so  die  ganzen  Vorstellungen  von  Staat  und  Politik  der  darin 
vereinigten  Völker  durch  viele  Generationen  hindurch  in  weitestem 
Maße  beherrschte  und  erfüllte.     Die  eine  der  beiden  großen  poli- 
tischen Anschauungen  im  modernen  Oesterreich,  die  zentralistische, 
bildet  sich  also  unmittelbar  als  organische  Weiterführung  der  habs- 
burgischen  Reichs-  und  Staatsentwicklung,  die  sich  seit  Ferdinands  II. 
Tagen,  vollends  seit  den  Schöpfungen  und  Reformen  Karls  VI.  und 
Maria  Theresias  vollzogen  hat.    Daher  ist  die  deutschzentralistische 
Idee  von  Oesterreich,  wie  sie  sich  als  politischer  Gedanke  der  Re- 
gierten, als  Parteigedanke  von  1848  an  kristallisiert,  im  Grunde  ge- 
nommen eine  historisch  konservative  Idee:  denn  sie  sucht  das  Er- 
gebnis der  durch  den  Absolutismus  von  zwei  Jahrhunderten  aus- 
gebildeten und  gepflegten  Politik,  den  zentralistischen  Einheitsstaat, 
nunmehr  auch  für  die  nun  beginnende  Epoche  des  liberalen  Konsti- 
tutionalismus festzuhalten.     Diejenigen    aber,    welche     ihr  eigenes 
Interesse  zu  solcher  Formulierung  ihres  politischen  Denkens  drängt, 
sind  überwiegend,  ja  fast  ausschließlich  die  Deutschen  Oesterreichs, 
genauer  gesagt  ihre  bürgerlichen  Klassen,  die  als  soziale  Schichte 
längst  neben  dem  national  völlig  indifferenten  historischen  Adel  die 
eigentlichen   Träger   und   Werkzeuge   des    dynastischen   Obrigkeits- 
ßtaates  der  Habsburger  sind,  seitdem  die  leitende  Bureaukratie  und 
der  überwiegende  Teil  des  Offizierkorps  der  Armee  aus  ihr  her- 
vorgehen.    Für  die  durch  die  Revolution  aus  dieser  Gesellschafts- 
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klasse  hervorgehobenen  und  zur  Politik  berufenen  Elemente,  denen 
auch  im  Reichstage  der  größte  Teil  der  Verantwortung  der  Lösung 
der  Verfassungsfrage  obliegt,  steht  also  in  erster  Linie  die  Frage, 
wie  der  bestehende,  an  und  für  sich  seit  Maria  Theresia  durchaus 
deutsche  Obrigkeitsstaat  des  Hauses  Habsburg  mit  den  Einrich- 
tungen und  Grundsätzen  der  Repräsentativverfassung  und  den  bür- 
gerlichen Grundrechten,  wie  sie  ihre  liberale  Doktrin  forderte,  in 
Einklang  gebracht  werden  könnte.  Dennoch  besaß  natürlich  auch 
für  die  Politik  der  Deutschen  der  alte  Obrigkeits-  und  Polizeistaat, 
wie  ihn  die  Revolution  eben  umgeworfen  hatte,  von  vornherein 
mehrfach  durchaus  problematischen  Charakter.  Einmal,  was  das 
Reichsproblem  betraf,  also  den  Zusammenhang  des  erbländischen 
Einheitsstaates  mit  Ungarn  und  Deutschland;  zweitens  war  aber 
auch  bei  den  Deutschen  Oesterreichs  der  vorwiegend  mit  ihren 
geistigen  Kräften  und  ihrer  Sprache  gebildete  Einheitsstaat  als 
solcher  längst  in  Frage  gestellt,  und  zwar  durch  die  —  scheinbar 
nur  mehr  als  Schatten  vorhandene  —  tatsächlich  aber  doch  lebendig 
fortexistierende  Persönlichkeit  der  historischen  Bestandteile  des 
Reiches,  der  Erbländer.  Vom  Reichsproblem  ist  nach  dem,  was 
darüber  schon  gesagt  worden  ist,  hier  zunächst  nicht  weiter  zu 
sprechen:  um  so  mehr  von  dem  zweiten  Punkt,  von  der  Auffassung, 
welche  sich  der  junge  deutschösterreichische  Liberalismus  aus  der 
vormärzlichen  Periode  heraus  über  die  Stellung  der  Erbländer  zum 
„Staat",  zur  dynastischen  Einheitsregierung,  nach  und  nach  gebildet 
hatte. 

In  dem  Augenblick,  in  welchem  die  Märzrevolution  in  Wien  mit 
einem  Stoß  den  militärisch-bureaukratischen  Macht-  und  Obrig- 
keitsstaat in  der  Reichshauptstadt  und  damit  im  ganzen  Reiche  in 
Trümmer  geworfen  hatte,  trat  für  alle  sichtbar  hervor,  was  kundige 
Beurteiler  längst  schon  wußten,  daß  nämlich  der  dynastische  Abso- 
lutismus seine  große  Gesamtstaatsidee  doch  nur  innerhalb  be- 
stimmter enger  Schranken  und  nur  zu  einem  Teile  schöpferisch  und 
daher  lebensfähig  verwirklicht  hatte.  Dieses  Ziel  war  durch  die 
Politik  des  Hauses  Habsburg  in  der  Weise  verfolgt  worden,  daß  sie 
Schritt  für  Schritt  das  Ständewesen  und  die  historischen  Rechte  des 
ständischen  Adels  in  den  einzelnen  Königreichen  und  Ländern  be- 
kämpfte und  schwächte,  bis  schließlich  Maria  Theresia  und  Josef  IL 
die  „Staatsraison"  allein  walten  ließen,  die  meisten  Rechte  der 
Stände  einfach  selbstherrlich  beseitigten  und  nun  durch  einen  uni- 
formen Ueberbau  von  gerichtlichen  und  administrativen  Behörden 
als  kaiserlichen  Aemtern  die  politische  Individualität  der  einzelnen 
Kronländer  vollständig  farblos  machten.     Dennoch  ist  das  Endziel 
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nicht  erreicht,  sind  einige  der  äußersten  Maßregeln  dieser  Unifizie- 
rungspolitik  doch  wieder  außer  Kraft  gesetzt  worden,  ist  als  Erfolg 
der  Opposition  der  Stände  Böhmens,  Niederösterreichs,  Tirols  die 
Existenz  der  Erbländer,  wenn  auch  in  der  auf  das  äußerste  ver- 
kümmerten Gestalt  der  „Postulatenlandtage"  und  ihrer  Verord- 
netenkollegien  erhalten  geblieben.11)  Noch  in  dem  Patent  vom 
11.  August  1804,  mit  welchem  Kaiser  Franz  die  Annahme  des  Öster- 
reichischen Kaisertitels  seinen  Völkern  verkündete,  ist  die  selbst- 
verständliche Rechtspersönlichkeit  jedes  einzelnen  Erblandes  an- 
erkannt und  wird  der  Gesamtbesitz  des  Erzhauses  und  seines 
Oberhauptes  als  der  Inbegriff  der  „k.  k.  Staaten"  bezeichnet. 
Immerhin  sind  also  die  Länderpersönlichkeiten  lebendig  genug 
geblieben,  um  noch  einmal  —  vor  dem  Ende,  das  nicht  die  Revo- 
lution, sondern  ihr  unmittelbarer  Erbe,  der  neue  Absolutismus, 
ihnen  bereitet  hat!  —  wider  die  siegreiche  zentralistische  Autokratie 
offen,  wenn  auch  zunächst  noch  erfolglos,  sich  aufzulehnen,  als 
die  Schwäche  und  Unfähigkeit  des  längst  erstarrten  Regierungs- 
systems in  den  vierziger  Jahren  allen  an  den  Staatsgeschäften  Be- 
teiligten kund  geworden  war.  Wenn  es  nun  auch  weder  dem  libe- 
ralen Flügel  der  Wiener  Landstände  noch  den  oppositionellen 
„Originalböhmen"  der  Prager  Landstube  unter  Graf  Deyms  Führung 
gelungen  ist,  den  alten  Landtagen  und  ihren  Ständen  irgendeinen 
Einfluß  auf  die  am  13.  März  entfesselte  Bewegung  zu  gewinnen,  so 
hat  die  tatsächliche  Existenz  der  Stände,  die  sich  immerhin  in  den 
letzten  Jahren  vor  dem  Ausbruch  der  Revolution  in  Wien  und  Prag, 
in  Graz  und  Innsbruck  nicht  nur  oppositionell  gegen  die  Regierung, 
sondern  auch  administrativ  stärker  zu  betätigen  begannen,  Wohl- 
fahrtspflege und  Bildungsbestrebungen  einleiteten  und  förderten, 
trotz  der  augenblicklich  geringen  praktischen  Erfolge  doch  eine  sehr 
bedeutsame,  von  der  landläufigen  österreichischen  Geschichtschrei- 
!>ung  zweifellos  unterschätzte  politische  Wirkung  zur  Folge  gehabt. 
Dies  war  nämlich  das  Wichtigste:  es  ist  die  öffentlich-rechtliche  Per- 
s "nlichkeit  der  historischen  Königsreiche  und  Länder,  aus  denen  die 
Dynastie  ihr  Reich  gebildet  hatte,  ungeachtet  der  Verkümmerung 
ihrer  praktischen  Befugnisse  und  ihrer  politischen  Macht  erhalten 
geblieben  bis  zu  dem  Augenblicke,  da  ihr  vielhunderjiihriger  Gegner 
und  Unterdrücker,  der  „Staat",  die  tote  Regierungsmaschine,  als  die 
er  sich  jetzt  endgültig  enthüllte,  durch  den  revolutionären  Ausbruch 
zusammenstürzte.  In  diesem  entscheidenden  Moment  standen  die 
Länder  und  ihre  Persönlichkeiten  nicht  nur  aufrecht,  sondern  in 
den  meisten  Kronländern  waren  die  liberalen  Elemente  der  Stände 
produktiv   genug,  um   für  die  Session,   welche   die  Regierung   nach 
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dem  13.  März  sogleich  in  allen  Kronländern  in  Aussicht  stellte,  Ver- 
treter der  Städte  und  Landgemeinden  sich  neu  anzugliedern  und  mit 
diesen  vereint  sogleich  die  Beratung  und  provisorische  legislative 
Formulierung  dringendster  Reformfragen  ins  Werk  zu  setzen,  an 
erster  Stelle  die  Abschaffung  der  die  Bauernschaft  belastenden  Feu- 
dalrechte und  die  Reform  der  Gemeindeverfassung.  Man  braucht 
bloß  die  Verhandlungen  des  sogenannten  mährischen  Bauernland- 
tages von  1848,  des  verstärkten  schlesischen  Konventes  und  der 
gleichzeitigen  Session  des  provisorischen  steiermärkischen  Land- 
tages zu  verfolgen,  um  zu  erkennen,  daß  in  diesen  von  den  Ständen 
mit  Hilfe  der  liberalen  Intelligenz  gebildeten  Landesvertretungen 
der  Uebergang  von  der  letzten  Phase  des  feudalen  Ständewesens 
der  historischen  Territorien  Oesterreichs  zum  Landtag  und  zur  pro- 
vinziellen Landesgesetzgebung  des  modernen  österreichischen  Ein- 
heitsstaates lebendig  und  wirkungsvoll  vermittelt  worden  ist!12) 

In  dieser  Tatsache  der  unversehrten  Forterhaltung  der  König- 
reiche und  Länder  in  ihrer  politischen  Individualität  liegt  nun  ge- 
wissermaßen der  Scheitelpunkt  der  durch  die  Revolution  von  1848 
nur  hindurchgehenden  Entwicklung  der  habsburgischen  Gesamt- 
staatsidee, die  wir  jetzt  in  ihrer  ganzen  Erstreckung,  von  der 
Pragmatischen  Sanktion  angefangen  bis  zum  Zusammenbruch  des 
Reiches  im  Weltkriege,  klar  und  vollständig  übersehen  können.  Die 
durch  die  Revolution  von  1848  ausgelösten,  selbständigen  politischen 
Kräfte  und  Parteien  der  einzelnen  österreichischen  Völker  über- 
nahmen programmatisch  die  bis  dahin  rein  dynastische  Gesamt- 
staatsidee: aber  jede  der  beiden  großen  nationalen  Gruppen,  der 
Deutschen  einerseits,  aller  nichtdeutschen  Völker  anderseits,  in  der 
ihnen  durch  ihr  nationales  Interesse  gleichsam  vorgeschriebenen 
besonderen  Weise  und  Auffassung.  Der  Punkt  aber,  an  dem  sich 
diese  beiden,  die  ursprünglich  rein  dynastische  Gesamtstaatsidee  ab- 
lösenden politischen  Gedankensysteme  treffen,  der  gemeinsame 
Boden,  von  dem  sie  ausgehen,  ist  die  bei  den  Deutschen  ebenso  wie 
bei  den  Tschechen  lebendig  gebliebene  Vorstellung  von  der  Persön- 
lichkeit und  dem  Rechte  jedes  der  historischen  Territorien,  aus 
denen  sich  der  habsburgische  Reichsbesitz  zusammensetzt:  jedoch 
der  Weg,  der  beiderseits  genommen  wird,  um  zu  demselben  Ziele, 
nämlich  zur  Erhaltung  Oesterreichs  als  eines  Ganzen  zu  gelangen, 
ist  auf  beiden  Seiten  verschieden  und  nicht  minder  —  das  darf 
hier  schon  gesagt  werden  —  unterscheidet  sich  in  Wahrheit  auch 
das,  was  sich  beide,  die  Deutschen  und  Slawen,  als  künftiges  öster- 
reichisches Gesamtreich  denken,  voneinander  durch  grundsätzliche 
Abweichungen  in  der  ganzen  Auffassung  von  Natur,  Gliederung  und 
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Sinn  eines  solchen  alle  Völker  umfassenden  politischen  Ganzen. 
Dieser  Unterschied  wird  zunächst  nur  ganz  oberflächlich  durch  das 
Schlagwort  „zentralistisch"  und  „föderalistisch",  die  alsbald  auf- 
tauchten, charakterisiert.  Wie  zwei  auf  derselben  Höhe  ent- 
springende, aber  nach  verschiedenen  Richtungen  verlaufende  Quell- 
flüsse gehen  die  beiden  Fundamentalgedanken  neuösterreichischer 
Politik,  Zentralismus  und  Föderalismus,  davon  aus,  daß  die  uralte 
Vorstellung  von  der  Persönlichkeit  des  einzelnen  Erblandes  im  Zeit- 
alter der  Revolution  noch  lebendig  ist,  daß  nicht  nur  im  stän- 
dischen Adel,  sondern  auch  im  Bürgertum  und  Bauernstand  sich 
mit  dieser  Vorstellung  seit  Jahrhunderten  das  eigentliche  Heimat- 
gefühl und  darum  zugleich  auch  das  Gefühl  der  besonderen 
Stammesart  unlöslich  verschmolzen  hat.  Diese  Persönlichkeit  be- 
ruht auf  dem  Gedanken  von  dem  Rechte  jedes  Kronlandes  auf  eine 
gewisse  politische  Selbständigkeit  der  kaiserlichen  Zentralgewalt 
gegenüber,  auf  territorialer  Integrität  und  Bewahrung  seiner  admini- 
strativen und  kulturellen  Eigenart  mit  Hilfe  und  in  dem  Rahmen 
einer  besonderen  Landesvertretung  sowie  der  Wirksamkeit  ihrer 
Organe.  Diese  Vorstellung  also  besteht  ebenso  in  den  deutschen 
Alpenländern  wie  in  den  deutschslawischen  Sudetenländern  und 
sogar,  wenn  auch  fast  ganz  auf  die  Oberklasse  beschränkt,  in 
Galizien,  in  welchem  als  einem  Rudiment  der  alten  polnischen 
Republik  das  Landesgefühl  als  Träger  und  Platzhalter  des  unver- 
lorenen nationalen  Staatsgedankens  beim  polnischen  Adel  in  vollster 
Kraft  stand.  ») 

Diese  eigentlich  überraschende  Tatsache  von  der  Kraft  und 
Lebendigkeit  des  Gefühls  breiter  Schichten  für  die  politische  Per- 
sönlichkeit des  Erblandes  als  organischen  Teiles,  nicht  als  mecha- 
nischer Provinz  der  Monarchie  erfährt  nun  bei  beiden  Völkern,  auf 
deren  Zusammenhalt  allein  Oesterreich  beruhte,  bei  den  Deutschen 
und  Tschechen,  in  dem  kritischen  Augenblick  der  Revolution  be- 
sondere Verstärkung  aus  je  einer  besonderen  Quelle.  Für  die  von 
der  konstitutionellen  Theorie  beherrschten  Advokaten,  Literaten 
und  Akademiker,  welche  die  politische  Führung  der  liberalen  Be- 
wegung in  Wien  und  Deutschösterreich  innehatten,  lag  in  der  Selb- 
ständigkeit der  einzelnen  Erb-  oder  „Kronländer",  wie  man  sie  zu 
nennen  begann,  die  Verwirklichung  der  Lehre  vom  Pouvoir  munici- 
pal,  welche  die  franz  sisch-belgische  Doktrin  vom  konstitutionellen 
Staat  mit  großer  Vorliebe  ausgearbeitet  hatte,  oder  man  setzte  sie 
der  „landschaftlichen"  Autonomie  der  Rotteckschen  Schule  gleich, 
in  der  sich  jene  westeuropäische  Doktrin  mit  Elementen  der  histo- 
rischen deutschen  Ständeverfassung  zu  einem  Ganzen  verschmolzen 
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hatte.     Deshalb  finden  wir  schon  in  den  ersten   Versuchen  einer 
österreichischen  Verfassungsbildung,  in  den  Beratungen,  welche  die 
erbländischen  Stände  durch  ihre  Delegierten  in  den  März-  und  Anril- 
tagen  zu  Wien  abhielten,  nebst  dem  besprochenen  Referate  des  Frei- 
herrn von  Kleyle  über  die  Reichsverfassung  auch  ein  Referat  über 
die  Reform  der  Provinzialstände,  von  dem  sogleich  mehr 
zu  sagen  sein  wird.    Für  die  Tschechen  aber  besaß,  wie  wir  wissen, 
als  Frucht  ihrer  durch  den  literarischen  Historismus  ins  Werk  ge- 
setzten nationalen  Wiedergeburt   Böhmen  grundsätzlich  von  vorn- 
herein nicht  etwa  bloß  als  Land  provinziell-politische  Individualität, 
sondern   der  jungen  tschechischen  Generation  galt  es   wieder   als 
Träger    des    unverwirkten    und   unzerstörbaren    Rechtes    der   böh- 
mischen  Krone  auf   staatsrechtliche   Selbständigkeit  im   Verbände 
mit  Mähren  und  Schlesien  und  durfte  als  solches  verlangen,  daß  erst 
durch  Verhandlung  des  böhmischen  Generallandtages  mit  den  Ver- 
tretern der  übrigen  Erbländer  das  Staatsrecht  der  künftigen  konsti- 
tutionellen Monarchie  der  Habsburger  geordnet  würde.    So  war  es 
nun,  wie  schon  vorhin  bemerkt  worden  ist,  doch  ein  wesentlicher 
Rückschritt  hinter  die"  durch   diese   Auffassung  bezeichnete   Linie, 
wenn  die  Tschechen  nun  doch  auf  dem  Reichstag  erschienen  und 
bereit  waren,  dort  zuerst  die  Staatsverfassung  zu  beschließen,  ehe 
der  böhmische  Landtag  das  volle  Landesrecht  wieder  in  Kraft  ge- 
setzt hatte.     Aber  wenn  sich  in  Prag  die  radikaleren  Strömungen 
nach  den  Pfingsttagen  ihren  besonnenen  Führern  und  den  realen 
Machtverhältnissen  leicht  fügten,  so  war  um  so  mehr  gewiß,  daß  für 
die  Tschechen  der  allgemeine  Begriff  des  „Erb-  oder  Kronlandes" 
und    die    Idee    seiner    politischen    Individualität    gegenüber    der 
Monarchie  und  der  Reichsgewalt  bei  der  Arbeit  an  der  Reichsver- 
fassung von  größter  praktischer  Bedeutung  sein  würde.     Für  die 
Tschechen  kam  dabei  natürlich  auch  die  in  ihrem  Volke  von  An- 
fang an  stark  einsetzende  Kraft  des  nationalen  Machtgedankens  in 
Betracht:  da  die  Tschechen  als  Volk  in  Böhmen  und  Mähren  die 
Mehrheit   besaßen,    leitete   schon   das   Selbstinteresse   des   jungen 
böhmischen  Nationalismus  naturgemäß  dahin,  dem   einzelnen  Erb- 
lande möglichst  große  Freiheit  im   Verbände  des  künftigen  konsti- 
tutionellen Gesamtesterreichs  zu  verschaffen.     Die  gleiche  Tendenz 
beherrschte  aber  naturgemäß  die  Slowenen  in  Krain,  die  Italiener 
in  Südtirol  und  vollends  die  Polen  Galiziens  in  ihrem  Drange,  dieses 
große  Land  so  viel  als  möglich  als  ihr  ausschließliches  Herrschafts- 
gebiet und  als  Teil  des  künftig  wiederhergestellten  unabhängigen 
Königreiches   Polen   auszubilden,   darum   auch   ihre   durch   zahlen- 
mäßige Mehrheit,  weit  stärker  aber  durch  ökonomisch-soziale  Tat- 
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sachen  geschaffene  Suprematie  über  das  ruthenische  Volk  nunmehr 
„konstitutionell"  zu  befestigen. 

Die  ersten  politischen  Kundgebungen  Palackys  hatten  schon» 
wie  wir  wissen,  aais  seiner  geschichtsphilosophischen  Anschauung 
und  aus  der  ganzen  Ideenentwicklung  des  literarischen  Slawentums 
heraus  während  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  ein  nationales 
Programm  des  Föderalismus  für  die  ganze  habsburgische  Monarchie 
vertreten  und  der  Slawenkongreß  zu  Prag  hatte  diese  Idee,  wenn 
auch  in  ganz  allgemeinen  und  unbestimmten  Sätzen,  zur  Forderung 
aller  Slawen  erhoben:  diesen  gewissermaßen  im  politisch  luftleeren 
Raum  hochfliegenden  Gedanken  gegenüber  bot  für  alle  österrei- 
chischen Slawen  die  praktische  Idee  möglichster  Kräftigung  der  von 
den  historischen  Ständen  überlieferten  Landespersönlichkeit  eine 
wesentlich  realere  Stellung,  einen  sehr  nutzbaren  Boden  für  eine 
positive  Nationalpolitik,  für  die  unter  den  Tschechen  längst  vor- 
waltende Tendenz,  ihre  nationale  Renaissance  weit  mehr  auf  die 
Wiederbelebung  des  historischen  böhmischen  Staatsrechtes  als  auf 
die  Postulate  des  jungen  unklaren,  gleichzeitig  im  Westen  und 
Süden  wie  im  Osten  Europas  auftauchenden  revolutionären  Natio- 
nalismus zu  begründen,  und  sie  bot  überdies  den  besten  Weg  zur 
parlamentarischen  Erreichung  ihrer  Ziele. 

Von  allen  Nationen  her  entwickelte  sich  in  der  Presse,  in  der 
Flugschriftenliteratur  und  im  ganzen  öffentlichen  Leben  Oester- 
reichs  mehr  und  mehr  das  Schlagwort  von  der  „Autonomie"  als 
Ausdruck  für  einen  der  allen  Nationalitäten  gemeinsamen  Grund- 
gedanken für  das  bevorstehende  Verfassungswerk.  Aber  von  An- 
fang an  bezeichnet  dieser  Gedanke  und  das  ihn  enthaltende  Schlag- 
wort nicht  bloß  eine  beschränkte  Selbständigkeit  der  Länder, 
sondern  die  Idee  der  Autonomie  tritt  von  vornherein  als  ein  all- 
gemeiner politischer  Begriff  auf,  der  die  munizipale  Selbständigkeit 
sämtlicher  Organismen  innerhalb  des  Reichs-  oder  Gesamtstaats- 
gebietes  überhaupt  zum  Gegenstande  hat.  Dieser  Begriff  der  „Auto- 
nomie", wie  ihn  die  deutsche  Publizistik  in  Oesterreich  alsbald 
eifrig  vertritt,  wird  aber  unter  dem  Einfluß  der  konstitutionellen 
Theorie  dahin  verstanden,  daß  darunter  im  wesentlichen  zwei  Kate- 
gorien von  öffentlichen  Körperschaften  umfaßt  sind:  das  Land  (die 
Provinz)  und  die  Gemeinde,  wobei  letztere  wieder  rein  begrifflich 
als  gemeinsame  Bezeichnung  für  die  verschiedenen  innerhalb  eines 
Landes  denkbaren  territorialen  Verbände  verstanden  wird.  Man 
erinnert  sich  der  sehr  interessanten  Formulierung,  welche  das 
Problem  des  Reichsganzen  und  seiner  Verfassung  in  den  zu  Wien 
atattgcfiindonon    Konferenzen    dos    ständischen    Zentralausschusses, 
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und  zwar  vornehmlich  in  dem  Referate  des  Freiherrn  von  Kleyle 
gefunden  hat.  Auch  was  die  Frage  der  inneren  Gliederung  des 
Reiches,  die  Stellung  der  Provinzen  betrifft,  ist  ein  Elaborat  des 
Freiherrn  von  Kleyle  für  diesen  Ausschuß  gearbeitet  worden,  das, 
von  dem  ganzen  Ausschuß  in  allem  Wesentlichen  angenommen, 
abermals  ein  klares  Bild  von  den  Ansichten  gewährt,  welche  über 
diese  Frage  in  den  Kreisen  des  gemäßigten  Liberalismus  bestanden. 
Nachdem,  legt  von  Kleyle  dar,  das  Ministerium  dem  ständischen  Aus- 
schuß zu  verstehen  gegeben  habe,  daß  nicht  Reichsstände,  sondern 
eine  wirkliche  Volksvertretung  als  Organ  der  Reichsgesetzgebung 
durch  die  zu  erwartende  Verfassung  gebildet  werden  würden,  so 
ergebe  sich  daraus  die  Folge,  daß  die  Provinzialstände  nach  anderen 
Prinzipien  reformiert  werden  müßten,  als  wenn  es  zu  einer  auf 
dem  „Unterbau"  von  Gemeinden  und  Provinzialvertretungen  be- 
ruhenden Einrichtung  von  Reichsständen  in  Oesterreich  gekommen 
wäre.  Demi  damit  ist  gesagt,  daß  fortab  die  gesetzgebende  Gewalt 
in  den  Händen  der  zentralen  Volksvertretung  liegen  werde.  „Den 
Provinzialständen,  welche  auch  bisher  nie  mehr  als  eine  beratende 
Stimme  in  der  Gesetzgebung  ausübten,  ist  im  konstitutionellen  Staate 
eine  andere,  aber  gewiß  nicht  minder  wichtige  Sphäre  eingeräumt. 
Aus  selten  befragten  Ratgebern,  deren  Beirat  noch  seltener  befolgt 
wurde,  sollen  sie  künftig  an  der  Verwaltung  der  Provinz  mitwirken. 
Statt  einer  nicht  bloß  ungenügenden,  sondern  notwendig  verwirren- 
den legislativen  Tätigkeit  soll  ihnen  eine  administrative  Hauptauf- 
gabe gegeben  werden." „Die  Ausführung  der  die  Verwal- 
tung betreffenden  Gesetze,  welche  durch  provinzielle  Verschieden- 
heit modifiziert  ist,  die  Umlegung  und  Einhebung  der  bewilligten 
Steuern,  die  Leitung  der  provinziellen  Kredit-,  Wohltätigkeits-  und 
Unterrichtsanstalten,  des  Provinzial-Straßen-  und  Polizeiwesens  und 
dergleichen  mehr,  dies  sind  nach  meinen  Ansichten  vorzugsweise 
die  Geschäfte  der  Provinzialstände.  Außerdem  sollen  sie  dem  Vor- 
stand der  Provinzialregierung  ratend  und  kontrollierend  zur  Seite 
stehen,  damit  auch  bei  jenen  Geschäften,  welche  der  exekutiven 
Gewalt  des  Staates  überlassen  bleiben  müssen,  die  Stimme  des 
Landes  gehört  und  geachtet  werde."  14) 

Man  sieht  schon  aus  diesen  Sätzen,  was  die  Grundidee  Kleyles 
und  —  wie  man  zweifellos  sagen  darf  —  des  gemäßigten  deutschen 
Liberalismus  überhaupt  in  den  ständischen  Kreisen  und  der  bürger- 
lichen Oberklasse  in  Hinsicht  der  künftigen  Provinzialautonomie 
ausmacht:  die  Länder  sollen  künftig  vor  allem  Träger  der 
Verwaltung  als  Inbegriff  der  öffentlichen  Interessenfürsorge 
der  verschiedenen    Berufstände  und  Klassen  sein.     „Den   Reichs- 
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ständen  gegenüber",  legt  das  Referat  Kleyles  dar,  „treten  die  Pro- 
vinzialstände  nicht  als  Provinzialparlamente  mit  ähnlichen  und  nur 
beschränkten  Befugnissen  auf,  denn  die  Provinzen  sollen 
nicht  halbsouveräne  Kantone  werden.  Sie  wirken  auf 
die  gesetzgebende  Gewalt  nur  insofern  ein,  als  der  Einfluß  jeder 
Verwaltung  oder  Administration  natürlich  reichen  muß,  während 
umgekehrt  die  von  den  Reichsständen  bewilligten  Gesetze  und 
Steuern  die  Grenzen  des  Wirkens  bezeichnen,  in  welchen  sich  die 
Provinzialstände  frei  bewegen  können." 

Aus  diesen  Grundzügen  ergibt  sich  aber,  was  die  Stellung  und 
den  Wirkungskreis  der  Provinzialstände  betrifft,  „daß  ein  in  das 
Einzelne  gehende  Statut  nur  dann  angetragen  werden  kann,  wenn 
im  Zusammenhang  der  ganze  Verwaltungsorganismus  umgearbeitet, 
die  Grenzen  nach  unten  durch  Gemeinde  und  Kreisordnung,  die 
Grenzen  nach  oben  durch  Feststellung  der  dem  Staate  vorbehal- 
tenen Gegenstände  gezogen  werden  wird.  Es  handelt  sich  hier  nur 
um  das  Prinzip;  ist  dieses  festgestellt,  so  muß  der  Ausbau  von  unten 
beginnen  und  also  zuerst  die  Gemeindeordnung  in  Angriff  genom- 
men werden." 

Es  schwebt  also  dem  Referenten  der  Ständekonferenz  deut- 
lich eine  grundsätzliche  Teilung  der  öffentlichen  Verwaltung 
zwischen  der  Regierung  als  „Exekutive"  und  den  Provinzial- 
ständen  vor,  welch'  letzteren  ein  gewisser  „Wirkungskreis"  ein- 
geräumt werden  soll:  daraus  folgert  nun  Kleyle,  daß  es  „zweck- 
mäßig" sei,  die  Zusammensetzung  derselben  nicht  nach  dem  Prinzip 
der  Volksvertretung  vorzunehmen,  sondern  sie  aus  den  Repräsen- 
tanten der  verschiedenen  Hauptinteressen  zu  bilden.  An  der  ge- 
setzgebenden Gewalt  im  Zentralparlament  solle,  wie  Kleyle  sich 
ausdrückt,  doch  die  „Volksstimme  bestimmend  mitwirken,  denn  es 
handelt  sich  da  nicht  um  das  Interesse  eines  einzelnen  Standes, 
sondern  um  die  Interessen  des  Staates  im  ganzen,  der  überwiegen- 
den Mehrzahl  der  Staatsbürger".  Die  Provinzialstände  hingegen 
müssen,  da  sie  keinen  Teil  an  der  Gesetzgebung  haben,  „die  ver- 
schiedenen Hauptinteressen  des  Landes  ins  Auge  fassen  und  dar- 
nach müssen  die  Provinzialstände  zusammengesetzt  werden".  Als 
solche  bezeichnet  der  Referent  vier  Interessengruppen:  1.  die  Land- 
wirtschaft, 2.  die  Industrie,  3.  den  Handel,  4.  die  Wissenschaft. 
„Die  Provinzialstände  bestehen  daher:  erstens  aus  Vertretern  des 
größeren  Grundbesitzes,  zweitens  aus  Abgeordneten  der  Städte,  vor- 
zugsweise als  Vertreter  der  Industrie  und  des  Handels,  drittens  aus 
Abgeordneten  der  Landgemeinden,  vorzugsweise  als  Vertreter  des 
kleinen  Grundbesitzes,  und  viertens  aus  Abgeordneten  der  Wissen- 
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schaft  und  endlich  fünftens  in  Ländern,  wo  ein  wichtiger  Zweig  der 
Industrie  außer  den  Städten  betrieben  wird  (z.  B.  Eisenwerke),  aus 
Abgeordneten  dieses  Industriezweiges."  „Diese  Art  von  Ver- 
tretung", sagt  Kleyle,  „ist  in  der  Tat  nur  eine  Reform  der  Provinzial- 
stände,  denn  sie  erhält  das  Grundprinzip  derselben  aufrecht."  15) 

Die  volle  Bedeutung  dieser  von  dem  zweifellos  leitenden  Kopfe 
der  Wiener  liberalen  Ständegruppe  vorgelegten  Ideen  zur  Organi- 
sierung der  österreichischen  Provinzialvertretungen  für  die  ganze 
Entwicklungsgeschichte  des  öffentlichen  Rechtes  in  Oesterreich  wird 
erst  in  folgenden  Abschnitten  gewürdigt  werden.  Schon  an  dieser 
Stelle  muß  aber  gesagt  werden,  daß  dieses  Referat  Kleyles  ge- 
wissermaßen den  zusammenfassenden  geistigen  „Nachlaß"  des 
deutschösterreichischen  Ständewesens  vorstellt:  Kleyles  Denk- 
schrift enthält  nämlich  fast  alle  Grundgedanken  der  späteren  für 
das  konstitutionelle  Oesterreich  so  grundlegenden  und  charakteri- 
stischen Landesautonomie  bereits  in  aller  Klarheit  und  Schärfe  for- 
muliert. Die  Vorstellung,  daß  das  einzelne  Kronland  dem  Reiche 
gegenüber  einen  Anspruch  auf  selbständige  Stellung,  in  erster  Linie 
zur  Pflege  der  „hauptsächlichen"  Interessengruppen  des  Landes  be- 
sitze, daß  dementsprechend  die  Landesvertretung  eine  ausgebildete 
Interessenvertretung  sein  müsse,  daß  diese  aber  vorwiegend  einen 
rein  administrativen  Wirkungskreis  besitzen  solle,  daß  also  das  Land 
mit  der  Reichsexekutive  sich  in  die  öffentliche  Verwaltung  zu  teilen 
habe:  alles  das,  was  von  1861  ab  bis  zum  Umsturz  von  1918  die 
Rechtstellung  des  einzelnen  österreichischen  Kronlandes  dem 
„Staate"  gegenüber  ausmacht  und  bezeichnet,  ist  hier  schon  fest- 
gelegt, und  wie  die  Vorteile  und  zweckmäßigen  Einrichtungen  der 
späteren  österreichischen  Landesautonomie,  so  gehen  auch  ihre 
schweren  Mängel,  gehen  die  theoretischen  Irrtümer,  auf  denen 
dieses  unter  allen  europäischen  konstitutionellen  Monarchien  einzig- 
artige Institut  der  österreichischen  Landesautonomie  beruhte,  mit- 
samt ihren  teilweise  geradezu  verhängnisvollen  Wirkungen  auf  die 
innere  Politik  und  Gesamtverwaltung  Oesterreichs  durchaus  auf  die 
gedankenreiche  und  sehr  bedeutende  Denkschrift  des  ständischen 
Staatsmannes  von  Kleyle  zurück.  Man  muß  diese  Ideen  geradezu  als 
das  Band  auffassen,  welches  das  alte  im  Augenblick  der  März- 
revolution unrettbar  zum  Tode  verurteilte  Ständewesen  Oesterreichs 
mit  seiner  später  anhebenden  liberalen  Landesautonomie  unlösbar 
verknüpft.  Wie  in  vielen  anderen  Beziehungen  ist  eben  auch  in 
diesem  wichtigsten  Bestandteil  des  österreichischen  Verfassungs- 
problems, in  der  Frage  der  Organisierung  der  „Provinzen"  oder 
Kronländer,  das,  was  die  Bewegung  des  Jahres  1848  an  längst  reifen 
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Reformideen  der  bürgerlichen  Klasse,  an  politischen  Idealen  und 
Formulierungen  noch  aus  dem  alten  Regime  heraus  geerntet  und 
zutage  gefordert  hat,  dauernd  die  geistige  Vorratskammer  der 
nächsten  Generationen  sowohl  der  Regierer  als  auch  der  Regierten 
Oesterreichs  geblieben!10) 

An  dieser  Stelle  scheint  es  passend,  jener  ersten  Verfassung, 
welche  die  Märzrevolution  hervorgebracht  hat,  ganz  kurz  zu  ge- 
denken, nämlich  der  vom  Ministerium  Pillersdorf  publizierten  Kon- 
stitution vom  25.  April  1848,  mit  der  das  Konstitutionsversprechen 
des  Kaisers  vom  15.  März  eingelöst  werden  sollte:  es  ist  schon  oben 
darauf  hingewiesen  worden,  daß  der  Maiaufstand  in  Wien  und  sein 
Erfolg,  die  Gewährung  eines  konstitutionellen  Reichstages,  diese 
Verfassung  nach  wenigen  Wochen  vollständig  beseitigte.  Dennoch 
kommt  ihr  einiges  Interesse  zu  als  der  ersten  Stufe  in  der  Ent- 
wicklung der  konstitutionellen  Idee  in  Oesterreich  überhaupt. 

Dieses  Gesetz  war  durchaus  die  Arbeit  der  von  Pillersdorf  ge- 
bildeten Beamtenregierung  und  somit  liegt  hier  der  Niederschlag 
der  rein  theoretisch  gewonnenen  Anschauungen  der  hohen  Wiener 
Bureaukratie  von  einer  verfassungsmäßigen  Neuordnung  des  alten 
josefinischen  Einheitsstaates  der  nichtungarischen  Länder  vor:  daß 
dabei  das  Reichsproblem  völlig  außer  Acht  blieb,  war  eine  Folge 
des  politischen  Verhaltens  dieser  Regierung,  die  in  den  kritischen 
Märztagen,  wie  wir  wissen,  die  Bildung  einer  alle  Ressorts  um- 
fassenden selbständigen  ungarischen  Regierung  und  die  Sanktion 
der  Kossuthschen  Aprilgesetze  dem  Kaiser  dringlichst  geraten  hatte. 

Wie  nun  diese  Beamtenminister  die  ihnen  mehr  oder  minder 
geläufige  Doktrin  vom  konstitutionellen  Staat  nach  belgischem 
Muster  hier  in  eine  Verfassung  des  österreichischen  Einheitsstaates 
umwandelten,  kann  uns  jetzt  nicht  weiter  beschäftigen:  die  inhaltlich 
und  formell  sehr  dürftigen,  vielfach  ganz  formelhaften  Sätze  dieses 
ersten  bureaukratischen  Versuches  einer  Verfassungsschöpfung  in 
Oesterreich  zeigen  überhaupt  nur  in  einem  einzigen  Punkte  eine 
Annäherung  an  das  eigentliche  österreichische  Staatsproblem,  und 
/.war  ist  dies  in  den  Schlußbestimmungen  des  7.  Abschnittes  der 
Fall,  die  sich  mit  den  Provinzialständen  befassen.  In  diesen  Be- 
stimmungen treten  nämlich  deutliche  Anzeichen  des  Einflusses  her- 
vor, den  die  Wiener  liberalen  Ständemitglieder  auf  die  Verfassung 
genommen  haben.  Wir  wissen  aus  den  Protokollen  der  wiederholt 
im  Vorhergehenden  behandelten  ständischen  Zentralkonferenz,  daß 
eine  Abordnung  derselben,  der  Einladung  des  Ministeriums  folgend, 
mit  der  Regierung  vor  der  Vollendung  der  Aprilverfassung  über  die 
geplante  Charte  beraten  hat    Da  Lei  es  nun  bemerkenswert,  daß  die 
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Pillersdorfsche  Verfassimg  dann  doch  den  Anschauungen  der  libe- 
ralen Ständemitglieder,  besonders  des  Wiener  Landtages,  sich  sehr 
nähert,  indem  sie  durchaus  dem  neuen  Verfassungsstaat  den  streng 
zentralistischen  Charakter  des  historischen  Obrigkeitsstaates  eifrig 
zu  wahren  sucht.  Das  gilt  vor  allem  von  der  Ordnung  der  Legis- 
lative. Die  Aprilverfassung  kennt  nur  eine  Art  von  Gesetzen,  näm- 
lich Reichsgesetze;  die  Kategorie  von  Landesgesetzen  ist  ihr  völlig 
fremd.  Sie  erkennt  zwar  die  historische  Persönlichkeit  der  Länder 
anv  deren  „Gebietseinteilung  übrigens  nur  durch  Reichsgesetz  ab- 
geändert werden  kann".  „In  den  einzelnen  Ländern"  —  so  lautet 
§  54  der  Verfassung  —  „haben  Provinzialstände  zur  Wahrnehmung 
der  Provinzialinteressen  und  zur  Besorgung  der  für  diese  Interessen 
sich  ergebenden  Erfordernisse,  soweit  solche  nicht  unter  den  all- 
gemeinen Staatserfordernissen  begriffen  sind,  zu  bestehen.  Den 
bisherigen  Provinzialständen  wird,  insofern  die  Verfassungsurkunde 
keine  Aenderung  enthält,  ihre  Einrichtung  und  Wirksamkeit  er- 
halten." Die  Aprilverfassung  sieht  also  eine  Abänderung  der  be- 
stehenden Ständeverfassungen  der  Länder  vor,  aber  auch  diese  will 
sie  der  zentralen  Gesetzgebung  vorbehalten.  Sie  fährt  nämlich  fort: 
„§  55.  Eine  der  ersten  Aufgaben  des  Reichstages  wird  es  sein,  die 
Prüfung  und  Würdigung  der  von  den  Provinzialständen  vorzulegen- 
den zeitgemäßen  Aenderungen  ihrer  bisherigen  Verfassungen  und 
der  Vorschläge  über  die  Art  der  Ersatzleistung  der  ablösbar  er- 
klärten Grundlasten  in  Verhandlung  zu  nehmen."  Hier  erscheint 
somit  —  man  erinnert  sich  an  das  Referat  von  Kleyles  —  als  Grund- 
gedanke und  eigentlicher  Inhalt  der  provinziellen  Selbständigkeit 
bloß  die  ganz  unbestimmt  ausgedrückte  Funktion  der  —  eventuell 
reorganisierten  —  Stände,  die  durch  die  Worte  „Wahrnehmung  der 
Provinzialinteressen"  und  „Besorgung  der  für  diese  Interessen  sich 
ergebenden  Erfordernisse"  bezeichnet  wird.  Also :  keine  Autonomie 
des  Kronlandes,  keine  „Selbstverwaltung"  der  Provinz,  sondern  nur 
eine  Art  von  Organisation  zur  Vorbringung  provinzieller  Wünsche 
an  die  Zentralregierung  und  Reichsgesetzgebung:  diese  Auffassung 
des  Verhältnisses  der  Länder  zum  „Staate"  muß  selbst  vom  Stand- 
punkte des  ständischen  Liberalismus  jener  Tage  als  ein  wahrhaft 
klägliches  Ergebnis  der  konstitutionellen  Gedankenarbeit  der  vor- 
märzlichen Bureaukratie  angesehen  worden  sein!17) 

Den  führenden  Mitgliedern  der  liberalen  Kreise  des  öster- 
reichischen Bürgertums  von  1848  war  es  vollkommen  klar,  daß  eine 
Wiederbelebung  der  Länder  oder  Provinzen  als  Träger  selbstän- 
diger und  wirksamer  öffentlicher  Rechte  und  Befugnisse,  wie  sie 
die  Öffentliche    Meinung  vom    Beginn  der    Märzbewegung  an  ver- 
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langte,  nur  denkbar  sei,  wenn  sie  sich  auf  der  Grundlage  einer 
völligen  Neuschöpfung  des  Gemeinde wesens  vollziehe.  Wie 
überall,  so  war  auch  in  Oesterreich  die  Gemeindefreiheit  in  der 
Reichshauptstadt,  in  den  Landeshauptstädten  und  sonstigen  „freien" 
königlichen  Städten  durch  den  Absolutismus  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts methodisch  mit  Hilfe  der  erstarkenden  zentralen  Bureau- 
kratie  so  gut  wie  ganz  beseitigt  worden,  während  gleichzeitig  die 
Ausbildung  der  grund-  und  gutsherrlichen  Gewalt  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert vollständige  Verkümmerung  der  Selbständigkeit  der  kleinen 
Landstädte  und  Märkte  herbeigeführt  hatte.  In  den  Dorfgemeinden 
aber  hatte  sich  —  zumal  in  denjenigen  Erbländern,  in  welchen  die 
Gutsherrschaft  durch  die  Institute  der  Erbuntertänigkeit,  Robot- 
pflicht und  Bindimg  der  Bauernschaft  an  die  Scholle  sich  zur  all- 
mächtigen Obrigkeit  über  die  ländlichen  Massen  erhoben  hatte  — 
die  Landgemeinde  nur  in  Gestalt  der  uralten  Gemeinschaftsrechte 
der  bäuerlichen  Bevölkerung  fortzufristen  vermocht,  welche  in  den 
deutschen  Erbländern  aus  den  zahlreichen  Hofrechten  der  mittel- 
alterlichen Wirtschaftsverfassung  herausgewachsen  waren  und  sich 
in  den  vielen  ams  noch  erhaltenen  ,.Banntaidingen",  Weistümern 
und  Urbaren  teilweise  bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  als  leben- 
diges Volksrecht  bewahrt  hatten.  So  dürftig  die  gemeinderecht- 
lichen Bestandteile  dieser  Rechtsaltertümer  waren,  so  sind  sie  doch 
überdies  gleichfalls  durch  den  aufgeklärten  Absolutismus  mit  seiner 
nivellierenden  Gesetzgebung  großenteils  beseitigt  worden,  indem 
diese  letztere  in  den  einzelnen  Erbländern  das  bäuerliche  Untertans- 
wesen mehr  und  mehr  bis  in  die  Einzelheiten  hinein  regulierte, 
dadurch  zwar  das  Besitzrecht  der  Bauernschaft  und  damit  deren 
wirtschaftliche  Lage,  zumal  in  den  Sudetenländern  schon  wesentlich 
verbesserte  sowie  durch  die  Unterordnung  der  Gutsobrigkeiten 
unter  die  staatlichen  Kreisämter  und  dir  Statuierung  gesetzmäßiger 
Patriomonialjustiz  und  Verwaltung  die  künftige  staatsbürgerlich« 
Gleichstellung  des  Bauernstandes  mit  den  anderen  ständen  vor- 
bereitete. Aber  was  die  Landgemeinde  seihst  betrifft,  so  sind  durch 
diese  Reformen  zwar  die  altehrwürdigen  Einrichtungen  kommu- 
nalen Gewohnheitsrechtes  der  Weistümer  zum  Absterben  gebracht 

worden,  alier  an  die  Ausbildung  eines  allgemeinen  neuen  gesetz- 
lich geregelten  Landgemeindewesens  zu  denken,  war  schon  des- 
halb unmöglich,  weil  der  Portbestand  der  Feudalen  Obrigkeitsver- 
ung  mit  ihrem  kollektiven  Arbeitszwang  für  Grundholden  und 
[nleute  und  noch  immer  starken  hYsion  persönlicher  Gebundenheit 
der  bäuerlichen  Massen  wirkliches  Gemeindeleben  unmöglich 
machte.     Der  Zustand   des  österreichischen    Gemeindewesens  war 
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zweifellos  das  schwerste  Gebrechen  der  ganzen  vormärzlichen  Ver- 
waltungsordnung und  wurde  als  solches  auch  von  den  gebildeten 
Kreisen  der  Bevölkerung  und  insbesondere  auch  von  den  weiter- 
blickenden Häuptern  der  regierenden  Bureaukratie  beurteilt. 18) 

Nichts  ist  so  bezeichnend  für  die  Gestaltung,  welche  die  Re- 
gierungsverhältnisse in  Oesterreich  seit  dem  Tode  Kaiser  Franzens 
annahmen,  als  die  Tatsache,  daß  der  hochbegabte  und  fortschrittlich 
gesinnte  Statthalter  des  Küstenlandes,  Graf  Franz  Stadion,  aus 
eigener  Machtvollkommenheit  eine  Gemeindeordnung  für  sein  Ver- 
waltungsgebiet, ausschließlich  mit  Hilfe  der  ihm  unterstehenden 
Kreisämter  und  ohne  daß  er  selbst  sein  eigenes  „Gubernial- 
gremium"  in  Triest  verständigt  oder  die  Hofkanzlei  in  Wien  um 
die  Bewilligung  ersucht  hätte,  ins  Leben  gerufen  hat.  Erst  als  er 
Triest  verließ,  um  die  galizische  Statthalterherrschaft  anzutreten, 
richtete  er  eine  Immediateingabe  an  den  Kaiser  Ferdinand  um  nach- 
trägliche Bewilligung  seiner  gesetzwidrigen  Eigenmächtigkeit!  18b) 
In  der  Tat  keine  der  durch  die  Revolution  unabwendbar  herauf- 
geführten Reformen  stand  dem  öffentlichen  Bewußtsein  in  seiner 
Dringlichkeit  und  Wichtigkeit  so  klar  vor  Augen,  wie  die  Reform 
des  Gemeindewesens.  Seit  Andrians  vielgelesener  Schrift  „Oester- 
reich und  seine  Zukunft"  bildete  die  Forderung  nach  „Munizipal- 
verfassung",  nach  freier  Gemeindeverwaltung  den  populärsten  Be- 
standteil aller  Flugschriften  und  Zeitungsartikel,  die  sich  mit  den 
politischen  Zuständen  Oesterreichs  befassen.  Es  ist  charakteristisch, 
daß  Dr.  Alexander  Bach,  der  hervorragendste  unter  den  jüngeren 
Rechtsanwälten  Wiens  und  das  geistige  Haupt  der  liberalen  Gesell- 
schaft, in  den  Märztagen  auch  der  eigentliche  Leiter  der  Bewegung 
in  der  obersten  bürgerlichen  Gesellschaftsschichte  Wiens  und 
Urheber  der  an  die  niederösterreichischen  Stände  gerichteten 
Bürgerpetition,  in  deren  Vorbereitung  der  erste  Schritt  des  März- 
aufstandes zu  erblicken  ist,  —  daß  Dr.  Bach  in  dieser  Denkschrift 
an  erster  Stelle  die  Forderung  erhebt  nach  „Verleihung  einer  zeit- 
gemäßen Munizipal-  und  Gemeindeverfassung"  und  daß  in  dem 
gleichzeitig  zustande  gekommenen  ersten  „fortschrittlichen"  Pro- 
gramm, das  von  dem  demokratischen  Flügel  der  Wiener  Libe- 
ralen unter  Dr.  von  Löhners  Führung  zustande  gebracht  wurde, 
gleichfalls  an  erster  Stelle  das  Postulat  erhoben  wird:  durchgrei- 
fende Reform  im  ganzen  Verwaltungssystem,  Selbstverwaltung  der 
Gemeinden  und  Kreise  durch  die  Wahl  der  Gemeindevorstände  und 
Kreisbehörden.  Dr.  Bach  ist  es  denn  auch  gewesen,  dem  in  den 
Beratungen  des  ständischen  Zentralausschusses  das  Referat  über 
die    Reform    der    Gemeindeverfassung   zugewiesen    wurde:    infolge 
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semer  zeitweiligen  Erkrankung  löste  an  seiner  Statt  der  Landstand 
von  Kleyle  auch  diese  Aufgabe  und  brachte  ein  kurzes  Referat  an 
die  Konferenz,  welches  die  Grundzüge  der  Gemeindeordnung  in 
11  Absätzen  formuliert  vorlegt.  „Die  Gemeinden",  heißt  es  da- 
selbst, „werden  von  der  bisherigen  Bevormundung  in  den  eigent- 
lichen Gemeindeangelegenheiten,  namentlich  in  der  Gebarung  mit 
ihrem  Vermögen  enthoben.  Die  bisher  von  den  Regierungsorganen 
geübte  Kontrolle  der  Gemeindeverwaltung  geht  an  die  aus  der  Ge- 
meinde zu  wählenden  Ausschüsse  über."  Im  übrigen  faßte  die 
Konferenz  der  ständischen  Delegierten  ihre  Anträge  über  die  Dring- 
lichkeit der  Schaffung  eines  freien  Gemeinde wesens  in  einem 
Schreiben  zusammen,  welches  sie  an  den  Minister  des  Innern 
richtete.  „Allgemein  wurde",  so  teilt  dieses  Schreiben  dem  Mini- 
sterium mit,  „die  Ansicht  ausgesprochen,  daß  erstens  die  Gemeinde- 
ordnung für  Stadt-  und  Landgemeinden  einen  integrierenden  Be- 
standteil des  neuen  Staatsorganismus  bilde,  daher  nur  im  Zu- 
sammenhang mit  den  zu  erlassenden  organischen  Gesetzen  defini- 
tiv festgesetzt  werden  könne  und  das  Erlassen  eines  Gesetzes 
darüber  nur  der  gesetzgebenden  Gewalt  zustehe,  welche  fortan  nur 
gemeinschaftlich  von  dem  Monarchen  und  den  Reichsständen  aus- 
geübt werden  soll;  daß  aber  zweitens  die  dringende  Notwendigkeit 
vorliege,  daß  die  Gemeinden  von  der  bisherigen,  alle  Selbstbestim- 
mung hindernden  Bevormundung  in  der  Gemeindeverwaltung  ent- 
hoben und  durch  freie  Wahl  von  Gemeindeausschüssen  und  Vor- 
ständen eine  das  allgemeine  Vertrauen  besitzende  Gemeinde- 
behörde gebildet  werden  müsse,  daher  eine  provisorische  Ver- 
fügung an  die  Länderchefs  erlassen  werden  solle,  um  die  Ge- 
meindemitglieder zur  freien  Wahl  von  Ausschüssen  und  Vorständen 
zu  berechtigen  und  die  Bevormundung  der  politischen  Behörden, 
seien  sie  herrschaftliche  oder  Staatsbehörden,  auf  jenes  Maß  einzu- 
schränken, welches  durch  die  Rücksicht  geboten  ist,  daß  die  Ge- 
meinden nicht  zum  Schaden  der  Zukunft  ihr  Stammvermögen  an- 
greifen." Das  sind  die  Wünsche,  welche  der  ständische  Zentral- 
ausschuß für  das  Gemeindewesen  hegt  und  die  somit  das  Gemeinde- 
Programm  der  nun  zur  Oberhand  gekommenen,  gemäßigt  liberalen 
bürgerlichen  Strömung  unter  den  Ständen  der  deutschen  Kronländer 
vorstellen.  Der  Brief  an  das  Ministerium  schließt  mit  dem  Hinweis 
auf  die  Einhelligkeit  des  Programms  und  betont  die  Dringlichkeit 
der  Erfüllung  jener  Wünsche,  da  „nur  durch  Gemeindebehörden, 
welche  das  Vertrauen  der  Gemeindemitglieder  genießen,  die  Ord- 
nung im  Lande  gewahrt  werden  kann  und  da  jeder  Zeitverlust  im 
höchsten   i:rade  bedenklich   erscheint."10) 
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Von  größter  Bedeutung  in  der  Entwicklungsgeschichte  der  öster- 
reichischen Verfassungsgedahken  ist  es  nun,  daß  von  den  liberalen 
Führern  Wiens  und  der  deutschen  Erbländer  von  Anfang  an  die 
„Selbstverwaltung  der  Provinzen"  in  innigster  Verbindung  mit  der 
„freien  Gemeinde"  gefordert  worden  ist:  in  der  Auffassung,  daß  im 
konstitutionellen  Oesterreich  die  Länder  vor  allem  als  Träger  der 
Verwaltung  fungieren  und  hierbei  mit  der  Gemeinde  in  ein  orga- 
nisches Verhältnis  gebracht  sein  sollen,  unterscheidet  sich  der 
„Autonomismus"  der  österreichischen  Deutschen  von  vornherein  auf 
das  deutlichste  von  dem  der  Slawen,  in  erster  Reihe  der  Tschechen, 
denen  die  neu  zu  erobernde  Selbständigkeit  der  Königreiche  und 
Länder  nicht  als  eine  Reform  der  zentralen  Staatsverwaltung, 
sondern  als  ein  nationales  „Politikum"  im  höchsten  Sinne  des 
Wortes,  ja  als  der  eigentliche  Kern  der  von  den  Slawen  erstrebten 
konstitutionellen  Freiheit  und  Neuordnung  gilt.  Unter  „Selbständig- 
keit" verstehen  nämlich  die  Tschechen  und  Polen  von  Anfang  an 
nichts  anderes  als  möglichst  weitgehende  Wiederherstellung  der 
national  staatlichen  Selbständigkeit  ihrer  Länder,  die  Erneue- 
rung ihres  mehr  oder  minder  klar  vor  Augen  gehaltenen  histo- 
rischen „Staatsrechtes".  Schon  damals  beginnt  in  der  Presse  und 
später  in  den  Debatten  des  Reichstages  das  Wort  „Autonomie"  auf 
beiden  Seiten  zur  Bezeichnung  für  die  doch  bei  Deutschen  und 
Slawen  vollkommen  verschiedene  Auffassung  der  Selbständigkeit 
der  Länder,  Kreise  und  Gemeinden  in  Gebrauch  zu  kommen;  „Auto- 
nomie" erscheint  in  Oesterreich  —  wie  schon  bemerkt  worden  ist  — 
von  Beginn  der  Revolution  an  als  das  allen  Völkern  und  Parteien 
gemeinsame  Lieblingsschlagwort  der  Reformer  in  beiden  großen 
nationalen  Lagern.  Daß  dabei,  was  die  Länderautonomie  betrifft, 
die  tiefe  Verschiedenheit  des  Sinnes,  in  welchem  das  Wort  von 
Deutschen  und  Slawen  gebraucht  wird,  indem  es  bei  den  ersteren 
die  rezipierte  konstitutionelle  Doktrin  von  der  Selbstverwaltung  der 
Landschaften  und  Kreise  und  Gemeinden  bedeutet,  bei  den  Slawen 
jedoch  von  Anfang  an  als  Selbstgesetzgebung,  als  staatsrechtliche 
Autonomie  im  Sinne  der  althistorischen  Rechtsansprüche  der 
Tschechen  und  Polen  auf  staatlich  selbständiges  nationales  Leben 
gefordert  wird,  zunächst  stark  in  den  Hintergrund  gedrängt 
und  von  der  öffentlichen  Meinung  beinahe  vollkommen  übersehen 
wurde,  mußte  früher  oder  später  zweifellos  zu  Enttäuschungen  und 
schweren  Konflikten  nach  beiden  Seiten  hin  führen.  Zunächst  aber 
förderte  die  Gemeinsamkeit  des  Schlagwortes  von  der  Autonomie 
bei  Deutschen  und  Slawen  ganz  offenbar  die  Verfassungsarbeit  des 
Reichstages  auf  das  wirksamste  dadurch,  daß  eben  damit  für  die 
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beiden  großen  politisch-nationalen  Gruppen  im  Reichstage  doch  ein 
fester  gemeinsamer  Boden  gefunden  war,  auf  welchem  die  ehrlichen 
Bemühungen  der  liberalen  Elemente  aller  Völker  nach  Umbildung 
Oesterreichs  in  einen  konstitutionellen  Volksstaat  auf  parlamenta- 
rischem Wege  sich  zu  praktischer  Gesetzgebungsarbeit  vereinigen 
konnten.  Von  da  aus  eröffnete  sich  eine  weitreichende  Möglich- 
keit, dauerndes  Einverständnis  der  Gemäßigten  in  beiden  Lagern, 
in  die  Oesterreich  seit  der  ersten  Stunde  der  durch  die  Märzrevo- 
lution eroberten  Völkerfreiheit  zerfiel,  bei  Zentralisten  und  Föde- 
ralisten: und  damit  war  trotz  aller  Hindernisse,  die  in  der  Ver- 
schiedenheit des  ursprünglichen  Ausgangspunktes  der  deutschen 
und  slawischen  Autonomiepolitik  gelegen  war,  dennoch  der  Weg  für 
eine  Politik  organischer  Rekonstruktion  des  Bestehenden  ermöglicht, 
für  eine  Verfassungsschöpfung,  durch  welche  die  tatsächliche  Ein- 
heit des  Reiches  unbeschadet  aller  autonomistischen  Einrichtungen 
aufrechterhalten  blieb.  Erinnern  wir  uns  der  oben  angeführten 
Grundanschauungen  Palackys  über  die  historische  Notwendigkeit 
der  Zentralisation  in  der  modernen  Kulturwelt,  so  erkennt  man, 
wie  machtvoll  noch  immer  die  großen  geschichtlichen  Tatsachen, 
aus  denen  die  habsburgische  Gesamtstaatsidee  und  Monarchie  her- 
vorgegangen waren,  auch  dem  aufstrebenden  und  zentrifugalen 
Nationalismus  der  jungen,  bisher  staatlosen  oder  wiedererweckten 
alten  Völkerschaften  des  Reiches  gegenüberstanden:  die  Großstaats- 
idee war  damals  in  der  Welt  keineswegs  noch  auf  den  Zenith  ihrer 
Entwicklung  gelangt,  geschweige  denn,  daß  sie  als  geistige  Kraft 
schon  überwunden  gewesen  wäre.  Darin  lag  nun  abermals  ein  für 
das  Verfassungswerk  des  Kremsierer  Reichstages  günstiges  Moment. 
Man  wollte  daselbst  auch  bei  den  Slawen,  sowohl  in  dem  Kreise 
Palackys,  als  auch  bei  den  Bolen  und  Südslawen,  zumal  den  Kroaten, 
die  habsburgische  Großmacht  unbedingt  erhalten  wissen,  man  wollte 
ein  Reich  und  darum  war  man  auch  von  vornherein  bereit,  ein 
beträchtliches  Maß  realer  Einheil  des  Gesamtbesitzes  der  Dynastie 
und  realer  von  ihr  ausgeübter  Zentralgewalt  anzuerkennen.  Alles 
kam  nur  darauf  an,  ob  auch  auf  der  anderen  Seite,  bei  der  herrsch- 
gewohnten obersten  Klasse  der  Deutschen  und  bei  ihrer  nun  zur 
politischen  Macht  kommenden  bürgerlichen  Mittelklasse  genügendes 
Verständnis  für  die  Natur  des  österreichischen  Problems  heran- 
gewachsen war,  ob  man  auch  in  diesem  kulturell  zweifellos  vor- 
|  i  BChrittensten  Volkselement  die  genügende  politische  Klugheit  und 
vorausschauende  Selbstlosigkeit  augenblicklichen  Vorteilen  gegen- 
über besaß,  bei  der  Absteckung  der  Grenzen  /.wischen  dem  Ganzen 
und  den  Teilen,  zwischen  dem   Reich  und  den  Bändern,  zwischen 
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der  notwendigerweise  deutschen  bureaukratischen  Zentralgewalt 
und  der  freien  „Selbstbestimmung  der  Völker"  eine  sichere  Linie 
zu  finden,  auf  der  sich  Slawen  und  Deutsche,  Zentralisten  und 
Föderalisten  treffen  konnten,  Und  dabei  war  insbesondere  frag- 
lich, ob  solche  politische  Klarheit  und  Mäßigung  bei  den  Deutschen 
Oesterreichs  zu  finden  sein  werde  gerade  deshalb,  weil  man  doch 
gleichzeitig  auch  unter  den  Deutschen  damit  begonnen  hatte,  in 
dem  bestehenden,  geschichtlich  gegebenen  dynastischen  „Staat"  und 
Reich  vor  allem  ein  deutsches  Interesse  vom  Standpunkt  des  deut- 
schen Nationalgedankens  aus  zu  erblicken  und  so  im  Zusammen- 
hange mit  dem  modernen  Nationalbewußtsein  der  Deutschen  auch 
die  Vorstellung  von  der  unbedingten  Notwendigkeit  eines  „deut- 
schen" Oesterreich  machtvoll  aufgekommen  war.  Daß  nun  für  eine 
solche  Haltung  der  Politik  der  deutschösterreichischen  Liberalen 
und  Demokraten  in  dem  Zeitpunkte,  da  die  Verfassungsarbeit  ge- 
leistet werden  sollte,  zweifellos  eine  ausgesprochen  günstige  Dis- 
position vorhanden  war,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen  und  ist 
schließlich  auch  am  besten  durch  das  Werk  des  Kremsierer  Ver- 
fassungsausschusses bezeugt.  Daß  dem  so  war,  bildet  ein  weiteres 
sehr  kennzeichnendes  Merkmal  der  für  das  Entstehen  eines  gedeih- 
lichen österreichischen  Verfassungswerkes  vorhandenen  Gunst  des 
Schicksals,  insofern  es  dabei  eben  auf  die  Völker  Oesterreichs 
ankam. 

Im  letzten  Grunde  beruhte  die  Gemeinschaft  der  Ideen  und 
Grundstimmungen,  die  damals  zwischen  den  von  der  Revolution 
heraufgebrachten  nationalen  Parteigruppen  und  den  von  ihnen  ver- 
tretenen politischen  Anschauungen  unverkennbar  bestand,  auf  dem 
gleichzeitigen  und  gemeinsamen  Zustand  der  willenlosen  Unter- 
werfung, in  dem  sie  alle  sich,  seit  50  Jahren  dieses  Zustandes 
immer  kräftiger  bewußt  geworden,  dem  „Staate"  gegenüber  be- 
fanden. Der  patriarchalische  Absolutismus  und  das  Stabilitäts- 
system Franz  IL  hatten  diesen  „Staat"  nach  und  nach  zu  dem  ge- 
meinsamen Herrn  über  alle  Völker  gemacht  und  der  Druck  dieses 
in  dem  Greisentum  der  Staatskonferenz  schließlich  völlig  erstarrten 
Regimes  hatte  alle  nach  Freiheit,  nach  geistiger  und  politischer 
Fortentwicklung  strebenden  Elemente  in  sämtlichen  Völkern  z,u 
einer  solidarischen  Gemeinschaft  der  Unterworfenen  gemacht,  in 
welcher  die  Deutschen  als  die  Träger  der  einzigen  zu  voller  Höhe 
aufgestiegenen  geistigen  und  materiellen  Kultur,  welche  es  in  dem 
weiten  Reiche  gab,  zweifellos  in  gewisser  Hinsicht  den  schwersten 
Druck  auszuhalten  gehabt  haben.  Unter  diesen  Umständen  kam 
den  liberalen  Elementen  der  deutschen  Oesterreicher  die  Tatsache, 
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daß  der  habsburgische  Absolutismus  durchaus  in  deutscher  Sprache 
regierte,  sein  geistiges  Rüstzeug  aus  der  Tradition  und  Denkweise 
deutschen  Staatsrechtes  und  deutscher  Politik  gewonnen  hatte, 
höchstens  als  ein  „Privilegium  odiosum"  zum  Bewußtsein:  jeden- 
falls aber  hat  es  das  „System"  zustandegebracht,  auch  unter  den 
Deutschen  Oesterreichs  und  selbst  in  deren  kulturell  und  politisch 
führenden  Oberklasse,  in  dem  liberalen  Bürgertum  Wiens,  zugleich 
mit  der  tiefsten  Abneigung  gegen  den  schrankenlosen  Absolutismus 
auch  die  feste  Ueberzeugung  einzupflanzen,  daß  dieser  nicht  nur 
als  restlose  Leugnung  jeder  politischen  Freiheit  des  Einzelnen  uud 
als  lähmende  Unterbindung  der  besten  geistigen  und  ökonomischen 
Kräfte  bekämpft  werden  müßte,  sondern  ebenso  auch  in  seiner 
sozusagen  technischen  Natur,  nämlich  als  ein  bis  zur  Sinnlosigkeit 
getriebener  Zentralismus  der  gesamten  öffentlichen  Verwaltung,  der 
gesamten  Regierungstätigkeit. 

Seit  Andrian  in  dem  ersten  Bande  seiner  denkwürdigen  Schrift 
das  „System",  unter  dem  Oesterreich  litt,  rücksichtslos  als  Ganzes 
und  in  seinen  Teilen,  in  seinem  Wesen  und  seinen  Wirkungen  an's 
Licht  gezogen  und  als  die  tiefste  Ursache  der  schweren  Uebel,  an 
denen  Oesterreich  krankte,  den  ebenso  unsystematischen  als  weit- 
läufigen und  kostspieligen  Apparat  von  Behörden  und  Aemtern  er- 
wiesen hatte,  in  welchen  seit  Josef  II.  die  habsburgische  Gesamt- 
staatsidee und  als  ihr  Kern  der  Machtgedanke  des  Erzhauses  sich 
auslebten,  war  gerade  in  den  Kreisen  der  besten  und  höchsten 
deutschen  Bildung  in  Oesterreich  die  Bureaukratie,  ihr  Geist,  ihre 
Allmacht  und  ihre  Arbeitsweise  als  der  eigentliche  Feind  und  das 
Hindernis  jedes  Fortschrittes  erkannt  worden.  Darin  stimmten  die 
deutschen  Liberalen  mit  der  neu  aufkommenden  politischen  und 
literarischen  Intelligenz  der  Slawen  vollständig  überein,  welch' 
letztere  naturgemäß  in  der  Bureaukratie  und  vor  allein  in  deren 
obersten  Wiener  Kreisen  die  verderbliche  Kraft  erkannte,  welche 
mit  dem  Sprachenprivileg,  das  sie  dem  deutschen  Element  gewährte, 
die  nationale  Entwicklung  aller  nichtdeutschen  Stämme  des  Reiches 
vollständig  lähmte,  den  Geist  aller  nichtdeutschen  Völker  und  die 
selbständige  Entfaltung  ihrer  nationalen  Kultur  mittels  des  Systems 
der  Zentralisation  der  ganzen  Regierung  und  Verwaltung  in  Fesseln 
schlug,  soweit  sie  ihn  nicht  durch  das  deutsche  Schulwesen  ver- 
fälschte und  seiner  eigenen  nationalen  Grundlage  entfremdete.  War 
unter  Kaiser  Ferdinands  kraftloser  Scheinregierung  alles  Gouverne- 
ment in  Oesterreich  im  wahren  Sinne  des  Wortes  verschwunden, 
weil  Regierung  vollständig  zu  Polizei-  und  Verwaltungstätigkeit  des 

Bnhaften  Beamtenmechanismus  geworden,  so  erschien  als  not- 
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wendige  Folge  davon,  daß  der  gebildete  Oesterreicher  sich  daran 
gewchnte,  als  den  eigentlichen  Sinn  und  Zweck  staatlicher  Freiheit, 
wie  er  sie  im  Westen,  in  Frankreich,  in  Belgien,  in  Süddeutschland 
sah,  die  Beseitigung  dieses  administrativen  Zentralismus  und  Bureau- 
kratismus  anzusehen.  So  bildete  sich  die  für  Oesterreich  charak- 
teristische Spielart  der  liberal-konstitutionellen  Doktrin  aus.  Ihre 
Eigentümlichkeit  liegt  darin,  daß  hier  von  Anfang  an  mehr  als  in 
irgendeinem  anderen  europäischen  Großstaatswesen  neben  den  kon- 
stitutionellen Grundforderungen  der  Repräsentativverfassung,  der 
staatsbürgerlichen  Menschen-  oder  Grundrechte,  der  Preßfreiheit, 
der  Geschworenengerichte  u.  s.  w.  die  Forderung  nach  „Selbstver- 
waltung", nach  „Autonomie"  in  allererste  Stelle  tritt. 20) 

Wie  allgemein  und  kräftig  dieser  Gedanke  die  Köpfe,  aber  auch 
die  Herzen  im  damaligen  Oesterreich  erfüllte,  läßt  sich  aus  der 
ganzen  politischen  Literatur  der  Zeit  erkennen  und  vollends  aus 
den  Debatten  des  Verfassungsausschusses,  die  auch  darin  den  treuen 
Spiegel  der  ganzen  Gedankenwelt  bedeuten,  welche  die  Revolution 
in  Oesterreich  ausgelöst  hatte.  Es  ist  immerhin  ein  Beweis  für  das 
überraschend  hohe  Maß  politischer  Einsicht,  die  in  diesem  denk- 
würdigen Reichstagsausschuß  vereinigt  war,  und  für  die  geistige 
Frische  und  das  lebendige  Verständnis,  mit  welchem  das  kaum  noch 
in  Entfaltung  gekommene  Problem  Oesterreichs  von  den  Volksver- 
tretern selbst  erfaßt  worden  ist,  daß  in  dem  ganzen  Verlauf  der  Aus- 
schußberatungen die  großenteils  sehr  sachlichen  und  inhaltsvollen 
Redekämpfe  und  die  weitaus  interessantesten  Auseinandersetzungen 
gerade  der  Frage  der  künftigen  Reichsorganisation  zugewendet 
wurden,  und  daß  diese  sowohl  an  Raum  wie  an  innerer  Bedeutung 
die  Diskussionen  über  die  üblichen  konstitutionellen  Fragen,  wie  sie 
die  Annahme  der  herrschenden  Doktrin  gleichsam  von  selbst  her- 
vorbrachte, weitaus  überragen.  Man  merkt  da,  daß  diese  erste 
politische  Generation  des  neuen  Oesterreich,  die  zugleich  die  letzte 
von  den  Generationen  bedeutete,  welche  von  dem  alten  zentralisti- 
schen  Absolutismus  erzogen  worden  sind,  vor  allem  darauf  bedacht 
ist,  in  Zukunft  sich  und  die  Völker  überhaupt  vor  der  Wiederkehr 
jener  schrankenlos  umfassenden,  alle  individuelle  Freiheit  der 
Einzelnen  und  der  Völker  lähmenden  Regierungsmaschine,  der  in 
».patriarchalischem"  Geiste  geleiteten  Zentralgewalt  zu  sichern.  In 
diesem  Gedanken  fließen  gewissermaßen  noch  einmal  alle  Erinne- 
rungen an  den  jahrzehntelangen  Druck  des  Wiener  Absolutismus 
und  seines  Herrschaftsapparates,  alle  Erbitterung  und  Feindschaft 
gegen  die  bis  dahin  unfaßbare  Macht  der  regierenden  Bureaukratie 
zusammen  und  machen  bei  allen  Liberalen,  den  Deutschen  ebenso  wie 
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den  Slaven,  diese  eine  Vorstellung  vor  allen  anderen  7Air  herrschen- 
den: daß  ein  freiheitliches  und  konstitutionell  regiertes  Oesterreich 
unbedingt  vor  allem  Freiheit  des  Einzelnen,  der  Gemeinden,  der 
Länder  von  dieser  erdrückenden  Allmacht  der  zentralen  Ref?ierungs- 
gewalt  bedeute.  Diese  Grimdstimmung  des  österreichischen  Libe- 
ralismus von  1848  floß  aber,  wie  wir  wissen,  bei  Deutschen  und  bei 
Slaven  zusammen  mit  dem  starken  Verlangen  der  obersten  Schichten 
und  des  Mittelstandes  nicht  nur  nach  Forterhaltung,  sondern  nach 
Erneuerung  und  Kräftigung  der  historischen  Persönlichkeiten  der 
Königreiche  und  Länder,  eine  Tendenz,  die  bei  den  Slaven  unter 
dem  Anreiz  des  neuerwachten  Nationalgedankens  von  Anfang  an, 
wenigstens  bei  den  radikaleren  Elementen,  an  die  historische  Tat- 
sache der  staatlichen  Selbständigkeit  ihrer  Territorien  anknüpfte  und 
demgemäß  mindestens  im  Prinzip  auf  die  möglichste  Wieder- 
erlangung nationaler,  wenn  auch  durch  das  Reich  beschränkter  Staat- 
lichkeit hinzielte.  Mit  beidem  aber  verband  sich  in  den  Vorstellun- 
gen der  politischen  Führer  der  österreichischen  Völker  richtung-  und 
formgebend  die  seit  mehr  als  einem  halben  Jahrhundert  entwickelte, 
neuerlich  durch  Tocquevilles  Klarlegung  des  Wesens  der  amerikani- 
schen Demokratie  befruchtete  europäische  Doktrin  von  der  „un- 
umgänglichen" Freiheit  der  Selbstverwaltung,  und  so  entstand  in 
Oesterreich  eine  ihm  bis  zur  Auflösung  des  Reiches  eigentümlich 
gebliebene  politische  Idee  von  der  „Autonomie"  der  organisch  ge- 
gebenen öffentlichen  Tcrritorialverbände,  welche  Theorie  in  allen 
wesentlichen  Bestandteilen  schon  im  Jahre  1848  vorhanden  ist  und  in 
dem  Verfassungswerk  von  Kremsier  die  erste  legislative  Forum 
lierung  erfahren  hat.-1) 

Die  Theorie  des  deutschen  Liberalismus  hatte  längst  die  Lehre 
von  der  Selbstverwaltung  der  Gemeinden,  Landschaften  und  Pro- 
vinzen /u  einem  Grundbegriff  der  populären  Anschauung  von  dem 
verfassungsmäßigen  Volksstaat  ausgebaut,  und  ganz  besonders 
Rottecks  Lehrbuch  des  Staatsrechtes,  das  allen  gebildeten  deutschen 
Männern  als  politische  Bibel  galt,  hatte  diese  Theorie  in  dem  Sinne 
zur  herrschenden  gemacht,  daß  zur  Begründung  der  Volksfreiheil  ein 
System  von  territorialen  Körperschaften  mit  freier  Selbstverwaltung 
als  unbedingl  erforderlich  angesehen  wird.  Keine  von  den  Grund- 
Lehren  der  Doktrin  hat  nun  in  Oesterreich  so  stark  gewirkt  wir  diese. 
in  der  man  das  eigentliche  Heilmittel  zur  Befreiung  der  Völker  von 
dem  Hauptübel  Österreichs,  von  dem  alle  Freien  Kräfte  lähmenden 

Uebeigewiehl  des  Zentralismus  erkannte.  Audi  hier  möchte  ich 
unter  den  vielen  Zeugnissen  l'ür  die  Entwicklung  der  Idee  von  der 
„Autonomie"   in  Oesterreich   Sätze  anführen,   die   in  dem   Berichte 
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Kleyles  an  die  ständische  Verfassungskonferenz  enthalten  sind. 
„Die  bisherige  rein  bureaukratische  Verwaltung",  heißt  es  da,  „muß 
in  der  Richtung  durchgreifend  reformiert  werden,  daß  Organismen, 
aus  welchen  der  Staat  zusammengesetzt  ist,  die  Selbstbestimmung, 
soweit  es  mit  den  Gesamtinteressen  des  Staates  verträglich  ist,  ge- 
setzlich zukomme.  Das  kostspielige,  drückende  und  abstumpfende 
Vielregieren  muß  aufhören,  die  Familien,  die  Gemeinde,  der  Kreis, 
die  Provinz,  sie  müssen  von  der  unseligen  Bevormundung  der  Staats- 
behörden befreit  werden,  damit  nicht  Beamtenbesoldungen  die  Geld- 
kräfte des  Landes  aufzehren  und  ein  frisches,  selbsttätiges  Leben  in 
jenen  Gliedern  des  Staates  erwache,  durch  deren  kräftige  Gesund- 
heit das  Wohl  des  Ganzen  bedingt  wird.  Familienräte,  Gemeinde- 
ausschüsse, Kreisstände  und  endlich  Provinzialstände  werden  an  die 
Stelle  der  Hunderte  von  Beamten  treten,  welche  bisher  bis  zum 
kleinsten  Detail  herab  in  das  Leben  des  Volkes  eingegriffen  haben." 

Hier  ist  in  knapper  Fassung  das  eigentliche  Wesen  der  staat- 
lichen Freiheit  genau  bezeichnet,  wie  es  der  gebildete  Deutsch- 
esterreicher jener  Zeit  sich  dachte,  der  in  der  Zucht  des  franzisze- 
ischen  Staatswesens  reif  geworden  war  und,  weil  er  mit  der  ganzen 
Heimatliebe  des  bürgerlichen  Oesterreichers  doch  an  dem  Gedanken 
einer  großen  und  machtvollen  habsburgischen  Monarchie  und  ihrer 
Erhaltung  und  Kräftigung  hing,  den  vollständigen  Neubau  ihres  inne- 
ren Gefüges  zu  diesem  Zwecke  forderte:  ihm  erschien  als  erstes 
Gebot  hierfür  die  Schaffung  einer  vom  Staate  möglichst  freien  Ver- 
waltung, die  Verwirklichung  des  Systems  von  abgestuften  und  mit- 
einander organisch  verknüpften  lokalen  Autonomien,  mit  welchen 
die  Bevölkerung  durch  Selbstverwaltung  schließlich  auch  zur  Selbst- 
regierung sich  zu  erziehen  vermöchte. 22) 

Es  liegt  ein  tiefer  Sinn  darin,  daß  das  erste  österreichische  Ver- 
fassungswerk von  den  liberalen  Deutschen  Oesterreichs  in  dem 
Zeichen  der  „Autonomie"  als  möglichst  weitgehende  Befreiung  vom 
„Staat"  unternommen  worden  ist.  Wenn  darin  einerseits  die  letzte 
und  verhängnisvollste  Wirkung  der  altösterreichischen  Regierungs- 
weise, die  Abwendung,  ja  Flucht  der  Staatsbürger  und  ganzer 
Völker  vor  dem  sinnfälligen  Ausdruck  des  Absolutismus,  seinem 
zentralistischen  Beamtenwesen  sich  ausspricht,  so  prägt  sich  darin 
ebenso  stark  der  idealistische  Optimismus  aus,  mit  dem  die  Besten 
jener  Zeit  der  schöpferischen  Kraft  der  großen  Grundsätze  ver- 
trauten, die  ihnen  —  aus  dem  klassischen  Rationalismus  des  18.  Jahr- 
hunderts erwachsen  —  nunmehr  auch  für  Oesterreich  anwendungs- 
reif geworden  waren.  Wenn  nun  auch  die  Parteigegensätze  und 
Debatten  im  Verfassungsausschuß  auf  allen  Seiten  die  Schwierig- 


268    l>as  Verfassungswerk  im  Ausschusse  des  Kremsierer  Reichstages. 

koiton  erkennen  ließen,  die  der  Durchführung  dieser  Ideen  vor 
allem  von  den  geschichtlich  gegebenen  Machtinteressen  der  Dynastie 
her  und  von  Seiten  des  eigentlichen  Trägers  und  Nutznießers  der 
gesamten  öffentlichen  Gewalt  im  „Staate",  der  Bureaukratie,  sowie 
des  historischen  Adels  entgegenstanden,  wenn  vollends  erst  viel 
später  die  aus  der  praktischen  Wirksamkeit  der  autonomen  In- 
stitutionen gewonnenen  Erfahrungen  ein  erschöpfendes  Urteil  über 
das  innerste  Wesen  dieser  „Autonomie",  über  ihre  dauernde  Ab- 
hängigkeit vom  „Obrigkeitsstaat",  und  die  damit  der  österreichischen 
„Selbstverwaltung"  vorgeschriebenen  Lebensbedingungen  ermög- 
lichen, so  sollten  hier  in  erster  Linie  nur  die  tiefen  Wurzeln  bloß- 
gelegt werden,  aus  denen  diese  Idee  und  SchJpfung  der  österreichi- 
schen Autonomie,  welche  dann  doch  dauernd  und  stark  die  ganze 
Entwicklung  des  österreichischen  Problems  beeinflußt  hat,  hervor- 
gewachsen ist.  Schon  hier  sollte  damit  angedeutet  werden,  was  noch 
in  ganz  anderem  Zusammenhange  ausführlich  auseinandergesetzt 
werden  wird:  daß  nämlich  das  später  von  verschiedenen  Gegnern 
auf  das  schärfste  kritisierte  und  arg  gescholtene,  dem  konstitutio- 
nellen Oesterreich  eigentümliche  System  der  „autonomen"  Verwal- 
tung nicht,  wie  so  oft  gesagt  wird,  einen  bloß  aus  Ideologie  und 
falscher  Auffassung  fremdländischer  Einrichtungen  hervorgegange- 
nen Irrtum  vorstellt,  daß  sie  in  ihren  Grundgedanken  durchaus  ein 
organisches  Produkt  der  österreichischen  Geschichte  und  der  Eigen- 
art des  Völkerreiches  bedeutet,  als  welches  Oesterreich  seit  der  Ent- 
hüllung seines  Problems  im  Jahre  1848  allein  ernstlich  verstanden 
werden  konnte.  Womit  aber  keineswegs  gesagt  sein  soll,  daß  die 
Verwirklichung  dieser  aus  den  Ideen  und  Tendenzen  des  Jahres 
1848  hervorgetretenen,  spezifisch  österreichischen  Konzeption  eines 
Ausgleiches,  eines  Kompromisses  zwischen  dem  starren  Machtstaat 
und  bürgerlich-demokratischem  Gemeinwesen,  wie  sie  dann  kaum 
mehr  als  ein  Jahrzehnt  später  durch  Schmerling  herbeigeführt 
wurde,  nicht  wohlbegründcter  Kritik  unterliegt:  wie  sehr  das  der 
Fall  ist,  wird  im  Folgenden  an  der  gehörigen  Stelle  auseinander- 
gesetzt werden. 23) 

Hier  sei  zu  ganz  kurzem  Rückblick  innegehalten,  bevor  ich  aus 
den  Protokollen  des  Kremsierer  Verfassungsausschusses  selbst  das 
Zustandekommen  der  Lösung  darlege,  mit  der  der  Liberalismus 
aller  Völker  Oesterreichs  von  1848  das  österreichische  Problem  be- 
antwortete. Man  übersieht  nach  den  bisher  gegebenen  Darlegungen 
hoffentlich  die  großen  wirkenden  Kräfte,  die  dieses  Werk  und  die 
an  ihm  tätigen  Werkleute  beherrschten,  in  Klarheit:  wir  wissen  nun, 
dab  im  ()•  «erreich  von   1848  das  große   Ziel  aller  politischen  Re- 
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volution,  die  Neuschöpfung  der  Staatsordnung,  von  allem  Anfang 
aufs  tiefste  sich  unterschied  von  dem  Ziele,  das  aus  gleichem  Ur- 
sprung anderen  Staatsvölkern  vorgesetzt  war.  Hier  galt  es  eine  im 
Grunde  genommen  einzigartige  Aufgabe  zu  lösen:  durch  politisch 
völlig  ungeübte  Kräfte  einander  wesensfremder,  ja  vielfach  feind- 
licher Nationen  sollte  hier  eine  der  europäischen  Großmächte,  deren 
Selbsterhaltung  als  Gesamtreich  noch  immer  durchaus  von  der  auf- 
gebotenen Militärmacht  der  Dynastie  abhing  und  im  Enderfolg  augen- 
blicklich noch  nicht  völlig  gesichert  erschien,  aus  der  Erstarrung  des 
militärisch-bureaukratisch  organisierten,  absolutistischen  Wohlfahrts- 
staates des  18.  Jahrhunderts  in  den  flüssigen  Aggregatzustand  eines 
modernen,  liberal-konstitutionellen  Staatswesens  übergeführt  werden. 
In  dem  Augenblicke,  in  dem  die  Revolution  die  Fesseln,  mit  denen 
der  alte  Machtapparat,  „Staat"  genannt,  die  Völker  und  den  Einzel- 
nen band,  gelöst  hat,  entfaltet  und  verwirrt  sich  gleichzeitig  die  be- 
ängstigende Fülle  der  einander  widerstreitenden  Völker  und 
Sprachen,  alter  Traditionen  und  neuer  Ideen,  ihrer  Bestrebungen 
zugleich  nach  Freiheit  vom  „Staat"  als  zentralistischem  Absolutismus 
und  nach  Aufrechterhaltung  des  Reiches  als  Ausdrucks  der  historisch 
entwickelten  gemeinsamen  Gesamtinteressen  aller  dieser  zunächst 
instinktiv  auseinanderstrebenden  Völker  und  Länder.  Die  Re- 
volution ist  eben  in  Oesterreich  vor  allem  ein  Erwachen  bisher  be- 
täubter und  niedergehaltener  Kräfte  gewesen  sowie  tief  in  den 
Völkern  schlummernder,  nun  wieder  deutlich  werdender  Erinnerun- 
gen an  ihre  völkischen  „Urerlebnisse",  von  geistigen  und  seelischen 
Potenzen,  die  —  einmal  erwacht  —  sich  mit  den  Ideen  und  Zielen 
des  westeuropäischen  Liberalismus  und  der  Demokratie  sogleich  und 
in  energischester  Weise  verbinden  und  dadurch  einen,  der  Welt 
bisher  völlig  unbekannten  politischen  Spannungszustand  über  das 
ganze  weite  Oesterreich  hin  schaffen.  Das  uralte  Rassen-  und 
Stammesgefühl  mit  seinem  notwendigen  Schatten  der  Rassen-  und 
Stammesfeindschaft  gewinnt  durch  das  Nationalitätenprinzip  des 
19.  Jahrhunderts  ungeahnte,  weitausgreifende  Kräfte,  die  alten 
Ueberlieferungen  längst  erloschener  volksstaatlicher  Gemeinwesen 
gewinnen  in  der  Lehre  des  Liberalismus  von  der  „Autonomie"  der 
Provinzen,  Landschaften  und  Gemeinden  fruchtbarsten  Nährboden 
und  bilden  schon  einen  festen  Rückhalt  für  die  von  Anbeginn  an  im 
modernen  Nationalgedanken  enthaltenen  Tendenzen  zu  nationaler 
Expansion  sowie  zu  möglichster  Annäherung  an  das  Ideal  der 
Bildung  selbständiger  und  reiner  Nationalstaatswesen.  Dem  absolu- 
tistischen Einheitsstaat  als  Träger  des  dynastischen  Staatsgedankens 
Oesterreichs    tritt    der    Gedanke    der    freien  Einigung    der    durch 
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historisches  Recht  oder  nationale  Einheit  gebildeten  Völkergruppen 
und  territorialen  Einheiten,  die  Idee  des  Foederalismus,  werbend 
gegenüber.  Mochte  auch  die  bereitwillige  Unterwerfung  der  Massen 
aller  Völker  unter  die  bestehende,  seit  der  Niederringung  des 
Wiener  Oktoberaufstandes  zu  neuer  Autorität  gelangte  legitime 
Staatsgewalt  den  Weg  zum  Kompromiß  all  dieser  Gegensätze  er- 
leichtern: sicher  ist  doch,  daß  es  großen  politischen  Mutes  und 
staatsmännischer  Weisheit  bedurfte,  sollten  die  Vertreter  der  Völker 
selbst  zu  irgendeinem  haltbaren  Einverständnis  gelangen.  Wie  dies 
nun  aber  doch  schließlich  mit  überraschend  günstigem  Erfolge  im 
Kremsierer  Verfassungsausschuß  vor  sich  gegangen  ist,  muß  nun 
zunächst  hier  dargelegt  werden. 


Zweites  Kapitel. 

Der  Kremsierer  Verfassungsausschuß  erfaßte,  von  der  ersten 
Sitzung  angefangen,  seine  Aufgabe  mit  Energie  und  Zielbewußtsein: 
er  sah  das  Problem  klar  vor  sich,  als  er  in  seiner  ersten  Sitzung 
nach  kurzer,  aber  sachlich  wertvoller  Debatte  beschloß,  zunächst  dnii 
große  Prinzipienfragen  zu  beraten:  erstens  die  Einteilung  des  Staates, 
zweitens  die  Wirkungssphäre  der  Zentral-,  der  Provinzial-  und  der 
Kommunalgewalt,  drittens  die  Organisierung  des  gesetzgebenden 
Körpers.  Man  ließ  dabei  die  zu  Beginn  aufgeworfene  Frage,  in 
welchem  Verhältnis  die  künftige  Verfassung  zu  Ungarn  stehen 
werde,  ganz  bei  Seite,  wobei  bemerkenswert  ist,  daß  die  große 
Mehrheit  der  Ausschußmitglieder  doch  von  der  Anschauung  ausging, 
dal!  man  bei  der  Beratung  der  Verfassung  auf  „die  noch  nicht 
repräsentierten  Völker  Rücksicht  nehmen  müsse".  Es  geht  aus 
dieser  Debatte  des  Ausschusses  hervor,  daß  auch  dort  geradeso  wie 
dies  in  der  politischen  Sprache  und  Denkweise  des  Hofes,  der  Armee 
und  der  Bureaukratie  der  Fall  war-,  „Oesterreich  als  Inbegriff  des 
ganzen  Reiches"  verstanden  worden  ist,  und  daß  die  allgemeine 
Meinung  dahin  ging,  es  werde  Bich  die  Nein  Reichstag  einmal  be- 
schlossene Verfassung  nicht  allzu  schwer  auf  die  „Ungarn"  bilden- 

I. linder  und  Völker  übertragen  lassen.  Es  ist  höchst  bezeichnend 
für  die  ganze  nun  anhebende  Entwicklung,  daü  bei  ^\n\  Slaven  be- 
treffs  ihrer  Wünsche  für  die  Lösung  des  Reichsproblems  weil  größere 
Klarheit  und  Entschiedenheil  herrschte  als  bei  den  deutschen  Poli- 

t  n.     Palacky  Sprach  Offen  aus,  „er  wolle  eine  Konstitution  für  das 

große  Oesterreich,  das  von  allen  im   Munde  und  im  Herzen 
geführt  \  halte  also  dafür,  daß  bei  der  Entwertung  der  Kon- 
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stitution  auch  auf  die  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  der  hier  nicht 
repräsentierten  Völker  Rücksicht  genommen  werde.  Die  Reorgani- 
sierung Ungarns  sei  auch  für  die  repräsentierten  Völker  eine  Lebens- 
frage. Die  Entscheidung  dieser  Frage  liege  daher  allerdings  im 
Mandate  der  Vertreter.  Uebrigens  haben  Kroatien,  Slavonien  und 
die  Serben  sich  ihr  gutes  Recht  erkämpft;  diese  werden  sich  also 
keine  Verfassung  oktroyieren  lassen,  den  Ungarn  dagegen  werde 
man  nicht  das  Recht  lassen  können,  die  alte  Verfassung  herzustellen, 
was  doch  offenbar  in  ihrem  Wunsche  sei;  diesen  also  werde  man  die 
Verfassung  oktroyieren." 

Der  deutsche  Liberale  Dr.  Hein  hingegen  meinte:  „Zu  einer 
Entscheidung  rücksichtlich  der  ungarischen  Länder  halte  er  den 
Reichstag  nicht  für  kompetent.  Sollten  dieselben  als  eroberte  be- 
handelt werden,  so  wünsche  er  in  die  Verfassung  so  viel  Dehnbar- 
keit gelegt,  daß  durch  sie  die  dortigen  Verhältnisse  nicht  verletzt 
werden."  Beide  aber,  Palacky  und  Hein,  waren  darin  einig,  daß 
man  sich  über  diese  Frage  vorher  mit  der  Regierung  verständigen 
müsse. 24) 

Indem  nun  der  Ausschuß  in  die  Beratung  der  ersten  großen 
Frage,  der  Einteilung  des  Staates,  eintrat,  legte  er  dieser  sogleich  den 
Text  der  beiden  ersten  Paragraphen  des  vom  Berichterstatter 
Dr.  Mayer  vorgelegten  Entwurfes  zugrunde.  So  verfuhr  er  auch 
weiterhin,  so  daß  die  großen  Prinzipienfragen  doch  yogieich  als  Be- 
standteile der  positiven  Gesetzgebung  behandelt  und  einer  konkreten 
Lösung  zugeführt  wurden:  diese  Methode  hat  die  Arbeit  des  Aus- 
schusses zweifellos  gefördert  und  beschleunigt. 

Der  Antrag  Mayers  bezeichnete  das  „Kaisertum  Oesterreich  als 
eine  untrennbare,  aus  den  nachbenannten  selbständigen  Kronländern 
bestehende  konstitutionelle  Erbmonarchie"  und  führte  im  /-weiten 
Teil  als  „selbständige  untrennbare  Kronländer"  alle  historischen 
Territorien  an,  nur  bildeten  Vorarlberg  mit  Tirol,  Galizien  mit  der 
Bukowina  je  ein  Kronland. 

So  kurz  diese  Bestimmung  des  Entwurfes  lautete,  so  bedeutend 
war  ihr  Inhalt.  Sie  bezweckte  klar  die  Forterhaltung  des  Einheits- 
staates, sie  bekräftigte  aber  auch  die  Selbständigkeit  der  Kronländer, 
und  schon  hierdurch  erwies  der  Entwurf  Kajetan  Mayers  seinen 
Vermittlungscharakter:  der  Berichterstatter  betonte  dies  mit  be- 
sonderem Nachdruck,  indem  er  bemerkte,  „daß  bei  dieser  Einteilung 
des  Staates  vom  historischen  Standpunkte  ausgegangen  wurde,  weil 
jede  Provinz  selbständige  Rechte  hat,  die  als  geheiligt  dastehen". 
Natürlich  kam  alles  darauf  an,  wie  durch  die  weitere  Arbeit  des 
VerfassuML>sausschusses  das    Verhältnis  zwischen  der  als   untrenn- 


272    Pas  Verfassungswerk  im  Ausschusse  des  Kremsierer  Reichstages. 

bares  Gesamtgebiet  bezeichneten  „Monarchie"  und  den  Reicns- 
ländern  gestaltet  werden  würde.  Vor  allem  war  die  Prinzipienfrage 
auszutragen,  und  gleich  der  erste  Redner,  der  gemäßigte  Tscheche 
Dr.  P  i  n  k  a  s ,  setzte,  den  Antrag  des  Berichterstatters  unterstützend, 
die  Notwendigkeit  des  foederativen  Elementes  in  demselben  aus- 
einander. 8B) 

Sieht  man  von  den  Bestrebungen  der  Abgeordneten  von  Vor- 
arlberg, Südtirol  und  Görz  ab,  die  in  ihren  Reden  die  provinzielle 
Selbständigkeit  der  von  ihnen  vertretenen  Gebiete  forderten,  so 
erscheint  in  dieser  Debatte  als  Kardinalfrage  der  Streit  darüber,  ob 
für  die  Bildung  selbständiger  Kronländer  das  historische  oder  das 
nationale  Prinzip  anzunehmen  sei.  Der  Entwurf  befolgte,  von  den 
bezeichneten  kleinen  geschichtlichen  Territorien,  nämlich  Vorarlberg, 
Wälschtirol,  Bukowina,  Görz  abgesehen,  das  erstgenannte  Prinzip. 
Als  Anwälte  des  letzteren  traten  Palacky  und  neben  ihm  der  Süd- 
slave  Kaucic  führend  hervor. 2C) 

In  seiner  ersten  Rede  erklärte  Palacky  sich  für  einen  absoluten 
Foederalismus,  setzte  aber  hinzu :  „dieser  Ausdruck  sei  ein  uneigent- 
licher und  könne  nur  in  solchem  Sinne  genommen  werden.  Von 
Foederation  sei  nämlich  bisher  nur  zwischen  unabhängigen  Staaten 
die  Rede  gewesen,  von  solchen  könne  aber  in  Oesterreich  keine 
Rede  sein,  weil  die  Provinzen  keine  souveränen  Staaten  für  sich 
bilden.  Alle  Provinzen  stehen  von  jeher  unter  der  erblichen  mon- 
archischen Gewalt,  und  von  dieser  sich  loszumachen,  habe  bisher, 
mit  Ausnahme  der  Lombardei,  keine  derselben  den  Versuch  ge- 
macht. Ist  also  hier  von  einer  Foederation  die  Rede,  so  muß  diese 
dahin  gedeutet  werden,  daß  sämtlichen  Nationalitäten  zuhause  das 
gewährt  werde,  was  nicht  notwendig  dem  Staate  als  Ganzen  ist,  um 
als  Einheit  zusammengehalten  zu  werden."  Deutlicher  setzte  dann 
Palacky  das  Wesen  seines  uneigentlichen  Foederalismus  in  der 
zweiten  Rede,  die  er  am  folgenden  Tage,  den  23.  Jänner,  im  Aus- 
schüsse hielt,  auseinander: 

„Es  geht",  sagte  er,  „eine  Kraft  durch  die  Welt,  man  nennt  sie  den 
Weltgeist.  In  der  historischen  Entwicklung  unserer  Zeit  tauchte  ein  Prinzip 
auf,  welches  im  vorigen  Jahre  in  die  Geschichte  Oesterreichs  eintrat,  es  ist 
die  Gleichberechtigung  der  Nationalitäten;  selbe  wurde  bis  zum  Jahre  1848 
theoretisch  und  praktisch  geleugnet.  Mit  diesem  Prinzip  ist  die  Emanzipa- 
tion der  Slawen  und  Wallachen  in  Oesterreich  ausgesprochen,  sie  ist  jedoch 
noch  nicht  durchgeführt  Wir  müssen  Oesterreich  so  konstruieren,  daß  die 
Vo  kr  gern  in  Oesterreich  eistiereu,  das  sei  die  uns  leitende  Idee.  Die 
verschiedenen  hier  geltend  gemachten  Ideen  lassen  sich  dann  befriedigen, 
wenn  man  der  Geschichte  und  Ethnographie  Rechnung  trägt  ^nd  einen 
terminua  der  Convenienz  findet,  also  national-historische  Ländergruppen, 
dann  als  kleinere  nationale  Abteilungen  die  Keiehskreise  annimmt.  Man 
kann  ein  kleines  Land  jetzt  nicht  zu  einem  proßen  machen.  Dir  allein 
bleiben    wollen,   die    Ins-»«   man  allein,   im  I   die   beisammen,  die  beisammen 
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bleiben  wollen.  Man  muß  hier  besonders  die  neue  Gestaltung  des  Unter- 
richts- und   Gerichtswesens  ins  Auge  fassen. 

Ich  beantrage  folgende  Ländergruppen:  1.  deutsch-österreichische, 
2.  böhmische,  3.  polnische,  4.  illyrische  und  5.  italienische  Länder;  für  die 
hier  nicht  repräsentierten  Länder  wäre  dann  die  Einteilung  in:  6.  süd- 
slawische, 7.  magyarische  und  8.  wallachische  Länder. 

Ich  rechne  nun  zu  der  ersten  Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns, 
Steiermark,  Kärnten,  Salzburg,  Deutsch-Tirol,  Vorarlberg,  dann  Deutsch- 
Böhmen,  Deutsch-Mähren  und  -Schlesien;  zu  der  zweiten  Tschechisch-Böhmen, 
-Mähren  und  -Schlesien  und  die  Slowakei  in  Ungarn;  zu  der  dritten  Galizien, 
Krakau,  die  Bukowina  und  Ungarisch-Ruthenien  an  den  Karpathen;  zu  der 
vierten  Slawonien,  Slawisch-Steiermark,  Kärnten,  Krain  und  Küstenland; 
zu  der  fünften  Welsch-Tirol,  Lombardei  und  Venedig;  zu  der  sechsten  Dal- 
matien,  Kroatien,  Slawonien  und  Woiwodina;  zu  der  siebenten  Magyaren- 
land in  Ungarn  und  Siebenbürgen,  zu  der  achten  die  romanischen  und  wal- 
lachischen Länder  in  Siebenbürgen,  Ungarn  und  in  der  Bukowina. 

Ich  bin  keineswegs  gegen  die  Trennung  Deutsch-Böhmens  und 
Tschechiens;  wäre  dies"  nur  praktisch  möglich,  dann  würde  ich  sie  vor- 
scb  .tagen.  Böhmen  ist  ein  Kesselland,  einen  Kessel  kann  man  aber,  ohne  ihm 
zu  vernichten,  nicht  tei.en."     (Eine  Stimme:  „Wohl  aber  flicken.'') 

Wie  schwierige  Fragen  durch  diesen  Antrag  Paläckys  aufgerollt 
waren,  zeigte  zunächst  der  Widerspruch,  den  die  Polen  durch  den 
Mund  Ziemialkowskys  dagegen  erhoben,  daß  der  Führer  des 
tschechischen  Volkes  in  der  Fortsetzung  seiner  Rede  die  Ruthenen 
als  Russen  bezeichnet  hatte,  als  ein  „eigenes  Volk,  welches  erst  im 
Vorjahre  emanzipiert  wurde  und  das  bisher  von  der  Regierung  und 
den  Polen  unterdrückt  worden  sei".  Obgleich  Paläcky  keine  natio- 
nale Teilung  Galiziens  vorschlug,  sprach  ZiemiaLkowsky  mit  aller 
Schärfe  gegen  ihn,  behauptete,  daß  die  Ruthenen  und  Polen  e  i  n 
Volk  seien,  weil  sie  dieselbe  Sprache  und  Geschichte  hätten,  leug- 
nete die  Verfolgung  der  Ruthenen  durch  die  Polen,  denn  zwischen 
beiden  hätten  nur  religiöse  Streitigkeiten  bestanden.  Eine  Teilung 
Galiziens  nach  dem  Ritus  sei  ohne  Völkerwanderung  unmöglich,  da 
auch  in  den  westlichen  Kreisen  Hunderttausende  Ruthenen  leben. 
In  dieser  Weise  protestierte  der  polnische  Führer  vor  allem  gegen 
das  vorher  in  einer  Rede  des  Ruthenen  Jachimovicz  offen  gestellte 
Verlangen  nach  einer  Zweiteilung  des  großen  Kronlandes. 

Der  Slovene  K  a  u  c  i  c ,  der  vor  der  zweiten  Rede  Paläckys  das 
Wort  erlangt  hatte,  vertrat  im  ganzen  und  großen  dieselben  Grund- 
sätze wie  dieser.  Er  meinte  zunächst,  man  solle  bei  der  Provinzial- 
einteilung  „dem  Prinzip  der  Nationalität  und  Konvenienz  Rechnung 
tragen,  und  nur  das  beisammen  lassen,  was  gerne  beisammen  bleibt." 

„Palacky",  sagte  er,  „ist  gegen  die  Foederation  der  Provinzen,  weil 
letztere  keine  souveränen  Staaten  sind;  Pinkas  sagt,  man  solle  nicht  zu  kleine 
Provinzen  machen,  um  die  Präpotenz  der  größeren  zu  verhindern.  Mit 
diesen  Grundsätzen  bin  ich  vollkommen  einverstanden,  aber  verlange  auch, 
daß  man  ihre  Konsequenzen  anerkenne;  das  tun  aber  unsere  tschechischen 
Brüder  nicht.  Es  muß  nicht  bloß  jede  Nationalität  gewahrt  sondern  auch  bei 
der  Provinzialeinteilung  berücksichtigt  werden,  denn  sonst  ist  die  so  sehr 
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gepriesene  Gleichberechtigung  der  Nationalitäten  eine  reine  Illusion;  dann 
ist  in  Steiermark  und  Kärnten  der  Slawe,  in  Tirol  der  Italiener,  in  Böhmen 
der  Deutsche  eine  Null.  Eine  unnatürliche  Ehe  trug  nie  gute  Früchte,  des- 
halb ließ  man  die  Ehescheidung  zu;  ebenso  ist  die  unnatürliche  Landesver- 
bindung ein  Fluch  der  Menschheit.  Ich  teile  Oesterreich  so  ein:  1.  Tsche- 
chisch-Böhmen  oder  Tschechowien,  2.  Deutsch-Böhmen  oder  Bojerheim, 
3.  Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns  und  Salzburg,  4.  Deutsch-Steiermark 
und  Kärnten,  5.  Slawisch-Steiermark,  Krain  und  slawisches  Küstenland  als 
Slawonien,  6.  Schlesien,  7.  Mähren,  8.  Deutsch-Tirol  und  Vorarlberg, 
9.  Welsch-Tirol,  10.  italienischer  Teil  des  Küstenlandes,  11.  Dalmatien, 
12.  Polen  oder  Mazurisch-Galizien,  13.  Ruthenisch-Galizien  und  14.  die 
Bukowina." 

Gegen  diesen  und  gegen  Palackys  Vorschläge  wendeten  sich 
aber  mit  besonderer  Schärfe  die  Vertreter  der  kleineren  Gebiete 
als  Anwälte  des  historischen  Rechtes.  Der  Abgeordnete  G  o  b  b  i 
verlangte  die  Selbständigkeit  Triests  und  wehrte  sich  gegen  die  vor- 
geschlagene Selbständigkeit  von  Görz  sowie  die  Verbindung  der 
quarnerischen  Inseln  mit  Dalmatien.  Er  lehnte  die  Gruppen- 
einteilung Palackys  ab,  da  damit  nur  den  großen  Nationalitäten  Rech- 
nung getragen  und  der  Zweck  der  Provinziallandtage  vereitelt 
werde. 

Ladislaus  R  i  e  g  e  r  unterstützte  seinen  Freund  und  Landsmann, 
fand  die  Einteilung  Oesterreichs  nach  den  bisherigen  Provinzen  nie  ht 
mehr  zeitgemäß,  einige  zu  groß,  einige  zu  klein;  den  Anforderungen 
der  Zeit  entspreche  nur  die  Einteilung  nach  Gouvernements,  meinte 
er.  Er  wünschte  also  die  Vereinigung  von  Ober-  und  Niederösterreich, 
wie  die  von  Kärnten  und  Krain.  Auch  Rieger  trat  energisch  für 
die  russische  Nationalität  der  Ruthenen  ein,  die  mit  ihren  Brüdern 
in  Rußland  16  Millionen  ausmachen  und  deren  „freiheithauchende 
Literatur  jenes  starre  Eis  des  russischen  Absolutismus  zum  Schmel- 
zen bringen  werde".  Es  sei  bezeichnend,  daß  die  Russen  geradeso 
wie  der  polnische  Adel  das  Ruthenentum  als  selbständiges  Volk 
leugnen:  ihnen  sei  eben  alles  „russisch".  Rieger  setzte  sich  sodann 
für  die  größeren  Gruppen  von  Ländern  als  Einheiten  und  Glieder 
des  Reiches  nachhaltig  ein.  „Gewisse  Bezirke",  sagte  er,  „werden 
dabei  nur  gewinnen.  Alle  Fragen,  die  auf  einem  Landtage  zur 
Sprache  kommen,  seien  (wie  z.  B.  die  über  Robot,  den  Steuer- 
gulden u.  s.  w.)  nicht  nationaler  Natur;  und  kommen  nationale 
Fragen  zur  Sprache,  so  können  sie  in  Schiedsgerichten  nach  Kurien 
entschieden  werden,  an  das  Reichsgericht  stehe  der  Rekurs  offen. 
Daß  die  Länder  zur  Basis  dienen  müssen  und  sich  in  kleinen  Kreisen 
nationalen  Elementen  nicht  Rechnung  tragen  lasse,  davon  habe  er 
sich  überzeugt  ,als  man  neuestens  bei  Gerichtsbezirken  von  nur  viel 
Quadratmeilen  das  nicht  vermochte.  Könnte  man  eine  Abtrennung 
deutschen  Gebietes  von   Böhmen  glücklich  zustande  bringen  —  er 
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würde  es  mit  Freuden  aufnehmen.  Denn  der  slavische  Böhme 
wolle  nur  selbständig  sein,  nicht  aber  erobern  und  andere  Elemente 
unterdrücken ;  er  habe  es  mehr  als  genug  gefühlt,  wie  wehe  es  einem 
Volke  tue,  unterdrückt  zu  sein.  Nehme  man  seinen  Vorschlag  nicht 
an,  so  wisse  er  keinen  andern  anzugeben  und  gebe  die  Konstitu- 
ierung eines  einigen  Oesterreichs  für  seine  Person  auf." 

Von  den  Deutschen  erwiderte  der  Schlesier  Dr.  Hein  auf  die 
foederalistischen  Anträge  und  besonders  auf  Riegers  Rede  ab- 
lehnend. Er  fand  es  geradezu  traumhaft,  wie  diese  Herren  mit  den 
Ländern  des  Kaisers  von  Oesterreich  schalten  und  walten  wollen  und 
fürchtet  die  Auflösung  des  Reichstages,  die  diesem  Spuk  bald  ein 
Ende  bereiten  werde.  Gegen  Paläcky  und  Rieger  wendet  er  ein,  daß 
sie  mit  ihren  nationalen  Gruppen  die  Minderheiten  vergewaltigen 
wollen,  z.  B.  „in  Böhmisch-Böhmen  und  Böhmisch- Mähren  alle 
Deutschen  zugrunde  gehen  lassen".  Das  Wichtigste  für  die  Na- 
tionalitätsinteressen, meinte  Hein,  seien  die  in  Mayers  Entwurf  vor- 
gesehenen Kreise,  wichtiger  als  die  Landtage,  deren  Notwendigkeit 
Hein  nicht  recht  einsehen  will. 

B  r  e  s  t  e  1  hingegen,  der  vortreffliche  Wiener  Abgeordnete,  war 
den  Ideen  Paläckys  nicht  ganz  so  abhold. 

„Wir  müssen",  sagte  er,  „was  Minister  und  Deputierte  so  häufig  in  der 
Kammer  ausgesprochen  haben,  die  Gleichberechtigung  der  Nationalitäten 
durchführen,  die  bisherigen  Provinziallandesgrenzen  mögen  laufen  wie  sie 
wollen,  wir  müssen  dabei  auch  die  materiellen  Interessen  und  den  Verkehr 
berücksichtigen  —  vor  allem,  und  jedenfalls  aber  doch  etwas  in  der  Kammer 
Durchsetzbares  bringen.  Er  selbst  habe  die  diesfällige  Stimmung  der 
Kammer  so  ziemlich  erforscht,  ein  früheres  diesfälliges  Projekt,  worin  den 
Nationalitäten  zu  viel  Rechnung  getragen  war,  verworfen  und  nur  die 
historischen  und  provinziellen  Erinnerungen  etwas  mehr  beachtet."  „Lassen 
wir  nun",  sagte  Brestel,  „jene  Provinzen,  die  von  einer  und  derselben  Natio- 
nalität bewohnt  sind,  nur  immer  unverändert  fortbestehen,  teilen  wir  die 
anderen  Provinzen  dagegen  in  Kreise,  mit  Berücksichtigung  ihrer  Natio- 
nalität." 

Er  stelle  schließlich  den  Antrag: 

„Es  sei  die  alte  Provinzialeinteilung  zwar  beizubehalten,  jedoch  seien 
die  großen  Provinzen  in  zwei  oder  mehrere,  möglichst  nationale  Kreise  zu 
teuere,  welchen  im  allgemeinen  die  Autonomie  in  all  denjenigen  Gegen- 
ständen zu  gewähren  sei,  in  denen  sie  den  nur  aus  einem  Kreise  bestehen- 
den Provinzen  gebührt;  mit  Ausnahme  derjenigen  Gegenstände,  welche  zwei 
oder  mehrere  Kreise  derselben  Provinz  gemeinschaftlich  betreffen,  oder  von 
allen   Kreisen  einer  Provinz  einhellig  der  Provinz  zugewiesen  werden." 27 

Der  ganze  Verlauf  der  Debatte,  in  welcher  der  historisch  be- 
gegründete Partikularismus  der  Länder  und  einzelnen  Landesteile 
so  stark  hervorgetreten  war,  enttäuschte  Palacky  außerordentlich. 
Er  meinte,  „man  werfe  sich  auf  das  historische  Gebiet,  um  manche 
Separationsgelüste  zu  bemänteln  und  nehme  aus  der  Geschichte  auch 
nur  auf,   was  einem  gerade  passe.     Er  verstehe  den  historischen 
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Standpunkt  ganz  anders  und  ziehe  die  lebende  Geschichte  der  perga- 
mentenen vor.  Mit  und  in  dem  Prinzip  der  Gleichberechtigung  der 
Nationalitäten  sei  das  Prinzip  der  Emanzipation  der  slawischen 
Völker  mächtig  aufgetaucht,  und  lasse  sich  nun  und  nimmermehr 
in  den  Hintergrund  drängen.  Wie  die  Deutschen  und  die  Italiener, 
so  wollen  auch  die  Slawen  beisammen  sein.  Daß  sich  dieses  Prinzip 
Geltung  verschaffen  und  alle  seine  Stadien  durchlaufen  wolle,  be- 
wiesen bereits  die  vielen  Kämpfe  blutiger  Art.  Schon  in  den 
nächsten  Jahren  werde  sich  dieses  Prinzip  kolossal  entwickeln,  und 
man  solle  Bedacht  darauf  nehmen,  wenn  es  sich  darum  handle, 
Oesterreich  eine  Konstitution  zu  geben,  welche  der  Gegenwart  wie 
der  Zukunft  entsprechen  soll.  Er  hat  seine  Ansichten  mit  Rücksicht 
auf  die  ganze  Monarchie  eingestellt  und  sei  überzeugt,  daß,  wenn 
man  dieses  Prinzip  außer  acht  lasse,  Oesterreich  dem  Zerfalle  preis- 
gegeben werde  1" 

Im  weiteren  Verlaufe  der  Debatte  traten  alle  Teilprobleme  der 
Frage  der  österreichischen  Staatseinheit  plastisch  hervor:  zu  dem 
Gegensatz  der  Polen  und  Ruthenen  in  Galizien  gesellte  sich  das  von 
dem  Vertreter  Triests  mit  großer  Energie  verfochtene,  von  den 
deutschen  Tirolern  heftig  bekämpfte  Bedürfnis  Welschtirols  nach 
Selbständigkeit,  der  von  den  Slowenen  in  Krain  vertretene  Anspruch 
der  slawischen  Südsteiermark,  und  daneben  kam  der  Gegensatz  der 
Deutschen  und  Tschechen  immer  schroffer  zutage:  gegen  Palacky, 
der  sich  auf  die  rechtliche  Fortdauer  der  böhmischen  Krone,  wie  sie 
noch  Kaiser  Ferdinand  durch  seine  Krönung  in  Prag  neuerdings  be- 
zeugt habe,  und  auf  das  Kabinettschreiben  vom  8.  April  berief, 
wendet  sich  abermals  Dr.  Hein,  um  Schlesiens  Zugehörigkeit  zu 
Böhmen  energisch  zu  bestreiten.  Er  behauptet,  es  gebe  in  Schlesien 
nur  Deutsche  und  Slawen,  die  man  dort  „Wasserpolaken"  nenne,  aber 
keine  Tschechen,  und  gegen  Paläckys  Gruppeneinteilung  bemerkte 
er  spitzig,  dieser  wolle  wohl  große  Provinzen,  damit  sie  ein  Gegen- 
gewicht gegen  die  Zentralgewalt  ausüben.  Hein  war  zweifellos  der 
ausgesprochenste  Zentralist  im  Ausschuß.  Das  ließ  er  erkennen,  als 
er  sagte,  er  wolle,  daß  den  Provinzen  „die  jura  domestica  gewährt 
werden,  daß  aber  auch  der  Zentralgewalt  gegeben  werde,  was  ihr 
gebührt".    Dies  sei  in  Oesterreich  am  meisten  notwendig. 

In  einer  sehr  gehaltvollen  und  klugen  Rede  zog  der  Bericht- 
erstatter Kajetan  Mayer  die  Summe  aus  der  ganzen  Debatte,  in  der 
seiner  Meinung  nach  nur  die  Drachensaat  aufgegangen  sei,  die 
Metternich  gesäet  habe.  Dieser  habe  die  österreichische  Völker- 
familie  mit  eiserner  Kaust  zusammenhalten  wollen  und  darum  alles 
provinzielle  und  nationale  Leben  unterdrückt     Beinahe  müsse  man 
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es  anerkennen,  daß  er  es  besser  verstand,  weil  wir  fast  zeigen,  daß 
wir  anders  nicht  beisammen  bleiben.  Beide  Wege,  die  vorgeschlagen 
wurden,  seien  praktisch  unausführbar.  Kaucic  und  Palacky  wollen 
neue  Länderkomplexe,  neue  staatliche  Individuen  schaffen,  aber,  um 
aus  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  ein  neues  Individuum  zu  machen, 
müssen  sie  die  alten  zerstören.  Ob  das  eine  Freiheit  sei,  ob  nicht 
besser  keine  Revolution  gewesen  wäre,  oder  ob  man  nicht  lieber 
Oesterreich  noch  einmal  in  den  Topf  der  Revolution  werfen  müsse, 
um  zu  sehen,  ob  nicht  etwas  Besseres  herauskomme?  Das  Prinzip 
der  Gleichberechtigung  der  Nationen  sei  in  die  Geschichte  ein- 
getreten, man  mcge  daraus  nur  nicht  eine  Emanzipation  der  Slawen 
machen.  Wenn  es  wahr  ist,  daß  der  Deutsche  früher  der  Herr  und 
der  Slawe  der  Knecht  war,  so  sei  dies  nur  in  dem  Sinne  wahr,  weil 
die  Regierung  deutsch  war  und  beide  knechtete.  Die  Regierung 
komite  nicht  slawisch,  ihre  Organe  der  gemeinsamen  Knechtung 
mußten  daher  deutsch  reden.  Am  Marke  des  Volkes  saugen  habe 
also  die  Regierung  nur  durch  das  Deutschtum  können,  und  mit  der 
Gleichberechtigung  wolle  der  Deutsche  ebenso  gut  wie  der  Slawe 
emanzipiert  werden.  Wer  den  Haß  der  Slawen  gegen  die  Bureau- 
kratie  übertrage  auf  das  Deutschtum,  wer  den  Haß  gegen  die  Re- 
gierung zum  Haß  gegen  das  Deutschtum  stachle,  der  mache  Metter- 
nichs  Prinzip  „divide  et  impera"  geltend.  Damit  komme  man  auf 
das  Recht  der  Faust,  was  doch  keiner  wünsche.  —  Das  vorgeschlagene 
Prinzip  der  Konvenienz  sehe  er  nur  in  der  Verschmelzung  des 
historischen  und  nationalen  Prinzips.  Auch  die  oktroyierte  Verfassung 
vom  25.  April  habe  den  Provinzen  Rechnung  getragen,  eine  freie 
Munizipaleinrichtung  der  Bezirke  und  Kreise  in  Aussicht  gestellt,  und 
nicht  darum,  sondern  nur,  weil  sie  nicht  auf  demokratischer  Basis 
war,  sei  sie  gefallen.  Es  sei  mit  Schwierigkeiten  verbunden,  zwischen 
der  Zentralisation,  die  den  Provinzen  den  Todesstoß  gibt,  und  der 
zentrifugalen  Foederation,  die  eine  Zentralgewalt  unmöglich  macht, 
die  rechte  Mitte  zu  treffen.  In  Frankreich  sei  der  freie  Staatsbürger 
geknechtet  in  der  unfreien  Gemeinde.  Bürgerliche  Freiheit  sei  ihm 
aber  mehr  wert  als  politische  Freiheit,  denn  nur  die  erstere  mache 
ihm  das  Haus  wohnlich.  Wolle  man  aber  die  letztere,  dann. müsse 
man  autonome  Landtage  und  autonome  Gemeinden,  dort  aber,  wo 
das  nationale  Element  erdrückt  zu  werden  Gefahr  läuft,  auch  auto- 
nome Kreistage  schaffen.  Dieses  Bedürfnis  trete  am  stärksten  in 
Galizien,  in  Böhmen  und  in  Tirol  hervor.  Die  Fünferkommission 
habe  die  Einteilung  nach  Kreisen  in  den  Entwurf  aufgenommen, 
nicht  um  die  Zentralgewalt  zu  stärken  (wie  man  damals  allgemein' 
im    Publikum    annahm),    sondern    um    die    Provinzen    zusammen- 
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zuhalten,  um  dem  früheren  System  des  Vielregierens  entgegen- 
zutreten, um  den  gereiften  emanzipierten  Völkern  die  bessere  Be- 
sorgung davon  zu  überlassen,  was  früher  einige  Bureaukraten  in 
Wien  schlechter  besorgten.  Vieles  hiervon  werden  Kreistage  zweck- 
dienlicher als  Landtage  besorgen.  Damit  habe  der  Ausschuß  der  Ge- 
schichte und  den  wahrhaft  nationalen  Bestrebungen  Rechnung  ge- 
tragen. Wenn  die  gegenwärtige  Erbitterung,  die  Stürme  der  Leiden- 
schaften sich  gelegt  haben  werden,  so  werden  sich  die  Nationen 
nebeneinander  frei  bewegen,  wie  sie  früher  friedlich  nebeneinander 
in  der  Zwangsjacke  lebten.  Die  freie  Presse,  die  freie  Entwicklung 
der  Nationen  und  ihre  Literatur  werden  das  Faustrecht  entfernen 
und  den  Zeitpunkt  anbahnen,  wo  geistige,  nicht  materielle  Kraft  über 
die  Herrschaft  entscheiden  wird.  Der  geistigen  Herrschaft  müsse 
man  sich  unterwerfen  oder  man  gehe  lieber  in  den  Absolutismus 
zurück." 

Gewiß  wird,  wer  die  seit  der  Kremsierer  Tagung  des  Reichs- 
tages abgelaufenen  70  Jahre  der  Geschichte  des  kaiserlichen  Oester- 
reich  kennt,  und  vollends  wer  einen  guten  Teil  davon  miterlebt  hat, 
diese  Rede  nicht  ohne  Resignation  und  Gemütsbewegung  lesen;  sie 
spricht  fast  alle  wesentlichen  politischen  Gedanken,  die  das  öster- 
reichische Problem  ausmachen,  zum  erstenmal  in  voller  Klarheit  aus 
und  weist  die  Wege,  auf  denen  ein  freies  österreichiches  Völkerreich 
geschaffen  werden  und  zu  Dauer  und  Kraft  gelangen  konnte!  Wie 
sehr  hat  die  Torheit  und  der  beschränkte  Eigennutz  der  „angestamm- 
ten" Träger  der  Macht  in  diesem  Reiche,  dann  aber  auch  fort- 
schreitend die  kurzsichtige  Politik  der  nationalen  und  politischeil 
Parteien,  der  immer  mehr  verschärfte  und  verbitterte  Chauvinismus 
der  Völker  auf  allen  Seiten  die  Hoffnungen  der  einsieht 
„Idealisten"  von  1848  enttäuscht! 

Wie  bald  und  wie  vollständig  ist  die  Erwartung,  daß  geistige 
Kräfte  das  österreichische  Problem  vollends  lösen  würden,  wenn  nur 
einmal  die  freiheitliche  Verfassung,  wie  sie  die  Männer  von  Krem- 
ßier  im  Auge  hatten,  in  Kraft  gesetzt  würde,  durch  die  Ereignisse 
Lügen  gestraft  worden!  Und  dabei  darf  man  auch  nicht  verkennen, 
daß  es  vielfach  die  Schuld  wie  der  Regierung  so  doch  auch  der  Re- 
gierten gewesen  ist,  wenn  es  so  kam;  zumal  der  bürgerlichen  Mittel- 
klasse, der  1848  unter  zweifellos  günstigen  Verhältnissen  die 
historische  Aufgabe  zugefallen  war,  einen  wirklichen  modernen 
Staats-  und  Gesellschaftsbau  Oesterreichs  zu  errichten.  Nichts  zeigt 
besser  diese  Schuld  an,  als  daß  gerade  mehrere  der  führenden 
deutschen  Mitglieder  des  Verfassungsausschusses  von  Kremsier  nicht 
viel  spater  und  dauernd  von  den  klugen  und  wahrhaft  staatsmänni- 
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sehen  Gedankengängen  abgefallen  sind,  zu  denen  sie  selbst  sich  im 
Reichstage  der  Revolution  bekannten,  und  die  nie  eine  bessere  For- 
mulierung erhalten  haben,  als  in  der  vorangeführten  Rede  Kajetan 
Mayers  bei  der  ersten  entscheidenden  Abstimmung  des  Verfassungs- 
ausschusses vom  25.  Januar  1849. 28) 

Das  Ergebnis  dieser  Abstimmung,  welche  Palackys  Vorschläge 
ebenso  wie  Riegers  Verbesserungsanträge  ablehnte  und  mit  geringen 
Aenderungen  die  Bestimmungen  des  Entwurfes  annahm,  bedeutete 
einen  Sieg  der  gemäßigten  Zentralisten.  Dieser  ist  aber  nur  dadurch 
möglich  geworden,  daß  die  Zentralisten  von  vornherein  durch  die 
Annahme  des  Prinzips  der  Autonomie  der  Länder,  Kreise  und  Ge- 
meinden Geist  und  Ordnung  der  alten  absolutistischen  Staatsmaschine 
auf  das  kräftigste  verneint  hatten.  Positiv  gefaßt,  lag  das  ent- 
scheidende Moment  darin,  daß  nun  der  spezifisch  österreichische  Be- 
griff der  Autonomie,  vor  allem  der  Länder,  festgestellt  und  an- 
genommen war.  Damit  war  ein  neuer  und  höchst  entwicklungs- 
fähiger politischer  Gedanke  gewonnen,  der  für  die  Lösung  der  großen 
Aufgabe,  die  hier  in  Oesterreich  zum  erstenmal  bewußt  unteronmmen 
wurde,  die  größten  Dienste  leisten  konnte.  Man  darf  nicht  über- 
sehen, daß  das,  was  die  Männer  von  Kremsier  versuchten  und  was 
überhaupt  das  Wesen  des  österreichischen  Problems  ausmacht,  rein 
technisch  politisch  betrachtet,  eine  Aufgabe  bedeutet,  wie  sie  in  der 
Geschichte  bisher  einzig  nur  hier  gestellt  worden  war:  nämlich  die 
Aufgabe,  ein  aus  vielen  historischen  Territorien  und  verschiedenen 
Völkern  bestehendes,  bisher  durch  den  Machtwillen  der  Dynastie 
zusammengefaßtes  Reich  zu  einer  organischen  Verbindung  der  Teile 
umzugestalten,  den  „Staat"  zu  dekonzentrieren  und  zu  dezentrali- 
sieren, und  ihn  dabei  doch  zu  erhalten,  nämlich  das  Ganze  dieser 
Länder  als  Großmacht  nach  außen  und  als  Zentralgewall  im  Innern 
unerschüttert  in  Funktion  zu  erhalten.  Das  Gegenteil:  die  Foede- 
rierung  freier  Länder  zu  einem  neuen  Ganzen  ist  oft  gelungen,  ist 
überhaupt  die  einzige  Form,  in  der  seit  dem  17.  Jahrhundert 
schöpferische  Staats-  und  Großmachtbildung  durch  die  Menschen 
westlicher  Kultur  sich  als  möglich  erwiesen  hat.  Die  völlig  neue 
Aufgabe,  die  aber  nun  hier  gestellt  war,  erforderte  auch  völlig  neue 
politische  und  juristische  Begriffe  und  Formen.  Die  Autonomie  der 
Länder  war  davon  nur  die  erste  und  wichtigste  Konzeption,  die 
sogleich  zu  Beginn  der  Beratungen  des  Ausschusses  geschaffen 
worden  ist.  Ihr  Charakter  als  ein  Institut  der  Vermittlung  zwischen 
den  Grundkräften  des  Zentralismus  einerseits  und  der,  selbständiger 
Staatlichkeit  zustrebenden  nationalen  Expansion  andrerseits  liegt 
klar  zutage;  zumal  was  die  Nichtdeutschen  betrifft,  waren  die  Vor- 
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teile,  die  der  autonomistische  Gedanke  ihrer  nationalen  Entwicklung 
bot,  unverkennbar.  Durch  die  Verwirklichung  dieses  Prinzips  mußte 
den  Slawen  in  jenen  Ländern,  in  denen  sie  die  Mehrheit  besaßen, 
freier  Weg  zu  politischer  Macht  eröffnet  werden:  und  so  lag  in  der 
Annahme  dieses  Fundamentalprinzips  der  Autonomie  durch  die 
Deutschen  jedenfalls  weitgehendes  Entgegenkommen  gegen  die  nicht- 
deutschen Völker  ausgesprochen.  Die  Politik  jener  Zeit  war  ja  noch 
durchaus  beherrscht  von  dem  Respekte  vor  der  Heiligkeit  des  Prin- 
zipes  parlamentarischer  Majorität,  und  so  konnten  zum  Beispiel  die 
Tschechen  hoffen,  in  Böhmen  und  Mähren  alles  das,  was  sie  für  die 
Königreiche  und  Länder  an  politischer  Machtfülle  legislativer,  finan- 
zieller und  administrativer  Kompetenz  gewannen,  nicht  nur  für  die 
Gleichberechtigung,  sondern  auch  für  die  Hegemonie  des  tschechi- 
schen Volkes  in  Böhmen  und  Mähren,  wo  es  unbedingt  die  Mehrheit 
bildete,  gewonnen  zu  haben.  Diese  unausweichliche  Folge  der 
Schaffung  der  Autonomie  konnte  allerdings  den  Deutschen  ebenso- 
wenig verborgen  bleiben  als  den  Südslawen  und  Italienern,  von 
denen  die  ersteren  in  Steiermark  und  Kärnten,  die  letzteren  in  Tirol 
und  wohl  auch  im  Küstenlande  in  hoffnungsloser  Minderheit  waren. 
So  stellte  sich  denn  die  Nationalitätenfrage  trotz  der  Autonomie  der 
Länder,  wie  sie  die  beiden  ersten  Paragraphen  der  Verfassung  mm 
festgelegt  hatten,  noch  immer  als  offenes  Problem,  und  zwar  als 
politische  und  nationale   Machtfrage  dar. 

Niemand  empfand  diese  Tatsache  stärker  als  Palacky,  der  sich 
denn  auch  alsbald  von  der  Teilnahme  an  den  Arbeiten  des  Ver- 
fassungsausschusses zurückzog.  Die  vollständige  Ablehnung  seiner 
Anträge  mußte  von  ihm  als  völliges  Scheitern  seiner  national- 
politischen  Grundauffassimg  empfunden  werden.  Nun  ist,  wie  der  be- 
deutendste moderne  Kritiker  der  tschechischen  Politik  von  1848,  Tho- 
mas M  a  s  a  r  y  k  ,  auseinandersetzt,  Palackys  verfassungspolitisches 
Programm  vom  Jahre  lsis  gerade  in  der  Grundfrage  beträchtlichem 
Schwanken  unterworfen,  dessen  einzelne  Phasen  deshalb  nicht  genau 
genug  verfolgt  werden  können,  weil  merkwürdigerweise  der  Ver- 
fassungsentwurf, den  Palacky  endgültig  der  Fünferkommission  vor- 
gelegt hatte,  von  ihm  nie  veröffentlicht  worden  ist  und  bisher  auch 
nicht  aus  seinen  Papieren  bekannt  geworden  ist.  So  viel  ist  klar,  daß 
Palacky  zwischen  den  zwei  großen  Grundideen  einer  Neuorganisation 
des  habsburgischen  Reiches  schwankte,  nämlich  zwischen  der  streng 
nationalen  und  der  historisch-staatsrechtlichen  Auffassung,  in  dem  An- 
trage, den  nach  den  Mitteilungen  Anton  Springers  Palacky  im  Ver- 
fassungsausschusse  tatsächlich  eingebracht  hatte,  stellte  er  sich  ganz 
auf  den    bedingungslosen    nationalen   Standpunkt;   in   seinen    Heden 
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aber  hält  er,  gegen  deutsch-zentralistische  Anschauung  gewendet, 
doch  auch  das  Recht  der  böhmischen  Krone  und  des  von  ihr  symboli- 
sierten böhmischen  Staates  nachdrücklich  fest.  In  Palacky  kämpfen 
eben  die  beiden  Grundelemente  seiner  geistigen  Entwicklung 
miteinander,  die  historisch-nationale  Idee  von  dem  unverwirkbaren 
Rechte  Bchmens  auf  selbständiges  nationalstaatliches  Dasein  und 
seine  auf  der  rationalistischen  Humanitätsphilosophie  beruhende 
politische  Weltanschauung,  für  welche  die  vollständige  Gleich- 
berechtigung der  einzelnen  Völker,  also  in  Böhmen  das  Recht  beider 
Nationen  auf  selbständige  staatliche  Existenz,  das  entscheidende 
politische  Prinzip  bildet. 

Darüber  war  sich   Palacky  allerdings  vollkommen  im   klaren, 
daß  Oesterreich,  welcher  von  den  beiden  Grundanschauungen  immer 
man   sich   zuwende,   nur   auf   der   Grundlage   des  foederalistischen 
Prinzips  als  Reich  erhalten  bleiben  könne.    Darüber  jedoch,  ob  diese 
Völkerverbindung  in  rein  national  gebildeten   Gebieten  oder  unter 
Anerkennung  der  historisch  gegebenen  Territorien  stattfinden  solle, 
ist  er  offenbar  nicht  ganz  mit  sich  ins  reine  gekommen.    Schließlich 
ging   er  doch  auf  den   ersteren   Gedanken   zurück  und  legte  sein 
nationales  Gruppensystem  dem  Ausschusse  vor.    Wenn  nun  Palacky 
damit  auch  keinen  praktischen  Erfolg  erzielte,  so  hat  er  sich  doch  den 
Ruhm  erworben,  als  erster  einen  neuen  großen  politischen  Gedanken, 
die   Idee  der  nationalen   Autonomie  in  Oesterreich,  formuliert  zu 
haben.    Daß  die  Zeit,  in  der  er  dies  tat,  für  diesen  Gedanken  nicht 
reif  war,  ist  nicht  weiter  verwunderlich,  umso  weniger  als  sich,  wie 
wir  sehen  werden,  auch  später,  da  die  Idee  der  nationalen  Auto- 
nomie in  Oesterreich  von  anderen  geistigen  und  politischen  Grund- 
lagen her  wieder  erstand,  weder  die    Völker,  die  Deutschen  und 
Slawen,  noch  auch  die  Kreise  des  Hofes  und  der  regierenden  Bureau- 
kratie    dazu   fähig    erwiesen   haben,    diesen   großen    Gedanken   in 
lebendige  politische  Tat  und  Schöpfung  umzusetzen.     Es  läßt  sich 
leicht  erklären,  warum  der  Gedanke  der  Organisation  Oesterreichs 
auf    der   Basis   national-autonomer   Territorien   —   schon  kurz   vor 
Palacky  hatte  der  feinste  politische  Kopf  unter  den  national  denken- 
den deutschen  Reichstagsmitgliedern,  hatte  Dr.  v.  Lehn  er,  ganz  ähn- 
liche, wenn  auch  unbestimmter  gefaßte  Gedanken  wie  Palacky  ge- 
äußert — ,  damals  keinen  Widerhall  gefunden  hat :  er  verstieß  zu  sehr 
gegen  das,  was  auch  im  politischen  Leben  der  Völker  wie  im  Leben 
des  Einzelnen  die  am  schwersten  zu  überwindende  Macht  ist,  die 
Macht   der  Gewohnheit.     Er  widersprach   zu  sehr   der  durch   das 
physische   und   ökonomische    Zusammenleben    vieler    Generationen 
einmal  geschaffenen,  tief  eingewurzelten  Tradition,  die  sich  merk- 
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würdigerweise  mit  größter  Lebendigkeit  im  Gefühlsleben  des  west- 
und  mitteleuropäischen  Menschen  im  Anschluß  an  das  historische 
Territorium  als  die  jahrhundertlange  in  ihren  Grenzen  unveränderte 
Heimat  ausgebildet  hat,  und  aus  der  zugleich  mit  dem  Gewebe 
hundertfältiger  materieller  Gemeininteressen  auch  eine  —  oft  merk- 
würdig verzweigte  —  Ideologie  herauswächst,  die  die  Gemüter  ganz 
„unrationell",  aber  mit  um  so  größerer  und  überraschend  vielseitiger 
Kraft  beherrscht.  Wie  stark  das  passive  Beharrungsvermögen,  das 
in  der  Vorstellung  von  der  historischen  Zusammengehörigkeit  eines 
geschichtlich  „staatlichen"  Territoriums  wurzelt,  zeigt  sich  am  stärk- 
sten darin,  daß  dieses  auch  gegen  die  größte  und  alles  auflösende 
politische  Kraft  unserer  Zeit,  gegen  den  absoluten,  rein  rationalisti- 
schen oder  rein  gefühlsmäßigen  Nationalismus,  doch  noch  bisher 
vielfach  siegreich  geblieben  ist.  Wer  aber,  wie  Palacky  schon  1848, 
die  ungeheuere  Steigerungsfähigkeit  des  rein  nationalen  Gedankens 
als  Lebensprinzip  einer  neuen  europäischen  Staatsordnung  voll  er- 
kannte und  vor  allem  für  die  slawischen  und  romanischen  Völker  des 
Weltteiles  dessen  Wirkungen  voraussah,  mußte,  wenn  er  gleichzeitig 
von  der  Notwendigkeit  der  Fortdauer  der  Großstaaten  überzeugt 
war,  ernsthaft  versuchen,  jene  neuaufbauende  Grundkraft  in  den 
Dienst  dieses  Großstaats-  oder  Reichsgedankens,  nicht  gegen  diesen 
feindselig  zu  stellen.  Das  verstanden  auch  die  Gegner  Palackys, 
die  deutschen  Mitglieder  des  Verfassungsauschusses,  durchaus,  und 
so  gingen  sie,  nachdem  sie  das  Prinzip  der  „nationalen  Autonomie" 
für  die  Lesung  des  österreichischen  Problems  abgelehnt  hatten,  doch 
sogleich  daran,  dem  innersten  Kern  dieses  Problems,  der  Frage  vom 
Verhältnis  der  „Nationen"  oder  „Nationalitäten"  zu  dem  sie  um- 
fassenden „Staat"  oder  Reich,  auf  andere  Weise  beizukommen.  Den 
festen  Boden  dafür  hatten  sie  sich  aber  in  der  von  ihnen  als  Ver- 
fassungsgrundlage angenommenen  historischen  Länderautonomie  be- 
reitet. -0) 

Es  ist  nun  bezeichnend  für  die  Frische  und  Fruchtbarkeit  des 
politischen  Denkens  der  nach  vielhundert jährigem  Absolutismus 
kaum  erst  zu  politischem  Leben  erwachten  Deutschen  Oesterreichs, 
daß  aus  ihrer  Mitte  sogleich  ein  praktischer  Gedanke  hervorging, 
der  den  ersten  Versuch  darstellt,  das  Nalionalitätenproblem  durch 
eine  weitere  Ausbildung  und  Vertiefung  des  Begriffes  von  der  terri- 
torialen „Autonomie"  zu  lösen.  Dieses  Auskunftsmitte]  bot  sich  dar, 
indem  man  von  der  liberal-klassizistischen  Theorie  der  „freien  Muni- 
zipalverfassung"  den  Ausgang  nahm  und  dann  zwischen  die  auto- 
nomen Gemeinden  und  die  autonomen  Kronländer  autonome  Kreise 
mit  einem  Kreisparlament,  dem   Kreistage,  einschob. 
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Schon  der  vorbereitende  Fünferausschuß  und  daher  auch  der 
Entwurf  Mayers  hatten  im  §  3  des  letzteren  das  Prinzip  aus- 
gesprochen, daß  alle  Reichsländer  (Kronländer)  in  Kreise  einzuteilen 
seien:  Hein  und  Brestel  setzten  gleich  in  der  Generaldebatte  den 
Grundsatz  fest,  daß  die  Kreise  möglichst  als  einheitliche  Gsbiete 
einer  einzelnen  Nationalität  zu  gliedern  seien,  und  Bresteis  Antrag, 
daß  schon  in  der  Verfassung  die  Zahl  der  Kreise  der  einzelnen  Xron- 
lämler  festgelegt  werde,  fand  Annahme.  Auch  Rieger  und  mit  ihm 
die  ausgesprochenen  Foederalisten  nahmen  den  Kreis  als  nationale 
Unterteilung  der  Kronländer  an. 30) 

Neue  und  große  Schwierigkeiten  für  das  Verfassungswerk  er- 
gaben sich  aber  notwendigerweise,  als  man  daran  ging,  für  den 
somit  territorial  gegliederten  und  gleichzeitig  administrativ  dezentrali- 
sierten Einheitsstaat  0 esterreich  die  entsprechende  Organisation  der 
Staats-  und  Regierungsgewalt  zu  schaffen.  Bedeutete  die  Autonomie 
der  Königreiche  und  Länder  das  Kompromiß  zwischen  der  Staats- 
idee der  Foederalisten  und  dem  durch  die  Geschichte  Oesterreichs 
vollends  seit  Maria  Theresia  geschaffenen  Einheitsstaate,  so  mußte 
zwischen  den  beiden  Parteien  nunmehr  auch  ein  Kompromiß  dar- 
über geschaffen  werden,  inwieweit  die  bisher  so  streng  zentralistische 
Staatsgewalt  zwischen  dem  Staate  —  nämlich  der  kaiserlichen  Re- 
gierung als  „Reichsobrigkeit"  —  einerseits  und  den  autonomen 
Ländern  sowie  den  Kreisen  und  Gemeinden  andrerseits  geteilt 
werden  soll.  Der  Hauptkampf  galt  da  begreiflicherweise  der  Landes- 
autonomie: die  Gegensätze  stießen  dabei  hart  aufeinander.  Schon 
zu  Beginn,  als  es  sich  in  einer  Art  von  Generaldebatte  darum 
handelte,  festzustellen,  was  der  künftigen  Reichszentralgewalt,  was 
der  Länderregierungsgewalt  und  was  etwa  den  einzelnen  Kreis- 
tagen und  Gemeinden  zugewiesen  werden  sollte,  trat  Palacky  mit 
seiner  Forderung  des  reinen  Foederalismus  nachdrücklich  hervor. 
Er  verlangte  genaue  Aufzählung  der  Befugnisse  der  Reichsgewalt 
und  Zuweisung  aller  anderen  durch  eine  generelle  Klausel  an  die 
Landtage.  Der  österreichische  Kaiserstaat,  erklärte  Palacky,  bestehe 
aus  verschiedenen  Nationalitäten,  und  nur  das  mächtige  Band  der 
natürlichen  Interessen  eines  jeden  der  Volksstämme,  nicht  der 
Zwang  werde  es  zusammenhalten  können.  Ganz  klar  wird  hier 
der  Schweizer  Kanton  und  der  Einzelstaat  der  amerikanischen  Ver- 
fassung als  Vorbild  für  die  Reichsländer  postuliert.  Er  wünschte, 
daß  beide  Gewalten  genau  definiert  würden  und  als  Auslegungs- 
regel der  Satz  aufgestellt  werde:  „In  zweifelhaften  Fällen  spricht 
die  Vermuthung  für  die  Landesregierungsgewalt."  In  keinem  Falle 
dürfe  man  der  Zentralgewalt  als  in  eigener  Sache  die  Entscheidung 


284    Das  Yerfassuugswcrk  im  Ausschusse  des  Kremsierer  Reichstages. 

überlassen.  Die  deutschen  Ausschußmitglieder,  wie  Brestel,  Hein 
und  Lasser,  vertraten  dagegen  den  Standpunkt,  daß  sowohl  legis- 
lativ, als  auch  ganz  besonders  hinsichtlich  der  Exekutive  eine  starke 
Reichszentralgewalt  notwendig  sei.  Diese,  meinte  Mayer,  müsse  die 
Regel,  die  Landesregierungsgewalt  die  Ausnahme  sein.  Brestel 
erklärte  die  Schweiz,  Nordamerika  und  dergleichen  als  unanwend- 
bare Muster.  Man  habe  es  hier  keineswegs  mit  autonomen  Staaten- 
komplexen zu  tun,  sondern  mit  Provinzen.  Mayer  sprach  offen  aus, 
man  könne  in  Oesterreich  die  Zentralgewalt  nicht  dadurch  bilden, 
daß  jedes  Land  nur  das  Notwendigste  von  seiner  Autonomie  her- 
gebe; man  müsse  bedenken,  daß  Oesterreich  eine  von  starken 
Feinden  bedrohte  Völkerfamilie  bilde.  Im  übrigen  müsse  die  Stärke 
der  Zentralgewalt  in  der  Exekutive  liegen,  nicht  in  der  Legislative. 

Man  sieht,  wie  bei  den  Deutschen  mehr  und  mehr  der  Gedanke 
durchdringt,  daß  durch  die  Verfassung  imd  die  „Autonomie"  der 
historische  Staat,  der  Kaiserstaat,  nicht  allzusehr  geschwächt  werden 
dürfe.  So  trat  an  jedem  entscheidenden  Punkt  der  Debatte  immer  wieder 
der  fundamentale  Widerstreit  hervor :  für  Palacky  und  Rieger  waren  die 
Länder  eben  das  Ursprüngliche,  Oe.-terreich,  der  „Staat",  das  Sekun- 
däre, die  Deutschen  jedoch  sahen  die  Dinge  gerade  entgegengesetzt  an  ! 

Auch  hier  wurde  zunächst  ein  Kompromiß  geschlossen.  Beide 
Gewalten,  Reichs-  und  Landesregierungsgewalt,  sollten  bezüglich 
ihres  Inhaltes  taxativ  bezeichnet  werden.  Für  die  Entscheidung 
strittiger  Fragen  sollte  aber  mittelst  einer  clausula  generalis  die  Ver- 
mutung zugunsten  der  Reichsgewalt  gelten.  Bei  der  späteren  Be- 
ratung gab  man  die  Fortsetzung  dieser  prinzipiellen  Debatte  über 
das  Wesen  der  „Gewalten"  auf,  und  als  die  Materie  bei  den  tj§  7 
und  8  des  Entwurfes,  welche  die  Frage  der  „Gewaltenteilung"  legis- 
lativ behandelten,  wieder  zu  diesen  Grundfragen  kam,  ließ  man 
verständigerweise  den  Gedanken  einer  Aufzählung  des  Inhaltes  der 
beiden  Gewalten  ganz  fallen,  begnügte  sich  damit,  diese  nur  hin- 
sichtlich ihrer  territorialen  Wirkungssphäre  zu  definieren,  statuierte 
aber  eine  gesetzliche  Vermutung  zugunsten  der  Kompetenz  der 
Zentralgewalt  Darin  lug  ein  bedeutender  Erfolg  der  deutschen  und 
überhaupt  der  zentralistischen  Aulfassung.  Diese  fand  aber  sogleich 
ein  Gegengewicht  in  der  endgültigen  Fassung  der  vier  ersten  Para- 
graphen des  Verfassungsentwurfes,  die  von  der  Einteilung  des 
Staates  handelten.  Denn  in  diesen  wurde  nunmehr  die  Autonomie 
der  Reichsländer  nachdrücklich  anerkannt:  „Jedes  derselben",  be- 
stimmt ij  8,  „steht  ZU  den  anderen  im  Verhältnisse  der  vollen 
Gleichberechtigung,  zum  ganzen  Kaiaerstaate  aber  im  Verhältnisse 

9    untrennbaren    organischen    Bestandteiles/1    „Den    einzelneu 
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Reichsländern  bleibt  die  Integrität  ihres  Gebietes  und  die  Selbst- 
regierungsgewalt innerhalb  der  durch  diese  Konstitution  festgesetz- 
ten Schranken  gesichert."  *)    (§  4.)  31) 

Die  weitere  Folge  davon,  daß  auf  solche  Weise  der  Begriff  der 
Länderautonomie  gleichwertig  neben  dem  Begriff  der  Reichseinheit 
das  Fundament  der  künftigen  österreichischen  Verfassung  bildete, 
war  nun  zunächst,  daß  der  Kampf  der  beiden  Grundanschauungen 
auf  das  Feld  der  Landesregierungsgewalt  übertragen  wurde,  und  daß 
man  vor  allem  die  legislative  Kompetenz  der  Länder,  also  die 
Landesregierungsgewalt  in  Hinsicht  der  Gesetzgebung,  durch  Auf- 
zählung der  einzelnen  Befugnisse  genauer  definieren  mußte. 

Die  Foederalisten  strebten  naturgemäß  danach,  den  Umfang 
dieser  autonomen  Legislative  so  weit  als  möglich  auszudehnen.  Was 
zunächst  die  Kompetenz  der  Landtage  betrifft,  so  stellen  die  §§  91 
und  92  des  Mayerschen  Entwurfes  schon  ein  Kompromiß  vor.  Es 
bestand  darin,  daß  neben  dem  an  sich  schon  sehr  inhaltsreichen 
Inbegriff  der  den  Landtagen  unbedingt  zugewiesenen  Kompetenz: 
Landesfinanzen,  Armenwesen,  Kranken-  und  Humanitätswesen,  Stif- 
tungssachen, Bauordnungen,  Förderung  der  Künste  und  Wissenschaft, 
Hebung  der  Landwirtschaft,  des  Gewerbes,  der  Verkehrsanstalten 
im  Lande,  Errichtung  von  Sparkassen,  Leihanstalten,  Hypotheken- 
banken, Sorgen  für  das  Landeskommunikationswesen  durch  Straßen 
und  Kanäle,  Flußregulierungen  und  sonstige  Wasserbauten,  über- 
haupt öffentliche  Bauten  —  daß  neben  und  zu  diesem  Geschäftskreis 
des  Landtages  noch  ein  weiterer  trat,  in  welchem  dieser  innerhalb 
der  durch  die  Reichsgesetze  festgelegten  Grenzen  gesetzliche 
Normen  zu  erlassen  kompetent  sein  sollte.  Diese  Bestimmungen  be- 
trafen das  Unterrichts-  und  Volkserziehungswesen,  die  Kultus-  und 
kirchlichen   Angelegenheiten  und  die  Landespolizei.     Die  meisten 


*)  Für  den  der  tschechischen  Politik  in  allen  Reichsfragen  eigentüm- 
lichen Geist  ist  es  bezeichnend,  daß  Rieger  bei  den  Beratungen  über  diesen 
Paragraphen  sich  heftig  gegen  die  Idee  der  Gleichberechtigung  der  Pro- 
vinzen wendete.  Da  bei  diesen  Debatten  schon  die  Frage  der  Bildung 
der  zweiten  Kammer  als  Länderkammer  durch  Entsendung  der  gleichen 
Zahl  von  Delegierten  aus  jedem  Reichslande  aufgeworfen  wurde,  bestritt 
Rieger  sowohl  das  Prinzip  der  Zweikammerigkeit  der  Legislatur,  als  auch 
die  Gerechtigkeit  einer  solchen  Gleichsetzung  der  kleinen  und  großen 
Reichsländer  im  Senate.  Obgleich  Rieger  der  einzige  gewesen  zu  sein 
scheint,  dem  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  zu  jener  Zeit  näher 
bekannt  war,  hatte  er  doch  nicht  erkannt,  daß  in  der  völligen  Gleichberech- 
tigung der  Einzelstaaten,  wie  sie  sich  in  der  Bildung  des  amerikanischen 
Bundesstaates  ausspricht,  das  unzerstörbare  Fundament  der  Föderation  ge- 
legen war.  Die  Erklärung  für  diese  Erscheinung  liegt  jedoch  darin,  daß 
der  Trieb  nach  Wiedererweckung  des  rein  nationalen  tschechischen  Staates 
auch  bei  einem  so  gemäßigten  Politiker,  wie  Rieger  es  war,  den  „födera- 
listischen" Begriff  von  Oesterreich  bestimmend  beeinflußte  und  verdunkelte. 
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Bestandteile  dieses  durch  die  zentrale  Legislative  bedingten  Kom- 
petenzkreises der  Landtage  hatten  Anträge  Palackys  und  Riegers  in 
der  Debatte  gefordert  und  durchgesetzt.  Bei  der  ersten  Beratung 
dieser  Materie  in  den  Sitzungen  vom  29.  bis  31.  Januar  1849  waren 
diesen  Bemühungen,  die  Landesautonomie  möglichst  auszudehnen, 
die  Zentralisten  vielfach  sehr  nachdrücklich  entgegengetreten.  Dies 
war  insbesondere  der  Fall,  als  Rieger  den  einschlägigen  und  über 
den  Wirkungskreis  der  Landtage  handelnden  §  4  des  Palackyschen 
Entwurfes  hier  in  den  Mayerschen  Entwurf  einzufügen  suchte. 
Dieser  schlug  vor: 

„Das  Selbstregierungsrecht  der  Länder  umfaßt  diejenigen  Zweige  der 
öffentlichen  Gewalten,  die  entweder  ein  Land  ausschließlich  betreffen  oder 
in  jedem  Lande  nach  dessen  besonderen  Verhältnissen  begründet  oder 
eigentümlich  gestaltet  werden  können,  ohne  die  Einheit  des  Reiches  zu 
stören.  Namentlich  gehören  zur  Kompetenz  der  Landesgewalten  innerhalb 
der  durch  die  Konstitution  überhaupt  und  die  Grundrechte  insbesondere 
vorgezeichneten  Grenzen  und  Bestimmungen:  1.  die  Landespolizei,  2.  die 
Justizpflege  und  Administration,  3.  das  Unterrichts-  und  Kultuswesen, 
4.  die  Regelung  aller  Landesanstalten  für  Wissenschaft  und  Kunst,  sowie 
aller  Humanitäts-,  Sanitäts-  und  Armenanstalten,  5.  die  agrarische  und  Indu- 
strialgesetzgebung,  6.  die  Landeskommunikationen,  durch  Straßen  und 
Kanäle,  Flußregulierungs-  und  sonstige  Wasserbauten,  dann  alle  öffent- 
lichen Bauten  für  Landeszwecke,  7.  das  Landesbudget,  die  Landesfonds  und 
Güter,  das  Landeskreditwesen,  8.  das  Kommunalwesen  im  Lande." 

Die  entscheidenden  Merkmale  dieser  Palackyschen  Auffassung 
von  Landesautonomie  lagen  in  den  Punkten:  Landespolizei  und 
Justizpflege.  Dadurch,  daß  diese  als  zur  Kompetenz  der  „Landes- 
regierungsgewalt" gehörig  bezeichnet  wurden,  sollte  sowohl  bezüg- 
lich der  exekutiven,  wie  der  richterlichen  Gewalt  in  weitem  Aus- 
maße die  Veränderung  herbeigeführt  werden.  In  der  sehr  ausführ- 
lichen und  verwickelten  Debatte,  die  sich  dann  entspann,  sagte  der 
Berichterstatter  Mayer  treffend : 

Durch  den  Begriff  der  Landespolizei  werde  überhaupt  die  Frage 
aufgeworfen,  ob  die  innere  Verwaltung  zur  Kompetenz  der  Landtage 
gehören  soll,  was  er  verneinte.  Rieger  hingegen  war  der  Anschau- 
ung, wenn  die  Gemeinde  die  Ortspolizei  habe,  so  habe  konsequent 
der  Landtag,  das  Land  für  die  Landespolizei  zu  sorgen,  und  wenn 
auch  eine  Reichspolizei  gewiß  existieren  müsse,  warum  sollte  gerade 
hier  das  Mittelglied  zwischen  Gemeinde  und  Reich  fehlen?  Schließ- 
lich wurde  ein  von  Mayer  eingebrachter  Vermittlungsantrag  an- 
genommen, der  der  ganzen  Sache  die  Spitze  abbrach.  Es  sollte  näm- 
lich die  „Landespolizei"  in  den  mittelbaren  legislativen  Wirkungs- 
kreis des  Landtages  aufgenommen  werden,  also  nur  innerhalb  der 
Normen  der  Reichsgesetze  statthaben.  rj) 

Es  ist  klar,  dafi  hier  durch  die  Verquickung  der  dem  Palacky- 
schen  Entwurf  zugrunde  liegenden,  weit   über  die  rein  legislative 
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Funktion  hinausgehenden  Idee  der  Landesregierungsgewalt  mit  den 
rein  die  Legislative  betreffenden  Bestimmungen  des  Mayerschen 
Entwurfes  große  Verwirrung  angerichtet  wurde.  Immerhin  war  es 
durch  den  Mayerschen  Vermittlungsantrag  gelungen,  auch  hier  den 
so  vagen  und  schillernden  Begriff  der  „Landespolizei"  als  Funktion 
der  autonomen  Länder  auf  deren  legislative  Funktion  einzuschränken. 

Das  zweite  foederalistische  Postulat,  das  die  Justiz  betraf,  wurde 
gänzlich  abgelehnt.  Rieger  berief  sich  hier  leidenschaftlich  auf  das 
durch  das  Kabinettschreiben  vom  8.  April  den  Böhmen  gegebene 
Recht.  Man  brauche  überhaupt  keinen  Reichs  justizminister.  Die 
Bestellung  der  Gerichtsbeamten  solle  dem  Lande  erhalten  bleiben. 
Hiergegen  wendeten  sich  die  deutschen  Abgeordneten  Hein  und 
Goldmark  auf  das  schärfste,  traten  nachdrücklich  für  volle  Einheit 
der  Rechtspflege  ein  und  bestritten  die  Möglichkeit,  von  der  Grund- 
lage des  Kabinettschreibens  vom  8.  April  aus  überhaupt  noch  zu 
einer  Reichsverfassung  zu  kommen.  Hein  bezeichnete  den  Stand 
der  Dinge  sehr  gut,  wenn  er  sagte:  „Ich  werde  mit  dem  Abgeord- 
neten Rieger  nie  zusammenkommen.  Er  sagt,  er  sei  bereit,  der 
Zentralgewalt  Zugeständnisse  zu  machen,  ich  sage,  die  Zentralgewalt 
macht  den  Böhmen  Zugeständnisse;  er  meint,  im  März  seien  alle 
Provinzen  souverän  geworden,  ich  frage,  was  ist  von  der  Zentral- 
gewalt den  Provinzen  abzutreten;  er  hat  mich  wegen  des  Zentral- 
justizministers lächerlich  gemacht,  ich  sage,  er  hat  das  Hufeisen  in 
den  Landesbehörden  gefunden  und  will  dazu  als  Roß  den  Minister 
haben.  Unter  den  verantwortlichen  Landesbehörden,  die  den  Böhmen 
zugesagt  wurden,  kann  ja  auch  ein  Gouverneur,  ein  Präsident  der  Stände 
verstanden  sein;  wollen  Sie  denn  wirklich  14  Staaten  machen?"  33) 

Wenige  Wochen  später  erfuhr  aber  diese  ohnehin  mühevoll 
gelungene  Umschreibung  der  legislativen  Landeskompetenz  neuer- 
liche Anfechtungen  seitens  der  Foederalisten,  wieder  in  erster  Reihe 
der  Tschechen.  Das  Präludium  dazu  gab  die  Beratung  der  §§  87 
und  88  des  Mayerschen  Entwurfes,  welche  die  reichsgesetzlich 
bindenden  Bestimmungen  über  das  Wesen  der  Landesverfassungen 
enthielten:  hierbei  wurde  nach  eingehender  Debatte,  den  Wünschen 
der  Foederalisten  entsprechend,  der  konstituierende  Charakter  der 
Landtage  festgesetzt,  allerdings  dem  Reichstage  die  Bestätigung  der 
von  ihnen  beschlossenen  Verfassungen  vorbehalten,  dieses  Recht 
jedoch  wieder  auf  den  Fall  beschränkt,  daß  eine  Landesverfassung 
mit  den  von  der  Reichsregierung  aufgestellten  Grundsätzen  in 
Widerspruch  stehe.  Dieser  Erfolg  der  foederalistischen  Gruppe 
eiferte  sie  begreiflicherweise  zu  Versuchen  an,  die  reichsgesetz- 
lichen Normen  über  die  Landeskompetenz  noch  mehr  und  möglichst 
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auszudehnen.  In  der  Sitzung  vom  24.  Februar  brachte  daher 
Palackys  Nachfolger  im  Ausschusse,  der  tschechische  Abgeordnete 
Strobach,  einen  wohlformulierten  Antrag  ein,  durch  welchen  die 
schon  beschlossene  Fassung  der  §§  91  und  92  verändert  würde. 
Diese  Neuformulierung  gab  allerdings,  wie  sogleich  bemerkt  wurde, 
inhaltlich  nur  eine  „Spezifizierung  der  in  der  alten  Fassung  auf- 
geführten Gegenstände  der  Landesgesetzgebung".  Aber  die  große 
Abänderung  lag  darin,  daß  nun  die  dort  getroffene  Unterscheidung 
zwischen  selbständiger  Gesetzgebung  der  Länder  und  solcher,  die 
sie  nur  im  Rahmen  der  Reichsgesetze  ausüben  dürften,  fallen 
gelassen  wurde.  In  der  darauffolgenden  Sitzung  vom  25.  Februar 
stießen  die  beiden  großen  Parteien  heftig  aufeinander.  Wieder  stand 
das  Kabinettschreiben  vom  8.  April  im  Mittelpunkte  des  Streites,  und 
wieder  trat  der  Gegensatz  der  kleinen  und  großen  Provinzen,  der 
deutschen  Alpenländer  und  Böhmens,  scharf  hervor.  Der  Böhme 
Pinkas  meinte :  „Er  selbst  lege  auf  den  8.  April  nicht  viel  Wert,  weil 
er  dem  Königreich  Bl'hmen  nicht  das  gebe,  was  von  der  Gegenseite 
eigentlich  hineingelegt  werden  will.  Pillersdorf  habe  die  böhmische 
Deputation  getäuscht,  mit  Phrasen  abgespeist  wie  alle  anderen.  Er 
und  seine  Freunde  nehmen  ferner  den  8.  April  nicht  für  ihr  Land 
allein,  sondern  für  alle  Provinzen  in  Anspruch."  Aber  den  von  der 
Gegenseite  gezogenen  Vergleich  der  tschechischen  Politik  mit  der 
Ungarns  wies  Pinkas  nachdrücklich  zurück. 

Brestel  warnte  wie  immer  in  einer  besonnenen  und  vorzüglichen 
Rede  eindringlich  vor  der  Ueberspannung  der  Idee  der  Ländergewalt. 
In  dem  Beschluß,  der  über  die  §§  91  und  92  gefaßt  wurde,  liege 
allerdings  ein  Vergleich,  weil  sich  beide  Seiten  im  voraus  Kon- 
zessionen im  Prinzip  machten.  Seine  und  seiner  Meinungsgenossen 
Ueberzeugung  davon,  was  Oesterreich  wohltut,  sei  von  Haus  aus  eine 
andere  gewesen.  Wesentlich  sei  der  Umstand:  man  wolle  die  Frei- 
heit. Allein  wenn  er  etwas  als  der  Freiheit  gefährlich  erkennt,  so 
seien  es  die  Landtage,  welchen  eine  Gewalt  gegeben  wird,  die  mit 
der  Reichsgewalt  in  Konflikte  kommen,  materielle  Interessen  geltend 
machen  und  alles  das  wieder  in  Szene  setzen  kann,  was  der  alte 
Grundsatz  „divide  et  impera"  gerade  zutage  gefördert  hat.  Damit 
werde  man  das  Schönste  gemacht  haben,  was  möglich  ist,  um  die 
Freiheit  zu  töten.  Man  müsse  nicht  vergessen,  daß  die  Zentrali- 
sation doppelt  sei.  Wenn  man  der  Gemeinde  überlasse,  was  sie  zur 
Unabhängigkeit  nötig  hat,  und  wenn  man  denselben  Grundsatz  an 
<li<'  Kreisgemeinden  anwendet,  so  habe  man  alle  Schäden  der 
Zentralisation  entfernt.  England  sei  doch  gewiß  nicht  zentralisiert, 
und  doch  finde  man  dort  nichts  als  freie  Gemeinden,  unbedeutende 
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Geschäftsbehörden.  Tue  man  dasselbe  bei  uns  und  man  werde 
auch  keine  Zentralisation  haben.  Autonome  Gemeinden  und  auto- 
nome Kreise  werden  feste  Bollwerke  der  Freiheit  sein,  aber  zu 
klein,  um  der  Zentralgewalt  feindselig  entgegenzutreten. 

Rieger  spannte  die  foederalistische  Saite  wieder  auf  das  schärfste 
an :  er  wies  darauf  hin,  daß  das  Manifest  vom  15.  März,  welches  das 
kaiserliche  Versprechen  einer  Konstitution  enthält,  ausdrücklich  die 
Beobachtung  der  verschiedenen  Landesverfassungen  verheißen  habe. 
Eine  Konsequenz  davon  sei  der  8.  April,  und  in  diesem  Sinne  habe 
derselbe  allerdings  einen  Wert,  der  Kaiser  könne  das  nicht  zurück- 
nehmen, wenn  er  nicht  wortbrüchig  werden  will.  Der  Kaiser  habe 
ja  auch  für  Böhmen  bereits  einen  konstituierenden  Landtag  ein- 
berufen. Die  Reichskonstitution  habe  auch  für  Böhmen  keinen 
Wert,  wenn  das  Land  nicht  bekommt,  was  es  billigerweise  fordern 
kann.  Man  wolle  die  Dezentralisation  durch  die  freie  Gemeinde 
erreichen.  „Wenn  aber",  sagte  er,  „die  freie  Gemeinde  nicht  gefähr- 
lich ist,  warum  sollte  es  der  freie  Landtag  sein;  in  Nordamerika  sei 
dies  wenigstens  nicht  der  Fall.  In  Böhmen  sei  übrigens  nichts  in  so 
hohem  Maße  in  das  Volksleben  eingegangen,  als  der  Wunsch  nach 
Autonomie;  das  allein  werde  als  Freiheit  angesehen.  Gebe  man 
Böhmen  das  nicht,  so  gebe  man  so  viel  als  nichts.  Verwahren  müsse 
er  sich  gegen  die  Zumutung,  daß  Böhmen  in  der  Dezentralisation  ein 
Mittel  suche,  sich  von  Oesterreich  loszureißen.  Das  sei  ein  unver- 
nünftiger Vorwurf.  Man  sehe  nur  die  Karte  an,  man  werde  finden, 
daß  Böhmen  ringsum  vom  deutschen  Element  umgeben  sei,  daß  es 
bei  Oestereich  bleiben  müsse,  um  nicht  vom  deutschen  Element  er- 
drückt zu  werden.  Er  erkenne  nur  einen  Grund  an,  welcher  der 
Zentralgewalt  das  Recht  gibt,  die  Landtage  zu  beschränken,  dort 
nämlich,  wo  es  die  Einheit  der  Gesamtmonarchie  verlangt.  In  dieser 
Richtung  möge  man  jetzt,  und  wenn  es  sich  als  notwendig  heraus- 
stellt, auch  in  der  Zukunft  die  Ländergewalt  beschränken."  34) 

Trotz  dieser  Konzessionen  an  die  Reichsinteressen  beantragte 
Rieger  kurz  darauf,  auch  die  Repartition  der  Rekrutenkontingente 
zur  Landessache  zu  erklären !  Hört  man  dann,  was  L  a  s  s  e  r  in  der 
Debatte  sagte,  so  findet  man  schon  alle  von  da  ab  so  oft  wieder- 
holten Grundgedanken  der  liberalen  deutsch-österreichischen  Politik 
ausgesprochen.  Lasser  erklärte  da:  Er  gehöre  zu  denjenigen,  welche 
die  Einheit  Oesterreichs  aufrichtig  wollen;  dieses  Prinzip  würde  eine 
strenge  Zentralisation  fordern,  allein  Rücksichten  auf  die  eigentüm- 
lichen österreichischen  Verhältnisse  bestimmen  ihn  für  eine  bastard- 
artige Foederation.  In  der  Homogenität  gewisser  Grundbestimmun- 
gen (und  hier  nehme  er  Aufrichtigkeit  der  Ueberzeugung  und  Red- 
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lichkeit  des  Wollens  für  sich  auch  einmal  in  Anspruch),  von  denen 
die  Freiheit  der  Individuen,  die  Freiheit  der  Gemeinden,  das  Zu- 
sammenhalten des  Reiches  abhängt,  sehe  er  die  wahre  Freiheit. 
Aus  diesen  Rücksichten  habe  er  die  deutschen  Sympathien  auf- 
gegeben; allein  man  müsse  ihm  die  Hoffnung  eines  einigen  Oester- 
reich  lassen,  sonst  werde  er  zu  jenen  Sympathien  zurückkehren 
müssen."  Dazu,  was  B  r  e  s  t  e  1  über  den  Grundsatz  divide  et  impera 
angedeutet  hat,  bemerke  er,  daß  es  Länder  gemischter  Nationalitäten 
gibt,  und  daß  dort  nach  diesem  Grundsatze  die  Knechtung  einer 
Nationalität  durch  die  andere  erfolgen  könnte.  Was  er  fürchte,  sei 
nicht  das  Losreißen  der  großen  Provinzen  von  Oesterreich,  er  fürchte 
die  Ueberflügelung  durch  das  nichtdeutsche  Element,  und  daher 
suche  er  Schutz  in  der  Zentralisation.  Nächster  Tage  werde  er 
darauf  antragen,  daß  der  8.  April  auf  den  Tisch  des  Hauses  gelegt 
werde,  um  zu  erfahren,  was  denn  eigentlich  an  ihm  ist.  In  die 
Gründe  für  und  wider  denselben  wolle  er  gar  nicht  eingehen,  weil 
sie  mit  einer  Leidenschaftlichkeit  besprochen  wurden,  auf  die  er 
nicht  zurückkommen  wolle.  .  .  .  Bei  ihm  sei  übrigens  der  Gedanke 
auf  Oktroyierung  nicht  erst  heute  entstanden;  schon  letzhin  während 
seiner  Anwesenheit  in  Wien,  wo  er  von  ganz  gewöhnlichen  Leuten 
hörte,  mit  diesem  Reichstag  sei  ihnen  nichts  gedient,  habe  er  auf 
die  Oktroyierung  gedacht 

Nicht  minder  deutlich  bestritt  Hein  das  staatsrechtliche  Ideal 
des  Foederalismus,  indem  er  sagte,  er  habe  schon  bei  einer  anderen 
Gelegenheit  ausgesprochen,  daß  er  keiner  Provinz  in  Oesterreich 
auch  nur  einen  Schatten  von  Souveränität  zugebe.  Die  Souveränität 
äußere  sich  in  der  Administration  und  in  der  Gesetzgebung;  diese 
müsse  bei  dem  Zentrum  verbleiben;  von  der  ersteren  könne  er 
Kommunen  das  geben,  was  sie  machen  können,  ohne  ans  Zentrum 
gehen  zu  müssen. 

Ein  Unterausschuß  von  5  Mitgliedern,  der  zur  Ausgleichung  der 
Gegensätze  gewählt  wurde,  brachte  einvenständlich  eine  neue  Fas- 
sung der  beiden  Paragraphen  zustande,  die  in  der  nächsten  Sitzung 
abermals  beraten  wurden.  Ihr  wichtigstes  Ergebnis  war,  daß  nun- 
mehr die  Bestätigung  der  Gemeindeordnungon  und  Statuten  aus  der 
Kompetenz  der  Landtage  ausgeschieden  und  den  Kreistagen  über- 
wiesen wird,  ferner,  daß  die  ursprünglich  beschlossene  und  nur 
neuerdings  durch  die  tschechischen  Anträge  bekämpfte  Unter- 
BCheidung  einer  im  Rahmen  der  Reichsgesetze  auszuübenden  Landes- 
gesetzgebung neben  deren  vollständig  selbständiger  Legislative  bei- 
behalten wurde.1') 

So    entwickelte  sich    der  Verfassungsbau    deutlich  von    Anfang 
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an  als  ein  fortwährendes  Kompromiß  zwischen  den  mehr  und  mehr 
die  vom  Absolutismus  geschaffene  „Staatseinheit"  verteidigenden 
Deutschen  und  den  slawischen  Foederalisten.  Dabei  ist  nicht  zu  ver- 
kennen, daß  in  den  Kompromissen  tatsächlich  zumeist  bedeutende 
Konzessionen  an  den  slawischen  Bundesstaatsgedanken  gewährt 
wurden.  Eine  solche  Konzession  lag  auch  darin,  daß  die  Mehrheit 
die  Bestimmung  annahm,  wonach  die  Landesverfassungen  durch 
konstituierende  Landtage  geschaffen  werden  sollten.  Allerdings  be- 
durften die  daselbst  beschlossenen  Landesordnungen  der  Zustim- 
mung des  Reichstages,  um  in  Kraft  zu  treten.  Ueberdies  setzte  §  87 
des  Mayerschen  Entwurfes  von  vornherein  die  leitenden  Grundsätze 
für  die  Bildung  der  künftigen  Landtage  als  bindendes  Reichsrecht 
fest :  „Für  die  Feststellung  der  Landesverfassungen  hat  grundsätzlich 
zu  gelten: 

1.  Die  Wahl  der  Abgeordneten  aus  dem  Volke  und  durch  das 
Volk  mit  Ausschluß  jeder  Ständevertretung; 

2.  0  Öffentlichkeit  der  Verhandlungen  in  den  Landessprachen 
sowie 

3.  Bestimmungen  über  Schiedsgerichte  für  nationale  Streitig- 
keiten bei  Reichsländern  mit  gemischten  Nationalitäten; 

4.  Festhaltung  des  durch  die  Konstitution  den  Landtagen  ein- 
geräumten Wirkungskreises." 

Bei  der  Beratung  dieser  Gesetzesbestimmung  kam  es  nun  zu 
sehr  ausgedehnten  Debatten  über  das  Nationalitätenproblem.  Der 
Mayersche  Entwurf  hatte,  um  einerseits  die  Länderautonomie  zu  er- 
möglichen, andrerseits  die  Gefahren  zu  beschwören,  mit  welchen 
diese  die  nationalen  Minoritäten  bedrohte,  von  vornherein  die 
Schaffung  von  Kreisen  und  Kreistagen  in  Aussicht  genommen:  eine 
Einrichtung,  der  die  Föderalisten  von  vornherein  sehr  unfreundlich 
gegenüberstanden.  Man  begriff  vor  allem  bei  den  Tschechen  sehr 
gut,  daß  diese  Institution  dazu  dienen  sollte,  die  politischen,  legis- 
lativen und  etwaigen  administrativen  Befugnisse  der  Landtage 
und  ihrer  nationalen  Mehrheiten  an  und  für  sich  zu  schwächen 
und  gleichzeitig  ein  höheres  Maß  von  Selbstverwaltung  den 
nationalen  Minderheiten  vor  allem  im  Interesse  der  Deutschen  in 
Böhmen  zu  verschaffen.  Aus  diesem  Grunde  war  man  auf 
tschechischer  Seite  aus  dem  Geiste  des  von  Anfang  an  so  stark  ent- 
wickelten tschechischen  Landeszentralismus  heraus  bemüht,  letzt- 
genannten Zweck  duich  andere  Einrichtungen  zu  sichern,  welche  die 
Kreise  unmöglich  machen  würden.  Dem  tschechischen  Abgeord- 
neten Dr.  Pinkas  gebührt  das  Verdienst,  hier  zuerst  einen  Gedanken 
formuliert  zu  haben,  der  viel  später  erst  wieder  von  tscliechisch- 
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böhmischer  Seite  aufgenommen  worden  ist  und  merkwürdigerweise 
dann  auch  —  in  allerdings  etwas  abgeänderter  Form  —  zum  eiser- 
nen Bestand  der  politischen  Ideen  der  Deutschnationalen  Oester- 
reichs  gehört.  Es  ist  dies  der  Gedanke  der  nationalen  Kurie. 
In  6  Paragraphen  führt  Pinkas  diesen  Gedanken  aus,  der  im  wesent- 
lichen dahin  geht,  in  den  Reichsländern  gemischter  Nationalität  zur 
Wahrnehmung  der  nationalen  Sonderinteressen  besondere  National- 
kurien zu  bilden:  „In  Angelegenheiten  des  Unterrichtes,  des  Volks- 
schulwesens, der  Kranken-  und  Humanitätsanstalten  und  der  agrari- 
schen Gesetzgebung  steht  jeder  Nationalkurie  das  Recht  zu,  ihr 
Separatvotum  und  ihren  Separatantrag  in  dem  Falle  durch  den 
Landeschef  dem  Monarchen  gleichzeitig  mit  dem  gesamten  Land- 
tagsbeschlusse  vorzulegen,  wenn  dieser  gegen  den  Antrag  einer 
Nationalkurie  ausgefallen  ist."  (§  4.)  „Wenn  außer  den  im  vor- 
stehenden Paragraph  aufgezählten  Angelegenheiten  ein  Gesamt- 
Landtagsbeschluß  durch  Zweidrittelmehrheit  einer  Kurie  den  von 
ihr  vertretenen  Nationalsonderinteressen  als  gefährdend  erklärt 
wird,  hat  diese  Kurie  ein  Dritteil  ihrer  Mitglieder  und  jede  der 
übrigen  Kurien  eine  obigem  Dritteile  gleiche  Anzahl  ihrer  Mitglieder 
zur  Bildung  eines  schiedsgerichtlichen  Ausschusses  zu  wählen. 
Dieser  Ausschuß  wählt  dann  aus  den  noch  übrigen  Mitgliedern  der 
beschwerdeführenden  Kurie  durch  Stimmenmehrheit  einen  Obmann, 
welchem  kein  Stimmrecht  gebührt,  und  hat  sodann  den  Fall  als 
Schiedsgericht  zu  entscheiden."     (§  5.) 

„Wird  der  schiedsgerichtliche  Ausspruch  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit gefällt,  so  ist  derselbe  inappellabel  und  der  durch  den 
schiedsgerichtlichen  Ausspruch  aufrecht  gehaltene  oder  modifizierte 
Landtagsbeschluß  dem  Monarchen  vorzulegen  oder  in  zur  Vorlegung 
nicht  geeigneten  Fällen  in  Vollzug  zu  setzen."     (§  6.)  *) 

Die  Rede,  mit  welcher  der  Antragsteller  Pinkas  diesen  so 
merkwürdigen  und  allem  Anschein  nach  hier  zum  erstenmal  formu- 
lierten Gedanken  dem  Reichstage  vorlegte,  ist  auch  heute  noch  von 
großem  Interesse.  Pinkas  sagte:  „Man  müsse  entweder  fest  zentrali- 
sieren, oder  eine  modifizierte  Foederation  konsequent  durchführen. 
In  der  departementalen  Zentralregierung  könne  er  keinen  Hort  für 

*)  Die  beiden  übrigen  Paragraphen  lauten:  §  7:  „Hei  Stimmengleichheit 
des  Schiedsgerichtes  ist  der  Fall  nach  §  58  zu  behandeln,  in  den  zur  Sank- 
tionsvorlago  nicht  geeigneten  Fällen  aber  dem  obersten  Reichsgerichte  zur 
definitiven  Entscheidung  vorzulegen."  §  8:  „In  Reichsländern,  deren  ein- 
zelne Gebietsteile  früherhin  besondere  Landtage  abzuhalten  befugt  wäre  i, 
wird  die  Bildung  besonderer  LandtagBkurien  für  diese  Gebietsteile 
zur  Wahrung  ihrer  Sonderinteressen  unter  den  Formen  und  Modalitäten 
lirt,  welche  der  konstituierende  Landtag  solchen  Reichslandes  bean- 
tragen uni  d«-r  Reichstag  durch  ein  Reichsgeseti  genehmigen  wird." 
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die  Freiheit  erblicken.  In  den  legislativen  Kreistagen  gegenüber 
der  Zentralgewalt  im  Mayerschen  Entwürfe  finde  er  nur  die  Ver- 
anlassung einer  noch  größeren  Entfremdung  der  Nationalitäten.  Sein 
Wunsch  dagegen  sei  es,  ähnliche  Besorgnisse,  daß  nämlich  einer  den 
anderen  zu  schmälern  beabsichtige,  mehr  und  mehr  schwinden  zu 
sehen,  und  seine  diesfälligen  Betrachtungen  und  Anschauungen  des 
freien  Gemeindelebens  und  des  administrativen  Kreisinstitutes 
haben  ihn  auf  den  Gedanken  des  oben  erwähnten  Institutes  der 
Kurien  geführt.  Er  hoffe  hierdurch  auch  diejenigen  Provinzen  zu 
befriedigen,  welche  eine  separate  Stellung  im  österreichischen 
Vöikerverbande  wünschen;  er  glaube,  daß  z.  B.  Vorarlberg,  dessen 
Interessen  von  denen  Tirols  verschieden  seien,  und  welches  doch  zu 
klein  wäre,  um  eine  ganz  autonome  Provinz  zu  bilden,  sich  in  einer 
derlei  Vorarlberger  Kurie  ganz  glücklich  fühlen  dürfte  —  nicht 
minder  auch  die  Herren  Slawen  aus  Steiermark  die  Garantien  für 
ihre  Interessen  und  Rechte  darin  finden  würden  u.  s.  w.  Er  be- 
halte sich  vor,  bei  Gelegenheit  der  Debatte  über  diese  Paragraphen 
genauer  einzugehen.  Beim  ersten  Anblicke  dieser  Paragraphen 
müsse  sich  für  jeden  herausstellen,  daß  durch  dieselben  jedem 
Dualismus  in  der  Gesetzgebung  vorgebeugt  werde,  denn  diesen 
Kurien  sei  kein  sogleiches  Entscheidungsrecht  beigelegt.  ...  Er 
glaube,  daß  die  Bewohner  eines  Landes  von  verschiedener  Nationali- 
tat sich  eher  versöhnen,  als  der  Krone  eine  Einmischung  in  gewisse 
innere  Angelegenheiten  gestatten  werden,  und  bitte  hinter  diesen 
Kurien  ja  nicht  ständische  Verfassungen  oder  altrömische  Einrich- 
tungen zu  suchen,  und  diesem  Institute  die  volle  Würdigung  einer 
umständlichen  Debatte  zuteil  werden  zu  lassen,  damit  das  Kon- 
stilutionsoperat  praktisch  ausführbar  und  mängelhalber  nicht  dem 
Gelächter  preisgegeben  werde." 

Der  Ausschuß  lehnte  aber  diesen  Antrag  und  den  damit  geplan- 
ten Ersatz  für  die  Kreise  ab  und  begnügte  sich  damit,  die  Verwirk- 
lichung des  Grundgedankens  des  Pinkas'schen  Antrages  in  ganz  un- 
verbindlicher Weise  den  Landtagen  anheimzustellen.  Paragraph  113 
des  endgültigen  Verfassungsentwurfes  lautet  nämlich:  „Reichs- 
ländern von  gemischter  Nationalität  bleibt  vorbehalten,  eine  In- 
stitution in  die  Landesverfassung  aufzunehmen,  durch  welche  An- 
gelegenheiten von  rein  nationaler  Natur  nach  Art  eines  Schieds- 
gerichtes zu  entscheiden  sind." 

Die  Kurieneinrichtung,  welche  Dr.  Pinkas  vorschlug,  scheiterte 
vor  allem  daran,  daß  sie,  wie  B  r  e  s  t  e  1  und  F  i  s  c  h  h  o  f  ausführten, 
die  Entscheidung  in  der  Landesgesetzgebung  anstelle  der  Majorität 
vielmehr  der  Regierung  oder  dem  betreffenden  Fachminister  über- 
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trage,  welch  letzterer  übrigens  in  eine  höchst  fatale  Lage  käme,  weil 
er  dann  immer  für  oder  gegen  eine  der  beiden  im  Streite  ver- 
fangenen Nationalitäten  entscheiden  müßte.  Fischhof  wollte  vor 
allem  von  der  darin  liegenden  Verstärkung  der  Krön-  und  Minister- 
gewalt nichts  wissen. 

Es  ist  nun  bemerkenswert,  aus  der  Debatte  über  die  Einrich- 
tung der  Landtage  zu  entnehmen,  daß  Ladislaus  Rieger  es  gewesen 
ist,  der  den  Paragraphen,  in  dieser  Gestalt  formuliert,  beantragt 
und  hierbei  auch  vom  Standpunkte  der  Interessen  der  zahlreichen 
im  tschechischen  Volksgebiete  lebenden  Deutschen  Böhmens  aus 
vertreten  hat.  Nach  ihm  wies  Dr.  Pinkas  auch  darauf  hin,  wie  nütig 
ein  solches  Institut  für  die  Italiener  im  Küstenlande  gegenüber  der 
faktischen  slawischen  Mehrheit  sein  werde  und  ebenso  für  die  Polen 
als  Minorität  im  ruthenischen  Teile  Galiziens.  Auch  die  weiteren 
Beratungen  über  die  beiden  vorgenannten,  die  Bildung  der  Landtage 
regelnden  Paragraphen,  waren  von  dem  Bestreben  beherrscht,  der 
Willkür  nationaler  Minderheiten  in  den  konstituierenden  Landtagen 
vorzubeugen.  Diesem  Zwecke  dienten  die  Punkte  3  und  4  des  §  88 
(§  112  des  endgültigen  Entwurfes),  deren  erster  bestimmte:  „Die 
Wahlbezirke  sind  mit  möglichster  Berücksichtigung  der  Nationali- 
täten zu  bilden."  Den  gleichen  Zweck  verfolgte  die  Aufnahme  einer 
Bestimmung,  die  kraft  Reichsverfassungsgesetzes  alle  Landes- 
sprachen in  den  Landtagsverhandlungen  gleichberechtigt  machte. 
Endlich  wurde  eine  Anzahl  von  Vorschriften  für  die  Wahl  der  kon- 
stituierenden Landtage  beschlossen,  die  als  ein  Anhang  zur  Reichs- 
verfassung unter  dem  Titel  „Vorübergehende  Bestimmungen"  zu- 
sammengefaßt waren:  es  wurde  da  die  Zahl  der  Abgeordneten  in 
ein  bestimmtes  gleichmäßiges  Verhältnis  zur  Bevölkerung  gesetzt 
und  das  Requisit  des  einjährigen  Wohnsitzes  in  dem  betreffenden 
Reichsland  für  das  passive  Landtagswahlrecht  festgelegt.  Ueberdies 
wurde  geradeso  wie  für  den  Reichstag  der  15.  März  auch  für  die 
Landtage  ein  feststehender  jährlicher  Einberufungstermin  der  ordent- 
lichen Session  verfassungsrechtlich  bestimmt,  und  zwar  der  15.  No- 
vember. Hierfür  und  für  die  Verfassungsbestim inung,  daß  der 
Landeschef  den  Landtag  durch  eine  „umständliche  Botschaft"  zu 
eröffnen  habe,  hat  zweifellos  die  amerikanische  Verfassung  als  Vor- 
bild gedient  und  ist  durch  die  Vermittlung  des  Palackyschen  Ent- 
wurfes in  den  Text  des  Kremsierer  Verfassungsentwurfes  ge- 
kommen,    i 

Nachdem  dergestalt  die  Autonomie  der  Kronländcr  sorgfältig 
ausgearbeitet  worden,  ging  der  Ausschuß  dazu  über,  die  Bestim- 
mungen hinsichtlich  der  Kreise  und  Kreistage  zu  beraten.    Von  vorn- 


Zweites  Kapitel.  295 

herein  stand  fest,  daß  diese  gleichfalls  als  autonome  Verbände  kon- 
struiert werden  sollten,  und  zwar  so,  daß  die  den  Kreis  bildenden  Ab- 
geordneten gleichzeitig  mit  den  Landtagsabgeordneten  auf  dieselbe 
Weise  und  dieselbe  Dauer  wie  letztere  gewählt  werden.  Als  Wir- 
kungskreis wird  den  Kreistagen  vor  allem  eine  weitgehende  Tutel 
und  letzte  Oberinstanz  in  Gemeinde-  und  Heimatsangelegenheiten 
zugedacht,  besonders  hinsichtlich  des  Gemeindevermögens  und  der 
Gemeindefinanzen,  ferner  des  Straßen-  und  Verkehrswesens  im 
Kreise,  die  Errichtung  von  Sparkassen  und  Leihanstalten,  dann  die 
Besorgung  aller  Angelegenheiten,  welche  den  ganzen  Kreis  oder 
mehrere  Bezirke  desselben  betreffen.  (§  125  des  endgültigen  Ent- 
wurfes.) Außerdem  wird  dem  Kreistage,  wenn  er  es  im  Interesse 
des  Kreises  für  notwendig  findet,  innerhalb  der  Schranken  der 
Reichs-  und  Landesgesetze  zur  Regelung  und  Verwaltung  über- 
lassen: Volksunterrichts-  und  Erziehungswesen  mit  dem  Rechte  der 
Bestimmung  der  Unterrichtssprache  und  der  Sprachgegenstände, 
jedoch  mit  gleich  gerechter  Beachtung  der  Sprachen  des  Kreises; 
das  Armeuwesen,  die  Kranken-  und  Humanitätsanstalten;  die 
lokalen  frommen  Stiftungen;  die  Anstalten  zur  Hebung  des  Acker- 
baues.    (§  126.) 

Um  diese  letztgenannte  Bestimmung  wurde  ein  besonderer 
Streit  zwischen  Zentralisten  und  Foederalisten  geführt.  Brestel 
hatte  den  Antrag  viel  weitergehend  formuliert.  Sein  Antrag  lautete: 
„Außerdem  steht  jedem  Kreistage,  wenn  er  es  im  Interesse  seines 
Kreises  für  notwendig  findet,  das  Recht  zu,  folgende  sonst  dem  Land- 
tage zugewiesene  Gegenstände  für  sich,  und  zwar  in  demselben  Um- 
fange zu  reklamieren,  wie  sie  der  Landtag  ausübt,  wenn  einerseits 
dieser  Beschluß  mit  wenigstens  zwei  Dritteln  aller  Anwesenden 
gefaßt  und  der  Kreis  auf  die  Unterstützung  aus  Landesmitteln  in  den 
betreffenden  Gegenständen  verzichtet."  (§  102  b.)  „Diese  Punkte 
sind:  1.  Unterricht  und  Volkserziehungswesen;  2.  Kranken-  und 
Humanitätsanstalten;  3.  Errichtung  von  Sparkassen,  Leihanstalten 
und  Hypothekenbanken." 

In  diesem  Antrage  trat  klar  die  Absicht  der  deutschen  Gruppe 
hervor,  das  Prinzip  der  Autonomie,  wie  es  die  Tschechen  zugunsten 
des  Landes  ausgebildet  hatten,  nun  ihrerseits  im  deutschen  Inter- 
esse für  national  möglichst  geschlossene  und  große  Kreise  nutzbar 
zu  machen,  um  so  die  deutsche  Minorität  der  slawischen  Mehrheits- 
herrschaft in  den  Landtagen  von  Böhmen  und  Mähren  möglichst  zu 
entziehen. 

Strobach  und  R  i  e  g  e  r  wendeten  sich  mit  aller  Schärfe 
gegen  diesen  Plan,  besonders  aber  auch  dagegen,  daß  die  Abgeord- 
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neten  Mayer  und  B  r  e  s  t  e  1  den  Kreisen  überhaupt  eine  auto- 
nome Gesetzgebung  einräumen  wollten.  *) 

Schließlich  kam  es  zu  dem  Kompromiß,  wonach  dem  Kreistage 
durch  Beschluß  der  einfachen  Majorität  die  selbständige  Verwaltung 
aller  jener  Angelegenheiten,  die  der  §  126  aufzählt,  zustehe,  aber 
innerhalb  der  Normen  der  Reichs-  und  Landesgesetze.  Es  wurden 
somit  die  Kreistage  als  eine  rein  administrative  Körperschaft  fest- 
gestellt. Ein  gewisses  Recht,  allgemeine  Normen  für  die  Kreis- 
anstalten festzusetzen,  wurde  aber  den  Kreistagen  durch  den  Aus- 
druck „Regelung"  doch  zugestanden.  Endlich  wurde  auch  den 
Kreisen  ausdrücklich  das  Recht  eingeräumt,  Kreisauflagen  zur  Be- 
streitung der  Kreisbedürfnisse  zu  erheben.  (§  127  des  endgültigen 
Entwurfes.)  3G) 

So  fand  der  Gedanke  der  Autonomie  fortschreitend  eine  immer 
mehr  erweiterte  und  vertiefte  Anwendung.     Der  Vorschlag  des  Re- 


*)  Rieger  sagte:  es  sei  monströs,  nicht  nur  die  Verwaltung,  sondern 
auch  die  Gesetzgebung  in  obigen  Angelegenheiten  für  den  Kreistag  zu  be- 
anspruchen. Abgesehen  davon,  daß  sich  z.  B.  in  Böhmen  und  Mähren  gar 
keine  rein  nationalen  Kreise  bilden  lassen,  so  werde  weiter  die  Nationalität 
wohl  durch  Administration  und  Beaufsichtigung  der  Schule  gewahrt,  nicht 
aber  dadurch,  daß  man  diesen  so  hochwichtigen  Zweig  der  Kreisgesetz- 
gebung  überlasse.  Könne  man  sich  denn  Kreisgesetze  denken,  welche  dem 
Kaiser  zur  Sanktion  vorgelegt  werden?  Sei  das  nicht  ein  Hohn  für  den 
Landtag?  Glaube  man,  die  Kreise  werden  mehr  Intelligenz  in  sich  schließen 
als  die  Landtage?  Wenn  man  das,  was  man  der  tschechischen  Partei  für 
den  Landtag  bereits  zugestanden  habe,  nun  wieder  zurücknehmen  wolle, 
so  sei  dies  ein  Hohn  für  dieselbe;  man  solle  dann  darauf  verzichten,  eine 
Konstitution  /u  in  cnen.  Von  den  bereits  zugestandenen  früheren  Punkten 
könne  er  nicht  mehr  ablassen.  Wenn  der  Landtag  die  Landessteuer  aus- 
schreibe, und  die  Kreise  können  auf  die  Landesmittel  Verzicht  leisten.  was 
werden  da  für  Separatrecbnungen  herauskommen?  Die  Landesschulen 
müssen  im  ganzen  Lande  gleich  dotiert  sein;  gerade  dadurch,  daß  man 
den  Kreisen  in  Ansehung  der  Schulen  ein  Gesetzgebungsrecht  vin ■lizieivn 
wolle,  werden  die  Nationalitäten  aufs  höchste  gefährdet  Das  heiße  am 
Ende  noch  die  Länder  und  die  Kreise  auflösen. 

Brestel  erwiderte  hingegen:  ..Man  habe  nur  unter  der  Voraussetzung, 
daß  die  Kreistage  einige  Gesetzgebungsgewall  haben  sollen,  bisher  Be- 
schlüsse gefaßt  und  insbesondere  die  $ij  i»l  und  92  votiert.  Wolle  man  dies 
jetzt  nicht  zugeben,  so  sei  es  eine  Perl'i  lie.  Die  Einheit  des  Landes  werde 
nicht  gestört,  wenn  in  zwei  Kreisen  eine  verschiedene  Schuleinrichtung  sei. 
Die  Landtage  machen  die  Einheit  des  Landes.  Die  Kreise  werden  giößer 
sein,  als  bisher  kleinere  Provinzen.  Er  könne  unmöglich  von  der  Voraus- 
setzung ausgehen,  daß  die  Kreisvertreter  „Dalken"  seien.  Es  sei  dies 
das  billigste  Verlangen.  Der  Kreis  werde  (lie  Schule  deshalb  keineswegs 
vernachlässigen.  Die  entschiedene  Majorität  der  Kreisbevölkerung  trete  hier 
mit  einem  Begehren  auf.  Wenn  auch  die  Landessteuer  im  ganzen  aus- 
geschrieben werde,  so  sei  doch  die  Abrechnung  hinsichtlich  eines  Kreises 
Keine  Unmöglichkeit.  Wer  einen  Hegriff  von  einem  Landesbudget  habe, 
der  werde  einsehen,  daß  es  in  einer  Viertelstunde  ausgerechnet  sei,  was 
einem  Kreise  etwa  zugute  komme.  Man  wolle  nur  nicht  dort  Schwierig- 
keit n    Buchen,    wo    aar    keine    vorhanden   sind." 
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ferenten  Mayer,  innerhalb  der  Kreise  Bezirksausschüsse  durch  Wahl 
aus  den  Gemeindeangehörigen  zu  bilden,  wurde  abgelehnt;  nicht 
ohne  Grund  fürchtete  man  die  Häufung  von  Wahlämtern  in  dem 
politisch  doch  so  ganz  ungeschulten  Oesterreich  jener  Zeit.  Mehr 
noch  wirkte  dabei  wohl  die  Besorgnis  vor  einer  durch  Schaffung 
von  „Bezirksgrafschaften"  herbeigeführten  Einschränkung  der  Ge- 
meindeautonomie mit,  dieses  kräftigsten  Grundgedankens  des 
spezifisch  österreichischen  Liberalismus  von  1848. 

Wie  sehr  dieser  Gedanke  alle  Köpfe  damals  beherrschte,  ist 
schon  mehrfach  bezeichnet  worden:  wie  weit  man  aber  die  Sorge 
um  dieses  Palladium  bürgerlicher  Freiheit  trieb,  zeigen  deutlich 
einige  gleichzeitige  Debatten,  die  bei  der  Beschlußfassung  des 
Plenums  des  Reichstages  über  den  Artikel  10  der  Grundrechte,  der 
die  Freizügigkeit  statuierte,  in  den  letzten  Lebenstagen  des  Krem- 
sierer  Reichstages  geführt  wurden.  Von  verschiedenen  Seiten  wird 
da  nämlich  die  Forderung  erhoben,  daß,  abgesehen  von  dem  in  der 
Verfassung  festgestellten  Grundrechte  der  Gemeinden,  es  keines 
allgemeinen  Reichsgesetzes,  ja  nicht  einmal  eines  Landesgesetzes 
über  das  Gemeindewesen  bedürfe.  Vielmehr  sollte  jede  Gemeinde 
ihre  Gemeindeordnung,  ihren  besonderen  Bedürfnissen  entsprechend, 
sich  selbst  zu  geben  befugt  sein.  *)  Diese  merkwürdig  ausgedehnte 
Anschauung  von  der  Freiheit  der  Gemeinde,  die  förmlich  schon  an 
die  Rousseau-Bakuninsche  Idee  von  der  im  Interesse  der  Freiheit 
des  Einzelnen  erforderlichen  Zerlegung  des  Staates  in  möglichst 
unabhängige  Gemeinderepubliken  erinnert,  wurde  allerdings  von  den 
Führern  des  Reichstages  und  Verfassungsausschusses  ausnahmslos 
zurückgewiesen. 

Die  Ansicht  der  Mehrheit  ging  nun  vernünftigerweise  dahin,  daß 
wohl  ein  allgemeines  Gemeindegesetz  erlassen  werden  müsse,  daß 


*)  Besonders  charakteristisch  für  diesen  Gedankengang  sind  die  Aus- 
führungen des  Abg.  Jonak,  der  unter  anderem  sagte:  „Meine  Herren, 
wenn  wir  von  einem  freien  Staate  sprechen,  so  müssen  wir  die  freie  Ge- 
meinde haben,  und  ohne  dieser  (!)  freien  Gemeinde  ist  alles  Uebrige  eine 
Illusion.  Ich  will  diese  freie  Gemeinde  in  Gottes  Namen  so  haben,  als 
eine  Gemeinderepublik,  die  sich  ihre  Angelegenheiten  selbst  ordnet  und 
selbst  schafft,  die  ihre  eigenen  Rechte  hat,  die  aber  auch  ihre  eigenen  Pflich- 
ten hat,  und  beide  diese  Rechte  und  Pflichten  sind  zu  berücksichtigen,  mit 
Hinblick  auf  die  Freizügigkeit.  Ich  wünsche  es  nicht,  daß  durch  eine  zu 
weit  getriebene  Freizügigkeit  das  Armenwesen  sich  gerade  dort  einnistet, 
wo  die  Gemeinde  irgendein  Vermögen  hat,  wo  sie  irgendetwas  leisten  kann, 
wo  die  Gemeinde  als  den  Preis  ihrer  Mühe  und  Anstrengung  eben  nichts 
anderes  hat,  als  das  Proletariat  bei  sich  groß  zu  ziehen,  und  allenfalls 
Kolonien  abzugeben  für  das  Proletariat,  welches  aus  den  großen  Städten 
dann  hinzieht.  Ich  will,  daß  man  das  Recht  der  Gemeinde  respektiere  im 
vollen  Sinne  des  Wortes." 
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aber  die  einzelnen  Landtage  innerhalb  dieses  Rahmens  besondere 
Gemeindeordnungen  für  jedes  Kronland  zu  schaffen  hätten.  Der 
Verfassungsausschuß  schlug  jedoch  in  seinem  Verfassungsentwurfe 
eine  andere  Lösung  vor.  Er  überwies  die  Aufgabe  der  Entwerfung 
von  Gemeindeordnungen  unter  Beobachtung  des  Reichsgemeinde- 
gesetzes sowie  die  Bestätigung  der  Statuten  der  einzelnen  Gemeinden 
den  Kreistagen.  Aus  dieser  Bestimmung  geht  übrigens  noch  hervor, 
daß  der  Verfassungsausschuß  an  ein  weitgehendes  Recht  der  Ge- 
meinde dachte,  durch  besondere  Statute,  ungeachtet  der  Landes- 
gemeindeordnung,  sich  selbständig  Kommunalverfassungen  zu 
geben.  *) 

Welche  eigentümlichen  Anschauungen  damals  doch  die  große 
Mehrheit  des  Kremsierer  Reichstages  über  das  Verhältnis  von  Ge- 
meinde und  Staat  erfüllten,  darüber  gibt  die  schon  vorhin  angeführte 
Debatte  über  den  Antrag  des  Abgeordneten  Jonak  beste  Auskunft,  der 
entgegen  dem  formulierten  staatsbürgerlichen  Grundrechte  der  Frei- 
zügigkeit einfach  jeder  Gemeinde  das  Recht  zugestehen  sollte,  autonom 
über  das  Niederlassungsrecht  gemeindefremder  Staatsbürger  zu  be- 
schließen. Dieser  Antrag  fand  merkwürdigerweise  tatsächlich  die 
Mehrheit  im  Reichstage.  Mit  vollem  Recht  wurde  dieser  Beschluß  von 
den  deutschen  Mitgliedern  des  Verfassungsausschusses  in  der  an  dem- 
selben Tage  stattfindenden  Sitzung  des  Ausschusses  aufs  schärfste 
verurteilt.  Palacky  selbst  trug  kein  Bedenken,  zu  erklären,  daß  die 
Freiheit  der  Gemeinde  durch  ein  allgemeines  Gemeindegesetz  ver- 
nichtet würde!  Bei  ihm  wie  bei  den  meisten  ihm  zustimmenden 
tschechischen  Politikern  war  dieser  Doktrinarismus  zweifellos  vor 
allem  durch  die  traditionelle  Anschauungsweise  der  bäuerlichen  und 
kleinbürgerlichen  Gesellschaftsklassen,  aus  denen  das  tschechische 
Volk  damals  ausschließlich  bestand,  gebildet  worden.  Diese  Volks- 
elemente sahen  in  dem  Rechte  der  Freizügigkeit,  welche  die  Grund- 
lage eines  Reichsgemeindegesetzes  notwendigerweise  bilden  müßte, 
die  Gefahr  fremder  Eindringlinge  in  die  stillen  Gewässer  der  einzel- 
nen kleinen  Städte  und  Dorfgemeinden  und  fürchteten  insbesondere 
die  damit  verknüpfte  Last  der  Armenversorgung.  Dabei  haben  aber 
schon  damals,  wie  sich  aus  einzelnen  Bemerkungen  der  betreffenden 
Debatten  deutlich  erkennen  läßt,  auch  nationalpolitische  Tendenzen 

*)  Im  Reichstage  zirkulierte  ein  inoffizieller  ministerieller  Entwurf  einer 
Cremeindeordnung,  der  wohl  im  wesentlichen  mit  der  bald  darauf  von 
Stadion  erlassenen  Gemeindeordnung  vom  17.  März  1849  identisch  war.  Abg. 
Schuselka  und  andere  Mitglieder  des  Reichstages  sprachen  sich  gegen  diesen 
Entwurf  als  unklar  und  weitwendig  in  scharfen  Worten  aus,  offenbar,  weil 
durch  eingehende  Regelung  des  Gemeindewesens  in  diesem  Entwurf  der 
Individuellen  Selbstorganisierung  der  Gemeinden  ein  sehr  geringer  Spiel- 
raum eingeräumt  wurde. 
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mitgewirkt.  Man  wollte  eben  imstande  sein,  die  Niederlassung 
fremdnationaler  Elemente  auf  dem  Boden  der  heimatlichen  Gemeinde 
möglichst  zu  verhindern :  eine  Auffassung,  die  übrigens  auch  bei  den 
Deutschen  Oesterreichs  weitverbreitet  war. 

Wenn  nun  auch  der  demokratische  Grundgedanke  der  schran- 
kenlosen Freizügigkeit  gegenüber  derartigen  populären,  im  Grunde 
genommen  durchaus  reaktionären  Klassenbestrebungen  schließlich 
siegreich  blieb,  so  kann  andererseits  kein  Zweifel  darüber  bestehen, 
daß  der  ganze  Reichstag  von  dem  Bestreben  erfüllt  war,  das  Prinzip 
der  Gemeindeautonomie  als  einen  Grundpfeiler  der  gesamten  Neu- 
ordnung des  Staates  möglichst  zu  sichern.  Als  verfassungsrechtliche 
Schranke,  die  in  erster  Linie  gegen  die  Regierungsgewalt  gerichtet 
erscheint,  legte  der  Verfassungsauschuß  gewisse  fundamentale  Be- 
stimmungen nieder,  in  denen  der  eigentliche  Kern  der  Gemeinde- 
autonomie, wie  man  sie  sich  dachte,  enthalten  ist :  freie  Wahl  der  Ge- 
meindevertreter und  Vorsteher,  freie  Aufnahme  von  Mitgliedern  in 
den  Gemeindeverband  durch  Gemeindebeschluß,  selbständige  Ver- 
waltung ihrer  Angelegenheiten,  Handhabung  der  Ortspolizei,  Ver- 
öffentlichung des  Gemeindehaushaltes  und  in  der  Regel  Oeffentlich- 
keit  der  Verhandlungen  der  Gemeindevertretung.  (§  131  des  end- 
gültigen Entwurfes.)  Ganz  allgemein  aber  stellte  der  §  130  des  end- 
gültigen Entwurfes  das  Prinzip  auf:  „Den  Gemeinden  wird  die  Selbst- 
bestimmung in  allen  Angelegenheiten,  welche  ausschließlich  das 
Gemeindeinteresse  betreffen,  und  deren  Selbstverwaltung  innerhalb 
der  durch  das  Reichsgemeindegesetz  und  der  durch  die  Gemeinde- 
ordnungen festgesetzten  Grenzen  zugesichert."  Was  aber  die  Ein- 
schränkung der  Gemeindeautonomie  betreffs  der  Niederlassungs- 
freiheit Auswärtiger  und  der  Verfügungen  über  das  Gemeindever- 
mcgen  anbelangt,  so  verwies  die  Verfassung  auf  das  künftig  zu  er- 
lassende Gemeindegesetz.  Alle  diese  Bestimmungen  genehmigte  der 
Ausschuß  fast  ohne  jede  Debatte:  so  sehr  stand  der  Kodex  der  Ge- 
meindeautonomie bei  allen  Parteien  und  Nationalitäten  fest!  Eine 
Diskussion  über  das  staatliche  Aufsichtsrecht  gegenüber  den  Kom- 
munen fand  im  Ausschusse  gar  nicht  statt. 37) 

Wir  sehen  nunmehr  schon  den  ganzen  Aufriß  und  Grundplan 
des  auf  die  Autonomie  gegründeten  österreichischen  Freiheitsstaates 
vor  uns,  wie  seine  Schöpfer  von  1848  ihn  planten:  Autonomie, 
das  heißt  Selbstverwaltung  der  Gemeinde,  Autonomie,  das  heißt 
Selbstverwaltung  und  teilweise  auch  Verwaltungsrechtsprechung 
des  Kreistages;  Autonomie  der  Kronländer,  das  heißt  Selbstgesetz- 
gebung der  Landtage.  Da  erhebt  sich  nun  von  selbst  die  Frage :  wie 
dachten  sich  die  Schöpfer  der  Kremsierer  Verfassung  nunmehr,  nach 
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Durchführung  dieser  Einrichtungen,  die  Ausübung  der  obersten  Re- 
gierungsgewalt in  dem  monarchischen  Staate  Oesterreich? 

Diese  Frage  mußte  nach  zwei  Richtungen  ihre  Lösung  finden : 
erstens  war  das  Problem  der  obersten  gesetzgebenden  Gewalt  zu 
lösen;  zweitens  das  der  vollziehenden  Zentralgewalt.  Von  der 
richterlichen  Gewalt  kennen  wir  hier  absehen.  Sie  wurde  vom  Ver- 
fassungsausschuß durch  eine  besondere  Bestimmung  des  §  39  gelöst, 
welche  verfügt:  „Die  richterliche  Gewalt  wird  im  ganzen  Reiche 
nach  gleichen  Gesetzen  von  unabsetzbaren  Richtern  im  Namen  des 
Staatsoberhauptes  gehandhabt." 

Die  Lösung  des  Problems  der  Organisation  der  gesetzgebenden 
Gewalt  selbst  mußte  zwei  Forderungen  erfüllen:  sie  mußte  die  Ab- 
grenzung zwischen  der  Reichsgesetzgebung  und  der  Landesgesetz- 
gebung vollziehen,  und  zweitens  die  gesetzgebende  Gewalt  zwischen 
den  verschiedenen  verfassungsmäßigen  Faktoren  verteilen. 

Die  erstgenannte  Aufgabe  ist,  wie  schon  vorhin  bemerkt  wurde, 
durch  Aufzählung  der  legislativen  Befugnisse  der  Landtage  voll- 
zogen worden.  Dadurch  imd  durch  die  zugleich  ausgesprochene  legis- 
lative Gesamtvollmacht  zugunsten  des  Reichsparlamentes  war  dem 
im  übrigen  so  stark  hervortretenden  foederalistischen  Element  der 
Verfassung  ein  glückliches,  weil  elastisches  und  nach  den  Bedürf- 
nissen jeweils  abänderliches,  verschiebbares,  zentralistisches  Gegen- 
gewicht verliehen  worden.  Was  aber  die  organisatorische  Verteilung 
der  gesetzgebenden  Gewalt  unter  die  verschiedenen  politischen 
Machtfaktoren  betrifft,  so  stand  hier  der  Verfassungsausschuß  be- 
greiflicherweise so  sehr  unter  dem  Bann  der  1848  zur  Herrschaft 
gelangten  konstitutionell-demokratischen  Doktrin,  daß  ihm  der  Weg 
gleichsam  vorgezeichnet  war.  Die  ausführlichen  Bestimmungen  des 
Kapitels  der  Verfassung:  „Der  Kaiser";  die  Regelung  der  Stellung 
der  Minister  und  die  Normen  über  die  Ministerverantwortlichkeit 
bringen  dies  klar  zum  Ausdruck.  Ebenso  hat  der  Verfassungsaus- 
Bchuß  in  den  Bestimmungen  über  den  Reichstag  im  wesentlichen  die 
Dogmen  des  belgisch-französischen  Konstitutionalismus  rezipiert, 
und  so  das  Zweikammersystem,  die  Immunität,  das  suspensive  Veto 
der  Krone,  endlich  das  Interpellatiousrecht  der  Abgeordneten  in 
der  Art  der  demokratischen  Verfassungsideen  Westeuropas  an- 
genommen. Ein  spezifisch  österreichisches  Problem  bot  sich  erst 
in  der  Frage  der  Bildung  der  beiden  Kammern  dar:  da  mußte  not- 
wendigerweise die  Autonomie  der  Kronländer  zum  Ausdruck  ge- 
langen und  so  mußte  hier  wieder  ein  Kompromiß  zwischen  födera- 
listischer und  einheitsstaatlicher  Auffassung  geschaffen  werden. 
Dies  geschah  —  zweifellos  nicht  ganz  ohne  Beeinflussung  durch  das 
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nordamerikanische  Vorbild,  welches  einigen  der  führenden  Mit- 
glieder des  Verfassungsausschusses  lebhaft  vor  Augen  stand  —  in 
der  Weise,  daß  die  Volkskammer  aus  Einzelwahlbezirken  durch 
direkte  Wahlen  gebildet  wurde,  daß  aber  die  erste  Kammer  oder 
Länderkammer  durch  indirekte  Wahl  in  der  Art  zustande  kommen 
sollte,  daß  Kreis  und  Land  gleichzeitig  ihr  zur  Grundlage  dienten. 
Für  jedes  Reichsland,  gleichviel  ob  klein  oder  groß,  sollten  sechs 
Abgeordnete  aus  der  Mitte  des  Landtages  in  die  Länderkammer,  die 
als  ein  Analogon  zum  amerikanischen  Senate  gedacht  war,  delegiert 
werden;  aus  jedem  Kreise  der  Länder,  die  in  Kreise  geteilt  waren, 
sollte  je  ein  Mitglied  des  Kreistages  durch  unmittelbare  Wahl  ab- 
geordnet werden.  Durch  die  Vereinigung  von  Vertretern  der  Länder 
und  Kreise  in  der  ersten  Kammer  wurde  einmal  das  Prinzip  der 
Gleichberechtigung  aller  Kronländer  an  sich  und  doch  auch  wieder 
die  Forderung  nach  stärkerer  Vertretung  der  großen  Kronländer 
und  damit  das  Prinzip  der  Berücksichtigung  der  Bevölkerungszahl 

gleichzeitig  in  sehr  kluger  Weise  verwirklicht. 

Die  über  alle  diese  Verfassungsbestimmungen  geführten 
Debatten 38)  sind  höchst  lehrreich  und  zeugen  vielfach  von  dem 
überraschend  klaren  politischen  Sinn  der  österreichischen  Volksver- 
treter jener  Zeit.  Die  nähere  Erörterung  dieser  Diskussionen  würde 
aber  von  dem  hier  eingeschlagenen  Wege  zu  weit  abführen:  das 
Wesentliche  ist,  daß  durch  die  bezeichnete  Gestaltung  der  ersten 
Kammer  das  föderative  Moment  in  der  neuen  österreichischen  Ver- 
fassung kräftig  betont,  daß  aber  durch  die  Organisation  der  Volks- 
kammer hinwiederum  von  vornherein  eine  kräftige  Zusammen- 
fassung aller  Nationalitäten  zu  einem  politischen  Reichsvolk  in 
glücklichster  Weise  zum  Ausdruck  gebracht  und  damit  eine  Basis 
für  eine  starke  Zentralgewalt  geschaffen  wurde. 

Nachdem  diese  Aufgabe  gelöst  war,  standen  nun  die  Ver- 
fassungsschöpfer von  Kremsier  notwendigerweise  vor  einer  wei- 
teren schwierigen  Aufgabe,  die  an  praktischer  Bedeutung  die  Frage 
der  Organisation  der  Legislative  noch  weitaus  übertraf:  es  handelte 
sich  darum,  Organisation  und  rechtliche  Struktur  jener  Gewalt  zu 
schaffen,  die  bis  dahin  im  absolutistischen  Oesterreich  alle  staat- 
lichen Funktionen  absorbiert  und  in  sich  vereinigt  hatte,  ja  eigent- 
lich allein  und  ausschließlich  den  „Staat"  seit  Jahrhunderten  vor- 
stellte, nämlich  der  gouvernementalen  und  administrativen  Zentral- 
gewalt. Hier  lag  —  und  hier  lag  auch  bis  zum 
letzten  Tage  des  Reiches  —  der  eigentliche 
innerste  Kern  des  Problems  österreichischer 
Staatsordnung     verborgen;     auf     diesem     Kampf- 
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felde  den  Gegensatz  zwischen  Föderalismus 
und  Zentralismus  zu  einem  schöpferisch  fort- 
wirkenden Ausgleich  zu  bringen,  war  die 
schwierigste  Aufgabe,  die  überhaupt  zu  lösen 
war,  und  das  ist  auch  das  ungelöste  und  schwie- 
rigste Problem  in  der  österreichischen  Politik 
bis  zum  Ende  der  Monarchie  geblieben.  Rein 
vom  politischen  Gesichtspunkt  betrachtet,  waren  das  Mißtrauen  in 
die  Zentralgewalt  bei  den  breiten  Massen  der  Bevölkerung  aller 
Nationalitäten  als  Frucht  des  franziszeischen  Absolutismus  einer- 
seits, die  Furcht  der  historischen  Träger  der  Macht  —  der  Dynastie, 
des  Hofes  und  der  Bureaukratie  —  andrerseits  davor,  mit  einer 
Schmälerung  ihrer  althergebrachten  Vollgewalt  die  festen  Grund- 
lagen ihrer  bisherigen,  alle  anderen  Elemente  des  staatlichen 
Lebens  weit  überragenden  Stellung  zu  verlieren  und  dann  die  Be- 
gierde, diese  Macht  unbedingt  festzuhalten,  die  stärksten,  vielfach 
allerdings  nur  verhüllt  sich  aussprechenden  Leitmotive  und  Beweg- 
gründe in  dem  ganzen  durch  den  Sieg  der  Märzbewegung  ent- 
fesselten politischen  und  sozialen  Wirrsal  Oesterreichs. 

Auf  dieses  Problem  hatte  die  junge  österreichische  Demokratie 
in  ihren  siegreichen  Anfängen  schon  eine  große  und  klare  Antwort 
gegeben,  indem  sie  eben  die  Schaffung  aller  jener  Institute  der 
Autonomie  verlangte,  die  hier  schon  näher  gekennzeichnet  worden 
sind.  Spricht  man  in  der  Sprache  moderner  Verwaltungswissen- 
schaft, so  kann  man  sagen,  den  österreichischen  Demokraten  er- 
schien das  Problem  der  Lokalverwaltung  durch  die  Autonomie 
der  Gemeinde  und  durch  die  Autonmie  der  Kreistage  im 
wesentlichen  gelöst.  Damit  hoffte  sie  der  Möglichkeit  zu  be- 
gegnen, die  sie  als  die  gefährlichste  für  die  kaum  eben  noch 
errungene  Freiheit  der  Individuen  und  den  zunächst  nur  in 
der  Forderung  bestehenden  österreichischen  Rechtsstaat  erkannte: 
der  Schaffung  von  zentralistisch  beherrschten  Departements  und 
Präfekturen.  Immer  wieder  wird  von  den  Rednern  im  Reichstag 
und  Verfassungsausschuß  betont:  Frankreich  ist  trotz  seiner  Revo- 
lutionen ein  unfreier  Staat  geblieben,  weil  es  keine  munizipale  Frei- 
heit kennt,  vielmehr  ohnmächtig  den  Händen  von  Präfekten  der 
Krone  ausgeliefert  ist.  „Die  freie  Gemeinde  ist  die  Grundlage  des 
freien  Staates."  Dieses  Axiom  wird  immer  wieder  mit  größtem 
Nachdruck  aufgestellt  und  die  Regierung  Schwarzenberg,  bemüht, 
zunächst  als  konstitutionelle  Regierung  Kredit  zu  gewinnen,  wieder- 
holt diesen  Ausspruch  feierlich  in  der  Antrittsrede  des  Minister- 
präsidenten im  Reichstage. 80) 
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Nun  war  im  Laufe  der  Arbeiten  des  Verfassungsausschusses 
nach  seinen  Beschlüssen  zu  der  Forderung  nach  der  freien  Ge- 
meinde auch  das  autonome  Reichsland  und  der  autonome  Kreis  hin- 
zugekommen: wie  sollten  nun  aber  alle  diese  munizipalen  Ge- 
bilde zur  konstitutionellen  Zentralregierung  ins  Verhältnis  gesetzt 
werden?  Da  ist  es  denn  für  die  Politik  der  österreichischen  Demo- 
kratie sehr  folgenreich  gewesen,  daß  sie,  einer  empirischen  Kennt- 
nis des  staatlichen  Lebens  und  Schaffens  in  vielen  Stücken  nicht 
teilhaft,  von  vornherein  in  radikale  Opposition  gegen  die  geschicht- 
lich gegebenen  staatlichen  Machtfaktoren  gestellt,  ihre  positiven  Vor- 
schläge größtenteils  aus  der  Doktrin  des  Konstitutionalismus  zog 
und  ziehen  mußte.  Damit  war  sie  nun  von  Anfang  an  zu  jener 
Ueberschätzung  des  rein  legislativen  Elementes  gelangt,  welche  dem 
Konstitutionalismus  von  Montesquieu  und  den  französischen  Revo- 
lutionsverfassungen her  anhaftete  und  die  dort  wieder  ihren 
Ursprung  verschiedenen  Umständen  verdankte:  so  vor  allem  dem 
völligen  Mißverstehen  des  in  der  vorbildlichen  englischen  Parla- 
mentsakte enthaltenen  Gesetzesbegriffes,  wohl  auch  der  starken 
Einwirkung  von  Ideen  des  klassisch-antiken  Republikanis mus  und 
schließlich  auch  der  nicht  genügenden  Bekanntschaft  der  führenden 
Politiker  mit  Wesen  und  Wurzelfestigkeit  des  in  Frankreich  seit 
Ludwig  XIII.  entwickelten  Systems  bureaukratischer  Zentralver- 
waltung, deren  fundamentale  Bedeutung  für  das  moderne  Frank- 
reich dauernd  erst  Tocqueville  enthüllt  hat. ii9a)  So  erschien  auch  den 
politischen  Führern  der  österreichischen  Völker  im  Jahre  1848  als 
das  höchste  und  wichtigste  Postulat:  durch  Schaffung  einer  Volks- 
vertretung die  Gesetzgebung  in  die  Hände  des  Volkes  zu  legen  und 
die  durch  die  Minister  ausgeübte  monarchische  Zentralgewalt  durch 
das  Majoritätsprinzip  und  die  Ministerverantwortlichkeit  vom  Volks- 
willen möglichst  abhängig  zu  machen.  Föderalisten  und  Zentra- 
listen,  darin  einig,  daß  der  Ministerverwaltung  durch  die  Freiheit 
der  Gemeinden  von  vornherein  ein  mächtiger  Damm  entgegen- 
gesetzt wäre,  unterschieden  sich  in  dieser  Hinsicht  wesentlich  nur 
darin,  daß  die  ersteren  die  Gesetzgebungsgewalt  des  Reiches,  also 
die  legislative  Kompetenz  des  Reichstages  sowie  den  mittelbaren 
Einfluß  der  Reichsminister  auf  die  Gesetzgebung,  möglichst  ver- 
ringern wollten  zugunsten  der  Länder  oder  eigentlich  —  da  damals 
doch  nur  die  Tschechen  zielbewußte  Föderalisten  waren  —  zu- 
gunsten des  aus  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  zusammengesetzten, 
wieder  zu  errichtenden  böhmischen  Staates.  Stand  so  dem  poli- 
tischen Geist  der  Zeit  entsprechend  das  legislative  Problem,  sowohl 
was  die  Beschränkung  der  Gewalt  der  Krone,  als  auch  die  Macht- 
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Verteilung  zwischen  Reich  und  Kronländern  betrifft,  in  voller  Größe 
im  Vordergrunde,  so  konnten  die  Männer  des  Verfassungsaus- 
schusses doch  auch  der  zweiten  hier  zu  lösenden  Frage  unmöglich 
ausweichen:  nämlich  der  Kompetenzabgrenzung  zwischen  Reich 
und  Ländern  hinsichtlich  der  Exekutive  der  öffentlichen  Verwal- 
tung. Die  Lösung  dieses  Problems  mußte  sich  um  so  schwieriger 
gestalten,  als  hier  nicht,  wie  auf  dem  Gebiete  des  Parlamentarismus 
und  der  Volks-  oder  Freiheitsrechte,  den  österreichischen  Demo- 
kraten eine  seit  dem  18.  Jahrhundert  in  Frankreich,  dann  in  Belgien 
und  Deutschland  entwickelte,  höchst  ausgebildete  Doktrin  und  eine 
außerordentlich  reiche,  im  Anschluß  an  diese  Doktrin  entwickelte 
politische  Literatur  zur  Verfügung  stand.  Noch  war  damals  in 
Deutschland  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  der  modernen  Ver- 
waltung imd  des  Verwaltungsrechtes  als  -einer  besonderen  juri- 
stischen und  staatswissenschaftlichen  Doktrin  kaum  über  die  An- 
fänge hinausgekommen.  Vollends  war  sie  in  Oesterreich  wenig 
über  den  von  Sonnenfels  und  seinen  Nachfolgern  erreichten  Stand 
der  „Cameral-  und  Polizey-Wissenschaft"  hinausgelangt.  Mit  den 
abstrakten  Formeln  der  konstitutionellen  Doktrin  über  das  Wesen 
der  „Exekutive"  oder  der  „vollziehenden  Gewalt",  die  sich  im 
wesentlichen  in  der  Lehre  von  der  Gewaltenteilung  erschöpfte,  war 
überhaupt  und  zumal  dann,  wenn  es  sich  um  die  organische  Ver- 
bindung der  liberal-konstitutionellen  Prinzipien  mit  dem  durch  so 
viele  Menschenalter  entwickelten  landesherrlichen  Verwaltungs- 
wesen handelte,  beim  besten  Willen  nicht  viel  anzufangen.  Wie 
nun  erst  in  Oesterreich,  dessen  bureaukratisches  Behördenwesen  seit 
mehr  als  einem  Jahrhundert  die  gesamten  Funktionen  des  modernen 
Staates,  nämlich  Gesetzgebung,  Verordnungsgewalt,  Verwaltungs- 
rechtsprechung  und  rein  exekutive  Funktionen  in  sich  vereinigte! 
Besonders  bedenklich  war  da,  wie  schon  oben  bemerkt,  daß  der 
Schöpfer  des  Verfassungsentwurfes  auf  diesem  Gebiete  den  Rat 
und  die  umfassende  Kenntnis  des  positiven  Rechtes  und  der  tat- 
sächlichen Einrichtungen  sowie  die  politische  Erfahrung  der  Regie- 
rung und  ihrer  Beamtenschaft  entbehren  mußte.  Die  Onnositions- 
stfllung,  in  der  sich  selbst  die  Gemäßigten  unter  den  führenden 
Männern  des  Reichstages  gegenüber  dem  Ministerium  Schwarzen- 
berg  befanden,  das  Mißtrauen  gegen  den  fürstlichen  Premier  und 
Beine  Minister,  wohl  auch  die  übertrieben  doktrinären  Vorstellungen, 
die  man  selbst  nach  dem  Zusammenbruche  der  offenen  Revolution 
in  demokratischen  Kreisen  über  den  konstituierenden  Charakter  des 
Reichstages  nährte,  hinderten  den  Verfassungsausschuß  überhaupt 
und  daher  auch  in  diesem  besonderen  Falle  die  Regierung  ernstlich 
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zur  offenen  Mitarbeit  aufzufordern.*)  Allerdings  bleibt  es  dabei 
sehi  zweifelhaft,  ob  die  Regierung  einer  solchen  Einladung  über- 
haupt Folge  geleistet  hätte! 

Unter  allen  diesen  Umständen  ist  es  nun  besonders  lehrreich* 
sich  klar  zu  machen,  wie  der  Verfassungsausschuß  völlig  unbeein- 
flußt von  den  Anschauungen  der  bis  dahin  ausschließlich  in  den 
Staalsgeschäften  erfahrenen  leitenden  Beamten  das  große  Problem 
behandelt  hat,  eben  diese  bureaukratische  Regierung  und  Verwal- 
tung in  seinem  Verfassungsbau  unterzubringen. 40)  Hierbei  hat  nun 
die  eigentümliche  Auffassung,  die  sich  die  demokratischen  Politiker 
Oesterreichs  des  Jahres  1848  von  dem  Wesen  der  vollziehenden  Ge- 
walt und  von  der  Stellung  gebildet  hatten,  die  nach  ihrer  Überzeu- 
gung alle  Freunde  der  Freiheit  und  des  Volksstaates  dieser  Gewalt 
gegenüber  einnehmen  mußten,  eine  besonders  wichtige  Rolle  ge- 
spielt. Durchaus  unter  dem  Banne  der  klassischen  Lehre  des  Libe- 
ralismus von  der  Teilung  der  Gewalten  stehend  betrachteten  sie  die 
vollziehende  Gewalt  als  die  der  Krone  unbedingt  eingeräumte 
Machtsphäre  innerhalb  des  Staates  und  erblickten  daher  eine  ihrer 
ersten  und  wichtigsten  Aufgaben  darin,  die  dem  Volke  in  Gestalt 
der  gesetzgebenden  Körperschaft  zustehende  Teilnahme  am 
h  chsten  Staatsleben  möglichst  zu  sichern  und  dadurch  die  „voll- 
ziehende Gewalt"  in  festen  Schranken  zu  halten.  Diese  Sicherung 
dachte  man  sich  im  wesentlichen  durch  das  Zusammenwirken  der 
Rechtsinstitute  des  suspensiven  Vetos  und  des  Majoritätsprinzips 
sowie  der  Ministerverantwortlichkeit  gegeben.  Wie  unklar  die  An- 
sichten über  das  Wesen  und  den  praktischen  Wert  des  letzt- 
genannten fundamentalen  Verfassungsinstitutes  waren,  wie  man  da 
strafrechtliche  und  politische  Verantwortlichkeit  fortwährend  mit- 
einander vermengte,  und  wie  selbst  die  politisch  begabtesten  Parla- 
mentarier jener  Zeit  nur  hchst  unklare  Vorstellungen  von  der  tat- 
sächlichen Dynamik  der  im  Monarchen,  seinen  Beamten  und  seiner 
Armee  verkörperten  Vollzugsgewalt  und  geringe  Einsicht  in  das 
wirkliche  Verhältnis  der  politischen  Kräfte  im  realen  Staate  dieser 
Epoche  hatten,  zeigen  die  Debatten  des  Verfassungsausschusses  zur 
Genüge.  Immerhin  besaßen  die  politischen  Ganz-  und  Halbintellek- 
tuellen  des   Reichstages   ein  weitgehendes    Mißtrauen   gegen  diese 


*)  Allerdings  unterhielt  der  eigentliche  Träger  der  Verfassungspolitik 
im  Kabinett,  Graf  Stadion  als  Minister  des  Inneren,  sehr  lebhaften,  privaten 
Verkehr  mit  den  führenden  Abgeordneten  des  gemäßigten  deutschen  Libe- 
ralismus, wie  vor  allem  mit  dem  Ausschußberichterstatter  Mayer,  dann  mit 
Lasser,  Szabel  u.  a.  m.  Auf  diese  Weise  übte  die  Regierung  inoffiziell  bis- 
weilen doch  recht  wirksamen  Einfluß  auf  den  Gang  der  parlamentarischen 
Verfassungsarbeit. 

Redlich.    I.  20 


306   Das  Verfassungswerk  im  Ausschusse  des  Kremsierer  Reichstages. 

Gewalt,  und  das  gerade  um  so  stärker,  je  mehr  die  bürgerliche 
Klasse  in  ihren  breiten  Schichten  von  Respekt  gegen  Hof  und  Be- 
amtentum erfüllt  war,  im  Banne  des  ererbten  Prestiges  stand,  das 
seit  Jahrhunderten  der  Krone  und  ihren  hohen,  rechtsgelehrten 
Dienern  bei  der  Bevölkerung  zu  eigen  war.  Konnte  man  sie  nun 
einmal  nicht  eliminieren,  so  trachtete  man  ihr  wenigstens  praktisch 
und  politisch  den  Spielraum  möglichst  einzuengen.  In  Oesterreich 
kam  dazu,  daß  die  „vollziehende  Gewalt",  ganz  abgesehen  vom 
demokratischen  Gesichtspunkt,  als  stärkster  Ausdruck  des  Zwangs- 
einheitsstaates dem  Föderalismus  theoretisch  und  praktisch  im 
innersten  widersprach:  ihre  Gefährlichkeit  für  die  Freiheitsrechte 
des  Volkes  war  hier  in  Oesterreich  noch  begleitet  von  ihrer  Ge- 
fährlichkeit für  die  so  begierig  erstrebten  Selbständigkeitsrechte 
der  Länder  und  Nationalitäten.  Nach  beiden  Richtungen  hin  die 
Kraft-  und  Aktionssphäre  der  Zentralgewalt,  das  ist  der  kaiser- 
lichen Regierung  und  der  von  ihr  ressortierenden  bureaukratischen 
Behörden  zu  verringern,  war  von  Anfang  an,  wie  wir  wissen,  der 
eigentliche  große  Zweck,  den  man  mit  der  Errichtung  des  Gebäudes 
der  Autonomie  verfolgte;  in  ihr  liegt,  wie  wir  nunmehr  völlig  über- 
sehen können,  der  der  österreichischen  Demokratie  von  1848  eigen- 
tümliche politische  Grundgedanke,  der  Kern  der  neuen  Anschauung 
der  bürgerlichen  Intelligenz  aller  Völker  des  österreichischen 
Reiches  von  einem  freiheitlich  und  im  Sinne  der  nationalen  Gleich- 
berechtigung gestalteten  österreichischen  Staatswesen. 

Die  autonome  Gemeinde,  der  autonome  Kreistag,  das  autonome 
Reichsland  oder  Kronland,  alle  diese  Schöpfungen,  die  wir  als  In- 
begriff der  Selbstgesetzgebung,  Selbstbestimmung  und  Selbstverwal- 
tung bisher  kennen  gelernt  haben,  sind  durchwegs  aus  einem  und 
demselben  großen  gemeinsamen  Grundgedanken  der  Politiker  her- 
vorgegangen: Verringerung,  Einschränkung  der  rechtlichen  Befug- 
nisse und  tatsächlichen  Macht  der  historischen  Träger  der  Staats- 
gewalt in  der  habsburgischen  Monarchie.  Nun  blieb  aber  nach  all' 
dem  noch  immer  die  Zentralgewalt  als  solche  und  ihre  Organi- 
sation in  den  seit  Maria  Theresia  neuaufgerichteten  Landesregie- 
rungen sowie  den  untergeordneten  Kreisämtern  übrig:  mit  dieser 
Tatsache  mußte  sich  der  Verfassungsausschuß  unbedingt  auseinan- 
dersetzen sowohl  vom  Standpunkte  der  von  ihm  geschaffenen,  neu- 
formulierten Autonomie  der  Länder,  wie  von  dem  der  radikaldemo- 
kratischen Abneigung  gegen  die  in  der  Zentralregierung  verkörperte 
Idee  des  starken  staatlichen  Herrschaftswillens  der  Dynastie,  der 
Bureaukratie  und  der  hinter  dieser  stehenden  Klassen  überhaupt. 
Von   verhängnisvoller  Wirkung   war  nun  bei   dieser   Auseinander- 
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Setzung  die  so  gut  wie  ausnahmslos  damals  herrschende  Lehre  und 
Anschauung  von  der  Verwaltung  als  bloßer  „Vollziehung",  d.  h.  also 
Ausführung  von  Gesetzen.  Von  dieser  Anschauung  ausgehend  und 
ebenso  von  der  korrespondierenden  Grundidee  der  organischen 
Selbständigkeit  der  „Vollziehenden  Gewalt"  im  Gesamtgefüge  des 
konstitutionellen  Rechtsstaates  geleitet,  dachte  keines  von  den  Mit- 
gliedern des  Verfassungsausschusses  zunächst  an  etwas  anderes,  als 
daß  die  Organisation  der  Zentralregierung  mitsamt  ihren  Provinz- 
und  Kreisbehörden  selbstverständlich  fortbestehen  müsse.  Auch  die 
besten  Kenner  und  schärfsten  Gegner  des  gestürzten  „Systems"  be- 
ruhigten sich  bei  dem  Gedanken,  daß  in  Zukunft  ja  die  „Gesetze" 
von  den  Volksvertretungen  würden  gegeben  werden,  und  daß  durch 
die  im  Parlamentarismus  verankerte  Ministerverantwortlichkeit  die 
alte  Selbstherrlichkeit  der  Krone,  ihrer  Zentralregierung,  der 
Minister  und  der  diesen  nachgeordneten  Beamten  verläßlich  in 
Schach  werde  gehalten  werden.  Die  Formulierung  der  Autonomie 
der  Länder  brachte  nun  allerdings  bald  zum  Vorschein,  daß  auch 
in  dieser  Frage  die  Formeln  und  Rezepte  des  westeuropäischen 
Konstitutionalismus  allein  nicht  ausreichen.  Von  allem  Anfang  an 
hatte  sich,  wie  oben  bemerkt  wurde,  im  Ausschusse  bei  der  Beratung 
der  Bestimmungen  über  die  Einteilung  des  österreichischen  Staats- 
gebiets innerhalb  der  Gesamtmonarchie  der  Gegensatz  zwischen 
Zentralisten  und  Föderalisten  in  voller  Schärfe  erhoben  und  zu  dem 
Kompromiß  geführt,  welches  den  Ländern  die  Bewahrung  ihrer 
Selbständigkeit  sicherte.  *) 

Im  Anschlüsse  daran  hatte  man  von  vornherein  nach  der  Defi- 
nition Mayers  die  Trennung  der  Wirkungssphäre  der  Zentral-, 
Provinzial-  und  Kommunalgewalt  zu  beraten  beschlossen  und  hatte 
diese  Frage  zunächst  rein  für  die  Gesetzgebung  gelöst,  indem  die 
Kompetenz  der  Ländergewalt  durch  Aufzählung  der  einzelnen  ihr 
zugewiesenen  Materien  beschrieben  wurde.  Sogleich  kamen  aber 
die  Baumeister  der  Verfassung  abermals  ins  Gedränge,  als  es  sich 
darum  handelte,  die  Unterscheidung  zwischen  Reichs-  und 
Länderregierungsgewalt,  die  nun  durch  die  Festlegung 
der  Länderautonomie  eine  organische  Notwendigkeit  geworden  war, 

*)  Allerdings  ließ  man  das  Attribut  der  Selbständigkeit  auf  Antrag 
Lassers  fallen,  zweifellos  desjenigen  Abgeordneten,  der  die  Notwendigkeit 
des  Einheitsstaates  vom  deutsch-nationalen  Standpunkte  aufs  klarste  einsah 
und  darin  den  anderen  vielfach  überlegen  war.  Aber  die  gleichzeitig 
statuierte  Autonomie  blieb  davon  in  der  Sache  selbst  ganz  unberührt.  Dies 
zeigt  auch  deutlich  der  trotz  Lassers  Widerspruch  angenommene  §  4,  welcher 
lautet:  „Die  Reichsländer  stehen  zu  einander  im  Verhältnis  der  vollen 
Gleichberechtigung,  zum  ganzen  Kaiserstaate  aber  im  Verhältnisse  untrenn- 
barer organischer  Bestandteile." 

20* 
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näher  zu  definieren.  Der  Referentenentwurf  schlug  im  §  8  folgende 
L  sung  vor:  „Die  Regierungsgewalten  sind  bezüglich  des  Umfanges 
doppelt:  1.  die  Zentral-  oder  Reichsregierungsgewalten,  welche  sich 
auf  das  ganze  Reich  erstrecken.  2.  die  Landesregierungsgewalten 
als  Ausfluß  des  jedem  Lande  zustehenden,  durch  die  Reichsregie- 
rung beschränkten  Regierungsrechtes. 41) 

R  i  e  g  e  r  als  Föderalist  wollte  statt  „Reichsgewalt"  „Staats- 
gewalt" setzen  und  beantragte  Unterscheidung  der  Regierungs- 
gewalten im  Staate  in:  „1.  Zentral-  und  Reichsregierungsgewalten, 
welche  sich  auf  das  ganze  Reich  erstrecken;  2.  Landesregierungs- 
gewalten als  Ausfluß  der  jedem  Reichslande  zustehenden  Auto- 
nomie, welche  das  Selbstregierungsrecht  des  Landes,  der  Kreise  und 
der  Gemeinden  in  sich  begreift." 

L  a  s  s  e  r  erwiderte  treffend  vom  einheitsstaatlichen  Stand- 
punkte: er  verstehe  unter  „Staatsgewalt"  jene,  die  dem  Staate  zu- 
kommt; diese  kann  auch  in  Oesterreich  nur  eine  sein.  „Sage  ich 
Ländergewalt,  als  Länderstaatsgewalt,  so  sind  die  einzelnen  Länder 
als  unabhängig  dargestellt."  Daher  verlangte  Lasser,  daß  dieser 
Paragraph  fortbleibe.  Der  Verfassungsausschuß  wich  hier  nochmals 
der  fundamentalen  Frage  nach  der  Natur  der  in  den  Kronländern 
ausgeübten  cffentlichen  Gewalt  aus,  ließ  die  Worte,  durch  welche 
die  Landesregierungsgewalt  als  Ausfluß  der  „Autonomie"  oder  der 
jedem  Lande  selbständig  zustehenden,  weim  auch  durch  die  Reichs- 
regierung beschränkten  Regierungsrechte  definiert  wurde,  voll- 
ständig weg  und  begnügte  sich  damit,  die  doppelte  Art  der  Regie- 
rungsgewalt nur  in  Hinsicht  des  territorialen  Umfanges  zu  unter- 
scheiden. Aber  auf  diese  Weise  war  die  einmal  aufgeworfene 
Grund-  und  Hauptfrage  nur  aufgeschoben,  nicht  beseitigt.  Als  es 
sodann  zur  Beratung  der  einzelnen  Bestimmungen  über  die  Landes- 
regierungsgewalt kam,  trat  R  i  e  g  e  r ,  von  den  übrigen  slawischen 
Abgeordneten  unterstützt,  neuerdings  mit  einem  Antrage  hervor, 
der  den  in  diesem  Punkte  ziemlich  unklaren  Referentenentwurf 
Cajetan  Mayers  weit  übertrumpfte.  Er  verlangte  folgendes  Amende- 
ment: „Die  Besorgimg  der  jedem  Reichslande  verfassungsmäßig  zu- 
gewiesenen Selbstverwaltung  wird  einem  verantwortlichen  Minister- 
gouverneur übertragen,  welchem  in  jenen  Reichsländern,  die  vier 
oder  mehrere  Kreise  haben,  für  die  einzelnen  Zweige  der  Landes- 
verwaltung verantwortliche  Landräte,  Ministerräte  zur  Seite  stehen, 
deren  Zahl  und  Wirkungskreis  durch  die  Landesverfassung  be- 
stimmt wird."  Damit  wäre  für  den  föderalistischen  Gedanken  wahr- 
lich nichts  Geringes  erreicht  worden:    die  „Autonomie"  der  großen 
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Kronländer  Böhmens,  Galiziens  wäre  auf  diesem  Wege  offen  in 
volle  Staatlichkeit  umgewandelt  worden. 

Dagegen  wendete  sich  B  r  e  s  t  e  1  mit  aller  Schärfe,  konnte  sich 
aber  doch  nicht  von  der  Verirrung  freimachen,  welche  die  Vorstel- 
lung der  „Verantwortlichkeit"  auch  in  diesem  klugen  Kopfe  wie  fast 
in  allen  politischen  Köpfen  der  Zeit  hervorgerufen  hatte.  Schärfer 
und  klarer  sah  der  Abgeordnete  V  a  c  a  n  o  ,  der  gegen  Rieger  ein- 
wendete, es  sei  unmöglich,  daß  der  Landeschef  zugleich  Minister 
sei,  denn  dann  könnte  er  ja  auch  gegen  das  Ministerium  auftreten, 
was  doch  nicht  angehe.  „Wenn  man  nicht  gewisse  Provinzen  ganz 
selbständig  machen  will",  sagte  er,  „so  müssen  sich  die  Landes- 
gesetze auf  reine  Landesangelegenheiten  beschränken;  da  sie  über- 
dies der  Sanktion  des  Kaisers  unterliegen,  so  brauchen  die  Länder 
keine  eigenen  Minister." 

R  i  e  g  e  r  enthüllte  in  seiner  Erwiderung  offen  die  Bundes- 
staatsidee und  wies  auf  das  ihm  vorschwebende  Beispiel  des  Ver- 
hältnisses der  amerikanischen  Einzelstaaten  zum  Bunde  hin.  Er 
sagte:  „Wir  kommen  schon  wieder  auf  die  Frage  der  Föderation 
und  Zentralisation.  Wir  Vertreter  der  zwei  größeren  Länder  sind 
verpflichtet,  für  das  Prinzip  der  Autonomie  derselben  hier  in  die 
Schranken  zu  treten.  Wir  sind  zwar  im  Ausschusse  in  der  Minorität 
und  können  somit  von  den  Vertretern  der  kleineren  Provinzen,  die 
hier  die  Majorität  bilden,  leicht  überstimmt  werden.  In  der 
Kammer  ist  das  anders,  da  werden  wir  schon  die  nötigen  Kon- 
zessionen uns  erringen.  Erringen  wir  sie  nicht,  so  werden  wir  schon 
sehen,  wie  wir  zu  unserem  guten  Rechte  kommen  werden.  Wenn 
Sie  die  großen  Provinzen  nicht  befriedigen,  so  werden  Sie  Oester- 
reich  nicht  beisammenhalten.  In  der  Form  der  Zentralisation  kann 
sich  Oesterreich  nicht  halten.  Gibt  der  Landtag  Gesetze,  so  muß 
ihm  der  Gouverneur  auch  für  deren  Vollzug  verantwortlich  sein. 
Ob  aber  jede  Provinz  ihren  eigenen  Gouverneur  habe,  überlassen 
wir  dem  Bedürfnisse  der  einzelnen  Provinzen.  Das  von  mir  be- 
antragte Kollegium  ist  eine  verantwortliche  Kollektivperson, 
aber  nicht  eine  bloße  Administrativbehörde,  wie 
unsere  bisherigen  Gubernien.  Wir  haben  im  Zentrale 
auch  ein  Kollegium  von  Ministern,  von  welchen  jeder  verantwort- 
lich ist.  Nur  dort  ist  das  ganze  Kollegium  verantwortlich,  wo  es 
als  solches  handelt.  Sie  werden  mir  zugeben,  daß  die  Geschäfte 
eines  Landes  wie  Böhmen  wichtiger  und  umfangreicher  als  die  von 
Hessen  oder  Hannover  sind,  und  doch  haben  die  genannten  klei- 
neren Länder  und  zwar  jedes  mehrere  Minister.  Der  Minister- 
gouverneur muß  mit  dem  Reichsministerium  stehen  und  fallen,  daß 
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aber  deshalb  nicht  alle  Minister  fallen  müssen,  das  sehen  wir  an 
Krauß,  der  sich  selbst  mit  Recht  das  Bleibende  im  Vergänglichen 
genannt  hat.  Ich  will  den  Kreisen  keineswegs  die  Autonomie 
streitig  machen,  aber  man  wird  ihnen  doch  nicht  das  Recht  geben, 
ihre  Gesetze  der  Sanktion  des  Kaisers  vorzulegen.  Haben  sie  dieses 
nicht,  dann  brauchen  sie  auch  keinen  verantwortlichen  Chef.  Wenn 
Sie  sich  schon  scheuen,  die  Provinzen  zu  Staaten  zu  machen,  so 
werden  Sie  doch  nicht  die  Kreise  zu  Staaten  machen  wollen.  .  .  ." 

Diese  rein  föderalistischen  oder  besser  gesagt  „bundesstaat- 
lichen" Anschauungen  und  Vorschläge  fanden  nun  die  Zustimmung 
der  Mehrheit  des  Ausschusses  nicht.  Von  Mayer  wurde  darauf  hin- 
gewiesen, daß  Rieger  hier  die  „Selbstverwaltung"  der  Länder  mit 
jener  Landesverwaltung  verwechsle,  welche  ein  einiges  Oesterreich 
möglich  oder  unmöglich  machen  soll.  „Insofern  es  sich  um  solche 
Organe  handelt",  sagte  er,  „wird  ein  Dualismus  nicht  entstehen 
kennen;  denn  der  Gouverneur  hat  sowohl  Reichs-  als  auch  Landes- 
gesetze zu  exequieren,  aber  auch  letztere  bedürfen  der  Sanktion  des 
Kaisers,  sind  somit  ein  Ausdruck  des  Reichsministeriums."  **) 

Das  Ergebnis  war  sodann  zunächst  die  Annahme  eines  Para- 
graphen der  Verfassung,  der  die  bestehende  Behördenordnung  an 
sich  forterhielt,  jedoch  hinsichtlich  der  Stellung  des  Kreischefs  ver- 
fügte, daß  dieser  in  den  Angelegenheiten,  die  dem  Landtage  zu- 
stehen, dem  Landeschef  unterstehe,  in  allen  anderen  Angelegen- 
heiten dem  Ministerium.  *) 

Diese  Lösung  fand  aber  den  fortdauernden  Widerspruch  der 
tschechischen  Föderalisten,  die  als  leidenschaftliche  „Landeszentra- 
listen"  hartnäckige  Gegner  der  Kreise  blieben  und  deshalb  auch  die 
Stellung  des  Landeschefs  in  der  Verwaltungsorganisation  durch  die 
Kreise  und  ihre  autonomen  Organe  nicht  schwächen  lassen  wollten. 

Darüber  waren  zwar  alle  einig,  Zentralisten  und  Föderalisten, 
daß  der  Statthalter  oder  Landeschef  dem  Landtage  für  den  Vollzug 
der  Landesgesetze  verantwortlich  sein  müsse.  Aber  die  „Verant- 
wortlichkeit" des  Kreisschefs  gegenüber  dem  Kreistage  und  seine 
gleichzeitige  Unterordnung  unter  den  Landeschef  und  Minister  er- 
schienen doch  als  eine  solche  organisatorische  Ungeheuerlichkeit, 
daß  man  es  in  einer  späteren  Sitzung  bei  Wiederaufnahme  der  An- 


*)  §  79  des  Verfassungsentwurfes  lautete  nunmehr  folgendermaßen: 
„An  der  Spitze  der  Verwaltung  jedes  Reichslandes  hat  ein  verantwortlicher 
Lanrleschef,  an  der  Spitze  jedes  Reichskreises  ein  Kreischef  zu  stehen, 
welch  letzterer  in  den  Angelegenheiten,  die  dem  Landtage  zugewiesen  sind, 
dem  Landeschef,  in  allen  anderen  Gegenständen  aber  unmittelbar  dem 
Ministerium  untersteht  In  den  aus  einem  Kreise  bestehenden  Reichs- 
tfindern  Ist  der  KroLschof  zugleich  der  Lan  leschef." 
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gelegenheit  vorzog,  den  Kreischef  in  diesem  Zusammenhange  ganz 
fallen  zu  lassen  und  ihn  ausschließlich  als  „politischen  Beamten" 
aufzufassen.  Die  alte  österreichische  Grundauffassung  vom  zentrali- 
sierten Verwaltungsapparat  als  eigentlichen  Inbegriff  des  „Staates" 
drang  auf  deutscher  Seite  mehr  und  mehr  durch. 

Jedoch  noch  weit  größere  Schwierigkeiten  ergaben  sich  aus  dem 
Festhalten  des  ganzen  Ausschusses  an  der  durch  das  Grundprinzip 
der  Landesautonomie  bedingten  Auffassimg  von  der  Verantwortlich- 
keit des  Landeschefs  gegenüber  dem  Landtage,  welchen  Landeschef 
Rieger  konsequent  als  „Ministergouverneur",  das  heißt  als  Mitglied 
der  verantwortlichen  Reichsregierung  postulierte.  Hierzu  forderte 
er  noch,  daß  auch  dem  Ministergouverneur  in  den  größeren  Kron- 
ländern für  die  einzelnen  Zweige  der  Landesverwaltung  verantwort- 
liche „Landräte"  zur  Seite  stehen  sollten,  deren  Zahl  und  Wirkungs- 
kreis durch  die  Landesverfassung  bestimmt  werde.  Noch  kompli- 
zierter wurden  diese  Dinge  dadurch,  daß  selbst  der  Verfassungs- 
entwurf Mayers  als  Konsequenz  der  Autonomie  der  Kronländer 
neben  der  durch  den  Landeschef  verkörperten  und  vom  Ministerium 
abhängigen  Landesverwaltung  eine  besondere  „Selbständigkeitsver- 
waltimg" des  Landes  statuierte,  welche  durch  die  vom  Landtag  be- 
sonders zu  bestellenden  Beamten  zu  besorgen  sei  und  die  alle  jene 
Zweige  betreffe,  welche  der  selbständigen  Gesetzgebung  des  Land- 
tages überwiesen  sind.  Mit  Recht  wies  Lasser  auf  die  Unmöglich- 
keit hin,  den  vom  Verfassungsentwurf  statuierten  verantwortlichen 
Landeschef  mit  diesem  „autonomen"  Landes-Beamtentum  der  Land- 
tage zu  vereinbaren;  auch  von  anderer  Seite  erhoben  sich  Bedenken 
gegen  die  so  beantragte  Schaffung  einer  autonomen  Exekutive,  die 
dem  Grundsatze  der  Einheit  der  vollziehenden  Gewalt  im  ganzen 
Kaiserstaate  widerspreche. 

Der  Ausschuß  war  zunächst  nur  imstande,  sich  im  Prinzip 
darüber  zu  einigen,  daß  eine  Bestimmung  bezüglich  der  „Landes- 
beamten" aufgenommen  würde.  Hier  stand  nun  abermals  ein  tief- 
greifender auf  dem  Gegensatze  zwischen  Föderalisten  und  der  zen- 
tralstaatlichen Anschauung  beruhender  Dissens  zur  Lösung.  Prin- 
zipiell war  dieser  unüberbrückbar,  insofern  gleichzeitig  drei  Dinge 
nebeneinander  aufrecht  erhalten  werden  sollten :  erstens  die 
Einheit  der  vollziehenden  Gewalt  als  eines  Attributes  der  Reichs- 
regierung, zweitens  die  Vorstellung  einer  „autonomen",  einer 
Selbstverwaltung  der  Länder  als  notwendige  Folge  aus  ihrer  konsti- 
tutionellen Befugnis  für  die  Durchführung  dieser  „Landesgesetze" 
zu  sorgen  und  drittens  noch  dazu  die  lückenlose  Verwirk- 
lichung des  Prinzips  der  parlamentarischen  Verantwortlichkeit  aller 
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Organe  der  vollziehenden  Gewalt.  Rieger  und  seine  Anhänger 
wollten  die  Panacee  der  Ministerverantwortlichkeit,  wie  sie  die 
konstitutionelle  Doktrin  als  Allheilmittel  aufstellt,  vor  allem  deshalb 
den  Landtagen  sichern,  weil  dadurch  die  Landesverwaltung,  d.  h. 
die  Tätigkeit  der  obrigkeitlichen  Staatsbeamten  im  einzelnen  Reichs- 
lande, soweit  sie  auf  autonomen  Landesgesetzen  beruhte,  von  der 
Zentralgewalt,  also  bei  den  österreichischen  Verhältnissen  von  der 
Wiener  Bureaukratie  vUlig  befreit  und  in  politische  Unterordnung 
unter  die  —  in  Böhmen  und  Mähren  zweifellos  tschechische  —  Mehr- 
heit der  Landtage  gebracht  werden  würde.  Darum  verlang- 
ten sie,  daß  der  Landeschef  für  den  Vollzug  der 
Landesgesetze  verantwortlich  werde,  ferner,  daß 
ihm  „Landesräte"  genannte,  hohe  Beamte  beigegeben  würden,  die 
gleichfalls  dem  Landtage  verantwortlich  seien. 

L  a  s  s  e  r  und  die  Mehrheit  des  Ausschusses  hingegen  verlang- 
ten die  Einheit  der  vollziehenden  Gewalt  einerseits,  die  lückenlose 
Verantwortlichkeit  der  Reichsminister  vor  dem  Reichstage  andrer- 
seits. Die  Debatte  vom  27.  Februar  zeigte  die  unheilvolle  Kon- 
fusion, in  welche  die  ganze  Diskussion  dadurch  geraten  war,  daß 
alle  an  dem  Prinzip  der  Verantwortlichkeit  der  Exekutive  als  wichtig- 
stem Requisit  der  freiheitlichen  Verfassung  festhielten,  gleichzeitig 
aber  unter  dem  Drucke  der  Foederalisten  versuchten,  die  Auto- 
nomie der  Kronländer  auch  als  „Selbstverwaltung"  zu  verwirk- 
lichen, d.  h.  ihre  Freiheit  und  Unabhängigkeit  von  der  gesamtstaat- 
lichen, in  der  Reichsregierung  liegenden  Zentralgewalt,  zu  sichern. 
Dies  mußte  sich  notwendigerweise  in  dem  Verhältnis  der  Lande*- 
vertretung  zu  der  in  den  Ländern  fungierenden  öffentlichen  Beamten- 
schaft, also  gemäß  der  in  ihrem  Bestände  nicht  angetasteten  Organi- 
sation der  staatlichen  Beb  rden  in  dem  Postulat  der  politischen 
Verantwortlichkeit  des  Statthalters  und  seiner  Räte  vor  dem  Land- 
tage zum  Ausdruck  bringen.  Die  Methode  der  Foederalisten  dabei 
ist  ganz  klar:  sie  wollen  bewußt  den  Dualismus,  der  durch  Fest- 
setzung der  Autonomie  der  Länder  hinsichtlich  der  Gesetzgebung  zu 
einem  Verfassungsinstitut  geworden  war,  nun  auch  so  weit  als  mög- 
lich im  Bereiche  der  Verwaltung  ausdehnen.  Darum  war  der  ur- 
sprüngliche Plan:  die  Statthalter  zu  Mitgliedern  der  Ministerien  zu 
machen,  und  so  das  Problem  der  Einfügung  der  autonomen  Landes- 
verwaltung in  den  Einheitsstaat  mittelst  dieses  einzigen  schwachen 
Gelenkes  scheinbar  höchst  einfach  zu  lösen.  *) 

*)  Der  ursprüngliche  Vorschlag  Riegers  ging  nämlich  dahin,  die  Landes- 
chefs zu  Ministern  und  daher  vor  der  Reichsvertretung  für  die  Durchführung 
der  Reichsgesetze  in  der  Landesverwaltung  verantwortlich  zu  machen,  zu- 
gleich aber  die  Landesregierungsgewalt  den  Landesriiten  oder  Landesmini- 
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Mit  Recht  sagte  F  i  s  c  h  h  o  f ,  als  die  Debatte  auf  diesem  Höhe- 
punkt der  Verwirrung  angelangt  war,  er  halte  die  Verantwortlich- 
keit der  Landeschefs  für  ein  Unding,  das  die  ganze  Staatsmaschine 
ins  Stocken  bringen  kann.  Nur  wußte  er  selbst  nicht  viel  Besseres 
vorzuschlagen,  wenn  er  hinzufügte,  nur  für  den  „Vollzug"  der 
Landesgesetze  mache  man  sie  den  Landtagen  verantwortlich,  bezüg- 
lich der  Reichsgesetze  müsse  der  Landeschef  dem  Ministerium  ge- 
horchen und  dieses  allein  dem  Reichstage  verantwortlich  bleiben. 
„Wir  hätten  sonst",  sagte  er,  „14  verantwortliche  Minister  des  Innern, 
die  leicht  miteinander  in  Kollision  kommen  könnten."  Es  ist  klar: 
auch  Fischhof  wollte  eben  den  zentralistischen  .,Obrigkeitsstaat"  er- 
halten, nach  wie  vor  verkörpert  in  der  „einheitlich"  organisierten 
und  von  Wien  aus  geleiteten  Verwaltung.  Er  stellte  daher  einen 
Verbesserungsantrag  zu  §  81,  der  lautet:  „Für  den  Vollzug  der 
Reichsgesetze  durch  die  Länderchefs  sind  die  Reichsminister  dem 
Reichstage,  für  den  Vollzug  der  Landesgesetze  ist  jeder  Landeschef, 
dort  aber,  wo  ihm  verantwortliche  Landräte  beigegeben  sind,  der  je 
kontrasignierende  Landesrat  dem  Landtage  verantwortlich."  Schließ- 
lich fand  Lasser,  dem  als  praktischen  Verwaltungsjuristen  die  Un- 
durchführbarkeit  der  Vorschläge  beider  Richtungen  nicht  verborgen 
geblieben  war,  einen  von  ihm  und  Fischhof  formulierten  Antrag,  der 
auch  die  Zustimmung  der  Mehrheit  fand.  Zentralisten  und  Foede- 
ralisten  schlössen  eben  auch  in  diesem  Punkte  ein  Kompromiß,  und 
zwar  dahin,  daß  der  Statthalter  oder  Landeschef  allein  für  die  Durch- 
führung der  Landesgesetze  dem  Landtage  verantwortlich  gemacht 
werde.  Das  von  den  Foederalisten  erhobene  Postulat,  daß  be- 
sondere verantwortliche  leitende  Beamte  des  Landes  (Statthalterei- 
räte) ernannt  werden  sollten,  wurde  weder  abgelehnt,  noch  an- 
genommen, sondern  es  wurde  die  Lösung  den  künftigen  Landes- 
verfassungen anheimgestellt.  Damit  hatten  die  Foederalisten  doch 
eine  wenn  auch  zunächst  bloß  „platonische"  Anerkennung  ihrer 
Forderung  erlangt,  wonach  besondere,  dem  Landtage  verantwortliche 
Exekutivorgane  über  der  vom  Ministerium  ressortierenden,  im  Lande 
beamteten  Bureaukratie  eingerichtet  werden  sollten.  Zweifellos  war 
damit  eine  weitere  Verstärkung  des  Staatscharakters  für  die  Kron- 
länder erlangt:  allerdings  erschien  diese  Konzession  jedoch  wieder 
durch  das  dem  Kaiser  vorbehaltene  Ernennungsrecht  solcher  Organe 
eingeschränkt.    Treffend  wies  G  o  1  d  m  a  r  k  auf  den  inneren  Wider- 

stern  unter  ihrer  Verantwortung  vor  dem  Landtage  zu  überweisen.  Da- 
durch wäre  für  die  Länder  und  für  das  Reich  gleichzeitig  das  System  „parla- 
mentarischer Regierung"  und  völlig  dezentralisierter  öffentlicher  Verwal- 
tung gesichert  worden.  Dieser  Vorschlag  fiel,  wie  schon  vorhin  bemerkt, 
über  Widerspruch  Bresteis  und  Lassers. 
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spruch  hin,  der  m  der  ganzen  Bestimmung  über  die  Verantwortlich- 
keit der  Landräte  liege.  Er  sagte:  „Wer  soll  diese  Räte  ernennen? 
Das  Reichsministerium?  Dann  muß  dasselbe  auch  für  sie  verant- 
wortlich sein.  Nur  in  solchen  Ländern,  welche  mit  der  Monarchie 
bloß  durch  die  Personalunion  des  Monarchen  zusammenhängen, 
kennen  verantwortliche  Räte  bestehen.  Dann  stünde  aber  der  König 
von  Böhmen  zum  König  von  Galizien  oder  Ungarn  in  keiner  Be- 
ziehung. Das  geht  aber  nicht  an."  Auch  von  anderer  Seite  wurde 
übrigens  die  Existenz  von  14  oder  15  je  einem  Landtage  verantwort- 
lichen Landesräten  als  unvereinbar  mit  der  Verantwortlichkeit  der 
Reichsminister  bezeichnet. 

Sehr  leicht  und  oberflächlich  setzte  sich  einer  der  führenden 
tschechischen  Politiker,  der  Abgeordnete  Strobach,  über  alle 
Schwierigkeiten  hinweg,  indem  er  sagte:  „Die  Landtage  haben  einen 
selbständigen  Wirkungskreis,  welcher  die  Einheit  Oesterreiths  nicht 
aufhebt.  Was  von  der  Gesetzgebung  gilt,  gilt  auch  von  der  Ad- 
ministration." Die  Frage  war  eben,  ob  dieser  letzte  Satz  richtig  sei. 
Das  Wesen  des  Kompromisses  lag  im  Grunde  darin,  daß  die  „Statt- 
haltereiräte", wie  Strobach  sie  benannte,  ohne  den  dem  Reichs- 
ministerium verantwortlichen  Statthalter  nichts  tun  könnten.  *3) 

In  Wahrheit  war  aber  der  endgültig  angenommene  Antrag 
Fischhofs,  der  diese  Frage  regelte,  ganz  gegenteilig  formuliert;  dort, 
wo  verantwortliche  Statthaltereiräte  eingerichtet  werden,  erscheint 
der  Statthalter  bei  allen  Akten  der  vollziehenden  Gewalt,  welche 
den  Bereich  der  autonomen  Landesgesetzgebung  betreffen,  an  die 
Kontrasignatur  dieser  Statthaltereiräte  gebunden.  Mit  anderen 
Worten:  Die  Landesregierungsgewalt  wird  in  diesem  Fall  für  den 
Bereich  der  Landesautonomie  aus  der  Kompetenzsphäre  der  zen- 
tralen Regierung  und  damit  der  Ministerverantwortlichkeit  heraus- 
genommen und  von  der  Willensmeinung  der  Statthalterei-  oder 
Landesräte  abhängig  gemacht,  welch'  letztere  das  nur  durch  den 
Namen  verdeckte  Landesministerium  Riegers  und  Palackys  vor- 
stellen. 

Im  innigen  Zusammenhange  mit  dieser  Herausschälung  einer 
der  autonomen  Gesetzgebung  korrespondierenden  autonomen,  d.  h. 
„staatsfreien"  und  landesparlamentarisch  fundierten  Exekutive,  stand 
nun  auch  die  schon  durch  Mayers  Referentenentwurf  auf- 
geworfene Frage,  wie  es  überhaupt  mit  den  eigentlichen  Exekutiv- 
organen für  die  Vollziehung  der  „Landesgesetze",  mit  den  Landes- 
beamten stehe.  In  diesem  Punkte  hatte  der  Entwurf  Mayers,  wie 
Oben  bemerkt,  ursprünglich  eine  allgemeine  Bestimmung  vor- 
<r<  .-<  hlagen.  Der  Paragraph  94  seines  Entwurfes  lautete:  „Der  Selbst- 
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Verwaltung  des  Landtages  unterliegen  alle  jene  Zweige,  welche  der 
selbständigen  Gesetzgebung  des  Landtages  überwiesen  sind." 

In  der  Sitzung  vom  26.  Februar  bemerkte  L  a  s  s  e  r  zu  diesem 
Antrage  ganz  logisch:  „Da  wir  im  §  81  den  Landeschef  für  den 
Vollzug  der  Landesgesetze  und  für  die  Ausübung  der  Landes- 
regierungsgewalt verantwortlich  gemacht  haben,  so  müssen  wir  auch 
ihm  und  nicht  dem  Landtage  die  Wahl  der  Organe  überlassen, 
durch  welche  er  die  Regierungsgewalt  ausübt." 

In  einer  zweiten  Debatte  vom  27.  Februar  lag  dem  Verfassungs- 
ausschuß ein  Entwurf  Zielmialkowskis  vor,  der  dieses 
Problem  folgendermaßen  formulieren  wollte:  „Alle  jene  Angelegen- 
heiten, welche  der  selbständigen  Gesetzgebung  des  Landtages  über- 
wiesen sind,  werden  durch  Landesbeamte  verwaltet."  Hiergegen 
wendete  sich  mit  treffenden  Bemerkungen  der  Abgeordnete 
Cavalcabo,  indem  er  sagte :  „Es  würden  sich  zwei  Uebel- 
stände  herausstellen:  eine  Schwierigkeit  werde  darin  liegen, 
daß  den  Landtagen  die  Ernennung  der  Beamten  überlassen  werde 
und  dabei  doch  der  Landeschef,  wenn  er  auch  auf  diese  Ernennung 
keinen  Einfluß  nimmt,  die  Verantwortlichkeit  auf  sich  haben  soll. 
Dann  habe  die  bisherige  Erfahrung  gezeigt,  daß  die  von  den  Land- 
etänden  ernannten  Beamten  nicht  die  besten  Beamten  waren,  weil 
zu  viel  Protektion  geübt  wurde.  Es  sei  daher  nicht  ohne  Grund  zu 
besorgen,  daß  aus  der  Ernennung  durch  die  Landtage  schlechte 
Beamte  hervorgehen  würden." 

Richtig  war  mit  diesen  Worten  hervorgehoben,  daß  mit  solchen 
Anträgen  eine  förmliche  Fortsetzung  der  vor  1848  bestehenden 
ständischen  Beamtenschaft  beabsichtigt  war.  Dagegen  wies 
Zielmialkowski  darauf  hin,  daß  das  Prinzip  angenommen  sei  und 
daß  man  nur  die  bisherigen  Formulierungen  des  Prinzips  ver- 
worfen habe. 

Der  tschechische  Abgeordnete  Strobach  beantragte  sodann  eine 
allgemeine  Bestimmung  als  Zusatzantrag  zum  §  94:  „Ferner  wird 
der  Landesgesetzgebung  vorbehalten,  die  Verhältnisse  der  mit  dem 
Vollzug  der  Landesgesetze  zu  beauftragenden  Beamten  zu  regeln." 
Dieser  Gedanke  fand  schließlich  die  Mehrheit  und  wurde  dann 
im  §  109  der  endgültigen  Textierung  der  Verfassung,  und  zwar  in 
folgender  Formulierung  angenommen:  „Die  Bestimmungen  über  die 
Beamten,  welche  in  jedem  Reichslande  für  die  zur  selbständi- 
gen gesetzgebenden  Gewalt  der  Landtage  gehörigen  Geschäfte  zu 
bestellen  sind,  bleiben  der  Landesverfassung  und  der  Landesgesetz- 
gebung vorbehalten." 

Die  Art  und  Weise,   in  welcher   der  Verfassungsentwurf  das 
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Problem  einer  Vereinbarung  des  Prinzips  der  Länderautonomie 
und  dem  vorhandenen  österreichischen  Einheitsstaat  im  Bereiche 
der  inneren  Verwaltung  zu  lösen  versucht,  lehrt  ein  Ueberblick  über 
die  §§  103   bis   105  und  109  des  Entwurfes  kennen.     Sie  lauten: 

§  103:  „Ob  und  in  welcher  Art  dem  Statthalter,  ohne  die  Einheit 
des  Reiches  und  die  Kompetenz  der  Zentralgewalt  zu  beirren,  für 
den  Vollzug  der  Landesgesetze  verantwortliche  und  vom  Kaiser  zu 
ernennende  Statthaltereiräte  beizugeben  sind,  bleibt  den  betreffen- 
den Landesverfassungen  vorbehalten." 

§  104:  „Der  Landeshauptmann  (Gouverneur),  der  Statthalter 
oder  falls  ihm  verantwortliche  Räte  zur  Seite  stehen,  das  kontra- 
signierende Mitglied  des  Statthaltereirates,  ist  dem  Landtage  für  den 
Vollzug  der  Landesgesetze  verantwortlich.  Wo  verantwortliche  Statt- 
haltereiräte bestehen,  hat  kein  die  Vollziehung  der  Landesgesetze 
betreffender  Akt  des  Statthalters  Gültigkeit  ohne  Gegenzeichnung 
eines  verantwortlichen  Statthaltereirates." 

§  105:  „Der  Landtag  hat  das  Recht,  den  Landeshauptmann  (Gou- 
verneur), den  Statthalter  oder  die  Statthaltereiräte  in  Anklagestand 
zu  versetzen;  die  Aburteilung  steht  dem  obersten  Reichsgericht  zu." 

§  109:  Die  Bestimmungen  über  die  Beamten,  welche  in  jedem 
Reichslande  für  die  zur  selbständigen  gesetzgebenden  Gewalt  der 
Landtage  gehörigen  Geschäfte  zu  bestellen  sind,  bleiben  der  Landes- 
verfassung und  der   Landesgesetzgebung  vorbehalten." 44) 

Im  weiteren  Verlaufe  des  Verfassungswerkes  trat  klar  hervor, 
daß  hier  zwei  durchaus  gegensätzliche  Kräfte  einander  gegenüber- 
standen. Die  eine,  verkörpert  in  dem  als  dynastischen  Macht- 
apparat geschaffenen  österreichischen  Einheitsstaat  und  seinem 
bureaukratisch-zentralistischen  Behördenwesen,  die  als  stärkste 
Pfeiler  auch  den  Oesterreich-Ungarn  und  die  italienischen  Provinzen 
zusammenfassenden  Ueberbau  trugen  und  so  den  entscheidenden 
Faktor  für  die  europäische  Stellung  des  Erzhauses  und  damit  für 
das  europäische  Gleichgewicht  bedeuteten.  Diese  Kraft  lag  in  der 
Hand  der  seit  dem  2.  Dezember  1848  restaurierten  Zentralregierung, 
im  Wiener  Ministerium.  Diese  stellt  natürlich  damals  gerade  so 
wie  ihre  absolutistische  Vorgängerin,  die  Regierung  der  Staatskon- 
ferenz, die  einzige  reale  Macht  in  der  österreichischen  Politik  dar, 
vollends  seit  mit  der  Beendigung  der  Revolution  durch  die  mili- 
tärische Gewalt  die  Einigkeit  und  Energie  der  gegen  das  Metter- 
nichsche  System  hereingebrochenen  öffentlichen  Meinung  so  gut  wie 
vollständig  verschwunden  war.  Der  tatsächlichen  Erscheinung  des 
militärisch  und  bureaukratisch  organisierten  Einheitsstaates  Oester- 
reich  steht  aber  gegenüber  die  neue  Idee  von  Oesterreich  als  einem 
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Bundesstaate  der  Königreiche  und  Länder,  die  Idee  des  Föderalis- 
mus: sie  zieht  ihre  Kraft  teils  aus  dem  in  allen  Kronländern,  wenn 
auch  in  verschiedener  Stärke  bestehenden  Gefühl  für  das  historische 
Recht  ihrer  territorialen  Selbständigkeit,  sie  beruht  in  allen  sla- 
wischen Bevölkerungsgruppen  als  ihrem  eigentlichen  Ursprungsorte 
auf  dem  neuerwachten  Nationalgefühl  der  nichtdeutschen  Völker, 
das  in  Böhmen  mit  dem  Wiederaufleben  des  böhmischen  Staats- 
gedankens, in  Galizien  mit  dem  Fortleben  des  Strebens  nach  dem 
unabhängigen  und  ungeteilten  polnischen  Königreich  unlöslich  ver- 
bunden ist.  Von  vornherein  erstrebt  der  Föderalismus  prinzipiell 
ein  völlig  neues  Oesterreich,  indem  er  zugleich  das  alte  historische 
Recht  sowie  die  in  Oesterreich  modernste  politische  Idee,  die  Idee 
der  Gleichberechtigung  allen  Volkstums  in  dem  nun  einmal  ge- 
gebenen Einheitsstaate  postuliert.  Von  Anfang  an  zeigt  sich  aller- 
dings, daß  diese  beiden  Prinzipien,  daß  das  historische  Recht  und 
das  moderne  Nationalitätenrecht  sich  in  verhängnisvoller  Weise  in 
entscheidenden  Punkten  widersprechen.  Selbst  der  Vater  des  föde- 
ralistischen Reichsgedankens,  Palacky,  schwankte  zwischen  einem 
rein  historischen,  vor  allem  das  böhmische  Staatsrecht  wiederher- 
stellenden Ideal  und  einer  rein  rationalistischen  Rekonstruktion 
Oesterreichs,  welches  das  Reich  in  territorial  geschlossene  National- 
einheiten zerlegt  und  diese  dann  möglichst  lose  als  Gesamtmonarchie 
foederiert.  Dem  Ideal  des  böhmischen  Staatsrechtes  steht  übrigens, 
abgesehen  von  dem  sofort  emporgekommenen  Widerspruch  der 
Deutschen  Böhmens,  Mährens  und  Schlesiens,  von  Anfang  an  ent- 
gegen, daß  seine  ausschließliche  Verwirklichung  mehr  oder  minder 
eine  Preisgebung  der  übrigen  nichtdeutschen  Völker  —  vor  allem 
der  Slowenen  und  Ruthenen  —  bedeutet :  dem  Ideal  des  foederierten 
Nationalitätenstaates  aber  widerstreiten  die  nationalen  Besiedelungs- 
verhältnisse,  welche  die  Schaffung  von  national  geschlossenen  terri- 
torialen Einheiten  vielfach  so  gut  wie  unmöglich  erscheinen  lassen, 
weil  dadurch  gerade  den  slawischen  Völkern  der  Verlust  bedeuten- 
der Minoritäten  auferlegt  werden  müßte.  Dazu  kommt,  daß  der  seit 
Maria  Theresia  gegebene  deutsche  Charakter  des  Regierungs- 
apparates und  der  deutsche  Charakter  der  kaiserlichen  Armee 
bei  einer  solchen  Lösung  überhaupt  nicht  mehr  aufrecht- 
erhalten werden  konnten,  und  daß  in  weiterer  Folge  die 
dynastische  Herrscherstellung  nach  innen  und  außen  durch  eine 
solche  foederative  Lösung  des  österreichischen  Problems  förmlich 
aufgehoben  erschien.  Die  deutschnationalen  Politiker  des  Krem- 
sierer  Parlamentes  stehen  begreiflicherweise,  vielfach  ohne  sich 
dessen  deutlich  bewußt  zu  werden,  mit  ihren  ganzen  politischen  Inter- 


818    Das  Verfassungswerk  im  Ausschusse  des  Kremsierer  Reichstages. 

essen  auf  Seite  derjenigen,  welche  den  bestehenden  theresianisch- 
josefinischen  Machtapparat  oder  Einheitsstaat  erhalten  wollten:  aber 
die  augenblicklich  übermächtige  demokratische  Weltanschauung 
treibt  sie  von  diesem  „Staate"  und  dem  ihn  verkörpernden  absolu- 
tistischen System  immer  wieder  hinweg  und  bildet  gleichzeitig  eine 
allerdings  schmale  und  unsichere  Brücke  zu  der  jungen  slawischen 
Intelligenz,  die  stürmisch  nach  „Foederation"  verlangt.  Diese  Tat- 
sache und  das  auch  in  den  Alpenländern  besonders  kräftig  vor- 
handene Provinzialgefühl  bilden  das  Hauptmaterial  zu  dem  im  end- 
gültigen Verfassungsentwurf  vorliegenden  Kompromiß.  Dieses  aber 
besteht  im  wesentlichen  darin,  daß  der  vom  Absolutismus  ge- 
schaffene Einzelstaat  zwar  als  solcher  erhalten  bleibt,  daß  ihm  aber 
einmal  durch  ein  auf  Volkswahl  beruhendes  Reichsparlament, 
zweitens  durch  die  Autonomie  von  Land,  Kreis  und  Gemeinde 
lebendige  demokratische  Organisationen  als  politische  und  admini- 
strative Machtfaktoren  entgegengestellt  werden.  Dadurch  soll  nach 
Absicht  der  Urheber  dieser  Ideen  die  Unterwerfung  der  Gesamt- 
regierung unter  die  als  demokratisch  gedachte  Majorität  der  Volks- 
kammer, zugleich  aber  auch  die  Zurückdrängung  ihrer  administra- 
tiven Macht  auf  die  bloße  Exequierung  von  Reichs-  und  Landes- 
gesetzen und  auf  die  im  strengen  Sinne  des  Wortes  zentralen  Staats- 
aufgaben gesichert  werden.  So  hoffte  man  diese,  seit  einem  Jahr- 
hundert in  Oesterreich  allmächtige  Wiener  Bureaukratie  für  die 
Volksfreiheit  unschädlich  zu  machen.  Der  künftige  Fortschritl 
Oesterreichs  in  Gesetzgebung  und  Verwaltung  aber  sollte  durch 
repräsentative  Beschlußkörperschaften  in  Staat,  Land,  Kreis  und  Ge- 
meinde herbeigeführt  werden. 

Auf  dem  Boden  solcher  Autonomie  vereinigen  sich  also  beide 
Parteien,  so  sehr  sie  auch  national  völlig  getrennte  Lager  vorstellen: 
die  Deutschen  und  die  von  den  Tschechen  geführten  Slawen.  Das 
unablässige  Bemühen  der  letzteren  schon  anfangs  im  Wiener  Reichs- 
tage und  dann  auch  zu  Kremsier,  eine  stärker  betonte  Konnivenz 
gegenüber  der  Regierung,  eine  politisch  konservativere  Hal- 
tung im  Vergleich  zu  den  Wiener  revolutionären  und  demokratisch- 
doktrinären Elementen  zu  zeigen,  geht,  nachdem  der  rein  föde- 
ralistische Entwurf  Palackys  gescheitert  war,  dahin,  in  der  Arbeit  des 
Ausschusses  die  Autonomie  möglichst  in  foederativem  Sinne  zu  er- 
weitern. Das  gelingt  nun  am  besten  in  der  Frage  der  Organisation 
der  Verwaltung.  Auf  dem  Umwege  über  die  verantwortlichen 
„Landes"-  oder  „Statthaltereiräte"  werden  wenigstens  die  Umrisse 
eines  vollständigen  Landesministeriums  geschaffen,  die  Bestimmun- 
gen über  die  besondere  Verantwortlichkeit  der  Beamtenschaft  bei 
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der  Durchführung  der  Landesgesetze  bereiten  sodann  eine  völlig 
8taatsfreie  Verwaltung  der  Kronländer  vor.  Das  Kompromiß  kommt 
hier  nur  mit  Hilfe  einer  Art  von  Vertagung  der  Probleme  zustande :  es 
wird  nämlich  die  Verwirklichung  dieser  Prinzipien  den  künftigen 
Landesverfassungen  anheimgestellt. 45) 

Nicht  nur  die  in  der  Verfassung  vorgesehene  Bestätigung  dieser 
Landesverfassungen  durch  den  Reichstag,  sondern  diese  foede- 
ralistisch-demokratischen  Verwaltungsreformen  selbst  müssen  wohl 
als  die  gefährlichste  Klippe  für  die  Durchführung  der  Kremsierer 
Verfassung  angesehen  werden.  Hier  war  der  Punkt  bezeichnet,  an 
welchem  die  Ideen  des  Kremsierer  Verfassungsausschusses  am 
weitesten  von  der  damals  seit  einem  Jahrhundert  bestehenden  Ord- 
nung staatlicher  Macht  in  Oesterreich  und  von  der  großen  Grundidee 
der  Erhaltung  der  imperialistischen  Machtstellung  der  Dynastie 
abwichen.  Vollends  nach  Niederwerfung  Piemonts,  der  Rück- 
eroberung Italiens  und  Ungarns  mußte  eine  durchaus  foederalistische 
Organisation  der  Königreiche  und  Länder  an  und  für  sich  —  ganz 
abgesehen  von  der  geplanten,  fast  schrankenlos  demokratischen 
Struktur  der  Organe  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  den 
Ländern  —  den  traditionellen  Interessenten  und  Inhabern  der 
Staatsmacht  in  der  Monarchie  völlig  unannehmbar  erscheinen.  Die 
aus  so  hervorragenden  Staats-  und  Verwaltungsmännern  wie  Stadion, 
Bach,  Brück  und  Krauß  zusammengesetzte  Regierung  des  Fürsten 
Schwarzenberg  war  sich  darüber  von  Anfang  an  klar,  daß  dem  kon- 
stituierenden Reichstag  sein  Werk  der  Konstitution  wirklich  zu 
schaffen  umso  weniger  gestattet  sein  könne,  als  seit  den  Oktober- 
ereignissen in  ganz  Oesterreich  die  revolutionäre  Strömung,  der  der 
Reichstag  entsprungen,  vollständig  zurückgeebbt  war,  als  nach  der 
Aufhebung  der  Feudallasten  durch  das  Patent  vom  7.  September  1848 
das  unmittelbare  Interesse  der  politisch  noch  ganz  rückständigen 
bäuerlichen  Massen  am  Reichstage  schnell  abnahm  und  man  bei 
Hofe  die  Kräfte,  die  nach  dauernder  volkstümlicher  Regierung  ernst- 
lich verlangten,  zumal  in  Wien,  ziemlich  niedrig  einzuschätzen  be- 
gann. Ganze  oder  auch  nur  teilweise1  Annahme  des  Kremsierer 
Verfassungswerkes,  so  dachten  wohl  die  Minister,  hätte  den  parla- 
mentarischen Gedanken  in  Oesterreich  notwendig  neu  beleben  und 
kräftigen  müssen.  Das  war  aber  das  Gegenteil  dessen,  was  der  ganz  in 
militärischen  Anschauungen  erzogene  junge  Monarch,  was  seine  ihn 
beratende  Mutter  und  der  ganze  Hof  wollten.  Andrerseits  fühlte  die 
Regierung  Schwarzenberg  sich  noch  keineswegs  stark  genug  zur 
offenen  „Gegenrevolution"  von  oben.  Das  Ministerium  ging  daher 
wenige  Wochen  nach  seiner  Ernennung  selbst  an  die  Verfassungs- 
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arbeit,  und  so  bot  sich  das  merkwürdige  Schauspiel,  daß,  während 
der  Verfassungsausschuß  sich  förmlich  in  Permanenz  erklärte,  um 
sein  Werk  zu  vollenden  und  gleichzeitig  das  Plenum  des  Reichstages 
über  die  Grundrechte,  über  das  Prinzip  der  Volkssouveränität,  Auf- 
hebung des  Adels  und  andere  durch  den  Entwurf  der  Grundrechte 
hervorgehobene  doktrinäre  Fragen  mit  größtem  Eifer,  zum  Teil  mit 
Erbitterung  über  die  jeweilige  kurz  und  scharf  gehaltene  Ablehnung 
durch  die  Regierung  debattierte,  das  Ministerium  selbst  unter  Graf 
Stadions  Leitung  in  der  Stille  des  Conseils  seine  eigenen  Verfassungs- 
pläne  ausarbeitete.  Deren  Ergebnis  kam  dann  gleichzeitig  mit  der 
Auflösung  des  Reichstages  ans  Licht  der  Welt:  die  oktroyierte 
Reichsverfassung  für  den  gesamten,  Ungarn  mit  einschließenden 
Kaiserstaat  vom  4.  März  1849.  Durch  die  Machtvollkommenheit  des 
Monarchen  ins  Leben  gerufen,  sollte  sie  an  die  Stelle  des  durch  die 
Heimsendung  des  Reichstages  beseitigten,  mühevollen  Komnromiß- 
werkes  des  Verfassungsausschusses  treten.  Die  näheren  Umstände, 
unter  denen  sich  beide  epochalen  Ereignisse  der  Parlamentsauflösung 
und  der  Verkündung  der  oktroyierten  Reichsverfassung  vollzogen, 
werden  uns  sogleich  beschäftigen.  Hier  aber  ist  noch  ein  ab- 
schließendes Wort  über  das  Werk  des  Verfassungsausschusses  des 
konstituierenden  Reichstages  zu  sagen. 

Wer  sich  die  Mühe  nimmt,  aus  den  Beratungsprotokollen  des 
Ausschusses  Schritt  für  Schritt  den  Weg,  auf  dem  es  zustande  kam, 
zu  verfolgen,  wird  auch  heute  noch  und  heute  weit  mehr  denn  je  dem 
Werke  und  den  Werkleuten  hohe  Achtung,  ja  in  mehrfachen  Be- 
ziehungen aufrichtige  Bewunderung  zollen  müssen.  Neben  den 
anderen  Verfassungsgesetzen,  welche  das  Jahr  1848  in  Europa  her- 
vorgebracht hat,  auch  neben  dem  großen  Werke,  das  in  der  Frank- 
furter Paulskirche  beschlossen  wurde,  behauptet  die  Arbeit  der 
Männer  des  Kremsierer  Ausschusses  zweifellos  den  gleichen  Rang 
und  in  manchen  Richtungen  übertrifft  sie  zweifellos  ihre  zeit- 
genössischen Seitenstücke:  denn  sie  stellt  den  ersten,  und  zwar 
mit  sehr  ernsten,  wohlbedachten  Mitteln  unternommenen  Versuch 
vor,  ein  großes  übernationales  Reich  als  Verkörperung  des  neuen 
Fundamentalsatzes  von  der  nationalen  Gleichberechtigung  auf  der 
Grundlage  eines  starken,  demokratisch-bürgerlichen  Konstitutionalis- 
mus zu  errichten  und  dabei  doch  auch  die  bis  dahin  das  Reich 
n 'präsentierende  Dynastie  und  mit  ihr  die  europäische  Großmacht- 
stellung des  Reiches  zu  erhalten.  Um  diesen  Vorsatz  durchzuführen, 
ii  in  Uten  die  deutschen  und  slawischen  Volksvertreter,  die  dieses 
Werk  schufen,  vielfach  vollkommen  neue  politische  Ideen  formu- 
lieren, neue  Wege  suchen,  auf  denen  Verständigung  zwischen  den 
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Völkern  erreichbar  und  eine  solche  mit  den  historischen  Trägern 
der  Macht  im  Obrigkeitsstaate  nicht  ausgeschlossen  war;  mußten  sie 
versuchen,  die  Grundprinzipien  der  liberal  konstitutionellen  Doktrin 
von  Freiheit  und  Gleichheit  des  einzelnen  auf  das  Zusammenleben 
verschiedener  Völker  in  einem  Großstaate  so  zu  übertragen,  daß 
diese  Prinzipien  sich  auch  in  positiven  Einrichtungen  praktisch  wirk- 
sam erweisen  konnten.  Es  ist  nun  gewiß  nichts  Geringes,  daß  die 
Mitglieder  des  Verfassungsausschusses  imstande  gewesen  sind,  so 
hohe  an  sie  gestellte  Anforderungen  mit  einem  vollendeten,  in  sich 
geschlossenen,  das  eigentliche  österreichische  Problem  mutig  er- 
fassenden Gesetzentwurf  zu  beantworten.  Und  diese  Leistung  ist 
umso  erstaunlicher,  als  sie  von  den  Mitgliedern  der  ersten  frei- 
gewählten Volksvertretung  eines  Reiches  erbracht  worden  ist,  dessen 
Nationen  in  allen  Kreisen  seit  Jahrhunderten  kein  politisches  Leben 
besessen  hatten,  von  Männern,  die  fast  sämtlich  erst  durch  den 
Reichstag  persönlich  miteinander  bekannt  geworden  sind,  von  Po- 
litikern, hinter  denen  noch  keine  festen  Parteien,  nur  eine  in  ihren 
Anfängen  steckende  politische  Presse  und  eine  sehr  unbestimmte, 
unklare,  vielfach  von  unreifem  Radikalismus  beeinflußte  öffentliche 
Meinung  stand. 

Es  ist  in  Oesterreich  sehr  bald  nach  dem  Ende  der  Revolution, 
zumal  unter  dem  Einflüsse  der  Wiener  offiziösen  Presse  und  später 
der  offiziellen  Geschichtschreibung  das  Urteil  aufgebracht  worden, 
wonach  das  Werk  des  Kremsierer  Verfassungsausschusses  „prak- 
tisch nicht  verwendbar"  gewesen  sei,  und  man  hat  dann  dieses 
Urteil  gern  dazu  benützt,  die  schnöde  Beseitigung  des  Reichstages 
und  des  ganzen  Konstitutionalismus,  schließlich  überhaupt  die 
Reaktionspolitik  des  Ministeriums  Schwarzenberg-Bach  zu  recht- 
fertigen. Die  Tatsache,  daß  die  österreichische  Verfassung,  welche 
die  Regierung  zum  scheinbaren  Beweis  ihrer  konstitutionellen  Ge- 
sinnung zunächst  an  die  Stelle  des  großen  Werkes  des  Reichstags- 
ausschusses setzte,  in  Wahrheit  nichts  anderes  als  die  mechanisch 
abgeänderte,  ja  geradezu  verstümmelte  Ausgabe  des  letzteren  dar- 
stellt, zeigt  am  besten  die  Haltlosigkeit  und  innere  Unwahrheit  jener 
Kritik.  Dennoch  hat  die  aus  solchen  geflissentlich  genährten  Ur- 
teilen hervorgegangene  öffentliche  Meinung,  von  den  leitenden 
Stellen  aus  unbedenklich  weitergegeben  und  vom  Publikum  ge- 
dankenlos aufgenommen,  die  Wirkung  gehabt,  daß  die  Kremsierer 
Verfassungsarbeit  als  geistiges  Gut  sehr  bald,  eigentlich  dauernd 
dem  deutschen  Bürgertum  Oesterreichs,  dessen  Schöpfung  sie  doch 
in  der  Hauptsache  ist,  verloren  ging.  Die  Gründe  hierfür  liegen 
übrigens  nicht  bloß  in  der  allgemeinen  Schwächlichkeit  und  Ver- 
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kümmerung   des   politischen   Lebens  im   höheren   Sinne,   die  nach 

1848  jahrzehntelang  ein  Merkmal  des  österreichischen  Lebens  und 
zumal  seines  oberen  und  mittleren  Bürgertums  geblieben  ist,  sondern 
au»h  in  der  besonderen  Gestaltung,  welche  der  österreichische  Kon- 
stitutionalismus von  der  leitenden  Hand  der  regierenden  Wiener 
Bureaukratie  erfahren  hat.  Das  kann  nun  erst  im  Zusammenhang 
mit  der  späteren  geschichtlichen  Entwicklung  der  Dinge  völlig  klar- 
gemacht werden,  doch  darf  schon  hier  ausgesprochen  werden,  daß 
ungeachtet  aller  dem  Jugendwerke  der  bürgerlichen  Demokratie 
Oesterreichs  unvermeidlich  anhaftenden  Mängel  die  darin  enthaltene 
Fülle  von  politischen  Gedanken  und  seine  geistige  Höhe  später  nie 
mehr  erreicht,  geschweige  denn  überboten  worden  sind  durch  irgend- 
eine gesetzgebende  Leistung  der  großen  bürgerlichen  nationalen 
Parteien  Oesterreichs  in  seinem  späteren  konstitutionellen  Zeitalter. 
Ebenso  aber  ist  es  unverkennbar,  daß  der  verlassene  Gedankenbau, 
den  die  Männer  von  Kremsier  aufgerichtet  hatten,  den  liberalen 
Epigonen  als  höchst  schätzbares  Ideenmaterial  reichlich  gedient  hat, 
welches  sie  ebenso  fleißig  und  ebenso  undankbar  gegen  die  in 
Vergessenheit  geratenen  Baumeister  von  1848  benutzten,  wie  etwa 
die  Künstler  des  mittelalterlichen  Rom  die  halbzerstörten  Tempel 
und  Paläste  der  Antike  in  der  ewigen  Stadt  als  Steinbruch  zu  be- 
nützen pflegten. 

Und  schließlich  darf  eines  nicht  unbeachtet  bleiben:  auch  wa9 
das  Politisch- Moralische  betrifft,  ist  die  Höhe,  die  der  Kremsierer 
Verfassungsausschuß  einnahm,  in  Oesterreich  nie  wieder  von  einer 
politischen  Körperschaft  und  ihrem  Werke  erreicht  worden.  Ein  so 
einheitliches,  wahrhaft  ehrliches  Werk,  wie  es  der  Verfassungs- 
entwurf der  Brestel,  Mayer,  Lasser,  Rieger  darstellt,  konnte  nur  ge- 
lingen, weil  ein  wirklich  seltenes  Maß  guten  Willens  zum  Einver- 
ständnis zwischen  allen  beteiligten  Nationen,  Parteirichtungen  und 
Individualitäten,  weil  ein  hohes  Maß  idealistischer  Hingabe  an  ein 
gemeinsames  Ziel  und  starker  ehrlicher  Glaube  an  die  hohen  Grund- 
ideen, welche  dieses  verwirklichen  sollte,  die  Werkmeister  beseelte. 
Daran  ist  gewiß  auch  in  nicht  geringem  Maße  das  Fernbleiben  der 
Regierung  von  der  Arbeit  des  Ausschusses  schuld  gewesen,  wie  es 
denn  überhaupt  schließlich  doch  von  großem  Vorteil  war,  daß  die 
Vertreter  der  österreichischen  Völker  in  jenen  Monaten  des  Jahres 

1849  dieses  Werk  allein  aus  eigener  Kraft  schufen  ohne  Einmischung 
jener  Faktoren,  die  durch  vielhundertjährige  Tradition  den  „Staat" 
nun  einmal  nicht  anders  denn  als  Ausdruck  der  persönlichen  Wijlens- 
macht  des  Monarchen  und  seiner  Diener  begreifen  konnten.  Damit 
fielen  zweifellos  Erschwernisse,  Reibungen  und  Intriguen,  die  sonst 
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die  erstaunlich  schnell  vor  sich  gehende  Arbeit  des  Verfassungs- 
ausschusses behindert  hätten,  ebenso  hinweg  wie  allerdings  andrer- 
seits aus  dem  gleichen  Grunde  auch  mancherlei  politische  und 
administrative  Gesichtspunkte  den  Beratungen  fehlten,  die  das 
regierende  Beamtentum  aus  der  Fülle  seiner  Erfahrungen  hätte  bei- 
tragen können.  Aber  umso  größer  bleibt  das  Verdienst  der  öster- 
reichischen Volksvertreter,  die  das  Werk  in  den  zwei  ersten  Monaten 
des  Jahres  1849  geschaffen  haben:  sowohl  mit  moralischen  wie  mit 
geistigen  Maßstäben  gemessen,  ist  es  das  einzige  große  politische 
Denkmal  des  gemeinsamen  Willens  zum  Staate  geblieben,  welches 
im  kaiserlichen  0 esterreich  die  Völker  durch  ihre  Vertreter  ge- 
schaffen haben. 40) 

Vierter  Abschnitt. 

Der  neue  Absolutismus  und  die  Entwicklung 
des  österreichischen  Problems  von  1849  bis  1859. 

Erstes  Kapitel. 

Die  Staats*  und   Verwaltungsreform  des  Ministeriums 
Schwarzenberg^Stadion. 

1.  Die  Auflösung  des  Kremsierer  Reichstages  und  die  Oktroyierung 
der  Reichsverfassung  vom  4.  März  1849.1) 

Wenn  das,  was  man  den  bleibenden  Ertrag  einer  Revolution 
nennen  kann,  in  jedem  Falle  mindestens  ebenso  sehr  von  den 
geistigen,  moralischen  und  materiellen  Kräften  des  unausbleib- 
lichen Rückstoßes  abhängt,  der  naturgesetzlich  der  gewaltsamen  Um- 
wälzung nachfolgt,  als  von  den  ideellen  und  sozialökonomischen 
Faktoren,  aus  welchen  die  Revolution  hervorgegangen  war,  so  trifft 
diese  grundsätzliche  Erscheinung  in  ganz  besonderem  Maße  für  die 
Erhebung  von  1848  im  Habsburgerreiche  zu.  Hier,  wo  gleichzeitig 
die  von  den  Einflüssen  des  Westens  ausgelöste  politische  Auflehnung 
der  bürgerlichen  Klassen  gegen  den  patriarchalischen  Absolutismus, 
das  Streben  nach  wirtschaftlicher  Emanzipation  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung von  der  feudalen  Agrarordnung  und  die  Tendenz  des  vor- 
züglich in  Wien  und  den  Sudetenländern  heranreifenden  Kapitalis- 
mus nach  Durchsetzung  voller  liberaler  Wirtschaftspolitik  zusammen- 
treffen und  sich  mit  der  ersten  leidenschaftlichen  Aufwallung  des 
jungen  Nationalismus  aller  Völker  kreuzen:  hier,  wo  die  ganze  viel- 

21* 
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fach  zersplitterte  Bewegung  der  Völker  nicht  so  sehr  die  Frage  der 
Staatsform  oder  des  Anteiles  der  einzelnen  Klassen  an  der  Staats- 
macht, sondern  vielmehr  die  Existenzfrage  von  Reich  und  Staat  an 
und  für  sich  aufgeworfen  hatte,  wo  daher  ein  zu  friedlicher  Fort- 
entwicklung tauglicher  Abschluß  der  Revolution  geradezu  als 
europäische  Notwendigkeit  erschien,  war  der  über  den  Völkern  und 
Klassen  stehenden  Macht  weitester  Spielraum  gegeben,  allerdings 
auch  die  höchste  Verantwortung  auferlegt.  Die  eigentliche  Natur 
der  Revolution  und  die  Grenzen  ihrer  Kraft  waren  im  Laufe  des 
Jahres  1848  deutlich  hervorgetreten.  Die  Ratgeber  der  Krone 
wußten,  daß  bei  den  Magyaren  die  breite  Masse  mehr  und  mehr 
hinter  die  ursprünglich  von  den  Intellektuellen  getragene  Revolution 
sich  stellte,  daß  aber  auch  die  ganze  Volkskraft  der  Südslawen  ihr 
von  vornherein  einig  gegenüberstand;  daß  in  Oesterreich  bei  Deut- 
schen und  Slawen  bald  nach  vollzogener  Bauernbefreiung  der  Ge- 
danke der  Revolution  im  wesentlichen  nur  von  der  besitzlosen  In- 
telligenz, zumal  in  Wien,  genährt  wurde,  daß  die  Tschechen  gerade 
das  Streben  nach  nationaler  Auferstehung  mit  der  Idee  von  der  Not- 
wendigkeit der  Erhaltung  Oesterreichs  und  seiner  Dynastie  als  selb- 
ständiger Macht  mehr  und  mehr  erfüllt  hatte.  Der  Gang  der  Er- 
eignisse hatte  gerade  dadurch,  daß  er  die  nationale  Frage  als  das 
eigentliche  Problem  jeder  künftigen  österreichischen  Politik  ent- 
hüllte, die  Stellung  der  Krone  als  Schiedsrichters  zwischen  den 
rivalisierenden  Nationen  als  Notwendigkeit  und  damit  auch  die  be- 
deutenden M  glichkeiten  gezeigt,  die  sich  ihr  in  solcher  Funktion 
eröffneten:  überdies  bewies  das  Verhalten  der  Bevölkerung,  daß  in 
den  großen  Massen  bei  Deutschen  und  Slawen  die  durch  Jahr- 
hunderte befestigte  monarchische  Gesinnung  noch  feste  Wurzeln 
besaß.  Am  deutlichsten  trat  das  in  der  Treue  der  Armee  zutage, 
deren  Mannschaft  geradezu  als  Verkörperung  der  unerschütterten 
Hingebung  der  ländlichen  Massen  an  die  Dynastie  angesehen  werden 
kann.  Nach  der  Eroberung  Wiens  mehrten  sich,  wie  wir  wissen, 
auch  in  der  Reichshauptstadt  die  Anzeichen  dafür,  daß  eine  Be- 
endigung der  Revolution  unter  Aufrechthaltung  der  konstitutio- 
nellen Einrichtungen  den  liberalen  Schichten  des  Mittelstandes  höchst 
willkommen  war.  Alles  kam  aber  darauf  an,  daß  die  Niederwerfung 
der  großstädtischen  revolutionären  Elemente,  die  zu  Beginn  des 
November  mit  militärischer  Gewalt  vor  sich  gegangen,  nicht 
als  Grundlage  für  eine  Soldatenherrschaft  benutzt  würde,  daß 
vielmehr  bei  der  nun  naturgemäß  einsetzenden  ..Reaktion"  die 
historische  Staatsgewalt  sich  fähig  zeige,  eine  einsichtige  und 
seh  pferische   Politik  zu  verwirklichen,   die  zwischen  den  im    März 
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gestürzten  Ideen  und  Einrichtungen  von  legitimer  Herrschermacht 
und  den  gleichzeitig  emporgetragenen  neuen  Ideen  von  individueller 
Freiheit  und  politischen  Rechten  energisch  und  besonnen  eine  Ver- 
mittlung schaffe  und  dadurch  eine  friedliche  Fortbildung  des  neuen 
„Staatsrechtes"  ermöglicht.  Daß  das  alte  patriarchialisch-dynastische 
Reich  ein  für  allemal  zerstört  war,  daß  ein  umfassender  Neubau  für 
den  habsburgischen  Reichsgedanken  notwendig  war,  verstanden  auch 
die  konservativsten  Elemente  der  Gesellschaft,  des  Hofes  und  der, 
Bureaukratie :  daß  dieser  Neubau,  wenn  er  haltbar  sein  sollte,  durch 
die  Mitwirkung  der  Besitzenden  und  Gebildeten  des  städtischen 
Bürgertums  sowie  der  Vertreter  der  Bauernschaft  zustande  kommen 
müsse,  war  ebenso  die  Ueberzeugung  der  Liberalen  aller  Schat- 
tierungen bei  den  Deutschen  und  Slawen. 2)  Obgleich  der  Reichstag 
seit  seiner  Zersprengung  durch  den  Oktoberaufstand  infolge  seiner 
zeitweisen  Unterwerfung  unter  den  Radikalismus  der  Wiener  Demo- 
kratie in  den  Provinzen  und  zumal  bei  der  bürgerlichen  deutschen 
Klasse  an  Popularität  stark  eingebüßt  hatte,  stand  doch  in  dieser 
die  konstitutionelle  Idee  noch  in  voller  Kraft.  Diese  unter  günstigen 
Bedingungen  sich  auswirken  zu  lassen,  die  positiven  und  produktiven 
Kräfte  aller  Völker  mit  ihrer  Hilfe  für  die  unausweichliche  Re- 
konstruktion der  Staats-  und  Reichsordnung  auszunützen,  war  also 
das  dringendste  Gebot,  das  aus  der  Lage  der  Dinge  selbst  an  die 
kommenden  Lenker  der  österreichischen  Politik  appellierte. 

Alles  kam  darauf  an,  ob  und  in  welchem  Ausmaße  es  gelingen 
werde,  diesem  Appell  in  dem  Kreise  der  obersten  Machtträger  Ge- 
hör zu  verschaffen. 

Um  nun  einen  festen  Standpunkt  für  die  Beurteilung  der  ge- 
schichtlichen Handlungen  zu  gewinnen,  durch  welche  eine  ganz  ge- 
ringe Anzahl  von  Männern  die  große,  mit  dem  Abbau  der  Revo- 
lution gegebene  Krisis  in  Reich  und  Staat  zur  Entscheidung  brachten, 
muß  ich  hier  notwendigerweise  eine  kurze  Schilderung  der  führen- 
den Persönlichkeiten  und  der  von  ihnen  vertretenen  Anschauungen 
einschalten,  in  deren  Miteinander-  und  Gegeneinanderwirken  sich 
diese  Entscheidung  vollzog.  Damit  wird  schon  von  selbst  ein  Bild 
der  Wirkungen  gegeben  sein,  welche  das  österreichische  Problem, 
das  wir  bisher  nur  in  seiner  Entfaltung  durch  die  neuen  Ideen  und 
Kräfte  der  Völker  kennen  gelernt  haben,  zur  gleichen  Zeit  auf  die 
Traditionen,  Auffassungen  und  Bestrebungen  der  historischen  Ge^ 
sellschaftsklasse  Oesterreichs,  wie  sie  sich  in  den  führenden  Persön- 
lichkeiten verkörpert,  ausgeübt  hat. 3) 

Von  der  ersten  Stunde  der  Märzrevolution  angefangen,  ist  Fürst 
Alfred  Windischgrätz  am  kaiserlichen  Hofe  die  Verkörperung 
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der  unbeugsamen  antirevolutionären  Gesinnung  gewesen,  und  nach 
Metternichs  Rücktritt  und  Flucht  bildete  er,  der  das  unbegrenzte 
Vertrauen  vor  allem  der  Kaiserin  und  aller  überzeugten  konser- 
vativen Kreise  am  Hofe  besaß,  den  festen  Rückhalt  für  die  Organi- 
sation der  Gegenwehr  gegen  die  fortschreitende  Revolution.  Schon 
in  den  ersten  Augenblicken  der  Märzbewegung  heimlich  zum  Dik- 
tator vom  Hofe  bestimmt,  traf  er,  zumal  nach  der  Niederwerfung 
des  Pfingstaufstandes  in  Prag,  zäh  und  umsichtig  alle  Vorbereitun- 
gen, um  im  richtigen  Augenblick  tatsächlich  diese  Diktatur  aus- 
üben zu  können.  Als  das  Neuauflodem  der  Revolution  im  September 
Kaiser  und  Hof  zur  Flucht  aus  Wien  nötigte,  in  Ungarn  die  offene 
Insurrektion  begonnen  hatte,  bot  der  kommandierende  General  von 
Prag  der  Dynastie  und  den  in  Olmütz  am  Hoflager  sich  sammelnden 
Resten  des  „konstitutionellen"  Ministeriums  allein  das  notwendige 
Maß  persönlicher  Sicherheit.  Jetzt  verlangte  und  empfing  er  die  volle 
Gewalt  des  Diktators;  davon  überzeugt,  daß  das  Schicksal  ihm  die 
Mission,  Kaiser  und  Reich  zu  retten,  auferlegt  habe,  durfte  er,  auf 
den  Gehorsam  und  die  Treue  seiner  Truppen  bauend,  sich  als  den 
tatsächlichen  Herrn  Oesterreichs  ansehen;  und  so  gingen  zunächst 
ganz  ausschließlich  von  ihm  die  entscheidenden  Schritte  aus,  die  zur 
Wiederherstellung  der  Ordnung  führen  sollten.  Fürst  Windischgrätz 
war  es,  der  die  längst  schwebende  Frage  der  Abdankung  des 
letzten  „patriarchalischen"  Kaisers  zugunsten  seines  18jährigen 
Neffen  Franz  Josef  zur  Lösung  brachte:  gleichzeitig  berief  er  aber 
den  Mann,  der  die  Regierung,  das  erste  Ministerium  des  neuen 
Monarchen  bilden  sollte,  den  Fürsten  Felix  Schwarzenberg,  seinen 
Schwager,  der  seit  Beginn  der  Kämpfe  in  Italien  seinen  diplomati- 
schen Beruf  mit  dem  militärischen  vertauscht  hatte  und  im  Augen- 
blick sich  bei  den  Truppen  befand,  welche  der  siegreiche  Oktober- 
aufstand in  Wien  zunächst  zum  Zurückweichen  an  die  Peripherie  der 
Stadt  veranlaßt  hatte.  Diese  zwei  Männer,  beide  durch  ihre  Geburt 
Angehörige  der  in  Ansehen  und  Reichtum  führenden  Familien  des 
böhmischen  Hochadels,  sind  die  dominierenden  Gestalten  in  dem 
merkwürdigen  Schicksalsdrama,  als  welches  von  innen  her  betrachtet 
die  Wiederaufrichtung  der  dynastischen  Gewalt  in  Oesterreich  an 
der  Wende  der  Jahre  1848  und  1849  sich  darstellt.  Zwei  nur  in 
ihrem  persönlichen  Stolz  und  unerschütterlichen  aristokratischen 
Selbstbewußtsein  einander  ähnliche,  sonst  durchaus  verschiedene 
Charaktere:  trotz  der  Gleichheit  ihrer  gesellschaftlichen  Stellung 
und  der  Nähe  ihrer  verwandtschaftlichen  Beziehungen  in  ihrer 
politischen  Richtung  nur  darin  einig,  daß  sie  beide  von  Natur  aus 
Männer  der  unbedingten  starren  Autorität  waren  und,  in  den  Tra- 


1.  Kapitel:  Die  Staats-  u.  Verwaltungsref .  d. Minist.  Schwarzenberg-Stadion.  327 

ditionen  des  historischen  österreichischen  Hochadels  wurzelnd,  den 
ganzen,  seit  1789  entwickelten  modernen  Geist  aufs  tiefste  ver- 
abscheuten, vollends  für  Oesterreich  die  unbeschränkte  Regierungs- 
gewalt des  Monarchen  als  einzig  mögliche  Regierungsform,  den  Ge- 
danken des  Konstitutionalismus  und  der  Selbstbestimmung  der 
Völker  hingegen  als  einen  verbrecherischen  Irrtum  ansahen.  Da  beide 
Männer  aber  von  sich  selbst  und  ihrer  providentiellen  Berufung  die 
höchste  Meinung  hatten,  einander  wohl  auch  seit  jeher  in  manchen 
Richtungen  kritisch  gegenüberstanden,  so  war  von  vornherein  schon 
dadurch  der  Weg  zu  großen  Schwierigkeiten  für  ihr  gemeinsames 
Wirken  eröffnet,  daß  Windischgrätz  die  Diktatur,  die  er  sich  von 
der  kaiserlichen  Familie  in  ganz  formeller  Weise  hatte  einräumen 
lassen,  durchaus  auch  auf  alle  politischen  Fragen  von  Bedeutung  er- 
streckt wissen  wollte:  als  Schwarzenberg  die  dringende  Aufforde- 
rung seines  Schwagers,  die  erste  Regierung  des  neuen  Monarchen 
zu  bilden,  nach  einigem  Zcgern  annahm,  mußte  auch  er  dem  mili- 
tärischen Diktator  die  Zusage  leisten,  daß  er  als  Ministerpräsident 
keine  wichtige  politische  Aktion  ohne  dessen  Zustimmung  unter- 
nehmen werde,  und  ein  gleiches  Versprechen  erhielt  der  Feld- 
marschall von  den  maßgebenden  Mitgliedern  der  Dynastie  und  vom 
Thronerben.  Es  ist  nun  klar,  daß  selbst  bei  dem  besten  Willen  und 
bei  Vorhandensein  vollster  Loyalität  auf  beiden  Seiten  Reibungen 
und  Konflikte  unausweichlich  waren  und  bald  gewärtigt  werden 
mußten:  schon  das  bei  Schwarzenberg  und  Windischgrätz  so  ver- 
schiedene Temperament,  die  so  deutlich  voneinander  abweichenden 
und  scharf  ausgesprochenen  Individualitäten  beider  Männer,  wie  sie 
sich  in  ihrer  ganzen  Lebensgeschichte  nach  allen  Richtungen  hin 
ausprägt,  mußten  dazu  führen. 4) 

Windischgrätz,  ein  methodisch  langsamer,  aber  zäher,  geradezu 
starrsinniger  Kopf,  durchaus  in  den  Traditionen  der  großen  adeligen 
Familien  Böhmens  aufgewachsen,  durch  seine  streng  aristokratische 
und  religiöse  Weltanschauung  innerlich  wunderbar  gefestigt, 
keinerlei  Zweifeln  und  Schwankungen  in  seiner  Anschauung  von 
Welt  und  Leben  unterworfen,  dafür  aber  auch  durch  tausend  Vor- 
urteile eingeschränkt  und  geistig  wenig  beweglich;  Schwarzenberg 
seit  seinen  jungen  Jahren  ein  diplomatischer  Libertin  von  europäi- 
schem Rufe,  an  den  Höfen  und  in  der  ,.großen  Welt"  der  Hauptstädte 
des  Kontinents  und  Englands  nicht  gerade  allzu  vorteilhaft  bekannt, 
zugleich  als  Diplomat  und  Militär  scheinbar  dilettierend,  ohne  gründ- 
liche Berufsbildung  in  beiden  Fällen,  aber  von  Natur  aus  zweifellos 
sehr  begabt,  klug,  durch  die  Kenntnis  der  großen  Welt  zwar  vollends 
Zyniker  geworden  und  noch  mehr  Menschenverächter,  als  böhmische 
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feudale  Fürstensprößlinge  dies  ohnehin  zu  sein  pflegen,  längst  durch 
sein  vielfach  dissolutes  Leben  von  geschwächter  Gesundheit,  aber 
doch  durch  seine  gewaltige  Willenskraft  seinen  Körper  und  seine 
Nerven  beherrschend;  trotz  seines  leidenschaftlichen  Selbstver- 
trauens innerlich  kalt  und  bis  zum  Aeußersten  entschlossen,  wenn 
er  ein  bestimmtes  Ziel  verfolgte,  in  seiner  diplomatischen  Aktion 
nüchtern,  klar  und  einfach,  dabei  von  dem  Augenblick  an,  da  sein 
tiefer  und  lange  unbefriedigter  Ehrgeiz  freien  Spielraum  hatte,  von 
außerordentlicher  Arbeitskraft.  Von  Natur  aus  veranlagt,  Menschen 
richtig  zu  beurteilen,  Mitarbeiter  auszuwählen  und  geistige  Kraft 
dort,  wo  sie  ihm  praktisch  nützlich  war,  anzuerkennen,  war 
Schwarzenberg  als  leitender  Staatsmann  seinem  Schwager  von  vorn- 
herein überlegen  in  der  Behandlung  der  Menschen  und  Benützung 
der  Verhältnisse:  trotz  seines  oft  schroff  hervortretenden  aristo- 
kratischen Hochgefühls  und  voller  Geringschätzung  dessen,  was  in 
jenen  Tagen  als  „bürgerliche  Tugend"  weit  unbekümmerter  noch  als 
später  von  der  regierenden  „Cousinage"  Oesterreichs  belächelt  oder 
als  Pflicht  bürgerlicher  „Roturiers"  verachtet  wurde,  war  Schwarzen- 
berg dennoch  lebens-  und  menschenkundig  wie  Wenige  und  daher  auch 
jederzeit  bereit,  den  gegebenen  Umständen  entsprechend  seine  Maß- 
regeln zu  treffen;  vollends  aber  war  er  ein  unübertrefflicher  Kenner 
des  Monarchen,  der  Höfe  sowie  der  Diplomatie  der  Großmächte  und 
daher  auf  diesem  Felde  seiner  Taktik  von  vornherein  gewiß.  Die 
große  Verschiedenheit,  die  zwischen  den  Charakteren  dieser  beiden 
Männer  bestand,  wurde  zwar  von  dem  Augenblicke  an,  da  sie  das 
gemeinsame  Ziel  der  Rettung  der  habsburgischen  Monarchie  und 
Dynastie  zu  gemeinsamen  Handeln  verband,  durch  die  volle  persön- 
liche Loyalität,  die  beide  einander  strenge  wahrten,  und  durch  ihre 
Uebereinstimmung  in  der  schärfsten  Gegnerschaft  gegen  Revolution 
und  Liberalismus  immerhin  überbrückt:  aber  die  tiefe  Gegensätz- 
lichkeit der  politischen  Grundanschauungen,  die  ihre  Aktionen  maß- 
gebend bestimmten,  mußte  unvermeidlich  und  umso  schneller  her- 
vorkommen, als  die  Diktatur,  wie  Fürst  Windischgrütz  sie  auffaßte, 
von  keinem  energischen  und  selbstbewußten  Ministerpräsidenten 
lange  hätte  ertragen  werden  können. 

Fürst  Windischgrätz  war  durchaus  der  Typus  des  aristokrati- 
schen Konservativen  im  ständischen  Sinn.  Er  sah  das  Unheil,  das 
notwendig  zur  Revolution  geführt  hatte,  vor  allem  in  der  langen  Vor- 
herrschaft der  josefinischen  Ideen  in  Oesterreich,  in  der  völligen 
Beiseitesetzung  der  politischen  Sonderrechte  der  adeligen  Stände  zu- 
gunsten der  Allgewalt  der  zentralistischen  Bureaukratie  und  ihrer 
provinziellen    Behörden    und    Aeinter.     Der    militärische     Diktator 
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wünschte  daher  von  Anfang  an  eine  Rekonstruktion  des  Reiches, 
die  mit  dieser  großen  Tradition  der  Regierungspolitik  in  Oesterreich 
endgültig  brach,  den  Adel  als  historischen  Träger  öffentlicher  Rechte 
in  den  Landtagen  der  Königreiche  und  Länder  wieder  zu  möglichst 
hoher  Geltung  brachte  und  damit  auch  eine  Reichsorganisation  er- 
möglichte, die  auf  der  Anerkennung  der  Länder  als  lebendiger 
Glieder  der  Reichsgrenzen  beruhen  sollte.  „Windischgrätz  war", 
sagt  Alexander  Helfert  —  dessen  Büchern  wir  bis  zur  Gegenwart 
nicht  nur  die  wichtigsten  Quellen,  sondern  auch  sehr  lebensvolle 
Schilderung  der  Vorgänge  und  eindringende  Beurteilung  der 
handelnden  Personen  dieser  ganzen  Epoche  aus  nächster  persön- 
licher Kenntnis  und  Beobachtung  verdanken  —  „Windischgrätz  war 
entschiedener  Monarchist,  Konservativer,  wenn  man  will,  von  sehr 
schroffen,  abgesperrten  Grundsätzen,  aber  keineswegs  Absolutist, 
noch  minder  huldigte  er  allerdings  dem  Konstitutionalismus  nach 
der  Schablone  von  1830.  Ihm  schwebte  eine  Entwicklung  des  öster- 
reichischen Staatswesens  aus  dessen  geschichtlichem  Ursprung  und 
Quellen  vor.  Ihm  galten  als  Grundsteine  der  Gesamtverfassung  die 
Landtage  und  Landesordnungen  der  einzelnen  Gebietsteile  —  den 
Ausdruck  „Provinzen"  liebte  er  nicht  — ;  an  der  Spitze  seines 
Systems  stand  das  dynastische  Prinzip  und  mit  diesem  als  einer 
seiner  Hauptpfeiler  die  Aristokratie,  auf  deren  Herabdrückung  „die 
verbrecherische  Tendenz  der  Revolution  abziele,  was  aber  der 
Monarch  umso  weniger  zugeben  dürfe,  als  die  Erhaltung  seines 
Thrones  und  seiner  Dynastie  wahrlich  davon  abhängt."  *) 

Schwarzenberg  hingegen  war  vor  allem  Machtpolitiker.  Daß 
die  staatliche  Macht  ausschließlich  und  ungeteilt  nur  dem  Kaiser  und 
den  von  ihm  berufenen,  die  Regierung  bildenden  Vertrauens- 
personen gebühre,  stand  ihm  dabei  von  vornherein  unumstößlich  fest. 
Vom  Adel  Oesterreichs  als  ständisch  organisiertem  Teilhaber  an 
dieser  Macht  wollte  Fürst  Schwarzenberg  nicht  das  Geringste  wissen, 
zumal  da  er  den  hohen  Adel  Oesterreichs,  wie  er  ihn  kannte,  für 
völlig  unbefähigt  zu  irgendeiner  solchen  Rolle  hielt.  Er  hat  das  in 
dem  oft  zitierten,  von  Helfert  angeführten  Brief  an  seinen  Schwager, 
sehr  drastisch  ausgesprochen,  da  er  meinte,  er  kenne  in  der  ganzen 
Monarchie  nicht  12  Männer  „unseres  Standes,  die  unter  den  gegen- 
wärtigen Zeitverhältnissen  mit  Nutzen  in  einem  Oberhause  Platz 
nehmen  könnten",  und  ähnlich  drückte  er  sich  Metternich  gegenüber 
in  einem  Schreiben  aus,  worin  es  heißt:  „Wir  haben  keine  politisch 
brauchbare    Aristokratie,    und   eine    Institution    wie    die    englische 


*)  Siehe  Alexander  Helfert;  Geschichte  Oesterreichs  vom  Ausgange 
des  Wie. .er  Okloueraut'slanoes;  rrag  IH/z.    111.  Band.    ö.  142. 
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Pairskammer  wäre  in  Oesterreich  unpraktisch  und  nur  geeignet, 
die  Aufgabe  der  Regierung  unendlich  zu  erschweren."  *)  Darum 
wußte  Schwarzenberg  auch  mit  dem  Konservatismus  seines  Schwa- 
gers nichts  anzufangen:  er  beschritt  vielmehr,  rein  aus  nüchterner 
Beurteilung  der  vorhandenden  Kräfte  seine  Entschlüsse  fassend, 
andere  Wege,  als  der  Feldmarschall  sie  wünschte,  weim  er  auch  im 
Endziele  mit  diesem  vollkommen  übereinstimmte. 

Im  übrigen  war  Schwarzenberg  geradeso  ein  Gegner  des  Kon- 
stitutionalismus wie  der  Feldmarschall.  Er  hat  natürlich  die  Ver- 
fassungstreue, die  er  im  offenen  Reichstag  mit  den  schwungvollen 
Sätzen  seines  Regierungsprogrammes  bekannte,  niemals  wirklich 
innerlich  besessen,  vielmehr  empfand  er  nur  tiefste  Abneigung  und 
Verachtung  gegen  den  Reichstag  als  Institution  wie  gegen  die 
meisten  Abgeordneten  persönlich.  Von  Anfang  an  baute  er  nur  auf 
die  faktische,  in  der  Armee  konzentrierte  Gewalt  und  auf  ihre  rück- 
sichtslose Anwendung.  Aber  gerade,  weil  er  Machtpolitiker  war  und 
weil  ihn  als  Minister  des  Aeußern  vorsorgliche  Rücksicht  auf  die 
gesamte  europäische  Stellung  Oesterreichs  leitete,  hielt  er  Dynastie 
und  Regierung  im  Augenblick,  da  das  neue  Regime  begann,  noch 
lange  nicht  für  stark  genug,  um  offene  und  rückhaltlose  Restau- 
rationspolitik zu  betreiben.  Er  wußte  sehr  wohl,  daß  er  zunächst  in 
liberalem  Gewände  auftreten  müsse,  und  darum  berief  er  in  sein 
Kabinett  vor  allem  zwei  Männer,  die  beide  zwar  der  Wiener  Demo- 
kratie äußerst  verhaßt  waren,  aber,  jeder  in  seiner  Art,  von  der  ge- 
samten öffentlichen  Meinung  als  die  besten  Kcpfe  des  gemäßigten 
Liberalismus  angesehen  wurden,  Graf  Franz  Stadion  und 
Dr.  Alexander  Bach,  denen  der  als  liberaler  Wirtschafts- 
politiker längst  in  Wien  hochgeschätzte  Triester  Großkaufmann  und 
Begründer  des  „Lloyd",  Karl  vonBruck,  auf  Wunsch  Stadions  zu- 
gesellt wurde. 5) 

Die  volle  Wiederherstellung  der  Autorität,  die  „Verjüngung"  der 
absolutistischen  Herrschergewalt  war  das  Endziel,  das  der  Diktator 
im  Einverständnis  mit  Schwarzenberg  bei  der  Bildung  dieser  Re- 
gierung aufstellte:  über  die  Mittel,  mit  deren  Anwendung  man  dieses 
Ziel  am  sichersten  erreichte,  bewahrte  sich  Fürst  Schwarzenberg 
gerade  durch  die  Zusammensetzung  seines  Kabinetts  aus  konserva- 
tiven und  liberalen  Persönlichkeiten  zunächst  völlig  freie  Hand.  So 
hatte  Schwarzenberg  schon  in  dem  Stadium  der  Bildung  der  Regie- 
rung mit  der  ganz  anders  gerichteten  politischen  Auffassung  des 
Feldmarschalls  zu  kämpfen,  der  vor  allem  an  dem  neuen   Minister 
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des  Innern  Anstoß  nahm.  Dieser,  Graf  Franz  Stadion,  neben 
den  beiden  Fürsten,  dem  Diktator  und  dem  Ministerpräsidenten, 
die  menschlich  merkwürdigste  Persönlichkeit  und  als  ein  zweifellos 
liberal  gesinnter,  von  moderner  politischer  Bildung  erfüllter  Staats- 
mann von  beiden  auf's  tiefste  unterschieden,  galt  längst  in  der 
Wiener  Gesellschaft  und  den  Regierungskreisen  des  Vormärz  als 
der  stärkste  Mann  der  österreichischen  Staatsverwaltung,  war  aber 
den  konservativen  Häuptern  der  Bureaukratie  als  ausgesprochen 
liberal  „französierender"  Reformer  ziemlich  verdächtig.  An  diesem 
Umstand  scheiterte  wohl  auch  der  ursprüngliche  Plan  der  Erz- 
herzogin Sophie,  die  schon  im  Frühling  1848  ihn  eilends  aus  Lem- 
berg  nach  Wien  und  weiter  nach  Innsbruck  berufen  hatte,  um  ihm 
die  Bildung  eines  neuen  energischen  Ministeriums  zu  übertragen.  6b) 
Dann  ging  Stadion,  von  den  Polen  heftig  angefeindet,  als  Vertreter 
eines  ruthenischen  Wahlkreises  in  den  Reichstag.  Sein  trotz  der 
wachsenden  Gegnerschaft  der  demokratischen  Linken  dort  schnell 
hervortretendes  Ansehen,  seine  einfluß-  und  erfolgreiche  Tätigkeit 
während  der  ersten  Session  des  konstituierenden  Parlamentes,  mit 
der  er  insbesondere  zwischen  den  gemäßigten  Liberalen  und  der 
Regierung  Verbindungen  anspann  und  pflegte,  zeigten,  daß  dieser 
„aufgeklärte"  absolutistische  Administrator  nicht  nur  den  Ehrgeiz, 
sondern  auch  die  Fähigkeit  besaß,  den  ersten  großen  konstitutio- 
nellen Ministerpräsidenten  Oesterreichs  im  „westlichen"  Stil  abzu- 
geben. Gerade  dadurch  aber  hatte  er  es  sich  mit  Windischgrätz  zu- 
nächst verscherzt,  mit  dem  er  schon  durch  gesellschaftliche  Be- 
ziehungen, dann  wohl  auch  besonders  durch  seinen  jungen  Präsidia- 
listen  und  Freund,  den  Grafen  Heinrich  Clam-Martinitz,  Sprößling 
einer  der  herrschenden  böhmischen  Adelsfamilien,  in  unmittelbarer 
Verbindung  stand.  Dennoch  war,  als  Schwarzenberg  in  Olmütz  die 
Regierung  zu  übernehmen  sich  entschlossen  hatte,  Graf  Stadions 
Berufung  zum  eigentlichen  politischen  Minister  auf  Wunsch  des 
Fürsten-Feldmarschall  geschehen:  Fürst  Schwarzenberg,  der  hier- 
für Dr.  Alexander  Bach  ausersehen  hatte,  mußte  nachgeben  und 
diesem  das  Justizportefeuille  anvertrauen. 

Die  Persönlichkeit  Dr.  Bachs,  dieses  zweifellos  von  der  Natur 
mit  den  höchsten  Gaben  und  Kräften  des  Geistes  ausgestatteten 
Mannes,  wird  schon  durch  das  Tempo  gekennzeichnet,  in  dem  sich 
sein  Aufstieg  vom  13.  März  1848  bis  zu  den  Olmützer  November- 
tagen desselben  Jahres  vollzog.  Im  Frühling  war  er  die  treibende 
Kraft  und  der  Führer  der  bodenständigen  liberal-bürgerlichen 
Kreise  Wiens  bei  der  ganzen  gegen  den  Fürsten  Metternich  ge- 
richteten Bewegung,  gewiß  aber  wohl  damals  schon  in  geheimster 
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Verbindung  mit  den  gegen  den  Staatskanzler  frondierenden  Ele- 
menten des  Hofes.  Im  Ministerium  Wessenberg  -  Doblhoff  war 
Dr.  Alexander  Bach  nicht  nur  der  leitende  politische  Kopf,  sondern 
auch  die  einzige  Energiequelle  der  Regierung  und  der  Ausdruck 
ihrer  Willenskraft.  Dies  trat  hervor,  als  er  in  der  so  scharf  zu- 
gespitzten Frage  des  Sanktionsrechtes  der  Krone  anläßlich  der  Auf- 
hebung der  bäuerlichen  Untertänigkeit  mit  voller  Entschiedenheit 
für  die  Prärogative  des  Kaisers  auftrat  und  sich  dadurch  mit  einem 
Schlage  um  alle  Sympathien  in  der  breiten  öffentlichen  Meinung 
Wiens  brachte,  die  offene  Feindschaft  der  demokratischen  Linken 
auf  sich  zog.  Zugleich  war  er,  wie  wir  wissen,  auch  der  eigentliche 
Urheber  jener  Politik  der  kraftvollen  Erneuerung  des  Reichs- 
gedankens, wie  sie,  gegen  die  Selbständigkeit  Ungarns  gerichtet, 
zuerst  in  der  Denkschrift  des  Ministeriums  vom  31.  August  1848 
hervorkam.  Von  da  ab  erwuchs  Alexander  Bach  zum  Vertrauens- 
mann aller  konservativen  und  antirevolutionären  Kreise  in  Wien 
und  nichts  war  natürlicher,  als  daß  Fürst  Schwarzenberg  die  Bildung 
der  Regierung  von  der  Teilnahme  Bachs  am  Kabinett  tatsächlich 
abhängig  machte.  Er  war  vermutlich  ebenso  von  der  im  Innersten 
tiefkonservativen  Gesinnung  Bachs  überzeugt,  als  von  seinen  glän- 
zenden geistigen  Fähigkeiten.  In  der  Tat,  es  war  ein  weiter  Weg, 
den  der  junge  Wiener  Rechtsanwalt  in  dem  kurzen  Zeitraum  von 
6  Monaten  im  vollen  Lichte  der  Oeffentlichkeit  furchtlos  zurück- 
gelegt hatte!  ,0) 

In  die  Hände  dieser  vier  Männer:  des  militärischen  Diktators 
einerseits,  des  neuen  Ministerpräsidenten  und  seiner  beiden  Haupt- 
gehilfen im  Kabinett,  Stadions  und  Bachs,  war  also  die  Lösung  des 
gewaltigen  und  verwickelten  Gesamtproblems  gelegt,  das  die  Revo- 
lution in  dem  habsburgischen  Reiche  stürmisch  aufgeworfen  und 
rasch  bis  in  seine  Einzelheiten  enthüllt  hatte.  Von  vornherein 
waren  diese  Männer  in  der  Hauptsache  einig:  nämlich  darin,  daß 
diese  Lösung  nicht  nur  die  Wiederherstellung  der  monarchischen 
Autorität,  sondern  ihre  dauernde  Kräftigung  bringen,  daß  das  habs- 
burgische  Reich  aus  der  furchtbaren  Krisis,  in  der  es  sich  befand, 
gestärkt  und  gefestigt  hervorgehen  müsse.  Auch  darin  waren  sie 
einig,  daß  dieses  Ziel  nicht  anders  als  durch  planmäßige  Anwendung 
der  moralischen  und  materiellen  Kräfte  der  Autorität,  in  erster 
Linie  durch  Anwendung  der  militärischen  Gewalt  gegen  alle  revo- 
lutionären Elemente  in  der  Reichshauptstadt  sowie  gegen  die  unga- 
rischen Rebellen  erreicht  werden  könne. 

Auf  dieser  Grundlage  war  zwischen  dem  Feldmarschall  und 
der  Kaiserin  sowie  dem  Fürsten  Schwarzenberg  der  Thronwechsel 


1.  Kapitel:  Die  Staats-  u.  Verwaltungsref.  d. Minist.  Schwarzenberg-Stadion.  333 

verabredet  und  die  Bildung  des  neuen  Ministeriums  beschlossen 
worden;6)  aber  auch  die  außerordentliche  Befähigung  und  Energie 
der  neuen  Männer  konnte  darüber  nicht  hinweghelfen,  daß  sie 
zunächst  nicht  mit  offenen  Karten  spielen  durften  und  sich  „streng 
konstitutionell"  geben  mußten,  wie  sich  die  Regierung  tatsächlich  bei 
ihrer  Antrittserklärung  im  Kremsierer  Reichstage  am  27.  November 
angekündigt  hatte.  Nun  war  dieses  erste  Parlament  des  öster- 
reichischen Einheitsstaates  als  „konstituierender"  Reichstag  ein- 
berufen worden  und  damit  war  neuerdings  die  Frage  aufgeworfen, 
ob  nunmehr  auch  eine  aus  so  vielen  kraftvollen  Persönlichkeiten 
zusammengesetzte  kaiserliche  Zentralregierung  nachgiebig  oder  ge- 
schmeidig genug  sein  werde,  eine  Vermittlung  zu  finden  zwischen 
den  Prinzipien  der  „Constituante",  wie  sie  nicht  nur  die  radikaldemo- 
kratische Linke,  sondern  auch  die  mehr  gemäßigten,  aber  doktri- 
nären Elemente  des  Reichstages  erfüllten,  und  dem  Standpunkt  der 
unantastbaren  Prärogativen  des  Monarchen,  wie  ihn  im  August  in 
der  Wiener  Session  zum  erstenmal  Dr.  Alexander  Bach  mit  vollem 
Nachdruck  und  Erfolg  vertreten  hatte.  Der  Konflikt,  der  von 
diesem  Punkte  aus  drohte,  trat  neuerlich  scharf  hervor,  als  im 
Reichstage  das  Plenum  mit  der  Beratung  des  ihm  vorliegenden  Ent- 
wurfes über  die  Grundrechte  einsetzte.  Der  Paragraph  1  dieses 
Entwurfes  bekannte  sich  mit  einem  naiv  unumwundenen  Doktrina- 
rismus zur  Theorie  der  Volkssouveränität.  Die  Erklärung  der  Re- 
gierung, die  Graf  Stadion  im  Reichstage  verlas,  verwarf  diesen 
Standpunkt  mit  aller  Entschiedenheit.  Damit  trat  der  tiefe  Gegen- 
satz, in  welchem  das  Ministerium  seiner  ganzen  Grundrichtung  nach 
zu  den  Ideen  der  europäischen  Demokratie  stand  und  sich  offen  be- 
kannte, sogleich  und  endgültig  in  volles  Licht.  Auf  solche  Weise 
aber  war  doch  nur  ein  Teil  der  unvermeidlichen  Krise  enthüllt: 
nämlich  der  rein  politische  Machtkampf  zwischen  der  historisch 
legitimen  Autorität,  die  das  Kabinett  Schwarzenberg-Stadion-Bach 
vertrat,  und  den  trotz  der  Novemberereignisse  noch  aufrechten 
Trägern  der  westeuropäisch-revolutionären  Ideen  in  Oesterreich 
deutlich  angekündigt.  So  viel  war  klar,  daß  entweder  die  Regierung 
oder  der  Reichstag  in  kurzer  Zeit  werde  weichen  müssen.  Aber  das 
eigentliche  Problem,  die  wahre  Haupt-  und  Lebensfrage  Oester- 
reichs,  ging  doch  weit  darüber  hinaus.  Während  der  Verfassungs- 
ausschuß noch  in  den  Anfängen  seiner  Arbeit  am  Verfassungswerke 
stand,  gelangten  allerdings  die  einsichtigen  und  politisch  fähigen 
Köpfe  unter  den  Deputierten,  welche  der  Doktrinarismus  nicht 
hinderte,  die  realen  politischen  Kräfteverhältnisse  zu  erkennen,  zur 
Einsicht,  daß  durch  die  jüngsten  politischen  und  militärischen  Er- 
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eignisse  in  Preußen,  Frankreich,  Italien  und  durch  die  Nieder- 
werfung Wiens  die  allgemeine  europäische  Situation  in  schnellem 
Tempo  einer  tiefen  Umwandlung  entgegenging.  Kein  ruhiger  Be- 
urteiler konnte  sich  der  Erkenntnis  verschließen,  daß  diese  Um- 
gestaltung nichts  anderes  bedeute  als  ein  weites  Zurückebben  der 
revolutionären  Flut  und  ein  Erstarken  der  politischen  Macht  der 
historischen  Klassen  und  der  ihnen  nahestehenden  Gewalten  des 
Obrigkeitsstaates.  Vor  allem  war  aber  klar,  daß  die  ursprüngliche 
Grundlage  für  das  Lebenswerk  des  konstituierenden  Reichstages,  für 
das  Verfassungswerk,  schon  jetzt  vor  allem  dadurch  verschoben  war, 
daß  die  kaiserliche  Armee  mit  Waffengewalt  in  Ungarn  vordrang, 
andrerseits  sie  auch  davon  aufs  tiefste  beeinflußt  war,  daß  als  Rück- 
wirkung der  immer  stärker  hervortretenden  „kleindeutschen"  Be- 
strebungen in  der  Frankfurter  Nationalversammlung  der  großöster- 
reichische Gedanke,  die  Vorstellung  von  einem  habsburgischen  Ge- 
ßamtreich  gerade  bei  den  deutschen  Liberalen  in  Oesterreich  mehr 
und  mehr  zur  Kraft  gelangte.  Die  Gedankengänge,  mit  denen  sich, 
wie  wir  wissen,  zu  Beginn  der  Verfassungsberatung  im  Verfassungs- 
ausschuß dessen  Mitglieder  darüber  hinweghalfen,  daß  das  geplante 
Verfassungswerk  in  Kremsier  mir  von  den  Vertretern  der  einen 
Hälfte  der  Gesamtmonarchie,  des  österreichischen  Kaiserreiches,  be- 
schlossen werden  könne,  dessen  Errichtung  seit  der  Thronbesteigung 
des  jungen  Kaisers  offen  als  das  Ziel  der  neuen  Politik  bezeichnet 
war,  konnten  sie  nicht  darüber  täuschen,  daß  die  Ereignisse  von 
selbst  das  österreichische  Problem  in  seiner  ganzen  Größe  unwider- 
stehlich entfalteten:  und  zwar  weit  hinaus  über  die  engere,  mau 
könnte  sagen  „kleinösterreichische"  Perspektive,  welche  in  den  Mai- 
tagen des  Jahres  1843  bei  der  Schaffung  des  konstituierenden  Reichs- 
tages vor  der  revolutionären  Wiener  Demokratie  und  ihren  groß- 
deutschen  Hoffnungen  gestanden  hatte. 7) 

In  der  Tat  bildet  für  das  Ministerium  Schwarzenberg  vom  Beginn 
seiner  Wirksamkeit  an  das  „Verfassungsproblem"  der 
Gesamtmonarchie  den  organischen  Kern  in  ihrer  ganzen 
inneren,  äußeren  und  militärischen  Politik:  denn  war  es  einmal 
unauslöslich  verknüpft  mit  der  Stellung,  welche  die  Regierung  zum 
Reichstag  einnahm,  so  hing  das  Reichsverfassungsproblem  ebenso 
mit  den  beiden  anderen  großen,  in  Schwebe  befindlichen  Grund- 
fragen zusammen,  von  welchen  die  künftige  Gestaltung  ganz  Mittel- 
europas abhing,  nämlich  mit  der  deutschen  Frage  —  im  Westen  und 
der  Frage  der  Zurückführung  Ungarns  unter  die  Norm  der  Prag- 
matischen Sanktion  —  im  Osten.  Erst  wenn  volle  Klarheit  der  Macht- 
verhältnisse nach  diesen  beiden  Richtungen  geschaffen  war,  konnte 
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auch  das  österreichische  Reichsproblem  die  nunmehr  unausweichlich 
geforderte  klare  Antwort  erhalten.  Mit  allem  Nachdruck  muß  nun 
hervorgehoben  werden,  daß  der  Ministerpräsident  Fürst  Schwarzen- 
berg  und  seine  Minister  vom  ersten  Tage  an  nach  den  beiden  be- 
zeichneten Grundrichtungen  eine  klare  und  zielbewußte  Politik  ver- 
folgten: was  Frankfurt  und  Berlin  betraf,  mit  kluger  und  zugleich 
kräftiger  Diplomatie,  Kossuth  und  den  aufständischen  Magyaren 
gegenüber  mit  allen  zur  Verfügung  stehenden  militärischen  Kräften. 
Die  feste  innere  Verbindung  zwischen  den  bezeichneten  drei  Teilen, 
in  welche  die  Aufgabe  der  österreichischen  Regierung  nach  der 
Lage  der  Dinge  von  selbst  sich  gliederte  und  die  zugleich  auch  die 
Basis  ihrer  Gesamtpolitik  abgab,  bildete  eben  die  Leitidee,  in  der 
sich  der  fürstliche  Feldmarschall-Diktator  und  Felix  Schwarzenberg 
einig  wußten:  der  unerschütterliche  Entschluß,  ein  neues  Gesamt- 
reich, eine  neue  einheitliche  Gesamtmonarchie  des  Hauses  Habsburg 
ungesäumt  herzustellen  und  damit  die  europäische  Machtposition  der 
Dynastie  neuerdings  auf  unerschütterlicher  Grundlage  und  in  wei- 
testem Umfange  zu  erhalten  und  zu  stärken.  Es  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  daß  diese  Vorstellung  von  der  Notwendigkeit 
der  Gesamtmonarchie  in  ihrer  konsequenten  Fassung,  die  sich  sofort 
in  bewußten  Gegensatz  zu  den  revolutionären  Tendenzen  des  Libe- 
ralismus und  der  Gleichberechtigung  der  Nationen  stellte  und  dem- 
entsprechend den  Neubau  des  Reiches  nach  dem  Prinzip  straffster 
Zentralisation  und  kaiserlicher  Autokratie  anstrebte,  ihren  Ursprung 
in  den  militärischen  Kreisen  gehabt  hat.  Von  dieser  Seite  her  sind 
auch  die  Gedanken  und  Pläne  des  Fürsten  Schwarzenberg  in  den 
entscheidenden  Wochen  auf  das  nachhaltigste  beeinflußt  worden, 
als  er  zuerst  im  Hauptquartier  Radetzkys  und  dann  bei  den  Truppen 
seines  Schwagers  vor  Wien  an  den  militärischen  Aktionen  unmittel- 
bar teilnahm.  *)     Daß   nach    der  Bildung    seiner  Regierung   dieses 

*)  Verg'ekhe  Anton  Springer  „Geschichte  Oesttri-ekhs",  2.  Bard,  S.  493. 
Springer  hebt  mit  Recht  hervor,  daß  die  Siege  Radetzkys  der  eigentliche 
Ausgangspunkt  des  konservativen  Rückstoßes  gewesen  sind.  Das  Bild  des 
festen  z.u=a  mmenba  tes  und  dar  gegenseitigen  Treue,  welchem  die  aus  allen 
Völkern  der  Monarchie  zusammengesetzten  Truppen  der  heldenhaften  italie- 
nischen Armee  darboten,  machte  in-  und  außerhalb  Oesterreichs  tiefsten 
Eindruck.  „Das  Wichtigste  war  aber,  sagte  Springer,  daß  in  der  bewährten 
Organisation  der  Armee  das  Muster  einer  österreichischen  Konstitution  vorlag 
und  daß  daher  die  Schöpfer  der  ersteren  das  Recht  für  sich  in  Anspruch 
nahmen,  auch  in  den  allgemeinen  Verfassungsfragen  das  entscheidende  Wort 
zu  sprechen.  Wie  in  der  Armee  die  verschiedenen  Nationalitäten  einträchtig 
nebeneinanderstanden,  ebenso  müssen  im  Gesamtstaate  die  einzelnen 
Stämme  durch  die  Idee  eines  großen  und  starken  Oesterreichs  zusammen- 
gehalten werden."  Zweifellos  liegt  in  der  Zentralisation  des  Heeres  das 
Urbild  der  Zentralisationsidee,  die  dann  das  Ministerium  Schwarzenberg  in 
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Hauptziel  bei  Schwarzenberg  wie  bei  allen  seinen  Ministern  in 
voller  Uebereinstimmung  feststand,  bedarf  keines  Beweises  und 
wird  übrigens  am  besten  durch  die  nunmehr  zugänglichen  Proto- 
kolle des  Ministerrates  aus  den  kritischen  Wochen  und  Monaten  be- 
zeugt. Allerdings  war  Schwarzenberg  viel  zu  klug,  um  nicht  zu 
wissen,  daß  er  imd  sein  Ministerium  nicht  sogleich  mit  dem  unver- 
hüllten Ideal  der  absolutistischen  und  zentralistischen  Militär- 
monarchie herausirücken  konnten,  daß  man  vielmehr  sehr  vor- 
sichtig zu  Werke  gehen  müßte  und  daß  übrigens  selbst  in  den  dem 
Ministerium  so  nahestehenden  konservativen  Kreisen  dieses  Ideal 
bedeutende  Gegnerschaft  besaß,  was  sich  ja  bald  zeigen  sollte. 

Zunächst  empfand  Schwarzenberg  begreiflicherweise  die  Not- 
wendigkeit, zu  dem  Problem  der  künftigen  Stellung  Oesterreichs  in 
Deutschland  jene  Stellung  zu  nehmen,  welche  ihm  die  neue  „Reichs- 
idee", der  großösterreichische  Grundgedanke  seiner  Politik,  vor- 
schrieb. Hier  war  energisches  Handeln  um  so  notwendiger,  als 
schon  die  Sätze,  mit  welchen  Fürst  Schwarzenberg  in  seiner  An- 
trittsrede im  Kremsierer  Reichstag  die  Frankfurter  Fragen  berührt 
hatte,  dort  große  Erregung  hervorgerufen  und  in  weiterem  Verfolg 
den  Sturz  Schmerlings  als  Reichsministers  nach  sich  gezogen  hatten. 
Mit  voller  Aufrichtigkeit  und  starkem  Nachdruck  hatte  Schwarzen- 
berg in  einem  Memoire,  mit  dem  er  seine  Versuche,  unmittelbar 
mit  Preußen  über  die  deutsche  Frage  zu  einem  Einverständnis  zu 
gelangen,  eröffnete  —  in  der  am  13.  Dezember  zu  Olmütz  dem 
Sondergesandten  Friedrich  Wilhelms  IV.,  dem  Grafen  Brühl,  über- 
reichten Denkschrift  über  die  „Behandlung  der  deutschen  An- 
gelegenheiten" —  auf  die  Veränderung  hingewiesen,  die  sich  „in 
der  Lage  unseres  Reiches  seit  dem  Ende  März  1848"  ergeben  habe. 
„So  wie  in  Deutschland",  schrieb  da  Fürst  Schwarzenberg,  „die 
allgemeine  Stimmung,  so  strebt  auch,  wie  es  scheint,  in  dem  öster- 
reichischen Kaiserstaate  die  große  Mehrzahl  der  Bewohner  des- 
selben nach  Konstituierung  eines  einigen  und  durch  seine  Ein- 
heit gekräfteten  Staates.  Dieser  öffentlichen  Stimmung  muß  ihrer- 
seits die  Regierung  um  so  entschiedener  Rechnung  tragen,  als  auch 
sie  das  Bedürfnis  fühlt,  bei  Erweiterung  und  Gleichstellung  der 
Rechte  der  Nationalitäten  das  knüpfende  Band  derselben  in  den 
obersten  Regionen  durch  einheitliche  Verfassung,  Vertretung  und 
Verwaltung  zu  verstärken."   7') 


so  verhängnisvoller  Weise  förderte.  Man  kann  sagen,  daß  Grillparzer  in 
seinem  berUbDlten  Gediente,  da*  Kaaetzkys  Armee  leierte,  gewissermaßen  der 
poetische  Vorläufer  der  Politik  des  „verjüngieu"  Reiches  und  des  rückhalt- 
losen Zentralismus  gewesen  ist 
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Man  sieht  aus  diesen  Worten,  wie  Schwarzenberg  aus  der  neuen, 
durch  die  Revolution  gewissermaßen  vulkanisch  heraufbeförderten 
Gesamtstaatsidee  Oesterreichs  die  unausweislichen  Folgerungen  für 
die  künftige  deutsche  Politik  des  Wiener  Kabinetts  zieht.  „Eine 
Beteiligung  an  den  deutschen  Angelegenheiten  sonach,  welche  das 
nun  durch  die  Natur  der  Dinge  gebotene  neue  Regierungssystem 
verrücken  und  stören,  welche  dahin  führen  würde,  die  dermalen 
zu  dem  deutschen  Bunde  gehörenden  Teile  unseres  Reiches  in  neue 
unklare  Doppelstellung  zu  versetzen  oder  sie  virtuell  in  ihrer  Ge- 
setzgebung und  Verwaltung  von  der  hinfüro  unzertrennlichen  Ge- 
meinschaft mit  ihren  außerdeutschen  Staatsgenossen  loszulösen, 
eine  solche  Beteiligung  würde  bei  uns  die  öffentliche  Meinung  un- 
bedingt verwerfen  und  die  Regierung  würde  sich  weder  den  Beruf, 
noch  die  Macht  zutrauen,  hierin  dem  so  laut  ausgesprochenen  Natio- 
nalwunsch entgegenzutreten." 

„Jedenfalls  würde  aber  Deutschland  —  mag  die  Beteiligung 
Oesterreichs  an  dem  neuen  Verfassungswerk  eine  engere  oder 
weitere  sein  —  an  dem  neugeborenen  Kaiserreich  für  ewige  Zeiten 
den  natürlichsten  und  den  treuesten  Bundesgenossen  besitzen;  viel- 
mehr an  den  durch  inneren  Zusammenhang  gestärkten  ungeteilten 
Kräften  desselben  einen  mächtigeren  Rückhalt  haben,  als  ihm  ein- 
zelne zerklüftete  und  aus  ihrem  natürlichen  Zusammenhang  ge- 
rissene Teile  des  Reiches  jemals  würden  gewähren  können." 

Die  Beratungen  der  Ministerkonferenz,  aus  welchen  diese  wich- 
tige Denkschrift  hervorging,  lassen  nun  den  Grundgedanken  der 
Politik  Schwarzenbergs  von  der  „Neugeburt"  des  einheitlichen  habs- 
burgischen  Großreiches  noch  plastischer  hervortreten,  als  diese  Note 
selbst.  Das  Ministerratsprotokoll  beurkundet  dies  in  folgender 
Weise: 

„Im  allgemeinen  mit  diesen  Grundzügen  einverstanden,  glaubten 
die  Minister  doch  vorerst  noch  die  Bedingungen  ins  klare  setzen  zu 
müssen,  unter  welchen  Oesterreich  sich  an  der  Rekonstruierung 
Deutschlands  zu  beteiligen  und  sich  demselben  anzuschließen  hätte. 
Bei  Festhaltung  der  Idee,  daß  die  sämtlichen  zur  österreichischen 
Monarchie  gehörenden  Provinzen  untrennbar  zu  einem  großen 
Reiche  vereinigt  bleiben  sollten,  könne  von  einer  Vereinigung  der 
bloß  deutschösterreichischen  Länder  mit  Deutschland,  was  nur  zur 
Zertrümmerung  Oesterreichs  führen  würde,  keine  Rede  sein.  Viel- 
mehr müsse  Oesteirreich  in  seiner  Gesamtheit  als  wahre  europäische 
Großmacht  im  eigenen  und  im  wohlverstandenen  Interesse  Deutsch- 
lands selbst  dem  deutschen  Bunde  beitreten.  Hieraus  und  aus  dem 
Umstände,  daß  Oesterreich  zum  größeren  Teile  aus  nichtdeutschen 
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Provinzen  bestellt,  ergibt  sich  die  Verschiedenheit  der  Stellung  und 
des  Verhältnisses,  in  welches  die  rein  deutschen  Staaten  unter  sich 
und  zu  Oesterreich  als  Gesamtstaat  zu  treten  hätten.  Während  jeno 
allerdings  eine  engere  Verbindung  unter  sich  eingehen  könnten, 
müßte  es  Oesterreich  vorbehalten  seyn,  dem  deutschen  Staatenbund© 
nur  imter  der  Bedingung  der  Erhaltung  s&iner  Integrität  und  Selb- 
ständigkeit beizutreten  und  es  müßten  die  Gränzen  scharf  bezeich- 
net werden,  bis  zu  welchen  dieser  Verband  aufzuhören  hätte,  weil 
nicht  zugegeben  werden  könnte,  daß  über  seine  Interessen  anders- 
wo als  auf  seinen  Reichstagen  beraten  und  Gesetze  diktiert 
werden.  Was  die  einzelnen  deutschen  Staaten  betreffe,  so  führe  die 
Wahrnehmung,  daß  die  anarchische  Parthey  in  Deutschland  sich 
gerade  jetzt  für  die  Erhaltung  der  kleineren  Staaten  ausspricht,  weil 
sie  bey  der  Schwäche  derselben  für  Wühlereien  und  Revolutionen 
in  den  Gebieten  derselben  ein  offenes  Feld  findet,  zu  der  Notwendig- 
keit, im  Interesse  der  wahrhaften  Pazifizierung  Deutschlands  diese- 
kleinen  Fürstentümer  wo  nicht  zu  mediatisieren  (wenn  dies  etwa 
wegen  Conflicten  mit  den  außerdeutschen  Großmächten  bedenklich 
wäre),  doch  in  größeren  Complexen  vielleicht  Reichskreisen  in  der 
Zahl  von  6  bis  8  zu  vereinigen,  und  in  dieser  Form  unter  dem  Ein- 
flüsse OesterTeichs  jene  engere  Verbindung  eingehen  zu  lassen,  an 
welchen  übrigens  auch  die  österreichischen  deutschen  „Staaten" 
für  sich  in  einigen  Beziehungen  beteiligen  könnten.  Der  schlechte 
Erfolg  der  Beratungen  des  volkstümlichen  Parlamentes  in  Frankfurt 
würde  —  wenn  möglich  —  die  Beseitigung  oder  doch  wenigstens 
eine  Modifikation  des  Elementes  der  volkstümlichen  Vertretung  bei 
der  neuen  deutschen  Verfassung  wünschenswert  machen:  sie  dürfte 
darin  bestehen,  daß  die  Vertreter  nicht  unmittelbar  aus  dem  Volke, 
sondern  aus  den  Abgeordneten  der  einzelnen  Reichstage  in  den 
zweyten  neben  dem  Hause  der  Abgeordneten  der  Fürsten  zu  be- 
stellenden legislativen  Körper  gewählt  würden.  Zur  Grundlage  der 
n  uen  Constitution  könnte  übrigens  die  Bundesakte  von  1815  ge- 
nommen werden."  h) 

Hat  die  nach  Frankfurt  und  nach  Berlin  gerichtete  Politik 
Schwarzenbergs  für  das  österreichische  Verfassungsproblem  auf  der 
einen  Seite,  auf  der  dieses  mit  der  gesamten  äußeren  Politik  und 
Großmaehtstellung  der  Dynastie  unmittelhar  zusammenhängt,  die 
ersten  notwendigen  Abgrenzungen  und  Stützen  in  kurzer  Zeit  ge- 
schaffen, so  mußte  gleichzeitig  dasselbe  auch  Ungarn  gegenüber 
geschehen,  von  wo  der  geplanten  Reichsbildung  nicht  bloß  Gefähr- 
dung drohte,  sondern  durch  längst  vollendete  Tatsachen  kriege- 
rischer Widerstand   cntgegengesi-lzt  war.     So  mußte  man  sich  denn 
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in  Olmütz  vor  allem  darüber  schlüssig  machen,  welche  Stellung  dem 
wiedereroberten  Ungarn  in  dem  neuen  Reiche  auferlegt  werden 
solle.  Hier  lagen  nun  von  Anfang  an  große  Schwierigkeiten  vor, 
die  sich  aus  der  schon  mehrfach  berührten  Grundverschiedenheit 
der  Ansichten  des  Fürsten  Windischgrätz  und  des  Ministerpräsi- 
denten ergaben  und  die  nun  dadurch  verschärft  wurden,  daß  Graf 
Stadion,  der  ausgesprochen  liberale  Zentralist,  schon  durch  sein 
Ressort  und  noch  mehr  durch  seinen  steigenden  Einfluß  auf  Schwar- 
zenberg  die  Führung  in  der  Ve>rfassungsfrage  besaß,  wobei  zweifel- 
los von  vornherein  die  nüchtern  -  rationalistische  Auffassung  vom 
„Staat"  als  praktischer  Machtorganisation,  die  Schwarzenberg  zu 
eigen  war,  dahin  wirkte,  ihn  Stadions  Ideen  mehr  und  mehr  zu 
nähern.  Noch  in  der  ersten  Hälfte  des  November  —  vor  der  offi- 
ziellen Bildung  des  Kabinetts  Schwarzenberg  —  hatte  der  Feldmar- 
schall-Diktator mit  den  politischen  Führern  des  ungarischen  Hooh- 
adels,  der  Gruppe  der  Altkonservativen,  Fühlung  genommen:  diesen 
Männern  stand  er  nicht  nur  längst  gesellschaftlich  nahe,  sondern  er 
besaß  auch  als  böhmischer  Standesherr  und  Konservativer  volles 
Verständnis  für  die  Grundprinzipien,  nach  welchen  jene  Männer 
„von  1847"  das  pazifizierte  Ungarn  künftig  eingerichtet  wissen 
wollten.  Graf  Anton  Szecsen,  trotz  seiner  jungen  Jahre  längst  einer 
der  leitenden  Köpfe  des  hohen  ungarischen  Adels  zugleich  in  sehr 
freundschaftlichen  Beziehungen  zum  Fürsten  Metternich  und  von 
diesem  hochgeschätzt,  ging  denn  auch  im  Einverständnis  mit  dem 
Feldmarschall  nach  Olmütz,  um  dort  den  Ideen  seiner  Freunde  bei 
der  neuein  Regierung  Eingang  zu  verschaffen.  Aber  Fürst  Schwar- 
zenberg lehnte  diese  Einwirkung  ab.  Er  und  seine  Minister  Stadion 
und  Bach  betrachteten  das  ganze  Magyarentum  doch  nur  als  eine 
geschlossene  Phalanx  von  Rebellen.  Von  dem  Einfluß  Szecsens  und 
seiner  politischen  Freunde  in  Ungarn  hielt  Schwarzenberg,  der,  wie 
wir  wissen,  der  Aristokratie  im  ganzen  habsburgischen  Reich  über- 
haupt politische  Befähigung  absprach,  nicht  viel:  die  tatsächlichen 
Ereignisse  im  Lande,  besonders  die  gewaltige  Popularität,  welche 
Kossuth  genoß  und  das  Anschwellen  der  von  ihm  betriebenen  Insur- 
gentenarmee waren  dem  österreichischen  Ministerpräsidenten  eben- 
so viele  Beweise  für  die  Berechtigung  seiner  Geringschätzung  der 
ganzen  ungarischen  Adelspolitik.  Dazu  kam  aber  für  ihn  wie  für 
Bach  und  Stadion  noch  ein  anderer  und  entscheidender  Umstand: 
sie  alle  mußten  es  von  vornherein  ablehnen,  bei  Hofe  immerhin  an- 
gesehene magyarische  Adelshäupter  als  Gegner  gegen  ihre  eigene 
Politik  sozusagen  selbst  großzuziehen,  indem  sie  ernstlich  mit 
ihnen  verhandelten.     Daß  die  Idee  einer  Einheitsmonarchie,  an  der 
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Bach  schon  durch  seine  parlamentarische  Verteidigung  der  Denk- 
schrift vom  31.  August  1S48  bestimmten  Anteil  genommen  hatte,  und 
daß  vollends  die  zentralistischen  Pläne,  die  Stadion  konsequent  ver- 
trat, von  der  politischen  Tätigkeit  der  Grafen  Szecsen,  Des£wffy, 
Appony  und  anderen  gefördert  würden,  war  doch  nicht  zu  erwarten. 
Das  „verjüngte  Reich",  wie  es  in  den  Ministerkonferenzen  zu  Olmüta 
geplant  wurde,  konnte  mit  dem  Programm  der  ungarischen  Altkonser- 
vativen wohl  kaum  organisch  verbunden  werden!9) 

So  kam  es,  daß,  als  das  Problem  der  neuen  ministeriellen 
Verfassung  reif  wurde  —  merkwürdig  genug!  — ,  der  fürstliche  Dik- 
tator und  Feldmarschall  dem  Ministerium  Schwarzenberg  und  seinen 
Verfassungsideen  gewissermaßen  ganz  allein  gegenüberstand,  wenn 
er  auch  in  seinem  Hauptquartier  von  den  Ideen  und  Ratschlägen  der 
ihm  nahestehenden  ungarischen  Magnaten  in  seiner  Opposition  gegen 
die  Wiener  Regierung  unterstützt  und  geleitet  worden  ist.  Die  Ent- 
wicklung dieses  großen  politischen  Streites  zwischen  dem  militäri- 
schen Diktator  und  der  Regierung  bildet  den  eigentlichen  Mittelpunkt 
in  dem  ganzen  Entstehungsprozeß  der  neuein  Reichsverfassung,  deren 
einzelne  Stadien  an  dieser  Stelle  nicht  dargelegt  werden  sollen:  viel- 
mehr können  hier  nur  die  Hauptmomente  hervorgehoben  werden, 
welche  die  verfassungspolitische  Aktion  des  Kabinetts  Schwarzen- 
berg-Stadion  genügend  kennzeichnen.    9l) 

Als  das  Entscheidende  in  den  Plänen  und  Entschlüssen  der  Re- 
gierung muß  man  nun  von  vornherein  das  eine  feststellen:  sie  wollte 
zwei  große  Dinge  zugleich  erreichen.  Vor  allem  wollte  sie  die  Re- 
volution durch  eine  jedermann  verständliche  Aktion  zum  Abschluß 
bringen;  sie  wollte  das  aber  noch  nicht  im  ausgesprochenen  Gegen- 
satz zu  dem  bewerkstelligen,  was  die  öffentliche  Meinung  der  ge- 
mäßigt-liberalen bürgerlichen  Schichten  in  westerreich  als  dauernde 
Errungenschaft  der  Revolution  festzuhalten  strebte.  Die  Regierung 
war  daher  überzeugt,  daß  die  Revolution  zunächst  durch  einen 
formellen  Akt  kaiserlicher  Verfas.-ungsgesetzgebung  beendet  werden 
müsse:  aber  sie  war  von  Anfang  an  auch  entschlossen,  diese  Ver- 
fassung nicht  durch  den  wegen  seiner  nationalistischen  und  revolutio- 
nären Grundstimmungen  höchst  unbequemen  Reichstag  schaffen  zu 
lassen.  Noch  weniger  dachte  sie  daran,  die  Verfassung  mit  ihm  zu 
vereinbaren.  Sondern  Fürst  Schwarzenberg  und  das  ganze  Kabinett 
waren  spätestens  um  die  Wende  des  Jahres  darüber  zur  Klarheit  ge- 
kommen, daß  sie  die  neue  Verfassung  aus  kaiserlicher  Machtvoll- 
kommenheit oktroyieren  müßten.  Damit  war  aber  die  Notwendigkeit 
verknüpft,  den  Reichstag  aufzulösen.  Obgleich  nun  Schwarzenberg 
Kweifellot  dem  Kremsterer  Parlament  nie  enden  als  verächtlich  und 
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durchaus  ablehnend  gegenüberstand,  scheint  wenigstens  bei  Stadion 
der  Entschluß  zur  Oktroyierungspolitik  erst  durch  das  Verhalten  der 
Reichstagsmehrheit  bei  der  Beratung  des  Paragraphen  1  der  Grund- 
rechte, der  das  Prinzip  der  Volkssouveränität  aufstellte,  zur  vollen 
Reife  gekommen  zu  sein.  *)  Von  dtesem  Zeitpunkt  an  wird  die  neue 
Verfassungsarbeit  durch  Stadion  und  die  Ministerkonferenz  ernstlich 
in  Angriff  genommen,  ohne  daß  es  allem  Anschein  nach  dabei  im 
Schöße  der  Regierung  vorerst  zu  großen  Meinungsverschiedenheiten 
gekommen  wäre.  Denn  —  und  dies  ist  das  zweite  von  der  ganzen 
Regierung,  vor  allem  Bach,  Stadion  und  Brück  gemeinsam  angestrebte 
Ziel:  sie  wollten  mit  der  Verfassung  den  längst  gefaßten  Leit- 
gedanken ihrer  Politik,  die  Schaffung  des  durch  „Einheit  gekräftigten 
Gesamtreiches",  zur  praktischen  Ausführung  bringen.  Darin  also 
besteht  zwischen  dem  verfassungspolitischen  Programm  des  Ministe- 
riums Schwarzenberg  und  dem,  was  der  Verfassungsausschuß  des 
Reichstages  anstrebte,  doch  eine  prinzipielle  Uebereinstimmuner:  in 
beiden  Lagern  war  man  sich  darüber  klar,  daß  die  habsburgische 
Monarchie  bisher  kein  „Reich"  im  wahren  Sinne  dieses  Wortes  ge- 
wesen war,  daß  die  Gesamtheit  der  nichtungarischen  Erbländer  bis- 
her auch  keinen  eigentlichen  Staat  im  modernen  Sinne  gebildet 
hatte,  daß  daher,  nachdem  die  durch  Jahrhunderte  emporgewachsene 
und  dann  durch  das  „Stabilitätssystem"  verfallene  Machtorganisation 
der  Dynastie  endgültig  durch  die  Revolution  zerstört  war,  der  Ab- 
schluß dieser  letzteren  durch  etwas  völlig  Neues  geschaffen  werden 
mußte.  Die  Männer  von  Kremsier  hatten  nun,  wie  wir  wissen,  diese 
neue  Schöpfung  bewußt  bloß  für  die  nichtungarischen  Länder  in  An- 
griff genommen  und  auch  das  Werk  dann  so  vollendet:  hier  war  es 
nun  die  Regierung,  die  von  vornherein  dazu  entschlossen  war,  den 
notwendigen,  für  die  Kremsierer  Volksvertreter  aber  unvollzieh- 
baren, großen  Schritt  tatsächlich  zu  unternehmen,   durch  eine  ge- 


*)  Dies  zeigt  ein  in  dem  Ministerratsprotokolle  vom  2.Jännerl849  liegender 
handschriftlicher  Brief  des  Grafen  Stadion  vom  18.  Jänner,  der  folgender- 
maßen lautet:  „Im  Anschlüsse  schicke  Dir  Modifikationen,  die  die  Kammer 
gestern  abend  mit  234  gegen  84  Stimmen  angenommen  hat  und  die  Textierung 
der  Paragraphen  1,  2  und  3  der  Grundrechte  in  der  neuen  Fassung.  Szabel 
hat  gestern  eine  fulminante  Interpellation  wegen  Unterdrückung  der  „Ost- 
deutschen Post"  losgelassen,  die  ich  mitteile.  Die  Reden,  die  gefaütn 
si.id,  sind  gräßlich  gewesen.  Die  Minister  haben  sich  an  d-er  Ab- 
stimmung nicht  beteiligt.  Es  lieg»i  offenbar  in  der  Absicht  der 
Majorität  der  Kammer,  oas  Ministerium  auf  welche  Weise  immer  los  zu 
werden.  Sie  werden  nicht  ruhen,  bis  sie  oc'er  das  Ministerium  bricht. 
Die  Auflösung  dieser  Kammer  ist  nötig.  Es  bandelt  sich  um  die  Oppor- 
tunität, um  die  Frage,  wann  es  geschehen  soll.  Wir  müssen,  wie  ich  glaube, 
fertig  sein  und  das  Unrecht  muß  der  Kammer  bleiben.  .  .  .  Dein 
Freund  Stadion." 
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schriebene  Verfassung  die  Reichseinheit  als  Willensakt  der  Krone 
EU  schaffen  und  damit  ein  „neugeborenes"  österreichisches  Kaisertum 
in  die  Welt  zu  setzen.  "»>)  Das  Reichsproblem  zu  lösen,  Ungarn  end- 
gültig in  das  habsburgische  Gesamtreich  einzufügen,  das  war  die 
Aufgabe,  die  das  Kabinett  Schwarzenberg  sich  von  Anfang  gestellt 
hatte:  das  engere  Problem  der  Umwandlung  des  theresianisch- 
josefinischen  Obrigkeitsstaates  in  einen  deutsch-slawischen  Ver- 
fassungsstaat, mit  dem  der  Kremsierer  Ausschuß  erfolgreich  ge- 
rungen hatte,  ging  für  das  Ministerium  vollständig  in  der  Lösung  jener 
weit  umfassenderen  Aufgabe  auf. 

In  diesem  Zusammenhange  erscheint  nun  die  beherrschende 
Stellung  Stadions  in  der  ganzen  Verfassungsfrage  als  wahrhaft 
schicksalbildend.  Denn  er,  der  schon  seit  vielen  Jahren  von  der 
Notwendigkeit  der  gänzlichen  Neuordnung  der  habsburgischen  Mon- 
archie und  der  Annahme  der  Prinzipien  des  westlichen  Liberalismus 
überzeugt  war,  war  auch  der  einzige,  der  im  entscheidenden  Augjen- 
blicke, als  nämlich  der  Hof,  der  militärische  Diktator  und  der  Mi- 
nisterpräsident grundsätzlich  über  die  Notwendigkeit  der  Oktroy- 
ierung einer  Konstitution  als  Reichsverfassung  einig  geworden 
waren,,  auch  schon  einen  bestimmten  Plan  bereit  hielt,  in  welcher 
Weise  diese  Aufgabe  gelöst  werden  sollte.  Dem  Fürsten  Schwarzen- 
berg fehlte  die  hierzu  notwendige  Fachkenntnis  und  innerpolitische 
Erfahrung  vollständig,  und  ebenso  stand  es  eigentlich  auch  mit  dem 
aus  Deutschland  stammenden  Handelsminister  Karl  von  Brück; 
Alexander  Bach,  dessen  politischer  Genius  in-  und  außerhalb  der  Re- 
gierung längst  anerkannt  war,  und  der,  wie  die  Ministerratsprotokolle 
zeigen,  von  Anfang  der  Regierung  an  in  alle  großen  Fragen  ent- 
scheidend eingriff,  fühlte  sich  zunächst  doch  als  Justizminister  und 
daher  nicht  zur  Initiative  in  administrativen  Dingen  berufen.  Graf 
Stadion  aber  nahm  seit  .Jahren  als  hervorragendster  praktischer  Ad- 
ministator  innerhalb  der  ganzen  österreichischen  Verwaltung  eine 
solche  Stellung  ein,  daß  neben  ihm  nur  noch  die  hohe  Autorität  eines 
einzigen  Staatsmannes  in  Betracht  kam:  die  des  alten  Hofkammer- 
präsidenten  Fn  iherrn  von  Kübeck,  der  in  seiner  Person  gleich- 
sam die  „fine  fleur"  der  frnnziszeischen  Bureaukratie  und  die  ganze 
Tradition  absolutistischer  Regierungs-  und  Verwaltungskunsl  sowie 
aufgeklärter  Wirtschafts-  und  Finanzpolitik  fast  eines  halben  Jahr- 
hunderts repräsentierte.  *)  So  kam  es  nun,  daß  der  neue  Minister  des 

*)   l'eber  den  ganzen  Verlauf  der  Beratungen  und  Kämpfe,  aus  denen 

j-;ch  die  Entstehung  r  M&rzverlaasung  ■usumneraetet,  gebe  ich 

11114   nach   den  Akten  im  Anhang:  unter  Nr.  10. 
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Innern  die  Verfassung  mit  seinen  Gehilfen  ausarbeitete  und  daß  sie 
dann  unter  Zuziehung  des  Freiherrn  v  o  n  K  ü  b  e  c  k  im  Ministerrate 
überprüft  wurde:  aber  die  Aenderungen,  die  dieser  konservative 
Gutachter  vorschlug  und  durchsetzte,  sind  nicht  bedeutend  gewesen, 
berührten  nicht  die  Grundgedanken  und  die  innere  Struktur  des 
Stadionschen  Entwurfes. 10)  Diese  aber  werden  dadurch  am  besten 
charakterisiert,  daß  sie  gewisse  große  Grundprinzipien  zu  verwirk- 
lichen streben,  die  miteinander  leicht  in  unheilbaren  Konflikt  ge- 
langen konnten,  die  aber  Stadions  merkwürdige  und  geistig  hoch- 
gespannte Persönlichkeit  zu  einer  organischen  Einheit  zu  verschmel- 
zen verstand.  Auch  Franz  Stadion  wollte  das  Einheitsreich,  das  als 
notwendige  Antwort  auf  die  Revolution  von  allen  Seiten  her  ver- 
langt wurde,  in  josefinischem  Sinne  schaffen  und  daher  die  mon- 
archische Zentralgewalt  neuerdings  in  aller  Kraft  begründen;  er 
wollte  aber  auch  Parlamentarismus  in  dem  Sinne,  in  welchem  die 
bürgerlichen  Liberalen  Wiens  und  die  Deutschen  Oesterreichs  ihn 
forderten,  als  Ausdruck  der  wirtschaftlichen,  sozialen  und  kulturellen 
Macht  der  höheren  Mittelklasse,  ihres  Besitzes  und  ihrer  Bildung. 
Nicht  minder  aber  war  Stadion  durchdrungen  von  der  Not- 
wendigkeit, die  innere  Administration  innerhalb  des  Einheits- 
reiches zum  großen  Teile  aus  den  Händen  der  Buireaukratie 
herauszunehmen,  sie  dadurch  von  den  Vorstellungen  und 
Vorurteilen  des  Polizeistaates  möglichst  zu  befreien  und  als 
„Selbstverwaltung"  künftighin  von  „autonomen"  Körperschaften  be- 
sorgen zu  lassen.  Dieses  ganze  Programm  trug  also  von  vornherein 
einen  liberal-rationalistischen  Charakter  und  wendete  sich  bewußt 
von  der  Idee  des  historischen  Rechtes  ab,  vor  allem  von  der  Forde- 
rung nach  Wiederherstellung  der  Länder  als  selbständiger  Glieder 
des  Reiches.  Stadion  erschienen  sie  nur  als  überflüssige  und  weg- 
zuräumende Trümmer  der  alten,  durch  die  Revolution  endgültig  zer- 
störten ständischen  Monarchie. 

Es  war  nun  gar  nicht  anders  möglich,  als  daß  auf  Stadions  An- 
schauungen —  zumal  bei  der  großen  Beweglichkeit  seines  Geistes  — 
die  Eindrücke  und  Erfahrungen  aus  den  von  ihm  unmittelbar  mit- 
erlebten Ereignissen  des  Jahres  1848  bedeutenden  Einfluß  übten.  Trotz 
der  geringen  Meinung,  die  er  von  der  politischen  Weisheit  der  großen 
Mehrzahl  der  Reichstagsmitglieder  hatte,  scheint  er  doch  seine  libe- 
ralen und  konstitutionellen  Neigungen  keineswegs  aufgegeben  zu 
haben,  und  so  ist  er  denn  auch  der  eigentliche  parlamentarische  Mi- 
Bister  des  Kabinetts  während  der  ganzen  Kremsierer  Tagung  ge- 
wesen und  stand  als  solcher  in  reger  Fühlung  mit  den  (wie  sie  in  den 
Akten  des  Ministerrates  öfter  genannt  werden)  „gutgesinnten"  Mit- 
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gliedern  des  Reichstages.  Dabei  störte  ihn  der,  wie  wir  gesehen 
haben,  seit  Jahresbeginn  feststehende  Beschluß  des  Kabinetts,  die 
Verfassung  selbst  zu  entwerfen  und  zu  oktroyieren,  nicht  im  ge- 
ringsten. *)  Stadion  blieb  während  dieser  ganzen,  durch  die  Arbeiten 
des  Verfassungsausschusses  ausgefüllten  Wochen  in  steter  Fühlung 
mit  den  deutschen  Mitgliedern  desselben,  besonders  mit  dem  Referen- 
ten Cajetan  Mayer  und  mit  Lasser,  nahm  regsten  Anteil  an  dem 
Fortgange  des  Ausschußwerkes,  und  er  hat  wohl  damals  schon  den 
Plan  gefaßt,  gerade  diese  beiden  vorgenannten  Männer  in  den  Dienst 
seines  Ministeriums  zu  berufen,  ein  Plan,  den  er  sogleich  nach  der 
Auflösung  des  Reichstages  auch  tatsächlich  durchgeführt  hat.  Stadion 
war  das  Zustandekommen  des  Verfassungsentwurfes  im  Ausschusse 
von  großer  Wichtigkeit,  weil  er  zweifellos  von  Anfang  an  beabsich- 
tigte, was  ihm  davon  annehmbar  erschien,  in  seinen  eigenen  Ver- 
fassungsentwurf aufzunehmen.  Dabei  scheint  auch  mitgewirkt  zu 
haben,  daß  Stadion  bis  zuletzt  es  doch  noch  für  möglich  und 
wünschenswert  gehalten  hat,  an  Stelle  der  von  Schwarzenberg  be- 
schlossenen unverhüllten  Oktroyierung  doch  lieber  eine  Art  von  Ver- 
einbarung der  Verfassung  zwischen  Regierung  und  Reichstag  zu- 
standezubringen. Die  konstitutionelle  Gesinnung  war  bei  diesem 
hochbegabten  und  geistig  durchaus  selbständigen  Staatsmann  zweifel- 
los tiefer  als  bei  irgendeinem  anderen  seiner  Ministerkollegen  fundiert, 
hing  mit  der  ganzen  Entwicklung  seiner  Persönlichkeit  zusammen, 
die  den  im  österreichischen  Adel  immer  nur  sehr  spärlich  ver- 
tretenen Typus  des  doktrinär-liberalen  Aristokraten  sehr  ausgeprägt 
verkörperte.  Und  so  hat  er,  wie  Helfert  als  einer  der  Teilnehmer 
an  dem  wenig  erbaulichen  Schauspiel  der  Reichstagsauflösung  in  der 
Nacht  vom  6.  auf  den  7.  März  in  seinen  Erinnerungen  erzählt,  in 
diesem  letzten  Augenblick  noch  geschwankt  und  einen  von  vorn- 
herein aussichtslosen  Versuch  gemacht,  Alexander  Bach  und  womög- 
lich Schwarzenberg  zu  einer  Rücknahme  der  Oktroyierung  und  zum 
Versuch  einer  Vereinbarung  der  Verfassung  mit  dem  Reichstage  zu 
bewegen.  ,0) 

Immerhin  war  aber  schon  vorher  aus  dem  Werke  des  durch  die 
Regierung  beseitigten  Verfassungsausschusses  eine  erhebliche  An- 
zahl   von  Gedanken    und  Formen    für    die    liberale  Rekonstruktion 


*)  Schon  in  der  Sitzung  des  Ministerrates  v.  28.  Dezember  1848  wurde 
die  Stellung  der  Regierung  zur  Frage  der  Verfassung  und  der  an  das 
Plenum  des  Reichstages  gelangten  Entwurfes  des  Verfassungsausschusses 
über  die  Grundrechte  erörtert.  (Vgl.  Min.-Rats-Prot.  No.  10  Z.  3050  IMS 
H.  H.  u.  Staatsarchiv).  Die  selbständige  Arbeit  des  Ministerrates  an  der 
zu  oktroyierenden  Heichsverfassun^'  nimmt  dann  in  der  Sitzung  des  Minister- 
rates v.  20  Januar  ihren  Anfang  (Vgl.  Prot.  No.  10  Min.-Rats.-Prot. 
fasc.  1849;   EL   EL  u.  Staatsarchiv). 
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Oesterreichs  in  den  ministeriellen  Entwurf  übergegangen,  der  am 
4.  März  die  Sanktion  des  Monarchen  in  der  Ministerkonferenz  unmittel- 
bar erhalten  hatte  und  gleichzeitig  mit  der  den  konstituierenden 
Reichstag  auflösenden  kaiserlichen  Order  als  Grundgesetz  verkündet 
wurde.  *) 

In  dem  Zeitraum  zwischen  dem  20.  Januar  und  28.  Februar 
1849  ist  in  einer  Anzahl  von  Sitzungen  die  wiederholte  Beratung 
des  von  Stadion  dem  Ministerrate  vorgelegten  Verfassungsentwurfes 
unter  Anwesenheit  des  Kaisers  durchgeführt  worden.  Zugleich  mit 
der  Auflösungsorder  des  Monarchen  und  einem  kaiserlichen  Re- 
skript, „wodurch  der  Reichstag  von  Kremsier  aufgelöst  und  den 
Völkern  Oesterreichs  aus  eigener  Macht  des  Kaisers  eine  Reichsver- 
fassung für  das  gesamte  Kaisertum  Oesterreich  verliehen  wird",  er- 
schien das  vom  4.  März  datierte  Verfassungsgesetz  als  kaiserliches 
Patent  in  dem  an  demselben  Tage  mittels  einer  Verordnung  des 
Kaisers  neugeschaffenen  Reichsgesetzblatt.**) 

Das  kaiserliche  Manifest  nimmt  seinen  Ausgang  von  dem  Ver- 
fassungsversprechen, „das  Unser  durchlauchtigster  Herr  Vorgänger 
im  Reiche  Kaiser  Ferdinand  L,  dem  allgemeinen  Wunsche  nach 
eeitgemäßen  politischen  Verbesserungen  durch  die  Verheißung  freier 
Institutionen  bereitwillig"  entgegenkommend  geleistet  hatte.  Mit 
diesen  Worten  ist  das  Prinzip  bezeichnet,  das  auch  in  den  Minister- 
beratungen als  der  stärkste  Antrieb  für  die  Erlassung  einer  Kon- 
stitution überhaupt  wiederholt  hervortritt.  Man  wollte  —  damals 
wenigstens  noch  nicht  —  vor  den  Völkern  und  der  öffentlichen 
Europas  wortbrüchig  erscheinen  und  hielt  den  Kaiser  als  Nachfolger 
an  das  Verfassungsversprechen  für  gebunden.  Im  übrigen  aber 
spart  das  Manifest  nicht  mit  einer  herben  Verurteilung  der  Entwick- 


*)  Die  Auflösungsorder  lautete  folgendermaßen:  „Wir,  Franz  Josef  I. 
von  Gottes  Gnaden,  Kaiser  von  Oesterreich  .  .  .  haben  in  dem  unter  dem 
beutigen  Tage  erlassenen  Patent  die  Gründe  dargelegt,  unter  welchen 
Wir  Uns  bestimmt  gefunden  haben,  die  durch  dasselbe  verkündete  Reichs- 
verfassung für  Unser  Kaiserreich  in  Wirksamkeit  zu  setzen  und  den  zur 
Beratung  einer  Verfassung  für  einen  Teil  der  Monarchie  berufenen  Reichs- 
tag in  Kremsier  aufzulösen.  Wir  haben  demnach  beschlossen  und  ver- 
ordnet: Der  zu  Kremsier  tagende  Reichstag  ist  aufgelöst  und  sind  dessen 
Sitzungen  nach  Verkündung  dieses  Unseres  Reskriptes  ohne  Verzug  zu 
Schließen. 

Unser  Ministerrath  ist  mit  der  Ausführung  dieses  Reskriptes  beauftragt. 

So  gegeben  in  Unserer  königl.  Hauptstadt  Olmütz,  den  vierten  März 
1849.     Franz  Josef  m.  p." 

Gleichzeitig  erschien  eine  vom  Ministerrat  erlassene  Proklamation, 
deren  Text  unten  im  Anhang,  Exkurs  Nr.  10,  folgt. 

*•)  Der  Abdruck  der  Reichsverfassung  vom  4.  März  1849  folgt  unten  im 
Anhang,  II.  Abteilang. 
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lung,  welche   die   Dinge   in  Oesterreich   seit   dem    Verfassungsver- 
sprechen vom  15.  März  1848  genommen  hatten. 

„Der  Zustand",  heißt  es  da,  ,,in  welchem  sich  heute  das  Vaterland 
befindet,  erfüllt  Unser  Herz  mit  tiefer  Betrübnis.  Der  innere  Friede  ist 
von  ihm  gewichen.  Verarmung  bedroht  die  einst  so  gesegneten  Lande. 
In  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien  erheischen  die  Umtriebe  einzelner 
Uebelwollender  noch  immer  zu  Unserem  großen  Leidwesen  und  unerachtet 
der  trefflichen  Gesinnung  der  überwiegenden  Mehrzahl  ihrer  Bewohner 
cie  Aufrech'.ihalittung  des  Ausnabmszustandes.  Bürgerkrieg  verheert  einen 
Theil  Unseres  Königreiches  Ungarn.  In  einem  anderen  Kronlande  hindert 
der  Kriegszustand  die  Einführung  geordneter  Verhältnisse,  und  wo  die 
äußerliche  Ruhe  auch  nicht  gestört  ist,  wirbt  um  Anhang,  im  Finstern 
schleichend,  der  Geist  des  Mißtrauens  und  der  Zwietracht. 

So  betrübend  sind  die  Wirkungen,  nicht  der  Freiheit,  aber  des  mit 
ihr  getriebenen  Mißbrauches.  Diesem  Mißbrauche  zu  steuern,  die  Revo- 
lution zu  schließen,   ist   Unsere   Pflicht  und   Unser  Wille." 

Sodann  weist  das  Manifest  offen  auf  den  großen  politischen  Leit- 
gedanken des  Hofes  und  der  Regierung  Schwarzenberg  hin: 

„In  dem  Manifeste  vom  2.  Dezember  hatten  Wir  die  Hoffnung  aus- 
gesprochen, daß  es  Uns  mit  Gottes  Beistand  und  im  Einverständnisse  mit 
den  Völkern  gelingen  werde,  alle  Lande  und  Stämme  der  Monarchie  zu 
einem  großen  Staatskörper  zu  vereinigen.  Allenthalben  in  Unserem  weiten 
Reiche  fanden  diese  Worte  freudigen  Anklang;  denn  sie  waren  der  Aus- 
druck eines  längst  gefühlten,  jetzt  zum  allgemeinen  Bewußtsein  gelangten 
Bedürfnisses.  In  der  Wiedergeburt  der  Gesamt  monarchiie,  in  der  engeren 
Verbindung  ihrer  Bestandteile  erkennt  der  gesunde  Sinn  des  Volkes  die 
erste  Bedingung  für  die  Wiederkehr  der  gestörten  Ordnung  und  des  ent- 
wichenen Wohlstandes,  sowie  die  sicherste  Bürgschaft  für  eine  gesegnete 
und  glorreiche  Zukunft. 

Mittlerweile  berieth  zu  Kremsier  der  von  Kaiser  Ferdinand  dem  Ersten 
berufene  Reichstag  eine  Verfassung  für  einen  Theil  der  Monarchie.  Wir 
beschlossen  —  mit  Hinblick  auf  die  von  ihm  während  des  Octobers  ein- 
genommene, mit  der  Unserem  Hause  schuldigen  Treue  wenig  vereinbare 
Stellung  — ,  allerdings  nicht  ohne  Bedenken,  ihn  mit  der  Fortführung  jenes 
großen  Werkes  betraut  zu  lassen.  Wir  gaben  Uns  dabei  der  Hoffnung 
hin.,  daß  diese  Versammlung  die  gegebenen  Verhältnisse  des  Reiches  im 
Auge  haltend,  die  ihr  übertragene  Aufgabe  ehebaldigst  zu  einem  gedeih- 
lichen  Ergebnisse   führen   werde. 

Leider   ist  diese   Unsere   Erwartung  nicht  in  Erfüllung  gegangen.'" 

Nunmehr  wendet   sich    die    Kritik   des   kaiserlichen    Manifestes 

unmittelbar  gegen  den  Reichstag: 

„Nach  mehrmonatlicher  Verhandlung  ist  das  Verfassungswerk  zu  keinem 
Abschlüsse  gediehen.  Erörterungen  aus  dein  Gebiete  der  Theorie,  welche 
nicht  nur  mit  den  tatsächlichen  Verhältnissen  der  Monarchie  im  ent- 
schiedenen Widerspruche  stehen,  sondern  überhaupt  der  Begründung  eines 
geordneten  Rechtszustandes  im  Staate  entgegentreten,  haben  die  Wieder« 
kehr  der  Ruhe,  der  Gesetzlichkeit  und  des  öffentlichen  Vertrauens  in 
die  Ferne  gerückt,  in  den  wohlgesinnten  Staatsbürgern  trübe  Befürch- 
tungen erzeugt,  und  der  durch  Gewalt  der  Waffen  zu  Wien  eben  erst 
gl  M-hlagenen,  in  einein  anderen  Theile  Unseres  Reiches  noch  nicht  gänzlich 
Besiegten  Partei  dt  s  Umsturzes  neuen  Mutli  und  neue  Thätigkeit  ver- 
liehen. Dadurch  ward  auch  die  Hoffnung  wesentlich  erschüttert,  daß  dieser 
mmlung,  trotz  der  buchst  achtbaren  Elemente,  die  sie  enthält,  die 
Lösung    ihrer  Aufgabe  gelingen    wrei 
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Inzwischen  ist  durch  die  siegreichen  Fortschritte  Unserer  Waffen  in 
Ungarn  das  große  Werk  der  Wiedergeburt  eines  einheitlichen  Oesterreich, 
das  Wir  Uns  zu  Unserer  Lebensaufgabe  gestellt,  seiner  Begründung  näher 
gerückt  und  die  Nothwendigkeit  unabweislich  geworden,  die  Grundlagen 
dieses  Werkes  auf  eine  dauerhafte  Weise  zu  sichern.  Eine  Verfassung, 
welche  nicht  bloß  die  in  Kremsier  vertretenen  Länder,  sondern  das  ganze 
Reich  im  Gesamtverbande  umschließen  soll,  ist  es,  was  die  Völker  Oester- 
reichs  mit  gerechter  Ungeduld  von  Uns  erwarten.  Hiedurch  ist  das  Ver- 
fassungswerk über  die  Gränzen  des  Berufes  dieser  Versammlung  hinaus- 
getreten." 

Aus  all  dem  zieht  nun  das  Manifest  die  Konsequenz: 

„Wir  haben  daher  beschlossen,  für  die  Gesammtheit  des  Reiches: 
Unseren  Völkern  diejenigen  Rechte,  Freiheiten  und  politischen  Institutionen 
aus  freier  Bewegung  und  eigener  kaiserlicher  Macht  zu  verleihen,  welche 
Unser  erhabener  Oheim  und  Vorfahr  Kaiser  Ferdinand  I.  und  Wir  selbst 
ihnen  zugesagt,  und  die  Wir  nach  Unserem  besten  Wissen  und  Gewissen 
als  die  heilsamsten  und  förderlichsten  für  das  Wohl  Oesterreichs  erkannt 
haben.  Wir  verkündigen  demnach  uniter  dem  heutigen  Tage  die  Verfassung» 
Urkunde  für  das  einige  und  untheilbare  Kaiserthum  Oesterreich,  schließen 
hiedurch  die  Versammlung  des  Reichstages  zu  Kremsier,  lösen  denselben 
auf,  und  verordnen,  daß  dessen  Mitglieder  sofort  nach  Veröffentlichung 
dieses  Beschlusses  auseinander  gehen. 

Die  Einheit  des  Ganzen  mit  der  Selbständigkeit  und  freien  Entwick- 
lung seiner  Theile,  eine  starke,  das  Recht  und  die  Ordnung  schützende 
Gewalt  über  das  gesammte  Reich  mit  der  Freiheit  des  Einzelnen,  der  Ge- 
meinden, der  Länder  Unserer  Krone  und  der  verschiedenen  Nationalitäten 
in  Einkalng  zu  bringen,  die  Begründung  einer  kräftigen  Verwaltung, 
welche  gleich  weit  von  beengender  Centralisation  und  zersplitternder  Auf- 
lösung, den  edlen  Kräften  des  Landes  hinreichenden  Spielraum  gewährt 
und  den  Frieden  nach  Außen  und  Innen  zu  schützen  weiß,  —  die  Schaffung 
eines  sparsamen,  die  Lasten  der  Staatsbürger  möglichst  erleichternden, 
durch  Oeffentlichkeit  gewährleisteten  Staatshaushaltes  —  die  vollständige 
Durchführung  der  Entlastung  des  Grundbesitzes  gegen  billige  Entschädigung 
unter  Vermittlung  des  Staates,  —  die  Sicherung  der  echten  Freiheit  durch 
das  Gesetz,  dieß  sind  die  Grundsätze,  von  welchen  Wir  Uns  bei  Ver- 
leihung der  gegenwärtigen  Verfassungs-Urkunde  leiten  ließen." 

Das  Manifest  schließt  mit  dem  emphatisch  ausgesprochenen  Aus- 
druck des  Vertrauens  „auf  den  guten  Willen  und  die  Treue  Unserer 
Völker,  denn  unter  ihnen  bilden  die  Wohlgesinnten  die  unermeßliche 
Mehrzahl."  Bezeichnenderweise  folgen  darauf  die  Worte:  „Wir 
vertrauen  auf  die  Tapferkeit  und  Ehre  Unserer  ruhmwürdigen 
Armee."  Damit  war  schließlich  in  aller  Kürze  der  eigentliche  Kern 
der  Oktroyierungspolitik  bloßgelegt! 

Wir  übersehen  nunmehr  den  eigenartigen  Weg,  den  die  Ver- 
wirklichung des  Verfassungsgedanke ns  der  Regierung  Schwarzen- 
berg,  ihrer  Idee  vom  „einheitlichen  Kaiserreich  als  Neugeburt",  der 
Macht  und  des  Glanzes  der  habsburgischen  Dynastie  genommen  hat. 
Durch  die  oktroyierte  Verfassung  wurde  das  Reichsproblem  im 
wesentlichen  so  gelöst,  daß  sie  den  Notbau  des  neuen  Einheitsreiches 
im  großen  und  ganzen  mit  dem  Gedankenmaterial  aufführte,  das  in 
den  alten  Erbländern  in  der  Hauptsache  teils  von  der  liberalen 
Wiener  Bureaukratie,  teils  von  den  österreichischen   Parteien  und 
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ihren  Führern  im  Kremsierer  Verfassoragsausschusse  zu  dem  Zwecke 
der  Lösung  des  engeren  Problems,  nämlich  des  Staatsproblems  der 
nichtungarisohen  Reichshälfte  geschaffen  und  geformt  worden  war. 
Das  Gesetz  Stadions  suchte  also  die  ungarische  Frage  einfach  dadurch 
zu  lösen,  daß  es  grundsätzlich  die  selbständige  ungarische  Reichsidee, 
die  acht  Jahrhunderte  und  darüber  in  voller  Kraft  gestanden  hatte, 
einfach  und  ohne  Bedenken  vollständig  negierte,  daß  sie  ferner  das 
Reich  der  Stephanskrone  so  viel  als  möglich  in  national  gesonderte 
Glieder  zerlegte  und  dann  das  Land  Ungarn  geradeso  wie  seine 
Teile  —  Siebenbürgen,  Kroatien,  dieWojwodina  —  auf  die  Stellung 
jener  „Reichs"-  oder  „Kronländer"  herabsetzte,  wie  sie  der  Krem- 
sierer Verfassungsausschuß  als  Kompromiß  zwischen  den  deutschen 
Zentralisten  und  den  slawischen  Foederalisten  definiert  hatte.  Nur 
folgender  Unterschied  wird  gemacht:  „Die  Verfassung  des  König- 
reiches Ungarn",  sagt  §  71  der  oktroyierten  Charte  Stadions,  „wird 
insoweit  aufrechterhalten,  daß  die  Bestimmungen,  welche  mit  dieser 
Reichsverfassung  nicht  im  Einklänge  stehen,  außer  Wirksamkeit 
treten,  und  daß  die  Gleichberechtigung  aller  Nationalitäten  und 
landesüblichen  Sprachen  in  allen  Verhältnissen  des  öffentlichen  und 
bürgerlichen  Lebens  durch  geeignete  Institutionen  gewährleistet  wird. 
Ein  besonderes  Statut  wird  diese  Verhältnisse  regeln."  Auch  die 
ungarische  Verfassung  ist  also  von  nun  ab  auf  ein  „Landesstatut' 
reduziert,  das  in  den  Trümmern  seiner  legitimen  Verfassung  gesucht 
werden  soll;  während  die  anderen  Kronländer  ihrer  „Statute"  erst 
durch  besondere  Gesetze  des  kaiserlichen  Landesherrn  und  Selbst- 
herrschers empfangen  sollen.  Nur  für  eine  gewisse  Uebergangszeit 
wird  dem  ungarischen  Landtage,  aber  ebenso  auch  denen  von  Sieben- 
bürgen, Kroatien  und  Slawonien  eine  gewisse  erweiterte  Wirksamkeit 
in  der  Gesetzgebung  dadurch  zuerkannt,  daß  sie  auch  für  die  Aende- 
rung  des  bürgerlichen  Rechtes,  des  Strafrechtes,  der  Gerichtsver- 
fassung  und  des  Gerichtsverfahrens  als  gesetzgebende  Körper  zu- 
nächst aufrecht  bleiben.  „Es  wird  jedoch",  schreibt  §  68  vor,  „eine 
Aufgabe  dieser  Landtage  sein,  die  bisherige  Gesetzgebung  in  den 
erwähnten  Zweigen  einer  Revision  zu  unterziehen,  um  baldigst  die 
wünschenswerte  Uebereinstimmung  der  Gesetzgebung  in  allen  Teilen 
des  Reiches  herbeizuführen."  *) 


*)  §  G8  setzt  nämlich  im  Absatz  1  in  bezeichnender  Weise  fest,  daß  zu 
den  Reichsangelegenheiten  auch  die  oben  angeführte  Gesetzgebung  über 
da3  ganze  materielle  und  formelle  Privat-  und  Strafrecht  gehöre.  „Nur  für 
dio  Zeit,  bis  die  vollkommene  Vereinheitlichung  dieses  ganz  gewaltigen 
Rechtsstoffes  erfolgt  ist,  haben  sich  die  Abgeordneten  der  ungarischen  Kron- 
lander  von  der  Teilnahme  an  den  Verhandlungen  über  diesen  Zweig  der 
Reichageeetzgebung  im  Reichstage  zu  enthalten 
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Mit  seiner  Festsetzung  des  Begriffes  der  Reichsangelegenheiten 
und  den  übrigen  Kompetenzbestimmungen  hatte  also  Stadion  im 
wesentlichen  das  geschaffen,  was  das  kaiserliche  Manifest  vom 
4.  März  1849  als  das  Ziel  bezeichnet  hatte:  das  „einige  und  unteik 
bare  Kaisertum  Oesterreich",  hatte  er  verrichtet  das  große  Werk  der 
„Wiedergeburt  eines  einheitlichen  Oesterreich,  das  ich  mir  zur 
Lebensaufgabe  gestellt  habe",  und  das,  wie  das  Manifest  betont, 
„durch  die  siegreichen  Fortschritte  unserer  Waffen  in  Ungarn  seiner 
Begründung  nähergerückt  und  dessen  Notwendigkeit  unabweislich  ge- 
worden ist!"  Damit  war  in  der  Tat  nicht  eine  „Wiedergeburt"  voll- 
zogen, sondern  es  war  etwas  völlig  Neues,  etwas  ganz  und  gar  Un- 
geschichtliches —  zunächst  allerdings  bloß  auf  dem  Papier  des 
Reichsgesetzblattes  —  in  die  Welt  gesetzt.  Nie  war  bisher  der  habs- 
burgische  Gesamtländerverband  auch  nur  annähernd  ein  einheitliches 
Kaiserreich  gewesen,  für  das  fortab  ein  Zentralparlament  die  Ge- 
setzgebung, eine  einzige  Gesamtregierung  die  Verwaltung  und  ein 
einziger  oberster  Gerichtshof  die  Rechtsprechung  leiten  sollten.  Viel- 
mehr war  die  Herrschergewalt  des  ungarischen  Königs  in  ihrem 
Wesen,  in  ihren  gewohnheitsrechtlichen  Grenzen  und  in  den  Be- 
dingungen ihrer  faktischen  Ausübung  immer  besonders  und  ge- 
schieden geblieben  von  der  Summe  landesherrlicher  Gewalten,  die 
in  der  Hand  des  Erzherzogs  von  Oesterreich,  des  Königs  von  Böhmen, 
des  vielfachen  Landesherrn  der  österreichischen  Erbländer  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  zusammengewachsen  waren,  Gewalten,  die  dann 
schließlich  unter  Maria  Theresia  allerdings  in  ein  einziges  besonde- 
res Herrschertum  des  erbländischen  Einheits-  und  Obrigkeitsstaates, 
wenn  auch  jetzt  noch  immer  nicht  formellrechtlich  und  keineswegs 
restlos,  verschmolzen  waren.  Nur  in  gewissen  Belangen  der  Finanzen, 
des  ökonomischen  Lebens,  des  Verkehrswesens  und  auf  Grund  einer 
schwer  definierbaren  königlichen  Zentralinstanz  hinsichtlich  der 
inneren  Verwaltung  als  Friedensbewahrung  im  Lande  war  auch  eine 
gewisse  organische  Verwachsung  des  ungarischen  Köniersrechtes  mit 
der  seit  1804  durch  die  dynastische  Kaiserkrone  geschmückten 
Herrscherpersönlichkeit  des  österreichischen  Landesherrn  erfolgt. 
Alles  dies  und  die  ganze  fast  neumhundertjährige  Geschichte  des 
großen,  von  den  Magyaren  gebildeten  Reiches  der  Stephanskrone  er- 
schien mit  der  oktroyierten  Charte  wie  mit  einem  Schwämme  aus- 
gelöscht. Noch  einmal  war  also  die  verhägnisvolle  rasch  empor- 
gekommene und  ebenso  schnell  wieder  vernichtete  Idee  Josefs  IL  in 
Wien  ernstlich  aufgenommen  und  in  Wirklichkeit  umgesetzt  worden. 
Noch  einmal  wurde  der  Versuch  unternommen  —  und  zwar  diesmal, 
wenigstens  für  den  Augenblick,  noch  dazu  unter  der  angenommenen 
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Verhüllung  der  modernen  volksstaatlichen  Formen  des  westeuro- 
päischen Liberalismus  —  auf  der  Grundlage  rationalistischer  Ver- 
bindung militärischer  Gewalt  mit  den  in  Aussicht  gestellten  politi- 
schen und  ökonomischen  Vorteilen,  die  den  Völkern  erwachsen 
würden,  ein  einheitliches,  streng  in  Wien  zentralisiertes  Reich  ge- 
wissermaßen wie  eine  kunstvolle  Riesenmaschine  zu  errichten. 

Betrachtet  man  den  ganzen  Zusammenhang  der  Verhältnisse,  aus 
welchen  dieser  erste  Akt  der  Reaktion  wider  die  Revolution  von  1848 
hervorgegangen  ist,  und  lernt  man  die  Zeugnisse  kennen,  welche  die 
Anschauungen  der  hierbei  handelnden  Personen  bestimmten,  so  ist 
unverkennbar,  daß  der  leitende  Hauptgedanke  die  Wiederherstellung 
der  vollen  monarchischen  Autorität  in  dem  alten  Sinne  des  dynasti- 
schen Obrigkeitsstaates  gewesen  ist,  daß  man,  insbesondere  unier 
dem  Einflüsse  der  immer  kräftiger  sich  wehrenden  Insurrektion  der 
Magyaren,  eine  solche  Restauration  der  kaiserlichen  Macht  sich  nicht 
anders  denken  konnte  als  dadurch,  daß  man  eine  Reichseinheit 
schuf,  die  nunmehr  auch  Ungarn  endgültig  und  dauernd  den  übrigen 
Kronländern  vollkommen  gleichmachte. ai)  Ebenso  bemerkenswert  ist 
es  aber  auch,  daß  man  sich  doch  nicht  dazu  entschließen  konnte  — 
vor  allem  wohl  mit  Rücksicht  auf  die  noch  sehr  unklare  Gestaltung 
der  Dinge  in  Deutschland,  in  welchem  man  um  jeden  Preis  die 
Vorherrschaft  des  Erzhauses  bewahren  wollte  — ,  das  neue  Reich 
sogleich  offen  ohne  konstitutionelle  Umkleidungen  und  Umschweife 
—  wie  man  doch  letzthin  beabsichtigte  —  in  die  Welt  zu  setzen. 
Dabei  scheint  oben  doch  auch  mitgewirkt  ziu  haben,  daß  man  am 
Hofe  und  teilweise  im  Schöße  der  Regierung  den  jungen  Kaiser,  was 
die  Akte  seines  Vorgängers  an  der  Krone  betrifft,  doch  an  das  Ver- 
fassungsversprechen Ferdinands  vom  15.  März  1848  für  moralisch  ge- 
bunden hielt. 

Diese  ganze,  vom  Antritt  der  Regierung  Schwarzenberg  bis  zum 
4.  März  sich  fortentwickelnde  Verfassungspolitik  stand  nun.  wie 
schon  oben  bemerkt  wurde,  in  der  regierenden  Sphäre  bloß  einem 
einzigen  offenen  Widersacher  gegenüber:  dem  Feldina rschall  Fürsten 
Windiscbgrätz.  Seine  Opposition,  deren  Verlauf  an  anderer  Stelle 
ausführlich  dargestellt  wird,  beruhte  eben  darauf,  daß  er  trotz  der 
gewiß  engen  Schranken  seiner  Persönlichkeit  doch  eine  klar  aus- 
gesprochene politische  Anschauung  hatte,  die  mit  der  Schwarzenbergs 
in  schneidendem  Gegensatz  stand.  Er  war  ein  „Konservativer"  in  • 
dem  Sinne,  in  welchem  sich  in  ganz  Deutschland  die  politischen 
Anschauungen  des  historischen  Adels  seit  den.  40er  Jahren  und 
vollends  unter  dem  Eindruck  der  Revolution  von  1848  zu  konsoli- 
dieren begonnen  hatten.   Für  Preußen  hat  Friedrich  Julius  Stahl  die 
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Theorie  und  haben  die  seit  1848  um  die  „Kreuzzeitung"  geeinigten 
„Junker"  und  ihre  Vertreter  im  preußischen  Landtag  die  politische 
Praxis  des  dann  später  zu  so  gewaltiger  Kraft  gelangten  norddeutsch- 
protestantischen Konservatismus  geschaffen.  Für  Windischgrätz  war 
nebst  der  religiösen  Grundlage  seiner  ganzen  Persönlichkeit,  der  ihn 
wie  alle  seine  Standesgenossen  verbindenden  Ergebenheit  an  die 
katholische  Kirche,  das  ausschlaggebende  Moment  die  ständische 
Tradition  der  historischen  Familien  Oesterreichs,  zumal  des  böh- 
mischen Hochadels.  Diese  Kreise  fühlten  sich  in  ihrem  Bewußtsein 
als  die  „geschichtlichen  Stützen  des  Thrones"  seit  Kaiser  Josefs  II. 
Tagen  durch  die  zentralistische  Bureaukratie  im  ihrem  politischen 
Einfluß  und  ihrer  öffentlichen  Stellung  mehr  und  mehr  zurück- 
gedrängt, und  sie  erblickten  daher  den  Kern  des  Uebels  in  der 
„Zentralisation",  deren  natürliche  Folge  die  Nullifizierung  der  König- 
reiche und  Länder  sowie  ihrer  historischen  Repräsentanten,  der  Land- 
stände, sein  mußte. 

Beides  hatte  in  der  Tat  zu  dem  verhängnisvollen  Regierungs- 
system des  vormärzlichen  „Nichtregierens"  der  Staatskamferenz  unter 
gleichzeitiger  Lähmung  aller  Kräfte  und  Bevormundung  aller  Klassen 
und  Völker  geführt,  aus  welchen  Zuständen  dann  die  Revolution 
schließlich  hervorgehen  mußte.  Wenn  man  diese  nun  nach  der  mili- 
tärischen Niederwerfung  des  Aufstandes  auch  politisch  endgültig 
überwinden  wollte,  so  mußte  nach  der  Ansicht  Windischgrätz'  der  er- 
forderliche Neubau  vor  allem  dem  Adel  die  ihm  gebührende  Funktion 
im  Staate  zurückgeben.  Daß  eine  Verfassung  gegeben  werden  sollte, 
hat  auch  Windischgrätz  gebilligt,  und  so  ließ  er  denn  der  Regierung 
nach  einem  langen,  mit  Schwarzenberg  geführten  Briefwechsel  end- 
lich seinen  eigenen  Verfassungsentwurf  zugehen.  So  viel  von  diesem 
bisher  bekannt  geworden  ist  —  Alexander  Helfert  hat  über  den  In- 
halt nur  Andeutungen  gemacht  und  nicht  den  ganzen  Entwurf 
publiziert  — ,  so  ging  der  Grundgedanke  des  Fürsten  Windischgrätz 
dahin,  einen  Reichssenat  von  100  Mitgliedern  ziu  schaffen,  in  welchen 
die  Landtage  der  einzelnen  Königreiche  und  Länder  ihre  Delegierten 
entsenden  sollten.  Dieser  Senat  würde  dann  einen  Beirat  für  die 
Regierung  in  Gesetzgebungs-  und  Finanzsachen  bilden.  An  eine  Ver- 
fassung mit  liberalen  Requisiten  dachte  Windischgrätz  keineswegs; 
am  meisten  lag  ihm  daran,  die  von  den  revolutionären  Zutaten  wieder 
gereinigte  politische  Ständeverfassung  Ungarns  wieder  herzustellen 
und  dieses  sodann  ohne  Verletzung  seines  historischen  Staatsrechtes 
in  das  Gesamtreich  einzufügen.  Auf  solche  Weise  hätte  das  „neue 
Kaiserreich"  doch  nur  ein  lockeres  Gefüge  vorgestellt  und  hätte  sich 
enger   an  die    historische   Rechtsentwicklung   angeschlossen.      Daß 
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Fürst  Schwarzemlberg  für  diesen  Gedankengang  kein  Verständnis 
hatte,  ist  schon  bemerkt  worden:  im  Grunde  genommen  wollte  der 
Ministerpräsident  überhaupt  keine  „Verfassung",  weder  eine  liberale, 
noch  eine  konservative.  Das  war  bei  diesem  Manne  einfache  Konse- 
quenz der  in  ihm  vollendet  ausgebildeten  Grundrichtung  des  streng 
autoritären  Machtpolitikers  des  Ancien  Regime. 

Zu  denselben  Ergebnissen  in  der  Frage  der  Oktroyierung  einer 
Reichsverfassung  kamen  auch  andere  am  Hofe  einflußreiche  Persön- 
lichkeiten, die  ebenso  wie  Fürst  Windischgrätz  als  überzeugte 
politische  Konservative  bezeichnet  werden  können:  nur  war  das  eine 
von  Windischgrätz  verschiedene  Spielart  dieser  Grundrichtung,  die 
man  am  besten  wohl  als  die  der  bureaukratischen  Konservativen 
Oesterreichs  bezeichnen  kann.  Ihr  Haupt  in  dieser  Zeit  war  der 
Freiherr  von  Kübeck,  der  ebenso  zielbewußt  als  liberaler  Wirt- 
schaftspolitiker durch  Jahrzehnte  gewirkt  hatte,  wie  er  seit  1848 
ein  entschlossener  Antiliberaler  in  politischen  Dingen  geworden 
war.  Nimmt  man  die  kritischen  Aeußerungen  des  Fürsten 
Metternich  vor,  die  wir  in  seiner  Korrespondenz  mit  Kübeck 
während  des  der  Oktroyierung  der  Reichsverfassung  folgenden 
Zeitraumes  besitzen,  so  möchte  man  sagen,  daß  eigentlich 
Fürst  Metternich  der  bedeutendste  Exponent  dieser  politischen 
Auffassung  gewesen  ist;  aber  den  alten  Staatskanzler  verbanden 
doch  auch  viele  kräftige  Fäden  mit  dam  feudalen  Konservati- 
vismus seiner  aristokratischen  Standesgenossen.  Das  zeigt  sich 
deutlich  in  der  von  Kübeck  ganz  abweichenden  Auffassung  des 
Fürsten  Metternich  von  der  ungarischen  Frage,  bei  welcher  der  alte 
Staatskanzler  aus  seinen  langjährigen  innigen  Beziehungen  zum 
ungarischen  Magnatentum  heraus  stark  im  Ranne  der  magyarischen 
Altkonservativen,  vor  allem  ihrer  Führer,  des  siebenbürgischen 
Barons  Josika  und  des  Grafen  Anton  Szecsen,  gestanden  hat.  Wenn 
also  Hübner,  der  getreue  Amanuensis  Schwarzenbergs  und  dessen 
..Stilist"  in  dieser  ganzen  ereignisreichen  Epoche,  in  seinen  lebendigen 
und  inhaltsreichen  Erinnerungen  über  das  Jahr  1848/49  die  Oktroy- 
ierung der  Verfassung  als  einen  Fehler  bezeichnet,  weil  man  eine 
Verfassung  überhaupt  nicht  „machen"  könne,  sie  vielmehr  aus  den 
Verhältnissen  selbst  herauswachsen  müsse,  so  geben  diese  Aeußerun- 
gen doch  wohl  vor  allem  die  Ansicht  wieder,  die  in  den  aristo- 
kratischen Kreisen  Wiens,  in  der  Einflußsphäre  von  Männern  wie  des 
Freiherrn  von  Kübeck,  des  Grafen  Hartig  und  anderer  der  großen 
Amtshäupter  der  vormärzlichen  Bureaukratie  vorherrschte.12) 

Dieselbe  Regierung,  die  das  Reichsproblem  dwch  die  Oktroy- 
ierung der  Reichsverfassung  endgültig  lösen  zu  wollen  feierlich  er- 
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klären  ließ,  ließ,  wie  wir  sehen  werden,  zwei  Jahre  später  denselben 
jungen  Monarchen  ebenso  feierlich  das  Wort  von  der  „Lebens- 
unfähigkeit" dieser  Verfassung  in  aller  Seelenruhe  aussprechen. 
Man  harte  eben  in  so  kurzer  Zeit  nach  der  Niederwerfung  der  Re- 
volution schon  wieder  allen  Respekt  vor  der  Heiligkeit  des  eigenen 
Wortes  verloren  und  jede  Scheu  vor  der  1848  so  gefährlich  auf- 
getretenen öffentlichen  Meinung  verlernt!  Darum  bleibt  aber  doch 
dies  das  Merkwürdigste  an  diesem  ganzen  ersten  Akte  der  Reaktions- 
periode des  als  konstitutioneller  Monarch  auf  den  Thron  gestiegenen 
Franz  Josef:  man  hatte  geglaubt,  es  sei  die  richtige  Methode,  wenn 
man  die  selbständige  „Reichsnatur"  Ungarns  in  den  Wurzeln  be- 
seitigen wolle,  dieses  möglichst  zu  provinzialisieren,  und  zu  diesem 
Zwecke  bediente  man  sich  —  wie  schon  oben  bemerkt  wurde  —  der 
im  Verfassungsausschusse  zu  Kremsier  geschaffenen  neuen  Rechts- 
figur des  „Reichs-  oder  Kronlandes"  und  seiner  Autonomie.  Ungarn 
sollte  von  nun  ab  ein  Kronland  sein  ebenso  wie  Kroatien,  wie  Sieben- 
bürgen, wie  die  neu  zu  kreierende  serbische  Wojwodina,  und  ebenso 
gab  man  sich  auch  zumachst  den  Anschein,  konsequent  die  von  den 
slawischen  Foederalisten  für  die  nichtungarischen  und  nicht  rein- 
deutschen Kronländer  erkämpfte  Idee  der  Gleichberechtigung  der 
Nationalitäten  jetzt  ausdrücklich  auch  auf  die  Ungarn  zu  erstrecken. 
Man  könnte,  das  biblische  Bild  anwendend,  sagen:  die  neuen  Reichs- 
gründer Schwarzenberg  und  Stadion  scheuten  sich  nicht,  ihre  Felder 
mit  den  „foederalistischen  Kälbern"  der  Kremsierer  Liberalen  und 
Demokraten  zu  pflügen!  An  dieser  Politik  hätte  man  sicherlich  den 
Mut  und  wohl  auch  die  große  leitende  Idee,  der  jene  diente,  be- 
wundern können,  wenn  sie  nur  tatsächlich  ausgeführt  worden  wäre, 
ja  wenn  Schwarzenberg  auch  nur  ernstlich  an  diese  Ausführung  ge- 
dacht hätte.  Da  das  aber  nicht  geschah,  so  kann  man  in  dieser 
„verfassungsmäßigen"  Lösung  des  Reichsproblems  von  Anfang  an 
keinen  anderen  positiven  Kern  erblicken  als  eben  die  Wiederauf- 
nahme der  alten,  von  Josef  IL  unter  viel  günstigeren  Umständen 
unternommenen  Versuche  autokratischer  Gründung  eines  großen 
Einheitsreiches. 

Schwarzenbergs  Verfassungsoktroyierung  bedeutete  eben  nichts 
anderes,  als  daß  man  in  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  zu  Wien  ver- 
suchte, unter  dem  —  niemand  täuschenden  —  Schein  einer  liberal- 
konstitutionellen Charte  in  Wahrheit  einen  einheitlichen  militaristi- 
schen und  absolutistischen  Großstaat  als  moderne  Autokratie  zu 
errichten,  ein  riesenhaftes,  aber  rein  mechanisch  gefügtes  Gebilde, 
das  nicht  auf  dem  freien  Zusammenwirken  der  verschiedenen  Länder 
und  Völker  des  Reiches  beruhte,  sondern  auf  der  souverän  in  An- 
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spruch  genommenen  „Anhänglichkeit"  aller  an  der  Dynastie,  auf  der 
Unterwerfung  der  Massen  unter  die  Militärgewalt  und  auf  dem  er- 
erbten Respekt  aller  Klassen  Oesterreichs  vor  dem  Amtsmechanismus 
des  bureaukratischen  Obrigkeitsstaates.  Dieser  Versuch  ist,  was  die 
ungarische  Reichshälfte  anbetrifft,  vollständig  mißlungen,  wie  in 
kurzer  Zeit  schon  kund  ward :  dennoch  hat  die  durch  die  Oktroyierung 
eingeleitete  scheinbar  konstitutionelle,  in  Wahrheit  nie  anders  als 
absolutistisch  gedachte  Politik  des  jugendlichen  Kaisers  Franz  Josef 
die  ganze  weitere  Entwicklung'  des  Reichsproblems,  wie  wir  sehen 
werden,  dauernd  aufs  tiefste  beeinflußt.  Noch  mehr  aber  gilt  dies 
von  der  Entwicklung,  die  in  unlösbarem  Zusammenhang  mit  dieser 
Reichspolitik  die  Fortbildung  des  spezifisch  österreichischen  Staats- 
problems genommen  hat.  Deshalb  ist  es  nunmehr  unerläßlich,  das 
Verfassungswerk  des  Grafen  Stadion  als  neue  Staatsordnung  der 
„österreichischen"  Reichshälfte  des  alten  theresianisch-josefinischen 
Einheitsstaates  genauer  kennen  zu  lernen. 


Zweites  Kapitel. 
Die  Stadionsdie  Staats-  und  Verwaltungsreform  von  1849. 

Das  Manifest,  mit  welchem  am  6.  März  1849  die  oktroyierte  Ver- 
fassung publiziert  wurde,  brachte  die  leitende  Idee  der  Reichspolitik 
in  der  dem  Ministerium  Schwarzenberg  besonders  geläufigen  Wen- 
dung zum  Ausdruck,  daß  es  das  Werk  der  „Wiedergeburt"  eines  ein- 
heitlichen Oesterreich  als  Lebensaufgabe  des  jungen  Kaisers  bezeich- 
nete und  diese  Absicht  gewissermaßen  mit  dem  vom  Herrscher 
gleichzeitig  angenommenen  Wahlspruch  „Mit  vereinten  Kräften" 
symbolisierte.  Es  sollte  damit  die  abgeschlossene  Geschichtsperiode 
als  eine  Zeit  des  loseren  Zusammenhanges  der  Teile  der  Monarchie 
scharf  unterschieden  werden  von  dem  neuen  Reich,  das  nun  feierlich 
ausgerufen  war.  Die  Konstitution  war  dem  „Kaiserreich"  Oesterreich 
verliehen,  in  welchem  Ungarn  unter  Auflösung  seiner  besonderen 
staatsrechtlichen  Verbindung  mit  Siebenbürgen,  Kroatien  und  Fiunie 
nunmehr  dieselbe  Stellung  zukam,  welche  diese  Nebenländer  selbst 
und  alle  anderen  österreichischen  „Kronländer"  von  nun  ab  besitzen 
sollten.  Diese  Verfassung  wollte  aber  nicht  nur  durch  die  hiermit  ge- 
gebene Lösung  des  Reichsproblems  etwas  völlig  Neues  schaffen; 
sie  griff  auch  tief  abändernd  in  den  Organismus  des  e  r  b  1  ä  n  d-i  - 
schenEinheitsstaates  ein,  indem  sie  gleichzeitig  diese  Neue- 
rungen auf  das  in  „Kronländer"  gegliederte  Ungarn  übertrug.  So  voll- 
zog sich  gewissermaßen  eine  doppelte  Rezeption  der  im  Kremsierer 
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Verfassungsausschusse  unter  der  Vorherrschaft  des  Prinzips  nationaler 
Gleichberechtigung  und  des  foederalistischen  Prinzips  formulierten 
organisatorischen  Ideen,  vor  allem  der  Autonomie  der  Länder,  Kreise 
und  Gemeinden.  Graf  Stadion  machte  in  seiner  Verfassung  den 
Versuch,  diese  Errungenschaften  der  Foederalisten  und  Demokraten 
des  Kremsierer  Reichstages,  mit  deren  Hilfe  der  besondere  deutsch- 
slawische  Obrigkeitsstaat  in  einen  konstitutionellen  Völkerstaat  um- 
gebildet werden  sollte,  erstens  unmittelbar  auf  Ungarn  als  Nationali- 
tätenreich zu  übertragen,  zweitens  dieses  auf  autonomen  Ländern 
beruhende  Reichsganze  mit  dem  eigenen  Grundplan  einer  starken 
Zentralregierumg,  eines  einheitlichen  Gesamtreiches  organisch  zu 
verbinden,  und  so  mit  einem  Schlage  zwei  Ziele  zu  erreichen:  die 
Früchte  des  ersten  parlamentarischen  Einigungs Versuches  der  öster- 
reichischen Völker  sogleich  auch  für  Ungarn  und  seine  Nebenländer 
nutzbar  zu  machen  und  dieses  ganze  System  von  autonomen  Ländern 
durch  die  Aufstellung  einer  durchgreifenden,  streng  zentralistisch 
gedachten  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit  von  Wien 
aus  beherrschenden  Reichsgewalt  des  Kaisers  diesem  politisch  unter- 
zuordnen. Die  geschilderte  Entstehungsgeschichte  der  oktroyierten 
Verfassung  weist  bereits  auf  ihren  „hybriden"  Grundcharakter  hin; 
schon  aus  diesem  Grunde  ist  die  analytische  Vergleichung  der  März- 
Charte  mit  dem  Kremsierer  Ausschußoperat  von  großer  Fruchtbarkeit. 
Eine  solche  Analyse  ist  aber  auch  deshalb  höchst  wichtig,  weil  beide 
Gesetze,  die  ja  beide  nur  Entwürfe  geblieben  sind,  zusammen  dennoch 
dauernd  der  österreichischen  Verfassungspolitik  das  geistige  Ideen- 
material hauptsächlich  geliefert  haben.  Beide  Konstitutionsentwürfe 
stellen  gewissermaßen  kostbare  Fundgruben  vor,  aus  denen  die 
Bureaukratie  und  die  politischen  Parteien  des  späteren  konstitutio- 
nellen Oesterreich  sowohl  für  die  Entwicklung  der  Autonomie  alg 
auch  für  die  Erhaltung  des  Reichs-  und  Staatsgedankens  wertvollstes 
Material  gewonnen  haben. 13) 

Von  vornherein  zeigt  ein  Vergleich  beider  Verfassungspläne 
deutlich:  der  Einfluß  des  parlamentarischen  Operats  auf  Stadion 
und  sein  Werk  ist  ein  sehr  erheblicher  gewesen.  Das  beweist  die 
Aehnlichkeit  in  der  Struktur  und  den  Grundgedanken  beider  Ent- 
würfe, ferner  die  zum  Teil  wörtliche  Uebernahme  vieler  Bestim- 
mungen des  Kremsierer  Entwurfes  in  den  ministeriellen,  besonders 
in  den  Kapiteln,  die  vom  Reichsbürgerrecht  handeln,  von  den  Ge- 
meinden, von  der  gesetzgebenden  Gewalt,  deren  Ausübung  aller- 
dings nunmehr  durch  den  „allgemeinen",  aus  Ungarn  und  Oester- 
reich gebildeten  Reichstag  erfolgeD  soll.  Aber  auch  die  Unter- 
schiede sind  nicht  geringe  und  zeigen  die  besondere  Linie,  welche 
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Stadion  verfolgte.  Sie  lassen  sich  zusammengefaßt  dahin  bezeichnen: 
Graf  Stadion  hat  dem  Kremsierer  Entwurf  die  demokratischen  Spitzen 
so  viel  als  möglich  abgeschliffen.  An  die  Stelle  des  allgemeinen 
Wahlrechtes  zur  Volkskammer  des  Kremsierer  Konstitutionsent- 
wurfes tritt  jetzt  ein  Zensus  von  5  Gulden  direkter  Steuern  in  den 
Landgemeinden  und  den  Städten  unter  10  000  Einwohnern,  von  10 
bis  20  Gulden  in  den  größeren  Städten.  Die  Dauer  der  Wahlperiode 
wird  zum  Unterschied  vom  Kremsierer  Entwurf  durch  die  März- 
verfassung auf  5  Jahre  für  das  Unterhaus,  auf  10  Jahre  für  das  Ober- 
haus verlängert.  Die  Bestimmung  der  Kremsierer  Verfassung,  die 
beiden  Kammern  das  Recht  zur  Einsetzung  von  parlamentarischen 
Enquetekommissionen  statuiert,  ist  in  der  oktroyierten  Verfassung 
beseitigt.  Selbstverständlich  ist  in  dieser  auch  das  im  Kremsierer 
Entwurf  festgesetzte,  bloß  suspensive  und  in  der  Ausübung  an  die 
zeitliche  Dauer  der  einzelnen  Session  gebundene  Veto  des  Kaisers 
hier  in  ein  absolutes  und  zeitlich  unbeschränktes  Veto  verwandelt. 
Eine  wesentliche  Abweichung  von  der  Kremsierer  Urkunde  liegt  in 
der  Märzverfassung  auch  darin,  daß  das  Oberhaus  in  dieser  zwar 
auch  durch  Delegation  der  Landtage  gebildet  wird,  jedoch  ohne  daß 
auch  aus  den  Reichskreisen,  in  die  nach  beiden  Verfassungen  die 
großen  Kronländer  zerfallen,  Mitglieder  unmittelbar  in  das  Oberhaus 
entsendet  würden.  Vielmehr  erfolgt  in  dem  oktroyierten  Gesetz  die 
Delegation  in  das  Oberhaus,  die  Länderkammer,  so,  daß  nur  zwei 
Mitglieder  aus  der  Mitte  des  Landtages  delegiert  werden,  während 
die  übrigen,  verhältnismäßig  nach  der  Zahl  der  Bevölkerung  der 
Kronländer  bestimmten  Oberhausmitglieder  für  die  einzelnen  Länder 
von  den  Landtagen  aus  der  Mitte  der  mindestens  500  Gulden  direkte 
Steuer  entrichtenden  Reichsbürger  zu  wählen  sind.  Es  fehlt  also 
auch  in  der  Märzverfassung  trotz  dieser  Bestimmung  von  plutokra- 
tischem  Charakter  doch  durchaus  an  einer  österreichischen  Pairie. 
Das  Oberhaus  ist  auch  noch  in  ihr  reine  Wahlkammer  geblieben. 

Was  aber  die  Stellung  der  gesetzgebenden  Gewalt  überhaupt  in 
ihrem  Verhältnis  zu  den  Praerogativen  der  Krone  und  den  Rechten 
der  Regierung  betrifft,  so  hat  die  Märzverfassung  eine  fundamentale 
Abänderung  des  Kremsierer  Entwurfes  vollzogen,  indem  sie  durch 
den  §  87  das  Recht  der  Notverordnungen,  das  heißt  der  „kaiserlichen 
Verfügungen  mit  provisorischer  Gesetzeskraft"  zum  erstenmal  in  das 
österreichische  Verfassungsrecht  einführt.  Von  dieser  Gesetzes- 
bestimmung geht  der  gerade  Weg  zu  dem  berühmten  Notverord- 
nungsparagraphen, dem  §  14  der  Dezemberverfassung,  auf  dessen 
Anwendung  während  der  letzten  zwanzig  Jahre  des  Bestandes  des 
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österreichischen  Staates    der  Konstitutionalismus    der  Regierungen 
Franz  Josefs  I.  oft  so  gut  wie  vollständig  zusammengeschrumpft  ist.  *  14) 

Dasjenige  aber,  was  uns  hier  vor  allem  beschäftigt,  das  Ver- 
hältnis zwischen  Reich  und  Ländern,  zwischen  Zentralgewalt  und 
Landesverwaltung,  ist  auch  in  der  oktroyierten  Verfassung  der  be- 
merkenswerteste Bestandteil.  Zum  vollen  Verständnis  dieser  Materie 
müssen  aber  außer  der  Verfassungsurkunde  vom  4.  März  1849 
auch  noch  die  von  Alexander  Bach  entworfenen  und  im  darauf- 
folgenden Jahre  publizierten  Landesverfassungen  herangezogen 
werden. 

Führt  man  nun  auch  hier  die  Vergleichung  mit  dem  Kremsierer 
Werk  durch,  so  zeigen  sich  folgende  wesentliche  Ergebnisse.  Auch 
die  Stadionsche  Verfassung  hält  an  der  im  Verfassungsausschuß  des 
Reichstages  festgestellten),  begrenzten  Selbständigkeit  der  König- 
reiche und  Länder  fest.  Auch  in  ihr  ist  also  das  Grundprinzip  der 
,. Autonomie"  der  Kronländer  anerkannt;  nur  wird  diese  unter  Fern- 
haltung aller  staatsrechtlichen  Wendungen  mit  den  Worten  aus- 
gedrückt: „Die  Kronländer  werden  in  den  Angelegenheiten,  welche 
die  Reichsverfassung  oder  die  Reichsgesetze  als  Landesangelegen- 
heiten erklären,  von  den  Landtagen  Vertretern."  (§  70  der  Reichsver- 
fassung.) Zum  Unterschied  von  der  Kremsierer  Urkunde  werden 
aber  in  der  Reichsverfassung  (§  36)  die  Reichsangelegenheiten  mit 
aller  Ausführlichkeit  einzeln  aufgezählt,  nachdem  ihr  die  ebenfalls 
detaillierte  Aufzählung  der  Landesangelegenheiten  (§  35)  voran- 
gegangen ist.  Die  Generalklausel,  mittels  welcher  alle  nicht  aus- 
drücklich als  Landesangelegenheiten  angeführten  Gegenstände  der 
Reichsgesetzgebung  zugewiesen!  werden,  wird  hier  überdies  wörtlich 
übereinstimmend  mit  dem  Kremsierer  Operate  statuiert.  Unzweifel- 
haft ist  nun  durch  die  Stadionsche  Verfassung  die  Landesautonomie 
gegenüber  dem  Kremsierer  Entwurf  in  mancher  wesentlichen  Be- 


*)   Diese  denkwürdige  Urform   des  §  14  lautet  in  der  Märzverfassung 
folgendermaßen: 

„Wenn  der  Reichstag  oder  Landtag  nicht  versammelt  ist  und  dringende, 
in  den  Gesetzen  nicht  vorhergesehene  Maßregeln  mit  Gefahr  auf  dem  Ver- 
zuge für  das  Reich  oder  für  ein  Kronland  erforderlich  sind-,  so  ist  der  Kaiser 
berechtigt,  die  notwendigen  Verfügungen  unter  Verantwortlichkeit  des  Mi- 
nisteriums mit  provisorischer  Gese.zeskraft  zu  treffen,  jedoch  mit  der  Ver- 
pflichtung, darüber  dem  Keichs-  bezw.  Landlage  die  Gründe  und  Erfolge  dar- 
zulegen." Derselbe  Gundsatz  ist  dann  auch  in  dem  §  37  der  Landesvei  fassun- 
jyen,  \\eche  lb50  erfassen  wurde,  entlia.ten.  Der  Vater  dieses  Gedankens  ist 
FreMierr  von  Kübeck  gewesen,  der  den  vorstehenden  Paragraphen  bei  der 
unter  seiner  Teilnahme  vorgenommenen  Revision  des  ministeriellen  Ver- 
las&ungsent wurfes  in  der  Ministerra'.ä:ilzung  vom  21.  Februar  beantragte, 
Miniäterratsprotokoll  vom  21.  Februar  1849.  Z.  759.  Haus-.  Hof-  u.  Staat» 
cjrchiv. 
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ziehung  als  eingeschränkt  anzusehen:  Landesanstalten,  öffentliche 
Bauten,  Wohltätigkeitsanstalten,  Landesauflagen,  Landesbudget,  Lan- 
deskultur bilden  den  primären  Wirkungskreis  des  Landtages,  „nähere 
Anordnungen  inner  der  Grenzen  der  Reichsgesetze  in  Gemeinde-, 
Kirchen-  und  Schulangelegenheiten,  Heeresverpflegung,  Einquartie- 
rung und  Vorspannsachen"  bilden  den  sekundären  Wirkungskreis 
der  Landesvertretung.  Die  Landesverfassungen  haben  dann  diesen 
sekundären  Wirkungskreis  der  Landtage  allerdings  ganz  ansehnlich 
erweitert:  „Nach  Maßgabe  der  §§  35  und  36  der  Reichsverfassung, 
und  soweit  es  dieselbe  anordnet,  inner  der  Grenzen  der  Reichs- 
gesetze, gehören  zum  Wirkungskreise  des  Landtages  namentlich  auch 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Grund-Zerstückungen  und  Zu- 
sammenlegungen, über  Bewässerungsanlagen,  über  Landeskredits- 
und  Landes-Assekuranz-Anstalten,  über  die  Expropriation  zu  Lan- 
deskulturzwecken oder  zu  öffentlichen  Landesbauten,  über  die  aua 
Landesmitteln  gegründeten  oder  erhaltenem  Anstalten  zur  Beförde- 
rung der  Künste  und  Wissenschaften,  der  Urproduktion  und  des 
Verkehrs  im  Innern  des  Landes,  über  öffentliche,  zu  Landeszwecken 
und  aus  Landesmitteln  unternommene  Bauten,  insbesondere  für  das 
Landeskommunikationswesen  und  für  Landesinstitute,  ferner  über 
die  Armenversorgung,  soweit  sie  nicht  der  Vertretung  der  Orts-,  Be- 
zirks- oder  Kreisgemeinde  anheimfällt,  endlich  über  die  Stiftungen, 
Pfründen  und  Wohltätigkeitsanstalten  des  Landes,  insofern  sie  ent- 
weder zum  Wirkungskreise  der  ehemaligen  ständischen  Körper- 
schaft gehörten  oder  eine  Dotierung  aus  Landesmitteln  in  Anspruch 
nehmen,  unvorgegriffen  der  von  den  Stiftern  bezüglich  der  Ver- 
leihung, Verwaltung  und  Verwendung  getroffenen  Verfügungen." 
(§  38  der  Landesverfassungen.) 

So  erscheinen  schließlich  nur  jene  föderalistischen  Bestim- 
mungen des  Kremsierer  Entwurfes  beseitigt,  welche  den  Landtagen 
im  allgemeinen  in  allzu  dehnbaren  Ausdrücken  wie  „Landespolizei", 
„Landeskommunikationswesen"  gewisse  Befugnisse  verliehen  hatten. 
Wie  ernst  auch  noch  die  Märzverfassung  —  wenigstens  auf  dem 
Papier  des  Reichsgesetzblattes  —  die  Wahrung  der  den  Volksver- 
tretern durch  die  Verfassung  gewährtem  Rechte  auch  hinsichtlich  der 
Landesgesetzgebung  nimmt,  zeigt  der  §  37  der  Landesverfassung, 
Welcher  Notverordnungen  für  den  Fall  dringender  in  den  Gesetzen 
nicht  vorgesehener  Maßregeln  bei  Gefahr  im  Verzuge  regelt  und  den 
Kaiser  für  berechtigt  erklärt,  die  notwendigen  Verfügungen  unter 
Verantwortlichkeit  des  Ministeriums  mit  provisorischer  Gesetzes- 
kraft eu  treffen,  jedoch  mit  der  Verpflichtung,  darüber  dem  nächsten 
Landtage   die   Gründe   und  Erfolge  darzulegen. 
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Spricht  man  nun  von  der  Märzverfassung  als  einer  „zentrali- 
stischen",  wie  dies  in  der  politischen  Literatur  Oesterreichs  üblich 
ist,  so  kann  man  dies  immer  nur  in  einem  einzigen  Sinne  berechtigt 
linden,  wenn  man  damit  vorwiegend  das  Verhältnis  Ungarns  zu  den 
deutsch-slawischen  Erbländern,  die  Lösung  des  Reichsproblems,  be- 
zeichnen will:  denn  nunmehr  wurde  in  der  Tat  zum  erstenmal  eine 
zentrale  Reichsgesetzgebung  für  die  Gesamtmonarchie  und  eine 
zentrale  Reichsverwaltung  des  Innern  statuiert.  Vergleicht  man 
aber  die  neue,  durch  die  Verfassung  für  das  „verjüngte  Reich"  ge- 
gebene Organisation  bloß  hinschtlich  der  deutsch-slawischen  Erb- 
länder mit  dem  Obrigkeitsstaat  des  Ancien  Regime,  so  erscheint  die 
Märzverfassung,  schon  was  die  Gesetzgebung  betrifft,  als  eine,  wenn 
auch  gemäßigte  Maßregel  der  Dezentralisation  der  Reichsgewalt. 
Noch  mehr  verstärkt  sich  aber  dieser  Eindruck,  wenn  wir  die  Be- 
stimmungen der  Reichsverfassung  über  die  Stellung  der  Länder 
näher  betrachten.  So  heißt  es  dort:  „Die  zum  Wirkungskreis  der 
Landesvertretung  gehörigen  Befugnisse  werden  entweder  durch  die 
Landtage  oder  durch  die  von  ihnen  gewählten  Landesausschüsse  aus- 
geübt." „Jedem  Landtage  wird  das  Recht  der  Teilnahme  an  der  Ge- 
setzgebung in  Laodesangelegenheiten  und  des  Gesetzesvorschlages 
sowie  das  Recht,  die  Ausführung  der  Landesgesetze  zu  überwachen, 
gewährleistet."  (§§  79  und  80  der  Reichsverfassung.)  Auch  wird  den 
Landtagen  die  Abänderung  der  ihnen  in  Aussicht  gestellten  Landes- 
verfassungen in  der  ersten  Wahlperiode  mit  einfacher,  später  mit 
qualifizierter  Majorität  selbst  anheimgestellt.  Solche  Abänderungen 
müssen  allerdings  dem  Reichstag  vorgelegt  werden,  ohne  daß  aber 
diesem  ausdrücklich  ein  Recht  der  Verwerfung  oder  Zustimmung 
eingeräumt  würde. 

Prüft  man  weiter  die  einzelnen  Bestimmungen  der  Stadionschen 
Märzverfassung  und  der  Länder  Statute  von  1850,  welche  die  Landes- 
verwaltung betreffen,  so  zeigt  sich  gegenüber  der  Kremsierer  Ver- 
fassung hier  vor  allem  die  klare  Konzeption  der  Einheitlichkeit  der 
gesamten  Verwaltung,  an  der  Stadion  in  seinem  ganzen  Reformwerke 
festhielt.  Die  Reichsverfassung  spricht  im  §  84,  mit  welchem  der 
X.  Abschnitt  „Von  der  vollziehenden  Gewalt"  eingeleitet  wird,  in 
nicht  mißzuverstehender  Weise  den  Satz  aus:  „Die  vollziehende 
Gewalt  im  ganzen  Reiche  und  in  allen  Kronländern  ist  Eine  und 
unteilbar.  Sie  steht  ausschließlich  dem  Kaiser  zu,  der  sie  durch 
verantwortliche  Minister  und  die  denselben  untergeordneten  Be- 
amten und  Festeilten  ausbleibt."  „Wird  einer  Körperschaft  oder  wem 
immer  ein  Teil  der  vollziehenden  Gewalt  übertragen,  so  kann  dieses 
nur  widerruflich  stattfinden,  und  die  Krone  ist  stets  berechtigt,  für 
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die  Ausübung  des  übertragenen  Teiles  der  vollziehenden  Gewalt 
eine  andere  Vorkehrung  zu  treffen."  (§  85  der  Reichsverfassumg.) 
,,Die  Vollziehung  und  Handhabung  der  Landesgesetze  sowie  die 
Ausführung  der  von  den  Landtagsausschüssen  innerhalb  ihres  ver- 
fassungsmäßigen Wirkungskreises  erlassenen  Entscheidungen  steht 
der  vollziehenden  Gewalt  zu."  (§  86  der  Reichsverfassung.)  Zwar 
hatten  auch  die  Kremsierer  Politiker  an  der  Doktrin  von  der  „voll- 
ziehenden Gewalt"  festgehalten,  sie  haben  aber,  wie  wir  wissen, 
durch  die  Verqudckung  dieser  Doktrin  mit  dem  Prinzip  der  Verant- 
wortlichkeit der  Minister  und  Statthalter  vor  Reichstag  und  Land- 
tagen sowie  mit  dem  Versuche,  „verantwortliche"  Statthaltereiräte 
oder  Landesminister  zu  konstituieren,  wenn  auch  in  unklarer  Weise 
eine  Teilung  der  vollziehenden  Gewalt  durch  Scheidung  einer  „auto- 
nomen Verwaltung"  von  der  Reichsverwaltung  vorzunehmen  ge- 
sucht. Alle  diese  Ideen,  Gespinste  und  Versuche,  eine  „autonome" 
Landesverwaltung  als  vollkommen  „staatsfreie",  d.  h.  von  der 
obrigkeitlichen  Gewalt  der  kaiserlichen  Zentralbehörden  befreite 
Administration  zu  schaffen,  beseitigt  nun  die  Charte  Stadions  mit 
wenigen,  aber  zielbewußten  Sätzen.  Er  und  vollends  sein  Nach- 
folger Alexander  Bach  wußten,  daß  der  bürgerlich-liberale  „Staat" 
in  Oesterreich  wie  für  die  Dynastie  und  den  Hof  ebenso  auch  für 
die  bürgerlichen  und  bäuerlichen  Ober-  und  Mittelklassen  als  die 
Träger  der  ganzen  Wirtschaftsordnung  in  der  Vorstellung  unvermeid- 
lich verbunden  war  mit  dem  Vorhandensein  eines  starken,  zentrali- 
sierten und  über  das  ganze  Reichsgebiet  gleichförmig  organisierten, 
praktisch  nur  der  Krone  verantwortlichen  Berufsbeamtentums  und 
Behördenwesens.  Zumal  Alexander  Bach  verstand,  daß  diejenige 
bürgerliche  Klasse,  auf  die  sich  teilweise  schon  vor  1848  und  vollends 
nach  der  Restauration  Hof  und  Staat  schon  aus  den  Bedürfnissen  der 
Staatsfinanzen  heraus  unbedingt  stützen  mußten,  nämlich  das  junge, 
aber  auch  in  Oesterreich  immer  kräftiger  ausgreifende  industrielle 
und  finanzielle  deutsche  Unternehmertum  gerade  in  diesem  Reiche 
der  vielen  Völker  und  Sprachen  ein  wahres  Lebensinteresse  an  der 
möglichsten  Zentralisierung  und  Bureaukratisierung  der  öffentlichen 
Verwaltung  besaß  und  jede  historische  „Autonomie"  mehr  oder 
weniger  als  ökonomischen  Kraftverlust  und  als  Gefahr  für  die  freie 
Entwicklung  modernen  Wirtschaftslebens,  zumal  der  Großindustrie, 
des  Verkehrs-  und  Bankwesens  erachtete.  *)  Dennoch  wirkt  aber 
gerade   auf  Stadions   sehr   ausgesprochene   staatsmännische    Indivi- 

*)  Wie  innig  dir  ökonomischen  Bedürfnisse  der  modernen  Industriellen 
Wirtschaftsordnung     mit     der     Ausbildung    und     Erhaltung    rentraltetiecfc 

bareaukretiseber   verwaltungemettioden  des  Staates  zusammenhangen,  wird 
an  ander»  r  Stelle  naher  erörtert  werden. 
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dualität  —  er  war  in  seiner  Weise  nicht  minder  ein  „liberaler" 
Doktrinär  als  die  Autoren  des  Kremsierer  Entwurfes  —  das  Prinzip 
der  konstitutionellen  Theorie  von  der  „munizipalen"  Autonomie  mit 
solcher  Kraft  ein,  daß  er  sich  seinerseits  doch  wieder  zur  An- 
erkennung einer  weitgedehnten  autonomen  Sphäre  innerhalb  der 
ausschließlich  vom  „Staate"  in  den  Ländern  geführten  Verwaltung 
bewogen  fand.  Graf  Franz  Stadion  war  eben  längst  vor  1848  über- 
zeugter „Autonomist",  wie  schon  die  oben  erwähnten  Versuche  zu 
einer  Gemeindeordnung  im  Küstenlande  und  seine  ganze  Tätigkeit 
als  Gouverneur  in  Triest  gezeigt  hatten;  auch  er  war  ganz  erfüllt 
von  der  französisch-belgischen  Theorie  vom  Pouvoir  municipal,  und 
die  Vorstellung  von  der  „Autonomie"  der  Gemeinde  bildete  längst 
die  Quintessenz  seiner  Ideen  über  Reform  der  Staatsordnung  und 
Staatsverwaltung.  Nun  war  er  aber,  wie  seine  ganze  Laufbahn 
zeigte,  ein  höchst  zielbewußter  Staatsmann  und  so  ist  er  als  Doktri- 
när der  „Autonomie"  auch  viel  klarer  und  konsequenter  zu  Werke 
gegangen  als  die  Männer  von  Kremsier.  Stadion  erblickte  ähnlich 
wie  von  Kleyle,  Löhner  und  faßt  alle  führenden  deutschen  Liberalen 
von  1848  das  Ideal  der  Staatsorganisation  in  einem  methodischen 
Aufbau  der  autonomen  Gemeinden,  Bezirke  und  Kreise,  welche  die 
ganze  Arbeit  der  inneren  Verwaltung  und  auch  die  Aufbringung  des 
Hauptteiles  der  finanziellen  Bedürfnisse  dieser  Verwaltung  be- 
sorgen sollen.  Diese  Vorstellung  war  Stadion  durch  die  staatsrecht- 
liche Literatur  jener  Zeit  vermittelt:  war  doch  längst  in  der  deutschen 
Theorie  die  grundsätzliche  Forderung  herangereift,  die  umfassenden 
örtlichen  Verbände,  die  Kreise,  Gaue  oder  Landschaften,  aus  denen 
sich  die  einzelnen  Staatsgebiete  zusammensetzen,  als  höhere  Ge- 
meinden aufzufassen.  Graf  Stadion  teilte  diese,  wie  wir  wissen, 
auch  im  Reichstag  vorherrschenden  Anschauungen  durchaus  und 
formulierte  sie  legislatorisch  vor  allem  im  III.  Hauptstück  seines 
Gemeindegesetzes,  welches  gleichzeitig  mit  der  Märzverfassung  zu- 
etandekam  und  am  17.  März  1849  veröffentlicht  wurde.  In  dem- 
selben Gedankengange  vollzog  dann  auch  Alexander  Bach,  Nachfolger 
des  hoffnungslos  an  Paralyse  erkrankten  Grafen  Stadion  seit 
April  1849  —  man  darf  annehmen,  wohl  in  diesem  Betracht  den 
schon  vorhandenen  Plänen  Stadions  folgend  — ,  den  letzten  Schritt 
und  konstituierte  in  seinen  Landesstatuten  von  1850  die  Kronländer 
tatsächlich  als  eine  Art  von  höchsten  Gemeinden,  als  Landes- 
Kommunen.  Damit  war  die  Vorstellung  eines  bestimmten  Kreises 
von  Geschäften  gegeben,  für  die  neben  dem  Landtag  als  der  gesetz- 
gebenden Körperschaft  des  einzelnen  Kronlandes  auch  ein  selb- 
ständiges verwaltendes  Organ  erforderlich  war-    Dahin  gehörten  vor 
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allem  jene  allerdings  nicht  bedeutenden  Agenden  der  ehemals  stän- 
dischen Vertretung  des  Kronlandes,  die  nach  §  43  der  neuen  Landes- 
statute  nunmehr  auf  den  Landtag  übergingen,  ferner  die  Befugnis 
der  Aufsicht  und  Entscheidung,  welche  das  provisorische  Gemeinde- 
gesetz von  1849  dort,  wo  keine  Kreise  vorgesehen  waren,  gleichfalls 
den  Landtagen  übertrug,  endlich  die  Summe  jener  Geschäfte,  die 
die  Vorbereitungen  für  die  Abhaltung  der  Sitzungen  des  Landtages, 
die  Instandhaltung  der  für  die  Landesverwaltung  in  ihren  Aemtern 
und  Organen  bestimmten  Räumlichkeiten  erheischte.  Aber  der 
Schöpfer  der  Märzverfassung  erkannte  auch,  daß  die  rein  legislative 
Tätigkeit  des  Landtages  eine  Anzahl  von  Studien  und  administra- 
tiven Vorbereitungen  mit  sich  bringen  müsse,  ohne  welche  Gesetzes- 
vorschläge eben  nicht  Zustandekommen  können;  hierfür  sowie  für 
die  Ausübung  des  im  §  45  der  Landesstatuten  gewährleisteten  ver- 
fassungsmäßigen Rechtes  der  Landtage,  die  Ausführung  der  Landes- 
gesetze zu  überwachen,  Berichte  und  Anträge  an  die  Organe  der 
Zentralregierung  zu  stellen,  Gutachten  zu  erstatten,  endlich  für  die 
Verwahrung  und  Verwaltung  des  Landesvermögens,  des  Schuld-  und 
Kreditwesens  des  Landes  mußte  ein  besonderes  Organ  geschaffen 
werden,  da  der  Landtag  doch  nur  zu  periodischen  Sessionen  ver- 
sammelt werden  konnte.  Dieses  Organ  schufen  nun  die  Landesver- 
fassungen von  1850  in  der  Gestalt  eines  besonderen  Organes  der 
administrativen  Landesautonomie,  das  heißt  eines  Landesausschuß 
genannten  permanenten  Komitees  des  Landtages,  das  aus  4  bis  12 
Mitgliedern  bestehend,  zum  Teil  aus  den  Kurien  des  Landtages,  zum 
Teil  vom  Plenum  gewählt  werden  sollte.  Die  Mitglieder  des  Landes- 
aiKäschusses  erhalten  für  ihre  Tätigkeit  eine  jährliche  Entschädigung 
aus  Landesmitteln,  die  durch  ein  Landesgesetz  bestimmt  wird.  Den 
Wirkungskreis  dieses  Lamdesausschusses  bestimmt  die  I^andesver- 
fassung  in  der  oben  bezeichneten  Weise  und  sieht  deren  Erweite- 
rung durch  die  Landesgesetzgebung  vor.  Ausdrücklich  wird  nun  der 
parlamentarisch-repräsentative  Charakter  dieser  Organe  vom  Ge- 
setze hervorgehoben:  ,.Der  Landesausschuß",  heißt  es  da,  „ist  dem 
Landtage  für  seine  Geschäftsführung  verantwortlich."  (§  56.)  Inso- 
weit ließe  sich  nun  der  Grundgedanke  der  Gemeindeautonomie  ohne 
Schwierigkeit  auch  auf  das  Kronland  übertragen:  der  Landtag  ent- 
spricht der  Gemeindevertretung,  dem  Gemeindeausschuß,  der  I>an- 
desausschuß,  der  sich  frei  einen  Vorsitzenden  wählt,  dem  Gemeinde- 
vorstand. Aber  schon  hier  stockt  die  Parallele,  denn  der  Vorsitzende 
dieses  „Vorstandes  der  Landes*?emeinde"  ist  nicht  etwa  dem  Ge- 
meindevorsteher  gleichzusetzen.  Das  Problem,  das  sich  in  diesem 
Punkte  vor  dem  Gesetzgeber  des  Jahres  1849  erhob,  wie  nämlich 
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diese  Verwaltungstätigkeit  des  Landesausschusses  sich  zur  „Voll- 
ziehenden Gewalt",  deren  Ausgangspunkt  und  einziger  Willensträger 
der  Kaiser  verfassungsmäßig  war,  verhalten  solle,  fand  begreiflicher- 
weise nicht  eine  Lösung,  die  den  betreffenden  Einrichtungen  des  Ge- 
meindegesetzes entspricht.  Dieser  letzteren  wird  nämlich  —  wir 
werden  sogleich  bei  der  Darstellung  des  Stadionschen  Gemeinde- 
gesetzes darauf  zurückkommen  —  in  Anerkennung  des  ursprünglich 
öffentlichen  Charakters  der  Gemeinde  ein  „natürlicher"  Wirkungs- 
kreis zuerkannt,  innerhalb  dessen  das  Gemeindegesetz  der  Ge- 
meinde das  Recht  auf  selbständige  Verwaltung  zuerkennt, 
deren  Vollziehung  ausdrücklich  dem  Bürgermeister  übertragen  wird. 
Damit  aber  war  schon  in  den  Begriff  der  vollziehenden  Gewalt,  wie 
man  ihn  von  der  Theorie  des  älteren  französischen  und  späteren 
belgischen  Konstitutionalismus  übernommen  hatte,  eine  breite 
Bresche  geschlagen;  denn  hiermit  war  über  das  ganzie  Staatsgebiet 
hin  mit  einem  Schlage  allen  Völkern  gleichmäßig  eine  Sphäre  öffent- 
lich-rechtlicher Tätigkeit  der  Staatsbürger  selbst  eröffnet,  die, 
verkörpert  in  den  „autonomen"  Gemeindeorganen,  freiblieb  von  der 
Ingerenz  des  „Staates"  als  zentralen  Machtapparates.  Sollte  nun 
auch  der  Ausschuß  der  Landesgemeinde,  der  Landesausschuß  in 
gleicher  Weise  konstituiert  werden?  Der  Gesetzgeber  von  1849  ver- 
neint diese  Frage.  „Die  Ausführung  der  von  dem  Landesausschuß 
innerhalb  des  verfassungsmäßigen  Wirkungskreises  erlassenen  und 
nicht  bloß  den  inneren  Haushalt  der  Landesvertretung  betreffenden 
Entscheidungen  steht  der  Vollziehenden  Gewalt  zu.":  So  sprechen 
es  die  Landesstatute  von  1850  aus.  Paragraph  86  der  Reichsver- 
fassung hatte  statuiert:  „Die  Vollziehung  und  Handhabung  der  Lan- 
desgesetze sowie  die  Ausführung  der  von  den  Landtagsausschüssen 
innerhalb  ihres  verfassungsmäßigen  Wirkungskreises  erlassenen 
Entscheidungen  steht  der  Vollziehenden  Gewalt  zu."  Von  dieser 
letzteren  aber  heißt  es  in  der  Reichsverfassung:  „Die  vollziehende 
Gewalt  im  ganzen  Reiche  und  in  allen  Kronländern  ist  Eine  und  un- 
teilbar. Sie  steht  ausschließlich  dem  Kaiser  zu,  der  sie  durch  ver- 
antwortliche Minister  und  die  denselben  untergeordneten  Beamten 
und  Bestellten  ausübt." 

Aus  diesen  Gesetzesbestimmungen  geht  unzweifelhaft  hervor, 
was  man  jedenfalls  nicht  wollte :  daß  nämlich  der  Landesausschuß 
eine  exekutive,  nach  außen  hervortretende,  den  Staatsbürger  un- 
mittelbar bindende  Gewalt  ausübt.  Dennoch  wurde  ihm  gleichzeitig 
eine  gewisse  „interne"  Verwaltungsbefugnis  eingeräumt:  er  sollte 
befugt  sein,  die  Beamten  des  Landtages  anzustellen,  zu  diszipli- 
nieren und  zu  entlassen,  die  Landeskasse,  das  Landesarchiv  und  die 
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Registraturen  zu  verwalten  und  für  den  Landtag,  dessen  Beamte, 
Diener,  Gebäude,  Einrichtungen  sowie  für  den  ganzen  inneren  Haus- 
halt ein  Budget  aufzustellen.  Aber  dieser  Voranschlag  muß  sodann 
dem  Statthalter  übergeben  werden,  der  ihn  in  den  allgemeinen  Vor- 
anschlag des  Landes  einbezieht.  Man  sieht  also:  nur  für  diesem 
innersten  Haushalt  der  Landesvertretung  —  nicht  des  Landes  — 
wird  dem  Landesausschuß  eine  Art  von  Selbstverwaltung  ein- 
geräumt. Für  alle  anderen  mit  der  Tätigkeit  der  Landtage  und  den 
Landesgesetzen  zusammenhängenden  administrativen  Geschäfte  ist 
der  Statthalter,  der  Landeschef  der  „Provinz",  des  „Kronlandes"  als 
Inhaber  der  einen  unteilbaren  vollziehenden  Gewalt  des  Kaisers 
ausschließlich  kompetent. 

Man  errät  leicht,  welche  Gründe  Stadion  zu  dieser  Konstruktion 
der  Landesverwaltung  bewogen  haben.  Er  wollte  vor  allem  jede 
Fortsetzung  der  ständischen  Verwaltung  durch  Ausschüsse  oder  Ver- 
ordnete verhindern.  Ihm  waren  die  Königreiche  und  Länder  doch 
nur  eine  lässige  und  leere,  längst  abgelebte  Form.  Nach  den  Er- 
fahrungen der  Märztage  fürchtete  man  am  Hofe  und  in  dem  Kreise 
der  zur  Macht  gelangten  Männer  die  aristokratische  Opposition  der 
Stände  ganz  besonders.  *)  Weder  Kübeck,  noch  Graf  Hartig,  noch 
Graf  Stadion  wollten  fortan  den  Königreichen  und  Ländern  irgend- 
eine besondere  staatliche  Bedeutung  zuerkennen.  Insbesondere 
wollte  Graf  Stadion  ursprünglich  die  Länder  nicht  nur  als  staats- 
rechtlich anerkannte  Einheiten,  sondern  überhaupt  als  administra- 
tive Territorien  beseitigen.  Wenn  er  dennoch  die  Statthaltereien  als 
Fortsetzung  der  alten  Gubernien  annahm,  so  betrachtete  er  sie,  wie 
er  selbst  sagte,  als  „zeitweilige  Stifte"  in  der  neuen  Regierungs- 
maschine, die  später  wieder  herausgezogen  werden  sollen. 

Es  ist  belehrend,  sich  dieser  von  Stadion  geplanten  Landesauto- 
nomie gegenüber  die  Bestimmungen  des  Kremsierer  Entwurfes  über 
diese  Materie  im  Erinnerung  zu  rufen.  Wir  erinnern  uns:  hier  war 
d  r  grundlegende  Gedanke  die  Bcheinbar  doktrinäre  Unterscheidung 
von  Reichs-  und  Landesregierungsgewalt.    In  Wirklichkeif  war  diese 


*)  Niibt  bloß  Stadion  allein,  sondern  d'ie  meisten  der  Männer  des  alten  Re- 
gierungssy&tems,  die  1849  wieder  zur  Macht  gelangten,  waren  entschiedene  Geg- 
ner  der  Fortsetzung  ständische?  Einrichtungen.  Wie  man  in  den  Kreisen  der 
Regierung  nach  1848  in  den  nied  erösterreichischen  und  böhmischen  Ständen 
die  eigentlichen  Urheber  der  Revolution  erblickte,  zeigt  am  besten  die  pole- 
mische Literatur  jener  Zeil,  deren  Hervorragendste  Erscheinungen  durch 
die  Namen  des  Grafen  Hartig,  des  Verfassen  der  „Genesis  der  Revolution", 
einerseits  des  Freiherrn  von  Andiian,  der  als  der  leitende  Kopi  der  itandi- 
s*]<n   Bewegung   vor   1848   angesehen    werden    muß,   sowie    durch    den    Yer- 

i    Harügs    „Ueneabf,   den    Freiherrn    G.   von 
Buschmann,   fiindrerseits,  bezeichnet   werden. 
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Trennung  nicht  einer  Doktrin  zuliebe  vorgenommen  worden,  sondern 
einer  der  geschicktesten,  bewußt  geführten  politischen  Schachzüge 
der  tschechischen  Föderalisten.  Das  Hauptziel,  das  diesen  bei  der 
Schaffung  der  Landesa/utonomie  vor  Augen  stand,  war  nämlich,  die 
Reichsländer  soviel  als  möglich  an  den  Begriff  einzelstaatlicher 
Selbständigkeit  der  Glieder  eines  Bundesstaates  anzunähern.  Daß 
dazu  selbst  die  im  Kremsierer  Verfassungsausschuß  schließlich  zu- 
standegekommene erweiterte  Kompetenz  der  Landesgesetzgebung 
nicht  genüge,  ist  Rieger  und  Pinkas  vollkommen  klar  gewesen.  Sie 
strebten  also  darnach,  auf  einem  anderen  Wege  die  praktische  Aus- 
übung der  ganzen  „vollziehenden"  Gewalt  innerhalb  des  einzelnen 
Reichslandes  zu  „verländertn".  Diesem  Zwecke  diente  vor  allem  die 
Bestimmung  des  §  107  des  Kremsierer  Entwurfes,  welcher  verfügte: 
„ Der  Statthalter  hat  alle  in  den  Geschäftskreis  der  Reichs- 
ministerien des  Innern,  des  Unterrichtes  und  des  Kultus  gehörigen 
Angelegenheiten  im  Namen  des  betreffenden  Ministeriums  unmittel- 
bar zu  erledigen.  In  Angelegenheiten  der  Universitäten  und  poly- 
technischen Anstalten  hat  er  sich  jedoch  früher  mit  dem  Reichsmini- 
sterium ins  Einvernehmen  zu  setzen."  Auf  diese  Weise  mußte  eine 
sehr  weitgehende  Dezentralisation  der  Ministerialverwaltung  zu- 
gunsten der  ihr  formell  untergeordneten  statthalterlichen  Verwaltung 
notwendig  herbeigeführt  werden.  Der  nächste  Schritt  war  nun  der, 
die  auf  solche  Weise  tatsächlich,  wenn  auch  nicht  nach  dem  Buch- 
staben des  Gesetzes  zu  Landesministern  umgewandelten  Gouver- 
neure der  großen  Länder,  die  Statthalter,  politisch  der  Landesauto- 
nomie möglichst  vollständig  unterzuordnen.  Deshalb  wollten  die 
Föderalisten  auch  nichts  von  einem  dem  bisherigen  ständischen 
Landtag  entlehnten,  rein  parlamentarischen  Exekutivorgan  des 
Landes,  einem  Landesausschuß,  wissen,  denn  ihnen  lag  daran,  nicht 
bloß  den  engeren  Begriff  der  spezifischen  Landesinteressenpflege, 
sondern  womöglich  die  gesamte  Tätigkeit  der  vollziehenden  Gewalt 
mit  dem  Landtage  und  der  Landesautonomie  in  einen  organischen 
Zusammenhang  zu  bringen.  Deshalb  wollten  sie  vor  allem  den 
Wirkungskreis  des  formell  noch  vom  Kaiser  ernannten  Statthalters 
möglichst  erweitern,  um  dann  seine  Tätigkeit  als  Ganzes  der  Landes- 
vertretung zu  unterwerfen.  Das  richtige  Mittel  hierzu  erblickten  die 
böhmischen  Föderalisten  in  dem  als  Panacee  des  Liberalismus  da- 
mals im  höchsten  Ansehen  stehenden  konstitutionellen  Requisit  der 
Ministerverantwortlichkeit.  Wir  wissen  nun,  daß  ihnen  im  Ver- 
fassungsausschuß dieser  Plan  in  betreff  der  „Statthaltereiräte", 
welche  sie  sich  als  eine  Art  von  Landesministerrat  dachten,  nicht 
vollständig  gelang:   die  Majorität  des  Ausschusses  schob  dieses  Aus- 
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kunftsmittel  auf  die  künftige  Formulierung  der  Landesverfassung  in 
den  Landtagen  abgab.  Doch  gelang  es  allerdings,  für  die  Verantwort- 
lichkeit des  Statthalters  eine  Mehrheit  im  Ausschusse  zu  finden,  und 
so  bestimmte  denn  §  105  des  Entwurfes:  „Der  Landtag  hat  das 
Recht,  den  Landeshauptmann  (Gouverneur),  den  Statthalter  oder  die 
Statthaltereiräte  in  Anklagestand  zu  versetzen:  die  Aburteilung  steht 
dem  obersten  Reichsgericht  zu." 

Hält  man  nun  die  ganzen  bisher  angeführten  Bestimmungen 
des  Kremsierer  Entwurfes  zusammen,  so  wird  auch  der  eigentliche 
Sinn  der  Scheidung  der  vollziehenden  Gewalt  in  eine  Reichsregie- 
rungs-  und  Landesregierungsgewalt  vollkommen  klar:  wenn  auch 
der  Statthalter  noch  vom  Kaiser  ernannt  wird  und  für  die  Reichsver- 
waltung dem  Minister  untersteht,  so  war  er  doch  für  den  Geschäfts- 
kreis der  Landesverwaltung,  also  für  die  Ausführung  der  Landes- 
gesetze, politisch  durch  jene  Bestimmung  über  die  Verantwortlich- 
keit von  der  Landtagsmehrheit  abhängig:  allerdings  nur  insoweit 
diese  die  Vollziehung  von  Landesgesetzen  ist.  Aber  da  der  Statthalter, 
ob  er  nun  Reichs-  oder  Landesgesetze  ausführt,  doch  immer  nur  ein 
und  dieselbe  unteilbare  physische  und  psychische  Individualität 
bleibt,  so  konnten  die  föderalistischen  Urheber  dieser  Bestimmungen 
des  Kremsierer  Entwurfes  füglich  hoffen,  jederzeit  von  dem  archi- 
medischen Punkt  der  parlamentarischen  Verantwortlichkeit  für  die 
Landesgeschäfte  aus  die  ganze  Tätigkeit  des  Statthalters  schrittweise 
zur  Funktion  eines  parlamentarischen  Landesministers  umzugestal- 
ten. Auf  diese  Weise  würde  der  kaiserliche  Statthalter,  dieser 
historische  Repräsentant  der  Zentralgewalt  in  den  Provinzen,  not- 
wendig „verhindert"  und  die  ganze  Grundlage  des  Obrigkeitsstaates, 
nämlich  das  gleichmäßige  Imperium  der  Zentralgewalt  im  ganzen 
Staatsgebiete  in  allen  Angelegenheiten  der  Reichsverwaltung  unver- 
meidlich via  facti  nach  und  nach  aufgelöst  werden. 

Alle  diese  von  den  böhmischen  Föderalisten  sehr  klug  er- 
sonnenen  Einrichtungen  zur  stillschweigenden  Verwandlung  der 
„Provinzen"  in  wirkliche  Reichs-Bundesländer  oder  Reichs-Einzel- 
staaten  hatte  nun  Stadion  in  seiner  Märzverfassung  ein  für  allemal 
beseitigt.  Seine  Landesautonomie  dachte  er  sich  ausschließlich  als 
eine  beschränkte  Partikulargesetzgebung  des  einzelnen  Kronlandes 
und  als  eine  noch  mehr  beschränkte,  im  wesentlichen  auf  tutelarische 
Ueberwachung  gewisser  Funktionen  der  großen  Stadt-  und  der  Kreis- 
gemeinden reduzierte  Kommunaladministration  der  Landeskommunc. 
Für  die  Statthalter  hatte  Stadion  ganz  im  Gegensatz  zu  den  Ideen 
der  tschechischen  Foederalisten  so  wenig  übrig,  daß  er  vielmehr  alles 
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daran  setzte,  sie  in  der  praktischen  Administration  möglichst  wenig 
gelten  zu  lassen. 

An  dieser  Stelle  setzt  nun  in  der  gesamten  Staatsreform  Stadions 
die  Rechtsfigur  der  Kreise  ein,  wie  er  sie  in  seine  neue  Verwaltungs- 
ordnung aufnahm.  Als  autonomistischer  Kommunalpolitiker  sah  er 
nicht  die  Kronländer  als  die  territoriale  Grundeinheit  der 
öffentlichen  Verwaltung  an,  sondern  die  K  r  e  i  se ,  die  es  er- 
möglichten, möglichst  gleichartig  durch  das  ganze  Staats- 
gebiet eine  leistungsfähige,  moderne  Verwaltungsbehörde  durch- 
zuführen. Zwischen  diese  und  die  „freie  Gemeinde"  schiebt 
Stadions  Reform  allerdings  noch  ein  Mittelglied  der  autonomen  Ver- 
waltungsorganisation, den  Bezirk,  ein.  *)  Kreise  und  Bezirke  werden 
geradeso  wie  die  Ortsgemeinde  als  freie  Wahlkörperschaften  gebildet: 
wie  neben  und  über  der  Landesgemeinde-Vertretung,  dem  Landtag, 
die  ministeriell  geleitete  Landesregierung  oder  Statthalterei  als 
Exekutivorgan  steht,  tritt  neben  die  Bezirksgemeinde  der  Bezirks- 
hauptmann, neben  die  Kreisgemeinde  der  Kreispräsident  als  Organ 
der  Staatsgewalt.  Nur  ist  hier  der  große  Unterschied  zwischen  dem 
Kronlande  einerseits,  den  Bezirks-  und  Kreisgemeinde-Ausschüssen 
anderseits  der,  daß  bei  diesen  die  Funktion  der  staatlichen  Ver- 
waltungsbehörden, wie  wir  sogleich  im  einzelnen  sehen  werden,  nur 
als  Aufsichtsgewalt,  nicht  als  Stück  der  „vollziehenden  Gewalt"  ge- 
dacht ist.  Oeffentliche  Verwaltung  im  Kreise  und  im  Bezirke  ist  eben 
als  Funktion  der  Kreis-  und  Bezirksgemeinde,  also  als  eine  mittlere 
und  höhere  Gemeindeverwaltung,  aufgefaßt:  diese  aber  bildet  in 
konsequenter  Ausbildung  der  Idee  der  kommunalen  „Autonomie" 
und  Selbstverwaltung  in  ihrer  Gesamtheit  die  zweite  große  und  selbst- 
sländige  Form  der  Ausübung  öffentlicher  Gewalt,  der  öffentlichen 
Administration  als  ein  Ganzes  genommen,  jene  Art  der  Verwaltung, 
deren  Wesen  es  ist,  daß  sie  ohne  Initiative  des  „Staates",  das  heißt 
der  zentralistisch  geordneten  Regierungsgewalt,  ihre  Aufgaben  zu 
erfüllen  hat.  Diese  ist  also  sachlich  der  „vollziehenden  Gewalt"  der 
Regierung  nebengeordnet  und  nur  insoweit  als  die  Wahrung  der  ge- 
samtstaatlichen Interessen,  also  vor  allem  die  Ueberprüfung  der 
Rechtmäßigkeit  ihrer  Verwaltungsakte  in  Betracht  kommt,  dem 
„Staat",  d.  i.  den  zentralen  Regierungsbehörden,  untergeordnet. 

*)  In  seinem  ersten  Entwürfe  über  das  Gemeindiegesetz,  wie  er  ihn  dem 
Ministerrate  am  13.  Februar  1849  vorlegte,  hatte  Stadion  auch  noch  eine 
weitere  munizipale  Zwischenstufe  zwischen  Bezirk  und  Kreis,  den  „Gau", 
eingesetzt  Das  erschien  denn  doch  mehreren  Mitgliedern  des  Ministerrates 
eine  zu  weit  gehende  und  darum  unausführbare  Häufung  von  territorialen 
Verbänden,  und  so  wurde  dieses  ganze  Kapitel  von  der  „Gaugemeinde"  im 
Entwurf  gestrichen.  Vgl.  Prot.  Nr.  19  vom  13.  Februar  1849,  Z.  529.  (Haus- 
Hof-  u.  Staatsarchiv.) 


3(>8  Der  neue  Absolutismus  u.  d.  Entwickl.  d.  österr.  Problems  v.  1849  bis  1859. 

Hält  man  die  beiden  Verfassungsnläne,  den  des  Kremsierer  Aus- 
schusses und  den  des  Grafen  Stadion  —  beide  sind  übrigens  nie  in 
Kraft  getreten  —  nebeneinander,  so  erkennt  man  leicht,  wie  darin 

acht  wird,  die  vom  Ministerium  Schwarzenberg-Stadion  verkörper- 
ten politischen  Grundgedanken  mit  den  liberal-autonomistischen  Prin- 
zipien des  Kremsierer  Entwurfes  zu  einem  wenigstens  theoretischen 
Ausgleich  zu  bringen:  Wiederherstellung  der  Autorität  von  Kaiser 
und  Regiemng  durch  Konzentration  der  gesamten  politischen  und 
administrativen  Aufsichtsgewalt  in  den  Händen  beider,  Durchführung 
der  liberalen  Forderungen  nach  Teilnahme  des  Volkes  an  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  durch  Volksvertretungen  im  Reichstage  und 
in  den  Landtagen,  die  Verwirklichung  des  Prinzipes  weitgehender 
Munizipal-Autonomie,  d.  h.  staatsfreierVerwaltungdurch 
die  örtlichen  Verbände  in  Gemeinde,  Bezirk  und 
Kreis.  Betrachtet  man  die  Staatsreform,  wie  Graf  Stadion  sie 
plante,  als  Ganzes,  nämlich  sowohl  die  Märzverfassung  als  auch  die 
erst  nach  dem  im  Sommer  1849  erfolgten  geistigen  Tode  des 
Ministers  durchgeführte  Neuorganisation  der  inneren  Verwaltung,  so 
wird  man  sagen  dürfen:  dieses  Werk  Franz  Stadions  verleugnet 
zweifellos  nicht  die  staatsmännische  Eigenart  und  Schöpferkraft,  die 
sich  vor  allem  in  der  prinzipiellen  Grundlegung  der  neuen  Staats- 
ordnung auf  wenige,  aber  umfassende  und  fruchtbare  politische  Ge- 
danken kundgibt.  Stadions  Auffassung  vom  österreichischen  Staat 
ging  dahin,  daß  es  vor  allem  erforderlich  sei,  eine  starke  Zentral- 
gewalt in  einem  nach  französischer  Art  gebildeten  Gesamtministerium 
zu  schaffen,  welches  die  gesamte  Staatstätigkeit  nach  einzelnen 
Ressorts  gegliedert  lückenlos  in  sich  zusammenfaßt,  sodann  an  den 
Statthaltern  und  weit  mehr  noch  an  den  Kreispräsidenten  als  seinen 
unmittelbaren  Unterorganen  kräftige  Vertreter  des  einheitlichen 
Staatsgedankens  durch  das  ganze  Reichsgebiet  hin  besitzen  solle. 
Unter  der  Leitung  dieser  gewissermaßen  als  Präfekten  gedachten 
hohen  Beamten  sollte  die  ganze  Verwalbungsarbeit  des  Staates  durch 
die  autonomen  Körperschaften,  Gemeinde,  Bezirk  und  Kreis,  be- 
sorgt werden.  Die  ganze  lokale  Verwaltung  sollte  also  frei  von  der 
Bevormundung  durch  die  bureaukratische  Zentralbehörde  innerhalb 
der  Reichs-  und  Landesgeselze  von  den  gewählten  Vertretern  der 
Bevölkerung,  den  Gemeinde-,  Bezirks-  und  Kreisausschüssen,  in  mög- 
lichst gleichmäßiger  territorialer  Gliederung  besorgt  werden.  Dabei 
dachte  sich  Stadion  zweifellos  die  administrative  Gewalt  der  Minister 
und  der  ihnen  unterstehenden  Kreispräsidenten  an  sich  «rewiß  nicht 
Unbedeutend,  aber  die  entscheidende  Neuerung  lag  darin:  dieses 
administrative  Imperium  der  Regierung  und  Ihrer  Kreispräsidenten 
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sollte  vornehmlich  in  der  Ueberwachung  der  „Handhabung"  der 
Reichs-  und  Landesgesetze  sowie  in  der  obersten  Leitung  der  ge- 
samten öffentlichen  Verwaltung  durch  die  Verordnungen  der  Zen- 
tralbehörden bestehen.  Die  eigentliche  Verwaltungsarbeit  in  dem 
Sinne,  wie  die  liberale  Doktrin  jener  Zeit  das  Wort  „Verwaltung" 
verstand,  sollte  Lokalverwaltung  im  technischen  Sinne  sein,  den 
dieser  Begriff  allerdings  erst  seit  der  richtigen  Erkenntnis  des 
Wesens  der  englischen  Verwaltung  auch  für  die  deutsche  Staats- 
lehre gewonnen  hat;  das  heißt  die  Pflege  öffentlicher  Interessen 
sollte  durch  die  örtlichen  Interessenten  selbst,  durch  Bürger-  und 
Bauernschaft,  also  als  wirkliche  lokale  Selbstverwaltung  geleistet 
werden. 15) 

Wie  ernst  aber  doch  Stadion  dabei  die  Pflichten  und  Befugnisse 
der  bureaukratischen  Zentralregierung  auffaßte,  wie  er  in  den  be- 
rufsbeamtlichen  Leitern  der  Kreis-  und  Bezirkshauptmannschaften 
doch  die  eigentlichen  Regulatoren  der  gesamten  öffentlichen 
Administration  sah,  zeigt  deutlich  die  besondere  Bestimmung  des 
§  83  der  Reichsverfassung,  die  den  Ministern  die  Macht  einräumt, 
in  jenen  Angelegenheiten,  die  den  Gemeinden  oder  Landtagen  und 
deren  Organen  zur  selbständigen  Entscheidung  überlassen  sind,  die 
Ausführung  von  Verwaltungsmaßregeln,  welche  den  Gesetzen  und 
dem  Gesamtwohle  widersprechen,  aus  freiem  Entschluß  einzu- 
stellen oder  zu  untersagen. 

Kein  Zweifel  kann  darüber  bestehen:  die  Stadionsche  Staats- 
und Verwaltungsreform  bildet  ein  merkwürdiges  und  wohldurch- 
dachtes Ganze.  Schon  in  den  Debatten  des  Kremsierer  Reichstages 
wurden  wiederholt  Stimmen,  die  von  den  Gerüchten  über  die  Pläne 
des  Ministers  des  Innern  angeregt  waren,  laut,  darüber  klagend, 
daß  Stadion  Oesterreich  nach  französischem  Muster  in  Departements 
einteilen  und  eine  reine  Präfektenverwaltung  organisieren  wolle. 
Wiederholt  wendete  sich  gegen  solche  Absichten  scharfe  parlamen- 
tarische Kritik  von  verschiedenen  Seiten  her;  demgegenüber  ver- 
langten alle  Parteien  des  Reichstages  um  so  nachdrücklicher  Durch- 
führung des  Prinzipes  der  Autonomie  in  der  öffentlichen  Verwal- 
tung. Die  Verfassung  vom  4.  März  1849  zeigt  nun,  daß  Stadion 
gleichzeitig  ein  zentralistisch  denkender  Verfassungspolitiker  und 
ein  überzeugter  Anhänger  des  Prinzipes  der  autonomen  Verwaltung 
gewesen  ist:  er  proklamierte  im  übrigen  die  Grundrechte  der 
„freien"  Gemeinde  als  einen  Bestandteil  der  Verfassung  in  dieser 
selbst  und  stellte  dann  seinem  Gemeindegesetz  den  denkwürdigen 
Satz  an  die  Spitze:  „Die  freie  Gemeinde  ist  die  Grundlage  des 
freien  Staates."  —  In  seiner  Reichsverfassung  setzte  er  ferner  über 
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diese  autonomen  Ortsgemeinden  Bezirks-  und  Kreisgemeinden  zur 
Besorgung  der  innerhalb  dieser  Territorialverbände  zusammen- 
gefaßt vorhandenen  gemeinsamen  öffentlichen  Interessen  der  Be- 
völkerung. So  nahm  Stadion  das  ganze  Gebiet  der  herrschenden 
liberalen  Anschauungen  von  der  stufenweise  aufgebauten  Munizipal- 
verfassung als  einer  Garantie  bürgerlicher  und  politischer  Freiheit 
unbedenklich  in  seine  Gesamtorganisation  des  Staates  hinein. 

Andrerseits  war  Stadion  zweifellos  auch  ein  Kenner  und  Be- 
wunderer der  französischen  Staatsverwaltung  mit  ihrer  straffen 
Zentralisation  in  den  Händen  des  Ministeriums,  der  Zentralregie- 
rung. Aber  er  wußte  ebenso  wie  seine  demokratisch  gesinnten 
Kritiker,  daß  gerade  diese  seit  Napoleons  großen  Reformen  mit  dem 
vollen  Prestige  des  französischen  Namens  ausgestattete  Verwal- 
tungsordnung Frankreichs  an  dem  völligen  Mangel  kommunaler 
Freiheit  schwer,  ja  unheilbar  krankte.  So  entsprang  aus  dem  be- 
weglichen Geiste  Stadions  der  Plan,  die  Präfekturverwaltung  Frank- 
reichs zwar  als  Muster  für  die  Reform  der  staatlichen  Verwaltungs- 
behörden zu  adoptieren,  diese  aber  gleichzeitig  mit  einem  System 
freier  Orts-,  Bezirks-  und  Kreisgemeinden  organisch  zu  verbinden. 
Denn  ihm  als  einem  vielerfahrenen  österreichischen  Verwaltungs- 
mann, der  im  Süden  ebensogut  wie  im  Nordosten  und  im  Zentrum 
des  Reiches  gedient  hatte  und  die  auseinandergehenden  Kräfte 
darin  sehr  wohl  kannte,  war  von  vornherein  klar,  daß  Oesterreich 
ebenso  einer  starken  zentralen  Staatsgewalt  wie  einer  auf  der  Teil- 
nahme des  Volkes  beruhenden  lokalen  Verwaltung  bedurfte.  Man 
darf  wohl  sagen:  Graf  Stadion  war  von  der  Erkenntnis  erfüllt,  daß 
die  außerordentlichen  Verschiedenheiten  in  nationaler,  wirtschaft- 
licher und  kultureller  Hinsicht,  die  zwischen  den  einzelnen  Ländern 
der  Gesamtmonarchie  bestehen,  es  dringend  erfordern,  daß  die  ge- 
meinsamen öffentlichen  Interessen  der  Bevölkerung  innerhalb  ihrer 
natürlichen  Verbände,  der  Gemeinden,  Bezirke,  Kreise  durch  die 
Selbsttätigkeit  der  Bürger  im  wesentlichen  besorgt  werden,  damit 
solchermaßen  die  politischen  und  nationalen  Reibungen,  die  unver- 
meidlichen Irrtümer  und  Schwierigkeiten  zentraler  bureaukra- 
tischer  Behördentätigkeit  vermindert  oder  ganz  verhütet  werden. 
Ihm  scheint  der  Gedanke  vorgeschwebt  zu  haben,  daß  die  zentral 
geleitete  kaiserliche  Verwaltung  sich  möglichst  auf  das  rein  „staat- 
liche Gesamtinteresse"  im  Sinne  der  Wahrung  der  Gesetzlichkeit 
der  Administration,  der  Hintanhaltung  von  Willkürakten  der 
kommunalen  Organe,  sowie  der  Pflege  des  Gesamtwohles  be- 
schränke, daß  sie  aber  in  dieser  Aufgabe  allerdings  kein  Hinder- 
nis erfahre  und  überall   mit   Energie  durchgreifen  könne,  wo  der 
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Rechts-  und  Wohlfahrtsgedanke  es  erfordern.  Daher  ließ  er  die 
alten  Provinzgouvernements  als  Statthaltereien  zwar  bestehen,  aber 
nicht  diese,  sondern  erst  innerhalb  ihrer  die  Kreise  und  Bezirks- 
hauptmannschaften bildeten  das  eigentliche  tragende  Gebälk  der 
staatlichen  Administration.  Beide  sind  als  territoriale  Gebilde  von 
ansehnlicher  Größe  gedacht  und  schon  damit  ist  angedeutet,  daß 
die  neue  Ministerverwaltung  nicht  eine  zentralistische  Bevormun- 
dung der  Bevölkerung  bedeuten  sollte,  sondern  nur  eine  Ober- 
leitung der  in  den  autonomen  Körperschaften  sich  vollziehenden 
täglichen  Arbeit  der  Selbstverwaltung  durch  die  breite  bürgerliche 
Mittelklasse.  Die  Auffassung  Stadions  von  dem  Wesen  und  den 
Aufgaben  der  neuen  Aemter  und  ihrer  Beamtenschaft  darf  man 
wohl  mit  Recht  in  der  gedanklich  und  stilistisch  gleich  vortreff- 
lichen allgemeinen  Instruktion  erblicken,  die,  am  15.  August  1849 
erlassen,  zwar  schon  die  Unterschrift  Bachs  als  Nachfolgers  Stadions 
trägt,  die  aber  gewiß  durchaus  nur  die  Gedankengänge  des  letzteren 
wiedergibt,  sowie  seines  Hauptmitarbeiters,  des  Sektionschefs  Oettel, 
der  übrigens  auch  später  noch  Bachs  rechte  hand  bei  dessen  end- 
gültiger Reorganisation  der  Verwaltung  geblieben  ist.  Ich  möchte 
hier  nur  einige  besonders  kennzeichnende  Stellen  dieses  höchst  be- 
merkenswerten Erlasses  wiedergeben;  im  Grunde  genommen  aber 
lohnt  es  sich  immer  noch  heute,  diese  ganze  Staatsschrift  in  ihrem 
Texte  nachzulesen.  Der  Erlaß  selbst  betont  von  Anfang  an  den  un- 
löslichen geistigen  Zusammenhang  zwischen  der  Märzverfassung  und 
der  neuen  Verwaltungsorganisation. 

„Im  allgemeinen  sind  die  Grundsätze",  beißt  es  in  dem  Erlasse, 
„welche  die  Regierung  Seiner  Maje&iät  leiten,  in  der  Reichsverfassung  und 
in  den  zu  deren  Vollziehung  erlassenen  organischen  Gesetzen  nieder- 
gelegt .  .  ."  „Eer  Geist  derselben  muß  all«  öffentlichen  Organe  bis  in  die 
letzten  Schichten  durchdringen,  und  es  wird  Aufgabe  jedes  leitenden  Funk- 
tionärs .sein,  dort,  wo  ältere  Gesetze  und  Vorsäriften  mit  den  Grundsätzen 
dci  neuen  Institutionen  nick  im  Einklänge  stehen,  den  letzteren  immer  und 
überall  praktische  Geltung  zu  verschaffen.  Vor  ailem  bedarf  es  der  voMen 
Tätigkeit  Eurer  Exzellenz  (des  Statthalters)  zur  raschen  und  umsichtigen 
Durchführung  jener  wichtigen  Gesetze,  von  welchen,  wie  bei  dem  Gemeinde-, 
dem  GrundentlastungsgeS'etze,  und  der  neuen  Organisation  der  Adniin  s  ra- 
tivtx  hörden  die  tatsächliche  Verwirklichung  der  Gleichheit  aller  Staats- 
bürger vor  dem  Gesetze  und  die  nachhaltige  Begründung  einer  kräftigen, 
nach  allen  Richtungen  hin  wirksamen  Exekutivgewalt  bedingt  ist.  Wenn  ich 
Insbesondere  die  bevorsvehende  Organisierung  der  politischen  Behörden  der 
tunkte  baren  und  unablässigen  Obsorge  Eurer  Exzellenz  auf  das  eindring- 
iieste  empiehle,  wird  es  Ihrer  Einsicht  nicht  entgehen,  daß  es  sich  hierbei 
nicht  etwa  boß  um  eine  geänderte  Einteilung  der  Bezirke  una  Kreise  des 
Landes  handle,  sondern  daß  der  Umschwung  der  Verhältnisse  wesentliche 
Modifika'ionen  in  der  Richtung  des  Dienstes  und  in  den  anzuwendenden 
Mitteln  zum  Bedürfnisse  machte.  Der  Beruf  des  öffentichen  Beamten  ist 
damit  ein  neuer,  schönerer  geworden-  Seine  Tätigkeit  soll  sich  nicht  bloß 
in  dem  begrenzten  Raum  des  Amtes    und    auf    dem  lähmenden  Wege  der 
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Akten  un  1  schriftlicher  Verhandlung  bewegen;  es  rufen  ihn  vielmehr  seine 
neuen  Pflichten  unmittelbar  in  die  Strömung  des  Lebens,  in  den  Verkehr 
mit  bürgerlicher  und  politischer  Tätigkeit.  Es  erfordert  erhöhtes  Nach- 
denken, gesteigerten  Eifer  und  vermehrte  Anstrengung,  auf  diesem  Felde 
anregend,  belehrend,  leitend  auf  die  selbständigen  Gemeinden  zu  wirken, 
-Ion  Geist  des  Gesetzes  klar  zu  erfassen  und  klar  zu  machen,  mit  dem 
Volke  und  in  dessen  Vertrauen  zu  leben,  und  bei  ihm  das  gerechtfertigte 
Uebergewicht  der  Einsicht,  Bildung  und  Unbescholtenheit  (des  Beamten) 
zu  gewinnen  und  geltend  zu  machen.  Als  ein  wesentliches  Mittel  zur  Er- 
n  icliung  dieses  Zweckes  erscheint  es,  darüber  zu  wachen,  daß  in  jenen 
Kronlandgebieten,  welche  mehrere  Nationalitäten  umfassen,  sich  jeder  Beamte 
die  Kenntnis  der  landesüblichen  Sprachen  verschaffe,  und  überhaupt  sich  an- 
gelegen  sein  lasse,  die  gleiche  Berechtigung  aller  Stämme  zu  vermitteln 
und  tatsächlich  zur  Geltung  zu  bringen.  Die  Staatsbedienstung  soll  fürder- 
hin  nicht  bloße  Versorgung,  sie  soll  ein  Posten  des  öffentlichen  Vertrauens 
und  Wirkens  sein,  und  der  Träger  eines  Amtes  nicht  in  starrer  Abgeschlossen- 
heit von  dem  Bürgertume,  sondern  vielmehr  in  dem  größeren  Umfange 
seines  Pflichtkreises  und  in  der  strengen  Erfüllung  seines  Berufes  seine 
Auszeichnung  erkennen.' 

Die  Grundlage  dieser  ganzen  Konzentration  von  Staats-  und 
freier  körperschaftlicher  Verwaltung  des  Innerem  beruht  nun  —  das 
ist  wohl  nach  dem  Vorhergesagten  klar  geworden  —  auf  der  Ein- 
richtimg der  gewissermaßen  konzentrisch  übereinandergelagerten 
freien  Verbände  der  Orts-,  Bezirks-  und  Kreisgemeinden  und  daher 
vor  allem  auf  dem  zuerst  genannten,  nämlich  der  freien  Orts- 
gemeinde im  eigentlichen  Sinne.  Diese  bedarf  daher  noch  einer 
genauen  Schilderung.  in) 

Das  Gesetz  über  das  Gemeindewesen,  die  ,.provisorische  Ge- 
meindeordnung vom  17.  März  1849",  ist  ganz  zweifellos  das  reifste 
und  fruchtbarste  Gesetzeswerk  Stadions  gewesen  und  als  dauerndes 
Denkmal  der  Staatskunst  dieses  bedeutenden  Mannes  zu  beurteilen. 
Graf  Stadion  hat  in  diesem  Gesetze  die,  wie  wir  wissen,  längst  schon 
in  den  liberalen  Kreisen  Oesterreichs  dringend  geforderte  Neu- 
Bchöpfung  des  Gemeindewesens  in  Gedankengingen,  Können  und 
Einrichtungen  vollzogen,  welche  im  Leben  aller  österreichischen 
Völker  tiefste  Wurzeln  geschlagen  haben,  bis  zur  Stunde  fortdauern 
und  zweifellos  den  eigenartigsten  und  schärfsten  Charakterzug  in 
dem  Bilde  der  gesamten  Staatsordnung  Oesterreichs  seit  zwei 
Menschenaltern  ausmachen.  Die  „freie  Gemeinde",  welche  die  Ein- 
leitung dieses  trotz  seines  provisorischen  Charakters  fundamentalen 
und  dauerbaftesten  Gesetzes  als  „Grundlage  des  freien  Staates" 
bezeichnet,  ist  eben  als  die  merkwürdigste  und  stärkste  Schöpfung 
anzusehen,  die  aus  dem  Gedankenschatz  des  jugendlichen 
deutschen  Liberalismus  in  Oesterreich  und  der  bürgerlichen  Re- 
volution hervorgegangen  ist,  ein  Werk,  welches  das  ganze  öffent- 
liche Leben  Oesterreiche  In  politischer  und  administrativer  Hinsicht 
Beil  mehr  als  einem  halben  Jahrhundert  aufs  tiefste  beeinflußt,  zur 
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Entfaltung  gebracht  und  geformt  hat.  *)  Nichts  ist  so  charakte- 
ristisch, als  daß  die  erste  Tat  des  1861  neu  ins  Leben  gerufenen 
österreichischen  Reichsparlamentes  in  der  Schaffung  des  neuen 
Reichsgemeindegesetzes  bestand,  das  in  seinen  wesentlichen  Be- 
standteilen und  Gedanken  nichts  anderes  als  ein  Wiedererstehen 
des  Stadionschen  Werkes  von  1849  bedeutete. 

Die  Grundgedanken  dieser  österreichischen  Auffassung  vom  Ge- 
meindewesen und  damit  von  der  ganzen  Grundlegung  der  inneren 
Verwaltung  lassen  sich  kurz  folgendermaßen  gruppieren:  Erstens: 
alle  jene  öffentlichen  Angelegenheiten,  die  das  Interesse  einer  Orts- 
gemeinde zunächst  berühren  und  deren  Besorgung  mit  den  eigenen 
Kräften  der  Gemeinde  innerhalb  ihrer  Grenzen  durchführbar  ist, 
bilden  den  natürlichen  Wirkungskreis  der  Gemeinden,  dessen  freie 
Betätigung  nur  durch  das  Gesetz  mit  Rücksicht  auf  das  Gesamtwohl 
eingeschränkt  werden  kann; 

zweitens:  dieser  Wirkungskreis  steht  der  Gemeinde  selbst  zu 
und  bildet  daher  eine  wahre  Selbstverwaltung.  Die  Organe  des 
staatlichen  Verwaltungsdienstes  haben  sich  jeder  Einmischung  in 
diese  freie  Verwaltunessphäre  der  Gemeinde  zu  enthalten.  Eine 
höhere  Instanz  greift  nur  in  Gestalt  der  Kreisvertretung  dann  ein, 
wenn  die  Gemeindevertretung  Beschlüsse  gefaßt  hat,  die  das  Gesetz 
verletzen  oder  nach  Ansicht  des  Bürgermeisters  der  Gemeinde 
schweren  Schaden  bereiten.  In  solchen  Fällen  ist  der  Bürgermeister 
Äur  Anrufung  der  Oberinstaez  verpflichtet; 

drittens:  die  ganze  Verwaltungstätigkeit  der  Gemeinde  wird 
durch  freigewählte  Organe  geführt:  durch  das  Kollegium  der  von 
den  Gemeindeangehörigen  aus  ihrer  Mitte  gewählten  Vertreter  (Ge- 
meindeausschuß), durch  die  aus  dessen  Schoß  gewählten  Exekutiv- 
organe, den  Bürgermeister  und  den  Gemeinderat,  die  zusammen 
den   Gemeindevorstand  bilden; 


*)  Wiederholt  wird  von  den  Zeitgenossen  als  derjenige,  der  diesen 
Fundamentalsatz  formuliert  habe,  der  junge  Graf  Clam-Martinitz  bezeichnet, 
den  noch  Graf  Stadion  Ende  des  Jahres  1848  als  Hilfskraft  in  sein  Büro  be- 
rufen hatte,  so  z.  B.  auch  von  Kalchberg,  der  ihm  die  Verfassung  des  Ge- 
meindegesetzes zuschreibt.  Davon  kann  nun  gewiß  nicht  die  Rede  sein. 
Als  der  geistige  Vater  des  Gesetzes  ist  natürlich  nur  Graf  Stadion  anzusehen, 
der  ja  bekanntlich  schon  Jahre  vorher  sich  auf  diesem  Gebiete  durch  die 
Erlassung  einer  küstenländischen  Gemeindeordnung  betätigt  hatte,  deren  Le- 
gitimierung durch  die  Hofkanzlei  merkwürdigerweise  bis  1848  niemals  zu- 
stande gekommen  ist.  Graf  Heinrich  Clam-Martinitz  war  damals  noch  ein 
sehr  junger  Mann,  der  Stadion  und  Oettel  als  eine  —  allerdings  sehr  schätz- 
bare —  Hilfskraft  diente.  Seine  politische  Laufbahn  hat  ihn  aber  bald  aus 
den  Sphären  der  ministeriellen  Bureaukratie  vollständig  weggeführt  und 
ganz  im  Gegenteil  zu  einem  der  schärfsten  Gegner  der  zentralistischen  Be- 
amtenregierung gemacht. 
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viertens:  außer  dem  natürlichen  Wirkungskreis  versieht  der 
Bürgermeister  eine  Anzahl  staatlicher  Geschäfte,  die  insgesamt  den 
sogenannten  „übertragenem  Wirkungskreis"  der  Gemeinde  bilden. 
In  diesen  Belangen  aber  bedeutet  der  Bürgermeister  nur  ein  der 
politischen  Behörde  untergeordnetes  Hilfsorgan  des  staatlichen  Ver- 
waltungsdienstes. 

Durch  die  Ausführung  dieser  Grundgedanken,  wie  sie  die  provi- 
sorische Gemeindeordnung  vom  17.  März  1849  statuiert,  wird  also 
nicht  mehr  und  nicht  weniger  erreicht,  als  daß  ein  großes  Stück 
der  gesamten  öffentlichen  Verwaltung  aus  dem  Bereich  der  zentrali- 
sierten oder  autoritären  Staatsverwaltung,  also  aus  dem  Gesamt- 
gebiet des  ministeriell-bureaukratisch  geleiteten  Regierungswesens, 
vollständig  ausgeschieden  und  den  Gemeinden  zu  ureigenem  Recht 
als  Besorgung  der  örtlichen  oder  kommunalen  Interessenpflege 
durch  die  Bevölkerung  selbst  überantwortet  wird.  Der  in  seiner 
Tragweite  gar  nicht  zu  überschätzende  große  Grundgedanke  ist  nun 
folgender.  Dieses  lokal  durch  das  Gemeindegebiet,  sachlich  nur 
durch  die  Kräfte  der  Gemeinde  begrenzte  Stück  öffentlicher  Ver- 
waltung wird  als  ,.staatsfreie"  Verwaltung  in  dem  Sinne  konstituiert, 
daß  man  unter  „Staat"  die  zentralisierte  Regierungsmacht  zu  ver- 
stehen hat,  wie  sie  sich  in  dem  System  der  Zentral-,  Provinzial-, 
Kreis-  und  Bezirksbehörden  über  das  ganze  Staatsgebiet  hin  kompe- 
tenzmäßig geltend  macht.  Dieser  Grundgedanke  wird  aber  dann  — 
wie  schon  oben  bemerkt  —  von  der  Gemeinde  aufsteigend  auch  auf 
die  höheren  Kommunalverbände  ausgedehnt,  und  zwar  zuerst  auf 
die  Bezirksgemeinden.  Diese  werden  als  Inbegriff  aller  einen  poli- 
tischen Bezirk  bildenden  Gemeinden  erfaßt:  die  Ausschüsse  dieser 
letzteren  wählen  auf  drei  Jahre  ein  repräsentatives  Organ,  den  Be- 
zirksausschuß. „Gegenstände  der  Verhandlung  und  Beschlußfas- 
sung des  Bezirksausschusses  bilden  alle  Angelegenheiten,  welche 
das  Interesse  des  ganzen  Bezirkes  oder  mehrerer  zu  demselben  ge- 
höriger Ortsgemeinden  innerhalb  ihres  natürlichen  Wirkungskreises 
betreffen."  (§  49.)  Der  freigewählte  Obmann  und  die  Bezirkshaupt- 
männer haben  das  Recht,  gesetzwidrige  Beschlüsse  der  Bezirksver- 
tretung zu  „sistieren"  und  die  Angelegenheit  dem  Kreispräsidenten 
vorzulegen.  Sonstige  Berufungen  gegen  Beschlüsse  gehen  aber  un- 
mittelbar an  die  autonome  Kreisvertretung.  Diese  letztere  ist  das 
repräsentative  Organ  des  ganzen  Kreises,  das  heißt  der  Gesamtheit 
aller  Bezirksgemeinden  innerhalb  desselben,  und  wird  durch  Dele- 
gation von  Kreisabgeordneten  aus  den  Bezirksausschüssen  gebildet. 
Auch  diese  Körperschaft  hat  gleich  den  Bezirksausschüssen  In  jähr- 
lich zweimaligen  Sessionen  unter  einem  freigewählten  Obmann  zu 
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verhandeln;  in  ihrem  freien  Wirkungskreise  sind  jene  Angelegen- 
heiten enthalten,  welche  den  ganzen  Kreis  oder  mehrere  Bezirke 
betreffen  oder  ihm  vermöge  der  Orts-,  Bezirks-  und  Kreisverfassung 
vorbehalten  sind."  Uoberdies  ist  die  Kreisvertretung  die  regel- 
mäßige Berufungsinstanz  für  den  ganzen  Bereich  des  natürlichen 
Wirkunskreises  der  Gemeinden  gegenüber  Beschlüssen  der  Ge- 
meindevertretung und  der  Bezirksausschüsse.  Eine  besondere 
Funktion  bildet  dabei  die  Ueberwachung  des  Vermögens  der  Ge- 
meinden. Weder  Kreisvertretung,  noch  Bezirksausschüsse  besitzen 
eine  selbständige  Exekutive:  sondern  der  Obmann  teilt  die  Be- 
schlüsse der  Vertretung  dem  Kreispräsidenten  beziehungsweise  dem 
Bezirkshauptmann  zur  Erlassung  der  entsprechenden  Anordnungen 
an,  die  Bezirks-  oder  Ortsgemeindeausschüsse  mit.  Gegen  gesetz- 
widrige Beschlüsse  der  Kreisvertretung  hat  der  Kreispräsident 
alternativ  mit  dem  Obmann  der  Kreisvertretung  ein  Sistierungsrecht 
und  gleichzeitig  die  Pflicht,  die  Angelegenheit  der  Statthalterei  vor- 
zulegen. 

So  lapidar  nun  auch  diese  wenigen  Bestimmungein  abgefaßt 
sind,  welche  den  Aufbau  der  neuen  inneren  Verwaltung,  wie  Graf 
Stadion  sie  plante,  zu  geben  bestimmt  sind,  so  ist  doch  der  Grund- 
gedanke, der  da  verwirklicht  werden  sollte,  unverkennbar  zum  Aus- 
druck gebracht.  Die  innere  Verwaltung  sollte  durch  ein  System 
methodisch  angeordneter,  übereinandergebauter  Territorial-Körper- 
schaften  vollzogen  werden,  die  Gemeinde,  den  Bezirk,  den  Kreis: 
diese  Kommunen  stellen  inj  ihrer  Gesamtheit  das  dar,  wofür  sich  in 
England  der  Name  und  das  Wesen  der  „Lokalverwaltung"  und  der 
„Lokalverwaltungs-Körperschaft"  gebildet   hat.  *) 


*)  Ob  Stadion  von  der  Entwicklung  Kenntnis  gehabt  hat,  welche  die 
ärmere  Verwaltung  Englands  seilt  1834  und  1835,  seit  der  Einrichtung  der 
Eckalen  Aioienbezirksräte  (Boards  of  Guardians)  und  der  Schaffung  der 
neuen  Städrteordnung  genommen  halte,  ist  nicht  bekannt.  Gerade  in  den 
Vierziger-Jahren  ist  infolge  der  ersten  Ansätze  zu  einer  modernen  Sanitä's- 
ge?etzgebung  Englands  dase  bst  das  Problem  des  „Local  Government"'  schon 
vielfach  in  öffentlicher  Diskussion  gestanden  Allerdings  hat  Gn  eist,  der 
ii.  seinen  Schriften  gegen  Ende  der  Fünf  zager- Jahre  zuerst  in  Deutschland 
eine  umfassende  und  weithin  beobachtete  Dars'.elil'ung  des  englischen  „Self- 
government"  gegeben  h:t,  das  Wesen  und  die  Bedeutung  der  modernen 
rLokalverwa'tung"  schwer  verkannt.  Dem  großen  Einllufse  der  Schriften 
Onri-l.s  i-i  es  zuzu-rhreiben,  dnß  auch  später,  ans  zwischen  1871  und  1893  der 
Umbau  der  ergaben  Verwaltung  des  Innern  in  ein  System  von  Lokal- 
verwalTungs-Körperschaften  vollendet  worden,  die  deutsche  Theorie  sich  be- 
kanntlich dem  Verständnis  des  wahren  Wesens  d'es  „Localgovernment '  ver- 
schloß. Ich  darf  wohl  segen,  daß  mein  im  Jahire  1901  erschienenes  Werk 
VE  nglische  Lokal  Verwaltung"',  \\;  s  <Ve  TToo  i?  betrifft,  dar'n  doch 
Wandel  geschaffen  und  nicht  ohne  Erfo'g  den  R?chtsb?griff  der  Loka'.verwal- 
tung  für  Deutichland  und  Oeslerreich  nougebiJdet  hat. 
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Der  Kern  dieser  Auffassung  von  Verwaltung  ist  in  einer  ein- 
zigen fundamentalen  Tatsache  zu  erblicken:   daß  nämlich  alle  diese 
Kommunen    auf    der    im   Gemeindegesetz    den  Ortsgemeinden    zu- 
erkannten selbständigen   öffentlichen    Gewalt    beruhen,  die 
neben  der  „vollziehenden  Gewalt"    des    Staates,   wie   sie  die  März- 
verfassung definiert,  als  Ausdruck  der  „Autonomie"  der  Gemeinde 
und  daher  als  Ausfluß  des  „eigenen  Rechtes"  der  Gemeinden  vom 
Staate  anerkannt  ist.    In  den  Bezirken  und  Kreisen  setzt  sich  dieses 
„Urrecht"  der  Gemeinde  nur  logisch  fort:   als  Bezirks-  und  Kreis- 
gemeinden haben  diese  Körperschaften  schon  vollen  Teil  an  den 
„Grundrechten"   der   Gemeinde,   vor  allem    an    ihrer   Befugnis   zur 
freien  Selbstverwaltung,  d.  h.  zur  freien  Besorgung  der  Gesamtinter- 
essen der  in   den   Kommunen    verkörperten    Bevölkerung.     „Frei" 
heißt  aber  hier  wie  so  oft  zunächst  doch  nur  etwas  Negatives:  näm- 
lich   Freiheit    vom    „Staat"    als    bureaukratischer    Zentralbehörde. 
Diesem  „Staat"  —  der  obrigkeitlichen  Ministerial-Regierung  —  ver- 
bleibt in  dem  Stadionschen  System  die  allerdings  ebenso  wichtige 
als  ausdehnbare  Funktion  der    Aufsicht  über  die   Gesetzmäßigkeit 
der  von    den   autonomen   Kommunen   geführten    Verwaltung:   aber 
dieser  „Staat"  verzichtet  eben  doch  darauf,  die  „innere  Verwaltung", 
also  —  wie  man  sie  sich  damals  dachte  —  zunächst  die  Durchfüh- 
rung der  Gesetze  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen  oder  durch  bureau- 
kratisch  geordnete  Maßregeln  die  Gemein-  und  Wohlfahrtsinteressen 
im  ganzen  Staatsgebiete  von  „oben"  her  unmittelbar  zu  leiten  und 
zu  pflegen.     Man  braucht  sich  bloß  die  geradezu  umgekehrte  Ent- 
wicklung vor  Augen  zu  halten,  welche  der  Gedanke  der  „Selbstver- 
waltung" in  Preußen  nach  dem  Sturz  ihres  großen  Schöpfers,  des 
Freiherrn  von  Stein,  und  endgültig  nach  Fürst  Hardenbergs  Abgang, 
neuerdings   dann  aber  wieder  in  der  Reaktionsperiode  nach   1850 
genommen  hat,  um  die  ganze  Bedeutung   der  Ideen  Stadions  und 
der  auf  sie  gebauten  organisatorischen   Normen   zu   ermessen,   die 
dann,    wie  gezeigt  werden  wird,    nach  Ablauf  der  österreichischen 
Gegenrevolution,   also   nach    1860   neuerlich    feste    und   triebfähige 
Wurzeln  geschlagen  haben    und  dauernd    die  stärkste  und  produk- 
tivste  Kraft  der  gesamten  politischen  und  kulturellen   Entwicklung 
der  österreichischen  Völker  bis  zum  Zusammenbruch  des  Reiches  ge- 
blieben sind. 

Dieser  Stadionsche  Autonomiegedanke  geht  aber  in  seinem 
wichtigsten  Bestandteil,  in  der  neugeschaffenen  autonomen  Orts- 
Komeinde,  die  tatsächlich  ins  Leben  tritt,  sogleich  das  ganze  erste 
gToße  Stück  des  Weges,  der  vom  obrigkeitlichen  Beamtenstaat  des 
18.  Jahrhunderts  zum  liberalen  Volksstaat  und  durch  diesen  zu  freier 
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demokratischer   Verwaltung  führt.     Mit  der  Statuierung  der  ,.auto- 
nomen"  Gemeinde  als  ausschließlicher  Trägerin  „staatsfreier"  Pflege 
und  Verwaltung  aller  im  örtlichen  Kommamalverband  vorhandenen 
oder  denkbaren  Gemeindeinteressen,  vorzüglich  auch  der  gesamten 
Ortspolizei,  und  mit  der  gleichmäßigen  Durchführung  dieser  Einrich- 
tung in  Stadt  und  Land,  in  großen  und  kleinen  Orten  über  das  ganze 
Staatsgebiet    hin    vollzieht    der    alte    bureaukratisch-zentralistische 
Obrigkeitsstaat  einen  Akt  der  Verzichtleistung  auf  sein  Monopol  zur 
Ausübung    öffentlicher    Gewalt    und    staatlicher  Administration    in 
einem  Ausmaße,   welches    die  Urheber  dieser   fundamentalen  Neu- 
schöpfung der  Autonomie  gewiß  nicht  voraussehen  konnten.     Aus- 
drücklich erklärt  das  Gemeindegesetz  (Artikel  III  der  Grundrechte 
der   Gemeinde) :     „Der  natürliche   (Wirkungskreis  der   Gemeinde) 
umfaßt  alles,  was  das  Interesse  der  Gemeinde  zunächst  berührt  und 
innerhalb  ihrer  Grenzen  vollständig  durchführbar  ist.    Er  erhält  nur 
mit  Rücksicht  auf  das  Gesamtwohl  durch  das  Gesetz  die  notwendigen 
Beschränkungen.      Der    übertragene    umfaßt    die    Besorgung    be- 
stimmter öffentlicher  Geschäfte,  welche  der  Gemeinde  vom  Staate 
im  Delegationswege  zugewiesen  werden."    „Die  Verwaltung  der  in 
den    natürlichen  Wirkungskreis    der    Gemeinde    gehörenden    An- 
gelegenheiten steht  der  Gemeinde  selbst  zu,  welche  sich  durch  die 
Majorität  ihrer  Vertretung  ausspricht."     (Art.  IV.)     „In  Bezug  auf 
den  natürlichen  Wirkungskreis  ist  der  Gemeindevorsteher  das  voll- 
ziehende Organ."     (Art.  V.)     Und  ausdrücklich  statuiert  §  119  des 
Gemeindegesetzes,  daß  die   Handhabung  der  Ortspolizei  als   eines 
Stückes  des   natürlichen  Wirkungskreises    eine  der  wesentlichsten 
Aufgaben  des  Bürgermeisters  bildet.    Damit  erscheint  der  alles  kon- 
zessionierende, verbietende,  bevormundende  Polizeistaat  —  also  bis 
1848  der  wirkliche  österreichische  Staat  —  für  ein  großes  Gebiet 
des  Gemeinlebens    außer  Kraft  gesetzt,    an    seine  Stelle  wird  die 
Pflege  dieser  Gemeininteressen  der  Gemeinde,  dem  Bezirke,  dem 
Kreise  anvertraut  als  den  natürlich  gegebenen  engeren  und  weiteren 
Nachbarverbänden,  die  durch  freigewählte  Organe  die  Aufgabe  der 
öffentlichen  Verwaltung  durch  eigene  Beratung  und  Beschlußfassung 
in    freier   Initiative  auf  Grund   der   Gesetze  sowie    innerhalb    der 
Schranken  der  Gesetze  durchzuführen  haben. 

Indem  nun  das  Gesetz  auch  die  Pflege  der  Gemeininteressen 
der  Bezirke  und  Kreise,  in  deren  kommunalen  Vertretungen  als  Sinn 
und  Inhalt  des  natürlichen  Wirkungskreises  dieser  räumlich  weiter- 
gedehnten Kommunen  organisiert,  legt  es  die  unmittelbare  Durch- 
führung der  Beschlüsse  dieser  höheren  Kommunen  den  Ortsgemeinden 
auf,  aus  denen  jene  ja  gebildet  sind :   immer  jedoch  so,  daß  die  dem 
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Bezirke  und  Kreise  entsprechende  politische  Behörde  die  betreffen- 
den Beschlüsse  der  höheren  Selbstverwaltungskörperschaften  den 
Ortsgemeinden  nicht  nur  mitteilt,  sondern  auch  durch  ihre  Aufsichts- 
gewalt für  ihre  Durchführung  Sorge  trägt.  *) 

Hält  man  dieses  System  freier  Gemeinden  in  Ortschaft,  Bezirk 
und  Kreis,  in  das  Graf  Stadion  das  Staatsgebiet  zu  Zwecken  der 
Selbstverwaltung  zerlegte,  mit  dem  System  politischer  Behörden  in 
Land,  Bezirk  und  Kreis,  das  er  gleichzeitig  ins  Leben  rief,  zusammen, 
so  hat  man  das  Ganze  einer  groß  gedachten  neuen  Organisation  der 
gesamten  Verwaltungsarbeit  im  Staate  vor  sich,  deren  Grund- 
gedanken der  A.  U.  Vortrag  des  Ministerrates  vom  15.  März  1849, 
mit  dem  das  Gemeindegesetz  zur  Sanktion  vorgelegt  wurde,  aufs 
klarste  zum  Ausdruck  bringt.  **) 


*)  §  170  des  Gemeindegesetzes:  „Der  Obmann  der  Kreisvertretung 
teilt  die  Beschlüsse  der  letzteren  dem  Kreispräsidenten  zur  Erla-isung  der 
entsprechenden  Anordnungen  an  die  Bezirks-  oder  Ortsgemeiinde-Ausschüsse 
mit."  —  Indem  so  die  Gemeinde  in  der  ihr  durch  den  natür  ichen  Wirkungs- 
kreis zugestandenen  unmittelbaren  Exekutivgewa.lt  der  endgültige  Träger  der 
gesamten  in  Ortsgemeinde,  Bezirk  und  Kreis  geführten  Lokalverwaltung  wird, 
setzt  sich  eigentlich  das  Gemeindegesetz  Stadions  in  Widerspruch  zu  der 
Verfassungsbestimmung,  welche  ausdrücklich  die  vollziehende  Gewallt  als 
Monopol  des  „Staates",  d.  h.  der  Regierung  definiert.  Diese  Verfassungs- 
beslimmung  war  offensichtlich  gegen  die  im  Kremsierer  Reichstage  her- 
vorgetretenen Versuche  der  Föderalisten  gerichtet,  welche  für  die  Länder 
eine  selbständige  vollziehende  Gewalt  beanspruchten.  Den  Gemeinden  aber 
gestand  Stadion  dennoch  d:e  originäre  —  im  Begriffe  des  natürlichen  Wir- 
kungskreises steckende  —  Vo  Jzugsgewalt  zu,  offenbar  weil  sie  doch  noch 
durch  die  Aufsiehtsbefugnis  der  politischen  Behörden  hinsieht  ich  des.  Gesamt- 
wohles des  Staates  in  den  Rahmen  der  vollziehenden  Gewalt  hin  eingebeult 
und  ihm  genügend  untergeordnet  erschien. 

**)  „Das  Ministerium  war  vor  al«em  von  der  Ueberzeugamg  geleitet, 
daß  der  Gemeindeverband  ein  naturwüchsiger  ist  und  sein  muß,  daß  der- 
selbe überall,  wo  er  durch  natürliche  oder  positive  Verhä ttnisse,  gemeinsame 
Interessen,  gemeinsames  Leben  und-  Wirken  sich  entwickelt,  gesetzlich  an- 
erkannt und  in  meiner  Existenz  gewähr  eistet  werden  müsse.  Die  Gemeinde, 
die  Ortsgemeinde,  wie  sie  faktisch  besteht,  hat  eben  durch  ihren  Bestand  ein 
begründetes  gutes  Recht,  ihre  individ'uel'e  Existenz  anzusprechen ;  sie  ist 
eine  moralische  Person,  welche  die  Anerkennung  und  Gewährei-tung  ihres 
Fortbestandes  zu  fordern  berechtigt  ist;  es  wäre  eine  Verletzung  des  obersten 
Rechtsprinzips,  wie  des  obersten  Grundsatzes  der  Freiheft,  sie  bu  zwingen, 
eich  dieser   ihrer  inrMvid'UeVen  Freiheit  zu  entäußern."  .... 

„Wenn  aowh  die  Minteiung  in  Bezirke  und  Kreise  eine  positiv  ge- 
gebene i;t,  so  beruht  sie  doch  einerseits  wesentlich  auf  den  Verhältnissen 
des  Landes,  welche  immer  den  vorzüglichsten  ELnteilu-igsgrund  derselben 
bilden,  sie  bringt  aber  hinwieder  andererseits  mit  sich,  daß  eine  Ver- 
knüpfung der  Inlere-sen  und  Wechselbeziehungen  eintritt;  die  v'een  und 
mannigfachen  Berührungen,  die  eine  natürliche  Folge  der  gemeinschaftlichen 
Zuweisung  zu  einer  und  derselben  adinurslrativen  Behörde,  zu  einem  und 
demselben  Gerichte  sind,  bringen  allmählig  die  Bewohner,  die  Gemeinden 
eines  Bezirkes,  eines   Kreises  einander  näher  und  aus  der  ursprünglich  durch 

positive  Bestimmungen  hervorgehenden  Ven  inigang  entwickelt  sich  a'lm&fclig 
ein  eitrig  r  gemeinschelbäober  natürlicher   Verband,   und  deahaJn  wair  das 
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Man  mag  rückblickend  die  Möglichkeit,  die  für  die  Verwirk- 
lichung dieser  großen  Reformidee  Stadions  bestand,  nach  dem  da- 
mals gegebenen  Verhältnissen  noch  so  ungünstig  beurteilen,  ja  sie 
gänzlich  leugnen,  so  hat  doch  das  Stück,  das  von  Stadions  Werk  tat- 
sächlich, wenn  auch  erst  ein  Jahrzehnt  später  verwirklicht  worden 
ist,  nämlich  der  Aufbau  der  österreichischen  Gemeindeautonomie 
und  mit  gewissen  Einschränkungen  doch  auch  der  der  autonomen 
Verwaltung  der  Kronländer  deutlich  mehr  und  mehr  gezeigt,  daß 
der  Grundgedanke  Stadions  in  seinem  Kern  auf  dem  festen  Grunde 
der  richtig  erkannten  Wesenseigentümlichkeit  des  österreichischen 
Staates  sich  erhebt.  Man  kann  sein  System  wohl  am  besten  so  be>- 
zeichnen,  daß  man  sagt:  ihm  erschien  —  gleich  den  besten  Männern 
des  Kremsierer  Verfassungsausschusses  —  für  Oesterreich  eine 
starke  Regierung  im  Zentrum  des  Reiches  ebenso  notwendig  als 
eine  gleichzeitig  durchgeführte  weitgehende  Dezentralisation  der 
produktiven  staatlichen  Verwaltungsarbeit.  Für  diese  letztere  Auf- 
gabe erschienen  ihm  der  Kreis  und  die  Gemeinde  als  die  natürlich 
gegebenen  Träger  moderner  Verwaltung,  in  denen  sich  das  von  der 
liberalen  Theorie  geforderte  wirkliche  Self-Government  alsbald 
kraftvoll  entwickeln  werde.  Nach  den  Ideen  der  Zeit  und  dem  da- 
maligen Stande  von  Wissenschaft  und  Politik  legte  er  bei  dieser 
dezentralistischen  Organisation  notwendigerweise  fast  alles  Gewicht 
auf  die  Vorstellung  von  der  „Selbstverwaltung"  im  Sinne  einer 
repräsentativ  von  den  bäuerlichen  und  bürgerlichen  Schichten  der 
Völker  geführten  körperschaftlichen  Administration  gegenüber- 
gestellt der  historischen,  trotz  aller  Gliederung  in  Kreis-  und  Be- 
zirksbehörden ihrem  Geiste  nach  notwendigerweise  stark  zentra- 
listischen  Staatsdienstorganisation  oder  Staatsverwaltung  im  engeren 
Sinne.  Daß  bei  einer  solchen  lokalen  Ablastung  der  bis  dahin  bis 
zur  Absurdität  konzentrierten  landesherrlichen  Verwaltung,  wie  sie 
in  Oesterreich  geschichtlich  gegeben  war,  die  planmäßige  Unter- 
scheidung von  Lokal-,  Kreis-  und  Zentralverwaltung  nach  rein 
sachlichen  Gesichtspunkten  nicht  minder  wichtig  ist  als  die 
6tarke  Betonung  des  verfassungspolitisch-organisatorischen  Elemen- 

Ministerium  der  Ansicht,  die  Bezirke  und  Kreise  als  Gemeinden  aufzufassen), 
und  ihnen  einen  Platz  in  der  Stufenfolge  derselben  anweisen  zu  müssen.".... 

,.Autonomie  der  Gemeinden  in  Alüem,  was  ihr  Interesse  zunächst  be- 
rührt, und  nicht  in  eine  fremde  Sphäre  eingreift,  muß  der  oberste  leitende 
Grundsatz  bei  Organisierung  des  Gemeindeweiens  sein.  Es  isn  dies  ein 
natürliches  Recht  der  Gemeinde  und  kann  deshalb  nicht  willkürlich  be- 
schränkt werden. 

Nur  in  dar  notwendigen  Unterordnung  de3  GemeindewoMs  unter  das 
Gesamt  wohl  und  in  dem  gleichen  Rechte  jeder  Gemeinde  auf  Autonomie 
findet  es  seine  natürliche  Begränzung." 
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tes,  welches  in  der  rein  kommunalen  Form  der  neuen  Träger  der 
Verwaltung  ausgesprochen  liegt,  das  hat  aber  Stadion  nicht  voll  er- 
kannt.    Ihm  ist  darum  wohl  kein  Vorwurf  zu  machen.     Er  konnte 
füglich  kaum  anders:   denn  in  jener  Zeit  der  siegreichen  Erhebung 
der  konstitutionellen  Doktrin  in  ganz  Europa  überwog  das  gewaltige 
Moment    politischer   Freiheit    und  freier  Selbsttätigkeit  der  Staats- 
bürger auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Interessen,  wie  es  sich  in 
der  Organisation  staatlicher  Arbeit  mittels  freigewählter  Kommunal- 
vertretungen ausdrückt,  alles  andere  an  Bedeutung  und  politischer 
Werbekraft.    Im  übrigen  ist  ja  auch  bis  zur  Gegenwart  in  Oesterreich 
und  in  den  deutschen  Einzelstaaten  im  Sinne  wissenschaftlich  her- 
beigeführter Dezentralisation  der  Verwaltungsorganisation  nur  sehr 
geringer  Fortschritt  gemacht  worden,  und  auch  heute  noch  fehlt  auf 
dem  ganzen  Kontinent  das  Verständnis  für  die  Notwendigkeit  sach- 
licher Scheidung  von  Organen  und  Behörden  der  Lokal-  und  Zentral- 
verwaltung   auf    den  meisten  Gebieten  der  Administration.     Auch 
heute  noch  ist  der  Gegensatz  zwischen  der  magistralen  Verwaltung 
öffentlicher   Interessen  durch   zentralistisch  geleitete  lokale  Staats- 
dienststellen einerseits  und  der  Verwaltung  durch  freie  Kommunal- 
repräsentationen bäuerlichen    und    bürgerlichen  Charakters  in  der 
natürlich  gegebenen  territorialen  Gliederung  der  Bevölkerung  durch 
freie   Kommunalkörperschaften    andrerseits    noch    immer  der  Aus- 
druck   für    die    zwei    großen     einander    widerstreitenden    Grund- 
anschauungen    über   den  Staat,    die    in   voneinander  weit  verschie- 
denen Zeitaltern  wurzeln: 'einmal  für  den  autoritären  durchaus  auf 
der  historischen  Gewalt  der  Landesfürsten  beruhenden  „Staat",  wie 
ihn  für  Oesterreich  das  theresianisch-josefinische  Regime  darstellt, 
sodann   diesem    gegenüber   und    auch   bis   zum    Umsturz   von    1018 
immer  noch  nur  zum  Teil  klar  ausgebildet  der  „Volksstaat"  als  In- 
begriff der  natürlichen,  neben-  und  miteinanderlebenden   und   wir- 
kenden Territorialverbände,  aus  denen  sich  Volks-  und  Staatsganze* 
frei  zusammenschließt.    Graf  Stadion  wollte  in  durchaus  eigenartiger 
Weise  in  seiner  Verwaltungsordnung  diese  beiden  politischen  Grund- 
ideen vom  Staat  und  von  Organisation  staatlicher  Arbeit  zu  einer 
neuen  selbständigen   Einheit  verbinden,  indem  er  den  bisher   aus- 
echließlich  den  „Staat"  repräsentierenden  historischen  Machtapparat 
der  Dynastie  auf  die  rein  gesamtstaatlichen  Aufgaben,  also  auf  die 
Einhaltung   der    Gesetzmäßigkeit   des    Verwaltungsaktes   auf  jeder 
Stufe  der  Verwaltung  und  auf  die  Förderung  des  Gesamtwohles  be- 
schranket]   wollte.      Daß    diese    theoretisch  -  philosophische    Grund- 
legung Beiner  Dezentralisation  bei  dem  Stande  der  wirtschaftlichen 
und  kulturellen  Entwicklung  der  oevölkerung  in  jener  Zeit  des  realen 


2.  Kapitel:  Die  Stadionsche  Staats-  und  Verwaltungsreform  von  1849,    381 

administrativen  Bedürfnissen  nicht  überall  entsprach,  daß  der  in 
diesem  System  zum  Ausdruck  kommende  doktrinäre  Optimismus  die 
psychischen  und  politischen  Fähigkeiten  der  österreichischen  Völker 
für  freie  staatliche  Arbeit  jedenfalls  für  jene  Epoche  —  und  das  gilt 
vielleicht  auch  noch  für  die  heutige  Zeit  —  weit  überschätzt  hat,  alle 
diese  Erwägungen  können  die  Erkenntnis  nicht  verdunkeln,  daß 
Franz  Stadion  mit  seinem,  in  der  kurzen  Spanne  des  ihm  vergönnten 
Wirkens  vollendeten  System  der  Autonomie  bis  zur  Gegenwart  das 
stärkste  und  fruchtbarst  wirkende  Prinzip  politischer  und  admini- 
strativer Entwicklung  für  Oesterreich  gegeben  hat. 17) 

Zunächst  war  aber  der  Gang  der  Ereignisse  ein  anderer.  Die 
Ideen  Stadions  wurden  alsbald  ebenso  vollständig  aus  dem  Bereich 
praktischer  innerer  Politik  entfernt  wie  die  so  vielfach  mit  ihm  ver- 
bundenen Ideen  und  Prinzipien  der  Schöpfer  des  Kremsierer  Ver- 
fassungsentwurfes. Wie  dies  vor  sich  ging,  wird  im  folgenden  Kapitel 
seine  Darstellung  finden.  Schon  hier  aber  muß  darauf  hingewiesen 
werden,  daß  den  entscheidenden  Einfluß  auf  das  Schicksal  der 
Stadionschen  Staatsreform  das  Reichsproblem,  die  Lösung  der  unga- 
rischen Frage,  ausgeübt  hat.  Die  zentralistisch-imperialistische 
Politik  der  Regierung  Schwarzenberg  nötigte  Stadion,  die  ihm  eigen- 
tümlichen Reformideen,  die  auf  dem  Grunde  seiner  vielseitigen  und 
umfassenden,  ausschließlich  in  der  Administration  der  deutsch- 
slawischen Erbländer  gewonnenen  Erfahrungen  erwachsen  waren,  mit 
einem  Schlage  und  ohne  jede  Anpassung  auch  auf  das  ganze  Gebiet 
des  Königreiches  Ungarn  auszudehnen,  dessen  politisch-soziale  Struk- 
tur als  eine  jahrhundertalte  Organisation  unumschränkter  Herrschaft 
des  magyarischen  Adels  über  alle  Völker  und  Klassen  des  großen 
Landes  von  vornherein  doch  eine  Durchführung  des  Prinzips  der 
autonomen  Selbstverwaltung,  wie  Stadion  sie  sich  dachte  —  also  aus- 
schließlich als  Funktion  der  bürgerlichen  und  bäuerlichen  Mittel- 
klasse —  vollkommen  ausschloß.  Gerade  weil  die  herrschende 
Klasse  des  magyarischen  Adels  hier  in  den  Komitaten  eine  seit 
Jahrhunderten  bestehende  autonome  Organisation  öffentlicher  Ge- 
walt als  politische  und  soziale  Herrschaftsorganisation  eigenster  Art 
besaß,  die  überdies  seit  zwei  Jahrzehnten  durch  die  magyarische 
Sprachenpolitik  zu  einer  rein  national-magyarischen  Institution  aus- 
gebildet worden  war,  ist  es  von  vornherein  unmöglich  gewesen,  daß 
das  liberal-doktrinäre  System  der  Autonomie  Stadions  dort  jemals 
lebendige  Wirklichkeit  werden  konnte.  Gerade  also  durch  die  Aus- 
dehnung der  «Stadionschen  Ideen  auf  das  nunmehr  künstlich  in 
mehrere  Kronländer  geteilte  Reich  der  Stephanskrone  ist  diese  an 
sich  durchaus  deutsche  Staatsreform,  wie  sie  für  Oesterreich  im  enge- 
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ren  Sinn  geplant  war,  im  ganzen  Reich,  daher  auch  in  den  deutsch- 
slawischen Ländern  zu  völligem  Scheitern  verurteilt  gewesen. 
Zum  erstenmal  also  wirkte  damals  die  Behandlung  der  ungarischen 
Dinge  unter  Franz  Josef  aufs  tiefste  auf  die  Entwicklung  des  engeren 
österreichischen  Staatsproblems  ein  und  zugleich  auch  auf  das  ver- 
hängnisvollste. Die  Idee  des  „verjüngten  Großreiches"  Schwarzen- 
bergs  zwang  dazu,  die  in  Kremsier  begonnene  und  dann  auch  in  der 
Olmützer  Charte  vom  4.  März  1849  vom  Hofe  und  der  Regierung  auf- 
genommene Ausbildung  einer  organischen  Reform  des  theresianisch- 
franzisceischen  Einheitsstaates  alsbald  wieder  völlig  fallen  zu  lassen 
und  an  dessen  Stelle  einen  rein  mechanischen  Obrigkeitsstaat  zu  setzen. 
Damit  war  aber  das  Schicksal  der  Gesamtentwicklung  gerade  der 
deutsch-slawischen  Länder,  wie  wir  sehen  werden,  auf  die  unheil- 
vollste Bahn  gewiesen. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Aufhebung  der  Verfassung,  die  Proklamierung  des  Absolutismus 
und  die  neuerliche  Reform  der  Verwaltung.1) 

I. 

Der  weitere  Verlauf  der  durch  den  Thronwechsel  und  die  Be- 
rufung der  Regierung  Schwarzenberg  eingeleiteten  Gegenrevolution, 
deren  ersten  Abschnitt,  merkwürdig  genug,  die  Oktroyierung  einer 
Konstitution  für  das  einheitliche  Gesamtreich,  das  Kaisertum  Oester- 
reich,  der  Verfassung  vom  4.  März  1849  bildete,  blieb  durchaus  und 
streng  an  die  großen  militärischen  und  diplomatischen  Ereignisse 
der  Zeit  gebunden:  die  Niederwerfung  des  ungarischen  Aufstandes 
mittels  russischer  Hilfe  im  Sommer  und  Herbst  1849,  der  erfolgreiche 
Abschluß  des  diplomatischen  Kampfes,  den  Fürst  Schwarzenberg  um 
die  Wiederherstellung  der  deutschen  Bundesverfassung  und  Oester- 
reichs  Vormachtstellung  in  diesem  Bunde  gegen  Preußen  führte,  wie 
ihn  die  Olmützer  Abmachungen  vom  November  1850  brachten,  be- 
deuteten die  Voraussetzungen  dafür,  daß  nunmehr  auch  in  der  inneren 
Politik  Oesterreichs  die  Machthaber  sich  anschicken  konnten,  die 
bisher  festgehaltene  konstitutionelle  Verhüllung  endgültig  fallen  zu 
lassen.  Das  Ziel,  das  Fürst  Schwarzenberg  von  allem  Anfang  vor 
Augen  gehabt  hatte,  die  Wiederherstellung  der  vollen  und  unein- 
geschränkten monarchischen  Gewalt  des  reinen  Absolutismus,  konnte 
jetzt   energisch  in    Angriff  genommen   werden.      Aber   nicht    Fürst 
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Schwarzenberg  ist  der  eigentliche  Führer  auf  dem  Wege  zu  diesem 
Endziel  gewesen;  den  nichtamtlichen  Ratgebern  des  Kaisers,  den 
militärischen  und  höfischen  Befürwortern  vollständiger  Beseitigung 
der  durch  die  Revolution  teils  geschaffenen,  teils  versprochenen  Re- 
gierungs-  und  Verwaltungseinrichtungen  schien  das  Ministerium 
Schwarzenberg,  das  seit  dem  tatsächlichen  Ausscheiden  des  Grafen 
Stadion  noch  immer  die  des  „Liberalismus"  geziehenen  Minister 
Brück,  Bach  und  Schmerling  enthielt,  keineswegs  geeignet  und  ver- 
läßlich genug  für  diese  Aufgabe.  Und  so  bildete  sich  das  eigentliche 
reaktionäre  Kraftzentrum  in  Wien  nunmehr  um  einen  anderen  Staats- 
mann aus,  der  in  den  letzten  Wochen  des  Jahres  1850  wieder  in  die 
vorderste  Reihe  trat.  Das  war  Freiherr  von  K  ü  b  e  c  k ,  der  berühmte 
letzte  Hofkammerpräsident,  nun  ein  Mann  von  70  Jahren,  aber  doch 
im  vollen  Besitze  seiner  höchst  bedeutenden  geistigen  Kräfte,  der 
vielbewunderte  und  vielangefeindete  Liebling  Kaiser  Franzens,  längst 
als  Haupt  der  konservativen  Kreise  der  hohen  Beamtenschaft  an- 
erkannt, die  den  Reformen  der  Minister  Stadion,  Bach  und  Brück, 
später  auch  Schmerlings,  mit  unverhohlener  Feindschaft  und  Besorgnis 
gegenüberstand. 2)  Man  erinnert  sich,  welche  bedeutende  Rolle 
Kübeck  als  Vertrauensmann  der  Kaiserin  bei  der  Vorbereitung  der 
Abdankung  ihres  Gemahls  und  der  Herbeiführung  des  Thron- 
wechsels spielte:  wie  auch  die  Regierung  Schwarzenberg  sich  von 
Anfang  an  seiner  Hilfe  bei  der  Beratung  der  Märzverfassung  ver- 
sicherte, ihn  sodann  bei  den  ersten  Beratungen  über  die  künftige 
Einordnung  Ungarns  in  das  Reich  sowie  bei  den  Versuchen  zu  einer 
Verständigung  mit  dem  Feldmarschall  Fürsten  Windischgrätz  be- 
nützte. Hierauf  hatte  Fürst  Schwarzenberg  den  vielerprobten  Staats- 
mann als  den  Vertreter  Oesterreichs  zur  Frankfurter  Bundeskommis- 
sion entsendet,  allem  Anschein  nach,  um  sein  Kabinett  wenigstens 
einige  Zeit  hindurch  von  dem  ihm  sehr  unbequemen  Einfluß  zu  be- 
freien, den  Kübeck  in  steigendem  Maße  auf  den  Hof  und  die  ganze 
mitregierende  Gesellschaft  ausübte.  Kübeck  war  aber  nicht  nur  ein 
Mann  von  gewaltigem  Wissen,  geradezu  einzig  dastehenden  Erfahrun- 
gen in  allen  Zweigen  der  Regierungsgeschäfte  und  der  Verwaltung 
sowie  unbestritten  der  erste  Finanz-  und  Wirtschaftskenner  der 
ganzen  „haute  Bureaucratie"  jener  Zeit:  sondern  er  war  auch  ein 
aufrechter  Mann  und  starker  Charakter,  der  seine  Ansichten  nach 
allen  Seiten  hin,  auch  nach  „oben"  jederzeit  unbeugsam  vertrat  und, 
der  Bedeutung  seiner  Persönlichkeit  wohlbewußt,  das,  was  er  für 
das  Richtige  hielt,  mit  größter  Energie  und  Zähigkeit  anstrebte,  wobei 
seine  tiefe,  nach  vielen  Kämpfen  und  gründlicher  philosophischer 
Schulung  gewonnene  Religiosität  ihm  auch  in  den  schwersten  Lagen 
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festen  Grund  und  Boden  zur  Erfüllung  dessen,  was  er  als  3eine  Pflicht 
ansah,  gewährte. 

Dieser  Mann  war  es  nun,  der  in  ganz  kurzer  Zeit  überraschend 
kräftigen,  ja  alsbald  den  entscheidenden  Einfluß  unmittelbar  auf  den 
Kaiser  gewann,  nachdem  ihn  die  am  5.  Dezember  1850  erfolgte  Er- 
nennung zum  Präsidenten  des  neuen,  von  der  Märzverfassung  unter 
dem  Namen  des  „Reichsrathes"  verheißenen  Staatsrates  nach  Wien 
zurückberufen  hatte. 3)  Heinrich  F  r  i  e  d  j  u  n  g ,  auf  dessen  meister- 
hafte Erzählung  des  ganzen  von  diesem  Momente  ab  einsetzenden  und 
genau  nach  einem  Jahre  mit  dem  Sylvesterpatent  von  1851  schließen- 
den Vorganges  der  Aufhebung  der  Märzverfassung  hier  besonders 
hingewiesen  werden  soll,  bezeichnet  die  historische  Stellung  Kübecks 
treffend,  wenn  er  sagt:  „Wie  1849  Franz  Stadion,  so  war  nun 
Kübeck  der  eigentliche  Gesetzgeber."  *)  War  jener  der  Schöpfer  der 
Konstitution  und  des  neuen  liberalen  Gemeinde-  und  Amtswesen9 
Oesterreichs,  so  ist  dieser  der  Schöpfer  der  neuen  habsburgischem 
Selbstherrschaft,  des  österreichischen  Neo-Absolutismus  und  damit 
der  Urheber  eines  politischen  Geistes  am  Hofe,  im  Beamtentum  und 
in  den  regierenden  Gesellschaftsschichten,  der  —  wenigstens,  was 
die  nichtun^arische  Reichshälfte  betrifft  —  niemals  mehr  ganz  au9 
Oesterreich  verschwunden  ist,  den  dauerhaftesten  und  zähesten 
geistigen  Faktor  im  staatlichen  Leben  Oesterreichs  gebildet  hat,  und 
dessen  jüngste  Ausläufer  noch  in  der  letzten,  mit  dem  Zusammen- 
bruch der  Dynastie  und  des  Reiches  abschließenden  Phase  des  Welt- 
krieges wirksam  gefunden  werden  können.  Mehr  denn  je  muß  man 
gegenwärtig  in  dem  Manne,  der  in  dem  Schicksalsjahre  von  1851 
leichten  Fußes  über  alle  seine  Gegner  hinwegschritt  und  eigentlich 
ganz  allein  die  Ideen  der  höfisch-militärischen  und  bureaukratischen 
Reaktion  von  1851  zum  Siege  führte,  den  providentiellen  Mann  er- 
kennen, dessen  späteres,  nuT  kurz  noch  bemessenes  Wirken  —  er  ist 
18.r)5  plötzlich  an  der  Cholera  gestorben  —  auf  das  Schicksal  Oester- 
reichs bis  zu  dessen  Ende  tiefer  eingewirkt  hat  als  das  irgendeines 
anderen  der  vielen  Staatsmänner,  deren  Ratschläge  Franz  Josef  in 
seiner  fast  70jährigen  Regierungszeit  empfangen  hat. 

\l;m  erinnert  sich,  wie  die  Entwicklung  der  persönlichen  und 
politischen  Bedingungen,  unter  welchen  die  Märzverfassung  von  1849 
zustande  gekommen  war,  sich  schließlich  zu  einer  förmlich  dramati- 
schen Handlung  zuspitzte:  ebenso,  wenn  auch  wesentlich  gedämpfter, 
verläuft  der  Prozeß  der  solennen  und  vollständifen  Beseitigung  jener 
Konstitution,  in  deren  Namen  das  Ministerium  Schwurzenberc:  bis 
dahin  zahlreiche  und   darunter   viele   ausgezeichnete  neue   Gesetze 

*)  FrledjunR,  Geschichte  Oesterreichs  I.  Hd.  S.480. 
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„provisorisch"  erlassen  und  die  Staatsverwaltung  geführt  hatte.  Es 
waren,  von  Stadion  und  Windischgrätz  abgesehen,  wieder  dieselben 
Personen  wie  im  denkwürdigen  Winter  1848/49.  Aber  Kübeck,  der 
damals  nur  wenig  auf  der  Szene  erschien,  ist  jetzt  die  alle  anderen 
überragende  Hauptperson,  und  dann  —  was  diese  neue  Aera  am 
stärksten  kennzeichnet:  der  junge  Kaiser  steht  jetzt  nach  dreijähriger 
Regierung  zweifellos  als  selbstwillig  entscheidender  Monarch  im 
Mittelpunkt  der  ganzen  Handlung.  Man  darf  nicht  übersehen,  alles, 
was  nunmehr  geschah,  ist  nach  dem  Willen  Franz  Josefs  —  in 
manchen  Stadien  in  der  ihm  zeitlebens  eigenen  leidenschaftlichen 
Hast  —  angestrebt  und  bewußt,  so  wie  er  es  wollte,  eingerichtet 
und  geschaffen  worden.  Aus  den  Briefen  Kübecks  an  Metternich  und 
seinen  Tagebüchern,  aus  den  einander  folgenden  Denkschriften 
Kübecks  und  Alexander  Bachs  hat  Friedjung  die  außerordentlich 
klare  und  stellenweise  spannende  Erzählung  dieses  ereignisreichsten 
Jahres  in  der  Geschichte  des  neubefestigten  habsburgischen  Reiches 
aufgebaut;  die  Einsicht  in  die  nun  zugänglichen  amtlichen  Quellen 
und  Materialien  vermag  an  den  Grundlinien  dieser  Darstellung  nichts 
zu  ändern,  wenn  sie  auch  manche  Einzelheiten  noch  schärfer  er- 
kennen läßt,  als  bisher. 

Ich  will  nun  zunächst  versuchen,  den  Entwicklungsgang  der 
großen  Staatskrise  in  ihren  Hauptmomenten  zu  schildern,  die  —  das 
kann  nicht  genug  scharf  betont  werden  —  den  konstitutionellen  Ge- 
danken nicht  zugunsten  der  Restauration  des  alten  habsburgischen 
Herrschertums,  sondern  zugunsten  der  Errichtung  einer  in  ihren 
politischen  und  geistigen  Elementen  völlig  neuen  Autokratie  be- 
seitigte. *) 4) 

Den  äußeren  Anstoß  zum  Einsetzen  der  Krise  gab  die  Ernennung 
Kübecks  zum  Präsidenten  des  im  übrigen  erst  noch  zu  bildenden  neuen 
Staatsrates,  des  „k.  k.  Reichsrathes".  Der  Gedanke,  diese  hohe  Behörde 
zum  eigentlichen  Werkzeug  für  die  Durchführung  des  geplanten  ab- 
solutistischen Systems  zu  machen,  ist  —  möchte  man  annehmen  — 
hauptsächlich  von  dem  alten  Fürsten  Metternich  gefördert  worden,  der 
während  seiner  Botschafterzeit  in  Paris  die  Organisation  des 
napoleonischen  Caesarismus,  das  Conseil  legislatif  als  Hauptvehikel 
des  französischen  kaiserlichen  Zentralismus  kennen  gelernt  und  ganz 

*)  Wie  stark  die  Zeitgenossen  dieses  Neue  „Umstürzlerische",  „Radi- 
kale" in  der  Poetik  der  Schwairzenberg,  Bach,  Kübeck  empfanden,  spiegelt 
die  Presse  und  politische  Literatur  Oe.-Jierreichs  in  den  Jahren  1849  bis  1851 
»ehr  deutlich  wieder.  Vgl.  z.  B.  die  (anonym)  1850  erschienene  Flugschrift 
des  Freiherrn  von  Andrian:  „Zentralisation  und  Dezentralisation  in  Oester- 
reich"  und  die  hierzu  veröffentlichte  Broschüre:  „Zur  Frage  der  Zentrali- 
sation oder  Dezentralisation"  in  Oest  erreich.  Eine  Stimme  aus  Mähren. 
Wien  1850,  S.  2  ff. 
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besonders  bewundern  gelernt  hatte,  eine  solche  Einrichtung  überdies 
schon  1817  vergebens  dem  Kaiser  Franz  für  Oesterreich  empfohlen 
hatte.  Vielleicht  hat  Fürst  Metternich  auch  an  der  Ernennung  Kübecks 
zum  Präsidenten  Anteil  gehabt;  wie  vertraut  er  mit  diesem  stand, 
zeigen  am  besten  die  zahlreichen  und  höchst  wichtigen  Briefe,  die  der 
greise  Staatskanzler  vom  Exil  aus  in  den  Jahren  1849  und  1850  mit 
Kübeck  wechselte. ß)  Die  Absicht,  den  Konstitutionalismus  in  Oester- 
reich so  bald  wie  möglich  zu  beseitigen,  stand  übrigens,  wie  wir 
wissen,  in  der  militärischen  Umgebung  des  Kaisers  seit  len  Oktober- 
tagen von  1848  fest  und  nahm  nach  den  Erfolgen  Schsvarzenbergs  und 
der  völligen  Beruhigung  der  breiten  Massen  der  Völker  in  der  Mon- 
archie begreiflicherweise  einen  immer  drohenderen  Charakter  an. 
Zu  den  eifrigsten  Mahnern,  diesen  Weg  zu  beschreiten,  gehörte  auch 
Fürst  Metternich,  der  während  seines  Fernseins  von  Oesterreich  mit 
dem  Hofe  und  den  führenden  Persönlichkeiten  des  österreichischen 
und  ungarischen  Adels  in  regster  Verbindung  stand.  Mehr  und  mehr 
äußerte  sich  dieses  Drängen  zu  Wien  in  einer  steigenden  Opposition 
der  „reaktionären"  Kreise  gegen  die  Regierung  Schwarzenberg,  deren 
liberalen  Mitgliedern  Schmerling,  Brück  und  immer  auch  noch  Bach, 
der  Hoch-  und  Hofadel  mit  ungemindertem  Mißtrauen  und  scharfer 
Kritik  gegenüberstand.  Auch  in  dieser  Hinsicht  spiegeln  gerade 
wieder  die  Aeußerungen  des  Fürsten  Metternich  in  seinen  Briefen 
aus  jenen  Jahren  deutlich  die  Stimmung  der  regierenden  Kreise 
Wiens  wieder,  welche  der  Staatskanzler  durch  seine  Ratschläge  und 
die  für  die  Weiterentwicklung  geäußerten  Befürchtungen  immer  nur 
bestärkte.  Fürst  Schwarzenberg  selbst  war,  wie  wir  wissen,  schon 
im  Augenblick,  da  er  seinen  Namen  unter  die  Stad;onsche  Verfassung 
setzte,  entschlossen,  sie  im  geeigneten  Augenblick  cu  beseitigen  und 
nie  in  Kraft  treten  zu  lassen.  Die  Wiener  „Absolutisten"  wußten  die* 
auch  vollständig,  doch  kannten  und  fürchteten  sie  den  Einfluß,  den 
seit  Stadions  Abgang  die  bürgerlichen  Minister,  vor  allem  Bach  und 
der  Finanzminister  Krauß.  auf  den  Premier  ausübten,  und  man  wußte, 
daß  diese  großen  Geschäftsmänner  vor  allem  die  von  ihnen  in  An- 
griff genommene  „liberale"  Verwaltungs-,  Finanz-  und  Gerichts- 
reform ernstlich  zur  Vollendung  bringen  wollten  und  hofften,  dies, 
durch  den  Schein  der  Verfassung  gedeckt,  am  besten  besorgen  zu 
können.  UebeThaupt  bildeten  die  ganze  durch  die  Märzrevolution 
nach  französischem  Vorbild  geschaffene  Einrichtung  des  Ministerrates 
als  verantwortlichen  Trägers  der  vollziehenden  Gewalt  und  das  ge- 
wisse konstitutionelle  Zeremoniell,  welches  das  Conseil  nach  außen 
strenge  beobachtete,  indem  es  z.  B.  die  Gesetze  nur  als  provisorische 
erließ,  längst  Steine  des  Anstoßes  für  die  adeligen  und  militärischen 
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Absolutisten  am  Hofe.    So  kam  man  in  diesen  Kreisen  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  1850  zum  Entschluß,  zur  Durchführung  des  ge- 
planten Staatsstreiches  vorerst  diesem  Ministerrate  ein  neues  Organ 
kaiserlicher  Macht  gegenübersetzen  und  ersteren  dadurch  empfind- 
lich zu  schwächen ;  man  erkannte  als  das  geeignetste  Mittel  hierfür  den 
Plan,  den  „Reichsrath"  als  die  einzige  von  den  durch  die  Märzver- 
fassung verheißenen  Institutionen   tatsächlich    zu    schaffen   und    in 
diesem  Staatsrat  dem  Kaiser  ein  selbständiges  Werkzeug  für  seinen 
uneingeschränkten  Herrschaftswillen  in   die  Hand  zu  geben.     Die 
Absicht  gelang  zunächst  nicht  vollständig,  da  die  Mehrheit  der  Mi- 
nister in  schweren  und  langen  Debatten  sich  gegen  eine  solche  Neben- 
und  Ueberregierung  natürlicherweise  wehrte,  so  daß  es  vorerst  doch 
noch  zu  einer  Art  von  Kompromiß  kam.    Gegenüber  dem  ursprüng- 
lichen Entwurf,  den  noch  Stadion  für  diesen  Staatsrat  vorbereitet  hatte, 
war  allerdings  doch  für  die  Absolutisten  unter  Kübecks  Führung  ein 
großer  Erfolg  errungen,  als  das  Reichsratsstatut  am  20.  April  als  Ge- 
setz verkündet  wurde:  der  Reichsrat  wurde  nämlich  nicht,  wie  das 
Ministerium  gewünscht  hatte,  als   oberster   Verwaltungsgerichtshof, 
sondern  als  eine  Reichsbehörde  errichtet,  welche  die  gesamte  gesetz- 
geberische Tätigkeit  begutachten  sollte.    Wohin  die  Fahrt  ging,  ent- 
nahm die  Bevölkerung  hierbei  noch  mehr  aus  der  Tatsache,  daß 
nacheinander  die  beiden  liberalen  Minister  Schmerling  und  Brück  aus 
dem  Amte  schieden  und  durch  zwei  konservative  Beamte,  den  jünge- 
ren Krauß  als  Justizminister  und  Andreas  Baumgartner,  als  Handels- 
minister, ersetzt  wurden;  Schmerlings  Ausscheiden  hing  jedenfalls 
mit  seiner  Unlust,  an  dem  weiteren  Aufsteigen  der  Macht  Kübecks 
und  seines  Reichsrates  passiv  teilnehmen  zu  sollen,  zusammen.  *)  °) 
Man  kann  nun  nicht  sagen,  daß  gegen  die  Pläne  der  Hofkreise 
und  des  inzwischen  zum  ausschlaggebenden  Berater  des  Kaisers  ge- 
wordenen Freiherrn  von  Kübeck  irgendwo  ein  klare  und  feste  Oppo- 
sition bestand.    Sie  bestand  nicht  in  der  Bevölkerung,  die  sich  der  seit 
der  Mitte  des  Jahres  1850  deutlich  verschärften  Polizeiregierung  und 
Preßunterdrückung  in  Wien  und  in  den  Provinzen  ohne  Widerstand 
unterwarf,  sie  bestand  auch  nicht  in  der  Bureaukratie  und  wenigstens 
kam  sie  nicht  zur  Wirkung  in  den  liberalen  Kreisen  des  Großbürger- 
tums   und    der    damit    zusammenhängenden    Gesellschaftsschichte. 
Der  Widerstand,   der  dennoch  wider  das  gegenrevolutionäre    Pro- 
gramm   fühlbar    wurde,    lag    eigentlich  im  wesentlichen  darin  be- 
gründet, daß,  seit  die  Errichtung  des  Reichsrates  feststand,  Alexander 


*)  Die  Geschichte  des  Zustandekommens  des  Reichsrathsstatutes  ist 
im  Anhange  Exkurs  Nr.  6  nach  den  Ministerratsprotokollen  ausführlich 
dargestellt. 
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Bach  und  die  ihm  nahestehenden  Häupter  der  Bureaukratie  voll- 
kommen klar  erkannten,  daß  die  Etablierung  des  neuen  Absolutismus 
von  einem  außerhalb  der  Regierung  stehenden  Manne,  nämlich  vom 
Freiherrn  von  Kübeck  und  seiner  neuen  Behörde  werde  durchgeführt 
werden.  Damit  war  sozusagen  innerhalb  der  Bureaukratie  ein 
schwerer  Konflikt  zwischen  den  beiden  obersten  Conseils  organisiert, 
die  da  gegenüberstanden,  dem  k.  k.  Reichsrat,  in  welchem  Kübeck 
durchweg  Männer  der  vormärzlichen  Bureaukratie  versammelt  hatte, 
und  dem  Ministerrate,  in  welchem  Alexander  Bach  das  geistige  Haupt 
vorstellte,  sowie  der  Gesamtheit  der  neuen  bürgerlich-liberalen 
Kräfte  des  Beamtentums.  Dazu  kam,  daß  zwar  nicht  zwischen  Kübeck 
und  Schwarzenberg,  wohl  aber  zwischen  ersterem  und  Bach,  sehr 
bald  persönliche  Gegensätze  empfindlicher  Art  obwalteten. 7) 

Damit  war  unvermeidlich  gegeben,  daß  der  Kaiser  für  den  weite- 
ren Verlauf  der  Krise  persönlich  entscheidend  in  den  Vordergrund 
treten  mußte.  Er  hatte  zwischen  dem  Träger  seiner  „vollziehenden 
Gewalt"  und  seinem  neuen  legislativen  Ratgeber,  dem  Reichsrats- 
präsidenten, den  endgültigen  Schiedsrichter  abzugeben.  Schon  in 
dieser  Tatsache  spricht  sich  der  sehr  merkwürdige  Kern  der  politi- 
schen Gesamtanschauung  aus,  die  Kübeck  mit  starkem  Drängen  zur 
Verwirklichung  zu  bringen  suchte:  sie  liegt  in  der  sehr  ernsten  Ueber- 
zeugung  des  greisen  Staatsmannes,  daß  in  Oesterreich,  wie  es  nun 
als  einheitliches  Reich  gebildet  war,  der  Kaiser  tatsächlich  ein  durch- 
aus persönliches  Regime  führen,  daß  €ir  die  oberste  Gewalt  nicht  bloß 
etwa  als  formeller  Souverän,  sondern  als  ihr  tatsächlicher  Inhaber 
ausüben,  die  Entscheidung  aller  großen  Fragen  selbsttätig  fällen,  die 
gesamte  Politik  nach  eigenem  Willen  leiten  müsse. 

Der  Kampf  zwischen  Reichsrat  und  Ministerium  wurde  nun  durch 
zwei  neue  große  Denkschriften  Kübecks  in  eine  neue  Phase  gebracht. 
Er  verlangte  darin  vor  allem  die  Aufhebung  der  Ministerverantwort- 
lichkeit, die  ihm  als  der  eigentliche  Sitz  des  konstitutionellen  Uebela 
erschien.  Sodann  forderte  er  nicht  nur  die  Aufhebung  der  Ver- 
fassung als  Grundgesetzes,  sondern  die  methodische  Umänderung 
der  meisten  seit  der  Oktroyierung  der  Märzcharte  verkündeten  „libe- 
ralen" Gesetze  und  neuen  organischen  Einrichtungen«  Als  notwendige 
Grundlage  für  die  Durchführung  des  „neuen  Systems",  das  an  die 
Stelle  des  Konstitutionalismus  treten  sollte,  verlangte  Kübeck  vor 
allem  die  Erweiterung  der  Kompetenz  des  von  ihm  präsidierten 
Reichsrates,  der  von  jedem  Schein  befreit  werden  sollte,  als  Hilfsorgan 
des  Ministerrates  zu  fungieren.  Vielmehr  sollte  er  des  ausschließ- 
liche gesetzgeberische  Organ  des  Kaisers  sein  und  weit  mehr  zur 
Ueberwachung  des  Ministeriums  als  zu  dessen  Unterstützung  dienen. 
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Wieder  tritt  in  dieser  Konstitution  die  durchaus  hyperbolische  Idee 
hervor,  die  sich  Kübeck  von  der  realen  Regierungstätigkeit  des 
Kaisers  gemacht  hatte:  er  schlug  vor,  daß  der  Kaiser  selbst  das 
Präsidium  des  Reichsrates  übernehmen  solle,  daß  ihm  die  Vize- 
präsidentschaft verbleibe  und  daß  dann  dieses  Conseil  von  hohen 
Beamten  die  volle  legislatorische  Initiative  ausübe,  aber  auch  darüber 
hinaus  bei  allen  wichtigen  Staatsakten  gehört  werden  müsse.  Das 
dem  Freiherrn  von  Kübeck,  der  ganzen  konservativen  Hofpartei 
und  den  Militärs  so  verhaßte  „westeuropäische"  Institut  des  Minister- 
rates als  höchsten  Kollektivorganes  der  Politik  und  Administration 
war  so  zu  völligem  Verschwinden  bestimmt;  die  einzelnen  Minister 
sollten  nach  Kübecks  Plan  künftig  bloß  als  Chefs  ihrer  Spezialressorts, 
somit  nur  als  oberste  bureaukratische  Leiter  der  betreffenden  Ver- 
waltungszweige, keineswegs  mehr  aber  als  politisch  leitende  Staats- 
männer angesehen  werden. 

Kübecks  Vorschläge  hatten  sowohl  in  der  von  ihm  vorgeschlage- 
nen Taktik,  als  auch  in  ihrem  Endzweck  vollen  Erfolg.  Fürst 
Schwarzenberg  unterwarf  sich  seinen  Plänen  durchaus  und  ohne 
Schwierigkeiten.  In  dem  denkwürdigen  Ministerrate  vom  17.  August, 
der  im  Beisein  des  Reichsratspräsidenten  Kübeck  und  unter  Vorsitz 
des  Kaisers  stattfand,  submittierten  die  Minister  mit  Ausnahme  des 
alten  Finanzministers  Krauß  sämtlich,  auch  Alexander  Bach,  der 
gegen  Kübecks  Denkschriften  noch  kurz  vorher  durch  ein  eigenes 
ausführliches  Gutachten  opponiert  hatte.  Nichts  kann  den  Geist 
besser  kennzeichnen,  in  welchem  hier  der  Staatsstreich  vollzogen,  die 
Verfassung  beseitigt  wurde,  zu  deren  Erlassung  der  Kaiser  als  Nach- 
folger Kaiser  Ferdinands  zwei  Jahre  früher  selbst  sich  moralisch  ver- 
pflichtet gehalten  hatte,  als  die  Bekanntschaft  mit  den  Beweggründen, 
die  Franz  Josef  als  Vorsitzender  des  Ministerrates  selbst  diesem  be- 
kannt gab  und  die  dann  das  vom  Ministerpräsidenten  Fürsten 
Schwarzenberg  vorgelesene  Promemoria  ausführlicher  darlegt. 
„Seine  Majestät",  heißt  es  daselbst,  „geruhten  der  Versammlung  den 
Gegenstand  der  heutigen  Berathung,  diejenigen  Maßregeln  zu  er- 
öffnen, welche  Allerhöchstdieselben  für  geeignet  und  dringend  nöthig 
erkennen,  um,  bey  der  von  allen  Einsichtsvollen  und  Gutgesinnten 
anerkannten  Unanwendbarkeit  des  sogenannten  englisch-französi- 
ßchen  konstitutionellen  Prinzips  auf  den  österreichischen  Kaiserstaat 
und  sonach  der  Unausführbarkeit  der  Reichsverfassung  vom  4.  März 
1849,  die  dem  Zwecke  der  Einheit  der  Monarchie  und  den  wahren 
Bedürfnissen  ihrer  Völker  angemessenen  Reformen  vorzubereiten. 
Die  umständliche  Auseinandersetzung  und  Begründung  der  zu  diesem 
Ende  gemachten  Vorschläge  ist  in  einem  auf  allerhöchsten  Befehl 
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verfaßten    Promemoria    enthalten,   das   sohin   der   Ministerpräsident 
seinem  ganzen  Inhalte  nach  vortrug.' 

Als  erster  Schritt  zu  den  beabsichtigten  Reformen  wird  darin 
die  Herstellung  der  äußeren  Autorität  des  Kaisers,  das  ist  eine  ver- 
änderte Stellung  der  Minister  gegenüber  Seiner  Majestät  und  dem 
Reichsrathe  bezeichnet,  und  wird  insbesondere  das  Unbestimmte  und 
Haltlose  hervorgehoben,  das  in  den  gegenwärtigen  Begriffen  von  der 
Verantwortlichkeit  der  Minister  liegt.  Aus  diesen  Begriffen  würde 
folgen,  daß  die  Minister  außer  dem  Staatsoberhaupte  noch  ^iner 
anderen  Authorität:  einer  zur  Zeit  in  Oesterreich  nicht  bestehenden 
Körperschaft  verantwortlich,  also  von  ihr  abhängig  sind,  dei  Kaiser 
in  allen  seinen  Entschließungen  an  die  Zustimmung  seiner  Minister 
gebunden,  diese  selbst  aber  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen, 
wo  ihre  Verantwortlichkeit  erst  durch  die  künftige  Gesetzgebung 
geregelt  werden  soll  (§  91  der  Reichsverfassung),  in  der  That  ganz 
außer  aller  Verantwortung  wären." 

Nicht  durch  die  Ideen  des  westeuropäischen  Konstitutionalismus, 
sondern  durch  besondere,  dem  Zwecke  der  Einheit  der  Monarchie 
angepaßte  Einrichtungen  sollten  also  die  speziellen  Bedürfnisse  der 
Völker  Oestereichs  befriedigt  werden:  für  diese  aber  war  „in  ihrer 
großen  gutgesinnten  Mehrheit",  wie  es  in  den  Erklärungen  des  Mon- 
archen heißt,  „die  höchste  Autorität  des  Kaisers  das  eigentliche 
Grundprinzip  der  Verfassung!" 

Das  Ergebnis  dieses  schicksalsvollen  Ministerrates  bildeten  die 
vier  historischen  Kabinettschreiben  des  Kaisers  vom  20.  August,  in 
welchem  die  Aufhebung  der  Verfassung,  wenn  auch  noch  immer 
unter  einer  ganz  leichten  Verhüllung,  schon  deutlich  festgesetzt  er- 
scheint. *)  8) 

Der  Weg,  auf  den  Kübeck  den  Kaiser  führte,  nahm  zum  Aus- 
gangspunkt das  seit  der  Märzrevolution  bestehende  und  durch  die 
oktroyierte  Verfassung  bestätigte  Grundprinzip  der  Anerkennung  der 
Ministerverantwortlichkeit  seitens  der  Krone.  In  dem  einen  der 
Kabinettschreiben  vom  20.  August  erklärt  der  Kaiser  diesen  Begriff 
für  aufgehoben. 

vDa",  heißt  es  daselbst,  „die  dermalen  ausgesprochene  Verant- 
wortlichkeit des  Ministeriums  einer  gesetzlichen  Deutlichkeit  und 
jeder  genauen  Bezeichnung  ermangelt,  so  fühle  Ich  Mich  durch 
Meine  Regentenpf licht  bestimmt,  das  Ministerium  aus  seinen  zweifel- 


*)    Ueber   den   Verlauf   diese3   Ministerrates   vergleiche    unten    Anhang 
Exkurs    Nr.    h,    woselbst    auch    das    ganze    Protokoll    abgedruckt    erscheint. 
•  »   finden    Btch   d;e  oben  genannten    Denk-Hiriften    Kübocks    und   Bachs 
bst  ihrem  ganzen  Text  nach  wiedergegeben. 
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haften  politischen  Beziehungen  in  die  ihm  als  Meinem  Rathe  und 
Meinem  obersten  Vollziehungsorgan  zustehende  gehörige  Stellung 
zu  bringen,  dasselbe  als  allein  und  ausschließend  dem  Monarchen 
und  dem  Throne  verantwortlich  zu  erklären  und  es  der  Verantwort- 
lichkeit gegenüber  jeder  anderen  politischen  Autorität  zu  entheben." 
Gleichzeitig  verkündete  ein  zweites  Kabinettschreiben,  das  an 
den  Fürsten  Schwarzenberg  gerichtet  war: 

„Als  unmittelbare  Folge  der  Beschlüsse,  welche  Ich  über  die 
politische  Stellung  Meines  Ministeriums  gefaßt  habe,  finde  Ich  es 
ebenso  notwendig  als  dringend,  die  Frage  über  den  Bestand  und 
die  Möglichkeit  der  Vollziehung  der  Verfassung  vom  4.  März  1849  in 
reifliche  und  eindringliche  Erwägung  zu  ziehen." 

„Um  über  die  Art  und  Weise,  in  welcher  Ausdehnung  diese 
Frage  aufzufassen,  welcher  Gang  der  Untersuchung  derselben  zu 
beobachten  imd  in  welchen  Formen  sie  zu  beraten  sei,  ein  Gutachten 
zu  erhalten,  haben  Sie  mit  Meinem  Reichsrathspräsidenten  Rück- 
sprache zu  pflegen  und  Mir  sobald  als  möglich  die  gemeinschaft- 
lichen Vorschläge  zu  erstatten." 

„Bei  Erörterung  dieser  Frage  sowie  bei  jeder  folgenden  Ver- 
handlung ist  das  Prinzip  und  der  Zweck  der  Aufrechterhaltung  aller 
Bedingungen  der  monarchischen  Gestaltung  und  der  staatlichen  Ein- 
heit Meines  Reiches  unverrückt  im  Auge  zu  behalten  und  als  unab- 
weisliche  Grundlage  aller  Arbeiten  anzusehen." 

Damit  war  der  zweite  Akt  des  großen  Dramas  der  Verfassungs- 
aufhebung zu  Ende  gespielt;  es  folgt  der  dritte,  der  wenige  Monate 
später  mit  dem  „Sylvesterpatent",  den  Ordonanzen  vom  31.  Dezem- 
ber 1851  schließt,  durch  welche  das  neue  System,  das  an  die  Stelle 
der  „unausführbaren"  Verfassung  zu  treten  bestimmt  war,  seine 
grundsätzliche  ausführliche  Regelung  empfängt.  Die  hierzu  er- 
forderliche große  Arbeit  wurde  schon  ganz  in  den  Formen  geleistet, 
wie  sie  Kübecks  Auffassung  von  der  Stellung  des  Ministeriums  zum 
Kaiser  und  Reichsrat  entsprachen.  Eine  mit  A.  H.  Entschließung 
vom  4.  Oktober  1851  gebildete,  aus  drei  Mitgliedern  des  Reichs- 
rates und  drei  Ministern  zusammengesetzte  Kommission  unter 
Kübecks  Vorsitz  beriet  die  ganze  Frage  der  Aufhebung  der  Ver- 
fassung und  der  Grundsätze  für  eine  neue  Staatsordnung,  wobei  ein 
weiteres  dem  Kaiser  vorgelegtes  Gutachten  Kübecks  für  die  Be- 
ratungen der  Kommission  die  Grundlage  und  den  prinzipiellen  Weg- 
weiser abgab.  *) 

*)  Die  drei  Minister  in  dieser  Kornmission  waren  Bach,  der  Finaim- 
nrnister  Krauß  und  der  Handelsmindster  von  Baumgartner.  Die  drei  Reichs- 
räte waren  Freiherr  von  Krieg,  von  Purkhardt  und  von  Salvo*iti.  Freiherr 
von  Kübeck  führte  den  Vorsitz.     Die  Sitoun&en  der  Kommission  fanden  am 
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Die  ganze  Verhandlung  nahm  ihren  Ausgang  von  der  Im  Kabi- 
nettschreiben vom  20.  August  dem  Reichsrate  und  Ministerrate  ge- 
meinsam gestellten  „Aufgabe",  für  deren  Lösung  von  vornherein 
vorgeschrieben  war:  „es  sei  das  Prinzip  und  der  Zweck  der  Auf- 
rechterhaltung  aller  Bedingungen  der  monarchischen  Gestaltung  der 
staatlichen  Einheit  des  Reiches  unverrückt  im  Auge  zu  behalten  und 
als  unabweisliche  Grundlage  aller  Arbeiten  anzusehen."  „Es  dürfte 
also",  wie  es  in  dem  ersten  Protokolle  heißt,  „darauf  ankommen, 
sich  die  Begriffe  der  Bedingungen  der  monarchischen  Gestaltung 
und  staatlichen  Einheit  des  Reiches  klarzumachen."  Nach  der  vom 
Reichsratspräsidenten  Kübeck  gegebenen  Entwicklung  beruhen  sie 
wesentlich  „auf  der  dynastischen  Macht  des  Staatsoberhauptes,  der 
Erblichkeit,  ungeteilten  Ausübung  der  gesetzgebenden,  vollziehen- 
den und  richterlichen  Gewalt  mit  Ausschluß  aller  Autonomie  der 
einzelnen  Länder,  und  der  Untrennbarkeit  sämtlicher  unter  der 
österreichischen  Krone  vereinigten  Staaten".  Die  Märzverfassung 
war  nun,  insofern  sie  mit  diesen  Grundbedingungen  der  monar- 
chischen Einheit  des  Reiches  nicht  übereinstimmt,  einer  kritischen 
Prüfung  zu  unterziehen  und  es  waren  die  Grundsätze  zu  erörtern, 
welche  gemäß  der  im  Kabinettschreiben  erklärten  Absicht  bei  der 
künftigen  Gestaltung  einzuhalten  wären. 

Dem  so  erteilten  Mandat  entsprechend,  formulierte  die  Kom- 
mission vier  Hauptpunkte,  die  insgesamt  ihre  Aufgabe  bildeten,  von 
denen  die  beiden  ersten  die  Prüfung  der  Märzverfassung  als  Ganzes 
betrafen,  während  als  dritte  Aufgabe  gestellt  war  die  Erstattung  von 
Vorschlägen  über  die  Frage,  „welche  Faktoren  aus  den  gesellschaft- 
lichen Schichten  mit  Rücksicht  auf  die  früheren  historischen  Einrich- 

11.,  13.,  18.,  20.,  25.  und  27.  November  1851  statt.  Die  im  Texte  Begebene 
Dars'.el  oiTijj  beruht  auf  dem  im  Minii-tcrratspro'.okoMe  vom  31.  Dezember  1851 
erliegenden  umfangreichen  Akt  über  die  Aufhebung  der  Verfassung.  Dieser 
besteh1,  aus  drei  Protokollen  I— III,  welche  den  Hergang  und  InSi't  der 
Beratungen  der  Vertaeeunga-RevLaions-Koinmiasdorj  enthalten,  denen  zwei  be- 
sondere Noten  des  Reichsnates  von  Burkhard!  be:gegeben  sind,  und  zwar 
eines  über  d>ie  Frage  der  Oeffent'ichkeit,  das  zweite  über  die  sogenannte 
„dritte  durch  dce  AJerböchete  EnteoMießumß  vom  l.  Oktober  1851  Bestellte 
Aurgabe',  nämMch  die  Frage  der  den  politischen  Behörden  beizugebenden 
beratenden  Ausschüsse  aus  den  „geseM.-rhaft'irhen  Schichten".  Ferner  liegt 
ein  besonderes  Votum  des  Freiherrn  von  Krieg  Ober  dieselbe  Krage  bei 
sowie  eine  ausführliche  Denkschrift  de?  berühmten  Reehftacpeebrten  und 
Jtrichsrates  von  Salvotti  iiher  den  Gerichtsorganismus.  Die  Ergelmis^o 
der  ganzen  Beratung  sind  in  einer  besonderen  „Nachweisenden  Zusammen- 
BteHung  der  Hauptergebnisse"  zusammengefaßt.  (Z.  4391  M.  R.  Protokolle 
im  Haus-,  Hof-  und  Staatstarchiv.)  Endlich  liegt  dem  Akte  bei  ein 
Protokoll  der  am  30.  Dezember  18.r)l  abgehaltenen  Beratung  der 
RevtHotU  Kommisaion    über   de    Krage   der    Aufhebung  der    mit    dem     \ 

höehateo  Paten!  vom  4.  März  1849  für  einig.-  Krön  minder  der  Monarchie  aue- 

>dienen    Grundrechte. 
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tungen  den  politischen  Regierungsorganen  in  den  Kronländern  an 
die  Seite  gestellt  werden  könnten,  um  die  Interessen  der  Länder 
und  der  Oertlichkeiten  zur  Erkenntnis  und  zur  Berücksichtigung  der 
Regierung  zu  bringen."  Unter  den  vier  Hauptpunkten  faßte  die 
Kommission  Vorschläge  zusammen,  in  welcher  Art  und  in  welchen 
Abstufungen  die  vorzuschlagenden  Grundsätze  der  Reorganisierung 
in  den  einzelnen  Kronländern  mit  Rücksicht  auf  die  durch  die  Ver- 
schiedenheit der  Landeszustände  und  Erfordernisse  wünschens- 
werten Modifikationen  zur  Ausführung  zu  bringen  seien.  In  der 
Generaldebatte,  die  der  Einzeldiskussion  der  vier  bezeichneten 
Hauptmaterien  vorausging,  gelangte  die  Kommission  natürlich  zu 
dem  ihr  von  vornherein  vorgezeichneten  Resultate  der  Beseitigung 
jeder  Spur  von  wirklicher  konstitutioneller  Einrichtung.  Das  Be- 
merkenswerteste hieran  sind  aber  die  Gedankengänge,  die  das 
Protokoll  festhält  und  die  für  den  Staat  den  Geist  dieser  ganzen 
methodisch  durchgeführten  Gegenrevolution  sehr  charakteristisch 
sind. 

„Man  glaubte",  heiß:  es  in  dem  Protokolle,  „die  ■staatliche  Einheit  des 
Reiches  in  zwei  Hauptmerkmalen  zusammenzufassen:  einmal  in  dem  dynasti- 
echen Rechte  des  Souveräns  und  des  erlauchten  Kaiserhauses,  und  sodann  in 
der  politischen  Untrennbarkeit  der  einzelnen  Länder  des  Reiches,  welche  den 
Gesaimtstaat  bilden. 

Die  monarchischen  Bedingungen  findet  man  in  dem  Begriff  dar  Un- 
getei'Itbeit  der  Gesetzgebung  und  der  ausübenden  Macht  des  Souveräns  in  allen 
Zweigen  und  Richtungen  des  Staats- Volkalebens. 

Die  staatliche  Einheit,  die  monarchische  Grundlage,  besteht  hiernach 
nidht  etwa  in  vollkcimimerier  Gleichförmigkeit  der  verschiedenen  Richtungen 
und  Zweige  in  der  Anwendung  der  monarchischen  Gewalt  —  nicht  in  einer, 
ai'e  naturgemäßen  oder  historischen  Verschiedenheiten  aufhebenden  Zentrali- 
sation — ;  nicht  in  der  Verletzung  nationaler  Vorurteile  und  Gewohnheiten, 
sobald  sie  mit  dem  oben  aufges'tel'lten  Begriff  der  Unteilbarkeit  nicht  im 
Widerspruche  stehen.  Wohl  £iber  sind  autonomische  Rechte  der  Bestandteil© 
des  Reiches  auszuschließen. 

Die  monarchische  Grundlage  und  ihre  Bedingungen  schließen  ferner 
solche  politische  Institutionen  nicht  aus,  welche  Orts-  und  Landesinieressen 
konsultativ  vertreten,  um  sie  dem  Monarchen  sowohl  in  der  Gesetzgebung  als 
Verwaltung  zur  Kenntnis  zu  bringen,  und  die  Vollziehung  der  beschlossenen 
Gesetze  und  Mi£ißregen  in  'bestimmt  vorgezeichneter  Art  zu  unterstü'tzen 
haben  werden. 

Durch  diese  Auffassung  und  Feststellung  entfallen  die  Abschnitte  II,  VII, 
VIII,  X,  XIV  und  XV  der  Reichsverfassung  von  selbst,  welche  eben  nichts 
«ils  Begrenzungen  und  Organe  geteilter  Staatsgewalten  bezeichnen. 

Nach  FesiteleH'ung  dieses  prinzipiellen  Leitfadens  ging  man  auf  die 
Verhandlung  der  aufgestellten  Fragen  über." 

Schon  damit  hatte  die  Kommission  die  von  Kübeck  dem  Kaiser 
empfohlenen  Prinzipien  angenommen;  die  weiteren  Detailbera- 
tungen beschäftigten  sich  nun  damit,  die  Nutzanwendung  aus  diesen 
Grundsätzen  für  die  geplante  umfassende  Staatsreform  zu  ziehen, 
die  dann  in  den  schon  oben  erwähnten  36  Punkten  der  „Grundsätze 
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für  organische  Einrichtungen  in  den   Kronländern  des  österreichi- 
schen Kaiserstaates"  zusammengefaßt  wurde.  *) 9) 

Wie  sehr  der  Kaiser  den  Kern  dieser  von  Kübeck  festgelegten 
Prinzipien,   die   Verbindung   des  schrankenlosen   Absolutismus   mit 
dem  weitestgehenden  Zentralismus  als  politische  Richtlinien  in  sich 
bereits  aufgenommen  hatte  und  wie  gerne  er  danach  handelte,  zeigt 
am  besten  die  letzte  Szene  in  diesem  ganzen  rasch  fortschreitenden 
politischen  Schicksalsdrama.     Als  die  abgeschlossenen  Gutachten  in 
den  Ministerrat  gelangten  und  dort  auf  zahlreiche  Bedenken  stießen, 
und  als  in  sieben  Sitzungen  des  Ministerrates,  die  sich  damit  be- 
schäftigten, noch  immer   die  gewünschte  Annahme  nicht  vollzogen 
war,   so  daß  die  letzten  Tage   des  Jahres  herannahten,  ohne  das 
Franz  Josef  sich  als  schrankenloser  Herrscher  des  neuen  Einheits- 
reiches betrachten  konnte,  da  tat  er  einen  ebenso  einfachen  als  ent- 
scheidenden Schritt.  **)  IOa).     Die  ganze  Sache  wurde  vor  eine  von 
ihm  präsidierte  gemeinsame  Konferenz  des  Ministerrates   und  des 
Keichsrates  gebracht.    In  dieser  Konferenz  ließ  er  die  von  der  Kom- 
mission der  beiden   Conseils  ausgearbeiteten  Entwürfe  der  zu  er- 
lassenden Patente  verlesen  und  erklärte,  nachdem,  wie  es  in  dem 
Protokolle  heißt,   keiner   der  Minister   dagegen  etwas   zu   erinnern 
fand,   die   vorgelesenen   Urkunden   als   seine   Willensmeinung,   und 
damit  war  das  Werk  der  Verfassungsaufhebung  und  der  solenneD 
Verkündigung  des  neuen  Absolutismus  beendet.    Wie  so  oft  und  so 
verhängnisvoll  in  späteren  Jahren,  hat  Franz  Josef  auch  damals  die 
wichtigste  Entscheidung  schließlich  in  großer  Hast  und  förmlicher 
Begierde  nach  dem   bureaukratisch-formellen   Abschluß  der  Pläne, 
zu  denen  er  entschlossen  war,  zu  Ende  geführt.    Zweifellos  schwebte 
ihm   dabei  auch   das   Vorbild  seines   „plebiszitären"   Amtsgenossen 
in    Frankreich    Napoleon    III.    vor,    der   wenige   Tage    vorher,   am 
2.  Dezember   1851,   durch    einem  Staatsstreich  sich   der  Verfassung 
entledigt  und  das  Kaisertum  seines  großen  Onkels  erneuert  hatte. 10b) 
Und   nun   zunächst    zum   Inhalte    der  schicksalsschweren    drei 
kaiserlichen  Erlässe,   die  gewöhnlich  unter   der  Bezeichnung  „Syl- 
vesterpatent" zusammengefaßt  die  von  Franz  Josef  mit  allem  Nach- 

*)  Die  vorbin  genannte  „Nachweisende  Zus^mmenste-lung  der  Haupt 
ergc.bnisse  der  Beratungen"  gelangt  ebenso  wie  das  Protokoll  der  Sitzun.; 
d»r  zur  Revision  der  Verfassung  bestellten  Kommission  vom  30.  Dezember 
1851,  das  die  Aufhebung  der  Grundrechte  betrifft,  im  Anhang  unfcT  Ex- 
kurs Nr.  9  zum  Abdruck. 

**)  Die  Protokolle  der  Minivterberatungen  über  das  „Elaborat*'  der  aus 
Ministem  und  ReichferMen  Rebüdeken  RemtaMea  Karamission  sind  im  Anhang 
l-ixkurs   Nr.    10a   abgedruckt   und    besprochen. 


3.  Kapitel:  Die  Aufhebung  der  Verfassung  etc.  395 

druck  angestrebte  zentralistische  und  absolutistische  Reichs-  und 
Staatsordnung  enthielten.  *) 

Sodann  folgen  zwei  zur  Beruhigung  der  Massen  für  notwendig 
gehaltene  Erklärungen:  die  Gleichheit  aller  Staatsangehörigen  vor 
dem  Gesetze,  sowie  die  Unzulässigkeit  und  die  durch  besondere  Ge- 
setze gegen  billige  Entschädigung  der  früher  Berechtigten  erfolgte 
Abstellung  jedes  bäuerlichen  Untertänigkeits-  oder  Hörigkeitsver- 
bandes und  der  damit  verbundenen  Leistungen  werden  ausdrücklich 
bestätigt. 

Ueber  das  neue  System,  wie  es  als  Ganzes  gedacht  ist,  geben 
dann  die  Schlußabsätze  eine  auch  in  ihrem  Gedankengange  außer- 
ordentlich charakteristische  Verfügung:  „Um  zu  denjenigen  Ein- 
richtungen zu  gelangen,    welche  geeignet    sind,    den  Bedürfnissen 

*)  Es  ist  bemerkenswert,  daß  Fürst  Metternich  die  Form,  in  welcher  die 
Verfassung  durch  das  Silvesler-Paten'i  aufgehoben  wurde,  lebhaft  tadelte, 
obgleich  er  natürlich  miit  der  Maßregel  an  und  für  sich  vollständig  einver- 
standen war,  ja  sie  längst  gefordert  hatte.  Unter  dem  5.  Januar  schreibt  er 
an  Kübeck: 

„Ich  füge  diesen  Zeilen,  lieber  Baron,  einige  Bemerkungen  über  ein© 
höchst  wichtige  Sache  an.  Die  Sache  ist  die  Art  und  Weise  der  Bekannt- 
machung der  souveränen  Gewalt  in  unserem  Reich.  Eine  wichtigere  als  die 
vom  1.  Januar  d.  J.  kann  es  nicht  geben,  und  in  der  Art  und  Weise,  in 
welcher  sie  stattgefunden  hat,  zeigt  sich  ein  Vergessen  oder,  besser  gesagt, 
ein  Nichtbeachten  der  benötigten  Einkleidung,  welches  unvermeidlich  auf  die 
Sache,  „die  es  gilt",  tief  und  nachteilig  einwirkt. 

Sie  haben  mich  am  Tage  der  Kundmachung  dieses  Bedauern  aussprechen 
gehört;  zu  dessen  Begründung  haben  sich  mir  seitdem  Veranlassungen  ge- 
wichtiger Art  geboten.  Mir  ist  keine  Individualität  (und  ich  bedarf  es  nicht 
zu  sagen,  daß  ich  nur  von  rechnungsfähigen  spreche)  vorgekommen,  welche 
der  Sache  nicht  zustimmte  und  dem  Bedauern  über  die  Art  und  Weise  nicht 
das  Recht  zuerkennt.  Daß  der  „Modus  in  rebus"  Wert  hat,  ist  eine  so  alte 
Entdeckung,  daß  ich  sie  für  mich  nicht  in  Anspruch  nehme. 

Eine  größere  Gelegenheit,  den  Monarchen  mit  den  Regierten  aller  Klassen 
eprechen  zu  lassen,  konnte  es  nicht  geben  al3  die,  welche  die  Annullierung 
des  Werkes  vom  4.  März  darbot.  Erwägt  man,  daß  diesem  Tatbestande  der 
des  lebendigen  Gefühls  aller  Fühlenden  im  Reiche  zu  Hilfe  kam,  so  war  es 
wahrlich  keine  schwere  Aufgabe,  den  kaiserlichen  Ausspruch  seines  mit  dem 
der  Massen  vereinbarten  Gefühls  in  eine  Einkleidung  zu  bringen,  welche  der 
Größe  des  Gegenstandes  angemessen   gewesen  wäre."  .... 

„Die  am  1.  Januar  kundgemachten  kaiserlichen  Verordnungen  hätten  zu 
ihrer  moralischen  Vervollständigung  einer  sorgfältig  ausgearbeiteten  Ein- 
kleidung bedurft. 

Die  in  dem  ersten  Alinea  des  kaiserlichen  Patentes  von  diesem  Tage  ent- 
haltenen Worte  sind  ehrliche,  aber  nicht  geschickte.  Ehrlich  ist  stets  das 
Eingeständnis  eines  Gesetzgebers,  wie  jedes  Individuums,  daß  er  sich  geirrt 
habe  und  sich,  durch  die  Erfahrung  geleitet,  ohne  Scheu  noch  Scham  von  dem 
Gebiete  des  Irrtums  auf  das  der  praktischen  Wahrheit  übertrete.  Geschickt 
und  nützlich  ist  die  Fürsorge,  dem  Uebertritte  eine  nähere  motivierte  Grund- 
lage zu  bieten.  Die  alleinige  Tatsache  genügt  nicht,  um  sie  dem  Publikum 
deutlich  hinzustellen  und  seinem  Urteile  die  Richtung  zu  geben,  welche  einem 
Unternehmen  neben  dem  Elemente  der  absoluten  Notwendigkeiten  aurh  das  des 
Nutzens  beifügt."  A.  Beer;  Kübeck  und  Metternich;  Denkschriften  und 
Briefe,  Wien  1897.    S.  138  ff. 
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Unserer  verschiedenen  Völker  sowie  den  Bedingungen  der  Wohl- 
fahrt aller  Schichten  derselben  zu  entsprechen  und  die  Stärke 
Unserer  Regierung  zur  Befestigung  der  äußeren  und  inneren  Sicher- 
heit, Einheit  und  Macht  des  Staates  zu  kräftigen,  werden  die  Wege 
der  Erfahrung  und  der  sorgfältigen  Prüfung  aller  Verhältnisse  ein- 
gehalten und  die  daraus  abgeleiteten  organischen  Gesetze  fort- 
echreitend  zustandegebracht  werden." 

„Wir  haben  auf  dem  Grunde  dieser  Betrachtungen  nach  An- 
hörung Unseres  Minister-  und  Reichsrathes  gleich  dermalen  in  den 
zunächst  wichtigsten  und  dringendsten  Richtungen  der  organischen 
Gesetzgebung  eine  Reihe  von  Grundsätzen  festgestellt  und  die  ent- 
sprechenden Befehle  ertheilt,  damit  solche  zur  öffentlichen  Kenntnis 
gebracht  und  unverzüglich  zu  den  Arbeiten  ihrer  Ausführung  ge- 
schritten werde." 

Diese  „Grundsätze"  für  organische  Einrichtungen  in  den  Kron- 
ländern des  österreichischen  Kaiserstaates  wurden  gleichzeitig  als 
Beilage  zu  einem  besonderen,  an  den  Ministerpräsidenten  Fürsten 
Schwarzenberg  gerichteten  Kabinettschreiben  veröffentlicht,  welch' 
letzteres  den  Auftrag  enthielt,  dafür  zu  sorgen,  „daß  ohne  alle  Ver- 
zögerung von  den  Ministerien,  die  es  betrifft,  zu  den  Arbeiten  der 
Ausführung  in  angemessener  Weise  geschritten  und  die  Resultate 
Mir  vorgelegt  werden." 

Die  Ausführung  dieser  in  36  Punkten  gegliederten  Grund- 
sätze bildet  sodann  das  kaiserlich  befohlene  Regierungs-  und 
Verwaltungsprogramm:  was  hiervon  in  den  folgenden  Jahren 
verwirklicht  worden  ist,  bildet  insgesamt  das,  was  man  da- 
mals und  seither  zusammenfassend  das  „Bachsche  System"  in 
Oesterreich  genannt  hat.  Das  will  sagen:  es  ist  in  der  Tat  eine 
von  einigen  einheitlichen  Grundgedanken  aus  aufgebaute  um- 
fassende Staatsordnung  des  absolutistisch  regierten  Einheitsreiches, 
welche  nun  in  den  Formen  und  unter  den  Garantien,  die  der  Auto- 
kratie zu  eigen  sind,  also  ausschließlich  auf  die  Willensmeinung  des 
Monarchen  gestützt,  von  diesem  als  endgültig  verkündet  wurde. 
Diese  Staatsordnung  ist  natürlich,  da  sie  dazu  bestimmt  ist,  den 
Konstitutionalismus  auszuschließen,  eine  reine  Verwaltungsordnung, 
welche  ausschließlich  als  ein  Mittel  der  Herrschaft  des  Kaisers  und 
als  Organisation  der  „pflichtmäßigen"  Tätigkeit  der  als  des  Kaisers 
Gehilfen  vorgestellten  Minister  ersonnen  wnd  zusammengestellt  ist. 
Diese  systematische  Lebens-  und  Arbeitsordnimg  des  neuen  Absolu- 
tismus, der  sich  von  der  alten  patriarchalischen  Kaiserherrschalt 
Franz  IL  und  Ferdinands  vor  allem  dadurch  unterscheidet,  daß  er 
6ich  auf  Ungarn    und    desseai  Nebenländer    geradeso  erstreckt  wie 
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auf  die  westlichen  Königreiche  und  Länder  samt  Galizien,  und  so  das 
ganze  in  Wien  zentralisierte  Reich  mit  neuen,  in  allem  wesentlich 
vollkommen  gleichartigen  Einrichtungen  versah,  ist  nun  durchaus  das 
Werk  Alexander  Bachs,  den  Franz  Josef  bald  nach  diesem  großen 
Akte  der  Verfassungsaufhebung  und  dem  am  5.  April  1852  erfolgten 
Tode  des  Fürsten  Schwarzenberg  zum  Vorsitzenden  der  Beratungen 
des  Ministeriums  ernannt.  *)  Insofern  ist  also  dieses  System 
richtig  mit  seinem  Namen  bezeichnet.  Aber  was  die  politischen  und 
administrativen  Grundideen  des  neo-absolutistischen  Reiches  betrifft, 
so  stehen  die  Dinge  doch  so,  daß  diese  durchaus  das  geistige  Eigen- 
tum Kübecks  gewesen  sind.  Kübeck  hat  als  allmächtig  gewordener 
Reichsratspräsident  diese  Ideen  bei  der  aus  beiden  Conseils  zu- 
sammengesetzten Kommission  zur  Prüfung  oder  Revision  der  Ver- 
fassung, wie  aus  den  Protokollen  selbst  hervorgeht,  durchgesetzt  und 
auch  fernerhin  bei  allen  darauf  gegründeten  administrativen  Schöp- 
fungen und  kaiserlichen  Verordnungen  die  entscheidende  Stimme 
gehabt;  erst  nach  seinem  1855  erfolgten  Tode  ist  Bach  wirklich  das 
einzige  und  tatsächliche  Haupt  der  ganzen  inneren  Regierungspolitik 
und  Gesetzgebung  gewesen.  Bis  dahin  aber  geschah  wohl  kaum 
«twas,  das  Kübeck  nicht  zuerst  genehmigt  hätte.  In  der  ganzen 
langen  Krise  von  1851  war  es  neben  dem  Finanzminister  Krauß 
doch  in  erster  Linie  Alexander  Bach,  der  bis  zum  letzten  Augenblick 
als  Kritiker  der  Kübeckschen  Ideen  in  den  Beratungsprotokollen  auf- 
tritt; dann  aber,  nach  dem  Silvesterpatent  hat  Bach  die  schließlich 
auch  von  ihm  angenommenen  Prinzipien  des  neuen  Absolutismus 
mit  aller  Gelassenheit  in  organisatorische  Wirklichkeit  umgesetzt. 
Darum  ist  es  wohl  richtiger,  diese  erste  der  entscheidenden  Re- 
gierungshandlungen Franz  Josefs,  die.  er  im  Bewußtsein  seiner  eige- 
nen Verantwortung  und  aus  freiem  Willen  unternahm,  die  Schaffung 
des  neuen  Absolutismus  an  den  Namen  seines  eigenen  Schöpfers, 
des  Freiherrn  von  Kübeck,  anzuknüpfen.  Vor  der  Geschichte  trägt 
jedenfalls  dieser  letzte  der  Gehilfen  und  Berater  Kaiser  Franzens 
in  erster  Reihe  mit  Alexander  Bach  die  Verantwortung  für  die  ver- 
hängnisvolle Staatsumwälzung  vom  letzten  Dezembertag  des  Jahres 
1851,  durch  die  mehr  als  die  Urheber  selbst  es  ahnten  und  weit  tiefer 
als  die  späteren,  unter  Kaiser  Franz  Josef  lebenden  Generationen 


*)  Das  leitende  Prinzip  des  „Systems"  Bach  ist  sein  Streben  nach 
möglichst  ungeminderter  G veichföimigkeit  des  Mochtapparates  in  dem  ganzen 
weiten  Länderkomplexe  von  mehr  als  12  (XX)  Quadratmeüen,  und  zweifellos 
muß  man  rückblickend  mehr  denn  je  die  ungeheure  Energie  bewundern,  mit 
der  Bach  es  vermochte,  „das  herrschende  System  uniform  und  allein&e'ijg1- 
machend  durch  die  ganze  weite  Länderstrecke  vom  Inn  bis  an  den  Pruith 
und  von  der  Elbe  bis  an  die  Wasserfälle  der  Kerka  durchzuführen". 
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eich  dessen  bewußt  wurden,  das  ganze  Schicksal  des  Reiches  und 
der  Dynastie  bestimmt,  nämlich  auf  eine  anfangs  scheinbar  ebene, 
in  Wahrheit  aber  unablässig  nach  abwärts  führende  und  schließlich 
in  den  Abgrund  lenkende  Bahn  geführt  worden  ist. 

Es  ist  nun  doch  ein  höchst  merkwürdiger  Prozeß,  wie  inmitten 
des    revolutionären  Europa    in    dem    Geiste    dieses    vielerfahrenen, 
zweifellos    als    Individualität    hervorragendsten    altösterreichischen 
Staatsmannes  Kübeck,  eines  Geistes,  der  in  seiner  Jugend  noch  un- 
mittelbar aus  den  Quellen  der  großen  Philosophie  und  Staatslehre 
des  18.  Jahrhunderts,  wie  sie  Frankreich  und  England  hervorgebracht 
hatten,  geschöpft  und  sich  gebildet  hat,  der  dann  als  noch  jugend- 
licher Beamter,  als  unmittelbarer  Mitarbeiter  im  Kabinett  und  im 
Regierungsgeschäfte   Kaiser  Franzens   überhaupt   den  tiefsten  Ein- 
blick in  das  Wesen   des  habsburgischen  Reiches  und  seiner  viel- 
gestaltigen Verhältnisse    empfangen    hatte,    dann    zur    eigentlichen 
Leitung  großer  Ressorts  berufen,  zum   unbestrittenen  ersten  Wirt- 
schaftspolitiker  des   vormärzlichen  Oesterreich   sich   emporgehoben, 
als  Hofkammerpräsident  in  musterhafter  Weise  als   der  Erste  das 
Staatsbahnsystem  für  Oesterreich  planmäßig  ersonnen  und  sogleich 
dessen  Ausführung  begonnen  hat  —  wie  also  in  dem  Geiste  dieses 
Staatsmannes,  der  mehr  als  seine  Amtsgenossen  die  Lebensbedürf- 
nisse gerade    der  aufstrebenden  bürgerlichen   Klassen,  zumal  des 
Großbürgertums,  in  wirtschaftlicher  und  politischer  Richtung  erfaßt 
und  gefördert  hatte  und  so  durch  seine  ganze  Laufbahn  zum  unver- 
gleichlichen Vermittler  zwischen  dem  alten  patriarchalisch-autoritären 
und  dem  neuen  gemäßigt  liberalen  bürgerlichen  Oesterreich  berufen 
schien,    sich,    kaum    daß    die  Revolution  ausgebrochen,  in  jähester 
Wendung  die  Abkehr  von  seiner  jahrzehntelang  entwickelten  fort- 
schrittlich-liberalen Vergangenheit    und    eine    tiefreichende  Wand- 
lung  seiner    ganzen   politischen    Anschauungen   vollzieht,    von    der 
der  Weg  schnell  und  unverrückbar  bis  zu  den  Erlässen  Franz  Josefs 
vom  26.  August  und  31.  August  1851  führt.    Aus  seinen  Briefen  und 
Tagebüchern  ergibt  sich  klar,  daß  den  Hauptgrund  dieser  Wand- 
lung der  ungewöhnlich  tief  erschütternde  Eindruck  bildet,  welchen 
die  Revolutionsereignisse   auf    Kübecks  ganzes   Denken  und   Emp- 
finden übten.     Schon  im  Herbst  1848  setzte  er  in  seinem  vertrau- 
lichen Antwortschreiben  an  die  Kaiserin  Maria  Anna,  die  ihn  um 
Rat  gebeten   hatte,  die   Notwendigkeit  der   Abdankung  Ferdinands 
auseinander  sowie  des  Ueberganges  der  Krone  auf  ein  Haupt,  „das 
den  Ereignissen  fremd  geblieben  ist  und  sich  durch  keinen  Akt  an 
Versprechungen  und  Zugeständnisse  gebunden  hat,  welche  als  ver- 
pflichtend angerufen  werden  können".    Dies  sei  bei  Erzherzog  Franz 
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Josef  der  Fall,  der  daher  staatsrechtlich  berechtigt  sei,  „für  seine 
Regierung  diejenigen  Grundsätze  und  denjenigen  Rang  einzuneh- 
men, welche  der  Befestigung  des  Thrones  und  dem  wahren  Heile  der 
Völker  entsprechen  und  deren  Anwendung  die  Umstände  und  die 
Mittel  erlauben".  Kübeck  spricht  nun  mit  allem  Nachdruck  aus,  daß 
„auf  die  vor  den  Märztagen  bestandenen  Einrichtungen  ganz  zu- 
rückzugehen, nicht  mehr  möglich  ist  und  auch  im  Interesse  des 
Thrones  nicht  rätlich  wäre.  Es  bestand  zwar  und  besteht  noch  die 
fast  allgemeine  Meinung,  daß  Oesterreich  eine  absolute  Monarchie 
gewesen:  diese  Meinung  ist  in  vielfacher  Beziehung  ein  Irrtum.  Als 
König  von  Ungarn  und  Großfürst  von  Siebenbürgen  war  der  öster- 
reichische Kaiser  durch  Institutionen  beschränkt  und  in  den  König- 
reichen Böhmen,  Galizien,  dann  in  den  Ländern  Niederösterreich, 
Oberösterreich,  Steiermark,  Kärnten,  Krain  und  Tirol  war  er  an 
ständische  Institutionen  gebunden,  die  jeden  Schritt  in  der  Ver- 
waltung mit  Schwierigkeiten  umgaben.  Die  in  der  dem  Monarchen 
ausschließend  verpflichteten  Armee  konzentrierte  Macht  und  die 
Klugheit  der  österreichischen  Regenten  hatte  bis  zum  Jahre  1825 
die  beschränkenden,  vielfachen  Institutionen  schlummern  gemacht 
und  den  Kaiser  in  den  Schein  der  Stellung  eines  absoluten 
Monarchen  versetzt."  Wenn  also  die  unbedingte  Wiederherstellung 
unmöglich  ist,  so  ist  ebenso  sicher,  daß  dem  Regenten  nur  einer  von 
drei  Wegen  offen  steht,  welche  Kübeck  beschreibt:  entweder  sich 
die  von  der  Revolution  und  ihrem  Reichstag  bis  dahin  wahrschein- 
lich ausgeheckte  Verfassung  gefallen  zu  lassen  oder  ein  Militär- 
regiment einzuführen  oder  endlich  dem  Reiche  solche  Institutionen 
selbst  zu  geben,  welche  den  Interessen  der  österreichischen  Völker, 
den  historisch  begründeten  sozialen  Verhältnissen  derselben  und 
der  Stärke  des  Thrones  entsprechen.  Die  erstere  Alternative  wird 
durch  den  Thronwechsel  überflüssig  gemacht;  von  der  kann  keine 
Rede  mehr  sein.  Die  beiden  anderen  Alternativen  werden  in  an- 
gemessener Zeitfolge  beide  ergriffen  werden  müssen.  Die  erste 
Bedingung  des  kraft-  und  erfolgreichen  Auftretens  des  neuen 
Regenten  ist  die  Herstellung  der  Autorität  der  Regierung,  der  Ord- 
nung und  Gesetzmäßigkeit,  die  nur  durch  Militärgewalt  möglich  ist. 
Gleich  nach  dem  Antritt  der  Militärregierung  während  der  Dauer 
und  unter  dem  Schutz  derselben  wären  die  künftigen  Institutionen 
des  Reiches  zu  beraten  und  in  Ausführung  zu  bringen.  Welche 
diese  Institutionen  sind,  darüber,  meint  Kübeck,  könnte  erst  in 
einem  späteren  geeigneten  Zeitpunkte  gesprochen  werden."  ll) 

Schon  in  dieser  Denkschrift  vom  25.  Oktober  1848  liegt  der  Ge- 
dankengang Kübecks  in  bezug  auf  den  Neubau  des  Reiches  klar  zu 
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Tage;  wie  zähe  er  an  ihm  festhält,  zeigt  dann  sein  Briefwechsel 
mit  dem  Fürsten  Metternich  aufs  deutlichste.  Es  ist  nicht  immer 
leicht,  oft  sogar  vergebliches  Bemühen,  aus  den  meist  so  weit- 
wendigen, geistreich  pointierenden  und  zugleich  in  dem  allen 
Kennern  des  Fürsten  Metternich  wohlbekannten  halb  prophetischen, 
halb  mystischen  Stil  abgefaßten  Auseinandersetzungen  des  hoch- 
betagten Staatskanzlers  den  jeweiligen  positiven  Kern  herauszu- 
finden, festzustellen,  was  etwa  Metternich  selbst  den  betreffenden 
politischen  Fragen  gegenüber  getan  hätte.  Aber  darüber  kann  kein 
Zweifel  sein,  daß  Fürst  Metternich  ohne  Schwanken  vom  Ausbruch 
der  Revolution  an  bis  zu  seinem  Tode  jede  Politik  der  Kon- 
zessionen seitens  des  Hofes  und  der  Regierung  an  den  „doktrinellen 
Konstitutionalismus  des  Westens",  wie  er  das  nannte,  auf  das  leb- 
hafteste verdammt,  ja  verabscheut  hat.  Kübeck,  der  in  früheren 
Jahren,  wie  seine  Tagebücher  zeigen,  den  oft  so  selbstbewußten 
politischen  Monologen,  die  Fürst  Metternich  an  seine  Freunde  und 
Mitarbeiter  umständlich  zu  richten  pflegte,  und  ihren  regelmäßig 
streng  antiliberalen  Wendungen  ironisch,  ja  bisweilen  recht  sar- 
kastisch gegenübersteht,  zeigt  nun  erstaunlicherweise  seit  der  Revo- 
lution eine  weitgehende  Uebereinstimmung  mit  dem  exilierten  alten 
Staatskanzler,  die  sich  mit  seiner  persönlichen  Bewunderung  und 
Verehrung  des  großen  Diplomaten  und  Weltkenners  harmonisch 
verknüpft.  Vor  allem  besteht  diese  Uebereinstimmung  darin,  daß 
beide,  Fürst  Metternich  und  Kübeck,  davon  überzeugt  sind,  es  könne 
weder  die  Märzverfassung,  noch  irgendeine  geschriebene  Konstitu- 
tion der  Eigentümlichkeit  Oesterreichs  genügend  Rechnung  tragen. 
Beide  waren  davon  überzeugt,  daß  die  Reformen,  welche  die  Regie- 
rung Schwarzenberg  so  zahlreich  in  die  Welt  setzte,  nutzlos  seien, 
weil  sie  den  Völkern  unverständlich  blieben,  ihnen  Einrichtungen 
bringen,  nach  denen  sie  kein  Verlangen  tragen,  daß  die  neuen 
Organisierungen  sich  fast  ganz  in  schematischen  Einrichtungen 
nach  französischem  Muster  auflösen,  die  von  dem  österreichischen 
Publikum  weder  begehrt,  noch  verstanden  werden.  Mit  besonderer 
Schäi  fe  wendet  sich  Kübeck  wiederholt  gegen  die  Stadionschen 
Ideen,  diese,  wie  er  es  nennt,  ganze  Kette  von  der  freien  Ge- 
meinde, der  Volksvertretung,  der  Geschworenengerichtsverfassung 
bis  zu  dem  bonapartistischen  Konzentrations- Verwaltungssystnn 
So  kommt  Kübeck  im  Laufe  seiner  schriftlichen  Unterhaltungen  mit 
dem  Staatskanzler  zu  dem  Ergebnis,  daß  der  innere  Zustand  Oester- 
reichs sehr  beunruhigend  sei,  zumal  der  ..moralische  sehr  leb- 
hafte Widerstand"  der  Bevölkerung  gegen  den  ganzen  Apparat  der 
Neuerungen,  welche  in  der  Verwaltung  und  Rechtspflege  stattfinden. 
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„Die&er  moralische  Widerstand",  meint  der  alte  Hofkammerpräsi- 
dent, „ist  darum  beunruhigend,  weil  er  sich  insbesondere  in  Ungarn 
und  Galizien  gegen  die  Dynastie  wendet,  der  man  alle  trüben  Neue- 
rungen der  Gegenwart  zuschreibt,  zuimal  man  die  konstitutionelle 
Ministerialwirtschaft  nicht  begreift.  Die  neuen  Schöpfungen  tragen 
mehr  oder  weniger  alle  den  Stempel  der  revolutionären  Zeugung. 
Sie  schweben  zwischen  Leben  und  Tod,  sie  können  nicht  recht  leben, 
weil  sie  den  Gewohnheiten,  Sitten  und  Meinungen  des  allergrößten 
Teiles  unserer  Bevölkerung  nicht  zusagen,  sie  können  nicht  sterben, 
weil  sie  eine  künstliche  Kraft  in  ihren  Organen  gewonnen  haben, 
die  allseitig  wuchert  und  nicht  so  leicht  beseitigt  oder  gezähmt 
werden  kann.  Der  Kaiser,  Fürst  Schwarzenberg  und,  wie  mir 
scheint,  auch  der  von  der  Revolution  gezeugte,  aber  verständig  und 
richtig  urteilende  Minister  Bach  täuschen  sich  nicht  und  er- 
fassen die  Lage.  Wie  herauskommen?  Das  ist  die  Frage  und 
die  schwierige  Aufgabe  des  Tages."  „Es  fehlt  der  Genius  von 
Brüssel."  Mit  diesen  Worten  schließt  der  Brief.  „Vielleicht  kann 
er  bald  in  die  Marken  des  Reiches  einziehen  und  mit  seinem  weisen 
Rate  wenigstens  näher  sein."  Kübeck  wurde  dieser  Wunsch  im 
Oktober  desselben  Jahres,  in  welchem  er  diesen  Brief  schrieb,  er- 
füllt. Metternich  kam  zurück  in  sein  Wiener  Heim  und  zwei  Monate 
später  war  Kübeck  zum  Reichsratspräsidenten  ernannt.  Es  waren 
also  die  Vorbedingungen  für  die  vollkommene  Umgestaltung  der  Zu- 
stände, welche  Kübeck  imd  Metternich  zwei  Jahre  lang  mit  größter 
Energie  forderten,  gegeben.  In  einem  Briefe  an  den  Fürsten  Win- 
dischgrätz  vom  12.  Dezember  1850  erklärt  Kübeck  dem  außer  Amt 
gesetzten  Diktator-Feldmarschall,  er  sei  nach  einjähriger  Abwesen- 
heit zurückgekehrt  und  finde  die  Zustände  in  Oesterreich  etwas  un- 
deutlich, habe  große  Mühe,  sie  einigermaßen  zu  verstehen.  Soviel 
aber  scheine  ihm  gewiß,  daß  man  sich  über  die  Natur  und  Tiefe  der 
Bewegung  des  Jahres  1848  täuschte  und  den  Völkern  Oesterreichs 
Wünsche  unterlegte,  deren  fortschreitende  Erfüllung  mit  den 
wahren  Bedürfnissen  und  Zuständen  der  Monarchie  in  immer  stei- 
gende Widersprüche  gerät.  Er  habe,  schreibt  Kübeck,  bei  diesem 
Verhältnis  nicht  als  Minister  irgendeiner  Fachrichtung  teilnehmen 
können,  sei  aber  bereit  gewesen,  dem  jugendlichen  Kaiser  in 
anderen  als  legalen  Wegen  Ratschläge  zu  erteilen,  von  welchen  er 
„unter  den  dermaligen  Regierungsorganismen  einen  nachhaltigen  Ge- 
brauch machen  könnte."  Das  Mittel  dazu  ist  nun  ergriffen  worden, 
indem  die  Institution  des  Reichsrates,  wie  sie  die  Verfassungs- 
urkunde ankündigte,  verwirklicht  wird.  Diese  sei  das  einzige  Mittel, 
dessen  Belebung  keinen  Widerspruch  erleiden  kann,  da  sie  dem 
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Kaiser  wenigstens  die  Möglichkeit  darbietet,  sich  auch  noch  auf 
andere  Ratgeber,  als  jene,  die  unter  dem  Titel  der  Verantwortlich- 
keit alle  Macht  ausüben,  zu  stützen.  Diese  Institution  ist,  wie  schon 
vorhin  bemerkt  worden,  der  gemeinsame  Angriffspunkt  für  die 
ganze  konservative  Richtung,  für  Metternich  ebenso  wie  für  Kübeck 
und  die  ganze  altösterreichische  Bureaukratie.  Das  neue  politische 
Dogma  von  dem  verantwortlichen  Ministerium,  dessen  Fortbestand 
seinen  Kritikern  deshalb  so  verhaßt  ist,  weil  sie  ja  nicht  nur  die 
darin  gleichsam  komprimierte  konstitutionelle  Idee  verabscheuen, 
sondern  auch  die  Heuchelei  perhorreszieren,  mit  der  das  Mini- 
sterium Schwarzenberg  unter  dem  Schein  dieser  Verantwortlichkeit 
die  volle  Staatsgewalt  in  seinen  Händen  vereinigt  hatte. 12) 

Damit  war  für  Kübeck  der  Weg  klar  vorgezeichnet.  Oesterreich 
mußte  wieder  „unverantwortlich"  regiert  werden,  das  heißt  durch 
eine  Art  von  Staatskonferenz,  die  nur  die  Fehler  zu  vermeiden 
haben  würde,  welche  der  Staatsrat  Franz  II.  oder  gar  die  Staats- 
konferenz  des  geistesschwachen  Kaisers  Ferdinand  sowohl  ihrer 
Zusammensetzung  als  Funktion  nach  gehindert  und  gelähmt  hatte. 

Aus  allen  Meinungsäußerungen  Kübecks  in  diesen  Jahren  ist 
ersichtlich,  daß  sein  Grundgedanke  unablässig  darauf  hinauslief, 
daß  nicht  nur  die  „Legalisierung  der  Revolution",  als  welche  er  das 
ganze  Schwarzenberg-Stadionsche  Regime  ansah,  aufgehoben  werden 
müsse,  sondern  geradezu  eine  positive  und  erschöpfende  Gegenrevo- 
lution durchzuführen  sei.  Worin  nun  diese  im  einzelnen  bestehen 
sollte,  ist  allerdings  aus  seinen  Briefen  nicht  klar  zu  ersehen.  Daß 
Kübeck  ähnlich  wie  Fürst  Metternich  den  unifizierenden  Zentralis- 
mus, mit  dem  man  Ungarn,  Siebenbürgen  und  Galizien  in  das  Reich 
hineingezogen  hatte,  als  einen  Fehler  beklagt,  zeugt  gewiß  für  den 
staatsmännischen  Blick  des  guten  Kenners  der  ungarischen  und  pol- 
nischen Verhältnisse:  umso  erstaunlicher  ist  es  aber  dann  doch, 
daß  Kübeck,  als  er  zum  ausschlaggebenden  Ratgeber  geworden  war 
und  über  die  „konstitutionelle  Ministerwirlschaft"  einen  vollstän- 
digen Sieg  beim  KaiseT  erfochten  hatte,  keine  positive  Aenderung 
an  der  1850  geschaffenen  Reichsorganisation  vornahm,  wie  denn 
auch  in  den  organischen  Grundsätzen  vom  81.  Dezember  1851 
keinerlei  greifbare  und  ernste  Pläne  für  eine  Dezentralisierung  zu 
finden  sind.  Als  positiver  Kern  der  ganzen  Kübeckschen  Kritik  an 
den  von  Schwarzenberg,  Stadion  und  Bach  geschaffenen  Reformen 
bleibt  eigentlich  nur  eines  übrig:  er  wollte  eine  andere  Regierun.L;*- 
welae  als  die  durch  die  Märzverfassung  geschaffne  BCheinkonsti- 
tutionelle  Allmacht  des  Ministerrates.  Kübeck  wollte  den  „offenen", 
den  „organisatorischen"  Absolutismus:  er  fürchtete  als  alter,  streng 
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monarchischer  Staatsmann,  daß  „die  Forterhaltung  der  scheinbaren 
Verantwortlichkeit  der  Minister  gegenüber  einem  ganz  unwahr- 
scheinlich gewordenen  Reichstag  das  Prestige  der  Krone  schädige" 
und  daß  durch  dieses  Regime  der  Kaiser  in  den  Schatten  gestellt 
werde,  an  Ansehen  verliere,  zugleich  aber  den  Völkern  gegenüber 
doch  haftbar  sei.  Kübeck,  der  doch  im  tiefsten  Grunde  ein  Josefiner 
war,  erschien  uneingeschränkte  Selbstherrschaft  des  Kaisers  als 
Lebensgesetz  der  Monarchie,  und  was  die  Organisierung  dieser 
Selbstherr schart  betrifft,  so  schwebten  ihm  zweifellos  die  theresia- 
nisch-josefinischen  Einrichtungen  eines  von  der  Aufgabe  der  „Voll- 
ziehung", der  tatsächlichen  administrativen  Führung  der  Geschäfte 
befreiten  und  darum  zu  großen  Dingen  befähigten  Staatsrates  vor, 
der  den  Kaiser  gegenüber  den  wichtigen  Aufgaben  der  Gesetz- 
gebung, aber  auch  gegenüber  den  Fragen  der  großen  Politik  sach- 
kundig vorbereitet  und  sie  zur  Entscheidung  zu  bringen  hilft. 

Es  war  durchaus  eine  dem  Ancien  Regime  angehörige  Vor- 
stellungswelt, in  der  Kübeck  lebte;  er  aber  glaubte,  daß  diese  Vor- 
stellungen auch  die  einzig  realen  seien,  was  die  Wünsche  und  An- 
sichten der  Bevölkerung  betraf.  Es  ist  bezeichnend,  daß  er  in  seinen 
Briefen  wiederholt  darauf  hinweist,  daß  man  in  Wien  die  Folgen 
der  Revolution  von  1848  sehr  überschätze,  das  „Publikum"  verlange 
alle  diese  Reformen  nicht,  es  wünsche  nur  eine  gute  kaiserliche  Re- 
gierung. So  lehnte  er  es  durchaus  ab,  die  Ideen  des  Liberalismus, 
die  Tendenzen  der  Zeit  nach  Selbstverwaltung,  nach  Teilnahme  der 
Völker  an  der  Gesetzgebung,  nach  einem  öffentlichen  Leben  für 
Oesterreich  überhaupt  ernst  zu  nehmen. 13) 

In  dieser  ganzen  Denkweise  Kübecks  muß  das  grundlegende 
Moment  seiner  Staatsstreichpolitik  und  zugleich  die  eigentliche 
Quelle  verhängnisvoller  Folgen  für  die  weitere  Entwicklung  der 
Dinge  in  Oesterreich  erkannt  werden.  Die  unbegrenzt  hohe  Mei- 
nung Kübecks  von  der  persönlichen  politischen  Begabung  und  Re- 
gierungsfähigkeit des  absoluten  Monarchen  in  der  neuen  Zeit  über- 
haupt und  seine  Auffassung  der  besonderen  Berufenheit  des  jungen 
Franz  Josef  zu  einer  Rolle,  wie  Kübeck  sie  prinzipiell  dem  öster- 
reichischen Monarchen  zudachte,  dies  sind  die  leitenden  Ideen,  die 
Kübeck  beherrschten,  als  er  nach  Wien  heimberufen,  seine  prak- 
tischen Vorschläge  zur  neuerlichen  Reform  des  habsburgischen 
Reiches  zu  formulieren  sich  anschickte.  Diese  Ideen  bildeten  das 
Fundament,  auf  dem  er  alsbald  seine  ganze  gegenrevolutionäre 
Aktion  aufbaute.  Zweifellos  ist  das  geradezu  schrankenlose  Ver- 
trauen Kübecks  in  den  Monarchismus  und  in  die  einer  modernen 
Autokratie  in  Oesterreich  eröffneten  Möglichkeiten,  welches  Kübeck 
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in  seinen  Ideen  zum  Ausdruck  bringt,  schon  an  und  für  sich  er- 
staunlich und  um  so  auffallender,  als  der  alte  Hofkammerpräsident 
sich  in  seinen  Tagebüchern  an  zahlreichen  Stellen  als  ein  sehr  hell- 
äugiger Beobachter  und  unbeirrbarer  Kritiker  des  patriarchalischen 
Absolutismus  und  der  beiden  absoluten  Monarchen  zeigt,  denen  er 
fast  ein  halbes  Jahrhundert  lang  in  den  höchsten  Vertrauens- 
stellungen gedient  hatte.  Was  nunmehr  seine  langjährigen  Zweifel 
an  den  Segnungen  des  absolutistischen  Regimes,  wie  er  es  besser 
als  irgendein  anderer  kannte,  gerade  dem  unerfahrenen  zwanzig- 
jährigen Franz  Josef  gegenüber  beschwichtigt  hat,  ist  eigentlich 
kaum  einzusehen.  Die  Annahme,  Kübeck  habe  bloß  das  Ziel  vor 
Augen  gehabt,  seinen  Ehrgeiz,  der  wirkliche  Mentor  des  Kaisers 
und  damit  der  Lenker  der  österreichischen  Politik  zu  werden,  zu 
befriedigen,  und  er  habe  sich,  da  der  Kaiser  seinen  Ratschlägen 
allem  Anschein  nach  mit  großem  Eifer  und  freudig  zustimmte,  über 
dessen  Fähigkeit  zur  persönlichen  Ausübung  der  vollen  Regierungs- 
gewalt keine  weiteren  Gedanken  gemacht,  ist  unmöglich  mit  dem 
ganzen  Charakterbilde  des  greisen  Reichsratspräsidenten  zu  verein- 
baren. 13b) 

Soweit  nun  das  rein  persönliche  Problem  Kübeck  in  Betracht 
kommt,  geht  man  wohl  nicht  fehl,  wenn  man,  wie  schon  oben  bemerkt 
wurde,  den  tiefen  Eindruck  sich  gegenwärtig  hält,  den  der  Zu- 
sammenbruch des  alten  vormärzlichen  Systems  und  die  ungeheure 
Krise  der  Monarchie  in  den  Jahren  1848  und  1849  auf  Kübeck  gemacht 
haben.  Sein  religiös  fundierter  politischer  Konservativismus,  der 
wie  bei  so  vielen  anderen  bedeutenden  Männern  jener  Zeit  mit  einer 
ausgesprochen  liberalen  Gesinnung  und  fortschrittlichen  Denkweise 
in  allen  Fragen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  sehr  wohl  harmonierte, 
schauderte  vor  den  Zuständen  und  Krämpfen  der  Revolution  zurück, 
vor  der  durch  sie  geschaffenen  Unordnung  und  Zwietracht,  und  trieb 
das  dem  vielerprobten  großen  Administrator  und  Staatsmann  inne- 
wohnende Sehnen  nach  festen,  auf  unantastbarer  Autorität  beruhen- 
den Verhältnissen  in  Staat  und  Gesellschaft  mit  aller  Macht  hervor. 
Das  Entscheidende  ist  alx'i  doch  dies:  was  sich  hier  in  Kühecks 
seelischem  und  geistigem  Leben  abspielte,  war  nur  ein,  weim  auch 
gerade  durch  die  Persönlichkeit,  die  es  betraf,  besonders  wichtiges 
einzelnes  Symptom  einer  allgemeinen  mächtigen  Strömung,  die  sich 
in  den  oberen,  aber  auch  mittleren  und  selbst  unteren  Klassen  der 
österreichischen  Bevölkerung  und  vornehmlich  Deutscböeterreicha 
damals  erhol).  Zweifellos  war  diese  Strömung  der  Reaktion  von  dem 
in  der  siegreichen  Armee  sich  kräftig  erhebenden  Selbstgefühl  des 
Offizierkorpfl  ausgegangen  und  hatte,  allmählich   Immer  stärker  an- 
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schwellend,  breitere  Kreise  mit  dem  Wunsche  nach  Wiederherstellung 
der  alten  Autoritäten  und  der  alten  Lebensordnung  Oesterreichs  er- 
füllt. Die  zum  Unterschiede  von  den  Vorgängern  an  der  Krone  durch- 
aus soldatisch  gerichtete  Persönlichkeit  des  jungen  Kaisers  kam 
dieser  Strömung  von  vornherein  weit  entgegen.  So  bildet  sich  zu- 
nächst in  der  Umgebung  des  Monarchen,  am  Hofe,  in  den  Adjutan- 
turen,  in  der  Armee  überhaupt,  aber  auch  bald  in  der  Beamtenschaft 
und  in  der  Wiener  Gesellschaft  eine  Art  politischer  Anschauung  aus, 
die  in  dem  Verlaufe  der  Revolution  nur  den  vollen  Beweis  dafür 
sieht,  daß  Oesterreich  als  Inbegriff  des  ganzen  habsburgischen  Reiches, 
als  der  „viribus  unitis"  gebildete  Großstaat  nur  bestehen  kann,  wenn 
er  durch  eine  starke  persönliche  Regierungsgewalt  des  Gesamt- 
herrschers gestützt  und  zusammengehalten  wird.  Ein  großer  Teil 
der  bodenständigen  Elemente  Deutschösterreichs,  aus  denen  sich  ja 
jene  bevorzugten  Gesellschaftsklassen  hauptsächlich  bildeten,  für 
welche  der  Glaube  an  ein  starkes  österreichisches  Vaterland,  an 
Oesterreich  als  europäische  Großmacht  ebenso  einen  bedeutenden 
Gefühlswert  wie  ein  ausgesprochenes  materielles  Klasseninteresse 
bedeutete,  neigte  sich  aus  denselben  Gründen  der  Anschauung  von 
der  Notwendigkeit  einer  starken  monarchischen  Gewalt  zu,  aus 
welchen  gleichzeitig  in  Preußen  die  Wiederherstellung  der  Autorität 
des  Königs,  der  Armee  und  des  vollen  Obrigkeitsstaates  ohne  großen 
Widerstand  der  bürgerlichen  Klassen  vor  sich  ging,  wobei  doch  aller- 
dings das  gemäßigt  konstitutionelle  Prinzip  dort  schon  mit  Rücksicht 
auf  die  weit  mehr  vorgeschrittene  ökonomische  und  kulturelle  Ent- 
wicklung des  Bürgertums  von  den  HohenEollern  festgehalten  werden 
mußte.  In  Oesterreich,  wo  der  große  Grundbesitz  und  das  Bauerntum 
damals  noch  unbestritten  die  einzigen  Klassen  bedeuteten,  mit  denen 
Dynastie,  Armee  und  Bureaukratie  rechnen  mußten,  wo  immer  und 
vollends  gar  damals  eine  selbstbewußte,  politisch  und  ökonomisch 
ausgreifende  Bourgeoisie  gefehlt  hat,  mußte  die  natürliche,  der  Revo- 
lution folgende  politische  Ebbe  notwendigerweise  viel  weiter  zurück- 
reichen, als  in  den  meisten  deutschen  Staaten  und  selbst  in  Preußen. 
So  war  es  ein  leichtes,  zumal  da  seit  1850  die  Presse  durch  den  Zwang 
und  andere  Mittel  der  Regierung  völlig  dienstbar  gemacht  worden 
war,  die  Idee  der  Unentbehrlichkeit  des  Absolutismus,  der  kaiser- 
lichen Allgewalt  für  Oesterreichs  Erhaltung  und  Machtentwicklung 
mehr  und  mehr  zu  verbreiten  imd  mindestens  die  passive  Zu- 
stimmung auch  eines  größeren  Teiles  des  Mittelstandes  zu  finden. 14) 
Kübeck,  der  diese  Strömungen  als  kluger  Kenner  der  Menschen 
und  Dinge  vor  allem  in  Wien  und  Deutschösterreich  früh  und  gut  er- 
kannte, ist  nun  dadurch,  daß  er  als  Reichsratspräsident  zum  unmittel- 
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baren  vertrauten  Berater  des  Kaisers  geworden,  methodisch  die 
Konsequenzen  aus  dieser  Erkenntnis  zog,  als  der  eigentliche  Vater 
eines  durchaus  neuen  politischen  Systems  in  Oesterreich,  des  Neo- 
Absolutismus anzusehen,  der  nun  als  „Verfassung"  des  unifizierten 
und  „verjüngten"  Kaiserreiches  Oesterreich  seine  Herrschaft  antritt. 
Und  damit  ist  er  auch  als  der  eigentliche  Vermittler  und  Mitschöpfer 
des  eigentümlichen  Geistes  anzusehen,  der  nunmehr  das  ganze  Re- 
gierungs-  und  Verwaltuingssystem  Oesterreichs  und  durch  dieses  die 
verschiedenen  gesellschaftlichen  Schichten  von  dem  alles  dominieren- 
den Mittelpunkt  der  kaiserlichen  Allmacht  und  Zentralgewalt  aus 
durchdrang.  Hier  schon  möchte  mit  allem  Nachdruck  ausgesprochen 
werden,  daß  dieser  neue  Geist,  der  für  die  ungarische  Reichshälfte 
seit  1867  allerdings  zugunsten  einer  magyarisch  nationalen  Oligarchie, 
die  von  da  ab  das  Reich  der  Stephanskrone  beherrschte,  beseitigt 
wurde,  im  eigentlichen  Oesterreich,  in  den  deutschen  Erbländern  und 
den  Ländern  der  böhmischen  Krone,  das  ganze  politisch-soziale  und 
administrative  Gewebe  durchdrungen,  bis  in  die  letzten  Verzweigun- 
gen der  gesellschaftlichen  Zusammenhänge  wirksam  geworden  und 
bis  zur  letzten  Lebensstunde  des  habsburgischen  Reiches  mächtig  ge- 
blieben ist  —  mag  auch  dieser  eigentümliche,  vom  ganzen  Adel  und 
Hof,  Offizierkorps  und  Bureaukratie  imd  von  den  diesen  korrespon- 
dierenden Schichten  des  Bürgertums  vorzüglich  gepflegte  und  gehegte 
Geist  sich  längst  im  Zustande  der  Verteidigung  befunden  und  in  zahl- 
losen Rückzugsgefechten  mit  den  immer  stärker  sich  wider  ihn  er- 
hebenden Volkskräften  an  Kraft  und  Leistungsfähigkeit  verloren 
haben. 

Es  macht  einen  fast  grotesken  Eindruck,  daß  in  den  Staatsakten 
über  den  Kübeckschen  Staatsstreich  von  1851,  so  in  den  Protokollen 
der  gutachtenden  gemischten  Kommission  und  des  Ministerrates 
die  Ausarbeitung  der  von  Kübeck  formulierten  „organischen  Grund- 
sätze" ernstlich  als  eine  Verfassungsrevison  bezeichnet  wird.  Die 
„Verfassimg",  in  welche  die  Kabinettschreiben  und  Patente  des 
Jahres  1851  die  ganze  Monarchie  brachten,  bestand  in  Wahrheit  bloß 
aus  einem  einzigen  Grundsatz:  es  gibt  nur  einen  „Staat",  das  Kaiser- 
reich als  einheitlich  gestaltetes  Objekt  für  die  Allmacht  des  Kaisers, 
die  in  der  Form  gleichmäßig  über  das  ganze  Reichsgebiet  hin  „organi- 
siert" oder  besser  gesagt,  mechanisiert  werden  soll,  wenn  auch  selbst 
jetzt  noch  die  Kronländer  als  territoriale  Einheiten  unverändert 
dieser  Organisation  der  absolutistischen  Regierung  und  Administration 
zugrunde  gelegt  werden.  Und  es  gibt  fortan  in  diesem  ganzen  Reiche 
nur  einen  Willen,  nämlich  den  des  Herrschers.  Mit  dieser  neuen 
„Charte"  wurde  das  Programm  jener  von  oben  her  verbreiteten  abso- 
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lutistischen  Tendenz  und  Sehnsucht  nach  einem  starken  Oesterreich 
in  solenner  Form  erfüllt.  Die  neue  Theorie  von  dem  unentbehr- 
lichen, allein  „Staat"  und  Gesellschaft  rettenden  Absolutismus  als  der 
einzigen  Garantie  „für  ein  großes,  einiges  und  glückliches  Vaterland 
des  Oesterreichers"  fand  in  der  Reichsordnung,  wie  sie  die  „organi- 
schen Grundsätze"  Kübecks  im  Umriß  zeichneten,  ihre  praktische 
Erfüllung.  Es  ist  begreiflich,  daß  in  dieser  Atmosphäre  der  junge 
Kaiser  in  den  von  Kindheit  auf  genährten  Vorstellungen  von  der 
Unbeschränktheit  und  Unantastbarkeit  seiner  persönlichen-  Souveräni- 
tät auf  das  nachdrücklichste  bestärkt  wurde,  zumal  da  Fürst  Metter- 
nich,  Fürst  Schwarzenberg  und  nunmehr  auch  mit  dem  größten  Er- 
folge Kübeck  ihn  darüber  belehrten,  daß  seine  Krone  und  Macht  nur 
durch  schrankenlose,  persönliche  Selbstherrschaft  erhalten  und 
gekräftigt  werden  können.  Ein  wahrer  Rausch  absolutistischer 
Gesinnung  und  förmlicher  Proskynesis  ging  damals  von  der 
Generalität,  aber  auch  von  den  jüngeren  Offizieren,  vom 
Hof  und  Hofadel  aus  und  wirkte  nach  allen  Richtungen  hin 
auf  die  bürgerliche  Gesellschaft.  Das,  was  dem  Soldaten  gleich- 
sam als  das  Naturgesetz  seines  Berufes  erscheint:  unbeschränkte  Be- 
fehlsgewalt auf  der  einen  Seite,  unbedingter  Gehorsam  auf  der 
anderen,  wurde  aus  der  ausschließlich  militärischen  Lebenssphäre 
des  jungen  Kaisers  unbedenklich  in  das  Politisch-Administrative 
übertragen;  zumal  in  die  Beamtenschaft  hinein  begann  dieser  Geist 
sogleich  nachdrücklich  einzuwirken.  So  empfing  die  Idee  des  Abso- 
lutismus die  zum  Teil  gewiß  nur  scheinbare,  aber  zunächst  doch 
durchaus  wirksame  Billigung  der  gebildeten  Gesellschaft  und  der  in 
dem  politisch  so  unentwickelten  Oesterreich  jener  Zeit  so  unheilvoll 
gebundenen  und  doch  bei  der  Menge  einflußreichen  Presse  und 
Tagesliteratur.  Davon  aber  sind  weit  über  die  den  Mitlebenden  jener 
Reaktionsperiode  vergönnte  Zeit  hinausreichende  Wirkungen  aus- 
gelöst worden,  deren  Bedeutung  für  die  Gesamtentwicklung  des 
modernen  Oesterreich  nicht  hoch  genug  veranschlagt  werden  kann. 
Es  ist  wahrlich  nicht  zu  viel  gesagt,  wenn  man  den  Neo- Absolutismus, 
den  Kübecks  methodische  Gegenrevolution  und  das  auf  diesem  be- 
gründete Regierungssystem  Alexander  Bachs  umfassend  und  kraftvoll 
organisierten,  als  den  eigentlichen  Urheber  und  Erzieher  des  politi- 
schen Denkens  und  des  öffentlichen  Geistes  bei  den  traditionellen 
Machthabern  Oesterreichs,  dann  aber  auch  nicht  minder  bei  einem 
ansehnlichen  Teile  der  bürgerlichen  Ober-  und  Mittelklassen  der 
österreichischen  Bevölkerung,  vor  allem  der  Deutschen,  und  darum 
auch  als  ihren  großen  Verderber  in  moralisch-politischer  Hinsicht 
ansieht. 
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Naturgemäß  mußte  die  Wirkung,  welche  die  Lehrern  und  der  un- 
mittelbare Eindruck  des  in  diesen  Jahren  Erlebten  auf  den  jugend- 
lich empfänglichen  Sinn  des  Kaisers  übten,  besonders  verhängnis- 
voll werden.  Es  liegt  darin  eine  erst  vom  Ende  her  vollkommen  über- 
sehbare Fügung  des  Schicksals,  daß  Franz  Josef  und  mit  ihm  die 
ganze  Generation  der  Erzherzöge  und  des  hohen  Adels  Oesterreichs 
von  den  Einwirkungen  dieser  der  Revolution  folgenden  ersten  Jahre 
der  neuen  Regierung  der  Reaktion  und  vor  allem  aus  dem  Staats- 
streich her  sich  die  dauernden  Vorstellungen  vom  staatlichen  Leben 
und  vom  öffentlichen  Rechte  gebildet  haben  und  damit  das  Bild  eines 
Zustandes  erhielten,  in  welchem  sich  von  dem  Hintergrunde  der 
völligen  Willenlosigkeit  der  Untertanen  in  allen  staatlichen  Dingen 
die  schrankenlose  legislative  und  administrative  Vollgewalt  des 
kaiserlichen  Armeekommandos  und  der  kaiserlichen  Regierung 
gleichsam  drohend  abhob.  Von  da  ab  und  aus  diesem  Grunde  ent- 
wickelten sich  bei  dem  jungen  Herrscher  Vorstellungen,  die  selbst 
dieses  lange,  an  schweren  Kämpfen,  Enttäuschungen  und  immer 
wieder  auferlegten  schweren  Erfahrungen  unvergleichlich  reiche  und 
unermüdlich  der  methodischen  Pflichtarbeit  gewidmete  Leben  doch 
niemals  hat  ganz  aus  der  Seele  bannen  können:  Vorstellungen  wie 
die,  daß  Opposition  gegen  den  Willen  des  Kaisers  an  und  für  sich 
ein  Unrecht  sei,  daß  die  Minister  jeweils  nichts  anderes  vorstellen 
als  Beamte,  welche  die  von  dem  Träger  der  Krone  ihnen  gestellten 
„Aufgaben"  zu  lösen,  aber  keine  individuelle  Politik  zu  vertreten 
haben,  daß  alles  jederzeit  doch  von  der  persönlichen  Entscheidung 
des  Monarchen  ausschließlich  abhängen  müsse.  Tiefes  Mißtrauen 
nicht  nur  in  den  Parlamentarismus,  sondern  auch  in  die  politisch  sich 
betätigenden  Kreise  der  Bevölkerung,  vor  allem  in  Träger  der  Bil- 
dung und  der  „liberalen"  Berufe  in  der  Mittelklasse  sind  gleichfalls 
aus  diesen,  dem  jungen  Monarchen  in  der  empfänglichsten  Epoche 
seines  Lebens  von  den  siegreichen  Reaktionären  der  Jahre  1848 
und  1849  zuteil  gewordenen  Lehren  hervorgegangen.  Die  eigentüm- 
liche Entwicklung  der  politischen  Natur  des  Oesterreichers,  und  zwar 
ebensowohl  des  Beamten  als  des  Parlamentariers  der  Mittelklasse 
haben  dann  allerdings  zu  der  Befestigung  solcher  Anschauungen,  wie 
sie  den  Kaiser  mit  seiner  vertrauten  Umgebung  dauernd  verbanden, 
sehr  viel  beigetragen.  Es  ist  charakteristisch,  daß  derselbe  Monarch 
in  Ungarn  von  dem  Augenblicke  an,  da  die  Verfassung  daselbst  durch 
den  „Ausgleich"  von  1867  hergestellt  war,  Dinge  und  Personen,  Par- 
lamentarier und  Parteien,  Minister  und  Beamte  mit  ganz,  anderem 
Maßstäbe  bemafi  als  er  dies  in  Oesterreich  tat.  Ich  werde  au  anderer 
Stelle  dieses  Buches   Gelegenheit  haben,  den  österreichischen   um! 
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ungarischen  Parlamentarismus,  österreichisches  und  ungarisches 
Ministertum,  österreichisches  oimd  ungarisches  Parteiwesen  mit- 
einander zu  vergleichen,  und  dainn  wird  man  leichter  beurteilen 
können,  warum  der  Kaiser  dort  so  ganz  und  gar,  hier  in  Oesterreich 
so  wenig  die  absolutistische  Grundlegung  seines  Herrschertums  zu 
überwinden  vermochte.  Dabei  darf  nicht  übersahen  werden:  sowohl 
als  ungarischer  König  wie  als  österreichischer  Kaiser  ist  doch  in  dem 
unzerlegbaren  innersten  Kern  seiner  Persönlichkeit  Franz  Josef 
immer  von  der  Vorstellung  seines  unbeschränkten  Herrscherrechtes 
erfüllt  geblieben.  Nur  wie  er  sich  hüben  und  drüben  mit  den  Ideen 
von  den  Rechten  und  dem  politischen  Willen  der  Völker  praktisch  ab>- 
fand,  war  sehr  verschieden.  Der  Spruch:  „Le  roi  regne,  mais  il  ne 
gouverne  pas"  ist  keinem  Monarchen  des  19.  Jahrhunderts  so  unver- 
ständlich und  fremd  gewesen  wie  ihm.  Er  ist  immer  nicht  nur 
Herrscher,  sondern  auch,  soweit  er  es  irgend  vermochte,  tatsächlicher 
Regent  und  oberster  Wille  in  seinem  Reiche  gewesen.  Nur  daß  die 
Erfahrungen  seines  langen  und  mühevollen  Lebens  ihn  Schritt  für 
Schritt  lehrteoi,  den  Kreis  wichtigster  Angelegenheiten  innerhalb  des 
gewaltigen  Umfanges  seiner  Rechte  und  Pflichten  als  Herrscher  mit 
den  Jahren  zu  verengern  und  diesen  Kreis  dann  wieder  für  Ungarn 
ganz  anders  zu  umschreiben  wie  für  Oesterreich.  Die  ganz  ver- 
schiedene Vorstellung  von  Verfassung  und  Verfassungsrecht,  die  sich 
hüben  und  drüben  in  den  politisch  lebendigen  und  tätigen  Schichten 
der  Bevölkerung  ausbildete,  ist  auf  die  Ausbildung  der  sehr  ver- 
schiedenen Durchmesser  dieser  beiden  Kreise  in  Oesterreich  und  in 
Ungarn  und  damit  auch  für  die  völlige  Verschiedenheit  der  persön- 
lichen Politik  des  Monarchen  in  den  beiden  Reichshälften  von  ent- 
scheidendem Einfluß  gewesen. 

Eine  Flugschrift,  1852  anonym  erschienen,  aber  von  einem  sehr 
gewichtigen  Manne,  dem  vertrauten  Mitarbeiter  des  Fürsten  Metter- 
nich,  dem  Grafen  H  a  r  t  i  g  verfaßt,  bringt  die  1851  zum  endgültigen 
Durchbruch  gelangte  Theorie  des  neuem  Absolutismus  zu  klarem 
Ausdruck.  *)  Diese  Schrift  wendet  sich  gegen  jene  konservativen 
Kritiker  der  Verfassungsaufhebung,  welche  Wiederherstellung  der 
Provinzialstände  und  der  Patrimonialverwaltung  als  ein  Recht  des 
ständischen  Adels  fordern,  lehnt  diese  beiden  Forderungen  ab  und 
rechtfertigt  das,  was  die  adeligen  Kreise  Oesterreichs  damals  „die 
Despotie  der  Bureaukratie"  zu  nennen  begannen,  als  das  wichtigste 
Bedürfnis  der  Zeit.  Als  Hauptziel  der  österreichischen  Politik  be- 
zeichnet der  Autor  die  Aufgabe,  über  den  „Sonderinteressen"  der 

*)  Zwei  brennende  Fragen  in  Oesterreich.    März  1852.    Wien,  Verlag 
von  P.  Manz. 


410  Der  neue  Absolutismus  u.  d.  BntwickL  d.  österr.  Problems  v.  1849  biB  1859. 

Nationalitäten  und  Klassen  einen  gemeinsamen  Reichsbürgersinn  zu 
erwecken.  Das  Mittel  dazu  ist  nach  ihm  die  Beseitigung  der  „verant- 
wortlichen Regierung",  wie  sie  Stadions  Verfassung  verlangte,  und 
die  Unterwerfung  der  Bureaukratie  unter  die  unbeschränkte  Herr- 
schaft des  Kaisers.  Die  durch  die  Erlässe  vom  31.  Dezember  1851 
geschaffene  Regierungsweise  sei  die  einzige  in  Oesterreich  mögliche. 
Ihre  Maxime  liege  in  den  Sätzen:  der  Kaiser  hört,  prüft  und  befiehlt, 
die  Untertanen  wünschen,  reden  imd  gehorchen.  *) 

Diese  Schrift  und  manche  andere  Publikationen  aus  jener  Zeit 
zeigen,  wie  die  führenden  Männer  der  österreichischen  Contrerevo- 
lution  eine  künstliche  und  geradezu  überspannte  Vorstellung  von 
der  rein  persönlichen  Allgewalt  des  Kaisers  bewußt  förderten,  die 
verdecken  sollte,  daß  die  ganze  tatsächliche  Herrschaft  nicht  mehr 
in  den  Händen  des  Ministeriums,  sondern  in  den  von  Kübeck  und 
seinem  k.  k.  Reichsrath  repräsentierten  Kreise  lag  und  dauernd  so 
bleiben  sollte.  Immer  wieder  findet  sich  da  der  Gedanke  breit  aus- 
gesponnen, daß  das  Ministerium  als  Haupt  der  Bureaukratie  nicht 
zu  regieren  habe,  sondern  daß  es  bloß  berufen  sei,  die  persönlichen 
Entscheidungen  und  Weisungen  des  Monarchen  zur  Ausführung  zu 
bringen.  Wie  sehr  es  damals  in  Oesterreich  an  wirklich  weitblicken- 
der Staatskunst  und  echter  monarchischer  Gesinnung  im  Kreise  der 
höfischen  Machthaber  fehlte,  drückt  sich  unverkennbar  in  dieser 
Theorie  des  Neo-Absolutismus  aus.  Denn  sie,  die  mit  besonderem 
Hasse  die  Idee  der  „verantwortlichen  Regierung"  als  übelstes  Pro- 
dukt der  Revolution  bekämpfte,  legte  schließlich  alle  und  jede  Ver- 
antwortung, die  ganz  ungeheuere  Last  der  Regierung  des  ganzen 
Reiches  und  seiner  gesamten  Verwaltung  auf  die  Schultern  des 
jugendlichen  Kaisers.  Diese  Tatsache  und  ihre  so  weitreichenden 
Folgen  muß  man  in  ihrer  ganzen  Tragweite  und  Bedeutung  er- 
kennen, will  man  die  österreichische  Geschichte  seit  1849  richtig 
verstehen. 

Die  neue  Lehre  vom  persönlichen  Absolutismus,  die  zweifellos 
ein  Grundelemeoit  in  den  Anschauungen  Franz  Josefs  zu  bilden  be- 
stimmt war,  hat  jedoch  ebenso  auf  ihre  Urheber  dauernd  zurück- 
gewirkt: auf  die  Repräsentanten  jenes  Teiles  des  hohen  Adels  und 
der  hohen  Bureaukratie,  welche  die  verbündeten  Urheber  und  Ver- 
künder dieser  Lehre  gewesen  sind.  Neben  anderen  Faktoren  trägt 
diese   Anschauung,   die   den  Minister    und  leitenden  Beamten  mit 

*)  Das  „Reden"  sollte  den  IMerVam'ii  und  unter  diesen  'hoaiptsfichliY.il 
nur  dem  großgrundbesitzenden  Adel  in  Gestallt  jener  den  Kongregation  i;n 
der  Ivombardei  im  Vormärz  nacligeahmten  Ausschüssen  gestattet  sein,  cm 
in  Bezirk,  Kreis  und  Kronland  die  Behörden  „beraten"  solMen.  Bekanntlich 
ist  ea  aber  Mich  safte«  ra  dteeen  „Benatuugeii"  In  Wirklichkeit  nee  gekommen. 
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solchem  Eifer  imd  solcher  Konsequenz  von  jeder  Verantwortlich- 
keit freisprach,  zweifellos  die  Hauptschuld  an  der  nunmehr  an- 
hebenden Ausbildung  des  eigentümlichen  Charakters  aller  folgen- 
den österreichischen  Regierungen  imd  ihres  Beamtentums,  der, 
immer  stärker  hervortretend,  noch  bis  in  die  letzte  Phase  der  habs- 
burgisch-lothringischen  Herrschaft  hinein  fortgewirkt  hat.  Von  hier 
rührt  nämlich  die  verhängnisvolle  und  dauerhafte  Eigenart  der 
österreichischen  Regierungspolitik :  die  der  —  habituell  fälschlich 
als  „konservativ"  gedeuteten  —  Schwäche  des  Entschlusses  der 
leitenden  Persönlichkeiten,  die  zu  einem  Grundgesetz  entwickelte 
Grundsatzlosigkeit  und  Halbheit  im  Denken  und  Handeln  in  allen 
staatlichen  Dingen,  die  prinzipienlose  Unsicherheit  und  das  fort- 
währende Schwanken  der  machthabenden  Staatsmänner  zwischen 
völlig  entgegengesetzten  politischen  Zielen,  Eigenschaften,  die 
schließlich  jedes  klare  und  hohe  Ziel  der  Staatskunst  ausschalten. 
Das  hat  aber  auch  zur  notwendigen  Folge,  daß  die  im  Grunde  rein 
absolutistische  „Organstellung"  des  Kaisers,  wie  sie  die  Reaktion 
von  1851  geschaffen  hat,  auch  in  der  konstitutionellen  Aera  den 
Mittelpunkt  und  eigentlichen  Sinn  des  francisco-josefinischen  Regie- 
rungssystems bedeutet.  Fürst  Bismarck,  der  Oesterreich  mit  der 
Intuition  des  Genius  früh  in  seinem  innersten  Wesen  erfaßte,  hat 
auf  diesen  Grundzug  des  politischen  Lebens  der  Monarchie  hin- 
gewiesen, als  er  sagte:  „Der  Kaiser  von  Oesterreich  hat  viele 
Minister,  aber  wenn  er  will,  daß  etwas  geschieht,  muß  er  es  selbst 
machen."  Ein  solcher  Zustand  ist  eben  nur  die  Kehrseite  jener  1851 
als  einzig  „vernünftig"  verkündeten  Theorie  vom  Absolutismus,  der 
die  Minister  nur  als  unverantwortlich  beherrschte  Werkzeuge  des 
Monarchen  ansieht:  daß  in  Oesterreich  Generation  auf  Generation 
von  Staatsdienern,  von  beamteten  Ministern  hervorwuchs,  die  sich 
bewußt  nur  als  Werkzeug  des  „höchsten  Willens",  als  Empfänger 
„allerhöchster  Gnade"  in  allem  Großen  und  Kleinen  betrachteten 
und  jede  ernstliche  Verantwortung  auf  diesen,  auf  den  obersten 
Herrn  abzuwälzen  sich  gewöhnten.  Diese  Lehre  vom  Neo-Absolutis- 
mus Oesterreichs,  wie  man  sie  nennen  darf,  hat  aber  auf  das  ganze 
Wesen  der  Regierungen  Oesterreichs  um  so  tieferen  und  nachtei- 
ligen Einfluß  ausgeübt,  als  sie  —  allen  „konstitutionellen"  Konven- 
tionen zum  Trotz  —  außerordentlich  weit  über  die  eigentliche  Blüte- 
zeit und  rechtliche  Geltung  dieses  Absolutismus  fortgewirkt  hat,  ja 
eigentlich  bis  zum  Tode  Kaiser  Franz  Josefs  und  darüber  hinaus 
auch  während  der  kurzen  Regierungszeit  des  letzten  habsburgisch- 
lothringischen  Monarchen  in  vollster  Kraft  gestanden  und  die 
meisten  in  dieser  Epoche  ans  Ruder  gelangten  Ministerpräsidenter: 


412  Der  neue  Absolutismus  u.  d.  Enrwickl.  d.  österr.  Problems  v.  1849  bis  1859. 

Oesterreichs  fest  in  ihrem  Bann  gehalten  hat.  *)  Diese  Staatsauf- 
fassung  hat  aber  auch  über  den  Kreis  der  Regierung,  der  Behörden 
und  der  Beamtenschaft  hinaus,  für  die  sie  den  stärksten  politischen 
Erziehungsfaktor  bedeuteten,  auf  das  ganze  politische  Denken  der 
seit  1850  nacheinander  erwachsenen  Generationen  der  bürgerlichen 
Bevölkerung  und  dadurch  positiv  und  negativ  auf  das  Verhältnis  der 
ganzen  Bevölkerung  zum  „Staate"  und  zum  Staatsgedank^n  allseitig 
und  verhängnisvoll  eingewirkt."") 

Darüber  wird  noch  in  ganz  anderem  Zusammenhange  zu 
sprechen  sein.  Zunächst  aber  bedarf  es  eines  Ueberblickes  über 
die  unmittelbaren  und  praktischen  Folgen,  welche  die  1851  zum 
Siege  gelangte  absolutistische  Lösung  des  österreichischen  Problems 
für  die  reale  Staatsordnung  nach  sich  zog.  Es  ist  schon  oben  gesagt 
worden,  daß  Stadions  System  freier  Institutionen  als  Träger  der 
inneren  Staatsarbeit  naturgemäß  zugleich  mit  seiner  Verfassung 
dahinfiel.  Was  äußerlich  fortzubestehen  schien,  die  Organisation 
der  öffentlichen  Gewalt  als  streng  zentralisierter  Staatsdienst,  des 
Behördenwesens,  das  erfuhr  solche  Abänderung,  daß  daraus  etwas 
völlig  Neues  wurde:  an  Stelle  des  Stadionschen  trat  das  Bachsche 
System.  Dessen  politisch  -  administrativer  Grundsredanke  war 
äußerste  Konzentration  rein  bureaukratischer  Verwaltung  in  den 
Händen  der  Regierung  des  Ministeriums,  gestützt  auf  modernisierte 
Staatspolizei  mit  ihrem  starken  Korps  der  neugeschaffenen  Gens- 
darmerie,  die  den  erwünschten  Zustand  völliger  politischer  Willen- 
losigkeit  und  Untätigkeit  sowohl  der  breiten  Massen  als  auch  der 
unruhigeren  Oberklasse  der  einzelnen  Völker  verbürgte.  Aus  dem 
Feldzuge,  den  Kübeck  gegen  die  „konstitutionelle  Ministerwirtschaft" 
führte,  kam  geradewegs  nur  der  unkonstitutionelle  Minister-Absolu- 
tismus heraus  imd  nichts  anderes.  Unter  dessen  Herrschaft  fiel  das 
Kollegialsystem  der  Behörden,  wie  es  die  alte  Verwaltung  gekannt 
hatte,  trotz  der  in  dieser  Hinsicht  ganz  anders  gearteten  Pläne 
Kübecks  ebenso  dahin  wie  die  Autonomie  der  Gemeinden. 

In  der  Lokalverwaltung  bleibt  es  wohl  bei  der  Beseitigung  des 
Patrimonialwesens,  aber  an  die  Stelle  der  großen  Be/irkshauptmanu- 
Schäften,  wie  sie  Stadion  eingerichtet  hatte,  traten  nun  die  gemisch- 


*)  Zu  <len  wenigen  Premierministern  OestenreAchs,  die  es  verstanden 
haben,  >ir!i  ^(^en  die  oben  angeführte  Grundkraft  der  österreichischen  He- 
gierungsweise  —  die  rein  absoul  tische  Auffassung  des  lvadsers  von  seinem 
Amte  wenigstens  für  die  ofcbtungarieche  Hei  eh -hallte  —  su  wenden  and  ibme 
politische    lVr-önlichkei\    und    Selbständigkeit    wenigstens    einigermaßen    zur 

Geltung  au  bringen,  gehört  in  erster  Reihe  Kniest  von  Koeroer.  Lieber  ihn, 
wie  überhaupt  über  das  merkwürdige  Sondeingeschopf  des  „konetitutione 
öeterreifhtechen   Ministerpräsidenten  unter   Prina  Josef,  wird   erst   In  einem 

iiii-fiibrliclier  g  d  werden  können* 
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ten  Bezirksämter,  je  eines  für  einen  Gerichtsbezirk  — ;  in  Summa  gab 
es  also  jetzt  ungefähr  dreimal  soviel  unterste  politische  Behörden 
als  in  der  kurzen  Zeit,  da  Stadions  Organisation  in  Kraft  stand.  *) 
„Gemischte"  Bezirksämter  wurden  sie  deshalb  genannt,  weil  sie 
Rechtsprechung  in  Zivil-  und  Strafsachen  mit  der  untersten  Instanz 
der  Lokalverwaltung  in  einem  Amt  vereinigten.  Darin  lag  doch 
innerlich  wieder  eine  gewisse  Rückbildung  im  Sinne  der  Patri- 
monialzeit  mit  ihrer  Verquickung  von  Justiz  und  Verwaltung  in 
ein  und  derselben  Instanz,  und  zwar  gerade  in  der  Amtsstelle, 
welche  unmittelbar  dem  Volke  gegenübersteht.  Nur  war  jetzt  der 
„Staat",  das  heißt  die  allmächtige  bureaukratische  Wiener  Zentral- 
regierung der  Patrimonialherr  des  ganzen  Staates!  Die  großen 
Kreise,  wie  sie  Stadion  geschaffen  hatte,  mit  ihren  Kreispräsidenten 
blieben  bestehen:  aber  sie  wurden  zu  einer  rein  bureaukratischen 
und  daher  überflüssigen  Aufsichtsinstanz  über  die  Bezirksämter  und 
zugleich  zu  einem  Werkzeug  der  Statthalter,  auf  welche  sich  Regie- 
rung und  Verwaltung  des  Ministeriums  nunmehr  unmittelbar  aus- 
schließlich stützt.  Die  Aemter  der  inneren  Verwaltung  verdienen 
übrigens  nunmehr  ihre  in  Oesterreich  übliche  Bezeichnung  als  „p  o  1  i- 
tische  Behörden"  in  vollem  Sinne  des  Beiwortes,  denn  ihre  Haupt- 
aufgabe ist  es,  die  politische  Richtung  der  Regierung,  den  Geist  des 
schrankenlosen  Absolutismus  zusammen  mit  widerspruchsloser,  ad- 
ministrativer Bevormundung  der  Gemeinden  und  der  Individuen  in 
Wahrheit  umzusetzen.  Das  Gemeindegesetz  bleibt  suspendiert: 
Wahlen  in  die  Gemeinde- Vertretungen  dürfen  nicht  mehr  statt- 
finden, die  Gemeindevorsteher  und  Gemeindeausschüsse  werden  zu 
lokalen  Werkzeugen  der  Regierungsbehörden  erklärt  und  als  solche 
benützt.  Das  System  der  Finanzbehörden  wird  in  Fortsetzung  der 
schon  unter  Kaiser  Franz  vollzogenen  bedeutenden  Reformen  aus- 
gebaut, und  zwar  so,  daß  die  unterste  und  mittlere  Instanz  der 
Finanzverwaltung  —  das  Steuerinspektorat  und  die  Finanzlandes- 
direktion —  den  entsprechenden  politischen  Behörden  völlig  ein- 
gegliedert wird:  auch  darin  bringt  sich  der  Gedanke  der  möglichst 
einheitlichen  Staatsmaschine  des  neuen  Absolutismus  zum  Aus- 
druck. 1B) 

Wie  nun  dieses  System  von  Regierung  und  Verwaltung  auch 
auf  Ungarn  ausgedehnt  wurde,  um  so  den  Reichsgedanken  des 
Absolutismus,  das  uniform  von  Wien  aus  regierte  Gesamtreioh  rest- 
los zum  Ausdruck  zu  bringen,  wie  das  Bachsche  System  trotz  vieler 


*)  Gegen  diesen  Teil  der  Bachscluen  Venvaltungsreform  (hiatte  seit  1849 
besonders  der  Finanzminister  Krauß  aus  budgetären  Gründen  angekämpft, 
schließlich  aber  doch  vergeblich. 
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unleugbarer  Verbesserung  und  Vorteile,  die  es  den  vielfach  noch 
in  primitiven  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnissen  stehenden 
Volksmassen  Ungarns  brachte,  dort  von  Anfang  an  nur  als  eine 
drückende  Fremdherrschaft  empfunden  wurde,  die  mit  den  leben- 
digen Kräften  nicht  nur  der  Magyaren,  sondern  auch  der  übrigen 
Völker  Ungarns  nie  verwachsen  konnte:  dies  alles  und  die  davon 
ausgehenden  Rückwirkungen  auf  die  politische  Entwicklung  der 
regierenden  Klasse  des  Landes,  des  ungarischen  Adels,  zu  ver- 
folgen, ist  hier  nicht  möglich.  Die  Geschichte  ist  über  den  von 
Schwarzenberg  und  Bach  unternommenen  Versuch,  Ungarn  nach 
dem  Niederbruch  seiner  Revolution  durch  ein  dichtgesponnenes  Netz 
von  bureaukratischen  Bezirks-,  Kreis-  und  Provinzialbehörden  an 
Stelle  seines  historischen  Staatsgedankens  den  absolutistischen 
Reichsgedanken  in  deutscher  Amtssprache  anzugewöhnen,  hinweg- 
gegangen. Von  dieser  ganzen  Epoche  der  ungarischen  Geschichte 
ist  nichts  übrig  geblieben  als  die  an  sich  gewiß  sehr  schätzbaren 
Verbesserungen  im  wirtschaftlich-administrativen  Bereich,  welche 
Oesterreichs  deutsche  oder  deutschsprechende  Beamtenschaft  zu- 
gunsten der  von  der  Hörigkeit  befreiten  Bauernschaft  sowie  der  in 
ihren  Anfängen  steckenden  städtisch  -  bürgerlichen  Klassen  des 
Landes  durchführte.  Wohl  aber  ist  die  tiefe  Abneigung,  welche 
diese  Epoche  der  ungarischen  Geschichte  gegen  Deutsche  und 
Deutschtum  in  den  herrschenden  Klassen  des  Landes  hervorrief, 
dauernd  eine  Kraft  von  größter  politischer  Wirkung  geblieben:  auch 
in  Ungarn  ist  ja  der  Absolutismus  ausschließlich  in  deutschem  Ge- 
wände erschienen,  und  so  ist  die  deutschenfeindliche  Richtung, 
welche  die  spätere  magyarische  Alleinherrschaft  in  Ungarn  charak- 
terisiert, nicht  minder  aber  auch  die  dauernde  Abkehr  des  Kroaten- 
tuma  und  Slowakentunis  von  Wien  auf  diesen  Ursprung  zurückzu- 
führen. Ungarn  und  Oesterreich  waren  vor  1848  einander  zwar  viel- 
fach fremd,  aber  keineswegs  gehässig  gesinnt.  Seit  der  Bachschen 
Periode  erst  ist  die  tiefe,  immer  wieder  sehr  leicht  bis  zum  Hasse 
gesteigerte  Gegnerschaft  zwischen  dem  „Lande  Ungarn"  und  „Wien" 
geschaffen  worden,  das  durch  den  Zentralismus  des  absolutistischen 
Gesamtreiches  gewissermaßen  als  Personifikation  ganz  Oesterreichs 
erschien,  dieses  Gefühl  unbesieglichen  Mißtrauens,  das  dann  später 
die  tiefsten  Wirkungen  auf  die  Gestaltung  des  Dualismus  und  noch 
mehr  auf  dessen  praktische  Entwicklung  seit  1867  gewonnen  hat. ,0) 
Au.h  was  das  Reichsproblem  betrifft,  hat  also  die  Schwanen- 
berg-Bachsche  Neuordnung  Im  politischen  Leben  der  österreichischen 
Volker  das  gerade  Gegenteil  dessen,  was  sie  anstrebte,  und  die 
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schlimmsten  Früchte  gezeitigt,  wie  sich  später  noch  deutlicher  dar- 
legen lassen  wird. 

Für  die  deutsch-slawischen  Erbländer  aber  hat  dieses  System 
doch  einen  weit  stärkeren,  bis  zur  Gegenwart  fortwirkenden  Ein- 
fluß geübt,  sowohl  was  die  Entwicklung  der  Institutionen  anbelangt, 
als  auch  die  eigenartige  Ausgestaltung  des  öffentlichen  Geistes.  Von 
letzterem  ist  im  Zusammenhange  mit  der  Theorie,  in  der  sich  der 
moderne  Absolutismus  von  1 851  gefiel,  schon  einiges  gesagt  worden : 
Rückblicke  von  späteren  Entwicklungsstadien  des  österreichischen 
Staatslebens  im  19.  Jahrhundert  werden  uns  weitere  Einwirkungen 
derselben  Art  zeigen.  Wir  werden  sehen,  wie  aller  formalen  und 
solennen  Verfassungserklärungen  ungeachtet  die  politischen  Grund- 
anschauungen des  Hofes  und  der  herrschenden  Gesellschaftsklassen, 
welche  in  den  Jahren  1850  bis  1859  Wien  und  den  ganzen  Reichs- 
organismus beherrschten,  unzerstörbare  Faktoren  im  österrei- 
chischen Leben  geblieben  sind  und  sich  als  die  einzigen  wirklich 
bleibenden  Regienungsideen  im  politischen  Leben  des  neueren 
Oesterreich  erwiesen  haben. 

Was  aber  die  durch  Alexander  Bach  geschaffene  Verwaltungs- 
organisation des  Absolutismus  betrifft,  so  zeigt  ein  Blick  auf  das 
öffentliche  Recht  Oesterreichs,  wie  es  bis  zum  Sturze  der  Dynastie 
und  Monarchie  bestanden  hat,  daß  diese  Organisation  immer  —  und 
zwar  nur  sehr  wenig  in  ihrem  behördlichen  Gefüge  verändert  — 
das  Gerüste  der  Regierungsgewalt  imd  die  eigentliche  Grundlage 
der  dynastischen  Macht  die  ganze  Zeit  hindurch  gebildet  hat.  Aller- 
dings: wie  wir  alsbald  sehen  werden,  arbeitete  diese  Organisation 
der  Regierungsgewalt  seit  1861  unter  langsam,  aber  unaufhaltsam 
sich  verändernden  Bedingungen  und  daher  mit  ganz  anderen  Er- 
gebnissen, als  ihr  Schöpfer  beabsichtigte  und  die  jeweiligen  Lenker 
dieses  Regierungsapparates  sich  selbst  vorgezeichnet  haben.  Wie 
sich  dieser  Apparat  schrittweise  auch  in  der  ihm  eigentümlichen 
Struktur  geändert  hat,  wird  später  ausführlich  zu  besprechen  sein. 

Die  wiederholt  betonte  fundamentale  Bedeutung  des  von  Bach 
geschaffenen  Verwaltungssystems  macht  es  nun  notwendig,  die  ein- 
zelnen Charakterzüge  des  damit  neugeschaffenen  gouvernementalen 
Machtapparates  in  den  drei  Instanzen,  in  denen  er  sich  aufbaute, 
näher  zu  kennzeichnen.  Seine  Eigenart  wird  am  leichtesten  durch 
einen  rückblickenden  Vergleich  des  neuen  Verwaltungssystems  mit 
der  administrativen  Organisation  des  altösterreichischen  Regimes  ins 
Klare  gesetzt. 
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II. 

Hier  kommt  nun  «zuerst  in  Betracht  die  Stellung  des  Kaiser» 
in  dem  gesamten  Regierungsapparate,  seine  Beziehung  zu  dem 
umfassenden  Machtwerkzeug,  wie  es  Kübeck  und  Bach  planmäßig 
für  das  „verjüngte  Einheitsreich"  schufen.  Wenn  nun  der  Neoabso- 
lutismus  dieser  Staatsmänner  die  Machtfunktion  des  Kaisers  in  der 
Theorie  politisch  bis  auf  das  höchste  steigerte,  so  ist  andrerseits 
die  Stellung  des  Monarchen,  was  seine  tatsächliche  Befassung  mit 
den  Regierungsgeschäften  betraf,  nicht  unwesentlich  gegenüber  der 
seiner  Vorgänger  verändert.  In  dieser  Hinsicht  hatte  vor  allem  der 
Konstitutionalismus  Stadions  trotz  der  kurzen  diesem  System  ge- 
währten Dauer  dennoch  aufs  tiefste  und  mit  nachhaltiger  Wirkung 
eingegriffen,  indem  er  den  Kaiser  dem  verantwortlich  gedachten 
Ministerrate  gegenüber  notwendigerweise  in  ein  ganz  anderes  Ver- 
hältnis zu  der  Leitung  der  Regierungsgeschäfte  setzen  mußte,  als 
dies  im  patriarchalischen  Absolutismus  der  Fall  ist.  Mit  den 
Patenten  von  1851  fiel  naturgemäß  die  durch  den  Begriff  der  ver- 
antwortlichen Regierung  gegebene  Einschränkung  der  Regierungs- 
tätigkeit des  Trägers  der  Krone  vollkommen  hinweg.  Denn  zum 
Unterschiede  von  der  durch  die  liberale  Doktrin  dem  Monarchen  an- 
gewiesenen Stellung  bedeutete  das  Regierungs-  und  Verwaltungs- 
system, wie  Bach  es  im  Einvernehmen  mit  Kübeck  schuf,  nichts 
anderes  als  die  planmäßige  Mechanisierung  des  Prinzips  von  der 
lückenlosen  administrativen  Vollgewalt  des  Monarchen.  Die  Grund- 
idee, mit  welcher  die  österreichische  Kontrerevolution  alle  durch 
das  Jahr  1848  aufgeworfenen  Lebensprobleme  der  österreichischen 
Völker  als  mit  ihrer  einzigen  Antwort  erwiderte,  erschöpfte  sich 
darin,  daß  der  vom  Kaiser  und  seinen  höfischen  sowie  militärischen 
Beratern  jeweils  formulierte  Machtwille  Verfassung  und  Willen  der 
Völker  oder  ihrer  Vertretungen  vollständig  ersetzt  und  die  gesamte 
Verwaltungsmaschine  jederzeit  nach  freiem  Willen  in  Bewegung 
setzt.  Mehr  als  je  vor  1848  bringt  sich  also  das  staatliche  Leben 
wieder  ausschließlich  in  der  Funktion  der  im  Kaiser  vereinigten 
vollziehenden  Gewalt,  also  der  gesamten  Verwaltung,  in  der  hohen 
und  niederen  Polizei  zum  Ausdruck,  die  —  praktisch  genommen  — 
restlos  einer  allerdings  erneuerten  und  mit  größter  Energie  zentra- 
listisch  organisierten  Bureaukratie  in  die  Hände  gegeben  erscheint. 

Eine  der  wichtigsten  Folgen  dieser  durch  Bach  unternommenen 
Modernisierung  der  österreichischen  Staats-  oder  Zentralverwaltung 
wird  aber,  soweit  ich  sehen  kann,  bei  der  Darstellung  oder  Kritik 
jener  Geschichtsperiode  Oesterreichs  nicht  genügend  gewürdigt:    es 
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ist  dies  eben  die  schon  angedeutete  tiefe  Veränderung  in  dem  Ge- 
samtgefüge des  Behördenwesens,  welche  in  Oesterreich  zuerst  die 
Reform  Stadions  durch  die  Annahme  der  verfassungsrechtlichen 
Ministerverantwortlichkeit  herbeigeführt,  dann  aber  die  Bachsche 
Reorganisation  der  Verwaltung  beibehalten  und  sogar  fortgebildet 
hat,  obgleich  mit  der  Märzverfassung  doch  auch  die  ganze  Doktrin 
von  der  „Ministerverantwortlichkeit"  beseitigt  worden  war.  Es 
wurde  nämlich  gleichzeitig  mit  der  solennen  Aufhebung  des  kon- 
stitutionellen Begriffes  der  Ministerverantwortlichkeit  diese  letztere 
im  bureaukratischen  Sinne  dennoch  ausdrücklich  aufrechterhalten: 
nämlich  als  Inbegriff  der  unbeschränkten  und  imbedingten  Gehor- 
samspflicht und  persönlichen  Verantwortlichkeit  des  Ministers  für 
den  ganzen  ihm  anvertrauten  Teil  der  Staatsgeschäfte  unmittelbar 
dem  Träger  der  Krone  gegenüber.  Damit  blieben  Form  und  Geist 
der  im  18.  Jahrhundert  geschaffenen  Verwaltungsweise  des  patriar- 
chalischen Absolutismus,  wie  sie  sich  in  der  diesem  eigentümlichen 
kollegialen  oder  „gremialen"  Organisation  aller  leitenden  Behörden 
ausdrückt,  auch  jetzt  im  Zeitalter  des  neuen  Absolutismus  beseitigt. 
Die  ganze  Amtsführung  war  und  blieb  streng  „monokratisch",  d.  h. 
durchaus  auf  die  Entscheidung  und  Verantwortung  des  einzelnen 
Ministers,  Statthalters  oder  lokalen  Amtschefs  gestellt:  denn  nur  so 
konnte  logischerweise  wieder  das  Prinzip  der  streng  persönlichen 
Verantwortung  des  Ressortchefs,  des  Einzelministers,  wie  solche  von 
der  neuen  absolutistischen  Ordnung  in  aller  Schärfe  und  betonter 
Opposition  gegen  die  liberale  Idee  der  konstitutionellen  Minister- 
verantwortlichkeit formuliert  worden  war,  tatsächlich  durchgeführt 
werden.  Daraus  ergab  sich  aber  im  Zusammenhange  mit  den  seit 
1848  völlig  geänderten  Verhältnissen  —  vor  allem  auch  wegen  des 
riesig  gesteigerten  Umfanges  der  Geschäfte  in  den  einzelnen  Mini- 
sterien —  praktisch  die  weitere  Folge,  daß  der  Souverän  selbst  nicht 
mehr  —  etwa  nach  Art  der  Praxis  des  Kaisers  Franz  —  regelmäßig 
in  die  Verwaltung  eingreifen  konnte  und  daher  auch  nicht  mehr 
eingriff:  auf  diese  Weise  trat  seit  der  Neuordnung  der  Staatsbehör- 
den nach  dem  französischen  Ministerialsystem  auf  rein  tatsächlichem 
Wege  jene' vierte  Instanz,  wie  sie  im  Ancien  Regime  noch  die  kaiser- 
liche Allmacht  in  der  Verwaltung  vorstellte,  notwendigerweise  außer 
Uebung.  Allerdings  fand  sie  bis  zu  einem  gewissen  Grade  doch 
noch  auch  jetzt  in  den  weit  ausgedehnten  Vorbehalten  einen  Stütz- 
punkt, die  insbesondere  auf  dem  Gebiete  der  Personalverwaltung 
für  die  persönliche  Tätigkeit  des  Kaisers  gemacht  wurden,  wozu 
auch  noch  als  Ausfluß  des  Gnadenrechtes  die  kaiserliche  Erteilung 
von  Pensionen,  Zulagen,  Gnadengaben  u.  s.  w.  an  Beamte  hinzu- 
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kommt  Vor  allem  blieb  aber  die  Anstellung  aller  höheren  und 
mittleren  Beamten  auch  im  neueren  absolutistischen  Oesterreich  für 
den  Bereich  der  gesamten  Zivilverwaltung  dauernd  nicht  nur  eine 
formelle  Prärogative  der  Krone,  sondern  diese  administrative  Funk- 
tion ist  durchaus  die  Domäne  tatsächlich  persönlicher  Willensbetäti- 
gung des  Herrschers  und  ein  Lieblingsgebiet  seines  sprichwörtlich 
gewordenen  Fleißes  in  der  Aktenerledigung  geblieben.  So  ist  von 
Kaiser  Franz  Josef  bis  in  seine  letzten  Jahre  die  Erledigung  der 
Anträge  der  Minister  auf  Beförderung  und  Auszeichnung  hoher  und 
mittlerer  Verwaltungsbeamter  jederzeit  durchaus  als  eine  höchst- 
persönliche und  wichtige  Aufgabe  des  Monarchen  angesehen  und 
behandelt  worden.  *) 17) 

Aber  noch  auf  einem  anderen  Wege  hat  sich  die  altöster- 
reichische Auffassung  von  der  persönlichen  Zentralstellung  und  tat- 
sächlichen Wirksamkeit  des  Monarchen  in  der  Verwaltung  nicht  nur 
während  der  neuen  absolutistischen  Aera,  sondern  auch  —  um  dies 
hier  vorauszuschicken  —  so  gut  wie  ungeändert  in  der  1861  an- 
hebenden konstitutionellen  Epoche  erhalten.  Bei  der  1851  erfolgten 
Festsetzung  der  Wirkungskreise  der  Ministerien  wurden  bestimmte 
Grundsätze  aufgestellt,  die  in  allem  Wesentlichen  unverändert  bis 
zum  Umstürze  von  1918  gelten:  darin  wurde  nun  prinzipiell  für  be- 
stimmte Verwaltungsakte,  besonders  auch  für  solche  von  wieder- 
kehrend gleicher  Art  das  Requisit  der  Allerhöchsten  Ermächtigung 
als  Vorbedingung  für  die  Erledigung  der  betreffenden  Angelegenheit 
niedergelegt.  Hier  setzte  sich  nun  eine  weitläufige  und  umfassende 
Praxis  in  allen  österreichischen  Ressortministerien  an,  deren  Er- 
gebnis man  damit  bezeichnen  kann,  daß  für  die  laufende  Verwaltung 
sich  zwei  große  Gruppen  von  Verwaltungsangelegenheiten  unter- 
scheiden Hessen,  je  nachdem  für  eine  solche  die  Einholung  einer 
Allerhöchsten  Ermächtigung  als  notwendig  gilt  oder  nicht.  Auf 
diesem  Wege  bleibt  also  dem  Monarchen  nicht  nur  die  Möglichkeit, 
fortlaufend  in  den  Gang  der  Administration  der  einzelnen  Ressorts 
und  der  ihnen  eingegliederten  staatlichen  Betriebe,  zumal  in  allen 
wichtigen  und  initiatorischen  sachlichen  Angelegenheiten  einzu- 
greifen, sondern  auch  die  Möglichkeit  persönlicher  Einwirkung  auf 

*)  Damit  hängt  eine  Eigentiim'iichkeit  in  (Jeff  Punktion  des  Minister 
ra/tes  zusammen.  Wer  dessen  Protokolle  in  den  verschiedenen  Dezennien  der 
Jranzisco-josefinisehen  Periode  Studielt,  wird  darüber  erstaunt  soin,  welch 
breiten  Raum  Fragen  der  Ernennung  nicht  nur  hoher,  sondern  auch  mittlerer 
Beamten  und  vor  allem  die  Verleihung  von  Orden  und  Adnk-titr'n  in  de* 
ersten  und  mittleren  Periode  der  Regierung  r'rauz  Josefs  zum  fljröften  Teii 
nur  an  Staatsbeamte  —  ausmacht.  Diese  Praxis  hing  eben  damit  zusainim-n. 
daß  alle  diese  Dinge  kraft  Rechtens  doch  vom  Kadser  „reso'.viert"  werden 
mulitcM. 
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die  gegenständliche  Verwaltung  selbst.  Von  besonderer  Wichtig- 
keit ist  dabei  der  allmählich  zur  Anwendung  gelangte  Grundsatz, 
daß  Verwaltungsakte,  die  auf  Grund  „Allerhöchster  Entschließung" 
oder  Ermächtigung  erfolgt  sind,  als  bindend  auch  für  den  nachfol- 
genden Minister  gelten  und  wieder  nur  durch  „Allerhöchste  Ent- 
schließung" aufgehoben  werden  können. 

Gleichzeitig  ist  durch  die  Schaffimg  eines  Gesamtministeriums 
nach  dem  französischen  Typus  moderner  Regierung  die  alte  Einrich- 
tung zahlreicher  mehr  oder  minder  unregelmäßiger,  teils  koordi- 
nierter, teils  subordinierter  Zentral-  oder  Hofstellen  in  ein  durch 
den  Ministerpräsidenten  zusammengefaßtes  Ganzes  der  Regierung 
und  Verwaltimg  umgewandelt  worden,  das  sich  nach  den  einzelnen 
großen  Zweigen  der  Administration  in  wenige  umfassende  Ressort- 
ministerien gliederte. 18) 

Der  Kampf  Kübecks  gegen  diese  Konsolidierung  und  Zentrali- 
sierung der  gesamten  Regierungsfunktionen  blieb  insofern  erfolg- 
reich, als  nach  dem  Tode  des  Fürsten  Schwarzenberg  tatsächlich 
kein  Ministerpräsident  mehr  ernannt,  sondern  der  Minister  des 
Innern  Alexander  Bach  mit  dem  Vorsitz  im  Ministerrate  betraut 
wurde.  Von  nun  ab  sollte  eben  der  Kaiser,  vom  Reichsratspräsi- 
denten beraten,  sein  eigener  Ministerpräsident  sein.  Diese  Aende- 
rung  war,  politisch  betrachtet,  gewiß  von  größerer  Bedeutung  als 
administrativ:  die  bureaukratische,  straff  zentralisierte  Ministerver- 
waltung nach  französischer  Art  ist  durch  Alexander  Bachs  nun  be- 
ginnende Staatsreform  erst  recht  befestigt  worden. 

Betrachtet  man  das  Problem  der  Organisation  der  modernen 
Zentralverwaltung  überhaupt  vom  historischen  Gesichtspunkt,  so  er- 
kennt man  klar  den  innigen  Zusammenhang,  in  welchem  die  per- 
sönliche Stellung  des  habsburgischen  Monarchen  jeweils  mit  der  tat- 
sächlichen Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt  und  deren  Organi- 
sation gestanden  hat.  Als  die  große  Kaiserin  den  österreichischen 
Verwaltungsstaat  schuf,  war  der  sie  und  ihre  Zeit  beherrschende 
politische  Hauptgedanke  der  patriarchalische  Absolutismus.  Die 
fürstliche  Gewalt  erschien  diesen  Generationen  noch  in  aller  Leben- 
digkeit als  eine  unmittelbare  Fürsorge  und  Entscheidung  des  Trägers 
der  obersten  Gewalt  im  Staate  hinsichtlich  aller  Angelegenheiten 
und  Interessen,  die  sich  nicht  in  den  hergebrachten  Formen  des 
streng  gerichtlichen  Verfahrens  auf  dem  Boden  des  Privat-  und 
Strafrechtes  vollzogen.  Auf  diesem  letztgenannten  Gebiete,  und  nur 
auf  diesem,  ist  auch  in  dem  Oesterreich  des  18.  Jahrhunderts  der 
absolutistische  Gedanke  nie  praktisch  verwirklicht  worden:  man 
kann  wohl  sagen,  daß  in  Oesterreich  Kabinettsjustiz  im  eigentlichen 

27* 
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Sinne  dieses  Wortes  nie  existiert  hat,  obgleich  die  legislative  Fest- 
legung dieses  Grundsatzes  auch  erst  am  Ende  der  theresianisch- 
josefinischen  Epoche  erfolgt  ist.  Nur  durch  ein  auf  der  alten  deut- 
schen Idee  des  Königtums  beruhendes,  sehr  weitgehendes  Gnaden- 
und  Revisionsrecht  übte  allerdings  der  Souverän  auch  in  den  öster- 
reichischen Erbländern  eine  Art  von  oberster  Instanz  in  Straf-  und 
Verwaltungssachen  aus,  deren  Bedeutung  besonders  gegenüber  der 
durch  die  Feudal-  und  Stadtjurisdiktion  so  arg  desorganisierten 
Kriminaljustiz  nicht  gering  veranschlagt  werden  muß.  Aber  auf 
dem  Gebiete  der  staatlichen  „Verwaltung",  wie  sie  sich  organisa- 
torisch und  materiell-rechtlich  in  den  Einrichtungen,  Hofdekreten 
und  Erlässen  der  Kaiserin  und  ihres  großen  Sohnes  darstellt,  war 
von  Anfang  an  das  persönliche  Eingreifen  des  Monarchen  eine  regel- 
mäßige und  praktisch  höchst  bedeutsame  Erscheinung:  vielfach 
wirken  die  Zentral-  und  Hofstellen  doch  nur  als  diejenigen,  welche 
Entschließungen,  Verfügungen  und  Entscheidungen  der  Kaiserin 
oder  des  Kaisers  vorbereiten,  in  vielen  Dingen  und  unablässig  greift 
die  Initiative  des  Herrschers  durch  spontane,  vielfach  rein  hand- 
schriftlich oder  mündlich  gegebene  Weisungen,  Nachfragen,  Berichts- 
forderungen unmittelbar  in  den  Gang  der  neugeschaffenen  zentra- 
listischen  Staatsmaschine  ein.  Diese  Methode  kaiserlicher  „Selbst- 
regierung" und  „Selbstverwaltung"  ist  nun  von  Kaiser  Franz  —  in 
seinem  reifen  Mannesalter  —  nicht  nur  beibehalten,  sondern  noch 
außerordentlich  erweitert  und  verstärkt  worden:  zuletzt  —  etwa 
von  1815  bis  1835  —  hat  Kaiser  Franz  I.  Oesterreich  tatsächlich  als 
eine  Art  oberster  Bureauchef  regiert,  wobei  der  Staatsrat,  die 
obersten  Hofstellen,  die  zeitweiligen  und  permanenten  Hofkoni- 
missionen, bisweilen  aber  auch  örtliche  Polizeibehörden  und  ein- 
zelne hierzu  verwendete  Vertrauenspersonen  in  den  Kronländern 
als  „unmittelbare"  Referenten  des  Allerhöchsten  bureaukratischeu 
Staatslenkers  fungierten.  Nichts  war  zu  klein  und  unbedeutend,  als 
daß  es  nicht  in  oft  sehr  langwierig  gewundenem  Aktenlauf  oder 
wieder  bisweilen  in  überraschend  kurzem  Amtswege  zur  unmittel- 
baren „Erledigung"  durch  den  Kaiser  gelangen  konnte,  wobei  sich 
der  Herrscher  wieder  regelmäßig  bestimmter,  ihm  als  besonders 
fällig  oder  vertrauenswürdig  erscheinender  hoher  Beamter  als 
„privater"  Referenten  bediente. 

So  bildete  sich  über  dem  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  trotz 
häufiger  Teilreorganisationen  doch  längst  vollkommen  feststehenden 
System  der  normalen  drei  Instanzen  aller  staatlichen  Tätigkeit  in 
Oesterreich  von  Anfang  an  das  kaiserliche  Kabinett  auch  in  Einzel- 
fragen   der    laufenden   Verwaltung    zu    einer    ganz    regelmäßigen 
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vierten  Instanz  aus.  Die  von  Maria  Theresia  geschaffene  und  von 
Kaiser  Josef  fortgeführte,  dann  besonders  von  Kaiser  Franz  erstaun- 
lich kräftig  fortgebildete  Tradition  der  habsburgischen  Herrscher, 
jeden  bittstellenden  Untertanen  in  allgemeinen  Audienzen  zu 
empfangen,  —  diese  übrigens  auch  bis  in  die  letzten  Jahre  des 
Kaisers  Franz  Josef  erhaltene  höchst  charakteristische  Methode  des 
patriarchalischen  Absolutismus  —  wirkte  für  die  Ausbildung  jener 
außerordentlichen  persönlichen  Verwaltungsinstanz  des  Monarchen 
als  kräftiger  Behelf  mit. 19) 

Es  ist  nun  begreiflich,  daß  gerade  diese  merkwürdige  Art  der 
josefinisch-franzisceischen  „Selbstverwaltung"  des  „Staates"  durch  den 
Kaiser  als  höchsten  „Beamten"  für  den  Charakter  der  ganzen  öster- 
reichischen Staatsverwaltung  dauernde  Folgen  gehabt  hat.  Zunächst 
stand  damit  die  außerordentliche  Zersplitterung  und  Kompliziertheit 
des  Systems  der  Wiener  Zentralstellen  vor  1848  im  Zusammenhange. 
Da  der  Kaiser  von  diesen  Stellen  über  alle  möglichen  Zustände  und 
Angelegenheiten  seines  weiten  Reiches  unmittelbare  Auskünfte  ver- 
langte oder  ihnen  die  an  den  Monarchen  gelangten  Petitionen,  Vor- 
stellungen, Berichte,  Beschwerden  zur  Bearbeitung  übergab,  so  ent- 
sprang daraus  begreiflicherweise  das  Streben  der  leitenden  Be- 
amten, soviel  als  möglich  von  den  Geschäften  der  Verwaltungs- 
behörden in  irgendeiner  Form  schließlich  nach  Wien  zu  ziehen,  zu- 
mindest die  Entscheidung  von  administrativen  Streitfragen  zwischen 
Behörden  untereinander  oder  über  Beschwerden  und  Ansprüche  von 
Parteien  gegeneinander  oder  gegen  die  Behörden,  vollends  aber  die 
Erlassung  der  Tausenden  von  Verfügungen,  Weisungen,  Mahnungen, 
Ordonnanzen,  Vorschriften,  dieses  ganze  riesenhafte,  durch  den  Poli- 
zeiabsolutismus geschaffene  Gewebe  von  Verordnungen,  Zensuren, 
administrativen  „Vorsichten"  aller  Art  möglichst  an  die  vorgängige 
Zustimmung  der  Wiener  Zentralbehörden  zu  binden.  Dadurch 
waren  diese  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  in  Stand  gesetzt,  jederzeit 
vor  dem  Kaiser  in  voller  Sachkenntnis  zu  bestehen,  alle  Wünsche 
des  kaiserlichen  Kabinetts  nach  Bearbeitung  aller  erdenklichen 
„Fragen"  und  „Bedenken",  nach  Berichterstattung  über  alle  Arten 
von  Angelegenheiten  öffentlicher  oder  privater  Natur  zu  befriedigen. 
Hierzu  war  aber,  wie  sich  leicht  denken  läßt,  eine  unablässige  Ver- 
mehrung der  Hofstellen,  ihrer  Departements  und  der  in  ihnen  tätigen 
Beamten  notwendig:  trotz  der  im  Vergleich  zu  unserer  Zeit  noch 
immer  sehr  einfachen  sozial-ökonomischen  Verhältnisse  selbst  der 
späteren  franzisceischen  oder  auch  der  ferdinandeischen  Epoche  ist 
der  Umfang  der  Geschäfte  der  österreichischen  Zentralbehörden 
damals    schon    ein    sehr    bedeutender    gewesen.     Die   Zahl    ihrer 
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Bureaus  war  groß,  wobei  die  Kompetenzen  vieler  dieser  Behörden 
gegeneinander  unklar  abgegrenzt  blieben,  sich  zum  Teil  deckten 
oder  auf  eine  Kontrollierung  des  Geschäftsganges  der  einen  durch 
die  andere  Behörde  hinausliefen. 

Die  logisch  strenge  Durchführung  des  französischen  Systems, 
das  mit  wenigen,  die  Geschäfte  konzentrierenden  Ministerialressorts 
arbeitet,  wie  denen  des  Innern,  der  Finanzen  und  des  Handels, 
diese  Reform,  die  sich  als  erste  Frucht  der  Revolution  im  März  1848 
unschwer  vollzog,  machte  nun  zwar  nicht  dem  „Zentralismus"  der 
österreichischen  Verwaltung  ein  Ende,  wohl  aber  veränderte  sie 
durchaus  die  Arbeitsweise  in  allen  der  öffentlichen  Gewalt  unter- 
liegenden Geschäften  in  der  Erledigung  der  Aufgaben  der  staat- 
lichen Verwaltung.  An  die  Stelle  der  patriarchalischen  Regierung 
des  „Selbstverwaltenden"  Monarchen  mit  Hilfe  der  vielen  Hof  stellen, 
ihrer  Räte,  sonstigen  Beamten  und  „Kanzleiverwandten"  trat  nun 
das  System  der  staatlichen  Verwaltung  durch  einen  unbeschränkten 
bureaukratischen  Ministerialabsolutismus,  der  sich  eines  in  den  Zen- 
tralstellen sparsam  dotierten,  aber  straff  organisierten,  bis  unmittel- 
bar zu  dem  einzelnen  Staatsbürger  herabreichenden  Behördenappa- 
rates bediente.  Dieser  ist  das  charakteristische  Merkmal  des  von 
Alexander  Bach  neugeformten  absolutistischen  Staatsmecha- 
nismus, wie  er  nach  der  Niederwerfung  der  Revolution  und  der  Ver- 
werfung auch  der  maßvollsten  Formen  des  Konstitutionalismus  in 
dem  Lustrum  von  1851  bis  1855  vollendet  wurde  und  sich  in  dieser 
Zeit  auch  über  Ungarn  und  dessen  Nebenländer  ausdehnte:  als 
geistige  Schöpfung  eines  einzigen  Mannes  eine  sehr  bedeutende 
Leistung,  die  sich  als  administrative  Einrichtung  ebenso  dauerhaft 
und  widerstandsfähig  enviesen  hat,  wie  sie  als  „politisches"  System, 
das  heißt  als  Ausdruck  der  ganzen  Regierungsweise  und  als  organi- 
sierte Verhinderung  jeder  politischen  Freiheit  des  Staatsbürgers 
und  der  politischen  und  nationalen  Entwicklung  aller  Völker  —  not- 
wendig versagen  mußte  und  auch  tatsächlich  binnen  kurzem  zum 
völligen  Zusammenbruch  gelangt  ist. 

In  der  Mittelinstanz,  in  den  Statthaltereien  und  Laudespräsidien 
ist  die  Veränderung,  welche  die  Bachsche  Reform  vollzogen  hat 
gegenüber  dem  Stande  der  vormärzlichen  Administration,  eine 
relativ  geringe  gewesen.  Hier  haben  Maria  Theresia  und  Josef  II. 
den  Grundtypus  der  „politischen  Behörde"  bereits  vollständig  tertig- 

ellt,  und  zwar  dadurch,  daß  sie  zuvörderst  die  Ausführung  der 
ganzen  fortwährend  neugeschaffenen  Verwaltungsgesetse  En  jedem 
solchen  Verwaltungsgebiete,  das  entweder  ein  grofies  oder  swel 
kleinere    Kronländer    vereinigte,  dem   Leiter   des   Ghiberniums   als 
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ihrem  Stellvertreter  persönlich  übertrugen,  daß  ferner  sehr  be- 
trächtliche Agenden  der  ständischen  Verwaltung  der  Aufsicht  oder 
Genehmigung  des  staatlichen  Provinzialchefs  unterworfen  wurden. 
Insbesondere  fiel  ihm  auch  die  Leitung  der  mit  der  Verwaltung  der 
direkten  Steuern,  zunächst  der  Grundsteuer,  später  auch  der  Er- 
werb-, Klassen-  und  Haussteuer,  verbundenen  Amtsgeschäfte  zu,  die 
bis  dahin  in  den  meisten  Kronländern  noch  von  den  Ständen  un- 
mittelbar besorgt  wurden.  Dadurch,  daß  der  Landeschef  prinzipiell 
als  „locum  tenens",  als  unmittelbarer  Vertreter  des  Monarchen  zu 
gelten  hatte,  besaß  er  gesellschaftlich  und  amtlich  die  höchste 
Stellung  in  seinem  ganzen  Verwaltungsgebiete,  ein  Umstand,  der 
für  die  Zentralisierung  der  ganzen  öffentlichen  Gewalt  in  seiner 
Hand  für  den  Bereich  des  ganzen  Guberniums  von  großer  Bedeu- 
tung war.  Obgleich  für  die  regelmäßige  Verwaltung  auch  jetzt  noch 
in  den  Statthaltereien  und  Regierungen  das  Kollegialsystem  in  Ge- 
stalt des  „Gremiums"  und  seiner  Beratungen  formell  in  einem  ge- 
wissen Maße,  nämlich  für  alle  wichtigeren  Verfügungen  und  Ent- 
scheidungen bestand,  war  der  Präsident  des  Guberniums,  der 
Statthalter,  doch  tatsächlich  allein  der  Träger  der  gesamten  Autorität 
und  vor  allem  der  Polizeigewalt  im  Lande  und  besaß  dadurch  schon 
eine  ganz  besondere,  von  der  Einschränkung  durch  das  „Gremium" 
der  Räte  des  Guberniums  völlig  befreite  administrative  Macht- 
stellung. Andrerseits  bestanden  jedoch  auch  an  dem  Sitze  des 
Guberniums  für  einzelne  Angelegenheiten,  wie  z.  B.  das  Urbarial- 
wesen,  zeitweilige  oder  permanente,  von  Wien  aus  delegierte  Hof- 
kommissionen, die  vielfach  unmittelbar  namens  der  Hofstellen  in 
den  Gang  der  Geschäfte  einzelner  Zweige  der  Verwaltung  im  ein- 
zelnen Kronlande  unmittelbar  eingriffen  und  dadurch  den  seit 
Josef  IL  überhaupt  streng  ausgesprochenen  zentralistischen  Charak- 
ter der  ganzen  Staatsverwaltung  noch  mehr  verstärkten.20) 

Das  Ergebnis  dieser  Entwicklung  läßt  sich  nun  für  die  Zeit  des 
Kaisers  Franz  und  seines  Nachfolgers  dahin  feststellen,  daß  mittels 
der  Gubernien  die  kaiserliche  Zentralregierung  die  Tätigkeit  der 
Stände  sowohl  in  den  Befugnissen  ihrer  Landtage,  als  auch  in  ihren 
rein  administrativen  Geschäften,  wie  sie  die  jahrhundertlange 
Praxis  des  Ständewesens  ausgebildet  hatte,  fast  vollständig  „ver- 
staatlicht" hatte;  daß  sie  ferner  die  neue  staatliche  „Landesverwal- 
tung" von  Wien  aus  in  sehr  eng  gehaltenen  Zügeln  führte.  Hieraus 
erwuchs  als  wichtige  Konsequenz  nicht  nur  im  Geschäftsgange  und 
dem  formellen  Verfahren,  sondern  auch  in  der  ganzen  Handhabung 
der  öffentlichen  Gewalt,  selbst  in  dem  Geist  und  Charakter  der 
Administration  innerhalb  des  ganzen  Staatsgebietes  eine  sehr  weit- 
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gehende  Gleichförmigkeit.  Hieraus  ergab  sich  weiter  eine  Folge, 
die  zu  den  bemerkenswertesten  Erscheinungen  des  österreichischen 
Ancien  Regime  gehörte:  nämlich  eine  sehr  weitgehende  Gleich- 
mäßigkeit im  Wesen,  dem  Verhalten  und  der  Auffassung  der  Amts- 
pflichten seitens  der  ganzen  höheren  Verwaltungsbeamtenschaft,  wie 
sie  in  dem  ganzen  nichtungarischen  Teil  des  Reiches  nach  fester 
Praxis  auf  Grund  des  seit  Josef  II.  streng  vorgeschriebenen  Studien- 
ganges an  den  Universitäten  gleichartig  herangebildet  wurde.  Auf 
diese  Weise  ist  in  Oesterreich  ein  ganz  bestimmter  Beamtentypus 
und  damit  die  wichtigste  Voraussetzung  für  die  erfolgreiche  Führung 
der  so  weitläufigen,  von  den  Aemtern  und  Behörden  des  „Staates", 
der  Zentralregierung,  vollständig  monopolisierten  öffentlichen  und 
Regierungsgeschäfte  geschaffen  worden.  Nur  so  war  es  nämlich 
möglich,  daß  bei  der  stets  zunehmenden  Konzentration  der  ganzen 
Verwaltung  in  den  Zentral-  und  Hofstellen  das  alte  Oesterreich  doch 
eine  ganz  vortreffliche  Verwaltung  besaß,  die  —  wenn  auch  oft  in 
einem  allzu  langsamen  Tempo  —  bedeutende  wirtschaftliche  Fort- 
schritte, wie  z.  B.  im  Gewerbe-  und  Fabrikswesen,  in  den  Verkehrs- 
einrichtungen, im  Schulwesen  planvoll  entwickelte,  die  sich  durch 
unparteiische  Führung  der  Geschäfte,  strenge  Wahrnehmung  der 
Gemeininteressen,  starke  Hervorhebung  des  Rechtsmomentes  in 
der  Verwaltung,  vielfach  aber  auch  ganz  besondere  durch  humane 
Fürsorge  für  die  dürftigen  und  besitzlosen  Gesellschaftsschichten 
auszeichnete,  eine  Verwaltung  überdies,  die  sich,  wenigstens  in  den 
westlichen  Provinzen,  von  Korruption  durchaus  freihielt. 

Der  innere  Mangel  dieser  ganzen  in  den  Hofstellen  und 
Gubernien  geführten  Staatsverwaltung  lag  nicht  so  sehr  auf 
administrativem  Gebiete,  auf  welchem  die  Weitwendigkeit  und  der 
streng  aktenmäßige,  durch  komplizierte  Hilfsämter  und  Rechnungs- 
behörden gehemmte  Geschäftsgang  sich  allerdings  alsbald  nach- 
teilig bemerkbar  machten:  sondern  die  eigentliche  Ursache  des  un- 
vermeidlichen Verfalles  dieses  altösterreichischen  Systems  zentrali- 
sierter Verwaltung  lag  in  ihrem  politischen  Charakter,  in  dem 
„Regierungssystem",  das  sie  in  laufender  Arbeit  zu  stützen  und  zu 
verwirklichen  berufen  war,  in  jenem  System  der  streng  aufrecht- 
erhaltenen „Souveränität",  das  heißt  der  unbedingten  Autorität  der 
kaiserlichen  Behörden,  der  ausnahmslosen  Bevormundung  aller 
geistigen  und  sozialen  Kräfte  der  Völker  durch  die  Behörden  selbst 
in  den  oberen  und  obersten  Klassen,  kurz  darin,  daß  man,  zumal 
seit  Kaiser  Franz,  in  Oesterreich  allen  Ernstes  die  Verhinderung 
freier  individueller  oder  korporativer  Tätigkeil  der  Staatsbürger  zur 
Förderung  der  Gesamtinteressen   durch  eine  alle  umfassende   Poli- 
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zeitätigkeit  als  die  wichtigste  natürliche  Voraussetzung  für  das  Ge- 
deihen des  „Staates"  ansah  und  daß  man  Land  und  Leute  aus- 
schließlich als  Objekte  der  „Staatstätigkeit"  ansah,  welch'  letzterer 
gegenüber  jedermann  zu  völliger  Unterwerfung  verpflichtet  war, 
etwa  mit  der  Ausnahme  allein,  daß  ihm  zustand,  gegen  Akte  der 
Verwaltung  schließlich  doch  noch  untertänige  Bitten  und  Gnaden- 
gesuche bei  den  Hofstellen  und  selbst  beim  Kaiser  einzubringen. 

Die  Bachsche  Staatsreform  übernahm  nun  zwar  den  historisch 
ausgebildeten  Typus  der  Mittelinstanz  der  „politischen"  Verwaltung, 
wie  man  seit  dieser  Reform  die  innere  Verwaltung  in  Oesterreich 
gesetzlich  nannte,  so  wie  er  war:  aber  es  vollzog  sich  doch  eine 
tiefe  Veränderung  im  geistigen  Wesen  dieser  Verwaltung  dadurch, 
daß  das  neue,  straff  zentralistische  System  unter  dem  jungen  Kaiser 
Franz  Josef  mit  seiner  lückenlosen  Organisierung  der  bureaukra- 
tischen  Ministergewalt  sich  auch  hier  kräftigst  geltend  machte,  daß 
die  Statthalter,  um  den  Weisungen  der  Regierunrg  unbedingt  ent- 
sprechen zu  können,  so  gut  wie  vollständig  von  den  Schranken 
befreit  wurden,  mit  welchen  das  Kollegialsystem  der  alten  Zeit  in 
allen  wichtigen  Agenden  und  vor  allem  in  den  Angelegenheiten  der 
administrativen  Rechtsprechung  die  Landeschefs  bis  dahin  an- 
geeignet hatte.  Der  Statthalter  ist  seit  Bach  zwar  nach  außen  immer 
noch  ein  hochgestellter,  machtvoller  Mann,  aber  in  Wahrheit  ist  er 
doch  nur  ein  dem  Ministerium  unbedingt  untergeordneter,  politisch 
dienstbarer  Beamter,  der  Vollstrecker  der  vom  Minister  ausgehen- 
den Verfügungen  und  verläßliches  Werkzeug  der  von  der  Regierung 
verfolgten  allgemeinen  und  administrativen  Politik.  Gegenüber  der 
francisceischen  Aera  ist  auch  hier  eine  gewisse  Veränderimg  in  der 
Stellung  des  Monarchen  zum  Regierungsapparat  unverkennbar:  die 
zumeist  hochadeligen  Gouverneure  des  Ancien  Regime  standen  in 
dem  System  des  patriarchalischen  Absolutismus  in  einer  unmittel- 
baren persönlichen  Beziehung  zum  Kaiser,  als  dessen  Stellvertreter 
in  den  Gubernien  sie  auch  rechtlich  aufgefaßt  wurden.  Die  Mo- 
dernisierung des  Regierungsapparates,  die  Alexander  Bach  durch- 
führte, beseitigte  auch  hier  das  gewisse  patriarchalische  Element, 
indem  es  den  Apparat  stärker,  als  das  bisher  der  Fall  war,  „mechani- 
sierte", sozusagen  das  persönlich-individuelle  und  deshalb  auch 
unberechenbare  Element  der  altvaterischen  Selbstregierung  Maria 
Theresias  und  ihrer  Söhne,  aber  auch  noch  vielfach  Franz  II.  aus- 
schaltete. 

Es  ist  eben  eines  der  charakteristischsten  Merkmale  der  Bach- 
schen  Staatsreform,  daß  sie  sowohl  durch  ihre  organisatorischen 
Schöpfungen,  als  auch  durch  die  neue  Gesetzgebung  im  materiellen 
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Verwaltungsrechte  den  Begriff  der  Instanz,  wie  ihn  schon  die 
francisceische  Periode  ausgebildet  hatte,  in  voller  Schärfe  heraus- 
arbeitete, und  daß  durch  die  strenge  Scheidung  der  Kompetenzen 
auf  dem  ganzen  Gebiete  der  Tätigkeit  der  politischen  Behörden  nach 
oben  und  nach  unten  der  Anspruch  des  Staatsbürgers  auf  die  ihm 
zustehende  Zahl  und  Folge  der  Rekursinstanzen  in  vollem  Maße 
rechtliche  Anerkennung  fand.  Es  wird  noch  in  anderem  Zusammen- 
hange näher  dargestellt  werden,  wie  sich  auch  in  Oesterreich  seit 
der  Schaffung  der  modernen  einheitsstaatlichen  Behördenorgani- 
sation in  der  Verwaltung  das  Element  der  formellen  Rechtmäßigkeit 
der  Verwaltung  unabweisbar  immer  kräftiger  zur  Geltimg  bringt, 
und  wie  der  in  Oesterreich  geradeso  wie  in  den  anderen  deutschen 
Staaten  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  neu  sich  bildende  Begriff 
der  modernen  Verwaltungsrechtsprechung  in  Rechtssachen  auf  die 
ganze  Vorstellung  vom  Wesen  der  politischen  Verwaltung  als  einer 
streng  gesetzmäßigen  Funktion  der  Administrativbehörden  zurück- 
wirkt. Hier  genügt  es,  darauf  hinzuweisen,  daß  dieser  Entwicklungs- 
prozeß nicht  bloß  organisatorisch,  sondern  auch  für  das  Wesen  der 
Verwaltung  eine  gewisse  Bedeutung  hatte,  indem  er  dazu  beitrug, 
den  im  politischen  Sinn  so  schroff  ausgebildeten  zentralistischen 
Charakter  der  Bachschen  Verwaltungsorganisation  in  rein  admini- 
strativer Hinsicht  doch  einigermaßen  zu  mildern,  indem  die  lokale 
und  provinzielle  Verwaltungsbehörde  formell  in  jeder  Verwaltungs- 
sache ihr  „instanzmäßiges"  Entscheidungs-  und  Verfügungsrecht 
selbst  zu  wahren  rechtlich  verpflichtet  war.  Trotz  des  Mangels  au 
besonderen  Einrichtungen  für  den  Rechtsschutz  des  Einzelnen  gegen- 
über der  öffentlichen  Gewalt  wurde  so  doch  durch  die  Formali- 
sierung  der  administrativen  Aktion  der  Behörde  ein  gewisser  Rechts- 
schutz —  wenn  auch  vielfach  höchst  ungenügend  und  prekär  infolge 
der  unbeschränkten  Verfügungsgewalt  des  Ministeriums  —  ge- 
wissermaßen unmittelbar  aus  der  Natur  der  Institutionen  und  aus 
der  psychischen  Grundlage  der  Arbeit  der  in  ihnen  wirkenden  Be- 
amten herangebildet.'1') 

In  allen  diesen  Dingen  hat  die  von  Bach  neugestaltete  Staats- 
verwaltung Oesterreichs  in  den  Kronländern  schließlich  alter  doch 
nur  die  alte  Gubernialadministration,  wenn  auch  in  modernisierter 
Form  und  mit  wesentlich  verbessertem  Handwerkszeug  forterhalten: 
das  lag  schon  darin  begründet,  daß  der  eigentliche  Zweck,  dem  der 
Regierungsapparat  vor  und  nach  1848  diente,  nämlich  die  un- 
tfcminderte  Erhaltung  der  dynastischen  Machtfülle  des  Kaisers,  <'iu 
und  derselbe  geblieben  ist,  wenn  auch  der  Apparat,  schon  deshalb, 
weil  er  durch  die  Revolution  und  die  kurze  pseudokonstitutionelle 
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Epoche  hindurchgegangen  war,  weil  er  überdies  den  jetzt  auch  in 
Oesterreich  völlig  geänderten  ökonomischen  und  sozialen  Kräften 
der  kapitalistischen  Frühzeit  Mitteleuropas  gegenüberstand,  in 
vielen  Teilen  erneuert  und  rekonstruiert  werden  mußte. 

Die  politisch  wesentlichste  Neuerung,  was  die  Landesverwaltung 
betrifft,  war  dabei  die,  daß  die  in  allen  Kronländern  doch  noch  vor- 
handenen, wenn  auch  recht  geringfügigen  Reste  der  ständischen  Ver- 
waltung nun  endgültig  „verstaatlicht"  wurden.  Merkwürdigerweise 
geschah  dies  aber  doch  wieder  in  der  eigentümlichen,  die  „Provi- 
sorien" bevorzugenden  Art  der  Stadion-Bachschen  Gesetzgebungs- 
politik. Man  ließ  nämlich  auch  jetzt  noch  die  ständischen  Aemter 
in  den  einzelnen  Landeshauptstädten,  obgleich  die  okroyierte  März- 
verfassung die  Landesverfassungen  aufgehoben  hatte,  als  besondere 
„Bureaus"  fortbestehen  und  stellte  nur  diese  samt  den  vorhandenen 
ständischen  Wohlfahrtseinrichtungen  —  großenteils  Stiftungen  — 
unter  die  Leitung  des  gesamtstaatlichen  Landeschefs.  Dieser  ge- 
nehmigte fortan  den  im  übrigen  allerwärts  sehr  geringfügigen  jähr- 
lichen Voranschlag  dieser  Ueberbleibsel  der  ständischen  Verwaltung. 
Daran  knüpfte  sich  eine  weitere  Maßregel,  die  aber  den  unschein- 
baren Anfang  künftiger  kräftiger  und  bedeutender  Entwicklung  vor- 
stellt. Da  nämlich  das  formell  vollständig  aufrechterhaltene  land- 
ständische Vermögen,  der  sogenannte  Domestikalfonds,  in  den  einzel- 
nen Kronländern,  infolge  des  Wegfalles  der  ständischen  Steuerein- 
nahmen seit  1848  nicht  ausreichte,  um  die  Kosten  jener  vom  „Staate" 
übernommenen  ständischen  Verwaltungseinrichtungen  der  einzelnen 
Königreiche  und  Länder  zu  decken,  wurde  durch  Verordnung  der 
Regierung  im  Jahre  1851  in  jedem  Kronlande  ein  „Landesfonds"  er- 
richtet, der  nicht  nur  diese  Defizite  zu  decken  berufen  war,  sondern 
dem  auch  die  Bestreitung  gewisser  Auslagen  der  staatlichen  Zentral- 
verwaltung innerhalb  der  Kronländer  zur  Last  fiel,  wie  insbesondere 
die  Vorspann-,  Quartier-  und  Konskriptionsauslagen  für  die  im 
Lande  befindlichen  Truppen,  die  Kosten  der  neuerrichteten  Gen- 
darmerie usw.  Dieser  neue  Landesfonds,  durch  einen  3prozentigen 
Zuschlag  zu  den  bestehenden  direkten  Staatssteuern  gebildet,  wurde 
natürlich  als  ein  rein  staatlicher  Fond  ausschließlich  von  der 
k.  k.  Landesstelle  verwaltet.  Ihm  kommt  nun  die  besondere  Be- 
deutung zu,  daß  er,  wie  wir  unten  sehen  werden,  die  Brücke  bildet, 
die  dann  von  den  Trümmern  der  abgestorbenen  ständischen  Landes- 
verwaltung und  Verfassung  hinüberführt  zu  der  neuen  autonomen 
Landesverwaltung  der  Februarverfassung. 21) 

Dazu  kam   aber   ein  Zweites,    was    die    formelle  Ordnung    der 
Staatsverwaltung  noch  mehr  in  die  Richtung  der  denkbar  weitest- 
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gehenden  Konzentration  der  öffentlichen  Gewalt  führte.  Die  Statt- 
halter als  „Chefs  der  politischen  Verwaltung"  werden  nämlich  nun 
vollends  zu  den  leitenden  Trägern  der  gesamten  Verwaltung  in 
ihrem  Gouvernementsgebiete  gemacht,  da  sie  gleichzeitig  Häupter 
der  eigentlichen  inneren  Verwaltung  wie  der  Finanzverwaltung  sind 
und  grundsätzlich  als  die  zweite  Instanz  in  allen  Dienstzweigen 
beider  großen  Ressorts  fungieren.  Die  Kreishauptmannschaften,  die 
Stadion  sich  als  die  im  ganzen  Reiche  gleichmäßig  fungierenden 
eigentlichen  Träger  der  staatlichen  Verwaltung  gedacht  hatte,  blieben 
zwar  formell  noch  bestehen,  aber  der  unmittelbare  Rechtszug  von 
ihnen  an  die  Ministerien  hörte  auf.  Ihre  wesentliche  Funktion  lag 
von  nun  ab  bloß  in  der  Ueberwachung  der  Bezirksämter  und  der 
Verwaltung  der  direkten  Steuern  sowie  in  ihrer  Bestimmung,  als 
Hilfsorgane  des  Landeschefs  zu  wirken.  Initiative  und  administrative 
Selbständigkeit  war  ihnen  fortab  versagt:  damit  waren  sie  völlig 
überflüssige  Bestandteile  der  Bachschen  Staatsmaschine  geworden 
und  zu  schnellem  Absterben  verurteilt. 22) 

Hatte  man,  besonders  von  liberal-doktrinärer  Seite,  Stadions  Re- 
formen noch  im  Reichstag  als  eine  Nachahmung  des  französischen 
Verwaltungssystems  bekämpft,  wobei  die  Kreishauptmänner  als  ein 
Seitenstück  zur  napoleonischen  Präfektur  denunziert  wurden,  so 
fiel  dieser  Vorwurf  der  Bachschen  Verwaltungsordnung  gegenüber 
jetzt  hinweg,  allerdings  infolge  von  Einrichtungen,  die  ganz  anders 
als  Stadions  Schöpfung  die  schärfste  Negation  aller  liberalen  An- 
schauungen über  die  Verwaltung  bedeuteten.  In  der  Bachschen 
Staatsorganisation,  wie  sie  nach  den  Grundprinzipien  des  Silvester- 
Patentes  von  1851  durchgeführt  wurde,  traten  vielmehr  doch  nur  die 
Züge  der  alten  österreichischen  Staatsauffassung  und  Staatsordnung 
mit  aller  Kraft  hervor,  die  nun  einmal  darauf  beruhten,  daß  das 
Erzhaus  die  einzelnen  historisch  geformten  Kronländer  wenigstens 
als  formelle  Grundeinheiten  ihrer  im  übrigen  völlig  gleichförmig  über 
das  ganze  Reich  hin  organisierten  Herrschalt  anerkannte.  Nur  war 
diesem  uralten  Gedanken  jetzt  die  Technik  der  modernen  Ver- 
waltung, wie  Frankreich  sie  gewiesen  hatte,  dienstbar  gemacht 
worden.  Denn  wieder  war  von  jetzt  ab  das  Kronland  —  nunmehr 
allerdings  von  den  Ständen  und  den  Resten  ihrer  administrativen 
Befugnisse  befreit  —  die  eigentliche  territoriale  Einheit  für  die  Aus- 
Ubong  der  kaiserlichen  Vollgewalt,  als  deren  Träger  im  Kronlande 
der  Statthalter  erscheint;  über  allen  diesen  „bureaukratischen  Vize- 
königen" stand  der  Kaiser,  in  dessen  unbeschrankter  Machtfülle  alle 
Kronen  und  Landeshoheiten,  unbeschadet  ihrer  formellen  Anerken- 
nung, zu  einer  einheitlichen  Gesamtstaatsgcwalt  verschmolzen  sind. 
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die    der    unmittelbar    vom    Souverän    präsidierte  Ministerrat    nach 
dessen  Weisungen  praktisch  zur  Geltung  brachte. 

Und  nun  noch  einige  Bemerkungen  über  die  unterste  Instanz 
der  neuen  Verwaltungsorganisation.  Unter  den  Statthaltereien 
standen  die  Bezirksämter  und  sorgten  mittelst  Handhabung  der 
Exekutive  und  der  Polizeigewalt,  auf  die  neue  militärisch  organi- 
sierte Gendarmerie  gestützt,  dafür,  daß  die  lokale  Verwaltung  der 
Gemeinden  sich  fortab  widerstandslos  in  der  Erfüllung  der  durch 
den  Landeschef  vermittelten  Weisungen  der  Zentralgewalt  erschöpfe. 
Die  Gemeindeverfassung  war,  wenn  auch  formell  noch  Gemeinde- 
ausschüsse und  Gemeindevorsteher  des  Gesetzes  vom  17.  März  1849 
bestehen  blieben,  praktisch  aufgehoben.  Neuwahlen  zu  den  Ge- 
meindevertretungen fanden  nicht  satt,  der  Gemeindevorsteher  oder 
Bürgermeister  fungierte  einfach  als  ein  untergeordnetes,  Gehorsam 
schuldiges  Hilfsorgan  der  politischen  Bezirksbehörde.  Jede  admini- 
strative Initiative  und  Selbständigkeit  in  der  Gemeinde  erlosch.  Ihre 
korporative  Tätigkeit,  soweit  sie  nicht  Wirtschaftszwecken  diente,  und 
vollends  jede  politische  Betätigung  der  Kommune  als  Repräsentantin 
der  Bevölkerung  fand  ein  Ende.  In  Wien  und  den  übrigen  mit 
einem  selbständigen  Gemeindestatut  versehenen  Städten  wurde  die 
kommunale  Autonomie  ebenso  wieder  zu  einer  leeren  Formel.  Die 
übergeordneten  politischen  Behörden  erster  und  zweiter  Instanz  be- 
vormundeten auch  diese  großen  und  mittleren  Stadtgemeinden  voll- 
ständig und  ließen  keine  wirkliche  Selbstverwaltung  und  Gemeinde- 
politik sich  ausbilden. 

Wieder  war  also  in  Oesterreich  an  die  Stelle  von  Politik  aus- 
schließlich Verwaltung,  absolutistische  Verwaltung  der  Zen- 
tralregierung, getreten,  wieder  waren  alle  Völker  und  Klassen  in 
der  Monarchie  zum  bloßen  Objekt  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
geworden,  war  das  gesamte  öffentliche  Leben  in  einen  stockwerk- 
artigen, technisch  zweifellos  geschickt  konstruierten  Mechanismus 
verwandelt,  mit  dem  der  ministerielle  Absolutismus  deshalb  noch 
leichter  und  zweckdienlicher  zu  hantieren  vermochte,  als  das  Ancien 
Regime  mit  seinem  vormärzlichen  Verwaltungsapparat,  zumal  da 
jetzt  auch  der  Einfluß  des  großgrundbesitzenden  Adels  auf  die  Füh- 
rung der  lokalen  und  provinziellen  Verwaltungsgeschäfte  im  wesent- 
lichen beseitigt  war.  *) 


*)  Daß  dieses  System  der  zpntralistiechen  Bureaukratie  nunmehr  aber 
auch  auf  das  ganze  Königreich  Ungarn  erstreckt  und  so  das  alte  „Reich", 
die  Gesamtmonarchie  zu  einem  wirklichen  „Gesamtstaat"  umgebildet 
wurde,  ist  natürlich  der  politisch  bedeutsamste  Zug  in  dem  Wesen  der 
Kübeck-Bachschen  Staats-  und  Verwaltungsxeform  vom  31.  Dezember  1851. 
Hier  werden  aber  im  wesentlichen  nur  die  Wirkungen  in  Betracht  gezogen. 
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An  diesem  Punkte  liegt  nun  die  Wurzel  des  ganzen  Bachschen 
Verwaltungssystems  und  seines  schlimmsten  Uebels:  indem  es  das 
kaum  geschaffene  Leben  der  Gemeinden  unterdrückte,  die  lokale 
Verwaltung  völlig  in  die  Hände  von  unselbständigen  Beamten  der 
Zentralgewalt  legte,  die  ohne  jede  Verwaltungsinitiative  sich  einfach 
als  untergeordnete  Polizeiorgane  der  Statthaltereien  und  Landes- 
regierungen ansahen,  beseitigte  es  auch  den  großen  Schatz  wertvoller 
administrativer  Erfahrungen  und  Leistungsmöglichkeiten,  die  in  der 
besten  Staatseinrichtung,  welche  Altösterreich  besessen  hatte.  im 
Kreisamte  gelegen  waren,  vollständig  und  für  immer. 

Dadurch  wurde  vor  allem  der  große  Gedanke,  den  sowohl  die 
Kremsierer  Verfassung,  als  auch  Stadions  Reformgesetzgebung  zu 
verwirklichen  strebte,  zum  größten  Schaden  des  neuen  österreichi- 
schen Einheitsstaates  ausgelöscht:  nämlich  die  Idee,  durch  große, 
den  nationalen  Siedlungsverhältnissen  möglichst  angepaßte  Kreise 
eine  Organisation  der  inneren  Verwaltung  zu  schaffen,  die  es  dem 
„Staate"  und  den  Völkern  ermöglicht  hätte,  das  neue  Prinzip  der 
Gleichberechtigung  der  Völker  imd  ihrer  Sprachen  in  der  Staats- 
verwaltung praktisch  in  weitgehendem  Maße  zu  verwirklichen  und 
dabei  doch  die  durch  den  Absolutismus  geschaffene  Staatseinheit  und 
eine  in  bestimmten  Grenzen  kraftvoll  wirkende  Zeutralleitung  der 
Administration  im  ganzen  Reichsgebiete  aufrechtzuerhalten.  Wenn 
diese  Darstellung  dazu  gelangt,  die  österreichische  Verwaltungs- 
geschichte während  der  drei  letzten  Dezennien,  die  dem  öster- 
reichischen Gesamtstaate  beschieden  waren,  zu  erzählen  und  die 
Pläne  zu  einer  modernen  Verwaltungsreform  darzulegen,  wie  sie  der 
nationale  Kampf  seit  1867  den  verantwortlichen  Staatsmännern 
immer  wieder  —  wenn  auch  ohne  praktischen  Erfolg  —  und  mit 
steigender  Dringlichkeit  nahelegte,  so  wird  man  erst  ganz  zu  er- 
kennen vermögen,  wie  unheilvoll  dieser  nie  mehr  gutgemachte 
Grundirrtum  der  Bachschen  Staats-  und  Verwaltungsreform  auf  die 
ganze  Entwicklung  der  inneren  Politik  Oesterreichs  und  Beiner  Staats- 
ordnung eingewirkt  hat.  Bachs  Reformmaßregeln  in  den  Jahren 
1851  bis  1853  haben,  wie  oben  schon  bemerkt  wurde,  /war  den  Kreis 
als  scheinbare  und  darum  überflüssige  Mittelinstanz  des  Behörden- 


w.lche  dieser  „System Wechsel"  für  die  westliche  Reichahfilfte  nach  »ich 
zog.  Die  Bedeutung,  welche  der  Einführung  der  zontralistischni  Hureau- 
kratie  in  Ungarn  und  seinen  Nebenländern  zukommt,  wird  besser  erst  im 
Zusammenhang  mit  den  Ereignissen  von  1861  und  1867  gewürdigt  werden. 
Im  übrigen  wurde  der  Mechanismus  der  Aemtor  und  Behörden  der  polt- 
en und  Finanxverwaltung  in  Ungarn,  Siebenbürgen  und  Kroatien  völlig 
gleichartig  wie  in  den  östWreich-böhmisch-gnlixisrhrn  Kronlandern  ein- 
gerichtet 
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Systems  übrig  gelassen,  und  erst  die  nachfolgende  liberale  Ver- 
waltungsreform hat  ihn  dann  aus  Ersparungsrücksichten  vollständig 
beseitigt:  wie  damit  ein  organisch  aus  dem  18.  Jahrhundert  heraus- 
gewachsenes und  gleichzeitig  doch  wieder  für  die  moderne  Lokal- 
verwaltung prinzipiell  unentbehrliches  Institut  staatlicher  Ordnung 
einem  rein  doktrinären  Organisationsplan  aufgeopfert  worden  ist, 
lehrt  am  besten  ein  kurzer  Rückblick  auf  das  Wesen  des  zweifellos 
rühmenswertesten  Amtes,  das  Altösterreich  gekannt  hat,  des  Kreis- 
amtes. 

Von  Maria  Theresia  geschaffen,  von  Josef  II.  und  Leopold  IL 
fortgebildet,  hat  das  Kreisamt  in  der  ganzen  folgenden  Epoche  die 
feste  Grundlage  für  den  gesamten,  nach  oben  sich  vielfach  ver- 
zweigenden Aufbau  der  Aemter  und  Behörden  der  inneren  Regierung 
und  Verwaltung  des  österreichischen  Obrigkeitsstaates  abgegeben. 
Da  muß  man  nun  vor  allem  zwei  Dinge  festhalten.  Erstens:  diese 
Grundlage  erscheint  allerdings  von  Anfang  an  bis  zum  Ende  dieser 
Periode  recht  breit,  denn  die  theresianisch-josefinischen  Kreise, 
die  als  territoriale  Gebilde  bis  1848  unberührt  bestanden  haben, 
waren  gering  an  Zahl,  daher  in  ihrem  Flächenraume  bedeutend  und 
schlössen  sich,  z.  B.  in  Böhmen  und  Mähren,  mehr  oder  weniger 
genau,  an  die  bis  in  die  frühe  Ständezeit  zurückreichende  Kreis- 
einteilung an,  eine  Zeit,  der  Verwaltung  im  Sinne  des  späteren  18. 
und  gar  des  19.  Jahrhunderts  naturgemäß  völlig  fremd  war  und  deren 
Verwaltungsaufgaben  daher  leicht  in  großen  Kreisgebieten  erfüllt 
werden  konnten. 

Die  zweite  wichtige  Tatsache,  die  hier  in  Betracht  kommt,  er- 
gibt sich  schon  aus  der  ersten:  diese  theresianische  Kreisbehörde  ist 
ebenso  wie  die  Statthalterei  ihrem  ursprünglichen  Plane  nach  für 
den  gewöhnlichen  Gang  der  Geschäfte  keineswegs  eine  unmittel- 
bare Exekutivbehörde,  sondern  selbst  wieder  eine  Oberinstanz,  und 
zwar  ist  diese  darin  begründet,  daß  erst  unterhalb  des  Kreisamtes 
die  eigentlichen  Träger  der  öffentlichen  Verwaltung  in  Dörfern  und 
Märkten,  auf  den  Gutshöfen  und  auch  in  den  kleinen  untertänigen 
Städten  fungieren,  nämlich  daß  die  feudalen  Guts-  und  Grund- 
herren oder  —  als  ein  Neutrum  ausgedrückt  —  die  Gutsherrschaften, 
die  Dominien  als  die  eigentlichen,  mit  rechtlichem  Imperium  aus- 
gestatteten Lokalverwaltungsorgane  bestellt  waren.  Mit  anderen 
Worten:  die  große  Masse  der  Bevölkerung  in  den  österreichischen 
Kronländem  stand  unmittelbar  unter  den  feudalen  Großgrund- 
besitzern als  ihren  „politischen"  oder  quasi  „staatlichen"  Obrigkeiten 
und  nicht  unter  der  unmittelbaren  Gewalt  des  „Staates"  als  des 
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Inbegriffes  der  im  gemeinsamen  Landesherrn  der  Königreiche  und 
Länder  zu  einer  verschmolzenen  öffentlichen  Gewalt. 

Diesen  Zustand,  wie  er  sich  aus  dem  Lehenswesen  in  Ver- 
bindung mit  der  Verleihung  von  Amtsrechten,  des  Blutbannes,  der 
Dorfobrigkeit  und  Grundherrlichkeit  durch  den  mittelalterlichen 
Landesherrn  entwickelt  hatte,  und  der  durch  die  Verschlechterung 
der  bäuerlichen  Besitzrechte  seit  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  erst 
sein  volles  ökonomisches  und  soziales  Gewicht  erlangt  hatte,  fand 
Maria  Theresia  vor,  als  sie  an  ihre  Staatsreform  schritt.  Ihr  war 
durch  die  politischen  und  kriegerischen  Ereignisse  der  furchtbaren 
ersten  Jahre  ihrer  Regierung  klar  geworden,  daß  sie  in  ihren  Erb- 
ländern den  „Staat",  der  ihre  Herrschaft  zum  Ausdruck  bringen 
sollte,  unbedingt  erst  neu  aufrichten  mußte,  weil  ein  solcher  „Staat" 
einfach  in  diesen  Ländern  bis  dahin  gar  nicht  bestand;  und  ebenso 
blieb  ihr  nicht  verborgen,  daß  sie  die  tatsächliche  Macht  des  neu- 
zeitlichen Monarchen  hier  erst  aus  den  Händen  des  ständischen  Adels 
zurückgewinnen  mußte,  von  dem  sie  in  ihrer  eigenen,  auf  ihre  Re- 
formen zurückblickenden  Denkschrift  treffend  sagt:  das  Erzhaus 
habe  diesem  Adel  so  viel  an  Reichtum  und  Ehren  gegeben,  daß  es 
die  eigene  Machtentfaltung  der  Dynastie  dadurch  gehindert  habt 
Als  sodann  ihr  großer  Minister  Haugwitz  durch  die  Vereinigung  aller 
Hofkanzleieu  und  Hofkammern  im  „Directorium  in  politicis  et  came- 
ralibus"  ein  wirkliches  Ministerium  des  Innern  schuf,  als  er  die 
Stände  zu  den  zehnjährigen  und  alsbald  permanenten  Steuer- 
verwilligungen  —  den  denkwürdigen  Dezemberrezessen"  —  genötigt, 
dadurch  den  Rest  politischer  Macht  der  Städte  so  gut  wie  beseitigt 
hatte,  als  dann  durch  eine  Fülle  von  Gesetzen,  Hofdekreten,  Erlässen 
die  neue  Auffassung  von  landesväterlicher  Regierung  mit  voller 
Kraft  in  der  Tätigkeit  der  Hofstellen  und  Gubernien  und  in  dem 
raschen  Hinschwinden  der  ständischen  Administration  klar  hervor- 
trat, da  war  es  der  entscheidende  und  vollendende  Schritt,  den  die 
große  Reform  der  Kaiserin  vollzog,  daß  sie  auch  nicht  davor  zurück- 
schreckte, deren  Bereich  bis  auf  den  Grund  der  feudalen  Wirtschafts- 
und Verwaltungsordnung  auszudehnen,  so  daß  die  Hand  des 
„Staates"  nun  endlich  damit  anfing,  den  eigentlichen  „Untertanen", 
die  ländlichen  Massen  unmittelbar  zu  erreichen.  Dazu  wurde  das 
Kreisamt  geschaffen,  diese  wichtigste  und  denkwürdigste  der  staat- 
lichen Schöpfungen  Maria  Theresias. 

Auch  hier  ging  übrigens  nur  ein  Prozeß  der  „Verstaatlichung'' 
schon  bestehender,  wenn  auch  verkümmernder  ständischer  Wrwal- 
tungseinrichtungen  vor  sich,  denn  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert 
bestanden  in  Böhmen  und  Mähren,  in  Nieder-  und  Oberösterroi.li 
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Kreise  als  territoriale  Gliederung  zur  Durchführung  der  von  den 
Landtagen  gefaßten  und  von  ihren  ständigen  Ausschüssen  zu  voll- 
streckenden Beschlüsse,  die  sich  auf  militärische  Dinge  —  die 
Landesdefension  — ,  die  Steuern  und  Gülten,  aber  auch  auf  die 
Durchführung  der  allgemeinen  Polizeiordnung,  auf  die  Sicherheit 
der  wirtschaftlichen  Rechte  der  Herrschaften  gegen  die  Gutsunter- 
tanen, auf  die  Bann-  und  Gewerberechte,  kurz  auf  vielfache  admini- 
strative Bedürfnisse  und  Einrichtungen  bezogen.  An  die  Stelle  des 
vom  Landtag  oder  dem  ständischen  Adel  im  Kreise  gewählten  Ver- 
treters der  Staatsverwaltung  tritt  nun  seit  der  Gegenreformation  und 
dem  Siege  des  Monarchen  über  die  böhmischen  Stände  von  1621  der 
vom  Kaiser  ernannte  kaiserliche  Kreishauptmann  als  ein  dem 
Gubernium  und  der  Hofkanzlei  untergeordneter  Beamter:  indem 
ihm  als  Hilfskräfte  Kreis-  oder  Führungskommissäre  sowie  Schreiber 
beigegeben  werden,  entsteht  eine  neue  Behörde,  das  staatliche 
Kreisamt,  das  dann  allmählich  durch  Einfügung  von  Kreisbau- 
meistern, Kreisärzten  und  untergeordneten  Fachorganen  zu  einer 
umfassenden  administrativen  Instanz  der  staatlichen  Zentralverwal- 
tung ausgebildet  wird.  Als  die  allgemeine  Aufgabe  dieses  Amtes 
stand  von  Anfang  an  fest,  daß  ihm  die  unmittelbare  Obsorge  und 
Pflicht  auferlegt  war,  alle  die  neuen  Gesetze  so  verschiedenen  In- 
haltes und  Zweckes,  durch  welche  die  große  Kaiserin  die  geistige 
und  wirtschaftliche,  die  kulturelle  und  militärische  Kraft  der  Völker 
Oesterreichs  möglichst  zu  steigern  und  zentral  zu  leiten  bestrebt 
war,  im  ganzen  Reiche  zur  tatsächlichen  Durchführung  zu  bringen 
und  darüber  zu  wachen,  daß  bestehende  Mißbräuche  jederzeit  mög- 
lichst erforscht,  abgestellt  und  bestraft,  Verbesserungen  der  öffent- 
lichen Zustände  allenthalben  durchgeführt  würden. 

Dazu  kam  aber  von  Anfang  an  eine  besondere  und  an  Wichtig- 
keit alles  andere  übersteigende  Aufgabe  dieser  neuen  staatlichen 
Behörde,  welche  unmittelbar  aus  dem  Mittelpunkt  der  Wirtschafts- 
und Sozialpolitik  der  großen  Kaiserin  entsprang:  nämlich  die  Neu- 
regelung des  Untertanswesens  und  damit  die  Hebung  und  Um- 
gestaltung der  ganzen  Wirtschafts-  und  Lebensordnung  der  länd- 
lichen Massen.  Im  Grunde  war  das  nämlich  der  Kern  der  ganzen 
sozialen  Wirtschaftsreform,  die  bei  dem  Stande  der  Gesellschaftsver- 
hältnisse im  damaligen  Oesterreich  die  Hauptsorge  der  inneren 
Politik  des  neuen  Regierungssystems  bilden  mußte  und  tatsächlich 
bildete:  wie  nämlich  die  ländlichen  Massen,  die  kaum  weniger  als 
neun  Zehntel  der  gesamten  Bevölkerung  ausmachten,  aus  ihrer  wirt- 
schaftlichen, geistigen  und  sozialen  Zurückgebliebenheit,  teilweise 
auch  tiefen  Verelendung  herausgehoben  werden  könnten,  in  welche 
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sie  —  vor  allem  in  den  Sudetenländern  —  das  Institut  der  „Leib- 
eigenschaft", nämlich  das  seit  dem  17.  Jahrhundert  voll  ausgebildete 
System  der  ungemessenen  Frohnde  oder  Roboten  einerseits  und 
andrerseits  ihre  persönliche  „Untertanschaft"  unter  dem  Guts- 
besitzer als  Grundobrigkeit,  Polizei-  und  Gerichtsherrn  herab- 
gedrückt hatten.  Im  ganzen  festländischen  Mitteleuropa  ist  ja  die 
„Bauernbefreiung",  wie  der  in  unseren  Tagen  üblich  gewordene 
Ausdruck  dafür  lautet,  das  große  soziale  und  ökonomische  Problem 
des  18.  Jahrhunderts,  dessen  Lösung  erst  den  Aufbau  der  neuen 
Gesellschaft  ermöglicht  hat.  Wie  in  allen  anderen  Staaten,  bildet 
daher  auch  in  Oesterreich  die  Notwendigkeit  einer  möglichst  gründ- 
lichen Reform  der  Untertanverfassung  die  hauptsächliche  treibende 
Kraft  der  ganzen  Verwaltungs-,  Steuer-  und  Militärreform,  die  Maria 
Theresias  und  Josefs  IL  dauernden  Ruhm  ausmachen.  Eine  große 
Anzahl  der  von  174S  bis  1790  erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen 
betrifft  mittelbar  oder  unmittelbar  ausschließlich  diese  Aufgabe:  und 
so  wird  1754  das  Kreisamt  vor  allem  geschaffen,  um  die  nunmehr 
beginnende  soziale  Agrarreform  Maria  Theresias  mit  aller  Kraft 
durchzuführen.  --b) 

Diese  Reform  mußte  notwendigerweise  die  beiden  großen  Inter- 
essengebiete aufs  tiefste  berühren,  aus  denen  sich  die  überkommene 
feudale  Wirtschaftsverfassung  zusammensetzte:  sowohl  die  wirt- 
schaftlichen Rechte  wie  Pflichten  der  verschiedenen  Klassen  der 
ländlichen  Bevölkerung  gegenüber  den  adeligen  Obereigentümern, 
als  auch  ihre  administrative,  gerichtliche  und  persönliche  Unter- 
werfung unter  die  Gutsobrigkeit  der  Patrimonialherren,  wie  die 
österreichische  Amtssprache  sie  benennt.  In  beiden  Richtungen 
wurde  nun  das  Kreisamt  der  feste  Träger  des  neuen  Systems  von 
Regierung  und  Verwaltung.  Indem  die  Kreishauptmänner,  mit  der 
Durchführung  der  das  Untertanenwesen  regelnden  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen betraut,  die  besondere  Befugnis  zur  umfassenden  Beauf- 
sichtigung der  städtischen  und  ländlichen  Obrigkeiten,  vor  allem  in 
allen  Polizeiangelegenheiten  sowie  die  ihnen  gleichzeitig  übertragene 
Handhabung  der  neuen  Religions-,  Schul-,  Gesundheits-  und  Gewerbe- 
gesetze verbanden,  entwickelten  sie  sich  schnell  zu  den  eigentlichen 
Stützen  des  ganzen  neuen,  von  Maria  Theresia  geschaffenen  öster- 
reichischen „Staates"  und  seiner  Verwaltung.  Dabei  muß  aber  ein 
wichtiger  Umstand  ganz  besonders  festgehalten  werden:  die  Kreis- 
ämter sind  zwar  die  erste  staatliche  Behörde,  die  in  Oesterreich  eine 
Verwaltung  in  modernem  Sinn  als  öffentlich-rechtlich  geregelte 
Pflege  der  Gesamtinteressen  der  Bevölkerung  in  lokal  geschlossenen 
Sprengein  geführt  haben,  aber  eine   eigentliche  staatliche   „Lokal- 
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Verwaltung"  im  technischen  Sinn  dieses  Wortes  ist  ihre  Tat  _ 
doch  nicht  gewesen.     Denn  ihre  behördliche  Stellung  war  doch  vor 
allem    die    einer    untersten    Instanz    der    Zentralregierun^: 
Exekutivorganes  der  Hofstellen  und  des  Guberniums.     Die  e  _ 
liehe  Lokalverwaltung,  sowohl  die  Orts-  als  auch  die  F  rwal- 

um  die  uns  geläufigen  Ausdrücke  in  jene  Zeit  rückzuübertragen, 
war  eben  doch  in  den  Händen  der  Gutsherren«  Dominien,  der 
..Obrigkeiten",  die.  zumal  in  Galizien.  der  Bukowina.  Böhmen, 
Mähren  und  Schlesien,  in  den  beiden  nördlichen  Vierteln  von  Hk 
Österreich,  vielfach  weite  Landstriche,  welche  von  den  untertä:  ; 
Höfen.  Weilern.  Dörfern  und  Marktflecken  besetzt  waren.  ..patri- 
munial" beherrschten.  Man  könnte  nun  sagen:  da  die  Kaiserin  und 
ihre  maßgebenden  Berater  in  klarer  Erkenntnis  der  Zustände  den 
neuen    ..Staat"    vor    allem    durch    Bf  -  i  ebung    der    ade    g 

Stände  schufen,  so  hätten  sie  konsequent  sich  nicht  damit  V  _ 
dürfen,  nur  die  landständische  Korporation,  den  Landtag  und  seine 
Ausschüsse,  von  dem  größten  Teil  ihrer  öffentlichen  administrativen 
Befugnisse  zu  entkleiden,  sondern  sie  hätten  auch  den  e 
Standemitgliedern,  den  adeligen  Obrigkeiten,  das  Gleiche  auferlegen, 
ihnen  die  patrimonialen  Gerichts-  und  Verwaltungsbefugnisse  ent- 
ziehen müssen.  Das  hat  denn  nun  auch  in  der  Tat  Kaiser  Josef  II. 
versucht:  dieses  gewaltige  Werk  ist  aber  auch  ihm  nicht  dauernd  ge- 
lungen.   Dem  frommen,  milden  und  im  Innersten  trotz  ihr  - 

sses  für  die  sozialen  Forderungen  der  neuen  Zeit  tief 
konservativen  Sinn  der  Kaiserin  lag  ein  solcher  radikaler  E 
in  die  historische  Gesellschaftsordnung  ihrer  Länder  vollkommen 
fern,  und  ihren  leitenden  Staatsmännern,  die  ja  in  der  großen  Mehr- 
heit dem  hohen  Adel  angehörten,  mußte  eine  solche  vollständige  Be- 
seitigung der  uralten  Privilegien  ihres  Standes  undenkbar  erscheinen. 
Dafür  waren  Zeiten  und  Dinge  in  Oesterreich  noch  nicht  reif.  Man 
ging  daher  vorsichtig  einen  anderen  Weg.  der  im  übrigen  aber  auch 
zu  dem  eigentlichen  Ziele  der  Regierung  führte,  nämlich  dam,  den 
..Staat"  als  Personifikation  der  höchsten  Gewalt  des  Monarchen  und 
zugleich  als  Träger  methodischer  Fürsorge  für  die  Volksgesamtheit 
in  Oesterreich  im  Kreisamte  gleichsam  sichtbar  und  für  jedermann 

/.glich  zu  machen.  Man  verlieh  dem  staatlichen  Kreishauptmann 
eine  Art  von  tribunizischer  Gewalt  gegenüber  den  Individualrechten 
der  Obrigkeiten  und  unterwarf  gleichzeitig  diese  Rechte  den  höheren 
Normen  der  zahlreichen  neuen  Verwaltur  *,  die  unmittelbar 

in  alle  möglichen  Lebensverhältnisse  der  den  Dominien  untertänigen 
Volksschichten  eingriffen. 

Man  ging  aber  noch  einen  bedeutsamen  Schritt  weiter.     Ohne 

■>• 
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die  justiziellen  und  administrativen  Befugnisse  der  Gutsherren  an 
und  für  sich  aufzuheben,  ging  die  Gesetzgebung  daran,  diese  Befug- 
nisse durch  geschriebene  Satzung  als  staatlich  umschriebene  Auf- 
gaben der  oberen  Stände  genau  zu  definieren,  und  verwandelte  so 
in  bedeutsamster  Weise  die  altherkömmlichen  Rechte  der  Dominien 
gegenüber  den  „Untertanen"  formell  in  Pflichten  gegenüber  dem 
„Staate".  Zu  diesem  Zwecke  schrieb  man  auch  eine  bestimmte  Or- 
ganisation dieser  patrimonialen  Polizei-  und  Lokalverwaltung  vor, 
indem  man  den  adeligen  Gutsherren  die  Einrichtung  bestimmter 
patrimonialer  Beamtungen  und  Aemter  obligatorisch  Kraft  staat- 
lichen Rechtes  auferlegte,  und  man  setzte  durch  landesherrliche  Ver- 
ordnungen die  Vorbildung  und  Qualifikation  fest,  welche  diese 
„Patrimonialbeamten"  und  Justiziare  behufs  ihrer  Anstellung  seitens 
der  Dominien  vorher  nachweisen  mußten. 

Ueber  die  Gesamtheit  dieser  gutsherrlichen  Aemter  und  über 
die  Geschäftsführung  dieser  Beamten  setzte  man  als  Wächter  und 
Oberinstanz  innerhalb  des  Kreises  das  kaiserliche  Kreisamt,  an 
welches  sich  jeder  bäuerliche  oder  städtische  Untertan  beschwerde- 
führend wenden  konnte.  Der  diesen  Aemtern  generell  erteilte  Auf- 
trag, in  allem  nach  dem  Rechten  zu  schauen  und  die  Geltung  der 
Gesetze  strengstens  zu  beaufsichtigen,  gab  ihnen  von  vornherein  eine 
praktische  Autorität  und  Kompetenz,  die  etwas  völlig  Neues  war 
gegenüber  der  ganzen  Struktur  der  traditionellen  Geschäfts-  und 
Staatsordnung.  Als  Mittelinstanz  zwischen  den  eigentlichen  lokalen 
Autoritäten,  den  Grundobrigkeiten  und  dem  Gubernium,  besaßen  die 
Kreisämter  umsomehr  die  Möglichkeit  zu  kräftigem  administrativen 
Wirken,  als  die  theresianischen  Kreishauptleute  Männer  von  Bildung 
und  Ansehen,  vielfach  auch  selbst  nicht  unbegüterte  Adelige  waren, 
die  nicht  um  des  —  im  übrigen  namentlich  anfangs  sehr  unbedeuten- 
den —  Gehaltes  willen,  sondern  als  überzeugte  Anhänger  des  neuen 
Regierungssystems  in  den  kaiserlichen  Dienst  traten.  Gewiß  war 
nun  das  Kreisamt  nichts  weniger  denn  als  bureaukratische  Behörde 
gedacht:  aus  den  Instruktionen  für  die  Kreisämter  geht  hervor,  daß 
den  Kreishauptleuten  und  ihren  Gehilfen,  den  Kreiskommissaren, 
möglichst  häufige  persönliche  Bereisung  des  Kreises,  Nachforschung 
und  Feststellung  der  Zustände  an  Ort  und  Stelle  zur  besonderen 
Amtspflicht  gemacht  war.  Beobachtet  man  die  Art  und  Weise,  wie 
Kaiser  Josef  II.  unermüdlich  auf  zahllosen  weiteren  und  kflnereL 
Reisen,  erst  als  Mitregent,  später  als  Alleinherrscher  sein  hohes  Amt 
versah,  Dinge  und  Menschen  in  allen  Königreichen  und  Ländern  an 
Ort  und  Stelle  studierte,  wie  er  selbst  überall  rasch  —  oft  leider  nur 
allzu  rasch!  —  mit  durchgreifenden  Maßregeln  vorging  und  auch  von 
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6einen  Beamten  unnachsichtig  Tatkraft,  Entschlußfähigkeit  und 
ßchnelligkeit  der  Verwaltungsarbeit  forderte,  so  möchte  man  sagen, 
Kaiser  Josef  IL  habe  sich  gewissermaßen  selbst  als  Kreishauptmann 
des  ganzen  Reiches  gefühlt  und  betätigt!  Aber  ebenso  ist  es  doch 
zweifellos,  daß  die  Kreisämter  es  gewesen  sind,  die  zugleich  mit  der 
Schöpfung  der  zentralisierten  staatlichen  Verwaltung  Oesterreichs  in 
deren  ganzer  Breite  die  bureaukratische  Arbeitsweise,  die  aus- 
gebildeten Formen  und  das  feste  Gefüge  berufsamtlicher  Staatsver- 
waltung mit  ihrem  Kanzlei-  und  Rechnungswesen  in  allen  seinen 
Verzweigungen  und  Zusammenhängen  geschaffen  haben.  Darum 
ßind  denn  auch  die  Kreisämter  für  die  Entwicklung  der  Verwaltungs- 
lehre in  Oesterreich  epochemachend  geworden.  Von  den  Kreis- 
fimtern  her  entwickelte  sich  jener  Teil  der  „Polizei-  und  Kameral- 
wissenschaft",  der  selbständig  als  „kreisamtliche"  Wissenschaft  be- 
zeichnet wurde,  worunter  man  die  Zusammenfassung  aller  Gesetze 
und  Verordnungen  sowie  der  Praxis  derjenigen  verschiedenen 
Zweige  der  Verwaltung  verstand,  die  in  den  Kreisämtern  geführt 
wurde,  und  die  eigentlich  die  ganze  österreichische  Lokalverwaltung, 
wie  sie  von  unten  her  in  der  Kreisbehörde  zusammenlief,  in  sich 
schloß.  Diese  ganze  Materie  ist,  nachdem  einmal  das  Kreisamt  ge- 
schaffen war,  auf  Grund  der  Hofdekrete,  Regierungsverordnungen 
und  laufenden  Weisungen  der  Zentralstellen  doch  zum  größten  Teil 
aus  dem  Wirken  der  Kreisbehörden  selbst  und  den  Anregungen, 
die  sie  den  Gubernien  und  der  Hofkanzlei  gaben,  organisch  zu- 
sammengewachsen. Die  Bedeutung  und  Eigenart  der  Kreisbehörde 
lag  eben  in  ihrem  Charakter  als  unterster  staatlicher  Instanz,  die 
aber  selbst  doch  wieder  als  Aufsichtsinstanz  über  die  Gerichtsherr- 
lichkeit und  damit  als  richtiger  Mittler  zwischen  der  Landesstelle  und 
den  eigentlichen  lokalen  Administrativorganen,  den  patrimonialen 
Gutskanzleien  und  Justizämtern,  wirkt.  Durch  ihre  Weisungen  und 
mittelst  ihrer  Ratschläge  und  Aufträge  an  letztere  schufen  die  Kreis- 
hauptleute auf  Grund  der  vom  Hofe  herabgelangten  Gesetze  und 
Weisungen  gründliche  Ordnung  in  der  Amtsführung  der  Dominien, 
nötigten  diese,  sich  bestimmter  gleichmäßiger  Formen  und  eines 
festen  Verfahrens  in  ihren  Geschäften  zu  bedienen,  weil  nur  so  das 
unerläßliche  Requisit  der  Gerechtigkeit  und  Gleichmäßigkeit  der 
Behandlung  der  Untertanen  gesichert  werden  konnte.  Als  die  eigent- 
lichen Vermittler  der  Kenntnis  von  den  tatsächlichen  Zuständen  im 
Lande  und  im  Volke  an  die  Regierungsämter  in  den  Landeshaupt- 
städten und  an  die  Hofstellen  in  Wien  legten  erst  die  Kreisämter 
den  Grund  zu  einer  administrativen  Statistik,  indem  sie  bestimmte 
Ausweise,   Rechnungstabellen,  regelmäßige   und  fallweise  Berichte 
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von  den  Dominien  und  städtischen  Obrigkeiten  einforderten,  die 
Verwaltung  bestimmter  Fonds  und  Vermögen  einrichteten,  Ver- 
rechnungen und  Inspektionen  aller  Art  einführten,  und  dieses  ganze 
Material  sowie  ihre  darauf  begründeten  Anträge  und  Berichte  den 
Zentralstellen  unterbreiteten.  So  sind  viele  der  theresianischen 
Kreisämter,  deren  Geschäfte  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  an  Umfang 
wuchsen,  die  wirklichen  Schöpfer  der  ,.politischen"  Verwaltung 
Oesterreichs  geworden  und  haben  sowohl  hinsichtlich  der  Formen 
und  des  Verfahrens  als  auch  des  ganzen  Geistes  dieser  Verwaltung 
den  bis  zur  Gegenwart  in  vielen  Stücken  immer  noch  erhaltenen 
eigentümlichen  österreichischen  Typus  erstinstanzlicher  Verwaltung 
ebenso  geschaffen,  wie  den  Typus  des  politischen  Beamten  Oester- 
reichs als  einer  besonderen  Spielart  des  Genus  der  festländischen 
Bureaukratie.  Fast  alles,  was  auch  heute  noch  an  produktiver  Kraft 
im  österreichischen  Verwaltungsbeamten  seiner  menschlichen  Art 
und  seiner  Tradition  nach  —  trotz  alledem!  —  steckt,  geht  mittel- 
oder  unmittelbar  auf  diese  kraftvolle  Wurzel,  die  in  dem  Kreisamte 
Maria  Theresias  gelegt  ward,  zurück:  gewiß  stammen  auch  manche 
weniger  vorteilhafte  Eigenschaften  der  politischen  Verwaltung  Oester- 
reichs im  19.  Jahrhundert  davon  her,  wenngleich,  wie  später  gezeigt 
werden  wird,  der  verhängnisvolle  Wandel  der  Dinge  und  Personen 
in  den  österreichischen  Verwaltungseinrichtungen  erst  auf  die  neuere 
Zeit,  zum  größten  Teil  aber  sogar  erst  auf  die  neueste  Zeit,  nämlich 
auf  ganz  bestimmte  Einflüsse  und  Kräfte  innerhalb  des  letzten 
Menschenalters  zurückzuführen  ist.  Immerhin  möchte  ich  jetzt  schon 
sagen :  das  altösterreichische  Grundwesen  in  der  ,.politi- 
schen"  Verwaltung  des  francisco-josefinischen  Staatswesens  ist  bis 
zum  Ende  doch  dasjenige  Element  gewesen,  aus  dem  die  „staat- 
liche" Kraft,  die  administrative  Fähigkeit  und  Energie  der  Regierung 
und  ihrer  Behörden,  ihr  spontaner  Wille  und  auch  ihr  tatsächliches 
Vermögen,  für  die  Allgemeinheit  Gutes  zu  schaffen,  hervorging.  Alle 
wirkliche  Autorität,  die  etwa  die  Bezirkshauptmänner  bis  zum  Um- 
stürze von  1918  —  trotz  der  so  verschieden,  so  übermäßig  stark  ent- 
gegenwirkenden Umstände  und  Faktoren  —  in  den  breiten  Kreisen 
der  Bevölkerung  besessen  haben,  das  Ansehen,  das  ihr  Amt  doch 
noch  —  oft  unter  sehr  schwierigen  Verhältnissen  —  sich  bis  zur 
Gegenwart  bewahrt  hat,  geht  aus  gewissen  Traditionen  hervor,  die 
letzten  Endes  immer  wieder,  wenn  auch  kaum  mehr  bewußt,  an  die 
Verwaltungsweise  und  Ueberlieferung  der  alten  vorm  ärz  liehen  Kreis- 
behördeu  anknüpfen. M) 

Versucht    man  nun  festzustellen,  was  als  jenes  lebenskräftige 
..altösterreichische"  Element  in  der  inneren  Verwaltung  des  Staates 
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durch  das  19.  Jahrhundert  hindurch  erscheint,  so  ist  es  eben  das, 
was  ich  als  den  vitalen  Kern  des  theresianisch-josefinischen  Staats- 
wesens ansehe,  nämlich  der  große  sozialpolitische  Gedanke,  von  dem 
ursprünglich  dieser  ganze  Neubau  des  dynastischen  Machtapparates, 
wie  ihn  der  aufgeklärte  Absolutismus  hier  vollzog,  zu  dienen  be- 
stimmt war.  Der  Kreishauptmann  war  von  jedem  Zusammenhang 
mit  seinem  ständischen  Ursprung  losgelöst  und  als  kaiserlicher  Be- 
amter neu  aufgestellt  worden,  um  den  breiten  Massen  der  ländlichen 
Bevölkerung,  die  in  Oesterreich  vielfach  kulturell  weit  zurück- 
geblieben erschienen,  wirksamen  Schutz  zu  bieten  gegen  die  Macht, 
die  nach  feudalem  Rechte  aus  dem  Obereigentum  der  gesellschaftlich 
herrschenden  Klasse,  nämlich  des  Adels,  an  Grund  und  Boden  erfloß. 
Das  Kreisamt  war  darum  in  erster  Linie  als  Schutzbehörde  für  diese 
Massen  gedacht  und  verwirklichte  so  aufs  getreueste  im  engeren 
lokalen  Umkreise  den  Grundgedanken  der  neuen  Auffassung  und 
Methode  von  landesmütterlicher  Regierung  und  Verwaltung,  die 
Maria  Theresia  in  Oesterreich  einführte,  die  Idee  des  landesherr- 
lichen patriarchalischen  Absolutismus  und  seiner  Wohlfahrtspolitik. 
Man  muß  sich  erinnern:  auch  dem  Verhältnis,  das  die  ursprünglich 
durch  das  Lehensrecht  geschaffene  Rechts-  und  Wirtschaftsverfas- 
sung zwischen  dem  Grundherrn  und  den  bäuerlichen  Grundholden 
ursprünglich  bedeutete,  lag  der  Gedanke  des  von  dem  ersteren  ge- 
währten Schutzes  zu  Grunde,  den  dann  das  Gewohnheitsrecht  und 
die  wirtschaftliche  Unterordnung  der  Massen  zu  einer  patrimonialen 
Lokalverwaltung  und  obrigkeitlichen  Justizpflege  des  Grundherrn 
ausgestalteten.  Erst  seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  und  noch 
stärker  im  17.  Jahrhundert  entartet  diese  fundamentale  Klammer 
der  ständischen  Gesellschaft,  die  grundherrliche  Wirtschaftsver- 
fassung, unter  dem  Drucke  der  neuen  ökonomischen  Sonderinter- 
essen des  Adels  und  der  veränderten  Produktionsbedingungen  in 
jenes  System  wirtschaftlicher  Ausbeutung,  politischer  und  admini- 
strativer Rechtlosigkeit,  wie  es  sich  in  der  „Leibeigenschaft"  der 
Grundholden  und  deren  ungemessenen  Frohnden  am  schärfsten  aus- 
drückt. 

Die  große  theresianisch-josefinische  Agrarreform  des  18.  Jahr- 
hunderts stellt  nun  in  Oesterreich  wieder  ein  Schutzverhältnis  her, 
das  diesen  Namen  verdient:  aber  diesmal  ist  der  neue  „Staat",  ist 
die  landesherrliche  Allmacht  der  eigentliche  und  kräftige  Träger 
dieses  Schutzes,  indem  er  zwischen  Bauern  und  Dominien  neue 
Rechtsverhältnisse  festlegt  und  den  Gutsherrn  zwingt,  diese  Rechte 
der  arbeitenden  Klassen  zu  achten.  Das  durchzuführen  und  zu 
sichern,  ist  das  Kreisamt  vor  allem  berufen.    Zugleich  aber  hat  die 
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neue  Verwaltungsgesetzgebung  es  unternommen,  den  bäuerlichen 
Untertanen,  der  durch  seinen  Gutsherrn  seit  jeher  dem  Landesherrn 
gegenüber  vollständig  mediatisiert  war,  mit  Hilfe  einer  Reihe  von 
Gesetzen  und  Einrichtungen  auf  dem  Gebiete  der  Kirchen-,  Schul-, 
Polizei-  und  Gesundheitsverwaltung  unmittelbar  zu  erfassen,  und 
auch  diese  Aufgaben,  die  der  Wohlfahrtsstaat  sich  neu  gestellt  hatte, 
bildeten  von  Anfang  an  einen  integrierenden  Bestandteil  der  Pflich- 
ten des  Kreishauptmannes.  Fürsorge  für  die  wirtschaftlich  und 
rechtlich  schwachen  Volksbestandteile,  für  die  Massen,  bildete  dem- 
nach die  fruchtbare  Grundlage  des  Amtes,  in  dem  sich  die  Idee  der 
neuen  Regierung  und  Verwaltung  des  18.  Jahrhunderts  am  stärksten 
zum  Ausdruck  bringt:  daraus  entwickelt  sich  von  Anfang  an  in  ganz 
bestimmter  Weise  der  eigentümliche  Charakter  des  Amtes  und  der 
Beamten,  die  es  zu  versehen  haben.  Verständnis  für  die  Bedürf- 
nisse der  breiten  Volksschichten,  für  die  Sonderart  der  einzelnen 
Volksstämme,  für  ihre  Anschauungsweise  und  ihre  realen  Inter- 
essen, Kenntnis  der  Sprachen  der  Völker  und  Kenntnis  des  wirk- 
lichen Volkslebens,  dann  aber  wohl  auch  ein  Grundzug  des  Wohl- 
wollens und  der  Ehrenhaftigkeit  in  der  Leitung  der  Amtsgeschäfte 
bilden  das  auffallende  und  achtungswürdige  Merkmal  dieser  alten 
österreichischen  Kreisverwaltung,  das  ihr  selbst  bis  in  ihre  letzte 
Zeit  vor  der  Revolution  von  1848  zu  eigen  ist,  da  längst  schon  ein 
unleugbarer  Verfall  der  ganzen,  viel  zu  bureaukratisch  gewordenen 
Administration  in  den  Kreisämtern  eingetreten  war.  Ich  glaube, 
nun  nicht  fehlzugehen,  wenn  ich  sage,  daß  aus  diesem  Ursprung  die 
österreichische  politische  Verwaltung  bis  in  die  Gegenwart  sich  die 
ihr  dauernd  eigentümliche  ,. Milde"  und  menschenfreundliche  Ge- 
sinnung, die  dabei  in  ihrer  nüchternen  verständigen  Art  vielfach 
noch  unwillkürlich  an  die  Einflüsse  des  josefinischen  Rationalismus 
erinnert,  zugleich  aber  auch  die  natürlichen  leichten  gesellschaft- 
lichen Umgangsformen  erhalten  hat,  die  diejenigen  ganz  besonders 
als  altösterreichisch  empfinden,  denen  die  „Schneidigkeit"  und  der 
unkompromißliche  Kommandoton  moderner  obrigkeitlicher  Verwal- 
tung in  anderen  deutschen  Staaten  aus  eigener  Erfahrung  bekannt  ist. 
Wenn  auch  die  nach  1848  und  vollends  nach  1861  und  1868  eingetre- 
tenen großen  politischen  Veränderungen,  nicht  minder  die  völlige  Um- 
gestaltung der  Lebensverhältnisse  durch  die  Entfaltung  der  kapita- 
listischen Wirtschaft  und  deren  Rückwirkung  auf  die  Struktur  der 
Gesellschaft  gewiß  auch  das  Wesen  und  die  Stellung  der  politischen 
Lokalbehörden  nach  den  verschiedensten  Richtungen  hin  beeinflußt 
und  «(«ändert  haben,  so  ist,  von  zeitweiligen  Strömungen  und 
gewissen  auf    einzelne  Kronländer  beschrankten   Ausnahmen    ai>- 
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gesehen,  vor  allem  in  den  deutschen  Erbländern  doch  jener  vor- 
erwähnte Grundzug  der  österreichischen  Milde  und  das  Fehlen  von 
kastenmäßiger  Abschließung  dem  Volke  gegenüber,  unserer  lokal 
verwaltenden  staatlichen  Bureaukratie  bis  zur  Stunde  vielfach  zu 
eigen  geblieben.  Daß  diese  Milde  sich  bisweilen  auch  in  schädlicher 
Weise  als  Schwäche  wirksam  erwiesen  hat,  daß  aus  der  dieser  Be- 
amtenschaft eigentümlichen  Lebens-  und  Arbeitsart  sich  nur  alku 
leicht  —  und  tatsächlich  oft  genug!  —  das  gewisse  Prinzip  der 
falschen,  gleichfalls  als  echt  österreichisch  zu  bezeichnenden  Ten- 
denz zur  „Kommiseration"  ausbildete,  wie  sie  vielfach  in  der  Aus- 
übung der  Dienstgewalt  zu  beobachten  ist  und  dort  häufig  sehr  un- 
erfreuliche Rückwirkungen  auf  die  Beamtenschaft  hervorbringt,  ist 
jedem  aufmerksamen  Beobachter  österreichischer  obrigkeitlicher 
Verwaltung  und  des  administrativen  Personals  in  unseren  Ländern 
nur  zu  gut  bekannt:  allerdings  wird  sehr  oft  und  gewiß  nicht 
ganz  mit  Unrecht  darin  doch  wieder  nur  ein  Beweis  des  innigen 
Zusammenhanges  eines  großen  Teiles  der  Beamtenschaft  mit  der 
Volksart  und  Empfindumgsweise  der  einzelnen  Völker  erblickt 
werden  dürfen,  und  noch  immer  wird  diese  Erklärung  wenigstens 
eine  teilweise  Entschuldigung  der  unbezweifelbaren  Mängel  und 
Hemmungen,  die  der  Verwaltung  der  politischen  Behörden  aus 
dieser  Quelle  zugekommen  sind,  zu  bieten  vermögen. 

Es  liegt  nun  auf  der  Hand,  daß  die  große  Veränderung,  die 
Alexander  Bach  durch  seine  Reorganisation  der  inneren  Verwaltung 
herbeiführte,  auch  kräftig  auf  den  Geist  und  die  Richtung  der  Be- 
amtenschaft dieser  Administration  einwirken  mußte.  Die  Schaffung 
der  zahlreichen  kleineren  Bezirksämter,  der  Ausbau  der  Statt- 
haltereien  und  Landesregierungen  zu  großen  Dikasterien,  die  Or- 
ganisation der  neuen  Polizeibehörden  und  einer  umfassenden  be- 
sonderen Staatspolizei  sowie  die  kräftige  Konzentrierung  der 
Geschäfte  in  den  Ministerien,  alles  dies  zog  eine  ansehnliche  Ver- 
mehrung der  Verwaltungsbeamtenschaft  nach  sich.  Schon  daraus 
erklärt  es  sich,  daß  der  immerhin  doch  stark  betonte  aristokratische 
Charakter  der  alten  vormärzlichen  Verwaltungsämter  durch  die 
Heranziehung  einer  großen  Zahl  mehr  oder  minder  fachlich  gebilde- 
ter Amtsträger  wesentlich  abgeschwächt  werden  mußte.  Ueberall 
in  den  Landeshauptstädten,  in  den  Kreis-  und  Bezirksorten  —  wohl 
am  wenigsten  in  Wien,  wo  die  alten,  vielfach  geadelten  Amts- 
familien ihren  überragenden  Einfluß  in  den  Zentralstellen  bei- 
behielten —  zog  das  neue  System  frische,  zumeist  aus  dem  mittleren 
und  unteren  Bürgerstand  stammende  Kräfte  an  sich,  die  dem  vom 
Adel  und  der  hohen  Bureaukratie  als  „Parvenü"  angesehenen,  all- 
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mächtigen  Minister  des  Innern  Dr.  Alexander  Bach  als  besonders 
geeignet  für  die  Durchführung  seiner  Reformen  erscheinen  mußten. 
Von  Anfang  an  also  empfing  die  neue  Verwaltung  des  wieder  streng 
absolutistisch  reorganisierten  Oesterreich  einen  gewissen  stark  be- 
tonten geschäftsmäßigen  Charakter,  die  zahlreich  verwendete  Be- 
amtenschaft erhielt  in  ihrer  sozialen  Zusammensetzung  einen  mehr 
mittelständischen,  eher  klein-  als  großbürgerlichen  Charakter,  wozu 
auch  die  nach  wie  vor  geringen  Ansätze  der  Besoldung  für  die 
weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der  Dienststellen  und  überhaupt  die 
prinzipiell  festgehaltene  Sparsamkeit  in  der  Verwendung  von  Amts- 
kräften und  ihrer  Besoldung  nicht  wenig  beitrugen. 

Nicht  minder  mußte  der  neue  Geist,  den  das  System  des  zen- 
tralisiischen  Absolutismus  in  die  reformierte  Verwaltung  trug,  auf 
die  überkommene  Tradition  des  Ancien  Regime  in  den  österreichi- 
schen Amtsstuben  abändernd  einwirken;  der  streng  militärisch- 
befehlshaberische  Ton  einer  sich  auf  Militärgewalt  und  Gendarmerie 
stützenden,  politisch  mit  den  Mitteln  der  Niederhaltung  aller  Selb- 
ständigkeit und  der  Verbreitung  von  Furcht  regierenden  Admini- 
stration, die  außerordentliche  Energie,  mit  der  Bach  und  seine  Ge- 
hilfen in  wenigen  Jahren  das  Werk  der  Reorganisation  über  die 
ganze  Monarchie  hin  möglichst  gleichförmig  durchführten,  mußten 
begreiflicherweise  der  hergebrachten  ..gemütlichen"  Arbeitsweise, 
wie  sie  vor  1848  bei  hoch  und  niedrig  in  den  Amtsstuben  üblich  war, 
mit  ihren  oft  endlosen  Verschleppungen,  ihrer  vielfach  noch  an  das 
18.  Jahrhundert  mahnenden  Bedächtigkeit  und  Weitwendigkeit  des 
Aktenwerkes  ein  Ende  bereiten.  Ueberblickt  man  die  Fülle  der 
neuen  Verordnungen,  die  auf  dem  ganzen  weiten  Gebiete  der  inne- 
ren Verwaltung  der  Finanz-  und  der  Justizgesetzgebung,  des  Ge- 
werbe- und  Bergwesens,  der  Industrie  und  des  Eisenbahnwesens  von 
den  tatkräftigen  Leitern  der  neuen  Ministerien,  von  Alexander  Bach 
selbst,  aber  auch  von  Leo  Thun,  von  Brück  und  Krauß  ausgingen, 
bedenkt  man,  daß  das  ganze  bis  zum  Augenblick  noch  in  der  Form 
fortbestehende  Gefüge  der  Aemter  und  Einrichtungen  Oesterreichs 
als  Einheitsstaates  damals  geschaffen  worden  ist,  so  kann  man  sich 
schon  ein  Urteil  bilden  über  die  Leistungen  der  höheren  und  mitt- 
leren Beamtenschaft  in  den  Ministerien  und  Statthaltereien  während 
dieser  Periode.  Die  Grundsätze  und  Normen,  die,  was  die  innere 
Verwaltung  betrifft,  Alexander  Bach  in  seiner  „Instruktion  für  die 
Bezirksämter"  von  1855  niederlegte,  stehen  in  den  böhmischen  und 
deutschösterreichischen  Ländern  bis  zur  Stunde  noch  in  voller 
Gültigkeit,  so  sehr  sie  zweifellos  auch  technisch  veraltet  sind  und  so 
wenig    die    ganze    darin  niedergelegte  Auffassung  vom  Wesen  der 
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inneren  Verwaltung  den  politischen  Bedürfnissen  eines  Verfassungs- 
staates, geschweige  denn  den  politischen  und  wirtschaftlichen  Forde- 
rungen unserer  Zeit  mit  ihrem  so  verwickelten  Gewebe  nationaler, 
sozialer  und  politischer  Interessen  der  Bevölkerung  entspricht. 

Die  Auffassung  aber,  welche  das  ganze  administrative  Werk 
Bachs  und  seiner  Zeit  durchdrang,  war  —  nach  dem  ganzen  politi- 
schen Charakter  dieser  Aera  —  begreiflicherweise  eine  streng 
polizeiliche.  Diese  Grundrichtung  der  österreichischen  Verwaltung 
ist  ihr  dann  dauernd  von  der  Bachschen  Zeit  her,  wenn  auch  vielfach 
abgeschwächt,  erhalten  geblieben,  hat  sich  bis  zum  Ende  der  Mon- 
archie in  der  ganzen  österreichischen  Verwaltungsweise  zu  besonde- 
rem Ausdruck  gebracht  und  ist  über  alle  Systemwechsel  und  Ver- 
fassungskämpfe von  mehr  als  zwei  Menschenaltern  hindurch  bis  zum 
Zusammenbruche  des  Reiches  als  ein  Charakteristikum  der  Ver- 
waltungsmethode wie  des  Geistes  der  Verwaltungsbeamten  in  vielen 
Richtungen  schier  unzerstörbar  bewahrt  geblieben.  Gewiß  hat  sich 
in  dem  halben  Jahrhundert  und  darüber,  das  seit  dem  Ende  der 
Bachschen  Aera  nunmehr  verflossen  ist,  die  Stellung  der  politischen 
Behörden  in  Oesterreich  —  von  verschiedenen  Standpunkten  her  be- 
trachtet —  sehr  erheblich  verändert.  Ich  werde  davon  in  folgenden 
Kapiteln  mehr  zu  sagen  haben.  Aber  wie  es  in  einem  einzelnen 
Menschen  sozusagen  angeborene  Charakter-  und  Wesenseigenschaf- 
ten gibt,  und  wie  sich  in  jedem  das  Milieu  der  Jugendzeit,  die  Ein- 
drücke, die  in  den  Jahren  des  Reifens  und  der  Ausbildung  empfangen 
wurden,  nie  mehr  ganz  verwischen  lassen,  so  ist  es  auch  mit  der  Ent- 
wicklung solcher  „organischer"  Institutionen  bestellt:  die  Ideen,  unter 
deren  Herrschaft  das  ganze  System  der  staatlichen  Verwaltung  nach 
1848  erneuert  wurde,  die  Formen,  in  denen  die  Behörden  dieses 
Systems  ihre  Geschäfte  vollzogen,  der  Geist  der  Verwaltung,  die 
allgemeine  Auffassung  vom  öffentlichen  Leben,  vom  Staate,  Recht 
und  Verwaltung,  ihren  Aufgaben  und  ihrem  Verhältnis  zu  Rechten 
und  Pflichten  des  Einzelnen,  die  diesem  ganzen  Amtswesen  von 
ihrem  Schöpfer  eingeflößt  wurden,  haben  sich  notwendigerweise  zu 
festen  Charakterzügen  dieser  Administration  verdichtet,  die  trotz 
mannigfacher  Umänderungen  und  Abschwächungen  im  tiefsten 
Grunde  der  ganzen  damit  zum  Ausdruck  gebrachten  Staatsordnung 
wurzeln  und  sich  durch  alle  diese  Dezennien  so  gut  wie  unzerstörbar 
erhalten.  Manches  davon  hat  sich  zweifellos  bewährt  und  verdankt 
seine  Erhaltung  gerade  diesem  Umstände.  Gewiß  hat  sich  speziell 
in  dem  eigentlich  lebendigsten  Teile  jeder  Verwaltung,  in  den 
lokalen  Behörden,  ein  gewisser  Verwaltungstypus,  den  man  den 
österreichischen  nennen  kann,  fest  eingelebt,  weil  er,  zumal  in  einzel- 
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nen  Kronländern,  und  zwar  vor  allem  in  den  deutschen  Siedlungs- 
gebieten, sich  im  Laufe  der  Jahre  der  Volksart,  den  provinziellen 
Verhältnissen  mehr  und  mehr  angepaßt  hat.  Zweifellos  sind  auch 
von  Anfang  an  in  der  politischen  Verwaltung,  wie  Alexander  Bach 
in  Oesterreich  sie  schuf,  gewisse  sehr  wertvolle  Eigenschaften  un- 
verkennbar, die  sich  gleichfalls,  wenn  auch  da  wieder  in  recht  ver- 
schieden abgestufter  Kraft,  in  den  einzelnen  Kronländern  mehr  oder 
weniger  erhalten  haben:  Eigenschaften,  die  nicht  so  sehr  der  In- 
stitution, sondern  recht  eigentlich  der  Menschenart  zukommen,  die 
diese  Institutionen  eigentlich  verkörpern,  also  dem  Beamtentum. 
Hierher  gehört  in  erster  Linie  die  nicht  genug  anzuerkennende 
völlige  Freiheit  der  politischen  Behörden  Oesterreichs  und  ihrer 
Verwaltung  in  den  deutsch-slawischen  Erbländern  von  jeder  Form 
der  materiellen  Korruption,  ihre  Unbestechlichkeit  und  Unabhängig- 
keit von  kapitalistisch-finanziellen  Mächten  und  Einflüssen.  In  dieser 
Beziehung  sind  die  guten,  aus  dem  deutschen  Beamtentum  des  Vor- 
märz, vor  allem  aus  der  Kreisverwaltung  ererbten  Traditionen  für 
das  ganze  westösterreichische  Beamtentum  eine  lebendige  Quelle 
moralischer  Kraft  geblieben  und  durch  die  Reformen  der  Fünfziger- 
jahre nicht  angetastet  worden.  Auch  die  nicht  zu  leugnende  Schlicht- 
heit und  Volkstümlichkeit  in  der  persönlichen  Art  der  Amtsführung 
durch  die  lokalen  Exekutivorgane,  die  doch  wieder  als  ein  Grund- 
lug  unserer  ganzen  Beamtenschaft  hervortreten,  haben  sich,  sobald 
einmal  der  Druck  des  absolutistischen  Polizeiregimes  der  50er  Jahre 
behoben  war,  als  ein  kaum  zerstörbares  Erbteil  des  theresianisch- 
francisceischen  Staatswesens  erwiesen.  *) 

Diesen  und  manchen  anderen  Vorzügen  der  österreichischen 
Amtsweise  stehen  aber  auch  ebenso  zweifellos  gewisse  minder  er- 
freuliche, nach  verschiedenen  Richtungen  hin  nachteilig  wirkende 
Charakterzüge  jenes  österreichischen  Typus  vor  allem  staatlicher  Be- 
zirks- und  Lokalverwaltung  gegenüber,  die  gleichfalls  der  Bachschen 
Periode,  den  durch  sie  geschaffenen  äußeren  und  inneren  Arbeits- 
und Erziehungsbedingungen  des  Beamtentums,  in  bedeutendem  Maße 
auch  der  sozialen  Herkunft  der  Hauptgruppen  dieses  letzteren  ent- 
springen, ferner  mit  dem  Mangel  eines  entsprechenden  Beamten- 
dienstrechtes  zusammenhängen,  schließlich  aber  auch  in  gewissen 
organisatorischen  Momenten,  wie  vor  allem  in  der  besonderen  Stel- 
lung der  Statthaltereien  zu  den  Ministerien  und  den  staatlichen 
Lokalbehörden  ihren  Ursprung  haben. 

*)  An  Schwankungen  in  dieser  Hinsieht  fehlt  es  allerdings  nicht.  «eU  das 
Prinzip  der  Au-tese  der  leitenden  Beamten  bei  den  BezirkshaiiptmamiMliafi.il 
in  den  ab  a  »echs  Dezennien  unter  dem  Druck  Bewieset  politischer 
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Darüber  wird  in  den  folgenden  Abschnitten  Näheres  zu  sagen 
sein:  hier  ist  es  das  Wichtigste,  festzustellen,  daß  die  von  Bach 
durchgeführte  Verwaltungsreform,  ungeachtet  der  damit  geschaffenen 
vielseitigen  und  bedeutenden  Erneuerung  der  ganzen  Staatsmaschine, 
im  innersten  Kern  doch  insofern  durchaus  konservativ  war,  als  sie 
schlechterdings  in  erster  Linie  eine  Erhaltung  und  Kräftigung  der 
josefinischen  zentralistischen  Staatsvorstellung  und  des  ihr  dienen- 
den Machtapparates  bedeutet.  In  dem  Zusammenwirken  einer  be- 
stimmten politischen  Grundvorstellung  —  nämlich  der  von  der  Un- 
entbehrlichkeit,  der  sozusagen  „organischen"  Notwendigkeit  des  Ab- 
solutismus für  das  habsburgische  Gesamtreich  —  mit  den  historisch 
entwickelten  administrativen  Einrichtungen,  den  „Staat"  und  „Reich" 
und  das  für  sie  erforderliche  „Regierungssystem"  ausmachen,  bildet 
die  damals  rekonstruierte  „Verwaltung"  den  Inbegriff  der  von  der 
absoluten  Zentralgewalt  zusammengefaßten  Bezirks-,  Kreis-  und 
Landesbehörden,  das  feste  Knochengerüst  und  Sehnensreflecht  des 
ganzen  Staats-  und  Reichskörpers.  Für  dieses  „System"  ist  Regierung 
im  Innern  ausschließlich  Verwaltung  nach  absolutistisch  gegebenen 
Gesetzen  und  Niederhaltung  jedes  politischen  Willens  der  Unter- 
tanen; und  so  erschöpft  sich  notwendigerweise  das  ganze  öffentliche 
Wirken  in  der  Tätigkeit  der  staatlichen  Behörden,  denen  passiver  Ge- 
horsam vor  allem  geschuldet  wird.  Gewiß  wird  dabei  der  übrigens 
schon  im  josefinischen  Zeitalter  für  Oesterreich  klar  aufgestellte  Be- 
griff des  „Rechtsstaates",  der  strengen  Gesetzlichkeit  der  Tätigkeit 
der  Behörden  festgehalten:  aber  die  Grundidee  ist  doch  die,  daß 
ausschließlich  das  regierende  Beamtentum  die  bestehenden  Gesetze 
abändert  oder  neu  schafft,  daß  der  beamtete  Richter  die  in  das 
Gebiet  des  öffentlichen  Rechtes  fallenden  zivil-  und  strafgesetzlichen 
Gesetzesbestimmungen  ausschließlich  zur  Anwendung  bringt,  daß 
im  öffentlichen  Rechte,  in  der  Verwaltung,  der  Rechtsschutz  aus- 
schließlich in  dem  Aufbau  der  administrativen  Instanzen  und  der 
vom  Ministerium  geübten  Kontrolle  über  die  Administrativbeamten 
gelegen  ist.  So  läuft  hier  die  Rechtsstaatsidee  im  wesentlichen 
darauf  hinaus,  daß  die  jeweils  normgemäß  gesicherte  Ueber-  und 
Unterordnung  der  Instanzen,  d.  h.  die  Kompetenz  der  Behörden  vor- 
sorglich gewahrt  wird.  Von  da  her  ist  der  österreichischen  Ver- 
waltung der  eigentümliche  Charakterzug  geblieben,  daß  die  „strenge 
Beobachtung"  und  die  jederzeitige  genaue  Prüfung  und  Feststellung 
der  persönlichen,  örtlichen  und  sachlichen  Zuständigkeit  ihr  in  jeder 
Verwaltungssache  als  eine  der  wichtigsten  Amtspflichten  erscheint, 
vor  deren  Erledigung  die  Wichtigkeit  der  Sache  selbst,  um  die  es  sich 
handelt,  im  Bewußtsein  des  Beamten  und  darum  auch  vielfach  in 
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seiner  praktischen  Verwaltungstätigkeit  erheblich  zurückbleibt.  Der 
auch  sonst  im  altösterreichischen  Beamtentum  vorhandene  Mangel 
an  Initiative  und  Entschlußkraft,  und  im  Zusammenhang  damit  der 
Trieb,  sachliche  Entscheidungen  durch  formell-rechtliche  Erörterun- 
gen hinauszuschieben  oder  ganz  zu  umgehen,  hat  von  hier  aus,  zumal 
wenn  einmal  die  Energie  der  Zentralverwaltung  gewichen  war,  kräf- 
tigste Förderung  erfahren.  Jede  andere  als  rein  bureaukratische 
Kontrolle  der  Tätigkeit  der  Behörden  in  rechtlicher  Hinsicht  war  bei 
diesem  System  der  Regierung  und  Verwaltung  für  alle  ihre  Instanzen 
und  Zweige  von  der  Gemeinde  bis  zum  Minister,  von  der  einfachsten 
lokal-politischen  Verordnung  bis  zur  organischen  Gesetzgebung  hin- 
auf natürlich  vollkommen  ausgeschlossen:  um  so  wichtiger  war  es  da, 
daß  wenigstens  immer  das  rechtlich  als  erste  Instanz  vorgeschriebene 
Amt  und  dann  weiter  die  Stufenfolge  der  Instanzen,  mit  einem 
Wort  die  Ordnung  des  kompetenzmäßigen  Vorgehens  der  Behörden 
den  Untertanen  gegenüber,  diesen  gesichert  blieben. 

Bei  dieser  Ordnung  der  Dinge  im  Staate  ist  also  das  am  meisten 
Charakteristische  das,  daß  andere  Impulse  für  Regierung  und  Ver- 
waltung als  die  von  „oben"  kommenden,  so  gut  wie  ausgeschlossen 
sind.  Preßfreiheit  fehlte,  und  damit  war  jeder  schöpferische  und  an- 
regend wirkende  Einfluß  der  öffentlichen  Meinung  beseitigt:  das 
korporative  Leben  in  der  Gemeinde  und  den  territorialen  Verbänden, 
in  Vereinen  und  Versammlungen,  das  1848  in  Oesterreich  so  schnell 
und  trotz  aller  Unreife  der  Massen  vielfach  erfolgreich  begonnen 
hatte,  erlosch  mit  einem  Schlage  zugleich  mit  der  Sistierung  der  Ge- 
meindeverfassung und  der  straffen  Durchführung  eines  neuen  abso- 
lutistischen Polizeiwesens.  So  blieb  also  alles  der  Verwaltung,  den 
Berufsbeamten,  den  staatlichen  Behörden  und  Aemtern,  kurz  gesagt, 
der  Bureaukratie  ausschließlich  vorbehalten,  was  irgendwie  das 
öffentliche  Interesse  berührte.  Nur  von  dort  und  innerhalb  der 
bureaukratischen  Hierarchie  wieder  von  der  allmächtigen  Zentral- 
regierurig aus  erfloß  alle  Gesetzgebung,  konnten  öffentliche  Inter- 
essen allein  wahrgenommen,  geprüft  und  geregelt  werden,  in  den 
Aemtern  allein  lag  die  gesamte  Initiative  und  Exekutive.  Dort  fand 
sich  der  ganze  „Staatswille"  konzentriert,  der  sich  nach  allen  Rich- 
tungen des  Lebens  und  Strebens  der  bürgerlichen  Gesellschaft  als 
die  alleinige  Triebkraft  und  der  bestimmende  Regulator  geltend  zu 
machen  hatte.  Nur  im  wirtschaftlichen  Leben,  im  Gebiete  der  Inter- 
essan  des  jungen  österreichischen  Kapitalismus  ließ  auch  das 
Bachsche  System  die  „liberalen"  Ideen  sich  wirksam  erweisen,  und 
zwar  mit  einer  unverkennbaren  Tendenz  zur  Förderung  der  geld- 
»rtachaftlichen  und  großkapitalistischen  Elemente.    Man  ließ  die  so 


3.  Kapitel:  Die  Aufhebung  der  Verfassung  etc.  447 

weitblickende,  unter  Kübeck  begonnene  Schöpfung  eines  plan- 
mäßigen Staatseisenbahnwesens  plötzlich  gleichmütig  fallen  und  be- 
mühte sich,  die  neuen  Verkehrseinrichtungen  durch  das  fremd- 
ländische Großkapital  zur  schnelleren  Entwicklung  zu  bringen,  man 
schuf  sorgfältig  eine  neue  Wirtschaftsgesetzgebung  zur  Hebung  der 
kapitalistischen  Assoziationen,  der  Aktiengesellschaften  sowie  der 
mobilen  Banken.  Unter  des  Handelsministers  Brück  leitendem  Ein- 
fluß wurde  das  Schiffahrts-  und  Postwesen  und  der  Handelsverkehr 
nach  westeuropäischem  Muster  neu  eingerichtet  und  gefördert,  nach 
gründlichen  Vorarbeiten  wurde  die  ganze,  auf  dem  Prinzip  .der  Ge- 
werbefreiheit beruhende  Gewerbeordnung  an  die  Stelle  der  mit 
einem  Schlage  vollkommen  beseitigten  korporativen  Einrichtungen 
des  Handwerks,  der  alten  Zünfte  und  Innungen  sowie  des  ganzen 
Wirrsals  von  Privilegien  für  die  Groß-  und  Fabriksindustrie  gesetzt. 
Auf  diesem  Gebiete  allein  ging  man  so  weit,  der  individuellen  Be- 
tätigung möglichste  Freiheit  zu  gewähren,  die  Hand  des  Staates 
davon  fast  vollständig  zurückzuziehen;  an  die  Stelle  der  alles  ver- 
stehenden, lenkenden  und  bevormundenden  Obrigkeit  ließ  man  hier 
das  westeuropäische  Dogma  vom  Segen  der  freien  Konkurrenz  der 
Staatsbürger  gelten.  Im  übrigen  aber  verwandelte  sich  die  innere 
Verwaltung  wieder  in  ein  ausgebildetes  System  von  Polizeimaßregeln 
und  bevormundender  magistraler  Interessenfürsorge,  deren  auf  den 
verschiedensten  Wegen  umfassend  angestrebtes  Ziel  die  Erhaltung 
der  ausschließlichen  Macht  und  Autorität  der  Bureaukratie  bildet,  für 
welche  als  wichtigste  politische  Maximen  der  Regierangskunst  fest- 
stehen: die  Bewahrung  der  Ruhe  und  Ordnung  in  Staat  und  Gesell- 
schaft durch  Sicherung  der  völligen  Passivität  dieser  letzteren,  die 
zwangsweise  Niederhaltung  der  nationalen  und  sozialen  Gegensätze, 
die  Untersagung  alles  dessen,  was  unter  dem  Begriff  der  indi- 
viduellen Freiheit  auf  dem  politischen  Gebiete  seit  1848  auch  für 
Oesterreich  eine  lebendige  Vorstellung  geworden  war. 

Auf  diese  Weise  ist  nun,  wie  wir  von  einer  späteren  Periode 
rückblickend  besser  erkennen  werden,  durch  die  Bachsche  Staats- 
reform der  österreichischen  Verwaltung  eine  ihrer  bleibenden  und 
wichtigsten  Charakterzüge,  ja  eigentlich  wohl  das  entscheidende 
Merkmal  als  historisches  Element  bis  zum  Ende  erhalten  geblieben, 
und  zugleich  damit  ist  eine  und  dieselbe  bestimmte  Auffassung  vom 
Wesen  und  Zweck  der  öffentlichen  Verwaltung  geistiges  Gemeingut 
aller  Klassen  mit  bis  zur  Stunde  kaum  verminderter  Kraft  ein- 
geprägt geblieben:  die  Auffassung  nämlich,  staatliche  Verwaltung  sei 
Leitung  der  Gesellschaft  von  oben  her  durch  die  bureaukratische 
Zentralregierung  mittelst  eines  nach  drei  oder  vier  Instanzen  ge- 
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gliederten  Systems  von  Behörden,  in  denen  das  „Imperium"  —  in 
Oesterreich  die  „Konzept"  genannte  Obrigkeit  —  ausschließlich  juri- 
stisch gebildeten  —  und  daher  vom  dynastisch-bureaukratischen 
Staatsgedanken  durchaus  erfüllten  —  Berufsbeamten  zusteht,  Verwal- 
tung als  hohe,  mittlere  und  niedere  Polizei,  die  mit  Geboten  und  Ver- 
boten, mit  Erlaubnissen  und  Begünstigungen  das  Leben  des  Einzel- 
nen und  der  großen  sozialen  Interessengruppen  sorgfältig  umhegt, 
mit  Verordnungen  und  Erlässen,  mit  Registern  und  Akten  überall 
das  „öffentliche  Interesse"  zu  sichern  strebt,  aber  sich  allein,  das 
heißt  der  „Obrigkeit",  dem  Berufsbeamtentum,  die  Fähigkeiten  und 
das  Recht  vorbehält,  festzustellen,  was  als  öffentliches  Interesse  an- 
zuerkennen ist,  und  so  ausschließlich  nach  ihrem  Gutdünken  das 
„allgemeine  Beste"  ausschließlich  von  oben  her  definiert  und 
fördert. 24) 

So  war  Organisation,  Geist  und  Grundauffassung  der  österreichi- 
schen Staatsverwaltung,  wie  sie  das  Dezennium  nach  der  Revolution 
neugeschaffen  hatte,  durchaus  erfüllt  von  dem  politischen  Grund- 
prinzip dieser  ganzen  Epoche:  von  dem  Prinzip  unbedingter  „Selbst- 
herrschaft" des  Monarchen  als  eigentlichen  Trägers  und  entscheiden- 
den Willensfaktors  der  Regierung,  deren  Administration  durch  ein 
von  ihr  befehligtes  Heer  von  Berufsbeamten  allein  den  „Staat"  vor- 
stellte. Es  ist  daher  selbstverständlich,  daß  der  Zusammenbruch 
dieses  politischen  Systems,  wie  er  sich  als  Konsequenz  der  un- 
beirrbar festgehaltenen  europäischen  Großmachtpolitik  der  Dynastie 
(und  in  weiterer  Folge  als  Ergebnis  der  militärischen  Niederlagen 
im  italienisch-französischen  Feldzug  von  1859  herausstellte,  unmittel- 
bar auf  das  tiefste  die  Ordnung  und  das  Wesen  der  öffentlichen  Ver- 
waltung berühren  und  eine  neuerliche  Reform  herbeiführen  mußte 


III. 

Ueberblickt  man  die  drei  Stufen  der  vormärzlichen  „inneren" 
Verwaltung  Oesterreichs  nochmals  zusammenfassend,  so  erkennt  man 
ohne  Schwierigkeiten  diejenige  Gruppe  von  historischen  Elementen 
der  Verwaltungseinrichtungen  des  1918  zusammengebrochenen  „zis- 
Leithanischen"  Einheitsstaates,  die  ungeachtet  aller  seit  1848  ein- 
getretenen politischen  und  organisatorischen  Veränderungen  bis  zur 
letzten  Stunde  des  Reiches  lebendig  wirksam  gewesen  sind,  und 
Belbsf  in  den  neuen  Nationalstaaten  wie  in  den  Stümpfen  eines  zer- 

nen  Körpers  noch  teilweise  reflexartig  fortwirken.  Wir  ge- 
» Innen  aber  auch  zugleich  daraus  Klarheit  darüber,  worin  da9 
innerste  Wesen  des  18f)l  geschaffenen  und  1918  beendigten  Neuöster- 
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reich  beruhte  und  worin  das  ihm  eigentümliche  neue  Wesen  der 
Regierung  und  Verwaltung  lag. 

Man  muß  dabei  vom  theresianisch-josefinischen  Regierungs- 
system ausgehen:  dieses  hatte  ja  auch  fortschreitend  die  ganze,  auf 
dem  mittelalterlichen  Gemeinwesen  aufruhende,  bis  dahin  von  den 
Gutsherren,  städtischen  Korporationen  und  den  Landständen  be- 
sorgte öffentliche  Verwaltung  in  dem  Sinne  „verstaatlicht",  daß  es 
bis  auf  geringe  Reste  die  alte  korporative  Verwaltung  der  Stände 
und  Munizipalstädte  in  die  Hände  straff  zentralisierter  Regierungs- 
behörden und  kaiserlicher  Gerichte  als  zweiter  und  dritter  Instanzen 
legte.  Aber  die  uralte  lokale  Gerichts-  und  Polizeipflege  der 
feudalen  Grundobrigkeit  als  deren  Privilegium,  blieb  doch  noch 
selbständig  fortbestehen,  wenn  sie  auch  durch  das  Kreisamt  mittelbar 
der  rasch  sich  verstärkenden  Aufsichtsgewalt  jener  unterworfen 
wurde. 

Was  nun  schon  dieser  Staatsordnung  des  patriarchalischen  Ab- 
solutismus völlig  fehlte,  war  irgendein  Organ  zur  aktiven  Teilnahme 
der  bürgerlichen  und  bäuerlichen  Klassen  der  Bevölkerung  am 
politischen  Leben.  Es  gab  —  von  den  geringen  Resten  der  ständi- 
schen Wohlfahrtspflege  in  den  Landeshauptstädten  abgesehen  — 
keine  Spur  von  Selbstverwaltung  in  dem  Sinne,  den  wir  mit 
diesem  Worte  verknüpfen.  Es  gab,  nimmt  man  die  kümmerlichen 
Ueberbleibsel  ehemaliger  kommunaler  Organisation  in  Wien  und 
einer  Anzahl  von  Landeshauptstädten  aus,  welche  die  josefinische 
Magistratsverfassung  noch  als  eine  Art  harmloser  Dekoration  hatte 
fortbestehen  lassen,  kein  wirkliches  Gemeinderecht  in  Stadt  und 
Land  durch  alle  Kronländer  hin.  Wo  es  einen  gewählten  „Rat"  oder 
städtische  „Verordnete"  gab,  war  der  Bürgermeister  regelmäßig  auf 
Grund  eines  Vorschlages  vom  Kaiser  oder  dem  Gubernium  ernannt, 
waren  die  städtischen  Behörden  in  allen  wichtigen  Angelegenheiten 
von  der  vorgängigen  Zustimmung  der  Landesregierung  abhängig. 
Die  Tausende  von  Dörfern,  Marktflecken  und  die  meisten  der  durch- 
aus abhängigen  kleinen  Städte  in  Oesterreich  blieben  aber  von  dem 
unmittelbaren  Zugriff  des  „Staates"  und  seiner  Beamtenschaft  doch 
immer  noch  grundsätzlich  frei.  Noch  immer  steht  der  mittelalterliche 
Gedanke  grundsätzlich  in  Kraft,  daß  die  soziale  und  wirtschaftliche 
Abhängigkeit  der  Massen  von  dem  Grundherrn  an  und  für  sich  den 
geeigneten  Unterbau  für  die  Regierungsgewalt  des  Monarchen  und 
seiner  Zentralstellen  abgeben  könne.  So  blieb  die  Bauern-  und 
Kleinbürgerschaft  des  flachen  Landes,  mit  Ausnahme  jener  Gebiete, 
in  denen  es  schon  zu  jener  Zeit  unmittelbare  staatliche  Orts-  oder 
Bezirksobrigkeiten  gab,    den  feudalen  Obrigkeiten   oder   Dominien 
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unmittelbar  unterworfen,  wobei,  zumal  in  den  deutschen  Erbländern, 
die  in  alten  Gewohnheiten  niedergelegte  örtliche  Gemeindever- 
fassung, wie  wir  sie  noch  in  den  vielen  uns  erhaltenen  Weistümern 
vorfinden,  gleichfalls  fortlebte.  *)  Insoweit  nun  das  neue,  seit 
Maria  Theresias  Reformen  geschaffene  Verwaltungsrecht  die  Auf- 
sichts-  und  Schutzgewalt  des  Kreisamtes  schuf  und  ausdehnte,  übte 
dieses  und  durch  seine  Vermittlung  die  Zentralregierung  eine  immer 
weiter  ausgedehnte  Kontrolle  über  die  gesamte  patrimoniale  und 
dominikale  Verwaltung  der  Obrigkeiten,  und  gewann  damit  einen 
wachsenden  Einfluß  in  wirtschaftlicher  und  administrativer  Hinsicht 
auf  die  ganze  ländliche  Bevölkerung.  Aber  dennoch:  die  rein  ge- 
sellschaftlichen Zustände  und  mit  ihnen  die  partikulären,  nationalen 
und  historischen  Traditionen  der  einzelnen  Kronländer  und  ihrer 
Teile,  die  verschiedenartigen  örtlichen  Gewohnheiten  und  Verhält- 
nisse blieben  bei  diesem  System  immer  doch  noch  in  weitem  Maße 
wirksam.  Noch  ergriff  die  neugeschaffene  Staatsmaschine  des  auf- 
geklärten Absolutismus  die  großen  Massen  der  Bevölkerung  nicht 
direkt,  sondern  nur  dann  und  dort,  wo  dieser  „Staat"  als  Aufsichts- 
behörde vorhandene  Uebelstände  abzuschaffen,  im  einzelnen  Falle 
dem  Unrecht  zu  steuern  oder  allgemeine  Interessen  zu  fördern  sich 
veranlaßt  sah.  Je  kräftiger  und  vielfältiger  nun,  zumal  in  der  zweiten 
Hälfte  des  1848  abgeschlossenen  Jahrhunderts  mit  der  fortgesetzten 
Ausbildung  des  bureaukratischen  Apparates  in  der  mittleren  Instanz 
und  dem  Ausbau  der  Wohlfahrts-  und  Polizeipflege  durch  die  Be- 
hörden der  Zentralregierung  sich  die  Einwirkung  des  Kreisamtes 
ausgestaltete,  desto  mehr  näherte  sich  allerdings  die  vormärzliche 
Verwaltungsordnung  doch  schon  einem  Zustande,  in  welchem  die  in 
den  Wiener  Hofstellen  konzentrierte  Staatsgewalt  den  ganzen  Ge- 
sellschaftskörper von  der  Spitze  der  Pyramide  bis  zur  untersten 
Schicht  ihrer  Basis  frei  zu  durchdringen  vermochte.  Die  Konsequenz 
hiervon  trat  schon  in  Kaiser  Franz  II.  Regierungszeit  deutlich 
hervor:  mehr  und  mehr  löste  sich  in  Altösterreich  die  kaiserliche 
Regierung  in  bloße  Verwaltung  und  Verwaltungspflege  auf.  Schon 
in  diesem  Zeitalter  war  das,  was  merkwürdigerweise  immer  wieder 
—  bis  zum  Zusammenbruch  der  habsburgischen  Familien-  und  Haus- 
macht —  von  vielen  österreichischen  Staatsmännern  als  Ideal  der 
öffentlichen  „Ordnung"  erstrebt  wurde,  tatsächlich  verwirklicht:  der 
österreichische  Staatsgedanke  fand  seine  ausschließliche  Verkörpe- 

*)  Bei  diesen  aber  handelte  es  sich  natürlich  nicht  um  öffentliches  Rj^ht, 
sondern  um  die  Forterhaltung  wirtschaftlicher  Ordnungen  nnd  Rechtsverhält- 
nisse zwischen  den  Grundobrigkeiten  und  den  bäuerlichen  Untertanen,  sowie 
um  vielfach  selbst  im  alten  germanischen  Recht  wurzelnde  Normen  ländlicher 
Polizeipflege. 
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rung  im  kaiserlichen  Hofe,  im  Offizierkorps  der  Armee  und  in  der 
hohen,  mittleren  und  niederen  Beamtenschaft,  welche  das  weitver- 
zweigte System  der  „Dikasterien"  in  Brot  und  Arbeit  setzte.  Der 
„Staat"  als  Machtapparat  monopolisierte  in  seinen  Zentral-,  Hof-  und 
Landesstellen  sowie  den  zahlreichen  davon  ressortierenden  Behörden 
und  Aemtern  nach  und  nach  alles,  was  sonst  in  freien  Staaten  von  den 
Völkern  selbst,  der  natürlichen  Verbindung  ihrer  Interessengruppen 
und  Korporationen  getragen  wird.  Dieser  „Staat"  war  allein  und 
ausschließlich  das  öffentliche  Leben,  die  gemeinnützige  Interessen- 
und  Wohlfahrtspflege.  Der  eigentliche  praktische  Träger  dieses  alt- 
österreichischen „Staates"  war  also  in  allem  wesentlichen  die  Ver- 
waltung, die  von  Wien  aus  organisierte  und  geleitete,  vom  stän- 
dischen Element  völlig  befreite  Bureaukratie :  nicht  nur,  daß  sie  den 
„Staat"  tatsächlich  in  ihrem  Wirken  bedeutete,  daß  er  nur  durch 
sie  wirksam  wurde,  sondern  die  organisatorische  und  gefühlsmäßige 
Einheit,  zu  der  das  Beamtentum,  und  mit  ihm  verschmelzend,  die 
Gesellschaftsklasse,  aus  der  dieses  sich  ebenso  zum  großen  Teil 
heraushob,  wie  sie  diese  Klasse  repräsentierte  und  geistig  führte, 
nämlich  der  deutsch-bürgerliche  Mittelstand  zusammenwuchs,  diese 
durch  die  kräftige  und  planmäßige  Staatskunst  der  großen  Kaiserin 
und  ihres  Sohnes  kunstvoll  geschaffene  Einheit,  spiegelte  sich  in  den 
politischen  Vorstellungen  dieser  Klasse  ebenso  wie  des  Hofes  und 
Adels  als  eine  wirkliche  Einheit  des  Staatswesens  wider,  die  den  so 
vielfältigen  Länder-  und  Völkerverband,  den  Oesterreich  in  Wahrheit 
bildete,  jahrzehntelang  sowohl  nach  außen  hin  wie  selbst  für  das 
Empfinden  und  die  ehrliche  Ueberzeugung  der  damals  einzigen 
politisch  in  Betracht  kommenden  Volkselemente,  nämlich  der 
deutschen  oder  deutsch  erzogenen  bürgerlichen  Oberklasse  der  Be- 
sitzenden und  Gebildeten  Oesterreichs,  vollständig  verdeckte. 

Die  verhängnisvolle  Tatsache  in  dem  Werden  und  Wachstum 
Altösterreichs  ist  nun  die  gewesen,  daß  in  der  langen  Regierungszeit 
Kaiser  Franzens  und  seines  Sohnes  völlige  Verhärtung  und  Er- 
starrung des  theresianisch-josefinischen  Regierungs-  und  Ver- 
waltungssystems eintrat,  daß  vor  allem  die  bäuerliche  Untertänigkeit 
ebenso,  trotz  ihrer  unerträglichen  wirtschaftlichen  Rückständigkeit, 
festgehalten  wurde,  wie  auch  in  der  Verwaltung  das  Prinzip  der 
Unterdrückung  jeder  Gemeindefreiheit  und  örtlichen  Selbstverwal- 
tung. Das  große  Beispiel,  das  in  Preußen  Freiherr  von  Stein  mit 
seiner  Städtereform  gab,  blieb  in  Oesterreich  völlig  wirkungslos.  Wie 
nun  aus  diesen  beiden  Hauptgebrechen  des  alten  österreichischen 
Staatswesens,  seiner  sozialen  und  wirtschaftlichen  Rückständigkeit 
und   dem    bis   zur   Sinnlosigkeit   getriebenen    Zentralismus    seines 
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bureaukratischen  Staatsapparates,  dann  durch  die  Revolution  unter 
dem  Schlagworte  der  Autonomie  das  leidenschaftlichste  Streben  nach 
Dezentralisation,  nach  möglichster  Befreiung  vom  Staate  zur  stärk- 
sten politischen  Kraft  wurde,  das  ist  oben,  hoffentlich  genügend, 
klargestellt  worden. 

Und  nun  kehren  wir  zu  Alexander  Bach  und  seiner  Staats-  und 
Verwaltungsreform  zurück,  die  Kübeck  und  Bach  auf  den  Trümmern 
aller  kurzlebigen  Errungenschaften  der  Revolution,  der  bürgerlichen 
und  nationalen  Emanzipationsbewegung  von  1848  durchzuführen 
strebten.  Da  ist  nun  das  Entscheidende  dies  gewesen:  indem 
Alexander  Bach  den  Konstitutionalismus  Stadions  bereitwillig  fallen 
ließ,  schaltete  er  damit  gleichzeitig  ohne  Bedenken  auch  alle  mit  dem 
Verfassungsgedanken  organisch  verbundenen  volksstaatlichen  Ele- 
mente in  der  Reform  der  Verwaltung  vollkommen  aus  und 
strebte  danach,  den  Zustand  der  „Identität"  von  Staat  und  Verwaltung, 
wie  er  vor  1848  bestanden  hatte,  nunmehr  frei  von  jeder  patrimonialen 
und  patriarchalischen  Tradition  wiederherzustellen.  So  wurde  seine 
Staatsreform  zur  Verwirklichung  des  von  Kübeck  durchgesetzten 
Grundgedankens,  daß  Oesterreich  nur  bestehen  könne  als  neubelebte 
unumschränkte  Kaiserherrschaft,  die  sich  auf  der  Grundlage  abso- 
luter militärischer  und  zivil-bureaukratischer  Autorität  aufbaut.  Das 
1848  zuerst  in  seinem  Wesen  klar  vor  aller  Welt  enthüllte  öster- 
reichische Problem  wird  durch  die  Einrichtungen,  welche  die  Grund- 
sätze des  Sylvester-Patentes  durchzuführen  bestimmt  sind,  sozusagen 
administrativ  aus  der  Welt  geschafft.  Diesem  Problem  gegenüber 
bedeutet  das  Regierungs-  und  Verwaltungssystem,  wie  Bach  es  bis  in 
die  Einzelheiten  planmäßig  organisierte,  nichts  anderes  als  die  um- 
fassende Mechanisierung  eben  jener  einzigen  politischen  Grundidee, 
mit  der  die  siegreiche  Gegenrevolution  von  1851  das  Problem  be- 
antwortete, des  Gedankens  zentralistischer  Autokratie.  Wieder  also 
wurde  als  die  für  Oesterreich  allein  mögliche  „Verfassung"  eine 
Staatsordnung  geschaffen,  in  welcher  der  formell  vom  Kaiser,  tal- 
sächlich von  seinen  militärischen  und  bureaukratischen  Beratern  ge- 
leitete Machtwille  jeden  selbständigen  politischen  Willen  der  Völker, 
jede  Teilnahme  der  Staatsbürger  am  staatlichen  Leben  ersetzt.  Und 
mehr  denn  je  erschöpft  sich  in  diesem  weiten,  nunmehr  auch  das 
ausgedehnte  Gebiet  des  ehemaligen  Königreiches  Ungarn  um 
schließenden  Reiche  staatliches  Leben  durchaus  in  Polizei-  und  ver- 
waltungstätigkeit  eines  riesigen  Behörden-  und  Amtsapparates,  zu 
dessen  physischer  Unterstützung  die  neuerrichtete  militärische  Gen- 
darmerie  als  verläßliches  Werkzeug  eingerichtet  wird.  Auf  diese 
Weise  hoffte  man  nicht  nur  die  „Ruhe  und  Ordnung"  im    Innern  zu 
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eichern,  sondern  auch  die  neue  einheitliche  Gesamtmonarchie  nach 
außen  hin  zu  neuen  Kraftäußerungen  zu  befähigen. 

Beide  Ziele  wurden  nur  für  ganz  kurze  Zeit  scheinbar  erreicht: 
aber  auch  dieser  trügerische  und  geringe  Erfolg  war   erkauft  mit 
Aufopferung  gewichtigster  staatlicher  Interessen,  die  vielmehr  eine 
ruhige  Fortentwicklung  derjenigen  Ideen  verlangt  hätten,  welche  die 
Revolution  von  1848  wahrlich  nicht  willkürlich  geschaffen,  sondern 
nur  aus  der  Tiefe  des  sozialen  und  nationalen  Lebens  der  öster- 
reichischen Völker  hervor  ans  Tageslicht  gebracht  hatte.     Alle  poli- 
tische Tätigkeit  nicht  minder  als  Selbstverwaltung  in  Gemeinde  und 
Land  und  Gesellschaft  hörte  ebenso  auf  wie  die  freie  Diskussion  in 
der  Presse,  und  damit  war  das  Werk  der  Erziehung  des  Oesterreichers 
zu  ehrlichem  politischen  Denken,  seine  Gewöhnung  an  verantwort- 
liches Handeln  für  die  Gesamtheit  —  ein  Werk,  das  die  Revolution 
allzu  stürmisch  und  darum  erfolglos  begonnen  hatte  —  abermals  jäh 
und  hoffnungslos  abgebrochen.     Wiederum,  wie  vor  1848,  war  der 
österreichische  Staatsbürger  zum  bloßen  Objekt  der  Tätigkeit  jenes 
„Staat"  genannten  dynastischen  Machtapparates  herabgesetzt,  welcher 
den  obersten  Staatszweck  in  seiner  eigenen  Selbsterhaltung  und  in 
der  ihm  gewährten  schrankenlosen  Freiheit  sah,  die  Völker,  die  in 
Wahrheit  doch  diesen  Staat  bildeten  und  trugen,  als  willenlose  und 
dankbare  Empfänger  alles  dessen  zu  behandeln,  was  die   Herren 
jenes  Machtapparates  jeweils  als  Staatsbedürfnis   erachteten.     Daß 
dabei  von  vornherein  Förderung   der   materiellen  Interessen,  und 
zwar    vor    allem    die    der    aufstrebenden  bürgerlichen   Klasse,  die 
Durchführung    der    Grundentlastung,    die    den  Bauernstand  Oester- 
reichs  sozial  neu  begründete,  die  Entwicklung  des  modernen  Ver- 
kehrswesens und  der  modernen  Industrie,  wie  überhaupt  die  Schaf- 
fung neuer  zweckmäßiger  Verwaltungsnormen  und  administrativer 
Anstalten  einen  großen  Teil  der  gewiß  bedeutenden  geistigen  Kräfte 
in  Anspruch  nahm,  über  welche  die  Regierung  Alexander  Bachs  und 
die  ihr  unterstehenden  Behörden  verfügten,  vermochte  die  oberste 
Schicht  der  deutschen  Bourgeoisie  Oesterreichs,  als  des  ersten  und 
stärksten  Nutznießers  einer  kräftigen  und  zielbewußten  staatlichen 
Tätigkeit  im  Innern,  vielleicht  eine  Zeitlang  über  die  unwiederbring- 
lichen  politischen    Verderbnisse    hinwegzutäuschen,    welche   dieses 
Regime  dem  Ganzen  des  Staates  als  Inbegriff  der  Volksgesamtheit 
zufügte:    der    jämmerliche  Zusammenbruch    des    ursprünglich    von 
Kübeck  entworfenen  großartigen  Staatsbahnsystems  sowie  die  Er- 
folglosigkeit der  Bestrebungen  Brucks   auf  handelspolitischem   Ge- 
biete und  in  finanzpolitischer  Hinsicht,  zeigten  übrigens  auch  auf 
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diesem  Felde  alsbald  das  Unvermögen  dieses  modernen  Ueber- 
absolutismus,  wirklich  fruchtbare  Schöpfungen  zustande  zu  bringen. 
So  ist  ein  kostbares  Jahrzehnt  —  für  den  historischen  Rückblick 
das  entscheidende  Jahrzehnt  von  den  fast  sieben  Dezennien,  über 
welche  die  Regierung  Franz  Josefs  sich  erstreckt  —  nicht  bloß  un- 
benutzt vergangen,  es  hatten  sich  vielmehr  inzwischen  auch  die  Rück- 
wirkungen der  völligen  Zurückdrängung  der  Völker  Oesterreichs  von 
dem  1848  begonnenen  mühevollen,  aber  allein  Erfolg  verheißenden 
Werke  des  Neuaufbaues  des  Staates  durch  die  eigene  Mitarbeit  der 
Völker  tief  in  deren  Denken  und  Gemüt  eingegraben.  Die  Ent- 
fremdung der  Völker  vom  „Staate",  der  ihr  nach  seinem  eigenen 
Willen  nur  als  Inbegriff  der  äußeren  Macht  erfaßbar  gegenüberstand, 
war  noch  viel  schneller  und  weiter  gediehen  als  im  Ancien  Regime 
Oesterreichs,  dessen  patriarchalischer  Charakter  und  dessen  Willens- 
atrophie lange  Zeit  zwar  Unzufriedenheit,  schließlich  auch  Ver- 
achtung, aber  keinen  Haß  hervorgerufen  hatte:  das  Schwarzenberg- 
Kübeck-Bachsche  Regime  jedoch  hatte  sich  nicht  durch  Unter- 
lassungen, sondern  durch  seine  Taten,  durch  seine  rücksichtslose 
Polizeiherrschaft,  seine  Verschleuderung  der  Staatsdomänen,  seine 
Verderbnis  des  Staatskredites,  zuletzt  durch  die  Abdikation  des 
Staates  vor  der  römischen  Kurie,  mit  den  geistigen  Strömungen  und 
politischen  Ideen  der  Zeit  in  den  schärfsten,  vielfach  noch  bewußt 
von  oben  her  verbitterten  Gegensatz  gestellt.  Als  ein  Unterdrücker 
fast  aller  Errungenschaften  der  Revolution  stand  dieses  Regime  vor 
den  Mitlebenden.  Durch  einen  uniformen  Behördenmechanismus 
hatte  es  die  lebendigen  Kräfte  der  politisch  reifen  Elemente  aller 
Völker  der  Monarchie  gegen  sich  aufgebracht,  ganz  besonders  aber 
die  junge  liberalisierende  Intelligenz  der  nichtdeutschen  Völker, 
gegen  die  sie  mit  ärgster  Rücksichtslosigkeit  vorging,  wenn  sie  auch 
den  nichtdeutschen  Idiomen  mehr  Raum  in  den  unteren  Instanzen 
von  Gericht  und  Verwaltung  freigab,  als  dies  die  vormärzliche  Re- 
gierung getan  hatte.  So  war  das  Ergebnis:  vertiefte  Entfremdung 
und  Feindschaft  immer  breiterer  Schichten  der  Bevölkerung,  zumal 
der  slawischen  Völker,  gegen  den  ,,Staat",  und  infolgedessen  eine 
fortwährend  steigende  Gleichgültigkeit  gegen  den  einen  großen 
und  realen  Gedanken,  welchen  dieser  Familienstaat  des  Habsburger  — 
allerdings  bis  dahin  immer  nur  vom  dynastischen  Machtstandpunkte 
aus  —  verkörperte,  nämlich  gegen  die  aus  jahrhundertelanger  Tra- 
dition und  wirtschaftlichen  Interessen  hervorgewachsene  Idee  von 
der  natürlichen  Gemeinschaft  aller  dieser  Völker  und  Länder,  die 
das  habsburgische  Reich  bildeten. 

So  mußte  denn  das  Unvermeidliche  kommen:  an  dem  Tage,  an 
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welchem  der  1851  neuproklamierte  Absolutismus  seine  Rolle  aus- 
gespielt, seine  Unfähigkeit  in  der  äußeren  Politik  und  auf  dem 
Schlachtfelde  bloßgelegt  hatte,  stand  das  große  österreichische  Pro- 
blem, das  die  Revolution  enthüllt,  die  Kremsierer  Verfassungsarbeit 
zuerst  zu  meistern  versucht  hatte,  als  Ganzes  und  in  seinen  Teilen 
ebenso  ungelöst  da,  wie  in  jenen  unheilvollen  Tagen,  da  Schwarzen- 
berg  und  Kübeck  die  Stadionsche  Verfassung  wie  ein  wertloses 
Stück  Papier  vernichtet  und  ernstlich  geglaubt  hatten,  auch  in  der 
zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  die  lebendigen  Kräfte  der  in  der 
Monarchie  zusammengehaltenen  Völker  durch  einen  technisch  ver- 
besserten Mechanismus  bureaukratischer  Behörden  dauernd  nieder- 
halten oder  gar  befriedigen  zu  können,  nur  daß  natürlich  alle 
Schwierigkeiten,  die  sich  dem  Aufbau  eines  wirklichen  österreichi- 
schen Reiches  aus  dessen  innersten  Wesen  heraus  von  selbst  zunächst 
entgegensetzten,  nunmehr  wesentlich  erhöht,  die  Scheidelinie 
zwischen  den  Völkerschaften  empfindlich  vertieft,  das  allgemeine 
öffentliche  Bewußtsein  in  Oesterreich  durch  die  verderblichsten  Er- 
fahrungen, die  die  absolutistische  Regierung  den  Völkern  vermittelt 
hatte,  belastet  und  vergiftet  waren. 

Dieses  Jahrzehnt  des  neuösterreichischen  Absolutismus  hat  nicht 
nur  auf  lange  Zeit  hinaus  die  politischen  Ideen  und  Anschauungen 
der  führenden  Persönlichkeiten  auf  das  verhängnisvollste  beein- 
flußt, ja  für  deren  weitere  Lebenszeit  vielfach  in  die  Irre  geleitet 
oder  unfruchtbar  gemacht :  es  hat  auch  auf  die  politischen  Vorstellun- 
gen der  breiten  Kreise  der  Bevölkerung  in  ganz  gleicher  Weise  an- 
dauernd aufs  schädlichste  gewirkt.  Denn  diese  Periode  ist  sozusagen 
die  Zeit  der  ersten  politischen  Jugend  des  durch  die  Revolution  neu- 
geschaffenen Oesterreich  gewesen.  Deshalb  sind  die  Wirkungen  der 
„Erziehung"  durch  den  Absolutismus  so  besonders  stark  und  weit- 
reichend gewesen.  Man  kann  sagen:  der  politische  Grundcharakter 
der  österreichischen  Völker  —  und  es  gibt  gewisse  Erscheinungen, 
welche  solchen  politischen  Gesamtcharakter  des  Oesterreichertums 
ohne  Rücksicht  auf  die  einzelnen  Völker  schaffen  —  ist  in  diesem  un- 
heilvollen Jahrzehnt  in  allem  wesentlichen  gebildet  worden;  und  wie 
viel  auch  die  selbständige  Entwicklung  der  einzelnen  nationalen  Kul- 
turen und  Charaktere  neben  der  deutschen  Kultur  und  dem  deutschen 
Wesen  diesen  Grundcharakter  für  die  einzelnen  Völker  variiert  hat, 
so  ist  dieser  doch  als  der  allen  gemeinsame  Charakter  unverkennbar. 
Gemeinsam  ist  allen  Völkern  und  allen  politischen  Parteikörpern  in 
Oesterreich  seit  jener  Zeit  das  zweifache  Mißtrauen  geblieben:  das 
Mißtrauen  gegen  den  „Staat"  als  Inbegriff  der  organisatorischen 
Macht,  welche  mit  der  Hilfe  dieses  staatlichen  Apparates  unbedenk- 
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lieh  über  alle  Zusagen,  Gesetze  und  Verfassungen  hinweg  zu 
schreiten  dann  keine  Bedenken  trug,  wenn  das  tatsächliche  oder  ver- 
meintliche Interesse  der  Machthaber  es  gebot.  Sodann  das  Miß- 
trauen in  die  eigene  Fähigkeit,  politisch  schöpferisch  zu  wirken  gegen- 
über der  vorwiegend,  ja  fast  ausschließlich  dynastischen  Staatsidee, 
die  mittelst  Kirche  und  Adel,  Bureaukratie  und  Armee  auf  die  breiten 
Schichten  der  noch  lange  weitaus  an  Zahl  überwiegenden  ländlichen 
Massen  sich  stützte.  Aus  der  Wurzel  dieses  Mißtrauens  entwickelten 
sich  dann  gewisse,  den  österreichischen  Menschen,  vor  allem  der 
bürgerlichen  Klasse,  ganz  besonders  eigentümliche  Züge  politischer 
Psyche  und  politischen  Handelns,  die  wir  aber  besser  erst  in  dem 
Zusammenhange  der  Geschichte  des  österreichischen  Konstitutionalis- 
mus würdigen  werden.  Es  sind  das  ziemlich  komplexe  Erscheinun- 
gen, die  gewöhnlich  unmittelbar  vom  Standpunkt  der  Regierungs- 
devise des  „Divide  et  impera"  betrachtet  werden,  die  aber  doch  erst 
dann  ganz  verstanden  werden  können,  wenn  man  sie  von  der  Seite 
der  Regierten  her  betrachtet. 

Als  ein  politisches  Gemeingut  der  Oesterreicher  stammt  ferner 
aus  dieser  Zeit  die  Vorstellung,  daß,  was  immer  die  Völker  in 
Rechtsbildung  und  Wirtschaftsentwicklung,  in  nationaler  und  kul- 
tureller Politik  im  Innern  erstreben  mögen,  alle  diese  Bestrebungen 
einer  geheimnisvollen  Macht  unterworfen  sind,  an  der  sie  auch  nicht 
im  entferntesten  teilhaben  können,  nämlich  der  äußeren  Politik  des 
Reiches,  die  eine  ausschließliche  Angelegenheit  des  Monarchen  und 
der  von  ihm  herangezogenen  offenen  oder  heimlichen  Ratgeber 
bildet.  Der  sakrosankte  Charakter  dessen,  was  man  äußere  Politik 
nennt,  bildet  seit  der  Aera  Schwarzenberg-Buol  ein  Dogma  in  der 
politischen  Ideenwelt  auch  des  neuen  Oesterreichs:  ein  Dogma,  das 
in  der  durch  die  Ereignisse  allerdings  bisweilen  bestätigten  Anschau- 
ung wurzelt,  daß  gegenüber  den  widerstreitenden  Ideen  der  einzel- 
nen Völker  der  Monarchie,  deren  Bestand  und  Einheit  nach  außen 
hin  nur  durch  die  hoch  über  den  Völkern  und  Parteien  waltende 
macht-  und  planvolle  Leitung  der  Dynastie  gewahrt  werden  könne. 
Dieses  Dogma  ist  aber  selbst  nur  eine  der  Erscheinungen,  die  alle- 
samt auf  eine  fundamentale  Wirkung  hinweisen,  welche  das  De- 
zennium des  Neoabsolutismus  auf  die  Entwicklung  der  ganzen 
politischen  Vorstellungswelt  in  Oesterreich  geübt  hat:  nämlich  darauf, 
daß  die  absolutistische  Stellung  des  Monarchen,  ungeachtet  aller 
Rechtssatzungen  der  seit  1860  einander  folgenden  Verfassungs- 
gesetze, dauernd  der  entscheidende  Faktor  der  österreichischen  Po- 
litik geblieben  ist,  und  zwar  deshalb  so  stark  und  dauernd,  weil  die 
Vorstellung  davon,  daß  es  eben  doch  oichl  anders  lein  könne,  mehr 
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und  mehr  die  Köpfe  der  führenden  Männer  der  verschiedenen 
Völker  und  Parteien  förmlich  mit  der  Kraft  eines  anerkannten  Natur- 
gesetzes beherrschte.  Auch  dafür  wird  sich  die  nähere  Erklärung 
erst  aus  der  Beobachtung  der  Eigentümlichkeiten  des  österreichi- 
schen Parlamentarismus  geben  lassen.  Aber  schon  hier  muß  darauf 
hingewiesen  werden,  daß  wohl  zu  unterscheiden  von  der  uralten 
Loyalität  gegenüber  der  Dynastie,  wie  sie  das  theresianisch- 
josefinische  Zeitalter  neu  belebt  und  auch  die  francisceisch- 
ferdinandeische  Epoche  bewahrt  hat,  die  freiwillige  Unterwerfung 
der  Völker  und  Parteien  in  Oesterreich  unter  die  souveräne  Macht- 
stellung der  Krone  in  Oesterreich,  zumal  was  ihre  auswärtige  Politik 
und  ihren  Konstitutionalismus  betrifft,  als  ein  sehr  reales  und  nur 
realistisch  zu  erfassendes  Phänomen  der  österreichischen  Politik  in 
dem  Wesen  und  Geist  aller  derjenigen  Institutionen  wurzelt,  welche 
das  Schwarzenberg-Bachsche  Zeitalter  geschaffen  hat,  sowie  auch 
in  dem  eigentümlichen  politischen  Geiste,  der  als  Folgewirkung  des 
damals  stabilisierten  Absolutismus  sich  langsam,  aber  unwidersteh- 
lich durch  alle  Klassen  und  Völker  Oesterreichs  ausbreitete.  Dieser 
Geist  läßt  sich  vielleicht  am  besten  —  ganz  elementar  —  dahin  be- 
zeichnen, daß  mehr  oder  minder  alle  Völker  und  Parteien  von  dem 
Augenblicke  an,  da  sie  wieder  politische  Rechte  üben  durften,  diese 
Rechte  als  ein  immerhin  doch  nur  prekäres  Geschenk  höherer  Ge- 
walten ansahen,  so  daß  jedes  Volk  und  jede  Partei  von  solchen  Ver- 
fassungsgeschenken möglichst  viel  für  seine  Sonderinteressen  zu  er- 
ringen und  zu  gewinnen  strebte,  den  „Staat"  aber  als  den  Spender 
dieser  Volks-  und  Staatsbürgerrechte  dabei  wenig  oder  gar  nicht 
mehr  in  Anschlag  brachte.  Denn  immer  noch  blieb  imd  bleibt  bis 
zum  Ende  von  1918  dem  Oesterreicher  der  „Staat"  doch  nur  jene 
höhere,  aber  jedem  Volke  an  sich  fremde  Macht,  die  den  Völkern, 
ungeachtet  aller  politischen  Doktrinen,  wie  sie  seit  Rousseau  in  der 
Welt  umgehen,  gewisse  Rechte  in  Gnaden  „gewährte".  So  gewöhnte 
man  sich  nach  und  nach,  die  Sorge  für  den  Bestand  der  staatlichen 
Gesamtheit  ruhig  eben  jener  gnadenspendenden  Macht  zu  überlassen, 
sich  selbst  aber  gewissermaßen  für  den  ganzen  Bereich  dieser 
spezifisch  „staatlichen"  Aufgaben  der  Politik  nur  als  ein  höchstens 
mittelbar  beteiligter,  in  erster  Linie  aber  zur  Kritik  der  Regierungs- 
tätigkeit und  zur  Verfolgung  der  einzelnen  nationalen  oder  ökono- 
mischen Sonderinteressen  berufener  Faktor  zu  betrachten. 

Um  es  noch  einmal  zusammenzufassen:  das  Dezennium  des 
schrankenlosen  Absolutismus  Oesterreichs  hat  der  politischen  Psyche 
des  Oesterreichers  ihre  wichtigsten  und  dauerhaftesten  Elemente 
einverleibt.     Das,  was  die   Revolution  von  1848  dem  Oesterreicher 
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an  politischem  Denken  und  Streben  vermittelt  und  eingeimpft  hatte, 
war  zu  jäh,  zu  unvermittelt  in  das  bis  dahin  rein  vegetative  Ge- 
meinleben der  österreichischen  Völker  eingebrochen  und  dann 
ebenso  jäh  und  allzu  rasch  außer  Kraft  gesetzt  worden,  als  daß  es 
mit  dem  Charakter  dieser  Völker  hätte  verwachsen  können.  Aus 
dieser  Quelle  blieb  also  nur  die  Erinnerung  an  eine  plötzliche  er- 
staunliche Kraftäußerung,  deren  kurzfristigen  praktischen  Erfolg  man 
sich  weniger  aus  dem  eigenen  Vermögen  der  Völker  als  aus  der 
beispiellosen  Schwäche  der  Regierung  des  Ancien  Regime  erklärte. 
Die  einzige  institutive  Schöpfung  des  Jahres  1848,  die  Befreiung  der 
Bauernschaft  in  Oesterreich  und  die  Beseitigung  der  Patrimonial- 
verfassung,  blieb  allerdings  unberührt  in  Kraft.  Von  den  politischen 
Ideen  der  Revolution  blieben  zunächst  nur  jene  in  lebendiger  Wirk- 
samkeit, die  unvermeidlich  historisch  anknüpften  an  das  erste  Er- 
scheinen moderner  staatlicher  Auffassungen  in  Oesterreich,  nämlich 
an  das  Wirken  Kaiser  Josefs  IL  Diese  Ideen  waren,  wenn  auch 
vielfach  abgeschwächt,  in  die  Gesetze  und  den  administrativen  Or- 
ganismus Oesterreichs  übergegangen  und  hatten  sich  durch  das 
francisceische  Zeitalter  hindurch  zu  erhalten  vermocht.  Gegen  einen 
der  wichtigsten  Bestandteile  des  Josef  inismus,  gegen  die  seither 
traditionelle  josefinische  Kirchenpolitik,  hatte  das  Bachsche  Regime 
allerdings  seine  volle  Kraft  angewendet,  und  so  wider  Willen  diesen 
Ideen  zu  neuer  Kraft  in  den  bürgerlichen  Schichten  der  Völker  ver- 
holfen.  Lebendig  blieb  sodann  naturgemäß  im  höheren  Bürgertum 
und  Mittelstande  die  allgemeine  konstitutionelle  Idee,  aber  da  nach 
dem  Auseinandertreiben  des  Kremsierer  Reichstages  auch  den 
politisch  arbeitsfähigen  Schichten  der  Bevölkerung  jede  Möglichkeit 
zu  weiteren  praktischen  Erfahrungen  im  parlamentarischen  und 
sonstigen  öffentlichen  Leben  versagt  war,  blieb  diese  Vorstellung 
unlöslich  verknüpft  mit  der  Erinnerung  an  die  legislative  und 
politische  Unfähigkeit  dieses  ersten  österreichischen  Parlamentes, 
dies  umsomehr,  als  das  Verfassungswerk  des  Ausschusses  niemals 
an  die  breite  Oeffentlichkeit  gelangt,  naturgemäß  im  Bewußtsein  der 
breiten  Schichten  der  Bevölkerung  keinerlei  Raum  einnahm  oder 
höchstens  nur  als  ein  vergeblicher  Vorschlag  erinnert  wurde.  Unter 
diesen  Umständen  und  unter  dem  uniformierenden  Drucke  des  Ab- 
solutismus mußte  sich  das  durch  die  Revolution  einmal  geweckte 
politische  Bewußtsein  des  österreichischen  Mittelstandes  notwendiger- 
weise fast  ausschließlich  nach  der  negativen  Seite  entwickeln:  Inner- 
liche Opposition  und  stille,  aber  darum  doppelt  boshafte  Kritik  gegen 
den  alles  beherrschenden  „Staat"  sind  von  da  ab  sozusagen  die 
natürlichen  Erscheinungsformen  für  die  Teilnahme  der  Regierten  am 
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Öffentlichen  Leben  in  Oesterreich.  Dahin  wirken  vereinigt  die 
oben  charakterisierten  Folgen  der  Erziehung  durch  den  zentralisti- 
schen  Absolutismus,  der  von  oben  her  den  1848  so  schmerzlich  ent- 
behrten „Reichsbürgersinn"  mit  eiserner  Gewalt  schaffen  sollte. 
Dennoch  vollzieht  sich  unter  der  Decke  doch  auch  eine  gewisse 
positive  Fortbildung  der  politischen  Ideen  und  Bestrebungen  in 
Oesterreich;  daß  sie  keine  gesunde  imd  natürliche  sein  konnte,  ist 
ebenso  begreiflich,  als  es  klar  ist,  daß  ihre  eigentümlichen  Mängel 
doch  immer  wieder  auf  das  Schuldkonto  der  verhängnisvollen  Jahre 
des  Neoabsolutisimus  zu  setzen  sind.  Sobald  der  Verlauf  der  kriege- 
rischen Ereignisse  des  Jahres  1859  den  schweren  Druck,  der  jede 
Aeußerung  des  politischen  Lebens  niederhielt,  gewissermaßen  in 
Reflexwirkung  erleichterte,  tritt  das  Ergebnis  dieser  still  vollzogenen 
Entwicklung  deutlich  hervor.  Damit  aber  beginnt  eine  neue  Phase 
in  der  Entfaltung  des  österreichischen  Reichs-  und  Staatsproblems, 
in  dem  Verhältnis  von  „Verfassung"  und  „Verwaltung",  die  einer 
vollkommen  selbständigen  Betrachtung  bedarf. 


Dritter  Abschnitt. 

Der  Abbau  des  Absolutismus  und  Zentralismus  in  der 
Gesamtmonarchie  und  die  Erlassung  des  Oktoberdiploms. 

Erstes  Kapitel. 

Der  Umschwung  von  1859 

und  die  Begründung  der  föderalistischen  Adelspolitik  für  die 

Gesamtmonarchie  im  »Verstärkten  Reichsrat«. 

Die  Abhängigkeit  der  inneren  Politik  aller  europäischen  Staaten 
von  den  Zielen  und  Erfolgen  ihrer  auswärtigen  Politik  ist,  mag 
auch  ursprünglich  allerwärts  das  Streben  der  Souveräne  nach 
Machtvergrößerung,  ihre  auswärtige  Ausdehnungspolitik  den  Grund 
dieser  fundamentalen  Tatsache  gebildet  haben,  nicht  auf  das  Zeit- 
alter des  Absolutismus  beschränkt:  im  18.  Jahrhundert  ist  in  Eng- 
land, im  19.  Jahrhundert  auf  dem  Festlande  an  die  Stelle  dieser 
gleichsam  primitiveren  Ausdrucksform  des  selbständigen  staatlichen 
Lebenswillens  in  Gestalt  fürstlichen  Eroberungsdranges  das  Prinzip 
der  nationalen  und  wirtschaftlichen  Expansion  der  Völker  getreten. 

Die  einzigartige  Struktur  der  österreichisch-ungarischen  Mon- 
archie, deren  innerer  Zusammenhalt  bis  in  die  neueste  Zeit  und 
neuerdings  —  nach  der  Katastrophe  des  Weltkriegsendes  mehr  denn 
je,  aber  weit  über  das  berechtigte  Maß  hinaus  —  als  Ergebnis  des 
dynastischen  Willens  zur  Bewahrung  der  darin  konzentrierten  Macht- 
stellung des  legitimen  Herrscherhauses  aufgefaßt  wird,  hat  zur  Folge 
gehabt,  daß  jene  Abhängigkeit  der  inneren  Politik  von  dem  rein 
dynastischen  Willen  des  herrschenden  Familienoberhauptes  zur 
Macht  hier  geradezu  als  politisches  Lebensgesetz  gelten  muß.  Dies 
ist  auch  gewiß  nocli  in  hohem  Maße  der  Fall  gewesen,  als  Oesterreich 
in  die  Reihe  der  Verfassungsstaaten  getreten  war,  selbst  dann,  als 
es  nach  vielen  Richtungen  seines  staatlichen  Lebens  bereits  von  den 
Kräften  des  modernen  demokratischen  Nationalismus  erfaßt  worden 
war.  Ja  gerade  die  Entfesselung  des  österreichischen  Problems 
durch  den  letzteren  und  die  dadurch  herbeigeführte  offene  Rivalität 
der  verschiedenen,  im  Habsburgerreiche  vereinigten  Völker  führte 
dazu,  daß  sich  die  vielfach  widerstreitenden  außenpolitischen  Be- 
strebungen der  einzelnen  Nationen  gegenseitig  paralysierten  und  da- 
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durch  auch  weiterhin  nun  erst  recht  der  Dynastie  die  freie  Führung 
der  äußeren  Politik  des  Gesamtreiches  in  der  Hand  blieb.  Das 
der  Gegenrevolution  von  1851  folgende  Jahrzehnt  ist  nun  zweifellos 
die  Epoche  der  völlig  ungehemmten  kaiserlichen  Machtpolitik  Franz 
Josefs  gewesen.  Der  junge  Kaiser  hat  in  dem  ersten  Jahrzehnt 
seiner  Regierung  gerade  so  nach  seinem  persönlichen  Gutdünken, 
höchstens  von  den  Ratschlägen  seiner  durchaus  von  ihm  abhängigen 
Minister  und  Generale  beeinflußt,  die  äußere  Politik  seines  Reiches 
geleitet,  wie  seine  Vorfahren  im  17.  und  18.  Jahrhundert  oder  etwa 
die  Bourbonen  im  alten  Frankreich.  Der  Schaffung  des  verjüngten 
„Einheitsstaates"  als  Ausdruck  für  den  wiederhergestellten  vollen 
Absolutismus  entspricht  nach  außen  hin  die  Fortdauer  der  dynasti- 
Willensfreiheit,  die  so  wie  in  früheren  Jahrhunderten,  auch  nunmehr 
darauf  gerichtet  ist,  das  Reich  als  Familienbesitz  nicht  nur  in  seiner 
historischen  Machtstellung  unversehrt  zu  erhalten,  sondern  auch  dar- 
über hinaus  das  Prestige  des  Erzhauses  in  Deutschland,  Italien,  auf 
dem  Balkan  und  Rußland  gegenüber  zu  sichern  und  im  Bedarfsfalle 
durch  kriegerische  Offensive  zu  decken.  So  fällt  der  zentralistisch- 
absolutistische  Gedanke  dieser  Epoche  völlig  zusammen  mit  dem 
einer  ausgesprochen  dynastischen  Prestigepolitik  nach  außen;  damit 
aber  wird  das  Schicksal  des  Leitprinzips  der  inneren  Politik,  die 
Aufrechterhaltung  des  bureaukratischen  Absolutismus  vollkommen 
in  Abhängigkeit  gebracht  von  dem  Erfolge  der  kaiserlichen  Diplo- 
matie, und  daher  im  letzten  Grunde  von  der  militärischen  Kraft,  mit 
der  Franz  Josef  das  Ansehen  und  die  Machtstellung  der  Dynastie 
zu  stützen  vermochte.  *) 

In  der  Tat  beruht  auf  den  ersten,  das  „Prestige"  sichernden  Er- 
folgen der  kühn  ausgreifenden  Politik  Schwarzenbergs  von  1849  in 
Ungarn,  von  1850  Preußen  gegenüber  das  ganze  gleichzeitig  von 
Kübeck  und  Bach  vorbereitete  System  der  Autokratie  im   Innern. 

Dies  ist  nun  die  fast  tragisch  zu  nennende  Wechselwirkung 
zwischen  äußerer  und  innerer  Politik  in  dem  ersten  Jahrzehnt  der 
Regierung  Franz  Josefs:  die  völlige  Vernichtung  freien  politischen 
Lebens  der  Völker  im  Innern,  die  Beseitigung  jeder  Kritik  der  Re- 


*)  Der  Regierungsmechanismus  und  die  Regierungsmethode,  die  zwischen 
1849  und  1851  etwa  in  Oesterreich  zur  Ausbildung  gelangten,  sind  durchaus 
beherrscht  von  dem  Grundgedanken  der  persönlichen  Regierungsgewalt  des 
Kaisers.  Die  Einsicht  in  die  Ministerrats-  und  Ministerkonferenzprotokolle 
gibt  zum  erstenmal  einen  klaren  Einblick  in  die  Regierungsweise  des  jungen 
Kaisers  Franz  Joseph,  läßt  die  Technik  des  neuen  Absolutismus,  wie  ihn  die 
Gegenrevolution  von  1849—1851  schuf,  in  allen  Einzelheiten  erkennen.  Ueber 
diese  Technik  und  über  die  Rückwirkung,  die  sie  auf  die  dauernden  An- 
schauungen des  Kaisers  von  seinem  Herrscherberufe  ausübte,  wird  unten  noch 
in  anderem  Zusammenhange  mehr  zu  sagen  sein. 
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gierungsmaßregeln  durch  die  Niederhaltung  der  Presse  und  die 
restlose  Zerstörung  aller  auch  noch  so  schattenhafter  konstitutio- 
neller Körperschaften  ermöglichte  erst  das  Ausleben  jener  äußeren 
Politik,  die  aus  den  persönlichen  Anschauungen  und  Befürchtungen 
des  Kaisers,  seiner  Höflinge,  Militärs  und  Diplomaten  ausschließlich 
hervorging,  und  die  Oesterreich  im  Laufe  weniger  Jahre  zur  völligen 
Isolierung  in  Europa,  zu  den  Niederlagen  auf  den  Schlachtfeldern 
Oberitaliens  und  zum  Verlust  des  größten  Teiles  seines  diplo- 
matischen und  militärischen  Ansehens  führte.  Dadurch  aber  wurden 
erst  Hof  und  Regierung  gezwungen,  die  kaum  vollendete  absolu- 
tistische Neuordnung  der  Monarchie  im  Innern  abermals  einer  Um- 
gestaltung zu  unterziehen.  Widerwillig,  aber  unausweichlich  wurden 
der  Kaiser  und  seine  Berater  zu  Konzessionen  an  die  so  verhaßte 
und  gefürchtete  konstitutionelle  Idee  gedrängt  und  schrittweise 
mußten  sie  nachgeben.  *) 

Die  äußeren  geschichtlichen  Vorgänge  in  jener  Zeit  können  uns 
hier  nicht  in  allen  Einzelheiten  beschäftigen.  Es  muß  genügen,  zur 
Uebersicht  zunächst  die  wichtigsten  Wegabschnitte  kurz  zu  be- 
zeichnen, die  von  den  kriegerischen  Ereignissen  des  Sommers  1859 
ihren  Ausgang  nehmen. 

Den  Anfang  machte  —  noch  mitten  im  Kriege  —  das  unmittel- 
bar aus  der  Rückwirkung  der  Niederlagen  von  Magenta  und  Solfe- 
rino  hervorgegangene  Laxenburger  Manifest  vom  15.  Juli  1859, 
welches  —  gewissermaßen  reuevoll  —  die  Pflege  der  inneren 
Politik  als  das  fortan  maßgebende  Leitmotiv  der  kaiserlichen  Regie- 
rung ankündigte. 2)  Nachdem  Buol  schon  vorher  als  Opfer  der  völlig 
verfehlten  diplomatischen  Einleitung  des  Krieges  entlassen  und 
durch  den  Grafen  Rechberg  ersetzt  worden  war,  folgte  dann  Mitte 
Juli  1859  der  Sturz  Alexander  Bachs  sowie  die  Umbildung  des 
Ministeriums  durch  die  Ernennung  des  galizischen  Statthalters 
Goluchowski  zum  Minister  des  Innern,  des  Grafen  Hübner  zum 
Polizeiminister,  während  Brück  als  Finanzminister  und  Graf  Thun 
als  Kultusminister  zunächst  noch  in  der  Regierung  blieben.  Die 
neue  Regierung  veröffentlichte  am  23.  August  1859  ein  förmliches 


*)  Eine  außerordentlich  scharfe  Kritik  der  Kegierungsverhältnisse,  die 
eich  in  Oesterreich  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  mit  Piemont 
und  Frankreich  herausgebildet  hatten  und  eine  sehr  interessante  Darstellung 
«ler  Stimmung,  die  sich  gegenüber  dem  Kaiser  der  Generalität  und  dem 
Hof  ausgebildet  hatte,  findet  sich  in  einer  Denkschrift  des  Grafen  Buol. 
die  dieser  kurz  nach  seiner  Entlassung  als  Minister  des  AculJorn  im  .Juli 
1850,  geschrieben  und  seinem  Nachfolger,  dem  Grälen  Ke<lii>erg,  übermittelt 
hat  bej  dessen  Papieren  im  Staats-,  Haus-  und  Hbfarchiv  sie  erliegt.  Der 
vollständige  Abdruck  dieser  Denkschrift,  die  auch  einen  Kefnrmplan  entwirft, 
folgt   unten   im   Anhang  II. 
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Regierungsprogramm  in  der  „Wiener  Zeitung",  das  folgende  ein- 
zelne Aufgaben,  die  sich  die  Regierung  gestellt  hatte,  ausdrücklich 
anführte:*)  „die  Finanzlage;  das  Bedürfnis,  die  Aufgaben  in 
sämtlichen  Zweigen  der  Zivil-  imd  Militärverwaltung  einer  wirk- 
samen Kontrolle  zu  unterziehen;  den  gesetzlich  anerkannten,  nicht 
katholischen  Religionsgenossenschaften  Autonomie  und  freie  Reli- 
gionsübung zu  sichern;  die  Stellung  der  Israeliten  in  zeitgemäßer 
Weise,  aber  mit  Rücksicht  auf  örtliche  und  provinzielle  Verhältnisse 
zu  regeln;  das  Gemeindegesetz  mit  Beihilfe  von  Vertrauensmännern 
aus  allen  Classen  in  den  Provinzen  ohne  Aufschub  den  eigentüm- 
lichen Zuständen  der  einzelnen  Kronländer  anzupassen;  einen 
wesentlichen  Theil  der  Geschäfte,  welche  jetzt  von  landesfürstlichen 
Behörden  besorgt  werden,  womöglich  autonomen,  den  Betheiligten 
selbst  angehörigen  Organen  zu  übertragen  und  nach  Lösung  dieser 
ersten  und  dringendsten  Aufgaben  ständische  Vertretungen  in  den 
verschiedenen  Kronländern  ins  Leben  zu  rufen." 

Von  allem  Anfang  bildete  die  Finanzlage  des  Kaiserstaates  die 
Hauptsorge  der  Regierung  und  den  Hauptgegenstand  ihrer  Bera- 
tungen. Freiherr  von  Brück  tritt  da  als  Finanzminister  begreif- 
licherweise in  den  Vordergrund  der  im  Schöße  des  Gesamtmini- 
steriums sich  entwickelnden  Debatten  und  Kämpfe,  und  trotz  aller 
Geschicklichkeit  finden  seine  Versuche,  die  durch  den  Krieg  her- 
beigeführte Defizitnot  und  Geldentwertung  schnell  zu  beheben, 
schon  innerhalb  der  Ministerkonferenz  vieler  Oppostion  und  Kritik 
von  verschiedenen  Seiten.  Die  Finanzlage  aber  hing  unmittelbar 
mit  der  großen  politischen  Frage  zusammen,  welche  das  gebildete 
Publikum  vor  allem  beschäftigte,  mit  der  Frage  nach  der  Rückkehr 
Oesterreichs  zu  konstitutionellen  Einrichtungen.  Brucks  Haltung  in 
dieser  Hinsicht  ist,  soweit  die  Ministerratsprotokolle  es  erkennen 
lassen,  schwankend  und  ziemlich  unklar.  Daß  er  wirklich,  wie  be- 
hauptet wird,  der  Vorkämpfer  ernster  liberaler  Reformen  im 
Ministerrat  gewesen  sei,  läßt  sich  aus  dessen  Protokollen  nicht  be- 
gründen. Soviel  ist  jedenfalls  unverkennbar,  daß  der  Kaiser  und 
seine  wichtigsten  politischen  Berater,  nämlich  Rechberg  und  Golu- 

*)  Es  hat  den  Anschein,  daß  die  Regierung  Rechberg-Goluchowski  auf 
dieses  Programm  in  ganz  formeller  Weise  sich  geeinigt  hatte.  Obgleich  die 
betreffenden  Vereinbarungen  in  dem  Protokolle  der  Ministerkonferenz  nicht 
enthalten  sind,  so  werden  doch  in  den  ersten  Sitzungen  der  neuen  Minister- 
konferenz wiederholt  die  einzelnen  Punkte  dieses  Programmes  hervorgehoben 
und  diskutiert.  Ohne  Zweifel  glaubte  man  am  Hofe  und  in  der  Regierung, 
mit  der  genauen  Umschreibung  der  „Aufgaben",  die  sie  sich  selbst  stellte,  und 
ihrer  Veröffentlichung  einen  gewissen  Schritt  nach  links  zu  tun,  und  so  trotz 
der  regierungsfeindlichen  Stimmung  der  Bevölkerung  deren  Vertrauen  zu 
gewinnen. 
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chowski,  von  einer  Wiederbelebung  des  Konstitutionalismus  auch 
nach  dem  Frieden  von  Villafranca  nicht  das  Geringste  wissen 
wollten:  er  war  zweifellos  von  der  Hoffnung  erfüllt,  auch  ohne  eine 
solche  Hilfe  über  die  Krise,  die  der  unglückliche  Krieg  hervor- 
gerufen hatte,  hinwegzukommen.  Vor  allem  aber  drang  in  der 
ungarischen  Frage,  die  ja  selbst  wieder  den  Kern  der  „Verfassungs- 
frage" bildete,  zunächst  der  Einfluß  der  unbedingten  Zentralisten 
und  Absolutisten  durch.  Die  Konferenzen,  die  im  August  mit  den 
magyarischen  Altkonservativen  zu  Wien  gepflogen  wurden,  blieben 
ohne  Ergebnis  und  der  Polizeiminister  Graf  Hübner,  der  sich  für  die 
Versöhnung  Ungarns  mit  Hilfe  der  altkonservativen  Partei  besonders 
eingesetzt  hatte,  nahm  und  empfing  seine  Demission.  Was  endlich 
die  nichtungarischen  Länder  betraf,  so  wollte  man  über  das  im  Pro- 
gramm vom  3.  August  enthaltene  Versprechen,  ständische  Ver- 
tretungen in  den  Kronländern  ins  Leben  zu  rufen,  aus  keinen  Fall 
hinausgehen. 3) 

Die  außerordentlich  schwierige  finanzielle  Lage  des  Reiches 
und  die  tiefe  Unzufriedenheit  gerade  der  für  den  Staatskredit  wich- 
tigsten Kreise  der  Wiener  Geldmänner  sowie  des  großbürgerlichen 
Elementes  überhaupt  trieben  jedoch  die  Regierung  trotz  ihrer  Ab- 
neigung gegen  irgendeine  wesentliche  Aenderung  des  „Systems" 
unaufhaltsam  vorwärts.  Die  nach  langen  Beratungen  zu  Ende  De- 
zember vollzogene  Ernennung  einer  Staatsschuldenkommission  war 
nicht  genügend,  um  das  Mißtrauen  jener  Kreise  zu  beheben,  und  so 
entschloß  man  sich  zu  einer  weiteren,  allerdings  noch  immer  sehr 
geringfügigen  Konzession  an  die  selbst  in  der  niedergehaltenen 
Presse  immer  stärker  auftretenden  konstitutionell-liberalen  Ideen 
vor  allem  in  der  Richtung,  daß  man  sich  bereit  machte,  das  Staats- 
budget einer  Art  von  öffentlicher  Kontrolle  zu  unterziehen.  Die 
ursprüngliche  Idee  Brucks,  zu  diesem  Zwecke  periodische  Konfe- 
renzen von  Handelskammervertretern  in  das  Finanzministerium  ein- 
zuberufen, war  alsbald  fallen  gelassen  worden.  Man  zog  es  vor,  für 
diesen  Zweck  das  von  Kübeck  eingerichtete,  bisher  rein  bureaukra- 
tische  Kollegium  des  1851  geschaffenen  Reichsrates  zu  benützen. 
Mit  dem  Patent  vom  5.  März  1860  wurde  die  Einberufung  des  so- 
genannten „verstärkten",  das  heißt  durch  besonders  hierzu  ein- 
berufene Mitglieder  erweiterten  Reichsrates  verkündigt,  dessen 
Session  dann  im  Sommer  beginnt  und  nach  einigen  Monaten,  am 
28.  September  1860,  endet.4) 

Der  Kaiser  und  seine  Ratgeber  fanden  diesen  Weg  auch  deshalb 
besonders  gangbar,  weil  er  ermöglichte,  zugleich  mit  der  Beratung 
des   Budgets   im    erweiterten    Kreise    der   kaiserlichen    Vertrauens- 
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männer  auch  die  im  Sommer  vorgenommenen  und  ergebnislosen 
Versuche  einer  Verständigung  mit  Ungarn  neuerlich  anzuknüpfen. 
Je  mehr  seit  dem  unglücklichen  Ausgang  des  Krieges  die  Aufregung 
im  ganzen  magyarischen  Volksgebiete  stieg,  je  mehr  dieselbe  höchst 
unbesonnenerweise  durch  das  vom  Grafen  Thun  durchgesetzte  Pro- 
testanten-Patent —  eine  Neuregelung  des  Staatskirchenrechtes  der 
Reformierten  in  Ungarn  —  gerade  in  den  Kreisen  der  national- 
magyarischen Intelligenz  gesteigert  worden  war,  desto  mehr  war 
doch  auch  in  Wien  das  Verständnis  für  die  Notwendigkeit  einer 
Annäherung  der  Dynastie  an  die  magyarische  Herrenklasse  ge- 
wachsen. Als  der  gegebene  Vermittler  erschien  dem  Hofe  natur- 
gemäß die  große  Adelsgruppe,  die  trotz  der  wiederholten  Zurück- 
weisung, die  ihre  Bemühungen  in  den  Jahren  1850,  1857  und 
neuerlich  kurz  vor  Beginn  des  italienischen  Krieges  erfahren  hatten, 
sich  auch  jetzt  wieder  zu  guten  Diensten  für  die  Krone  und  ihr  Land 
bereithielten.  Schon  durch  die  reichlichen  höfischen  Beziehungen 
ihrer  hervorragendsten  Mitglieder  und  Führer  war  diese  Vermitt- 
lung von  selbst  gegeben.  Aber  der  erste  in  dieser  Richtung  ge- 
machte Versuch  schlug  doch  wieder  fehl.  Baron  Jösika,  den  man 
noch  vor  dem  Sturze  Bachs  vertraulich  fragen  ließ,  ob  er  das  Mini- 
sterium des  Innern  in  der  Reichsregierung  übernehmen  wollte, 
lehnte  ab,  weil  seiner  Meinung  nach  kein  Mensch  Kapazität  genug 
gewesen  wäre,  um  die  innere  Verwaltung  des  ganzen  Kaiserstaates 
glücklich  zu  leiten.  Bald  darauf  boten  aber  die  ungarischen  Alt- 
konservativen selbst  wieder  ihre  Dienste  an.  Graf  Dessewffy  unter- 
breitete dem  Ministerpräsidenten  Grafen  Rechberg  ein  Elaborat,  in 
welchem  „die  Notwendigkeit  einer  freiheitlichen  Neugestaltung  des 
Reiches,  die  Prinzipien,  welche  bei  dem  großen  Werke  maßgebend 
sein  müssen,  und  die  Art  und  Weise,  wie  zu  dem  segensvollen  Ziele 
ohne  verwirrende  Erschütterung  der  bestehenden  Verhältnisse  zu 
gelangen  sei,  mit  der  Klarheit  des  durchgearbeiteten  Gedankens 
dargelegt  wurden."  *) 

Graf  Rechberg  zog  nun  den  neuen  Polizeiminister  Hübner  ins 
Vertrauen  und  führte  dann  in  seinem  Hause  private  Unterhand- 
lungen mit  Dessewffy,  Josika  und  anderen  führenden  Männern  der 
altkonservativen  Partei.  Aber  die  Vorschläge  dieser  Politiker 
fanden  auch  jetzt  keine  Zustimmung  bei  Hofe  und  Minister  Graf 
Hübner,  der  sich  der  Regierung  und  dem  Kaiser  gegenüber  offen 
mit  dem  Vorschlage  der  Ungarn  solidarisch  erklärt  hatte,  resig- 
nierte, wie  schon  bemerkt  wurde,  auf  sein  Portefeuille. 5) 

*)  So  wird  der  Versuch  Dessewffys  in  der  halboffiziellen  Parteischrift 
der  Altkonservativen:  „Drei  Jahre  Verfassungsstreit",  Leipzig,  1864,  Seite  36, 
charakterisiert. 
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Als  nun  unter  dem  Druck  der  fortwährend  steigenden  finan- 
ziellen Schwierigkeiten  der  Kaiser  und  seine  Ratgeber  sich  zur 
Umgestaltung  des  alten  Kübeckschen  Reichsrates  in  eine  Art  von 
höchster  Vertrauenskommission  entschlossen  hatten,  mußte  man 
sich  wohl  oder  übel  neuerdings  mit  den  ungarischen  Adeligen  ins 
Einvernehmen  setzen,  um  sie  zur  Teilnahme  an  den  Verhandlungen 
des  verstärkten  Reichsrates  zu  gewinnen.  Von  den  sechs  hierzu 
ausersehenen  ungarischen  Persönlichkeiten  lehnten  drei,  nämlich 
Eötvös,  Somssich  und  Vay,  sogleich  ab.  Der  Eintritt  der  drei  anderen 
Herren,  nämlich  Szecsens,  Mailaths  und  Szögyenys,  zog  sich  gleich- 
falls einige  Zeit  hin;  als  diese  aber  endlich  ihre  Teilnahme  zu- 
gesagt hatten,  nahmen  sie  sogleich  moralisch  und  politisch  die  Füh- 
rung der  Verhandlungen  in  der  Notabelnversammlung  in  ihre 
Hände:  Schritt  für  Schritt,  in  der  Frage  der  Geschäftsordnung,  in 
der  des  Gelöbnisses  und  in  der  Angelegenheit  der  Ersatzberufungen 
für  diejenigen,  welche  abgelehnt  hatten,  zwangen  sie  die  Regierung 
Goluchowski  regelmäßig  zum  Rückzug.  Als  Hüter  der  alten  stän- 
disch-parlamentarischen Tradition  Ungarns  waren  sie  es,  die  Ton 
und  Geist  der  Beratungen  maßgebend  beeinflußten,  die  den  der 
Opposition  erforderlichen  freien  Spielraum  in  der  Debatte  energisch, 
bisweilen  sogar  rücksichtslos  sicherten:  von  Anfang  an  stellten  sie 
neben  der  von  ihnen  übernommenen  Aufgabe  offener  Kritik  an  den 
Taten  und  Errungenschaften  des  Absolutismus  in  ihrem  Lande  ihre 
Anschauungen  und  Forderungen  für  die  Neuordnung  der  Monarchie 
in  den  Vordergrund. 6) 

Wenn  auch  die  Verhandlungen  des  verstärkten  Reichsrates  in 
Ungarn  und  in  Oesterreich  in  weiteren  Kreisen  nur  wenig  Interesse 
erregten,  so  war  ihre  Wirkung  nach  innen  und  oben,  gegen  die  Re- 
gierung und  den  Monarchen  hin  groß  genug:  sie  haben  dahin  ge- 
führt, die  vereinigte  Adelsfraktion  als  Mehrheit  und  in  dieser  die 
ungarischen  Herren  als  Führer  erscheinen  zu  lassen,  so  daß  die 
weiteren  Stadien  der  durch  diese  Verhandlungen  angebahnten 
„Systemänderungen"  von  selbst  in  ihre  Hände  kommen  mußten. 
Gerade  dieser  Erfolg  war  dann  die  Ursache,  daß  der  verstärkte 
Reichsrat  unvermutet  und  eigentlich  wieder  sehr  überstürzt  vertagt 
und  weggeschickt  wurde,  denn  man  war  inzwischen  schon  an  ent- 
scheidender Stelle  zu  weitgehenden  Entschlüssen  bereit  geworden 
und  vor  allem  war  der  Kaiser  entschlossen,  die  Ratschläge  der  Alt- 
konservativen nun  zur  Grundlage  der  geplanten  Reichsverfassung 
eu  nehmen. 

Von  der  Einberufung  des  verstärkten  Reichsrates  an  vollziehen 
sich    die    weiteren  Wendungen    der    inneren   Politik    in    unaufhalt- 
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samen,  ja  schließlich  überstürzten  Gange.  Als  unmittelbare  Frucht 
der  von  den  ungarischen  Altkonservativen  im  Verein  mit  der  öster- 
reichischen Adelsfraktion  gewonnenen  Erfolge  und  der  dadurch 
herbeigeführten  Verstärkung  ihrer  Position  bei  Hofe  erfolgte  die 
Rekonstruktion  des  Ministeriums  Goluchowski  in  den  letzten  Tagen 
des  September  in  föderalistischem  Sinne:  Baron  Vay,  dessen  An- 
sehen als  Politiker  und  Patriot  in  Ungarn  alle  Anderen  überragte, 
trat  als  Hofkanzler  in  die  Regierung  ein  und  neben  ihm  Graf 
Szöcsen,  der  sich  zum  parlamentarischen  Führer  der  Adelsgruppen 
im  Reichsrate  aufgeschwungen  hatte,  als  Minister  ohne  Portefeuille. 
Das  Werk  dieser  neuen  Regierung  ist  sodann  das  Diplom  vom 
20.  Oktober  1860  gewesen.  Der  Versuch,  dieses  neue  Staatsgrund- 
gesetz in  Oesterreich  in  Wirksamkeit  zu  setzen,  geriet  jedoch  bald 
ins  Stocken.  Die  Ablehnung  des  Oktoberdiploms  durch  die  gesamte 
öffentliche  Meinung  in  Ungarn,  nicht  minder  aber  der  Widerstand, 
auf  welchen  die  darin  geschaffene  Ordnung  bei  der  öffentlichen 
Meinung  Wiens  und  der  deutsch-liberalen  Kreise  Oesterreichs  stieß, 
bringt  dann  in  kurzer  Zeit  wieder  in  ziemlich  überstürzter  Weise  das 
Ministerium  Goluchowski-Szecsen  zu  Fall;  es  erfolgt  die  Berufung 
Anton  von  Schmerlings  zum  Staatsminister  und  Nachfolger  Golu- 
chowskis  und  wenige  Monate  später  wird  als  „Ausführung"  des 
Oktoberdiploms  eine  neue  Verfassung  durch  das  Patent  vom 
26.  Februar  1861  verkündigt. 

Uebersieht  man  diese  hier  zunächst  nur  in  äußerster  Kürze  be- 
zeichnete Reihe  der  durch  den  Krieg  herbeigeführten  innerpolitischen 
Ereignisse  der  Jahre  1859  und  1860,  so  zeigt  sich,  daß  die  Rückkehr 
zum  Konstitutionalismus  in  Oesterreich  in  drei  Etappen  erfolgte, 
welche  deutlich  das  Zögern  des  Herrschers  und  seiner  Ratgeber,  von 
der  1851  geschaffenen  absolutistischen  Regierungsweise  abzugehen, 
zum  Ausdruck  bringen. 

Zuerst  hoffte  man  über  die  durch  den  verlorenen  Feldzug  ge- 
schaffene Unzufriedenheit  aller  Völker  und  Gesellschaftsklassen 
im  Reiche  dadurch  hinwegzukommen,  daß  man  dem  „Reichsrat" 
genannten  Beamtenkollegium  ein  repräsentatives  Element  geringster 
Dosierung  hinzufügte  und  man  war  bereit,  zu  diesem  Zwecke  die 
Landtage,  deren  Verfassungen  Bach  schon  1854  hatte  plötzlich 
ausarbeiten,  aber  niemals  veröffentlichen  lassen,  doch  ins  Leben 
zu  rufen.  Die  Ungeduld  des  Kaisers  hat  dann  zur  Folge,  daß 
man  diesen  neuen  „Reichsrat"  sogleich  durch  kaiserliche  Einberu- 
fung angesehener  Persönlichkeiten,  38  an  der  Zahl,  umbildet;  diese 
Notabeinversammlung  besteht  großenteils  aus  Vertretern  des  hohen 
Adels,  der  haute  Bureaucratie  und  des  Klerus,  enthält  aber  auch 
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einzelne  angesehene  bürgerliche  Persönlichkeiten  aus  dem  Kauf- 
mannsstande  und  der  Industrie.  Es  war  beabsichtigt,  sobald  ein- 
mal die  ständischen  Landtage  gebildet  waren,  diese  zeitweilig  ein- 
berufenen 38  Mitglieder  des  Reichsrates  von  den  Landtagen  dele- 
gieren zu  lassen. 7) 

Inzwischen  war  aber  die  ungarische  Seite  des  Reichsproblems 
von  selbst  übermächtig  in  den  Vordergrund  getreten.  Dies  führte 
sogleich  das  zweite  Stadium  dieses  ganzen  vom  Kaiser  und  seiner 
Regierung  nur  höchst  widerwillig  vollzogenen  Rückzuges  von  der 
unbedingten  Autokratie  herbei.  Dieses  Stadium  wird  dadurch 
charakterisiert,  daß  nunmehr  die  altkonservative  Partei  des  unga- 
rischen Adels  unter  Führung  ihres  eigentlichen  Sprechers  im  ver- 
stärkten Reichsrate,  des  Grafen  Anton  Szecsen,  für  eine  kurze  Frist 
beim  Kaiser  und  in  der  Regierung  zum  ausschlaggebenden  Faktor 
wird.  Das  Ergebnis  davon  ist  das  Zustandekommen  des  Oktober- 
diploms. Als  sich  aber  sodann  in  ganz  kurzer  Zeit  die  vollständige 
Einflußlosigkeit  der  Altkonservativen  in  Ungarn  zeigt,  werden  diese 
von  Franz  Josef,  wie  es  schon  seine  Art  war,  kurzerhand  fallen  ge- 
lassen und  mit  ihnen  zugleich  verlieren  die  ihnen  verbündeten  Stan- 
desgenossen aus  den  deutschen  und  slawischen  Erbländern,  die  im 
verstärkten  Reichsrate  zum  erstenmal  als  solche  auftretende  föde- 
ralistische Adelspartei,  den  Boden  bei  Hofe.  Graf  Goluchowski  tritt 
zurück  und  wird  durch  Herrn  von  Schmerling  ersetzt,  dem  die  Auf- 
gabe zufällt,  das  Oktoberdiplom  als  „Verfassung"  zur  Durchführung 
zu  bringen.  Aus  diesem  dritten  der  Stadien,  in  welche  sich  der 
Abbau  des  unbedingten  Absolutismus  von  1851  gliedert,  geht  das 
Februarpatent  und  die  von  diesem  oktroyierte  neue  Reichsverfassung 
hervor. 

Durch  welche  Kräfte  nun  die  neuerliche  Entfaltung  des  Reichs- 
und Staatsproblems  in  diesen  zwei  Jahren  von  1859  bis  1861  im 
einzelnen  vollzogen  worden  ist,  muß  im  folgenden  klargestellt  werden. 

Der  hierbei  entscheidende  Umstand  ist  bereits  hervorgehoben 
worden :  nicht  von  Oester  reich,  sondern  von  Ungarn 
her,  also  durchaus  als  Folge  des  Reichsproblems,  ist  dem  Kaiser 
und  seinen  höfischen  und  bureaukratischen  Ratgebern  neuerlich  die 
Notwendigkeit  einer  wenn  auch  noch  so  vorsichtigen  und  unauf- 
richtigen Annäherung  an  den  Konstitutionalismus  auferlegt  worden. 
Die  Erfahrungen  des  Jahres  1859  hatten  den  Monarchen  und  die 
Männer  seines  Vertrauens  davon  überzeugt,  daß  die  Versöhnung 
Ungarns  mit  der  Dynastie  die  unvermeidliche  Vorbedingung  /.um 
Wiedererstarken  der  Monarchie  nach  außen  hin  bedeutete.  Daß 
dies  nur  auf  dem   Boden  grundsätzlicher  Wiederaufnahme  konsti- 
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tutionellen  Prinzipes  möglich  war,  erschien  den  adeligen  Politikern 
der  Magyaren  von  vornherein  klar.  Da  man  nun  in  Wien  an  der 
1849  durch  Waffengewalt  geschaffenen  Einheit  des  gesamten  Kaiser- 
staates unbedingt  festhalten  wollte,  so  war  damit  für  die  Berater 
des  Kaisers  die  Notwendigkeit  gegeben,  das  Verfassungsproblem 
gerade  so  wie  im  Jahre  1849  von  vornherein  als  Reichsproblem  zu 
lösen.  Die  ungarische  altkonservative  Partei  —  dieselbe,  mit  der 
schon  1849  Stadion  angeknüpft  hatte  —  also  die  Männer  der  histo- 
rischen, vorkossuthistischen  Verfassung  Ungarns  waren  diesmal 
wieder  die  treibende  Kraft:  abermals  schien  ihnen  die  Gelegenheit 
günstig,  an  die  Spitze  aller  auf  die  Befreiung  vom  Absolutismus  ge- 
richteten Bestrebungen  der  magyarischen  Gesellschaft  zu  gelangen, 
so  die  politische  Führerstellung  im  Lande  zu  erringen  und  dessen 
künftige  politische  Entwicklung  im  Banne  konservativer  Ideen  zu 
erhalten.  Mit  gutem  Grund  mochten  sie  das  erhoffen,  denn  sie  allein 
hatten  das  ganze  Dezennium  der  absolutistischen  Herrschaft  hin- 
durch Fühlung  mit  dem  Monarchen,  dem  Hofe  und  der  Regierung 
unterhalten.  An  sie  wendete  man  sich  in  Wien  begreiflicherweise 
nunmehr  als  an  den  natürlichen  Vermittler  und  sie  erwarteten  eine 
Erhöhung  ihrer  Autorität  im  Lande  von  den  Konzessionen,  die  sie 
beim  Kaiser  und  der  Regierung  durchsetzen  zu  können  sich  schmei- 
chelten. So  ist  nun  —  und  es  ist  sehr  wichtig,  das  klarzumachen  — 
die  prinzipielle  Rückkehr  zum  konstitutionellen  Gedanken  im  habs- 
burgischen  Kaiserstaate,  wenn  auch  nicht  ausschließlich,  so  doch  in 
weitaus  überwiegendem  Maße  aus  Rücksicht  auf  Ungarn  und  die 
Magyaren  sowie  unter  dem  vorwaltenden  Einfluß  einer  ungarischen 
politischen  Partei  erfolgt.  Denn  nur  von  dort,  nicht  aber  von  dem 
deutschen  oder  slavischen  Bürger-  und  Bauerntum  der  Alpen-  und 
Sudetenländer  fühlte  man  am  Hofe  den  immer  stärker  anwachsenden 
Druck  und  —  vor  allem  —  nur  in  Ungarn  fürchtete  man  neue  Volks- 
erhebungen. 

Hieraus  ergab  sich  aber  eine  wichtige  Folge:  das  Verfassungs- 
werk selbst,  das  jetzt  zustande  kam  —  die  zweite  in  der  Reihe  der 
für  den  Gesamtstaat  oktroyierten  Reichsverfassungen  —  nämlich 
das  Diplom  vom  20.  Oktober  1860,  ist  in  seinen  wesentlichen  politi- 
schen Gedanken,  in  seiner  Vorstellung  von  der  künftigen  inneren 
Ordnung  der  Gesamtmonarchie  und  der  Lösung  ihres  Verfassungs- 
problems durchaus  von  denjenigen  Ideen  und  Tendenzen  beherrscht, 
welche  die  Männer  der  altkonservativen  Partei  Ungarns  speziell  für 
ihr  eigenes  Land  vertraten,  die  im  Grunde  genommen  vor  allem 
doch  diejenigen  politischen  Anschauungen  zum  Ausdruck  bringen, 
welche  sich  der  in    dieser  Partei  vereinigte  ungarische   Hochadel 
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gemeinsam  mit  dem  historischen  Adel  der  österreichischen  Erb- 
länder im  Laufe  des  Dezenniums  absolutistischer  Regierung  in 
Wien  über  die  wünschenswerte  Gestaltung  des  als  Einheit  aufrecht- 
erhaltenen Kaiserstaates  gebildet  hat.  Dadurch  aber,  daß  der  magy- 
arische Adel  auf  dem  festen  Boden  seiner  unzerstörbaren  viel- 
hundertjährigen Tradition  seiner  ständischen  Freiheiten  und  histo- 
rischen Selbstregierung  in  Landtag,  Komitat  und  Gerichtsbarkeit 
stand  und  stehen  blieb,  war  er  viel  früher  und  weitaus  besser  als 
der  Adel  der  österreichischen  Länder  imstande,  sich  unter  den  Ver- 
hältnissen, wie  sie  seit  1849  bestanden,  als  politische  Kraft  hand- 
lungsfähig zu  erhalten,  seine  Ziele  programmatisch  zu  formulieren 
und  als  geschlossene  politische  Partei  nach  außen  sowohl  gegen 
das  Volk  hin,  wie  auch  gegenüber  dem  Hofe  zu  wirken.  Auf  diese 
Weise  ist  nun  das  scheinbar  paradoxe  Ergebnis  zu  erklären,  daß 
die  seit  den  letzten  altständischen  Landtagen  Ungarns  als  Fraktion 
organisierte  Gruppe  des  hc  fisch  gesinnten  ungarischen  Adels  in  dem 
Augenblicke,  da  der  absolute  Monarch  und  seine  Ratgeber  die  Not- 
wendigkeit neuerlicher  Rückkehr  zu  konstitutionellen  Einrichtungen, 
wenn  auch  zögernd  anzuerkennen  sich  anschickten,  nicht  bloß  was 
Ungarn  betrifft,  sondern  sogleich  für  die  ganze  Monarchie  als  führen- 
der politischer  Faktor  hervortritt  und  vor  allem  von  dem  Träger  der 
Krone  als  wichtigster  Exponent  der  „öffentlichen  Meinung"  im 
Reiche  angesehen  wird.  Das  Ergebnis  dieser  merkwürdigen  Kon- 
stellation und  damit  dieses  ganzen  Abschnittes  österreichisch-unga- 
rischer Geschichte,  in  welchem  ganz  ernsthaft  bloß  der  hohe  Adel 
des  Kaiserstaates  als  „politische  Nation"  des  Reiches  fungiert  und 
unter  Leitung  seines  magyarischen  Flügels  so  gut  wie  ausschließlich 
zur  Verfassungsarbeit  zugelassen  wird,  ist,  wie  schon  oben  gesagt 
worden,  das  Oktoberdiplom  gewesen.  Die  politische  Idee  aber, 
welche  dieses  Dokument  zum  Leben  zu  bringen  sucht,  die  darin  ent- 
haltene Auffassung  vom  Reichspiüblem  des  habsburgischen  Kaiser- 
Staates  und  von  den  Mitteln,  es  zu  lösen,  ist  ein  eigentümlicher 
historischer  Föderalismus,  der  versucht,  die  geschichtliche  Territo- 
rialbildung  des  Reiches  zur  Grundlage  seiner  Neuordnung  KU 
machen  unter  möglichst  weitgehender  Zurückdrfiugung  der  Wiener 
Bureaukratie  und  der  von  ihr  verkörperten  Einrichtungen.  In  dieser 
Tatsache,  die  sogleich  näher  zu  beschreiben  sein  wird,  liegt  die 
historische  und  politische  Bedeutung  jenes  —  übrigens  bis  zur  letzten 
Stunde  des  Reiches  formell  erhaltenen  —  Staatsgrundgesetzea  und 
nicht  —  so  paradox  das  auch  klingen  mag  —  in  der  spezifischen 
LI  rang,  welche  das  Oktoberdiplom  speziell  für  die  ungarische  Seite 
des  Reichsproblems,  für  das  Verhältnis  Ungarns  zum  Gesamtreiche, 
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gibt,  obgleich  doch  nur  die  magyarischen  Adelspolitiker  die  eigent- 
lichen Väter  des  Oktoberdiploms  gewesen  sind.  Diese  Paradoxie 
findet  ihre  Aufklärung  in  der  tatsächlichen  Wirkung,  welche  das 
Diplom  sogleich  nach  seinem  Erscheinen  in  der  Heimat  seiner  Ur- 
heber, in  Ungarn,  hervorrief.  Die  Lösung  der  ungarischen  Frage, 
die  es  gab,  war  nämlich  in  dem  Augenblicke,  da  sie  das  Licht  der 
Oeffentlichkeit  erblickte,  schon  aussichtslos  geworden,  war  politisch 
tot:  die  allgemeinen  ständischen  Ideen  jedoch,  welche  den  unga- 
rischen Altkonservativen  mit  ihren  österreichischen  Standesgenossen 
gemeinsam  waren  und  die  sie  in  vollem  Einverständnis  im  Oktober- 
diplom niederlegten,  sind  ein  dauerndes  und  außerordentlich  zäh- 
lebiges Element  des  spezifisch  österreichischen,  nichtungarischen 
Verfassungslebens  geworden  und  fast  bis  zur  letzten  Stunde  des 
Reiches  geblieben. 

Das  Oktoberdiplom  war  also  entstanden  als  das  große  Ver- 
fassungsprogramm des  Hoch-  und  Hofadels  der  vier  großen  Terri- 
torialgruppen, aus  denen  der  1849  konstituierte  österreichische 
Kaiserstaat  bestand,  von  Ungarn,  Böhmen,  den  deutschen  Erbländern 
und  Galizien:  in  seinem  Geist  und  Inhalt  wohl  eine  überraschende 
Frucht  der  Erziehung  aller  dieser  Länder  durch  ein  Regime  rigo- 
rosester Zentralisation,  wie  sie  seit  1849  unwidersprochen  herrschte. 
Geschichtlich  betrachtet  ist  mit  dem  Oktoberdiplom  zu  dem  Komplex 
der  geistigen  Elemente  des  spezifisch  österreichischen  Staatspro- 
blems, wie  es  sich  1848  zum  erstenmal  in  Kremsier  zu  entfalten  be- 
gonnen hatte,  ein  neues  und,  wie  wir  alsbald  sehen  werden,  sehr 
wichtiges  Element  hinzugekommen.  Es  entspricht  aber  nur  der  so 
ganz  verschiedenartigen  politischen  Entwicklung  ein  und  derselben 
Gesellschaftsklasse,  nämlich  des  historischen  Grundadels  diesseits 
und  jenseits  der  Leitha,  in  Ungarn  und  im  eigentlichen  Oesterreich, 
daß  diese  Gesellschaftsklasse  hier  sich  anschickt,  als  selbstwilliger 
politischer  Faktor  in  das  öffentliche  Leben  der  ökonomisch  und  sozial 
so  viel  weiter  vorgeschrittenen  westlichen  Reichshälfte  bestimmend 
einzugreifen,  während  das  feudale  Magnatentum  Ungarns  in  demsel- 
ben Augenblicke  sich  gezwungen  sieht,  das  soeben  veröffentlichte 
reichspolitische  Programm  und  darüber  hinaus  auch  alsbald  seine 
selbständige  politische  Rolle  überhaupt  endgültig  aufzugeben.  Denn 
das  im  Oktoberdiplom  für  Ungarn  als  Bestandteil  eines  habsburgi- 
schen  Kaiserreiches  aufgestellte  Verfassungsprogramm  scheitert  dort 
sogleich  an  der  Opposition  aller  übrigen  politisch  tätigen  Faktoren 
Ungarns,  vor  allem  an  dem  einmütigen  Widerstand  des  magyarischen 
Kleinadels,  der  Gentry,  an  den  als  den  eigentlichen  Exponenten  der 
politischen  Nation  des  Landes  sich  die  an  der  Kossuthschen  Tradition 
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festhaltende  magyarische  Bauernschaft  ebenso  anschloß,  wie  die  erste 
Formation  modern-bürgerlicher  Klassen  in  den  wenigen  Städten  des 
Landes.  Die  national-magyarische  politische  Freiheitsbewegung,  von 
der  Ungarn  seit  1825  in  immer  beschleunigtem  Ansteigen  ergriffen 
worden  war,  hatte  vollends  seit  der  Revolution  die  ganze  Intelligenz 
des  Landes  und  die  sich  neubildende  bürgerliche  Gesellschafts- 
klasse mit  der  großen  Mehrheit  der  Gentry  zu  einer  neuen  Mittel- 
klasse des  Magyarentums  als  der  politischen  Nation  des  Landes  zu- 
sammengeschmolzen und  sie  mit  den  allgemeinen  Ideen  und  Schlag- 
worten des  mitteleuropäischen  Liberalismus  erfüllt,  welch'  letzterer 
allerdings  von  Anfang  an  mit  dem  schärfsten  magyarischen  Natio- 
nalismus sich  unlöslich  verband.  Kossuth  ist  die  blendende  Ver- 
körperung dieses  politischen  Werdeganges  gewesen:  durch  ihn  und 
durch  die  führenden  Radikalen  von  1849  war  die  magyarische 
Gentry  in  einer  der  Eigenart  Ungarns  entsprechenden  Weise  „libe- 
ralisiert"  und  mit  den  magyarischen,  deutschen  und  jüdischen 
Elementen  der  im  Aufstieg  begriffenen  kleinbürgerlichen  Klasse  in 
den  Städten  und  Märkten  des  Landes  politisch  geeinigt  worden. 
Das  nationale  Ideal  von  der  vollen  Selbständigkeit  und  Unabhängig- 
keit Ungarns,  das  die  breiten  Schichten  dieser  neuen  Mittelklasse 
alsbald  einheitlich  beherrschte,  war  unzerstörbar  mit  einer  Staats- 
vorstellung verknüpft,  die  nichts  mehr  wissen  wollte  von  jener 
ständisch-feudalen  Welt,  welche  die  ungarischen  Altkonservativen, 
die  Dessewffys,  Jösikas,  Sc6szens  an  ihrer  Spitze,  repräsentierten, 
welche  sie  gerade  in  einem  vom  Gesamtadel  politisch  geleiteten 
habsburgischen  Kaiserreiche  zu  neuem  Leben  zu  erwecken  hofften. 
Ganz  anders  in  Oesterreich.  Hier  ist  die  programmatische 
Sammlung  des  feudal-aristokratischen  Elements  zu  einer  politischen 
Partei  eine  völlig  neue  Erscheinung  und  es  kam  ihr  immerhin  eine 
besondere  Bedeutung  für  das  seit  1849  vollkommen  stagnierende 
öffentliche  Leben  Wiens  und  der  deutsch-slawischen  Kronländer 
zu.  Zwar  hat  der  ziemlich  eng  abgeschlossene  Kreis  des 
hohen  Adels  und  großen  Grundbesitzes,  wie  er  sich  in  Oester- 
reich im  17.  Jahrhundert  neu  ausgebildet  hatte,  seit  jeher 
die  einflußreichste  Stellung,  ja  zeitweilig  den  allein  maß- 
gebenden Einfluß  in  der  Ratsstube  und  am  Hofe  des  absoluten 
Monarchen.  Aber  er  übte  diesen  politischen  Einfluß  ausschließlich 
als  die  bevorzugte  Gesellschaftsklasse,  als  Vasallenschaft  der 
Dynastie,  niemals  als  geschlossene  Parteigruppe  im  Sinne  modernen 
politischen  Lebens,  und  sein  politisches  Handeln  vollzieht  sich 
immer  nur  in  den  Formen,  welche  der  Hof  und  die  Organisation 
der  kaiserlichen   Zentralregierung    boten:    wie  groß,    ja    zeitweise 
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alleinherrschend  auch  der  Einfluß  des  Adels  an  diesem  Hofe  und  in 
dieser  Regierung  war,  so  blieb  die  Politik,  die  er  machte,  doch  immer 
die  Politik  des  Kaisers  und  hatte  nichts  mit  politischen  Ideen  im 
modernen  Sinne  zu  tun.  In  dieser  Stellung  mußte  sich  der  Adel 
naturgemäß  mit  dem  seit  Maria  Theresia  sich  schnell  entwickelnden 
Element  der  bürgerlichen  Bureaukratie,  des  Berufsbeamtentums,  auf 
das  empfindlichste  berühren.  Der  aufgeklärte  Absolutismus  des 
Wohlfahrtsstaates  verleiht  diesem  neuen  sozialen  Element  als  dem 
eigentlichen  Träger  des  „Staatsgedankens"  kräftig  anwachsende  Be- 
deutung und  drängt  den  Adel  bald  mehr,  bald  weniger  deutlich  aus 
seiner  privilegierten  Herrschaftsstellung  in  den  Zentralstellen  im 
Kabinett  und  am  Hofe  des  Monarchen  zurück.  Wie  sich  nun  aus 
diesem  Gegensatz  zwischen  Bureaukratie  und  Adel  schon  vor  1848 
die  wenn  auch  noch  so  schwachen  Regungen  neuerlicher  ständischer 
Fronde  in  Prag,  in  Wien  und  in  Innsbruck  offen  ausbilden,  ist  schon 
oben  in  anderem  Zusammenhange  dargelegt  worden:  wie  dann  die 
durch  Kübeck,  Schwarzenberg  und  Alexander  Bach  vollzogene 
Restauration  des  Absolutismus  und  der  von  dieser  geschaffene  streng 
bureaukratische  Machtapparat  des  neuen  Absolutismus  auf  die 
schärfste  Gegnerschaft  des  böhmischen  und  deutschen  Hochadels 
stießen,  ja  von  diesem  geradezu  als  seine  politische  Niederlage  auf- 
gefaßt wurden,  ist  gleichfalls  aus  oben  gemachten  Ausführungen 
erinnerlich.  Nunmehr,  da  durch  die  unglückliche  Kriegspolitik  des 
jungen  Monarchen  das  ganze  neue  „Svstem"  diskreditiert,  sein  her- 
vorragendster Träger  Alexander  Bach  zum  Rücktritt  gezwungen 
worden  war,  schien  den  geistigen  Führern  des  österreichischen  Hoch- 
adels die  längst  erwartete  Stunde  gekommen,  in  der  sie  hoffen 
konnten,  die  Macht  ihres  Gegners,  der  „liberal-zentralistischen" 
Bureaukratie  dauernd  zu  brechen  und  den  ganzen  politischen  Ein- 
fluß wieder  zu  gewinnen,  den  diese  ihnen  durch  drei  Generationen 
Schritt  für  Schritt  entwunden  hatte. 8) 

So  wenig  nun  der  österreichische  Hochadel  von  verfassungs- 
mäßigen Einrichtungen  im  landläufigen  Sinne  dieses  Wortes  etwas 
wissen  wollte,  so  mußte  er  doch  bei  der  gegebenen  Lage  der  Dinge 
darauf  gefaßt  sein,  daß  in  Oesterreich  und  Ungarn  die  Krone  sich  zu 
einer  Reorganisation  der  Monarchie  und  zu  einer  neuen  politischen 
Machtverteilung  zwischen  der  Bureaukratie  und  den  ehedem  ständi- 
schen Klassen  werde  herbeilassen  müssen :  darin  lag  nun,  wenigstens 
äußerlich,  eine  Anerkennung  neuzeitlicher  politischer  Verhältnisse, 
daß  der  Hochadel  Oesterreichs  so  wie  der  ungarische  nunmehr  sein 
Augenmerk  vor  allem  darauf  lenkte,  das  entscheidende  Wprt  bei 
diesem  zu  erwartenden  Akte  kaiserlicher  Reformgesetzgebung  mit- 
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zusprechen,  und  daß  er  sich  zu  diesem  Zwecke  allerdings  in  einigen 
Uebergängen  aus  einer  politisierenden  Gesellschaftsidasse  in  eine 
politische  Partei  umwandelte.  Bei  diesem  Akte  war  nun,  wie  die 
Dinge  einmal  lagen,  der  ungarische  Hochadel  durchaus  der  Führer; 
das  Standesinteresse,  die  vielfach  bestehenden  wechselseitigen  ver- 
wandtschaftlichen Verbindungen,  die  Gemeinsamkeit  ständischer  und 
religiöser  Weltanschauung,  nicht  minder  auch  der  Umstand,  daß  der 
hohe  Adel  Oesterreichs  und  Ungarns  wechselseitig  in  beiden  Reichs- 
hälften sich  großen  Gutsbesitzes  erfreute,  führen  die  leitenden 
Männer  der  Adelskaste  schon  seit  der  Revolution  und  vollends  in 
der  darauffolgenden  Reaktionsperiode  naturgemäß  auch  in  politischer 
Hinsicht  näher  zusammen.  Da  ergab  sich  nun  zwischen  dem  öster- 
reichischen und  dem  ungarischen  Hochadel  von  vornherein  ein  schon 
oben  angedeuteter  Unterschied.  Dem  ersteren  stand  nicht  wie  den 
ungarischen  Altkonservativen  eine  gleich  ihm  seit  Jahrhunderten  in 
Politik,  Gerichtswesen  und  Selbstverwaltung  vollberechtigte  Klasse 
des  grundbesitzenden  Kleinadels,  der  Gentry,  gegenüber,  die  seit 
dem  Wiedererwachen  des  politischen  Lebens  in  Ungarn  ihre  eigenen 
Wege  ging  und  mit  Hilfe  der  an  sie  angegliederten  bürgerlichen 
Elemente  mehr  und  mehr  fähig  wurde,  das  Gesamtinteresse  auch  des 
bürgerlichen  Besitzes  und  der  Intelligenzkreise  des  Landes  in 
liberalem  Sinne  zu  repräsentieren.  Es  ist  eines  der  großen  Ergeb- 
nisse der  wirtschaftlichen  und  staatlichen  Entwicklung  der  öster- 
reichischen Erbländer,  daß  in  diesen  diese  historische  Gesellschafts- 
klasse, der  mittlere  und  kleine  adelige  Grundbesitz  deutschen  und 
slawischen  Ursprungs  —  von  Galizien  abgesehen  —  als  Gesellschafts- 
klasse und  als  politischer  Faktor  so  gut  wie  vollständig  beseitigt  war. 
An  dessen  Stelle  war  nämlich  in  Oesterreich  seit  dem  18.  Jahrhundert 
ein  neuer  höherer  und  hoher  Mittelstand,  eine  neue  bürgerliche 
Gentry  getreten,  die,  wie  wir  wissen,  von  allem  Anfang  naturgemäß 
dahin  gestrebt  hatte,  dem  Adel  ständischen  Rechtes  das  von  ihm  als 
Vasallen  der  Dynastie  in  Anspruch  genommene  ausschließliche 
Privileg  staatlicher  Arbeit  und  politischer  Wirksamkeit  zu  bestreiten. 
Dies  war  der  Stand  der  rechtsgelehrten  und  kameralistisch,  also 
wirtschaftlich  tätigen  Diener  des  Kaisers,  der  führenden  landesfürst- 
lichen Beamten  in  allen  Kronländern.  Geht  man  bis  auf  deren 
Ursprung  im  16.  Jahrhundert  zurück,  so  erkennt  man,  wie  die  drei- 
hundertjährige Geschichte  dieses  Standes  seine  Stellung  zum  Adel  in 
Oesterreich  mehrfach  umgestaltet  hatte.  Für  uns  kommt  hier  nur 
jenes  Stadium  in  Betracht,  in  welchem  sich  das  Verhältnis  der 
Bureaukratie  als  eines  Berufs.standes  zum  historischen  Adel  in  die 
Relation    von    zwei    fundamental    verschiedenen    Auffassungen    dee 
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Staates  überhaupt  und  der  österreichischen  Monarchie  im  besonderen 
umzusetzen  beginnt.  In  dem  Verständnis  dieser  Wandlung  liegt 
eines  der  wichtigsten  und  bisher  noch  wenig  klargestellten  Ergeb- 
nisse der  von  den  Historikern  regelmäßig  als  „Reaktionsperiode" 
charakterisierten  Epoche,  die  auf  den  Schlachtfeldern  von  1859  ihr 
Ende  fand. 

Die  Revolution  hat  in  Oesterreich  mehr  als  in  irgend  einem 
anderen  Lande  die  Stellung  des  Adels  betroffen.  Durch  die  Grund- 
entlastung sowie  die  völlige  Beseitigung  der  Patriomonialverwaltung 
war  der  ganze  grundbesitzende  Adel  in  seinen  wirtschaftlichen 
Interessen  wie  in  seiner  feudalen  Herrschaftsstellung  in  der  Lokal- 
verwaltung aufs  tiefste  berührt.  Dazu  kam  aber  ein  anderer  Um- 
stand von  größter  Bedeutung.  Die  Regierung  Schwarzenberg-Bach 
hat  ungeachtet  ihrer  seit  1851  vollzogenen  Wendung  zur  rücksichts- 
losen Konterrevolution  dennoch  nicht  im  entferntesten  an  eine 
Wiederherstellung  der  politischen  Stellung  des  Adels,  selbst 
auch  nur  in  dem  geringen  Ausmaße  der  Rechte,  die  dem  Adel  in 
der  Aera  der  Kaiser  Franz  und  Ferdinand  zustanden,  gedacht. 
Weder  eine  Wiedereinführung  der  gutsherrschaftlichen  Patrimonial- 
verwaltung,  noch  eine  Wiedereinführung  der  Stände  als  Träger 
öffentlicher  Verwaltungsbefugnisse  und  Verwaltungsaufgaben  inner- 
halb des  Kronlandes  haben  die  Männer  der  Rekonstruktionsperiode 
nach  1849  jemals  in  Aussicht  genommen.  Dies  betraf  den  Adel 
empfindlich  genug. 

Nicht  minder  empfindlich  änderte  sich  aber  die  Stellung  des 
Adels  in  Hinsicht  der  hohen  Aemter  in  der  Staatsverwaltung  und 
Regierung  in  dieser  Periode.  Ich  muß  hier  zunächst  einen  kurzen 
geschichtlichen  Rückblick  vornehmen. 

Maria  Theresias  große  Reformen  sind  noch  fast  durchweg  von 
Männern  aus  dem  historischen  Adel  der  österreichischen  Kronländer 
durchgeführt  worden:  Blümegen,  Sinzendorf,  Chotek,  Haugwitz, 
Kaunitz  und  viele  andere  Namen  der  führenden  Männer  in  der 
theresianischen  Epoche  bezeugen  diese  Tatsache.  Immerhin  repräsen- 
tierten Bartenstein,  Sonnenfels,  van  Swieten  dementgegen  den  alten 
und  neuen  Gelehrtenstand  als  machtvolles  Element  der  theresiani- 
schen Staatsreform.  Auch  Kaiser  Josef  II.  sah  noch  im  Adel  die 
eigentliche,  zur  Führung  der  Staatsgeschäfte  berufene  Gesellschafts- 
klasse. Es  gehört  zu  den  vielen  Irrtümern  und  Mißverständnissen, 
aus  denen  sich  die  Kaiser-Josef-Legende  zusammensetzt,  daß  immer 
noch  geglaubt  wird,  er  habe  den  Adel  gering  geschätzt.  Allerdings 
tritt  unter  ihm,  wie  auch  schon  unter  Maria  Theresia,  das  bürgerlich 
gelehrte  Element  in  hervorragenden  Vertretern  besonders  im  neu- 
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geschaffenen  Staatsrate  in  die  erste  Reihe.  Aber  was  vor  allem  die 
äußere  Vertretung  und  Leitung  der  großen  Staatsämter  betrifft,  blieb 
der  alte  Hochadel  die  fast  ausschließlich  berufene  Gesellschafts- 
klasse. 9) 

Unter  Kaiser  Franz  lassen  sich  da  zwei  Perioden  unterscheiden : 
gerade  in  der  ersten,  die  bis  zum  Jahre  1815  reicht,  tritt  als  eine 
Folge  des  durch  Kaiser  Josef  geförderten  bürgerlich-gelehrten  Be- 
amtentums dieses  Element  in  bedeutendster  Weise  im  inneren 
Staasleben  hervor,  so  vor  allem  auf  dem  Felde  der  großen  Kodi- 
fikationsarbeiten, wie  sie  unter  Maria  Theresia  begonnen,  unter 
Kaiser  Franz  vielfach  erst  vollendet  worden  sind,  wie  die  Namen 
Zeiller,  Haan,  Martini  bezeugen;  Kaiser  Franz'  Minister  des  Aus- 
wärtigen Thugut  ist  der  erste  Bürgerliche  gewesen,  der  in  Oester- 
reich  den  Rang  eines  wirklichen  Ministers  erhielt.  Aber  in  der 
Umgebung  des  Kaisers  und  in  den  obersten  Hofstellen  und  Behörden 
praevalierte  doch  von  allem  Anfang  an  und  dauernd  das  hochadelige 
Gesellschaftselement,  verkörpert  in  Männern  wie  Colloredo,  Kobenzl, 
Stadion,  Chotek,  Schwarzenberg  u.  a.  m.  Als  Metternich  dann  der 
leitende  Staatsmann  geworden  war,  beginnt  im  Zusammenhange  mit 
den  seit  1815  zum  Siege  in  ganz  Europa  gelangten  politischen  und 
sozialen  Anschauungen  wieder  die  ausgesprochene  Vorherrschaft  des 
historischen  Adels  auch  in  den  höheren  und  mittleren  Staatsämtern. 
Führende  bureaukratische  Staatsmänner  bürgerlicher  Herkunft,  wie 
Kübeck  und  Eichhoff,  wirkten  daher  in  der  Regierung  doppelt  auf- 
fallend als  Ausnahmen  und  gewannen  schon  als  solche  in  dieser  Zeit 
ein  Anrecht  auf  eine  gewisse  Popularität  und  erhöhtes  Ansehen  als 
Fachmänner.  Seitdem  Graf  Kolowrat,  ein  ausgesprochen  autokratisch 
gesinnter  Aristokrat,  zum  eigentlichen  Leiter  der  gesamten  inneren 
Politik  und  Verwaltung  von  Kaiser  Franz  berufen  worden  war,  trat 
die  Begünstigung  des  höheren  Adels  im  österreichischen  Staats- 
dienste so  deutlich  hervor,  daß  diese  Veränderung  den  Zeitgenossen 
nicht  entgehen  konnte.  Wie  Kübeck  in  seinen  Tagebüchern  be- 
richtet, war  Kolowrat  der  eigentliche  Urheber  dieser  Veränderung 
und  ebenso  war  er  auch  der  bewußte  Förderer  des  slawischen  Ele- 
mentes im  staatlichen  Beamtentum  überhaupt.  Diese  Tendenz  ver- 
stärkte sich  allmählich  so,  daß  man  unter  Kaiser  Ferdinand  wieder 
mit  vollem  Rechte  sagen  konnte,  was  schon  Napoleon  von  Oesterrr-irh 
behauptet  hat:  es  sei  eigentlich  keine  Monarchie,  sondern  eine  Olig- 
archie der  altadeligen  Familien.  Nur  daß  jetzt  im  Zeitalter  des 
voll  ausgebildeten  bureaukratischen  Machtapparates  zum  Unterschied 
von  der  noch  shtrk  von  ständischen  Traditionen  beherrschten 
theresianisth-fran/Jsceischen  Epoche  diese  Machtstellung  des   Adels 
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vornehmlich  in  seiner  Besetzung  aller  irgendwie  bedeutenderen 
Stellen  im  administrativen  Staatsdienste  durch  Abkömmlinge  der 
„Familien"  wirksam  wurde. 10) 

Mit  der  Revolution  und  der  durch  sie  vollzogenen  Diskreditierung 
des  alten  Systems  trat  auch  hier  sogleich  eine  sichtbare  Veränderung 
ein.  Die  Ernennung  der  Ministerien  Pillersdorf  und  Doblhoff  hatte 
durchweg  bürgerliche,  wenn  auch  neugeadelte  Beamte  an  die  ersten 
Stellen  im  Staate  gesetzt,  aber  viel  wichtiger  noch  ist,  daß  auch  die 
Restauration,  die  mit  dem  Ministerium  Schwarzenberg  begann,  das 
bürgerliche  Beamtentum  als  den  eigentlichen  Träger  des  hohen 
Staatsdienstes  konserviert  und  die  führenden  Posten  in  den  Zentral- 
stellen zum  allergrößten  Teile  den  Händen  des  rechtsgelehrten  und 
wirtschaftlich  gebildeten  Beamtentums  anvertraute.  Fürst  Schwarzen- 
bergs  Geringschätzung  der  geistigen  Fähigkeiten  seiner  Standes- 
genossen ist  eine  wohlbekannte  Tatsache.  Ihm  war  jeder  recht,  der 
seinen  Zwecken,  der  Erneuerung  absolutistischer  Staatsgewalt,  dienen 
konnte.  Graf  Franz  Stadion  war  seit  jeher  gewohnt,  seine  amtlichen 
Aufgaben  durch  bürgerliche  Talente  zu  vollführen,  die  aus  den  ein- 
fachsten Verhältnissen  stammten,  wie  sein  getreuer  Präsidialsekretär 
Oettel;  er  setzte  auch  als  Minister  alles  daran,  hervorragende  Kräfte 
des  Beamtentums,  die  sich  in  der  kurzen  parlamentarischen  Epoche 
von  1848  bis  1849  bewährt  hatten,  zu  gewinnen,  allen  voran  Alexander 
Bach  als  Justizminister,  ferner  die  beiden  führenden  deutschen  Mit- 
glieder des  Verfassungsausschusses  Cajetan  Mayer  und  Lasser.  Er 
berief  ferner  den  ehemaligen  Salzburger  Rechtsanwalt  und  Reichs- 
tagsabgeordneten Aloys  Fischer,  trotz  seiner  kleinbürgerlichen  Her- 
kunft, auf  einen  Staatshalterposten,  indem  er  den  vortrefflichen 
Mann  zum  Landeschef  von  Oberösterreich  ernannte.  Die  beiden 
Brüder  Krauß,  der  Finanzminister  und  der  Justizminister,  neben 
diesen  der  neugeadelte  Brück,  mit  dem  Stadion  als  Statthalter  in 
Triest  Bedeutendes  geschaffen  hatte,  und  vor  allem  Alexander  Bach 
selbst  als  führendes  Mitglied  des  Kabinetts  Schwarzenberg  bezeugen 
die  große  administrative  und  politische  Begabung,  die  in  dem 
deutschösterreichischen  Bürgertum  vorhanden  war,  das  nun  politisch 
zwar  entiechtet,  als  soziales  Element  doch  in  der  Zusammensetzung 
dieser  ersten  modernen  Zentralregierung  Oesterreichs  eine  An- 
erkennung seiner  geistigen  Kraft  empfing. 

In  überraschender  Weise  trat  so  zu  Beginn  der  Regierung  des 
jungen  Monarchen  der  ausgesprochen  bürgerliche  Charakter  in  dem 
Ministerium  selbst  sowie  auch  in  der  neuen  Bureaukratie  hervor. 
Nach  Aloys  Fischer  wurden  die  bürgerlichen  Beamten  Kalchberg, 
Bachs  Bruder  Eduard  und  der  bürgerliche  Burger  Landeschefs  in 
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Schlesien,  Siebenbürgen  und  Triest,  Oettel  wurde  Leiter  des  ganzen 
großen  Organisationswerkes  im  Ministerium  des  Innern,  Lasser  und 
Cajetan  Mayer  wurden  Ministerialräte  und  als  solche  Hauptmit- 
arbeiter Bachs,  neben  ihnen  wirkten  ausgezeichnete  Beamte  von 
durchweg  bürgerlicher  Herkunft,  wie  Sachse,  Weißmann,  Beyer,  der 
Schweizer  „Sonderbündler"  und  Katholikenführer  Bernhard  Meyer, 
ausnahmslos  hervorragende  Männer  von  rechtsgelehrter  und  hoher 
politischer  Bildung,  alle  auch  übrigens,  von  Bernhard  Meyer  ab- 
gesehen, durchwegs  mehr  oder  minder  den  liberalen  Ideen  zu- 
gewandt und  von   deutsch-zentralistischer  Staatsauffassung. 

Auch  nach  dem  Ausscheiden  Brucks  und  Schmerlings  aus  dem 
Ministerium  Schwarzenberg,  dem  Tode  des  letzteren  und  seiner  Er- 
setzung durch  den  Grafen  Buol  blieb  dem  Bachschen  Regime  der  be- 
zeichnete Charakter  gewahrt:  Baumgartner  und  der  jüngere  Krauß, 
welche  die  erstgenannten  Staatsmänner  ersetzten,  repräsentierten 
ebenso  wie  Kübeck  als  Reichsratspräsident  das  bürgerliche  Element 
als  den  eigentlichen  Träger  des  neo-absolutistischen  Regimes.  Daß 
auch  die  in  jenen  Jahren  geistig  hervorragendste  Persönlichkeit  am 
Hofe  selbst,  der  Fürsterzbischof  von  Wien,  Kardinal  Rauscher,  klein- 
bürgerlicher Abstammung  war,  läßt  den  großen  Unterschied  diesem 
Epoche  gegenüber  der  ihr  unmittelbar  vorangegangenen  der  Kaiser 
Franz  und  Ferdinand  unverkennbar  hervortreten. 

Durch  die  Veränderung  des  in  Politik  und  Administration  füh- 
renden Personals  in  sozialer  Hinsicht  trat  schon  von  Anfang  der 
neuen  Aera  in  aller  Schärfe  ein  Gegensatz  hervor  zwischen  der  von 
Bach  neugeschaffenen  Staatsmaschine  und  dem  Adel:  ein  Gegensatz, 
wie  er  im  Bewußtsein  sowohl  des  Beamtentums,  als  auch  der  Aristo- 
kratie während  des  Metternichschen  Regimes  trotz  zeitweiliger  Rei- 
bungen beider  Elemente  in  einzelnen  Fällen  keineswegs  bestanden 
hatte.  Der  Adel  fühlte  sich  durch  den  von  Kübeck  und  Bach  organi- 
sierten bureaukratischen  „Ministerialdespotismus*'  gewissermaßen 
aus  der  ihm  erbeigentümlich  zukommenden  politischen  Stellung  im 
Habsburgerreiche  expropriiert,  wenngleich  er  doch  immer  am  Hofe 
in  den  leitenden  militärischen  Kommandos  und  vielfach  auch  in  den 
repräsentativen  Stellen  des  Zivildienstes  auch  jetzt  noch  eine  privi- 
legierte Stellung  besaß,  wie  er  sie  bis  zur  Revolution  innehatte. 
Politisch  war  dieser  Gegensatz  zuerst  in  dem  oben  geschilderten 
Kampfe  zum  Ausdruck  gelangt,  den  der  Eroberer  Wiens  Kürst 
Windischgrütz  gegen  seinen  eigenen  Schwager,  den  Fürsten  Felix 
Schwarzenberg,  dessen  Verfassungswerk  von  1849  und  Regierung 
führte.  Dieser  Kampf  brachte  nun,  wie  wir  wissen,  jenen  adeligen 
Elementen  keinen  Erfolg,  die  zunächst  in  Windisengräta,  dann  nach 
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dessen  Rücktritt  in  dem  heimgekehrten  Staatskanzler  Fürsten 
Metternich  ihren  Führer  sahen  und  mehr  und  mehr  sich  daran 
gewöhnten  —  hierbei  nicht  unbeeinflußt  von  verwandten  Bestre- 
bungen in  dem  Preußen  der  50er  Jahre  — ,  sich  als  „Konservative" 
im  politischen  Sinne  gegen  die  sich  überstürzenden  Neuerungen  der 
Regierung  Schwarzenberg-Stadion  und  die  von  ihr  geleitete  Bureau- 
kratie  in  Opposition  zu  stellen.  Bald  hatte  sich  um  die  führenden 
Persönlichkeiten  des  Hochadels  ein  weiterer  Kreis  von  adeligen 
Politikern,  zumeist  von  ehemals  politisch  aktiven  Ständemitgliedern 
gebildet.  Ein  sehr  bemerkenswerter,  literarisch  ausgefochtener 
Streit  setzt  den  Hintergrund  dieses  Gegensatzes  alsbald  in  volles 
Licht,  als  nämlich  Graf  Hartig,  der  ehemalige  Gouverneur  der  Lom- 
bardei und  Mitglied  der  Staatskonferenz  unter  Kaiser  Franz  und 
eines  der  Häupter  der  Bureaukratie  des  Vormärz,  in  einer  sehr  be- 
deutenden Schrift  —  „Genesis  der  Revolution"  genannt  —  die  Be- 
wegung der  adeligen  Stände  von  1846  bis  1848  unzweideutig  als  den 
Haupturheber  der  Revolution  anklagte.  Ihm  erwiderte  eine  ano- 
nyme Schrift,  welche  diese  Anklage  ablehnt,  zugleich  aber  den 
politischen  Einfluß  der  Stände  eifrig  verteidigte.  *)  Neuerlich  griff 
dann  1852  Graf  Hartig  mit  einer  anonym  ausgegebenen  Flugschrift 
—  „Zwei  brennende  Fragen  in  Oesterreich"  betitelt  —  als  Ver- 
teidiger der  durch  das  Sylvesterpatent  vollzogenen  rein  absolu- 
tistischen Staatsgestaltung  ein.  Mit  Schärfe  setzte  er  darin  aus- 
einander, daß  der  Adel  weder  auf  eine  Wiederherstellung  der  Patri- 
monialverfassung,  noch  auf  eine  Erneuerung  der  ständischen  Land- 
tage rechnen  dürfe. ") 

Man  darf  also,  wenn  man  die  politische  und  gesellschaftliche 
Lage  der  Dinge  in  Oesterreich  nach  der  Katastrophe  von  1859  be- 
trachtet, nicht  übersehen,  daß  der  beiderseits  scharf  empfundene 
Gegensatz  zwischen  der  Staatsmaschine  als  Inbegriff  der  Berufs- 
bureaukratie  und  dem  historischen  Adel  in  Oesterreich  längst  her- 
vorgekommen war:  in  der  Bewegung  der  böhmischen,  mährischen, 
niederösterreichischen  und  tirolischen  Stände  in  dem  Zeitraum  von 
1840  bis  1847  war  dieser  Gegensatz  zuerst  zu  öffentlichem  Ausdruck 
gelangt,  und  gleichzeitig  hatte  in  den  Schriften  des  Freiherrn  von 
Andrian  das  politische  Selbstbewußtsein  und  die  tiefe  Unzu- 
friedenheit des  Adels  in  Oesterreich  mit  den  Regierungs-  und  Ver- 
waltungszuständen  der  vormärzlichen  Zeit  deutliche  Ausprägung 
und  programmatischen  Charakter  erlangt.     Aber  so  wenig  Erfolg 

*)  Als  Autor  dieser  Gegenschrift  „Die  Genesis  der  Revolution  und  die 
niederösterreichischen  Stände",  Wien  1850,  ist  nunmehr  zweifellos  der  im 
Staatsdienst  stehende,  den  niederösterreichischen  Ständen  angehörige  Gott- 
hard  Freiherr  von  Buschmann  festgestellt. 
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dieser  Bewegung  augenblicklich  —  selbst  gegenüber  der  planlosen 
und  im  Grunde  doch  sehr  furchtsamen  Greisenregierung  der  Staats- 
konferenz —  beschieden  war,  vermochten  sich  diese  ständisch- 
aristokratischen Bemühungen  nach  erhöhter  Geltung  des  Adels  im 
Staatsleben  der  Gesamtmonarchie  noch  viel  weniger  gegenüber  den 
durch  die  Revolution  entfesselten  Kräften  der  Völker  zur  Geltung 
zu  bringen.  Der  Wiener  Märzaufstand  fegte  die  ganze  Haupt-  und 
Staatsaktion  der  niederösterreichischen  Stände  mit  einem  Ruck  hin- 
weg; in  Böhmen  scheiterte,  wie  wir  wissen,  der  von  Leo  Thun,  Graf 
Deym  und  anderen  Mitgliedern  des  den  Tschechen  günstig  gesinnten 
Feudaladels  unternommene  Versuch,  diesem  letzteren  eine  Art  von 
Mittler-  und  Führerstellung  innerhalb  der  tschechischen  Nationai- 
bewegung  zu  vindizieren,  an  dem  überstürzten  Tempo  imd  dem 
panslawistischen  Radikalismus  dieser  letzteren.  So  kam  es,  daß 
der  historische  Adel  durch  den  Sieg  Schwarzenbergs  und  Bachs 
über  die  Bestrebungen  des  Fürsten  Windischgrätz  und  seiner  hei- 
mischen sowie  der  ungarischen  altkonservativen  Freunde  nach 
aristokratisch-feudaler  Restauration  schließlich  selbst  den  geringen 
Rest  seiner  politischen  Stellung,  wie  sie  ihm  seit  1848  durch  das 
althistorische  Ständewesen  in  den  Erbländern  und  deren  Landtagen 
gegeben  war,  verlor.  Zugleich  büßte  der  Adel  aber  durch  die 
Schaffung  des  neuen,  streng  zentralistischen  Staatsapparates  unter 
Bevorzugung  des  fachlich  leistungsfähigen  bürgerlichen  Elementes 
in  der  Verwaltung  auch  in  deren  Bereich  zu  erheblichem  Teil  den 
Vorrang  ein,  der  ihm  seit  Maria  Theresias  Reformen  doch  immer 
bedeutenden  ökonomischen  und  moralischen  Ersatz  für  die  poli- 
tische Nichtigkeit  der  Landstände  in  Oesterreich  geboten  hatte. 

So  ist  es  zu  erklären,  daß  sich  bei  aller  Verschiedenheit  der 
geschichtlichen  Stellung  des  Adels  in  den  beiden  Reichshälften  eine 
gewisse  Gleichartigkeit  des  Schicksals  des  historischen  Adels  in 
Oesterreich  und  Ungarn  aus  dem  Siege  der  Konterrevolution  ergab. 
Fürst  Windischgrätz,  der  noch  als  Kommandierender  in  Ungarn 
eifrige  und  freundschaftliche  Beziehungen  zu  den  konservativen 
großen  Herren  Ungarns  unterhielt,  bildet  da  gewissermaßen  in 
seiner  Person  die  unmittelbare  Verbindung.  Die  Beseitigung  der 
Hoffnungen  des  österreichischen  Adels,  daß  nach  Niederwerfung  der 
Revolution  das  Ständewesen  als  legitimer  Schutzwall  der  Dynastie 
gekräftigt  wiedererrichtet,  dem  Adel  die  in  den  Andrianschei] 
Schriften  vindizierte  politische  Machtstellung  gewahrt  werde,  Bei 
zeitlich  zusammen  mit  der  Vernichtung  der  letzten  Hoffnung  der 
imgarischen  Altkonservativen,  im  Schatten  der  von  Schwaraenberg- 
Stadion  oktroyierten  Verfassung  vom  4.  März  1849  die  Verfassung  des 
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„avitischen"  Ungarn,   die  ungarische  Verfassung  von  1847   wieder- 
herstellen zu  können. 

Aus  diesem  gemeinsamen  Schicksal  ergab  sich  von  selbst  weit- 
gehende Uebereinstimmung  der  Anschauungen  und  der  politischen 
Bestrebungen  der  führenden  Männer  des  historischen  Adels  in 
beiden  Teilen  des  Kaiserstaates  gegenüber  den  neuen  Inhabern 
der  in  der  „Staatsmaschine"  verkörperten  Macht,  gegenüber  den 
bürgerlichen  „Roturiers"  der  Bureaukratie,  die  vereint  mit  dem 
altösterreichischen  auch  vielfach  dem  Bürgertum  oder  besitzlosen 
Kleinadel  entstammenden  Element  der  Generalität  das  „Einheits- 
reich" der  Gegenrevolution  von  1851  geschaffen  hatte.  Diese  Ueber- 
einstimmung des  Adels  hüben  und  drüben  tritt  in  den  Denkschriften, 
Zeitungsartikeln  und  Memoranden  hervor,  in  welchen  die  geistigen 
Führer  des  Adels  ihre  Wünsche  und  Anschauungen  nach  und  nach 
in  die  Oeffentlichkeit  brachten.  Dessewffy,  Anton  Szecsen,  Siegmund 
Kemeny  und  Eotvös  lassen  in  ihren  Schriften  die  politischen  An- 
sichten klar  erkennen,  die  der  ungarische  Adel  in  seinen  verschie- 
denen Gruppen  vertrat,  von  dem  äußersten  Flügel  der  Konservativen, 
den  Männern  von  1847  angefangen,  bis  zu  dem  mehr  und  mehr 
um  die  eigenartige  politische  Individualität  Franz  Deaks  sich 
kristallisierenden  national-liberalen  Flügel  der  magyarischen  Oppo- 
sition gegen  den  Wiener  Absolutismus.  Von  österreichischen  Standes- 
genossen stand  diesen,  auch  durch  ihre  publizistischen  Fähigkeiten 
hervorragenden  Staatsmännern  Ungarns  zunächst  nur  Baron  Andrian 
literarisch  gleichwertig  gegenüber.  *)  Wie  es  aber  der  Tradition  des 
österreichischen  Adels  entspricht,  war  ihm  nicht  die  große  Oeffent- 
lichkeit der  Presse,  sondern  vielmehr  der  gemeinsame,  durch  das 
Herkommen  ziemlich  streng  auf  die  Mitglieder  der  historischen 
Adelsfamilien  des  Reiches  eingeschränkte  rege  Gesellschaftsverkehr 
der  vielfach  miteinander  versippten  und  verschwägerten  Familien 
das  eigentliche  Feld,  auf  dem  sich  von  selbst  die  Umbildung  des 
österreichischen  Adels  zu  einer  programmatisch  sich  sammelnden 
Partei  des  öffentlichen  Lebens  vollzog.  Auf  diesem  Felde  ver- 
mochten die  ungarischen  Standesgenossen  und  Familienangehörigen 
mit  ihrer  reichen,  in  der  Ständeverfassung  ihres  Vaterlandes  wurzeln- 
den  politischen   Erfahrung,   ihrer    zweifellos    hohen   Begabung   zu 


*)  Als  Vertreter  der  konservativen  RicWrung  trat  neben  dem  schon  ge- 
nannten Mitgliede  des  alten  Staatsrates  Grafen  Hartrig  in  Böhmen  Graf  Leo 
Thun  hervor,  der  schon  vor  1848  eine  Broschüre  zugunsten  der  Slowaken  ver- 
öffentlicht hatte,  dadurch  in  einen  literarischen  Streit  mit  Franz  Pulszky  ge- 
raten war  und  durch  eine  neuerliche  kleine  Schrift  (Betrachtungen  über  die 
Zeitverhältnisse  insbesondere  im  Hinblick  auf  Uohmen;  Prag,  Calve,  1849)  seine 
lebhafte  Sympathie  für  das  Slawentum  bezeugte. 

Hedlich.    I.  31 
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selbständigem  Handeln  in  der  Oeffentlichkeit  und  ihrem  geschichtlich 
wohlbegründeten  staatlichen  Unabhängigkeitssinn  gegenüber  der  in 
Oesterreich  traditionellen  altabsolutistischen  Auffassung  vom  Wesen 
des  Monarchentums  auf  ihre  österreichischen  Vettern  und  Freunde 
in   mancher   Hinsicht   erziehlich   einzuwirken.     Dieser   Einfluß    ist 
zweifelsohne  einer  der  stärksten,  während  des  ganzen  Dezenniums 
von  1849  an  wirksamen  gesellschaftlich-politischen  Kräfte  in  Oester- 
reich: seiner  Natur  nach  vollzieht  sich  dieser  Prozeß  aber,  sobald  die 
Willensmeinung  des  Monarchen  sich  endgültig  dem  neuen  System 
des  ministeriell-zentralistischen  Absolutismus  Kübecks  und  Bachs  zu- 
gewendet hatte,  fern  von  der  Oeffentlichkeit.    Denn  zu  stark  ist  bei 
dem  österreichischen  Adel  und  ebenso  bei  der  damaligen  Generation 
der  konservativen  Baronie  Ungarns  die  diesen  Kreisen  eigentüm- 
liche und  bis  zum  Tode  Franz  Josefs  immer  —  wenigstens  nach  außen 
hin   —    bewahrte   Tradition   vasallitischer   Ergebenheit   gegen    den 
Träger  der  Krone,  als  daß  ihnen  irgendwelche  offene  Opposition  nicht 
als  unzulässig,  gewissermaßen  als  unschicklich,  als  Verstoß  gegen 
die  gute  Sitte  des   Standes   erschienen  wäre.     Der  alte  ständische 
Adelstrotz,  mit  dem  die  Habsburger  drei  Jahrhunderte  hindurch  ge- 
kämpft hatten,  war  zwar  mit  dem  Geschlechte  der  „Ritter  und  Land- 
männer" längst  verschwunden,  welches  die  steirische  Linie  des  Erz- 
hauses zuerst  aus  den  Alpenländern,  dann  aus  Oesterreich  und  den 
Ländern  der  böhmischen  Krone,  dort  zuletzt  mit  Schwert  und  Hoch- 
gericht, vertrieben  hatte.     Zu  den  wenigen  von  den  alten  Grund- 
herrenfamilien, die   Festhalten  am   alten   Glauben  oder  freiwillige 
Unterwerfung  unter  die  Gegenreformation  im  Lande  erhalten  hatte, 
war  die  große  Zahl  der  aus  aller  Herren  Ländern  Europas  in  Oester- 
reich zu  Glück,  Ehren  und  Reichtum  gekommenen  neuen  Männer  ge- 
treten,   vielfach    Abenteurer    aus    wälschem,    irischem,    spanischem 
und  wallonischem  Blute,  die  im  Heere  des  Kaisers  und  der  Liga 
dienten  oder  im  Geheimen  Rate  und  den  obersten  Aemtern  Stellung 
und  Macht  erlangten.    Diese  Männer  und  ihre  Nachkommen,  die  in 
der  Zeit  Ferdinands  IL,  Ferdinands  III.  und  Leopolds  I.  den  neuen 
hohen   Adel  Oesterreichs   bildeten,  brachten  den  gewaltigen  Terri- 
torialbesitz der  Mitglieder   des   vernichteten  tschechischen  Herren- 
und  Ritterstandes  vom  reformierten  Bekenntnisse  in  Böhmen  und 
Mähren  in  ihre  Hände,  sie  sind  es,  die  auf  ihren  Gütern  die  vielen 
herrlichen    Schlösser    und    Paläste    —    zumeist    durch    italienische 
Künstler  im  herrschenden  Barockstil  —  errichten  ließen,  welche  auch 
noch  in  unseren  Tagen  ein  denkwürdiges  Zeugnis  der  Kultur  dieser 
neuen  und  mächtigen  Herrenklasse  darbieten.     Dieses  neue  Gesell- 
schaftselement  aber  fügte   sich   in   die  Stellung,   die    ihm    in   dem 
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absolutistischen  Reiche  der  Ferdinand,  Leopold  I.  und  Karl  VI.  zu- 
gedacht war,  um  so  williger,  als  die  Formen  des  Ständewesens  und 
die  administrativen  Funktionen  des  ständischen  Adels  doch  sorglich 
gewahrt  blieben  und  damit  die  bevorrechtete  staatliche  Stellung  der 
Grund-  und  Gutsherren,  ebenso  gegenüber  der  Bürger-  und  Bauern- 
schaft sich  forterhielt  als  ihre  umfassende  wirtschaftliche  Uebermacht 
gegenüber  diesen  Klassen,  zumal  den  hörigen  Bauernmassen  der 
Sudentenländer,  Niederösterreichs  und  Steiermarks,  deren  soziale 
und  staatliche  Rechtlosigkeit  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  erst 
von  da  ab  zur  vollen  Ausbildung  gelangte.  Seit  der  Gegenreformation 
ist  der  ganze  österreichische  Hochadel,  vom  politischen  Standpunkte 
aus  betrachtet,  zum  reinen  Hofadel  geworden:  in  Ungarn  hinhören, 
in  welchem  sich  das  altansässige  Rittertum,  der  protestantische 
Glaube  und  die  Ständeverfassung  allen  gegnerischen  Bestrebungen 
der  kaiserlichen  Politik  gegenüber  aufrechterhielt,  vollzog  sich  ein  — 
übrigens  auch  nur  teilweise  —  ähnlicher  gesellschaftlicher  Prozeß 
wie  in  Oesterreich  erst  nach  der  Rückeroberung  des  Landes  durch 
das  kaiserliche  Heer  zu  Ende  des  17.  und  Beginn  des  18.  Jahr- 
hunderts. In  den  furchtbaren  Kämpfen  mit  der  türkischen  Macht  seit 
1526  war  das  alte  magyarische  Magnatentum  zu  einem  großen  Teile 
zugrunde  gegangen;  nun  begann  sich  auch  hier  unter  kaiserlicher 
Patronanz  ein  neuer  Großadel  aus  den  getreuen  Beratern  und  erfolg- 
reichen Heerführern  Kaiser  Leopolds  und  seiner  Söhne  auszubilden, 
wobei  die  gewaltigen  Donationen,  welche  jene  aus  den  reichlich  vor- 
handenen herrenlosen  Ländereien  von  kaiserlicher  Hand  empfingen, 
die  dauernde  wirtschaftliche  Grundlage  dieser  neuen  Adelsblüte 
bildeten.  Aus  den  Abkömmlingen  dieser  Familien  setzte  sich  aber 
ein  guter  Teil  der  altkonservativen  Partei  zusammen,  die  auf  den 
ungarischen  Reichstagen  von  1825  die  regierungsfreundliche  Mehrheit 
bildete,  mit  deren  Hilfe  Metternich  seine  konstitutionelle  Regierung 
im  Lande  aufrechterhielt,  und  die  nun  auf  den  Trümmern  der 
avitischen  Verfassung  Ungarns  sozusagen  zu  engeren  politischen 
Schicksalsgenossen  des  österreichischen  Hochadels  geworden  war, 
mit  dem  die  Magnatenfamilien  der  östlichen  Reichshälfte  seit  Maria 
Theresias  Tagen  vielfach  verschwägert  und  versippt  sind.  Dabei  ist 
nun  von  großer  Bedeutung,  daß  in  der  Reihe  dieser  konservativen 
„Hochtories"  Ungarns  doch  auch  Abkömmlinge  uralter  magyarischer 
Gentryfamilien  sich  befanden  und  daß  in  Ungarn  —  zum  großen 
Unterschied  von  Oesterreich  —  die  lebendige  und  kraftvolle  Er- 
haltung der  Ständeverfassung  bis  zum  Jahre  1848  dahin  gewirkt 
hatte,  daß  auch  die  im  17.  und  18.  Jahrhundert  neukreierten  Adels- 
elemente   nichtmagyarischer    Herkunft    vollständige    Rezeption    er- 

31* 
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langten,  und  daß  daher  diese  sich  auch  durchweg  mit  der  starken 
Tradition  der  politischen  Nation  Ungarns,  seines  geschichtlichen 
Adels,  erfüllt  und  amalgamiert  hatten. 

Wenn  auch  immer  wieder  in  den  Preßburger  Reichstagen 
Karls  VI.  und  Maria  Theresias  sowie  ihrer  Nachfolger  der  Unter- 
schied zwischen  der  politischen  Stellung  der  unteren  Tafel  und  der 
oberen  gegenüber  dem  Hofe  deutlich  hervortrat,  die  „Unbändigkeit" 
des  niederen  Komitatsadels  immer  wieder  von  der  gewaltigen  ökono- 
mischen und  sozialen  Uebermacht  der  Magnaten,  deren  Familien 
die  erblichen  Obergespannswürden  innehatten,  schließlich  gezähmt 
wurde,  so  schlang  doch  die  beiden  Besitzklassen  des  magyarischen 
Adels  gemeinsame  Herrennatur,  das  gemeinschaftliche  Interesse 
der  Magnaten  und  der  Gentry  an  der  Bewahrung  des  allen  Adeligen 
Ungarns  heiligen  Bollwerkes  der  „altvaterischen"  Verfassung  ein 
unzerreißbares  Band  um  den  Gesamtkörper  des  ungarischen  Adels 
als  Träger  des  nationalmagyarischen  Staatsgedankens.  So  waren 
die  Altkonservativen,  wie  sie  seit  1849  unter  Jösikas,  Szescens  und 
Dessewffys  Führung  der  Zentralregierung  des  neuen  österreichischen 
Kaiserstaates  gegenüberstanden,  zwar  nicht  minder  ausgesprochene 
Gegner  aller  liberalkonstitutionellen  Neuerungen,  der  modernen 
Freiheitsideen  und  demokratischen  Einrichtungen,  als  etwa  die 
um  die  Fürsten  Clemens  Metternich  und  Alfred  Windischgrätz  ge- 
scharten  hohen  Herren  aus  Böhmen  und  Oesterreich:  aber  sie 
waren  nicht  gleich  diesen  „Spitzen"  der  Wiener  Gesellschaft  im 
Grunde  genommen  bloß  Hofadelige,  sondern  sie  blieben  bei  aller 
„homagialen  Ergebenheit"  gegen  den  legitimen  König  doch  jeder- 
zeit selbstbewußte  ungarische  Patrioten  und  aufrechte  Feudalherren, 
denen  nicht  minder  als  den  Liberalen  oder  den  durch  die  militärische 
Gewalt  niedergeworfenen  radikalen  Kossuthisten  die  dauernde  Ver- 
nichtung der  Selbständigkeit  und  schließlich  sogar  der  Existenz  der 
„heiligen  Krone  Ungarns"  als  ein  unfaßliches  und  unerträgliches 
Sakrileg  erschien. 1,M) 

Es  ist  nun  gewiß  bedauerlich,  daß  wir  bisher  doch  nur  eine  ver- 
hältnismäßig geringe  Zahl  von  Lebenserinnerungen,  Briefen  und 
Denkwürdigkeiten  aus  dem  Kreise  jener  führenden  Persönlichkeiten 
haben,  in  denen  sich  in  dem  fünften  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts 
die  Umwandlung  des  österreichischen  Hochadels  aus  der  „classe 
dirigeante"  der  „Welt"  des  patriarchalischen  Absolutismus  in  eine 
ausgesprochen  politische  Partei  vollzog,  und  zwar  in  eine  Partei 
erklärter  Oppostion  gegen  das  von  Schwarzenberg  und  Bach  ein- 
gerichtete System  der  unmittelbar  vom  Souverän  geleiteten  luireau- 
kiatisrli-niilit-uischen  Beamten-  und  Offiziersherrschaft,  wie  sie  seit 
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dem  31.  Dezember  1851  solenn  etabliert  worden  war.  Das  Ergebnis 
dieses  Umwandlungsprozesses  und  der  damit  gegebenen  Koopera- 
tion des  ungarischen  und  österreichischen  Adels  tritt  uns  aber  doch 
mit  voller  Klarheit  entgegen  in  dem  Augenblicke,  in  welchem  jenes 
Regime  des  absolutistischen  Zentralismus  an  den  Folgen  seiner 
äußeren  Politik  an  sein  Ende  gelangt  war,  in  den  Tagen,  da  das 
1859  so  empfindlich  geschlagene  und  gedemütigte  Zivil-  und  Militär- 
regime Wiens  in  schwerster  Verlegenheit  über  die  innere,  außer- 
politische und  finanzielle  Krise  hinwegzukommen  strebte.  Und 
zwar  liegt  es  beurkundet  vor  in  den  Protokollen  jener  Notabein- 
versammlung, welche  den  Uebergang  bildet  vom  Absolutismus  der 
50er  Jahre  zu  der  feierlichen  Erklärung  des  konstitutionellen  Prin- 
zips mittels  des  Oktoberdiploms.  Die  Debatten  und  Beschlüsse  des 
verstärkten  Reichsrates  von  1860  bilden  jedenfalls  den  Maßstab  für 
die  Beurteilung  der  politischen  Ideenwelt  und  der  staatsschöpfe- 
rischen Kraft  des  vereinigten  österreichisch-ungarischen  Hochadels, 
dem  Franz  Josef  unter  dem  Eindruck  der  Vorgänge  im  verstärkten 
Reichsrat  und  da  er,  allerdings  nur  für  kurze  Zeit,  ganz  unter  dem 
persönlichen  Einflüsse  der  Führer  der  dort  gebildeten  neustän- 
dischen Adelsmehrheit  stand,  das  Werk  der  Neugestaltung  der 
Monarchie  plötzlich  so  gut  wie  vollständig  allein  überließ  —  eine 
der  überraschenden  und  überstürzten  Wendungen,  welche  die  Re- 
gierungsweise Kaiser  Franz  Josefs  zumal  in  ihrer  ersten  Hälfte 
charakterisieren. 

Dies  also  muß  man  als  die  politisch  wichtigste,  im  Zusammen- 
hang mit  dem  Zusammenbruche  des  „verjüngten"  Absolutismus  von 
1851  deutlich  hervortretende  Erscheinung  in  der  inneren  Politik 
Oesterreichs  von  1859  verstehen:  neben  der  latenten  —  in  den 
deutsch-slawischen  Ländern  allerdings  noch  kraftlosen  —  Opposition 
der  Regierten  hat  sich  innerhalb  der  an  der  Regierung  beteiligten, 
an  Zahl  geringen,  an  Macht  und  Einfluß  überragenden  gesellschaft- 
lichen Elemente  des  Adels  und  der  Hofkreise  selbst  eine  ernste 
und  planmäßige  Opposition  gegen  das  „System"  ausgebildet,  ein 
politischer  Kraftfaktor,  den  man  mit  der  bloßen  Bezeichnung  „aristo- 
kratische Fronde"  gegen  die  zentralistische  Ministerialbureaukratie 
nicht  erschöpfend  bezeichnet.  Je  mehr  nun  die  Opposition  der  hoch- 
adeligen Herren  aus  Böhmen  und  Deutsch-Oesterreich,  aus  Ungarn 
und  Galizien  sich  zu  einem  bestimmten  gemeinsamen  politischen 
Programm  verdichtete,  desto  stärker  tritt  auch  in  der  langsam  in 
die  Defensive  gedrängten  Wiener  Bureaukratie  das  Bedürfnis  her- 
vor, ihre  bisherige,  rein  auf  dem  Absolutismus  gestützte  Macht- 
stellung nunmehr  doch  politisch  zu  unterbauen.    Dies  vollzieht  sich 
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so,  daß  die  leitenden  Köpfe  der  Wiener  Bureaukratie   sich,  wenn 
auch  mit  aller  Vorsicht,  doch  wieder   den  liberal-konstitutionellen 
Tendenzen,  wie   sie    den  gesamten  höheren   Bürgerstand  und  die 
Intelligenzkreise  Wiens  und  der  Provinzstädte   damals  fast  wider- 
spruchslos   beherrschten,    nähern,   während   gleichzeitig    das   deut- 
lichere Hervortreten  der  ausgesprochen  föderalistischen  Grundideen 
in  dem  Programm  der  sich  einigenden  Adelsfraktionen  diese  hin- 
wiederum mehr    und    mehr    an  die    noch  vorhandenen  Reste  der 
bürgerlichen  und  bäuerlichen  Nationalpartei  bei  den  Tschechen  und 
Südslawen,  an  die   schon  vorhandenen  Ansätze  kirchlich-konserva- 
tiver Parteien  des  Bürger-  und  Bauerntums  in  den  deutschen  Alpen- 
ländern von   selbst  annähert.     Es   ist   leicht  verständlich,  daß  die 
zentralistische  Bureaukratie    in    dem   Augenblick,    da    bedeutende 
Aenderungen  des  von  ihr  bisher  repräsentierten  Regierungssystems 
unvermeidlich    erscheinen,    Bundesgenossen    für    ihren    politischen 
Grundgedanken  vom    österreichischen   Kaiserstaate,  für  ihre  anti- 
föderalistische und  wirtschaftspolitisch  liberale  Richtung  dort  sucht, 
wo  diese   Grundideen  längst  das   eigentliche  politische   Programm 
und  den  Mittelpunkt  des  besonderen  Klasseninteresses  ausmachen, 
also  bei  den  Oberklassen  des  deutschen  Bürgertums  in  Oesterreich. 
Daß  dabei  eine  Art  von  Kompromiß  zwischen  dem  noch  immer  an 
der  Macht  stehenden  Absolutismus  des  einen  Teils  —  der  Bureau- 
kratie —  und  der  liberal-konstitutionellen  Ideologie  der  anderen,  des 
Bürgertums,  gefunden  werden  mußte,  war   von  vornherein  ebenso 
klar,  als  daß  dieses  Kompromiß  unschwer  vor  allem  in  dem  gemein- 
samen Festhalten  an  der  zentralistischen  Reichs-  und  Staatsauffassung 
seine  Grundlage    finden    konnte:    den    weitblickenden  und  klugen 
Führern    der  Wiener  Bureaukratie  erschien  ganz  anders  als   dem 
Kaiser  und  seiner  höfisch-militärischen  Umgebung  nicht  in  der  rest- 
losen Autokratie  des  Monarchen,  sondern  in  der  Erhaltung  und  Be- 
festigung der  bisher   in  der  Bureaukratie  doch  nur  einseitig  aus- 
gedrückten Vorherrschaft  des  deutschen  Volkselemeutes  in  Oester- 
reich    die   wahre   Existenzbedingung   für   Reich    und    Dynastie   ge- 
geben. u  ) 

Alle  diese  Kräfte  brachten  sich  nun  nach  außen  hin  in  der  im 

übrigen   unvermindert   durch    die    Polizei   niedergehaltenen  Presse 

h       mir    undeutlich,    nach    innen,    innerhalb    der  regierenden 

[reise,  dagegen  klar  zum  Ausdruck,  sobald  nach  dem  Ersätze 

h   Hechberg,  Bachs  durch  Goluchowski  die  Regierung  an 

legte  Aufgabe  ging,  jenes  Minimum  von  Konsequenzen, 

i  Josef  aus  dem  Scheitern  seiner  Kriegspolitik  für  die 


1.  Kapitel:  Der  Umschwung  von  1859  etc.  487 

innere  Ordnung  Oesterreichs  zu  ziehen  bereit  war,  verwirklichen  zu 
helfen.  *) 

Nachdem,  wie  schon  oben  erzählt  worden  ist,  im  Spätsommer 
und  Herbst  1860  zunächst  fruchtlos  gebliebene  private  Verhand- 
lungen des  Hofes  und  der  Regierung  mit  den  Führern  der  ungarischen 
Altkonservativen  stattgefunden  hatten,  entschloß  sich  das  Ministerium 
an  der  Wende  des  Jahres  auf  wiederholtes,  in  den  Ministerkonfe- 
renzen ausgesprochenes  Drängen  des  Monarchen,  den  Punkt  V.  des 
Regierungsprogrammes,  der  ständische  Vertretungen  in  den  einzel- 
nen Kronländern  verheißen  hatte,  in  Beratung  zu  nehmen.  Unter 
dem  gleichzeitig  immer  stärker  fühlbar  werdenden  Druck  der  Finanz- 
not, welcher  der  Finanzminister  Brück  vor  allem  durch  ein  neues 
großes  Aiilehen  zu  steuern  beabsichtigte,  war  jedoch  immer  mehr 
die  Notwendigkeit  fühlbar  geworden,  das  Vertrauen  der  inländischen 
und  ausländischen  Kapitalisten  durch  eine  Institution  wieder  zu  ge- 
winnen, welcher  das  bisher  geheimgehaltene  Staatsbudget  zur 
Prüfung  vorgelegt  worden  wäre.  **)  Dieses  Ziel  war  durch  die  in- 
zwischen vollzogene  Einsetzung  einer  besonderen  Staatsschulden- 
kommission keineswegs  erreicht  worden.  Vielmehr  war  gerade  zu 
dieser  Zeit  das  öffentliche  Vertrauen  in  die  Finanzgebarung  der 
Wiener  Regierung  noch  tiefer  als  bis  dahin  erschüttert  worden,  als 
nämlich  die  unter  Billigung  des  Kaisers  von  Brück  vorgenommene 
willkürliche  Erhöhung  des  Emissionsbetrages  der  Nationalanleihe  von 
1854  in  weiteren  Kreisen  bekannt  geworden  war.  ***) 12)    Eine  solch© 


*)  Einen  interessanten  Einblick  in  die  Stimmungen  und  Anschauungen, 
welche  der  verlorene  Krieg  von  1859  in  den  bis  dahin  gebietenden  Kreisen 
auslöste,  gewährt  die  S.  462  erwähnte  Denkschrift  des  Ministers,  Grafen  Buol- 
Schauenstein,  die  ich  in  den  im  Haus-,  Hof-  und  Staatsarehiv  verwahrten 
Geheimakten  des  Grafen  Rechberg  gefunden  habe.  Sie  ist  eigenhändig  von 
Graf  Buol  geschrieben,  der  sie  persönlich  seinem  Nachfolger  übergeben 
haben  dürfte.  Die  Denkschrift  charakterisiert  das  eigentümliche  persönliche 
Regime  des  jungen  Kaisers  und  die  Desorganisation  der  Regierungsgewalt, 
die  daraus  hervorging  aus  seinen  persönlichen  Amtserfahrungen  heraus  — 
bei  aller  höfischer  Rücksicht  —  doch  sehr  deutlich.  Die  Reformvorschläge, 
die  Graf  Buol  seiner  Kritik  anschließt,  und  die  u.  a.  Einberufung  der  Land- 
tage verlangen,  lassen  erkennen,  in  welchen  Mißkredit,  selbst  bei  einem 
Manne  der  konservativen  Richtung  wie  dieser  alte  Diplomat,  die  un- 
umschränkte Herrschaft  der  Bureaukratie  gekommen  war.  Die  Denkschrift 
—  vom  Juli  1859  datiert  —  ist  unten  im  Anhang  ihrem  ganzen  Texte  nach 
abgedruckt. 

**)  Ueber  den  Stand  der  Finanzen  Oesterreichs  und  den  Gang  seiner 
Finanzpolitik  in  dem  kritischen  Zeitraum  vom  Abschluß  des  italienischen 
Krieges  bis  zum  Beginn  der  „Verfassungsaera"  von  1861  geben  die  Protokolle 
der  Ministerkonferenz  ausgiebigen  Aufschluß.  Eine  darauf  gegründete  kurze 
Darstellung  gibt  Exkurs  Nr.  12  im  Anhang. 

***)  Ueber  die  von  Rogge,  „Oesterreich  seit  Villagos",  IL,  S.  13,  gegebene 
Erzählung,  das  öffentliche  Eingeständnis  der  Regierung  betreffs  der  Ueber- 
schreitung  der  förmlich  verbürgten  Maximalsumme  des  Anlehens  sei  dadurch 
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Institution,  die  gewissermaßen  die  politische  Grundlage  für  den 
Staatskredit  festigen  sollte,  beabsichtigte  man  nun  dadurch  zu 
schaffen,  daß  man  auf  einen  schon  1851  gehegten  Plan  zurückging, 
nach  welchem  der  damals  neugeschaffene  k.  k.  Reichsrat  neben 
dessen  ständigen,  sozusagen  beruflich  bestellten  Mitgliedern  außer- 
ordentliche und  zeitweilige  Mitglieder  in  sich  aufnehmen  sollte,  die 
zur  periodischen  Mitarbeit  in  die  Körperschaft  berufen  werden 
sollten.  Diese  Idee  trat  nun  neuerdings  in  den  Vordergrund,  und 
zwar  so,  daß  man  die  Schaffung  eines  solchen  „verstärkten"  Reichs- 
rates mit  dem  vorgenannten  Punkt  V  des  Programmes  der  Regie- 
rung Rechberg-Goluchowski  verband,  indem  der  Vorschlag  gemacht 
wurde,  diese  außerordentlichen  und  zeitweiligen  Reichsräte  durch 
die  Landtage  wählen  zu  lassen.  Ein  Entwurf  zu  einem  kaiserlichen 
Patent,  das  diesen  verstärkten  Reichsrat  ins  Leben  rufen  sollte, 
wurde  durch  ein  Ministerkomitee,  welchem  Graf  Thun,  Graf  Nädasdy 
und  Graf  Goluchowski  angehörten,  verfaßt  und  beschäftigte  die 
Ministerkonferenz  vom  26.  Januar  1860  ab  in  mehreren  Sitzungen.12') 

Der  Verlauf  und  der  Inhalt  dieser  Beratungen  zeigt  nun  deut- 
lich die  beiden  vorhin  gekennzeichneten  politischen  Strömuugen, 
die  sich  in  der  Regierung  ebenso  wie  am  Hofe  und  in  den 
politisch  einflußreichen  Gesellschaftskreisen  Wiens  gebildet  hatten 
und  miteinander  um  Geltimg  rangen,  nachdem  einmal  das 
weitere  Beharren  bei  dem  System  des  starren  Absolutismus  als  un- 
möglich erkannt  war.  *)  Ohne  an  dieser  Stelle  in  die  Einzelheiten 
einzugehen,  muß  nur  festgestellt  werden,  daß  Graf  Leo  Thun,  längst 
eine  der  führenden  Persönlichkeiten  in  der  böhmischen  Adelsgruppe, 
in  dieser  ersten  Etappe  des  Abbaues  des  Absolutismus  die  An- 
schauungen, welche  sich  die  Mehrheit  seiner  Standesgenossen  in  dem 
seit  der  Revolution  abgelaufenen  Dezennium  gebildet  hatte,  mit 
Zähigkeit  und  energisch  —  allerdings  auch  mit  einer  ganz  eigentüm- 
lichen individuellen  Färbung  vertrat,  die  aus  dem  ausgeprägt <mi 
Charakter  und  der  durchaus  eigenartigen  Natur  dieses  zugleich  hoch- 
gebildeten   und    doch    von    dem    modernen   Denken   durchaus  ab- 


notwendig geworden,  daß  es  im  Zuge  der  Züricher  Friedensverhandlungen 
notwendig  geworden  war,  die  Höhe  der  Gesamtstaatsverschuldung  der  habs- 
burgischen  Monarchie  genau  festzustellen  und  zu  belegen,  weil  die  Ueber- 
nahme  einer  Quote  der  Staatsschuld  seitens  Piemonts  im  Zusammenhang  mi'c 
der  Abtretung  der  Lombardei  an  diesen  Staat  diese  Feststellung  erforderlich 
machte,  habe  ich  in  den  Ministerkonferenzprotokollen  keine  Bestätigung  ge- 
funden. 

*)  Ueber  die  näheren  Umstände  und  Debatten  der  Ministerkonferenz,  au* 
denen  die  Schaffung  des  verstärkten  ItaAcbenaitee  zu-tandegekomrnen  Nt,  ver- 
gleiche den  Exkurs  Nr.  12a  im  Anhang  und  insbesondere  die  daselbst  ab- 
gedruckten Ministerkonferenzprotokolle. 
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gewendeten  Geistes  hervorging.  Auf  das  nachdrücklichste  warnte 
Graf  Thun  vor  jeder  Annäherung  an  den  Konstitutionalismus,  sprach 
sich  daher  auch  gegen  die  von  anderer  Seite  her  angeregte  Erwählung 
von  Reichsratsmitgliedern  durch  die  Landtage  aus  und  strebte  danach, 
diesem  Kollegium  seinen  ursprünglichen  Charakter  einer  streng 
bureaukratischen,  den  absoluten  Monarchen  beratenden  Körperschaft 
zu  erhalten.  Ihm  gegenüber  vertraten  Graf  Rechberg,  Graf  Nadäsdy 
und  Baron  Brück  den  entgegengesetzten  Standpunkt.  Letzterer,  der 
während  der  Krise  des  Hochsommers  wiederholt  in  Audienz  vom 
Kaiser  empfangen  worden  war  und  zweifellos  schon  durch  sein  Ressort 
in  diesem  Augenblicke  den  größten  Einfluß  auf  die  Entwicklung  der 
Dinge  nahm,  sprach  offen  aus,  daß  die  geplante  Ausgestaltung  des 
Reichsrates  auf  der  Grundlage  der  Entsendung  seiner  Mitglieder 
aus  den  Landtagen  nur  das  Minimum  dessen  vorstelle,  was  gegen- 
über den  sich  stets  verstärkenden  konstitutionellen  Tendenzen  der 
öffentlichen  Meinung  erforderlich  sei.  Obgleich  nun  Graf  Thun  in 
der  Minderheit  blieb  und  in  dem  Patente  vom  5.  März  der  Modus 
der  Erwählung  der  Reichsratsmitglieder  durch  die  Landtage  vor- 
gesehen wurde,  behielt  er  praktisch  insofern  doch  zunächst  Recht, 
als  der  Kaiser  für  die  erste  Session  des  verstärkten  Reichsrates  die 
Auswahl  der  Reichsratsmitglieder  auf  Grundlage  von  Vorschlägen 
der  Landeschefs  selbst  vornahm.  Dies  war  unabweislioh,  da  die 
Fertigstellung  und  Erlassung  der  Landesstatute,  die  sich  schon  seit 
dem  Herbst  1859  in  die  Länge  zog,  und  noch  mehr  die  Vornahme 
von  Landtagswahlen  weit  im  Felde  lagen.  Andrerseits  drängten  die 
unablässig  sich  verschlechternden  finanziellen  Verhältnisse  der 
Staatswirtschaft  die  Regierung  immer  mehr  zu  einer  baldigen  Ein- 
berufung des  verstärkten  Reichsrates,  die  denn  auch  sogleich  nach 
der  Annahme  des  neuen  Reichsratsstatutes  in  der  Ministerkonferenz 
unter  Vorsitz  des  Kaisers  auf  den  letzten  Tag  des  Monates  Mai 
anberaumt  wurde.  Das  Patent  vom  5.  März,  durch  welches  die 
Schöpfung  des  verstärkten  Reichsrates  verkündet  wurde,  verriet  in 
keiner  Weise,  daß  der  Monarch  und  seine  Regierung  dabei  an  eine 
tiefgreifende  Reorganisation  der  Monarchie  im  Sinne  einer  dauern- 
den und  wirklichen  Einflußnahme  der  Völker  auf  die  Regierungs- 
geschäfte und  die  Gesetzgebung  dachten;  auch  in  den  Protokollen 
der  Ministerkonferenzen  während  der  ganzen  Aera  der  Regierung 
Rechberg-Goluchowski  wird  übrigens  immer  nur  von  „Reformen  der 
Verwaltung"  gesprochen,  von  der  Durchführung  des  Programmes, 
das  die  Regierung  am  23.  August  1859  veröffentlicht  hatte  und  in 
welchem  sie  die  Schaffung  einer  Gemeindeordnung,  die  Ueber- 
tragung  eines   Teiles  der   bis   jetzt  von  den  landesfürstlichen   Be- 
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hörden  besorgten  Geschäfte  an  autonome  Organe,  schließlich  die 
Schaffung  von  ständischen  Vertretungen  der  Kronländer  ver- 
sprochen hatte.  Seither  war  mehr  als  ein  halbes  Jahr  vergangen 
und  erst  ein  neuerlicher  kräftiger  Appell  des  Kaisers  in  der  Mini- 
sterkonferenz vom  6.  März  1860  brachte  es  zuwege,  daß  sich  die 
Regierung  mit  der  Frage  dieser  „Verwaltungsreformen"  und  be- 
sonders  der  Landesstatute  zu  befassen  begann.  *) 

Was  nun  gar  Ungarn  betraf  —  längst  die  Hauptsorge  der 
Regierung  und  der  Mittelpunkt  der  Entwicklung  politischer  Be- 
wegung im  Kaiserstaate  — ,  so  standen  da  die  Dinge  noch  wesentlich 
schlimmer  als  in  der  westlichen  Reichshälfte.  Von  Woche  zu  Woche 
stieg  dort  die  Unzufriedenheit  und  öffentliche  Unruhe,  zumal  seit- 
dem der  wehrhafteste  Teil  des  Magyarentums  durch  das  Prote- 
stantenpatent des  Grafen  Thun  und  den  sogleich  dagegen  machtvoll 
organisierten  Widerstand  der  Calvinisten  in  heftigste  Bewegung  ver- 
setzt worden  war.  Der  Eindruck,  den  die  Gestaltung  der  unga- 
rischen Zustände  mehr  und  mehr  auf  den  Kaiser  und  seine  Um- 
gebung machte,  bildet  von  da  ab  für  Jahre  hinaus  überhaupt  die 
eigentliche  Triebkraft  für  die  innere  Politik  des  Reiches. 13) 

Das  erste  deutliche  und  allenthalben  verständliche  Symptom 
von  der  Wirkung  dieses  Eindruckes  war  nach  außen  hin  die 
Abberufung  des  bisherigen  Generalgouverneurs  und  Landeschefs 
Ungarns,  des  Erzherzogs  Albrecht,  und  seine  Ersetzung  durch  den 
seit  der  Schlacht  von  Solferino  populär  gewordenen  F.  Z.  M.  Ritter 
von  Benedek,  der,  aus  einer  armen  magyarischen  Soldatenfamilie 
entsprossen,  sich  seinen  Weg  selbst  gebahnt  und  durch  seine  per- 
sönliche Tapferkeit  und  Energie  auf  dem  Schlachtfelde  Popularität  er- 
rungen hatte.  Die  Beratungsprotokolle  der  zu  Ende  Februar  und 
Anfang  März  abgehaltenen  Ministerkonferenzen,  denen  auch  Bene- 
dek beiwohnte,  lassen  die  Sorge  des  Kaisers  und  der  Regierung 
deutlich  erkennen,  mit  welcher  sie  die  Vorgänge  in  Ungarn  er- 
füllten. Die  Regierung  stand  auch  in  dieser  großen  Frage  der 
Aenderung  des  bisherigen  Kurses  den  Ungarn  gegenüber  wie  in 
allen   Aktionen   dieser   ganzen   Krisenperiode   der  österreichischen 


*)  Das  Protokoll  der  Ministerkonferenz  vom  8.  März  berichtet  darüber: 
..Seine  k.  k.  Apostol.  Majestät  geruhten  die  a.  h.  Willensmeinung  auszu- 
sprechen, daß  die  noch  unentschiedenen  Fragen  über  die  Gestaltung  der 
Landesvertretungen,  über  die  Gemeindeordnungen  und  die  damit  im  Zu- 
sammenhang stehenden  Organisierungen  namentlich  in  Böhmen  nunmehr  mit 
tunlichster  Beschleunigung  zur  Entscheidung  gebracht  würden,  .Limit  das 
Ministerium  über  den  einzuschlagenden  Weg  bei  diesen  wichtigen  Angclegen- 
.  völlig  im  klaren  sei  und  es  bei  seinen  Verfügungen  sowie  bei  den 
Verhandlungen  im  verstärkten  Reichsrate  die  nötige  Billigkeit  an  >\cn  lag 
(Min.-Konf.-IVot..    K.  Z.  891,  VOO  8.  März   1860  Staatsarchiv.) 
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Geschichte  durchaus  unter  dem  persönlichen  Druck  des  Kaisers, 
als  sie  nach  langen  und  bewegten  Beratungen  beschloß,  den  ersten 
Schritt  zu  einer  Abänderung  des  seit  einem  Dezennium  Ungarn 
gegenüber  angewendeten  Regimes  absoluter  Niederhaltung  zu 
machen.  Der  Verlauf  der  unter  dem  persönlichen  Vorsitz  des 
Kaisers  abgehaltenen  Beratungen  wirft  volles  Licht  auf  die  am  Hofe 
und  im  Ministerium  vorhandenen  einander  widerstreitenden  Auf- 
fassungen über  die  neue  Ungarn  gegenüber  zu  führende  Politik. 

Die  Sitzung  vom  30.  März  1860  eröffnete  der  Kaiser  mit 
einer  Darlegung  seiner  Absicht,  „den  durchl.  Herrn  Erzherzog 
Albrecht  von  dem  Posten  eines  Generalgouverneurs  von  Ungarn 
abzuberufen  und  den  F.  Z.  M.  Ritter  von  Benedek  provisorisch  zur 
Leitung  des  General-Gouvernements  zu  bestimmen.  Diese  a.  h. 
Abberufung  sei  nicht  als  Konzession  gegen  das  Land  zu  betrachten, 
sondern  lediglich  als  die  Erfüllung  eines  vom  durchl.  Herrn  Erz- 
herzog schon  vor  einiger  Zeit  ausgesprochenen  Wunsches  und  als 
eine  Maßregel,  die  nötig  geworden,  um  Seine  k.  k.  Hoheit  vor  fort- 
gesetzten Avanien  zu  bewahren.  Bei  dieser  Veränderung  in  der 
Person  des  Landeschefs  solle  auch  offen  ausgesprochen  werden,  was 
dem  Lande  Ungarn  in  Absicht  auf  die  ständische  Vertretung  und 
administrative  Organisierung  gewährt  werden  wird,  um  auf  diese 
Weise  eine  unüberschreitbare  Grenzlinie  für  das  Erreichbare  zu 
ziehen  und  der  jetzt  hochgehenden  Agitation  zur  Verwirklichung 
maßloser  Wünsche  ein  Ziel  zu  setzen." 

„Ein  solcher  öffentlicher  Ausspruch  setzt  aber  die  Feststellung 
der  a.  h.  Beschlüsse  über  folgende  Hauptfragen  voraus: 

1.  ob  die  Landesvertretung  des  Königreiches  Ungarn  in  einer 
Versammlung  vereint  oder  aber  in  mehreren  Versammlungen  ge- 
theilt  einzuberufen  sei? 

2.  ob  die  bisherige  Fünftheilung  der  Statthalterei  aufrechtzu- 
erhalten sei  oder  nicht? 

3.  welche  Einrichtung  den  Comitatsbehörden  zu  geben  wäre." 
Ministerpräsident     Graf    Rechberg     sprach    sich    wie    bei 

früheren  Gelegenheiten  gegen  die  Wiederberufung  eines  vereinig- 
ten ungarischen  Landtages  aus,  Graf  Thun  und  der  Finanzminister 
Brück  waren  dafür.  Den  eigentlichen  Mittelpunkt  der  ganzen 
Debatte  bildete  aber  die  höchst  gründliche  und  interessante  Aus- 
einandersetzung des  ganzen  ungarischen  Problems  durch  den  ein- 
zigen an  der  Regierung  teilnehmenden  Minister  magyarischen 
Stammes,  den  Justizminister  Grafen  N  ä  d  a  s  d  y.  Mit  ihrer  durch 
die  späteren  Ereignisse  durchaus  bestätigten  Vorankündigung  der 
Entwicklung,   welche   die    öffentliche   Meinung   und    der    Lauf   der 
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Dinge  in  Ungarn  nehmen  würden,  sobald  ein  Landtag  einberufen 
wäre,  macht  sie  auf  denjenigen,  der  diese  zum  erstenmal  nach  so 
vielen  Jahren  zur  Einsicht  freigegebenen  Protokolle  liest,  den  alier- 
tiefsten  Eindruck.  Graf  Nädasdy  warnte  auf  das  nachdrücklichste 
vor  dem  Wege,  den  man  durch  die  vom  Kaiser  der  Ministerkonferenz 
voigeschlagenen  und  voraussichtlich  durch  ein  a.  h.  Handschreiben 
zu  publizierenden  Konzessionen  betrete.  „Er  ging  von  der  Tatsache 
aus,  daß  die  Bestrebungen  der  überwiegenden  Mehrzahl  jener 
Ungarn,  die  sich  mit  Politik  befassen,  dahin  gewendet  sind,  dem 
Königreich  Ungarn  eine  von  den  übrigen  Kronländern  abgesonderte 
staatliche  Gestaltung  und  eine  vollständige  Ausnahmestellung  zu 
verschaffen.  Verschiedenheiten  bestehen  unter  diesen  in  den  Gra- 
dationen ihrer  Wünsche.  Ein  Teil  verlangt  die  ungarische  Kon- 
stitution, wie  selbe  1848  bei  Beginn  des  Landtages  zu  Recht  bestand, 
und  zwar  mit  allen  ihren  Unzweckmäßigkeiten  und  mit  allen  Un- 
klarheiten der  Gesetze,  welche  zu  so  vielfältigen  Auslegungen  in 
jedem  Landtage  Gelegenheit  boten.  Ein  anderer  Teil,  und  leider  kein 
unbedeutender,  will  die  am  11.  April  1848  a.  h.  bestätigte,  mit  den 
Ständen  vereinbarte,  den  Herrn,  wenn  er  nicht  in  Ungarn  anwesend 
ist,  machtlos  stellende  Verfassung  zurückführen.  Manche,  und  zwar 
jene,  welche  sich  für  vorzüglich  gut  österreichisch  und  dynastisch 
gesinnt  halten,  würden  zwar  einige  minder  wichtige  zeitgemäße,  die 
Absonderung  Ungarns  von  der  übrigen  Monarchie  und  die  Beschrän- 
kung der  königlichen  Gewalt  milder  gestaltende  Verbesserungen  der 
1847er  Konstitution  nach  harten  Kämpfen  und  rabulistischen  Pro- 
testationen oder  Kautelen  jetzt  annehmen  wollen,  würden  aber  in 
kurzer  Zeit,  von  der  Landtagspartei  des  Fortschrittes  überflügelt,  als 
ohnmächtige  Minderheit  verstummen  müssen.  Außer  diesen  drei 
größeren  Parteien  besteht  noch  eine  der  Kopfzahl  nach  zwar  kleine, 
doch  tatkräftige  und  jedenfalls  dann  gefährliche  Partei,  wenn  sie 
durch  eine  auswärtige  Unterstützung  gestärkt  würde,  nämlich  jene, 
welche  sich  bis  zum  Ausbruch  des  Debrecziner  Konvents  vom  4.  April 
1849  leicht  verirren  dürfte. 

Obschon  diese  vier  Parteien  in  ihren  Anschauungen  weit  aus- 
einandergehen, so  sind  sie  doch  in  einem  Punkte  vollkommen  einig, 
nämlich  in  dem  Grundsatze  des  Anstrebens  der  Nichteinfügung 
(Ungarns)  in  Oesterreich  und  der  Erlangung  einer  eigenen  selb- 
ständigen Verfassung  für  Ungarn  mit  Einschluß  seiner  Nebenländer." 
Förmlich  prophetisch  voraussehend  legte  also  Graf  Nädasdy  dar,  was 
die  Bestrebungen  aller  vier  Parteien,  die  er  unterschied,  zur  Folge 
haben  würden,  und  daß  die  öffentliche  Meinung  in  Ungarn  durch  den 
nun  vorgeschlagenen  ersten  Versuch,  das  Magyarentuni  zu  gewinnen, 
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in  Wirklichkeit  nicht  gewonnen  werden  würde.  Man  werde,  meinte 
Graf  Nädasdy,  darin  vielmehr  bloße  Nachgiebigkeit  und  Zeichen  der 
Schwäche  sehen.  „Der  Träger  und  verkörperte  Ausdruck  der  frühe- 
ren Sonderstellung  und  der  politischen  Selbständigkeit  sowie  des 
Strebens  der  Ausdehnung  der  Grenzen  Ungarns  war  stets  der  Land- 
tag in  seiner  Gesamtvertretung  des  Landes,  und  da  dieser  Landtag 
es  war,  der  es  möglich  machte,  die  gegen  Wien  gerichteten  Be- 
strebungen in  eine  gesetzliche  Form  zu  bringen,  sowie  ein  von  Land- 
tag zu  Landtag  sich  steigerndes  System  von  Konzessionen  im  Sinne 
der  Entwicklung  ungarischer  Selbständigkeit  zu  erzwingen,  so  wird 
er  auch  jetzt  allgemein  als  das  einzige  und  sicherste  Mittel  angesehen, 
jene  politische  Stellung  wieder  zu  erlangen,  welche  zum  Heile  der 
Monarchie  1849  aufhörte." 

In  außerordentlich  eindrucksvollen  Worten  schilderte  nun  Graf 
Nädasdy  im  vorhinein,  wie  ein  neu  eingesetzter  vereinigter  Landtag 
alle  Hindernisse  aus  dem  Wege  räumen,  alle  Kräfte  im  Lande  in  sich 
vereinigen  werde,  um  zu  denselben  Zielen  zu  gelangen,  wie  sie  der 
Landtag  von  1848  in  revolutionärem  Tempo  erreicht  hatte.  Aus 
diesem  Grunde  widerriet  Graf  Nädasdy  als  alter  Kenner  seines 
Vaterlandes  und  der  politischen  Natur  seiner  Landsleute  auf  das 
nachdrücklichste  die  neuerliche  Schaffung  eines  einheitlichen  Land- 
tages. Ein  solcher  Landtag  müsse  wieder  ein  machtvolles  Zentrum 
für  die  Organisation  des  Widerstandes  des  ganzen  Landes  gegen 
Wien  und  die  Regierung  bilden.  „Ich  bedauere",  sagte  Graf  Nädasdy, 
„daß  gerade  ich,  Seiner  Majestät  treu  gehorsamster  Justizminister  und 
noch  dazu  ein  geborener  Ungar,  den  meinem  Vaterlande  günstig 
scheinenden  Standpunkt  verlassen  und  nach  meiner  innersten  Ueber- 
zeugung  zum  Heile  desselben  Vaterlandes  raten  muß,  vor  allem  in 
Erwägung  zu  ziehen,  ob  das  Kaisertum  Oesterreich  eine  europäische 
Großmacht  bleiben  wird,  wenn  Ungarn  zu  Oesterreich  sich  wie  Nor- 
wegen zu  Schweden  stellt,  und  wenn  das  in  jeder  Beziehung  die 
kaiserliche  Macht  abschwächende  konstitutionelle  Gebaren  Ungarns, 
wie  es  vor  1848  war,  neuerlich  ins  Leben  tritt.  Ich  meinerseits 
halte  jene  Ungarn  für  mit  Blindheit  geschlagen,  welche  glauben,  ein 
nur  durch  Personalunion  mit  Oesterreich  verbundenes  Ungarn  habe 
eine  Zukunft  zu  hoffen,  und  Ungarn  könne  bestehen,  wenn  die  öster- 
reichische Monarchie  in  Stücke  geht."  Man  könne  daher  nicht,  wie 
der  Vorredner  im  Ministerrate  getan  hatte,  Ungarn  mit  Böhmen 
gleichstellen,  sobald  man  sich  darüber  im  klaren  sei,  daß  das  Fest- 
halten an  dieser  Gleichberechtigung  und  an  einer  Landesvertretung 
für  ganz  Ungarn  zur  Personalunion  und  in  weiterer  Folge  zur  Auf- 
lösung der  österreichischen  Monarchie  führe.     Nachdem  noch  Graf 
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Nädasdy  auf  die  tiefe  Verschiedenheit,  die  zwischen  den  alten  erb- 
ländischen  Landständen,  denen  kein  Steuer-,  Rekrutenbewilligungs- 
und  Gesetzgebungsrecht  seit  Jahrhunderten  zugestanden  habe,  und 
dem  ungarischen  Landtage  bestanden  habe,  nachdrücklich  aufmerk- 
sam gemacht  hatte,  gelangte  er  zu  seinen  positiven  Vorschlägen:  in 
erster  Linie  verlangte  er  die  Aufrechterhaltung  der  Teilung  Ungarns 
in  fünf  Verwaltungsgebiete.  „Sollte  jedoch  eine  Gesamtlandesver- 
tretung für  ganz  Ungarn  aus  höheren,  mir  unbekannten  politischen 
Rücksichten  durchaus  nicht  zu  vermeiden  sein,  so  möchte  ich,  von 
dem  Satze  ausgehend,  daß  zwischen  zwei  Uebeln  das  kleinere  zu 
wählen  ist,  folgendes  Auskunftsmittel,  welches  jedoch  nur  ein  Lücken- 
büßer ist  und  sehr  viel  gegen  sich  hat,  in  Antrag  bringen :  es  könnte 
nämlich  vielleicht  eine  Gesamtvertretung  für  ganz  Ungarn  im  Grund- 
satz bewilligt  werden,  dieselbe  müßte  jedoch  in  fünf  abgesonderten 
Sektionen  in  den  Verwaltungsgebiets-Hauptstädten  tagen,  und  jede 
Sektion  je  zwei  Abgeordnete  zur  Bildung  einer  Gesamtlandesver- 
tretung von  zehn  Personen  an  die  Seite  des  Landesgouverneurs  als 
Beirat  (Kollegium)  wählen,  welcher  Beirat  nach  Umständen  von  Fall 
zu  Fall  durch  Zuziehung  noch  eines  oder  mehrerer  Abgeordneter  aus 
jeder  Sektion  verstärkt  werden  könnte.  Dieser  Ausschuß  hätte  als 
Mittelorgan  für  die  Vorlagen  der  Landesvertretungs-Sektionen  an  die 
Regierung  bezüglich  den  Reichsrat  zu  dienen  und  bei  seinen  Ein- 
begleitungsgutachten  zunächst  das  Interesse  des  Gesamtkönigreiches 
Ungarn  im  Auge  zu  behalten  und  zu  vertreten.  Eine  derartige  Ein- 
richtung hätte  wenigstens  den  Vorteil,  daß  sie  dem  alten  ungarischen 
Landtag  ganz  unähnlich  wäre,  folglich  nicht  für  dessen  Nachfolger 
gehalten  werden  könnte,  daher  der  Oesterreich  feindliche  Geist 
weniger  auf  dieses  Kollegium  rückwirken  würde;  daß  ferner  die 
Beschlüsse  der  Sektionen  nicht  denselben  Widerhall  im  Lande 
finden  würden,  wie  die  Beschlüsse  einer  Gesamtvertretung:  daß 
durch  die  nicht  gleichzeitige  Einberufung  der  Sektionen  dem  Ge- 
samtausdruck der  Landesvertretung  vorgebeugt  würde;  daß  aber 
andrerseits  die  wirklich  berechtigten  Interessen  der  Landesbewoh- 
ner im  einzelnen  und  ganzen  ihren  Ausdruck  fänden  und  der  Ge- 
samtbegriff des  Königreiches  Ungarn  in  dieser  Einrichtung  seine 
sichtliche  Gesamtvertretung  in  dem  Beirat  des  Generalgouverne- 
ments hätte,  ohne  daß  dieses  Kollegium,  da  es  nur  aus  einer  kleinen 
Anzahl  von  Ausschußgliedern  besteht,  jene  Gefahren  in  sich  trüge, 
wie  eine  für  das  ganze  Land  vereint  tagende  Landesversammlung, 
welche  Abgeordnete  von  43  Komitaten,  von  Städten,  Großgrund- 
besitz, dann  vom  König  ernannte  usw.,  folglich  eine  sehr  große 
Anzahl  von  Mitgliedern  haben  müßte." 
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Diese  vom  Grafen  Nädasdy  entwickelten  Reformpläne  fanden 
nun  bei  den  Ministern  Grafen  Thun  und  Baron  Brück  lebhaften 
Widerspruch.  Die  österreichischen  Staatsmänner  erkannten,  daß 
es  ganz  undenkbar  wäre,  mit  solchen  Mitteln  zu  einer  wirklichen 
Beruhigung  der  öffentlichen  Stimmung  und  zu  einem  Regime  der 
Versöhnung  zu  gelangen.  Sie  waren  dabei  zweifellos  von  den  Alt- 
konservativen, als  deren  Freund  Graf  Thun  in  der  Regierung 
zweifellos  gelten  mußte,  maßgebend  beeinflußt.  Denn  in  den 
Kreisen  des  ungarischen  hohen  Adels  hielt  man  mehr  denn  je  an  der 
Hoffnung  fest,  daß  auch  in  einem  wiederhergestellten  einheitlichen 
Landtage  Ungarns  eine  Mehrheit  für  die  Regierung  zu  gewinnen  sei 
und  daß  man  dann  durch  Verhandlungen  mit  dieser  zu  einem  für 
das  Reich  günstigen  Kompromiß  gelangen  könne,  durch  welchen 
das  Verbleiben  Ungarns  im  Gesamtstaate  gesichert  würde.  Mit 
soldatischer  Kürze  sprach  sich  der  Feldzeugmeister  Ritter  von 
B  e  n  e  d  e  k  gegen  den  Gedankengang  seines  Landsmannes  Nädasdy 
aus,  indem  er  äußerte:  es  scheine  ihm  notwendig,  daß  die  Regie- 
rung ihre  Absicht  klar  ausspreche  und  den  Parteien  gegenüber 
genau  die  Grenzen  bezeichne:  bis  hierher  und  nicht  weiter.  Wenn 
aber  die  Regierung  es  einmal  für  nötig  erkennt,  dem  Lande  Ungarn 
eine  ständische  Vertretung  zu  geben,  so  dürfte  es  rätlich  sein,  dies 
in  einer  Weise  zu  tun,  daß  das  Land  dabei  einigermaßen  zufrieden- 
gestellt wird,  was  bei  einer  Fünfteilung  sicherlich  nicht  der  Fall 
wäre. 

Nachdem  die  beiden  Erzherzoge  Rainer  und  Wilhelm  sich  für 
den  Grafen  Nädasdy  ausgesprochen  hatten,  „entschied  sich  Seine 
Majestät  der  Kaiser  dafür,  daß  in  Ungarn  ein  vereinigter  Landtag 
abgehalten  werde.  Sollte  derselbe  sich  bedenkliche  Ausschrei- 
tungen erlauben,  so  würde  er  ohne  Verzug  aufzulösen  sein."  Dem- 
entsprechend erklärte  sich  der  Ministerpräsident  und  die  Mehrheit 
der  Minister  dafür,  daß  nunmehr  auch  die  Trennung  der  Statt- 
haltereiabteilungen aufgehoben  und  eine  einzige  Statthalterei  für 
das  ganze  Land  organisiert  werden  müßte.  Der  Uebergang  sollte 
durch  4  bis  5  „exponierte  höhere  Regierungsorgane  in  den  bisherigen 
Verwaltungs-Hauptstädten  geschaffen  werden",  wogegen  sich  aller- 
dings Graf  Thun  aussprach. 

Nachdem  der  Minister  des  Innern  Graf  Goluchowski  beantragt 
hatte,  daß  die  Konzentrierung  der  gesamten  Verwaltung  in  Ofen 
gleich  aus  Anlaß  der  Ernennung  Benedeks  zum  Generalgouverneur 
in  Ausführung  gebracht  werde,  entschied  sich  der  Kaiser  dafür,  daß 
der  Beschluß  wegen  Vereinigung  der  Statthaltereiabteilung  und 
wegen  Bewilligung  eines  geeinigten  Landtages  in  Ungarn  schon  jetzt 


496    Der  Abbau  d.  Absolutismus  U.  Zentralismus  i.  d.  Gesamtmonarchie  etc. 

bei  der  Ernennung   des   F.Z.M.   Ritter  von  Benedek  veröffentlicht 
werde. 

In  der  fortgesetzten  Beratung  der  Ministerkonferenz  vom  nächst- 
folgenden Tage  (31.  März)  wurden  dann  zunächst  auf  Grundlage 
eines  vom  Reichsrate  von  Szögyeny  mit  dem  Justizminister  Grafen 
Nadäsdy  vereinbarten  Entwurfes  die  Grundzüge  der  ungarischen  Ko- 
ni itatsverfassung  insbesondere  in  ihrer  Relation  zum  künftigen  Land- 
tage beraten.  *)  Es  is  auffallend,  daß  die  Minister  in  ihrer  Beratung 
sich  auf  die  Besprechung  einzelner  geringfügiger  Bestimmungen  des 
Szcgyenyiscben  Entwurfes  beschränken,  daß  aber  von  keiner  Seite 
die  ungeheure  Tragweite,  die  in  der  Wiederherstellung  der  Komitats- 
verfassung für  die  ganze  weitere  Gestaltung  der  politischen  Zustände 
in  Ungarn  gelegen  war,  geltend  gemacht  wird.  Wie  wenig  wollte 
daneben  die  so  langwierig  im  Schöße  der  Regierung  debattierte 
Centralisierung  der  Landesregierung  in  einer  einheitlichen  Statt- 
halterei  in  Ofen  besagen!  Mußte  doch  Jedermann,  der  nur  einige 
Kenntnis  der  neueren  Geschichte  Ungarns  hatte,  wissen,  daß  die 
Komitate  seit  jeher  die  eigentlichen  Wälle  der  Verfassung  in  Ungarn 
bedeuteten  und  daß  die  Uebergabe  der  Verwaltung  in  die  Hände  der 
Congregationen  und  der  bei  ihren  „Restaurationen'  gewählten  Vize- 
gespane und  Stuhlrichter  die  ganze  legale  Macht  im  Lande  den- 
jenigen Kreisen  zurückgab,  die  seit  mehr  als  einem  Dezennium  der 
Wiener  Regierung  in  tötlicher  Feindschaft  und  in  einer  nur  durch 
die  Militärgewalt  erzwungenen  völligen  Passivität  gegenüberstanden. 
Die  einzige  Aeußerung  in  der  Debatte,  die  erkennen  läßt,  daß  man 
sich  durch  dieses  Ausmaß  der  von  vornherein  Ungarn  zu  gewährenden 
Konzessionen  beunruhigt  fühlte,  ist  eine  Bemerkung  des  Minister- 
präsidenten Grafen  Rechberg,  in  welcher  er  Bedenken  gegen  die 
Wiedereinführung  der  „Magistrats-Restaurationen  beziehungsweise 
die  nach  6  Jahren  wieder  eintretende  Wahl  einiger  Zivilbeamten" 
vorbrachte.  „Es  liegt"  sagte  Graf  Rechberg,  „darin  ein  demokra- 
tisches und  zerstörendes  Element,  es  zwingt  die  um  ihre  Existenz 
bekümmerten  Beamten  sich  den  Wählern  auf  alle  Weise  gefällig  zu 
erweisen,  um  dadurch  ihre  Wiederwahl  zu  sichern."  Diese  Befürch- 
tung war  gewiß  zutreffend.  Nur  hätte  man  dann  in  Wien  eben  Dicht 
von  einer  Wiederherstellung  der  Komitatsverfassung  reden  dürfen, 
denn,  wie  Graf  Nadäsdy  sofort  erwiderte,  küne  jene  Bestimmung 
nicht  aufgehoben  werden,  weil  in  ihr  das  eigenliche  Lebenselement 


*     MinLster-Konforcnz-Prolokol!      K.     Z.     11  H/1  SU),     BeOS-,     Hof-     und 
sarchiv. 
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der  Komitatsverfassung  beruht.    Graf  Nadäsdy  hätte  ebensogut  noch 
sagen  können,  der  ungarischen  Verfassung  überhaupt.  *) 

Im  Laufe  der  Debatte  gab  übrigens  der  Ministerpräsident  Graf 
Rechberg  eine  Erklärung  ab,  wonach  er  seine  am  Vortage  ge- 
äußerte Meinung  ändern  und  Seiner  Majestät  unter  anderem  vorstellen 
müßte,  „wie  bedenklich  es  wäre,  mit  der  Bekanntmachung  der  ge- 
planten Neuerungen  in  Ungarn  vorzugehen,  wenn  nicht  zugleich  für 
die  anderen  Kronländer  die  ständische  Vertretung  eingerichtet  wer- 
den kann.  Denn  in  Ungarn  werden  die  allerhöchsten  Zugeständnisse 
gegenwärtig  nicht  befriedigen,  die  dort  darüber  laut  werdenden  Stim- 
men werden  auch  in  den  anderen  Kronländern  ihren  Nachhall  finden 
und  diese  im  vorhinein  gegen  dasjenige  einnehmen,  was  ihnen  die 
Regierung  in  bezug  auf  die  Landesvertretung  zu  gewähren  beabsich- 
tigt. Erhalten  dagegen  die  anderen  Kronländer  zuerst  ihre  Landes- 
statute, so  ist  zu  hoffen,  daß  sie  sich  damit  zufriedenstellen  und  der 
Regierung  in  ihren  Maßregeln  bezüglich  Ungarns  zur  Stütze  dienen 
werden." 

In  demselben  Sinn  sprach  sich  auch  Graf  Thun  aus.  Wenn, 
meinte  der  Kultusminister,  die  Aenderung  in  dem  Gouvernement  und 
in  der  Verfassung  Ungarns,  welche  ihm  und  einigen  Mitgliedern  der 
Konferenz  unvorbereitet  zur  Kenntnis  gekommen  ist,  so  sehr  drängt, 
so  sollte  doch  mindestens  für  einige  andere  Kronländer  etwa  für  Böh- 
men, Mähren,  Kroatien  und  Siebenbürgen  ein  Landesstatut  gleich- 
zeitig hinausgegeben,  und  rücksichtlich  der  übrigen  eine  Uebersicht 
der  Grundzüge,  nach  denen  die  Landesvertretung  einzurichten  sei, 
verlautbart  werden. 

So  kam  es  zu  einer  dritten  Ministerberatung  über  die  große  Frage 
des  neuen  Kurses  Ungarn  gegenüber,  die  am  2.  April  unter  Vorsitz 
des  Kaisers  stattfand.  **)  Der  Monarch  erklärte  —  so  berichtet  das 
Protokoll  —  zu  Beginn  der  Beratung:  „Es  bestehen  wesentliche  Mei- 
nungsverschiedenheiten im  Schöße  der  Konferenz,  welche  Seine 
Majestät  behoben  oder  doch  vermindert  zu  sehen  wünschen.  Zu 
diesem  Zwecke  seien  folgende  Punkte  nochmals  zu  erörtern:  1.  ob 


*)  Graf  Thun  brachte  auch  hier  wie  regelmäßig  in  den  Minister- 
konferenzen jener  Zeit  seinen  Wunsch  nach  Sicherung  der  sprachlichen 
Gleichberechtigung  für  die  nichtmagyarischen  Völker  Ungarns  vor.  Graf 
Nadäsdy  erwiderte  ihm,  das  werde  sich  schon  in  der  Praxis  machen,  die 
Protokolle  der  Komitatsversammlungen  können  aber  nur  in  einer  Sprache, 
nämlich  der  magyarischen,  abgefaßt  werden.  Magyarische  Wahlpraxis  und 
magyarische  Protokolle  haben,  wie  man  weiß,  nach  1867  alle  nationalen 
Schwierigkeiten  restlos  erledigt,  sobald  nur  in  Ungarn  wieder  das  Magyaren- 
tum  zur  politischen  Nation  im  verfassungsmäßigen  Ungarn  geworden  war. 

**)  Minister-Konferenz-Protokoll  Z.  1188  vom  2.  April  1860,  Haus-,  Hof- 
und  Staatsarchiv. 
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ein  vereinigter  Landtag  oder  fünf  Teillandtage  festzusetzen  wären, 
2.  ob,  wann  und  in  welcher  Art  die  fünf  Statthaltereiabteilungen  auf- 
zulassen und  in  eine  Behörde  zu  vereinigen  wären,  3.  ob  bei  Ein- 
setzung des  F.Z.M.  Ritter  von  Benedek  auf  seinen  Posten  eine  Publi- 
kation über  die  allerhöchsten  Absichten  in  Bezug  auf  den  Landtag  zu 
erlassen  und  eine  Kundmachung  über  die  Aenderungen  im  Organis- 
mus der  Statthalterei  und  des  General-Gouvernements  zu  veröffent- 
lichen, oder  ob  über  die  Gestaltung  des  Landtages  völlig  zu  schwei- 
gen und  auch  die  Neurorganisierung  ohne  Verlautbarung  darüber 
durchzuführen  wäre." 

Graf  R  e  c  h  b  e  rg  vertrat  neuerdings  den  Standpunkt,  daß  ein 
vereinigter  Landtag  zu  widerraten  sei  und  berief  sich  dabei  auch  auf 
das  Gutachten  des  Reichsrates  von  Szögyeny.  Das  Wichtigste  sei  die 
Komitatsverfassung,  die  Schaffung  einer  zentralen  Statthaltereiver- 
waltung würde  große  Störung  im  Dienste  verursachen  und  sei  daher 
jetzt  nicht  anzuraten.  Auch  warnte  Graf  Rechberg  insbesondere  vor 
der  Kundmachung  aller  etwaigen  Veränderungen  des  ungarischen 
Verwaltungsorganismus.  Er  meinte:  Würde  von  dem  verstärkten 
Reichsrat  die  Frage  der  ungarischen  Landesvertretung  zur  Sprache 
gebracht,  so  könnte  sie  von  den  Ministern  dann  noch  als  eine  noch 
offene  der  Beratung  der  Ministerkonferenz  unterliegende  behandelt 
werden. 

Nicht  minder  nachdrücklich  sprach  sich  Graf  T  h  u  n  im  Einver- 
ständnis mit  dem  Ministerpräsidenten  gegen  die  vom  Kaiser  ur- 
sprünglich vorgebrachten  Anregungen  aus  und  auch  Finanzminister 
Brück  war  für  eine  hinhaltende  Taktik  und  die  Nichtpublizierung 
der  administrativen  Veränderungen.  Nur  Minister  des  Innern  Graf 
Goluchowski  ging  von  vornherein  auf  die  Intention  des  Monarchen 
ein  und  sprach  davon,  daß  es  eine  Ungerechtigkeit  gegen  das  Land 
und  eine  auffallende  Unbilligkeit  bei  der  Behandlung  desselben  im 
Vergleich  mit  den  übrigen  großen  Kronländern  begründen  würde, 
wenn  Ungarn  eine  vereinigte  Landesvertretung  versagt  würde. 
Ebenso  war  Graf  Goluchowski  für  die  Konzentrierung  der  Statt- 
halterei, die  er  nicht  für  so  schwierig,  zeitraubend  und  diensthem- 
mend hielt  als  der  Kultusminister  besorgte,  wobei  er  sich  auf  seine 
in  Galizien  gesammelten  Erfahrungen  berief.  Schließlich  erklärte 
der  F.Z.M.  Ritter  von  Benedek,  auf  seinem  neuen  Dienstpost m 
wie  in  seiner  ganzen  Diensteslaufbahn  bisher  die  kaiserlichen  Be- 
fehle aufs  genaueste  vollziehen  zu  wollen,  nur  müsse  er  um  genaue 
Verhaltungsbefehle  für  normale  Fälle  und  normale  Ange- 
legenheiten bitten.  Viele  Leute  in  Ungarn  zweifeln  an  dem  Bestände 
der  Regierung.    Ungewißheit  über  die  Zukunft  herrscht  allenthalben. 


1.  Kapitel:  Der  Umschwung  von  1859  etc.  499 

Um  dieser  ein  Ende  zu  bereiten,  bedarf  es  eines  kaiserlichen  Wor- 
tes: eines  allerhöchsten  Ausspruches  über  den  vereinigten  Landtag 
und  über  die  Beseitigung  der  Statthaltereiabteilungen.  Zu  einer  bloß 
zuwartenden  Politik  sei  jetzt  bei  der  ernsten  Lage  der  Dinge  keine 
Zeit  mehr.  Auch  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien  sei  man 
um  den  Fortbestand  des  großen  österreichischen  Kaiserstaates  be- 
sorgt und  allgemein  die  Notwendigkeit  anerkannt  und  gefühlt, 
Ungarn  durch  der  Monarchie  nicht  abträgliches 
Entgegenkommen  zu  gewinnen.  Nützt  auch  das  nichts,  muß 
der   Kampf   rücksichtslos   angenommen  werden.*) 

Nachdem  noch  das  Protokoll  festgestellt  hat,  daß  die  beiden 
Erzherzoge  Wilhelm  und  Rainer  sich  gegen  die  Neuerungen  in  Ungarn 
ausgesprochen  hatten,  wird  darin  beurkundet:  „Seine  Majestät  der 
Kaiser  geruhten  Allerhöchst  sich  vorzubehalten,  diese  wichtige  An- 
gelegenheit noch  in  reife  Ueberlegung  zu  ziehen."  Diese  Entschei- 
dung erfolgte  dann  in  der  Ministerkonferenz  vom  19.  April,  von 
welcher  das  Protokoll  vermerkt:  „Seine  k.  k.  Apostol.  Majestät  ge- 
ruhten der  Conferenz  zu  eröffnen,  daß  A.H.  Dieselbe,  nachdem  die 
Frage  über  den  künftigen  administrativen  und  ständischen  Organis- 
mus des  Königreiches  Ungarn  in  wiederholten  Conf  erenzberathungen 
von  allen  Seiten  erörtert  worden  ist,  A.  H.  Ihren  Beschluß  gefaßt  und 
den  Ministerpräsidenten  mit  dem  Entwürfe  eines  A.H.  Handschrei- 
bens beauftragt  haben,  worin  sowohl  die  Ernennung  des  F.Z.M. 
Ritter  von  Benedek  als  auch  die  A.  H.  Absichten  bezüglich  des  poli- 
tischen und  ständischen  Organismus  ihren  Ausdruck  finden  würde. 
Dieser  sofort  verlesene  Entwurf  wurde  hierauf  in  Beratung  ge- 
zogen und  S.  M.  der  Kaiser  geruhten  einige  Modifikationen  des  Tex- 
tes zu  beschließen,  in  Folge  welcher  der  Entwurf  die  in  der  Beilage 
enthaltene  Form  erhielt." 

Das  am  gleichen  Tage  erlassene  Handschreiben  eröffnet  somit 
feierlich  den  neuen  von  Franz  Josef  gegenüber  Ungarn  eingeschla- 
genen Kurs.  In  seinem  kurzen  Wortlaut  bringt  es  doch  die  große 
Veränderung  zum  Ausdruck,  die  sich  zu  vollziehen  begann.  An  den 
F.  Z.  M.  von  Benedek  gerichtet,  lautet  es: 

„Indem  Ich  Seine  k.  k.  Hoheit  den  Herrn  General  der  Kavallerie  Herrn 
Erzherzog  Albreeht  auf  seine  Bitte  von  der  bekleideten  Stelle  des  General- 
gouverneurs und  kommandierenden  Generals  in  Meinem  Königreiche  Ungarn 
und  dem  Kommando  der  dritten  Armee  vorläufig  enthebe,  übertrage  Ich 
Ihnen  bis  auf  weiteres  die  Leitung  der  politischen  Verwaltung  und  des 
Landes-Generaikommandos  daselbst  und  finde  zu  bestimmen,  daß  die  be- 
stehenden StaitthaWerei-Abteilungen  in  eine  StatthaKerei  mit  dem  Sitze  in 
Ofen,   welche    Ihnen   unmittelbar   unterstehen    wird,    vereinigt   werden.      In 


*  Diese  beiden  letzten  Sätze  sind  von  Benedek   dem  Protokoll  eigen- 
händig hinzugefügt  und  von  ihm  gefertigt  worden. 
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Kascbau,  Preßburg,  Oedenburg  und  Großwardein  sind  einstweilen  höhere 
politische  Beamte  mit  dem  entsprechenden  Hilfspersonal  zu  dem  Behufe  zu 
belassen,  daß  sie,  ohne  eine  behördliche  Zwischeninstanz  zu  bilden,  bei  der 
Durchführung  des  neuen  Organismus,  insbesondere  der  Komitatsverwaltungen 
und  des  Gemeindewesens,  anleitend  und  überwachend  mitwirken. 

„Es  ist  Meine  Absicht,  für  die  Angelegenheiten  der  politischen  Verwaltung, 
sobald  die  neue  Organisation  der  Statthalterei  in  das  Leben  getreten  sein 
wird,  Komitatsverwaltungen  einzuführen  und  denselben  nach  Art  des  vor- 
mals bestehenden  Systems  Komitatskongregationen  und  Ausschüsse  in  den 
den  gegenwärtigen  Verhältnissen  entsprechenden  Zusammensetzungen  und 
Wirkungskreisen  beizugeben. 

Im  Einklänge  mit  diesen  Verfügungen  befehle  Ich,  daß,  nachdem  die 
Gemeindeordnung  und  die  Komitatsverfassung  in  Wirksamkeit  getreten  sein 
werden,  die  Anträge  in  Betreff  des  Landtages  vorbereitet  werden,  damit  das 
in  allen  Kronländern  einzuführende  Prinzip  der  Selbstverwaltung  durch  Orts-, 
Bezirks-  oder  Komitatsgemeinden  durch  Landtage  und  Landtagsausschüsse 
auch  in  Meinem  Königreich  Ungarn  zur  Geltung  gebracht  werde. 

Die  näheren  Instruktionen  für  die  Durchführung  der  oben  angegebenen 
Maßregeln  werden  Ihnen  durch  Meine  Minister,  in  deren  Departements  diese 
Angelegenheiten  gehören,  erteilt  werden.    Franz  Josef." 

Mit  diesem  Handschreiben  und  mit  dem  verstärkten  Reichs  rat, 
so  hoffte  der  Kaiser  und  seine  ihn  beratende  Umgebung,  würde  sich 
die  befürchtete  Empörung  in  Ungarn,  die  Finanznot  des  Reiches 
und  die  bis  dahin  allerdings  verhältnismäßig  ungefährlich  sich 
äußernde  Unzufriedenheit  in  Oesterreich  leicht  beschwichtigen  lassen. 
Noch  ehe  aber  die  Session  des  verstärkten  Reichsrates  begann,  konnte 
niemand  darüber  im  Zweifel  sein,  daß  wenigstens  in  Ungarn  die 
Konzessionen  vom  19.  April  die  Stimmung  nicht  nur  nicht  verbessert, 
vielmehr  die  Hoffnungen  der  seit  dem  unglücklichen  Kriegsausgang 
in  Bewegung  geratenen  Nationalpartei  kräftig  gesteigert  hatten. 
Weder  in  Ungarn,  noch  in  Oesterreich  ließ  sich  erwarten,  daß  man 
mit  einer  Institution,  wie  sie  der  verstärkte  Reichsrat  vorstellte,  und 
mit  dessen  „Beirat"  in  Gesetzgebung  und  Staatshaushalt  Kräftigung 
der  Regierungs-  und  Finanzverhältnisse  im  ganzen  Reiche  zu  erzielen 
vermöchte.  Die  ungarischen  Altkonservativen,  die  im  Frühling  1860 
Schritt  für  Schritt  Boden  bei  Hofe  gewannen,  waren  es  denn  auch, 
die  allein  der  Berufung  in  den  verstärkten  Reichsrat  Folge  leisteten, 
derp  Programm  treu,  das  sie  sich  seit  den  ersten  Konferenzen  des 
Jahres  1859  gesteckt  hatten.  Weder  Graf  Sz£csen  und  seine  Freunde, 
noch  ihre  österreichischen  Standesgenossen,  die  in  den  verstärkten 
Reichsrat  einberufen  worden  waren,  gaben  sich  darüber  einer  Täu- 
schung hin,  daß  die  Regierung  Goluchowski  den  Beruf  oder  selbst 
einen  bestimmten  Plan  besitze,  um  eine  solche  allgemeine  Reicbfl- 
reform  durchzuführen,  wie  sie  den  adeligen  Politikern  als  Ziel  ihrer 
Bemühungen  und  Grundlage  für  die  Erneuerung  des  Öffentlichen 
Lebens  in  Ungarn  vorschwebte.  Die  Gruppe  der  ungarischen  Alt- 
konservativen und  die  ihr  nahestehende  vom  Grafen  Clam  geleitete 
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österreichische  Adelsfraktion  waren  daher  zweifellos  von  Anfang 
an  entschlossen,  selbst  die  Initiative  zu  einer  solchen  zu  ergreifen. 
Nicht  mit  Unrecht  hofften  sie,  daß  die  in  sich  selbst  uneinige  Regie- 
rung, deren  politische  Intellektualität  zweifellos  unter  der  Höhe 
ihrer  Aufgabe  stand,  sich  für  den  Anfang  leicht  werde  treiben  las- 
sen, zumal  wenn  es  gelang,  beim  Kaiser  selbst  Einfluß  zu  gewinnen. 
Die  Voraussetzung  dafür  aber  war  die  Einigung  der  beiderseitigen 
Adelsgruppen,  aus  denen  sich  die  Mehrzahl  der  Mitglieder  des  ver- 
stärkten Reichsrates  zusammensetzte,  zu  einer  politischen  Einheit. 
Darin  nun,  daß  sich  dieses  Ereignis,  allem  Anschein  nach  schon 
vorher  vorbereitet,  alsbald  nach  Eröffnung  des  verstärkten  Reichs- 
rates in  diesem  vollzog,  liegt  in  erster  Reihe  die  historische  Bedeu- 
tung dieser  Notabeinversammlung.  Indem  sie  wenigstens  für  eine 
kurze  Zeit  den  historischen  Adel  beider  Reichshälften  zu  einer 
programmatisch  geeinten  Reichspartei  gestaltete,  hat  sie  einen  tiefen 
tmd  weitreichenden  Einfluß  geübt  —  nicht  so  sehr  auf  die  eigentliche 
Reichsverfassungspolitik,  sondern  auf  die  Verfassungsentwicklung 
der  nichtungarischen  Länder.  Denn,  wie  wir  alsbald  sehen  werden, 
steht  im  eigentlichen  Oesterreich  die  1860  durch  den  Anstoß  der 
ungarischen  Altkonservativen  geschaffene  Adelspartei  von  da  ab  al3 
einer  der  mächtigsten  politischen  Faktoren  durch  fast  ein  Menschen- 
alter hin  im  Vordergrunde  der  österreichischen  Staats-  und  Regie- 
rungspolitik, während  der  ungarische  Flügel  der  ursprünglich  ge- 
meinsam geschaffenen  Adelspartei  in  Ungarn  selbst  sehr  bald  in 
völlige  Bedeutungslosigkeit  versinkt  und  nach  dem  Landtage  von 
1861  so  gut  wie  vollständig  aus  der  praktischen  Politik  des  Landes 
ausscheidet. 

So  ist  die  Notablenversammlung  des  verstärkten  Reichsrates 
wider  Willen  ihrer  bureaukratischen  Schöpfer  dank  dem  Zusammen- 
treffen der  verschiedenen  hier  gekennzeichneten  Umstände  zum  Ur- 
heber eines  neuen  ebenso  umfassenden  wie  tief  wirkenden  „Perio- 
dos"  in  der  weiteren  Entfaltung  des  österreichischen  Reichs-  und 
Staatsproblems  geworden  und  hat  mittelbar  zu  einem  neuerlichen 
Versuche  einer  konstitutionellen  Lösung  dieses  Problems  geführt. 

Für  den  31.  Mai  zur  Tagung  unter  dem  Vorsitze  des  vom  Kaiser 
ernannten  Reichsratspräsidenten  Erzherzog  Rainer  einberufen,  hörte 
die  illustre  Körperschaft  zunächst  am  1.  Juni  eine  Ansprache  des 
Kaisers,  deren  politischer  Gehalt  in  wenigen  Sätzen  ausgesprochen 
lag:  „Wichtige  Fragen  der  allgemeinen  Gesetzgebung"  —  heißt  es  da 
—  „und  die  Regelung  des  Staatshaushaltes  werden  Ihrer  Begut- 
achtung vorgelegt.  Bei  Ihren  Beratungen  wollen  Sie  immer  den 
Grundsatz  im  Auge  behalten,  daß  die  Geschicke  der  einzelnen  Teile 
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des  Reiches  miteinander  aufs  innigste  verflochten  sind,  daß  die  Ge- 
meinsamkeit und  Wechselwirkung  der  wahren  Interessen  der  ein- 
zelnen Länder  Tatsachen  sind,  welche  mit  tausend  Fäden  ein  starkes 
Band  um  die  gesamte  Monarchie  geschlungen  haben,  daß  jeder  Ver- 
such, dieses  Band  zu  lockern,  nur  zum  Nachteil  des  Ganzen  und  sei- 
ner Teile  führen  und  die  fortschreitende  gedeihliche  Entwicklung  in 
geistiger  und  materieller  Hinsicht  hemmen  müßte,  folglich  ohne  Ver- 
letzung der  heiligsten  Pflichten,  die  Mir  Meinen  Völkern  gegenüber 
obliegen,  nicht  geduldet  werden  dürfe.  Gleicher  Schutz  sei  allen 
Stämmen  und  Ländern  Meines  Reiches  gesichert.  Gleichberechtigt 
und  gleichverpflichtet  seien  sie  in  brüderlicher  Eintracht  zu  einem 
mächtigen  Ganzen  verbunden." 

Die  sich  daran  schließende  Aufforderung  an  die  Reichsräte,  bei 
der  Prüfung  des  Staatshaushaltes  die  „möglichste  Schonung  der 
Staatsangehörigen"  mit  der  „Würdigimg  der  Machtstellung  des 
Reiches"  zu  verbinden,  brachte  so  recht  die  Schwierigkeiten  zum 
Ausdruck,  über  welche  die  Regierung  Rechberg-Goluchowski  Krone 
und  Reich  hinüberzubringen  trachten  mußte;  es  sollte  eben  trotz 
des  immer  erschreckender  ansteigenden  Defizits  und  schwerer 
Steuerlast  noch  immer  die  nach  außen  imperialistische,  nach  innen 
zentralistische  Autokratie  im  Grunde  genommen  imverändert  er- 
halten bleiben,  und  um  hierfür  die  materiellen  Mittel  zu  gewinnen, 
sollte  es  genug  sein,  wenn  das  Ministerium  in  den  Staatseinrich- 
tungen einzelne  Reformen  durchführe,  die  einen  gewissen  Abbau  des 
Absolutismus  zum  Scheine  vorstellen  würden. 

Im  übrigen  vollzog  der  verstärkte  Reichsrat  seine  Arbeit,  nach- 
dem er  in  mehreren  Plenarsitzungen  die  ihm  angesonnenen  legis- 
latorischen Arbeiten  von  höchst  geringfügigem  Charakter,  wie  die 
Grundbuchsordnung,  diskutiert  aber  nicht  erledigt  hatte,  im  wesent- 
lichen in  der  Form  des  sogleich  gewählten  21gliedrigen  Budget- 
komitees, das  während  des  ganzen  Sommers  seine  Beratungen 
abhielt.") 

Der  Eindruck,  welchen  schon  die  ersten  Sitzungen  des  Reichs- 
rates im  Monate  Juni  und  dann  die  Vorgänge  in  den  Beratungen 
der  21er  Komitees  auf  den  Kaiser  und  die  Regierung  ausübten, 
kommt  in  den  Protokollen  der  Ministerkonferenzen  dieser  Wochen 
zu  sehr  deutlichem  Ausdruck.  Ihre  Wirkung  wurde  aber  noch  um 
ein  Erhebliches  dadurch  verstärkt,  daß  diese  ersten  Versuche  einer 
Art  von  höfisch-bureaukratischer  Reichsvertretimg  zusammentrafen 
mit  e,ner  Reihe  von  Ereignissen  und  Symptomen  des  Öffentlichen 
Lebens  im  ganzen  Reiche,  welche  Hof  und  Regierung  in  Bteigendem 
Maß  beunruhigten.     Die  dadurch  hervorgerufene,  rasch  zunehmende 
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Sorge  der  leitenden  Kreise  ließ  sich  im  wesentlichen  auf  folgende 
Hauptursachen  zurückzuführen.  Erstens  auf  die  unverkennbare  Zu- 
nahme des  Geistes  der  Auflehnung  und  des  Widerstandes  gegen 
das  Wiener  Regierungssystem  überhaupt  in  ganz  Ungarn;  zweitens 
auf  das  Anwachsen  der  Mißstimmung  in  den  Kreisen  des  mittleren 
und  höheren  Bürgertums  in  Wien  und  in  den  Provinzhauptstädten 
und  das  gleichzeitige  Drängen  nach  einer  grundsätzlichen  Reorgani- 
sation der  Monarchie  auch  in  den  Kreisen  des  hohen  mit  dem  Hofe 
zusammenhängenden  Adels;  drittens  auf  die  unmißverständliche  und 
methodische  Verschärfung  des  Tones  der  Wiener  Zeitungspresse 
trotz  des  noch  immer  fortbestehenden  drakonischen  Preßregimes, 
das  die  Regierung  übte.  Alle  diese  Momente  aber  fanden  ihre 
fortwährende  Verstärkung  durch  das,  was  man  als  die  treibende 
Kraft  in  der  ganzen  Ausbildung  der  Krise  seit  1859  ansehen  muß, 
nämlich  durch  die  Fortdauer  und  stetige  Verschärfung  der  staats- 
finanziellen Schwierigkeiten  und  der  davon  nach  allen  Richtungen 
ausstrahlenden  tiefen  Mißstimmung.  Das  ununterbrochene  Anstei- 
gen des  Defizits,  die  Höhe  der  Staatsschulden  und  der  ständigen 
Kosten  des  Heerwesens,  der  wachsende  Steuerdruck  und  die  seit 
dem  Kriege  wieder  hervorgetretene  Valutakrise  mit  ihrer  Begleit- 
erscheinung, dem  völligen  Mangel  an  vollwertigem  Metallgeld  beun- 
ruhigten die  gesamten  produktiven  Stände  der  Bevölkerung  um  so 
mehr,  als  die  wiederholten,  wenn  auch  unbestimmt  klingenden  Ver- 
sprechungen politischer  Reformen,  nachdem  fast  ein  Jahr  abgelaufen 
war,  noch  immer  keine  Verwirklichung  gefunden  hatten. 

Die  Ministerkonferenzprotokolle  zeigen  deutlich,  daß  die  Regie- 
rung sich  über  die  tiefe  Mißstimmung  allenthalben  und  über  deren 
Gründe  nicht  täuschte.  Vor  allem  war  der  Nachfolger  des  am 
22.  April  durch  Selbstmord  aus  dem  Leben  geschiedenen  Freiherrn 
von  Brück,  der  neue  Leiter  des  Finanzministeriums,  Reichsrat  von 
P 1  e  n  e  r  unablässig  bemüht,  den  Ernst  der  finanziellen  Lage,  in 
welcher  sich  das  Reich  befand,  dem  Kaiser  und  den  Ministerkollegen 
wahrheitsgetreu  zu  zeichnen  und  daraus  seine  Forderungen  nach 
umfassenden  politischen  und  administrativen  Reformen  zu  begrün- 
den.10) So  empfahl  er  in  der  Konferenz  vom  29.  Juni,  den  bis 
dahin  geheim  gebliebenen  Bericht  der  neuen  Staatsschuldenkom- 
mission an  den  Kaiser  zur  Veröffentlichung  zuzulassen,  da  zur  Ge- 
heimhaltung kein  Anlaß  sei,  deren  Tatsache  aber  in  finanziellen 
Kreisen  und  auch  im  weiteren  Publikum  zu  Beunruhigungen  Anlaß 
gäbe.  Der  Kaiser  bestimmte,  daß  dieser  Bericht  tatsächlich  ver- 
öffentlicht werden  solle.  Im  Zusammenhange  mit  der  in  derselben 
Sitzung  geführten  Diskussion  über  die  fortwährende  Verschlimmerung 
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der  Wiener  Presse  äußerte  er  in  sehr  charakteristischen  Worten 
seine  Grundauffassung  über  die  Frage  der  politischen  Reform.  Das 
Protokoll  berichtet  darüber:  „Seine  Majestät  der  Kaiser  geruhten  es 
für  dringend  notwendig  zu  erklären,  den  Statthaltern  zu  ihrer  Richt- 
schnur, insbesondere  auch  in  bezug  auf  die  Preßaufsicht  die  Stellung 
der  Regierung  in  Absicht  auf  die  innere  Politik  klarzumachen.  In 
den  Journalen  der  Hauptstadt  sowohl  als  in  den  Provinzblättern 
treten  konstitutionelle  Tendenzen  immer  offener  hervor,  und  selbst 
in  hochgestellten  Kreisen  werden  solche  Tendenzen  unumwunden 
ausgesprochen.  Seine  Majestät  sei  fest  entschlossen,  diesen  Ten- 
denzen nicht  nachzugeben  und  halte  es  vielmehr  für  Allerhöchst 
Seine  Pflicht,  eine  Repräsentativverfassung,  welche,  wie  die  reichs- 
rätlichen  Verhandlungen  deutlich  erkennen  lassen,  in  Oesterreich 
zu  den  Unmöglichkeiten  gehört,  nicht  zu  bewilligen.  Der  verstärkte 
Reichsrat  dürfe  nicht  mit  repräsentativen  Attributen  ausgestattet  wer- 
den, wobei  eine  kompakte  Majorität  gewissermaßen  die  unum- 
schränkte Herrschaft  an  sich  reißen  kann,  gegen  welche  selbst  das 
Veto  des  Souveräns  nicht  immer  ausreicht.  Dieser  Körper  habe 
vielmehr  in  seiner  ihm  gesetzlich  angewiesenen  Stellung  zu  verblei- 
ben mit  voller  Freiheit  der  Beratung,  jedoch  unter  Vorbehalt  der 
freien  Beschlußfassung  für  Seine  Majestät.  Anderseits  werde  Seine 
Majestät  der  Kaiser  auch  nicht  zugeben,  daß  die  Landesvertretungen 
eine  dezentralisierte  Richtung  bis  aufs  Aeußerste  verfolgen  und  sich 
eine  Autonomie  bis  zu  einem  den  Zerfall  des  Staates  herbeiführen- 
den Extreme  anmaßen.  Zur  Beseitigung  jeder  Ungewißheit  in  dieser 
für  das  Wohl  und  die  Ruhe  der  Monarchie  hochwichtigen  Angelegen- 
heit finden  demnach  Seine  k.  k.  Apostol.  Majestät  in  der  Staats- 
konferenz den  positiven  a.  h.  Willen  auszusprechen,  keine  Beschriin- 
kung  der  monarchischen  Gewalt  durch  eine  Konstitution  zu  ge- 
statten und  lieber  allen  Stürmen  entgegentreten  zu  wollen."  *)  Selbst 
der  zeremoniöse  und  kuriale  Stil,  in  welchem  der  Protokollführer 
der  Ministerkonferenz  die  fast  leidenschaftliche  Abwehr  des  jungen 
Monarchen  wider  das  konstitutionelle  Prinzip  hier  verzeichnet,  mm- 
mag  nicht  ganz  zu  verhüllen,  wie  aufregend  die  Konferenzen  des 
unumschränkten  Monarchen  mit  seinen  „treugehorsamsten"  Ministern 
nachgerade  sich  gestalteten.  Man  merkt  förmlich  den  dramatischen 
Verlauf  solcher  Beratungen,  in  denen  dei  Kaiser  den  Rocher  de 
foronze  seiner  vollen  Souveränität  und  den  unerschütterlichen  Willen, 
sie  festzuhalten,  den  unsicher  und  uneinig  gewordenen  Räten  der 
Krone  gegenüberhält! 


•)  Minister-Konferenz-Protokoll  vom  29.  Juni   18G0  Z.  2130,  Haus-,   Hot- 
und  Staatsarchiv  Wien. 
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Die  für  die  Teilnehmer  zweifellos  denkwürdige  Sitzung  vom 
29.  Juni  bildet  aber  nur  den  Vorläufer  für  eine  neuerliche  außer- 
ordentlich ernste  Konferenz  des  Kaisers  mit  seinen  Ministern  unter 
Zuziehung  des  ungarischen  Landeschefs,  des  F.  Z.  M.  von  Benedek, 
vom  5.  Juli,  in  welcher  schwerwiegende  Beschlüsse  angebahnt  wur- 
den. Dieser  Ministerrat  ist  von  größter  Bedeutung  gewesen  für  die 
weitere  Entwicklung  der  Krise  und  des  von  Franz  Josef  befolgten 
politischen  Kurses.  Das  Beratungsprotokoll  darüber  gewährt  einen 
so  tiefen  Einblick  in  die  Anschauungen  des  Monarchen  und  seiner 
amtlichen  Ratgeber  über  das  Wesen  der  Krise,  in  welche  das  Reich 
neuerdings  geraten  war,  und  über  die  nächsten  zur  Lösung  zu  unter- 
nehmenden Schritte,  daß  ich  die  Meinungsäußerungen  und  Reden 
der  Teilnehmer  an  der  Konferenz  zu  einem  großen  Teile  hier  wört- 
lich gebe.*) 

Zu  Beginn  der  Sitzung,  bemerkt  das  Protokoll,  geruhten  Seine 
Majestät  der  Kaiser  als  ersten  Gegenstand  der  Erörterung  die  An- 
frage des  F.  Z.  M.  Ritter  von  Benedek  über  die  in  bezug  auf  Ungarn 
dermalen  geltenden  Grundsätze  zu  bezeichnen.  „Allerhöchst  Die- 
selben geruhten  diesfalls  auszusprechen,  daß  die  in  dem  an  F.  Z.  M. 
Benedek  beim  Amtsantritte  erlassenen  a.  h.  Handschreiben  ausge- 
sprochenen Grundsätze  noch  ihre  volle  Geltung  haben,  aber  auch 
zugleich  die  Grenzlinie  bezeichnen,  über  die  nicht  hinausgegangen 
werden  wird.  Die  Einführung  der  damals  zugesagten  Einrichtungen 
müsse  möglichst  beschleunigt  werden,  und  der  Minister  des  Innern 
habe  den  Auftrag  erhalten,  die  diesfälligen  Entwürfe,  in  welchen 
die  Eigentümlichkeiten  Ungarns  nach  Tunlichkeit  zu  berücksichtigen 
sind,  mit  den  ungarischen  Reichsräten  zu  besprechen,  doch  würden 
Einsprüche  von  Seite  der  letzteren  die  Durchführung  der  a.  h.  zu 
beschließenden  Einrichtungen  nicht  zu  behindern  vermögen." 

Nachdem  Graf  Goluchowski  diensteifrig  über  den  heutigen 
Stand  der  betreffenden  Arbeiten,  für  welche  nur  noch  ganz  wenige 
statistische  Daten  ausständig  seien,  berichtet  hatte,  worauf  man 
sofort  über  die  Hauptfrage,  ob  nämlich  für  den  ungarischen  Landtag 
eine  oder  zwei  Kammern  zu  normieren  wären,  beraten  könne,  kam 
F.  Z.  M.  und  Landeschef  Ritter  von  Benedek  zum  Wort.  Er 
erklärt  die  Lage  Ungarns  nach  der  von  ihm  persönlich  gewonnenen 
Ueberzeugung  für  sehr  bedenklich.  „Die  seit  kurzem  eingetretene 
äußere  Ruhe  sei  nur  ein  Waffenstillstand;  man  warte  ab,  und  wenn 
nichts  im  Sinne  des  allgemeinen  Wunsches  geschieht,  so  kommt  es 
schon  nach  wenigen  Wochen  zu  Unruhen  und  bei  dem  geringsten 

*)  Minister-Konferenz-Protokoll  vom  5.  Juli  1860  Z.  2352,  Haus-,  Hof- 
und  Staatsarchiv. 
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Anstoß  von  außen  zur  förmlichen  und  organisierten  Revolution.  Die 
Durchführung  und  Handhabung  des  im  a.  h.  Handschreiben  vorge- 
zeichneten Organismus  wird  auf  große  Hindernisse  stoßen,  wird 
die  Nation  nicht  befriedigen,  zum  Beispiel  Obergespäne  werden  sich 
nur  wenige  finden.  Zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  aber  müßte 
unter  solchen  Umständen  die  Armee  in  Ungarn  auf  50  000  Mann 
gebracht  und  es  müßten  gleichzeitig  die  Urlauber  der  ungarischen 
Regimenter  außer  Landes  gezogen  werden.  Das  Begehren  der  über- 
wiegenden Mehrheit  der  Ungarn  ohne  Unterschied  der  Nationalität 
ist  das  Rückkehren  auf  den  historischen  Boden  der  Verfassung. 
Die  Fraktion  aber,  welche  dies  nicht  verlangt,  ist  die  extrem- 
magyarische Partei,  deren  Wünsche  noch  weit  ausschweifender  sind. 
Unter  dieser  „Rückkehr"  versteht  man  beiläufig  Folgendes:  Ein- 
berufung des  alten  ungarischen  Landtages;  Krönung  Seiner  Majestät 
des  Königs  und  Beschwörung  der  nach  den  Bedürfnissen  der  Zeit 
jedenfalls  zu  modifizierenden  Konstitution;  Wiederherstellung  der 
Integrität  des  Landes  mindestens  durch  Reinkorporierung  der  Woj- 
wodschaft,  endlich  eine  Konstitution,  worin  die  legislative  und  ad- 
ministrative Autonomie  Ungarns  vollkommen  gesichert  erscheint. 
Die  Erwartung  dieser  Konzessionen  erfüllt  alle,  auch  die  gemäßigten 
und  treugesinnten  Ungarn,  so  daß  die  Regierung  bei  Repressivmaß- 
regeln  sich  nur  auf  die  Armee  stützen  kann.  Die  ungarischen  Be- 
amten sind  ganz  von  der  nationalen  Idee  erfüllt;  die  deutschen  aber 
eingeschüchtert  und  ohne  Macht  und  Einfluß.  Der  Bauer  aber,  zwar 
treugesinnt  für  seinen  König,  wird  am  Ende  doch  das  Spielzeug 
eines  feurigen  Redners  u.  dergl.  mehr." 

Diese  zweifellos  ihren  Eindruck  nicht  verfehlende  Schilderung 
des  Zustandes  des  Landes  durch  den  zivilen  und  militärischen  Lan- 
'  deschef  wurde  ergänzt  durch  den  in  der  Rede  folgenden  Justiz- 
minister Grafen  N  ä  d  a  s  d  y,  welcher  äußerte:  er  bedaure,  die  vom 
F.  Z.  M.  Benedek  gemachte  Schilderung  der  ungarischen  Zustände 
auch  nach  seinen  eigenen  Quellen  für  vollkommen  richtig  erklären 
zu  müssen.  Die  Lage  sei  eine  sehr  gefährliche  und  Graf  Nädasdy 
glaube,  daß  Seine  Majestät  zur  Abhilfe  nur  die  Wahl  unter  folgen- 
den Alternativen  habe;  erstens  Allerhöchst  sich  auf  den  sogenannten 
ungarischen  Rechtsboden  zu  stellen  und  bei  den  Verhandlungen  mit 
dem  Landtage  wenigstens  die  Beseitigung  jener  Auswüchse  der  alten 
Konstitution  zu  bewirken,  bei  denen  die  Existenz  der  Gesamtmon- 
archie nicht  möglich  ist.  Der  Erfolg  dieses  Schrittes  läßt  rieh  nicht 
verbürgen,  denn  er  ist  schwierig  uud  gefährlich;  aber  das  Gelingen 
erscheint  doch  wenigstens  möglich.  Sollte  aber  dieses  Wagestück 
nicht  den  a.  h.  Absichten  entsprechen,  bo  schein.«  nur  Erreichung 
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einer  befriedigenden  Lage  im  Innern  kein  anderes  Mittel  zu  er- 
übrigen, als  die  Erlassung  einer  allgemeinen  Konstitution  für  das 
ganze  Reich.  Wie  weit  verbreitet  die  Ueberzeugung  von  der  Not- 
wendigkeit eines  solchen  Schrittes  ist,  beweise  auch  der  Umstand, 
daß  unter  den  58  außerordentlichen  Reichsräten  wohl  50  sind,  welche 
sich  dazu  bekennen.  Der  verstärkte  Reichsrat  werde  daher  ohne 
Zweifel  mit  allem  Nachdrucke  dazu  zwingen;  um  so  wünschenswerter 
wäre  es  also,  daß  dieses  Zugeständnis  noch  zur  rechten  Zeit  aus  dem 
freien  Willen  Seiner  Majestät  hervorgehe.  Dies  würde,  wenn  auch 
nicht  in  Ungarn,  doch  in  den  übrigen  Teilen  der  Monarchie  sehr 
dankbar  aufgenommen  werden  und  die  Regierung,  welche  jetzt  allent- 
halben isoliert  steht,  hätte  dann  wenigstens  eine,  und  zwar  große 
Partei,  welche  sie  auch  bei  der  Prüfung  der  Landesstatute  im  Centro 
unterstützen  würde.  Obgleich  Ungar  glaubte  Graf  Nädasdy  Seiner 
Majestät  ehrerbietigst  diese  zweite  Alternative  empfehlen,  jeden- 
falls aber  a.  u.  bitten  zu  sollen,  diese  wichtige  Frage  noch  nicht  als 
unwiderruflich  entschieden  zu  betrachten  und  darüber  vielleicht 
nebst  den  Ministern  auch  einige  einsichtsvolle  und  pflichtgetreue 
Männer  allenfalls  aus  dem  verstärkten  Reichsrat  a.  h.  vernehmen 
zu  wollen." 

Neuerlich  versucht  Graf  Goluchowski beruhigend  zu  wirken. 
Er  bemerkt,  daß  die  Schwierigkeiten  im  Augenblick  gewiß  sehr  groß 
sind,  „aber  sie  könnten  ihn  nicht  bestimmen,  zu  beantragen,  daß 
man  mit  einem  Male  beinahe  alle  sorglich  gehüteten  Rechte  der 
Krone  aufhebt".  Spitzig  bemerkt  der  polnische  Minister  des  Innern, 
Graf  Nädasdy  habe  seine  Ansichten  in  dieser  Beziehung  bedeutend 
geändert.  Er  selbst  aber  müsse  seine  Ueberzeugung  aussprechen, 
„daß  nach  der  Einführung  einer  allgemeinen  Repräsentativverfassung 
eine  Regierung  in  Oesterreich  unmöglich  sein  wird.  Wird  aber 
für  Ungarn  allein  eine  Verfassung  nach  dem  Muster  der  alten  be- 
willigt, so  ist  ein  ähnliches  Zugeständnis  für  die  übrigen  Kronländer 
nicht  zu  vermeiden  und  wo  wäre  ein  Band  kräftig  genug,  um  diese 
divergierenden  Körper  verbindend  zu  erhalten.  Die  vorgeschlagene 
Beratung  der  Verfassungsfrage  in  einem  besonderen  Komitee  von 
Reichsräten  und  anderen  Personen  des  a.  h.  Vertrauens  unter  a.  h. 
Vorsitz  würde  kein  Geheimnis  bleiben  und  dem  Drängen  nach  kon- 
stitutionellen Einrichtungen  einen  neuen  Sporn  geben." 

Nun  kam  Graf  Thun  zum  Worte:  „Der  Kultusminister  erkennt 
jetzt  so  wie  früher  den  Bestand  einer  Konstitution  mit  Majoritäts- 
beschlüssen in  Oesterreich  als  eine  Unmöglichkeit.  An  dem  Tage,  wo 
eine  Reichskonstitution  verliehen  würde,  ist  der  Ausbruch  des  Auf- 
standes in  Ungarn  zu  erwarten.    Aber  auch  im  verstärkten  Reichsrat 
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herrscht  nicht  die  vom  Justizminister  erwähnte  Uebereinstimmung 
wegen  der  Notwendigkeit  einer  Konstitution.  Ein  großer  Teil  des- 
selben teilt  vielmehr  die  Ueberzeugung  von  der  Unmöglichkeit  einer 
Reichskonstitution.  Das  zunächst  Notwendige  sei,  die  Session  des 
verstärkten  Reichsrates  zu  einem  befriedigenden  Verlauf  und  Ende 
zu  bringen,  und  zu  diesem  Zwecke  hätte  man  sich  mit  einflußreichen 
Reichsräten  Ungarns  und  anderen  im  Vertrauen  zu  verständigen. 
Auch  die  ungarischen  Reichsräte  sind  der  Regierung  nicht  feindlich 
und  sie  haben,  wenigstens  bisher,  Beweise  ihres  guten  Willens  ge- 
geben, dem  Reichsrate  einen  ruhigen  Verlauf  zu  wahren.  Graf 
Thun  zweifelt  nicht,  daß  auch  die  konstitutionellen  Bestrebungen 
Vertreter  im  Reichsrate  haben,  glaubt  aber,  daß  die  Majorität  auf- 
richtig bestrebt  ist,  solche  konstitutive  Fragen  nicht  zum  Gegenstand 
der  Beratung  werden  zu  lassen  und  wenn  das  einzelne  Glieder  an- 
regen wollten,  die  Majorität  diese  Bestrebungen  ablehnen  würde. 
Unter  dieser  Ablehnung  konstitutioneller  Bestrebungen  verstehe 
aber  Graf  Thun  nicht  die  Versagung  jedes  staatsrechtlichen  Befug- 
nisses.  Er  glaube  allerdings,  daß  auch  entschiedene  Gegner  des 
modernen  Konstitutionalismus  eine  Zusicherung  wünschen,  daß 
Seine  Majestät  von  nun  an  keine  neue  Steuer  und  kein 
neues  Staatsanlehen  ohne  vorläufige  Zustim- 
mung des  verstärkten  Reichsrates  anzuordnen  ge- 
ruhen werde.  Graf  Thun  würde  eine  solche  Zusicherung  nicht 
für  unzuläßlich  halten. 

Mit  dieser  Aeußerung  des  Grafen  Thun  scheint  ein  schon  früher 
mit  dem  Monarchen  besprochenes  Stichwort  gegeben  worden  zu 
sein,  von  dem  vielleicht  der  Ministerpräsident  Graf  Rechberg  nicht 
in  Kenntnis  gesetzt  worden  war.  Graf  Rechberg  „betrachtet  die 
Einführung  einer  Gesamtstaatsverfassung  für  das  Reich  als  eine 
Unmöglichkeit;  Ungarn  werde  sich  ohne  Anwendung  von  Gewalt 
den  Beschlüssen  der  Zentralvertretung  nicht  unterwerfen  wollen. 
Zwei  konstitutionelle  Organismen  aber  nebeneinander  seien  eben- 
falls eine  Unmöglichkeit.  *)  Man  müsse  daher  versuchen,  sich  mit 
den  Ungarn  über  gewisse  mehr  formelle  Zugeständnisse  zu  ver- 
ständigen, wobei  die  Gefahren,  welche  im  Wesen  der  alten  unga- 
rischen Konstitution  liegen,  vermieden  würden.  Wenn  man  übrigens 
vom  legalen  historischen  Boden  in  Ungarn  spricht,  so  trete  die 
Frage  auf:  welcher  ist  dieser  legale  Boden?  Die  alte  vom  Landtag 
gestürzte  Konstitution,  oder  die  neue  vom  Jahre  1848?  Diese  offen- 
bar   gegen    den    historisch-konservativen   Grafen  Thun    gerichteten 

*)  Wie  das  doch  —  und  zwar  50  Jahre  lang  —  möglich  war,  hat  der 
„Dualismus"   von    1867   gezeigt! 
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Worte  brachten  diesen  zur  Erwiderung.  „Dem  Kultusminister  er- 
scheint der  historische  Boden  bei  Staatseinrichtungen  als  etwas  sehr 
Wichtiges.  Die  Schwierigkeiten  der  gegenwärtigen  Lage  gehen 
hauptsächlich  daraus  hervor,  daß  man  ihn  gänzlich  vergessen  hat. 
Man  sollte  daher  suchen,  denselben  wieder  zu  gewinnen  und  wäre 
es  auch  selbst  um  den  Preis,  gewisse  Abmachungen  zwischen  Ungarn 
und  anderen  Kronländern  zuzulassen.  Die  ohnehin  elastische 
Grenze  der  Landes-  gegen  die  Reichsgesetzgebung  könnte  immerhin 
in  Beziehung  auf  Ungarn  weiter  sein  als  bezüglich  anderer  Länder, 
für  welche  eine  solche  Erweiterung  weder  gewünscht  wird,  noch 
einem  praktischen  Bedürfnisse  entsprechen,  während  sich  nicht  in 
Abrede  stellen  läßt,  daß  die  große  Ausdehnung  und  der  so  vielfach 
verschiedene  Zustand  Ungarns  eigentümliche  Rücksichten  erheischt.*) 

Der  Finanzminister  Plener  erklärte  sich  im  wesentlichen  mit 
dem  Justizminister  einverstanden  und  befürwortete  auch  die  von 
der  Mehrheit  des  Reichsrates  angestrebte  Allergnädigste  Verleihung 
einer  konstitutionellen  Grundlage  des  Staatsorganismus  im  Ganzen. 
Was  Ungarn  betrifft,  so  würde  er  keine  Bedenken  sehen,  diesem 
Lande  einen  besonderen  obersten  Gerichtshof,  ein  besonderes  unga- 
risches Ministerium  in  Wien  —  eine  Hofkanzlei  —  zuzuerkennen, 
wofern  nur  die  Leitung  der  äußeren  Politik,  der  Armee  und  der 
Finanzen  der  Zentralregierung  vorbehalten  und  dadurch  ein  Modus 
gefunden  werden  würde,  die  Stellung  Ungarns  zur  Zentralvertretung 
und  Regierung  in  beruhigender  Weise  zu  regeln.  Mit  halben  Maß- 
regeln sei  nichts  gewonnen,  wohl  aber  der  rechte  Moment  unwider- 
bringlich verloren.**) 

In  dem  nun  folgenden  kurzen  Rest  der  Debatte  ist  nur  noch  be- 
merkenswert, daß  der  Polizeiminister  Herr  von  Thierry  „Alles 
bestätigt,  was  von  den  Vorstimmen  über  die  üble  Stimmung  in 
Ungarn  gesagt  wurde",  und  er  betonte,  daß  „in  anderen  Kronlän- 
dern, namentlich  in  Galizien,  Böhmen,  Kroatien  und  der  Militär- 
grenze auch  bedenkliche  Symptome  zum  Vorschein  kommen,  welche 
es  dringend  erscheinen  lassen,  daß  die  Regierung  mit  positiven  Tat- 


*)  Hier  sei  zunächst  nur  ganz  kurz  angemerkt,  daß  an  dieser  Stelle  des 
Beratungsprotokolls  die  Fäden  zwischen  den  ungarischen  Altkonservativen, 
ihren  österreichischen,  besonders  böhmischen  verbündeten  Standesgenossen 
und  dem  Kultusminister  als  deren  persönlichen  Vertreter  in  der  Regierung 
vollkommen  sichtbar  werden.  In  dieser  Uebereinstimmung  liegt  schon  der 
Keim  der  im  Spätherbst  vom  Grafen  Szecsen  geschaffenen  „Reichs- 
konstitution", des  Oktoberdiploms. 

**)  Diese  Aeußerung  des  deutschen  Bureaukraten  Plener  enthält  schon  die 
Grundlinien  des  dann  unter  Schmerling  kodifizierten  großösterreichisch- 
deutschliberalen  Programms. 
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sachen,  zum  Beispiel  den  Landesstatuten  hervortrete,  sonst  komme 
man  zu  spät." 

Und  nun  kam  in  der  für  den  verjüngten  Absolutismus  charak- 
teristischen Form  die  Willensmeinnung  des  Kaisers  als  Ergebnis 
der  Debatte  zum  Ausdruck:  „Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  fest- 
haltend an  der  in  der  Konferenz  vom  29.  Juni  ausgesprochenen 
motivierten  a.  h.  Erklärungen  geruhten  a.  h.  ihre  entschiedene 
Willensmeinung  wiederholt  auszusprechen,  eine 
Repräsentativverfassung  nicht  bewilligen  zu  wol- 
len. Es  sei  daher  auch  von  keinem  Minister  darauf  anzutragen  und 
Allerhöchst  dieselben  seien  gewillt,  ein  Konferenzprotokoll,  wenn  ein 
solcher  Antrag  doch  gestellt  würde,  nicht  mit  der  a.  h.  Vidierung  zu 
versehen. 

Zu  einer  Beratung  der  Verfassungsfrage  mit  außerordentlichen 
Keichsräten  seien  Allerhöchst  dieselben  nach  dem  Vorausgeschickten 
um  so  weniger  geneigt,  da  dieser  Vorgang  nur  als  Ratlosigkeit  ge- 
deutet werden  würde.  Der  Minister  des  Innern  habe  die  Aeuße- 
rungen  der  ungarischen  Reichsräte  über  die  Landesvertretung  ein- 
zuholen und  womöglich  eine  Verständigung  zu  erzielen,  jedoch  ohne 
daß  dabei  im  wesentlichen  eine  exemptionelle  Stellung  Ungarns 
begründet  werde.  Auf  die  bloßen  Formen,  zum  Beispiel  ob  ein 
oder  zwei  Kammern,  sei  kein  großer  Wert  zu  legen,  wohl  aber  auf 
die  Gleichheit  des  Wirkungskreises. 

Was  endlich  die  beruhigende  Zusicherung  betrifft,  daß  ohne 
Zustimmung  des  verstärkten  Reichsrates  künftig  keine  neuen  Steuern 
eingeführt  oder  eine  bereits  bestehende  erhöht,  wie  auch  kein  neues 
Staatsanlehen  eröffnet  werden  solle  —  so  sind  Seine  Majestät  ge- 
neigt, dieselbe  Allergnädigst  zu  erteilen,  doch  ist  eine  geeignete 
Form  dafür  zu  suchen  und  bei  Seiner  Majestät  zu  beantragen." 

In  den  zwei  nun  folgenden  Ministerberatungen  vom  7.  und 
14.  Juli  wurde  die  Frage  erwogen,  in  welcher  Form  die  in  der 
Konferenz  vom  5.  Juli  durch  den  Kaiser  gegebene  Zustimmung 
zu  einer  Erweiterung  der  Kompetenz  des  Reichsrates  durchgeführt 
werden  sollte.*)  Hier  stand  an  erster  Stelle  die  Frage,  in  welcher 
Form  diese  neuerliche  kaiserliche  Konzession  an  die  öffentliche 
Meinung  kundgegeben  werden  sollte.  Der  Leiter  des  Finanzmini- 
steriums, Reichsrat  von  Plener,  wünschte,  daß  die  „diesfällige  a.  h. 
Entschließung  am  Schlüsse  desjenigen  a.  u.  Vortrages  in  Antrag  zu 
bringen  wäre,  welchen  er  über  die  wahrscheinliche  Finanzlage  des 
Reiches  am  Schlüsse  des  Verwaltungsjahres  1861,  also  nach  dem  1.  Juli 

•)  Mir.ister-Konferenz-Protokoll  vom  7.  10.  und  14.  Juli  1860.  Wiener 
Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv. 
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zu  erstatten  im  Begriffe  ist."  Dagegen  sprachen  sich  die  meisten 
Minister  aus,  indem  sie  es  vor  allem  als  unzulässig  erklärten,  daß 
auf  solche  Weise  zugleich  mit  dem  Budget  auch  die  vom  Kaiser  dem 
verstärkten  Reichsrat  zugedachte  Kompetenzerweiterung  zum  Gegen- 
stande von  Debatten  gemacht  werde!  Auch  würde  dadurch  der 
so  wichtigen  Verfügung  des  Kaisers  der  Charakter  eines  „Aller- 
höchsten motu  proprio"  entzogen  werden. 

Der  Ministerpräsident  war  der  Meinung,  daß  ein  besonderes 
Handschreiben  an  den  Reichsratspräsidenten  die  richtige  Form  sei. 
Die  Mehrheit  der  Konferenz  lehnte  die  Verknüpfung  der  Erlassung 
dieses  Kabinettschreibens  mit  dem  Finanzberichte  ab,  damit  jedem 
etwa  schon  im  Budgetkomitee  des  verstärkten  Reichsrates  auf- 
tauchenden Antrag  auf  ein  derlei  Zugeständnis  zuvorgekommen 
werde.*)  Diese  Frage  wurde  dann  nach  neuerlichen  Diskussionen 
auch  in  dem  Sinne  des  Grafen  Rechberg  entschieden. 

Die  zweite  weit  wichtigere  Frage  bezog  sich  darauf,  in  welchem 
Maße  die  budgetären  Rechte  des  Reichsrates  erweitert  werden  soll- 
ten. Bezeichnenderweise  drehte  sich  die  langwierige  über  drei  Mini- 
sterkonferenzen ausgedehnte  Debatte  keineswegs  um  die  hierbei 
maßgebenden  prinzipiellen  Gesichtspunkte,  sondern  es  wurde  vor 
allem  die  Frage  diskutiert,  ob  die  Lage  der  Finanzen  die  praktische 
Anwendung  der  neuen  Befugnisse  des  Reichsrates  bald  notwendig 
machen  würde  oder  nicht.  Bevor  die  Regierung  nicht  die  Zuversicht 
hat,  daß  man,  außerordentliche  Ereignisse  ausgenommen,  mit  den 
gegenwärtigen  Staatseinnahmen  das  Auslangen  finde,  schiene  es 
bedenklich,  mit  jenem  Zugeständnisse  hervorzutreten.  Denn  das- 
selbe ist,  wie  Graf  Goluchowski  in  einigermaßen  zynischer  Weise 
hinzufügte,  in  dem  Falle,  daß  die  Regierung  diese  Zuversicht  haben 
kann,  von  minderer  reeller  Bedeutung,  dagegen  von  der  größten 
Tragweite,  sobald  die  Herstellung  des  Gleichgewichtes  zwischen 
Bedürfnis  und  Bedeckung  für  1861  und  die  folgenden  Jahre  zu  er- 
warten wäre!  Man  sieht,  daß  die  Regierung  in  einem  ganz  eigen- 
tümlichen Geiste  an  ihr  Werk  der  Begründung  eines  überdies  auf 
eine  Notabeinversammlung  eingeschränkten  Scheinparlamentarismus 
herantrat.     So  entwickelte  sich  zunächst  im    Ministerrate  eine  der 


*)  Gart  Thun  hielt  auch  die  Form  des  Patents  für  angemessen,  vor  allem 
aber  kam  er  auf  seine  früheren  Anträge  zurück,  daß  die  neuerliche  Kon. 
Zession  der  souveränen  Gewalt  an  den  Reichsrat  erst  bei  Schließung  der 
Reichsratssession  „und  mit  der  Erklärung  über  die  UnStatthaftigkeit  weiterer 
Reformen"  verbunden  zu  verkünden  wäre.  Gegen  diesen  Antrag  wendete 
eich  die  Mehrheit  der  Minister,  insbesondere  auch  der  Justizminister  aus  dem 
Grunde,  weil  nur  mit  der  sofortigen  Erteilung  des  vom  Kaiser  gemachten 
Zugeständnisses  einem  etwaigen  Begehren  des  versammelten  Reichsrates  zu- 
vorgekommen werden  könnte. 
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damals  häufigen  Debatten  über  die  Notwendigkeit,  alle  Anstren- 
gungen zur  Herstellung  des  budgetären  Gleichgewichtes  zu  machen, 
und  wie  immer  stellte  sich  dabei  heraus,  daß  trotz  aller  Ersparnisse 
der  zivilen  Ressorts  der  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  sich 
weigerte,  bestimmte  Versprechungen  in  gleicher  Richtung  zu  machen. 

Neuerliche  Schwierigkeiten  ergaben  sich  dann  bei  der  Fest- 
stellung des  Ausmaßes  der  dem  Reichsrat  zu  erteilenden  Befugnis 
zur  Steuerbewilligung.  Darin  war  man  einig,  daß  jede  Erhöhung 
oder  Veränderung  der  direkten  Steuern  künftig  nicht  ohne  Zu- 
stimmung des  verstärkten  Reichsrates  eintreten  soll.  Was  aber  die 
indirekten  Abgaben  betraf,  so  wären,  wie  der  Leiter  des  Finanz- 
ministeriums ausführte,  die  aus  den  Staatsanstalten  erfließenden 
Einnahmen  wie  Post,  Mautwesen,  Punzierung  usw.  außer  Anschlag 
zu  lassen.  Dagegen  hielt  Herr  von  Plener  es  für  notwendig,  daß 
auch  über  die  Verzehrungssteuern,  die  Zölle,  Salz,  Tabak,  Stempel 
und  Gebühren-Einnahmen  die  Veränderung  der  bestehenden  Gesetze 
von  der  Zustimmung  des  Reichsrates  abhängig  gemacht  werde.  Die 
Zölle  war  er  allerdings  bereit  auszuscheiden,  weil  sie  ja  Gegenstand 
von  internationalen  Abmachungen  seien,  und  in  der  Tat  schloß  sich 
die  Mehrheit  der  Ministerkonferenz  dieser  Anschauung  an.*)  Da- 
gegen verlangte  Graf  Thun,  auch  Tabak  und  Salz  der  Einflußnahme 
des  verstärkten  Reichsrates  zu  entziehen,  weil  hier  die  Staatsver- 
waltung kaufmännische  Geschäfte  mache.  Nach  langen  Debatten, 
die  sich  auch  über  die  beiden  nächsten  Konferenzen  hinzogen,  konnte 
eine  Einigung  deshalb  nicht  erzielt  werden,  weil  der  Justizminister 
auf  seiner  Ansicht  beharrte,  daß  die  indirekten  Abgaben  nicht  der 
Kompetenz  des  verstärkten  Reichsrates  unterzogen  werden  sollten 
und  weil  auch  schließlich  der  Leiter  des  Finanzministeriums  selbst 
die  Stempel,  Taxen  und  Gebühren  der  Regierung  frei  zur  Verfügung 
stellen  wollte. 

Der  letzte  wichtige  Punkt  war  die  Frage  der  Einbeziehung  des 
Staatsschuldenwesens  unter  die  reichsrätliche  Kompetenz.  Hier 
wollte  man  ursprünglich  nur  die  Vermehrung  der  Staatsschuld  und 
deren  Veränderung  in  Kapital  oder  Zinsen  an  die  Bewilligung  des 
Reichsrates  knüpfen.  Der  Leiter  des  Finanzministeriums  setzte  eine 
Fassung  durch,  welche  die  Möglichkeit,  schwebende  Schulden  ohne 
Bewilligung  des  Reichsrates  aufzunehmen,  der  Regierung  offen  ließ. 
Auch  darin  einigte  man  sich,  daß  eine  Ausnahme  insofern  geschaffen 
werden  müßte,  als  es  im  Falle  eines  Krieges  dem  Kaiser  freistünde, 

*)  Merkwürdigerweise  berief  sich  dabei  der  Vertreter  des  Armeeober- 
kommandos auf  das  preußische  Vorbild. 
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„mit  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  sich  zu  einer  außerordentlichen 
Berufung  des  verstärkten  Reichsrates  nicht  bestimmt  zu  finden.  •)" 

Die  endgültige  Entscheidung  erfolgte  dann  in  einer  unter  Vor- 
sitz des  Kaisers  abgehaltenen  Ministerkonferenz,  in  welcher  beide 
Fragen,  sowohl  die  Textierung  des  kaiserlichen  Handschreibens 
sowie  die  Frage  über  den  Zeitpunkt  der  Bekanntmachung  desselben 
entschieden  wurden. 

Der  vom  Ministerpräsidenten  vorgelegte  Entwurf  des  Hand- 
schreibens, worin  jede  Aufzählung  der  Steuern  vermieden  wird, 
wurde  angenommen.  Ebenso  behielten  jene  Minister  Recht,  welche 
außer  den  Verzehrungssteuern  auch  die  Gebühren  in  den  Kreis  des 
reichsrätlichen  Budgetrechtes  einbezogen  wissen  wollten.  Letzteres 
wurde  allerdings  dadurch  abgeschwächt,  daß  in  der  endgültig  an- 
genommenen Form  des  Handschreibens,  wie  der  Leiter  des  Finanz- 
ministeriums von  Plener  offen  zugab,  nur  von  der  Erhöhung  von 
bestehenden  Steuern,  nicht  aber  von  ihrer  Veränderung  gesprochen 
wurde,  um,  wie  er  sagte,  bei  Aenderung  und  Verbesserung  der  be- 
stehenden Einrichtungen  im  Interesse  des  Dienstes  freie  Hand  zu 
behalten.*) 

Die  Debatte  über  den  Termin  der  Veröffentlichung  trug  wieder 
ausgesprochen  politischen  Charakter.  Während  Graf  Rechberg  sich 
für  die  baldigste  Erlassung  aussprach,  um  der  kaiserlichen  Kon- 
zession an  den  Reichsrat  den  Charakter  des  „motu  proprio"  zu 
sichern,  beharrte  Graf  Thun  starrsinnig  auf  seinem  Standpunkt,  daß 
man  die  Mitteilung  dieser  wichtigen  Konzession  erst  nach  einem 
glücklichen  Abschluß  der  Tätigkeit  des  Reichsrates  vornehmen  solle. 
„Die  unverzügliche  a.  h.  Mitteilung  werde  nämlich  entweder  die 
Folge  haben,  daß  das  kaiserliche  Zugeständnis  weitere  provoziert, 
was  nicht  angenehm  wäre,  oder  daß  der  Reichsrat  sich  damit  zu- 
frieden gibt,  indem  das  Gewährte  seinen  Wünschen  entspricht.  In 
letzterem  Falle  wäre  es  auch  von  gar  keinem  Nachteil,  die  Formu- 
lierung dieser  Wünsche  abzuwarten,  weil  sich  dergestalt  vor  dem 

*)  Zum  Schlüsse  setzte  der  Leiter  des  Finanzministeriums  durch,  daß  es 
in  dem  betreffenden  Handschreiben  nicht  „Vermehrung  der  Staatsschuld  und 
Veränderung  derselben  in  Kapital  und  Zinsen"  heißen  soll,  sondern  „die 
Aufnahme  neuer  Anleihen",  weil,  wie  er  sagte,  es  ihm  wichtig  zu  sein  schien, 
der  Staatsverwaltung  für  Fälle  unvorhergesehener  Bedürfnisse  oaer  Ver- 
legenheiten eine  freiere  Bewegung  in  der  schwebenden  Schuld  zu  gewähren. 
Denn  seitdem  durch  die  Verordnung  vom  23.  Februar  1854  die  Ausgabe  von 
Staatspapiergeld  mit  Zwangskurs  feierlich  eingestellt  worden  sei,  erübrige 
zur  Herbeischaffung  außerordentlicher  Geldmittel  ohnehin  nunmehr  der  Weg 
des  Anlehens. 

*)  Das  Postgefälle,  die  Einnahmen  aus  Tabak  und  Salz  wurden  der  rein 
administrativen  Festsetzung  durch  die  Regierung  vorbehalten  und  dabei  ist 
es  dauernd  geblieben. 
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In-  und  Auslande  die  erfreuliche  Uebereinstimmung  zwischen 
Seiner  Majestät  und  dem  Reichsrate  herausstellen  würde",  und 
bissig  fügte  Graf  Thun  hinzu,  als  eigentliches  motu  proprio  könne 
ohnehin  der  beabsichtigte  Schritt  unter  den  obwaltenden  Verhält- 
nissen nicht  gelten.  Graf  Nädasdy  und  Graf  Goluchowski  sprachen 
für  die  möglichst  schnelle  Kundmachung,  der  Minister  des  Innern 
vor  allem  deshalb,  weil  er  fürchtete,  daß  der  Reichsrat  sonst,  wenn 
man  ihm  die  Initiative  überläßt,  in  seinen  Wünschen  viel  weiter 
gehen  werde,  als  seine  Majestät  zu  gewähren  gewillt  sei.  Der 
Kaiser  schloß  sich  der  Ansicht  der  Mehrheit  an  und  verfügte  die 
sofortige  Erlassung  der  Kundmachung,  die  im  verstärkten  Reichsrat 
zu  verlesen  sei,  ohne  daß  eine  Diskussion  darüber  zugelassen  werde, 
„höchstens  die  Vorbringimg  eines  Dankes  und  deren  Annahme  per 
acclamationem".  *) 

So  erfuhr  denn  das  Publikum  am  19.  Juli  durch  das  kaiserliche 
Handschreiben  den  Inhalt  dessen,  was  nach  Ansicht  des  Kaisers  und 
der  Regierung  als  das  äußerste  Maß  der  Konzessionen  angesehen 
werden  konnte,  welche  das  absolutistische  Kaisertum  der  öffent- 
lichen Meinung,  die  nach  einer  Verfassung  verlangte,  zu  gewähren 
bereit  war.  Das  an  den  Reichsratspräsidenten  Erzherzog  Rainer 
gerichtete   Handschreiben  lautete  folgendermaßen: 

„Lieber  Herr  Vetter  Erzherzog  Rainer!  Ich  habe  beschlossen, 
künftig  die  Einführung  neuer  Steuern  und  Auflagen,  daim  die  Er- 
höhung der  bestehenden  Steuer-  und  Gebührensätze  bei  den  direk- 
ten Steuern,  bei  der  Verzehrungssteuer  und  bei  den  Gebühren  von 
Rechtsgeschäften,  Urkunden,  Schriften  und  Amtshandlungen,  end- 
lich die  Aufnahme  neuer  Anlehen  nur  mit  Zustimmung  Meines  ver- 
stärkten Reichsrates  anzuordnen  und  mir  eine  Ausnahme  hievon 
bloß  im  Falle  einer  Kriegsgefahr  insofern  vorzubehalten,  als  Ich 
mit  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  zu  einer  außerordentlichen  Ein- 
berufung Meines  verstärkten  Reichsrates  nicht  bestimmt  finden 
sollte.  Euer  Liebden  haben  diesen  Meinen  Beschluß  dem  ver- 
stärkten Reichsrate  zu  eröffnen.  Wien,  den  17.  Juli  1860.  Franz 
Josef." 

Wie  sehr  die  Ansichten  jener  Minister,  daß  das  vorstehende 
Handschreiben  keinen  großen  Einfluß  auf  die  Stimmung  der  Be- 
völkerung in  Oesterreich  und  vollends  nicht  beruhigenden  Einfluß 


*)  Charakteristisch  ist,  daß  das  Protokoll  der  obigen  WUJensentschlie- 
ßung  des  Kaisers  noch  die  weitere  Aeußerung  des  Monarchen  hinzufügt:  „Die 
Sitzung  werde  erst  nach  der  Mittagsstunde  abzuhalten  Bein,  damit  nicht  ent- 
stellte Berichte  darüber  in  die  Abendblätter  dringen.  Dm  Abendblatt  der 
„Wiener  Zeitung"  aber  habe  den  Text  des  a.  h.  Handschreibens  zu  ver- 
öffentlichen." 


1.  Kapitel:  Der  Umschwung  von  1859  etc.  515 

in  Ungarn  ausüben  könne,  berechtigt  waren,  zeigte  sich  schon  in 
den  nächsten  Tagen  aufs  deutlichste.  Die  kritische  Grundstimmung 
des  verstärkten  Reichsrates  als  Ganzen  gegenüber  der  Regierung 
erfuhr  keine  Aenderung  durch  die  ihm  zuteil  gewordene  Erweite- 
rung seines  Budgetrechtes,  die  weder  von  der  liberal-konstitutio- 
nellen Minderheit,  noch  auch  von  der  Mehrheit  des  Kollegiums,  den 
vereinigten  Adelsfraktionen,  sehr  ernst  genommen  wurde.  Die 
Sorge  der  Minister,  daß  aus  den  Verhandlungen  der  doch  so 
„illustren"  Körperschaft  des  verstärkten  Reichsrates  für  die  Regie- 
rung große  Schwierrigkeiten  erwachsen  würden,  wuchs  beständig. 
In  der  Sitzung  der  Ministerkonferenz  vom  31.  Juli  brachte  der 
Ministerpräsident  aus  Anlaß  der  bevorstehenden  Comitö-  und 
Plenarversammlungen  des  Reichsrats  in  Anregung,  „daß  es  not- 
wendig sei,  sich  von  Anfang  an  darüber  zu  einigen,  wie  dem 
etwaigen  Versuch  der  Versammlung,  sich  als  Konstituante  zu 
gerieren,  mit  aller  Kraft  und  Entschiedenheit  entgegengetreten 
werden  könne  und  wie  gegenüber  unangemeldeten  Interpellationen 
zu  begegnen  sei."  Ueber  letzteren  Punkt  beruhigte  der  Justizminister 
den  Premier,  indem  er  auf  das  einfache  Mittel  hinwies,  solche  Inter- 
pellationen erst  in  einer  späteren  Sitzung  zu  beantworten.  In  Hin- 
sicht der  möglichen  „konstitutionellen"  Regungen  des  verstärkten 
Reichsrates  gab  Graf  Nädasdy  den  trostreichen  Rat,  dies  —  später 
zu  überlegen,  da  die  Plenarversammlungen  nicht  sobald  anfangen 
würden.  *)  Schon  am  7.  August  beschäftigte  sich  der  Ministerrat 
wieder  mit  ähnlichen  Sorgen:  zunächst  mit  der  Frage,  was  zu  ge- 
schehen habe  gegenüber  dem  angeblich  im  Budgetkomitee  in  Vor- 
bereitung begriffenen  Antrag  wegen  Aufhebung  der  Ministerien 
des  Innern,  Kultus  und  Unterrichts  und  der  Justiz  und  wegen  Her- 
stellung eines  Kriegs-  und  Handelsministeriums.  **)  Es  ist  bezeich- 
nend, wie  Graf  Thun  seine  Ministerkollegen  zu  beruhigen  suchte. 
Wenn  diese  Komiteesitzungen,  meinte  er,  wirklich,  wie  sie  es  der 
Geschäftsordnung  nach  sein  sollten,  vertraulich  wären,  so  ließe  sich 
von  Seiten  der  Minister  eine  belehrende  und  bekehrende  Einwir- 
kung auf  die  Komiteemitglieder  erzielen.     Es  dürfte  gelingen,  die 

•)  Ministerkonferenz-Protokoll  vom  31.  Juli  1860  Z.  2693.  Wenn  man 
die  Plenardebatten  des  Verstärkten  Reichsrates  liest,  wundert  man  sich  doch 
ein  wenig  darüber,  daß  die  Regierung  diese  Körperschaft  für  so  gefährlich 
hielt,  daß  man  ihr  zutraute,  sich  als  „Konstituante"  aufspielen  zu  wollen.  Die 
Erklärung  für  die  auffallende  Furchtsamkeit  der  Minister  liegt  wohl 
darin,  daß  sie  genau  wußten,  wie  stark  der  Antikonstitutionalismus  des  Kai- 
sers war  und  wie  empfindlich  man  bei  Hof  auf  alle  „liberalen"  Regungen 
selbst  in  den  oberen  Klassen  reagierte. 

•*)  Ministerkonferenz-Protokoll  vom  7.  August  1860  Z.  2703  Wiener  Haus-j 
Hof.  und  Staatsarchiv. 
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Mehrheit  wenigstens  von  der  Unnahbarkeit  konstitutioneller  oder 
föderalistischer  Einrichtungen  zu  überzeugen  und  bezüglich  der  Zen- 
tralverwaltung in  diejenige  Bahn  einzulenken,  welche  Graf  Thun 
einige  Berechtigung  zu  haben  scheint,  nämlich  den  Ministern  Männer 
aus  den  Provinzen  beizugesellen,  die  mit  den  Mitgliedern  der  Land- 
tage in  persönlicher  Beziehung  stehen  und  durch  diese  auf  die 
ersteren  einwirken,  andrerseits  aber  dafür  sorgen  könnten,  daß 
durch  allgemeine  administrative  Verfügungen  nicht  wesentliche 
Interessen  des  betreffenden  Kronlandes  verletzt  werden.  Graf  Thun 
meinte,  solche  Männer  hätten  in  den  Wiener  Ministerien  immer  ge- 
fehlt. Nachdem  aber  die  Komiteeberatungen  faktisch  nicht  vertrau- 
lich sind,  sondern  Gegenstand  von  Journalartikeln,  so  sei  eine  ver- 
trauliche Einwirkung  der  Minister  auf  die  Reichsräte  untunlich. 
Demzufolge  stimmte  Graf  Thun  mit  den  übrigen  Ministern  in  dem 
Beschlüsse  überein:  wenn  solche  Anträge  kämen,  sie  seitens  der 
Regierung  damit  zu  beantworten,  daß  man  erkläre:  „die  Minister 
halten  sich  nicht  für  berechtigt,  in  die  Diskussion  solcher  prin- 
zipieller Fragen  einzugehen."  Wohl  aber  beschloß  das  Gesamtmini- 
sterium auf  einen  Antrag  des  Justizministers  hin,  was  das  Kriegs- 
ministerium betreffe,  beim  Kaiser  die  Wiederherstellung  desselben 
dringend  zu  beantragen  und  damit  entsprechenden,  bei  Beratung 
des  Miltärbudgets  zu  erwartenden  Anträgen  zuvorzokommen."  *)  10) 
Am  21.  August  kamen  die  Vorgänge  in  dem  Budgetkomite  des 
verstärkten  Reichsrates  unter  den  Ministern  neuerlich  zur  Erörte- 
rung. Den  Anlaß  dazu  bot  die  Absicht  des  Grafen  Scöcsen,  in  dem 
Komite  einen  Vortrag  über  „Reform  der  Verwaltung"  zu  halten. 
Damit  war  der  Entwurf  des  späteren  Majoratsgutachtens  zweifellos 
gemeint.  Man  diskutierte  in  der  Ministerkonferenz  über  die  Frage, 
wie  sich  das  Ministerium  „demselben  gegenüber  zu  verhalten  habe". 
„Es  wurde",  berichtet  das  Konferenzprotokoll,  „ein  Aufsatz  dieses 
Vortrages    vorgelesen,    welcher    nach    Versicherung    des  Minister- 

*)  Die  Ersetzung  des  Kriegsministeriums  durch  das  Armeeoberkom- 
mando, wie  sie  vor  einer  Reihe  von  Jahren  erfolgt  war,  in  Verbindung  mit 
den  traurigen  Ergebnissen  der  Militärwirtschaft  im  italienischen  Kriege  hatte 
selbst  die  Häupter  der  österreichischen  Bureaukratie,  wie  sie  in  der  Regie- 
rung vereinigt  waren,  zu  geschworenen  Gegnern  der  durch  den  Absolutismus 
und  die  höfischen  Einflüsse  vollkommen  desorganisierten  Militärverwaltung 
und  militärischen  Geldverschwendung  gemacht.  Das  für  die  österreichischen 
Armeeverhältnisee  der  50er  Jahre  charakteristische,  in  der  Figur  des  General- 
adjutanteo  Grafen  Grünne  verkörperte  System  unmittelbarer  kaiserlicher 
Armeeverwaltung  mit  Hilfe  des  Adjutantenkorps  und  des  zugleich  als  oberste 
Militäradministration  fungierenden  Armee-Oberkommandos  war  durch  die 
e  längst  im  groLw-n  Publikum  und  heim  Heere  seihst  akkreditiert 
und  min  fand  auch  die  regierende  Bureaukratie  den  Mut.  die  Einsetzung  einer 

■  itlichen  Ministerialverwaltung  für  die  Armeew  ii  1»  haft  zu  \  erlangen. 
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Präsidenten  demjenigen  entspricht,  was  Graf  Scescen  ihm  selbst  in 
dieser  Beziehung  eröffnet  hat.  Der  Vortrag  ist  sehr  im  allgemeinen 
gehalten  und  bezielt  unter  Aufrechterhaltung  des  Gesamtstaatsver- 
bandes die  Gleichstellung  der  einzelnen  Kronländer  mit  Berück- 
sichtigung ihrer  historischen  Entwicklung  und  deren  Autonomie  in 
der  Legislation  und  Administration  des  Landes." 

Graf  Rechberg  schien  nun  mit  dem  ungarischen  Reichs- 
reformator ganz  zufrieden  zu  sein:  er  meinte,  das  Ministerium  solle 
ein  Eingehen  in  das  Detail  nicht  provozieren,  sondern  sich  auf  die 
einfache  Erklärung  beschränken,  „daß  es  in  dem  Vorschlage  des 
Grafen  Scescen  den  Rahmen  für  die  Durchführung  der  im  a.  h. 
Kabinettsschreiben  vom  19.  April  1860  ausgesprochenen  Grundsätze 
erkenne,  sich  aber  gegen  Konsequenzen,  die  daraus  nach  jeder 
Richtung  hin  etwa  gezogen  werden  könnten,  verwahren  müsse,  und 
sich  die  weitere  Aeußerung  vorbehalte,  je  nachdem  die  Diskussion 
sich  entwickle." 

Der  Kultusminister  Graf  Thun  meinte,  man  müsse  in  dem 
Vortrage  anerkennen,  daß  er  den  Gesamtstaatsverband  aufrecht- 
erhalte, andrerseits  aber  müsse  man  auch  eine  berichtigende  Be- 
merkung bezüglich  der  für  die  Kronländer  ausgesprochenen  Auto- 
nomie in  der  Administration  machen.  Es  könne  unmöglich  zu- 
gegeben werden,  daß  die  ganze  Administration  ausschließlich  in  die 
Hände  der  Länder  gelegt  werde.  Diesen  Ansichten  widersprach 
Graf  Nädasdy.  Der  Justizminister  meinte,  die  Aufrechthaltung  des 
Gesamtstaatsverbandes  brauche  man  nicht  loben,  dessen  Verlängerung 
wäre  Hochverrat.  Was  die  Autonomie  betreffe,  so  sei  in  den 
bereits  für  Tyrol  genehmigten  Grundsätzen  über  die  Landesver- 
tretung so  viel  zugestanden,  daß  man  den  im  Vortrage  Scescens 
enthaltenen  allgemeinen  Grundsatz  nicht  anfechten  könne. 

Schließlich  einigte  sich  die  Ministerkonferenz,  daß  man  sich  auf 
die  Erklärung  beschränken  solle:  das  Ministerium  vermöge  in  dem 
Antrage  des  Grafen  Szecsen  nur  die  Paraphrase  des  a.  h.  Hand- 
schreibens vom  19.  April  1860  zu  erkennen.  Mit  diesem  Auskunfts- 
mittel suchte  das  Ministerium  seine  Beunruhigung  über  das,  was 
sich  im  Schöße  des  verstärkten  Reichsrats  vorbereitete,  bei  sich 
selbst  zu  beschwichtigen.  Wie  sehr  die  Minister  doch  die  innere  Un- 
einigkeit der  Regierung  über  das  wirkliche  Wesen  der  „Reform"  der 
Monarchie,  zu  der  sie  doch  berufen  worden  waren,  empfanden,  hatte 
sich  schon  in  einer  Ministerberatung  vom  7.  August  gezeigt,  in 
der  die  Referate  der  Spezialberichterstatter  der  ireichsrätlichen 
Subkomites  über  die  Voranschläge  für  die  Ministerien  des  Inneren, 
der  Polizei  und  Justiz  den  Gegenstand  der  Beratung  bildeten.    Der 
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Ministerpräsident  führte  lebhafte  Klage  über  den  Ton  und  die 
Haltung  dieser  Berichte.  Es  werde  da  ein  Tadel  ausgesprochen, 
der  das  gegenwärtige  Ministerium  nicht  trifft,  da  es  die  Gewährung 
einer  gewissen  Autonomie  in  sein  Programm  aufgenommen  hat  und 
dieselbe  tatsächlich  anstrebt.  Der  Ton  des  Berichtes  ist  auch  an 
manchen  Stellen  geeignet,  die  Leidenschaften  aufzureizen,  zumal 
er  durch  die  Zeitungen  veröffentlicht  werden  soll.  Ein  Appell  an 
die  Leidenschaften  aber  könne  nicht  geduldet  werden.  Demgegen- 
über erwiderte  Graf  Thun,  daß  der  Tadel  doch  nur  gegen  den  in 
alle  Sphären  eingedrungenen  bureaukratischen  Mechanismus  —  die 
Vielregiererei  —  gerichtet  ist,  und  da  das  gegenwärtige  Ministerium 
diesem  anerkannten  Uebelstand  steuern  will,  so  führe  das  Sub- 
komite  den  Kampf  eigentlich  im  Interesse  des  Ministeriums.  Wie 
wenig  die  Mehrheit  der  Minister  sich  solche  „Unterstützung" 
wünschte,  wußte  der  streitbare  Kultusminister  nur  zu  gut,  als  er 
diese  ironische  Bemerkung  machte!  Im  übrigen  brachte  der  weitere 
Verlauf  der  Debatte  klar  zu  Tage,  wie  tief  schon  die  Verschieden- 
heit in  der  politischen  Richtung  des  Grafen  Thun  und  der  übrigen 
Minister  sich  ausgebildet  hatte.  Der  Kultusminister  erklärte  näm- 
lich, „daß  er  es  lebhaft  bedauern  müßte,  wenn  in  Absicht  auf  die 
Executive  keine  Aenderung  im  gegenwärtigen  Systeme  einträte. 
Nirgends  greifen  die  vollziehenden  landesfürstlichen  Organe  so  tief 
herab  und  eine  Reform  in  diesem  Sinne  thue  dringend  Noth."  Der 
Minister  des  Inneren,  Graf  Goluchowski,  verstand  diesen  Angriff 
des  „feudalen"  Kultusministers  zur  Genüge,  wenn  er  ihm  erwiderte: 
„daß  erhobenermaßen  nicht  bloß  in  Frankreich,  Belgien,  Preußen, 
Bayern  und  denjenigen  Teilen  Sachsens,  wo  die  Patrimonialgerichts- 
barkeit abgestellt  ist,  die  Ingerenz  der  landesfürstlichen  Organe 
ebenso  weit  gehe,  als  Graf  Goluchowski  und  mit  ihm  die  Majorität 
der  Ministerkonferenz  beantragt."  Unwirsch  replizierte  Graf  Thun: 
er  „müsse  auf  seiner  Ansicht  beharren  und  es  der  Majorität  anheim- 
stellen, ihn  auszuscheiden,  wenn  diese  Meinungsverschiedenheit  ein 
Hindernis  des  weiteren  Zusammengehens  bilde". 

So  zeigte  sich  zunächst  in  der  Verschwiegenheit  der  Minister- 
konferenz, wie  schwer  die  von  Ungarn  herüber  wirkende  autono- 
mistische  Idee  mit  der  ganzen  Idee  und  Praxis  des  österreichischen 
Staatswesens  zu  vereinbaren  sein  würde:  sobald  man  nur  den  ersten 
Schritt  aus  dem  Bereich  allgemeiner  politischer  Sentenzen  und  philo- 
sophisch-ideologischer Betrachtungen,  wie  sie  Graf  Szecsen  und  seine 
Freunde  in  ihren  Denkschriften  und  Broschüren  anzuwenden 
liebten,  in  das  Feld  praktischer  Verfassungs-  und  Verwaltungs- 
refonn   unternahm,  trat  der   schier  unüberbrückbare   Gegensatz  in 
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aller  Schärfe  hervor,  welcher  zwischen  dem  eigentlichen  Träger  des 
österreichischen  Staats-  und  Reichsgedankens  von  1849,  der  histo- 
rischen Bureaukratie,  und  den  neuständischen  Reformplänen  be- 
stand. Wie  aber  die  Mehrheit  des  angeblich  von  dem  verstärkten 
Reichsrate  unterstützten  Ministeriums  zu  der  Idee  von  der  „Auto- 
nomie" stand,  zeigte  die  in  dieser  Debatte  fallende  Aeußerung  des 
Ministerpräsidenten,  daß  er  es  „als  einen  folgenschweren  Fehler 
betrachten  würde,  wenn  der  Staat  eines  großen  Teiles  der  Exekutiv- 
gewalt sich  entäußern  würde,  und  die  von  dem  Grafen  Goluchowski 
beigefügte  Bemerkung:  darum  müßten  aber  doch  die  Exekutiv- 
organe keineswegs  insgesamt  Staatsbeamte  sein.  Sie  müßten  jedoch 
vom  Staate  ernannt  sein  und  deren  freie  Wahl  dürfte  den  Ge- 
meinden nicht  überlassen  werden."  Es  war  jedenfalls  eine  höchst 
sonderbare  „Autonomie",  die  sich  da  der  ehemalige  kaiserliche 
Statthalter  von  Galizien  ausdachte,  und  man  kann  sich  darnach 
denken,  wie  viel  Vertrauen  selbst  die  altkonservativen  Ungarn  ihm 
entgegenbringen  mochten.  *) 

Wie  die  Dinge  übrigens  gleichzeitig  in  Ungarn  selbst  standen, 
zeigt  am  besten  der  eigenhändig  geschriebene  Bericht  des  General- 
gouverneurs Benedek,  welcher  am  9.  August  der  Ministerkonferenz 
vorlag.  **)  ")  Mehr  und  mehr  mußte  sich  dem  Kaiser  und  den 
Ministern  selbst  die  Unhaltbarkeit  des  seit  einem  Jahre  befolgten 
Kurses  einer  Politik  aufdrängen,  die  vergeblich  versuchte,  die  durch 
den  unglücklichen  Krieg  im  ganzen  Reiche  entfachten,  zum  Teil 
schon  in  die  Tiefe  der  Massen  reichenden  Bewegungen  durch  kleine, 
halb  unwillig,  halb  mit  der  Geste  von  Gnaden  gewährten  Kon- 
zessionen zu  beruhigen  und  im  Wesen  doch  die  absolutistische 
Kaisermacht  im  Einheitsstaate  aufrechtzuerhalten.  Die  Verhand- 
lungen im  Budgetkomitee  des  Reichsrates,  auf  die  sich  mehr  und 
mehr  nicht  nur  die  besorgte  Aufmerksamkeit  der  Minister,  sondern 
auch  das  Interesse  des  breiten  Publikums  richtete,  zeigten  der  Re- 
gierung deutlich,  daß  sie  sich,  wie  es  in  einer  Ministerkonferenz 
offen  ausgesprochen  wurde,  in  völlig  isolierter  Lage  befand.  Die 
aristokratischen  Führer  der  Mehrheit  des  Reichsrates  gingen  ihre 
eigenen  Wege,  unbeirrt  von  den  Einflüssen,  welche  die  Regierung 


*)    Vgl.   Ministerkonferenzprotokoll   vom   7.   August    1860.   Z.   2703  im 
Wiener  Staats-,  Haus-  und  Hofarchiv. 

**)  Vgl.  den  Exkurs  Nr.  17  im  Anhang  und  den  daselbst  gegebenen  Text 
dieser  Denkschrift.  Kein  Zweifel  kann  darüber  bestehen,  daß  Benedeks 
Ansichten  über  die  immer  bedrohlicher  sich  gestaltende  Stimmung  in 
Ungarn  am  meisten  dazu  beigetragen  haben,  den  Kaiser  zu  der  schritt- 
weisen aber  schnell  sich  vollziehenden  Wendung  in  seiner  ungarischen 
Politik  zu  veranlassen. 
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auf  sie  auszuüben  suchte.  Die  ungarischen  Altkonservativen  unter 
rührung  Szecsens,  durch  ihre  Allianz  mit  ihren  österreichischen  Ge- 
sinnungsgenossen der  Mehrheit  sicher,  hatten  inzwischen  mehr  und 
mehr  festen  Boden  bei  Hofe  gewonnen  und  konnten  hoffen,  ihre 
Pläne  zur  Reorganisation  der  Monarchie  bald  der  Verwirklichung 
nahe  zu  bringen,  ohne  sich  dabei  um  den  Grafen  Goluchowski  und 
die  Wiener  Bureaukratie  zu  kümmern.  Nach  Abschluß  der  Be- 
ratungen des  Budgetkomitees  war  der  Augenblick  gekommen,  in 
welchem  Graf  Szecsen  als  Berichterstatter  das  im  Schöße  der  feudal- 
aristokratischen Mehrheit  des  Reichsrates  inzwischen  zustande- 
gekommene verfassungspolitische  Programm  formulieren  und  in 
Gestalt  seines  Berichtes  dem  Reichsrate  sowie  der  Oeffentlichkeit 
vorlegen  konnte.  In  den  nun  nach  der  Sommerpause  neuerdings 
anhebenden  Plenarsitzungen  des  Reichsrates,  welche  ausschließlich 
der  Debatte  und  Schlußfassung  über  diesen  Budgetbericht  gewidmet 
waren,  spielte  sich  der  eigentliche  politische  Kampf  ab,  den  die 
von  den  ungarischen  Altkonservativen  geführte  Mehrheit  ebenso 
wider  die  deutsch-konstitutionelle  Minderheit  daselbst  führte,  wie 
gegen  die  Regierung  und  die  hinter  ihr  stehende  Bureaukratie. 

In  dieser  sieben  Sitzungen  währenden,  an  den  Schluß  gestellten 
Budgetdebatte  trat  auf  beiden  Seiten  die  große  Mehrheit  der 
'  Reichsräte  als  Redner  auf.  Es  folgten  einander  eine  große  Anzahl 
sehr  interessanter  und  eingehender  Erörterungen  über  die  admini- 
strativen und  finanziellen  Zustände  des  Reiches,  wobei  die  sachliche 
und  die  politische  Kritik  an  den  Leistungen  des  absolutistischen 
Regimes  in  den  abgelaufenen  zehn  Jahren  trotz  der  förmlich  zu 
einem  Hofzeremoniell  gestalteten  Geschäftsordnung  von  den  Reichs- 
räten, zumal  von  den  ungarischen,  mit  großem  Freimut  und  voller 
Beherrschung  der  administrativen  und  politischen  Probleme  geführt 
wurde.  Dabei  hoben  sich  abermals  die  Persönlichkeiten  der 
wenigen  ungarischen  Mitglieder  ganz  auffallend  von  denen  der 
meisten  übrigen  Reichsräte  ab:  die  ihnen  gemeinsame  und  ihres 
Zieles  wohlbewußte  Grundrichtung  prinzipieller  Opposition  gegen 
das  zentralistische  System  und  gegen  die  in  Wien  seit  1850  fest- 
gelegte Theorie  von  der  Verwirkung  der  ungarischen  Verfassung 
durch  die  Revolution  drang  bei  jedem  passenden  von  den  Verhand- 
lungen gebotenen  Anlasse  mit  voller  Kraft,  wenn  auch  zumeist  noch 
in  höfisch  gedämpften  Worten  hervor. 

Nachdem  auf  Gnind  des  Berichtes  alle  Kapitel  des  Staatsvor- 
anschlages gründlich  erörtert  worden  waren,  gelangte  man  zu  dein 
eigentlichen  politischen  Ziel,  das  sich  die  Mehrheit  gesteckt  hatte, 
zur  Erörterung  der  allgemeinen  Lage  des  Reiches  und  der  z.u  ihrer 
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Verbesserung  erforderlichen  Reformen.  Dies  geschah  in  Gestalt 
der  von  der  Mehrheit  beschlossenen,  vom  Grafen  Szecsen  verfaßten 
generellen  Auseinandersetzungen,  die  als  sogenanntes  Majoritätsgut- 
achten den  Gesamtbericht  über  das  Budget  abschlössen.  Diesem 
hatte  die  von  dem  schlesischen  Abgeordneten  Dr.  Hein  geführte 
Minderheit  ihr  Minoritätsgutachten  als  selbständigen  Antrag  ent- 
gegengestellt. Majoritäts-  und  Minoritätsantrag  sind  nun  so  wichtige 
Dokumente  für  die  Geschichte  der  Entwicklung  des  neueren  Oester- 
reich,  daß  es  unerläßlich  ist,  sie  den  weiteren  Erörterungen  hier  im 
vollen  Texte  voranzustellen.  *) 

Der  Antrag  der  Mehrheit  geht  von  dem  Allerhöchsten  Hand- 
schreiben vom  19.  April  1860  aus,  durch  welches  verfügt  wird,  daß 
auch  in  Ungarn  nach  Wiederherstellung  der  Komitatsverfassung  und 
Gemeindeordnung  sowie  der  neuen  Organisierung  der  Statthalterei 
Anträge  in  betreff  eines  Landtages  vorbereitet  werden  sollen,  „damit 
das  in  allen  Kronländern  einzuführende  Prinzip  der  Selbstverwal- 
tung durch  Orts-,  Bezirks-  oder  Komitatsgemeinden,  durch  Landtage 
und  Landtagsausschüsse  auch  in  Meinem  Königreiche  Ungarn  zur 
Geltung  gebracht  werde".  Diese  Allerhöchste  Entschließung  gibt 
der  Mehrheit  genügenden  Grund  zur  Ueberzeugung,  daß  auch  ,,auf 
dem  Gebiete  des  Staatshaushaltes  eben  nur  in  organischer  Regene- 
ration der  inneren  Zustände  Ausweg  und  Heil  gesucht  werden 
kann".  Es  handle  sich  um  Wiederherstellung  des  geistigen  Frie- 
dens, der  Wiederkehr  des  Vertrauens.  „Die  bisher  bestandene 
Organisation  der  Monarchie  —  das  Comite  kann  es  nicht  verkennen 
und  es  hat  an  verschiedenen  Stellen  seines  Berichtes  das  wiederholt 
angedeutet  —  hat  die  Elemente  des  öffentlichen  Vertrauens  nicht 
gekräftigt,  wohl  aber  vielfach  erschüttert."  Und  nun  hebt  der  eigent- 
liche Majoritätsantrag  an,  bei  welchem  der  Dissens  innerhalb  des 
Komitees  hervortrat.  Der  vom  Grafen  Szecsen  verfaßte  Bericht  der 
Majorität  fährt  dann  nämlich  fort: 

„Die  ersten  Grundzüge  dieser  Organisation  waren,  ohne  Rücksicht  auf 
den  inhärenten  politischen  Charakter  der  Monarchie,  vorzugsweise  durch  die 
Rückwirkung  trauriger  Erschütterungen  hervorgerufen.  Nur  die  Auffassung, 
Feststellung  und  Entwicklung  dieses  inhärenten  politischen  Charakters  kann 
aber  die  dauernde  Grundlage  der  inneren  Organisation  eines  Staates  bilden, 
welcher  auf  großen  politischen  Notwendigkeiten  fußend,  durch  die  gemein- 
same Richtung  der  Geschichte  seiner  einzelnen  Länder  entwickelt,  durch 
die  Herrscherrechte  der  allerhöchsten  Dynastie  geeinigt  und  auf  Grundlage 
derselben  untrennbar  und  unteilbar  verbunden,  endlich  durch  eine  Reihe 
der  wichtigsten  europäischen  Transaktionen  und  Verträge  ebenso  wie  durch 
eine  wiederholte  ehrenvolle  und  ruhmreiche  Einwirkung  auf  die  Geschicke 


*)  Verhandlungen  des  österreichischen,  verstärkten  Reichsrates  1860. 
Nach  den  stenographischen  Berichten.  Band  I  und  II.  Wien,  Zweiter 
Band  S.  36  ff. 
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des   Weltteils    eines    der    wichtigsten    Glieder    der     europäischen    Staaten- 
familie bildet. 

Von  dieser  Ueberzeugung  geleitet  kann  das  Komitee  die  Bekräftigung 
und  Sicherung  des  Verbandes  der  Länder  der  österreichischen  Monarchie 
und  ihrer  wohlverstandenen  politischen  Einheit  nicht  in  der  Ignorierung 
der  h  i  s  t  o  r  isch- p  o  1  i  t  i  sc  h  e  n  Individualität  ihrer  ein- 
zelnen Bestandteile,  nicht  in  einer  rein  äußerlichen 
GleichförmigkeitoderinBeseitigungallerhistorischen 
Anknüpfungspunkte   finden. 

Je  lebhafter  und  tiefgewurzelter  die  Anhänglichkeit  der  Völker  der 
österreichischen  Monarchie  an  ihre  geschichtlichen  und  nationeilen  Erinne- 
rungen und  Institutionen  ist,  je  inniger  sich  diese  Anhänglichkeit  mit  den 
edelsten  Eigenschaften  des  Volkscharakters  und  mit  den  erhebendsten  Er- 
innerungen des  Gesamtreiches  ebenso  wie  seiner  einzelnen  Länder  ver- 
knüpft: desto  fester  wird  das  Band  werden,  welches  sie  alle  umschlingt, 
wenn  eine  weise  und  mutvolle  Politik  die  Anforderungen  der  Kraft  und 
Einheit  des  Reiches  mit  den  berechtigten  Strebungen  seiner  einzelnen  Teile 
in  Einklang  zu  bringen,  diese  als  lebenskräftige  Stützen  des  Ganzen  —  das 
Gesamtreich  als  schützende  Garantie  des  Bestandes  seiner  einzelnen  Teile 
aufzufassen  und  zu  entwickeln  versteht. 

Das  Komitee  verkennt  keineswegs  die  Schwierigkeiten  einer  ähnlichen 
Aufgabe,  aber  seine  tiefgewurzelte  Ueberzeugung  von  dem  Weltberufe  der 
österreichischen  Monarchie  läßt  ihm  um  so  weniger  einen  Zweifel  an  der 
Möglichkeit  einer  entsprechenden  Lösung,  je  mehr  die  fortschreitende  ge- 
schichtliche Entwicklung  Gelegenheit  bietet,  die  Anforderungen  der  Gegen- 
wart, die  ja  mit  eines  der  wichtigsten  Ergebnisse  der  Geschichte  sind,  mit 
den  noch  lebensfähigen  Ueberlieferungen  der  Vergangenheit  zu  verbinden 
und   beiden  gleichmäßig  gerecht  zu   werden. 

Ebensowenig  konnte  es  dem  Komitee  entgehen,  wie  dies  auch  schon  bei 
Prüfung  der  Teilvoranschläge  ausgesprochen  wurde,  daß  innerhalb  des  be- 
stehenden Systems  sich  keine  ernstlichen  Ersparungen  erzielen  lassen;  daß 
diese  vielmehr  nur  dadurch  erreicht  werden  können,  wenn  die  verschiedenen 
Länder  selbst  an  der  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  teilnehmen.  Weit 
mehr  noch  aber  als  bloß  finanzielle  Gründe  spricht  für  eine  ähnliche  Teil- 
nahme die  schon  oben  berührte  unverkennbare  Wahrheit,  daß  nur,  wenn 
diese  im  Wege  zweckmäßiger  Institutionen  ins  Leben  gerufen  und  geregelt 
wird,  jener  Erschlaffung  des  öffentlichen  Geistes  be- 
gegnet werden  kann,  welche  die  moralische  Kraft  des  Staates  lähmt 
und  vernichtet.  Der  erschlaffte  öffentliche  Geist  ist  aber  am  meisten  den 
Einflüssen  krankhaft  erregter  Leidenschaften  zugänglich;  die  an  der  ge- 
sunden Tätigkeit  eines  wohlgeordneten  öffentlichen  Lebens  weit  eher 
abprallen. 

Soll  jedoch  eine  ähnliche  Beteiligung  der  Länder  an  den  öffentlichen 
Angelegenheiten  ins  Leben  treten,  so  kann  dies  nur  mit  Anknüpfung  an 
früher  bestandene  historische  Institutionen  geschehen,  da  es  immerhin 
schwierig  bleibt,  ähnliche  Formen  der  Selbstverwaltung  aufzustellen  und 
sie  mit  einem  entsprechenden  Geiste  zu  beleben,  wo  keine  solchen  Aus- 
gangspunkte vorhanden  sind,  jedenfalls  aber  unmöglich  sein  dürfte,  ein 
neues  öffentliches  Leben,  eine  ernstgemeinte  Selbstverwaltung  mit  Igno- 
rierung derselben  dort  zu  schaffen,  wo  sie  in  den  Gefühlen  und  Ueber- 
zeugungen  noch  ungeschwächt   fortleben. 

Das  Komitee  glaubt  die  Grundlagen  dieser  Lösungen  auch  schon  in 
jenem  allerhöchsten  Handschreiben  angedeutet  zu  finden,  auf  welches  sich 
die  Erklärung  des  hohen  Ministeriums  beruft,  und  das  durch  Hinwegweisung 
auf  die  Selbstverwaltung  der  Gemeinden,  auf  die  Wiederbelebung  der  Muni- 
zipal-Institutionen  in  Ungarn  und  die  Einführung  ähnlicher  Institutionen 
in  den  anderen  Ländern  der  Monarchie  und  auf  die  Einberufung  der  Land- 
tage, die   Begründung  eines  neuen   Zustande*  in   Aussicht   s'ellt,   der  durch 
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das  allerhöchste  Handschreiben  vom  19.  Juli  1860  eine  neue  ausgedehntere 
Grundlage  gewonnen  hat.  Je  mehr  aber  das  Komitee  von  der  Notwendigkeit 
durchdrungen  ist,  daß  die  Andeutungen  des  kaiserlichen  Willens  von  den 
Organen  der  Staatsgewalt  dem  Geiste  getreu  aufgefaßt  und  ausgeführt  wer- 
den, in  welchem  sie  ausgesprochen  wurden,  daß  namentlich  der  Gefahr  be- 
gegnet werde,  durch  das  Hinausschieben  dringender  Lösungen,  oder  durch 
bloß  äußerliche  Formenveränderungen  die  allgemeine  Stimmung  zu  ver- 
wirren: desto  mehr  ist  dasselbe  überzeugt,  daß  es  im  Berufe  des  verstärkten 
Reichsrates  liege,  die  allgemeinen  Richtungen  der  inneren  Organisation 
der  Monarchie  klar  und  bestimmt  anzudeuten,  seine  Ueberzeugungen  in 
dieser  Beziehung  offen  und  rückhaltlos  auszusprechen  und  hierdurch  einen 
entscheidenden  Beitrag  zur  Lösung  jener  Fragen  zu  liefern,  deren  hohe  Be- 
deutung Seine  Majestät  der  Kaiser  in  landesväterlicher  Sorgfalt  auszusprechen 
geruht  hat. 

Demgemäß  findet  sich  das  Komitee  veranlaßt,  als  Endergebnis  der 
Prüfung  des  Staatsvoranschlages  und  einer  darauf  gestützten  Erwägung  des 
moralischen  und  materiellen  Zustandes  der  Monarchie  seine  Ueberzeugung 
in  folgendem  auszusprechen: 

Die  Kräftigung  und  gedeihliche  Entwicklung  der 
Monarchie  erheischt  die  Anerkennung  der  historisch- 
politischen Individualität  der  einzelnen  Länder,  inner, 
halb  welcher  die  naturgemäße  Entwicklung  und  Förde- 
rung der  verschiedenen  Nationalitäten  ihre  Geltung 
zu  findenhat,  und  die  Verknüpfung  dieser  Anerkennung  mit  den 
Anforderungen  und  Bedürfnissen  des  gesamtstaatlichen  Verbandes:  daher  — 
bei  prinzipieller  Gleichstellung  aller  Länder  der  Monarchie  —  sowohl  die 
Anerkennung  und  Begründung  ihrer  Autonomie  in  der  Administration  und 
inneren  Legislation,  als  auch  die  definitive  Feststellung,  Sicherung  und  Ver- 
tretung ihres  gemeinsamen  staatsrechtlichen  Verbandes. 

Diese  staatsrechtliche  Regelung  kann  aber  ihre  Ergänzung  nur  durch 
die  Wiederbelebung  und  Begründung  munizipaler  Institutionen  im  Sinne 
einer  ernst  gemeinten  Selbstverwaltung  finden. 

Alle  diese  Maßregeln  werden  ihr  Ziel  nur  dann  erreichen,  wenn  sie 
durch  die  möglichste  Anknüpfung  an  die  früher  bestandenen  Institutionen 
und  Rechtszustände  und  deren  Ausgleichung  und  Verbindung  mit  den  An- 
forderungen aller  zur  Geltung  gelangten  politischen  und  gesellschaftlichen 
Faktoren  den  Ueberzeugungen  und  Rechtsanschauungen  der  einzelnen  Län- 
der gerecht  werden,  wenn  endlich  die  im  Interesse  des  Gesamtverbandes 
gebotenen  Modifikationen  eben  in  jenen  großen  politischen  Notwendigkeiten 
ihre  unbestreitbare  Begründung  finden,  deren  Anerkennung  sich  keines  der 
Länder  der  Monarchie  entziehen  kann." 

Demgegenüber  legt  die  Minorität  des  Ausschusses  nachfolgende 
Ausführungen  der  Vollversammlung  des  verstärkten  Reichsrates 
vor: 

„Dem  durch  den  Grafen  Szecsen  eingebrachten  Schlußantrage  zum  Be- 
richte des  Budget-Komitees  konnten   wir  nicht  beitreten 

1.  Weil  in  seiner  Motivierung  die  Beteiligung  der  Kronländer  an  den 
öffentlichen  Angelegenheiten  von  der  Anknüpfung  an  früher  bestandene 
historische  Institutionen  abhängig  gemacht  wird,  einerseits  aber  solche  Insti- 
tutionen sehr  verschiedener  Natur  sind,  je  nach  den  verschiedenen  Zeit- 
abschnitten, aus  welchen  sie  hergeholt  werden,  und  andrerseits  in  den 
Kronländern,  welchen  wir  angehören,  keinerlei  noch  lebenskräftige  Ueber- 
lieferungen  solcher  Institutionnen  bestehen,  an  welche  die  Anerkennung 
und  Begründung  einer  Autonomie  in  der  Administration  und  inneren  Legis- 
lation angeknüpft  werden  könnte,  folglich  eine  prinzipielle  Gleichstellung 
dieser  Länder  mit  jenen,  welche  ehemals  eine  so  ausgedehnte  Autonomie 
besaßen,  durch  diesen  Schlußantrag  ausgeschlossen  erscheint. 
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2.  Weil  als  Folge  solcher  Verhältnisse  in  einem  Teile  des  Reiches  andere 
Regierungsformen  zur  Geltung  kämen  als  im  übrigen  Teile,  ein  solcher 
Dualismus  aber  mit  dem  Prinzipe  der  Reichseinheit  unvereinbar  ist. 

3.  Weil,  selbst  wenn  bei  Erschaffung  neuer,  lebensfähiger  Formen  der 
Selbstverwaltung  alle  Kronländer  gleichmäßig  mit  jener  ausgedehnten  Auto- 
nomie in  der  Administration  und  inneren  Legislation  ausgestattet  würden, 
welche  durch  den  von  uns  bekämpften  Antrag  angestrebt  wird,  dies  nur 
auf  Kosten  der  Reichseinheit  und  auf  Kosten  einer  starken  einheitlichen 
Reichsgewalt  geschehen  könnte. 

Wir  vermissen  nämlich  in  dem  erwähnten  Schlußantrage  bei  dem  so 
allgemein  hingestellten  Ansprüche;  „auf  Autonomie  in  der  Administration 
und  inneren  Legislation"  jene  notwendigen  Begrenzungen,  welche  festge- 
halten werden  müssen,  um  zwar  einerseits  den  Gemeinden  und  Kronländern 
die  möglichst  freie  Selbstbestimmung  in  ihren  eigenen  Angelegenheiten  zu 
sichern,  andrerseits  aber  dem  Gesamtstaate  und  der  Reichsregierung  die 
Rechte  vorzubehalten,  ohne  welche  eine  reale  Reichseinheit  und  eine  kräftige 
Reichsgewalt  nicht  gedacht  und  des  österreichischen  Staates  Großmacht- 
stellung nicht  gewahrt  werden  kann. 

In  kurzen  Umrissen  haben  wir  hier  dargelegt,  welche  Gründe  uns  nach 
unserer  eigenen  besten  Einsicht  und  Ueberzeugung,  und  fern  von  jedem 
fremden  Einflüsse,  als  Räte  der  Krone  bestimmten,  dem  Schlußantrage  der 
Majorität  des  vom  Reichsrate  bestellten  Budget-Komitees  unsere  Zustimmung 
zu  versagen. 

Es  liegt  uns  noch  ob,  nicht  bloß  auf  Ablehnung  des  erwähnten  Schluß- 
antrages uns  zu  beschränken,  sondern  auch  unsere  Beiträge  zu  den  Er- 
wägungen zu  liefern,  welchen  Seiner  Majestät  Regierung  ebensowenig  wie 
der  verstärkte  Reichsrat  sich  bei  der  Budgetberatung  und  bei  der  daraus 
gewonnenen  Anschauung  über  die  Staatslage  wird  entziehen  können. 

Wir  beziehen  uns  auf  den  Bericht  der  Budgetkommission,  welcher  dar- 
stellt, daß  unsere  finanzielle  Lage  durch  Finanzoperationen  oder  durch 
Ersparungsversuche  nicht  nachhaltig  und  gründlich  gebessert,  und  die  end- 
liche Ordnung  der  Verhältnisse  der  Nationalbank  nicht  beschleunigt  werden 
kann,  wenn  nicht  das  bisher  befolgte  System  geändert  wird. 

Das  hohe  Finanzministerium  weist  daher  mit  Recht  in  seinem  Berichte 
vom  31.  Juli  1860  auf  die  Notwendigkeit  „glücklicher  politischer  Institutionen" 
als  Bedingung  der  Wiedergewinnung  des  allgemeinen  Vertrauens  hin.  Diese 
Institutionen  können  nur  dann  glücklich  genannt  werden,  wenn  durch  die- 
selben aus  den  zu  viel  belasteten  Kreisen  der  Staatsverwaltung  alles  aus- 
geschieden wird,  was  den  Händen  derjenigen  anvertraut  werden  kann,  denen 
am  meisten  und  nächsten  an  dessen  geordneter  Durchführung 
liegt,  nämlich  den  Gemeinden  und  Ländern;  wenn  der  freien 
Selbstbestimmung  des  Einzelnen  die  Wucht  beamtlicher  Ein- 
flußnahme und  Controle  erleichtert  oder  abgenommen; 
wenn  der  freien  Meinungsäußerung,  durch  welche  allein  die  Regierung  viele 
kostspielige  Kontrollen  ersparen  und  über  Gebrechen  der  Verwaltung,  über 
Bedürfnisse  und  Wünsche  der  Bevölkerung  am  sichersten  und  schnellsten 
aufgeklärt  werden  kann,  der  gesetzliche  Boden  gesichert;  wenn  die  Teil- 
nahme der  Bevölkerung  an  den  Angelegenheiten  der  Gemeinde,  des  Landes 
und  des  Reiches  geweckt  und  zur  legalen  Betätigung  gebracht  wird;  wenn 
endlich  die  Stimme  der  Untertanen  im  Rate  der  Regierung  Gehör  und 
Berücksichtigung  findet,  sowohl  bei  der  Anregung  zu  Gesetzen  als  bei 
der  Beratung  und  Schlußfassung  über  dieselben,  bei  der  Feststellung 
des  Staatsvoranschlages,  sowie  bei  Belastungen  des  Staatkredites  und  der 
Steuerträger. 

Mit  Freude  und  innigem,  ehrfurchtsvollem  Danke  begrüßen  wir  daher 
die  Institution  des  verstärkten  Reichsrates  und  die  kaiserliche  allergnBdigste 
Entschließung  vom  19.  Juli  1860,  welche  dieser  Körperschaft  erweiterte 
Rechte  verlk-h,  als  den  Beginn  der  Verwirklichimg  jener  glücklichen  poli- 
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tischen  Institutionen.  Es  sei  uns  jedoch  zu  bemerken  gestattet,  daß  vielleicht 
die  Zusammensetzung  und  die  Attributionen  des  Reichsrates  einiger  Aende- 
rungen  bedürftig  erscheinen  mögen,  wenn  diesem  die  Gesamtheit  der  Länder 
vertretenden  Körper  jenes  Gewicht  verliehen  werden  soll,  durch  welches 
er  eine  Stütze  der  Zentralgewalt  und  der  Gesamtreichsinteressen  werden 
kann. 

Wir  erlauben  uns  hierbei  in  Erwägung  zu  bringen,  daß  eine  für  alle 
Fälle  ausreichende  Linie  zwischen  dem,  was  den  Länder-Auto- 
nomien zusteht,  und  was  die  Interessen  der  Reichsein- 
heit berührt,  nicht  im  vorausgezogen  werden  kann,  und  daß  folg- 
lich sowohl  der  Grundsatz:  „in  zweifelhaften  Fällen  habe  die  Reichsgewalt 
zu  entscheiden"  —  sodann  aber  auch  die  Notwendigkeit  im  Auge  zu  be- 
halten ist,  daß  die  Krone  wesentlich  in  solchen  durch  Gesetze  nicht 
vorbedachten  Fällen  von  dem  Gewichte  des  Reichsrates  unterstützt 
werden  müsse. 

Wir  maßen  uns  nicht  an,  in  nähere  Andeutungen  eingehen  zu  wollen, 
doch  glauben  wir,  vorstehende  Bemerkungen  nicht  unterdrücken  zu  dürfen, 
weil  sie  bei  der  Beratung  des  Budgets  und  der  Finanzlage  des  Staates 
sich  uns  notwendig  aufdrängte,  und  wir  uns  als  Räte  der  Krone  ver- 
pflichtet halten,  unsere  Ueberzeugung  rückhaltlos  auszusprechen. 

Indem  wir  glauben,  daß  der  hohe  Reichsrat  in  den  Worten  der  von 
Seiner  Majestät  an  den  Reichsrat  huldvollst  gerichteten  Ansprache  die  volle 
Berechtigung  sowie  in  den  Erwartungen,  welche  auf  seine  Tätigkeit  gesetzt 
werden,  den  Impuls  finde,  die  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  und  seine  bei 
der  Beratung  des  Budgets  gewonnenen  Ueberzeugungen  unumwunden  aus- 
zusprechen und  dadurch  Seine  Majestät  unseren  allergnädigsten  Kaiser  und 
Herrn  in  den  Bestrebungen  zur  gleichmäßigen  Förderung  des  Wohles  aller 
Völker  Oesterreichs  aufrichtig  und  treuergeben  zu  unterstützen  —  erachten 
wir  den  Antrag  gerechtfertigt,  daß  der  hohe  Reichsrat  am  Schlüsse  seiner 
Budgetberatung  die  ehrfurchtsvolle  Bitte  zu  den  Stufen  des  Thrones  lege: 
daß  Seine  Majestät  aus  allerhöchst  Dero  Machtvollkommenheit  geruhen 
wolle,  jene  Institutionen  in  das  Leben  zu  rufen,  durch  welche  bei  möglich- 
ster Entwicklung  freien  Selbstverwaltungsrechts  in  allen  Kronländern  und 
bei  vollständiger  Wahrung  der  Einheit  des  Reiches  und  der  Legislation, 
sowie  der  Exekutivgewalt  der  Regierung  —  dann  bei  wirksamer  und  unab- 
hängiger Kontrolle  des  Staatshaushaltes  —  alle  Interessen  der  Bevölkerung 
in  der  Kommune,  im  Landtage  und  im  Reichsrate  ihre  geeigneten  Ver- 
tretungen finden." 

Selbstverständlich  ist  das,  was  in  den  beiden  Schlußanträgen 
der  Mehrheit  und  Minderheit  des  verstärkten  Reichsrates  einander 
gegenübertritt,  im  letzten  Grunde  wieder  der  alte,  aus  der  drei- 
hundertjährigen Geschichte  der  Bildung  des  habsburgischen  Reiches 
hervorgetriebene  Fundamentalgegensatz  der  „Zentralisten"  und 
^Föderalisten",  wie  er  in  Kremsier  zuerst  geformt  worden  war. 
Aber  eine  nähere  Prüfung  der  großen  Debatten,  die  um  diese  An- 
träge in  der  Notabeinversammlung  geführt  wurden,  sowie  des  Textes 
des  Mehrheitsantrages  selbst  zeigt,  daß  gegenüber  der  Form,  in 
welcher  sich  das  Reichs-  und  Staatsproblem  im  Jahre  1848  entfaltet 
hatte,  hier  doch  eine  wesentliche  Veränderung  vorliegt.  Diese 
findet  sich  vor  allem  in  den  beiderseitigen  Trägern  der  zentrali- 
stischen  und  föderalistischen  Staatsidee:  es  sind  nicht  mehr  zwar 
unentwickelte,  aber  ausgesprochene  Volksparteien,  die  in  dem  Saale 
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der  Wiener  Stattlialterei,  in  welchem  der  verstärkte  Reichsrat  tagte, 
einander    gegenüberstanden,     sondern     vielmehr    Fraktionen    der 
beiden  sozial  und  wirtschaftlich  herrschenden  Klassen,  nämlich  des 
adeligen  Großgrundbesitzes  imd  der  deutschen  Bourgeoisie  Oester- 
reichs.    Daher  erscheint  jetzt  die  beiderseitige  Grundauffassung  des 
österreichischen  Problems  gewissermaßen  von  selbst  auf  das  denk- 
bar kleinste   Maß  reduziert,    erscheint  sozusagen  in   weitgehender 
,, Verkürzung"  der  politischen  Perspektive.    Auf  die  große  Tragweite, 
welche  der  Tatsache  dieser  politischen  Rückbildung  zukommt,  und 
die  verhängnisvollen  Nachwirkungen,  die  sich  daraus  ergaben,  soll 
hier    nur    einfach   hingewiesen    werden;    erst    in    einem    späteren 
Stadium  der  Entwicklung  des  Problems  werden  wir  voll  ermessen 
können,  wie  tief  das  politische  Schicksal  der  habsburgischen  Mon- 
archie durch  die  bezeichnete  Rückbildung  berührt  worden  ist.    Denn 
während  1848  die,  wenn  auch  noch  unreifen,  Formationen  der  Völker 
als  solche  einander  gegenüberstanden  und  miteinander  das  Problem 
der  Existenz  des  Völkerreiches  entfalteten  und  zu  lösen  strebten,  er- 
folgt jetzt  die  Wiederaufnahme  des  Kampfes  um  eine  moderne  staat- 
liche Lebensordnung  dieser  Völker  so,  daß  dieser  nur  als  ein  Kampf 
zwischen  den  Regierenden  selbst,  zwischen  dem  historischen  Adel 
einerseits,    der  Wiener  Bureaukratie    und  dem    ihr  nahestehenden 
deutschen  Großbürgertum  andrerseits  von  oben  her  organisiert  wird. 
Darin  lag    ein  folgenschwerer  Rückschritt    gegen  1848.     Ein   Fort- 
schritt konnte  nur  darin  erblickt  werden,  daß  nunmehr  auf  beiden 
Seiten,  bei  den  regierungsfähigen  Föderalisten  und  den  „regieren- 
den" Zentralisten  doch  das  Problem  so  gefaßt  erscheint,  daß  beide 
Parteien  insofern  auf  einem  und  demselben  Boden  stehen,  als  sie 
von  einem  und  demselben  politischen  Zweckgedanken,  nämlich  von 
der  seit  1849  durch   die  Krone  stabilierten  Reichsidee   beherrscht 
erscheinen.     Das  große  Ergebnis  der  Gegenrevolution  von  1849,  die 
Konstituierung    eines    einheitlichen  habsburgischen   Gesamtreiches 
galt   sowohl    den    österreichischen    Anhängern    des    Majoritätsgut- 
achtens wie  der  liberalen  deutsch-großbürgerlichen  Minderheit  im 
Reichsrate  als  sakrosankt.    Ebenso  stand  den  altkonservativen  Ver- 
tretern Ungarns  in   der  Versammlung  ausschließlich  eine  Lösung 
der  ungarischen  Frage  im  Rahmen  der  als  Einheit  angenommenen 
Gesamtmonarchie  vor  Augen:  wie  aber  die  Vielheit  der  Länder  in 
dieser  Einheit    „konstitutionell"    organisiert    und    gleichzeitig  eine 
starke  Zentralgewalt  aufrechterhalten  werden  könne,   darüber  gab 
es  zwischen  den  Grafen  Sz6csen  und  Clam  auf  der  einen,  den  deut- 
schen Liberalen  und   ihren   Freunden  in  der  hohen  Bureaukratie 
tiefe  und  scharf  ausgebildete  Verschiedenheiten  der  Ansichten.18) 
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In  der  eigentümlichen  Verbindung  nun,  in  welcher  beide 
Probleme,  das  Reichsproblem  und  die  Frage  der  Erhaltung  des 
österreichischen  theresianischen  Einheitsstaates  samt  den  —  aller- 
dings noch  sehr  unklaren  —  Vorschlägen  zu  ihrer  Lösung  hier  vor 
die  Oeffentlichkeit  gestellt  wurden,  muß  man  die  erste  und  wich- 
tigste der  Veränderungen  erkennen,  welche  die  seit  1849  vollzogene 
Entwicklung  der  politischen  Ideen  und  Kräfte  der  oberen  Klassen 
bei  den  Deutschen  und  Ungarn  in  beiden  Reichshälften  geschaffen 
hatte.  Man  muß  sich  nur  daran  erinnern,  wie  passiv  sich  auf  öster- 
reichischer Seite  der  Kremsierer  Reichstag  dem  Reichsproblem 
gegenüber  verhalten  hat,  um  den  Fortschritt  zu  erkennen,  den  die 
öffentliche  Meinung  der  Oberklassen  hier  während  des  Jahrzehnts 
absolutistischer  Reaktion  gewonnen  hatte.  Vor  allem  war  bei  dem 
politisch  vorgeschrittensten  Element  Oesterreichs,  bei  den  bürger- 
lich-liberalen Deutschen,  in  dieser  Zeit  die  Erhaltung  einer  festen, 
Ungarn  einschließenden  Reichsgemeinschaft  zu  einem  beherrschen- 
den Bestandteil  ihrer  politischen  Anschauungen  geworden,  eine  Tat- 
sache, die  bis  in  die  letzten  Stadien  des  Bestandes  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  und  des  altösterreichischen  Staates  ihre  tief- 
greifenden Wirkungen  vor  allem  im  Bereiche  der  deutsch-österrei- 
chischen Politik  geübt  hat. 

Die  Debatte  über  die  beiden  Beschlußanträge  der  Mehrheit  und 
Minderheit,  die  sich  durch  fünf  Sitzungen  hinzog,  gibt  mit  der  Fülle 
der  historisch-politischen  Auseinandersetzungen,  die  in  den  Reden 
enthalten  sind,  mit  der  scharfsinnigen,  zumeist  in  sehr  höflichen 
Wendungen  geführten  Polemik  der  Vertreter  beider  einander  be- 
kämpfenden Gesamtanschauungen,  mit  dem  hohen  Standpunkt,  von 
dem  aus  die  Dinge  gemessen  und  das  österreichische  Problem  be- 
urteilt werden,  sowie  mit  dem  Reichtum  an  administrativer  Erfahrung 
und  politischem  Wissen,  den  die  meisten  Reden  aufweisen,  ein  höchst 
eindrucksvolles  und  fesselndes  Bild  von  dem  Talent  und  der  Bildung, 
welche  diese  Repräsentanten  der  obersten  Schichten  der  österreichi- 
schen Gesellschaft  in  dieser  Epoche  auszeichnen.  Allerdings  fehlt 
auf  der  anderen  Seite  auch  nicht  der  ebenso  bestimmte  Eindruck  — 
wa3  die  Vertreter  der  bürgerlichen  Minderheit  betrifft  —  von  dem 
Fehlen  desjenigen  starken  politischen  Eigenwillens  und  Selbst- 
bewußtseins, ohne  welches  eine  aufsteigende  Klasse  nun  einmal  nicht 
imstande  ist,  grundlegende  und  schöpferische  Reform  im  Staate 
durchzusetzen.  Dabei  ist  ganz  besonders  auffallend  die  Art  und 
Weise,  in  der  die  Wortführer  beider  Parteien,  der  adeligen  Föde- 
ralisten sowohl  als  auch  der  bürgerlichen  Zentralisten,  ihre  Auf- 
fassung von   der  Stellung   und  Funktion   des  Monarchen  im  habs- 
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burgischen  Reiche  zum  Ausdruck  bringen.  Wenn  auch  hier  die  Tat- 
sache, daß  die  „Reichsräthe"  sich  nicht  als  Mandatare,  sondern  als 
persönliche  Räte  der  Krone  betrachteten,  ferner  daß  man  sich 
einer  nach  den  besten  Mustern  des  klassischen  Parlamentarismus 
Altenglands  gebildeten,  äußerst  behutsamen,  ja  zeremoniösen  Sprache 
auf  allen  Seiten  geflissentlich  bediente,  in  Anschlag  gebracht  werden 
muß,  so  hindert  das  nicht,  zu  erkennen,  daß  diese  höfische  Sprech- 
weise politischer  Redner  doch  auch  ein  gut  Teil  positiver  Unter- 
werfung unter  die  Allmacht  und  Unnahbarkeit  des  Trägers  der 
Krone,  eine  echte  und  keineswegs  geheuchelte  Anerkennung  der 
diesem  eingeräumten  Machtvollkommenheit  in  sich  birgt.  Der  neue 
Absolutismus  zeigt  sich  hier  eben,  wie  auch  in  vielen  anderen  Symp- 
tomen aus  jener  Zeit,  als  eine  lebendige  und  siegreiche  Kraft, 
mindestens  was  die  Kreise  des  Besitzes  und  der  liberalen  Bildung 
Oesterreichs  anbelangt,  die  im  verstärkten  Reichsrate  ausschließlich 
zum  Worte  kamen:  man  muß  bedenken,  daß  diese  Beratungen  ein 
Jahr  nach  dem  unglücklichen  Kriege  Oesterreichs  und  in  einer  Zeit 
beginnender  starker  Gärung  in  Ungarn,  tiefer  Unzufriedenheit  in 
Wien  und  den  deutsch-slawischen  Provinzen  stattfanden,  wie  sie 
selbst  in  den  Erzeugnissen  der  geknebelten  Presse  jener  Zeit  deutlich 
wahrnehmbar  ist!  Auch  dieses  Merkmal  österreichischer  politischer 
Eigenart,  durch  das  sich  der  verstärkte  Reichsrat  abermals  wesentlich 
vom  Kremsierer  Reichstag  unterscheidet,  ist,  wie  wir  sehen  werden, 
von  da  ab  dauernd,  wenn  auch  bei  den  verschiedenen  Völkern  und 
Parteien  in  wechselnder  Kraft,  der  österreichischen  Politik  zu  eigen 
geblieben:  der  Wille  des  Kaisers  Franz  Josef  ist  während  seiner 
ganzen  wechselvollen  und  langen  Regierung  von  allen  Parteien 
immer  als  das  entscheidende  Moment  in  der  Politik  des  Reiches  emp- 
funden und  willig  anerkannt  worden.  Der  legitime  Herrscher  ist 
dauernd  allen  Völkern  und  Klassen  der  wichtigste  Faktor  in  der 
Politik  geblieben,  den  alle  Parteien  und  Politiker  jeweils  in  ihre 
Rechnung  an  erster  Stelle  einzusetzen  pflegten;  und  wenn  auch  längst 
Ton  und  kulturelle  Höhe  des  parlamentarischen  Lebens  tief  und 
immer  tiefer  unter  das  Niveau  jener  Notabelnversammlung  von  1860 
gesunken  waren,  wenn  auch  das  Antlitz  des  jugendkräftigen  Absolu- 
tismus, wie  es  1860  vor  den  Augen  Aller  drohend  und  Unterwerfung 
heischend  stand,  längst  jene  greisenhaften  und  verschwommenen 
Züge  erlangt  hatte,  wie  sie  die  heute  lebende  Generation  noch  ge- 
kannt hat,  so  kann  doch  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  die  Re- 
gierung Franz  Josefs  bis  zu  ihrem  letzten  Tage  den  unverkennbaren 
Charakter  altösterreichischer  monarchischer  Vollgewalt,  das  Wesen 
des    unbehinderten    „persönlichen    Kurses"    deutlich    an    sich    ge- 
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tragen  hat,  auf  dessen  jeweilige  Richtung  die  Völker  ihre 
Parteien  und  deren  politische  Bestrebungen  immer  nur  als  ge- 
gebene Tatsachen  Einfluß  übten,  mit  denen  der  Herrscher  und 
seine  Organe  zwar  rechneten  und  rechnen  mußten,  die  sich 
aber  im  übrigen  stets  unter  dem  Bann  kaiserlichen  Willens 
und  in  die  durch  dessen  Autorität  gezogene  Schranken  ein- 
geschlossen fühlten.  Gewiß  hat  damals  —  1860  —  gerade  so 
wie  etwa  50  Jahre  später,  in  den  schwersten  nationalen  Kämpfen, 
dazu  die  offen  ausgesprochene  Ueberzeugung  aller  Parteien  und  der 
öffentlichen  Meinung  überhaupt  beigetragen,  daß,  was  immer  der 
Kaiser  Franz  Josef  jeweils  zu  tun  beschließe  oder  wirklich  tue,  von 
seinem  aufrichtigen  Willen  geleitet  sei,  die  Erhaltung  der  Monarchie 
als  Ganzes  und  dadurch  das  öffentliche  Beste  aller  Nationen  und 
Länder  zu  fördern,  sowie  gegen  alle  so  viel  Gerechtigkeit  zu  üben, 
als  mit  dieser  „Staatsraison"  jeweils  vereinbar  wäre.  Diese  Ueber- 
zeugung ist  eben  als  letzte  Frucht  jenes  eigentümlichen  altöster- 
reichischen Patriarchalismus  anzusehen,  den  seit  Maria  Theresia  eine 
Generation  von  der  anderen  unbewußt  als  natürliche  Erbschaft  über- 
nommen hatte! 

Kehren  wir  nun  zu  den  Debatten  des  verstärkten  Reichsrates 
zurück,  so  möchte  hier  nur  in  möglichster  Kürze  ein  Grundriß  der 
Gedankengänge  gegeben  werden,  in  denen  sich  der  politische  Gehalt 
jener  denkwürdigen  Budgetdebatte  erschöpft.  Diese  verlief,  wie 
schon  oben  angedeutet  wurde,  so,  daß  der  Bericht  des  21er  Komitees, 
welches  aus  dem  Plenum  gebildet  worden  war,  zunächst  die  einzel- 
nen Kapitel  des  Staatsvoranschlages  der  Reihe  nach  referierte,  und 
daß  sich  dementsprechend  die  Debatte  auch  im  Plenum  zunächst  im 
großen  und  ganzen  als  sachliche  Beurteilung  der  finanziellen  und 
administrativen  Einzelfragen  vollzog.  Die  Fortsetzung  jenes  Komitee- 
berichtes, den  Graf  Szecsen  gearbeitet  hatte  und  vortrug,  bildete  aber 
eine  allgemein  gehaltene  politische  Kritik  der  gesamten  öffentlichen 
Zustände  im  Reiche,  die  schließlich  in  einem  Gutachten  ausmündet, 
in  welchem  das  Komitee  als  „Endergebnis  der  Prüfung  des  Staats- 
voranschlages und  einer  darauf  gestützten  Erwägung  des  materiellen 
und  moralischen  Zustandes  der  Monarchie  seine  Ueberzeugung  aus- 
spricht". 

Den  nun  folgenden  Sätzen,  welche  das  eigentliche  „Majoritäts- 
gutachten" bilden,  stellte  die  Minderheit  ihren  Antrag  als  Ausdruck 
ihrer  abweichenden  Anschauung  gegenüber.  Dieser  ganze  Vorgang 
war,  wie  schon  Szecsen  in  seiner  Rede  als  Berichterstatter  sagte, 
durch  den  zu  Beginn  der  Verhandlungen  auf  seinen  Antrag  von  dem 
Komitee  festgelegten  Grundsatz  vorgezeichnet,  „daß  es  sich  bei  Be- 
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urteilung  der  Verhältnisse  der  österreichischen  Monarchie,  oder 
richtiger  gesagt,  bei  der  Beurteilung  des  Budgets  nicht  bloß  auf  eiue 
ziffernmäßige  Prüfung  desselben  beschränken,  sondern  auch  die 
höheren  geistigen  Faktoren  und  Momente  ins  Auge  fassen  müsse, 
von  denen  die  moralische  und  materielle  gedeihliche  Entwicklung 
der  Monarchie  bedingt  ist".  Dieser  modus  procedendi  läßt  die  Taktik 
der  vereinigten  Adelspartei  und  ihre  Ziele  deutlich  erkennen:  nicht 
finanzielle  Fragen  erschienen  dieser  als  die  eigentliche  Aufgabe  der 
Einberufung  des  verstärkten  Reichsrates,  sondern  die  solenne  Fest- 
legung der  Richtung  und  der  großen  Grundsätze,  nach  welchen  das 
mit  der  Einberufung  des  verstärkten  Reichsrates  begonnene  Werk 
der  „Reorganisation"'  der  Monarchie  durchgeführt  werden  solle. 

Wie  diese  Reorganisation  beschaffen  sein  sollte,  geht  aus  der 
Rede  hervor,  mit  der  Graf  Szecsen  als  Berichterstatter  der  Mehr- 
heit deren  Beschlußantrag  die  Debatte  eröffnend  begründete:  deren 
Gedankengänge  sollen  hier  zunächst  möglichst  in  den  Worten  des 
Redners  selbst  wiedergegeben  werden.  *) 

Der  Führer  der  Altkonservativen  nahm  seinen  Ausgang  von  der 
in  dem  Majoritätsgutachten  festgelegten  Ueberzeugung  des  21er  Ko- 
mitees, „daß  seit  einer  Reihe  von  Jahren  jene  Resultate  nicht  erreicht 
worden  sind,  welche  alle  jene  als  wünschenswert  erachten  müssen, 
denen  der  Bestand,  die  Größe  und  Macht  des  Staates  aufrichtig  und 
wahr  am  Herzen  liegt.  Die  Ursache  des  unerquicklichen  Zustandes 
der  österreichischen  Monarchie  suche  das  Komitee  hauptsächlich 
darin,  daß  seit  einer  Reihe  von  Jahren  der  wahre  Charakter  der 
Monarchie  verkannt  worden  war,  daß  man  eine  theoretische  Auf- 
fassung an  die  Stelle  desjenigen  setzen  wollte,  welchen  Natur,  Ge- 
schichte und  durch  die  Zeit  gereifte  Verhältnisse  der  Monarchie  ge- 
geben haben.  Der  wahre  und  wirkliche  Charakter  der  österreichi- 
schen Monarchie  liege  aber  darin,  daß  diese  nicht  ein  Einheitsstaat 
im  modernen  Sinne,  nicht  ein  Staat  ist,  welcher  dieselben  Volks- 
stämme und  dieselben  Elemente  In  gleicher  Mischung  umfaßt, 
sondern  ein  Staat,  der  aus  verschiedenen  Elementen  besteht,  aus 
verschiedenen  Ländern  und  Nationalitäten  zusammengesetzt  ist, 
welche  alle  in  verschiedener  Abstufung  das  Gefühl  ihrer  Eigentüm- 
lichkeit, ihrer  historischen  Individualität  haben  und  festhalten." 

So  stellt  Graf  Szöesen  schon  an  den  Eingang  seiner  Rede  den  Be- 
griff der  historisch-pol  itischen  Individualität,  dio 
er  als  den  Ausdruck  und  die  Zusammenfassung  der  ganzen  natio- 
nalen, historischen  und  politischen  Entwicklung  und  Lebenstätigkeit 

•)  Verhandlungen  des  österreichischen  verstärkten  Reichsrates  1860. 
II.  Bd.  s.  41  ff. 
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der  verschiedenen  Teile  der  Monarchie  bezeichnet.  Das  Gefühl 
politisch-historischer  Individualität  ist,  wenn  auch  in  verschiedenen 
Abstufungen,  in  allen  Ländern  der  Monarchie  vorhanden:  es  igno- 
rieren heißt  noch  nicht  es  beseitigen.  Natürlich  stellt  Graf  Szecsen 
die  Frage  des  Verhältnisses  zu  Ungarn  hier  an  die  Spitze.  Obgleich, 
wie  er  ausdrücklich  und  mehrmals  feststellt,  die  ungarischen  Reichs- 
räte nicht  berechtigt  sind,  als  Mandatare  ihres  Vaterlandes  aufzu- 
treten, so  wollen  sie  doch  ihre  persönliche  Meinung  nach  bestem 
Wissen  und  Gewissen  abgeben.  Diese  aber  gipfelt  für  den  Redner 
in  einem  Satze,  daß  nämlich  die  freudige  Zustimmung  und  Be- 
friedigung der  ungarischen  Länder  ebenso  notwendig  sei  für  die 
Kraft  und  Macht  der  Monarchie,  als  in  letzterer  die  sicherste  Garantie 
für  das  Heil  Ungarns  gelegen  sei.  „Wir  haben",  sagt  Graf  Szecsen, 
„jahrelang  das  stolze  Gefühl  gehabt,  daß  man  in  demselben  Ver- 
hältnisse ein  treuer  Anhänger  der  österreichischen  Monarchie  sein 
kann,  in  welchem  man  ein  treuer  und  entschiedener  Sohn  Ungarns 
ist.  Der  Versuch,  diese  beiden  Begriffe  zu  trennen,  das  Interesse 
der  Gesamtmonarchie  durch  eine  Verleugnung  des  ungarischen 
Vaterlandes  zu  fördern,  hat  kein  Glück  gebracht  und  wird  kein  Glück 
bringen."  Daraus  aber  folgert  Graf  Szecsen,  daß  der  Begriff  der 
historisch-politischen  Individualität  das  eigentliche  Mittel  ist,  um  die 
Ansichten  und  Rechtsanschauungen  in  Ungarn  mit  den  Bedürfnissen 
der  übrigen  Monarchie  in  Einklang  zu  bringen,  und  daß  dieser  Be- 
griff einzig  und  allein  den  Weg  bezeichne,  auf  welchem  die  Lösung 
für  die  österreichische  Frage  ohne  Schwierigkeit  zu  erzielen  sei. 
Wenn  man  dagegen  einwende,  daß  nicht  in  allen  Teilen  der  Mon- 
archie jenes  Gefühl,  eine  historisch-politische  Individualität  zu  sein, 
gleich  stark  wirke,  so  weist  Graf  Szecsen  darauf  hin,  daß  dieses  Ge- 
fühl ja  den  Ländern  nicht  in  gleichmäßiger  Weise  aufgedrungen 
werden,  sondern  nur  ein  Mittel  bilden  soll,  um  in  verschiedener  Ab- 
stufung den  vorhandenen  Bedürfnissen  zu  genügen.  Das  Komitee 
beharre  in  dieser  Auffassung  um  so  mehr,  als  es  überzeugt  war,  „daß 
die  Anerkennung  der  historisch-politischen  Individualität  als  Grund- 
lage der  Reorganisation  der  österreichischen  Monarchie  vor  allem 
die  rückhaltlose  Anerkennung  dieser  letzteren  voraussetze. 

Graf  Szecsen  sieht  nun  ein,  daß  mit  dem  eben  gewonnen  Begriff 
allein  das  österreichische  Problem  noch  nicht  erschöpfend  gelöst 
werden  könne:  es  käme  noch  die  Frage  der  Nationalitäten  in  Betracht. 
Nun  meint  Graf  Szöcsen,  könne  er  sich  der  Ueberzeugung  nicht 
entschlagen,  daß  auch  diese  Frage  glücklich  gelöst  werden  könne. 
Es  gäbe  je  nach  der  Schichtung  der  einzelnen  Nationalitäten  mannig- 
fache Mittel  der  Lösung:  „von  jenem  glücklichen  Zusammentreffen 
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einer  kompakten  Nationalität  mit  anerkannter  historischer  Geltung 
an,  wie  es  sich  in  Kroatien  und  Slawonien  zeigt,  bis  zu  jener  eigen- 
tümlichen Gestaltung  im  Großfürstentum  Siebenbürgen,  wo  ver- 
schiedene Nationalitäten  als  eigentliche  politische  und  staatsrecht- 
liche Persönlichkeiten  anerkannt  waren.  Aber  ein  Prinzip  müsse 
dabei  festgehalten  werden,  das  nämlich,  daß  die  Befriedigung  der 
Nationalitäten  nicht  außerhalb  der  historisch-politischen  Individuali- 
tät, nicht  außerhalb,  sondern  innerhalb  der  historischen  Landes- 
grenzen zu  suchen  sei."  Dies  sei  um  so  wichtiger  hervorzuheben  in 
einem  Augenblicke,  wo  mit  der  an  sich  vollkommen  berechtigten 
Idee  der  Nationalität  in  Europa  der  ärgste  Mißbrauch  getrieben 
werde,  wo  man  damit  alle  bestehenden  Staatsordnungen,  alle  be- 
stehenden völkerrechtlichen  Verhältnisse  im  Namen  dieser  Idee 
umstürzen  will.  „Ich  kann",  sagt  Graf  SzScsen,  „der  Ansicht  nicht 
beipflichten,  die  in  der  neuesten  Zeit  vielfach  zur  Geltung  gekommen 
ist,  daß  nämlich  der  Bestand  der  historischen  Verhältnisse  und 
Landesgrenzen,  die  Achtung  vor  den  Verträgen  und  die  vertrags- 
mäßigen Beziehungen  mit  den  Anforderungen  der  Zivilisation  im 
Widerspruche  stehen."  Daraus  folgt  für  Graf  Szecsen  und  seine 
Freunde:  wenn  die  Anerkennung  der  historisch-politischen  Indi- 
vidualität die  Grundlage  für  die  Reorganisation  der  Monarchie  bilde, 
so  müssen  innerhalb  dieser  die  verschiedenen  Nationalitäten  ihre 
naturgemäße  Förderung  und  Entwicklung  finden,  zugleich  aber  auch 
müsse  neben  dieser  konkreten  Anerkennung  der  Ländersonder- 
heiten der  gesamtstaatliche  Verband  mit  seinen  Forderungen  und 
Bedürfnissen  unbedingt  anerkannt  werden,  „denn",  sagt  Graf 
Szecsen,  „der  gesamtstaatliche  Verband  der  österreichischen  Mon- 
archie ist  nach  unserer  innigsten  Ueberzeugung  nicht,  wie  so  viele 
in  neuester  Zeit  behaupten  wollten,  das  Resultat  zufälliger  ge- 
schichtlicher Ereignisse,  bloß  zufälliger  zur  Geltung  gelangter  dyna- 
stischer Rechte.  Die  österreichische  Monarchie  ist  in  ihrem  gegen- 
wärtigen Bestände  der  Ausdruck  einer  tiefliegenden  politischen  und 
inneren  Notwendigkeit.  Diese  Monarchie  bildet  die  gemischten 
Grenzmarken  des  westlichen  und  östlichen  Europa,  und  deshalb  ist 
es  nicht  möglich,  gegen  den  Bestand  der  Monarchie  die  frevelnde 
Hand  zu  erheben,  ohne  zugleich  den  Bürgerkrieg  und  das  Chaos 
über  alle  Länder  zu  verhängen,  aus  denen  die  Monarchie  besteht."  *) 


*)  Wie  die  obigen  Sätze,  so  wird  man  auch  die  im  Zusammenhang 
damit  geäußerten  Gedanken  Szecsens  als  das  Produkt  wirklicher  staab- 
mannischer  und  historischer  Erkenntnis  zumal  in  unseren  Tagen  anerkennen. 
„Wo  Immer",  Bagt  Gral  Szecsen  in  seiner  Rede  fortfahrend,  „in  einzelnen 
Landern  d<  r  österreichischen  Monarchie  eine  bedeutende  Kr-gentenpersön- 
üchkeit  zur  (ifltung  gelangte,  eine  mächtige  Dynastie  Wurzel  faßte,  suchte 


1.  Kapitel:  Der  Umschwung  von  1859  etc.  533 

Graf  Szecsen  geht  nun  um  einen  Schritt  weiter,  indem  er  als 
das  geeignete  Mittel,  um  auf  der  bezeichneten  Grundlage  Reich 
und  Land  Genüge  zu  tun,  die  „Autonomie  der  Verwaltung  und 
inneren  Legislation"  bezeichnet.  Unter  Autonomie  müsse  man  aber 
eine  ernstgemeinte  Einrichtung  verstehen,  nicht  jenen  Schein,  dem 
man  durch  Beibehaltung  der  Ländernamen  in  dem  kaiserlichen 
Titel  oder  durch  Verschiedenheit  der  Beamtenuniformen  einen  ent- 
sprechenden Ausdruck  zu  geben  vermeine.  Das  Komitee  sei,  sagt 
Graf  Szecsen,  der  Ueberzeugung,  daß  der  Begriff  der  Autonomie  der 
inneren  Verwaltung  und  inneren  Legislation  nichts  enthalte,  was  der 
Kraft  und  Einheit  der  Monarchie  im  wohlverstandenen  Sinn  irgend- 
wie nachteilig  sein  kann.  Ebenso  sehr  aber  müsse  man  der  Auto- 
nomie gegenüber  die  Notwendigkeit  des  staatsrechtlichen  Verbandes 
der  Monarchie,  seine  Sicherung,  Feststellung  und  Vertretung  ins 
Auge  fassen.  Hier  die  besonderen  Mittel  anzuführen,  habe  das 
Komitee  unterlassen  und  sei  auch  nicht  Sache  des  Redners.  Es 
handle  sich  im  Augenblicke  vor  allem  um  die  Erkenntnis  der  rich- 
tigen Prinzipien.  Nur  so  viel  lasse  sich  erkennen,  daß  unter  den 
geänderten  Verhältnissen  neuere  staatsrechtliche  Formen  und  Be- 
stimmungen, die  von  denen  der  früheren  Epochen  teilweise  ver- 
schieden seien,  geschaffen  werden  müßten.  Sehr  fein  bemerkt  Graf 
Szecsen,  es  sei  ein  Zeichen  der  neueren  Zeit  zum  Unterschied  der 
vergangenen  Geschichtsperioden,  daß  man  gegenwärtig  die  Tendenz 
habe,  jedes  politische  Prinzip  und  Recht  bis  zu  seinen  äußersten 
Konsequenzen  auszubeuten.  Früher  mochte  man  vieles  in  der 
Schwebe  und  ungeregelt  lassen,  weil  die  praktische  Weisheit  der 
österreichischen  Staatsmänner,  die  Mäßigung  der  Leiter  der  öffent- 
lichen Meinung  in  Ungarn  im  Augenblicke  des  Konfliktes  stets 
Mittel  der  Ausgleichung  und  Verständigung  fanden.  Seit  der  fran- 
zösischen Revolution  ist  aber  dieser  Zug  zum  Kompromiß  dem  Geiste 
der  Regierung  und  Völker  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  fremder  ge- 

sie  die  Idee  der  jetzigen  österreichischen  Monarchie  zu  verwirklichen,  bis 
es  endlich  unserem  erhabenen  Herrscherhause  gelang,  diese  Idee  der  Jahr- 
hunderte in  der  gegenwärtigen  österreichischen  Monarchie  zu  verwirklichen. 
So  hat  die  österreichische  Monarchie  lange  existiert,  bevor  noch  der  Name 
derselben  ausgesprochen  war."  Man  könnte  fast  hinzufügen,  sie  existiert 
auch  heute  noch,  nachdem  ihr  Name  feierlich  durch  Weltfriedensverträge 
ausgelöscht  wurde.  Sie  existiert  wenigstens  noch  als  Bedürfnis  nicht  bloß 
der  Völker  der  ehemaligen  Monarchie,  sondern  als  ein  Bedürfnis  Europas, 
obgleich  freilich  die  alte  Form,  in  der  dieses  Bedürfnis  zuletzt  befriedigt 
wurde,  die  Form  der  schließlich  zu  einem  Schatten  von  Einheit  herab- 
geminderten dualistischen  Monarchie  gewiß  geradeso  für  immer  durch 
die  großen  Ereignisse  unserer  Zeit  beseitigt  worden  ist,  wie  etwa  der  alte 
rein  ständische  Zusammenhalt  der  sämtlichen,  ehedem  von  Habsburg-Loth- 
ringen beherrschten  Länder  durch  die  Revolution  von  1848  für  immer  un- 
möglich geworden  war. 
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worden,  und  es  tun  nun  positive  Satzungen  not,  wo  früher  gegen- 
seitiges weises  Ermessen  genügte.  Darum  bedürfe  es  denn  auch 
nach  Ansicht  des  Komitees  der  Neuschaffung  munizipaler  Institu- 
tionen, denn  eine  gedeihliche  Entwicklung  politischen  Lebens  sei 
unter  dem  Regime  des  Zentralismus  unmöglich.  Solche  Institutionen 
sollen  nach  Ansicht  des  Komitees  an  früher  bestandene  historische 
Verhältnisse  anknüpfen,  aber  damit  sei  keineswegs  gemeint,  daß 
man  einfach  auf  nicht  mehr  lebenskräftige  Institute  der  Vergangen- 
heit zurückgreifen  wolle,  sondern  damit  sei  auf  die  Notwendigkeit 
hingewiesen,  eine  Ausgleichung  zwischen  den  verschiedenen  zur 
Geltung  gelangten  sozialen  und  politischen  Elementen  zu  treffen. 
Wo  keine  solche  historische  Anknüpfungspunkte  vorhanden  seien, 
sei  die  Begründung  und  Wiederbelebung  von  Munizipalinstitutionen 
wohl  schwierig,  aber  diese  Schwierigkeit  könne  überwunden 
werden. 

In  diesem  Programm  liege  nun,  wie  Graf  Szecsen  ausführt, 
schon  der  große  Gedanke  ausgesprochen  von  der  prinzipiellen 
Gleichberechtigung  aller  Länder  der  Monarchie.  Das  Komitee  sei 
der  Ueberzeugung,  daß  die  Neugestaltung  der  Monarchie  nur  dann 
eine  kräftige  und  dauernde  sein  könne,  wenn  sie  nicht  Gegensätze 
zwischen  den  verschiedenen  Ländern  herbeiführe,  daß  es  notwendig 
sei,  daß  dasselbe  Regierungsprinzip  der  gleichberechtigten  Teil- 
nahme aller  Länder  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  zur  Gel- 
tung komme:  nicht  in  derselben  Form,  in  verschiedener  Weise  und 
Abstufung,  aber  in  einer  Weise,  daß  kein  Land  von  der  Einwirkung 
auf  die  öffentlichen  Angelegenheiten  ausgeschlossen  sei.  Graf 
Sz6csen  bezweifelt  nicht,  daß  die  Bedeutung  dieses  Prinzipes  auch 
mit  der  Zeit  in  Ungarn  in  seiner  vollen  Bedeutung  gewürdigt  werden 
wird.  Wenn,  wie  Graf  Stephan  Szechenyi  einmal  gesagt  habe, 
Ungarns  Verbindung  mit  Oesterreich  die  Nachteile  einer  gemischten 
Ehe  habe,  so  deute  das  der  Mehrheit  des  Komitees  in  ihrem  Gut- 
achten einen  Weg  an,  auf  welchem  diese  Ehe  aufhören  würde,  eine 
gemischte  Ehe  zu  sein,  welche  sie  in  eine  Verbindung  umgestalten 
würde,  die  auf  gleichen  Rechten  und  Ansichten  beruht.  Dann  werde 
die  Zeit  da  sein,  wo  das  Recht  des  einen  Landes  einen  Schutz  für 
die  Hechte  des  anderen  bilden  werde,  dann  sei  die  wahre  Einheit 
der  Monarchie  gesichert,  weil  diese  eine  schützende  Macht  für  das 
Recht  jedes  einzelnen  und  für  die  Gesamtheit  aller  bedeute. 

Resümierend  stellt  schließlich  die  Rede  Szecsens  fest,  wa9  man 
als  eine  besondere  Eigentümlichkeit  seines  Gedankenganges,  der 
doch  ein  politisches  Reformprogramm  geben  will,  ansehen  muß,  daß 
nämlich  daa  Mehrheitsgutachten  und  die  Rede  seines  Verfassers  im 
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wesentlichen  sich  mit  allgemeinen  Andeutungen  begnüge.  Nun 
meint  Graf  Szecsen,  das  sei  richtig,  aber  das  Komitee  war  von  der 
Ansicht  geleitet,  daß  der  Begriff  von  Allgemeinheit  und  Unbestimmt- 
heit keineswegs  identisch  sei.  Man  habe  sich  auf  diese  allgemeinen 
Andeutungen  beschränkt,  nicht  bloß  weil  das  Komitee  glaube,  der 
Reichsrat  besitze  nicht  die  formelle  Kompetenz  zu  positiven  Vor- 
schlägen, sondern  weil  nach  Meinung  des  Grafen  Szecsen  die  höhere 
moralische  Kompetenz  hier  in  Frage  komme.  Es  gäbe,  sagt  Graf 
Szecsen  —  und  dies  ist  eine  der  zahlreichen  feinen  und  tiefgrün- 
digen Bemerkungen  dieser  Staatsschrift  — ,  nichts  Gefährlicheres  im 
Staatsleben,  als  wenn  im  Wege  der  Diskussion  alle  Grundlagen  des 
Staates  auf  einmal  in  die  Luft  gehoben  und  in  Frage  gestellt  werden. 
Selbst  in  Ländern  alter  politischer  Kultur  sei  das  sehr  bedenklich, 
vollends  erst  in  Oesterreich,  wo  bei  jeder  eindringenden  Behandlung 
des  Gegenstandes  alle  möglichen  staatsrechtlichen  Fragen  auf- 
tauchen, wo  Fragen,  die  der  heikelsten  und  zartesten  Natur  sind,  zu 
gleicher  Zeit  behandelt  werden  müssen.  Wenn  man  so  vorgehe,  so 
entstehe  ein  solches  Chaos  von  entgegenstehenden  und  wider- 
sprechenden Ansichten,  daß  man  niemals  zum  Abschluß  gelangen 
kann,  und  dann  ist  man  nur  zu  leicht  versucht,  sich  durch  Auf- 
stellung und  Proklamierung  allgemeiner  theoretischer  Grundsätze 
eine  bestimmte  Grundlage  zu  verschaffen,  ein  Versuch,  der  überall 
gescheitert  und  so  gefährlich  ist,  daß  der  Reichsrat  denselben  be- 
stimmt nicht  wird  erneuern  wollen.  Der  Reichsrat  habe  nun  gegen- 
über den  Ländern  keine  formelle,  wohl  aber  eben  eine  höhere 
moralische  Kompetenz.  Ueber  diese  würde  er  hinausgehen,  wenn 
er  für  die  einzelnen  Länder  eingehende  Bestimmungen  jetzt  fest- 
stellen wollte.  „Ich  verkenne",  sagt  Graf  Szecsen,  „die  Möglichkeit 
der  Einwendung  nicht,  der  Reichsrat  werde  auch  durch  solche  all- 
gemeine Andeutungen,  die  eine  bestimmte  Grundlage  für  die  Re- 
organisation der  Monarchie  bezeichnen,  auf  den  Boden  einer  kon- 
stituierenden Versammlung  geraten;  warum  solle  man  da  nicht  zu 
konkreten  .Lösungen  übergehen,  ein  bißchen  mehr  oder  weniger 
könne  da  keinen  Unterschied  machen."  Diese  Ansicht  kann  Graf 
Szecsen  nicht  teilen.  In  der  praktischen  Politik  sei  die  Frage  von 
mehr  oder  weniger  sehr  bedeutend,  die  Logik  gewiß  ein  mächtiger 
Faktor,  aber  nicht  der  einzige.  Hier  sei  es  das  Wichtigste  gewesen,  zu 
zeigen,  daß  in  einer  Zeit,  in  der  alle  Grundlagen  der  staatsrechtlichen 
Ordnung  in  Europa  unigestoßen  werden,  es  möglich  sei,  in  ruhiger 
Weise  Uebelstände  zu  beseitigen,  geordnete  Zustände  herbeizuführen, 
Mißstimmungen  zu  beschwichtigen,  ohne  dem  Umsturz  zu  verfallen. 
Es  sei  Sache  des  Regenten,  klar  und  deutlich  das  entscheidende  Wort 
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auszusprechen,  Sache  der  Regierung,  ein  neues  System  ehrlich  und 
entschlossen  anzunehmen,  und  Sache  der  Völker,  zu  erkennen,  daß 
keine  Mißstimmung  revolutionäre  Tendenzen  rechtfertigen  könne,  und 
daß  die  heiligsten  Interessen  der  Länder  und  Völker  gebieten,  jede 
wünschenswerte  Aenderung  nur  von  der  Zeit  und  dem  Fortschritt 
geordneter  Entwicklung  abzuwarten.  Der  Reichsrat  aber  habe  eine 
der  größten  geschichtlichen  Aufgaben  gelöst,  wenn  er  zugleich  maß- 
voll und  mutvoll  vorgehe,  sich  mit  entschiedener  Majorität  den  von 
der  Mehrheit  ausgesprochenen  Gesinnungen  anschließe  und  seine 
eigenen  Anträge  mit  kluger  Vorsicht  beschränke.  Mit  höfisch  feinen 
Worten  schließt  Graf  Szecsen  seine  Rede  mit  dem  Hinweise  auf  den 
Kaiser  und  König,  „dem  die  unerforschlichen  Ratschlüsse  der  Vor- 
sehung als  Morgengabe  meines  Regierungsantrittes  nichts  als  Schwie- 
rigkeiten boten,  an  deren  Rückwirkung  während  des  abgeschlossenen 
Dezenniums  seine  wohlwollendsten  Absichten  scheiterten."  Ihm 
wolle  der  Reichsrat  mit  ehrfurchtsvollem  Freimut  einen  Weg  an- 
deuten, auf  dem  ihm  die  freudige  Zustimmung  seiner  Völker  ent- 
gegenkommen könnte.  Nicht  das  oft  gehörte  Wort,  „Kraft  gibt  Recht", 
sondern  sein  Gegenteil,  „Recht  gibt  Kraft",  sei  das  Losungswort,  das 
den  Geist,  der  das  Votum  der  Majorität  beseelt,  zusammenfasse. 

Die  Rede  des  Grafen  Heinrich  C 1  a  m  ,  der  unmittelbar  nach  dem 
Grafen  Szecsen  das  Wort  erhielt,  bedeutete  die  solenne  Zustimmung 
der  österreichischen  Fraktion  der  Adelspartei  zu  dem  Majoriüits- 
gutachten  durch  den  Mund  ihres  Führers;  in  allen  Hauptgedanken 
mit  den  Ideengängen  Szecsens  übereinstimmend  sind  die  Ausführun- 
gen des  Grafen  Clam  vor  allem  deshalb  besonders  wertvoll,  weil  sie 
das  Programm  der  Mehrheit  des  verstärkten  Reichsrates  mit  den 
Mitteln  der  Polemik  mit  aller  Schärfe  herausarbeiten.  *) 

Zunächst  wendet  sich  Clam  gegen  die  Bezeichnung  des  Majoritüts- 
gutachtens  als  „ungarischen  Antrag  und  den  damit  erhobenen  Vor- 
wurf", als  ob  darin  eine  „überwiegende  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse 
Ungarns  genommen  und  diesem  die  Bedürfnisse  und  Wünsche  der 
übrigen  Länder  und  des  Gesamtreiches  zum  Opfer  gebracht  und 
Institutionen  angestrebt  werden  wollen,  welche  den  Verhältnissen 
und  Wünschen  der  nichtungarischen  Länder  nicht  entsprechen  und 
auf  dieselben  nicht  anwendbar  seien."  Ganz  unabhängig  von  der 
Lage  der  Dinge  in  Ungarn  erblickt  Graf  Clam  „in  der  durch  den 
Majoritätsantrag  ausgesprochenen  Richtung,  in  den  durch  denselben 
in  allgemeinen  Zügen  angedeuteten  Institutionen  und  in  diesen  allein 
Befriedigung  der  Bedürfnisse,  Regeneration  der  Zustände  auch  in  den 

*)  Vi-rii.-mdlungen   des   östeireichischcn    verstärkten    Reicbsratea    1860 
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anderen  Ländern.  Das  Bewußtsein  historisch-politischer  Individuali- 
tät, die  Anhänglichkeit  an  dieselbe  ist  nicht  ausschließlich  das  Eigen- 
tum Ungarns,  dieses  Gefühl  ist  allen  österreichischen  Ländern  eigen, 
dem  größten  wie  dem  kleinsten.  Es  ist  innigst  verwachsen  mit  den 
Anschauungen  und  tief  eingewurzelt  in  die  Herzen  der  Völker." 
Dieses  Gefühl  habe  der  nivellierenden  Macht  der  Bureaukratie  zu 
widerstehen  vermocht:  selbst  innerhalb  der  neuen  Verwaltungs- 
organisation haben  die  historischen  Länderindividualitäten  sich  so- 
gleich behaupten  können.  Die  Gefahr  der  zentrifugalen  Tendenz, 
die  in  dem  Begriffe  der  historisch-politischen  Individualität  liegt,  ist 
in  Wahrheit  nicht  vorhanden.  Es  bedarf  nur  der  Verknüpfung  der 
Anerkennung  derselben  mit  den  Anforderungen  und  Bedürfnissen 
des  gesamtstaatlichen  Verbandes.  Aber  auch  die  Nationalitäten- 
frage könne  nur  innerhalb  der  aufrechterhaltenen  Individualität  der 
einzelnen  Kronländer  gelöst  werden :  ein  Irrtum  sei  die  mo- 
derne Nationalitätenidee,  welche  „in  konsequen- 
ter Durchführung  die  Grenzen  der  Reiche  nach 
d e n  A bgr e n z u nge n  der  Idiome  ziehen  und  somit 
die  Grenzen  des  Kaise  r  Staate  s  ebensogut  spren- 
gen müßte,  wie  jene  der  einzelnen  Länder,  die  es 
bilden.  In  allen  Ländern,  nicht  bloß  in  Ungarn,  streben  die 
Geister  nach  möglichster  Entfaltung  der  Länderautonomie!"  Das 
Selbstverwaltungsrecht,  welches  die  Minderheit  als  Ausdruck  ihrer 
Verlegenheit  fordere,  sei  nur  eine  Konzession,  welche  die  politische 
Theorie  der  Wirklichkeit  machen  zu  müssen  glaubt.  Dieser  Selbst- 
verwaltung seien  die  Grenzen  so  eng  gezogen,  daß  es  in  hohem 
Grade  zu  bezweifeln  sei,  ob  „diese  Duodezausgabe  einer  Landes- 
autonomie in  den  Ländern  selbst  einen  Verleger  finden  und  nicht 
bloß  die  Makulatur  am  Wiener  Platze  um  einen  neuen  Beitrag  ver- 
mehren wird."  Wenn  aber  die  Minorität  dem  Mehrheitsantrage 
gegenüber  den  Vorwurf  einer  „Beeinträchtigung  der  Reichseinheit 
und  einer  starken  einheitlichen  Reichsgewalt"  erhebt,  so  würde  die 
aus  wohlweislichen  Gründen  hier  unterlassene  Detailausführung  des 
Mehrheitsprogrammes  dies  widerlegen.  Gewiß  wolle  die  Majorität 
statt  des  früheren  „Dualismus"  eine  Art  von  „Pluralismus",  aber 
eines  solchen,  der  den  Charakter  der  Einheit  in  der  Mannigfaltigkeit 
anzeigt,  und  dadurch  entspricht  er  eben  dem  Grundcharakter  der 
Monarchie.  „Die  Einheit  liegt  in  jenen  allen  Ländern  gemeinsamen 
Grenzen  der  Autonomie,  welche  aus  den  aus  dem  gesamtstaatlichen 
Verbände  sich  ergebenden  Notwendigkeiten  hervorgehen.  Sie  findet 
ihre  Grundlage  und  Garantie  in  der  Heiligkeit,  Macht  und  Autorität 
des  Allerhöchsten  Thrones  und  in  der  gemeinsamen,  staatsrechtlich 
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gesicherten  Mitwirkung  der  Vertreter  aller  Länder  an  jenen  An- 
gelegenheiten, welche  wegen  ihres  innigen  und  unzertrennlichen  Zu- 
sammenhanges mit  der  europäischen  Machtstellung  der  Monarchie 
den  Grenzen  der  Landesautonomie  entrückt  sein  und  bleiben  müssen." 
Der  schädliche  Dualismus,  wie  er  zwischen  Ungarn  und  den  übrigen 
Ländern  vor  1848  bestanden  hat,  unter  welchem  in  beiden  Teilen  des 
Reiches  verschiedene  Regierungsprinzipien  herrschten,  wird  gerade 
durch  das  Majoritätsprogramm  beseitigt:  alle  Länder  erhalten  viel- 
mehr das  gleiche  Recht  der  Beteiligung  an  den  öffentlichen  An- 
gelegenheiten. Dies  wird  bereits  deutlich  kund  in  dem  durch  das 
Allerhöchste  Handschreiben  vom  19.  April  gegebene  kaiserliche  Ver- 
sprechen, daß  so  wie  in  Ungarn  die  alte  Munizipalverfassung  wieder- 
hergestellt wird,  auch  gleichzeitig  in  den  Erbländern  eine  solche  ge- 
schaffen werden  soll.  Es  sei  eine  oft  wiederholte,  aber  durchaus 
irrige  Behauptung,  daß  damit  die  Wiederherstellung  der  alten  1848 
beseitigten  patrimonialen  Organisation  in  den  westlichen  Kron- 
ländern beabsichtigt  sei.  Diese  sei  für  immer  dahin,  aber  an  ihre 
Stelle  soll  nunmehr  ein  munizipaler  Organismus  treten,  ein  „wahres, 
lebendiges  Selfgovernement",  der  eigentliche  Grundbau  politischer 
Institutionen,  für  den  sich  auch  in  den  nichtungarischen  Ländern  die 
geeigneten  Kräfte  in  den  kommunalen  Autoritäten,  in  dem  Bürger- 
stände,  in  der  großen  Zahl  intelligenter  Männer  der  Industrie  und  im 
grundbesitzenden  Landadel  reichlich  finden.  Nicht  um  Wiederher- 
stellung früherer  Institutionen  in  ihren  früheren  Formen,  sondern 
nur  um  Verjüngung  derselben  durch  „volle  und  ausgiebige  Ein- 
fügung aller  neu  hinzugekommenen  oder  in  ihrer  Geltung  gesteiger- 
ten Elemente,  also  namentlich  des  bäuerlichen  und  bürgerlichen 
Elementes,  und  durch  Ausdehnung  und  Entwicklung  ihrer  Aktion 
und  Tätigkeit  handelt  es  sich  da." 

Die  Rede  des  Minoritätsbei  ichterstatters  Dr.  Hein  stand  keines- 
wegs auf  der  Höhe  ihrer  beiden  Vorgängerinnen.  Kr  bemängelte 
einzelne  Ausdrücke  des  Majoritätsberichtes,  insbesondere  diejenigen, 
welche  die  „Autonomie  der  Administration  und  inneren  Legislation" 
forderten,  und  meinte,  damit  würde  einerseits  das  Sanktionsrecht  des 
Monarchen  beiseite  gesetzt  und  andrerseits  Oesterreich  in  einen  losen 
Bund  von  Staaten  verwandelt.  In  ziemlich  gewundenen  Worten 
polemisiert  Dr.  Hein  ferner  gegen  den  Wunsch  nach  Anknüpfung  der 
neuen  Institutionen  an  die  historischen  Rechtszustände  in  den  einsei- 
nen Ländern;  das  Majoritätsvotum  sei  in  diesem  wie  in  anderen 
Punkten  zu  unbestimmt.  Schließlich  bestimme  dann  jeder  den 
historischen  Zeitpunkt,  bis  zu  welchen)  man  zurückgehen  soll,  nach 
seinem  Belieben.   Alle  diese  Dinge  würden  nur  neue  Unzufriedenheit 
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der  Bevölkerung  erregen,  welche  vor  allem  Gleichberechtigung  aller 
Staatsbürger  vor  dem  Gesetze,  Gleichberechtigung  aller  Nationalitäten, 
Gleichberechtigung  der  Konfessionen  verlange.  Schließlich  deutet 
der  Minoritätsberichterstatter  darauf  hin,  daß  im  Grunde  genommen 
der  Hauptunterschied  zwischen  Mehrheits-  und  Minderheitsanschau- 
ungen  doch  in  der  Frage  der  Fortbildung  des  Institutes  des  Reichs- 
rates als  eines  über  den  Ländern  stehenden  zentralen  Institutes  ge- 
legen sei.  In  ziemlich  mühsamen  Wendungen  und  verschleierten 
Worten  wird  da  namens  der  Minderheit  das  Bekenntnis  zum  Zentra- 
lismus und  die  Sorge  um  die  reale  Reichseinheit  den  föderalistischen 
Absichten  der  Mehrheit  gegenübergestellt. 

In  den  noch  folgenden  vier  Sitzungen  ergriff  der  größte  Teil  der 
Mitglieder  des  verstärkten  Reichsrates  das  Wort  zur  jeweiligen  Unter- 
stützung des  einen  der  beiden  Gutachten.  So  großes  Interesse  für 
den  Historiker  der  österreichischen  Verfassungsgeschichte  eine  ganze 
Anzahl  dieser  Reden  auch  heute  noch  besitzen,  so  bedarf  es  an  dieser 
Stelle  doch  keines  weiteren  Eingehens  auf  deren  Inhalt.  Die  Ideen 
der  Mehrheit,  wie  die  Grafen  Szecsen  und  Clam  und  das  Mehrheits- 
gutachten sie  darlegten,  bilden  die  eigentliche  politische  Triebkraft 
in  den  nächsten  Monaten,  und  über  diese  ist  durch  die  vorstehenden 
Anführungen  vohl  genügend  Klarheit  verbreitet.  Daß  unter  den 
Minderheitsrednern  der  siebenbürgische  Abgeordnete  M  a  a  g  e  r  offen 
die  Repräsentativverfassung  verlangte,  bildete  das  einzige  Ereignis, 
das  unmittelbar  Aufregung  im  verstärkten  Reichsrate,  tatsächlich 
aber  ebenso  großen  Eindruck  bei  Hofe  als  in  dep  breiten  Oeffentlich- 
keit  hervorrief.  Den  zentralistischen  Standpunkt  der  Bureaukratie 
vertrat  mit  aller  Entschlossenheit  und  der  formalen  Schärfe  eines 
hervorragenden  Juristen  der  Staatsrat  Freiherr  von  Licht enfels 
in  der  wohl  bedeutendsten  Rede,  die  auf  dieser  Seite  gehalten 
wurde.  *)  19) 

Hält  man  sich  nun  die  ganze  politische  Ideenwelt,  wie  sie  aus 
dem  Mehrheitsberichte  und  den  oben  angeführten  Reden  ihrer 
Schöpfer  hervorgeht,  vor  Augen,  so  läßt  sich  trotz  der  sehr  all- 
gemeinen, oft  allzu  „sententiösen"  und  vorsichtigen  Wendungen, 
in  welchen  sich  diese  ganzen  programmatischen  Erklärungen  der 
nunmehr  hervortretenden  Adelsfraktion  gefallen,  die  Grundauf- 
fassung, welches  sich  diese  zur  Macht  strebende  Gruppe  von  Politikern 
über  das  Reichsproblem  der  Monarchie  gebildet  hatte,  ziemlich  klar 
erkennen.   Vor  allem  fällt  in  die  Augen,  daß  diese  Anschauung  durch- 

*)  Vergleiche  unten  im  Anhang  Exkurs  Nr.  19,  welcher  die  wichtigsten 
in  der  weiteren  Debatte  des  verstärkten  Reichsrates  hervortretenden  poli- 
tischen Gedankengänge  zusammenlaßt. 
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aus  vom  ungarischen  Boden  her  und  aus  der  Sphäre  der  politischen 
Ueberlieferung  des  ungarischen  Adels  von  den  Altkonservativen  ge- 
bildet worden  ist.  Graf  Clams  oben  angeführter  Widerspruch  konnte 
wohl  auch  keinen  Zeitgenossen  darin  beirren,  daß  die  seit  dem  Ende 
des  Krieges  schleichende,  aber  unablässig  sich  entwickelnde  Krise 
den  magyarischen  Adelspolitikern  die  Führung  mehr  und  mehr  in  die 
Hand  gegeben  hatte.  Dies  ist  nun  ganz  besonders  für  die  weitere 
Entwicklung  der  Lösungsversuche  des  spezifisch  österreichischen 
Staatsproblems,  der  Frage  der  staatlichen  Reorganisation  der  nicht- 
ungarischen Länder  von  größter  Bedeutung  gewesen. 

Graf  Szecsen  und  seine  Freunde  sind,  obgleich  sie  durchaus  die 
äußerste  Rechte  der  politischen  und  nationalen  Auffassung  des 
Ungarn  jener  Zeit  repräsentieren,  doch  vor  allem  magyarische  Po- 
litiker, magyarische  Patrioten;  als  solche  treten  sie  an  das  Reichs- 
problem heran;  dadurch,  daß  sie  in  der  Forderung  nach  Wieder- 
herstellung des  ungarischen  Staates  und  seiner  politischen  Tradition 
sowie  des  historischen  ungarischen  Verfassungsrechtes  mit  den 
Liberalen  und  Radikalen,  mit  der  ganzen  im  Lande  bestehenden 
Volksmeinung  völlig  übereinstimmen,  besitzen  sie  einen  gewissen 
Rückhalt  in  ihrem  Lande,  und  hierdurch  unterscheiden  sie  sich  von 
vornherein  von  ihren  zu  Reichsräten  berufenen  österreichischen 
Standesgenossen.  Die  Brücke  aber,  die  die  ungarischen  Altkonser- 
vativen  dann  doch  von  diesem  festen  Boden  aus  mit  der  durchaus 
problematischen  Natur  des  1851  proklamierten  einheitlichen  Reiches 
und  mit  der  österreichischen  Adelspartei  verbindet,  besteht  in  ihrem 
allgemeinen  politischen  Bekenntnis  als  monarchistisch  gesinnte  Kon- 
servative strengster  Observanz,  und  als  überzeugte  Anwälte  der  un- 
erschütterlichen europäischen  Großmachtstellung  des  Erzhau«es  und 
des  in  Hinsicht  der  äußeren  Politik,  der  Armee  und  der  Finanzen 
einheitlich  und  fest  organisierten  Gesamtreiches.  Auf  diesem  Wege 
finden  sie  sich  mit  ihren  Standesgenossen  aus  den  böhmisch-öster- 
reichischen Kronländern  zusammen.  Denn  dadurch,  daß  die  Gegen- 
revolution den  Adel  hüben  und  drüben  als  „politischen"  Stand  völlig 
ausgeschaltet  hatte,  waren  beide  Adelsfraktionen,  die  österreichische 
und  die  ungarische,  gleichmäßig  interessierte  und  erbitterte  Oppo- 
sitionelle gegen  die  seit  1851  geschaffene  zentralistisch-bureau- 
kratisch-militärische  Reichs-  und  Staatsordnung  geworden.  In  dieser 
Opposition  übernehmen  nun  die  Ungarn  abermals  auf  dem  quasi- 
parlamentarischen Boden  des  verstärkten  Reichsrates  von  Anfang  an 
die  Führung,  wie  sie  sie  schon  bis  dahin  ihren  österreichischen 
Standesgenossen  gegenüber  geistig  und  publizistisch  besessen  hatten. 
Die   Ereignisse   hatten   die  ungarischen   Hochadeligen   belehrt,   daß 
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für  sie  wie  für  jede  ungarische  Partei  das  ungarische  Verfassungs- 
problem praktisch  mit  dem  Problem  der  Reichsverfassung  und  hier- 
durch vermittelt  mit  dem  Problem  der  besonderen  Staatsverfassung 
Oesterreichs  als  Inbegriffes  der  deutsch-böhmischen  Erbländer  und 
Galiziens  unlöslich  verknüpft  sei:  von  dieser  Erkenntnis  ließen  sie 
sich  in  ihrer  politischen  Aktion  leiten. 

So  wird  nun  alsbald  eine  außerordentlich  folgenreiche  Wendung 
in  der  Politik  Franz  Josefs  herbeigeführt:  das  neue  Ver- 
fassungswerk, welches  unwiderruflich  gemacht 
zu  haben  als  das  historische  Verdienst  des  ver- 
stärkten Reichsrates  anzusehen  ist,  wird  im 
wesentlichennach  den  GedankengängendesMehr- 
heitsberichtes  desselben  unternommen.  Auf  diese 
Weise  wird  die  neugebildete  ungarische  Adelspartei  zum  bestimmen- 
den Faktor  der  Verfassungspolitik  für  das  ganze  Reich.  Das  neue 
Verfassungswerk  wird  von  der  österreichischen  Regierung  aber 
durchaus  unter  der  geistigen  und  politischen  Führung  der  darin 
sitzenden  altkonservativen  magyarischen  Führer  gearbeitet.  Unga- 
rische Ideen  von  Reich  und  Staat,  die  ganze  politische  Ideenwelt 
der  „Modernisten"  im  alten  ungarischen  Ständeadel,  wie  man  die 
Szecsen,  Dessewffy,  Vay  und  ihre  „altkonservativen"  Freunde  be- 
nennen könnte,  bieten  das  Material,  aus  dem  der  Neubau  der  Mon- 
archie und  innerhalb  dieser  wieder  der  besondere  Staatsbau  für  den 
an  Bevölkerung  und  Reichtum  Ungarn  überwiegenden  Teil,  nämlich 
für  Oesterreich,  errichtet  werden  soll.  Dabei  leistet  der  österrei- 
chische Adel,  der  sich  seit  der  Ablösung  der  Regierung  Buol-Bach 
durch  das  Ministerium  Rechberg-Goluchowski  wieder  zur  „poli- 
tischen Nation"  der  deutsch-böhmischen  und  galizischen  Erbländer 
eingesetzt  fühlte,  von  Anfang  an  den  ungarischen  Herren  willige 
Heeresfolge.  Die  gesellschaftlich  längst  vollzogene  Verbindung  der 
Adelsgruppen  beider  Teile  des  Reiches  tritt  hier  als  freiwillige 
Unterordnung  des  deutschen  und  böhmischen  Hochadels  unter  die 
magyarische  Führung  hervor.  Die  tiefe  Abneigung  gegen  „Wien" 
—  als  Inbegriff  des  absolutistischen,  uniformierenden,  Stände  und 
Nationen  gleichermaßen  negierenden  Zentralismus  des  „Bachschen 
Systems"  —  teilen  beide,  Szecsen  und  Clam,  die  ungarischen  und 
böhmischen  „Hochtories",  wie  sie  die  liberale  Presse  Wiens  bald 
zu  nennen  begann.  Allerdings  bringt  diese  Verbrüderung  ihrer 
Opposition  gegen  Wien  von  Anfang  an,  wie  wir  gleich  sehen  werden, 
für  den  deutschen  und  böhmischen  Hochadel  auch  noch  etwas 
anderes  sehr  Bedeutungsvolles  mit  sich,  wofür  die  ungarischen 
Konservativen  eigentlich  doch  nur  mehr  theoretisches  oder  gefühls- 
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mäßiges  Verständnis  hatten:  nämlich  die  Gegnerschaft  dieser 
ganzen  Adelsgruppe  gegen  den  bürgerlichen  Liberalismus,  wie  ihn 
die  Deutschen  und  Slawen  Oesterreichs  aus  dem  Westen  auf- 
genommen hatten. 

In  Ungarn  ist  nämlich  der  Träger  dieses  Liberalismus  damals 
noch  immer  nur  zu  ganz  geringem  Teile  das  in  dem  avitischen 
Ungarn  jener  Zeit  noch  ganz  unentwickelte  Bürgertum,  an  dessen 
Statt  dort  vielmehr  der  Kleinadel  die  Führerschaft  innehat,  die 
Gentry  und  die  ihr  angegliederte  junge  Intelligenz  und  Presse  des 
Landes.  In  Ungarn  ist  der  Liberalismus  ferner  diejenige  Kraft 
gewesen,  die  vor  1848  und  in  der  Revolution  selbst  erst  den  magya- 
rischen Nationalismus  zur  vollen  Glut  anzufachen  vermocht  batte 
und  welche  die  Kraft  gehabt  hat,  die  neugefaßte  Idee  vom  selbstän- 
digen magyarischen  Nationalstaate  Ungarn  zum  erstenmal  mittels 
des  liberal-konstitutionellen  Verfassungswerkes  vom  April  1848  zu 
verwirklichen.  Diese  Tatsachen  wirken  nun  unwiderstehlich  doch 
auch  wieder  auf  die  ungarischen  Konservativen  ein,  zwingen  sie 
von  Anfang  an,  ihr  soziales  und  politisches  Ideal  in  lebendiger  Füh- 
lung zu  erhalten  mit  dem  von  den  Ideen  und  Reden  Kossuths  ge- 
tragenen magyarischen  Staats-  und  Volkspatriotismus,  sowie  mit 
dessen  historischem  Träger,  der  magyarischen  Gentry,  die  sich 
seit  den  Konflikten  des  konservativ -fortschrittlichen  Reformators 
Stephan  Szechenyi  mit  dem  jugendlichen  Journalisten  Ludwig 
Kossuth  mehr  und  mehr  die  Ideologie  und  den  Wortschatz,  die 
Forderungen  und  Ideale  des  französischen  Liberalismus  und  Parla- 
mentarismus zu  eigen  gemacht  hatte. 20) 

Wie  immer  nun  dieser  doch  sehr  eigenartig  begründete  Libe- 
ralismus der  breiteren  magyarischen  Herrenklasse  sich  künftig  ent- 
wickeln mochte,  im  Augenblicke  hatten  die  magyarischen  Konser- 
vativen nur  eine  große  Aufgabe  vor  sich:  nicht  vom  liberalen 
Standpunkte,  sondern  vom  streng  konservativen  Standpunkte  des 
unerschütterlichen  historischen  Rechtes  aus,  Ungarn  seine  Ver- 
lassung zurückzubringen.  Sie  konnten  sich  deshalb  von  vornherein 
mit  aller  Schärfe  gegen  den  doktrinär-demokratischen  Verfassungs- 
gedanken, gegen  die  vou  ihnen  als  „vulgär"  abgelehnte  Auffassung 
vom  Konititutionalismus,  diese  unausweichliche  Folge  der  natur- 
rechtlichen  unhistorischen  Ideen  vom  Staate,  und  vom  Repräsen- 
tativprinzip  als  der  Grundlage  der  „Freiheit"  wenden  und  durch 
diese  Verneinung  erst  vollends  das  Vertrauen  und  die  Gefolgschaft 
des  österreichischen  Adels  gewinnen.  Mit  letzterem  und  durch  ihn 
mochten  sie  mit  guten  Gründen  hoffen,  auf  solchem  Wege  zunächst 
ihre  Stellung  bei  Hofe  und  der  Krone  und  dadurch  die  Aussichten 
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für  die  Erreichung  ihres  eigentlichen  Zieles,  für  die  Restituierung 
der  historisch-nationalen  Verfassung  Ungarns,  zu  verbessern  und 
zu  festigen. 

Indem  nun  der  österreichische  Hochadel  sich  dieser  politischen 
Taktik  seiner  ungarischen  Standesgenossen  unterordnete,  mußte  er 
sich  aber  notwendigerweise  selbst  auf  den  Boden  stellen,  auf  dem 
jene  standen,  nämlich  auf  den  Boden  streng  historischen  Rechtes. 
Dabei  fiel  jedoch  die  vollständige  Verschiedenheit  der  historisch  ge- 
gebenen staatlichen  Natur  der  beiden  Reichshälften  aufs  schwerste 
ins  Gewicht.  Der  ungarische  Staat  war  unmittelbar  aus  dem  Lehens- 
und Ständestaat  des  Mittelalters  zu  einer  Einheit  erwachsen,  die  seit 
Verböczys  Tripartitum  in  der  mystischen  Lehre  von  der  heiligen 
ungarischen  Krone  symbolisiert  erschien:  hier  bedeutete  also  die 
Wiedergewinnung  des  historischen  Rechtes  nichts  anderes  als  die 
Wiederherstellung  des  allen  Magyaren  —  ohne  Unterscheidung  der 
sozialen  und  politischen  Stellungnahme  des  einzelnen  —  teuersten 
Ideals,  nämlich  der  seit  den  Arpaden  bestehenden  nationalen  Staats- 
einheit, auf  welcher  das  ganze  Machtgefühl  der  politischen  Nation 
Ungarns,  seines  Adels,  trotz  der  schweren  Parteikämpfe  zwischen 
den  Anhängern  und  den  Gegnern  des  habsburgischen  Königtums, 
von  jeher  beruhte. 

Ganz  anders  in  Oesterreich.  Hier  war  der  Staatsbegriff,  der 
„Staat",  soweit  ein  solcher  von  den  Völkern  in  den  einzelnen  Erb- 
ländern als  tatsächliche  Einheit  und  Macht  empfunden  wurde,  durch- 
aus gegen  das  geschichtliche  Recht  dieser  Länder  als  Sieger  über 
Feudalität  und  Ständewesen,  als  Oberherrschaft  des  deutschen 
Stammes  über  die  slawischen  Völker  zuerst  durch  Waffengewalt, 
dann  durch  die  Neuschöpfung  von  zentralen  Regierungsbehörden 
und  Verwaltungseinrichtungen  zustandegekommen,  ganz  und  gar  als 
planmäßige  Schöpfung  der  Dynastie,  ihres  Heeres  und  ihres  deutschen 
Beamtentums.  Ueber  ein  Jahrhundert  bestand  nun  dieser  von  Maria 
Theresia  und  Josef  IL  ins  Werk  gesetzte  moderne  „Staat"  in  voller 
Kraft,  und  nur  seiner  Existenz  war  die  Erhaltung  der  Großmacht- 
stellung des  Erzhauses  im  Kampfe  gegen  Friedrich  den  Großen, 
gegen  die  Revolution  und  Napoleon  im  Grunde  zu  verdanken  ge- 
wesen. Indem  jetzt  der  österreichische  Adel  —  vor  allem  der  hohe 
Adel  in  den  böhmischen  Ländern  —  auch  für  sich  die  ungarische 
Idee  vom  historischen  Rechte  reklamierte,  wendete  er  sich  damit 
notwendig  gegen  den  „Staat",  die  Staatseinheit,  wie  sie  bestand  und 
während  des  der  Revolution  gefolgten  Jahrzehntes  in  ihrem  ganzen 
Rüstzeug  verstärkt  und  erneuert  worden  war.  In  Wahrheit  strebte 
also   der    österreichische    Adel,   indem    er    die    Anerkennung    der 
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„historisch-politischen   Individualitäten"    als   Recht   der    Kronländer 
ebenso  anforderte,  wie  die  Ungarn  die  Anerkennung  der  „unverwirk- 
baren"  staatlichen  Persönlichkeit  ihres  Reiches,  doch  nicht  dasselbe 
an,    was    seine    ungarische  Standesgenossenschaft    verlangte:    denn 
einen  ständischen  Gesamtstaat,    wie    ihn   der  magyarische  Adel  bis 
zum  Jahre  1848  als  Erbe  einer  mehr  als  achthundertjährigen  Staats- 
entwicklung  zweifellos  besaß,  haben  die  österreichischen  Länder  be- 
kanntlich niemals  gebildet.    Sondern,  indem  der  österreichische  Adel 
die  magyarische  Staatsrechtsidee  als  „Recht  der  historisch-politischen 
Individualitäten"  nunmehr  auch  auf  Oesterreich  übertrug  und  seine 
Verwirklichung  feierlich  ansprach,  verlangte  er  im  Grunde  genommen 
dieRückbildung  Oesterreichs  in  einen  „vorstaatlichen"  Zustand,  ver- 
langte er  die  Wiederherstellung  der  Rechtsordnung  einer  Zeitepoche, 
in  der  sich  die  Macht  der  Dynastie  und  ihres  jeweiligen  Oberhauptes 
im  besten  Falle  nur  als  tatsächliche  Folge  der  Vereinigung  der  ver- 
schiedenen Erbländer  in  der  Hand  desselben  Herrschers  sowie  des 
sonstigen  Reichtums  und  Besitzes  der  Habsburger  ergab,  nicht  aber 
als  eine  alle  diese  Länder  und  Völker  organisatorisch  und  planmäßig 
zur  Einheit  zusammenfassende  Staatseinrichtung.  Mit  anderen  Worten : 
das  von  den  Ungarn  her  übernommene  Programm  der  österreichi- 
schen Adelspartei  leugnete  konsequent  und  bedacht  den  seit  Maria 
Theresia  in  neuer  und  reicher  Gestaltung  geschaffenen  österreichi- 
schen   „Staat"    als    einheitlichen    Machtapparat    der  Dynastie  oder 
strebte  zumindest  danach,  ihn  als  den  siegreichen  Verruchter  der 
historisch-politischen  Individualitäten,  aus  welchen  der  Staat  Ferdi- 
nands II.  und  neuerdings  Maria  Theresias  gebildet  worden  war,  um- 
fassend zu  schwächen,  seine  Organisation  und  die  mit  deren  Hilfe 
ausgeübte  öffentliche  Gewalt  einzuengen  und  zurückzudrängen. 

Darin  lag  nun  von  vornherein  die  Anomalie,  der  innere  Wider- 
spruch dieses  ganzen  Programmes,  welches  Graf  Clam  von  seinen 
magyarischen  Freunden,  von  Josef  Eötvös  und  Anton  Sz6csen,  ent- 
liehen hatte:  wie  viel  richtige  Empfindung  für  die  wahren  Lebens- 
bedürfnisse des  habsburgischen  Völkerreiches  in  der  föderalistischen 
Idee  enthalten  war,  so  sehr  stand  doch  der  ganze  politische  Sinn  eines 
durch  Föderation  von  Ländern  als  Volkseinheiten  gebildeten,  mo- 
dernen Bundes  der  darin  lebenden  verschiedenen  Nationen  in  Wider- 
spruch zu  dem  feudal-imperialistischen  Grundwesen  des  hohen  Adels, 
der  unter  Clams  Führung  zum  erstenmal  im  verstärkten  Reichsrate 
dem  bureaukratisch-militärischen  Einheitsreich  entgegentrat,  das  die 
Dynastie  in  Jahrhunderten  aufgebaut  hatte.21)  Der  politische  Kon- 
servativismus des  österreichischen  Adels  mußte,  wollte  er  seine 
eigentlichen  Ziele  auf  dem  ihm  von  den  Ungarn  gezeigten  Wege  er- 
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reichen,  notgedrungen  Einrichtungen  zerstören,  die  zu  einem  großen 
Teile  seit  einem  Vierteljahrtausend  und  selbst  in  ihrer  jüngsten  Ge- 
stalt damals  schon  über  ein  Jahrhundert  unverändert  und  kraftvoll 
bestanden,  die  europäische  Machtstellung  der  Dynastie  so  recht 
eigentlich  fundierten,  dadurch  aber  diesem  ganzen,  von  der  Türkei 
bis  ins  Herz  Deutschlands  reichenden  gewaltigen  Stücke  Europas 
dauernden  Frieden  und  bürgerliche  Ordnung  für  alle  davon  um- 
fangenen, so  heterogenen  Völker  und  Rassen  verbürgten.  Die  Locke- 
rung, ja  großenteils  Aufhebung  dieser  Reichsinstitutionen  als  Losungs- 
wort für  die  praktische  Politik  auszugeben,  bildete  in  der  Tat  ein 
seltsames  Programm  für  eine  im  übrigen  ausgesprochen  „konser- 
vative" Partei,  deren  soziale,  ökonomische  und  politische  Anschau- 
ung sich  nicht  nur  schroff  gegen  die  Entwicklungstendenz  der 
modernen  Gesellschaft  kehrte,  sondern  auch  einen  großen  Teil 
dessen,  was  das  18.  Jahrhundert  an  Reformen  und  neuen  Ideen  ge- 
schaffen hatte,  verurteilte.  Ganz  anders  war  doch  die  Stellung  ihrer 
ungarischen  Standesgenossen,  die  in  dem  Kampfe  für  den  möglichst 
selbständigen  ungarischen  Gesamtstaat  als  territoriale  und  nationale 
Einheit  in  Wirklichkeit  nur  tausendjähriges  Recht  bewahren  und  er- 
halten wollten,  ein  Staatsrecht,  dessen  politischer  Schwerpunkt 
übrigens  längst  nicht  mehr  im  Magnatentum,  sondern  in  der  breiten 
Schicht  des  ungarischen  Kleinadels  ruhte.  Und  um  so  seltsamer 
mußte  dieses  neue  Programm  des  österreichischen  Hochadels  dem 
Unbefangenen  erscheinen,  als  dieser  ja  nicht  wie  seine  Standes- 
genossen in  Ungarn  auf  eine  Jahrhunderte  zurückreichende  Tra- 
dition des  Kampfes  gegen  den  habsburgischen  „Staat"  als  kaiser- 
lichen Machtapparat  zurückblicken  konnte,  vielmehr  durchaus  als 
williger,  allerdings  auch  reichlich  belohnter  Gehilfe  bei  der  Er- 
richtung und  Ausbildung  dieses  Machtapparates  tätig  gewesen  war. 
Jedem  wirklich  „historisch"  empfindenden  Staatsmanne  Altöster- 
reichs mußten  daher  Graf  Clam  und  seine  Genossen  doch  eigentlich 
als  recht  „althistorische"  Gestalten  erscheinen,  die  sich  gegen  die  Ge- 
schichte der  letzten  zwei  Jahrhunderte  und  vollends  gegen  die  ganze 
Entwicklung  des  seit  1748  verflossenen  Jahrhunderts  habsburgischer 
Politik  und  Gesetzgebung  auflehnten,  als  „rebellierende  Vasallen" 
des  österreichischen  Kaisers,  die  sich  Denkweise  und  geistige  Tracht 
des  alten  Ständeadels  über  Jahrhunderte  herüber  entliehen,  ohne  zu 
bedenken,  daß  viele  der  Familien  des  Hof-  und  Hochadels  in  dem 
Oesterreich,  wie  es  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  dastand,  doch 
nur  durch  die  Vernichtung  des  wirklich  historischen  Ständeadels  in 
den  deutschen  Erbländern  und  in  Böhmen  zu  Besitz  und  Macht  ge- 
langt waren,  während  die  meisten  der  noch  vorhandenen  alten  Ge- 
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schlechter  Stellung  und  Güter  dadurch  bewahrt  hatten,  daß  sie  sich 
dem  von  Ferdinand  II.  inaugurierten  Absolutismus  und  der  geistigen 
Alleinherrschaft  der  zu  Trient  neugefesteten  katholischen  Kirche  be- 
dingungslos ergeben  hatten. 

Nun  war  dem  Grafen  Clam  und  seinen  Freunden  natürlich  von 
vornherein  klar,  daß  das  Programm  von  der  Rückkehr  zu  den 
„historisch-politischen  Individualitäten"  zunächst  doch  nur  eine  rein 
theoretische  Doktrin  war;  daß,  um  es  auch  nur  einigermaßen  in 
Wirklichkeit  überzuführen,  tiefgreifende  Aenderungen  in  dem  Ge- 
samtgefüge der  Regierungs-  und  Verwaltungsorganisation,  wie  sie  die 
habsburgischen  Monarchen  geschaffen  hatten,  erforderlich  waren. 
Vollends  mußte  ihnen  klar  sein,  daß,  wie  immer  die  Umstände  sie 
begünstigen  mochten,  sie  doch  nur  dann  auf  einigen  Erfolg  rechnen 
konnten,  wenn  sie  bei  ihren  Versuchen  zur  Verwirklichung  dieses 
eigentümlichen  „konservativen"  Programmes  Bürgschaften  für  die  un- 
versehrte Erhaltung  des  staatlichen  Machtapparates  dem  Herrscher- 
hause zu  geben  imstande  waren.  Sie  mußten  also  doch  von  vorn- 
herein unbedingt  auf  die  Erhaltung  nicht  nur  der  Reichseinheit, 
sondern  auch  einer  sehr  umfassenden  engeren  Staatseinheit  der  nicht- 
ungarischen Länder  bedacht  sein  und  zusehen,  wie  sie  ihre  Forde- 
rung nach  Anerkennung  der  historisch-politischen  Individualitäten 
der  Kronländer  mit  dieser  Existenzbedingung  der  europäischen 
Machtstellung  der  Dynastie  vereinbaren  könnten.  Sie  mußten  ferner 
sich  auch  darüber  klar  sein,  daß  sie  bei  der  Rekonstruktion,  welche 
sie  planten,  den  politischen  Gedanken  des  19.  Jahrhunderts  —  den 
„liberalen"  Ideen,  wie  man  zu  sagen  pflegt  —  doch  einigermaßen 
Rechnung  tragen  müßten,  um  so  mehr  als  gerade  in  diesem  Zeit- 
punkte die  schmerzlichen  Erfahrungen  von  1859  doch  selbst  den 
absolutistisch  gesinnten  Träger  der  Krone  zu  einiger  Anerkennung 
des  Konstitutionalismus  zu  nötigen  begannen.  Wir  werden  alsbald 
sehen,  wie  schnell  alle  diese  Schwierigkeiten  hervortraten,  als  man 
dann  ernstlich  den  Versuch  machte,  die  Idee  des  Majoritätsgutachtens 
des  „verstärkten  Reichsrates"  in  einer  konkreten  österreichischen 
Verfassung  zu  lebensfähigen  Institutionen  zu  gestalten.  Niemand 
aber  —  auch  heute  noch  — ,  der  die  große  Rede  Clams,  die  er  in  der 
Debatte  dieser  Notabeinversammlung  hielt,  liest,  wird  seine  An- 
erkennung der  geistigen  Kraft  und  Gewandtheit  versagen  können,  mit 
der  dieser  Führer  des  böhmischen  Adels  seine  Doktrin  auseinander- 
setzt und  begründet.  Sie  stellt  einen  in  sich  wohlgefügten  Gedanken- 
gang vor,  der  eine  geschlossene  politische  Gesamtiinsrhauung  wieder- 
gibt. Nicht  um  Wiedereinführung  abgelebter  Institutionen,  sondern 
um  Verjüngung  von  Einrichtungen,  die  durch  Jahrhunderte  bestanden 
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haben,  handelt  es  sich  in  Clams  Darstellung:  „nicht  um  die  Wieder- 
herstellung früherer  Institutionen  in  ihrer  früheren  Form,  sondern 
um  ausgiebige  Einfügung  aller  neu  hinzugekommenen  oder  in  ihrer 
Geltung  gesteigerten  Elemente,  also  namentlich  des  bäuerlichen 
und  bürgerlichen  Elementes,  und  um  Ausdehnung  und  Entwicklung 
ihrer  Aktion  und  Tätigkeit." 

Eine  „neuständische"  Staatsphilosophie  ist  es,  die  Graf  Clam  sich 
gebildet  hatte,  indem  er  sich  dabei  nicht  nur  von  dem  öster- 
reichischen Staatsgedanken  der  beiden  letztverflossenen  Jahr- 
hunderte, sondern  doch  auch  schließlich  von  dem  ungarischen  Aus- 
gangspunkte dieser  ganzen  politischen  Aktion  entfernte.  Kein 
Zweifel,  daß  dabei,  was  die  allgemeinen  politischen  Vorstellungen 
betrifft,  die  Lehre,  die  längst  Friedrich  Stahl  dem  preußischen  Adel 
in  geistvollen  Schriften  vertraut  gemacht  hatte  und  die  seit  1848 
dessen  fähige  Führer  und  Freunde,  unter  ihnen  Otto  von  Bismarck, 
in  den  Kreisen  der  „Kreuzzeitung"  predigten  und  fortbildeten,  hier- 
bei doch  noch  kräftiger  eingewirkt  hatte  als  eine  fundierte  historische 
Erkenntnis  vom  Wesen  des  habsburgischen  Reiches  und  österreichi- 
schen Staates. 

Damit  aber  trat  ein  anderer  politisch-literarischer  Ideengang  in 
Verbindung,  der  für  den  Grafen  Clam  und  dessen  österreichische 
Freunde  wohl  weit  stärker  als  die  Theorien  des  preußischen  Kon- 
servatismus und  mit  desto  größerer  Eindringlichkeit  wirkte,  da  der 
Träger  dieser  Ideen  nicht  nur  zu  den  angesehensten  Männern  des 
ungarischen  Adels  gehörte,  sondern  längst  als  der  hervorragendste 
politische  Schriftsteller  der  Nation  galt.  Dies  war  Josef  von  Eötvös, 
schon  vor  der  Revolution  der  berühmteste  liberale  Publizist  Ungarns, 
seither  durch  seine  literarische  und  politische  Tätigkeit  in  die  erste 
Reihe  der  praktischen  Staatsmänner  des  Landes  gerückt.  Eötvös  war 
ein  Mann,  der  —  auch  nach  westeuropäischem  Maße  gemessen  — 
höchste  politische  und  literarische  Bildung  seiner  Zeit  mit  einem  tief- 
wurzelnden magyarischen  Patriotismus  zu  durchaus  originaler  und 
schöpferischer  Persönlichkeit  eines  modernen  staatswissenschaft- 
lichen Denkers  und  Staatsmannes  zu  vereinigen  vermocht  hat.  Von 
seinen  der  vaterländischen  Politik  gewidmeten  Schriften  ganz  ab- 
gesehen, hatte  das  große  von  Eötvös  1851  veröffentlichte  Buch:  „Ein- 
fluß der  Ideen  des  19.  Jahrhunderts  auf  den  Staat"  seinen  Autor  zu 
einem  der  angesehensten  Wortführer  des  europäischen  Liberalismus 
in  seiner  Blütezeit  gemacht:  es  ist  übrigens  auch  heute  noch  als  eine 
der  eigenartigsten  und  gedankenreichsten  Schriften  über  den 
modernen  Staat  zu  bezeichnen. 

Schon  aus  diesem  Werke  geht  hervor,  daß  Eötvös  als  politischer 
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Denker  und  Theoretiker  vielfach  andere  Wege  verfolgt  als  die  alt- 
konservative Partei  Ungarns,  der  er  nach  1848  zeitweilig  immerhin 
recht  nahe  stand.  Er  war,  wie  man  ihn  mit  Recht  nennen  dürfte, 
der  erste  führende  Nationalliberale  Ungarns  und  repräsentierte  die 
eigentümliche  Spielart  des  magyarischen  Adelsliberalismus  in 
dessen  Anfängen  sogleich  nach  Form  und  Inhalt  als  vollendeter 
politischer  Kulturmensch.  Ihn  verband  mit  Franz  Deak  von  früh 
an  persönliche  und  politische  Freundschaft,  obgleich  beide  Männer 
doch  durchaus  verschiedene  persönliche  und  politische  Charaktere 
repräsentierten.  Während  Deak  zur  Annahme  eines  Portefeuilles 
in  der  ersten  nationalen  Regierung  Ungarns  im  Ministerium 
Batthyany  nur  zögernd  sich  entschloß,  hat  dies  Eötvös  —  im 
Innersten  eine  bejahende  und  enthusiastische  Natur  gegenüber  den 
politischen  Problemen  seiner  Zeit  und  seines  Vaterlandes  —  ohne 
Bedenken  getan,  und  ebenso  trat  er  auch  im  Jahre  1850  nach  dem 
Zusammenbruche  des  von  Kossuth  unternommenen  Versuches 
völliger  nationaler  Selbstregierung  Ungarns  wieder  sehr  bald  als 
einer  der  ersten  Publizisten  in  den  Vordergrund,  indem  er  seine 
Schrift  „Die  Gleichberechtigung  der  Nationen"  veröffentlichte, 
während  Deak  sich  noch  während  der  Revolution  selbst  vollständig 
zurückgezogen  hat  und  nach  dem  Untergange  der  ungarischen  Selb- 
ständigkeit noch  ein  Jahrzehnt  lang  sich  peinlich  jeder  öffentlichen 
Meinungsäußerung  über  politische  Dinge  in  seinem  Vaterlande  ent- 
hielt. 

So  kam  es,  daß  Eötvös,  um  praktische  Politik  treiben  zu 
können,  nach  1849  den  Altkonservativen  näher  trat:  auf  seinen 
beweglichen  und  höchst  empfänglichen  Geist  hatte  die  Revolution 
und  ihr  Ausgang  so  stark  gewirkt,  daß  er  gleich  seinem  Partei- 
freunde Sigmund  von  Kemeny,  dem  damals  angesehensten  Führer 
des  konservativen  Adels  Ungarns,  die  Tatsache  der  Gesamtmon- 
archie anzuerkennen  sich  bereit  fand,  innerhalb  dieser  aber  nun- 
mehr das  Recht  der  Autonomie  Ungarns  und  der  Erhaltung  der 
historischen   Landesverfassung   energisch  forderte. 

Der  Gedankengang,  den  Eötvös  in  dieser  ersten  von  seinen 
großen  politischen  Denkschriften  verfolgt,  ist  vor  allem  als  lite- 
rarisch-historisches Dokument  für  die  Geschichte  der  spezifisch 
österreichischen  politischen  Ideen  von  großer  Bedeutung:  diese 
Schrift  ist  aber,  soweit  ich  sehen  kann,  auch  darüber  hinaus  des- 
halb von  besonderem  Wert,  weil  sie  die  erste  wissenschaftliche 
Untersuchung  des  Nationalitätenproblems  als 
einer  Grundfrage  des  modernen  europäischen 
Staates     überhaupt    bedeutet.     An   den   Gedanken,    die 
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Eötvös  in  dieser  Schrift  im  Jahre  1851  aussprach  und  die  vor  allem 
den  praktischen  Zweck  verfolgten,  den  drohenden  Konsequenzen 
des  Absolutismus  vorzubeugen,  hielt  er  während  des  ganzen  Jahr- 
zehnts der  Schwarzenberg-Bachschen  Aera  fest.  Wenige  Monate 
vor  dem  Ausbruch  des  Krieges  der  Monarchie  mit  Frankreich  und 
Piemont  hat  er  übrigens  in  einer  ebenso  formvollendeten  als  ge- 
dankenreichen Schrift:  „Die  Garantien  der  Macht  und  Einheit 
Oesterreichs"  betitelt,  neuerlich  das  Bekenntnis  abgelegt,  daß  das 
österreichische  Kaiserreich  als  dezentralisierter  Einheitsstaat  auf- 
recht erhalten  werden  müsse. 

Die  beiden  genannten  Schriften  des  Freiherrn  von  Eötvös  sind 
nun,  sowohl  was  das  politische  Motiv  ihrer  Entstehung  als  auch  da9 
von  ihnen  verfolgte  Ziel  betrifft,  als  die  vor  allem  zu  praktischer 
Wirksamkeit  bestimmten  Schriften  eines  magyarischen  Staats- 
mannes zu  verstehen.  Die  Revindikation  der  historischen  Rechte 
Ungarns  auf  Selbständigkeit  gegenüber  der  Gegenrevolution 
ist  der  große  Zweck,  den  Eötvös  verfolgt.  Aber  die  Ereignisse 
von  1849  hatten  es  mit  sich  gebracht,  daß  die  magyarischen  Kon- 
servativen zum  erstenmal  genötigt  waren,  aus  dem  engeren  Kreise 
der  spezifisch  magyarischen,  reinen  Juristen-  und  Adelspolitik 
herauszutreten  und  das  nunmehr  tatsächlich  geschaffene,  viel 
weitergreifende  politische  Problem  zu  erörtern,  wie  aus  dem  durch 
die  Rückeroberung  des  Landes  und  die  Proklamierung  der  März- 
verfassung geschaffenen  neuen  Einheitsstaate  ein  modernes  Ge- 
samtreich gebildet  und  konstitutionell  organisiert  werden  könnte, 
in  welchem  Ungarn  doch  eine  weitgehende  Selbständigkeit  ge- 
sichert wäre. 

Eötvös,  Kemeny,  Somssich  sind  die  ersten  aus  dem  magya- 
rischen hohen  Adel  gewesen,  die  durch  und  durch  erfüllt  und  be- 
herrscht von  der  eigentümlichen  nationalen  Tradition  ungarischer 
Staatskunst  und  magyarischen  Denkens  über  Staat  und  Staats- 
recht, dennoch  auch  gleichzeitig  die  Notwendigkeit  empfanden,  das 
allgemeine  politische  Problem  der  habsburgischen  Gesamtmon- 
archie und  somit  auch  die  besonderen  nationalen  und  politischen 
Lebensbedingungen  des  österreichischen  Teiles  der  Gesamtmon- 
archie zu  erwägen  und,  wenn  irgend  möglich,  eine  zusammen- 
hängende große  Lösung  für  beide  Probleme,  das  Reichsproblem 
and  das  österreichische  Staatsproblem,  zu  finden.  Diese  Aufgabe 
hat  Eötvös  mehr  als  irgendein  anderer  seiner  Standes-  und  Partei- 
genossen in  ihrer  ganzen  Schwierigkeit  erfaßt  und  in  den  vor- 
genannten Schriften  einer  Lösung  zuzuführen  versucht.  Dadurch 
aber  hat   er  nun  eine  Wirkung  ermöglicht,    die  alsbald  in  über- 
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raschender  Weise  hervortrat:  er  hat  nämlich  durch  seinen  Versuch, 
das  Reichsproblem  der  habsburgischen  Monarchie  positiv  und  be- 
jahend zu  lösen,  mittelbar  in  stärkster  Weise  auf  die  spezifisch 
österreichische  Politik,  das  heißt  auf  die  Entwicklung  der  Ver- 
fassungsideen und  des  Staatsgedankens  in  „Oesterreich"  als  dem 
Komplex  der  nichtungarischen  Erbländer  eingewirkt.  Aus  dem 
Kreise  der  Altkonservativen  Ungarns  und  daneben  vor  allem  aus 
den  Ideen  und  Schriften  Josef  von  Eötvös'  haben  nämlich  die  neu- 
ständischen Politiker  des  österreichischen  Adels  den  kräftigsten 
Anstoß  zur  Ausbildung  ihres  Programmes,  des  ersten,  welches  den 
österreichischen  Adel  als  moderne  politische  Partei  zusammen- 
fassen sollte,  empfangen.  Wenn  auch  zweifellos  ähnliche  Ge- 
dankengänge, wie  Eötvös  sie  verfolgte,  im  österreichischen  Adel 
schon  seit  den  40er  Jahren  hier  und  da  sich  bemerkbar  machten, 
wie  vor  allem  in  des  Freiherrn  von  Andrian  Schriften,  so  kann 
doch  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  erst  Eötvös'  Schriften 
diese  vereinzelten  Ansätze  zur  Reife,  die  führenden  Männer  des 
österreichischen  Adels  zur  Klarheit  über  ihre  eigenen  Wünsche  und 
damit  zu  einer  konkreten  Formulierung  davon  gebracht  haben,  wie 
nach  ihren  neukonservativen  Anschauungen  der  dem  Adel  ver- 
haßte zentralistische  Beamtenstaat  des  Bachschen  Oesterreich 
dauernd  umgebildet  werden  sollte. 

Das  Paradoxe  dieser  ganzen  inneren  Entwicklungsgeschichte 
eines  der  andauernd  mächtigsten  Faktoren  in  der  neuesten  öster- 
reichischen Geschichte,  der  Politik  des  historischen  Adels,  ist  nun 
dies,  daß  die  Einwirkungen  der  Ideen  Josef  von  Eötvös'  fast  in 
demselben  Augenblicke  in  Oesterreich  zu  praktischen  Folgen  ge- 
langten, als  Eötvös  —  selbst  der  Vater  dieser  ganzen  politischen 
Gedankenwelt  —  sich  von  ihnen  zurückzog,  ja  sie  mit  aller  Osten- 
tation für  immer  fallen  ließ.  Im  Jahre  1860  publizierte  nämlich 
Eötvös  eine  neue  Schrift,  in  der  er  sich  nunmehr  für  die  unga- 
rische Verfassungsfrage  völlig  auf  den  Standpunkt  Franz  Deaks 
zuiückzog  und  sein  noch  in  der  Schrift  von  1859  festgehaltenes 
Programm  eines  durch  Autonomie  der  historischen  Länder  dezen- 
tralisierten Einheitsreiches  vollständig  freigab.  Das  heißt:  auch 
Eötvös  wies  nunmehr  den  Gedanken  an  die  Anerkennung  des 
Gesamtreiches  durch  Ungarn  zurück.  Damit  war  aber  für  Eötvös 
jedes  Motiv  entfallen,  an  dem  großen  Grundgedanken  festzuhalten, 
der  das  ganze  Rückgrat  seiner  ganzen  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen Reichs-  und  Staatsphilosophie  gebildet  hatte,  an  der 
„Autonomie  der  historisch-politischen  Individualität"  der  Länder, 
über  welche  sich  die  Gesamtinonarchie  seit  1849,  alles  historische 
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Recht  beseitigend,  als  ausschließliche  Verkörperung  des  Staats- 
gedankens gesetzt  hatte.  Mit  D6ak  verfocht  Eötvös  nunmehr  für 
Ungarn  das  unwandelbare,  starre  Prinzip  des  ungarischen  Staats- 
rechtes als  der  Verfassung  eines  selbständigen,  seiner  Freiheit 
niemals  beraubten  Staatswesens.  Die  „Autonomie",  die  er  damit 
als  endlich  auch  von  ihm  erkannte  schwere  Haeresie  eines  unga- 
rischen Patrioten  fallen  ließ,  begann  aber  im  selben  Augenblicke 
ihre  kräftige  Auferstehung  in  Oesterreich  au  feiern,  und  zwar  gerade 
in  dem  „verstärkten  Reichsrat",  in  welchem  zum  ersten-  und  letzten- 
mal Magyaren  —  nämlich  die  Führer  der  Altkonservativen  —  und 
Vertreter  der  Erbländer  als  Teilnehmer  eines  und  desselben  poli- 
tischen Beratungskörpers  die  Probleme  der  Gesamtmonarchie  ge- 
meinsam erörterten.  Daß  dem  so  war,  wurde  eben  nur  dadurch 
ermöglicht,  daß  noch  einmal  die  altkonservative  Adelspartei 
Ungarns  dank  ihren  höfischen  Beziehungen  als  Repräsentation  des 
ganzen  ungarischen  Volkes  und  Staates  aufzutreten  vermochte.  Die 
Männer  von  1847,  an  der  Idee  des  Gesamtreiches  festhaltend,  die 
auch  Eötvös  bis  dahin  offen  vertreten  hatte,  sahen  in  dem  Gedanken 
der  Autonomie  oder  des  Rechtes  der  historisch-politischen  Indi- 
vidualität noch  immer  die  Brücke,  über  die  sie  wieder  auf  den 
festen  Boden  der  ererbten  ungarischen  Verfassung  zu  gelangen  und 
die  Krone  für  sich  zu  gewinnen  hoffen  durften;  der  österreichische 
Hochadel  aber  sah  gleichzeitig  in  dieser  Idee  das  Mittel,  um  mit 
einem  Schlage  an  die  Stelle  des  neugeschaffenen  bürgerlich-bureau- 
kratischen,  absolutistischen  Zentralismus  eine  neue  spezifisch  öster- 
reichische Staatsordnung  zu  setzen,  die  den  großgrundbesitzenden 
Adel,  wenn  auch  nicht  zur  ausschließlichen,  so  doch  zur  wirklich 
leitenden  „politischen  Nation"  in  der  nichtungarischen  Reichshälfte 
machen  würde. 

Wir  haben  schon  die  Thesen  kennen  gelernt,  in  denen  die 
Grafen  Clam  und  Sz§csen  als  Verfasser  des  Majoritätsgutachtens 
und  als  Redner  im  verstärkten  Reichsrat  dieses  Programm  einheit- 
lich neuständischer  Umbildung  der  Monarchie  niedergelegt  haben. 

Das  historische  Ergebnis  der  Debatte  im  verstärkten  Reichsrat 
von  1860  war  nun  die  Annahme  dieses  Programmes  durch  die 
Mehrheit  dieser  Körperschaft.  So  wenig  diese  Versammlung  im 
konstitutionellen  Sinn  repräsentativ  genannt  werden  konnte,  so 
sehr  war  sie  es  doch  im  Sinne  des  Kaisers  und  seiner  Regierung, 
welche  diese  Notabeinversammlung  geschaffen  hatte,  um  mit  ihrer 
Hilfe  der  gefürchteten  Notwendigkeit  zur  Schaffung  einer  wirk- 
lichen Volksvertretung  zu  entgehen.  Die  Ministerkonferenzproto- 
kolle lassen  deutlich  erkennen,  daß  die  Regierung  monatelang  der 
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Entwicklung  der  Dinge  im  Reichsrate  deshalb  mit  wachsender  Un- 
ruhe, ja  Besorgnis  folgte,  weil  sie  diese  Körperschaft,  in  der  die 
angesehensten  Vertreter  des  hohen  Adels  und  Episkopats,  die 
„Spitzen"  der  alten  hohen  Bureaukratie  und  einige  hervorragende, 
gewiß  konservative  Repräsentanten  der  bürgerlichen  Industrie  und 
Kaufmannschaft  saßen,  sehr  ernst  nahm  und  die  in  der  ganzen  Ver- 
sammlung latente  Stimmung  der  Kritik  der  öffentlichen  Zustände 
und  der  Opposition  gegen  die  Regierung  deutlich  merkte.  So  mußten 
die  Minister  wohl  oder  übel  in  dem  Beschluß  der  zum  großen  Teil 
aus  den  beiden  Adelsgruppen  gebildeten  Mehrheit,  in  dem  darin 
festgelegten  Programm  und  in  der  Verurteilung  des  durch  ein 
Dezennium  geführten  Systems  der  Regierung  und  Verwaltung  ein 
Verdikt  gegen  dieses  „System"  und  das  Ministerium,  das  es  auf- 
rechterhielt, erkennen.  Allerdings  konnte  das  Kabinett  Rechberg- 
Goluchowski  sich  darauf  berufen,  daß  es  selbst  als  Reformmini- 
sterium berufen  worden  war  und  daß  ihm  die  Verantwortung  für 
den  1851  geschaffenen  zentralistischen  Absolutismus  eigentlich  nicht 
zufiel.  *)  Dennoch  erschien  es  unvermeidlich,  daß  das  Kabinett  die 
Folgerungen,  die  der  Kaiser  aus  dem  Werke  des  verstärkten  Reichs- 
rates und  dem  Gutachten  seiner  Mehrheit  ziehen  würde,  in  erster 
Linie  werde  tragen  müssen. 

Nichts  charakterisiert  nun  den  „Neo-Absolutismus",  wie  ihn 
Franz  Josef  in  dem  ersten  Jahrzehnt  seiner  Herrschaft  für  sich  aus- 
gebildet hatte,  in  seiner  Eigentümlichkeit  besser,  als  daß  der  Kaiser 
jetzt  beschloß,  mit  der  Durchführung  jener  Folgerungen  zunächst 
doch  wieder  den  Grafen  Goluchowski  und  seine  bureaukratischen 
Amtskollegen  zu  betrauen.  So  sehr  betrachtete  der  Kaiser  die 
Minister  nur  als  bloße  Handlanger  seiner  persönlichen  Regierungs- 
tätigkeit, als  einfache  Werkzeuge  seines  souveränen  Willens,  daß 
er  ihnen  von  vornherein  keine  eigentliche  politische  Subjektivität 
zubilligte.  Nur  die  beiden  Männer,  die  auch  der  Kaiser  als  poli- 
tische Persönlichkeiten  anerkennen  mußte,  Graf  Leo  Thun  und  der 
bei    seinen   magyarischen   Standesgenossen   persönlich    höchst   un- 


*)  Es  ist  charakteristisch,  daß  gerade  Graf  Leo  Thun,  der  nach  dem 
Tode  des  Freiherrn  von  Brück  das  einzige  Mitglied  der  Regierung  Rechberg 
vorstellt,  welches  Mitschöpfer  des  Schwarzenberg-Bachschen  Systems  gewor- 
den, wiederholt  in  den  Ministerberatungen  des  Sommers  1860  nachdrücklich 
die  Verantwortung  hierfür,  was  seine  Person  betraf,  und  jede  Haftung  für 
die  1859  abgetretene  Regierung  ablehnte.  Dennoch  ist  gerade  Gral  Thun 
dem  Ministerwechsel,  welchen  die  Beendigung  des  verstärkten  Reichsratea 
nach  sich  zog,  zum  Opfer  gefallen.  Dies  ist  doppelt  merkwürdig  deshalb, 
weil  neben  dem  Grafen  Rechberg  der  Kultusminister  auch  das  einzige 
Mitglied    der    Regierung    war,    das    mit    der   aristokratischen    Mehrheit    de« 

ULrkten  Reichsrates  offen  sympathisierte  und  in  inniger  Fühlung  stand. 
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beliebte  Justizminister  Graf  Nadäsdy  mußten  ausscheiden.  Auch 
darin  aber  mußte  der  Kaiser  —  sozusagen  wider  seinen  Willen  — 
dem  Begriff  vom  Minister  als  Träger  politischer  Ueberzeugung 
seinen  Tribut  zollen,  daß  er,  zum  Entschluß  gelangt,  das  Programm 
der  vereinigten  Adelsfraktionen  des  verstärkten  Reichsrates  für  die 
Reorganisation  der  Monarchie  anzunehmen,  dessen  Verfasser  in  die 
Regierung  berief.  So  wurde  Graf  Szecsen  Minister  ohne  Porte- 
feuille und  auf  dessen  Antrag  alsbald  Baron  Vay  zum  ungarischen 
Hofkanzler  ernannt,  sobald  der  Kaiser  formell  die  von  Szecsen 
mittlerweile  ausgearbeiteten  konkreten  Vorschläge  angenommen 
hatte. 

Ehe  ich  nun  dieses  nächste  Stadium  in  der  Entwicklung  des 
Reichs-  und  Staatsproblems,  die  Entstehung  des  Oktoberdiploms, 
schildere,  muß  noch  ein  anderes  vorhergehen.  Es  soll  versucht 
werden,  die  Wurzeln  des  vom  Grafen  Szecsen  und  der  Mehrheit 
des  verstärkten  Reichsrates  festgestellten  Programmes  gleichsam 
aus  dem  Erdreich,  aus  dem  sie  hervorgekommen,  aus  den  Schriften 
des  Freiherrn  von  Eötvös  herauszuziehen,  bloßzulegen  und  so  ihren 
politisch-geistigen  Gehalt  ins  Klare  zu  setzen.  Auf  dieser  Grund- 
lage können  erst  die  tatsächlichen  Vorgänge,  in  denen  sich  die 
praktischen  Versuche  des  Grafen  Szecsen  und  seiner  Freunde,  diese 
Lösung  durchzuführen,  auslebten,  kann  die  Geschichte  der  Ent- 
stehung des  Oktoberdiploms  verständlich  und  in  ihrer  Tragweite 
für  die  ganze  weitere  politische  Entwicklung  der  habsburgischen 
Monarchie  gewürdigt  werden. 


Zweites  Kapitel. 

Die  ungarische  Idee  von  der  Autonomie  im  österreichischen 
Gesamtstaate  und  die  historisch  apolitischen  Individualitäten. 

In  zwei  Schriften  hat,  wie  bemerkt,  Joseph  von  Eötvös  die  Neuge- 
staltung der  Monarchie  nach  den  Ereignissen  von  1848  niedergelegt: 
in  der  Schrift  „Ueber  die  Gleichberechtigung  der  Nationalitäten  in 
Oesterreich"  (1850)  und  in  dem  Buche  „Die  Garantien  der  Macht 
und  Einheit  Oesterreichs"  (1859).  Beide  Schriften  sind  notwendiger- 
weise in  erster  Linie  kritisch  gegen  die  tatsächliche  Politik  der 
Wiener  Regierung  gerichtet;  in  beiden  außerordentlich  gedanken- 
reichen und  sorgfältig  gearbeiteten  Büchern  bildet  die  Kritik  des 
Bestehenden  aber  doch  nur  den  festen  Ausgangspunkt,  die  um- 
fassend begründete  Darlegung  eines  positiven  politischen  Pro- 
grammes den  wesentlichen  Inhalt. 
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Obgleich  nun  der  Gedankengang,  den  Eötvös  verfolgt,  in  jeder 
der  beiden  Schriften  einen  selbständigen  Weg  geht,  ist  das  Ziel  und 
die  Grundidee  jedesmal  dieselbe:  man  kann  daher  zur  Klarstellung 
dieser  Grundidee,  welche  eine  bei  aller  Knappheit  der  Auseinander- 
setzungen des  Verfassers  doch  erschöpfende  und  geschlossene  „Philo- 
sophie des  österreichischen  Staatswesens"  vorstellt,  beide  Werke 
gleichmäßig  beanspruchen.  Diesen  Grundgedanken  legt  Eötvös  in 
der  unmittelbar  nach  der  Revolution  publizierten  Arbeit  folgender- 
maßen dar. 

Er  geht  von  der  Tatsache  aus,  daß  der  Nationalitätengedanke 
naturgemäß  die  Tendenz  zur  unbeschränkten  Expansion  in  sich  trage, 
daß  daher  das  Prinzip  der  Gleichberechtigung  der  verschiedenen 
Nationalitäten,  die  zusammen  einen  Staat  bilden,  in  seiner  vollen 
Verwirklichung  früher  oder  später  die  Auflösung  dieses  Staates 
herbeiführen  müsse,  der  seine  Einrichtungen  historisch  geschaffen 
habe,  ohne  dabei  auf  den  Begriff  des  modernen  Nationalismus  Rück- 
sicht zu  nehmen.  *)  „Da  nun  das  Bestehen  eines  großen  Staates  an 
jener  Stelle",  sagt  Eötvös,  „welche  die  österreichische  Monarchie 
einnimmt,  eine  europäische  Notwendigkeit  ist,  und  da  ein  großer 
Staat  in  diesem  Teile  Europas  nur  dann  möglich  ist,  wenn  alle  jene 
Völkerbruchteile,  aus  welchen  die  österreichische  Monarchie  besteht, 
zu  einem  Ganzen  vereinigt  sind:  so  folgt  hieraus,  daß  die  Begriffe 
über  nationale  Berechtigung  notwendig  solche  Modifikationen  er- 
leiden müssen,  wodurch  der  Gegensatz,  welcher  zwischen  denselben 


*)  „Die  Grundlage  jedes  Nationalgefühles"  —  sagt  Eötvös  —  „ist  die 
Ueberzeugung,  daß  es  ein  Vorzug  ist,  einem  gewissen  Volke  anzugehören, 
weil  dasselbe  an  geistigen  oder  moralischen  Eigenschaften  andere  übertrifft, 
und  diese  höhere  Begabung  entweder  in  der  Vergangenheit  bewährt  hat, 
oder  dazu  berufen  ist,  sie  in  der  Zukunft  geltend  zu  machen.  Die  Grundlage 
aller  nationellen  Bestrebungen  ist  das  Gefühl  höherer  Begabung,  ihr  Zw«  <  k 
ist  Herrschaft.  Der  Sprachgebrauch  aller  Völker  beweise,  daß  beides,  Patrio- 
tismus und  Nationalgefühl,  auf  der  höheren  Selbsteinschätzung  jedes  Volkes 
gegenüber  den  anderen  beruht.  Dem  widerspricht  es  nicht  im  geringsten, 
daß  wo  die  Interessen  verschiedener  Völker  sich  kreuzen,  „aus  Klugh  it" 
nicht  die  eigene  höhere  Berechtigung  des  einzelnen  Volkes,  sondern  das 
Prinzip  der  „Gleichberechtigung  aller  Nationalitäten"  aufgestellt  hat.  „Hat 
man",  sagt  Eötvös,  „die  Gleichberechtigung  je  im  Namen  eines  Volkes,  das 
entweder  eine  Suprematie  oder  auch  nur  die  Gleichberechtigung  wirklich 
besaß,  begehrt?  Wohin  man  auch  blickt,  für  dieses  freudige  Ereignis  so 
hoher  Philanthropie  findet  sich  nirgends  ein  Beispiel."  Selbst  das  kosmo- 
politische Deutschland  habe  in  dieser  Frage  eigene  Grundsätze  für  das 
Ausland  und  eigene  für  den  häuslichen  Gebrauch  aufgestellt  und  war  in 
Posen,  Böhmen,  (ializien  recht  gut  auf  die  eigene  Suprematie  bedacht*4  Die 
nationalen  Bestrebungen,  folgert  Eötvös  w<  der,  sind  ihrer  Natur  nach  in 
direktem  Widerspruch  mit  den  Prinzipien  der  Gleichheil  und  Freiheit  und 
können  ihren  Zweck  nur  durch  eine  Auflösung  aller  jetzt  bestehenden 
Staaten  erreichen.*4  Eötvös,  l'eher  die  Gleichberechtigung  der  Nationen 
in  Oesterreich;  Pest,  1850  S.  19  u 


2.  Kapitel:  Die  ungarische  Idee  v.  d.  österr.  Gesamtmonarchie.       555 

und  dem  Bestehen  jedes  geordneten  Staates  jetzt  vorhanden  ist,  aul- 
gehoben werde."  *)  Zwar  sieht  Eötvös  ein,  daß  auch  der  Nationalis- 
mus —  er  meint  wenigstens  für  den  Augenblick  —  eine  unabwend- 
bare Tatsache  ist,  daß  daher  kein  Staat  bestehen  kann,  „in  welchem 
auf  das  Bestehen  nationeller  Gefühle  durchaus  keine  Rücksicht  ge- 
nommen worden  ist."  Würde  aber  Oesterreich  die  Nationalitäten- 
idee absolut  unbeachtet  lassen,  so  würde  dies  zwar  nicht  „die  Ver- 
nichtung eines  großen  Staates  an  der  Stelle,  welche  der  unsere  ein- 
nimmt, für  immer  zur  Folge  haben  —  denn  das  Bestehen 
eines  großen  Staates  in  diesem  Teile  Europas 
ist  eine  Notwendigkeit  .  .  .  .  wohl  aber  muß  ein 
solches  Verfahren  früher  oder  später  zur  Auf- 
lösung des  jetzt  bestehenden  österreichischen 
Staates  führe n."  Die  weitere  Aufgabe  ist  daher  nach 
Eötvös  ein  Kompromiß:  „eine  Vermittlung  zwischen  den  not- 
wendigen Bedingungen  eines  starken  einheitlichen  Staates 
und  den  Begriffen  nationaler  Berechtigung  zustande  zu  bringen. 
Auf  welche  Art  kann  dieses  geschehen?  Der  Begriff  der 
Nationalität  ist  in  Oesterreich  überall  —  ein  unbestimmter. 
Halb  auf  das  Ergebnis  der  Geschichte  gebaut,  und  der  territorialen 
Einteilung  des  Staates  folgend,  halb  auf  die  Verschiedenheit  der 
Sprache  begründet,  kann  Niemand  bestimmen,  welche  von  beiden 
Auffassungen  die  allgemeinere  ist,  welche  man  daher  mehr  zu  be- 
rücksichtigen hat,  höchstens  wenn  in  dieser  Hinsicht  so  viel  gesagt 
werden  kann,  daß  von  beiden  Richtungen,  in  welchen  sich  das 
Prinzip  der  Nationalität  äußert,  immer  jene  mehr  in  den  Vordergrund 
tritt,  welche  sich  für  den  Augenblick  am  meisten  bedroht  sieht." 

„Es  folgt  daraus,  daß  bei  der  Organisation  des  österreichischen 
Staates  beide  Richtungen  berücksichtigt  werden  müssen,  und  sowohl 
die  historischen  Rechte  der  einzelnen  Provinzen,  als  die  Ansprüche, 
die  im  Namen  sprachlicher  Verschiedenheit  erhoben  werden,  nur 
insofern  verletzt  werden  dürfen,  als  dieses  die  Einheit  des  Staates 
unumgänglich  erfordert.  Die  Aufgabe,  welche  mithin  in  der  öster- 
reichischen Monarchie  gelöst  werden  muß,  ist  eine  dreifache: 

die  Begründung  eines  starken  einheitlichen  Staates; 

die  Vermittlung  der  nationeilen,  auf  historisches  Recht  be- 
gründeten Ansprüche  der  einzelnen  Teile  der  Monarchie  mit  den 
Bedürfnissen  der  Einheit; 

die  Vermittlung  der  auf  die   Verschiedenheit  der  Sprache  be- 


*)  Ebendaselbst;  S.  120. 

*)  Eötvös,  Ueber  die  Gleichberechtigung  der  Nationalitäten  in  Oester- 
reich S.  122. 
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gründeten  Ansprüche  der  einzelnen  Nationalitäten  mit  dem  Prinzipe 
des  historischen  Rechtes  in  den  einzelnen  Teilen  und  mit  den  Er- 
fordernissen der  Einheit  in  der  Monarchie."  *) 

Diese  Leitsätze  werden  nun  von  Eötvös  näher  dahin  erörtert: 
1.  „Oesterreich  bedarf  vor  allem  der  Einheit,  es  bedarf  mithin  solcher 
Gewalten,  durch  welche  dieselbe  aufrechterhalten  wird."  Ohne  einen 
gemeinsamen  Reichstag  und  ein  gemeinsames  Ministerium  ist  keine 
Einheit  denkbar.  „Das  lockere  Band  einer  Föderation  kann  in  einem 
Staate,  der  zwischen  eine  sich  fast  notwendig  ausdehnende,  und  eine 
im  Verfall  begriffene  Macht  gestellt  ist,  und  der  daher  vor  allem 
stark  sein  muß,  nicht  genügen."  Es  bedarf  einer  einheitlichen  Ver- 
fassung, wie  sie  einem  Staate,  in  dem  es  nur  eine  wirklich  souve- 
räne Gewalt  geben  kann,  zukommt.  „Die  Souveränität  kann  nicht 
zerstückelt,  die  Angelegenheiten,  die  dem  ganzen  Staate  angehören, 
können  nicht  geteilt,  das  Recht,  die  Verwaltungsorgane  des  Gesamt- 
staates zur  Verantwortung  zu  ziehen,  kann  nicht  einzelnen  Provinzen 
gegeben  werden,  wenn  man  den  einheitlichen  Staat  nicht  vernichten, 
wenn  man  die  Monarchie  nicht  erst  in  Provinzen  zerreißen  will,  daß 
sie  später  in  Atome  zerfalle,  aus  denen  sie  entstanden  ist."  **) 

2.  Es  muß  das  Bedürfnis  der  staatlichen  Einheit  mit  den  auf 
historischem  Recht  begründeten  Ansprüchen  der  einzelnen  Provinzen 
in  Einklang  gebracht  werden.  Nicht  in  den  administrativen  In- 
stitutionen liegt  jedoch  die  Einheit  begründet,  sondern  darin,  daß  der 
Zentralgewalt  nichts  entzogen  sei,  dessen  der  Einheitsstaat  zu  seiner 
Erhaltung  bedarf.  Auf  der  anderen  Seite  darf  nichts  im  Namen  des 
historischen  Rechtes  der  Provinzen  in  Anspruch  genommen  werden, 
als  was  sie  wirklich  besessen  haben,  das  heißt  jenen  Kreis  freier 
Tätigkeit,  welchen  die  absolute  Regierung  vormärzlicher  Tage  den 
einzelnen  Provinzen  offen  ließ.  Dieser  Kreis  war  aber  selbst  in  den 
dem  Namen  nach  konstitutionellen  Ländern,  nämlich  in  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone,  nirgends  so  weit,  daß  er  die  durch  die 
absolute  Regierung  vertretene  Einheit  der  Monarchie  hätte  gefährden 
können.  Das  ohnedies  auf  die  direkten  Steuern  eingeschränkte  Be- 
willigungsrecht, welches  die  Stände  dieser  Länder  besaßen,  müsse 
jetzt  der  Gesamtheit  überlassen  werden,  werde  aber  durch  die  Teil- 
nahme an  dem  allgemeinen  Reichstag  und  die  verantwortliche 
Leitung  der  eigenen  Geschäfte  entschädigt.  „Alle  übrigen  Provinzen 
der  Monarchie,  die  bei  einer  neuen  Konstituierung  derselben  un- 
möglich eine  andere  Stellung,  als  die  vorgenannten  Kronländer  er- 

*)   Kbendaselbst  S.  123. 
*•)  Ebendaselbst  S.  123,  127. 
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halten  können,  würden  (luxen  Gewährung  dieser  Art  von  Selbständig- 
keit, welche  die  Einheit  der  Monarchie  nicht  stört,  mehr  erhalten,  als 
sie  seit  Jahrhunderten  besessen  haben.  Es  folgt  hieraus,  daß  die 
Vermittlung  der  historischen  Ansprüche  der  einzelnen  Provinzen  mit 
den  Bedürfnissen  eines  einheitlichen  Staates  in  Oesterreich  nur  so 
lange  nicht  möglich  ist,  als  jene,  die  für  die  Einheit  der  Monarchie 
tätig  sind,  mehr  als  diese  Einheit,  und  jene,  die  um  ihr  historisches 
Recht  ringen,  mehr  als  dieses  erreichen  wollen." 

„Oesterreich  bedarf  der  Einheit,  es  bedarf  mithin  solcher  Ge- 
walten, durch  welche  dieselbe  aufrecht  erhalten  wird.  Ohne  einen 
gemeinsamen  Reichstag  und  ein  gemeinsames  Ministerium,  welches 
alle  den  ganzen  Staat  betreffenden  Angelegenheiten  verwaltet,  wobei 
es  —  mit  sehr  wenigen  Ausnahmen  —  nur  von  seiner  Ernennung 
abhängige  Verwaltungsbeamte  gebrauchen  kann,  während  es  selbst 
dem  allgemeinen  Reichstage,  und  nur  diesem  verantwortlich  ist  — 
ohne  einen  allgemeinen  Reichstag  und  ein  solches  Reichsministerium 
ist  keine  Einheit  denkbar." 

„Es  gibt  Angelegenheiten,  welche  nur  den  Gesamtstaat  betreffen, 
wie  z.  B.  alles,  was  den  Regenten  und  seine  Familie,  die  Land-  und 
Seemacht,  den  Handel  und  alle  auswärtigen  Angelegenheiten  betrifft, 
und  in  Hinsicht  aller  dieser  Dinge  ist  der  Wirkungskreis  des  Gesamt- 
staates in  sich  klar.  In  Hinsicht  alles  übrigen,  wie  Finanzen,  Kom- 
munikationsmittel usw.,  läßt  sich  nur  der  Grundsatz  aufstellen,  daß 
alles  dasjenige,  was  den  ganzen  Staat  betrifft,  auch  nur  durch  die 
Organe  des  Gesamtstaates  geleitet  werden  kann."  *) 

3.  Ebenso  aber  muß  jede  Provinz  für  ihre  inneren  Angelegen- 
heiten und  lediglich  für  diese  eigene  und  nur  ihr  verantwortliche 
Verwaltungsbehörden  haben.  Tut  man  dies  nicht,  so  kommt  man  in 
unlösbare  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  Verantwortlichkeit  der 
Regierung  für  die  Administration.  Es  ist  unwesentlich,  ob  die  mit 
der  obersten  Leitung  der  Angelegenheiten  in  den  einzelnen  Pro- 
vinzen betrauten  Personen  „Minister"  genannt  werden;  das  Wesent- 
liche ist  nur  die  Trennung  der  inneren  Verwaltung  der  Provinz  von 
jener  des  Gesamtstaates,  und  diese  kann  nur  als  die  notwendige 
Folge  der  Provinzialverfassung  selbst  betrachtet  werden. 

4.  Innerhalb  der  Provinzen  muß  für  ein  freies  Kommunalleben 
gesorgt  sein.  „Denn  nur  insofern  ein  solches  besteht,  ist  es  bei  der 
vielfältigen  Mischung  verschiedener  Sprachen,  welche  wir  in  Oester- 
reich finden,  möglich,  auch  diese  Ansprüche  zu  befriedigen,  und  nur 
insofern  man  sie  befriedigt,  kann  man  sie  für  den  Staat  unschädlich 

•)  Ebendaselbst  S.  126. 
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machen.  Da  übrigens  die  Mischung  der  Sprachen  in  der  öster- 
reichischen Monarchie  in  einem  solchen  Maße  besteht,  daß  die  An- 
sprüche, welche  in  ihrem  Namen  auf  nationeile  Berechtigung  gemacht 
werden,  selbst  dann  noch  nicht  zu  befriedigen  sind,  wenn  man  jeder 
Kommune  jenen  Kreis  selbständiger  Entwicklung  gewährt  hat, 
welcher  mit  der  Einheit  des  Staates  vereinbar  ist;  ja  da  die  Herr- 
schaft der  Majorität  immer  in  dem  Maße  drückend  ist,  als  der  Kreis, 
auf  den  sie  dieselbe  ausübt,  ein  beschränkter  ist,  so  müssen  da,  wo 
Bewohner  verschiedener  Sprache  in  derselben  Kommune  vereinigt 
sind,  die  Rechte  der  Minorität  dadurch,  daß  man  ihnen  —  eben  in 
sprachlicher  Hinsicht  —  in  Schulen,  Vereinen  jede  mögliche  indi- 
viduelle Freiheit  gewährt,  gegen  die  Uebergriffe  der  Majorität  ge- 
schützt werden." 

Eötvös  weist  auf  den  Parallelismus  von  Religions-  und  Nationali- 
tätenkampf hin  und  meint,  die  konfessionellen  Kämpfe  seien  dadurch 
herbeigeführt  worden,  daß  man  nicht  den  Individuen,  sondern  den 
Konfessionen  als  ganzen  Rechte  zu  sichern  bemüht  war.  „Wo  die 
Gleichberechtigung  der  Individuen  durch  die  Verfassung  sicher- 
gestellt ist,  hat  die  Frage  der  Gleichberechtigung  aller  Nationalitäten 
ihre  praktische  Bedeutung  verloren.  Wo  jeder  dem  anderen,  zu 
welcher  Nation  er  auch  gehöre,  an  Rechten  gleich  ist,  kann  keine 
Nationalität  als  durch  den  Staat  bevorzugt  betrachtet  werden."  *) 

Durch  solche  Verfassungsorganisation,  hoffte  nun  Eötvös,  werde 
der  Nationalitätenkampf  zwar  nicht  zum  Aufhören  gebracht,  aber  für 
den  Gesamtstaat  ungefährlich  werden,  weil  er  auf  die  zahlreichen 
Kampfplätze  der  Komunen  und  Provinzen  übertragen  und  daher 
„weniger  heftig  sein  werde,  und  weil  die  nationale  Aufregung,  so- 
bald der  Druck  der  Zentralgewalt  aufhöre,  zwar  fortdauern  werde, 
aber  nicht  im  Gegensatz  gegen  den  Staat,  sondern  gegen  andere 
Nationalitäten."  **) 

Die  Einheit  der  Monarchie  einerseits,  die  Tatsache  des  Nationali- 
tätengefühls anderseits  sind  die  beiden  festen  Punkte,  von  denen  aus 
Eötvös  seine  Gedanken  entwickelt.  Die  Einheit  aber  erfaßt  er  vor 
allem  unter  dem  Gesichtspunkte  historischer  Betrachtung;  die  Einheit 
Oesterreichs  ist  kein  Begriff,  sondern  eine  geschichtlich  erwachsene 
Tatsache.    Sie    ist    ausschließlich    durch    die    Krone    repräsentiert. 

•)  Ebendaselbst  S.  129,  131.  Daß  Eötvös  hier  als  Bekenner  zum  klassi- 
schen Optimismus  der  liberalen  Doktrin  von  der  segensreichen  Wirkung 
der  verfassungsmäßig  geschützton  Rechte  des  Individuums  in  Widerspruch 
geriet  mit  seiner  an  anderer  Stelle  niedergelegten  tiefen  Einsicht  in  die 
Psychologie  des  modernen  Nationalitätenkampfes,  sei  hier  nur  beiläufig 
bemerkt. 

••)  Eötvös  weist  auch  hier  auf  einen  Vergleich  der  Nationalitätenkämpfe 
mit  den  religiösen  Kämpfen  hin. 
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„Der  Begriff  eines  einheitlichen  Staates  lag  den  Völkern  nur  insofern 
nahe,  als  er  in  Oesterreich  als  natürliche  Folge  des  monarchischen 
Prinzipes  erschien.  In  sich  hat  dieser  Begriff  in  der  Ueberzeugung 
des  Volkes  nirgends  Wurzeln  geschlagen,  und  wenn  nach  langem 
Kampfe  alle  separatistischen  Tendenzen  und  Prinzipe  der  Einheit 
endlich  weichen  mußten,  so  ist  es  rein  die  Macht  des  monarchischen 
Prinzipes,  welcher  dieses  Resultat  zuzuschreiben  ist.  Nicht  der  Be- 
griff der  Einheit  hat  die  Monarchie,  sondern  der  der  Monarchie  hat 
die  Einheit  in  Oesterreich  gerettet."  *) 

Eötvös  deutet  nun  darauf  hin,  daß  diese  Einheit  der  Monarchie 
als  solche  bei  den  verschiedenen  Völkern,  die  sie  umfaßt,  keinen  un- 
mittelbaren Gefühlswert  vorstellen:  das,  was  man  unter  „Vaterland" 
verstehe,  falle  für  die  Massen  überall  in  Oesterreich  mit  der  Provinz, 
dem  Kronlande,  zusammen.  „Der  österreichische  Patriotismus,  — 
die  Vaterlandsliebe  zur  ganzen  Monarchie  findet  sich  bei  Staats- 
männern, bei  der  Armee,  bei  einem  Teile  der  gebildeten  Klassen, 
sie  wird  sich  verbreiten  mit  der  Ueberzeugung,  daß  das  öster- 
reichische Staatsbürgertum  gleichbedeutend  mit  dem  Begriffe  kon- 
stitutioneller Freiheit  ist,  sie  wird  endlich,  wenn  das  neue  einheit- 
liche Oesterreich  einmal  eine  Geschichte  hat,  alle  Klassen  durch- 
dringen, und  jene  Gefühle,  mit  welchem  der  Einzelne  jetzt  an  seiner 
Provinz  hängt,  in  den  Hintergrund  drängen;  doch  für  den  Augenblick 
ist  ein  solcher  Patriotismus  beim  Volke  nicht  zu  finden."  Daraus 
folgert  Eötvös,  daß  man  von  dem  Gedanken,  die  von  der  Regierung 
feierlich  verkündete  Gleichstellung  der  Nationalitäten  bis  zur  Auf- 
teilung der  Kronländer  in  sprachliche  Einheiten  durchzuführen,  nicht 
erwarten  dürfe,  daß  auf  solche  Weise  künstlich  ein  Gesamt- 
patriotismus geschaffen  werden  könne:  „Wie  man  sich  also  auch 
bemühen  mag,  den  provinziellen  Patriotismus  dadurch  zu  zerstören, 
daß  man  durch  eine  neue  Verteilung  der  Provinzen  ihm  seinen 
Gegenstand  raubt,  so  wird  die  Liebe  zu  Tirol,  Steier- 
mark oder  Ungarn  vermutlich  die  Existenz  dieser 
Provinzen  überleben,  und  keiner,  der  sein  Vater- 
land bis  jetzt  geliebt,  wird  es  sich  anders  denken, 
als    es   früher    war.**)     Die    Geschichte    und   die    Gegenwart 

*)  Ebendaselbst  S.  61. 
**)  Wie  richtig  Joseph  von  Eötvös  hier  vorausgesehen  hat,  zeigt  die 
Haltung  der  ehemaligen  deutschen  Erbländer  gegenüber  dem  beim  Zu- 
sammenbruch des  habsburgischen  Reiches  im  November  1918  gebildeten 
deutschösterreichischen  Einheitsstaates.  Die  immer  stärker  hervortretende 
föderalistische  Strömung  in  Tirol,  Stermark,  Oberösterreich  usw.  legt  nach- 
drücklich Zeugnis  dafür  ab,  daß  der  alte  österreichische  Einheitsgedanke 
durchaus  auf  dem  dynastischen  Moment  beruhte. 
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zeigen  uns,  daß  es  nicht  der  diplomatischen  Anerkennung  und  eines 
offiziellen  Titels  bedarf,  damit  ein  Land  durch  seine  Einwohner 
glühend  geliebt  werde.  Es  liegt  in  der  Natur  des  Menschen,  daß 
er  da,  wo  er  eine  Vergangenheit  gesehen,  immer  noch  auf  eine 
Zukunft  hoffe,  und  die  Hoffnungen  der  Vaterlandsliebe  können  nur 
mit  ihren  Erinnerungen  verschwinden;  denn  wo  wir  geliebt, 
da  glauben  wir  an  eine  Unsterblichkei  t."  *)  Selbst 
wenn  man  den  Oesterreichern  die  Vaterlandsliebe  in  ihrem  geschicht- 
lichen Sinne  als  Gefühl  für  die  Heimatprovinz  nehmen  könnte, 
würden  sie  sich  nicht  für  den  Begriff  der  Einheit  begeistern,  sondern 
für  den  Begriff  ihrer  besonderen  Nationalität.  Da  aber  mit  Aus- 
nahme der  Magyaren  alle  österreichischen  Völker  als  Nationen  über 
die  Grenzen  hinausreichen,  so  würde  damit  das  Problem  des 
Nationalstaates  für  den  größten  Teil  Euronas  aufgerollt  und  im 
günstigsten  Falle  an  Stelle  des  alten  Oesterreich  ein  völlig  neues 
staatliches  Gebilde  treten,  dessen  Voraussetzung  die  Auflösung 
vielhundertjähriger  historischer  und  kultureller  Traditionen  und  Ein- 
richtungen wäre.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ergibt  sich  für 
Eötvös  als  notwendige  Folge,  daß  das  nationale  Prinzip  in  Oester- 
reich nur  im  Wege  eines  Kompromisses  ebenso  mit  der  ungestörten 
Einheit  der  Monarchie  wie  mit  der  Forterhaltung  seiner  geschichtlich 
selbständigen  Teile,  der  Kronländer,  durchgeführt  werden  könne. 
Dieser  Grundgedanke  Eötvös'  tritt  nun  in  seiner  schon  genann- 
ten späteren  Schrift  abermals  mit  aller  Kraft  hervor.  In  dieser 
bildet  nicht  die  staatsphilosophische  Untersuchung  des  Begriffes  und 
der  Folgewirkung  des  Nationalprinzipes  den  Ausgangspunkt,  sondern 
das  Problem  der  Stellung  Ungarns  zum  Gesamtstaat:  ein  Problem, 
das  zwar  naturgemäß  auch  in  der  1851  publizierten  Schrift  im 
Grunde  genommen  eigentlich  das  ganze  Denken  des  Verfassers  be- 
herrscht, dessen  konkrete  Behandlung  aber  in  dieser  geflissentlich 
vermieden  wird.  Wieder  stellt  Eötvös  die  Einheit  der  Monarchie  in 
den  Vordergrund.  **)  Diese  habe,  sagt  er,  längst  bestanden,  ehe  man 
daran  gedacht  hat,  daß  Einheit  nur  in  völliger  Zentralisation  der 
Regierung  und  Verwaltung  gelegen  sei.  Das  dreihundertjährige  Zu- 
sammenleben habe  auch  ienen  Ländern,  die  eine  stolze,  selbständige 
National-  und  Staatsgeschichte  haben,  wie  Böhmen  und  Ungarn,  ein 
gemeinsames,  allgemeines  österreichisches  Bewußtsein  gegeben.  Die 
Kämpfe  unter  Maria  Theresia  und  Napoleon  beweisen,  daß  dieses 
über  die  in  den  Armeen  verkörperten  materiellen  Mittel  des  Ein- 

•)  Ebendaselbst  S.  110  If. 
**)  Vgl.  für  riaa  folgende:   Die  Garantien  der  Macht  und  Einheit  Oester- 
rcichs;  Leipzig  1859.     S.  25—37. 
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heitsstaates  längst  hinausgewachsen  war.  Diese  Einheit  sei  deshalb 
jetzt  sichergestellt,  gleichviel  ob  Absolutismus  oder  Konstitutionalis- 
inus  die  Grundlage  der  Regierung  bilde.  Mag  auch  die  Poesie  der 
einzelnen  Völker  Oesterreichs,  die  eine  eigene  Geschichte  haben, 
sich  den  Epochen  ihrer  einstmaligen  Unabhängigkeit  zuwenden,  so 
wirken  die  realen  Verhältnisse  in  allen  Provinzen  durchweg  in  der 
Richtung  der  Einheit.  „Die  Bedingungen  der  Einheit  sind  aber  noch 
nicht  die  Einheit  selbst,  und  die  Erfahrung,  daß  der  Staat  eben  in  den 
schwersten  Augenblicken  (im  Jahre  1848)  den  ihm  drohenden  Ge- 
fahren trotz  der  Mängel  seiner  Organisation  widerstanden  habe,  darf 
jene  Schwierigkeit  nicht  vergessen  lassen,  die  denselben  in  gewöhn- 
lichen Zeiten  in  der  Entwicklung  seiner  Kräfte  gestört  haben." 
Zweifellos  bedarf  der  Staat  zur  Lösung  seiner  Aufgaben  einer  ge- 
wissen Zentralisation;  es  ist  klar,  daß  die  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, die  des  Krieges,  des  Handels  und  der  Finanzen,  nicht  von 
zwei  Ministern  oder  zwei  Gesetzgebungen  besorgt  werden  können. 
Vor  allem  aber  dürfe  nicht  „jener  Dualismus  wieder  ein- 
geführt werden,  welcher  auch  früher  nur  dadurch 
möglich  war,  weil  das  Streben  nach  konstitutio- 
nellen Einrichtungen  in  einem  Teile  der  Mon- 
archie noch  nicht  erwacht  war  und  Ungarn  die  ihm  durch 
die  Verfassung  gegebenen  Rechte  nur  in  einem  sehr  beschränkten 
Maße  ausübte. 

Natürlich  entscheidet  sich  Eötvös  bei  der  sodann  aufgestellten 
Frage,  ob  Absolutismus  oder  Konstitutionalismus  für  den  letzteren 
als  Grundlage  der  Zukunft  des  Staates:  Oesterreich  als  Gesamtstaat 
bedarf  einer  Verfassung;  diese  sei  die  beste  Garantie  der  Staats- 
einheit. „Wer  sich  nicht  selber  täuschen  will,  muß  zugeben,  daß  in 
den  verschiedenen  Teilen  der  Monarchie  nicht  jenes  Bewußtsein  der 
Einheit  zu  finden  sei,  wie  es  sich  bei  Völkern  erwarten  ließe,  die 
zum  großen  Teil  seit  drei  Jahrhunderten  demselben  Staate  angehören. 
So  fest  das  Band  sein  mag,  welches  jede  der  Provinzen  an  die 
Dynastie  kettet,  so  sind  doch  die  Beziehungen  zwischen  den  ver- 
schiedenen Kronländern  niemals  innig  gewesen,  ja  es  ist  nicht  zu 
leugnen,  daß  besonders  seit  dem  Jahre  1848  infolge  der  damals  ein- 
getretenen Ereignisse  und  jener  Maßregeln,  welche  ihnen  gefolgt 
sind,  zwischen  den  verschiedenen  Teilen  der  Monarchie  eine  gewisse 
Bitterkeit,  ja  ein  fast  feindlicher  Gegensatz  entstanden  ist."  *) 
„Jener  Grad  von  Einheit,  welche  die  Monarchie  vor  1848  besaß, 
genügt  gegenwärtig  nicht  mehr.  Wenn  nun  diese  Ansicht,  von  der 
alle  Staatsmänner  Oesterreichs  seit  dem  Jahre  1848  ausgegangen, 

*)  Ebendaselbst;  S.  51. 
Redlich.    I.  36 
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die  richtige  ist,  darf  man  sich  da  wohl  verhehlen,  daß  überall,  wo 
verschiedene  Völker  bloß  durch  die  absolute  Gewalt  ihres  Herrschers 
zu  einem  Staate  verbunden  sind,  das  Verhältnis  zwischen  denselben 
immer  nur  eine  Personalunion  bleiben  muß?  Oder  glaubt  man  viel- 
leicht, die  Einheit  des  Staates  hänge  bloß  von  der  Einheit  seiner 
Administration  ab?  Ich  gebe  zu,  daß  die  administrative  Einheit,  in 
einem  Staate  wie  Oesterreich  plötzlich  eingeführt,  für  einige  Zeit 
eine  gewisse  Annäherung  zwischen  den  verschiedenen  Teilen  des 
Staates  erzeugen  könne.  In  dem  Maße,  als  jeder  derselben  gegen 
die  zentrale  Staatsverwaltung  in  Opposition  tritt,  werden  die  Gegen- 
sätze zwischen  denselben  kleiner  werden.  Weiter  geht  aber  der 
Einfluß  einer  gemeinsamen  Administration  gewiß  nicht,  und  je  mehr 
dieselbe  zentralisiert  ist,  d.  h.  je  mehr  diejenigen,  die  daran  teil- 
nehmen, einen  eigenen  Beamtenstand  bilden,  dessen  Interessen  von 
jenen  der  übrigen  Staatsangehörigen  verschieden  sind,  desto  weniger 
kann  sie  als  Mittel  der  Vereinigung  betrachtet  werden."  .... 
„Glaubt  man  daher,  daß  das  Band  der  Personalunion  für  Oesterreich 
im  gegenwärtigen  Augenblick  nicht  mehr  genüge,  und  daß  die  Mon- 
archie, wenn  sie  ihre  Aufgabe  lösen  soll,  der  Kraft  und  Einigkeit 
all'  ihrer  Völker  bedürfe,  so  muß  man  auf  andere  Mittel  der  Ver- 
einigung denken,  und  ich  kenne  kein  anderes,  als  daß  man  allen 
Völkern,  die  der  Monarchie  angehören,  einen  Kreis  der  Tätigkeit 
eröffnet,  der  allen  gemeinsam  ist;  denn  es  gibt  nichts,  wodurch  sich 
Männer  und  Völker  näher  gebracht  werden,  als  ein  gemeinsames 
Handeln,  weil  sie  sich  nur  dadurch  gegenseitig  kennen  und  schätzen 
lernen."  *)  Gerade  die  Monarchie  sei  aber  für  die  konstitutionelle 
Regierungsform  besonders  geeignet,  und  diese  bedürfe  eines  König- 
tums, das  auf  unerschütterlicher  Grundlage  ruht.  Dies  sei  aber  in 
Oesterreich  deshalb  ganz  besonders  der  Fall,  weil  die  österreichische 
Dynastie  mit  dem  historischen  Rechte  der  einzelnen  Kronländer  un- 
löslich verbunden  ist: -„Das  Verhältnis,  in  welchem  die  einzelnen 
Teile  der  Monarchie  zu  ihrem  Herrscher  stehen,  ist  nicht  durch  das 
Verhältnis,  in  welchem  sich  dieser  zum  Gesamtstaate  befindet,  be- 
dingt, es  ist  ein  besonderes,  ein  von  diesem  unabhängiges,  welches 
daher  auch  durch  die  Dekrete  einer  konstituierenden  Versammlung 
des  Gesamtstaates  nicht  modifiziert  oder  aufgehoben  werden  könnte." 
Dies  gilt  nicht  nur  von  Ungarn,  sondern  ebenso  von  allen  anderen 
Kronländern  der  Monarchie.  **) 

Auf  diese  Erkenntnis  von  der  besonderen  staatsbildenden  Kraft 
des  monarchischen  Gedankens  in  Oesterreich  als  der  Verkörperung 

•)  Ebendaselbst;  S.  52/53. 
*•)    Ebendaselbst;  S.  58. 
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der  historischen  Selbständigkeit  der  Kronländer  baut  nun  Eötvös 
seine  Untersuchung  auf  über  die  Bedingungen  für  die  zweckmäßige 
Verfassung  der  Monarchie;  „weil  der  österreichische  Staat  ein  Er- 
gebnis der  Geschichte  ist  und  nicht  durch  den  Begriff  der  Einheit  des 
Staates,  sondern  durch  jene  Macht  zusammengehalten  wird,  welche 
das  monarchische  Prinzip  in  den  einzelnen  Provinzen  besitzt,  und 
weil  diese  Macht  des  monarchischen  Prinzipes  mit  der  Achtung  vor 
dem  historischen  Recht  zusammenhängt,  ist  jede  Einrichtung  un- 
passend, wodurch  man  das  Aufgehen  der  einzelnen  Teile  der  Mon- 
archie im  Ganzen  nicht  bloß  vorbereiten,  sondern  mit  Hintansetzung 
des  historischen  Rechtes  plötzlich  erzwingen  will."  *) 

Wir  sehen  also,  wie  Eötvös  seine,  wie  wir  heute  sagen  würden, 
durchaus  föderalistische  Auffassung  des  österreichischen  Reichs- 
problems in  sehr  geistreicher  Weise  unmittelbar  mit  der  historischen 
Rechtsstellung  der  Dynastie  und  der  Eigenart  der  monarchischen  In- 
stitutionen in  Oesterreich  verknüpft.  Aus  dieser  Wurzel  zieht  das 
Bewußtsein  „provinzieller  Individualität"  immer  wieder  neue  Kraft 
und  wird  überdies,  weil  man  es  vom  dynastischen  Standpunkte  für 
nützlich  hält,  durch  besondere  Institutionen,  wie  Krönung  und  Huldi- 
gung in  den  einzelnen  Kronländern,  usw.  befestigt.  Naturgemäß  er- 
gibt sich  aus  der  gleichmäßigen  Wertstellung  allen  historischen 
Rechtes  auch  die  Forderung,  daß  in  der  österreichischen  Verfassung 
alle  Kronländer  gleichberechtigt  sein  müssen.  Hält  man 
aber  damit  die  Tatsache  zusammen,  daß  Oesterreich  ein  Nationali- 
tätenstaat ist,  so  ergibt  sich  die  weitere  Forderung,  daß  die  Ver- 
fassung ebenso  wie  auf  das  Bewußtsein  provinzieller  Individualität, 
auch  auf  das  Nationalgefühl  Rücksicht  nehmen  muß.  Es  ergibt  sich 
also,  daß,  „indem  alles  historische  Recht  in  Oesterreich  mit  dem 
Bestehen  der  einzelnen  Kronländer  zusammenhängt  und  indem  kein 
Teil  der  Monarchie  zu  finden  ist,  in  dem  uns  nicht  das  Streben  nach 
nationeller  Entwicklung  entgegentritt,  nur  solche  Einrichtungen  für 
Oesterreich  passen,  bei  welchen  man  sowohl  auf  die  provinzielle 
Gliederung  des  Staates  als  auch  auf  das  Streben  aller  Völker,  ihre 
eigene  Nationalität  geltend  zu  machen,  Rücksicht  genommen  hat."  **) 

Die  Ereignisse  des  Jahres  1848  bestärken  diese  Auffassung, 
denn  das  Prinzip  der  Nationalität  hat  auf  den  Gang  der  Revolution 
einen  größeren  Einfluß  ausgeübt  als  die  politische  Idee  der  Gleich- 
heit und  staatlichen  Freiheit  der  Individuen.  Diese  Erfahrungen 
lehren  aber  auch,  daß  der  eigentliche  Begriff  der  Nationalität  nicht 
der  der  sprachlichen,  sondern  vielmehr  der  der  historischen  Natio- 

*)  Ebendaselbst;  S.  61,  62. 
**)  Ebendaselbst;  S.  64. 
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nalität  ist.  Dieser  Begriff  ist  daher  „ganz  als  ein  Produkt  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  zu  betrachten;  er  ist  mit  jenem  der 
provinziellen  Besonderheit  aufs  innigste  verbunden,  ja  identisch, 
so  daß  sich  vielleicht  keine  bessere  Definition  des  Gefühls  der 
Nationalität  in  Oesterreich  geben  läßt,  als  wenn  man  sagt,  es  sei 
jene  Liebe,  mit  welcher  die  Bewohner  der  Monarchie  an  dem  ein- 
zelnen Teile  derselben  hangen,  welchen  jeder  von  ihnen  als  sein 
spezielles  Vaterland  betrachtet." 

Somit  gelangt  Eötvös  zu  dem  Schluß:  „Das  Streben  nach  natio- 
neller  Berechtigung  in  diesem  Sinne  ist  nichts  anderes  als  das 
Streben  nach  provinzieller  Autonomie;  die  Frage,  ob  das  Streben 
der  einzelnen  Völker  nach  nationeller  Berechtigung  mit  der  Einheit 
und  Macht  des  österreichischen  Staates  im  Gegensatz  stehe,  ist 
daher  in  ihrer  praktischen  Bedeutung  ganz  identisch  mit  jener,  ob 
das  Bestehen  der  einzelnen  Provinzen  in  ihren  durch  die  Geschichte 
bestimmten  Grenzen  und  mit  einem  bedeutenden  Maße  der  Auto- 
nomie in  ihrer  inneren  Verwaltung  mit  der  Einheit  des  Staates  un- 
vereinbar sei."  *) 

Dieses  Streben  nach  provinzieller  Autonomie  ist  keine  Gefahr 
für  den  Bestand  des  österreichischen  Gesamtstaates.  Es  ist  richtig, 
daß  der  österreichische  Staat  seine  Einheit  dem  dynastischen  und 
monarchischen  Prinzip  verdankt:  aber  nichts  wäre  irriger,  als  zu 
verlangen,  daß  „der  Kreis,  den  man  nominell  dem  Monarchen,  aber 
eigentlich  der  Regierung  des  Staates  angewiesen  hat,  ein  möglichst 
weiter  sei".  Die  Macht  jedes  Monarchen  beruht  auf  dem  Le^itinü- 
tätsprinzip,  also  streng  auf  der  Rechtsgrundlage,  auf  der  sie  beruht. 
Dieses  aber  ist  in  Oesterreich  unlöslich  mit  den  einzelnen  König- 
reichen und  Ländern  verknüpft:  „Oesterreich  ist  eins,  weil  die 
verschiedenen  Teile  der  Monarchie  alle  monarchisch  sind  und  weil 
in  allen  das  legitime  Recht  dieselbe  Person  als  Herrscher  be- 
zeichnet. In  anderen  Staaten  ist  die  Macht,  welche  der  Monarch 
auf  die  einzelnen  Teile  des  Staates  ausübt,  die  Folge  der  Einheit 
des  Staates;  bei  uns  ist  die  Einheit  des  Staates  eine  Folge  des 
legitimen  Rechtes,  welches  die  Dynastie  auf  alle  Teile  der  Monarchie 
besitzt."**)  Somit  ergibt  sich,  wie  Eötvös  ausführt,  der  zwingende 
Schluß:  die  österreichische  Verfassung,  die  der  Eigenart  Oester- 
reichs  entspricht  und  darum  allein  zweckmäßig  ist,  kann  nur  die- 
jenige sein  durch  welche  das  historische  Recht  mög- 
lichst gewahrt  wird.  Daraus  folgt,  daß  „die  admini- 
strative   Autonomie    der    einzelnen   Provinzen    ein    ebenso 

l.endaselbst;  S.  85. 
••)  Kben.laselbst;  S.  90  ff. 
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notwendiges  Element  jeder  Verfassung  des  österreichischen  Staates 
ausmache  als  jene  Institutionen,  durch  welche  die  Einheit  in  Hin- 
sicht jener  Dinge,  welche  den  ganzen  Staat  betreffen,  gesichert 
wird.  Ja  diese  Autonomie  ist  zugleich  eine  der  Hauptgarantien  der 
Einheit,  weil  sie  eine  notwendige  Folge  des  historischen  Rechtes 
ist,  worauf  das  monarchische  Prinzip  und  durch  dasselbe  die  Ein- 
heit des  Staates  beruht."  *) 

Eötvös  säumt  nun  nicht,  in  der  treffenden  Erkenntnis,  daß  erst 
die  Organisation  der  Verwaltung  das  richtige  Bild 
einer  Verfassung  geben  könne,  die  von  ihm  gewonnenen  großen 
Grundprinzipien  der  für  Oesterreich  allein  zweckmäßigen  Ver- 
fassung auf  die  Verwaltungsfragen  anzuwenden.  Er  entwirft  in 
den  Hauptumrissen  folgenden  Grundplan  des  konstitutionellen  Ein- 
heitsstaates Oesterreich :  **) 

„1.  Jener  Einfluß,  der  dem  Monarchen  auf  die  Gesetzgebung  konsti- 
tutioneller Staaten  zukommt,  ist  in  der  österreichischen  Monarchie  ein  Attri- 
but des  Kaisers.  Demselben  steht  daher  sowohl  in  Hinsicht  der  Gesetz- 
gebung des  Gesamtstaates  als  jener  der  einzelnen  Kronländer  das  aus- 
schließliche Recht  zu,  dieselben  zu  berufen  und  aufzulösen,  einzelne  Gesetze 
vorzuschlagen  und  jedes  Gesetz  zu  sanktionieren  oder  zu  verwerfen.  Ebenso 
steht  auch  die  vollziehende  Gewalt  ausschließlich  dem  Kaiser  zu,  der  sie, 
im  Gesamtstaat  durch  verantwortliche  Minister,  in  den  einzelnen  Kron- 
ländern durch  Staatssekretäre  —  denn  so  könnten  die  an  der  Spitze  der 
Verwaltung  der  einzelnen  Kronländer  stehenden  Beamten  genannt  werden  — 
ausüben  läßt  und  alle  Organe  der  vollziehenden  Gewalt  zu  ernennen  hat. 

2  Die  Leitung  all*  jener  Angelegenheiten,  welche  dem  ganzen  Staate 
gemeinsam  sind,  mithin  die  Leitung  all'  desjenigen,  was  sich  auf  die  Kriegs- 
macht, die  Finanzen  des  Gesamtstaates,  die  auswärtigen  Angelegenheiten 
und  den  Handel  bezieht,  ist  besonderen  Ministem  übertragen,  die  sich 
der  in  den  einzelnen  Kronländern  bestehenden  Behörden  und  Korporationen 
bedienen  können,  aber  nur  dem  Kaiser  und  dem  Reichstage  des  Gesamt- 
staates verantwortlich  sind. 


*)  Eötvös  verhehlt  keineswegs,  daß,  wie  seine  ganzen  Betrachtungen 
vom  ungarischen  Standpunkt  aus  angelegt  sind,  auch  diese  entscheidende 
Schlußfolgerung  vor  allem  die  Einordnung  Ungarns  in  die  von  Eötvös  als 
notwendig  erkannte  Einheit  der  Monarchie  zum  Zweck  hat.  Aber  er  ver- 
weist nachdrücklich  darauf,  daß  bei  der  Beantwortung  der  Frage,  welcher 
Verfassung  der  österreichische  Staat  bedarf,  man  zu  demselben  Ergebnis 
gelange,  ob  man  auf  Ungarn  Rücksicht  nehme  oder  davon  abstrahiere. 
.,Auch  wenn  wir  uns  Oesterreich  ohne  Ungarn  denken,  so  würde  dieser 
Staat,  der  außer  den  deutschen  Erblanden  die  Länder  der  böhmischen 
Krone,  Galizien  und  einige  italienische  und  südslavische  Provinzen  in  sich 
vereinigt,  einer  Verfassung  bedürfen,  wobei  man  auf  die  historischen  Rechte 
der  einzelnen  Teile  und  ihre  wesentliche  Verschiedenheit  Rücksicht  nehmen 
müßte;  eben  dieses  ist  es,  was  uns  von  der  Notwendigkeit  provinzieller 
Autonomie  überzeugen  muß."  Die  Garantien  der  Macht  und  Ein- 
heit 0  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h  s.  S.  92.  Mit  diesen  und  ähnlichen  Gedankengängen 
6chlug  Eötvös  die  Brücke,  mit  deren  Hilfe  die  böhmischen  Feudalen  unter 
Führung  der  Grafen  Clam  und  Leo  Thun  den  Weg  zu  den  altkonservativen 
und  gemäßigt  liberalen  Magnaten  Ungarns  bequem  nehmen  konnten. 
**)  Die  Garantien  der  Macht  und  Einheit  Oesterreichs,  S.  94  ff. 
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3.  Die  Leitung  aller  Angelegenheiten  der  einzelnen  Kronländer,  mithin 
die  Leitung  desjenigen,  was  in  den  Rayon  des  Ministeriums  des  Innern 
gehört,  der  Justiz,  des  öffentlichen  Unterrichtes  und  Kirchenwesens,  der 
öffentlichen  Arbeiten  und  Finanzen  des  Kronlandes,  ist  in  jedem  Kronlande 
einer  besonderen  Landesregierung  übertragen,  welche  aus  einem  Kanzler 
und  für  die  einzelnen  Zweige  der  Verwaltung  aus  Staatssekretären  besteht 
Die  Kanzler  der  einzelnen  Kronländer  nehmen  als  Staatsminister  zugleich 
an  der  Regierung  des  Gesamtstaates  teil.  Sie  haben  die  Interessen  des 
Reiches  im  einzelnen  Kronlande  zu  vertreten. 

4.  Die  Grenzen  der  einzelnen  Kronländer  sind  die  durch  die  Geschichte 
bestimmten.  Da  es  übrigens  wünschenswert  ist,  daß  die  Zahl  derselben 
nicht  zu  sehr  vermehrt  und  das  Mißverhältnis,  welches  zwischen  einzelnen 
Kronländern  in  Hinsicht  der  Größe  besteht,  möglichst  ausgeglichen  werde, 
so  können  Provinzen,  welche  ihrer  Geschichte  nach  als  integrierende  Teile 
einer  Krone  zu  betrachten  sind  (wie  z.  B.  Böhmen,  Mähren,  Schlesien),  ver- 
einigt werden;  auch  steht  es  den  einzelnen  kleineren  Kronländern  zu,  sich 
mit  anderen  zu  vereinigen. 

Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  einer  nach  diesen  Grundsätzen 
eingerichteten  Verwaltung  der  österreichischen  Monarchie  und  jener  anderer 
konstitutioneller  Staaten  ist  vor  allem  in  der  ganz  eigentümlichen  Stellung 
zu  suchen,  welche  sowohl  der  Monarch  als  auch  die  Regierung  einnehmen 
würden. 

Da,  wenn  man  den  einzelnen  Kronländern  ein  bedeutendes  Maß  der 
Autonomie  einräumt,  jenes  Band,  welches  die  Verwaltung  des  ganzen  Staates 
zusammenhält,  nicht  in  dem  Einfluß  der  Regierung  auf  die  Leitung  aller 
Angelegenheiten,  sondern  nur  in  jener  Macht  gesucht  werden  könnte,  welche 
dem  Kaiser  sowohl  auf  die  Verwaltung  des  Gesamtstaates  als  auch  auf  jene 
aller  Kronländer  vorbehalten  ist:  so  müßten  die  Macht  und  der  Einfluß 
der  Minister  notwendig  kleiner,  jene  des  Kaisers  um  vieles  größer  sein, 
als  dieses  in  anderen,  nach  der  Französischen  Revolution  eingerichteten 
Staaten  der  Fall  ist.  Dieses  ist  übrigens  eine  notwendige  Folge  der 
eigentümlichen  Lage  Oesterreichs,  wonach  die  Einheit  des  Staates  nicht 
auf  Volksverträgen,  oder  den  Dekreten  einer  gemeinsamen  Gesetzgebung 
beruht,  sondern  auf  dem  legitimen  Rechte,  welches  die  Dynastie  auf  die 
einzelnen  Teile  des  Staates  besitzt,  und  ich  glaube,  daß  diese  Vermehrung 
der  königlichen  Gewalt  nicht  nur  im  Interesse  der  Einheit  des  Staates 
notwendig,  sondern  auch  für  die  bürgerliche  Freiheit  ganz  gefahrlos  ist, 
nach  lern  ja  eben  dadurch,  daß  man  die  Verwaltung  der  meisten  Angelegen- 
heiten  den  Regierungen  der  einzelnen  Kronländer  überträgt,  die  Respons- 
abilität,  welche  in  zentralisierten  Staaten  mit  Ausnahme  der  allerwichtigsten 
Gegenstände  bloß  eine  illusorische  ist,  zu  einer  praktisch  nützlichen 
Garantie  der  ei  nzelnen  Staatsbürger  werden  müßte." 

Aber  damit  ist  der  Gedanke  der  historisch  fundierten  Auto- 
nomie der  Kronländer,  wie  ihn  Eötvös  versteht,  noch  nicht  vollendet. 
Er  führt  weiter  aus: 

„Wenn  man  nun  den  einzelnen  Kronländern  in  Hinsicht  ihrer  einzelnen 
Angelegenheiten  auch  die  vollste  Autonomie  einräumt,  so  wäre  dadurch 
nur  sehr  wenig  gewonnen,  wenn  man  denselben  Grundsatz  nicht  auch  auf 
die  zwischen  der  Provinz  und  den  einzelnen  Teilen  derselben  vorkommen* 
den  Beziehungen  anwenden  wollte,  da  all  jene  Schwierigkeiten,  welche 
dem  System  strenger  Zentralisation  in  der  Verwaltung  des  Gesamtotaates 
entgegentreten,  sich  dann  im  Kreise  der  einzelnen  Provinzen  äußern  mOßten. 
Obwohl  das  Prinzip  der  Nationalität  im  Jahre  1848  mehr  in  seiner  histori- 
schen als  in  seiner  sprachlichen  Bedeutung  in  den  Vordergrund  getreten 
lat,  und  obwohl  dasjenige,  was  man  im  Namen  dieses  Prinzip!  von  Oester- 
reich  fordert,  auch  jetzt  hauptsächlich  in  der  Anerkennung  gewister  histo- 
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rischer  Rechte  besteht,  so  kann  doch  nicht  geleugnet  werden,  daß  dieses 
Prinzip  auch  in  seiner  anderen  Bedeutung  einen  bemerkbaren  Einfluß  auf 
alle  unsere  Verhältnisse  ausübt,  welcher  in  dem  Maße  zunehmen  würde, 
als  man  die  im  Namen  des  historischen  Rechtes  gemachten  Ansprüche 
befriedigt  hat.  Im  Verlaufe  der  Revolution  hat  weder  die  Idee  der  Einheit 
Deutschlands,  noch  jene  des  Panslavismus  den  Gang  der  Ereignisse  be- 
stimmt, und  auch  jetzt  sind  diese  Ideen  und  überhaupt  alle  rein  sprach- 
lichen Bestrebungen  in  der  österreichischen  Monarchie  von  geringerer  Be- 
deutung, was  schon  daraus  klar  wird,  daß  seit  dem  Jahre  1849  der  Sprachen- 
kampf zwischen  den  nichtdeutschen  Idiomen  sozusagen  aufgehört  und  in 
eine  allgemeine  Reaktion  aller  gegen  die  Suprematie  der  Regierungssprache 
eich  umgestaltet  hat.  Die  Ursache  dieser  Erscheinung  liegt  aber  darin, 
daß  das  Streben,  die  sprachliche  Nationalität  zu  entwickeln,  durch  jenes, 
der  historischen  Nationalität  Geltung  zu  verschaffen,  in  den  Hintergrund 
gedrängt  worden  ist;  in  dem  Augenblicke  aber,  wo  man  das  letztere 
befriedigt,  würde  das  erstere  in  den  Vordergrund  treten.  Um  dieses  zu 
verhindern,  gibt  es  nur  ein  Mittel:  daß  man  alle  im  Namen  der  sprachlichen 
Nationalität  erhobenen  Ansprüche  zu  befriedigen  sucht,  was  offenbar  nur 
dann  möglich  ist,  wenn  man  für  einen  Raum  gesorgt,  innerhalb  dessen 
auch  diese  Bestrebungen  ohne  Gefahr  für  den  Staat  sich  bewegen  können. 

Wie  die  im  Namen  des  historischen  Rechtes  erhobenen  Ansprüche 
uns  von  der  Notwendigkeit  einer  freien  Provinzialverfassung  überzeugen, 
weil  diese  Ansprüche  nur  dann  zu  befriedigen  sind,  wenn  man  den  einzelnen 
Kronländern  in  der  Verwaltung  ihrer  eigenen  Angelegenheiten  ein  be- 
deutendes Maß  der  Autonomie  einräumt,  so  ergibt  sich  aus  der  Verschieden- 
heit der  sprachlichen  Nationalität  in  den  einzelnen  Provinzen  die  Notwendig- 
keit der  Autonomie  der  einzelnen  Gemeinden.  Denn  nachdem  in  jedem 
Kronland  einzelne  Nationalitäten  sich  in  der  Minorität 
befinden  und  daher  auch  ihren  gerechten  Ansprüchen  (sich 
ihrer  Sprache  zu  bedienen  und  dieselbe  zu  entwickeln)  nicht  im  Kreise 
der  Provinz,  sondern  nur  in  dem  der  Gemeinde  oder  Graf- 
schaft Geltung  verschaffen  können,  so  hängt  die  Möglichkeit, 
diese  zu  befriedigen,  von  dem  Maße  der  Selbständigkeit 
a  b ,  die  man  der  einzelnen  Grafschaft  oder  Gemeinde  ein- 
räumt. 

So  sehr  ich  auch  von  der  Notwendigkeit  einer  freisinnigen  Provinzial- 
verfassung in  Oesterreich  überzeugt  bin,  so  glaube  ich  daher  doch,  daß 
durch  eine  solche,  wenn  man  das  Prinzip  der  Autonomie  nicht  auch  auf 
die  Verwaltung  der  im  Kreise  der  Provinz  befindlichen  kleineren  Ge- 
meinschaften anwendet,  alle  Schwierigkeiten,  welche  durch  die  nationeilen 
Bestrebungen  in  Oesterreich  entstanden  sind,  nicht  aufgehoben,  sondern 
nur  auf  ein  anderes  Feld  verpflanzt  würden,  wobei  noch  zu  bedenken  ist, 
daß  durch  die  Einführung  des  Systems  strenger  Zentralisation  im 
Kreise  des  einzelnen  Kronlandes  —  im  Falle  von  Konflikten  — 
der  dezentralisierte  Staat  dem  zentralisierten  Kron- 
lande gegenüber  leicht  jene  Suprematie  verlieren 
könnte,  die  ihm  erhalten  werden  soll.  Ganz  dasselbe  gilt 
auch  von  dem  Prinzip  der  Zentralisation." 

Damit  hat  Eötvös  den  Gedankengang,  den  er  schon  in  seiner 
ersten  Schrift  verfolgte,  neuerdings  zur  vollen  Klarheit  gebracht: 
die  ausführliche  Auseinandersetzung,  die  er  hieran  knüpft,  um  die 
politische  Erfolglosigkeit  der  Bachschen  Zentralisation  ungeachtet 
allen   materiellen   Nutzens,  den  sie   den   Völkern  gebracht    haben 

*)  Ebendaselbst;  S.  97  f f . 
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möge,  verbunden  mit  ihrer  Schädlichkeit  vom  Standpunkte  des 
dynastischen  Interesses  und  der  äußeren  Politik  au  beweisen, 
welche  beide  die  höchste  Ausbildung  eines  wirklich  leistungsfähigen 
Staatsganzen  erfordern,  erläutert  jene  Grundprinzipien  in  scharf- 
sinnigster Weise,  aber  sie  ändert  nichts  mehr  an  der  prinzipiellen 
Auffassung,  die  Eötvös  über  die  notwendigen  Grundlinien  einer 
österreichischen  Verfassung  sich  gebildet  hat.  Ebenso  kann  hier 
nur  kurz  hingewiesen  werden  auf  die  außerordentlich  tiefgreifen- 
den und  von  wahrhaft  staatsmännischem  Geiste  erfüllten  Argu- 
mente, die  Eötvös  gegen  die  Zentralisation  als  Grundlage  der  öster- 
reichischen Verfassung  vom  Standpunkte  der  auswärtigen  Politik 
der  Donaumonarchie  anführt.  Nicht  ohne  Bewunderung  der  Einsicht 
und  des  Weitblickes,  die  Eötvös  auszeichnen,  wird  man,  beherrscht 
von  den  Ergebnissen  des  Weltkrieges  und  jetzt,  nach  der  Auflösung 
des  Reiches  in  unabhängige  nationale  Staaten  republikanischer  Ver- 
fassung, Worte  lesen,  mit  denen  Eötvös  auf  die  Möglichkeit  hinweist, 
daß,  bei  dem  unaufhaltsamen  Verfall  der  türkischen  Macht,  Serbien 
oder  die  Donaufürstentümer  die  Rolle  eines  anderen  Piemonts 
zugunsten  der  durch  die  Zentralisation  unterdrückten  südslawischen 
und  rumänischen  Stammesgenossen  mit  Erfolg  spielen  könnten. 
Allerdings:  die  Zentralisation,  gegen  die  Eötvös  ankämpfte,  war 
der  deutsch  redende  Absolutismus  Alexander  Bachs.  Die  Zentrali- 
sationspolitik  aber,  gegen  die  sich  Serben  und  Rumänen  Ungarns  in 
unseren  Tagen  innerhalb  der  habsburgischen  Monarchie  zuerst  mit 
friedlichen  Mitteln,  dann  durch  den  Uebergang  zu  deren  Feinden 
gewehrt  und  die  nunmehr  zum  endgültigen  Fall  gebracht  wurde,  ist 
die  der  magyarischen  Gentry,  von  der  die  völlige  politische  Ent- 
rechtung der  Rumänen  und  die  möglichste  Nullifizierung  des  uralten 
Verfassungsrechtes  des  kroatischen  Volkes  seit  mehr  als  einem 
Menschenalter  geradezu  als  eine  heilige  Pflicht  des  ungarischen 
Staatswesens  angesehen  und  demgemäß  mit  allen  Mitteln  betrieben 
worden  ist.  Wie  weit  hat  sich  das  Magyarenlum,  das  durch  seine  be- 
schränkte und  gehässige  Agrarpolitik  gegen  Serbien  das  meiste 
zur  tödtlichen  Verfeindung  des  Serbentums  mit  der  habsbu igischen 
Monarchie  beigetragen  hat,  das  durch  die  politische  Helotisierung 
der  Rumänen  in  Siebenbürgen,  der  Slowaken  im  Nordwesten  des 
Landes,  vollends  durch  seine  in  den  beiden  letzten  Jahrzehnten  vor 
dem  Weltkriege  methodisch  betriebene  gehässige  Schul-  und 
Sprachenpolitik  gegen  Slawen,  Humanen  und  Deutsche  den  tiefen 
Haß  aller  seiner  Nationalitäten  hervorgerufen  und  gleichzeitig  sein 
Ansehen  als  „liberaler"  Staat  in  Westeuropa  unwiederbringlich  ein- 


2.  Kapitel:  Die  ungarische  Idee  v.  d.  österr.  Gesamtmonarchie.       569 

gebüßt  hat,  von  Eötvös  und  seiner  bewunderungswürdig  klugen, 
wahrhaft  humanen  Nationalitätenpolitik  entfernt!  *) 

Ueberblickt  man  nun  den  Inhalt  dieser  Auffassung,  so  erkennt 
man  unschwer  ihre  Berührungspunkte  mit  den  aktuellen  politischen 
Tendenzen  der  Zeit.  Ist  die  allgemeine  Grundrichtung  der  Eötvös- 
schen  Ideen  von  der  westeuropäisch-liberalen  Weltanschauung  be- 
herrscht, die  in  dem  Konstitutionalismus  die  Quelle  alles  sozialen 
und  politischen  Fortschrittes  erkennt,  so  ist  doch  vor  allem  be- 
merkenswert, wie  sich  der  liberale  magyarische  Patriot  trotz  der  er- 
drückenden geistigen  Macht,  welche  jene  westeuropäischen  Anschau- 
ungen damals  ausübten,  den  Blick  freigehalten  hat  für  die  besonderen 
Bedürfnisse  und  die  Eigenart  des  österreichischen  Reichs-  und  Staats- 
problems. Die  volle  Erkenntnis  dieses  letzteren  befähigt  ihn  von 
vornherein,  das  allgemeine  politische  Ideal  seiner  Zeit,  den  bürger- 
lichen Liberalismus  Frankreichs,  kritisch  zu  betrachten  sowohl  an 
und  für  sich  als  Produkt  der  Entwicklung  der  französischen  Nation, 
wie  auch  in  Hinsicht  seiner  Uebertragbarkeit  auf  Oesterreich- 
Ungarn.  Diese  Fähigkeit  aber  wurzelt  vor  allem  in  der  realistischen 
und  historischen  Betrachtungsweise,  die  Eötvös  als  ein  allgemeines 
Erbteil  der  Erziehung  der  magyarischen  Juristenpolitiker  besitzt,  die 
aber  bei  ihm  als  Träger  einer  reichen  literarisch-staatswissenschaft- 
lichen Bildung  von  wahrhaft  europäischem  Umfange  erheblich  ver- 
tieft und  gekräftigt  erscheint. 

Die  politische  Lage,  in  der  sich  Ungarn  seit  der  Niederwerfung 
der  Revolution  befand,  hat  naturgemäß  die  altnationale  historische 
Auffassung  staatsrechtlicher  und  politischer  Fragen  auch  in  Eötvös 
außerordentlich  gekräftigt.  Nach  dem  Zusammenbruche  des  in 
Ludwig  Kossuth  verkörperten  politischen  und  nationalen  Idealismus, 
der  seine  Begeisterung  aus  der  naturrechtlich  fundierten  Doktrin 
zog,  trat  das  historische  Grundelement  in  dem  politischen  Denken 
der  herrschenden  Klasse  Ungarns  um  so  stärker  hervor,  als  gegen 
die  von  dem  zentralistischen  Absolutismus  aufgestellte  Theorie  von 
der  V erwirkung  der  ungarischen  Verfassung  doch  das  historische 
Recht  den  einzigen  und  sichersten  Rückhalt  für  die  Gegenwehr  der 
magyarischen  Patrioten  darbot.  Während  Somssich  und  vor  allem 
Franz  Deak  den  Standpunkt  der  Revindizierung  des  vollen  histori- 


*)  Nichts  ist  so  bezeichnend  für  das  tiefe  Sinken  des  öffentlichen 
Geistes  unter  den  Magyaren  während  des  letzten  halben  Jahrhunderts,  als 
das  Schicksal,  das  dem  Sprachengesetz  beschieden  war,  welches  Josef 
von  Lötvös  1868  im  ungarischen  Reichstage  vertreten  und  durchgesetzt 
hatte.  Nicht  ein  Satz  dieses  vom  Geiste  der  Gerechtigkeit  gegen  alle 
Nationen  und  wahrhaft  staatsmännischer  Gesinnung  erfüllten  Gesetzes  ist 
in  Ungarn  verwirklicht  worden. 
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sehen  Rechtes  Ungarns  von  Anfang  an  einnahmen  und  dauernd  fest- 
hielten, zeigen  uns  die  angeführten  Stellen  aus  Eötvös'  Schriften  von 
1850  und  1859,  daß  er  in  diesem  kritischen  Jahrzehnt  weiter  rechts 
als  jene,  daß  er  den  Altkonservativen  sehr  nahe  stand.  Vielleicht 
hängt  dies  gerade  damit  zusammen  ,daß  Eötvös,  durchaus  ein  Schüler 
Montesquieus  und  Tocquevilles,  in  seiner  politischen  Gesamtauf- 
fassung weit  weniger  „Jurist"  war  als  die  beiden  Begründer  der 
national-liberalen  Partei  Ungarns,  daß  er  gerade  auf  Grund  seiner 
wahrhaft  historisch-politischen  Anschauung  vor  allem  die  Tatsache 
erkannte,  daß  seit  drei  Jahrhunderten  eine  habsburgische  Monarchie 
als  Gesamtreich  unter  dem  Druck  der  außenpolitischen  Lage  Ungarns 
sich  tatsächlich  gebildet  hatte,  wenn  auch  diese  Tatsache  nur  in  dem 
eigentümlichen,  streng  auf  das  dynastische  Recht  beschränkten  Be- 
griffe der  Pragmatischen  Sanktion  von  der  wechselseitigen  Ver- 
teidigungspflicht aller  dem  Hause  Habsburg  unterworfenen  Länder 
ihren  rechtlichen  Ausdruck  gefunden  hatte. 2) 

Dieser  „historische  Realismus",  der  in  der  Auffassung  Eötvös' 
von  der  Stellung  Ungarns  innerhalb  der  Monarchie  deutlich  hervor- 
tritt, ist  es  denn  auch,  der  seine  Anschauungen  in  der  bezeichneten 
Periode  der  ungarischen  Geschichte  jenem  Gedankenkreise  nähert, 
der  sich  seit  Beginn  der  Revolution  im  österreichischen  Adel  aus- 
zubilden begonnen  hatte  und  ursprünglich  in  dem  Fürsten  Windisch- 
grätz  und  in  dem  alten  Fürsten  Metternich  seine  angesehensten  Für- 
sprecher besaß. 

Man  erinnert  sich  der  oben  angeführten  Aeußerungen  des  alten 
Staatskanzlers,  die  immer  wieder,  wenn  auch  in  der  ihm  eigenen 
unbestimmt  philosophierenden  Weise  auf  die  historische  Natur  der 
Monarchie  hindeuten  und  sich  gegen  den  modernen  Zentralismus 
wenden.  Dieselben  Anschauungen  finden  sich  übrigens  schon  in  der 
ersten  politischen  Schrift  des  jungen  Grafen  Anton  Szecsen,  der  sich 
als  einen  Jünger  des  politischen  Glaubens  des  Fürsten  Metternich 
betrachten  durfte.  Die  Ueberzeugung  von  der  Notwendigkeit,  an 
Stelle  des  alten,  zwischen  Ungarn  und  den  Erbländern  bestehenden 
Dualismus  nun  eine  einheitliche  Monarchie  zu  setzen,  einen  Gesamt- 
staat,  der  jedoch  seinen  historischen  Territorien  genügenden  Spiel- 
raum zur  selbständigen  Führung  der  eigenen  Verwaltung  gibt,  die 
tiefere  Erfassung  des  Nationalitätenproblems  und  die  unbedingte 
Abwehr  des  aus  Westeuropa  überströmenden  rein  rationalistisch  be- 
gründeten Liberalismus,  welcher  glaubt,  mit  seinen  aus  Frankreich 
geholten  konstitutionellen  Schablonen  alle  Völker  beglücken  zu 
können  ohne  Rücksicht  auf  den  historisch  gewordenen  Charakter  der 
Staatswesen  der  einzelnen  Völker:  alle  diese  Gedankengange  finden 
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sich  schon  in  der  ersten  Schrift  Szecsens,  seinen  „Politische  Fragen 
der  Gegenwart",  die  der  Verfasser  unter  dem  vollen  Eindruck  des 
eingetretenen  absolutistischen  Staatsstreiches  verfaßt  hatte.3)  Gleich- 
falls diesen  Anschauungen  verwandt  zeigt  sich  auch  der  Freiherr 
von  Andrian,  zumal  in  seiner  gleichfalls  im  Jahre  1851  erschienenen 
Denkschrift  über  „Zentralisation  und  Dezentralisation  in  Oesterreich", 
in  welcher  dieser  bekannteste  deutsch-österreichische  Adelspolitiker 
seine  Ideen  über  die  Notwendigkeiten  einer  Gesamtstaatsverfassung 
der  Monarchie  auseinandersetzte.  So  erklärt  es  sich  leicht,  daß 
Eötvös  und  seine  Schrift  teils  unmittelbar,  teils  durch  die  Vermittlung 
der  um  Szecsen  geeinigten  Altkonservativen  Ungarns  in  den  Kreisen 
des  österreichischen  Hochadels  vor  allem  auf  jene  Persönlichkeiten 
anregend  und  belebend  wirkten,  die  danach  strebten,  auch  in  Oester- 
reich, ähnlich  wie  dies  in  Preußen  gleichzeitig  geschah,  aus  der  kon- 
servativen Tradition  der  großgrundbesitzenden  Aristokratie  heraus 
eine  moderne  konservative  Partei  zu  schaffen.  Wie  ungefähr  zu 
derselben  Zeit,  als  die  Adelsgruppen  im  verstärkten  Reichsrat  sich 
zum  erstenmal  als  politische  Fraktion  sozusagen  konstituierten,  der 
bedeutsame  Versuch  unternommen  wurde,  eine  solche  Parteibildung 
auf  breiter  Grundlage  und  in  inniger  Verbindung  mit  dem  durch  die 
katholische  Kirche  organisierten  Volkskräften  und  zur  gemeinsamen 
Abwehr  der  liberalen  kirchenfeindlichen  Bestrebungen  zu  begründen, 
wird  in  anderem  Zusammenhange  noch  ausführlicher  zu  schildern 
sein.  Hier  ist  es  nur  notwendig,  festzustellen,  daß  die  geistigen 
Kräfte  und  die  politischen  Ideen,  die  sich  aus  dem  Adel  des  seit 
einem  Jahrzehnt  unterworfenen  Ungarns  erhoben  hatten,  nunmehr 
den  entscheidenden  Einfluß  auf  die  Entstehung  und  Ausbildung  des 
spezifisch  österreichischen  Konservativismus  geübt  haben,  so  daß 
dieser  einen  großen  Teil  seiner  politischen  Prinzipien,  vor  allem  aber 
die  Idee  der  autonomistischen  Umgestaltung  Oesterreichs,  die  er  mit 
Eifer  vertrat,  dem  ungarischen  Einfluß  ebenso  verdankt,  wie  er  für 
seinen  Kampf  gegen  die  Machtstellung  der  liberal-zentralistischen 
Bureaukratie  Oesterreichs  das  beste  Rüstzeug  aus  der  Gedankenwelt 
Szöcsens  und  vor  allem  Eötvös'  gewann. 

Zunächst  aber  werden  die  Lehren,  die  diese  Männer  in  ihrem 
Bestreben,  die  Gesamtmonarchie  zu  erhalten,  verbreitet  haben,  doch 
auf  dem  Felde  der  Reichspolitik  wirksam.  Das  Majoritätsgutachten 
des  verstärkten  Reichsrates,  wie  wir  wissen,  ein  Werk,  das  SzScsen 
im  Geiste  der  Eötvös'schen  Ideen  geschaffen  hat,  führt  auf  kurzem 
Wege  zum  Oktoberdiplom  und  damit  zum  ersten  —  allerdings  nur 
vorübergehenden  —  Erfolge  des  autonomistischen  und  föderalisti- 
schen Gedankens  in  der  habsburgischen  Monarchie. 
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Drittes  Kapitel. 
Das  Oktoberdiplom:  seine  Entstehung  und  seine  Bedeutung.1) 

I. 

Der  Verlauf  der  Beratungen  des  verstärkten  Reichsrates  hatte 
den  Führer  seiner  Mehrheit,  den  Grafen  Anton  Szecsen,  in  die  erste 
Reihe  der  Männer  gestellt,  von  deren  Eingreifen  die  weitere  Ge- 
staltung des  Verfassungsproblems  im  österreichischen  Kaiseistaate 
abhing:  wie  die  Ministerkonferenzprotokolle  nunmehr  unmißver- 
ständlich beweisen,  waren  dem  Kaiser  und  seinen  Ratgebern  die 
Ansichten  und  Bestrebungen  jener  Gruppe  von  Reichsräten,  die 
hinter  dem  Mehrheitsgutachten  standen,  längst  nicht  mehr  gleich- 
gültig. Im  Gegenteil  neigten  sich  sowohl  der  Monarch  als  auch 
mehrere  Minister,  Schritt  für  Schritt  der  Anschauung  zu,  daß  man 
dem  verstärkten  Reichsrat  und  dessen  Gutachten  volle  Beachtimg 
schenken  müsse,  *) 

Diese  Tendenz  stand  nun  keineswegs  im  Widerspruch  mit  der 
gleichzeitig  immer  wieder  betonten  Entschlossenheit  des  Souveräns 
und  seiner  Minister,  die  Wiedereinführung  konstitutioneller  Prin- 
zipien in  Oesterreich  und  Ungarn  nicht  zulassen  zu  wollen,  denn 
mehr  «und  mehr  hatte  sich  der  Kaiser  überzeugen  lassen,  daß  das, 
was  die  Grafen  Szecsen,  Clam  und  ihre  Freunde  eigentlich  wollten, 
mit  dem  Konstitutionalismus  westeuropäischer  Art  nichts  zu  schaffen 
habe. 

Man  muß  sich  nun,  um  die  ganze  in  diesem  Augenblick  gegebene 
I^age  der  österreichischen  Politik  und  ihrer  Machthaber  richtig  zu 
beurteilen,  zunächst  darüber  klar  werden,  welche  politischen  Grund- 
vorstellungen den  Kaiser  und  die  zu  dieser  Zeit  inner-  und  außerhalb 
der  Regierung  auf  ihn  wirkenden  Persönlichkeiten  erfüllten  und 
leiteten. 

Franz  Josef  war  ganz  und  gar  von  der  Herrschervorstellung  und 
dem  Herrschergefühl  des  18.  Jahrhunderts  erfüllt,  in  dem  er  auf- 
gezogen worden  war  und  welche  Fürst  Schwarzenberg,  der  einzige 
Mann,  den  man  als  praktisch-politischen  Erzieher  des  kaiserlichen 
Jünglings  bezeichnen  darf,  in  ihm  noch  bewußt  gestärkt  und  gefördert 
hatte:  es  ist  bezeichnend,  daß  Franz  Josef  nach  dem  plötzlichen  Ab- 
leben des  Fürsten  Schwarzenberg  keinen  Ministerpräsidenten  mehr 


*)  In  der  Ministerkonferenz,  in  welcher  über  den  Schluß  der  Session 
des  verstärkten  Reichsrates  beraten  wurde,  befahl  der  Kaiser.  Ihm  alle 
sowohl  von  einzelnen  Reichsrftten  wie  von  den  Gruppen  des   Reichsrates 

geauOrten  Wiiiwhe  und    Anträge  gesammelt  vorzuleben. 
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ernannt  hat.    Von  da  ab  war  er  der  Meinung,  die  Fähigkeiten  zur 
selbständigen  Leitung  der  Regierung  vollauf  zu  besitzen  und  gewillt, 
künftig  sein  eigener  Ministerpräsident  zu  sein.    Er  sah  sich  als  be- 
rufen an  und  betrachtete  es  als  sein  heiligstes  Recht,  tatsächlich  selbst 
die  Regierung  zu  führen. la)   Die  Minister  sah  er,  was  die  Regierungs- 
geschäfte,  die  höheren  und  höchsten  Staatsangelegenheiten  betraf, 
wesentlich   nur    als    unmittelbare    Werkzeuge    seines    kaiserlichen 
Willens  an,  den  diese  allerdings  insoweit  beeinflussen  mochten,  als 
sie  ihm  vorerst  das  sachliche  Material  für  seine  Entscheidung  ge- 
wissenhaft vorzubereiten  hatten.  Das  hinderte  nicht,  daß  er  in  einzel- 
nen wichtigen  Staatsfragen  auch   außerhalb  der   Ministerkonferenz 
sich  von  diesem  oder  jenem  Ressortminister  in  allgemeiner  Hinsicht 
Rats  erholte :  so  spielte  Graf  Leo  Thun  schon  durch  sein  persönliches 
Verhältnis  zur  kaiserlichen  Familie  längere  Zeit  eine  weit  über  sein 
Ressort  hinausgehende   Rolle,    und   auch   Brück  scheint  zeitweilig, 
gerade  weil  er  das  notleidende  Finanzressort  vertrat,  einen  gewissen 
politischen  Einfluß  auf  den  Kaiser  besessen  zu  haben.     Im  übrigen 
waren  aber  die  Minister  nach  der  am  Hofe  herrschenden  Auffassung 
dazu  da,  die  laufenden  Verwaltungsgeschäfte  zu  führen  und  die  er- 
forderliche Gesetzgebung  vorzubereiten:  die  Festlegung  der  politi- 
schen Grundsätze  aber  stand  beim  Monarchen  allein.    Immer  wieder 
richtete  der  Kaiser  in  den  Ministerkonferenzen  an  das  Ministerium 
die   Aufforderung,   Einigkeit   zu  bewahren,   und   wenn   einmal  be- 
stimmte Beschlüsse  in  der  Konferenz  gefaßt  worden  seien,  sie  ein- 
hellig und  einheitlich  durchzuführen.     Kübecks  Einfluß  hatte  Franz 
Josef  gegen  die  Minister  als  Träger  politischer  Ueberzeugung  und 
gegen  ein  Gesamtministerium  als  Träger  der  Gesetzgebung  ganz  be- 
sonders mißtrauisch  gemacht.    So  wurde  denn  auf  seinen  Rat,  wie 
wir  wissen,  der  k.  k.  Reichsrat  als  ein  permanenter  Ratskörper  zur 
Unterstützung  des  Kaisers  in  allen  großen  Fragen  der  Gesetzgebung 
zu  dem  Zwecke  geschaffen,  den  Kaiser  von  den  Ministern  geistig  un- 
abhängig zu  machen.     Da  aber  Gesetzgebung  und  Politik  von  ein- 
ander nicht  getrennt  werden  können,  so  lag  schon  in  der  Schaffung 
des  ständigen  Reichsrates  die  Organisierung  eines  legitimen,  von  den 
Ministern  durchaus  verschiedenen,  ja  ihnen  vielfach  entgegengesetz- 
ten politischen  Einflusses  auf  den  Kaiser.    Dieses  ganze  System  hatte 
nun  seit  der  Katastrophe  von  1859  seinen  inneren  Halt  verloren. 
Der  Kaiser  wußte,  daß  selbst  in  dem  so  still  gewordenen  Oesterreich 
die  Opposition  sowohl  bis  in  die  obersten  Kreise  wie  bis  tief  in  die 
städtischen  Massen  sich  verbreitet  hatte,  und  vollends  fühlte  er,  daß 
die    fortgesetzte   Anwendung    des    1851    geschaffenen    Systems  auf 
Ungarn  nunmehr,  da  die  Armee  ihr  Prestige  zum  großen  Teil  ein- 
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gebüßt  hatte,  nicht  mehr  aufrechterhalten  werden  konnte,  ohne  große 
Gefahren  für  die  Dynastie  heraufzubeschwören.  Auf  diese  Weise 
war  Franz  Josef,  wenn  auch  widerwillig,  nach  und  nach  doch  dem 
Gedanken  einer  gewissen  Reform  der  staatlichen  Organisation  in  dem 
Gesamtreich  näher  getreten:  man  darf  auch  annehmen,  daß  die  so 
peinlichen  Vorkommnisse  in  der  Armeeverwaltung  —  der  Prozeß 
gegen  den  Direktor  der  Kreditanstalt  Richter,  die  Verhaftung  und 
der  Selbstmord  des  seinerzeit  allmächtigen  Generals  von  Eynatten 
stehen  da  in  erster  Reihe,  aber  auch  der  Selbstmord  des  ungerecht- 
fertigt verdächtigten  und  vom  Kaiser  schroff  fallen  gelassenen  Fi- 
nanzministers Brück  hing  damit  zusammen  — ,  daß  überhaupt  der 
beschämende  Ausgang  des  Krieges  in  der  Lombardei  sein  Selbst- 
vertrauen zu  mindern  begonnen  hatten.  *)lb)  So  war  Franz  Josef  — 
psychologisch  betrachtet  —  in  eine  Stimmung  gekommen,  in  der 
er  sich  mit  dem  Gedanken  zu  befreunden  anfing,  doch  auch  wieder 
die  Regierten,  wenn  auch  nur  in  ihrer  obersten  Schichte,  an  Re- 
gierung und  Gesetzgebung  „mitwirken"  zu  lassen,  wie  das  hier- 
für von  der  österreichischen  Bureaukratie  benützte  Lieblingswort 
lautete,  und  zwar  sollten,  da  sich  das  „System"  vor  allem  in  den 
Finanzen  nicht  bewährt  hatte,  in  dieser  besonderen  Hinsicht  einige 
Konzessionen  gemacht  werden.  So  wurde  der  k.  k.  Reichsrat  in 
den  verstärkten  Reichsrat  verwandelt  und  so  kam  das  Handschrei- 
ben vom  19.  Juli  zustande.  Dabei  hielt  aber  der  Kaiser  an  einem 
Grundgedanken  zähe  fest:  nämlich  an  der  einmal  geschaffenen 
Einheit  der  Monarchie  als  der  unerschütterlichen  Grundlage 
seiner  persönlichen  Machtstellung  in  Krieg  und  Frieden.  Von 
diesem  Gesichtspunkte  allein  darf  man  ausgehen,  wenn  man  die 
weitere  Entwicklung  der  inneren  Politik  Franz  Josefs,  seine  Stellung 
zum  Reichs-  und  Staatsproblem  richtig  verstehen  will.  Wenn  ich 
schon  jetzt  vorgreifend  diese  Entwicklung  zunächst  in  ganz  großer 
Zusammenfassung  beurteilen  soll,  möchte  ich  sagen:  Kaiser  Franz 
Josef  konnte  früher  oder  später,  leichter  oder  schwieriger  für  eine 
umfassende  Reform  der  inneren  Organisation  der  Gesamtmonarchie 
gewonnen  werden,  wenn  man  ihn  überzeugte,  daß  der  Kern  seiner 
persönlichen  Machtstellung  davon  doch  nicht  ernstlich  berührt 
wurde.  Seit  dem  Anfange  des  Jahres  1860  hatte  sich  der  junge 
Kaiser  zur  Erkenntnis  durchgerungen,  daß  das  Bachsche  System  für 
Ungarn  nicht  mehr  aufrechterhalten  werden  konnte;  zweifellos  bat 
auch  das  teilweise  Versagen  der  ungarischen  Truppen  im  Kriege 
von  1859  auf  ihn  Eindruck  gemacht.    Der  Verlust  an  militärischem 

•)    Ueber   den   Selbstmord   des   Finanzministere    Freiherrn   von   Brück 
siehe  unten  Excurs  Ib. 
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Prestige,  den  Solferino  der  Monarchie  zufügte,  ferner  die  wachsende 
Schwierigkeit  der  außenpolitischen  Verhältnisse  Oesterreichs  und 
die  erhöhte  Gefahr,  welche  für  den  von  Feinden  umgebenen  Kaiser- 
staat die  sich  mehrenden  Anzeichen  der  Unruhe  und  Widerspenstig- 
keit der  Magyaren  bedeuteten,  dazu  endlich  die  fortwährende  Steige- 
rung der  finanziellen  Schwierigkeiten,  welche  für  längere  Zeit  jede 
Vermehrung  der  militärischen  Ausgaben  hinderte,  alles  das  ver- 
einigt reifte  nun  in  dem  Kaiser  den  Entschluß,  zunächst  die  von 
Schwarzenberg  und  Alexander  Bach  formulierte  und  organisierte 
Regierungspolitik  Ungarn  gegenüber  aufzugeben.  In  diesem  Zeit- 
punkt und  unter  diesen  Umständen  begann  nun  der  Einfluß  der 
ungarischen  Altkonservativen,  durchaus  Herren  vom  hohen  Adel 
und  Männer  von  nicht  geringen  geistigen  und  menschlichen  Quali- 
täten, erfolgreich  auf  den  Kaiser  einzuwirken.  Graf  Szecsen,  Graf 
Dessewffy  und  ihre  Freunde  am  Hofe  vermochten  es  schrittweise, 
den  Kaiser  zu  der  Anschauung  zu  bringen,  daß  sein  Entgegen- 
kommen Ungarn  gegenüber  seine  persönliche  Machtstellung  nicht 
verringern  werde,  ja  daß  vielmehr  dadurch  eine  Kräftigung  der  seit 
1859  so  geschwächten  europäischen  Machtstellung  der  Dynastie  her- 
beigeführt werden  könne.    *) 

Hier  war  nun  offenbar  das  Entscheidende  dies:  der  Kaiser 
wollte  keine  „Verfassung",  wollte  kein  Zentralparlament,  in  dem  er 
eine   stete    Verkürzung    seiner  Macht    und  Einschränkung    seines 

*)  Die  Auffassung,  daß  die  österreichische  Monarchie  aus  dem  kritischen 
Zustande,  in  dem  sie  sich  seit  1859  befand,  dadurch  am  besten  herausgeführt 
werden  könne,  daß  Ungarn  seine  alte  Verfassung  wiedergegeben  werde,  zu- 
gleich aber  auch  die  österreichischen  Erbländer  nach  ungarischem  Vorbild 
„autonom  gestellt  würden,  bildet  den  eigentlichen  Kern  der  „altkonser- 
vativen" Adelspolitik.  Sie  ist  in  ausführlichster  Weise  dargelegt  in  einer 
Denkschrift,  die  im  geheimen  Kabinettsarchiv  (unter  der  Aktivbezeichnung 
556.  G.  D.  erliegt  und  auf  der  Rückseite  von  der  Hand  des  Kaisers  mit  der 
Bemerkung  „ad  acta  F.  J."  versehen  worden  ist.  Diese  große  Denkschrift 
trägt  den  Titel:  „Verfassung  Oesterreichs  auf  ungarischer 
Grundlage  mit  Rücksicht  auf  den  Statusquound  den  ver- 
mehrten Reichsra t."  Weder  der  Name  des  Verfassers  noch  die  Ab- 
iassungszeit  sind  darin  angegeben.  Der  Inhalt  aber  macht  gewiß,  daß  diese 
Denkschrift  im  Frühling  oder  Sommer  1860  dem  Kaiser  überreicht  worden 
ist.  Daß  der  Verfasser  in  magyarischer  „Altkonservation"  gewesen  ist,  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen:  vielleicht  ist  in  dem  Memoire  eine  der  von 
Szecsen  in  seiner  Schrift  „Drei  Jahre  Verfassungsstreit"  erwähnten  Denk- 
schriften Dessewffys  zu  erblicken,  vielleicht  war  der  Reichsrat  von  Szögyeny 
der  Verfasser,  da  der  ganze  Stil  der  Schrift  und  die  Ausdrucksweise  auf 
einen  mit  der  Wiener  Bureaukratie  vertrauten,  ungarischen  Juristen  hin- 
deutet. Ich  habe  die  Denkschrift  in  vollem  Umfange  im  Anhang  II.  ab- 
gedruckt und  nur  einige  unwesentilche  Bemerkungen  fortgelassen.  Zusammen 
mit  der  in  der  weiteren  Darstellung  im  Texte  mitgeteilten  Denkschrift  der 
„Neun  Herren  vom  österreichischen  Hochadel"  vom  Juli  1860  enthält  das  erst- 
genannte Memoire  das  hauptsächliche  Ideenmaterial,  mit  dem  die  Urheber 
des  Oktoberdiploms  ihren  Verfassungsbau  aufgerichtet  haben. 
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Willens  sah.  Er  läßt  klar  in  seinen  Aeußerungen  in  den  Minister- 
konferenzen erkennen,  daß  er  keine  Staatsordnung  wolle,  in  welcher 
die  Entscheidung  durch  parlamentarische  Majoritäten  gefällt  würde, 
denen  er  sich  fügen  müsse.  Das  verstand  er  unter  „Verfassung", 
denn,  wie  er  und  seine  Minister  in  deren  Konferenzen  wiederholt 
aussprechen,  eine  Regierung  solcher  Art,  also  eine  konstitutionelle 
Regierung  sei  in  Oesterreich  von  vornherein  unmöglich.  Diese  An- 
sicht hatten  ihm  Schwarzenberg,  Bach  und  Kübeck  als  die  wich- 
tigste Lehre  bezeichnet,  welche  die  Revolution  von  1848  erteilt  habe. 
Dieselben  Sätze  wiederholten  jetzt  ebenso  Graf  Rechberg  und  Graf 
Goluchowski  und  nicht  minder  die  bureaukratischen  dii  minorum 
gentium;  diese  «vor  allem  deshalb,  weil  sie  selbst  wohl  wußten,  daß 
mit  den  streng  zentralistischen  Einrichtungen,  wie  sie  für  eine 
herrschgewohnte  Bureaukratie  die  einzig  mögliche  Form  der  Re- 
gierungstätigkeit vorstellten,  in  dem  national  so  vielgestaltigen 
Kaiserstaate  allerdings  ein  ehrliches  konstitutionelles  Regime  nicht 
herbeigeführt  werden  konnte.  Daß  man  aber  in  den  Wiener  Mini- 
sterien ein  anderes  Oesterreich,  in  dem  die  Bureaukratie  nicht 
mehr  die  Macht  in  Händen  haben  sollte,  sich  gar  nicht  ausdenken 
konnte  und  vollends  gewiß  nicht  wollte,  ist  begreiflich  genug. 

Darüber  also  waren  der  Kaiser  und  die  meisten  seiner  Minister 
und  Berater  aus  dem  hohen  Beamtentum  einig.  Der  hohe  Adel 
unter  Szecsens  und  Clams  Führung  wußte  das  sehr  gut  und  ver- 
stand im  übrigen  die  tiefe  Abneigung  des  Kaisers  gegen  den  Kon- 
stitutionalismus um  so  besser,  als  er  selbst,  und  zwar  auch  in  seinen 
besten  Köpfen,  dessen  schroffer  Gegner  war:  allerdings  Gegner  aus 
einer  ganz  bestimmten  politischen  Weltanschauung  heraus,  wie  sie 
sich  als  neuer  deutscher  Konservativismus  in  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  vornehmlich  unter  dem  Einflüsse  Friedrich  Stahls 
in  Preußen  zu  einer  umfassenden  und  wohlabgewogenen  Staatslehre 
ausgebildet  hatte.  Man  braucht  bloß  die  politischen  Anschauungen 
zu  kennen,  die  der  junge  Bismarck  und  mit  ihm  die  Männer  der 
,.Kreuzzeitung",  wie  sie  das  nach  der  Beendigung  der  Revolution 
vollends  zur  Macht  gelangte  Junkertum  vertraten,  um  sich  ein  Bild 
von  der  praktischen  Politik  zu  machen,  welche  sich  auf  diese  Staats- 
lehre zu  gründen  suchte. :)  Und  was  Oesterreich  betrifft,  so  braucht 
man  bloß  Graf  Szecsens  obengenannte  Jugendschrift  zu  lesen  oder 
in  die  Broschüren  und  Aufsätze  Einblick  zu  nehmen,  die  Graf  Thun, 
Gral  Clam  und  manche  andere  ihrer  Gesinnungsgenossen  in  jener 
Zeit  veröffentlichten,  um  die  politischen  Grundlinien  dessen  klar  zu 
erkennen,  was  nunmehr  als  konservatives  Programm  für  die  Reor- 
ganisation   Oesterreichs   in   der  hohen   Gesellschaft  von   Wien   und 
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Prag  Geltung  gewonnen  hatte.  *)  Graf  Szecsen  tritt  in  seiner  an 
sich  sehr  bemerkenswerten  Schrift  „Die  politischen  Fragen  der 
Gegenwart"  als  ein  offener  und  beredter  Gegner  des  Konstitutio- 
nalismus hervor,  dessen  klassische  Züge  er  in  den  sozialen  und 
politischen  Einrichtungen  Frankreichs  verkörpert  findet.  Szecsen 
wie  auch  Heinrich  Clam  und  Leo  Thun  sind  sämtlich  gute 
Kenner  und  Bewunderer  der  englischen  Institutionen,  zumal  seines 
Parlamentarismus,  dessen  streng  historiischen  und  aristokratischen 
Charakter  sie  vortrefflich  erfaßt  haben  und  von  dem  sie  wissen  und 
immer  wieder  betonen,  daß  der  Parlamentarismus  in  seinem  Hei- 
matlande deshalb  so  Großes  und  Fruchtbares  leiste,  weil  er  die 
Grundlage  bilde  für  eine  kräftige,  in  ihrem  ganzen  Wesen  rein 
oligarchische  Regierung,  die  mittels  der  Parteien  und  der  parlamen- 
tarischen Einrichtungen  fortlaufend  das  Vertrauen  der  mittleren  und 
unteren  Klassen  der  Bevölkerung  sich  und  dem  Staate  als  unschätz- 
bares Gut  sichere.  Graf  Szecsen  und  nicht  minder  der  große  geistige 
Führer  des  gemäßigten  Liberalismus  in  Ungarn  Baron  Eötvös  weisen 
immer  wieder  in  ihren  Reden  und  Schriften  darauf  hin,  daß  der 
besonders  glückliche  politische  Volkscharakter  der  britischen  Nation 
die  unerläßliche  Voraussetzung  für  die  tadellose  Funktion  des  Parla- 
mentarismus vorstelle,  eine  Voraussetzung,  die  sich  nirgends  will- 
kürlich schaffen,  und  schon  gar  nicht  auf  Oesterreich  übertragen 
lasse. 

Der  Kaiser  war  von  Jugend  auf  nur  von  Mitgliedern  des 
hohen  Adels  umgeben,  wenngleich  Männer  bürgerlicher  Herkunft 
wie  Kardinal  Rauscher,  Reichsratspräsident  Kübeck  und  sein 
Lehrer,  der  spätere  Staatsrat  Freiherr  von  Lichtenfels,  auf  ihn  in 
dem  ersten  Dezennium  seiner  Herrschaft  großen  Einfluß  übten.  Es 
ist  auch  nicht  unmöglich,  daß  Fürst  Schwarzenberg  in  seiner  be- 
kannten Geringschätzung  der  Befähigung  des  österreichischen  Hoch- 
adels zur  staatsmännischen  Arbeit  dem  Kaiser  eine  ähnliche  An- 
schauung geläufig  gemacht  hat.  Immerhin  lag  es  schon  in  den  rein 
gesellschaftlichen  Verhältnissen  des  Wiener  Hofes,  daß  der  Kaiser 
nun,  nachdem  er  das  „bürgerliche"  Regime  Alexander  Bachs  zu  Fall 
kommen  ließ,  sich  von  selbst  dem  Adel  mit  mehr  Vertrauen  als 
bisher  auch  in  politischer  Hinsicht  zuwendete:  zumal  was  Ungarn 
betrifft,  war  ja  bei  der  historisch  und  sozial  gegebenen  Machtstellung 
des  magyarischen   Adels  im   Lande  kaiserliche  Politik  im   Einver- 


*)  Graf  Heinrich  Clam-Martinic  galt  allgemein  als  der  Autor  der  im 
Herbst  1859  zu  Prag  veröffentlichten  anonymen  Flugschrift  „S  u  s  t  i  n  e 
et  ab  st  ine",  die  mit  großer  Konsequenz  die  aristokratische  Staatsauf« 
fassung  auseinandersetzt. 
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nehmen  mit  den  Ungarn  nur  mit  dessen  Adel  möglich.  Auch  inso- 
fern also  sind  die  ungarischen  Altkonservativen  von  1860  „provi- 
dentiell"  zu  nennen,  daß  sie  nicht  nur  für  ihr  Land,  sondern  auch 
für  Oesterreich  im  eigentlichen  Sinn  des  Wortes,  für  die  Erbländer, 
jetzt  daran  gingen,  zwischen  dem  Monarchen  und  dem  Adel  die- 
jenige Relation  herzustellen,  die  dann  durch  mehr  als  40  Jahre  — 
mit  einer  allerdings  seit  Taaffes  Sturz  schnell  abnehmenden  Be- 
deutung —  bestanden  und  den  tiefsten  Einfluß  auf  die  Entwicklung 
der  gesamten  inneren  Politik  in  den  deutsch-slawischen  Erbländern 
ausgeübt  hat. 3) 

Die  Wendung,  die  der  Kaiser  in  politischer  Hinsicht  dadurch 
machte,  daß  er  sich  jetzt  anschickte,  den  Adel  als  politische  Partei 
sozusagen  anzuerkennen,  ging,  nachdem  einmal  der  Entschluß 
hierzu  von  ihm  gefaßt  war,  mit  jener  Ueberstürzung  vor  sich,  die 
dem  Kaiser  Franz  Josef  bis  in  seine  mittleren  Jahre  ganz  besonders 
eigentümlich  gewesen  ist.  Wie  er  nach  Solferino  die  Diplomatie, 
die  zu  diesem  Kriege  geführt  hatte,  mit  erstaunlicher  Hast  abbrach 
und  den  Präliminarfrieden  mit  Napoleon  schloß,  so  warf  er  jetzt 
mit  einem  Ruck  die  durch  zehn  Jahre  von  ihm  gebilligte  Politik 
Schwarzenbergs  und  Bachs  Ungarn  gegenüber  zur  Seite,  ließ  an- 
scheinend leichten  Herzens  Bach  und  seine  zentralistisch-bureaukra- 
tische  Staatsmaschine  im  Stich  imd  wendete  sein  Vertrauen  dem 
Adel  zu,  der  in  dem  Majoritätsgutachten  des  verstärkten  Reichsrates 
zunächst  doch  nur  ein  in  sehr  undeutlichen  Linien  und  verwischten 
Farben  gemaltes  Bild  eines  „autonomistischen"  Groß-Oesterreichs 
vorgelegt  hatte.  *) 

Das  auffallendste  Symptom  an  dieser  Wendung  war  aber  von 
vornherein,  daß  der  Kaiser  damit  nicht  bloß  die  ungarischen  Dinge 
überhaupt,  sondern  die  ganze  Reichspolitik  sowie  auch  die  be- 
sondere Lösung  des  spezifischen  Problems  der  Regierung  der  nicht- 
ungarischen  Länder  in  die  Hände  des  magyarischen  Adels  gab. 
Auch  darin  liegt  ein  von  da  ab  dauernder  politischer  Charakterzug 
Franz  Josefs;  er  hat,  wie  wir  sehen  werden,  fortan  in  allen  Reichs- 
krisen bis  in  den  Ursprung  des  Weltkriegs  hinein  die  ungarischen 
Interessen  unbedenklich  praevaliereu  lassen.  Daß  dem  Kaiser  bei 
der  ersten  praktischen  Betätigung  dieser  neuen  politischen  Richtung 


*)  Wie  plötzlich  der  entscheidende  Umschwung  Sich  in  den  Herbat- 
tagen  1860  in  Franz  Josef  vollzog,  sucht  eine  Anekdote  zu  ref*n»ehau- 
:.  dio  aus  jenen  Tagen  herrührt  und  berichtet,  Graf  Saecaen  habe 
dem  Kaiser  seine  Ideen  auf  einer  Eisenbahnfahrt  vorgetragen  und  an 
deren  Bude  <üo  formelle  Zustimmung  zu  dem  Programm  des  Adela  und 
di<>  Betrauung  mit  der  Ausarbeitung  der  notwendigen  Entwürfe  und 
Handsehreiben  <-rhalt<-n. 
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die  Vorstellung,  daß  er,  um  mit  Ungarn  in  ein  besseres  Verhältnis 
zu  kommen,  doch  nur  mit  dem  magyarischen  Adel  ein  Abkommen 
treffen  müsse,  die  Schwierigkeit  der  Wendung  wesentlich  erleichtert 
hat,  ist  von  vornherein  leicht  einzusehen.  Fand  der  Kaiser  doch 
dabei  seine  Stütze  in  der  Tradition  der  ungarischen  Politik  Franz'  II. 
und  Metternichs,  die  seit  der  regelmäßigen  Einberufung  von  Reichs- 
tagen ihre  Majorität  daselbst  und  ihre  ganze  Verwaltung  auf  die 
verläßliche  Hilfe  des  Magnatentums  gegründet  hatten.  Daß  die 
Revolution  und  noch  viel  mehr  das  furchtbare  Militär-Regime  so- 
wie die  zehnjährige  Unterdrückung  des  ganzen  magyarischen  Volkes 
das  Magnatentum  im  Lande  als  politischen  Faktor  entwurzelt  hatten, 
daß  durch  die  Ereignisse  seit  1849  selbst  ein  großer  Teil  des  Hoch- 
adels zur  erbitterten  Feindschaft  gegen  Wien  und  die  Dynastie  ge- 
trieben worden  war,  darüber  scheint  Franz  Josef  im  Unklaren 
gewesen  zu  sein,  und  das  wohl  auch  deshalb,  weil  ihm  seine  alt- 
konservativen Ratgeber  zweifellos  die  Dinge  im  Lande  viel  hoff- 
nungsvoller darstellten,  als  sie  in  der  Tat  waren. 4) 

Die  Wendung,  die  der  Kaiser  während  des  Sommers  1860  zu- 
nächst zögernd  geschehen  ließ,  dann  nach  Beendigung  der  Reichs- 
ratssession förmlich  mit  einem  Ruck  selbst  unternahm,  brachte  die 
Krise,  die  sich  monatelang  im  Schöße  des  Ministeriums  Rechberg- 
Goluchowski  in  schleppendem  Tempo  entwickelt  hatte,  und  damit 
auch  die  ganze  Reichs-  und  Staatskrise  notwendigerweise  zum  Aus- 
bruch. Um  diese  Krise  und  ihr  Ergebnis  —  das  Oktoberdiplom  — 
richtig  zu  beurteilen,  ist  es  nun  erforderlich,  den  Gang,  welchen  die 
Dinge  innerhalb  der  Regierung  seit  dem  Frühling  1860  genommen 
hatten,  eingehend  zu  verfolgen.  Das  ist  umso  wichtiger,  als  die 
gesetzgeberischen  und  organisatorischen  Pläne,  welche  der  hierzu 
in  erster  Linie  berufene  Minister  des  Innern  inzwischen  der  Reihe 
nach  vorlegte  und  zum  großen  Teil  unverändert  im  Kabinett  durch- 
setzte, nicht  nur  auf  den  Inhalt  der  durch  das  Diplom  oktroyierten 
Reichsordnung,  sondern,  wie  alsbald  dargelegt  werden  wird,  ganz 
besonders  bedeutungsvoll  über  diese  nie  zur  Verwirklichung  ge- 
langte Staatsaktion  hinaus  auf  die  ihm  folgende  Verfassungsgesetz- 
gebung, auf  Anton  von  Schmerlings  Februarpatent,  in  umfassender 
Weise  eingewirkt  hat.  Der  ganz  eigentümliche  Verlauf,  den  der 
Abbau  des  Absolutismus  und  die  Rückkehr  zur  konstitutionellen 
Herrschaftsform  in  Oesterreich  unter  dem  Druck  der  schwankenden 
persönlichen  Politik  Franz  Josefs  und  ihrer  wiederholt  einander 
ganz  widersprechenden  Wendungen  nahm,  bringt  es  mit  sich,  daß 
die  prinzipiellen  Formulierungen  und  Auskunftsmittel  „autono- 
mistischer"  Reform,  über  die  das  Ministerium  Rechberg-Goluchowski 

37*- 
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in  dem  Bemühen,  seine  schwierige  Aufgabe  einer  Reorganisation 
der  Monarchie  ohne  Annahme  konstitutioneller  Grundsätze  zu  er- 
füllen, sich  tatsächlich  geeinigt  hatte,  trotz  des  Sturzes  Goluchowskis 
kurze  Zeit  darauf  —  allerdings  in  einer  den  liberalen  Ideen  mehr 
angepaßten  Gestaltung  —  in  das  unter  ganz  anderen  Gesichts- 
punkten statuierte  neue,  zentralistische  Verfassungsrecht  Oester- 
reichs  übergegangen  und  in  dauernden  Institutionen  seines  öffent- 
lichen Rechtes  verwirklicht  worden  sind.  Daraus  ergibt  sich  schon, 
daß  dem  Werke  des  Ministeriums  Goluchowski-Rechberg  trotz  seines 
fragmentarischen  Charakters  für  die  österreichische  Verfassungs- 
geschichte unleugbar  ein  schöpferischer  Charakter  und  eine  blei- 
bende Bedeutung  zukommen,  die  viel  höher  veranschlagt  werden 
müssen,  als  die  bisher  geläufige  geschichtliche  Auffassung  die  Arbeit 
jenes  immer  nur  als  eine  Episode  aufgefaßten  Ministeriums  zu 
werten  pflegt.  Allerdings:  der  Einblick  in  die  seltsam  ver- 
schlungenen, weit  mehr  von  zufälligen  und  persönlichen  Momenten 
beherrschten  Zusammenhänge,  aus  denen  hier  bleibende  und  höchst 
bedeutsame  Grundlagen  des  in  Bildung  begriffenen  konstitutionellen 
österreichischen  Einheitsstaates  herausgewachsen  sind,  zeigt,  daß 
in  dem  Zeitpunkte,  als  die  Macht  der  geschichtlichen  Ereignisse  das 
österreichische  Problem  neuerdings  entfaltete  und  einer  Lösung  zu- 
drängte,  in  Wien  nicht  so  sehr  weitblickende  Staatskunst,  als  viel- 
mehr die  vererbte,  der  Skrupellosigkeit  zuneigende  Klugheit  der 
altösterreichischen  Bureaukratie,  verbunden  mit  ihrer  traditionellen 
Geschicklichkeit  in  der  formalen  Gestaltung  administrativer  und 
legislatorischer  Aufgaben  imstande  gewesen  ist,  ein  Werk  zu 
schaffen,  das  sich  trotz  seiner  inneren  Widersprüche  schon  durch 
seine  mehr  als  halbhundertjährige  Lebensdauer  doch  als  eine  trag- 
fähige und  —  unter  Berücksichtigung  der  eigenartigen  Zustände 
Oesterreichs  —  im  Kerne  sogar  organische  Schöpfung  erwiesen  hat. 
Um  das  komplizierte  Zusammenwirken  der  hier  mitwirkenden 
Kräfte  klar  zu  übersehen,  muß  ich  zunächst  ein  wenig  zurückgreifen 
und  an  die  Ziele  erinnern,  die  das  nach  dem  glücklichen  Kriegs- 
ende neuberufene  Ministerium  in  seinem  veröffentlichten  Regie- 
rungsprogramm sich  gesteckt  hatte.  Der  wahre  Grundgedanke 
seiner  „Sendung"  war,  wie  wir  wissen,  der  Wunsch,  die  von  der 
öffentlichen  Meinung  geforderte  Regeneration  der  habsburgischen 
Monarchie  so  zu  schaffen,  daß  dabei  die  Reichseinheit  bewahrt  und 
die  in  dieser  verwirklichte  kaiserliche  Allgewalt  im  weeentlicheD 
unverkürzt  aufrechterhalten  bleibe.  Nach  außen  hin  proklamierte 
man  die  Einführung  eines  freien  Gemeindewesena  und  ständischer 
Verfassungen  in  den   Kronländern  sowohl  diesseits  wie  jenseits  der 
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Leitha;  dies  und  nicht  mehr  bildete  den  ziemlich  dürftigen  Inhalt, 
des  Keformplanes.  Die  aktenmäßige  Weitwendigkeit,  mit  der  diese 
ganze  legislatorische  Vorarbeit  vor  sich  ging,  ließ  von  vornherein 
baldige  greifbare  Ergebnisse  unmöglich  erscheinen.  Infolgedessen 
geriet  aber  das  Ministerium  und  seine  Aktion  immer  mehr  unter  den 
Druck  der  steigenden  Unzufriedenheit  der  Bevölkerung,  zumal  in 
Ungarn,  der  verschärften  finanziellen  Not  des  Staates  und  der  unver- 
kennbar gefährlichen  äußeren  Lage  des  Reiches,  kurz  aller  jener 
Umstände,  durch  welche,  wie  dargestellt  wurde,  die  schrittweise 
Aenderung  des  persönlichen  Kurses  der  kaiserlichen  Politik  vor 
allem  Ungarn  gegenüber  hervorgebracht  wurde.  Dadurch  mußte 
aber  dem  Ministerium  nach  und  nach  der  Boden,  auf  den  es  sich 
gestellt  hatte,  unter  den  Füßen  abgegraben  werden  und  seine  Lage 
von  Monat  zu  Monat  sich  schwieriger  gestalten.  Immerhin  gelang  es 
noch,  wenn  auch  mit  einiger  Mühe,  das  ursprüngliche  Reform- 
programm mit  demjenigen,  welches  der  Kaiser  durch  das  an  den 
Generalgouverneur  Benedek  gerichtete  Handschreiben  vom  19.  April 
1860  für  Ungarn  verkündigte,  wenigstens  äußerlich  auf  eine  ge- 
meinsame Grundlage  zu  bringen.  In  beiden  Teilen  der  Monarchie 
sollte  —  so  war  jetzt  der  Plan  des  Ministeriums  —  die  Reorgani- 
sation des  Staatsorganismus  hauptsächlich  zugunsten  der  Schaffung 
autonomer  Verwaltungseinrichtung  ein  vor  sich  gehen. 
Inzwischen  war  aber  innerhalb  des  Ministeriums  selbst  das  Vor- 
handensein großer  grundsätzlicher  Meinungsverschiedenheiten  deut- 
lich sichtbar  geworden :  Graf  Leo  T  h  u  n ,  der  zusammen  mit  dem 
Finanzminister  Freiherrn  von  Brück  aus  der  Regierung  Buol-Bach 
in  die  Regierung  Rechberg-Goluchowski  übergegangen  war,  trat  nun 
im  Kabinett  als  Träger  einer  bestimmten  politischen  Gesamtanschau- 
ung in  offenen  Gegensatz  sowohl  zum  Minister  des  Innern  Grafen 
Goluchowski,  als  dem  eigentlich  zur  Reorganisation  berufenen 
Staatsmann,  wie  auch  zu  Brück,  der  seit  der  Wendung  von  1859 
wieder  seine  liberal-konstitutionellen  Neigungen  zu  betonen  begann. 
Es  kann  nun  nicht  bezweifelt  werden,  daß  das  Verhalten  des 
Kultusministers  Grafen  Thun  in  der  Regierung,  wie  wir  es  nunmehr 
in  allen  Einzelheiten  der  Ministerkonferenzprotokolle  verfolgen 
können,  in  innerer  Verbindung  stand  mit  der  inzwischen  begonnenen 
Sammlung  der  Kräfte  des  deutschen  und  böhmischen  Hochadels  zur 
Bildung  einer  ausgesprochenen  politischen  Partei.  Graf  Thun  galt 
längst,  und  vollends  seit  seiner  Tätigkeit  zu  Prag  im  Jahre  1848,  in 
dem  Kreise  des  böhmischen  Hochadels  als  dessen  führender  politi- 
scher Kopf:  seine  Autorität  unter  seinen  Staudesgenossen  scheint 
durch  sein  längeres  ministerielles  Zusammenwirken  mit  Alexander 
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Bach  nicht  verringert  worden  zu  sein,  obgleich,  wie  wir  wissen,  die 
seit  1850  um  die  Fürsten  Windischgrätz  und  Metternich  sich  bildende 
Gruppe  adeliger  Politiker  und  Staatsmänner  das  Regime  Bach  prin- 
zipiell als  Gegner  betrachtete  und  seine  zentralistische  Reichsorgani- 
sation als  verhängnisvollen  Irrtum  verurteilte.  Nunmehr,  da  der 
Kaiser  selbst  das  „System"  Bach  fallen  zu  lassen  sich  bereit  erklärt 
hatte,  sah  Graf  Thun  den  Augenblick  als  gekommen  an,  um  seine 
persönlichen,  mit  der  gesamten  Adelsgrunpe  ihn  vereinigenden  An- 
schauungen über  die  für  die  Monarchie  notwendigen  Reformen  inner- 
halb des  Ministeriums  daselbst  offen  zu  vertreten.  In  der  Form 
unermüdlicher  und  umfassender  Kritik,  die  Graf  Thun  an  den  von 
Goluchowski  dem  Ministerrate  vorgeschlagenen  organisatorischen 
Maßregeln  und  Entwürfen  übte,  legte  der  Kultusminister  seine  Ideen 
über  die  Reorganisation  der  öffentlichen  Gewalt  im  Reiche  in 
systematischer  Weise  dar  und  fügte  positive  Abänderungsanträge  zu 
den  Gesetzentwürfen  des  Grafen  Goluchowski  in  jenen  Punkten 
hinzu,  in  welchen  er  prinzipiell  von  diesem  abwich.  Zugleich  damit 
bekundete  aber  Graf  Thun  auch  mit  aller  Schärfe  seine  bis  dahin 
kaum  hervorgetretene  Opposition  gegen  das  von  Bach  geschaffene 
System  zentralistisch-bureaukratischer  Regierung  und  Verwaltung. &) 
•  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß,  rein  politisch  be- 
trachtet, Graf  Thun  durch  dieses  Vorgehen  innerhalb  des  Kabinettes 
die  ohnehin  immer  mehr  ins  Schwanken  geratene  Regierung  Rech- 
berg-Goluchowski  unablässig  schwächte;  auf  der  anderen  Seite  aber 
leistete  er  damit  in  erheblichem  Maße  positive  Unterstützung  zu- 
gunsten der  Adelsfraktion,  die  gleichzeitig  im  Begriffe  stand,  im 
Zusammenhange  mit  der  Einberufung  des  verstärkten  Reichsrates 
sich  als  politische  Partei  zu  konstituieren  und  von  dort  aus  die  er- 
strebte große  Wendung  der  inneren  Politik  Oesterreichs  ins  Werk 
zu  setzen.  Es  ist  schwer  zu  sagen,  inwieweit  hier  planmäßige  Zu- 
sammenarbeit zwischen  den  einander  persönlich  nahestehenden 
Grafen  Leo  Thun  und  Heinrich  Clam  stattgefunden  hat;  aber  das 
Ergebnis  ihrer  gleichzeitigen  politischen  Bestrebungen  ist  un- 
bezweifelbar.  Während  unter  Führung  Szecsens  und  Clams  in  der 
Budgetkommission  des  verstärkten  Reichsrates  das  neue  reichs- 
politische Programm  der  autonomistisehen  oder  föderalistischen  Re- 
organisation der  Monarchie  in  Gestalt  des  Entwurfes  eines  Majoritäte- 
berichtes  zur  Ausbildung  kam,  legte  Graf  Leo  Thun  in  der  Ab- 
geschlossenheit der  Ministerkonferenz  nicht  nur  in  den  Grundlinien, 
sondern  vielfach  auch  in  den  Einzelheiten  ein  Gesanitprogramm  be- 
hufs praktischer  Durchführung  des  Prinzipes  der  Autonomie  als 
Grundlage    für    die    praktische    Umwandlung    der    Verwaltungsein- 
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richtungen  Oesterreichs  in  ein  System  territorialer  ständischer 
Körperschaften  fest.  Beides  zusammen,  die  solennen  Erklärungen 
Clams  und  seiner  Freunde  in  der  Budgetkommission  und  im  Plenum 
des  verstärkten  Reichsrates  sowie  die  Summe  der  vom  Grafen  Thun 
verfochtenen  Anschauungen  über  eine  autonomistische  Reichs-  und 
Verwaltungsreform  bilden  das  ausgearbeitete  Programm  der  neuen 
konservativen  Partei,  als  deren  erste  —  gewiß  noch  unvollendete  — 
Formation  die  österreichische  Adelsgruppe  in  jener  Notabeinver- 
sammlung anzusehen  war.  Wenn  das  Majoritätsgutachten,  wie  wir 
sogleich  sehen  werden,  durch  die  Hand  seines  Verfassers,  des  Grafen 
Szecsen,  sich  in  das  feierliche  Staatsgrundgesetz  des  Diploms  vom 
20.  Oktober  1860  verwandelte,  so  ist  gleichzeitig  mittels  der  zum 
größten  Teil  im  Dunkel  der  Ministerkonferenzen  beratenen  Entwürfe 
des  Grafen  Goluchowski  zur  Reorganisation  der  Monarchie  der 
Kern  jenes  von  da  ab  Oesterreich  eigentümlichen  Systems  der  Auto- 
nomie in  Land,  Bezirk  und  Gemeinde  hervorgewachsen,  das  dann 
bis  zum  Ende  des  Reiches  der  Ausdruck  der  höchst  merkwürdigen, 
ja  eigentlich  einzigartigen  Gestaltung  seiner  inneren  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  geblieben  ist,  und  welches  die  gesamte  Dynamik 
der  politischen  und  nationalen  Kräfte  seiner  Völker  und  deren 
Selbständigkeit  in  ungeahnter  Weise  entfesselt  und  gefördert  hat. 

Der  Ursprung  dieses  ganzen,  so  folgenreichen  Prozesses  liegt 
also  in  den  legislatorischen  Plänen,  die  Graf  Goluchowski  der 
Ministerkonferenz  vorlegte.  Zunächst  hatte  die  Regierung  das  Werk 
der  Gemeindegesetzgebung  in  der  Weise  in  Angriff  genommen,  daß 
sie  in  allen  Kronländern  sogenannte  Vertrauenskommissionen  aus 
Vertretern  der  Bevölkerung  bilden  ließ,  welche  die  Vorschläge  und 
Gutachten  zur  Regelung  des  Gemeindewesens  liefern  sollten.  *) 
Gleichzeitig  begann  Graf  Goluchowski  persönlich  mit  allem  Eifer  die 
Arbeit  an  den  Entwürfen  der  einzelnen  Landesstatute,  wobei  er  sich 
zwar  an  die  1854  unter  Bachs  Leitung  im  Ministerium  des  Innern 
gearbeiteten  Entwürfe  hielt,  diese  aber  an  die  eigentümlichen  Be- 
dürfnisse und  die  historisch-politische  Individualität  der  einzelnen 
Kronländer  noch  besonders  im  einzelnen  anzupassen  wünschte. c) 
In  seiner  bureaukratisch-pedantischen  Methode  beabsichtigte  Go- 
luchowski zunächst  die  allgemeinen  Grundsätze,  welche  alle  diese 
Landesstatute  enthalten  sollten,  zusammenzufassen  und  entwarf  zu 
diesem  Zwecke  ein  sogenanntes  „Organisches  Statut",  das  er  der 
Ministerkonferenz  am  21.  März  1860  vorlegte. 

„Anknüpfend  an  die  allerhöchst  festgesetzten  organischen  Be- 

*)  Die  Berufung  solcher  Vertrauenskommissionen  auch  in  Ungarn  miß- 
lang von  vornherein  und  wurde  aufgegeben. 
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Stimmungen  vom  31.  Dezemfber  1851",  so  berichtet  das  Protokoll, 
„gab  der  Minister  eine  gedrängte  Uebersicht  der  Vorverhandlungen, 
die  sowohl  beim  Ministerium  des  Innern  als  auch  bei  dem  Reichsrate 
stattgefunden  haben,  und  deren  Akten  schließlich  von  Seiner 
Majestät  dem  Kaiser  dem  Grafen  Goluchowski  zur  Erstattung  seiner 
Anträge  allergnädigst  übergeben  worden  sind."  *) 

In  der  nun  folgenden  Debatte  zeigte  es  sich,  daß  die  Arbeits- 
methode des  Grafen  Goluchowski  nicht  die  Billigung  seiner 
Kollegen  fand.  Schien  es  schon  an  sich  sehr  seltsam,  im  Jahre  1860 
eine  Reform,  welche  die  durch  den  unglücklichen  Krieg  hervor- 
gerufene politische  Unruhe  beseitigen  und  „autonome"  Institutionen 
schaffen  sollte,  in  irgendeinem  Punkt  an  das  Sylvesterpatent  von 
1851,  die  Charte  des  unitarischen  Absolutismus,  anzuknüpfen,  so 
mißfiel  es  dem  Ministerpräsidenten  und  der  Mehrheit  des  Minister- 
rates überhaupt,  in  so  theoretischer  Weise,  wie  das  der  Begriff  des 
„organischen  Statutes"  mit  sich  brachte,  die  Frage  der  Schaffung  von 
Landesvertretungen  zu  behandeln.  Vor  allem  aber  widerstrebte 
Graf  Rechberg  dem  Plane,  durch  die  Veröffentlichung  eines 
solchen  organischen  Statuts  die  für  die  Festsetzung  der  Landes- 
ordnungen von  der  Regierung  zu  beobachtenden  Hauptgrundsät/.e 
vorher  gewissermaßen  generell  zu  veröffentlichen.  Graf  T  h  u  n 
meinte  sarkastisch,  es  werde  mit  diesem  organischen  Statute  er- 
gehen wie  mit  dem  geplanten  allgemeinen  Gemeindegesetz,  das  mau 
nun  schon  aufgegeben  habe.  Er  empfahl  als  richtiges  Verfahren 
unmittelbar  an  das  erste,  im  Entwurf  fertiggestellte  Landesstatut, 
nämlich  das  für  Tirol,  heranzugehen  und  bei  diesem  sich  auch  auf 
die  allgemeinen,  für  alle  Landesordnungen  gültigen  Prinzipien  zu 
einigen.  Dieser  Modus  wurde  vom  Ministerrate  angenommen,  und 
es  kam  nun  zu  einer  zumeist  an  die  Einzelheiten  des  Tiroler  Landes- 
statuts anknüpfenden  Debatte,  deren  Ergebnisse  wir  an  anderer 
Stelle  noch  zu  berühren  haben  werden.  Die  Meinungsverschieden- 
heiten, die  dabei  hervortraten,  führten  dazu,  daß  schon  am  nächsten 
Tage  eine  neuerliche  Ministerkonferenz,  aber  diesmal  unter  dem 
Vorsitze  des  Kaisers,  sich  mit  demselben  Gegenstande  beschäftigte.  **) 
Es  kam  dabei  zu  einer  interessanten  Debatte  über  die  grundsätz- 
lichen Ideen,  über  Zweck  und  Sinn  der  geplanten  Reorganisation  des 

*)    Minister-Konferenz-Prolokoll  vom    21.    .März    1860,    Z.    107!)    Wiener 
Staatsarchiv. 

Man  siebt  hier  wie  auch  sonst,  daß  der  Kaiser  als  eine  Art  von  obersb-ni 
Minister    rein    bureaukratiscb    tungiert,    indem   er   die    Aktenübennittlung 
zwischen   dem  Kollegium  des  Ministerräte«  und  des  Reicheratee  sozu 
M>rgt 
**)  Minister-Konferena-PrtokoU  v.  2!.  und  22.  Man  1860.  '/■■  1080. 
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Reiches,  bei  der  abermals  tiefgehende  Gegensätze  der  Ansichten  der 
einzelnen  Minister  sich  ergaben.  Es  zeigte  sich  jetzt  ganz  besonders 
der  Nachteil,  der  darin  lag,  daß  nach  den  ursprünglichen  Absichten 
der  Regierung  die  Landesstatute  in  ihren  Grundzügen  gleichartig, 
-aber  doch  so  gearbeitet  werden  sollten,  daß  auch  Ungarn  an  Stelle 
seiner  alten  Landesverfassung  eine  solche  neue,  nach  dem  Schema 
des  Grafen  Goluchowski  gearbeitete  Landesordnung  erhalte.  Dieser 
ursprüngliche  Plan  der  Regierung  Rechberg-Goluchowski  ist  dann 
schon  wenige  Wochen  später  durch  das  Handschreiben  vom  19.  April, 
welches  den  Ungarn  die  Wiederherstellung  der  Komitatsverfassung 
und  ihren  Landtag  in  Aussicht  stellte,  recht  fraglich  geworden.  Jetzt 
—  im  März  1860  —  glaubte  aber  der  Justizminister  Graf  Nädasdy  bei 
dieser  Beratung  über  die  Prinzipien  der  kommenden  Landtage  doch 
noch  vor  allem  das  ungarische  Interesese  wahrnehmen  zu  müssen, 
und  trat  dafür  ein,  daß  den  neuen  Landesvertretungen  ein  so  großer 
Wirkungskreis  angewiesen  werde,  daß  die  „landesfürstlichen  Be- 
hörden durch  Abnahme  eines  großen  Teiles  ihrer  Agenden  möglichst 
viel  bei  ihren  gehäuften  Geschäften  erleichtert  würden.  Zu  den 
Agenden  der  Stände  wäre  daher  nebst  den  Armen-  und  Wohl- 
tätigkeitsangelegenheiten auch  die  Straßen-,  Patronats-  und  Volks- 
schulsachen, ferner  die  Ueberwachung  der  Gemeinden  bei  ihrer 
Gestion  in  Waisenangelegenheiten  zu  zählen;  ebenso  die  Geschäfte 
der  Verteilung  und  Einhebung  der  direkten  Steuern,  welche  gegen- 
wärtig den  landesfürstlichen  Behörden  so  viel  zu  schaffen  machen." 
Diese  Ansicht  wurde  von  dem  Finanzminister  Brück  unterstützt  und 
auch  Graf  Rechberg  zeigte  bei  diesem  Anlaß  sein  im  Grunde  ge- 
nommen allezeit  gut  „ständisches"  Herz.  Dagegen  opponierte  in 
längeren  Ausführungen  Graf  Goluchowski.  Er  meinte,  die  Anträge 
des  Justizministers  seien  viel  zu  weitgehend  und  überschritten  die 
Grenzen  einer  nützlichen  Autonomie.  „Nachdem  der  engere  Aus- 
schuß die  Mittel  zur  Bewältigung  einer  solchen  Geschäftslast  nicht 
besäße,  müßte  neben  dem  Organismus  der  landesfürstlichen  Be- 
hörden in  jedem  Kronland  ein  vielgliedriger  komplizierter  und  kost- 
spieliger ständischer  Organismus  gebildet  werden;  es  entstünde  da- 
durch eine  Art  Doppelherrschaft  im  Staate,  welche  bis  jetzt  nicht  in 
Europa  ihresgleichen  hat."*)  Diese  Bedenken  teilte  der  Kultusminister 
Graf  Thun  in  vollem  Maße.  Er  meinte,  eine  gewisse  Tutel  der 
Gemeinden  durch  die  Stände  könne  ohne  Anstand  gewährt  werden, 
aber  es  wäre  gefährlich,  die  Gemeinde  jeder  Regierungskontrolle 
bei  ihrer  Geschäftsführung  im  übertragenen  Wirkungskreis  zu  ent- 

*)  Unter  „engerem  Ausschuß"  ist  das  später  „Landesausschuß"  genannte 
ständige  Verwaltungskomitee  des  Landtages  zu  verstehen. 
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heben,  so  daß  die  Regierung  in  der  Besorgung  hochwichtiger  An- 
gelegenheiten gewissermaßen  zugunsten  der  Stände  abdizieren 
würde."  Aber  die  Tätigkeit  der  Stände  einer  steten  Kontrolle  der 
Regierung  unterwerfen;  wo  bleibt  dann  die  angestrebte  Geschäfts- 
verminderung  und  Vereinfachung?"  Der  Finanzminister  Brück 
glaubte,  daß,  wenn  die  Bezirkshauptmannschaften  im  neuen  Organis- 
mus die  ihnen  zugedachte  Stellung  erhalten,  der  Regierung  noch 
immer  der  nötige  Einfluß  in  Gemeindeangelegenheiten  gewahrt 
bleiben  wird,  da  sich  bei  diesem  Mittelglied  alle  Fäden  konzentrieren 
und  erst  von  dort  aufwärts  die  Geschäfte,  welche  den  natürlichen 
Wirkungskreis  der  Gemeinden  betreffen,  an  die  Landesvertretung, 
die  den  übertragenen  betreffen,  an  die  Statthalterei  geleitet  werden 
würden.  *) 

Nachdem  Graf  Goluchowski  diese  Ansichten  des  Finanzministers 
als  noch  nicht  spruchreif  bezeichnet  hatte,  berichtet  das  Protokoll: 
,.Seine  k.  k.  Majestät  erkannten  es  nicht  für  zulässig,  daß  eine 
ständische  Regierung  neben  der  landesfürstlichen  funktioniere  und 
eine  höhere  Instanz  in  Angelegenheiten  des  übertragenen  Wir- 
kungskreises der  Gemeinden  bilde."  Im  übrigen  verfügte  der 
Kaiser  sodann,  daß  das  besondere  Statut  für  Tirol  und  nach  ihm 
womöglich  bald  das  für  Mähren  zur  Beratung  gelange. 

Die  spezielle  Beratung  über  den  Entwurf  des  Tiroler  Landes- 
statuts fand  dann  in  einer  Anzahl  von  Sitzungen  der  Ministerkonfe- 
renz am  27.,  28.  und  29.  März  statt.  Schon  bei  dieser  Behandlung 
des  ersten  legislatorischen  Bruchstückes  der  Reorganisation  traten 
die  Gegensätze  zwischen  dem,  was  Graf  Rechberg  und  Goluchowski 
einerseits,  Graf  Thun  andrerseits  und  drittens  der  liberalisierende 
Finanzminister  Freiherr  von  Brück  unter  den  „ständischen  Ver- 
fassungen" und  Landesvertretungen  eigentlich  verstanden,  deutlich 
hervor.  Graf  Thun  bedauerte,  daß  der  ministerielle  Entwurf  in 
vielen  Stücken  von  dem  Elaborate  abweiche,  welches  auf  Wunsch 
der  Regierung  der  verstärkte  ständische  Ausschuß  von  Tirol  und 
der  Statthalter  Erzherzog  Karl  Ludwig  der  Regierung  vorgelegt 
hatten.**)  Graf  Thun  verlangte  eben,  daß  die  historisch-politische 
Individualität  der  einzelnen  Kronländer  schon  bei  diesem  Akte  der 
Gesetzgebungsgewalt    im    Schöße    des    Ministeriums    möglichst    zur 

*)  Es  ist  bemerkenswert,  hier  daran  zu  erinnern,  daß  bei  der  Schaffung 
des  neuen  Reichsgemeindegesetzes  im  folgenden  Jahre  unter  dem  Mini- 
sterium Schmerling-Lasser  tatsächlich  der  oben  angeführte  (iedanke  Brucks 
legislative  Durchführung  erhalten  hat. 

**)  Der  eigentliche  Verfasser  des  Entwurfes  der  Tiroler  I.andcsordnung 
war  der  Landstand  Graf  Wolkenstein,  der  auch  zu  den  betreffenden  Minister- 
konferemea  beigesogen  wurde. 
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Geltung  gelange.  Graf  Goluchowski  hatte  übrigens  die  neue  Landes- 
vertretung  Tirols  derartig  aufgebaut,  daß  der  Herrenstand  und  die 
geistliche  Kurie  die  ganze  Macht  im  Landtage  besitzen  sollten;  den 
28  Städten  und  Märkten  Tirols  waren  nur  11  Vertreter,  dem  Bauern- 
stand 14  Landtagsabgeordnete  zugedacht.  Alle  übrigen  31  Land- 
tagsmitglieder waren  —  mit  Ausnahme  der  drei  Vertreter  der 
Handelskammern  —  Adelige  und  Geistliche,  letztere  durchaus 
Virilisten  wie  die  Fürstbischöfe,  Aebte  und  Pröpste  und  die  Vertreter 
der  Domkapitel.  Und  dieser  Landtag  sollte  nun  die  auf  das  Land 
Tirol  entfallenden  Mitglieder  des  Reichsrates  wählen  und  die  Ge- 
wählten zur  kaiserlichen  Bestätigung  vorschlagen!  *)  Und  nach 
diesem  Muster  waren  alle  Landesstatute  ausgearbeitet!  Eine  der 
Besonderheiten  der  Landesstatute  für  Kärnthen,  Steiermark  und 
Krain  war  allerdings  die  Bestimmung,  daß  den  Mitgliedern  der 
adeligen  Kurie  ausdrücklich  das  Recht  zugestanden  wurde,  sich  der 
früher  üblichen  ständischen  Uniform  (eines  roten  Frackes)  zu  be- 
dienen! 

Der  Finanzminister  Brück  protestierte  gegen  die  vorgeschlagene 
Aufteilung  der  Landtagsmandate  mit  Nachdruck  und  verlangte  für 
die  Städte  allein  28  Albgeordnete  sowie  auch  eine  Vermehrung  der 
bäuerlichen  Stimmen.  Darauf  entgegnete  der  Kultusminister,  „es 
handle  sich  hier  um  die  althergebrachte  Vertretung  der  vier  Stände 
des  Landes,  nicht  aber  um  eine  Volksvertretung,  bei  welcher  das 
Prinzip  der  Vertretung  nach  der  Volkszahl  in  Anwendung  käme". 
„Zwar  beabsichtigte"  —  so  berichtet  das  Protokoll  —  „auch  der 
Finanzminister  nicht,  hier  diesem  Prinzipe  zu  huldigen;  er  machte 
aber  bemerklich,  daß  bei  aller  Anerkennung  der  historischen  Be- 
rechtigung der  Stände  doch  nicht  jeder  durch  die  Zahlenverhältnisse 
bedingte  Fortschritt  ausgeschlossen  und  nicht  unbedingt  an  allen 
mittelalterlichen  Beschränkungen  festgehalten  werden  sollte."  Er 
besorgte  sonst  bei  Verkennung  der  Zeitbedürfnisse  die  nachteiligen 
Folgen,  die  er  schon  in  einem  früheren  Stadium  der  Beratung  mit 
den  Worten  bezeichnet  hatte,  daß  ein  solcher  durch  ein  Gesetz 
ausgeübter  Druck  notwendigerweise  Gegendruck  hervorrrufen  müsse. 
Wie  nun  Graf  Goluchowski  das  Prinzip  der  Autonomie  auffaßte,  trat 
am  deutlichsten  in  der  Bildung  der  Organe  des  Landtages  in  seinem 
Entwürfe  hervor.  An  der  Spitze  der  Landesverwaltung  sollte  regel- 
mäßig der  vom  Kaiser  ernannte  Präsident  stehen,  und  als  solcher 

*)  Es  ist  bezeichnend  für  die  politischen  Anschauungen,  welche  das 
Kabinett  Rechberg- Goluchowski  beherrschten,  daß  in  keiner  der  Minister- 
beratungen über  den  Text  der  Landesstatute  gegen  die  Absurdität  eines 
solchen  „Systems"  von  „Wahlen"  von  Abgeordneten  zum  Reichsrate  mit 
„nachfolgender"  kaiserlicher  Bestätigung  eine  Einwendung  erhoben  wurde. 
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war  grundsätzlich  der  Statthalter  in  Aussicht  genommen.  Die  Führung 
der  Geschäfte  des  Landes  sollte  in  den  Händen  eines  engeren  Land- 
tagsausschusses von  6  Mitgliedern  liegen,  dessen  Vorsitz  und  Leitung 
grundsätzlich  wieder  der  Statthalter  handhaben  sollte.  Graf  Go- 
luchowski  verteidigte  diese  sonderbare  Autonomie  damit,  daß  er 
sagte:  der  Landeschef  solle  die  Leitung  des  exekutiven  Organes  des 
Landes  in  der  Hand  haben,  das  sei  um  so  notwendiger,  als  der 
Ausschuß  in  seiner  künftigen  Gestaltung  in  sehr  häufiger  Berührung 
mit  den  landesfürstlichen  Behörden  stehen  wird.  „Die  Einflußnahme 
des  Ausschusses  auf  die  Verwaltung  wird  zu  bedeutend  sein,  als 
daß  es  rätlich  erscheinen  sollte,  den  Landeschef  beim  Vorsitz  im 
Ausschusse  zu  entbehren."  Dem  opponierte  Graf  Thun:  die  Bildung 
des  ständischen  Ausschusses,  dessen  Geschäftsführung,  Bestellung 
von  Beamten  usw.  gehöre  zu  den  inneren  Angelegenheiten  des  Land- 
tages, deren  Entwicklung  und  Feststellung  füglich  ihm  selbst  nach 
seinem  besten  Wissen  und  Gewissen  anvertraut  werden  kann.  Da 
sich  Graf  Thun  überdies  dabei  auf  die  spezifischen  Vorschläge  des 
Tiroler  Landesausschusses  berief,  so  erwiderte  ihm  Graf  Goluchowski, 
„daß  für  die  Bildung  eines  so  wichtigen  Organes,  wie  es  der  Landes- 
ausschuß ist,  die  Vorzeichnung  gewisser  Hauptgrundsätze  notwendig 
sei,  damit  nicht  Einrichtungen  getroffen  werden,  welche,  wenn  viel- 
leicht für  Tirol  zulässig,  doch  in  anderen  Ländern  unstatthaft  seien 
und  mit  Berufung  auf  das  Beispiel  Tirols  dann  nicht  wohl  würden 
verweigert  werden  können."  In  diesen  Worten  war  allerdings  von 
der  Wahrung  der  historischen  Eigentümlichkeiten  der  Kronländer 
durch  die  Reformen  der  Regierung  und  vom  „autonomistischen 
Geiste"  überhaupt  nicht  viel  zu  spüren! 

Wie  wenig  Klarheit  somit  über  das  Wesen  der  vom  Ministerium 
geplanten  Autonomie  selbst  innerhalb  des  Conseils  der  Regierung 
vorhanden  war,  zeigte  diese  Debatte  und  noch  mehr  die  ihr  folgende 
Beratung  der  Bestimmungen  des  ministeriellen  Entwurfes  über  den 
Wirkungskreis  der  Landesverwaltung.  Hier  trug  zunächst  Finanz- 
tninister  Brück  seine  Ideen  von  Autonomie  vor.  Er  meinte:  Bevor 
man  den  Wirkungskreis  des  Landtages  bestimme,  müsse  man  sich 
darüber  klar  werden,  wie  weit  der  Grundsatz  des  Selfgovernment 
in  der  Verwaltung  der  Kronländer  angewendet  werden  solle.  Seiner 
Auffassung  nach  muß  man  die  Selbständigkeit  der  in  den  Ländern 
gewählten  Organe  so  viel  als  möglich  in  Anspruch  nehmen,  damit 
sie  nützlich  beschäftigt  werden,  die  Sorgen  und  Mühen  der  Regierung 
kennen  lernen  und  die  Verantwortung  zum  größten  'Feile  auf  sich 
nehmen.  Dabei  muß  die  Regierung  stark  bleiben,  leiten  und  jeder- 
zeit in   der   Lage  sein,  eingreifen  und  selbst  handeln  zu   können. 
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Demnach  wäre  die  Wirksamkeit  der  Statthalter  für  gewöhnliche  Zeit- 
läufte auf  wenige  Angelegenheiten  zu  beschränken,  als:  hohe  Polizei, 
Presse,  Staatslehranstalten,  Kultus,  allgemeine  Finanzangelegen- 
heiten usw.  Alle  anderen  Geschäfte  aber  wären  dem  Landtage  zu 
übertragen,  der  solche  durch  den  Landesausschüß  gleichwie  die 
eigenen  Landesangelegenheiten  ausüben  läßt.  Diese  Einrichtung  be- 
dingt, daß  der  Statthalter  grundsätzlich  Präsident  des  Landtages  ist, 
nicht  aber  Präsident  des  Ausschusses,  damit  er  für  die  Handlungen 
desselben  nicht  angegriffen  werden  kann.  Der  Landtagsausschuß 
hat  zur  Vollziehung  der  Geschäfte  die  Bezirks-  (Kreis-,  Komitats-) 
Behörden;  und  diese  müssen  landesfürstlich  sein  im  unmittelbaren 
Dienstverband  zum  Statthalter,  denen  übrigens  gewählte  Bezirks- 
ausschüsse zur  Seite  stehen.  Die  Bezirke  zerfallen  in  Ortsgemeinden, 
die  ihre  Angelegenheiten  innerhalb  der  festzustellenden  Grenzen 
autonom  verwalten.  In  jedem  Kronlande  gebe  es  daher  für  die 
politische  Verwaltung  an  landesfürstlichen  Beamten:  a)  einen  Statt- 
halter mit  wenigen  Personen;  b)  die  Bezirks-  (Kreis-,  Komitats-) 
Beamten.  Da  nun  der  Statthalter  Präsident  des  Landtages  wäre,  so 
regelt  er  in  oberster  Linie  die  Wirksamkeit  des  Landtagsausschusses, 
und  da  dieser  nur  durch  die  Bezirksämter  ausübend  werden  kann, 
diese  aber  landesfürstlich  sind  und  zum  Statthalter  im  Dienstver- 
band stehen,  so  vermag  derselbe  nach  allen  Richtungen  jedem 
Uebergriffe  zu  begegnen  und  sogleich  die  Zügel  der  Regierung  in  die 
Hand  zu  nehmen. 7) 

Das  war  nun  wieder  eine  ganz  merkwürdige  Autonomie,  wie  sie 
da  der  gewöhnlich  als  „liberal"  angesehene  Finanzminister  Frei- 
herr von  Brück  ausmalte!  Es  ist  bezeichnend,  daß  Baron  Brück 
seiner  Darlegung  einen  „Abänderungsantrag,  betreffend  Bestimmun- 
gen des  Tiroler  Landesstatuts"  hinzufügte,  in  welchem  er  einen 
natürlichen  und  einen  übertragenen  Wirkungskreis  der  Landesver- 
waltung unterschied  und  in  den  letzteren  so  viel  wie  fast  die  gesam- 
ten bisher  staatlichen  Verwaltungsgeschäfte  aufnahm.  Es  ist  nicht 
zu  verwundern,  daß  Brück  mit  dieser  wahrhaft  dilettantisch  ent- 
worfenen „Landesautonomie",  welche  die  völlige  Auflösung  der 
inneren  Verwaltung  des  einheitlichen  Staates  zugunsten  eines  stän- 
dischen Verwaltungskollegiums  mit  dem  Statthalter  an  der  Spitze  und 
landesfürstlichen  Beamten  als  Exekutivorganen  vorschlug,  sowohl  den 
alten  Bureaukraten  Grafen  Goluchowski  wie  auch  den  Theoretiker 
der  Selbstverwaltung,  den  Kultusminister  Grafen  Leo  Thun  mächtig 
in  Harnisch  brachte.  Der  erstere  meinte:  gegenwärtig,  wo  nicht 
einmal  die  Anträge  vorliegen,  welche  Angelegenheiten  der  bis- 
herigen landesfürstlichen  Verwaltung  in  die  Hände  der  Orts-  und 
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Bezirksgemeinden  gelegt  werden  sollten,  könnte  auf  eine  Ueber- 
tragung  des  Wirkungskreises  der  Statthaltereien  an  die  Landesver- 
tretungen wohl  nicht  eingegangen  werden.  Wenn  man  übrigens  davon 
eiine  Vereinfachung  der  Geschäfte  und  eine  Verminderung  der 
Kosten  erwartet,  warum  verzweifelt  man  daran,  selbe  auch  bei 
landesfürstlichen  Behörden  durchzuführen?  Was  der  Gemeinde  oder 
den  Landesvertretimgen  zu  bewirken  möglich  sei,  wird  wohl  auch 
der  Staatsverwaltung  gelingen. 

Graf  Thiiin  —  berichtet  das  Protokoll  —  „glaubte,  von  dem  Grund- 
gedanken ausgehen  zu  sollen,  daß  den  Landtagen  und  den  stäudigen 
Ausschüssen  in  administrativer  Beziehung  die  Kommunalangelegen- 
heiten des  Landes,  diese  aber  mit  Gestattung  voller  Autonomie  imd 
ohne  Regierungskontrolle  zu  übertragen  seien.  Damit  könne  zu 
wesentlicher  Erleichterung  der  Regierung  eine  Tutel  der  niederen 
Gemeinden  verbunden  werden.  Beschwerden  von  Parteien  gegen 
ungerechte  Behandlung  von  Seite  der  Kommunalorgane  können  aber 
nicht  zur  Kompetenz  der  Landtage  gezählt  werden;  denn  Rechts- 
schutz zu  gewähren,  sei  die  wesentliche  Aufgabe  der  Regierung. 
Ebenso  unzulässig  erachte  er  es,  den  Landtagen  und  Ausschüssen 
einen  administrativen  Wirkungskreis  in  solchen  Angelegenheiten  zu 
übertragen,  bezüglich  welcher  die  Regierung  sich  unmöglich  einer 
Einwirkung  entschlagen  könne,  wenn  schlecht  administriert  würde. 
Die  Uebertragung  solcher  Funktionen  würde  die  Notwendigkeit  fort- 
gesetzter Kontrolle  zur  Folge  haben  und  dadurch  die  Schwerfällig- 
keit und  den  Formalismus  der  Administration  nur  noch  vermehren. 
Sie  würde  übrigens  in  dem  Maße,  als  in  den  verschiedenen  Kron- 
ländern politisch  bedenkliche  Bestrebungen  zu  finden  sind,  für  die 
Regierung  die  Gefahr  enthalten,  einfach  beiseite  gesetzt  zu  werden 
und  jene  Tendenzen  zur  tatsächlichen  Herrschaft  gelangen  zu  sehen. 
Die  Vorstimmen,  welche  einen  übertragenen  Wirkungskreis  auch  für 
die  Landtage  und  deren  Ausschüsse  vor  Augen  haben,  suchten  eben 
deshalb  Kautelen  in  Beziehung  auf  das  Präsidium,  Vorbehalte  bezüg- 
lich Zusammensetzung  und  freier  Bewegung  der  Ausschüsse  usw.  usw. 
Dadurch  werde  aber  die  Autonomie  bezüglich  dessen,  was  als  natür- 
licher Wirkungskreis  gedacht  wird,  zerstört,  und  unter  Umständen 
werden  die  beabsichtigten  Einrichtungen  gewiß  gar  keine  Befriedi- 
gung gewähren  und  gar  keinen  politischen  Vorteil  bringen." 

Die  konfusen  pseudo-liberalen,  autonomistischen  Ideen  des 
Finanzministers  Brück  konnten  nicht  treffender  und  sachlicher  wider- 
legt werden,  als  durch  diese  Ausführungen  des  Kultusminitsers.  Es 
ist  sbei  begreiflieh,  daß  bei  diesen  widersprechenden  Meinungen 
innerhalb  der  Regierung  selbst  über  das,  was  Autonomie  sei,   die 
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ganze  Vorlage  über  die  Tiroler  Landesverfassung  zunächst  nicht 
weiter  zur  Verhandlung  gelangte.  Sie  ist  erst  zwischen  dem  10.  und 
12.  Juli  neuerlich  unter  Vorsitz  des  Kaisers  in  der  Ministerkonferenz 
beraten  worden  und  dann,  entsprechend  dem  Entwürfe  Goluchowskis, 
zur  Annahme  gelangt.  *) 

Neuerdings  faßte  Graf  Thun  bei  der  Beratung  des  folgenden 
Landesstatuts,  des  für  Steiermark,  seinen  ganzen  Plan  ständischen 
Selfgovernments  noch  einmal  zusammen,  und  zwar  in  so  klarer  und 
ausführlicher  Weise,  daß  diese  Rede  die  beste  Gelegenheit  gibt,  die 
Reformideen  dieses  zweifellos  hervorragendsten  Kopfes  unter  den 
böhmischen  Konservativen  kennen  zu  lernen. 

Graf  Thun  ging  davon  aus,  daß  er  zuvörderst  „gewünscht  hätte,  daß 
man  vor  der  Prüfung  der  einzelnen  Landesstatute  sich  über  die  Grundsätze 
der  Bildung  der  Bezirksgemeinden  geeinigt  hätte,  weil  seines  Erachtens 
in  dieser  die  Basis  gefunden  werden  müsse,  um  eine  Landesvertretung 
zusammenzusetzen,  welche  die  verschiedenen  Standesinteressen  zur  Geltung 
zu  bringen  geeignet  sei  und  nicht  dem  modernen  Konstitutionalismus  ent- 
gegenführe. Auch  wäre  es  wünschenswert  gewesen,  daß  man  mit  einem 
derjenigen  Länder  begonnen  hätte,  in  welchem  wie  in  Böhmen  und  Mähren 
die  sozialen  Verhältnisse  der  Landbevölkerung  noch  klarer  vorliegen  und 
ihm  genauer  bekannt  sind.  Was  nun  das  vorliegende  Statut  für  Steiermark 
betrifft,  so  hat  man  dabei,  womit  er  einverstanden  sei,  den  Grundgedanken 
des  Landesstatuts  für  Tirol,  die  Vertretung  der  vier  Stände:  Geistlichkeit, 
Adel,  Bürger  und  Bauern  festgehalten.  Allein  die  Zusammensetzung  des 
Landtages  in  Tirol  kann  für  andere  Kronländer  nicht  zum  Vorbild  für  die 
Landtage  derselben  dienen.  In  Tirol  konnte  man  sich  dabei  an  längst  Be- 
standenes halten,  dort  war  der  Bauernstand  längst  auf  dem  Landtage,  zudem 
ist  der  Tiroler  Bauer  von  dem  anderer  Länder  wesentlich  verschieden 
durch  seine  streng  katholische  Haltung  und  Sitte  und  durch  die  eigentüm- 
liche Gestaltung  des  Verkehres  in  dem  Gebirgslande,  welche  es  möglich 
macht,  daß  bedeutende  Individuen  unter  dem  Bauernstande  mehr  hervor- 
treten, in  weiteren  Kreisen  gekannt  werden  und  Anerkennung  finden.  Ein 
Andreas  Hofer  war  eben  nur  in  Tirol  möglich.  Deshalb  sind  dort  Bauern- 
deputierte  eher  möglich  als  anderswo.  Zwar  kann  auch  in  den  anderen 
Ländern  die  bäuerliche  Landbevölkerung  nicht  wie  bisher  vom  Landtage 
ausgeschlossen  bleiben,  dennoch  bleibt  es  wahr,  daß  ein  Bauer  auf  dem 
Landtage  nicht  an  seinem  Orte  ist.  Der  Bauer  ist,  wo  er  in  seiner  Landes- 
sphäre handelt  und  auftritt,  ein  durchaus  konservatives  Element,  aber 
öffentliche  Angelegenheiten  zu  beraten,  ist  nicht  seine  Sache.  Er  ist  dabei 
der  Gefahr  ausgesetzt,  von  Demagogen,  die  sich  um  seine  Interessen  am 
wenigsten  kümmern,  irre  geführt  zu  werden.  Er  kann  dabei  keinen  selb- 
ständigen Einfluß  ausüben;  ja  jeder  einzelne  Bauer,  der  während  des  Land- 
tages wochenlang  in  der  Stadt  sitzt,  ist  allen  Übeln  Folgen  des  Müßigganges 
ausgesetzt  und  in  großer  Gefahr,  nicht  verständiger,  sondern  in  seinen  Be- 
griffen nur  konfus  gemacht  und  in  seiner  Sitte  verdorben  nach  Hause 
heimzukehren.  Wer  kann  in  Abrede  stellen,  daß  es  ihm  zu  den  Beratungen 
auf  dem  Landtage  an  der  nötigen  Bildung  und  Gewandtheit  fehlt.  Wem 
würde  es  zum  Beispiel  in  England  einfallen,  einen  Bauern  ins  Parlament 
zu  rufen?" 

Nach  der  Ansicht  des  Kultusministers  „handelt  es  sich  darum,  der  Land- 
bevölkerung  einen   Einfluß  auf  die   Zusammensetzung  des   Landtages  und 

*)  Vgl.  Minister-Konferenz-Protokoll  Z.  2484  vom  10.  und  12.  Juli  1860; 
Wiener  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv. 
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das  Gefühl  dieses  Einflusses,  ferner  die  Bürgschaft  einer  Vertretung  seiner 
Interessen  zu  geben,  aber  nicht  darum,  Bauern  in  den  Landtag  zu  bringen, 
iueses  kann  und  soll  zwar  nicht  unbedingt  ausgeschlossen  sein,  aber 
ebensowenig  mit  einer  gewissen  Nötigung  herbeigeführt  werden.  Viel- 
mehr ist  dahin  zu  wirken,  daß  der  moralische  Einfluß  der  aristokratischen 
Elemente  der  Landbevölkerung  sich  auf  die  Bauern  bei  der  Wahl  geltend 
machen,  und  daß  solche  Elemente  von  den  Bauern  als  die  natürlichsten 
und  unabhängigsten  Vertreter  ihrer  Interessen  gewählt  werden  können. 
Auf  dem  Landtage  sollen  die  Stände,  das  ist  die  Träger  gemeinsamer 
sozialer  Interessen  vertreten  sein.  Das  Mittel,  das  in  Tirol  das  hergebrachte 
ist  —  Vertretung  durch  gleiche  Stimmenzahl  —  ließe  sich  nicht  anwenden, 
wo  es  neu  eingeführt  werden  müßte,  zumal  als  dann  die  Stimmenzahl  für 
manche  überwiegende  Stände  in  größeren  Ländern  eine  verhältnismäßig 
sehr  geringe  werden  würde.  Soll  aber  bei  ungleicher  Zahl  nicht  eine 
Unterdrückung  der  schwächer  Vertretenen  stattfinden,  so  gibt  es  nur  einen 
Ausweg:  die  Bildung  von  Kurien  für  die  Abstimmung  —  wenn  auch  nach 
gemeinsamer  Beratung  wenigstens  für  gewisse  zum  Beispiel  legislative  An- 
gelegenheiten. Der  Kultusminister  schlug  daher  —  vorbehaltlich  näherer 
Erwägung  und  Entwicklung  dieser  Grundzüge  —  vor,  die  Bildung  zweier 
Kurien:  erste  Kurie  der  Gemeinden,  zweite  Prälaten-  und  Herrenkurie. 

Die  Kurie  der  Gemeinden  besteht  aus  den  Vertretern  a)  der  Land-, 
b)  der  Stadtbevölkerung.  Bezüglich  der  Landbevölkerung  treten  die  Be- 
zirksausschüsse, gebildet  aus  Ortsrichtern,  Gutsherren  und  Friedensrichtern, 
das  ist  vom  Kaiser  ernannte,  im  Bezirk  domizilierende  vertrauenswerle 
Männer  zusammen  und  entsenden  aus  ihrer  Mitte  eine  gewisse  Anzahl  von 
Personen.  Für  die  städtische  Bevölkerung  wählen  die  Vertretungen  der 
größeren  Städte  für  sich,  kleinere  gemeinsam  aus  ihrer  Mitte  die  Abgeord- 
neten und  desgleichen  auch  die  Handels-  und  Gewerbekammern.  Die 
/weite,  die  Prälaten-  und  Herrenkurie,  würde  zusammengesetzt:  a)  aus  den 
Bischöfen  und  Deputierten  der  Kapitel  und  Stifte,  b)  aus  den  Standesherren 
und  Landeswürdenträgern  mit  Virilstimme,  aus  Abgeordneten  der  adeligen 
Fideikomißbesitzer  oaer  wo  deien  nur  wenige  sind  aus  diesen  selbst  mit 
Virilslimmen,  endlich  aus  Abgeordneten  der  Gutsherren  (ohne  Unterschied 
ob  Adelige  oder  nicht),  welche  kreisweise  gewählt  würden.  Beide  Kurien 
können  gemeinsam  beraten,  die  Abstimmung  erfolgt  aber  in  jeder  Kurie  für 
sich,  wobei  wieder  in  einer  jeder  derselben  itio  in  partes  zulässig  zur 
Zahl  für  den  Ausschuß,  in  welchem  die  Stände  gleich  vertreten  sein  sollten, 
vorgeschrieben  wäre." 

Liest  man  die  Sätze,  mit  denen  Graf  Goluchowski  die  Kritik 
und  die  Vorschläge  des  Kultusministers  abwehrte,  so  merkt  man 
jedenfalls,  daß  der  ehemalige  Statthalter  von  Galizien  sich  zwar  auch 
durchweg  als  „Konservativer"  fühlte,  daß  aber  dieser  Konservativis- 
mus seines  praktischen  Erfolges  sicherer  zu  sein  glaubte,  wenn  von 
der  neuständischen  Ideologie  des  Grafen  Thun  nichts  verwirklicht 
würde.  „Der  Minister  des  Innern",  so  berichtet  das  Protokoll  der 
Konferenz,  „fand  sich  durch  diese  Bemerkungen  nicht  bestimmt,  von 
den  Grundideen  seines  Entwurfes  abzugehen.  Auch  er  will,  wie  der 
Kultusminister,  eine  Interessenvertretung,  sie  soll  aber  durch  jede 
der  diese  Interessen  vertretenden  Körperschaften  geleistet  werden 
und  in  jeder  derselben  ihren  Ausdruck  finden.  Daher  ist  es  not- 
wendig, daß  Geistlichkeit,  Adel  und  großer  Grundbesitz,  die  Städte 
und  das  Landvolk  sieh  an  der  Vertretung  besonders  ala  solche  be- 
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teiligen,  damit  nicht  durch  Zulassung  einer  unbedingten  Vermehrung 
die  eigentliche  Vertretung  des  einzelnen  Standes  verloren  gehe  und, 
richtiger  gesagt,  ganz  verschwinde.  Belangend  die  Einwendungen 
gegen  die  Wahl  von  Bauern  in  den  Landtag,  teile  Graf  Goluchowski 
die  Bedenken  und  Besorgnisse  des  Kultusministers  nicht;  vielmehr 
glaube  er,  daß  der  Bauer  stolz  darauf  ist,  im  Landtage  zu  sitzen,  und 
daß  er  vermöge  des  ihm  innewohnenden  konservativen  Elementes 
unter  der  Leitung  eines  einsichtsvollen  Landtagspräsidenten  Er- 
sprießliches zu  leisten  geeignet  ist.  Lieber  die  von  ihresgleichen 
gewählten  Bauern  auf  dem  Landtage,  als  Leute  aus  anderen  Klassen 
der  Bevölkerung,  die  bei  einer  unbeschränkten  Wahl  ihren  Einfluß 
auf  die  Landbevölkerung  geltend  machen  könnten!"  Es  ist  kaum  not- 
wendig, zu  sagen,  daß  die  Mehrheit  der  Konferenz  dem  Minister  des 
Innern  und  den  Prinzipien  des  Entwurfes  zustimmte,  worauf  der 
Kultusminister  sich  auf  seine  schon  bei  der  Beratimg  des  Tiroler 
Statuts  festgelegte  prinzipielle  Ablehnung  auch  in  diesem  Falle 
berief. 

Inzwischen  hatte  der  Minister  des  Innern  Graf  Goluchowski  auch 
einen  Teil  der  legislatorischen  Arbeiten  über  das  Gemeindewesen 
zu  Ende  gebracht  und  dem  Ministerium  drei  Gesetzentwürfe  vor- 
gelegt, eine  Landgemeindeordnung  für  Böhmen,  Mähren,  Schlesien 
und  Niederösterreich,  eine  Städteordnung  und  einen  für  das  ganze 
Reich  geltenden  Gesetzentwurf  über  die  Ausscheidung  der  Guts- 
gebiete aus  den  Gemeinden.  Bei  der  Beratung  der  Landgemeinden- 
ordnung legte  Graf  Thun  der  Ministerkonferenz  ein  besonderes  Votum 
vor,  das  seine  in  einer  Anzahl  wichtigster  Punkte  von  dem  Ent- 
würfe des  Grafen  Goluchowski  durchaus  abweichenden  Anschau- 
ungen übersichtlich  darlegte.  Dieses  Separatvotum  geht  von  der  An- 
schauung aus,  daß  die  weitere  Entwicklung  der  Gemeindeangelegen- 
heiten als  ein  Gegenstand  der  Landes-,  nicht  der  Reichsgesetzgebung 
anzusehen  sei,  und  daher  unter  Mitwirkung  der  Landtage,  also  für 
jedes  Kronland  abgesondert,  vor  sich  gehen  soll.  „Deshalb",  sagte 
Graf  Thun,  „scheint  es  mir  angemessen,  die  Frage  durch  Spezial- 
gesetze für  jedes  einzelne  Land  zu  regeln,  selbst  in  dem  Falle,  wenn 
diese  Gesetze  für  einige  Länder  gleichlautend  sein  sollten."  Im 
übrigen  legt  Graf  Thun  keinen  Wert  auf  die  formelle  Ueberein- 
stimmung,  sondern  wünscht  vielmehr,  daß  die  Vorlagen  so  viel  als 
möglich  den  Gutachten  der  in  den  Ländern  abgehaltenen  Vertrauens- 
kommissionen entsprechen.  „Die  wesentlichen  Grundlagen,  auf 
welchen  die  Landgemeindeordnung  beruhen  muß,  wenn  sie",  wie 
Graf  Thun  sagt,  „den  Zweck  erreichen  soll,  der  allmählich  fort- 
schreitenden Auflösung,  von  welcher  unsere  Zustände  auf  dem  Lande 
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bedroht  sind,  Einhalt  zu  tun,  statt  der  Revolution  in  die  Hände  zu 
arbeiten",  sind  folgende: 

Erstens  spricht  sich  Graf  Thun  nachdrücklich  für  die  Aus- 
scheidung der  vormals  herrschaftlichen  Gutsbesitzer  und  Festhaltung 
des  Unterschiedes  von  Bauern  und  nicht  zu  dem  Bauernstande  ge- 
hörigen Dorfbewohnern  aus;  zweitens  legt  er  dar,  daß  ein  selb- 
ständiges Kommunalleben  angebahnt  werde,  daher  Beseitigung  be- 
hördlicher Ingerenz  von  amtswegen,  möglichst  freie  Bewegung  im 
eigenen  Haushalt  der  Gemeinde  und  Beschränkung  des  Einflusses 
höherer  Instanzen  auf  die  Gewährung  des  Schutzes,  wo  darum  von 
einzelnen  oder  bedrückten  Minoritäten  angesucht  wird.  Endlich 
keine  beengenden  Detailinstruktionen.  Drittens  fordert  Graf  Thun  Be- 
wahrung der  einfachen  Dorfgemeinden  vor  dem  verderblichen  Ein- 
fluß von  Gemeindeämtern  und  Beamten,  daher  Vermeidung  von 
solchen  Anforderungen  in  Beziehung  auf  die  öffentlichen  Angelegen- 
heiten, die  nicht  der  Ortsrichter  mit  den  Geschworenen  auf  kurzem 
Wege  besorgen  kann. 

Graf  Thun  bemerkt  nun,  daß  diese  Grundsätze  noch  am 
weitesten  in  dem  Elaborate  der  böhmischen  Kommission,  welche  ganz 
unter  dem  Einflüsse  des  Grafen  Clam  stand,  gewahrt  seien,  und  daß 
man  daher  dieses  Operat  zur  Grundlage  näherer  Beratung  annehmen 
sollte.  Nur  unter  dieser  Bedingung  erklärte  er  sich  bereit,  positive 
Anträge  zu  formulieren.  „Der  vorliegende  Entwurf  des  Ministers 
des  Innern  stehe  mit  diesen  Grundsätzen  vielfach  in  wesentlichem 
Widerspruch,  vor  allem  weil  er  an  der  Katastralgemeinde,  also  einem 
rein  administrativen  Begriffe,  als  Grundlage  der  Ortsgemeinde  fest- 
halte, ferner  weil  er  von  der  Voraussetzung  ausgehe,  daß  in  der 
Regel  die  vormaligen  Gutsherren  in  die  Gemeinde  einbezogen  werden 
würden  und  damit  die  natürlichen  Verhältnisse  des  Einflusses  der 
Gemeindemitglieder  verrückt  würden.  Ferner  weil  er  den  Land- 
gemeinden Geschäfte  und  Administrativformell  aufnötigt,  die  für  eine 
große  Menge  von  ihnen  gar  kein  Bedürfnis  sind,  sie  nur  in  unnötige 
Kosten  verwickeln  und  ihnen  das  Gemeindewesen  verleiden  müssen. 
Endlich  tadelt  Graf  Thun  auch  die  durch  den  Entwurf  Goluchowskis 
eingeengte  Selbstverwaltung  der  Gemeinden  und  die  Fortdauer  der 
Ueberwachung  ihrer  Vermögensverwaltung  von  amtswegen.  Ganz 
besonders  aber  wendet  sich  Graf  Thun  gegen  den  sogenannten  über- 
tragenen Wirkungskreis.  Die  Bestimmungen  hierüber  lassen  ent- 
nehmen, daß  dem  Minister  des  Innern  eine  Geschäftsführung  vor- 
schwebt, die  sich  ohne  obligaten  Gemeindeschreiber  und  sonstige 
Beamte  gar  nicht  durchführen  lassen  würde.  Auf  solche  Weise  kann 
nach  der  Ueberzeugung  des  Kultusministers  das  Ziel  nicht  erreicht 
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werden,  den  Landgemeinden  eine  befriedigende  Einrichtung  zu 
geben  und  ein  regeres  kommunales  Leben  aus  sich  heraus  zu  ent- 
wickeln, worauf  dann  auch  die  Staatsverwaltung  in  dieser  Hinsicht 
sich  einfacher  und  minder  kostspielig  gestalten  würde.  Vielmehr 
sieht  Graf  Thun,  wenn  auf  diesem  Wege  fortgegangen  wird,  „das 
Mißbehagen  unter  der  Landbevölkerung,  namentlich  unter  dem 
Bauernstande  immer  mehr  Nahrung  finden,  den  Einfluß  in  den 
Dörfern  immer  mehr  von  denen,  die  ihn  bis  1848  unbestritten  be- 
saßen, auf  Menschen  ganz  anderer  Qualität  übergehen,  infolgedessen 
die  Ingerenz  der  Behörden  bis  in  jedes  Dorf  hinein  erst  recht  not- 
wendig würde,  und  so  die  Zustände  immer  ungesunder,  verwickelter 
und  kostspieliger  werden  müssen."  Der  vorgeschlagene  Entwurf  sei 
nur  eine  Rückkehr  zu  den  Ideen,  die  im  Jahre  1849  als  ein  inte- 
grierender Bestandteil  der  damals  erlassenen  Konstitution  aufgestellt 
worden  waren,  und  damit  kehre  man  auf  eine  Bahn  zurück,  die  bald 
darauf  als  unzulässig  und  verderblich  erkannt  worden  ist." 

Nicht  minder  scharf  gestaltete  sich  endlich  der  Widerspruch  des 
Kultusministers  gegen  das  vom  Minister  Grafen  Goluchowski  vor- 
gelegte Projekt  über  die  Ausscheidung  der  Gutsgebiete  aus  den 
Gemeinden.  Damit  war  jene  Forderung  gemeint,  mit  welcher  der 
adelige  Großgrundbesitz  vornehmlich  in  den  Sudetenländern  seit 
1849  unablässig  danach  trachtete,  die  Aufhebung  der  Patrimonial- 
verfassung  und  die  Einrichtung  kommunaler  Selbstverwaltung  für 
sich  und  ihren  Besitz  so  gut  wie  nur  möglich  unwirksam  zu  machen. 
Dieses  Postulat  des  böhmischen  Adels  ging  dahin,  die  auf  ihren 
großen  Latifundien  in  den  Meierhöfen  imd  Vorwerken  lebende  land- 
wirtschaftliche Arbeiterschaft  aus  der  Besteuerung  und  ortspolizei- 
lichen Gewalt  der  Gemeinde  herauszuheben,  und  so  das  Gesinde  den 
Gutsherren  als  besonderer  Polizeibehörde  auf  ihren  Gütern  zu  unter- 
werfen. Die  Regierung  hatte  sich  nun  nur  sehr  zögernd  entschlossen, 
diese  Hauptforderung  des  adeligen  Großgrundbesitzes  hinsichtlich 
der  Landgemeinden  zu  erfüllen,  denn  wie  Graf  Goluchowski  in 
seinem  Vortrage  einleitend  in  der  Ministerkonferenz  bemerkte,  seien 
von  den  Kommissionen  der  vier  in  Betracht  kommenden  Kronländer 
die  allermeisten  Stimmen  ausdrücklich  dafür  eingetreten,  die  ge- 
plante Ausscheidung  der  Gutsgebiete  aus  den  Gemeinden  möglichst 
zu  erschweren.  Demgegenüber  setzte  nun  Graf  Thun  seine  auf 
diesem  Gebiete  besonders  scharf  formulierten  feudal-rechtlichen  An- 
schauungen auseinander.  Er  erklärte  als  seine  Ueberzeugung,  daß 
gegen  den  Entwurf  der  Regierung  die  Ausscheidung  der  Gutsgebiete 
möglichst  begünstigt  werden  müsse,  und  daß  daher  diese  in  dem 
Gesetze  als  Regel  anzusprechen  sei,  gleichwie  dies  Graf  Clam  in  der 
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böhmischen  Kommission  beantragt  habe.  Er  betrachtet  die  Aus- 
scheidung als  die  Anerkennung  der  tatsächlich  bestehenden  sozialen 
Verhältnisse,  ohne  welche  eine  gesunde,  auf  konservativen  Prinzipien 
beruhende  Organisation  der  Landgemeinden,  der  Bezirksgemeinden 
und  der  Landtage  nicht  möglich  sei.  „Deshalb  sei  es  Sache  der 
Regierung,  diese  Anerkennung  auszusprechen.  Die  nivellierende 
Richtung  der  Bureaukratie  und  des  Liberalismus,  die  jeder  organi- 
schen Gliederung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  negierend  entgegen- 
stehe, müßte  ihr  allerdings  widerstreben.  Deshalb  werde  man  auch 
der  Landbevölkerung  einzureden  suchen,  daß  diese  Ausscheidung 
nur  der  erste  Schritt  zur  Wiederkehr  auf  vormärzliche  Zustände  sei 
und  dieselbe  die  Wiedereinführung  der  Robott  und  der  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit nach  sich  ziehen  werde.  Allein  die  Landleute  würden 
sich  bald  durch  die  Erfahrung  vom  Gegenteil  überzeugen  und  die 
Regierung  sollte  sich  durch  eine  hie  und  da  vielleicht  vorübergehende 
künstliche  Aufregung  nicht  irre  machen  lassen.  Fürchte  man  sich 
vor  ihr,  so  müßte  man  die  Ausscheidung  gesetzlich  ausschließen,  was 
mit  dem  a.  h.  Ausspruch  vom  31.  Dezember  1851  im  Widerspruch 
stünde.  Machte  man  sie  fakultativ,  so  sei  es  politisch  ratsamer,  sie 
als  Regel  hinzustellen,  und  die  Einverleibung  in  die  Gemeinden  nur 
da  eintreten  zu  lassen,  wo  sie  verlangt  werde,  als  umgekehrt.  Denn 
der  künstlichen  Aufregung  werde  mehr  Spielraum  geboten,  wenn 
die  Ausscheidung  nur  zu  einem  eigenwilligen  Bestreben  einzelner 
Gutsbesitzer  gestempelt  werde,  als  wenn  sie  als  das  erscheint,  was 
sie  nach  der  Ansicht  des  Votanten  sein  soll,  ein  Bestandteil  der  von 
der  Regierung  gebilligten  organisatorischen  Idee." 

Wie  die  bisher  vorgeführten  in  ihrem  prinzipiellen  und  pole- 
mischen Teil  vornehmlich  vom  Grafen  Thun  bestrittenen  Minister- 
beratungen zeigten,  waren  also  die  Schwierigkeiten,  die  sich  schon 
innerhalb  des  Gesamtministeriums  der  Durchführung  des  Regie- 
rungsprogrammes  entgegenstellten,  tatsächlich  groß  genug:  die 
Schaltung  und  Einberufung  des  verstärkten  Reichsrates,  die  alsbald 
folgende  Erteilung  eines  teihveisen  konstitutionellen  Budgetrechtes 
an  diesen  und  vollends  die  Konsolidierung  der  autonomistischen 
Majorität  desselben  drohten  die  Regierungspolitik  völlig  aus  dem 
Geleise  zu  bringen.  Zunächst  geriet  die  vom  Grafen  Goluchowski 
eifrig  betriebene  legislative  Maschine  mehr  und  mehr  ins  Stocken. 
Jo  klarer  es  wurde,  daß  der  Kaiser  die  große  Wendung  nach  Ungarn 
hin  zu  unternehmen  bereit  sein  werde  und  daß  im  Zusammenhange 
damit  —  schon  um  der  Reichseinheit  willen  —  auch  für  die  öster- 
reichischen Erblander  das  Prinzip  der  Autonomie  ernstlich  zur 
Grundlage  der  Reorganisation  des  ganzen  Staatswesens  genommen 
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werden  müsse,  desto  dringender  mußte  es  der  Regierung  Rechberg- 
Goluchowski  erscheinen,  ihre  durch  ein  Jahr  fortgesetzten  Anstren- 
gungen doch  noch  womöglich  zu  einem  erfolgreichen  Abschluß  zu 
bringen.  So  unternahm  denn  Graf  Goluchowski  neuerlich  den  Ver- 
such, die  Gesamtregierung  auf  ein  festes  Programm  in  dieser  Lebens- 
frage des  Ministeriums  zu  einigen.  Er  entwarf  zu  diesem  Zwecke 
eine  Denkschrift,  die  in  Form  eines  a.  u.  Vortrages  die  schon  vor- 
liegenden sowie  die  sich  an  diese  anreihenden  in  Vorbereitung  be- 
griffenen Gesetzentwürfe  und  Maßregeln  der  Regierung  zusammen- 
fassend darstellen  sollte;  nach  erfolgter  kaiserlicher  Genehmigung 
sollte  dann  dieser  Vortrag  veröffentlicht  werden,  um,  wie  Graf 
Goluchowski  meinte,  dadurch  beruhigend  auf  die  inzwischen  immer 
aufgeregter  sich  gebärdende  öffentliche  Meinung  zu  wirken. 

Die  Debatten  des  verstärkten  Reichsrates  im  Plenum  und  im 
Budgetkomitee  und  der  während  dieser  Zeit  erfolgende  Umschwung 
in  den  Anschauungen  des  Kaisers  und  eines  Teiles  der  Regierung 
über  die  Grundsätze,  nach  denen  das  Verhältnis  zu  Ungarn  neu- 
geordnet werden  sollte,  mußten  unvermeid1'^  auf  das  Schicksal  und 
die  Beurteilung  des  Reformprogrammes  des  Minister  Goluchowski 
in  entscheidender  Weise  rückwirken.  Daß  dies  nun  tatsächlich  der 
Fall  war,  tritt  in  der  ersten  nach  der  Schließung  der  Session  des 
verstärkten  Reichsrates  abgehaltenen  Ministerkonferenz  vom  2.  Okt- 
tober  deutlich  zutage,  welcher  der  Text  des  eben  erwähnten  Ent- 
wurfes eines  a.  u.  Vortrages  vorgelegt  wurde.*)  Die  Ministerkon- 
ferenz begann  damit,  daß  dieser  Entwurf  der  „Grundzüge  der  neuen 
politischen,  kommunalen  und  judiziellen  Organisation  des  Reiches" 
vorgelesen  und  zur  Debatte  gestellt  wurde.  Diese  ministerielle 
Denkschrift  ist  nun  für  die  historische  Klarlegung  der  österreichischen 
Verfassungsentwicklung  zweifellos  ein  weit  über  den  besonderen 
Anlaß  hinausreichendes  und  sehr  wichtiges  Dokument.  Diese  Schrift 
bedeutet  eine  neue  Etappe  auf  dem  Wege,  den  der  Kaiser  und  die 
Regierung  Rechberg-Goluchowski  —  wider  ihren  Willen,  aber  un- 
aufhaltsam —  in  der  Richtung  der  Annäherung  an  konstitutionelle 
Grundsätze  gingen;  sie  legt  für  die  Reform  der  Staatsorganisation 
und  Verwaltung  Grundsätze  und  Ideen  dar,  die,  wie  wir  sehen 
werden,  zwar  nicht  durch  das  Ministerium  Goluchowski,  wohl  aber 
durch  seinen  Nachfolger  großenteils  verwirklicht  worden  sind  und 
die  das  politische  und  administrative  Gefüge  des  aus  den  nicht- 
ungarischen Ländern,  gebildeten  Einheitsstaates    für    seine    ganze 


*)  Protokoll  der  Ministerkonferenz  vom  2.  Oktober  1860,  Z.  3337  Wiener 
Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv.  Der  Entwurf  des  „a.  u.  Vortrages  der  Ge- 
samtregierung"  hegt  dem  Protokolle  bei. 
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weitere  Entwicklung  aufs  tiefste  beeinflußt  haben.     Der  Hauptinhalt 
dieser  Denkschrift  läßt  sich  nun  folgendermaßen  zusammenfassen. 

Der  „Vortrag"  bezeichnet  es  nunmehr,  nachdem  der  verstärkte 
Reichsrat  seine  Ansichten  über  die  innere  Organisation  in  allge- 
meiner Richtung  klar  angedeutet,  dabei  sich  aber  enthalten  hat,  in 
die  Art  der  Verwirklichung  dieser  Richtung  einzugehen,  als  die 
Aufgabe  der  Regierimg,  ihrerseits  den  Standpunkt,  den  sie  diesen 
bedeutungsvollen  Fragen  gegenüber  einzunehmen  habe,  bestimmt 
und  offen  darzulegen.  Die  Regierung  verspricht  sich  von  einer 
Veröffentlichung  ihrer  Anschauungen  „weitgehende  Beruhigung  der 
Völker,  die  mit  gespannter  Aufmerksamkeit  den  diesfälligen  Kund- 
gebungen im  öffentlichen  Leben  gefolgt  sind  und  mit  Seimsucht  der 
Entschließungen  harren,  die  Euere  Majestät  in  a.  h.  Weisheit  dar- 
über zu  fassen  geruhen." 

Die  Denkschrift  geht  auf  das  Manifest  vom  15.  Juü  1859  und 
das  Augustprogramm  der  Regierung  als  ihren  Ausgangspunkt  zurück 
und  zählt  sodann  die  Maßregeln  auf,  die  das  Ministerium  zur  Ver- 
wirklichung des  Programmes  teils  scbon  getroffen  habe,  teils  zu 
treffen  im  Begriffe  stehe:  die  Ordnung  der  Finanzen,  die  Herstellung 
einer  wirksamen  Kontrolle  des  Staatshaushaltes,  die  Regelung  der 
Verhältnisse  der  gesetzlich  anerkannten,  nichtkatholischen  Religion  — 
genossenschaften  und  der  Israeliten,  die  Reform  der  Gemeinde- 
gesetzgebung, die  Aktivierung  der  Landesvertretungen  —  alles  das 
wird  da  als  Errungenschaften  der  Regierungspolitik  angeführt.  Viel- 
fach sei  die  Regierung  damit  schon  der  späteren  Kritik  des  ver- 
stärkten Reichsrates  zuvorgekommen.  Was  nun  die  eigentlichen 
Organisationsfragen  betrifft,  so  beruft  sich  das  Ministerium  vor 
allem  auf  das  a.  h.  Handschreiben  vom  19.  April,  welches  die  Zu- 
sage gibt,  daß  „das  Prinzip  der  Selbstverwaltung  durch  Orts-,  Be- 
zirks- oder  Komitatsgemeinden  und  durch  Landtage  und  Landtags- 
ausschüsse in  den  Kronländern  eingeführt  werden  soll."  „Diese 
a.  h.  Bestimmungen",  legt  die  Denkschrift  dar,  „bilden  den  Rahmen 
eines  organisatorischen  Systems,  welches  folgerichtig  durchgeführt 
all  ■  Kreise  des  öffentlichen  Lebens  und  die  sämtlichen  Einrich- 
tungen des  Staates  durchdringen  wird  und  dessen  Inslebentreten 
sich  die  treugehorsamsten  Minister  mit  a.  h.  Zustimmung  zur  un- 
abwelchlichen  Richtschnur  ihres  Handelns  zu  machen  entschlo 
sind.  In  dem  Prinzip  der  Selbstverwaltung  erblickt  die  Regierung 
den  Kern  der  Reform,  die  durchzuführen  sie  sich  berufen  fühlt, 
und  Betet  dies  folgendermaßen  auseinander:  „Das  Prinzip  der  Selbst- 
verwaltung läßt  die  Wirkungssphäre  der  Reglerungsgewalt  unan- 
getastet, es  entbindet  aber  einerseits  die  Regierungsorgane  nicht  der 


3.  Kapitel:  Das  Oktoberdiplom:  seine  Entstehung  u.  seine  Bedeutung.    599 

Verpflichtung,  den  durch  Gesetzesverletzung  Bedrängten  zu  schützen 
und  schließt  andrerseits  nicht  aus,  daß  die  autonomen  Organe  in 
öffentlichen  Angelegenheiten  der  Regierungsgewalt  über  ihr  Ver- 
langen helfend  und  mitwirkend  zur  Seite  stehen.*)  Durch  das 
Prinzip  der  Selbstverwaltung,  ernst  gemeint  und  wohl  verstanden, 
wird  der  Staat  von  einem  beträchtlichen  Aufwand  für  die  Besorgung 
von  Angelegenheiten,  die  er,  weil  sie  ihn  nicht  unmittelbar  angehen, 
nicht  zu  besorgen  braucht,  erleichtert;  die  Teilnahme  der  Bevölke- 
rung an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  wird  geweckt  und  in 
gesetzliche  Bahnen  geleitet  und  mit  dem  Interesse  daran  bildet  sich 
auch  die  Kenntnis  davon  aus;  die  Regierungsorgane  endlich  können 
ihre  Tätigkeit  vollständig  ihrer  eigentlichen  Aufgabe  widmen." 

„Die  treugehorsamsten  Minister  legen  daher  den  größten  Wert 
darauf,  daß  bei  der  inneren  Organisierung  des  Reiches  in  den  ver- 
schiedenen Abstufungen  des  öffentlichen  Lebens,  der  Ortsgemeinde, 
der  Bezirks-  oder  Kreis-  und  Komitatsgemeinde  und  des  Kronlandes 
autonome,  das  heißt  die  eigenen  Angelegenheiten  selbständig  ver- 
waltende Organe  bestellt  und  dieser  Einrichtung  entsprechend  auch 
der  Organismus  der  Regierungsbehörden  umgestaltet  werde." 

Die  Denkschrift  legt  nun  weiter  dar,  daß  die  Reform  des  Ge- 
meindewesens die  unentbehrliche  Vorbedingung  und  der  erste 
Schritt  zu  allen  weiteren  Organisationen  sei.  Selbst  die  Landesver- 
tretungen bedürfen  für  ihre  Zusammensetzung  und  ihr  autonomes 
Wirken  der  Grundlagen  der  Gemeinden.  Das  reichliche  Material, 
welches  die  Vertrauenskommissionen  in  der  Begutachtung  des  Gs- 
meindegesetzes  von  1859  geliefert  haben,  sei  aufbereitet  und  könne 
der  a.  h.  Schlußfassung  unterbreitet  werden.  Als  die  wichtigsten 
darin  enthaltenen  Grundsätze  werden  angeführt:  Das  Prinzip  der 
Wahl  der  Vertreter  und  Organe  der  Gemeinden  durch  die  am  Ge- 
meindewohl wesentlich  interessierten  Gemeindemitglieder  und  das 
Recht  der  Gemeindevertretung,  die  inneren  Gemeindeangelegenhei- 
ten in  freier  Selbstbestimmung  zu  schlichten.  Die  Gemeindetutel 
für  besonders  wichtige  Fälle  wird  den  autonomen  Organen  höherer 
Ordnung  vorbehalten.  Die  Regierung  schützt  das  Individuum  gegen 
Gesetzesverletzung  und  sichert  sich  in  bestimmten  Grenzen  hin- 
gegen die  Mitwirkung  der  Gemeindeordnung  für  andere  öffentliche 
Leistungen  und  für  die  Vollziehung  der  Gesetze.  In  gleicher  Weise 
v  ird  Sinn  und  Zweck  der  autonomen  Organe  höherer  Ordnung, 
nämlich  der  Bezirksausschüsse  und  Kreis-  oder  Komitatsausschüsse, 


*)  In  diesem  Gedankengange  ist  die  Festlegung  des  für  die  ganze 
Entwicklung  der  österreichischen  Landes-  und  Gemeindeautonomie  so  wich- 
tigen Begriffes  des  übertragenen  Wirkungskreises  der  autonomen  Körper- 
schaften zu  erblicken. 
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die  ins  Leben  zu  rufen  seien,  bezeichnet.  In  der  Zusammensetzung 
und  Kompetenz  dieser  Organe,  sagt  die  Denkschrift,  wird  sich  die 
Verschiedenheit  der  einzelnen  Länder  des  Reiches  abspiegeln.  Da- 
für seien  auf  der  Grundlage  eindringlicher  Verhandlungen  um- 
fassende Vorarbeiten  gemacht  und  die  bezüglichen  Entwürfe  zur 
Vorlage  an  den  Kaiser  reif.  Die  Regierung  sei  bereit,  entsprechend 
dem  a.  h.  Handschreiben  vom  19.  April  nicht  nur  für  Ungarn 
Komitatskongregationen  „nach  Art  des  vormals  bestandenen  Systems 
mit  den  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  entsprechenden  Zusam- 
mensetzungen und  Wirkungskreisen  anzuordnen,  sondern  auch  diese 
Einrichtungen  auf  Siebenbürgen,  Kroatien,  Slavonien  usw.  auszu- 
dehnen. 

Die  oberste  Stufe  der  autonomen  Vertretungskörper  werden  die 
Landtage  einnehmen.  „Die  Zusammensetzung  und  mehr  noch  die 
Wirksamkeit  derselben  ist  für  die  innere  Gestaltung  des  Reiches 
von  höchster  Tragweite.  „Bei  der  Zusammensetzung  der  Landes- 
vertretungen ist  nach  den  Ansichten  der  treugehorsamsten  Minister 
darauf  zu  sehen,  daß  der  Grundsatz  der  Gleichberechtigung  der 
Volksstämme  und  der  politischen  Gleichstellung  der  Staatsbürger 
tunlichst  gewahrt,  zugleich  aber  auch  an  die  historischen  Ueber- 
lieferungen  und  noch  lebensfähigen  früheren  Einrichtungen  ange- 
knüpft werde.  Was  im  Lande  durch  hervorragende  soziale  Stellung, 
durch  Teilnahme  an  den  öffentlichen  Lasten,  durch  Besitz  und  Er- 
werb einen  Anspruch  auf  aktive  Beteiligung  am  politischen  Leben 
überhaupt  und  auf  Vertretung  seiner  Interessen  insbesondere  hat, 
soll  im  Landtage  seinen  Ausdruck  erhalten;  finden  sich  darunter 
Elemente  früherer  Berechtigungen,  so  sollen  diese  nicht  nur  nicht 
ausgeschlossen,  sondern  vielmehr  mit  Vorzug  in  der  neuen  Körper- 
schaft zur  Geltung  gebracht  werden.  Bei  Festhaltung  dieser  leiten- 
den Gesichtspunkte  wird  im  übrigen  hinsichtlich  der  Gestaltung  und 
inneren  Einrichtung  der  Landesvertretungen  insbesondere  auch  hin- 
sichtlich der  etwaigen  Abteilung  der  Vertretungskörper  und  der 
Bildung  ständiger  Ausschüsse  aus  ihnen  alles  dasjenige  sorgfältig 
zu  benutzen  und  in  die  künftige  Institution  aufzunehmen  sein,  was 
von  früher  der  Anschauung  der  betreffenden  Länder  wert  geblieben 
und  den  besonderen  Verhältnissen  derselben  entsprechend  ist."  Die 
Denkschrift  weist  nun  darauf  hin,  daß  der  Reichsrat  den  einheitlichen 
Gesamtverband  als  eine  politische  Notwendigkeit  und  „unerläßlich 
für  Oesterroichs  Großmachtstellung  nach  außen  und  seinen  Fort- 
Bchritt  im  Innern"  anerkannt  habe.  „Vollkommen  durchdrungen  von 
dieser  Wahrheit  betrachten  es  die  Minister  als  die  wichtigste  Auf- 
gabe der  Organisierung  des  Reiches,  d  I  s  E  i  d  b  6  i  t  d  es  großen 
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Ganzen  mit  der  Selbständigkeit  seiner  Teile,  die 
freie  Selbstbestimmung  der  Kronländer  mit  der 
notwendigenStärke  der  Reichsgewalt  inEinklang 
zu  bringe n."  Der  erste  Schritt,  meint  die  Denkschrift,  zur  Be- 
seitigung der  allerdings  hier  vorhandenen  großen  Schwierigkeiten 
sei  die  Anerkennung  der  Gleichberechtigung  der  Kronländer,  deren 
keines  dem  anderen  dienstbar  sein  dürfe,  ferner  die  Autonomie  in 
ihren  inneren  Angelegenheiten  und  der  Nothendigkeit,  daß  die 
Länder  sich  in  den  das  Reich  betreffenden  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten „den  aus  der  Kräftigung  der  Monarchie  sich  ergebenden  Not- 
wendigkeiten nicht  entziehen  dürften.  Den  Umfang  und  die  Grenzen 
dieser  Notwendigkeiten  könne  aber  nur  der  Kaiser  mit  dem  Reichs- 
rat, nicht  ein  Landesorgan  festsetzen.  Allerdings  sollen  die  Länder 
das  Recht  haben,  auch  in  solchen  Angelegenheiten  Vorstellungen 
und  Anträge"1  an  Seine  Majestät  zu  bringen.  Das  Ministerium  ver- 
tritt überhaupt  die  Anschauung,  daß  „wenn  das  für  den  Gesamt- 
verband Unerläßliche  überall  gewahrt  bleibt,  man  im  übrigen  so  viel 
als  möglich  den  Kronländern  überlassen  werde.  In  den  eigenen 
Landesangelegenheiten  werden  die  Landesvertretungen  das  Prinzip 
der  Selbstverwaltung  zur  Geltung  bringen.  Die  Landtage  selbst 
oder  die  aus  ihnen  hervorgehenden  oder  durch  die  bestellten  Organe 
werden  daher  die  Oberaufsicht  über  die  unteren  autonomen  Körper- 
schaften ausüben;  sie  werden  das  Vermögen  und  die  Fonde  des 
Landes,  die  aus  Landesmitteln  und  für  Landeszwecke  bestehenden 
oder  zu  errichtenden  Anstalten  und  Stiftungen  verwalten,  die  hier- 
für nötige  Bedeckung  insbesondere  durch  Zuschläge  zu  den  direkten 
Steuern  innerhalb  der  durch  die  Rücksicht  auf  die  Staatsbedürfnisse 
gebotenen  Grenzen  beschließen  und  überhaupt  in  dem,  was  das  Land 
allein  und  seine  geistige  und  materielle  Wohlfahrt  betrifft,  sowohl 
bei  der  Erlassung  oder  Aenderung  von  Gesetzen,  als  bei  der  Aus- 
führung derselben  und  bei  der  Beschaffung  der  dem  Lande  obliegen- 
den Leistungen  für  die  Bedürfnisse  des  Reiches  mitwirken."  Das 
Ministerium  erklärt  sich  sodann  bereit,  sobald  der  Kaiser  diese 
Grundsätze  genehmigt  hat,  die  Landesstatute  gleich  zu  unterbreiten. 
Zu  diesen  Landesstatuten  sollten  dann  die  Landtage  bei  jenen 
Punkten,  in  welchen  sie  die  besonderen  Verhältnisse  des  Landes 
nicht  genügend  berücksichtigt  finden,  Anträge  auf  Abänderung  an 
den  Kaiser  einbringen,  die  gewiß  genehmigt  werden,  wenn  sie  die 
Rechte  des  Thrones  nicht  verletzen. 

Die  Denkschrift  geht  nun  nach  diesen  Darlegungen,  welche  ins- 
gesamt die  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Autonomie  betrafen, 
dazu  über,  die  Rückwirkung  dieses  Prinzipes  und  seiner  Anwendung 
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auf  die  Regierungsbehörden  zu  beleuchten.  Hier  stellt  nun  die 
Denkschrift  einen  Satz  von  großer  Tragweite  an  die  Spitze.  „Es  ist 
zwar  selbstverständlich,  daß  was  immer  für  eine  Mitwirkung  bei 
der  Gesetzgebung  von  den  Landtagen  und  dem  Reichsrate  verlangt 
werde,  die  vollziehende  Regierungsgewalt  nur  allein  durch  die  von 
Eurer  Majestät  dazu  berufenen  Behörden  und  Organe  ausgeübt  wer- 
den könne.  Allein  einerseits  der  Umstand,  daß  viele  bisher  von 
Regierungsbehörden  besorgte,  aber  nicht  zu  den  eigentlichen  Regie- 
rungsanglegenheiten  gehörige  Geschäfte  künftig  den  selbstverwal- 
tenden Körperschaften  zugewiesen  werden,  und  andrerseits  die  nach 
den  obigen  Erörterungen  zulässige  Inanspruchnahme  der  Tätigkeit 
dieser  autonomen  Organe  zur  Unterstützung  der  Regierungsbehörden 
wirkt  sowohl  auf  den  Geschäftsbereich  als  auf  die  Einrichtung  dieser 
Behörden  zurück."  Es  wird  nun  die  Notwendigkeit  der  Trennung 
der  Justiz  von  der  Verwaltung  und  Einführimg  des  Prin- 
zipes  der  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren erörtert:  welch'  letzterer  Gegenstand  eigentlich  mit  dem  Organi- 
sationsplan nichts  zu  tun  hatte.  Wichtiger  ist  dagegen,  was  die 
Denkschrift  über  die  Rückwirkung  des  einzuführenden  Systems  der 
Autonomie  auf  die  politische  Verwaltung  sagt.  Diese  wird,  meint 
der  Entwurf  des  Vortrages,  sich  in  der  Regel  nach  den  Gebieten 
zu  richten  haben,  für  welche  die  autonomen  Körper  wirksam  sind. 
Unter  der  Landesstelle  werden  daher  dort,  wo  Kreis-  oder  Komitats- 
außschüsse  bestehen,  landesfürstliche  Kreis-  oder  Komitatorgane 
und  wo  Bezirksausschüsse  fungieren,  landesfürstliche  Bezirksorgane 
die  Regierungsgeschäfte  besorgen,  „was  im  Vergleiche  mit  der  nur 
teilweise  beseitigten  Kumulierung  von  Kreis-  und  Bezirksbehörden 
jedenfalls  eine  Erleichterung  und  Geschäftsvereinfachung  der  Staats- 
verwaltung zur  Folge  haben  wird."  Für  Ungarn  sei  ja  ohnehin  schon 
die  Einführung  der  Komitatsverwaltung  angeordnet.  Für  jene 
Kronländer,  in  welchen  keine  Kreisämter  mehr  bestellt  sind  —  sie 
waren  im  Laufe  des  letzten  Jahres  gerade  du  ich  das  Ministerium 
Goluchowski  aufgehoben  worden  —  sollten  die  Bezirkshauptmann- 
schaften wieder  eingeführt  werden,  von  denen  die  Denkschrift  sagt, 

^eien  bei  der  Bevölkerung  im  guten  Angedenken  verblieben. 
Diese  Reorganisation  empfehle  sich  auch  aus  dem  Kostenstandpunkt 
um  so  mehr,  als  viele  der  vormals  diesen  Behörden  obliegenden 
Geschäfte  nunmehr  von  den  Orts-  und  Bezirksgemeinden  zu  besor^u 
Bein  würden.  Es  würde  also  die  Verwaltung  für  die  großen  Kron- 
länder, die  in  Kreise  geteilt  sind,  und  die  kleineren  Kronländer,  die 
solcher  entbehren,  verschieden  organisiert  werden. 

Was   schließlich   die   Zentralstellen    betrifft,   BO   will   die    Denk- 
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schrift  „den  a.  h.  Erwägungen  nicht  vorgreifen;  sie  empfiehlt  nur 
grundsätzlich,  daß  bei  Besetzung  der  Stellen  in  den  Wiener  Mini- 
sterien auf  die  einzelnen  Kronländer  schon  wegen  der  Sprachkennt- 
nisse der  Beamten  tunlichst  Rücksicht  genommen  werde,  ferner,  daß 
so  viel  als  möglich  die  administrativen  Regierungsgeschäfte  endgültig 
jß  den  Landesstellen  abgetan  würden,  indem  der  Instanzenzug  ab- 
gekürzt und  in  der  Regel  die  zweite  Instanz  als  letzte  bestellt  werde.*) 

Der  Schlußabsatz  der  Denkschrift  ist  der  Stellung  und  Funktion 
des  verstärkten  Reichsrates  gewidmet.  „Dieser",  heißt  es  da,  „bildet 
das  oberste  Glied  in  der  Stufenfolge  der  Vertretungskörper,  welche 
neben  den  eigentlichen  Regierungsorganen  an  der  Besorgung  der 
öffentlichen  Angelegenheiten  teilnehmen.  So  wie  den  früher  be- 
sprochenen autonomen  Körpern  die  Vertretung  der  Gemeinde-  und 
Landesinteressen  zukommt,  so  ist  die  Vertretung  der  Interessen  der 
Gesamtmonarchie  von  Eurer  Majestät  dem  verstärkten  Reichsrate 
anvertraut.  Dessen  erste  Session  habe  bereits  gezeigt,  welchen  ein- 
greifenden und  nachhaltenden  Einfluß  diese  Körperschaft  durch  An- 
regungen und  Ratschläge  in  den  wichtigsten  organisatorischen  und 
legislativen  Fragen,  durch  Besprechung  wahrgenommener  Mängel 
und  Uebelstände  und  durch  Kundgebung  allgemeiner  Bedürfnisse 
und  Wünsche  zu  nehmen  in  der  Lage  sei.  Seine  Wirksamkeit  werde 
sich  noch  mehr  konsolidieren  und  in  bestimmten  Richtungen  aus- 
prägen, sobald  das  System  der  Autonomie  durchgeführt  sei. 

Die  Denkschrift  schließt  mit  einer  rein  rhetorischen  Peroratio, 
die  in  höchst  gewundenen  Ausdrücken  kaum  an  die  eigentliche 
große  politische  Frage,  an  das  eigentliche  Problem  der  Krise  an- 
zurühren wagt.  Es  heißt  da:  „Nach  den  allergnädigsten  Intentionen, 
welche  Euere  Majestät  bei  der  Einsetzung  des  verstärkten  Reichs- 
rates geleitet  haben,  und  bei  der  hohen  Bedeutung,  welche  Euere 
Majestät  den  Anträgen  und  Beschlüssen  desselben  beilegen,  werden 
Euere  Majestät  gewiß  bezüglich  der  Stellung  dieser  Körperschaft 
fortan  die  maßgebenden  Momente  im  Auge  zu  behalten  und  zum 
Ausganspunkt  der  a.  h.  Entscheidung  zu  nehmen  geneigt  sein,  damit 
im  Reichsrate  dem  Prinzip  der  Vertretung  der  Interessen  der  Ge- 
samtmonarchie ein  allseitiger  und  vollwichtiger  Ausdruck  gegeben 
und  der  Gesamtverband  versinnlicht  werde,  in  welchem  alle  Länder 
und  Völker  des  Reiches  in  angestammter  unverbrüchlicher  Treue 
sich  um  den  a.  h.  Thron  zu  vereinigen  haben." 


*)  Für  die  Kenner  der  letzten  Periode  der  Verwaltungsreformbewegung 
in  Oesterreich  ist  es  gewiß  unterhaltend,  zu  erfahren,  daß  schon  diese 
Denkschrift  darüber  klagt,  daß  „die  Tätigkeit  der  Zentralbehörden  viel- 
fach auf  geringfügige  Angelegenheiten  oder  unfruchtbare  Schreibereien 
vergeudet  werde." 
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Dieser  alleruntertänigste  Vortrag  sollte  also  die  Grundlage  für 
die  seit  dem  unglücklichen  Ausgang  des  Krieges  in  Wien  als  un- 
vermeidlich erkannte  „Systemänderung"  vorstellen;  sie  wollte  vor 
allem  die  beiden  ihr  gesetzten  großen  Aufgaben  lösen,  ohne  die 
Reichseinheit  zu  verletzen,  nämlich  Ungarn  als  Bestandteil  des 
Reiches  erhalten  und  zugleich  damit  möglichst  die  deutsch-slawischen 
Erbländer  politisch  befriedigen.  Sucht  mau  nun  den  leitenden  Ge- 
danken festzustellen,  auf  den  gestützt  das  Ministerium  Rechberg- 
Goluchowski  diese  Aufgabe  lösen  wollte,  so  ergibt  sich  als  solcher 
klar  der  Plan,  den  aus  den  einzelnen  Völkern  hervorquellenden 
Kräften,  die  nach  politischer  Freiheit  und  öffentlicher  Betätigung, 
nach  möglichster  Selbstbestimmung  strebten,  in  einem  System  auto- 
nomer Körperschaften  einen  gewissen  Spielraum  zu  gewähren. 
Dieses  System  sollte  seinen  Schwerpunkt  in  den  nebeneinander 
gleichberechtigt  wirkenden  Landesvertretungen  haben,  die  aber  doch 
gleichzeitig  sowohl  ihrer  historischen  Eigenart  sowie  den  besonderen 
Verhältnissen  entsprechend  verschieden  gestaltet  werden  sollten. 
Im  Grunde  genommen  beschränkte  sich  also  die  Idee  der  Reform, 
wie  sie  das  Ministerium  und  in  erster  Reihe  Graf  Goluchowski  als 
Minister  des  Innern  „programmgemäß"  di  rchführen  wollte,  auf  eine 
große  Verwaltungsreform,  als  deren  eigentliches  Ziel  eine  weit- 
gehende Entlastung  der  überbürdeten  staatlichen  Behörden  offen 
hingestellt  wird.  Indem  man  eine  Anzahl  von  administrativen  Ge- 
schäften den  in  Land,  Kreis,  Bezirk  und  Gemeinde  organisierten 
autonomen  Körperschaften  übertragen  wollte,  hoffte  man  auch  die 
politische  Zufriedenheit  jener  Volkskreise  zu  ernten,  auf  welche  das 
Schlagwort  der  Autonomie  zweifellos  einwirken  mußte  und  die  in  deren 
Schaffung  einen  wesentlichen  Fortschritt  erkennen  würden.  Das  eigent- 
liche politische  Problem  aber  wagt  diese  Denkschrift  kaum  ernstlich 
anzufassen;  da  nun  einmal  die  Schöpfung  des  verstärkten  Reichs« 
rates  zweifellos  von  außen  her  mitten  in  die  langwierige  Akten- 
arbeit des  Ministeriums  an  der  Fertigstellung  der  Entwürfe  für  die 
Kommunal-  und  Landesordnungen  hineingefallen  war,  so  akzeptierte 
die  ministerielle  Denkschrift  zwar  diese  Neuerung,  hütete  sich  aber 
ängstlich  davor,  etwa  Vorschläge  über  den  Reiclwat  EU  machen,  die 
ihn  dem  Wesen  einer  gesetzgebenden  Körperschaft  im  konstitutio- 
nellen Sinne  angenähert  hätten.  Ehe  ich  mich  der  kritischen  Beur- 
teilung der  Denkschrift  zuwende,  ist  aber  noch  vorher  erforderlich, 
die  Debatten,  die  sich  über  dieses  Operat  in  der  Ministerkonforen/, 
entspannen  und  für  jenes  den  wichtigsten  Kommentar  bedeuten, 
kennen  zu  lernen. 

Die  betreffende  Sitzung  fand  am   2.  Oktober  unter   Vorsitz  des 
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Kaisers  statt.*)  Nachdem  zunächst  in  der  Diskussion  an  einzelnen 
Stellen  des  Textes  mannigfache  Kritik  teils  in  sachlicher,  teils  m 
stilistischer  Hinsicht  geübt  worden,  Aenderung  beantragt  und  ange- 
nommen worden  waren,  wobei  in  der  Regel  der  Kaiser  sozusagen 
ex  cathedra  die  Entscheidung  fällte,  nämlich  ohne  daß  seine  Beweg- 
gründe bekanntgegeben  oder  dem  Protokolle  einverleibt  wurden, 
kam  es  schließlich  bei  dem  Schlußabsatz  der  Denkschrift  zu  einer 
großen  politischen  Debatte.8) 

Der  Ministerpräsident  bemerkte,  daß  in  dem  Schlußabsatz  des 
Vortrages  auf  eine  Erweiterung  des  verstärkten  Reichs rates,  und 
zwar  in  der  Art  hingewiesen  wird,  daß  man  daraufhin  zu  weit- 
gehende Erwartungen  gründen  dürfte.  Der  Minister  des  Innern 
entschuldigte  diesen  Passus  damit,  daß  er  meinte,  es  sei  dabei  nur 
an  eine  Vermehrung  der  Mitglieder  des  Reichsrates  gedacht,  die 
einem  allgemein  gefühlten  Bedürfnisse  entspräche,  worauf  Graf 
Rechberg  replizierte,  er  verkenne  nicht  das  Bedürfnis,  doch  dürfte 
die  Initiative  in  dieser  Richtung  nur  vom  a.  h.  Throne  ausgehen  und 
dem  kaiserlichen  Worte  müßte  die  Tat  sogleich  folgen.  Diese 
Meinung,  der  mehrere  Minister  und  auch  der  anwesende  Erzherzog 
Wilhelm  beitraten,  fand  auch  die  a.  h.  Genehmigung.  Sodann  wurde 
eine  Anzahl  von  strittigen  Punkten  der  Verwaltungsreform  disku- 
tiert, so  die  Frage,  ob  man,  wie  Graf  Goluchowski  wollte,  ein  einheit- 
liches Gemeindegesetz  für  alle  Kronländer  schaffen  solle  oder  ob, 
wie  Graf  Thun  wollte,  dies  den  Landtagen  zu  überlassen  wäre, 
ferner  ob  an  die  Spitze  der  Bezirksausschüsse  landesfürstliche  Be- 
amte zu  stellen  seien  oder  nicht.  Der  Kultusminister  findet  eine 
solche  Einrichtung  mit  dem  im  Entwurf  aufgestellten  Prinzip  (der 
Autonomie)  nicht  vereinbar,  denn  nach  dem  letzteren  müßte  in  der 
Kommunalverwaltung  wahre  Autonomie  herrschen.  Dies  sei  aber 
nicht  der  Fall,  wenn  man  zum  Chef  des  Ausschusses  und  zu  dessen 
ausschließlichen  Vollzugsorgan  den  landesfürstlichen  Bezirksleiter 
macht.  Diesen  Worten  stellte  Graf  Goluchowski  seine  Auffassung 
von  Autonomie  gegenüber.  Er  fand  es  „als  unzulässig,  daß  die 
Regierung  sich  fortan  jedes  Einflusses  auf  die  Exekutive  entäußere. 
Für  die  Autonomie  genügt,  daß  die  Bezirksausschüsse  ihre  Beschlüsse 
ganz  unabhängig  von  Regierungsorganen  fassen.  Die  Staatsverwal- 
tung aber  muß  wissen,  was  im  Bezirke  geschieht.  Die  Zweckmäßig- 
keit der  besprochenen  Einrichtungen  habe  sich  in  Bayern,  Frank- 


*)  Das  Protokoll  faßt  den  Gegenstand  der  Beratung  unter  folgendem 
Titel  zusammen:  „Entwurf  über  die  Grundprinzipien  der  neuen  politischen, 
kommunalen,  administrativen  und  judiziellen  Organisation  der  Kronländer, 
dann  über  die  Attribute  der  Zentralbehörden  und  des  Reichsrates." 
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reich,  Belgien  und  Italien  bewährt.  Nach  den  Anträgen  des  Grafen 
Goluchowski  würde  die  Bezirksgemeinde  im  neuen  Organismus  noch 
mehr  Autonomie  genießen  als  dermalen  im  Venetianischen. 

Die  beiden  hier  im  Ministerrat  festgestellten  großen  Meinungs- 
verschiedenheiten über  das  Wesen  der  „autonomen  Verwaltung" 
blieben  zunächst  ohne  Ausgleich.  Ein  neuer  Zwiespalt  ergab  sich 
dann  zwischen  dem  Grafen  Thun  und  dem  Grafen  Goluchowski 
hinsichtlich  der  Befugnisse  der  Landtage  zur  Abänderung  der  ihnen 
durch  den  Kaiser  zu  oktroyierenden  Landesstatute.  Der  Minister 
des  Innern  und  der  Ministerpräsident  wollten  den  Landtagen  dieses 
Recht  einräumen.  Graf  Thun  dagegen  hielt  es  für  „ganz  unzulässig 
und  höchst  gefährlich."  Die  Landtage  mögen  Vorstellungen  machen 
und  Anträge  erstatten,  aber  die  politisch  bedeutsamen  Grundsätze, 
auf  denen  die  Landesstatute  beruhen,  müßten  ihrer  Diskussion  ent- 
rückt sein.*) 

Was  nun  die  Form  betrifft,  in  welcher  die  „a.  h.  Absichten" 
kundgemacht  werden  sollten,  so  begründete  Graf  Thun  seine  An- 
sicht, daß  dies  durch  ein  kaiserliches  Manifest  geschehen  müsse. 
Er  meinte,  die  Veröffentlichung  des  vorliegenden  Vortrages  würde 
diejenige  Beruhigung  der  Gemüter,  die  ein  wahres  Bedürfnis  sei, 
keineswegs  gewähren,  hingegen  nötige  diese  Form  der  Darstellung 
zu  manchen  Aeußerungen,  die  vielfacher  Mißdeutung  unterliegen 
und  nach  vielen  Seiten  hin,  namentlich  in  Ungarn,  das  bestehende 
Mißtrauen  nur  wieder  steigern  würden.  „In  beiden  Beziehungen 
erachte  er  die  präzisere  Form  einer  selbständigen  a.  h.  Manifestation 
für  notwendig."  Nun  aber  warf  Graf  Thun  die  bisher  offensichtlich 
bewußt  im  Hintergrund  gelassene  politische  Kardinalfrago  auf,  in- 
dem er  meinte:  „Bevor  jedoch  eine  solche  a.  h.  Kundgebung  erfolgt, 
halte  er  es  für  unerläßlich,  daß  die  Minister  untereinander  über 
die  Prinzipien  völlig  einig  seien  und  das  Ministerium  sofort  unter 
Beiziehung  eines  ungarischen  Staatsmannes  definitiv  so  konstituiert 
würde,  wie  Seine  Majestät  es  für  geeignet  erachte,  fortan  die  Ge- 
schäfte zu  führen,  wodurch  auch  das  von  Seiner  Majestät  angenom- 
mene System  seinen  tatsächlichen  Ausdruck  fände.  Vor  einer  sol- 
chen Rekonstruierung  des   Ministeriums  sei  nach  seiner  Ueberzeu- 


*)  Graf  Rechberg  hatte  gemeint,  es  habe  sich  im  verstärkten  Reichsrat 
gezeigt,  daß  ein  solches  „Petitionsrecht"  eines  Vertretungskörpers  nicht 
verhindert  werden  könne.  Darauf  erwiderte  Graf  Thun,  seines  Erachten* 
handle  es  sich  eben  darum,  die  gefährliche  Stellung,  in  welcher  sich  dieser 
verstärkte  Reichsrat  durch  die  Umstände,  unter  denen  er  nur  durch  die 
Loyalität  und  den  Takt  der  Majorität  seiner  Mitglieder  sich  entwand  — 
vou  Regierungswegen  nun  auch  allen  Landtagen  zu  geben.  Auch  diese 
Frage  blieb  sonach  zunächst  in  Schwebe. 
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gung  die  Beratung  über  jede   Kundgebung  wie  die  gegenwärtige 
Krisis  zu  lösen  sei,  verfrüht." 

Damit  hatte  Graf  Thun,  der  wohl  über  die  intimsten  Vorgänge 
im  kaiserlichen  Kabinett  unterrichtet  sein  mochte,  die  mit  dem  Vor- 
dringen der  Altkonservativen  am  Hofe  gegebene  kritische  Lage 
des  Ministeriums,  die  vor  allem  mit  den  ungarischen  Zuständen  und 
den  dadurch  aufgeworfenen  Problemen  zusammenhing,  offen  in  den 
Vordergrund  gestellt.  Indem  aber  nunmehr  der  Leiter  des  Finanz- 
ministeriums Reichsrat  Ignaz  von  Plener  auf  diese  Hauptfrage 
einging,  eröffnete  sich  ein  deutlicher  Einblick  in  den  tiefen  Riß,  der 
in  politischer  Hinsicht  längst  innerhalb  des  Ministeriums  bestand. 
Plener  war  zwar  seiner  ganzen  Laufbahn  nach  durchaus  Beamter 
und  kein  Politiker,  ein  Mann,  den  eine  lange  ehrenvolle  Laufbahn 
im  Finanzdienste  und  keinerlei  höfische  oder  aristokratische  Gunst 
schließlich  auf  den  Platz  des  Leiters  des  Schatzministeriums  ge- 
stellt hatte.  Von  Anfang  an  mit  größtem  Eifer  bemüht,  den  außer- 
ordentlich schweren  Anforderungen,  welche  der  Zustand  der  Finan- 
zen des  Reiches  nach  dem  Kriege  an  den  Leiter  dieses  Ressorts 
stellte,  vollauf  zu  entsprechen,  war,  wie  die  Ministerprotokolle 
zeigen,  Ignaz  von  Plener  nicht  nur  bestrebt,  den  augenblicklichen 
Bedürfnissen,  welche  das  Defizit  im  Staatshaushalte  und  der  Zustand 
des  Geldwesens  schufen,  mit  rein  technischen  Mitteln  zu  begegnen, 
sondern  auch  dauernde  Grundlagen  für  eine  Regeneration  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  und  damit  auch  für  eine  radikale  Verbesserung 
der  Reichsfinanzen  zu  schaffen.  Auf  diesem  Wege  war  aber  Plener 
unvermeidlich  zu  denselben  Gedankengängen  gelangt,  wie  sie  da- 
mals das  gesamte  höhere  deutsche  Bürgertum  Oesterreichs,  aus  dem 
Plener  hervorgegangen  war,  beherrschten.  Obgleich  Plener  —  in 
den  großen  und  strengen  Traditionen  des  hohen  österreichischen 
Beamtentums  aufgewachsen  —  als  er  die  Leitung  des  Finanzmini- 
steriums übernahm,  gewiß  nicht  ein  Politiker  genannt  werden  kann, 
so  war  er  doch  nach  seinem  ganzen  Lebensgange  imd  auf  der  Grund- 
lage einer  reichen  und  gründlichen  Bildung  von  der  politischen 
Weltanschauung  beherrscht,  die  der  ganzen  bürgerlichen  Generation, 
der  er  angehörte,  das  geistige  Gepräge  verlieh.  Er  war  durchaus 
„liberal-konstitutionell"  gesinnt  und  von  einer  starken  Empfindung 
für  die  Stellung  des  Deutschtums  in  der  Welt  und  zumal  im  habs- 
burgischen  Reiche  beseelt.  Das  Zusammenwirken  mit  Männern 
ganz  anderer  politischer  Gesinnung,  die  wie  Graf  Thun,  Graf  Golu- 
chowski  gleichsam  die  Vorläufer  der  erst  viel  spätei  zur  Ausbildung 
gelangenden  nichtdeutschen  Schichten  der  österreichischen  Bureau- 
kratie  und  Magistratur  vorstellen,  mußte,  xumal  unter  dem  Druck 
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der  Sorgen  um  den  gefährdeten  Zusammenhalt  des  Reiches  und 
sein  weiteres  Schicksal,  notwendigerweise  in  Pleners  jederzeit  auf 
das  Beste  des  Staates  und  höchste  Pflichterfüllung  gerichtetem 
Streben  die  in  ihm  längst  befestigten  Grundanschauungen  von  den 
Existenznotwendigkeiten  des  Kaiserstaates,  wie  er  sie  sah,  zutiefst 
berühren  und  seinen  Widerspruch  gegen  die  von  Goluchowski  und 
Thun  vertretenen  föderalistischen  oder  autonomistischen  Anschau- 
ungen aufs  stärkste  hervortreiben.  Da  er  nun  in  der  Ministerkonfe- 
renz als  deutsch-zentralistischer  Bureaukrat  so  ziemlich  allein  stand, 
so  mußte  er  die  unabweisbare  Pflicht  fühlen,  in  den  nunmehr  heran- 
nahenden kritischen  Augenblicken  seine  Besorgnisse  vor  der  sich 
vorbereitenden  Wendung  klar  auszusprechen  und  als  unerschrockener 
Warner  vor  dem  Kaiser  selber  aufzutreten.  In  der  vollkommenen 
Abgeschiedenheit  des  vom  Kaiser  präsidierten  Kronrates  erscheint 
Ignaz  von  Plener  tatsächlich  als  beredter  Anwalt  und  Fürsprecher 
jener  fundamentalen  Anschauung  von  dem  großen  Lebensberufe 
der  österreichischen  Gesamtmonarchie  unter  deutscher  Führung,  wie 
sie  damals  nicht  nur  die  besten  Köpfe  der  regierenden  Kreise 
Oesterreichs  im  Adel  und  der  Bureaukratie,  sondern  vor  allem  in 
den  breiten  Schichten  des   bürgerlichen  Mittelstandes  beherrschte. 

Schon  in  der  Diskussion  der  einzelnen  Absätze  der  großen 
Denkschrift  hatte  Plener  daran  Kritik  geübt,  daß  eine  so  weit- 
gehende Autonomie,  wie  sie  Ungarn  anstrebe,  den  westlichen  Kron- 
ländern weder  nützlich,  noch  selbst  erwünscht  sein  werde,  und  er 
fügte  hinzu,  „  es  müßte  auf  das  tiefste  beklagt  werden,  wenn  aus 
Rücksichten  auf  Ungarn  in  den  übrigen  Kronländern  ein  Zustand 
der  Zersplitterung  erst  künstlich  geschaffen  werden  wollte,  nach 
dem  niemand  ein  Verlangen  trägt  und  wofür  auch  nicht  die  ent- 
fernteste Berechtigung  oder  Notwendigkeit  gefunden  werden  könne. 
Die  Autonomie  der  Gesetzgebung  habe  vielmehr  lediglich  im  ver- 
stärkten Reichsrate  ihren  Ausdruck  zu  finden."  *) 

Nunmehr  ließ  Plener  sein  Bekenntnis  zum  theresianisch-josefi- 
nischen  Einheitsstaate  und  seine  darin  wurzelnde  politische  Grund- 
aiischauung  von  der  Notwendigkeit  der  Aufrechterhaltung  eines 
österreichischen  Kaiserstaates  unter  deutscher  Führung  noch  viel 
schärfer  akzentuiert   und  rückhaltlos  erkennen.     „Der  vorgelesene 

*)  Diese  Worte  zeigen,  gleich  ähnlichen  Aeußerun  gen  in  den  parlamen- 
tarischen Debatten  von  1848,  wie  sehr  das  Schlagwort  von  der  „Autonomie" 
loch  auch  die  Liberalen  Kreise  Oesterreichs  erfüllte,  und  wie  wundersame 
Anpassungsfähigkeit  diesem  Worte  zu  eigen  war.  Hier  wird  z.  B.  ganz  ein- 
fach der  Begriff  des  „Konstitutionellen  Parlamentarismus"  als  „Autonomie 
der  Gesetzgebung"  bezeichnet.  Man  merkt  dabei  deutlich,  daß  oben  alles, 
was  sich  gegen  den  Absolutismus  und  bureaukratischen  Zentralismus 
richtet,  eich  in  Österreich  mit   Vorliebe  als  „Autonomie"  bezeichnet. 
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Entwurf",  führte  er  aus,  „enthält  manche  wichtige  Bestimmung, 
welche  nach  meiner  Meinung  zu  weit  geht.  Jedenfalls  finde  er  es 
angezeigt,  vor  der  Entscheidung  von  jeder  Fraktion  des  verstärkten 
Reichsrates  (Majorität  und  Minderheit)  einen  Vertrauensmann  und 
jedenfalls  hierbei  ein  ungarisches  Mitglied  a.  h.  zu  vernehmen. 
Dieses  Mitglied  wäre  etwa  in  der  Eigenschaft  eines  ungarischen  Hof- 
kanzlers zuerst  zu  ernennen  und  demselben  die  Ausarbeitung  des 
Statuts  (für  den  Reichsrat)  zu  übertragen."  Der  Leiter  des  Finanz- 
ministeriums äußerte  sodann  seine  Ansicht  dahin,  daß,  wofern  es 
in  der  a.  h.  Absicht  liege,  den  Ungarn  gewisse  Vorrechte  vor  den 
anderen  Kronländern  zu  erteilen,  Seine  k.  k.  Apostol.  Majestät  das 
offen  aussprechen  und  die  Gleichberechtigung  der  Kronländer 
dadurch  herzustellen  geruhen  dürfte,  daß  dem  verstärk- 
ten Reichsrate  kollektiv  statt  den  einzelnen 
deutsch-slawischen  Kronländern  auch  ein  An- 
teil an  der  Gesetzgebung  allergnädigst  ein- 
geräumt würde.  In  Ungarn  werde  es  unter  allen  Umständen, 
selbst  bei  sehr  umfassenden  Zugeständnissen,  zum  Kampfe  kommen, 
die  Zufriedenstellung  des  gegenwärtig  so  aufgeregten  Landes  sei 
ohne  gänzliche  Preisgebung  der  Einheit  der  Monarchie  nicht  zu 
gewinnen;  man  hüte  sich  daher  vor  Konzessionen  an  Ungarn,  die 
zu  weit  gehen  und  doch  nicht  befriedigen,  folglich  nichts  nützen 
und  sofort  unwiderruflich  sein  werden.  Der  Kampf  müsse  mit 
Ungarn  im  Interesse  der  Reichseinheit  aufgenommen  werden.  Die 
Position  der  kaiserlichen  Regierung  zur  Aufnahme  des  Kampfes 
werde  aber  eine  weitaus  günstigere  sein,  wenn  sie  durch  die  Zu- 
stimmung und  Befriedigung  der  übrigen  Völker 
des  Reiches,  durch  den  Beifall  des  Auslandes  und  namentlich 
Deutschlands  zu  den  von  der  österreichischen  Regierung  für 
das  ganze  Reich  gegebenen  zeitgemäßen  politischen  Institutionen 
(namentlich  durch  die  Anteilnahme  der  Volksvertreter  an  der  all- 
gemeinen Gesetzgebung)  gehoben  und  getragen  erscheint.  Das 
wichtigste  Recht,  Anlehen  imd  Steuererhöhungen  zu  bewilligen,  ist 
dem  verstärkten  Reichsrat  bereits  zuerkannt.  Wenn  man  Teilnahme 
an  der  Legislation  als  „Konstitution"  bezeichnet,  so  müßte  man  auch 
das  künftige  Landesstatut  Ungarns  mit  dem  Rechte  der  „inneren 
Legislation"  eine  Konstitution  nennen.  Im  Falle  Seine  Majestät  der 
Kaiser  dieses  allergnädigste  Zugeständnis  beschließe,  wäre  konse- 
quent mit  dem  Manifest  vom  2.  Dezember  1848  die  Teilung  der  Ge- 
setzgebung mit  den  Volksvertretern  auch  für  die  übrigen  Krönländer 
des  Reiches  auszusprechen.  Nur  durch  die  Rückkehr  auf  die  Worte 
dieses  Manifestes  und  durch  die  Erfüllung  derselben  könne  das  seit- 
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her  erschütterte  Vertrauen  wiedergewonnen  werden.  Den  unga- 
rischen speziellen  Zuständen  könne  in  gewisser  Beziehung  ohne 
Gefährdung  der  Reichseinheit  Rechnung  getragen  werden,  und  zwar 
zunächst  in  der  Partie  der  Verwaltung,  und  sodann  auch  in  der  Be- 
rechtigung des  Landtages  zu  Gesetzesvorschlägen,  welche  aber  im 
Sinne  des  a.  h.  Reichsrats-Statutes  als  Landtagsvorlagen  jeden- 
falls an  den  österreichischen  Reichsrat  zu  ge- 
langen hätten.  Der  Reichsrat  würde  dann  zum  Wächter  der 
Einheit  Oesterreichs  erhoben,  wenn  Seine  Majestät  geruhen  würde, 
demselben  die  Gesetzentwürfe  des  ungarischen  Landtages  vor  deren 
„Sanktion  zur  Begutachtung  in  bezug  auf  die  Wahrung  der  Einheit 
zuzuweisen.  Der  österreichische  Reichsrat  hätte  hierbei  großenteils 
ein  bloß  negatives  Wirken  in  Betreff  der  ungarischen  Vorlagen  ein- 
treten zu  lassen  und  an  dieselben  wäre  das  Kriterium  der  Verein- 
barlichkeit  oder  Nichtvereinbarlichkeit  mit  der  Reichseinheit  anzu- 
legen, worauf  im  ersten  Falle  die  a.  h.  Sanktion  der  ungarischen 
Vorlagen,  ohne  daß  der  verstärkte  Reichsrat  in  das  Detail  kritisch 
einginge,  erfolgen  könne."  Endlich  glaubte  Reichsrat  von  Plener, 
es  dürfte  bei  Konstituierung  des  neuen  Ministeriums  der  Augen- 
blick gekommen  sein,  die  Bildung  eines  Kriegs-  und  Handels- 
ministeriums auszusprechen. 

Daß  diesen  langen,  zweifellos  wohlbedachten  und  selbst  in  dem 
Kurialstil  des  Protokolles  noch  temperamentvoll  anmutenden  Aeuße- 
rungen  des  Leiters  des  Finanzministerkims,  obgleich  er  den  an- 
wesenden Monarchen  offen  apostrophierte,  keine  Bemerkung  seitens 
desselben  folgte,  ist  gewiß  ein  beachtenswerter  Zug  in  dem  Gesamt- 
bilde dieser  Ministerkonferenz.  Nachdem  der  Kaiser  bei  den  Be- 
ratungen des  Details  der  den  Ministern  vorliegenden  Denkschrift 
'mehrmals  seine  Willensmeinung  kundgegeben  hatte,  schwieg  er 
jedoch  vollständig,  sobald  das  politische  Gesamtproblem  zur  Dis- 
kussion gelangt  war,  und  hielt  seine  Meinung  in  der  Hauptfrage 
verborgen.  Sei  es,  daß  der  Kaiser  noch  unentschlossen  war, 
welchen  Weg  er  einschlagen  würde,  oder  sei  es,  daß  er  bereits  den 
Plan  gefaßt  hatte,  gerade  das  zu  tun,  was  Plener  so  ernstlich  wider- 
riet, nämlich  die  Wünsche  der  Ungarn  in  weitem  Ausmaße  zu  er- 
füllen: jedenfalls  zeigt  sein  Schweigen  in  diesem  Falle  wieder,  wie 
sehr  für  ihn  das  gesamte  Ministerium  nur  ein  ausführendes  Werk- 
zeug bedeutete  und  keineswegs  den  Repräsentanten  irgendeiner  be- 
stimmten Richtung  in  der  Politik.  Wie  stark  die  Rede  Pleners  auf 
die  Ministerkollegen  wirkte,  läßt  sich  selbst  durch  das  nun  Schluß 
aiemlich  wortkarge  Protokoll  hindurch  erkennen,  wenn  man  die 
nachfolgenden    Aeußerungen  Goluchowskis,  Thuna   und   des  Justiz- 
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ministers  Nädasdy  vernimmt.  Diese  Männer,  der  höfisch-politischen 
Atmosphäre  wohl  kundig,  wichen  der  großen,  von  Plener  rücksichts- 
los aufgedeckten  Lebensfrage  der  Regierung  fast  vollständig  aus. 
Der  Minister  des  Innern  begnügte  sich,  au  erklären,  daß  er  „nur  in 
der  Zuerkennung  gleicher  Rechte  an  alle  Kronländer  das  Heil  er- 
blicken und  daher  keine  besonderen  Rechte  für  Ungarn  befür- 
worten könne.  Konzessionen  führen  in  diesem  Lande  zu  keiner 
Beruhigung,  sondern  nur  zu  neuen  Konzessionen."  Graf  Gohi- 
chowski  dürfte  im  übrigen  politisch  nicht  gut  informiert  gewesen 
sein,  wenn  er  auch  jetzt  noch  in  erster  Linie  gegen  die  Bevorzugung 
Ungarns  polemisierte:  denn  gerade  weil  Plener  wußte,  was  am  Hofe 
schon  im  Werke  war,  hatte  er  nicht  so  sehr  gegen  die  Bestrebungen 
der  Ungarn,  als  gegen  die  Vorenthaltung  konstitutioneller  Kon- 
zessionen an  die  deutsch-slawischen  Kronländer  mit  solchem  Nach- 
druck gesprochen. 

Graf  Thun  redete  so,  als  ob  er  die  Hoffnung  auf  eine  seinen  An- 
schauungen entsprechende  Politik  schon  aufgegeben  hätte.  Melan- 
cholisch meinte  er,  davor  warnen  zu  müssen,  daß  man  in  Ungarn 
Ungewöhnliches  anstrebe,  weil  man  dann  wahrscheinlich  nicht  ein- 
mal einen  Reichsrat  für  die  Finanzfrage  zustande  bringen  werde. 
Er  glaubt  nicht,  daß  eine  durch  die  tatsächlichen  Verhältnisse  ge- 
rechtfertigte Bevorzugung  Ungarns  bezüglich  des  Umfanges  der 
legislativen  Tätigkeit  seines  Landtages  in  den  übrigen  Ländern  eine 
so  tiefe  Unzufriedenheit  hervorrufen  werde,  daß  es  nötig  sei,  für 
eine  absolute  Gleichstellung  aller  sich  auszusprechen.  Wenn  in 
Ungarn  ohne  Herstellung  einer  neuen  staatsrechtlichen  Grundlage, 
für  welche  eine  Partei  gewonnen  werden  könne,  ein  Kampf  selbst 
siegreich  durchgeführt  werden  kann,  so  hat  man  dabei  noch  nicht 
Wesentliches  gewonnen,  sondern  ist  nur  auf  den  Zustand  von  1849 
zurückgekommen,  aus  dem  man  ja  eben  heraus  will.  Sei  aber  jener 
Schritt  vorausgegangen,  so  sei  doch  die  moralische  Stellung  eine 
andere. 

Vom  gleichen  Gesichtspunkte  sprach  Graf  Nädasdy,  der  Justiz- 
minister, „in  merito  mit  dem  Minister  des  Innern  einverstanden". 
„Er  macht  aufmerksam,  daß  die  unbeschränkte  Anerkennung  des 
sogenannten  historischen  Rechtes  Ungarns  zu  einer  Trennung  der 
Monarchie  in  zwei  Hälften  —  wie  Schwedens  und  Norwegens  — 
führen  müsse.  Man  ist  daher  gezwungen,  alle  jene  historischen 
Rechte  zu  beseitigen,  welche  mit  dem  Bestände  und  der  Einheit 
Oesterreichs  nicht  vereinbarlich  sind.  Es  müßte  also  strenge  darauf 
gehalten  werden:  daß  erstens  bestehende  Gesetze  nur  mit  a.  h. 
Genehmigung  geändert  werden  dürfen,  zweitens  daß  Seine  Majestät 
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über  die  Gesetzvorschläge  der  Landtage  Gutachten  von  wem  immer, 
daher  auch  vom  verstärkten  Reichsrat  nach  a.  h.  Ermessen  einholen 
könne,  drittens  daß  Seine  Majestät  auch  über  einzelne  Bestim- 
mungen aus  einem  Gesetzvorschlag  zu  konzertieren  berechtigt 
bleiben;  viertens,  wenn  ein  ungarisches  Zentralorgan  (Hofkanzlei) 
in  Wien  gebildet  würde,  es  im  allgemeinen  der  Ueberwachung  des 
Gesamtministeriums  und  im  besonderen  der  oberen  Aufsicht  eines 
Ministers  Seiner  Majestät  zu  unterziehen  (sei).  Uebrigens  sieht  Graf 
Nädasdy  voraus,  daß  früher  oder  später  in  Ungarn  mit  den  Waffen 
werde  eingeschritten  werden  müssen.  Es  ist  nur  mehr  eine  Frage 
der  Opportunität,  keine  Einrichtungen  zu  schaffen,  wodurch  die 
Gegner  der  Regierung  eines  einigen  Oesterreichs  gestärkt 
würden." 

So  endete  die  Ministerkonferenz,  die  unter  dem  Vorsitze  des 
Herrschers  eine  Entscheidung  hätte  bringen  sollen,  doch  voll- 
kommen ergebnislos.  Der  mühevoll  gearbeitete  programmatische 
Entwurf  des  „a.  u.  Vortrages"  über  die  neuen  Institutionen  Oester- 
reichs war  weder  angenommen,  noch  verworfen  worden,  die  Be- 
ratung muß  aber  den  Beteiligten  soviel  klar  gemacht  haben,  daß 
Ansichten,  wie  sie  die  Grafen  Nädasdy,  Thun  und  Goluchowski 
vertraten,  die  Billigung  des  Kaisers  ebensowenig  finden  würden, 
als  die  gegen  das  ganze  autonomistische  Regierungsprogramm  Golu- 
chowskis  gerichtete  Rede  Pleners. 

In  den  nächsten  14  Tagen  vollzog  sich  nun  die  endgültige  Um- 
stimmung  des  Kaisers  zugunsten  der  Pläne  der  magyarischen  Alt- 
konservativen; denn  am  16.  Oktober  findet  abermals  eine  Konfe- 
renz unter  Vorsitz  des  Monarchen  statt,  die  ein  völlig  verändertes 
Bild  zeigt.  Ihr  wohnten  weder  der  Kultusminister  Graf  Thun,  noch 
der  Justizminister  Graf  Nädasdy  bei;  sie  hatten  inzwischen  ihre 
Demission  gegeben.  Auch  der  Präsident  des  Reichsrates,  Erz- 
herzog Rainer  fehlte,  er  galt,  soweit  man  bei  einem  Erzherzog  von 
politischen  Anschauungen  sprechen  konnte,  als  überzeugter  deut- 
scher Zentralist,  etwa  den  Anschauungen  Pleners  am  nächsten 
stehend.  Dagegen  waren  die  beiden  außerordentlichen  Reichsräte 
Graf  Szecsen  und  Graf  Apponyi  zu  dieser  Konferenz  geladen  und 
anwesend.  *)  In  dieser  Konferenz  ist  das  vier  Tage  später  publi- 
zierte Oktober-Diplom    endgültig   zustande    gekommen    oder    besser 


*)  Das  Protokoll  dieser  Konferenz.  K.  Z.  B557,  zeigt  mich  äußerlich 
schon,  dafi  es  sich  nicht  um  eine  regelrechte  Ministerberatung  handelte, 
obgleich  es  bei  denselben  archivaliscb  erliegt.     Es   belßl  einfach: 

^Protokoll"  und  gibt  als  Gegenstand  der  Beratung  nn:  „die  a.  li    Er- 
Qber     'lie     neue     politische     und     administrative     Organisation     der 
Monarchie." 
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gesagt,  die  Mitglieder  dieser  Konferenz  haben  den  vorher  vom 
Grafen  Szecsen  ausgearbeiteten  Staatsakt  in  dieser  Sitzung  kennen 
gelernt  und  besprochen,  und  hierauf  ist  in  der  Konferenz  selbst 
noch  die  Genehmigung  dieses  Staatsaktes  durch  den  Kaiser  erfolgt. 

Was  nun  in  den  14  Tagen  zwischen  dem  2.  und  16.  Oktober 
im  kaiserlichen  Kabinett  vor  sich  gegangen  ist,  darüber  haben  wir 
längst  einen  zwar  lückenhaften,  aber  doch  im  wesentlichen  authen- 
tischen Bericht  in  einer  Schrift,  deren  Herausgabe  Graf  Szecsen 
vier  Jahre  später  veranlaßte  und  die  im  wesentlichen  als  sein  Werk 
zu  bezeichnen  ist.  *)  Die  Schrift  beginnt  ihre  Schilderung  der  Ent- 
stehung des  Oktoberdiploms  mit  einem  Berichte  über  eine  Konfe- 
renz, die  kurz  nach  dem  Schlüsse  des  verstärkten  Reichsrates,  also 
nach  dem  27.  September  stattgefunden  habe,  an  der  mehrere  unga- 
rische und  nichtungarische  Majoritätsmitglieder  sowie  auch  mehrere 
Minister  teilnahmen. 

„Es  galt,  die  Art  und  Weise  zu  besprechen,  wie  den  Grundsätzen, 
welche  die  Majorität  des  Reichsrates  aufgestellt  hatte,  praktische  Anwen- 
dung zu  geben  sei.  Die  Konferenzen  wurden  eine  Zeit  lang  fortgesetzt, 
gelangten  aber  nicht  zu  einem  konkreten  Abschlüsse.  Die  Arbeiten  wurden 
plötzlich  abgebrochen.  Wochen  vergingen,  ohne  daß  die  ungarischen 
Herren  wieder  eine  Einladung  erhalten  hätten,  und  da  nicMs  darauf  hin- 
deutete, daß  die  Verhandlungen  eine  Fortsetzung  erfahren  sollten,  verließen 
sie'  die   Residenz. 

Es  war  seit  den  Konferenzen  geraume  Zeit  verflossen,  als  die  Grafen 
Apponyi,  Dessewffy  und  Andrässy,  Baron  Sennyey  und  Herr  von  Majläth 
nach  Wien  berufen  wurden  und  sie  gleichzeitig  vom  Grafen  Szecsen  die 
Mitteilung  erhielten,   „daß  es  nun  ernst  werde". 

Es  war  in  der  Tat  drängender  Ernst  geworden,  so  daß  Graf  Szecsen, 
wie  man  in  ungarischen  Kreisen  erzählte,  sich  genötigt  gesehen  hatte, 
binnen  wenig  mehr  als  24  Stunden  einige  und  zwanzig  kaiserliche  Hand- 
schreiben zu  entwerfen." 

Als  ursprüngliche  Quelle  der  hierbei  befolgten  Gedankengänge 

bezeichnet  die  angeführte  Publikation   ein  Elaborat,  welches   Graf 

Emil  Dessewffy  schon  im   Spätsommer  1859  der  Regierung   durch 

den  Minister  Grafen  Hübner  vorgelegt  hatte;  auch  jetzt  nahm  Graf 

Dessewffy  an  den  Verhandlungen  des  Reformwerkes  teil,  obgleich 

er  dieselben,  wie  es  in  der  angeführten  Schrift  heißt,  zu  keiner  Zeit 

als    identisch    mit    seinen  Vorschlägen  behandelte.     Diese  gingen 

dahin:     „Ein  a.  h.  Manifest  Seiner  Majestät  des  Kaisers  sollte  von 

einer  Reihe  von  a.  h.  Handschreüben  begleitet  sein,  bestimmt,  die 

neue  Aera  gleichmäßig  für  die  Gesamtmonarchie  zu  eröffnen,  die 

Umgestaltung  anzubahnen,  jedoch  nicht  zugleich  amch  auszuführen, 

*)  Es  ist  das  die  Schrift:  „Drei  Jahre  Verfassungsstreit,  Beiträge  zur 
jüngsten  Geschichte  Oesterreichs  von  einem  Ungar",  zu  Leipzig  1864  er- 
schienen. Diese  Schrift  ist  von  dem  in  Wien  lebenden  ungarischen 
Journalisten  Gans  von  Ludassy  auf  Grund  einer  dem  Verfasser  vom  Grafen 
Szecsen  unmittelbar  gegebenen    Darstellung  verfaßt  worden. 


614    Der  Abbau  d.  Absolutismus  u.  Zentralismus  \.  d.  Ctaeamtmonarohie  etc. 

die  Ziele  mit  Ernst  und  Nachdruck  abzustecken,  doch  nicht  auch  zu- 
gleich in  abgeschlossener  Form  hinzustellen.  Im  ganzen  sollte  alle 
Sorgfalt  darauf  verwendet  werden,  daß  der  Uebergang  nicht  eine 
Ueberstürzung,  die  Umgestaltimg  nicht  eine  Umwälzung  werde.  Die 
allmähliche  und  behutsame  Entwicklung  sollte  ohne  Erschütterungen, 
ohne  Aufregungen  die  neuen  Verhältnisse  von  den  alten  heraus- 
bilden, das  große  Werk  des  Neubaues  unter  der  freien  Mitwirkung 
der  Völker  zum  Abschluß  gelangen.  *) 

Jeder  der  oben  dargelegten  Grundsätze  war  von  großer  Wichtig- 
keit für  das  Gelingen  des  Werkes.  Alle  zusammen  aber  wurden 
außer  Acht  gelassen,  als  es  galt,  die  Staatsakte  festzustellen,  welche 
das  Datum  des  20.  Oktober  tragen."  **) 

Worin  sieht  nun  der  Rückblick  der  altkonservativen  Recht- 
fertigungsschrift die  eigentlichen  Mängel  der  ganzen  Maßregel,  als 
deren  eigentlicher  Urheber  Graf  Szecsen  anzusehen  ist?  Die  Haupt- 
gravamina,  die  dieser  in  seiner  Rechtfertigungsschrift  erhebt.  Bind 
zweifache:  erstens  stellt  Graf  Szecsen  •bedauernd  fest,  daß  nach  dem 
Votum  der  Majorität  des  verstärkten  Reichsrates  die  prinzipielle 
Gleichberechtigung  aller  Königreiche  und  Länder  den  leitenden 
Gedanken  der  Reorganisation  der  Monarchie  gebildet  halbe,  daß 
aber  dieser  Gedanke  gerade  durch  die  Goluchowskischen  Landes- 
statute vollkommen  beiseite  gesetzt  wurde.  „Die  praktische  Bedeu- 
tung dieses  Satzes",  meint  Graf  Szecsen,  „war,  daß  alle  Provinzen 
des  Reiches  gleichmäßig  ihre  Landesvertretungen  haben  und  diese 
gemeinschaftlich  mit  der  Krone  über  alle  Landesangelegenheiten 
beraten  und  beschließen  sollen,  wie  der  ungarische  Landtag.  Die 
Anerkennung  und  sofortige  Durchführung  dieses  Prinzipes  hätte 
wichtige  und  segensreiche  Folgen  haben  müssen."  „Die  unga- 
rischen Herren  sollten",  so  berichtet  Graf  Szecsen,  „indessen  bald 
eine  erstaunliche  Interpretation  dieses  Prinzipes  der  Gleichberech- 
tigung aller  Königreiche  und  Länder  erhalten.  An  Ungarn,  so  sagte 
man  ihnen,  müssen  gewisse  Konzessionen  gemacht  werden,  weil  das 


*)  „Drei  .Jahre  Verfassungsstreit"  Wien  1M4.  S.  59. 
**)  Mit  unverkennbarer  Bitterkeit  berichtet  die  allkonservative  Recht* 
fertigungeschrift  über  die  äußeren  Umstände,  unter  welchen  das  Oktober- 
diplom y.ustandekam.  Eh  heißt  daselbst:  „Schon  diese  Feststellung  selbst 
konnte  nicht  ohne  Ueberstürzung  geschehen.  Am  Tage  der  Abreise  Seiner 
Majestät  nach  Warschau  sollte  die  Veröffentlichung  erfolgen.  Die  a.  h. 
Handschreiben,  welche  dem  Reformwerke  in  allen  Besiehung«!  die  Rien- 
tung  vorzuzeichnen  hatten,  mußten  demnach  in  brennender  Eile  entworfen 
werden.  Die  Beratungen  wurden  dann  mit  solcher  Mast  und  Anstrengung 
geführt,  daß  zum  Beispiel  eine  Konferenz  beim  (Jrafen  Rechberg,  weicner 
»ufier  den  genannten  Herren  auch  Graf  Barkocsy  beiwohnte,  ununter- 
brochen von  «i  Uhr  abends  bis  7  Uhr  morgens  dauert.'." 
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Land  Gewohnheiten  hat,  welche  ihm  im  Laufe  der  Jahrhunderte  zum 
Bedürfnis  geworden  sind.  Doch  eben  dieses  Motiv  legt  der  Regie- 
rung die  Pflicht  auf,  die  Erbländer  ungestört  in  dem  Genüsse  der 
Einrichtungen  zu  erhalten,  durch  welche  sie  sich  gleichfalls  seit 
alter  Zeit  befriedigt  fühlen.  Das  sei,  meinten  Graf  Rechberg  und 
Goluchowski,  prinzipielle  Gleichberechtigung.  Man  sah  wohl_  ein, 
daß  die  Absicht  der  Regierung,  die  gemeinschaftlichen  Angelegen- 
heiten des  Reiches  einer  verfassungsmäßigen  Behandlung  zu  unter- 
ziehen, an  welcher  alle  Völker  der  Monarchie  teilnehmen  sollen,  es 
wohl  notwendig  mache,  daß  man  auch  in  den  Erfbländern  Provinzial- 
verfassungen  einführe.  Aber  man  müsse  sorgsam  darauf  achten, 
diese  Institutionen  derart  einzurichten,  daß  sie  die  bestehenden 
Verhältnisse  nicht  alterieren  und  in  die  Gewohnheiten  der  Bevöl- 
kerung nicht  allzu  störend  einzugreifen."  Nun  bemerkt  Graf  Szecsen 
in  seiner  Schrift  satirisch,  hätten  die  ungarischen  Herren  auf  die 
ganz  anderen  Erfahrungen  hingewiesen,  die  sie  selbst  in  dem  ver- 
stärkten Reichsrate,  was  die  Wünsche  der  Erbländer  betrifft,  ge- 
macht hätten,  so  kamen  sie  dann  auf  den  Gedanken,  daß,  wenn  dies 
die  Anschauungen  der  Minister  seien,  die  feststünden,  man  nun  auf 
ungarischer  Seite  untersuchen  müßte,  ob  die  Minister  ebenso  fest 
stünden.  „Gelang  es,  diese  zu  beseitigen,  so  ließe  sich  hoffen,  auch 
eine  andere  Auffassung  zur  Geltung  zu  bringen.  Aber  da  zeigte  es 
sich  alsbald,  daß,  wie  Graf  Rechberg  erklärte,  eine  Diskussion  über 
diesen  Punkt  ganz  unnütz  sei.  Er  meinte,  der  Gedanke  einer  neuen 
Ministerkombination  sei  bereits  angeregt,  aber  mindestens  vorzeitig 
befunden  worden,  so  daß  derselbe  für  den  Augenblick  gar  keine 
Aussicht  auf  Realisierung  habe.  Damit  war  nun  das  eigentliche 
Programm  der  ungarischen  Altkonservativen,  was  die  Erbländer  be- 
trifft, als  gefallen  anzusehen:  aber  auch  in  den  rein  ungarischen 
Fragen  trat  inzwischen  bei  Graf  Szecsen  und  seinen  Freunden 
schwere  Enttäuschung  ein.  Hier  liegt  nun  nach  der  retrospektiven 
Darstellung  Graf  Szecsens  der  zweite  Hauptmangel  des 
Oktoberdiploms:  das  Wichtigste,  die  baldigste  Einberufung  des  unga- 
rischen Landtages  wurde  in  Wien  nicht  beliebt.  Dennoch  fuhren 
die  ungarischen  Aristokraten  fort,  Anteil  an  den  Arbeiten  der  Regie- 
rung au  nehmen.  „Die  aus  den  Beratungen  hervorgegangenen  Vor- 
lagen wurden  in  zwei  Konferenzen  der  Schlußredaktion  unterzogen. 
Bis  zum  letzten  Augenblick  hielten  die  ungarischen  Herren  an  ihrem 
Standpunkt  fest.  Immer  suchten  sie  die  Modalitäten  ihres  ursprüng- 
lichen Projektes  zur  Geltung  zu  bringen,  aber  nicht  immer  mit 
Glück.  Hier  und  da  siegten,  hier  und  da  erlagen  sie.  An  dem 
Grundriß,  welcher  in  aller  Hast  gezeichnet  worden  war,  vermochten 


(ilG     De*  Abbau  d.  Absolutismus  u.  Zentralismus  i.  d.  Gesamtmonarchie  etc. 

sie  nichts  mehr  zu  ändern,  hingegen  wurden  ihnen  Amendements 
bezüglich  der  Einzelheiten  gewährt.  Aus  dieser  Genesis  erklären 
sich  zur  Genüge  die  zahlreichen  inneren  Widersprüche,  welche  den 
Oktober-Erlässen  ein  so  eigentümliches  Gepräge  geben,  wie  es  denn 
auch  Tatsache  ist,  daß  die  ungarischen  Oktober-Männer  selbst 
noch  durch  die  „Wiener  Zeitung",  welche  die  a.  h.  Erlässe  vom 
20.  Otkober  publizierte,  mannigfach  und,  man  kann  gerade  nicht 
sagen,  angenehm  überrascht  worden  sind." 

So  weit  geht  der  Bericht  des  Grafen  Szecsen,  den  er  im 
Jahre  1864  über  seine  und  seiner  Freunde  Urheberschaft  und  Mit- 
wirkung an  dem  Oktoberdiplom  gibt.  Gehen  wir  nun  einen  Schritt 
weiter,  so  bedarf  es  zunächst  der  Ergänzung  und  Ueberprüfung 
dieser  von  Szecsen  zur  Rechtfertigung  seiner  Politik  gegebenen  Dar- 
stellung durch  die  in  den  Ministerratsprotokollen  und  Kabinetts- 
akten bezeugten  Vorgänge.  Hier  kommt  nun  zuvörderst  die  schon 
oben  angeführte  Konferenz  unter  Vorsitz  des  Kaisers  vom  16.  Okto- 
ber in  Betracht.  Ich  lasse  den  Wortlaut  dieses  Protokolles  hier  im 
Texte  unverkürzt  folgen,  denn  dieses  Dokument  bildet  doch  die 
wichtigste  Hauptquelle  für  die  an  diesem  Tage  endgültig  be- 
schlossene, so  bedeutungsvolle  Staatsaktion,  die  dann  unter  dem 
Namen  des  Oktoberdiploms  in  die  Welt  trat. 

Protokoll  der  am  16.  Oktober  1860,  Z.  3557,  unter  dem  A.  h.  Vorsitz 
Seiner  Majestät  des  Kaisers  abgehaltenen  Konferenz. 

Gegenwärtige:  Ministerpräsident  u.  Minister  des  k.  k.  Hauses  u.  des 
Aeussern  Gral  Rechberg,  Minister  des  Innern  Graf  Goluchowski,  Minister 
der  Polizei  Freih.  von  Thierry,  der  k.  k.  Wirkl.  Geheime  Rat  Graf  Georg 
Apponyi,  der  k.  k.  Reichsrath  Edler  von  Plener,  der  k.  k.  außerordentl. 
Reichsrat  Graf  Anton  Szecsen,  der  k.  k.  außerordentl.  Reichsrat  Georg  von 
Majlath. 

Der  außerordentl.  Reichsrat  Graf  Szecsen  referiert  über  die  Form,  i, 
in  welchen  die  a.  h.  Beschlüsse  bezüglich  der  neuen  politisch-administra- 
tiven Organisierung  des  Reiches  und  der  Kronländer  zu  veröffentlichen 
wären.  Anfänglich  habe  man  die  Erlassung  des  a.  h.  Manifestes  zugleich 
mit  mehreren  a.  h.  Handschreiben  über  die  fraglichen  Gegenstände  im 
Auge  gehabt.  Da  jedoch  Manifeste  in  der  Hegel  nur  eine  kaiserliche  An- 
sprache an  die  Untertanen  Seiner  Majestät,  nicht  aber  dispositive  Anord- 
nungen enthalten,  um  welche  BS  sich,  doch  gegenwärtig  handelt,  so  wäre 
eine  andere  Form  (allenfalls  wie  jene  bei  Annahme  dea  Titels  „Kaiser  von 
Österreich"  durch  Seine  Majestät  Kaiser  Kranz  I.)  ein  feierlicher  kaiser- 
licher Erlaß,  den  man  etwa  „Diplom"  oder  ..Deklaration"  nennen  könnte. 
angezeigt.  Deber  a.  h.  Aufforderung  las  (iraf  Szecsen  aus  seinem  dies- 
falligen  Entwürfe  vorerst  die  Ungarn.  Kroatien,  Slavonien  und  Sieben- 
bürgen betreffenden  Absätze. 

Ueber     Antrag    defi    Ministerpräsidenten     wurde     in    dem    Passus    wegen 

d<  -    landtäghchen    Einflusses   auf    die    ungarische    Gesetzgebung   die    Ein- 
schaltung des  ausdrücklichen  Vorbehaltes  der  a.  b.  Sanktion   von   Sr.  Ma- 
il angeordnet 

Der  Geheime  Ral  «iraf  Georg  Apponyi  machte  aufmerksam,  dafi 

tzliche  Mitwirkung    des   Landtages    nicht    bloß  bei   Erlassung  und 

Aufbebung  von   Gi  ondern    auch    bei   deren    Interpretation   auszu* 
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sprechen  wäre,  da  eine  authentische  Auslegung  auch  nur  vom  Gesetzgeber 
ausgehen  könne,  dessen  Funktionen  aber  in  Ungarn  zwischen  der  Krone 
und  dem  Landtage  geteilt  werden. 

Seine  Majestät  geruhten  die  Ergänzung  des  Textes  in  dem  Sinne 
Allerhöchst  zu  befehlen. 

Graf  Apponyi  glaubte  ferner,  daß  von  der  Bestellung  der  sieben- 
bürgischen  Hofkanzlei  vorderhand  Umgang  genommen  werden  dürfte,  um 
die  Frage  der  Vereinigung  Siebenbürgens  mit  Ungarn,  welche  die  Gemüter 
in  Ungarn  und  Siebenbürgen  seit  Jahren  tief  bewegt,  durch  die  Bildung 
dieses  Organes  nicht  von  vornherein  negativ  zu  entscheiden.  Die  politi- 
schen Verhältnisse  dieses  Kronlandes  seien  nämlich  noch  sehr  unklar  und 
Seine  Majestät  dürften  sich  vor  einer  a.  h.  Entscheidung  noch  genau  zu  in- 
formieren geruhen,  was  durch  die  a.  h.  Vernehmung  des  a.  h.  zu  ernennen- 
den Gouverneurs  mit  etwa  20  Vertrauensmännern  in  Wien  erzielt  werden 
könnte. 

Die  Magyaren  sowohl  als  die  Sachsen  Siebenbürgens  blicken  nicht 
ohne  Besorgnis  auf  die  große  Zahl  der  Romanen  im  Lande,  und  wünschen 
sich  durch  den  Anschluß  an  Ungarn  zu  kräftigen,  während  auch  in  Ungarn 
die  völlige  Einverleibung  des  Nachbarlandes  ein  allgemein  gehegter 
Wunsch  ist.  Drei  siebenbürgische  Komitate  und  zwei  Distrikte  sind  in 
Erfüllung  dieses  Wunsches  nach  vieljährigen  landtäglichen  Verhandlungen 
in  beiden  Ländern   vor  1848   reintegriert  worden. 

Graf  Szecsen  war  gleichfalls  des  Erachtens,  daß  jetzt  noch  nicht 
die  Bildung  der  Hofkanzlei,  sondern  bloß  ein  a.  h.  Ausspruch  über  die  Ab- 
haltung des  siebenbürgischen  Landtages  und  die  Einberufung  der  Ver- 
trauensmänner nach  Wien  nötig  erscheine. 

Der  a.  o.  Reichsrat  von  Majlath  hält  die  Reinkorporierung  des 
gesamten  Landes  insbesondere  auch  im  Hinblick  auf  die  Anziehungskraft 
der  moldau-wallachischen  Bevölkerung  auf  die  siebenbürgischen  Romanen 
für  politisch  angezeigt. 

Der  Ministerpräsident  entgegnete,  daß,  wenn  man  in  Ungarn 
auf  den  historischen  Boden  vor  1848  zurückgeht,  es  sehr  inkonsequent 
wäre,  von  vornherein  diesen  Boden  in  Siebenbürgen  aufzugeben.  Es 
schiene  ihm  daher  nicht  rätlich,  vom  Throne  aus  den  Streit  über  die  In- 
korporierung a.  h.  selbst  wachzurufen. 

Der  Minister  der  Polizei  trat  der  Vorstimme  mit  dem  Be- 
merken bei,  daß  das  Offenlassen  dieser  Frage  neue  Agitationen  hervor- 
rufen würde. 

Reichsrat  von  Plener  fand  die  Union  Siebenbürgens  mit 
Ungarn  vom  Standpunkte  des  Gesamtstaates  keineswegs  wünschenswert, 
sowie  er  auch  andrerseits  glaube,  daß  die  Romanen  derselben  keineswegs 
geneigt  sind. 

Seine  Majestät  geruhten  a.  h.  sich  dafür  zu  erklären,  daß  der 
Ausspruch  über  die  Bildung  der  siebenbürgischen  Hofkanzlel  sofort  erfolge, 
um  den  vorhandenen  falschen  Ansichten  und  unberechtigten  Wünschen 
vorweg  zu  begegnen. 

Der  a.  o.  Reichsrat  Graf  Szecsen  las  hierauf  den  Eingang 
der  „Deklaration",  welche  jedoch  noch  nicht  definitiv  redigiert  wurde. 
Man  habe  geglaubt,  in  dieser  Staatsschrift  unmittelbar  an  die  Pragmatische 
Sanktion  Karls  VI.,  durch  welche  die  Einheit  und  Unteilbarkeit  der  Mon- 
archie zum  Grundgesetz  erhoben  wurde,  anknüpfen  zu  sollen,  zumal  ein 
solches  Grundgesetz  sich  nicht  bloß  auf  die  zur  Zeit  der  Erlassung  des- 
selben bereits  verbundenen  Länder,  sondern  auch  auf  die  späteren  Akqui- 
sitionen  beziehen  muß.  Da  sich  jedoch  vielleicht  in  Krakau,  Galizien  Und 
in  Venedig  gegen  diese  Anschauung  Stimmen  erheben  dürften  und  man 
auch  nicht  sagen  kann,  daß  die  Stände  aller  Kronländer  die  Pragmatische 
Sanktion  explicite   anerkannt  haben,   —   zumal  auch  nicht  alle   Kronländer 
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bis  jetzt  Stände  hatten,  wurde  es  von  der  Konferenz  nach  reifer  Erwägung 
für  angezeigt  befunden,  nicht  bloß  auf  die  Pragmatische  Sanktion,  sondern 
Wich  auf  die  späteren  völkerrechtlichen  und  staatsrechtlichen  Grundlagen 
hinzuweisen. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  geruhten  im  Eingange  den  Aus- 
druck  ,, Europäische  Ordnung"  zu  beseitigen  und  Reichsrat  von  Plener 
machte  aufmerksam,  daß  Oesterreich  nicht  erst  durch  die  Pragmatische 
Sanktion  zur  Großmacht  geworden  sei,  wie  es  nach  dem  Entwürfe  scheinen 
winde.  Seine  Majestät  der  Kaiser  geruhten  den  Satz  ..Die  bestandene 
Ungleichheit  der  Rechte  und  der  Mangel  einer  verfassungsmäßigen  Ord- 
nung für  das  Reich"  zu  beanstanden,  und  es  wird  daher  bei  der  Schluß- 
rcdaktion  als  das  angestrebte  Ziel  ..die  möglichste  Annäherung"  der  Kron- 
länder bezeichnet   werden. 

Nachdem  von  den  Ministern  bemerkt  wurde,  daß  der  Stil  des  Ent- 
wurfes durch  seinen  künstlichen  Periodenbau  und  die  ungewöhnlich 
langen  Sätze  das  Verständnis  der  a.  h.  Bestimmungen  für  die  über- 
viedende  Mehrzahl  der  Leser  bedeutend  erschweren  würde,  äußerte  der 
a.  o.  Reichsrat  Graf  Szecsen,  daß  man  sich  bei  der  Verfassung  dieses  Ent- 
wurfes die  Feierlichkeit  des  Stils  älterer  kaiserlicher  Diplome  zum  Vor- 
bilde  genommen  habe. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  geruhten,  anzuordnen,  daß  bei  der 
Schlußre  laktion  nach  möglichster  Klarheit  und  Kürze  zu  streben  sei,  ohne 
jedoch  darum  etwas  Wesentliches  wegzulassen.  Ueber  die  a.  h.  gestellte 
Frage,  ob  es  angezeigt  ist:  der  Deliberation  des  verstärkten  Reichrates  die 
'Saiz-  und  Tabakverchleißpreise  vorzubehalten,  äußerte  der  Leiter  des 
Finanzministeriums,  daß  in  Absicht  auf  den  Salzpreis  dagegen 
kein  erheblicher  Anstand  bestehen  dürfte;  dagegen  wäre  es  ein  Hemm- 
schuh für  die  Administration,  jede  selbst  dringend  gewordene  Preis- 
bestimmung der  zahlreichen  und  oft  wechselnden  Tabaksorten  von  der 
Vorberatung  des  verstärkten  Reichsrates  abhängig  zu  machen,  der  dadurch 
auch   mit   vielen  kleinlichen   Details  belastet  werden   würde. 

Seine  Majestät  geruhten  zu  befehlen,  daß  die  Gegenstände  des 
Tabakmonopols  aus  den  reichsrätlichen  Agenden  wegzulassen  seien. 

Reich  srat  von  Plener  machte  auch  aufmerksam,  daß  in  unserer 
Gesetzessprache  der  Ausdruck  „indirekte  Abgaben"  (nicht  Steuern)  ein- 
geführt sei,  dann  daß  statt  „Beratung  mit  den  Reichsräten"  zu  setzen  wäre: 
„mit   dem   verstärkten    Reichsrate". 

Der  a.  o.  Reichsrat  Graf  Szecsen  definierte  über  Anfrage 
des  Reichsrates  von  Plener  den  Ausdruck  „innere  Gesetzgebung"  dahin, 
dafl  er  EU  denselben  jene  Gesetze  rechne,  welche  nicht  alle  Kronländer 
gemeinsam    betreffen. 

Der  Minister  des  Innern  fand,  daß  die  dem  österreichischen 
Reichsrate  eingeräumte  „Mitwirkung"  bei  der  Gesetzgebung  über  die 
Kronländer  außer  Ungarn  zu  vag  sei.  indem  man  nicht  zu  erkennen  ver- 
mag, ob  darin  die  Zustimmung,  der  „Beirat"  oder  was  sonst  gemeint  sei. 
D:ese  Undeutlichkeil  wäre  zu  beheben. 

(traf  Szecsen  erklärte,  daü  unter  ..Mitwirkung"  zwar  nicht  die 
volle  Zustimmung,  doch  mehr  als  der  bloße  Beirat  gemeint  sei;  man  habe 
den  Ausdruck  „Mitwirkung"  angewendet,  um  den  auch  in  diese  Weise  noch 
immer  vorhandenen  Gegensatz  mit  den  legislativen  Rechten  Ungarns 
minder  stark   hervortreten    zu  lassen. 

Der  tatsächliche  Unterschied  zwischen  Ungarn  und  den  übrigen  Kron- 
rn  werde  aber  allerdings  darin  bestehen,  daß  in  den  letzteren 
zur  Gültigkeit  <lor  Gesetze  keine  eigentliche  Verein- 
barung zwischen  <i  e  r  Krone  und  den  Landtagen  oder 
d  p  d  v  i  r  - 1 1  rkten  i;  e  i  c  h  s  r  a  t  e  notwendig  ist.  Ks  bleibt 
b-rn.-r  dt  r  ;i.    Ii.   Schlußfassung    anheimgestellt,   gewisse    Qesetae    nicht   von 
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den  vielen  Landtagen,  sondern  bloß  vom  verstärkten  Reichsrate  begut- 
achten zu  lassen.  Uebrigens  müsse  Graf  Szecsen  bemerken,  daß  es  seiner 
Meinung  nach  wünschenswert  wäre,  wenn  die  legislativen  Attribute  der 
Länder  der  ungarischen  Krone  im  Prinzipe  —  wenn  auch  nicht  in  der 
Form   —  gleichfalls   den  übrigen  Kronländern   a.  h.  zuerkannt  würden. 

Reichsrat  Graf  Apponyi  hält  ebenfalls  den  Erfolg  der  im 
Zuge  begriffenen  großen  Maßregel  durch  die  minder  günstige  Behandlung 
der  deutsch-slavischen  Länder  gefährdet.  In  Ungarn  ist  die  allgemeine 
Stimmung  gegen  eine  solche  Ungleichheit. 

Reichsrat  von  Majlath  bedauert,  daß  durch  die  ungleiche  Be- 
handlung dieser  Länder  der  alte  Dualismus  und  Gegensatz  der  Kronländer 
wieder  hervorgerufen  wird. 

Reichsrat  von  Plener  äußerte,  daß  man  ungeachtet  des  mildern- 
den Ausdruckes  ia  den  deutsch-slavischen  Ländern  sehr  bald  die  den 
Ungarn  eingeräumte  Bevorzugung  erkennen  werde.  Daß  sich  daran  der 
Wunsch  nach  Gleichstellung  knüpfen  werde,  ist  vorauszusehen.  Ueber  die 
Form  dieser  Gleichstellung  könne  man  allerdings  noch  verschiedene  An- 
sichten haben,  und  nur  so  viel  ist  gewiß,  daß  man  nicht  die  zahlreichen 
Landesvertretungen  jede  mit  einer  großen  legislativen  Gewalt  ausstatten 
könne.  Allein  die  legislativen  Attribute  des  österreichischen  Reichsrates 
dürften   eine  Erweiterung   erfahren. 

(Die  nachfolgenden  Ausführungen  Pleners  sind  von  ihm  eigenhändig 
in  das  Protokoll   eingetragen.) 

Der  Reichsrat  P 1  e  n  e  r  erklärte  ferner,  daß  so  tief  beklagenswert 
auch  der  vielleicht  nicht  ganz  unvermeidliche  Dualismus  in  der 
Form  in  Absicht  auf  die  den  Volksvertretungen  zu  gewährenden  Rechte, 
zwischen  Ungarn  und  den  übrigen  Kronländern  sei,  so  sollte  doch  in  der 
Sache,  im  Wesen  eine  vollkommene  Gleichstellung  und  Gleich- 
berechtigung in  dem  Zustande  diesseits  und  jenseits  der  Leitha  sein.  So 
viel  er  aus  dem  enorm  reichen  Material  des  flüchtig  Vorgelesenen  ent- 
nommen zu  haben  glaube,  beabsichtige  Seine  Majestät  künftig  in  Ungarn 
nicht  mehr  als  absoluter  Landesherr,  sondern  mit  der  Teilung  des  Gesetz- 
gebungsrechtes zwischen  a.  h.  Seiner  Person  und  dem  Landtage,  das  heißt 
in  kurzen  Worten,  als  konstitutioneller  König  zu  regieren.  Ungarn  hat 
seine  Konstitution  gehabt  und  soll  sie  nach  dem  Antrage  des  Herrn  Grafen 
Szecsen  wieder  erhalten.  Wenn  dies  der  Fall  ist,  so  fordere  es  die  Gleich- 
berechtigung aller  Völker  Oesterreichs,  so  fordere  es  die  Erfüllung  der 
kaiserlichen  Worte:  „Gleiche  Rechte  und  gleiche  Pflichten  für  alle  Unter- 
tanen", daß  im  Wesen  der  Berechtigung,  in  der  Art  der  Teilnahme  an  der 
Gesetzgebung,  den  nichtungarischen  Kronländern  das  Nämliche  gewährt 
werde  wie  den  ungarischen.  Es  genügt  demnach  nicht  die  Gewährung 
einer  Beiratsstellung,  sondern  einer  zustimmenden  Mitwirkung,  welche  be- 
reits in  Finanz-  und  Kreditsachen  dem  Reichsrate  eingeräumt  wurde  und 
wahrlich  nicht  bloß  auf  die  Fälle,  wo  man  Geld  notwendig  hat,  zu  be- 
schränken, sondern  auf  alle  Gesetzgebungszweige  auszudehnen  wäre.  Man 
stelle  doch  nicht  den  Reichsrat  niedriger  und  minder  berechtiägt  als  den 
ungarischen  Reichstag.  Eine  Verteilung  der  gesetzgeberischen  Mitwirkung 
auf  die  21  Landtage  sei  ein  Unding,  werde  außer  von  einigen  aristokrati- 
schen Fraktionen,  von  Niemandem  in  Oesterreich  gewünscht.  Vielmehr  gehe 
der  allgemeine  Wunsch,  wenigstens  der  gesamten  deutsch-slavischen  Be- 
völkerung, in  der  großen  Menge  des  Mittel-Bürgerstandes  und  wohl  auch 
des  rationellen  Teiles  des  Bauernstandes  nach  einer  Gesamtvertretung  im 
Zentrum,  nach  einem  konstitutionellen  Reichstage,  durch  dessen  Einsetzung 
den  nichtungarischen  Untertanen  nur  dasselbe  gewährt  würde,  was  für 
Ungarn  geschehen  soll.  Die  aus  den  vorgelesenen  Entwürfen  und  aus  den 
Erklärungen  über  die  eigentliche  Bedeutung  des  Wortes  „Mitwirkung"  bei 
der  Gesetzgebung  zu  entnehmende  Ungleichheit  der  Behandlung  wird  bei 
der  deutsch-slavischen  Bevölkerung  eine  schwere  Verstimmung  verursachen 
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und  die  schon  jetzt  ziemlich  laut  werdende  Volksmeiii'ung  bestärken,  daß 
man  agitieren,  sich  gegen  die  Regierung  auflehnen,  ihr  drohen  und  Ver- 
legenheiten bereiten  müsse,  wenn  man  seine  Wünsche  durchsetzen  wolle, 
indem  den  ruhig  und  treu  verbleibenden  Völkern  nichts  oder  nur  wenig 
gewährt  werde.  Uebrigens  sind  die  Ausdrücke  „Mitwirkung  bei  der  Ge- 
setzgebung" —  „innere  Gesetzgebung"  —  usw.  viel  zu  vag.  Insbesondere 
könne  von  einer  äußeren  Gesetzgebung  als  Gegensatz  einer  inneren 
vernünftigerweise  ohnehin  keine  Rede  sein.  Auch  ist  die  Abgrenzung 
dessen,  was  in  der  Gesetzgebung  dem  Reichsrate  künftig  auch  noch  vor- 
behalten imd  dem  ungarischen  Landtage  entnommen  sein  soll,  nicht  hin- 
reichend genau  gefaßt.  Auch  sei  es  ihm  nach  der  Anhörung  des  flüchtig 
Vorgelesenen  gar  nicht  möglich,  ein  sicheres  Urteil  namentlich  über  die 
etwa  in  finanzieller  Beziehung  aus  der  allgemeinen  Restituierung  der 
alten  ungarischen  Verfassung  und  des  dortigen  Staatsrechtes  erwachsenden 
Nachteile  lind  Gefahren  sich  zu  bilden.  Um  in  der  Sache  und  über  die 
(gewählten  Ausdrücke  mit  Besonnenheit  ein  Urteil  abgeben  zu  können,  wäre 
die  der  Konferenz  vorausgehende  Mitteilung  der  Entwürfe  (wie  es  selbst 
bei  den  kleinsten  Gesetzesfragen  geschehe)  um  so  mehr  hier  erforderlich 
gewesen,  wo  es  sich  um  ein  Staatsgrundgesetz  von  der  ungeheuersten  Be- 
deutung und  Tragweite  und  von  den  außerordentlichsten  und  unwiderruf- 
lichsten Folgen  handle. 

Der  Minister  des  Innern  erwiderte,  daß  die  Land essta tute  Maß 
und  Ziel  über  die  Teilnahme  der  deutsch-slavischen  Kronländer  an  der 
Legislation  geben  werden.  In  Böhmen,  Galizien,  Tirol,  Venetien  usw.  wird 
man  es  sich  nicht  gerne  gefallen  lassen,  seine  Gesetze  bloß  von  dem 
wechselnden  Ziele  der  Majorität  im  verstärkten  Reichsrat  diktiert  zu  sehen. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  geruhten  zu  erklären,  a.  h.  die- 
selben seien  nicht  gewillt,  über  die  wichtigsten  Interessen  Allerhöchst  Ihrer 
deutsch-slavischen  Kronländer  durch  eine  oft  von  Parteien,  manchmal  selbst 
vom  Zufall  gebildete  Majorität  im  verstärkten  Reichsrat  definitiv  entscheiden 
zu  lassen.  In  den  Fällen  aber,  wo  es  das  Wohl  der  Länder  oder  der  ver- 
seil h  lenen  Volksstämme  wünschenswert  oder  doch  zulässig  macht,  würde 
Seine  Majestät  die  a.  h.  Entschließungen  gern  nach  dem  Beirat  der  Majorität 
zu  fassen  geruhen.  Den  Ausdruck  ..Mitwirkung"  fanden  Seine  Majestät  nicht 
zu  beanstanden. 


Nachdem  in  Venedig  bei  den  dermaligen  Verhältnissen  von  dem  Ein- 
führen derselben  institutionell,,  wie  in  den  übrigen  Kronländern  keine  Rede 
sein  kann,  wird  auf  a.  h.  Befehl  in  der  „Deklaration"  von  jenem  Kronlande 
keine   Erwähnung  zu   machen  sein. 

Reichsral  Graf  Szecsen  las  hierauf  den  Absatz  über  den  Wirkungskreis, 
der  einzelnen  Landtage  mit  der  Bemerkung,  es  sei  nötig,  hierbei  als  sach- 
lichen Grundsatz  für  die  ganze  Monarchie  auszusprechen,  daß  von  nun  an 
kein  Gesetz  ohne  landtägliche  oder  reichsrätlicbe  Mitwirkung  gültig  sei. 

Hierauf  wurden  die  Entwürfe  der  gleichzeitig  mit  dem  kaiserlichen  Er- 
lasse y,u   publizierenden   Handschreiben  vorgelesen,  wie  folgt: 

1.  «las  a.  h.  Handschreiben  wegen  Aufhebung  der  Ministerien  des 
inn<  ni.  der  Justiz  und   des   Kultus  als  allgemeiner  Reichsbehörden,  dann 

<     Bildung    des    ..Staalsmini- teriums".     welche    Neubeiiennung    gewählt 

wurde,  um  ersichtlich  zu  machen,  daß  «las  bisherige  Verhältnis  Ungarns  zun 
Ministerium  «les  tnaern  aufgehört  habe. 

Reichsral  von  Plener  besorgt,  daß  die  Aufhebung  des  Justiz- 
■Mi  i  des  Kultusministeriums  in  den  sogenannten  deutschen  Ländern  nicht 
urut  wird  aufgenommen  werden.  Man  werde  sogleich  erkennen,  daß  dies 
bloß  nach  dem  Wunsche  Ungarns  geschehen  sei:  denn  in  den  anderen 
Kronländern  habe  sieh  ja  keine  stimme  gegen  den  Bestand  dieser  zwei 
Zentra  »elben  haben  vielmehr  manches  Gute  geschaffen. 
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und  es  wird  mißliebig  empfunden  werden,  daß  die  deutschen  Länder  wegen 
des  Verbandes  mit  Ungarn  selbst  vorhandener  guter  Einrichtungen  beraubt 
werden!  Man  kehrt  im  Grunde  jetzt  einfach  zur  vereinigten  Hofkanzlei 
und  obersten  Jusitzstelle  zurück  und  gibt  ohne  vorhandene  Nötigung  gerade 
die  zwei  Ministerien  auf,  welche  am  meisten  die  geistigen  Interessen  ver- 
treten. Dieses  dürfte  im  Inlande  sowie  in  Deutschland  keinen  guten  Ein- 
druck machen  und  die  üble  Stimmung  kann  dem  Staatskredite  nur  abträg- 
lich sein.  (Die  nachfolgenden  Aeußerungen  des  Leiters  des  Finanzmini- 
steriums sind  von  ihm  eigenhändig  in  das  Ministerkonferenzprotokoll  ein- 
getragen.) Diese  Partie  des  Organisierungswerkes  lasse  es  als  ein  unga- 
risches erkennen,  als  welches  es  auch  von  der  deutsch-slavischen  Bevöl- 
kerung gekennzeichnet  werden  wird.  Er  erlaube  sich  die  alleruntertänigste 
Frage,  ob  in  den  deutsch-slavischen,  selbst  in  den  italienischen  Kronländern 
Bedürfnisse,  Bitten  und  Meinungen  für  die  Aufhebung  dieser  Ministerien 
laut  geworden  sind?  Diese  Frage  dürfte  wohl  verneinend  beantwortet 
werden.  Im  Gegenteil.  Die  wohltätigen  Folgen  des  Bestandes  dieser 
Ministerien,  namentlich  jenes  für  Unterricht  wurde  außer  Ungarn  dankbar 
empfunden,  nun  sollen  diese  Institutionen  auch  der  deutsch-slavischen  Be- 
völkerung genommen  werden,  weil  es  den  Ungarn,  eigentlich  einigen  unga- 
rischen Stimmen  im  Reichsrate  nicht  gefiel,  den  Bestand  solcher  Institutionen 
in  Oesterreich  aufrecht  zu  sehen.  Dies  ist  doch  wahrlich  mehr  als  jede 
Majorisierung  durch  konstitutionelle  Stimmenmehrheiten!  Die  Sonderbestre- 
bungen Ungarns  sind  an  sich  ein  großes  Unglück  für  das  Gesamtreioh,  indem 
sie  abweichende,  den  Einheitsstaat  störende  Einrichtungen  und  Zustände 
in  Ungarn  bedingen.  Daß  aber  dieser  Separatismus  auch  noch  über  die 
Grenzen  Ungarns  auf  die  übrigen  Gebiete  der  Monarchie  hinüberwirken 
und  dort  für  den  Bestand  oder  Nichtbestand  zeitgemäßer  Institutionen  maß- 
gebend sein  soll,  übersteigt  doch  alles  Maß. 

Oesterreich  kehrt  mit  der  hier  vorgeschlagenen  „Regierungsorganisie- 
rung" entschieden  vor  das  Jahr  1848  zurück  und  opfert  die  Einrichtungen, 
mit  welchen  es  gleichberechtigt  in  die  Familie  der  europäischen  und 
namentlich  der  deutschen  Kulturstaaten  eingetreten  ist;  die  Errichtung  der 
Ministerien  für  Unterricht,  Justiz  und  für  Handel  wurden  im  In-  und  Aus- 
lande als  reelle  Fortschritte  mit  Freude  begrüßt,  nun  kehren  wir  auf  das 
Alte  in  der  Sache  und  in  der  Form  ganz  entschieden  zurück.  Der 
Eindruck,  namentlich  in  Deutschland,  wird  ein  deprimierender  sein  und  den 
feindlichen  Beurteilerh  Oesterreichs  willkommene  Waffen  in  die  Hand  geben. 
Es  drängt  sich  die  Frage  hier  überhaupt  auf,  ob  dann  die  Einrichtungen  aus 
dem  Jahre  1848  und  namentlich  die  ungarische  Konstitution  und  die 
übrigen  ständischen  Landtagsverfassungen,  an  welche  angeknüpft  und  von 
welchen  die  ungarische  Konstitution  beibehalten  wird,  —  ob  sich  diese 
Einrichtungen  im  Sturm  des  Jahres  1848  als  Schutz  für  die  Dynastie,  für 
Ordnung  und  Recht  bewährt  haben?  Nein,  sie  wurden  vielmehr  hinweg- 
gefegt im  Sturme  jener  Zeit  und  haben  namentlich  in  Ungarn  die  all- 
bekannten traurigen  geschichtlichen  Ereignisse  entstehen  lassen,  wo  nicht 
herbeigeführt.  Das  Jahr  184S  war  ein  berechtigtes,  die  Unhaltbarkeit  der 
damaligen  Zustände  habe  die  Ereignisse  dieses  Jahres  bringen  müssen. 
!  Lne  Rückkehr  in  so  vielen  Beziehungen  hinter  dieses  Jahr  ist  höchst 
gefährlich;  dürfte  leicht  ein  zweites  Jahr  1848  von  weit  furchtbareren 
Folgen  heraufbeschwören.  In  finanzieller  Beziehung  ist  der  voraussicht- 
liche Dualismus,  dessen  Weitergreifen  unvermeidlich  wird,  von  der  schäd- 
lichsten Wirkung  für  Kredit  und  richtiges  Eingehen  der  Steuern.  Jede 
Finanzoperation,  jede  Steuermaßregel  wird  darunter  leiden,  hier  könne  nur 
die  Bestellung  eines  zeitgemäß  zusammengesetzten  Reichsorganes,  unter 
dessen  die  Staatseinheit  sichernder  Garantie  und  Kontrolle  die  Staatsschuld 
gesetzt  werde,  die  unerläßliche  Bedingung  gedeihlicher  Gebarung  sein. 

Der  Ministerpräsident  entgegnet,  Oesterreich  brauche,  wenn 
es  in  sich  einig  und  somit  stark  sei,  nicht  um  das  Urteil  Deutschlands  sich 
zu  kümmern. 
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Reichsrat  Graf  Szecsen  bemerkte,  daß  Reichsrat  von  Plener, 
welcher  überall  bloß  Rückschritt  findet,  den  großen  Gewinn  der  neuen 
Einrichtungen  übersehe,  welcher  darin  besteht,  daß  nun  erst  ein  gemein- 
sames Organ  für  die  Gesamtstaatsangelegenheiten  —  der  Reichsrat  — , 
welches  Organ  Ungarn  bisher  als  nicht  vorhanden  betrachtet,  seine  bindende 
Kraft  äußern  wird.  Uebrigen9  verkenne  Graf  Szecsen  nicht  die  Wichtig- 
keit der  vorgebrachten  Gründe  für  den  Fortbestand  der  Ministerien  des 
Kultus  und  der  Justiz. 

2.  Die  a.  h.  Handschreiben  mit  den  bereits  erlassenen  Landesstatuten 
für  einige  Kronländer  und  mit  der  Landgemeinden-Ordnung,  dann  mit  den 
a.  h.  Beschlüssen  über  den  Landtag  und  die  Krönung  in  Ungarn. 

3.  Die  a.  h.  Handschreiben  wegen  der  Komitatsverfassung,  Bestellung 
der  Obergespäne  und   wegen  der  Geschäftssprache  in  Ungarn. 

Der  Leiter  des  Finanzministeriums  machte  auf  die  Un- 
möglichkeit aufmerksam,  die  ungarische  Sprache  beim  inneren  Dienst  der 
Finanzbehörden  einzuführen,  namentlich  müsse  auf  der  Notwendigkeit  be- 
standen weiden,  daß  die  Komitatsbehörden  ihre  Gestion  in  Steuersachen 
deutsch  führen  und  an  die  Finanzlandesdirektion  in  Pest  in  Steuersachen 
deutsche  Berichte  erstatten.  Es  dürfte  hier  derselbe  Modus  einzuführen 
sein,  welcher  von  Seiner  k.  k.  Majestät  für  Kroatien  und  Slavonien  alier- 
gnädigst  genehmigt  worden  ist.  Ohne  eine  solche  Maßregel  wird  der  Finanz- 
dienst gänzlich  preisgegeben  und  es  kann  für  dessen  Fortführung  die  Ver- 
antwortung nicht  mehr  getragen  werden. 

Minister  des  Innern  Graf  Goluchowski  las  hierauf  seinen  Ent- 
wurf in  der  Sprachenangelegenheit  vor,  wonach  bei  den  Finanzbehörden 
keine  Aenderung   einzutreten   habe. 

Seine  k.  u.  k.  Apostol.  Majestät  geruhten,  den  a.  o.  Reichsrat 
Grafen  Sceosen  anzuweisen,  daß  er  diesen  letzten  Entwurf  bei  der  Schluß- 
redaktion der  a.  h.   Handschreiben  gehörig  berücksichtige. 

4.  Die  a.  h.  Handschreiben  wegen  der  Unterrichtssprache  an  den  Uni- 
versitäten zu  Pest  und  Krakau. 

5.  Die  a.  h.  Handsehreiben  wegen  Verlegung  des  obersten  Gerichts- 
hofes in  hungaricis  nach  Pest,  dann  wegen  der  fortdauernden  verbindlichen 
Kraft  der  bisher  erlassenen   Gesetze. 

6.  Die  a.  h.  Handschreiben  wegen  Absendung  eines  kaiserlichen  Kom- 
missärs in  die  serbische  Wojwodschaft. 

7.  Die  a.  h.  Handschreiben  wegen  der  kroatisch-slavonischen  Landes- 
amr'degenheiten,  wobei  Graf  Szecsen  a.  h.  beauftragt  wurde,  bei  der  Tex- 
tierung  auf  die  Ersetzung  de9  Ausdruckes  „vor  der  Hand"  allenfalls  durch 
„unterdessen"  bedacht  zu  sein. 

8.  Die  a.  h.  Bandschreiben  wegen  Zusammensetzung  einer  Kommission 
zur  Feststellung  der  stebenbürgischen  Lau  lesvertretung. 

Schließlich  geruhten  Seine  Majestät  der  Kaiser  noch  der  a.  h.  beab- 
sichtigten Vermehrung  der  Zahl  der  a.  o.  Reichsräte  —  allenfalls  auf  80  — 
zu  gedenken. 

Reichsrat  von  PI  euer  bemerkte,  es  sei  sehr  wahrscheinlich, 
daß  wegen  Serbeischaffung  der  Bedeckung  für  das  immer  größere  Dimen- 
sionen annehmende  Defizit  rar  verstärkte  Reicherat  In  kürzester  Zeit  werde 
zusammenberufen  werden  müssen,  so  daß  dessen  Reorganisierung  zu  be- 
Behleunigen  und  wohl  am  zweckmäßigsten  mit  den  gegenwärtig  hinauszu- 
gebenden übrigen  Entschließungen  für  die  Landtage  gleichzeitig  zu  erhutt  * 
wäre,    wogegen   der   Minister   des   Innern   glaubte,  daß  dermalen   am   Reichs- 

ratsststute  nicht  zu  rütteln  wäre. 
W  len,  am   17.  Oktober  1860. 
[SC hl,   4.   November    1860. 
Rechberg.  Franz  Josef. 
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Mit  dem  Abschluß  dieser  Beratung  war  der  „Staatsstreich"  der 
Aristokratie  gegen  die  Bureaukratie  vollendet.  Die  Art  und  Weise, 
wie  dieser  „Sieg"  errungen  wurde,  ist  charakteristisch  für  die  Re- 
gierungsmethode, welche  das  abgelaufene  Dezennium  der  uneinge- 
schränkten Autokratie  in  Oesterreich  herangereift  hatte.  Der  Kaiser 
hatte  den  Entschluß,  die  von  den  vereinigten  Adelsfraktionen  des 
verstärkten  Reichsrates  empfohlene  Politik  zur  seinigen  zu  machen, 
schließlich  doch  nur  auf  Grund  seiner  persönlichen  Besprechung 
mit  dem  Grafen  Szecsen  gefaßt  und  von  den  Ministern  nur  den 
Ministerpräsidenten  Grafen  Rechberg  vom  Anfang  an  ins  Vertrauen 
gezogen:  durch  die  Hand  des  letzteren  ging,  wie  sich  aus  gewissen 
Aktenstücken  ergibt,  die  vertrauliche  Korrespondenz  Szecsens  mit 
dem  Souverän.  Ob  Graf  Goluchowski  auch  schon  vor  dem  16.  Okto- 
ber über  die  von  Szecsen  vorgeschlagenen  und  vom  Kaiser  an- 
genommenen Gedankengänge  und  Formen  des  ganzen  im  Diplom 
niedergelegten  Staatsaktes  unterrichtet  war,  ist  sehr  zu  bezweifeln: 
daß  der  Leiter  des  Finanzministeriums,  Plener  darüber  vollständig 
im  Dunkeln  gelassen  wurde,  hat  er  wenige  Wochen  später  in  einem 
Ministerrate  selbst  ausgesprochen.  So  erschien,  wie  das  übrigens 
bei  dem  aufs  äußerste  getriebenen  Absolutismus,  wie  ihn  Franz 
Josef  sich  zurecht  gelegt  hatte,  unausweichlich  war,  tatsächlich  der 
Kaiser  allein  als  der  persönliche  Schöpfer  des  neuen  Staatsgrund- 
gesetzes und  nahm  damit  vor  der  ganzen  Bevölkerung  auch  die 
moralische  Verantwortlichkeit  für  den  ganzen  Akt  auf  sich.  Es  ist 
bezeichnend,  daß  er  es  dabei  auch  unterließ,  den  ständigen  Reichs- 
rat, der  seit  1851  über  jede  wichtige  Gesetzvorlage  sein  Votum 
abgab  und  gewaltige  Aktenstöße  über  alle  möglichen  legislativen 
Teilreformen  dem  Kaiser  vorlegte,  zur  Begutachtung  der  Entwürfe 
Szecsens  oder  zur  Mitarbeit  an  deren  Formulierung  heranzuziehen. 
Dies  hätte  doch  um  so  näher  gelegen,  als  Szecsen  bis  dahin  kein 
hohes  Staatsamt  bekleidet  hatte  und,  was  gesetzgebende  Aufgaben 
betraf,  doch  nur  als  eine  zwar  hochgebildete,  aber  bloß  dilettierende 
Kraft  angesehen  werden  konnte.  Man  sieht  also:  in  dem  Akte,  in 
welchem  Franz  Josef  solenn  den  Absolutismus  in  der  habslbur- 
gischen  Monarchie  —  wenigstens  zum  Scheine  —  erheblich  ein- 
schränken zu  wollen  erklärte,  hat  er  das  rein  persönliche  Regime, 
zu  dem  Schwarzenberg  und  Bach  ihn  von  Anfang  an  erzogen  hatten, 
hat  er  die  Machtvollkommenheit  eines  unumschränkten  Gebieters 
über  so  viele  Länder  und  Völker  abermals  in  schärfster  Form  zur 
Geltung  gebracht. 8a) 
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II. 

Am  vierten  Tage  nach  der  Abhaltung  der  entscheidenden 
Ministerkonferenz,  also  am  20.  Oktober,  trat  die  Staats-Reform- 
aktion,  die  fortan  unter  dem  Namen  des  Oktoberdiploms  ging,  ans 
Licht  der  Oeffentlichkeit.  Sie  bestand  aus  dem  eigentlichen  kaiser- 
lichen „Diplom  zur  Regelung  der  inneren  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnisse der  Monarchie"  als  dem  Hauptstück,  ferner  aus  zwei 
a.  h.  Handschreiben  an  den  Ministerpräsidenten  Grafen  Rechberg, 
je  einem  an  den  zum  Staatsminister  ernannten  Grafen  Goluchowski 
und  den  Banus  von  Kroatien,  nicht  weniger  als  sechs  Handschreiben 
an  den  zum  ungarischen  Hofkanzler  ernannten  Baron  Vay.  Vom 
selben  Tage  datiert,  aber  erst  in  den  darauffolgenden  Wochen  einzeln 
im  Reichsgesetzblatt  publiziert,  folgten  vier  kaiserliche  Patente, 
durch  welche  für  die  Kronländer  Steiermark,  Kärnten,  Salzburg 
und  Tirol  je  ein  Landesstatut,  eine  Landesordnung  und  eine  Ge- 
schäftsordnung für  den  Landtag  erlassen  wurden.  *)  °)  Ueberdies 
wurde  dieser  ganze  Staatsakt  von  einem  kaiserlichen  Manifest  vom 
20.  Oktober  begleitet,  das,  „An  meine  Völker"  gerichtet,  der  ge- 
samten Oeffentlichkeit  Sinn  und  Zweck  der  nunmehr  oktroyierten 
Reform  verständlich  machen  und  die  innere  Verknüpfung  dieses 
bedeutungsvollen  Herrschaftsaktes  des  Kaisers  mit  seiner  ganzen 
bisherigen  Regierung  klarstellen  sollte.  „Als  Ich",  so  beginnt 
dieses  Manifest,  „den  Thron  Meiner  Ahnen  bestieg,  war  die  Mon- 
archie gewaltsamen  Erschütterungen  preisgegeben.'* 

„Nach  einem  Meinen  landesväterlichen  Gefühlen  tief  schmerz- 
lichen Kampfe  trat  in  Meinen  Ländern,  wie  fast  überall  in  den 
gewaltsam  erschütterten  Gebieten  des  europäischen  Festlandes,  vor 
allem  das  Bedürfnis  einer  strengeren  Konzentrierung  der  Regie- 
rungsgewalt  ein.  Das  öffentliche  Wohl  und  die  Sicherheit  der 
Mehrzahl  der  ruhigen  Bewohner  der  Monarchie  erheischten  die- 
selbe, —  die  aufgeregten  Leidenschaften  und  die  schmerzlichen  Er- 
innerungen der  jüngsten  Vergangneheit  machten  eine  freie  Be- 
wegung der  noch  vor  kurzem  feindlich  kämpfenden  Elemente  un- 
möglich." 

Die  kaiserliche  Ansprache  gehl  dann  begreiflicherweise  über 
den  eigentlichen  Ursprung  der  Reform,  den  unglücklichen  Krieg 
von  1859,  wortlos  hinweg  und  stellt  nun  lest: 

„Ich  habe  von  den  Wünschen  und  Bedürfnissen  der  verschie- 


*)  et  des  Diploms  und  sämtlicher  gleichzeitig  erlassenen  Hand- 
schreiben B  -'ts  mit  Ausnahme  des  an  erster  Stelle  stehenden 
Hat  I  ,  an  den  ungarischen  Hofkanzler,  welches  In  der  Anmerkung 
»ul  v  edruckl  wird       Biehe  im  Anhang  Teil  II. 
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denen  Länder  der  Monarchie  Kenntnis  nehmen  wollen  und  demzu- 
folge mittels  Meines  Patentes  vom  5.  März  1860,  R.  G.  Bl.  Nr.  56, 
Meinen  verstärkten  Reichsrat  gegründet  und  einberufen." 

„In  Erwägung  der  Mir  von  demselben  überreichten  Vorlagen 
habe  Ich  Mich  bewogen  gefunden,  in  Betreff  der  staatsrechtlichen 
Gestaltung  der  Monarchie,  der  Rechte  und  der  Stellung  der  ein- 
zelnen Königreiche  und  Länder  ebensowohl,  wie  der  erneuten 
Sicherung,  Feststellung  und  Vertretung  des  staatsrechtlichen  Ver- 
bandes der  Gesamtmonarchie  am  heutigen  Tage  ein  Diplom  zu 
erlassen  und  zu  verkünden." 

Das  eigentliche  Wesen  des  Diploms  stellt  der  letzte  Absatz  des 
Manifestes  in  sehr  bezeichnenden  Worten  hin: 

„Ich  erfülle  Meine  Regentenpflicht,  indem  Ich  in  dieser  Weise 
die  Erinnerungen,  Rechtsanschauungen  und  Rechtsansprüche  Meiner 
Länder  und  Völker  mit  den  tatsächlichen  Bedürfnissen  Meiner  Mon- 
archie ausgleichend  verbinde  und  die  gedeihliche  Entwicklung  und 
Kräftigung  der  von  Mir  gegebenen  oder  wiedererweckten  Institu- 
tionen mit  voller  Beruhigung  der  gereiften  Einsicht  und  dem  patrio- 
tischen Eifer  Meiner  Völker  anvertraue.  Ich  erhoffe  ihr  segens- 
reiches Erblühen  von  dem  Schutze  und  der  Gnade  des  Allmächtigen, 
in  dessen  Hand  die  Geschicke  der  Fürsten  und  Völker  ruhen,  und  der 
dem  tiefen  und  gewissenhaften  Ernste  Meiner  landesväterlichen  Sorg- 
falt seinen  Segen  nicht  versagen  wird. 

Wien,  am  20.  Oktober  1860.  Franz  Josef  m.  p." 

Man  muß  in  der  Beurteilung  des  Oktoberdiploms  als  oktroy- 
ierten Verfassung  den  Kern,  die  als  bleibend  gedachten  Prinzipien 
und  Einrichtungen  von  den  Maßregeln  scheiden,  die  nur  zur  Ver- 
wirklichung jener  dienen  sollten,  gleichsam  die  administrative 
Maschinerie  vorstellen,  die  notwendig  war,  um  das  Reich  aus  dem 
alten  in  den  angestrebten  neuen  Rechtszustand  überzuführen.  Diese 
Maßregeln  liegen  in  den  Handschreiben  vor.  *)     Das  jedoch,  was  als 

*)  Diese  betreffen  fast  ausschließlich  die  Fragen,  welche  die  prinzipielle 
Wiederherstellung  der  ungarischen  Verfassung  aufgeworfen  hatte,  so  vor 
allem  den  Zusammenhaag  der  durch  die  Regierung  Schwarzenberg-Bach 
von  dem  eigentlichen  Ungarn  abgetrennten  und  zu  selbständigen  Kron- 
ländern gestalteten  Gebiete,  wie  Siebenbürgens,  Kroatiens  und  Slavoniens, 
der  Wojwodina  und  Fiumes.  Die  Absicht  der  Regierung  Goluchowski- 
Szecsen  diesen  Problemen  gegenüber  ging  dahin,  zunächst  keines  der  damit 
aufgeworfenen  staatsrechtlichen  Probleme  zu  entscheiden,  ehe  nicht  die 
Hauptfrage,  die  Annahme  des  Oktoberdiploms  im  ungarischen  Landtage 
günstig  entschieden  war.  Es  sollte  zunächst  überhaupt  der  „Status  quo"  im 
wesentlichen  aufrechterhalten  werden,  damit  nicht  durch  vorzeitige  Oktroy- 
ierungen entweder  in  Pest  oder  in  Agram  die  nationalen  Leidenschaften  er- 
regt würden.  Dabei  übersah  man,  daß  gerade  dies  als  Folge  des  Schwebe- 
zustandes,  in   dem    man   alle    diese  schwierigen   Fragen   beließ,    eintreten 

Redlich.  40 
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dauernde  Reorganisation  der  Monarchie  angesehen  werden  sollte, 
statuierte  das  Diplom  selbst  in  seinem  Texte.  Die  politischen  und 
organisatorischen  Ideen,  die  es  enthält,  sind  leicht  zu  überblicken. 
Der  erste  Absatz,  welchem  eine  etwas  umständliche  Auseinander- 
setzung von  dem  Wesen  der  Pragmatischen  Sanktion  als  der  dauern- 
den Grundlage  der  Einheit  der  Monarchie  vorausgeht,  bedeutet  das, 
was  man  die  „Self-denying  ordinance",  die  der  Kaiser  sich  ab- 
gerungen hatte,  nennen  könnte,  also  das  Maß  dessen,  was  der  bisher 
absolute  Monarch  den  Völkern  an  politischen  Rechten  einzuräumen 
gewillt  war:  „Das  Recht,  Gesetze  zu  geben,  abzuändern  oder  auf- 
zuheben" —  so  verkündet  das  Oktoberdiplom  feierlich  —  ..wird  von 
Uns  und  Unseren  Nachfolgern  unter  Mitwirkung  der  gesetzlich  ver- 
sammelten Landtage,  beziehungsweise  des  Reichsrathes  ausgeübt 
werden,  zu  welchem  die  Landtage  die  von  Uns  festgesetzte  Zahl  Mit- 
glieder zu  entsenden  haben." 

Der  folgende  Absatz  2  des  Diploms  gibt  nun  die  eigentliche 
organisatorische  Idee,  sucht  das  Hauptproblem  zu  lösen,  wie  nämlich 
die  festgehaltene  Reichseinheit  in  den  Befugnissen  und  der  sach- 
lichen Kompetenz  des  zur  Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung  berufe- 
nen Zentralorganes,  des  Reichsrates,  zu  klarem  Ausdruck  gelangen 
soll.  „Es  sollen  alle  Gegenstände  der  Gesetzgebung,  welche  sich  auf 
die  Rechte,  Pflichten  und  Interessen  beziehen,  die  allen  Unseren 
Königreichen  und  Ländern  gemeinschaftlich  sind,  namentlich  die  Ge- 
setzgebung über  das  Münz-,  Geld-  und  Kreditwesen,  über  die  Zölle 
und  Handelssachen,  ferner  über  die  Grundsätze  des  Zettelbank- 
wesens; die  Gesetzgebung  in  Betreff  der  Grundsätze  des  Post-,  Tele- 
graphen- und  Eisenbahnwesens,  über  die  Art  und  Weise  und  die 
Ordnung  der  Militärpflichtigkeit  in  Zukunft  in  und  mit  dein  Reichs- 
rathe  verhandelt  und  unter  seiner  Mitwirkung  verfassungsmäßig  er- 
ledigt werden,  sowie  die  Einführung  neuer  Steuern  und  Auflagen, 
dann  die  Erhöhung  der  bestehenden  steuern  und  Gebührensätze,  ins- 
besondere die  Erhöhung  des  Salzpreises  und  die  Aufnahme  neuer 
Änlehen  gemäß  Unserer  Entschließung  vom  17.  Juli  1860;  desgleichen 
die  Konvertierung  bestehender  Staatsschulden  und  die  Veräußerung, 
Umwandlung  oder  Belastung  des  unbeweglichen  Staatseigentums  nur 

mußte.  In  kurzer  Zeil  zeigte  es  sich,  daß  man  doch  beilweise  die  Konse- 
quenzen  annehmen   mußte,  die  sich  aus  der  Wiederherstellung  der  unga- 

•  □  Verfassung  für  die  Frage  Dach  dem  ungarischen  Reichsgebiete  er- 
gaben, wie  /■■  B.  in  betreu  der  Wiedereinnrerleabuog  des  Temeser  Banate 
(der  Wojwodina).  Audi  in  dieser  HJnaLoht  erwies  sich  die  Politik  Szecsens, 
der  unermüdlich  zwischen  der  Wiener  Bureaukratie  und  den  Staatsrecht- 
Forderungen  der  magyarischen  Politiker  w  vermitteln  suchte,  als 
verfehlt,  ata  ein  Musterfall  der  altösterrekWschen  Methode,  „halben  Zielen 
mit  halben  Mitteln"  nachzustreben. 
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mit  Zustimmung  des  Reichsratkes  angeordnet  werden  soll ;  —  endlich 
die  Prüfung  und  Feststellung  der  Voranschläge  der  Staatsauslagen 
für  das  zukünftige  Jahr  sowie  die  Prüfung  der  Staatsrechnungs- 
abschlüsse und  der  Resultate  der  jährlichen  Finanzgebarung  unter 
Mitwirkung  des  Reichsrathes  zu  erfolgen  hat." 

Nun  aber  erhebt  sich  sogleich  die  weitere  Frage  nach  der  Ab- 
grenzung der  reichsgesetzgebenden  Gewalt  von  den  legislativen  Be- 
fugnissen der  Kronländer.  Dadurch  nun,  daß  dieses  Diplom  diese 
Frage  prinzipiell  zugunsten  der  Kronländer  beantwortet,  ist  der 
staatsrechtliche  und  organisatorische  Charakter  dieses  neuen  Staats- 
grundgesetzes festgelegt:  „Alle  anderen  Gegenstände  der  Gesetz- 
gebung, welche  in  den  vorhergehenden  Punkten  nicht  vorhanden 
sind,  werden  in  und  mit  den  betreffenden  Landtagen,  und  zwar  in 
den  zur  ungarischenKronegehörigenKönigreichen 
und  Ländern  im  Sinne  ihrer  früheren  Verfassun- 
gen, in  Unseren  übrigen  Königreichen  und  Ländern  aber  im  Sinne 
und  in  Gemäßheit  ihrer  Landesordnungen  verfassungsmäßig  er- 
ledigt werden." 

Hierin  liegt  somit  der  Sieg  der  vereinigten  Adelsfraktionen  des 
verstärkten  Reichsrates  und  ihrer  autonomistischen  Staatslehre  be- 
urkundet: das  Diplom  versteht  das  Reich,  die  Gesamtmonarchie,  nur 
als  Ueberbau  über  den  nebeneinander  gelagerten  Kronländern,  es 
kennt  daher  prinzipiell  überhaupt  nur  ein  Reichs  problem  des 
habsburgischen  Gesamtstaates.  Aber  so  weit  konnte  selbst  die  auto- 
nomistische  Ideologie  der  magyarischen  Altkonservativen  und  des 
mit  ihnen  nunmehr  in  der  neuen  Regierung  vereinigten  Ministers 
Grafen  Goluchowski  nicht  gehen,  daß  sie  darüber  die  tatsächliche 
Existenz  des  theresianisch-josefinischen  Einheitsstaates  in  der  west- 
lichen Hälfte  der  Monarchie  hätten  vollkommen  übersehen  können.  *) 


*)  Aus  der  Regierung  waren  die  Grafen  Leo  Thun  und  Nädasdy  aus- 
geschieden, weil  nach  den  Bestimmungen  des  Oktoberdiploms  das  Unter- 
richts- und  das  Justizministerium  als  Reichsministerien  aufhören  sollten. 
Provisorisch  wurden  die  Agenden  des  letzterem  von  dem  zum  Minister  er- 
nannten bisherigen  Sektionschef  im  Ministerium  des  Innern  Ritter  von 
Lesser-Zollheim  übernommen.  An  die  Stelle  des  Unterrichtsministe- 
riums sollte  für  die  „pädagogisch-diktatischen"  Aufgaben  des  Unterrichts- 
wesens  ein  dem  Staatsministerium  eingefügter  Unterrichtsrat  treten:  einst- 
weilen wurde  die  Führung  der  Unterrichtsangelegenheiten  dem  nicht  in  die 
Regierung  einbezogenen  Unterstaatssekretär  Alexander  von  Helfert  anver- 
traut. In  das  Ministerium  traten  als  neue  Mitglieder  der  ungarische  Hof- 
kanzler Nikolaus  Baron  Vay,  der  Minister  ohne  Portefeuille  Graf 
Anton  Szecsen  und  der  zweite  ungarische  Hofkanzler,  Reichsrat  von 
Szögyeny,  ferner  der  Kriegsminister  General  Graf  Degenfeld.  Die 
Ernennung  eines  Handelsministers  war  in  Aussicht  genommen.  Nach  einiger 
Zeit  wurde  ein  siebenbürgischer  Hofkanzler  in  der  Person  des  Barons 
Kemeny  ernannt:  dieser  gehörte  aber  nicht  zur  Gesamtregierung.     Für 

40* 
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Es  klingt  förmlich  wie  ein  verlegenes  Geständnis,  wenn  das  Oktober- 
diplom, nachdem  es  in  den  soeben  angeführten  drei  Absätzen  das 
Problem  des  Einheitsreiches,  das  sich  auf  den  autonomen  Ländern 
aufbaut,  erledigt  zu  haben  scheint,  nunmehr  doch  in  einem  weiteren 
Absätze  jener  Schöpfung  der  großen  Kaiserin  und  ihres  Sohnes  ge- 
denkt und  verkündet: 

„Nachdem  jedoch  mit  Ausnahme  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  auch  in  Betreff  solcher  Gegenstände  der  Gesetzgebung,  welche 
nicht  der  ausschließlichen  Kompetenz  des  gesamten  Reichsrathes 
zukommen,  seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren  für  Unsere  übrigen 
Länder  eine  gemeinsame  Behandlung  und  Entscheidung  stattgefunden 
hat,  behalten  Wir  Uns  vor,  auch  solche  Gegenstände  mit  verfassungs- 
mäßiger Mitwirkung  des  Reichsrathes  unter  Zuziehung  der  Reichs- 
räthe  dieser  Länder  behandeln  zu  lassen.  Eine  gemeinsame  Be- 
handlung kann  auch  stattfinden,  wenn  eine  solche  in  Betreff  der  der 
Kompetenz  des  Reichsrathes  nicht  vorbehaltenen  Gegenstände  von 
dem  betreffenden  Landtage  gewünscht  und  beantragt  werden  sollte." 

Mit  diesen  beiden  Sätzen  hoffte  Graf  Szecsen,  das  spezifische 
österreichische  Staatsproblem  befriedigend  gelöst,  die  große  Tat- 
sache des  mehr  als  hundertjährigen  zentralistischen  Obrigkeits- 
staates, den  Maria  Theresia,  das  Werk  ihrer  Vorfahren  vollendend, 
aus  den  nichtungarischen  Ländern  gebildet  hatte,  in  sein  auto- 
nomistisches  Länderreich  harmonisch  eingegliedert  zu  haben.  Es 
ist  gewiß  merkwürdig,  daß  gerade  „historische  Konservative",  wie 
Dessewffy,  Apponyi  und  Szöcsen,  dieses  größte  geschichtliche  Ergeb- 
nis der  habsburgischen  Politik  vieler  Generationen,  nämlich  die 
Schöpfung  ihres  bureaukratischen  Machtapparates,  des  in  den  Wiener 
Zentralstellen  zusammengefaßten,  alle  nichtungarischen  Kronländer 
einheitlich  und  eng  zusammenschmiedenden  Obrigkeitsstaates  so 
geringschätzen,  ja  beinahe  ganz  übersehen  konnten.  Darin  aber  liegt 
schon  der  eine  der  beiden  fundamentalen  Irrtümer,  die  das  politische 
Schicksal  des  Oktoberdiploms  unweigerlich  bestimmt  haben.  Der 
andere  Irrtum  war  nicht  minder  verhängnisvoll;  nämlich  die  Hoff- 
nung, daß  der  magyarische  Adel  willig  und  bereit  sein  werde,  das 
wiederhergestellte  Königreich  der  heiligen  Stephanskrone  „gleich- 
berechtigt" mit  den  übrigen  Kronländern  —  ebenso  mit  Böhmen  und 
Schlesien  wie  etwa  mit  Vorarlberg  und  Galizien  gleichberechtigt!  — 
in  die  du rcli  den  „Reichsrath"  repräsentierte  Gesamtmonarchie  ein- 

die  kroatisoh-alavoiiiachen  Angelegenheiten  wurde  ein  besonderes  Wkaste« 
riinn  gebildet,  zu  dessen  Präsidenten  Mazuranic  ernannl  wurde.  Bei 
der  Berstung  der  Kroatien  betreffenden  Angelegenheiten  sollte  regelmafiig 
der  Hanns  Eugesogen  werden,  auf  welchen  Posten  der  General  Sokcevio 
berufen  wurde,  Als  Ministerprasidenl  blieb  auch  weiterhin  Oral  H  echberg. 
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fügen  zu  lassen!  Schon  in  den  oben  angeführten  Stellen  der  später 
veröffentlichten  Rechtfertigungsschrift  des  Grafen  Szecsen  wird  aller- 
dings darauf  hingewiesen,  daß  ihm  und  seinen  Freunden  von  Anfang 
an  die  größte  Gefahr  für  das  Gelingen  ihres  Werkes  der  Reorgani- 
sation der  Monarchie  auf  autonomistischer  Grundlage  in  einem 
anderen  Umstände  gelegen  zu  sein  schien:  nämlich  in  der  vom 
Kaiser  zunächst  unerschütterlich  geforderten  Mitarbeiterschaft  des 
Grafen  Goluchowski.  *)  Es  war  den  ungarischen  Altkonservativen 
von  Anfang  an  klar,  daß  das  Mißtrauen,  mit  dem  ihr  Werk  in  Ungarn 
zu  rechnen  haben  würde,  in  hohem  Maße  dadurch  ausgelöst  war, 
daß  man  dort  an  den  Willen  des  Kaisers,  auch  in  Oesterreich  ein 
dauerndes  konstitutionelles  Regime  arbeiten  zu  lassen,  nicht  glaubte, 
und  daß  man,  insolange  dies  nicht  der  Fall  war,  auch  nicht  an  die 
Aufrechterhaltung  verfassungsmäßiger  Regierungsweise  in  Ungarn 
zu  glauben  vermochte.  Denn  noch  herrschte  damals  in  Ungarn  bei 
vielen  die  Ansicht  vor,  die  auf  die  Zeit  vor  1848  zurückgeht,  wonach 
die  seit  Jahrhunderten  bestehende  tiefe  politische  Verschiedenheit 
zwischen  dem  Verfassungsstaate  Ungarn  und  den  absolutistisch 
regierten  Erbländern  die  Hauptquelle  der  Uebelstände  der  habs- 
burgischen  Politik  Ungarn  gegenüber  und  eine  stete  Bedrohung  der 
politischen  Rechte  der  Magyaren  bildete.  Die  Männer,  welche  daher 
im  Jahre  1848  dahin  gestrebt  hatte,  die  Wirkungen  dieses  damals 
als  „Dualismus"  bezeichneten  Zustandes  zu  beseitigen,  besaßen  auch 
jetzt  noch  immer  die  Führung  der  politischen  Bewegung  in  Ungarn 
und  sahen  in  dem  Versprechen  der  Wiederherstellung  der  unga- 
rischen Landesverfassung  durch  einen  im  übrigen  Reiche  absolu- 
tistisch regierenden  Monarchen  nichts  andereis  als  den  wenig  ver- 
trauenswürdigen Versuch,  über  die  seit  1859  so  schwierig  gewordene 
Lage  der  Militärpartei  und  der  Wiener  zentralistischen  Autokratie 
zeitweilig  durch  „Konzessionen"  hinwegzukommen.  Wir  haben  nun 
aus  den  Protokollen  der  Ministerkonferenzen  genugsam  erfahren, 
wie  es  um  die  Stimmung  und  Absichten  des  Kaisers  bestellt  war,  und 
wie  sowohl  Graf  Rechberg  als  auch  Graf  Goluchowski  in  der  Haupt- 
sache mit  ihrem  Souverän  in  einem  Punkte  vollkommen  überein- 
stimmten: daß  nämlich  eine  Verfassung  für  Oesterreich  eine  „Un- 
möglichkeit" sei.  Es  war  aber  besonders  verhängnisvoll  für  den  Er- 
folg der  Politik  des  Grafen  Szöcsen  und  seiner  Freunde,  daß  sie  — 
nach  ihrem  eigenen  Geständnis  über  die  Gedankengänge  des  Grafen 
Goluchowski  vollständig  unterrichtet  —  trotz  ihrer  Bedenken  gegen 
seine  Person  seine  führende  Mitarbeit  an  dem  Diplom,  dem  kaiser- 
lichen Willen  sich  beugend,  geschehen  ließen,  obgleich  sie  erkannten, 

*)  „Drei  Jahre  Verfassungsstreit" ;  S.  60  ff. 
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daß  die  fundamentale  politische  Voraussetzung,  auf  der  sie  und  ihre 
adeligen  Freunde  in  den  Erbländern  das  autonomistische  Gesamt- 
reich  zu  erbauen  strebten,  nämlich  die  vollständige  staatliche  Gleich- 
berechtigung aller,  sowohl  der  ungarischen  wie  der  österreichischen 
Kronländer,  von  Anfang  an  beharrlich  von  Goluchowski  und  seinen 
Ministerkollegen  abgelehnt  wurde.  Allerdings  haben  die  Ereignisse 
schon  der  nächsten  Monate  gezeigt,  daß  die  Beseitigung  Goluchowskis 
und  seine  Ersetzung  durch  den  hervorragendsten  liberalen  Staats- 
mann Deutschösterreichs  das  volle  Gegenteil  von  dem  herbeigeführt 
haben,  was  Graf  Szecsen  und  seine  Freunde  von  diesem  Wechsel  im 
Staatsministerium  erwarteten.  Ihre  politische  Rechnung  erwies  sich 
auch  jetzt  als  vollkommen  irrig;  es  zeigte  sich,  daß  die  von  einer 
konstitutionellen  Lösung  der  Verfassungsfrage  für  den  altösterreichi- 
schen  Einheitsstaat  erhoffte  günstige  Rückwirkung  auf  die  Stellung- 
nahme Ungarns  zum  Oktober diplom  nicht  eintrat. 

Zunächst  aber  wurde  in  der  Tat  der  politische  Charakter  der 
ganzen   Oktober-Charte   und  auch  ihr   Schicksal   in   entscheidender 
Weise  durch  die  Mitarbeiterschaft  Goluchowskis  bestimmt.  Das  Werk 
der  staatsrechtlichen  Reorganisation    war    für    die  Auffassung    der 
öffentlichen  Meinung  sowohl  in  Oesterreich  wie  in  Ungarn  sogleich 
unheilbar  kompromittiert,  als  die  Ergebnisse  dieser  Mitarbeit  sicht- 
bar wurden.     Diese  traten  in  zwei  Richtungen  sofort  mit  der  Publi- 
kation des   Diploms   zuitage:   nämlich   sowohl  was   die   Rechte   und 
Befugnisse  der  geplanten  Reichsvertretung,  des  „Reichsrathes",  als 
auch  was  die   Landtage  der  nichtungarischen  Länder  betraf.     Das 
entscheidende  Moment  lag  hier  schon  in  einem  einzigen  Wort  aus- 
gedrückt,   durch    welches    die    staatsrechtliche  Qualität    der  diesen 
Körperschaften  zugedachten  Funktion  bezeichnet  wird:  Reichsrat  und 
Landtage  werden  nämlich,  wie  wir  uns  erinnern,  durch  das  Diplom 
nur  zur  Mitwirkung  an  der  Ausübung  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt berufen.10)     Nur  insoweit  das  kaiserliche  Handschreiben  vom 
17.  Juli  1860  das  Recht  der  Steuer-  und  Anlehensbewilligung  aus- 
drücklich an  die  Zustimmung  des  Reichsrates  gebunden  hatte,  blieb 
dieses  Fragment  konstitutioneller  Gerechtsame  der  Reichsvertretung 
aufrecht.    Dazu  kam  aber  nun  sogleich  die  Art  und  Weise  in  Betracht. 
wie   dieser    Reichsrat   gebildet   werden   sollte:    neben   den  38  vom 
Kaiser     ernannten     Mitgliedern,     den     Erzherzögen,     Erzbischöfen, 
Bischöfen   und  ordentlichen  Reichsräten  sollten  von  allen   Ländern, 
Ungarn  mitinbegriffen,  einhundert  Mitglieder  als  Reichsrate  ent- 
Lei  werden,  'leren  Aufteilung  aui  die  einseinen  Linder  Im  Ver- 
hältnis der  Ausdehnung,  Bevölkerung  und  Besteuerung  erst  in  einem 
vom  Kaiser  zu  genehmigenden   „organischen"  Reichsrats-Statut  er- 
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folgen  sollte.  Es  ist  charakteristisch,  daß  Graf  Szecsen  in  der  oft 
zitierten  Rechtfertigungsschrift  gar  nicht  auf  die  schwere  Selbst- 
täuschung eingeht,  der  er  und  seine  Freunde  zum  Opfer  fielen,  als 
sie  zweifellos  annahmen,  die  magyarischen  Parteien  würden  sich 
bereit  finden,  in  eine  solche  Zentralvertretung,  die  im  Grunde  doch 
wieder  nur  als  eine  Art  von  Notabeinversammlung  ein  neuerlicher 
verstärkter  Reichsrat  gewesen  wäre,  einzutreten,  alle  die  großen  An- 
gelegenheiten, welche  das  Oktoberdiplom  als  für  Ungarn  mit  den 
übrigen  Königreichen  und  Ländern  gemeinschaftlich  bezeichnete, 
fortab  in  Wien  in  dieser  Körperschaft  erledigen  zu  helfen,  an  der 
betreffenden  Gesetzgebung  „mitzuwirken".  Daß  die  ungarischen 
Väter  des  Oktoberdiploms  allem  Anschein  nach  daran  gar  keinen 
Anstoß  nahmen,  hängt  damit  zusammen,  daß  sie  eben  doch  durchaus 
strenge  „Konservative",  daß  sie  daher  selbst  ausgesprochene  Gegner 
des  „westeuropäischen"  Konstitutionalismus,  und  gerade  deshalb  da- 
mit vollkommen  zufrieden  waren,  wenn  in  diesen  wichtigsten  politi- 
schen Angelegenheiten,  in  dem,  was  man  die  eigentliche  Reichs- 
politik nennen  möchte,  sich  der  Monarch  die  „Mitwirkung"  von  Dele- 
gierten aus  Ungarn  sowie  aus  den  Erbländern  überhaupt  gefallen 
ließ.  Was  aber  unter  dieser  „Mitwirkung"  vom  Kaiser  und  den 
Ministern  verstanden  wurde,  —  daß  damit  ausdrücklich  die  Negation 
eines  Beschlußrechtes  des  Reichsrates,  eines  wirksamen  verfassungs- 
mäßigen Rechtes  der  Verweigerung  oder  Bewilligung  durch  unab- 
hängige Mitglieder  parlamentarischer  Körperschaften  ausgesprochen 
war,  wußte  Graf  Szecsen  zweifellos  schon  deshalb,  weil  er  an  den 
entscheidenden  Ministerkonferenzen  teilgenommen  hatte.  Ihm  und 
seinen  Freunden  erschien  also  das  schon  im  Juli  vom  Monarchen 
dem  verstärkten  Reichsrate  gewährte  Recht  zur  Bewilligung  oder 
Ablehnung  von  Steuern,  Steuererhöhungen  und  Anlehen  als  ein  hin- 
reichendes Maß  konstitutioneller  Rechte  auf  dem  gesamten  Gebiete 
der  Reichsangelegenheiten.  *) 

*)  Wiederholt  sprach  Graf  Szecsen  in  den  Ministerkonferenzen  seine 
Auffassung  von  der  durch  das  Diplom  den  Ungarn  zugedachten  Teilnahme 
am  Reichsrat  dahin  aus,  daß  ihnen  dadurch  ein  bedeutendes  neues  Recht 
gewährt  worden  sei,  daß  sie  nunmehr  auch  in  den  ihnen  vordem  nicht 
zugänglichen  Reichsangelegenheiten  der  Gesamtmonarchie,  also  in  „öster- 
reichischen" Dingen  mitzusprechen,  berechtigt  seien.  Andrerseits  äußert 
sich  Graf  Szecsen  einmal  auch  dahin,  daß  er  niemals  erwartet  habe,  daß 
die  Ungarn  das  Diplom  und  die  ihnen  nach  seiner  Meinung  durch  dieses 
gewährte  Erweiterung  ihrer  staatsrechtlichen  Befugnisse  mit  Begeisterung 
aufnehmen  würden.  Er  erwartete  aber  eine  Annahme  von  weiteren  Ver- 
handlungen mit  dem  Landtage.  (Vgl.  die  Ausführungen  Graf  Szecsens  in 
der  Ministerkonferenz  v.  15.  Januar  1861  Prot.  Z.  282.  M.  C.  Z.  734.  Wiener 
Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv.)  Die  Entwicklung,  welche  die  Dinge  aber 
sogleich  in  Ungarn  nahmen,  zeigt,  daß  Graf  Szecsen  sich  in  erstaunlichem 
Maße  über  die  Stimmung  bei  seinem  Volke  getäuscht  hat.     Er  ist  offenbar 
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Ganz  anders  stand  es  anscheinend  mit  der  Beurteilung,  welche 
die  ungarischen  Minister  an  den  politischen  Zugeständnissen  übten, 
zu  denen  die  Regierung  Goluchowski-Rechberg  in  der  Form  der 
Landesstatute  und  Landeswahlordnungen  sich  endlich  bereit  ge- 
funden hatte.  In  dieser  Hinsicht  übt  der  Rückblick  des  Grafen 
Szecsen,  den  er  in  der  Schrift  „Drei  Jahre  Verfassungsarbeit"  im 
Jahre  1864  vornimmt,  eine  ausführliche  und  stellenweise  sehr  scharfe 
Kritik  an  dem  Vorgehen  des  Ministeriums. 

Die  Verantwortung  für  den  Inhalt  und  für  das  verspätete  Er- 
scheinen der  Landesstatute  fiel  ausschließlich  dem  Minister  des 
Innern  Grafen  Goluchowski  zu.  An  ihm  lag  es,  meint  Graf  Szecsen, 
daß  diese  Operate,  die  er  zu  den  „ererbten  Uebeln  der  Bachschen 
Periode"  rechnet,  nun  im  denkbar  unglücklichsten  Augenblicke  ins 
Leben  traten,  ohne  daß  die  ungarischen  Herren  von  diesem  Akte 
Kenntnis  früher  erhalten  hätten  als  das  große  Publikum.  „Es 
herrschte",  sagt  Graf  Szecsen  in  seiner  Rechtfertigungsschrift,  „in 
diesen  Landesstatuten  noch  der  Geist  jener  Epoche,  da  es  den 
Journalen  verboten  war,  das  Wort  „Verfassung"  mit  Bezug  auf 
Oesterreich  zu  gebrauchen.  Sie  konnten  demzufolge  sowohl  dem 
Inhalt  als  auch  der  Form  nach  weder  den  Anforderungen  des 
zentralistischen  Konstitutionalismus,  noch  den  Anschauungen  der 
Majorität  des  verstärkten  Reichsrates  genügen."  Die  ganze  Dar- 
stellung Szecsens  geht  darauf  hin,  nachzuweisen,  daß  er  und  Baron 
Väy  zwar  vergeblich,  aber  mit  allen  Kräften  gegen  das  erste  Statut, 
das  Goluchowski  publizierte,  das  für  Tirol,  remonstrierten.  „Sie 
machten  mit  allem  Nachdruck  geltend,  daß  Provin/ialverfassungen 
dieser  Art  mit  dem  Geiste  des  Oktoberdiploms  nicht  übereinstimmen 
und  die  öffentliche  Meinung  der  deutsch-slawischen  Länder  nicht 
befriedigen,  und  ferner,  daß  durch  die  Landesstatute  das  Oktober- 
diplom in  Ungarn  diskreditiert  werde.  Graf  Goluchowski  erwiderte 
indessen,  daß  die  Angelegenheiten  der  Elflbländei  ausschließlich  in 
sein  Ressort  gehören,  und  beriet  sich  auf  einen  kaiserlichen  Befehl." 
In  der  Tat  deutet  alles  darauf  hin,  daß  Franz  Josef  ernstlich  glaubte, 

so  tief  eingesponnen  gewesen  in  deine  historisch-konservative  Staatsauf- 
faSSUng,  dal.')  er  ernstlich  glaubte,  jenes  l'ngarn  von  1S40  bis  1S17.  an  dessen 
Reichatagen  Gral  Szecsi  d  als  junger,  exklusiver  Magnat  in  der  „oberen 
Tafel**  teilgenommen  hatte,  sei  auch  1860  noch  vorhanden.  Im  übrigen 
gehörte  Gral  Szecsen  seil  seiner  Jugend  zu  jenem  Kreise  ungarischer 
Aristokratie,  der  mehr  in  der  Atmosphäre  des  Wiener  Hofes  und  Adels 
lebte  als  in  der  der  Eomitate  und  ihrer  Gentry,  die  seit  dem  Beginn  der 
-  von  1848  die  politische  Macht  im  Laude  besaß.  Aus  diesen  Um- 
standen erklären  sich  die  politischen  Irrtümer  Szecsens  und  seiner  gleirh 
ihm  nesellschaitldch  »ehr  exklusiven  altkonservativen  freunde  ohne  Scbwie- 
riirk 
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damit  das  Auslangen  zu  finden,  daß  er  Ungarn  nach  den  Ratschlägen 
der  magyarischen  Altkonservativen  leicht  pazifizieren  könne,  und 
daß  er  dann  um  so  weniger  Schwierigkeiten  mit  den  österreichischen 
Erbländern  haben  würde,  wenn  dem  Adel  und  den  obersten  Besitz- 
klassen durch  die  Landtage  und  den  Anteil  am  verstärkten  Reichsrat 
der  Schein  einer  „Mitwirkung"  an  Gesetzgebung  und  Verwaltung  ein- 
geräumt würde.  *)  l0a) 

Wir  überblicken  nunmehr  den  ganzen  Verlauf  der  so  eigentüm- 
lichen Staatsaktion,  die  unter  dem  Namen  des  Oktoberdiploms  fort- 
lebt: schon  die  Zeitgenossen  konnten  in  diesen  Vorgängen  nicht  viel 
anderes  als  eine  Reihe  von  Irrungen  und  Wirrungen  erkennen,  bei 
denen  Selbsttäuschung  der  Mitwirkenden  eine  weit  größere  Rolle 
spielte  als  planvoll  durchdachte  politische  Handlungen.  *)  1X)  Der 
Hergang  der  Ereignisse  zeigt  deutlich,  daß  die  einzelnen  Teilnehmer 
an  dem  Zustandebringen  des  Oktoberdiploms  durchaus  von  ganz  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten  ausgingen,  daher  verschiedenes  wollten 
und  schließlich  gemeinsam  ein  Werk  schufen,  das  keinen  der  un- 
mittelbar interessierten  Faktoren,  vollends  nicht  die  öffentliche  Mei- 
nung in  Ungarn  oder  Oesterreioh  befriedigen  konnte.  Der  Kaiser 
in  erster  Linie  war  ganz  von  dem  Gedanken  beherrscht,  daß  er 
sich  eine  wirkliche  konstitutionelle  Staatseinrichtung,  eine  „Ver- 
fassung" auf  keinen  Fall  aufzwingen  lassen  dürfe.  Eine  solche 
erschien  ihm,  wie  wir  aus  seinen  eigenen  Aeußerungen  in  den 
Ministerkonferenzen  wissen,  geradezu  als  „eine  Unmöglichkeit".  Nun 
wirkten  aber  die  Ereignisse  in  Ungarn,  die  unablässigen  Warnungen 
des  militärischen  Landesgouverneurs  Benedek,  die  finanziellen  Ge- 
fahren, die  Plener  darlegte,  vor  allem  aber  auch  die  Kenntnis  von 
Bestrebungen  der  ungarischen  Emigration  im  Auslande,  mit  Hilfe  der 
auswärtigen  Mächte  den  Revolutionskampf  der  Magyaren  au  er- 
neuern, dahin,  den  Monarchen  immer  stärker  in  die  Richtung  von 
Konzessionen  an  die  liberalen  Strömungen  hüben  und  drüben  zu 
drängen.  Alle  diese  Umstände  machten  ihn,  nachdem  er  zehn  Jahre 
an  der  unbegrenzten  und  aufs  schroffste  ausgebildeten  Autokratie 
festgehalten  hatte,  endlich  doch  geneigt,  vor  allem  mit  denjenigen 

*)  Darüber,  daß  die  „Rekriminationen",  welche  Graf  Szecsen  in  seiner 
Verteidigungsschrift  von  1864  gegen  den  Grafen  Goluchowski  wegen  der 
von  ihm  entworfenen  und  beim  Kaiser  durchgesetzten  Landesstatute  erhebt, 
daß  Graf  Goluchowski  hierdurch  das  Diplom  in  Ungarn  kompromittiert 
habe,  nicht  stichhältig  sind,  sowie  über  die  eigentümliche  unklare  und 
schwankende  Haltung  Szecsens  gerade  in  der  Frage  der  der  österreichischein 
Reichshälfte  zu  gewährenden  konstitutionellen  Einrichtungen  siehe  den 
Exkurs  unter  Nr.  10  a  im  Anhang. 

**)    Ueber    die    Aufnahme    des    Oktoberdiploms    durch    die    öffentliche 
Meinung  vgl.  den  Exkurs  No.  11  im  Anhang. 
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magyarischen  Politikern  anzuknüpfen,  zu  denen  er  als  Meusch  und 
Staatslenker  deshalb  Vertrauen  hatte,  weil  sie  ihm  als  offene  Gegner 
der  Revolution  bekannt  waren,  mit  den  „altkonservativen"  Adeligen 
Ungarns.  Auch  diese  verlangten  zwar  von  ihm  die  Gewährung  einer 
Konstitution,  aber  im  Grunde  genommen  doch  nur  die  Wiederher- 
stellung der  avitischen  ungarischen  Verfassung  mit  jenen  Abände- 
rungen, die  das  Jahr  1848  unvermeidlich  machte.  Dazu  fand  sich 
der  Kaiser  um  so  leichter  bereit,  je  mehr  er  die  mit  Revolution 
drohende  Stimmung  in  Ungarn  kennen  lernte,  deren  Beruhigung  er 
von  einer  solchen  Maßregel  erhoffte.  Dabei  mochte  auch  auf  ihn 
die  Erwägung  einwirken,  daß  diese  Verfassung  doch  auch  von  seinen 
Vorgängern,  mit  Ausnahme  Josefs  II.,  formell  intakt  erhalten  und 
geachtet  worden  war.  Schließlich  gedachte  er,  diese  große  j<oji- 
zession  an  die  Magyaren  auch  nur  innerhalb  bestimmter  Schranken, 
nämlich  so  zu  geben,  daß  diese  dafür  den  Gesamtstaat,  die  Gesamt- 
monarchie, anerkannten.  Das  war  der  eigentliche  Zweck  des  Ok- 
toberdiploms, was  Ungarn  betraf:  wenn  dies  wirklich  geschah,  wenn 
der  ungarische  Landtag,  den  das  Diplom  zugleich  mit  der  ganzen 
alten  Landesverfassung  wieder  ins  Leben  rief,  tatsächlich  die  im 
Diplom  aufgezählten,  für  Ungarn  mit  den  übrigen  deutsch-böh- 
mischen Erbländern  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  als  Reichs- 
sachen und  damit  das  1849  geschaffene  Kaiserreich  anerkannte,  dann 
war  die  kaiserliche  Vollgewalt  als  Reichsgewalt  hinsichtlich 
der  Armee,  der  Finanzen  und  der  äußeren  Politik  von  Ungarn  an- 
erkannt und  darin  lag  für  die  Denkweise  Franz  Josefs  das  ent- 
scheidende Moment  der  ganzen  Streitfrage.  Die  „Mitwirkung"  jener 
„Reichsrat"  genannten,  aus  allen  Landtagen  durch  Delegation  ge- 
bildeten Versammlung  nahm  der  Kaiser  wohl  selbst  nicht  genügend 
ernst,  um  darin  eine  wirkliche  „Konstitution"  zju  sehen.  Dadurch 
nun,  daß  Graf  Szecsen  und  seine  politischen  Freunde  dem  Kaiser  die 
Aufrechterhaltung  der  Reichseinheit  und  ihre  Anerkennung  seitens 
der  Ungarn  in  Aussicht  gestellt  hatten,  war  es  ihnen  gelungen,  ihn 
auch  für  ihren  Gesamtplan  der  Reorganisation  der  Monarchie  zu 
gewinnen;  sobald  dem  Monarchen  seine  unbehinderte  persönliche 
Vollgewalt  in  allen  Dingen  der  äußeren  Politik  und  der  Armee  sowie 
die  Aufrechterhaltung  des  gemeinsamen  Wirtschaftsgebietes,  kurzum 
die  in  seiner  persönlichen  Machtstellung  gipfelnde  Einheit  der  Mon- 
archie  genügend  gesichert  erschien,  wollte  er  es  sich  gerne  gefallen 
an,  daß  im  übrigen  in  Ungarn  der  Adel  wieder  so  wie  in  allen 
früheren  Jahrhunderten  in  Komitat  und  Landtag,  durch  keinerlei 
Wiener  Zentralregierung  behindert,  seine  Herrschaft  ausübe.  Aller- 
dings mir  so,  daß  die  Formen  der  „avitischen"  Verfassung  Ungarns 
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wieder  zu  Ehren  kamen,  also  durch  einen  ungarische a  Hofkanzler 
als  Mitglied  der  Wiener  Gesamtregierung,  keineswegs  aber  durch 
eine  selbständige  ungarische  Regierung,  wie  sie  der  Vorgänger 
Franz  Josefs  in  den  Apriltagen  des  Jahres  1848  sich  hatte  ablisten 
lassen.  Diesem  Plan  hatten  die  ungarischen  Altkonservativen  zu- 
gestimmt und  dementsprechend  gab  das  grundlegende  Handschrei- 
ben an  den  zum  Kanzler  ernannten  Baron  Vay  die  Anschauungen 
des  Kaisers  in  jenem  entscheidenden  Punkte  mit  genügender  Klar- 
heit wieder.  Während  in  diesem  Dokumente  eine  ganze  Anzahl 
liberaler  Errungenschaften  der  Märzrevolution  in  ihrem  Bestände 
anerkannt  wurden,  insbesondere  auch  die  Teilnahme  der  in  früherer 
Zeit  nicht  wahlberechtigten  Klassen  an  den  Landtagswahlen  aus- 
drücklich statuiert  wird,  erklärte  der  Monarch  jedoch  ebenso  deut- 
lich, daß  er  „in  Betreff  der  übrigen  an  den  Landtag  von  1847/48 
gebrachten  Gesetze,  die  mit  Meinem  heute  erlassenen  Diplom  und 
mit  Meinen  Entschließungen  in  Widerspruch  stehen",  die  landtäg- 
liche  Revision    und   Aufhebung   sich   vorbehalte.  *)      Daraus   kann 

*)  Ich  setze  den  vollen  Text  dieses  Handschreibens  hierher,  weil  es 
die  dauernde  Grundlage  für  die  ganze  weitere  Entwicklung  der  ungarischen 
Krise  vorstellt.     Die  übrigen  Handschreiben  siehe  unten  im  Anhang. 

„Lieber  Freiherr  von  Vay!  Indem  Ich  im  Sinne  Meines  heute  er- 
lassenen Diploms  und  zur  Regelung  der  inneren  staatsrechtlichen  Verhält- 
nisse der  Monarchie  die  verfassungsmäßigen  Institutionen  Meines  König- 
reichs Ungarn  wieder  ins  Leben  rufe,  haben  Sir  Mir  über  den  Zeitpunkt 
der  Einberufung  des  Landtages,  den  Ich  möglichst  beschleunigst  wissen 
will,  Ihre  Anträge  zu  stellen,  da  es  Meine  Absicht  ist,  die  definitive  Rege- 
lung der  staatsrechtlichen  Verhältnisse  Meines  Königreiches  Ungarn  je 
eher  im  Sinne  der  Gesetze  durch  Erfassung  eines  Diplomes  und  durch 
Meine  Krönung  zu  besiegeln. 

Es  hat  für  die  Zukunft  der  althergebrachte  Grundsatz  des  ungarischen 
Staatsrechtes,  daß  die  gesetzgebende  Gewalt,  d.  i.  das  Recht,  Gesetze  zu 
geben,  abzuändern,  auszulegen  oder  aufzuheben,  nur  von  dem  gesetzlichen 
Landesfürsten  in  Gemeinschaft  mit  dem  Landtage  ausgeübt  und  außerhalb 
derselben  nicht  zur  Geltung  gebracht  werden  soll,  in  Meinem  Königreiche 
Ungarn  rücksichtlich  der  Kompetenz  des  ungarischen  Landtages  mit  alleini- 
ger Ausnahme  jener  Gegenstände  wieder  in  Wirksamkeit  zu  treten,  über 
deren  Behandlung  durch  den  Reichsrath  Mein  heute  veröffentlichtes  Diplom 
die  bezüglichen  Bestimmungen  enthält. 

Indem  ich  für  die  Einberufung  des  nächsten  ungarischen  Landtages  die 
durch  den  ersten  Gesetzartikel  1608  p.  c.  inbetreff  der  Form  und  Art  seiner 
Zusammensetzung  festgestellten  Bestimmungen  mit  Berücksichtigung  der 
einzelnen  Korporationen  seither  durch  spätere  Gesetze  verliehenen  speziellen 
Beschickungsrechte  zur  Grundlage  genommen  wissen  will,  unr\  inbetreff  der 
unverkennbar  notwendigen,  und  durch  wiederholte  Landtagsbeschlüsse 
und  Gesetze  vorbehaltenen  definitiven  Organisation  des  Landtagskörpers 
dio  Beratung  an  den  ersten  ungarischen  Landtag  verweise,  ist  es  den- 
noch Mein  fester  Wille,  nach  Aufhebung  der  Privilegialstellung  des  Adels, 
Einführung  der  Aemter-  und  Besitzfähigkeit  für  alle  Kiassou  ohne 
Unterschied  der  Geburt,  nach  Beseitigung  der  bäuerlichen  Frohnen  und  Lei- 
stungen, ebenso  wie  im  Sinne  der  Einführung  der  allgemeinen  Wehr-  und 
Steuerpflicht  unter  den  von  Mir  für  den  nächsten  Landtag  provisorisch  fest- 
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mau  klar  erkennen,  wie  sich  Franz  Josef  und  seine  ungarischen 
Katgeber  zu  dieser  Zeit  die  Wiederherstellung  der  Verfassungs- 
mätfigkeit  Ungarns  dachten,  welche  prinzipiell  von  dem  Hand- 
schreiben in  dessen  Eingang  verkündet  wird:  so  nämlich,  daß  eine 
willige  Mehrheit  des  neuzuwählenden  ungarischen  Landtages  den 
durch  das  Jahr  1848  geschaffenen  Stand  des  öffentlichen  Rechtes 
Ungarns,  entsprechend  den  im  Diplom  festgesetzten  höheren  Rech- 
ten und  Kompetenzen  des  Reiches  und  der  kaiserlichen  Reichs- 
gewalt, abändern  würde.  *)  Der  Kaiser  hoffte  also,  auf  diese  Weise 
das  Wesen  der  uneingeschränkten  Herrschergewalt  für  den  Bereich 
der  großen  Reichsangelegenheiten:  äußere  und  Handelspolitik, 
Armee  und  Reichsfinanzen  sich  im  ganzen  Reiche  zu  erhalten:  dafür 
war  er  aber  bereit,  nicht  nur  die  „innere"  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung Ungarns  aus  den  Händen  seiner  unmittelbaren  Diener,  der 

zustellenden  Bestimmungen,  in  früherer  Zeit  nicht  wahlberechtigte  Klassen 
Meiner  Untertanen  des  Königreiches  Ungarn  an  den  Land  tags  wählen  teil- 
nehmen zu  lassen,  indem  Ich  die  diesen  Klassen  durch  die  Gesetzartikel  8.,  9., 
10.  und  13.  des  Landtages  1847/48  zugesprochenen  Rechte  neuerdings  aner- 
kenne und  bestätige,  inbetreff  der  übrigen  an  diesen  Landtag  gebrachten 
Gesetze  aber,  die  mit  Meinem  heute  erlassenen  Diplom  und  Meinen  Ent- 
schließungen im  Widerspruche  stehen,  die  land tägliche  Revision  und  Auf- 
hebung vorbehalte. 

Um  Meine  Entschlüsse  über  die  provisorische  Wahlordnung  gehörig  vor- 
zubereiten, hat  je  eher  unter  dem  Vorsitze  des  Kardinal-Primas  von  Ungarn 
eine  Beratung  in  Gran  zusammenzutreten,  welche  mit  Männern  einzuleiten 
ist,  die  durch  amtliche  oder  bürgerliche  Stellung,  Talent,  geleistete  öffentliche 
Dienste  und  öffentliches  Vertrauen  hervorragen  und  hinsichtlich  welcher  mit 
Bezug  auf  die  Zahl  und  die  Personen  der  zu  derselben  beizuziehenden  Mit- 
glieder Sie  sich  mit  dem  Primas  in  das  Einvernehmen  zu  setzen  und  Mir 
ihre  beiderseitigen  Anträge  zu  unterbreiten  haben.  Die  Kommission  hat  Mir 
im  Wege  Meiner  ungarischen  ilofkanzlei  ihre  Vorschläge  au  unterbreiten, 
indem  Ich  Mir  vorbehalte,  derselben  die  Fragen,  welche  hinsichtlich  eines 
provisorischen  Wahlgesetzes  für  den  nächsten  Landtag  zu  lösen  sind,  näher 
bezeichnen  ZU  lassen.  Insbesondere  wird  sie  mit  Rücksicht  auf  die  aner- 
kannte Unzulänglichkeit  der  früheren  landtäglichen  Stellung  der  königlichen 
Freistädte  im  Sinne  wiederholter  königlicher  Propositionen  und  des  Land- 
tagsbe.-M -hin--.  -s  vom  Jahre  1843/44  schon  für  den  nächsten  Landtag  ihre  An- 
träge zu  stellen  haben. 

Wien,  am  20.  Oktober  1860.  Franz  Josef  m.  p." 

*)  l)as  Wahlrecht  für  den  Lall  Itag  sollte  die  durch  das  Handschreiben 
designierte  „Primatial-Konferenz"  unier  dem  Vorsitz  des  Primas  und  Erz- 
bischofs  von  Gran  in  einer  provisorischen  Wahlordnung  so  festsetzen,  dafi 
sie  den  früher  von  dar  Teilnahme  ausgeschlossenen  Klassen,  also  den  nicht- 
adeligen  Gesellschaftselementen  prinzipiell  das  Wahlrecht  gewährte.    Aber 

man  dachte  bei  Hofe  und  der  Regierung  anfänglich  nicht  daran,  das  provi- 
sorische Wahlgesetz  vom  April  1848  mit  seinem  grundsätzlich  demokratischen 
Charakter     einfach     wiederherzustellen.       Wie    schnell     man     in     Wien    dann 

aber  in  dieser  Hinsicht  doch  /.u  an  leren  Entschlüssen  kam.  darüber  belehren 

Verhandlungen  in  der  Ministerkonferenz  vom  14.  Dezember  1860,  in  der 

rung  damit  abfand,  dafi  die  Konferenz  zu  Qraa  einfach  das 

Recht  von   1848  in  diesem    Punkte  als  ^iilt j'lt  ansprechen   werde. 
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Wiener  Minister,  und  ihrer  Unterbehörden  freizugeben,  also  die 
Administration  Ungarns  von  1847  wiederherzustellen,  sondern  er 
nahm  auch,  was  die  nichtungarischen  Königreiche  und  Länder 
betraf,  die  politische  Konzeption  der  vereinigten  Adelsfraktionen  des 
verstärkten  Reichsrates  an.  Er  war  also  bereit,  gleichzeitig  auch 
den  österreichischen  Kronländern  Landesvertretungen  und  eine  Art 
von  Autonomie  zur  gesetzlichen  und  administrativen  Besorgung  der 
eigentlichen  Landesinteressen  in  den  einzelnen  Kronländern  zu  ge- 
währen. Ob  sich  der  Kaiser  dabei  der  Gefahr  wohl  bewußt  war, 
welche  die  Schaffung  einer  solchen  autonomistischen  Verfassung  für 
das  Gesamtreich  gerade  in  den  deutschen  und  slawischen  Kron- 
ländern, für  die  Leistungsfähigkeit  und  Sicherheit  seines  eigent- 
lichen Herrschaftsinstrumentes,  des  von  Alexander  Bach  gründlich 
reformierten  zentralistischen  Verwaltungsorganismus  im  theresia- 
nisch-josefinischen  Einheitsstaate,  mit  sich  bringen  mußte,  das  ist 
nach  den  vorliegenden  Quellen  nicht  ganz  sicher  zu  entscheiden.  Der 
Umstand,  daß  er  für  die  Durchführung  des  Diploms  die  Mitarbeit  des 
Grafen  Goluchowski,  dieses  —  trotz  einer  gewissen,  aus  dem  Polentum 
dieses  Mannes  entspringenden  Hinneigung  zu  einer  spezifisch  pol- 
nischen Autonomie  Galiziens  —  starren  Bureaukraten  alter  Schule, 
unbedingt  und  im  Widerstand  gegen  die  ihm  wohlbekannte  Ansicht 
seiner  ungarischen  Ratgeber  wünschte  und  durchsetzte,  läßt  ver- 
muten, daß  er  weder  die  autonomen  Landtage  in  den  öster- 
reichischen Kronländern,  noch  die  gleichzeitig  versprochenen  auto- 
nomen Orts-,  Bezirks-  und  Kreisgemeinden  als  eine  fühlbare  Ein- 
schränkung der  Macht  und  der  erschöpfenden  Verwaltungsbefug- 
nisse der  kaiserlichen  Regierungsbehörden  ansah.  Der  Fortbestand 
des  Polizeiministeriums  allein  und  zugleich  damit  der  ganzen,  durch 
die  Gensdarmerie  gesicherten  strengsten  Handhabung  aller  repres- 
siven Vorschriften  der  Bachschen  Periode  läßt  erkennen,  daß  die 
Autonomie,  welche  der  Kaiser  durch  den  Grafen  Goluchowski  den 
Deutschen  und  Slawen  in  Oesterreich  gewähren  wollte,  nach  Ansicht 
des  Hofes  und  der  Regierung  doch  keine  wesentliche  Veränderung 
des  Regierungssystems  und  des  bisher  unerschütterten,  kaum  ein 
wenig  gemilderten  Polizeiregimes  in  der  österreichischen  Reichs- 
hälfte bedeuten  sollte. 

Die  ungarischen  Altkonservativen  —  die  eigentlichen  Lenker 
der  kaiserlichen  Entschlüsse  in  diesen  Wochen  —  hatten  nun  ihren 
großen  politischen  Plan  nur  dadurch  zum  Erfolg  bringen  können, 
daß  sie  die  österreichische  Adelsfraktion  im  verstärkten  Reichsrat 
dafür  gewannen.  Die  Grundlage  ihrer  Einigung  bildete  —  von  den 
theoretischen,     oben     genugsam     erörterten     Gesichtspunkten     ab- 
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!ien  —  das  gemeinsame  praktische  Programm  neuständischer 
Reorganisation  der  Monarchie.  Allerdings  weist  Graf  Szecsen,  wie 
schon  vorhin  dargelegt  wurde,  in  seinen  späteren  Aeußerungen 
darauf  hin,  daß  er  und  seine  Freunde  sich  die  Autonomie  der  öster- 
reichischen Königreiche  und  Länder  ganz  anders  gedacht  haben,  als 
sie  in  den  Goluchowskischen  Landesstatuten  zutage  traten.  Das,  was 
die  beiden  Adelsgruppen  diesseits  und  jenseits  der  Leitha  verband, 
war  im  Grunde  genommen  doch  in  erster  Linie  die  Idee,  daß  die  durch 
ihren  Großgrundbesitz  „befestigte"  Aristokratie  in  Oesterreich 
ebenso  wie  das  Magnatentum  in  Ungarn  die  leitende  Stellung  in 
den  Kronländern,  deren  Landtagen  und  —  durch  Vermittlung  des 
aus  diesen  gebildeten  Reichsrates  —  auch  im  Rate  der  Krone  er- 
halte. Der  ungarische  Hochadel  schien  dieses  Ziel  einfach  durch 
die  Wiederherstellung  der  Verfassung  von  1847  zu  erreichen.  Schon 
dadurch  war  für  ihn  mit  einem  Schlage  der  ganze  bureaukratische 
Zentralismus  der  Wiener  Autokratie  beseitigt.  Für  ihre  österrei- 
chischen Standesgenossen  stand  die  Sache  weniger  einfach,  denn 
hier  wurzelte  der  eigentliche  Gegner  des  Hochadels  imd  seiner 
politischen  Anschauiungen,  die  deutsche,  großenteils  liberale  und 
josefinische  Bureaukratie,  fest  auf  dem  seit  mehr  als  hundert  Jahren 
gepflegten  Boden  des  deutsch  verwalteten  Einheitsstaates.  Die 
Schwächung  der  seit  Alexander  Bachs  Herrschaft  allmächtig  ge- 
wordenen zentralistischen  Bureaukratie  zugunsten  des  Adels:  das 
mußte  naturgemäß  das  eigentliche  politische  Ziel  bilden,  welches 
Graf  Clam  und  die  ganze  diesseitige  Adelsfraktion  anstrebten  und 
worin  sie  die  Unterstützung  ihrer  magyarischen  Standesgenossen 
seit  der  Tagung  des  verstärkten  Reichsrates  sicher  zu  finden  über- 
zeugt waren. 

Eine  von  mir  in  den  bisher  als  „geheim"  bewahrten  Akten  des 
kaiserlichen  Kabinettsarchivs  aufgefundene,  unmittelbar  an  den 
Kaiser  gerichtete  Denkschrift,  welche  höchstwahrscheinlich  von  dem 
Letztunterfertigten,  dem  Grafen  Heinrich  Clam-Martinil/..  \  erlaßt  ist, 
als  Zeitangabe  übrigens  das  Datum  „Juli  1860"  trägt,  gewährt 
klarsten  Einblick  in  die  innersten  Gedankengänge  und  die  auf  den 
unmittelbaren  Erfolg  beim  Monarchen  gerichteten  Bestrebungen  der 
Adelspartei,  die  in  dem  angegebenen  Zeitpunkt  und  mit  dieser 
Denkschrift  unzweifelhaft  auf  den  Höhepunkt  gelangt  erscheinen.*) 


•)  Die  „Denkschrift  der  neun  Herren  vom  Hochadel"  —  wie  Bie  in  den 
Verzeichnissen  des  Kabinettsarchivs  registriert  Ist  —  (Zahl  556/0.  D.  Hans-, 
Hof-  und  Staatsarehiv)  hat  einen  Umfang  von  17  Bogen,  <iie  bnlbbrflehig  i>e- 
«cb  rieben  sind.  Kaiser  Franz  Josef  bat  das  Schriftstück  auf  der  letzten  Seite 
händig  mit  'lem  Vermerk  „ad  acta"  signiert  Ana  Schlosse  trägt  <lie 
Denkschrift  die  Unterschriften  von  neun  hochadeligen  Mahnern,  die  in  der 
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Die  Unterzeichner  der  Denkschrift  wollen,  wie  es  in  deren  Einlei- 
tung heißt,  ihre  Ansichten 

„nicht  in  ihrer  Eigenschaft  als  Mitglieder  des  verstärkten  Reichsrates  aus- 
sprechen, sondern  als  der  Dynastie,  dem  Throne  und  dem  Vaterlande  treu  er- 
gebene Edelleute,  als  Männer,  die  durch  Lebensstellung,  Besitz  und  Tradi- 
tion mit  dem  Lande,  seinen  Wünschen  und  Bedürfnissen  verwachsen  und  die 
darum  nicht  bloß  in  der  Vergangenheit  und  ihren  Ueb  erlief  erungen  wurzeln, 
auch  nicht  bloß  das  Drängen  und  Treiben  der  Gegenwart  ins  Auge  fassen, 
sondern  durch  ihre  nächstliegenden  Interessen,  Gefühle  und  Pflichten  auch 
mit  der  Zukunft  des  Landes  aufs  innigste  verbunden  sind ;  und  deren  Stimme 
wohl  darum  einige  Gewähr  dafür  bieten  dürfte,  daß  sie  nicht  die  Stimme 
eines  oder  einiger,  nicht  der  Ausdruck  faktiöser  Strebnässe  ist,  sondern  ihre 
Begründung  und  ihren  Rückhalt  in  dem  Lande  selbst  findet."  Sodann  stellt 
das  Memoriale  als  seinen  Ausgangspunkt  und  obersten  Grundsatz  den 
R  echtsstandpunkt  auf,  verwahrt  sich  aber  dagegen,  damit  etwa  die 
völlige  Beseitigung  der  neuen  Institutionen  überhaupt  anzustreben.  „Wir 
glauben",  heißt  es  da,  „zuvörderst  die  Ueberzeugung  aussprechen  zu  müssen, 
daß  jede  fundamentale  Institution  einer  zum  mindesten  wünschenswerten 
Garantie  für  ihre  maßhaltende  Handhabung  entbehre,  wenn  sie  als  eine 
völlig  neue  Schöpfung  und  Verleihung  erst  den  Glauben  an  ihren  rechtlichen 
unantastbaren  Bestand  erwerben  muß.  Wir  erkennen  willig  das  Gewicht  der 
Notwendigkeiten  an,  welche  in  der  Weltstellung  Oesterreichs  liegen.  Wir 
erkennen  weiters  das  Gewicht  des  Umstandes  an,  daß  unsere  Institutionen 
schon  seit  Menschenaltern  in  ihrer  Aktion  und  Entwicklung  gehemmt,  sich 
einesteils  den  Ländern  entfremdet,  andernteils  mit  den  Wirklichkeiten  in 
Widerspruch  gesetzt  haben;  wir  erkennen  endlich  das  Gewicht  neuester  durch 
Gottes  Fügung  zugelassener  Tatsachen  an:  —  Tatsachen,  welche  sowohl  in  den 
inneren  Verhältnissen  der  österreichischen  Länder,  als  in  ihrem  wechselseiti- 
gen Beziehungen  so  tief  eingreifende  und  unwiderrufliche  Veränderungen 
begründet  haben,  daß  ein  einfaches  Zurückgreifen  auf  unsere  früheren  recht- 
lichen Zustände  nicht  nur  ein  politisch  unzulässiger  Anachronismus,  sondern 
geradezu  eine  Verletzung  jener  unbestreitbaren  Berechtigung  wäre,  welche 
neue  Entwicklungen  inzwischen  gewonnen  haben." 

„Aber  wir  können  allen  den  gedachten  Momenten  auch  nicht  die  Trag- 
weite beilegen,  daß  unsere  ihrem  rechtlichen  Bestände  nach  unbezweüelten 
Landesverfassungen  hierdurch  etwa  mit  Stumpf  und  Stiel,  in  Bausch  und 
Bogen  ausgerottet  werden,  und  daß  jene  Tatsachen  die  Berechtigung  und  die 
politische  Notwendigkeit  begründen  könnten,  zu  einer  völligen  Neugestaltung 
zu  schreiten,  welche  lediglich  als  eine  Schöpfung  der  Konvenienz  zugleich 
die  Schwächlichkeit  und  die  Gefährlichkeit  und  Maßlosigkeit  ähnlicher  Werke 
des  Tages  mit  sich  auf  die  Welt  bringen  würde." 

„Wir  glauben  daher,  daß  der  rechte  Weg  der  sei,  mit  der  den  rechtlichen 
Grundlagen  nicht  zu  versagenden  Anerkennung  zugleich  die  Verneuerung 
nach  Maßgabe  gebieterischer  gleichfalls  zu  Recht  bestehender  Tatsachen  zu 
verbinden  und  hierdurch  das  Recht  mit  den  Tatsachen,  die  Vergangenheit 


Denkschrift,  wie  es  in  den  ersten  Worten  ihres  Textes  heißt  „im  Grunde  der 
gnädigen  Ermächitgung"  ihre  „Ansichten  über  die  fundamentalen  Landes- 
und Reichsinstitutionen  darlegen,  welche  aus  dem  kritischen  Verwandlungs- 
prozesse der  Gegenwart  hervorgehend,  diesen  selbst  glücklich  zum  Abschluß 
zu  bringen  und  eine  dauernde  Grundlage  eines  kräftigen  neubelebten  Orga- 
nismus zu  bilden  geeignet  wären".  Die  Namen  der  Unterfertiger  sind:  Johann 
Adolf  Fürst  zu  Schwarzenberg,  Hugo  Fürst  und  Altgraf  zu  Salm, 
Vinzenz  Karl  Fürst  von  Auersperg,  Karl  Graf  Wolkenstein- 
Trostburg,  Josef  Fürst  zu  Colloredo-Mannsfeld,  Albert  Graf 
Nostitz,  Anton  Alexander  Graf  Auersperg,  Leopold  Graf  zu  Wol- 
kenstein-Trostburg,  Heinrich  Jaroslav   Graf  C  1  a  m  -  M  a  r  t  i  n  i  t  z. 
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mit  der  Gegenwart  zu  vermitteln,  wobei  es  übrigens  selbstverständlich  ist, 
dafi  jene  Verneuerung  nicht  weiter  zu  gehen  habe,  als  ihre  Gründe  reichen. 
Biemit  würde  die  monarchische  Gewalt  den  gefährlichen  Vorgang  reiner 
Oktroyierung  vermeiden  und  das  bedenkliche  Prinzip  verleugnen,,  daß  aie 
Rechte  geben  und  nehmen  könne  —  ein  Prinzip,  das  keinem  Rechte  schwerere 
Wunden  geschlagen  hat,  als  dem  monarchischen  selbst.  Sie  würde  sich  auf 
die  dankbare,  ihr  von  Gott  anvertraute  erhabene  Aufgabe  beschränken,  das 
Wirrsal  widersprechend  gewordener  Rechtsansprüche  als  ausgleichender 
Schiedsrichter  zu  lösen.  Unserer  eben  ausgesprochenen  Ueberzeugung  ge- 
treu müssen  wir  uns  für  den  Fortbestand  ständischer  Provinzial Verfassungen 
aussprechen.  Ihre  historische  Berechtigung  bedarf  keiner  Nachweisung,  an- 
gefochten aber  wird  ihre  Berechtigung  in  der  Gegenwart.  Es  gibt  keine 
Stande  mehr,  so  sagt  man,  also  auch  keine  ständischen  Verfassungen.  Wäre 
es  wirklich  dem  so,  so  bliebe  nur  die  traurige  Wahl  zwischen  Institutionen, 
gebaut  auf  dein  einseitigen  materialistischen  Unterschied  zwischen  Besitzen- 
den und  Nichtbesitzenden,  zwischen  Mehr-  und  Minderbesitzenden  —  dem 
Zensus  —  oder  gebaut  auf  die  Lüge  allgemeiner  Unters; •hiedslosigkeit.  Auch 
das  etwas  nebelhafte,  unseres  Wissens  in  der  Praxis  noch  nirgends  verwirk- 
lichte Bild  der  Interessenvertretung  fällt,  sofern  es  die  Gruppen  im  Ganzen 
erfaßt,  mit  den  ständischen  Teilungen  wesentlich  zusammen.  Was  es  aber 
vermissen  läßt,  das  ist  das  Moment  der  Gliederung,  welches  nach  dem  Wesen 
ständischer  Institutionen  die  Vertretung  so  weit  möglich  den  berufenen,  den 
autoritativen  Stellungen  sichert  und  hiemit  dem  Zufall  entzieht  In  der 
praktischen  Durchführung  und  im  Sinne  derjenigen,  welche  die  Interessen- 
vertretung vorzugsweise  befürworten,  würde  sie  kaum  auf  etwas  anderes 
hinauslaufen,  als  auf  jene  Formen  des  Zensus  oder  des  suffrage  universel." 

Nun  gibt  die  Denkschrift  eine  längere  „Begründung"  der  stän- 
dischen Gliederung,  deren  reales  Vorhandensein  das  Memoriale 
nachdrücklich  behauptet.  Sodann  folgt  ein  Abschnitt  über  die  „Ge- 
staltung" der  Landtage,  die  aus  dem  Stand  der  hohen  Geistlichkeit, 
dem  landtäflichen  Grundbesitz,  dem  Bürgerstand  und  der  Industrie 
und  dem  Bauernstand  und  Kleingruudbesitz  gebildet  werden  sollen. 
Die  historische  Berechtigung  des  ersten  Standes,  der  kirchlichen 
Würdenträger,  sowie  jene  des  bisherigen  Herren-  und  Ritterstandes, 
glaubt  die  Denkschrift  ebenso  wenig  als  die  politische  Notwendig- 
keit insbesondere  betonen  zu  müssen,  diesen  beiden  trotz  aller 
Verkümmerung  doch  noch  heutzutage  höchst  bedeutsamen  und 
wenn  für  irgendein  Reich  so  für  Oesterreich  unentbehrlichen  Fak- 
toren ihr  Gewicht  zu  sichern  und  solches  zu  pflegen.  Zwar  gibt 
die  Denkschrift  zu,  daß  das  Virilstimmrecht  aller  bisherigen  Stünde- 
mitglieder  mit  den  ,.zu  ^erneuernden"  Formen  unverträglich  sei,  wohl 
aber  sei  der  Anspruch  anzuerkennen,  welchen  altlandsässige,  auf 
fideikommissarischem  Besitz  ruhende,  mit  dem  Lande  so  recht 
eigentlich  verwachsene  Geschlechter  auf  die  selbständige  oder  kor- 
porative Vertretung  stellen  können,  ein  Anspruch,  der  um  so 
Bicherer  Beachtung  verdient,  als  er  nur  zur  Kräftigung  dos  monar- 
chischen Prinzips  und  der  ständischen  Institutionen  selbst  dienen 
wird.  Die  Frage,  wie  sich  eine  solche  Staatsrechtliche  Stellung  des 
Herren-  und  Kitterstandes"  mit  der  Freiverftußerlichkeit  der  Güter 
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vereinbaren  läßt,  behandelt  die  Denkschrift  sehr  merkwürdig.  „Wir 
gehen",  heißt  es  dort,  „nicht  so  weit,  daß  wir  das  Recht  (der  Stände- 
mitgliedschaft) in  eben  dem  Maße  käuflich  machen  möchten,  als 
das  Gut  sein  wird.  Der  Schwerpunkt  liegt  für  uns  nicht  in  der 
Materie  des  Gutes,  sondern  in  der  Stellung  und  in  der  persönlichen 
Qualifikation,  die  es  dem  Besitzer  geben  kann  und  unter  gewissen 
Voraussetzungen  im  großen  Ganzen  auch  geben  wird.  Wir  müssen 
daher  wenigstens  von  der  Zukunft  solche  Bestimmungen  wünschen, 
welche  für  das  Vorhandensein  jener  persönlichen  Qualifikation 
Gewähr  leisten." 

Was  nun  den  Bürgerstand  betrifft,  so  erklärt  die  Denkschrift, 
daß  sie  die  Notwendigkeit  einer  erweiterten  Vertretung  des  bürger- 
lichen und  industriellen  Elementes  anerkenne.  „Daß  hierdurch", 
sagt  die  Denkschrift,  „die  Kräfte  der  Bewegung  eine  Verstärkung 
erlangen,  darin  finden  wir  an  sich  kein  Bedenken,  denn  auch  die 
Bewegung  hat  ihr  Recht,  aber  den  Wunsch  können  wir  nicht  ver- 
hehlen, daß  der  unruhige  Drang,  der  vorzugsweise  in  diesem  Stande 
herrscht,  sich  zunächst  dahin  richten  möge,  im  Innern  des  eigenen 
Standes  die  verlorenen  Ordnungen  wieder  zu  gewinnen,  und  daß 
er  aibilassen  möge  von  jener  aggressiven  Richtung,  welche  sich  seit 
nahezu  einem  Jahrhundert  wesentlich  darin  betätigte,  die  Ordnung 
fremder  Bereiche  und  Stände  zu  zerstören."  *) 

Was  den  Bauernstand  betrifft,  so  hält  die  Denkschrift  nicht  viel 
von  der  üblichen  Annahme,  daß  er  ein  konservatives  Element  bilde. 
Sein  Konservativismus,  heißt  es  da,  beziehe  sich  zumeist  nur  auf 
sich  selbst.  „Ob  er  diesen  erhaltenden  Sinn  bei  seinem  Heraus- 
treten zu  einer  erweiterten  politischen  Aktion  und  in  Bezug  auf 
Dritte  gleichmäßig  bewähren  werde,  steht  dahin."  Beifällig  zitiert 
die  Denkschrift  Ausführungen  des  preußischen  Ministers  Grafen 
Schwerin  in  den  Motiven  zur  neuen  Kreisordnung,  in  welchen  davor 


*)  Bezeichnend  fährt  die  Denkschrift  hier  fort:  „Wir  können  demnach 
nur  wünschen,  daß  in  den  bürgerlichen  Kreisen  nicht  das  kosmopolitische 
Element  des  Geldes,  noch  jenes  einer  besitzlosen  Intelligenz  —  als  die  vor- 
zugsweisen Träger  jenes  übergreifenden  Strebens  — ■  sondern  die  festeren, 
an  das  Land  gebundenen  Stellungen  das  Uebergewicht  erlangen  mögen; 
wir  können  nur  wünschen,  daß  die  Notabein  der  Industrie  und  des  Handels 
sich  zuvörderst  der  Aufgabe  zuwenden,  welche  ehemals  das  Patriziat  gelöst 
hat  —  der  Aufgabe,  dem  städtischen  Wesen  wieder  zu  festgeordneter  Selbst- 
tätigkeit, der  Industrie  auf  dem  flachen  Lande  zu  einer  jetzt  fast  gänzlich 
fehlenden  Organisation  zu  verhelfen."  Es  sei  also  vor  allem  die  Organisa- 
tion des  dritten  Standes  erforderlich  und  dann  werde  es,  meinen  die  Ver- 
fasser der  Denkschrift,  auch  möglich  sein,  „den  unteren  Schichten  städtischer 
und  gewerbliche  Bevölkerung  jenen  berechtigten  Einfluß  zu  sichern,  zu  dem 
dieselben  in  ihrer  heutigen  sozialen  Isolierung  und  geistigen  Zerfahrenheit 
erfahrungsmäßig  weder  durch  das  Regime  des  Zensus,  noch  durch  das  suf- 
frage universel  zu  gelangen  vermöchten." 
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gewarnt  wird,  den  Bauer  für  innerlich  so  unabhängig  zu  halten, 
daß  er  schon  dadurch  genügend  gesichert  sei  vor  unmotivierter 
Xeuerungssucht  auf  der  einen,  wie  vor  zentralisierender  und  bureau- 
kratischer  Bevormundung  auf  der  anderen  Seite.  Es  bedürfe  einer 
kräftigen  Führung  der  kleinen  Bauernschaft,  und  diese  solle  in 
den  Händen  der  Großgrundbesitzer  liegen.  Diesen  Ausführungen 
fügt  die  Denkschrift  der  Herren  vom  Hochadel  hinzu:  „Wir  können 
uns  nicht  verhehlen,  daß  nicht  ohne  eigene  Schuld,  aber  unstreitig 
durch  die  größere  Schuld  der  Regierung  jene  als  notwendig  er- 
kannte Führung  dem  großen  Grundbesitz  derzeit  nahezu  völlig  ab- 
handen gekommen  sei,  und  daß  der  Einfluß,  dem  der  Bauer  jeder- 
zeit unterworfen  bleiben  wird,  dermalen  bei  uns  in  Hände  gelegt 
ist,  welche  den  konservativen  Interessen  durchaus  keine  Gewähr 
bieten." 

Nunmehr  geht  die  Denkschrift  dazu  über,  ein  ausführliches  Pro- 
gramm über  die  künftige  Abgrenzung  der  von  ihr  postulierten 
ständischen  Organismen  und  Organe  gegenüber  der  Reichsgewalt 
zu  entwickeln.  Grundsätzlich  soll  man  auch  hier  auf  den  Geist  und 
den  Inhalt  der  alten  ständischen  Gerechtsame  zurückgehen,  diese 
aber  jenen  Veränderungen  unterziehen,  welche  die  gegebene  Ent- 
wicklung der  Verhältnisse  und  Bedürfnisse,  andrerseits  aber  auch 
die  aus  der  Weltstellung  Oesterreichs  hervorgehenden  Postulate  der 
Einheit  der  Reichsgewalt  gebieterisch  erfordern. 

„Der  Schwerpunkt  der  Ständischen  Wirksamkeit  beruhte  ihrer  Natur  und 
Wesenheit  nach  hauptsächlich  auf  dem  Rechte  der  Mitwirkung  bei  der  Be- 
steuerung und  der  Selbstverwaltung  des  Landes,  wenngleich  ersteres  Hecht 
im  fortgesetzten  Ringen  mit  der  Staatsgewalt  allmählich  zu  einem  Schein, 
einer  Formalität  herabgesunken,  das  Recht  der  Selbstverwaltung  aber  im 
Laufe  der  Zeit  gänzlich  erlegen  war  dem  stufen  weisen  Fort- 
schreiten jener  b ur eaukrat ischen  A  d  m  inis trati on , 
deren  siegreiches  Durchdringen  uns  in  den  Z  US  t  a  n  -1 
versetzt  hat,  i\  c  n  wir  beklagen.     In  beiden  Richtungen  zieht  sieb 

der  Kampf  der  nach  Omnipotenz  ringenden  Staatsgewalt  mit  *h'n  natürlichen 

Trägern  historisch  gewordener  Berechtigungen  seit  mehr  als  einem  Jahr- 
hundert hindurch  fort  u\\<\  da  Li  gerade  in  dem  Augenblicke,  WO  der  S;r 
ersteren  vollständig,  wo  nichts  mehr  der  ungehinderten  Ausbreitung  ihrer 
Aalt  eine  Schranke  zu  setzen  schien,  ihre  Organe  eu  dem  Geständnis 
sich  ..gezwungen  sehen,  daß  sie  das  oktroyierte  Terrain  zu  behaupten  nicht 
vermögen,  spricht  wohl  lauter  als  alle  Deduktionen  \\n<\  Beweisführungen, 
auf  welcher  Seite  das  Rechl  und  die  Wurzeln  der  Kraft  und  die  Bedingungen 
-  -ich   bi  finden." 

Es  folgt  nunmehr  eine  Auseinandersetzung  über  die  finanziellen 
Prägen,  deren  Grundgedanken  in  den  Worten  ausgesprochen  liegt: 
..Wir  erkennen  deshalb  eine  strenge  Sonderung  dessen,  was  in  den 
Reichshaushall  gehört,  von  dem,  was  Sache  des  Landeshaushaltes  der 
einzelnen  Lander  seiu  soll,  als  notwendig  an  und  wollen  die  Fest- 
stellung des  letzteren,  die  Bewilligung  und  Binheftxing  der  zur  Be- 
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deckung  des    Landeserfordernisses  notwendigen  Abgaben  und  die 

Verwaltung  des  Kreditwesens den  Landständen  vorbehalten 

wissen,  so  wie  wir  erachten,  daß  denselben,  beziehungsweise  den 
Landesorganen  in  der  Regel  die  Mitwirkung  bei  Einhebung  der 
Steuern  überhaupt  zugewiesen  werden  sollte."  Was  die  Reichs- 
steuern betrifft,  verlangt  die  Denkschrift  für  die  Stände  nur  das 
Recht  der  Bitte  und  Vorstellung  an  den  Monarchen.  Ueberhaupt 
will  die  Denkschrift  dem  Reiche  geben,  was  des  Reiches  ist.  Darum 
erkennt  sie  an,  daß  die  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten, 
die  allgemeine  Gesetzgebung  in  Zoll-,  Handels-  und  Gewerbesachen, 
im  Post-  und  Telegraphenwesen  und  in  Angelegenheit  der  Reichs- 
kommunikationen, ferner  die  Handhabung  der  eigentlichen  Staats- 
polizei, endlich  die  bewaffnete  Macht  der  Reichsgewalt  gehören. 
.,Aus  überwiegenden  Gründen  der  Nützlichkeit  glauben  wir  uns  auch 
für  die  Ueberweisung  der  allgemeinen  Gesetzgebung  in  Strafsachen 
über  Verbrechen  und  Vergehen,  ferner  der  allgemeinen  Gesetz- 
gebung über  bürgerliches  Recht  und  über  das  Verfahren  in  Streit- 
sachen sowie  der  Ausübung  des  Richteramtes  in  diesen  Beziehungen, 
endlich  der  Hoheitsrechte  in  Religionssachen  sowie  der  allgemeinen 
Gesetzgebung  in  konfessionellen  Angelegenheiten  und  im  höheren 
Unterrichtswesen  an  die  Reichsgewalt  aussprechen  zu  müssen.  Wohl 
aber  soll  in  allen  diesen  Beziehungen  der  begutachtende  Einfluß 
der  Landesvertretung  festgehalten  werden." 

Dieser  Anerkennung  der  Zentralgewalt  gegenüber  reklamiert 
nun  die  Denkschrift  um  so  nachdrücklicher  die  Erweiterung  und 
Vertiefung  des  Einflusses  der  Landtage  in  der  Sphäre  autonomer 
Selbstverwaltung.  „Nach  den  ursprünglichen  Institutionen",  meint 
die  Denkschrift,  „waren  die  Stände  der  Inbegriff  jener  Autoritäten, 
in  deren  Händen  kraft  ihrer  Stellung  im  sozialen  Organismus  die 
gesamte  Verwaltung,  ja  die  eigentlichen  Regierungsgewalten  lagen. 
Der  Landtag  war  die  oberste  Zusammenfassung,  weitaus  aber  nicht 
das  Ganze  der  Landesverfassung.  Ihr  eigentliches  Fundament  be- 
ruhte in  dem  Walten  natürlicher,  aus  dem  Lande  selbst  organisch 
hervorgehender  und  in  dem  Leben  wurzelnder  Autoritäten,  welche 
in  ihrem  Zusammenwirken  die  ganze  Aktion  der  Selbstverwaltung 
umfaßten."  Dieser  Zustand  sei,  wie  die  Denkschrift  ausführt,  durch 
das  Umsichgreifen  bureaukratischen  Administrationswesens  immer 
mehr  verdrängt  worden,  und  die  Stände  wurden  endlich  durch  die 
Erschütterung  der  Grundlagen  ihrer  autoritativen  Stellung  gänzlich 
beseitigt.  An  deren  Stelle  ist  nun  ein  künstlicher  Apparat  schreiben- 
den Administrationswesens  getreten,  an  die  Stelle  natürlicher  Autori- 
täten ein  von  dem  Lande  und  seiner  Entwicklung  abgelöstes  Heer 
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von  Beamten  getreten,  welche  als  Regierende  außer  Verband  —  ja 
recht  eigentlich  im  Gegensatz  stehen  zu  den  Regierten.  Hierin  muß 
nun  völliger  Wandel  geschaffen  werden.  Zwar  beabsichtigen  die 
Urheber  der  Denkschrift  nicht,  das  für  die  Stände  verloren  ge- 
gangene Substrat  ihrer  Existenz  in  den  materiellen  Grundlagen 
(gemeint  ist  die  Aufhebung  der  Untertänigkeit  und  des  Patrimonial- 
wesens)  wiederherzustellen,  wohl  aber  handle  es  sich  darum,  an 
Stelle  der  alten,  wesentlich  patrimonialen  und  magistratualen  Autori- 
täten ein  lebens-  und  entwicklungsfähiges  Munizipalwesen  zu  er- 
wecken und  in  diesem  kräftige  Träger  des  Selfgovernments  und  einen 
dauerhaften  Unterbau  für  die  ständische  Zusammenfassung  im  Land- 
tage zu  begründen.  Die  Denkschrift  setzt  sodann  ausführlich  die 
Prinzipien  für  diese  Schaffung  eines  munizipalen  Organismus  aus- 
einander, als  dessen  oberstes  Organ  der  gesetzgebende  Landtag  auf- 
gefaßt wird.  „Die  Art  und  Gliederung  jenes  Organismus  muß  sich  in 
jedem  Lande  nach  den  natürlichen  Verhältnissen  gestalten,  und  es 
kann  daher  keine  für  alle  Länder  gültige  Schablone  aufgestellt 
werden."  Die  Denkschrift  beschränkt  sich  daher  auf  die  Statu ierung 
einiger  Grundprinzipien,  die  ihr  unentbehrlich  erscheinen.  Bei  dem 
Aufbau  des  Munizipalwesens  muß  vor  allem  der  tiefgehende  Unter- 
schied von  Stadt  und  Land  in  der  unteren  Zusammenfassung  seine 
volle  Ausprägung  finden,  sodann  dort,  wo  in  großen  Komplexen  ver- 
einigter landtäflicher  Besitz  einen  hervorragenden  Faktor  ausmacht, 
muß  dieser  Gutsbesitz  aus  der  Landgemeinde  ausgeschieden  werden 
und  mit  dieser  erst  in  der  nächsthöheren  organischen  Zusammen- 
fassung in  Verein  gebracht  werden.  Sein-  bedenklich  erscheint  der 
Denkschrift  das  moderne  Prinzip  der  allgemeinen  Wahl,  das  sie 
als  einen  atomisierenden  Prozeß  ansieht.  Nur  in  <\rv  Ortsgemeinde 
sei  die  Wahl  der  Kommunalorgane  in  der  Natur  der  Dinge  begründet; 
bei  den  Organen  höherer  Ordnung  ..können  und  dürfen  die  ursprüng- 
lichen untersten  Elemente  nicht  mehr  individuell  auftreten,  sondern 

sie  sind  schon  in  ihrer  nächsten  Zusai enfassung  der  Ortsgemeinde 

gebunden:  nur  aus  den  Autoritäten  unterer  Ordnung  können  die 
Organe  höherer  Reihe  hervorgehen.  Nicht  durch  Wahl  und  Ver- 
leihung der  Autorität  durch  eine  Summe  unberechtigter  Individuen, 
-Mildern  durch  eine  Ahlegation  aus  dem  Mittel  berufener  Autoritäten." 

(h;i-  beiß!  mit  einfachen  Worten  gesagt:  Bezirks-  und  Kreisgemeinde 

sowie   der    Landtag   in   den   Dichtadeligen    Kurien   sollen   nur  indirekt 

durch  Wahl  aus  den  Gemeindevertretungen  gebildet  werden.) 

In  einem  Längeren,  „Rekapitulation"  betitelten  Teile  der  Denk- 
schrift wird  nun  ..in  getreuer  Durchführung  der  \on  uns  hier  ent- 
wickelten   Grundsätze"     noch     einmal     der    organische    Aufbau    der 
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Fundamentalinstitutionen  des  Reiches  skizziert.  Der  „Wirkungskreis 
der  Reichsgewalt",  „der  Reichsrat  und  dessen  Attribute",  „die  Land- 
tage, deren  Zusammensetzung  und  Wirkungskreis",  endlich  „die  Or- 
gane und  Autoritäten  im  Lande'*  «sind  die  einzelnen  Absätze  dieses 
Programm  es  betitelt. 

Es  folgt  nun  ein  längeres  Schlußwort,  welches  den  eigentlichen 
politischen  Kern  der  Denkschrift  enthält.  Die  Denkschrift  geht  da- 
von aus,  daß  es  die  Pflicht  der  Memorialisten  sei,  mit  (rücksichts- 
loser Offenheit  zu  sprechen,  daher  fühlen  sie  sich  verpflichtet,  zu 
betonen,  daß  sie  die  Krisis  als  eine  vitale,  „die  Entschließung  über 
den  einzuschlagenden  Weg  als  eine  über  Sein  oder  Nichtsein  ent- 
scheidende ansehen".  „Nur  zwei  Wege  bieten  sich  dar,  und  eben  in 
dieser  Alternative  liegt  der  Schwerpunkt  über  die  Entscheidung  des 
Reiches." 

„Der  eine  Weg  ist  derjenige,  auf  dessen  Endziel  die,  so  sich  zu  den 
Herolden  der  Tagesmeinung  aufgeworfen  haben,  auf  mehr  oder  weniger 
verhüllte  Weise  zusteuern;  nämlich  auf  die  Gestaltung  Oesterreichs  zu 
einem  einheitlichen  modern-konstitutionellen  Staate. 
Der  andere  Weg,  derjenige,  den  wir  andeuten,  und  der  —  wir  glauben 
es  mit  Bestimmtheit  annehmen  zu  dürfen  —  der  Richtung  der  übei'wiegenden 
Mehrheit  des  verstärkten  Reichsrates  entsprechen  dürfte,  geht  dahin,  die 
Aktion  des  öffentlichen  Lebens  nicht  ausschließend  in  auf  fiktiven  Grundlagen 
beruhenden  Zusammenfassungen  zu  konzentrieren,  sondern  gleichmäßig  in 
der  Gesamtheit  der  Organismen  zu  verteilen,  ihren  natürlichen  Schwer- 
punkt in  den  auf  der  Grundlage  der  tatsächlichen  Zu- 
stände und  des  historischen  Rechtes  emporwachsenden 
ständischen  Pro vinzialver tretungen  zu  suchen,  aus  diesen 
aber  ein  Organ  hervorgehen  zu  lassen,  welches  der  Reichsgewalt  eine  Stütze 
bieten,  dem  organischen  Verband  der  Monarchie  einen  Ausdruck  zu  geben 
vermag." 

„Daß  eine  Reichskonstitution  für  Oesterreich  eine  Unmöglichkeit  und 
das  größte  Unheil  wäre,  durch  eine  rasche  Vollendung  der  inneren  Zer- 
setzung zur  Revolution  und  durch  diese  im  günstigsten  Falle  zur  Diktatur 
führen  würde  und  insbesondere  das  Verhältnis  Ungarns  zum  Gesamtreiche 
augenblicklich  zum  Bruche  brächte,  darüber  können  wir  nicht  einen  Augen- 
blick im  Zweifel  sein." 

„Nicht  minder  ist  es  uns  aber  klar,  daß  alle  Zwischenstadien  zwischen 
ienen  zwei  Endpunkten,  alle  Palliativ-Maßregeln,  namentlich 
Scheinkonstitutionen,  welche  weder  in  der  einen  noch  in  der 
anderen  Richtung  den  Wünschen  und  Ansprächen  entsprechen,  alle  Institu- 
tionen, durch  welche  der  Geist  des  Bureaukratismus  in  die  Organe  der 
Selbstverwaltung,  der  Geist  des  Konstitutionalismus  in  die  Landtage  verlegt 
würde,  in  nächster  Zukunft  unfehlbar  zu  dem  Endziele  der  Reichs- 
kon s  t  i  t  u  t  i  o  n  führen,  und  den  Bruch  mit  Ungarn  nicht  verhüten,  son- 
lf  rn  sogar  zeitigen  würde." 

„Desto  mehr  aber  lebt  in  uns  die  Ueberzeugung,  daß  auf  dem  von  uns 
vorgeschlagenen  Wege  —  und  nur  auf  diesem  —  die  Ordnung  der 
Dinge  auf  die  feste  Grundlage  des  Rechtes  gestellt,  daß 
nur  durch  das  Gewicht  der  in  voller  Lebenskraft  agierenden  und 
zusammenwirkenden  munizipalen  und  provinziellen 
Organismen  ein  Damm  gegen  das  Andrängen  jener  verderb- 
lichen Strömungen,  und  zugleich  in  der  festen  Begründung  einer 
starken   Zentralgewalt    eine   Garantie   für  die   Einheit   und   den   dauernden 
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Verband  der  Monarchie  gewonnen  werden,  daß  nur  in  solchen  Institutionen 
die  Möglichkeit  einer  friedlichen  Lösung  der  in  den  Verhältnissen  Ungarns 
liegenden  und  —  so  sehr  man  es  auch  bedauern  möge  —  doch  ohne  allen 
Zweifel  den  Brennpunkt  der  politischen  Fragen  bildenden  Schwierigkeiten 
gefunden  werden,  daß  somit  auf  diesem  Wege  —  und  nur  auf  demselben  — 
die  gewaltige  Krisis,  in  der  wir  uns  befinden,  uns  statt  zum  Umsturz  und  zum 
Zerfalle  zu  einer  heilbringenden  Regeneration  fuhren  kann. 

Damit  diese  aber  wirklich  —  was  Gott  gewähren  möge  —  wirklich  /.um 
Segen  für  das  Reich  werde,  mu  ß  das  große  Werk  eine  Emana- 
tion der  kaiserlichen  Gewalt,  es  darf,  wenn  es  nicht  um  die 
ohnedies  erschütterte  Autorität  geschehen  sein  soll,  keine  durch  äußeren 
Druck  Schritt  für  Schritt  abgerungene  Konzession,  sondern  es  muß  eine  spon- 
tane Entschließung,  es  darf  kein  stückweises  Abfinden  mit  drängenden  Wün- 
schen und  Ansprüchen,  sondern  es  muß  ein  großartiger  Akt  allerhöchster 
Machtvollkommenheit  sein,  der  durch  seine  Größe  und  Bedeutung  wieder 
neues  Leben  dem  erschlaffen  Organismus  einhaucht:  es  muß  endlich  jener 
Schiedsspruch  sein,  welch  r  die  wirren  Verhältnisse,  die  widerspre, 
gewordenen  Rechtsansprüche  ausgleicht." 

Und  nun  skizziert  die  Denkschrift  den  praktischen  weiteren  Vor- 
gang, wie  sich  ihn  die  Adelspartei  denkt:  es  wird  eine  Manifestation 
des  Reichsrates  mit  Bestimmtheit  angenommen,  wie  sie  dann  auch 
tatsächlich  in  Gestalt  des  Mehrheitsgutachtens  hervorgekommen  ist. 
„Dann",  meint  das  Memoriale,  „sei  der  Moment  gekommen,  diese 
Kundgebung  des  verstärkten  Reichsrates  als  eine  Entwicklung  der 
a.  h.  Intentionen  zu  erfassen,  zu  deren  Verwirklichung  sich  Seine 
Majestät  eben  mit  dem  Rate  unabhängiger  Männer  versehen  hat,  und 
sofort  bei  Verabschiedung  des  Reichsrates  die  obersten  Grundsätze 
der  Landesverfassungen,  die  in  ihrer  Totalität  die  staatsrechtliche 
Grundlage  für  das  Reich  bilden  müssen,  in  einem  feierlichen  Akte  zu 
promulgieren."  „Nur  auf  diese  Art",  mit  diesen  Worten  schließt  die 
Denkschrift,  „kann  die  kaiserliche  Autorität  gewahrt  und  gekräftigt, 
die  Erlassiung  der  Landesverfassungen  mit  dem  Wirken  des  Reichs- 
rates in  greifbaren  Zusammenhang  gebracht  und  zugleich  die  Periode 
der  Entwicklung,  der  Unruhe  und  Spannung  zu  einem  festen  Ab- 
schluß gebracht  werden." 

Ist  man  den  Ideen  und  Vorschlägen  dieser  denkwürdigen  Pro- 
grammschrift des  Hochadels  aufmerksam  gefolgt,  und  hält  man  damit 
die  aus  den  Debatten  des  verstärkten  Reichsrates  und  den  Anträgen 
des  Grafen  Tliun  in  der  Ministerkonferenz  uns  wohlbekannten  Ge- 
dankengänge zusammen,  so  engeben  sich  da  [olgende  Betrachtungen. 

Das  große  politische  Ziel  dn-  Gemeinschaft  der  österreichi- 
schen und  ungarischen  Adelspolitiker  von  L860  i>t  nach  allem,  was 
von  dieser  Seite  an  politischen  Gedanken  und  Vorschlägen  —  zweifel- 
Mi  in-. im  in  der  Denkschrift  der  „Hochadeligen"  —  hervor- 
gegangen i-t.  vollkommen  klar:  hüben  und  drüben  sollte  die  groß- 
grundbesitzende  Aristokratie  zu  einer  Machtstellung  in  der  habs- 
ichen   Monarchie  gelangen,  wie   sie   ihr  seit   mehr  als  einem 
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Jahrhundert  endgültig  verloren  gegangen  war.  Die  Altkonservativen 
in  Ungarn,  die  mächtige  böhmische  Adelskette  in  Oesterreich  unter 
Führung  Heinrich  Clams,  sie  beide  hatten  dabei  einen  und  den- 
selben Gegner  vor  sich,  die  Wiener  Bureaukratie  mit  allen  ihren 
Verzweigungen  durch  das  ganze  Staatsgebiet  hin:  diese  aus  ihrer 
Machtstellung  bei  Hofe  vor  allem  zu  verdrängen,  war  die  nächste 
große  Aufgabe  der  Oktoberpolitiker.  Der  Zeitpunkt  schien  für  die 
Verwirklichung  dieser  Absichten  günstig:  denn  nicht  nur  das  An- 
sehen des  Kaisers  und  seiner  Heerführer,  sondern  auch  das  der 
zentralen  Regierungsbehörden  war  im  ganzen  Reiche  durch  die  Er- 
eignisse von  1859  tief  erschüttert.  Jede  der  beiden  Adelsfraktionen 
hatte  aber  dabei  doch  noch  ihren  besonderen  Gegner  im  eigenen 
Lande.  Die  Szecsens  und  Dessewffys  hofften,  das  Wiederaufleben 
des  nationalen  und  politischen  Radikalismus,  den  Kossuth  1848  groß- 
gezogen hatte,  dadurch  hemmen  zu  können,  daß  sie,  die  konser- 
vativen Magnaten,  sich  das  Verdienst  erwarben,  dem  Lande  die 
Selbständigkeit  zurückzuverschaffen,  seine  alte  Verfassung  und 
überdies  noch  einen  Teil  der  politischen  Errungenschaften  von 
1848.  Die  österreichische  Adelsfraktion  dagegen  hoffte  durch 
eine  Reorganisation  der  Monarchie  im  Sinne  jener  Auto- 
nomie, wie  sie  Graf  Clam  in  dem  großen  an  den  Kaiser 
gerichteten  Memoriale  des  Hochadels  mit  anerkennenswerter 
Offenheit  darlegte,  in  der  Oeffentlichkeit  des  verstärkten  Reichs- 
rates hingegen  nur  in  ziemlich  unklaren  Wendungen  als  „theo- 
retischer" Politiker  verkündete,  das  Wiedererstarken  des  1849  nieder- 
geworfenen großstädtischen  und  demokratischen  Liberalismus  der 
Deutschen  in  Oesterreich  zu  verhindern,  indem,  zumal  in  den  böh- 
mischen Ländern  und  in  Galizien  durch  eine  umfassende  autono- 
mistische  Reichsordnung  den  slawischen  Völkern  im  Westen,  Süden 
und  Norden  erweiterter  politischer  Spielraum  innerhalb  der  ein- 
zelnen Kronländer  mittels  der  Landtage  und  der  autonomen  Landes- 
verwaltung gesichert  werden  würde.  Damit  durfte  man  hoffen,  der 
verhaßten  Wiener  Bureaukratie,  die  als  Gesellschaftsklasse  damals 
so  gut  wie  ausschließlich  im  deutschen  Mittelstande  wurzelte,  den 
Boden  abzugraben  und  überdies  den  Umfang  ihres  amtlichen  Ein- 
flusses erheblich  einzuschränken.  Den  schwächsten  und  darum  auch 
unklarsten  Punkt  dieses  Programmes  bildet  unzweifelhaft  das  Ver- 
hältnis, in  welchem  sich  die  Adelspartei  die  künftige  Stellung  der  in 
den  Ländern  exponierten  Organe  der  Zentralregierung,  der  Statt- 
halter und  Bezirksbehörden,  dachte.  Graf  (Main  und  seine  Anhänger 
dachten  sich,  wie  wir  wissen,  die  Orts-,  Bezirks-  und  Kreisgemeinden 
als  Organe  der  Länder  so  gebildet,  daß  der  großgrundbesitzende  Adel 
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als   die   ..natürlichen   Autoritäten"  die  Spitzen   dieser  Organe   l>ilden 
würden,   und  daß  diesen   Autoritäten   auch  die  Mitwirkung  bei   der 
Vollziehung  in  gewissen  Zweigen  der  Regierungstätigkeit  von  S 
der  Zentralgewalt  übertragen  werden  würde.     Ueber  die  praktische 
Möglichkeit     der    Organisation     und     befriedigenden    Funktion     der 
inneren  Verwaltung  ganz  Oesterreichs  auf  solcher  Grundlage  seinen 
Graf  Ciain  keine  schweren  Bedenken  zu  hegen.     In  der  Denkschrift 
begnügt  er  sich  allerdings  damit,  für  das  Detail  auf  die  künfl 
Landesgesetze  zu  verweisen.     Darüber  kann  also  kein   Zweifel  be- 
stehen, daß  (iraf  Clam  und  seine  hochadeligen  Freunde  im  wesent- 
lichen an  eine  allmähliche   Aufsaugung  der  ganzen  seit    L50  Jahren 
von  der   Zentralgewalt   und  ihren  lokalen   und  provinziellen  Unter- 
behörden geschaffenen  und  monopolisierten  öffentlichen  Verwaltung 
durch  jene  munizipalen    in   Wahrheit  ständischen   Autoritäten   i. 
halb  der  einzelnen    Kronländer   dachten,  während   die   Adelspartei 
gleichzeitig     den     Städten,     wie     das     aus     anderen    gleichzeitigen 
Quellen     hervorgeht,     möglichst     eingeschränkte     Selbstverwaltung 
und      kräftige     .Bevormundung      durch      die      staatliche      Zentral- 
gewalt     zudachte.       Was       also      (Main      und      seinen      Freunden 
vorschwebte,    ist    —    von    den    darin    gelegenen    politischen    Macht- 
bestrebungen ganz  abgesehen  —  im  Grunde  genommen  die  Schaffung 
eines   Systems  lokaler   Verwaltung   in  Ortsgemeinde,  Bezirk,    Kreis 
und  Land,  für  welches  den  Träger  —  ähnlich  wie  in  dem  England 
des  klassischen  Parlamentarismus,  also  von  etwa  1700  bis  1850,  die 
..St|uireai ehie",  die  großgrundbesitzende   Gentry,  im   Einvernehmen 
mit  der  Großindustrie  und  den  liberalen  Berufen,  —    so  hier  der 
adelige  Großgrundbesitz  unter  Hinzuziehung  der  obersten  Schichte 
der  bürgerlichen  Besitzklasse  bilden  sollte.     Mit  Hilfe  der  Landtage 
hoffte   Clam,    allgemach     die    ganze    innere   Landesverwaltung    zur 
Funktion  eines  solchen  adeligen  Selfgovernemenl  —  wohl  in  erster 
Linie  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien   — -   umzugestalten  und  die 
Kaiserlichen   Behörden    bis    auf    wenige    als    Angelegenheiten     der 
Reichsverwaltimg  angesehene  Dienstzweige  aus   der    Administration 
in  den  Kronländern  auszuschließen.     Da   man  in  den   Kreisen  der 
kspertei  auch  darauf  rechnen  durfte,  daß  die  Statthalter  wie  in 
der  fian/.isceisch-ferdinandeiseheu   Zeit,  so  auch  jetzt   wieder  großen- 
teils aus  den  Reihen  des  Hochadels  entnommen  werden  würden,  die 
Landeschefs  überdies  aber  auch  die  erneuerten  ständischen  Würden 
Oberstburggralen     und    Landeshauptmannes     mit     ihren-    Staals- 
anstellung  vereinigen  würden,  so  durfte  die  Adelspartei  hoffen,  daß 
auch    die   Führung   der    Weichsverwaltung    innerhalb   des    Kronlandes 
mehr  und   mehr   schon  durch  den  gesellschaftlichen   Zusammenhang 
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der  verschiedenen  leitenden,  zumeist  adeligen  Persönlichkeiten  voll- 
kommen unter  den  Einfluß  der  Adelspartei  gebracht  werden  würden. 

Die  große  Frage,  ob  und  wie  sich  gegenüber  solcher  autono- 
mistischer  Politik  in  Oesterreich  und  deren  Wiedererstehen  eines 
selbständigen  Ungarn  das  große  Palladium  und  der  politische 
Lebensge danke  der  Dynastie,  die  Reichseinheit,  zugleich  derjenige 
Begriff,  durch  den  die  ganze  Adelspolitik  mit  den  Macht-  und  Haus- 
interessen  der  Krone  organisch  zusammenhing,  würde  erhalten 
lassen,  scheint  weder  bei  den  böhmischen,  noch  bei  den  magya- 
rischen Adelspolitikern  ernstlich  aufgeworfen  worden  zu  sein.  In 
diesem  Kreise,  für  welchen  die  Vorstellung  von  der  „homagialen" 
Yasallenschaft  der  historischen  Adelsgeschlechter  gegenüber  dem 
Hause  Habsburg  gleichsam  die  nährende  Wurzel  ihrer  ganzen 
sozialen  und  politischen  Sonderstellung  bedeutete,  galt  eine  solche 
Frage  schon  durch  den  Hinweis  auf  die  so  oft  emphatisch  betonte 
unerschütterliche  Treue  und  Loyalität  des  historischen  Adels  gegen- 
über der  Krone  als  beantwortet.  Die  schweren  Bedenken,  die  hin- 
gegen Staatsmänner  wie  Plener  und  Nädasdy  in  den  Ministerkonfe- 
renzen gerade  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  gegen  die  Ideen  Clams 
und  Szecsens  vorgebracht  hatten,  sind  durch  die  folgende  Entwick- 
lung nur  allzusehr  gerechtfertigt  worden!  Schon  in  dieser  —  für  die 
adeligen  Machtpolitiker  —  doch  fundamentalen  Frage  der  Bewah- 
rung der  Reichseinheit  gegenüber  den  zentrifugalen  Tendenzen,  die 
ihre  autonomistische  Politik  im  Falle  der  Verwirklichung  auslösen 
mußte,  tritt  jener  eigentümliche  unbekümmerte  Optimismus  der 
österreichischen  Adelspolitik  hervor,  der  im  letzten  Grunde  aus  der 
Oberflächlichkeit  herstammt,  mit  der  selbst  die  besten  unter  diesen 
Männern  die  Probleme  des  modernen  Großstaates  überhaupt  wie  die 
schwierigen  Verhältnisse  des  habsburgischen  Völkerreiches  im  be- 
sonderen beurteilten  und  zu  meistern  hofften. 

Die  ganze  Aktion,  in  deren  Mittelpunkt  die  vorangerührte  Denk- 
schrift des  österreichischen  Hochadels  und  an  deren  Ende  das  Ok- 
toberdiplom steht,  bildet  in  jeder  Hinsicht  ein  geradezu  seltsames 
Bild  einer  Politik,  deren  Urheber  mit  wahrhaft  naiv  anmutender 
Offenheit  selbst  ihr  Charakteristikum  der  Unklarheit  und  Halbheit 
hervorheben.  „Eine  abgeschlossene  Verfassung",  sagt  Graf  Szecsen 
in  seinem  Rückblick,  „sollte  das  Oktoberdiplom  nicht  sein  und  konnte 
eine  solche  nicht  bieten,  ohne  dem  wahrhaft  konstitutionellen  Geiste, 
welcher  es  beseelte,  wenn  auch  nicht  erfüllte,  untreu  zu  werden." 
„Denn",  wie  er  hinzufügt,  „die  Verfassung  sollte  so  recht  eigentlich 
erst  aus  der  freien  Mitwirkung  und  Zustimmung  der  Völker  hervor- 
gehen, und  das  ist  eines  der  wesentlichsten  Merkmale  der  Oktober- 
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akte."  *)  Ganz  abgesehen  davon,  daß  es  auch  beim  besten  Willen 
nicht  recht  möglich  ist,  so  hohe  Befugnisse  der  „Völker",  wie 
S/.ecsen  sie  angibt,  in  den  oktroyierten  Landesordnungen  aus  Graf 
Goluchowskis  Feder  und  dem  Diplom  selbst  ausfindig  zu  machen. 
so  ist  doch  das  wesentlichste  Merkmal  dieser  Art  von  Yerfassungs- 
gesetzgebung  für  den  unbefangenen  Beurteiler  ihr  Grundzug  einer 
ausgesprochen  dilettantischen  Staatskunst,  die  glaubte,  die  schwie- 
rigen Probleme,  mit  denen  sie  sich  zu  schaffen  machte,  ohne 
jedwede  Fühlungnahme  mit  den  breiteren  Schichten  der  öster- 
reichischen Völker,  vielmehr  rein  aus  den  eigenen  theoretischen 
Gedankengängen  und  politischen  Gefühlen  heraus  befriedigend 
lösen  zu  können.  Nirgends  ist  das  Vertrauen  auf  die  Wirkung  rein 
geistiger  Mittel  so  wenig  berechtigt  als  im  politischen  Kampf  inner- 
halb der  modernen  Gesellschaft.  Die  Geschichte  lehrt,  daß  über- 
haupt und  vollends  in  einem  so  chaotischen  politischen  Milieu,  wie 
es  Oesterreich-Ungarn  seit  der  mechanischen  Niederhaltung  aller 
durch  die  Revolution  ausgelösten  sozialen  und  politischen  Kräfte 
der  Völker  vorstellte,  noch  so  wohlmeinende  Absichten  von  „über 
den  Parteien  stehenden"  Männern  und  noch  so  feingesponnene 
Ideengänge  regelmäßig  wirkungslos  bleiben  gegenüber  den  latent 
vorhandenen  Massenvorstellungen  und  den  hinter  ihnen  wirkenden 
politischen  Instinkten  der  Völker  oder  selbst  nur  ihrer  politisch 
aktionsfähigen  Schichten  —  mag  auch  der  „freie  Geist"  und  hoch- 
gebildete politische  Theoretiker  diese  letzteren  geringschätzig  mit 
dem  Stigma  des  Schlagwortes  oder  der  demagogischen  Phrase  be- 
legen. '-) 

Wie  es  nun  ein  Kennzeichen  des  Dilettantismus  ist,  daß  er 
selbst  gute  Gedanken  deshalb  kompromittiert,  weil  er  trotz  best«  I 
Willens  nicht  imstande  ist,  sie  genügend  durchzudenken,  sie  dem- 
zufolge zur  Unzeit  oder  in  einer  ungenügenden  Form  hervorbringt, 
und  dadurch  mehr  oder  minder  wirkungslos   macht,  so   ist   es  auch 


*)  Wie  wenig  dieser  entschuldigende  Hinweis  Szecsens  auf  den  »kon- 
stitutionellen Geist"  seiner  Schöpfung  vom  Oktober  L860  ernst  genommen 
wer. Ich  kann,  geht  am  besten  aus  seinen  eigenen  Abänderungsvorschlägen 
hervor,  die  er  zu  den  l^audesordniim^s-Kiitwiiifen  Gohichowskia  im  Minister- 
ra1  einbrachte,  so  besonders  bei  der  Beratung  des  böhmischen  Landesstatuts 
in  den  Ministerkonferenzen  vom  18.  bis  22.  November  iw<>.  Ihm  und  seinem 
Freunde  Clam  waren  Goluchowskis  Entwürfe  viel  zu  wenig  „ständisch"  und 
sie  bekämpften  den  Staatsminister  nicht  wegen  seines  zu  geringen  „Libera- 
i  mus"  in  -•mich  legislativen  Vorschlägen,  sondern  weil  diese  alle  Länder 
in  echt  bureaukratischer  Weise  nach  einem  un  l  demselben  Schema  „konsti- 
tuieren" wollten  und  weil  Goluchowski  dem  historischen  Adel,  dem  „fidei- 
1  ""in  .nundbcsii/..   nach    Ansicht  de*  genannten   a  ' 

männer,  noch  Immer  nicht  genug  an  politischen  Sonderrechten  gewährt 


3.  Kapitel:  Das  Oktoberdiplom:  seine  Entstehung  u.  seine  Bedeutung.    651 

hier  den  wohlmeinenden,  geistreichen,  zugleich  weltklugen  und 
„weltfremden"  ungarischen  Tories  ergangen.  Ich  habe  schon  mehr- 
mals darauf  hingewiesen  und  werde  sogleich  näher  darzulegen- 
haben, wie  schnell  und  vollständig  sich  die  spezifisch  ungarische 
Politik  im  Oktoberdiplom  als  undurchführbar  herausgestellt  hat. 
Aber  auf  diesem  Gebiete  war  es  mehr  die  Form  und  Taktik 
der  Altkonservativen,  die  man  als  dilettantisch  und  fehlerhaft  be- 
zeichnen muß :  ihre  sachliche  Grundidee,  die  Wieder- 
gewinnung der  Selbständigkeit  Ungarns  um  den  Preis  von  Kon- 
zessionen hinsichtlich  dessen,  was  dem  Kaiser  als  das  eigentliche 
Wesen  der  Reichseinheit  erschien,  nämlich  in  Betreff  der  Armee, 
der  äußeren  und  der  Handelspolitik,  durchzusetzen,  hat  sich  im  Ver- 
lauf der  weiteren  Ereignisse  als  vollkommen  richtig  erwiesen.  Weit 
verhängnisvoller  wirkte  die  von  den  Sorgen  um  das  eigene  unga- 
rische Vaterland  geleitete  Staatskunst  der  ungarischen  Altkonser- 
vativen dadurch,  daß  sie  den  unvergleichlich  schwächer  fundierten 
politischen  Ideen  und  dem  staatsmännischen  Ehrgeiz  des  konserva- 
tiven deutschen  und  böhmischen  Hochadels  in  Oesterreich  den  Weg 
freigemacht  hat.  Man  wird  in  der  Geschichte  moderner  Großstaaten 
kaum  eine  Parallele  finden  zu  der  merkwürdigen  Taktik,  mit 
welcher  die  erbländische  Adelsfraktion  von  1860  —  eine  kleine 
Anzahl  von  Häuptern  der  berühmten  historischen  Familien  —  un- 
mittelbar in  die  kaiserliche  Politik  praktisch  einzugreifen  ver- 
mochte, und  vor  allem  wird  man  kein  zweites  Beispiel  für  eine  so 
eigenartige  Mischung  von  Kühnheit  und  Unklarheit  in  den  Zielen 
vereint  mit  Halbheit  und  Kraftlosigkeit  in  den  Mitteln  und  im  tat- 
sächlichen politischen  Handeln  finden,  wie  sie  die  von  Heinrich 
Clam  geführten  österreichischen  Tories  in  ihrem  ganzen  Verhalten 
der  Krone,  den  Ungarn  und  ihrem  Gegner,  der  Bureaukratie,  gegen- 
über damals  und  später  zeigen.  Kühn,  ja  eigentlich  verwegen  war 
es  zu  nennen,  wenn  die  Erben  der  altständischen,  jetzt  „landtäflich" 
genannten  Latifundien  in  den  Sudetenländern  und  Galizien,  aus 
ihrer  tiefen  Abneigung  gegen  den  städtischen  Liberalismus  und  die 
diesem  verwandte  zentralistische  deutsche  Bureaukratie  heraus  sich 
vorsetzten,  den  Staat  Maria  Theresias  und  Josefs  IL  sozusagen  mit 
einem  geschickten  „Coup"  zwar  nicht  auf  einmal  ganz  abzuschaffen, 
aber  doch  mit  kräftigen  Schritten  „abzubauen".  Noch  verwunder- 
licher aber  war,  daß  dieselben  Männer  ernstlich  glaubten,  die  Groß- 
machtstelLung  der  Dynastie,  die  sie  zweifellos  um  jeden  Preis  zu 
erhalten  bestrebt  waren,  unversehrt  bewahren  zu  können,  wenn  wie 
ihr  gleichzeitig  den  ganzen  seit  Maria  Theresia  aufgebauten  Macht- 
apparat des  Kaisers  für  den  Bereich  der  nichtungarischen  Länder 
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ebl  qso  aus   den    Händen   nahmen,   wie   mit   ihrer    Zustimmung  ihre 
magyarischen  Standesgenossen  das  Gleiche  für  Ungarn  hinsichtlich 

on  Alexander  Bach  neugeschaffenen  Behördenmechanismus  in 
diesen  Ländern  taten.  Demi  nur  dies  und  nichts  anderes  konnte 
die  Folge  sein,  wenn  man  ernstlich  daran  ging,  die  Forderung  der 
vereinigten  Adelsfraktionen  nach  voller  Autonomie  der  inneren 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  der  Königreiche  und  Länder  als 
historisch-politischer  Individualitäten  tatsächlich  in  konkrete  Ver- 
waltungsreformen umzusetzen.  Der  Gipfel  des  Dilettantismus 
jedoch  lag  in  dem  Verhalten  <\<>v  österreichischen  Vdelsfraktion  von 
dem  Zeitpunkte  an.  da  die  kaiserliche  Regierung  tatsächlich,  wenn 
auch  pedantisch  langsam  daran  gegangen  war.  eine  Reorganisation 
der  Monarchie  im  Auftrage  des  Monarchen  zu  schalten,  die  den 
Ideengängen  des  Gutachtens  der  Mehrheit  des  verstärkten  Re 
rates  entgegenkommen  sollte,  da  es  sich  erweisen  mußte,  ob  die 
Gegner  des  bureaukratischen  Zentralismus  ihre  Vorstellungen  von 
der  „Autonomie"  als  Grundlage  eines  kräftigen  Reiches  wirklich 
zu  Ende  zu  denken  gesonnen,  das  darauf  gegründete  Reform- 
programm ernstlich  durchzuführen  gewillt  und  tatsächlich  bereit 
waren,  den  seit  dem  17.  Jahrhundert  ausgebildeten  Obrigkeitsstaat 
innerhalb  der  Kronländer  durch  eine  leistungsfähige  Selbstverwal- 
tung zu  ersetzen  und  über  dieser  eine  neue,  ihrem  ganzen  Geiste 
nach  föderalistische,  aber  doch  kraftvolle  Zentralregierung  und  Zen- 
tralverwaltung zu  errichten.  Denn  um  nichts  Geringeres  als  dies 
handelte  es  sich,  wenn  man  ernsthaft  von  Föderalismus,  von  einer 
realen  autonom  isti  sehen  Reorganisation  der  habsburgischen  Mon- 
archie reden  sollte. 

Nichts  ist  nun  so  bezeichnend  für  die  Oberflächlichkeit  der 
„konservativen",  aber  im  Verhältnis  zum  historischen  Obrigkeits- 
staat  Oesterreich  wahrhaft  grundstürzenden  Politik  der  böhmischen 
Feudalen,  als  die  Beobachtung  ihrer  Taktik  gegenüber  der  Regie- 
rung, seitdem  Graf  Goluchowski  als  Nachfolger  Bachs  dazu  berufen 
war,  eine  Abänderung  des  „Systems"  in  der  inneren  Administration 
und  in  dem  Organismus  der  Monarchie  einzuleiten.  Gewiß  haben 
Graf  dam  und  seine  Gleichgesinnten  Standesgeno.--en  gesellschaft- 
lich und  bei  Hofe  alle  Anstrengungen  gemacht,  um  ihren  politischen 

Ideen  beim  Kaiser  zum  Erfolg  ZU  verhelfen.  Aber  ihr  politischer 
Kraftaufwand    erschöpfte    sich    darin,    daß    der    einzige    ihren-    Partei- 

imd  Standesgenossen,  welcher  der  Regierung  angehörte,  <\^^  Kultus- 
minister Graf  Leo  Thun,  die  Anschauungen  der  Adelsfraktion  bei 
ledern  Anlaß  im  Ministerräte  nachdrücklich,  wenn  auch  vollständig 

ert    vertrat.      Als  aber  diese   Bemühungen   ergebnislos    blieben 
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und  Thun  zurücktrat,  war  der  erste  Heerzug  der  föderalistischen 
Adelspartei  Oesterreichs  großenteils  fruchtlos  auch  schon  au 
Ende  gegangen.  Erstaunlich  war  nun  dieses  Ergebnis  nicht.  Die 
ganze  Adelscampagne  von  1860  war  notwendigerweise  auf  rein 
höfischem  Boden  geblieben,  besaß  im  Augenblicke  noch  keinen 
Rückhalt  bei  irgendeinem  der  tatsächlich  vorhandenen  bedeutenden 
konservativen  Elemente  in  den  österreichischen  Völkern.  Indem 
nun  der  Kaiser  den  Grafen  Leo  Thun.  den  Vorkämpfer  im  Minister- 
rate für  die  Umgestaltung  der  österreichischen  Verwaltungsmaschine 
in  ein  Selfgovernment  nach  englisch-aristokratischem  Muster,  ziehen 
ließ  und  dem  Grafen  Goluchowski  die  Durchführung  des  Oktober- 
diploms als  dem  „Staatsminister"  für  die  nichtungarischen  Länder 
übertrug,  schien  die  Bureaukratie  über  den  Feudaladel  einen  voll- 
ständigen Sieg  errungen  zu  haben:  wenn  sich  dieser  auch  sagen 
mochte,  daß  immerhin  der  polnische  Edelmann  Graf  Goluchowski 
den  Konservativen  näher  stand,  als  die  Zentralisten  der  Wiener 
Schule  in  den  Ministerien  etwa  von  der  Art  Lassers,  der  nun  neben 
Plener  das  deutsch-bürgerliche  Element  in  der  Regierung  repräsen- 
tierte. 

Die  nächste  Etappe  auf  dem  Wege  der  deutschen  und  böhmischen 
Hochtories,  von  der  alsbald  zu  berichten  sein  wird,  läßt  erkennen, 
daß  sich  die  Führer  der  Adelspartei  selbst  des  dilettantischen  Cha- 
rakters und  der  mangelnden  politischen  Vorbereitung  als  der  wirk- 
lichen Gründe  des  Mißlingens  ihres  ersten  Versuches,  zur  Macht  zu 
gelangen,  bewußt  geworden  sind.  Nach  den  Ereignissen  des  Sommers 
und  Herbstes  von  1860  erkannte  man  auch  in  jenen  Kreisen,  daß 
eine  reine  Hof-  und  Adelspartei  eine  so  gewaltige  Veränderung  des 
alten  habsburgischen  Reiches,  wie  sie  eine  konsequent  zu  Ende  ge- 
führte autonomistische  oder  föderalistische  Politik  bedeutete,  auch 
nicht  einmal  ernsthaft  anpacken,  geschweige  denn  zum  Erfolge  führen 
konnte.  Dies  schon  deshalb  nicht,  weil  die  vasallitische  Ergebenheit 
dieser  Politiker  gegenüber  dem  Träger  der  Krone  und  ihre  Auf- 
fassung von  dem  absolutistischen  Grundcharakter  kaiserlicher  Herr- 
schaft sie  in  den  entscheidenden  Augenblicken  der  Politik  daran 
hinderte,  gerade  dem  Throne  gegenüber  mehr  zu  sein  als  eine  bloße 
adelige  Fronde.  Es  ist  bezeichnend,  daß  unmittelbar  an  die  Er- 
fahrungen, welche  Graf  Clam  und  seine  Freunde  im  Laufe  des  Jahres 
1860  auf  dem  Felde  der  Verfassungspolitik  machten,  die  Gründung 
eines  großen  konservativen  Tagblattes  in  Wien,  die  Unterstützung 
eines  deutsch  geschriebenen  Tagblattes  der  Tschechen  in  Prag  durch 
die  Adelsfraktion  und  der  Beginn  der  Bildung  einer  an  die  katholische 
Kirche  angelehnten  konservativen    Partei   auf  breiterer   Grundlage 
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anknüpft,  welche  den  Adel  sowohl  mit  dem  konservativen  Bauerntum 
der  deutschen  Alpenländer  wie  mit  der  analogen  Klasse  unter  den 
Tschechen  in  den  Sudetenländern  in  innere  Verbindung  bringt.  Da- 
von wird  im  folgenden  mehr  zu  sagen  sein.  Zunächst  aber  schien, 
sobald  an  die  Stelle  Goluchowskis  Schmerling  getreten  war,  die  neu- 
ständische  Politik  der  österreichischen  Adelsherren  doch  im  wesent- 
lichen gescheitert  zu  sein.  Wenn  der  Kaiser  und  seine  höfischen 
Ratgeber  unter  „Reorganisation  der  Monarchie"  höchstens  eine  Ver- 
brämung der  kaiserlichen  Selbstherrschaft  mit  einem  kraftlosen 
Scheinkonstitutionalismus  verstehen  wollten,  so  waren  sie,  was  die 
Vorschläge  der  feudalen  Führer  der  Majorität  des  Reichsrates,  der 
Grafen  Clam,  Szecsen,  Nostiz  zur  Schaffung  eines  Systems  von  öster- 
reichischem ..Selfgovernment"  der  Länder,  Kreise  und  Bezirke  betraf, 
auch  wiederum  höchstens  bereit,  eine  „Scheinarutonomie"  zuzuge- 
stehen, lehnten  aber  in  nüchterner  Erkenntnis  der  tatsächlichen  mili- 
tärischen und  administrativen  Machtgrundlagen  der  Dynastie  ent- 
schieden ab,  sich  auf  die  romantisch-historische,  dabei  aber  die 
besonderen  Interessen  des  Großgrundbesitzes  vorsorglich  wahrende 
Ideologie  des  historischen  Adels  ernstlich  einzulassen.  Darin,  daß 
Franz  Josef  die  konservative  „Idee"  gerade  so  von  sich  wies,  wie 
die  liberal-konstitutionelle,  prägt  sich  einer  der  wichtigsten  Grund- 
züge seiner  menschlichen  und  staatsmännischen  Persönlichkeit  aus: 
dem  Grundkern  seines  Wesens,  einer  außerordentlich  stark  aus- 
geprägten Nüchternheit  im  Urteilen  und  Handeln  widersprach  im 
Grunde  genommen  jede  „Idee"  als  solche  aufs  tiefste,  die  mit  dem 
Anspruch  vorgelegt  wurde,  daß  sie  seine  praktischen  Maßnahmen 
beherrschen  solle.  Konnte  er  nicht  mehr  anders,  so  neigte  er  sich 
den  Ratschlägen  und  Auskunftsmitteln  zu,  die  ihm  als  eine  praktische 
Konzession  an  das  Bestehende  erschienen,  durch  die  die  vorhandene 
Ordnung  der  Dinge  —  in  erster  Linie  immer  seine  persönliche 
llcnschergewalt  und  die  Machtstellung  der  Dynastie  —  nicht  in 
ihrem  Wesen  beeinträchtigt  erschien.  So  kam  es  in  diesen  ent- 
scheidenden Tagen  des  Jahres  1860  zu  dem  Scheinkonstitutionalis- 
mus, für  den  das  Oktoberdiplom  den  ersten  grundlegenden  Schritt 
bildete  und  damit  allerdings  zu  einer  vom  Standpunkt  der  ererbten 
Voreti  Illingen  des  Kaisers  weitgehenden  Konzession  an  die  liberal- 
demokratische Idee  vom   Herrscherrecht,   zu   der   er  sich,  wie  wir 

Bähen,    nur    Schritt    für    Schritt    herbeiließ.      Das     Prinzip    der    echt 

konstitutionellen  oder  gai  parlamentarischen  Monarchie  hat  er  bis  zu 
seinem  Lebensende  schroff  abgelehnt,  während  er  sich  sie  doch  in 

Uli        allerdings  auch  hier  mit  kaum  sichtbaren,  aber  wirksamen 

Vorbehalten  für  Beine  dynastisch-militärische  Stellung  —   Beil   1867 
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gefallen  ließ.  Gerade  so  lehnte  er  nun  die  „Idee"  der  Adelspolitiker 
von  einer  auf  gleichmäßiger  Autonomie  aller  Länder  beruhenden 
konservativ-aristokratischen  Monarchie  als  solcher  ab:  aber  er  pak- 
tierte auch  mit  dieser  Idee  wieder  insoweit,  daß  er  dem  Schein- 
konstitutionalismus  eine  Scheinautonomie  an  die  Seite  zu  setzen  be- 
schloß, zu  deren  Ausarbeitung  Graf  Goluchowski  als  Staatsminister 
berufen  war.  Diese  hat  dann  Anton  von  Schmerling  —  den  Bedürf- 
nissen der  bürgerlichen  Welt  mehr  angepaßt,  als  das  im  ursprüng- 
lichen Entwürfe  der  Fall  war  —  tatsächlich  ins  Leben  gerufen. 

Dies  also  ist  das  überraschende  Ergebnis  der  ganzen  seit  dem 
Sommer  1859  begonnenen  Kämpfe  in  den  Ministerkonferenzen,  in 
den  adeligen  Konventikeln  und  im  kaiserlichen  Kabinett  gewesen: 
trotz  ihres  augenblicklichen,  scheinbar  vollständigen  Mißerfolges  ist 
die  Aktion,  welche  die  Feudal-Konservativen  schließlich  im  Sommer 
und  Herbst  1860  unternahmen,  eines  der  folgenreichsten  Ereignisse 
in  der  Geschichte  des  modernen  Oesterreichs  geworden.  Man  pflegt 
die  Bedeutung  des  Oktoberdiploms  in  der  österreichischen  Ver- 
fassungsgeschichte gewöhnlich  darin  zu  erblicken,  daß  es  durch  die 
—  allerdings  bedingte  —  Wiederherstellung  der  Selbständigkeit 
Ungarns  den  festen  Grund  zum  modernen  Dualismus  der  habsbur- 
gischen  Monarchie  gelegt  und  daß  es  so  gerade  das  Gegenteil  von 
dem,  was  es  anstrebte,  nämlich  statt  der  Reichseinheit  die  Auflocke- 
rung des  Reiches  herbeigeführt  habe.  So  lautete  wenistens  die 
bittere  Kritik  des  deutschen  Großösterreichertums  alter  Schule,  so- 
lange es  ein  solches  gegeben  hat.  Wenn  man  aber  gegenwärtig  von 
den  schließlichen  Ergebnissen  der  langen  Regierung  Franz  Josefs 
her  rückblickend  die  politischen  Vorgänge  von  1860  beurteilt,  so  wird 
man  den  Folgen,  welche  diese,  ganz  in  dem  höfisch-adeligen  und 
ministeriellen  Bereich  gebliebenen  politischen  Vorgänge  auf  die  Ent- 
wicklung des  spezifisch-österreichischen^  d.  h.  erbländischen  Staats- 
problems nach  sich  gezogen  haben,  nicht  minder  große  Tragweite 
zumessen.  Denn  das,  was  der  Kampf  der  Regierung 
Rechberg-Goluchowski  mit  der  neu  gebildeten 
böhmisch-deutschen  Adelsfraktion  schließlich 
hervorbrachte,  muß  doch  —  so  wenig  dieses  Ergebnis,  an 
den  weitausgreifenden  Plänen  und  Gedankengängen  des  Grafen 
Clam-Martinitz  und  seiner  Freunde  gemessen,  augenblicklich  zu  be- 
deuten schien  —  als  die  erste  von  den  Trägern  der 
Macht  selbst,  also  von  oben  her  ausgehende  und 
sogleich  bis  auf  den  Grund  reichende  Erschütte- 
rung des  alten  theresianisch-josefinischen  Ein- 
heitsstaates   angesehen    werden,    des  kunstvollen   Ge- 
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bildes,  auf  dem  die  Machtstellung  der  Dynastie  und  damit  die  ge- 
^ainle  europäische  Einordnung  der  Gesamtheit  der  habsburgischen 
Erbländer  beruhte.  Das  Sprengmittel  aber,  weh  lies  diese  Erschütte- 
rung hervorbrachte,  ist  nichts  anderes  gewesen  als  die  praktische 
Aufnahme  der  Idee  der  Autonomie  in  der  eigentümlichen  neustän- 
disohen  Formulierung,  die  von  dem  Augenblicke  an,  da  die  Abkehr 
vom  Bachschen  System  beim  Kaiser  selbst  beschlossene  Sache  ge- 
worden war,  durch  den  Einfluß  Leo  Thuns  und  Clams  in  den  Vorder- 
grund gerückt  worden  war  und  den  nun  anhebenden  Prozeß  einer 
ministeriellen  Reorganisation  von  Reich  und  Staat  mehr  und  mehr 
zu  beherrschen  beginnt. 

Hält  man  sich  die  Entwicklung  der  Reformpläne  der  Regierung. 
wie  sie  oben  nach  den  Akten  selbst  in  den  Hauptzügen  dargestellt 
wurden,  vor  Augen,  so  erkennt  man  deutlich  die  einzelnen  Stadien 
des  damit  beginnenden  Zersetzungswerkes.  Nun  —  könnte  man  ein- 
wenden —  war  ja  diese  Erscheinung  an  und  für  sich  vollkommen 
natürlich  und  ganz  in  der  Linie  der  geschichtlichen  Entwicklung  der 
ganzen,  Oesterreich  eigentümlichen  politischen  Ideenwelt  gelegen. 
Hatten  in  Kremsier  zuerst  die  Volkspolitiker  aller  Nationen  darnach 
gestrebt,  mit  Hilfe  des  Schlagwortes  von  der  Autonomie  die  bei  den 
gegebenen  Verhältnissen  erreichbare  spezifisch  österreichische  Ge- 
stalt föderalistischer  Staatsorganisation  zu  schaffen,  so  war  jetzt,  da 
der  neue  Absolutismus  ebenso  gescheitert  war.  wie  zwölf  Jahre  früher 
der  alte,  das  Wiederauftauchen  des  fundamentalen  Gegensatzes  zur 
zentralistischen  Autokratie,  der  autonomistischon  Idee  selbstverständ- 
lich. Aber  das  Neue  und  Verhängnisvolle  lag  zunächst  darin,  daß 
nunmehr  nicht  die  Völker  selbst  durch  ihre  Parteien,  sondern  daß 
die  Adelspartei  als  ein  sich  über  den  Nationen  erhebendes  politisches 
Gebilde  sui  generis  diesen  Grundgedanken  nun  aufgriff;  und  daß 
sodann  —  gleichsam  als  Reflexwirkung  hiervon  —  dje  Bureaukratie 
schließlich  nicht  anders  konnte,  als,  um  wenigstens  einen  Teil  ihrer 
Machtstellung  und  damit  den  Einheitsstaat  zu  erhalten,  diese  Idee 
in  der  ihr  durch  die  Adelspolitiker  und  die  unter  deren  Einfluß  voll- 
zogenen Reorganisationspläne  Goluchowskis  gegebenen  Gestaltung 
Betbsl  aufzugreifen  und  in  bestimmtem  Maße  als  eigenes  Programm 
zur  Verwirklichung  zu  bringen.  Das  Verhängnisvolle,  das  hierin 
für  die  weitere  Fortbildung  d^~.  österreichischen  Binheits-  und  Obrig- 

daates  \im.  wurde  aber  noch  dadurch  verschärft,  daß  diese  Um- 
Bchaltung  di-s  urwüchsigen  föderalistischen  Gedankens  \on  1848  aul 
völlig  neue  Träger  Bich  durchaus  unter  magyarischer  Führung  als 
ein  Stück  des  Bmanzipationekampfea  des  Magyarentums  ur«'i,r<-n  das 
Reich  als  Einheit  allen    Königreiche   und    Länder  vollzogen  hat.") 
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An  die  Stelle  jener  föderalistischen  Idee,  zu  der  noch  im  Kremsierer 
Verfassungsausschusse  nicht  nur  Palacky  und  Rieger,  die  Polen  und 
Südslawen,  sondern  —  obgleich  mannigfach  abgeschwächt  und  modi- 
fiziert —  auch  die  demokratischen  Deutschen  als  zu  einem  Ausfluß 
des  Prinzipes  der  Gleichberechtigung  der  Völker  sich  bekannten, 
trat  jetzt  die  autonomistische  Idee,  wie  sie  Josef  von  Eötvös,  zwar 
gestützt  auf  unvergleichliches  politisches  Wissen  und  in  wahrhaft 
modernem  europäischen  Geiste  formuliert  hatte,  die  aber  doch  selbst 
bei  diesem  besten  Europäer  im  damaligen  Ungarn  letzten  Grundes 
ernstlich  nur  die  Wiederherstellung  der  magyarischen  Vorherrschaft 
im  möglichst  selbständigen  ungarischen  Königreiche  zum  Ziel  hatte. 
Die  Funktion  Szeosens  und  der  altkonservativen  Magnatenfraktion 
in  dem  ganzen  politischen  Vorgang  der  Ueberführung  dieses  wissen- 
schaftlichen Autonomiebegriffes  in  das  neue  öffentliche  Recht  der 
Monarchie  hat  aber  schließlich  doch  nur  darin  bestanden,  daß  sie 
die  Ausscheidung  der  liberal-bürgerlichen  Elemente,  die  Eötvös  mit 
seinem  Prinzip  der  Autonomie  verbunden  hatte,  zugunsten  der 
Wiederbelebung  einer  neuständischen  österreichischen  Adelsver- 
fassung herbeiführten,  deren  staatsrechtliche  Grundzüge  Graf  Hein- 
rich Clam  im  verstärkten  Reichsrate  dargelegt  hatte.  Als  nun  die 
ungarischen  Altkonservativen  durch  die  Fügung  der  Umstände  in 
der  politischen  Zusammenarbeit  mit  den  böhmischen  imd  deutschen 
Standesgenossen  auf  der  gemeinsamen  Grundlage  dieses  Autonomie- 
begriffes plötzlich  die  Möglichkeit  der  Verwirklichung  ihrer  Grund- 
pläne greifbar  vor  Augen  sahen,  konnten  sie  —  selbst  wenn  sie  es 
gewollt  hätten,  was  übrigens  gar  nicht  der  Fall  war  —  nicht  anders 
als  die  Entfaltimg  der  denkbar  „konservativsten"  Formulierung  dieser 
Idee  zuzulassen.  *)  Sie  mußten  wohl  oder  übel  mit  dem  neustän- 
dischen  Programm  des  historischen  Adels  der  Sudeten-  und  Alpen- 
länder ein  Kompromiß  schließen,  und  so  trat  dieses  der  bürgerlich- 
liberalen Richtung  sich  offen  entgegenstellende  Programm  für  den 
Bereich  Oesterreichs  im  engeren  Sinne,  also  für  die  deutsch- 
slawischen Kronländer,  mit  einem  Schlage  in  den  Vordergrund  der 
praktischen  Politik  Oesterreichs.  Damit  aber  wurde  der  Widerstand 
der  deutsch-liberalen  Elemente  aller  Klassen  in  Wien  und  in  den 
Provinzen  wider  das  Oktoberdiplom  und  dessen  ungarische  „Väter" 


*)  Das  läßt  sich  deutlich  aus  den  Protokollen  derjenigen  Ministerkonfe- 
renzen erkennen,  in  welchen  das  Ministerium  Rechne rg-Goluchowski-Szecsen 
die  Landesstatute  für  Böhmen  und  Mähren  beratschlagte.  In  den  betreffen- 
den Debatten  trat  Graf  Szecsen.  hierin  von  dem  im  Grumte  genommen 
streng  feudal  gesinnten  Grafen  Rechberg  unterstützt,  nachdrücklich  für 
alle  jene  Forderungen  zu  Gunsten  der  Praeponderanz  des  Hochadels  ein,  die 
ihm  von  Heinrich  Clam,  Graf  Nostitz  und  deren  Freunden  zugemittelt  waren. 

Redlich.    I.  42 
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erst  recht  verschärft  und  hierdurch  hinwiederum  der  magyarischen 
Opposition  gegen  die  „Reichsverfassung"  wirksamste  Unterstützung 
geboten.  Das  Paradoxe  dieses  Erfolges  der  autonomistischen  Idee 
in  feudal-konservativer  Fassung,  wie  er  sich  1859  bis  1860  in  den 
Beschlüssen  des  verstärkten  Reichsrates  und  dann  doch  tatsächlich 
in  den  Reorganisationsarbeiten  der  Regierung  zum  Ausdruck 
brachte,  liegt  also,  vom  ungarischen  Standpunkt  gesehen,  darin,  daß 
gerade  das,  was  diesen  Erfolg  hauptsächlich  herbeiführte,  nämlich 
das  aus  ungarischem  Geist  heraus  geschaffene  Bündnis  der  auto- 
nomistischen Altkonservativen  mit  dem  österreichischen  feudal- 
konservativen  Adel,  die  ersteren,  wie  sie  nur  zu  schnell  gewahr 
wurden,  im  eigenen  Lande  politisch  von  Anfang  an  und  dauernd 
entwurzelte. 

Das  schnelle  Scheitern  des  Oktoberdiploms  als  Ganzen  sowohl 
in  Ungarn  als  auch  in  Oesterreich,  für   welches    die  tiefe  Enttäu- 
schung der  deutschen  Kreise  über  Graf  Goluchowskis  neuständische 
Landtage  die  hauptsächlichste  Ursache  bildete,  ist  der  Anlaß  für  die 
dauernde  und  vollständige  Auescheidung  des  altkonservativen  Mag- 
natentums  aus  der  ungarischen  Politik  geworden.    Für  die  deutsch- 
slawischen Erbländer  aber  wurde  das  Eingreifen  des  feudal-konser- 
vativen   Großgrundbesitzes   als    einheitlicher  politischer    Partei     in 
die  Verfassiungspolitik  —  durch  den    für   Ungarn    doch    nur    ganz 
ephemeren,  höfischen  Einfluß  des  magyarischen  Magnatentums  be- 
wirkt —  trotz  scheinbar  augenblicklichen  Mißerfolges  zu  einem  Ge- 
schehnis von  großer  und  dauerhafter  Tragweite.     Sehr  richtig  hat 
einer  der  Urheber  des  Oktoberdiploms,  Graf  Emil  Dessewffy,  dieses 
einen  „Staatsstreich  des  hohen  Adels  gegen  die  regierende  Wiener 
Bureaukratie"  genannt  und  damit  das  innerste  Wesen  dieser  Aktion 
richtig  bezeichnet.    Nur  war  die  tatsächliche  Wirkung  dieses  „Staats- 
streiches" hüben  und  drüben  vollständig  verschieden.     Für  Ungarn 
blieb    dieser  Staatsstreich  zwar    zunächst  ganz   erfolglos,  um   aber 
dafür  nach  wenigen  Jahren  —  1867!  —  die  endgültige  Befreiung 
Ungarns  von  der  Macht  der  bureaukratischen  Autokratie  und   die 
volle   Selbständigkeit  des  Reiches   der  Stephanskrone   zu    bringen: 
allerdings  geschah    das    so,   daß   sogleich    für   die   Gesamtheit   der 
Völker  Ungarns  an  die  Stelle  der  beseitigten  deutschen  Bureaukratie 
Wiens  die  parlamentarische  Autokratie  des  Magyarentums  und  des 
neu   sich   bildenden  Budapester  bureaukratischen  Zentralismus  ge- 
treten Ist     Für  Oesterreich  aber  ist  der  Erfolg  der  vom  Adel  ver- 
kündeten  autonomistischen   Idee    in    einem   gewissen    —   zunächst 
praktisch    recht    geringen    —    Ausmaße    tatsächlich     sogleich    ein- 
getreten, wenn  auch  —  wieder  sehr  paradox!  —  nicht  so  sehr  als 
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unmittelbarer  politischer  Erfolg  des  Adels,  sondern,  wie  schon  oben 
angedeutet  worden  ist,  vielmehr  als  eine  von  der  Wiener  Bureau- 
kratie  in  ihren  Defensivkämpfen  gegen  die  Adelspolitik  gewährte 
Konzession.  Um  nun  ganz  zu  verstehen,  wie  dieses  letzte  Er- 
gebnis kaum  vier  Monate  nach  der  Verkündung  des  Oktoberdiploms 
durch  das  Werk  Anton  von  Schmerlings  herbeigeführt  worden  ist, 
muß  ich  hier  zum  Schluß  nochmals  auf  die  Geschicke  des  Kabinetts 
Rechberg-Goluchowski  zurückkommen. 

Hält  man  sich  den  Gang  der  Reorganisationspläne  dieser  Regie- 
rung, wie  er  oben  nach  den  Ministerkonferenz-Protokollen  dargelegt 
worden  ist,  vor  Augen,  so  steht  man  in  der  Tat  vor  dem  histo- 
rischen Wendepunkt  in  der  Geschichte  des  österreichischen  Be- 
amtentums und  seiner  Ideen  von  Staat  und  Regierung.  In  der 
Krise,  die  der  unglückliche  italienische  Krieg  herbeigeführt  hatte, 
war  der  Ausgangspunkt  gelegen  für  die  folgenschwere  Wendung, 
zu  welcher  die  Bureaukratie  nunmehr  —  man  möchte  fast  sagen  — 
instinktiv  ihre  Zuflucht  nahm,  um  aus  der  Diskreditierung  der  zen- 
tralistischen  Autokratie,  welche  der  Sturz  Alexander  Bachs  gleich- 
sam symbolisch  versinnlichte,  so  viel  als  möglich  für  die  alten, 
Oesterreich  beherrschenden  Kräfte  zu  retten.  Die  Schwierigkeit  der 
Lage,  in  der  sich  die  Wiener  Bureaukratie  befand,  war  aber  augen- 
blicklich mehr  in  den  Tendenzen  gelegen,  die  nun  bei  Hofe  hervor- 
traten, als  durch  die  neuerdings  hervortretende  Abneigung  der 
öffentlichen  Meinung  gegen  die  streng  absolutistische  Staatsordnung 
und  Politik  bestimmt,  der  man  die  Hauptschuld  an  der  Niederlage 
und  der  beklemmenden  Gestaltung  der  Finanzen  zuschrieb.  Darin 
lag  das  entscheidende  Moment:  der  Kaiser  fürchtete,  zur  Rückkehr 
zum  Konstitutionalismus  von  1848  gedrängt  zu  werden  und  suchte 
daher  nach  einer  Politik,  die  ihm  durch  Konzessionen  anderer  Art 
an  die  öffentliche  Meinung  solche  seiner  Auffassung  nach  gefähr- 
liche und  demütigende  Wendung  ersparte.  In  diesem  Augenblicke 
mögen  übrigens  auch  schon  persönliche  Einflüsse  aus  den  Kreisen 
des  konservativen  Adels  auf  den  Monarchen  einzuwirken  begonnen 
haben,  die  auf  das  Uöbermaß  der  1851  eingerichteten  Ministerherr- 
schaft als  Hauptursache  des  Mißerfolges  der  kaiserlichen  Politik  im 
Innern  hinwiesen.  Mehrere  Symptome  deuten  auf  solche  Einflüsse 
hin,  so  besonders  das  Verbleiben  des  Kultusministers  Grafen  Thun 
im  Amte  und  die  Berufung  des  Grafen  Goluchowski  zum  Minister 
des  Innern.  Diese  Berufung,  der  die  Oeffentlichkeit  zunächst  voll- 
kommen ratlos  gegenüberstand,  hatte  wohl  schon  in  solchen  Er- 
wägungen ihren  Grund.  Der  pohlische  Statthalter  von  Galizien, 
völlig  unvermutet  den  Häuptern  der  deutschen  Wiener  Bureaukratie 
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vorgezogen  und  vorgesetzt,  repräsentierte  die  damals  noch  ganz 
seltene  Spielart  hoher  Beamten  slawischer  Natinonalität  von  alt- 
adeligem Stande,  bei  denen  das  bureaukratische  Element  zwar  vor- 
herrschte, aber  doch  mit  einem  gewissen  ständisch-politischen 
Element  legiert  erschien.  *)  Das  veröffentlichte  Programm  der 
neuen  Regierung  läßt  nun  schon  deutlich  erkennen,  daß  man  bei 
Hofe  entschlossen  war,  neben  der  Milderung  der  schroffsten  Me- 
thoden und  Ziele  des  unbedingten  Polizeistaates  auch  eine  gewisse 
organisatorische  Lockerung  des  straffen  Beamtenstaates,  wie  ihn 
Bach  geschaffen  hatte,  zuzugestehen,  und  daß  man  um  diesen  Preis 
die  Beruhigung  der  Bevölkerung  diesseits  und  jenseits  der  Leitha 
einzutauschen  hoffte.  Es  ist  nun  bezeichnend,  daß  nicht  nur  das 
Publikum  in  Wien  und  Deutsch-Oesterreich  überhaupt,  sondern  daß 
auch  die  hohe  Bureaukratie  in  der  Reichshauptstadt  selbst  den 
Grafen  Goluchowski  sehr  mißtrauisch  empfing  und  ihm  dauernd 
deutliche  Abneigung  und  Ablehnung  entgegenbrachte.  In  diesem 
Zentrum  des  Altösterreichertums  empfand  man  die  Berufung  des  in 
Wien  volksfremden  Statthalters  von  Galizien  zum  leitenden  Minister 
des  durchaus  deutsch  regierten  Oesterreich  als  einen  bedenklichen 
Bruch  mit  der  Tradition  und  als  eine  unleugbare  Gefahr  für  das 
Wesen  und  die  historisch  gegebenen  Interessen  der  Bureaukratie. 
Daß  diese  Befürchtungen  übertrieben  waren,  da  Graf  Goluchowski 
sich  bald  als  ein  zwar  in  seinem  Gehaben  fremdartiger,  sonst  jedoch 
durchaus  typischer  Bureaukrat  erwies,  mochte  auf  die  maßgebenden 
Männer  in  den  Wiener  Zentralstellen  immerhin  zeitweilig  be- 
sänftigend einwirken.  In  der  Tat  suchte  Graf  Goluchowski  die  ihm 
aufgetragene  gewaltige  Aufgabe,  ein  Reich,  das  Oesterreich  und 
Ungarn  zusammen  umfaßte,  auf  dem  Papier  zu  reorganisieren,  in 
echt  amtlicher  Weise  vor  allem  auf  einen  Vorakt  zu  begründen, 
und  zwar  ging  er  zu  diesem  Zwecke  auf  die  in  den  „Organischen 
Grundsätzen"  des  Sylvesterpatents  von  1851  enthaltenen,  aber  nie- 
mals eingehaltenen  Verheißungen  zurück,  auf  die  Reform  des  Ge- 
moindewesens  und  auf  die  Schaffung  von  besonderen  „beratenden" 
Ausschüssen  in  Bezirk,  Kreis  und  Kronland,  welche  den  Behörden 
zur  Seite  stehen  sollten. 

Hier  ist  nun  der  Punkt,  an  dem,  von  außen  her  betrachtet,  das 
Anschwellen  der  Bewegung  in  Ungarn,  die  Verschärfung  der  öffent- 


*)  Staatsmänner  dieser  Art  bilden  eine  der  ministeriellen  „Serien",  in 

die  man  die  Regierungszeit  Franz  Joseis  gliedern  kann.     Die  Reihe    I 

männiscben  Typus  wird  bezeichnet  durch  die  Nomen  folgender  Gh 

Ministerpräsidenten:    Goluchowski,    Belcredi,    Potocki,   Taalfe,    Ba 

Franz  Dum.     Durchweg  politisch  konservative  Großgrund  beeitzer,  die 

Statthalterpoeten  cur  leitenden  Stellung  im  Staate  berufen  worden  sind. 
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liehen  Stimmimg  imd  der  deutschen  Presse  in  Oesterreich  als  Trieb- 
kräfte zu  wirken  beginnen,  von  innen  her  der  steigende  Einfluß  der 
adeligen  Magnatenpolitiker  wirksam  wird  und  im  Zusammenhange 
damit  die  Gestalt  des  Grafen  Leo  Thun  immer  bedeutender  und 
eigenartiger  hervortritt.  Man  erkennt  ohne  Schwierigkeit,  was  als 
das  kleinste  gemeinschaftliche  Vielfache  dieser  soeben  bezeichneten 
Einflüsse  angesehen  werden  kann:  es  ist  dies  die  Opposition  gegen 
die  seit  1850  unumschränkt  regierende  Bureaukratie  als  gesell- 
schaftlich-politisches Element  und  gegen  deren  Auffassung  von  der 
staatlichen  Natur  Oesterreichs.  Unter  solchen  Umständen  mochte 
nun  Graf  Goluchowski  eben  doch  als  der  providentielle  Mann  gelten, 
da  er  dieser  Opposition  voraussichtlich  nicht  solchen  zähen  Wider- 
stand entgegensetzen  konnte  als  die  alte  vormärzliche  oder  die  ihr 
verbundene,  durch  die  Schule  Alexander- Bachs  gegangene  deutsche 
Hochbureaukratie.  Wie  weit  sich  nun  diese  Erwartung  erfüllte, 
zeigt  am  deutlichsten  der  Weg,  den  Graf  Goluchowski  in  den 
Ministerkonferenzen  vom  Augustprogramm  1859  bis  zu  der  am 
2.  Oktober  verhandelten  Denkschrift  zurücklegt.  Prüft  man  die 
Gesetzentwürfe,  die  Graf  Goluchowski  dem  Gesamtministerium  vor- 
legt, seine  Landgemeinden-  und  Städteordnung,  sein  Gesetz  über 
die  Schaffung  von  besonderen  Gutsgebieten,  so  erkennt  man  leicht 
die  Ideen  und  Prinzipien,  aus  denen  er  die  Grundsätze  für  seine 
Reorganisationspläne  formt:  es  sind  ganz  einfach  die  von  Kübeck 
verfaßten  „Organischen  Grundsätze"  vom  31.  Dezember  1851,  an 
denen  Graf  Goluchowski  nur  sehr  wenige,  den  augenblicklichen 
Zeitverhältnissen  einigermaßen  Rechnung  tragende  Aenderungen 
vornimmt.  Jene  Grundsätze  für  die  organischen  Einrichtungen  des 
Freiherrn  von  Kübeck  sind  aber  in  ihrem  Kern  eigentlich  doch 
nichts  anderes  gewesen  als  der  prinzipielle  Ausdruck  einer  Ver- 
waltungsordnung,  die  im  Rahmen  der  absolutistischen  Allmacht  des 
Kaisers  in  Wahrheit  die  Allmacht  der  zentralistischen  Bureaurkatie 
statuiert.  An  diesen  Grundsätzen  und  für  sie  ist  nur  der  Stufenbau 
der  Behörden  und  Aemter  „organisch",  die  Bevölkerung  jedoch,  die 
staatliche  Gesellschaft,  ist  für  sie  nur  willenlose  Materie.  Diesem 
Grundgedanken  gegenüber  bildeten  die  gleichsam  als  Anhang  den 
Grundsätzen  von  1851  hinzugefügten  Verheißungen  von  „Aus- 
schüssen zur  Beratung  der  staatlichen  Behörden  in  Bezirk,  Kreis 
und  Kronland"  eine  wenn  auch  nur  schwächlich  gehaltene,  aber 
doch  unverkennbare  Abweichung.  Diese  Ideen  waren  aber  in  die 
Charte  des  Absolutismus  vom  31.  Dezember  1851  hineingeraten 
gewissermaßen  als  der  letzte  kaum  mehr  vernehmbare  Nachhall  des 
ganzen  uns  wohlbekannten   Ideenganges,  der  von  den  Beratungen 
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der  Wiener  Ständekonferenz  vom  März  1848  anhebt,  in  Wahrheit 
aber,  wie  wir  wissen,  bis  auf  die  literarischen  Wirkungen  des  Frei- 
herrn von  Andrian  und  die  letzten  altständischen  Bewegungen  in 
den  Landtagen  vor  1848  zurückgeht.  Da  nun  diese  Verheißungen 
von  1851  bis  dahin  völlig  unbeachtet  und  unausgeführt  gebliebeu 
waren,  so  richtete  sich  der  Reformeifer  Goluchowskis  zunächst 
darauf,  die  nachträgliche  Verwirklichung  dieser  schattenhaften  Rats- 
kollegien, welche  das  Verschwinden  der  Landstände  und  die  Nicht- 
erfüllung der  zu  Kremsier  geplanten  Kreistage  wenigstens  zum 
Schein  gutmachen  sollten,  nunmehr  amtlich  zu  beantragen.  Das  war 
der  Grundgedanke  der  ersten  Entwürfe  von  Landesstatuten,  die  er 
dem  Gesamtministerium  unterbreitete  sowie  der  sonstigen  Entwürfe, 
und  auch  in  seinen  Reden  in  der  Ministerkonferenz  hält  er  zähe  an 
der  bureaukratischen  Staatsidee  und  streng  autoritären  Verwaltung 
fest.  Demgegenüber  zeigt  nun  die  Denkschrift  vom  2.  Oktober  doch 
ein  wesentlich  verändertes  Bild:  die  inzwischen  abgelaufene  Session 
des  verstärkten  Reichsrates  und  der  Beschluß  seiner  autonomisti- 
schen  Mehrheit  über  die  Regeneration  der  Monarchie  hatten  auf  die 
Pläne  der  Regierung  und  vor  allem  des  Grafen  Goluchowski  unver- 
kennbar Rückwirkung  geübt.  Der  Grundgedanke  des  Reorgani- 
sationsplanes, mit  dem  Graf  Goluchowski  die  politischen  Tendenzen 
der  neuen,  im  verstärkten  Reichsrat  vorherrschenden  Adelsparteien 
wohl  zu  befriedigen  hoffte,  ist  nichts  anderes,  als  die  Annahme  des 
Prinzipes  der  „Selbstverwaltung"  in  Gemeinde,  Bezirk,  Kreis  oder 
Komitat  und  Kronland,  wie  es  übrigens  schon  das  Handschreiben 
des  Kaisers  an  Benedek  vom  19.  April  verheißen  hatte.  Mit  diesem 
sei,  wie  die  Denkschrift  sagt,  ein  organisatorisches  System  in  Aus- 
sicht gestellt  worden,  dessen  Durchführung  im  ganzen  Reiche  sich 
nunmehr  die  Regierung  zur  Richtschnur  gemacht  habe.  Als  Grund- 
begriff dieser  Selbstverwaltung  erscheint  in  der  Denkschrift  die 
autonome  Gemeinde,  die  merkwürdigerweise  schon  hier  wieder  — 
wie  in  der  Stadionschen  Gesetzgebung  von  1849  —  ganz  theoretisch 
als  „Begriff"  der  Selbstverwaltung  überhaupt  aufgefaßt  und  dann 
nur  für  die  praktische  Durchführung  nach  den  verschiedenen  Ab- 
stufungen des  öffentlichen  Lebens  als  Orts-,  Bezirks-,  Kreis-  oder 
Komitatsgemeinde  und  Kronland  gegliedert  wird.  So  sieht  man  mit 
Erstaunen,  wie  sich  in  dieser  Denkschrift  —  allerdings  zunächst  nur 
auf  dem  geduldigen  Papier  —  die  Auferstehung  des  ganzen  uns  wohl- 
bekannten  Systems  der  Verwaltuugsreform  des  Grafen  Stadion  von 
1849  vollzieht,  wobei  das  Eigentümlichste  bleibt,  daß  gerade  Graf 
•ioluchowski,  dieser  geistig  wenig  bewegliche  und  altmodische  Ver- 
treter de«  buroaukratischen  Obrigkeits3taates  es  war,  der  diese  Ideen 
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wieder  ins  Leben  rief.    Wenn  man  sich  vor  Augen  hält,  wie  dieselbe 
Regierung  gleichzeitig  mit  aller  Strenge  an  dem  bestehenden  Polizei- 
regime festhält,  wenn  man  aus  den  Ministerkonferenzprotokollen  die 
authentischen  Zeugnisse  für  den  politischen  Geist  dieser  Regierung 
gewinnt  und  merkt,  mit  welchen  Anschauungen  der  Kaiser  und  die 
Minister    der    Presse    und    allen    sonstigen  Regungen    öffentlichen 
Geistes  gegenüberstanden,  so  erscheint  es  einem  fast  unverständlich, 
daß  gerade  diese  Regierung  abermals,  scheinbar  aus  freien  Stücken, 
die  große,  aus   dem  liberalen   Aufschwung  von  1848   heraus   ent- 
sprungene Idee  einer  Reform  Oesterreichs  durch  ein  System  freier 
Selbstverwaltung    zu    erneuern    sich    anschickt. 15)      Bei    näherer 
Prüfung  der  Art  und  Weise,  wie  sich  Graf  Goluchowski  diese  Selbst- 
verwaltung dachte,  löst  sich  allerdings  das  Rätsel  so  ziemlich  voll- 
ständig.    Gewiß,  auch  Graf  Goluchowski  versteht  unter.  Selbstver- 
waltung das  „Prinzip  der  Wahl  der  Vertreter  der  Gemeinde  durch 
die  am   Gemeinwohl  wesentlich  interessierten  Gemeindemitglieder 
und    das  Recht    der  Gemeindevertretung,    die    inneren    Gemeinde- 
angelegenheiten in  freier  Selbstbestimmung  zu  schlichten".     Aber 
an  der  eben  zitierten  Stelle  beeilt  sich  der  Verfasser  der  Denkschrift 
hinzuzufügen,  daß  das  Prinzip  der  Selbstverwaltung  die  Wirkungs- 
sphäre der  Regierungsgewalt  unangetastet  lasse,  und  weist  auf  die 
beiden  großen  Nutzleistungen  hin,  in  welchen  der  Wert  der  Selbst- 
verwaltung für  die  Regierung  liegt:  nämlich  einmal  die  Ersparung 
eines  großen  Teiles  des  bisherigen  Verwaltungsaiufwandes,  der  fortan 
den  Gemeinden  zur  Last  fallen  wird  und  zweitens  die  Heranziehung 
der  Gemeinden  zu  allen  möglichen  administrativen  Funktionen  durch 
die  Regierung  und  unter  der  Oberleitung  der  staatlichen  Behörden. 
Hier  liegt  der  Ursprung  der  dann  für  die  österreichische  Verwaltung 
so    wichtig    gewordenen    Idee    vom    „übertragenen  Wirkungskreis" 
der  Kommunen;    in  dieser  und  in  der   Erleichterung  der  Staats- 
finanzen, was  die  Kosten  der  Verwaltung  anbelangt,  lag  unverkenn- 
bar der  eigentliche  Sinn  dieser  unter  dem  Namen  der  Selbstverwal- 
tung von  Goluchowski  vorgeschlagenen  Reorganisation.    Es  war  dann 
jedenfalls  eine  merkwürdige  Entdeckung,  welche  der  Verfasser  der 
Denkschrift  vom  2.  Oktober,  der  Chef  der  noch  immer  allmächtigen 
politischen  Verwaltung,  zum  Besten  gab,  wenn  er  darin,  doch  auch 
von  der  Besorgnis  über  die  Rückwirkung  des  Prinzipes  der  Auto- 
nomie  auf   die   staatliche   Verwaltung   erfaßt,    diese   mit   dem   Be- 
merken zerstreut,    daß  viele   bisher    von  den  Regierungsbehörden 
besorgten  Geschäfte  nicht  zu  den  eigentlichen  Regierungsangelegen- 
heiten gehörten,  und  sie  darum  besser  den  Selbstverwaltungskörper- 
schaften  zugewiesen  werden  sollten.     Daß  das  aber  der  Autorität 
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der  Zentralregierung  keinen  Eintrag  tun  werde,  bezweifelt  Gral 
Goluchowski  nicht;  denn  es  ist  ihm  klar,  daß  „die  vollziehende  Ge- 
walt nur  allein  durch  die  von  Eurer  Majestät  dazu  berufenen  Be- 
hörden geübt  werden  könne".  Dies  sollte  aber  dadurch  erreicht 
werden,  daß  an  die  Spitze  der  Bezirks-,  Kreis-,  Komitatsgenieindeu 
lau  desfürstliche  Beamte  bestellt  werden,  daß  ferner,  wie 
der  Entwurf  der  Goluchowskischen  Städteordnung  zeigt,  für  den 
Kreis  der  Funktionen,  die  über  die  eigentliche  Gemeindeverwaltung 
im  engsten  Sinne  hinausgehen,  der  Bürgermeister  als  ein  den 
politischen  Behörden  untergeordnetes  Organ  zu  administrieren  be- 
rufen ist 

Auf  diesem  Wege  wäre  nun  immerhin  doch  eine  gewisse  Ein- 
schränkung der  Bureaukratie    erzielt    und    ein  System    sogenannter 
Selbstverwaltung  geschaffen  w7orden,   das   in    den   Hauptzügen  der 
preußischen  Verwaltung  des  Innern  mit  seinem  Begriff  vom  Kom- 
munalbeamten  als  „mittleren  Staatsbeamten"  sehr  ähnlich  gewesen 
wäre.    Das  Problem  der  Verwaltungsreform,  wie  es  seit  1848  vor  den 
österreichischen  Staatsmännern  stand  und  nun  durch  die  Krise  von 
1860,  gerade  durch  deren  Widerstreben  gegen  den  Konstitutionalis- 
mus,  neuerdings  zum   Mittelpunkt   der   Yerfassungs-  und  Reorgani- 
sationspläne  geworden   war,  ist  in   seinem  theoretischen  Grundriß 
selbstverständlich  keine  Oesterreich  allein  eigentümliche  Frage  ge- 
wesen.    Demi  worum  es  sich  hier  in  Wahrheit  handelte,  war  doch, 
das    Mittel    zu    finden,    welches    ermöglichte,    den    monarchischen 
deutschen  Obrigkeitsstat  des  18.  Jahrhunderts  in  seinem  Wesen  auf- 
rechtzuerhalten   gegenüber    den    Forderungen    der  Regierten    nach 
Teilnahme  der  bürgerlichen  Klassen  an  den  Funktionen  der  gesetz- 
gebenden und  vollziehenden  Gewalt  mittelst  eines  Systems  repräsen- 
tative!  Körperschaften  und   kommunaler  Selbstverwaltung,   wie   sie 
die  konstitutionelle  Doktrin  Längst  als  theoretische  Postulate  für  die 
Vollendung  des  Rechtsstaates  formuliert  hatte.    Dieses  Problem  be- 
stand  gleichmäßig  in  allen  zum   alten    deutschen  Bunde    gehörigen 
Staaten,  seit  die  Ideen  der  französischen   Revolution  durch  Buropa 
.-ich   zu   verbreiten   begonnen   hatten,   und   zugleich   damit   die   große 
oapoleonische    Verwaltungsreform,   die   moderne   Zentralisation  der 
ntlichen  Gewall    und    das    auf    ihr    beruhende  System    bureau- 
kratisch-administrativer  Allgewalt,  vorbildlich  aufgestellt  hatte,     in 
Preußen    hatte    der   Freiherr  von  stein    zuerst    grundsätzlich    das 
Prinzip  kommunaler  Selbstverwaltung  in  seiner  Städteordnung  fast 
rein  gerade  deshalb  verwirklicht,  weil  er  —  dabei  wesentlich  von 
Kenntnis    der    englischen    Kommunaleinrichtungen    beein- 
flußt  -     dadurch   dem  zu   Beginn  dea    19.  Jahrhunderts  allmächtig 
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gewordenen  Einfluß  der  französischen  Idee  von  Verwaltung  erfolg- 
reich entgegenzuwirken  strebte.  Aber  Steins  Werk  war  schon  vom 
Fürsten  Hardenberg  und  noch  energischer  durch  die  Bureaukratie 
Preußens,  deren  klassische  Periode  in  die  Zeit  von  1815  bis  1845 
fällt,  zum  großen  Teile  abgetragen  worden,  während  gleichzeitig  die 
im  Landratsamte  und  der  Provinzialverfassung  wurzelnde  staatliche 
Machtstellung  des  junkerlichen  Gutsbesitzes  in  Preußen  unversehrt 
blieb.  Wie  nun  gerade  seit  1848  die  Opposition  des  preußischen 
Junkertums  gegen  die  zentralistische  Beherrschung  des  Staates  durch 
das  bureaukratische  Element  immer  kräftiger  anwuchs  —  man  muß 
sich  nur  an  Bismarcks  Stellung  zu  diesen  Problemen  etwa  in  der 
Zeit  von  1848  bis  1859  erinnern  *)  — ,  so  ging  damit,  wie  schon 
wiederholt  bemerkt  worden  ist,  auch  in  Oesterreich  seit  den  40er 
Jahren  und  vollends  nach  1848  das  gleiche  Bestreben  des  öster- 
reichischen Großgrundbesitzeradels  parallel,  obgleich  letzterer  als 
Besitzklasse  und  als  politischer  Faktor  durchaus  von  dem  Junkertum 
Norddeutschlands  verschieden  war  und. noch  heute  ist. 

Während  aber  die  preußische  Bureaukratie  imstande  gewesen 
ist,  ihre  durch  die  Rezeption  der  französischen  Verwaltungsideen 
unter  Hardenbergs  Regime  geschaffene  zentralistisch-autoritative 
Grundrichtung  festzuhalten  und  den  ihr  eigentümlichen  Geist  nach 
allen  Richtungen  so  auszubilden,  daß  sie  die  militärisch-absolutisti- 
schen Traditionen  des  iriedericianischen  Altpreußens  mit  den  seit 
den  30er  Jahren  rasch  wachsenden  Ansprüchen  des  Bürgertums  an 
^Liberalismus"  in  wirtschaftlichen  Dingen  und  an  technischer  Zu- 
verlässigkeit der  inneren  Verwaltung  zu  einem  kraftvollen  Ganzen 
zu  verschmeißen  wußte,  und  so  den  deutschen  Obrigkeitsstaat  in 
Preußen  zu  der  ihm  möglichen  höchsten  Vollendung  brachte,  ist  in 
Oesterreich  eine  solche  gradlinige  Entwicklung  dem  staatlichen  Macht- 
apparate der  alten  Monarchie  nicht  beschieden  gewesen.  Die  Krise, 
die  im  Sommer  1859  beginnt  und  zunächst  mit  der  Verkündigung 
der  Februarverfassung  von  1861  endet,  ist  der  Zeitabschnitt,  der  für 
dieses  Schicksal  des  österreichischen  Obrigkeitsstaates  entscheidend 
wurde.  Denn  das  wichtigste  Ergebnis  dieser  Krise  —  wichtiger  als 
die  gleichzeitig  erfolgte  Einführung  schein-konstitutioneller  Formen 
in  der  Gesetzgebung  —  besteht  darin,  daß  sie  die  „autonomistische" 
Idee,  wie  wir  sie  zuerst  als  Theorie  vollendet  bei  Eötvös  dargestellt 
finden,  in  Gestalt  eines  ganz  eigentümlichen  Systems  innerer  Ver- 
waltung endgültig  als  integrierenden  Bestandteil  der  Staatsordnung 


*)  Uebrigens  ist  bekanntlich  Fürst  Bismarck  auch  später  ein  schroffer 
Gegner  der  Bureaukratie  in  der  Landesverwaltung  geblieben,  wie  viele 
S<  iner  A Äußerungen  beweisen. 
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der    westlichen    Reichshälfte    der    habsburgischen    Monarchie    ein- 
gefügt hat. 

Darin  liegt  nun  die  eigentliche  produktive  Kraft  des  Oktober- 
diploms für  die  Entwicklung  des  engeren  österreichischen  Staats- 
problems.  Indem  man  Ungarn  seine  Selbständigkeit  in  Form  der 
alten  Verfassung,  wenn  auch  unter  dem  Titel  der  Autonomie  wieder- 
gibt, und  so  hofft,  die  Zustimmung  der  Magyaren  au  ihrer  dauernden 
Einfügung  in  das  Gesamtreich  in  Gestalt  ihrer  Teilnahme  an  einer 
Reichsregierung  und  an  einem  Reichsrate  zu  erlangen,  führt  man 
gleichzeitig  für  die  deutsch-slawischen  Erbländer,  also  für  den  bis 
dahin  rein  deutsch  regierten  theresianisch-josefinischen  Einheits-  und 
Obrigkeitsstaat,  den  Begriff  der  Autonomie  ein,  und  zwar  so,  daß  das 
ganze  Gefüge  dieses  „Staates"  davon  berührt  wird.  Während  aber 
das  Diplom  für  die  Lösung  der  Reichsidee,  für  die  Beantwortung  der 
ungarischen  Frage,  tatsächlich  wirkungslos  bleibt,  nur  eine  ganz 
vorübergehende  Erscheinung  bedeutet,  wird  das,  was  es  für  Oester- 
reich  mit  sich  bringt,  nämlich  die  Schaffung  eines  Systems  der 
Selbstverwaltung  durch  autonome  Länder  und  Kommunen,  zu  einer 
dauernden,  in  ihren  Folgen  außerordentlich  entwicklungskräftigen 
Schöpfung.  Deren  eigentümliches  Schicksal  besteht  nämlich  darin, 
daß  sie,  wie  die  Schilderung  der  folgenden  geschichtlichen  Vorgänge 
zeigen  wird,  nach  zahlreichen  Schwankungen  und  Wechselfällen  in 
den  leitenden  Regionen  der  österreichischen  Politik  während  des 
kritischen  Zeitraumes  von  1859  bis  1867,  schließlich  zwar  nicht  von 
ihren  Urhebern,  den  adeligen  Verfechtern  der  neuständischen 
Ideologie,  sondern  von  deren  Widersachern,  der  zentralistischen 
Bureaukratie  —  teilweise  als  Ergebnis  der  Anpassung  dieser  letzte- 
ren an  die  seit  1859  zugunsten  des  Hochadels  vollzogene  Aenderung 
der  kaiserlichen  Politik,  teilweise  als  eine  Konzession  an  die  liberal- 
bürgerliche Forderung  nach  „freier"  Gemeindeverwaltung  —  ins 
Leben  gesetzt  worden  ist.  Die  Rolle,  welche  dabei  die  neugebildete 
feudale  Adelspartei  gespielt  hat,  ist  im  Vorhergehenden,  was  das 
Tatsächliche  anbelangt,  hoffentlich  genügend  klargestellt  worden.  So 
erübrigt  hier,  nunmehr  den  Zusammenhang  dieser  ganzen,  vielfach 
verschlungenen  Vorgänge  nochmals  zu  überblicken  und  zu  beurteilen. 

Die  persönlichen  Verhältnisse  hatten  es  mit  sich  gebracht,  daß 
schon  vor  dem  Beginn  der  offenen  parlamentarischen  Wirksamkeit 
der  Grafen  Clam  und  Szecsen  im  verstärkten  Reichsrat  Graf  Leo  Thini 
als  eines  der  Häupter  der  böhmischen  Adelsgruppe  in  der  Minister- 
konJerenz  selbst  zu  dem  allgemeinen  autonomistischen  Programm  der 
Mehrheit  des  Reiehsratee  das  ins  Einzelne  gehende  Verwaltungs- 
reformprogranim  in  zahlreichen  Debatten  der  Ministerkonferenz  über 
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die  Entwürfe  des  Grafen  Goluchowski  gleichsam  festgelegt,  und  trotz 
dieses  kasuistischen  Ursprunges  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch 
methodisch  und  umfassend  auseinandergesetzt  hatte.  Auf  diese 
Weise  ist  die,  wie  wir  wissen,  aus  Ungarn  herübergenommene 
politische  Grundidee  der  feudal-konservativen  Partei  sogleich  zu 
einem  praktischen  Verwaltungsreformprogramm  in  besonderer  Hin- 
sicht auf  die  deutsch-slawischen  Erbländer  formuliert  worden,  und 
zwar,  merkwürdig  genug,  im  Schöße  der  Ministerkonferenzen.  Ob- 
gleich nun  Graf  Goluchowski,  wie  wir  den  Ministerkonferenzproto- 
kollen entnehmen,  im  Verein  mit  der  Mehrheit  der  Minister  die 
Ideen  des  Grafen  Thun  ablehnte  und  seine  eigenen  Entwürfe  in 
allen  wesentlichen  Punkten  im  Ministerrate  durchsetzte,  so  hat  uns 
doch  schon  die  Analyse  jener  Denkschrift  vom  2.  Oktober,  welche 
die  endgültige  Zusammenfassung  des  Reformplanes  der  Regierung 
vorstellt,  mit  aller  Deutlichkeit  die  erfolgreiche  Einwirkung  gezeigt, 
welche  das  detaillierte  Autonomieprogramm  der  Adelspartei  auf  den 
Inhalt  der  ministeriellen  Entwürfe  genommen  hatte.  Den  An- 
knüpfungspunkt bildeten  dabei,  wie  schon  hervorgehoben  worden 
ist,  die  „organisatorischen  Grundsätze"  von  1851:  sie  bildeten  für 
Goluchowski  vor  allem  im  bureaukratischen  Sinne  den  „Vorakt", 
ohne  den  der  erste  Staatsminister  sich  wohl  kaum  eine  Reform- 
arbeit denken  konnte.  Freiherr  von  Kübeck,  der,  wie  wir  wissen, 
den  ganzen  Akt  der  Verfassungsaufhebung  von  1851  gearbeitet  hat, 
stand  aber  seit  1848  den  Gedankenkreisen  der  adeligen  Politiker 
persönlich  sehr  nahe ;  am  besten  beweist  dies  sein  Briefwechsel  mit 
dem  Fürsten  Metternich,  der  zusammen  mit  dem  Fürsten  Windisch- 
grätz  nach  1849  den  Mittelpunkt  der  politischen  Kreise  des  Hochadels 
in  Wien  bildete.  Die  Ideen  der  Grafen  Clam  und  Thun  von  1860 
stammten  in  erster  Linie  aus  dem  ganzen  Gedankenschatz  des  euro- 
päischen Konservativismus,  wie  er  sich  nach  1815  als  reife  Frucht 
der  „Restauration"  und  der  Romantik  ebenso  in  Deutschland  wie 
in  Frankreich  ausgebildet  hatte;  wozu  dann  —  wieder  besonders 
stark  bei  Leo  Thun  —  der  Einfluß  der  politischen  Kultur  der  eng- 
lischen Aristokratie,  des  zwischenl830  und  1850  in  Verjüngung  be- 
griffenen Toryismus  kam.  In  zweiter  Linie  wirkte  auf  die  Aus- 
bildung der  Ideen  und  Methoden  beider  Männer  der  preußische 
Konservativismus,  wie  er  sich  seit  1848  zur  führenden  politischen 
Partei  in  Preußen  entwickelt  und  in  der  „Kreuzzeitung"  sein  weit- 
klingendes und  machtvolles  Organ  gefunden  hatte.  Vom  Gesichts- 
punkt des  spezifischen  österreichischen  Reichs-  und  Staatsproblems 
bedeutete  nun  das  Programm  Clam-Thun  von  1860  die  möglichst 
energische  Fortführung  und  Ausbildung  jener  aristokratischen  Ideen 
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der  Jahre  1849  und  1850  von  den  notwendigen  Mitteln  und  Zielen 
für  den  Umbau  der  habsburgischen  Monarchie  zu  einem  kraftvollen 
Reiche,  die  Kübeck  in  seinen  organischen  Grundsätzen  von  1851 
sozusagen  nur  als  schwachen  Nachhall  bei  seinen  Vorschlägen  hatte 
anklingen  lassen.  Diese  doch  recht  farblos  und  mehr  als  Schlag- 
worte denn  als  ausgearbeitetes  Programm  von  Kübeck  geforderten 
„..beratenden  Ausschüsse"  in  den  Kreisen  und  Ländern  werden  nun 
durch  die  Konservativen  von  1860  unter  der  Einwirkung  der  poli- 
tischen Modephilosophie  jener  Tage,  der  durch  Lorenz  von  Stein  und 
Rudolf  Gneist  neugeschaffenen  Theorie  vom  Selfgovernment  zu 
einem  umfassenden  Organismus  einer  neuständischen  Staats-  und 
\  erwaltungsreform  gesteigert,  deren  politischen  Leitgedanken  nach 
jeder  Richtung  hin  die  Zurückdrängung  der  zentralistischen  bürger- 
lichen Bureaukratie  bildete.  Darin  liegt  eine  Entwicklung,  die  sich 
schon  aus  dem  Gegensätze  des  historischen  Adels  zu  der  durch 
Alexander  Bach  für  Oesterreich  restlos  durchgeführten  administra- 
tiven Zentralisation  von  selbst  ergeben  mußte.  Weil  nun  die  poli- 
tischen Verhältnisse  nach  1850  es  der  Bureaukratie  ermöglicht 
hatten,  das  ihr  eigentümliche  Staatsideal  von  einer  dem  Mechanis- 
mus der  Zentralregierung  und  ihrer  Behörden  vollständig  untergeord- 
neten bürgerlichen  Gesellschaft  bis  aufs  letzte  in  Wirklichkeit  umzu- 
setzen, hatte  sie  jene,  die  organischen  Grundsätze  von  1851  ab- 
schließenden Bestimmungen,  die  an  die  Ideen  der  neuständischen 
Konservativen  —  wenn  auch  behutsam  abgeschwächt  —  anknüpften, 
bewußt  nie  zur  Ausführung  gebracht.  Durch  fast  ein  Dezennium 
hindurch  ist  es  weder  zu  einer  Gemeindegesetzgebung,  noch  zur 
Publikation  der. sogar  von  Bach  1854  plötzlich  vorbereiteten  Landes- 
statute, noch  auch  zur  Bildung  jener  „beratenden  Ausschüsse"  in 
Bezirk,  Kreis  und  Kronland  gekommen,  von  denen  Kübeck  in  seinen 
..Oiganischen  Grundsätzen"  von  1851  in  Forin  einer  Verheißung 
spricht.  Nun  aber,  unter  ganz  veränderten,  für  sie  ungünstigen 
politischen  Machtverhältnissen,  mußte  die  Staatskunsl  der  Bureau- 
kratie wohl  oder  übel  sich  dazu  entschließen,  die  bisherige  Unter- 
lassung gutzumachen  und  doch  gewisse  Institutionen  zu  schalten. 
die  den  oberen   Klassen   der  Regierten  wenigstens  die  Möglichkeit 

n  konnten,  ihre  Interessen  den  Zentral-  und  Landesbehörden 
entiber  öffentlich  seihst  zu  Gehör  zu  bringen.  I>a  aber  in- 
zwischen der  konservative  Großgrundbesitzadel  mit  Hilfe  des  unga- 
rischen Magnatentums  sich  zu  einer  selbständigen  politischen  Partei 
aufgeworfen  und  bei  Hofe  Überraschend  Bchnell  Einfluß  gewonnen 
hatte,  mußte  die  Bureaukratie  jetzt  auch  dazu  bereu  sein,  dem  ueu- 

iischen  Programm  noch  weil  größere  Konzessionen  zu  machen, 
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als  die  Verwirklichung  der  Grundsätze  von  1851  damals  mit  sich 
gebracht  hätte.  Erst  von  diesem,  die  Genesis  der  Autonomie  von 
1860  aufzeigenden  Standpunkte  aus  gesehen  lassen  sich  die  legis- 
latorischen Versuche  und  Entwürfe,  die  Goluchowski  zur  Reorgani- 
sation der  Monarchie  unter  dem  steigenden  Drucke  der  Aktion  der 
Grafen  Thun  und  Clam  dem  Ministerrate  sukzessive  vorlegt,  in  ihrer 
Tragweite  vollständig  beurteilen. 

Hierbei  kommt  aber  noch  ein  weiterer  Umstand  in  Betracht. 
Die  Linie,  auf  der  sich  die  persönlichen  Anschauungen  des  Kaisers, 
der  konservativ  gerichteten  Beamtenminister,  wie  vor  allem  Golu- 
chowskis  und  auch  des  neuständischen  Adels  unter  Thuns  und  Clams 
Führung  vollkommen  einigten,  war  die  ihnen  allen  gemeinsame  tiefe 
Abneigung  gegen  den  Konstitutionalismus.  Demgegenüber  stand  in 
der  Regierung  der  Finanzminister  —  zuerst  ziemlich  schwächlich  der 
Freiherr  von  Brück,  seit  seinein  tragischen  Ende  mit  anerkennens- 
wertem Mut  Ignaz  von  Plener  —  als  eifriger  Gegner  solcher  „konser- 
vativer" Politik.  Insbesondere  Plener  bekannte  sich  offen  als  den 
Sachwalter  der  liberalen  Anschauungen  und  der  diese  tragenden  Ge- 
sellschaftsschichten, also  vor  allem  des  städtischen  Bürgertums  der 
Deutschen  in  Oesterreich.  Auf  dieser  Seite  sah  man  in  der  Schaffung 
eines  Zentralparlamentes  und  der  Verwirklichung  der  Hauptforde- 
rungen der  konstitutionellen  Doktrin  die  einzige  Möglichkeit,  Reich 
und  Staat  aus  der  schweren  politischen  und  finanziellen  Krise  glück- 
lich herauszuführen.  Zugleich  war  hinwiederum  der  einzige  Punkt, 
in  welchem  sich  der  österreichische  Liberalismus  mit  den  konser- 
vativen Reformideen  berührte,  die  auf  das  —  von  beiden  ge- 
brauchte —  Schlagwort  der  Autonomie  aufgebaute  liberale  Theorie 
von  der  bürgerlich-städtischen  und  von  der  bäuerlichen  „Selbstver- 
waltung". Dies  allerdings  nur  insoweit,  als  es  sich  um  die  eigent- 
lichen Kommunen,  die  Stadt-  und  Landgemeinden  handelte.  Es  ist 
nützlich,  hier  auf  das  oben  dargelegte  erste  autonomistische  Reform- 
programm hinzuweisen,  welches  in  Oesterreich  entstanden  ist,  näm- 
lich auf  das  Referat  des  Herrn  von  K 1  e  y  1  e  in  der  ständischen 
Zentralkonferenz  vom  Frühling  1848.  Dort  flössen  damals  neustän- 
disch-adelige und  bürgerlich-liberale  Ideen  von  der  Autonomie  der 
Verwaltung  als  Bürgschaft  einer  gesunden  Entwicklung,  gewisser- 
maßen in  der  Person  des  Referenten  verkörpert,  noch  in  einem 
einzigen  Ideenkomplex  zusammen.  Die  Revolution  und  die  Ausbil- 
dung liberal-demokratischer  Parteien  bringt  dann  notwendigerweise 
zuerst  ein  gegen  die  Allmacht  der  kaiserlichen  Zentralgewalt  und 
ihre  Beamtenschaft  gerichtetes  liberales  Programm  kommunaler 
Autonomie  hervor,   das    seine    endgültige    Fassung   im    Kremsierer 
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Konstitutionsentwurfe  —  teilweise  auch  im  Stadionschen  Gemeinde- 
gesetz von  1849  —  erlangte.     Die  durch  Schwarzenberg  und  Bach 
sogleich  nach  Etablierung  des  Neuabsolutismus  vollkommen  zurück- 
gedrängten   konservativen   Adelspolitiker    entwickeln    hierauf    als 
Oppositionelle  gegen  das  siegreiche  zentralistische  System  ihrerseits 
auch  wieder  ein  Programm  der  Autonomie,  das  trotz  der  vielfach 
an  liberale  Wendungen  anklingenden  Terminologie   diesen  Begriff 
ganz  anders,  nämlich  den  eigenen  sozialen,  politischen  und  ökono- 
mischen  Interessen  des  Großgrundbesitzes  möglichst  angepaßt  for- 
muliert.    So    wirkten  alle  vorhandenen   Tendenzen   dahin,   die   so 
unbestimmt,  aber  kräftig  schillernde  „Idee"    der  Autonomie  aber- 
mals,   geradeso  wie  1848,    als  Allheilmittel    für    eine    umfassende 
Reform  Österreichs  und  seiner  Regierungsverhältnisse  zum  eigent- 
lichen Kern  des  für  Reich  und  Staat  angestrebten  Reorganisations- 
werkes zu  machen.    Die  einen  verlangten  Autonomie,  weil  sie  damit 
den  Konstitutionalismus  endgültig  zu  vermeiden,  dabei  aber  umso 
sicherer  die  Reichseinheit  zu  erhalten,  z/ugleich  dem  grundbesitzen- 
den Adel  durch  Vermittlung  der  Landtage,  der  Kreis-  und  Bezirks- 
gemeinden die  führende  Stellung  in  den  Kronländern  wiederzugeben 
hofften ;  die  anderen,  weil  sie  in  der  Uebertragung  eines  erheblichen 
Teiles  der  Verwaltung,  der  ökonomischen  und  sozialen  Interessen- 
pflege an  autonome,  durch  freie  Wahl  der  Steuerzahler  gebildete 
Körperschaften  den  Vorboten  sahen,  dem  unfehlbar  Parlamentaris- 
mus, Ministerverantwortlichkeit  und  alle  anderen  Hauptforderungen 
der  konstitutionellen  Doktrin  nachfolgen  mußten.    Die  Bureaukratie, 
bis  dahin  die  alleinige  Inhaberin  der  öffentlichen  Gewalt  und  der 
stärkste  politische  Faktor  im  Rate  der  Krone,  stand  zwischen  diesen 
beiden  Richtungen,  von  denen  die  eine  —  die  adelig-konservative  — 
den  absoluten  politischen  Gegensatz  zu  ihr  bedeutete,  die  andere  — 
die  liberal-fortschrittlich-deutsche  —  dagegen    die    politische  Welt- 
anschauung repräsentierte,  der   das  österreichische  Deutschtum    in 
seinen  besten  Köpfen  seit  Josef  II.  selbst  anhing  und  welche  für 
die  Bureaukratie  als  führendes  Element  der  bürgerlichen  Klassen 
überhaupt    doch    die    historisch    gegebene  Auffassung    vom    öster- 
reichischen Staatsproblem  bedeutete. 

Bei  der  Bureaukratie  stand  also  in  diesem  bedeutsamen  Wende- 
punkt der  inneren  Geschichte  Oesterreichs  die  Entscheidung:  es  lag 
nahe,  daß  ihre  Führer,  die  Denkweise  und  den  Charakter  des  als 
Selbstherrscher  herangereiften  Kaisers  klug  berücksichtigend,  ein 
Kompromiß  /wischen  der  bureaukratisch-zentralistischen  Autokratie 
und   den    (uundideen    beider    politischen   Hauptströmungen,   um 
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die  es  sich  handelte,  zwischen  bürgerlichem  Konstitutionalismus  und 
adeligem  „Autonomismus"  gleichzeitig  anstreben  würden.  Die  Her- 
beiführung dieses  Kompromisses  ist  das  Lebenswerk  Anton  von 
Schmerlings  gewesen,  der  nunmehr  —  der  hohen  Bureaukratie,  der 
jüngsten  Schichte  des  Ständetums  und  doch  auch  wieder  der  obersten 
Schichte  des  Wiener  Bürgertums  zugleich  zugehörig  —  als  der  provi- 
dentielle  Mann  auf  den  Plan  tritt. 


Sechster  Abschnitt. 

Die  Reiclisverfassung  des  Februarpatentes. 

Erstes  Kapitel. 

Das  Scheitern  des  Oktoberdiploms  und  die  Berufung 
Anton  von  Schmerlings. 

Die  Frage,  die  mit  dem  Oktoberdiplom  aus  dem  engen  Kreise 
der  Regierenden  heraus  an  die  öffentliche  Meinung  in  Oesterreich 
und  Ungarn,  an  die  Völker  diesseits  und  jenseits  der  Leitha  gerichtet 
war,  fand  in  kurzer  Zeit  eine  Antwort,  die  nicht  mißverstanden 
werden  konnte.  In  Ungarn  wie  in  Deutsch-Oesterreich  vollzog  sich 
unter  Symptomen,  die  von  Tag  zu  Tag  sich  verschärften,  die  unbe- 
dingte Ablehnung  der  durch  das  Oktoberdiplom  oktroyierten  Reichs- 
und Staatsordnung.  Es  scheint  nicht  erforderlich,  au  dieser  Stelle 
eine  ausführliche  Schilderung  der  Stimmungen  und  Wirkungen  >u 
geben,  die  der  Oktroyierungsakt  vom  20.  Oktober  im  öffentlichen 
Leben  sowohl  in  Ungarn  als  auch  in  Wien  und  in  den  deutschen 
Städten  der  westlichen  Kronländer  hervorgerufen  hatte.  Es  genüge 
hier,  festzustellen,  daß  die  Zeugnisse  für  diese  Stimmung  in  der 
Wiener  und  Budapester  Presse  jener  Wochen,  obgleich  noch  immer 
das  drakonische  Preßrecht  des  Absolutismus  kaum  gemildert  in 
Kraft  stand,  mit  aller  Deutlichkeit  hervortreten.  ')  Im  übrigen  ent- 
wickelten sich  die  Dinge  vor  allem  in  Ungarn  in  rasch  sich  steigern- 
dem Tempo,  geradeso  wie  es  die  Warner  im  Schöße  der  Regierung, 
Gral  Thun  und  Graf  Nädasdy,  vorausgesagt  hatten.  Die  Wieder- 
belebung der  Komitatsverfassung  gab  dem  magyarischen  Adel 
die  seit  Jahrhunderten  für  ihn  so  bewährten  „Bollwerke  der  Ver- 
fassung" zurück,  hinter  denen  sich  sogleich  die  gesamten  Kräfte 
der  magyarischen  Gesellschaft  zur  Aktion  vereinigten.  Das  Poster 
Komitat  ging,  wie  dies  schon  seit  Kaiser  Josefs  11.  Zeiten  üblich  war. 
als  das  erste  Munizipium  des  Landes  mit  der  Organisierung  des 
national-magyarischen  Widerstandes  und  umbedingter  Ablehnung 
des  Angebotes,  welches  der  Kaiser  und  die  Wiener  Regierung  durch 

Oktoberdiplom  an  Ungarn  gerichtet  hatten,  voran.    Fast  sämt- 
liche anderen    Komitate  und  selbst   die   meisten   städtischen  Muni- 
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zipien  folgten  diesem  Beispiel. 2)  Gleichzeitig  rafften  sich  selbst  die 
bisher  der  eisernen  Hand  der  Bachschen  Bureaukratie  vollständig 
unterwürfig  gewesenen  Gemeindevertretungen  einer  Anzahl  der 
größeren  Städte  Deutsch-Oesterreichs,  so  Graz  und  Salzburg,  dazu 
auf,  die  Gesamtdemission  der  Gemeinderäte  zu  beschließen  und 
somit  auf  die  Fortdauer  jentr  Schein-Sel'bstverwaltung  zu  verzichten, 
welche  die  Regierung  seit  einem  Jahrzehnt  unter  gleichzeitiger  Ver- 
hinderung von  Neuwahlen  und  trotz  der  Suspension  des  Gemeinde- 
gesetzes  von  1849  zu  ihrer  Bequemlichkeit  aufrechterhalten  hatte. 
Zugleich  strebte  man  damit  eine  unmittelbar  gegen  das  Oktober- 
diplom gerichtete  Aktion  an:  man  wollte  verhindern,  daß  die  Land- 
tage von  Abgeordneten  gebildet  würden,  welche  diese  durch  die 
Verordnungen  und  Ernennungen  der  Behörden  geschaffenen  Ge- 
meinderepräsentanzen delegiert  hätten.  Unter  den  in  Oesterreich 
vorhandenen  Verhältnissen,  bei  der  noch  immer  die  breiten  Schichten 
des  deutschen  Bürgertums  beherrschenden  Gleichgültigkeit  und 
kleinmütigen  Gesinnung  lag  in  dieser  Demonstration  eine  deutliche 
Warnung  für  die  Schöpfer  des  Oktoberdiploms.  Die  Publikation  der 
vier  von  Goluchowski  geschaffenen  Landesstatute  hatte  endlich 
selbst  dieses  politisch  so  unreife  und  lethargische  deutsch-öster- 
reichische Bürgertum  aus  seiner  Passivität  zu  wecken  vermocht.  Man 
vernahm  täglich  mehr  und  mehr  in  den  Kreisen  der  deutschen 
Intelligenz  in  ganz  Oesterreich  davon,  daß  die  Magyaren  die  ihnen 
durch  das  Oktoberdiplom  bezeugte  Gunst  zurückweisen  würden, 
weil  sie  das  unverwirkte  Recht  des  Landes,  seine  Verfassung  un- 
verletzt und  vollständig  wiederhergestellt  wissen  wollten,  und  da 
man  nun  mit  der  Ungarn  verliehenen  Fülle  von  Rechten  verglich, 
was  die  Landesstatute  und  der  geplante  Reichsrat  in  den  deutsch- 
slawischen Kronländern  den  bürgerlichen  Klassen  an  politischen 
Rechten  gewährten,  so  sah  man  vollends  in  der  dem  Diplom  zu- 
gedachten Ausführung  nur  den  Ausdruck  feudaler  Geringschätzung 
und  förmlich  spöttischer  Verachtung  aller  bürgerlichen  und  libe- 
ralen Auffassungen  vom  modernen  Staate. 

Etwa  zu  Beginn  des  Monats  Dezember  war  es  somit  allen  be- 
teiligten Kreisen  klar  geworden,  daß  das  Oktoberdiplom  in  Oester- 
reich als  gescheitert  zu  betrachten  sei  und  daß  hierdurch  auch  die 
letzten  Hoffnungen,  die  seine  altkonservativen  Schöpfer,  was  Ungarn 
betraf,  noch  hegen  mochten,  durch  die  steigende  Erregung  der  bür- 
gerlichen Ober-  und  Mittelklassen  des  österreichischen  Deutschtums 
gegen  die  mit  dem  Oktoberdiplom  verknüpfte  Staatskunst  zweifellos 
gleichfalls  zunichte  gemacht  werden  mußten,  wenn  nicht  in  letzter 
Stunde   in  Wien   ein   neuer    Kurs    eingeschlagen   würde.     Die   im 
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Vorstehenden  nur  ganz  kurz  angedeuteten  äußeren  Vorgänge, 
welche  die  Publikation  des  Oktoberdiploms  hüben  und  drüben  aus- 
löste, machten  schon  an  und  für  sich  die  Stellung  der  Regierung  als 
eines  Ganzen  zu  einer  außerordentlich  gefährdeten  und  kritischen. 
Es  ist  nun  bezeichnend,  daß  dieser  Krise  zunächst  doch  nur  ein 
einziger  Minister  zum  Opfer  fiel,  nämlich  Graf  Goluchowski,  gegen 
den  sich  die  ganze  öffentliche  Meinung  in  Wien,  von  der  Presse  ge- 
leitet, mit  einer  seit  1848  unerhörten  Heftigkeit  wendete.  Mit  dieser 
Personalveränderung  war  schon  angedeutet,  daß  der  Kaiser  doch 
noch  durchaus  mit  den  eigentlichen  Schöpfern  des  Oktoberdiploms, 
dem  Grafen  Szecsen  und  dem  Hofkanzler  Baron  Vay  rechnete,  daß 
er  sich  also  der  Meinimg  derjenigen  Ratgeber  zuwendete,  die  einen 
weiteren  Erfolg  der  am  20.  Oktober  inaugurierten  Politik  einer 
grundsätzlichen  Versöhnung  mit  Ungarn  nicht  für  ausgeschlossen 
hielten,  wenn  es  gelang,  in  Oesterreich  die  führenden  politischen 
Elemente,  also  das  „liberale"  deutsche  Bürgertum  mit  dieser  Politik 
besser  zu  befreunden,  als  Graf  Goluchowski  es  vermocht  hatte.  Der 
Gedankengang,  der  sich  in  der  Publizistik  dieser  Tage  deutlich  als 
der  für  die  konservativen  Kreise  Wiens  maßgebende  erkennen  läßt, 
war  der:  der  Hauptfehler,  der  am  20.  Oktober  begangen  wurde, 
liege  darin,  daß  man  den  Ungarn  zuviel,  den  österreichischen 
Völkern  zu  wenig  gegeben  habe.  Nun  sei  es  vor  allem  notwendig, 
diesen  Fehler  dadurch  gutzumachen,  daß  den  deutsch-slawischen 
Erbländern  eine  stärkere  Dosis  „Liberalismus"  konzediert  werde, 
damit  sie  sich  gegenüber  der  Ungarn  durch  das  Oktoberdiplom 
verliehenen  politischen  Selbständigkeit  nicht  zurückgesetzt  fühlen 
konnten. 3)  Dieser  Gedankengang  ist  unverkennbar  aus  dem  Kreise 
der  Altkonservativen  hervorgegangen,  Graf  Szecsen  war  sein  haupt- 
sächlichster Vertreter.  *)  Die  Voraussetzung  für  die  damit  dem  Kaiser 
empfohlene  Politik  war  also  vor  allem  die  Entlassung  Goluchowskis 
und  die  Uebertragung  der  diesem  ursprünglich  zugedachten  Auf- 
gabe, die  zur  Ausführung  des  Oktoberdiploms  für  Oesterreich  er- 
forderliche Reformgesetzgebung  zu  schaffen,  einer  ganz  anderen 
Persönlichkeit  zu  übertragen,  als  dem  in  Wien  so  unbeliebten,  bis- 
weilen geradezu  verächtlich  behandelten  ersten  Staatsminister.  *) 
Daß  der  Kaiser,  der  noch  vor  einigen  Wochen  das  Verbleiben  Golu- 
chowskis im  Ministerium  unbedingt  befohlen  hatte,  ihn  jetzt  schnell, 
ja  geradezu  im  Handunidrehen  preisgab,  war  nun  gewiß  nicht  als 
ein  Zurückweichen  vor  der  Wiener  Presse  und  ihren  heftigen  An- 


*)  Ueber  die  Ideen  und  Motive  seiner  Politik  nach  dem  20.  Oktober  hat 
Oral  Scescen  eine  Denkschrift  verfaßt,  die  im  Staatsarchive  orliopt  und  die 
ini  Anhang  II  abßcvlruckt  ist. 
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griffen  gegen  Goluchowski  anzusehen.  Die  Publizistik  diente  in 
diesem  Falle  nur  als  nützlicher  Behelf  jenem  mächtigen  politischen 
Faktor,  der  nun  auf  den  Kaiser  mit  Erfolg  zu  wirken  vermocht  hat, 
der  aber  schon  von  Anfang  an  Goluchowski  seine  Gegnerschaft 
deutlich  genug  gezeigt  hatte,  nämlich  den  leitenden  Männern  der 
regierenden  Bureaukratie  in  Wien.  In  der  Tat  ist  der  Sturz  des 
ersten  Staatsministers  unmittelbar  durch  den  Finanzminister  von 
P 1  e  n  e  r  herbeigeführt  worden,  der,  wie  oben  ausgeführt  wurde,  nicht 
nur  als  der  hervorragendste  Repräsentant  des  deutschen  Beamten- 
tums, sondern  gleichzeitig  auch  als  Vertrauensmann  breiter  Kreise 
der  liberalen  Gesellschaft  in  Wien  und  in  den  Sudetenländern  im 
Ministerium  längst  eine  ausschlaggebende  Stellung  besaß.  Ignaz 
von  Plener  gelang  es,  den  Kaiser  zu  überzeugen,  daß  das  Oktober- 
diplom nicht  der  richtige  Weg  sei,  auf  welchem  man  zu  dem 
dringend  ersehnten  Ziel  einer  Befestigung  der  inneren  Zustände 
des  Gesamtreiches  gelangen  könnte;  seinen  Ratschlägen  in  der 
entscheidenden  Stunde  ist  die  Berufung  des  Mannes  auf  die  Stelle 
des  Staatsministers  zuzuschreiben,  der  längst  als  der  providentielle 
Staatsmann  hierfür  in  der  ganzen  liberalen  Welt  Wiens  und  den  mit 
ihr  verbundenen  Kreisen  der  Bureaukratie  angesehen  wurde,  näm- 
lich Anton  von  Schmerling.5) 

Ehe  wir  nun  der  Persönlichkeit  des  zweiten  Staatsministeres 
uns  zuwenden,  muß  die  vorstehend  gegebene  gedrängte  Skizze  der 
äußeren  Ereignisse,  die  vom  20.  Oktober  bis  zum  13.  Dezember,  an 
welchem  Tage  Goluchowski  sein  Entlassungsgesuch  ahnungslos  auf 
dem  Schreibtisch  vorfand  und  Schmerling  sein  Amt  antrat,  sich  ab- 
gespielt haben,  durch  eine  Darstellung  der  inneren  Vorgänge  er- 
gänzt werden,  die  neuerlich  zur  großen  Reichs-  und  Staatskrise  und 
zur  ersten  Etappe  ihrer  Lösung,  nämlich  zur  Ernennung  Schmerlings 
führten,  wobei  wir  größtenteils  den  Hergang  der  Dinge  an  der  Hand 
der  Ministerkonferenzprotokolle  verfolgen  können. 

In  den  ersten  Wochen,  die  dem  Kabinett  Rechberg-Goluchowski- 
Szecsen  beschieden  waren,  hatte  es  den  Anschein,  als  ob  sich  die 
Regierung  durch  die  Personalveränderungen  des  20.  Oktober  ge- 
kräftigt fühlte:  die  Minister,  Graf  Szöcsen  und  der  mit  der  Leitung 
des  Justizportefeuilles  betraute  Minister  von  Lasser,  nahmen  an  den 
Debatten  der  zahlreich  abgehaltenen  Ministerkonferenzen  mit  häu- 
figen Reden  lebhaften  Anteil.  Sogleich  am  24.  Oktober  lud  der 
Ministerpräsident  die  beiden  vorgenannten  Minister  ein,  den  Entwurf 
des  organischen  Reichsratsstatutes  zu  verfassen,  welches  in  dem  a.  h. 
Handschreiben  an  den  Grafen  Rechberg  vom  20.  Oktober  1860  er- 
wähnt wird,  „damit  derselbe  nach  vorläufiger  Beratung  in  der  Kon- 

43* 


676  I >it?  Keichsverfassung  des  Februarpatentes. 

ferenz  der  a.  h.  Genehmigung  Sr.  Majestät  unterbreitet  werden 
könne".  Auf  die  Frage,  ob  das  Statut  bloß  für  den  verstärkten 
Reichsrat  oder  auch  für  den  ständigen  zu  gelten  habe,  bemerkten 
die  beiden  Minister,  daß  sich  ihre  Aufgabe  zunächst  nur  auf  ein 
Statut  für  den  verstärkten  Reichsrat  zu  beschränken  hätte.  Plener 
war  der  Meinung,  daß  das  neue  Statut  den  ganzen  Reichsrat  zu  um- 
fassen hätte,  und  Graf  Szecsen  war  nicht  abgeneigt,  bei  diesem 
Anlasse  seine  Tätigkeit  auch  auf  den  „ständigen"  Reichsrat  auszu- 
dehnen. Am  selben  Tage  aber  hatte  der  Ministerrat  noch  eine  an 
sich  geringfügige,  aber  durch  ihre  unfreiwillige  Komik  für  die  Re- 
gierung peinliche  Angelegenheit  zu  erledigen.  In  dem  Kampfe, 
welchen  die  Wiener  Presse  gegen  den  Grafen  Goluchowski  führte, 
bildeten  die  Landesstatute  begreiflicherweise  den  Hauptangriffs- 
punkt. Da  war  es  nun  bei  der  Publikation  des  Landesstatuts  für 
Kärnten  in  der  „Wiener  Zeitung"  vom  27.  Oktober  bemerkt  worden, 
daß  der  §  20  dieses  Gesetzes  den  Landtag  bloß  für  berufen  erklärte, 
„bei  den  in  Absicht  auf  die  besonderen  Landesverhältnissse  zu  er- 
lassenden Gesetzen  den  Beirath  auszuüben",  während  im  Statut  für 
Steiermark  der  Ausdruck  „mitzuwirken"  gebraucht  wurde.  Dieser 
Widerspruch  zwischen  den  beiden  genannten  Landesverordnungen 
und  dem  Texte  des  Oktoberdiploms,  das  auch  von  „Mitwirkung" 
sprach,  war  von  der  Wiener  Presse  nachdrücklich  und  mit  Heftig- 
keit als  ein  Beleg  der  legislativen  Fähigkeiten  der  Regierung  ver- 
merkt worden.  Im  Ministerrate  wurde  nun  mitgeteilt,  daß  der 
Kaiser  dem  Ministerpräsidenten  befohlen  habe,  zu  veranlassen,  daß 
die  genannte  Bestimmung  im  Kärntner  Landesstatute  mit  dem  für 
Steiermark  in  Einklang  gebracht  werde,  und  zwar  sollte  eine  Be- 
richtigung diesfalls  in  der  „Wiener  Zeitung"  erscheinen.  Bei  diesem 
Anlasse  rief  Graf  Szecsen  eine  längere  Debatte  hervor,  bei  der  er 
seinem  Bedauern  darüber  Ausdruck  gab,  daß  man  nicht  überhaupt 
in  den  Landesstatuten  die  fundamentale  Bestimmung  I.  des  Oktober- 
diploms wörtlich  beibehalten  habe,  und  stellte  den  Antrag,  in  den 
künftig  erscheinenden  Landesverordnuugen  einen  in  diesem  Sinne 
abgefaßten  Paragraph  aufzunehmen,  ferner  aber  auch,  damit  nicht 
weitere  Bedenken  wegen  der  Gleichberechtigung  der  Kronländer  ent- 
stünden, für  die  bereits  publizierten  Landesstatute  eine  a.  h.  Verfügung 
vom  Kaiser  zu  erbitten,  durch  welche  diese  Landesstatute  im  Sinne 
des  Oktoberdiploms  ergänzt  würden.  Diese  Antraue  des  Grafen 
Szecsen  wurden  angenommen,  aber  die  Debatte  zeigt  zur  Genüge, 
wie  unbehaglich  sich  besonders  die  bureaukratiechen  Minister  bei 
r  Art  von  „berichtigender"  Legislation  fühlten.6)  Im  übrigen 
das  Ministerium   sunlchst   ruhig   den   vorgeschriebenen   Weg 
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weiter  und  verschaffte  sich  vorerst  einen  Ueberblick  über  seine 
Aufgaben  in  einer  unter  Vorsitz  des  Kaisers  stattgefundenen  Mini- 
sterkonferenz vom  29.  Oktober,  in  welcher  diese  folgendermaßen 
bezeichnet  wurden:  1.  die  Ausarbeitung  des  neuen  Statuts  für  den 
ständigen  und  verstärkten  Reichsrat;  2.  die  Festsetzung  des  Wir- 
kungskreises für  den  künftigen  Handelsminister;  3.  die  Teilung  der 
Agenden  des  ehemaligen  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht; 
4.  die  Verfassung  von  Instruktionen  für  den  Spezialkommissär,  den 
der  Kaiser  in  die  Wojwodschaft  (Temeser  Banat)  zu  entsenden  be- 
schlossen hatte.  *)  Bei  letzterem  Punkte  zeigte  sich  schon,  wie  sehr 
Graf  Szecsen  alle  diese  Weitläufigkeiten  zur  Feststellung  der  öffent- 
lichen Meinung  der  Bevölkerung  über  die  Wiedervereinigung 
Ungarns  mit  der  Wojwodina  von  vornherein  für  überflüssig  hielt. 
Er  meinte,  jener  Kommissär  solle  vor  allem  die  Bekämpfung  der 
Wühlereien  in  jenem  Lande  als  seine  Hauptaufgabe  ansehen.  Auch 
die  Polemik  des  Grafen  Goluchowski  gegen  ihn  zeigt,  wie  auch  in 
diesem  Punkte  das  Ministerium  weit  von  irgendeiner  einhelligen 
politischen  Anschauung  entfernt  war.  Als  fünften  Punkt  der  Auf- 
gaben bezeichnet  die  Konferenz  die  Feststellung  der  Landesord- 
nungen für  Böhmen,  Oberösterreich  und  Krain,  und  der  Staats- 
minister versprach,  die  Landesstatute  für  die  beiden  letztgenannten 
Länder  schon  am  nächsten  Tage  zur  Verhandlung  zu  bringen. 

Schon  in  den  nächsten  Sitzungen  aber  traten  die  großen  finan- 
ziellen Sorgen  in  den  Vordergrund. 7)  In  der  Ministerkonfereuz  vom 
1.  November  stellte  Herr  von  Plener  „folgende,  durch  die  äußerste 
Bedrängnis  der  Staatsfinanzen,  Erschöpfung  der  Kassabestände  in 
Silber  und  Papier  sowie  durch  unerwartete  Mehrforderungen  für  die 
Armee  dringend  gewordenen  Finanzmaßregeln  in  Antrag,  und  zwar: 
1 .  die  unverzügliche  Hinausgabe  von  Münzscheinen  zu  zehn  Kreuzern 
im  Belaufe  von  10  bis  12  Millionen  Gulden,  welcher  Antrag  von  der 
Konferenz  angenommen  wurde.  2.  Bei  der  Erschöpfung  des  Silber- 
vorrates und  bei  der  Unmöglichkeit,  Silber  ohne  die  empfindlichsten 
Opfer  und  ohne  die  nachteiligste  Rückwirkung  auf  den  Silberkurs  an- 
zukaufen, die  Auszahlung  der  Kupons  des  Nationalanleihens  in  Silber 
zu  sistieren,  dafür  in  Banknoten  mit  einem  Aufgelde  zu  zahlen." 
Auch  dieser  Antrag  mußte  wohl  oder  übel  angenommen  werden.  *) 


*)  Zum  kaiserlichen  Kommissar  für  die  Berichterstattung  über  die  Woj- 
wodina hatte  der  Kaiser  den  Feldmarschall-Lieutnant  Grafen  Alexander 
Mensdorff  ernannt,  der  dann  1863  der  Nachfolger  des  Grafen  Rechberg  als 
Minister  des  Äußeren  geworden  ist. 

**)  Die  Not  war  so  groß,  daß  man  diesmal  auch  zu  einem  bisher  immer 
noch  unterlassenen  Schritt  ging,  nämlich  die  Wirksamkeit  dieser  Maßregeln 
auch  auf  Venetien  auszudehnen. 
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Schließlich  stellte  der  Leiter  des  Finanzministeriums  die  Notwendig- 
keit einer  größeren  Finanzoperation  in  baldige  Aussicht,  die  er,  da  er 
ein  Anlehen  für  unanbringbar  hielt,  durch  Emission  von  Staatspapier- 
geld in  der  Höhe  von  etwa  50  Millionen  Gulden  als  Antizipation  von 
Steuern  bewerkstelligen  wollte.  „Nachdem  jedoch",  berichtet  das 
Protokoll,  „zu  einer  derartigen  Finanzoperation  die  Zustimmung  des 
Reichsrates  erforderlich  wäre,  und  der  Leiter  des  Finanzministeriums 
die  schon  früher  gegen  die  Kompetenz  des  eben  vertagten  ver- 
stärkten Reichsrates  geäußerten  Bedenken  teilt,  der  durch  das  a.  h. 
Diplom  voon  20.  Oktober  neuerdings  konstituierte  Reichsrat  aber  wegen 
Nichtvorhandensein  der  Landtage  rechtzeitig  nicht  einberufen  werden 
kann,  so  wäre  mit  der  Papiergeldemission  vorzugehen,  der  Tilgungs- 
plan auszuarbeiten,  imd  mit  Berufung  auf  die  Zeitverhältnisse,  welche 
die  Anwendung  der  im  Kabinettsschreiben  vom  19.  Juli  enthaltenen 
Klausel  rechtfertigen  dürften,  die  nachträgliche  Zustimmung  des  ver- 
fassungsmäßig zu  berufenden  Reichsrates  einzuholen.  In  der  Debatte, 
die  sich  über  diesen  Antrag  entspann,  zeigte  sich  das  Einverständnis 
der  Ministerkonferenz  mit  den  Plänen  der  Finanzverwaltung.  Nur  in 
bezug  auf  die  Ausdehnung  der  Zirkulation  des  Staatspapiergeldes  auf 
Venetien  war  man  sehr  geteilter  Meinung.  Hierbei  wurde  ganz  be- 
sonders der  Vorgang  der  Militärverwaltung  „für  bedauerlich  erklärt, 
welche  mit  einer  alle  bisherigen  Grundlagen  verrückenden  Forderung 
unvermutet  aufgetreten  ist",  und  es  wurde  der  Wunsch  ausgesprochen, 
daß  die  Summe  doch  wenigstens  annäherungsweise  im  vorhinein  an- 
gegeben werden  möchte,  welche  die  Militärverwaltung  unter  allen 
Eventualitäten  benötigen  wird.  Daß  auch  diesmal  der  Vertreter  der 
Militärverwaltung,  der  F.  M.  L.  Ritter  von  Schmerling,  keinerlei  Aus- 
künfte zu  erteilen  wußte,  entsprach  genau  der  seit  1849  ausgebildeten 
und  festgehaltenen  Tradition  der  Armeeleitung,  sich  nicht  als  ein 
Glied  der  Gesamtregierung,  sondern  als  ein  von  ihr  ganz  unab- 
hängiges Organ  des  kaiserlichen  Willens  zu  fühlen.  Seit  jeher, 
vollends  seit  1854,  hinderte  die  Militärverwaltung  alle  unablässigen 
und  ehrlich  unternommenen  Versuche  der  österreichischen  Finanz- 
verwaltung —  unter  Krauß  ebenso  wie  unter  Brück  und  Plener  — , 
eine  Konsolidierung  der  Staatsfinanzen  herbeizuführen,  durch  ihre 
Tast  immer  plötzlich  vorgebrachten  und  fast  nie  vor  dein  Ministerrate 
sachlich  begründeten  Mehrforderungen.  Insofern  sie  allerdings  da- 
durch unablässig  die  Grundlagen  des  Absolutismus  unterhöhlte,  hat 
rie  -ich  um  die  Entwicklung  des  österreichischen  Problems  und  seiner 
verfassungsmäßigen  Lösung  unfreiwillig  Verdienste  erworben! 

Schon  |etzl  aber  machte  der  Regierung  die  Präge  wegen  der  Zu- 
stimmung des  Reicherates  ZU  der   in   Aussicht  genommenen    Kredit- 
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Operation  große  Sorgen.  Obgleich  Graf  Goluchowski  in  einer  sehr 
langen  Rede  für  die  neuerliche  Einberufung  des  verstärkten  Reichs- 
rates eintrat,  konnte  er  weder  den  Ministerpräsidenten,  noch  auch 
die  Mehrheit  seiner  Kollegen  von  der  Richtigkeit  seiner  Anschauung 
überzeugen.  Vielmehr  blieb  der  Staatsminister  mit  dieser  An- 
schauung ganz  vereinzelt,  wenn  er  sich  nicht  damit  trösten  wollte, 
daß  der  Minister  von  Lasser  zwar  den  vertagten  Reichsrat  noch  für 
rechtlich  bestehend  hielt,  aber  dennoch  seine  Einberufung  für  un- 
tunlich. 8)  Das  deutlichste  Anzeichen  dafür,  daß  es  der  Regierung 
mehr  und  mehr  zum  Bewußtsein  kam,  wie  ernst  sich  die  politischen 
Verhältnisse  im  Reiche  gestalteten,  bieten  die  Debatten  der  Minister- 
konferenz über  den  Zustand  der  Presse  und  deren  Bekämpfung  durch 
Regierungsmaßregeln.  In  der  Konferenz  vom  17.  November  wurde 
mitgeteilt,  daß  der  Kaiser  persönlich  durch  ein  Handbillett  vom 
selben  Tage  aus  Anlaß  eines  Artikels  im  „Wanderer"  vom  13.  des- 
selben Monates  über  das  Landesstatut  für  Salzburg  „den  Zustand  der 
Presse  als  einen  gefahrbringenden  zu  bezeichnen  und  das  Ministerium 
aufzufordern  „geruht"  hatte,  Abhilfe  zu  schaffen.  In  der  nun  folgen- 
den ausführlichen  Debatte,  in  welcher  der  Polizeiminister  die  ver- 
schiedenen Kategorien  der  Behandlung  der  Presse  eingehend  analy- 
sierte, ist  es  bemerkenswert,  daß  nur  der  Staatsminister  Graf 
Goluchowski  abermals  in  einer  ungewöhnlich  langen  Rede  sich  für 
die  schärfsten  Maßregeln  gegen  die  Presse  aussprach,  wobei  ihm  der 
Ministerpräsident  und  Lasser,  zumal  was  die  rücksichtslose  und 
konsequente  Anwendung  der  Verwarnung  und  „beziehuhgsweisen 
Unterdrückung"  der  schlechten  Presse  betraf,  zwar  zustimmten,  vor 
allem  sich  aber  für  andere  und  freundlichere  Mittel  zur  Beeinflussung 
der  Presse,  sei  es  durch  Geld  oder  persönliches  Einwirken  auf  den 
Unternehmer,  aussprachen.  Solchen  Rat  hatte  nämlich  vor  allem  der 
Polizeiminister  Mecsery  gegeben.  Dieser  kluge  und  erfahrene  Bureau- 
krat  meinte,  daß  die  Anwendung  der  außerhalb  des  gesetzlichen 
Bodens  stehenden  Polizeimaßregeln  mehr  Schaden  als  Nutzen  bringe ; 
daß  aber  selbst  die  formell  gesetzlichen,  nicht  der  gerichtlichen, 
sondern  der  Polizeisphäre  angehörenden  Maßregeln  nur  mit  großer 
Vorsicht  angewendet  werden  können.  Er  legte  vielmehr  Wert  auf 
eine  gütliche  Verständigung  mit  der  Presse  auf  verschiedenen  Wegen, 
und  schlug  dafür  die  Beigebung  eines  ganz  kleinen  Kollegiums  als 
Beirates  für  den  Statthalter  vor.  Herr  von  Mecsery  meinte,  „nachdem 
am  20.  Oktober  ein  Verfassungsleben  proklamiert  worden  sei  und 
organisatorische  Einrichtungen  ins  Leben  gerufen  wurden,  so  sei  die 
frühere  Behandlung  der  Presse  von  nun  ab  durchaus  unverträglich 
mit  diesen   Tatsachen.     Wolle  man  nicht  auf  gütlichem  Wege  die 
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Presse  gewinnen,  so  bleibe  nur  der  Weg  der  Diktatur  offen,  aber  das 
wäre  im  vorliegenden  Zeitpunkt  kaum  angezeigt."  Ihm  stimmten 
mit  Ausnahme  des  Staatsministers  alle  übrigen  Mitglieder  der  Re- 
gierung zu,  wobei  insbesondere  noch  Plener  sich  von  seinem  Stand- 
punkt aus  gegen  eine  allzu  große  Beschränkung  der  Presse  verwahrte, 
weil  selbe  erfahrungsgemäß  nachteilig  auf  die  Börse  und  somit  auf 
die  beabsichtigte  Kreditoperation  rückwirken  würde.  Er  fügte  eigen- 
händig im  Protokoll  an  dieser  Stelle  hinzu:  „Jede  nicht  vollkommen 
gesetzlich  gerechtfertigte  Maßregel,  dann  das  sehr  bedenkliche  Ver- 
warnungssystem, wobei  Willkürlichkeiten  nicht  zu  vermeiden  seien, 
schaden  weit  mehr  als  sie  nützen.  Sie  schweigen  die  Presse  tot  oder 
jagen  die  boshaftesten  Artikel  in  die  ausländischen  Blätter.  Die  Zeit 
ist  aber  nicht  dazu  angetan,  um  in  Oesterreich  die  Presse  unmöglich 
zu  machen  und  es  vom  Auslande  hermetisch  abzuschließen.  Auch 
kann  ich  die  ganze  österreichische  Presse  nicht  als  österreichfeindlich 
überhaupt,  sondern  nur  eine  verschiedene  politische  Richtung  ver- 
folgend erkennen.  Drei  Hauptblätter  Wiens  kämpfen  fortan  für  den 
Einheitsstaat."  °) 

Diese  Debatte  zeigt  schon  Graf  Goluchowski  in  seiner  beginnen- 
den vollständigen  Isolierimg.  Die  Ministerkonferenzen  der  folgen- 
den Tage  spiegeln  nun  deutlich  den  Eindruck  wieder,  den  die  nun- 
mehr einsetzenden  heftigen  Volksbewegungen  in  Ungarn  und  die 
zunehmende    Unruhe    in   weiten  Teilen    des    Reiches   hervorriefen. 

Am  24.  November  eröffnete  der  Ministerpräsident  unter  Vorsitz 
des  Kaisers  die  Verhandlung  damit,  daß  er  die  „gegenwärtige  poli- 
tische Lage  im  Innern  beleuchtete  und  zeigte,  daß  sich  ganz  offen  be- 
denkliche Zustände  vorbereiten,  denen  man  entgegentreten  muß.  Die 
Parteien  rüsten  sich  und  suchen  Teilnahme  unter  den  Massen  zu  ge- 
winnen, um  die  extremen  Ziele  ihrer  Wünsche  zu  ertrotzen.  Dies 
könne  nicht  länger  geduldet  werden.  Nachdem  diese  Bestrebungen 
sich  teils  durch  wiederholte  Demonstrationen  und  Exzesse  in  ver- 
schiedenen Kronländern,  teils  durch  systematisches  Vorgehen  in  der 
Presse  kund  tun,  handelt  es  sich  darum,  dem  Unfuge  in  diesen 
beiden  Richtungen  zu  steuern.  In  bezug  auf  die  Exzesse  kann  durch 
kräftigeres  Einschreiten  aller  Behörden  zur  Unterdrückung  jedes 
Versuches  oder  durch  Bestrafung  der  gesetzwidrigen  Vorgänge  eine 
Besserung  erzielt  werden."  In  bezug  auf  die  Presse  wiederholte  der 
Ministerpräsident  die  uns  schon  aus  früheren  Konferenzen  bekannten 
„drei  Wege"  zur  Niederhaltung  der  Zeitungen  und  legte  besonderen 
Wert  auf  die  „administrative  Pression",  die  ein  sehr  wirksames 
Mittel  sei,  wenn  es  mit  solcher  konsequenter  Energie  angewendet 
wird,  wie  wir  es  im  Auslande  brauchen  sehen.    „Bei  uns",  meinte 
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Graf  Rechberg,  „bewegt  man  sich  immer  nur  im  Stadium  der  „Ver- 
warnungen", ohne  daß  es  jemals  zur  Unterdrückung  eines  Blattes 
kommt.  Ein  einziger  Vorgang  dieser  Art  würde  heilsamen  Schrecken 
unter  die  Redakteure  verbreiten,  weil  sie  sich  mit  großen  materiellen 
gestellt  werden  müsse." 

Viel  schärfer  ging  Graf  Goluchowski  ins  Zeug,  der,  wie  immer, 
auch  diesmal  mit  wahrer  Erbitterung  und  einer  Art  von  schmerz- 
licher Verwunderung  darüber,  daß  überhaupt  Angriffe  gegen  die 
Regierung  in  der  Presse  möglich  seien,  sprach.  Er  klagte,  daß  die 
Presse  ihre  Angriffe  zwar  nicht  direkt  gegen  die  allerhöchste  Person, 
aber  gegen  die  Minister,  gegen  die  Patente  und  Statuten  richte. 
„Jeden  Tag  geht  man  weiter,  die  Regierung  wird  bald  eine  Unmög- 
lichkeit werden,  und  Oesterreich  ist  verloren,  wenn  man  nicht  dem 
verderblichen  Einfluß  der  Blätter  auf  die  Massen  durch  das  wirk- 
samste Mittel  einer  kräftigen  administrativen  Pression  steuert."  Auch 
vom  gütlichen  Wege  versprach  sich  übrigens  Graf  Goluchowski 
einiges.  Dabei  ließ  er  offenbar  gegen  Szecsen  einen  Seitenhieb 
fallen,  als  er  meinte,  insbesondere  sei  zu  bedauern,  daß  vor  Heraus- 
gabe des  Diploms  man  nicht  bemüht  gewesen  sei,  im  geeigneten 
Wege  die  Redakteure  der  hervorragenden  Blätter  zu  beeinflussen. 
Er  spielte  damit  auf  den  ihm  zugefügten  Affront  an,  daß  man  den 
Grafen  Goluchowski  selbst  nicht  rechtzeitig  in  die  große  Oktober- 
aktion eingeweiht  hatte.  Im  übrigen  meinte  der  Staatsminister,  daß 
die  Wiener  Presse  die  eigentlich  schuldtragende  sei,  denn  von  dort 
gehe  der  Impuls  aus  und  die  Kritik  der  Landesstatute  beginne  in 
den  Provinzen  erst  dann,  wenn  ihnen  die  Wiener  Journale  deren 
angebliche  Mängel  mit  Bitterkeit  aufgezählt  haben.  Hier  im  Zen- 
trum müßte  man  das  Uebel  an  der  Wurzel  anpacken,  und  die  Bil- 
dung eines  mit  großer  diskretionärer  Gewalt  ausgestatteten  Preß- 
konseils würde  diesfalls  vieles  nützen.  Es  müßte  verhindern,  daß 
das  kaiserliche  Diplom  und  die  übrigen  gleichzeitig  von  Seinei 
Majestät  ausgesprochenen  Grundsätze  offen  in  die  Frage  gestellt 
werden.  Wird  die  Presse  der  Metropole  geizügelt  werden,  wird  den 
Statthaltern  klar  werden,  daß  die  Zentralgewalt  nicht  hinsiecht, 
dann  werden  sie  auch  Mut  fassen.  Jetzt  zeige  sich  im  ganzen 
Reiche  vollkommene  Apathie  der  Regierungsgewalt.  Jeder  schaue 
mit  Bangen  in  die  Zukunft  und  gelange  zum  Schlüsse,  daß  beim 
dermaligen  Zustande  der  Finanzen  und  des  Zeitungswesens  in 
Oesterreich  für  den  Bestand  der  Regierung  die  trübste  Prognose 
gestellt  werden  müsse. 

Wie  in  solchen  Preßdebatten  fast  regelmäßig,  zeigte  sich  der 
Polizeiminister  als  ein  viel  kühlerer  Beurteiler  der  Dinge  und  hob 
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vor  allem  die  Schwierigkeiten  der  vorgeschlagenen  Presseunter- 
drückungsmaßregeln vor.  Es  klang  wie  kaum  verhüllte  Ironie, 
wenn  Herr  von  M  e  c  s  e  r  y  meinte,  ein  drastisches  Auskunftsmittel 
wäre  ein  allgemeiner  Ausspruch,  daß  jede  Opposition  und  jeder 
Tadel  der  Regierungsmaßregeln  verboten  seien,  eine  Art  Diktatur, 
ein  Ausnahmezustand,  der  vielleicht  durch  die  schwierigen  Verhält- 
nisse, die  inneren  und  äußeren  Gefahren,  in  denen  sich  die  Mon- 
archie befinde,  gerechtfertigt  werden  könnte.  Gegen  eine  solche 
Diktatur  wendete  sich  der  stets  redegewandte  Minister  von 
L  a  s  s  e  r ,  aber  er  dachte  doch  auch,  daß  man  den  Redakteuren 
jeden  Angriff  auf  die  Fundamentalbestimmungen  vom  20.  Okiober 
verbieten  könne.  Als  kluger  Praktiker  meinte  er,  gerade  im  No- 
vember und  Dezember  hätten  die  Blätter  das  größte  materielle 
Interesse  daran,  ihren  Bestand  keiner  Gefahr  auszusetzen,  noch 
mehr  aber  erwartete  er  von  anderen  Mitteln  gütlichen  Verkehres 
mit  der  Presse,  welche  teils  in  der  persönlichen  Annäherung  an  die 
„Leiter  und  Matadore"  der  Journale  bestünden  (wozu  geeignete 
höhere  Regierungsorgane  zu  bestimmen  wären),  teils  in  der  Ge- 
winnung von  Kapazitäten  für  die  Journalistik  beständen,  um  die 
Presse  durch  die  Presse  zu  bekämpfen,  teils  in  materiellen  Opfern 
zur  direkten  Bestechung.  Die  Presse  ist  für  die  Regierung  selbst 
eine  unentbehrliche  Einrichtung  und,  gehörig  'benützt,  höchst  wirk- 
same Unterstützung.  Durch  Strenge  allein  kann  man  nicht  auf  sie 
wirken,  denn  gänzlich  mundtot  dürfe  man  die  Blätter  nicht  machen, 
zumal  da  man  der  ausländischen  Presse  nicht  das  Schweigen  aul- 
erlegen kann.  Graf  Szecsen  bezeichnete  die  dermaligen  Presse- 
zustände als  „ein  Symptom  der  sich  entwickelnden  Strömungen  des 
öffentlichen  Geistes".  Gegen  die  damit  verbundenen  Gefahren 
empfahl  er  als  einziges  Mittel  eine  kräftige,  in  ihrem  Gang  ent- 
schiedene Regierung.  „Man  vermag  sich  die  Frage  nicht  mit  Be- 
stimmtheit zu  beantworten,  was  die  Regierung  in  den  deutsch- 
slawischen Provinzen  will.  Wenn  die  Regierung  seit  dem  20.  Ok- 
tober mit  Entschiedenheit,  Raschheit  und  Geschick  positiv  schaffend 
vorgegangen  wäre,  würde  ihr  die  Presse  in  der  öffentlichen  Meinung 
nicht  haben  schaden  können.  Das  große  Unglück  sei  —  offen  ge- 
standen — ,  daß  trotz  der  vorhandenen  besten  Absichten  noch  keine 
neue  Institution  ins  Leben  getreten  ist  und  kein  Schritt  bis  jetzt 
evident  beweist,  daß  die  Regierung  ganz  in  den  Sinn  des  Diploms 
vom  20.  Oktober  eingegangen  ist.  So  groß  aber  auch  die  Schwierig- 
keiten seien,  man  wird  derselben  Herr  werden  können,  wenn  ein- 
"»  ■  1  die  Minister  alle  einig  sind."  Mit  diesen  Worten  des 
in  diesem  Augenblicke  wohl  noch  einflußreichsten  Politiken  In  der 
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Regierung  ist  wohl  schon  das  Urteil  über  Graf  Goluchowski  ziemlich 
unverblümt  ausgesprochen.  Dem  ungarischen  Minister  stand  dann 
Herr  von  Lasser  mit  den  Worten  bei,  ein  rascheres  Vorgehen  der 
Regierung  sei  schon  deshalb  notwendig,  weil  der  Glaube  weit  ver- 
breitet sei,  daß  das  Ministerium  keine  Zeit  mehr  finden  werde, 
die  am  20.  Oktober  vorgezeichneten  Institutionen  durchzuführen. 
„Dies",  meinte  Lasser,  „bringt  ein  Gefühl  der  Unsicherheit  alles 
Bestehenden  hervor,  aus  dem  jeder  herauszukommen  strebt  und 
daher  oft  nur  allzu  leicht  bereit  ist,  jedes  extreme  Auskunftsmittel, 
welches  ihm  ein  Journal  dazu  vorschlägt,  zu  adoptieren,  bloß  des- 
halb, weil  es  schneller  zur  Konsolidierung  der  Verhältnisse  zu 
führen  scheint,  als  der  Vorgang  der  Regierung." 

Der  Leiter  des  Finanzministeriums  Herr  von  P 1  e  n  e  r  machte 
nun  vollkommen  deutlich,  daß  die  ganze  Regierung  mehr  in  der 
Taktik  des  Grafen  Goluchowski  als  in  der  Presse  den  Urheber  der 
steigenden  Unruhe  im  Reiche  sähe.  Herr  von  Plener  meinte,  die 
Stimmung  sei  im  ganzen  Publikum  eine  sehr  schlechte  und  die 
Journale  publizierten  ihre  scharfen  Artikel  nur  dieser  Stimmung 
zu  Gefallen.  „Nicht  der  Journalist",  meinte  er,  „schafft  die  schlechte 
Stimmung,  diese  ist  vielmehr  schon  da;  er  schreibt  nur,  wie  es  der- 
selben zusagt,  und  gibt  ihr  nur  einen  mundgerechten  Ausdruck.  Ein 
Journal,  welches  gegen  die  allgemeine  Stimmung  schreibe,  würde 
zweifelsohne  sehr  bald  eingehen  und  der  Egoismus  des  Unter- 
nehmers hält  ihn  von  einem  solchen  Vorgehen  ganz  gewiß  ab."  Der 
vortreffliche  Finanzminister  war  so  von  seinen  Geldsorgen  erfüllt, 
daß  er  unwillkürlich  einen  Vergleich  aus  der  Geldwirtschaft  hier 
heranzog.  „Ebenso  ist  es",  meinte  er,  „mit  der  Börse,  der  Coulissier 
könnte  nicht  die  Börse  drücken  und  das  Agio  hinaufschnellen,  wenn 
das  fruchtbare  Feld  des  Mißtrauens  nicht  schon  faktisch  vorhanden 
wäre,  wenn  nicht  die  Briefe  des  Auslandes  den  Mangel  an  Kredit 
in  unserem  Zustande  patent  machen  würden.  Da  hilft  keine  Knebe- 
lung der  Presse  und  kein  polizeiliches  Einschreiten,  die  Zustände 
müssen  von  innen  heraus  sich  selbst  gesunden,  und  hierzu  bedarf 
es  anderer  Heilmittel.  Uebrigens  war  die  Stimmung  gleich  nach 
dem  20.  Oktober  besser,  sie  wurde  aber  mit  dem  Erscheinen  der 
Landesstatute  sehr  schlecht,  indem  das  darin  zugemessene  Maß  der 
politischen  Freiheit  gegenüber  den  Konzessionen  für  Ungarn  die 
öffentliche  Meinung  in  den  deutsch-slawischen  Ländern  tief  ver- 
letzte. Das  Mißtrauen  in  unsere  Zustände  beruht  hauptsächlich 
erstens  auf  dem  Glauben,  daß  Ungarn  sich  bereits  in  einem  halb- 
revolutionären, für  die  Finanzen  verlorenen  Zustand  befindet,  und 
zweitens  darauf,  daß  in  den  deutschen  Ländern  in  grellem  Gegen- 
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satz  mit  den  Ungarn  keine  Aussicht  auf  Entwicklung  des  konstitutio- 
nellen Lebens  vorhanden  ist,  während  die  Strömung  des  Zeitgeistes 
sich  den  liberalen  Ideen  unaufhaltsam  zuwendet  und  ein  kräftiges 
Gegengewicht  gegen  Ungarn  als  ein  Gebot  politischer  Notwendig- 
keit erscheint.  Einem  solchen  Mißtrauen  gegenüber  kann  keine 
Finanzmaßregel  gelingen,  denn  die  österreichische  Finanzfrage  ist 
zunächst  eine  politische." 

Auf  eine  solche  von  den  übrigen  Ministern  zweifellos  gebilligte 
Verurteilung  hin  konnte  Graf  Goluchowski  nur  noch  mehr  erklären, 
der  Vorwurf  über  eine  Zögerung  in  der  Ausführung  der  Landes- 
statute sei  nicht  begründet,  da  bekanntlich  derselben  die  neue  Ge- 
meindeordnung hätte  vorausgehen  sollen.  Erst  vor  zehn  Tagen 
wurde  allerhöchst  beschlossen,  es  von  der  Hinausgabe  der  Ge- 
meindeordnung abkommen  und  sofort  neue  Gemeindewahlen  vor- 
nehmen zu  lassen. 

Der  Kaiser  resümierte  diese  Debatte,  indem  er  wie  gewöhnlich 
die  politischen  Punkte  unberührt  ließ  und  sich  der  Presse  zu- 
wendete. Das  Protokoll  berichtet:  Seine  Majestät  geruhte  zu  er- 
innern, daß  nebst  der  besseren  und  kräftigeren  Preßleitung  nach 
Maßgabe  der  zu  beratenden  Instruktion  *)  und  mit  Anwendung 
der  nötigen  Geldmittel  auch  noch  die  Aufrechterhaltung  der  mate- 
riellen Ordnung  den  Demonstrationen  und  Ausschreitungen  gegen- 
über sehr  nötig  sei.  Den  Statthaltern  fehle  es  häufig  an  Energie, 
auch  habe  man  sein  Augenmerk  vorzüglich  dahin  zu  richten,  den 
Exzessen  lieber  vorzubeugen,  als  die  vollbrachten  zu  bestrafen. 10) 

Schon  wenige  Tage  später,  am  29.  November,  erhielt  der  Kaiser 
in  der  Ministerkonferenz  ein  noch  weit  ernsteres  Bild  von  den  Zu- 
ständen. Der  Kriegsminister  verlangte  Maßregeln  zur  Verstärkung 
der  österreichischen  Kriegsmacht  in  Italien  und  eventuell  am  Rhein. 
Auf  die  dringenden  Bedenken  des  Leiters  des  Finanzministeriums 
bewilligte  der  Kaiser  den  Aufschub  dieser  Maßregeln  bis  zum  Ende 
des  Jahres.  Sodann  aber  gab  Herr  von  Plener  ein  außerordentlich 
düsteres  Bild  von  den  finanziellen  Verlegenheiten  der  Regierung. 
Ein  Anlehen  von  40  bis  50  Millionen  müßte  aufgenommen  werden, 
damit  man,  falls  es  zu  einem  Kriege  käme,  unmittelbar  erst  bei 
dessen  Ausbruch  zur  Papiergeldemission  schreiten  müsse.  „Das 
größte  Hindernis  der  Aufnahme  eines  Anlehens  liege  aber  darin, 
daß  die  Regierung  der  moralischen  Stütze  des  verstärkten  Reichs- 
rates  entbehrt.     Die  Börse  zittere  vor  dem  Gedanken,  eine  Assig- 

*)  Der  Mini^rrpriisi-iciit  C.raf  Rochberg  hatte  die  Verfassung  einer 
Bokhea  Instruktion  durch  ein  Ministcrkonviteo  vorgeschlagen  und  dieser 
Vorschlag   war  angenommen   worden. 
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natenwirtschaft  eintreten  zu  sehen,  und  betrachtet  die  finanziellen 
Hilfsquellen  aus  Ungarn  schon  als  verloren.  Dies  und  die  steigende 
Unzufriedenheit  in  den  deutschen  Ländern  mit  den  ihnen  gewährten 
politischen  Institutionen  und  die  Ungewißheit  über  das,  was  noch 
kommt,  drücken  die  Kurse  und  steigern  das  Silberagio  in  einer 
Weise,  welche  jetzt  völlig  in  eine  Panik  ausartet.  Den  Versuchen, 
diese  Darstellung  abzuschwächen,  welche  Graf  Szecsen  und  der 
Polizeiminister  unternahmen,  entgegnete  Herr  von  Plener  sehr 
scharf.  Wäre  jetzt  der  verstärkte  Reichsrat  versammelt,  so  könnte 
man  seine  Zustimmung  zu  einem  Anlehen  und  zugleich  zu  einer 
neuen  Steuer  erhalten,  wodurch  das  Anlehen  fundiert  würde. 
Uebrigens  könne  er  nur  wiederholen,  daß  die  Stimmung  in  den 
ungarischen  Kronländern  eine  sehr  unzufriedene  ist,  daß  die  Un- 
gleichheit im  Ausmaße  der  politischen  Rechte  diesseits  und  jenseits 
der  Leitha  eine  tiefe  Kränkung  begründet,  daß  das  Vertrauen  in 
den  Bestand  der  Gesamtmonarchie  bei  der  einreißenden  Anarchie 
in  Ungarn,  bei  dem  Versagen  der  dortigen  Finanzquellen  gänzlich 
erschüttert  ist  und  daß  die  öffentliche  Meinung  die  Notwendigkeit 
eines  moralischen  Gegengewichtes  unerläßlich  findet  und  nur  in 
der  Schaffung  einer  kräftigen  Vertretung  der  nichtungarischen 
Länder  erblickt,  diese  aber  schmerzlich  vermißt,  indem  in  den 
bereits  erschienenen  und  noch  zu  erwartenden  Landesstatuten  eine 
diesfällige  Vermittlung  durchaus  nicht  erkannt  wird.  Ebenso  hat 
auch  das  Ausland  sein  Vertrauen  auf  Oesterreich  aufgegeben  und 
beweist  dies  durch  das  massenhafte  Hereinwerfen  der  österrei- 
chischen Papiere  auf  die  hiesige  Börse."  „Ich  wiederhole"  —  so 
schreibt  ebenso  wie  das  Vorhergehende  Plener  eigenhändig  in  das 
Protokoll  —  „nochmals,  daß  die  Finanzfrage  ohne  zeitgemäße  Kon- 
stituierung unserer  inneren  politischen  Zustände  unlösbar  und  ihrer 
Natur  nach  eine  politische  Frage  ist."  Der  zweite  Hofkanzler  Herr 
von  Szögyeny  leugnete  zwar  das  Vorhandensein  einer  wirk- 
lichen Steuerverweigerung  in  Ungarn  und  wollte  glauben  machen, 
daß  es  den  Obergespänen  gelingen  werde,  die  Einhebung  der 
Steuern  durchzuführen.  Dagegen  erklärte  er,  daß  keine  Aussicht 
bestünde,  den  verstärkten  Reichsrat  unter  Teilnahme  ungarischer 
Reichsräte  vor  dem  Juni  1861  zu  versammeln,  da  noch  vieles  und 
namentlich  die  wichtige  prinzipielle  Verhandlung  beim  ungarischen 
Landtage  über  die  Beschickung  des  verstärkten  Reichsrates  und  die 
Anerkennung  seiner  Kompetenz  im  Sinne  des  Diploms  vorhergehen 
müsse. 

Wohin  der  Wind   eigentlich  trieb,  kam  am   besten  durch   die 
folgende  Rede  des  Herrn  von  Lasser   hervor,  der  die  Furcht  der 
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Bevölkerung  vor  einem  neuen  Kriege  und  dem  unausweichlichen 
Bankerott  an  die  Spitze  seiner  Ausführungen  stellte,  dann  aber, 
wenn  auch  in  verklausulierter  Weise,  darauf  hinwies,  daß  es 
doch  eine  selbstverständliche  Folge  des  Systems  vom  20.  Oktober 
sei,  daß  die  Minister  für  Maßregeln,  die  reichsrätliche  Zustimmung 
voraussetzen,  jedenfalls  verantwortlich  seien,  falls  sie  solche  im 
Drange  der  Verhältnisse  zur  Oktroyierung  beantragen  müssen, 
diese  Maßregeln  jedoch  seinerzeit  den  Repräsentativkörpern  gegen- 
über werden  verteidigen  und  rechtfertigen  müssen,  und  zwar, 
da  sie  die  geheiligte  Person  des  Monarchen  zur  Motivierung 
und  Verantwortlichkeit  nicht  vorschützen  dürfen,  mit  Einsetzung 
ihrer  eigenen  persönlichen  Verantwortlichkeit.  Von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus,  erklärte  Lasser,  teile  er  ganz  die  Anschauung  des 
Reichsrates  von  Plener.  Er  halte  sich  auch  verpflichtet,  offen  aus- 
zusprechen, daß  die  Stimmung  in  den  deutsoh-slawischen  Ländern 
seit  dem  20.  Oktober  bedeutend  ungünstiger  geworden  ist.  Die 
ursprüngliche  Hoffnung,  daß  die  darin  ausgesprochene  Bevorzugung 
Ungarns  die  Befestigung  der  dortigen  Zultände  zur  Folge  haben 
werde,  schwinde  und  die  ungleiche  Behandlung  wird  daher 
diesseits  der  Leitha  schwerer  empfunden.  Man  wünsche 
immer  lebhafter  politische  Gleichstellung  mit 
den  Ungarn.  Unter  dieser  Gleichstellung  versteht  man  aber 
nicht  eine  formelle  Gleichstellung  aller  Einzel-Landtage,  die  bloß 
eine  Begünstigung  des  Separatismus  und  somit  durchaus  kein  Glück 
wäre,  sondern  das  Heil  erwartet  man  vielmehr  von  der  Institution 
und  den  erweiterten  Befugnissen  des  Reichsrates. 

Graf  Szecsen  wies  in  Erwiderung  auf  diese  Ausführungen 
darauf  hin,  daß  man  in  Ungarn  keine  Bevorzugung  beansprucht 
habe.  Es  war  dort  die  Ansicht,  daß  auch  die  „Mitwirkung"  der 
nichtungarischen  Landtage  eine  entscheidende  sein  sollte,  „allein 
Seiner  Majestät  ein  ausgleichender  Einfluß  zur  Beseitigimg  des 
Druckes  der  Majoritäten  zu  wahren  wäre."  Man  kann  den  öster- 
reichischen Scheinkonstitutionalismus  nicht  geistreicher  definieren 
als  dies  hier  Graf  Szecsen  tat!  Herr  von  Plener,  der  nochmals 
das  Wort  ergriff,  erklärte  in  scharfen  Worten,  „die  Verantwortlich- 
keit für  jeden  von  Seiner  Majestät  genehmigten,  aber  von  ihm  ge- 
stellten Antrag  nur  selbst  und  in  eigener  Person  vor  der  Oeffent- 
lichkeit,  vor  der  Welt  und  vor  jedem  wie  immer  Namen  habenden 
Vertretungskörper  tragen  zu  wollen.  Er  würde  es  als  einen  Frevel 
betrachten,  bei  diesfälligen  Angriffen  sich  auf  die  erhaltene  aller- 
l").  liste  Genehmigung  berufen  und  durch  dieselbe  rechtfertigen  zu 
wollen;  ein  solcher  Vorgang  sei  mit  der  Unverantwortlichkeit  der 


1.  Kapitel :  Das  Scheitern  d.  Oktoberdipl.  u.  d.  Berufung  A.  v.  Schmerlings.     687 

Krone  und  mit  den  Pflichten  des  Ministers  unverträglich."  Er 
stimmt  ferner  für  eine  Ausdehnung  der  Befugnisse  des  Reichsrates. 
Wie  weit  war  man,  nachdem  kaum  mehr  als  ein  Monat  seit  dem 
Erscheinen  des  Oktoberdiploms  verflossen  war,  von  der  hochfliegenr 
den  Vorstellung  dieser  Urkunde  entfernt,  daß  in  Oesterreich  auf 
deren  Grundlage  eine  Art  von  organischem  Verfassungswachstum 
sich  von  selbst  einstellen  werde,  die  den  österreichischen  und  unga- 
rischen Kronländern  die  „Uebel"  des  konstitutionellen  Lebens  im 
westeuropäischen  Sinne  ersparen  würde!  Mit  vollen  Segeln  steuer- 
ten die  Mitglieder  der  Regierung  in  die  Gewässer  des  zentra- 
listischen  Konstitutionalismus  hinaus!  So  wirkt  es  fast  als  ein  halb 
komischer,  halb  wehmütiger  Ausklang  dieser  deiikwürdigen,  vor 
dem  Souverän  geführten  Ministerberatung,  wenn  nach  der  letzten 
Bemerkung  des  Herrn  von  Plener  der  nunmehr  ganz  vereinzelt  da- 
stehende Staatsminister  Graf  Goluchowski  sagte:  er  finde,  daß  dies 
eigentlich  nichts  anderes  wäre  als  die  Einführung  einer  modernen 
Konstitution  mit  einem  verantwortlichen  Ministerium.  Ueberdies 
müsse  er  aufmerksam  machen,  daß  in  Ungarn  eine  Verantwortlich- 
keit der  Minister  nicht  bestand,  worauf  Graf  Szecsen  entgegnete, 
daß  allerdings  dort  immerhin  eine  Art  von  administrativer  und  ge- 
setzlicher Verantwortlichkeit  der  höchsten  Reichsbeamten  in  Betreff 
positiver  Gesetzesverletzungen,  wenn  auch  nicht  im  Sinne  der 
modernen  parlamentarischen  Regierung  dem  Landtage  gegenüber 
bestanden  habe. 1X)  Graf  Goluchowski  scheint,  wie  wir  von  Zeit- 
genossen wissen,  bis  zum  letzten  Tage  seiner  Ministerschaft,  der 
nun  rasch  herannahte,  über  die  wirklichen  treibenden  Kräfte  in  der 
immer  mehr  vertieften  und  verbreiteten  Krise  im  Unklaren  ge- 
blieben zu  sein.  In  seiner  aktenfleißigen  Art  hatte  er  den  Minister- 
rat in  der  zweiten  Hälfte  des  November  durch  vier  Sitzungen  hin- 
durch mit  der  Landesordnung  für  Böhmen  beschäftigt  und  in  den 
Ministerkonferenzen  am  1.  und  5.  Dezember  lag  diesem  das  mäh- 
rische Landesstatut  vor.  Die  sehr  ausführlichen  und  für  die  Gegen- 
sätze innerhalb  der  Oktoberregierung  sehr  bezeichnenden  Debatten, 
in  denen  bei  den  wichtigen  Differenzpunkten  die  Mehrheit  der 
Minister  doch  dem  Grafen  Goluchowski  beistimmte,  mußten  in  ihm 
die  Hoffnung  befestigen,  daß  die  nun  durch  mehr  als  ein  Jahr  sich 
hinziehende  methodische  Reorganisation  der  Monarchie  vermittels 
der  von  ihm  entworfenen  Landesstatute  und  Gemeindeordnungen 
schließlich  doch  zur  Vollendung  gelangen  werde. 12)  So  traf  ihn 
ganz  unvorbereitet  die  am  14.  Dezember  ihm  zugestellte  Entlassung 
als  Folge  der  Berufung  des  Oberlandesgerichtspräsidenten  Anton 
von  Schmerling    zum    Staatsminister    an    seiner  Stelle.     Die  Ent- 
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Schließung  des  Kaisers,  die  dazu  führte,  war  von  beiden  an  dem 
Sturze  Goluchowskis  interessierten  Faktoren  ausgegangen.  Bei 
Graf  Szecsen  und  seinen  politischen  Freunden  war  inzwischen  unter 
dem  Drucke  der  fortwährend  steigenden,  gegen  das  Oktoberdiplom 
gerichteten  Bewegung  in  Ungarn  der  Gedanke  zur  Vorherrschaft 
gelangt,  daß  nur  durch  eine  entschiedene  Aenderung  des  in  den 
österreichischen  Erbländern  befolgten  politischen  Kurses  nach  der 
liberalen  Seite  hin  ihre  „Transaktionspolitik",  als  deren  ersten 
Schritt  sie  das  Oktoberdiplom  ansahen,  noch  zum  Erfolg  geführt 
werden  könnte.  Ihre  Anschauungen  gingen  dahin,  daß,  wenn 
Ungarn  auf  der  anderen  Seite  der  Leitha  ein  kräftiges  liberales 
Regime  in  Wirksamkeit  sehen  würde,  die  Verhandlungen  des  künf- 
tigen Landtages  mit  einem  solchen  Regime  sich  leichter  gestalten 
würden  als  mit  dem  bisherigen  Ministerium.  Aus  diesem  Grunde 
lenkten  sie  die  Aufmerksamkeit  der  höfischen  Kreise  und  des 
Kaisers  auf  die  Person  Anton  von  Schmerlings,  der  ihnen  der 
geeignete  Mann  z-ur  Führung  der  in  Aussicht  genommenen  Ver- 
handlungen mit  Ungarn  erschien.  Unter  seiner  Führung  hofften 
Szecsen  und  seine  Anhänger  eine  Art  politischer  Wiederbelebung 
des  erbländischen  Oesterreich  als  eines  Ganzen  zustande  zu  bringen 
und  damit  ein  Gegengewicht  gegen  die  immer  gefahrvoller  sich  er- 
hebenden Bestrebungen  der  magyarischen  Parteien  nach  Erringung 
der  völligen  Selbständigkeit  Ungarns  zu  schaffen.  Dann  —  so  sagt 
einer  der  besten  Beobachter  der  altkonservativen  Politik  in  diesen 
kritischen  Tagen  —  nimmt  die  Regierung  auch  Ungarn  gegenüber 
eine  starke  und  ansehnlichere  Position  ein,  von  wo  aus  sie  leichter 
unterhandeln,  die  Ausgleichung  mit  voraussichtlichem  Erfolg  und 
maßgebendem  Einfluß  bewirken  kann.  *) 

So  betrieben  denn  die  ungarischen  Magnaten,  mit  denen  der 
ehemalige  Frankfurter  Reichsminister  übrigens  längst  vielfach 
persönliche  Fühlung  besaß,  eifrig  die  Nachfolge  Schmerlings  im 
Staatsministerium  bei  Rechberg,  dem  Minister  des  Aeußern 
und  vertrauten  Ratgeber  des  Kaisers.  Gleichzeitig  hatte  sich 
aber  auch  in  den  liberalen  Kreisen  Wiens  unter  dem  ansteigen- 
den Drucke  der  öffentlichen  Meinung,  wie  er  besonders  in  der 
Wiener  Presse  fühlbar  wurde,  eine  starke  Strömung  ausgebildet, 
die  sich  mit  aller  Deutlichkeit  gegen  die  neuständisch-konservative 

*)  So  Aurel  von  Kecskem£thy  in  seinem  sehr  instruktiven  Buch 
,.!:in  .Jahr  aus  der  Geschichte  Ungarns",  Wien,  1862,  S.  58.  Der  Verfasser 
--land   ursprünglich  dem   Grafen  Stephan  Szecheny  und  durch  ihn  den   Alt- 

arvattven  nahe  und  gibt  in  seiner  Schrift  eine  auf  eingebender  Kennt- 
•  r  Personen  and  Vorgänge  beruhende,  relativ  ziemlich  objektive  Dar- 
stellung der  Ereigniaee. 
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Politik  der  Regierung  wendete  und  Schmerling  als  den  zur  Lösung 
der  schwierigen  Krise  berufenen  Staatsmann  bezeichnete. 13)  Die 
Wiener  liberale  Gesellschaft  war  damals  mehr  denn  je  von  der 
hohen  Wiener  Bureaukratie  geleitet  und  sie  besaß  in  dem  Finanz- 
minister  Ignaz  von  Plener  einen,  wie  wir  wissen,  unerschrockenen 
Vorkämpfer  in  der  Ministerkonferene  und  dem  Kaiser  gegenüber. 
Plener  war  es  nun,  der  in  den  ersten  Tagen  des  Dezember  dem 
Monarchen  die  Berufung  Schmerlings  und  eine  Abwendung  von  den 
Grundgedanken  des  Oktoberdiploms  empfahl.  Wie  Schmerling  die 
Umstände  seiner  Berufung  selbst  aufgefaßt  wissen  wollte,  hat  er 
1863  in  einem  Gespräch,  das  Julius  Froebel  in  seinen  Denkwürdig- 
keiten mitteilt,  erkennen  lassen.  „Durch  das  Oktoberdiplom",  sagte 
der  Staatsminister,  „würde  das  Reich  den  Ungarn  in  die  Hände 
gegeben  worden  sein.  Wie  immer  war  es  diesen  um  die  Stellen 
zu  tun.  Sie  haben  geglaubt,  mich  für  ihre  Zwecke  gewinnen  zu 
können.  Ihr  Programm  war:  Liberalismus  durch  die  Ungarn.  Sie 
haben  sich  an  Rechberg  gemacht,  um  mich  durch  diesen  in  das 
Ministerium  zu  bringen,  und  Rechberg  hat  sich  dafür  bemüht.  Ich 
habe  mich  aber  direkt  mit  dem  ^Kaiser  verständigt  und  dessen  Zu- 
stimmung zu  meinem  System  erlangt."  14)  Jedenfalls  ist  an  dieser 
Darstellung  das  eine  richtig,  daß  Schmerling  innerlich  von  Anfang 
an  entschlossen  war,  nicht  die  Wege  der  Altkonservativen  zu  gehen, 
und  ebenso  scheint  es  zweifellos,  daß  sich  die  Grafen  Szöcsen, 
Dessewffy  und  ihre  Freunde  auch,  was  die  politischen  Ziele  und  die 
staatsmännische  Individualität  Schmerlings  betraf,  ebenso  in  argen 
Täuschungen  befunden  haben,  wie  in  ihrer  Auffassung  der  Ent- 
wicklung der  Dinge  in  ihrer  eigenen  Heimat.  Wie  sich  nun  die 
„Verständigung"  Schmerlings  mit  dem  Kaiser  als  Einleitung  seiner 
Tätigkeit  in  Wahrheit  verhält,  werden  wir  besser  erst  nach  der 
Vorführung  der  Ministerprotokolle  in  den  seiner  Berufung  folgen- 
den zwei  Monaten  beurteilen  können.  Als  Schmerling  zum  Staats- 
minister berufen  wurde,  stand  im  übrigen  seine  Persönlichkeit  und 
deren  Kandidatur  für  die  leitende  Stellung  in  der  inneren  Politik 
durch  sein  Wirken  an  hervorragenden  Stellen  im  Staatsdienste  und 
in  der  Diplomatie  sowie  durch  seine  persönliche  und  gesellschaft- 
liche Stellung  in  Wien  längst  vollkommen  fest.'  Anton  von  Schmerling 
galt  in  der  hohen  bürgerlichen  Gesellschaft  Wiens  als  hoffnungs- 
vollste staatsmännische  Persönlichkeit  seit  dem  Tage,  da  er  als  der 
Führer  der  „getreuen  Stände  Niederösterreichs"  im  Sinne  der  libe- 
ralen Forderungen  in  der  Hofburg,  dann  als  Reichsminister  zu 
Frankfurt  als  Anwalt  der  großdeutschen  Idee  der  Oesterreicher 
kraftvoll  hervorgetreten  war:  nicht  nur  in  den  ihm  nahestehenden 
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Kreisen  des  reichen  Bürgertums  und  der  Bureaukratie  —  sowie 
auch  in  den  Kreisen  der  ungarischen  Politiker  — ,  sondern  in  den 
ganzen,  den  liberalen  Ideen  zugeneigten  Schichten  der  Bevölkerung 
hatte  ihm  die  Niederlegung  seines  Portefeuilles  im  Kabinett  Schwar- 
zenberg-Bach,  als  dessen  absolutistische  Politik  im  Frühling  1851 
klar  zutage  trat,  große  Achtung  und  Sympathie  verschafft.  *)  So 
mochten  denn  Szecsen  und  Väy  jetzt  hoffen,  mit  ihm  das  durchzu- 
führen, was  ihnen  als  ungarischen  Patrioten  allein  am  Oktober- 
diplom wichtig  war:  nämlich  die  Wiederherstellung  der  Verfassung 
Ungarns  in  liberalen  Formen,  aber  in  konservativem  Geiste.  Die 
Popularität  Schmerlings  in  den  deutschen  Kreisen  Oesterreichs 
sollte  den  Widerstand  der  Bourgeoisie  gegen  die  grundlegenden 
Ideen  des  Oktoberdiploms  vollends  beseitigen.  So  kam  das  Staats- 
ministerium Schmerlings,  vornehmlich  durch  Einfluß  der  unga- 
rischen Konservativen,  allerdings  auch  —  was  diese  anscheinend 
übersahen  —  durch  den  Einfluß  kirchlicher  und  weltlicher  Anr 
walte  der  bureaukratisch-zentralistischen  Auffassung  vom  öster- 
reichischen Kaisertum  zustande:  wenige  Wochen  genügten,  um 
seinen  magyarischen  Freunden  eine  abermalige  und  nunmehr  ent- 
scheidende Enttäuschung  zu  bringen.  In  den  Beratungen  während 
des  Monates  Dezember  trat  schon  der  folgenschwere  Irrtum  Szecsens 
und  seiner  Mitarbeiter  klar  hervor:  Schmerling  war  weder  willens 
noch  imstande,  das  zu  tun,  was  sie  von  ihm  erhofften.  „Als  er", 
sagt  ein  guter  Beobachter  der  Vorgänge,  „seine  Regierungs-  und 
Verfassungspläne  entwickelte,  waren  diejenigen,  die  ihn  empfohlen 
hatten,  nicht  wenig  überrascht.  Sie  glaubten,  er  werde  ihr  Gehilfe 
sein,  und  fanden  in  ihm  ihren  Meister,  der  nicht  unterstützen, 
sondern  unterstützt  werden,  nicht  in  angegebener  Richtung  arbeiten, 
sondern  selbst  die  Richtung  angeben  wollte.  Und  was  er  wollte, 
das  erreichte  er  auch,  denn  er  war  faktisch  das  Haupt  des  Kabinetts 
geworden."  *) 

*)  Vgl.  Kecskemethy,  Ein  Jahr  aus  der  Geschiebte  Ungarns: 
„Seine  Name  genoü  jenseits  der  Leitha,  seines  unantastbaren  persönlichen 
Charakters  halber,  die  allgemeinste  Achtung  und  seine  konstitutionelle 
Gesinnung  wurde  für  unerschütterlich  gehalten.  Und  da  Schmerlings  Aus- 
tr  tt  aus  dem  Bachschen  Ministerium  nicht  persönlichem  Wettstreite  oder 
Antipathien,  sondern  vielmehr  jenem  Umstände  zugeschrieben  wurde,  dafl 
'■v  .-eine  liberalen  Anschauungen  der  eingetretenen  Reaktion  nicht  opfern 
wollte:  so  umgab  ihn  in  dem  letzten  Jahrzehnt  in  seiner  Stellung  als  Über- 
gerichts-Prasident  eine  gewisse  Oppositions-Glorie;  ja  man  hatte  ihn  da- 
mals beinahe  populär  nennen  können,  wenn  dieser  Ausdruck  jenseits  der 
Leitha  einen  Sinn  hätte.  Er  allein  war  daher  durch  die  Situation  berufen, 
iu.  Qotachowakis  stelle  das  Staatsministerium  zu  übernehmen,  und  BS  war 
ihe  eine  Notwendigkeit  der  Lage,  <laü  die  Oktober-Männer  zur  Kräfti- 
gung <ior  Regierung  Ihn  in  das  Cabinet  beriefen." 

*•)  K  eci  k  .  in  c  t  h  y  ,   Ein   Jahr  aus  der  Geschichte  Ungarns,  Seite  70. 
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Trotz  des  schon  beklagten  Mangels  an  umfassenden  urkund- 
lichen Zeugnissen  jener  Zeit  steht  doch  der  persönliche  und  poli- 
tische Charakter  Anton  von  Schmerlings,  über  den  in  Oesterreich 
auch  unter  der  jetzt  noch  lebenden  alten  politischen  Generation 
eine  ziemlich  einheitliche  Ueberlieferung  besteht,  klar  vor  uns.  *) 
Die  politische  Laufbahn  Schmerlings,  seine  staatsmännischen  Taten 
und  auch  so  manche  Zeugnisse  seiner  Mitarbeiter  lassen  uns  sein 
Wesen  und  die  entscheidenden  Züge  seines  Charakters  deutlich 
erkennen. 15)  Anton  von  Schmerling  war  von  Naturanlage  eine 
selbstbewußte,  im  Umgänge  leicht  schroff  auftretende  Persönlich- 
keit; wenn  er  von  sich  selbst  gesagt  hat,  daß  er  immer  bedauert 
habe,  nicht  seinem  inneren  Wunsch  folgend  gleich  seinem  Bruder 


*)  Anton  von  Schmerling  war  als  Sohn  des  Rates  am  Appellations- 
gericht in  Wien  und  so  als  Sprößling  einer  —  im  18.  Jahrhundert  ge- 
adelten —  Beamtenfamilie  geboren;  seine  Mutter  Elise  war  eine  Tochter 
des  großen  österreichischen  Juristen  und  Verfassers  des  Allgemeinen 
Bürgerlichen  Gesetzbuches,  Hof rates  von  Z  e  i  1 1  e  r.  Durch  seine  Familien- 
beziehungen gehörte  Schmerling  jenem  Kreise  hochstehender,  zumeist  neu- 
adeliger  Beamtenfamilien  an,  die  in  der  francisceischen  Zeit  die  gesell- 
schaftlieh und  kulturell  vornehmste  Schichte  der  Wiener  bürgerlichen  Kreise, 
die  sogenannte  „zweite  Gesellschaft"  bildeten:  als  „erste'"  galt  seit  jeher 
die  hoch-  und  hofadelige  Gesellschaft,  die  sich  „nach  unten"  grundsätzlich 
vollkommen  „exklusiv"  verhielt.  Jene  Beamtenfamilien  in  Verbrüderung 
mit  den  vermögendsten  und  angesehensten  Familien  der  Wiener  Groß- 
industrie, der  Handels-  und  Finanzkreise  büdeten  die  eigentlichen  Träger 
jener  künstlerisch  und  gesellschaftlich  so  reizvollen  Altwiener  Kultur  der 
„Biedermeierzeit",  die  dem  heutigen,  gesellschaftlich  durchaus  zersetzten 
und  haltlosen  Wien  des  beginnenden  20.  Jahrhunderts  begreiflicherweise 
als  ein  unerreichbares  Ideal  vor  Augen  steht.  Liest  man  etwa  die  Tage- 
bücher des  jungen  Diplomaten  und  Orientalisten,  späteren  Grafen  Pro- 
kesch,  oder  Kübecks  Tagebücher  oder  die  zeitgenössischen  Briefe,  Tage- 
bücher und  Erinnerungen  aus  dem  Lebenskreise  Grillparzers,  Schrey- 
vogels,  Schuberts,  Bauernfelds,  Lenaus,  so  erhält  man  ein  schönes  und 
farbenreiches  Bild  der  Blüte  dieser  altösterreichischen  Gesellschaft,  in  der 
sich  vielfach  das  Beste  des  deutsch-österreichischen  Stammes,  seine  künst- 
lerische Kraft,  sein  einzigartig  hohes  und  schöpferisches  Musikvermögen, 
seine  sonnige  Lebensfreude  und  ursprüngliche  Fähigkeit  zu  verfeinerter 
Lebensart  mit  den  kräftigen  Anregungen  und  reichen  Gaben  der  Kunst, 
Wissenschaft  und  hohen  Bildung  Deutschlands  in  seiner  klassischen  Epoche 
^u  einem  harmonischen  und  lebensvollen  Ganzen  vereinigten.  In  dem 
Kreise  dieser  Gesellschaft,  deren  Mittelpunkt  etwa  durch  die  Familien  des 
Hofrates  Kleyle,  der  Freiherrn  von  Stifft,  Sommaruga,  Pratobevera,  Löwen- 
thal, Koudelka,  Hofrath  Kiesewetter  bezeichnet  wird,  wuchs  Schmerling 
auf.  Von  diesem  Zirkel  gingen  durch  Gentz,  Prokesch  u.  a.  m.  unmittel- 
bare Verbindungen  zu  dem  großen  Kreise  des  Fürsten  Metternich  und  zum 
Hofe  wie  zur  aristokratischen  Gesellschaft  überhaupt,  andrerseits  vermittel- 
ten die  außerordentlich  regen  künsterischen  und  Theaterinteressen  der 
Frauen  und  Töchter  dieses  Kreises  den  innigen  Zusammenhang  mit  dem 
vielseitigen  und  reichen  Schaffen  in  der  Dichtung  und  bildenden  Kunst  des 
Wien  jener  Tage.  Der  neu  sich  bildende  Gesellschaftskreis  der  jüdischen 
Finanziers  oder  besser  gesagt,  der  gebildeten  und  höchst  kultivierten 
Frauen  in   diesem  Kreise  —  hier  sind  die  Namen  der  alsbald   geadelten 
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Offizier  geworden  zu  sein,  *)  so  hat  er  damit  selbst  bezeichnet,  daß 
ihm  Regieren  durch  Befehlen,  Anstreben  eines  Zieles  auf  dem 
kürzesten  Wege,  wenn  erforderlich  mit  den  Mitteln  äußerer  Gewalt 
und  jedenfalls  in  der  Erwartung  rückhaltloser  Unterwerfung,  nicht 
aber  Erweckung  und  Leitung  geistiger  Kräfte  in  der  Politik,  innere 
Einwirkung  auf  die  Stimmungen  und  Motive  von  Parteien  und  ihren 
Führern,  von  Ständen  und  Gesellschaftsklassen,  ja  des  ganzen 
Volkes  als  die  ihm  zusagenden,  kongenialen  Hilfsmittel  des  Staats- 
mannes galten.  Dies  drückt  sich  augenfällig  in  seinem  Verhalten 
zur  Zeitungspresse  aus:  obgleich  er  diese  durch  das  von  ihm  neu- 
eingerichtete Preßbureau  möglichst  für  sich  und  seine  Politik  zu 
benützen  strebte,  fehlte  ihm  doch  das  Verständnis  für  die  Not- 
wendigkeit wirklicher  Preßfreiheit  als  der  unentbehrlichen  Grund- 
lage für  die  Entwicklung  einer  kräftigen  öffentlichen  Meinung.  Die 
Entschuldigung,  die  man  vielleicht  in  den  schon  damals  hervor- 
tretenden Mängeln  des  Wiener  Zeitungswesens  erblicken  möchte, 
ist  deshalb  nicht  stichhaltig,  weil  diese  Mängel  großenteils  gerade 
eine  Folge  des  seit  1849  geübten  Regimes  der  völligen  Nieder- 
haltung der  Presse  und  der  sozialen  Geringwertung,  ja  Verfehmung 
des  Journalistentums  bildeten.  Das  sah  Schmerling  weniger  ein 
als  viele  seiner  Zeit-  und  Standesgenossen;  er  hat  die  politische 
Tresse  in  Wien  sowie  in  den  Provinzen,  dort  ganz  besonders  die 
tschechischen  Journale,  förmlich  systematisch  mit  harter  Hand 
behandelt  und  es  liegt  ein  deutlicher  Zug  des  Verächtlichen  in 
seinem  Preßregime,  worin  er  mit  den  Militär-  und  Hofkreisen,  dem 
Monarchen  selbst,  und  den  reaktionären  Elementen  übereinstimmte. 
Er  besaß  übrigens  auch  überdies  eine  Eigenschaft,  die  sich  sehr 
häufig  mit  der  Naturanlage  und  der  Erziehung  des  Berufsoffiziers  zu 
verbinden  pflegt:  eine  gewisse  Starre  des  eigenen  inneren  Wesens, 
die  sehr  oft  sich  da  einstellt,  wo  die  Pflicht  in  der  Regel  in  der 
Erfüllung  der  von  oben  her  kommenden  Befehle  besteht  und  sich 


Familien  Arnstein,  Perera,  Wertheimstein,  Gomperz  zu  nennen  — ,  stand 
in  vielfachen  und  freundschaftlichen  Beziehungen  zu  jenem  altwienerischen 
bürgerlichen  Patriziat.  Einer  der  besten  Züge  in  Anton  von  Schmerlings 
Wesen,  eine  gewisse  Vorurteilsfreiheit  im  gesellschaftlichen  Verkehre, 
soii.e  unverhohlene  Hochachtung  vor  Wissenschaft  und  Kunst  und  seine 
Sympathie  für  Rildungsinteressen  überhaupt  stammt  als  Tradition  aus 
diesem  Kulturkreise  der  altösterreichischen  Hof  rate,  in  dem  er  erzogen 
ward.  VgL  auch  die  Schilderung  dieses  Kreises  bei  Josef  Freiherrn  von 
Kalchberg,  Mein  politisches  Glaubensbekenntnis,  S.  114  ff..  120  ff.,  324  ff., 
ferner  Alfred  von  Arneth,  Anton  EL  von  Schmerling.  Episoden  aus 
seinem  Leben,  Wien  1895. 

•)  Dieser  nahm  seit  1859  —  auch  noch  in  der  Zeit  der  Staatsminister- 
rcfcatl  -eines  Brüden  —  als  Vertreter  erst  des  Armee-Oberkommandos, 
dann  det  Kriegenünisten  häufig  an  den  Min  ister  konferenxen  teil. 
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naturgemäß  darin  erschöpft.  Ihm  fehlte  die  Fülle  und  Lebendig- 
keit der  Phantasie,  ohne  die  ein  schöpferischer  Staatsmann  niemals 
und  vollends  in  unserem  Zeitalter  nicht  mehr  möglich  ist:  Schmer- 
lings Anschauungen  über  Oesterreich,  die  ihm  die  Erfahrungen 
junger  Jahre,  seine  dienstliche  und  politische  Laufbahn  gegeben 
hatten,  waren  deshalb  so  gefestigt,  weil  er  im  Grunde  genommen 
das  im  staatlichen  Macht-  und  Ordnungsapparat  bestehende  Macht- 
element für  das  einzig  Wesentliche  im  Staate  hielt.  Allerdings: 
sein  Entwicklungsgang  hatte  ihm  die  Erkenntnis  hinzugefügt,  daß 
dieser  Apparat  im  19.  Jahrhundert  auch  in  Oesterreich  doch  schon 
einer  gewissen  Einkleidung  in  die  Formeln  des  zu  einem  Gemein- 
gut der  europäischen  Gebildeten  gewordenen  Liberalismus  bedürfe, 
und  daß  dies  ebenso  nützlich  als  auch  —  bei  einiger  Vorsicht!  — 
vom  Standpunkte  der  Erhaltung  der  traditionellen  Machtstellung  der 
Dynastie  im  Staate  ziemlich  harmlos  und  unschädlich  sei.  Will 
man  aber  darüber  hinaus  einen  leitenden  politischen  Grund- 
gedanken bei  Schmerling  finden,  an  dem  er  mit  wirklichem  inneren 
Gefühl  hing,  so  war  ein  solcher  für  ihn  mit  der  Stellung  Oester- 
reichs  zur  deutschen  Frage  gegeben.  In  dieser  Frage,  die  für  das 
gebildete  Altösterreichertum  vor  1848  viel  größere  Bedeutung  besaß, 
als  man  gewöhnlich  anzunehmen  pflegt,  der  einzigen  politischen 
Frage,  die  selbst  von  kühleren  und  von  den  Tagesströmungen  nicht 
beherrschten  Persönlichkeiten  der  obersten  bürgerlichen  Gesell- 
schaftsschichten Wiens  und  Deutschösterreiohs  mit  wahrer  und 
tiefer,  ja  zuweilen  leidenschaftlicher  Empfindung  behandelt  zu 
werden  pflegte,  ist  Anton  von  Schmerling  immer  in  der  ersten 
Reihe  und  seit  1848  offiziell  und  offen  an  der  Spitze  des  öster- 
reichischen Großdeutschtums  gestanden.  Er  gehört  eben  noch  ganz 
der  Generation  Altösterreichs  an,  deren  höchster  geistiger  Vertreter 
Franz  Grillparzer  gewesen  ist,  und  die  zeitlebens  den  seit  Kaiser 
Josefs  IL  Tagen  wiederauflebenden  Anschluß  österreichischer  Bil- 
dung und  Literatur  an  das  Geistesleben  im  großen  gemeinsamen 
deutschen  Vaterlande  als  das  größte  Ereignis  und  den  belebenden 
Mittelpunkt  deutschösterreichischer  neuer  Kulturentwicklung  dank- 
barst empfand.  Diese  Männer  waren  es,  die  in  dem  Bewußtsein 
des  unlöslichen  Zusammenhanges  des  eigenen  Wesens  und  der 
eigenen  Bildung  mit  der  Volksart  des  Deutschtums,  vor  allem  jener 
der  süddeutschen  Stämme  sowie  mit  der  gewaltigen,  durch  die 
Klassiker  der  deutschen  Dichtung  und  Philosophie  geschaffenen 
Geisteskultur  den  ganzen  Halt  ihres  Daseins  fanden.  Die  Tradition 
von  der  heimischen  Dynastie  als  der  mehrhundertjährigen  Trägerin 
des  römischen  Kaisertums  deutscher  Nation  gab  diesem  nationalen 
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Grundgefühl  des  gebildeten  Deutsellösterreich  im  Vormärz  von  vorn- 
herein eine  bestimmte  praktische  Zielrichtung.  Wie  alle  seine 
Freunde  und  gleichstehenden  Zeitgenossen,  konnte  auch  Schmerling 
sich  Deutschland  ohne  Oesterreichs  führende  Teilhaberschaft,  folge- 
richtig auch  Oesterreich  als  einen  Staat  ohne  „deutschen  Charakter" 
gar  nicht  denken.  Diese  Anschauung  hing  zunächst  bei  Schmerling 
geradeso  wie  bei  Grillpanzer,  der  sie  in  manchen  seiner  Epigramme 
deutlich  genug  ausgesprochen  hat,  mit  dem  ursprünglichen  Konser- 
vativismus des  bodenständigen  Bürgertums  zusammen,  dem  jede 
Berührung  mit  den  nichtdeutschen  Völkern  des  Reiches  fehlte 
und  das  die  durch  Jahrhunderte  befestigte  Herrenstelhing  des 
Deutschtums  im  ganzen  Reiche  längst  nur  als  natürlichen  Ausdruck 
seines  kulturellen  Vorranges  anzusehen  sich  gewöhnt  hatte.  Man 
wollte  in  diesen  Kreisen,  so  sehr  sich  auch  die  Wünsche  nach  libe- 
raler Reform  des  Staatswesens  seit  dem  Tode  Kaiser  Franzens  un- 
ablässig steigerten,  doch  das  Vaterland,  wie  man  es  von  Wien  aus 
sah,  unverändert  aufrechterhalten,  und  stand  schon  vor  1848  den 
Versuchen  der  Slawen,  sich  zur  Geltung  zu  bringen,  teils  mit  ver- 
wundertem Mißbehagen,  teils  mit  schroffer  Ablehnung  gegenüber. 
In  dieser  Grundanschauung,  die  sich  von  den  führenden  Persön- 
lichkeiten der  gebildeten  Kreise  Wiens  aus  über  die  ganze  Messe 
des  gebildeten  österreichischen  Deutschtums  ausbreitete,  wurde 
Schmerling  auch  nicht  durch  die  Erfahrungen  erschüttert,  die  er  im 
Jahre  1848  reichlich  machen  konnte  und  wohl  gemacht  hat.  Schmer- 
ling hat  den  Emanzipationsbewegungen  der  Tschechen,  Polen  und 
Südslawen  keine  besondere  Aufmerksamkeit  und  vollends  kein  Ver- 
ständnis entgegengebracht;  er  hat  ihnen,  wie  seine  spätere  Politik 
zeigt,  niemals  Berechtigung  noch  eigentlich  große  Bedeutung  zu- 
gemessen. 

Seiner  ganzen  geistigen  Natur  nach  fehlte  Schmerling  überhaupt 
die  Fähigkeit  eifriger  Selbstkritik  und  die  Neigung  zu  häufiger  Re- 
vision der  eigenen,  durch  Erziehung  und  Gewohnheit  ihm  geläufigen 
politischen  Vorstellungen;  daher  mangelte  ihm  auch  die  Fähigkeit 
zu  einer  geistig  politischen  Entwicklung  von  dem  Augenblicke,  da 
er  in  das  öffentliche  Leben  getreten  war,  so  gut  wie  vollständig. 
Schon  sein  sehr  entwickelter  persönlicher  Stolz  und  auch  seine  schon 
früh  hervorgetretene  innere  AI>ge>rhlossenheit  gegenüber  anderen 
Anschauungen  hinderte  eine  solche  Entwicklung,  und  nicht  minder 
der  ihm  eigentümliche,  von  vielen  Beobachtern  bemerkte  phleg- 
matische Grundzug,  ein  Merkmal  seines  geistigen  Temperamentes,  das 
Sich  bei  ihm  leicht  bis  zur  offenkundigen  Passivität  steigerte.    Wenn 

päter  dei  deakistischen  Resistenz   Ungarns  gegenüber  gesagt 
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hat:  „Wir  können  warten",  so  spricht  sich  dieser  Grundzug  seines 
Wesens  gleichsam  naiv  in  seiner  staatsmännischen  Haltung  aus.  Ihm 
erschien  eben  als  das  Natürliche,  daß  andere  ihre  Ansichten  und 
Absichten  zu  ändern  hätten,  nicht  er:  es  fehlte  ihm  die  Elastizität 
des  modernen  Staatsmannes,  der  erkennt,  daß  große  staatliche 
Probleme  die  Erzeugnisse  lebendiger  oder  mindestens  latenter  Kräfte 
sind,  und  daß,  um  diese  zu  erfassen  und  in  das  richtige  Bett  zu 
leiten,  Passivität  und  Verzicht  auf  eigene  Initiative  wohl  die  aus- 
sichtsloseste Methode  bedeutet. 15a) 

Dabei  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß  Anton  von  Schmerling 
durchaus  kraftvoll  handelte,  sobald  er  einmal  zu  handeln  entschlossen 
war.  Als  Reichsminister  in  Frankfurt  hat  er  seine  soldatische 
Energie  gegenüber  der  revolutionären  Bewegung  daselbst  genügend 
bewiesen,  auch  oft  später  befriedigt  sich  darauf  berufen.  Aber  auch 
die  Ministerratsprotokolle  und  Amtsakten  aus  der  Zeit,  in  der  er 
sein  staatsmännisches  Hauptwerk,  die  Verfassung,  zustande  brachte, 
zeigen  unverkennbar  die  zielbewußte  Kraft,  mit  der  er  sowohl  dem 
Kaiser  gegenüber  wie  in  der  Abwehr  gegnerischer  Unterströmungen 
in  der  Regierung  selbst  selbst  seinen  Willen  erfolgreich  durchsetzte. 

Ebenso  hat  er  dann  später  den  widerspenstigen  Magyaren  gegen- 
über gehandelt:  den  komplizierten  Mechanismus  der  Aemter  und  Be- 
hörden aller  Art,  Polizeikräfte,  Staatsanwälte,  Heereskommanden  usw. 
handhabte  er  in  der  kritischen  Zeit  Ungarn  gegenüber  —  übrigens 
auch  in  Galizien  und  Böhmen  —  mit  der  Leichtigkeit  und  Sicher- 
heit des  erprobten  und  sachkundigen  hohen  Beamten,  oft  auch 
mit  der  Rücksichtslosigkeit  eines  zur  Leitung  der  Verwaltung  be- 
rufenen Generals.  Sein  Wille  war  stark,  sobald  er  einmal  durch  ein 
positives  Ziel  in  Bewegung  gesetzt  wurde :  das  Bedenkliche  war  eben 
nur,  daß  diesem  starken  Willen  keine  entsprechend  starke  und  reiche 
politische  Einbildungskraft  zur  Seite  stand,  daß  vielmehr  die  Trocken- 
heit und  Starre  seines  Wesens,  gepaart  mit  einer  ausgesprochenen 
geringschätzigen  Meinung  von  den  Menschen  und  einer  ebenso  ge- 
ringen Anteilnahme  an  dem  Schicksal  der  breiten  Massen,  ihn  an 
der  ununterbrochenen  produktiven  Tätigkeit  des  großen  Staats- 
mannes moderner  Art  von  vornherein  hinderte. 

Anton  von  Schmerlings  Gestalt  ist  nicht  nur  für  die  verhältnis- 
mäßig kurze  Zeit  seiner  amtlichen  Machtstellung,  sondern  überhaupt 
als  einer  der  Schlüssel  zum  Verständnis  des  politischen  Deutsch- 
österreichers des  Zeitalters  Kaiser  Franz  Josefs  bis  in  unsere  Tage 
auch  heute  noch  von  lebendigem  Interesse.  Sieht  man  auf  die  seit 
seinem  Austritt  als  Staatsminister  verstrichenen  sechs  Jahrzehnte 
österreichischer  politischer  Geschichte  zurück,  so  erblickt  man  eine 
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ganze  Reihe  von  österreichischen  Ministerpräsidenten  und   Staats- 
männern —  bis  auf  die  letzten  Tage  der  habsburgischen  Herrschaft 
herab  — ,   die  als  ebensoviele,  wenn  auch  im  Vergleich  zu  ihrem 
ursprünglichen    Vorbild   allerdings   doch    recht   abgeschwächte   Ab- 
wandlungen   der    zuerst    und    ganz    hervorragend    von  Schmerling 
repräsentierten  Geistes-  und  Oharakteranlage  des  altösterreichischen 
deutschen    Hochbeamtentums   patrizischen    Ursprunges    erscheinen. 
Anton    von   Schmerling   verkörperte   in   seinem   Wesen   alle    diese 
Grundelemente  in  so  vollendeter  Weise,  daß  schon  darin  gewisser- 
maßen sein  Anspruch  auf  Originalität  allein  zu  erblicken  ist:  er  war 
gleichsam  das  reinste  Produkt  des  echten  deutschen  Oesterreicher- 
tums  der  Oberklasse,  wie  es  sich  seit  Maria  Theresias  Zeiten  in  Wien 
gebildet  und  durch  drei  Menschenalter  fortentwickelt  hat.     Das  ist 
der  Grund,  weshalb  dieser  typische  Oesterreicher  Wiener  Prägung, 
der  weder  als  geistige  Kraft,  noch  als  Charakter  das  gute  Mittelmaß 
seiner   Gesellschaftsschichte    und  seines   Berufes   wesentlich   über- 
ragte, doch  als  vorbildliche  Erscheinung  unbewußt  auf  die  im  Oester- 
reich  des  19.  Jahrhunderts  politisch  wichtigste  Gesellschaftsklasse, 
das  gebildete  Bürger-  und  Beamtentum,  form-  und  richtunggebend 
eingewirkt  hat,  wie  wenige  andere  seiner  Zeit-  imd  Standesgenosseu. 
Allerdings,  mit  den  ganz  individuellen  Zügen  seiner   Art  und 
mit    der    nicht    selten    bis    zur   Unliebenswürdigkeit    gesteigerten 
Schroffheit,  die  ihm  eigen  war,  sowie  andererseits  auch  wieder  mit 
seiner    unleugbaren    Charakterfestigkeit,    diesen    im    Grunde    ge- 
nommen mit  der  Wiener  Volksart  nicht  allzu  häufig  verbundenen 
Eigenschaften,  hat  er  weit  weniger  Schule  gemacht,  als  vielmehr  mit 
jenem  fast  Indolenz  zu  nennenden  Phlegma,  aus  der  die  für  ihn  so 
bezeichnende   Passivität  den  großen  politischen   Problemen  Oester- 
reichs  gegenüber  hervorwuchs,  sobald  er  sich  einmal  mit  einer,  ihm 
definitiv  erscheinenden  Lösung  solidarisch  erklärt  hatte:    mit  seiner 
damit  zusammenhängenden  Taktik,  am   liebsten  „die  Dinge  reifen 
und  an  sich  herankommen  zu  lassen",  und  mit  diesem  Schlagworte 
tatenlos  auf  den  günstigen  Augenblick  zu  warten,  bis  dieser  oder 
jener  der  Gegner  mürbe  geworden.     Die  merkwürdige  Eigenart  der 
modernen     österreichischen     konstitutionellen     „Staatskunst",    eine 
Eigenart,  unter  der  wir  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  Bestandes  der 
Monarchie  so  schwer  gelitten  haben,  geht  in  eine  m  Punkte  allein 
Anschein  nach  durchaus  auf  Schmerling  zurück:  nämlich  in  der  Vor- 
stellung,   daß    nicht    die    Regierung,    nicht    die  Minister,    nicht  der 
-bitende"    Staatsmann    sieb    persönlich    mit    eigenen    Kräften    und 
Schmerzen  um  die  Lösung  der  politischen  Probleme  des  Staates  zu 
bemühen   hätten,  sondern  daß  dies  durchaus   tlio  Aufgabe  der  in 
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Oesterreich  miteinander  streitenden  Völker  und  Parteien  sei.  So 
wie  Schmerling  darauf  wartete,  daß  die  Ungarn  das  Reichsproblem 
lösen  würden,  und  für  diesen  Fall  bereit  war,  solche  Lösung  be- 
friedigt anzunehmen,  so  warteten  seit  Jahren  die  österreichischen 
Ministerpräsidenten  darauf,  daß  die  Völker  sich  „ausgleichen",  auch 
ihrerseits  gewillt,  ein  derartiges  Geschenk  des  Himmels  nicht  un- 
willig aufzunehmen.  Bis  dies  aber  geschehen  würde,  pflegten  seit 
Dezennien  unsere  Staatsmänner  beharrlich  die  Zumutung  naiver 
Kritiker,  daß  Ausgleiche  zu  schaffen  eigentlich  deren  eigenste 
Aufgabe,  die  Pflicht  der  Regierung  wäre,  selbst  wieder  mit  würdiger 
Gelassenheit,  aber  energisch  abzulehnen. 

Das  Charakterbild  Anton  von  Schmerlings  wäre  jedoch  unvoll- 
endet, wenn  eines  nicht  erkannt  würde :  daß  die  Wurzel  seiner  Denk- 
weise und  seines  politischen  Wesens  doch  vor  allem  die  Tradition 
der  hohen  österreichischen  Bureaukratie  und  Richterschaft  des  Vor- 
märz war.  Daß  er  auch  als  niederösterreichischer  Landstand  dem 
Adel  angehörte  —  wenn  auch,  wie  man  in  Wien  zu  sagen  pflegt, 
nur  eben  jenem  der  „zweiten"  Gesellschaft  — ,  und  daß  er  zweifellos 
ein  Mann  von  gefälliger  Bildung,  von  gesellschaftlichem  Rang  war, 
gab  ihm  wie  so  manchem  Sprößling  jungadeliger  österreichischer 
Beamtenfamilien  die  in  jener  Zeit  übliche  liberalisierende  Farbe  des 
Auftretens  in  der  Oeffentlichkeit  und  eine  gewisse  selbständige 
Kontur  seiner  politischen  Erscheinung;  allerdings  gibt  Schmerlings 
ständische  Vergangenheit  doch  auch  einen  positiven  und  kräftigen 
Einschlag  in  das  Grundgewebe  seines  politischen  Denkens.  Aus 
diesem  Stück  seiner  Bildung  und  seines  Lebensweges  erwuchs  ihm 
von  Anfang  an  ein  gewisses  Maß  vom  „frondierendem"  Selbst- 
bewußtsein, das  sich  nicht  damit  begnügt,  wie  dies  der  vormärzlichen 
höheren  Gesellschaft  Wiens  eigen  war,  im  stillen  Kämmerlein  zu 
kritisieren,  sondern  auf  den  noch  vorhandenen  Rest  des  korporativen 
Ständegefühls  gestützt,  mehr  und  mehr  auch  nach  außen  und  nach 
„oben"  hin  sich  Geltung  zu  schaffen  strebt.  Daß  seine  Richter- 
stellung —  er  hat  bekanntlich  hauptsächlich  im  niederösterreichi- 
schen Gerichtswesen  dem  Staate  gedient  —  an  dem  bezeichneten 
Grundcharakter  keinen  wesentlichen  Anteil  nimmt,  ist  leicht  be- 
greiflich. Der  österreichische  Richter  war  damals  und  ist  auch  heute 
noch  im  großen  und  ganzen  immer  noch  nichts  anderes  als  ein 
rechtsprechender  Verwaltungsbeamter.  Eine  wirkliche  noblesse  de 
la  robe  hat  es  in  Oesterreich  nie  gegeben,  und  auch  in  der  Gegenwart 
fehlen  noch  selbst  die  bescheidensten  Ansätze  hierzu!  15b) 

Als  Schmerling  von  Schwarzenberg  aus  der  Regierung  entfernt 
wurde,   ist    daran    neben   der   persönlichen  Antipathie,    die  beide 
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Männer  —  wohl  zuvörderst  wegen  ihre9  nicht  unähnlichen,  stark 
autoritären  Charakters  —  empfanden  und  einander  deutlich  zum 
Ausdruck  brachten,  vor  allem  wohl  dies  schuld  gewesen,  daß  Schmer- 
ling als  einer  der  liberalen  Ständeführer  im  März  dem  rücksichts- 
losen Absolutisten  Schwarzenberg  fernerhin  unbrauchbar  erschien. 
Doch  war,  in  der  Nähe  betrachtet,  Schmerlings  Staatsauffassung  von 
der  ursprünglichen  Ideenrichtung  Alexander  Bachs  gewiß  nicht  allzu 
sehr  verschieden.  Auch  Bach  dachte  zu  Anfang  seiner  Laufbahn,  daß 
die  Beibehaltung  eines  farblosen  und  der  bureaukratischen  Re- 
gierung untergeordneten  Scheinkonstitutionalismus  für  Reich  und 
Dynastie  besser  wäre  als  rückhaltloser  Absolutismus.  Immerhin 
aber  brachten  es  vielleicht  die  persönlich  freieren  Anschauungen 
Schmerlings,  vielleicht  auch  sein  durch  Schwarzenberg  verletzter 
persönlicher  Stolz  mit  sich,  daß  er  die  rapide  Entwicklung  Bachs  in 
das  rein  absolutistische  Regime  nicht  mitzumachen  imstande  war. 
Daß  er  übrigens  an  der  Konkordatspolitik  Leo  Thuns  und  Alexander 
Bachs  nicht  hätte  teilnehmen  können,  ist  wohl  anzunehmen;  er  selbst 
hat  übrigens  als  leitender  Staatsminister  nicht  daran  gedacht,  diesen 
Bestandteil  der  Bachschen  Politik  aufzugeben  und  die  ausgesprochene 
kirchliche  Gesinnung  der  höfischen  Kreise  irgendwie  zu  verlet/.en. 
Aber  die  Griindauffassung  vom  Zweck  und  Wesen  der  Monarchie  als 
eines  Einheitsstaates  und  jedenfalls  als  eines  Objektes  möglichst 
ungehemmter  bureaukratischer  Regierung  war  für  Schmerling  jeden- 
falls ebenso  wie  für  Alexander  Bach  nach  1851  die  einzige  prak- 
tisch mögliche  österreichische  Staatsidee.  Unbedingte  Autorität  der 
bestehenden  bureaukratischen  und  militärischen  Gewalt  als  einzig 
zuverlässige  Grundlage  staatlichen  Lebens  im  Gesamtreiche,  Ab- 
neigung und  alsbald  rücksichtslose  Repression  gegen  jede  —  auch 
nur  rein  geistige  —  Auflehnung  wider  diese  Autorität,  zumal  wenn 
solche  Versuche  aus  der  Mitte  der  nichtdeutschen  Völker  hervor- 
kamen, das  sind  doch  auch  in  dem  politischen  Charakter  Schmer- 
lings die  Grundzüge  wie  die  sehr  einfachen  Leitmotive  seiner  ganzen 
Regierungstätigkeit:  nimmt  man  dazu,  daß  sein  Verhältnis  zum 
Parlamentarismus  als  Grundton  immer  wieder  den  Aerger  über 
parteimäßige  Opposition,  über  Störung  der  „Pläne"  der  Regierung 
aufweist,  und  daß  er  sich  jederzeit  —  schon  seit  Frankfurt  —  nie 
genug  tun  konnte  in  der  Geringschätzung  der  ,,Rednerei"  und  der 
„Widerspenstigkeit0  der  Parlamentarier,  so  sind  damit  weitere 
Hauptmerkmale  seiner  politischen  Figur  gezeichnet.  *) 

ii  den   Mini^terkonfercnzcn  von  18G0  bis  18G1    beiieJ   ei  sich   aller- 

-  Kern  aul  seine  parlamentarischen  Erfahrungen,  wenn  <v^  galt  Hesorg- 

nnd  Einwendungen  überängstlicher  Gegner  der  konstitutionellen  Ein- 
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Es  ist  nicht  unwichtig,  hier  schon  anzumerken,  daß  Anton  von 
Schmerling  auch  in  seiner  eigentümlichen  Art,  eine  Volksvertretung 
zu  behandeln,  als  „konstitutioneller"  Minister  durch  Passivität  zu 
„führen",  dauernd  vorbildlich  eingewirkt  hat  auf  die  österreichische 
Bureaukratie :  so  wie  Schmerling,  so  haben  auch  nicht  wenige  seiner 
bureaukratischen  Nachfolger  unter  den  Ministerpräsidenten  Oester- 
reichs  mit  Vorliebe  die  Originalität  ihres  staatsmännischen  Geistes 
darin  izu  zeigen  versucht,  daß  sie  die  Volksvertretung  nur  als  „lästige 
Störung"  der  „Arbeit"  bureaukratischer  Routine,  als  bedauerliches 
Hindernis  ansahen  für  die  ungehemmte  Entfaltung  der  nur  den 
Beamtenministern  voll  zugänglichen  Geheimkräfte  echter  österrei- 
chischer Staatskunst,  um  dann  schließlich  bei  dem  regelmäßigen 
Versagen  dieser  Staatskunst  und  gegenüber  den  schweren  Aufgaben 
des  österreichischen  Staatslebens  immer  wieder  die  Völker  als  die 
Schuldigen  anzuklagen  und  ihre  parlamentarische  Vertretung  ge- 
flissentlich als  Sündenbock  für  die  politische  Talentlosigkeit  und 
Sterilität  der  österreichischen  Regierungen,  für  die  Unergiebigkeit 
des  traditionellen  politischen  Monopols  des  österreichischen  Be- 
amtentunis hinzustellen. 16) 

In  allen  diesen  Beziehungen  ist  das  Regime  Anton  von  Schmer- 
lings das  Vorbild  und  die  „hohe  Schule"  der  österreichischen  pseudo- 
konstitutionellen Regierungsweise  geblieben:  zunächst  aber  fiel  ihm 
—  freilich  nur  für  kurze  Zeit!  —  Beifall  und  Vertrauen  der  deut- 
schen bürgerlichen  Gesellschaftsschichte  in  reichem  Maße  zu,  als  er 
mit  seiner  Lösung  der  ihm  gestellten  Aufgabe  der  Fortführung  des 
Verfassungswerkes  seine  magyarischen  Gönner  aufs  schwerste  ent- 
täuschte. Sieht  man  näher  zu,  so  muß  man  rückblickend  doch  sagen : 
diese  Enttäuschung  war  im  Grunde  genommen  wenig  gerechtfertigt. 
Der  Grundgedanke  der  Berufung  Schmerlings,  die  Wiederherstellung 
des  Verfassungslebens  in  Ungarn  und  damit  im  ganzen  Einheits- 
reiche durch  ein  liberales  Regime  in  Wien,  scheiterte  vor  allem 
daran,  daß  die  ganze  ungarische  Gesellschaft  unter  Deaks  und  nun- 
mehr auch  Eötvös'  Führung  das  Oktoberdiplom  prinzipiell  zurück- 
wies. Daß  dies  geschah,  war  nicht  Schmerlings  Schuld,  sondern  die 
Folge  der  unheilvollen  Selbsttäuschung  der  Szecsen,  Väy,  Mailath, 
und  aller  „Liberalismus",  den  man  für  Oesterreich  nun  aufwenden 
wollte,  vermochte  daran  nichts  zu  ändern.  Daß  aber  Schmerling  mit 
seinem  so  empfindlichen  persönlichen  Stolze,  mit  seiner  im  Grunde 

richtungen,  wie  z.  B.  Graf  Rechberg,  der  Minister  des  Aeußern,  einer  war, 
zu  beseitigen  oder  zu  widerlegen.  Dem  Geiste  gegenüber,  der  1860  den 
Hof  und  die  einflußreichsten  Persönlichkeiten  an  diesem  beherrschte,  er- 
schien Anton  von  Schmerling  immerhin  als  ein  Mann  des  Fonschrittes  und 
Freisinns. 
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genommen  rein  bureaukratisch  -  militärischen  Staatsauffassung  des 
„zentralistischen"  Altösterreichers  in  der  heftigen  Oppositions- 
bewegung, die  durch  ganz  Ungarn  ging,  eine  förmliche  Verletzung 
nicht  nur  der  Majestät  des  Kaisers,  sondern  auch  seiner  Person 
empfand  und  darauf  alsbald  mit  den  ersten  Regungen  der  starken 
Hand  zu  erwidern  sich  anschickte,  mochte  ihn  zwar  in  der  Gunst 
des  Kaisers  und  des  Hofes  zeitweilig  stärken,  mußte  ihn  aber  zu- 
gleich vollends  auf  den  Boden  drängen,  auf  dem  allein  er  sich  sicher 
fühlte:  den  Boden  der  widerspruchslos  herrschenden  Autorität  der 
von  der  Krone  berufenen  und  ihr  allein  verantwortlichen  Zentral- 
regierung. Denn  Schmerling  war  vor  allem  anderen  Zentralist,  weil 
er,  wie  mehr  oder  weniger  sämtliche  deutsch-österreichischen  Staats- 
männer, Militärs  und  Politiker  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts, das  vielgestaltete  Wesen  Oesterreichs  als  Staat  nicht 
anders  zu  denken  vermochte,  denn  als  möglichst  einheitliche  Organi- 
sation äußerer  militärisch-polizeilicher  Macht  der  Dynastie,  die  ihre 
eigentlichen  Ziele  in  der  großen  Politik  in  Europa  verfolgt  und  dabei 
angestört  sein  soll  durch  Meinungen  und  Bestrebungen  der  Unter- 
tanen, des  Gehorsams  aller  Völker  der  Monarchie  dadurch  ver- 
sichert, daß  im  Zentrum  und  nur  in  diesem  vom  Monarchen  und 
seiner  Regierung  ausschließlich  die  gesamten  finanziellen,  poli- 
tischen, militärischen  und  administrativen  Machtmittel  des  ganzen 
Reiches  disponiert  werden.  Die  Oktobermänner  waren  davon  über- 
zeugt, daß  diese  traditionelle  Staatsidee  wie  vor  1848  so  auch  jetzt 
mit  einem  verfassungsmäßigen  Ungarn  und  einer  Art  von  patri- 
archalischem Konstitutionalismus  für  die  Erbländer  wohl  zusammen 
bestehen  könne,  und  sie  waren,  wie  wir  wissen,  bereit,  dieser  Art 
des  rein  „machtpolitischen"  Zentralismus,  ohne  den  man  sich  in 
Wien  einen  Staat  überhaupt  nie  denken  konnte,  der  sich  aber  doch 
mit  seiner  Gewährung  von  Autonomie  an  die  einzelnen  Länder  von 
dem  administrativ-uniformierenden,  maschinellen  Zentralismus  des 
Bachschen  Systems  wesentlich  unterschied,  auch  bei  den  Ungarn  in 
einem  gewissen  Ausmaße  Annahme  und  Duldung  zu  verschaffen. 
Die  ungarischen  Vorgänge  in  den  Monaten  November  und  Dezem- 
ber 1860  mußten  nun  bei  Hofe  und  bei  Anton  von  Schmerling  die 
geringe  Lust,  die  in  den  altösterreichischen  Kreisen  von  vornherein 
an  dem  Werke  Szecsens,  Goluchowskis  und  Clam-Martinitz'  be- 
standen hatte,  vollständig  beseitigen.  Man  begann  in  diesen  Kreisen 
alsbald  die  Politik  und  das  persönliche  Verhalten  der  führenden 
ungarischen  Konservativen  mit  förmlicher  Erbitterung  vom  „öster- 
reichischen „Ehrenstandpunkte"  aus  als  schwächlich,  als  Beweis  der 
Unzuverlässigkeit  und  mangelnden  Mutes  der  eigenen  Ueberzöugung 
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zu  verurteilen  und  sah  eine  neue  Revolution  in  Ungarn  im  Anzüge. 
So  wurden  die  für  die  kaiserliche  Politik  maßgebenden  Persönlich- 
keiten alsbald  völlig  frei  von  dem  Banne,  den  kurze  Zeit  die  hoch- 
adelige Ideologie  des  Oktoberdiploms  von  dem  neuständisch  organi- 
sierten dualistischen  Kaiserstaat  auf  sie  ausgeübt  hatte. 

Das  Minoritätsvotum  des  verstärkten  Reichsrates  begann  jetzt 
langsam  über  das  der  Mehrheit  die  Oberhand  zu  gewinnen;  natur- 
gemäß traten  nun  seine  Fürsprecher  in  den  Vordergrund,  darunter  vor 
allem  jene  Männer,  die  schon  unter  Bach  die  Geschäfte  geführt  hatten: 
der  alte  Staatsrat  Freiherr  von  Lichtenfels,  der  Leiter  des  Finanz- 
ministeriums Ignaz  von  Plener,  dann  der  ehedem  leitende  Beamte 
im  Ministerium  des  Innern  und  nunmehrige  Justizminister  Josef 
von  Lasser,  Bachs  rechte  Hand,  seitdem  er  nach  der  Zersprengung 
des  Kremsierer  Reichstages  sich  aus  einem  Abgeordneten  wieder  in 
einen  Staatsbeamten  umgewandelt  hatte;  vor  allem  aber  auch  Kar- 
dinal-Erzbischof Rauscher,  der  Vertrauensmann  der  Mutter  des 
Kaisers  und  von  diesem  hoch  verehrt,  ein  Mann  von  großer  Kraft 
und  bedeutender  Persönlichkeit,  der  längst  zu  den  Gönnern  Schmer- 
lings gehörte  und  in  seinen  politischen  Anschauungen  ganz  das  Alt- 
österreichertum  repräsentierte. 

Die  Einflußnahme  dieser  Männer  auf  den  Kaiser  sowie  die 
gleichzeitige  Steigerung  der  ungarischen  Adels-  und  Volksbewegung 
in  den  Komitaten  gegen  das  Oktoberdiplom  und  gegen  die  Wiener 
Zentralregierung  bilden  die  treibenden  Kräfte  in  den  jetzt  folgenden, 
für  das  Schicksal  der  Gesamtmonarchie  entscheidenden  Wochen. 
Wie  sich  nun  die  Aufgabe  der  Durchführung  des  Oktoberdiploms 
unter  den  Händen  Schmerlings  zur  Ersetzung  dieser  ersten  Charte 
und  der  ihr  zugrunde  liegenden  politischen  Idee  durch  eine  ihr  im 
Grunde  vollkommen  entgegengesetzte  neue  Reichsverfassung  vollzog, 
wollen  wir  sozusagen  von  innen  heraus  an  der  Hand  der  Minister- 
ratsprotokolle verfolgen. 


Zweites  Kapitel. 
Der  Beginn  der  Schmerlingschen  Verfassungspolitik  im  Ministerrate. 

Am  Tage  nach  der  Berufung  Anton  von  Schmerlings  nahm  er 
bereits  zum  ersten  Male  als  Staatsminister  an  einer  unter  dem  Vor- 
sitze des  Kaisers  stattfindenden  Ministerkonferenz  und  der  darin  ab- 
geführten Debatte  teil.    Als  den  Gegenstand  der  Beratung  bezeichnet 

das    Protokoll: »Gang    der    Regierung    gegenüber    den    in 

Ungarn  sich  kundgebenden  Bewegungen  jetzt  und  eventuell  in  den 
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späteren  Phasen."  *)  Die  Debatte  wurde  durch  längere  Ausführun- 
gen des  ungarischen  Hofkanzlers  Baron  Vay  eingeleitet,  deren 
optimistischer  Grundton  allerdings  keinen  Widerhall  bei  den  übrigen 
Mitgliedern  der  Ministerkonferenz  fand.  Baron  Vay  meinte,  die 
Stimmung  sei  im  allgemeinen  besser  geworden,  die  Komitatsver- 
sammlungen hätten  ohne  Exzesse  stattgefunden,  und  nur  das  Pester 
Komitat,  das  freilich  im  Lande  den  Ton  angibt,  habe  die  Sistierung 
der  Steuerzahlung  und  Rekrutenstellung,  sowie  eine  Repräsentation 
beschlossen,  „womit  es  die  Bestimmungen  des  Diploms  völlig 
ignoriert  und  Petita  und  Behauptungen  vorbringt,  welche  von  der 
Regierung  entschieden  zurückgewiesen  werden  müssen.  Diese  von 
der  Regierung  dem  Pester  Komitat.  zu  gebende  Erledigung  sei  dann 
auch  allen  übrigen  ungarischen  Komitaten  bekanntzugeben."  Auch 
Graf  Szecsen  suchte  die  Dinge  in  Ungarn  möglichst  harmlos  darzu- 
stellen. Er  sali  den  Grund  der  gegenwärtigen  Bewegungen,  die  man 
vorhersehen  mußte,  vor  allem  in  der  Tätigkeit  der  Umsturzpartei, 
die  durch  Intriguen  vom  Auslande  aufgestachelt  werde  und  sich  be- 
strebe, die  hochherzigen  Entschließungen  Seiner  Majestät  in  falschem 
Lichte  darzustellen,  die  künstlich  genährte  Unklarheit  der  Bevölke- 
rung für  die  Zwecke  der  Revolution  auszubeuten.  Er  betrachte 
es  als  Aufgabe  der  Regierung,  bei  dem  Gegebenen  zu  beharren, 
nichts  von  dem  Gewährten  zu  entziehen,  aber  auch  „von  den  Aller- 
höchst reservierten  Rechten  nichts  sich  abtrotzen  lassen  zu  sollen". 
Vor  allem  aber  wünschte  er  eine  möglichst  schnelle  Einberufung  des 
Landtages.  Der  zweite  Hofkanzler  Reichsrat  von  Szögyeny  ging 
schon  mehr  auf  die  Tatsachen  selbst  ein.  Er  zeigt,  „wie  die  Komi  täte 
beinahe  in  allen  Punkten  von  den  hinausgegebenen  Instruktionen 
abweichen,  ja  noch  mehr,  selbst  die  Rekrutenstellung  und  Steuer- 
entrichtung hemmen,  die  bestehenden  Zivil-  und  Strafgesetze  abo- 
lieren  wollen.  Als  Gegenmittel  empfiehlt  er  —  einen  Statthalterei- 
erlaß an  das  Pester  Komitat  und  Mitteilung  desselben  im  ganzen 
Lande.  Sowohl  er  wie  der  ihm  nachfolgende  Tavernikus  von  Majlath 
sprechen  sich  für  die  unbedingte  Notwendigkeit  der  Abhaltung  der 
Graner  Primatialkonferenz  aus,  obgleich,  wie  sie  voraussagen,  dort 
einfach  das  48er  Wahlgesetz  beschlossen  werden  wird.  Majlath 
meinte,  die  Regierung  könne  schließlich  dieses  Wahlrecht  trotz 
seiner  großen  Mängel  in  Kraft  treten  lassen.  Der  Widerstand  würde 
nichts  nützen,  da  das  ganze  bürgerliche  Element  beinahe  frenetisch 
sich  anklammert,  und  da  diese  beiden  Stände,  nämlich  die  un- 
adeligen Grundbesitzer  und  das  Bürgertum,  als  Stützen  für  die  Re- 
rung  gewonnen  werden  müssen. 
•)  Protokoll  I  vom   19.  Dezember  1860,  Z.  4150. 
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Staatsminister  von  Schmerling  sprach  vor  allem  über  die  Ant- 
wort, die  die  Regierung  auf  die  Repräsentation  des  Pester  Komitates 
geben  müsse.  Diese  Antwort  bezeichnete  er  als  eine  erwünschte 
Gelegenheit,  gegenüber  der  ganzen  Oeffentlichkeit  die  entschiedene 
allerhöchste  Willensmeinung  besonders  über  das  Festhalten  an  den 
drei  Kardinalpunkten  und  der  Revision  der  48er  Landtagsbeschlüsse 
durch  den  Landtag  auszusprechen.  „Dieser  Ausspruch  würde  nament- 
lich in  den  deutsch-slawischen  Ländern,  wo  man  das  Gebaren  in 
Ungarn  mit  steigender  Mißbilligung  und  Besorgnis  betrachtet,  den 
besten  Eindruck  machen."  Im  übrigen  sprach  er  sich  auch  für  die 
Duldung  der  zu  erwartenden  Restituierung  des  48er  Wahlausschusses 
aus.  Graf  Szecsen  schien  die  Schärfe  des  Staatsministers  nicht  zu 
behagen,  er  meinte,  in  den  Landtagsgesetzen  von  1848  sei  nicht  alles 
verwerflich.  Man  könnte  sich  daher  in  der  Erledigung  der  Re- 
präsentation darüber  in  beruhigender  Weise  aussprechen  und  da- 
durch der  Umsturzpartei  einen  Teil  ihrer  Waffen  entwinden. 

Die  Debatte  mündete  in  eine  Erörterung  der  militärischem 
Situation  im  Lande  aus,  bei  welcher  der  Tavernikus  von  Majlath 
Zweifel  darüber  aussprach,  ob  diese  genügen  würde,  wenn  es  sich 
nicht  bloß  um  Unterdrückung  sporadischer  kurzer  Bewegungen, 
sondern  um  das  bleibende  Niederhalten  eines  organisierten  Systems 
handeln  sollte.  Der  Kaiser  erklärte,  daß  er  hierüber  sogleich  mit 
dem  Landeskommandierenden  selbst  beraten  werde. 17) 

Inzwischen  begann  Staatsiminister  von  Schmerling  seine  Ent- 
schlüsse wegen  der  ihm  zunächst  obliegenden  Durchführung  des 
Oktoberdiploms  in  dessen  österreichischem  Geltungsgebiet  zu  fassen. 
In  der  Ministerkonferenz  vom  20.  Dezember  brachte  er  vor  allem 
die  Frage  des  Wahlmodus  für  die  Landtage  zur  Sprache,  wie  er  in 
den  bisher  veröffentlichten  Landesstatuten  festgesetzt  wurde.  *) 
„Derselbe  hat",  erklärte  der  Staatsminister,  „allenthalben  Unzu- 
friedenheit erregt  und  —  nicht  mit  Unrecht  —  die  schärfsten  Kritiken 
erfahren.  Allein  nebst  den  dagegen  in  den  Journalen  bemerkten 
Anständen  hat  der  Wahlmodus  noch  einen  wesentlichen  Nachteil  im 
Gefolge,  der  im  Interesse  der  Gemeinden  sowohl  als  auch  aus 
höheren  politischen  Rücksichten  eine  Aenderung  desselben  not- 
wendig macht.  Der  Umstand,  daß  man,  um  die  Wählbarkeit  für  den 
Landtag  und  eventuell  für  den  verstärkten  Reichsrat  zu  erhalten, 
Mitglied  einer  Gemeindevertretung  sein  muß,  hat  zur  Folge,  daß 
Personen,  die  der  sogenannten  Intelligenz  angehören  oder  sonst  eine 
politische  Rolle  spielen  wollen,  sich  jetzt  um  jeden  Preis  in  die 
Gemeindevertretung  hineindrängen,  obgleich  sie  für  die  eigentlichen 

*)  Protokoll  I.  Ministerkonferenz  v.  20.  Dez.  1860  Z.  4209. 
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Gemeindeinteressen  gar  keinen  Sinn  und  zur  Verwaltung  der  Kom- 
munalangelegenheiten keine  Zeit  oder  keine  Fähigkeit  besitzen.  Die 
Persönlichkeiten,  welche  den  nächsten  und  wahren  Beruf  für  den 
Gemeinderat  haben,  werden  dergestalt  verdrängt,  und  es  kommt  in 
denselben  vorwiegend  ein  neues  Element,  welches  daraus  einen  poli- 
tischen Körper  machen  und  der  Regierung  manche  Verlegenheiten 
bereiten  wird.  Ueber  politische  Agitationen  werden  die  Gemeinde- 
zwecke häufig  ganz  beiseite  geschoben  werden."  Aus  diesem 
Grunde  schlägt  der  Staatsminister  vor,  daß  in  allen  Landesstatuten 
von  der  Eigenschaft  eines  Mitgliedes  einer  Gemeindevertretung  als 
Bedingung  der  passiven  Wahlfähigkeit  Umgang  genommen  werde, 
und  daß  man  für  die  Wahlen  in  den  Landtag  eigene  Wahlkörper 
bildet.  „Diese  Wahlkörper  hätten  zu  bestehen:  1.  aus  den  nach 
dem  Gemeindegesetz  durch  ihre  persönlichen  Eigenschaften  dazu 
Berufenen;  2.  aus  den  Höchstbesteuerten;  3.  aus  den  in  die  obere 
Hälfte  der  zweiten  Steuerklasse  fallenden  Kontribuenten.  Die 
übrigen  Steuerpflichtigen  dieser  Klasse  und  die  Gemeindeglieder  der 
dritten  Klasse  würden  an  diesen  Wahlen  keinen  Anteil  nehmen."  *) 
Uebrigens  hätten  die  Wahlen  in  den  kleineren  Städten  und  auf  dem 
Lande  indirekt  zu  sein.  Die  Konferenz  stimmte  dem  Staatsminister 
in  seinen  Grundgedanken  zu.  Minister  von  Lasser  beantragte  eine 
Abänderung  dahin,  daß  die  ganze  zweite  Wählerklasse  und  nicht  bloß 
ihre  obere  Hälfte  in  die  Wählerschaft  einbezogen  werde,  ein  Vor- 
schlag, dem  sich  der  Staatsminister  anschloß,  indem  er  gleichzeitig 
die  Absicht  äußerte,  das  beschlossene  Prinzip,  das  auch  auf  die 
bereits  publizierten  Landesstatute  rückwirken  müsse,  in  der  Form 
eines  a.  h.  Handschreibens  bekanntzumachen.  Mit  diesem  ersten 
Vorstoß  gegen  die  ständischen  Ideen  vom  Landtage  hatte  also  der 
Staatsminister  sofort  Erfolg,  obgleich  mit  dieser  scheinbar  geringen 
Aenderung  eigentlich  das  ganze  Grundprinzip  der  Goluchowskischen 
und  hauptsächlich  vom  Grafen  Leo  Thun  vertretenen  Idee,  wonach  die 
Landtage  nicht  als  Repräsentativkörper  aus  Urwahlen,  sondern  durch 
Delegation  aus  Korporationen  gebildet  werden  sollten,  beseitigt  er- 
scheint. Am  Tage  darauf  stimmte  die  Ministerkonferenz  dem  Entwurf 
eines  an  sämtliche  Statthalter  zu  richtenden  Zirkulars  zu,  in  welchem 
der  Staatsminister  die  Grundlinien  seiner  Politik  darlegte.     Auch 


*)  Unter  diesen  Steuerklassen  sind  die  dann  im  neuen  Genieindegesetz 
von  1S03  .,\Valkörper"  genannten  Abteilungen  gemeint,  in  welche  die  nach 
der  Höhe  der  Leistung  an  direkten  Steuern  des  einzelnen  Gemeindeinsassen 
gereihte  Wählerliste  dadurch  geteilt  wird,  daß  die  erste  Klasse  bis  zum 
ersten  Drittel  der  desanit^teuerschuldigkeit,  die  zweite  bis  zum  zweiten 
1  iitt.  ben  reicht  und  der  Rest,  also  die  Masse  der  kleinen  Steuer- 

zahler, die  dritte  Abteilung  bildet. 
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darin  lag  eine  gewisse  Konzession  an  die  auch  in  der  Bureaukratie 
stark  verbreitete  konstitutionelle  Anschauung,  daß  zwischen  der 
Zentralretgierung  und  der  Verwaltung  volle  Harmonie  der  politischen 
Anschauungen  hergestellt  werden  müsse.  Der  ,meue  Kurs",  den 
Schmerling  steuerte,  fand  sodann  in  der  Behandlung  der  Frage  des 
passiven  Wahlrechtes  zu  den  Landtagen  vollen  Ausdruck.  In  der 
Ministerkonferenz  vom  27.  Dezember  1860  beantragte  der  Staats- 
minister: es  sei  „kein  Unterschied  zwischen  aktivem  und  passivem 
Wahlrechte  zu  machen,  also  zu  erklären:  wählbar  für  die  Landes- 
vertretung ist  jeder,  der  30  Jahre  alt  und  in  seiner  Gemeinde  Wähler 
ist".  Der  Polizeiminister,  Graf  Rechberg  und  Graf  Szecsen  wollten 
hiervon  im  Interesse  des  Großgrundbesitzes  Ausnahmen  machen  und 
in  den  Landgemeinden  einen  höheren  Zensus  für  das  passive  Wahl- 
recht festsetzen.  Die  Mehrheit  jedoch  erhob  den  Antrag  des  Staats- 
ministers zum  Beschluß.  *)  Während  inzwischen  die  ungarischen 
Angelegenheiten  —  die  Einrichtung  der  Siebenbürgischen  Hofkanzlei 
und  des  Agramer  Dikasteriums  —  die  Aufmerksamkeit  der  Minister- 
konferenz  zumeist  in  Anspruch  nahmen,  fanden  sodann  am  5.,  6.  und 
15.  Januar  1861  wichtige  Besprechungen  über  Reichsrats-  und  Ver- 
fassungsangelegenheiten statt,  deren  Ausgangspunkt  die  schwierige 
finanzielle  Lage  des  Reiches  bildete.  Abermals  trat  dieses  am 
stärksten  drängende  Motiv  für  eine  rasche  Wendung  der  nun  seit 
vielen  Monaten  währenden  Krise  in  den  Vordergrund. 

In  der  Sitzung  vom  5.  Januar  1861  eröffnete  der  Finanzminister 
der  Konferenz,  daß  er  bei  dem  fast  gänzlichen  Ausbleiben  der 
Steuern  in  Ungarn  <zur  Deckung  der  Staatsbedürfnisse  genötigt  sei, 
die  Ausschreibung  einer  Anleihe  in  Antrag  zu  bringen.  Hierzu  wäre 
nach  dem  k.  Diplom  vom  20.  Oktober  die  Zustimmung  des  ver- 
stärkten Reichsrates  erforderlich.  „Dieser  könne  jedoch  nicht  vor 
Monaten    berufen    werden,    weil    die    Landtage    in    den    deutsch- 

*)  In  einer  weiteren  wichtigen  Frage,  nämlich  darin,  ob  der  zu  Wäh- 
lende dem  betreffenden  Wahlbezirk  als  Wähler  angehören  müsse  oder  ob 
es  den  Wählern  auch  freistehen  sollte,  über  ihren  eigenen  Kreis  bei  der 
Aufstellung  von  Kandidaten  hinauszugreifen,  setzte  der  Staatsminister  den 
liberalen  Standpunkt  durch,  daß  nämlich  jeder,  der  in  einem  Kronlande  in 
irgendeiner  Gemeinde  die  Wählbarkeit  besitzt,  in  jedem  beliebigen  Bezirke 
des  Landes  gewählt  werden  kann.  Schmerling  fand  diese  Ausdehnung  im 
Interesse  der  Regierung  notwendig,  damit  für  die  wichtigen  Funktionen  in 
den  Landesvertretungen  und  im  Reichsrate  die  tüchtigsten  Männer  gewonnen 
werden  könnten.  Auch  hier  opponierte  Baron  Mecsery,  der  Polizeiminister, 
der  mit  seiner  Besorgnis,  auf  diese  Weise  werde  „der  Wahlagitation  Tür 
und  Tor  geöffnet",  ganz  die  vormärziiche  Polizeistaatsauffassung  hervor- 
kehrte. Es  ist  bezeichnend,  daß  auch  die  Grafen  Szecsen  und  Rechberg 
dem  Staatsminister  opponierten,  von  denen  der  erstere  sich  auf  das  Vorbild 
Ungarns  und  Englands  berief,  der  letztere  befürchtete,  daß  auf  diese  Weise 
die   Landtage   zu   „politischen    Körperschaften"   gestaltet    würden!      Diesen 
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slawischen  Provinzen  nicht  vor  Ende  Februar,  der  ungarische  Land- 
tag aber  erst  im  April  versammelt  sein  können.  Der  Stand  der  Staats- 
kasse lasse  aber  einen  solchen  Aufschub  nicht  zu."  Daher  beantragt 
Herr  von  Plener  die  Zustimmung  zur  Ausschreibung  einer  5%igen,  in 
5  Jahren  vom  Dezember  1862  an  rückzahlbaren  Anleihe,  die  er 
unter  verhältnismäßig  günstigen  Bedingungen  aufzubringen  hofft, 
falls  die  verfassungsmäßige  Zustimmung  des  Reichsrates  nachträglich 
eingeholt  werde.  Wie  bei  früheren  Anleihen  und  zur  Zeit  des  Staats- 
ministeriums des  Grafen  Goluchowski  fand  der  Finanzminister  bei 
dem  neuen  Staatsminister  keinen  freundlichen  Empfang  mit  diesem 
Antrage.  Herr  von  Schmerling  meinte,  es  sei  bedenklich,  das 
Publikum  wieder  nur  auf  die  nachträgliche  Einholung  der  Zu- 
stimmung des  verstärkten  Reichsrates  zu  vertrösten,  was  nur  zur 
Vermutung  Anlaß  gebe,  es  sei  der  Regierung  mit  der  Durchführung 
des  Oktoberdiploms  gar  nicht  ernst.  Finanzminister  Plener  wies 
demgegenüber  darauf  hin,  daß  die  dermaligen  außerordentlichen 
Verhältnisse  die  Ergreifung  außerordentlicher  Maßnahmen  recht- 
fertigen dürften,  und  bezeichnete  als  eine  solche  die  unverzügliche 
Einberufung  der  Reichsvertretung,  um  durch  deren  Mitwirkung  das 
Zustandekommen  der  Kreditoperationen  zu  ermöglichen.  *) 

In  der  Ministerkonferenz  des  darauffolgenden  Tages  setzte  nun 
Finanzminister  Plener  seinen  Antrag  näher  auseinander.  Sein  Ge- 
dankengang ging  im  wesentlichen  dahin,  auf  Grundlage  des  Wahl- 
gesetzes von  1849  „die  Vertretung  (Reichstag)  der  deutsch-slawischen 
Kronländer  mit  dem  in  der  Reichsverfassung  vom  4.  März  1849  ein- 
geräumten Wirkungskreis  zum  Behufe  der  Bewilligung  der  Finanz- 
bedürfnisse des  Reiches  zu  berufen."  Ueber  die  Ausführungs- 
bestimmungen, meinte  Herr  von  Plener,  müßten  die  anderen  Stinim- 
führer   sich  schlüssig   machen.      Seiner   Meinung  nach    wäre    diese 


Aeusserungen  gegenüber,  die  den  in  den  höfisch-adeligen  Kreisen  Wiens 
durchaus  vorherrschenden  Geist  deutlich  zur  Schau  tragen,  stach  die  trockene 
Krwägung  des  Ministers  Lasser  seltsam  ab,  der  meinte,  wenn  mir  die  im 
Wahlbezirke  seßhaften  Wähler  gewählt  werden  könnten,  verliere  die  Re- 
gierung die  Gelege  nheit,  ihre  eigenen  Kandidaten  unterzubringen.  Der 
schlaue  und  energische  Verwaltungsminister  dachte  eben  schon  an  die 
künftige  gouvernementale  Wahlpolitik,  statt  sich  über  die  Wahlumtriebe 
S>rgen  zu  machen,  die  als  Ausdruck  politischer  Regsamkeit  und  Selb- 
ständigkeit der  Bürger-  und  Bauernschaft  den  konservativen  Grafen* 
Ministem  so  viel  Furcht  und  Widerwillen  einflößten. 

*)  Der  Finanzminister  hatte  eine  Rundfrage  bei  den  Handelskammern 
und  anderen  wirtschaftlichen  Korporationen  über  die  Valutafrage  vorge- 
nommen und  dabei  aeben  den  Moh-lichen  Antworten  sehr  bestimmte  Kund- 
gebungen für  freiheitliche  Institutionen  und  eine  Reichsveriassung  erhalten. 
Ernst  von  Plener  in  seiner  Biographie  [gnai  von  Pleners,  Bio- 
graphische« Jahrbuch,  bgg.  von  0.  taten  Bettelheim  XVI.  S.  272.  Vgl.  auch 
methy:    Bin  Jahr  aus  der  Geschichte  Ungarns  8.  59. 
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außerordentliche  Maßregel  durch  die  bedenkliche  Lage  des  Reiches 
im  Innern  und  nach  außen  hin  vollkommen  gerechtfertigt.  Auch 
wies  Plener  auf  seine  „wiederholt  der  Konferenz  ausgesprochene 
Ansicht  hin,  daß  nur  in  einer  konstitutionellen  Einrichtung  die 
Bürgschaft  gegen  den  Zerfall  des  Reiches  gefunden  werden  könne, 
welcher  (leider)  von  sehr  vielen  Seiten  als  ein  bevorstehendes  Er- 
eignis betrachtet  wird  und  mit  dessen  Gegenwärtighaltung  man  sich 
bereits  vertraut  macht.  Es  müsse  ein  mutvoller  energischer  Schritt 
geschehen,  welcher  nur  in  einer  Vertretung  der  deutsch-slawischen 
Länder  und,  von  ihr  unterstützt,  in  kraftvoller  Niederwerfung  der 
ungarischen  Losreißungstendenzen  bestehen  könne.  Das  kaiserliche 
Diplom  vom  20.  Oktober,  an  dessen  ursprünglicher  Beratung  er  nicht 
teilgenommen,  habe  die  Wiederherstellung  der  alten  Verfassung 
Ungarns  zur  Folge  gehabt;  zum  Danke  dafür  habe  das  Land  mit 
Steuerverweigerung,  Vertreibung  der  eingesetzten  landesfürstlichen 
Organe,  mit  vollständiger  Anarchie  und  Zurückberufung  der  Hoch- 
verräter geantwortet.  Von  dem  ersten  ungarischen  Landtage  werde 
es  abhängen,  ob  er  das  kaiserliche  Diplom  inbezug  auf  die  allgemeine 
Reichsvertretung  im  verstärkten  Reichsrat  und  dessen  Kompetenz 
für  Ungarn  annehmen  werde.  Nach  allem,  was  bisher  geschehen, 
sei  sehr  daran  zu  zweifeln,  und  es  sei  gewiß,  daß  vor  Austragung 
jener  Frage  kein  Vertreter  Ungarns  bei  der  etwa  früher  zu  be- 
rufenden Reichsratsversammlung  erscheinen  werde.  Bis  dahin  aber 
zu  warten,  ist  bei  der  dringenden  Not  der  Finanzen  unmöglich. 
Um  ihr  abzuhelfen,  den  allgemein  und  laut  ausgesprochenen 
Wünschen  der  Bevölkerung  der  übrigen  Kronländer  und  den  Forde- 
rungen der  Finanzmänner  insbesondere,  die  nur  gegen  genügende 
Garantien  Geld  hergeben  wollen,  gerecht  zu  werden,  erübrigt  nichts 
anderes,  als  den  deutsch-slawischen  Kronländern  —  ob  Venetien 
auch,  wäre  noch  zu  erwägen  —  eine  gemeinsame  Vertretung  (mit 
einer  der  ungarischen  gleichen  Wirksamkeit  zu  gewähren.  Sie 
haben  es  Ungarn  gegenüber  sicher  nicht  verdient,  demselben  in 
dieser  Hinsicht  so  weit  nachgesetzt  zu  werden.  Die  Regierung  aber 
würde  sich  durch  die  Gewährung  der  gerechten  Gleichstellung  dieser 
Länder  mit  Ungarn  nicht  nur  im  Innern  eine  mächtige  Stütze  gegen 
Ungarn  schaffen,  sondern  auch  den  mehr  und  mehr  zutage  tretenden 
Separationsgelüsten  einen  kräftigen  Damm  entgegensetzen." 

Gegen  diese  Ideen  des  Finanzministers  stellte  sich  (mit  aller 
Deutlichkeit  der  Ministerpräsident  Graf  Rechberg.  Er  meinte,  eine 
Konstitution  müßte  für  die  ganze  Monarchie  erlassen  werden.  Zwei 
Konstitutionen,  eine  für  Ungarn,  eine  für  die  übrigen  Kronlänider, 
würden  aber  die  Monarchie  zerreißen.     Eine  Konstitution  für  alle 
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wäre  bei  der  Verschiedenheit  der  Nationalitäten  nur  sehr  schwer 
durchzuführen.  Ungarn  habe  seit  Jahrhunderten  seine  Verfassung, 
könne  also  für  die  übrigen  Kronländer  nicht  als  Beispiel  angeführt 
werden,  denn  in  diesem  ist  nach  dem  Urteil  eines  englischen,  gewiß 
nicht  als  parteiisch  anzusehenden  Staatsmannes,  der  mit  Oesterreichs 
Verhältnissen  genau  bekannt  ist,  die  politische  Erziehung  und  Ent- 
wicklung der  großen  Massen  der  Bevölkerung  noch  nicht  weit  genug 
vorgeschritten,  sie  müßte  vorerst  durch  das  Selfgovernment  heran- 
gebildet und  für  freiere  politische  Institutionen  im  Großen  erzogen 
werden,  wenn  sie  nicht  die  Beute  des  nächsten  besten  Agitators  auf 
den  Weg  der  Revolution  wie  im  Jahre  1848  geführt  werden  soll. 
Eine  Konstitution  kann  endlich  nicht  improvisiert  werden,  es  braucht 
Zeit,  sie  auszuarbeiten.  In  derselben  Zeit  aber  kann  auch  das 
Reichsratsstatut  ausgearbeitet  sein  und  in  Wirksamkeit  treten,  ohne 
daß  die  Regierung  zu  dem  sehr  bedenklichen  Schritt  genötigt  wäre, 
von  den  Bestimmungen  des  kaiserlichen  Diploms  vom  20.  Oktober 
abzuweichen.  Diese  müßten  jedenfalls  aufrechterhalten  bleiben. 
Wende  man  die  ungleiche  Behandlung  Ungarns  und  der  übrigen 
Kronländer  ein,  so  sei  dieser  Einwand  nicht  ganz  unbegründet.  Auch 
in  Ungarn  ha'be  der  Landtag  keine  beschließende  Stimme,  und  es 
würde  dort  wie  in  den  übrigen  Kronländern  auf  dem  Wege  der 
Vereinbarung  mit  dem  Landtage  und  dessen  Mitwirkung  vorgegangen. 
Man  möge  nicht  vergessen,  daß  durch  das  Diplom  vom  20.  Oktober 
Ungarn  Rechte,  die  es  früher  besessen,  verloren  habe,  und  den 
anderen  Kronländern  Rechte  eingeräumt  worden  seien,  die  ihnen 
früher  nie  zugestanden  worden  waren.  Fühlt  die  Regierung  in  sich 
die  Kraft  nicht,  an  dem  Gegebenen  festzuhalten,  so  ist  sie  verloren, 
denn  man  darf  sich  der  Illusion  nicht  hingeben,  daß  neue  Zugeständ- 
nisse befriedigen  würden.  Binnen  kuraem  würde  Neues  und  wieder 
Neues  verlangt  und  der  Zustand  wie  im  Jahre  1848  herbeigeführt 
werden,  der  schließlich  nur  mit  Anwendung  von  Gewaltmitteln 
unterdrückt  werden  könnte. 

Der  Polizeiiminister  Freiherr  von  Mersery,  der  in  allem  wesent- 
lichen dem  Ministerpräsidenten  beistimmte,  meinte:  in  Ungarn  kann 
der  dermalige  Zustand  der  Anarchie  nicht  länger  geduldet  werden, 
bleiben  die  von  der  ungarischen  Hofkanzlei  zur  Herstellung  der  Ord- 
nung verfügten  Maßregeln  erfolglos,  so  wird  es  wohl  zur  Anwendung 
von  Gewalt  kommen  müssen,  um  der  Gesetzlosigkeit  ein  Ende  zu 
machen.  Im  übrigen  meinte  er,  das  Vertrauen  zur  Regierung  in  den 
(übrigen  Kronländern  würde  sich  schon  von  selbst  wieder  herstellen, 
wenn  Ordnung  gemacht  würde,  und  wenn  man  etwa  gleichzeitig  mit 
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der  Ankündigung  der  Kreditoperation  auch  die  Landtagswahlen  aus- 
schreiben würde. 

Die  ausführliche  Darlegung,  zu  der  nun  der  Staatsminister  das 
Wort  ergriff,  läßt  vermuten,  daß  ihm  die  Anregung  des  Herrn 
von  Plener  willkommen  war,  wenn  sie  nicht  überhaupt  mit  Herrn 
von  Schmerling  vorher  verabredet  worden.  Der  Staatsminister 
meinte,  er  „halte  pflichtgemäß  und  unverbrüchlich  an  den  Grund- 
bestimmungen des  Oktoberdiplotms  fest,  sie  erscheinen  ihm  aber  nach 
reiflicher  Prüfung  nicht  so  entschieden  abgeschlossen  zu  sein,  daß 
sie  einer  weiteren  Entwicklung  unfähig  wären,  ohne  ihre  Prinzipien 
zu  verlassen.  Fände  sich  eine  Modalität,  unter  welcher  der  Antrag 
des  Finanzministers  innerhalb  des  Rahmens  des  Diploms  ausgeführt 
werden  könnte,  so  wäre  dem  dringenden  Bedürfnis  des  Augenblicks 
abgeholfen.  Eine  solche  Modalität  nun  glaubte  der  Staatsminister  in 
dem  zweiten  alinea  des  Artikels  III  des  kaiserlichen  Diploms  ge- 
funden zu  haben.  *) 

Aus  dieser  Gesetzesbestimmung  folgert  Herr  von  Schmerling, 
„daß  innerhalb  des  Rahmens  des  Diploms  eine  partielle  Berufung 
der  Reichsvertretung  zulässig  ist  durch  Versammlung  der  Landtage 
der  niohtungarischen  Provinzen  in  einen  Körper.  **)  Der  Staats- 
minister setzt  dann  weiter  auseinander,  daß  die  Erweiterung  des 
Wirkungskreises  solcher  vereinigter  Landtage  nach  dem  Sinn  des 
Diploms  möglich  sei,  „denn  wenngleich  im  Artikel  III  nur  von  der 
Mitwirkung  denselben  die  Rede  ist,  so  darf  nach  den  Stadien,  die 
der  Reichsrat  selbst  von  dem  Beirat  zur  Mitwirkung  bis 
zur  Zustimmung  durchgemacht  hat,  vorausgesetzt  werden,  daß  Seine 
Majestät  nicht  abgeneigt  sein  wird,  auch  dem  vereinigten  Landtag 
für  besondere  wichtige  und  dringende  Verhandlung  die  Erweite- 
rung des  Wirkungskreises  auf  ein  Zustimmungsrecht  einzuräumen. 

*)  Diese  Bestimmung  des  Oktoberdiploms  lautet:  ..Nachdem  jedoch  mit 
Ausnahme  der  Länder  der  ungarischen  Krone  auch  inbetreff  solcher  Gegen- 
stände der  Gesetzgebungen,  welche  nicht  der  ausschließlichen  Kompetenz 
des  gesamten  Reichsrates  zukommen,  seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren 
für  Unsere  übrigen  Länder  eine  gemeinsame  Behandlung  und  Entscheidung 
sta'tgefunden  hat,  behalten  Wir  Uns  vor,  auch  solche  Gegenstände  mit  ver- 
fassungsmäßiger Mitwirkung  des  Reichrates  unter  Zuziehung  der  Reichsräte 
dieser  Länder  behandeln  zu  lassen." 

**)  Für  den  schon  oben  betonten  innigen  Zusammenhang  der  politischen 
Duikweise  Anton  von  Schmerlings  mit  dem  Ständewesen  ist  das  Argument 
charakteristisch,  das  er  laut  dem  Ministerratsprotokolle  zur  Unterstützung 
dieser  Folgerung  aus  dem  Oktoberdiplom  anführt.  Er  sagt  nämlich:  „Es 
wurden  auch  in  früheren  Zeiten  die  Stände  mehrerer  Provinzen  zusammen 
in  eine  Versammlung  berufen,  so  nach  Prag  der  vereinigte  Landtag  der 
Länder  der  böhmischen  Krone,  nach  Wien  der  Stände  der  beiden  Länder 
ober  und  unter  der  Enns,  Steiermark,  um  über  gewisse  wichtige  und  ge- 
meinsame Angelegenheiten  mit  ihnen  zu  verhandeln." 
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Fragt  man  endlich,  ob  eine  Berufung  dieser  vereinigten  Landtage 
mit  dem  erweiterten  Wirkungskreis  dringend  nötig  sei,  so  ergibt 
sich  ebenfalls  eine  bejahende  Antwort.  Alle  Voraussetzungen,  daß 
das  Diplom  vom  20.  Oktober  Ungarn  zufriedenstellen,  die  baldige 
Berufung  des  ungarischen  Landtages  und  die  Entsendung  seiner 
Abgeordneten  zum  Reichsrat  möglich  werde,  sind  nicht  in  Erfüllung 
gegangen.  Der  ungarische  Landtag  wird  nicht  vor  April  beginnen 
können,  er  wird  sich  mit  der  Austragung  des  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnisses zu  Kroatien,  mit  der  Krönung  und  Feststellung  des  Krö- 
nungsdiploms beschäftigen,  so  daß  eine  geraume  Zeit  vorübergehen 
wird,  <ehe  er  die  Frage  über  die  Annahme  des  Diploms  vom 
20.  Oktober  in  Angriff  nehmen  kann.  Ehe  diese  im  bejahenden 
Sinne  entschieden  ist,  wird  der  Reichsrat  vollzählig  und  legal  nicht 
konstituiert  werden  können."  Da  nun,  meint  Herr  von  Schmerling, 
die  Regierung  aus  finanziellen  Gründen  nicht  so  lange  warten 
könne,  so  ist  sie  genötigt,  „sich  für  den  drängenden  Moment, 
während  der  vollzählige  Reichsrat  ruhen  muß,  einen  Körper  zu 
schaffen,  der  einstweilen  dessen  Funktionen  übernähme".  Aber 
auch  aus  politischen  Gründen  meint  der  Staatsminister,  sei  es  sehr 
wichtig,  in  diesem  Körper  ein  Gegengewicht  gegen  den  ungarischen 
Landtag  sich  zu  verschaffen.  Diesem  mit  seinen  340  Ablegaten  und 
300  Magnaten  „stünde  die  Regierung  allein  gegenüber,  wenn  es 
sich  um  die  wichtige  Frage  der  Annahme  des  kaiserlichen  Diploms 
handeln  wird".  Die  Verhandlung  wird  ihr  wesentlich  erleichtert, 
wenn  ihr  ein  anderer,  dem  ungarischen  Landtag  in  Zahl  und  Be- 
fugnis ebenbürtiger  Körper  zur  Seite  steht,  und  sie  kann  — 
wie  neulich  der  ungarische  Hofkanzler  dem  Staatsuninister  ver- 
sicherte —  die  Annahme  des  Diploms  beim  ungarischen  Landtag 
nur  dann  durchzusetzen  hoffen.  Herr  von  Schmerling  konkludierte 
sohin,  „es  wäre  daher  aus  den  Vertretungen  der  nichtungarischen 
Kronländer  ein  in  Zahl  und  Teilung  der  Befugnisse  analoger  Körper 
zu  berufen,  um  in  Ermangelung  des  vollzähligen  Reichsrates  vor- 
erst die  finanzielle  Frage,  sodann  die  andere  wichtige  Verhandlung 
über  die  Ausdehnung  des  Diploms  auf  Ungarn  neben  dem  unga- 
rischen Landtage  zu  verhandeln.  Gelänge  es,  beide,  den  ungarischen 
und  den  nichtungarischen,  in  einen  zu  verschmelzen  —  um  so 
besser!  Wenn  nicht,  so  würde  der  letztere  ad  actum  als  ein 
partieller  Reichsrat  fungieren,  bis  der  vollzählige  Reichsrat  im  Sinne 
des  kaiserlichen  Diploms  berufen  weiden  kann. 

Diese  Ausführungen  des  Staatsministers  von  Schmerling  lassen 
deutlich  den  krisenhaften   Zustand  erkennen,  in  welchem  sich  die 

mite  Verfa-isuugspolitik  des  Ministeriums  befand.     Deren  eigent- 
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liehen  Ausgangspunkt  bildete  die  Tatsache,  daß  ein  so  entschlos- 
sener Zentralist  wie  Herr  von  Schmerling  dem  Kaiser  und  der 
Oeffentlichkeit  gegenüber  die  Aufgabe  einer  Durchführung  des 
Oktoberdiploms  übernommen  hatte,  während  ihm  seiner  ganzen 
politischen  Denkweise  nach  die  Beseitigung  des  Oktoberdiploms 
und  der  hinter  diesem  steckenden  magyarischen  Autonomisten- 
politik  als  das  dringendste  und  wichtigste  Ziel  erscheinen  mußte. 
Die  durch  den  Finanzminister  eröffnete  und  nun  von  Schmerling 
offen  unterstützte  Aktion  zur  Schaffung  eines  nach  Wien  einzu- 
berufenden vereinigten  Landtages  aller  nichtungarischen  Kron- 
länder bezeichnet  gewissermaßen  den  ersten  Versuch,  die  Autorität 
der  Wiener  Regierung  ohne  Rücksicht  auf  Ungarn  durch  einen  auf 
die  nichtungarischen  Kronländer  beschränkten  Scheinkonstitutio- 
nalismus  zu  kräftigen.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  sind  nun 
die  der  Rede  des  Staatsministers  folgenden  Ausführungen  des 
Grafen  Szecsen  sehr  bemerkenswert.  Dieser  gab  als  Vater  des 
Oktoberdiploms  zu,  daß  bei  der  Schöpfung  desselben  die  Idee  fern 
gelegen  sei,  daß  dasselbe  in  Ungarn  mit  allgemeiner  Befriedigung 
wTerde  aufgenommen  werden.  Man  sah  vielmehr  die  Möglichkeit, 
ja  Wahrscheinlichkeit  des  Gegenteils  voraus,  ging  aber  von  der  An- 
sicht aus,  es  handle  sich  darum,  eine  bis  dahin  gerechtfertigte  Miß- 
stimmung des  Gegners  des  Thrones  auf  das  bloße  Feld  revolutio- 
nären Widerstre'bens  zurückzuführen,  wie  das  auch  in  Wirklichkeit 
eingetreten  ist.  Allein  die  Regierung  darf  darum  den  Standpunkt 
des  Diploms  nicht  verlassen  und  muß  sich  selbst  sagen  können:  sie 
habe  alles  getan,  um  es  izur  Durchführung  zu  bringen.  Darum 
würde  er  vorziehen,  wenn  sofort  zur  Einberufung  der  Provinzial- 
landtage  in  den  nichtungarischen  Ländern  geschritten,  dann  gleich- 
zeitig mit  der  Ausschreibung  des  ungarischen  Landtages  jene  des 
Reichsrates  veranlasset  und  der  erstere  zur  Beschickung  des  letz- 
teren aufgefordert  würde.  Käme  er  dieser  Aufforderung  nicht  nach, 
so  träfe  die  Regierung  kein  Vorwurf:  die  Reichsräte  der  übrigen 
Provinzen  würden  ihre  Funktion  allein  beginnen,  müßten  aber  in 
der  Zahl  verstärkt  werden  und  würden  in  den  einzelnen  Landtagen 
der  Kronländer  eine  Stütze  finden.  Gegen  die  Idee  der  Vereini- 
gung der  nichtungarischen  Provinziallandtage  in  einen  scheint  das 
Bedenken  zu  bestehen,  daß  dadurch  der  Charakter  der  Länderver- 
tretung alteriert  und  neben  dem  ungarischen  Landtage  ein  zweiter 
politischer  Körper  geschaffen  würde,  mit  welchem  über  eine 
Liquid i  erung  der  Monarchie  zu  unterhandeln  der  ungarische 
Landtag  versucht  werden  könnte. 

Der  Ministerpräsident  Graf  Rechberg  (vom  Polizei-  und  Kriegs- 
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minister  unterstützt)  besorgte  von  einem  solchen  neuen  Dualismus 
die  Teilung  der  Monarchie,  deren  Einheit  nur  dann  zu  erhalten  ist, 
wenn  nach  Bewältigung  des  gegenwärtigen  gesetzlosen  Zustanden 
in  Ungarn  die  Vereinigung  der  Vertreter  aller  Kronländer  in  dem 
vollzähligen  Reichsrate  zur  Ausführung  gebracht  wird.  Graf  Rech- 
berg meinte  auch,  daß  Ungarn  und  vielleicht  auch  andere  Kron- 
länder sich  an  einem  solchen  vereinigten  Landtag  schwerlich  be- 
teiligen dürften,  und  das  wäre  gerade  für  die  beabsichtigte  Lösung 
von  Finanizfragen  sehr  bedenklich. 

Minister  von  Lasser  benützte  die  Gelegenheit,  um  darauf  hin- 
zuweisen, wie  er  selbst  im  Reichsrate  von  1848,  „als  der  ungarische 
Landtag  imit  Umgehung  des  Ministeriums,  ja  mit  Nichtbeachtung 
der  Krone  seine  bedeutendsten  Männer  zur  unmittelbaren  Verhand- 
lung mit  dem  Wiener  Reichstage  absendete,  sein  (Lassers)  Antrag 
von  diesem  angenommen  und  die  ungarische  Deputation  ab- 
gewiesen wurde.  Im  übrigen  stimmte  er  dem  Vorschlage  des 
Staatsministers  zu,  den  er  auch  als  „auf  der  Grundlage  des  Oktober- 
diploims  ausführbar"  erklärte.  Lasser  meinte  auch,  eine  solche 
Politik  sei  weit  entfernt,  zu  einer  Spaltung  der  Monarchie  zu  führen. 
Eine  vereinigte  Vertretung  der  nichtungarischen  Länder  in  Wien 
würde  vielmehr  den  laut  ausgesprochenen  Wünschen  der  Bevölke- 
rung zuvorkommen. 

Ein  Beschluß  über  die  Vorschläge  des  Finanzministers  und  des 
Staatsministers  wurde  nicht  gefaßt  und  der  Gedanke  scheint  bald 
fallen  gelassen  worden  zu  sein,  da  in  der  Sitzung  vom  15.  Januar 
zwar  ein  ausführliches  Referat  des  Finanzministers  über  die  be- 
sonderen Modalitäten  der  geplanten  Anleihe  beraten,  aber  von  der 
Einberufung  eines  solchen  vereinigten  Landtages  nach  Wien  nicht 
mehr  gesprochen  wurde. 18) 

Inzwischen  arbeitete  das  vom  Staatsminister  eingesetzte  be- 
sondere Komite,  dem  von  den  Ministern  bloß  Lasser  angehörte,  mit 
großer  Energie  zunächst  die  neuen  Landesstatute  und  Landes- 
wahlordnungen aus,  für  welche  schon  in  den  Ministerkonferenzen 
vom  Dezember  einige  Grundfragen  prinzipiell  beschlossen  worden 
waren.  Am  15.  Januar  beriet  die  Ministerkonferenz  die  Landes- 
ordnoing  für  Mähren,  am  17.  Januar  die  für  Oesterreich  u.  d.  E.,  am 
26.  Januar  die  für  Oberösterreich  und  Schlesien,  am  31.  Januar  die. 
I.andesordnung  für  Böhmen;  am  7.  Februar  wurden  die  ent- 
sprechenden Entwürfe  für  die  Kronländer  Salzburg,  Galizien,  Buko- 
wina erledigt,  am  12.  Februar  die  für  Dalmatien,  Kärnten,  Krain, 
Triest,  Gön  und  Istrien.  Schon  vorher,  am  29.  Januar,  war  das 
■i' n<-  Statut    für  Tirol   beraten   worden.     In    zwei   Sitzungen    vom 
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23.  und  24.  Januar  hatte  der  Ministerrat  die  Frage  diskutiert,  ob 
an  die  Stelle  der  vom  Grafen  Goluchowski  erlassenen  vier  Landes- 
statute völlig  neue  Gesetze  erlassen  werden  sollen.  Schmerling 
vertrat  diesen  Gesichtspunkt  und  setzte  ihn  gegen  die  Grafen  Rech- 
berg und  Szecsen,  die  noch  immer  an  dem  ständischen  Prinzip 
wenigstens  für  diese  vier  Alpenländer  festhalten  wollten,  durch.  *) 18a) 

Bezüglich  der  Stellvertretung  des  Landmarschalls  wurde  auf 
Schmerlings  Wunsch  grundsätzlich  von  der  Statuierung  eines  be- 
sonderen Stellvertreters  im  Landesausschusse  abgesehen.  Der 
Staatsminis^r  erklärte,  er  sei  zu  der  Ueberzeugung  gekommen,  daß 
es  nicht  wohl  angeht,  eine  solche  Stellvertretung  von  vornherein 
festzusetzen.  Da  die  Funktion  des  Ausschusses  überdies  keine 
politische,  sondern  eine  administrative  sei,  die  ständige  Anwesen- 
heit am  Landtagssitze  und  die  ununterbrochene  Kenntnis  des  Zu- 
sammenhanges der  laufenden  Geschäfte  erfordert,  so  kann  die 
Leitung  desselben  in  Verhinderung  des  Landeshauptmannes  wohl 
nur  in  die  Hände  eines  Ausschußmannes  selbst  gelegt  werden.  Die 
Konferenz  schloß  sich  dem  Standpunkte  des  Staatsministers  in 
dieser  Frage  an. 

Die  Umschreibung  der  Kompetenz  der  Landtage,  so  wie  sie 
nunmehr  festgesetzt  wurde,  unterschied  sich,  vornehmlich  durch  ihre 
größere  juristische  Präzision,  von  den  Landesordnungen  des  Grafen 
Goluchowski.  Vor  allem  wurde  der  Begriff  des  Gesetzgebungs- 
rechtes des  Landtages  mit  aller  Deutlichkeit  in  einer,  der  konsti- 
tutionellen  Doktrin   entsprechenden   Formulierung   durchgesetzt.  **) 

Im  ganzen  verliefen  die  Beratungen  über  die  einzelnen  Landes- 
ordnungen schnell  und  ohne  zu  weitgehenden  Diskussionen  Anlaß 
zu  geben.     Auf  Antrag  Schmerlings  wurde   die  Form  der  Gesetze 


*)  In  der  zweiten,  unter  Vorsitz  des  Kaisers  abgehaltenen  Beratung 
über  diese  Frage  nahm  der  Monarch  den  Standpunkt  der  Minorität  ein, 
worauf  Schmerling  und  Pleoer  die  Notwendigkeit  der  völligen  Gleich- 
stellung aller  Kronländer  hinsichtlich  der  Landesordnung  und  Landes- 
Wahlorduung  eingehend  auseinandersetzten.  Der  Kaiser  resolvierte  schließ- 
lich doch  zugunsten  dieser  Ansicht.  Vgl.  den  Abdruck  des  betreffenden 
Teiles  des  Min.   Konf.  Prot,  vom  26.  Jänner  1861  im  Anhang  Nr.  18  a. 

**)  Die  ursprüngliche  Formulierung  lautet:  „Dem  Kaiser  sowie  dem 
Landtage  steht  das  Recht  zu,  in  Landesangelegenheiten  Gesetze  vorzu- 
schlagen." Diese  Fassung  wurde  in  der  Ministerkonferenz  vom  31.  Jänner, 
die  sich  mit  dem  böhmischen  Landesstatute  befaßte,  vom  Grafen  Rechberg 
beanstandet,  der  meinte,  dieses  Recht  Sr.  Majestät  sei  wohl  selbstverständ- 
lich, und  wenn  ein  diesfälliger  ausdrücklicher  Vorbehalt  nötig  sei,  dürfte  es 
angemessen  erscheinen,  statt:  „Der  Kaiser"  zu  setzen:  „Die  Regierung  und 
die  Kammer."  Der  Staatsminister  erblickte  zwar  in  diesem  Vrobehalt  nichts 
Anstößiges,  erklärte  sich  aber  bereit,  eine  andere  Formulierung  zu  finden. 
In  der  Tat  haben  dann  die  endgültigen  Landesstatute  eine  korrekte 
juristische  Fassung  des  Gesetzgebungsrechtes  enthalten. 
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über  die  Landtage  so  festgestellt,  daß  die  eigentliche  Landes- 
ordnung, die  Landeswahlordnung  und  die  Geschäftsordnung  des 
Landtages  selbständige  Bestandteile  bildeten.  In  den  Debatten 
wurden  zumieist  nur  geringfügige  Veränderungen  in  dem  Zahlen- 
verhältnis der  Abgeordneten  der  einzelnen  Wahlkurien  beantragt 
und  zum  Teil  auch  angenommen.  Alles  Prinzipielle  war  schon 
von  vornherein  festgelegt,  so  wie  der  Staatsminister  es  wünschte: 
Was  den  Landmarschall  oder  Landeshauptmann  betraf,  so  blieb  es 
bei  seiner  Ernennung  durch  den  Kaiser,  und  es  wurde  auch  fest- 
gesetzt, daß  der  Landmarschall  ex  officio  Vorsitzender  des  Landes- 
ausschusses  sein  soll. 1B) 

Am  20.  Februar  wrurde  unter  Vorsitz  des  Kaisers  im  Minister- 
rate nochmals  eine  generelle  Debatte  über  alle  Landesordnungen 
und  Landeswahlordnungen  abgehalten,  in  welcher  der  Monarch 
selbst  in  Betreff  einiger  Details  noch  schwebende  Streitfragen  ent- 
schied. Bezeichnend  für  die  Auffassung,  die  der  Kaiser  über  den 
künftigen  Landesparlamentarismus  sich  gebildet  hatte,  ist,  daß  er 
selbst  zu  dem  §  41,  welcher  dem  ernannten  Landmarschall  das 
Recht  zur  „Sistierung  von  Beschlüssen  des  Landesausschusses"' 
verleiht,  es  bemängelte,  daß  der  Landmarschall  nicht  auch  das 
gleiche  Recht  bezüglich  der  Funktionen  des  Landtages  besitze. 
Hierüber  bemerkt  das  Protokoll  des  Ministerrates:  „Der  Staats- 
minister erörterte,  daß  dieser  Ausspruch  nicht  nötig  sein  dürfte, 
indem  der  Landtag  als  solcher  keine  Exekutivbehörde  ist,  sondern 
seine  Beschlüsse  nur  durch  den  Ausschuß  oder  die  politische  Be- 
hörde vollziehen  könne.  In  beiden  Fällen  könne  daher  der  Land- 
marschall die  Sistierung  eintreten  lassen,  ohne  daß  es  nötig  sei. 
diese  hier  auszusprechen  und  dadurch  dem  Landtage  indirekt  ein 
Vollzugsrecht  zuzuerkennen.  Auf  die  Einwendung  des  Finanz- 
ministers, daß  es  sachgemäßer  und  zweckmäßiger  und  offener  wäre, 
wenn  der  Landmarschall  gleich  in  der  Landtagssitzung  den  Beschluß 
sistiere,  statt  ihn  nachträglich  in  der  Eigenschaft  als  Präsident  des 
Ausschusses  zu  paralysieren,  erwiderte  der  Staatsminister,  dafi  ein 
kluger  Landmarschall  ohnehin  gleich  in  clor  Sitzung  seine  ent- 
schiedene Einsprache  vorbringen  werde.  Auch  in  diesem  Punkte 
blieb  es  bei  dem  Entwürfe  des  Staatsministers. 

Inzwischen  war  aber  auch  der  Entwurf  des  eigentlichen    Vei- 
mgswerkes,   des   „Statuts   über   den   Reichsrat',  von    dem   vor- 
genannten   Komitä    vollendet    worden    und    hatte  die  Zustimmung 
Schmerlings  gefunden;  er  gelangte  am  9.  Februar  zur  ersten  Be- 
ratung in   die  Ministerkonferenz.     Ehe  wir  aber   zur  Schilderung 
letzten    und    entscheidenden   Stadiums    in    der   Entstehungs- 
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geschieht«  des  Februarpatents  gelangen,  muß  noch  vorher  der 
Ursprung  seines  theoretisch-politischen  Gedankengange®  'bis  auf 
seine  eigentliche  Quelle  zurückverfolgt  und  vor  allem  die  Bedeutung 
Hans  von  Perthalers  als  desjenigen  Mannes  in  Klarheit  gesetzt 
werden,  auf  dessen  literarische  und  juristische  Arbeit  die  ver- 
fassungsgesetzgebende Tätigkeit  Anton  von  Schmerlings  in  der 
Hauptsache  beruhte. 


Drittes  Kapitel. 
Hans  von  Perthaler  und  das  Werk  der  Februarverfassung.1) 

Schmerling  hat  von  jeher  als  „Vater  der  Verfassung"  in  Oester- 
reich  gegolten,  und  indem  er  bei  der  Feststellung  ihrer  politischen 
Grundgedanken  als  der  leitende  Staatsmann  schließlich  die  Ent- 
scheidung gegeben  hat,  sie  auch  während  der  kurzen  Zeit  ihres  un- 
veränderten Bestandes  verteidigt  und  zur  Durchführung  zu  bringen 
versucht  hat,  ist  jene  Bezeichnung  zweifellos  verdient.  Dennoch  ist 
die  eigentliche  geistige  Kraftquelle,  aus  welcher  das  Februarpatent 
und  damit  die  staatsrechtliche  Form,  in  der  Oesterreich  bis  zum  Zu- 
sammenbruche der  habsburgischen  Macht  bestanden  hat,  nicht  in 
Schmerling,  sondern  in  einem  Manne  verkörpert,  dessen  Bedeutung 
für  die  österreichische  Verfassungsgeschichte  noch  immer  keineswegs 
in  das  erforderliche  klare  Licht  gesetzt  erscheint.  Dies  ist  Hans 
von  Perthaler,  in  den  schöngeistigen  und  politisch  gebildeten 
Gesellschaftskreisen  Oesterreichs  schon  lange  vor  seiner  Berufung 
zur  Verfassungsarbeit  durch  Schmerling  als  ein  staatswissenschaftlich 
produktiver  Kopf  und  als  literarisch  hervorragende  Kraft  bekannt. 
Dieser  Mann  ist  als  der  eigentliche  Schöpfer  der  Februarverfassung 
anzusehen,  wenn  auch  zweifellos  neben  ihm  der  als  Verwaltungs- 
minister an  der  Regierung  des  Erzherzogs  Rainer  teilnehmende 
Freiherr  von  Lasser  auf  die  legislatorische  Arbeit  bedeutenden  Ein- 
fluß genommen  hat.  Kurze  Zeit  nach  seinem  Amtsantritt  hatte 
Schmerling  im  Staatsministerium  ein  besonderes  Komitee  gebildet, 
dem  er  die  Aufgabe  der  Entwerfung  der  neuen  Landesstatute  und 
des  geplanten  Statuts  über  den  Reichsrat  zuwies.  Dieses  Komitee 
bestand  eben  aus  "dem  Verwaltungsminister  von  Lasser,  dann  dem 
früheren  Landeschef  von  Schlesien  und  nunmehrigen  Sektionschef 
Josef  von  Kalchberg  und  Hans  Perthaler.  Letzterem  war  von  vorn- 
herein die  Rolle  des  wissenschaftlichen  Ratgebers  zugedacht,  zugleich 
aber  auch  die  in  diesem  Falle  besonders  wichtige  und  schwierige 
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Aufgabe  der  Formulierung  der  Prinzipien  und  Textierung  der  ge- 
planten Fundamentalgesetze,  kurz  die  ganze  legislativ-technische 
Arbeit  überwiesen:  galt  doch  Perthaler  längst  in  der  hohen  Bureau- 
kratie  Wiens  als  einer  der  besten  „Stilisten"  und  war  in  weiten 
Kreisen  der  Gesellschaft  als  schriftstellerische  Kraft  durch  zahl- 
reiche publizistische  Leistungen  bekannt  sowie  in  schwierigsten 
gesetzgeberischen  Arbeiten  vielfach  erprobt.  Da  weder  Lasser 
noch  Kalchberg  ihm  in  dieser  Hinsicht  den  Vorzug  streitig  machen 
konnten  oder  wollten,  so  ergab  es  sich  von  selbst,  daß  nicht  nur 
die  Gesetzentwürfe  selbst,  sondern  auch  die  umfassenden,  damit 
zusammenhängenden  Denkschriften,  a.  u.  Vorträge,  die  offiziellen 
Zeitungsartikel  zur  Beeinflussung  der  öffentlichen  Meinung,  aber 
auch  das  Manifest  und  die  Thronrede  des  Kaisers  von  Perthaler 
verfaßt  worden  sind. 

Im  übrigen  hat  Perthaler  das  Schicksal  so  mancher  hervorragen- 
der Köpfe  im  österreichischen  Staatsdienste  erfahren:  er  ist  hinter 
seinem  Werke,  das  er  noch  in  verhältnißmäßig  jungen  Jahren 
schuf  —  er  war  1816  in  Tirol  geboren  — ,  bescheiden  in  der  Namen- 
losigkeit  des  Aktenwesens  verborgen  geblieben.  Ihm  hat  die  Nach- 
welt den  Lohn  und  die  gebührende  Anerkennung  für  seine  Leistun- 
gen nicht  gespendet.  Der  Grund  dafür  liegt  wohl  zum  Teil  darin, 
daß  Perthaler  schon  kurze  Zeit  nach  dem  Inslebentreten  seiner 
Schöpfung  gestorben  ist:  als  Titular-Oberlandesgerichtsrat.  Die  Ver- 
leihung des  diesem  Range  entsprechenden  Ordens  und  die  Nobili- 
tierung  waren  der  Lohn,  den  ihm  Schmerling  für  seine  unermüdliche 
und  bewunderungswürdige  Arbeit  am  Verfassungswerke  gewährt  hat. 
Am  U.  Mältz  1862  ist  Perthaler  gestorben,  nachdem  er  noch  während 
seines  ganzen  letzten  Lebensjahres  fast  alle  großen  Staatsschriften 
für  den  Staatsminister  verfaßt  und  eifrige  publizistische  Tätigkeit 
zur   Verteidigung  der  Politik  Schmerlings  geleistet  hatte.  *)     So  ist 


*)    Wie  der   Herausgeber   des   Nachlasses   I'erthalers    mitteilt,    liegen   in 
diesem    folgende   mit   den    konstitutionellen  Reformen    zusammenhängende 
Arbeiten  vor:    1.  Notizen   und    Zusammenstellungen  über  die   Finanzfrage; 
2.  Dae  kaiserliche  Patent  v.  26.   Februar  1861.    3.  Eine  Note  an  den   Prasi- 
n  dee  Ib-nenhauses  über  die  Geschäftsordnung  und  eine  darauf  bezüg- 
liche Instruktion.     4.   Die  kaiserliche  Thronrede  vom   1.  Mai    1861.     5.    Die 
Rede   des   Fürsten    Auerapsng  als    Präsidenten    dee   Herrenhauses.     6.    Die 
rliche    Antwort    auf    die    Adresse    des    Abgeordnetenhauses    nach  der 
Thronrede.      7.   Selbständiger   Entwurf    der    kaiserlichen    Botschaft    an     den 
unmelten  Reichsrat,  die  Haltung  des  ungarischen   Landtages  betreffend. 
rtig<     Form     dieses    kaiserlichen    Manifestes     mit     unwesentlichen    stili- 
■  liwäi  heixlen     Interlineariinderungen    aus    der    Feder    des   Staats- 

iniuisters.    9.  Mitteilung  des  Staatsministers  an  den  Reichend  über  die  Auf- 

r    des    ungarischen   Landtages:    enthalt  eine  ausführliche  Mottvierung 

■    '    Reskriptes  vom  21.  August   1861,     10.  „Das  magyarische   Ver- 
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Perthaler  die  Bitternis  nicht  erspart  geblieben,  abzuscheiden,  ehe  er, 
der  sich  in  seiner  Bescheidenheit  zeitlebens  vom  politischen  Markte 
ferngehalten  hatte,  die  volle  Würdigung  seiner  Persönlichkeit  in  der 
breiten  Oeffentlichkeit  und  wohl  auch  eine  seinen  hohen  Fähig- 
keiten entsprechende  leitende  Stellung  im  Staatsdienste  erlangen 
konnte. 2) 

Perthaler,  dessen  reicher  Nachlaß  bisher  —  in  der  von  Ambros 
Mayr  verfaßten  Biographie  —  nur  zu  einem  Teile  und  in  wenig  be- 
friedigender Weise  veröffentlicht  worden  ist,  hat  seine  Ideen  über 
Verfassungs-  und  Verwaltungsorganisation  in  zwei  kleinen,  aber 
äußerst  inhaltsreichen  Schriften  niedergelegt,  nämlich  in  der  so- 
genannten „Palingenesis"  und  den  „Neun  Briefen  an  einen  Staats- 
mann". Beide  Schriften  sind  in  dem  für  die  Verfassungskrise  Oester- 
reichs  entscheidenden  Jahre,  nämlich  1860  veröffentlicht  worden,  und 
sie  enthalten  in  knapper,  aber  sehr  klarer  Darstellung  nicht  nur  alle 
Grundgedanken,  die  Perthalers  Auffassung  vom  österreichischen 
Staate  ausmachen,  sondern  auch  das  ganze  Gerüste  der  von  ihm  auf 
dieser  Grundlage  geplanten  Staats-  und  Verwaltungsordnung.  Durch 
neuerliche  genauere  Prüfung  des  Nachlasses  und  der  Amtsakten 
würde  nun  der  große  Anteil  Perthalers  an  der  Herstellung  der 
Februarverfassung  in  allen  Einzelheiten  klargestellt  werden,  und  man 
vermöchte  dann  vielleicht  auch  besser  als  bisher  au  erkennen,  aus 
welchen  Beweggründen  und  Einflüssen  heraus  iseine  ursprünglichen 
legislatorischen  Entwürfe  durch  Schmerling  abgeändert  worden  sind.*) 

hängnis":  Sendschreiben  an  Franz  Deak  über  das  Verhältnis  Kroatiens  zu 
Ungarn,  eine  Replik  auf  Deaks  Denkschrift  über  diese  Frage.  11.  Adresse 
des  Gesamtministeriums  an  den  Kaiser  gelegentlich  der  Ueberreichung  des 
Verfassungsientwurfes.  (Ueber  dieses  richtig  als  A.  U.  Vortrag  der  Ge- 
samtregierung zu  bezeichnende  Schriftstück  siehe  unten  S.  802.) 

*)  Aus  den  Angaben,  die  Perthalers  Biograph  macht,  ergibt  sich,  daß 
z.  B.  von  dem  A.  U.  Vortrag  nicht  weniger  als  5  Redaktionen  vorhanden 
sind,  die  ersehen  lassen,  wie  Schmerling  wiederholt  die  allgemein  kräftig 
ausgesprochene  deutsche  Denkweise  Perthalers  abgeschwächt  hat.  Mit  jener 
in  Oesterreich  bei  politischen  Biographien  häufig  geübten  falschen  Dis- 
kretion hat  sich  auch  Perthalers  Biograph  überhaupt  bemüht,  die  offenbar 
von  ihm  selbst  mit  kritischem  Blick  betrachtete  historiche  Figur  Schmerlings 
möglichst  zu  schonen,  und  so  beschränkt  er  sich  darauf,  die  auch  rein 
menschlich  wenig  anmutende  Undankbarkeit  des  „Vaters  der  Verfassung" 
gegen  deren  geistigen  Urheber  nur  mit  bitteren  Anspielungen  zu  kenn- 
zeichnen, ohne  sich  klar  auszusprechen.  A.  Mayr  erzählt,  daß  Perthaler 
zwar  mehrere  Schreiben  des  Staatsministers  erhalten  habe,  die  seine  her- 
vorragenden Leistungen  und  „seinen  in  glänzender  Weise  betätigten  und 
belobten  Anteil  an  der  Ausarbeitung  der  unter  dem  26.  Februar  1861  ge- 
gebenen Staatsgrundgesetze  sowie  an  den  ferneren  Einleitungen  zur  Bildung 
un.J  Eröffnung  des  Reichsrates  anerkannten",  im  übrigen  aber  durch  die  Ver- 
leihung des  Ritterstandes  und  des  Ordens  der  Eisernen  Krone  III.  Klasse 
belohnt  wurden.  Sonst  blieb  der  geistige  Schöpfer  der  Verfassung,  was 
seine  dienstliche  Stellung  betrifft,  Titular-Oberlandesgerichtsrat.     Wir  wer- 
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Darüber  kann  nun  kein  Zweifel  bestehen,  daß  zum  Verständnis 
der  Februarverfassung  die  Kenntnis  der  politischen  Ideen  Perthalers, 
wie  er  sie  in  den  beiden  bezeichneten  Schriften  und  zahlreichen 
Zeitungsartikeln  in  der  „Wiener  Zeitung"  und  „Augsbnrger  All- 
gemeinen Zeitung"  niedergelegt  hat,  von  ganz  besonderer  Bedeutung 
ist.  Nur  so  vermag  die  Eigentümlichkeit  dieses  Grundgesetzes  klar 
erkannt  zu  werden,  das  trotz  der  Zusätze  und  Abänderungen,  welche 
die  politischen  Krisen  und  die  Verfassungsarbeit  vom  Jahre  1867, 
später  die  Reform  des  Wahlrechtes  hervorgerufen  haben,  doch  bis  zum 
12.  November  1918  das  geistig-politische  Fundament  der  ganzen  öster- 
reichischen Staatsordnung  und  inneren  Entwicklung  geblieben  ist. 
Denn  —  um  dies  hier  vorauszuschicken  —  das,  was  wirklich  neu  und 
eigenartig  ist  an  dieser  Staatsordnung  des  modernen  Oesterreich,  was 
aber  zugleich  den  tiefsten  und  weitestreichenden  Einfluß  ausgeübt 
hat  auf  die  praktische  Entwicklung  nicht  nur  der  Verfassungs-  und 
Verwaltungseinrichtungen  Oesterreichs,  sondern  auch  auf  die  ganze 
politisch-psychologische  Entwicklung  seiner  Völker  und  der  von  ihnen 
verkörperten  Anschauungen  von  Staat  und  Verwaltung,  alles  das  ist 
und  gerade  dies  ist  aus  Perthalers  Geist  und  durch  seine  Hand  in 
die  Verfassung  hineingelegt  worden.  Nicht  Schmerling,  wohl  aber 
Perthaler  ist  darum  nicht  bloß  der  wirkliche  „Vater  der  Verfassung", 
sondern  er  muß  eben  geradezu  als  der  wahre  geistige  Schöpfer  dieses 
Werkes,  und  dadurch  als  eine  in  ungeahnter  Breite  und  Tiefe  auf 
die  österreichische  Staatsentwicklung  einwirkende,  sie  bestimmende 
Kraft  verstanden  werden,  welche  zur  Ausbildung  ihrer  Eigenart  in 
Regierung  und  Verwaltung  die  entscheidenden  Züge  beigetragen  hat. 

Doch  nunmehr  müssen  zuvörderst  die  Grundideen  Perthalers 
klargelegt  werden,  wie  sie  aus  seinen  politischen  Schriften  hervor- 


dttii  später  sehen,  daß  in  Oesterreich  seither  allerdings  in  den  Laufbahnen 
der  geistigen  ..Nährväter"  und  publizistisch  tätigen  Präsidialchefs  ein 
großer  Fortschritt  vor  sich  gegangen  ist:  man  ist  später  nicht  mehr  so 
undankbar  solchen  Männern  gegenüber  gewesen,  die  Ministerpräsidenten 
mit   den   für   ihre   Funktionen   erforderlichen   Reden,   alluntertänigsten    Vor- 

i  und  Zeitungsartikeln  versahen  und  dabei  handelte  es  sich  längst 
nicht  einmal  mehr  um  so  große  Dinge  wie  eine  Verfassungsschöpfung, 
sondern  zumeist  nur  darum,  den  Schein  eines  Vcrfassungslebens  durch  die 
i  »rschie  lenartigsten  Behelfe  und  Auskunftsmittel  des  Tages  weiter  vor- 
EUtauBChen.  Daß  man  Perlhaler  so  wenig  Dank  gerade  für  seine  Ver- 
tassungsarbeil  wußte,  kann  den  Rückblickenden  wohl  wenig  Wunder 
nehmen       Erblickten    doch    die    eigentlich    maßgebenden   Persönlichkeiten 

rreiche  damals  so  wie  sie  es  schließlich  immer  getan  haben,  in  der 
Unterbindung  der  völligen  Bewegungsfreiheit  der  Bureaukratie  durch  das 
VerfassungBrechl  immer  mir  einen  [ästigen,  alier  für  die  Beruhigung  der 
Völker  eben  unentbehrlich  gewordenen,  künstlichen  Apparat,  dem  man  im 
•  bilden"  immer  nur  QeringSOhfitSUflg  entgegen- 
brad 
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gehen.  Der  Vergleich  dieser  Gedanken  mit  dem  tatsächlichen  Inhalt 
des  „Grundgesetzes"  vom  26.  Februar  1861  wird  schon  zeigen,  nach 
welchen  Richtungen  hin  Perthalers  Vorsätze  und  Vorschläge  Kom- 
promisse schließen,  vor  welchen  Gegnern  sie  zurückweichen  mußten 
und  in  welchem  Ausmaße  sie  im  endgültigen  Verfassungsrecht  Oester- 
reichs  Verwirklichung  gefunden  haben. 

Perthalers  Hauptschrift  „Neun  Briefe  an  einen  Staatsmann"  ist 
vom  31.  Juli  1860  datiert:  sie  ist  also  unter  dem  Eindruck  der  zögern- 
den und  tropfenweise  der  öffentlichen  Meinung  gemachten  Kon- 
zessionen vor  der  Einberufung  des  „Verstärkten  Reichsrates"  verfaßt. 
Perthaler  nimmt  zum  Ausgangspunkt  seine  feste  Ueberzeugung  von 
der  Notwendigkeit  einer  Verfassung.  Die  Politik  von  1851  bis  1859, 
die  des  bedenkenlosen  Absolutismus,  sei  ein  großer  Irrtum.  Die 
nach  dem  Kriege  sogleich  gemachten  Versprechungen  hinsichtlich 
einer  Gemeindereform  und  Selbstverwaltung  in  den  Landesvertretun- 
gen genügten  nicht.  Es  muß  aber  eine  Gesamtstaatsverfassung  sein : 
die  abgesonderte  Organisation  eines  Teiles,  näm- 
lich Ungarns,  ist  ein  gefährliches  Experiment.  Da- 
durch allein  kann  »man  dem  Einfluß  entgegenwirken,  mit  dem  das 
Magyarentum  auf  die  Nationalitäten  Ungarns  zu  seinen  Gunsten  ein- 
wirkt. Die  1849er  Verfassung  war  unausführbar.  Darum  hätte  man 
sie  1851  abändern,  nicht  aber  ganz  aufheben  sollen.  Als  Fehler 
dieser  Verfassung  bezeichnet  Perthaler  den  Mangel  eines  Oberhauses 
und  die  darin  vorgesehene  völlige  Trennung  des  Reichstages  von  den 
Landtagen.  Er  schlägt  nun  vor,  aus  den  „Großen"  des  Reiches  eine 
wirkliche  „Pairie"  als  Oberhaus  zu  bilden,  das  Unterhaus  als  Inter- 
essen- und  Korporationenvertretung  zu  gestalten  und  alle  Mitglieder 
der  beiden  Häuser  des  Reichstages  gleichzeitig  zu  Landtagsmit- 
gliedern ihres  heimatlichen  Kronlandes  zu  erklären.  Diese  Identität 
sämtlicher  Landtagsmitglieder  mit  dem  Reichstag  bezeichnet  Per- 
thaler als  die  wichtigste  Forderung:  „So  wie  die  vereinten  Provinzen 
das  Reich  sind,  so  sind  die  vereinten  Landtagsgenossen,  an  den 
Stufen  des  Thrones  versammelt,  der  Reichstag.  Der  Reichstag  ist  in 
seinen  Elementen  gegeben,  wenn  die  Elemente  der  Landtage  be- 
stimmt sind  ....  Die  Landtage  dürfen  daher  nur  verhältnismäßig 
kleine  Versammlungen  sein,  was  auch  ihrer  Doppelbestimmung  ent- 
spricht, denn  im  eigenen  Kronland  haben  sie  nur  einen  der  Linie 
der  Landes-Gemeinde-Autonomie  angehörigen  Beruf,  wozu  große 
Körper  sich  weniger  entsprechend  zeigen;  im  Zentralpunkt  des 
Reiches  versammelt,  sind  sie  Faktoren  des  politischen  Lebens,  und 
müssen  daher  schon  dem  Zahlenverhältnisse  nach  bedeutsam  sein, 
damit  sie  einen  imponierenden  Einfluß  auf  die  einzelnen  Länder, 
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auch  auf  solche,  welche  zu  widerstreben  geneigt  wären,  ausüben 
können.  Die  Qualifikation  der  Mitglieder  der  Landtage  muß  mit  Rück- 
sicht auf  den  Umstand  festgesetzt  sein,  daß  sie  einerseits  auf  den 
Ruf  des  Kaisers. aus  allen  Ländern  in  Wien  sich  versammeln,  den 
Reichstag  abhalten,  aber  auch  andrerseits  nach  ihrer  Rückkehr  in 
positiver  und  aufs  einzelne  gerichteter  Tätigkeit  mit  den  Landes- 
bedürfnissen  und  Gemeindeinteressen  sich  befassen,  in  konkreter 
Weise  sich  nützlich  machen  können,  und  gerade  dadurch  Gelegen- 
heit haben,  sich  einen  Anspruch  auf  das  Vertrauen  der  Wähler  zu 
erwerben." 

„Der  Reichstag  wäre  demnach  ein  vereinigter  Landtag,  und  die 
Landtage  wären  ein  in  seine  geographisch-politischen  Teile  aus- 
einandergelegter Reichstag.  Dadurch  würden  sich  in  den- 
selben Personen  die  zentripetalen  und  die  zen- 
trifugalenStrebaingen  naturgemäß  bedingen.  Hier- 
bei wäre  auf  eines  noch  großes  Gewicht  zu  legen:  die  erste  Funktion 
müßte  für  alle  und  jedes  einzelne  Mitglied  die  reichstägliche  und 
somit  reichseinheitliche  sein,  damit  sie  nicht  auf  vorausgängigen 
Landtagen  in  die  Gefahr  geraten,  sich  in  eine  einseitige  Richtung  zu 
vertiefen,  sich  durch  Reden,  Erklärungen  oder  gar  Versprechungen 
vorgreiflich  zu  binden,  gewissermaßen  im  separatistischen  Geiste 
bloßzustellen,  was,  einmal  geschehen,  sie  selbst  beengen  und  auf 
falschem  Weg  unter  dem  Stoß  der  unerbittlichen  Konsequenz  fort- 
treiben könnte.  In  der  Reichsversammlung  soll  dem  Geiste  dieser 
Männer  eine  auf  das  Ganze  gerichtete  Einsicht,  eine  vom  Ganzen  ein- 
geflößte Stimmung,  ein  vom  großen  Ganzen  aufgedrücktes  Gepräge 
gegeben  werden.  Wenn  man  die  menschliche  Natur  in  ihrer  Kraft 
und  in  ihren  Schwächen  berechnet,  so  kann  man  nicht  zweifeln,  daß 
die  Reichstagserfahrungen  jedem  Mitglied  nicht  nur  eine  richtigere 
Einsicht  in  das  Verhältnis  des  Ganzen  zum  Teile,  sondern  auch  ein 
erhöhtes  Selbstbewußtsein  einflößen  müßten,  von  welchem  getragen 
sie  gewappnet  wären,  gegen  die  zu  Hause  waltenden  mehr  oder 
weniger  einseitigen  und  engprovinziellen  Tendenzen." 

„Ganz  irrig,  fährt  Perthaler  fort,  sei  der  Vorschlag,  den  Reichs- 
tag durch  Delegation  aus  den  I^andtagen  zu  bilden,  denn  dann  wird 
der  einzelne  Landtag  Herr  und  Gebieter  über  die  Gewählten  sein. 
Der  autonomistische  Geist  wird  den  Reichstag  beherrschen  und  den 
Einheitsgedanken  paralysieren.  Umgekehrt  werden  die  Reichstags- 
mitglieder zur  Bildung  der  Landtage,  heimgekehrt,  von  dem  .^mäch- 
tigen Reichagedanken"  beherrscht,  diesem  auch  in  den  Landtagen 
dienen.    Das  Unterhaus  soll  also  indirekt  durch  die  Landtagswahlen 


3.  Kapitel:  Hans  von  Perthaler  und  das  Werk  der  Februarverfassung.     721 

gebildet  werden:    diese  aber  sollen  auf  das    Fundament   der   Ge- 
meinde- und  Kreisverwaltung  gestellt  sein." 

An  diesem  Punkte  setzt  nun  Perthalers  „Organisation  der  Selbst- 
verwaltung" ein,  die  er  kurz  zuvor  in  seiner  Schrift  „Palingenesis" 
ausführlich  dargelegt  hatte.  Die  Wahlen  izu  den  Landesvertretungen 
sollen  nämlich  weder  nach  der  Kopfzahl,  noch  nach  ständischen  Prin- 
zipien erfolgen,  sondern  aus  den  Gemeinde-  und  Kreiskorporationen 
heraus.  In  diesen  vollzieht  sich  die  öffentliche  Verwaltung,  dort 
werden  die  Pflichten  gegen  den  Staat  durch  persönliche  Widmung  in 
Kreis-  und  Kommunal- Verwaltungsäimtern  erfüllt:  „Nur  wer  in 
öffentlichen  Dingen  auf  der  Unterstufe  der  Verwaltung  mittut,  kann 
in  den  öffentlichen  Dingen  der  höchsten  Ordnung  mitraten."  Daraus 
ergibt  sich  die  Wahlordnung  für  das  Unterhaus  des  Reichstages: 
jede  Kreiskongregation  sendet  ein  bis  zwei  und  die  Gemeindeaus- 
schüsse aller  Gemeinden  eines  Kreises  senden  ebenfalls  ein  bis 
zwei  Abgeordnete;  die  Stadtgemeinden,  Landeshauptstädte  und  die 
übrigen  „unmittelbaren  Städte"  wählen  gleichfalls  als  selbständige 
Wahlkörper  einen  oder  zwei  Abgeordnete.  Schließlich  wählen  auch 
die  Handels-  und  Gewerbekammern  jedes  Kronlandes  je  einen  oder 
mehrere  Abgeordnete.  „Die  Wahl  selbst  wäre  der  Natur  der  Sache 
nach  indirekt,  nur  für  die  selbständigen  Stadtgemeinden  wäre  direkte 
Wahl  zu  befürworten."  „Mich  will  es  bedünken",  sagt  Perthaler, 
„als  ob  die  auf  solche  Art  aus  einer  Gesamtstaatsbevölkerung  extra- 
hierten Elemente  geeignet  wären,  den  Staatszweck  zu  fördern."  „Vor 
allem  anderen  aber  gewiß  und  zuverlässig  wären  in  diesen  poli- 
tischen Körpern  (Landtagen  und  Reichstag)  die  einsichtsvollsten,  im 
autonomen  Verwaltungsleben  erprobtesten,  und  weil  sie  dem  Ge- 
meinwesen ihre  persönliche  Kraft  widmen,  zugleich  die  wahrhaft 
und  tatsächlich  patriotischen  Angehörigen  jedes  Kronlandes  mit  den 
Landes-  und  allgemeinen  Interessen  betraut." 

Diese  Ideen  aber,  meint  Perthaler,  sind  unmittelbar  im  An- 
schlüsse an  den  „Verstärkten  Reichsrat"  zu  realisieren.  Dieser  ist 
das  Ei,  aus  welchem  eine  volle  Reichsvertretung  mit  Ober-  und  Unter- 
haus, sobald  sich  die  Ideen  fertig  gebildet  haben  werden,  hervor- 
gehen soll.  Alle  Elemente  —  Staatsministerium,  der  permanente 
„Reichsrat",  Ober-  und  Unterhaus  des  Reichstages  —  sind  in  ihm 
schon  enthalten,  wenn  auch  unvollständig  und  unentwickelt.  Alles 
ist  da,  was  zu  einem  vollen  Reichstag  oder  „Reichsrate"  gehört: 
dieser  ist  im  Gegensatz  zur  administrativen  Organisation  der  „poli- 
tisch organisierte  Staat". 

In  sehr  charakteristischer  Weise  verteidigt  Perthaler  die  drei 
großen  Konzessionen  an  den  Konstitutionalismus,  die  ihm  unabweis- 
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lieh  erscheinen:  1.  die  Notwendigkeit  der  „Mitwirkung"  des  Reichs- 
rates bei  der  Gesetzgebung:  darin  läge  keine  Teilung  der  legis- 
lativen Gewalt  der  Monarchen  mit  dem  Volke,  denn  nur  in  dem 
Gesetze9befehl  des  letzteren  liege  die  wirkliche  Gesetzgebung.  *) 
Die  Feststellung  des  Inhaltes  dieses  gesetzgeberischen  Willens  er- 
folge besser  durch  Mitarbeit  von  Männern,  die  mit  dem  praktischen 
Leben  in  inniger  Berührung  stehen,  nicht  bloß  durch  Minister, 
Beamte,  Aktenmenschen.  Was  aber  zweitens  das  SteuerbewiUi- 
gungsrecht  des  Unterhauses  betreffe,  so  übernehmen  damit  die  Ver- 
treter der  Bevölkerung  ein  „Odium",  welches  heutzutage  das  König- 
tum nicht  mehr  allein  tragen  könne.  Endlich  sei  für  die  Kontrolle 
der  Gesetzesausführung  doch  eine  im  Zentrum  des  Reiches  sich  ver- 
sammelnde Repräsentanz  etwas  Unentbehrliches.  „Der  bureaukra- 
tische  Staat  glaubt  diesen  Zweck  mit  hundertfältigen  Ausweisen  zu 
erreichen.  Ein  ebenso  kostspieliges  als  fruchtloses,  Papier  vergeu- 
dendes, geistloses  sowie  geisttötendes  Auskunftsmittel.  Eine  Re- 
präsentanz dagegen  wirkt  in  doppelter  Richtung.  Die  ganze 
Hierarchie  der  Exekutivorgane  hütet  sich  zehnfach  sorgfältig,  zu 
einer  Interpellation  im  offenen  Reichsrat  Anlaß  zu  geben,  wenn  sie 
weiß,  daß  ihre  Schritte  und  Handlungen  von  tausend  Argusaugen 
bewacht  werden;  sie  wirkt  Ausschreitungen  oder  Mängel  in  der 
Ausführung  der  Gesetze  hindernd.  Und  in  denjenigen  Fällen,  in 
welchen  solche  nichtsdestoweniger  stattgefunden  haben,  vermag  sie 
es  allein,  die  Tatsache,  die  sonst  leicht  im  Wust  schriftlicher  Berichte 
sich  verkriecht  oder  durch  amtliche  Schönfärberei  weggeputzt  wird, 
ans  Licht  zu  ziehen  und  die  Verantwortlichkeit  zur  Wahrheit  zu 
machen.  Sie  wirkt  also,  wo  sie  nicht  zu  verhindern  vermochte, 
dahin,  daß  der  Nichtvollzug  des  Willens  des  Monarchen  geahndet 
werden  kann." 

Dies  also  sind  die  drei  großen  Aufgaben  einer  Verfassung. 
Dazu  genügen  die  38  Kronlandsmitglieder  des  verstärkten  Reichs- 
rates von  1860  nicht:  ein  „Landesvertretungsextrakt"  kann  über- 
haupt in  Oesterreich  am  allerwenigsten  genügen.  Denn  darin  würde 
immer  die  Majorität  der  einzelnen  Landtage  ihren  Ausdruck 
finden:  für  Oesterreichs  Monarchen  ist  es  aber  von  besonderer 
Wichtigkeit,  immer  auch  die  Minorität  zu  hören.  Deshalb 
muß  das  Unterhaus  auf  den  Kreisen  und  Kommunen  beruhen. 
Zum     Schlüsse     seiner    Schrift     verteidigt     Perthaler     seinen     Ver- 

*)  Man  sieht,  wie  hier  der  geistvolle  groß -österreichische  „Liberal- 
K'msorvative"  von  18G0  die  später  von  Laband  zur  Vollendung  gebrachte 
"l>rii?kf'itsstaatliche  Theorie  des  neudeutschen  Staatsrechtes  vom  Wesen  des 
konstitutionellen  Gesetzes  als  Befehl  des  Herrschers  vorweggenommen  hat. 
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fassungsplan  nach  zwei  Seiten:  erstens  gegen  die  Absolutisten, 
zweitens  gegen  die  Autonomisten.  Der  österreichische  Reichsrat 
wende  eine  ganz  andere  Körperschaft  sein  als  sonstige  Parlamente 
sind.  In  ihm  werde  kein  Platz  sein  für  wechselnde  Majoritäten  von 
Parteien  und  darauf  gebaute  Regierungen,  sondern  die  Wirksamkeit 
des  Reichsrates  werde  nur  eine  informierende  sein.  „Dem 
Kaiser  gehört  die  volle  und  ungeteilte  Gewalt,  die  als  Garantie  der 
einzelnen  Nationalitäten  notwendig  sei.  Durch  eine  verfassungs- 
mäßige Organisation  werde  die  Macht  des  Monarchen  nicht  geteilt, 
sondern  seine  eigene  persönliche  Kraft  werde  dadurch  erst  recht  be- 
freit und  gestählt.  Denn  die  schwere  Verantwortlichkeit,  die  der  ab- 
solutistische Monarch  durch  seine  die  Minister  deckende  Genehmi- 
gung ihrer  Vorschläge  allein  übernehme,  werde  dadurch  von  ihm  ge- 
nommen. Was  die  Autonomie  betreffe,  so  bleibt  die  autonome  Ver- 
waltung in  Gemeinde  und  Kronland  gesichert:  darin  liege  ein 
ungeheuerer  Wirkungskreis.  Dazu  kommt  die  Kompetenz  der  Kron- 
länder in  Sachen  der  Landesgesetzgebung,  die  natürlich  nur  durch 
den  Kaiser  nach  Anhörung  des  vollen  Reichsrates  jeweils  abzu- 
grenzen ist.  Dadurch  und  in  Verbindung  mit  der  Landesbesteue- 
rung  gestaltet  sich  die  Autonomie  so  umfassend,  daß  etwas  dem 
Aehnliches  in  ganz  Europa  nicht  zu  finden  ist:  die  Kronländer  und, 
insofern  sie  bestimmte  Nationaltypen  tragen,  die  in  Oesterreich  ver- 
bundenen Nationen  gewinnen  dann  eine  Selbständigkeit,  welche 
ihnen  in  keinem  anderen  Gemeinwesen  zuteil  wird:  sie  kann  ihnen, 
meint  Perthaler,  in  keinem  anderen  Staate  gewährt  werden,  weil 
jede  Nation,  was  immer  für  einer  wahlverwandtschaftlichen  Einigung 
sie  zustreben  mag,  nur  einem  größeren  Körper  begegnet,  der  sich 
nicht  um  eines  hinzutretenden  Fragmentes  willen  einer  solchen 
Organisation  unterziehen  wird,  welche  nur  in  Oesterreich  gedeihen 
kann,  weil  Oesterreich  allein  der  Staat  ist,  der  seiner  Zusammen- 
setzung nach  derselben  bedarf." 

„Diese  in  Europa  einzig  dastehende  Selbständigkeit  der  Kron- 
länder ist  ausschließlich  durch  dasjenige  beschränkt,  was  ihrer  Ge- 
samtheit anheimgestellt  werden  muß,  damit  sie  als  ein  Pfeilbündel 
nach  außen  stark  genug  sind,  um  sich  als  Ganzes  und  im  Ganzen 
eben  ihre  Landesautonomie  zu  schützen,  was  aber  anderseits? 
während  es  der  Gesamtheit  anheimgestellt  wird,  dennoch  wieder 
der  Ingerenz  ihrer  Landesvertreter  unterzogen  wird,  weil  sie  es 
sind,  welche  auch  die  Gesamtheit  repräsentieren,  nur  mit  dem 
Unterschiede,  daß  sie  zu  diesem  Zweck  an  den  Stufen  des  Thrones 
sich  vereinigen,  während  sie  die  Landesangelegenheiten  zu  Hause 
behandeln."   „Wer  in  die  Landesautonomie  mehr  einbezogen  wissen 
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will,  der  verlangt  die  Lockerung  des  Pfeilbündels  und  bereitet  den 
Einzelnen  das  Los,  das  ihnen  die  alte  Parabel  angedeihen  läßt." 
Auch  hierbei  lehnt  Perthaler  eine  doktrinäre  Verfassungsgesetz- 
gebung  ab,  die  etwa  a  priori  den  ,,Begriff  der  Landesgesetzgebungs- 
sachen" bestimme:  es  sind  die  Ideen  Heinrich  Clams  und  der 
historischen  Föderalisten,  gegen  die  sich  Perthaler  da  wendet. 

Von  seinem  rein  rationalistischen  Standpunkte  aus  bekämpft 
Perthaler  den  Einwand  des  zu  erwartenden  Widerstandes  der 
Magyaren,  die  ihre  alte  Verfassung  verlangen,  den  übrigen  Pro- 
vinzen aber  die  alten  Postulatenlandtage  geben  wollen.  Geschähe 
dies,  so  stünden  mit  demselben  Recht  die  alten  historischen  Ver- 
fassungen Böhmens  und  der  übrigen  Provinzen  aus  ihren  Gräbern 
auf.  „Und  diese  Geister  der  Abgeschiedenen  werden  nicht  nur 
gegeneinander  kämpfen,  sondern  auch  mit  den  geläuterten  Ideen 
der  Gegenwart,  mit  den  Begriffen  der  gleichen  Berechtigung  der 
Individuen,  der  Nationen  und  Stämme  usw.  in  Hader,  Zank  und 
Krieg  geraten.  Das  historische  Recht  auf  den  Boden  der  Gegenwart 
gestellt,  muß  unvermeidlich  heillose  Verwirrung  schaffen,  und  der 
Versuch,  dem  19.  Jahrhundert  aufzubürden,  was  dem  18.,  17.  oder 
16.  Jahrhundert  gemäß  und  eigen  war,  bewirkt  heute  gegenseitige 
Abstoßung,  und  was  zur  neuen  Befestigung  des  Bestandes  der  Ge- 
sanitmonarchie  dienen  sollte,  das  führt  zu  deren  Zerrüttung  und 
Verfall.  *)  Die  Magyaren  werden  aber  selbst  nicht  wünschen 
können,  daß  etwa  ihre  Verfassung  wiederhergestellt  werde,  in  der 
anderen  Reichshälfte  aber  Absolutismus  herrscht.  Gegen  den  unga- 
rischen Widerstand  aber  stünde  die  ungeheuere  Majorität,  mehr  als 
30  Milionen  gegen  viel  weniger  als  5  Millionen:  denn  die  ungarischen 
Nationalitäten  haben  von  der  alten  Verfassung  Ungarns  nichts  zu 
erwarten.  Die  Idee  der  Verfassung,  wie  Perthaler  sie  vorschlägt, 
sichert  allen  Kronländern  und  allen  Nationen  Selbstverwaltung  und 
ihrer  Zusammenfassung  als  vollem  Reichsrat  Einfluß  auf  das 
„System  der  Regierung",  auf  Steuern  und  Reichsgesetze.  Dadurch 
sei  die  freie  Tätigkeit  ihrer  Heimat  und  zugleich  allen  ein  gemein- 

*)  Diesen  Gedanken  verfolgt  Perthaler  weiter  in  (olgenden  Worten: 
„Ein  breites  Flußbett  trennt  die  neue  Zeit  von  derjenigen,  in  welcher  alle 
diese  historischen  Rechtsböden  standen,  und  dieses  Flußbett  ist  mit  dem  Blut 
der  Revolution  gefüllt,  welches  von  1789  bis  1848  in  den  verschiedenen 
Ländern  Kuropas  geflossen  ist.  Selbst  der  gute  Kern  wirklichen  und  un- 
veränderlichen Rechtes,  der  in  diesen  Verfassungen  liegt,  er  tritt  in  der 
Form  von  Privilegien  auf.  ist  anstände  oder  Institutionen  geknüpft,  welchen 
nmere  unbestritten  herrschenden  Anschauungen  widerstreben,  an  Institu- 
•i.  die  uns  nicht  weniger  wider  die  Natur  geben,  als  die  Sklaverei  der 
alten  oder  der  transatlantischen  neuen  Welt.  Wir  werden  daher  zum 
Schlueee  geführt,  daß  die  Landesverfassungen  auf  den  historischen  Rechta- 
ra stellen,  unmöglich  Ist* 
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sames  Vaterland  in  voller  Lebendigkeit  gesichert.  „In  einem  all- 
gemeinen Reichsrat  wird  von  den  Nationalitäten  keine  unterdrückt 
werden,  kann  es  nicht,  denn  immer  wird  die  unterdrückenwollende 
in  der  Minorität  bleiben.  Die  Deutschen,  Slawen  und  Rumänen 
Ungarns  vor  allem  anderen  sind  Minoritäten  erstickt  und  mund- 
tot gemacht,  —  21  Minoritäten,  welche  möglicherweise  in  der  reichs- 
einheitlichen Versammlung  durch  das  Gewicht  ihrer  Meinung  die 
Majorität  werden  konnten;  darüber  kann  man  sich  nicht  täuschen, 
gerade  die  reichseinheitlichen  Fraktionen  werden  in  manchen  Land- 
tagen Mühe  haben,  Stand  zu  halten ;  aber  in  der  Zentralversammlung 
werden  sie  Kraft  gewinnen,  wie  der  lybische  König  in  der  Fabel, 
welcher  durch  die  Berührung  der  Mutter  Erde  immer  wieder  neue 
Kraft  gewann." 

Perthaler  spricht  sich  ferner  ausdrücklich  gegen  das  solenne 
Entwerfen  einer  Verfassungsurkunde  aus:*)  man  brauche  jetzt  nur 
die  Gesetze  über  Kommunal-  und  Kreisverwaltung  durchführen, 
dann  eine  Wahlordnung  für  das  Unterhaus  beziehungsweise  die 
Landtage  beraten,  sodann  auf  Grundlage  der  Kommunen  und  Kreise 
die  Wahlen  durchführen,  schließlich  müßten  dann  die  Mitglieder 
diese  einzig  legitime  Fahne  umgeben,  von  ihr  kaiserlichen 
Schutz  erwartend.  Möglich,  daß  in  einigen  rein  magyarischen 
Kreisen  die  bezüglichen  Wahlkörper  für  den  Anfang  sich  enthalten, 
zu  wählen;  kein  Zwang  sollte  sie  dazu  bestimmen.  Lange  wird 
dieser  passive  Widerstand  in  keinem  Falle  dauern,  sobald  sie  sehen, 
daß  die  Reichsratsgeschäfte  auch  ohne  sie  ihren  Fortgang  nehmen 
und  daß  kein  anderer  Weg  in  den  Landtag  führt, 
als    durch    den    vollen  Reichsrat." 

„So  würde  der  Schritt  der  Regierung  durch  die  unermeßlich 
überwiegende  Zustimmung  der  Bevölkerung  des  Reiches,  die  Majo- 
rität des  Landes  Ungarn  inbegriffen,  gedeckt  sein.  Und  hinter 
dieser  Zustimmung  des  Inlandes  stände  die  Zustimmung  Deutsch- 
lands, welche  von  Seite  Oesterreichs  nicht  mehr  die  Gefährdung 
seiner  verfassungsmäßigen  Zustände  zu  besorgen  hätte;  die  Zu- 
stimmung Europas,  Frankreichs  inbegriffen,  dessen  Bevölkerung 
Grund  hätte,  dem  Oesterreicher  aufrichtigen  Neid  zu  widmen  und 
das  beschämende  Geständnis  abzulegen,  daß  es  von  dein  viel- 
geschmähten Oesterreich  in  zwei  Dingen  überflügelt  worden  ist,  in 
einer  der  wahren  Freiheit  Raum  gebenden  politischen  Organisation 

*)  Darin,  wie  in  manchen  anderen  wichtigen  Punkten,  z.  B.  an  der 
ganzen  Vorstellung  von  dem  durch  Zusammentreten  der  Landevertretungen 
zu  einer  Versammlung  gebildeten  Reichstag,  folgt  Perthaler  den  eigentüm- 
lichen, romantisch-konservativen  Reformideen  Friedrich  Wilhelms  IV.  von 
Preußen  und  dem  Vorbild  des  Berliner  „Vereinigten  Landtages"  von  1847. 


726  Die  Reichsverfassung  des  Februarpatentes. 

und  in  einer  vernünftig  durchgeführten  Selbstverwaltung.  Für 
Oesterreieh  aber  wäre  das  Problem  einheitlicher  Gestal- 
tung   auf    föderativen    Grundlagen    gelös t." 

Die  von  ihm  vorgeschlagene  Verfassung,  meint  Perthaler  zum 
Schlüsse,  sei  diejenige,  gegen  welche  die  geringsten  Widerstände 
zu  erwarten  seien;  sie  sei  diejenige,  „in  welcher  das  föderative 
Prinzip,  ohne  dem  staatseinheitlichen  gefährlich  zu  werden,  und 
das  staatseinheitliche,  ohne  den  föderativen  Elementen  des  öster- 
reichischen Staates  Gewalt  anzutun,  Geltung  erlangen  kann.  Indem 
man  alle  divergierenden  Ansichten  und  Kräfte  in  eine  Reichsver- 
tretung bringt,  werden  sie  sich  verständigen  und  zu  gewissen  Resul- 
taten, zu  welchen  so  viel  Stoff  vorhanden  ist,  gelangen. 3) 

_ * 

Ueberblickt  man  nun  dieses  ganze  System  der  Verfassung,  wie 
Perthaler  es  ausgedacht  und  zweifellos  mit  größter  Eindringlichkeit 
dem  Staatsminister  Schmerling  und  nach  dessen  Berufung  zur  Re- 
gierung dem  Kreise  der  übrigen  Mitarbeiter  am  Verfassungs werke 
auseinandergesetzt  hat,  so  erkennt  man  leicht  die  tragenden  ge- 
danklichen Grundstützen  dieses  Systems.  Seine  Bedeutung  liegt 
nicht  so  sehr  in  der  Originalität  der  einzelnen  Grundgedanken, 
sondern  vielmehr  in  der  eigentümlichen  Mischung  konservativer  und 
reformatorischer  Ideen  und  in  dem  Bemühen,  daraus  ein  innerlich 
zusammenhängendes  Ganze  zu  schaffen,  welches  der  spezifischen 
Eigenart  des  österreichischen  Staatswesens  angepaßt  wäre. 

Der  Kern  des  von  Perthaler  vertretenen  Konservatismus  ist 
seine  unbedingte  Annahme  jener  Vorstellung  von  der  Notwendig- 
keit der  vollsten  persönlichen  Regierungsgewalt  des  Monarchen,  die 
wir  als  Grundzug  der  Schwarzenberg-Bachschen  Theorie  und  Praxis 
kennen  gelernt  haben:  wenn  Perthaler  gleichzeitig  die  Notwendig- 
keit konstitutioneller  Einrichtungen  in  einer  selbst  gegenüber  dem 
Wiener  Liberalismus  jener  Tage  sehr  nachdrücklichen  Weise  postu- 
liert, so  ist  nichts  so  bezeichnend,  als  daß  er  doch  dem  Parlament 
im  Grunde  genommen  nur  die  Stelle  eines  Beraters  des  Monarchen 
zuweist.  Er  rationalisiert  gewissermaßen  die  repräsentativen  Ein- 
richtungen vom  Standpunkte  ihrer  Nützlichkeit  für  bessere  Infor- 
mation des  Monarchen,  sieht  in  ihnen  vor  allem  ein  Gegengewicht 
gegen  die  den  Monarchen  leicht  irreführende  administrative  und 
informative  Vollgewalt  der  Bureaukratie  und  der  sie  leitenden 
Minister.  Al>er  jeder  Gedanke  an  Volksrechte,  die  gegenüber  dem 
Monarchen  in  den  verfassungsmäßigen  Punktionen  des  Parlamentes 
/um  Ausdruck  gebracht  würden,  liegt  Perthaler  völlig  fern,  und 
ebenso  etwa  die  Idee,  daß  ein  parlamentarisches  Organ  die  politische 
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und  legislative  Selbständigkeit  des  Volkes  vorzustellen  habe.  Die 
ganze  liberal-individualistische  Auffassung  von  „Volk"  und  „Staat" 
lehnte  Perthaler  durchaus  und  seit  jeher  ab,  wie  aus  seinen  bisher 
veröffentlichten  Denkschriften,  Briefen  und  Tagebüchern  hervorgeht: 
schon  seine  tiefreligiöse  Natur,  die  sich  in  diesen  Zeugnissen  seiner 
Anschauungen  ausspricht,  widerstrebte  den  landläufigen  Theorien 
des  französisch-süddeutschen  Konstitutionalismus.  Liegt  darin  der 
konservative  Grundzug  Perthalers  ausgesprochen,  so  tritt  das  Kom- 
promiß seiner  Denkweise  mit  dem  Liberalismus  am  deutlichsten 
darin  hervor,  daß  er  dem  Volke  —  und  zwar  natürlich  nur  den 
oberen  bürgerlichen  Schichten  —  zwar  bloß  eine  gewisse  beschränkte 
Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung,  dafür  aber  eine  weitgehende 
Selbstbestimmung  und  Freiheit  von  der  Regierung  in  der  Durch- 
führung der  Gesetze,  also  nach  der  liberalen  Auffassung  der  öffent- 
lichen Verwaltung  einräumen  will. 

In  diesem  Betracht  setzt  Perthaler  die  von  Stadion  ausgehende 
Gedankenrichtung  in  der  österreichischen  Politik  genau  fort,  indem 
er  sich  als  gläubigen  Anhänger  und  warmen  Vertreter  der  Idee  der 
„Selbstverwaltung"  im  Gegensatze  zur  zentralisierten  Bureaukratie 
bekennt.  Aber  Perthalers  Begriff  der  „Selbstverwaltung"  ist  doch 
schon  ein  anderer  als  jener  Franz  Stadions  und  der  Männer  von  1848. 
Eine  bedeutungsvolle  Abänderung  der  Vorstellungen  von  der  Selbst- 
verwaltung in  Gemeinde  und  Kreis  hatte  sich  inzwischen  in  Deutsch- 
land vollzogen.  Der  Träger  und  Urheber  dieser  Umwandlung  ist 
niemand  anderer  als  Rudolf  von  Gn  eist  gewesen.  Der  große 
Einfluß,  den  die  Schriften  und  die  literarisch-politische  Wirksamkeit 
Gneists  auf  die  die  Entwicklung  und  Umwandlung  der  Anschauungen 
des  deutschen  Liberalismus  über  Staat  und  Parlamentarismus,  vor 
allem  aber  über  Kommunalwesen,  Verwaltung  und  Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit geübt  haben,  ist  gewiß  eine  der  bemerkenswertesten 
Tatsachen  in  der  Geschichte  der  politischen  Ideen  Deutschlands  im 
19.  Jahrhundert.  Indem  er  die  Verfassungs-  und  Verwaltungsein- 
richtungen Englands,  wie  er  sie  aus  eigener  Anschauung  zuerst  gegen 
Ende  der  40er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  sah,  zugleich  historisch 
und  systematisch  in  immer  wieder  erneuerten  größeren  und  klei- 
neren Schriften,  Reden,  gelehrten  Abhandlungen  und  politischen 
Broschüren  der  Intelligenz  Deutschlands  vorführte,  zugleich  aber 
auch  als  preußischer  liberaler  Politiker  praktisch  für  seine  Heimat 
nutzbar  zu  machen  suchte,  vermochte  er  in  einer  Zeit,  in  der  Eng- 
land vor  allem  als  Weltmacht  wie  als  Verkörperung  des  bürgerlich- 
liberalen Fortschrittes  zum  erstenmal  auf  den  Zenith  seines  An- 
sehens in  der  ganzen  Welt,  zumal  5n  Deutschland,  hinaufgerückt  war, 
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umfassenden  und  tiefreichenden  Einfluß  zu  gewinnen  auf  die  poli- 
tischen Gedankengänge  der  deutschen  Juristen  und  durch  deren  Ver- 
mittlung auf  breite  Kreise  der  bürgerlichen  Welt  im  deutschen  Volke. 
Immer  noch  fehlt  es  leider  bisher  an  einer  umfassenden  Darstellung, 
die  das  Schaffen  Gneists  in  seinem  ganzen  Umfange  und  in  der 
vollen  europäischen  Bedeutung  ihrer  legislativen  Ergebnisse  wür- 
digen und  ihn  gewissermaßen  als  den  „politischen  Erzieher"  der 
preußischen,  später  überhaupt  der  deutschen  Beamtenschaft  und 
Intelligenz  in  dem  Menschenalter  von  1850  bis  1880  ins  volle  Licht 
setzen  würde.  Ein  Kapitel  dieser  Darstellung  müßte  auch  dem 
Einflüsse  gewidmet  werden,  den  Gneist  auf  Oesterreich  geübt  hat. 
Eine  solche  Darstellung  kann  natürlich  hier  auch  nicht  einmal  in 
Umrissen  versucht  werden.  Im  vorliegenden  Zusammenhange 
handelt  es  sich  vor  allem  darum,  festzustellen,  daß  Perthaler  das 
Medium  gewesen  ist,  durch  welches  die  Anschauungen  Gneists  von 
Staat  und  Regierung,  Staatsrat  und  Parlament,  Selbstverwaltung 
und  Zentralverwaltung  in  ihrem  organischen  Zusammenhange  schon 
in  der  ersten  Periode  des  Wirkens  des  großen  preußischen  Rechts- 
lehrers auf  Oesterreich  mit  voller  Kraft  eingewirkt  haben.  Perthaler 
hat  die  Schriften,  die  Gneist  zwischen  1848  und  1860  publiziert  hat, 
zweifellos  mit  der  größten  Genauigkeit  und  lebhaftesten  Zustim- 
mung in  sich  aufgenommen.  Schon  in  der  ersten  der  oben  be- 
handelten Arbeiten  Perthalers,  seinen  „Neun  Briefen  über  die  Ver- 
fassungsreform", findet  der  Kenner  der  Gneistschen  Staatslehre 
nicht  nur  einige  der  politischen  Hauptgedanken  des  preußischen 
Rechtslehrers,  sondern  auch  ganze  Stellen  aus  Gneists  Schriften 
wörtlich  aufgenommen  und  gewissermaßen  dogmatisch  verwertet 
Während  aber  merkwürdigerweise  Gneists  Name  selbst  in  der 
ersten  Schrift  nicht  genannt  wird,  enthält  die  zweite  große  Denk- 
schrift Perthalers  aus  dem  für  Oesterreichs  Verfassungsleben  so 
kritischen  Jahre  1860,  die  „Palingenesis",  Perthalers  große  Denk- 
schrift über  die  Verwaltungsreform  in  Oesterreich,  nicht  nur  solche 
Auszüge  aus  Gneists  weitläufigem  Werke  über  das  englische  „Self- 
government",  sondern  in  einer  ganzen  Anzahl  von  prinzipiellen 
Fragen  der  Reorganisation  der  österreichischen  Verwaltung  schlägt 
Perthaler  Lösungen  vor,  die  durchaus  den  beherrschenden  Einfluß 
der  Gneistschen  Ideen  auf  sein  Denken  verraten.  Dabei  darf  nicht 
verkannt  werden,  daß  Perthaler  in  seinen  beiden  Schriften,  in  denen 
er  unmittelbar  auf  die  Entstehung  österreichischer  Verfassungsein- 
richtungen einwirkte,  sich  auch  als  vorzüglichen  Kenner  der  realen 
jH>litisehen  und  administrativen  Verhältnisse  Oesterreichs  zeigt. 
Und  wenn  er  auch  in  seinen  prinzipiellen  politischen  und  Staats- 
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rechtlichen  Anschauungen  auf  den  Grundideen  Gneists  von  Staat, 
Volk  und  Gesellschaft,  von  monarchischer  Gewalt  und  komunaler 
Selbstverwaltung  fußt,  ist  er  doch  immer  bemüht,  seine  Reformvor- 
schlage entsprechend  der  ganz  einzigen  Eigenart  der  Monarchie  als 
eines  „Völkerstaates"  und  auf  diese  gegründet  selbständig  zu  formu- 
lieren. *) 

Rudolf  von  Gneists  merkwürdige  Theorie  vom  „Selfgovern- 
ment"  nach  englischem  Muster  als  der  allein  denkbaren  dauer- 
haften Basis  des  Rechtsstaates  hat  also  durch  Perthalers  Schriften 
entscheidend  auf  den  Gang  der  österreichischen  Verfassungsbildung 
und  vor  allem  auf  die  Neugestaltung  der  österreichischen  Verwal- 
tungsorganisation eingewirkt.  Perthaler  nahm  seinen  Weg  von  der 
überzeugten  Annahme  des  Gneistschen  Postulates,  daß  der  moderne 
Rechtsstaat  ebenso  wie  die  von  der  konstitutionellen  Doktrin  ge- 
forderte Teilnahme  des  Volkes  an  der  Regierung  gleichermaßen  nur 
auf  der  Grundlage  einer  Verwaltungsordnung  sich  erheben  dürfe, 
welche  die  Arbeit  des  einzelnen  Vollbürgers  für  den  Staat  regelt 
und  die  öffentliche  Verwaltung  als  ein  System  von  öffentlich-recht- 
lichen Pflichten  der  „Gesellschaft"  organisiert.  Nur  diese,  das  heißt 
der  Inbegriff  der  besitzenden  Klassen,  kommt  für  Gneist,  den 
nimmermüden  Lobredner  des  aristokratischen  Staatswesens  des 
alten  England,  in  Betracht.  Der  Staat  muß  nach  ihm  eine  Ueber- 
windung  dieser  „Gesellschaft"  sein,  das  heißt  die  über  dem 
wechselnden  materiellen  und  sozialen  Egoismus  der  oberen  Stände 
der  besitzenden  Klassen  hinausgehobene  dauernde  Organisation 
des  Gesamtvolkes  vorstellen,  und  zu  diesem  Zwecke  muß  der  Staat 
in  entscheidender  Stunde  immer  wieder  ausschließlich  von  dem 
„über  den  Klassen  der  Gesellschaft"  und  in  Oesterreich  auch  über 
den  Nationalitäten  stehenden  Monarchen  beherrscht  und  gelenkt 
werden.  Diese  Lenkung  wird  aber  gerade  dadurch  kraftvoll  und 
zielbewußt,  daß  sie  die  führenden  Elemente  der  „Gesellschaft"  als 
pflichttreue,  freiwillige  Träger  der  Arbeit  des  Staates  mittels  Self- 
government  und  eines  darauf  errichteten  Parlamentes  längst  besitzt 
und  in  dieser  Weise  zu  benützen  gewohnt  ist. 

Solche  Anschauungen  machte  sich  Perthaler  ganz  zu  eigen:  sie 
erscheinen  ihm  —  merkwürdig  genug!  —  als  die  erwünschte  theo- 
retische Bekräftigung  dessen,  was  die  geschichtlich  gegebene  Reali- 
tät des  österreichischen  Kaiserstaates  längst  erfordert.    Es  ist  gewiß 


*)  Ein  Vergleich  der  Anschauungen  Perthalers  mit  denen,  die  Joseph 
von  Eötvös  1859  in  seiner  oben  behandelten  Schrift  „Garantien  der  Macht 
und  Einheit  Oesterreichs"  niedergelegt  hat,  ist  gerade  in  dieser  Hinsicht 
sehr  interessant. 
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bemerkenswert,  daß  die  von  Gneist  immer  wieder   betonte   Lehre 
von  der  Bedeutung  der  königlichen  Gewalt  gegenüber  der  „Gesell- 
schaft"  und   den   eigensüchtigen  Bestrebungen   dieser   letzteren   — 
eine  Anschauung,  die  seine  kritische  Beurteilung  der  seit  1832  ent- 
wickelten tatsächlichen  Verfassung  Englands  besonders  verhängnis- 
voll beeinflußt  hat  —  mit  der  in  Oesterreich  seit  1849  in  der  offi- 
ziösen Publizistik  entwickelten  und  in  der  praktischen  Regierungs- 
weise betätigten  Theorie  von  der  alles  umfassenden  und  leitenden 
Funktion  des  österreichischen   Monarchen   duichaus   zusammentraf. 
In  der  Tat  beharrt  auch  Perthaler  auf  dieser  dem  Neoabsolutismus 
öesterreichs    entsprungenen   Anschauung    mit    großem   Nachdruck. 
Wie  energisch  er  auch  eine  Verfassung  für  Oesterreich  fordert,  so 
fordert  er  sie  doch  grundsätzlich  nur  als  Hilfsorgan  für  den  Mon- 
archen, als  ein  wünschenswertes   Gegengewicht  gegen  die  Bureau- 
kratie,     deren   Monopolstellung    hinsichtlich    der    Information    des 
Kaisers  er  mit  großem  Mißtrauen  betrachtet:  aber  ganz  ferne  liegt 
Perthaler  der  Gedanke,    daß    die  Verfassung  an  und  für  sich  ein 
Recht  der  Völker  vorstelle,  daß  das  Parlament  als  das  selbständige 
oder    gar    „souveräne"  Willensorgan    des   Volkes    anzusehen    sei. 
Immer  noch  klingt  aus  den  Ideen,  die  Perthaler  vorträgt,  der  aus 
den  Ratschlägen    des   Grafen  Hartig    uus    wohlbekannte  Satz    hin- 
durch:   „Die  Völker  reden  und  wünschen,  der  Monarch  hört,  prüft 
und   befiehlt."     Nur   zum    Zwecke   einer  technisch-politischen   Ver- 
besserung   des    Regierungsmechauismus    als    des    Ausdruckes    der 
kaiserlichen  Allmacht  verlangt  er  ein  Unterhaus,  das,  durch  sorg- 
fältige Auslese  aus  den  Kreis-  und  Gemeindevertretungen  gebildet, 
neben  der  würdevollen  Notabeinversammlung  eines   durch  kaiser- 
liche Berufung    gebildeten  Oberhauses    seinr;n   Platz    findet.     Man 
sieht,  in  Perthalers  Ideengängen  ist  nichts  von  dem  kräftigen  Atem 
der    bürgerlich- liberalen     Demokratie     der     Völker    Oesterreirh> 
von  1848,   nichts  von  der  Ideologie  der   Volksrechte  zu  verspüren, 
wie   sie  zu  uns  aus  den  Protokollen  des   Kreinsierer   Verfassungs- 
au8Schu8ses    spricht.     Der    politische   Rationalismus,     dem   der  ge- 
gebene monarchische  Staat  als  Verkörperung  der  von  Gottesgnaden 
gewährten   Herrscherrechte,    als    die    unerschütterliche    Grundlage 
lebendiger  Verfassung  erscheint,  der  aber  gleichzeitig  mit  der  Kühle 
und  Bedachtsamkeit  theoretischer  Erkenntnis  der  modernen  Gesell- 
schaft das  Bedürfnis  zeitgemäßer  Reform  dieses  monarchischen  Macht- 
apparates   erwägt,    ist   ebenso   in    Perthaler  wie  in  seinem    Lehrer 
Qneist  die  eigentlich  produktive  politische  Kraft.     Der  Liberalismus 
des  preußischen  Bürgertums  so  gut  wie  der  des  deutsch-österreichi- 
schen haben  —  theoretisch  wie  praktisch  —  vom  Schicksal  nur  eine 
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sehr  kurze,  stürmische  Jugendzeit  zugemessen  erhalten:  die  bürger- 
lichen Klassen  sind  in  beiden  deutschen   Vormachtstaaten  schnell 
„vernünftig"  geworden  im  Sinne  der  Anerkennung  des  Hegeischen 
Wortes,  daß  alles,  was  ist,  vernünftig  sei.    Als  das  „Seiende"  hätte 
sich  aber  in  beiden  Reichen  die  militärisch-bureaukratische  Gewalt 
des  Monarchen   erwiesen.      Daß    diese    ganz    eigentümliche    ältere 
liberal-konservative   Doktrin   von   der   providentiellen    Aufgabe  des 
Monarchen  und  seiner  zentralisierten  Bureaukratie,  über  den  egoisti- 
schen und  einander  bekämpfenden   Tendenzen  der  „Gesellschaft", 
über  den  politischen  Parteien  die  „objektive"  Natur  des  Rechtsstaates 
zu  repräsentieren,  wobei  allerdings  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in 
vorsichtig  abgemessenen  Dosierungen  ein  gewisses  Maß  von  „Selbst- 
verwaltung" als  „Pflicht"  gewährt  werden  müsse  —  daß  diese  Lehre, 
die  sich  unter   dem  Einfluß   der  politischen  Theorien   Rudolf  von 
Gneists  seit  der  Mitte  der  fünfziger  Jahre  über  das  ganze  deutsche 
Staatsleben  hin  geltend  machte,  auch  in  Oesterreich  bei  der  hohen 
Bureaukratie,   die    in  den  Fragen  der  volkswirtschaftlichen  Politik 
längst  liberal  dachte,  und  bei  ihren  Anhängern  in  den  oberen  Klassen 
des  Bürgertums  einen  wohlvorbereiteten  Boden  antraf,  habe  ich  in 
den  vorhergehenden  Abschnitten  ausführlich  dargelegt.    In  dem  viel- 
berufenen und  vieldeutigen  Begriff   der   Autonomie   war,   wie  wir 
wissen,  seit  den  Märztagen  von  1848  eine  Art  neutralen  politischen 
Feldes  gegeben,  auf  welchem  sich  die  seither  zur  feudal-konserva- 
tiven Partei  entwickelten  hochadeligen  Ständepolitiker  mit  den  libe- 
ralen großbürgerlichen  und  briefadeligen  Elementen  der  Gesellschaft 
berührten,  welche  in  manchen  Kronländern,  besonders  in  Nieder- 
österreich, aber  auch  in  Steiermark  und  Mähren  schon  vor  der  Revo- 
lution reichlich  in  das  Ständewesen  eingesickert  waren  und  so  in 
den  Landstuben  von  Wien,  Graz,  Brunn  eine  Art  von  allerdings  ziem- 
lich zaghaftem  limken  Flügel  bildeten.    Wir  erinnern  uns  hier  noch 
einmal  an  die  Referate,  welche  der  Landstand  von  Kleyle  der  Stände- 
konferenz im  Frühling  1848  erstattet  hatte,  und  daß  darin  Autonomie 
als  Selbstverwaltung  der  Gemeinden,  Kreise  und  Länder  fast  gleich- 
mäßig von  rechts  und  links  im  Sinne  dauernder  Befreiung  von  der 
Allmacht  der  Bureaukratie  angestrebt  wurde.    Schließlich  haben  wir 
auch  verfolgt,  wie  seit  1859  das  Ministerium  selbst  und  damit  auch 
die  hinter  ihm  stehende,   seit  1849  tatsächlich  regierende  Bureau- 
kratie unter  dem  von  der  feudalen  Adelsfraktion  ausgeübten  Drucke 
Schritt  für  Schritt  wieder    den    autonom  istischen   Gedankengängen 
jener  Art  näher  gebracht  worden  sind.    Perthaler  trug  diese  letzteren 
in  ihrer  damals   allermodernsten  Fassung  und  Färbung  eindringlich 
vor.    Da  er  so  gut  wie  Leo  Thun  und  Heinrich  Clam  ein  dankbarer 
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Schüler  Gneists  war,  so  decken  sich  seine  Ideen  über  die  Notwendig- 
keit eines  österreichischen  Selfgovernments  in  weitem  Ausmaße  mit 
den  Plänen  und  Vorschlägen  der  feudalen  Refonmpolitiker.  In 
diesem  Augenblicke  war  es  eine  besondere  Fügung  des  Schicksals, 
daß  die  endgültige  und  entscheidende  Formung  aller  dieser  seit  1860 
in  volle  Gärung  gekommenen  älteren  und  neueren  Ideen  von  einer 
Lösung  des  österreichischen  Problems  durch  ein  System  der  Auto- 
nomie in  den  Entschluß  Anton  von  Schmerlings  gelegt  war.  Denn 
der  zweite  Staatsminister  hatte  in  den  Jahren  der  größten  geistigen 
Empfänglichkeit,  in  seiner  Jugend,  sich  hauptsächlich  in  den  vorhin 
gekennzeichneten  reformistischen  Kreisen  des  Wiener  Ständetums 
bewegt  und  sein  ganzes  politisches  Denken  war  damals  durch  die 
Ideen  von  Männern  wie  Andrian,  Kleyle  und  Stifft  entscheidend 
beeinflußt  worden.  Diesem  Umstände  verdankte  es  Schmerling,  daß 
er  zeitlebens  trotz  seiner  ministeriellen  und  diplomatischen  Ver- 
gangenheit, trotz  seiner  autoritären  und  dem  bureaukratischen  Herr- 
schaftsprinzip  zuneigenden  Charakteranlage  davor  bewahrt  blieb,  ein 

regelrechter  bureaukratischer  Staatsmann  Oesterreichs  zu  werden. 
Er  ist  vielmehr  immer  mit  gewissen  Grundempfindungen  seines 
Wesens  ein  „Landstand"  von  Niederösterreich  geblieben,  und  darum 
ist  er  auch  in  dem  Augenblicke,  da  er  als  allmächtiger  Staatsmin'ster 
über  das  Verfassungswerk  das  entscheidende  Wort  zu  sprechen 
hatte,  von  vornherein  bereit  und  sehr  geneigt  gewesen,  die  Ideen 
vom  Selfgovernment,  wie  sie  ihm  Perthaler  zweifellos  mündlich  mit 
derselben  Eindringlichkeit,  die  dessen  Schriften  auszeichnet,  vor- 
getragen hat,  anzunehmen,  der  Verwirklichung  zuzuführen  und  so 
gerade  diesem  Bestandteil  der  von  Perthaler  vertretenen  politischen 
Theorien  vollsten  Ernst  zuzuerkennen. 

Wie  das  nun  tatsächlich  vor  sich  gegangen  ist,  und  wie  Schmer- 
ling damit  den  ganzen  seit  1859  wieder  neu  in  Bewegung  geratenen 
Gärungsprozeß  der  Idee  einer  umfassenden  autonomistischen  Ver- 
fassungsreform für  Oesterreich  endgültig  zum  Abschluß  gebracht, 
dadurch  aber  unabsehbar  weitreichende  Wirkungen  auf  die  ganze 
weitere  Eitwicklung  der  westlichen  Hälfte  der  Monarchie  geübt  hat, 
dies  werde  ich  alsbald  im  Zusammenhange  mit  dean  Inhalt  des 
Februarpatentes  und  der  mit  diesem  oktroyierten  Verfassung  darzu- 
legen haben.  Zunächst  aber  müssen  wir  noch  das  letzte  und  ent- 
scheidende Stadium  in  der  Entwicklungsgeschichte  des  Patentes, 
nämlich  die  Ministerberatungen  über  den  von  Schmerling  der  Kon- 
ferenz vorgelegten  Entwurf  und  die  dabei  zutage  tretenden  poli- 
ti><  hen  Ideengänge  kennen  lernen. 
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Viertes  Kapitel. 

Der  Verfassungsentwurf  zum  Februarpatent  in  der  Ministerkonferenz. 

Der  von  dem  oben  genannten  Komitee  auf  Grund  der  Arbeiten 
Perthalers  fertiggestellte  Verfassungsentwurf  beschäftigte  den 
Ministerrat  in  fünf  Sitzungen  vom  9.,  10.,  11.,  12.  und  15.  Februar 
1861.  Der  Verlauf  den  sehr  ausführlichen  und  eingehenden  De- 
batten, die  im  nachfolgenden  großenteils  nach  dem  Wortlaut  der 
Protokolle  dargestellt  werden,  läßt  unter  der  dünnen  Verhüllung 
kurialer  Höflichkeit,  die  der  Protokollführer  des  Ministerrates  jeder- 
zeit zu  wahren  hat,  die  tiefen  Gegensätze,  die  innerhalb  des  Minister- 
rates hinsichtlich  der  Grundfragen  der  Verfassungspolitik  bestanden, 
deutlich  genug  erkennen.  Immerhin  gelang  es,  wie  wir  sehen 
werden,  dem  Staatsminister,  dessen  Geschicklichkeit  in  der  Führung 
des  Ministerates  gerade  in  diesen  Verhandlungen  klar  zutage  tritt, 
den  von  ihm  gutgeheißenen  Entwurf  olme  allzu  wesentliche  Abände- 
rungen und  unter  Vermeidung  einer  formellen  Ministerkriise  zur  An- 
nahme durch  die  Ministerkonferenz  zu  bringen. 

In  der  ersten  Sitzung  gab  der  Staatsminister  zunächst  einen  ein- 
leitenden Vortrag  über  die  Grundprinzipien  des  Entwurfes  und  über 
die  Notwendigkeit  einer  durch  Glanz  und  Zahl  der  Mitglieder  hervor- 
ragenden politischen  Körperschaft,  um  einerseits  dem  allgemeinen 
Wunsche  nach  einer  entscheidenden  Vertretung  zu  entsprechen, 
andererseits  nicht  gegen  die  reich  ausgestatteten  Landtage  der 
größeren  Kronländer  wie  Ungarn  und  Böhmen  zurückzustehen.  Die 
beiden  ungarischen  Minister,  Graf  Szecsen  und  Baron  Vay,  nahmen 
nun,  wie  das  Protokoll  zeigt,  in  diesem  Zeitpunkt  keineswegs  jene 
ablehnende  oder  auch  nur  skeptische  Haltung  gegenüber  dem  Ver- 
fassungsentwürfe ein,  die  in  der  altkonservativen  Publizistik  der 
folgenden  Jahre  zur  Verteidigung  dieser  beiden  Minister  mit  beson- 
derem Nachdrucke  für  sie  in  Anspruch  genommen  worden  ist.  Graf 
Szecsen  behielt  sich  seine  Meinung  über  einzelne  Bestimmungen 
des  Entwurfes  vor,  legte  aber,  wie  das  Protokoll  berichtet,  im  übrigen 
dar,  „daß  der  Einsetzung  des  Reichsrates  nach  dem  Sinn  des  Diploms 
vom  20.  Oktober  die  Idee  zum  Grunde  lag,  mittelst  desselben  und 
des  ungarischen  Landtages  das  staatsrechtliche  Verhältnis  Ungarns 
zur  Gesamtmonarchie  zu  regeln  und  die  in  der  Pragmatischen  Sank- 
tion ausgesprochene  Untrennbarkeit  zur  allgemeinen  Anerkennung 
zu  bringen.  Wäre  die  Einrichtung  des  Reichsrates  unmittelbar  auf 
das  Diplom  gefolgt,  so  würde  allerdings  eine  minder  zahlreiche  Ver- 
sammlung nicht  über,  sondern  neben  dem  ungarischen  Landtage 
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zur  Erreichung  dieses  Zweckes  genügt  haben.  Nachdem  seit  dem 
Erscheinen  des  Diploms  Monate  verstrichen  sind  und  inzwischen  die 
Verhältnisse  dn  Ungarn  eine  solche  Wendung  genommen  haben, 
welche  die  Ausführung  jener  Idee  in  ihrer  ursprünglichen  Form 
nicht  mehr  gestattet,  so  scheint  dem  Grafen  Szecsen  die  Erweiterung 
derselben  gerechtfertigt  zu  sein,  und  er  stimmte  daher  für  den 
Entwurf." 

Baron  V  a  y ,  der  ungarische  Hofkanzler,  erklärte,  daß  dieses 
Reichsratsstatut  „die  Krone  aller  Landesstatute  und  als  Reichsver- 
fassung mm  so  wichtiger  sei,  als  Ungarn  nur  darin  die  Garantie  für 
seine  eigene  Verfassung  und  für  die  aufrichtige  Vollziehung  des 
Diploms  erblicken  kann.  Der  Tag,  an  dem  es  erscheint,  ist  von  der 
höchsten  Bedeutung  für  Oesterreich.  Es  kommt  alles  darauf  an, 
es  so  zu  bezeichnen  und  einzurichten,  daß  die  Völker  an  die  Er- 
füllung des  kaiserlichen  Wortes  glauben.  Von  ihm  hängt  die  Zu- 
kunft des  ungarischen  Landtages  ab.  Schon  beginnen  sich  in 
Ungarn  die  Meinungen  zu  klären  und  zuir  Umkehr  zu  bereiten.  Sie 
warten  nur  auf  den  Moment,  wo  auch  für  die  übrigen  Kronländer 
eine  Verfassung  gegeben  sein  wird,  und  dann  wird  es  auch  für 
Ungarn  eine  Ehrensache  sein,  sich  an  der  allgemeinen  Reichs- 
vertretung zu  beteiligen." 

Graf  Rechberg  vermißte  in  der  Bezeichnung  des  Statuts  die 
in  der  gegenwärtigen  Zeit  dringend  nötige  Klarheit,  indem  in  der 
Aufschrift  von  der  „Reichsvertretung",  im  Kontexte  aber  vom 
„Reichsrat"  die  Rede  ist,  welch  letztere  Bet&eichnung  daher  als  dem 
kaiserlichen  Diplom  entsprechend  allein  beizubehalten  wäre.  Es 
sei  ein  Werk,  das  weder  Fisch  noch  Fleisch  sei,  weder  das  eine 
noch  das  andere  Prinzip  vertrete.  Man  müßte  mit  sich  selbst  im 
Klaren  sein,  was  man  gewähren  wolle,  und  dies  dann  klar  und 
bestimmt  duirchführen.  Der  Staats  minister  rechtfertigte  die 
Bezeichnung  „Reichsvertretung"  damit,  daß  ein  Teil  des  Reichrates 
durch  Wahlen  gebildet  werden  soll,  mithin  den  Charakter  der 
Vertretung  hat.  Im  übrigen  ist  es  die  Absicht,  dieses  Statut  zu- 
gleich mit  sämtlichen  I^andesordnungen  erscheinen  zu  lassen,  und 
in  dem  diese  Akte  begleitenden  Einführungspatente  dieselben  als 
..Ucirhsverfassung"  zu  bezeichnen,  welche  sonach  den  Hauptteil,  den 
Reichsrat,  und  die  Landtage  der  einzelnen  Kronländere  umfassen 
würden.  In  dieser  Bezeichnung  „Reichsverfassung"  vereinigten  sich 
-oliin  auch  die  mehreren  Stimmen,  darunter  auch  die  ungarischen 
Minister. 

Minister  von  Lasser  äußerte  sein  Einverständnis  mit  der  Be- 
zeichnung  „Reichsverfassung"  und  bemerkte:  „Im   Prinzip  tauchen 
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in  der  Presse  und  öffentlichen  Meinung  vornehmlich  zwei  Systeme 
auf:  ein  allgemeiner  Reichstag  ohne  Provinziallandtage  aus  direkten 
Wahlen  hervorgegangen  —  und  ein  allgemeiner  Landtag  aus  den 
nichtungarischen  Kronländern  als  Gegengewicht  gegen  den  unga- 
rischen Landtag.  Aber  der  erstere  wäre  schon  Ungarn  gegenüber 
ganz  unmöglich,  und  gegen  letzteren,  welcher  höchstens  nur  zu  dem 
Ende  hätte  berufen  werden  können,  um  in  gemeinsamer  Verhand- 
lung mit  dem  ungarischen  Landtag  das  staatsrechtliche  Verhältnis 
zu  den  ungarischen  und  nichtungarischen  Kronländern  auszutragen 
und  eine  gemeinsaime  Reichsvertretung  anzubahnen,  sprechen  andere 
gewichtige  Bedenken,  seine  Konstituierung  läge  außerhalb  des 
Diploms  vom  20.  Oktober,  an  dem  doch  jedenfalls  festgehalten 
werden  muß.  Würde  er  nur  dazu  berufen,  damit  er  aus  sich  die 
Reichsräte  wähle,  die  dann  mit  den  vom  ungarischen  Landtage  ge- 
wählten Reichsräten  zusammenträten,  so  wäre  er  nur  ein  Wahl- 
körper ad  actum ;  wolle  er  und  solle  er  aber  mehr  zu  tun  haben,  so 
müßte  er  diese  Konsequenz  entweder  aus  dem  Wirkungskreise  der 
einzelnen  Landtage  oder  aus  der  des  Reichsrates  herholen.  Letz- 
teres würde  den  Dualismus  gegenüber  Ungarn  begründen,  ersteres 
in  den  Provinzen  deshalb  heftigen  Widerspruch  finden,  weil  es 
dahin  führen  würde,  die  Provinziallandtage  zu  nullifizieren,  und 
doch  für  die  allgemeinen  Reichsangelegenheiten  im  Sinne  des 
Diploms  der  Kompetenz  zu  entbehren.  Allen  diesen  Bedenken  be- 
gegnet der  vorhegende  Entwurf  des  Staatsministers.  Er  schafft  eine 
wahre  Reichsvertretung  aus  allen  Kronländern  für  die  gemeinsamen 
Reichsangelegenheiten  und  sichert  mit  den  Landesstatuten  die  spe- 
zielle Vertretung  für  die  eigenen  Interessen  der  einzelnen  Pro- 
vinzen." 

Nun  ergriff  der  Finanzminister  P 1  e  n  e  r  das  Wort  in  dieser 
Generaldebatte  und  erklärte  sich  vor  allem  dafür,  daß  im  Ein- 
führungspatente ausdrücklich  das  Wort  „Verfassung"  gebraucht 
werde.  In  dieser  Beziehung  fand  er  auch  gegen  die  Benennung  des 
Statuts  als  eines  solchen  „für  die  Reiohsvertretung"  nichts  einzu- 
wenden, wohl  aber  würde  er  es  vorziehen,  wenn  darin  statt  von 
einem  Reichsrat  von  einem  Reichstage  die  Rede  wäre.  Es  ist  in  der 
Tat  für  das  ganze  Reich  das,  was  für  die  einzelnen  Kronländer  ihre 
Landtage  sind.  Warum  sollte  er  also  nicht  mit  dem  Namen  be- 
zeichnet werden,  der  seinem  Wesen  entspricht?  Der  Name  „Reichs- 
rat" befriedigt  nicht,  es  knüpfen  sich  daran  in  der  Meinung  des 
Publikums  Besorgnisse,  die  nicht  wieder  erweckt  werden,  sondern 
dadurch  behoben  werden  sollten,  daß  man  dem  Institut  auch  den 
beliebten  Namen  gibt.     Dieser  würde    gewiß    mit  dem  wärmsten 
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Danke  von  der  Bevölkerung  begrüßt  werden."  Seltsam,  wenn  man 
die  weitere  Entwicklung  der  Verfassung  in  Betracht  zieht,  klangen 
die  Worte  des  Handelministers  Grafen  Wickenburg,  der 
meinte:  nur  in  Verbindung  mit  Ungarn  könne  Oesterreich  eine 
Großmacht  sein;  es  müßte  also  bei  Abfassung  des  Emführungs- 
patentes  sorgfältig  darauf  Bedacht  genommen  werden,  daß  sich  kein 
dem  Reiche  verderblicher  Dualismus  zwischen  jenem  Königreiche 
und  den  übrigen  Ländern  ergebe.  Bezeichnend  ist  auch  der  Opti- 
mismus, mit  dem  Baron  Vay  darauf  erwiderte.  Der  ungarische  Hof- 
kanzler besorgt  nicht,  daß  dies  eintreten  werde,  wenn  anders  das 
neue  Institut  mit  Vorsicht,  ohne  Schwäche  und  Leidenschaftlichkeit 
geleitet  wird.  ..Die  Landtagsstatute  sind",  meinte  Baron  Vay,  ,.für 
die  betreffenden  Kronländer  das,  was  die  ungarische  Verfassung 
für  Ungarn  ist,  und  der  Glanzpunkt  für  alle  ist  das  vorliegende  Statut. 
Imponiert  es  in  seiner  Zusammensetzung  und  Wirksamkeit  den 
Ungarn,  so  ist  deren  Beteiligung  daran  um  so  sicherer,  je  fester 
bereits  die  Ueberzeugung  besteht,  daß  Ungarn  nur  im  Zusammen- 
gehen mit  Oesterreich  mächtig  sein  kann.  Dann  wird  auch  das  bis- 
her getrennte  Kroatien  in  dem  Statut  wieder  einen  Anhaltspunkt 
mehr  zur  Vereinigung  mit  Ungarn  finden." 

Minister  Graf  Szecsen  opponierte  gegen  die  vorgeschlagene  Be- 
nennung „Reichstag",  weil  das  die  Lösung  der  Frage  über  das  staats- 
rechtliche Verhältnis  mit  Ungarn  erschweren  dürfte,  da  der  unga- 
rische Landtag  selbst  diesen  Titel  in  Anspruch  nimmt.  Mit  einem 
„Reichsrat"  dagegen  würde  er  leichter  in  Verhandlungen  treten, 
weil  das  Prinzip  der  Einheit  auch  schon  in  dem  Namen  gewahrt  ist. 
während  die  Unterhandlung  mit  einem  gleichartigen  politischen 
Körper  leicht  zu  einer  Einigung  führen  könnte. 

Nach  diesen  Erörterungen  stellte  der  Vorsitzende,  Ministerpräsi- 
dent Erzherzog  Rainer  fest,  daß  die  Mehrheit  der  Stimmen  sich  für 
die  Erlassung  eines  „\  < -1  la-s imgspatentes"  mit  dem  Statut  für  den 
Reichsrat  und  die  Landesordnungen  erklärt  habe. 

Sodami  wurde  die  Spezialdebatte  eröffnet  und  hierbei  zunächst 
im  §  1  einstimmig  das  Zweikammer-System  festgestellt.  Hierbei 
machte  Minister  Lasser  die  Bemerkung,  daß  nichts  dem  Reichstage 
von  1848  nachteiliger  war.  als  der  Mangel  eines  Oberhauses.  Auch 
meinte  er.  daß  die  unzweckmäßige  Gestaltung  des  Oberhauses  in 
der  Kivmsierer  Verfassung  eine  wesentliche  Ursache  ihrer  prak- 
;i  Unaueföhrbaikeit  war.  Eine  ausführliche  Debatte  entspann 
sich  sodann  bei  der  Plage  nach  der  Zusammensetzung  des  Ober- 
mie  der  Frage,  ob  man  von  „Kammern"  oder  von  „erster 
Kurie*4   oder   ..Wahlkurie"   oder  von  „Oberhaus"   und  „Unterhaus" 
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sprechen  solle.     Letztere  Bezeichnung  wurde  als   zu  sehr   an   die 
englische   Einrichtung    erinnernd     abgelehnt.      Auch     meinte    Graf 
Szecsen,  es  sei  bedenklich,   eine  Bezeichnung  zu  wählen,  die  dem 
Reichsrate   einen  parlamentarischen  Charakter    über    dem   unga- 
rischen Reichstage  gäbe.     Große  Bedenken  ergab  die  Fassung  des 
Entwurfes,  wonach  in  das  Oberhaus  die  Häupter  der  im  Sinne  der 
Bundesakte     standesherrlichen     Familien     aufgenommen     werden 
sollten.    Dagegen  wendete  sich  Graf  Rechberg  im  Vollgefühle  seiner 
ständisch-feudalen  Ueberzeugung,  die  ihn  nicht  gerade  zu  Freunden 
der  durch  die  Bundesakte  privilegierten  „standesherrlichen"  Fami- 
lien    machte.     Auch   Graf   Szecsen   fürchtete    eine    schwere    Ver- 
letzung vieler  anderer  uraltadeliger  Familien  in  Oesterreich,  wenn 
sie  ihre  Reichsstandschaft  als  eine  Gnade  vom   Kaiser  empfangen 
müßten,  während  sie  jenen  wenigen  Familien,  deren  Chefs  infolge 
der  Bestimmung  der  Bundesakte  von  1815  vom  Kaiser  Franz  den 
Titel  „Durchlaucht"  oder  „Erlaucht"  empfangen  haben,  als  Vorrecht 
zukäme.    In  der  Tat  entschied  sich  auch  die  Konferenz  für  die  Weg- 
lassung jener  bevorrechteten  Kategorie,  ebenso  aber  auch  für  die 
Weglassung    der    im   Entwürfe   besonders    genannten   ungarischen 
Magnaten,   „weil   deren  Eintritt  nach    einer  Bemerkung   der  unga- 
rischen Minister   nicht    verbürgt    werden    kann."      In    betreff    des 
Restes,  der  nun  noch  von  dem  kritisierten  Paragraphen  übrigblieb, 
erhob   sich  nunmehr  die  Frage  nach  den  Erfordernissen  der  erb- 
lichen Pairie  überhaupt.     Allgemein  war  man  zunächst  der  Ansicht, 
daß  Berufungen  in  das  Oberhaus  ausschließlich  zu  erblichem  Rechte 
erfolgen  sollten.    Graf  Rechberg  zwar  meinte,  man  müsse  bei  diesem 
Anlasse  vermeiden,  den   Keim   zu  einem   Zwiespalt  zwischen  den 
verschiedenen  Klassen  der  Gesellschaft  zu  legen.    Man  müßte  daher 
den  Weg  dazu  eröffnen,  daß  auch  aus  einem  anderen  Stande,  also 
auch   aus   dem   Bürgerstande,   die   erste    Kurie   allmählich   ergänzt 
werden  könnte  durch  Aufnahme  neuer,  auch  nichtadeliger  erblicher 
Mitglieder,  die  hierzu  die  Eigenschaften  besäßen,  denen  durch  ihre 
Aufnahme  in  diese   Kurie  gleichzeitig   der  höhere   Adelstitel  ver- 
liehen würde.     Minister   von   Lasser  dagegen  legte  den   Hauptton 
darauf,    daß   die  Berufung    in   das  Oberhaus   den  durch  größeren 
Grundbesitz  hervorragenden  Adelsgeschlechtern  zuteil  werden  solle. 
Eine  Alle  befriedigende  Textierung  wurde  vom  Staatsminister  für 
einen  späteren  Termin  versprochen  und  die  Debatte  wendete  sich 
sofort  der  Frage  der  in  das  Oberhaus  zu  berufenden  Kirchenfürsten 
zu,  wobei  einstimmig  festgestellt  wurde,  daß  den  Superintendenten 
der  evangelischen  Religion  ein  gleiches  Recht  nicht  zukommen  soll. 
Bei  dem  folgenden  Paragraphen  5  ergab  sich  nun  eine  kurze 

Redlich.    I.  47 


738  Die  Reichsverfassung  des  Februarpatentes. 

Debatte  über  das  darin  vorgeschlagene  Prinzip  der  Berufung  aus- 
gezeichneter Männer,  welche  sich  um  Kirche  oder  Staat,  um  Wissen- 
schaft oder  Kunst  verdient  gemacht  haben,  als  lebenslängliche  Mit- 
glieder in  das  Oberhaus.  Staatsminister  von  Schmerling  sprach  die 
Ueberzeugung  aus,  daß  ein  solches  Institut  unerläßlich  ist,  „teils 
um  für  das  Oberhaus  die  zur  Gewinnung  des  moralischen  Ge- 
wichtes und  für  eine  gedeihliche  Geschäftsführnug  nötigen  hervor- 
ragenden Kapazitäten  zu  erlangen,  teils  auch,  um  der  Regierung  in 
gewissen  Fällen  die  Majorität  im  Oberhause  verschaffen  zu  können". 
Es  war  gerade  nicht  sehr  schmeichelhaft  für  den  österreichischen 
Hochadel,  daß  Schmerling  ausdrücklich  betonte,  „daß  Oesterreich 
nicht  so  wie  England  eine  sorgfältig  vorgebildete  Pairie  besitze,  daß 
man  vielmehr  auch  auf  andere  Personen  werde  greifen  müssen,  die 
weder  durch  Geburt,  noch  auch  durch  ausgedehnten  Gutsbesitz  dazu 
berufen  erscheinen".  Dieser  Meinung  schloß  sich  die  Minister- 
konferenz an,  nur  Graf  Rechberg  machte  auf  die  Mißbräuche  auf- 
merksam, die  durch  allzu  häufige  Ernennung  lebenslänglicher  Pairs 
eintreten  könnten;  „die  fournees  von  Pairs  in  Frankreich  und  neuer- 
lich in  Preußen  sind  warnende  Beispiele,  wie  ein  Ministerium  im 
Drange  des  Augenblickes  das  Ansehen  des  Oberhauses  durch  solche 
Mißbräuche  bleibend  schwächen  kann".  Graf  Rechberg  würde  es 
daher  als  sehr  erwünscht  betrachten,  wenn  eine  Form  gefunden 
werden  könnte,  um  dem  Mißbrauche  des  Ernennungsrechtes  durch 
die  Regierung  vorzubeugen.  Als  nun  Vorschläge  auf  Festsetzung 
eines  numerus  clausus  versucht  wurden,  stellte  der  Staatsminister 
fest,  daß  nach  seiner  Berechnung  ungefähr  100  erbliche  Pairs  sein 
müssen,  was  unter  Hinzurechnung  der  Bischöfe  120  Oberhausmit- 
glieder gibt.  Jedoch  würde  sich  diese  Zahl  nie  vollständig  ein- 
finden, nachdem  Minderjährigkeit,  hohes  Alter,  Krankheit,  Sedis- 
vacanzen  und  andere  Umstände  viele  Lücken  im  Oberhause  her- 
vorbringen werden.  Im  übrigen  verwahrte  sich  der  Staatsminister 
gegen  jede  Fixierimg  der  Zahl  der  lebenslänglichen  Pairs,  weil  die 
Etagnerung  sich  dadurch  ohne  Not  nur  Schwierigkeiten  und  Verlegen- 
heiten für  die  Zukunft  schaffe.  Bei  dieser  Ansicht  verblieb  auch  die 
große  Mehrheit  der  Ministerkonferenz.  *) 

*)  Ein  charakteristisches  Detail  war  eine-  kurze  Wechselrede  zwischen 
Clraf  Szecsen  und  dem  Staatsmini  st  er.  nachdem  ersterer  dir  Fr;i'_ro  auf- 
geworfen hatte,  ob  es  angezeigt  sei,  auch  Verdienste  um  die  „Kunst"  durch 
EapauaDg  /.um  lebetnal&iDgliobei]  Oberhausmsigliede  n  belohnen.  I'er  Staat.— 

ininislcr   erw  äderte,  „daf.i  da  nicht  von   Künstlern,  sondern   von  Personen  die 

Im  Bicfa  um   die  Kunst   Verdienste  erworben  haben,  worunter  nicht 

Künstler,  BOndem  auch  Kunstmüzene  zu  verstehen  sind.    Wenn  übrigens 

Bestimmung  auch  kaum  edne  praktische   Folge  haben  wird,  so  kann 

man  doch  davon   im    Publikum   einen   guten   Kimlruck   erwarten". 
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Mit  dem  nächsten  Paragraphen  gelangte  die  schwierige  Frage 
der  Zahl  der  Unterhausmitglieder  und  ihrer  Erwähluing  aus  den 
Landtagen  zur  Verhandlung,  somit  einige  der  wichtigsten  Bestim- 
mungen des  ganzen  Entwurfes.  Zunächst  stellte  der  Staatsminister 
fest,  daß  er  die  Zahl  der  Vertreter  der  einzelnen  Kronländer  dem 
Entwürfe  gegenüber  etwas  erhöht  habe,  so  daß  sie  nunmehr,  Ungarn 
eingerechnet,  sich  auf  345  stelle.  „Ein  solcher  Körper",  meinte  er, 
„imponiert  jedenfalls  durch  seine  Größe  den  Landtagen  gegenüber." 
Nach  dem  bei  der  Repartition  auf  die  einzelnen  Länder  befolgten 
System  werde  jeder  Kreis,  jedes  Komitat  —  auch  das  kleinste  — 
mindestens  einen  Deputierten  haben,  und  es  wird  nebstbei  den 
Faktoren  der  Population,  des  territorialen  Umfanges  und  der  Steuer- 
kraft gleichzeitig  möglichst  Rücksicht  geschenkt.  Der  Minister  des 
Aeußern  fand  die  Gesamtzahl  der  Unterhausmitglieder  zu  hoch  ge- 
griffen; 200  bis  250  dürften  genügen.  Woher  auch  so  viele  aus- 
gezeichnete Kapazitäten  bekommen? 

Sehr  bemerkenswert  war  die  Haltung  der  ungarischen  Minister 
in  dieser  für  sie  vielleicht  peinlichsten  Frage.  Der  ungarische  Hof- 
kanzler fand  gegen  die  Gesamtzahl  nichts  zu  erinnern,  würde  aber 
vollziehen,  wenn  die  Zahl  der  auf  Ungarn  entfallenden  Mitglieder  in 
diesem  Statute  gar  nicht  ausgesprochen  würde  und  diese  Zahl  sowie 
der  "Wahlmodus  der  Verhandlung  mit  dem  Lande  vorbehalten  bliebe. 
Minister  Graf  Szecsen  fand  gegen  den  Ausspruch  der  beantragten 
Zahlen  nichts  zu  erinnern,  da  (wie  Graf  Szecsen  eigenhändig  in  das 
Protokoll  einträgt)  bei  der  Festsetzung  der  allgemeinen  Zahlen  und 
der  Aufzählung  der  auf  die  übrigen  Länder  entfallenden  Zahlen 
ein  einfaches  Rechenexempel  die  auf  Ungarn  entfallende  Zahl  er- 
gibt. Die  übrigen  Minister  traten  dem  vom  Staatsminister  vor- 
geschlagenen und  umständlich  motivierten  Zahlenverhältnis  bei, 
wobei  Plener  bemerkte,  man  brauchte  keineswegs  345  ausgezeich- 
nete Kapazitäten,  und  Ritter  von  Lasser  mit  Berufung  auf  die  Er- 
fahrungen im  verstärkten  Reichsrat  die  Behauptung  aufstellte,  daß 
große  Beratungskörper  leichter  zu  lenken  sind  als  kleine,  worin- 
jeder  eine  hervoragrende  Rolle  spielen  will. 

Bei  dem  nun  folgenden  §  7  kam  zum  ersten  Male  die  schwie- 
rige Stellung,  in  welcher  sich  die  beiden  ungarischen  Minister  der 
Schmerlingschen  Politik  gegenüber  befanden,  zum  klaren  Ausdruck. 
Baron  V  a  y   erklärte,    er  wünsche  lebhaft,  daß   der   Reichsrat  der 


*)  Der  Vertreter  des  kroatischen  Dikasteriums  bemängelte,  daß  die  Mili- 
tärgrenze ganz  unvertreten  bleibe,  eine  sehr  dornige  Frage,  die  dann  später 
nach  dem  Inkrafttreten  der  Verfassung  zu  vielen  und  schwd erigen  Verhand- 
lungen Anlaß  gab. 
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ganzen  Monarchie  baldmöglich  zustandekomme.  Aber  deswegen 
müsse  er  dringend  ersuchen,  aus  dem  Gesetze  alle  Bestimmungen  zu 
entfernen,  welche  man  in  Ungarn  als  dem  gesetzlichen  Wege  vor- 
greifende Oktroyierungen  betrachten  würde.  Die  Beschickung  des 
Reichsrates  und  der  Wahlmodus  für  denselben  soll  nach  ungarischer 
Anschauung  in  die  königlichen  Propositionen  aufgenommen  und  im 
Wege  der  landtäglichen  Verhandlung  in  das  Krönungsdiplom  ge- 
bracht werden.  Bevor  nicht  die  Fragen  über  den  Verband  Ungarns 
mit  Oesterreich  geordnet  sind,  könne  das  Wahlgesetz  von  1848  nicht 
beseitigt  werden.  Minister  Graf  Szecsen  teilt  diese  Meinung  und 
weist  nach,  wie  sehr  die  Schwierigkeiten,  die  sich  jeder  Oktroyie- 
rung entgegensetzen,  in  Ungarn  seit  dem  20.  Oktober  gewachsen 
sind.  Mit  Zwang  seien  gewisse  Sachen  nicht  au  erreichen,  so  wie 
das  Sprichwort  sagt:  daß  man  Pferde  wohl  zum  Wasser  führen,  aber 
nicht  zum  Trinken  zwingen  kann.  In  Ungarn  kann  nur  im  Wege 
der  Diskussion  im  Landtag  izu  einer  friedlichen  und  gedeihlichen 
Ausgleichung  gelangt  werden:  Graf  Szecsen  beantragt  daher,  im 
Statute  zu  sagen:  „Die  Art  und  Weise  der  Beschickung  des  Reichs- 
rates wird  durch  ein  Landesgesetz  festgestellt  werden." 

Damit  aber  andere  Provinzen  nicht  die  gleiche  Freiheit  für  sich 
in  Anspruch  nehmen,  wobei  die  größte  Konfusion  unvermeidlich 
und  die  Aussicht  auf  Beschickung  des  Reichsrates  in  neblige  Ferne 
gerückt  sein  würde,  könnte  man  die  Bestimmungen  über  die  Wahlen 
für  die  künftigen  Kronländer  in  die  Landesstatute  aufnehmen.  Bei 
Eröffnung  des  ungarischen  Landtages  aber  dürfte  dringlichkeits- 
halber der  Versuch  gemacht  werden  können,  denselben  zu  einer 
provisorischen  Beratung  mit  dem  engeren  Reichsrat  zu  bestimmen. 

Der  Minister  des  Aeußern  Graf  Rech'beng  glaubte,  wie  in  vielen 
anderen  Fällen  auch  in  diesem  mit  den  altkonservativ-feudalen 
Ideen  übereinstimmend  den  ungarischen  Ministem  beispringen  zu 
müssen.  Er  meinte  daher,  daß  überhaupt  den  Landtagen  der  Wahl- 
modus für  das  Unterhaus  des  Reichsrates  um  so  mehr  überlassen 
werden  könne,  als  ein  vieljähriger  Aufenthalt  in  Ländern,  wo  das 
Repräsentativsystem  eingeführt  sei,  ihm  Gelegenheit  geboten  habe, 
dieses  System,  dessen  Wirkung  und  dessen  Schatten-  und  Lichtseiten 
zu  studieren.  Er  habe  aber  in  einer  während  30  Jahren  mit 
geringen  Unterbrechungen  fortgesetzten  Beobachtung  keinen  Fall 
erlebt,  wo  die  von  den  Repräsentativversammlungen  gemachtc-ii 
Wahlen  auf  einem  anderen  Wege  als  auf  dem  der  Transaktionen 
zwischen  den  verschiedenen  Parteien  vorgenommen  worden  seien. 

9taattarin£ster  Schmerling  brachte  mm  dir  ganze  Debatte 
aul  «teil  Höhepunkt,  indem  er  auf  diese  den  Kern  seiues  Entwurfes 
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erfassenden  Einwendungen  mit  aller  Schärfe  replizierte.  Er  er- 
klärte: man  müsse  sich  vor  allem  klarmachen,  wie  die  Regierung 
des  Kaiserstaates  Ungarn  gegenübersteht.  Am  20.  Oktober  sei  die 
ungarische  Verfassung  nicht  in  ihrer  Gänze  und  nicht  unbedingt 
wiederhergestellt  worden.  Die  im  kaiserlichen  Diplom  ausgespro- 
chenen Beschränkungen  seien  kein  Gegenstand  einer  weiteren  land- 
täglicben  Diskussion  oder  des  sogenannten  Paktierens.  Der  Landtag 
hat  selbst  nicht  die  Befugnis,  über  Annahme  oder  Ablehnen  des 
Diploms  zu  deliberieren  sowie  auch  die  Corrollarien  des  Diploms 
z.  B.  das  Reichsratsstatut  und  der  Wahlmodus  kein  Defiberandum 
mehr  bilden  können.  Diesen  Standpunkt  müsse  man  gehörig  fest- 
halten. Den  Antrag  des  Grafen  Rechberg  wies  der  Staatsminister 
durchaus  ab  und  erklärte,  man  müsse  auf  der  Bestimmung  des  §  7 
beharren,  widrigens  man  der  Herrschaft  der  Majorität,  das  ist  des 
Zufalles  gehorchen  müsse.  In  Ländern  mit  homogener  Bevölkerung 
sind  in  der  Regel  nur  zwei  parlamentarische  Parteien  vorhanden, 
die  sogenannte  Rechte  und  Linke.  Bei  gemischten  Nationalitäten 
treten  nun  ganz  neue  Elemente  auf,  deren  Einfluß  das  politische 
Element  in  gewissen  Fragen  ganz  neutralisiert  oder  doch  modi- 
fiziert; so  z.  B.  würde  im  böhmischen  Landtag  das  tschechische 
Element  als  das  zahlreichere  überwiegen  und  alle  Wahlen  auf 
Tschechen  leiten,  wenn  nicht  das  Korrektiv  des  §  7  die  Nötigung 
auferlegen  würde,  für  jeden  deutschen  Kreis  aus  diesem  Kreise 
selbst  zu  wählen.  Der  Staatsminister  verkennt  nicht  den  Nachteil 
dieser  Beschränkung,  daß  dadurch  die  Wahl  von  Mittelmäßigkeiten 
begünstigt  werde,  allein  der  politische  Vorteil  sei  überwiegend. 
Uebrigens  falle  diese  Beschränkung  bei  den  Wahlen  der  großen 
Grundbesitzer  selbstverständlich  weg.  Schließlich  erklärt  der  Staats- 
minister, einen  großen  Wert  auf  die  Festsetzung  des  Wahlmodus  im 
Reichsstatute  zu  legen,  wo  es  seinen  Platz  weit  angemessener  findet 
als  in  den  Landesstatuten.  Dieser  Modus  sei  übrigens  namentlich 
auch  für  Siebenbürgen  von  großer  Wichtigkeit,  denn  ist  der  dortige 
Landtag  durch  eine  magyarische  Majorität  beherrscht,  so  werden 
die  Sachsen  und  Romanen  bei  den  Wahlen  in  den  Reichsrat  ver- 
kürzt. In  der  Tat:  hier  stand  das  eigentliche  Problem  und  der 
spezifische  Gedanke,  den  Schmerling  und  seine  Mitarbeiter  in  der 
Februiarverfassung  niederlegten,  zur  Entscheidung.  Darüber  wird 
sogleich  mehr  zu  sagen  sein.  Zunächst  muß  aber,  dem  Fort- 
gange der  Debatte  entsprechend,  noch  die  Aeußerung  des  Grafen 
Szecsen  angeführt  werden,  der  meinte,  er  müsse  das  Argument 
des  Staatsministers  für  seinen  Wahlmodus  allerdings  gelten  lassen, 
dagegen  könne  er  nicht  umhin,  zu  erklären,  daß  er  sich  von  dessen 
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Anwendung  in  Ungarn  keinen  praktischen  Erfolg  versprechen 
könne,  und  es  werden  auch  für  die  slowakischen  und  ruthenischen 
Konutate,  wenigstens  in  den  ersten  Jahren,  stets  nur  magyarische 
oder  doch  magyarisch  gesinnte  Abgeordnete  in  das  Unterhaus  ge- 
schickt werden.  Uebrigens,  meinte  Graf  Szecsen,  müsse  er  wieder- 
holen, daß  eine  solche  Bestimmung  des  Reichsratsstatuts  der  Dis- 
kussion im  ungarischen  Landtage  jedenfalls  nicht  entgehen  werde 
und  absolut  keine  Aussicht  vorhanden  sei,  daß  Ungarn  an  einer 
Beratung  gemeinsamer  Angelegenheiten  anders,  denn  als  Land  teil- 
nehme. Diesen  Ausführungen  stimmte  auch  der  ungarische  Hof- 
kanzler vollkommen  zu. 

Ritter  von  Lasser  verteidigte,  indem  er  dem  Staatsminister 
beipflichtet,  sein  Werk  auch  in  diesem  Falle,  und  ebenso  stellte  sich 
der  Finanzminister  auf  den  zustimmenden  Standpunkt.  Den  vielen 
Landtagen  könne  man,  meinte  er,  die  Diskussion  über  den  Wahl- 
modus nicht  freigeben,  während  Präsident  Mazuranic  für  Kroatien 
mit  seiner  ganz  homogenen  Nationalität  an  der  Notwendigkeit  der 
Annahme  des  im  §  7  genau  vorgeschriebenen  Wahlmodins  zweifelte. 

In  der  dritten  dem  Verfassungsentwurf  gewidmeten  Sitzung  der 
Miui&terkonferenz  bildete  zunächst  die  fortgesetzte  Debatte  über  §  7 
den  Hauptgegenstand.  Nunmehr  trat  der  Widerstand  der  beiden 
ungarischen  Minister  stärker  hervor,  welche  in  der  Fassung  dieses 
Paragraphen  eine  schwere  Gefährdung  ihrer  geplanten  Trans- 
aktionspolitik zwischen  Wien  und  Budapest  erkannten.  *) 

Hofkanzler  Baron  Vay  beantragte  die  Weglassung  des  ganzen 
Paragraphen,  da  der  erste  Absatz  ohnehin  in  den  Landesstatuten 
enthalten  sei,  die  im  zweiten  Absatz  enthaltene  Bestimmung  über 
die  Wahl  der  Abgeordneten  aus  den  betreffenden  Kreisen,  Städten 
und  Körpern  für  Ungarn  nach  deT  Organisierung  des  ungarischen 
Landtages  unausführbar  sei;  der  dritte  Absatz  endlich,  meinte  Baron 
Vay,  die  Bestimmung  über  die  direkten  Notwahlen,  erscheine  als 
entbehrlich,  weil  der  Regierung  eintretenden  Falles  immer  vor- 
behalten bleibt,  nach  dem  Grundsatze  „Salus  rei  publicae  suprema 


*)   §  7  lautote  im  Entwürfe  folgendermaüen : 

„Die  für  jedes  Land  festgesetzte  Zahl  der  Mitglieder  wird  von  seinem 
Landtag  durch  unmittelbare  Wahl  entsendet 

Die  Wahl  hat  durch  absolute  Stimmenmehrheit  in  der  Art  ZU  geschehen, 
daü  die  nach  dem  im  Anhang  nachfolgenden  Verzeichnisse  auf  jeden  Kreis, 
jede  Landeshauptstadt,  jeden  Körper  entfallende  Zahl  von  Mitgliedern  aus 
den  Landtagsabgeordneten  desselben  Kreises,  derselben  Stadt,  desselben  Kör- 
pers hervorgehen. 

In  Ausnahmefällen  besonderer  Dringlichkeit  kann  vom  Kaiser  der  Voll- 
zug der  unmittelbaren  Wahl  durch  die  Kreise,  Städte  und  Körper  angeordnet 
werden.*4 
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lex  esto"  solche  direkte  Wahlen  anzuordnen,  wenn  einzelne  Land- 
tage nicht  wählen  können  oder  wollen.  Die  ausdrückliche  Fest- 
legung dieser  Möglichkeit  im  Gesetze  würde  als  ein  nach  Willkür 
zu  gebrauchender  Hinterhalt  kritisiert  werden. 

Graf  Szecsen  stimmte  seinem  Landsmann  vollkommen  bei  und 
besorgte  auch  für  die  österreichischen  Kronländer,  daß  diese  Be- 
stimmung, welche  nach  der  Meinung  des  Staatsministeris  einen  mora- 
lischen Druck  auf  die  Landtage  zur  Beteiligung  an  den  Reichsrats- 
wahlen ausüben  soll,  leicht  die  entgegengesetzte  Wirkung  haben 
dürfte.  „Warum  wird  keine  Konstitution  im  modernen  Sinne  ge- 
geben? Weil  die  eigentümliche  Zusammensetzung  der  Monarchie 
aus  Völkern  der  verschiedensten  Nationalität  sie  unmöglich  macht. 
In  den  Völkern  Oesterreichs  ist  das  Gefühl  der  Gemeinsamkeit  aller 
Interessen  nicht  hinlänglich  entwickelt.  Ueberall  treten  die  provin- 
ziellen Verschiedenheiten  und  Gegensätze  hervor;  die  Regierung 
muß  daher  diese  berücksichtigen  und  sich  darauf  beschränken,  die 
Einheit  in  demjenigen  zu  behaupten,  wo  die  Gemeinsamkeit  der 
Interessen,  wie  z.  B.  in  Finanz-,  Heer-  und  Handelswesen,  wirklich 
besteht." 

„Die  Einrichtung  der  direkten  Notwahlen  im  §  7  wird",  meinte 
Graf  Szecsen,  „als  ein  Versuch  angesehen  werden,  die  den  einzelnen 
Ländern  durch  die  Einrichtung  der  Landtage  gemachte  Konzession 
illusorisch  zu  machen,  und  das  wird  namentlich  in  Ungarn  ent- 
schieden gegen  die  Ausgleichung  winken.  „Wenn",  sagte  Graf 
Szecsen,  „sich  ein  Teil  des  Landes  im  Aufstande  befindet,  so  be- 
gnüge man  sich,  wie  das  in  Ungarn  mehrmals  (1687,  1715,  1723)  der 
Fall  war,  mit  der  Berufung  des  Landtages  aus  dem  treugeblie'benen 
Teile  und  lasse  aus  ihm  die  Abgeordneten  zum  Reiohsrat  wählen  als 
Gegengewicht  gegen  die  Revolution.  Hätte  man  1849  dasselbe  in 
Ungarn  getan,  die  Dinge  wären  daselbst  nie  so  weit  gekommen,  wie 
es  geschehen."  Wie  ernst  Graf  Szecsen  die  Möglichkeit  direkter 
Wahlen  beurteilte,  brachte  er  am  Schlüsse  seiner  Rede  zum  Aus- 
druck, wenn  er  sagte:  „Dieser  §  7  müsse  wegbleiben,  wenn  man 
das  Statut  in  Ungarn  zur  Geltung  bringen  wolle,  denn  „seine  Be- 
stimmungen widerstreben  der  Auffassung  über  den  Grundcharakter 
des  Landes  und  seines  Landtages  als  positiv  berechtigten  politischen 
Körpers,  dessen  Verhältnis  zu  den  übrigen  Teilen  der  Monarchie  auf 
Grundlage  der  Pragmatischen  Sanktion  erst  zu  regeln  ist.  Es  direkt 
und  ohne  Beachtung  seiner  eigentümlichen  politischen  Berechtigung 
zum  Zusammengehen  mit  Oesterreich  zu  bewegen,  wäre  jetzt,  nach- 
dem der  auch  nur  vielleicht  günstige  Moment  der  Ueberwindung 
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faktischer  Empörung  im  Jahre  1849  längst  vorüber  ist,  ein  wirklich 
vergebliches  Bemühen." 

Der  Staatsminister  lehnte  diese  Gedankengänge  ab.     Der  erste 
Absatz  des  Paragraphen  sei  selbstverständlich,  da  er  in  den  Landes- 
ordnungen  enthalten  sei,  der  zweite  Absatz  „berücksichtigt  eben  die 
provinziellen  Verschiedenheiten,  indem  er  anordnet,  daß  die  Wahl 
aus  den  betreffenden   einzelnen   Kreisen  geti offen  werden  soll,  so 
daß  überall  die  eigentümlichen  Interessen  im  Reichsrate  zur  Ver- 
tretung gelangen.     Sollte  diese  Modalität  in  Ungarn  auf  Schwierig- 
keiten in  der  Ausführung  stoßen,  so  könnte  bezüglich  dieses  König- 
reiches  der   Wahlmodus   einer  besonderen   nachträglichen   Bestim- 
mung vorbehalten  werden,  und  es  erklärte  sich  der  Staatsminister 
bereit,   hierwegen   einen  Zusatz   zum   §  7  einzuschalten.      An  dem 
dritten  Absatz  der  Bestimmung  über  die  direkten  Wahlen  hielt  Herr 
von  Schmerling  unbedingt  fest.     Die  Regierung  beabsichtige  damit 
einen  leisen  moralischen  Druck  auf  einen  eventuell  renitenten  Land- 
tag, aber  sie  könne  diese  Absicht  nicht  offen  aussprechen,  darum 
wurde     der   Bestimmung    eine    andere   Wendung    gegeben.       „Sie 
soll   auch   in  gewöhnlichen,   ruhigen   Zeiten  nicht  zur   Anwendung 
kommen."  Nachdem  aber  Graf  Szecsen  selbst  zugegeben  habe,  daß 
die  Notwendigkeit  ihrer  Anwendung  eintreten  kann,  so  ist  es  gewiß 
aufrichtiger  und  loyaler,  das  Recht  der  Regierung  im  Statut  im  vor- 
hinein zu  sichern,  als  es  mit  Anwendung  des  Prinzips  der  Staats- 
uotwendigkeit  zwar,  aber  über  das  gegebene  Gesetz  hinaus  faktisch 
in  Anwendung  zu  bringen,  was  gewiß  einen  schlimmeren  Eindruck 
machen   würde."     Minister   von    Lasser    verteidigte    den   Entwurf. 
wobei  er  anerkannte,  daß,  ehe  an  eine  eigentliche  einheitliche  Zen- 
tralvertretung  aus  direkten  Wahlen  zu  denken  sei,  noch  viele  Jahre 
vergehen  werden  und  man  sich  diesfalls  noch  immer  der  Landtage 
werde  bedienen  müssen.     Der  dritte  Absatz,   des  §  7  gründe  eich 
aber  auf  das   Prinzip,  daß  nicht   der    Landtag  als   Korporation    im 
Reichsrate  zu  vertreten  sei,  sondern  das  Land.     Der  Landtag  bildet 
nur  dessen  Wahlkörper,  dessen  Wahlmänner,  und  darum,  weil  diese 
nicht  vorhanden  sind  oder  ihrer  Pflicht  nicht  nachkommen,  kann  das 
Land  von  der  Vertretung  im  Reichsrate  nicht  ausgeschlossen  werden. 
Doch  sprach  er  sich  ähnlich  wie  schon  früher  Graf  Rechberg  für  eine 
etwas    .''änderte   Formulierung  aus. 

Damit  stinn/mten  auch  die  übrigen  Minister  überein  und  es  wurde 
der    so  viel   umstrittene    dritte   Absatz    in   folgender    Fassung  an- 
genommen:   „Sollten  Verhältnisse  eintreten,  welche  die  Beschickung 
l'nterhauses  durch  LandtagBwahlen   nicht  in   Vollzug  kommen 


4.  Kapitel:  Der  Verfassungsentwurf  z.  Februarpatent  in  d.  Ministerkonf.    745 

lassen,  bleibt  dem   Kaiser  vorbehalten,  unmittelbar  Wahlen  durch 
die  Kreise,  Städte  und  Körper  anzuordnen." 

Die  Debatte  wendete  sich  nunmehr  dem  §  8  des  Statutes  zu, 
der  von  der  Ernennung  der  Präsidenten  der  beiden  Häuser  desi  Reichs- 
rates   handelte.      Hierbei    opponierte    der    ungarische    Hofkanzler 
dieser  Bestimmung,   indem    er    richtig  darauf   hinwies,    daß  Präsi- 
denten in  einem  aus  Wahlen  hervorgegangenen  Unterhause  nicht 
anders  als  durch  freie  Wahl  dieses  letzteren  selbst,  vorbehaltlich  der 
kaiserlichen  Bestätigung,  (gewählt  werden  können.     Er  gab  seiner 
Ueberzeugung  Ausdruck,  daß  die  Regierung  dem  Drängen  des  Unter- 
hauses in  diesem  Punkte  bald  werde  nachgeben  müssen.     Es  sei 
auch  kein  Vorteil  für  die  Krone,  einer  gewählten  Körperschaft  ihren 
Vorstand  zu  oktroyieren,  denn  alles  hängt  doch  davon  ab,  ob  der  so 
Ernannte  das  Vertrauen  des  Hauses  besitzt  oder  nicht.    In  letzterem 
Falle  sei  er  nicht  zu  halten,  in  ersterem  würde  er  wahrscheinlich 
auch  bei  freier  Wahl  zum  Vorsitzenden  berufen  werden.     Es  liege 
ein  ausgesprochenes  Zeichen  des  Mißtrauens  gegen  die  Versamm- 
lung in  diesem  der  Krone  vorbehaltenen  Rechte.     Dieser   Ansicht 
stimmten  Finanzminister  Plener,  der  Handelsminister  und  der  Ver- 
treter des  Kriegsministeriuims  zu.     Herr  von  Lasser  verteidigte  den 
Entwurf,  indem  er  die  Frage  rein  vom  Standpunkte  der  praktischen 
Zweckmäßigkeit  erörterte.     Besteht  der  Körper,  für  welchen  diese 
Frage  gelöst  werden  soll,  aus  politisch  geschulten  und  bekannten 
Persönlichkeiten,  so  kann  ihm  füglich  die  freie  Wahl   des   Präsi- 
denten  überlassen  werden.     Anders  ist  es   aber   beim  ersten   Zu- 
sammentreten eines  neuen  Unterhauses,  „das  aus  den  heterogensten 
Elementen    besteht,    aus    Personen,    die    sich    nicht    kennen    und 
verstehen,  meist  ohne  parlamentarische  Erfahrungen  und  Kenntnisse. 
Von  einem  solchen  Körper  ist  wohl  nicht  zu  erwarten,  daß  er  eine 
glückliche  Wahl  zustande  bringe.    Hier  muß  also,  wenn  man  es  nicht 
dem  Zufall  überlassen  will,  die  Regierung  einschreiten,  denn  sonst 
gerät  man,  wenn  die  erste  Wahl  nicht  anspricht,  zu  dem  auf  dem 
1848er  Reichstag  beliebten  Auskuinftsmittel  der  monatlichen  Wahlen, 
welches  aber  noch  viel  schlimmer  ist,  weil  sich  dann  die  Tätigkeit 
der  Parteien  lediglich  auf  die  Präsidentenwahl  wirft.     Der  Staats- 
minister von  Schmerling  legte  seiner  parlamentarischen  Erfahrung 
aus  Frankfurt  nach  keinen  besonderen  Wert  darauf,  ob  der  Präsident 
gewählt  oder  ernannt  wird.     Im   Interesse  der  Regierung  liegt  es, 
an  die  Spitze  eines  politischen  Körpers  einen  Mann  zu  setzen,  der 
die  nötige  Leitungsgabe  und   Vertrauenswürdigkeit  hat.     Von   ihr 
ist  nicht  wohl  ein  Mißgriff  in  der  Wahl  zu  besorgen."    Sodann  ver- 
wies der  Staatsminister  darauf,  daß  ja  auch  die  Landtage  einen  vom 
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Kaiser  ernannten  Präsidenten  hätten,  so  daß  die  kaiserliche  Er- 
nennung im  Falle  des  Unterhauses  nur  konsequent  wäre.  Auch 
meinte  Herr  von  Schmerling,  es  sei  parlamentarisch  richtiger,  die 
Wahl  zu  vermeiden,  damit  nicht  dadurch  die  in  solchen  Fällen  sich 
einstellende  Minorität  von  vornherein  die  Stellung  und  Wirksamkeit 
des  Präsidenten  erschwere.  Demgegenüber  beharrte  Plener  auf 
dem  vom  imgarischen  Hofkanzler  dargelegten  Standpunkte.  Er  wies 
darauf  hin,  daß  ein  gewählter  Präsident  sich  des  Vertrauens  der 
Kammer  in  höherem  Maße  erfreuen  würde,  als  ein  von  der  Regierung 
ihr  aufoktroyierter,  nachdem  nun  einmal  heutzutage  die  Oktroyierung 
der  Regierung  in  der  öffentlichen  Meinung  nicht  mehr  beliebt  ist 

Die  Mehrheit  des  Ministerrates  hielt  an  dem  Vorschlage  des 
Entwurfes,  also  an  der  kaiserlichen  Ernennung  des  Präsidenten  des 
Unterhauses,  fest. 

Bei  der  Besprechung  des  folgenden  Paragraphen,  welcher  die 
alljährliche  Einberufung  des  Reichsrates  verfügte,  hatte  der  Staats- 
minister den  Entwurf  gegen  den  Minister  des  Aeußern  zu  verteidigen, 
der  diese  Bestimmung  nicht  glücklich  fand.  Herr  von  Schmerling 
meinte,  gerade  die  ausdrückliche  Bestimmung  der  alljährlichen  Be- 
rufung werde  einen  günstigen  Eindruck  hervorbringen.  Praktisch 
genommen,  sei  es  auch  gar  nicht  anders  denkbar.  Graf  Szecsen 
meinte,  zwar  führe  in  der  Regel  eine  solche  Bestimmung  zu  einer 
parlamentarischen  Regierung,  die  für  Oesterreich  von  Uebel  wäre, 
allein  nachdem  der  Wirkungskreis  des  Reichsrates  ein  genau  be- 
grenzter sein  soll,  so  ist  dies  nicht  zu  besorgen.  Die  ganze  Debatte 
war,  worauf  übrigens  Lasser  hinwies,  überflüssig,  da  im  §  10  ohnehin 
von  den  jährlichen  Staatsvoranschlägen  die  Rede  ist,  die  also  vom 
Reichsrat  auch  jährlich  festgesetzt  werden  müssen.  Ein  Antrag, 
Wien  als  Reichshaupt-  ;und  Residenzstadt  ausdrücklich  zum  Ort,  wo 
der  Reichsrat  zu  tagen  hätte,  zu  bestimmen,  wurde  vom  Staats- 
minister Schmerling  und  der  Mehrheit  abgelehnt. 

Die  Debatte  ging  nun  zu  den  außerordentlich  wichtigen  Be- 
stimmungen über,  welche  die  Kompetenz  des  Reichsrates  festsetzen, 
zu  den  §§  10  und  11.  Hierbei  ist  bemerkenswert,  festzustellen,  daß 
in  diesen  ganzen  Debatten  jenes  Verhältnis,  das  für  die  spätere 
österreichische  Staatsrechtsjurisprudenz  und  Politik  das  wichtigste 
Problem  der  Februarverfassimg  gebildet  hat,  nämlich  das  Verhält- 
nis zwischen  Reich  beziehungsweise  Staat  und  Kionländern  hinsicht- 
lich ihrer  legislatorischen  Kompetenz  sehr  wenig  zur  Erörterung 
gelangt  ist.  Vielmehr  bewegte  sich  die  ganze  Debatte  auf  der  Linie 
der  Besorgnis,  ob  nicht  schon  durch  die  Fassung  dieser  Bestimmun- 
gen   toi   Statuts   über  den    Reichsrat   diesem   letzteren   zu   viel   an 
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parlamentarischen  Rechten  gegenüber  der  Krone  verliehen  werde. 
Vor  allem  sprach  sich  der  Minister  des  Aeußern  Graf  Rechberg 
höchst  besorgt  darüber  aus,  daß  die  Möglichkeit  einer  Einmischung 
des  Reichsrates  in  die  Fragen  der  äußeren  Politik  durch  das  Grund- 
gesetz nicht  ausgeschlossen  werde.  Er  meinte,  dies  sei  um  so  not- 
wendiger, als  das  Eingreifen  einer  aus  so  verschiedenen  Nationali- 
täten zusammengesetzten  Korporation  unberechenbare  Nachteile  für 
die  Führung  der  äußeren  Politik  mit  sich  bringen  könnte.  Graf 
Rechberg  wies  „namentlich  auf  die  drei  Hauptrichtungen  hin,  nach 
denen  die  auswärtige  Politik  Oesterreichs  tätig  sein  müsse:  gegen 
den  deutschen  Bund,  Italien  und  den  Orient,  und  zeigte,  wie  verderb- 
lich es  wäre,  wenn  die  Regierung  sich  darin  von  einer  zufälligen 
Majorität  müßte  bestimmen  lassen,  welche  aus  einer  spezifisch 
nationalen  Auffassung1  der  Beziehungen  zu  jenen  Ländern  hervor- 
gegangen wäre,  oder  wenn  sie  sich  durch  unberufene  Interpella- 
tionen über  auswärtige  Verhältnisse  zur  Darlegung  ihrer  Ansichten 
genötigt  und  sohin  in  der  Durchführung  ihrer  Verhandlungen  mit 
auswärtigen  Kabinetten  gehemmt  sähe.  *)  Graf  Rechberg  beantragte 
daher  die  Aufnahme  einer  Bestimmung,  welche  die  auswärtige 
Politik  unbedingt  dem  Wirkungskreis  des  Reichsrates  entzieht. 

Der  Staatsminister  erwiderte  dahin,  daß  er  nicht  glaube,  eine 
solche  Bestimmung  sei  notwendig.  „Eine  kräftige  Regierung  wird 
den  Reichsrat  so  leiten,  daß  er  sich  keinen  Uebergriff  erlauben  kann. 
Fragen  über  schwebende  Verhandlungen,  die  nicht  nur  im  Aus- 
wärtigen, sondern  auch  in  Angelegenheiten  der  inneren  Verwaltung 
vorkommen,  werden  —  wie  in  konstitutionellen  Versammlungen 
anderer  Länder,  so  auch  hier  —  von  den  betreffenden  Ministern  ein- 
fach zurückgewiesen  werden.  Sie  würden  aber  auch,  wenn  die 
beantragte  Bestimmung  in  das  Statut  käme,  doch  nicht  zu  verhindern 
sein,  weil  ein  absolutes  Stillschweigen  nicht  auferlegt  werden  kann; 
sie  tauchen  bei  den  Angelegenheiten,  die  in  der  gesetzlichen  Kom- 
petenz des  Reichsrates  liegen,  von  selbst  auf.  Endlich  würde,  wenn 
es  sich  z.  B.  um  einen  Staatsvertrag  handelt,  dessen  Bestimmungen 


')  Fortfahrend  ersuchte  Graf  Rechberg  „die  hohe  Konferenz,  ihm  zu  ge- 
statten, seine  Bemerkungen  durch  Anwendung  auf  einem,  speziellen  Fall  zu 
erläutern.  Die  Mehrheit  im  Reichrate  würde  keinesfalls  dem  deutschen 
Stamme  angehören.  Würde  nun  die  kaiserliche  Regierung  sich  in  der  Lage 
sehen,  in  Erfüllung  wichtiger  Bundespflichten  dem  Deutschen  Bunde  gegen- 
über in  dem  Reichsrate  ihre  deutsche  Politik  verteidigen  zu  müssen,  so 
würden  die  Ungarn,  die  Südslawen,  die  Polen  und  die  Italiener  sich  ver- 
einigen in  dem  Ausspruche,  daß  sie  jede  Politik,  welche  für  Deutschland 
Opfer  an  Geld  oder  Blut  auferlege,  verwerfen,  und  es  würde  sich  die  kaiser- 
liche Regierung  infolge  eines  solchen  Votums  in  die  Unmöglichkeit  versietzt 
sehen,  ihre  Rechte  und  ihre  Machtstellung  in  Deutschland  zu  behaupten." 
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für  die  Untertanen  als  Gesetz  verbindende  Kraft  haben  sollen,  die 
Mitwirkung  des  Reichsrates  dabei  kaum  z-u  umgehen  sein;  wie  wird 
sich  also  eine  Formel  finden  lassen,  um  eine  negative  Bestimmung 
genau  zu  präzisieren?" 

Graf  Szecsen  glaubte  die  Bedenken  des  Grafen  Rechberg  da- 
durch beruhigen  zu  können,  daß  er  meinte:  die  Kompetenz  des 
Reichsrates  erstrecke  sich  nur  auf  die  Gesetzgebung,  und  da  unter 
den  Gegenständen  der  letzteren  die  auswärtigen  Angelegenheiten 
nicht  erwähnt  sind,  so  wären  solche  Diskussionen,  wie  sie  Graf 
Rechberg  befürchtet,  einfach  als  zur  Kompetenz  des  Reichsrates  nicht 
gehörig  abzulehnen.  Im  übrigen  beschwerte  sich  Graf  Szecsen  dar- 
über, daß  im  Eingange  dieses  Paragraphen  das  Wort  „Reichs- 
angelegenheiten" stehe,  weil  dieses  im  Oktoberdiplom  nicht  vorkomme 
und  in  Ungarn  einen  Übeln  Eindruck  hervorrufen  würde.  Doch 
drang  sein  Wunsch  gegen  die  Abweisung  durch  den  Staatsminister 
und  Herrn  von  Plener  nicht  durch.  Der  Polizeiiminister  Herr 
von  Mecsery  hinwiederum  beanstandete  die  Fassung  des  Entwurfes, 
wonach  die  alljährliche  Feststellung  der  Voranschläge  der  Staats- 
ausgaben durch  ein  Gesetz  erfolgen  müsse.  Damit  sei  ge- 
radezu auf  die  Möglichkeit  der  Steuerverweigerung  hingedeutet, 
andrerseits  aber  für  diesen  Fall  keine  Vorsorgen  getroffen,  daß  die 
Steuern  forterhoben  werden  können,  wenn  die  Finanzperiode  ab- 
gelaufen und  das  Gesetz  für  die  neue  noch  nicht  erschienen  ist. 
Der  Finanzminister  widersprach  diesen  Ausführungen  mit  Nach- 
druck und  wies  darauf  hin,  daß  nur  eine  solche  Festsetzung  des 
Budgetrechtes  eine  sichere  Basis  für  die  Finanzgesetzgebarung  und 
damit  auch  für  den  Kredit  gewähre. 

In  der  langwierigen  Debatte  wirkte  Minister  von  Lasser  auf- 
klärend, indem  er  auf  den  Unterschied  zwischen  bleibenden  Steuern 
und  periodischen  Steuerausschreibungs-  und  Finanzgesetzen  auf- 
merksam machte.  „Auch  jetzt,"  erklärte  Lasser,  „wird  alljährlich 
(in  Steu erausschreibungspatent  (Gesetz)  von  Seiner  Majestät  er- 
lassen, welches  eben  künftig  nur  unter  Mitwirkimg  des  Reichsrates, 
nämlich  nach  Feststellung  des  Voranschlages,  wird  erlassen  werden 
können."  Schließlich  einigte  man  sich  auf  einen  Zusatz  des  In- 
haltes, daß  bis  aur  neuen  Feststellung  des  Budgets  die  bestehenden 
Steuern  eingehoben  werden.  Graf  Szecsen  kehrte  den  in  der 
Ministerkonferen/.  immer  mehr  in  die  Verteidigung  gedrängten 
ungarischen  Standpunkt  darin  hervor,  daß  er  in  den  Bestimmungen 
Ober  die  Kompetenz  des  Reichsrates  Abweichungen  vom  Oktober- 
diplom auffand.  Während  dort  bloß  die  Grundsätze  über  Zettel- 
hankwesen,  Gesetzgebung  in  betreff  der  Grundsätze  des  Post-,  Tele- 
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graphen-  und  Eisenbahnwesens  usw.  angeführt  wurden,  würde  jetzt 
die  gesetzliche  Regelung  dieser  Angeleigenheiten  als  eine  Aufgabe 
des  Reichsrates  statuiert.  Ueber  den  ausdrücklichen  Widerspruch 
des  Finanzministers  und  Lassers  blieb  aber  der  Entwurf  in  diesem 
Punkte  aufrecht.  Den  autonomistischen  Standpunkt  kehrte  Graf 
Scecsen  schließlich  noch  insoweit  hervor,  als  er  zum  §  11,  Absatz  2, 
des  Statutes  einen  Zusatz  wünschte,  welcher  der  Regierung  die  Mög- 
lichkeit der  Zuweisung  von  gewissen  Angelegenheiten  an  die  Land- 
tage eröffnete.  Herr  von  Schmerling  lehnte  diese  Anregung  mit 
einer  trockenen,  aber  energischen  Argumentation  ab.  Dieser  Zusatz 
sei  nicht  praktisch;  „berührt  eine  Angelegenheit  bloß  ein  einzelnes 
Land,  so  geht  die  Sache  selbstverständlich  ausschließlich  dahin.  Be- 
rührt sie  aber  mehrere,  so  ist  es  praktisch,  daß  sie  gemeinsam  be- 
handelt werde.  Man  hüte  sich  nur  vor  dem  Zersplittern  und  halte 
den  so  vieljährigen  legislativen  Verband  der  Länder  diesseits  der 
Leitha  möglichst  aufrecht." 

Ueber  den  weiterhin  angeregten  Zweifel  wegen  Entscheidimg 
von  Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  dem  engeren  Reichsrat  und 
einem  Landtage  hielt  der  Staatsminister  den  Entwurf  aufrecht,  wo- 
nach in  solchem  Falle  der  Krone  allein  das  Entscheidungsrecht  isaf- 
stand.  Während  Finanzminister  Plener  hierbei  den  konstitutionellen 
Gesichtspunkt  einnahm,  unterstützte  Lasser  aus  praktischen  Gründen 
die  Ansicht  des  Staatsministers,  weil  man  damit,  wie  er  sich  aus- 
drückte, je  nach  Umständen  den  allfälligen  foederalLstischen  Be- 
strebungen im  Reichsrate  oder  seperatistischen  Landtagsforderungen 
entgegentreten  könne. 

Ziemliche  Aufregung  verursachte  in  der  Ministerkonferenz  bei 
der  weiteren  Beratung,  daß  im  §  18,  wo  von  der  Teilnahme  der 
Vertreter  der  Zentralstellen  im  Reichsrate  die  Rede  ist,  die  Minister 
verantwortlich  genannt  werden.  Der  Kriegsminister  meinte,  eine 
Ministerverantwortlichkeit  könne  man  aus  dem  Oktoberdiplom  nicht 
ableiten,  imd  er  sehe  auch  nicht  recht  ab,  wofür  ein  Kriegsminister 
jemandem  anderen  als  Sr.  Majestät  verantwortlich  sein  könne. 
Wenn  man  diesen  „heikligen"  Punkt  im  Statute  nicht  ganz  klar  nor- 
mieren kann  oder  will,  so  berühre  man  denselben  lieber  gar  nicht. 
Graf  Szecsen  war  das  Wort  bedenklich,  weil  es  nicht  rätlich  sei, 
die  delikate  Frage  der  parlamentarischen  Verantwortlichkeit,  um  die 
es  sich  allein  handeln  könne,  hier  Ungarn  (gegenüber  aufzuwerfen. 
Sie  hängt,  meinte  er,  innig  zusammen  mit  dem  Wunsche  nach  einem 
verantwortlichen  ungarischen  Ministerium,  und  in  der  Tat,  wie  soll 
der  Justiaminister  der  deutschen  Provinzen  von  einem  Reichsrat  zur 
Verantwortlichkeit  gezogen  werden,   in  dem   ungarische  Mitglieder 
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sitzen,  und  vice  versa,  warum  soll  ein  judex  curiae  sich  vor  den 
deutsch-slawischen  Mitgliedern  verantworten?  Graf  Szecsen  meinte, 
politische  Verantwortlichkeit  existiere  nur  in  dem  Sinne,  daß  sich 
die  Minister  nicht  auf  die  a.  h.  Person  berufen  dürfen,  um  ihre  Maß- 
regeln zu  rechtfertigen.  Das  liege  wohl  schon  in  ihrer  Stellung, 
werde  aber  durch  die  bloße  Einschaltung  des  Wortes  „Verantwort- 
lichkeit" im  §  18  keineswegs  klar  ausgedrückt.  Graf  Rechberg 
ging  noch  viel  weiter  und  meinte,  die  sogenannte  parlamentarische 
Verantwortlichkeit  der  Minister  sei  praktisch  genommen  nur  ein 
leeres  Wort.  Kein  Gerichtshof  würde  einen  Minister  für  einen  Rat, 
den  er  seinem  besten  Wissen  und  Gewissen  und  nach  seiner  Ueber- 
zeugung  der  Krone  erteile,  verurteilen,  wenngleich  dieser  Rat  nicht 
glücklich  gewesen.  vFür  die  verbrecherischen  Handlungen  aber 
genüge  das  Kriminalgesetzbuch.  Man  solle  sich  hüten,  ein  im  Grunde 
bedeutungsloses  Wort  auszusprechen  bloß  aus  Nachgiebigkeit  gegen 
vage  Wünsche  unter  jenem  Teil  des  Publikums,  welches  die  Be- 
deutung des  Wortes  nicht  ergründe  oder  nicht  verstehe.  Nur  der 
Finanzminister  stimmte  für  den  Text  des  Entwurfes  und  meinte,  er 
sehe  nicht  ein,  warum  man  sich  scheuen  solle,  die  den  Ministern 
unleugbar  obliegende  tatsächliche  Verantwortlichkeit  auszusprechen. 
Aehnlich  wie  Minister  von  Lasser,  faßt  der  Staatsminister  die 
ministerielle  Verantwortlichkeit  so  auf,  daß,  sobald  die  Verfassung 
gegeben  ist,  die  Minister  die  volle  Verantwortlichkeit  für  jede  von 
ihnen  im  eigenen  Wirkungskreise  getroffene  oder  bei  Seiner  Majestät 
beantragte  Maßregel  zu  tragen  haben.  Die  allerhöchste  Person  darf 
keine  Verantwortung  treffen,  und  der  Minister  muß  daher  den  parla- 
mentarischen Kampf  mit  allen  seinen  Folgen  auf  sich  nehmen.  Darin 
liegt  der  Schutz  für  die  a.  h.  Person,  und  eine  Andeutung  darüber 
scheine  dem  Staatsminister  im  Reichsratsstatut  am  Platze,  wenn  er 
gleich  nicht  verkennt,  daß  diese  Angelegenheit  mit  eine m  Worte 
noch  nicht  geregelt  sei  und  hier  nicht  auf  die  Details  eingegangen 
werden  könne. 

Damit  war  die  erste  Beratung  des  Verfassungsgesetzes  beendigt, 
der  am  15.  Februar  eine  neuerliche  über  den  nunmehr  den  Be- 
schlüssen entsprechend  redigierten  Entwurf  des  Statuts  folgte.  In 
diesen  Debatten  wurden  zunächst  teilweise  die  schon  früher  vor- 
bei -rächten  Sonderwünsche  wiederholt;  bemerkenswert  ist  dabei, 
daß  eine  immer  stärkere  Reizbarkeit  hinsichtlich  der  ungarischen 
Wünsche  bei  den  nichtungarischen  Ministem  hervortritt.  Graf 
Szeceen,  der  neuerdings  im  Gegensatze  zum  Finanzminister  an  dem 
Worte  „Reicheret"  festhielt,  und  dessen  Wunsch  nach  einem  „Reichs- 
tage"   ablehnte^    mußte    .sich    von  Herrn  von  Plener  sagen    lassen: 
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„warum  isollte  man  sich  scheuen,  diesen  Titel  au  wählen?  Daß  er 
in  Ungarn  Anstoß  erregen  werde,  kann  hier  nicht  entscheidend  ins 
Gewicht  fallen.  Es  wäre  bedauerlich,  wenn  man  in  allem  und  jedem 
ausschließlich  nur  die  Rücksicht  auf  den  Eindruck  in  Ungarn  vor- 
walten lassen  wollte.  Wie  viel  ist  wegen  des  Eindruckes  in  Ungarn 
bereits  geschehen,  und  was  wurde  erreicht?  Man  dürfe  isich  keine 
Illusionen  machen,  daß  man  durch  Rücksichten  solcher  Art  oder 
durch  Worte  überhaupt  Ungarn  kaptivieren  werde."  Demgegenüber 
behielt  sich  Graf  SzScsen,  wie  das  Protokoll  höchst  zeremoniös  be- 
merkt, „mit  a.  h.  Genehmigung  des  Herrn  Vorsitzenden,  des  durch- 
lauchtigsten Herrn  Erzherzogs,  vor,  seine  Einwendungen  in  einem 
besonderen  Vortrage  später  darzulegen." 

Graf  Rechberg  brachte  bei  der  Bestimmung  über  die  erblichen 
Mitglieder  des  Herrenhauses  wieder  seine  Anträge,  welche  die 
uralte  Rivalität,  die  im  ständigen  Regensburger  Reichstage  des  heiligen 
Römischen  Reiches  deutscher  Nation  zwischen  den  besonderen 
Grafenbänken  und  der  Fürstenbank  bestand,  widerspiegelten,  wohl 
zu  einigem  Erstaunen  der  bureaukratischen  Mitglieder  des  Ministe- 
riums abermals  und  wieder  ergebnislos  aufs  Tapet.  Damals  war 
auch  in  der  Publizistik  vielfach  —  zumeist  unter  Gneistschem  Ein- 
fluß —  das  Schlagwort  von  der  Bedeutung  einer  „wirklichen  Pairie" 
für  das  Leben  eines  Großstaates  in  Schwung  gekommen,  und  offiziöse 
Federn  der  Wiener  Regierung  ließen  es  an  Hinweisen  darauf  nicht 
fehlen,  daß  Oesterreich  neben  England  die  gesündesten  Elemente  für 
eine  solche  Pairie  besitze.  Dies  erklärt  auch  einigermaßen  die  Er- 
scheinung, daß  die  Diskussion  über  das  Problem  der  erblichen  Mit- 
glieder des  Herrenhauses  in  der  Ministerkonferenz  einen  unverhält- 
nismäßig großen  Raum  einnahm.  Dabei  ist  vielleicht  noch  heute  von 
Interesse,  daß  Schmerling  die  verschiedenen  Anträge  auf  Bindung 
der  erblichen  Herrenhausmitgliedschaft  an  den  Besitz  eines  Fidei- 
kommisses  ablehnte,  weil  in  Ungarn  die  größten  Adelsgesohlechter 
keine  solche  Einrichtung  aufweisen.  Wohl  aben  erklärte  er  sich 
bereit,  durchzusetzen,  daß  „Seine  Majestät  in  Fällen,  wo  kein  Fidei- 
kommiß vorhanden  ist,  bei  Verleihung  der  erblichen  Reichsratswürde 
ausdrücklich  die  Gründung  eines  Fideikommisses  als  Bedingung  der 
Erblichkeit  stellen  und  diesen  Grundsatz  pro  foro  interno  festzu- 
setzen geruhen  werde." 

Die  schwierige  Lage,  in  welche  die  beiden  ungarischen  Minister 
durch  die  Schmerlingsche  Verfassungspolitik,  wie  sie  in  dem  Ent- 
würfe nunmehr  isich  enthüllte,  versetzt  waren,  trat  klarer  als  während 
dieser  Verhandlungen  in  der,  unmittelbar  am  nächsten  Tage,  am 
16.  Februar,  stattfindenden  neuerlichen  Ministerkonferenz  zutage,  in 
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welcher  der  Staat sminister  einen,  von  Perthaler  gearbeiteten,  außer- 
ordentlich umfangreichen  Einbegleituugsvortrag  zum  Reichsratstatut 
vorlegte.    Dies  bildete  den  äußeren  Anlaß  für  eine  neuerliehe,  große 
und    nunmehr    offene    Gegensätze    enthüllende    Debatte    über    die 
Grundprinzipien  des  Statutes,  während  hinsichtlich  des  vorgelegten 
a.  u.  Vortrages  nach  kurzer  Wechiselrede  beschlossen  wurde,  den- 
selben als  offiziellen  Artikel  zur  Erläuterung  der  Verfassung  in  der 
Wiener  Zeitung  erscheinen  zu  lassen,    im  übrigen  aber  der  Staats- 
minister sich  vorbehielt,  einen  kürzeren   Vortrag  in   dem  von  der 
Mehrheit  der  Ministerkonferenz  angedeuteten  Sinne  zur  Vorlage  an 
den  Kaiser  auszuarbeiten.     Die  Debatte  selbst  wurde  eröffnet  du  ich 
eine  lange  Rede  des  Grafen  Szecsen,  der  zunächst  seinem  Bedauern 
über  die  Abwesenheit  des  Hofkanzlers  Ausdruck  gab,  überzeugt,  daß 
dieser  seine  Ansichten  teile.     „Das  kaiserliche  Diplom  vom  20.  Ok- 
tober," begann  Graf  Szecsen,  „versuchte,  einen  Weg  für  die  engere 
Verbindung  Ungarns  mit   den  übrigen   Teilen  der  Monarchie-  ein- 
zuschlagen, indem  es  dort  die  alte  Verfassung  zwar  wieder  herstellte, 
jedoch  für  gewisse  Angelegenheiten,  welche  die  gesamte  Monarchie 
betreffen,  eine  gemeinsame  Behandlung  festsetzte.     Wenn  auch  die 
in  Ungarn  bei  Vielen  vorherrschende  Auffassung  der  Verhältnisse 
zwischen  Ungarn  und  den  übrigen  Ländern  der  Monarchie  im  Sinne 
einer  reinen  Personal-Union  eine  falsche  ist,  indem  dieses  Verhältnis 
weder  jenes  einer  einfachen  Personal-Union,  noch  jenes  einer  wirk- 
lichen Real-Union,  wohl  aber  jenes  einer  politischen  Verbindung  auf 
Grundlage  und  unter   der  Bedingung   des   Fortbestandes   des  Erb- 
rechtes des  regierenden  Hauses  war,  so  bildete  dieses  dynastische 
Recht  denn  doch  für  Ungarn,  wie  für  die  übrigen  Länder  dermaßen 
die   Grundlage   dieser   Verbindung,   daß,    wenn   die   Dynastie   nicht 
mehr  bestünde  (was  Gott  verhüten  möge!),  weder  in  jenen  Ländern, 
noch  in  Ungarn  eine  Verpflichtung  zum  Zusammenhange  anerkannt 
werden  würde.     Die   Idee  der  Staatseinheit  ist  in   der,  aus  vielen 
Ländern  der  verschiedensten  Nationalität   zusammengesetzten  Mon- 
archie noch  nicht  zu  jener  Solidienung  gelangt,  wie  in  Reichen  un- 
gemischter Bevölkerung.    Darum  muß  das  Unternehmen,  diese  Idee, 
die   Herstellung  einer  wirklichen   Real-Union   der    Länder,   mittelst 
des  Diploms  zur  Geltung  zu  bringen,   in   der  gegenwärtigen  Ueber- 
gangspeiiode  in  einer  Form  ausgeführt  werden,  welche  nach  keiner 
Seite  hin  verletzt,  und  es  namentlich  für  Ungarn  möglich  macht,  ohne 
Aufhebung  seines  eigentümlichen  staatlichen  Charakters  sich  daran 
EU  beteiligen.     Wäre  die  Durchführung  in  diesem  Sinne  unmittelbar 
Dach  dem  Erscheinen  des  Diptams  erfolgt,  so  wäre  sie  für  Ungarn 
obligatorisch   gewesen.     Gegenwärtig  aber  haben  sich  die   Verhält- 
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nisse  geändert:  Das  Statut,  wie  es  aus  der  Beratung  der  Konferenz 
hervorgeht,  weicht  in  wesentlichen  Bestimmungen  und  Formen  vom 
kaiserlichen  Diplom  ab.  Es  gibt  zwar  dem  Reichsrat  keine  größeren 
Attributionen,  es  teilt  ihn  in  zwei  Häuser,  mit  einer  großen  Anzahl 
Mitglieder,  und  verleiht  ihm  einen  parlamentarischen  Charakter; 
es  spricht  von  der  Reichs  Vertretung,  von  einem  Reichs  tage,  und 
weist  Ungarn  die  Zahl  seiner  Vertreter,  die  Teilnahme  seiner 
Magnaten  daran  zu;  es  enthält  sogar  die  Bestimmung,  daß  erstere 
durch  direkte  Wahl  aus  den  einzelnen  Kommunitäten  hervorgehen 
kann.  Mit  solchen  Bestimimiuingen,  welche  dem  Wesen  der  politischen 
Selbständigkeit  des  Königreiches  widerstreiten,  kann  die  Regierung 
auf  die  Beteiligung  derselben  an  dem  Institute  nicht  hoffen,  sie  muß 
sich  vielmehr,  wenn  sie  ohne  Modifikation  darauf  beharren  w7ollte, 
auf  einen  ernstenWiderstand  gefaßt  machen.  Noch  lauten  die  Nach- 
richten aus  Ungarn  so  günstig,  daß  auf  eine  Verständigung  zu  hoffen 
ist;  die  Regierung  muß  aber  sich  dann  an  das  Diplom  halten  und 
alles  beseitigen,  was  darüber  hinausgeht  und  die  politische  Selbst- 
ständigkeit des  Landes  verletzt.  Darum  sollten  im  Statut  die  miß- 
liebigen Bezeichnungen  „Reichstag"  uiswr.,  die  Aufnahme  der  unga- 
rischen Magnaten  ins  Oberhaus  und  insbesondere  die  Bestimmungen 
über  die  direkten  Wahlen  wegbleiben,  und  die  Austragung  dieser 
Fragen  der  Verständigung  mit  dem  ungarischen  Landtage  über- 
lassen werden." 

WTie  in  allen  Stadien  der  Verfassungskrise,  trat  auch  jetzt  Graf 
Rechberg  ais  Minister  des  Aeußern  auf  die  Seite  der  ungarischen 
Alt-Konservativen.  Er  stellte  zunächst  die  Tatsache  fest,  daß  „die 
Zustände  in  Ungarn  es  vornehmlich  wraren,  welche  die  Regierung 
zum  schnellen  Abschluß  des  Friedens  von  Villafranka  bestimmten." 
Es  mußte  somit  nach  dem  Friedensschluß  die  Frage,  wTas  zu  ge- 
schehen habe,  um  einen  befriedigenden  Zustand  in  Ungarn  hervor- 
zurufen, in  den  Vordergrund  treten.  Es  seien  zwei  Wege  gewesen, 
die  einzuschlagen  möglich  war.  Der  eine,  Festhalten  an  dem  bisher 
befolgten  Prinzip,  bot  sichere  Chancen  des  Erfolges,  wenn  auch  nur 
für  eine  entfernte  Zukunft.  Es  sei  aber  mit  größeren  Gefahren  ver- 
bunden. Die  Geschichte  habe  gelehrt,  daß  es  blutiger  und  langer 
Kämpfe  bedürfe,  um  das  Nationalitätsgefühl  in  einem  so  volks- 
reichen Volkssitamm  zu  entwurzeln  und  denselben  den  übrigen 
Teilen  einer  Monarchie  so  zu  assimilieren,  daß  er  auch  in  gefähr- 
lichen Zeiten  verläßlich  bleibe.  Es  habe  Ströme  von  Blut  gekostet, 
ehe  es  England  gelang,  sich  Schottland  und  Irland  dienstbar  zu 
machen.  Jedenfalls  bedürfe  es  zur  Durchführung  eines  solchen 
Systems  tiefer  Ruhe  von  außen.     Jeder  äußere  Krieg  würde  eine 
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doppelte  Gefalir  bilden  und  dem  Feind  in  jenen  Teilen  der  Mon- 
archie einen  Stützpunkt  bieten.    Ein  langer  Frieden  aber  sei  unter 
den    gegenwärtigen    Verhältnissen    nicht    zu    erwarten.      Vielmehr 
deuten  sie  auf  demnächstige   schwere  äußere  Stürme.     Diese  Be- 
trachtungen hätten  die  kaiserlich-königliche  Regierung  bestimmt,  zu 
dem  von  der  großen  Kaiserin  Maria  Theresia  befolgten  System  zu- 
rückzukehren; dies  habe  sich  erprobt,  und  unter  diesem  System  sei 
Ungarn  mit  allen  seinen  Kräften  für  das  Kaiserhaus  eingestanden.  *) 
Diese    Idee    führte    zur   Erlassung   des    kaiserlichen  Diploms  vom 
20.  Oktober.     Soll  es,  wie  er  nur  wünschen  kann,  zur  Ausführung 
gelangen,  so  müssen  alle  darauf  abzielenden  Regier ungsakte  damit 
in  Einklang   stehen;  darum  würde  der  Minister  des   Aeußern  im 
wesentlichen  mit  dean  Grafen  Szecsen  dafür  stimmen,  daß  aus  dem 
Reichsratsstatute  alles  entfernt  werde,  was  mit  dem  Diplom  nicht  im 
Einklang  steht.    Sollte  die  Regierung  aber  einen  anderen  Weg  ein- 
schlagen, so  müßte  die  prinzipielle  Genehmigung  Sr.  Majestät  dazu 
eingeholt  und  die  weitere  Entwicklung  eines  neuen  Systems  beraten 
werden.     Auf  diese  scheinbar  kritische  Gestaltung  der  Dinge   er- 
widerte Staatsminister  vonSchmerling  in  längeren  Ausführun- 
gen.   Er  vermöchte  in  seinen  Vorlagen  keinen  Widerspruch  mit  dem 
Diplom,    keine    Ueberschreitungen    desselben    anzuerkennen,    noch 
weniger  findet  er  die  Bemerkung  von  einer  Verletzung  der  unga- 
rischen Verfassung  durch  das  Statut  begründet.    Es  ist  darin  nichts 
enthalten,  was  sie  verletzt,  sondern  nur  die  im  Diplom  klar  aus- 
gesprochene    Idee     der     gemeinsamen     Behandlung     allgemeiner 
Reichsangelegenheiten,    durch    eine    gemeinsame    Vertretung    aus- 
geführt und  erweitert.     Nimmt  man  an  der  Bezeichnung  „Reichs- 
angelegenheiten", „Reichstag"  usw.  Anstoß,  so  vergißt  man,  daß  die- 
selbe Bezeichnung  auch  im  Diplom  vorkommt:  Dort  ist  von  einem 
Reichsrat,  von  einem,  für  die  Angelegenheiten  des  Reiches  geschaffe- 
nen politischen   Körper  die   Rede,  in  welchem   Ungarn  nach  dem 
Verhältnis  seiner  Volkszahl  mit  etwa  33  Mitgliedern  auf  100  hätte 
vertreten  werden  sollen.    Wenn  mm  im  vorliegenden  Statut  die  Zahl 
der  Vertreter  überhaupt  auch  für  Ungarn  wesentlich  vermehrt  wird, 
so   ist   dies   keine    Abweichung,   keine    Aenderung   des   politischen 
Systems,  sondern  nur  eine  weitere  Entwicklung  desselben.     Gerade 
diese  war  durch  die  Verhältnisse  im  allgemeinen  sowohl,  als  auch 
Ungarn  gegenüber  notwendig  geworden.     Mehr  als  einmal  hat  der 
ungarische  Hofkanzler  sie  als  ein  Gebot  der  Notwendigkeit  erklärt, 
indem    er    bemerkte,    daß    nur    ein  großer  politischer   Körper  mit 

*)   Die  vorstehenden  Darlegungen  des  Grafen  Rechberg  sind  von  ihm 
eigenhändig  ins  Protokoll   eingetragen. 
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möglichst  gleichen  Attributionen,  wie  der  ungarische  Landtag,  den 
Ungarn  imponieren  würde.  Es  ist  gesagt  worden,  daß  aber  nur  das 
Diplom  in  Ungarn  zur  Geltung  gebracht  werden  könne.  Die  bis- 
herige Erfahrung  zeigt  das  Gegenteil ;  soll  es  also  die  Regierung  auf 
dem  ungarischen  Landtage  zur  Ausführung  bringen,  so  bedarf  sie 
dazu  nach  dem  eigenen  Erkenntnis  des  ungarischen  Hofkanzlers 
eines  anderen  imponierenden  politischen  Körpers,  der  durch  seine 
bestimmte  Erklärung,  es  annehmen  zu  wollen,  einen  moralischen 
Druck  auf  Ungarn  auszuüben,  geeignet  ist.  Führt  auch  dieses  Mittel 
nicht  zu  dem  Erfolge,  so  bliebe  Sr.  Majestät  doch  nichts  anderes 
übrig,  als  den  Widerstand  dagegen  imit  Anwendung  von  Zwangs- 
maßregeln zu  besiegen.  Hierzu  sind  aber  materielle  Mittel,  Geld 
und  Truppen,  notwendig;  beide  können  nur  von  den  nichtungarischen 
Provinzen  beschafft  werden;  um  sie  zu  erhalten,  müssen  aber  eben 
diese  Provinzen  in  ihren  gerechten  Erwartungen  befriedigt  werden, 
indem  man  ihnen  die  Verwirklichung  der  mit  dem  Diplom  verheiße- 
nen Rechte  in  möglichst  liberaler  Weise  sichert.  Alles  dieses  und 
die  Ueberzeugung,  daß  in  Ungarn  nichts  Beifall  finden  wird,  was 
von  der  österreichischen  Regierung  ausgeht,  bringen  diese  in  das 
Dilemma:  entweder  die  deutsch-slawischen  Länder  durch  die  Ver- 
fassung zufriedenzustellen  oder  sie  durch  Konzessionen  für  Ungarn 
in  ihren  Erwartungen  zu)  täuschen  und  die  Ungarn  noch  nicht  damit 
zu  befriedigen.  Daß  sich  unter  solchen  Umständen  nur  die  erstere 
Alternative  als  annehmbar  ergibt,  dürfte  nicht  zweifelhaft  sein.  Der 
Staatsminister  machte  einen  Rückblick  auf  die  jüngste  Vergangen- 
heit Ungarns*  Dessen  Klagen  über  Unterdrückung  können  wohl  nur 
darauf  Bezug  nehmen,  daß  es  statt  nach  seiner  alten  Verfassung 
absolut  regiert  wurde.  Aber  seine  Verwaltung  war  vollkommen 
geordnet  und  begünstigte  die  materielle  Entwicklung  des  Landes 
in  einem  Grade,  wie  nie  zuvor  in  der  alten  Verwaltung,  die  in  der 
Tat  keine  war.  Zur  Befriedigung  Ungarns  bedarf  es  also,  wenn  es 
sein  wirkliches  Interesse  vor  Augen  hat,  der  unbedingten  Rückkehr 
zu  seinem  früheren  Verwaltungsisystem  nicht,  und  indem  die  Regie- 
rung des  Landes  die  alte  Verfassung  wiederherstellte  und  mit  dem 
Diplom  vom  20.  Oktober  in  Einklang  zu  bringen  sucht,  hat  sie  alles 
getan,  was  das  Land  billigerweise  fordern  kann.  Sie  darf  dabei 
das  gesamte  Interesse  der  Monarchie  nicht  aus  den  Augen  verlieren 
und  nicht  zugeben,  daß  um  einer  Empfindlichkeit  Ungarns  willen 
den  anderen  Völkern  ein  Abbruch  geschehe.  Ob  man  Ungarn 
schmeichelt  oder  diese  seine  Empfindlichkeit  verletzt,  der  Erfolg 
ist,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  der  gleiche.  Was  speziell  ungarische 
Anschauungen  verletzen  könnte,  ist  nach  den  Konferenzbeschlüssen 
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aus  dem  Statut  ohnehin  entfernt  worden.  Weiterzugehen  und  eine 
Form  zu  wählen,  welehe  andere  Länder  nicht  befriedigen  würde, 
dazu  könnte  der  Staatsminister  nioht  raten.  Graf  Rechberg 
folgte  diesen  sehr  ernsten  und  an  Klarheit  gewiß  unübertrefflichen 
Erklärungen  des  Staatsministers  mit  einigen,  sein  früheres  Votum 
abschwächenden  Darlegungen.  Er  und  der  ihm  sekundierende 
Minister  Graf  Szecsen  beteuern,  keine  „meritorische"  Aendenung  des 
Statuts  zu  wünschen,  letzterer  meinte,  er  erkenne  den  Inhalt  für 
gut,  bezüglich  aller  Länder,  und  wünsche  nur  um  der  leichteren  Ver- 
ständigung mit  Ungarn  willen,  wozu  die  Hoffnung  nicht  so  ganz,  wie 
der  Staatsminister  behauptete,  verschlossen  ist,  die  Beseitigung  ge- 
wisser Formen  und  Bestimmungen,  die  in  Ungarn  entschiedenes  Miß- 
fallen finden  müssen.  Ganz  anders  würde  ein  Reichsratsstatut  mit 
Berufung  auf  die  ungarische  Konstitution  aufgenommen  werden. 
Nach  einigen  unbedeutenden  Bemerkungen  des  Polizeiministers  und 
des  Kriegsministers,  welche  unwesentlichen  Aenderungen  das  Wort 
redeten,  folgte  eine  längere  Darlegung  des  Ministers  von  Lässer, 
der,  die  Formfragen  abweisend,  auf  den  Kern  hinwies,  der  in  der 
Auffassung  des  Verhältnisses  der  Länder  der  österreichischen  Mon- 
archie gelegen  sei.  Die  pragmatische  Sanktion  habe  keine  bloße 
Personal-Union  geschaffen.  Durch  die  feierliche  Erklärung  von  1804 
sind  alle  Königreiche  und  Länder  unwidersprochen  ein  Kaiserreich 
geworden  und  Ungarn  kann  als  ein  integrierender  Bestandteil  sich 
davon  so  wenig  als  die  anderen  Königaeiche  und  Länder  trennen. 
Ungarns  Geschichte  von  1848/49  hat  ihre  natürlichen  und  rechtlichen 
Folgen  gehabt.  Diesen  gegenüber  ist  das  kaiserliche  Diplom  vom 
20.  Oktober  nicht  eine  Wiederverleihung  verlorener  Rechte,  sondern 
ein  Gnadenakt,  ein  Vergeben  und  Vergessen,  jedoch  unter  den  aus- 
drücklichen Bedingungen,  welche  in  demselben  aufgestellt  sind. 
Weiset  Ungarn  es  zurück,  so  hat  es  auch  dieses,  wie  seine  frühere 
Verfassung  im  Jahre  1849  verwirkt.  Die  Bedingungen  also,  unter 
denen  allein  das  Diplom  Gültigkeit  hat,  müssen  als  das  Minimum 
aufrecht  erhalten  werden,  und  kann  von  demselben  ohne  Gefährdung 
der  Monarchie  nicht  abgegangen  weiden.  Dafür  hat  jedes  Land 
einzustehen,  keines  darf  eine  Suprematie  über  das  andere  an- 
sprechen oder  sich  bloß  durch  Personal-Union  an  Oesterreich  ge- 
bunden betrachten,  wie  Buch  die  Wirksamkeit  des  Reichsratstatuts, 
—  -ei  es  mit,  sei  es  ohne  Ungarn,  —  sich  entwickeln  möge.  Die 
erung  muß  an  demselben  als  einem  Ausfluß  des  Diploms  fest- 
halten, um  den  Vorwurf  zu  entkräften,  dafi  sie,  nachdem  sie  Ungarn 
ben,  die  Mißachtung  desselben  dort  zugelassen  habe, 
b  Ungarn,  insbesondere  aber  dessen  Adel,  an  Polens  Ge- 
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schichte  ein  Beispiel  nehmen  und  eher  einlenken,  bevor  Elemente 
gegen  ihn  sich  kehren,  die  bisher  von  der  Regierungsgewalt  nieder- 
gehalten worden  sind.  Nicht  eine  politische,  sondern  eine  soziale 
Revolution  wäre  in  Ungarn  zu  besorgen. 

Der  Finanzminister  von  Plener  stimmte  in  seinen  Aus- 
führungen jenen  des  Staatsministers  von  Lasser  zu.  „Auch  er  sah 
in  dem  vorliegenden  Statut  nichts  als  die  Entwicklung  des  Diploms. 
Glaubte  man,  mit  diesem  in  Ungarn  durchdringen  am  können,  so 
ist  keine  Ursache  zur  Besorgnis  vorhanden,  daß  die  Konsequenz  des- 
selben wegen  einiger  Namen  allein  Anstoß  erwecken  sollte.  Für 
die  übrigen  Länder  aber  haben  diese  Namen  Wert.  Sie  wollen  eine 
„Verfassung",  eine  „Reichsvertretung",  einen  „Reichstag",  indem  sie 
darin  allein  die  Gewähr  für  das  Zusammenhalten  der  Monarchie  er- 
bhcken.  Herr  von  Plener  teilte  diese  Ansicht  und  legte  das  größte 
Gewicht  auf  die  Aufrechterhaltung  des  Reichsbegriffes  als  un- 
entbehrlich für  den  öffentlichen  Kredit.  Will  Ungarn  im  Ernst  sich 
an  Oesterreich  anschließen,  so  wird  es  an  der  Gesamtvertretung  teil- 
nehmen, ohne  sich  an  den  Namen  zu  stoßen;  will  es  nicht,  wie  es 
den  Anschein  hat,  so  liegt  eben  auch  nichts  an  den  Namen.  Es  muß 
dann  der  Kampf  mit  Ungarn,  der  tatsächlich  mit  den  Beschlüssen 
der  Komitate  begonnen  hat,  mit  dem  Beistande  der  übrigen  Völker 
ausgefochten  werden,  und  dann  ist  es  gewiß  besser,  diesen  zu  ge- 
währen, was  ihnen  gefällt,  als  weitere  Konzessionen  für  Ungarn  zu 
machen,  für  welche  dieses  so  wenig  als  für  das  bisher  Gegebene  er- 
kenntlich sein  würde.  Den  Anregungen  des  Polizeiministers  und 
Kriegsministers  entsprechend  konkludierte  Erzherzog  Rainer  als 
Vorsitzender  für  die  Vorlage.  Die  formulierten  Anträge  des  Grafen 
Szeosen,  welcher  dieselben  in  der  nächsten  Sitzung  einzubringen  sich 
vorbehielt,  wobei  er  erklärte,  daß  er,  „uim  die  Beratung  nicht  länger 
aufzuhalten,  auf  die  Bemerkungen  der  Vorredner  nichts  erwidere, 
jedoch  bereit  sei,  die  Diskussion  jeden  Augenblick,  wenn  es  ge- 
wünscht werde,  wieder  aufzunehmen." 

Ohne  daß  also  im  geringsten  die  Gegensätze  zwischen  den 
Oktoberministern  einerseits,  dem  Staatsminister  und  seinem  Anhang 
in  der  Regierung  anderseits  abgeschwächt  worden  wären,  gelangte 
der  Entwurf  in  der  ihm  von  der  Ministerkonferenz  gegebenen  Gestalt 
am  22.  Februar  zur  neuerlichen  Beratung  in  einer  unter  Vorsitz 
des  Kaisers  abgehaltenen  Sitzung  des  Gesamtministeriums.  Der 
Kaiser  entschied  nun  zunächst  die  vorhandenen  Streitfragen,  indem 
er  an  den  Namen  „Statut"  und  „Reichsrat"  festhielt,  ferner  die  Be- 
zeichnung „Herrenhaus"  und  „Haus  der  Abgeordneten"  statuierte. 
Auch  entschied  er  die  Dissense  hinsichtlich  der  Definition  der  erb- 
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liehen  Pairie,  indem  er  an  dein  Ausdruck  „hervorragende  Adels- 
geschlechter" festhielt.  Nochmals  trat  Minister  des  Aeußern  Graf 
Rechberg,  der  am  6.  Februar  das  Ministerpräsidium  niedergelegt 
hatte  —  an  seine  Stelle  war  nunmehr  Erzherzog  Rainer  getreten  — 
mit  seinen  konservativen  Bedenken  gegen  das  Statut  hervor.  Er 
beschwerte  sich  wegen  des  Uebergewichtes,  welches  das  städtische 
und  industrielle  Element  der  Stimmenzahl  nach  über  den  Grund- 
besitz in  den  Landtagen  erhalten  soll,  ein  Uebergewicht,  welches 
sich  auch  im  Reichsrate  zum  wesentlichen  Nachteil  für  die  Regierung 
wiederholen  wird,  wenn  die  Beschränkung  der  Walüen  in  den  Land- 
tagen beibehalten  werde.  Die  zweite  Wählergruppe  habe  ein  um 
so  entschiedeneres  Uebergewicht,  als  der  Zensus  in  der  dritten  so 
tief  gegriffen  sei,  daß  auch  in  dieser  der  Grundbesitz  als  solcher 
kaum  vertreten  sei.  *) 

In  England  war  der  Grundbesitz  lange  Zeit  ausschließend  ge- 
wesen, er  ist  auch  jetzt  noch  vorwiegend  im  Unterhause  vertreten. 
Sodann  sprach  sich  Graf  Rechberg  nochmals  aufs  energischste  gegen 
die  Beschränkung  der  Wahlen  für  den  Reicbsrat  auf  die  gesetzlich 
festgelegten  Wahlkreise  aus. 

Diesem  Angriff  gegenüber  wies  der  Staatsminister  darauf  hin, 
daß  „nebst  den  Abgeordneten  des  großen  Grundbesitzes  auch  die 
Abgeordneten  der  Landgemeinden  das  Interesse  des  Grundbe- 
vertreten,  und  diese  zwei  Gruppen  zusammen  überall  das  städtische 
Element  an  Zahl  überwiegen."  Die  Verteilung  der  Stimmen  (in 
den  Landtagskurien)  sei  übrigens  durch  die  Minister  Baron  Meesery, 
Graf  Wickenburg  und  Lasser  genau  geprüft  und  anstandslos  be- 
funden worden.  Was  die  Beschränkung  der  Abgeordnetenwahl  für 
den  Reichsrat  auf  die  Kreise  betraf,  so  wies  Schmerling  neuerdings 
darauf  hin,  daß  der  große  Grundbesitz  in  Böhmen  bei  seinen  Wahlen 
an  keine  Kreise  gebunden  sein  würde.  Schmerling  wußte,  daß 
diese  von  Rechberg  vorgebrachten  Wünsche  eigentlich  nur  die 
Wünsche  der  böhmischen  Feudalgruppe  verdolmetschten.  Das  große 
politische  Problem,  welches  das  Februarpatent  lösen  sollte,  die 
Präge  der  Einordnung  Ungarns  in  das  Gesamtreich  wurde  nun 
abermals,  offenbar  um  in  letzter  Stunde  noch  auf  den  anwesenden 
Kaiser  einzuwirken,  zur  Diskussion  gebracht.  Graf  Szeosen  ging 
von  der  zuletzt  besprochenen   Frage  der  Reichsratswahlkreise  aus. 

*)  Hin  Zensus  von  10  EL",  sajjte  C,raf  Rechberg,  ..repräsentiert  nicht  den 
(1  rund  besitz,   da  der  Beste   von  ein   paar  Joch  genüge-  um  zumindest  diesen 

m  bu  erreichen.     Die  Erfahrung  lehrt  aber,  daß  nur  diejenigen  Ver- 
ogen,    welche    dem    QrundbesiJta    einen    überwiegenden    Einfluß    ein- 
räumen, Bestand  haben,  und  sieb  zum  Gedeihen  <u-*  Qanceo  vorteilhaft  ent- 
wickeln   England  liefere  hierzu  den  Beweis." 
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an  welche  die  Landtage  gebunden  seien  und  meinte,  wie  berechtigt 
diese  Einrichtung  auch  sein  möge,  so  könne  sie  unmöglich  für 
Ungarn  zur  Geltung  kämmen.  „Man  müßte  dem  Lande  klarmachen, 
daß  man  damit  nicht  den  nationalen  Charakter  des  Landes  als  eines 
einheitlichen  politischen  Körpers  alterieren  will,  sonst  werde  diese 
Bestimmung  zu  einem  kräftigen  Agitationsmittel  mißbraucht  werden." 
Man  sieht,  wie  selbst  der  behutsame  Führer  der  Altkonservativen 
schon  damals  innerlich  ganz  von  der  später  so  verderblich  ent- 
wickelten ungarischen  Theorie  von  der  magyarischen  politischen 
Nation  erfüllt  war.  Die  Besorgnis  vor  der  Teilnahme  der  Nationali- 
täten Ungarns  an  parlamentarischen  Institutionen  lag  den  Gedanken- 
gängen selbst  dieses  durchaus  konservativ  und  reicbsfreundlich  ge- 
sinnten Staatsmannes  zugrunde.  „Graf  Szecsen"  heißt  es  nun  im 
Protokoll,  „entwickelte  umständlich  seine  Ansicht  über  die  Wen- 
dung, wrelche  die  öffentliche  Meinung  in  Ungarn  bezüglich  des 
Reichsrates  seit  dem  20.  Oktober  genommen  hat  und  über  die  Auf- 
nahme, wrelche  die  dermalen  in  Antrag  istehenden  Bestimmungen 
in  diesem  Lande  finden  werden.  Der  Minister  weist  darauf  hin, 
daß  der  künftige  Reichsrat  sowohl  in  seiner  Gliederung  als  in  der 
Zahl  seiner  Mitgieder  von  den  am  20.  Oktober  gezeichneten  Grund- 
zügen abweiche,  und  daß  man  in  Ungarn  besorgen  werde,  dieser 
Körper  werde  über  seine  jetzigen  Befugnisse  hinausgehen  und  nach 
und  nach  die  Befugnisse  der  Landtage  absorbieren."  Selbst  aus 
der  farblosen  Darstellung  des  Protokolls  kann  man  entnehmen,  wie 
gespannt  die  Atmosphäre  während  dieser  Rede  in  der  Ministerkon- 
ferenz wurde,  denn  es  verzeichnet  eine  zweifellos  als  Unterbrechung 
der  „umständlichen"  Rede  des  Ministers  Grafen  Szecsen  anzusehende 
Erwiderung  des  Staatsministers,  daß  er  „seinen  a.  iL  Antrag  auf  Er- 
höhung der  Mitgliederzahl  des  Reichsrates  erst  dann  beschlossen 
habe,  als  der  Hofkanzler  Baron  Vay  sich  gegen  ihn  über  die  Vor- 
teile ausgesprochen  hat,  welche  ein  durch  seine  große  Zahl  impo- 
nierender Zentralberatungskörper  Ungarn  gegenüber  gewähren 
würde!"  Daß  dies  die  Meinung  des  Hofkanzlers  war,  geht  übrigens 
aus  seinen  Aeußerungen  in  anderen  Ministerkonferenzen  hervor. 
Fortfahrend  meinte  Graf  Szecsen,  man  werde  sich  in  Ungarn  mit 
dem  Reichsrate  überhaupt  nicht  befreunden  und  —  vorderhand 
wenigstens  —  sich  gegen  dessen  Beschickung  sträuben.  Graf  Szecsen 
könne  allerdings  nicht  verbürgen,  daß  selbst  ein  Reichsrat  mit  nur 
einer  Kammer  und  bloß  100  Mitgliedern  ganz  im  Sinne  der  a.  h. 
Entschließungen  vom  20.  Oktober  von  Ungarn  werde  beschickt  wer- 
den, aber  er  dürfe  nicht  unterlassen,  zu  bemerken,  daß  die  öffent- 
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liehe  Stimme  sieh  gegen  die  bevorstehende  Neuschöpfung  weit  mehr 
und  insbesondere  auch  aus  dem  Grunde  erklären  wird,  weil  die 
Textierung  des  Statuts  im  §  7  gegen  die  dortlands  bestehenden  ge- 
setzlichen Formen  verstößt,  indem  von  der  landtäglichen  Festsetzung 
des  Wahlmodus  Umgang  genommen  wird.  Man  könne  im  Drange 
des  Augenblicks  wohl  provisorische  Wahlmodalitäten  vorschreiben, 
endgültig  könne  aber  die  Sache  nur  durch  ein  Landesgesetz  geregelt 
werden  und  dies  dürfte  daher  im  Statut  auszusprechen  sein.  Die 
Bestimmung,  wodurch  die  Anordnung  direkter  Wahlen  seitens  des 
Landtages  vorbehalten  wird,  ispreche  eigentlich  schon  den  Bruch  mit 
Ungarn  aus,  und  Graf  Szecsen  muß  daher  dringend  beantragen,  daß 
dieselbe  weggelassen  und  sich  darauf  (beschränkt  werde,  zu  sagen, 
daß  Seine  Majestät  a.  h.  sich  vorbehalte,  für  die  Einberufung  zum 
nächsten  Reichstag  in  den  königlichen  Propositionen  an  den  Landtag 
provisorische  Anordnungen  zu  erlassen. 

Diesen  Ausführungen  gegenüber  wies  Finanzminister  P 1  e  n  e  r 
trocken  auf  die  Notwendigkeit  hin,  sobald  als  möglich,  jedenfalls 
schon  im  April  einen  mit  legalen  Befugnissen  ausgestatteten  Reichs- 
rat zustandezubringen,  da  nur  auf  diese  Weise  für  den  Staatsschatz» 
der  sich  der  Erschöpfung  nähere,  neue  Quellen  eröffnet  werden 
könnten.  Gelingt  das  nicht,  so  ist  man  außerstande,  die  Zivilver- 
waltung zu  bestreiten,  und  daher  ist  mit  dem  finanziellen  auch  der 
politische  Ruin  unvermeidHch.  „Man  hat",  sagte  Plener,  „in  der 
Konferenz  von  der  Notwendigkeit  einer  endgültigen  Vereinbarimg 
mit  dem  Landtage  über  die  Beschickung  des  Reichsrates  aus  Ungarn 
gesprochen,  gibt  aber  zugleich  zu,  daß  dies  vielleicht  Monate,  wohl 
auch  Jahre  dauern  kann.  Auf  eine  so  ferne  Zukunft  kann  und  darf 
sich  der  Finanzminister  nicht  vertrösten  lassen,  da  es  sich  um  Hilfe 
i  innen  weniger  Wochen  handelt.  Während  der  Deliberation  des 
ungarischen  Landtages  ginge  Oesterreich  zugrunde." 

Der  zweite  ungarische  Hofkanzler  von  Szögyeny  unterstützte  die 
Ausführungen  des  Grafen  Szecsen,  dessen  Besorgnisse  er,  so  sein- 
er auch  die  Beschickung  des  Reichsrates  aus  Ungarn  wünsche,  teilen 
müsse.  Auch  ihm  erscheinen  doch  die  vorgeschlagenen  Bestimmungen 
des  Statuts  mehr  nachteilig  als  förderlich  für  die  Erreichung  jenes 
Zweckes.  Es  erübrige  wohl  nichts,  als  die  definitive  Feststellung 
des  Wahlmodus  dem  gesetzlicher]  Wege  vorzubehalten  und  unter  die 
königliche  Proposition  eine  provisorische  Verordnung  über  die 
ReiclwaUuahl  durch  den  Landtag  aufzunehmen,  worüber  dann  allen- 
falls ein  Antrcoronationalartikel  zustande  kommen  könnte.  Wird 
mm   auch    diese    Verordnung    nicht    vollzogen    und    kommt    kein    Al>- 

Lnetor  ;ms  Ungarn,  so  ist  doch  der  Reichst«!  formell  einberufen 
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und  er  kann,  abgesehen  von  den  vorhandenen  Lücken,  seine  drin- 
genden Arbeiten  legal  beginnen. 

Als  Ergebnis  dieser  Debatte  stellt  das  Protokoll  der  Minister- 
konferenz fest: 

„Nach  längerer  Erörterung  der  hierbei  einschlägigen  Fragen  ver- 
einigten sich  die  Minister  Schmerling,  Plener  und  Graf  Szeosen,  dann 
der  Hofkanzler  von  Szögyeny  beiläufig  über  folgende  von  Sr.  Majestät 
Allergmädigst  genehmigte  Textierung:  über  die  Art  der  Entsendung 
der  Mitglieder  aus  Ungarn,  Siebenbürgen,  Kroatien  und  Slawonien 
wird  der  Kaiser,  bis  darüber  ein  Gesetz  im  verfassungsmäßigen  Wege 
zustandekommt,  den  bezüglichen  Landtagen  provisorische  Anord- 
nungen zukommen  lassen."  Hierauf  ergriff  der  Kaiser  selbst  das 
Wort.  Das  Protokoll  teilt  darüber  mit:  „Seine  Majestät  der  Kaiser 
geruhten  zu  bemerken,  daß  bei  Aufzählung  der  finanziellen  Attri- 
butionen des  Reichsrates  vom  Texte  des  Diploms  auf  eine  die  Be- 
fugnisse des    Körpers  erweiternde  Weise  abgegangen  worden  sei. 

Die  größte  Vorsicht  war  hierbei  unerläßlich,  da  man  darauf 
gefaßt  sein  müsse,  bei  dem  Eintritte  gewisser  Eventualitäten  einer 
regierungsfeindlichen  Majorität  des  Reichsrates  gegenüberzustehen, 
welche  der  Armee  und  der  Administration  den  Lebensnerv  durch 
Zurückweisung  des  Budgets,  Verweigerung  von  Steuern  usw.  wird 
abschneiden  wollen.  Welche  Gefahren  selbst  (für  die  Existenz  des 
Staates  daraus  hervorgehen  können,  liegt  am  Tage  und  diesen  Ge- 
fahren muß  im  Statut  vorgebeugt  werden. 

Allerdings  ist  in  demselben  ausgesprochen,  daß,  wenn  die  Er- 
höhung vorhandener  oder  die  Einführung  neuer  Steuern  nicht  ver- 
einbart werden  kann,  die  bestehenden  Steuern  und  Abgaben  fort 
zu  entrichten  seien.  Allein  diese  Bestimmung  scheint  nur  für  den 
bezeichneten  Fall  und  nicht  allgemein  genug  festgesetzt;  sie  ist  daher 
entsprechend  textiert  an  einer  anderen  Stelle  des  Paragraphen  ein- 
zuschalten und  von  dem  Ausdruck:  „Die  Feststellung  des  Voran- 
schlages durch  ein  Gesetz"  sind  die  Worte  „durch  ein  Gesetz"  zu 
streichen,  welche  im  Diplom  enthalten  sind."  *)  Auf  diese  Weisung 
des  Kaisers  hin  erklärte  der  Staatsminister,  er  übernehme,  die  dies- 
fällige  Berichtigung  vorzunehmen.  Nachdem  ferner  Graf  Szeosen 
die  Anwendung  des  Wortes  „Reichsangelegenheiten"  in  den  die 
Kompetenz  des  Reichsrates  festsetzenden  Paragraphen  10  und  11  des 
Grundgesetzes  bemängelt  hatte,  gestattete  der  Kaiser,  daß  statt  dieses 


*)  Die  betreffende  Stelle  in  dem  Entwurf  des  Grundgesetzes  lautet: 
„Alle  Angelegenheiten  der  Reichsfinanzen  überhaupt,  insbesondere  die  jähr- 
lichen Voranschläge  des  Staatshaushaltes,  welche  für  jede  Finanzperiode 
durch  ein  Gesetz  festzustellen  sind." 
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Wortes  ein  Ausdruck  von  gleicher  Bedeutung  gebraucht  werde.  Fer- 
ner beanstandete  der  Kaiser  die  in  dem  Entwurf  des  Grundgesetzes 
vorgesehene  Angelobung  der  Statutsbestimmungen  durch  seinen 
Nachfolger  am  Throne,  worauf  Herr  von  Schmerling  die  Modalität 
vorschlug,  „daß  a.  h.  Dieselben  die  Beobachtung  des  Statuts  seiner- 
zeit lediglich  in  a.  h.  Ihrem  Thronbesteigungspatente  anzugeloben 
haben  würde,  wodurch  sich  die  Ablegung  besonderer  Gelöbnisse 
oder  Eide  beheben  würde." 

In  derselben  Sitzung  gelangte  noch  eine  weitere  nicht  unwichtige 
Angelegenheit  zur  Sprache,  nämlich  die  geplante  Erla9sung  eines 
a.  h.  Patentes  wegen  Auflösung  des  ständigen  und  verstärkten 
Reichsrates  und  wegen  Errichtung  des  als  Nachfolger  für  jenen  in 
Aussicht  genommenen  Staatsrates.  Hierüber  war  eine  besondere 
Ministerkonferenz  am  17.  Februar  abgehalten  worden,  in  welcher  der 
Text  des  betreffenden  kaiserlichen  Patentes  festgestellt  worden  war. 
Den  Grundgedanken  bei  dieser  Neuerung  bildete  die  Erkenntnis, 
daß  der  1851  geschaffene  ständige  Reichsrat  mit  den  neuen  politischen 
Einrichtungen  nicht  vereinbarlich  sei,  daß  aber  doch  ein  unab- 
hängiges und  unverantwortliches  Organ  neben  dem  Ministerrate  bei 
Prüfung  von  Gesetzvorschlägen  die  nützlichsten  Dienste  leisten 
könnte.  Den  Hauptgegenstand  der  Debatte  bildete  die  Frage,  ob, 
wie  der  bezügliche  Gesetzentwurf  vorschlug,  der  Präsident  des 
Staatsrates  auch  Sitz  und  Stimme  im  Ministerrate  haben  solle.  Das 
Ergebnis  der  lebhaften  Diskussion  über  die  Frage  bestand  darin,  daß 
die  Konferenz  einstimmig  demi  Präsidenten  den  Rang  eines  Ministers 
und  die  Anwesenheit  bei  den  Beratungen  des  Ministerrates  zusprach, 
ihm  jedoch  die  Stimmführung  im  Ministerrate  vorenthielt. 

Der  Minister  des  Aeußern  Graf  Rechberg  hatte  schon  bei  dieser 
ersten  Beratung  die  Befürchtung  geäußert,  daß  der  Staatsratspräsi- 
dent durch  die  ihm  zugesprochene  Teilnahme  am  Ministerrate  dem 
Ministerpräsidenten  untergeordnet  erscheinen  werde.  Ihm  lag  daran. 
möglichst  viel  von  dem  alten  durch  Kübeck  eingerichteten  Staats- 
rate zu  erhalten.  In  Anwesenheit  des  Kaisers  vertrat  nun  Gral 
Rechberg  neuerlich  seinen  Standpunkt  und  meinte,  daß  durch  die 
■  orjeschlagene  Ordnung  die  Unabhängigkeit  der  staatsrätlichen  Gut- 
achten vom  Ministerium  beeinträchtigt  würde.  Auf  diese  Unab- 
hängigkeit wird  aber  in  allen  konstitutionellen  Staaten,  und  zwar 
mit  Recht,  der  größte  Wert  gelegt.  Darauf  erwiderte  der  Staats- 
ininister.  daß,  wenngleich  der  Ministerpräsident  dein  Staatsrats- 
prftsidentea   im    Range  vorzugehen  hätte,  darin    allein   sowie  üher- 

pt    in   keiner    Bestimmung    des   Statuts   keine    Unterstellung   des 
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Staatsratspräsidenten  ausgesprochen  sei.  Die  beiden  Präsidenten 
sind  nur  die  vermittelnden  Glieder  beim  Verkehr  der  beiden  von- 
einander ganz  unabhängigen  Körper.  Der  Kaiser  bestimmte  hierauf, 
daß  über  die  Teilnahme  des  Staatsratspräsidenten  an  den  Abstim- 
mungen im  Ministerrate  nichts  gesagt  und  lediglich  ausgesprochen 
werde:  „Der  Staatsratspräsident  wohnt  den  Beratungen  der  Minister 
bei."  Im  übrigen  war  auch  noch  die  Frage  zur  Diskussion  gelangt, 
ob  der  Staatsratspräsident  über  Antrag  des  Ministerpräsidenten  zu 
ernennen  sei  oder  nicht.  Hierzu  „geruhten',  wie  das  Protokoll  be- 
merkt, „Seine  Majestät  der  Kaiser  zu  äußern,  daß  a.  h.  dieselben 
selbstverständlich  über  die  Wahl  dieses  Funktionärs  einen  Vorschlag 
des  Ministerpräsidenten  einholen  würde;  doch  finden  Allerhöchst 
Dieselben  es  nicht  für  nötig,  in  diesem  Statute  einen  Passus  darüber 
aufzunehmen,  der  als  Beschränkung  der  freien  a.  h.  Wahl  gedeutet 
werden  könnte.    Der  §  3  des  Entwurfes  wurde  daher  gelöscht." 


Ueberblickt  man  den  ganzen  Verlauf  der  vorstehend  verzeich- 
neten Debatten  im  Ministerrate  über  den  Entwurf  der  Februarver- 
fassung, so  ergibt  sich  als  Haupteindruck  die  Einsicht  in  den  voll- 
ständigen Mißerfolg  der  Politik  der  ungarischen  Mitglieder  der 
Regierung.  Hält  iman  diese  Tatsache  und  die  Quellen,  aus  denen 
sie  sich  ergibt,  die  Protokolle  der  Ministerkonferenz  mit  der  Dar- 
stellung zusammen,  welche  Graf  Szecsen  in  seinem  handschriftlichen 
Memoire  vom  Juli  1861  und  in  der  (ziur  Rechtfertigung  der  Altkonser- 
vativen verfaßten  Denkschrift  „Drei  Jahre  Verfassungsarbeit"  ge- 
geben hat,  so  wird  man  die  Argumentation,  mit  der  Szecsen  seine 
und  des  Hofkanzlers  Vay  Politik  in  deim  hier  betrachteten  Zeitraum 
verteidigt,  in  einigen  Hauptpunkten  nicht  überzeugend  finden.  Graf 
Szecsen  geht  von  der  an  sich  unbestreitbaren  Tatsache  aus,  daß  der 
Staatsminister  von  Schmerling  in  der  Verfassungsfrage  die  Ideen 
und  Pläne  der  deutschen  Zentralisten,  zuvörderst  der  Wiener  Bureau- 
kratie,  so  gut  wie  vollständig  durchgesetzt  habe  und  bezeichnet  als 
den  kräftigsten  Helfer  bei  djesem  Werke  „die  jungen  und  die  alten 
Herren  im  Lande  des  heil.  Stephan,  die  in  den  Komitaten  von  1861 
die  heillose  Wirtschaft  angerichtet,  Ungarn  als  den  Feind  des  Reiches 
erscheinen  ließen  und  dadurch  den  ungarischen  Einfluß  in  Wien  auf 
Null  reduzierten".  Damit  hatte  nun  Graf  Scescen  zweifellos  Recht: 
wenn  er  aber  gleichzeitig  seiner  schweren  Enttäuschung  über  das 
Verhalten  Schmerlings  Ausdruck  gibt,  der  zur  Zeit  der  Herrschaft 
Bachs  und  vor  seiner  Berufung  in  die  Regierung  seine  Sympathie  für 
die  Ungarn  laut  bezeugt  und  die  Hoffnung  auf  den  Sieg  passiven 
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Widerstandes  ausgesprochen  habe,  dann  aber  sieh  von  den  „Staats- 
männern der  Wiener  Bureaukratie"  habe  beherrschen  lassen  und 
die  jenen  kongeniale  „Politik  des  Raubbaus",  der  Schonungslosigkeit 
gegen  die  ungarischen  Empfindungen  bereitwillig  mitgemacht  habe, 
so  wird  man  den  Staatsminister  auch  dann,  wenn  man  sein  Verfas- 
sungswerk noch  so  kritisch  betrachtet,  gegen  solche  Anklagen  ver- 
teidigen müssen.  Die  Wahrheit  ist  die,  daß  Scescen  und  seine 
Freunde  sich  über  Herrn  von  Schmerlings  politische  Persönlichkeit 
offenbar  in  ebenso  großen  Selbsttäuschungen  bewegten,  wie  sie 
Opfer  einer  solchen  in  der  Beurteilung  der  Bewegung  im  eigenen 
Volke  und  der  leitenden  Persönlichkeiten  des  Magyarentums  von 
1860  gewesen  sind.  Daß  Herr  von  Schmerling  eine  andere  Politik 
als  die  der  Aufreohthaltung  des  Reichsverbandes  und  der  Einord- 
nung Ungarns  in  diesen  machen  könnte,  mußte  dem  in  Wien  so  wohl 
bewanderten  Grafen  Scescen  so  klar  sein,  wie  es  damals  jedermann 
wußte:  Schmerlings  politische  Individualität  war  längst  so  aus- 
gearbeitet und  seine  eher  der  Passivität  zuneigende  Beharrlichkeit 
im  Festhalten  der  großen  Gesichtspunkte  seiner  Politik  so  wohl- 
bekannt, daß  die  Altkonservativen  kein  Schwanken  und  vollends 
keine  Schwenkung  von  dem  stolzen,  autoritativen  Altösterreicher  er- 
warten konnten.  Worin  lag  nun  eigentlich  —  folgt  man  den  Proto- 
kollen der  Ministerkonferenz  —  die  Verschiedenheit  in  Schmerlings 
konstitutioneller  Politik  und  jener  der  ungarischen  Minister?  Sieht 
man  von  den  Rekriminationen  der  letzteren  hinsichtlich  der  „an- 
stößigen" Terminologie  des  Entwurfes  ab  —  darin  wurden  sie  übri- 
gens durch  Entscheidungen  des  Kaisers,  wie  wir  wissen,  zufrieden 
gestellt  — ,  so  bleibt  einzig  und  allein  die  Frage  der  Beschickung 
des  Reichsrats  durch  den  ungarischen  Landtag,  der  §  7  des  Statuts, 
als  ernstes  Gravaimen  und  als  derjenige  Punkt  übrig,  in  welchem 
die  beiden  ungarischen  Minister  durch  die  Mehrheit  der  Konferenz 
überstimmt  wurden.  Aber  auch  in  diesem  Punkte  hatten  sie  den 
Erfolg  des  kaiserlichen  Handschreibens  für  sich,  das  den  proviso- 
rischen Charakter  dieser  Bestimmung  des  Grundgesetzes  deutlich 
genug  erkennen  ließ. 

Allerdings  erhebt  Graf  Scescen  den  Vorwurf  gegen  den  Staats- 
minister, daß  er  durch  sein  Statut  nicht  so  sehr  wider  die  Worte  des 
Oktober-Diplome,  als  wider  dessen  Geist  gesündigt  hal>e;  dieser  sei 
der  Geist  der  Schonung  und  Rücksicht  gewesen,  die  man  in  Wien 
jetzt  fallen  ließ  und  an  deren  Stelle  man  den  Geist  des  „Diktates" 
breten  ließ,  um  Ergebnisse  herbeizuführen,  welche  nur  „freie  Ver- 
einbarung mit  den  vollberechtigten  Ländern  der  ungarischen  Krone" 
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bewirken  konnte.  Mit  einem  Worte:  die  „Transaktionspolitik", 
welche  der  politische  Grundgedanke  des  Oktoberdiplolmis  gewesen 
ist,  hat  bei  Schmerling  kein  Verständnis  gefunden.  Soviel  ist  nun, 
wenn  man  die  endgültige  Lösung  der  Reichskrise  von  1865 — 1867 
ins  Auge  faßt,  an  diesem  Vorwurfe  richtig:  daß  nämlich  in  der  Tat 
jene  Lösung  nur  durch  „Transaktionen",  d.  h.  durch  Herbeiführung 
eines  Kompromisses  zwischen  den  beiden  „Rechtsstandpunkten", 
dem  ider  Verwirkungätheorie  auf  österreichischer  Seite  und  dem  der 
reinen  Personalunion  auf  ungarischer  Seite,  zustande  gebracht  wor- 
den ist.  Die  entscheidende  Frage  ist  nun  doch  die,  ob  die  Grund- 
lage, von  der  aus  die  Altkonservativen  die  „Transaktion"  anboten, 
die  richtige  gewesen  ist,  d.  h.  ob  sie  von  einer  richtigen  Beurteilung 
der  in  Ungarn  und  vor  allem  in  der  magyarischen  Gesellschaft  vor- 
handenen politischen  und  sozialen  Kräfte  und  Machtverhältnisse  aus- 
gegangen ist?  Und  damit  ist  dann  die  weitere  Frage  verknüpft,  ob 
Schmerlings  Annahme  oder  Ablehnung  solcher  Transaktionspolitik 
vom  Standpunkte  der  allgemeinen  Machtverhältnisse  der  Dynastie 
sowie  der  politischen  Strömungen  und  finanziellen  Zustände  in  den 
„Erbländern"  sich  erklären  oder  rechtfertigen  läßt?  Was  nun  die 
erste  Frage  betrifft,  so  muß  meines  Erachtens  die  Antwort  unbedingt 
verneinend  lauten.  Die  „Transaktionspolitik"  Scescens  litt  vor 
allem  daran,  daß  sie  ihre  Erfolge  auf  einer  durchaus  unrichtigen 
Schätzung  der  magyarischen  Denkweise  und  des  politischen  Cha- 
rakters der  maßgebenden  Schichten  der  ungarischen  Gesellschaft, 
der  Gentry,  und  ihres  liberalisierenden  Anhanges  gründen  wollte. 
Graf  Scescen  wollte,  wie  sein  Werk,  das  Oktoberdiplom,  unwider- 
leglich zeigt,  auf  dem  Boden  einer  offenen  formellen  Anerkennung 
der  „Gesamtmonarchie"  transigieren :  und  gerade  das  war  unmög- 
lich, denn  dafür  war  die  dauernde  Wirkung,  wTelche  die  März- 
revolution von  1848  in  Ungarn  hinterlassen  hatte,  zu  stark.  Joseph 
von  Eötvös,  der  noch  im  Frühling  von  1859  gleich  Scescen  an  die 
Möglichkeit  eines  „Reiches"  und  „Reichsrates"  vom  ungarischen 
Standpunkte  geglaubt  hatte,  sah  schärfer  als  Scescen,  Dessewffy  und 
Vay:  er  widerrief  seine  Schrift  durch  sein  „concludentes"  Verhalten 
vom  Anfang  des  Jahres  1860  ab  aufs  nachdrücklichste.  Graf 
Scescen  wirft  in  seinen  Rekriminationen  in  der  veröffentlichten 
Denkschrift  seiner  Partei,  dem  Staatsminister  und  seinen  deutsch- 
liberalen Anhängern  vor,  sie  hätten  sich  betreffs  der  Bewregiung  in 
den  ungarischen  Komitaten  eines  großen  Mißverständnisses  schuldig 
gemacht;  sie  hätten  diese  Bewegung  für  eine  rein  politische,  demo- 
kratische gehalten,  während  sie  in  Wahrheit  eine  rein  national-auto- 
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nomiistische    war,    ausschließlich    auf   die    Erringung    eines    unga- 
rischen Parlamentes  gerichtet  war.     Die  Ministerkonferenzproto- 
kolle zeigen  zur  Genüge,  daß  dieser  Vorwurf  unberechtigt  waT,  daß 
Schmerling  und  die  deutschen  Minister  von  der  wahren  Natur  der 
politischen  Bewegung  in  Ungarn  eine  durchaus  zutreffende  Vorstel- 
lung hatten.    Der  Vorwurf  des  Mißverständnisses  in  diesem  Betracht 
fällt  vielmehr  auf  Scescen  selbst  zurück,  dessen  „Transaktionspolitik" 
gerade  von  einer  Unterschätzung  des  magyarisch-nationalen  Momentes 
und  des  Unabhängigkeitsgedankens  in  der  politischen  Vorstellungs- 
welt seines  Volkes  ausging.    Damit  ist  aber  auch  die  zweite  oben  ge- 
stellte Frage,  und  auch  diese  verneinend,  beantwortet:  Schmerling 
und  seine  Ministerkollegen  hatten  guten  Grund,  den  Gedanken  an 
einen   Erfolg   der   „Transaktionspolitik"   Scescens    und    Vays   abzu- 
lehnen: nicht  bloß  wegen  der  immer  bedrohlicher  sich  gestaltenden 
Widerstandsbewegung    im  Lande,    sondern    wegen    der  prinzipiell 
mangelhaften  Grundlage  für  ein  „Transigieren"  in  der  Weise,  wie 
Scescen  das  immer  wieder  in  unklaren  Wendungen  andeutete.    Sie 
hatten  eben  kein  Vertrauen  zu  der  Möglichkeit,  daß  die  magyarischen 
Parteien  auf  der  Basis  der  Anerkennung  des  Reichsverbandes  über- 
haupt „transigieren"  würden,  auf  einer  Grundlage  aber,  die  von  der 
formellen  Reiohseiniheit  absah,  zu  unterhandeln,  war  für  Schmerling 
ebenso  wie  für   Plener    und   Lasser   ein  unvollziehbarer   Gedanke. 
Dafür  war  die  Zeit  noch  nicht  reif.    So  sahen  Schmerling  und  seine 
politischen  Freunde  von  vornherein  ruhig  der  Notwendigkeit  einer 
neuerlichen  Periode  absolutistischer  Regierungsweise  in  Ungarn  ent- 
gegen. Dabei  mag  Schmerling  in  seiner  durchaus  autoritativen  Denk- 
weise aufs  stärkste  bedauert  haben,  daß  die  Politik  der  vereinigten 
Adelsfraktionen    unter  Führung    der  ungarischen    Altkonservativen 
zugleich    mit    dem  Oktoberdiplom    die    überhastete  Aufhebung  der 
Bachschen  Administration  in  Ungarn  ins  Werk  gesetzt  hatten.     Das 
machte  Schmerling  die  Durchführung  seiner  Politik  von  vornherein 
schwieriger,  als  es  sonst  der   Fall  gewesen  wäre:   wenn  auch  die 
magyarischen  und  die   ihr  nahestehenden  anderen   Volkselemente 
höchstwahrscheinlich  auch  dann  die  gleichen  politischen  Bestrebungen 
verfolgt  hätten,  so  wäre  es  doch  möglich  gewesen,  Slowaken,   Ru- 
mänen und  Serben,  wohl  auch  die  Deutschen  in  Ungarn  zu  einer 
riMch>fro.undlichen  Gegenbewegung  von  oben  her  zu   organisieren. 
Dom    stand    allerdings  die  kulturelle  Unterlegenheit  dieser  Völker 
und    Volkaaplitter  den  Magyaren  und  ihrem  seit  Jahrhunderten  im 
ganzen  Lande  als  Herrscher  anerkannten  Adel  gegenüber  im  Wege. 
Endttoh  darf  man  nicht  übersehen,  daß  —  wie  Graf  Hechberg  es  ein- 
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mal  deutlich  ausgesprochen  hat  —  die  Nachgiebigkeit  des  Kaisers 
und  der  Zentralregierung  gegen  das  Magyar  entum  in  erster  Linie 
mit  Gesichtspunkten  der  äußeren  Politik  zusammenhing.  Die  Akten 
des  Ministeriums  des  Aeußern  zeigen,  wie  groß  während  des  Jahres 
1860  und  auch  darüber  hinaus  die  Furcht  des  Wiener  Hofes  vor 
einem  neuerlichen  Angriff  Napoleons  und  der  von  Kossuith  und 
Pulszky  in  Italien  und  in  den  Donaufürstentümern  lebhaft  betrie- 
benen Zettelungen  und  Rüstungsversuche  gewesen  ist. 

Die  innere  Brüohigkeit  der  ganzen  von  Scescen  und  Vay  seit  dem 
Sturze  Goluchowskis  betriebenen  Hof-  und  Kabinettspolitik  hatte 
Schme'rling  in  helles  Licht  gesetzt,  als  er  in  der  Ministerkonferenz 
die  Kritik,  die  Scescen  an  dem  durch  den  Entwurf  des  Statuts  ge- 
schaffenen Zentralparlament  als  an  einer  großen  Abweichung  vom 
Oktoberdiplom  übte,  mit  dem  brüsken  Hinweis  darauf  abwehrte,  daß 
der  ungarische  Hofkanzler  immer  wieder  selbst  das  Verlangen 
nach  einem  Reichsratskörper  ausgesprochen  habe,  der  so  groß  und 
mit  solchen  parlamentarischen  Befugnissen  ausgestattet  sei,  daß  er 
in  Ungarn  „imponiere".  Gerade  dieses  in  der  politischen  Umgangs- 
sprache Wiens  damals  und  später  so  beliebte  Wort  und  die  ganze 
darin  steckende  politische  Psychologie  ist  charakteristisch  für  die 
bei  aller  seiner  westeuropäischen  Bildung  doch  sehr  ausgesprochene 
kavaliers-  und  imagnatenhafte  Politik  des  Grafen  Scescen,  der  dieses 
Argument  auch  wiederholt  in  seinen  Reden  und  Schriften  vorbringt. 
Er  mutete  damit  der  von  Franz  Deak  und  Joseph  Eötvös  geführten 
öffentlichen  Meinung  Ungarns  eine  Wendung  zu,  die  nur  aus  einer 
erstaunlichen  Selbsttäuschung  Scescens  und  seiner  Freunde  über  die 
grundlegenden  Tendenzen  der  magyarischen  Politik  und  ihrer  seit 
Jeher  auf  streng  juristische  Prinzipien  aufgebauten  Methoden  des 
Kampfes  gegen  die  dynastische  Reichsidee  erklärt  werden  kann. 
Die  wiederholt  und  emphatisch  vorgebrachte  Berufung  Scescens  auf 
seine  Wirksamkeit  zugunsten  einer  Hinwendung  der  Wiener  Zentral- 
regierung und  des  Hofes  zum  „Liberalismus"  macht  übrigens  auf  den 
Kenner  der  Ministerratsprotokolle  einen  sonderbaren  Eindruck:  in 
den  Debatten,  die  sie  enthalten,  ist  von  einem  Hervortreten  Scescens 
In  liberaler  Richtung  sehr  wenig  zu  bemerken.  Wie  er  bei  der  Be- 
ratung der  Goluchowskischen  Landesstatute  vielmehr  durchaus  als 
Anwalt  der  feudal-konservativen  Wünsche  des  Grafen  Clam  sich  be- 
tätigt hat,  ist  schon  oben  bemerkt  worden. 

Das  Scheitern  der  altkonservativen  Politik,  wie  es  die  Oktroyie- 
rung des  Februairpatentes  besiegelte,  ist  also,  kritisch  betrachtet,  nur 
die  notwendige  Folge  gewesen  der   Unklarheit,    Halbschlächtigkeit 
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und  doch  im  letzten  Grunde  nur  als  dilettantisch  zu  bezeichnenden 
Adelspolitik,  von  Männern  betrieben,  die  glaubten,  daß  geistreiche 
und  von  den  besten  Absichten  geleitete  Persönlichkeiten,  denen  das 
Vertrauen  der  breiteren  Schichten  auch  nur  ihrer  eigenen  Klasse, 
vollends  aber  jeder  Zusammenhang  mit  den  Völkern  fehlte,  durch 
ihre  guten  „Verbindungen"  am  Hofe  selbst  in  der  nunmehr  auch 
für  Oester reich  und  Ungarn  angebrochenen  neuen  Zeit  dennoch 
große  Entscheidungen  herbeizuführen  vermöchten.  Wie  in  Oester- 
reich  die  historisch-fundierte  Macht  der  Bureaukratie  den  mit  dem 
Oktoberdiplom  vom  böhmischen  Hochadel  unternommenen  Versuefa 
erfolgreich  abwehrte,  so  hat  die  magyarische  Gentry  mit  sicherem 
politischen  Instinkt  auch  ischon  den  Anfang  zu  solcher  „Transaktions- 
politik" der  Magnatenfraktion  mit  Entschiedenheit  abgelehnt  und  da- 
durch erst  recht  sich  die  Zukunft  und  die  eigene  Machtentfaltung 
gesichert. 


Fünftes  Kapitel. 

Das  Verfassungswerk  des  Februarpatentes. 

Das  Februarpatent  bezeichnet  sich  selbst  als  einen  Staatsakt,  der 
das  mit  dem  Oktoberdiplom  begonnene  Werk  zu  Ende  führt;  es  ver- 
kündet den  ganzen  „Inbegriff  von  Grundgesetzen  unseres  Reiches". 
Was  ist  nun  das  Wesen  dieser  Verfassungsschöpfung?  Welche  poli- 
tischen Ideen  sind  darin  niedergelegt,  welchen  Zielen  streben  sie  zu? 

Den  Ausgangspunkt  zur  Beantwortung  dieser  Fragen  bildet  das 
Grundgesetz  vom  20.  Oktober  1860.  Das  „Diplom"  ist,  wie  wir 
wissen,  als  ein  politisches  und  verfassungsentwerfendee  Programm 
entstanden;  es  legte  eine  bestimmte  Grundanschauung  vom  W 
der  Monarchie  als  des  Inbegriffes  der  alle  [.ander  umfassenden  Herr- 
schaftseinheit des  absoluten  Monarchen  zum  Fundament  der  neuen 
Einrichtungen  fest,  die  es  verhieß,  aber  doch  nur  ganz,  allgeniein  um- 
schrieb. Es  ist  nun  oben  —  hoffentlich  zur  Genüge  —  festgestellt 
worden,  daß  jene  prinzipielle  Anschauung  vom  Wesen  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  eine  ganz  eigentümlich  gefärbte 
t'ödrralisiische  Theorie  gewesen  ist,  die  wieder  in  erster  Linie  von 
einer  bestimmten  politischen  Tendenz  beherrscht  wurde:  nämlich  von 
dem  Streben  des  ungarischen  rlocbadeje,  die  ungarische  Landesver- 
fassung wiederherzustellen  und  dafür  das  1849  geschaffene  Kaiser- 
reich Oesterreich  in  einer  in  ihrer  Vollendung  noch  ganz  unbe- 
stimmten   Form    auch    vom   ungarischen    Standpunkte   aus   anzuer- 
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kennen.  Szecsen  und  seine  Freunde  wurden  für  das  ganze  „Reich" 
zu  Föderalisten,  weil  isie  nur  durch  die  möglichst  weitgehende  Aus- 
dehnung des  Begriffes  der  Autonomie  möglichst  viel  von  der  histori- 
schen Staatlichkeit  Ungarns  wieder  zu  erlangen  hoffen  konnten;  ihnen 
kam,  wie  wir  wissen,  das  im  Grunde  völlig  gleichartige  Streben  des 
böhmischen  Hoohadels  zu  Hilfe.  *)  So  wird  denn  das  eigentliche 
Problem  der  neuen  Verfassung,  die  konstitutionelle  Frage,  als  deren 
politischer  Kern  das  Versprechen  des  Kaisers,  Gesetzgebungs-  und 
Besteuernngsgewalt  fortan  mit  den  Untertanen  zu  teilen,  anzusehen 
ist,  von  vornherein  ziu  einem  Problem  der  Organisation  des  Gesamt- 
reiches.  Die  große  Frage  ist  solchermaßen  gestellt:  Wie  soll  das  kon- 
stitutionelle Prinzip  in  der  habsburgischen  Monarchie  verwirklicht 
werden?  Durch  das  Ganze  oder  durch  iseine  Teile?  Die  Antwort 
des  Oktoberdiploms  ist  nun  prinzipiell  durchaus  unzweideutig: 
seinen  Schöpfern  ist  die  Monarchie  historisch  und  tatsächlich  nur 
eine  Vereinigung  von  politischen  Individualitäten  oder  „Staaten". 
Diese  und  nicht  die  durch  ihre  Zusammenfassung  gebildete  Einheit 
sind  für  sie  das  Primäre  und  Entscheidende.  Somit  wird  die  kon- 
stitutionelle Funktion  unbedenklich  primär  in  den  Bereich  der  Land- 
tage der  Kronländer  gelegt;  ist  doch  für  den  ungarischen  und  böh- 
mischen Hochadel  das  wiederhergestellte  ungarische  „Orszaghäz", 
die  zu  neuem  Leben  zu  erweckende  böhmische  Snemovna  hüben  und 
drüben  der  erste  und  angesehenste  dieser  Landtage!  Daß  aber 
ein  „Reich"  existierte,  und  zwar  nicht  erst  seit  1849,  sondern  Jahr- 
hunderte länger,  konnte  und  wollte  Graf  Szecsen  nicht  übersehen: 
er  und  seine  Freunde  wünschten  schon  von  dem  Gesichtspunkt  ihres 
dynastisch-imperialistischen  Machtgedankens  aus  aufrichtig  die  Reichs- 
einheit, soweit  sie  ihnen  für  den  Machtzweck  unerläßlich  erschien. 
Er  und  seine  Freunde  wissen  sehr  gut,  daß,  wie  das  Oktoberdiplom 
sagt,  „bei  der  Konzentrierung  der  Staatsgewalt  in  den  Ländern  des 
europäischen  Festlandes  die  gemeinsame  Behandlung  der  höchsten 
Staatsaufgaben  für  die  Sicherheit  unserer  Monarchie  und  die  Wohl- 
fahrt ihrer  einzelnen  Länder  eine  unabweisliche  Notwendigkeit  ge- 
worden ist".  Darum  überträgt  das  Diplom  die  Gesetzgebung  für 
alle  „Rechte,  Pflichten  und  Interessen,  die  allen  unseren  König- 
reichen und  Ländern  gemeinschaftlich  sind,  namentlich  die  Gesetz- 
gebung über  das  Münz-,  Geld-  und  Kreditwesen,  über  die  Zölle  und 


*)  Dieser  Grundgedanke  der  Politik  der  magyarischein  Altkonservativen 
kommt  in  aller  Deutlichkeit  und  unter  höchst  interessanter  und  ausführlicher 
Argumentation  zur  Geltung  in  der  schon  oben  erwähnten  Denkschrift:  „Ver- 
fassung Oesterreichs  auf  ungarischen  Grundlagen  mit  Rücksicht  auf  den 
Status  quo  und  den  vermehrten  Reichsrat."   Siehe  dieselbe  unten  im  Anhang. 
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Handelssachen,  ferner  über  die  Grundsätze  des  Zettelbankenwesens, 
die  Gesetzgebung  betreffend  die  Grundsätze  des  Post-,  Telegraphen- 
und  Eisenbahnwesens,  über  die  Art  und  Weise  und  die  Ordnung  der 
Militärpflichtigkeit,  in  Zukunft"  auf  ein  zentrales  Organ,  welches 
durch  die  Delegation  der  Landtage  gebildet  wird.  Als  solches 
Zentralorgan  aber  finden  die  Verfasser  des  Oktoberdiploms  den  durch 
die  oktroyierte  Verfassung  des  Jahres  1849  geschaffenen  und  allein 
von  dieser  ganzen  Verfassung  übrig  gebliebenen  „Reichsrat"  vor,  den 
ja  schon  die  kaiserliche  Verordnung  vom  15.  März  1860  aus  einem 
reinen  Staatsrat  zu  einer  Notabeinversammlung  auf  breiterer  Basis 
umgebildet  hatte.  Alle  anderen  Aufgaben  der  Gesetzgebung  aber 
weist  das  Oktoberdiplom  den  Landtagen  zu,  und  zwar  in  den  unga- 
rischen Ländern  gemäß  ihrer  historischen  Verfassung,  in  den  übrigen 
Königreichen  und  Ländern  auf  Grund  ihrer  alsbald  zu  erlassenden 
Landesordnungen.  Insoweit  ist  der  Gedankengang  der  ungarisch- 
böhmischen „Autonomisten"  vom  hohen  Adel  ebenso  kurz  als  klar; 
nur  fällt  ihnen  aber  doch  plötzlich  die  Tatsache  schwer  aufs  Herz, 
daß  es  doch  auch  etwas  wie  einen  engeren  „österreichischen  Staat" 
seit  langem  gibt,  einen  Staat,  der,  seit  Maria  Theresia  in  seiner  Aus- 
bildung stetig  fortschreitend,  alle  nichtungarischen  Länder  auf  das 
engste  miteinander  verbunden  hat.  Man  merkt  nun,  wenn  man  den 
betreffenden  Absatz  liest,  wie  schwer  und  zögernd  sich  die  Urheber 
des  Oktoberdiploms  dazu  entschließen,  diesen  „Staat"  anzuerkennen. 
Es  heißt  da: 

„Nachdem  jedoch  mit  Ausnahme  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  auch  in  Betreff  solcher  Gegenstände  der  Gesetzgebung,  welche 
nicht  der  ausschließlichen  Kompetenz  des  gesamten  Reichsrates 
zukommen,  seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren  für  Unsere  übrigen 
Länder  eine  gemeinsame  Behandlung  und  Entscheidung  statt- 
gefunden hat,  behalten  wir  uns  vor,  auch  solche  Gegenstände  mit 
verfassungsmäßiger  Mitwirkung  des  Reichsrates  unter  Zuziehung  der 
Reichsräte  dieser  Länder  behandeln  zu  lassen. 

Eine  gemeinsame  Behandlung  kann  auch  stattfinden,  wenn  eine 
solche  in  Betreff  der  der  Kompetenz  des  Reichsrates  nicht  vorbehal- 
tenen Gegenstände  von  dem  betreffenden  Landtage  gewünscht  und 
beantragt  werden  sollte." 

Man  denke:  gemeinsame  „Behandlung  und  Entscheidung"  neu  neu 
die  Verfasser  des  Oktoberdiploms  die  großartige,  das  ganze  Leben 
der  österreichischen  Völker  umfassende,  bis  ins  kleinste  Detail  sich 
erstreckende  Staatsschöpfung  und  Staatsverwaltung  der  großen 
Kaiserin  und  ihrer  Nachfolger]     Diese  wie  ein   dichtes  Netz  gespon- 
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nene  Administration  der  Zentralstellen  und  der  von  innen  ressortie- 
renden  Organisation  der  politischen  Verwaltung,  der  Pflege  der  Land- 
wirtschaft, des  Gewerbewesens,  der  Polizei  und  der  Finanzen,  des 
Verkehrswesens  und  des  Unterrichtes  gleichmäßig  durch  alle  Kron- 
länder! Und  nun  wird  von  dieser  ganzen  Summe  von  Staatsfunk- 
tionen, die  das  Bachsche  System  neuerlich  reorganisiert  und  verstärkt 
hat,  ganz  einfach  gesagt,  daß  der  Monarch  sich  „vorbehalte",  solche 
Gegenstände  mit  verfassungsmäßiger  Mitwirkung  des  Reichsrates  und 
der  Zustimmung  der  Reichsräte  der  betreffenden  Länder  „behan- 
deln" zu  lassen!  Was  es  aber  mit  dieser  verfassungsmäßigen  „Mit- 
wirkung" auf  sich  hatte,  läßt  sich  denken,  wenn  man  sich  darauf 
besinnt,  daß  der  ganze  Reichsrat  gleichzeitig  mit  der  Erlassung  des 
Oktoberdiploms  auf  den  Bestand  von  100  durch  die  Landtage  ziu 
delegierenden  Mitgliedern  (Ungarn  imiteingerechnet)  erhöht  wurde! 

Die  legislative  Behandlung  des  größten  Teiles  der  öffentlichen, 
insbesondere  auch  der  wirtschaftlichen  Interessen  aller  Königreiche 
und  Länder,  welche  seit  einem  Jahrhundert  die  Regierurigs-  und  Ver- 
waltungstätigkeit des  theresianischen  Staates  ausmachten,  sollte  also 
einen  Bruchteil  dieses  Kollegiums,  also  etwa  einer  Körperschaft  von 
50  bis  60  Delegierten,  als  Aufgabe  auf allen!  Wie  unausführbar  dieser 
ganze  Verfassungsplan  von  1860  gewesen  ist  —  allein  vom  Stand- 
punkte der  Verwaltung  aus  betrachtet  — ,  das  ist  bereits  oben  er- 
örtert worden:  darüber  nämlich,  wie  die  Exekutive,  die  unter 
der  Zentralregierung  vereinigte  staatliche  Gewalt  entsprechend  der 
Omnipotenz  der  Landtage  neuorganisiert  werden  solle,  was  bei  solcher 
Dezentralisation  der  Gesetzgebung  noch  an  Regierungsmacht  in  den 
Händen  der  Reichs-  und  Staatsregierung  verbleibe,  über  dieses  wich- 
tigste Problem  ist  in  dem  Diplom  kein  Wort  enthalten.  Infolgedessen 
repräsentierte  auch  nach  der  Verkündung  des  Diploms  die  Zentral- 
regierung und  das  ihr  unterstehende  Behördensystem  als  Träger  der 
gesamten  und  unbeschränkten  Exekutivgewalt  des  Monarchen  das 
Ganze  der  österreichischen  Staatsfunktionen  immer  noch  geradeso 
wie  dies  seit  hundert  Jahren  und  länger  der  Fall  war. 

Was  zunächst  die  Frage  der  Reichsregierung  und  Reichsverwal- 
tung betraf,  so  wird  weder  aus  den  Ministerkonferenzprotokollen  noch 
aus  der  altkonservativen  Publizistik  klar,  wie  sich  Szescen  und  seine 
Freunde  die  Lösung  dieses  Problems  dachten.  Alle  Anzeichen  deuten 
darauf  hin,  daß  ihnen  wenigstens  für  die  nächste  Zeit  eine  solche 
Gestaltung  der  Wiener  Zentralregierung,  wie  sie  seit  der  Erfassung 
des  Oktoberdiploms  bestand,  genügte.  Das  heißt  aber,  daß  sie  sich 
die  Wiener  Regierung  als  Reichsregierung  dachten,  in  welcher  der 
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ungarische  Hofkanzler  und  der  Vizekanzler  nebst  einem  oder  meh- 
reren ungarischen  Ministern  ohne  Portefeuille  den  ungarischen  Be- 
standteil der  Regierung  neben  den  österreichischen  Staatsoiinistern, 
dem  Finanz-  und  Handelsminister  sowie  dem  Kriegsminister  vor- 
stellten. Die  ungarische  Landeisregierung  gedachten  sie,  wie  die 
Ernennung  des  Tavernicus  und  Judex  Curiae  andeutete,  ganz  nach 
der  alten  ständischen  Staatsordnung  Ungarns  von  1847  wiederher- 
zustellen. *)  Was  aber  die  Stellung  der  Wiener  Zentralregierung 
zu  den  deutsch-slawischen  Kronländern  betrifft,  so  erschien  den  feu- 
dalen Verfassern  des  Diploms  der  ursprünglich  nur  für  diese  letz- 
teren geschaffene  historische  „Obrigkeitsstaat",  der  allerdings  seit 
1849  sich  auch  auf  die  Länder  jenseits  der  Leitha  ausgedehnt  hatte 
und  so  zum  einheitlichen  Kaiserreich  Oesterreich  geworden  war, 
begreiflich  genug  als  eine  besonders  schwere  Verlegenheit  inmitten 
ihrer  neuständischen  Ideenwelt;  das  Auskunftsmittel,  das  sie  dafür 
fanden,  zeigt  am  besten,  wie  wenig  sie  in  den  Umfang  und  den 
eigentlichen  Sinn  des  ganzen  Reichs-  und  Staatsproblems  der  habs- 
luirgischen  Monarchie  eingedrungen  waren.  Noch  verhältnismäßig 
leicht  glaubten  sie  sich  auf  dem  Gebiet,  das  damals  allein  als  „Ver- 
fassungsrecht" und  somit  als  das  Terrain  für  Konzessionen  an  das 
„Volk"  angesehen  wurde,  helfen  zu  können,  nämlich  was  die  „Ge- 
setzgebung" betrifft;  hierfür  erfanden  sie  sich  eben  —  ohne  noch 
den  Namen  dafür  festzulegen  —  den  „engeren"  Reichrat  zur  legis- 
lativen Behandlung  der  allen  nichtungarischen  Ländern  gemeinsamen 
Interessen.  Aber  selbst  da  fehlte  es  durchaus  an  der  Lösung  grund- 
hältiger  Fragen,  wie  z.  B.,  ob  diese  „österreichische  Rumpfkörper- 
schaft" ein  selbständiges  Budget  über  die  Bedürfnisse  und  die  Ver- 
waltung „Oesterreichs"  als  Gesamtheit  der  nichtungarischen  Länder 
zu  erledigen  haben  oder  ob  es  nur  einen  Reichsvoransrhlag  neben 
werde.  Ueber  die  bei  jeder  solchen  dualistischen  Gliederung  des 
Kaiserreiches  unentbehrlichen  Vorkehrungen  für  eine  Neuordnung 
der  Regierungsgewalt  und  Administrative,  vor  allem  auch  über  die 
Relation  der  Reichsregierung  und  Reichsverwaltung  zu  der  Landes- 
regierung in  Ungarn  einerseits,  zum  erbländischen  Obrigkeitsstaat 
und  zu  dessen  ausgebildeter  Zentralregierung  anderseits  fehlt  aber 


*)  Eine  Bemerkung,  di©  Graf  Szecsen  einmal  in  der  Ministerkonfereiiz 

Ober  die    „heikMche   nage"   der  verantwortlichen   ungarischen  Regierung 

macht,  Hiiu  aber  vermuten,  daß  Sxecsen  selbst  nicht  recht  an  die  Aussichten 

r  altkoneervattven  Politik  der  Restauration  der  altungarischen  Landes- 

anung  glaubte. 
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im  Oktoberdiplom  jeder  Plan,  ja  jedes  Wort.*)  Kein  Wunder,  daß 
die  staatskluge  und  politisch  gebildete  deutsche  Bureaukratie  in 
Wien  das  „Diplom",  sobald  es  ans  Tageslicht  getreten,  auch  schon 
zu  den  Toten  warf:  es  kann  auch  den  diesen  Kreisen  angehörigen 
politischen  und  militärischen  Persönlichkeiten  am  Hofe  nicht  schwer 
gefallen  sein,  den  Monarchen  von  der  Unvereinbarkeit  einer  solchen 
Reichs-  und  Staatsordnung,  wie  Szecsen,  Clam  und  Goluchowski  sie 
entworfen  hatten,  mit  der  Fortdauer  der  kaiserlichen  Machtvoll- 
kommenheit und  der  Sicherheit  dynastischer  Interessen  zu  über- 
zeugen. Da  man  nun  das  feierlich  verkündete  Diplom  nicht  wider- 
rufen konnte,  im  übrigen  dieses  doch  erst  „durchgeführt"  werden 
mußte,  so  kam  alles  darauf  an,  diese  Ausführung  so  zu  gestalten, 
daß  mindestens  der  erbländische  Obrigkeitsstaat  festgehalten,  seine 
doch  noch  so  „loyale"  Bevölkerung  beruhigt  und  vor  der  politischen 
Ansteckungsgefahr  bewahrt  werde,  welche  die  immer  mehr  an- 
schwellende Bewegung  und  Empörung  in  Ungarn  bedeutete.  Wenn 
die  Altkonservativen  hofften,  daß  die  von  der  liberalen  Bureaukratie 
in  Wien  für  solche  Beruhigung  immer  drängender  geforderten  Kon- 
zessionen an  die  liberalen  Prinzipien  ihre  Politik  der  „Transaktion", 
mit  dem  rebellischen  Magyarentum  der  Gentry  erleichtern  würden, 
so  lag  darin  eben  doch,  wie  wir  wissen,  eine  letzte  und  schwerste 
Selbsttäuschung  der  theoretisch-doktrinären  Politik  Szecsens  und 
seiner  Freunde. 

Wenden  wir  uns  nun  in  der  Prüfung  der  positiven  Ergebnisse 
der  Schmerlingschen  Verfassungsgesetzgebung  zunächst  den  rein 
politischen  Erungenschaften  zu,  die  das  Februarpatent  brachte, 
so  zeigt  sich  sogleich,  daß  das  Ausmaß  dessen,  was  Schmerling  bei 
seiner  „pflichtgemäßen"  Ausführung  des  Diploms  an  liberalen  Ideen 
einfließen  ließ,  von  Anfang  an  gering  war  und  durch  die  Beschlüsse 
der  Ministerkonferenz  noch  verringert  worden  ist.  Es  beschränkt 
sich  im  wesentlichen  darauf,  daß  man  nun  endlich  den  wahrhaft 
kindlichen  Gedanken  der  Oktoberdiplomaten  beseitigte,  wonach  als 
konstitutionelles  Zentralorgan  eines  Reiches  von  40  Millionen  ein 
von  100  Delegierten  der  Königreiche  und  Länder  umgebener  Nota- 
beln-Staatsrat  verfassungsmäßig  mitwirken  soll;  für  solches  Mißver- 
stehen der  eigenen  Zeit  war  der  alte  Reichsminister  von  der  Frank- 


*)  Hier  setzte  eben  jene,  wie  oben  dargelegt  wurde,  praktisch  doch  ganz 
aussichtslose  Theorie  vom  „Selfgovernment"  ein,  welche  nach  An.sieht  und 
Absicht  der  Grafen  Clam,  Nostitz  usw.  nach  und  nach  den  theresianisch- 
josefimisch-francisceischen  Obrigkeitsstaat  gänzlich  aufsaugen  sollte.  Und  da- 
bei wollte  man  gleichzeitig  die  absolutistische  Machtpolitik  des  Erzhauses 
samt  allen  seinem  Ansprüchen  in  Deutschland,  Italien,  in  den  Donaufürsten- 
tümertn  aufrechthalten! 
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Hirter  Paulskirche  doch  zu  sehr  lebens-  und  weltkundiger  Staats- 
maiui!  Dadurch,  daß  also  Schmerling  den  „Reichsrat"  m  eine  wirk- 
lich gesetzgebende  Körperschaft  von  343  Abgeordneten  verwandelte, 
gab  er  dem  Wort  „Verfassung"  erst  einen  halbwegs  ernst  zu  nehmen- 
den Inhalt.  Aber  im  übrigen  zeigte  das  Produkt  des  Schmerling- 
schen  verfassungsschöpferischen  Liberalismus  doch  sehr  bedenk- 
liche konstitutive  Lebensschwäche:  weder  die  jährliche  Bewilligung 
der  Steuern,  noch  das  Recht  der  Erteilung  der  rechnungsmäßigen 
Entlastung  an  die  Regierung  wurde  diesem  Reichsrate  zugebilligt, 
dagegen  wurde  durch  den  §  13  des  „Grundgesetzes",  die  Urform 
des  Nothelfers  aller  nachfolgenden  konstitutionellen  österreichischen 
Regierungen,  des  §  14,  dem  Ministerium  ein  Notverordnungsrecht 
in  einem  Maße  verliehen,  daß  dadurch  eigentlich  allein  schon  das 
ganze  konstitutionelle  Prinzip  wieder  aufgehoben  erschien.  Wenn 
sich  also  das  Patent  vom  26.  Februar  1861  als  Verkündung  einer 
Verfassung  gab.  so  fehlte  es  darin,  außer  den  im  Grundgesetze  ge- 
gebenen und  durch  Herrschergewalt  so  vielfach  eingeschränkten  ge- 
setzgebenden Körperschaften,  so  gut  wie  vollständig  an  allen 
sonstigen  Requisiten  des  liberalen  Verfassungsstaates.  Es  fehlten 
Normen  über  die  Schranken  der  vollziehenden  und  die  Garantien 
der  Unabhängigkeit  der  richterlichen  Gewalt  sowie  über  deren 
Verhältnis  zueinander,  es  fehlten  die  Einrichtungen  der  Minister- 
verantwortlichkeit, der  parlamentarischen  Immunität,  der  Diäten 
der  Abgeordneten,  es  fehlte  das  parlamentarische  Steuer-  und 
Kekrutenbewilligungsrecht,  der  strafrechtliche  Schutz  der  Ver- 
fassung und  des  Wahlrechtes,  es  mangelte  an  irgendeiner  Norm 
über  das  Verhältnis  der  Nationalitäten  zum  „Staat",  es  mangelte  an 
Bestimmungen  über  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  und  über  die 
Grundrechte  der  Staatsbürger. 

Und  nun  die  neue  verfassungsmäßige  Organisation  des  Reiches: 
da  stand  die  ganze  Konstruktion  der  Oktober-Staatsmänner,  wie  wir 
wissen,  auf  der  Spitze  der  foederalistischen  Autonomie  der  Kron- 
länder. Diese  Spitze  brach  Schmerling  ab:  vom  Stand  [Hinkte,  den 
ihm  seine  politische  Vergangenheit,  sein  innerstes  Wesen  vor- 
schrieb, konnte  er  gar  nicht  anders  handeln.  Man  muß  sich  nur* 
erinnern,  welchen  Weg  Anton  von  Schmerling  gegangen  war.  Durch 
Anlage  und  Lefbensgang  durchaus  eine  konservative  Natur,  ein  alt- 
österreichischer,  aus  der  franziszeischen  Zeit  herausgewachsene] 
Staatsmann:  wie  sollte  ein  solcher  das  habshurgische  Reich  bloß  in 
einem  kraftlosen  Nebeneinander  autonomer  Halb-  und  Viertel- 
staaten   erblicken    können?      Kamen    die    ungarischen    Väter   des 
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Oktoberdiploms  ausschließlich  von  der  Sorge  um  die  Wiederher- 
stellung der  ungarischen  Staatlichkeit  geleitet  erst  notgedrungen 
dazu,  sich  des  österreichischen  Einheitsstaates  zu  erinnern,  so  war 
für  den  altösterreichi'schen  Beamten  Anton  von  Schmerling  dieser 
doch  selbstverständlich  von  allem  Anfang  an  der  eigentliche  Kern 
des  ganzen  Reiches,  sein  eigentlicher  Träger  und  Rückhalt. 
Schmerling  war  allerdings  von  Jugend  auf  ein  politisierender  und 
darum  liberalisierender  Beamte  von  der  richterlichen  Sonderart, 
die  es  in  Oestereich  gab;  deshalb  war  er  jetzt  gewiß  bereit,  diesem 
alten  „österreichischen  Staat",  den  allein  er  schon  als  „Reich"  ansah, 
von  dem  Ungarn  eben  einen  Bestandteil  bildete,  dem  ererbten 
zentralistischen  Machtapparat  der  Krone  ein  konstitutionell-reprä- 
sentatives Mäntelchen  umzuhängen.  Aber  er  war  dabei  wohl  nicht 
einen  Augenblick  im  Zweifel,  wo  auch  in  der  nun  beginnenden 
konstitutionellen  Aera  Oesterreichs  der  eigentliche  „Staat"  zu  finden 
sein  werde. 

Nun  war  er  aber  doch  berufen,  „in  Ausiführung"  des  Oktolber- 
diploms  das  Reichsproblem  zu  lösen.  Dabei  mußte  ihm,  dem  vor- 
märzlichen Mitgliede  der  niederösterreichischen  Stände  und  groß- 
deutschen Politiker  des  Jahres  1848  wohl  vor  allem  das  Eine  am 
Herzen  liegen:  den  Ungarn  das  „Reich",  also  den  entscheidenden 
Einfluß  auf  die  Führung  der  Regierung  im  Kaisertum  Oesterreich, 
nicht  in  die  Hände  zu  geben.  Die  Sympathie  des  ehemaligen  Be- 
kämpfers  der  Revolution,  der  nie  müde  ward,  sich  seiner  Energie 
gegenüber  dem  närrischen  Aufstande  in  Frankfurt  von  1848  zu 
rühmen,  konnte  nach  all  dem,  was  in  Ungarn  geschehen  war,  un- 
möglich denjenigen  angehören,  die  sich  seit  Erlassung  des  Oktober- 
diploms sogleich  in  halbrevolutionärer  Bewegung  und  heißem 
Wortkampfe  gegen  „Wien"  überboten.  Für  Schmerling  war  „Wien" 
doch  auch  jetzt  der  Mittelpunkt  und  die  Seele  des  Reiches,  ja  das 
Reich  selbst,  wie  es  Ungarn  gegenüber  dies  schon  vor  1848  ge- 
wesen, als  allen  Landtagsbeschwerden  der  Magyaren  zum  Trotz 
Metternich  das  große  Land  doch  von  Wien  aus  „administrieren" 
und  polizeilich  niederhalten  ließ.  Es  mußte  also  für  die  seit  Jahren 
als  Reichsangelegenheiten  betrachteten  Staatsaufgaben  Wien  auch 
künftighin  der  feste  Mittelpukt  bleiben.  Daneben  mochten  die  Un- 
garn ihre  Landesgesetzgebung  nach  ihrer  alten  Verfassung  von  1847 
besorgen:  in  den  Reichsangelegenheiten  aber  mußten  sie  unbedingt 
in  das  Zentralparlament  zu  kommen  sich  bequemen.  Dement- 
sprechend übernahm  Schmerling  den  Inhalt  des  Artikels  IL  des 
Diploms  und  bezeichnete  ihn  als  den  Wirkungskreis  des  gesamten 
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Reichsratee:  dann  aber  nahm  er  auch  den  Vexierapparat  des 
Oktoberdiploms  vom  engeren  und  weiteren  Reichsrat  an,  ohne  sich 
darüber  viel  Skrupel  zu  machen,  daß  dieses  Parlament  mit  ver- 
schiebbaren Bestandteilen  gleichzeitig  durch  das  unter  seiner 
Leitung  ausgearbeitete  Grundgesetz  eine  rechtlich  und  politisch 
völlig  andere  Körperschaft  wurde  als  die  Urheber  des  Oktober- 
diploms sich  die  zentrale  Vertretung  des  Reiches  gedacht 
hatten.  Und  zwar  lag  diese  Veränderung  vor  allem  in  der 
neuen  Kompetenzabgrenzung,  die  Schmerling 
zwischen  d  e  im  „engeren"  R  e  i  c  h  s  r  a  t  und  den  Krön- 
1  ändern  vollzog.  Das  Grundgesetz  über  die  Reichsvertretung 
setzte  nämlich  im  §  11   folgendes  fest: 

..(iegenstände  der  Gesetzgebung,  welche  allen  Königreichen  und  Län- 
dern, mit  Ausnahme  der  Länder  der  ungarischen  Krone,  gemeinsam  sdnd, 
gehören  nach  dem  Artikel  II  des  Diploms  vom  20.  Oktober  1860  zum  ver- 
fassungsmäßigen Wirkungskreise  des  Reichsrates  ohne  Zuziehung  der  Mit- 
glieder aus  den  Ländern  der  ungarischen  Krone. 

Zu  diesem  engeren  Reichsrate  gehören  demnach,  mit  Ausnahme  der  im 
§  10  aufgezählten  Angelegenheiten,  alle  Gegenstände  der  Gesetzgebung, 
welche  nicht  ausdrücklich  durch  die  Landesordnungen  den  einzelnen  im 
«ngeren  Reichsrate  vertretenen  Landtagen  vorbehalten  sind. 

Dasselbe  gut  auch  rücksichtlich  solcher,  den  Landtagen  vorbehaltener 
Gegenstände  in  dem  Falle,  wenn  die  gemeinsame  Behandlung  von  dem  bp- 
treffenden  Landtage  beantragt  wird. 

Bei  vorkommenden  Zweifeln  rücksichtlach  der  Kompetenz  des  engeren 
Reichsrates  in  gemeinsamen  Gesetzgebungsangelegenheiten  gegenüber  der 
Kompetenz  eines  einzelnen,  im  engeren  Reichsrate  vertretenen  Landtage.« 
entscheidet  auf  Antrag  des  engeren  Redchsrates  der  Kaiser." 

Mit  dieser  Bestimmung  war  wie  mit  einem  Schlage  sowohl 
der  weitere  als  auch  der  engere  Reichsrat  ein  völlig  anderes  Staats- 
organ geworden  als  die  erweiterte  Notabeinversammlung  des 
gleichen  Namens,  die  Szecsen  und  Clam  ersonnen  hatten:  die  ganze 
Idee  der  autonomistischen  Struktur  des  Reiches  war  damit  für  die 
österreichischen  Kronländer  einfach  fallen  gelassen,  und  diesen 
in  ihren  Landtagen  doch  nur  ein  sehr  beschränkter  Legislativer  Wir- 
kungskreis zugestanden.  Während  der  gesamte  Reichsrat  des 
Oktoberdiploms  einen  Kongreß  verbündeter  ..Staaten"  vorstellte  mit 
einem  streng  umschriebenen  Wirkungskreise  von  Reichsangelegen- 
heiten, für  den  die  Landtage,  mit  weitgehenden  Befugnissen  der 
Selbstgesetzgeibung  ausgestattet,  als  Mandanten  fungierten,  stellte 
der  „weitere"  Reichsral  der  Februarverfassung,  der  durch  den 
Hinzutritt  von  85  Delegierten  Ungarns  zu  den  Vertretern  der  öster- 
reichischen Kronländer,  Venetiens,  Siebenbürgens  und  Kroatiens 
gebüdel  wurde,  ein  mit  höchst  ausgedehnter  legialativer  Kompetenz 
ausgestattetes  Zentralparlament  als  primären  Paktor  der  Gesetz- 
gebung,  Reichfsregierung   und   allgemeinen   Politik  vor. 
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Nun  mochten  die  Ungarn  sich  immerhin  damit  trösten,  daß  ihre 
Landesverfassung  ihrem  Landtage  einen  unvergleichlich  größeren 
gesetzgeberischen  und  politischen  Spielraum  gewährte,  als  sie  die 
österreichischen  Kronlandvertretungen  hatten;  aber  mußten  sie 
nicht  fürchten,  durch  bloße  Teilnahme  an  einem  solchen  nicht- 
ungarischen Zentralparlaiment,  wenn  auch  nur  zu  Zwecken  der  Ge- 
setzgebung über  bestimmte  Angelegenheiten,  unvermeidlich  in  dem 
Bannkreis  dieser  zentralistischen  Reichsauffassimg  zu  geraten,  dem 
sie  sich  schwer  oder  vielleicht  auf  die  Dauer  gar  nicht  entziehen 
könnten?  Der  Reichsrat  des  Oktoberdiplams  war  eine  Art  von 
Länderkongreß  mit  sehr  eingeschränkten  Funktionen,  der  auf  der 
Anerkennung  der  staatlichen  Individualität  aller  Kronländer 
beruhte.  In  einer  solchen  Körperschaft  durfte  Ungarn  hoffen,  als 
das  weitaus  größte  und  stärkste  aller  Königreiche  und  Länder  sich 
nicht  nur  jederzeit  vollständig  selbständig  bewegen  zu  können, 
sondern  auch  in  Verbindung  mit  den  Deutschen  als  gemeinsamen 
Gegnern  der  Slawen  die  Führung  zu  erlangen.  Das  aber  war 
bei  dem  Reichsrate  der  Februarverfassung,  bei  dem  nur  die  formale 
Delegierung  der  Abgeordneten  durch  die  Landtage  als  autonomisü- 
sches  Rudiment  übrig  geblieben  war,  keineswegs  zu  erhoffen. 
Ueber  die  tatsächliche  künftige  Entwicklung  des  autonomistischea 
Geistes  in  den  österreichischen  Kronländern  konnten  die  Ungarn 
damals  umso  weniger  begründete  Vermutungen  anstellen,  als  die 
Landesstatute  und  Landeswahlordnungen  vom  wirklich  „autonomi- 
stischem"  Geiste  wenig  verrieten.  Schon  diese  Erwägungen  führen 
notwendigerweise  zu  der  Frage,  wie  denn  Schmerling,  zumal  im 
Angesichte  der  seit  Oktober  mächtig  entwickelten  Unabhängigkeits- 
bewegung in  Ungarn  hoffen  konnte,  die  Magyaren  für  die  An- 
erkennung seiner  Reichsverfassung  als  Ausführung  des  Oktober- 
diploms zu  gewinnen. 

Aber  noch  ein  anderes  höchst  wichtiges  Moment  tritt  in  der 
geschilderten.  Lösung  des  Reichsproblems,  wie  sie  Schmerling  mit 
seinem  engeren  und  weiteren  Reichsrat  versuchte,  hervor.  Ueber- 
blickt  man  die  Februarverfassung,  so  erscheint  einem  sogleich  als 
besonders  auffällig,  daß  sie  noch  viel  klarer  ausgesprochen  als  das 
Oktoberdiplom  die  Verfassungsorganisation  des  Gesamtreiches  von 
1849  auf  die  dualistische  Grundlage  zurückführt.  Schmerling, 
der  ausgezogen  war,  um  das  einheitliche  Gesamtreich  von  1849  in 
konstitutionelle  Formen  zu  gießen,  hatte  die  Monarchie  unvermerkt 
wieder  auf  jene  Ordnung  zurückgeführt,  die  bis  1848  bestanden  hatte 
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und  auf  der  geschichtlichen  Tatsache  der  vollkommenen  Ver- 
schiedenheit der  ungarischen  Staatsentwicklung  einerseits,  der  Ge- 
schichte der  deutsch-slawischen  Erbländer  andrerseits  beruhte.  In- 
dem er  Ungarn  für  die  Reichsangelegenheiten  zu  einem  Teilnehmer 
des  weiteren  Reichsrates  und  damit  im  Grunde  genommen  doch  nur 
zu  einem  der  vielen  Königreiche  und  Länder  machte,  stellte  er 
gleichzeitig  durch  die  Schaffung  des  engeren  Reichsrates  dem 
Königreiche  Ungarn  nicht  die  einzelnen  Kronländer,  sondern  den 
theresianischen  Einheitsstaat  als  verfassungsrechtlichen  und  politi- 
schen Partner  gegenüber.  Nicht  mehr  bestand,  wie  das  Oktober- 
diplom dies  angestrebt  hatte,  die  Vorstellung  der  rechtlichen  Parität 
zwischen  Ungarn  und  allen  anderen  Königreichen  und  Ländern, 
welche  durch  die  Umwandlung  des  Reichsrates  in  eine  teilweise 
repräsentative  Körperschaft  zur  Beratung  der  höchsten  Staats- 
angelegenheiten in  ihrer  Selbständigkeit  keineswegs  verletzt  wurde, 
sondern  die  Parität  bestand  jetzt  zwischen  dem  augenblicklich  noch 
um  seine  Nebenländer  verkürzten  Ungarn  einerseits  und  dem 
namenlosen,  zwischen  1621  und  1780  geschaffenen  Einheitsstaat  der 
deutsch-slawischen  Erbländer  anderseits.  Der  ungarische  Landtag 
und  der  engere  Reichsrat  erscheinen  als  die  beiden  Träger 
dieser  Parität.  Man  sieht:  Schmerling  hatte,  indem  er  das  Oktober- 
diplom in  seinem  entscheidenden  Grundgedanken  wieder  aufhob, 
nichts  anderes  getan,  als  dem  entsprochen,  was  die  Erkenntnis  der 
tatsächlichen,  seit  200  Jahren  vor  sich  gegangenen  Entwicklung  der 
habsburgischen  Herrschaft  vorschrieb;  in  dieser  dualistischen  Ord- 
nung war  ja  nur  anerkannt,  daß  das  habsburgische  Gesamtreich 
kraft  historischen  Geschehens  in  zwei  staatliche  Gebilde  zerfiel, 
nämlich  in  den  österreichischen  Staat  als  Produkt  der  absolutisti- 
schen Zusammenfügung  der  Erbländer  und  in  den  altungarischen 
Staat,  der  sich  diesem  Prozeß  der  Einschmelzung  in  das  Gesamt- 
reich, wenn  auch  für  das  Auswärtige,  das  Heer-  und  Finanzwesen 
nicht  ganz,  so  doch  für  den  Bereich  seines  ganzen  inneren  Lebens 
durchaus  entzogen,  vollends  im  Jahre  1.848  durch  die  Aprilgesetz- 
gebung seine  unbeschränkte  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit 
wiedererlangt  hatte. 

Diesen   —  seit    Maria   Theresias  Staatsschöpfung    —    historisch 

benen    Dualismus    suchte  Schmerling  nun   nach  zwei  Seiten  hin 

zu  korrigieren:  einmal  zu  Gunsten  der  Reichsidee,  indem  er  Ungarn 

die  'selbständige  Regierung,  die  es  1848  erlangt  hatte,  verweigerte, 

es  vielmehr  mit   seiner  obersten   Exekutive  in  »las  österreichische 

amtministerium,   wie  es   1848  geschaffen   worden,  einfügte   und 
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aus  diesem  Grunde  auch  den  ungarischen  Landtag  für  jene 
obersten  und  höchsten  Staatsangelegenheiten,  die  das  Wesen  des 
„Reiches"  ausmachen,  zur  Delegierung  von  Abgeordneten  in  das 
Wiener  Zentralparlanient  zwingen  wollte;  zweitens,  indem  er  den 
österreichischen  Einheitsstaat  als  Verfassungsstaat  so  konstruierte, 
daß  er  das  parlamentarische  Zentralorgan  dieses  Staates  nicht  un- 
mittelbar aus  der  Bevölkerung,  sondern  durch  Delegation  der  Land- 
tage bildete,  so  daß  für  den  nichtungarischen  Teil  der  Gesamt- 
monarchie verfassungsrechtlich  die  Kronländer  dem  Staate  gegen- 
über scheinbar  als  das  primäre  Element  bezeichnet  wurden.  Aller- 
dings wird  dieser  Eindruck  wieder  dadurch  sehr  abgeschwächt,  daß 
für  den  Fall  des  Versagens  eines  Landtages  auch  für  die  Vornahme 
direkter  Wahlen  aus  dem  betreffenden  Kronlande  in  der  Ver- 
fassung Vorsorge  getroffen  wird.  *)  Daß  andrerseits  doch  der 
Reichsrat  —  auch  der  engere,  der  die  Volksvertretung  des  alt- 
österreichischen Einheitsstaates  vorstellte  —  durch  Delegation  aus 
den  Landtagen  der  einzelnen  Kronländer  gebildet  wurde,  war  zwar 
formell  eine  „Konzession"  an  die  autonomistische  Idee  der  Urheber 
des  Oktoberdiploms,  also  wirklich  eine  „Ausführung"  desselben. 
Aber  gleichzeitig  bot  diese  Methode  indirekter  Bildung  der  Gesamt- 
reichsvertretung der  bureaukratischen  Zentralregierung  den  Vor- 
teil, daß  diese  so  noch  weniger  einem  wirklichen  Parlament  glich, 
als  dies  ohnehin  bei  der  so  geringen  Ausstattung  des  Reichsrates 
mit  konstitutionellen  Befugnissen  der  Fall  war;  ferner  daß  Schmer- 
ling nun  auf  diese  Weise  sein  System  der  plutokratischen  Inter- 
essenvertretung in  den  Landtagen  so  auszubilden  vermochte,  daß  er 
der  deutschen  Mehrheit  im  engeren  Reichsrat  sicher  sein  konnte 
und  damit  die  ungeminderte  Aufrechterhaltung  des  alten,  von  Wien 
aus  durch  die  Zentralregierung  und  ihre  Behörden  beherrschten 
Obrigkeitsstaates  zu  verbürgen  vermochte.  Auf  diese  Weise  war 
ungeachtet  der  formellen  Anerkennung  der  Kronländer  als  der 
integralen  und  fundamentalen  Bestandteile  dieses  Staates  die  neu- 
ständische Ideologie  der  Verfasser  des  Oktoberdiploms  vom  „Kron- 
land" trotz  der  Erklärung  des  Februarpatentes,  daß  es  sich  darum 


*)  Nimmt  man  dazu,  daß  von  vornherein  schon  mit  Rücksicht  auf  Ungarn 
erst  dem  Hofkanzler  Väy,  dann  später  dem  Grafen  Forgach  vom  Monarohen 
die  Zusage  erteilt  wurde,  daß  von  dieser  Verfassungs'oestimmung  direkter 
Wahlen  Ungarn  gegenüber  kein  Gebrauch  gemacht  werden  würde,  und  er- 
innert man  sich,  daß  auch  gegenüber  den  tschechischen  Abstinenten  dieses 
Mittel  von  Schmerling  für  die  österreichische  Reichshälfte  nicht  angewendet, 
ja  nicht  einmal  angedroht  wurde,  so  bekommt  man  eine  gute  Vorstellung  von 
diem  schwankenden  hybriden  Charakter  dieser  ganzen  Schnierllngschen  Ver- 
fassungsgesetzgebung und  Staatskunst. 
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handle,  durch  Verleihung  der  Landesordmuingen  „die  Rechte  und 
Freiheiten  der  getreuen  Stände  der  Erbländer  zeitgemäß  umzu- 
bilden", praktisch  mit  einem  Schlage  beseitigt.  Indem  aber  so 
gleichzeitig  mit  der,  wenn  aiuch  bedingten  Wiederherstellung  der 
ungarischen  historischen  Verfassung  der  theresianische  Einheits- 
staat der  Erbländer  seine  formelle  Anerkennung  als  konstitutionell 
fundierte  Einheit  erfuhr,  mußte  unwillkürlich  die  dualistische 
Reichsordnung  in  dem  neuen  konstitutionellen  Kleid,  das  beiden 
Teilen  des  Reiches  aus  kaiserlicher  Machtvollkommenheit  umgelegt 
wurde,  mit  noch  größerer  Deutlichkeit  hervortreten,  als  es  in  der 
alten  Monarchie  vor  1848  der  Fall  gewesen  war. 

Fragt  man  nach  den  Gründen  dieser  höchst  merkwürdigen, 
komplizierten,  ja  verworrenen  und  in  sich  widerspruchsvollen 
Konstruktion  von  Reich  und  Staat,  wie  sie  die  Februarverfassung 
darbietet,  so  liegt  wohl  die  Erklärung  vor  allem  darin,  daß  Schmer- 
ling und  seine  Mitarbeiter,  mit  Ausnahme  von  Ignaz  von  Plener, 
diesem  ganzen  von  ihnen  geschaffenen  Parlamentarismus  von  vorn- 
herein nur  geringe  Bedeutung  beimaßen  und  ihn  mehr  zur  Ver- 
brämung ihrer  eigentlichen  politischen  Ziele  benützten.  Das  Ent- 
scheidende für  Schmerling  war  doch  die  Absicht  —  und  das  dürfte 
auch  die  Mission  gewesen  sein,  zu  der  er  berufen  war  — :  die  Ge- 
samtexekutive über  die  gesammelten  Kräfte  des  Reiches  in  Ge- 
stalt einer  Reichsregierung  in  Wien  fest  zusammenzuhalten  und 
die  mm  unvermeidlich  gewordene  Konstitution  so  zu  schaffen,  daß 
gleichzeitig  vier  Aufgaben  erfüllt  werden: 

1.  Daß  die  Mehrheit  in  dem  Reichsparlamente  der  Vertretung 
der  nichtungarischen  Länder  gesichert  werde,  und  zwar  so,  daß  mit 
Hilfe  der  Landtage,  ihrer  Delegationsbefugnisse  und  ihrer  Wahl- 
ordnungen diese  Mehrheit  deutsch  erhalten  bleibe. 

2.  Daß  die  Beruhigung  Ungarns  und  dadurch  die  Befestigung 
des  durch  die  Ereignisse  von  1859  erschütterten  Ansehens  der 
Monarchie  nach  außen  herbeigeführt  werde,  indem  man  Ungarn  für 
die  I^indesgesetzgebung  seinen  Landtag,  seine  Komitatsverwaltung 
und  seine  Gerichtsverfassung  zurückgab. 

3.  Das  dringendste  und  praktisch  unmittelbarste  Ziel  aber,  das 
man  mit  der  Februarverfassung  und  seinem  „Reichsrat"  genannten 
Zentralparlament  verfolgte,  war  die  schleunige  Hebung  dea  tief- 
gesunkenen  finanziellen  Kredites  und  dessen  dauernde  Befestigung. 
Das    Vertrauen    in    die  politische  und   wirtschaftliche    Entwicklung 

[Teichs  war.  /.iiiual   im    Auslände,  infolge  der  so  unglücklichen 
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und  kostspieligen  Kriegs-  und  Prestigepolitik  des  jungen  Kaisers 
in  den  Jahren  1854  bis  1859  zum  größten  Teil  verloren  gegangen, 
und  nur  ein  vollkommener  politischer  Umschwung  konnte  den 
Kredit  der  Monarchie  wieder  erneuern. 

4.  Zugleich  strebten  aber  gerade  die  Militär-  und  Hofkreise 
nach  einer  Kräftigung  des  finanziellen  Kredites  und  einer  ent- 
sprechenden Entwicklung  der  Steuerleistung  der  Bevölkerung,  weil 
man  auf  solche.  Weise  doch  die  Mittel  für  eine  eventuell  notwendige 
Fortsetzung  der  dynastischen  Machtpolitik  sichern  zu  können 
glaubte.  Man  hoffte,  daß  trotz  des  „Grundgesetzes"  über  die  Reichs- 
vertretung an  der  tatsächlichen  Verteilung  der  Macht  im  Staate 
nichts  wesentliches  geändert  und  für  die  nun/mehr  vornehmlich 
nach  Westen,  nach  Deutschland  augewendete  Prestigepolitik  des 
Souveräns  und  seiner  Ratgeber  möglichste  Bewegungsfreiheit  ge- 
sichert bleibe. 

Die  Leitung  der  Gesamtpolitik  Oesterreichs  in  jener  Zeit  und 
die  maßgebenden  Staatsmänner  waren  damals  nach  wie  vor  durch- 
aus von  Plänen  und  Sorgen  der  auswärtigen  Politik  erfüllt:  die 
Wahrung  des  letzten,  dem  Kaiser  verbliebenen  italienischen  Be- 
sitzes gegenüber  dem  neuen  Königreich  des  Hauses  Savoyen;  das 
Bestreben  nach  Festigung  und  Erweiterung  der  österreichischen 
Hegemonie  im  deutschen  Bund,  endlich  auch  die  seit  dem  Krim- 
kriege bestehende  Spannung  gegenüber  Rußland,  das  waren  doch 
die  das  Kabinett  des  Herrschers  und  seine  Minister  eigentlich  be- 
herrschenden Probleme,  denen  gegenüber  reine  „Verfassungs- 
fragen", die  Probleme  des  Innern,  außerordentlich  an  Bedeutung 
zurücktraten.  Damals  ebenso  wie  eigentlich  jederzeit  hat  man  in 
den  herrschenden  Kreisen  Oesterreichs  der  modernen  politischen  An- 
schauung recht  ferngestanden,  nach  welcher  die  Hebung  politischer 
Fähigkeit  und  politischen  Verständnisses  der  Bevölkerung  und  ihre 
lebendige  und  mitbestimmende  Teilnahme  an  den  öffentlichen 
Fragen  und  Interessen  die  sicherste  Bürgschaft  bieten  für  das  Er- 
starken von  Reich  und  Staat.  Am  Hofe,  in  der  Generalität  und  in 
der  Bureaukratie  hat  man  damals  und  später  immer  an  der  alten 
absolutistischen  Vorstellung  festgehalten,  daß  parlamentarische  Ein- 
richtungen und  die  damit  unvermeidlich  gegebene  Einmischung 
weiterer  Kreise  der  Bevölkerung  in  die  doch  nur  dem  Souverän 
und  seinen  Ministern  zustehenden  höchsten  Aufgaben  der  Politik 
eine  schwere  Verlegenheit  für  die  Staatslenker  bilden,  die  sich 
früher  oder  später  bis  zur  ernsten  Gefährdung  der  traditionellen 
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Machtstellung  der  Dynastie  steigern  können.*)  Als  man  nun,  durch 
die  Ereignisse  gedrängt,  sich  dennoch  genötigt  sah,  den  Absolutis- 
mus wenigstens  in  seinen  Formen  auflzugeben,  war  man  um  so  mehr 
bedacht,  ihn  hinter  diesen  Formen  (möglichst  zu  erhalten  und  zu 
schützen.  So  war  denn  der  Schmerlingsche  Konstitutionalisrwus  für 
Ungarn  ebenso  wie  für  Osterreich  doch  nur  als  Aufstellung  gewisser 
konventioneller  Formen  und  Formeln  gedacht,  deren  man  sich  mög- 
lichst so  bedienen  wollte,  daß  sie  das  eigentliche  Ziel  der  in  Wien 
traditionell  geübten  Staatskunst  nicht  behinderten. 

Vergleicht  man  mm  die  so  geschilderten  Grundzüge  des  tat- 
sächlichen Verfassungswerkes,  wie  es  das  Februarpatent  verkündete, 
mit  den  Ideen  Perthalers,  des  geistigen  Hauptmitarbeiters  an  diesem 
Werke,  so  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß  Perthaler  das  Schicksal  der 
meisten  politischen  Theoretiker,  die  von  Staatsmännern  als  prak- 
tische Ratgeber  berufen  wurden,  geteilt  hat:  seine  Ideen  sind  nur  in 
Bruchstücken,  vielfach  mit  ihnen  ganz  widersprechenden  Einrich- 
tungen und  Prinzipien  verschweißt,  zur  Geltung  gelangt.  Nichts  war 
Perthaler  so  fremd  gewesen  als  das,  was  wir  als  den  Grundzug  des 
Februarwerkes  erkennen:  nämlich  die  Annahme  des  historischen 
Landesrechtes  der  einzelnen  Teile  der  Monarchie  zur  Grundlage 
für  die  Reichs  Verfassung.  Dies  war  aber  einmal  durch  das  Oktober- 
diplom in  erster  Linie  für  Ungiarn  geschehen,  für  Böhmen  und 
Galizien  und  die  übrigen  Kronländer  feierlich  versprochen,  und 
sollte  für  diese  in  der  „Ausführung"  des  Diploms  eben  zur  Ver- 
wirklichung kommen.  Zur  Macht  gelangt,  war  Schmerling  sowohl 
seinen  altkonservativen  Gönnern  als  auch  dem  Monarchen  gegenüber 
nicht  stark  genug,  uim  diesen  Schritt  wieder  zurückzunehmen.  Da 
erwies  sich  nun  vor  allem  die  am  20.  Oktober  erfolgte  überstürzte 
Aufhebung  der  von  Bach  geschaffenen  Zentnalvervvaltung  als  be- 
sonderer Fehler.  Die  Neukonstituierung  der  Komitate  und  Muni- 
zipien  entfesselte  die  ganze  seit  zwölf  Jahren  niedergehaltene 
magyarisch-nationale  Bewegung  zu  voller  Kraft  und  band  dadurch 
von  vornherein  den  kommenden  Landtag.  Damit  entfiel  aber  auch 
sogleich  die  Möglichkeit,  auf  die  Perthaler  in  seiner  Verfasisungs- 
schrift   das    Augenmerk   gelenkt   hatte,   daß   nämlich    im    Falle   des 
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Widerstrebens  der  magyarischen  Nation  im  Landtage  die  nicht- 
magyarischen Nationalitäten  durch  die  Reichsregierung  organisiert 
und  zur  Beschickung  des  Reichsparlamentes  veranlaßt  werden 
könnten.  Denn  hierzu  war  die  Voraussetzung  in  erster  Linie  das 
Verbleiben  der  Bachschen  Lokal-  und  Provinzialbehörden  mit  ihren 
starken  administrativen  Mitteln,  die  den  Nationalitäten  zu  ihrem 
Wahlrechte  praktisch  verholfen  hätten.  Ein  solcher  Versuch  konnte 
auf  jeden  Fall  nicht  gemacht  werden,  insolange  die  reaktivierte 
Landesverfassung  und  mit  ihr  der  Landtag  alten  Rechtes  in  Ungarn 
bestand.  Auöh  in  diesem  Punkte  war  also  Perthalers  weitblickender 
Gedanke  von  Anfang  an  durch  die  Tatsachen  matt  gesetzt,  mochte 
er  auch  auf  dem  Papier,  das  die  Verfassung  enthielt,  in  der  vor- 
erwähnten Bestimmung  über  die  Möglichkeit  unmittelbarer  Wahlen 
in  den  Reichsrat  formell  Aufnahme  gefunden  haben. 

Man  sieht  also,  daß  die  Lösung  des  Reichsproblems  durch  die 
Februarverfassung  von  Anfang  in  der  unorganischen  Verbindung 
völlig  heterogener,  ja  einander  widersprechender  politischer  und 
verfassungsrechtlicher  Ideen  bestanden  hat:  das  Bemühen,  den 
foederalistischen  Reichsordnungsplan  der  hochadeligen  Väter  des 
Oktoberdiploms  nach  außen  hin  aufrechtzuerhalten,  zugleich  aber 
die  Sohwarzenberg-Bachsche  Idee  vom  einheitlichen  Kaiserstaat  als 
Werkzeug  straff  zentralisierter  Exekutivgewalt  unter  der  dürftigen 
Form  eines  scheinrepräsentativen  Konstitutiönalismus  in  Wirksam- 
keit zu  belassen,  mußte  von  Krise  zu  Krise  führen  und  das  Reich 
zu  immer  erneuerten  Kämpfen  im  Innern  führen.  Nicht  minder  aber 
gilt  dieses  Urteil  auch  von  der  speziellen  Lösung  des  engeren  öster- 
reichischen Staatsproiblems,  wie  Schmerling  sie  in  der  Februar- 
verfassung niederlegte. 

Es  ist  auch  hier  wieder  lehrreich,  zu  beobachten,  wie  sich  das 
Verfassungswerk  zu  Perthalers  Ideen  verhält.  Zunächst  was  das 
österreichische  Zentralparlament  betrifft. 

Schmerling  hielt  sich  hier  nicht  an  das  Vorbild  der  März- 
verfassung von  1849,  die  den  Einheitsstaat  auch  in  der  Repräsen- 
tatiwerfassung  streng  zum  Ausdruck  geiblracht  hatte;  er  ließ  aber 
auch  den  Gedanken  Perthalers,  der  gerade  als  Anwalt  der  gesamt- 
staatlichen Idee  vom  Völker-  und  Länderstaate  das  Abgeordneten- 
haus als  einen  vereinigten  Landtag  konstituieren  wollte,  fallen,  nach- 
dem er,  wie  oben  berichtet  wurde,  ihn  einmal  in  einer  Minister- 
konferenz in  ziemlich  unbestimmter  Weise  geäußert  hatte.  Er  hatte 
sich  wohl  selbst  die  Unausführbarkeit  dieser  —  wirklich  nur  theo- 
retisch  denkbaren    —    Idee    Perthalers    klar    gemacht.     Vielmehr 
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bildete  er  das  Volkshaus  des  Reichsrates  aus  Delegationen  der 
Landtage  und  ließ  nur  eine  subsidiär  und  überdies  nicht  ernst  ge- 
dachte direkte  Beschickung  des  Reichsrates  i)in  Falle  der  Abstinenz 
der  Landtage  zu.  Mit  dieser  Einrichtung  war  aber  das  politische  Ge- 
dankensystem Perthalers  ins  Herz  getroffen.  Denn  nun  ist  nicht 
das  Reichsparlament,  sondern  sind  die  Landtage  die  primären  Träger 
der  den  Völkern  gewährten  politischen  Rechte:  damit  sind  aber 
alle  Hoffnungen  beseitigt,  welche  Perthaler  auf  die  Reichsvertretung 
als  die  große  produktiv  wirkende  Kraft  im  Sinne  des  Reichs-  und 
Staatsgedankens  gesetzt  hatte.  Der  Gedanke  Perthalers,  daß  die 
nationalen  Minoritäten  in  den  Ländern,  was  die  Bildung  des  parla- 
mentarischen Organes  betrifft,  nicht  mundtot  gemacht  werden  dürften, 
fand  das  Verständnis  und  die  Zustimmung  Schmerlings :  wir  wissen, 
wie  er  die  Bestimmungen  des  §  7  des  Grundgesetzes  in  der  Minister- 
konferenz nachdrücklich  verteidigt  hat,  jene  Bestimmungen,  durch 
welche  den  Landtagen  die  Beschickung  des  Reichsrates  nicht  durch 
Wahl  aus  dem  Plenum,  sondern  nach  gesetzlich  bestimmten  Kreisen 
Kurien  und  Körpern,  also  keineswegs  auf  Grund  eines  Beschlusses 
der  Majorität  des  Landtages  verordnet  war.  Die  Tatsache  aber,  daß 
von  vornherein  die  Mehrheiten  in  den  Landtagen  der  gemischt- 
sprachigen Kronländer  methodisch  zugunsten  der  Deutschen  —  bzw. 
der  Italiener  in  den  südlichen  Ländern  —  vor  allem  mit  Hilfe  der 
Kurie  der  Großgrundbesitzer  gesichert  waren,  lag  wohl  ebenso  in 
Perthalers  wie  in  Schmerlings  Absichten  und  war  eine  notwendige 
Folge  des  ausgesprochen  deutschen  Staatsgedankens,  der  für  beide 
die  Grundlage  ihrer  Vorstellung  von  Oesterreich  bildete. 

Schmerling  hatte  die  Goluchowskischen  Statute  einfach  beiseite 
geworfen  und  griff  bei  seiner  Gesetzgebung  also  auf  die  schon  von 
Bach  ausgearbeiteten  Landesstatute  zurück,  welche  die  Landtage  als 
Interessenvertretungen  konstituiert  hatten.  Indem  die  Landgemein- 
den als  Vertreter  der  Bauernschaft,  die  Stndtgemeirden  als  solche 
des  gewerblichen  Mittelstandes,  die  Handelskammern  als  Wahl- 
körper  der  Großindustrie  nach  dem  Zensuswahlrechte  organisiert 
wurden,  verbürgte  schon  die  soziale  Schichtung  der  beiden  Nationen, 
vor  allem  in  Böhmen  und  Mähren,  daß  die  Deutschen  die  Mehrheit 
der  Mandate  erlangen  mußten.  Darüber  hinaus  aber  blieb  die  Kurie 
des  landtäflichen  Großgrundbesitzes  als  unmittelbare  Nachfolgerin 
der  alten  feudalen  Stände  überall  in  den  Landtagen  der  zahlen- 
mäßig entscheidende,  mehrheitbildende  Faktor.  Indem  nun  die 
Regierung  von  vornherein  bei  der  numerischen  Geringfügigkeit 
dieses  Wahlkörpers  und  der  sozialen  Stellung  Beiner  Wähler  jeder- 
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zeit  auf  den  vollen  Einfluß  der  den  Willen  des  Monarchen  unmittelbar 
verdolmetschenden  Regierung  rechnen  konnte,  war  in  jedem  Land- 
tage die  Bildung  der  Majorität  durchaus  in  die  Hände  der  Regierung 
gegeben.  Damit  schien  Schmerring  vor  allem  eine  regierungs- 
freundliche deutsche  Mehrheit  des  engeren  Reichsrates  auf  jeden 
Fall  gesichert.  Daß  dadurch  von  vornherein  jede  Hoffnung  auf  eine 
friedliche  Entwicklung  der  zur  gemeinsamen  Arbeit  im  Landtage  zu 
vereinigenden  Nationen,  Klassen  und  Volksparteien  genommen  war, 
focht  Schmerling  wenig  an.  Ihm  lag  jede  organische  Auffassung 
politischer  Probleme,  der  Glaube  an  die  Heilwirkung  der  politischen 
Erfahrungen  der  Völker  und  Parteien  gegenüber  ihren  Vorurteilen 
und  Schwächen,  überhaupt  das  Vertrauen  auf  die  planmäßige  Ent- 
faltung selbständiger  politischer  Volkskräfte  wohl  recht  fern.  Er 
gab  mit  der  Konstruktion  seiner  verfassungismäßigen  Landes-  und 
Reichsvertretung  deutlich  zu  verstehen,  daß  er  die  Landesparlamente 
und  den  aus  ihnen  gebildeten  Reichsrat  im  wesentlichen  nur  als 
einen  Mechanismus  ansah,  dessen  sich  die  kaiserliche  Regierung 
entsprechend  ihrer  jeweiligen  politischen  Absicht  beliebig  mit  voller 
Zuversicht  bedienen  sollte.  Wenn  Perthaler  in  seinen  Schriften  ver- 
fassungsmäßige Körperschaften  nur  als  Ratgeber  des  Monarchen, 
nicht  aber  als  Träger  eigenen  politischen  Willens  einzurichten 
wünschte,  so  führte  allerdings  die  Verfassung  des  Februarpatentes 
diesen  Gedanken  nur  allzu  getreu,  man  darf  wohl  vermuten  weit 
energischer  durch,  als  Perthaler  ilm  Grunde  genommen  beabsichtigte, 
da  er  doch  seine  Verfassungsvorschläge  schon  von  vornherein  wesent- 
lich den  Gedanken  der  am  Hofe  herrschenden  Faktoren  anzupassen 
versucht  hatte.  Denn  mit  dem  Wahlrecht,  das  Schmerling  in  seinen 
Lau  des  Wahlordnungen  schuf,  wonach  die  Mehrheitsverhältnisse  in 
den  Landtagen  und  damit  natürlich  auch  in  den  zentralen  Legislative 
ganlz  in  den  Willen  der  jeweiligen  Regierung  gestellt  waren,  mußte 
auch  die  Aufgabe  als  vollkommen  unerfüllbar  erscheinen,  welche 
Perthaler  diesen  Vertretungskörpern  als  lebendigem  Gegengewicht 
gegen  die  Minister  und  Bureaukratie  auf  dem  Gebiete  der  Ver- 
waltungskontrolle zugedacht  hatte.  Wie  konnten  solche  Versamm- 
lungen hoffen,  gegen  die  Regierung  mit  Erfolg  aufzutreten,  da  die 
Mehrheitsbildung  und  damit  sozusagen  die  politische  Beseelung 
dieser  Parlamente  vollkommen  in  den  Händen  der  Regierung  lag! 
Die  Mission  Schmerlings,  die  alte  absolutistische  Staatsmaschine 
in  scheinkonstitutioneller  Form  fortzuerhalten,  zugleich  alber  auch 
die  neuständischen  Ideen  der  Schöpfer  des  Oktoberdiploms  „durch- 
zuführen", hat  nun  für  sein  Werk  konstitutioneller  Neuordnung  des 
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aus  den  deutsch-slawischen  Ländern  bestehenden  Einheitsstaates 
eine  weitere  Folge  nach  sich  gezogen,  die  die  Gestaltung  der  politi- 
schen Schicksale  Oesterreichs  von  da  ab  aufs  tiefste,  man  kann  wohl 
sagen,  in  gar  nicht  zu  überschätzendem  Maße  beeinflußt  hat:  wir 
stehen  vor  der  eigentümlichsten  und  folgenschwersten  Schöpfung  der 
modernen  österreichischen  Politik,  wenn  wir  uns  den  von  Schmer- 
ling geschaffenen  Institutionen  der  Landes-  und  Gemeinde-Autonomie, 
die  er  mit  seinen  Landesordnungen  begründete,  zuwenden.  Ver- 
gleicht man  auch  hier  zunächst  die  Stellung  der  österreichischen 
Kronländer,  wie  sie  das  Februarpatent  im  Grundgesetze  und  in  den 
Landesordnungen  beschreibt,  mit  den  Vorschlägen  Perthalers,  so 
sehen  wir  sogleich,  daß  Schmerling  an  die  Stelle  der  konsequenten 
zentralistischen  Staatsauffassung  seines  Ratgebers  ein  Mischgebilde 
gesetzt  hat,  das  zwei  einander  ganz  widersprechende  Gedanken- 
systeme vom  Wesen  des  Staates  „praktisch"  zu  einem  Ganzen  zu  ver- 
schmelzen strebt:  nämlich  die  Idee  vom  „Staat"  als  der  bureau- 
kratischen  Konzentration  aller  öffentlichen  Gewalt  und  die  Vor- 
stellung vom  „Reich"  als  einem  Bund  von  legislativ  und  administrativ 
möglichst  selbständigen  Ländern,  wie  sie  den  Urhebern  des  Oktober- 
diploms vorschwebte.  Perthaler  hatte  mit  allem  Nachdruck  jedes 
historische  Recht  der  Kronländer  geleugnet  und  als  zum  Aufbau  der 
Verfassung  prinzipiell  untauglich  verworfen;  für  ihn  war  staatsrecht- 
lich immer  nur  der  Gesamtstaat  vorhanden,  den  er  —  das  ist  höchst 
bezeichnend  —  immer  wieder  eigentlich  nur  in  der  Person  des 
Kaisers  objektiviert  sieht.  Die  Länder  erscheinen  ihm  als  Selbst- 
verwaltungskörper, die  der  historischen  Zusammensetzung  des 
Reiches  entsprechend  mit  einer  gewissen  Landesgesetzgebung  be- 
traut sein  sollen.  Was  aber  die  Kompetenz  dieser  Landesgesetz- 
gebung sei,  das  solle  von  Fall  zu  Fall  —  der  Kaiser  nach  Anhörung 
des  Reichsrates  entscheiden.  Es  liege  meinte  er,  ohnehin  schon  eine 
in  Europa  einzig  bestehende  Selbständigkeit  der  Kronländer  darin, 
daß  sie  überhaupt  ein  Gesetzgebungsrecht  bekämen.  Mehr  dürfe  in 
die  Landesautonomie  in  keinem  Falle  einbezogen  werden. 

Diesen  Ländern  wollte  Perthaler  aber  ebenso  wie  den  sie  bilden- 
den Gemeinden  und  Bezirken  allerdings  die  weitestgehende  „Selbst- 
verwaltung" im  Sinne  des  Gneistschen  Selfgovernment  gewähren, 
wobei  er  jedoch  den  Einfluß  der  Zentralregierung  durch  kaiserliche 
Ernennung  der  Ehrenbeamten  dieser  Selbstverwaltung  in  'weitestem 
Maße  sicherzustellen  sich  bemühte.  Das  muß  mit  allem  Nachdruck 
betonl  werden:  Dicht  nur  die  Organisation  der  gesetzgebenden 
Körperschaften,    der   eigentliche    Vertaseungsbau    Perthalers,    war 
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zentralistisch  gedacht,  sondern  auch  trotz  aller  „Autonomie"  seine 
mit  deren  Hilfe  geschaffene  Vollzugsorganisation.  In  beiden  Fällen 
zentralistisch  im  politischen  Sinne:  als  Verwirklichung]  des  Prinzipes, 
daß  der  traditionell  dynastische  Staatsgedanke  oder  (mit  Einschluß 
Ungarns)  der  Reichsgedanke  die  eigentliche  Kraftquelle  und  den 
Träger  dieser  ganzen  Staats-  und  Reichsordnung  bilden  müsse,  und 
daß  diese  letztere  wieder  nur  als  Mittel  zur  Förderung  des  dynasti- 
schen „Staats"-  und  Reichsgedankens  wirksam  werde. 

Das  Februarpatent  hat  nun  zwar  den  zentralistischen  Gedanken 
für  Reich  und  Staat  aufgenomimien,  und  zwar  in  der  Form,  daß  es 
dem  engeren  Reichsrat  alle  Gegenstände  der  Gesetzgebung  zuweist, 
welche  nicht  ausdrücklich  durch  die  Landesordnungen  den  einzelnen 
im  engeren  Reichsrat  vertretenen  Landtagen  vorbehalten  sind:  auf 
der  anderen  Seite  aber  stellt  das  Patent  nicht  nur  ausdrücklich  fest, 
daß  die  alten  Landesverfassungen  von  Ungarn,  Siebenbürgen  und 
Kroatien  völlig  wiederhergestellt  sind,  wodurch  das  von  Perthaler 
statuierte  Prinzip  der  Leugnung  historischen  Landesrechtes  für  die 
ganze  jenseitige  Reichshälfte  geradewegs  außer  Kraft  gesetzt  wird, 
sondern  auch  in  bezug  auf  die  österreichischen  Landtage  wird  aus- 
drücklich verfügt,  daß  die  Landesordnungen  verliehen  sind,  um  die 
„Rechte  und  Freiheiten  der  getreuen  Stände  der  Königreiche  und 
Länder  nach  den  Verhältnissen  umd  Bedürfnissen  der  Gegenwart  zu 
entwickeln,  umzubilden  und  mit  den  Interessen  der  Gesamtmonarchie 
in  Einklang  zu  bringen".  Hier  liegt  also  schon  in  nicht  mißtouver- 
stehender  Sprache  der  Beweis  zutage  für  die  durch  Schmerling 
herbeigeführte  Verquiokung  zweier  einander  entgegengesetzter 
Grundanschauungen  über  die  staatsrechtliche  Natur  der  Kronländer 
und  des  Geisamtstaates. 

Mit  den  von  Schmerling,  Lasser,  Kalchberg,  Plener  sowie  auch 
von  Perthaler  vertretenen  Anschauungen  von  der  Notwendigkeit  des 
Festhaltens  arm  spezifisch  österreichischen  Einheitsstaate  als  Aus- 
druck kraftvoller  Zentralregierung  und  Zentralverwaltung,  wie  ihn 
die  Bachschen  Reformen  umgebildet  hatten,  mußte  eben  um  jeden 
Preis  die  im  Oktoberdiplom  niedergelegte  Idee  von  Oesterreich  als 
Inbegriff  der  historisch-politischen  Individualitäten  der  Königreiche 
und  Länder  in  Gestalt  von  irgendwelchen  Verfassungseinrichtungen 
amalgamiert  werden.  Deshalb  schuf  man  vor  allem  die  „autonomen" 
Landtage  und  nannte  sie  „Entwicklung  und  Umbildung  der  getreuen 
Stände";  gleichzeitig  aber  beließ  man  die  Bestimmung  über  den  Um- 
fang der  Landesangelegenheiten  in  der  Hand  des  Reichs  rates 
und  damit  der  kaiserlichen  Zentralregierung,  und  hoffte  wohl  auf 
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solche  Weise  auch  auf  diesem  Gebiete  freiheitlicher  Einrichtungen 
trotz  allem  konstitutionellen  und  autonomistischen  Schein  die  Macht 
völlig  in  Händen  zu  behalten.  Prüft  man  den  Wortlaut  der  in  allen 
Landesordnungen  gleichlautenden  Bestimmungen  über  die  Kom- 
petenzen der  Landtage,  so  erkennt  man  in  der  Tat,  daß  diesen 
Körperschaften  nur  ein  geringer  legislativer  Wirkungskreis  zugedacht 
ist:  diese  Normen  stimmen  zum  größten  Teil  wörtlich  mit  den  be- 
treffenden Absätzen  der  oktroyierten  Verfassung  vom  4.  März  1849 
überein.  Es  wird  den  Landtagen  Autonomie  in  vollem  Sinne  des 
Wortes  —  Selbstgesetzgebung  —  im  Grunde  genommen  bloß  nach 
zwei  Richtungen  gewährt:  1.  Für  die  sogenannten  Landesangelegen- 
heiten und  2.  zur  Erlassung  spezieller  Landesgesetze  innerhalb  des 
Rahmens  von  Reichsgesetzen  über  Gemeinde-,  Kirchen-  und  Schul- 
angelegenheiten, Vorspannlasten,  Verpflegung  und  Einquartierung 
des  Heeres. 

Es  ist  klar,  daß  bei  einer  (solchen  Kompetenzregeliung  der  Be- 
griff der  Landesangelegenheit  von  ausschlaggebender  Bedeutung 
sein  muß.  Die  Februarverfassung  definiert  nun  diese,  darin  aber- 
mals der  oktroyierten  Verfassung  entsprechend,  folgendermaßen : 
„Als  Landesangelegenheiten  werden  erklärt:  Alle  Anordnumvn 
in  Betreff:  1.  der  Landeskultur;  2.  der  öffentlichen  Bauten,  welche 
aus  Landesmitteln  bestritten  werden;  3.  der  aus  Landesmitteln  do- 
tierten  Wohltätigkeitsanstalten  .  .  ." 

Schon  der  Wortlaut  dieser  Bestimmungen  der  Landesverfassung 
zeigt  an,  daß  diesen  Landtagen  von  den  Schöpfern  der  Februar- 
verfassung  vor  allem  administrative  Punktionen  zugedacht 
waren.  Dies  drückt  sich  noch  klarer  in  den  Bestimmungen  aus, 
die  verfügen,  daß  dem  Landtage  aucih  „alle  Anordnungen  zustehen 
in  Betreff  des  Voranschlages  und  der  Rechnungslegung  des  Landes, 
sowohl  a)  hinsichtlich  der  Landeseinnahmen  aus  der  Verwaltung 
des  dem  Lande  gehörigen  Vermögens,  der  Besteuerung  für  Landes- 
zwecke und  der  Benützung  des  Landeskredits,  als  auch  b)  rück- 
sichtlich der  ordentlichen  und  außerordentlichen   Landesausgaben." 

In  diesen  Bestimmungen  erscheint  nun  ohne  nähere  Definition 
der  Begriff  des  ,,Landeszweckes"  als  Grundlage  für  die  finanzielle 
Autonomie  des  Kronlandes.  Soweit  solche  „Landeszwecke"  vor- 
liandcn  sind,  steht  dem  Lande  ein  Steuergesetzgebungsrecht  zu 
sowie  ein  Hecht  zur  Aufnahme  von  Schulden.  Hierzu  bringt  nun 
der  §  22  der  Landesordnungen  noch  eine  Erweiterung,  indem  er 
verfügt: 

„Der  Landtag  beratet  und  beschließt  über  die  Aufbringung  der 
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zur  Erfüllung  seiner  Wirksamkeit  für  Landeszwecke,  für  das  Ver- 
mögen, die  Fonde  und  Anstalten  des  Landes  erforderlichen  Mittel, 
insofern  die  Einkünfte  des  bestehenden  Stammvermögens  nicht  zu- 
reichen. Er  ist  (berechtigt,  zu  diesem  Zwecke  Zuschläge  zu  den  di- 
rekten landesfürstlichen  Steuern  bis  auf  zehn  Prozent  derselben 
umzulegen  und  einzuheben.  Höhere  Zuschläge  zu  einer  direkten 
Steuer  oder  sonstige  Landesumlagen  bedürfen  der  kaiserlichen 
Genehmigung." 

Landeskultur,  Landesmittel,  Landeszweoke,  Landesanstalten, 
die  letzteren  dienen  und  von  ersteren  erhalten  werden:  in  solchen 
recht  unbestimmten  und  juristisch  nicht  recht  faßbaren  Begriffen 
spricht  sich  also  die  eigentliche  Funktion  dieser  durch  das  Februar- 
patent geschaffenen  Landesvertretungen  aus.  Man  sieht:  Land- 
tage mit  so  geringen  legislativen  Befugnissen  standen  jedenfalls  weit 
ab  von  dem  Ideal  des  selbständigen  Kronlandes,  wie  es  das  Oktober- 
diplom bezeichnet  hat.  Insoweit  ist  demnach  zweifellos  der  Föde- 
ralismus der  Februarverfassung  so  recht  ein  Scheinwerk  gewesen: 
der  Grundgedanken  Schmerlings  und  Perthalers,  daß  alle  wirkliche 
Staatsmacht  nach  wie  vor  in  Wien  und  den  Zentralbehörden  kon- 
zentriert bleiben  müsse,  erscheint  durch  diese  Art  nominell  föde- 
ralistischer Dezentralisierung  doch  vollständig  gesichert.  Was 
sollten  also  diese  Landtage,  abgesehen  von  ihrer  Funktion,  der  Re- 
gierung als  bequemes  Werkzeug  zur  Zusammensetzung  des  Ab- 
geordnetenhauses des  Zentralparlamentes  zu  dienen?  Warum 
haben  Schmerling  und  Lasser  diesen  siebenzehnfach  gegliederten 
Apparat  der  Landesvertretungen  geschaffen  und  was  war  denn  eben 
doch  der  positive,  leitende  Gedanken  dabei,  wenn,  wie  bemerkt, 
die  legislative  Funktion  dieser  Körperschaften  von  vornherein  außer- 
ordentlich eng  bemessen  war?  Zunächst  wohl,  weil  die  ihnen  ge- 
stellte Aufgabe  der  „Ausführung"  des  Oktoberdiploms  dazu  zwang 
aber  auch  davon  abgesehen  stand  Schmerling,  so  wenig  er  von  der 
Autonomie  im  Sinne  Clams  und  Szeosens  als  dem  Ausdruck 
selbständigen  Staatsrechtes  der  Königreiche  Ungarn  und  Böhmen 
auch  nur  das  geringste  wissen  wollte,  doch  schon  seiner  eigenen 
ständischen  Vergangenheit  nach  der  Idee  der  Autonomie  als  In- 
begriffes einer  gewissen  Selbständigkeit  aller  Kronländer  für  die 
provinzielle  Gesetzgebung  und  Administration  freundlich  gegen- 
über. Schmerling  war  gewiß  schon  aus  seiner  Tradition  von  1848 
her  ebenso  wie  Lasser  bereit,  .gerade  in  der  durch  das  Schlagwort 
von  der  Autonomie  bezeichneten  Richtung  der  seit  der  Revolution 
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so  populären  Forderung  der  liberalen  Partei  nach  Selbstverwaltung 
in  Land  und  Gemeinde  möglichst  entgegenzukommen.  Daß  dieser 
Gedanke,  der  seit  den  Märztagen  von  1848  das  ganze  politische 
Denken  der  Deutschen  ebenso  wie  der  Slawen  in  Oesterreich  be- 
herrscht hat,  aber  auch  gerade  wieder,  wie  oben  dargelegt  worden 
ist,  in  Perthaler  einen  besonders  beredten  Anwalt  gefunden  hatte, 
dies  hat  zweifellos  bei  der  Schaffung  der  Februarverfassimg  sehr 
kräftig  mitgewirkt.  Wenn  in  Perthaler  die  neueste  „Mode"  der 
Lehre  von  der  Selbstverwaltung,  die  Gneistsche  Doktrin,  auf  öster- 
reichischem Boden  Aufnahme  fand,  so  verkörperte  Schmerling  hin- 
gegen als  einer  der  letzten  „Verordneten"  des  niederöster- 
reichischen  Landtages  selbst  auf  das  wirksamste  jene  halb  ständi- 
schen, halb  liberal-doktrinären  Vorstellungen  von  Autonomie,  die 
wir  in  ihrer  ausgereiften  Form  in  den  denkwürdigen  Berichten  von 
Kleyles  an  die  Wiener  Konferenz  der  ständischen  Delegierten  im 
April  1848  kennen  gelernt  haben.  Als  es  sich  nun  darum  handelte, 
durch  populäre  Konzessionen  die  öffentliche  Meinung  für  sich  zu 
gewinnen,  mußten  der  Staatsminister  und  seine  Mitarbeiter  als 
Träger  der  lebendigen  Tradition  des  gemäßigten  Liberalismus  von 
1848  vor  allem  nach  der  Idee  der  „Autonomie"  greifen,  wie  sie 
in  so  vielen  Reden,  Entwürfen  und  Zeitungsartikeln  im  Revolutions- 
jahre und  nachher  immer  wieder  verlangt  worden  ist.  Daß  da  bei 
Schmerling  und  wohl  auch  ein  wenig  bei  Lasser  die  eigenen,  dem 
Ständewesen  nahestehenden  Lebenserfahrungen  und  Gesinnungen 
den  Ausschlag  dafür  gaben,  wie  man  diese  Autonomie  der  Februar- 
verfassung gestaltete,  ist  doch  nur  selbstverständlich:  die  politi- 
schen Vorstellungen  dieser  Männer  waren  eiben  unablösbar  ver- 
knüpft mit  der  Auffassung,  daß,  wenn  auch  alle  wirkliche  Staats- 
gewalt in  Oesterreich  ausschließlich  im  Zentrum  in  der  Hand  des 
Monarohen  und  der  obersten  Hofstellen  liege  und  liegen  müsse, 
dennoch  die  Kronländer  auch  in  einem  gewissen  bescheidenen  Aus- 
maße Träger  administrativer  öffentlicher  Funktionen  immer  ge- 
wesen sind  und  daher  auch  weiterhin  bleiben  müßten.  Damit  ver- 
band sich  ganz  ungezwungen  einerseits  die  liberale  Forderung  nach 

Selbstverwaltung"  wie  auch  die  schon  in  Kremsier  deutlich  hervor- 
getretene, selbst  von  den  Deutschen,  zumal  der  Alpenländer,  nach- 
drücklichst geforderte   Erhaltung     der    Kronlaudspersönlichkeit  als 

Inbegriffes  historisch  gegebener  Eigenart  im  öffentlichen  und  kul- 
turellen Leben,  somit  auch  die  Forderung  nach  einein,  wenn  auch 
bescheidenen  Maße  provinzieller  Selbstgesetzgebung  zur  Förderung 
der  spezifischen   Kräfte,  Ueberlieferungen  und  Bedürfnisse  der  ein- 
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zelnen  Territorien.  Indem  nun  Lasser  und  Perthaler,  von  solchen 
Ideen  geleitet,  auf  die  Stadion-Bachschen;  Laradesordnungen  von 
1849  zurückgriffen,  wichen  sie  jedoch  in  einem  einzigen,  allerdings 
höchst  wichtigen  Punkte  bewußt  von  ihrem  Vorbilde  ab.  Die  große, 
wenn  auch  zunächst  unscheinbare  Neuerung,  die  da  vorgenommen 
wunde,  betrifft  die  Stellung,  die  dem  Landesausschusse  verliehen 
wurde.  Dieser  nämlich  als  das  für  die  ganze  Wahlperiode 
freigewählte  Exekutivkomitee  des  Landtages,  erhält  für  den  glänzen 
Bereich  der  Verwaltung,  die  dem  Lande  und  Landtage  übertragen 
wird,  vollständige  und  freie  Verwaltungsbefugnis  zum  Zwecke  der 
Besorgung  aller  Landesangelegenheiten  im  Sinne  der  Landes- 
verfassung. Dadurch,  daß  dem  Landesausschusse  alsbald  auch 
durch  das  neue  Gemeindegesetz  die  oberinstanzliche  und  keiner 
Einmischung  der  Staatsregierung  oder  ihrer  Behörden  unterliegende 
Tutel  über  die  gesamte  Verwaltung  der  Gemeinden  und  Bezirke 
innerhalb  des  selbständigen  Wirkungskreises  derselben  übertragen 
wird,  ist  ein  vollständiger,  durch  die  ganze  österreichische  Reichs- 
hälfte gleichmäßig  durchgeführtes  System  autonomer  Verwaltung  ge- 
schaffen, das  nicht  unter,  sondern  neben  die  kaiserliche,  landes- 
fürstliche Administration  gestellt  erscheint. 

Damit  wird  ein  bis  auf  den  Grund  gehender  scharfer  Schnitt 
geführt,  der  von  da  ab  die  Administration  in  Oesterreich  in  zwei 
miteinander  nicht  mehr  verbundene  Teile  trennt:  eine  überraschend 
weitreichende  und  höchst  folgenschwere  Entwicklung  der  öffent- 
lichen Verwaltung  in  Oesterreich  war  damit  angebahnt.  Welche 
Bedeutung  diesem  durch  die  Februarverfassung  geschaffenen  Insti- 
tut des  staatsfreien  Landesausschusses  als  Träger  der  autonomen 
Landeverwaltung  zukommt,  zeigt  schon  ein  Blick  auf  die  Form,  in 
welcher  sowohl  in  der  Kremsierer  Verfassung  wie  noch  deutlicher 
in  der  Märzverfassung  der  Regierung  Schwarzenberg  der  Gedanke 
der  Länderautonomie  in  den  bestehenden  österreichischen  Staats- 
organismus eingefügt  worden  war. 

In  der  Märzverfassung  von  1849  sowie  den  1850  publizierten 
Länderverfassungen  ist  die  vollziehende  Gewalt  innerhalb 
der  ganzen  Monarchie  und  im  ganzen  Bereiche  administrativer 
Tätigkeit  ausnahmslos  in  den  Händen  der  kaiserlichen  Zentral- 
behörden und  der  von  ihr  in  den  Kronländern  eingesetzten  Statt- 
halter und  Kreispräsidenten.  Der  nach  den  Bachschen  Landes- 
ordnungen gebildete  Landesausschuß  ist  strenge  auf  die  Tätigkeit 
der  Vorbereitung  der  Landtagsessionen  beschränkt.  Ihm  kommt 
keinerlei  wirkliche  nach  außen  gerichtete   administrative    Befugnis 
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zu.  Nunmehr  wird  aber  jenes  Stück  der  vollziehenden  Gewalt,  das 
mit  dem  Bereiche  der  neuen  landesverfassungsmäßigen  Autonomie, 
also  mit  der  ganzen  Selbstverwaltung  des  Kronlandes  zusammenfällt, 
unmittelbar  auf  das  vom  Landtage  gewählte  Kollegium,  den  Landes- 
ausschuß übertragen,  und  so  wird  dieser  zum  selbständigen  Organ 
der  öffentlichen  Verwaltung,  zum  Teilhaber  an  der  öffentlichen 
Gewalt  aus  dem  eigenen  Rechte  des  Kronlandes  gemacht.  Im 
Grunde  genommen  liegt  in  dieser  Reform  Schmerlings  nichts  an- 
deres als  eine  Wiederbelebung  des  alten  ständischen  Verordneten- 
kollegiums,  dem  aber  nunmehr  nicht  bloß  die  kümmerlichen  Reste 
der  ehemals  mächtigen,  mit  der  jungen  landesfürstlichen  Ver- 
waltung des  17.  Jahrhunderts  konkurrierenden  ständischen  Ver- 
waltungsfunktionen aus  der  Zeit  vor  1848  zustanden,  sondern  es 
wird  diesem  Kollegium  auch  ein  an  und  für  'sich  nicht  unbedeuten- 
der, einzelne  wichtige  und,  wie  die  Zukunft  zeigte,  außerordentlich«1!- 
Erweiterung  fähige  Gebiete  der  Administration  umfassender  Teil 
der  modernen  inneren  Verwaltung  vom  Obrigkeitsstaate  gewisser- 
maßen zu  dauerndem  Lehen  übertragen.*)  Damit  ist  durch  Schmer- 
ling und  die  Feftxruarverfassung  eine  rechtliche  und  politische 
Neuschöpfung  ins  Leben  gesetzt  worden,  die  man  als  die  folgen- 
reichste Abänderung  der  ganzen  österreichischen  Staatsordnung  be- 
zeichnen kann.  Man  bedenke  nur:  ein  ganzes  Stück  der  öffentlichen 
Verwaltung  wird  als  Inbegriff  der  „Autonomie  der  Königreiche  und 
Länder"  aus  dem  mehr  als  hundertjährigen  Gewebe  des  theresia- 
nisch-josefinischen  Staatsdienstes  herausgeschnitten  und  jedem  ein- 
zelnen Kronlande  zu  freier  Verwaltung  übertragen,  und  zwar  in  der 
Form,  daß  diese  (bisher  obrigkeitsstaatlichen  Verwaltungsfunktionen, 
zu  denen  auch  die  seit  1849  einbezogenen  Ueberbleibsel  der  ständi- 
schen Verwaltung  gehören,  nunmehr  an  ein  parlamentarisches 
Komitee  übergehen,  das  unmittelbar  aus  den  Parteien  der  Landes- 
vertretungen gebildet  wird.  Nur  der  Vorsitzende  in  diesem  Komitee, 
der  Landeshauptmann  oder  Landmarschall,  der  aber  selbst  ein  Ab- 
geordneter sein  muß,  wird  vom  Kaiser,  nach  oiner  stillschweigend 
angenommenen  und  seither  auch  fast  überall  unverbrüchlich  fest- 
gehaltenen Regel  ausschließlich  aus  dem  Großgrundbesitz  ent- 
nommen, ernannt  und  beeidet. 

Ich   habe  oben  dargelegt,  wie  Schmerling  bei  der  Lösung  der 

*)  Der  unscheinbare^  aber  höchst  fruchtbare  Kein  dieser  Entwicklung 
war  in  den  zwei  Begriffen:  ,,Lan<Iesan{releu<'nht*it"  und  ..Aufgaben  der 
Landeskultur"  ci-iogen.  Welch  mächtiger  Ausdehnung  diese  beiden  Begriffe 
fähig  gewesen  sind,  wird  die  Darstellung  der  Ausbildung  der  Landes* 
sutonomie  in  den  folgernden  Teilen  dieses  Werkes  kehren. 


5.  Kapitel:  Das  Verfassungswerk  des  Februarpatentes.  793 

Verfassungsifrage  und  der  Einrichtung  seines  Parlamentarisimus 
seine  Aufgalbe  vor  allem  darin  gesehen  hat,  den  theresianisch- 
franziszeischen  „Staat"  als  Machtapparat,  also  die  Fülle  der  Befug- 
nisse der  Regierung  und  der  ihr  unterstehenden  bureaukratischen 
Verwaltungsbehörden  in  Oesterreich,  möglichst  unangetastet  zu  er- 
halten: damit  scheint  es  nun  im  Widerspruch  zu  stehen,  daß  er  und 
seine  Ratgeber  doch  gleichzeitig  keine  Bedenken  trugen,  den  als 
gesetzgebenden  Körgerschaften  nur  kümmerlich  bedachten  Land- 
tagen eine  „Autonomie  der  Landesverwaltung"  anzuvertrauen,  die 
das  Ganze  der  inneren  Verwaltung  Oesterreichs  fortab  in  zwei 
selbständige,  einander  koordinierte  Teile  zerschlug.  Und  noch  er- 
staunlicher mag  es  sein,  daß  diese  Schaffung  der  später  so  oft  ver- 
spotteten und  beklagten  Eigentümlichkeit  Oesterreichs,  seiner  inne- 
ren Verwaltung  „auf  doppeltem  Geleise"  so  erfolgte,  daß  sich  der 
Staat  als  Zentralregierung,  wie  wir  später  noch  sehen  werden,  jeder 
Kontrolle  über  diese  Selbstverwaltung  der  Kronländer  völlig  begab, 
seine  eigene  Verwaltung  vielfach  aber  an  die  Zustimmung  der  In- 
haber der  Landesautonomie  band!  Denn  die  Tätigkeit  des  Landes- 
ausschusses, wie  ihn  die  Landesverfassungen  konstruierten,  kennt 
von  vornherein  keinerlei  Aufsicht  oder  Tutel  oder  auch  nur  eine 
ganz  allgemeine  oberinstanzliche  Funktion  der  zentralen  Re- 
gierungsbehörden. Es  stimmt  ülbrigens  mit  dieser  Tendenz,  völlig 
freie  Träger  dieser  autonomen  Landesverwaltung  zu  schaffen, 
überein,  daß  nunmehr  auch  «das  in  den  Länderstatuten  von  1850 
enthaltene  Recht  der  Reichsregierung,  durch  Notverordnungen  im 
Bereiche  der  Landesangelegenheiten  ebenso  Vorsorge  zu  treffen 
wie  im  Bereiche  ihrer  eigenen  Kompetenz,  nunmehr  in  den  Landes- 
verfassungen von  1861  entfallen  ist.  Auf  legislativem  Gebiete  und, 
insoweit  durch  Landesgesetze  tatsächlich  Verwaltungsakte  voll- 
zogen werden,  auch  für  diese,  blieb  somit  nur  noch  ein  einziges 
Mittel  der  Einwirkung  der  Zentralregierung  auf  die  in  der  Auto- 
nomie repräsentierten  politischen  und  administrativen  Faktoren 
übrig,  nämlich  das  Recht  der  Verweigerung  der  landesherrlichen 
Sanktion  für  die  angenommenen  Gesetzentwürfe  oder  der  für  die 
finanziellen  Beschlüsse  der  Landtage  vorbehaltenen  kaiserlichen 
Zustimmung. 

Der  Widerspruch,  in  dem  also  diese  Schöpfung  Schmerlings  zu 
seiner  sonst  so  stark  betonten  zentralistischen  Gesinnung,  zu  dem 
ganzen  politischen  Charakter  des  machtbewußten  Staatsministers 
und  autoritären  Staatsmannes  steht,  ist  so  auffallend,  daß  man  un- 
willkürlich der  Auffassung  nahegebracht  wird,  als  habe  Schmerling 
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selbst  die  Tragweite  seiner  Schöpfung  der  Landesautonomie  nicht 
voll  erkannt.  Will  man  dieses  nicht  nur  psychologisch,  sondern  auch 
politisch  sehr  wichtige  Problem  in  der  'staatsmännischen  Erscheinung 
Schmerlings  lösen,  so  wird  man  doch  immer  wieder  auf  die  starke 
Beimischung  ständischer  Traditionen  in  seinem  politischen  Denken 
zurückkommen  müssen.  Für  den  ehemaligen  niederösterreichischen 
Verordneten  war  der  Landesausschuß  der  Februarverfassung  nichts 
anderes  als  das  wiedererstandene  alte  „Verordnetenkollegium"  der 
Herren  Stände  Niederösterreich/s;  von  dieser  Körperschaft  wußte  nun 
Schmerling  aus  seiner  eigenen  Erfahrung,  daß  sie  zwar  gesellschaft- 
liches Ansehen  und  finanziell  einen  geringen  Gehalt  geboten,  ad- 
ministrativ aber  wenig  Bedeutung  hatte.  Wenn  bis  zum  Jahre  1848 
die  damaligen  Verordneten  gegenüber  der  vormärzlichen  Regierung 
und  der  staatlichen  Landesverwaltung  sehr  wenig  zu  tun  und  zu 
sagen  hatten,  so  mochten  —  das  war  gewiß  Schmerlings  und  Lassers 
Gedanke  —  die  neuen  Landesausschüsse  schon  immerhin  mehr  Be- 
fugnisse besitzen  und  auch  für  die  Bevölkerung  mehr  leisten  als  ihre 
rein  ständischen  Vorgänger.  Sie  würden  aber  deshalb  noch  lange 
nicht  der  Einheit  und  Kraft  der  kaiserlichen  Verwaltung  im  Kron- 
lande Eintrag  tun,  diesen  so  angesehenen  und  machtvollen  Staats- 
organen von  ihrer  Autorität  und  Energie  nichts  Wesentliches  zu 
nehmen  imstande  sein.  Der  landläufige  deutsche  Liberalismus  ver- 
langte ja  Selbstverwaltung  aus  Prinzip,  daher  auch  in  der  Provinz, 
in  der  Landschaft  wie  im  Kreise  und  in  der  Gemeinde:  hier  in  den 
Landesausschüssen  war  sie  nun  der  Bevölkerung  durch  die  Schöpfer 
der  Februarverfassung  geboten,  und  zwar,  was  die  Bildung  dieses 
neuen  Organes  der  Selbstverwaltung  betrifft,  völlig  einwandfrei  vom 
Standpunkte  strengster  liberaler  Doktrin  organisiert,  nämlich  rein 
als  Funktion  der  von  der  Bevölkerung  gewählten  Abgeordneten  hin- 
gestellt. Im  Grunde  war  übrigens  auch  dabei  nur  das  ständische 
Vorbild  verwirklicht.  Der  Landtag  bestand  fortab  aus  vier  Kurien, 
welche  nur  eine  neuere  Abwandlung  der  alten  Stände  vorstellen: 
die  „Herren  und  Landmänner  sowie  Ritter"  der  alten  Stände  er- 
scheinen in  der  Kurie  des  landtäglichen  Großgrundbesitzes  zu- 
sammengefaßt, der  Kreis  der  landtagsfähigen  Stadtbürgerschaft  ist 
von  den  privilegierten  Städten  auf  alle  Stadtgemeinden  im  Kron- 
lande ausgedehnt,  die  zusammen  auch  wieder  eine  Kurie  bilden; 
der  neuen  Gesellschafts-  und  Besitzkategorie  der  Großindustrie  und 
des  Handele  wird  eine  Art  Standesvertretung  durch  die  Ilandels- 
tammei u  verliehen,  und  nur  darin  liegt  die  Anerkennung  der 
" m   Wandlung  der  Zeilen,  dnfi  die  Bauernschaft  in   (restalt  der 
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Kurie  der  Landgemeinden  gleichberechtigt  neben  die  anderen  Stände 
tritt.  Die  Virilstimmen  der  Bischöfe  und  Erzbischöfe  sowie  der  Uni- 
versitätsrektoren sind  stilgerechte  Zutaten  zu  diesem  ganzen  Aufbau. 
Man  kann  also  sagen:  der  Liberalismus  mit  seinem  Postulat  von 
Selbstverwaltung  einerseits  und  die  ständische  Tradition  anderseits 
sollten  in  dieser  Schöpfung  der  autonomen  Landes  Verwaltung  nach 
dem  Willen  ihrer  Schöpfer  zweifellos  beide  auf  ihre  Rechnung 
kommen.  Daß  die  Zentralregierung  und  staatsbehördliche  Beamten- 
verwaltung (durch  diese  Schöpfung  nicht  gefährdet  werde,  zugleich 
aber  für  /die  Regierung  politisch  mit  Hilfe  des  in  dieser  Verfassungs- 
änderung betätigten  Liberalismus  die  so  dringlich  erstrebte  Populari- 
tät in  der  Bevölkerung  gewonnen  werde,  war  nicht  minder  das  Ziel 
dieser  ganzen  Reform.  Der  zunächst  recht  geringe  gesetzliche 
Wirkungskreis  dieser  autonomem  Landesverwaltung,  wie  ihn  die 
Landesordnungen  definieren,  knüpft  ja  auch  im  wesentlichen  zunächst 
an  die  Arbeit  der  früheren  Stände  an.  Erhaltung  von  Hospitälern  und 
Wohltätigkeitsanstalten  sowie  Neuerrichtung  solcher,  Fortführung  der 
zahlreichen  kleineren  speziellen  Fonds,  wie  sie  bei  den  Ständen 
schon  bestanden  hatten,  zur  Erhaltung  einzelner  Kultureinrichtungen, 
wie  von  Museen,  alten  Erziehungsanstalten  usw.,  kurzum  gemein- 
nütziges Wirken  vor  allem  in  der  Richtung  der  „Förderung  der 
Landeskultur",  womit  Landwirtschaft  gemeint  war:  diese  Aufgaben, 
mit  denen  sich  izuletzt  allein  noch  die  der  Politik  längst  entwöhnten 
Stände  beschäftigt  hatten,  fortab  durch  ein  bescheidenes  allgemeines 
Besteuerungsrecht  maßvoll  erweitert,  das  konnte  doch  in  Schmer- 
lings und  Lassers  Meinung  der  von  Bach  festgefügten,  bisher  un- 
begrenzt machtvollen  Autorität  der  staatlichen  Behörden  in  der 
inneren  Verwaltung  keinerlei  Abbruch  tun. 

Dabei  aber  hat  zweifellos  noch  ein  anderes  Moment  sehr  ge- 
wichtig mitgewirkt,  nämlich  das  staatsfinanzielle.  Wir  wissen  schon 
aus  den  Verhandlungen  des  verstärkten  Reichsrates,  wie  die  so 
drückende  Finanznot  die  Regierung  auf  den  Weg  größter  Sparsamkeit 
in  den  Staatsausgaben  drängte,  und  wie  man  dabei  vor  allem  an  die 
Verminderung  der  Kosten  der  inneren  Verwaltung  dachte.  Ver- 
einfachung der  Behördenorganisation,  Verminderung  und  Verein- 
fachung der  Verwaltungsarbeit  galt  auf  allen  Seiten  damals  schon  als 
dringendes  Gebot.  Wie  aber  schon  1848  die  Stadionsche  Verwaltungs- 
reform  zugleich  mit  der  Aufhebung  der  Patrimonialverwaltung  darauf 
bedacht  war,  einen  großen  Teil  der  Kosten  des  künftigen  lokalen 
und  provinziellen  Verwaltungsdienstes  in  der  inneren  Verwaltung 
auf  die  Bevölkerung  selbst  in  Gestalt  autonomer  Einrichtungen  zu 
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Biberwälzen,  ebenso  strebte  man  auch  jetzt  Herabminderung  der 
Kosten  der  Zentralverwaltung  vor  allem  dadurch  an,  daß  weit  auf- 
greifende und  leistungsfähige  Selbstvenvaltungskörper  geschaffen 
würaen.  Welche  Bedeutung  in  dieser  Hinsicht  schon  während  der 
Periode  des  schärfsten  zentralistischen  Absolutismus,  in  der  Aera 
Alexander  Bachs,  der  Begriff  der  „Landesangelegenheiten"  gewonnen 
hatte,  werden  wir  noch  in  einem  anderen  Zusammenhange  fest- 
zustellen haben.  Schon  hier  aber  ist  es  von  Wichtigkeit,  darauf  hin- 
zuweisen ,daß  diese  finanziellen  Rücksichten  wesentlich  mitgewirkt 
haben  zu  den  Entschließungen  Schmerlings  und  seiner  Mitarbeiter, 
durch  welche  die  neue  autonome  Landesverwaltung  ins  Leben  ge- 
rufen worden  ist. 

Zu  den  bisher  angeführten  Momenten,  welche  die  Stellungnahme 
Schmerlings,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  Lassers,  hinsichtlich 
der  Landesautonomie  bestimmten,  kommt  aber  noch  als  ein  Umstand 
von  größter  Bedeutung  hinzu  die  Lage,  in  welcher  die  liberale 
Bureaukratie  Wiens  seit  dem  Auftreten  der  neuen  konservativen 
Adelspartei  und  der  Ausbildung  jenes  Verwaltungsreformprogrammes 
sich  befand,  das  unter  dem  Drucke,  der  von  dieser  neuen  politischen 
Macht  ausging,  1859  und  1860  von  Goluchowski  ausgearbeitet  worden 
war.  Ich  habe  die  leitenden  Gedanken  und  Pläne  jener  von  Clam 
und  Thun  vertretenen  Doktrin  vom  österreichischen  Selfgovernment 
als  der  einzigen  gesunden  Grundlage  für  die  gesamte  Reichs-  und 
Staatsreform  oben  ausführlich  dargelegt  und  gezeigt,  wie  die  zentra- 
listische  Bureaukratie  in  den  Wiener  Ministerien  nach  dem  Zu- 
sammenbrechen des  Bachschen  Systems  und  von  dem  schnellen 
Anwachsen  des  politischen  Einflusses  der  Adelspartei  bei  Hofe  be- 
unruhigt, sich  zu  einem  Kompromiß  mit  jener  Doktrin  mehr  und 
mehr  bereit  gemacht  hatte.  Die  Berufung  Schmerlinge  zum  Ver- 
fassungsgesetzgeber  erleichterte  den  nunmehr  wieder  zu  hohem 
Einfluß  gelangenden  liberalen  Elementen  im  hohen  Beamtentum 
solchen  Entschluß  umsomehr,  als  nun  an  die  Stelle  der  ständischen 
Landesstatute  Goluchowskis  neue,  auf  dem  Prinzip  der  Interessen- 
vertretung und  des  Zensuswahlrechtes  aufgebaute  Landesordnungon 
und  Landeswahlgesetze  traten,  die  den  bäuerlichen  und  stadtbürger- 
licben  Volksschichten  einen  unvergleichlich  größeren  Anteil  an  Ixuul- 
tag  und  I^andesausschuß  einräumten.  Merkwürdig  ist  auch  in  diesem 
Falle  die  Stellung  Perthalere;  denn,  wie  wir  wissen,  war  et  trotz 
seiner  schroffen  Ablehnung  <ier  Lehre  von  den  historisch-politischen 
Individualitäten  dennoob  als  begeisterter  Schüler  Gneista  ein  un- 
bedingter   Anhänger   vom    englischen   Selfgovernmrnl   als    dem    In- 
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begriff  der  allein  lebenswahren  und  nicht  durch  die  konstitutionelle 
Doktrin  verfälschten  Verfassung.  Deshalb  hat  er,  soweit  es  dessen 
noch  bedurfte,  gewiß  die  bei  Schmerling  aus  seiner  ständischen  Ver- 
gangenheit natürlich  hervorgewachsene  Neigung,  ein  ganzes  System 
autonomer  Selbstverwaltung  für  Oesterreich  als  integrierenden  Be- 
standteil einer  liberalen  Verfassung  zu  schaffen,  wänmstens  unter- 
stützt und  etwaige,  von  bureaukratischen  Gegnern  geäußerte  Be- 
denken zu  entkräften  geholfen.  *)  Für  Schmerling  und  die  liberalen 
Beamtenminister,  wie  Lasser  und  Plener,  aber  gab  schließlich  das 
politische  Moment  den  Ausschlag:  die  Formel  bei  der  Berufung 
Schmerlings  lautete:  Mehr  Liberalismus.  Nun  war  Autonomie  in 
Land  und  Gemeinde  in  ganz  Oesterreich  noch  immer  eine  kapitale 
Forderung  des  deutschösterr eichischen  Liberalismus,  und  so  war  hier 
über  alle  theoretische  Zustimmung  oder  Gegnerschaft  hinweg  der 
Weg  Schmerling  eigentlich  doch  vorgezeichnet.  Wo  allerdings  da  die 
Grenze  lag.  über  die  hinaus  die  Ausdehnung  und  Erstarkung  der 
Autonomie  in  der  Verwaltung  die  gemeinsame  Interessensphäre  der 
Bureaukratie  und  des  Deutschtums  in  Oesterreich  als  der  Träger  des 
„Staatsgedankens"  schwer  gefährdete,  war  damals  kaum  klar  im 
vorhinein  zu  erkennen,  zumal  da  der  tatsächlich  geringe  Umfang  der 
Autonomie,  wie  die  Februarverfassung  sie  gab,  und  die  Zweideutig- 
keit der  im  Gesetzestexte  angewendeten  Terminologie  verschiedener 
Entwicklung  der  Dinge  den  Weg  offen  ließen. 

Nach  dem  hier  geplanten  Gang  der  Darstellung  ist  erst  an  späte- 
rer Stelle  der  geeignete  Ort,  um  der  vollen  Bedeutung  dieses  einen 
großen  Bestandteiles  der  Februarverfassung,  der  Festsetzung  der  den 
österreichischen  Kronländern  seither  eigentümlichen  Autonomie  ge- 
recht zu  werden  und  dieses  merkwürdigste  Phänomen  der  modernen 
österreichischen  Staatsordnung  in  allen  seinen  Wirkungen  und  Be- 
ziehungen zu  würdigen.  Erst  von  einem  reiferen  Entwicklungs- 
stadium dieser  Schöpfung  des  Staatsministers  Schmerling  aus  ist 
es  möglich,  den  richtigen  Standpunkt  zur  Beurteilung  ihrer  politischen 
und  administrativen  Bedeutung  zu  gewinnen.  Hier  kann  darin 
Genüge  gefunden  werden,    die  Hauptpunkte   festgestellt    zu   haben, 

*)  Wie  sehr  Schmerling  persönlich  doch  für  die  Idee  des  Selfgovernment 
gewonnen  war,  tritt  dann  in  seiner  Haltung  in  der  ersten  Session  des  Reichs- 
rates anläßlich  der  Beratung  des  Gemeindegesetzes  und  ganz  besonders  in 
den  Debatten  über  die  geplante  Schaffung  von  Bezirks-  und  Kreisgemeinden 
hervor.  Alle  Anzeichen  deuten  darauf  hin,  daß  Minister  von  Lasser  es  ge- 
wesen ist,  der  schließlich  dieser  stark  ausgesprochenen  Hinneigung  des 
Staatsministers  zur  Schaffung  eines  vollendeten  Selfgovernment  als  Trägers 
der  gesamten  inneren  Verwaltung  in  Oesterreich  mit  Erfolg  entgegengetreten 
ist.  Darüber  wird  an  gehöriger  Stelle  des  zweiten  Bandes  Näheres  gesagt 
werden. 
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deren  Zusammenwirken  die  Autonomie  der  österreichischen  Kron- 
lümler  ihre  Entstehung  verdankt:  Umstände,  die  uns  auch  bereits 
zum  guten  Teile  die  Paradoxie    aufklären,    als  welche    uns    diese 
Schöpfung  des  autoritären  Zentralisten  Schmerling  floei  näherer  Be- 
trachtung erscheint.     Allerdings  besteht  diese  Paradoxie  eigentlich 
nur  für  uns  in  solcher  Kraft,  die  wir  nach  einer  fast  zwei  Menschen- 
alter   währenden    praktischen    Ausgestaltung    der    österreichischen 
Autonomie  nun  auf  die  Staatskunst  Anton  von  Schmerlings  .zurück- 
blicken.    Für  ihn  selbst  löst  sich  das  Rätsel,  daß  der  bewußte  Erbe 
der  altösterreichischen  Auffassung  vom   „Staate"  als  einem   zentra- 
listisch-bureaukratischen   Machtapparat    der   Krone    doch   auch    den 
Grund  gelegt  hat  zum  Auffbau  aller  seither  gegen  diese  Staatsauf- 
fassung mit  immer  steigender  Wirkung  gerichteten  politischen  und 
administrativen    Neubildung,    ganz     einfach    dadurch,    daß    weder 
Schmerling  selbst  noch  seine  Ratgeber  diese  Entwicklung  klar  vor- 
hergesehen haben.     Es  ist  nun  an  und  für  sich  wohl  kaum  möglich, 
zu   beurteilen,  bis  zu  welchem    Ausmaße  eine   solche   Voraussicht 
überhaupt  möglich  gewesen  wäre  und  gewiß  sind,  wie  schon  vorhin 
bemerkt  wurde,  Schmerling  und  Lasser  auch  darin  die  echten  poli- 
tischen  Sprößlinge   der   patriarchalisch-absolutistischen   Regierungs- 
weise des  Ancien  Regime,    daß    sie    staatliche    Einrichtungen    und 
politische  Prinzipien  immer  weit  mehr  vom  statischen  Standpunkte 
als  „feste  Ordnung"  auffassen,  nicht  aber  auch    als   politisch-dyna- 
mische Prolbleme,  als  Wege  und  Mittel  zur  Entfesselung  oder  Bindung 
lebendiger  Volkskräfte  und  Ideen,  die  naturgemäß  nach  erweiterter 
und  vertiefter  Geltung  streben  müssen.    Gewiß  wird  man  daraus  an 
und   für   sich   den    Vätern   der   Februarverfassung  keinen    Vorwurf 
machen;  ist  es  denn  nicht  selbst  dem  höchsten  Maß  politischen  In- 
geniums versagt,   die    praktische  Wirkung    wesentlicher    oder    gar 
fundamentaler   Aenderungen    der    staatlichen  Ordnung    auf    lange 
Zeit  hinaus  im  vorhinein  zu  beurteilen?     Immerhin  aber  läßt  sich 
nicht  verkennen,  daß  hier  doch  auch   ein  anderer  Faktor   mit  im 
Spiel  gewesen  ist  als  der  Mangel  intuitiver  Erkenntnis  der  überseh- 
baren  Folgen,   welche  die  Schaffung   der   Landesautonomie  in   der 
Weise,  wie  sie  das  Februarpatent  durch  die  Landesordnungen  schuf, 
nach  sich  ziehen  mußte.      Dieser  Umstand  lag  in   der  Schmerling 
eigentümlichen     Art    seines   Geistes    und    Charakters,    in 'dem   sich 
prinzipielle  Festigkeit  und  große  Energie  merkwürdig  gut  vertrugen 
mit   bisweilen   überraschend   auftretender   Bereitschaft  zui    Kompro- 
missen  im  praktischen  Handeln  einerseits  und  phlegmatischem   Ge- 
»chehenlaseeo  andrerseits.    Schmerling  besaß  dben  jene  mir  aus  den 
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historischen  Lebensbedingungen  des  österreichischen  Staatswesens  zu 
erklärende  „Breite  des  politischen  Naturells",  welche  ganz  heterogene 
Anschauungen  oder  Methoden  der  Politik  gar  oft  mit  aller  Gemüt- 
lichkeit nebeneinander  gelten  läßt  oder  selbst  anwendet,  vor  allem 
deshalb,  weil  sie  an  keine  dieser  Anschauungen  oder  Methoden 
innerlich  völlig  gebunden  ist,  keine  so  ganz  und  gar  ernst  nimmt. 

So  war  Schmerling  im  Kern  seines  Wesens  ein  zentralistisch 
gerichteter  Auttoritätsimensch  und  konnte  doch  durch  ganz  Deutsch- 
land und   Oesterreich   hin   als  führender   Liberaler   einen  Ruf   er- 
werben; er  hatte  sich  von  Kardinal  Rauscher  unbedingtes  Festhalten 
am   Konkordat  ruhig  vorschreiben  lassen  und  blieb  doch  ein  alt- 
österreichischer  josefinischer  Freisinniger;   so  war    er   denn   auch 
unbedingter  Zentralist  im  Sinne  der  „Wiener  politischen  Schule"  und 
doch  auch  wieder  der  letzte  aufrechte  „Verordnete  der  hohen  Stände 
des  Erzherzogtums  Oesterreich  unter  der  Enns."     Und  so  kam  es 
denn,  daß  er  einen  Konstitutionalismus  für  das  ganze  Reich  schuf, 
in  dem  gleichzeitig  im   Grunde    genommen    nuir  die  unangetastete 
Macht  des  Hofes  und  der  Zentralregierung  Wahrheit  bedeutete.    Zu- 
gleich aber  gab  er  als  Staatsminister  und  Oberhaupt  des  österreichi- 
schen  Beamtentums   den   Königreichen   und   Ländern   eine   „Auto- 
nomie", durch  die  der  „Staat",  die  staatliche  Bureaukratie,  auf  einem 
allmählich  sich  ausdehnenden  Teilgebiete  der  inneren  und  Finanz- 
venvaltung  völlig  ausgeschaltet  wurde.     In  dem  Gleichmut,  mit  dem 
Schmerling    das    österreichische    Problem    im    engeren  Sinne,  das 
Staatsproblem  der  nichtungarischen  Länder,  in  seinem  so  schleunig 
hingeworfenen  Grundgesetze    und    seinen    Landesordnungen    löste, 
gleichzeitig  das  Oktoberdiplom  dadurch  für  Ungarn  durchzuführen 
suchte,  daß  er  es  für  Oesterreich  vollständig  aufhob,  —  in  dieser 
unvergleichlich  hochgeimuten  und  unbekümmerten  Staatskunst,  die 
den   Geboten  des   Augenblickes  und  dem  so  starken  persönlichen 
Herrscherstolze  des  Monarchen  entsprechend  geschickt  einen  kon- 
stitutionellen Notbau  aus  ganz  disparatem  Material  zimmert:  in  allen 
diesen  schließlich   psychologisch    vollständig   erfaßbaren    Tatsachen 
liegt  die  eigentliche  Erklärung  für  den  Mischcharakter  dieser  Ver- 
fassung sowohl  in  der  Lösung  des  Reichsproblems  als  auch  in  ihrem 
Versuche,   einen  konstitutionellen   österreichischen  Einheitsstaat  zu 
schaffen,  in  dessen  Inneren  gleichzeitig  eine  staatsfreie  Autonomie 
der  Länder  und  Gemeinden  auf  die  Bahn  verfassungsmäßiger  Ent- 
wicklung gesetzt  wurde. 

Hier  liegt  aber  auch  die  Erklärung  für  die  so  eigenartige  und 
schicksalbildende  Natur  des  Begriffes   und   der  Einrichtungen  der 
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österreichischen  Länderautonomie.  Sie  bildet  in  Verbindung  mit 
dem  Schmerlingschen  Scheinparlamentarismus  und  dem  durch  letz- 
teren erst  recht  gestärkten  bureaukratischen  Machtapparate  der  Zen- 
tralgewalt alten  Stiles  das  eigentliche  Wesen  der  mit  dem  Namen 
der  Februarverfassung  bezeichneten  Staatsordnung  der  nicht- 
ungarischen Reichshälfte  und  diese  Trias  ist  bis  zur  letzten  Stunde 
der  habsbutrgischen  Hausmacht  der  Inbegriff  des  österreichischen 
Staatswesens  im  Grunde  genommen  geblieben.  Allerdings  so,  daß 
sich  in  dem  Verhältnis  dieser  drei  Grundkräfte  des  österreichischen 
Staates  doch  als  schöpferisches  Ergebnis  des  Ringens  der  mit- 
einander unlöslich  verbundenen  wirtschaftlichen,  sozialen  und 
nationalen  Kräfte  des  Volks-  und  Staatslebens  ein  tiefgehender  und 
vielseitiger  Verfassungswandel  herausgebildet  und  jenes  Verhältnis 
in  weitgehendem  Maße  verändert  und  verschoben  hat. 

Wir  kehren  noch  einmal  zum  eigentlichen  Kern  der  Februar- 
verfassung zurück:  zur  ungarischen  Frage  'urad  zum  Reiohsproblem. 
Hält  man  sich  den  ganzen  Verlauf  der  Beratungen  in  der  Minister- 
konferenz, wie  sie  oben  vorgeführt  wurden,  vor  Augen,  so  erkennt 
man  deutlich,  daß  der  zwischen  den  beiden  Parteien  im  Ministerium, 
den  deutschen  Ministern  unter  Schmerlings  Führung  und  den  drei 
ungarischen  Ministern  Szecsen,  Vay  und  Szögyeny,  denen  Rechberg, 
allerdings  wenig  wirksam,  sekundierte,  von  Anfang  an  vorhandene 
Widerstreit  der  Anschauungen  und  Ziele  sich  ununterbrochen  in 
beschleunigtem  Tempo  seit  Beginn  jener  Beratungen  verschärft 
hatte.  Die  Konferenz  vom  16.  Februar  zeigt  sowohl  die  Unmöglich- 
keit einer  Ueberbrückung  der  Kluft,  die  diese  (beiden  Gruppen 
trennte,  als  auch  die  unverkennbare  Tatsache,  daß  inzwischen 
Schmerling  mehr  und  mehr  den  Kaiser  für  seinen  Standpunkt  ge- 
wonnen hatte.  Die  Mitteilungen,  die  in  dem  Verlauf  der  ganzen 
seit  dem  Oktoberdiplom  sich  hinziehenden  Krise  in  den  Memoiren 
und  Briefen  der  ungarischen  Staatsmänner  gegeben  worden,  lassen 
übereinstimmend  erkennen,  welche  Umstände  es  waren,  die  auf 
Franz  Josef  den  entscheidenden  Einfluß  schließlich  geübt  haben. 
Es  lag  nämlich  doch  ausschließlich  an  den  Erscheinungen,  die  das 
neuerweckte  öffentliche  Leben  in  Ungarn  in  immer  erschreckenderen 
Zügen  hervorkehrte  und  die  in  Wien  als  offene  Rebellion  aufgefaßt 
werden  mußten.  Die  Entwicklung  der  Politik  der  magyarischen 
Parteien  vom  20.  Oktober  ab  wird  besser  erst  im  folgenden  Bande 

I  eeefl    Werkes    und    im     Zusammenhang    mit    den    Vorgängen    ur'%- 
Bchildert    werden,    welche  die  Oktroyierung   der    Februarvertassung 

und  die  Eröffnung  des  Landtage«  in  Ungarn  herbeiführten.     Hier 
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genügt  es,  darauf  hinzuweisen,  daß  der  tatsächliche  Hergang  in  den 
Komitaten  bei  der  Wiederherstellung  ihrer  alten  Verfassung,  ferner 
die  Beschlüsse,  welche  die  neugebildeten  Kongregationen  faßten  'und 
insbesondere  die  Aufnahme,  welche  die  vom  Hofkanzler  Vay  er- 
lassene Instruktion  für  idie  Obergespäne  in  den  meisten  Komitaten 
fand,  sodann  das  auf  Andrängen  der  Regierung  vom  Hofkanzler  er- 
lassene neuerliche  Reskript  vom  16.  Jänner  in  der  gesamten  öffent- 
lichen Meinung  Ungarns  und  bei  den  Komitatsbehörden  fanden,  in 
Wien  sowohl  beim  Kaiser,  als  auch  in  den  gesamten  Kreisen  der 
Regierimg  und  Generalität,  aber  auch  schon  in  breiten  Schichten  der 
liberalen  Gesellschaft  Deutschösterreichs  tiefste  Enttäuschung  und 
förmliche  Erbitterimg  hervorriefen.  Die  Stellung!  der  Altkonserva- 
tiven bei  Hofe  war  dadurch  begreiflicherweise  eine  äußerst  schwierige 
geworden.  Wie  sehr  Szecsen  und  Vay  dies  fühlten,  zeigt  ihr  teils 
schwankendes,  teils  resigniertes  Verhalten  in  der  Ministerkonferenz. 
Gleichzeitig  stieg  das  Selbstvertrauen  Schmerlings  und  seiner 
Freunde  in  der  Regierung  wie  der  hohen  Bureaukratie  Wiens 
mächtig  an:  als  von  den  ersten  Komitaten  die  in  schneidender 
Sprache  abgefaßten  Beschlüsse  der  Ablehnung  des  Oktoberdiploms 
nach  Wien  gelangten,  rief  der  alte  Freiherr  von  Lichtenfels,  eine 
Säule  des  josefinischen  Zentralismus  und  designierter  Präsident  des 
neuen  Staatsrates  bef niledigt  aus :  „Nur  so  fort,  das  Feld  gehört  uns !" 
Ende  Jänner  meldet  Szögyeny  an  Vay,  Schmerling  betrachte  es  ganz 
offen  als  eine  Illusion,  zu  glauben,  daß  jetzt  nach  den  Kund- 
gebungen der  Komitate  noch  von  Transaktionspolitik  undPazifi- 
zierung  die  Rede  sein  könne.  Für  ihn  und  die  ganze  Bureaukratie 
ist  Ungarn  bereits  im  Zustande  der  Insurrektion  und  man  müsse  es 
offen  als  Feind  betrachten.  Die  Aeußerungen  Schmerlings,  Lassers 
und  Pleners  in  den  Ministerkonferenzen  vom  16.  und  22.  Februar 
bestätigen  durchaus  dieses  Urteil  Szögyenys  über  den  Stand  der 
Dinge.  So  wie  in  Ungarn  bereits  vor  Erlassung  des  Februarpatentes 
die  verschiedenen  magyarischen  Gruppen  von  Eötvös  bis  zu  Koloman 
Tisza  ralliiert  und  zum  Widerstand  gegen  Wien  bereit  gemacht 
waren,  so  war  Hof,  Generalität  und  Bureaukratie  in  Wien  schon  vor 
dem  26.  Februar  einig  in  dem  Urteil  über  den  Schiffbruch,  den  der 
von  den  altkonservativen  Magnaten  unternommene,  im  Oktober- 
diplom  festgelegte  Versuch  zur  Lösung  des  Reichsproblems  bereits 
erlitten  hatte.  Das  wußte  wohl  niemand  besser  als  Szecsen  und 
Vay:  und  darum  machten  ihre  immer  noch  wiederholten  Versuche, 
durch  Aenderung  von  Ausdrücken  und  Worten  im  Texte  des  Grund- 
gesetzes  über  die  Reichsvertretung   die   Abneigung  der   Magyaren 
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gegen  das  geplante  Verfassungsgesetz  abzuschwächen,  es  gewisser- 
maßen genießbarer  zu  machen,  einen  hilflosen  und  beinahe  kläg- 
lichen Eindruck.  Nicht  anders  wirkt  es,  wenn  sich  der  Ministerrat 
wiederholt  mit  der  Frage  der  Signierung  des  Februarpatentes  be- 
schäftigt. Man  wußte  nämlich,  daß  Baron  Vay  es  ablehne,  seinen 
Namen  unter  das  neue  Puaidamentalgesetz  zu  schreiben,  weil  ein  un- 
garischer Hofkanzler  „Patente  überhaupt  nicht  signieren  könne". 
In  der  Tat  war  der  Hofkamzler  in  der  entscheidenden  Woche  auf  sein 
heimatliches  Gut  gereist.  Szecsen  dagegen  nahm  es  auf  sich,  als 
einziger  ungarischer  Minister  zu  kontrasignieren.  „Meine  Laufbahn 
ist  beendet",  sagte  er,  „aber  Vay  soll  das  Patent  nicht  signieren. 
Man  wird  seiner  noch  bedürfen."  Zunächst  aber  wollte  er  auf  diese 
Weise  das  Verbleiben  Vays  in  der  Regierung  ermöglichen,  denn 
Szecsen  hielt  trotz  der  schweren  Enttäuschung,  die  ihm  Schmerling 
bereitet  hatte,  damals  immer  noch  eine  günstige  Wendung  für  mög- 
lich, die  seine  und  seiner  Freunde  Transaktionspolitik  zum  Erfolge 
bringen  könnte.  Es  waren  gewiß  solche  Hoffnungen  und  kein 
„unedler  Ehrgeiz"  und  noch  weniger  der  Wunsch,  um  jeden  Preis 
an  der  Macht  zu  bleiben,  was  Szecsen  und  Vay  —  beide  —  Männer 
von  edlem  Charakter  und  ungewöhnlich  hoher  Auffassung  ihrer 
Pflichten  gegen  Ungarn  wie  gegen  die  Dynastie  —  dazu  bewog,  ihre 
nichts  weniger  als  erfreuliche  Stellung  im  Ministerium  zunächst 
doch  noch  festzuhalten. 

Ann  26.  Februar  erfolgte  die  Veröffentlichung)  des  Patentes, 
durch  welches  das  neue  Grundgesetz  über  die  Reichsvertretung  u»d 
sämtliche  Landesordnungen  und  Landeswahlordnungen  mit  sofor- 
tigem Eintritt  der  Gesetzeskraft  veröffentlicht  und  so  als  Reichs- 
verfassung oktroyiert  wurde.  Man  hatte  sich  mit  der  Fertigstellung 
des  weitwendigen  Gesetzesoperates  zuletzt  außerordentlich  beeilen 
müssen,  denn,  wie  ein  Zeitgenosse  sich  ausdrückte,  es  durfte  nicht 
neuerlich  „eine  Märzverfassung  gegeben  werden!"  Der  Rückschluß 
von  dem  Schicksal  der  ersten  Märzverfassung  auf  einen  neuerlichen 
Oktroyierungsakt  unter  demselben  Datum  wäre  doch  bedenklich 
gewesen!  Am  27.  Februar  erschien  Perthalers  von  der  Minister- 
konferenz als  zu  oratorisch  befundener  Entwurf  eines  „A.  u.  Vor- 
trages" in  Gestalt  eines  weitläufigen  Leitartikels  in  der  offiziellen 
„Wiener  Zeitung".  In  dieser  nach  Form  und  Inhalt  gleich  be- 
deutenden Staatsschrift  ist  die  Auffassung,  die  Schmerling  selbst 
\'»ni  Wesen  und  von  der  Aufgabe  des  neuen  Verfassungsgesetzes 
hegte,  rückhaltlos  klargelegt;  aber  auch  die  ganze  weitere  Politik  des 
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Staatsaninisters,  zumal  Ungarn  gegenüber  wird  hier  schon  klar  vor- 
gezeichnet. 

Zugleich  mit  dem  Patente  war  ein  kaiserliches  Handschreiben 
an  den  ungarischen  Hofkanzler  Freiherrn  von  Vay  in  Betreff  der 
Beschickung  des  Reichsrates  aus  Ungarn,  Siebenbürgen  und  Kroatien 
erlassen  und  veröffentlicht  worden.  Man  erinnert  sich,  wie  anläß- 
lich der  Debatte  über  den  §  7  des  Grundgesetzes  der  Vorschlag  zu 
einem  solchen  Handschreiben  zunächst  auftauchte,  um  die  Schwierig- 
keit zu  überwinden,  welche  für  die  ungarischen  Minister  darin  lag, 
daß  das  Grundgesetz  Ungarn  die  Zahl  der  in  den  Reichsrat  zu 
entsendenden  Delegierten  unmittelbar  vorschrieb.  Darüber  war 
noch  in  letzter  Stunde  eine  besondere  Ministerkonferenz  am  24.  Fe- 
bruar abgehalten  worden,  deren  Gegenstand  ein  formeller  Antrag 
des  Ministers  Grafen  Szecsen  bildete:  „Daß  mit  Beziehung  auf  den 
§  7  des  Statutes  für  die  Reichsvertretung  gleichzeitig  mit  der  Publi- 
kation des  letzteren  von  Seiner  Majestät  zwei  a.  h.  Kabinettschreiben 
erlassen  und  publiziert  werden,  von  denen  das  eine  an  den  Hof- 
kanzler zu  richten  sei,  das  andere  an  den  Ministerpräsidenten  Erz- 
herzog Rainer  zur  Anweisung  der  Präsidenten  der  siebenbürgischen 
Hofkanzlei  und  des  kroatischen  Hofdikasteriums :  uim  alle  drei  ge- 
nannten ungarischen  Amtschefs  aufzufordern,  daß  sie  Anträge  er- 
statten, in  welcher  Weise  im  Einvernehmen  mit  den  betreffenden 
Landtagen  die  Wahl  der  Albgeordneten  aus  Ungarn,  Siebenbürgen 
und  Kroatien  zumi  Reichsrat  für  die  erste  auf  den  29.  April  fest- 
gesetzte Versammlung!  vorzunehmen  wäre."  Minister  Graf  Szecsen 
unterstützt  seinen  Antrag  mit  einer  Rede,  in  der  er  sagte,  er  könne 
zwar  nicht  verbürgen,  hoffe  aber,  daß  ein  solcher  vermittelnder 
Schritt  geeignet  sein  dürfte,  die  Landtage  desto  eher  zur  freiwilligen 
Wahl  ihrer  Vertreter  im  Reichsrate  oder  izu  irgendeiner  anderen 
Ausgleichung  zu  bestimmen.  Sollte  diese  Hoffnung  getäuscht  wer- 
den, so  bliebe  wohl  nichts  anderes  übrig,  als  einen  unmittelbaren 
Befehl  diesfalls  zu  erlassen.  Die  Regierung  hätte  aber  die  Be- 
friedigung, nichts  unversucht  gelassen  zu  haben,  um  eine  Aus- 
gleichung im  gütlichen  Wege  zu  bewirken. 

Nach  längerer  und  allem  Anschein  nach  recht  lebhafter  Debatte 
fand  sich  das  Ministerium  bereit,  ein  solches  Handschreiben  des 
Monarchen  zuzugestehen.  Sowohl  Schmerling  aber  als  auch  Lasser 
und  Plener  gaben  deutlich  zu  erkennen,  daß  sie  von  diesem  weiteren 
Schritt  des  Entgegenkommens  nicht  den  geringsten  Erfolg  er- 
warteten. Im  Grunde  genommen,  lag  in  dem  Handschreiben  doch 
eine  Art   bedingter    Zurücknahme  jener  grundhältigen  Bestimmung 
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des  Yerfassungsstatutes,  die  der  §  7  statuierte.  Wenn  der  Kaiser 
in  diesem  Handschreiben  ausdrücklich  erklärte,  daß  es  Sache  der 
ungarischen  Landesgesetzgebung  sei,  die  Art  und  Weise  der  Wahl 
von  Abgeordneten  Ungarns  für  den  weiteren  Reichsrat  zu  bestim- 
men, und  daß  nur  infolge  der  dringenden  Notwendigkeit  der  Ein- 
berufung des  Reichsrates  vor  der  landtäglichen  Beschlußfassung 
über  ein  solches  Gesetz  der  Hofkanzler  aufgefordert  werde,  provi- 
sorische Maßregeln  für  die  Beschickimg  des  Reichsrates  durch 
Ungarn  vorzuschlagen,  die  dem  Rechte  des  Landtages,  endgültige 
Festsetzungen  über  die  Teilnahme  Ungarns  am  Reichsrate  zu  treffen, 
nicht  widersprechen,  —  so  war  den  Altkonservativen  und  ihren 
Ministern  zuliebe  noch  einmal  eine  wenn  auch  sehr  isc-hwachgeziin- 
merte  Brücke  geschlagen  worden,  welche  eine  transaktionsfreund- 
liche Mehrheit  des  kommenden  ungarischen  Landtages  immerhin  von 
Budapest  nach   Wien  bringen  mochte.  *)      Wer  solche   Hoffnungen 

*)  Das  Handschreiben  des  Kaisers  an  den  ungarischen  Hofkanzler  lautet 
folgendermaßen:  „Indem  Ich  mit  meinen  heutigen  Entschließungen  die  not- 
wendigen Maßregeln  zur  Verwirklichung  der  in  Meinem  Diplom  vom  20.  Ok- 
tober v.  J.  aufgestelten  Grundsätze  erlassen  habe,  finde  ich  gleichzeitig  die 
Feststellung  der  Art  und  Weise,  wie  die  Wahl  der  Abgeordneten  zum 
Reichsrat  in  meinem  Königreiche  Ungarn,  dem  Königreiche  Kroatien  und 
Slavonien  und  dem  Großfürstentume  Siebenbürgen  zu  geschehen  habe,  der 
verfassungsmäßigen  Regelung  durch   die  Landesgesetze  zuzuweisen. 

Gleichzeitig  habe  Ich  beschlossen,  den  Reiehsrath  zur  Erledigung  drin- 
gender, das  Wohl  aller  Länder  meiner  Monarchie  im  Sinne  dies  IL  Ab- 
schnittes meines  Diploms  vom  20.  Oktober  1860  gleichmäßig  berührenden 
Angelegenheiten  für   den   29.   April  1.  J.  einzuberufen. 

Da  die  endgültige  verfassungsmäßige  Feststellung  der  Art  und  Weise 
der  Entsendung  der  Abgeordneten  an  den  Reiehsrath  in  Meinem  König- 
reiche Ungarn  vielfach  durch  die  Gestaltung  der  inneren  Verfassungs- 
zustände  des  Landes  bedingt  ist.  und  in  demselben  Maße  heilsame  Erfolge 
einträchtigen  Zusammenwirkens  mit  den  übrigen  Ländern  Meiner  Monarchie 
in  Aussicht  stehen,  in  welchem  sie  mit  jenen  in  Einklang  gebracht  wird. 
eine  ähnliche  Regelung  aber  voraussichtlich  längere  Zeit  in  Anspruch 
nehmen  und  eingehendere  Verhandlungen  erheischen  dürfte,  haben  Sie 
mir  unverzüglich  Ihre  Anträge  zu  stellen,  nach  welchen  der  ungarische 
I>andtag  aufzufordern  sein  wird,  durch  Entsendung  von  Abgeordneten  auch 
bei  der  nächsten  Reichsratsversammlung  einerseits  den  Einflufi  des  Landes 
auf  jene  Angelegenheiten  gebührend  zu  wahren,  welche  Ich  im  Sinne  des 
II.  Artikels  Meines  Diploms  vom  20.  Oktober  1860  fernerhin  nur  mit  der 
zweckmäßig  geregelten  Theilnahme  Meiner  Völker  behandeln  und  entschei- 
den will,  ohne  daß  andererseits  die  definitive  Regelung  der  Präge  über  die 
Art  und  Weise  der  Entsendung  der  ungarischem  Abgeordneten  an  den 
Reiehsrath  überstUrzI  wende." 

Wien.  26.  Februar   1861.  Franz  Josef. 

Der  Text  des  Handschreibens  und  die  von  der  Hand  des  Grafen  Ssecsen 
baehrfach  abgeänderten  Entwürfe  desselben  erliegen  in  dem  a.  u.  Vortrag 
des    Ministerrates    vom    19.    Feld'.     1861,    ..womit    (las    Grundgesetz    über    die 

Reichsvertretung,  dafl  die  Landes-  und  die  Landtags-Wahlordnungen  für  die 
deutsch-slavischen  Königreiche  und  Länder,  nebst  dem  dieefäiu'gen  Patents- 
Entwürfe  überreicht  werden."    (Ken.  z.  722  1861.    Wiener  Staatsarchiv.) 
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hegte,  mußte  aber  über  ein  nicht  gerade  geringes  Maß  von  Optimis- 
mus verfugen ;  denn'  wie  sollte  die  magyarische  Bewegung,  die  inner- 
halb weniger  Tage  einhellig  das  Oktoberdiplom  für  Ungarn  ver- 
worfen und  beseitigt  hatte,  nun  vor  dem  „Patent"  Halt  machen,  das, 
wenn  es  sich  auch  als  Ausführung  des  Diploms  gab,  nicht  nur  in 
seinem  mißliebigen  Namen,  sondern  in  seinem  ganzen  Inhalt  noch 
ganz  bedeutend  von  letzterem  in  die  zentralistische  Richtung  abwich. 
Diesen  tiefen  Unterschied  zwischen  den  beiden  Grundgesetzen  hat 
Louis  Eisen  mann  in  seinem  bewunderungswürdigen  Werke 
über  den  österreichisch-ungarischen  Ausgleich  in  unübertrefflich 
klaren  Antithesen  zusammengefaßt  und  dadurch  das  innerste  Wesen 
der  Schmerlingschen  Reichspolitik  in  hellste  Beleuchtung  gesetzt. 
,.Das  Diplom",  sagt  Eisenmann,  „bot  Ungarn  einen  Boden  zur  Ver- 
handlung; das  Patent  notifiziert  ihm  einen  Befehl  und  diktiert  ihm 
ein  Gesetz.  Das  Diplom  schöpfte  seine  Anregungen  vor  allem  aus 
den  Interessen  und  Wünschen  Ungarns  heraus;  das  Februarpatent 
aus  jenen  der  deutsch-slawischen  Kronländer.  Das  Diplom  mochte 
von  gewissen  Gesichtspunkten  die  Erinnerung  an  die  Gesetze 
heraufbeschwören,  welche  in  Ungarn  die  Pragmatische  Sanktion 
inartikuliert  hatten.  Das  Patent  erscheint  ganz  imd  gar  als  ein  Ab- 
kömmling der  oktroyierten  Reichsverfassung  von  1849.  Das  Diplom 
machte  aus  dem  Reichsrat  ein  Komitee,  eine  Art  Konferenz  mit 
einer  (geringen  Anzahl  von  Mitgliedern,  zu  welcher  die  Delegierten 
des  ungarischen  Parlaments  kommen  würden,  um  mit  den  Ver- 
tretern der  übrigen  Königreiche  und  Länder  zu  diskutieren  und  sich 
zu  verständigen;  das  Patent  verwandelt  den  Reichsrat  in  ein  Parla- 
ment, aus  zwei  Kammern  gebildet,  das  schon  durch  die  Zahl  seiner 
Mitglieder  zu  Uebergriffen  sich  hinneigen  muß,  da  die  -Deputierten 
Ungarns  darin  nicht  mehr  eine  Delegation,  die  das  ganze  Land 
repräsentiert,  vorstellen,  sondern  im  Grunde  genommen  nur  Manda- 
tare bestimmter  Wahlbezirke  sind.  Das  Patent  hat  dem  neuen 
Reichsrat  einen  großen  Teil  der  Attributionen  übertragen,  welche 
dem  ungarischen  Landtage  zukamen,  und  es  war  keine  Garantie 
dafür  gegeben,  daß  nicht  noch  andere  dazu  übertragen  würden.  In 
diesem  Reichsrate  steht  Ungarn,  und  zwar  das  ganze  Königreich  mit 
seinen  Nebenländern  in  einer  sicheren  und  dauernden  Minorität.  So 
verletzt  das  Patent  die  Interessen  Ungarns  und  greift  in  alle  seine 
Rechte  und  Traditionen  ein.  Das  Oktoberdiplom  brachte  mit  sich 
die  Notwendigkeit  der  Revision  der  ungarischen  Gesetze  in  der 
Frage  der  gemeinsamen  Angelegenheiten:  aber  diese  Revision  sollte 
debattiert  und  entschieden  werden  ausschließlich  durch  den  unga- 
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tischen  Landtag  im  Einverständnis  mit  dem  König  imd  in  der  feier- 
lichen Form  der  ungarischen  Gesetze.  Dieser,  der  Landtag  war  es, 
der  die  neue  Reichsverfassung  erst  mit  der  ungarischen  Landes- 
verfassung in  Einklang  bringen  sollte;  das  Patent  vollzieht  diese 
Revision  selbst,  ohne  die  ungarische  Legislatur  in  Anspruch  zu 
nehmen:  die  ganze  Tätigkeit  des  Landtages  erscheint  darauf  be- 
schränkt, daß  dieser  einen  Wahlmodus  für  die  85  ihm  vorgeschriebe- 
nen Mitglieder  des  Reichsrates  festsetzt.  Mit  einem  Wort:  das 
Oktoberdiplom  behandelte  Ungarn  noch  als  Staat,  das  Patent  setzt 
es  auf  den  Rang  einer  Provinz  herab.  Weder  sein  Interesse,  noch 
seine  Würde  konnten  ihm  erlauben,  sich  zu  unterwerfen,  diese 
Herabsetzimg  anzunehmen  und  sie  noch  zu  unterfertigen.  In  dieser 
Auffassung  war  die  Nation  einig."  *) 

Der  treibende  Gedanke  bei  Schmerling,  bei  seiner  Gefolgschaft 
im  Ministerium  und  der  von  diesem  repräsentierten  hohen  Bureau- 
kratie  war  hingegen  nicht  minder  klar:  in  der  Form  einer  schein- 
baren Ausführung  des  Oktoberdiploms  müsse  den  österreichischen 
Völkern  vor  allem  eine  wirkliche  Verfassung  gegenben,  müsse 
ihnen  jenes  Mehr  an  Volksrechtcn  gewährt  werden,  das  den 
Ungarn  durch  die  Wiederherstellung  ihrer  Verfassung  und  das 
Oktoberdiplom  unbedenklich  gegeben  worden  war.  An  die  Stelle 
der  Bevorzugung  eines  einzigen  Volkes,  nämlich  der  Magyaren,  also 
eines  Volkes,  das  durch  seine  Rebellion  eigentlich  seine  Rechte 
gegen  die  Krone  verwirkt  habe,  müsse,  wie  Perthaler  in  seiner 
am  27.  Februar  publizierten  Denkschrift  es  aussprach,  vielmehr 
die  volle  Gleichberechtigung  «aller  Völker  treten.  Liberalismus 
und  Gleichberechtigung  der  Nationen  sollte  fortan  den  festen  Boden 
bilden,  auf  dem  die  Reichseinheit  unerschütterlich  bewahrt  werden 
könnte.  Aber  wir  wissen,  wie  wenig  Perthaler-Schmerlings  Patent 
den  Anforderungen  der  ausgereiften  liberal-konstitutionellen  Doktrin 
entsprach,  zumal  da  sich  dieses  Grundgesetz  ausschließlich  auf  die 
Organisierung  des  Zentralpalamentes  und  der  Landtage  beschränkte. 
Um  die  schweren  Mängel,  die  das  Februarpatent  in  dieser  Hinsicht 
aufwies  —  vor  allem  das  Fehlen  eines  Katalogs  der  Grundrechte 
der  Staatsbürger  —  einigermaßen  gutzumachen,  hatte  Schmerling 
in  seinem  Rundschreiben  an  die  Statthalter  eine  Anzahl  von  libe- 
ralen Grundsätzen  formuliert,  die  er  als  Richtschnur  für  die  Ver- 
waltung statuierte;  man  hoffte  damit  die  unverkennbare  Unzufrieden- 
heit in  den  liberalen  Kreisen  Wiens  und  der  Provinzstädte  einiger- 
maßen zu  beschwichtigen.    Aber  die  an  sich  so  geringe  Beimischung 

*)  L.  Kisenmann,  Le  Compromis  Austro-Hongrois  p.  30.">. 
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wirklicher  politischer  Freiheitsrechte,  die  den  Entwurf  den  Febrtuar- 
verfassung  kennzeichnet,  war  in  den  Ministerkonferenzen,  wie  wir 
wissen,  vielfach  auf  Anregung  des  Kaisers  noch  mehr  ver- 
dünnt und  gemindert  worden:  weder  Bewilligung  des  alljähr- 
lichen Rekrutenkontingentes,  noch  jährliche  Festsetzung  der  Staats- 
einnahmen und  -ausgaben  durch  das  Unterhaus  war  zugestanden 
worden,  die  Präsidien  des  Reichsrates  wie  der  Landtage  sollten 
durch  kaiserliche  Ernennung  besetzt  werden,  iund  auch  die  Ge- 
schäftsordntuing  für  die  beiden  Häuser  des  Reichsrates  wurde 
oktroyiert.  Was  aber  die  Gleichstellung  Oesterreichs  mit  Ungarn 
betraf,  so  zeigte  die  Wahlgeometrie  der  Landeswahlordnungen  nur 
allzu  deutlich,  daß  es  sich  bei  Schmerling  und  seinen  Beratern  nur 
um  die  Gleichstellung  der  Deutschen  mit  den  Magyaren  handelte,  wo- 
mit er  allerdings  bei  der  großen  Mehrheit  des  österreichischen 
Deutschtums  Beifall  und  Zustimmung  fand! 

Obgleich  nun  Schmerling  selbst  in  diesen  Tagen  die  Preß- 
leitung mit  vermehrten  Mitteln  in  die  Hand  genommen  hatte  und 
zweifellos  in  dieser  Hinsicht  besser  bedient  war,  wie  seine  Vor- 
gänger, persönlich  überdies  damals  noch  bei  der  liberalen  Presse, 
zumal  in  Wien,  großes  Prestige  (besaß,  so  hatten  doch  schon  die 
zahlreich  durchgesickerten  Mitteilungen  über  das  im  Werden  be- 
findliche Venfassungsgesete;  auf  die  öffentliche  Meinung  und  die 
liberale  Intelligenz  allenthalben  sehr  abkühlend  gewirkt.  Wie  sehr 
dann  die  Februarverfassung  die  wirklich  liberalen  und  vollends  die 
demokratisch  gesinnten  breiteren  Schichten  bei  den  Deutschen  emp- 
findlich enttäuscht,  wie  der  darin  unverhüllt  hervortretende  parla- 
mentarische Zentralismus  die  Autonomisten  aller  anderen  Völker 
und  die  gesamten  politisch  aktiven  Elemente  unter  den  slawischen 
Völkenn,  ebenso  unter  den  Tschechen,  wie  unter  den  Polen  und 
Südslawen  zu  ausgesprochener  Gegnerschaft  nötigte,  wie  vollends 
die  Adelspartei,  die  jetzt  mit  Eifer  lund  Erfolg  daran  war,  sich  an 
die  Spitze  der  kirchlich  und  konservativ  gerichteten  Kreise  unter 
Deutschen  und  Slawen  zu  stellen,  das  Verfassungswerk  Schmerlings 
als  offene  Absage  an  die  Ideen  des  Oktoberdiploms  aufnahm  und 
dementsprechend  sogleich  im  Reichsrate  in  scharfe  Opposition  gegen 
den  Staatsminister  und  seine  Regierung  trat:  alles  das  über- 
schreitet die  Grenzen,  die  der  Darstellung  in  diesem  ersten  Bande 
gestellt  sind.  Die  Erlassung  des  Februarpatentes  bedeutet  für  die 
Entwicklung  des  Reichs-  und  Staatsproblems  den  Abschluß  einer 
Epoche  und  den  Beginn  einer  neuen:  es  obliegt  mir  daher  hier 
nur  noch,  einen  kurzen  Rückblick  auf  das  durch  die  Verfassungs- 
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gesetzgetbung  Schmerlings  beendete  Entwicklungsstadiulm  des  öster* 
reuhischen  Problems  zn  werfen  und  damit  dessen  hier  vorliegende 
Darstellung  zum  Abschluß  zu  bringen. 

Rückblick. 

Zwei  Tage  nach  der  Veröffentlichung  des  kaiserlichen  Patentes 
vom  26.  Februar  und  der  damit  gegebenen  Staatsgrundgesetze  über 
die  Reichs-  und  Landesvertretung  versammelte  der  Kaiser  die 
Minister  und  hielt  an  die  Konferenz  eine  Ansprache,  über  welche 
das  Protokoll  folgendes  berichtet:  ,Seine  k.  u.  k.  Apostolische  Ma- 
jestät geruhten  der  Konferenz  zu  eröffnen,  daß  Allerhöchst  Dieselben 
mit  den  am  26.  dieses  Monates  erlassenen  Staatsgrundgesetzen 
bereits  die  äußerste  Grenze  der  nach  der  a.  h.  Willensmeinung  zu- 
lässigen Beschränkung  der  souveränen  Macht  erreicht  haben.  Aus 
diesem  Grunde  aber  und  damit  Seine  Majestät  der  Kaiser  mit  Zu- 
versicht und  frohem  Mute  in  die  Zukunft  blickend,  a.  h.  sich  ihren 
Regierungsgeschäften  widmen  können,  fordern  Seine  Majestät  von 
allen  ihren  Ministern  das  feierliche  Versprechen:  daß  sie  mit  voller 
Energie  und  einträchtiger  Anwendung  aller  ihrer  Kiäfte  den  Thron 
gegen  die  Abnötigung  weiterer  Zugeständnisse,  sei  es  durch 
Drängen  des  Reichsrates  oder  der  Landtage,  sei  es  durch  revolutio- 
näre Versuche  der  Massen,  verteidigen  werden. 

Insbesondere  geruhten  Seine  Majestät  noch  zur  Pflicht  zu 
machen,  daß  der  bezeichnete  Wirkungskreis  des  Reichsrates  strenge 
gehandhafbt  und  alle  Einmischung  dieses  Körpers  in  die  Führung 
der  auswärtigen  Geschäfte  sowie  in  die  Armeeangelegenheiten  und 
die  Geschäfte  der  Armeeleitung  auf  das  entschiedenste  zurück- 
gewiesen werden,  da  selbst  bei  den  verschiedenen  Elementen,  aus 
welchen  der  Reichsrat  zusammengesetzt  sein  wird,  unter  schwierigen 
Verhältnissen,  wie  die  jetzigen,  die  gefährlichsten  Beschlüsse  gefaßt 
werden  könnten.  Die  Unterzeichnung  des  gegenwärtigen  Protokolles 
durch  alle  Mitglieder  des  Ministerrates  werde  als  das  feierliche  Ver- 
sprechen eines  jeden  einzelnen  gelten,  diesen  von  Seiner  Majestät 
dem  Kaiser  in  Ansprach  genommenen  tatkräftigen  Schutz  und  Bei- 
stand unter  allen  Umständen  zu  gewähren." 

In  der  Tat  ist  das  Protokoll  vom  Ministerpräsidenten  Erzherzog 
Kainer  und  sämtlichen  Ministern  eigenhändig  unterfertigt  worden. 

Man  könnte  kaum  ein  anderes  Dokument  finden,  das  den 
politischen  Geist,  in  welchem  die  Februarverfassimg  geschaffen 
word< 'ii  ist.  besser  bezeichnet,  als  das  vorstehende  Protokoll,  das  die 
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Anschauungen  des  Kaisers  von  dem  Verfassungswerke,  unter  das 
er  soeben  seinen  Namen  gesetzt  hatte,  unverhüllt  wiedergibt.  Was 
darin  an  politischen  Rechten  den  Völkern  verliehen  war,  gilt  dem 
Herrscher  bloß  als  ein  Geschenk,  das  er  sich  selbst  mühsam  ab- 
gerungen hatte,  und  dies  doch  auch  nur  unter  dem  Drucke  der 
dreifachen  Gefahr,  die  vom  Auslande,  von  Ungarn  und  von  der 
eigenen  Finanznot  drohte.  Kein  Wort  des  Kaisers  verrät  auch  nur 
eine  Spur  von  Zutrauen  zu  den  Willenskräften  der  Völker,  zumal 
ihrer  oberen  und  mittleren  Klassen,  denen  nun,  wenn  auch  sorgsam 
durch  kaiserliche  Prärogative  und  die  tatsächliche  Allmacht  der  Re- 
gierungsbehörden eingehegt,  doch  ein  gewisser  politischer  Lebens- 
baum im  Staate  eröffnet  wurde.  Wieder  nur  als  eine  —  vornehmlich 
legislative  —  Maschine  war  nun  der  Parlamentarismus  im  einheit- 
lichen österreichischen  Kaiserreich  von  den  Beamtenministern, 
welche  auf  diese  Auffassung  gedrängt  hatten  und  sie  nunmehr  ins 
Leben  setzten,  konstruiert  worden :  alis  eine  Maschine,  deren  Lenkung 
man  sich  bei  Hofe  und  in  den  Ministerpalais  doch  immer  nur  als 
das  Vorrecht  und  die  Funktion  der  alten  regierenden  Kreise  durch 
Vermittlung  der  Bureaukratie,  und  deshalb  eben  nur  als  etwas 
Mechanisches,  vorstellen  konnte.  Seit  Kaiser  Franz  war  in  den  am 
Gouvernement  beteiligten  Gesellschaftskreisen  Wiens  diejenige  An- 
schauung vcön  Staate  [beliebt,  die  darin  überhaupt  nur  ein  kompli- 
ziertes, möglichst  gleichmäßig  fortlaufendes  Uhrwerk  erblickt,  dessen 
Regulierung  in  den  Händen  des  Monarchen  liegt,  dessen  sorgfältige 
Instandhaltung  die  Pflicht  der  Hofstellen,  der  hohen  Bureaukratie 
bildete.  Nun  hatte  man  in  dieses  geschichtliche,  große  Räderwerk 
durch  die  Schaffung  zentraler  und  provinzialer  Volksvertretungen 
kunstvoll  ein  neues  System  von  Spannungen  und  Hemmungen  ein- 
gefügt, einen  Mechanismus,  dessen  Lauf  aber  nur  scheinbar  durch 
die  selbsttätige  Wirkung  der  Völker  und  ihrer  Parteien  bestimmt 
werden  sollte.  In  Wahrheit  war  man  von  vornherein  entschlossen, 
das  besondere  parlacn entarische  Uhrwerk  nur  dann  und  so  lange 
laufen  zu  lassen,  als  es  in  das  Gefüge  des  alten  Reichs-  und  Staats- 
mechanismus nicht  störend  eingriff,  als  die  in  dem  Verfassiungs- 
apparat  doch  unvermeidlich  wirksamen  lebendigen  Kräfte  sich  damit 
begnügen  würden,  jener  alten  und  großen  Maschine  als  Verzierung 
zu  dienen,  deren  Lenkung  ausschließlich  doch  beim  Kaiser  stand. 
Der  neue  Weg,  den  Franz  Joseph  in  dem  seit  den  Unglückstagen  des 
Jahres  1859  verflossenen  Zeiträume  gegangen  war,  hatte  ihn  also 
innerlich  nur  sehr  wenig  von  der  Straße  weggeführt,  auf  der  er 
selbstbewußt    seit    seiner   Thronbesteigung  dahingezogen  war:     es 
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bedurfte  dem  äußeren  Anschein  nach  immer  nur  einer  geringen 
Anzahl  von  Schritten,  /um  jederzeit  auf  den  alten  Spurweg  des  Selbst- 
herrschers zurückzukehren. 

Dennoch  war  die  Veränderung,  die  sich  mit  der  Proklamierung 
der  neuen  Verfassung  im  ganzen  Lebensgefüge  des  weiten  Gesamt- 
reiches vollzogen  hatte,  viel  bedeutender,  als  wohl  der  Kaiser  und 
seine  persönlichen  Ratgeber  meinten.  Das  Fabruarpatent  bildete 
tatsächlich  den  Abschluß  einer  ganzen  Periode  und  die  Ueberleitung 
zu  einer  neuen.  Das  Entscheidende  war  doch  dies:  sowohl  in  der 
Reichsfrage  —  in  dem  ungarischen  Problem  — ,  als  auch  in  der  Frage 
des  Konstitutionalismus  überhaupt,  war  der  alte  grundsätzlich  ein- 
genommene und  befestigte  Boden  althabsburgischer  Regierungs  weise 
verlassen  worden,  und  es  gab  doch  keine  Möglichkeit  mehr,  dahin 
dauernd  zurückzukehren :  das  hinderte  unweigerlich  die  immer  deut- 
licher sich  vollziehende  und  zuungunsten  des  österreichischen  Ab- 
solutismus wirkende  Umgestaltung  der  staatlichen  Machtverhältnisse 
des  Kontinentes,  mild  noch  mehr  die  Tatsache,  daß  alle  Völker  des 
Reiches  immer  stärker  in  die  Einflußsphäre  der  nationalen, 
ökonomisch-sozialen  und  politischen  Ideenwelt  des  modernen 
Europa  hineingezogen  wurden.  Daß  die  Februarverfassung  als  Ver- 
such zur  Lösung  des  Reichsprobleins  allsogleich  und  dauernd 
scheiterte,  hat  aber  in  einem  gewissen  Grade  retardierend  gewirkt 
und  den  Zeitabschnitt,  der  von  ihrer  Verkündigung  bis  zur  Wieder- 
belebung des  Reichsratsstatutes  als  nunmehrige  Verfassnngsurkiunde 
des  nicht  ungarischen  Einheitsstaates  im  Jahre  1867  reicht,  zu  einem 
rein  ausgesprochenen  Uebergangsstadium  gemacht.  Denn  wäre  es 
wirklich  möglich  gewesen,  magyarische  Reichsräte  in  das  Zentral- 
parlament nach  Wien  zu  (bringen,  den  weiteren  Reichsrat  zu  einer 
Wirklichkeit  zu  machen,  so  wäre  die  neuerliche  Entfaltung  des  ge- 
samten österreichischen  Problems  viel  rapider  und  radikaler  erfolgt, 
als  dies  zunächst  im  engeren  Reichsrate  der  Fall  gewesen  ist.  Gerade 
von  dem  Standpunkte  aus,  den  der  Kaiser  nnd  mit  ihm  die  Vertreter 
des  rein  dynastischen  Gesamtstaatsgedankens  gegenüber  dem  Ver- 
fassungswerke einnahmen,  war  also  der  Mißerfolg  Schmerlings  als 
Schöpfers  der  Reichsverfassung  doch  ein  politischer  Vorteil,  denn 
damit  war  den  Trägern  der  alten  österreichischen  Regierungs- 
tradition die  notwendige  Frist  gegeben,  um  den  Scheiroparlamentaris- 
ii ms  in  dem  aus  den  deutsch-slawischen  Erbländern  gebildeten  Ein- 
hcitsstaate  sich  einwurzeln  zu  lassen,  die  obrigkeitsstaatlirhen 
Elemente  den  neuen  volksstaatlichen  gegenüber  zu  verstärken,  die 
Technik,  deren  die  Beamtenminister  dem    Zentralparlamente, 
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den  Landtagen  und  Landesausschüssen  gegenüber  fortan  bedurften, 
auszubilden  und  so  die  alte  Staatsordnung  umsichtig  mit  den  ihr 
durch  die  Verfassung  unterschobenen  neuen  Grundlagen  durch 
allerlei  Klammern  und  Stützen  zu  verbinden  und  dadurch  zu  be- 
festigen. Wir  werden  die  fachliche  Tüchtigkeit  und  staatsgeschäft- 
liche Klugheit  der  österreichischen  Bureaukratie  deutlich  erkennen 
und  vollauf  anerkennen,  wenn  sich  in  den  späteren  Teilen  dieser 
Darstellung  klar  herausstellen  wird,  daß  gerade  in  der  Epoche  des 
Sohmerlingschen  zentralistischen  Scheinparlamentarismus  ein  großer 
Teil  jener  Fähigkeiten  und  Auskunftsmittel  geschaffen  worden  ist, 
mit  denen  die  Bureaukratie  dann  noch  fast  durch  ein  halbes  Jahr- 
hundert Reich  und  Staat,  die  Dynastie  und  deren  europäische  Stellung 
und  —  sich  selbst  als  den  eigentlichen  Träger  der  Staatsmacht  er- 
halten hat. 

An  der  Oktroyierung  der  Februarverfassung  erscheint  dies  als 
der  politisch  merkwürdigste  Zug.  Während  in  Ungarn  eine  mächtige 
und  der  Dynastie  gefährliche  Bewegung,  welche  die  oberen  Klassen 
wie  auch  den  Mittelstand  und  die  magyarische  Bauernschaft  erfaßte 
und  sdch  von  Anfang  an  leidenschaftlich  gegen  jede  Oktroyierung 
einer  Reichsverfassung  wendete,  ihr  zugrunde  lag,  war  hingegen  weder 
in  den  deutschen  Erbländern,  noch  in  den  Ländern  der  (böhmischen 
Krone  von  einer  eigentlichen  Volksbewegung  gegen  die  bestehende 
absolutistische  Regierung,  nicht  bei  den  Deutschen,  noch  bei  Tschechen 
und  Südslawen  etwas  zu  merken;  das  Verlangen  nach  einer  ge- 
mäßigt-liberalen Konstitution  war  im  Grunde  genommen  auf  den 
städtischen  Mittelstand  sowohl  in  Wien  als  auich  in  den  Provinzhaupt- 
städten beschränkt,  dort  allerdings  ziemlich  stark,  wenn  auch  bei 
dem  Fehlen  irgendwelcher  politischer  Organisation  eigentlich  nur  in 
der  Presse  wirksam.  Der  Hochadel  endlich,  der  sich,  wie  wir  wissen, 
jetzt  zum  erstenmal  als  förmliche  politische  Partei  organisierte,  trat 
zwar  nach  außen  vollkommen  geräuschlos,  aber  nach  innen  gegen 
den  Hof  und  die  regierende  Bureaukratie  gewendet,  nachdrücklich 
zugunsten  einer  vollkommenen  Neuordnung  des  ganzen  Reiches  in 
autonomistischem  Sinne  und  ebenso  nachdrücklich  gegen  die  Ge- 
währung einer  Konstitution  in  westeuropäischem  Shme  auf.  Indem 
nun  die  Wiener  Bureaukratie  und  die  von  Plener  und  Lasser  ge- 
leitete liberale  Presse  der  Hauptstadt  im  entscheidenden  Zeitpunkt 
vereinigt  gegen  die  zeitweilige  Errungenschaft  der  feudalen  Adels- 
politiker, das  Oktoberdiplom,  sich  verbündeten,  dabei  sich  auch  auf 
die  Finaüzkreise  als  mächtige  Hilfe  zu  stützen  vermochten,  brachten 
sie    schließlich    die    unbedingt    antikonstitutionellen    Tendenzen  in 
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erster  Linie  des  Kaisers,  dann  aber  auch  des  Adels  und  des  Hole« 
zum   Zurückweichen.     Die    Rolle,    die    Perthal  er-Schmerling    dabei 
spielten,  läßt  sich  so  bezeichnen,  daß  sie  nach  allen  Seiten  hin  ver- 
mittelnd, liberalen   Konstitutionalismus  und  kaiserliche  Selbstherr- 
schaft, die  Idee  des  Reichszentralismus  und  die  Wirklichkeit  des  erb- 
ländi sehen    geschichtlichen    Einheitsstaates,    schließlich    aber    auch 
den  Autonomismus  der  Kronländer  im  Sinne  der  Adelsfraktionen  zu 
einem   merkwürdigen  Ganzen  zu  vereinigen  wußten,  das  sich  aus 
lauter  Teilkompromissen  des  altösterreichisch  dynastischen  Staats- 
gedankens mit  den  angeführten,  einander  widerstreitenden  Ideen  und 
Postuiaten  zusammensetzte.    Indem  aber  der  eigentliche  Träger  der 
Staatsgewalt  —  Armee  und  Bureaukratie  —  durch  die  oktroyierte 
Verfassung  doch  völlig  unberührt  und  ungeschwächt  blieben,  ergab, 
sich  als  bemerkenswertes  Resultat,  daß  die  ganze  Reichsverfassung 
sich  schließlich  als  eine  Amalgamierung  der  unverkümmerten  alten 
obrigkeitstaatlichen  Einrichtungen  mit  einer   dünnen  Schicht  eines 
kümmerlichen    Parlamentarismus,    scheinbaren    Liberalismus    und 
scheinbaren   Autonomismus   herausstellte. 

Es  ist  bezeichnend,  daß  die  Schmerlingsche  Verfassungsgesetz- 
gebung, die  als  Ausführung  des  Oktoberdiploms  auftrat,  ebensowenig 
wie  dieses  den  1848  enthüllten  Kern  des  Reichs-  und  Staatsproblems, 
nämlich  die  Auseinandersetzung  der  verschiedenen  Nationalitäten 
mit  dem  „Staate",  dais  heißt  mit  dem  zentralistischen,  deutsch  reden- 
den Machtapparate  der  gemeinsamen  Dynastie,  in  irgendeinem 
Punkte  ernstlich  anzufassen  versucht  hat.  Anscheinend  war  in  beiden 
Verfassungsgesetzen  diese  Aufgabe  dem  System  der  Autonomie  zu- 
gedacht: da  aber  die  neue  Gemeindeverfassung  noch  nicht  vorhanden 
war,  so  blieb  selbst  jenes  Minimum  von  nationaler  Selbstbestimmung, 
das  für  die  nichtdeutschen  Völker  dann  seit  1862  in  der  Autonomie 
der  Gemeinde  verwirklicht  erschien,  zunächst  noch  in  der  Luft 
hängen.  Denn  in  den  Landtagen  war,  wie  wir  gesehen  haben,  die 
grundsätzliche  Machtverteilung  zwischen  den  Völkern  diesseits  der 
Leitha  ebenso  klar  zugunsten  der  Deutschen  getroffen,  wie  mittel-'. 
der  Herstellung  der  alten  Komitatsvenfassung,  der  Reinkorporierung 
von  Siebenbürgen  und  der  Wojwodina  man  solche  ausschließlich  zu- 
gunsten der  Magyaren  vorzunehmen  sich  entschlossen  hatte,  falls  diese 
nur  bereit  wliren,  die  Tatsache  des  Reiches  rechtlich  für  sich  gelten 
EU  lassen.  In  der  Tat  ist  also  der  neue  Dualismus  in  der  Schmerling- 
Ben*  n  Ausführung  des  Oktoberdiploms  bereits  ebenso  enthalten,  Wie 
infolge  des  durch  sie  geschaffenen  Aufbaues  der  Länder-  und  Ge- 
meindeerutonomie  unter  gleichzeitiger  Festhaltung  des  zentralistisch- 


Rückblick.  813 

bureaukratischen  Behördensystems  des  alten  Staates  eigentlich 
schon  der  ganze  kommende  „Kampf  der  Nationen  um  den  Staat"  auf 
eine  bestimmte  Fläche  gesetzt  und  auf  bestimmte  Linien  der  natio- 
nalen Offensive  hingewiesen  erschien. 

So  ist  die  Reichsverfassung  des  Februarpatentes  nach  allen 
Richtungen  hin  als  der  Schnittpunkt  der  zwei  letzten  großen  Epochen 
anzusehen,  die  dem  habsbwrgischen  Reiche  beschieden  waren.  Noch 
einmal  trat  darin  der  alte  dynastische  Reichs-  und  Staatsgedanke  in 
aller  Schärfe  mit  dem  Ansprüche  auf  unbedingte  rechtliche  und  tat- 
sächliche Vollgeltung  hervor.  Aber  darin  lag  wohl  eine  tiefgreifende 
Veränderung,  daß  man  nun  von  obien  her  diesen  Gedanken  doch  mit 
lebendigen  politischen  Volkskräften  organisch  zu  verPotinden  suchte, 
wie  das  durch  die  oktroyierte  Februarverfassung  in  ganz  bestimmter 
Weise  geschehen  ist:  von  dieseim  Gesichtspunkte  aus  gewinnt  man 
erst  das  volle  Verständnis  für  den  innersten  politischen  Gehalt  der 
1861  verkündeten  Reichskonstitution,  wie  Schmerling  sie  in  die  Welt 
setzte.  Indem  man  durch  Wahlordnungen  und  andere  Mittel  hüben 
die  Deutschen,  drüben  die  Magyaren  als  die  eigentlichen  Träger  imd 
Nutznießer  des  neuen  Zentral-  und  Landesparlamentarismus  und 
somit  als  bevorzugte  Nationen  kreierte,  werden  diese  beiden  Völker 
gleichsam  als  Partner  an  der  bisher  von  der  Dynastie  monopoli- 
sierten inneren  Machtstellung  im  Reiche  angenommen,  wogegen  diese 
hinwiederum  sich  bereit  halten  müssen,  als  Bürgen  des  dynastischen 
Reichs-  und  Staatsgedankens  zu  dienen,  diesen  gleichsam  mit  auf  ihre 
Schultern  zu  nehmen,  fortab  ziu  tragen  und  gegen  Ansprüche  der 
anderen  Völker  des  Reiches  sowie  gegen  Angriffe  von  außen  zu 
verteidigen.  Die  nächste  große  Krise,  die  von  1865  bis  1867, 
hat  diesen  Gedanken  erst  klar  hervortreten  und  zur  Verwirk- 
lichung gelangen  lassen.  Er  ist  aber  schon,  wenn  auch  zunächst 
noch  durch  die  Resistenz  der  Magyaren  verdeckt,  vollständig  in  den 
Blättern  der  Fefaruarverfassung  enthalten,  und  nur  darum  noch  un- 
realisierbar, weil  diese  Politik  noch  immer  in  die  für  die  Magyaren 
unannehmbare  Form  eines  allgemeinen  Oesterreicbertums  ein- 
gekleidet ist,  das  diese  mitumfassen  soll. 

Damit  ist  aber  schon  angedeutet,  was  erst  die  folgenden  Teile 
dieses  Buches  vollständig  zur  Klarheit  (bringen  können  und  was 
gleichsam  formelhaft  das  endgültige  Schicksal  des  Erzhauses  und 
seiner  vielhundertjährigen  Herrschaft  ausdrückt:  weder  die  Dynastie, 
noch  die  beiden  geschichtlich  in  ihrem  Reiche  vorherrschenden 
Völker,  Deutsche  und  Magyaren,  haben  sich  jemals  aus  dem  Bann- 
kreise des  dynastischen  Reichs-  und  Staatsgedankens  loslösen  können. 
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Das  österreichische  Reichs-  und  Staatsprobleim  ist  den  habs- 
burgischen  Herrschern,  aber  auch  den  politischen  Führern  der 
Deutschen  und  Magyaren  bis  zum  letzten  Tage  ein  reines  Macht- 
problem geblieben,  wie  das  schließlich  in  der  geschichtlichen  Natur 
der  europäischen  Dynastien  und  in  den  noch  immer  vorherrschen- 
den Anschauungen  europäischer  Völker  vom  Staate  tief  begründet 
liegt.  Und  deshalb  ist  dann  in  unseren  Tagen  das  Problem  end- 
lich durch  die  gesammelte,  wider  die  deutsche  Nation  aufgebotene 
Macht  fast  ganz  Europas  lund  Amerikas  zwar  nicht  gelöst,  aber 
mechanisch  vernichtet   worden. 


Ende  des  ersten  Bandes, 
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Seite     16  Zeile    9   von  unten  ist  die  Ziffer  der  Anmerkung  6  einzusetzen-. 

Seite  96  Zeile  13  von  unten  ist  statt  des  Semikolon  ein  Doppelpunkt  zu 
setzen. 

Seite  107  Zeile  15  von  oben  ist  .,6a"  an  Stelle  von  „6"  au  setzen. 

Seite  134  Zeile  3  von  unten  lies:  „Selbstbestimtmung". 

Seite  135  Zeile  4  von  unten  lies:  „Aufklärungstendenz". 

Seite  166  Zeile  3  von  oben  lies:   „dem"  statt  „dien". 
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Seite  208  Zeile  3  von  unten  lies:  „Elementen". 
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Seite  234  Zeile  19  von  oben  ist  nach  „erst"  ein  Komma  zu  setzen. 

Seite  234  Zeile  21  von  oben  ist  nach  „Wien"    ein   Komma   zu   setzen. 
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Seite  375  Anm.  Zeile  5  von  unten  lies:  „Local  Government"  statt  „Local- 
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Seite  379  Zeile  2  von  unten  lies:  „den"  statt  „dem". 

Seite  383  Zeile  19  von  oben  lies:  „gegenüberstanden"  statt  „gegenüber- 
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Seito  463  Zeile  11  von  unten  lies:  „viel  Opposition". 
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Seite  503  Zeile  5  von  unten  lies:  „dessen"  statt  „deren". 
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Seite  517  Zeile  18  von  unten  lies:  „Verleugnung"  statt  „Verlängerimg". 

Seite  538  Zeile  11  von  oben  lies:  ..gegebenen  kaiserlichen"  statt  „gegebenen 
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Seite  575  Anm.  Zeile  20  von  unten  lies:  „Aktenbezeichnung"  statt  „Aktiv- 
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Seite  581  Zeile  21  von   unten   lies:    „Yerwaitungseinrichtungen".    
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Zollheim". 
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Josef  Redlich 


I.  BAND 

Der  dynastische  Reichsgedanke  und  die 
Entfaltung  des  Problems  bis  zur  Ver- 
kündigung der  Reichsverfassung  von  1861 

2.  Teil:    Exkurse   und   Anmerkungen 
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DER  NEUE  GEIST  VERLAG  /  DR-  PETER  REINHOLD 


I.  Anmerkungen. 

Erster  Abschnitt. 

Die  geschichtlichen  Grundlagen 
der  österreichischen  Reichs-  und  Staatsgewalt: 
der  dynastische  Reichs-  und  Staatsgedanke. 

(Seite  1—58.) 

Literatur  -  Uebersicht. 

loh  beabsichtige  begreiflicherweise  nicht  im  entfertesten,  hier  eine  auch 
nur  annähernd  erschöpfende  Uebersicht  über  die  Quellen,  die  wissenschaft- 
liche und  politische  Literatur  zu  dem  ganzen  in  diesem  Abschnitte  zusammen- 
gefaßten gewaltigen  historischen  Stoff  zu  geben.  Ich  beschränke  mich  viel- 
mehr auf  die  Anführung  jener  wichtigsten  Darstellungen  der  österreichischen 
Geschichte  in  der  hier  in  Betracht  kommenden  Periode,  welche  sich  vor- 
nehmlich mit  der  Entwicklung  des  Reichs-  und  Staatsgedankens  beschäftigen 
und  eine  Orientierung  über  diiese  sowie  die  Quellenzeugnisse  für  letztere  zu 
vermitteln  geeignet  sind.  Hier  kommt  an  erster  Stelle  in  Betracht  das  Werk 
des  eigentlichen  Begründers  der  modernen  österreichischen  Reichsgeschichte: 
H.  J.  Bidermann,  Geschichte  der  österreichischen  Gesamtstaatsidee, 
. I.  und  II.  Abteilung,  Innsbruck  1867  und  1889.  Derselbe,  Die  staats- 
rechtlichen Wirkungen  der  österreichischen  Gesamtstaatsidee,  aus  dem  Nach- 
laß herausgegeben  von  Siegmund  Adler,  in  Grünhuts  Zeitschrift, 
Band  XXI,  1894.  Sodann  F.  Krones,  Handbuch  der  Geschichte  Oester- 
reiohs;  Berlin,  1879,  III.  Band,  19.  Buch.  Inneres  Staatsleben  vor  und  unter 
Maria  Theresia;  ferner  Alfons  H  u  b  e  r  ,  österr.  Reichsgeschichte,  Wien,  1895, 
besonders  S.  115  bis  219,  und  Arnold  von  Luschin,  Oesterr.  Reichs- 
geschiohte,  Bamberg,  1895,  §§  48  bis  50,  61,  63  bis  65.  Nach  den  grund- 
legenden Arbeiten  von  S.  Adler,  Eduard  Rosenthal  und  Thomas 
F  e  1 1  n  e  r  gilbt  nun  das  von  Heinrich  Kretschmayr  aus  dem  Nachlasse 
Th.  Fellners  herausgegebene  große  Werk:  Die  österreichische  Zentral - 
verwaltung,  I.  Abteilung,  von  Maximilian  I.  bis  zur  Vereinigung  der  öster- 
reichischen und  böhmischen  Hofkanzlei  (1749),  in  3  Bänden,  Wien  1907, 
die  aktenmäßig  gegründete  Darstellung  der  Entwicklung  der  Reichszentral- 
behörden  und  der  Institutionen  des  von  Maria  Theresia  ausgebauten  erb- 
ländischen  Einheitsstaates.  Vom  Gesichtspunkte  der  Vertretung  der  Reichs- 
idee aus  ist  unter  den  neueren  Darstellungen  der  Geschichte  Oesterreichs  das 
Buch  von  R.  von  K  r  a  1  i  k  ,  Oesterreichische  Geschichte,  Wien  1914,  hervor- 
zuheben. Die  reichhaltige  Literatur  über  die  Pragmatische  Sank- 
tion, die  bis  zum  Ende  des  Habsburgischen  Reiches  den  unzerstörbaren 
staatsrechtlichen  Kern  der  Reichs-  und  Staatsidee  bedeutet,  wird  unten  an 
gehöriger  Stelle  angeführt.  Von  besonderem  Werte  für  die  Geschichte  der 
Gesamtstaatsidee  ist  die  gründliche  Abhandlung  von  Alfred  Fischel: 
Christian  Julius  von  Schierendorff  als  Vorläufer  des  liberalen  Zentralismus 
im  Zeitalter  Josefs  I.  und  Karls  VI.  in  dem  Buche  des  genannten  Autors: 
Studien  zur  österreichischen  Reichsgeschichte,  Wien 
1906.  Aus  der  staatsrechtlichen  Literatur  Oesterreichs  sind  hier  folgende 
Schriften  hervorzuheben :  W.  Lustkandl,  Ungarisch-Oesterreichisches 
Staatsrecht,  Wien  1865,  derselbe,  Abhandlungen  aus  dem  österreichischen 
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Staatsrecht,  Wien  1866,  derselbe,  Artikel  „Kaiser  und  König"  im  öster- 
reichischen Staatswörterbuch,  I.  Auflage,  Wien  1895;  Friedrich  TeniN 
Der  österreichische  Kaisertitel,  das  ungarische  Staatsrecht  und  die  ungarische 
Publizistik.  Wien;  Gustav  Seid  ler,  Studien  zur  Geschichte  und  Dogmatik 
des  österreichischen  Staatsrechtes,  Wien  1894.  R.  Zehntbauer,  Grund- 
lagen der  nachmärzliehen  Veriasungsarbeit  in  des  Verfassers  Buche:  Ver- 
fassungswandlungen im  neueren  üesterreioh,  Heidelberg  1911.  Die  große, 
über  die  staatsrechtliche  Natur  der  Gesamtmonarchie  im  Zusammenhang  mit 
den  einzelnen  Stadien  des  ungarischen  Ausgleichsvermerks  von  1860  bis  1867 
und  seiner  Fortbildung  entstandene  Kontroversial-Literatur,  wie  sie  sioh  zu- 
erst im  Anschlüsse  an  den  literarischen  Streit  Franz  Deaks  und  W.  Lust- 
kandis, dann  aber  vornehmlich  im  Zusammenhang  mit  der  Aushöhlung  des 
Dualismus  durch  die  Erstarkung  der  Unabhängigkeitsidee  in  Ungarn  seit  der 
Mitte  der  neunziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  ausgebildet  hat,  wird  erst 
im  folgenden  Bande  dieses  Werkes  verzeichnet  werden.  Eine  sehr  origi- 
nelle lind  9elbst  politisch  bedeutungsvolle  Behandlung  der  habsburgischen 
Reichsidee  hat  Dr.  Karl  Renner  zuerst  im  seiner  Schrift:  Die  Krise  des 
Dualismus,  Wien  1896,  sodann  ganz  besonders  in  seinem  Buche:  (Rudolf 
Springer)  Grundlagen  und  Entwicklungsziele  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie,  Wien  1906,  gegeben. 


Anmerkung  1  (Seite  3).  Hier  kommen  in  erster  Linie  die  Vorschläge 
des  Reichsliskals  bei  der  Wiener  Hofkammer,  Christian  Julius  Schierlvon 
Schierendorffs  unter  Josef  I.  und  Karl  VI.  zu  nennen,  der  in  einer 
Anzahl  von  Denkschriften,  die,  unter  dem  Namen  „Parerga  sive  otia"  zu 
einem  zweibändigen  handschriftlichen  Werke  zusammengefaßt,  im  Besitz  des 
niederösterreichischen  Landesarchives  in  Wien  sind.  Sein  an  den  Kaiser 
gerichteter  Ratschlag  ging  dahin,  ein  „beständiges  Staatsreglement"  z>u  Behelfen 
und  zu  diesem  Zwecke  einen  ständigen  Generallandtag  oder  General kongi vi; 
zu  bilden,  der  von  allen  Erbländern,  den  böhmischen  und  österreichischen 
sowie  von  Ungarn  beschickt  werden  solle.  Dieser  sollte  vor  allem  für  die 
Hebung  der  Fiananzen  sorgen,  aber  auch  eine  Harmonie  in  administrative! 
Hinsicht  zwischen  allen  Erbländern  schaffen.  A.  Fischöl,  der  die  merk- 
würdige Gestalt  Schierendorffs  als  zentral  istischen  Reformers  erst  in9  Licht 
gesetzt  hat,  sagt  von  ihm:  „Seine  Ideale  sind  eine  gesamtstaatliche  Ver- 
fassung, ein  mittleres  Maß  von  Freiheit,  stete  Kontrolle  der  Regierung  durch 
einen  Ausschuß  der  Stände,  und  Beeidigung  der  Behörden  auf  das  neue, 
auch  die  Rechte  der  niederen  Klassen  schützende  Verfassungsgesetz.'" 
(Fischöl,  Studien  zur  österreichischen  Reichsgeschichte.  S.  170.)  Diese 
1706  gemachten  Vorschläge  bildeten  die  Grundlage  für  einen  Vorschlag  des 
Hofkammerpräsidenten  Grafen  Gundacker  Starhemberg  vom  28.  Februar  1714 
an  den  Kaiser  zur  Einberufung  von  ständischen  Deputierten  aller  Länder 
nach  Wien,  die  denn  auch  im  Jahre  1715  tatsächlich  zustandekam.  Aber  die 
Idee  Schierendorffs,  eine  ständige  „Convocation"  der  Länder,  die  nach 
Fischeis  Ansicht  als  ..eine  wahre  Volksvertretung"  gedacht  war.  scheiterte 
nicht  nur  an  dem  Partikularismus  der  Landstände,  sondern  auch  an  der  Ab- 
neigung des  streng  absolutistisch  gesinnten  letzten  hahshiirgischen  Kaisers. 
Karls  VI.  Die  von  Fischel  abgedruckten  Denkschriften  zeigen  Schderendorff 
als  einen  weit  vorgeschrittenen  nierkantilistischeu  Vorläufer  der  Staatskunst 
der  Aufklärungsperiode,  dem  allerdings  das  lebendige  Gefühl  für  die  Bedeu- 
tung der  Stände  als  einer  Art  von  Vertretung  <\i'r  Rechte  und  Interessen  ler 
Bevölkerung  und  das  Verständnis  für  die  Notwendigkeit  der  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Hebung  der  verelendeten  unfreien  BauernmaBsen  Ungarns 
und  der  böhmischen  Länder  in  ungewöhnlichem  Mafie  zu  eigen  ist.  Diese 
Ml  Srhiei-endorffs  hängt  zweifellos  mit  den  starken  Eindrücken  BU- 
aammeik  welche  auf  den  wellkundigen  Mann  die  englischen  Verhältnisse 
-einer  seit  gemacht  haben.  So  bezeichnet  er  die  l7(Ki  vollzogene  Union  von 
England  und  Schottland  als  ein  Vorbild  für  die  von  ihm  dem  Kaiser  emp- 
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fohlene  Zusammenfassung  aller  Erbländer,  Böhmens  und  Ungarns  zu  einem 
einheitlich  regierten  Reiche.  Vergl.  Fischel,  a.  a.  0.,  S.  180  ff .  Gewiß  ist 
Fischel  darin  beizustimmen,  daß  Schierendorff  als  das  Ur-  und  Vorbild  des 
späteren  österreichischen  Beamtentums  anzusehen  ist,  das  unter  Maria  There- 
sia und  Josef  IL  den  österreichischen  „Staat"  geschaffen  und  fortgebildet  hat. 

Anmerkung  2  (Seite  4).  Der  Text  der  Pragmatischen  Sanktion  liegt  jetzt 
in  der  musterhaften,  von  G.  Turba  besorgten  Ausgabe  vor,  die  anläßlich 
der  Vollendung  des  zweiten  Jahrhunderts  seit  ihrer  Verkündung,  im  Jahre 
1913  von  dem  damaligen  österreichischen  Ministerpräsidenten  Grafen 
Stürgkh  veröffentlicht  worden  ist.  Diese  Ausgabe  enthält  nicht  nur  den 
diplomatisch  genauen  Abdruck  der  grundlegenden  Testamente  und  Familien- 
verträge über  die  Erbfolge  im  Erzhause  von  1621,  1635  und  1703,  sowie  das 
Hauptinstrument  vom  17.  April  1713,  sondern  auch  alle  anderen  damit  zu- 
sammenhängenden Staatsakte,  wie  die  Beschlüsse  der  erbländischen  Land- 
tage, die  ersten  Renunciationen  habsburgischer  Prinzessinnen,  endlich  das 
ganze  Urkundenmaterial  zur  Beschlußfassung  des  ungarischen  Reichstages 
sowie  der  Landtage  von  Siebenbürgen,  Kroatien  und  der  Stadt  Fiume.  Dem 
Werke  sind  viele  Facsimile-Tafeln  und  Abbildungen  von  Urkundentexten 
beigegeben.  —  Die  ältere  Literatur  über  das  Fundamentalgesetz  der  habs- 
burgischen  Monarchie,  die  mit  Schrötters  Abhandlungen  aus  dem  öster- 
reichischen Staatsrecht,  Wien  1766,  anhebt,  ist  verzeichnet  in  W.  Lust- 
kandis Artikel  „Kaiser  und  König"  in  der  1.  Auflage  dies  österreichischen 
Staats  Wörterbuches  und  wird  ergänzt  durch  den  Artikel  „Pragmatische 
Sanktion"  von  F.  Hauke  im  2.  Bande  der  zweiten  Auflage  dieses  Werkes, 
Wien  1907.  Aus  der  neuesten  Literatur  über  den  Gegenstand  ist  zu  nennen: 
R.  Zehntbauer,  „Gesamtstaat,  Dualismus  und  Pragmatische  Sanktion". 
Die  ganze  staatsrechtliche  und  historische  Materie^  welche  das  Zustande- 
kommen der  Pragmatischen  Sanktion  ausmacht,  ist  aber  erst  neuerdings  durch 
die  erschöpfenden  Quellenstudien  Gustav  Turbas  in  umfassendster  Weise 
bereichert  und  endgültig  festgestellt  worden.  Die  Ergebnisse  seiner  For- 
schungen haben  sowohl  die  Entwicklung  des  dynastischen  Erbrechtes  der 
Habsburger  von  seinen  Anfängen  bis  zu  seiner  dauernden  Gestaltung  als 
auch  die  ganzen  politischen  Vorgänge  und  den  staatsrechtlichen  Sinn  der- 
selben, wie  sie  sich  von  1687  bis  1723  in  Verbinidung  mit  der  Ausdehnung 
des  Erbrechtes  der  Dynastie  auf  Ungarn  und  dessen  Nebenländer  vollzogen 
haben,  klargelegt  und  nach  den  verschiedensten  Richtungen  hin  ergründet. 
Die  hierher  gehörigen  wichtigsten  Arbeiten  G.  Turbas  sind:  die  Pragmatische 
Sanktion  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Länder  der  Stephanskronei,  Wien 
1906;  die  Grundlagen  der  Pragmatischen  Sanktion,  I.  Ungarn,  Wien  1911. 
IL  Die  Hausgesetze,  Wien  1912.  Vgl.  auch  Friedrich  Tezner,  Der  Kaiser, 
Wien  1909,  S.  121 — 158.  Ferner  bezüglich  des  ungarischen  Standpunktes: 
Heinrich  M  a  r  c  z  a  1  i ,  Ungarische  Verfassungsgesehichte,  Tübingen  1910, 
S.  92  ff.;  H.  Marczali,  Ungarisches  Verfassungsrecht,  Tübingen  1911, 
S.  50—71,  sowie  die  daselbst  S.  VIII  und  IX  angeführte  Literatur;  G.  von 
Ferdinandy,  Staats-  und  Verwaltungsrecht  des  Königreiches  Ungarn, 
Hannover  1909,  S.  104  ff. 

Anmerkung  3  (Seite  8).  Das  entscheidende  Moment  in  den  Beschlüssen 
des  Ofener  Reichstages  von  1687  bildete  der  für  den  Kaiser  erfolgreich  ver- 
laufende Kampf,  den  seine  Vertreter  mit  den  ungarischen  Reichsständen  um 
die  vom  Monarchen  geforderten  Vorbehalte  und  Abänderungen  im  her- 
gebrachten Texte  dies  Krönungseides  und  Krönungsartikels  führten  sowie 
namentlich  um  die  in  letzteren  aufzunehmende  Revisionsklausel,  welche  die 
Fortführung  der  1687  zugunsten  der  Krone  begonnenen  Verfassungsrevision 
auf  gesetzliche  Grundlage  stellte.  Die  aktenmäßige  Feststellung  der  Vor- 
gänge auf  diesem  Reichstage  und  des  Sinnes  sowie  der  Tragweite  seiner  Be- 
schlüsse ist  eines  der  dankenswertesten  Ergebnisse  der  großen  wissenschaft- 
lichen Leistungen  G.  Turbas  auf  dem  schwierigen  Felde  der  Geschichte 
des  ungarischen  Staatsrechtes  und   der  habsburgischen  Gesamtstaatspolitik. 
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Vgl.  besonders  seine  Schrift:  Die  Grundlagen  der  Pragmatischen  Sanktion, 
I.,  S.  3-87. 

Anmerkung  4  (Seite  10).  Vgl.  besonders  E.  Rosenthal,  Die  Be- 
hördenorganisation Kaiser  Ferdinands  I.,  Wien  1887;  Fellner,  Zur  Ge- 
schichte der  österreichischen  Zentralverwaltung  im  VIII.  Bande  der  Mit- 
teilungen des  österreichischen  Instituts  für  Geschichtsforschung;  G.  Seid- 
lor,  Behördensystem  und  Staatsbildung  in:  Studien  zur  Geschichte  und 
Dogmatik  des  österreichischen  Staatsrechtes,  Wien  1894.  Die  grundlegende 
Darstellung  der  ganzen  Materie  liegt  jetzt  in  dem  oben  angeführten  Quellen- 
werk von  Fellner-Kretschmayr,  Bd.  I— III,  Wien  1907.  vor. 

Anmerkung  5  (Seite  14).  Nebst  den  vorstehend  angeführten  Schriften 
über  die  Geschichte  der  österreichischen  Zentralverwaltung  (besonders 
Fellner-Kretschmayr,  I.  Band,  S.  174  ff.)  kommt  hier  noch  die  tschechische 
Literatur  in  Betracht;  an  erster  Stelle  ist  da  zu  nennen  H.  Tom  an,  Das 
böhmische  Staatsrecht  und  die  Entwicklung  der  österreichischen  Keichsidee 
vom  Jahre  1527—1848,  Prag  1872;  K.  Kramarz,  Das  böhmische  Staats- 
recht, Sep.-  Abdruck  aus  der  Wochenschrift  „Die  Zeit",  Wien  1890; 
K  a  1  o  u  s  o  k  ,  Ceske  Statni  Pravo,  Praha  1892;  derselbe.  Einige  Grundfragen 
des  böhmischen  Staatsrechtes,  Prag  1871;  Artikel  „Böhmen"  von  Ulbrich  im 
Oesterreichischen  Staatswörterbuch,  2.  Auflage,  II.  Band. 

Anmerkung  6  (Seite  16).  Eine  vergleichende  Darstellung  der  Entstehung 
der  modernen  Großstaaten  oder  eine  „Philosophie  des  modernen  euro- 
päischen Großstaates",  an  der  es  merkwürdigerweise  in  der  staatswissen- 
schaftlichen Literatur  vollständig  mangelt,  würde  die  Gleichartigkeit  der  durch 
die  „Großstaatsidee"  ausgelösten  Rückwirkungen  auf  die  innere  Ordnung, 
die  administrativen  und  judiziellen  Einrichtungen  der  einzelnen  davon  be- 
rührten Völker  und  Gemeinwesen  deutlich  erkennen  lassen.  Um  so  schärfer 
hebt  sich  dann  von  der  im  17.  und  18.  Jahrhundert  vollzogenen  Ausbildung 
der  kontinentalen  Großstaaten  das  davon  völlig  verschiedene  Bild  ab.  welches 
das  im  gleichen  Zeitraum  vor  sich  gehende  Werden  der  englischen  Maoni 
darbietet  Auf  dem  Festlande  drückt  sich  die  politische  Natur  des  neuen 
Großstaates  am  sinnfälligsten  in  der  schließlich  schrankenlosen  Durch- 
führung des  Prinzipes  der  Zentralisation  aus  und  in  der  stnfenweisen  Auf- 
lösung aller  korporativen  Organe  der  Gesellschaft  oder  solcher  Träger  der 
öffentlichen  Gewalt;  in  Frankreich  vollendet  dann  erst  die  Revolution  nach 
einigen  durch  die  idees  federalistes  hervorgerufenen  Schwankungen  in  bei- 
den bezeichneten  Richtungen  den  Prozeß  der  völligen  Konzentration  der 
öffentlichen  Gewalt,  der  die  Voraussetzung  für  den  Ausbau  und  die  Auf- 
rechthaltung des  imperialistischen  Groß  Staat  es  in  Europa  bildet.  Die 
Groß  m  a  c  h  t  bildung  hat  sich  nicht  nur  im  europäischen  Altertum,  sondern 
überhaupt  im  nahen  und  fernen  Orient  auf  anderen  geistigen  Voraus- 
setzungen und  in  ganz  anderen  administrativen  und  politischen  Formen  voll- 
zogen. Ebenso  ist  die  Ausbildung  der  Weltmacht  der  amerikanischen  Union 
in  eigenartiger  Weise  und  nicht  auf  den  Bahnen  des  europäischen  „Groß- 
.staates"  vor  sich  gegangen,  hat  daselbst  auch  keine  Aanderung  der  verfas- 
sungsrechtlichen  oder  administrativen  Organisation  mit  sich  gebracht 

Anmerkung  7  (Seite  19).  Der  eitrigste  Förderer  der  gemeinsamen  Aus- 
schuülandtage  der  stände  ist  Ferdinand  l.  gewesen,  der  auf  solche  Weise  die 

finanziellen  und  militärisch*  n  Kräfte  sowohl  der  Erbländer  wie  Böhmens 
und  Ungarns  für  den  Kampf  wider  die  vordringende  Türkenmacht  zu 
vereinigen  und  steigern  strebte.  Auch  nach  <lom  Prager  Vergleich  von  L541 
dauerten  diese  Bemühungen  fort;  so  traten  sowohl  [§44  als  auch  1547  An*" 
si  huükongresse  der  nieder-  und  oberösterreiehisdien  Länder  mit  den  höh- 
en Standedelegierten  zusammen.  Der  Versuch,  einen  förmlichen 
Reichstag  der  Stände  unter  Teilnahme  der  Ungarn  und  Böhmen  1566  in  Wien 
absahalten,  mißlang  zwar,  hatte  aber  zur  Folge,  dafi  Kaiser  Ferdinand  mm 
neue  Zentralbehörde,  einen  ^statten  Krieirsratt"  schuf,  den  alabaM  ao 
genannten  Hofkriegsrat  zu  Wien,  die  «lauernde  militärische  Zentralbehörde 
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des  Gesamtreiches,  die,  seit  1848  als  Kriegsininisterium,  seit  1867  als  Reichs- 
kriegsministerium und  seit  1907  als  „K.  u.  K.  Gemeinsames  Kriegsmiiiniste- 
rium"  bis  zum  Zusammenbruche  der  habsburgischen  Monarchie  fungiert  hat. 
Ferdinands  I.  Hauspolitik  brachte  die  dynastische  Gesamtstaatsidee  so  viel 
als  möglich  zur  Geltung;  trotz  der  Erbteilungen  des  Hausbesitzes  in  die  ober-, 
inner-  und  niederösterreichische  Linie  empfing  der  älteste  in  Wien  residie- 
rende Erzherzog  jeweils  auch  die  böhmische  und  ungarische  Krone  und 
sollte  gemäß  der  testamentarischen  Bestimmung  Ferdinands  I.  auch  über  die 
an  die  jüngeren  Linien  ausgeteilten  Länder  jederzeit  die  oberste  Gewalt 
haben.  Mit  dem  Erstarken  der  Stände  zu  Ende  des  16.  Jahrhunderts  erlangte 
die  Gesamtstaats-  —  oder  besser  gesagt  —  Bundesstaatsidee  neuen  Auf- 
schwung auf  ständischer  Seite,  indem  sich  die  Einigungsbestrebungen,  vor- 
nehmlich von  den  protestantischen  Ständeparteien  getragen,  gegen  das  Ge- 
samthaus und  dessen  kaiserliches  Oberhaupt,  Rudolf  IL  und  Mathias  richteten. 
„Der  Plan  Karl  von  Zierotins  ging  dahin,  einen  Zentralausschuß  der  Stände 
aller  linierten  Länder  einzusetzen,  welcher  die  Verwaltung  der  Gesamt- 
staatsangelegenheiten  auf  sich  zu  nehmen  hätte;  im  Jahre  1612  erläuterte 
Zierotin  diesen  Plan  dahin,  daß  unter  solchen  Angelegenheiten  auch  Fragen 
der  inneren  Wohlfahrtspflege  zu  verstehen  wären."  Dagegen  wendeten  sich 
die  Böhmen,  die  keine  Verringerung  der  gesetzgeberischen  und  administra- 
tiven Unabhängigkeit  ihres  Reiches  dulden  wollten.  Als  aberl619  und  1620 
die  rebellische  Ständemehrheit  Böhmens  dann  doch  nach  Verständigung  mit 
den  anderen  Ländergruppen  strebte,  war  die  Zeit  für  die  Einigungsbestre- 
bungen der  Stände  zu  Ende  gegangen,  und  mit  der  Schlacht  am  Weißen  Berge 
hatte  das  Stand etum  in  den  nichtungarischen  Ländern  als  politische  Macht  für 
immer  ausgespielt.  Von  diesen  Ereignissen  her  ist  aber  den  Habsburgern 
dauernd  das  tiefste  Mißtrauen  gegen  jede  kollektive  Aktion  der  einzelnen 
Königreiche  und  Länder  geblieben;  noch  in  den  Landesordnungen  der  bis 
zur  Auflösung  des  Reiches  im  Weltkrieg  in  Kraft  stehenden  Verfassung  vom 
26.  Februar  1861  ist  ausdrücklich  —  im  §  41  —  bestimmt:  „Der  Landtag  darf 
mit  keiner  Landesvertretung  eines  anderen  Kronlanides  in  Verkehr  treten"  — 
und  im  §  43  —  „Der  Landesausschuß  darf  nur  mit  dem  Landtage,  aus  dem 
er  hervorgegangen,  in  Verkehr  treten."  Seit  1621  duldete  das  Erzhaus  nicht, 
daß  die  Gesamtstaatsidee  anders  denn  als  Ausdruck  der  einheitlichen 
Herrscher  macht  des  jeweiligen  kaiserlichen  Familienoberhauptes  über  alle 
Länder  verstanden  werde.  —  Vergl.  für  die  geschichtliche  Entwicklung  und 
die  quellenmäßigen  Belege  derselben  Bidermann,  Gesamtstaatsidee, 
I.  SS.  1—11,  24—29.  Buchholtz,  Geschichte  Ferdinands  L,  IL,  409  ff., 
437,  448.  IV.  57  u.  ff.,  590—597.  P.  von  C  h  1  u  m  e  c  k  y  ,  Karl  von  Zierotin 
und  seine  Zeit,  Brunn  1862,  IL  Band. 

Anmerkung  8  (Seite  25).  Eine  Geschichte  des  österreichischen  Adels 
und  seiner  Stellung  zur  Dynastie  von  dem  im  Texte  aus  eingenommenen 
Standpunkte  würde  nicht  nur  für  die  Geschichte  der  staatlichen  Institutionen, 
sondern  auch  für  die  der  allgemeinen  Kultur  der  habsburgischen  Länder 
vom  16.  bis  zum  19.  Jahrhundert  die  reichste  Aufklärung  geben;  eine  solche  ist 
aber  bisher  nie  versucht  worden,  obgleich  schon  vor  zwei  Menschenaltern  der 
große  Gelehrte  Wilhelm  R  ose  h  er  die  schwerwiegende  Bedeutung,  welche 
der  österreichische  Staat  immer  seinem  Adel,  zumal  dem  hohen  Adel,  ein- 
geräumt hat,  in  treffender  Weise  als  eine  Folge  der  Ansicht  bezeichnet,  daß 
„zwar  keine  österreichische  Gesamtnation,  wohl  aber  ein  österreichischer 
Gesamtadel  möglich  sei."  Wie  sich  zugleich  mit  den  dynastischen  Bestre- 
bungen zur  Förderung  der  Gesamtstaatsidee  unter  Ferdinands  I.  Regierung 
auch  zuerst  ein  österreichischer  Gesamtadel  dadurch  entwickelt,  daß  die 
Stände  der  deutschen  Erbländer  einerseits,  die  Stände  der  Königreiche 
Ungarn,  Böhmen  und  Kroatien  anderseits  Mitgliedern  ihres  Herren-  und 
Ritterstandes  wechselseitig  das  Inkolat  verliehen  —  vielfach  im  Zusammen- 
hang mit  kaiserlichen  Donationen,  Güterkäufen  oder  Vermählungen  —  und 
wie  schon  damals  Wien  —  zum  erstenmal  —  Mittelpunkt  der  adeligen  Ge- 
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Seilschaft  aller  Länder  und  der  Stützpunkt  für  die  Ausbildung  eines  öster- 
reichischen Gesamtadels  wurde,  darüber  hat  A.  J.  Bidermann  (a.  a.  ().. 
i..  S.  17  ff.)  mit  der  diesem  Forscher  eigenen  Gründlichkeit  und  umfassenden 
i  jut -llenkenntnis  sehr  interessante  Bemerkungen  gemacht,  die  u.  a.  feststellen, 
daß  damals  die  Tiroler  Familie  Thiui,  das  steirische  Haus  Windischgrätz 
das  Inkolat  in  Böhmen,  die  böhmischen  Familien  Harrach  und  Lobkowitz  in 
Ungarn  erlangt  haben.  —  In  derselben  Periode  beginnt  auch  die  Entstehung 
des  zweiten  historischen  Trägers  des  dynastischen  Gesamtstaatsgedankens, 
des  kaiserlichen  deutschen  Beamtentums,  gegen  dessen  Verwendung  in  Böh- 
men und  Ungarn  immer  wieder,  wenn  auch  ohne  Erfolg,  von  den  Ständen 
dieser  Königreiche  auf  den  Landtagen  opponiert  wird.  Vgl.  Bidermann, 
a.  a.  ().,  I..  S.  20  ff. 

Anmerkung  9  (Seite  27).  Quellen  und  Literatur  über  die  there- 
sianisch-josefinische  Schöpfung  des  österreichischen 
Einheitsstaates.  Diese  sind  so  weitläufig  und  umfangreich,  daß  hier 
nur  auf  die  wichtigsten  Erscheinungen  hingewiesen  werden  kann.  An  erster 
Stelle  ist  da  noch  immer  das  große  Werk  Alfred  von  Arneths,  Geschichte 
Maria  Theresias,  10  Bände,  Wien  1863—1879,  zu  nennen.  Sodann  Adam 
Wolf,  Oesterreich  unter  Maria  Theresia,  Wien  1855;  besonders  S.  103 — 217 
und  S.  237 — 310.  Eine  vortreffliche  Darstellung  des  Lebens  und  der  Regie- 
rung der  letzten  Habsburgerin  und  der  bedeutendsten  Herrschergestalt,  die 
dieses  Geschlecht  hervorgebracht  hat,  verdanken  wir  Eugen  G  u  g  1  i  a  ,  dessen 
zweibändiges  Werk:  Maria  Theresia,  ihr  Leben  und  ihre  Regierung.  Wien 
1917,  auch  für  die  inneren  Reformen,  durch  welche  die  Kaiserin  zur  Schöp- 
ferin des  neruen  Oesterreich  geworden  ist,  den  persönlichen  Anteil  der 
großen  Regentin  außerordentlich  lichtvoll  und  unter  Benützung  reichsten 
Quellenmaterials  schildert.  Ueber  die  große  Staats-  und  Verwaltungsreform 
von  1749,  durch  die  der  moderne  österreichische  Obrigkeitsstaat  aufgebaut 
worden  ist,  fehlt  es  bisher  noch  an  der  aktenmäßigen  Darstellung,  die  von 
der  Fortsetzung  des  Fellner-Kretschmayrschen  Werkes  erwartet  werden 
darf;  dieses  reicht  bisher  nur  bis  1748.  Die  Entstehung  und  Wirksamkeit 
des  Staatsrates  ist  in  dem  Buche  von  Hock-Bi  der  mann,  der  öster- 
reichische Staatsrat  1760—1848,  Wien   1879,  dargestellt. 

Für  das  Verständnis  der  Agrarreformen  der  Kaiserin  sowie  Josef  IL  ist 
die  Hauptquelle  Carl  Grünbergs  gründliches  Werk:  Die  Bauernbefreiung 
und  die  Auflösung  des  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisses  in  Böhmen, 
Mähren,  Schlesien,  Leipzig  1894,  zwei  Bände. 

Ueber  die  Umbildung  und  Entwicklung  der  Staatsverwaltung  unter  Maria 
Theresia  und  ihrem  Sohne  gibt  noch  immer  die  beste  Darstellung  das  Werk 
von  Ignaz  Beidtel,  Geschichte  der  österreichischen  Staatsverwaltung 
1740—1848,  herausgegeben  von  Alfons  Huber,  Innsbruck  1896,  I.  Band 
1740 — 1792.  Die  längst  wünschenswerte  moderne  Darstellung  des  ganzen 
großartigen  Prozesses  der  Schaffung  und  Fortbildung  der  administrativen 
und  justiziellen  Hinrichtungen  des  theresianisch-josefinis*  hen  Kinheitsstaates 
müßte  vor  allem  aus  dem  riesigen  gedruckten  und  angedruckten  Materials 
die  Organisation  des  ganzen  Behörden-  und  Gerichtswesens  in  ihren  inneren 
Zusammenhängen  und  ihrer  Funktion  sowohl  was  die  einzelnen  Teile  des 
Reiches  als  auch  das  Verhältnis  der  unteren  und  mittleren  Instanzen  zu  den 
Hofstellen  und  zum  kaiserlichen  Kabinett  betrifft,  klarlegen  und  wohl  auch 
in  Verbindung  damit  die  Reste  der  ständischen  Verwaltung  in  den  Guts- 
iii  !  Grundherrschaften  sowie  in  den  Landtagen  und   Verordnetenkoll« 

etrachl  nehmen.    Für  ein  einzelnes  Gebiet  der  Verwaltung,  die  thers- 

aianisoh-josefinisohe  Schulreform,  hat  der  hochverdiente  Staatsmann  und 
Gelehrte  Alexander  Freiherr  von  H  e  1  f  e  r  t  schon  vor  zwei  Mensohenaltern 
eine  erschöpfende  und  höchst  belehrende  Darstellung  gegeben  in  seinen) 
Werk:  Die  österreichische  Volksschule,  Prag  1860,  :*  Bände.  Eine  neue,  in 
Hinsicht  eigenartige  und  auf  gründlicher  C^ieUenforschung  beruhende 
Darstellung  der  meresiandsoh-jose&usehen  Epoche  hat  in  neuester  Zeit  dei 
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russische  Gelehrte  Paul  Mitrofanov  in  seinem  zweibändigen  Werke  ge- 
geben: Josef  II.  Seine  politische  und  kulturelle  Tätigkeit,  Wien,  1910. 
Dauernd  behalten  die  Beiträge  Leopold  von  Rankes  ''Werke  30.  Band) 
zur  Geschichte  der  großen  Kaiserin  ihren  hohen  Wert,  ferner  Kerns  vor- 
zügliche Studie  über  Maria  Theresias  Reformen  in  Raum  e  r  s  historischem 
Taschenbuch  für  1869;  in  neuester  Zeit  hat  Hintze  in  seinem  Aufsatz  in 
der  Historischen  Zeitschrift  „Der  österreichische  und  preußische  Beamten- 
staat im  18.  Jahrhundert"  einen  wichtigen  Beitrag  zum  Verständnis  der 
theresianischen  Verwaltungsreform  geliefert.  Bei  dem  Mangel  neuerer 
quellenmäßiger  Darstellungen  sind  auch  noch  immer  die  Schriften  Ch.  d'E  1  - 
verts:  „Zur  österreichischen  Verwaltungsgeschichte",  Brunn  1880,  und 
„Zur  österreichischen  Finanzgeschichte",  Brunn  1886,  zumal  für  die  Kennt- 
nis der  Administration  in  den  Sudetenländern  von  Wichtigkeit.  Die  über- 
sichtlichste kurze  Darstellung  der  Staatsreform  der  Kaiserin  findet  sich  in 
A.  von  Lu  seh  ins  Oesterreichischer  Reichsgeschichte,  1.  Auflage,  §  63. 
S.  523—541. 

Für  die  persönlichen  Anschauungen  der  Kaiserin  über  die  Verwaltung 
und  ihre  Reform  sind  besonders  lehrreich  die  von  Arneth  im  47.  Bande 
des  Archivs  für  österreichische  Geschichte  veröffentlichten  „Zwei  Denk- 
schriften der  Kaiserin  Maria  Theresia"  sowie  eine  Anzahl 
anderer  von  Arneth  benutzter  Akten,  in  welchen  die  Kaiserin  sich  rück- 
blickend  über  Reformen  und   Regierungsprobleme  ausspricht. 

Anmerkung  10  (Seite  33).  „Das  von  Maria  Theresia  reformierte  rechts- 
und  staatswissenschaftliche  Studium  war  durch  lange  Zeit  eine  bloß  emp- 
fohlene, besonders  willkommene  Qualifikation  für  den  politischen  Dienst; 
zunächst  wurden  dann  1766  und  1770  die  Polizei-  und  Cameralwissenschaften 
für  den  kreisamtlichen  Dienst  obligat,  wobei  auch  gewisse  Grundlagen  des 
juridischen  Studiums  erforderlich  waren;  nebstdem  wurde  1771  auch  eine 
Praxis  beansprucht,  und  in  Böhmen  wurde  1773  der  Besuch  eines  zwei- 
jährigen Kursus  und  eine  mit  Erfolg  abgelegte  Prüfung  über  die  sogenannte 
..Kreisamtliche  Wissenschaft"  (Politische  Gesetzkunde)  verbindlich  gemacht. 
Den  Kursus  las  in  Prag  Professor  Johann  Edler  von  M  a  y  e  r  n  ,  welcher  1776 
ein  Lehrbuch  herausgab".  Vgl.  Boh.  R  i  e  g  e  r  in  seinem  Artikel  über  „Kreis- 
verfassung in  Böhmen"  im  österreichischen  Staatswörterbuche,  2.  Auflage, 
3.  Band,  S.  261.  Die  geschichtliche  Darstellung  der  Kreisverfassung  daselbst 
ist  ein  deutsch  geschriebener  Auszug  aus  dem  vortrefflichen,  nur  in 
tschechischer  Sprache  erschienenen  Werke  B.  Riegers:  Zrizeni  kräjske 
v.  Cechach  (Die  Kreisverfassung  in  Böhmen).  Prag  1889 — 1890,  2  Bände. 
Vgl.  auch  L.  Spiegel,  Die  Verwaltungsrechtswissenschaft,  Leipzig  1909, 
S.  15  ff. 

Anmerkung  11  (Seite  34).  Ueber  die  Justizreformen  Maria  Theresias 
und  die  großen  Kodifikationsarbeiten  vgl.  Maasburg,  Geschichte  der 
obersten  Justizstelle,  Prag  1891;  Kwiatowsky,  Die  constitutio  criminalis 
Theresiana.  Harrasowsky,  Geschichte  der  Kodifikation  des  österreichi- 
schen Zivilrechtes,  Wien,  1868;  Codex  Theresia  nus,  herausgegeben 
von  Harrasowsky,  Wien  1883  bis  1886.  P  f  a  f  f  und  Hofmann,  Kom- 
mentar zum  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuch.  L; 
O  f  n  e  r  ,  J.,  Der  Urentwurf  und  die  Beratungsprotokolle  des  österreichischen 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches,  Wien  1889,  2  Bände;  Luschin, 
Oesterreichische  Reichsgeschichte,  §  62,  S.  511  ff. 

Anmerkung  12  (Seite  39).  Es  ist  ein  Grundzug  der  theresianischen  Poli- 
tik, daß  sie  Ungarn  ganz  verschieden  von  den  übrigen  Erbkönigreichen  und 
Ländern  behandelt:  nur  die  nientungarischen  Länder  —  von  den  nieder- 
ländischen Besitzungen  natürlich  abgesehen  —  bilden  den  „fortab  zentrali- 
sierten Staat".  Ungarn  dagegen  bleibt  in  seiner  verfassungsmäßigen  Selb- 
ständigkeit und  bildet  einen  Teil  des  Reiches,  der  „Monarchie".  Wenn  aber 
von  einzelnen  Schriftstellern  —  zum  Beispiel  von  K  e  r  n  in  der  oben  an- 
geführten Schrift  —  dies  so  aufgefaßt  wird,  daß  Maria  Theresia  eigentlich 
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Begründerin  des  „Dualismus"  in  der  Monarchie  gewesen  sei,  so  ist  das  doch 
eine  irreführende  Rückbeziehung  moderner  Terminologie  auf  die  Vergangen- 
heit. Indem  die  Kaiserin  den  erbländi sehen  Einheitsstaat  schuf,  trat  dieser 
Einheit  gegenüber  naturgemäß  die  staatsrechtliche  und  politische  Indivi- 
dualität des  ungarischen  Königreiches  weit  stärker  hervor  als  früher;  aber 
dieser  durch  die  neue  Zentralverwaltung  geschaffene  einheitliche  Staats- 
körper hat  weder  unter  Maria  Theresia  noch  unter  ihrer  Nachfolgerin  einen 
staatsrechtlich  formulierten  Ausdruck  gewonnen,  und  nicht  nur  in  dem 
Patente  über  die  Annahme  des  Kaisertitels  von  1804,  sondern  auch  in  der 
Aufrechthaltung  der  Landtage  sowie  in  zahlreichen  anderen  Beziehungen 
blieb  vielmehr  die  staatsrechtliche  Persönlichkeit  der  einzelnen  Länder,  zu- 
mal Böhmens,  gewahrt.  Allerdings,  die  Länder  und  Landslände  schienen 
nur  mehr  antiquarische  Form  zu  sein,  der  Einheitsstaat  der  Wiener  Zentral- 
regierung dagegen  war  kraftvolle  Tatsache.  Nur  daß  er  sich  eben  ausschließ- 
lich als  autokratische  Gesetzgebung,  selbstherrliche  Regierung  und  vor  allem 
als  bureaukratische  Gesamtverwaltung  —  also  bloß  auf  Seiten  des  Herr- 
schers —  aktiv  erkennen  ließ:  die  Völker  waren  diesem  „Staat"  unter- 
worfen, sein  Objekt,  hatten  aber  keinerlei  aktiven  Anteil  an  ihm,  selbst  nicht 
die  bevorzugte  Klasse,  der  ständische  Adel  als  Korporation.  Davon  hob  sich 
naturgemäß  das  ungarische  Königreich  mit  seiner  in  den  Munizipien  — 
Komitaten  und  Freistädten  —  organisierten  „politischen  Nation"  in  voller 
Schärfe  ab.  Wie  gut  Maria  Theresia  diesen  Unterschied  verstand,  zeigen 
ihre  eigenen  Worte  in  ihrer  Denkschrift  von  1750/51 :  „in  Ungarn  habe  ich 
keine  Aenderung  vorzunehmen  für  dienlich  erachtet,  weil  außer  einem  Land- 
tag solches  zu  sentiren  nicht  ratsam  wäre,  nicht  minder  bei  Hungern  be- 
sondere Umstände,  so  in  Ansehung  der  Folgen  sehr  heiklich  sind,  in  Con- 
sideration  fallen".  Vgl.  Guglia,  a.  a.  0.  IL.  S.  12.  Daß  Maria  Theresia 
allerdings  auch  dort  die  politische  ..Aktivität"  des  magyarischen  Adels  sehr 
klug  zu  schwächen  verstand  und  gleichzeitig  durch  die  grundlegende  Um- 
und  Neubildung  sowie  die  kraftvolle  Funktion  der  Reichsbehörden:  rifcear 
„Staatskanzlei"  für  die  äußere  Politik,  der  allgemeinen  Hofkammer  für  das 
finanzielle  Regale  in  Ungarn,  des  Staatsrates  in  den  sie  auch  ungarische  R&te 
berief,  als  eines  neuen  Reichsorganes  für  die  Monarchie  als  Gesamtreich  — 
und  daß  damit  die  kaiserliche  Zentralgewalt  sich  auch  für  Ungarn  nach  allen 
Richtungen  administrativ  höchst  fühlbar  machte,  ist  eine  Tatsache,  welche 
die  magyarische  Geschichtsschreibung  offen  anerkennt.  Sie  findet  aber  in 
dem  in  Ungarn  stets  so  empfindlich  gewesenen  „staatsrechtlichen  Gewissen" 
doch  den  Trost,  daß  alle  Regierungskünste  der  klugen  Herrscherin  keinen 
einzigen  Buchstaben  der  avitischen  Verfassung  zu  ändern  vermocht  oder 
auch  nur  versucht  haben.  Ueber  die  Schwierigkeiten  und  Widerstand«, 
welche  die  Kaiserin  beim  Hof-  und  Ständeadel  fand,  als  sie  von  1749  ab  die 
großen  administrativen  Reformpläne  des  Grafen  Haugwitz  annahm  und 
durchführte,  gibt  jetzt  E.  Guglias  Darstellung  II.  Band,  S.  24  ff.  ein  be- 
sonders klares  Bild.  Treffend  weist  Guglia  nach,  wie  es  der  von  der  Kaisenn 
in  aller  Schärfe  erfaßte  Gedanke  des  „Wohlfahrtsstaates"  gewesen  ist.  der 
ihr  über  alle  Bedenken  wegen  angeblicher  Verletzung  der  Hechte  und  Privi- 
legien des  Ständeadels  hinüberhalf.  Ihre  Aeußerungen  darüber  in  der 
ersten  der  von  Arneth  veröffentlichten  Denkschriften  S.  50  ff.  sind  ein 
höchst  ehren-  und  eindrucksvolles  Zeugnis  für  ihre  reine  und  hohe  Auf- 
fassung von  ihren  Kegentenpflichten.  —  Den  modernen  tschechischen  Stand« 
punkt  gegenüber  der  Staats-  und  Verwaltungsreforin  der  Kaiserin  gibt  die 
oben  angeführte  Schrift  von  Karel  Kramarz.  Ueber  die  von  Josef  II.  durch 
seine  Reformen  heraufbeschworene  Opposition  der  Landstände  in  Ungarn 
lind  Böhmen  vgl.  li  e  i  d  t  e  1 ,  Geschichte  der  österreichischen  Staatsverwal- 
tung I.  Band,  s.  B98— 411,  und  Anton  Springer.  Geschichte  Ossterreiohfl 
lein  Wiener  Frieden,  I.  Band.  S.  11—23;  über  Leopolds  II.  Werk  <\rv 
Beruhigung  siehe  1'.  eidtel  a  a  <>.  s.  415  -489;  ferner  IU  l>  1 .  Hie  Kestau- 
ration  der  DlederöSterreichischen   Landesverfassung  unter  Leopohl    IL.   [uns- 
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brück  1902.  B  i  b  1 ,  Die  niederösterreichischen  Stände  und  die  französische 
Revolution.  (Jahrb.  d.  Ver.  f.  Landesk.  von  Niederösterreich  1903.)  Vom 
magyarischen  Gesichtspunkte  gibt  H.  Marczali  eine  ausführliche  und 
interessante  Darstellung  der  sozialen,  verfassungsrechtlichen  und  admini- 
strativen Verhältnisse  Ungarns  in  dem  Zeitalter  Maria  Theresias  in  seinem 
von  H.  Temperley  in  die  englische  Sprache  übersetzten  Buches:  Hungary 
in  the  XVIII.  Century.     Cambridge  University  Press  1910. 

Anmerkung  13  (Seite  43).  Allgemeine  Literatur  über  die 
inneren  Zustände  in  der  Zeit  der  Regierung  Kaiser 
Franzi'  I.  Für  die  Beurteilung  der  Verwaltungszustände  der  fran- 
ciseeischen Epoche  ist  der  zweite  Band  des  mehrgenannten  Werkes  von 
J.  B  e  i  d  t  e  1  um  so  mehr  von  Wichtigkeit,  als  der  1783  geborene  Ver- 
fasser hier  auf  Grund  der  reichen  Erfahrungen  seines  eigenen  Berufslebens 
berichtet  und  urteilt.  Anton  Springers  Darstellung  im  I.  Bande  seiner 
Geschichte  ist  in  ihrer  Schärfe  und  Fülle  auf  vergleichsweise  engem  Räume 
m.  E.  noch  immer  unübertroffen:  dies  gilt  ganz  besonders  vom  zweiten 
Buche,  „Die  Begründung  der  Politik  des  Stillstandes  und  Gleichgewichtes" 
betitelt.  Wertvoll  für  die  Beurteilung  der  allgemeinen  öffentlichen  und  amt- 
lichen Verhältnisse  in  der  franciseeischen  Zeit  ist  auch  die  anonym  er- 
schienene, neuerlich  unter  dem  Namen  ihres  Verfassers  Schönholtz 
wieder  herausgegebene  Schrift:  „Traditionen  zur  Charakteristik  Oester- 
reichs,  seines  Staats-  und  Volkslebens  unter  Franz  dem  Ersten,  Leipzig,  1844, 
2  Teile.  Graf  H  a  r  t  i  g  s  Schrift  „Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich  im 
Jahre  1848"  ist  1850  in  Leipzig  erschienen.  Der  Mangel  einer  auf  Grund  des 
vorhandenen  gewaltigen  Aktenmaterials  gearbeiteten  Geschichte  der  Ver- 
waltung unter  Kaiser  Franz  ist  noch  immer  sehr  zu  beklagen;  um  so  wich- 
tiger ist  die  Einsicht,  welche  uns  durch  die  1909  erschienenen  „Tagebücher 
des  Carl  Friedrich  Freiherrn  K  ü  b  ©  c  k  von  Kübau,  Wien  1909",  drei  Bände, 
geboten  wird.  Diese  sind  jetzt  eine  Hauptquelle  für  das  Verständnis  der 
franciseeischen  Regierungsweise  und  für  das  Wesen  Franz'  IL  als  Menschen 
und  Herrschers,  über  den  populäre  Literatur  vorhanden  ist,  jedoch 
—  was  die  innere  Politik  betrifft  —  keine  wissenschaftlich  fundierte 
Darstellung.  Ebenso  fehlt  es  an  einer  quellenmäßigen  Schilderung  sowohl 
des  hervorragendsten  „liberalen"  Ministers  Franz'  IL,  nämlich  des  Grafen 
Philipp  Stadion,  als  auch  der  beiden  leitenden  Staatsmänner  in  der  zweiten 
Hälfte  der  Regierung  Kaiser  Franzens  und  unter  Ferdinand  L,  nämlich  des 
Staatskanzlers  Frusten  Metternich  und  seines  Amtsgenossen  und  Widerparts 
in  der  Staatskonferenz,  des  Grafen  Kolowrat.  F.  von  Krön  es  verdanken 
wir  das  wertvolle  Buch:  Zur  Geschichte  Oesterreichs  im  Zeitalter  der  fran- 
zösischen Kriege  1792—1816;  mit  besonderer  Rücksicht  auf  das  Berufsieben 
des  Freiherrn  von  Baldacci,  Gotha  1886.  Von  Wichtigkeit  ist  auch  Ed. 
Wert  heimers  Buch:  Geschichte  Oesterreichs  und  Ungarns  im  ersten 
Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts,  Leipzig  1884,  1890,  2  Bände.  Zum  Verständ- 
nis der  staatlichen  Verhältnisse  ist  natürlich  hier  wie  auch  für  die  Zeit  Kaiser 
Josefs  IL  ganz  besonders  die  Fülle  der  in  den  beiden  letzten  Jahrzehnten 
durch  Forschungen  und  Neuausgaben  vielfach  bereicherten  kulturgeschicht- 
lichen Literatur  der  Epoche,  vornehmlich  der  Alt-Wien  betreffenden  Schriften 
und  Memoiren,  heranzuziehen;  neben  der  Selbstbiographie  und  den  Tage- 
büchern Franz  Grillparzers  besonders  die  von  K.  Glossy  heraus- 
gegebenen Tagebücher  Jos.  Schreyvogels  und  Bauernfelds,  die  Memoiren 
Castellis,  L.  d.  Frankls  Erinnerungen,  die  Denkwürdigkeiten  der  Karoline 
Pichler  u.  v.  a. 

Anmerkung  13a  (Seite  48).  Die  Annahme  des  Kaisertitels  erfolgte  durch 
das  kaiserliche  Patent  vom  11.  VIII.  1804,  das  in  seinem  ganzen  Gedanken- 
gange die  höchste  Steigerung  des  dynastischen  Reichs-  und  Staatsgedankens 
vorstellt.  Dies  drückt  sich  gerade  darin  aus,  daß  dieses  Patent  nachdrücklich 
betont,  daß  hierdurch  „keinerlei  Veränderungen  in  den  Verfassungen,  Vor- 
rechten und   Verhältnissen    Unserer  sämtlichen   Königreiche,   Fürstentümer 
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und  Provinzen  herbeigeführt  werden".  Dies  geschieht  mit  folgender  Be- 
gründung nach  «lern  Wortlaute  des  Patentes:  „Obschon  Wir  durch  göttliche 
Fügung  und  durch  die  Wahl  der  Kurfürsten  des  römischen  deutschen  Reiches 
zu  einer  Würde  gediehen  sind,  welche  Uns  für  Unsere  Person  keinen  Zu- 
wachs an  Titeln  und  Ansehen  zu  wünschen  übrig  läßt,  so  muß  doch  Unsere 
Sorgfalt  als  Regent  des  Hauses  und  der  Monarchie  von  Oesterreich  dahin 
gerichtet  sein,  daß  jene  vollkommene  Gleichheit  des  Titels  und  der  erblichen 
Würde  mit  den  vorzüglichsten  europäischen  Regenten  und  Mächten  aufrecht- 
erhalten und  behauptet  werde,  welche  den  Souveränen  Oesterreichs  sowohl 
in  Hinsicht  des  uralten  Glanzes  ihres  Erzhauses,  als  vermöge  der  Größe 
und  Bevölkerung  ihrer  so  beträchtliche  Königreiche  und  unabhängige 
Fürstentümer  in  sich  fassenden  Staaten  gebührt  und  durch  völkerrechtliche 
Ausübung  und  Traktate  versichert  ist.  Wir  sehen  Uns  demnach  zur  dauer- 
haften Befestigung  dieser  vollkommenen  Ranggleichheit  veranlaßt  und  be- 
rechtigt, nach  dem  Beispiel,  welches  in  dem  vorigen  Jahrhundert  der  rus- 
sisch kaiserliche  Hof  und  nunmehr  auch  der  neue  Herrscher  Frankreichs  ge- 
geben hat.  dem  Hause  von  Oesterreich  in  Rücksicht  auf  dessen  unabhängige 
Staaten  den  erblichen  Kaisertitel  gleichfalls  beizulegen."  Der  besondere 
Nachdruck,  mit  dem  die  unabhängigen  „Königreiche  und  Staaten"  hervor- 
gehoben werden,  muß  wohl  schon  als  Vorspiel  der  1806  erfolgenden  Nieder- 
legung  der  deutschen  Kaiserkrone  aufgefaßt  werden,  und  der  Gedanke,  der 
darin  zum  Ausdruck  kommt,  ist  der,  daß  sich  die  Macht  des  Hauses  Oester- 
reich auf  seine  von  anderen  Reichs-  oder  Staatsverbänden  unabhängige  König- 
reiche und  Fürstentümer  stützt.  Der  eigentliche  Gesetzesakt  liegt  nun  in 
den  Worten  ausgessprochen :  „In  Gemäßheit  dessen,  haben  Wir,  nach  ge- 
pflogener reiflichster  Ueberlegung,  beschlossen,  für  Uns  und  Unsere  Nach- 
folger in  dem  unzertrennlichen  Besitz  Unserer  unabhängigen  Königreiche 
und  Staaten,  den  Titel  und  die  Würde  eines  erblichen  Kaisers  von  Oester- 
reich (als  den  Namen  Unseres  Erzhauses)  dergestalt  feyerlichst  anzunehmen 
und  festzusetzen,  daß  Unsere  sämtlichen  Königreiche,  Fürstentümer  und 
Provinzen  ihre  bisherigen  Titel,  Verfassungen,  Vorrechte  und  Verhältnisse 
fernerhin  unverändert  bybehalten  sollen." 

So  vollständig  losgelöst  von  der  durch  das  Oberhaupt  des  Erzhauses  ge- 
führten Herrschaft  erscheint  hier  deren  „Substanz",  nämlich  die  Länder  und 
Völker,  daß  der  neue  Kaisertitel  der  Monarchie,  die  neue  Kaiserwürde  des 
erblichen  Monarchen,  ganz  und  gar  als  persönliche  Angelegenheit  des  letz- 
teren aufgefaßt  wird.  Diese  Anschauung  von  der  Stellung  der  Dynastie 
stand  mit  den  herrschenden  Anschauungen  der  Zeit  vollständig  im  Einklang, 
und  nicht  einmal  in  Ungarn,  dem  die  Unberührtheit  seiner  Verfassung  im 
Patente  ausdrücklich  zugesagt  wurde,  fand  der  vom  Kaiser  gesetzte  Akt  l>ei 
den  Ständen  abfällige  Kritik.  Gerade  darin  spricht  sich  eben  der  rein  patri- 
moniale,  wie  man  später  auch  sagte.  ..familienguthafte"  Charakter  der  neuen 
Erbmonarclii--  aus.  daß  ihre  Bezeichnung  mit  dein  höchsten  Titel  irdischer 
Herrschaft  rechtlich  nicht  das  Mindeste  an  den  geschichtlich  hergebrachten 
positiven  Rechtsverhältnissen  der  einzelnen  Königreiche  und  Länder  zu 
ihrem  Landesherrn  abändert.  Bekanntlich  hat  die  seit  1867  entwickelte 
moderne  ungarische  siaatsrechtsdoktrin,  auf  die  erwähnten  Zusicherungen 
[es  Patentes  gestützt,  konsequent  den  Kaisertitel  des  auf  Grund  der  Prag- 
matischen Sanktion  genieinsamen  erblichen  Menarchen  für  das  Königreich 
Ungarn  als  nicht  vorhanden  erachtet  und  behandelt,  wogegen  auf  österreichi- 
scher Seite  der  Kaisertitel  als  feierlicher  Ausdruck  der  Einherrschaft  über 
die  Gesamtmonarchie  aufgefaßt  worden  ist.  In  verschiedenen  Schriften 
F.  Tezners:  Der  Kaisertitel  (Grünhutsche  Zeitschrift.  24.  Band);  Der 
rtitel  und  der  Dualismus  (20.  Band  der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik  und  Verwaltung):  Der  österreichische  Kaisertitel  und  das  unga- 

Staatsrecht,    Wien     1899,    ist    dieser    Standpunkt    der    österreichischen 

Staatsrechtsjuristen  gegen  die  ungarische  Doktrin,  vor  allem  gegen  die 
Schriften  .1.  Schwickers  und  Emil  Nagys.  auf  das  eingehendste  und 
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mit  großem  Aufgebot  von  Gelehrsamkeit  und  Scharfsinn  verfochten  worden. 
Daß,  wie  Tezner  nachweist,  die  Staatsrechtslehre  Ungarns  vor  1848  den  Be- 
griff Oesterreichs  als  Monarchie,  von  der  Ungarn  einen  allerdings  selbstän- 
digen Teil  bildet,  anerkannt  hat,  und  daß  dies  auch  in  mehreren  ungarischen 
Gesetzesartikeln  aus  der  Zeit  Franz'  I.  und  Ferdinands  I.  hervorgeht,  ist 
ebenso  unzweifelhaft  wie  die  Tatsache,  daß  seit  1848  Jurisprudenz  und  Politik 
der  Ungarn  solche  Lehren  als  ungesetzlich  betrachteten.  Den  Wendepunkt 
bildet  hier  die  große  Tatsache  der  Proklamierung  Oesterreichs  zu  einem  ein- 
heitlichen Kaiserreich  durch  die  Verfassung  vom  4.  März  1849  und  die  bis 
1867  fortdauernde  tatsächliche  Inkorporierung  Ungarns  und  seiner  Neben- 
länder in  dieses  Reich,  seine  vollständige  Provinzialisierung,  wie  sie  das 
Ministerium  Schwarzenberg-Bach  geschaffen  hat.  Soweit  diese  Frage  einen 
Bestandteil  der  großen  jahrzehntelang  fortgeführten  Kontroverse  über  das 
Recht  und  Wesen  des  1867  geschaffenen  Dualismus  bildet,  wird  sie  in  einem 
späteren  Teil  dieses  Werkes  ausführlicher  behandelt  werden.  Die  ganze 
Streitfrage  ist  in  den  vorangeführten  Schriften  in  voller  Ausführlichkeit  dar- 
gestellt, zuletzt  zusammenfassend  in  Tezners  Werk:  Der  Kaiser,  Wien 
1909,  S.  77—95.  Vgl.  auch  A.  W  i  n  k  1  e  r  :  Studien  über  Gesamtstaatsidee, 
Pragmatische  Sanktion  und  Nationalitätenfrage  im  Majorat  Oesterreich, 
Leipzig  und  Wien  1915,  S.  10  ff.  Auch  Winkler  hält  die  vollkommene  Los- 
lösung des  habsburgi sehen  Gesamtbesitzes  von  jedem  anderen  Rechtsband, 
vor  allem  dem  des  alten  deutschen  Reiches,  für  eine  der  treibenden  Kräfte 
bei  dem  Akte  von  1804.  „Es  ist  ein  großer  Unterschied,  ob  nur  der  Haus- 
macht des  deutschen  Kaisers  oder  dem  Kaisertum  Oesterreich  Stück  um  Stück 
entrissen  wurde."  Das  Wesentliche  war  eben  die  Identifizierung  des  öster- 
reichischen Staatsgedankens  mit  dem  dynastischen  Machtgedanken. 

Anmerkung  14  (S.  58).  Der  problematische  Charakter  der  staatlichen 
Existenz  der  habsburgischen  Monarchie  hat  sich  gewiß  erst  in  der  Revolution 
von  1848  vollständig  enthüllt;  aber  durch  die  beiden  der  Revolution  vorher- 
gehenden Menschenalter  hindurch  war  schon  allen  Staatsmännern  des  In-  und 
Auslandes  offenbar  geworden,  daß  sich  die  Stellung  des  habsburgischen  Ge- 
samtreiches in  Europa  immer  schwieriger  gestalte.  Eine  Geschichte  Oester- 
reichs v  on  diesem  Standpunkt  aus  ist  bisher  nicht  geschrieben  worden. 
Vieles,  so  z.  B.  die  ganze  Politik  sowohl  Kaunitzens  als  Metternichs  findet 
erst  von  diesem  Gesischispunkte  aus  volle  Aufklärung. 

Ueberblickt  man  die  ganze  geschichtliche  Entwicklung  des  habs- 
burgischen Imperiums  seit  1526,  so  zeigt  sich,  daß  drei  große  Krisen  die 
Macht  des  Erzhauses  bedroht  haben,  die  sich  kurz  durch  die  Jahreszahlen 
1621,  1740  und  1805 — 1809  bezeichnen  lassen.  Allen  diesen  Krisen  ist  ge- 
meinsam, daß  sie  entscheidende  Momente  in  dem  seit  dem  17.  Jahrhundert 
sich  fortspinnenden  Prozesse  der  Großstaatenbildung  in  Europa  bedeuten. 
Auch  die  Krise,  die  der  Dreißigjährige  Krieg  mit  sich  brachte,  hatte  im 
Grunde  Aveniger  mit  den  sie  auslösenden  Religionskämpfen  als  mit  den 
rivalisierenden  Expansionsbestrebungen  der  festländischen  Mächte,  die  da- 
mals in  Betracht  kamen,  vor  allem  Frankreichs,  dann  aber  auch  der  skandi- 
navischen Staaten,  der  sächsischen  Vormacht  unter  den  evangelischen  Fürsten 
und  der  Bestrebungen  des  Wittelsbachschen  dynastischen  Ehrgeizes  zu  tun. 
Die  große  Krise  von  1848  unterscheidet  sich  von  allen  anderen  dadurch,  daß 
sie  das  Produkt  geistiger  Kräfte,  und  zwar  in  erster  Linie  des  durch  die 
neuen  liberal-demokratischen  Ideen  beflügelten  europäischen  Nationalismus, 
gewesen  ist.  Daß  es  nun  doch  gelungen  ist,  diesem  ersten  aus  dem  modernen 
Geiste  heraus  unternommenen  Versuche  der  Auflösung  Oesterreichs  von 
innen  her  mit  den  Mitteln  der  Gewalt  erfolgreich  beizukommen,  ist  für  den 
ganzen  weiteren  Weg  Franz  Josefs  entscheidend  gewesen.  Von  seinem  Vor- 
gänger auf  dem  Thron  hat  er  die  zwar  tief  verborgene,  aber  deshalb  doch 
oft  plötzlich  auftauchende  Furcht  vor  der  Katastrophe,  durch  die  das  Reich 
plötzlich  zu  Ende  gehen  könne,  übernommen;  es  gibt  mancherlei  Belege  da- 
für, daß  eigentlich  seit  1740  die  in  der  Wiener  Hofburg  bestehende  Furcht 
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vor  dem  plötzlichen  Zerfall  des  Reiches  niemals  ganz  verschwunden  ist,  wenn 
auch  das  sprichwörtliche  Glück  des  Hauses  Oesterreich  immer  wieder  über 
die  Krisen  hinweghalf.  Wie  oft  vor  dem  Kaiser  Franz  Josei  selbst  in  den  Mi- 
nisterkonferenzen das  Gespenst  des  „Ruines"  in  kritischen  Momenten  herauf- 
beschworen worden  ist,  zeigen  die  Protokolle  des  Ministerrates  zur  Genüge! 
Um  so  mehr  ist  die  feste  Haltung  und  die  elastische  Natur  Franz  Josefs  an- 
zuerkennen, mit  der  er  über  alle  solche  kritische  Momente,  über  die  Tage 
der  Demütigung  und  Verluste,  wie  1859  und  18G6,  ohne  sich  von  erschreckten 
Aeußerungen  der  bureaukratischen  und  adeligen  Minister  niederdrücken  zu 
lassen,  hinweggekommen  ist.  So  mag  er  zwar  innerlich  nie  ganz  von  Sorge 
befreit  gewesen  sein,  ist  aber  doch  seinen  so  schwierigen  Weg  kaltblütig 
und  aufrecht  gegangen.  Franz  Josef  war  in  seiner  Denkweise  durchaus,  wie 
er  sich  selbst  einmal  einem  ausländischen  Staatsoberhaupt  gegenüber  be- 
zeichnet hat,  ein  Monarch  der  alten  Zeit  gewesen  und  hielt  daher  allem 
modernen  Skeptizismus  gegenüber,  der  die  Grundlagen  der  europäischen 
monarchischen  Institutionen  längst  tief  untergraben  hatte,  die  Stellung  der 
Dynastie  gewiß  für  viel  stärker,  als  sie  seit  1848  in  Wahrheit  je  gewesen 
ist,  und  das  wohl  insofern  nicht  mit  Unrecht,  als  es  sich  um  die  großen  länd- 
lichen Massen  handelte;  die  Veränderung,  die  in  der  industriellen  Gesell- 
schaft und  dem  größten  Teile  des  bürgerlichen  Mittelstandes  bei  Deutschen 
und  Slawen,  zumal  im  letzten  Vierteljahrhundert  seiner  Herrschaft,  vor  sich 
gegangen  ist,  dürfte  er  dagegen  unterschätzt  haben,  wenn  auch  gerade  sein 
Verhalten  in  der  Wahlreform  zeigt,  daß  sie  ihm  nicht  fremd  geblieben  war 
und  daß  er  ihr  zu  entsprechen  suchte.  Als  aber  dann  das  säkulare  Ereignis 
des  Weltkrieges  hereinbrach,  war  sein  Lebensalter  zu  weit  vorgeschritten,  als 
daß  er  imstande  gewesen  wäre,  auch  nur  etwas  von  dem  nachzuholen,  was 
durch  viele  Jahrzehnte  versäumt  worden  war;  nun  war  es  zu  spät,  um  die 
geistigen  Kräfte,  die  seit  1848  in  Gestalt  der  nationalen  und  sozialen  Gegen- 
sätze den  Gesamtbau  der  Monarchie  bis  ins  Fundament  erschüttert  hatten, 
zur  Umgestaltung  und  Erhaltung  Oesterreichs  als  eines  übernationalen  Völker- 
ganzen auszunützen. 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Entfaltung  des  österreichischen  Problems  durch  die 
Revolution  von  1848. 

(Seite  59—220.) 
Erstes  Kapitel. 

Die  Erstarrung  des  österreichischen  Ancien  Regime 
und  sein  Zusammenbruch. 

Anmerkung  1  (Seite  59).  Quellen  und  Literatur.  Zu  der  schon 
oben  beim  ersten  Abschnitte  angeführten  Literatur  kommen  hier  noch  fol- 
gende Schriften  in  Betracht:  A.  Schmidt,  Zeitgenössische  Geschichten, 
2.  Band,  Oesterreich  1830—1848,  Berlin  1859;  H  eifert,  Alex.  Freih.  \n 
Geschichte  der  österreichischen  Revolution  im  Zusammenhange  mit  der 
mitteleuropäischen  Bewegung  der  Jahre  1848—1849,  1.  Band,  Freiburg  i.  B. 
1907,  I.— III.  Abschnitt;  V.  B  i  b  1 ,  Die  niederösterreichisclien  Stünde  im  \  or- 
niitrz;  Ein  Beitrag  zur  Vorgeschichte  der  Revolution,  Wien  1911.     Ueber  die 
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unmittelbare  Vorgeschichte  der  Revolution  H.  Re  schau  er,  Die  Geschichte 
der  Wiener  Revolution,  Wien  1872,  I.  Band.  Von  den  Schriften  und  Er- 
innerungen der  Zeitgenossen  ist  hier  noch  anzuführen:  Aus  Mettern  ichs 
nachgelassenen  Papieren,  Band  I — VIII,  Wien  1880 — 1882.  Freiherr  von 
Pillersdorf,  Handschriftlicher  Nachlaß,  Wien  1863,  besonders  Seite 
3 — 79.  Hormayers  Schrift,  Kaiser  Franz  und  Mettemich,  Leipzig  1848,  und 
desselben  anonym  erschienenes  Alterswerk:  Anemonen  aus  dem  Tagebuche 
eines  alten  Pilgersmannes,  Jena  1845—1847,  Band  1 — 4,  bieten  trotz  ihrer 
verworrenen  Darstellung  manches  Interessante.  Alfr.  von  Arneth,  Aus 
meinem  Leben,  Stuttgart  1893,  I.  Band.  Alfr.  von  Arneth,  Johann  Frei- 
herr von  W  essenberg,  Ein  österreichischer  Staatsmann  des  19.  Jahr- 
hunderts, Wien  1898,  I.  und  IL  Band,  besonders  IL  Band,  S.  181—209.  Alfred 
von  Arneth,  Anton  Ritter  von  Schmerling,  Episoden  aus  seinem  Leben, 
Wien  1895.  Aus  den  Tagebüchern  des  Grafen  Prokesch  von  Osten,  1830 
bis  1834,  Wien  1909.  Andrian,  Oesterreich  und  dessen  Zukunft,  I.  Teil, 
IL  Auflage,  Hamburg  1843;  IL  Teil  1847.  lieber  die  inneren,  zumal  die  böh- 
mischen Verhältnisse  gewährt  Anton  Springers  Darstellung  im  1.  Band 
seiner  Geschichte  Oesterreichs  einen  aus  der  eigenen  Anschauung  und  besten 
Informationen  gewonnenen  Ueberbldck ;  vgl.  auch  A.  Helferts  bio- 
graphische Arbeiten  über  Graf  Leo  T  h  u  n ,  hier  zunächst  deren  I.  Teil, 
Lehr-  und  Wanderjahre,  sowie  auch  die  folgenden  Teile  im  Oesterreichischen 
Jahrbuch  1891 — 1897  veröffentlicht.  Ueber  Ungarn:  besonders  Eötvös, 
Josef  Freih.  von,  Die  Reform  in  Ungarn,  Leipzig  1846;  Leo  Graf  Thun, 
Die  Stellung  der  Slowaken  in  Ungarn,  Prag  1843;  über  den  vormärzlichen 
Sprachenkampf  in  Ungarn  gibt  A.  von  H  e  1  f  e  r  t  einen  sehr  wertvollen 
Exkurs  in  seiner  „Geschichte  der  österreichischen  Revolution",  I.  Band,  An- 
hang S.  479—490.  Eine  sehr  lichtvolle  Darstellung  der  ungarischen  Verhält- 
nisse zwischen  1830  und  1848  gibt  Franz  P  u  1  s  z  k  y  im  ersten  und  zweiten 
Bande  seines  vierbändiigen  autobiographischen  Werkes:  Meine  Zeit,  mein 
Leben,  Preßburg  und  Leipzig  1881.  Die  Stellung  Mette rnichs  zu  Ungarn  im 
Vormärz  erläutert  H.  Schütter  in  seinem  im  vierten  Hefte  der  „Beiträge 
zur  neueren  Geschichte  Oesterreichs"  erschienenen  Aufsatz:  Die  Wiener  Re- 
gierung und  die  ungarische  Opposition  im  Jahre  1845,  S.  241—290.  Eine 
Hauptquelle  für  das  stetige  Sinken  des  alten  Regimes,  zumal  nach  Kaiser 
Franzens  Tod,  bilden  die  schon  oben  angeführten  Tagebücher  des  Freiherrn 
von  K  ü  b  e  c  k.  In  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  der  Zeit  gibt  guten 
Einblick  das  Buch  von  F.  S  t  r  o  b  1  von  Raveisberg,  Mettemich  und  seine  Zeit, 
Wien  1906—1907.  In  jüngster  Zeit  sind  die  ersten  Teile  einer  großen  Publi- 
kation Hans  Schlitters  unter  dem  Titel :  „Aus  Oesterreichs  Vormärz" 
erschienen,  eine  Darstellung,  die  auf  den  unerschöpflichen  Dokumenten  und 
Akten  des  Wiener  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchivs  beruht  und  in  reichem 
Maße  durchaus  neue  Quellen  für  die  Einsicht  in  die  innere  Staatsordnung  der 
habsburgisohen  Monarchie  erschließt.  Bisher  sind  erschienen:  I.  Galizien 
und  Krakau,  IL  Böhmen,  III.  Ungarn,  Zürich-Wien,  Amalthea-Verlag  1920. 
Die  reiche  Broschürenliteratur,  zum  größten  Teile  zensurflüchtig  in  Deutsch- 
land gedruckt,  kann  hier  nicht  im  einzelnen  angeführt  werden;  besonders 
ist  zu  nennen  die  Schrift:  Schattenseiten  der  österreichischen  Staats- 
verwaltung und  gesellschaftlichen  Zustände.  Hamburg  1846,  und  Fr.  Schu- 
selkas  Oesterreichische  Vor-  und  Rückschritte,  Hamburg  1847.  Für  den 
Einblick  in  den  Verfall  der  Verwaltung  im  Vormärz  ist  die  Darstellung  be- 
sonders wichtig,  welche  Ignaz  Beidtel  im  IL  Band,  6.  Abteilung,  seines 
oben  genannten  Werkes  gibt,  und  die  schon  zitierte  Schrift  des  Grafen 
F.  Hart  ig,  Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich,  Leipzig  1850.  Von  den 
Zeitschriften,  deren  Berichte  über  Oesterreich  in  dieser  Periode  von  Be- 
deutung sind,  seien  hier  nur  zwei  genannt,  die  Augsburger  Allgemeine 
Zeitung,  die  als  durchaus  regierungsfreundlich  anzusehen  ist,  und  die  von 
J.  Kuranda  seit  1841  herausgegebenen  „Grenzboten".  Viele  für  die  Kultur- 
geschichte des  Vormärz  wichtige  Beiträge  finden  sich  in   den  Jahrgängen 
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des  Jahrbuches  der  Grillparzer-Gesellschaft  und  in  Karl  G  los  s  ys  Kleineren 
Schriften.  Wien  und  Leipzig  1918. 

Anmerkung  2  (Seite  66).  Die  beste  und  kenntnisreichste  Schilderung  der 
Persönlichkeit  und  Regierungsweise  Kaiser  Franzens  findet  man  bei 
J.  Beidtel,  a.  a.  0.,  II.  Band,  S.  3—76.  und  in  dem  folgenden  Kapitel: 
Die  Ausbildung  des  Polizeisystems.  S.  77—121.  Diese  Darstellung  wird  er- 
gänzt durch  die  Schilderung  des  Geistes  der  österreichischen  Regierung  von 
1815—  1S3Ö  und  die  Ausbildung  des  Stabilitätssystems,  a.  a.  0.,  S.  213—236. 
315—324.  Es  ist  charakteristisch,  daß  Beidtel  meint,  es  sei  nicht  aus- 
zumitteln,  wie  weit  die  Persönlichkeit  des  Kaisers  Franz  auf  manche  der 
wichtigeren  Regierungsmaximen  eingewirkt,  welchen  Anteil  er  an  den  Ge- 
schäften im  einzelnen  genommen  habe,  obwohl  ihn  —  schon  durch  die 
massenhaften  Audienzen  —  zahllose  Personen  in  Oesterreich  persönlich 
kannten.  Dennoch  stellt  Beidtel  eine  Anzahl  von  Maximen  des  Kaisers  auf, 
an  denen  dieser  festhielt  und  die  ihm  den  Ruf  der  Konsequenz  erwarben. 
Als  solche  Maximen  bezeichnet  Beidtel:  1.  „Alles,  was  eine  Einschränkung 
der  absoluten  Gewalt  des  Herrschere  war,  erschien  ihm  verwerflich.  Daher 
war  er  ein  Gegner  der  freien  Presse,  der  freien  Gespräche,  des  öffentlichen 
Gerichtsverfahren,  der  freieren  Gemeindeverfassungen,  der  freieren  Stel- 
lung der  Schulen,  der  hierarchischen  Ansprüche  der  Geistlichkeit,  der  Publi- 
zität über  den  Staatshaushalt  und  der  offenen  Kritik  der  Staatsverwaltung." 
2.  ..Der  Kaiser  war  kein  Freund  der  Gelehrten  und  der  Aufklärungsideen." 
In  der  Tat  ist  die  „Naturgeschichte"  der  österreichischen  Zensur  unter  Kaiser 
Franz  und  seinem  Nachfolger  vielleicht  das  dauerhafteste  und  kennzeich- 
nendste Denkmal,  das  der  erstere  sich  in  der  Geschichte  der  Kultur  Oester- 
reich s  errichtet  hat. 

Die  so  reichliche  Literatur  über  das  „Zensur"  genanete  Schandmal 
der  francisco-ferdinandeischen  Epoche  kann  hier  nicht  besprochen  wer- 
den, es  genügt,  auf  das  hinzuweisen,  was  Grillparzer  darüber  an  persön- 
lichen Erlebnissen  in  seinen  Schriften  und  Erinnerungen  gesagt  hat,  ferner 
auf  die  ..Denkschrift  über  die  gegenwärtigen  Zustände  der  Zensur  in  Oester- 
reich" vom  11.  März  1845,  die  von  sämtlichen  hervorragenden  Gelehrten 
und  Schriftstellern  Wiens,  Grillparzer  an  der  Spitze,  unterfertigt  ist  (ab- 
gedruckt bei  An  d  r  i  an.  Oesterreich  und  seine  Zukunft.  II.  Teil.  S.  315 — 338, 
über  die  Zensurzustände  und  deren  Reform).  Vgl.  Reschauer,  Das  Jahr  1848 
I.  Band.  S.  149. 

3.  Ferner  war  Franz  I.  ein  Freund  von  Polizeimaßregeln.     „Die  Pres 
der  Verkehr  der   Menschen,   die  Correspondenz,  das    AssodaMonsrecht   und 
vieles  andere,  was  für  die  Volksfreiheit  wichtig  ist.  erfuhren  Beschränkun- 
gen." Es  ist  charakteristisch,  daß  es  in  Oesterreich  —  abgesehen  von  frommen 
Bruderschaften   —  keine  Vereine  gegeben  hat.  bis   im   Jahre  1848    in  Wien 

Gründung  des  Gewerbevereina  und  des  Juridisch-politischen  Lesevereine 
bewilligt  wurden,  reber  die  Vereine  und  ihre  Tätigkeil  im  Jahre  1848 
vgl.  K.  Hügel  mann.   Historisch-politische  Studien.  Wien    1915,  S.  57  ff. 

4.  Einen  entscheidenden  oder  anerkannt  großen  Einfluß  gestattete  der 
Kaiser  niemandem;  dann  war  der  Kaiser  nicht  sehr  für  Menschen  ein- 
genommen,  die  für  sein-   talentvoll   galten. 

Eine  neuere,  sehr  scharf  herausgearbeitete  Charasteristik  des  Charakters 
und  der  Regierungsweise  Kaisei-  Franz'  I.  —  auf  die  erste  Hälfte  seiner  Re- 
gierung bezüglich  gibl  Ed.  W  e  r  thei  m  e  r  im  ersten  Bande  seiner  außer- 
ordentlich gründlichen  un  I  lehrreichen  „Geschichte  Oesterreichs  im  l  Ungarns 
im  ersten  Jahrzehnl  dh  -  19.  Jahrhunderts",  s.  st;  ISO,  und  in  anderen  Teilen 
des  Werkes.      Wertheimer    begründet    seine   Darstellung    und   Kritik  des 

Kaisers    und    der   von    ihm    in    Krieg    und    Frieden    nach    innen    im  I    8 
heraufbeschworenen  Mißstände  auf  seine  umfassende  Kenntnis  der  Papiere 
Erzherzogs  Carl,  der  Jahrelang  vergebens  alle  seine  Kräfte  but  Ver- 
nunft der  bestehenden  Mißregierung  aufwendete,  darin  aber  schließlich 
immer  wieder  an   lern  Mißtrauen  des  Kaisers  und  an  der  völligen  Desörgani- 
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sation  des  absolutistischen  Zentralismus  scheiterte,  den  Kaiser  Franz  uner- 
schütterlich festhielt. 

Ueber  Kaiser  Franz  und  Metternich  in  ihrem  Verhältnis  zu  den  Slawen 
siehe  E.  Denis,  La  Boheme  depuis  la  Montagne  Blanche,  II.  Band, 
p.  93—103. 

Anmerkung  3  (Seite  67).  Ueber  das  Amtswesen  in  der  francisceischen 
Zeit  und  den  Geist  dieser  Verwaltung  gibt  Beidtel,  a.  a.  0.,  viele  sehr 
bemerkenswerte,  vielfach  aus  den  eigenen  Erfahrungen  des  außerordentlich 
kundigen  und  gelehrten  Mannes  geschöpfte  Mitteilungen.  Ignaz  Beidtel,  der 
1783  als  Sohn  eines  Finanzbeamten  in  Schlesien  geboren  wurde,  hat  den 
größten  Teil  seines  Lebens  in  verschiedenen  Amtsstellungen  in  Mähren  ver- 
bracht und  ist  erst  1850  auf  Berufung  durch  den  Unterrichtsminister  Graf 
Leo  Thun  nach  Wien  gekommen,  wo  er  als  kirchenrechtlicher  Berater  des 
Ministers  wirkte,  ging  aber  als  pensionierter  Appellationsgerichtsrat  1854 
nach  Oknütz  und  später  nach  Troppau,  wo  er  1865  starb.  Die  Geschichte 
seines  Lebens,  wie  sie  A.  Huber  aus  den  massenhaften  Papieren  Beidtels  in 
der  Einleitung  des  von  ihm  herausgegebenen  Werkes  mitteilt,  bildet  selbst 
eine  sehr  belehrende  Illustration  zur  Geschichte  des  Beamtentums  in  Oester- 
reich durch  mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert.  Beidtel  schildert  den  Um- 
schwung in  der  Geistesrichtung  der  Bureaukratie  zu  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts als  hauptsächlich  durch  den  allmächtigen  Kabinettsminister  Franz  I. 
den  Grafen  Colloredo,  herbeigeführt.  Letzterer  stärkte  mit  seiner  Feind- 
schaft gegen  das  „Aufklärungssystem"  das  angeborene  Mißtrauen  des  Kaisers 
gegen  jede  Bewegungsfreiheit  nicht  nur  der  Bevölkerung,  sondern  auch  der 
Beamtenschaft.  Das  kaiserliche  Kabinett  zog  alle  Entscheidungsgewalt  — 
bis  in  die  kleinsten  Dinge  —  an  sich  und  bediente  sich  zur  Ueberprüfung  der 
Behörden  mit  Vorliebe  des  Mittels  geheimer  Information  im  einzelnen  Falle 
und  von  Begutachtungen  durch  geheim  blühende,  den  Aemtern  fremde 
Personen.  Aber  trotz  der  durch  dieses  Polizeisystem  herbeigeführten  inneren 
Desorganisation  der  Beamtenschaft  blieben  die  josefinischen  Ideen  lebendig, 
wenn  man  auch  vorsichtsweise  nicht  mehr  von  der  „Aufklärung",  sondern 
von  der  „Sorge  für  die  Kultur"  als  Pflicht  der  Staatsverwaltung  sprach; 
der  Trieb  des  Kaisers,  alles  Bestehende  möglichst  unverändert  zu  lassen, 
konservierte  den  Josefinismus  nach  wie  vor  als  das  leitende  und  wirksame 
Prinzip  der  Administration.  Männer  wie  Colloredo  und  später  Kolowrat 
waren  geistig  auch  gar  nicht  fähig,  die  Wirksamkeit  der  josefinischen  Tradi- 
tion völlig  zu  lähmen,  sie  konnten  sie  allerdings  durch  Zensur  und  Polizei 
von  der  Oberfläche  des  Amtslebens  vertreiben,  aber  nicht  in  ihren  Wurzeln 
zum  Absterben  bringen.  Dies  zeigte  sich  vielleicht  am  deutlichsten  in  der 
zähen  Kraft,  mit  der  sich  unter  dem  persönlich  sehr  religiösen,  ja  „bigotten" 
Kaiser  dennoch  der  Josefinismus  in  der  österreichischen  Kirche  dauernd 
forterhielt,  was  selbst  wieder  vielfach  mit  der  fast  völligen  Eintrocknung 
tiefer  wurzelnden  religiösen  Lebens  in  Oesterreich,  in  Wien  sowie  in  den 
Provinzen  und  dem  Schwinden  der  entsprechenden  Kräfte  in  der  Geistlich- 
keit zusammenhing.  Eine  Darstellung  des  eigentümlichen  josefinischen 
Staatskirchentums  in  Verbindung  mit  einer  Geschichte  des  religiösen  Lebens 
im  katholischen  Oesterreich  während  des  19.  Jahrhunderts  müßte  viele  hier 
vorhandene  Zusammenhänge  aufdecken,  von  denen  dauernde  Rückwirkungen 
auf  den  Volkscharakter,  zumal  im  deutschen  Oesterreich,  und  gewisse  Folge- 
erscheinungen des  öffentlichen  Geistes  und  der  öffentlichen  Moral  im  ganzen 
Reiche  herrühren. 

Anmerkung  4  (Seite  75).  Die  Stellung  des  Adels  unter  Kaiser  Franz  war 
nicht  nur  die  eines  überaus  privilegierten  Standes,  sondern  eines  bevor- 
zugten Teilnehmers  in  der  Beamtenhierarchie.  Beidtel  hat  das  verderb- 
liche System,  das  sich  dadurch  in  der  Administration  ausbildete,  in  einem 
der  besten  Kapitel  seines  Werkes  genau  geschildert.  Vgl.  a.  a.  0.,  IL,  S.  41  ff. 
Die  Besetzung  der  höchsten  Posten  in  derZentralverwaltung  durch  Mitglieder 
des  hochadeligen  Großgrundbesitzes  ist  auch  die  eigentliche  Ursache  der  für 
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Oesterreich  ökonomisch  so  verhängnisvollen  Erscheinung,  daß  die  so  fort- 
schrittliche Gesetzgebung  Maria  Theresias  und  Josefs  IL  zur  Befreiung  des 
Bauernstandes  vollkommen  ins  Stocken  geriet;  das  egoistische  Interesse  der 
feudalen  Hochbureaukratie  an  der  Aufrechthaltung  des  Untertanswesens, 
jener  engherzige  Konservativismus,  den  die  große  Kaiserin  bei  ihren  Agrar- 
unil  Steuerreformen  als  den  eigentlichen  Gegner  ihrer  Politik  sehr  gut  kannte, 
war  wiederum  in  Oesterreich  ausschlaggebend  geworden.  Andererseits  ent- 
wickelte sich  aber  im  landsässigen  Adel  seit  1815  auch  in  Oesterreich  mehr 
1 1 1 '  1  mehr  tiefe  Unzufriedenheit  mit  dem  bureaukratischen  Regierungssystem, 
das  die  Landstände  und  damit  die  historisch-politische  Stellung  des  Adels 
in  den  einzelnen  Erbländern  vollständig  nullifizierte.  Ueber  den  Gegensatz 
zwischen  Mettemich  und  Kolowrat,  der  als  der  erste  bewußte  Förderer  des 
tschechischen  Volkselementes  in  der  Beamtenschaft  angesehen  wurde,  vgl. 
die  Tagebücher  des  Freih.  von  K  ü  b  eck.  I.  Rand.  2.  Teil.  S.  292  u.  S.  333  ff. 
Kübeck  stand  auf  der  Seite  des  Staatskanzlers,  mit  dem  ihn  persönliche 
Freundschaft  verband,  und  weil  er  wußte,  daß  Kolowrat  beim  Kaiser  Franz 
gegen  ihn  arbeitete.  Diese  Umstände  schärften  seinen.  Blick  für  die  Eigen- 
tümlichkeiten der  inneren  Politik  des  hohen  Adels,  dessen  Führer  Kolowrat 
als  ehemaliger  Oberstburggraf  und  späterer  Minister  im  Staatsrate  (seit 
1826)  war.     Zahlreiche  Bemerkungen  in  Kübecks  Tagebüchern  kennzeichnen 

hweren  Schäden,  welche  die  Vorherrschaft  des  Adels  für  den  „Staat" 
und  für  die  Verwaltung  mit  sich  brachte.  „Der  Kern  unserer  oligarchischen 
Aristokratie",  sagt  Kübeck  in  seinen  Aufzeichnungen  aus  dem  Jahre  1831, 
..ist  in  Böhmen  und  in  Ungarn  und  eigentlich  in  Böhmen,  da  Ungarn 
mehr  eine  adelige  Demokratie  zu  werden  beginnt.  Und  die  böhmischen  Ne- 
poten  sind  es,  die  alle  großen  Aemter  umfassen,  den  Thron  verstellen 
und  was  ihre  Feudalstellung  bedrohen  könnte,  hintertreiben  und  zerstören. 
Daher  ihr  Ausschließungssystem  in  den  Geschäften  und  in  den  Salons;  ihre 
Feindseligkeit  gegen  den  Mittelstand  und  seine  Vorzüge;  ihr  Haß  gegen 
alle  Staatsbeamten,  die  mehr  als  bloße  Schreibmaschinen  sind,  und  ihr  Fest- 
halten an  dem  väterlichen  Stock,  um  den  sie  das  für  sie  wohltätige  Band  der 
untertänigen  Bauernverhältnisse  schlingen."  Will  man  ein  bis  in  die  Einzel- 
heiten genaues  Bild  von  dem  Verfalle  der  Staatsmaschine  in  den  letzten 
Regierungsjahren  Franz'  I.  und  den  ersten  seines  schwachsinnigen  Sohnes 
und  Nachfolgers  Ferdinand  gewinnen,  muß  man  den  ganzen  Band  der  Tage- 
bücher Kübecks  lesen,  der  von  1810  bis  1840  reicht.  Die  Art  und  Weise. 
wie  der  bis  zur  Krankhaftigkeit  mißtrauische  alte  Kaiser  sein  weites  Reich 
persönlich  zu  regieren  meinte,  indem  er  gleichsam  als  oberster  Bureauchef 
und  ..Hof rat"  alle  mögliehen  Akten  aller  Hofstellen  und  des  Staatsrates  an 
-ich  zog.  die  Referate  darüber  aufteilte,  oft  gleichzeitig  über  dieselbe  Sache 
von  den  verschiedensten  Hofbeamten,  Staatsräten.  Privatleuten  sich  Vorträge 
halten  ließ,  dann  durch  das  Kabinett  seine  „Resolution"  erließ,  wie  er  bewußt 
Kolowrat  gegen  Mettemich  ausspielte,  von  beiden,  besonders  von  erstenem 
aber  oft  in  die  Enge  getrieben  und  geleitet  wurde,  alles  das  in  Verbindung 
mit  der  Vorstellung  Franz  I.,  zeitweilig  der  Schiedsrichter  Europas  zu  sein, 
während  gleichzeitig  die  kläglichen  Schwierigkeiten  der  Finanzen  Oester- 
reichs alljährlich  sich  verschärften:  diese-  ganze  WirrsaJ  der  Regierung  eines 
großen  Reiches  nach  dem  System  des  maßlosen  Absolutismus  mittelst  eines 
Heeres  von  Beamten,  deren  leitende  Kräfte  unablässig  um  den  Einfluß  beim 

r  und  dessen  wenigen  vertrauten  Ministern  untereinander  und  gegen- 
einander intrigieren,  findet  sich  in  Kühecks  Tagebüchern  wie  ein  riesiges 
Mosaik  von  tausend  kleinen  und  grol.'.en  Erlebnissen,  geringen  und  bedeuten- 
den persönlichen  Zügen  der  regierenden  und  mitregierenden  Herren  und 
Damen  vor  dem  aufmerksamen  Leser  ausgebreitet,     Es  ist  bemerkenswert, 

dafi,   Wie   Küheck  aufzeichnet,  schon    1881    eine   tiefe   Mißstimmung   in    Wien 

n  den  Provinzen,  besonders  in  Böhmen,  den  Ministem  und  dem  Hofe 

fühlbar  wurde,  dafi  aber  der  Kaiser  Franz  jede  Reform  verhinderte.     „Ich 

will  kei,M.  Neuerungen.     Man  wende  die  Gesetze  gerecht  an.     Unsere  Ge- 
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setze  sind  gut  und  zureichend.  Jetzt  ist  keine  Zeit  zu  Reformen,  die  Völker 
sind  wie  schwer  verwundet."  Und  schon  in  diesem  Zeitpunkte  schreibt 
Kübeck  die  Sätze  nieder:  „So  wird  das  Band  der  in  ihrer  eigenen  Schwäche 
versunkenen  Regierung,  mit  dem  sie  die  verschiedenen  "Völker  zusammen- 
halten sollte,  immer  lockerer;  die  Gouvernements  umstalten  sich  mehr  und 
mehr  in  abgesonderte  Reiche,  und  die  Monarchie  gleicht  einem  Mosaik,  dessen 
Paste  weich  geworden  ist  und  die  nur  eines  Stoffes  bedarf,  um  auseinander- 
zufallen." Band  I.  2.  Teil,  S.  549.  Die  Staatskonferenz,  die  dann  für  den 
handlungsunfähigen  Sohn  und  Nachfolger  Franz  I.  als  Vormundschaft  fun- 
gierte, brachte  die  Desorganisation  und  Schwäche  der  ganzen  Administration 
auf  den  Höhepunkt;  die  Schilderung,  die  Kübeck  fortlaufend  von  der  Ge- 
schäftsführung dieses  Triumvirates  gibt,  in  welchem  der  unbefähigte  Erz- 
herzog Ludwig  die  Aufgabe  hatte,  die  beiden  unablässig  miteinander  hadern- 
den Minister  Metternich  und  Kolowrat  möglichst  in  Schach  zu  halten,  stellt 
Regierungsverhältnisse  dar,  über  die  Nikolaus  von  Rußland  nach  seiner 
„Entrevue"  in  Teplitz  mit  Recht  zu  Kolowrat  sagte:  „Votre  Situation  est  dans 
Vhistoire  unique  et  je  suis  stupefait,  que  les  affaires  chez  vous  s'en  vont 
comme  ils  vont." 

Aus  den  Aufzeichnungen  Kübecks  über  diese  Zustände  seien  hier  nur 
ganz  wenige  Stellen  zitiert: 

„Gr.  Kolowrat  erklärt  mir,  daß  wir  jetzt  die  Regierung  des  Dalai  Lama 
haben,  dessen  Priester  wir  seien.  Er  sei  mit  dem  Fürsten  Metternich  und 
dem  Erzh.  Ludwig  darin  einig,  daß,  mit  Ausnahme  der  Polizei-Notizen,  Alles 
im  Staatsrathe  bearbeitet  und  berathen  und  dem  Erzh.  Ludwig  vorgelegt 
werden  soll.  Die  minder  wichtigen  Sachen  werde  der  Erzh.  expedieren,  die 
anderen  sollen  dem  Staatsrathe  zum  Vortrage  bei  dem  Kaiser  mit  oder  ohne 
Bemerkung  des  Erzh.  zugestellt  werden." 

„Die  Wahrheit  ist:  die  Besetzungen  und  Gnaden  —  dann  andere 
Pantschereien  werden  sich  die  zwei  Minister  Metternich  und  Kolowrat  vor- 
behalten und  die  eigentlichen  Geschäfte  glauben  sie  in  Bruchstücken  dem 
Staatsrathe  wie  einem  Sekretariate  überlassen,  davon  wegnehmen  und  zu- 
setzen zu  können,  was  sie  wollen  und  vor  der  Welt  die  Willkür  zu  verbergen. 
Kann  das  lange  so  fortgehen?"  „Um  10  Uhr  war  Referat  bei  dem  Kaiser, 
der,  wie  bekannt,  durch  Krankheit  schwachsinnig,  von  allem  dem,  was  ihm 
vorgetragen  wird,  kein  Wort  versteht  und  immer  bereit  ist,  zu  unterschreiben, 
was  man  ihm  vorlegt.  Wir  haben  jetzt  eine  absolute  Monarchie  ohne  Mon- 
archen. Das  Prinzip  der  Legitimität  hätte  nicht  furchtbarer  angegriffen  wer- 
den können,  als  durch  diese  törichte  Anwendung  und  konsequente  Aufrecht- 
haltung desselben.  Wie  unsinnig  ist  auch  das  Benehmen  der  zwei  Macht- 
haber Kolowrat  und  Metternich!"  („Tagebücher  von  Carl  Friedrich  Freiherr 
Kübeck  von  Kübau",  I.  Band,  S.  679).  Ferner  ebendaselbst:  „Entwicklung 
des  Planes  des  F.  Metternich  zur  Herrschaft.  Vor  allem  ist  ihm  darum  zu 
thun,  den  europäischen  Mächten  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  daß  er  in 
Oesterreich  nicht  nur  faktisch  regiere,  sondern  auch  fest  stehe.  Eine  Gefahr 
für  seine  Stellung  kann  ihm  unter  den  gegebenen  Umständen  nur  von  den 
einflußreichen  Mitgliedern  der  kaiserl.  Familie  drohen." 

„Um  den  auswärtigen  Souveränen  zu  zeigen,  daß  eine  solche  Gefahr 
nicht  vorhanden  sei,  werden  die  Erzherzoge  Franz  Carl-Thronfolger,  der  Eh. 
Carl  als  Weiser  und  Feldherr  berühmt  und  verehrt  und  der  Eh.  Johann 
als  sehr  instruierter  Brouillon  mit  dem  regierenden  Symbole  in  Teplitz  ver- 
sammelt, um  den  dort  erscheinenden  Souveränen  augenfällig  zu  zeigen,  daß 
die  ganze  Familie  auf  den  Fürsten  vollkommen  vertraue  und  ihn  zu  ihrem 
Führer  gewählt  habe.  Hat  er  erst  diesen  Zweck  erreicht,  kehrt  er  die  Waffe 
um  und  zeigt  der  Familie,  wie  Europa  nur  allein  ihm  vertraue,  wie  ohne  ihn 
die  Monarchie  von  Außen  gefährdet,  wie  er  der  unentbehrliche  Mann  sei,  dem 
man  das  Ruder  lassen  müsse." 

„Der  Plan  wird  gelingen"  (a.  a.  0.,  S.  697). 

In  der  Tat  ist  ja  dies  das  Merkwürdigste,  daß  es  möglich  gewesen  ist, 
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Oberitalien,  Ungarn,  die  Erbländer,  Galizien,  Böhmen  —  kurz  die  ganze 
habsburgische  Monarchie  dreizehn  Jahre  lang  mit  einem  solchen  Apparat, 
wie  um  die  „Staatsconferenz"  vorstellte,  friedlich  durch  eine  höfische  Olig- 
archie zu  regieren,  der  das  bürgerliche  Beamtentum  willig  zur  Verfügung 
stand  und  eine  bedeutende  Armee  den  notwendigen  Rückhalt  nach  Außen  hin 
wie  im  Innern  bot.  So  wie  es  an  einer  wirklichen  Geschichte  Franz  I.  fehlt, 
so  hat  auch  bisher  der  sogenannte  österreichische  „Vormärz"  keine  dieses 
geradezu  seltsamen,  in  seiner  Art  einzigen  Stoffes  würdige  Darstellung  er- 
fahren. Die  Persönlichkeit  des  Fürsten  Metternich  müßte  für  eine  solche  den 
Mittelpunkt  abgeben.  Die  oben  angeführten  neuesten  Veröffentlichungen 
Schlitters  bringen  aus  dem  überreichen  Aktenmateriale  viele  neue  Ein- 
blicke in  dieses  wundersamste  Schauspiel  der  Herrschaft  eines  „regierenden 
Symbols",  wie  Kübeck  den  gutmütigen  Schwachsinnigen  auf  dem  Throne 
gewöhnlich  nennt,  über  ein  zivilisiertes  Reich. 

Anmerkung  5  (Seite  76).  Ueber  die  Ständepolitik  in  den  Jahren  1840  bis 
1848  gibt  Anton  Springer  a.  a.  0.,  I.  Band,  S.  509—549  die  beste  Gesamt- 
darstellung; in  neuerer  Zeit  verdankt  man  V.  Bibl  eine  gründliche  Arbeit 
über  die  niederösterreichischen  Landstände;  vgl.  besonders  den  IX.  Ab- 
schnitt: „Volkstümliche  Wendung:  Die  Krise  und  der  13.  März"  der  ebenso  wie 
das  erste  Buch  ,.Das  vormärzliche  Regierungssystem"  die  charakteristischen 
Züge  des  ganzen  Regimes  klar  zur  Anschauung  bringt.  —  Die  Bedeutung  der 
Wiener  Landstube  in  der  Zeit  Kaiser  Ferdinands  liegt  weniger  in  den  Akten- 
kriegen der  Postulatenlandtage,  als  darin,  daß  sie  die  politische  „Gehschule" 
derjenigen  Männer  gewesen  ist,  die,  wie  Doblhoff,  Sommaruga  und  Schmer- 
ling, im  Jahre  1848  bedeutende  Rollen  gespielt  haben.  Man  kann  sagen,  daß 
der  ..Strom"  des  „klassischen  Liberalismus"  Wiens,  dessen  produktive  Zeit 
etwa  von  1860  bis  1873  reicht,  aus  zwei  Quellflüssen  gebildet  worden  ist:  dem 
einen,  der  vom  Juridisch-Politischen  Leseverein  und  dessen  sozialen  Annexen 
herkam,  und  dem  zweiten,  der  in  dem  Zentrum  und  linken  Flügel  der  nieder- 
österreichischen  Stände  sowie  der  diesen  affiliierten  Bureaukratie  seinen 
Ursprung  hat.  Die  besondere  Existenz  jedes  dieser  beiden  Quellflüss  • 
des  Wiener  Liberalismus  läßt  sich  noch  lange  nach  ihrer  im  „engeren  Reichs- 
rate" von  ISiil  sich  vollziehenden  Vereinigung  in  den  verschiedenen  Frak- 
tionen der  „Verfassungspartei"  Schmerlings  verfolgen. 

Anmerkung  6  (Seite  77).  Der  außerordentlich  starke  und  aUgemeiue 
Eindruck,  den  Andrians  Schrift  in  ganz  Oesterreich  hervorrief,  wird  durch 
zahlreiche  zeitgenössische  Mitteilungen  beurkundet.  Dieser  Erfolg  war  dem 
ersten  Teile  der  Schrift  beschde  ien;  der  zweite,  der  erst  6  Jahre  später 
schien,  hatte  einen  solchen  nicht  in  gleichem  Maße  aufzuweisen,  obgleich 
mehr  tatsächliches  Material  für  die  Anklagen  gegen  die  Wiener  Mißregierung 
bringt  als  sein  Vorgänger.  Die  Autorschaft  der  anonym  erschienenen  Schrill 
blieb  in  der  Öffentlichkeit  lange  Zeit  unbekannt,  auch  bei  der  Regierung, 
welche  die  Fernhaltung  des  Buches  von  Oesterreich  eifrig,  wenn  auch  erfolg- 
los betrieb.  Der  Ausgangspunkt  der  Schrift  Andrians  ist  der.  äafi  jeder  Staat, 
wenn  er  den  Zusammenhalt  seiner  Teile  und  der  verschiedenen  Klassen 
r  Bürgerschaft  dauernd  sichern  will,  „eine  alle  Staatsbürger  verbindende 
Idee  repräsentieren  müsse;  eine  solche  fehlt  dem  Staatengebilde,  das  Oester- 
reich genannt  wird,  gänzlich  Es  hat  sich  ein  slawisches,  ein  ungarisches,  ein 
italienisches  Nationalgefühl  gebildet,  welches  Bich  täglich  mehr  konsolidiert, 
alles  Fremde  von  »ich  abstöfil  und  mit  einer  ahnungsreichen  Heftigkeit  um 
sich  stöi.'.t.  Dir  Sympathien  der  deutschen  Stämme  haben  sich  mit  verdop- 
pelter Gewalt,  welche  bald  alles  Widerstandes  spotten  wird,  ihren  Brüdern  im 
Norden  und  Westen  zugewendet  —  aber  es  hat  -ich  -  auch  nicht  von  fem 
etwas  gezeigt,  waa  einem  Erwachen  eines  österreichischen  Nationalgefühles 
„eines  den  ganzen  Staat  umfassenden  Gemeinsinnes  ähnlich  gesehen  hätte 
und  es  konnte  dies  auch  uichl  seyn,  weil  die  Regierung  es  unterließ,  hiezu 
•;n.  n  Anstofi,  einen  Stützpunkt  zu  geben."  (1..  S.  22,28.)  Dieser  Zustand 
iinii;  bald  zu  einer  ELrisis  führen.    Andiian  Legi  mm  dar.  dafl  die  Regierung 
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an  dem  Adel,  den  die  Politik  der  Hofburg  als  ein  staatliches  Element  völlig 
gelähmt  habe,  keine  Stütze  finden  könne,  daß  sie  aber  auch  an  der  eigent- 
lichen Trägerin  der  Macht,  an  der  Bureaukratie,  keine  finden  würde.  Denn 
das  System  geistloser  Routine,  das  die  österreichische  Bureaukratie  repräsen- 
tiere, habe  in  dieser  alle  geistige  Seltständigkeit  und  moralische  Kraft  ertötet. 
Nach  einer  umfassenden  und  vielfach  —  bei  aller  Schärfe  —  nicht  über- 
triebenen Kritik  der  Zustände  in  der  Verwaltung,  im  Unterrichtswesen  und 
in  der  Finanzverwaltung  sowie  einem  Ueberblick  über  die  höchst  gefährliche 
Gestaltung  der  außerpolitischen  Verhältnisse,  zumal  was  das  Problem  des  tür- 
kischen Reiches  und  die  Ausdehnungslust  der  slawischen  Rasse  unter  Ruß- 
lands Führung  betrifft,  setzt  Andrian  seine  positiven  Reformvorschläge  aus- 
einander. Diese  laufen  im  wesentlichen  auf  ein  autonomistisches  und  neu- 
ständisches Reformprogramm  hinaus,  dessen  wichtigste  Bestandteile  die  For- 
derung nach  einer  modernen  Gemeindeverfassung  bildet,  die  allein  der  un- 
fruchtbaren, lähmenden  und  kostspieligen  Vielregiererei  der  140  000  Beamten 
Oesterreichs  eine  Schranke  setzen  könne.  Nicht  das  politische  Frankreich, 
sondern  England  und  die  preußischen  Reformen  von  1808  und  1811  hätten  für 
Oesterreich  das  Muster  abzugeben.  Der  Einfluß,  den  Tocquevilles  großes 
Werk  über  die  „Demokratie  in  Amerika"  auf  Andrian  geübt  hat,  ist  dabei 
vielfach  wahrzunehmen:  wie  auf  die  geistigen  Kräfte  unter  den  deutschen 
Konservativen  überhaupt,  so  hat  auch  auf  Andrian  die  in  Tocqueville  auf  den 
Höhepunkt  gelangte  französische  Theorie  von  der  Munizipalfreiheit  deshalb 
so  bedeutend  gewirkt,  weil  dadurch  den  neuständischen  Bestrebungen  des 
Adels  eine  höchst  willkommene  Unterstützung  im  Kampfe  wider  die  mehr 
oder  minder  liberale,  in  Oesterreich  „josefinisch"  genannte  Bureaukratie  und 
ihr  zentralistisches  Machtmonopol  gegeben  war.  Der  Nachdruck,  mit  dem 
Andrian  die  Forderung  nach  Autonomie  der  Länder  und  Gemeinden  er- 
hebt, ist  der  große  produktive  Gedanke  seiner  Schrift:  er  hat  aufs  tiefste  ge- 
wirkt und  ist  sowohl  für  die  liberale  als  auch  für  die  adelig-ständische  Oppo- 
sition in  Oesterreich  vor  und  nach  1848  von  entscheidendem  Einfluß  gewesen. 
Andrian  war  kein  Bewunderer  der  konstitutionellen  Doktrin,  wie  sie  seit 
der  Julirevolution  die  höhere  bürgerliche  Klasse  Deutschlands  und  Oester- 
reichs allmächtig  beherrschte,  er  vermißte  in  Oesterreich  vor  allem  ein 
schöpferisches  konservatives  Prinzip  und  hoffte,  dieses  in  seinem  Vorschlag 
autonomistischer  Munizipalverfassung  und  im  Postulat  der  Selbstregierung  der 
Völker  in  deren  Formen  gefunden  zu  haben.  Andrian  war  der  erste,  der  die 
Idee  der  „Befreiung"  der  lokalen  Verwaltung  von  dem  Imperium  der  bureau- 
kratischen  Zentralregierung  als  die  wichtigste  Maßregel  zur  Gesundung  des 
geistigen,  wirtschaftlichen  und  nationalen  Lebens  der  österreichischen  Völker 
erkannte  und  in  den  Vordergrund  politischer  Denkweise  stellte;  schon  da- 
durch hat  die  Schrift  des  Freiherrn  von  Andrian  sich  den  Anspruch  erworben, 
dauernd  als  einer  der  kräftigsten  Mitschöpfer  des  modernen  Oesterreichs  an- 
erkannt zu  werden.  Denn  die  Idee  der  „Autonomie",  d.  i.  der  „Selbstbestim- 
mung" und  ..Selbstverwaltung"  der  österreichischen  Völker  in  ihren  histo- 
rischen Territorien,  ist  in  ihrer  spezifisch  österreichischen  Färbung  mit  dem" 
Buche  Andrians  zum  erstenmal  aus  der  Tiefe  des  unklaren  nationalen  und 
politischen  Geisteslebens  des  „Vormärz"  in  vortrefflicher  Begründung  an  das 
Licht  der  Oeffentlichkeit  gebracht  worden,  und  diese  Idee  ist  für  das  ganze 
mit  der  Revolution  anhebende  Zeitalter  im  vollen  Sinne  des  Wortes  für 
Oesterreich  srhicksalbildend  geworden.  —  Fast  gleichzeitig  mit  der  Wirkung, 
die  Andrians  Schrift  ausübte,  übten  auch  die  vielgelesenen  „Sybillinischen 
Rücher  aus  Oesterreich"  von  Möring  großen  Einfluß  auf  die  ansteigende 
oppositionelle  Stimmung  der  Gebildeten  in  Oesterreich  aus.  Auch  in  dieser 
Schrift  finden  sich,  neben  vielen  deklamatorischen  und  verworrenen  Teilen, 
ausgezeichnete  kritische  Darlegungen  über  die  in  Oesterreich  bestehenden 
Verhältnisse,  von  denen  besonders  die  gegen  das  Regime  der  Staatskonferenz 
und  Fürst  Metternichs  gerichteten,  teilweise  vehementen  Angriffe  bemerkens- 
wert sind.    Auch  die  ausführlichen  und  von  weitem  Umblick  zeugenden  Aus- 
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einandersetzungen  über  die  europäische  Stellung  der  habsburgischen  Mon- 
archie und  die  Probleme  der  äußeren  Politik  verdienen  besondere  Beachtung, 
wie  ja  diese  erste  Schichte  politischer  Literatur  in  Oesterreich  —  die  dei 
vierziger  Jahre  —  überhaupt  auf  einem  verhältnismäßig  hohen  Niveau  welt- 
bürgerlicher Bildung  steht. 

Fürst  Metternich  und  Ungarn.  Die  Entwicklung  Ungarns  in 
politischer  und  ökonomischer  Hinsicht  während  des  letzten  Vierteljahr- 
hunderts vor  der  Revolution  von  1848  bildet  zweifellos  den  wichtigsten  und 
interessantesten  Bestandteil  der  ganzen  „vormärzlichen"  Geschichte  des 
habsburgischen  Reiches.  Auch  hier  steht  natürlich  die  Persönlichkeit  des 
Fürsten  Metternich  im  Mittelpunkte  der  ganzen  Vorgänge.  Die  älteren  Dar- 
stellungen bei  Anton  Springer  und  Horvath-Novelli  (Fünfundzwanzig  Jahre 
aus  der  Geschichte  Ungarns  1823 — 1848.  Deutsche  Ausgabe.  Leipzig  1867. 
Zwei  Bände)  sind  durch  neuere  Quellenpublikationen  und  Memoiren  von 
Zeitgenossen  mehrfach  ergänzt  und  berichtigt  worden.  Hier  kommt  in  erster 
Linie  die  Schrift  des  Hofrates  L.  von  W  irkner:  Meine  Erlebnisse.  Preß- 
burg 1879,  in  Betracht.  Wirkner,  den  Fürst  Metternich  seinen  „Gewissens- 
rath"  in  ungarischen  Dingen  nannte,  war  das  treibende  Element  in  der  Po- 
litik, die  der  Staatskanzler  von  1840  an  in  Ungarn  verfolgte.  Auch  die 
Memoiren  Kübecks  werfen  helles  Licht  auf  diese  Politik,  zumal  was  den 
auch  hier  wirkenden,  verderblichen  Gegensatz  Kolowrats  und  Metternichs 
betrifft.  Sehr  wertvolles  Material  brachte  dann  H.  Schütter  in  seiner 
in  den  „Beiträgen  zur  neueren  Geschichte  Oesterreichs"  1908  erschienenen 
Abhandlung:  Die  Wiener  Regierung  und  die  ungarische  Opposition  im  Jahre 
1845,  die  großenteils  auf  den  im  Manuskript  vorhandenen  Denkwürdigkeiten 
des  Barons  Ludwig  Ambrozy,  eines  Führers  der  Adelspartei  im  Temes.i 
Komitat  und  späteren  Administrators  desselben,  beruht.  Neuestens  hat 
Schlitter  in  dem  3.  Teile  seines  Werkes  „Aus  dem  Vormärz",  Ungarn  be- 
titelt, eine  Darstellung  der  ganzen  konstitutionellen  Politik  Metternichs  D 
Ungarn  seit  1840  aus  den  bisher  geheim  gehaltenen  Akten  der  Staats- 
konferenz gegeben,  die  die  bestehende  Auffassung  in  Einzelheiten  bereichert. 
Auf  ungarischer  Seite  kommen  schon  hier  die  Studien  E.  Wertheimers 
zur  Geschichte  der  altkonservativen  Partei  in  Ungarn  (Ung.  Rundschau  1916 
und  1917)  sowie  seine  Abhandlung  über  Franz  Deak  im  30.  Bande  der 
„Deutschen  Rundschau",  ferner  ganz  besonders  die  Memoiren  Ladislaus  von 
Szögyenys  und  die  damit  sich  beschäftigenden  Publikationen  in  Betracht. 
Aus  der  älteren  Literatur  über  den  Grafen  Stephan  Szechenyi,  der  seit  An- 
fang der  vierziger  Jahre  als  der  stärkste  Träger  der  regierungsfreundlichen 
Partei  in  Ungarn  anzusehen  ist,  hebe  ich  die  vorzüglichen  Aufsätze  von  Max 
Falk  in  der  Oesterreichischen  Revue  von  1866:  Stephan  Szechenyi 
und  seine  Zeit  hervor.  Auch  Franz  Pulszkys  Memoirenwerk  „Mein 
Leben,  meine  Zeit"  ist  eine  wichtige  Quelle  zum  Verständnis  der  ungarischen 
Parteienentwicklung  von  1848.  —  Eine  erschöpfende  Darstellung  der  Metter- 
nichschen  Politik  in  Ungarn,  zumal  ihrer  konstitutionellen  Periode,  die  mit 
dem  Reichstag  von  1825  anhebt,  wäre  sehr  wünschenswert,  zumal  da  die 
Akten  des  Wiener  Staatsarchivs  gegenwärtig  voll  erschlossen  werden  können, 
liier  möchte  ich  nur  in  wenigen  Sätzen  festzustellen  suchen,  was  ich  als  lie 
charakteristischen  Merkmale  der  ungarischen  Politik  Metternichs  ansehen 
möchte. 

l>io  große  Wendung,  welche  die  Wiener  Regierung  seit  dem  Reichs- 
tage von  1825  in  ihrem  Verhältnis  zu  Ungarn  vornahm,  ist  zweifellos 
Wcik  des  Staatskanzlers  gewesen;  er  stellte  sich  den  Magyaren  gegenüber 
auf  den  „konstitutionellen"  Roden  und  gewann  Kaiser  Franz  für  diese  Politik. 
Erscheinung  bangt  zweifellos  mit  den  Sympathien  zusammen,  die 
Clemens  Metternich  aus  den  eigenen  reichsständischen  Traditionen  »eines 
Geschlechtes  für  die  ungarische  AdeJsveriassung  hegte.  Er  mochte  es,  |e 
zäher  er  an  dem  absolutistischen  Regime  in  den  Erbländern  festhielt  um 
■o  in. du-  ,i!,  eine  Erleichterung  fühlen,  dafi  ei  in   Ungarn  „konstitutionell", 
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d.  h.  ständisch  regieren  konnte.  In  der  Tat  bestanden  auch  vielfach  sehr 
freundschaftliche  Beziehungen  Metternichs  zu  den  politisch  führenden 
Magnaten:  seine  dritte  Frau  entstammte  überdies  einer  —  allerdings  —  nicht 
au  dem  "ersten  Hochadel  Ungarns  gehörigen  gräflichen  Familie,  wodurch  der 
Staatskanzler  den  ungarischenVerhältnissen  dauernd  nahe  gebracht  wurde. 
Fürst  Metternich  hat  seine  Rolle  in  der  Politik,  die  in  Wien  Ungarn 
gegenüber  geführt  wurde,  als  die  der  Kassandra  bezeichnet;  das  ist  um  so 
mehr  zutreffend,  als  er  gleich  Kassandra  unfähig  gewesen  ist,  das  Unheil, 
das  der  Dynastie  und  dem  Lande  widerfuhr  und  das  er  gewiß  scharfäugig 
voraussah,  aufzuhalten.  Damit  ist  aber  auch  das  Urteil  über  die  staats- 
männische Leistung  Metternichs  auf  diesem  Felde  ausgesprochen:  denn 
schließlich  war  doch  der  Staatskanzler  an  der  Stelle  des  allmächtigen  Wiener 
Staatslenkers  und  ist  also  mit  seiner  Politik  dort  ebenso  gescheitert  wie  in 
der  westlichen  Hälfte  des  Reiches,  wo  er  das  Unheil  nicht  vorausgesehen  hat. 
Wir  besitzen  nun  eine  Anzahl  von  eigenhändigen  Denkschriften  des  Staats- 
kanzlers, welche  seine  Auffassung  der  in  Ungarn  im  Interesse  der  Monarchie 
zu  ergreifenden  Maßregeln  in  dem  dem  Fürsten  eigentümlichen,  halb  lehr- 
haften, halb  nach  sokratischer  Art  auseinandersetzenden  Stile,  seine  Ansichten 
von  diesem  wichtigsten  Problem  beurkunden.  Den  Höhepunkt  der  Politik  des 
Staatskanzlers  in  Ungarn  bildete  die  Vorbereitung  und  Durchführung  des 
denkwürdigen  Reichstages  von  1843/44,  der  schon  den  Vorakt  für  die 
Tragödie  von  1848/49  bildete,  sowie  die  Vorbereitung  des  Reichstages  von 
1847/48,  mit  welchem  die  Revolution  schon  beginnt.  Die  erste  jener  Denk- 
schriften dürfte  im  Mai  1844  verfaßt  worden  sein  und  hing  mit  dem  Versuche 
des  Fürsten  zusammen,  eine  große  Reform  in  Ungarn  im  Einverständnis  mit 
dem  im  Lande  populären  Erzherzog  Palatin  Joseph  ins  Werk  zu  setzen.  Fast 
gleichzeitig  legte  der  Staatskanzler  seine  Ansichten  hierüber  in  einem  langen 
Schreiben  an  den  Palatin  vom  9.  Mai  1844  nieder,  welches  Wirkner  in  seiner 
oben  genannten  Schrift  ebenso  abdruckt  wie  seinen  eigenen  Bericht  an  den 
Sfaatskanzler  vom  30.  Jänner  1844,  durch  welchen  letzterer  den  Anstoß  zu 
einer  „aktiven"  Politik  in  Ungarn  empfing.  Das  Hauptergebnis  dieser  Phase 
bildete  die  Aenderung  des  leitenden  Vertrauensmannes  der  Krone  in  Ungarn, 
die  Ersetzung  des  Hofkanzlers  Grafen  Majlath  durch  Graf  Georg  Apponyi 
und  die  Erlassung  des  königlichen  Reskriptes,  das  mit  Hilfe  der  sogenannten 
Administratoren  an  Stelle  der  Obergespäne  eine  Verwaltungsreform  zu- 
gunsten kräftigerer  Zentralregierung  in  Ungarn  unternahm.  Zu  Ende  des 
Jahres  1844  verfaste  der  Staatskanzler  neuerlich  ein  Memoire:  Aphoristische 
Bemerkungen  über  die  ungarischen  Zustände,  das  sich  im  Nachlaß  des  Frei- 
herrn von  Kübeck  befindet,  im  2.  Band  der  „Tagebücher"  abgedruckt  ist 
und  mit  folgenden  Worten  eingeleitet  wird:  „Ungarn  steht  bereits  in  der 
Vorhölle  der  Revolution.  Dort,  wo  das  Alte  versiegt  und  das  Neue  noch 
nicht  ins  Leben  getreten  ist,  herrscht  ein  Stand  der  Dinge,  welcher  zu  Re- 
sultaten führt,  die  in  der  Sache  dieselben,  in  der  Form  aber  verschieden 
sind;  die  Sache  ist  der  Uebergang  von  einer  Ordnung  der  Dinge  zu  einer 
anderen  und  besseren;  findet  der  Uebergang  auf  dem  Wege  der  rohen  Ge- 
walt statt,  so  heißt  er  eine  Revolution;  findet  er  auf  gesetzlichem  Wege  statt, 
so  trägt  er  das  Gepräge  der  Reform."  Im  übrigen  ein  gutes  Beispiel  des 
Metternichschen  Altersstils!  Die  dritte  Denkschrift  Metternichs  vom  4.  Fe- 
bruar 1846  beschäftigte  sich  mit  den  bereits  sichtbaren  Folgen  dieser  Maß- 
regeln: sie  ist  von  H.  Schütter  in  den  oben  angeführten  „Beiträgen  zur 
neueren  Geschichte  Oesterreichs"  abgedruckt. 

Alle  diese  Denkschriften,  die  nun  durch  den  Abdruck  von  Briefen  und 
Memoranden  des  Staatskanzlers  in  Schlitters  vorerwähnter  neuer  Publi- 
kation ergänzt  werden,  zeigen  den  Staatskanzler  als  den  geistreichen,  in 
seinem  höheren  Alter  sehr  rede-  und  schreibseligen  Mann,  der  er  war,  und 
als  zweifellos  eifrig  bemüht,  eine  bestimmte  Linie  gouvernementaler  Politik 
in  Ungarn  festzulegen  und  festzuhalten.  Wenn  es  ihm  nun  auch  mit  Hilfe 
seines  getreuen  ungarischen  Ratgebers  Wirkner  und  durch  die  Ralliierung 
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der  konservativen  Magnaten  unter  Szechenyis.  Emil  von  Dessewffys  und 
Baron  Josikas  Führung  gelang,  auf  dem  Reichstage  von  1843/44  gewisse  Mati- 
regeln  „konstitutionell"  durchzusetzen,  welche  den  Konservativen  im  Lande 
zur  Stütze  dienen  sollten,  und  wenn  er  auch  in  den  folgenden  drei  Jahren 
konsequent  an  dieser  Politik  festhielt,  so  blieb  diese  Art  von  ständeparla- 
mentarischer Regierung,  die  sich  auf  das  Oberhaus  stützend  hoffte,  gegen  die 
untere  Tafel  und  damit  gegen  die  Tendenzen  des  nationalistischen  Klein- 
adels und  der  liberalen  Genirypartei  sowie  gegen  die  erste  Formation  des 
Radikalismus  unter  Ludwig  Kossuths  Führung  nachdrücklich  vorgehen  zu 
können,  ohne  Erfolg.  Aus  den  Staatskonferenz-Akten,  wie  sie  Schütter 
neuerdings  teilweise  publiziert,  erhält  man  einen  trefflichen  Einblick  in  die 
wahrhaft  ..vorsündflutliche"  .Methode  und  Technik  der  Wiener  Machthaber 
in  ihrem  Regierungsgeschäfte  und  kommt  schon  von  da  aus  zu  der  Schluß- 
folgerung, dal.)  in  der  Natur  des  einzigartigen  Regierun<rsinstrumentes.  das 
Maatskonferenz  vorstellte,  der  Hauptgrund  dafür  liegt,  daß  Metternichs 
Voraussicht,  was  Ungarn  betraf,  hier  ergebnislos  bleiben  mußte.  In  der 
Tat  war  dieses  Regime  —  nicht  nur  für  Ungarn  —  geradezu  eine  zur  Ver- 
hinderung wirklicher  Regierungstätigkeit  kunstvoll  geschaffene,  durch  zahl- 
lose Schreiben.  Akten,  Denkschriften,  Einsetzung  von  Kommissionen  usw. 
in  Scheinbewegung  gehaltene  Mechanik.  Auch  für  diese  letzte  Phase  Metter- 
nichscher  Regierungskunst  hat  das  von  E.  Denis  zitierte  Wort  Vehses  Gel- 
tung, der  das  franciseeische  Regime  mit  einem  vor  Anker  liegenden  Schiffe 
vergleicht,  auf  dem  der  Staatskanzler  das  Steuerruder  hält.  Es  wurde  aber, 
wie  Graf  Hartig  1850  schrieb,  nicht  mehr  regiert,  sondern  höchstens  ..ver- 
waltet", es  wurde  nicht  gehandelt  und  vorwärts  gegangen,  sondern  man  be- 
gnügte sich  in  allen  Fragen,  die  das  fortschreitende  Leben  der  Völker  auf- 
warf, damit,  ..aktenmäßig"  zu  administrieren.  Daß  Fürst  Mottenden,  der 
den  Ernst  der  Dinge  in  Ungarn  gut  verstand,  nicht  einsah,  daß  dieses  ganze 
..avitische"  Regime  des  ständischen  Königs,  noch  dazu  in  Gestalt  der  Staats- 
konferenz. —  von  allen  persönlichen  Reibungen  und  Hemmungen  in  diesem 
hohen  Gremium  ganz  abgesehen  —  überhaupt  keine  ..konstitutionelle"  Politik 
mehr  —  auch  nicht  im  engen  Bereich  des  ständischen  Konstitutionalismus 
von  Ungarn  —  tragen  und  durchführen  konnte,  war  der  eigentliche  Grund, 
daß  der  Staatskanzler,  als  ,. Freund  Ungarns",  dort  ebenso  scheiterte  wie  in 
der  Domäne  des  Absolutismus,  in  den  Erbländern.  Fürst  Metternich  war 
ein  Mann  von  Geist,  aber  von  leicht  beweglichem  —  nur  allzuleicht!  — ,  förm- 
lich spielerischem  Geiste  und  bis  ins  hohe  Alter  von  überraschender  Frische 
der  Auffassung,  trotz  seiner  maßlosen  Eitelkeit  auch  den  Ausführungen 
Andersdenkender  nicht  unzugänglich.  Aber  den  großen  Problemen  der 
inneren  Politik,  der  Staatskunst  gegenüber,  die  mit  den  lebendigen  Kräften 
der  Völker  rechnet,  ist  er,  der  große  Diplomat  aus  der  Schule  des  18.  Jahr- 
hunderts, doch  immer  nur  ein  zu  gewandter  Dilettant  gewesen,  als  daß  er 
einen  schöpferischen  Staatsmann  hätte  abgeben  können.  Wenn  er  in  seinem 
Schreiben  an  den  Palatin  vom  9.  Mai  1844  damit  anhob,  daß  er  „aussprach": 
..Die  lange  Regierungsperiode  des  h.  s.  Kaisers  Franz  hat  für  Ungarn  nichts 
geschaffen",  so  hat  er  eigentlich  damit  sich  selbst  angeklagt;  wenn  er  auch 
solcher  Auffassung  gegenüber,  wie  er  dies  anderweitig  tat,  sich  darauf  be- 
rufen hätte,  daß  in  Fragen  der  inneren  Politik  der  Monarchie  nicht  sein 
Wille  und  se  i  ne  Vorschläge,  sondern  die  Urteile  und  Vorurteile  des  Kaisers 
Franz  entschieden  haben  —  und  später  unter  Ferdinand  —  die  (Jegnerschaft 
Kolowrats  ihn  an  der  Ausführung  seiner  Pläne  gehindert  hätte,  so  würde 
dadurch  seine  Verschuldung  nicht  entkräftet,  da  sie  eben  darin  liegt,  daß 
Fiir>t  Metternich  zeitlebens  der  treue  Diener  d.  S  starrsinnigsten  Autokraten, 
■Irr  warme  Anhänger  des  ..Stabilitätssystems"  und  der  Mitsehöpfer  d<  r 
Staatskonferenz  gewesen  und  geblieben  ist.  obgleich  er  die  unausbleiblichen 
Polgen  d  -  erungBweise  /.um  Teil  selbst  voraussah. 
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Zweites  Kapitel. 

Kräfte  und  Ideen  zur  Lösung  des  österreichischen  Problems 
in  der  Revolutionsepoche  von  1848. 

Quellen  und  Literatur. 

Es  ist  hier  natürlich  nicht  daran  gedacht,  eine  systematische  Uebersichi 
über  die  Quellenpublikationen  und  die  historisch-politische  Literatur  zur  Ge- 
schichte der  Revolutionsbewegung  des  Jahres  1848  in  Oesterreich  und  Ungarn 
zu  geben.  Die  nachfolgenden  Angaben  sollen  nur  darüber  im  Allgemeinen 
orientieren,  welche  Quellen  und  Schriften  der  Darstellung  im  Texte  vornehm- 
lich zu  Grunde  liegen,  deren  Aufgabe  keineswegs  eine  Erzählung  der  histo- 
rischen Vorgänge  der  Revolutionen  in  Wien,  Prag  und  Pest  bildet,  sondern 
vielmehr  ein  UeberbMck  über  die  durch  die  Revolution  erweckten  politischen 
Ideen  und  Pläne  zur  Neugestaltung  der  altösterreichischen  Gesamtmonarchie. 
Obgleich  im  letzten  Menschenalter  mannigfache  neue  Quellen  für  die  Ge- 
schichte der  revolutionären  Bewegungen  im  Jahre  1848  und  1849  in  Oester- 
reich erschlossen  wurden,  sind  die  alten  Darstellungen  derselben  in  allem 
Wesentlichen  aufrecht  geblieben;  in  erster  Linie  Anton  Springers  Ge- 
schichte Oesterreichs  von  1809  bis  1850,  Leipzig  1860;  Reschauer  und 
Smets,  Das  Jahr  1848:  Geschichte  der  Wiener  Revolution,  I.  und  IL  Band; 
Wien  1872;  A.  vonHelfert,  Geschichte  Oesterreichs  vom  Ausgange  des 
Wiener  Oktoberaufstandes,  Prag  1869—1886,  in  6  Bändeji.  Für  die  Entwick- 
lung der  Revolution  von  den  Februartagen  bis  in  den  Mai  1848  ist  das  be- 
wunderungswürdige Alterswerk  Helferts,  Geschichte  der  österreichi- 
schen Revolution,  Bd.  I.  und  II,  Freiburg  1909,  die  wertvollste  neuere  Be- 
reicherung unserer  Geschichtsliteratur:  der  Tod  hat  Helfert  leider  an  der 
Fortführung  der  Darstellung  bis  zum  Oktoberaufstand  verhindert.  In  dieser 
letzten  der  großen  Arbeiten  Helferts  ist  auch  nebst  neuen  handschriftlichen 
Quellen  die  gesamte  Literatur  zur  Geschichte  der  Revolution  in  unüberbiet- 
barer Vollständigkeit  verwertet  und  zitiert.  Seit  Jahrzehnten  war  Helfert 
im  Besitze  der  größten  Sammlung  von  Quellenmaterial  für  diese  Epoche  der 
österreichischen  Geschichte  und  längst  gab  es  niemand,  der  an  Kenntnis  aller 
Einzelheiten  der  auf  so  vielen  Schauplätzen  verlaufenen  Freiheitsbewegung 
der  österreichischen  Völker  auch  nur  entfernt  an  Helfert  heranreichte.  In- 
wieweit die  jetzt  erschlossenen  reichen  Aktenbestände  des  Wiener  Staats- 
archivs zur  Geschichte  der  Jahre  1848  und  1849  neue  Aufschlüsse  bieten  wer- 
den, kann  ich  im  Ganzen  nicht  beurteilen;  ich  habe  diselben  nur  hinsichtlich 
einiger  für  meine  Darstellung  wichtiger  Momente  zu  Rate  gezogen;  vor  allem 
die  Ministerratsprotokolle  des  Ministeriums  Doblhoff-Wessenberg,  ferner  habe 
ich  einige  Dokumente  aus  dem  im  Staatsarchive  bewahrten  Aktennachlaß 
des  Ministerpräsidenten  Fürsten -Schwarzenberg  benützen  können.  Neben 
den  oben  genannten  Hauptwerken  sind  ferner  benützt  worden:  M.  Bach, 
Geschichte  der  Wiener  Revolution  1848,  Wien  1898;  Heinrich  Fried  jung, 
Oesterreich  von  1848  bis  1860,  I.  IL  1.  Stuttgart  1908;  E.  Violand,  So- 
ziale Geschichte  der  Wiener  Revolution;  (Derselbe)  Enthüllungen  aus 
Oesterreichs  jüngster  Vergangenheit;  von  einem  Mitgliede  der  Linken  des 
österreichischen  Reichstages,  Hamburg  1849;  Hans  Kudlich,  Rückblicke 
und  Erinnerungen  Bd.  1—3,  Wien  1875.  E.  V.  Zenker,  Die  Wiener  Revo- 
lution in  ihren  sozialen  Voraussetzungen  und  Beziehungen,  Wien  1897.  Für 
die  böhmischen  Verhältnisse  vor  1848  und  die  tschechische  Revolution  sind 
folgende  Schriften  zu  nennen:  Albrecht  Tebeldi  (C.  Beidtel),  Die  Slaven 
im  Kaisertum  Oesterreich,  Wien  1848;  Leo  Graf  Thun,  Betrachtungen  über 
die  Zeitverhältnisse  insbesondere  im  Hinblick  auf  Böhmen,  Prag  1849,  neue- 
stens  hat  Hans  Schütter  in  dem  3.  Teile  seiner  unter  dem  Titel  „Aus 
dem  Vormärz"  herausgegebenen  Einzeldarstellungen  eine  auf  die  Akten  der 
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Staatskonferenz  aufgebaute  Geschichte  der  ständischen  Bewegung  in  Böhmen 
von  1843—1847  gegeben.  A.  v.  Helferts  biographische  Aufsätze  über 
Graf  Leo  Thun,  im  Oesterr.  Jahrbuch  f.  1893 — 1897  erschienen;  der  dritte  Teil 
ist  die  gründlichste  und  detaillirteste  Darstellung  des  Juniaufstaiules.  wenig- 
st» ns  was  die  deutsch  geschriebene  Literatur  betrifft.  Ernest  Denis,  La 
Boheme  depuis  la  Montagne  Blanche;  Deuxieme  Partie.  La  Renaissance 
Tcheque:  vers  le  Federalisme;  Paris  1903;  Alfred  von  Skene.  Entstehen 
und  Entwickelung  der  slavisch-nationalen  Bewegung  in  Böhmen  und  Mähren 
im  XIX.  Jahrhundert.  Wien  1893;  R.  Zehntbauer,  Verfassungswand- 
lungen im  neueren  Oesterreich,  Heidelberg  1911.  (II.  u.  III.  Kapitel  über  Ur- 
sprung und  Inhalt  des  Kabinettschreibens  vom  8.  April  1848);  aus  der  tsche- 
chischen Literatur  über  die  Revolutionsepoche  wurde  besonders  benützt: 
Franz  Palacky .  Gedenkblätter,  Prag  1874;  F.  P  a  1  a  c  k  y  ,  Politisches  Ver- 
mächtnis, Prag  1872;  Frantisek  Palacky,  Radhost:  Sbirka  Spisuw  Drobnych; 
Dil  trety,  v  Praze  1873;  Thomas  G.  Masaryk,  Karel  Havlicek;  Snahy  a 
Tuzby  Politickeho  Pribuzeni.  Praze  1896.  Ueber  die  tschechischen  Geistes- 
und Volksbewegungen  im  Jahre  1848  sind  jüngst  zwei  sehr  inhalts-  und  ge- 
dankenreiche Aufsätze  in  der  von  W.  Bauer  herausgegeben  historischen 
Zeitschrift  ..Oesterreich"  Jahrgang  1918/19  erschienen,  beide  unter  dem  offen- 
bar als  Pseudonym  gebrauchten  Namen  Dr.  A.  H.  Boemus:  Entwicklung  des 
tschechischen  staatsrechtlichen  Programmen  im  Jahre  1848;  a.  .a  0.  S.  416 
bis  449  und:  Der  tschechische  Panslavismus  im  Jahre  1848,  a.  a.  0.  S.  506 
bis  536.  In  diesen  Aufsätzen  finden  sich  auch  sehr  umfassende  Quellen-  und 
Literaturangaben.  Für  die  Kenntnis  der  Beurteilung  der  Revolution  von  1848 
vom  Standpunkte  der  modernen  tschechischen  Demokratie  ist  besonders 
wichtig  die  Schrift  T.  G.  Masaryks,  Ceskä  Otäzka.  v  Praze  1895.  [Jeber 
die  beiden  Kabinettschreiben  Kaiser  Ferdinands  für  Böhmen  vom  23.  März 
und  8.  April  1848  und  die  darin  enthaltene  Regelung  der  Sprachenfrage  siehe 
jetzt  die  neueste,  sehr  gründliche  Darstellung  von  R.  Traub,  Kabinetni 
List;  z  23  brezna  a  8,  dubna  1848  v  hlediska  präva  jazvkoveho;  Praze  1919. 
Vgl.  auch  K.  Hügel  mann,  Das  Kaiserliche  Kabinettssehreiben  vom 
8.  April  1848  und  das  Ministerium  Pillersdorf  im  Jahrbuch  für  Landeskunde 
von  Niederösterreich,  15.  u.  16.  Jahrgang  1917,  S.  492;  über  die  Entwicklung 
der  allslawischen  Idee  vgl.  Th.  G.  Masaryk,  Ceskä  Otäzka,  besonders  die 
beiden  ersten  Kapitel,  ferner  das  jüngst  erschienene  Werk  von  Alfred 
Fisch  el,  „Der  Panslawismus  bis  zum   Weltkrieg",  Stuttgart  1919. 

Für  die  ungarischen  Vorgänge  in  den  März-  und  Apriltagen  1848 
ist  nebst  den  allgemeinen  Geschichtsdarstellungen  von  Wichtigkeit  die  schon 
angeführten  „Erinnerungen"  von  L.  von  Wirkner  und  der  IL  Band  von 
Pulszkys  „Mein  Leben,  meine  Zeit".  —  Für  die  Vorgänge  im  Frankfurter 
Parlamente  führe  ich  hieran:  Verhandlungen  der  Deutschen  Konstituierenden 
Nationalversammlung  in  Frankfurt  a.  Main.  Stenographische  Berichte.  Bres- 
lau 1848,  I.  u.  II.  Band.  Johann  Gustav  Droysen.  „Die  Verhandlungen 
des  Verfassungsaussrliu»»«'-,  der  Deutschen  Nationalversammlung",  Leip- 
zig 1849.  W.  Schüssler,  Die  nationale  Politik  der  österr.  Abgeordneten 
im  Frankfurter  Parlament;  Leipzig  1913.  Ueber  die  Wiener  Ständekon- 
ferenz vgl.  folgende  Abhandlungen  Karl  II  n  g  e  1  in  a  n  n  8  :  ..Der  stän- 
dische ZentralausschuÜ  in  Oesterreich  im  April  1848",  Jahrb.  f.  Landes- 
kunde v.  Nied.-Oesterr.,  XII.  Jahrgang  1918;  „Die  Landtagsbewegung 
defl  Jahres  184N  in  Oesterreich  u.  d.  Knns".  XIII.  u.  XIV.  Jahn,'.  1915.  Die 
Entwicklung  der  Aprilverfassung  von  1848";  ebendas.  XVII.  u.  Will.  fahrg. 
1919.  VgL  auch  k.  BerthoTd,  ..Schlesiens  Landesvertretung  und  Lan- 
deshaushalt  1909",    I.  Teil.  S.   123  ff. 

Anmerkung  1  (Seite  91  )■  Es  ist  merkwürdig  zu  beobachten,  wie  die  höfisch  ■ 
Wiener  Staatskunst  dem  österr.  Problem  gegenüber  durch  mehr  als  andert- 
halb Jahrhunderte  hindurch  bis  zum  Ende  des  Reiches  keine  andere  geistige 
Sh  Uungnahme  gekannt  hat  als  die  <^-^  rein  dynastisch  gegründeten  und 
mechanisch  durch   die  Gewalt  festgehaltenen   Einheit     Natürlich  sind  alle 
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Reichs-  und  Staatskrisen  seit  1848  in  zeitweilige  oder  dauernde  Konzessionen 
ausgelaufen,  welche  diese  Tradition  den  immer  wachsenden  Bestrebungen 
der  Völker  nach  Organisierung  ihres  nationalen  Sonderlebens  zu  gewähren 
immer  wieder  gezwungen  wurde:  aber  die  militärischen  und  bureau- 
kratischen  Ratgeber  Franz  Josefs  sind  niemals  imstande  gewesen,  sich  vor- 
zustellen, daß  das  Prinzip  und  die  Tatsache  des  legitimen  Herrschertums 
der  Dynastie  auf  einer  anderen  Grundlage  besser  bewahrt  werden  könnte, 
als  auf  der  der  reichseinheitlichen  Armee  und  der  möglichst  umfassenden 
Zentralisation  der  bureaukratisch  organisierten  Amtsgewalt  der  kaiserlichen 
Behörden.  Die  Unterwerfung  dieser  letzteren  unter  das  Armee-Ober- 
kommando, wie  sie  zu  Beginn  des  Weltkrieges  mit  einem  Ruck  vollzogen 
wurde,  führte  gewissermaßen  jenes  unzerstörbare  Prinzip  noch  einmal  vor 
dem  gewaltsamen  Ende  der  Monarchie  auf  die  äußerste  Stufe  der  Vollendung 
und  damit  —  ad  absurdum. 

Anmerkung  2  (Seite  95).  Wenn  die  demokratischen  Parteien  der  Völker 
in  Oesterreich  bis  zur  letzten  Stunde  des  Reiches  immer  wieder  —  vielfach 
unbewußt  —  auf  die  Ideen  zur  Lösung  des  österreichischen  Problems  zurück- 
griffen,  die  das  Jahr  1848  hervorgetrieben  hat,  so  haben  der  Kaiser  und 
seine  Beamten  minister  geistig  immer  nur  von  den  Vorstellungen  und  Grund- 
sätzen gelebt,  welche  der  Neo-Absolutismus  Schwarzenbergs,  Alexander  Bachs 
und  Kübecks  in  sich  vereinigte.  Für  die  Deutschen  Oesterreichs  und  ihre 
politische  Entwicklung  war  es  nun  entscheidend,  daß,  während  der  nationale 
Gedanke  der  nichtdeutschen  Nationalitäten  diese  immer  stärker  in  die  Demo- 
kratie und  damit  immer  wieder  in  die  Ideen  der  Revolution  hineintrieb, 
die  Deutschen  immer  mehr  sich  mit  dem  bestehenden  „Staat"  identifizierten 
und  daher  den  in  diesem  verkörperten  Grundanschauungen  vom  Staat  als 
militärischer  und  bureaukratischer  Zentralgewalt  sich  immer  mehr  näherten. 
Schon  in  den  siebziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  ist  dieser  Prozeß  so  weit 
gediehen,  daß  die  Tradition  von  1848  im  deutschen  Bürgertum  so  gut  wie 
vollständig  erstorben  war.  Daß  die  deutschnationale  Parteipolitik  »chon  vor 
dem  Weltkriege  ziemlich  unverhohlen,  dann  aber  in  der  letzten  Phase  des 
österreichischen  Staatswesens  ganz  offen  sich  absolutistischen  Tendenzen 
geneigt  zeigte,  beweist,  wie  sich  in  dem  ganzen  Ablauf  der  um  das  öster- 
reichische Problem  geführten  Kämpfe  eine  unerbittliche  innere  Logik  zur 
Geltung  gebracht  hat. 

Anmerkung  3  (Seite  96).  „Lo  stato"  —  Der  „Staat"  bedeutet  bei 
Macchiavelli  und  lange  Zeit  nach  ihm  in  dem  romanischen  Denken  über 
Politik  nur  den  Fürsten  und  seine  Dienerschaft,  seine  militärischen  und 
zivilen  Machtmittel,  keineswegs  —  wie  das  im  19.  Jahrhundert  in  der 
deutschen  Staatswissenschaft  allgemeiner  Gebrauch  wurde  —  den  Inbegriff 
des  auf  einem  bestimmten  Gebiete  seßhaften,  mit  seinen  Fürsten  ein  .Ganzes 
bildenden  Volkes.  Noch  Ludwigs  XIV.  so  oft  zitiertes  Wort  „L'Etat  c'est 
moi"  will  nichts  anderes  als  den  Sinn  des  Wortes  „Staates"  in  dem  eben 
bezeichneten  Geiste  der  Gesellschaft  der  Renaissance  zum  Ausdruck  bringen. 
Und  auch  die  Souveränitätslehre  Jean  Bodins,  auf  der  das  französische 
Selbstherrschertum  sich  geistig  gründet,  besagt  nichts  anderes.  •  Staat  ist 
..Macht",  und  diese  Macht  ist  der  Fürst  und  seine  Familie,  sein  Reichtum, 
seine  Anhänger,  seine  Soldaten.  Das  Volk  als  solches  hat  m  i  t  dem  „Staat" 
nichts  unmittelbar  gemein:  es  „untersteht"  dem  „Staate".  Von  dieser 
Entwicklung  her  ist  es  zu  erklären,  daß  sich  jahrhundertelang  in  dem  schon 
hochzivilisierten  Europa  der  Bundesstaatsgedanke,  da9  —  sozusagen  — 
„aktivistisch"  gewordene  föderative  Prinzip  nicht  zu  entwickeln  vermochte. 
Man  konnte  sich  politische  Macht,  militärisch-politische  Handlungsfähigkeit 
nur  im  „Staat",  im  Fürsten  —  oder  Einheitsstaate  denken.  Historisch  be- 
trachtet waren  „Bünde"  nur  als  Mittel  der  Verteidigung  gegen  die  Reichs- 
gewalt, gegen  den  „Staat"  bekannt,  deren  Zweck  darauf  hinausging,  nicht 
den  Bund  dauernd  als  politische  Kraft  zu  gestalten,  sondern  den  einzelnen 
Gliedern    möglichste    Loslösung   von   der   Reichs-   oder   Staatsgewalt,    nach 
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welcher  >ie  alle  strebten,  zu  sichern.  Ein  individualistisch-politischer,  nicht 
ein  assoziativ-politischer  Trieb  lag  allen  mittelalterlichen  und  späteren  Städte- 
bünden, ständischen  Einigungen  von  Territorien  usw.  zugrunde.  Selbst  in 
der  Ausbildung  der  Schweiz  und  der  holländischen  Generalstaaten  im  16.  und 
17.  Jahrhundert,  die  dem  modernen  Föderativgedanken  noch  am  nächsten 
kommen,  lädt  sich  das  erkennen.  In  Wahrheit  ist  der  moderne  Gedanke, 
aus  der  Mehr-  und  Vielheit  von  Territorien  eine  gegliederte  Einheit  selbst- 
bewußter politischer  Energie  zu  schaffen,  eine  Erfindung  der  englischen 
Kolonisten  in  Nordamerika  gewesen  —  im  Grunde  genommen  schließlich 
c-ine  Erfindung  Alexander  Hamiltons  und  Madisons,  dieser  beiden  geistigen 
Schöpfer  der  großen  Union.  Und  auch  da  ist  der  Weg  zur  Vollreife  des 
Föderativprinzipes  als  der  Grundlage  für  die  ebenso  freie  als  kraftvolle 
Organisation  der  Einheit  großer  Völker,  ganzer  Weltteile  lang  und  schwer 
gewesen.  Während  im  historischen  Einheitsstaat  dieses  Ziel  —  die  Organi- 
sation von  Volkskraft  und  Volksreichtum  zu  einer  Willens-,  Rechts-  und 
Schicksalsgemeinschaft  —  vom  Fürsten  her  erreicht  wird,  wird  dasselbe 
Ziel  in  der  Föderation  ausschließlich  vom  Volke  her  erreicht.  Wie  dort  im 
ersteren  Fall  —  und  prinzipiell  logisch  gedacht  —  Volk  und  Volkswille 
gänzlich  aus  dem  Begriff  „Staat"  oder  Reich  herausfällt,  so  ganz  entgegen- 
gesetzt in  der  Föderation  —  Fürst,  Souveränität,  Herrscherwille.  Der 
einzige  monarchische  Bundesstaat,  den  es  je  gegeben  hat,  das  Bismarcksche 
Deutsche  Reich,  wurde  daher  vom  demokratischen  volksstaatlichen  Gefühl  — 
z.  B.  in  Amerika  —  nur  rein  formal-juristisch,  nie  aber  politisch  als  eine 
Föderation  verstanden. 

Anmerkung  3  (Seite  96).  Die  habsburgisehe  Gesamtmonarchie  ist  bis 
1848  rechtlich  nur  eine,  noch  dazu  in  verschiedenen  Teilen  ganz  ungleich- 
artig gebildete  ständisch-monarchische  Union  gewesen,  deren  hündische  Züge 
aber  längst,  vollends  seit  dem  Beginne  des  18.  Jahrhunderts  unter 
Druck  der  absoluten  Herrscherrechte  des  gemeinsamen  Erbdynasten  fast 
bis  zur  Unkenntlichkeit  verblaßt  waren.  Die  große  schwere,  aber  gewiß 
nicht  hoffnungslose  Aufgabe  der  österreichischen  Staatskunst  seit  1848  hätte 
darin  bestanden,  durch  Erneuerung  des  bündischen  Grundcharakters  der 
Gesamtmonarchie  und  gleichzeitige  Abschwächung  der  positiven  dynastischen 
Zentralgewalt  die  Föderation  der  Völker  schrittweise  zu  schaffen  und  zu- 
gleich die  Dynastie  in  schiedsrichterlicher  und  repräsentativer  Funktion 
lebensfähig  zu  erhalten.  Die  Stellung  des  englischen  Königtums  im  „British 
Empire"  —  wie  sie  etwa  seit  1830,  seit  dem  Report  Lord  Purhams  über  die 
Regierung  Kanadas  sich  ausgebildet  hat  —  hätte  das  Vorbild  bieten  sollen,  dem 
die  Habsburger  zustreben  mußten;  statt  dessen  blieben  sie  in  der  Tradition 
Leopoldi  Magni,  Karl  VI.  und  Josef  II.  und  gerieten  trotz  1866  gerade 
immer  tiefer  noch  in  den  Bannkreis  des  Prestiges,  den  der  preußische 
Militärmonarchismus  in  Europa  errungen  hatte,  also  gerade  jener  mon- 
archischen Auffassung  vom  Staate  und  Reiche,  die  weitab  liegt  von  der  ein 
Jahrtausend  alten  politischen  Tradition  gerade  des  deutschen  Volkes,  nämlich 
der   Vorstellung  von  einem   wirklich  föderalen  Reiche. 

Anmerkung  4  ("Seite  100).  Die  magyarische  Idee  vom  ..Staate"  ist  immer 
in  der  tiefsten  Wurzel  die  eines  standischen  Königtums  gewesen,  das  als 
Spitze  der  „politischen  Nation",  des  magyarischen  Eroberer-Adels  verstanden 
wird  und  mit  diesem  vereint  die  Massen  der  anderen  Völker  des  Stephans- 
reiches politisch  nullifiziert.  Es  ist  bezeichnend,  daß  die  von  der  magyari- 
schen Revolution  1849  emporgetriebene  Republik  nicht  den  „Präsidenten", 
Bondern  d<n  „Gouverneur"  Kossuth  zum  Oberhaupte  hatte:  erst  als 

fin  machtloser    Flüchtling  geworden,   hat   er   selbst   den    Plan   einer   .. Donau- 
konföderation"  gefaßt,   so   siemlich    die   unwahrscheinlichste   politische 
and    Zumutung   für  die    Denkweise   magyarischen    Herrentums. 

merkung  5   (Seite  1(>">)-      Die  eigentümliche  Stellung,  die  das  niodenvo 
n  in  dem  Komplt  i  der  Erscheinungen  des  österreichischen  Problems  ein- 
nimmt,  WUrzell   im   letzten    Orunde   darin,   daß  Wien   —   ungeachtet  der  im- 
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vergleichlichen  Gunst  seiner  geographischen  Lage  —  als  Großstadt  doch 
eigentlich  nur  als  Schöpfung  der  reichsgründenden  Dynastie  entstanden  ist 
und  verstanden  werden  kann.  Wien  mit  seinem  Kaiserhofe,  den  Palästen 
des  hohen  Adels  aller  im  Reiche  seßhaften  Stämme,  den  Tausenden  von 
k.  u.  k.  Beamten,  den  Kasernen  seiner  Garnison,  den  vielen  Tausenden, 
welche  die  staatliche  Zentralisation  jahraus,  jahrein,  tagaus,  tagein  in  sein 
Weichbild  führte,  ist  selbst  den  deutschen  Erbländern  trotz  der  geistigen, 
gesellschaftlichen  und  ökonomischen  Einwirkungen,  die  es  Jahrhunderte  auf 
sie  ausübte,  doch  nur  insofern  Hauptstadt  gewesen,  als  es  eben  die  einzige 
Großstadt  aller  dieser  Länder  seit  drei  Jahrhunderten  vorstellte.  Infolge 
seiner  politischen  Zentralstellung  und  des  „naiven"  Zentralismus,  der  dem 
politisch-höfischen  Denken  der  Wiener  kraft  seiner  Entwicklungsgeschichte 
eigentümlich  war,  entfremdete  sich  Wien  mit  der  Zunahme  der  Macht  des 
nationalen  Gedankens  und  der  Entwicklung  der  einzelnen  nichtdeutschen 
Völker  von  diesen  immer  mehr,  ohne  deshalb  zugleich  stärker  in  die  deut- 
schen Erbländer  hineinzuwachsen.  So  ist  Wien  trotz  der  gewaltigen  Zu- 
nahme an  Bevölkerung  und  Reichtum  im  letzten  Menschenalter  als  politische 
Existenz  in  seinen  Wurzeln  immer  schwächer  geworden.  Für  die  Nicht- 
deutschen, vor  allem  die  Tschechen  und  Polen,  mit  denen  es  wirtschaftlich 
immer  stärker  zusammenhing,  von  denen  es  geradezu  abhing,  schon  des- 
halb, weil  es  die  Verkörperung  der  verhaßten  fremdnationalen  Herrschafts- 
organisation war  —  der  tschechische  Poet  und  Politiker  J.  S.  Machar  hat  in 
einem  seiner  bekanntesten  Gedichte  diese  Gefühle  leidenschaftlich  zum 
Ausdruck  gebracht  — ;  dem  alpenländischen  deutschen  Bauerntum  ist  es 
gleichzeitig  als  Weltstadt  immer  fremd  geblieben,  zumal  es  wirtschaftlich 
mit  diesem  längst  nur  mehr  ganz  lose  zusammenhing.  Es  ist  Wien  zum  Ver- 
hängnis geworden,  daß  es  nie  imstande  war,  eine  selbstbewußte  reichs- 
erhaltende Politik  zu  organisieren  und  zu  leiten,  die  ernstlich  versucht  hätte, 
die  nationalen  Kämpfe  auszugleichen.  Dr.  Karl  Lueger,  der  es  versucht  hat, 
ist  der  einzige  echte  Wiener  gewesen,  der  mit  dem  Ingenium  des  geborenen 
Staatsmannes  das  tiefste  Verständnis  für  das  spezifisch  politische  Problem 
Wiens  hatte;  aber  kaum,  daß  er  dahingegangen  war,  verschwanden  die  An- 
sätze seiner  Wiener  Reichspolitik  spurlos,  und  dies  bewies  am  besten,  daß 
das  moderne  Großwien  zu  einer  selbständigen  und  produktiven  österreichi- 
schen Politik  als  Reichshauptstadt  nicht  mehr  fähig  war.  Durch  das  Zu- 
sammenbrechen der  Monarchie  ist  Wiens  alte  Zentralstellung  völlig  exzen- 
trisch und  sein  „naiver"  Zentralismus  den  tatsächlichen  Verhältnissen  gegen- 
über sehr  unnatürlich  geworden.  Weit  mehr  als  je  das  Reich  erscheint  nun 
Wien  selbst  als  eine  durchaus  problematische  Existenz. 

Anmerkung  6  (Seite  106).  Ueber  die  Periode  des  Sinkens  der  tschechi- 
schen Nationalkultur  seit  dem  Jahre  1621  bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
hat  Ernest  Denis  die  gruündlichste  und  umfassendste  Darstellung  gegeben 
im  I.  Bande  seines  großen  Werkes:  das  3.  Buch,  S.  454—638,  schildert 
die  Wirksamkeit  des  aufgeklärten  Absolutismus,  die  ersten  Anfänge  natio- 
naler Erneuerung  und  die  Opposition  des  böhmischen  Ständeadels  unter 
Leopold  IL  in  ebenso  anziehender  als  wohlbegründeter  Darstellung.  Ueber 
die  großen  Verluste,  die  das  tschechische  Volksgebiet  gerade  in  der  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  und  unter  Maria  Theresia  erlitten  hat,  vgl.  Denis  a.  a.  0. 
S.  605,  ferner  Albrecht  Tebeldi  (C.  Beidtel):  „Die  Slawen  im  Kaisertum 
Oesterreich",  Wien  1898,  S.  40 — 56.  Beidtels  Ausführungen  sind  charak- 
teristisch für  die  deutsch-nationale  Auffassung  vom  Nationalitätenrecht  im 
Jahre  1848:  sie  ist  übrigens  ziemlich  unverändert  bis  zur  Gegenwart  ge- 
blieben. B.  tadelt  Josefs  II.  Germanisierungspolitik  in  Ungarn,  meint  aber: 
„Völlig  anders  aber  stand  die  Sache  mit  den  zu  Deutschland  gehörigen  Ein- 
wohnern slawischer  Zunge.  Die  Städte  sprachen  deutsch.  Die  slawischen 
Landstriche  waren  von  deutschen  Bezirken  und  Kolonien  unterbrochen.  Die 
Industriellen  waren  deutsch.  Die  Kunst  war  deutsch,  die  Sitte  deutsch,  die 
Literatur  deutsch,  die  Sympathien  waren  deutsch.     Hier  konnten  nur  drei 
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Wege  eingeschlagen  werden.  Entweder  mußten  die  Deutschen  riawisch 
lernen  oder  die  Slawen  deutsch,  oder  beide  Volksstämme  mußten  nebst 
ihrer  Schriftensprache  die  Sprache  des  anderen  Stammes  lernen."  Dann 
legi  B.  dar,  wie  leicht  und  natürlich  es  für  die  Slawen  ist,  deutsch  zu  lernen. 
wie  schwer  für  die  Deutschen,  die  ..hartlautende"  Originalsprache  derTschechen 
sich  zu  eigen  zu  machen.  ..Also  war  die  Germanisierung  der  slawischen 
Bewohner  der  deutsch-österreichischen  Provinzen  ein  Akt  der  Notwendig- 
keit und  müßte  jedem  Unbefangenen  als  ein  solcher  erscheinen."  Und 
dann  folgt  eine  lange  Aneinanderreihung  von  Vorwürfen  gegen  die  modernen 
Bestrebungen  der  „volkstümlichen"  Tschechen  und  die  allslawische  Idee 
Kollars  —  nie  aber  findet  sich  hei  diesem  Schriftsteller  und  seinen  Nach- 
folgern ein  Zeichen  dafür,  daß  ihnen  die  simpelste  Forderung  der  Gerechtig- 
keit geläufig  gewesen  wäre,  welche  dem  tschechischen  oder  „illyrischen" 
Nationalismus  dasselbe  Gefühl  für  seine  Sprache  und  sein  Volkstum  zu- 
billigt, das  der  deutsche  Nationalpolitiker  für  seine  Sprache  und  sein  Volks- 
tum als  selbstverständlich  ansieht.  Noch  schärfer  sprach  solche  Ansichten 
als  Leitprinzipien  für  die  aktuelle  Politik  der  damals  zuerst  politisch  hervor- 
tretende und  in  Wien  wirkende  Tiroler  Hans  Perthaler  in  seinem  Auf- 
satze: ..Das  Erbkaisertum  Klein-Deutschland"  aus,  worin  es  hieß:  die  äußere 
Linie  der  deutschen  Politik  darf  sich  nicht  auf  den  ethnographischen  Begriff 
von  Deutschland  beschränken,  sondern  sie  muß  sich  ausdehnen  bis  zu  dem 
Punkt,  wo  sie  hart  an  Frankreich  und  hart  an  Rußland  grenzt."  Die  zwischen 
dieser  Linie  liegenden  Völker  können  ein  eigentümliches  nationales  Leben 
nur  unter  dem  Einfluß  des  deutschen  Volkes  führen.  —  Es  darf  in  Mittel- 
europa nur  eine  Politik  geben:  weil  das  deutsche  Volk  das  einzig  mächtige 
Volk  von  Mitteleuropa  ist,  muß  diese  Politik  eine  deutsche  sein."  (Siehe 
Schüßler  a.  a.  0.  S.  30.)  Man  sieht,  die  Wurzeln  des  neudeutschen  nationalen 
Imperialismus  gehen  weiter  zurück,  als  gewöhnlich  angenommen  wird.  Die 
ersten  Vorboten  einer  Wendung  zugunsten  der  Tschechen  war  die  Gründung 
einer  böhmischen  Gesellschaft  der  Wissenschaften   17^4  und  die  Errichtung 

ä  Lehrstuhles  für  die  tschechische  Literatur  an  der  Prager  Uni- 
versität 1791. 

Ueber  die  Versammlung  vom  11.  März  1848  siehe  Anton  Springer,  Ge- 
schichte Oesterreichs.  II,  S.  171  ff.;  E.  Denis.  II,  239  ff .,  Zehntbauer,  a.  a.  0. 
S.  83  ff .  Die  ziemlich  geräuschlose,  aber  kräftige  Entwicklung  der  tschechi- 
schen Renaissance  von  1790—1848  ist  von  der  vormärzlichen  Regierung  wenig 
gefördert,  aber  auch  wenig  behindert  worden.  Vgl.  Josef  J  i  r  e  c  e  k  .  Rück- 
blicke in  die  Zustände  Böhmens  im  17.  und  18.  Jahrhundert;  Oesterr.-Ung. 
Revue,  N.  E.  I.  u.  IL  Band. 

Anmerkung  Ga  (Seite  107).  Die  Periode  der  Wiedergeburt  und  der  Er- 
neuerung der  tschechischen  Sprache  und  Literatur  sowie  des  Volksbewufit- 
Beins  überhaupt  vollzieht  sich  etwa  von  1791  angefangen  bis  zum  Jahre  1848. 
Die  beste  und  umfassendste  Darstellung  in  nichtfschechiseher  Sprache  bei 
EL  Denis.  II.,  Erstes  Buch:  ..l.e  Reveil."  Vgl.  ferner  die  geistvolle  Darstellung 
der  ganzen  Renaissanceperiode  der  Tschechen  in  T.  G.  Masaryks  Ceska 
Otazka  („Tschechische  Frage").  Prag  1896.  Ueber  den  Einfluß  der  deutschen 
Romantik  auf  die  Ausbildung  einer  neuen  tschechischen  Literatur  vgl.  be- 
BOnders  Murko,  „Deutsche  Einflüsse  auf  die  Anfänge  der  Romantik". 
Wien  1898. 

Anmerkung  7  (Seite  107).  Ueber  Kolowrats  Sympathien  für  das 
tschechische  Element,  seine  Stellung  in  der  Regierung  Franz'  I.  und  Fer- 
dinands I.  und  seine  beständigen  Reibungen  mit  Metlernich  finden  sieh 
zahlreiche  Hinweisungen  in  den  Tagebüchern  des  Freiherrn  von  Kübeck;  man 
erhält    da    einen    tiefen    Einblick   in    die   unablässigen    Kämpfe   und    Intrigen 

der  Zentralregierung  und  die  endlosen  Schwierigkeiten,  die  sich  daraus  für 

lie ganze  innere  Administration  <\c^  Reiches  ergeben.    Ueher  das  Vordringen 

tschechischen  Elementes  in  der  Beamtenschall  unter  Kolowral  und  die 

„Tscbechismus"  durch  den  böhmischen  Hochade]  in  der  vor- 
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märzlichen  Zeit  siehe  auch  bei  T  e  b  e  1  d  i ,  „Slawen  im  Kaisertum  Oester- 
reich",  1849,  S.  52.  Neuerdings  hat  H.  Schütter  in  dem  2.  Teil  seiner 
Einzeldarstellungen  „Aus  dem  Vormärz"  auf  Grund  der  Akten  des  Wiener 
Staatsarchivs  eine  besondere  Darstellung  der  Streitigkeiten  der  Stände 
Böhmens  mit  der  Zentralregierung  in  den  Jahren  1841  bis  1847  gegeben. 
Vgl.  über  Kolowrat  ferner  E.  D  e  n  i  s ,  a.  a.  0.  II,  p.  111.  Wie  die  berühmte 
Wiener  Zensur  unter  dem  30jährigen  Polizeiregime  Sedlnitzkys  die  Anfänge 
der  jungen  tschechischen  Dichtkunst  und  Literatur  bedrückte,  siehe  daselbst 
p.  113  ff.  — 

Die  Kämpfe  der  böhmischen  Stände  gegen  die  Zentralregierung  be- 
gannen im  Jahre  1843  und  wendeten  sich  zunächst  gegen  die  Eigenmächtig- 
keit, mit  welcher  der  Oberstburggraf  und  Leiter  des  Prager  Guberniums, 
Graf  Chotek,  ein  im  übrigen  sehr  verdienter  Administrator,  die  ständischen 
SteuerbewiUigungsrechie  und  die  Verwaltung  des  ständischen  Domestikal- 
fonds  behandelte.  Zunächst  fiel  Graf  Chotek  dem  Konflikte  zum  Opfer  und 
wurde  durch  den  Erzherzog  Stephan  Victor  ersetzt:  Der  Kampf  der  Stände 
ging  aber  erst  jetzt  in  die  Tiefe  und  Breite  und  bereitete  der  Zentral- 
regierung  große  Schwierigkeiten,  ohne  jedoch  im  Lande  selbst  irgendwelche 
Sympathien  bei  der  Bevölkerung  zu  finden.  Eine  lichtvolle  Darstellung  der 
ganzen  böhmischen  Ständebewegung  von  1848  gibt  Anton  Springer  in 
seiner  Geschichte  Oesterreichs  L,  S.  516—542.  Neuerdings  H.  Schütter 
in  dem  Bande  „Böhmen"  seines  Sammelwerkes:    „Aus  dem  Vormärz." 

Anmerkung  8  (Seite  109).  Ueber  die  gesamte  slawische  Renaissance  in 
der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  und  die  tschechische  im  besonderen 
unterrichtet  die  schon  mehrfach  genannte  kleine,  aber  sehr  inhalt- 
reiche Schrift:  Albrecht  Tebeldi,  „Die  Slawen  im  Kaiserthum  Oester- 
reich",  Wien  1848.  T.  ist  ein  Gegner  des  „Tschechismus"  und  stellt 
eigentlich  den  ersten  deutschnationalen  politischen  Schriftsteller  Böhmens 
vor;  er  wendet  sich  mit  aller  Schärfe  gegen  die,  wie  er  darlegt,  längst  im 
Gang  befindliche  Slawisierung  Oesterreichs,  zumal  Böhmens.  Der  Name  des 
Autors  ist  Pseudonym  für  Carl  Beidtel,  den  Sohn  des  oben  oft  genannten 
Appellationsgerichtsrates  und  Professors  der  Olmützer  Universität.  Zu  den 
eifrigen  Verfechtern  der  Entwicklung  des  Tschechentums  gehören  die  beiden 
hochadeligen  Politiker  und  Schriftsteller  Leo  Graf  Thun  und  Graf 
J.  Mathias  Thun.  Der  erstgenannte,  der  spätere  berühmteste  Unter- 
richtsminister Oesterreichs,  veröffentlichte  1842  eine  kleine  Schrift:  „Ueber 
den  gegenwärtigen  Zustand  der  böhmischen  Literatur',  in  der  er  gegen  den 
heftigen  Feind  der  Slawen  in  Ungarn,  Franz  Pulszky,  scharfen  Widerspruch 
zugunsten  der  Slowaken  erhob.  Darüber  Pulszky  in  seinen  Erinnerungen, 
Band  I,  S.  247.  Graf  Mathias  Thun  schrieb  1845  eine  Broschüre:  „Der 
Slawismus  in  Böhmen",  worin  er,  die  Slawen  verteidigend,  die  Sätze  nieder- 
schrieb: „Eine  österreichische  Nation  ist  eine  Chimäre,  denn  die  habs- 
burgische  Monarchie  ist,  wenn  nicht  eine  Föderation  von  Staaten,  so  doch 
eine  solche  von  Völkern."  —  Die  ausschlaggebende  Bedeutung  J.  G.  Her- 
ders als  Erweckers  des  slavischen  Nationalgefühls  und  Urhebers  der  all- 
slawischen Idee,  ganz  besonders  aber  als  stärksten  Anregers  der  tschechi- 
schen Wiedergeburt  und  vor  allem  des  historisch-politischen  und  künst- 
lerischen Romantizismus  der  Tschechen  ist  in  der  ganzen  tschechischen  Lite- 
ratur voll  anerkannt.  Vgl.  hierüber  besonders  die  Ausführungen  T.  G. 
Masaryks  in  seiner  obengenannten  Schrift  Ceska  Otäzka,  wo  er  besonders  auf 
die  außerordentliche  Bedeutung  Kollars  und  seines  durch  Herder  und  die 
deutschen  Romantiker  tief  beeinflußten  literarischen  Wirkens  hinweist.  Die 
wichtigste  Stelle  in  Herders  Schriften,  die  hier  in  Betracht  kommt,  ist  seine 
in  den  „Ideen  zur  Philosophie  der  Geschichte  der  Menschheit"  im  16.  Buch 
gegebene  Charakteristik  des  Slawentums.  Ueber  die  Entstehung  und  Be- 
deutung der  Herderschen  Geschichts-  und  Naturphilosophie  und  ihren  Zu- 
sammenhang mit  der  Kantschen  Philosophie  einerseits  und  Goethes  Welt- 
anschauung anderseits  siehe  Kühnemanns  Einleitung  zu  Herders  „Ideen 
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zur  Philosophie  der  Geschichte  der  Menschheit"  in  der  neuen  Ausgabe  von 
Herders  sämtlichen  Werken,  IV.  1,  und  IV.  2,  der  Kürschnerischen  Deutschen 
;alliteratur  Band  77,  78. 

Anmerkung  9  (Seite  109).  Ueber  Karl  Havlicek  hat  T.  G.  Masaryk 
ein  grundlegendes  Buch  veröffentlicht,  worin  auch  die  ganze  dazu  gehörige 
Literatur  angeführt  ist.  Er  gibt  einen  mit  liebevoller  Genauigkeit  gearbei- 
teten, den  Stoff  erschöpfenden  Ueberblick  über  das  gesamte  literarische  und 
politische  Wirken  dieses  Begründers  des  modernen  tschechischen  Journalis- 
mus und  der  tschechischen  Demokratie  und  stellt  die  ganze  in  Havlicek  ver- 
körperte Entwicklungsphase  des  tschechischen  politischen  Denkens  in  licht- 
voller Weise  dar.  Im  Zusammenhang  mit  F.  Palacky  behandelt  T.  G. 
Masaryk  die  geistige  Persönlichkeit  Havliceks  auch  in  dem  III.  Kapitel 
der  ..Tschechischen  Frage".  E.  Denis  gibt  in  seinem  großen  Werke,  II, 
S.  225  ff.,  eine  ausführliche  Charakteristik  Havliceks,  und  wendet  sich  dabei 
gegen  die  Auffassung  Masaryks,  die,  wie  er  meint,  mit  dem  Schrifttum 
Havliceks  nicht  übereinstimmt.  Eine  musterhafte  Gesamtausgabe  aller  von 
Havlicek  publizierten  Zeitungsartikel,  Broschüren,  Gedichte,  Abhandlungen 
usw.  ist  bei  Laichter  in  Prag  von  Tobolka  herausgegeben  worden.  Ueber 
den  „Repeal"-Klub  in  Prag  und  die  Entstehung  der  tschechischen  National- 
partei vgl.  D  e  n  i  s  ,  a.  a.  0.  S.  228  ff. 

Anmerkung  10  (Seite  118).  Vgl.  die  Darstellung  des  Prager  Juniauf- 
standes  bei  Helf  ert  „Leo  Thun"  in  dem  Oesterr.  Jahrbuch  f.  1898,  1897. 
Vgl.  ferner  Zehntbauer  a.  a.  0.,  S.  120—182;  über  die  Aufnahme,  die 
das  Kabinettschreiben  vem  8.  April  in  den  Kreisen  der  Wiener  Stände- 
politiker fand,  deren  Vorstellungen  an  die  Regierung  vom  16.  April  und  deren 
Beantwortung  durch  das  Ministerium  Pillersdorf  siehe  Dr.  Karl  Hugel- 
m  a  n  n  s  Aufsatz  im  „Jahrbuch  für  Landeskunde  von  Niederösterreich", 
herausgegeb.  von  Dr.  Vancsa,  Jahrgang  1916  u.  1917,  S.  492  ff. 

Anmerkung  11  (S.  121).  Ueber  die  niederösterr.  Ständebewegung  siehe 
die  zeitgenössische  Darstellung  bei  Anton  S  p  r  i  n  g  e  r  a.  a.  0.  1.  Band.  S.  546. 
Hier  bildete  die  Ablösung  der  Urbariallasten  den  Mittelpunkt  der  ganzen 
Bewegng.  Eine  aktenmäßige  und  erschöpfend  gründliche  Darstellung  dieser 
letzteren  und  des  niederösterr.  Ständewesens  überhapt  im  Vormärz  gibt 
V.  Bibl  in  seinem  schon  im  Text  angeführten  Buche:  „Die  niederöster- 
reichisehen  Stände  im  Vormärz",  Wien  1908.  Die  letzten  Ausläufer  der  böhmi- 
schen und  niederösterreichischen  Protestbewegungen  der  Stände  bilden  dann 
die  Bemühungen  zu  einer  Mitwirkung  derselben  an  der  anfangs  von  der 
Wiener  Regierung  in  Aussicht  genommenen  Schaffung  von  Reichsständen. 
Hugehnanns  oben  erwähnte  Abhandlungen  haben  diese  Vorgänge  erst  ins 
volle  Licht  gesetzt. 

Anmerkung  12  (Seite  122).  Vgl.  Hart  ig.  Genesis  d.  Revolution 
S.  94—117,  Springer.  Geschichte  Österreichs  S.  509    549. 

Anmerkung  13  (Seite  122).  Reschauer.  „Das  Jahr  1848",  1.  Rani. 
Q.  208  ff.,  woselbst  auch  der  Verlauf  der  historischen  Sitzung  der  Stände  am 
13.  März  geschildert  und  die  Debatte  nach  dem  Sitzungsprotokoll  wieder- 
gegeben ist. 

Anmerkung  14  (Seite  122).    Reschauer,  „Das  Jahr  1848",  I.  S.  167. 

Anmerkung  15  (Seite  124).     K.  II  u  g  e  1  m  B  n  n  .  „Der  stand ische  Zentral 
ausschufi  im  April  1848";  Jahrbuch  für  Landeskunde  Niederösterreichs,  1913. 
s.  17<)  ff.,  und  desselben  Verfassers  Abhandlung:  „Die  Landtagsbewegung  dea 
Jahres  1848  in  Oesterreich  u.  d.  Bnns",  Jahrbuch  d.  Vereins  f.  Landeskunde 
Niederösterreichs  1915,  S.  495  ff. 

Anmerkung  16  (Seite  1J7).  Hügel  mann.  „Der  ständische  Zentral- 
ausschuß",  Jahrbuch  für  Landeskunde  Niederösterreichs  für  1918,  S.  280 ff. 

Anmerkung   17    (Seite    180).     Der   Hauptgrund   für  das   im   Texte  be- 
sprochene  Schicksal   Eüeylee    liegt   wohl   darin,   dafi  die   1849   eintretende 
d  die  liberalen  Ständemitglieder  besondere  Feindschaft  hegte 
und  diese  Männer,  die  wie  Stifft  und  Kleyle  in  den  März-  und  Apriltagen 
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führend  hervorgetreten  waren,  als  die  moralischen  Haupturheber  der  Re- 
volution betrachtete. 

Anmerkung  18  (Seite  133).  Der  nationale  Gedanke  war  in  der  Wiener 
Revolution  zu  Beginn  stärker  als  später;  dies  zeigt  sich  am  deutlichsten  in 
der  für  die  Gebildeten  schreibenden  Tagesliteratur.  Das  große  Ereignis 
der  Revolution  bedeutete  für  diese  Kreise  vor  allem  die  nach  Jahrhunderten 
zum  erstenmal  wieder  lebendig  zum  Ausdruck  kommende  Tatsache,  daß 
Deutschösterreich  ein  Stück  von  Deutschland  war.  Darum  bildete  Frank- 
furt für  diese  Elemente  den  Mittelpunkt  der  politischen  Interessen:  aller- 
dings kam  auch  von  dort  sehr  bald  die  schwere  Enttäuschung.  Eine  Ge- 
schichte des  deutschen  Revolutionszeitalters  von  1848,  welche  ein  erschöpfen- 
des Bild  der  geistig-politischen  Kräfte  gäbe  —  ein  solches  Buch  gibt  es  bis 
jetzt  nicht  — ,  würde  beweisen,  wie  schwer  die  kleindeutsch-preußische 
Richtung  mit  ihrer  „Realpolitik"  die  geistige  und  ethisch-p*olitische  Ent- 
faltung des  jungen  deutschen  Nationalismus  beeinträchtigt  und  ihn  von  vorn- 
herein allzu  stark  mit  machtpolitischen  Gedankengängen  erfüllt  hat.  Sehr 
charakteristisch  für  die  deutschnationale  Stimmung  in  Wien  im  Frühling 
1848  ist  die  in  einer  der  ersten  Sitzungen  der  Nationalversammlung  ver- 
lesene „Adresse  der  Bevölkerung  Wiens  an  das  Parlament  in  Frankfurt". 
Stenograph.  Protokolle  der  Frankfurter  Nationalversammlung,  I.  Band,  S.  349. 

Anmerkung  19  (Seite  135).  Die  Entstehung  des  modernen  National- 
gefühls  und  der  modernen  Nationalpolitik  im  Zusammenhang  mit  der  poli- 
tischen Geschichte  Europas  ist  ein  bis  zur  Gegenwart  noch  immer  nicht 
genügend  geklärtes  historisches  Problem,  obgleich  es  eigentlich  den  Schlüssel 
zum  Verständnis  der  Geschichte  des  19.  Jahrhunderts  gibt.  Das  schöne  Buch 
Meineckes,  „Weltbürgerthum  und  Nationalstaat",  beschränkt  seine  Unter- 
suchung auf  die  Entstehung  des  deutschen  Nationalstaatsgedankens:  aber 
der  Nationalismus  als  politische  Kraft  ist  ein  europäisches  Phänomen,  und 
so  bedürfte  es  einer  vergleichenden  Darstellung,  welche  die  politischen  und 
rein  geistigen  Elemente  der  Nationalidee  möglichst  bei  allen  europäischen 
Völkern  untersucht.  Zweifellos  hat  z.  B.  die  italienische  Entwicklung  auf 
diesem  Gebiete  nicht  nur  politisch,  wie  allbekannt,  sondern  auch  geistig  Ein- 
wirkungen auf  Mitteleuropa  geübt.  Und  wie  ganz  anders  wieder  als  der 
deutsche  Nationalgedanke  ist  das  Nationalgefühl  bei  den  Kroaten,  Serben 
und  Magyaren  entstanden  und  hat  sich  schnell  zum  Drang  nach  dem  National- 
staat entwickelt!  Die  treibende  Kraft  der  Orthodoxie  sowohl  in  der  National- 
bewegung der  Balkanvölker,  wie  anderseits  des  Katholizismus  in  der  Aus- 
bildung der  modernen  polnischen  Nationalidee,  die  Erscheinungen  des 
Messianismus  in  letzterer,  die  Entfaltung  der  .allslawischen  Idee  in  der 
russischen  Gesellschaft  und  ebenso  wieder  des  in  Dostojewski  gipfelnden 
mystischen  Nationalismus  der  Russen  sind  ebensoviele  Teilerscheinungen  des 
großen  Ganzen,  das  da  in  Betracht  kommen  muß.  Die  Gechichte  des  öster- 
reichischen Problems  hat  mehr  als  irgendein  anderes  historisch-politisches 
Problem  mit  der  großen  Tatsache  des  modernen  Nationalismus  zu  tun:  die 
eigentümliche  Technik  und  Psychologie  des  nationalen  Emanzipationskampfes 
läßt  sich  nirgends  auf  Grund  solcher  Fülle  der  Tatsachen  studieren  wie  hier. 
In  der  letzten.  1848  anhebenden  Periode  des  habsburgischen  Reiches  ist  aber 
auch  das  meiste  von  den  bisher  gemachten  Versuchen  zu  finden,  die  dem 
Problem  des  übernationalen  Staatswesens,  der  Verwirklichung  des  Ge- 
dankens der  Gleichberechtigung  verschiedener  unter  einer  und  derselben 
Staatsgewalt  stehender  Völker  eine  praktische  Lösung  zu  geben  strebten. 

Anmerkung  19b  (Seite  136).  Vgl.  Anton  Springer,  „Geschichte 
Oesterreichs",  L,  S.  84—85;  Max  Lehmann,  Der  Freiherr  von  Stein, 
III.,  S.  23—35;  Ed.  Wertheimer,  „Geschichte  Oesterreichs  und  Ungarns 
im  ersten  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts",  IL  Band. 

Anmerkung  20  (Seite  138).  Helfert,  „Revolution  und  Reaktion  im 
Frühjahre  1848",  Prag  1870  (IL  Band  der  Geschichte  Oesterreichs),  S.  180  ff., 
schildert  das  schnelle  Durchdringen  der  nationalen  Idee  bei  allen  Völkern 
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Österreichs  im  Frühling  1848  sehr  anschaulich;  sowohl  bei  Magyaren  als 
auch  bei  Deutschen  stand  die  Anklage  gegen  Südslawen  und  Tschechen,  daß 
sie  ..Panslawismus"  betreiben,  im  Vordergrunde.  Darunter  verstand  man, 
daß  sich  Süd-  und  Westslawen  unter  russische  Führung  stellen  und  so  Oester- 
reich  zerstören,  Deutschland  aber  lebensgefährlich  bedrohen  wollten.  Die 
Schriften  J.  Kollärs  und  Liudewit  Gajs,  welche  aber  die  Idee  von  der 
kulturellen  Einheit  und  Wechselseitigkeit  der  slawischen  Stämme  ausschließ- 
lich vom  literarischen  und  sprachlichen  Gesichtspunkte  priesen  und  för* 
dtrten,  bildeten  die  Hauptgrundlage  solcher  Anklage.  Ueber  die  Entwick- 
lung des  Grundprinzipes  der  nationalen  Gleichberechtigung  unter  den  nicht- 
deutschen Völkern  und  den  Widerspruch  eines  großen  Teiles  der  deutschen 
Publizistik  Oesterreichs  siehe  Helfert,  a.  a.  0.  S.  261—280.  Vgl.  auch 
A.  Springer,  „Geschichte  Oesterreichs",  II.  Band,  S.  1—35. 

Anmerkung  21  (Seite  144).  Ueber  die  Stellung  der  Oesterreicher  in  der 
Frankfurter  Paulskirche  vgl.  die  Protokolle  des  deutschen  Parlamentes, 
Breslau  1848.  0.  G.  Droysen.  „Die  Verhandlungen  des  Verfassungs- 
ausschusses der  deutschen  Nationalversammlung",  I.  Teil.  Leipzig  1849, 
S.  318—332.  W.  Schüssler,  ,,Die  nationale  Politik  der  österreichischen 
Abgeordneten  im  Frankfurter  Parlament",  Berlin  1913.  Ueber  die  Anfänge 
der  Frankfurter  Politik  der  Oesterreicher  siehe  Helfert.  „Geschichte  der 
österreichischen  Revolution  1909",  IL  Band,  S.  48—56,  60—62,  77;  ferner 
A  r  n  e  t  h  ,  „Aus  meinem  Leben",  S.  207—219.  Ueber  die  Verhandlungen 
zu  den  §§  2  und  3  des  Verfassungsentwurfes  und  den  Kampf  zwischen 
Groß-  und  Kleindeutschen  vgl.  Arneth,  a.  a.  0.,  S.  219 ff. ;  Schuß  ler, 
a.  a.  0.,  S.  32  ff.;  Helfert,  „Geschichte  Oesterreichs  vom  Ausgange  des 
Wiener  Oktoberaufstandes",  IL.  S.  225—254.  Das  Zitat  im  Text  bei  Helfert, 
a.  a.  O.,  IL,  S.  238.  Vgl.  ferner  A.  Teb  eldi  (Beidtel),  „Die  Auflösung  der 
staatlichen  Einheit  der  österreichischen  Monarchie  durch  die  Nationalver- 
sammlung zu  Frankfurt  a.  M.",  1849;  Graf  Friedrich  Deym,  Drei  Denk- 
schriften, Karlsbad  1848;  Arneth.  A.  R.  von  Schmerling,  S.  299  ff .  Die 
jüngste  übersichtliche  Darstellung  gibt  Fried  jung,  „Geschichte  Oester- 
reichs", L,  S.  119  ff.  Die  Abstimmung  in  erster  Lesung  fand  am  27.  Oktober 
statt.  Bei  der  großen  Mehrheit  (340  gegen  76  bei  dem  ersten,  316  gegen  90 
beim  zweiten  Paragraphen)  war  auch  die  Mehrheit  der  anwesenden  öster- 
reichischen Deputierten,  die  Fried  jung  mit  etwa  115  beziffert.  Nur  41  Oester- 
reicher stimmten  gegen  die  Personalunion  Oesterreichs  mit  seinen  nicht- 
•  !(  utschen  Ländern.  Dr.  Mühlfelds  Antrag,  der  auf  ein  völkerrechtliches 
Bündnis   Oesterreichs    mit    Deutschland    hinzielte,  erhielt    nur   38   Stimmen. 

Anmerkung  22  (Seite  146).  Vgl.  H  e  1  f  e  r  t ,  ..Geschichte  Oesterreichs".  IL 
S.  239—254.  In  Deutschböhmen  und  Schlesien,  in  Salzburg  und  anderen 
Teilen  der  Alpenländer  fand  der  Frankfurter  Beschluß  vom  27.  Oktober  Zu- 
-dimmung  der  öffentlichen  Meinung  bei  den  Deutschen  in  Oesterreich;  in 
Wien  drängte  die  beginnende  Belagerung  und  Eroberung  alle  anderen 
Interessen  in  den  Hintergrund.  Die  Opposition  der  Tschechen,  Polen  und 
Kroaten  kam  dagegen  auch  zu  lebhaftem  Ausdruck.  Am  schärfsten  trat  die 
deutschnationale  Begeisterung  über  den  Beschluß  vom  27.  Oktober  auf  dem 
li  utschböhmischen   Vertrauensmännertage   von   Eger  hervor. 

Anmerkung  22  b  (Seite  146).  Ueber  die  Taktik  Schwarzenbergs  gegen- 
über Frankfurt  un  I  die  Anfänge  seiner  Politik  gegenüber  dein  deutschen 
Problem  besaßen  wir  bishex  als  das  wichtigste  Dokument  jenes  in  Helferts 
„Geschichte  Oesterreichs",  IV.,  1.  Teil,  Anhang  Seite  2,  abgedruckte  Memoran- 
dum des  Fürsten  Srhwarzenberg  vom  13.  Dezember.  Das  Protokoll  de> 
Ministerrates  vom  12.  Dezember  1848,  /..  2.  im  Wiener  Staatsarchiv  gibt 
nun  hierzu  eine  sehr  bemerkenswerte  Ergänzung.  Nachdem  der  Entwurf 
der  vorerwähnten  Note  der  österreichischen  Regierung  verlesen  worden  war, 
beurkundet  das  Protokoll  folgendes: 

.Im    allgemeinen    mit    diesen    Grundzügen   einverstanden,   glaubten    die 
ter   doch    vorerst    noch    die    Bedingungen    ins   klare   setzten   zu    müssen, 
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unter  welchen  Oesterreich  sich  an  der  Rekonstruierung  Deutschlands  zu  be- 
teiligen und  demselben  anzuschließen  hätte.  Bei  Festhaltung  der  Idee,  daß 
die  sämtlichen  zur  österreichischen  Monarchie  gehörigen  Provinzen  untrenn- 
bar zu  einem  großen  Reiche  vereint  bleiben  sollten,  könne  von  einer  Ver- 
einigung der  bloß  deutschösterreichischen  Länder  mit  Deutschland,  was  nur 
zur  Zerstückelung  Oesterreichs  führen  würde,  keine  Rede  sein.  Vielmehr 
müsse  Oesterreich  in  seiner  Gesamtheit  als  wahre  europäische  Großmacht 
im  ganzen  und  ihm  wohlverstandenen  Interesse  Deutschlands  selbst  dem 
deutschen  Staatenbunde  beytreten.  Hieraus  und  aus  dem  Umstand,  daß 
Oesterreich  zum  größten  Teil  aus  nichtdeutschen  Provinzen  besteht,  ergäbe 
sich  die  Verschiedenheit  der  Stellung  und  des  Verhältnisses,  in  welches  die 
rein  deutschen  Staaten  unter  sich  und  zu  Oesterreich  als  Gesamtstaat  zu 
treten  hätten.  Während  jene  allerdings  eine  engere  Verbindung  unter  sich 
eingehen  könnten,  müßte  es  Oesterreich  vorbehalten  sein,  dem  deutschen 
Staatenbunde  nur  unter  der  Bedingung  der  Erhaltung  seiner  Inte- 
gritätundSelbständigkeit  beizutreten,  und  es  müßten  die  Grenzen 
scharf  bezeichnet  werden,  bis  zu  welchen  dieser  Verband  aufzuhören  hätte, 
weil  nicht  zugegeben  werden  könnte,  daß  über  seine  Interessen  anderswo 
als  auf  seinem  Reichstag  beraten  und  Gesetze  diktiert  werden.  Was  die 
einzelnen  deutschen  Staaten  betreffe,  so  führe  die  Wahrnehmung,  daß  die 
anarchische  Partey  in  Deutschland  sich  gerade  jetzt  für  die  Erhaltung  der 
kleineren  Staaten  ausspricht,  weil  sie  bei  der  Schwäche  derselben  für 
Wühlereien  und  Revolutionen  in  den  Gebieten  derselben  ein  offenes  Feld 
findet,  zu  der  Notwendigkeit,  im  Interesse  der  wahrhaften  Pazifizierung 
Deutschlands  diese  kleineren  Fürstentümer  wenn  nicht  zu  mediatisieren 
(wenn  dies  etwa  wegen  Konflikten  mit  außerdeutschen  Großmächten  bedenk- 
lich wäre),  doch  in  größeren  Komplexen,  vielleicht  Reichskreisen,  in  der 
Zahl  von  6  bis  8  zu  vereinigen  und  in  dieser  Form  unter  dem  Einflüsse 
Oesterreichs  jene  engere  Verbindung  eingehen  zu  lassen,  an  welcher 
übrigens  auch  die  österreichischen  deutschen  „Staaten"  für  sich  in  einigen 
Beziehungen  sich  beteiligen  könnten.  Der  schlechte  Erfolg  der  Beratungen 
des  volkstümlichen  Parlamentes  in  Frankfurt  würde,  wenn  möglich,  die  Be- 
seitigung oder  doch  wenigstens  eine  Modifikation  des  Elementes  der  volks- 
tümlichen Vertretung  bei  der  neuen  deutschen  Verfassung  wünschenswert 
machen;  sie  dürfte  darin  bestehen,  daß  die  Vertreter  nicht  unmittelbar  aus 
dem  Volke,  sondern  aus  den  Abgeordneten  der  einzelnen  Reichstage  in  einem 
zweiten  neben  dem  Hause  der  Abgeordneten  der  Fürsten  zu  bestellenden 
legislativen  Körper  gewählt  würden.  Zur  Grundlage  der  neuen  Konstitution 
könnte  übrigens  die  Bundesakte  von  1815  genommen  werden. 

Als  Männer,  denen  die  Ausarbeitung  der  oben  erwähnten  neuen  Kon- 
stitution anzuvertrauen  wäre,  wurden  Camphausen,  Gagern,  der  öster- 
reichische Handelsminister  Brück,  oder  wenn  er  diese  Geschäfte  nicht  über- 
nehme, Dr.  Würth  oder  Baron  Sommaruga  bezeichnet.  Das  von  denselben 
zu  liefernde  Verfassungselaborat,  wenn  es  die  Approbation  der  betreffenden 
Regierung  erhalten  hätte,  würde  sodann  nach  der  bei  der  ersten  Lesung 
der  Frankfurter  Konstitution  zu  erklärenden  Verwerfung  derselben,  der 
Frankfurter  Versammlung  zur  Annahme  zu  übergeben  und  im  Falle  der 
fruchtlosen  Versuche  der  Vereinbarung  mit  derselben  würden  die  öster- 
reichischen und  preußischen  Deputierten  von  Frankfurt  abzuberufen  und 
die  von  den  Regierungen  angenommene  Verfassung  Deutschlands  als 
oktroyierte  hinauszugeben  sein.  Mit  Rücksicht  auf  diese  Andeutungen  würde 
sofort  das  der  preußischen  Regierung  zuzustellende  Memorandum  bei  einigen 
Punkten  näher  zu  formulieren  sein." 

In  dem  Ministerrate  vom  24.  Dezember  1848  machte  Fürst 
Schwarzenberg  neuerlich  Bemerkungen  über  seine  deutsche  Politik.  Das 
Protokoll  der  genannten   Sitzung,  Zahl  2988  berichtet   hierüber: 

„III.  Es  erwähnte  der  Ministerpräsident  die  deutschen  Angelegenheiten, 
hinsichtlich   welcher   schon   jetzt   in    Deutschland   von   einem    Traktate    mit 
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Oesterreich  gesprochen  werden  soll.  Dagegen  müßte  sich  der  Minister- 
präsident gegenwärtig  ganz  erklären,  weil  die  Sachen  in  Frankfurt  noch  nicht 
so  weit  gediehen  sind,  um  diesen  Gegenstand  schon  jetzt  zur  Sprache  zu 
bringen.  Wir  wünschen  die  Einteilung  Deutschlands  in  eine  gewisse  An- 
zahl größerer  Kreise,  größerer  Staatenkomplexe  und  Mediatisierung  der 
kleinen  unbedeutenden  Staaten,  einen  Staatenbund  und  ein  Parlament  dafür. 
Hierüber  wird  es  vor  allem  notwendig  sein,  eine  Punktation  aufzusetzen  und 
sie  den  verschiedenen  Höfen  Deutschlands  mitzuteilen,  damit  sie  sich  ihrer- 
seits darüber  erklären." 

In  der  Sitzung  des  Ministerrates  vom  nächstfolgenden  Tage  (Ministe  r- 
ratsprotokoll  Nr.  7  vom  25.  Dezember  1848,  Z.  3006)  wird  fol- 
gendes berichtet: 

..Der  Minister  des  Aeußern  verlas  die  soeben  vom  preußischen  Hofe 
erhaltene  Erwiderung  auf  die  demselben  gemachten  Mitteilungen  über  den 
(rang,  den  Oesterreich  und  Preußen  zu  befolgen  hätten,  um  die  deutschen 
Angelegenheiten,  namentlich  die  Verfassungsfrage,  zu  einer  befriedigenden 
Lösung  zu  bringen.  In  dieser  Denkschrift  erklärt  sich  Preußen  mit  den 
diesfalls  ausgesprochenen  Ansichten  über  die  Notwendigkeit  einer  entente 
cordiale  der  beiden  deutschen  Großmächte  völlig  einverstanden  und  teilt 
auch  die  Meinung,  daß  man  sich  von  Frankfurt  aus  keine  Verfassung  vor- 
schreiben lassen  könne.  Das  gedachte  Kabinett  glaubt  aber,  daß,  um  Deutsch- 
land eine  Verfassung  zu  geben  —  welche  Aufgabe  das  Frankfurter  Parla- 
ment für  sich  allein  auf  eine  befriedigende  Weise  nicht  lösen  wird  — ,  der  Weg 
der  Vereinbarung  der  Regierungen  unter  sich  und  mit 
dem  Parlamente  einzuschlagen  und  die  diesfällige  Initiative  schon  nach  der 
ersten  Beratung  des  Verfassungsentwurfes  zu  ergreifen  wäre.  Als  Grund- 
zug dieser  zu  vereinbarenden  Verfassung  bezeichnet  die  preußische  Regie- 
rung die  Bildung  eines  Staatenhauses  durch  90  von  den  Regierungen 
gewählte  Männer  neben  dem  Frankfurter  Volkshause;  Kräftigung  der 
Zentralgewalt;  Konzentrierung  des  Bundesheeres;  unabhängige  Stel- 
lung Oesterreichs  als  eng  verbundenen  Staates ;  innige  Ver- 
einigung Preußens   mit   dem   übrigen    Deutschland. 

Gegen  diese  Anträge  Preußens,  welche  das  Streben  dieser  Macht  nach 
der  Hegemonie  in  Deutschland  durchblicken  lassen,  wurden  von  mehreren 
Ministern  Einwendungen  erhoben;  es  wurde  aber  beschlossen,  vorläufig  die 
Meinung  des  in  Wien  anwesenden  dermaligen  Reichsministers  von  Schmer- 
ling einzuholen,  der,  mit  den  Verhältnissen  vollkommen  vertraut,  in  der 
Lage  ist,  Aufklärung  darüber  zu  geben,  welche  Verfassungsform  zu  erstreben 
und  auf  welchem  Wege  deren  Annahme  zu  bewirken  wäre." 

Am  nächsten  Tage  findet  nun  neuerlich  die  Ministerkonferenz  unter  An- 
wesenheit des  Reichsministers  von  Schmerling  statt.  Das  Protokoll  über 
diese  Beratung  vom  26.  Dezember  1848,  Z.  3022,  berichtet  hierüber: 

„Punkt  1.  Beantwortung  des  Memoires  der  preußischen  Regierung  über 
den  von  Oesterreich  und  Preußen  in  den  deutschen  Angelegenheiten  zu  be- 
obachtenden Gang.  Der  Ministerpräsident  forderte  den  dem  Ministerrat« 
beigezogenen  k.  k.  Appellationsrat  und  Bevollmächtigten  bei  der  deutschen 
Zentralgewalt,  Anton  Ritter  von  Schmerling,  auf,  seine  Ansichten  zu  ent- 
wickeln, wie  das  ihm  bekannte  Memoire  der  preußischen  Regierung  zu  be- 
antworten wäre.  Ritter  von  Schmerling  glaubte  vor  allem  bemerken  zu 
sollen,  daß  die  preußische  Regierung  den  gewandtesten  Mann  (Camphausen) 
in  Frankfurt  unterhalte,  der  stets  in  preußischem  Interesse  tätig  sei;  er 
Bende  alle  Wochen  einen  parlamentarisch  gewandten  Mann  nach  Berlin,  um 
»ich  Instruktionen  einzuholen,  und  ein  Komitee  daselbsl  verkehre  mit  ihm. 
i'ns  ist  eine  solche  Einrichtung  durchaus  abgegangen.  Die  Oesterreicher 
hatten  keinen  Zusammenhang  unter  sich,  ja  wir  haben  selbst  gegen  Oester- 
reich gesprochen  und  gehandelt  Es  sei  also  notwendig,  dafi  wir  uns  auf 
eine  ähnliche  Weise  organiseren.    Jetzt  geschehe  es  dadurch,  dafi  sich  alle 
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Oesterreicher  um  Schmerling  gruppieren  und  daß  ein  kleines  Komitee  ge- 
bildet werde,  welches  sich  mit  der  österreichischen  Frage  beschäftigt. 

Dieses  vorausgeschickt,  ging  nun  Schmerling  zu  der  Verfassungsfrage 
über.  Oesterreich,  das  man  in  Deutschland  für  verloren  gehalten,  zeigte  sich 
in  der  neuesten  Zeit  kräftig,  ja  kräftiger  als  Preußen.  Dadurch  habe  es  die 
Sympathien  aufs  neue  gewonnen;  diese  besitze  es  von  der  badischen  Regie- 
rung, von  40  Deputierten  seien  38  österreichisch  gesinnt;  und  alle  rheinischen 
Deputierten  wollen  von  einem  preußischen  Kaiserreich  gar  nichts  wissen. 
Unter  solchen  Umständen  wäre  es  sehr  zu  bedauern,  wenn  wir  uns  passiv 
verhielten.  Von  den  österreichischen  für  Frankfurt  gewählten  Deputierten 
seien  40  bis  50  permanent  nicht  draußen.  Diese  sollten  vom  Minister  des 
Innern  den  Auftrag  erhalten,  sich  auf  ihre  Posten  zu  begeben,  wodurch  wir 
dann  120—125  österreichische  Deputierte  in  Frankfurt  zur  Disposition  hätten. 

Ritter  von  Schmerling  meint,  daß  Oesterreich  nur  operieren  und  ent- 
schieden auftreten  sollte.  Vor  der  ersten  und  zweiten  Lesung  wären  öster- 
reichischerseits  gewisse  Punkte  zusammenzustellen,  welche  zu  erkennen 
geben  Würden,  unter  welchen  Modalitäten  Oesterreich  der  deutschen  Ver- 
fassung beitreten  kann;  und  da  man  in  Deutschland  von  der  Notwendigkeit, 
sich  mit  der  österreichischen  Regierung  einzuverstehen,  mächtig  durch- 
drungen ist,  so  dürfte  die  Erzielung  von  Modalitäten  nicht  schwer  fallen. 
Man  sollte  die  Verfassung,  so  wie  sie  für  Deutschland  paßt,  fertig  machen 
und  dann  in  einer  Additionalakte  als  Schluß  der  Verfassung  jene  Modali- 
täten, wie  sie  Oesterreich  für  notwendig  erkennt,  ersichtlich  machen,  z.  B. 
daß  Oesterreich  zur  deutschen  Armee  wie  zur  Zeit  des  Bundes  ein  Kon- 
tingent stellt,  daß  eine  andere  Einwirkung  in  die  österreichischen  Armee- 
angelegenheiten nicht  geduldet  wird  und  dergleichen  mehr.  Gegenwärtig  — 
bemerkte  Ritter  von  Schmerling  weiter  —  sei  draußen  die  Idee  allgemein, 
daß  Deutschland  nur  neben  Oesterreich  bestehe,  daß  nach  gegebener 
Verfassung  ein  Traktat  mit  ihm  geschlossen  und  die  Verbindungen  mit  dem- 
selben auf  gesandtschaftlichem  Wege  statthaben  werden.  Dieses  müsse  ver- 
hütet werden,  um  Preußen  nicht  die  Suprematie  zu  gewähren,  für  welche 
Gagern  (eine  bedeutende  Persönlichkeit)  arbeiten  würde.  Zu  diesem  Ende 
würde  Ritter  von  Schmerling  empfehlen,  daß  das  österreichische  Ministerium 
eine  Erläuterung  seines  Programmes  zur  Wiederlegung  des  Gagernschen  in 
dem  Sinne  herausgebe,  der  dem  vermeintlichen  Austritt  Oesterreichs  von 
jeder  Teilnahme  am  Verfassungswerke  Deutschland  widersprechen  werde, 
welcher  Austritt,  wie  der  Ministerpräsident  bemerkt,  gar  nicht  beabsichtigt 
war,  weil  man  die  Deputierten  von  Frankfurt  nicht  zurückrief,  sondern  nur 
manifestieren  wollte,  daß  von  einem  Aufgehen  Oesterreichs  in  Deutschland 
keine  Rede  sein  könne,  und  weil  man  den  die  Verwaltung  sehr  beirrenden 
direkten  Erlässen  der  Reichsminister  an  die  österreichischen  Behörden  Ein- 
halt tun  wollte.  In  dieser  Beziehung  würde  Schmerling  raten,  darauf  zu 
bestehen,  daß  nur  durch  den  Kanal  des  Bevollmächtigten  zu  Frankfurt  korre- 
spondiert werde. 

Was  das  Reichsoberhaupt  anbelangt,  sollte  Oesterreich  nach  der  Ansicht 
des  Ritters  von  Schmerling  entschieden  dahin  wirken,  daß  kein  erblicher 
Kaiser  zugelassen  werde,  und  überhaupt  kein  Kaiser,  sondern  nur  ein  Direk- 
torium von  3  (Oesterreich,  Preußen  und  Bayern)  statthabe.  Die  Preußen 
werden  für  den  Kaiser  stimmen,  weil  sie  meinen,  ihr  König  werde  Kaiser 
werden.  Durch  das  Direktorium  würden  alle  Jalousien  zwischen  den  Re- 
gierungen für  die  Gegenwart  beseitigt  und  der  Kaiser  von  Oesterreich  würde 
seinerzeit  gewiß  auch  deutscher  Kaiser  werden.  Um  diesen  Zweck  zu  er- 
zielen, wären  selbst  einige  Opfer  nicht  zu  scheuen.  Einiges  wäre  mit 
Resignation  hinzunehmen  und  die  Verfassung  mit  einiger  Modifikation  an- 
zunehmen. Hinsichtlich  der  Art,  wie  diese  Modifikationen  angebahnt  werden 
sollen,  meint  Ritter  von  Schmerling,  daß  sie  den  deutschen  Regierungen  mit- 
zuteilen wären;  20  bis  25  derselben  werden  nichts  dagegen  zu  erinnern 
finden,  und  es  wird  sich  zuletzt  nur  um  3  bis  4  Regierungen  handeln.    Man 
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würde  den  Entwurf  den  Bevollmächtigten  der  Regierungen  geben  und  deren 
sieben  zu  diesem  Ende  wählen,  wovon  einige  Viril-,  andere  Kuriatstimmen 
hätten,  um  auf  diesem  kurzen  Wege  eher  zum  Ziele  zu  gelangen,  als  auf 
dem  längeren  der  Korrespondenz  durch  Kuriere. 

Die  von  Preußen  angeregte  Idee  eines  Staatenhauses  findet  Ritter  von 
Schmerling  jetzt  nicht  angemessen.  Es  würden  wieder  mehrere  Monate 
darüber  vergehen,  bis  von  diesem  neuen  beratenden  Kollegium  etwas  sicht- 
bar würde,  und  woher  die  Kandidaten  dazu  nehmen,  da  jetzt  überall 
Kammern  beisammen  sind  und  die  besten  Kräfte  sich  in  ihrer  Mitte  be- 
finden. Wollte  man  Individuen  für  das  Staatenhaus  aus  den  Kammern 
nehmen,  so  würde  man  diesen  die  besten  Kräfte  entziehen. 

Der  Ministerpräsident  bemerkte,  daß  es  keinem  Zweifel  unter- 
liegen würde,  daß  wir  uns  bei  dem  deutschen  Verfassungswerke  beteiligen; 
was  aber  die  Opfer,  die  deshalb  zu  bringen  seien,  anbelangt,  so  müßten  sie 
vorsichtig  kombiniert  werden,  um  nicht  wieder  nach  einer  anderen  Seite  hin 
das  Vertrauen  zu  verlieren;  so  z.  B.  wolle  Kroatien  österreichisch,  aber 
nicht  deutsch  werden,  und  dies  sei  zum  Teil  auch  bei  den  Böhmen  der  Fall. 
Ferner  wäre  zu  erwägen,  ob  das  Direktorium  nur  aus  drei  zu  bestehen  hat) 
,  oder  ob  wir  uns  nicht  mit  anderen,  z.  B.  mit  Sachsen,  zu  verstärken  hätten, 
und  ob  daher  das  Direktorium  aus  5  statt  aus  3  Individuen  zu  bestehen  hätte. 
Um  über  die  Stellung  Oesterreichs  zu  Deutschland  sich  auszusprechen,  wurde 
von  Ritter  von  Schmerling  der  Wunsch  geäußert,  wenigstens  die  Haupt- 
ansichten der  österreichischen  Minister  über  die  Oesterreich  zu  gebende 
Entwicklung  kennen  zu  lernen.  Diese  bestehen  im  wesentlichen  darin,  daß 
Oesterreich  ein  einiges  starkes  Oesterreich  sei,  daß  in  Wien  auch  eine  starke 
Zentralgewalt  bestehe,  wo  die  die  Gesamtmonarchie  betreffenden  Angelegen- 
heiten verhandelt  und  die  Provinzinalangelegenheiten  den  Provinzialland- 
tagen  überlassen  werden.  Dies  schließe  ein  inniges  Verhältnis  zu  Deutsch- 
land nicht  aus. 

Der  Minister  Brück  hält  eine  Volksrepräsentation  in  Oesterreich  aus 
den  so  verschiedenen  Teilen  und  Nationalitäten  für  unausführbar.  Ein  Bild 
davon  gebe  schon  der  gegenwärtige  Reichstag.  Kommt  heute  eine  National- 
frage vor,  so  besteht  keine  Majorität,  das  Ministerium  weiß  nicht,  auf 
welchem  Boden  es  steht.  Treten  nun  noch  Ungarn  und  Italien  hinzu,  dann 
sei  die  Lage  nur  noch  schwieriger. 

Nach  der  Ansicht  des  Ministers  Brück  müßte  Italien  jedenfalls  und  viel- 
leicht auch  Ungarn  (die  Magyaren)  für  sich  regiert  werden;  sie  müßten  ein 
Kontingent  für  die  Armee  und  für  die  Zentralauslagen  abführen,  übrigens 
aber  das  ganze  Innere  in  ihrem  Lande  selbst  besorgen.  Ein  Volkshaus  aus  so 
vielen  Nationalitäten  biete  unübersteigliche  Hindernisse  dar,  obwohl  ander- 
seits auch  nicht  zu  verkennen  sei,  daß  ein  Staatenhaus  auch  seine  Schwierig- 
keiten und  Unzukömmlichkeiten  habe.  Vielleicht  könnte  zwischen  beiden 
ein  permanenter  Reichstag  (aus  einzelnen  Gliedern  aller  Provinzen)  in  der 
Mitte  stehen. 

Der  Minister  Freiherr  von  Krauß  bemerkte,  aus  der  Idee  eines  einigen 
starken  Oesterreichs  fließe,  daß  unser  Volk  nicht  noch  einem  anderen  Reichs- 
tag unterstehen  könne,  was  den  Zerfall  der  Monarchie  zur  Folge  haben 
müßte.  Der  deutsche  Teil  der  Monarchie  sei  der  kleinere  und  die  Tendern 
von  Frankfurt  gehe  dahin,  ihn  von  den  übrigen  Provinzen  zu  trennen.  Er 
hält  mit  Graf  Stadion  dafür,  daß  unsere  Völker  andern  deutschen  Parlamente 
nicht  teilzunehmen  hätten,  wobei  aber  ein  inniges  Verhältnis  zu  Deutschland 
noch  immer  denkbar  sei,  was  in  der  Form  eines  Bundesstaates  stattzufinden 
hätte.  Bei  der  Konstituierung  Oesterreichs  wäre  nach  seiner  Ansicht  mit 
Rücksicht  auf  die  Nationalitäten  derzeit  eine  Zwischeneinrichtung  zu  treffen, 
die  uns  seinerzeit  zur  Einheit  führen  könne.  Hierbei  wären  a.  die  gegen- 
wärtig' am  Reichstag  vertretenen,  b.  die  ungarischen  und  c.  die  itaüenfecneo 
Länder  zu  beachten.  Unter  den  Ungarn  werden  sich  mehrere  gleich,  aber 
nicht  alle   anschließen     Hinsichtlich  dieser  würde   er  es  vorziehen,    eine 
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Gruppe  zu  bilden,  welche  ihre  Angelegenheit  zu  Hause  beraten  würde.  Auch 
hinsichtlich  Italiens  wäre  nicht  dahin  zu  streben,  es  ganz  hinauszuziehen, 
auch  die  Italiener  hätten  ihre  Angelegenheiten  in  gewissen  Grenzen  im  Lande 
zu  beraten.  Mit  der  Zeit  könnte  eine  Einigung  eintreten,  wie  es  in  England 
mit  Irland  und  Schottland  der  Fall  war. 

Die  Ansicht  des  Ministers  neigte  sich  dahin,  daß  Deutschland  aus  7,  8 
oder  9  größeren  Komplexen  (Kreisen)  zu  bestehen  hätte,  die  ihre  eigenen 
Landesvertretungen  haben  können,  welchen  ein  Staatenhaus  an  die  Spitze 
zu.  stellen  wäre,  dem  auch  Oesterreich  als  ein  zusammenhängendes  großes 
Ganze,  als  Deutsch-  und  Italienisch-Oesterreich  beitreten  würde.  Unter 
solchen  Verhältnissen  würde  eine  Volksvertretung  im  Frankfurt  nicht  mehr 
statthaben  können. 

Ritter  von  Schmerling  hält  es  nicht  für  unausführbar,  daß  die  Volksver- 
tretung in  Frankfurt  ende.  Preußen  habe  seine  Verfassung  und  acht  Pro- 
vinziallandtage,  in  Oesterreich  bestehe  ein  analoges  Verhältnis,  und  die 
übrigen  deutschen  Regierungen  wünschen  dieses  Aufhören  gleichfalls;  nur 
hält  Ritter  von  Schmerling  es  für  notwendig,  daß  wir  mit  Deutschland  in 
staatlicher  Hinsicht  nicht  brechen,  weil  sonst  den  Preußen  in  die  Hände  ge- 
arbeitet würde. 

Zur  Erzielung  dieses  Aufhörens  wäre  die  Presse  in  Tätigkeit  zu  setzen 
und  wären  die  diesfalls  notwendigen  Auslagen  nicht  zu  scheuen. 

Durch  die  obigen  Darlegungen  bemerkte  Ritter  von  Schmerling,  nun  im 
klaren  über  die  Wünsche  der  österreichischen  Regierung  zu  sein;  er  werde 
hiernach  seine  Sehritte  einrichten;  nur  möge  es  nicht  auffallen,  wenn  in  den 
nächsten  sechs  Wochen  davon  noch  nichts  sichtbar  wird,  weil  er  mit  großer 
Klugheit  und  Umsicht  werde  vorgehen  müssen. 

Schließlich  bemerkte  Ritter  von  Schmerling,  daß  es  die  österreichische 
Regierung  Gagern  möglich  machen  sollte,  sein  Programm  selbst  zu  ändern, 
was  dadurch  geschehen  könnte,  wenn  der  im  österreichischen  Programm  vor- 
kommende Passus  über  die  staatliche  Verbindung  dahin  erläutert  würde,  daß 
sie  sich  auf  die  deutschen  Provinzen  nicht  beziehe.  Dagegen  wurde  erinnert, 
daß  dadurch  Mißtrauen  iiach  anderer  Seite  erzeugt  würde,  daß  Gagern  von 
einer  unrichtigen  Voraussetzung  ausgegangen,  wenn  er  eine  Ausscheidung 
Oesterreichs  annimmt,  das  seine  Deputierten  in  Frankfurt  belassen  und  sich 
nur  vorbehalten  hat,  sich  später  zu  erklären  und  das  seine  Bundespflichten 
fortan  erfüllt,  auch  aus  einem  Verbände,  der  noch  nicht  besteht,  nicht  aus- 
treten konnte." 

Anmerkung  23  (Seite  152).  Palackys  „Brief  an  den  50er-Ausschuß  zu 
Händen  des  Herrn  Präsidenten  Soirons  in  Frankfurt  a.  M."  ist  abgedruckt  in 
den  „Gedenkblättern",  Auswahl  von  Denkschriften,  Aufsätzen  und  Briefen 
Franz  Palackys  aus  den  letzten  50  Jahren;  Prag  1874.  —  Das  Einladungs- 
schreiben Soirons  war  am  6.  April  1848  ergangen.  Palackys  Antwort  ist  vom 
11.  April  datiert.  Das  Schreiben  Palackys  bildet  den  Ausgangspunkt  für  die 
schnell  verlaufende  und  vollständige  politische  Trennung  beider  Böhmen 
bewohnenden  Völker;  darin  liegt  seine  große  historische  Bedeutung.  Weit 
darüber  hinaus  aber  reicht  seine  programmatische  Wirkung.  Denn  es  bildet 
von  da  ab  das  dauerhafte  Fundament  der  austroslawischen  Richtung  unter 
den  Tschechen  und  in  weiterer  Folge  der  von  ihnen  seit  1860  im  Bunde  mit 
der  konservativen  Adelspartei  geführten  föderalistischen  Politik  der  alt- 
tschechischen Partei.  Ein  Stimmungsbericht  aus  Prag  vom  29.  April  1848 
in  den  „Grenzboten"  J.  Kurandas  (VII.  Jahrgang,  I.  Semester,  IL  Band. 
Seite  179  ff.)  schildert  anschaulich  die  Stimmung  jener  Tage  in  Böhmen! 
„Die  Tagesfrage,  in  welcher  sich  nun  die  ganze  politische  Bewegung  in 
Böhmen  konzentriert,  bildet  der  Beitritt  Oesterreichs  zum  deutschen  Bunde. 
Sie  wird  um  so  heftiger  debattiert,  da  sie  zugleich  eine  entschieden  nationale 
ist  und  die  tschechische  und  deutsche  Partei  in  zwei  große  Lager  geteilt 
hat."  Das  Nationalkomitee,  das  von  der  Wenzelsbadversammlung  am 
11.  März  eingesetzt  worden  war,  wurde  nun  eine  rein  tschechische  Organi- 


.ja      Die  Entfaltung  des  österr.  Problems  durch  die  Revolution  von  1848. 

sation.  indem  die  Deutschen  austraten  und  den  konstitutionellen  Verein 
gründeten.  Kräftige  Agitation,  die  auch  sogleich  die  in  Wien  lebenden 
Deutschböhmen  inbegriff,  machte  diesen  Verein  zum  Sammelpunkt  der 
Deutsehen  Böhmens  für  den  nationalen  Kampf.  Das  Nationalkomitee  sendete 
auch  eine  Deputation  nach  Wien  an  den  Kaiser  mit  der  Bitte,  daß  in  Böhmen 
keine  Wahlen  zum  Frankfurter  Parlamente  stattfinden  sollen.  Die  deutsche 
Auffassung  über  die  äußerlich  stark  betonte  Anhänglichkeit  der  Tschechen 
an  Oesterreich  ging  dahin,  daß  letztere  dies  nur  mit  dem  Hintergedanken 
taten,  „daß  sie  ein  österreichisches  selbständiges  Kaiserreich  solange 
brauchen,  bis  sie  sich  in  sich  selbst  und  in  Verbindung  mit  den  übrigen  öster- 
reichischen Slawen  gehörig  zur  Begründung  eines  eigenen  Reiches  gekräftigt 
haben".  Eine  interessante  Analyse  der  von  Palacky  und  Havlicek  im  Jahre 
1848  begründeten  austroslawischen  Richtung  der  Tschechen  gibt  Boemus  in 
dem  oben  angeführten  Aufsatze  in  der  Zeitschrift  für  Geschichte:  ..Oester- 
reich" I.  Band  Seite  428  ff.  Daß  Havliceks  Programm  weitaus  klarer  als  die 
doch  schwankenden  Ansichten  Palackys  von  1848  die  staatsrechtliche  Idee 
kehr;  wio  dies  Boemus  ausführt,  halte  ich  für  durchaus  richtig.  Iber 
das  treibende  Moment  war  gewiß  von  Anfang  an  bei  beiden  durchaus  der 
nationale  Gedanke.  Staatsrechtliche  Idee  und  tschechischer  Nationalgedanke 
sind  schon  1848  voneinander  untrennbare  Kräfte  im  Emanzipationskampf  des 
tschechischen  Volkes,  der  freilich  von  vornherein  auch  unbedingter  „Wille 
zur  Macht"  ist.  Es  stand  damit  übrigens  bei  den  Tschechen  nicht  anders  als 
bei  den  Kroaten,  bei  welchen  staatsrechtliche  und  nationale  Ideen  sowie  eine 
starke,  in  sogenanntem  Illyrismus  sich  ausdrückende  südslawische  Rassen- 
empfindung schon  1848  untrennbar  zusammenwirkten.  —  Ueber  die  Ent- 
stehung des  Schreibens  nach  Frankfurt  gibt  Palacky  selbst  Mitteilungen  in 
seinem  „Politischen  Vermächtnis",  Prag  1872.  Er  meint  daselbst:  „Man  kann 
sagen,  daß  der  Mehrzahl  der  Bevölkerung  die  Idee  des  österreichischen 
Staates  erst  in  Folge  dieses  Schreibens  deutlicher  und  lebhafter  vorschwebte 
und  daß  meine  Worte  wesentlich  dazu  beitrugen,  den  zu  jener  Zeit  schwan- 
kenden Staat  zu  erhalten  und  zu  festigen.  —  Es  wurde  auch  in  Deutschland 
bald  die  Klage  laut,  daß  die  öffentliche  Meinung  und  die  Bestrebungen  in 
Wien  von  dieser  Zeit  an  eine  andere  Richtung  einzuschlagen  begannen.  Des- 
halb faßten  allerdings  die  eifrigeren  Deutschen  gegen  mich  Groll,  und  ich 
wurde  für  lange  Zeit  der  Gegenstand  bitterer  Schmähung  und  unzähliger 
Beleidigungen  von  Seiten  der  gesamten  deutschen,  heimischen  und  auslän- 
dischen Journalistik." 

Anmerkung  24  (Seite  153).  Vgl.  Dr.  Karl  Hugelmanns  Aufsatz:  Die 
Landtagsbewegung  des  J.  1848  in  Oesterreich  u.  d.  Enns  im  Jahrbuche  des 
Vereins  für  Landeskunde  von  Niederösterreich,  Wien  1915,  Seite  516  ff. 

Anmerkung  25  (Seite  154).     Ebendaselbst  Seite  519. 

Anmerkung  26  (Seite  156).  Verhandlungen  der  deutschen  constituieron- 
den  National-Versammlung,  stenographische  Berichte,  I.  Band,  Seite  117  bis 
123,  138-140,  184. 

Anmerkung  27  (Seite  158).  Ebendaselbst  Seite  213,  237-243,  vgl.  ferner 
Dr.  W.  Schüßler,  „Die  nationale  Politik  dn-  österreichischen  Abgeordneten 
im   Frankfurter  Parlament".  Berlin  1913.  Seite  25  lt. 

Anmerkung  28  (Seite  158).  „Alle  Anträge  der  österreichischen  Demo- 
kraten forderten  vom  Reichsministerium  Wahrung  der  deutschen  Interessen 
ÜO  Oesterreich,  Anerkennung  der  deutschen  Zentralirewalt  und  Entfernung 
der  kroatischen  Armee  von  deutschem  Boden."  Dr.  Schüßler  a.  a.  <>.. 
81  82;  vgl.  auch  0.  Wittner,  Moritz  Hartmanns  Leben  und  Werke. 
Prag  1906,  l.  Band  Seite  198. 

Anmerkung  29  (Seite  169).    siehe  Schüßler  a.  a.  <>..  Seite  61  ff.  und 

zitierte  Schrift:    F.   X.    Deyni.   Friedrich   Graf  Deym   und    die  öster- 
reichische Präge  in  der  Paulskirche. 

Anmerkung  30  (Seite  161).  Fr.  von  S  o  m  in  a  r  u  g  a  .  ..Oesterreichs  Zu- 
kunft und  dessen  Stellung  zu  Deutschland",  geschrieben  Im  November  1848, 
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S.  18—27.  Sommaruga  war  ein  staatsmännischer  Kopf  und  ein  hervorragen- 
des Mitglied  des  liberalen  Flügels  im  niederösterreichischen  Landtage  der 
40er  Jahre,  zugleich  mit  Schmerling,  Stifft  und  Kleyle.  Sommaruga  hat  in 
seiner  kurzen,  aber  geistreichen  Schrift  die  Skizze  eines  Verfassungsplanes 
für  die  habsburgische  Monarchie  niedergelegt,  der  sich  vielfach  mit  den  An- 
sichten deckt,  welche  Kleyle  im  ständischen  Zentralausschusse  vorgetragen 
hatte.  Sommaruga  wollte  ein  habsburgisches  Gesamtreich  unbedingt  er- 
halten, die  Zentralisation  jedoch  auf  die  Angelegenheiten  der  äußeren  Po- 
litik, des  Krieges  und  der  Finanzen  beschränken.  Die  Zentralgewalt  sollte 
in  5  Ministerien  wirksam  werden,  in  dem  der  auswärtigen  Angelegenheiten, 
des  Krieges,  der  Finanzen,  des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten.  Die 
gesetzgebende  Gewalt  sowie  die  Kontrolle  der  ministeriellen  Amtsführung 
rücksichtlich  der  in  das  Ressort  dieser  Zentralministerien  einschlägigen  An- 
gelegenheiten verbliebe  ausschließlich  dem  Zentralreichstage,  der  aus  allen 
Teilen  der  Monarchie  beschickt  werden  müßte.  „Mit  dieser  Centralisation 
des  Staatsorganismus  läßt  sich  allerdings  die  Erhaltung  einer  volkstüm- 
lichen Entwickelung  der  einzelnen  Theile  der  vielgestaltigen  Monarchie  sehr 
wohl  vereinigen.  Zu  diesem  Ende  bedarf  es  nur  einer  solchen  Trennung  der 
einzelnen  Länder,  bei  welcher  es  den  auf  vollkommen  demokratischer  Grund- 
lage zu  bildenden  Landtagen  derselben  möglich  wird,  ohne  eine  den  einzelnen 
Nationalitäten  sonst  drohende  Herrschaft  der  Majoritäten,  volle  und  unver- 
kümmerte  Pflege  der  nationalen  und  politischen  Interessen  zu  verbürgen." 
Demgemäß  schlägt  S.  die  Bildung  von  5  Ländergruppen  vor,  von  denen  jede 
einen  vereinigten  Landtag  besitzen  soll: 

1.  Die  gesamten,  bisher  in  dem  Verbände  des  deutschen  Bundes  be- 
griffenen Länder, 

2.  Galizien, 

3.  Lombardei  und  Venedig, 

4.  Ungarn, 

5.  Illyrien  (das  neben  Croatien,  Slavonien,  dann  der  Militärgrenze  auch 
noch  den  raizisch-serbischen  Theil  von  Südungarn,  dann  Dalmatien  in 
sich  schlösse. 

Unterhalb  der  vereinigten  Landtage  sollen  aber  noch  für  jede  der  Provinzen 
Einzellandtage  bestehen  „zur  Ausführung  der  von  den  ersteren  angenom- 
menen Verwaltungsgrundsätzen  und  zur  selbstständigen  Regelung  der  eigent- 
lichen Provinzangelegenheiten". 

Anmerkung  31  (Seite  165).  Palackvs  „Politisches  Vermächtnis",  Prag 
1872.     Gedenkblätter;  Prag  1874,  S.  309/ 

Anmerkung  32  (Seite  167).  Die  im  Texte  angeführten  Stellen  sind 
Palackys  „Denkschrift  über  die  Veränderung  der  böhmischen  Landesverfas- 
sung" 1846  entnommen,  welche  in  den  „Gedenkblättern"  Seite  135 — 142  ab- 
gedruckt ist.  Neben  dieser  und  dem  Schreiben  Palackys  nach  Frankfurt  sind 
für  die  Beurteilung  seines  politischen  Programms  im  Jahre  1848  auch  noch 
die  im  III.  Bande  der  „Radhost"  genannten  Sammlung  der  kleineren  Schriften 
und  Aufsätze  Palackys  enthaltenen  Stücke  von  Wichtigkeit,  besonders  sein 
Bericht  über  den  Slavenkongreß  in  Prag,  die  von  ihm  verfaßte  Denkschrift 
der  böhmischen  Abgeordneten  über  die  von  ihnen  auf  dem  konstituierenden 
Reichstage  zu  Wien  und  Kremsier  befolgten  politischen  Grundsätze  (1849), 
endlich  der  in  der  Zeitschrift  Havliceks  „Norodni  Noviny"  erschienene 
Artikel:  „Von  der  Zentralisation  und  nationalen  Gleichberechtigung  in 
Oesterreich",  welcher  Aufsatz  den  Anlaß  gegeben  hat  zur  Unterdrückung  des 
Blattes  Havliceks  durch  die  Regierung.     (Gedenkblätter,  Seite  206.) 

Anmerkung  33  (Seite  168).  Die  beste  Darstellung  der  Bedeutung  Palackys 
für  die  bleibenden  Grundgedanken  der  tschechischen  Politik  und  seines 
geistigen  Verhältnisses  zu  dem  großen  Popularisator  derselben,  zu  Havlicek, 
hat  Thomas  G.  M  a  s  a  r  y  k  in  seinem  dem  letzteren  gewidmeten  Buche  ge- 
geben: Karel  Havlicek  Snahy  a  tiizby  politickeho,  probuzeni,  Prag  1896,  be- 
sonders  im    III.  und    IV.   Kapitel.     Treffend   bezeichnet  Masaryk   daselbst 
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(Seite  107  ff.)  die  Stellung  beider  Männer.  „Die  Verbindung  des  älteren 
Palacky  und  des  jüngeren  Havlicek  (dieser  war  1848  erst  27  Jahre  alt)  war 
eine  ganz  natürliche  als  Verbindung  der  Vergangenheit  mit  der  Gegenwart. 
Havlicek  nahm  das  Programm  Palackys  an  —  nicht  bloß  das  Wort,  sondern 
die  fühlenden  Ideen  und  den  Geist  — ,  führte  dieses  Programm  im  Einzelnen 
aus,  ergänzte  und  erweiterte  es  in  der  Folge  auf  Grund  seiner  praktischen 
Erfahrungen,  verbreitete  und  erläuterte  es  auf  journalistischem  Wege.  So 
wurde  Havlicek  neben  Palacky  zu  unserem  ersten  politischen  Erwecker. 
Palacky  war  sozusagen  der  konstitutionelle  Herrscher,  Havlicek  sein  Minister 
des  Inneren,  wo  Palacky  zurückwich,  führte  Havlicek  die  Politik  des  tsche- 
chischen Volkes  allein." 

Anmerkung  34  (Seite  169).  Siehe  V.  Bibl,  Die  Niederösterreichischen 
Stände  im  Vormärz,  Wien  1911,  besonders  Seite  61—102,  145—219.  Bibl 
weist  speziell  für  Niederösterreich  nach,  daß  der  eigentliche  Kern  der  Stände- 
bewegung  der  40er  Jahre,  nämlich  das  Verlangen  des  adeligen  Gutsbesitzes 
nach  Durchführung  der  „Urbarial-Regulierung",  d.  h.  einer  staatlichen  Auf- 
lösung des  Patrimonialverbandes  und  der  Aufhebung  der  bäuerlichen  Unter- 
tänigkeit, aus  der  schweren  wirtschaftlich-sozialen  Krise  hervorgegangen  ist. 
welche  den  ständischen  Großgrundbesitz  erfaßt  hatte  und  sich  schnell  be- 
drohlich entwickelte.  Das  eigene  ökonomische  Interesse  trieb  dieselben 
Ständemitglieder,  die  der  josefinischen  Agrarreform  heftig  widerstrebt 
hatten,  jetzt  dazu,  von  der  Staatsregierung  die  „Bauernbefreiung"  unter 
gleichzeitiger  Entschädigung  der  Patrimonialherren  selbst  zu  verlangen.  Daß 
die  Regierung  für  den  Ernst  jener  Krise  und  die  Notwendigkeit  gründlicher 
Reform  nicht  genügendes  Verständnis  und  noch  weniger  den  Mut  besaß, 
spricht  das  schärfste  Urteil  über  ihre  Staatskunst  aus.  Mit  Recht  sagt  Bibl, 
daß  seine  auf  Grund  der  Akten  gegebene  Darstellung  ein  getreues  Bild  von 
dem  Geist  und  Wesen  jenes  berühmten  „Stabilitätssystems"  gibt,  das  Oaster- 
reich  aus  Furcht  vor  jener  Neuerung  unaufhaltsam  in  die  Revolution  hin- 
ein trieb. 

Anmerkung  35  (Seite  172).  Die  Haltung  der  Deutschen,  in  erster  Linie 
der  Deutschen  Oesterreichs.  gegenüber  den  Slawen  und  vor  allem  den 
Tschechen,  wie  sie  1848  erkennbar  wird,  war  längst  eine  ganz  andere  ge- 
worden, als  jene,  die  etwa  Herder  ihnen  gegenüber  eingenommen  hatte. 
Dafür  sind  sehr  bezeichnend  die  oben  angeführten  Debatten  der  Frank- 
furter Nationalversammlung  im  Mai  und  Juni  1848.  Auf  deutscher  Seite  sah 
man  in  der  nationalen  Erhebung  der  Tschechen  und  ihrer  Abkehr  vom 
Deutschtum  eine  förmliche  Rechtswidrigkeit,  man  erklärte,  es  dürfe  „kein 
fußbreit  deutscher  Erde  preisgegeben  werden"  (Wiesner),  es  sei  „Deutschlands 
Pflicht,  die  Slaven  nicht  soweit  vorrücken,  in  Böhmen  nicht  festen  Fuß  fassen 
zu  lassen"  (Moritz  Hartmann),  man  wolle  ein  großes  Slawenreich  an  Stelle 
Oesterreichs  setzen  und  die  Nationalität  der  Slawen  durch  die  Pariser  Na- 
tionalversammlunggarantieren lassen  (Ostendorf)  u.  dgl.  in.  Solchen  Stimmen 
gegenüber  blieb  Arnold  Rüge  vereinsamt,  wenn  er  auf  die  Breite  und  Tiefe 
der  slawischen  Bewegung  hinwies  und  aussprach,  ..es  wird  die  Aufgabe 
Deutschlands  sein,  daß  es  den  einzelnen  Völkern  so  viel  als  möglich  erlaubt, 
sich  frei  zu  konstituieren,  und  nachdem  sie  von  ihm  abgefallen  sind,  sich 
wieder  mit  ihm  zu  einigen  und  sich  zu  verbrüdern".  Die  große  Mehrzahl  der 
deutschen  Demokraten  sah  in  der  nationalen  Auferstehung  der  Tschechen, 
Wenden  und  Slowenen  ebenso  wie  in  den  Bestrebungen  der  Polen  nach 
Wiedergewinnung  ihres  unabhängigen  Staates  nur  eine  schwere  Bedrohung 
der  eigenen  nationalen  Machtstellung,  und  von  da  ab  gewöhnte  man  sich 
daran,  die  Probleme,  welche  die  Nationalitätenidee  in  den  Deutschland  be- 
rührenden Nachbarländern  für  ganz  Europa  aufstellte,  mehr  und  mehr  als 
eine  bloße  Machtfrage  zu  beurteilen. 

Anmerkung  36  (Seite  175).  Der  allslawische  Gedanke  ist  auf  wissenschaft- 
lichem  und   literarischem    Boden  entstanden;  die  linguistischen    und    kultur- 

aichtlicheo  Studien  Dohrovskys  und  Liudewil  Safariks  bei  den  Tschechen, 
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das  dichterische  und  publizistische  Werk  Kollärs  bei  den  Slowaken,  die  lite- 
rarisch-politische Tätigkeit  Lindewit  Gajs  bei  den  Kroaten,  bedeuteten  die 
hauptsächlichsten  Kräfte,  welche  das  Gefühl  des  innigen  Zusammenhanges 
aller  slawischen  Völker  und  die  Vorstellung  von  ihrer  Gemeinschaft  in  Ver- 
gangenheit und  Zukunft  erweckten  und  förderten.  Alle  diese  Bestrebungen 
lassen  sich  geistig  auf  eine  letzte  Quelle  zurückführen:  auf  die  den  Slawen 
aus  dem  Westen  zukommende  Aufklärungsphilosophie  Frankreichs  und 
Deutschlands.  Treffend  sagt  ein  neuester  Beurteiler  der  Entwicklung  des 
„allslawischen  Gedankens  im  Jahre  1848",  daß  jene  Philosophie  und  die  auf 
ihr  aufgebaute  Praxis  der  französischen  Revolution  alle  Scheidewände 
zwischen  den  einzelnen  Ständen  innerhalb  eines  Volkes  zwar  zerstörte,  aber 
auf  der  anderen  Seite  Scheidewände  zwischen  den  einzelnen  Völkern  schuf, 
welche  aus  der  universellen  Erhebung  des  nationalen  Gedankens  in  Europa 
hervorwuchsen.  Für  die  slawischen  Völker  ist  nun  die  neue  Philosophie  vom 
Staat  in  derjenigen  Gestalt  entscheidend  geworden,  die  ihr  einer  der  großen 
deutschen  Klassiker,  die  ihr  Johann  Gottfried  Herder  gegeben  hat.  Das 
Ergebnis,  zu  welchem  Herders  Darlegungen  in  seinen  „Ideen  zur  Phi- 
losophie der  Geschichte  der  Menschheit"  gelangte,  war  die 
Feststellung,  daß  es  ein  natürliches  Recht  der  verschiedenen  Stämme  eines 
Volkes  sei,  sich  zu  einer  großen  Gesamtnation  zu  vereinigen.  Diese  Lehre 
hat  nun  auf  Tschechen,  Slowaken  und  Kroaten  aufs  tiefste  eingewirkt  und 
ist  die  Ursache  dafür,  daß  speziell  die  tschechische  Nationalbewegung  erst 
auf  dem  Umwege  über  den  literarischen  und  kulturellen  Panslawismus  zu 
einer  eigentlich  politischen  Bewegung  geworden  ist.  Das  Werk  und  Wirken 
des  Slowaken  Kollär  stellt  den  eigentlichen  Kern  jener  Entwicklungsphase 
der  allslawischen  Idee  vor,  die  bis  zum  Jahre  1848  reicht.  Aber  schon  vor 
ihm  und  unabhängig  von  ihm  haben  Dobrovsky  und  Jungmann  die  geistige 
Entwicklung  der  Tschechen  auf  diesen  Weg  gelenkt,  und  selbst  die  Anfänge 
der  Geschichtsschreibung  Palackys  gehen  noch  vollständig  von  der  durch 
Herders  Philosophie  und  durch  die  allslawische  Idee  vermittelten  Grund- 
anschauung der  Wesensgleichheit  aller  slawischen  Völker  aus.  Kollars 
Schrift  „Ueber  die  literarische  Wechselseitigkeit  der  slawischen  Nation"  und 
seine  lyrisch-epische  Dichtung  „Slavy  dcera"  bildeten  den  Höhepunkt  dieses 
ganzen  romantisch-politischen  Entwicklungsganges;  auch  auf  die  Südslawen 
hat  Kollar  außerordentlich  stark  gewirkt.  Von  Anfang  an  ist  auch  zweifellos 
die  Deutschenfeindlichkeit  ein  Wesenselement  dieser  Romantik,  bei  Kollar 
als  eine  bewußte  Reaktion  gegen  die  Jahrhunderte  alte  Tatsache  der  Be- 
herrschung der  Westslawen  durch  die  Deutschen.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  ist  die  in  der  allslawischen  Idee  enthaltene  Ablehnung  des 
Deutschtums  auch  durchaus  begreiflich,  und  es  gehört  zu  den  Wunderlich- 
keiten der  deutschen  Auffassung  der  slawischen  Probleme,  daß  man  seit  1848 
unablässig  in  der  Gegenwehr  der  Slawen  gegen  die  geistige  und  politische 
Uebermacht  der  Deutschen  ein  Unrecht  oder  —  in  der  üblichen  flach  rationa- 
listischen Denkweise  —  eine  Undankbarkeit  und  Zwecklosigkeit  erblickte. 
Ein  anderes  bedeutendes  Moment  der  allslawischen  Idee  ist  die  Tatsache, 
daß  ihr  von  Anfang  an  die  Russophilie  beigemischt  war,  auch  darin  waren 
Herders  Darlegungen  und  die  große  Meinung,  die  er  vom  russichen  Volke 
hatte,  einer  der  stärksten  Einflüsse.  Treffend  weist  Masaryk,  der  alle  diese 
Zusammenhänge  in  seinem  Buche  „Ceskä  Otäzka"  in  geistvoller  Weise  klar- 
legt, darauf  hin,  daß  in  der  ganzen  Periode  des  „Erwachens"  der  tschechi- 
schen Nation  der  Einfluß  der  deutschen  Philosophie  und  klassischen  Literatur 
weitaus  den  aller  anderen  Völker  überwiegt,  daß  gerade  die  russische  Lite- 
ratur der  30er  und  40er  Jahre  und  selbst  die  allsla wischen  Sehtriften  der 
Moskauer  „Slavianophilen"  wie  Kirewsky's  keine  Einwirkung  auf  die  Schrift- 
steller und  geistigen  Führer  der  Tschechen  ausgeübt  haben,  während  die 
deutsche  Romantik  das  im  weitesten  Umfange  und  mit  nachhaltiger  Folge 
getan  hat.  Auf  die  von  Kollär  herrührende  politische  Unterströmung  des 
allslawischen  Gedankens  unter  den  Tschechen  und  Slowaken   wirkte  aller- 
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dings  seit  dem  Jahre  1837  durch  die  Vermittlung  des  russischen  Schriftstellers 
M.  N.  Pogodin  doch  ein  gewisser  unmittelbarer  russophiler  Zug  ein,  der  aber 
seit  1848  unter  dem  Einflüsse  Havliceks  fast  gänzlich  verschwand. 

Das  Jahr  1848  bringt  nun  in  Böhmen  neben  die  bis  dahin  am  stärksten 
entwickelte  romantisch-ülslawiscne  Grundidee  zahlreiche  neue,  wenn  auch 
großenteils  unklare  politische  und  soziale  Vorstellungen  und  Bestrebungen 
in  den  Vordergrund:  der  Slawenkongreß  und  die  mit  diesem  zusammen- 
hängende Prager  Juni-Revolte  bedeuten  dann  gewissermaßen  den  Durch- 
gangspunkt aller  dieser  Tendenzen  auf  dem  Wege  zur  Klärung.  In  Palackys 
und  Havliceks  Nationalprogramm  gelangt  schließlich  der  autroslawische  Ge- 
danke als  Ausdruck  einer  mit  den  tatsächlichen  Machtverhältnissen  rechnen- 
den, von  aller  Romantik  sich  abwendenden  Politik  zur  Vorherrschaft  in  der 
öffentlichen  Meinung  der  Tschechen  und  bildet  von  da  ab  die  feste  Grund- 
lage für  die  praktischen  Bestrebungen  nach  nationaler  Emanzipation  während 
der  ganzen  zweiten  Hälfte  des   19ten  Jahrhunderts. 

Anmerkung  37  (Seite  176).  Ueber  den  Slawenkongreß  vgl.  jetzt 
neben  der  älteren  Literatur  die  Darstellung  A.  von  Fi  seh  eis, 
Der  l'anslavismus  bis  zum  Weltkrieg,  Stuttgart  und  Berlin,  1919, 
S.  '2b0 — 298;  Boemus,  Der  tschechische  Panslavismus  im  Jahre 
1648  in  der  Zeitschrift  für  Geschichte:  Oesterreich,  I.  Buch,  S.  506  ff.  Vgl. 
auch  R.  S  1  r  i  t  z  k  o  ,  Die  Genesis  der  nationalen  Dissonanzen  in  Böhmen. 
Oest.  Rundschau  1918,  Bd.  56.  In  der  tschechischen  Literatur  gibt  die  aus- 
führlichste neuere  Darstellung:  Zdenko  T  o  b  c  1  k  a  ,  Slovanski  Sjead  v.  Praze 
1848,  Prag  1901. 

Anmerkung  38  (Seite  178).  Ich  kenne  keine  erschöpfende  und 
befriedigende  Darstellung  der  Persönlichkeit  des  gesamten  politischen 
und  literarischen  Wirkens  von  Michail  Bakunin.  Die  von  dem 
Herausgeber  der  .,Oeuvres"  Bakunins  1895  in  Aussicht  gestellte 
Biographie  ist  mir  nicht  bekannt  geworden.  Das  eben  angeführte 
Werk  enthält  folgende  spätere  Schriften  Bakunins:  Federalisme  So- 
zialisme  et  Antitheologisme,  Lettres  aux  Internationaux  du  Jura.  Dieu  et 
l'Etat.  Sämtlich  Arbeiten  Bakunins,  die  seiner  ^internationalen"  Lebens- 
periode angehören:  seine  Anschauungen  über  die  allslawische  Idee  sind  in 
seiner  1848  erschienenen  Schrift:  Aufruf  an  die  Slawen  von  einem  russischen 
Patrioten.  Mitglied  des  Slawenkongresses,  Koethen,  1848,  enthalten.  Darüber 
Palacky  in  seiner  ..notgedrungenen  Erklärung"  von  1848,  Gedenkblätter, 
S.  187. 

Anmerkung  39  (Seite  180).  Das  Zitat  nach  Anton  Springers 
Geschichte  Oesterreichs,  IL  Band.  S.  337.  Eine  ausführliche  Inhalts- 
angabe der  Proklamation  gibt  jetzt  Fischel  a.  a.  O..,  S.  280— 2SJ. 
Dies  ist  die  einzige  vom  Kongreß  selbst  noch  am  12.  Juni  be- 
schlossene Kundgebung.  Daselbst  auch  die  Wiedergabe  des  nur  im 
Ausschusse  l><  M-hlossenen  Entwurfes  einer  Adresse  an  den  öster- 
reichischen Kaiser  über  die  innerhalb  Oesterreichs  zu  verwirklichenden 
Wünsche  der  slawischen  Völker  und  ebenso  Inhaltsangabe  des  von  dem 
Ausschuß  für  ein  Sehnt/.-  und  Trutzbündnis  der  Slawen  beschlossenen  Ent- 
wurfes, a.  a.  <).,  S.  282 — 290.  Bakunins  Ideen  in  dem  oben  genannten 
Aufruf  analysiert  Fischel  a.  a.  <>..  S.  291,  292.  Vgl.  auch  Franz  Palackys 
Schreiben   an   den    Grafen   Thun   über  den  Slawenkongreß,    Ciedenkblätter, 

Seite    167. 

Anmerkung  40  (Seite  182).  Die  Einsicht  in  die  Entwicklung  der  Ideen 
Hegels   vom   Staate   ist  zweifellos   eine   der   wichtigsten   Aufgaben    einer   Ge- 

Bchichte   der   politischen    Ideen   der    Deutschen    im    ü>.  Jahrhundert    üImt- 

haupt.     \'<d.  H  ege  I  .  Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechtes,  iji;  267—860. 

Von  da   aus   geht   die    Linie    bis   zu    <\v\\    von   Treitschke   in   seiner   „Politik" 

am   stärksten   und   rückhaltlosesten  dargelegten   Anschauungen   vom    Macht- 

nken  als  konstitutiven  und  entscheidenden  Wesenselement  des  Staates, 
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was  übrigens  auch  die  Grundauffassung  der  ganzen  neueren  deutschen 
Staatslehre  seit  1866  bildet. 

Anmerkung  41  (S.  186).  Ueber  die  erste  gesetzliche  Fest- 
stellung des  Prinzips  der  Gleichberechtigung  und  Gleichstellung  bei- 
der Völker  in  Böhmen  durch  das  Kabinettsschreiben  vom  8.  April 
1848  siehe  die  Ausfüllrungen  Zehntbauers,  Verfassungswandel 
im  neueren  Oesterreich,  1911,  S.  114,  135—137,  140.  Ferner 
T.  G.  Masaryk,  Karel  Havlicek,  S.  403—413;  neuestens  B.  Traub, 
Kabinetny  Listy  23.  brezna  a  8.  dubna  1848  i  hlediska  prävo  jazijkoveho, 
Praze  1919.  Welch  großen  Eindruck  das  Kabinettschreiben  vom  8.  April 
sogleich  nach  beiden  Seiten  hin,  auf  deutscher  nicht  minder  als  auf  tschechi- 
scher Seite  gemacht  hat,  ist  später  gerade  bei  den  Deutschen  in  Vergessen- 
heit geraten,  daher  man  dann,  als  in  den  neunziger  Jahren  ein  Urteil  des 
Wiener  Obersten  Gerichtshofes  sich  darauf  stützte,  in  gewaltiges  Erstaunen 
über  diese  Rechtsquelle  geriet.  Im  Jahre  1848  hat  aber  gerade  in  Wien 
das  Kabinettschreiben  sogleich  ebenso  wie  bei  den  Deutschböhmen  Oppo- 
sition hervorgerufen.  In  der  Tat  war  ja  durch  die  grundsätzliche  An- 
erkennung der  Gleichberechtigung  beider  Völker  und  des  gleichzeitigen 
kaiserlichen  Versprechens  „verantwortlicher"  Behörden  für  Böhmen  die 
ganze  Rechtsstellung  Böhmens  zum  Gesamtreich  und  zum  erbländischen 
Staat  erheblich  verändert  worden.  Es  ist  daher  gewiß  nicht  übertrieben, 
das  KabLnettschreiben  vom  8.  April  als  Charte  für  Böhmen  neben  die  fast 
p-!eichzeiti£,  nämlich  am  11.  April,  erfolgte  Sanktion  der  neuen  von  Kossuth 
im  Preßburger  Landtag  durchgesetzten  ungarischen  Verfassungsbestim- 
mungen zu  stellen,  wie  dies  1848  auf  deutscher  Seite  wiederholt  geschah. 
Es  ist  auch  klar,  daß  schon  damals  wie  später  so  oft  die  magyarische  Selb- 
ständigkeitspolitik den  Tschechen  als  Vorbild  gedient  hat.  Daß  die  Deutschen 
in  Böhmen  und  in  Wien  die  große  Tragweite  des  Kabinettschreibens  so- 
gleich voll  erfaßt  haben,  wird  durch  zahlreiche  Tatsachen  erhärtet.  Der 
Protest,  welchen  die  Deutschen  Böhmens,  Mährens  und  Schlesiens  schon 
am  9.  April  dem  Minister  des  Innern  überreichten,  enthielt  in  der  Hauptsache 
folgendes: 

„Die  deutschen  Bewohner  der  böhmischen  Kronländer  protestieren  gegen 
jede  Absonderung  Böhmens,  Mährens  und  Schlesiens  von  Deutschland,  sie 
verlangen  vielmehr  den  engen  Anschluß  der  böhmischen  Länder  an 
Deutschland. 

Sie  protestieren  ferner: 

a)  gegen   jede   Beeinträchtigung  der  deutschen    Nationalität: 

b)  gegen  die  Einführung  der  slawischen  Sprache  in  Volksschulen 
deutscher  Ortschaften; 

c)  gegen  die  Einführung  der  slawischen  Sprache  als  Unterrichtssprache 
in  den  ordentlichen   Lehrgegenständen;  endlich 

d)  gegen  jede  ausschließliche  Besetzung  öffentlicher  Aemter  und  Be- 
dienstungen   durch   Eingeborene. 

Ferner  verlangen  die  deutschen  Einwohner  der  böhmischen  Kronländer: 

1.  daß  das  deutsche  Element  an  der  Prager  Hochschule  aufrechterhalten 
werde ; 

2.  daß  sich  von  der  Volksvertretung  der  böhmischen  Kronländer  der 
deutschen  Sprache  bedient  werde; 

3.  daß  in  Gegenden,  welche  bloß  Deutsche  bewohnen,  auch  Personen 
angestellt  werden  können,  welche  der  slawischen  Sprache  nicht  kundig  sind." 

Sehr  bezeichnend  für  die  Sorge,  die  sogleich  alle  Deutschen  erfüllte, 
ist  auch  die  Adresse,  welche  in  Wien  vom  ständischen  Zentralausschuß 
auf  Antrag  eines  Tiroler  Mitgliedes  an  die  Regierung  gerichtet  wurde. 
Wie  die  von  Karl  Hugelmann  veröffentlichten  Aktenstücke  zeigen,  suchte 
die  Regierung  Pillersdorf  speziell  die  Besorgnisse  der  deutschen  Stände- 
mitglieder wegen  des  durch  das  Kabinettsschreiben  hinsichtlich  der  Reichs- 
verfassung geschaffenen  Präjudizes  durch  eine  einschränkende  Erläuterung 
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der  Böhmen  gewährten  Rechte  zu  zerstreuen.  Vgl.  Hugelmann,  Jahr- 
buch für  Landeskunde,  1917,  S.  492,  ferner  Pillersdorf,  Handschrift- 
licher Nachlaß,  Wien  1863,  S.  97.  —  Die  deutschnationale  Auffassung,  die 
in  den  an  Böhmen  gemachten  Konzessionen  eine  förmliche  Auflösung  des 
Reiches  erblickte,  bringt  A.  Tebeldi  (K.  Beidtel)  in  seiner  Schrift  „Die 
Slawen  im  Kaisertum  Oesterreich,  Wien  1848"  sehr  scharf  zum  Ausdruck: 
„Man  hatte  den  Ungarn  ein  nur  ihrem  Reichstag  verantwortliches  Mini- 
sterium gegeben.  Damit  hatte  man  Ungarn  aus  einer  Provinz  zu  einem 
föderierten  Staat  gemacht.  Mit  Ungarn  hatte  man  das  geographisch  ent- 
legene Siebenbürgen  verloren,  nun  waren  dem  Königreich  Böhmen  verant- 
wortliche Zentralbehörden  bewilligt.  Damit  war  Böhmen  in  ein  Verhältnis 
zum  Staate  getreten,  das  dem  Ungarns  ganz  ähnlich  sah.  Nicht  lange  vorher 
hatte  der  Thron  den  Kroaten  und  Slawoniern  ähnliche  Bewilligungen  ge- 
macht als  den  Pragern.  Mit  welchem  Rechte  konnte  man  der  am  9.  April 
1848  überreichten  Adresse  aus  Galizien  und  dem  Krakauer  Gebiete  eine 
gleich  günstige  Erledigung  versagen?  Italien  war  verloren,  ob  es  wieder 
erobert  werden  würde,  stand  zu  erwarten.  Was  blieb  Oesterreich?  Seine 
deutschen  Provinzen  mit  Ausnahme  Böhmens  und  rücksichtlich  Mährens 
und  Schlesiens  hatte  man  halb  und  halb  zugesagt,  daß  sie  mit  Böhmen 
vereinigt  werden  sollten,  insofern  sie  es  wollten.  So  war  das  mächtige 
Oesterreich  in  nicht  einem  Monat  auf  wenige  tausende  Quadratmeilen  herab- 
gekommen. So  war  Wien  nicht  ferner  die  Hauptstadt  der  ungarischen 
Provinzen,  Böhmens,  Galiziens,  Italiens,  so  waren  aus  fünf  europäischen 
Mächten  vier  geworden.  So  war  Oesterreich  in  einem  entscheidenden  Augen- 
blicke nicht  die  erste  deutsche  Macht  mehr." 

In  der  Tat  bildete  im  Sommer  und  Herbst  1848  das  Schlagwort  von 
der  endgültigen  Auflösung  Oesterreichs  den  Gegenstand  zahlreicher  Zei- 
tungsartikel und  Aufsätze  in  der  ganzen  deutschen  Presse.  Um  so  stärker 
wirkte  dann  der  Beweis  ungeahnter  Kraft  der  Armee  und  des  dynastischen 
Reichs-  und  Staatsgedankens,  welche  nach  den  Siegen  Radetzkys  in  Italien 
die  November-Ereignisse  in  Wien,  der  Thronwechsel  und  die  Rekonstruktion 
der  österreichischen   Gesamtmacht   zur  Anschauung  brachte. 

Anmerkung  42  (Seite  188).  Die  Kriege  gegen  Napoleon  hatten  für  die 
Dynastie  wiederholt  die  ganze  Grundlage  ihrer  Herrschaft  in  Frage  gestellt 
Nicht  nur,  was  die  Zugehörigkeit  der  Erbländer  zum  deutscheu  Bunde  be- 
trifft, sondern  auch  die  Beziehungen  des  ungarischen  Königreiches  zu  den 
übrigen  Ländern  des  Hauses  Habsburg  waren  durch  die  Ereignisse  tiei 
berührt.  Max  Falk  schreibt  in  seinen  Aufsätzen  über  ..Stephan  Szcchenyi 
und  seine  Zeit",  Oesterreichische  Revue  1860: 

..Kaiser  Franz  schwankte,  ob  er  sich  nicht  ljeber  Kaiser  von  Ungarn 
und  Böhmen  nennen  solle  und  darüber  fanden  auch  mit  Napoleon  Be- 
sprechungen und  Verhandlungen  statt,  wie  auch  aus  der  veröffentlichte!] 
Korrespondenz  Napoleons  hervorgeht.  Die  bedeutendem  Staatsmänner 
sprachen  sich  dafür  aus,  Ungarn  zum  Mittelpunkt  der  Monarchie  zu  machen. 
So  schrieb  Josef  Dessewffy  im  Jahre  1811  an  seinen  Freund  Kaezinczy: 
In  ipsa  aula  regia  duplex  patria  adsit;  sunt  et  tales,  qui  totam  monarchiam 
snl)  formis  hungaricis  amalgamandam  intenderent  Auch  Gentz  und 
Metternich  waren  zeitweilig  der  Meinung,  daß  der  Sitz  der  Regierung  des 
Erzhauses  dauernd  nach  Wien  verlegt  und  ein  großes  üngarreich  gebildet 
würde. 

Anmerkung  43   (Seite  189).     Die  Wendung,  welche   1825  in  der  Politik 

er  Franz  Ungarn  gegenüber  eintrat  hing  innig  mit  der  äußeren  Politik 
zusammen.  Anton  Springer  (Geschichte  Oesterreichs.  i.  Band,  3.  334) 
sagt  darüber  treffend:  „An  den  Grenzen  Ungarns  entbrannte  ein  heftiger 
Kampf,  dessen  Dauer  und  Ausgang  sich  nicht  berechnen  ließ.  Sollte 
man  denselben  mit  Gewalt  auch  in  das  Innere  des  Reiches  verpflanzen? 
Mußte  sieht  vielmehr  dem  Wiener  Kabinett  alles  daran  liegen,  sich  die 
Hände    frei     und    die    Straße    nach    dem    Orient    offen    zu    erhalten?       Die 
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Staatskanzlei,  die  sich  sonst  wahrlich  nicht  beeilte,  die  Rechte  der  Völker 
abzuwägen  und  welche  die  Nachgiebigkeit  der  Fürsten  stets  als  eine  Tod- 
sünde betrachtet  hatte,  empfahl  dem  Kaiser,  Frieden  mit  Ungarn  zu  machen. 
Den  orientalischen  Wirren  hatte  es  dieses  zu  danken,  daß  auch  Fürst 
Metternich  zu  seinen  Fürsprechern  zählte." 

Anmerkung  44  (Seite  190).  Die  politische  Entwicklung  Stephan  S  z  e  * 
chenyis  und  die  Ludwig  Kossuths  sind  die  beiden  äußersten  Grund- 
linien, von  denen  aus  man  den  ganzen  großen  und  höchst  merkwürdigen 
Prozeß  der  magyarischen  Renaissance  im  Vormärz  erfassen  und  verstehen 
kann;  zwischen  beiden  steht  die  Linie,  auf  der  sich  Franz  Deak  seit  dem 
Reichstage  von  1832 — 1836  schrittweise  zum  Führer  des  magyarischen 
Nationalliberalismus  imd  zum  künftigen  Leiter  der  ganzen  Nation  aus- 
gebildet hat.  Szechenyi  war  der  erste  wirkliche  Wiedererwecker  der  Nation: 
von  englischen  Erfahrungen  und  Vorbildern  ausgehend  gelangte  Szechenyi 
zu  einem  praktischen  Programm  realen  wirtschaftlichen  Fortschrittes  und 
damit  kam  er  von  selbst  zu  einer  Annäherung  an  die  Regierung.  Sein 
Einfluß  auf  den  Fürsten  Metternich  war  schon  bei  der  großen  Wendung 
von  1825  wirksam.  Die  Auffassung,  die  Graf  Szechenyi  —  damals  schon 
seit  einem  Jahrzehnt  der  erste  Mann  der  Nation  —  sogleich  von  Kossuths 
Persönlichkeit  und  Agitation  gewann,  erscheint  im  Lichte  der  kommenden 
großen  Ereignisse  geradezu  wie  das  Urteil  eines  Hellsehers.  Schon  1841 
schrieb  Stephan  Szechenyi  von  Kossuth:  „Statt  uns  schönen  Tagen  entgegen- 
zuführen, treibt  der  Redakteur  des  „Pesti  Hirlap"  unsere  unglückliche, 
kaum  sich  erholende  Nation  in  den  alles  verschlingenden  Abgrund  der 
Anarchie,  oder,  was  noch  wahrscheinlicher  ist,  unmittelbar  gegen  die  unser 
Schiff  zertrümmernden  Klippen  des  Absolutismus."  In  den  Beziehungen 
dieser  beiden  Schicksalsmänner  der  Magyaren  ist  auch  bis  zu  Szechenyis 
tragischem  Ende  keine  Veränderung  eingetreten.  —  Das  ungarische  Partei- 
wesen geht  in  seiner  ersten  Bildung  auf  den  Reichstag  von  1832 — 1836 
zurück.  Noch  im  Jahre  1825  gab  es  nur  zwei  Parteien,  die  Aulici  oder 
Hofpartei  und  die  Patrioten,  welch  letztere  in  der  Widerstandsbewegung 
wider  die  absolutistische  Regierungsmethode  des  Kaisers  Franz  in  den 
Komitatskongregationen  selbst  entstanden  waren.  Indem  nun  die  Regie- 
rung versuchte,  in  den  letzteren  sich  auf  den  massenhaften  Kleinadel  gegen 
die  herrschenden  großen  Adelsfamilien  zu  stützen,  hatte  sie  selbst  den 
magyarischen  Mittelstand  in  den  Vordergrund  gebracht  und  dadurch  für 
die  spätere  Agitation  Kossuths  und  der  radikalen  Nationalen  den  Boden 
geschaffen  geholfen.  Seit  dem  Reichstage  von  1832  stützte  sich  die  Regie- 
rung auf  die  Mehrheit  der  Magnaten  im  Oberhause,  unter  denen  sich  eine 
Gruppe  von  jungen  hochadeligen  Politikern,  von  Aurel  Dessewffy  und  Sze- 
chenyi geführt,  bildete,  welche  Hand  in  Hand  mit  der  Regierung  eine 
Politik  des  wirtschaftlichen  Fortschrittes  und  vorsichtiger  sozialer  Reform 
anbahnen  wollte.  Seit  1841  ist  Szechenyi  einer  der  wichtigsten  Vertrauens- 
männer des  Fürsten  Metternich  in  dessen  ungarischer  Politik,  und  einige 
Zeit  später  nahm  er  sogar  ein  Amt  bei  der  Regierung  an,  indem  er  zum 
Leiter  des  Kommunikationswesens  und  der  Flußregulierungen  wurde,  die 
Szechenyi  schon  seit  langem  besonders  am  Herzen  lagen.  Der  Hauptkampf 
der  Metternichschen  Regierung  in  Ungarn  in  den  Vierzigerjahren  drehte 
sich  um  den  Plan  einer  Verwaltungsreform,  welche  in  Wien  auf  den  Vor- 
schlag des  hervorragenden  Magnatenpolitikers  und  Vizekanzlers  Grafen 
Georg  Apponyi  beschlossen  worden  war,  um  die  Einführung  der  so- 
genannten Administratoren  an  Stelle  der  Obergespäne,  durch  welche  Ein< 
richtung,  wie  der  damalige  englische  Agent  in  Ungarn  an  seine  Regierung 
berichtete,  in  die  ungarischen  Institutionen  eine  Art  von  österreichischer 
Bureaukratie  eingeschmuggelt  würde,  deren  Endresultat  die  Umwandlung 
Ungarns  in  eine  österreichische  Provinz  sein  müßte.  An  dem  Widerstände 
dagegen  erlangte  Kossuth  zum  ersten  Male  große  Popularität  in  der  ge- 
samten  Gentry   und   verlor   Graf   Szechenyi,   der  auf   Seite  der  Regierung 
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stand,  einen  großen  Teil  seines  Rufes  und  Ansehens.  Ueber  die  Laufbahn 
Steiihan  Szecbenyis  und  besonders  über  das  letzte  Jahrzehnt  seines  Lebens 
vgl.  auch  die  Schrift:  A.  von  Kecskemethy,  Graf  Stephan  Szechenyis 
staatsmännische  Laufbahn   usw.     Pest  1866. 

Anmerkung  45  (Seite  190).  Der  Text  muß  hier  insofern  berichtigt 
werden,  als  nicht  Szärvady,  sondern  Dionys  Päzmandy  mit  Szalay  als 
Gesandte  nach  Frankfurt  gingen.  Szärvady  und  Graf  Teleki  wurden  von 
Kossuth  als  Gesandte  nach  Paris  geschickt.  Ueber  die  ungarische  Gesandt- 
schaft in  Frankfurt  vgl.  H  eifert,  Geschichte  der  österr.  Revolution.  II., 
S.  77,  30t — 303.  Pillersdorf  hatte  ganz  arglos  seine  Zustimmung  zu  der 
Entsendung  der  ungarischen  Gesandtschaft  nach  Frankfurt  gegeben,  wo  sie 
allerdings  von  Schmerling  nicht  empfangen  wurden.  Das  Ministerium 
Wessenberg-Doblhoff  hat.  wie  Bach  in  der  Debatte  vom  19.  September  im 
Wiener  Reichstag  erklärte,  diese  ungarischen  Gesandten  sowohl  in  Frank- 
furt wie  in  Paris  desavouviert,  weil,  wie  der  Minister  erklärte.  ..das  Recht 
der  Beschickung  auswärtiger  Mächte  nach  den  bisherigen  Verhalts 
Ungarns  und  Öesterreichs  nicht  anerkannt  ist  und  so  Gott  will  nie  an- 
erkannt  werden  wird."  Verhandlungen  des  österr.  Reichstages  von  1848, 
nach  den  stenographischen  Aufnahmen  II.  Band,  S.  532. 

Anmerkung  46  (Seite  191).  Nachdem  die  Debatte  schon  ziemlich  lange 
gedauert  hatte,  und  eine  große  Anzahl  demokratischer  Redner  in  heftigen 
Worten  sich  für  den  Empfang  der  ungarischen  Deputierten  ausgesprochen 
hatte,  während  tschechische  und  polnische  Abgeordnete  sowie  auch  Ver- 
treter des  deutschen  Zentrums  sich  ablehnend  verhielten,  ergriff  zuvörderst 
der  Minister  des  Aeußern,  Freiherr  von  Wessenberg.  das  Wort,  und  ihm 
folgte  sodann  Bach  als  Redner.  Wessenberg  berief  sich  auf  die  ..stets 
versöhnende  und  vermittelnde  Stellung  der  Wiener  Regierung  Ungarns 
gegenüber."  Schon  anfangs  Mai  habe  sie  sich  an  das  ungarische  Ministerium 
mit  dem  Anerbieten  gewendet,  zur  Verständigung  über  gewisse  das  Gesamt- 
reich oder  die  wechselseitigen  Beziehungen  betreffende  Angeegenheiten 
in  gemeinsame  Beratung  und  Verhandlung  einzutreten.  Dieses  Anerbieten 
wurde  nach  Amtsantritt  des  Ministeriums  Doblhoff-Wessenberg  unter  dem 
31.  Juli  wiederholt  und  alles  versucht,  um  zwischen  Ungarn  und  Kroaten 
den  Bürgerkrieg  aufzuhalten.  Es  ist  nun  charakteristisch,  daß  sowohl 
Wessen bergs  Ausführungen  als  auch  Bachs  denkwürdige  Rede  das  Ver- 
halten der  Regierung  gegenüber  Ungarn  auf  dem  Prinzip  der  Gleichbereeht'- 
gung  der  Völker  begründeten.  Dieses  Prinzip  bildet  zweifellos  die  von  den 
führenden  Männern  am  Hofe  und  in  der  Regierung  verabredete  Grundlage, 
auf  der  sich  die  ganze,  schon  im  April,  wenn  auch  noch  mit  tastenden  Ver- 
suchen beginnende  Gegenaktion  Wiens  gegen  die  selbständige  ungarische 
Regierung  und  die  neue  ungarische  Verfassung  aufbaut.  Die  große  Be- 
deutung der  Eröffnungen  der  Regierung  in  der  Debatte  über  die  Frage  der 
Zulassung  der  Budapester  Reichstagsabordnung  liegt  nun  darin,  daß  nun- 
mehr über  die  politische  Richtung,  die  der  Hof  und  das  Wiener  Ministerium 
*  inschlugen,  volle  Klarheit  zu  Tage  trat.  Bach  verlas  zunächst  die  große 
Denkschrift  vom  31.  August  und  legte  dann  neuerdings  das  Verhalten  des 
angarischen  Ministeriums  seit  dem  Monate  Mai  ausführlich  dar.  Er  las 
ZU  diesem  Zweck«»  den  U.  a.  Vortrag  des  Ministeriums  dem  Reichstage  vor, 
mit  «reichem  jene  Denkschrill  dem  Kaiser  überreicht  worden  war.  So- 
dann wies  Bach  darauf  hin,  daß  die  in  Wien  erschienene  Deputation  vom 
Budapester  Reichstage  abgesendet  worden  sei,  ohne  daß  dortselbst  eine 
Diskussion  über  die  Gesichtspunkte  stattgefunden  hätte,  nach  welchen  eigent- 
lich das  ungarische  Ministerium  und  der  ungarische  Reichstag  einen  Aus- 
gleich oder  die  so  oft  ohne  Erfolg  angeregte  Verständigung  zwischen  Oester- 
reich  und  Ungarn  und  die  Ausgleichung  der  in  Ungarn  kämpfenden  National- 
interessen  wirklich   herbeiführen    wollen.     Es  ließe  sich   daher  selbst   durch 

einen  Empfang  ler  Deputation,  da  es  an  einem  bestimmten  Substrat  fehle, 
kein  befriedigendes  Ergebnis  erzielen.     l>i>'  Wiener  Regierung,  sagte  Bach, 
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sei  sehr  befriedigt  davon,  daß  es  nunmehr  im  österreichischen  Reichstage 
zu  dieser  Debatte  gekommen  sei,  und  daß  es  in  den  ungarischen  Angelegen- 
heiten von  nun  ab  nicht  nur  die  Politik  der  österreichischen  Minister, 
sondern  auch  eine  solche  des  Reichstages  gibt.  Seit  den  Märztagen,  meinte 
Bach,  sei  der  Grund  der  Scheidung  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  weg- 
gefallen. Alle  Völker  beraten  und  verhandeln  jetzt  über  ihre  Angelegen- 
heiten selbst.  Daher  müßten  sich  auch  die  Völker  brüderlich  die  Hand 
reichen  und  nicht  dadurch,  daß  sie  separatistische  Tendenzen  verfolgen, 
den  politischen  Gesamtkörper  erschüttern.  Von  diesem  Standpunkte  aus 
haben  wir,  sagte  Bach,  die  Verhältnisse  zu  Ungarn  betrachtet  und  darin  den 
Grundsatz  der  Gleichberechtigung  aller  Nationalitäten  festgehalten.  Dieser 
Grundsatz  sei  es,  der  das  österreichische  Ministerium  wesentlich  von  dem 
ungarischen  trennt,  und  solange  die  ungarische  Regierung  diesen  Grundsatz 
nicht  anerkennt,  solange  fehlt  der  Einigungspunkt  für  die  Verständigung. 
Schließlich  wurde  mit  186  gegen  108  Stimmen  der  Antrag  des  Abgeordneten 
Helfert  angenommen,  demzufolge  die  magyarische  Deputation  nicht  emp- 
fangen wurde. 

Diese  Debatte  des  Wiener  Reichstages  vom  19.  September  ist  sehr 
merkwürdig.  Sie  zeigt  zum  erstenmal  das  Bild  der  Kooperation  einer 
kaiserlichen  Regierung  mit  einer  parlamentarischen  Majorität,  und  zwar  in 
der  wichtigsten  aller  politischen  Fragen,  nämlich  in  der  Behandlung  der 
Reichsfrage.  Schon  in  dieser  ersten  Leistung  moderner  österreichischer 
Regierungskunst  mittelst  der  Formen  des  Parlamentarismus  treten  deutlich 
die  Züge  hervor,  die  ihr  dauernd  zu  eigen  geblieben  sind.  Die  Majorität, 
auf  die  sich  die  Regierung  stützt,  ist  keine  prinzipiell  geeinigte  Mehrheit, 
sondern  sie  ist  sozusagen  ad  hoc  gebildet,  einmal  durch  die  nationalen 
Sympathien  —  in  diesem  Falle  der  Slawen  für  die  Kroaten  — ,  sodann  durch 
die  Hoffnung  eben  dieser  Nationen  und  ihrer  Parteien,  aus  der  Tatsache 
ihrer  Regierungsfähigkeit  gewisse  politische  Vorteile  zu  ziehen.  Die  Majori- 
tät bestand  aus  der  großen  Mehrheit  der  Slawen,  die  Tschechen  an  der 
Spitze,  deren  Sympathien  auf  seiten  Jellacic  und  der  Kroaten  in  ihrem 
Kampfe  wider  den  magyarischen  Rassenimperialismus  naturgemäß  standen, 
sodann  aus  dem  sogenannten  „Zentrum",  d.  i.  jenen  deutschen  Abgeord- 
neten, die  sich  gefühlsmäßig  mit  der  zentralistisch-dynasliscben  Auffassung 
von  Oesterreich  solidarisch  fühlten.  Die  Deutschnalionalen  und  die  demokra- 
tische Opposition,  deren  Begabtester,  Dr.  von  Löhner,  wiederholt  leiden- 
schaftlich in  der  Debatte  sprach,  standen  vor  allem  als  Doktrinäre  auf 
Seite  der  Magyaren  als  der  Träger  der  Revolution,  sodann  auch,  weil 
man  in  der  Haltung  der  Regierung  Ungarn  gegenüber  die  ausgesprochene 
Gegenrevolution  und  das  Bestreben  des  Hores  sah,'  die  „Märzerrungen- 
schaften" zuerst  in  Ungarn,  später  auch  in  Oesterreich  zurückzunehmen. 
Daneben  war  aber  bei  ihnen  auch  der  Wunsch  sehr  lebendig,  daß  den 
Bestrebungen  der  Ungarn  nach  völliger  Selbständigkeil  des  Landes  und 
Personal-Union  mit  Oesterreich  möglichster  Erfolg  zuteil  würde,  weil  sie 
auf  diese  Weise  eine  Förderung  ihrer  eigenen  Anschlußpolitik  gegenüber 
Deutschland  und  ihrer  demokratischen  Politik  in  der  Frankfurter  National- 
versammlung erhofften.  Vom  habsburgischen  Reich  wollte  man  in  diesen 
Kreisen  überhaupt  nichts  mehr  wissen.  Diese  Ideen  gingen,  wenn  auch 
wesentlich  abgeschwächt,  weit  bis  in  die  Kreise  des  ständischen  Liberalis- 
mus hinüber.  Man  muß  sich  nur  an  die  Referate  Kleyles  über  die  Re- 
konstruktion der  Monarchie  in  der  ständischen  Zentralkonferenz  erinnern, 
für  welche  die  Selbständigkeit  Italiens,  Ungarns  und  Galiziens  gleichfalls 
den  Kern  bildete.  Ladislaus  Rieger  in  seiner  zum  Teil  leidenschaftlichen 
und  höhnischen  Polemik  gegen  die  Ungarn  und  ihre  Freunde  im  Wiener 
Reichstag  traf  den  entscheidenden  Punkt,  als  er  das  Wort  Dr.  von  Löhners, 
der  die  Pragmatische  Sanktion  als  ein  vergilbtes  und  wertloses  Pergament 
bezeichnete,  nur  als  den  Ausdruck  des  bewußten  Willens  bezeichnete,  den 
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Völkervertrag,  den  in  Wahrheit  die  Pragmatische  Sanktion  vorstelle,  zu  be- 
seitigen. Sowohl  die  von  der  dynastischen  Reichsidee  erfüllten  Staats- 
männer, als  auch  die  besonnenen  Führer  der  Tschechen  und  Slawen  über- 
haupt Bähen  wohl  voraus,  wie  unmöglich  es  wäre,  an  die  Stelle  der  durch 
die  Krone  auf  der  Höhe  ihrer  .Macht  geschaffenen  Völkervereinigung  Oester- 
reich  eine  solche  aus  dem  gegenseitigen  Einverständnis  der  seit  dem 
Miirz  1848  mündig  gewordenen  Völker  durch  ihre  Parteien  und  Volks- 
vertretungen  neu  zu  schaffen.  Wie  sehr  diese  Voraussicht  gerade  durch 
die  Ereignisse  gerechtfertigt  wird,  welche  die  70  Jahre  später  talsächlich 
erfolgende  Auflösung  des  Reiches  gezeitigt  hat,  darauf  kann  hier  zunächst 
nur  kurz  hingewiesen  werden. 

Anmerkung  47  (Seite  192).  Exkurs.  Die  Entstehung  der 
Denkschrift  des  österreichischen  Ministeriums  vom 
31.   August  1848. 

Zu  den  in  der  vorhergehenden  Anmerkung  angeführten  Reden  der 
Minister    geben   die    nachstehenden    Aktenstücke   näheren   Aufschluß: 

1.  Ministerratsprotokoll  vom  3.  Juli   1848,  Zahl  1365. 

Nach  einem  vom  Kriegsminister  mitgeteilten  Berichte  des  Banus  von 
Kroatien  hat  das  ungarische  Kriegsministerium  die  weitere  Dotation  für 
die  Truppen  abgeschlagen,  wonach  sich  derselbe  hinsichtlich  der  Auszahlung 
der  Löhnung  in  der  größten  Verlegenheit  befindet.  Nach  dem  Befinden 
des  Banus  bedarf  derselbe  für  den  Monat  Juni  noch  99  000  Gulden  und 
für  den  Monat  Juli  246  000  Gulden.  Der  Kriegsminister  leitete  die  An- 
gelegenheit ins  Finanzministerium  mit  dem  Ersuchen,  ob  nicht  mit  einem 
Vorschuß  aus  der  Verlegenheit  geholfen  werden  könnte.  Wenn  man  mit 
dem  ungarischen  Ministerium  auf  einem  guten  Fuße  stünde,  dann,  meinte 
der  Finanzminister,  würde  eine  Vorschußleistung  durchaus  keinem  An- 
stände unterliegen.  Dies  ist  aber  nicht  der  Fall.  Seit  dem  Monat  April 
zahlen  die  Ungarn  keinen  Heller  an  die  Zentralfinanzen,  obgleich  sie  über 
drei  Millionen  anzuführen  hätten,  ja  sie  bestreiten  selbst  das  Recht  des 
Aerars  auf  die  Forderung  der  Rückstände  aus  den  früheren  Jahren,  welche 
sich  gleichfalls  auf  mehrere   Millionen   belaufen. 

In  dem  vorliegenden  Falle  treten  zweierlei  Rücksichten  hervor:  finan- 
zielle und  politische.  Die  ersteren  würden  anraten,  nichts  zu  geben,  weil 
zu  besorgen  steht,  daß  man  das  Geld  nicht  wird  ersetzen  wollen:  die  zweite 
stelle  in  Aussicht,  daß  das  ungarische  Ministerium  die  den  Kroaten  geleistete 
Geldhilfe  so  ansehen  werde,  als  ob  wir  die  Auflehnung  der  Kroaten  hier 
unterstützten. 

Nur  ein  Modus  lasse  sich  ausfinden,  dennoch  Hilfe  zu  leisten.  Ali. 
Truppen  sind  nämlich  kaiserliche  Truppen.  Wenn  ein  Ministerium  die  Be- 
zahlung derselben  verweigert,  kann  ein  anderes  die  Pflidht  nicht  ablehnen, 
sie  zu  ernähren.  Gegenwärtig  sei  überdies  seine  kaiserliche  Hoheit  Erz- 
herzog Johann  als  Vermittler  zwischen  Kroatien  und  Ungarn  bestellt,  und 
man  müßte  sorgfältig  alles  vermeiden,  dal',  von  keinem  Teile  Anlaß  zu 
einer  Spannung  gegeben  werde,  was  zuverlässig  der  Fall  sein  würde,  wenn 
die  Truppen  ihre  Löhnungen  nicht  erhielten.  Es  wird  sohin  beschlo 
lern  Banus  die  erbetenen  Geldsummen  zu  schicken,  auch  wird  der  Beschluß 

Bt,  den  Erzherzog  Johann  zu  ersuchen,  durch  einen  eigenen  Brief  an 
den   l'alaiin   die  auf  Ausgleich   berechneten   Schritte  des  Ministeriums  zu 

unterstützen. 

2.  Ministerratsprotokoll  Z.  2082  vom  27.  August   1848. 

Vorsitz:  Freiherr  von  Wessenberg.  Anwesend  die  Minister:  Doblhoff, 
Latour,  Bach,   Kraufi,  Schwarz«  r,  llombostel. 

LI.  Graf   Latour  verliest  den  Entwurf  .-einer  an  den  ungarischen   Minister 

häzy  zu    richtenden    Note   wegen    schleuniger    Dotierung  der 
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Agramer  Kriegskasse  aus  den  ungarischen  Finanzen.  Ministerrat  einver- 
standen. 

Punkt  6.  Staatsrat  Pipitz  wurde  in  den  Ministerrat  berufen,  um  da- 
selbst ein  von  ihm  über  Auftrag  und  nach  den  Andeutungen  des  Ministe- 
riums verfaßtes  Memoire  über  die  Stellung  des  Königreiches  Ungarn  zur 
Gesamtmonarchie  vor  und  nach  den  Märzereignissen  in  Vortrag  zu  bringen. 
Dieses  Memoire  wurde  von  dem  Ministerrate  der  gehegten  Absicht  ent- 
sprechend und  sowohl  durch  Gründlichkeit  als  durch  mit  Umsicht  gewählte 
Form  völlig  geeignet  befunden,  um  als  Staatsschrift  gebraucht  zu  werden. 
Man  beschloß  sofort,  diese  Staatsschrift  Seiner  Majestät  mittelst  besonderen 
Vortrages  unter  Beyfügung  von  Anträgen  über  den  in  der  ungarisch-kroa- 
tischen Angelegenheit  einzuhaltenden  Gang  vorzulegen.  Bei  der  Verhand- 
lung, welche  die  Vereinbarung  des  österreichisch-deutschen  und  des 
ungarischen  Ministeriums  bezielt  und  womit  solche  Einrichtungen  vorbereitet 
werden  sollen,  daß  mit  denselben  die  Pragmatische  Sanktion  zur  vollen 
Geltung  käme,  würde  sich  nach  den  von  einzelnen  Stimmen  gemachten 
Andeutungen  an  folgende  Richtpunkte  zu  halten  sein: 

Es  wäre  nämlich  mittelst  eines  bestimmten  ungarischen  Gesetzes  aus- 
zusprechen notwendig,  wienach  der  ungarische  Kriegsminister  in  seiner 
Aufgabe  auf  die  zur  Landesverteidigung  gehörigen  Anstalten  und  Vor- 
kehrungen beschränkt  werde,  daß  er  für  die  Militärbedürfnisse  auf  die  für 
das  Land  schonendste  Weise  Rat  schaffe,  im  übrigen  aber  den  Oberbefehl 
über  das  gesamte,  teilweise  auch  in  Ungarn  dislozierte  Heer  nicht  durch 
abweichende  Verfügungen  beirre.  Auf  ähnliche  Art  wären  die  Gegen- 
stände aufzuzählen,  die  den  Gesamt-Staatshaushalt  angehen,  wie  nämlich: 
die  allgemeine  Staatsschuld,  das  Geld-  und  Bankwesen,  endlich  die  Bei- 
tragsleistung zu  den  Erfordernissen  des  Gesamtstaates.  Auch  beim  Handels- 
ministerium muß  eine  Ausscheidung  für  dasjenige  stattfinden,  was  die 
Monarchie  im  ganzen  angeht,  sonst  dürften  die  Beziehungen  zum  Auslande, 
ja  der  Länder  unter  sich  in  Verwicklung  geraten. 

Für  die  Erhaltung  der  unentbehrlichen  Einheit  in  der  Ausübung  der 
exekutiven  Gewalt  wäre  entweder  die  Bestellung  von  verantwortlichen 
Staatssekretären  an  der  Seite  der  in  Wien  befindlichen  Minister  des  Krieges 
und  der  Finanzen  oder  die  Beiziehung  des  im  a.  h.  Hoflager  befindlichen 
ungarischen  Ministers  zu  dem  in  Wien  bestehenden  Ministerrate  in  vor- 
kommenden Fällen,,  oder  endlich  die  ununterbrochene  Mitteilung  und  schrift- 
liche Verhandlung  des  hiesigen  Ministerrates  mit  den  anwesenden  unga- 
rischen Ministern  erforderlich. 

In  den  Verhandlungen  mit  den  ungarischen  Ministern  wäre  dahin  zu 
streben,  die  erste  der  Alternativen  zur  Annahme  zu  bringen,  weil  dieselbe 
die  einfachste  und  haltbarste  scheint.  Was  die  Stellung  der  legislativen 
Organe  betrifft,  so  lassen  sich  auch  hierbei  verschiedene  Gestaltungen  in 
Anregung  bringen.  Am  geeignetsten  dürfe  es  erscheinen,  wenn  aus  den 
legislativen  Körpern  ein  Reichsrat  oder  welchen  Namen  man  geben  will, 
zusammengesetzt  würde,  dem  die  Fragen,  wo  Konflikte  zwischen  den  Ge- 
walten Ungarns  und  jener  der  österreichischen  Länder  oder  gemeinsame 
Interessen  zur  Sprache  kommen,  zur  Erörterung  oder  Entscheidung  zuzu- 
weisen wären.  Demselben  Reichsrat  gegenüber  wären  auch  die  Minister 
der  beiden  Länderkomplexe  verantwortlich,  insofern  sie  durch  ihre  Hand- 
lungen gegen  die  vom  Reichsrate  ausgegangenen  Beschlüsse  und  Weisungen 
sich  verstoßen  oder  sonst  in  Ansehung  der  vereinigten  oder  der  gegen- 
seitigen Interessen  sich  einer  Pflichtverletzung  schuldig  machen."  (Folgen 
die  Unterschriften  des  Erzherzogs  Franz  Karl  und  der  oben  genannten 
Minister.)  Unter  der  Bezeichnung  ad  2239/48,  1901/M.  R.,  erliegt  in  Kopie 
der  „A.  u.  Vortrag  des  treugehorsamsten  Ministerrates  in  Betreff  der  Ein- 
leitungen zu  näherer  Vereinbarung  mit  dem  ungarischen  Ministerium  de 
dato  29.  August  1848."    Dieser  Vortrag  war  es,  den  Bach  am  19.  September 
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1848  im  Reichstage  verlas,  ohne  daß  aber  der  Text  in  die  stenographischen 
Protokolle  aufgenommen  worden  wäre.  Der  Text  dieses  Vortrages 
folgt  nun: 

3.  „Euere  Majestät.  Der  treugehorsamste  Ministerrat  hat  es  seit  Monaten 
zu  dem  Gegenstande  seiner  größten  Aufmerksamkeit  gemacht,  die  Schritte 
der  ungarischen  Staatsverwaltung,  seit  dieselbe  einem  abgesonderten  ver- 
antwortlichen Ministerium  anvertraut  ist,  dann  die  Erscheinungen  des  nun- 
mehr versammelten  ungarischen  Reichstages  zu  beobachten,  diese  Vorgänge 
nach  allen  Richtungen  sowohl  im  Innern  des  ungarischen  Reiches,  als  auch 
in  Absicht  auf  die  deutsch-österreichischen  Lande  zu  erwägen  und  endlich 
die  Wirkungen  zu  erforschen,  welche  der  Mitte  Mai  dieses  Jahres  ein- 
getretenen Umgestaltung  des  Königreiches  Ungarn  folgten.  Es  sind  nämlich 
in  einem  Zeitraum  weniger  Monate,  ja  weniger  Wochen  Begebenheiten 
zusammengedrängt,  welche  ihrer  Bedeutung  und  Wirkung  wegen  nicht  nach 
der  ersten  Erscheinung  beurteilt,  sondern  erst  nach  ihrem  Eintritt  in  die 
Wirklichkeit,  nach  ihrer  Verschlingung  mit  den  vorhandenen  Staatsverhält- 
nissen ermessen  werden  können. 

Der  Art  erschienen  die  Beschlüsse  des  letzten  Preßburger  Reichstages, 
die  darauf  folgende  Union  Ungarns  mit  Siebenbürgen,  endlich  der  Wider- 
stand, welchen  die  kroatisch-slawonische  Kongregation,  die  Militärgrenze 
und  die  servisch-illyrische  Nation  den  ungarischen  Ministerialverordnungen 
entgegensetzte. 

Diese  Veränderungen  im  ungarischen  Staatsleben  waren  an  sich  schon 
so  wichtig,  daß  die  Nachwirkungen  für  die  österreichisch-deutschen  Lande 
nicht  ausbleiben  konnten.  Der  österreichisch-deutsche  Ministerrat  hat,  so 
oft  sich  nun  eine  Gelegenheit  darbot,  dieselbe  mit  Eifer  ergriffen,  die 
Interessen  der  österreichisch-deutschen  Völker  vor  der  Beschlußnahme  über 
ungarische  Statsangelegenheiten  geltend  zu  machen.  So  geruhten  Euere 
Majestät  wegen  der  allgemeinen  Staatsschuld  die  Vorstellungen  des  treu- 
gehormsten  Ministerrates  nicht  unbeachtet  zu  lassen.  Seine  k.  k.  Hoheit 
der  Erzherzog-Palatin  wurde  wiederholt  um  seine  Teilnahme  und  Ein- 
wirkung angesprochen.  Da9  Wiener  Gesamtministerium  hat  dem  unga- 
rischen das  Anerbieten  gemacht,  in  gemeinsamer  Erörterung  und  Be- 
sprechung oder  schriftlichen  Verhandlung  sich  über  vorkommende,  beide 
Länderkomplexe  berührende  Fragen  zu  einigen.  Allein  hierauf  teilte  das 
ungarische  Ministerium  bis  nun  zu  noch  keine  Antwort  und  es  gelang  dein 
treugehorsamsten  Minislerrat  mir  in  wenigen  Fällen,  Konflikte  zu  beheben 
oder  Maßregeln  zu  hindern,  die  sonst  ein  tntfremden  und  eine  Knt/.weyung 
zwischen    den    altverbündeten   Nationen    hätte    herbeiführen    müssen. 

Den  Grund  des  Mißlingens  seiner  Bemühungen  darf  der  treugehor- 
samste  Ministerrat  nicht  allein  oder  vorzugsweise  in  der  politischen  Richtung 
des  jetzigen  ungarischen  Ministeriums  suchen.  Selbst  Wenn  letzteres  eine 
andere  Kahn  wählen  oder  eine  für  Oesterreich  freundlichere  Zusammen- 
setzung  annehmen  wollte,  bliebe  noch  immer  die  Wurzel  des  Uebels  vor- 
handen. Dämlich  mit  dem.  dal.',  die  am  11.  April  genehmigten  ungarischen 
Reichsgesetze  in  der  Tat  bereits  die  Pragmatische  Sanktion  untergraben 
haben.  Daher  sieht  sich  der  treugehnrsamsle  Ministerrat  verpflichtet,  in 
einer  abgesonderten  Denkschrift  darzulegen,  daß  die  Grundfeste  der  Ver- 
einigung aller  zur  österreichischen  Monarchie  gehörigen  Länder  gelockert 
und  die  Notwendigkeit  entstanden  sey,  den  vorhandenen  Uebelstftnden  ent- 
gegenzutreten. l>as  ungarische  Ministerium  selbst  unterstützt  glücklicher- 
das  Bemühen  der  treugehorsamsten  Minister,  indem  es  von  dem 
Grundatze  ausgeht,  die  Pragmatische  Sanktion  mü>se  (estgehalten   werden. 

Diesem    Ausgangspunkte   folgend   glaubt   der   Ministerrat   nicht    langer 

□  zu  sollen,  einen  entscheidenden  Schritt  vorzuschlagen,   um    vorersl 

inahme  des   nach  allen  Seiten  zunehmenden   Uebels  Bii  hemmen;   dann 
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aber  auch  das  Uebel  selbst,  das  jetzt  schon  bis  zur  Verwirrung  des  Ver- 
kehres und  öffentlichen  Kredites,  ja  bis  zur  Empörung  und  Bürgerkrieg 
gestiegen  ist,  zu  beseitigen  und  für  immer  entfernt  zu  halten.  Euere 
Majestät  geruhe  daher,  folgenden  Vorschlägen  die  allergnädigste  Bewilli- 
gung zu  erteilen: 

1.  die  beiliegende  Denkschrift  wäre  zur  Mitteilung  an  das  ungarische 
Ministerium  bestimmt  und  demselben  zugleich  unter  Berufung  auf  die  von 
Eurer  Majestät  erhaltene  Genehmigung  Seiner  k.  k.  Hoheit  dem  Herrn 
Erzherzog-Palatin  zu  eröffnen,  daß  an  die  Stelle  der  ungarisch-kroatischen 
Differenzen,  zu  welche  Seine  k.  k.  Hoheit  der  Herr  Erzherzog  Johann 
berufen  werden,  nunmehr  eine  unmittelbare  gemeinschaftliche  Verhandlung 
des  treugehorsamsten  und  des  ungarischen  Ministeriums  treten  sollte.  Zu 
diesen  gemeinschaftlichen  Verhandlungen,  welche  die  gütliche  Begleichung 
der  gedachten  Differenzen  bezielen,  sollte  übrigens  auch  Baron  Jellacic  in 
Vertretung  der  beteiligten  Landesieile  herangezogen  werden. 

Als  Vorbedingungen  wären  hiebei  festzusetzen: 

a)  Die  sogleiche  Einstellung  aller  Angriffe,  Feindseligkeiten  und  aller 
Rüstungen  Ungarns  gegen  der  Militärgrenze  oder  Kroatien-Slawonien,  welche 
Vorbedingung  der  Rückkehr  zu  dem  vollen  Friedensstand  auch  gegenseitig 
von  dem  Ban  und  den  ihm  anhängigen  Landesteilen  vollständig  anzunehmen 
und  zu  befolgen  wäre. 

b)  alle  gegen  den  Ban  und  den  Metropoliten,  hierzulande  gerichteten 
Regierungsmaßregeln  sollten  alsbald  zurückgenommen  werden. 

c)  die  provisorische  Zuweisung  der  Leitung  der  Militärgrenze  an  deii 
in  Wien  beindlichen  Kriegsminister. 

Nur  unter  diesen  Vorbedigungen  erscheint  es  möglich,  dem  Blutver- 
gießen und  der  Auflösung  der  gesellschaftlichen  Ordnung  im  Süden  des 
Reiches  schnell  ein  Ziel  zu  setzen  und  der  Ausbreitung  des  Bürgerkrieges 
zuvorzukommen. 

Außer  der  Pazifikation  der  Militärgrenze  und  der  kroatisch-slawonischen 
Landesteile  ist  aber  mittelst  der  gemeinsamen  Verhandlung  zwischen  den 
beiden  Ministerien  ein  noch  wichtigerer  Zweck  zu  erreichen,  nämlich  die 
Pragmatische  Sanktion  zur  vollen  Geltung  zu  bringen  und  dieses  Grund- 
gesetz mit  den  Errungenschaften  in  Einklang  zu  setzen,  von  denen  die 
ungarische  Nation  ebensowenig  etwas  einbüßen  soll,  als  es  in  der  a.  h. 
Absicht  liegen  kann,  den  österreichisch-deutschen  Völkern  die  zugesagte 
politische  Freiheit  in  einem  anderen  als  in  dem  vollsten  Sinne  des  Wortes 
zu  gewähren. 

Der  treugehorsamste  Ministerrat  würde  bei  den  obiges  Ziel  verfolgen- 
den Verhandlungen  jene  Linie  beachten,  welche  bereits  in  der  oben  ge- 
dachten Denkschrift  angedeutet  ist  und  wodurch  so  viel  als  möglich  allen 
Konflikten  der  exekutiven  und  legislativen  Gewalt  beider  Länderkomplexe 
unter  sich  begegnet  und  ein  Vereinigungspunkt  aufgestellt  und  festgehalten 
würde,  der  das  gemeinsame  Bestreben  für  das  Wohl  der  Monarchie  zu 
sichern  und  eine  wahre  Verantwortlichkeit  der  Minister  zu  bewirken  ge- 
eignet wäre.  Bei  der  Verhandlung,  welche  die  Vereinbarung  des  öster- 
reichisch-deutschen und  des  ungarischen  Ministeriums  bezielet,  und  womit 
solche  Einrichtungen  vorbereitet  werden  sollen,  daß  mit  denselben  die 
Pragmatische  Sanktion  zur  vollen  Geltung  käme,  würde  sich  nach  den  von 
einzelnen  Stimmen  gemachten  Andeutungen  auf  folgende  Richtpunkte  zu 
halten  sein. 

Es  wäre  nämlich  mittelst  bestimmter  ungarischer  Gesetze  auszusprechen 
notwendig,  wienach  der  ungarische  Kriegsminister  in  seiner  Aufgabe  auf 
die  zur  Landesverteidigung  gehörigen  Anstalten  und  Vorkehrungen  be- 
schränkt werde,  daß  er  für  die  militärischen  Bedürfnisse  auf  die  für  das 
Land  schonendste  Art  Rat  schaffe,  im  übrigen  aber  den  Oberbefehl  über 
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-am te  auch  in  Ungarn  dislozierte  Heer  nicht  durch  abweichende  Ver- 
tilgungen beirre.  Auf  ähnliche  Art  wären  die  Gegenstände  aufzuzählen. 
en  (lesamt-Staatshaushalt  angehen,  wie  nämlich  die  allgemeine  Staats- 
schuld, das  Geld-  und  Bankwesen,  endlich  die  Beitragsleistung  zu  den  Er- 
fordernissen des  Gesamtstaates.  Auch  beim  Handelsministerium  muß  eine 
Ausscheidung  für  dasjenige  stattfinden,  was  die  Monarchie  im  ganzen  an- 
geht, sonst  dürften  die  Beziehungen  zum  Auslande,  ja  der  Länder  unter 
sich  in   Verwicklung  geraten. 

Für  die  Erhaltung  der  unentbehrlichen  Einheit  in  der  Ausübung  der 
exekutiven  Gewalt  wäre  entweder  die  Bestellung  von  verantwortlichen 
Staatssekretären  an  der  Seite  der  in  Wien  befindlichen  Minister  des  Krieges 
und  der  Finanzen  oder  die  Beiziehung  des  im  a.  h.  Hoflager  befindlichen 
ungarischen  Ministers  zu  dem  in  Wien  bestehenden  Ministerrate  in  vor- 
kommenden Fällen,  oder  endlich  die  ununterbrochene  Mitteilung  und  schrift- 
liche Verhandlung  des  hiesigen  Ministerrates  mit  den  anwesenden  unga- 
rischen Ministern   erforderlich. 

In  den  Verhandlungen  mit  den  ungarischen  Ministern  wäre  dahin  zu 
streben,  die  erste  der  Alternativen  zur  Annahme  zu  bringen,  weil  dieselbe 
die  einfachste  und  haltbarste  scheint.  Was  die  Stellung  der  legislativen 
Organe  betrifft,  so  lassen  sich  auch  hiebei  verschiedene  Gestaltungen  in 
Anregung  bringen.  Am  geeignetsten  dürfte  es  erscheinen,  wenn  aus  den 
legislativen  Körpern  ein  Reichsrat  oder  welchen  Namen  man  geben  will, 
zusammengesetzt  würde,  dem  die  Fragen,  wo  Konflikte  zwischen  den  Ge- 
walten Ungarns  und  jener  der  österreichischen  Länder  oder  gemeinsame 
Interesen  zur  Sprache  kommen,  zur  Erörterung  oder  Entscheidung  zuzu- 
weisen wären.  Demselben  Reichsrat  gegenüber  wären  auch  die  Minister 
der  beiden  Länderkomplexe  verantwortlich,  insofern  sie  durch  ihre  Hand- 
lungen gegen  die  vom  Reichsrat  ausgegangenen  Beschlüsse  und  Weisungen 
sich  verstoßen  oder  sonst  in  Ansehung  der  vereinigten  oder  der  gegen- 
seitigen Interessen  sich  einer  Pflichtverletzung  schuldig  machen. 
Allerhöchst  resolviert  am  31.  August  1848." 

4.  Unter  derselben  Aktenzahl  erliegt  sodann  die  Denkschrift,  deren 
Text  in  Alexander  Helferts  Schrift,  ,, Revision  des  ungarischen  Aus- 
gleiches", Wien,  1876,  S.  157 — 170  abgedruckt  ist.  Ferner  erliegt  unter  der 
gleichen  Zahl  ein  Aktenstück  betitelt  ^Zusammenstellung  der  Gesetze,  welche 
das  durch  die  Pragmatische  Sanktion  bekräftigte  Band  der  Einigung  Ungarns 
mit  den  übrigen  österreichischen  Ländern  betreffen."  Aus  diesem  Akten- 
Stuck  sei  folgendes  mitgeteilt: 

Das  Aktenstück  geht  von  dem  Texte  des  ungarischen  Gesetzartikels 
über  die  Pragmatische  Sanktion  vom  Jahre  1723  aus.  Sodann  bemerkt 
Staatsrat  Pipitz,  welcher  der  Verfasser  auch  dieses  Schriftstückes  gewesen 
ist,  folgendes: 

..Ks    ist   also   klar,   nicht    bloß   einem    dynastischen    Interesse  sollte  die 
Pragmatische  Sanktion  genügen,  sondern  auch  einem  staatlichen  und  volks- 
tümlichen.   Eine  andauernde,  unteilbare  und  untrennbare  gegenseitige  und 
hzeitige  Vereinigung  gegen   äußere  Feinde,   innere   Unruhen   und   ein 
tiges   Einverständnis  -ollte  von  nun  an  alle  Länder  und  Völker 
Oesterredohs    umschließen.     Deshalb    wurde    auch   dieses    Gesetz   von   den 
damaligen    Volksvertretern   bo   willig   und   dankbar  und   mit    Anerkennung 
.  wohltätigen  Zweckes  angenommen.     Durch   diese  Einheit  der   Ver- 
tretung nach  außen,  der  Leitung  der  bewaffneten  Machl  und  der  obersten 
Verwaltung  der  großen  Angelegenheiten  des  Qesamtstaates  war  im  Sinne 
t/.es  keineswegs  die  provinzielle  Selbstän  ligkeit  der  ein/einen 
Reiche  und  Teile   desselben  aufgehoben  und   noch  viel  weniger  war  eine 
Unterordnung    der    einen    Provinz    unter    die   andere    beabsichtigt.     Jedes 
Land   sollte   »eine    besonderen  Gesetze,   seine  besondere   Verwaltung   und 
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Vertretung  behalten  und  die  gleiche  Berücksichtigung  in  den  Zentralorganen 
finden,  oder  wie  dies  für  Ungarn  im  Artikel  X  des  Reichstages  von  1790/91 
ebenso  schön  als  richtig  ausgedrückt  ist;  es  sollte  ein  freyes  Reich  und  hin- 
sichtlich seiner  ganzen  gesetzlichen  Verwaltung  unabhängig,  das  heißt  keinem 
anderen  Reiche  oder  Volke  unterworfen  sein,  und  da  es  selbständig  sei, 
seine  eigene  Verfassung  besitzen,  auch  nach  diesen  Gesetzen  und  Gewohn- 
heiten und  nicht  nach  den  Normen  der  anderen  Provinzen  regiert  werden. 

Es  verdient  eben  darum  besondere  Beachtung,  daß  derselbe  Reichstag 
von  1790,  welcher  die  Selbständigkeit  Ungarns  gegen  die  Angriffe  Kaiser 
Josefs  II.  so  kräftig  verteidigte,  in  seinem  Artikel  XVII  die  Existenz  des 
allen  Provinzen  gemeinsamen  Staatsministeriums,  der  Staatskanzley  und  des 
diplomatischen  Personals  als  gesetzlich  anerkannte  und  nur  forderte,  daß 
auch  eingeborene  Ungarn  für  diese  Stellen  gewählt  würden. 

5.   Das  Ministerratsprotokoll  vom  17.  September  1848,  Z.   2145  u.  2146. 

Punkt  21.  Der  Finanzminister  brachte  in  Anregung,  daß  es  unter  den 
dermaligen  Verhältnissen  Ungarns,  wo  der  Bürgerkrieg  ausgebrochen,  das 
Ministerium  verändert  worden  ist  in  zwei  den  übrigen  österreichischen 
Staaten  feindliche  Maßregeln:  die  Aushebung  von  200  000  Mann  und  die 
Emission  ungarischer  Banknoten  vom  Reichstage  beschlossen  worden  sind, 
es  in  der  Pflicht  des  diesseitigen  Ministeriums  liege,  Seine  Majestät  auf 
diese  Verhältnisse  aufmerksam  zu  machen  und  im  Interesse  der  Gesamt- 
monarchie in  einem  eigenen  Vortrage,  mit  dessen  Redaktion  der  Konferenz- 
Tat  Pipitz  betraut  werde,  zu  bitten,  Seine  Majestät  möge  geruhen: 

1.  die  zwei  Gesetze  wegen  der  ungarischen  Aushebung  und  Banknoten- 
emission nicht  zu  sanktionieren, 

2.  nur  einem  solchen  Ministerium  die  a.  h.  Genehmigung  zu  erteilen, 
welches  geneigt  ist,  den  Frieden  und  die  Pragmatische  Sanktion  zu  erhalten, 

3.  das  österreichische  Ministerium  von  allen  auf  die  übrigen  Staaten 
Einfluß  nehmenden  ungarischen  Beschlüssen  zu  verständigen  und  in  den 
Fällen,  wo  das  Gesamtinteresse  der  Gesamtmonarchie  oder  einzelner  öster- 
reichischer Provinzen  beteiligt  ist,  dessen  Gutachten  zu  vernehmen. 

Im  allgemeinen  mit  diesem  Antrage  einverstanden,  glaubte  der  Minister 
des  Innern  sich  nur  gegen  Punkt  3  erklären  zu  sollen,  weil  «sonst  das 
ungarische  Ministerium  die  Reziprozität  ansprechen  könnte.  Dagegen  sollte 
seines  Erachtens  (womit  auch  der  Justizminister  einverstanden  war)  der 
Zustand  der  gegenwärtigen  Trennung  angefochten,  auf  die  Errichtung  eines 
Gesamtministeriums  gedrungen  und  nur  in  Ermanglung  einer  solchen  Kon* 
Zentrierung  für  jetzt  die  obigen  Anträge  gemacht  werden. 

Anmerkung  48  (Seite  196).  Wenngleich  Rieger,  Palacky,  Klaudi,  Brau- 
ner und  andere  tschechische  Abgeordnete  sich  in  dieser  Debatte  ganz  auf 
die  Seite  der  Regierung  stellten  und  sich  also  mit  der  in  der  Denkschrift 
kundgegebenen  Forderung  nach  Erhaltung  der  Reichseinheit  solidarisch  er- 
klärten, dürfte  ihnen  doch  die  staatsrechtliche  Argumentation  des  Ministers 
Bach  nicht  ganz  behagt  haben.  Denn  was  hier  die  Regierung  gegen  die 
ungarischen  Aprilgesetze  aussprach,  galt  ebenso  vom  Kabinettsschreiben  vom 
8.  April  zu  dem  als  einem  absolutistischen  Staatsakte  der  Kaiser  nach  dem 
15.  März  1848  auch  nicht  mehr  die  rechtliche  Befugnis  besessen  hatte. 
Allerdings:  die  durch  Kossuth  geschaffene  Selbständigkeit  Ungarns  negierte 
den  Reichsverband  von  vornherein  vollständig,  während  von  den  tschechi- 
schen Errungenschaften  des  8.  April  das  doch  nicht  gesagt  werden  konnte. 

Anmerkung  49  (Seite  196).  Der  Rechtsbegriff  der  Gesamtmonarchie  als 
einer  staatsrechtlichen  Einheit  tritt  in  der  Denkschrift  des  Ministeriums 
vom  31.  August  zum  erstenmal  juristisch  ausgeprägt  in  dem  Sinne  auf,  in 
welchem  er  seither  als  der  Kardinalbegriff  der  österreichischen  Regierungs- 
politik dauernd  gebraucht  worden  ist.  Der  Grundton,  der  die  ganze  Staats- 
schrift   beherrscht,    tritt    in    dem    im    Texte    angeführten    Schlußsätzen    am 
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Stärksten  hervor:  endlich  nach  einem  halben  Jahre  unsicherer  und  zer- 
tahrener  Regierungspolitik  zeigte  sich  wieder  Entschlossenheit  sowie  das 
Vorhandensein  fester  Ziele  und  eines  bestimmten  Pianos  im  österreichischen 
Ministerium.  Der  Eindruck,  den  die  Verlesung  der  Denkschrift  und  die 
Hede  Alexander  Bachs,  in  welchem  die  öffentliche  Meinung  sogleich  und 
mit  vollem  Hechte  den  eigentlichen  geistigen  Träger  der  gesamten  Regie- 
rungspolitik sah,  war  im  Reichstag  selbst  und  in  der  ganzen  Öffentlich- 
em tiefer  und  nachhaltender. 

Anmerkung  50  (Seite  199).  In  diesem  kritischen  Zeitpunkt  machte  sich 
die  unheilvolle  Erbschaft  des  franziseeischen  Regierungssystems  besonders 
stark  geltend:  die  gegenseitige  Fremdheit  der  Völker  in  der  Monarchie,  der 
Mangel  an  geistigen  Zusammenhängen  unter  ihnen  und  das  Fehlen  wirk- 
licher politischer  Erfahrung  bei  denjenigen,  welche  die  nationalen  und  demo- 
kratischen Bewegungen  zu  Führern  der  Völker  gemacht  hatte.  Immerhin 
läßt  sich  doch  die  Hauptschuld  daran,  daß  der  verschlungene  Knoten,  den 
die  einzelnen  nationalen  Revolutionen  mehr  und  mehr  bildeten,  schließlich 
nur  mehr  durch  die  Gewalt  lösbar  schien,  unzweifelhaft  den  Magyaren 
und  dem  Kossuthismus  zur  Last  legen.  Denn  diese  waren  es,  die  mit  der 
starren  Logik  ihrer  staatsrechtlichen  Juristenpolitik  den  Weg  zu  einem 
Ausgleich  des  selbständig  gewordenen  Ungarn  sowohl  mit  den  Kroaten 
als  mit  der  Wiener  Regierung  versperrten.  Gewiß  hatte  letztere  in  den 
Sommermonaten  noch  auf  eine  Verständigung  mit  dem  Ministerium  Ballyäny 
in  der  Armeefrage  und  im  Staatsschuldproblem  gehofft.  Sowohl  aus  den 
Memoiren  Pulszkys  wie  der  Schrift  Baron  Kemenys  von  1850  ent- 
nimmt man.  daß  innerhalb  des  Ministeriums  in  Budapest  große  Meinungs- 
verschiedenheiten herrschten.  Die  hemmungslose  Agitation  Kossuths  und 
.sein  fantastischer  Ehrgeiz  hinderten  aber  die  besonneneren  Männer  im  unga- 
rischen Keichstag.  wie  Deak  und  Eötvös,  zu  Einfluß  zu  gelangen.  Dazu  kam, 
daß  es  sowohl  in  Wien  als  auch  in  Budapest  an  einer  politisch  reifen  Presse 
so   gut    wie    vollständig   fehlte,   diese   vielmehr   mit   Vorliebe   das   ohnehin 

■  Mißtrauen  der  Völker  gegen  den  Hof  und  die  Wiener  Minister  unab- 

;  steigerte.  Wien  insbesondere  versagte  in  dieser  Krise  vollständig. 
Die  breiten  Schichten  der  Bevölkerung  waren  in  dieser  politisch  allezeit  un- 
produktiven Stadt  zwar  der  Revolution  längst  überdrüssig,  aber  man  ließ 
die  radikale  Agitation  ruhig  gewähren:  so  gelang  es  den  demokratischen 
Agitatoren  abermals,  so  wie  in  den  Märztagen,  lebhafte  Ungarnbegeisterung 
in  der  Presse  und  in  den  Versammlungen  der  Reichshauptstadt  zu  produ- 
zieren. Als  es  dann  aber  Ernst  wurde,  der  ungarisch-kroatische  Bürg«  r- 
krieg  ausbrach,  dachte  in  Wien  niemand  ernstlich  daran,  mit  den  magyari- 
schen  Revolutionären  Hand  in  Hand  zu  gehen.  Schon  damals  hat  Wien 
nicht  verstanden,  daß  die  magyarische  Politik  ihm  geradezu  die  Lebens- 
grundlage gefährdete,  daß  die  Erhaltung  des  Gesamtreiches  mindestens  als 
wirtschaftliche  Einheit  eine  Existenzfrage  für  die  Hauptstadt  bedeutete  und 
dafi  Niemandem  mehr  als  Wien  die  Rolle  der  Vermittlung  zwischen  den  er- 
bittorten nationalen  Kampfparteien  oblag,  (ierade  die  gleichgültige  Unter- 
werfung der  Wiener  Massen  unter  die  Begeisterung  der  Demokratie  für  das 
he  Ungarn  im  September  und  Oktober  1S4S,  zeigt  die  absolute 
politische  Instinktlosdgkeit  des  Wienertums  aufs  deutlichste.  Mit  unbegreif- 
lichen] Gleichmut  ließ  das  Wiener  Bürgertum  jene  deutschnationalen  Poli- 
tiker und  demokratischen  Doktrinäre  des  Reichstags  gewähren,  deren  End- 
ziel darin  bestand.  Wien  zu  einer  Grenzstadt  zu   machen! 

Anmerkung  51  (Seite  201).  Auch  dies  wirkte  besonders  verhängnisvoll! 
dafi  die  deutschnationale  Demokratie  Wiens  von  1848  kein  Gefühl  dafür 
besaß,  daß    der   magyarische   Rassenimperialismus   im    Falle  eines  Sieges 

leutsche  Volkselement  und  Kulturwerk  in  Ungarn  ebensowenig  schonen 
würde  als   das   slawische.     Nur  vereinzelte   Stimmen   in  der   Presse  wiesen 
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auf  die  nationale  Intoleranz  des  Magyarentums  hin,  aber  die  öffentliche 
Meinung  ließ  sich  immer  wieder  von  der  Anschauung  beherrschen,  daß  man 
an  den  Ungarn  einen  Verbündeten  gegen  den  Tschechismus  und  das  Slawen- 
tum überhaupt  besitze.  Diese  Kurzsichtigkeit  bildet  aber  überhaupt  einen 
Bestandteil  der  nationalistischen  Politik,  wie  sie  1848  in  ganz  Europa  ein- 
setzt. Die  Geschichte  des  Weltteils  seither  bat  gezeigt,  daß  der  Nationalismus 
als  stärkste  Triebkraft  moderner  Volkspolitik  immer  und  überall  auch  dem 
stärksten  Ausdruck  beschränkter  politischer  Selbstsucht  bedeutet.  Bis  zur 
Gegenwart  gibt  es  noch  kaum  ein  Beispiel  dafür,  daß  ein  Volk  die  ihm 
durch  die  Geschichte  oder  den  Krieg  zugefallene  Uebermacht  über  andere 
Völker  nicht  sogleich  bis  aufs  äußerste  und  bis  zum  Mißbrauch  geltend 
gemacht  hätte.  Daher  kommt  es,  daß  die  neuere  Geschichte  Europas,  von 
diesem  Gesichtspunkte  betrachtet,  wie  ein  grausames  Spiel  aussieht,  bei 
dem  bald  die  eine  bald  die  andere  Nation,  die  eine  oder  andere  Sprach- 
gemeinschaft jeweils  als  Hammer  oder  als  Amboß  dient.  Wie  dabei  das 
uralte  Gemeingefühl  der  europäischen  Kultur  und  die  gewaltigen  geistigen 
Kräfte,  aus  denen  dieses  erwachsen  ist,  mehr  und  mehr  eingeschrumpft 
und  machtlos  geworden  sind,  hat  die  jüngste  Vergangenheit  in  Schrecken  er- 
regender Weise  gezeigt. 

Anmerkung  52  (Seite  203).  Franz  Pulszky,  einer  deir  eifrigsten  An- 
hänger Ludwig  Kossuths  und  Staatssekretär  des  Aeußern  in  der  Regierung 
Battyäny,  als  solcher  in  Wien  wohnhaft,  gibt  in  seinen  Erinnerungen  ein 
sehr  interessantes  Bild  von  den  österreichisch-ungarischen  Beziehungen  in 
den  entscheidenden  Wochen  des  Herbstes  1848.  In  dem  Rückblicke,  den  er 
in  seinen  Memoiren  auf  die  historische  Persönlichkeit  Kossuths  und  dessen 
überragende  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  Revolution  wirft,  zieht  er 
aus  der  so  verschiedenartigen  Beurteilung  des  großen  Diktators  in  klugen 
und  gerechten  Worten  die  Summe.  Ich  setze  einen  Teil  dieser  Ausfüh- 
rungen deshalb  hierher,  weil  sie  das  Schicksalhafte  in  der  Laufbahn 
Kossuths  und  die  Tatsache,  daß  diese  im  letzten  Grunde  durch  die  gewaltigen 
Kräfte  des  ganzen  europäischen  Revolutionszeitalteirs  bestimmt  gewesen  ist, 
sehr  gut  zum  Ausdruck  bringt.  „Ich  spreche  nicht  von  denen,  die  aus 
Prinzip  Gegner  jeder  Revolution  sind,  die  in  derselben  die  Auflösung  der 
sozialen  Ordnung  sehen  und  sogar  die  russischen  Hilfstruppen  als  Retter 
der  Gesellschaft  begrüßten;  aber  auch  unter  den  Anhängern  jener  Prin- 
zipien, denen  die  Revolution  Geltung  verschaffen  konnte,  herrschen  ab- 
weichende Ansichten  über  Kossuth;  obgleich  jedermann  in  ihm  den  Haupt- 
faktor unserer  Geschichte  im  Jahre  1848/49,  den  Vertreter  der  ganzen 
Größe  jener  Zeiten  sieht  und  anerkennt,  daß  ihm  aller  Ruhm  gebühre,  daß 
ihn  aber  auch  die  volle  Verantwortlichkeit  treffe.  Zu  jener  Zeit,  als  die 
Reaktion  jeden  hochherzigen  Patrioten  zum  Widerstand  reizte  und  jeden 
ehrlichen  Menschen  selbst  gegen  seinen  Willen  mit  aller  Gewalt  zum  Re- 
bellen machte,  da  war  er  die  Verkörperung  des  moralischen  Selbstgefühles 
der  Nation,  mit  der  er  sich  in  jeder  Beziehung  identifiziert  hatte,  ward  er  zu 
ihrem  Führer.  Der  Kampf  endete  mit  unserer  Niederlage,  und  so  darf  es  uns 
nicht  wundern,  daß  viele  während  der  achtzehnjährigen  Unterdrückung  des 
Reiches  Kossuth  als  den  Urheber  der  Leiden  der  Nation  anklagten.  Diese 
hat  man  gewöhnlich  in  etwas  zu  grellen  Farben  dargestellt,  man  erwähnte 
das  Blut  der  Märtyrer,  das  Elend,  dem  die  Patrioten  im  Kerker  und  im 
Exile  ausgesetzt  waren,  den  materiellen  Schaden,  den  der  Krieg  verursachte, 
das  blöde  Regime  der  Deutschen,  welches  das  ganze  Land  in  einen  Kerker 
verwandelte.  Dabei  vergaß  man,  daß  die  Nation  aus  dem  Blutbade  mit 
verjüngter  Kraft  hervorgegangen,  daß  die  Palme  der  Märtyrer  dem  Lande 
zum  Ruhme  gereichte,  daß  Kerker,  Exil  und  Elend  das  Sühneopfer  für  die 
Nation  wurde,  und  daß  das  Volk  in  jenen  Tagen  für  alle  Sünden  der  Ver- 
gangenheit gebüßt  habe. 


58      Die  Entfaltung  des  österr.  Problems  durch  die  Revolution  von  1848. 

Die  Ilauptanklage  gegen  Kossuth  ist,  daß  er  ein  Revolutionär  im  Mini- 
slerfauteuil  gewesen  ist,  daß  er  die  Leidenschaft  der  Nation  entfesselte,  und 
den  Ausgleich  unmöglich  gemacht  habe. 

Der  Geschichtschreiber  jedoch  darf  es  nicht  übersehen,  daß  damals  der 
Geist  der  Revolution  durch  ganz  Europa  zog,  und  daß  dennoch  gerade  der 
ungarische  Reichstag,  der  Kossuth  zu  seinem  Führer  erkoren,  sich  streng 
an  die  gesetzlichen  Formen  gehalten  hat;  er  handelte  zum  erstenmal  gegen 
die  Tradition,  als  er  die  Deputierteninstruktionen  abschaffte  und  den  städti- 
schen Deputierten  das  volle  Stimmrecht  verlieh;  aber  die  beiden  umge- 
änderten Institutionen  hatten  auf  keinem  Gesetz,  sondern  bloß  auf  Gewohn- 
heit beruht,  daher  auch  ihre  Abänderung  nicht  eine  revolutionäre  Tat  ge- 
nannt werden  kann.  Gegen  die  Aprilgesetze  läßt  sich  formell  nichts  ein- 
wenden; sie  wurden  von  beiden  Tafeln  verhandelt,  dem  König  unterbreitet, 
erst  nach  längerem  Unterhandeln  gutgeheißen  und  endlich  durch  den  König 
selbst  sanktioniert.  Wir  hatten  seit  dreihundert  Jahren  kein  Gesetz,  welches 
in  so  feierlicher  Weise  sanktioniert  worden  wäre  als  die  1848er  Gesetze." 
Franz  P  u  1  s  z  k  y  ,  Meine  Zeit  und  mein  Leben  IL  Band,  Seite  157/59. 

Anmerkung  53  (Seite  206).  Heber  die  Gegensätze  innerhalb  der  libe- 
ralen Partei  des  ungarischen  Reichstages  von  1847/48  zwischen  Kossuth 
einerseits  und  Eötvös  und  seinen  Freunden  andererseits,  vgl.  Max  Falks 
vortreffliche  Aufsätze  „Graf  Stephan  Szecheny  und  seine  Zeit"  Oester- 
reichische  Revue  1866.  Ueber  die  Ideen  und  Vorschläge  Josefs  von  Eötvös 
für  die  Reform  der  Verfassung  und  Verwaltung  Ungarns  in  der  vormärz- 
lichen Periode,  gibt  erschöpfenden  Aufschluß  die  Schrift  „Die  Reform  in 
Ungarn"  aus  dem  ungarischen  des  Freiherrn  Josef  von  Eötvös,  übersetzt 
von  Dr.  H.,  Leipzig  1846.  Eötvös  legt  in  seiner  Kritik  der  damals  be- 
stehenden Verfassung  Ungarns  dar,  daß  deren  Grundlage,  das  Komitats- 
wesen, kein  wahrhaft  munizipales  System  sei,  daß  ..dessen  administrative 
Formen  nicht  nur  der  französischen  Zentralisation,  sondern  jeder  ver- 
fassungsmäßigen Ordnung,  jeder  nationalen  Einheit  geradezu  entgegen- 
gesetzt seien."  Nach  einer  scharfen  Widerlegung  der  in  Ungarn  gebräuch- 
lichen Arguniente,  deren  sich  die  konservativen  Verfechter  der  avitischen 
Komitatsverfassung  bedienen,  setzt  Eötvös  auseinander,  daß  sich  die  Komi- 
tatsverfassung überhaupt  nicht  mit  einer  fortschrittlichen  Gesetzgebung  ver- 
trage, daß  weder  öffentliche  Ordnung  noch  persönliche  Freiheit  des  Einzelnen 
durch  das  Komitat  geschützt  seien,  und  daß  dieses  schließlich  auch  keine 
Garantie  der  Reichsverfassung  .bilde.     Siehe  a.  a.  0.  Seite  13  bis  84. 

Anmerkung  54  (Seite  207).  Die  Aufrechterhaltung  der  unveränderten 
Komitatsverfassung  sowohl  durch  Kossuth  wie  später  1867  durch  die  liberale 
Partei  in  Ungarn,  war  auch  dadurch  bedangt,  daß  sie  die  beste  Grundlage 
für  die  Sicherung  der  magyarischen  Sprache  im  öffentlichen  Dienste  des 
ganzen  Landes  und  dadurch  eine  besonders  starke  Garantie  für  den  Schutz 
der  Vorrechte  des  magyarischen  Slamnies  gegen  lie  Bestrebungen  der 
anderen  Nationalitäten  bot  Der  Wahtanodue  bei  ^\vn  Kongregationen  und 
Restaurationen  der  Komitate,  die  tatsächliche  Beschränkung  des  passiven 
Wahlrechts  zu  den  richterlichen  und  administrativen  Aemtern  auf  die  Gentry 
und  damit  auf  die  magyarische  Oberklasse,  die  wirtschaftliche  Uebennacht 
des  in  den  Händen  des  magyarischen  Adels  oder  der  national-assimilierten 
deutschen  und  jüdischen  Elemente  befindlichen  Großgrundbesitzes,  schloß 
auch  in  den  ganz  oder  teilweise  von  Nachtmagyareil  bewohnten  Komitaten 
jede  Teilnahme  von  Slowaken.  Rumänen  oder  Serben  an  der  Selbstverwal- 
tung und  Jurisdiktion  der  Gespanschaiten  aus.  In  ^\^n  letzten  Jahrzehnten 
des  L918  zusammengebrochenen  ungarischen  Reiches,  In  welchen  das  Prinzip 
stärkster  administrativer  Zentralisation  einen  hervorstechenden  Charakter- 
zug d.r  ungarischen  Regierungsweise  bildete,  hat  man  dann  doch  die  ge- 
wählte Gentry-Beamtenschaft  der  Komitate  mittels  disziplinarer  Normen  und 
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der  Ausbildung  'eines  Pensionsrechtes  auch  in  den  Gesamtverband  des 
ungarischen  Staatsdienstes  geschickt  einzufügen  verstanden,  aber  die  Ein- 
heitlichk<sit  der  von  Budapest  aus  das  ganze  große  Land  regierenden  Klasse, 
die  sich  aus  dem  Adel,  der  Gentry,  der  haute  Finance  von  Budapest,  der 
neugeschaffenen  industriellen  und  kommerziellen  Oberschichte  der  Bour- 
goisie  der  Hauptstadt  und  der  übrigen  städtischen  Zentren,  zusammensetzte, 
wozu  sich  auch  die  neue  Gesellschaftsschichte  der  magyarischen  Bureau- 
kratie,  des  Journalismus,  der  Privatbeamten  usw.  gesellte,  hielt  das  ganze 
traditionelle  System  des  magyarischen  „Selfgovernement"  dauernd  in  Ueber- 
einstimmung  mit  der  streng  nationalistischen  Herrenpolitük  der  dominieren- 
den Rasse,  wobei  wie  durch  eine  stille  Abmachung  die  alten  Wahlämter 
in  den  Komitaten,  die  Stellen  der  Vize-Gespane,  der  Oberstuhlrichter  und 
ihrer  juristisch  gebildeten  Hilfskräfte  so  gut  wie  ausnahmslos  den  alt- 
ansässigen Gentryfamilien  vorbehalten  blieben. 

Anmerkung  55   (Seite  209).     Exkurs.     Ungarn   und   Kroatien   in 
ihrer  staatsrechtlichen  Beziehung. 

Die  staatsrechtliche  Stellung  des  Königreiches  Kroatien  gegenüber 
Ungarn  nimmt  ihren  Ausgang  von  der  historischen  Tatsache  der  im  Jahre 
1102  erfolgten  freiwilligen  Einigung  (Union)  des  ersteren  mit  dem  Lande 
der  Stephanskrone.  Ueber  die  Bedingungen,  unter  welchen  diese  Einigung 
nach  dem  Tode  des  letzten  selbständigen  kroatischen  Königs  erfolgte,  fehlen 
die  urkundlichen  Nachrichten,  und  so  bliebe  für  die  „rechtliche  Begründung 
dieser  Verbindung  hauptsächlich  nur  der  Beweis  aus  dem  Jahrhunderte 
hindurch  bestandenen,  mehr  freundschaftlichen  als  untertänigen  Verband 
■zwischen  Kroatien  und  Ungarn,  dem  durch  die  häufige  gesetzliche  Bestätigung 
der  Munizipal-Statuten  des  ersteren  hinlänglich  bekräftigten  Reichs-Herkom- 
men übrig,  welches  übrigens  sowohl  dem  großherzigen  Charakter  des 
ungarischen,,  als  dem  treuen  aber  zugleich  auch  kriegerischen  und  keinen 
Zwang  duldenden  Charakter  des  kroatischen  Volkes  als  vollkommen  an- 
gemessen erscheint."  (Dr.  A.  v.  Virozsil,  Das  Staats-Recht  des  Königreichs 
Ungarn,  Pest  1864,  I.  Band  Seite  151.  Anm.  C.)  Jahrhundertelang  hat  auch 
die  „Societas",  die  zwischen  beiden  Ländern  bestand,  ohne  wesentliche 
Schwierigkeiten  und  innere  Kämpfe  fortgedauert.  Der  streng  feudale  Cha- 
rakter sowohl  der  ungarischen  Reiohsverfassung  wie  der  kroatischen  Lan- 
desverfassung, der  beiderseitige  ausschließliche  Gebrauch  der  lateinischen 
Sprache,  sowohl  in  den  Jurisdiktionen,  als  auch  in  den  Sfändoversammlungen, 
der  stabile,  gleichartige  Charakter  der  ganzen  Wirtschafts-  und  Gesellschafts- 
ordnung in  beiden  Staaten,  mit  ihrer  vollkommenen  Unfreiheit  der  bäuer- 
lichen Massen  und  mit  der  restlosen  Konzentration  "5er  offen  [liehen  Gewalt 
in  den  Händen  der  adeligen  Grundherren  in  der  Form  der  Komitatsver- 
fassung, endlich  der  beide  Staaten  einengende  Druck  der  Türkenherrschaft, 
welcher  erst  zu  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  die  Siege  der  kaiserlichen 
Heere  unter  Prinz  Eugens  Führung  ein  Ende  bereiteten:  alle  diese  Um- 
stände wirkten  dahin,  daß  zwischen  Kroatien  und  Ungarn  bis  in  das 
19.  Jahrhundert  hinein  keine  ernsteren  Konflikte  sich  erhoben,  zumal  die 
äußere  Lage  den  Magyaren  und  Kroaten  gemeinsame  Interessen  schuf. 
Immerhin  brachten  der  Thronwechsel  nach  Josef  des  Ersten  Tode  und  die 
seit  einiger  Zeit  schwebenden  Verhandlungen  wegen  der  Ausdehnung  des 
Erbrechtes  im  habsburgischen  Hause  auf  die  weibliche  Linie  es  dazu,  daß 
die  kroatischen  Stände  ohne  vorherige  Einvernahme  mit  dem  ungarischen 
Reichstage  selbständig  die  vom  Hofe  gewünschte  Anerkennung  der  Erb- 
folge der  Töchter  Karl  VI.  1712  beschlossen.  Obgleich  der  Kaiser  diesen 
Gesetzartikel  des  Agramer  Landtages  nicht  sanktionierte  und  die  Ungarn 
gegen  ihn  protestierten,  betrachteten  ihn  die  Kroaten  dennoch  als  gültiges 
Gesetz,  das  dann  durch  das  ungarische  Reichsgesetz  über  die  pragmatische 
Sanktion  von  1722/23  auch  für   Kroatien  bekräftigt  wurde.     Der  Charakter 
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>i.  p  Verbindung  Kroatiens  und  Ungarns  als  Regna  socia,  wie  ihn  der  Text 
des  G  "i  11.  M&ra  1 71  *J  über  das  Erbfolgerecht  neuerdings  feierlich 

erklärte,  war  durch  Jahrhunderte  rechtlich  vor  allem  in  der  Weise  zum 
Ausdruck  gelangt,  daß  die  Kroaten  zwar  an  den  ungarischen  Reichsver- 
-ammlungen  und  deren  Beschlüssen  durch  persönlich  berufene  Magnaten 
und  durch  Ablegaten  der  Komitate  teilnahmen,  daß  aber  die  Gesetzes- 
beschlüsse  des  ungarischen  Reichstages  im  dreieinigen  Königreiche  immer 
erst  durch  deren  Annahme  seitens  des  Agramer  Landtages  rechtliche 
Gültigkeit  erlangten.  Diese  Praxis  bezeugt  für  die  ältere  Zeit  in  offizieller 
Weise  ein  Gutachten  der  ungarischen  camera  regia  vom  Jahre  1577.  Auch 
Verböczy,  der  Kroatien  ein  regnum  distinctum  nennt,  und  zahlreiche  Stellen 
im  corpus  juris  hungarici  bezeugen  das  Hecht  der  kroatischem  Stande,  selbst 
mit  der  Sanktion  des  gemeinsamen  Königs  die  Landesgesetzgebung  aus- 
zuüben. So  blieb  es  auch  fernerhin:  als  während  des  Reichstages  von 
1790/91  von  dem  ungarischen  Juristen  Häjnoczi  die  Forderung  aufgestellt 
wurde,  daß  Kroatien  sich  den  Beschlüssen  der  Mehrheit  des  ungarischen 
Reichstages  unterwerfen  solle,  weil  zwischen  beiden  Ländern  kein  „bilate- 
raler Vertrag"  bestehe,  fand  diese  Auffassung  keineswegs  die  Zustimmung 
des  ungarischen  Reichstages.  Seit  dem  Beginne  der  magyarischen  National- 
bewegung und  ihrer  imperialistischen  Tendenzen  bildete  sich  aber  in  Ungarn 
eine  Anschauung  aus,  nach  welcher  die  kroatischen  Gesetze  bloß  „statuta" 
—  Landesgesetze  —  seien,  dem  Agramer  Landtage  nur  der  Charakter  einer 
congregatio  generalis  zukam  und  demzufolge  Kroatien  der  ungarischen 
Reichsgesetzgebung  unterworfen  sei.  Diese  Auffassung  stützte  sich  auf 
einzelne  legislative  Vorkommnisse  in  früheren  Jahrhunderten  und  auf  Aus- 
ixen einzelner  Stellen  in  Verböczys  Tripartitum,  denen  von  kroatischer 
Seite  ebenso  viele  entkräftende  Gegenbeispiele  an  die  Seite  gestellt  wurden. 
In  der  Tat  hat  Viroszil  in  seinem  Staatsrechte  des  Königreich  Ungarn, 
welches  Buch  den  Rechtszustand  vor  1848  mit  großer  Gründlichkeit  und 
Unparteilichkeit  noch  einmal  darstellte,  die  Lehre  von  dem  Sozietälsver- 
hältnisse  zwischen  Ungarn  und  Kroatien  abermals  ausdrücklich  festgestellt. 
(Viroszil  a.  a.  0.  II.  Band,  Seite  389,  Anm.  i.) 

In  das  uralte  Rechtsverhältnis  zwischen  beiden  Ländern  griff  nun  seit 
den  30er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  das  Streben  der  Ungarn,  die  magya- 
rische Sprache  auch  in  Kroatien  zur  Staatssprache  zu  machen,  mit  tief  grei- 
fender Wirkung  störend  ein.  Der  Reichstag  von  1832 — 1836  stand  für 
Kroatien  vollständig  unter  dem  Zeichen  des  Kampfes  um  die  Spraohe  und 
die  durch  die  Magyarisierungsbestrebungen  gefährdete  Nationalität  des  kroa- 
tischen Volkes.  Die  Politik  der  Magyaren  fand  eine  Stütze  darin,  daß  die 
Kroafc  o  auf  dem  Reichstage  von  1790  sich  bereit  erklärt  hatten,  fortan  in 
den  Angelegenheiten,  welche  Ungarn  und  Kroatien  gemeinschaftlich  be- 
treffen, den  MajnriUiMieschluß  des  ungarischen  Reichstages  entscheiden  zu 

i  und  die  kroatische  Sleueiieistung  nicht  auf  dem  kroatischen,  sondern 
auf  dem  gemednsdhafÜ'iohan  Landtag«»,  aber  abgesondert  von  der  ungarischen, 
ZU  votieren.  Für  die  Angelegenheiten  aber,  welche  Kroatien  allein,  nament- 
lich seine  munizipalen  Rechte,  betreffen,  blieb  die  Kompetenz  des  kroa- 
tischen  Landtags  aufrechterhalten.  Die  Magyaren  erklärten  nunmehr  die 
Einführung  der  magyarischen  Sprache  als  der  „diplomatischen"  oder  Amts- 
sprache  im  ganzen  Reiche,  also  auch  in  Kroatien,  als  eine  beiden  Ländern 
gemeinsame  und  daher  durch  Reichsgesetz  zu  regelnde  Angelegenheit.  Auf 
dem  Landtage  von  1*39  waren  die  Gegensätze  .schon  so  ausgebildet,  daß 
Franz  Deak  erklären  konnte,  daß  die  Kroaten  keine  eigene  Nation  bilden. 

aß  es  'licht  gestattet  werden  könne,  daß  Kroatien  solche  Rechte  beeitse, 

über  welche  die  ungarische  (iese|y,gebung  nicht  verfügen  könnte.  Der 
Konflikt  gelangte  zu  voller  Schärfe,  als  auf  dem  Reichstage  von  1K43/44 
•  ■  d  Gesetz  beschlossen  wurde,  wonach  bis  /.um  Jahre  1850  beziehungsweise 
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1852  die  kroatischen  Behörden  mit  den  ungarischen  in  magyarischer  Sprache 
verkehren  müßten,  während  sie  sogleich  verpflichtet  wurden,  amtliche  Zu- 
schriften aus  Ungarn  in  der  magyarischen  Staatssprache  anzunehmein.  Die 
hiermit  geschaffene  Situation  wurde  noch  dadurch  verschärft,  daß  der 
ungarische  Reichstag  sich  anschickte,  zur  Förderung  der  magyarenifreund- 
lichen  Partei  in  Agram  die  Frage  der  Zusammensetzung  des  kroatischen 
Landtages  vor  sein  Forum  zu  ziehen.  Dieser  erste  große  Sprachenstreit  in 
der  Monarchie  verursachte  der  Wiener  Regierung  bedeutende  Schwierig- 
keiten. Ueber  den  Gang  der  Verhandlungen  der  Sbaatskonferenz,  in  welcher 
besonders  Graf  Kolowrat  den  Standpunkt  der  Kroaten  vertrat,  gibt  neuer- 
dings H.  Schütter  in  seiner  Schrift  „Aus  Oesterreichs  Vormärz" 
III.  Ungarn  eine  aus  den  Akten  geschöpfte  Darstellung,  die  erkennen  läßt, 
daß  auch  Fürst  Metternich  in  dieser  Frage  dem  Vordringen  des  Magyaris- 
mus entgegentrat.  *) 

Das  entscheidende  Reskript  des  Kaisers  vom  23.  Jänner  1844  bewilligte 
alle  Wünsche  der  Magyaren  in  bezug  auf  den  Gebrauch  ihrer  Sprache  als 
Staatssprache  im  ungarischen  Reichstag  und  in  allen  Aemtern  und  Gerichten 
Ungarns,  verpflichtete  auch  die  Kroateu  vom  Jahre  1850  ab,  nur  Männer 
als  Deputierte  zu  wählen,  welche  des  magyarischen  Idioms  mächtig  sind, 
setzte  aber  fest,  daß  im  amtlichen  Verkehre  mit  Kroatien  sowohl  magyarische 
Schriftstücke  der  ungarischen  wie  laleinische  der  kroatischen  Jurisdiktionen 
vice  versa  angenommen  wenden  müßten.  Alle  diese  Vorgänge  hatten  die 
inzwischen  zur  Kraft  gelangte  Natioaialbewegung  der  Kroaten,  den  Illyris- 
mus,  mächtig  gefördert.  Am  20.  Oktober  1847  trat  der  kroatische  Landtag 
zusammen  und  beschloß,  daß  die  nationale  Sprache  zur  öffentlichen  in 
Kroatien  proklamiert  werde.  Auf  dem  Reichstage  von  1847/48  standen  sich 
Kroaten  und  Magyaren  bereits  als  lausgesprochene  nationale  Feinde  gegen- 
über. Die  von  Kossuth  dirigierte  neue  Verfassungs-Gesetzgebung,  deren 
Sanktion  durch  den  Kaiser  am  11.  April  1848  erfolgte,  griff  durch  ihre  Be- 
stimmungen über  die  künftige  Zusammensetzung  des  ungarischen  Reichs- 
tages selbstherrlich  in  das  uralte  Bundesverhältnis  zwischen  beiden  Ländern 
ein,  bezeichnete  den  kroatischen  Landtag  als  Provinzialversammlumg  und 
hob  die  bis  dahin  geltende  Selbständigkeit  des  Landes  Kroatien  und  die 
Anerkennung  der  Kroaten  als  einer  „politischen  Nation"  durch  eine  An- 
zahl von  Verfassungsbestimimungen  auf.  Gleichzeitig  wurde  durch  ein  vom 
Magnatenhause  allerdings  nicht  angenommenes  aber  in  der  Ständetafel  be- 
schlossenes Gesetz,  die  magyarische  Staatssprache  auf  Kroatien  ausgedehnt. 
Von  da  ab  führte  der  Konflikt  in  raschen  Verlauf  mittelst  der  Beschlüsse 
der  vom  neuen  Banus,  dem  Freiherrn  von  Jellacic,  einberufenen  Banal- 
konferenz zu  offenem  Kampfe  Kroatiens  gegen  Ungarn,  der  im  September 
in  den  Bürgerkrieg  ausmündete.  —  Wie  sich  die  staatsrechtliche  Frage 
zwischen  Kroatien  und  Ungarn  später  entwickelte,  wird  im  zweiten  Bande 
dargestellt  werden.  Vgl.  für  die  ganze  Materie  dlie  ausgezeichnete  Schrift: 
Beiträge  zum  Ungarisch-kroatischen  Bundesrechte  von  Dr.  Josef  Pliveric, 
Agram  1886. 

Anmerkung  56  (Seite  210).  Ueber  die  Entwicklung  der  kroatischen 
Nationalbewegung  und  des  Illyrismus  siehe  A.  Springer,  Geschichte 
()i  -Ifrreichs  IL  Band,  Seite  29 — 35.  Der  Illyrismus  war  die  ernte  mächtige 
Betätigung  des  Gemeinschaftsgefühls  der  jugoslawischen  Rasse,  damals  aber 
unter  kroatischer  Führung.  In  der  Zeitschrift  Danica  Illynsca  sammelte  Gaj 
die  neue  kroatische  Dichtung  und  schuf  damit  einen  Mittel punkt  für  die 
junge  literarische  und  politische  Romantik,  die  für  die  Kroaten  ebenso 
wie  für  die  Tschechen  jener  Zeit  die  vorherrschende  Geistesströmung  be- 
deutete.    Das  Ansteigen  des  magyarischen  Nationalismus  bewirkte  begreif- 


*)  Vgl.  Schütter  a.  a.  0.  besonders  Seite  84  bis  97. 
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se  die  schnelle  Krstarkung  des  kroatischen,  der  du  dem  Illyrismus 
seinen  Au.-druck  fand.  Von  diesem  Standpunkte  aus  wurde  letzterer  auch 
von  der  Wiener  Staatsregierung  als  Gegengewicht  gegen  den  Magyarismus 
mit  einem  gewissen  Wohlwollen  behandelt  Im  Zusammenhange  mit  den 
oben  dargestellten  Spraehenkämpfen  ließ  Purst  Mettern  ich  in  einem  Hand- 
schreiben des  Kaisers  an  den  Banus  erklären:  „Es  ist  Mein  Wille  —  so 
hieß  es  darin  — ,  daß  der  Pflege  der  Natioualsprache,  solainge  säe  sich  inner- 
halb der  Glänze  der  Gesetze  bewege,  kein  Hinderniß  entgegen  gestellt 
werde.  Auch  werde  Ich  dlie  Munizipalrechte  und  die  unter  deren  Sohuiz 
stehende  Nationalität  Croatiens  gegen  jede  Anfechtung  aufrecht  zu  erhalten 
wissen."  In  der  Tat  ließ  dlie  Regierung  'den  Illyrismus  in  Agram  nicht  nur 
gl  währen,  sondern  förderte  seinen  Führer  Gaj  auch  durch  Subventionen. 
In  der  vorgenannten  Schrift  Schlitters  sind  über  diese  Richtung  der 
Wiener  Politik  interessante  Aktenstücke  abgedruckt,  so  eine  Denkschrift, 
deren  Verfasser  nicht  genannt  ist,  in  welcher  das  Programm  des  Illyrismus 

legt  wird  und  von  der  Metternichs  Gutachten  sagt,  „daß  die  in  ihr 
entwickelten  Anflehten  die  vollste  Aufmerksamkeit  der  kaiserlichen  Regie- 
rung verdienen.  Der  Gegenstand  ist  von  der  größten  Wichtigkeit  und 
von  einer  Seite  beleuchtet,  dlie  wenigstens  in  mir  das  Gefühl  der  Ueber- 
izeugung  hervorgebracht  hat,  daß  etwas  zur  Beruhigung  der  kroatischen 
Nation  geschehen  müsse  und  eine  Abhilfe  der  angedeuteten  Uebelstämle 
ein  dringendes  Bedürfnis  sey.  Glücklichenweise  steht  das,  was  von  der 
Regierung  in  dieser  Beziehung  verlangt  wird,  mit  ihren  Maximen  nicht  im 

i -spruche;  denn  es  ist  ja  ein  durch  die  eigentümlichen  Verhältnisse  der 
öst<  rreichischen  Monarchie  gebotener  Grundsatz  der  Regierung,  die  Natio- 
nalitäten der  verschiedenen,  dem  kaiserlichen  Szepter  untersteh  enden  Völ- 

uaiten  zu  schonen  und  insbesondere  der  Entwicklung  und  Ausbildung 
ihrer  Literaturen  nirgend  hemmend  in  den  Weg  zu  treten."  Vgl.  Schlü- 
ter, a.  a.  ü.  Seit,e  9—16,  73^—77.  A.  Springer,  a.  a.  O.  II.  Band, 
Seite  58  bis  55,  Seile  Gl)  bis  70.  Hart  ig,  Genesis  der  österreichischen 
Revolution,  Leipzig  1850.  Seite  345  ff.  H  e  l  f  e  r  t ,  Geschichte  der  österr. 
Revolution,   I.  Anhang,  Seite  479  bis  489. 

Anmerkung  ,57    (Seite  212).     Sämtliche  im   Texte  zur   kroatischen  Be- 
wegung angeführten   Proklamationen,  Adressen  und  sonstigen   Dokumente, 
die  mit  der  Politik  Jellacics  von  1848  und  seiner  Tätigkeit  in  der  Agramer 
Banaükonfer«  oz  zusammenhängen,  sind   enthalten   in   dem   Buche:  Stephan 
Pejakovic,  Aktenstücke  zur  Geschichte  des  kroatisch-slawonischen  Land- 
und  der  nationalen  Bewegung  vom  Jahre  1848,  Wien  1801.  —  Josef 
!    neben  Kossuth  zweifellos  die  eigenartigste  Gestalt,  welche 
das     i:<\oli!tiü,M>/.eitalier    in    Ungarn    hervorgebracht    hat-    dennoch   gibt    es 
bis  DUr  Gegenwart  keine  in  deutscher  Sprache  geschriebene  befriedigende 
Darstellung   seines    Lebens    und    seines    Wirkens.      Es    wäre    dringend    ru 
wünschen,  daß  ihm  ein  seiner  historischen  Bedeutung  entsprechendes  Denk- 
mal in  deutscher  Sprache  .von  kroatischer  Seite  gewidmet  würde.    Es  unter- 
liegt,  wie  schon  A.  Springer  hervorgehoben  hat  keinem   Zweifel,  daß  der 
Wiener    Hof    and    die    österredcMsche    Bureaukratie   der  kroatischen  Selb- 
_'I;i  itsbewegung  im  Jahre  1848  sowie  auch  der  Politik  Jellacics  vom 
»wenig  Vertrauen  entgegengebracht  haben,  als  der  tsche- 
chischen   und    magyarischen,    und    dafi    man,    solange   noch    Hoffnung  auf 

dögldcUkeil  aBaer  Verständigung  mit  den  Magyaren  zu  bestehen  schien, 
zugewendet  halte.  Dafi  dann  Jellacic  im  September  den 
en  die  Irossuthisttecbe  Regierung  begann^  ist  viel  weniger 

len  Einfluß  der  ..<  amarilla"  oder  der  wiener  Minister  Eurücteuführen, 
Big  darauf,  dafi  Jetlacic,  als  er  seine  Rüstungen  begann   und  seine   Vor- 
schläge an  den  Hof  erstattete,  das  Schweigen  der  Wiener  Machthaber  als 
k  A.  S  [>  r  i  n  g  er ,  a.  a.  0.  II.  Hand.  Seite  486  Anm. 
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Anmerkung  58  (Seite  214).  Vgl.  oben  den.  Exkurs  No.  55  über  die 
Grundlagen  des  staatsrechtlichen  Streites  zwischen  Ungarn  und  Kroatien. 

Anmerkung  59  (Seite  216).  Die  verhängnisvollste  .Wirkung,  welche  der 
nationalistische  Imperialismus  und  später  der  wirtschaftliche  Egoismus  der 
Magyaren  gegenüber  den  Südslawen  nach  sich  zog,  ist  dies  gewesen,  daß 
seilt  Anfang  unseres  Jahrhunderts  der  jugoslawische  Gedanke  unter  serbische 
Führung  geriet  und  dies  schließlich  zur  Zertrümmerung  der  Monarchie  ge- 
führt hat.  Die  Mißregierung,  welche  die  Magyaren  in  Kroatien  unablässig 
seit  1867  betrieben  haben  und  ihre  Abneigung,  mit  der  durch  Ante 
Stancevic  zum  Kerne  der  kroatischen  VolkspolitLk  gemachten  staatsrecht- 
lichen Idee  einen  ehrlichen  Ausgleich  zu  schließen  und  durch  eine  loyale 
Föderation  mit  den  Kroaten  diese  zu  Vorkämpfern  des  südslawischen 
Einigungsgedankens  zu  machen,  trägt  neben  der  sinnlosen  Politik,  die 
Ungarn  in  Siebenbürgen  betrieb,  die  Hauptschuld  an  dem  katastrophalen 
Zusammenbruche  des  ungarischen  Staates. 

Anmerkung  60  .(Seite  217).  Ueber  die  vielfach  verwickelten  staats- 
rechtlichen Fragen  und  politischen  Kämpfe  in  Siebenbürgen  während  der 
Revolution  von  1848  sowte  deren  Vorgeschichte  siehe  A.  H  e  1  f  e  r  t ,  Ge- 
schichte der  österreichischen  Revolution  I.  Band,  Seite  155,  433,  Helf  ert, 
Geschichte  Oesterreichs  IL  Band),  Seite  194;  A.  Springer,  IL  Band, 
Seite  285  bis  292  und  Virosziil  I.  Band,  Seite  168  Anm.  h.,  woselbst  auch 
die  Quellen  für  die  ganze  ältere  staatsrechtliche  Geschichte  Siebenbürgens 
bis  1848  angeführt  sind.  E.  v.  Friedenfels,  Bedeus  vom  .Soharberg, 
Wien  1876,  2  Bände. 

Anmerkung  61  (Seite  219).  Welche  bedeutende  RoHe  für  die  Gestaltung 
des  Verhältnisses  ider  ersten  selbständigen  ungarischen  Regierung  des 
Ministeriums  Bätttyäny,  zum  Hof  und  zu  den  Wiener  Ministeirn  die  finanzielle 
Frage  gespielt  hat,  schildert  P  u  1  s  z  k  y  in  seinen  Lebenserinnerungen 
IL  Band,  Seite  105  ff.  Das  Handschreiben  vom  7.  April  in  betreff  der 
Staatsschuld  behandelt  Anton  Springer.,  a.  a.  0.  Seite  473  f i. 

Anmerkung  62  (Seite  220).  Ueber  die  Vor'gänge,  die  anschließend  an 
die  Flucht  deir  kaiserlichen  Familie  aus  Wien  nach  dem  6.  Oktober  zur 
Berufung  des  Fürsten  Felix  Sohwarzenberg,  zur  Vertagung  des  Wiener 
Reichstages  und  seiner  Verlegung  nach  Kremsier  geführt  haben,  gibt 
A.  H  e  1  f  e  r  t  auf  Grunld  seiner  Erlebnisse  und  seiner  unvergleichlichen 
Kenntnis  aller  Quellen  eine  übersichtliche  Darstellung  im  I.  Bande  seines 
großen  Geschichtswerkes:  Die  Belagerung  und  Einnahme  Wiens  im  Oktober 

1848  von  G.  von  S Leipzig  ,1869,  Seite  79  ff.    Vgl.  ferner  Alexander 

Graf  Hübner,  Ein  Jahr  meines  Lebens  1848—49.  Leipzig  1891,  Seite  198—218. 

Dritter  Abschnitt. 

Das  Verfassungswerk  im  Ausschüsse  des  Kremsierer 

Reichstages. 

Erstes  Kapitel. 

Föderalismus  und  Länderautonomie. 

Seite  221-323. 

Anmerkung  1  (Seite  221).  Zu  der  oben  angeführten  Literatur  ist  hier 
noch  hinzuzufügen:  Anton  Springer,  Protokolle  des  Verfassungs-Aus- 
sohusses  im  Oesterreichi sehen  Reichstage  1848—49,  Leipzig  1885;  Dr.  Alfred 
Fisch  el,   Die  Protokolle  des   Verfassungsausschusses  über   die    Grund- 
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rechte.  Wien  und  Leipzig  1912.  Mein  Aufsatz  in  der  Oester.reiichi  sehen 
Rundschau  XVII  1908,  Seite  163.  Karl  Hugelmann.  Historisch-politisch.' 
Studien,  Seite  384;  Aulsatz  über  die  Kremsierer  Grundrechte;  (Violanl) 
Enthüllungen  aus  Oesterreichs  jüngster  Vergangenheit.  Hamburg  1849; 
Richard  Charmatz,  Adolf  Fischhof,  Das  Leben  eines  österreichischen 
PoMtikers,  Stuttgart  und  Leipzig  1910.  H  e  1  f  e  r  t,  Geschichte  Oesterreichs  IV. 
III.  Teil.  Leipzig  1886.  Graf  Leo  Thun,  Betrachtungen  über  die  Zeit- 
\  erhältnisse,  insbesondere  im  Hinblick  auf  Böhmen,  Prag  1849;  Verhand- 
lungen des  österreichischen  Reichstages  nach  der  stenographischen  Auf- 
nahme. 1  bis  V.  Wien.  F.  W.  Ebeling,  Geschichte  des  ersten  öster- 
reichischen Reichstages,  Wien  1849;  H  eifert,  Die  Wiener  Journalistk 
im  Jahre  1848,  Wien  1877;  Hans  Kudldch.  Rückblick  und  Erinnerungen 
S  Bände,  Wien  1S73;  Ilwof,  Der  provisorische  Landtag  des  Herzogtums 
Steiermark  im  Jahre  1848,  Graz  1890;  E.  V.  Zenker.  Geschichte  der 
Wiener  Journalistik.  Wien  1892,  II.  Band;  E.  V.  Zenker,  Die  Wiener 
Revolution  im  Jahre  184S  in  ihren  sozialen  Voraussetzungen  und  Bezie- 
hungen, Wien  1897;  H  eifert,  Aufzeichnungen  und  Erinnerungen  aus 
jungen  Jahren,  Wien   1904/5. 

Anmerkung  2  (Seite  224).  Graf  Leo  Thun  hat  seine  Sympathien  für 
die  tschechische  Nation  schon  vor  1848  und  vollends  während  der  Revo- 
lution als  Schriftsteller.  Beamter  und  Politiker  eifrig  betätigt,  ganz  besonders 
seit  er  als  kaiserlich  königlicher  Gubernial-Präsident  im  April  1848  die 
Leitung  .der  Verwaltung  in  Böhmen  übernommen  nnd  nach  dem  dem  Wie- 
ner MaiKA.ufsta.n;l  in  Prag  sogleich  eine  provisorische  Regierung  gsbUdet 
hatte,  in  welche  er  hauptsächlich  Mitglieder  des  tschechischen  S'ational- 
Ausschuisses  und  überdies  zwei  Deutsche  berief.  In  seiner  obengenannten 
in  beiden  Landessprachen  veröffentlichten  Schrill,  „.Betrachtungen  über  die 
Zeitverhältnisse,  insbesondere  im  Hinblicke  auf  Böhmen",  gibt  er  einen 
sehr  interessanten  Ueberhlick  über  die  politischen  Strömungen  im  tschechi- 
schen Volke  während  der  Revolution  und  kritisiert  darin  vor  allem  das 
Bestreben,  die  politischen  Anschauungen  zugunsten  einer  vollständig  auf 
dem  nationalen  Radikalismus  aufgebauten  Politik  zurückzusetzen.  Dadurch, 
daß  Thun  sein  Amt  als  Lamdeschef  streng  nach  seiner  persönlichen  Ueber- 
zeugung  führte  und  such  dem  nationalistischen  Chuivini-aiu-  auf  be 
Seiten  zu  widersetzen  suchte,  verdarb  er  es  sich  .mit  .beifden  Nabional- 
parteien,  zugleich  aber  auch  mit  der  Wiener  Zentralregierumg,  die  an 
Beinern  selbständigen  Vorgehen  Anstoß  na'hm.  Deshalb  wurde  er  nach  der 
Niederwerfung  des  Pfingstaulstandes  in  Prag,  seines  Amtes  enthoben  an  ! 
an  seine  Stelle  Freiherr  von  Mecsery  als  Gubernial-Präsident  be- 
rufen. Vgl.  H  eifert.  Graf  Leo  Thun.  Aus  dem  österreichischen  Jahr* 
buch  für  1895  und  1897  besonders  abgedruckt. 

Anmerkung  2a  (Seite  226).  Siehe  Palackv,  Politisches  Vermächtnis. 
Seite  14/15. 

Anmerkung  3  (Sedte  229).  A.  Springer,  Geschichte  Oesterrei.hs  II. 
617  018;  Palacky  erwidert  auf  diese  Charakteristik  in  seinem  „Politii-rh.-n 
Vermächtnis"  auf  Seite  16  Anm.  z. 

Anmerkung  4  (Seite  230).  „Uniter  Jen  Einwendungen,  welche  gegen 
•  •ine,  Föderation  in  Oeatelre&db  erhoben  wurden,  befand  - ; «■  1 1  an  erStier  Stelle 
aiicb  schon  der  blofie  Name  derselben.    Eine  Föderation  habe  angeblich  bei 

allen,  welche  Sie  eingehen  Wollen,  (Me  Macht  und  das  Recht  ^w  Souveränität 

zur  \  taung,  weil   angeblich  nur  jene  dde  in  keinerlei  Hinsicht  vom 

i  jemandem  abhängen  sich  frei  verbünden  können,  keineswegs  jedoch 
□igen,  welche  dureb  einen  staatlichen  Verband  bereits  aneinander  vi  r- 
knüpN  seien.     Derselbe  Grund  wurde  wdider  uns  gebraucht,  um  uns  hoch- 
verräterische Absuchten  in  die  Schübe  zu  schieben,  ohne  dafl  man  beacbtel 
.  daß  eine  konstltutüonelle  Freibeil  ohne  Autonomie  gar  nicht  denkbar 
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ist."  Palackys  „Pol.  Vermächtnis"  Seite  16.  —  Wie  wenig  Vertrauen  die 
deutsche  Staatsrechtswissenschaft  jener  Zeit  dem  Phänomen  des  Bundes- 
staates entgegenbrachte,,  ,zei'gt  z.  B.  Robert  von  Moni  in  .seinen  Ausein- 
andersetzungen über  das  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika (Die  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaften  I.  Band, 
(Seite  514  ff.).  Nachdem  Moni  sich  über  das  Wesen  der  repräsentativen 
^föderalistischen  Demokratie  bei  aEier  Anerkennung  der  amerikanischen  Ein- 
richtungen, was  die  Zukunft  der  Vorherrschaft  betrifft,  skeptisch  ge- 
äußert hat,  setzt  er  auseinander,  daß  „solche  Völker,  welche  glücklich  genug 
.sind  in  ungetrennter  Einheit  zu  leben,  die  Verfassung  des  amerikanischen 
iBundeisstaates  ohne  Neid  und  mehr  als  eine  Merkwürdigkeit,  denn  als  etwas 
Nachahmungswerten  betrachten".  Völker,  die  in  eine  große  Anzahl  von 
Staaten  zersplittert  sind  und  sich  nach  einem  vereinigenden  Organismus 
(vergebens  sehnen,  sehen  leicht  in  der  amerikanischen  Union  fast  ein  Ideal. 
„Schon  theoretisch  ist  die  Abwägung  der  den  untergeordneten  Organismen 
tau  lassen/den  und  der  an  die  neue  Obergewalt  zu  übertragenden  Regierungs- 
rechte  nicht  leicht.  Es  mag  durch  übermäßige  Schonung  der  besonderen 
einzelnen  (Staaten  Schwäche  der  Gesamtheit;  und  Verfehlung  des  Zweckes, 
/oder  aber  durch  Uebertragung  unnötiger  Rechte  an  die  Zentralgewalt  Ueber- 
ihäufung  derselben  mit  Arbeiten  und  Nutzlosigkeiten  der  Gliederstaaten 
•bewerkstelligt  werden.  Allein  noch  weit  größere  Hindernisse  bereitet 
praktisch  der  Widerwille  der  einzelnen  Staaten  und  ihrer  Regierungen 
gegen  eine  Unterwerfung  unter  einen  höheren  Willen  und  gegen  eine  Ab- 
tretung bisher  ausgeübter  Rechte.  —  Die  Folge  von  dem  allen  ist  aber  in 
der  Regel  —  wenn  nicht  gar  das  ganze  Unternehmen  scheitert  —  eine 
jgroße  Abschiwächung  der  neuen  Zentralgewalt  weit  unter  das  Bedürfnis 
und  die  ersten  Wünsche  herab.  Man  bringt  schließlich,  um  die  technischen 
Worte  zu  gebrauchen,  jiur  einen  lockeren  und  nach  innen  wie  außen  un- 
'mäcMiigen  Staatenbund  zu  Wege,  anstatt  eines  kräftigen  und.  mächtigen 
(Bundesstaates." 

Anmerkung  5  (Seilte  233).  Die  volle  Bedeutung  der  Annahme  des 
(kaiserlichen  Einheitsstaates  als  Grundlage  für  'das  deimokratische  Ver- 
diassungswerk  wird  man  dann  gewahr,  wenn  man  sich  den  schnellen  Ent- 
'wicklungsgang  der  Ideen  über  die  künftige  Gestaltung  der  habsburgisohen 
iGesamtmonarchie  in  der  öffentlichen  Meinung  des  Revolutionsjahres  klar 
macht.  Bis  au  den  Märztagen  verdeckte  die  rein  dynastische  Idee  von 
Oesterreich  das  Reichs-  und  Staatsproblein  für  die  Zeitgenossen  vollständig. 
Zwar  hatte  schon  Andrian  darauf  hingewiesen,  daß  es  in  Oesterreich  außer 
der  Dynastie  kein  gemeinsames  Bamd  gäbe,  das  alle  Völker  und  Länder 
zusammenschließe,  daß  es  keine  ihnen  allen  gemeinsame  politische  Idee 
gäbe,  aber  erst  die  Revolution  hatte  die  Wahrheit  dieser  Anschauung  mit 
erschreckender  Deutlichkeit  erkennen  lassen.  Zwischen  den  Monaten  April 
und  Juni  vollzog  sich  dann  stoßweise  ein  förmlicher  Auflösungsprozeß  der 
(Gesamtmontarclhie.  Italien  stand,  von  einer  auswärtigen  Macht  unterstützt, 
■ganz  offen  im  Kampfe  gegen  die  Monarchie),  Ungarn  hatte  seine  Selbständig- 
keit erreicht,  Böhmen  war  auf  dem  besten  Wege  dazu:  aber  eine  nicht 
minder  starke  Sprengwirkung  ging  von  Frankfurt  aus.  Bundesstaat  oder 
Staatenbund  war  seit  der  Tagung  des  Vorparlamentes  die  Formel,  in  der 
sich  das  Problem  der  künftigen  staatsrechtlichen  Stellung  der  deutschen 
Erbländer  Oesterreichs  zu  Deutschland  ausdrückte.  Die  Meinung  .breiter 
Kreise  der  gebildeten  Deubsch-Oesterreicher  ging  dahin,  daß  die  habs- 
burgische  Gesamtmonarcbio  aufgelöst  werden  müsse:  Ungarn,  meinte  man, 
sei  ohnedies  selbständig,  für  Oberitalien  wurde  das-  Recht  zur  Loslösung 
selbst  von  Rednern  der  Frankfurter  Nationalversammlung  offen  in  Anspruch 
genommen,  mit  den  „Panlduren  und  Kroaten",  mit  Polen  und  Ruthenen 
wollte  man  aber  fernerhin  nicht  mehr  ein  Reich  bilden.  Das  war  die 
Auffassung  der  deutschen  Demokratie  in  Wien  und    den   Provinzstädten. 

Redlich.    I.    Anhang.  e 
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Nun  blieben  dabei  allerdings  die  Tschechen  noch  übrig.  (Die  Slowenen 
waren  als  .selbständiges  VoÜk  für  die  Meinung  Deutschlands  und  Deutsch- 
OesteraeMis  so  gut  wie  nicht  vorhanden.)  Hier  aber  war  nun  die  leitende 
Idee  einer  großen  Mehrheit  der  deutschen  Liberalen  in  Frankfurt  die,  daß 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  deoxtsohe  Länder  seien  und  einen  untrenn- 
baren Bestandteil  des  deutschen   Bundesgebietes  bildeten. 

Palackys  Brief  schlug  nun  wie  eün  schweres  Geschoß  in  diese  ganzen 
Gedankengänge  ein:  man  sah  lin  der  Ablehnung  der  Zugehörigkeit  Böhmens 
zu  Deutschland,  wie  PaLacky  sie  mit  größter  Energie  vertrat,  geradezu 
einen  RecMsbruch,  eine  Feindseligkeit  gegen  Groß- Deutschland.  Der 
Slawen-Kongreß  zu  Prag  verschärfte  diese  Stimmung  noch  mehr.  Inzwischen 
gewann  Palackys  und  Havliceks  Austro-Slawismus  die  Oberhand  in  der 
tschechischen  Politik;  das  erschien  in  Wien  und  Frankfurt  nur  als  Ver- 
größerung der  slawischen  Gefahr.  Man  will  von  Prag  aus,  hieß  es,  ein 
slawisches  Kaiserreich  der  Habsburger  errichten:  als  Pillersdorf  ein  Mini- 
sterportefeuille Palacky  anbot,  erhob  sich  die  Presse  Wiens  mit  solcher 
Einmütigkeit  dagegen,  daß  PaiLacky  sofort  verzichtete.  Als  sodann  Graf  Leo 
Thun  seine  provisorische  Regierung  in  Prag  bildete,  verbreitete  sich  die 
Sorge  um  die  Erhaltung  der  böhmischen  Länder  als  eines  Bestandteils 
Oesterreichs  in  alle  politischen  Kreise  Wiens.  Aber  erst  der  Slaiwenkongreß 
brachte  die  Föderationsidee  als  Plan  f)ür  die  Umgestaltung  Oesterreichs  aufs 
Stärkste  in  den  Vordergrund:  mit  wahrem  Ingrimm  und  größten  Befürch- 
tungen vernahm  man  in  Deutschland,  daß  Tschechen,  Polen  und  Südslawen 
nach  .selbständiger  Staatlichkeit  strebten.  Nach  dem  Pfingstaufstande  trat 
(der  Gedanke  einer  austro-slawiisehen  Föderation  als  Losiungswort  dier  tsche- 
chischen Nationalpartei  unter  Havliceks  Führung  deutlich  hervor. 

„Es  war  dies  die  Zeit,  wo  jeder  Böhme  die  schwarz-gelbe  Kokarde  trug. 
Aber  die  Wiener  entwickelten  mehr  Energie  als  man  in  Böhmen  geglaubt  hatte. 
Der  slawische  Minister  Palacky,  mit  dem  man  den  Anfang  machte,  hatte  sich 
nicht  12  Stunden  in  Wien  erhalten  können,  und  „Anschluß  an  Deutschland" 
war  die  Losung  einer  begeisterten  Jugend!  Nun  wechselte  die  Politik.  An 
die  Stelle  des  slawischen  Oesterreichs  mit  slawischer  Zentralregierung, 
sollten  Vereinigte  Staaten  von  Oesterreich  treten;  alle  Provinzen,  auf  der 
Basis  ihrer  Sprache  unjd  Nationalität  arrondiert,  sollen  ganz  autonome  Re- 
gierungen haben  und  nur  in  bezug  auf  äußere  Politik,  Diplomatie,  Kriegs- 
erklärungen und  Friedensschlüsse  ihren  Vereinigungspunkt  in  Wien  finden. 
So  hofften  die  slawischen  Provinzen  dem  germanisierenden  Einflüsse  einer 
starken  deutschen  Zentralgewalt  möglichst  zu  entgehen.  Es  ist  begreiflich, 
daß  solch  eine  Neugestaltung,  so  ein  Umguß  der  Monarchie  nach  den  ver- 
schiedenen Nationalitäten,  nur  nach  der  Auflösung  der  meisten,  jetzt  noch 
'bestehenden  Provinz/ialverhältnisse  vor  sich  gehen  kann;  es  ist  ihr  mächtig 
vorgearbeitet  worden!  Böhmen  mit  Mähren  und  Schlesien  verbunden,  mit 
einem  verantwortlichen  Minister,  bald  auch  mit  einem  eigenen  Vizekönig  ver- 
sehen, tritt  voran  in  die  Reihe  dieser  sich  selbstregierenden  Staaten;  die 
provisorische  Regierung,  das  ist  der  Wunsch  der  tschechischen  Ultras.  Wie 
dabei  die  Deutschen  zu  kurz  kommen,  haben  schon  wenige  Monate  gezeigt. 

In  ähnlicher  Weise  werden  sich  bald  auch  die  Südslawen  konstruieren, 
bald  werden  wir  ein  Königreich  Illyrien  und  Laibach,  ebenso  wie  Prag 
ttls  Sitz  einer  autonomen  Regierung  zu  sehen  bekommen.  Kroatien  mit 
Slawonien  und  Dalmatien  wird  nicht  zurückbleiben,  es  fällt  samt  dem  süd- 
lichen slawisch-ungarischen  KomiAatem  von  Ungarn  ab  und  konstituiert  sich 
selbständig  unter  einem  Vizekönig  aus  dem  Hause  Habsburg.  Oesterreich 
(wird  somit  eine  Art  monarchischer  Schweiz,  der  Reichstag  eine  Tags- 
satzung." („Prag  und  der  neue  Ptauslawismus"  in  I.  Kurandas  „Grenz- 
Iboten",  VII.  Jahrgang,  II.  Band,  Leipzig  1848,  Seite  43!).) 

Der  Hof  in  Innsbruck  verfolgte  hauptsächlich  den  Gedanken,  Oesterreich 
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{von  Deutschland,  das  vielleicht  balld  eine  radikale  Republik  bilden  würde, 
getrennt  zu  halten:  'darum  unterstütze  sie  das  Slawentum.,  während  die 
Wiener  Regierung  an  der  deutschen  Zentralverwaltung  fest  hielt,  und  die 
»am  Hofe  gebilligte  provisorische  Regierung  Leo  Thuns  beseitigte.  In  Wien 
glaubt  man  nicht  am  'die  Möglichkeit  eines  föderierten  Oesterreichs:  in  den 
oberen  Klassen  wollte  man  aber  auch  nachts  von  Anschluß  an  Deutschland 
wissen.  Der  juridisch-politische  Leseverein  wind  heftig  von  den  Demo- 
kraten angegriffen,  weil  .er  an  der  staatenbündischen  Lösung  der  deutschen 
(Frage  festhielt,  bei  dien  Wiener  Wahlen  zum  Frankfurter  Parlament  siegt 
aber  in  den  meisten  Wahlkreisen  doch  diese  Anschauung.  Gleichzeitig 
{nähern  sich  die  Magyaren  Deutschland,  ihre  Abgesandten  werden  in  Frank- 
furt wohlwollend  aufgenommen.  Denn  für  die  Mehrheit  der  Nationalver- 
sammlung daselbst  .ist  die  endgültige  Auflösung  Gesamtösterreichs  ein  Ziel 
deutscher  Politik.  Schon  beginnt  aber  auch  in  den  Paulskirche  die  Partei 
der  Groß-Oesterreicher,  MühUfelds,  Derma,  Arneths  sich  von  den  begeister- 
ten Großdeutschen,  den  Giskra  und  J.  N.  Berger,  klar  abzutrennen.  In  der 
radikalen  Presse  Wiens  wird  offen  davon  gesprochen,  daß,  wenn  die  Re- 
gierung die  Tschechen  weiterhin  begünstige,  Deutschland  die  Erbländer 
wie  ein  zweites  Schi esiwigr Holstein  werde  behandeln  müssen.  Der  Kampf 
ium  die  Paragraphen  2  und  3  des  Verfassungsentwurfes  im  Oktober  legt 
(sodann  das  Problem  völlig  bloß.  Von  da  ab  tritt  der  Gegensatz  der 
preußischen,  kleindeutsehen  Erbkaiserlichen  und  der  großdautsch-öster>- 
reichisohen  Partei  in  die  erste  Linie. 

Diesen  Zuständen  gegenüber  bildete  dtoe  kaiserlichnkönigliche  Armee 
dien  einzigen  festen  Stützpunkt  für  die  Dynastie  und  für  alle  jene  Inter- 
essen, die  mit  der  Erhaltung  def  Gesamtmomarohle  verknüpft  waren.  Daß 
«solche  auch  bei  den  Tschechen  reichlich  vorhanden  waren,  brachte  das 
iUebergewicht  Palackys  ülber  den  unklaren  Prager  Radikalismus  zum  sicht- 
baren Ausdruck.  Der  Oktdberauf  stand  und  d/ie  Eroberung  Wiens,  führten 
sodann  den  Umschwung  sowohl  bei  Deutschen  als  Slawen  herhei.  Indem 
nun  der  Verfassungsausschiuß  sich  zu  (Beginn  seiner  Verhandlungen  auf  den 
der  Regierung  genehmen  Entwurf  Mayers  als  Grundlage  der  Beratung 
einigte,  war  die  Idee  des  alten  teresianischeu  Einheitsstaates  von  den  Ver- 
tretern der  Völker  selbst  anerkannt  und  damit  eine  Basis  für  die  Um- 
bildung des  Obrigkeitsstaates  in  einen  auf  dem  Pninzip  der  Gleichberechti- 
gung der  Nationen  beruhenden  Völkerstaat  geschaffen.  Dies  und  die  Wen- 
dung, welche  die  Dinge  in  der  Frankfurter  Paulskirche  zugunsten  Gagerns 
und  der  preußischen  Partei  nahmen,  bezeichnete  schon  den  Weg,  auf 
welohem  die  Ausgestaltung  Oesterreichs  zu  einem  dezentralisierten  GesamL- 
staat  durch  Zusammenwirken  der  Krone,,  des  Reichstages  sowie  der  Land- 
tage mit  Aussicht  auf  Erfolg  hätte  durchgeführt  werden  können. 

Anmerkung  6  (Seide  234).  Der  extreme  Individualismus  Rousseaus, 
auf  den  die  ganzen  politischen  Vorstellungen  der  kontinentalen  europä- 
schen  Demokratie  zurückgehen,  mußte  in  seiner  Anwendung  als  politische 
Doktrin  nicht  nur  den  historisch  gegebenen  Ueberbau  sozialer  und  ökono- 
mischer Herrschaft  zum  Einsturz  bringen,  sondern  auch  in  den  national 
/zusammengesetzten  Großstaaten  die  herrschende,  geschichtsbildende  Nation 
zu  den  untergeordneten  gesöhiohtlosen  Nationalitäten  in  schärfsten  Wider- 
spruch setzen.  Der  napoleonische  Cäsarismus,  welcher  die  Rousseausche 
Ideologie  für  Frankreich  beseitigte  und  durch  seine  Weltherrschaftspolitik 
die  teste  Grundlage  für  die  Vormacht  der  neuen  bürgerlichen  Klassen  in 
Frankreich  schuf,  zerstörte  in  ganz  Europa  einen  großen  Teil  der  histo- 
rischen Staats-  und  Gesellschaf tseinrichtungen  und  löste  schon  dadurch 
(vielfach  die  Fesseln,  welche  bis  dahin  die  kleineren  Völker  Europas  unter 
die  Oberherrschaft  der  großmächtlichen  Dynastien  gebunden  hielt.  Im 
Kampfe  gegen  Napoleon  mußten  die  Souveräne  selbst  wieder  viellach  an 
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die  Volksleid  ensc  haften  appellieren  und  wirkten  dadurch  wider  ihren 
Willen  an  d,er  beginnendem  Erhebung  des  Naüonalgefiihlä  mit  In  der 
[folgenden  Periode  der  Wiederherstellung,  des  Absolutismus  in  Rußland, 
Preußen  und  Oestercieiicih  kam  es  daran  z/ur  Verschmelzung  des  aufstreben- 
dem Nationalismus  einerseits  mit  dem  weltbürgerlichen  liberalen  Indivi- 
dualismus andererseits,  deren  gemeinsame  Auswirkung  in  den  revolutio- 
nären Bewegungen  der  Jahre  1830  bis  1848  in  ganz  Mittel-  and  Osteuropa 
sichtbar  wird  und  diesen  den  ihnen  eigentümlichen  Charakter  verleiht. 

Anmerkung  7  (Seite  237).  Ein  Ueb  erblick  über  die  österreichische 
Presse  des  Jahres  1848  zeigt,  daß  schon  daimals  der  nationale  Gegensatz; 
den  eigentlichen  Inhalt  der  politischen  Kämpfe  ausmacht;  er  klingt  zeit- 
weilig schon  wesentlich  stärker  hervor  als  die  unablässige  Wiederholung 
heftigster  Anklagen  gegen  die  höfische  „CamarilLa"  und  die  Bureaukratie. 
Am  schärfsten  tritt  von  Anfang  am  der  Gegensatz  zwischen  Deutschen  und 
Tschechen  in  den  Vordergrund.  Die  Versuche,  die  in  den  geistig  führen- 
den Revuen,  wie  z.  B.  in  den  „Grenzboten",  gemacht  werden,  nach  beiden 
Seiten  hin  beruhigend  zu  wirken  und  im  Interesse  der  neu  erworbenen 
Freiheit  nationale  Verständigung  herbeizuführen,  haben  keinen  Erfolg: 
Die  Feindseligkeit  zwischen  beiden  Nationalitäten  in  Böhmen  stieg  rasch 
und  ununterbrochen  am.  Schon  im  März  wird  selbst  in  den  „Grenzboten" 
gegen  den  „Tschechismus"  und  die  „T  s  c  h  e  c  h  o  m  a  n  e  n"  heftig  geeifert. 
Wenn  man  aber  nach  dem  Grunde  der  mächtigen  Erregung  bei  den  Deut- 
schen forschte,  zumal  da  diese  doch  auf  ihre  kulturelle  Ueberlegenheit 
gegenüber  den  Tschechen  gleichzeitig  zu  pochen  pflegten,  so  gibt  darauf 
eine  Bemerkung  der  „Grenzboten"  die  Antwort:  „Man  besorgt  daß  die 
Führer  der  tschechischem  Partei  ihr  .eigenes  Interesse  verkennen,  daß  sie 
dem  Sturm  und  Drang  einer  schwärmerischen  Jugend  nachgeben  und  die 
alte  Träumerei  vom  einem  selbständigen  Böhmerreich  wieder  anfachen 
könnten.  —  Die  Losreißung  Böhmens  vom  Reichsverband  ist  eine  Unimög- 
lichkeit, denn  wäre  das  Land  auch  rein  slawisch,  wie  könnte  mitten  in  der 
heutigen  Bewegung,  die  unaufhaltsam  auf  die  Vereinigung  großer  Massen 
hindrängt,  ein  Ländchen  wie  Böhmen  sich  isolieren?  Man  fürchtet  also 
nicht  den  Erfolg  eines  tschechomamischen  Losreißungsversuchs,  aber  die 
unheilvollen  Konflikte,  die  eine  solche  Verirrung  hervorrufen  müßte." 
„Grenzboten"  1848  a.  a.  0.  S.  88.  Auf  tschechischer  Seite  dagegen  wird 
selbst  von  den  gemäßigteren  Wortführern  bittere  Klage  darüber  geführt, 
daß  die  Deutschen  von  der  Gleichstellung  beider  Natiomem  im  Lande  nichts 
wissen  wollen,  daß  man  den  Tschechen  schon  jetzt  verwehren  will,  im 
künftigen  Landtage  ihre  Muttersprache  zu  sprechen,  daß  man  das  Prinzip 
der  Zweisprachigkeit  in  den  Aemtern  nicht  zuzulassen  bereit  sei.  So- 
bald der  Reichstag  in  Wien  eröffnet  war,  zeigte  sich  denn  auch  die  Er- 
scheinung, daß  der  nationale  Streit  die  erhoffte  Solidarität  aller  jungen 
Volksparteien  gegenüber  der  Regierung  nicht  zustande  kommen  ließ.  Die 
Annäherung  der  Tschechen  an  das  Kabinett  Wessenberg-Doblhoff  in  der 
Wiener  Session  des  Reichstages  wird  von  deutscher  Seite  als  Verrat  an 
dem  Freiheitsgedanken  an  den  Pranger  gestellt.  Das  Ministerium  Schwar- 
zenberg,  das  unverkennbar  von  vornherein  den  Konstitutionalismus  ab- 
lehnte-, bringt  mit  seiner  Feindschaft  gegen  den  Reichstag  doch  wieder  eine 
Annäherung  awaschen  den  deutschen  und  BDanräaohen  Liberalen  herbei,  und 
diese  Stimmung  ist  dem  Verfassungswerk  im  Kremsierer  Konstitutions- 
ausschuß sichtlich  zu  Hilfe  gekommen. 

Anmerkung  8  (Seite  239).  Will  man  die  großen  Schwierigkeiten  ge- 
rocht beurteilen,  welche  die  Verfassungsgesetzgebuug  durch  eine  demo- 
kratische Konstituante  in  Deutschland  und  ganz  besonders  in  Österreich 
(m  Jahre  1848  eu  überwinden  hatte,  so  muß  mau  sich  die  Bestellungen  dieser 
Parlamente  zu   den    tatsächlichen   Inhabern  der  öffentlichen   Gewalt   sowie 
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den  Stand  der  konstitutionellen  Theorie  klarmachen,  wie  sie  die  politisch 
ganz-  oder  halbgebildeten  Köpfe  in  jener  Zeit  beherrschten.  Die  geschicht- 
liche Entwicklung  der  preußischen  und  der  österreichischen  Monarchie  — 
um  von  den  Mittel-  und  Kleinstaaten  gar  nicht  zu  reden  —  hatte  mit  Hilfe 
der  Gesetzgebung  und  organisatorischen  Schöpfungen  des  aufgeklärten  Ab- 
solutismus schließlich  alle  Rechtsmacht  in  die  Hände  der  vom  Souveräne 
bedingungslos  abhängigen  Berufsbeaantenschaft  gelegt.  Ebenso  wie  die 
Gesetzgebung  lag  auch  die  Ausführung  der  Gesetze  und  das  Richteramt 
vollständig  in  den  Händen  rechtsgelehrter,  in  der  bureaukratischen  Tra- 
dition erzogener  Beamter.  Es  war  nun  eine  verhängnisvolle  Tatsache,  daß 
die  Bureaukratie  —  ungefähr  seit  1815  überall,  am  meisten  aber  in  Oester- 
reich —  auf  dem  Felde  der  Gesetzgebung  unfruchtbar  geworden  war; 
welcher  Unterschied  besteht  in  dieser  Hinsicht  etwa  zwischen  der  josephi- 
nischen  Periode  einerseits  und  dem  sogenannten  „Vormärz"  anderseits! 
Unter  dem  lähmenden  Drucke  des  von  Mette  mich  für  den  ganzen  deutschen 
Bund  verfochtenen  Prinzips  äußersten  Konservatismus  hatte  .  die  Bureau- 
kratie verlernt,  den  materiellen  und  geistigen  Bedürfnissen  der  neuen 
bürgerlichen  Gesellschaft,  die  ja  auch  in  Oesterreich  schnell  heranwuchs, 
durch  produktive  Gesetzgebung  zu)  entsprechen  oder  ihnen  zuvor  zu 
kommen.  So  ist  es  begreiflich,  daß  der  revolutionär  gewordene  Geist  der 
bürgerlichen  Klasse  nach  dem  Gelingen  des  Umsturzes  für  die,  Zukunft  vor 
allem  danach  verlangte,  sich  den  bestimmenden  Einfluß  in  der  Gesetz- 
gebung zu  sichern  und  daher  in  seinen  konstitutionellen  Plänen  das  Haupt- 
gewicht darauf  legte,  daß  die  Ausübung  der  Legislation  im  wesentlichen 
der  Volksvertretung  zukomme.  Das  eigentliche  Wesen  des  Obrigkeits- 
staates, wie  er  sich  in  Deutschland  und  Oesterreich  im  XVIII.  Jahrhundert 
ausgebildet  hat,  wurde  durch  den  doktrinären  Repräsentativgedanken  des 
deutschen  Liberalismus  nur  oberflächlich  berührt  und  blieb  dem  demo- 
kratischen Juristen,  Journalisten  und  Ideologen,  welche  1848  die  Volks- 
politik rührten,  vielfach  völlig  unibekannt  oder  wurde  von  ihnen  arg  miß- 
verstanden. Dazu  kommt,  daß  die  konstitutionelle  Theorie,  wie  sie  sich 
seit  1815  in  Deutschland  nach  französischem  und'  belgischem  Muster  aus- 
gebildet hatte,  unter  dem  Einfluß  der  wiederhergestellten  und  befestigten 
Macht  der  Landesherren  sich  von  der  alten  Grundlage  des  Repräsentativ- 
systems ziemlich  weit  entfernt  hatte.  Sie  verwarf  nämlich  das  Prinzip  der 
Gewaltenteilung  so  gut  wie  vollständig  und  trug  der  tatsächlichen  Einheit 
der  im  Landesherrn  verkörperten  Staatsgewalt  auch  theoretisch  durchaus 
Rechnung:  sie  entwickelte  ferner  aus  der  rein  individualistischen  Welt- 
anschauung, welche  die  deutsche  Bildung  jener  Zeit  beherrschte,  das 
politische  System  des  Deutschland  eigentümlichen  Liberalismus,  indem  sie 
unter  der  konstitutionellen  Staatsordnung  in  erster  Linie  ein  methodisches 
Ganze  von  Bestimmungen  und  Einrichtungen  sah,  welche  den  Einzelnen 
gegen  die  Staatsgewalt  schützen,  letztere  in  ihren  Handlungen  kontrollieren 
und  Mißbräuchen  derselben  vorbeugen  sollten.  Die  Erklärung  von  Grund- 
rechten des  Staatsbürgers,  richterlicher  Schutz  zu  deren  Verwirklichung, 
Schaffung  einer  Volksvertretung  zur  Erhebung  von  Beschwerden  und  nöti- 
genfalls von  Ministeranklagen,  endlich  die  legislative  und  steuerbewilliigende 
Funktion  der  Kammer  waren  die  Hauptforderungen,  die  der  Liberalismus 
zur  Verwirklichung  der  ^Freiheit"  aufstellte.  Aber  die  tatsächliche  Staats- 
arbeit, die  Funktionen  der  Regierung,  Verwaltung  und  Rechtsprechung  als 
Inbegriff  der  gesamten  zur  Durchführung  aller  Staatszwecke  erforderlichen 
Tätigkeit,  billigte  die  konstitutionelle  Doktrin  in  Deutschland  rückhaltlos 
den  Fürsten  und  ihren  Beamten  zu.  Nur  insofern  sie  die  besondere  Theorie 
von  der  Selbstverwaltung  der  Gemeinde  und  das  Dogma  von  der  Unent- 
behrlichkeit  der  Schwurgerichte  ausbildeten,  strebte  jene  Staatslehre  auch 
unmittelbare  Verrichtung  staatlicher  Funktionen  durch  das  Volk  an.    Aber 
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iuu'h  diese  waren  immer  doch  nur  innerhalb  das  „Staates",  d.  h.  unter  der 
Überleitung  der  landesherrlichen  Bureaukratie  gedacht. 

Mit  solchen  theoretischen  Vorstellungen  ausgerüstet,  standen  nun  die 
Mitglieder  des  Verfassungsausschusses  in  Kremsier  vor  schier  unüberwind- 
lichen Hindernissen.  In  Oesiterreich,  wo  es  sich  bei  der  Verfassungslrage 
von  vornherein  in  erster  Linie  um  die  Beziehung  historischer  Territorien 
der  Länder  zum  „Staat",  d.  h.  zur  kaiserlichen  Zerutralgewalt  handelte  und 
der  verschiedenen  Nationalitäten  zueinander  sowohl  wie  zum  Gesamtreich, 
und  erst  in  zweiter  Linie  wm  die  Stellung  der  Individuen  zum  „Staat", 
war  mit  der  liberalen  Theorie  und  ihrer  atomistischen  Auffassung  von 
„Volk"  als  einem  Aggregat  gleichberechtigter  Individuen  nicht  allzu  viel 
anzufangen.  Nicht  minder  war  die  Theorie,  welche  Freiheit  und  Fortschritt 
hauptsächlich  von  der  Schaffung  einer  Volksvertretung  als  Gesetzgeberin 
und  Wächterin  über  die  Rechte  des  einzelnen  erwartete,  hier  mehr  noch  als 
im  national  einheitlich  ein  Staat  eine  große  Illusion,  da  in  Oester  reich  nicht 
so  sehr  die  Rechte  der  Individuen,  sondern  Rechte  und  Pflichten  der  ein- 
zelnen völkischen  Einheiten  den  wesentlichen  Inhalt  des  öffentlichen, 
Lebens  ausmachten.  Die  eigentümliche  Natur  des  großmächtlichen  Ein- 
heitsstaates, wie  das  absolutistisch  regierte  Oesterreich,  Preußen  oder 
Frankreich  es  waren,  ließ  sich  aber  überhaupt  nicht  auf  dem  Felde  der 
Legislation  fassen,  sondern  seine  Lebenskraft  lag  vielmehr  in  dem.  was  von 
seinen  Staatsfunktionen  übrig  blieib,  wenn  man  die  formelle  Gesetzgebung 
und  Rechtsprechung  herausnahm:  hierfür  war  ebwa  seit  dem  Beginn  des 
XIX.  Jahrhunderts  der  Begriff  dier  Regierung  und  Verwaltung  aufgekommen 
oder  auch  der  Begriff  der  „vollziehenden   Gewalt". 

Mit  dieser,  die  als  Schöpferin  und  Trägerin  der  neuen  bürgerlichen 
Gesellschafts-  und  Wirtschaftsordnung  längst  die  wichtigste  Lebensfunktion 
des  neuzeitlichen  Staates  vorstellte,  mußte  man  sich  auseinandersetzen, 
wenn  man  eine  wirkliche  neue  „Verfassung"  des  Staates  festsetzen  wollte. 
Für  die  Lösung  diieser  Aufgabe  aber  gab  es  kaum  entsprechende  Vorbilder, 
denn  in  dem  konstitutionellen  Musterlande  Frankreich  war  ja  die  politische 
Entwicklung  so  verlaufen,  daß  nach  dem  Zurückweichen  der  revolutionären 
Sturmflut  die  seit  dem  XVII.  Jahrhundert  von  den  Königen  planmäßig 
aufgebaute  Zentralverwaltung  durch  Berufsibeamte  erst  recht  ihre  endgültige 
Form  und  ihre  bis  zur  Gegenwart  unerschütterliche,  die  gesamte  öffentliche 
Gewalt  monopolisierende  Stellung  gewann.  Wenn  nun  auch,  besonders 
seit  der  Verbreitung  der  großen  politischen  Schriften  Tocquevilles 
die  Erkenntnis,  daß  der  französische  Konstitubionalismus  mit  seiner  un- 
gehemmten Zentralisation  und  seiner  Büren ukratisierung  der  ganzen  öffent- 
lichen Verwaltung  keine  freiheitliche  Staatsordnung  vorstelle,  auch  bei 
den  liberalen  im  1  demokratischen  Politikern  Deutschlands  und  Oester- 
reichs  durchzudringen  begonnen  hätte,  so  fehlte  dennoch  vollständig  eine 
genügende  theoretische  Einsicht  in  dir  Mittel  und  Wege,  wie  eine  wirklich 
volKsmäßige  Administration  des  Staats  eingerichtet  werden  könne.  Darin 
aber  lag  gerade  für  Oesterreich,  in  welchem  die  leidenschaftliche  Gegner- 
schaft gegen  (\i'i\  bureaukratischon  Zentralismus  das  eigentliche  geistige 
Leitmotiv  der  Revolution  des  bürgerlichen  Mattelstandes  bildete,  der  Kern 
des   Yt'ifa.-suiigsproblejii-. 

Hält  man  sich  nun  diesen  Stand  der  Dinge  in  Oesterreich  in  184S  vor 
Augen  und  ennii.it  man  alle  Schwierigkeiten,  die  liier  durch  die  natürlichen 
und  geschichtli» -hen  Tatsachen  des  Völkerstaates  gegeben  waren,  so  gelang! 
man  eist  zu  einem  gerechten  Urteil  über  die  Bedeutung  und  Jen  Wert  der 
Debatten  des  VeTfasBungsansscbasses  des  Kremsierer  Reichstages  unu 
seines  Werke-,  des  Konstitutions^Entwurtes.  Kehr  als  irgendein  anderer 
Verfeeeungsplan  jener  Zeit  ist  dieser  Entwurf  über  die  Formenlehre  und 
W konstitutionellen  Doktrin  hiniweg  In  den  Kern  des  Problems 
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einer  wirklich  demokratischen  Staatsordnung  und  vollends  in  den  Kern 
des  spezifisch  österreichischen  Problems  eingedrungen.  Er  versieht  den 
Einfluß  der  Regierten  anf  dien  Staat  dadurch  in  allem  Ernste  zu  verwirk- 
lichen, daß  er  mit  Hilfe  der  Autonomie  der  Länder,  Kreise  und  Gemeindien 
eine  „s  t  a  a  t  s  f  r  e  i  e",  d.  h.  von  der  Zentralgewalt  möglichst 
unabhängige  Verwaltungin  weitestem  Ausraafieschafft. 

Anmerkung  .9  (Seite  243).  Die  Versöhnung  der  Deutschen  in  Oester- 
reich mit  dem  erneuerten  Obrigkeitsstaat  wurde  zweifellos  auch  dadurch 
besonders  gefördert,  daß  sich  ihre  Oberklasse  als  den  historischen  Haupt- 
interessenten an  diesem  Staate  erkannte,  daß  ..ferner  damals  die  Deutschen 
allein  in  Oesterreich  eine  eigentliche  Bourgeoisie  besaßen.  Für  diese  aber 
ist  überall  der  „Staat"  als  Inbegriff  der  zentralistisch  geleiteten  und  daher 
im  gesamten  Staatsgebiete  gleichmäßig  und  zuverlässig  arbeitenden  öffent- 
lichen Gewalt  sozusagen  ein  unentbehrliches  Produktionsinstrument.  Mit 
der  Ausbildung  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  wächst  naturgemäß 
das  Interesse  des  Unternehmers  und  aller  an  der  realen  Produktion  be- 
teiligten Faktoren  —  also  auch  der  Anb eiterschaft  —  an  einem  möglichst 
ausgedehnten  besonderen  Wirtschaftsgebiete,  in  dem  der  gemeinsame  Zoll- 
schutz, gleichartige  Gesetzgebung,  Rechtsprechung  und  Verwaltung  erst  die 
Möglichkeit  zuverlässiger  Berechnung  der  Produktionskosten,  weitgehenden 
Absatzes  und  damit  erst  die  Grundlage  großindustrieller  Produktion  gibt. 
Was  in  Deutschland  der  Zollverein  herbeiführte,  gewährte  der  jungen 
deutschösterreichischen  Großindustrie,  der  Wiener  Finanz  und  dem  Wiener 
Großhandel  die  konsolidierte  Administration  des  Einheitsstaates,  d.  h.  der 
kaiserlichen  Z entralregie'rung. 

Anmerkung  10  (Seite  245).  Der  im  Texte  niedergelegten  Anschauung 
von  der  Grundstellung  der  Deutschen  als  Zentrallisten  und  der  Slawen  als 
Föderalisten  könnte  die  Tatsache  entgegen  gehalten  werden,  daß  es  auch 
unter  den  Deutschen  Jahrzehnte  hindurch  föderalistische  Parteien  gegeben 
hat,  in  erster  Linie  die  vornehmlich  aus  den  Vertretern  der  alpenländiischen 
Bauernschaft  gebildete  katholische  Partei,  die  während  des  Ministeriums 
des  Grafen  Taaffe  vereint  mit  Tschechen,  Polen  und  Südslawen  die  parla- 
mentarische Regierungsmehrheit  bildete.  Wie  später  gezeigt  werden  wird, 
hat  diese  von  dem  konservativen  Adel  geführte  Fraktion  in  Wahrheit  den 
föderalistischen  Gedanken  nie  ernsthaft  vertreten.  Ihr  Föderalismus  be- 
schränkte sich  im  wesentlichen  auf  eine  stärkere  Betonung  der  Landes- 
Autionomie  und  war  seiner  Natur  nach  vor  allem  eine  Abwehr  gegen  den 
Zentralismus  nur  insofern,  als  der  Liberalismus  des  Wiener  Großbürger- 
tums und  der  regierenden  Wiener  Bureaukratie  der  sechziger  und  siebziger 
Jahre  den  traditionellen  Empfindungen  der  Bauernschaft  der  Alpenländer 
widersprach.  Im  übrigen  bildete  gerade  diese  Gesellschaftsschichte  fast 
bis  zum  Ende  der  Monarchie  den  verläßlichsten  Träger  des  dynastischen 
Staatsgedankens  und  damit  auch  der  von  diesem  unablösbarem  ausgedehnten 
Zentralgewalt. 

Anmerkung  11  (Seite  248).  Man  pflegt  über  dem  vollständigen  Zu- 
sammenbruch der  Politik  Josef  II.  in  Ungarn  alizu  sehr  den  Rückzug  zu 
unterschätzen,  den  dieser  auch  in  Oesterreich  unter  Leopold  IL  antreten 
mußte.  Die  Erhaltung  de;-  Landtage,  so  gering  auch  ihre  politischen  Kräfte 
und  ihre  administrativen  Funktionen  von  da  ab  gewesen  sind,  hatte  doch  die 
wichtige  Folge,  daß  das  historische  Gefühl  von  der  Einheit  der  einzelnen 
Kronländer  nicht  nur  in  den  provinziellen  Ueiberlieferungen,  Sitten,  Trach- 
ten, Dialekten  usw.,  sondern  auch  in  einer  politisch-administrativen,  schon 
durch  ihr  Alter  respektierten  Form,  nämlich  in  den  Landtagen,  erhalten 
blieb.  Damit  hing  es  aber  auch  zusammen,  daß  die  staatliche  Zentral- 
verwaltung die  Kronländer  in  ihren  alten  Grenzen  auch  fernerhin  für  die 
Zwecke  der   öffentlichen   Verwaltung  als  geschlossene   Einheiten   aufrecht 
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erhielt  wenngleich  mehrere  Gubernien  durch  Zusammenfassung  der  klei- 
neren Kronländer,  wie  Mährens  und  Schlesiens,  von  Tirol  und  Vorarlberg, 
Geissen  und  der  Bukowina,  gebildet  waren.  So  "wurde  also  auch  vom 
Zentrum  her  die  historische  Individualität  der  Kronländer  gewahrt:  va 
einer  Departementseinteilung  und  zu  Präfekturen  nach  französischer  Art 
ist  es  eben  in  Oesterreich  doch  nicht  gekommen,  weil  dies  im  letzten 
Grunde  die  streng  konservative  Rechtslehre  der  dynastischen  Idee  aus- 
schloß. In  der  offenen  Anerkennung  der  besonderen,  dem  Kaiser  in  jedem 
Kronlande  aus  verschiedenen  historischen  Rechtstiteln  zustehenden  Herr- 
scherbefugnisse sprach  sich  eben  das  unverbrüchliche  Legitimitätsprinzip, 
auf  dem  die  Gesamtstellung  des  Erzhauses  beruhte,  klar  aus.  Von  dieser 
Auffassung  her  hat  dann  später  die  Adelspartei,  als  das  letzte  politisch*1 
Derivat  des  alten  Ständewesens  den  Weg  zu  dem  ihr  eigentümlichen  Pro- 
gramm des  Länderföderalismus  genommen,  wie  ea  im  Diplom  vom  20.  Ok- 
tober 1860  niedergelegt  erscheint. 

Anmerkung  12  (Seite  249).  Landtage  fanden  im  Jahre  1848  in  folgenden 
Kronländern  statt:  Mähren,  Schlesien,  Steiermark,  Kärnten,  Oberösterreich. 
Tirol  und  Vorarlberg.  Ueber  den  steierischen  Landtag  vgl.:  F.  Ilwof, 
Der  provisorische  Landtag  des  Herzogtums  Steiermark  im  Jahre  1848,  Graz 
1890;  über  den  mährischen  Landtag  siehe  A.  Springer,  Geschichte 
Oesterreichs,  II,  Seite  379 — 384.  Eine  bis  heute  unübertroffene  Darlegung 
der  Verhandlungen  der  Landtage  von  1848  gibt  A.  Springer  nach  den 
Protokollen  und  vertraulichen  Mitteilungen  im  II.  Bande  seines  Geschicht- 
werkes Seite  365 — 390.  Ueber  die  niederösterreichische  Landtagsbewegung 
informiert  ausführlich  die  Abhandlung  von  Karl  Hügel  mann,  Jahr- 
buch des  Vereins  für  Landeskunde,  Wien  1915,  Seite  495  ff .  Ueber  den 
schlesischen  Konvent  von  1848  vgl.  Karl  Bert  hold,  Schlesiens  Landes- 
vertretung und  Landeshaushalt  von  ihren  Anfängen  bis  in  die  neueste  Zeit, 
Seite  45 — 104  (Band  I).  Ueber  den  Verfassungsentwurf  für  den  mährischen 
Landtag  vgl.  die  von  dem  Verfasser  desselben  Peter  vonChlumecky  — 
anonym  veröffentlichte  Schrift:  Zur  Frage  der  Centralisation  oder  Decentrali- 
sation  in  Oesterreich,  Wien  1850. 

Anmerkung  13  (Seite  250).  Am  stärksten  hat  unter  den  Deutschen  der 
autonomistische  Gedanke  in  den  Alpenländern  gewirkt,  wo  er  selbst  den 
liberalen  Mittelstand  in  den  Städten  zeitweilig  lebhaft  erfüllte.  So  kam  es 
in  der  Steiermark  zur  Bildung  einer  hauptsächlich  von  Moritz  von  Kaisei- 
feld  geschaffenen  und  geleiteten  AutonomistenparteL  die  bis  in  die  Mitte 
der  70er  Jahre  eine  Fraktion  der  großen  liberalen  Verfassungspartei  biloete. 
Wenn  sie  dann  auch  als  selbständige  Fraktion  verschwand,  so  ist  doch 
immer  im  alpenländischen  Liberalismus  eine  starke  partikular  istische  Strö- 
mung wirksam  geblieben. 

Anmerkung  14  (Seite  253).  Siehe  K.  Hügel  mann,  Jahrbuch  des 
Vereins  für  Landeskunde  für  Niederösterreich  1913  Seite  247  ff. 

Anmerkung  15  (Seite  255).     Ebendaselbst  Seite  251. 

Anmerkimg  10  (Seite  256).  Vgl.  die  Darlegungen  .joben  im  sechsten 
Abschnitte  Seite  726  ff. 

Anmerkung  17  (Seite  257).  Die  Aprilverfassung  ist  gerade  deshalb 
ein  B0  ganz  unorganisches  Produkt  der  seit  den  Märztagen  hilfios  gewordenen 
Wiener  Bureaukratie,  weil  sie  an  der  eigentümlichen  Natur  des  österreichi- 
schen Problems  gleichsam  vollständig  ahnungslos  vorübergeht.  Wenn  man 
diu  nachgelassenen  Schritten  des  Freiherrn  von  Pillers dor!  liest,  kann 
man  sirh  darüber  nicht  mehr  wundern.  Dieser,  in  allen  Einzelheiten  '!,vr 
Verwaltung  des  Inneren  und  der  Finanzen,  ausgezeichnet  bewanderte,  alt- 
ste  Beamte,  konnte  und  wollte  wohl  nichts  anderes  als  für  den  Augen- 
blick sorgen.  Im  übrigen  scheiterte  die  Verfassung  gar  nicht  an  .li»>>en 
In,  Bondern   an   dem  zu  konservativen  Charakter,  der  dieser  Charte, 
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an  der  Stimmung  jener  Tage  gemessen,  zu  eigen  war  und  der  in  vollem 
Widerspruch  zu  den  unreifen  und  leidenschaftlichen  Bestrebungen  der 
Wiener  Demokratie  stand.  Die  Entstehung  der  ApriLverfassung  hat  in  sehr 
belehrender  Weise  dargestellt:  K.  Hugelmann,  in  seiner  so  benannten 
Schritt  im  Jahrbuch  für  Landeskunde  Niederösterreichs  für  1919,  Seite  235  ff. 

Anmerkung  18  (Seite  259).  Ueber  die  Notwendigkeit  der  Einführung 
einer  modernen  Gemeindeverfassung  hat  sich  zuerst  der  Freiherr  von 
Andrian  in  seiner  Schrift  Oesterreich  und  dessen  Zukunft,  rückhaltlos 
geäußert,  II.  Band,  Seite  20© — 238.  Der  Entwurf  einer  schlesischen  Ge- 
meindeordnung im  Jahre  1848  bei  Bert  hold  a.  a.  0.,  Seite  104  ff.  Ueber 
die  Beratung  einer  steierischen  Gemeindeordnung  vgl.  die  oben  angeführte 
Schrift  von  Ilwof. 

Anmerkung  18b  (Seite  259).    Siehe  Helfert  a.  a.  0.  III.,  Seite  8—12. 

Anmerkung  19  (Seite  260).  Vgl.  Hugelmann,  Der  ständische  Zen- 
tralausschuß von  1848  i.  Jhrb.  d.  V.  f.  Landeskunde  N.  Ö.  1914,  Seite  207 ff.; 
Die  Zuschrift  an  das  Ministerium  in  der  Frage  der  Gemeindieordnung  da- 
selbst Seite  254.  Ferner  den  Nachtrag  i.  Jhrb.  d.  V.  f.  Lk.  N.  Ö.  1919 
Seite  277. 

Anmerkung  20/21  (Seite  265/66).  Die  vormärzliche  Literatur  in  Oester- 
reich ist  vollständig  erfüllt  von  den  Anklagen  gegen  die  Ungeheuerlichkeit 
des  Regimes  der  zentralistischen  Bureaukratie,  die  ihr  „Papierregiment" 
gleichmäßig  über  alle  Völker,  Provinzen  und  Sprachen  hin  ausdehnte. 
„Wenn,"  meint  Andrian,  „unsere  Vorstellungen  von  China  die  richtigen 
sind,  so  ist  Oesterreich  in  Europa  das,  was  China  in  Asien  ist."  Andrians 
oft  genannte  Schrift  bildete  die  stärkste  Anklage,  die  bis  dahin  öffentlich 
gegen  den  Absolutismus  und  die  Bureaukratie  erhoben  worden  war:  daß  sie 
von  einem  modernen  aber  durchaus  konservativen  Politiker  kam,  vergrößerte 
den  Eindruck,  den  sie  in  weiten  Kreisen  machte.  Ebenso  hat  Andrian  auch 
zuerst  ein  konservatives  Reformprogramim  auf  der  Grundlage  des  Be- 
griffes der  Autonomie  in  Land,  Kreis  und  Gemeinde  aufgestellt.  Seine 
Gedankengänge  sind  stark  beeinflußt  durch  Tocqueville,  alber  Andrian  be- 
ruft sich  auch  auf  die  großen  Fortschritte,  die  Preußen  in  seiner  Provinzial- 
Kreis-  und  Gemeindeverfassung  seit  1806  gemacht  hat,  wenn  er  auch  dort 
das  Vorwalten  des  bureaukratischen  Elementes  nicht  verkennt,  (a.  a.  0.  II, 
S.  952  ff.)  —  Die  oppositionellie  Stimmung  des  ständischen  Adels  in  Oester- 
reich fand  in  Andrians  Schrift  nicht  nur  beredten  Ausdruck,  sondern  auch 
Bestärkung  in  den  oben  geschilderten  Kämpfen  mit  der  Zentralregierung. 
Letztere  hatten  immerhin  die  Folge,  daß  sich  auch  am  Hofe  selbst  eine 
Anschauung  ausbildete,  die  sich  den  Idleen  einer  Staatsreform  im  adelig- 
autonomistischen  Sinne  näherte.  Damit  verbanden  sich  die  zahlreichen 
Gegner  des  Fürsten  Metternich  am  Hofe,  und  so  spannen  sich  schon  im 
Winter  1847  mannigfache  Fäden  zwischen  den  Förderern  der  ständerefor- 
matorischen  Tendenzen  und  den  Hofkreisen  an,  deren  letzter  Ausläufer  in 
der  Wiener  Ständedeputation  vom  13.  März  zu  erblicken  ist.  Der  Ausbruch 
der  revolutionären  Bewegung  in  Wien  selbst  beseitigt  endgültig  alle  diese, 
recht  zaghaft  unternommenen  Versuche  einer  meuständischen  Regeneration 
Oesterreichs.  Man  kann  übrigens  kaum  daran  zweifeln,  daß  bei  der  weit- 
verbreiteten Unpopularität  des  Adels  in  Oesterreich  und  seiner  sehr  ge- 
ringen politischen  Leistungsfähigkeit  von  vornherein  sehr  geringe  Aus- 
sichten für  den  Erfolg  solcher  politischer  Bestrebungen  bestanden  haben. 
Vgl.  Beidtel,  Geschichte  der  österreichischen  Staatsverwaltung  II.  Band, 
Seite  396—398. 

Anmerkung  22  (Seite  267).  K.  Hugelmann,  Der  Ständische  Zen- 
tralausschuß im  Jahre  1848,  Jhrb.  f.  Landeskunde  N.  ö.  1913. 

Anmerkung  23  (Seite  268).  Der  Gegensatz  zwischen  Bureaukratie  und 
ständischen  Adel,  der  in  seinen  letzten  Wurzeln  bis  auf  die  theresianisch- 
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josephinische  Reform  zurückgeht,  ist  dauernd  eine  der,  wenn  auch  zeit- 
weilig wenig  sichtbaren  in  Wahrheit  aber  allerzeit  wirksamen  großen 
politisch-gesellschaftlichen  Kräfte  im  österreichischen  Staatsleben  geblieben. 
In  gewissem  Sinne  ist  dieser  Gegensatz  eigentlich  als  die  Oesterreich 
eigentümliche  Form  anzusehen,  in  welcher  sich  der  allgemein  europäische 
Kampf  der  bürgerlichen  Mittelklasse  als  Führerin  der  modernen  industriellen 
Gesellschaft  und  des  konservativ-agrarischen  Interesses  unter  Führung  des 
adeligen   Großgrundbesitzes,  zum  Ausdruck  bringt. 

Anmerkung  24  (Seite  271).  A.  Springer,  Die  Protokolle  des  Ver- 
fassungsausschusses  im  österreichischen  Reichstage  1848/49,  Leipzig  1885, 
Seite  13  ff. 

Anmerkung  25  (Seite  272).  Die  Rede  des  Dr.  Pinkas  wollte  auf  die 
ihm  wohl  bekannte  Furcht  der  Deutschen  vor  dem  Föderativstaat  beruhi- 
gend einwirken.  „Der  Ausdruck  Föderation,"  sagte  er,  „sei,  wie  schon 
gezeigt  wurde,  zu  weit,  so  daß  er  gewissen  politischen  Ansichten  schreckbar 
erscheine;  allein,  er  finde  vorderhand  keinen  geeigneten  Ausdruck,  be- 
merke aber,  daß,  wenn  er  diesen  Ausdruck  brauche,  er  damit  ein  solches 
Verhältnis  bezeichnen  wolle,  Avelches  den  Zustand  der  Zerfahrenheit  im 
vorhinein  ausschließe.  Daß  ein  Gleichgewicht  angebahnt  werden  müsse, 
wenn  das  provinzielle  Bewußtsein  nicht  gefährdet  werden  solle;  daß  zu 
große  und  zu  kleine  Provinzen  nebeneinander  in  Oesterreich  nicht  bestehen 
sollen,  scheine  ihm  eine  unleugbare  Wahrheit,  und  Provinzen,  welche  nur 
eine  Ausdehnung  von  sogenannten  Kreistagen  erreichen  würden,  eine  Ano- 
malie." Aus  diesem  Grunde  wollte  P.  die  Vereinigung  von  Niederösterreich 
und  Oberösterreich  durchgeführt  wissen.  Auch  sprach  er  sich  für  eine 
Abtrennung  der  ruthenischen  Teile  Galiziens  von  den  polnischen  aus. 
Protokolle  d.  Verf.-A.  S.  16. 

Anmerkung  26  (Seite  272).  Kautschitsch  sprach  sich  dafür  aus,  daß 
man  bei  der  Provinzialeinteilung  dem  Prinzip  der  Nationalität  und  Kon- 
veniere Rechnung  trage  und  nur  das  beisammen  lasse,  was  gern  beisammen 
bleibt.  Er  warf  aber  den  Tschechen  Inkonsequenz  vor:  es  muß  nicht  bloß 
jede  Nationalität  gewahrt,  sondern  auch  bei  der  Provinzialeinteilung  berück- 
sichtigt werden.  „Denn  sonst  ist  die  so  sehr  gepriesene  Gleichberechtigung 
der  Nationalitäten  eine  reine  Illusion;  dann  ist  in  Steiermark  und  Kärnten 
der  Slawe,  in  Tirol  der  Italiener,  in  Böhmen  der  Deutsche  eine  Null.  Ich 
teile  Oesterreich  so  ein:  erstens  Tschechisch-Böhmen  oder  Tschechovien, 
zweitens  Deutsch-Böhmen  oder  Bojerheim,  drittens  Oesterreich  Ob  und  unter 
der  Enns  und  Salzburg,  viertens  Deutsch-Steiermark  und  Kärnten,  fünftens 
Slawisch-Steiermark,  Kram  und  slawisches  Küstenland  als  Slawonien, 
sechstem  Schlesien,  siebentens  Mähren,  achtens  Deutsch-Tirol  und  Vorarl- 
berg, neuntens  Welsch-Tirol,  zehntens  italienischer  Teil  des  Küstenlandes, 
elftens  Dalmatien,  zwölf  Ions  Polen  oder  Masurisch-Cializien,  dreizehntens 
Ruthenisi  h-Cüli/.ii  ]i  und  vierzehntens  die  Bukowina."  Die  weitere  Debatte 
siehe  Protokolle  d.  V.  A.  S.  24  bis  28. 

Anmerkung  27  (Seite  275).    Prot.  d.  V.  A.  S.  29—34. 

Anmerkung  28  (Seite  279).  Heins,  Bresteis  und  Mayers  Reden  a.  a.  0. 
B.  ä.  38  47.  Palackv  hatte  sich  in  der  vorhergehenden  Sitzung  gegen 
das  Bestreben,  die  Selbständigkeit  aller,  auch  der  kleinen.  Erblander  zu  er- 
halten, nachdrücklich  gewendet  —  Er  meinte:  ..Man  werfe  sich  auf  das  histo- 
rische  Gebiet,  um  manche  SeparationsgeMtete  zu  bemänteln,  und  nehme  aus 
der  Geschichte  amh  nur  das  auf.  was  einem  gerade  passe.  Er  verstehe 
historischen  Standpunkt  anders  un  1  ziehe  die  lebende  Geschichte  der 
amentenen  vor.  Mit  und  in  dein  Prinzip  der  Gleichberechtigung  aller 
Nationalitäten  Bei  das  Prinzip  der  Emanzipation  der  slawischen  Völker 
machtig  aufgetaucht  und  lasse  sich  nun  und  nimmermehr  in  den  Hintergrund 
drän  ii  und  Italiener,  so  wollen  auch  die  Slawen  bei- 
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sammen  sein.  Daß  sich  dieses  Prinzip  Geltung  verschaffen  und  alle  seine 
Stadien  durchlaufen  wolle,  beweisen  bereits  die  vielen  Kämpfe  blutiger  Art. 
Schon  in  den  nächsten  Jahren  werde  sich  dieses  Prinzip  kolossal  entwickeln, 
und  man  solle  darauf  Bedacht  nehmen,  wenn  es  sich  darum  handle,  Oester- 
reich  eine  Konstitution  zu  geben,  welche  der  Gegenwart  wie  der  Zukunft 
entsprechen  soll.  Er  habe  seine  Ansichten  mit  Rücksicht  auf  die  ganze 
Monarchie  hingestellt  und  sei  überzeugt,  daß,  wenn  man  dieses  Prinzip 
außer  Acht  lasse,  Oesterreich  dem  Zerfall  preisgegeben  werde."  A.  a.  0. 
Seite  34. 

Anmerkung  29  (Seite  282).  Ueber  Palackys  Schwanken  zwischen  der 
historischen  Länderautonoimie  und  der  nationalen  Autonomie  siehe  Th.  G. 
Masaryk,  Karel  Havlicek,  Seite  122.  Ueber  die  Bestrebungen  nach 
Schaffung  nationaler  Autonomie  siehe  H  e  1  f  e  r  t ,  Geschichte  Oesterreichs, 
III.,  Seite  255—289.  —  Der  Gedanke  der  nationalen  Autonomie  als  des 
grundlegenden  Prinzips  für  einen  Neubau  der  habsburgischen  Gesamt- 
monarchie ist  mit  höchst  anerkennenswerter  Klarheit  auseinandergesetzt  in 
der  im  Oktober  1848  erschienenen  Schrift  des  kroatischen  Publizisten 
0.  Ostrozinski,  der  diese  Idee  auch  sogleich  in  ein  Programm  der 
Organisation  von  zehn  nationalen  Kronländern,  die  unter  Aufhebung  der  alten 
Kronlandsgrenzen  gebildet  werden,  ausgebaut  hat.  Ostrozinski  weist  tref- 
fend darauf  hin,  daß  in  Oesterreich  und  Ungarn  „neben  der  persönlichen  und 
KastennAristokratie  noch  eine  kirchliche  Suprematie,  eine  herrschende 
Kirche  sowie  eine  National-Aristokratie  des  deutschen,  des  magyarischen  und 
des  italienischen  Elementes  faktisch  besteht  und  sich  fortan  geltend  machen 
will",  und  verlangt  daher,  daß  jetzt  —  im  Oktober  1848  — •  nach  der  politi- 
schen Emanzipation  der  Individuen  die  nationale  Emanzipation  durchgeführt 
werde.  Die  Schrift  Ostrozinskis  ist  ein  in  jeder  Hinsicht  beachtenswertes 
Zeugnis  für  den  Weitblick  des  Verfassers  und  für  das  durch  die  Herdersche 
Humanitätsphilosophie  aufs  kräftigste  angeregte  Streben  der  jungen  slawi- 
schen Generation  von  1848  nach  einer  produktiven  und  fortschrittlichen 
Politik.  Dieses  erste  und  völlig  ausgereifte  Programm  nationaler  Auto- 
nomie ist  1861  neuerlich  als  Anhang  des  obengenannten  Buches  von 
Pejakovics,  Aktenstücke  zur  Geschichte  des  kroatisch-slavonischen  Landtages 
von  1848,  abgedruckt  worden. 

Anmerkung  30  (Seite  283).  Pinkas  hatte  schon  in  der  ersten  Sitaung 
des  Verfassungsausschusses  die  Abneigung  der  Tschechen  gegen  das  In- 
stitut der  Kreisverfassung  erkennen  lassen,  die  ihm  eine  Falle  für  das 
Föderativsystem  zu  sein  schien.  Man  brauche  nur  die  ■  Landtage  wegzu- 
dekretieren,  und  die  vollständige  Zentralisation  sei  fertig  da.  Er  halte  dafür, 
daß  die  Kreistage  durch  Abteilungen  der  Landtage  oder  Kurien  ersetzt 
werden  können,  und  hoffe  dabei,  daß  der  Vollgenuß  der  Freiheit  jeder 
Suprematie  Schranken  setzen  werde.  Die  erste  Debatte  über  die  Kreisver- 
tretungen fand  in  der  Sitzung  vom  6.  Februar  statt  (a.  a.  0.  Seite  125).  Die 
zweite  entscheidende  am  26.  Februar,  a.  a.  0.  S.  312 — 325. 

Anmerkung  31  (Seite  285).  Siehe  Prot.  d.  Verf.  A.  Debatte  vom  28.  Ja- 
nuar 1849,  S.  49—53,  dann  vom  6.  Februar,  S.  119—124. 

Anmerkung  32  (Seite  286).  Prot.  d.  Verf.  A.,  Seite  53—58.  In  den 
Debatten  zeigte  sich  der  Berichterstatter  Mayer,  wie  regelmäßig,  auch  hier 
als  der  sachkundigste  Verwaltungsmann;  unter  anderem  sagte  er,  gegen 
den  legislativen  Landeszentral Lsmus  der  Tschechen  sich  wendend,  und  als 
Anwalt  der  Selbstverwaltung  der  Gemeinde  ein  treffendes  Wort,  das  die 
Eigenart  österreichischer  Vorstellung  von  Autonomie  klar  'beleuchtet:  „Die 
Gemeinde  ist  autonom,  weil  sie  über  ihre  Angelegenheiten  beschließt  und 
exequiert.  Wir  bauen  die  Freiheit  besser,  je  tiefer  unten  wir  sio  begründen; 
was  die  Gemeinde  tun  kann,  das  geben.  Sie  nicht  dem  Landtage  oder  Reichs- 
tage, aber  verletzen  Sie  nicht  die  Einheit  im  Zentrale." 
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Anmerkung  33  (Seite  287).    Prot.  d.  Verf.  A.  S.  71. 

Anmerkung  34  (Seite  289).     A.  a.  0.  S.  234—235,  286—291,  295  ff. 

Anmerkung  34a  (Seite  290).  A.  a.  0.  S.  305—310.  Sehr  iuteressant  ist 
auch  die  Rede  des  Dr.  Pinkas,  der  über  daa  von  deutscher  Seite  wiederholt 
angefochtene  Kabinertsschreiben  vom  8  April  sagte:  ..Er  selbst  lege  auf  den 
8.  April  nicht  viel  Wert,  weil  er  dem  Königreich  Böhmen  nicht  das  gibt 
was  von  der  Gegenseite  eigentlich  hineingelegt  werden  will.  Pillersdorf 
habe  die  böhmische  Delegation  getäuscht,  mit  Phrasen  abgespeist  wie  alle 
andern.  Er  und  seine  Freunde  nehmen  ferner  den  8.  April  nicht  für  ihr 
Land  allein,  sondern  für  alle  Provinzen  in  Anspruch." 

Anmerkung  35  (Seite  294).  Der  Antrag  Pinkas  über  die  Nationalkurien 
im  Prot.  d.  Vers.  A.  S.  273  ff.  Bresteis  und  F:schhofs  Reden  ebendaselbst 
S.  279.  Der  Antrag  Riegers  über  Einsetzung  von  nationalen  Schiedsgerichten 
Seite  289. 

Anmerkung   36    (Seite  296).    Der   Antrag   Bresteis  über   die   Kreistage 
a.  a.  0.  S.  319  ff. 

Anmerkung  37  (Seite  299).  Siehe  a.  a.  0.  S.  326.  In  der  Sitzung  des 
Ausschusses  vom  26.  Februar  hatte  Brestel  die  Ueberwachung  der  Gemeinde- 
verwaltung durch  die  Kreistage  dringend  empfohlen.  Die  Tschechen  traten 
auch  hier  wieder  für  den  Landtag  als  Aufsichtsinstanz  ein,  was  Goldmark 
dahin  kritisierte,  daß  er  sagte:  „Die  Deutschen  könnten  jetzt  den  Vorwurf 
der  Zentralisation  den  Föderalisten  zurückgeben,  die  alles  in  den  Landtagen 
zentralisieren  wollen".  Brestel  legte  das  Hauptgewicht  auf  ein  Reichs- 
gemieindegesetz,  welches  Rieger  aber  nur  auf  einige  Bestimmungen  bezüglich 
des  Heimatsrechtes  beschränkt  wissen  wollte.  Das  eigentliche  Gemeinde- 
gesetz, meinte  er,  sei  Sache  der  Landtage.  C.  Mayer  erwies  sich  auch  hier 
als  praktischer  Kopf,  zumal  gegenüber  Ansichten  des  schlesischen  Abgeord- 
neten Dr.  Hein,  der  sagte:  Die  allgemeinen  Gesetze  sollen  die  Gemeinden 
nicht  mehr  beschränken  als  die  Individuen;  dagegen  betonte  Mayer:  Im 
Reichsgemeindegesetz  erkenne  ich  das  Palladium  eines  freien  und  einigen 
Oesterreichs.  Ein  allgemeines  Gemeindegesetz  wird  da9  Band  sein,  welches 
alle  freien  Gemeinden  Oesterreichs  zusammenhalten  wird. 

Anmerkung  38  (Seite  301).  Vgl.  Prot.  d.  Verf.  A.  Seite  78—116,  Seite 
195—219. 

Anmerkung  39  (Seite  302).  Vgl.  stenographische  Prot.  d.  konstituieren- 
den Reichstages;  IV.  S.  12. 

Anmerkung  39a  (Seite  303).     Vgl.  oben  Anmerkung  8. 

Anmerkung  40  (Seite  305).  Man  moxß  bei  Beurteilung  der  Schwierig- 
keiten, welche  dem  Werke  der  Kremsierer  Verfassungsgesetzgebung  im 
Wege  standen,  immer  daran  festhalten,  daß  auf  dem  ganzen  Kontinente  — 
etwa  die  Schweiz  und  Norwegen  ausgenommen  —  keine  einzige  konstitu- 
tionelle Staatsordnung  bestand,  die  nicht  auf  dem  festen  Gerüste  einer 
zentralisierten  inneren  Verwaltung  beruhte.  Das  französische  System  d<er 
Präfektenverwaltung  in  den  Departements  und  den  diesen  subordinierten 
Gemeindevorstehern,  maires,  in  den  Kommunen,  war  mehr  oder  weniger 
das  Vorbild  für  alle  Verwaltungsrelormeq  gewesen,  die  seit  der  franzö- 
sischen Revolution  in  Europa  durchgeführt  worden  waren.  Das  preußisch" 
System,  wie  Hardenberg  es  geschaffen  hatte,  war  von  den  ursprünglichen 
Ideen  des  Freiherrn  von  Stein  weit  abgerückt  und  der  französischen  Ver- 
waltung sehr  angenähert  worden,  die  bayerische  Verwaltung  war  nach  dem 
Muster  der  na]>oleonischen  umgebildet  worden,  und  auch  die  vielgerühmle 
badisrho  Verfassung  legte  die  Administration  in  die  Hände  staatlicher  ße- 
iMf.sboamter.  (ianz  besonders  aber  war  das  (iemeindewesen  in  Deutschland 
durch  diu  Staat  so  eingerichtet  worden,  daß  mehr  oder  weniger  überall  die 
Oeaneindefcörperschaiten  durch  zahllose  Vorbehalte  und  Vorschriften  unter 
dio  Oberleitung  staatlicher  Behörden  gestellt  waren:  der  beamtete  Berufs- 
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bürgermeister  war  in  allen  größeren  Städten  die  Regel,  der  Typus  des 
Komimunalbeamten  als  mittelbaren  Staatsbeamten  wurde  in  Preußen  kon- 
sequent herausgebildet,  und  nicht  nur  die  Städteordnung  in  den  sechs  alten 
Provinzen  Preußens  mit  ihrer  Unterstellung  der  Gemeindevertretung  unter 
die  Oberherrlichkeit  des  bureaukratischen  Magistrates,  sondern  noch  mehr 
die  nach  französischem  Vorbild  geschaffene  rheinische  Städteordnung  ließen 
nur  schmalen  Raum  übrig  für  eine  wirklich  bürgerliche  Selbstverwaltung. 
Vollends  war  in  Preußen  die  eigentliche  Landesverwaltung  ganz  in  die 
Hände  der  Bureaukratie  gelegt. 

Für  Oesterreich  lag  nun  das  eigentlich  unlösbare  Problem  vor,  wie  in 
den  autonom  gedachten  Kronländexn  die  Landesverwaltung  organisiert  wer- 
den sollte,  ohne  diese  Autonomie  für  die  innere  Verwaltung  aufzuheben. 
In  der  Konsequenz  des  föderalistischen  Grundprizipes  des  Kremsierer  Ver- 
fassungsentwurfes war  es  gelegen,  hier  vor  allem  die  Regriffe  Landesver- 
waltung und  Landesgesetze  nicht  nur  grundsätzlich,  sondern  auch  praktisch 
von  dem  Begriff  der  Reichsgesetzgebung  und  Reichsverwaltung  genau  zu 
scheiden.  Das  war  nun  schon  rein  theoretisch  kaum  durchführbar;  wie 
sollten  zum  Beispiel  in  der  Sanitäts-  oder  Polizeiverwaltung  Landes-  und 
Reichsinteressen  getrennt  werden,  zumal  überdies  das  Ganze  der  inneren 
Verwaltung  verfassungsrechtlich  in  dem  Begriff  der  vollziehenden  Gewalt 
des  Kaisers  und  seiner  Minister  vereinigt  war?  Wollte  man  hier  ernstlich 
eine  grundhältige  Abtrennung  vornehmen,  so  mußte  man  in  der  Umbildung 
Oesterreichs  zu  einem  Föderativstaat  so  weit  gehen,  daß  ein  solcher  Entwurf 
für  die  Deutschen  völlig  unannehmbar  geworden  wäre.  Ueberdies  hätte 
die  Krone  und  die  Bureaukratie  einem  solchen  Abbau  der  kaiserlichen 
Zentralgewalt,  wie  sie  in  der  völligen  Umwälzung  der  Verwaltung  gelegen 
war,  niemals  zustimmen  können.  Für  alle  diese,  übrigens  auch  in  der  da- 
maligen wissenschaftlichen  Theorie  kaum  noch  behandelten  Probleme  des 
Verwaltungsrechtes  bestand  aber  auch  weder  bei  den  Massen  noch  auch  bei 
den  Gebildeten  genügendes  Verständnis;  niemand  konnte  sich  damals  eine 
sachlich  und  moralisch  befriedigende  öffentliche  Verwaltung  anders  vor- 
stellen als  in  einem  Aufbau  von  kaiserlichen  Behörden  verwirklicht,  die  mit 
Berufsbeamten  besetzt  waren.  Allerdings  war  den  demokratischen  Poli- 
tikern unverkennbar  das  Bestreben  zu  eigen,  dieser  Bureaukratie  möglichst 
viel  Macht  und  Spielraum  in  den  öffentlichen  Angelegenheiten  zu  entziehen, 
und  dies  Bestreben  war,  wie  oben  wiederholt  bemerkt  wurde,  gerade  in 
Oesterreich  stärker  ausgebildet  wie  irgend  wo  anders.  Dieses  Ziel  hoffte 
man  hauptsächlich  durch  die  Autonomie  der  Gemeinden,  Kreise  und  Länder 
zu  erreichen,  indem  der  selbständige  Wirkungskreis  aller  dieser  Körper- 
schaften ohne  administrative  Aufsicht  der  Zentralbehörden  erfüllt  werden 
sollte.  Aber  die  Tschechen  in  ihrem  Drang  nach  möglichster  Loslösung  der 
Sudetenländer  aus  dem  Machtkreis  der  Wiener  Regierung  merkten  sozusagen 
instinktiv,  daß  trotz  jener  „staatsfreien"  Verwaltung  der  autonomen  Körper- 
schaften noch  immer  zahlreiche  Befugnisse  des  Wiener  Imperiums  inner- 
halb ihrer  Länder  in  den  Händen  der  zentralgeleiteten  Bureaukratie  ver- 
bleiben würden.  Deshalb  versuchten  sie  nun  diese  Administrationszweige 
mittelbar  unter  ihren  Einfluß  dadurch  zu  bringen,  daß  sie  den  Chef  der 
staatlichen  Verwaltung  im  Lande,  den  Statthalter,  und  seine  obersten  Be- 
amten vor  dem  Landtage  verantwortlich  machen  wollten.  Die  Darstellung 
im  Texte  zeigt,  wie  diese  Versuche  im  Kremsierer  Verfassungsausschusse 
aufgenommen  worden  sind  und  welches  Ergebnis  sie  hatten.  Die  hierüber 
geführten  Debatten  und  beschlossenen  Gesetzesbestimmungen  müssen  als  das 
erste  Kapitel  in  dem  schweren  Kampfe  der  österreichischen  Nationen  um 
den  „Staat"  verstanden  werden,  d.  h.  um  den  bestimmenden  Einfluß  der 
einzelnen  Nationalitäten  auf  die  innerhalb  der  Kronländer  seitens  der 
Wiener   Zentralregierung    durch    ihre  Berufsbeamten    geführte    öffentliche 
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Verwaltung:  ein  Kampf,  der  jahrzehntelang  gedauert  und  erst  mit  der  Ver- 
nichtung des  Reiches  geendet  hat 

Anmerkung  41   (Seite  308).     A.  a.  0.  S.  129». 

Anmerkung  42  (Seite  310).     A.  a.  0.  S.  221-224. 

Anmerkung  43  (Seite  314)    A.  a.  0.  S.  334-345. 

Anmerkung  44  (Seite  316).    A.  a.  0.  S.  344  ff. 

Anmerkung  45  (Seite  319).  Die  Politik  der  Tschechen  war  darauf  ge- 
baut, daß  sie  der  Majorität  im  böhmischen  Landtage  sicher  waren  und  hoffen 
durften,  von  diesem  aus  den  autonomistischen  Ausbau  der  Verwaltung  er- 
folgreich betreiben  zu  können. 

Anmerkung  46  (Seite  323).  Es  ist  eine  bemerkenswerte  Tatsache,  daß 
durch  die  vollen  70  Jahre,  die  seit  der  Verfassungsarbeit  von  Kremsier  ver- 
strichen sind,  keine  einzige  dieser  gewidmete  Monographie  von  wissenschaft- 
lichem Werte  veröffentlicht  worden  ist.  Die  deutsch-liberale  Partei  hat  in 
ihrer  Blütezeit  geflissentlich  vermieden,  die  Erinnerung  an  das  große  ge- 
meinsame Gesetzgebungswerk,  das  von  der  Demokratie  der  österreichischen 
Völker  zustande  gebracht  wurde,  zu  beleben.  Dem  Verfasser  selbst  steht 
noch  in  lebendiger  Erinnerung,  mit  welcher  Erbitterung  der  Versuch  des 
letzten  hervorragenden  Mitarbeiters  am  Kremsierer  Entwurf,  Dr.  Adolf  Fisch- 
hofs, einen  nationalen  Ausgleich  zwischen  Deutschen  und  Slawen  in  An- 
knüpfung an  die  Ideen  des  Kremsierer  Verfassungswerkes  anzubahnen,  in 
den  80er  Jahren  von  der  deutsch-liberalen  Presse  Wiens  bekämpft  und  ver- 
hindert worden  ist. 


Vierter  Abschnitt. 

Der  neue  Absolutismus  und  die  Entwicklung 
des  österreichischen  Problems  von  1849  bis  1859. 

Seite  323—459. 

Erstes  Kapitel. 

Die  Staats-  und  Verwaltungsreform  des  Ministeriums 
Schwarzenberg- Stadion. 

Anmerkung  1  (Seite  323).  Die  Vorgänge  bei  der  Auflösung  des  Krem- 
sierer Reichstages  schildert  am  genauesten  A.  H  eifert  im  III.  Teil  des 
IV.  Bandes  seines  großen  Werkes.  Zu  der  schon  oben  angeführten  Literatur 
sind  hier  noch  folgende  Ergänzungen  anzufügen:  Karl  Widmann,  Franz 
Smolka,  Sein  Leben  und  sein  politisches  Wirken;  Wien  1887.  J.  A.  Hel- 
fert,  Erwiderung  an  Herrn  Dr.  Adolf  Pinkas;  Wien  1849.  Ernst  Vio- 
land,  Die  soziale  Geschichte  der  Revolution  in  Oesterreich;  Leipzig  1850. 
Gabler,  Die  nationale  Politik  in  Oesterreich;  1850  Alois  Fischer, 
Aus  meinem  Amtsleben;  Innsbruck  1860.  Ueber  die  Abdankung  des  Kaisers 
Ferdinand  und  die  Thronbesteigung  Franz  Josefs  ist  die  grundlegende  Dar- 
stellung A.  Helferts  durch  die  neuveröffentlichte  Literatur  in  allem  Wesent- 
lichen unverändert  geblieben.  Für  die  ganze  Zeit  der  Bildung  des  Ministe- 
riums Schwarzenberg  und  seiner  Tätigkeit  bis  zur  Oktroyierung  der  März- 
verfassung  ist  eine  der  wichtigsten  Geschichtsquellen  das  Buch  des  Grafen 
A.  II  ü  Imi  er,  der  als  vertrauter  Sekretär  des  Fürsten  Schwarzenberg  Ge- 
heit  hatte  die  entscheidenden  Personen  und  politischen  Vorgänge  in 
der  Nahe  zu  beobachten.    Von  den  neueren  GeschichtsdWfetellungcn  ist  die 
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weitaus  wichtigste  das  Geschichtswerk  Heinr.  Friedjungs,  das  die 
Papiere  Alexander  Bachs  und  Akten  des  Ministeriums  des  Innern  reich- 
lich verwertet.  Von  den  jetzt  neueröffneten,  bis  dahin  geheim  gehaltenen 
Akten  und  Dokumenten  des  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchives,  aus  denen  die 
hier  gegebene  Darstellung  geschöpft  ist,  sind  an  erster  Stelle  die  Minister- 
rats-Protokolle zu  nennen,  die  für  die  Zeit  von  der  Ernennimg  des  Ministe- 
riums Dabihoff  alb  vollständig  vorliegen.  Daneben  kommt  der  im  Staats- 
archiv verwahrte,  bisher  sekret  gehaltene  Nachlaß  an  Akten,  Briefen  und 
sonstigen  Papieren  des  Ministerpräsidenten  Felix  Schwarzenberg  in  Betracht, 
der  ein  Bild  von  der  gewaltigen  persönlichen  Tätigkeit  des  ersten  Minister- 
präsidenten Franz  Josefs  gibt  und  ganz  besonders  wertvolles  Material  für 
eine  Darstellung  des  Feldzuges  in  Ungarn  und  der  Neueinrichtung  dieses 
Königreiches  unter  absolutistischem  Regime  enthält.  Für  die  Stellungnahme 
dies  ungarischen  konservativen  Adels1,  der  „Altkonservativen",  gibt  sehr  inter- 
essante Aufschlüsse  Eduard  Wertheimer  in  seinen  Aufsätzen  in  der 
Ungarischen  Rundschau,  II.  «und  III.  Jahrgang.  Die  in  jüngster  Zeit  er- 
schienene Schrift  Hans  Schlüters,  Versäumte  Gelegenheiten,  Wien  lß20,  /  j 
gibt  zahlreiche  sehr  dankenswerte  Aufschlüsse  aus  den  Akten  des  Staats- 
archives zur  Geschichte  der  Oktroyierten  Reichsverfassung  vom  4.  März  1849. 
Einen  interessanten  Rückblick  über  die  Revolution  und  das  Verfassungswerk 
gilbt  Anton  Springer  in  seiner  Schrift  Oesterreich  und  die  Revolution, 
Prag  1850. 

Anmerkung  2  (Seite  325).  Graf  Hartig  berichtet  in  seiner  ,;Genesis  der 
Revolution",  daß  in  der  in  der  Nacht  vom  14.  auf  15.  März  stattfindenden  Be- 
ratung bei  Hofe,  welche  der  Veröffentlichung  des  kaiserlichen  Konstitutions- 
versprechens vorausging,  geflissentlich  das  ominöse  Wort  „Konstitution"  ver- 
mieden worden  wäre.  „Denn  durch  Proklamierung  einer  für  einige  Teile 
allein  und  nicht  auch  zugleich  auch  für  die  anderen  geltenden  Konstitution 
mußte  die  Einheit  der  Oesterreichischen  Monarchie  gefährdet  und  ihr  Zer- 
reißen in  abgesonderte  konstitutionelle  Staaten  angelbahnt  werden,  welche 
Staaten  vielleicht  noch  für  einige  Zeit  durch  ihr  gemeinschafliches  Oberhaupt 
den  Schein  eines  Ganzen  behalten  konnten,  dies  jedoch  nur  insolange  kein 
Konflikt  zwischen  ihren  Sonderinteressen  oder  eine  Rivalität  unter  ihren 
Volksrepräsentanten  die  Exekutivgewalt  des  gemeinsamen  Oberhauptes 
zwischen  entgegengesetzte  Forderungen  der  getrennten  legislativen  Gewalten 
gestellt  und  dadurch  einen  offenen  Bruch  unvermeidlich  gemacht  haben 
würde.  Dasjenige,  was  soeben  beim  Preßburger  Reichstage  vorgekommen 
war,  ließ  erkennen,  daß  der  Zeitpunkt  eines  solchen  Konfliktes  nicht  ferne 
sei."  Die  Bewegung  in  Wien  während  des  15.  März  .nötigte  den  Hof  zur  Er- 
lassung des  Patents  vom  selben  Tage,  in  welchem  „die  von  Uns  beschlossene 
Konstitution  des  Vaterlandes"  in  Aussicht  gestellt  wurde.  In  diesem  Aus- 
druck wäre,  meint  Graf  Hartig,  immerhin  die  Bürgschaft  gelegen,  daß  es 
„einesteils  auf  eine  wirkliche  Teilung  der  legislativen  Gewalt  zwischen  dem 
Souverän  und  den  Volksvertretern  abgesehen  sei,  andernteils  hätte  aber  zu- 
gleich erkannt  werden  können,  daß  die  Erreichung  dieses  Zweckes  auf 
andere  als  die  stereotype  Weise  der  Neuzeit,  nämilich  auf  der  Grundlage  der 
Provinzialverhältnisse,  in  Aussicht  stehe".  Diese  ständische  Grundlage 
wurde  nun,  wie  Graf  Hartig  weiterhin  ausführt  (Seite  274),  mit  der 
Oktroyierung  der  Verfassung  vom  25.  April  verlassen.  Die  Mairevolution 
führte  dann  die  Gewährung  einer  Konstituante  herbei,  was  so  aufgefaßt 
wurde,  daß  die  zu  wählende  Reichsvertretung  souverän  sei;  diese  Auffassung 
fand  später  in  dem  ersten  Paragraphen  des  Entwurfes  der  Grundrechte,  nach 
welchem  alle  Gewalt  vom  Volke  ausgeht,  ihre  Bekräftigung. 

Aus  den  Darlegungen  Graf  Hartbgs  geht  hervor,  daß  die  alten  Staats- 
männer von  Anfang  an  die  Aufgabe  der  Erhaltung  der  Gesamtmonarchie  als 
das  alle  andere  Fragen  weit  überragende  Ziel  kaiserlicher  Politik  betrachr 
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toten.  Wie  sich  diese  Anschauung  während  de9  Sommers  1848  in»  Mini- 
sterium befestigt  hatte,  zeigen  am  besten  die  oben  dargelegten  Beratungen, 
aus  welchen  die  Denkschrift  vom  31.  August  hervorgegangen  war.  Das  war 
auch  ein  Hauptgrund  dafür,  daß  die  Ratgeber  der  Dynastie  von  dem  Ver- 
fassungswerke des  Reichstages,  welches  das  ungarische  Problem  nicht  zu 
lösen  vermochte,  nichts  erwarteten.  Die  Entscheidung  des  Konfliktes  mit 
Ungarn  wurde  also  von  vornherein  auch  als  Entscheidung  über  die  Frage  der 
spezifisch  österreichischen  Verfassung  angesehen.  Da  jener  aber  seit  dem 
September  schon  auf  den  Erfolg  der  Waffen  gestellt  war,  so  erschien  die 
Arbeit  des  Verfassungsausschusses  gewissermaßen  von  vornherein  präklu- 
diert. Daß  etwa  nach  der  Unterwerfung  Ungarns  die  Schaffung  konstitu- 
tioneller Einrichtungen  für  das  Gesamtreich  unter  Mitwirkung  von  Volksver- 
tretungen vor  sich  gehen  sollte,  erschien  den  herrschenden  Kreisen,  vor 
allem  aber  dem  neuen  Ministerpräsidenten  von  vornherein  als  ganz  unmög- 
lich. Nur  wenn  die  Autorität  der  Krone  wieder  vollständig  hergestellt  war, 
machte  man  sich  Hoffnung,  die  Aufgabe,  welche  Franz  II.  und  Ferdinand 
zu  lösen  versäumt  hatten,  nämlich  die  Herstellung  eines  einheitlichen  Ge- 
samtreiches, erfolgreich  durchführen  zu  können.  (Genesis  der  Revolution: 
Leipzig  1850.  S.  190,  194,  274  ff.)  —  Sehr  charakteristisch  äußert  sich  Fürst 
Metternich  in  einem  langen  Schreiben  an  den  Freiherrn  von  Kübeck,  aus 
Brüssel  vom  14.  Februar  1851  datiert,  über  die  Revolution  und  die  von  ihr 
geschaffene  Aufgabe  der  Wiener  Staatskunst.  „Die  Revolution  war  im  März. 
1848  ein  Eindringsei  in  unser  Reich;  sie  ist  durch  eine  hintere  Thüre,  welche 
nicht  beachtet  wurde,  und  nicht  durch  das  Haupttor  eingedrungen.  Die 
nichtregierenden,  zum  Regieren  berufenen  Gewalten  räumten  einem 
Haufen  den  Platz  ein.  Das  Staatsgebäude  war  eingestürzt.  —  Ein  Erd- 
beben hat  das  Staatsgebäude  umgeworfen;  Erdbehen  üben  diese  Gewalt  nur 
auf  den  Oberbau  und  nicht  auf  die  Grundlagen  der  Gebäude  aus.  Das  Aus- 
flicken an  dem  ersteren  lohnt  der  Mühe  und  Kosten  nicht;  es  muß  ein  neuer 
Aufbau  ins  Auge  gefaßt  werden,  welcher  aber  nur  auf  den  Grundlagen  des 
früheren  Gebäudes  und  mittelst  der  Benutzung  der  alten  Materialien,  aus- 
führbar ist."  Briefwechsel  Metternich  und  Kübeck;  Wien  1910.  S.  152  ff.) 
Anmerkung  3  (Seite  325).  Darüber,  wie  Fürst  Felix  Schwarzenberg,  der 
neue  Ministerpräsident,  den  Verlauf  der  ganzen  Revolution  und  die  damit 
ihm  gestellte  Aufgabe  ansah,  gibt  ein  als  geheim  bewahrtes  längeres 
Schreiben  Aufschluß,  welches  der  Ministerpräsident  kurz  vor  der  endgültigen 
Bildung  seiner  Regierung  am  22.  Oktober  aus  Olmütz  an  den  Feldmarschall 
Radetzky  richtete.     Ich  bringe  dasselbe  hier  zum  Abdruck: 

„An  den  Feldmarschall:  Grafen  Radetzkv,  Mailand. 

Olmütz,  den  22.  Oktober  1848. 

Ich  sende  einen  Kurier  nach  Mailand  ab,  um  Eure  Exzellenz  von  der 
Lage  der  Dinge,  wie  sie  sich  in  Folge  der  Ereignisse  des  6.  Oktober  in  diesem 
Teile  der  Monarchie  gestaltet  hat,  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

Seit  geraumer  Zeit  hatte  die  europäische  Partei  des  Umsturzes  Oester- 
reich  und  insbesondere  Wien  ins  Auge  gefaßt.  Ein  entscheidender  Schlag 
mußte  versucht  werden.  Kein  Punkt  Europas  schien  hiezu  geeigneter  als 
eine  Stadt,  deren  leichtbewegliche,  politisch  gänzlich  unreife  und  zum  Teile 
moralisch  verderbte  Bevölkerung  bereits  seit  Monaten  von  den  Emissären 
der  Propaganda  bearbeitet  und  allmählich  an  einen  Zustand  friedlicher 
Anarchie  gewöhnt  worden  war. 

Die  Regierung  and  der  dort  versammelte  Reichstag  arbeiteten  diesem 
neu  teils  absichtlich,  teils  unbewußt  In  die  I lande. 

Der  Regierung  gebrach  es  an  allen  leitenden  Ideen,  an  Einheit  und 
Energie  des  Handelns.  Anstatt  das  Staatsruder  selbst  zu  führen,  anstatt  dem 
gänzlich  imbehilflichen  Parlamente  gegenüber  die  Initiative  zu  ergreifen, 
schwankt.  hen  den  entgegengesetztes  Richtungen  unstet  umher,  ein 
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Sinnbild  der  Unfähigkeit,  ein  Spielball  der  Leidenschaften,  ein  Werkzeug 
der  Partei  des  Umsturzes,  der  entgegenzutreten  ihr  erster  und  dringendster 
Beruf  war. 

Der  Reichstag  zeigte  mit  dieser  Regierung  eine  verhängnisvolle  Aehn- 
lichkeit.  Hervorgegangen  aus  einer  unreifen  Bevölkerung,  gewählt  unter 
den  Auspizien  der  Wiener  Aula,  mit  Ausschließung  von  fast  allen  Notabili- 
täten  des  Besitzes,  der  Intelligenz,  der  Erfahrung  und  Geschäftskenntnis, 
konnte  von  ihm  unmöglich  erwartet  werden,  daß  er  das  der  Regierung  ent- 
fallene Heft  in  die  Hand  nehme  und  den  Strom  der  Bewegung  in  ein  ge- 
regeltes Bette  führen  würde.  Es  fehlte  ihm  hiezu  an  allen  Bedingungen: 
an  Kenntnis,  an  Einsicht,  an  politischem  Mut.  Nichtsdestoweniger  machte 
sich,  selbst  im  Schöße  dieser  Versammlung,,  das  Bedürfnis  nach  Ruhe,  Ord- 
nung und  Gesetzlichkeit  geltend,  und  wenn  sie  auch  unfähig  war  zu  leiten, 
so  hat  sie  doch  die  Hoffnung,  sich  leiten  zu  lassen,  bisher  nicht  gänzlich  aus- 
geschlossen. 

Eure  Exzellenz  begreifen,  daß  unter  solchen  Verhältnissen  der  von  der 
großen  Propaganda  beabsichtigte  Handstreich,  vorbereitet  wie  er  war,  mit 
großem  Geschick  und  bedeutenden  Geldkräften,  nicht  ohne  Aussicht  auf  Er- 
folg war.  Am  6.  Oktober  ward  er  geführt.  In  der  Stadt  gelang  er  voll- 
kommen. Die  schlechten  militärischen  Anstalten  vollendeten  das  Werk.  Die 
Garnison  verließ  die  Stadt,  und  Wien  geriet  binnen  wenigen  Stunden  unter 
das  eiserne  Joch  einer  revolutionären  Schreckensherrschaft.  Noch  heute  be- 
findet sich  die  Hauptstadt  der  Monarchie  in  diesem  Zustand. 

Weniger  günstig  für  das  Unternehmen  der  Anarchisten  gestalteten  sich 
die  Dinge  am  flachen  Lande  und  in  den  Provinzen.  Nicht  als  ob  der  Geist 
dort  gänzlich  unverderbt  wäre,  aber  die  Eifersucht  gegen  die  Hauptstadt, 
die  geringere  Beweglichkeit  der  Massen,  ein  gesunderes  Urteil  traten  dort 
den  Bestrebungen  der  Wühler  in  den  Weg.  Das  Landvolk  vor  allem  zeigte 
sich,  seit  es  die  Aufhebung  der  Rohott  und  sonstiger  Grundlasten  erreicht 
hat,  der  Revolution  abgeneigt  und  betätigte  fast  ohne  Ausnahme  eine  gute 
Gesinnung.  Daher  kam  es,  daß  der  Aufstand,  trotz  aller  Versuche,  das  Volk 
aufzuwiegeln,  nicht  über  die  Linien  Wiens  hinausreichte,  ja  daß  im  Gegen- 
teile das  scheußliche  Schauspiel  der  dem  Greuel  der  Anarchie  und  des 
Terrorismus  preisgegebenen  Hauptstadt  auf  die  Provinzen  abschreckend 
wirkte  und  den  gesunkenen  Mut  der  Wohlgesinnten  hob. 

Wie  Eurer  Exzellenz  bekannt,  verließ  der  Kaiser  mit  dem  ganzen  Hofe 
Schönbrunn  unter  starker  Militärbedeckung  und  schlug  sein  Hoflager  in 
Olmütz  auf,  wo  Seine  Majestät  und  Ihre  Regierung  vorläufig  residieren 
werden. 

Es  tut  nunmehr  vor  allem  not,  den  Aufruhr  zu  unterdrücken  und  eine 
neue  kräftigere  Regierung  zusammenzusetzen. 

Zum  ersteren  Behuf e  haben  Seine  Majestät  den  Feldmarschall  Fürsten 
von  Windischgrätz  zum  Oberbefehlshaber  über  sämtliche  Streitkräfte  der 
Monarchie  ernannt,  mit  Ausschließung  der  unter  H<jchdero  Befehle  stehenden 
italienischen  Armee,  und  ihn  mit  den  weitesten  Vollmachten  versehen.  Zu- 
gleich wurden  bedeutende  Truppenkörper  aus  verschiedenen  Teilen  des 
Reiches  gegen  Wien  entsandt.  Sie  dürften  in  diesem  Augenblicke  bereits 
in  der  Umgebung  angekommen  sein  und  die  Stadt  von  allen  Seiten  ein- 
geschlossen haben.  Es  ist  die  nächste  Aufgabe  des  Feldmarschalls,  Wien  zu 
bezwingen,  ohne  sich  in  irgend  eine  Unterhandlung  mit  den  Rebellen  ein- 
zulassen. 

Hinsichtlich  des  neuen  Ministeriums,  an  welchem  ich  teilzunehmen 
von  Seiner  Majestät  beauftragt  wurde,  bin  ich  heute  noch  nicht  imstande, 
Eurer  Exzellenz  die  Personen  namhaft  zu  machen,  aus  welchen  es  bestehen 
wird.     Ich  hoffe  jedoch,  daß  es  in  diesen  Tagen  gebildet  sein  wird,  und 
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/war  aus  Männern,  die  auf  das  Vertrauen  des  Thrones  und  der  Wohlgesinnten 
reebnen  wird. 

Bezwingung  des  Aufruhrs  überall  und  um  jeden  Preis.  Wahrung  der 
Hechte  der  Dynastie  gegen  die  Uebergriffe  der  Revolution.  Anerkennung 
der  von  dem  Kaiser  seinen  Völkern  gewährten  Freiheit.  Regelung  dieser 
Freiheit  im  Innern  und  Aufrechterhaltung  der  Integrität  der  Monarchie  nach 
Außen  werden  das  Programm  des  neuen  Kabinetts  sein.  Es  wäre  über- 
flüssig, hier  in  eine  weitere  Erörterung  der  von  uns  beabsichtigten  Politik 
einzugehen.  Sie  ergibt  sich  aus  dem  Vorstehenden  von  selbst.  Entschlossen. 
die  ungeschmälerte  Integrität  des  Reiches  zu  wahren,  werden  wir  auch 
Ungarn  in  ein  diesem  Grundsatze  entsprechendes  Verhältnis  zu  setzen  be- 
müht sein,  und  wird  Fürst  Windischgrätz  nach  Ordnung  der  Dinge  in  Wien 
mit  der  unter  seinem  Befehle  operierenden  Armee,  nach  Umständen  auch 
in   Ungarn  einschreiten. 

Hinsichtlich  der  italienischen  Angelegenheiten  beruht  das  vollständige 
und  ausschließliche  Vertrauen  des  Kaisers  auf  Eurer  Exzellenz  und  der 
tapferen  italienischen  Armee.  Eure  Exzellenz  haben  das  lombardisch- 
vonetianische  Königreich  unter  den  ungünstigsten  Zeitumständen  für  den 
Kaiser  und  die  Monarchie  zurückerobert.  Sie  haben  es  seither  in  Unter- 
würfigkeit erhalten,  Sie  werden  es  gegen  Neuangriffe  von  außen  und  gegen 
Aufruhrversuche  im  Innern  zu  verteidigen  wissen.  Auf  die  volle  und  eifrige 
Mitwirkung  der  neuen  Regierung  können  Eure  Exzellenz  unbedingt  rechnen. 
Kommen  die  einstweilig  eingeleiteten  diplomatischen  Friedensunterhand- 
lungen zustande,  so  wird  die  Integrität  der  Monarchie  auf  friedlichem  Wege 
gewahrt  und  von  neuem  gewährleistet  werden.  Scheitern  jene  und  bricht 
der  Krieg  von  neuem  aus,  so  werden  wir  sie  mit  dem  Schwert  in  der  Hand 
bis  auf  das  letzte  und  äußerste  verfechten.  Ueber  die  zwischen  uns  und 
dem  französischen  und  englischen  Kabinett  diesfalls  schwebenden  vorläufigen 
Verhandlungen  dürfte  die  hier  abschriftlich  mitfolgende  Weisung  an  unseren 
Geschäftsträger  in  Paris  vom  21.  Oktober  die  nötigen  Aufschlüsse  gewähren. 

Eure  Exzellenz  erfahren  aus  diesem  geheimen  Schreiben  in  betreff  der 
allgemeinen  Politik,  welche  wir  zu  verfolgen  gesonnen  sind,  daß  Seine 
Majestät  der  Kaiser  entschlossen  ist,  den  Aufbau  des  neuen  Staatsgebäudes 
selbst  nach  den  letzten  traurigen  Erfahrungen,  noch  einmal  mit  den  vor- 
handenen Elementen  zu  versuchen,  in  dem  Falle  aber,  daß  von  den  unver- 
besserlichen Feinden  der  Ordnung  neue  Störungen  mit  Erfolg  versucht  wür- 
den, auf  die  Tapferkeit  seiner  getreuen  Armeen   und   ihrer  Führer  zählt." 

Anmerkung  4  (Seite  327).  Den  Lebenslauf  des  Fürsten  Felix  Schwarzen- 
berg  schildert  ausführlich  ein  zeitgenössischer  Schriftsteller,  Adolf  Franz 
Berger,  Felix  Fürst  zu  Schwarzenberg,  Ein  biographisches  Denkmal. 
Leipzig  1853.  Die  wichtigste  Quelle  für  die  ganze  durch  die  Berufung  des 
Fürsten  Schwarzenberg  eingeleitete  Epoche  österreichischer  Geschichte  bietet 
noch  immer  das  große  Werk  A.  von  Helferts.  das  die  Ereignisse  vom 
Oktoberaufstand  bis  zur  Beendigung  des  ungarischen  Feldzuges  in  sechs 
Bänden  darstellt.  Für  di©  Beurteilung  Schwarzenbergs  ist  sein  von  Helfert 
zum  Teile  veröffentlichter  Briefwechsel  mit  Fürst  Windischgräta  besonders 
wichtig.  Unter  der  Bezeichnung  ..Nachlaß  der  Papiere  des  Fürsten  Felix 
Schwarzenberg"  ist  im  Wiener  Staatsarchiv  eine  große  Sammlung  von  Akten- 
stücken und  Korrespondenzen  erhalten,  die  bisher  nur  zu  einem  geringen 
Teil  verwertet  ist.  Soweit  diese  Dokumente  die  Verfassungspolitik  betreffen, 
sind  sie  in  der  obigen  Darstellung  vielfach  benützt.  Heinrich  Fried- 
jung  hat  in  den  bisher  erschienenen  zwei  Bänden  seiner  Geschichte  von 
Oesterrekh  1848 — 1860  eine  meisterhafte  Darstellung  sowohl  der  inneren  als 
auch  der  äußeren  Politik  Schwarzenbergs  gegeben,  in  der  sowohl  die  Akten 
des  Ministeriums  des  Aeußern  als  auch  die  Papiere  dc^  Ministers 
l>r    Alexander  Bach   umfassend  verwertet  sind. 
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Anmerkung  5  (Seite  330).  Ueber  Alexander  Bach  und  Karl  Freiherrn 
v.  Brück  vgl.  die  betreffenden  Artikel  in  der  Allgemeinen  deutschen  Bio- 
graphie, für  ersteren  besonders  die  Darstellung  Friedijungs  in  seinem  oft 
genannten  Geschichtswerke,  für  den  letzteren  die  Schrift  von  R.  Charmatz, 
Minister  Freiherr  von  Brück,  Leipzig  1916.  Die  längst  notwendige  Biographie 
des  Grafen  Franz  Stadion  fehlt  noch  immer;  das  über  ihn  vorhandene 
Quellenmaterial  ist  allerdings  wenig  umfangreich.  Vgl.  über  ihn  die  kleine 
Schrift  von  R.  Hirsch,  Franz  Graf  Stadion,  Wien  1861.  Ferner  den  von 
J.  von  Doblhoffin  der  „Neuen  Freien  Presse"  vom  3.  und  17.  April  ver- 
öffentlichten Briefwechsel  Stadions.  Auch  enthält  der  zweite  Band  der  Tage- 
bücher des  Freiherrn  von  Kübeck  interessante  Mitteilungen  und  Urteile 
über  Bach,  Brück  und  Stadion. 

Anmerkung  5a  (Seite  331).  Der  betreffende  Brief  des  Erzherzogs  Franz 
Karl  vom  11.  Mai  1848,  im  Nachlasse  des  Ministers  Lasser  vorhanden,  ist 
gleichfalls  in  Doblhoffs  Feuilleton  a.  a.  0.  abgedruckt. 

Anmerkung  6  (Seite  333).  Vgl.  H  e  1  f  e  r  t ,  Geschichte  Oesterreichs,  vom 
Ausgange  des  Wiener  Oktoberaufstandes,  S.  1—69,  Anhang  S.  22—29. 

Anmerkung  7  (Seite  334).  Die  Protokolle  des  Ministerrats  in  den  ersten 
Monaten  des  Kabinetts  Schwarzenbergs  zeigen,  wie  sehr  das  Reichsproblem 
die  gesamte  Politik  des  Ministeriums  beherrschte  und  wie  der  Minister- 
präsident von  allem  Anfang  mit  der  Beseitigung  des  ihm  höchst  unange- 
nehmen und  mißlichen  Reichstags  rechnete.  Für  ihn  und  den  Hof  war  diese 
durch  die  Revolution  geschaffene  Körperschaft  nach  der  Eroberung  Wiens 
ein  lästiger  Anachronismus  und  eine  peinliche  Erinnerung  an  die  Schwäche 
der  Ministerien  Pillersdorf  und  Doblhoff. 

Anmerkung  7a  (Seite  336).  Das  Memorandum  ist  abgedruckt  in  Hel- 
fe r  t  s  Geschichte  Oesterreichs,  Band  I,  I.  Teil,  Anhang  Seite  2.  Vgl.  Hel- 
ferts  Darstellung  der  ersten  Verhandlungen  Schwarzenbergs  mit  Preußen 
daselbst  Seite  97  ff.  Vgl.  ferner  die  außerordentlich  klare  und  übersicht- 
liche Darstellung  Friedjungs,  Geschichte  Oesterreichs,  I.  Band  Seite 
173  ff.  Ferner  K.  Ringhoffer,  Im  Kampfe  für  Preußens  Ehre,  aus  dem 
Nachlaß  des  Grafen  Albrecht  von  Bernstorf  f,  Berlin  1906,  Seite  78  ff. 

Anmerkung  8  (Seite  338).  Siehe  Ministerrats-Protokoll  vom  12.  Dezember 
1848,  Zahl  2871.    Vgl.  auch  oben  Anmerkung  Nr.  22b  und  S.  146. 

Anmerkung  9  (Seite  340).  Vgl.  die  beiden  Aufsätze  Ed.  Werf- 
heimersim4.  und  5.  Jahrgang  der  Ungarischen  Rundschau  für  historische 
und  soziale  Wissenschaften:  Neue  Beiträge  zur  Geschichte  der  ungarischen 
Altkonservativen.  Zutreffend  schildert  Wertheimer  das  politische  Schicksal 
des  ganzen  Kreises,  an  dessen  Spitze  Graf  Emil  Dessewffy  stand.  „Wie  sehr 
sie  sich  auch  bemühten",  sagt  Wertheimer,  „der  Regierung  Vertrauen  ent- 
gegenzubringen, mußten  sie  sich  doch  in  ihren  Erwartungen  bitter  enttäuscht 
sehen.  Hierin  liegt  das  Tragische  ihrer  geschichtlichen  Stellung.  Fürst 
Schwarzenberg  und  Bach  mißtrauten  ihnen,  vor  allem  schon  deswegen,  weil 
sie  in  ihnen  unbequeme  Rivalen  ihrer  Macht  sahen."  Für  die  Geschichte 
der  ungarischen  Altkonservativen  vgl.  auch  E.  Wertheimers  Aufsatz:  Un- 
gedruckte Tagebuchblätter  des  Hofkanzlers  Baron  Jösika  (Oesterr.  Rundschau 
1909).  Neue  wertvolle  Aufschlüsse  zur  Politik  der  Altkonservativen  verdankt 
man  Han9  Seh  litt  er  in  seinem  jüngst  erschienenen  Buche:  Versäumte 
Gelegenheiten,  Wien  1920. 

Anmerkung  9a  (Seite  340).  Die  Stellungnahme  des  Fürsten  Windisch- 
grätz  zum  Entwurf  der  Märzverfassung  wuchs  naturgemäß  aus  seiner  ganzen 
politischen  Grundanschauung  heraus,  die  er  seit  der  Ernennung  des  Ministe- 
riums Schwarzenberg  unablässig  in  Briefen  an  seinen  Schwager  auseinander- 
setzte. A.  v.  Helfert  hat  die  ganze  Entwicklung  des  Verhältnisses  des  Feld- 
marschalls zur  Regierung  in  den  Monaten  Dezember  1848,  Januar  und  Fe- 
bruar 1849  auf   Grund  jener  Korrespondenz  lichtvoll  geschildert  (a.  a.  0. 
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IV.  Bd.  1.  Teil  S.  177—197,  IV.  2.  Teil  S.  460-470.  Am  16.  Februar  traf  der 
Efendelsminister  Brück  im  Hauptquartier  des  Fürsten  ein.  um  diesem  den 
Verfassungsentwurf  zu  überbringen;  wenn  Schwarzenberg,  die  Kritik  seines 
Schwagers  vorwegnehmend,  vom  Entwürfe  entschuldigend  sagte:  ..Gewisse 
zeitgemäße  Lappalien,  an  denen  heutzutage  selbst  viele  gutgesinnte  ehrliehe 
Leute  hängen,  sind  auch  nicht  (darin)  vergessen",  so  half  dies  kaum  den 
Bedenken  de9  Fürsten  Windischgrätz  ab.  Helfert  faßt  dessen  Ansichten  über 
die  Verfassung  in  vier  Hauptpunkten  zusammen:  1.  Beibehaltung  der  Land- 
tage mit  erweiterter  Repräsentation  des  Bauernstandes.  2.  Möglichste  Auf- 
rechterhaltung der  altgewohnten  geschichtlichen  Formen.  3.  Festhaltung  der 
aristokratischen  Elemente.  4.  Entsendung  von  Abgeordneten  der  Landtage 
in  einer  gewissen  Anzahl  zur  Bildung  einer  Reichsvertretung.  Im  Ganzen 
genommen  war  es  doch  das  Programm  der  „altkonservativen"  Magnaten 
Ungarns,  was  Windischgrätz  wollte  und  Schwarzenberg  sowie  Stadion  und 
Bach  ablehnten.  Schließlich  ging  der  Streit  zwischen  beiden  Teilen  um  die 
Art  und  Bildung  der  Reichsvertretung,  wie  aus  den  unten  abgedruckten 
Ministerratsprotokollen  zu  entnehmen  ist.  Das  Demissionsangebot  von  vier 
Ministem  bildete  den  Höhepunkt  der  Krise,  die  mit  Zustimmung  des  Kaisers 
Schwarzenberg  gegen  den  Feldmarschall  entschied.  Geringe  Aenderungen 
am  Entwürfe  wurden  vorgenommen  und  der  vertraute  Sekretär  des  Minister- 
präsidenten, Hübner,  damit  ins  Hauptquartier  gesendet.  In  seinen  Erinne- 
rungen an  das  denkwürdige  Jahr  schildert  Hübner  den  Verlauf  seiner  Unter- 
handlung mit  dem  Feldmarschall,  der  zum  Erstaunen  seines  Besuchers  seinen 
Widerstand  schnell  aufgab. 

Anmerkung  9b  und  10.  (Seite  341—343).  Die  Entstehung  der 
oktroyierten  Reichsverfassung  vom  4.  März  1849  im  Mi- 
nisterräte.* Schon  im  Dezember  1848  beschäftigte  sich  das  Ministerium 
Schwarzenberg  mit  der  Verfassungsfrage.  Den  Anlaß  dazu  bot  die  Voll- 
endung des  Entwurfes  der  Grundrechte  im  Verfassungsausschuß  des  Reichs- 
tages, deren  erste  Lesung  am  21.  Dezember  im  Plenum  des  Reichstages  statt- 
fand, woranf  am  4.  Jänner  1849  die  Generaldebatte  mit  einer  Erklärung  des 
Ministers  Grafen  Stadion  eingeleitet  wurde,  die  sich  mit  großer  Schärfe 
gegen  den  §  1  des  Entwurfes  wendete.  Dieser  lautete:  „Alle  Staatsgewalten 
gehen  vom  Volke  aus  und  werden  auf  die  in  der  Konstitution  festgesetzte 
Weise  ausgeübt."  Die  Mehrheit  des  Reichstages  wendete  sich  entrüstet  da- 
gegen, daß  ihr  „das  Steckenpferd  der  Volkssouveränität"  entwunden  werde, 
um  sich  einige  Tage  später  zu  unterwerfen  und  für  die  Weglassung  der  von 
der  Regierung  für  unannehmbar  erklärten  doktrinären  Bestimmung  dos  §  1 
des  Abschnittes  über  die  Grundrechte  zu  entscheiden.** 

Aus  den  Ministerrats-Protokollen  geht  hervor,  daß  die  Regierung  sich 
mit  diesem  Teile  des  Konstitutionswerkes  eingehend  befaßt  hat.  Schon  in 
der  Ministerratssitzung  vom  24.  Dezember  1848  wurde  laut  Protokoll  der  dem 
Reichstage  vorgelegte  Entwurf  der  Grundrechte  dos  österreichischen  Volk.-, 
vorgelesen.  Die  Minister  teilten  sich  ihre  Ansichten  über  mehrere  Para- 
graphen dieses  Entwurfes  mit,  ohne  übrigens  Beschlüsse  m  fassen.  In  der 
Sitzung  vom  zwoitnächsten  Tage  wurde  nach  Angabe  des  Protokolls  „in 
Rücksicht  auf  die  Grundrechte  in  Anregung  gebracht,  ob  das  Ministerium  sich 
dabei  beteiligen  soll  oder  nicht.  Es  wurde  sich  für  die  Verneinung  und  da- 
für ausgesprochen,  das  Ministerium  hätte  den  Weg  zu  gehen,  welcher  dem 


*  Alle  hier  angeführten  Ministerrats-Protokolle  erliegen  im  Wiener 
Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv. 

**  Vgl,  A.  Fischöl.  Die  Protokolle  «los  Verfassungsausschusses  Ober  die 
Grundrechte,  Wien  1912,  S.  XXV.  Diese  große  politische  Entscheidung 
tthmte  das  Interesse  der  radikalen  Kreise  für  das  Konstitutionawerk  dauernd 
fn  nicht  geringem  Maße 
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Reichstage  vorgezeichnet  wurde,  nämlich  die  Verfassung  vom  25.  April  1848 
zu  revidieren  und  allenfalls  zu  modifizieren.  Hierzu  könnten  die  Grund- 
rechte als  Behelf  dienen.  Die  Minister  behalten  sich  die  Meinung  über  ein- 
zelne Punkte  vor.  ohne  sich  übrigens  durch  die  Grundrechte  binden  zu 
lassen." 

In  der  Sitzung  vom  28.  Dezember  1848  „besprachen  sich  die  Minister 
über  einen  Plan,  welcher  von  ihnen  bei  den  bevorstehenden  Reichstags- 
Sitzungen  einzuhalten  wäre,  und  zwar  bezüglich  der  Entschädigungsfrage, 
der  Grundrechte  als  eines  Teiles  der  Verfassung  und  der  Verfassung  selbst. 
Was  die  Grundrechte  der  Verfassung  anbelangt,  meinten  Graf  Stadion,  Frei- 
herr von  Krauß  und  Minister  von  ßruok,  daß  man  die  Verfassungsurkunde 
vom  25.  April  als  Basis  annehmen,  sie  komplettieren,  die  Grundrechte  darin 
aufnehmen  und  so  vor  die  Kammer  treten  sollte.  Man  wollte,  wie  Baron 
Krauß  bemerkt,  sich  an  das  Manifest  vom  16.  Mai  1848  halten,  weil  der 
Reichstag  kein  anderes  Recht  hat,  als  was  ihm  dieses  Manifest  einräumt. 
Hierdurch  würde  sogleich  der  §  1  der  Grundrechte,  die  sogenannte  Volks- 
souveränität, aus  der  Verhandlung  verschwinden.  Da  jetzt  noch  nicht  vor- 
auszusehen ist,  wie  sich  Oesterreich  gestalten  werde,  so  sollten  gegenwärtig 
auch  nicht  die  Grundrechte  für  die  ganze  Monarchie  beraten  werden.  Ge- 
stalte sich  die  ungarische  Sache  anders,  dann  kann  man  dem  Reichstage  sagen, 
der  frühere  Gesichtskreis  war  beschränkter,  jetzt  ist  eine  Verfassung  für 
die  ganze  Monarchie  zu  verfassen,  an  welcher  Abgeordnete  der  bisher  nicht 
vertretenen  Provinzen  teilzunehmen  haben  würden. 

Nach  der  Ansicht  des  Ministers  Dr.  Bach  wäre,  ohne  sich  in  die  Ver- 
fassungsfrage noch  einzulassen,  vor  dem  Reichstage  bloß  mit  den  Grund- 
rechten zu  lavieren.  Kommen  wir  in  Ungarn  vorwärts,  dann  werden  ohne- 
hin auch  die  übrigen  Provinzen  zu  konstiutieren  seyn.  Gegenwärtig  sollte 
man  sich  bloß  über  die  Art  und  Bestimmung  der  Grundrechte  einigen  und 
erwägen,  ob  sich  das  Ministerium  dabei  selbst  beteiligen  oder  vertraute 
Männer  als  Sprecher  gewinnen  soll.  Minister  Dr.  Bach  meint  das  letztere^ 
weil  dadurch  die  Minister  die  Zukunft  frei  behalten  und  Zeit  gewinnen. 
Ueber  die  Beratung  dürften  mehrere  Wochen  hingehen,  während  welcher 
Zeit  die  Umstände  sich  sehr  verändern  können.  Kann  man  vor  den  Reichs- 
tag treten  und  sagen:  Euere  Mission  reicht  nicht  mehr  aus,  die  Aufgabe  ist 
eine  größere  geworden.  Nun  muß  die  Verfassung  für  die  ganze  Monarchie 
gegeben  werden,  an  welcher  auch  Mitglieder  aus  anderen  Provinzen  teil- 
nehmen müssen,  und  dergleichen  mehr.  Würde  man  den  Reichstag  auf  den 
Boden  stellen,  daß  es  eine  Verfassung  für  die  ganze  Monarchie  gebe  (jene 
vom  25.  April  1848  war  nicht  für  alle  Provinzen  berechnet),  so  würde  man 
ihm  eine  Aufgabe  zumuten,  die  ihm  nicht  zusteht  und  wozu  ihm  auch  das 
nötige  Vertrauen  mangelt  und  das  er  nicht  verdient.  (Kroatien,  Ungarn  und 
Siebenbürgen  haben  keine  Sympathie  für  diesen  Reichstag).  Der  Minister 
Bach  meint,  daß  man  sich  gegenwärtig  bloß  auf  die  Grundrechte  beschränken 
solle;  bei  diesen  könnten  die  preußischen,  welche  den  deutschen  entnommen 
sind,  zur  Grundlage  genommen  und  bei  dem  §  1  speziell  eine  von  den  Mi- 
nistern gefaßte  Erklärung  abgegeben  werden.  Der  Minister  Bach  wird  eine 
kombinierte  Zusammenstellung  der  Grundrechte  der  konstitutionellen  Staaten 
verfassen  und  sie  dann  im  Conseil  mit  den  Ministern  besprechen.  Hiebei 
wäre  von  der  Volkssouveränität  Umgang  zu  nehmen,  die  Freiheit  der  Kirche, 
der  Schule  und  die  Selbständigkeit  des  Militärs  zu  wahren.  Die  Minister 
würden  dann  zu  den  Paragraphen,  wo  es  nötig  ist,  ihre  Bemerkungen  machen 
und  den  Clubbs  sagen,  dies  seien  die  Grundrechte,  wie  sie  gewünscht  werden, 
sie  mögen  für  ihre  Durchbringung  Sorge  tragen,  sonst  sei  die  Auflösung  des 
Reichstages  oder  der  Rücktritt  des  Ministeriums  unvermeidlich." 

Im  Protokoll  der  Ministerratssitzung  vom  2.  Jänner  1849  (Nr.  11,  Z.  521) 
wird  beurkundet:  „Der  Minister  des  Innern  übergab  den  Entwurf  einer  Er- 
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klärung  des  Gesamtministeriums  über  den  §  1  der  nunmehr  auf  dem  Reichs- 
tage zur  Beratung  kommenden  Grundrechte,  wie  solche  vom  Konstitutions- 
ausschusse in  Antrag  gebracht  wurden.  Da  der  Inhalt  dieses  Paragraphen 
mit  dem  monarchischen  Prinzip  unvereinbar  ist.  so  hält  es  das  Ministerium 
für  seine  Pflicht,  mit  Entschiedenheit  aufzutreten  und  dessen  Hinweglassuug 
zu  beantragen.  In  der  Hauptsache  mit  der  Erklärung  einverstanden,  behielt 
sich  der  Justizminister  einige  Aenderungen  in  der  Textierung  in  Antrag  zu 
bringen  vor.  Ueberhaupt  hat  es  das  Ministerium  für  nötig  erachtet,  einen 
eigenen  Entwurf  der  Grundrechte  jenem  des  Konstitutionsausschusses  ent- 
gegenzusetzen. Derselbe  ist,  nachdem  er  in  mehreren  vorausgegangenen 
Konferenzen  beraten  worden,  nunmehr  der  letzten  Revision  unterzogen  und 
dem  zur  heutigen  Sitzung  eingeladenen  Reichstagspräsidenten  Dr.  Strobach 
zur  Einsicht  mitgeteilt  worden.  Nach  seinem  Vorschlage  wurde  beschlossen, 
den  ministeriellen  Entwurf  in  Form  von  Amendements  zu  den  einzelnen 
Paragraphen  der  Grundrechte  durch  den  Unterstaatssekretär  und  Reichstags- 
abgeordneten Dr.  A.  Helfert  im  Reichstage  einbringen  und  vorläufig  in 
dieser  Form  in  Druck  legen  zu  lassen,  damit  die  Abgeordneten  Gelegenheit 
haben,  sich  mit  dem  Inhalte  desselben  bekannt  zu  machen." 

Nachdem  durch  die  Abstimmung  über  den  §  1  der  Grundrechte  im 
Reichstage  das  Ministerium  moralisch  einen  Sieg  erfochten  hatte,  blickte  das- 
selbe zweifellos  ruhiger  in  die  Zukunft.  Erst  am  20.  Jänner  1849  beschäf- 
tigte sich  der  Ministerrat  neuerdings  mit  der  Verfassungsfrage.  Das  Protokoll 
der  in  Anwesenheit  des  Kaisers  abgehaltenen  Sitzung  berichtet  unter  Punkt  7 
folgendes: 

„Der  Ministerpräsident  erörterte  die  eingetretene  Notwendigkeit,  den 
Reichstag  zu  Kremsier  wegen  seiner  in  der  neuesten  Zeit  unverhohlen  her- 
vorgetretenen radikalen  Tendenz  und  seiner  feindseligen  Haltung  gegen  das 
Ministerium,  welche  jede  geordnete  Regierung  unmöglich  zu  machen  strebt, 
aufzulösen.  Der  Ministerrat  ist  zu  diesem  Beschlüsse  nach  reiflicher  Er- 
wägung aller  Verhältnisse,  namentlich  der  Stellung  der  Parteien  in  und 
außer  dem  Reichstage,  gelangt,  hat  aber  auch  für  nützlich  anerkannt,  'laß 
dieser  wichtige  Schritt  nach  außen  nicht  durch  das  Benehmen  der  Reichs- 
versammlung motiviert,  sondern  durch  die  Notwendigkeit  begründet  wird, 
gegenwärtig,  wo  nach  der  Eroberung  Ungarns  alle  Länder  durch  ein  gemein- 
sames engeres  Band  verbunden  werden  sollen,  die  Konstituierung  Oester- 
reichs  auf  einer  breiteren  Basis  vorzunehmen,  als  sie  ein  bloß  von  den  deut- 
schen und  slawischen  Abgeordneten  gebildeter  Reichstag  zu  geben  vermag. 
Um  jedoch  die  von  der  Auflösungsmaßregel  unzertrennliche  Aufregung  Zti 
beschwichtigen  und  die  Besorgnisse  des  Bauernstandes  wegen  der  Wieder- 
einführung der  Robott  zu  zerstreuen,  welche  von  gewisser  Seite  auf  alle 
mögliche  Art  werden  angeregt  werden,  müßten  gleichzeitig  mit  dem  Aus- 
spruche der  Auflösung  nachstehende  Publikationen  erfolgen: 

1.  eine  oktroyierte  Charte  für  die  ganze  Monarchie  in  allgemeinen  Um- 
rissen; 

2.  das  Entschädigungsgesetz  für  die  Urbarialabgaben; 

3.  das  provisorische  Jagdgesetz; 

4.  ein  Assoziationsgesetz  als  notwendiges  Koerzitiv  gegen  die  Uebergriffe 
der  Slovanska  Lipa  und  anderer  demokratischer  Vereine. 

Nachdem  Seine  Majestät  die  bevorstehenden  a.  u.  Anträge  des  Minister- 
rates a.  h.  zu  genehmigen  geruhten,  wurde  wegen  großer  Dringlichkeit   der 
Sache  beschlossen,  «laß  der  Ministerrat  sich  sofort  in  zwei  Sektionen  teile, 
,,.  aicn  noch  heute  mit  der  Zustandebringung  des  Konstitutionsentwurfes 
und   mit  der   Finalhüerung  des  bereits  dem  grüßten  Teil   nach  vollendeten 
hädigungsgesetaes  zu  beschäftigen  hätten.    Schließlich  wurde  noch  die 
Reichsrates    aus  Vertrauensmännern    der  einzelnen 
Provinzen  rücksichtlich  Völkerstämme  beschlossen.    Es  kam  Jedoch  mit  Hin- 
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blick  auf  die  Schwierigkeiten  der  Wahl  und  das  Hindernis,  welches  in  einer 
zu  großen  Anzahl  von  Reichsräten  liegt,  zu  keinem  definitiven  Beschlüsse. 

In  der  Ministerratssitzung  vom  11.  Februar  1849,  abermals  in  Anwesen- 
heit des  Kaisers,  lag  der  Konstitutionsentwurf  den  Ministern  bereits  vor. 
Ueber  die  hierauf  beginnende  Beratung  berichtet  das  Protokoll:  „Das  Mini- 
sterium hatte  sich  nach  reiflicher  Ueberlegung  und  wiederholten  Vor- 
beratungen über  einen  vorläufigen  Entwurf  der  zu  oktroyierenden  Ver- 
fassung des  österreichischen  Kaiserreiches  geeinigt.  Dieser  Entwurf  wurde 
in  den  Ministerratssitzungen  vom  4.,  5.,  6.  und  7.  Februar  1849  einer  wieder- 
holten, eindringlichen  Prüfung  in  Absicht  auf  Inhalt  und  Textierung  unter- 
zogen, und  das  dabei  Zustandegekommene  neu  redigiert  —  sowohl  in  Ab- 
sicht auf  die  Einordnung  der  einzelnen  Abschnitte  und  Paragraphen,  als  hin- 
sichtlich des  Styls.  Dieser  revidierte  Entwurf  bildete  das  Elaborat  der 
heutigen  Beratung.  Der  Ministerpräsident  verlas  die  einzelnen  Paragraphen 
des  Entwurfes  der  Reihe  nach  und  begleitete  sie  mit  den  nötigen  Erläute- 
rungen über  die  Motive,  welche  den  Ministerrat  bestimmt  hatten,  diese  Be- 
stimmungen in  Antrag  zu  bringen.  Bei  dieser  Beratung  gaben  folgende 
Gegenstände  zu  einer  näheren  Erörterung  und  Beschlußfassung  Anlaß: 

Zu  §  1,  VII.  wird  vom  Minister  Baron  Krauß  in  Anregung  gebracht,  daß 
die  zur  Zeit  des  österreichischen  Besitzes  von  Westgalizien  in  Anwendung 
gekommene  Bezeichnung  Krakaus  als  „Großherzogtum"  wieder  auflebe. 
Hiemit  war  man  allseitig  einverstanden  und  behielt  sich  nur  vor,  von  einer 
bei  dem  Ministerium  des  Innern  bereits  anhängigen  Verhandlung  über  diesen 
Gegenstand  Einsicht  zu  nehmen,  um  die  Sache  vor  einem  definitiven  Be- 
schluß noch  vollständig  zu  beleuchten. 

Zum  §  7  erhob  der  Finanzminister  das  Bedenken,  daß  der  Schlußsatz 
dieses  Artikels:  „Die  Gleichberechtigung  aller  im  Lande  üblichen  Sprachen 
in  Schule,  Amt  und  öffentlichem  Leben  wird  vom  Reiche  gewährleistet"  in 
der  praktischen  Ausführung  bei  den  gegenwärtig  herrschenden  nationalen 
Bestrebungen  zu  maßlosen  Ansprüchen  führen  würde,  welchen  man  nicht 
ohne  die  größten  Unzukömmlichkeiten  in  jeder  —  vorzüglich  aber  in  admini- 
strativer —  Beziehung  entsprechen  könnte.  Nach  längerer  Diskussion  wurde 
der  Vorschlag  des  Ministers  von  Brück  angenommen,  aus  dem  obigen  Satze 
die  Worte:  „in  Schule,  Amt  und  öffentlichem  Leben"  wegzulassen,  wodurch 
keine  Hoffnungen  mehr  genährt  werden,  die  die  Regierung  nicht  zu  erfüllen 
vermöchte. 

Die  Bestimmung  wegen  der  Zwischenzölle  wurde  aus  §  11  ausgeschieden 
mit  dem  Vorbehalte,  dieselbe  in  den  Abschnitt  von  der  exekutiven  Reichs- 
gewalt einzuschalten. 

Zu  §  Iß  wurde  beschlossen,  die  Worte  „vor  deren  Zustellungen"  weg- 
zulassen, da  sich  von  selbst  verstehe,  daß  hier  nur  von  einer  Beschlagnahme 
der  noch  nicht  an  die  Adressaten  zugestellten  Briefe  die  Rede  sein  könne. 

Bei  dem  §  16  äußerte  Minister  von  Thinnfeld  die  Besorgnis,  daß  die 
daraus  resultierende  völlige  Emanzipation  der  Juden  in  den  Provinzen,  wo 
ihnen  der  Aufenthalt  bisher  nicht  gestattet  war,  wie  in  Steiermark,  eine  sehr 
große  Aufregung  hervorbringen  werde,  und  glaubte,  es  dürfte  der  Beschluß 
über  diesen  delikaten  Punkt  den  Landtagen  und  Munizipien  überlassen 
werden.  Die  übrigen  Minister  hielten  es  jedoch  nicht  für  rätlich,  in  der 
Verfassung  eine  solche  Beschränkung  in  Absicht  auf  die  staatsbürgerlichen 
Rechte  der  Israeliten  auszusprechen. 

Zum  §  20,  welcher  in  der  Fassung  des  Entwurfes  der  Staatsverwaltung 
bezüglich  des  Unterrichtes  Verpflichtungen  auferlegen  würde,  denen  sie  nicht 
nachzukommen  vermöchte,  das  Wort  „genügend"  wegzulassen.*) 

*)  Der  ursprüngliche  Text  des  §  20  lautete:  „Das  Recht  auf  die  all- 
gemeine Volksbildung  wird  durch  genügende  öffentliche  Anstalten  gewähr- 
leistet." 
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Der  Ausdruck:  ..Die  Presse  darf  in  keinem  Falle  unter  Zensur  gestellt 
werden"  im  S  21  wurde  dahin  modifiziert:  „Die  Presse  darf  nicht  unter 
Zensur  gestellt  werden." 

Im  Paragraph  23  wurde  nach  der  Andeutung  a.  h.  Seiner  Majestät  statt 
des  Satzes:  ,.Bei  Ausübung  dieses  Rechtes  (der  Assoziation)  ist  den  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  hierüber  zu  folgen"  —  gesetzt:  „Die  Ausübung  dieses 
Rechtes  wird  durch  ein  Gesetz  geregelt." 

Zu  $  39  wurde  beschlossen,  nach:  „festgestellten  Grundsätzen"  einzu- 
schalten: „so  wie  die  Unabhängigkeit  dieser  Länder  (Kroatien  und 
Slawonien)   vom   Königreich   Ungarn   gewährleistet   wird."  *) 

Im  §  41  (Militärgrenze)  wurde  statt:  „bis  dahin  hat  das  Ministerium" 
gesetzt:  "Bis  dahin  hat  die  vollziehende  Reichsregierung". 

Der  Minister  des  Innern  bemerkte,  er  vermisse  in  dem  Abschnitt  des 
Verfassungsentwurfes  über  die  Landesverfassungen  eine  Bestimmung  über 
die  Reichskreise  und  deren  Vertretung.  Nach  der  Meinung  des  Grafen 
Stadion  aber  könne  ein  Institut  dieser  Art  in  jenen  größeren  Kronländern. 
wo  verschiedene  Nationen  nebeneinander  bestehen,  wie  z.  B.  in  Böhmen, 
Tirol  und  Galizien,  nicht  entbehrt  werden.  Die  verschiedenen  Volksstämme 
erblicken  in  ihrer  kreisweisen  Sonderung  einen  wesentlichen  Schutz  ihrer 
Persönlichkeit,  und  es  würde  auch  dadurch  manchen  sonst  unvermeidlichen 
Konflikten  ausgewichen. 

Nach  längerer  Beratung  erklärten  sich  sämtliche  Minister  mit  dieser 
Ansicht  und  der  Notwendigkeit,  diesen  Puokt  in  der  Konstitution  zu  be- 
rühren, einverstanden,  und  es  wurde  schließlich  mit  Rücksicht  auf  die  Rät- 
lichkeit,  den  Kreisvertretungen  durchaus  keine  Einmengung  in  politische  und 
höhere  administrative  Angelegenheiten  zu  gestatten  —  einstimmig  be- 
schlossen, in  den  §  37  folgende  Bestimmung  aufzunehmen:  „Ueber  die  Ein- 
richtung von  Bezirks-  und  Kreisgemeinden  zur  Besorgung  aller  gemein- 
schaftlichen inneren  Angelegenheiten  wird  ein  besonderes  Gesetz  be- 
stimmen." 

Im  §  46  erscheint  unter  den  Erfordernissen,  um  als  Abgeordneter  in  das 
Oberhaus  gewählt  werden  zu  können  (sub  6),  der  Ausdruck  „Oesterreicher 
von  Geburt".  Der  Ministerrat  fand  es  hier  angezeigt,  auch  die  Wahl  natura- 
lisierter österreichischer  Staatsbürger  für  zulässig  zu  erklären,  jedoch  mit 
der  nötigen  Kautel,  damit  nicht  erst  seit  kurzer  Zeit  in  den  österreichischen 
Staatsverband  aufgenommene  Ausländer  gewählt  werden  könnten.  Es  wurde 
daher  folgende  Textierung  beschlossen:  „6.  österreichische  Staatsbürger 
wenigstens  seit  5  Jahren".  Dieselbe  Textierung  wurde  auch  für  ien  §  53 
bei  den  Bedingungen  der  Wählbarkeit  in  das  Unterhaus  festgesetzt. 

Der  §  52  des  Entwurfes  enthält  als  Grundsatz  für  die  aktive  Wahlfähig- 
keit, daß  der  Zensus  für  das  Land,  für  die  Städte  und  Märkte  bis  10000 
Seelen  nicht  unter  5  fl.  Konventionsmünze  —  Städten  und  Märkten  über 
10  000  Seelen  jedoch  nicht  unter  10  fl.  betragen  und  nicht  höher  als  mit 
50  fl.  bestimmt  worden  dürfe.  Der  Zweck  des  höheren  Zensus  in  den 
größeren  Städten  ist,  die  zahlreichen  Kleinbürger,  welche  in  der  Regel  ein 
schlechtes  Element  der  Wählerversammlungen  sind,  auszuschließen.  Allein 
über  die  Bemerkung  des  Ministers  Baron  Krauß,  daß  in  vielen  selbst  volk- 
reichen Studien  ein  Krwerbssteuerzensus  von  10  fl.  schon  zu  den  Seltenheiten 
gehöre  lind  daß,  wenn  man  über  20  fl.  hinausginge,  <ler  größte  Teil  der 
steuerpflichtigen  Gewerbsleute  das  Wahlrecht  gar  nicht  üben  könnten,  was 
wieder     als      exklusive     Begünstigung     der     wohlhabenden     Stände     einen 


*)  Ursprünglich  lautete  §  88  folgendermaßen:  „Die  Königreiche  Kroatien 

und   Slawonien   mit   Einschluß  von   Fiume  und  dein   dazu   gehörigen  Gebiete 

•n  ihre  eigentümliche  Verfassung,  welche  vorbehaltlich  der  in  dieser 
asverfassung  (estgestellten  Grundsätze  gewährleiste!  wird." 
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schlimmen  Eindruck  machen  würde,  vereinigte  sich  der  Ministerrat  zu  dem 
Beschluß,  daß  statt  50  fl.  der  Steuerbetrag  von  20  fl.  als  Maximum  des  Zensus 
ausgespi'ochen  werde. 

Einen  Gegenstand  der  Diskussion  bildete  auch  die  Bestimmung  des 
§  48,  daß  für  je  250  000  Seelen  ein  Abgeordneter  in  das  Oberhaus  entfalle. 
Der  Justizminister  schlug  vor,  die  Seelenzahl  auf  300  000  zu  normieren,  weil 
dann  gerade  drei  Unterhauswahlbezirke  ä  100  000  Seelen  zusammen  ein  Mit- 
glied des  Oberhauses  zu  wählen  hätten,  wobei  das  Geschäft  der  Wahllisten- 
Verfassung  etc,  ein  einfacheres  sein  würde,  als  bei  der  Bestimmung  von 
250  000  Seelen.  Hierauf  wurde  von  verschiedenen  Seiten  entgegnet,  daß, 
wenn  die  Wahlbezirke  mit  300  000  Seelen  bemessen  werden,  die  Gesamtzahl 
der  Mitglieder  des  Oberhauses  zu  sehr  verringert  werden  würde.  Schließlich 
sprach  sich  jedoch  die  Majorität  für  die  Festsetzung  einer  Zahl  von  300  000 
Seelen  auf  einen  Wahlbezirk  aus. 

Auf  den  vom  Justizminister  gemachten  und  vom  Minister  Thiiinfeld  unter- 
stützten Vorschlag,  daß  das  Oberhaus  alle  drei  Jahre  zur  Hälfte  zu  erneuern 
sei,  gleichwie  es  in  Nordamerika  und  Belgien  eingeführt  ist,  wurde  von  den 
übrigen  Stimmen  nicht  eingegangen,  da  die  Vorteile  in  konservativer  Be- 
ziehung, welche  man  sich  von  dieser  Einrichtung  erwartet,  sehr  proble- 
matisch sind  und  durch  dieselbe  die  Wahlagitationen  häufiger  sich  wieder- 
holen würden. 

Graf  Stadion  und  der  Justizminister  äußerten,  es  scheine  ihnen  wün- 
schenswert, in  den  §  61  einige  Bestimmungen  aufzunehmen,  wodurch  die  Er- 
reichung einer  homogenen  Gesetzgebung  in  der  ganzen  Monarchie  wirksamer 
angebahnt  würde.  Die  übrigen  Minister  —  obgleich  sie  ebenfalls  aner- 
kennen, daß  diese  Homogenität  angestrebt  werden  müsse,  glaubten  nicht, 
daß  dieses  Streben  hier  mit  zu  großem  Nachdruck  auszusprechen  wäie,  um 
nicht  bei  den  auf  ihre  alten  Institutionen  eifersüchtigen  Nationen  aufragende 
Besorgnisse  hervorzurufen.  Belehrung,  Beispiele  und  das  eigene  Interesse 
würden  die  Assimilierung  der  verschiedenen  Kronländer  weit  sicherer  und 
leichter  herbeiführen,  als   es  irgend  ein   Machtspruch  je  vermöchte. 

Der  Eingang  des  §  62:  „Jede  Beschlußnahme  wird  nach  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefaßt  mit  Vorbehalt  der  Bestimmungen  über  die 
Wahlen"  etc.  wurde  der  größeren  Deutlichkeit  wegen  folgendermaßen 
textiert:  „Jede  Beschlußnahme  wird  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  gefaßt 
mit  Vorbehalt  der  Bestimmungen  der  Geschäftsordnung  über  die  von  den 
Häusern  vorzunehmenden  Wahlen  und  der  Beschlüsse  über  Anträge  auf 
Aenderung  der  Verfassung." 

Die  Beratung  wurde  am  12.  Februar  1849  fortgesetzt.  Das  Protokoll  hier- 
über lautet: 

„Hierauf  wurde  die  in  der  Ministerratssitzung  vom  11.  Februar  1849  be- 
gonnene Beratung  über  den  Verfassungsentwurf  fortgesetzt.  Es  wurde  be- 
schlossen, den  Schlußsatz  des  §  71  „und  die  Minister  oder  Stellvertreter  wer- 
den darüber  Auskunft  geben"  wegzulassen,  weil  diese  Bestimmung  zahllose 
Interpellationen  über  Bittschriftenerledigungen  hervorrufen  werde.  Der 
Eingang  zu  §  73  wurde  der  Deutlichkeit  wegen  folgendermaßen  textiert: 
„Nur  jedem  der"  etc.  In  den  §  86  wurde  zu  dem  Rechte  des  Kaisers,  Be- 
gnadigung zu  gewähren,  auch  noch  das  Recht  der  Amnestierung  hinzugefügt, 
welches  sich  von  dem  ersteren  dadurch  unterscheidet,  daß  letzteres  vor 
gefälltem  Urteil  gebraucht  werden  kann,  während  die  Begnadigung  eine  be- 
reits geschehene  Verurteilung  voraussetzt.  Es  wurde  beschlossen,  den  §  76, 
welcher  eine  zu  weitgehende  Ausdehnung  der  Immunität  .  .  .  zuließe,  in 
folgender  Weise  zu  modifizieren:  „Kein  Mitglied  des  Reichstages  etc.  ver- 
folgt werden."  Im  §  77  wurde  nach  den  Eingangsworten:  „Ein  Mitglied  des 
Reichstages  darf  .  .  ."  der  Zwischensatz  eingeschaltet:  „solange  derselbe 
versammelt  ist",  weil  sonst  nicht  gestattet  wäre,  einen  Reichstagsabgeord- 


$0      F>er  neue  Absolutismus  u.  d.  Entwickl.  d.  österr.  Problems  v.  1849 — 1859. 

neten  während  der  Zwischenzeit  von  einer  Session  zur  anderen  zu  verhaften. 
Nach  §  78  wurde  ein  neuer  Paragraph  folgenden  Inhalts  eingeschaltet:  .„Die 
Geschäftsbeziehungen  des  Ober-  und  Unterhauses  zueinander  werden  durch 
eine  Uebereinkunft  der  beiden  Häuser  geregelt."  Nach  §  81  wurde  ein 
Paragraph  folgenden  Inhaltes  eingeschaltet:  ,,In  Betreff  der  Großjährigkeit 
des  Thronfolgers  tritt  das  Hausgesetz  in  Wirksamkeit."  In  §  94  wurde  die 
Bestimmung  aufgenommen,  daß  der  Kaiser  die  Verfassung  bei  dem  Zu- 
sammentreten des  ersten  Reichstages  beschwören  werde. 

Die  Bestimmungen  über  die  Reichsangelegenheiten,  §  96,  wurden  fol- 
gendermaßen ergänzt.  Zu  e)  nach  dem  Worte  „Zölle"  Zusatz:  „sowie  über- 
haupt Abgaben  auf  Land-  und  Wasserstraßen,  Brücken,  Häfen  etc."  Es  er- 
schien nämlich  dem  Ministerrate  wichtig,  zu  verhindern,  daß  die  Benützung 
der  großen  Straßen,  auf  welchen  sich  der  Handelsverkehr  bewegt,  nicht 
durch  einseitige  Verfügungen  vom  Reichstage  mit  Abgaben  belastet  werde. 
Zu  f)  nach:  „die  Reichsbauten"  Zusatz:  „namentlich  die  Eisenbahnen.  Tele- 
graphen, die  großen  Land-  und  Wasserstraßen".  Es  wurde  ferner  be- 
schlossen, nach  dem  §  5  einen  allgemeinen  Paragraph  folgenden  Inhaltes 
einzuschalten:  „Das  ganze  Reich  ist  ein  Zoll-  und  Handelsgebiet.  Binnen- 
zölle dürfen  unter  keinem  Titel  eingeführt  werden,  und  wo  solche  zwischen 
einzelnen  Gebietsteilen  gegenwärtig  bestehen,  hat  deren  Aufhebung  sobald 
als  möglich  zu  erfolgen.  Die  Aussonderung  einzelner  Orte  oder  Gebiets- 
teile aus  dem  Zollgebiete  und  der  Einschluß  fremder  Gebiete  in  dasselbe 
bleibt  der  Reichsgewalt  vorbehalten."  Die  Aufhebung  der  Zwischenzoll- 
linie an  der  ungarischen  Grenze  hätte  natürlich  erst  dann  Platz  zu  greifen, 
wenn  die  direkte  Besteuerung  des  ganzen  Grundbesitzes  in  Ungarn  im  Gange 
ist,  um  dadurch  eine  Entschädigung  für  die  Verluste  des  Tabak-  und  Zoll- 
gefälles ausgemittelt  wurde.  Daher  die  Klausel:  „sobald  als  möglich".  Der 
Schlußsatz  dieses  Paragraphen  beabsichtigt,  der  Regierung  das  Recht  zu 
wahren,  Zollausschlüsse  und  Freihäfen  zu  dekretieren  und  Zollvereine  mit 
benachbarten  Staaten  abzuschließen. 

Die  Bestimmung  des  §  80,  es  sei  bei  der  Ernennung  der  Mitglieder  des 
Reichsrates  die  Regel  zu  beobachten,  daß  alle  Kronläuder  darin  vertreten 
sein  müssen,  gab  zu  einer  längeren  Erörterung  Anlaß,  wobei  der  Finanz- 
minister hervorhob,  daß  daraus  wesentliche  Nachteile  entstehen  würden. 
Seine  Majestät  wäre  nämlich  dadurch  gebunden,  aus  jedem,  auch  dem 
kleinsten  Kronlande  einen  Reichsrat  zu  wählen,  ohne  Rücksicht,  ob  auch 
in  einer  solchen  Provinz,  z.  B.  der  Bukowina,  Salzburg,  wirklich  ein  Indi- 
viduum vorhanden  ist,  welches  die  vielen  Eigenschaften  besitzt,  die  zu  eint  m 
Reichsrate,  wie  er  sein  soll,  erforderlich  sind.  Der  Reichsrat  wird  auf  diese 
Art  sehr  kostspielig,  sehr  zahlreich  und  doch  gar  nicht  gut  zusammengesetzt 
werden.  Die  Richtigkeit  dieser  Bemerkung  wurde  allseitig  anerkannt,  und 
da  es  nun  unvermeidlich  ist,  Individuen  der  verschiedenen  Nationen  in  den 
Reichsrat  zu  berufen,  so  beschloß  man  wenigstens  der  Krone  eine  gewisse 
Freiheit  in  der  Auswahl  zu  wahren;  schließlich  vereinigte  sieh  der  Minister- 
rat daher  zu  folgender  Textierung:  ..bei  deren  Ernennung  ist  auf  die  ver- 
schiedenen Teile  des  Reiches  möglichst  Rücksicht  zu  nehmen". 

Der  Abschnitt  von  der  Rechtspflege  gab  zu  einer  umfangreichen  Dia- 
kussion zwischen  dem  Finanz-  und  dein  Justizminister  Anlaß,  von  welchen 
der  ersten,  dir  Notwendigkeit,  das  Prinzip  der  Trennung  der  Rechtspflege 
von  dir  Administration  allenthalben  durchzurühren,  bestritt.  ..üaron 
Kraul;   hält    diese    Mafiregel,   welche   einen   jährlichen    Aufwand    von   5  bis  6 

Millionen  verursachen  würde,  keineswegs  für  ein  wahres  Bedürfnis  aller 

Kronländer,  und  spricht  die  Ueberzeugung  aus,  daß  z.  B.  in  Tirol  durch  die 

henden,    l>  e  i  d  e    Funktionen    vereinenden     Landrichter    den    Krforder- 

ii   de,  Dienstes   und  dem    Bedarfe  der  Einwohner  besser  entsprochen 

werde.  aU  wenn  die  Justiz  von  der  Verwaltung  getrennl  und  sofort  die  Juris- 
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diktionsbezirke  vergrößert  würden,  wobei  die  Parteien  viele  lästige  und 
kostspielige  Reisen  unternehmen  müßten.  Es  scheine  ihm  vielmehr  sehr 
wünschenswert,  den  Gemeinderichtern  auch  über  kleine  Rechtsstreitigkeiten 
fortan  eine  richierliche  Gewalt  zu  belassen.  Minister  Baron  Kulmer  be- 
merkte, auch  in  Ungarn  hätten  alle  unteren  Instanzen  zugleich  einen  richter- 
lichen und  einen  administrativen  Wirkungskreis.  In  diesem  Lande  würde 
eine  völlige  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung  aus  manchen,  nament- 
lich finanziellen  Gründen,  noch  lange  Zeit  unausführbar  bleiben.  Der 
Justizminister  machte  anderseits  geltend,  daß  nach  seinen  Wahrnehmungen 
die  allgemeine  Ausführung  des  in  Rede  stehenden  Grundsatzes  vielfach  ge- 
wünscht und  ungeduldig  erwartet  werde,  sowie  sich  überhaupt  die  größten 
legislativen  Autoritäten  der  Gegenwart  dafür  ausgesprochen  haben.  Die 
Vereinigung  beider  Geschäftszweige  in  eine  Person  sei  schon  aus  dem 
Grunde  nicht  wohl  zulässig,  weil  der  Richter  inamovibel  sein  muß,  während 
die  obere  politische  Behörde  das  Recht,  einen  ihrer  Unterbeamten  zu  ent- 
heben oder  zu  versetzen,  nicht  aus  der  Hand  geben  kann.  Derlei  Beamte 
gemischter  Natur  wären  daher  zugleich  amovibel  und  inamovibel! 

Schließlich  vereinigte  sich  der  Ministerrat  zu  dem  Beschlüsse,  die  Textie- 
rung  der  Verfassung  zu  diesem  Punkte  dergestalt  zu  fassen,  daß  der  Grund- 
satz der  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung  zwar  ausgesprochen,  allein 
der  Termin  zur  Ausführung  dieser  Maßregel  unbestimmt 
gelassen  wurde.  Die  bezügliche  Stelle  wurde  folgendermaßen  gefaßt: 
..Rechtspflege  und  Verwaltung  sollen  getrennt  und  von  einander  unabhängig 
gestellt  werden." 

In  dem  Abschnitte  von  der  bewaffneten  Macht  wurde  gemäß  der  a.  h. 
Andeutung  Seiner  Majestät  der  Paragraph  folgendermaßen  textiert:  „Im 
Innern  kann  zu  diesen  Zwecken  die  bewaffnete  Macht  nur  über  Aufforderung 
der  Zivilbehörden  und  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  und  Formen 
einschreiten."  Die  Textierung  des  vorliegenden  Entwurfes  könnte  nämlich 
in  einer  Weise  gedeutet  werden,  welche  jede  dienstliche  Verwendung  des 
Militärs  im  Innern  von  der  Aufforderung  der  Zivilbehörden  abhängig  machen 
würde. 

Schließlich  wurde  gleichfalls  über  eine  a.  h.  Bemerkung  der  Paragraph, 
welcher  von  der  Bürgerwehr  handelt,  am  Schlüsse  des  Abschnittes  von  der 
bewaffneten  Macht  gesetzt,  da  er  in  seiner  früheren  Anordnung  den  Zu- 
sammenhang unterbricht. 

Nachdem  hiemit  die  Beratung  über  den  Verfassungsentwurf  geschlossen 
war,  äußerte  Minister  Bach,  daß  in  dem  gleichzeitig  mit  der  Verfassung 
zu  veröffentlichenden  a.  h.  Manifeste  die  Gründe  auseinanderzusetzen  seyn 
werden,  warum  diese  Verfassung  ohne  Teilnahme  der  Landesvertreter  zu- 
stande gebracht  werden  mußte;  übrigens  sei  durch  die  dem  neuen  Reichstag 
eingeräumte  Befugnis,  Abänderungen  der  Konstitution  zu  beschließen,  der 
Weg,  sich  über  die  aktroyierte  Charte  zu  vereinbaren,  angebahnt,  und  somit 
auch  das  Prinzip  der  Vereinbarung  gewahrt." 

Inzwischen  war  beschlossen  worden,  den  Hofkammerpräsidenten  Frei- 
herrn von  Kübeck  als  Gutachter  über  den  Verfassungsentwurf  dem  Staats- 
rate beizuziehen  und  seine  Ansichten  über  einzelne  in  ihm  enthaltene  Fragen 
zu  vernehmen. 

Das  Ministerratsprotokoll  vom  20.  Februar  1849  (K.  Z.  758/1849,  M.  J.  533, 
Sitzung  vom  20.  Februar  1849.  Anwesend:  Stadion,  Krauß,  Thinnfeld.  Brück, 
Kulmer  und  Hofkammerpräsident  Freiherr  von  Kübeck)  berichtet  darüber 
folgendes: 

„Kübeck  schlägt  vor,  den  §  11  der  Verfassung  in  folgender  Art  zu 
textieren:  „In  den  Kronländern  darf  in  Beziehung  auf  bürgerliche  Rechte, 
Strafbestimmungen,  das  Rechtsverfahren  und  die  Verteilung  der  öffentlichen 
Lasten  kein  Unterschied  zwischen   in  einem   Kronland   einheimischen  und 
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nicht  einheimischen  Staatsbürgern  gemacht  werden"  —  weil  im  ganzen  Um- 
fange des  Staates  die  Rechte  für  alle  gleich  sein  sollen.  Dr.  Bach  schlägt 
vor,  dafi  statt  „einheimischen"  , Angehörigen"  gesetzt  werden  solle,  weil 
„Angehörige"  eine  praktische  Bedeutung  hat,  z.  B.  bei  Ausübung  des  Wahl- 
rechtes zur  Landesvertretung. 

Bei  §  13  will  Kübeck  den  Satz:  Die  Freiheit  der  Person  ist  gewähr- 
leistet —  weglassen,  weil  es  etwas  zusagt,  was  gleich  darauf  wieder  be- 
nommen wird,  und  der  Paragraph  hätte  anzufangen:  „Niemand  darf  seinem 
Richter  entzogen  werden."  Bach  und  Schwarzenberg  wollten  den  erwähnten 
Satz  nicht  weglassen,  weil  er  in  allen  Konstitutionen  steht  und  dessen  Bei- 
behaltung nichts  schadet,  während  die  übrigen  Stimmen  sich  für  die  Weg- 
lassung  auch  aus  dem  von  Freih.  v.  Krauß  angeführten  Grunde  aussprechen, 
weil  die  Konstitution  auch  in  die  Hände  des  gemeinen  Mannes  kommt  und 
dieser  Satz  leicht  mißdeutet  werden  könnte. 

Zum  §  16:  „Jeder  österreichische  Staatsbürger  hat  bei  vollständiger 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  das  Recht  zu  häuslicher  Ausübung  seines 
Religionsbekenntnisses.  Ueber  den  Einfluß  der  Religionsbekenntnisse  auf 
den  Genuß  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  und  Pflichten  sind  die 
Bestimmungen  der  Gesetzgebung  vorbehalten",  hielt  Baron  Kübeck  es  für 
notwendig,  daß  dem  ersten  Satze,  der  nur  auf  den  inneren  Glauben  gerichtet 
ist,  irgend  ein  Körper  gegeben  werde,  was  durch  die  Worte  ..häusliche  Aus- 
übung" (nicht)  geschieht."  (Das  ., nicht"  fehlt  im  Text.)  „Den  zweiten  Satz 
hält  Kübeck  sowie  der  gesamte  Ministerrat  für  äußerst  wichtig.  ,,Wir  haben 
es  mit  positiven  Personen  zu  tun.  Würde  der  Reichstag  die  Gleichberechti- 
gung aller  Konfessionen  aussprechen,  wie  sie  dieser  Paragraph  des  Kon- 
stitutionsentwurfes will,  so  würde  er  nichts  gegen  die  Textierung  zu  erinnern 
haben,  allein  da  sie  der  Kaiser  aussprechen  soll,  so  sei  zu  bedenken,  daß  die 
ganze  Gehässigkeit  auf  ihn  oder  die  Minister  zurückfallen  würde.  Mit  einem 
Male  alle  Vorurteile  beseitigen,  sei  nicht  möglich,  man  müsse  auch  der  Zu- 
kunft etwas  vorbehalten.  Minister  des  Innern  Graf  Stadion  erklärte  sich 
über  das  Prinzip  einverstanden.  Nach  seiner  Ansicht  wäre  es  gefährlich, 
die  Aufregung  in  jenen  Klassen  zu  verbreiten,  die  noch  nicht  aulgeklärt 
sind.  Früher  sei  er  für  diesen  Paragraph  des  Konstitutionsentwurfes,  daher 
gegen  die  gegenwärtige  Beschränkung  gewesen,  weil  er  gehofft,  der  Reichs- 
tag werde  sich  früher  über  den  §  16  aussprechen.  Minister  Freiherr  von 
Krauß  meinte,  daß  der  Grundsatz  der  Gleichberechtigung  auszusprechen  und 
das  weitere  der  Gesetzgebung  vorzubehalten  wäre.  Thinnfeld  und  Kulmer 
mit  Baron  Kübeck  einverstanden.  Justizminister  Dr.  Bach  erklärt  sich  da- 
für, daß  die  Gleichberechtigung  aller  Konfessionen  ausgesprochen  werde. 
Bei  den  christlichen  Konfessionen,  welche  bei  uns  noch  nicht,  wie  in  Deutsch- 
land, gleiche  Rechte  genießen,  unterliege  es  keiner  Schwierigkeit  Allein 
auch  hinsichtlich  der  .luden  sei  man  es  der  Politik  und  dein  Rechte  schuldig. 
Es  sei  auch  zu  berücksichtigen,  daß  bereits  a.  h.  Entschließungen  die  Gleich- 
stellung der  Juden  mit  den  Christen  angebahnt  haben,  infolge  welcher 
Juden  als  Deputierte  im  Reichstage  sit/.en  etc.  Wenn  man  die  Juden  als 
Parias  behandelt,  so  habe  man  es  mit  einer  sehr  gefährlichen  Klasse  von 
Menschen  zu  tun.  Sie  haben  ein  großes  Wort  in  der  Presse,  in  den  Volks- 
versammlungen und  viele  Geldmittel  zur  Disposition.  Wenn  höhere  poli- 
tische Rücksichten  für  eine  Beschränkung  der  .luden  vorwalten,  so  möge  man 
sie  auf  den  Grundbesitz  und  die  Ansässigmachung  in  den  Provinzen,  wo  sie 
nicht  wann,  einengen,  aber  weiterzugehen  sei  nicht  ratsam.  Nach  seiner 
Meinung  wäre  daher  das  Prinzip  der  Gleichberechtigung  anzuerkennen,  aber 
die  Durchführung  dem  Weichsgesetze  vorzubehalten  nach  Einholung  der 
Aeufierung  der  Länder.  Dann  ist  es  keine  Gewaltmafiregel.  Die  Israeliten 
werden  nicht  schlechter  gestelH  als  andere,  und  die  öffentliche  Meinung 
wird  auch  nicht  verletzt    Bei  der  großen  Wichtigkeil  der  vorliegenden  Frage 
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wurde  der  Beschluß  gefaßt,  die  Angelegenheit  einstweilen  in  suspenso  zu 
belassen,  bis  der  Reichstag  sich  hierüber  ausgesprochen  und  die  öffentliche 
Meinung  eine  bestimmte  Richtung  erhalten  haben  wird.  Der  §  18:  „Die 
bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  ist  vorbehaltlich  der  gesetzlich  aus- 
gesprochenen Ehehindernisse  durch  die  Einwilligung  etc."  gab  zu  keinen 
besonderen  Erinnerungen  Anlaß. 

§  20.  Statt:  „Der  Religionsunterricht  in  den  Volksschulen  wird  von  der 
betreffenden  Kirche  oder  Religionsgesellschaft  besorgt"  wäre  zu  setzen: 
„Der  Religionsunterricht  in  den  Volksschulen  wird  für  die  christliche  katho- 
lische Jugend  von  der  katholischen  Kirche  und  für  andere  Religionsbekennt- 
nisse von  der  betreffenden,  gesetzlich  anerkannten  Religionsgesellschaft  be- 
sorgt." Diese  Textierung  wurde  allgemein  auch  aus  dem  Grunde  gebilligt, 
weil  alle  Katholiken  Deutschlands  auf  Oesterreich  blicken,  es  daher  gut 
ist,  der  katholischen  Kirche  im  besonderen  zu  erwähnen." 

Zu  §  35,  a)  3.  bemerkt  Baron  K  üb  eck,  daß  die  Dauer  von  fünf 
Jahren  vorzuziehen  sein  dürfte.  Die  Dauer  von  drei  Jahren  erscheint  ihm 
zu  kurz  zu  sein.  „Im  ersten  Jahr  sind  die  Abgeordneten  nicht  gehörig  unter- 
richtet, im  zweiten  Jahre  fangen  sie  an,  sich  auszukennen,  und  im  dritten 
Jahre  gehen  sie,  um  sich  neu  wählen  zu  lassen."  Baron  Kübeck  bemerkte, 
daß  direkte  Wahlen  bei  100  000  Menschen  auf  einen  Vertreter  in  Absicht 
auf  die  Erhaltung  der  Ordnung  und  Leitung  der  Wahlen  sehr  schwierig  sein 
dürften,  schon  bei  uns,  noch  mehr  in  einigen  Provinzen,  wie  Galizien. 

„Dr.  Bach  bemerkt,  daß  man  sich  für  direkte  Wahlen  durch  das  Bei- 
spiel jener  konstitutionellen  Staaten  bestimmt  fand,  wo  diese  Wahlen  mit 
gutem  Erfolg  bestehen,  wie  England,  Belgien,  und  in  Deutschland  Württem- 
berg. Direkte  Wahlen  tragen  dazu  mehr  bei,  das  konservative  Prinzip  zu 
wahren.  Bei  indirekten  Wahlen  erscheine  die  Wahlmannschaft  für  die  ganze 
Dauer  des  Reichstages  als  ein  politischer  Zwischenkörper,  und  die  Erfah- 
rung habe  gezeigt,  daß  20,  30  Wahlmänner  sich,  gleichsam  in  Vertretung  des 
ganzen  Bezirkes,  verabreden,  ihrem  Deputierten  ein  Mißtrauensvotum  zu 
geben,  was  bei  direkten  Wahlen  nicht  so  leicht  der  Fall  sein  kann.  Der 
Zensus  beschränkt  übrigens  auch  die  Wähler  und  trage  zu  verläßlichen 
Wahlen  bei.  Direkte  Wahlen  setzen  auch  voraus,  daß  nur  solche  Personen 
als  Kandidaten  auftreten,  die  sich  bekannt  gemacht  und  Verdienste  erworben 
haben;  bei  indirekten  Wahlen  sei  es  anders,  wo  eine  Koterie  den  Ausschlag 
geben  kann,  indem  hier  nur  20,  30,  höchstens  100  Individuen  intervenieren, 
während  direkte  Wahlen  alle  Wahlbesprechungen  ausschließen." 

Graf  Stadion  erklärte  sich  für  die  direkten  Wahlen,  indem  die  Schwierig- 
keit derselben  sich  mehr  auf  die  Form  als  auf  die  Sache  bezieht  und  es  sich 
nur  darum  handeln  würde,  eine  annehmbare  Form  für  dieselben  zu  finden. 
So  könnte  z.  B.  in  Galizien  der  Wahlakt  in  drei  oder  vier  Gebiete  geleilt 
werden,  daß  die  Bewohner  nicht  weit  zu  gehen  hätten  und  die  mündliche  Ab- 
stimmung eingeführt  werde. 

Frhr.  v.  Krauß  verkennt  nicht  die  Vorzüge  der  direkten  Wahlen,  meint 
aber,  daß  sie  nur  für  eine  Reihe  von  Jahren  noch  nicht  ausführbar  seien. 
100  000  Menschen,  besonders  in  einigen  Provinzen,  seyen  schwer  zusammen- 
zubringen, und  schwer  sei  es,  eine  absolute  Stimmenmehrheit  zu  erzielen. 
In  Preußen  seyen  noch  indirekte  Wahlen,  und  die  direkten  sollen  erst  in 
einigen  Jahren  eintreten. 

§  36  des  Entwurfes  lautete:  „Die  Verfassung  des  Königreiches  Ungarn 
wird  insoweit  als  Landesverfassung  aufrechterhallen,  daß  die  Bestimmungen, 
welche  mit  der  Reichsverfassung  nicht  im  Einklänge  stehen,  für  immer 
außer  Wirksamkeit  treten,  daß  die  administrative  Einteilung  des  Landes 
entsprechend  verfügt  und  daß  insbesondere  die  Gleichberechtigung  aller 
Nationalitäten  und  landesüblichen  Sprachen  bei  allen  Verhällnissen  des 
öffentlichen  und  bürgerlichen  Lebens  durch  entsprechende  Institutionen  ge- 
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währleistet  wird."*)     Die  Textierung  dieses  Paragraphen  gab  keinerlei  An- 
lafl  zu  Bemerkungen. 

In  S  37  (..Die  Königreiche  Kroatien  und  Slawonien  mit  dem  dazu  ge- 
hörigen Küstenland,  dann  mit  Einschluß  von  Fiume  und  dem  dazu  gehörigen 
Gebiete  treten  mit  Beibehaltung  ihrer  eigentümlichen  Institutionen  aus  dem 
bisherigen  Verbände  mit  Ungarn  und  reihen  als  unmittelbares  Kronland  in 
das  Kaiserreich  nach  den  in  der  Reichsverfassung  festgesetzten  Grund- 
sätzen**)  wird   der  Ausdruck  „Vereinigung"  statt   „Verband"   gewählt. 

Zu  §  38  (Siebenbürgen):  „Der  sächsischen  Nation  muß,  wie  der  Mi- 
nisterpräsident bemerkt,  wegen  des  kaiserlichen  Manifestes  ausdrücklich  Er- 
wähnung geschehen.  Hat  man  ein  Versprechen  gemacht,  so  muß  es  auch 
gehalten  werden.  Von  anderer  Seite  wurde  zwar  die  Schwierigkeit  nicht 
verkannt,  100  000  Sachsen  von  hier  aus  zu  regieren,  zumal  da  auch  die 
Rumänen  und  Szekler  dasselbe  fordern  könnten." 

§  44:  Kübeck  wünscht  für  das  Oberhaus  10,  für  das  Unterhaus  5  Jahre 
Dauer.  ..Die  Stimmenmehrheit  erklärte  sich  für  diese  längere  Dauer,  weil 
man  alles  Erreichbare  versuchen  muß,  und  ist  der  nächste  Reichstag  damit 
nicht  zufrieden,  so  kann  dann  immerhin  eine  Konzession  gemacht  werden. 
Minister  Dr.  Bach  bemerkte,  daß  früher  schon  die  Dauer  von  3  Jahren  An- 
laß zu  Klagen  gab  und  daß  man  diese  Klagen  noch  mehr  gegen  5  Jahre  er- 
heben werde." 

§  50  des   Entwurfes  lautete:    „Wenn  in  einem  oder  in  mehreren  der 

sub.    IX,    X    und    XI angegebenen    Zweige    der    Gesetzgebimg 

eigene  von  der  Gesetzgebung  für  die  übrigen  Kronländer  abweichende  Nor- 
men und  Einrichtungen  bestanden,  so  ist  es  den  Abgeordneten  desjenigen 
Kronlandes,  in  welchem  diese  Abweichung  besteht,  freigestellt,  bei  den  be- 
züglichen legislativen  Verhandlungen  auf  dem  Reichstage  darauf  mit  ge- 
höriger Begründung  aufmerksam  zu  machen,  damit  entweder  der  Reichstag 
selbst  oder  der  Kaiser  im  Wege  der  Gesetzessauktion  diesem  Umstände 
angemessene  Rechnung  trage,  und  für  einen  solchen  Teil  der  Gesetzgebung 
die  Wirksamkeit  der  Landtage  des  betreffenden  Kronlandes  in  so  lange 
aufrechterhalten  werde,  bis  dessen  Landesverfassung  in  geeigneter  Weise 
geändert  sein  wird,  oder  als  es  die  Verhältnisse  erfordern.***) 

*)  Im  ursprünglichen  Text  hieß  diese  Stelle:  ,,.  .  und  daß  insbesondere 
der  Gebrauch  der  slawischen,  deutschen  und  romanischen  (wallachischen) 
Sprache  bei  allen  Verhandlungen  in  der  Verwaltung  gestattet  werden  muß." 
Die  obige  Fassung  ging  aus  der  ersten  Lesung  des  Ministerrates  hervor. 
Der  ursprüngliche  Text  fügte  hierzu  noch  den  Satz:  „Insbesondere  werden 
den  Serben  jene  Einrichtungen  vorbehalten,  welche  sich  zur  Wahrung  ihrer 
Kirchengemeinschaft  und  Nationalität  auf  ältere  Privilegien  und  landesfürst- 
licho  Erklärungen  stützen.  Ein  besonderes  Statut  wird  die  Verhältnisse 
regeln." 

**)  Der  ursprüngliche  Entwurf  lautete  weniger  energisch  dahin:  be- 
sitzen ihre  eigentümliche  Verfassung,  welche  vorbehaltlich  der  in  dieser 
Reichsverfassung  festgestellten  Grundsätze  gewährleistet  wird."  Hierauf 
wurde  in  der  ersten  Lesung  im  Ministerrate  nach  dem  Worte  „welche"  hin- 
zugefügt „sowie  deren   Unabhängigkeit  vom  Königreiche  Ungarn". 

***)  Diese  Bestimmungen,  ursprünglich  als  §  48  im  ministeriellen  Ent- 
würfe enthalten,  lauten  dorten  viel  kürzer  dahin,  daß  in  den  bezeichneten 
Kronländen]  sich  die  Abgeordneten  der  betreffenden  Kronländer,  also 
Ungarn  und  seiner  Nebenländer,  der  Teilnahme  an  den  bezüglichen  legis- 
lativen Verhandlungen  des  Reichstages  für  so  lange  zu  enthalten  haben,  bis 
sie  hierzu  gehörig  ermächtigt  sein  werden.  Das  Original  des  Verfassungs- 
entwurfes zeigt  die  zahlreichen  Amendements,  die  bei  der  Besprechung 
-  wichtigsten  und  schwierigsten  Punktes  der  Verfassung,  was  Ungarn 
betrifft,  im  Ministerrat  vorgebracht  wurden. 
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Frhr.  von  Krauß  bemerkt,  „über  diesen  Gegenstand  sey  bereits  viel 
beraten  worden,  und  das  Resultat  war  der  betreffende  Paragraph  des  Con- 
stitutions-Entwurfes.  Man  ist  hiebei  von  der  Grundidee  ausgegangen,  die 
Gesetzgebung  für  das  ganze  Reich  nach  und  nach  in  Uebereinstimmung  zu 
bringen.  Ungarn  und  Siebenbürgen  haben  verschiedene  Gesetze,  diese 
müssen  in  dem  Geiste  geändert  werden,  wie  sie  für  die  übrigen  Provinzen 
bestehen,  und  es  ist  notwendig,  dieses  in  der  Verfassung  auszusprechen. 
Diese  Umgestaltung  geschieht  nach  Vernehmung  des  Landtages.  Es  wäre 
z.  B.  unser  bürgerliches  oder  Strafgesetzbuch  in  diesen  Provinzen  einzu- 
führen, so  würde  man  diese  Gesetze  zuerst  den  Landtagen  mitteilen,  damit 
sie  angeben,  welche  Abweichungen  notwendig  erscheinen,  und  diese  müßten 
dann  im  Reichstage  geprüft  und  zugestanden  werden  oder  nicht.  Die  Lan- 
desgesetze hätten  so  lange  zu  gelten,  bis  eine  Gleichheit  hergestellt  werden 
kann.  Die  Abgeordneten  dieser  Provinzen  hätten  sich  über  diese  Gegen- 
stände der  Abstimmung  so  lange  zu  enthalten,  bis  sich  die  betreffenden 
Landtage  darüber  ausgesprochen  haben." 

„Der  Justizminister  macht  auf  die  große  Wichtigkeit  dieses  Paragraphen 
aufmerksam.  Nach  seiner  Ansicht  müssen  alle  Teile  der  Monarchie  gleich 
behandelt  werden.  Beim  Bestände  dieses  Paragraphen  würde  keine  Frage 
auftauchen,  wo  die  Ungarn  (denn  die  anderen  Bestandteile  wollen  sich 
ernstlich  anschließen)  nicht  sagten,  daß  sie  ihre  Gesetzgebung  berühren. 
Bei  jedem  Zweige  wäre  ein  Konflikt  und  dieser  Paragraph  die  Uebergangs- 
b rücke  zur  Trennung.  Die  Ungarn  wollen  Unabhängigkeit  von  der  Mon- 
archie, was  man  ihnen  abringt,  werden  sie  wieder  zu  erlangen  suchen.  Ist 
die  Einheit  der  Monarchie  ein  Postulat,  so  wird  sie  sich  erreichen  lassen; 
dieser  Paragraph  würde  aber  das  Prinzip  der  Einheit  vernichten.  Landes- 
vertretungen zu  hören,  sei  allerdings  gut,  bevor  ein  Gesetz  dem  Reichstag 
vorgelegt  wird.  Imperativ  lasse  sich  nicht  vorgehen,  sonst  wäre  es  besser, 
es  beim  Alten  zu  belassen.  Privilegierte  Nationen  kann  es  nicht  geben, 
sonst  würden  sich  auch  die  anderen  Provinzen,  selbst  die  deutschen,  trennen 
wollen.  Bei  der  Wichtigkeit  dieses  Paragraphen  und  bei  der  Notwendigkeit, 
hierüber  eine  Einstimmigkeit  zu  erzielen,  wurde  beschlossen,  diesen  Para- 
graphen später  noch  einmal  der  Erwägung  zu  unterziehen,  wenn  die  heute 
fehlenden  Minister   (Brück  und   Frhr.  von  Cordon)  anwesend  sein  werden." 

„Nach  dem  §  80  ergibt  sich  nach  der  Ansicht  des  Barons  Kübeck  -die 
Frage,  ob  nicht  eine  Bestimmung  zur  Krönung  der  österreichischen  Regenten 
als  österreichischer  Kaiser,  wozu  das  im  Jahre  1804  erschienene  Patent  über 
die  Annahme  der  österreichischen  Kaiserwürde  schon  eine  Verfügung  ent- 
hielt, aufzunehmen  wäre  und  ob  nicht  dann  die  anderen  Krönungen  weg- 
zubleiben hätten.  Für  die  Krönung  des  österreichischen  Kaisers  erklärten 
sich  alle  Stimmführer,  wodurch  aber  die  Krönungen  in  den  anderen  Pro- 
vinzen, Böhmen  und  Ungarn,  wo  sie  Fundamentalakte  sind,  nicht  aufgehoben 
werden.  Auch  wäre  es  nach  der  Ansicht  des  Frhrn.  v.  Krauß  vielleicht 
nicht  unangemessen,  wenn  der  Kaiser  in  Gegenwart  des  Reichstages  gekrönt 
würde.  Es  wäre  eine  Erhöhung  der  Feyerlichkeit,  und  solche  äußere  Formen 
sind  nicht  zu  vernachlässigen,  indem  eine  ganze  Generation  das  Andenken 
daran  bewahrt.  (Dementsprechend  schlägt  der  Frhr.  von  Krauß  die  Fassung 
des  §  81  vor:  „Der  Kaiser  wird  in  Gegenwart  des  Reichstages  zum  Kaiser 
gekrönt  und  beschwört  feyerlich  die  Verfassung.  .  .  .")" 

„Beim  §  82  findet  es  Frhr.  von  Krauß  wünschenswert,  unter  die  Agenden 
des  Ministeriums  auch  „alle  Anstalten,  Maßregeln  und  Einrichtungen  zur 
Handhabung  und  Wahrung  der  inneren  Sicherheit  des  Staates"  aufzunehmen, 
wogegen  sich  von  keiner  Seite  eine  Einwendung  ergab. 

Die  Institution  des  Reichsrates  scheint  Baron  Kübeck  einer  genetischen 
Definition  zu  bedürfen,  er  würde  daher  den  §  87  in  folgender  Art  textieren: 
„An  die  Seite  der  Krone  und  der  vollziehenden  Reichsgewalt  wird  ein 
Reichsrat  eingesetzt,  dessen  Bestimmung  ein  beratender  Einfluß  auf  alle  jene 
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Reichsangelegenheiten  seyn  soll,  worüber  er  von  der  vollziehenden  Reichs- 
gewalt gefragt  wird."  Dagegen  wurde  sowie  auch  gegen  den  §  88  nichts 
zu  erinnern  gefunden,  welcher  so  zu  lauten  hätte:  „Die  Mitglieder  des  Reichs- 
rates werden  vom  Kaiser  ernannt  und  entlassen.  Bei  deren  Ernennung  wird 
auf  die  verschiedenen  Teile  des  Reiches  alle  mögliche  Rücksicht  genommen 
werden.  Ein  besonderes  Gesetz  wird  die  Einrichtung  und  den  Wirkungs- 
kreis des  Reichsrates  regeln." 

Aus  dem  Protokolle  Nr.  21,  Minist.  J.  534  vom  21.  Februar  1849. 

Punkt  3.  „Hierauf  setzte  Baron  Kübeck  seine  bereits  in  der  Sitzung  vom 
20.  Februar  begonnenen  Bemerkungen  über  den  ihm  zur  Begutachtung  mit- 
geteilten Konstitutionsentwurf  fort. 

Minister  Baron  Krauß  verlas  im  Nachhange  zur  Beratung  vom  20.  Februar 
die  von  ihm  verfaßte  Textierung  der  Paragraphen,  wodurch  die  Herstellung 
der  Gleichsinnigkeit  der  Gesetzgebung  der  einzelnen  Kronländer  angebahnt 
werden  soll.  Im  §  .  .  .  schlug  er  einen  Beisatz  vor,  wonach  der  Reichsrat 
oder  Landtag  im  Falle  der  Vertagung  oder  Auflösung  seine  Sitzung  sogleich 
einzustellen  hätte.  Im  §  91  definiert  Baron  Kübeck  die  Wirksamkeit  der 
Statthalter  in  der  Art,  daß  sie  als  Organe  der  vollziehenden  Reichsgewalt 
die  Handhabung  der  Reichsgesetze  und  Landesordnungen  zu  überwachen  und 
die  Leitung  der  inneren  Angelegenheiten  in  dem  Umfange  ihrer  amtlichen 
Gebiete  zu  besorgen  berufen  sind.  Im  §  98  wäre  beizusetzen,  daß  das  Gesetz 
die  schweren  Verbrechen  bezeichnen  werde,  wobei  das  Schwurgericht  in 
Anwendung  tritt.  §  103  wäre  nach  Baron  Kübeck  folgendermaßen  zu  tex- 
tieren:  „„Alle  Abgaben  für  Staatszwecke  werden  durch  die  Gesetze  be- 
stimmt." Denn  die  Frage,  ob  eine  Abgabe  wirklich  zum  allgemeinen 
Nutzen  beiträgt,  sei  oft  sehr  diskutabel.  Baron  Kübeck  würde  glauben,  daß 
die  Bestimmung:  „Die  Verpflichtungen  der  Staatsgewalt  den  Staatsgläubigem 
gegenüber  sind  unverletzbar",  lieber  wegzulassen  wäre,  weil  dadurch  ein 
unüberwindliches  Hindernis  für  manche  wünschenswerte  Finanzmaßregel 
getroffen  würde. 

Der  Abschnitt  von  der  Wehrpflicht  dürfte  durch  einen  Paragraphen  fol- 
genden Inhaltes  ergänzt  werden:  „Die  Ergänzung  des  Heeres  wird  durch 
ein  Gesetz  bestimmt." 

In  dem  Abschnitte  von  der  vollziehenden  Gewalt  wäre  auch  folgende 
Bestimmung  einzureihen:  „In  Fällen,  wo  der  Reichstag  nicht  versammelt 
ist  und  dringende,  in  den  Gesetzen  nicht  vorgesehene  Maßregeln  mit  Gefahr 
am  Verzuge  erforderlich  sind,  ist  die  vollziehende  Gewalt  berechtigt,  alle 
ihr  angemessen  erscheinenden  Verfügungen  unter  ihrer  Verantwortung  ni 
treffen,  mit  der  Verpflichtung,  dem  nächsten  Reichstage  die  umständlich  • 
Nachweisung  der  Gründe  und  Erfolge  vorzulegen." 

Die  anwesenden  Minister  erklärten  sich  mit  den  vorstehenden,  von 
Baron  Kübeck  vorgeschlagenen  Zusätzen  und  Modifikationen  des  Verfassungs- 
entwurfes im  wesentlichen  einverstanden.  (Nach  Beendigung  seiner  Vorträge 
verläßt  Baron  Kübeck  den  Ministerrat.)" 

Aus  dem  Protokoll  Nr.  22,  K.  Z.  76,  Min.  d.  Innern  543/849  vom 
23.  Februar  1849. 

..Punkt  IV.  Schließlich  wurde  der  Entwurf  der  Konstitution  einer  noch- 
maligen Revision  unterzogen,  wobei  einige  stilistische  Berichtigungen,  Ver- 
kürzungen, Zusätze  gemacht  und  die  logische  Reihung  der  Paragraphen  vor- 
genommen, welches  Operat  als  das  Ergebnis  der  bisherigen  Beratungen  des 
Ministerrates  über  den  Konstitutionsentwurl  mit  der  zu  I.  erwähnten  De* 
pesche  des   Peldmarschalls  Fürsten   Windischgrätz  mitgeteilt  werden  soll." 

Dieser  Punkt   I  <\v<,  Protokolls  lautet: 

„I.  l>er  Justizminister  Dr.  Bach  las  einen  von  ihm  verfaßten  Aufsatz  vor, 
welcher  als  Entgegnung  auf  eine  Zuschrift  des  Feldmarschalls  Fürsten  Win- 
dischgrätz hinsichtlich  seiner  Ansichten  über  die  Volksvertretung  und  über 
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den  Wahlmodus  für  den  besagten  Fürsten  bestimmt  ist.  Der  Fürst  Windisch- 
grätz  hat  sich  nämlich  für  eine  kleinere  Anzahl  von  Volksvertretern,  nämlich 
für  je  einen  auf  300  000  Seelen,  und  für  die  indirekten  Wahlen  ausgesprochen. 

Der  Minister  Dr.  Bach  begründet  in  diesem  Aufsatze,  unter  umständ- 
licher Auseinandersetzung  des  im  Ministerratsprotokolle  vom  20.  Februar 
d.  J.  .Angeführten  die  entgegengesetzten  Ansichten  des  Ministeriums.  So 
würde  z.  B.  Bukowina  mit  180  Quadratmeilen  und  seiner  Bewohneranzahl 
keinen  Abgeordneten  in  das  Oberhaus  und  nur  einen  in  das  Unterhaus  zu 
senden  haben.  Aehnliche  Mißverhältnisse  würden  sich  nach  dem  Antrage 
des  Fürsten  Windischgrätz  auch  anderwärts  ergeben.  Ferner  bemerkte  der 
Minister,  daß  direkte  Wahlen  den  konservativen  Elementen  weit  zuträglicher 

seyen  als  die  indirekten.    England  besitze  bei  direkten  Wahlen 

den  festesten  Damm  gegen  den  Umsturz.  Die  in  Deutschland  ge- 
machten Erfahrungen,  wo  zum  Teil  indirekte  Wahlen  bestehen,  empfehlen 
diesen  letzteren  Modus  auch  nicht.  So  wenig  zahlreiche  Versammlungen, 
wie  sie  nach  dem  Antrage  des  Fürsten  Windischgrätz  seyn  würden,  be- 
säßen nur  wenig  Spezialitäten,  schon  die  Zahl  von  61  Stimmen  würde  die, 
Majorität  bilden,  und  eine  nur  aus  120  Personen  bestehende  Versammlung 
würde  das  Vertrauen  des  Landes  nicht  in  gehörigem  Maße  genießen.  Der 
Minister  erwähnte  auch,  daß  der  österreichische  Reichstag,  als  er  vollzählig 
war,  d.  i.  380  Mitglieder  zählte,  konservativ  gewesen  sei,  als  er  aber  im 
Oktober  nur  aus  190  bestand,  war  er  revolutionär.  Höchstens  könnte,  wie 
der  Justizminister  meint,  die  Dauer  des  Reichstagsmandates  erhöht  werden, 
wie  es  auch  in  dem  redigierten  Constitutions-Entwurfe  wirklich  geschehen 
ist.  Die  von  ihm  gleichfalls  berührte  Erhöhung  des  Census  ist  fallen  ge- 
lassen worden. 

Mit  der  vom  Justizminister  vorgetragenen  Darstellung  dieses  Gegen- 
standes erklärte  sich  der  Ministerrat  einverstanden,  und  es  wird  ein  eigener 
Beamter  des  Ministeriums  des  Aeußern  damit  an  den  Fürsten  Windischgrätz 
abgesendet  werden." 

Nr.  23  K.  Z.  761,  Protokoll  Z.  569  vom  24.  Februar  1849. 

In  der  heutigen  Sitzung  beschäftigte  sich  der  Ministerrat  ausschließend 
mit  der  Fortsetzung  der  Beratung  über  den  revidierten  Verfassungsentwurf. 
Der  Minister  des  Handels  erklärte,  er  könne  sich  mit  dem  Prinzipe,  welches 
der  Bildung  des  Oberhauses  zugrunde  liegt,  nicht  vereinigen.  Seiner  Mei- 
nung nach  müsse  das  Oberhaus  nie  mehr  als  Staatenhaus  sein,  es  müßte 
ausschließend  aus  der  Wahl  der  Provinzen  hervorgehen.  Gegen  diese  An- 
sicht wurde  von  Seite  des  Ministers  des  Innern  und  der  Finanzen  geltend 
gemacht,  daß  ein  dergestalt  zusammengesetztes  Oberhaus  in  seinem  Innern 
zu  viel  separatistische  und  demokratische  Elemente  enthalten  werde.  Hierauf 
wurde  von  dem  Handelsminister  entgegnet,  daß  der  hohe  Zensus  von  50  fl. 
das  beste  Schutzmittel  gegen  die  Wahl  von  Demokraten  gewähre,  und  man 
vielmehr  auf  dem  von  ihm  vorgeschlagenen  Wege  den  großen  Vorteil  er- 
reichen werde,  daß  sich  im  Oberhause  ausschließend  Personen  aus  den 
wohlhabenden  Klassen,  namentlliich  große  Grundbesitzer  befinden.  Von 
solchen  Deputierten  könne  mau  mit  Grund  erwarten,  daß  sie  in  der  Regel 
Stütze  des  Thrones,  der  öffentlichen  Ordnung  und  der  konservativen  Regie- 
rungsmaßregeln sein  werden.  Was  die  separatistischen  Bewegungen  be- 
trifft, so  seien  dieselben  nicht  in  allen  Provinzen  vorhanden,  und  selbst  dort, 
wo  man  dieselben  ausspricht,  nicht  ernstlich  gemeint,  und  auf  jeden  Fall 
werde  das  Unterhaus  das  Bindungsmittel  der  Kronländer  bilden. 

Nach  reiflicher  Erwägung  der  hier  obwaltenden  eigentümlichen  Ver- 
hältnisse vereinigte  man  sich  endlich  zu  folgender  Textierung  des  §  41: 
„Die  Zahl  der  Abgeordneten  in  das  Oberhaus  beträgt  die  Hälfte  der  ver- 
fassungsmäßigen Stärke  des  Unterhauses;  die  Art  der  Verteilung  wird  durch 
das  Wahlgesetz  dergestalt   festgesetzt,  daß  jedes  Kronland  2  Abgeordnete 
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zu  senden  hat,  die  übrige  Zahl  aber  nach  dem  Verhältnisse  der  Bevölkerung 
unter  allen  Kronländern  verteilt  wird." 

Der  §  59/67  wurde  folgendermaßen  textiert:  „An  der  Gesetzgebung 
über  die  Reichsangelegenheiten  nehmen  die  Abgeordneten  aus  allen  Kron- 
ländern Theil  etc.  etc.  .  .  ." 

Ministerratsprotokoll  vom  3.  März  1849.     Nr.  27,  K.  Z.  774/1849. 

1.  Letzte  Lesung  des  Entwurfes  der  Grundrechte.  „Letzte  Lesung  des 
ministeriellen  Entwurfes  der  Grundrechte  zur  Verfassung,  welche  sofort  mit 
dem  Vorbehalte  angenommen  wurde,  daß  der  Justizminister  die  in  Folge 
der  Gleichstellung  der  Confessionen  notwendig  gewordene  Modifikation  in 
den  Bestimmungen  des  Toleranzpatentes  und  der  demselben  nachgefolgten 
Verordnungen  zu  entwerfen  haben  werde. 

2.  Anläßlich  Verlesung  des  Entwurfes  einer  Interpellationsbeantwortung 
wegen  Rekrutenaushebung  „erachtet  der  Justizminister,  daß  bei  dem  Um- 
stände, wo  die  Erteilung  einer  oktroyierten  Verfassung  und  sohin  die  Auf- 
lösung der  Reichsversammlung  bevorsteht,  keine  in  derselben  gemachte 
Interpellation  mehr  vom  Ministerium  beantwortet  werden  sollte.  —  wenig- 
stens insoweit  dabey  Prinzipienfragen  zur  Sprache  kommen,  weil  derley 
Beantwortung  die  Anerkennung  der  Wirksamkeit  des  Reichstages  in  sich 
schließen  und  sohin  mit  der  bereits  ausgesprochenen  Absicht  der  Auflösung 

desselben  im  Widerspruche  stehen  und  bey  den  Abgeordneten dem 

Ministerium  den  Vorwurf  der  Unlauterkeit  zuziehen  würde." 


In  der  in  Anwesenheit  des  Kaisers  abgehaltenen  Sitzung  des  Minister- 
rates vom  4.  März  1849  (Prot.  Z.  676)  „geruhte  Seine  Majestät  dem  Minister- 
rate zu  eröffnen,  daß  Allerhöchstdieselben  dem  vorgelegten,  definitiv 
redigirten  Verfassungsent  würfe  —  wovon  ein  Abdruck  dem  gegen- 
wärtigen Protokolle  beigeschlossen  ist  —  die  A.  H.  Genehmigung  zu  er- 
theilen  geruhen.  Sobald  die  diesfällige  Urkunde  ausgefertigt  ist,  wird  die 
Drucklegung  derselben  in  Wien,  in  der  Staatsdruckerei,  mit  möglichster 
Beschleunigung  und  Geheimhaltung  veranlaßt  werden.  Gleichzeitig  wird 
für  die  schnelle  und  getreue  Uebersetzung  in  die  verschiedenen  Landes- 
sprachen gesorgt,  um  die  möglichst  ausgebreitete  Verbreitung  des  Inhalts 
dieser  hochwichtigen  Urkunde  im  ganzen  Reiche  zu  bewirken. 

2.  Der  Ministerpräsident  verlas  den  Entwurf  des  A.  H.  Manifestes, 
womit  die  Verfassung  herauszugeben  wäre.  Mit  der  Veröffentlichung  einer 
solchen  Ansprache  an  die  Völker  Oesterreichs  und  mit  dem  Hauptinhalte 
derselben  waren  sämtliche  Minister  einverstanden.  Der  Handelsministor 
glaubte  jedoch,  daß  der  schlechte  Geist,  von  welchem  der  Reichstag  zu 
Kremsier  erfüllt  ist,  und  die  Haltung  des  konstituirenden  Reichstages  über- 
haupt, erst  in  zweiter  Linie  als  Motiv  seiner  Auflösung  und  der  Verfassungs- 
Octroyierung  anzuführen,  das  eigentliche  und  wichtigste  Motiv  aber  voraus- 
zustellen wäre:  daß  eine  alle  Länder  Oesterreichs  verbindende  Verfassung 
von  diesem  Reichstag  nicht  ausgehen  könne. 

Minister  von  Brück  glaubte  ferner,  es  dürfte  im  A.  H.  Manifest  auf 
den  allgemeinen  Wunsch  der  Bevölkerung  hingewiesen  werden,  aus  dem 
gegenwärtigen,  unentschiedenen  Zustande  politischer  Gährung  herauszu- 
kommen —  welchem  Wunsche  Se.  Majestät  dadurch  zu  entsprechen  gesonnen 
Bind|  daß  A.  H.  dieselben  durch  diesen  Octroyirungs-Akt  die  einjährige 
i't  riode  der  österreichischen  Revolution  definitiv  abschließen.  Mit  diesen 
Amendements  des  Ministers  v.  Brück   war  man  allseitig  einverstanden." 

3.  Eine  längere  Discussion  erhob  sich  aber  über  die  Art  und  Weise,  in 
her  im  Manifeste  des  österreichischen  Reichstages  zu  g  e  - 

■i  •  n  k  i<  n  wäre,  Die  Minister  Graf  Stadion,  Baron  Krauß  und  Dr.  Bach 
waren  aehmlich  der  Meinung,  daß  die  in  dem  vorgelegten  Entwurf  ent- 
haltenen Rügen  gegen  den  Reichstag  theils  zu  scharf  ausgesprochen,  theils 
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auf  den  gesamten  Reichstag  nicht  passend  wären,  da  wohl  einzelne  Depu- 
tierte und  der  im  Oktober  aufgestellte  Reichstagsausschuß  sich  die  gerügten 
Handlungen  haben  zu  Schulden  kommen  lassen,  der  Reichstag  selber  aber, 
obgleich  terrorisirt,  sich  nicht  soweit  habe  verleiten  lassen.  Die  genannten 
drei  Minister,  mit  welchen  sich  auch  Minister  R.  von  Thinnfeld  vereinigte, 
glaubten  demnach,  daß  im  Manifeste  der  Reichstag,  ohne  viele  Rekrimi- 
nationen,  kurz  abzufertigen,  und  derselbe  dem  Urteile  der  öffentlichen 
Meinung  zu  überlassen  wäre,  welche  ihn  bereits  unnachsichtlich  gerichtet 
habe. 

Die  übrigen  Minister  glaubten,  daß  eine  entschiedene  Sprache  bei  den 
gegenwärtigen  Schritten  ganz  am  rechten  Ort  erscheine,  zumal  da  der  Reichs- 
tag die  öffentliche  Achtung  völlig  verloren  habe.  —  Schließlich  veneMgte 
sich  der  Ministerrath  dahin,  daß  der  Entwurf,  welcher  sofort  einer  neuen 
Redaktion  nach  dem  Antrag  des  Ministers  Brück  unterzogen  wird,  von  den 
Ministern  hierauf  nochmals  in  sorgfältige  Behandlung  genommen  und  deren 
Resultat  der  A.  H.  Genehmigung  unterzogen  werde. 

Es  wird  auch  im  Manifeste  auf  die  gleichzeitig  erlassenen  Patente  über 
die  Grundrechte  und  über  die  Entschädigung  für  die  auf- 
gehobenen Urbariallasten  hingewiesen  werden,  nachdem  Se.  Ma- 
jestät die  diesfälligen  Anträge  A.  H.  zu  genehmigen  geruhen. 

4.  Der  Ministerrath  beschloß  ferner  über  Antrag  des  R.  vo  n  Brück 
ein  Ministerproklam,  gleichzeitig  mit  dem  A.  H.  Manifeste,  an  alle  Be- 
hörden und  an  den  gesammten  Klerus  zu  erlassen,  worin  das  Ministerium 
den  festen  Willen  ausspricht,  die  Revolution  abzuschließen,  und  die  öffent- 
liche Ordnung  aufrechtzuerhalten,  und  worin  Beamte  und  Seelsorger  auf- 
gefordert werden,  das  Ministerium  bei  seinen  Bestrebungen  künftig  zu 
unterstützen." 

„6.  Der  Justizminister  äußerte  bezüglich  des  Zeitpunktes,  wo  die 
Kammer  aufzulösen  wäre,  daß  es  am  passendsten  seyn  würde,  hiezu  den 
kommenden  Mittwoch  oder  Donnerstag  zu  wählen,  da  für  diese  Tage  keine 
Sitzung  anberaumt  ist,  und  mithin  der  ganze  Akt  sich  auf  eine  Zuschrift  an 
den  Ministerpräsidenten  beschränkt.  Hiermit  war  man  allseitig  einver- 
standen." 

Die  von  sämtlichen  Ministern  unterfertigte  Proklamation  hat  folgenden 
Wortlaut: 

„Seine  Majestät  haben  geruht  am  heutigen  Tage  den  Völkern  Oester- 
reichs  eine  Verfassung  zu  verleihen,  und  in  dem  gleichzeitig  erlassenen 
Manifeste  die  Gründe  darzulegen,  welche  Allerhöchst  Dieselben  zu  diesem 
Schritte  bestimmt  haben.  Es  wird  durch  diese  Verfassung  unser  großes 
Vaterland  zu  Einem  Ganzen  vereinigt,  und  somit  jenes  Werk  zu  Stande  ge- 
bracht, das  Seine  Majestät  in  Ihrem  Antritts-Manifeste  vom  2.  December  v.  J. 
als  Allerhöchst  Ihre  Aufgabe  bezeichneten.  Durch  die  endliche  Feststellung 
der  freien,  den  Bedürfnissen  der  Zeit  entsprechenden  .Institutionen  sollen 
nun  die  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  Ferdinand  den  Völkern  zugesicher- 
ten, und  von  unserem  Monarchen  Franz  Joseph  beestätigten  Freiheiten  und 
Rechte  zur  Wahrheit  werden;  es  soll  durch  die  Feststellung  und  Abgränzung 
aller  Staatsgewalten,  durch  die  Regelung  der  staatlichen  Verhältnisse  den 
schwankenden,  unruhigen  Zuständen,  dem  Zustande  der  Revolution,  in 
welchem  sich  Oesterreich  seit  einem  Jahre  befindet,  und  der  bei  längerer 
Fortdauer  das  politische,  geistige  und  materielle  Wohl  der  Völker  zu  unter- 
graben droht,  ein  Ziel  und  Ende  gesetzt  werden. 

In  diesem  wichtigen,  ernsten  Augenblicke  ist  es  die  heilige  Pflicht  der 
Behörden,  mehr  als  je  sich  ihren  hohen  Beruf  vor  Augen  zu  halten.  Es 
liegt  ihnen  ob,  ihre  ganze  Tätigkeit,  ihren  ernstesten  Willen  daran  zu  wenden, 
daß  den  Gesetzen  die  vollste  Geltung  verschafft  werde;  es  liegt  ihnen  ob, 
den   Feinden  der  Ordnung,  des   Gesetzes  mit  Entschiedenheit   entgegenzu- 
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treten,   und    dadurch    den   Staatsbürgern  den   unverkümmerten    Genuß   der 
wahren  Freiheit  zu  sichern. 

Das  Bewußtseyn,  das  Verständniß  ihrer  Pflicht  muß  den  Behörden  die 
Mittel  an  die  Hand  geben,  um  in  jedem  Falle  ihrem  Berufe  im  vollsten 
Umfange  nachzukommen.  Belehrung  gegen  Zweifelnde  und  durch  Miß- 
verständniß  oder  falsche  Auffassung  Schwankende;  eindringliche  Vor- 
stellungen gegen  .Irregeführte;  energisches  Auftreten  gegen  Jene,  welche 
andere  zu  verführen,  von  der  Bahn  des  Gesetzes  abzuleiten  wagen;  ent- 
schiedenes Vorgehen  gegen  jede  Ungesetzlichkeit,  jeden  Widerstand  gegen 
das  Gesetz  oder  die  gesetzliche  Autorität  wird  zunächst  Aufgabe  jeder  Be- 
hörde seyn. 

Der  Ministerrat!)  wird  mit  allem  Nachdrucke,  mit  allen  ihm  zu  Gebote 
stehenden  Mitteln  darauf  dringen,  daß  Alle,  in  deren  Hände  die  Regierungs- 
gewalt  gelegt  ist,  ihre  Schuldigkeit  thun.  Er  darf  und  wird  nie  zugeben, 
daß  von  Seiten  der  Behörden  Zweifel  und  Schwanken  in  der  Aufführung 
ihrer  Pflicht  eintrete;  er  wird  vielmehr  mit  Festigkeit  darauf  bestehen.  daß 
dieselben  ihre  Aufgaben  lösen.  Auf  dieselbe  Weise  müssen  aber  auch  alle 
Diener  der  Krone  die  ihnen  unterstehenden  Organe  anhalten,  auf  daß  durch 
einheitliches  Zusammenwirken  der  gemeinschaftliche,  große  Zweck  der  Be- 
ruhigung des  Landes,  der  Förderung  des  Volkswohles,  der  Wahrung,  Be- 
lebung und  Kräftigung  der  neuen  verfassungsmäßigen  Einrichtungen  er- 
reicht werde. 

Der  Ministerrath  ist  der  festen  und  innigen  Ueberzeugung,  daß  es  in 
der  Hand  der  Behörden  liegt,  Ruhe,  Ordnung.  Friede  und  Gesetzlichkeit  zu 
erhalten;  den  Institutionen  der  Verfassung  Oesterreichs  Geltung,  dem  Ge- 
setze Achtung  zu  verschaffen;  diese  Ueberzeugung  macht  es  ihm  aber  auch 
zur  Pflicht,  allen  Staatsdienern  die  strengste,  persönliche  Verantwortung 
für  dieses  ihr  Wirken  auszulegen,  und  nochmals  in  diesem  großen  Momente 
mit  allem  Ernst  und  Nachdruck  den  Ruf  an  sie  ergehen  zu  lassen,  mit  Festig- 
keit und  Entschlossenheit  ihre  Pflicht  zu  erfüllen,  und  treu  und  unabänder- 
lich festzuhalten  an  den  Grundsätzen  der  Verfassung,  die  Seine  Majestät 
unser  allergnädigster  Kaiser  Seinen   Völkern  zu  gewähren  geruht  hat." 

Ollmütz,  den  6.  März  1849. 

Der  Ministerrath: 
Schwarzenberg,  Stadion,  Krauß,  Bach,  Cordon,  Brück,  Thinnfeld,  Kulmer. 

Anmerkung  10a  (Seite  344).  Die  Geschichte  der  Auflösung  des  Krem- 
sierer  Reichstages  gibt  in  anschaulicher  Schilderung  Alexander  Helfert 
(Gesdh,  Oesterreichs.  IV.  Band,  3.  Theil,  S.  323—27,  328—333,  der  afe  Be 
gleiter  Stadions  die  Fahrt  von  Wien  nach  Kremsier,  die  nächtliche  Beratung 
mit  den  Abgeordneten  daselbst  und  die  plötzlich  beschlossene  Heise  Stadions 
in  das  nahegelegene  Ol  mutz  mitmachte,  wo  der  schwankend  gewordene 
Minister  des  Innern  -einen  Kollegen  Alexander  Bach  aus  dem  Schlafe  wecken 
Ließ,  um  mit  ihm  die  Möglichkeit  einer  Rücknahme  des  am  vierten  März  im 
Ministerräte  gefaßten  Beschlusses  der  Reicnstagsauflösung  zu  besprechen, 
welche  Unterredung  aber  erfolglos  blieb.  Ueber  das  starke  Schwanken  in 
der  Stimmung  Stadions  vgL  auch  A.  Graf  Hühners  Mitteilungen  a.  a.  0. 
S.  Söö.  [m  Ministerratsprotokoll  vom  10.  März  1  S4i>  S.  712  erliegen  zwei 
eigenhändig  geschriebene  Berichte  des  mit  der  Durchführung  der  Reichs- 
tagsauflösung betrauten  Offiziers,  des  Majors  Grafen  Huyn,  die  ich  nach 
ihrem  Wortlaut  im  folgenden  zum  Abdruck  bringe. 

Der  erste  ist  vom  7.  März  datiert,  der  zweite  vom  neunten  Tage  dieses 
Monats. 
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Kremsier,  7.  März  1849. 

ad  N.  712,  849 
Prot.  Absatz  II. 
Eure  Durchlaucht! 

Dem  gestern  erhaltenen  Auftrag  gemäß  bin  ich  mit  GL  Mercandin  noch 
in  der  Nacht  nach  Kremsier  gefahren.  Im  Hulleiner  Bahnhof  wurde  ein 
Offizier  mit  einem  Posten  aufgestellt,  um  später  in  Pnerau  mit  einem  Poüizei- 
commissär  die  Geschäfte  zu  besorgen,  die  sich  allenfalls  ergebem  könnten.  — 

Nach  der  um  7  Uhr  früh  eingetroffenen  telegraphischen  Ordre  „Es  bleibt 
dabei"  übergab  Gf.  Mercandin  sogleich  dem  Reichstags-Präsidenten  Smolka 
den  Befehl  wegen  Schließung  des  Reichstages. 

Während  die  beiden  Herren  sich  besprachen,  ließ  ich  eine  Compagnie 
in  das  Schloß  marschieren,  alle  Zugänge  zu  den  Bureaus  stark  besetzen  und 
mit  dem  Rest  (eine  halbe  Compagnie)  den  Hof,  dem  Haupteingang  gegen- 
über, aufmarschieren.  Das  Hauptthor  wurde  somit  geschlossen,  da  nur  ein- 
zelne Menschen  passieren  konnten,  und  den  später  kommenden  Deputierten 
bloß  der  Weg  zum  Vorstandsbureau  und  zur  Kassa  offen  gelassen.  — 

Die  zweite  Compagnie  wurde  in  die  Kaserne  consigniert,  hatte  die  Thore 
der  Stadt  stärker  bezogen  und  sendete  öffter  Patrullen  durch  die  Gassen.  — 

Die  berüchtigten  Männer  ließ  man  so  viel  möglich  beobachten.  — 

An  das  Thor  des  Schlosses  wurde  endlich  das  Manifest  des  Kaisers  an- 
geschlagen. — 

Zwischen  8  und  9  Uhr  kamen  die  Deputierten  und  waren  sehr  erstaunt 
über  den  neuen  Schmuck  der  Reichstagslokalien.  Einige  waren  froh,  Andere 
bitter  böse,  gallicht,  doch  alle  fügten  sich,  die  Macht  imponierte  und  die 
furchtsamsten  suchten  sich  alienfälligen  weiteren  Schritten  durch  die  Flucht 
zu  entziehen  —  wozu  nebst  dem  militärischen  Apparate  noch  das  Gerücht  bei- 
trug, daß  Löhner  in  Hullein  gefangen  genommen  worden  ist.  — 

Violand,  Kudlich  flohen  mitsammen  gegen  Hullein  zu  Fuß,  ihr  Wagen 
mit  Bagage  folgt.  Ein  übereifriger  Nationalgardist  haltet  den  Wagen  auf, 
nimmt  die  Bagage  in  Beschlag  —  Violand  erfahrt  das  und  flieht  dann  mit 
Kudlich  quer  Feld  ein  gegen  Prerau. 

Ich  fürchte,  die  Spitzbuben  werden  alle  durchkommen,  höre  aber,  daß 
sie  ihre  Richtung  nach  Oderberg  nehmen  wollen.  — 

Füster  ist  nach  Tobitschau.  —  Soldaten  folgen  seiner  Spur.  —  In  diesem 
Augenblicke  erst  kommt  mir  der  Auftrag  von  Euer  Durchlaucht  zu,  die 
Arretierung  hier  vorzunehmen  —  treffe  gleich  Anstalt  —  fürchte,  „es  ist 
zu  spät".  — 

Der  Eindruck,  den  die  Auflösung  des  Reichstages  gemacht,  ist  sehr  ver- 
schieden. Besorglichkeit  herrscht  vor  —  die  Linken  zittern  für  sich,  Fisch- 
hof ganz  besonders.  —  Schuselka  erklärt  auf  offenem  Markt,  daß  er  lieber 
selbst  nach  Wien  gehe  und  sich  selbst  stelle,  als  daß  er  sich  als  Arrestant 
wegschleppen  lasse.  — 

Im  Zentrum  teils  Freude,  teils  Angst,  die  Czechen  sind  beleidigt  — 
daß  man  sie  wieder  verhindert  hat,  „loyal"  zu  sein.  Sie  sehen  in  dem  Akte 
den  Grund  zu  Aufständen  in  Böhmen  —  sie  sehen,  daß  die  Böhmischen 
Dynasten  in  der  ersten  Kammer  bedacht  sind.  —  Sie  klügeln  eine  Menge 
heraus  in  ihrer  armen  Galle,  Alle  finden  den  Census  von  500  f.  zu  hoch.  — 

Die  Czechen  wollen  eine  Bevorzugung  der  Croaten,  Ungarn  erkennen, 
wollen  herausfinden,  daß  die  jezigen  Landtage  kürzer  gehalten  seien  als  die 
früheren  u.  dgl.  Ich  sprach  mit  Rieger,  Palacky  und  Anderen  —  das  Aergste, 
meinen  sie,  wäre,  daß  der  Hof  durch  die  Oktroirung  die  Idee  der 
angestammten  Redlichkeit  in  Gefahr  bringe.  —  Dies  wird 
der  Vorwand  sein,  hinter  den  sich  dieselben  flüchten.  —  Indeß  sind  sie 
klug  genug  und  haben  heute  einen  Klub  gehalten,  in  welchem  sie  bestimmen, 
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alles  anzuordnen,  um  ihre  mehr  föderalistischen  Gedanken  nur  auf  legalem 
Wege  zu  verwirklichen.  — 

Bei  dem  ganzen  Vorgange  war  die  militärische  Weise  dasjenige,  das 
sie  Alle  am  meisten  in  Aerger  brachte,  und  sie  glaubten,  es  hätte  ge- 
nügt, die  Präsidenten  zu  avisieren  —  die  sich  mir  gegenüber  so  äußerten, 
denen  sagte  ich,  daß  die  Kammer  noch  aus  denselben  Gliedern  bestehe 
wie  im  Oktober,  folglich  man  auf  jedes  Bubenstück  gefaßt  sein  könne.  — 
Erinnerte  an  Berlin,  Brandenburg  u.  dgl.  —  Ungarns  blutjunge  Rekruten 
haben  sich  aber  unter  der  Führung  von  einigen  Korporalen,  die  bei  der 
Armee  in  Italien  waren,  und  eben  zur  Bildung  des  Rahmens  eingetroffen 
waren,  mit  so  viel  Ernst  und  Entschiedenheit  benommen,  daß  es  eine 
Freude  war.  — 

Die  Deputierten  drängen  sich  an  die  Kassa  —  das  Reisegeld  macht 
Vergnügen  —  sie  scheinen  sich  zu  beeilen  fortzukommen.  Bitte  Eure 
Durchlaucht  mir  den  Befehl  mit  Telegraphen  zu  senden,  wann  ich  von  hier 
fort  kann. 

Mit  der  höchsten  Achtung!     Euer  Durchlaucht, 

ganz  gehorsamster 

Huyn,  Major  m.  p. 


Ad.  N.  712.    849. 
Prot.    Absatz   II. 
Euer  Durchlaucht! 

In  Kremsier  ist  alles  in  schönster  Ordnung.  —  Keine  Anstände  haben 
sich  ergeben.  —  Die  gekränkten,  gefallenen  Souveränitäten  haben  sich 
darauf  beschränkt,  verzweifelt  wilde  Gesichter  zu  machen.  Die  vielleicht 
zu  starken  Besetzungs-Maßregeln  mögen  jeden  Gedanken  an  ungesetzliche 
Handlungen  —  wenn  solche    da   waren  —  verscheucht  haben.   — 

Der  größte  Theil  der  Deputierten  ist  bereits  abgereist.  —  Nach  dein 
Rapport,  den  ich  mir  heute  geben  ließ,  sind  nur  mehr  74  mediatis^rte  Depu- 
tate hier  —  darunter  die  meisten  Polen  (jene  der  Linken).  —  Sie  wissen 
nicht  gleich  wohin,  weil  mehrere  Briefe  vom  Hause  erhielten  mit  der 
Mahnung,  nicht  nach  ihren  Wahlorten  zurückzukommen,  indem  die  Bauern 
sie  schlecht  empfangen  könnten,  auch  das  Gerücht  sich  verbreitete,  daß 
nächstens  die  Russen  nach  Galizien  einmarschieren  u.  dgl. 

Die  Stimmung  der  Czechen  scheint  die  übelste  zu  sein.  Hier  fällt  alles 
zusammen  —  wissen,  daß  sie  selbst  am  meisten  Schuld  tragen  an  ihren 
vereitelten  Hoffnungen,  Aerger,  daß  sie  ihre  slawistische  Mission  (föderative) 
nicht  erfüllt,  und  inin  ohne  allen  Kredit  nach  Hause  kommen  —  und  das 
macht  sie  gallicht.  Palacky  würde  unter  allen  Verhältnissen  unzufrieden 
gewesen  sein,  der  Professor  scheint  selbst  in  der  Partei  abgenützt.  Rieger, 
Pinkas,  Klaudi,  werden  sich  wahrscheinlich  auf  den  Gedanken  in  Opposition 
setzen,  daß  des  Kaisers  Wort  ..die  Vereinbarung"  jetzt  durch  die  Auflösung 
des  Reichstages  gebrochen  und  folglich  das  Vertrauen  in  den  Thron  er- 
schüttert sei.  — 

Wenn  ich  mir  die  Freiheit  nehmen  darf,  E.  D.  hier  einzelne  Punkte 
anzuführen,  die  ich  nach  den  Meinungsäußerungen  vieler  Deputirter  zu- 
sammenstelle, so  wäre  die  große  Notwendigkeit  jetzt  so  schnell  als  möglich, 
erstens  die  Berufung  der  Landtage,  zweitens  Ernennung  der  Commissionen. 
und  /.war  für  jeden  Kreis  wegen  der  Ablösung  und  drittens  füge  ich  hinzu 
die  Organisation  der  Administration,  denn  die  alte  Stufrenleiter  ist  ver- 
rostet, und  «renn  man  früher  über  Langsamkeit  geklagt  hat,  so  hört  man 
jetzt  über  Stillstand  Klage  führen.  Endlich  viertens  besondere  Weisung  für 
<He  Militlrkomandanten,  weil  diese  für  die  erste  Zeit,  solange  die  Admini- 
stration in  größere  Tätigkeit  und  Ansehen  kommt,  die  Stütze  für  die  neue 
Ordnung   der   Dinge   -ein    müssen.   — 
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Ueber  Füster  und  Konsorten  wird  Hofrat  Mercandin  E.  D.  selbst  be- 
richten. 

Der  Herr  Hofrat  sagt  zum  Schluß  seines  Berichtes,  daß  er  die  Kom- 
mission hier  weiter  als  nicht  nötig  ansehe.  Mir  gaben  E.  D.  den  Befehl  zu 
bleiben,  bis  der  letzte  Deputierte  weggegangen.  Nun  haben  wir  keine 
Ordre,  die  Leute  abzuschaffen,  und  es  könnte  sich  daher  leicht  ergeben, 
daß  ich  noch  längere  Zeit  hier  bleiben  müßte.  Auch  ich  glaube,  daß  ich 
die  Vollendung  der  Sache  dem  hiesigen  Kommandanten  Hauptmann  P.  über- 
lassen könne,  mit  dem  Auftrag,  das  Schloß  so  lange  militärisch  besetzt  zu 
halten,  bis  alle  Deputierten  weg  sind,  damit  nicht  noch  eine  Büberei  vor- 
falle. Indeß  erwarte  ich  neue  Befehle  von  E.  D.;  bevor  ich  fortgehe,  bitte 
aber  zu  berücksichtigen,  daß  ich  notwendig  noch  auf  ein  paar  Stunden  nach 
Olmütz  gehen  muß,  weil  ich  alles  dort  gelassen  habe.  — 

Eine  besondere  Erwähnung  des  Herrn  Smolka  darf  ich  nicht  übergehen, 
da  er  sich  in  der  ganzen  Angelegenheit  mit  sehr  viel  richtigem  Takte  und 
Ruhe  benommen.  Ich  habe  um  der  Maßregel  in  ihrer  Form  einiges  vom 
Schroffen  zu  nehmen,  immer  abends  mehre  Deputierte  engagiert,  zum  Thee 
zu  kommen,  und  auch  Smolka  als  den  Präsidenten;  das  mag  zeigen,  daß 
wir  uns  in  voller  Uebereinstimmung  und  Freundschaft  gegenseitig  be- 
nommen haben. 

Jelen,  der  Ordner,  wird  E.  D.  dieses  Schreiben  überbringen. 
Mit  der  höchsten  Achtung  E.  D.  ganz  gehorsamster 

I.  Graf  Huyn,  Major  m.  p. 

Anmerkung  11  und  12  (Seite  SSO— 352).  Excurs:  Die  Anfänge  der 
Regierung   Schwarzenberg  und  ihre   Politik  in   Ungarn. 

Der  leitende  Gedanke  des  Ministeriums  Schwarzenberg  —  die  Schaffung 
des  neuen  habsburgischen  Einheitsstaates  —  trat  schon  in  den  ersten  Be- 
ratungen und  Beschlüssen  der  Regierung  mit  voller  Schärfe  hervor.  Am 
27.  Dezember  sendete  Graf  Stadion  ein  Schreiben  an  den  Fürsten  Windisch- 
grätz,  in  welchem  er  demselben  mitteilt,  daß  der  Ministerrath  eine  eigene 
Kommission  unter  dem  Vorsitze  des  gewesenen  Finanzministers  Freiherrn 
von  Kübeck  niedergesetzt  hat,  welche  sich  mit  der  Erstattung  der  Detail- 
anträge behufs  der  durchgreifenden  Organisierung  der  genannten  Länder- 
theile  (Ungarn  und  Siebenbürgen)  zu  befassen  hat".  Die  Grundzüge  dieser 
künftigen  Organisierung,  über  welche  sich  der  Ministerrath  geeinigt  hat,  sind 
in  einem  dem  Schreiben  beigelegten  Memoire  enthalten.*)  Der  Kern  dieser 
letzteren  besteht  darin,  daß  als  „Maxime"  für  die  Einfügung  Ungarns  in  das 
Gesammtreich  der  Grundsatz  aufgestellt  wird,  es  müsse  Ungarn  in  ver- 
schiedene Provinzen  dergestalt  zerlegt  werden,  daß  die  miteinander  „im 
Todeskampfe"  liegenden  Nationalitäten  voneinander  getrennt  werden.  Des- 
halb kann  es  in  Zukunft  keinen  gemeinsamen  ungarischen  Landtag  und 
keine  der  Herausbildung  der  getrennten  Nationalprovinzen  hinderliche  Cen- 
tralverwaltung  in  Ungarn  geben.  Dadurch  würde  sogleich  „der  organische 
Anschluß  an  die  Gesammtmonarchie  in  repräsentativ-legislatorischer  Hin- 
sicht angebahnt". 

Solche  Pläne  standen  nun  in  schärfstem  Widerspruch  zu  den  Ideen 
jener  ungarischen  Adeligen,  welche  schon  seit  dem  Beginne  der  offenen 
Rebellion  der  Magyaren  in  nächster  Verbindung  mit  dem  Feldmarschall  Fürsten 
Windischgrätz  standen  und  zeitweilig  in  seinem  Hauptquartier  sich  auf- 
hielten, der  „Altkonservativen".  Graf  Emil  Dessewffy  und  ßaron  Josika 
waren  die  Leiter  der  Politik  dieser  Fraktion,  und  ihnen  zunächst  standen  der 
ehemalige  ungarische  Hofkanzler  Graf  Georg  Apponyi  und  Graf  Anton 
Scescen.     Diese  Staatsmänner  waren  zwar  unbedingte  Anhänger  der  Idee 

*)  Der  Brief  und  das  Memoire  sind  bei  Helfert  a.   a.  0.   IV.  Band, 
1.  Theil,  Anhang  S.  41—44  abgedruckt. 
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vom  Gesamtreiche  und  sie  verurteilten  die  Revolution  aufs  schärfste:  aber 
sie  hielten  ebenso  an  der  Idee  des  unzerstörbaren  Rechtes  Ungarns  auf 
seine  territoriale  Integrität  und  seine  alte  Landesverfassung  fest.  Fürst 
Schwarzenberg  stand  dem  magyarischen  Adel  grundsätzlich  ablehnend  gegen- 
über: Graf  Stadion  aber,  mit  seinen  Plänen,  die  auf  Zerlegung  Ungarns 
in  nationale  Kronländer  ausgingen,  erschien  den  Altkonservativen  als  der 
gefährlichste  Gegner,  zumal  er  durch  ein  kaiserl.  Handschreiben  vom 
25.  Dezember  sogleich  bei  den  siiebenbürgischen  Sachsen  seine  Polihk 
durchzuführen  begonnen  hatte.  Das  Mißtrauen,  das  Fürst  Windischgrätz  von 
Anfang  an  gegen  die  Regierung  und  besonders  gegen  Stadion  erfüllte, 
entwickelte  sich  nun  schnell  zu  offenem  Gegensatze:  denn  der  Feldmarschall 
stand  sehr  stark  unter  dem  Einflüsse  der  ihm  persönlich  befreundeten 
magyarischen  Adelsherren,  teilte  mit  ihnen  die  Ueberzeugung,  daß  nur  auf 
dem  Boden  des  historischen  Rechtes  sowohl  in  Ungarn  wie  in  den  Erb- 
lündern  befriedigende  Zustände  geschaffen  und  die  Gesamtmonarchie  er- 
halten werden  könne. 

Zunächst  gelang  es  den  Altkonservativen,  die  Errichtung  jener  Kom- 
mission unter  Kübecks  Vorsitz  zu  verhindern;  an  deren  Stelle  trat  ein 
aus  ihrer  Mitte  gebildetes  Komitee  unter  Vorsitz  des  Grafen  Apponyi. 
Fürst  Schwarzenberg  beantragte  selbst  dessen  Berufung  im  Ministerrate, 
der  dem  zustimmte,  jedoch  auch  die  Entsendung  des  alten  Staatsrates 
Pipitz  als  ministeriellen  Vertrauensmannes  in  jenes  Komitee  beschloß.*) 
Die  Veröffentlichung  der  Märzverfassung  machte  den  Altkonservativen  klar, 
daß  ihre  Anschauungen  bei  der  Regierung  Schwarzenberg  auch  nicht  im 
geringsten  Aussicht  auf  Billigung  besaßen;  dennoch  gaben  sie  ihre  Be- 
mühungen noch  nicht  auf.  Am  22.  März  legte  Graf  Apponyi  namens  jenes 
Komitees  und  als  dessen  Bericht  eine  sehr  sorgfältig  gearbeitete  Denk- 
schrift dem  Ministerpräsidenten  vor,  die  nach  einem  kritischen  Rückblicke 
über  die  Ereignisse  des  Jahres  1848,  was  die  österreichische  Regierungs- 
politik betrifft,  ausführliche  Vorschläge  über  die  Art  und  Weise  macht,  wie 
Ungarn  nach  vollendeter  Besiegung  der  Rebellenarmee  in  das  Einheitsreich 
einzugliedern  sei  und  wie  die  Verwaltung  des  Landes  künftig  organisiert 
sein  solle.**)  Ob  Fürst  Schwarzenberg  wirklich,  wie  aus  einem  Briefe 
Baron  Josikas  an  den  Staatskanzler  Fürsten  Metternich  hervorzugehen 
scheint,  diese  Denkschrift  günstig  aufgenommen  hat,  steht  dahin:  sobald 
Kossuth  in  Debreczin  die  Absetzung  der  Dynastie  am  14.  April  verkündigt 
hatte,  ließ  das  Ministerium  jede  Rücksicht  auf  die  magyarischen  Konser- 
vativen fallen  und  ging  daran,  seine  Idee  der  völligen  Incorporierung 
Ungarns  in  das  Reich  unter  Aufhebung  seines  historischen  Verfassungs- 
rechtea  durchzuführen.  In  der  Ministerratssitzung  vom  26.  Mai  1849  legte 
I).  Alexander  Bach  zum  erstenmal  die  von  der  Regierung  angenommene 
Theorie  von  der  durch  die  Revolution  begründeten  ..Yerwirkung"  der 
ungarischen  Verfassung  dar.  und  in  dem  diesem  Votum  folgenden  a.  U. 
Vortrage  des  Fürsten  Schwarzenberg  an  den  Kaiser  vom  2.  Juni  184!)  wurde 
dieser  Standpunkt  und  das  Recht  des  Monarchen,  Ungarn  den  übrigen  Kron- 
ländern gleichzustellen,  erläutert  und  von  diesem  angenommen.  Die  Er- 
nennung eines  kaiserlichen  Beamten,  des  Freiherm  von  Geringer,  zum 
Zivilkommissar  für  ganz  Ungarn  und  künftigen  Statthalter,  beseitigte  die 
letzten  Hoffnungen  der  Konservativen,  bei  der  Neueinrichtung  des  Gesamt- 
reiches  irgendwie  zur  Geltung  zu  gelangen.  Nunmehr  begann  jene  Epoche, 
die  seither    unter   dem    Namen    ,1er   „Bachschen    Aera"   bekannt    geworden 

*)  Protokoll  <\<^  Ministerrates  vom  12.  Febr.  1S49.  Z.  528.  Das  Schrei- 
bt D    des    .Ministerpräsidenten    M.   R.    Vorträge    Z.    530   v.    1849. 

**)  Diese  Denkschrift  ist  nunmehr  im  Druck  veröffentlicht  durch 
II.  Seh  litter  in  seiner  Schrift:  Versäumte  Gelegenheiten.  Wien  1920. 
Anhang  No.  VII  S.  92-152. 
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ist:  das  Land  wurde  in  5  große  Verwaltungsdistrikte  eingeteilt,  Sieben- 
bürgen, Kroatien  und  das  Temeser  Banat  wurden  als  selbständige  Kron- 
länder organisiert.  Die  Erbitterung  der  schwer  enttäuschten  „Altkonser- 
vativen" fand  in  der  von  24  Magnaten  unterfertigten,  in  Budapest  ver- 
öffentlichten Protestadresse  Ausdruck,  praktische  Wirkung  blieb  diesem 
Schritte  aber  versagt.*)  Die  neue  absolutistische  Verwaltung  Ungarns 
wurde  als  „Provisorium"  im  Ministerrate  vom  26.  Juni  1850  beschlossen 
und  am  13.  September  kundgemacht;  die  definitive  Regelung,  die  mittelst 
kaiserl.  Patentes  vom  13.  Jänner  1853  erfolgte,  änderte  an  dem  einmal  ge- 
schaffenen Zustand  nichts  Wesentliches.  Von  den  „Nationalprovinzen",  in 
die  Ungarn  gegliedert  werden  sollte,  war  längst  keine  Rede  mehr:  der 
vollkommen  uniforme  Mechanismus  des  bureaukratischen  Absolutismus  war 
für  Ungarn  und  seine  Nebenländer  ebenso  wie  für  die  deutsch-slawischen 
Kronländer  die  Verwirklichung  des  „verjüngten  Einheitsreiches"  geworden. 

In  dieser  ganzen  Periode  des  Umbaues  der  österreichischen  Monarchie 
bildet  die  Stellungnahme  des  ehemaligen  Staatskanzlers,  des  Fürsten  Metter- 
nich,  zu  dem  Reichsproblem  eine  Begleiterscheinung  von  ganz  beson- 
derer Bedeutung.  Die  Briefe  und  Denkschriften  des  ehedem  allmächtigen 
Staatsmannes,  deren  Kenntnis  wir  nicht  nur  den  Herausgebern  der  Metter- 
nichschen  Papiere,  sondern  weit  mehr  noch  der  Veröffentlichung  der 
Tagebücher  und  des  Briefwechsels  des  Freiherrn  von  Kübeck,  dem  un- 
ermüdlichen Freiherrn  von  Helfert,  den  Studien  Adolf  Beers  und  jüngstens 
den  Publikationen  Hans  Schlüters  verdanken,  zeigen  deutlich,  wie  der  alte 
Staatskanzler  nach  seiner  Heimkehr  aus  dem  Exil  im  J.  1851  den  Mittel- 
punkt der  vom  österreichischen  und  magyarischen  Hochadel  betriebenen, 
gegen  Fürst  Schwarzenberg  und  Alexander  Bach  gerichteten  politischen 
Fronde  bildete  —  allerdings  immer  nur  als  geistreicher  Raisonneur  und 
Kritiker. 

Die  Bedeutung  dieser  ganzen  Korrespondenz  liegt  —  abgesehen  von  den 
reichen  Aufschlüssen,  die  sie  für  die  innere  Geschichte  der  österreichischen 
Politik  in  dieser  schicksalsvollen  Epoche  gibt,  vor  allem  darin,  daß  hier  ein 
wichtiges  Stück  der  Entwicklung  bloßgelegt  wird,  welche  die  österreichische 
Adelspolitik,  von  ihren  ersten  Versuchen  in  der  Ständebewegung  der  Vier- 
zigerjahre ausgehend,  genommen  hat  und  die  unmittelbar  zu  den  Ereignissen 
von  1860  und  1861  sowie  zu  dem  mit  dem  Oktoberdiplom  unternommenen 
neuerlichen  Versuche  einer  Lösung  des  österreichischen  Reichsproblems  auf 
historischen  und  konservativen  Grundlagen  führt.  Die  Aufgabe  der  Ein- 
gliederung Ungarns  in  den  durch  Waffengewalt  wieder  aufgerichteten  habs- 
burgischen  Gesamtstaat  bot  den  Anlaß,  die  Richtlinien  für  einen  solchen 

*)  Vgl.  darüber  wie  überhaupt  über  die  ganze  Politik  der  magyarischen 
Adelspartei  die  sehr  inhaltreichen  Aufsätze  Eduard  Wertheimers  in 
der  „Ungarischen  Rundschau"  II.  u.  III.  Jahrgang  1913  u.  1914;  ferner 
/  Schlüters  oben  angeführte  Schrift,  von  derem  reichen,  im  Anhang  abge- 
druckten Akten-  und  Briefmaterial  besonders  das  Schreiben  des  Barons 
Josika  an  den  Fürsten  Metternich  vom  2.  Juli  1849  hervorzuheben  ist. 
(a.  a.  0.,  Anhang  IL  S.  76  ff.)  Eine  äußerst  wertvolle  Quelle  für  die  Er- 
kenntnis der  ungarischen  Politik  Fürst  Schwarzenbergs  und  Bachs  sowie 
die  Beziehungen  der  magyarischen  Altkonservativen  einerseits  zu  dem 
Ministerium  andererseits  zum  Fürsten  Windischgrätz  bis  zu  dessen  Ab- 
setzung bildet  der  erste  Band  der  „Lehenserinnerungen"  (Emlekinatad)  des 
späteren  Reichsrathes  und  Hofkanzlers  Ladislaus  von  S  z  ö  g  y  e  n  y- Marich, 
zu  Budapest  im  Jahre  1917  erschienen.  Dem  magyarisch  verfaßten  Texte 
sind  im  Anhang  die  großentheils  deutsch  geschriebenen  Berichte  des  vor- 
trefflichen ungarischen  Staatsmannes  und  Patrioten  angefügt,  die  er  an 
Windischgrätz  erstattete,  sowie  sein  teilweise  gleichfalls  deutsch  geführter 
Briefwechsel  mit   Graf   Appony,  Baron  Josika  u.   a. 
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Neubau  „auf  den  alten  Grundlagen",  wie  Fürst  Metternich  immer  wieder 
betont,  festzulegen.  Neben  dem  letzteren  bildete  auch  der  Feldmarschall 
Fürst  Windischgrätz  seit  seinem  Rücktritt  vom  Generalate  ein  Haupt  der 
ganzen  hochadeligen  Opposition  gegen  das  System  der  geschichtslosen  Zen- 
tralisation, wie  es  die  Regierung  gegen  den  Rat  des  Fürsten  seit  1849  metho- 
disch einrichtete.  Eine  Denkschrift  des  alten  Feldmarschalls  vom  18.  März 
1850,  die  er  an  den  Kaiser  richtete,  gibt  eine  Zusammenfassung  seiner  Kritik 
an  dem  von  der  Regierung  bis  dahin  geschaffenen  Werk  und  macht  Vor- 
schläge für  eine  Aenderung  des  Kurses,  den  er  als  einen  Irrweg  be- 
zeichnet.*) Es  karfh  nicht  bezweifelt  werden,  daß  von  diesen  und  ähnlichen, 
aus  dem  Kreise  des  konservativen  Ständeadels  auf  den  jungen  Kaiser  aus- 
geübten Einwirkungen,  die  in  der  Person  des  Freiherrn  von  Kübeck  ver- 
körperte Politik  hervorgegangen  ist,  welche  zu  der  Aufhebung  der  Ver- 
fassung vom  4.  März  1849,  und  zum  „Sylvesterpatent'  von  1851  geführt  hat. 
Die  Lösung  der  „ungarischen  Frage",  des  Reichsproblems,  wie  sie  durch 
das  Ministerium  Schwarzenberg-Bach  herbeigeführt  wurde,  bildete  den  einen 
der  Hauptangriffspunkte  dieser  konservativen  Opposition,  die  übertriebene 
Zentralisation  und  administrative  Nivellierung  aller  provinziellen  und  natio- 
nalen Unterschiede  innerhalb  des  Reiches,  die  Ansammlung  der  ganzen 
Regierungsgewalt  im  Gesamtministerium  und  das  Uebermaß  von  Reform- 
gesetzen und  Abänderungen  bestehender  Einrichtungen  die  anderen  wich- 
tigsten Objekte  der  von  den  hochadeligen  Politikern  geübten  Kritik.  Die 
Anschauungen  der  Konservativen  über  die  seit  den  Märztagen  von  1848 
bis  in  die  Mitte  des  Jahres  1851  in  Wien  geführte  Regierungspolitik  finden 
sich  in  zwei  Denkschriften  des  Hofrates  Hummelauer  niedergelegt,  von 
denen  die  eine  schon  von  Helfert  veröffentlicht  wurde  (III.  Bd.  Anhang 
S.  53),  die  zweite  neuestens  von  H.  Schütter  im  Metternichschen  Archiv 
zu  Plaß  aufgefunden  und  in  seiner  Schrift:  „Versäumte  Gelegenheiten". 
Wien  1920.  Anhang  S.  165  abgedruckt  worden  ist.  In  beiden  sehr  bemer- 
kenswerten Staatsschriften  steht  die  ungarische  Frage  im  Mittelpunkt  der 
ganzen  politischen  Auseinandersetzung:  schon  in  der  erstgenannten  Denk- 
schrift, die  vom  15.  November  1848  datiert  ist,  erklärt  sich  Hummelauer 
gegen  die  bereits  aufgetauchte  Theorie  von  der  Verwirkung  der  historischen 
Verfassung  Ungarns  als  Folge  der  Rebellion  mit  allem  Nachdruck  und  ver- 
tritt den  Standpunkt,  daß  die  Einführung  des  Konstitutionalismus  in  dem 
österreichischen  Erbstaate  die  Aufhebung  der  Pragmatischen  Sanktion  mit 
sich  bringe,  an  deren  Stelle  neue  Pakte  mit  den  Ständen  von  Ungarn  ab- 
geschlossen werden  müssen.  An  dieser  Ansicht  hält  Hummelauer  auch  in 
der  Denkschrift  vom  14.  April  1851  fest,  in  welcher  er  an  der  Märzverfassung 
und  der  ihr  nachfolgenden  ungarischen  Politik  des  Fürsten  Schwarzenberg 
die  schärfste  Kritik  übt.  Der  Verfasser  der  Denkschrift  hält  die  „Ver- 
schmelzungspolitik"  der  Regierung  für  einen  verderblichen  Irrtum,  weist 
darauf  hin,  daß  Ungarn  mit  Oesterreich  nie  einen  Gesamtstaat  gebildet  habe. 
dal.)  die  Dynastie  das  einzige  aber  starke  Bindemittel  zwischen  den  Teilen 
des  Reiches  bildete,  welches  durch  eine  nach  zwangsweiser  Einführung  einer 
uniformen  Verwaltungsmaschine  strebende  Nivellierungspolitik  des  Mini- 
steriums nicht  ersetzt  werden  könne.  Ungarn  sei  ein  aristokratisches  Land 
and  statt  es  als  unterworfene  Provinz  zu  behandeln  täte  man  besser,  es  als 
Stützpunkt  der  legitimen  Dynastie  gegen  das  Von! rängen  der  westlichen 
Demokratie  in  den  Erblandern  zu  benützen.  Darum  ist  Hummelauer  für  die 
Wiederbelebung  der  alten  ungarischen  Verfassung  und  für  die  Festlegung 
bloßer  Personalunion  mit  den  Erbländern.  In  der  Politik  Schwarzenbergs  und 

•)  Stehe  s<-h  litter.  Versäumte  Gelegenheiten,  Anhang  Nr.  XIV;  vgL 
■neb  u.  .•.  frühere  Denkschrift  Metternichfi  ü.  Ungarn:  G.  Turba,  i.  d.  Hast 
pol  Blatten]  1905. 
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Stadions,  die  in  der  Idee  eines  durch  Deutschland  und  das  in  diesem  befind- 
liche habsburgische  Gesamtreich  gebildeten  Siebzigmillionenreiches  oder 
eines  Mitteleuropa  unter  österreichischer  Führung  gipfelt,  sieht  der  Verfasser 
das  Bestreben  der  Regierung  im  Verein  mit  der  deutschen  Bureaukratie 
Oesterreichs  alle  nichtdeutschen  Elemente  in  der  habsburgischen  Monarchie 
dauernd  zu  unterdrücken,  und  er  erblickt  in  dieser  Politik  eine  große  Ge- 
fahr vom  Standpunkt  der  übrigen  Großmächte,  die  darin  eine  Bedrohung 
des  1815  geschaffenen  europäischen  Rechtszustandes  erkennen.  In  sehr 
eigenartigen  Gedankengängen  gelangt  Hummelauer  in  seiner  Bekämpfung 
der  Wiener  Regierungspolitik  schließlich  zu  dem  Satze:  wer  das  geschicht- 
liche Oesterreich  erhalten  will,  muß  die  geschichtliche  Krone  von  Ungarn 
verteidigen.  Das  Oesterreich,  das  die  Regierung  seit  dem  2.  Dezember  1848 
zu  schaffen  sich  bemüht,  nennt  er  das  „demokratisierte,  jakobinistische 
nivellierte  Oesterreich,  dessen  einzige  Zukunft  nur  in  der  Auflösung  der 
Monarchie  bestehen  kann." 

Es  ist  sehr  lehrreich,  diese  Anschauungen  in  der  zur  äußersten  Konse- 
quenz zugespitzten  Fassung,  die  Hummelauer  ihnen  gibt,  kennen  zu  lernen: 
denn  sie  bilden  von  da  ab  einen  Bestandteil  der  Ideenwelt  des  konservativen 
österreichischen  Hochadels,  der  1860  und  1865  versucht  hat,  das  Reichs- 
problem von  diesen  Gesichtspunkten  aus  selbständig  zu  lösen. 

Anmerkung  13  (Seite  355).  Ein  Vortrag  des  Ministerpräsidenten  Fürsten 
Sohwarzenberg  vom  6.  Februar  1848,  Zahl  409.  klärt  über  dein  Sinn  auf,  wel- 
chen die  Regierung  dem  Wahlspruche  „Viribus  Unitis"  unterlegt  wissen 
wollte.  Es  heißt  daselbst:  ..E.  M.  haben  diie  Gleichberechtigung  aller  unter 
Ihrem  Zepter  vereinten  Völker  als  den  leitenden  Gedanken  a.  h.  dero  Re- 
gierung anerkannt  und  ausgesprochen.  Durch  die  konsequente  Durch- 
führung dieses  Grundsatzes  sollen  die  verschiedenen,  in  dem  großen  Kaiser- 
reiche vorhandenen,  oft  sich  widerstrebenden  Elemente  zu  einem  harmo- 
nischen Zusammenwirken  vereinigt  und  hiedurch  die  Kraft  und  Blüte  des 
Gesammtstaates  einer  neuen  und  gedeihlichen  Entwicklung  zugeführt  wer- 
den. Nur  wenn  alle  Völker  Oesterreichs,  auf  der  Grundlage  gleicher  Rechte 
und  gleicher  Pflichten,  berufen  sind,  mit  vereinten  Kräften  den  Bau  der 
Größe  des  gemeinsamen  Vaterlandes  zu  fördern,  kann  das  hohe  Ziel,  das 
E.  M.  vorschlägt,  erreicht  werden.  Es  wird  daher  der  Wahlspruch:  „Viribus 
Unitis"  als  ein  solcher  bezeichnet,  der  E.  M.  eigenen  Gesinnungen  den  Er- 
fordernissen der  Zeit  und  den  Aufgaben  A.  H.  dero  Regierung  vollkommen 
zu  entsprechein  geeignet  wäre."  — 

Zur  Charakteristik  Stadions  ist  eine  Steile  in  dorn  großen  Bericht, 
Schreiben  Baron  Josikas  an  den  Fürsten  Meltemich  vom  2.  Juli  1849,  bemer- 
kenswerth.  Sie  lautet:  „Mit  letzterem  (Stadion),  der  sonst  ein  ausgesproche- 
ner Widersacher  konstitutioneller  Verhältnisse,  war  eine  große  Veränderung 
vor  sich  gegangen.  Er  machte  mir  den  Eindruck  eines  Menschen,  der  der 
Weli  beweisen  will,  man  könne  ein  Mann  der  alten  Zeit  sein  und  dennoch 
die  neue  Zeit  begreifen.  Er  schien  mir  die  Revolution,  insofeme  sie  der  Um- 
sturz alles  Alten  ist,  als  ein  fall  accoinpli  zu  betrachten  und  auf  der  Basis 
ihrer  neu  aufgestellten  Theorien  fortbauen  zu  wollen.  So  in  Ungarn  und 
Siebenbürgen,  wo  er  mit  dem  Zerreißen  aller  historischen  Bande  seine  Lieb- 
lingsidee für  die  ganze  Monarchie,  die  Einteilung  derselben  nach  den  ver- 
schiedenen Nationalitäten,  ebenfalls  durchsetzen  wollte." 

Anmerkung  14  (Seite  357).  Die  Bemerkungen  Kübecks  hierüber  siehe 
in  dem  Ministerrats-Protokolle  oben  Anmerkung  Nr.  10. 

Anmerkung  15  (Seite  369).  Der  Schwerpunkt  der  ganzen  Auffassung 
Stadions  von  dem  Wesen  der  neuen  Verwaltung  lag  doch  in  der  Vorstellung, 
daß  Verwaltung  im  wesentlichen  nur  Ausführung  von  Gesetzen  sei  und 
daher  am  besten  als  Selbstverwaltung  durch  die  Interessenten  unmittelbar 
besorgt  würde.     Demgegenüber  sollte  der  Staat  als  Inbegriff  der  zentralen 
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Vollzugsgewalt  mehr  eine  regulative  und  aufsichtliche  Tätigkeit  in  der 
inneren  Verwaltung  üben,  statt  die  Durchführung  der  Verwaltungsaufgaben 
immittelbar  durch  seine  Unter-Organe  zu  besorgen.  Diese  Anschauung  er- 
kannte richtig,  daß  es  in  der  öffentlichen  Verwaltung  vielmehr  auf  Pflege 
einander  vielfach  widerstreitender  Interessen  der  verschiedenen  sozialen 
Gruppen  ankommt  und  daß  daher  die  Aufgabe  des  Staates  hier  vielfach  eine 
schiedsrichterliche  und  ordnende  Gewalt  vorstellen  müsse,  um  das  öffent- 
liche Wohl,  die  Interessen  der  Zukunft  und  das  wirkliche  Gemeininteresse 
gegenüber  den  sozialen  Gruppenegoismen  zu  sichern.  Eine  wirkliche  Selbst- 
verwaltung setzt  aber  eine  Bevölkerung  voraus,  die  genügende  intellektuelle 
Kraft,  Willensstärke  und  Initiative  besitzt,  um  die  Interessen  des  Gemein- 
lebens zu  erkennen,  die  zu  ihrer  Besorgung  erforderlichen  Mittel  zu  be- 
schaffen und  selbst  die  notwendigen  Schutzwehren  gegen  das  Uebergreifen 
wirtschaftlicher  Sonderinteressen  und  klassenmäßiger  Vorherrschaft  in  die 
öffentliche  Verwaltung  zu  hindern.  Fehlt  es  an  den  notwendigen  moralischen 
und  geistigen  Kräften  zur  Bewältigung  solcher  Aufgaben,  so  bleibt  nichts 
anderes  übrig,  als  daß  doch  der  Aufsicht  führende  „Staat",  d.  h.  die  von  der 
Regierimg  geleiteten  Berufsbeamten,  in  den  provinziellen  Kreis-  und  Be- 
zirksbehörden selbsttätig  eingreifen,  womit  dann  die  Selbstverwaltung  aller- 
dings zugunsten  der  als  „Staat"  personifizierten,  traditionellen  monarchischen 
Zentralgewalt  aufgehoben  erscheint.  Daß  die  Voraussetzungen  für  eine 
wirklich  leistungsfähige  Selbstverwaltung  durch  Kommunen  im  damaligen 
Oesterreich  nur  in  geringem  Maße  vorhanden  waren,  zumal  auf  dem 
flachen  Lande  und  insbesondere  in  den  südlichen  und  östlichen  Kronländeru, 
ist  damals  ebenso  weit  verbreitete  und  wohl  begründete  Ansicht  gewesen 
als  die  Klage,  daß  diese  neue  Verwaltungsorganisation  viel  zu  teuer  sei  und 
daß  sie  durch  ihr  System  von  Wahlen  und  Ehrenbeamten  weit  mehr  Kräfte 
in  Anspruch  nehme  als  in  der  Bevölkerung  dafür  vorhanden  seien.  Vgl.  hier- 
über ein  an  den  Fürsten  Schwarzenberg  gerichtetes  Schreiben  eines  in  den 
öffentlichen  Diensten  stehenden  Beamten  vom  22.  Mai  1850,  abgedruckt  bei 
HL  Schütter,  Versäumte  Gelegenheiten,  Seite  201  ff .  [Wiener  Staatsarchiv, 
Nachlaß  des  Fürsten  Schwarzenberg.] 

Anmerkung  16  (Seite  373).  Gegenüber  den  vorangefühirten  Bemerkun- 
gen vgl.  die  mehr  optimistische  Auffassung,  welche  der  1848  zum  Statthalter 
von  Oberösterreich  ernannte  ehemalige  Reichstagsabgeordnete  Dr.  Alois 
Fischer  von  der  durch  Stadion  geschaffenen  VerwaltungsrefoTm  hegt,  un<l 
in  seinem  Buche:  Aus  meinem  Amtsleben,  Innsbruck  1860,  auseinandersetzt. 

Anmerkung  17  (Seite  381).  Vgl.  meine  Schrift,  Das  Wesen  der  öster- 
reichischen  Komunalverwaltung.     Leipzig   1910. 

Drittes  Kapitel. 

Die  Aufhebung  der  Verfassung,  die  Proklamierung  des  Absolutismus 

und  die  neuerliche  Reform  der  Verwaltung. 

Anmerkung  1  (Seite  382).  Neben  der  in  früheren  Abschnitten  angeführ- 
ten Literatur  kommen  hier  noch  folgende  Schriften  in  Betracht:  V.  Freiherr 
von  Andrian,  Denkschrift  über  die  Verfassung  und  Verwaltung  in 
Oesterreich,  verfaßt  1851,  erschienen  Wien  1859,  ferner  von  demselben 
Autor  die  Schrift,  Zentralisation  und  Dezentralisation  in  Oesterreich, 
Wien  1850;  Josef  Kitter  von  Hauer,  Politisch-statistische  Uebersicht  der 
Veränderung  in  der  Verfassung,  Administration  und  dem  Haushalt  der 
Deterrelchischen  Monarchie,  Wien  1861.  Carl  Freiherr  von  Czoernig, 
Oesterreichs  Neugestaltung,  Stuttgart  1858;  Walter  Rogge.  Oesterreich 
viui  Vilagos  Ms  zur  Gegenwart,  I.  Band,  Das  Decennium  des  Absolutismus, 
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Richard  Charmatz,  Minister  Freiherr  von  Brück,  der  Vorkämpfer  Mittel- 
europas, Leipzig,  1916.  Franz  Schuselka,  Deutsch  oder  Russisch, 
Wien  1849;  derselbe  Autor,  Das  provisorische  Oesterreich,  Leipzig  1850; 
Dr.  F.  von  Krones,  Moritz  von  Kaiserfeld,  Leipzig  1888.  Von  den 
Papieren  des  Freiherrn  von  Kübeck  kommt  besonders  in  Betracht  der 
zweite  Band  seiner  Tagebücher,  herausgegeben  von  Max  Freiherrn  von 
Kübeck.  Wien  1909;  ferner,  Metternich  und  Kübeck,  ein  Briefwechsel,  Wien 
1909,  1 1  w  o  f ,  Josef  von  Kalchberg,  Innsbruck  1892,  dann  Josef  Freiherr 
von  Kalchberg,  Mein  politisches  Glaubensbekenntnis,  Wien  1882, 
ferner  Bernhard  v  o  n  M  e  y  e  r,  Erlebnisse,  Wien  1875  (II.  Band).  C.  Hügel- 
mann,  Studien  zum  österreichi sehen  Verfassungsreeht,  Wien  1886. 

Anmerkung  2  (Seite  383).  Ueber  die  Beziehungen  Kübecks  zum  Mi- 
nisterium Schwarzenberg  geben  seine  Tagebücher  zahlreiche  Mitteilungen, 
ebenso  über  seine  Mission  zum  Fürsten  Windischgrätz  ins  Hauptquartier. 
Siehe  Kübeck,  Tagebücher,  IL  Band,  Seite  31 — 45.  Ursprünglich  war  in 
Olmütz  der  Plan  gefaßt  worden,  Kübeck  zum  Finanzminister  in  der  von 
Schwarzenberg  zu  bildenden  Regierung  zu  ernennen,  und  man  berief  ihn 
dorthin;  als  er  aber  angekommen  war,  verlangte  man  bloß  ein  Gutachten 
von  ihm  über  die  Finanzlage.  Kübeck  verrät  in  seinem  Tagebuch  die  ihm 
dadurch  bereitete  Enttäuschung.  Schwarzenberg  zog  dien  alten  Staatsmann 
doch  wieder  alsbald  ins  Vertrauens  man  wollte  ihn  zum  Präsidenten  ,des  für 
die  Ordnung  der  ungarischen  Angelegenheiten  gebildeten  Komitees  ernennen., 
berief  ihn  dann  zur  Begutachtung  des  Entwufes  der  zu  oktroyierenden  Ver- 
fassung, worüber  näheres  in  den  Protokollen  der  betreffenden  Sitzungen 
des  Ministerrates  zu  finden  ist.    Siehe  oben  S.  84  ff.,  Anmerkung  10. 

Anmerkung  3  (Seite  384).  Ueber  die  Berufung  Kübecks  in  den  Reichs- 
rat vermerkt  derselbe  in  seinem  Tagebuch:  zum  19.  Oktober:  Der  Kaiser 
sagt  mir,  er  werde  mich  in  den  Reichsrat  berufen;  zum  ersten  November: 
Ich  wurde  zum  Kaiser  beschieden,  las  ihm  meine  Arbeit  über  den  Reichs- 
rat vor.  Nach  Vollendung  dieser  Vorlesung  sagte  er  mir:  Zum  Präsidenten 
habe  ich  Sie  bestimmt.  Ich  war  überrascht  und  verlegen.  Der  Kaiser 
fuhr  fort:  Ich  hoffe,  Sie  werden  sich  diesem  Rufe  unterziehen,  denn  ich 
habe  großes  Vertrauen  auf  Sie.  Meine  Erwiderung  war  dieser  Aeußerang 
entsprechend.  Zum  19.  November.  Beim  Kaiser.  Die  Aeußerungen  waren 
unklar.  Soviel  geht  hervor,  daß  man  wünscht  und  heiß  wünscht,  von  dem 
Gerüste  des  4.  März  loszukommen,  aber  man  weiß  nicht  wie.  Zum  28.  No- 
vember. Ruf  zum  Kaiser,  der,  über  den  Gang  der  Finanzen  beunruhigt, 
eine  Ministerberatung  zusammenrufen  und  mich  ihr  beiziehen  will  —  ich 
riet  dem  Kaiser,  schnell  zur  Einsetzung  des  Reichsrates  zu  schreiten,  in 
welcher  Institution  er  einen  legalen  Ratgeber  hat,  und  eine  mehr  zusammen- 
hängende, entschiedenere  Haltung  der  ganzen  Regierung  erreichen  wird. 
5.    Dezember.     Ernennung  zum  Präsidenten  des  Reichsrats. 

Anmerkung  4  (Seite  385).  Kübeck  faßt  die  durch  die  Ereignisse  von 
1848  und  1849  vollzogene  Veränderung  Oesterreichs  in  folgende  Worte  zu- 
sammen: „In  Oesterreich  hat  die  Revolution  den  Adel  und  die  Demokratie, 
von  deren  Verbindung  sie  ausging,  verschlungen  und  die  Armee,  die  Be- 
amtenschaft und  die  Kirche  zur  Herrschaft  gebracht;  drei  große  Hebel  der 
monarchischen  Macht,  wenn  sie  kräftig  erfaßt  und  weise  ausgeübt  werden." 

Anmerkung  5  (Seite  386).  Nach  der  Ernennung  Kübecks  zum  Reichs- 
ratspräsidenten schrieb  Fürst  Metternich  an  ihn  einen  langen  Brief  vom 
10.  Jänner  1851,  in  welchem  er  ihn  auf  eine  Eingabe  hinweist,  welche  der 
Staatskanzler  dem  Kaiser  Franz  im  Jahre  1817  in  Betreff  der  Errichtung 
eines  Reichsrates  übergeben  hatte.  „Ein  Rat  —  er  heiße  Reichs-,  Staatsrat 
oder  Conseil  kurzweg,  ist  in  allen  Regierungsformen  ein  unerläßliches  Be- 
dürfnis. Ich  hatte  mich  während  meiner  Botschaft  in  Paris  recht  eigentümlich 
in  die  Idee,  welche  Napoleon  im  Staatsrat  zu  verkörpern  wußte,  einstudiert, 
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im  i  -lies  nicht  allein,  weil  die  Gestaltung  mir  auffiel,  sondern  infolge  der 
Details  über  deren  Wert,  in  welche  Napoleon  selbst  gegen  mich  einging. 
Ich  kann  die  eigenen  Worte  des  großen  Organisators  hier  anführen.  „Tout 
etat  est  gouverne  par  une  tele  ou  par  plusieurs  tetes.  On  nomme  absolu  le 
premier  de  cet  ordre  des  choses  et  pondere  l'autre  mode.  Dans  l'une  et 
lautre  Position  il  faut,  un  corps  compose  d'hommes  independents,  rompu 
dans  les  affaires,  appeles  ä  la  recherche  de  la  verite  pratique,  dont  le  poids 
amortira  les  ecarts  de  l'absolutisme  et  les  ecarts  des  faiseurs  de  projet  dans 
les  etats  representatifs.  Ce  corps  joue  le  role  du  lest  dans  un  vaisseau.  il 
le  tient  en  equilibre." 

In  einem  folgenden  Schreiben  vom  14.  Februar  1851  erzählt  Fürst  Met- 
ternich  die  Geschichte  seiner  Vorlage  in  Betreff  der  Errichtung  eines  Reichs- 
rates von  1817.  „Der  Kaiser,"  schreibt  Fürst  Metternich,  „legte  das  Schrift- 
stück in  die  Lade.  Als  der  Kaiser  nach  seiner  schweren  Erkrankung  im 
Jahre  1827  in  Konvaleszenz  übergetreten  war,  ließ  er  mich  eines  Tages 
um  8  Uhr  früh  zu  sich  bescheiden.  Als  ich  bei  ihm  Platz  genommen  hatte, 
fing  er  mit  einer  Entschuldigung  mich  zu  einer  so  frühen  Stunde  berufen 
zu  haben  an  und  ging  alsdann  zu  den  folgenden  Worten  über:  „Ich  muß 
Ihnen  ein  Geständnis  machen:  ich  kehre  aus  einer  Krankheit,  der  ich  zu 
unterliegen  glaubte,  zum  Leben  zurück.  Sagen  Sie  sich,  daß  mir  das  Unter- 
lassen der  Prüfung  Ihrer  Arbeit  wie  ein  Vergehen  während  meiner  Krank- 
heit auf  dem  Gewissen  lastete.  Ich  werde,  sobald  ich  wieder  ganz  auf  den 
Füßen  sein  werde,  eine  Kommission  unter  Ihrem  Vorsitze  zur  Prüfung  des 
Unternehmens  anordnen.  Geben  Sie  mir  das  Namensverzeichnis  der  Männer, 
welche  Sie  als  Beisitzer  wünschen." 

Am  31.  Dezember  1834  verfügte  ich  mich  zum  Kaiser  um  ihm  meinen 
Glückwunsch  zum  Neuen  Jahr  abzustatten.  „Ich  stehe  wieder  als  ein  reu- 
mütiger Sünder  vor  Ihnen,"  fiel  mir  der  Kaiser  ins  Wort.  „Ihre  Arbeit 
ruht  noch  immer  in  meiner  Lade.  Ich  gebe  Ihnen  heute  mein  Ehrenwort, 
daß  das  Jahr  1835  nicht  zu  Ende  gehen  soll,  ohne  daß  das  Werk  ins  Leben 
getreten  sein  wird."  Zwei  Monate  später  war  der  Kaiser  aus  demselben 
getreten."  Dann  fährt  Metternich  fort:  „Als  ein  wichtiges  Element  in  der 
Mechanik,  welche  die  Regierung  heißt,  habe  ich  von  jeher  das  Vorhanden- 
sein einer  mit  keiner  exekutiven  Gewalt  beschwerten,  beratenden  Behörde 
erkannt.  Der  Name  —  Staats-  oder  Reichsrat,  Consulta  u.  a.  tut  nichts  zur 
Sache;  die  Behörde  sei  aber  eine  moralisch  independente  und  kräftig  ge- 
gliederte, aus  tüchtigen  Persönlichkeiten  herausgebildete.  Unter  diesen  Be- 
dingungen wird  sie  den  Ministern  Beruhigung  und  dem  Gemeinwesen  Ver- 
trauen gewähren.  Die  aufgeklärte  Formel  für  die  großen  Regierungsmaß- 
regeln habe  ich  in  dem  alten  französischen  Gebrauche,  „notre  Conseil  en- 
tendu",  von  jeher  erkannt.  Napoleon,  der  wohl  zu  den  absolutesten  Geistern 
gehörte,  betrachtete  seine  Minister  nur  als  Antragsteller;  den 
Staatsrat  als  die  prüfende  Behörde  und  sich  seilet 
als  die  beschließende  Gewalt."  I  )en  Verkehr  Metternichs 
mit  Kübeck  kennzeichnet  am  besten  eine  Aeuße.rung  des  alten 
Sla.ntskaiizlers,  die  er  nach  dem  Tode  Kübecks  machte.  Er  sagt 
von  ihm:  ..Er  besaß  hervorragende  Eigenschaften,  und  es  wird  sehr  schwierig 
sein,  für  ihn  einen  Ersatz  zu  finden.  Was  die  Beziehungen  betrifft,  die 
mehr  als  vierzig  Jahre  eines  durch  Nichts  getrübten  Einvernehmens  zwischen 
«lern  Baron  Kübeck  und  mir,  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  da  ich  mich  aus  dem 
Staatsdienste  zurückzog,  ebenso  angenehm  als  nützlich  gestaltet  hatten.  BO 
liatten  sie  im  Laiifo  der  Lefatem  Jahre  keine  andere  Bedeutung  mehr.  a!s  <!i<> 
des  vollständigen  Uebereinstimmung  EWJScbeo  ihm  and  mir  in  den  Urteilen 
und  Eindrücken  auf  allen  Gebieten.  Ich  kannte  an  ihm  nur  einen  Fehler, 
•  iner  übertriebenen  Bescheidenheit,  deren  Ergebnis  der  Anschein  eines 
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Mangels  an  Entschlossenheit  war,  welcher,  obschon  nicht  begründet,  doch 
zuweilen  schädlich  wirkte."  (Metternichs  Nachgelassene  Schriften,  VIII., 
S.  272.) 

Anmerkung  6  (Seite  387). 

Die  Entstehung  des  k.  k.  Reichsrates« 

Schon  in  dem  Entwürfe,  welchen  der  Abgeordnete  Cajetan  Mayer  dem 
Verfassungsausschusse  in  Kremsier  vorgelegt  hatte,  befanden  sich  eine  Anzahl 
von  Bestimmungen,  durch  welche  ein  Reichsrat  als  oberster  Staatsrat  ge- 
schaffen werden  sollte:  Der  Ausschuß  verhandelte  über  diese  Bestimmungen 
—  die  Paragraphen  110 — 120  des  Entwurfes  in  der  Sitzung  vom  17.  Februar 
1849  in  sehr  gründlicher  Weise.  Die  Idee  einer  solchen  Institution  stammte 
aus  dem  Verfassungsentwurfe  Palackys,  welcher  in  einem  solchen  „Senat" 
eine  Art  von  föderativ  gebildetem  Oberhause  dem  Reichstage  an  die  Seite 
stellen  wollte.  Der  Mayersche  Entwurf  schlug  auch  wieder  vor,  daß  jeder 
Landtag  drei  „Abgeordnete"  zum  Reichsrat  vorschlagen  solle,  aus  denen 
der  Kaiser  einen  als  Mitglied  desselben  ernennt.  Der  Reichsrat  erwählt 
sich  seinen  Vorstand  selbst  und  hält  seine  Versammlungen  am  Sitze  der 
Reiehsregierung.  Die  Beschlüsse  .des  Reichsrates  werden  mit  Stimmen- 
mehrheit gefaßt.  Die  Reichsminister  sind  berechtigt,  den  Sitzungen  des 
Reichsministeriums  ohne  Stimmrecht  persönlich  oder  durch  Stellvertreter 
beizuwohnen.  Dem  Reichsrate  sind  alle  Gesetzentwürfe,  welche  die  Zentral- 
regierung bei  dem  Reichstage  einbringen  will,  zur  Begutachtung  vorzulegen: 
überdies  ist  das  Reichsministerium  befugt,  in  allen  Fällen,  in  welchen  es 
ihm  angemessen  erscheint,  das  Gutachten  des  Reichsrates  einzuziehen.  In 
Fällen,  in  welchen  Krieg  erklärt,  Friedens-,  Handels-  oder  sonstige  Ver- 
träge geschlossen  oder  provisorische  Gesetze  im  Verordnungswege  einge- 
führt werden,  muß  das  Reichsministerium  das  vorläufige  Gutachten  des 
Reichsrates  vernehmen,  ohne  an  dasselbe  gebunden  zu  sein.  Auch  hat  der 
Reichsrat  die  Verwendung  der  Reichsfinanzen,  das  Staatschuldenwesen,  die 
Gebarung  mit  dem  Tilgungsfonds  und  die  Ausgabe  und  Vernichtung  des 
Papiergeldes  zu  überrwachen.  Der  Entwurf  Mayers  macht  schließlich  dem 
Reichsrat  zur  besonderen  Pflicht,  bei  seinen  Gutachten  die  besonderen  Ver- 
hältnisse aller  Kronländer  und  die  Grenzen  der  legislativen  Reichs-  und 
Ländergewalten  vorzugsweise  zu  berücksichtigen  und  zu  erörtern. 

Diese  ganze  Institution  fand  nun  im  Verfassungsausschusse  ausge- 
sprochene Gegnerschaft.  Der  tschechische  Abgeordnete  P  i  n  k  a  s  bean- 
tragte Streichung  der  betreffenden  Bestimmungen  des  Entwurfes.  Er  war 
dar  Ansicht,  daß  eine  solche  Einrichtung  neben  der  vom  Auschusse  be- 
schlossenen, als  Oberhaus  gedachten  Länderkammer,  keinen  Sinn  habe.  Das 
Ganze  werde  eine  Versorgungsanstalt  für  abgetakelte  Staatsmänner  werden. 
Man  solle  der  künftigen  konstitutionellen  Erfahrung  die  Entschädigung  über- 
lassen, ob  ein  solches  Institut  notwendig  ist. 

Der  Pole  Ziemialkowski  und  der  Wiener  Demokrat  Dr.  Fisch- 
hof  traten  dagegen  für  die  Errichtung  eines  Reichsrates  ein:  der  erstere 
aus  dem  Gesichtspunkte  föderalistischer  Interessen,  der  letztere,  weil  er 
für  die  kommende  reichliche  „organische"  Gesetzgebung  des  Reichstages 
eine  gehörige  Vorbereitung  der  Gesetzentwürfe  von  einem  solchen  Conseil 
sich  erhoffte,  das  auch  in  den  meisten  konstitutionellen  Staaten  bestehe. 
Ladislaus  R  i  e  g  e  r  sprach  sich  gegen  den  Entwurf  aus,  der  ein  Zwitterding, 
halb  Repräsentativkörper,  halb  Beamtenkollegium  sei.  Der  Gedanke,  daß 
die  Interessen  eines  Kronlandes  gegenüber  der  Zentralregierung  durch  das 
einzige  in  den  Reichsrat  designierte  Mitglied  auf  allen  Gebieten  der 
Legislation  besonders  sachkundig  würden  vertreten  werden,  erschien  Rieger 
absurd.  B  r  e  s  t  e  1  sprach  sich  für  das  Institut  aus,  das  allein  schon  da- 
durch großen  Nutzen  bringen  würde,  daß  seine  Zustimmung  zur  Erlassung 
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von  provisorischen  Verfügungen  des  Ministeriums  zu  deren  Gültigkeit  er- 
forderlich sein  müßte.  Schließlich  beschloß  die  Majorität  des  Ausschusses 
das  Prinzip  des  ..Reichsrates"  als  ständigen  Kollegiums  anzunehmen;  zugleich 
wurde  aber  der  Antrag  des  Abg.  Pinkas  in  der  Weise  angenommen,  daß 
unter  Streichung  der  §  110—120  des  Entwurfes  in  diesen  eine  Bestimmung 
(§  72)  eingefügt  wurde,  wonach  die  „Bildung  eines-  dem  Ministerium  be- 
ratend zur  Seite  stehenden  Reichsrates  und  die  Normierung  seiner  Wirk- 
samkeit  einem   besonderen  Reichsgesetze  vorbehalten    wird". 

Die  oktroyierte  Reiehsverfassung  vom  4.  März  1849  hatte  nun  die  Ein- 
richtung eines  Reichsrates  aus  dem  Kremsierer  Entwürfe  übernommen  und 
in  den  Paragraphen  96—98  geregelt.  Danach  wird  „an  die  Seite  der  Krone 
und  der  vollziehenden  Gewalt"  ein  Reichsrat  eingesetzt,  dessen  Bestimmung 
ein  beratender  Einfluß  auf  alle  jene  Angelegenheiten  sein  soll,  worüber 
er  von  der  vollziehenden  Reichsgewalt  um  ein  Gutachten  angegangen  wird." 
Die  Mitglieder  des  Reichsrates  werden  vom  Kaiser  ernannt  und  dabei  ist 
auf  die  verschiedenen  Teile  des  Reiches  Rücksicht  zu  nehmen.  Ein  be- 
sonderes Gesetz  soll  die  Einrichtung  und  Wirksamkeit  des  Reichsrates 
regeln. 

Hier  war  nun  der  Punkt  gelegen,  an  welchem  die  antiministerielle 
Fronde  des  konservativen  Hochadels  und  der  ihm  alfiliierten  alten  Bureau- 
kratie  einsetzte,  als  deren  Haupt  der  Freiherr  von  Kübeck  anzusehen  ist. 
Seine  Rückberufung  vom  Frankfurter  Bundestag  war  von  der  Ernennung 
zum  Reichspräsidenten  gefolgt.  Durch  ein  kaiserliches  Handschreiben  vom 
5.  Dezember  1850  wurden  Kübeck  und  Schwarzenberg  beauftragt,  ein  Statut 
über  den  Reichsrat  zu  entwerfen:  eine  Besprechung  der  aus  hohen  Beamten 
gebildeten  Kommission  fand  am  16.  Dezember  statt.  Das  Ergebnis  der 
Arbeiten  dieser  Kommission  bildete  der  „Entwurf  eines  Reichsratstatuts 
nach  den  Aeußerungen  der  Mehrheit  der  Kommission",  der  den  Beratungen 
des  Ministerrates  zugrunde  lag,  die  in  der  Sitzung  vom  1.  Februar  1851  be- 
gannen.*) Der  weitere  Verlauf  dieser  Beratungen  führte  dahin,  daß  über 
die  bedeutenden  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  Kübeck  und  dem  Ge- 
samtministerium ein  Ausgleich  zwischen  Schwarzenberg  und  Kübeck  zu- 
stande kam,  der  in  der  zweiten  Fassung  des  Gesetzentwurfes  seine  Beur- 
kundung fand.  Es  ist  dies  der  seit  dem  Ministerrat  vom  1.  März  diesem 
vorliegende  „Entwurf  des  Reichsratstatuts  nach  der  zwischen  den  Präsidien 
des  Ministerrates  und  des  Reichsrates  getroffenen  Vereinbarung." 

Ich  lasse  nun,  ehe  wir  den  Gang  der  Verhandlungen  verfolgen,  zu- 
nächst beide  Entwürfe  in  der  den  Ministerratsprotokollen  beiliegenden 
Nebeneinanderstellung  hier  folgen. 

r 

Entwurf  des  Reidisrats^Statutes. 
a.  r.. 

Nach  dorn   Vorschlage  der  zu  des-  Nach   dem    Vorschlage    des    Mini- 

Ben    Entwerf ung    eingesetzt   gewese-      ster  Cornites  vom   10.  und   11.   Hör- 
nen   Commission.  nung  1851   gemäß  den  früheren  Mi- 

nisterraths-BeschlüsM  n. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste.  \<>i 
Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oester- 
reich,   König   von   Ungarn   und    Böh- 


*)  Erster  Entwurf  als  Beilage  des  Ministerrats-Protokolls  Z.  370  v.  1.  Febr. 
1851;   Zweiter   Entwurf   bei    Z.  662  Ministerrats-Protokoll  v.   1.   März   1851. 
er  Staatsarchiv. 
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men  etc.  etc.  [folgt  der  „große  Titel" 
des  Monarchen], 

Haben  in  Ausführung  der  §§  96 
bis  98  der  Reichsverfassung,  nach 
eingeholtem  Gutachten  der  unter 
dem  Vorsitze  Unseres  Reichsraths- 
Präsidenten  zusammengesetzten 

Commission  und  nach  Anhörung 
Unseres  Ministerrathes  im  Grunde 
der  §§  87  und  120  der  Reichsver- 
fassung, folgendes  Statut  über  den 
Reichsrath    erlassen. 


Erster  Abschnitt. 

Bestimmung  und  Stellung  des  Reichsrates. 


Der  Reichsrath  ist  ein  in  Gemäß- 
heit der  Reichsverfassung  (§  96)  zur 
Seite  der  Krone  und  der  vollziehen- 
den Reichsgewalt  eingesetzter  Kör- 
per zur  Berathung  aller  jener  An- 
gelegenheiten, über  welche  er  im 
Sinne  des  §  7  dieses  Statutes  einen 
berathenden  Einfluß  auszuüben  be- 
rufen, oder  von  der  Krone,  oder 
der  vollziehenden  Reichsgewalt  um 
sein  Gutachten   angegangen  wird. 

§2. 

Seine  vorzügliche  Aufgabe  ist  es, 
die  Krone  und  die  vollziehende 
Reichsgewalt  durch  seine  Kennt- 
nisse und  Erfahrungen  zu  unter- 
stützen, damit  in  der  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  gediegene  Reife 
und  Einheit  der  leitenden  Grund- 
sätze  erzielt  werde. 

§  3. 
Der  Reichsrath  ist  ausschließend 
und  unmittelbar  Seiner  Majestät 
dem  Kaiser  untergeordnet.  Seine 
Stellung  zu  den  Ministerien  ist  jene 
der  Nebenordnung. 

§  4. 
Sein  Beruf   ist  ein  rein  beraten- 
der.    In   Ertheilung    seines    Rathes 
ist  er  unabhängig,  selbstständig,  und 
in  seiner  freien  Berathung  gesichert. 

§  5. 
Aufträge  zur  Ertheilung  von  Gut- 
achten gelangen  an  den  Reichsrath 
unmittelbar  von  Seiner  Majestät  dem 
Kaiser  und  Einladungen  in  gleicher 
Absicht  von  dem  Ministerrate.    Ein- 


§   1. 

Der  Reichsrath  ist  zur  Berathung 
aller  jener  Angelegenheiten  be- 
stimmt, über  welche  er  von  Uns  be- 
fragt, oder  von  Unserem  Minister- 
rathe  um  sein  Gutachten  angegangen 
wird. 


§2. 
Die  vorzüglichste  Aufgabe  des 
Reichsrathes  ist,  Uns  und  Unsere 
Regierung  durch  seine  Einsichten, 
Kenntnisse  und  Erfahrungen  zu 
unterstützen,  damit  in  der  Gesetz- 
gebung gediegene  Reife  und  Einheit 
der  leitenden  Grundsätze  erzielt 
werde. 

§3. 

Der  Reichsrath  ist  ausschließend 
und  unmittelbar  Uns  untergeordnet. 
Seine  Stellung  zu  Unseren  Ministe- 
rien ist  jene  der  Nebenordnung. 

§4. 
Sein  Beruf  ist  ein  rein  beraten- 
der.    In   Ertheilung     seines   Rathes 
ist  er  unabhängig,  selbstständig  und 
in  seiner  freien  Berathung  gesichert. 

§5- 
Aufträge  zur  Erstattung  von  Gut- 
achten gelangen  an  den  Reichsrath 
unmittelbar  von  Uns,  und  Einladun- 
gen in  gleicher  Absicht  von  dem 
Ministerrathe.  Einzelne  Minister  lei- 
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zelne  Minister  können  die  Vergut- 
achtung  eines  Gegenstandes  im  Kör- 
per des  Reichsrathes  nur  durch  den 
Ministerrath   veranlassen. 

Eingaben  von  anderen  Behörden, 
Körperschaften  oder  Privaten  kön- 
nen keine  Veranlassung  zu  Bera- 
tungen des  Reichsrathes  geben, 
und  sind,  wenn  sie  nicht  ausschlie- 
ßend die  innern  Angelegenheiten 
des  Reichsrathes  betreffen,  stets  un- 
erwidert zu  lassen. 

§  6. 

Die  unmittelbar  von  Seiner  Maje- 
stät dem  Kaiser  an  den  Reichsrath 
gehenden  Gegenstände  kommen 
demselben  mittelst  kaiserlichen  Er- 
lasses zu.  Das  Gutachten  hierüber 
wird  Seiner  Majestät  unmittelbar 
vorgelegt. 

Gegenstände,  welche  der  Minister- 
rath an  den  Reichsrath  leitet,  sind 
zu  diesem  Behufe  durch  den  Präsi- 
denten des  Ministerrates  an  jenen 
des  Reichsrathes  zu  übersenden.  In 
diesem  Falle  ist  auch  das  Ergebnis 
der  reichsräthlichen  Berathung  an 
den  Präsidenten  des  Ministerrathes 
zu  leiten. 

§  7. 

Der  Berathung  und  Begutachtung 
des  Reichsrathes  sind  jederzeit  zu 
unterziehen:  Alle  Gegenstände  der 
Reichs-  und  Landes-Gesetzgebung 
und  der  Gesetz-Erläuterung,  so  wie 
jene  der  im  Verfügungswege  zu  er- 
lassenden Anordnungen,  welche  zu 
ihrer  gesetzlichen  Geltung  die  kai- 
serliche Sanktion  bedürfen. 

In  Jer  Kundmachung  solcher  Ge- 
setze und  Verfügungen  ist  die  vor- 
ausgegangene Vernehmung  des 
Reichsrathes  stets  ausdrücklich  zu 
erwähnen. 

§8. 
In  Beziehung  auf  alle  anderen 
Gegenstände  steht  es  der  Krone  und 
den  Ministerien  frei,  sie  der  Bera- 
thung und  Begutachtung  des  Reichs- 
rathes zu  unterziehen. 

§  9- 
Dem  Reichsrathe  können  nur   be- 
reits   ausgearbeitete    Entwürfe     zur 
Berathung   und    Begutachtung    über- 


ten  die  Vergutachtung  eines  Gegen- 
standes im  Körper  des  Reichsrathes 
nur  durch  den  Ministerrath  ein. 

Eingaben  von  anderen  Behörden, 
Körperschaften  oder  Privaten  kön- 
nen keine  Veranlassung  zu  Ver- 
handlungen oder  Berathungen  des 
Reichsrathes  geben,  und  sind,  wenn 
sie  nicht  ausschließend  die  inneren 
Angelegenheiten  desselben  betreffen, 
stets  unerwidert  zu  lassen. 

§6. 

Die  unmittelbar  von  Uns  an  den 
Reichsrath  gehenden  Gegenstände 
kommen  demselben  mittelst  kaiser- 
lichen Erlasses  zu.  Das  Gutachten 
hierüber  wird  Uns  unmittelbar  vor- 
gelegt. 

Gegenstände,  welche  der  Mi- 
nisterrath an  den  Reichsrath  leitet, 
sind  zu  diesem  Behufe  durch  den 
Präsidenten  des  Ministerrathes  an 
jenen  des  Reichsrathes  zu  übersen- 
den. In  diesem  Falle  ist  auch  das 
Ergebnis  der  reichsräthlichen  Be- 
rathung sammt  der  Abschrift  des 
Berathungs-Protokolles  an  den  Prä- 
sidenten des  Ministerrathes  zu  leiten. 

§  7. 
Der  Reichsrath  wird,  DrLnglich- 
keitsfällo  ausgenommen,  in  allen 
Fragen  der  Gesetzgebung  gehört, 
und  der  Anhörung  desselben  in  der 
Kundmachung  der  Gesetze  erwähnt. 
Uebrigens  behalten  Wir  Uns  vor, 
die  Ansicht  und  das  Gutachten  des 
Reichsrathes  auch  in  anderen  Ange- 
legenheiten zu  vernehmen. 


§8. 
Dem    Reichsrathe    sollen    in     der 
Regel    ausgearbeitete  Entwürfe    zur 
Berathung    und    Begutachtung    über- 
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geben    werden;    zur    ersten  Verfas- 
sung derselben  ist  er  nicht  berufen. 

§  10. 

Der  Reichsrath  hat  keinerlei  Ini- 
tiative in  Vorlegung  von  Gesetzes- 
oder Verordnungs  -  Vorschlägen. 
Sollten  ihm  jedoch  in  der  bestehen- 
den Gesetzgebung  im  weitesten 
Sinne  Lücken,  Mängel  oder  Bedürf- 
nisse auffallen,  so  ist  er  berufen, 
dieselben  ohne  Erstattung  eines 
Vorschlages  Seiner  Majestät  dem 
Kaiser  wohlbegründet  vorzustellen, 
Allerhöchstdemselben  vorbehaltend, 
davon  im  verfassungsmäßigen  Wege 
Gebrauch   zu   machen. 

§  11- 

Das  Resultat  der  Berathung  des 
Reichsrathes  kann  das  allein  verant- 
wortliche Ministerium  in  seinen 
Anträgen  nicht  binden.  In  den  An- 
gelegenheiten, welche  im  §  7  be- 
zeichnet sind,  wird  der  Ministerrath 
aber  seine  Beschlüsse  mit  ihrer  Be- 
gründung durch  abschriftliche  Mit- 
teilung der  Protokolle  dem  Reichs- 
rathe  zur  Kenntnißnahme   eröffnen. 

§  12. 
Sollten  dem  Reichsrathe  noch  an- 
dere Attribute  oder  Funktionen  zu- 
gedacht werden  wollen,  so  sind  sie 
als  Ergänzung  des  gegenwärtigen 
Statutes  im  gesetzlichen  Wege  zu 
Stande   zu   bringen. 


geben  werden.  Er  kann  aber  auch 
berufen  werden,  Gesetzentwürfe 
auszuarbeiten. 

§  9. 
Der  Reichsrath  hat  keinerlei  Ini- 
tiative in  Vorlegung  von  Gesetzes- 
oder Verordnungs-Vorschlägen.  Soll- 
ten ihm  jedoch  bei  einem  seiner  Be- 
rathung zugewiesenen  Gegenstand 
Lücken,  Mängel  oder  Bedürfnisse  in 
der  über  denselben  bestehenden 
Gesetzgebung  auffallen,  so  ist  er  be- 
rufen, sie  bei  der  Abgabe  seines 
Gutachtens  zur  Sprache  zu  bringen. 


•§  10. 
Das    Resultat   der   Berathung   des 
Reichsrathes   kann    das   Ministerium 
in  seinen  Anträgen  nicht  binden. 


§  IL 
Sollten  Wir  für  gut  finden,  dem 
Reichsrathe  noch  andere  Attribute 
oder  Funktionen  zuzuweisen,  so 
werden  Wir  hierüber  die  weiteren 
Bestimmungen  erlassen. 


Zweiter  Abschnitt. 

Zusammensetzung  des  Reichsrathes. 


§  13. 

Der  Reichsrath  besteht  aus  sei- 
nem Präsidenten,  den  Reichsräthen 
und  zeitlichen  Teilnehmern.  Ein 
Stellvertreter  des  Präsidenten  wird 
von  Seiner  Majestät  aus  den  Reichs- 
räthen bestimmt. 

Zur  Besorgung  der  Hilfs-  und 
Ordnungsgeschäfte  werden  ihm  das 
Cabinets- Archiv  und  besondere  Or- 
gane in  entsprechender  Zahl  zuge- 
wiesen. 


§  12. 

Der  Reichsrath  besteht  aus  seinem 
Präsidenten  und  Reichsräthen  im 
ordentlichen  und  außerordentlichen 
Dienste.  Ein  Stellvertreter  des  Prä- 
sidenten wird  von  Uns  aus  den 
Reichsräthen   bestimmt. 

Zur  Besorgung  der  Hilfs-  und 
Ordnungsgeschäfte  wird  ihm  das 
nöthige  Personale  in  entsprechender 
Anzahl  zugewiesen. 

Zusatz  nach  dem  Antrage 
des  Ministers  des  Innern: 
und  die  Benützung  des  Cabinets- 
Archives  eingeräumt. 
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§  14. 

Alle  Personal-Ernennungen  sind 
Seiner  Majestät  dem  Kaiser  vorbe- 
halten. 

Von  Allerhöchstdemselben  hängt 
es  ab,  darüber  Vorschläge  einzu- 
holen und  zu  bestimmen,  welche 
Categorien  des  Hilfspersonales  und 
der  Dienerschaft,  dann  unter  wel- 
chen Bedingungen,  der  Wahl  und 
Ernennung  des  Reichsrathes  selbst 
oder  seines  Präsidenten  überlassen 
werden  wollen. 

Als  Ehrentitel  wird  die  bloße  Be- 
nennung Reichsrath   nie  ertheilt. 

§  15. 

Die  Zahl  der  Reichsräthe  wird 
vorläufig  auf   achtzehn   bestimmt. 

Ihre  Ernennung  erfolgt  in  der 
Art,  daß  die  Wahl  der  einen  Hälfte 
vorzugsweise  aus  dem  Grunde  be- 
sonderer Geschäfts-  und  Fachkennt- 
nisse, jene  der  anderen  Hälfte  aber 
vorzugsweise  mit  Rücksicht  auf  die 
verschiedenen  Theile  des  Reiches 
(§  97  Reichsverfassung)  bestimmt 
werde. 


§  16. 
Als  zeitliche  Theilnehmer  des 
Reichsrathes  können  zur  gründ- 
lichen Erörterung  und  Aufklärung 
einzelner  Gesetz-Vorschläge  und 
Fragen  Männer  aus  allen  Ständen 
und  Theilen  der  Monarchie  zeit- 
weilig beigezogen  werden,  welche 
durch  ihre  Erfahrung,  ihr  Wissen, 
ihre  gesellschaftliche  Stellung  zum 
Gesamtüberblicke  der  Verhältnisse 
befähiget,  oder  durch  besondere 
Kenntnisse  in  den  verschiedenen 
Fächern  ausgezeichnet  sind. 

§  17- 
Die  Einberufung  erfolgt  über  An- 
trag des  Präsidenten  des  Reichs- 
rathes  unl  erwirkte  Allerhöchste 
(i"iifhmigung  Seiner  Majestät  des 
Kaisers  von  dem  gedachten  Präsi- 
denten, 


§  13. 

Alle  Personal-Ernennungen  gehen 
von  Uns  aus. 

Wir  behalten  Uns  übrigens  vor, 
abgesondert  zu  bestimmen,  welche 
Categorien  des  Hilfspersonals  und 
Dienerschaft,  dann  unter  welchen 
Bedingungen,  der  Wahl  und  Ernen- 
nung des  Reichsrathes  selbst  oder 
seines  Präsidenten  überlassen  wer- 
den. 

Als  Ehrentitel  wird  die  Benennung 
Reichsrath  nie  ertheilt. 


§  14. 

Die  Zahl  der  Reichsräthe  im  or- 
dentlichen Dienste  wird  nach  dem 
Bedürfnisse  des  Geschäftsumfanges 
über  den  Vorschlag  Unseres  Reichs- 
raths-Präsidenten  von  Uns  bestimmt 
werden. 

Die  Zahl  der  Reichsräthe  im 
außerordentlichen  Dienste  ist  unbe- 
stimmt. Bei  der  Wahl  der  Reichs- 
räthe wird  auf  die  verschiedenen 
Theile  des  Reiches  entsprechende 
Rücksicht  genommen  werden. 

§  15. 
Wenn  nach  dem  Erachten  des 
Reichsrathes  die  Nothwendigkeit 
oder  Räthlichkeit  der  Einverneh- 
mung von  Männern  sich  ergeben 
sollte,  welche  durch  ihre  Erfahrung, 
ihr  Wissen,  ihre  gesellschaftliche 
Stellung  zum  Gesamtüberblicke  der 
Verhältnisse  befähiget,  oder  durch 
besondere  Kenntnisse  in  den  ver- 
schiedenen Fächern  ausgezeichnet 
sind,  so  wird  der  Reichsrath  Unse- 
ren Ministerrath  hierzu  auffordern. 
welcher  nach  Einholung  Unserer 
Genehmigung  die  Wahl  und  Abhö- 
rimg dieser  Männer  über  die  vom 
Reichsräthe  genau  anzugebenden 
Punkte  vornehmen,  und  deren  Er- 
gebnifi  dem   Reichsräthe    mittheilen 

wird. 

oder  na  c h  d  e  m  Vorschlage 
des  Ministers  des  Innern: 
Wir  behalten  Uns  übrigens  vor. 
in  besonderen  Fallen,  wo  wir  es 
zur  gründlichen  Erörterung  und  Auf- 
klärung einzelner  Gesetzesvorschlä- 
ge und   Fragen  für  imthwendig  oder 
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nützlich  erkennen,  Männer  aus  allen 
Ständen  und  Theilen  der  Monarchie 
als  Beisitzer  zum  Reichsrathe  einzu- 
berufen, welche  durch  ihre  Erfah- 
rung, ihr  Wissen,  ihre  gesellschaft- 
liche Stellung  zum  Gesamtüberblicke 
der  Verhältnisse  befähiget,  oder 
durch  besondere  Kenntnisse  in  den 
verschiedenen  Fächern  ausgezeich- 
net sind. 

In  jedem  solchen  Falle  werden 
Wir  über  die  Wahl  der  zur  Teil- 
nahme berufenen  Personen  über 
den  Gegenstand,  sowie  über  die  Art 
und  Weise  der  Verhandlung  beson- 
ders bestimmen. 


Dritter  Abschnitt. 

Pflichten  und  Rechte. 


§  18- 

Die  Bestimmung  und  Zusammen- 
setzung des  Reichsrathes  bezeichnen 
auch  die  Pflichten  dieses  Körpers 
und  seiner  Glieder. 

Der  Reichsrath  hat  bei  allen  sei- 
nen Arbeiten  mit  Hintansetzung 
jeder  anderen  Rücksicht  nur  das 
Heil  der  Krone  und  des  Staates  vor 
Augen.  Er  ist  verpflichtet,  ohne 
Furcht  vor  Lob  oder  Tadel  nach 
gewissenhafter  Prüfung  und  männ- 
licher Ueberzeugung  wahr  und  offen 
sein  Gutachten  auszusprechen  und 
zu  begründen,  und  in  möglichst  kur- 
zer Frist  klar  und  deutlich  verfaßt 
abzugeben. 

§  19. 
Der  Präsident  und  die  Reichs- 
rathe beschwören  diese  Verpflich- 
tung in  die  Hände  Seiner  Majestät 
des  Kaisers,  die  zeitlichen  Treu- 
nehmer geloben  dieselbe  in  die 
Hände  des  Präsidenten  und  damit 
auch  die  Bewahrung  des  Geheim- 
nisses über  die  Berathungen. 

§  20. 
Die  Reichsrathe  haben  die  ihnen 
im  ordnungsmäßigen  Wege  zukom- 
menden Arbeiten  unabträglich  der 
Gründlichkeit  zu  befördern,  die 
wünschenswert  befundenen  Behelfe 
und  Aufklärungen  zu  sammeln,  und 


§   16. 

Die  Bestimmung  und  Zusammen- 
setzung des  Reichsrathes  bezeichnen 
auch  die  Pflichten  dieses  Körpers 
und   seiner   Glieder. 

Der  Reichsrath  hat  bei  allen  sei- 
nen Arbeiten  mit  Hintansetzung  je- 
der anderen  Rücksicht  nur  das  heil 
der  Krone  und  des  Staates  vor 
Augen.  Er  ist  verpflichtet,  ohne 
Rücksicht  auf  Lob  oder  Tadel  nach 
gewissenhafter  Prüfung  und  männ- 
licher Ueberzeugung  wahr  und  offen 
sein  Gutachten  auszusprechen  und 
zu  begründen,  und  in  möglichst  kur- 
zer Frist  klar  und  deutlich  verfaßt 
abzugeben. 

§   17. 
Der  Präsident  und  die  Reichsrathe 
beschwören    diese    Verpflichtung   in 
Unsere   Hände. 


§  18. 
Die  Reichsrathe  haben  die  ihnen 
im  ordnungsmäßigen  Wege  zukom- 
menden Arbeiten  unabträglich  der 
Gründlichkeit  zu  befördern,  die 
wünschenswerth  befundenen  Be- 
helfe   und    Aufklärungen    zu    sam- 
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überhaupt  Alles  vorzubereiten,  was 
die  erschöpfende  Berathung  des 
Gegenstandes  sichert. 

§21. 
Der  Reichsrath  ist  berechtigt, 
durch  seinen  Präsidenten  das  will- 
fährige Entgegenkommen  der  Mini- 
sterien in  Anspruch  zu  nehmen, 
welche  von  den  ihnen  untergeord- 
neten Behörden  und  Anstalten  alle 
zur  Vollständigkeit  der  Arbeiten  des 
Reichsrathes  bezeichneten  Behelfe 
herbeischaffen  werden. 

§  22. 
Wenn  zum  Behufe  von  Auf- 
klärungen über  vorliegende  Operate 
von  dem  Ministerrathe  oder  dem 
Reichsrathe  der  Wunsch  begründet 
wird,  Mitglieder  des  einen  oder  an- 
deren Körpers  den  Beratungen  bei- 
zuziehen, so  ist  es  dem  Einver- 
ständnisse der  beiden  Präsidien 
vorbehalten,  diesem  Wunsche  in 
angemessener  Weise  zu  ent- 
sprechen. 


§  23. 
Es  bleibt  Seiner  Majestät  dem 
Kaiser  vorbehalten,  den  Präsiden- 
ten des  Reichsrathes  allein,  oder 
mit  einzelnen  Mitgliedern  dem  unter 
Allerhöchstlhrem  Vorsitze  abzuhal- 
tenden Ministerrathe  beizuziehen, 
in  welchem  ihre  Meinungen  jedoch 
keine    zählende   Stimme   gewähren. 

§24. 

Der  Präsident  des  Reichsrathes 
hat  den  Rang  der  ersten  Diäten- 
kla>se  unmittelbar  nach  dem  Präsi- 
denten des  Ministerrathes. 

Jener  der  Reichsrathe  als  solcher 
i>t  der  eines  österreichischen 
Staatsbeamten  der  dritten  Diäten- 
klasse. 

§  25. 
Außer    den    Fällen  der   Beförde- 
rung   zu    anderen    Funktionen,    die 
■bei    gegen    den    Willen    nicht    auf- 
gedrnngeo    werden    kann,   der    Pen- 


mein, und  überhaupt  Alles  vorzube- 
reiten, was  die  erschöpfende  Bera- 
thung des  Gegenstandes  sichert. 

§  19. 
Der  Reichsrath  ist  berechtigt, 
durch  seinen  Präsidenten  das  will- 
fährige Entgegenkommen  der  Mini- 
sterien in  Anspruch  zu  nehmen,  wel- 
che von  den  ihnen  untergeordne- 
ten Behörden  und  Anstalten  die  zur 
Vollständigkeit  der  Arbeiten  des 
Reichsrathes  bezeichneten  Behelfe 
herbeischaffen  werden. 

§  20. 
Wenn  zum  Behufe  von  Aufklä- 
rungen über  vorliegende  Operate  von 
dem  Ministerrathe  oder  dem  Reichs- 
rathe der  Wunsch  begründet  wird. 
Mitglieder  des  einen  oder  des  an- 
deren Körpers  den  Berathungen  bei- 
zuziehen, so  ist  es  dem  Einverständ- 
nisse der  beiden  Präsidien  vorbe- 
halten, diesem  Wunsche  in  ange- 
messener Weise  zu  entsprechen. 
Jeder  Minister  hat  das  Recht,  bei 
den  seinen  Wirkungskreis  betreffen- 
den Berathungsgegenständen  den 
Sitzungen  des  Reichsrathes  entweder 
selbst  beizuwohnen  oder  sich  dabei 
durch  einen  Abgeordneten  vertreten 
zu  lassen. 

§  21. 
Es  bleibt  Uns  vorbehalten,  den 
Präsidenten  des  Reichsrathes  allein 
oder  mit  einzelnen  Mitgliedern  dem 
unter  Unserem  Vorsitze  abzuhalten- 
den Ministerrathe  beizuziehen.  Bei 
dieser  Berathung  haben  jedoch  die 
Mitglieder  des  Reichsrathes  keine 
entscheidende  Stimme. 

§  22. 
Der  Präsident  des  Reichsrathes 
hat  den  Rang  unmittelbar  nach  dem 
Präsidenten  des  Ministerrathes.  Die 
Reichsrathe  als  solche  haben  glei- 
chen Rang  mit  den  Statthaltern. 


§  23. 
Die    F.nthebung   vom    Amte    eines 
Reichsrathes  wird,  die  Fälle  der  Be- 
förderung   zu    anderen    Funktionen, 
der     Pensionierung      wegen     Alters 
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sionirung  wegen  Alters  oder  erwie- 
sener Gebrechen,  und  des  nach  den 
allgemeinen  Gesetzen  vorgesehenen 
Dienstverlustes  kann  die  Enthebung 
eines  Reichsrathes  nur  nach  Er- 
kenntniß  des  im  Plenum  versam- 
melten Reichsrathes  von  Seiner  Ma- 
jestät dem  Kaiser  ausgesprochen 
werden. 

§  26. 
Die  Besoldungen  und  Gebühren 
des  Präsidenten,  der  Reichsräthe, 
die  Gebühren  der  zeitlichen  Treu- 
nehmer, die  Genüsse  des  Personales 
und  der  Dienerschaft  werden  in  der 
Geschäftsordnung  von  Seiner  Ma- 
jestät bestimmt. 

§  27. 

In  Beziehung  auf  Ruhegenüsse 
und  aus  der  amtlichen  Stellung  ent- 
springende Verhältnisse  gelten  die 
bestehenden  gesetzlichen  Vor- 
schriften. 

§  28. 

Der  Präsident  und  die  Reichs- 
räthe, dann  die  Beamtenschaft  des 
Reichsrathes  können  außer  Ordens- 
und Hofwürden  nebstbei  weder  ein 
anderes  Staatsamt  bekleiden,  noch 
Mitglieder  repräsentativer  Körper- 
schaften seyn. 

§  29. 
Der  Reichsrath   hat  seinen   regel- 
mäßigen   Sitz  in   Wien,    doch   kann 
ihn  Seine  Majestät  der  Kaiser  auch 
an  einen  anderen  Ort  berufen. 


oder  erwiesener  Gebrechen  und  des 
nach  den  allgemeinen  Gesetzen  vor- 
gesehenen Dienstverlustes  ausge- 
nommen, von  Uns  nur  nach  Anhö- 
rung des  Reichsrathes  ausgesprochen 
werden. 


§  24. 
Die  Besoldungen  und  Gebühren 
des  Präsidenten  und  der  Reichs- 
räthe, dann  die  Genüsse  des  Perso- 
nals und  der  Dienerschaft  werden 
von  Uns  bestimmt. 


§  25. 
In    Beziehung     auf    Ruhegenüsse 
und  aus  der  ämtlichen  Stellung  ent- 
springende   Verhältnisse   gelten  die 
bestehenden  Vorschriften. 

§  26. 
Der  Präsident  und  die  Reichsräthe 
im  ordentlichen  Dienst,  dann  die 
Beamten  des  Reichsrathes  können 
außer  Ordens-  und  Hofwürden  nebst- 
bei weder  ein  anderes  Staatsamt  be- 
kleiden, noch  Mitglieder  repräsen- 
tativer Körperschaften  seyn. 


Vierter  Absdinitt. 

Allgemeine  Grundzüge  der  Geschäftsordnung. 


§  30. 

Die  Ausarbeitung  einer  umfas- 
senden Geschäftsordnung  wird  die 
erste  Beschäftigung  des  Reichs- 
rathes nach  erfolgter  Zusammen- 
tretung seyn,  und  Seiner  Majestät 
dem  Kaiser,  so  wie  die  Vorschläge 
über  das  Hilfspersonal  und  die 
Dienerschaft,  den  Besoldungsstand, 
die  Genüsse  und  Gebühren,  dann 
die  materiellen  Dienst-Erfordernisse 
vorgelegt  werden. 

Folgende  Grundsätze  werden  da- 
rin ihren  näheren  Ausdruck  zu  fin- 
den haben. 


§  27. 
Die  Ausarbeitung  einer  umfassen- 
den Geschäftsordnung  wird  die  erste 
Beschäftigung  des  Reichsrathes  nach 
erfolgtem  Zusammentritte  seyn,  und 
Uns  so  wie  die  Vorschläge  über  das 
Hilfspersonal  und  die  Dienerschaft, 
den  Besoldungsstand,  die  Genüsse 
und  Gebühren,  dann  die  materiellen 
Diensterfordernisse  vorgelegt  wer- 
den. 


J-jo   Der  neue  Absolutismus  u.  d.  Entwickl.  d.  österr.  Problems  v.  1849 — 1859. 


§  31. 
Hie  Verhandlungen  des  Reichs- 
rathes  sind  ohne  Oeffentlichkeit. 
Die  Geschäftssprache  desselben  ist 
<lit>  deutsche,  ohne  bei  mündlichen 
Verhandlungen  andere  Sprachen 
unbedingt  auszuschließen. 

§  32. 
Der  Reichsrath  wird  in  drei  Sek- 
tionen getheilt,  und  zwar 

a)  in  die  Sektion  des  Innern  nebst 
Cultus,  Unterricht  und  ökonomisch- 
administrativen   Militärgegenständen, 

b)  in  die  Sektion  für  Finanzen, 
Handel,  Industrie,  Communikationen, 
Ackerbau  und  Bergwesen, 

c)  in  die  Sektion  für  Justiz. 

Zur  Leitung  der  Verhandlungen 
in  den  Sektionen  wird  einer  der 
Reichsräthe  vom  Präsidenten  be- 
stimmt. Keine  der  Sektionen  hat 
vor  der  Anderen   einen  Vorrang. 

Ein  Mitglied  kann  mehreren  Sek- 
tionen angehören. 

§  33. 
Der    Präsident    des    Reichsrathes 
verfügt   innerhalb    der   festgesetzten 
Eintheilung  die  Geschäftszuweisung. 

§  34. 
Die  an  den  Reichsrath  in  gehöri- 
ger Weise  gelangten  Aufgaben  sind, 
sobald  die  Vorarbeit  vollendet  ist, 
in  Berathung  zu  ziehen,  und  die 
Antragsbeschlüsse  mit  gleichzeitiger 
genauer  Anführung  aller  Abstim- 
mungen im  Protokolle  niederzule- 
gen. Uebrigens  ist  nach  §  6  zu 
verfahren. 

§  35. 
Es  steht   jedem  Rathe  frei,  seine 
besondere    Meinung   schriftlich   dem 
Protokolle  beizulegen. 

§  36. 
Kein  berufener  Reichsrath  kann 
sich  außer  in  Angelegenheiten  per- 
sönlicher Betreffnisse  oder  Erkran- 
kung der  Theilnahme  und  Abstim- 
mung enthalten.  Ks  darf  aber  auch 
kein  nach  der  Geschäftsordnung  be- 
ruft tuet  Reichsrath  (mit  der  obigen 
nähme)  übergangen  oder  ausge- 
schlossen  werden. 


§  28. 
Die    Verhandlungen    des    Reichs- 
rathes sind  nicht  öffentlich. 


§  29. 

Der  Reichsrath  wird  in  Sektionen 
getheilt,  deren  Zusammensetzung 
und  Geschäftskreis  durch  die  Ge- 
schäftsordnung bestimmt  werden 
wird. 

Die  Bildung  der  etwa  notwendi- 
gen Comites  bleibt  dem  Ermessen 
des  Präsidenten  überlassen. 

Zur  Leitung  der  Verhandlungen  in 
den  Sektionen  oder  Comites  wird 
einer  der  Reichsräthe  vom  Präsiden- 
ten bestimmt.  Keine  der  Sektionen 
hat  vor  der  Anderen  einen  Vorrang. 
Ein  Mitglied  kann  mehreren  Sektio- 
nen oder  Comites  angehören. 


§30. 
Der    Präsident    des    Reichsrathes 
verfügt    innerhalb   der  festgesetzten 
Eintheilung  die  Geschäftszuweisung. 

§31. 
Die  an  den  Reichsrath  im  vor- 
schriftsmäßigen Wege  gelangten 
Aufgaben  sind,  sobald  die  Vorarbeit 
vollendet  ist,  in  Berathung  zu  zie- 
hen, und  die  Auftragsbeschlüsse  mit 
gleichzeitiger  genauer  Anführung 
aller  Abstimmungen  im  Protokolle 
niederzulegen.  Uebrigens  ist  nach 
§  6  zu  verfahren. 

§32. 

Es  steht  jedem  Rathe  frei,  seine 
besondere  Meinung  schriftlich  dem 
Protokolle   beizulegen. 

§33. 
Kein  berufener  Reichsrath  kann 
sich  außer  in  Angelegenheiten  per- 
sönlicher Betreffnisse  oder  Erkran- 
kung, der  Theilnahme  und  Abstim- 
mung enthalten.  Es  darf  aber  auch 
kein  nach  der  Geschäftsordnung  be- 
rufener Reichsrath  (mit  der  obigen 
Ausnahme)  übergangen  oder  ausge- 
schlossen werden. 
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§  37. 

Die  Geschäftsordnung  hat  genau 
zu  bestimmen,  was  in  einer  Plenar- 
Versammlung  des  Reichsrathes,  und 
was  in  zwei  gleichzeitig  versammel- 
ten Sektionen  vorgetragen  werden 
soll. 

§  38. 

Bei  der  Einberufung  zeitlicher 
Theilnehmer  sind  die  Vorarbeiten, 
für  welche  sie  geladen  wurden,  vor 
Allem  ihrer  eigenen  Berathung  zu 
unterziehen,  welcher  der  Präsident 
selbst,  oder  durch  einen  Stellvertre- 
ter vorzusitzen   hat. 

Dieser  Berathung  können  die 
Reichsräthe  beiwohnen,  ohne  wirk- 
samen Antheil  daran   zu  nehmen. 

Die  im  Protokolle  niedergelegten 
Resultate  der  Berathung  der  zeit- 
lichen Theilnehmer  gelangen  dann 
erst  an  den  Reichsrath,  wo  sie  nach 
dem  Statute  der  Geschäftsordnung 
in  weitere  Verhandlung  genommen 
werden. 

§  39. 
Es  bleibt  Seiner  Majestät  dem 
Kaiser  vorbehalten,  den  Reichsrath 
unter  Allerhöchsteigenem  Vorsitze 
Gegenstände  erörtern  zu  lassen, 
worüber  Allerhöchstdieselben  jedes- 
mal besondere  Weisungen  an  den 
Präsidenten  des  Reichsrathes  er- 
lassen. 


§34. 
Die  Geschäftsordnung  wird  be- 
stimmen, welche  Gegenstände  in 
eine  Plenar- Versammlung  der 
Reichsräthe  im  ordentlichen  Dienste, 
und  welche  sektionsweise  vorgetra- 
gen werden  sollen. 


§35. 

Es  bleibt  Uns  vorbehalten,  den 
Reichsrath  unter  Unserem  Vorsitze 
Gegenstände  erörtern  zu  lassen, 
worüber  Wir  jedesmal  besondere 
Weisungen  an  den  Präsidenten  des 
Reichsrathes  ertheilen  werden. 

Die  Einleitungen  zum  Vollzuge 
dieses  organischen  Gesetzes  hat  der 
Präsident  Unseres  Ministerrathes  im 
Einvernehmen  mit  dem  Präsidenten 
des  Reichsrathes  zu  treffen.  Ge- 
geben in  Unserer  etc.  etc. 

Wie  schon  die  Prüfung  der  beiden  Entwürfe  andeutet,  handelt  es  sich 
bei  dem  Kampfe,  der  zwischen  dem  zum  Reichsratspräsidenten  Baron  Kübeck 
und  der  Regierung  um  das  Reichsratstatut  geführt  wurde,  um  fundamentale 
Gegensätze  in  der  Auffassung  von  der  rechtlichen  und  praktischen  Stellung 
der  beiden  obersten  Staatsorgane,  des  Ministeriums  und  des  Reichsrates. 
Diese  Gegensätze  gingen  aus  der  von  Kübeck  von  Anfang  an  eingenommenen 
Opposition  gegen  das  von  der  Regierung  Schwarzenberg-Bach  vorgenommene 
Prinzip  einer  „verantwortlichen",  konstitutionellen  Regierung  nach  franzö- 
sischem Muster  hervor.  Nun  wußte  Kübeck  allerdings,  daß  Fürst  Schwar- 
zenberg  gar  nicht  daran  dachte,  die  Verfassung  wirklich  ins  Leben  treten 
zu  lassen:  aber  deshalb  tadelte  er  um  so  mehr,  daß  man  den  Schein  und 
die  Formen  des  Konstitutionalismus  aufrechterhalte  und  unter  diesem  Vor- 
wand die  gesamte  gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt  als  ein  Monopol 
des  Ministeriums  behandle.  Darin  sah  Kübeck  einen  schweren  Verstoß 
gegen  das  Prinzip,  welches  das  wahre  Lebensprinzip  der  österreichischen 
Monarchie  bedeutet,  nämlich  gegen  die  aktive  Souveränität  und  Machtvoll- 
kommenheit des   Kaisers.     Natürlich  war  Fürst   Schwarzenberg   gerade  so 
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wie  Kübeck  ein  überzeugter  Absolutist:  aber  es  ist  nicht  verwunderlich,  daß 
er  kein  Bedürfnis  danach  empfand,  den  20jährigen  Kaiser  wirklich  die 
Regierungsgeschäfte  persönlich  besorgen  zu  lassen,  sich  etwa  als  „Hand- 
langer" des  Souveräns  zu  geben.  Kübeck  hatte  nun  allem  Anschein  nach 
ernstlich  die  Vorstel Lung,  der  junge  Kaiser  müsse  wirklicher  Selbstherrscher 
sein,  dürfe  nach  außen  bin  nicht  durch  ein  dem  künftigen  Reichstag 
scheinbar  ..verantwortliches",  in  Wahrheit  omnipotentes  Gesamtministerium 
verdeckt  werden,  Er  lebte  eben  ganz  in  der  staatlichen  Formenwelt  der  fran- 
ceischen Zeit,  wenn  er  sie  auch  mit  lebensvollem  Inhalt  erfüllt  wissen 
wollte.*)  So  schwebte  ihm  ein  modernisierter  josefinischer  Staatsrat  vor, 
als  er  das  Reichsratstatut  entwarf:  die  Minister  dachte  er  sich  wieder  als 
rein  administrative  Behörden,  den  alten  „Hofstellen"  vergleichbar,  die  ihre 
Direktiven  vom  Kaiser  und  dessen  Reichsrat  empfangen  sollten,  als  dessen 
Präsident  Kübeck  dann  den  eigentlichen  „Reichskanzler"  der  Monarchie 
vorstellen  würde.  Darum  kämpfte  er  —  gleich  seinem  Gönner  M eitern  ich 
—  in  Briefen  und  Aeußerungen  gegen  die  ganze  Idee  eines  „Minister- 
präsidenten" mit  besonderer  Schärfe  an:  auf  diese  Einflüsse  ist  es  wohl 
zurückzuführen,  daß  nach  dem  frühen  Tode  Fürst  Felix  Schwarzenbergs  der 
Kaiser  keinen  Ministerpräsidenten  mehr  ernannt  hat,  bis  ihn  die  Ereignisse 
von   1866 — 67    neuerdings  dazu   nötigten. 

Daß  nun  Fürst  Schwarzenberg  diesen  Reformideen  Kübecks  zunächst 
ablehnend  gegenüberstand,  ist  begreiflich:  er  konnte  darin  allein  einen  Ver- 
such sehen,  ihn  und  die  Regierung  aus  ihrer  Machtstellung  herauszu- 
drängen! Nicht  anders  empfanden  Dr.  Bach  und  die  übrigen  Minister  das 
schnelle  Aufsteigen  des  alten  Hofkammer-Präsidenten  in  der  kaiserlichen 
Gunst.  Der  Einfluß  Kübecks  hatte  sich  übrigens  gleichzeitig  auf  dem  Ge- 
biete der  Finanzverwaltung  und  des  Handelsressorts  geltend  zu  machen  be- 
gonnen: mit  Krauß  und  Brück  kam  es  alsbald  zu  Konflikten,  welche  die 
Demission  des  letzteren  zur  Folge  hatten.  Zunächst  aber  stand  das  Mini- 
sterium ziemlich  einmütig  in  der  Frage  des  Reichsratsstatutes  gegen  den 
Reichsratpräsidenten, 

In  der  ersten,  dem  Reichsratstatute  gewidmeten  Sitzung  des  Minister- 
rates vom  1,  Februar  trat  sogleich  beim  ersten  Paragraphen  der  große  Streit- 
punkt zwischen  Kübeck  und  Alexander  Bach  deutlieh  zutage.  Es  wurde 
festgestellt,  daß  dieser  Paragraph  über  die  für  den  Reichsrat  in  der  Ver- 
fassung vom  4,  März  gegebenen  Bestimmungen  hinausgehe,  und  es  erhob 
sich  die  Frage,  ob  dies  geschehen  solle.    Vor  allem  liege  hier  schon  im  Texte 

*)  In  seinen  Tagebüchern  bemerkt  Kübeck  unterm  28.  November:  „Ich 
rieth  dem  Kaiser  schnell  zur  Einsetzung  des  Reichsrathes  zu  schreiten,  in 
welcher  Institution  er  einen  legalen  Berater  hat  und  eine  mehr  zusammen- 
hängende, entschiedenere  Haltung  der  ganzen»  Regierung  erreichen  wird. 
Auch  diesen  Rath  nahm  der  liebenswürdige,  pfLichtdurchdrungene  junge  Herr 
mit  dem  Versprechen  auf,  gleich  nach  der  Rückkehr  des  Fürsten  Schwär- 
zt nlK-rg  die  Sache  in  Gang  zu  bringen.  Von  seinem  früheren  Vorhaben  ging 
er  ab  und  auf  meine  Ansicht  ein.  Am  9.  Jänner:  Ruf  zum  Kaiser,  der  stets 
offener  wird.  Am  18.  Jänner:  In  Beziehung  auf  mein  Verhältnis  zum 
Kaiser  ist  eine  Veränderung  eingetreten.  Man  hat  die  Eifersucht  des  Für- 
sten Schwarzenberg  aufgeregt,  der  ohne  Zweifel  auf  den  Kaiser  wirkte. 
Zum  '20.  Jänner:  So  viel  ist  mir  klar:  der  Kaiser  voll  Vertrauen  zu  Fürst 
Siiiwarzenberg.  Dieser  von  Dr.  Bach  abhängig,  den  er  zu  leiten  glaubt,  und 
Dr.  Bach  spielt  den  Eiferer  für  die  absolute  Regierung,  weil  er  darin  für 
Beine  eigene  Macht  eifert  Am  8.  Jänner  1851  vermerkt  Kübeck:  Bach 
eehmeiehell  dem  kaiserlichen  Jüngling,  der  stark,  kräftig  und  gefürchtet  sein 
will,  laden  <t  Ihn  glauben  zu  machen  sucht,  daß  er  dies  letzte  hohe  Ziel 
schon  erreicht  hebe. 
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eine  Scheidung  der  Krone  von  der  vollziehenden  Gewalt  vor,  zu  der  sich 
zuerst  Dr.  Bach  äußerte.  Er  führte  aus,  daß  in  dieser  Frage  die  Kommission 
nicht  einig  gewesen  sei,  „indem  die  Mehrheit  den  Reichsrat  derart  ge- 
staltet wissen  wollte,  daß  derselbe  sowol  von  Sr.  Majestät  unmittelbar  als 
auch  durch  den  Ministerrath  zu  seiner  verfassungsmäßigen  Thätigkeit  auf- 
gefordert werden  könne,  wogegen  die  anderen  Stimmen  den  Verkehr 
mit  dem  Reichsrathe  auch  in  jenen  Fällen,  wo  Se.  Majestät  dessen  Einver- 
nehmung anordnen,  durch  Vermittlung  des  Ministerraths^Präsidenten  her- 
gestellt wünschen.  Nach  seiner  Ansicht  sei  es  zwar  wünschenswerth  zur 
Erzielung  eines  geregelten  harmonischen  Zusammenwirkens  in  den  Fragen 
der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung,  in  welcher  Se.  Majestät  das  Gut- 
achten des  Reichsrathes  abzuverlangen  beschließen,  daß  die  beiden  Räthe 
sich  gegenseitig  unterstützen,  und  daß  auch  in  der  Form  des  Verkehrs  alles 
vermieden  werde,  was  Conflikte  oder  Geschäftsverzögerungen  oder  gegen- 
seitiges Mißtrauen  hervorrufen  könnte,  und  es  werde  zunächst  Se.  Majestät 
in  Höchst  Ihrer  Weisheit  diesfalls  die  richtigen  und  sicher  zum  Zwecke 
führenden  Mittel  wählen." 

„Was  aber  die  prinzipielle  Frage  selbst  anbelangt,  so  hob  der  Minister 
hervor,  daß  die  Aufgabe  der  Regierung  vor  allem  die  sei,  das  monarchische 
Prinzip  zu  befestigen,  und  die  kaiserliche  Autorität  nach  allen  Richtungen 
hin  in  ihrem  durch  Jahrhunderte  bewahrten  Machtumfange  zu  kräftigen, 
indem  dies  allein  den  (Bestand  und  die  nachhaltige  Festigung  der  aus  so  ver- 
schiedenen Teilen  bestehenden  Monarchie  verbürgen  könne.  Dieses  letzte 
Ziel  müsse  daher  bei  der  Organisierung  aller  Institutionen  und  der  so 
wichtigen,  tief  in  die  kräftige  Gestaltung  der  inneren  Verhältnisse  Oester- 
reichs  eingreifenden  Institution  des  Reichsrates  im  Auge  behalten  werden. 
Von  dem  gedachten  Standpunkte  aus  stehe  in  bezug  auf  die  staatsrechtliche 
Stellung  der  Krone  der  Grundsatz  fest,  daß  die  Machtvollkommenheit  der 
Souveränität  in  dem  Kaiser  ruhe,  und  daß  in  dessen  Person  die  Regierungs- 
gewalt sich  vereinige.  Dies  Prinzip  habe  nicht  bloß  vor  der  Verfassung 
vom  4.  März  gegolten,  sondern  auch  in  derselben  seinen  Ausdruck  gefunden. 
Der  Kaiser  von  Oesterreich  sei  wohl  in  der  Ausübung  gewisser  Rechte,  z.  B. 
der  Steuerverwilligung  und  der  Gesetzgebung  teils  durch  die  altständischen 
Verfassungen,  teils  durch  die  Verfassung  des  Königreiches  Ungarn  an  die 
Mitwirkung  der  Stände  gebunden  gewesen,  allein  eine  Teilung  der  Souve- 
ränität sei  ebensowenig  in  diesen  altständischen  Verfassungen  als  in  dem 
altungarischen  Staatsrechte  gelegen,  noch  sei  eine  solche  in  der  Verfassung 
vom  25.  April  1848,  noch  in  jener  vom  4.  März  1849  ausgesprochen  worden, 
indem  auch  in  dieser  wie  in  gewissen  Angelegenheiten  die  Mitwirkung  der 
Landtage  und  des  Reichstages  sanktioniert  wurde.  Vielmehr  sei  der  Grund- 
satz, daß  die  volle  Souveränität  in  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  ruhe,  selbst 
in  den  heftigsten  Stürmen  des  Jahres  1848  bei  der  Sanktionsfrage  im  Sep- 
tember 1848  und  sohin  in  der  Erklärung  des  Ministeriums  über  den  §  1  der 
vom  Kremsierer  Reichstage  entworfenen  Verfassung  unterm  2.  Jänner  aus- 
drücklich und  entschieden  gewährt  worden.  Nach  diesem  Grundsatze  müsse 
es  aber  Sr.  Majestät  freistehen,  den  Reichsrat  entweder  selbst  unmittelbar 
oder  durch  den  Ministerrat  zur  Tätigkeit  aufzufordern,  und  es  scheine  daher 
vollkommen  entsprechend,  in  bezug  auf  diese  Frage  den  Majoritätsantrag 
der  Kommission  zur  a.  h.  Genehmigung  zu  bevorworten,  und  es  a.  h.  Sr. 
Majestät  anheimzugeben,  diesen  Verkehr  auf  eine  das  gedeihliche  Zusammen- 
wirken des  Reichs-  und  Ministerrates  verbürgende  Weise  einzurichten."  — 
„Ob  dem  Reichsrat  unbedingt  gewisse  Gegenstände  zur 
Begutachtung  zugewiesen  werden  müssen,  darüber 
wird  sich  bei  dem  §  7  näher  ausgesproche n." 

Der  Paragraph  1  wurde  sodann  in  der  Fassung  des  zweiten  Entwurfes 
angenommen.     Im  Paragraph  2  wurde  der  zweite  Satz,  der  dem  Reichsrat 
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die  Aufgabe  zusprach,  „Reue  und  Einheit  der  leitenden  Grundsätze  in 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zu  sichern"  —  eine  Lieblingsidee  Kübecks 
—  gestrichen,  da  „die  Aufgabe  des  Reichsrates  die  gründliche  Erörterung 
jedes  einzelnen  Gesetzes  und  er  zur  Stütze  des  Ministeriums,  nicht  zur 
Kontrolle  der  vollziehenden  Gewalt  bestimmt  sei".  Dies  zeigte  deutlich 
die  Stimmung,  die  den  Ministerrat  beherschte.  Bei  den  Paragraphen  3 — 6 
wurden  keine  Aenderungen  festgestellt.  Bei  den  Paragraphen  7  und  8  ent- 
wickelte sich  eine  große  Debatte.  Es  wurde  festgestellt,  daß  der  Reichsrat 
vor  allem  legislativ  wirken,  vorläufig  in  gewisser  Beziehung  den  Abgang 
des  Reichstages  ersetzen  solle.  Daraus  folge  aber  noch  nicht,  daß  er  über 
alle  z.  B.  oft  sehr  dringende  Gesetze  und  Verfügungen  (Ordonnanzen)  ge- 
hört werden  müßte,  und  daß  so  geartete  Gesetze  und  Verordnungen  ohne 
seinen  Beirat,  wie  in  dem  §  7  des  Statuts  beabsichtigt  wird,  keine  gesetz- 
liche Wirkung  haben  sollten.  Ein  solches  Ansinnen  wäre  eine  Beschränk\mg 
der  Krone,  wozu  kein  genügender  Grund  weder  in  der  Reichsverfassung 
noch  in  der  bisherigen  Uebung  zu  finden  wäre.  Es  wäre  sich  demnach 
an  den  §  96  der  Reichsverfassung  zu  halten,  nach  welchem  der  Reichsrat 
über  alle  jene  Angelegenheiten  sein  Gutachten  abzugeben  hat,  über  welche 
ein  solches  von  Sr.  Majestät  oder  dem  Ministerrat  gewünscht  wird.  Daß 
übrigens  Seine  Majestät  den  Ministerrat  beauftragen  könne,  über  diesen 
oder  jenen  beliebigen  'Gegenstand  den  R.  R.  zu  vernehmen  oder  diese  Ver- 
nehmung unmittelbar  verfügen  könne,  versteht  sich  von  selbst."  Es  wird 
sodann  eine  neue  Fassung  der  beiden  Paragraphen  vorgeschlagen,  wozu 
Fürst  Schwarzenberg  eigenhändig  im  Protokoll  bemerkt,  daß  er  sich  vor- 
behalte, eine  solche  in  Antrag  zu  bringen.  Bei  den  Paragraphen  9 — 13 
wurden  kleine  Abänderungen  beschlossen:  die  wicbtlügste  war  die  bei  §  11, 
die  den  Grundsatz  statuierte:  ..Das  Resultat  der  Beratung  des  Reichsrates 
kann  das  Ministerium  in  seinen  Anträgen  nicht  binden." 

In  der  Sitzung  des  Ministerrates  vom  5.  Februar  (siehe  Prot.  Z.  426  im 
Staatsarchiv)  wurde  die  Beratung  fortgesetzt  und  führte  zunächst  bei  den 
von  der  Zusammensetzung  des  Reichsrats  handelnden  §§  13—17  zu  einer 
langen  Rede  des  Finanzministers  K  r  a  u  ß  ,  der  für  die  ex  officio  Angehörig- 
kei'.  der  Minister  an  den  Reichsrat  sich  einsetzte.  Es  werde  sonst  dasselbe 
Verhältnis  wieder  eintreten,  wie  es  vor  1848  zwischen  den  Präsidenten  der 
Hofstellen  und  dem  Staatsrate  bestanden  hat.  In  Frankreich  sei  der  Präsi- 
dent des  Conseil  d'Etat  ein  Minister  und  die  Minister  Glieder  desselben. 
Nur  so  würden  Konflikte  beseitigt:  die  beantragte  Zusammensetzung  des 
Reichsrates  würde  eine  Schwächung  der  Exekutive,  eine  Verzögerung  und 
wechselseitige  Anfeindung  hervorrufen.  Baron  Krauß  wünscht  die  Zahl  der 
Reichsräte  zu  vermehren  und  ordentliche  sowie  außerordentliche  Glieder 
des  Reichsrates  zu  unterscheiden. 

Die  ersteren  hätten  die  Geschäfte  zu  führen,  die  zweitgenannten  sollten 
ausgezeichnete,  vertrauenswürdige  Männer  aus  den  Provinzen  sein  und  in 
ihrer  Gesamtzahl  unbeschränkt  bleiben.  Durch  diese  Einrichtungen  würde 
man  in  dem  Falle,  daß  der  Reichsrat  eine  politische  Richtung  verfolgt,  die 
nicht  jene  des  Ministeriunis  ist,  , die  Schwierigkeiten  überwinden  helfen.  Auch 
sollten  die  Präsidenten  des  Obersten  Gerichtshofes  und  Obersten  Rechnungs- 
hofes ständige  Mitglieder  des  Reichsrates  sein.  Minister  Dr.  Bach  wieder- 
holte vorerst  seine  gegen  die  obligatorische  Befassung  des  Reichsrates 
mit  allen  legislativen  Angelegenheiten  gewendeten  Ausführungen  der  vor- 
hergehenden Beratung.  Ee  wäre  dahin  zu  streben,  daß  der  Reichsrai  nie- 
mals politische  Fragen  ohne  vorangegangene  Aufforderung  des  Kaisers  oder 
der  Regierung  in  Anregung  bringe.  Dem  Vorschlage  d?r  Ernennung  außer» 
ordentlicher  Reicheräte  durch  den  Kaiser  stimmte  Bach  zu.  Begutachtung 
von  Gesetzen  durch  bleibend  ernannte  Fachmänner  sei  die  wahre  Aufgabe 
Baten.     In   besonders   wichtigen   Fällen    könne  eine   Plenissim&r- 
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beratung  aller  ordentlichen  sowie  außerordentlichen  Reichsräte  stattfinden, 
zu  der,  wo  es  sich  um  Erörterung  der  Verhältnisse  in  einzelnen  Kron- 
ländern handelt,  auch  zeitlich  einberufene  Teilnehmer  aus  letzteren  zuge- 
zogen werden  könnten.  Aber  das  solle  nur  auf  Antrag  des  Ministerrats  und 
nur  über  die  von  diesen  bezeichneten  Gegenstände  möglich  sein.  Graf 
Leo  T  h  u  n ,  der  Kultusminister,  legte  ähnliche  Anschauungen  dar.  Der 
Justizminister  R.  v.  Krauß  lehnte  die  Mitgliedschaft  der  Minister  an  dem 
Reichsrate  ab,  da  hierdurch  die  freie  Begutachtung  der  Reichsräte  beengt 
werden  würde.  Ein  Vergleich  mit  dem  alten  Staatsrathe  sei  unrichtig,  denn 
während  dieser  die  A.  H.  Entschließungen  zu  verfassen  hatte,  blieben  jetzt 
diese  Aufgaben  den  Ministem  und  nicht  dem  Reichsrathe.  Die  §§  24—28  er- 
fuhren nur  geringe  Abänderungen. 

In  der  dritten,  im  Ministerrate  vom  7.  Februar  1851  (Prot.  Z.  453) 
stattfindenden  Beratung  wurden  die  weiteren  Bestimmungen  des  Entwurfes 
in  den  Paragraphen  28 — 38  debattiert  und  hierbei  überall  die  übergeordnete 
Stellung  des  Ministeriums  dem  Reichsrate  gegenüber  schärfer  heraus- 
gearbeitet. Insbesondere  betonte  Dr.  Bach,  daß  die  Regierung  die  „unum- 
gängliche Intervenierung  und  Anteil  an  der  Berufung  der  zeitlichen  Teil- 
nehmer" verlangte,  welch'  letzterer  Baron  Brück  überhaupt  widerspricht, 
weil  die  gewünschte  Aufklärung  besser  durch  die  Regierung  gegeben  wer- 
den könne. 

Die  vielen  Textabänderungen  und  Differenzen,  die  bis  dahin  stattge- 
funden hatten,  führten  zu  Besprechungen  der  Präsidien  des  Ministerrates 
und  des  Reichsrates,  aus  welchen  die  oben  abgedruckte  zweite  Fassung  des 
Reichsratsstatutes  hervorging.  Auf  diese  erstreckte  sich  die  Beratung  in 
der  vierten,  diesem  Gegenstande  gewidmeten  Sitzung  des  Ministerrates  vom 
28.  Februar  1849  (Protokoll  Z.  648).  Neuerdings  wurden  Aenderungen  an 
diesem  Kompromißentwurf  beschlossen:  bei  dem  entscheidenden  Punkte, 
dem  §  7,  geriet  die  Beratung  auf  den  toten  Punkt,  da  die  Mehrheit  wenig- 
stens bei  dringlichen  Verfügungen  die  Einflußnahme  des  Reichsrates  aus- 
geschaltet wissen  wollte,  jedoch  kemer  der  drei  hierüber  formulierten  An- 
träge im  Ministerrat  eine  Mehrheit  fand.  In  der  am  1.  März  stattfindenden 
fünften  Beratung  (Prot.  Z.  662)  gelang  es  hier,  zu  einem  Beschlüsse  zu 
kommen:  Dem  Reichsrate  wurde  nun  ausdrücklich  die  Begutachtung  aller 
Fragen  der  Gesetzgebung  eingeräumt.  Aber  die  weiteren  zahlreichen  Ab- 
änderungsanträge  verraten  deutlich  die  gereizte  Stimmung,  die  den  Mi- 
nisterrat beherrschte.  Graf  Leo  Thuw  hielt  eine  lange  Rede,  itn  der  er  sich 
dagegen  aussprach,  daß  der  Reichsrat  bei  der  Prüfung  von  Gesetzesvorlagen 
Enqueten  abhalte,  sich  durch  Einvernehmen  von  Vertrauensmännern  Infor- 
mationen beschaffe;  das  seien  administrative  Maßregeln,  zu  denen  nur  die 
Minister  berufen  seien.  Die  ganze  Arbeit  der  Legislation  werde  dadurch 
der  Regierung  aufs  höchste  erschwert.  Diese  Ansicht  drang  durch,  und 
ebenso  wurde  wieder  die  Bestimmung  aufgestellt,  wonach  die  Minister  oder 
ihre  Stellvertreter  bei  den  in  ihre  Ressorts  fallenden  Angelegenheiten  an 
den  Beratungen  des  Reichsrats  teilzunehmen  berechtigt  sind.  Dagegen  ver- 
neinte die  Mehrheit  das  Prinzip,  wonach  die  Minister  ex  officio  Mitglieder 
des  Reichsrates  sein  sollten. 

Der  Stand  der  Beratungen  machte  die  endgültige  Entscheidung  der  noch 
schwebenden  Streitfragen  notwendig.  Diese  erfolgte  in  der  am  3.  März 
unter  Vorsitz  des  Kaisers  abgehaltenen  Ministerratssitzung.  Nun  mußten 
die  Minister  ihre  streng  absolutistische  Auffassung  einmal  auch  gegen  sich 
gelten  lassen:  denn  der  junge  Monarch  stand  augenblicklich  ganz  im  Banne 
des  Freiherrn  von  Kübeck.  Das  Protokoll  (Z.  737)  beurkundet:  „Seine 
Majestät  geruhten  mit  der  Aeußerung  zu  eröffnen,  A.  H.  Dieselben  seien 
nach  reifer  Prüfung  der  verschiedenen  Entwürfe,  welche  zuerst  von  der  zu- 
sammengesetzten Spezialkommission,  hierauf  von  einem  Ministerkomite  und  . 
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schließlich  von  den  Präsidien  des  Ministeriums  und  des  Reichsrates  gemein- 
schaftlich zu  Stande  gebracht  worden  sind,  und  mit  Berücksichtigung  der  in 
den  Protokollen  des  Ministerrathes  niedergelegten  abweichenden  Ansichten 
zur  Ueberzeugung  gelangt,  daß  der  dem  gegenwärtigen  Protokolle  beige- 
schlossene, zwischen  Fürst  Schwarzenberg  und  Baron  Kübeck  vereinbarte 
Entwurf  im  Wesentlichen  die  Bedingungen  zu  einer  für  das  Beste  des 
Kaiserreiches  förderlichen  Wirksamkeit  des  Reichsrates  in  sich  enthalte. 
Allerhöchstdieselben  seien  daher  gesonnen,  das  Statut  über  den  Reichsrath 
nach  diesem  Entwurf  —  jedoch  mit  den  nachfolgend  bezeichneten  Modi- 
fikationen zu  erlassen."  Diese  betrafen  die  §§  10,  11,  13,  17  und  37.  Das 
Wichtigste  hierbei  war,  daß  der  Kaiser  das  Institut  der  a.  o.  Reichsräte  als 
derzeit  nicht  erforderlich  überhaupt  ablehnte.  Sodann  entwickelte  sich, 
durch  eine  Rede  des  Grafen  Thun  veranlaßt,  eine  lange  Debatte,  deren 
Gegenstand  die  Kooperation  des  Ministeriums  bildete  und  in  welche  Kübeck 
mit  einer  ausführlichen  Auseinandersetzung  eingriff.  Sein  Bemühen  war 
unverkennbar  darauf  gerichtet,  der  Opposition  der  Minister  entgegenzu- 
kommen: er  erläuterte  das  Statut  dahin,  daß  in  allen  Stadien  des  Gesetz- 
gebungsprozesses einverständliche  Beratungen  zwischen  Regierung  und 
Reichsräten  stattfinden  könnten,  und  daß  seinerseits  alles  geschehen  werde, 
um  Verzögerungen  zu  vermeiden.  Kübeck  war  in  der  Hauptsache  Sieger 
geblieben,  und  deshalb  konnte  er,  was  die  künftige  formale  Prozedur  betraf, 
verbindlich  und  versöhnlich  auftreten. 

In  den  beiden  Hauptfragen  blieb  Kübeck  unerbittlich:  in  der  Frage,  ob 
der  Reichsrat  bloß  auf  negative  Kritik  der  Regierungsentwürfe  beschränkt 
sei  oder  auch  selbständige  Gesetzesvorlagen  ausarbeiten  dürfe,  ferner  was 
die  ausnahmslose  Kompetenz  des  Reichsrates  zur  Begutachtung  aller  Gesetz- 
entwürfe anbelangt.  Nach  beiden  Richtungen  entschied  der  Kaiser  aus- 
drücklich im  Sinne  Kübecks.  Befriedigt  trug  der  Reichsratpräsident  in  sein 
Tagebuch  zum  3.  März  den  Satz  ein:  ^Ministerrath  mit  meiner  Zuziehung 
unter  Vorsitz  des  Kaisers,  über  die  Statuten  des  R.-R.,  in  welchem  der 
Kaiser  sehr  entschieden  für  den  letzteren  auftrat  gegen  die  demselben  feind- 
seligen Minister.      (Umtriebe  der  Minister  wegen  des  Reichsratsstatutes.)" 

So  ist  das  Instrument  geschaffen  worden,  mit  deren  Hilfe  die  Konser- 
vativen den  ,. jakobinisch-demokratischen"  Absolutismus  der  Bach  und  Brück 
niederzuringen  hofften  zugunsten  einer  —  mehr  ..traditionellen",  die  Stände 
und  den  Adel  mehr  respektierenden  kaiserlichen  Selbstherrschaft.  Der 
Kübecksche  Reichsrat  hat  übrigens  durch  seine  Tätigkeit  weder  in  politischer 
noch  in  administrativer  Hinsicht  die  Befürchtungen  der  Regierung  Schwar- 
zenberg gerechtfertigt:  in  ersterer  Hinsicht  war  sein  Werk  so  gut  wie  voll- 
endet, als  Kübeck  die  Widerrufung  der  Märzversammlung  durchgesetzt  und 
mit  Hilfe  seines  Reichsrates  in  die  entsprechende  Form  gebracht  hatte.  Zu 
einem  abschließenden  Urteil  über  die  Bedeutung  dieser  Körperschaft  für 
die  Gesetzgebung  in  den  Jahren  1851  bis  1861  ist  hier  schon  deshalb  nicht 
der  richtige  Ort,  weil  dazu  eine  Durcharbeitung  und  kritische  Erörterung 
der  ganzen  gewaltigen,  in  diesem  Jahrzehnt  geleisteten  legislatorischen  Ar- 
beit des  Reichsrates  und  der  Regierung  erforderlich  wäre,  was  sich  schon 
aus  Rücksicht  auf  den  hier  gegebenen  Raum  von  selbst  verbietet.  Ich  darf 
aber  wohl  sagen,  daß  auch  nach  solcher  Prüfung  massenhafter  Akten  jene 
Periode  in  der  Geschichte  des  neuen  Oesterreich  den  Namen  der  „Bachschen 
Aera"  weiter  beibehalten  würde. 

Anmerkung  7  (Seite  388).  Ein  besonders  scharfer  Gegensatz  bestand 
zwischen  Kübeck  und  dem  Finanzminister  Krauß,  was  sich  in  den  Debatten 
Ministerrates  über  das  Reichsratsstatut  wiederholt  erkennen  läßt.  In 
der  Ministerberatung  vom  5.  März  erklärte  Baron  Krauß,  daß  „er  nur  aus 
■chnkttgem  Gehorsam  gegen  S.  Majestät  Befehle  das  A.  H.  Patent  über  das 
Reiehsratsetttat  unterfertigt  habe".     Krauß  warf  auch  die  Frage,  ob  dieses 
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Patent,  das  in  einigen  Punkten  wider  die  Anträge  der  Minister  vom  Kaiser 
erlassen  worden  sei,  nicht  —  entgegen  der  üblichen  Publikationsform 
als  auf  Antrag  des  Präsidenten  des  Reichsrates  und  „nach  Anhörung  des 
Ministerrates"  erlassen  veröffentlicht  werden  solle.  Der  Ministerpräsident 
behandelte  diesen  Antrag  in  der  folgenden  Sitzung  des  Ministerrates  vom 
10.  März  1851  (Prot.  Z.  851)  in  längerer  Auseinandersetzung  und  sprach  sich 
dagegen  aus,  wobei  er  der  in  der  Konferenz  vorwaltenden  tiefen  Verstim- 
mung dadurch  zu  begegnen  suchte,  daß  er  versprach,  er  werde,  falls  der 
Reichsrat  „den  im  Protokolle  vom  3.  März  niedergelegten  Aufklärungen  zu- 
wider, dennoch  seine  Stellung  und  Aufgabe  verkennen  sollte,  die  hiernach 
nötig  erscheinenden  Modifikationen  in  Antrag  bringen".  Dem  Antrage 
des  Fürsten  Schwarzenberg  auf  Annahme  des  Patentes  traten  nur  die 
Minister  Thinnfeld,  Kulmer  und  Csorich  bei.  Der  Justizminister  erklärte 
wegen  des  eine  Beschränkung  der  Macht  Sr.  Majestät  enthaltenden  §  7  des 
Statutes  nicht  zustimmen  zu  können.  Die  Minister  v.  Brück,  Graf  Thun  und 
der  Finanzmini&ter  v.  Krauß  erklärten,  dem  Entwürfe  ihre  Stimme  nicht 
geben  zu  können.  Indessen  seien  sie  bereit,  sich  dem  Ausspruche  des 
Monarchen  zu  fügen,  wenn  die  Majorität  des  Ministerrates  sich  für  das  Statut 
erklären  sollte.  Es  kam  also  alles  auf  die  Stimme  des  Ministers  Dr.  Bach 
an,  der  inzwischen  zum  Kaiser  berufen  worden  war.  Die  mittlerweile  von 
den  dissentierenden  Ministern  abgegebenen  Erklärungen  betonten,  daß  das 
Statut  in  der  vorgeschlagenen  Form  mit  der  verantwortlichen  Stellung  der 
Minister  nicht  vereinbarlich  sei.  Der  Finanzminister  wollte  auch  die  Ver- 
fassungswidrigkeit des  Statutes  beweisen,  'indem  er  sich  auf  den  §  84  der 
Märzverfassung  berief,  welcher  festsetzt,  daß  der  Kaiser  die  vollziehende 
Gewalt  nur  durch  verantwortliche  Minister  ausübt:  nach  dem  Statut  könne 
aber  der  Kaiser  Gutachten  des  Reichsrates  unmittelbar  ohne  „Inter- 
venierung" des  Ministeriums  abfordern.  Dem  Ministerpräsidenten,  der  über 
die  Beseitigung  der  Märzverfassung  damals  wohl  längst  schon  mit  sich  im 
reinen  war,  mußte  diese  Argumentation  des  Finanzministers  wohl  seltsam 
vorkommen.  War  ja  doch  die  Schöpfung  des  Reichsrates  vor  allem  aus  dem 
Grunde  erfolgt,  weil  man  bei  Hofe  der  verhaßten  Ministerverantwortlichkeit 
ein  Ende  bereiten  wollte!  —  Der  Beitritt  Dr.  Bachs  zum  Antrage  des 
Ministerpräsidenten  brachte  dann  das  Reichsratsstatut  endgültig  zur  Verab- 
schiedung. 

Anmerkung  8  (Seite  390).  Die  Beratung  der  Augusterlässe  im 
Ministerrat. 

I. 

Protokoll  des  Ministerrates  vom  17.  August  1851.  Zahl  2846. 
In   Anwesenheit   des   Herrn   Präsidenten  des   Reichsrates,  Exzellenz 
Kübeck. 

Inhalt:    Maßregeln   zur  angemessenen   Stellung   der   Minister  gegen- 
über dem  Monarchen  und  dem  Reichsrate. 

Unter  dem  Vorsitz  Allerhöchst  Sr.  Majestät  des  Kaisers. 
Seine  Majestät  geruhten  der  Versammlung  als  Gegenstand  der  heutigen 
Beratung  diejenigen  Maßregeln  zu  eröffnen,  welche  Allerhöchst  dieselben 
für  geeignet  und  dringend  nötig  erkennen  und  bei  der  von  allen  Einsichts- 
vollen und  Gutgesinnten  anerkannten  Unanwendbarkeit  des  sogenannten 
englisch-französischen  konstitutionellen  Prinzips  auf  den  österreichischen 
Kaiserstaat  und  sonach  der  Unausführbarkeit  der  Reichsverfassung  vom 
4.  März  1849  die  dem  Zwecke  der  Einheit  der  Monarchie  und  den  wahren 
Bedürfnissen  ihrer  Völker  angemessenen  Reformen  vorzubereiten. 

Die  umständliche  Auseinandersetzung  und  Begründung  der  zu  diesem 
Ende  gemachten  Vorschläge  ist  in  einem  auf  Allerhöchsten  Befehl  verfaßten 
Promemoria  enthalten,  welches  der  Ministerpräsident  seinem  ganzen  Inhalte 
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nach  vortrug.  Als  erster  Schritt  zu  den  beabsichtigten  Reformen  wird  darin 
die  Herstellung  der  äußeren  Autorität  des  Kaisers,  das  ist  eine  veränderte 
Stellung  der  .Minister  gegenüber  Sr.  Majestät  und  dem  Reichsrate,  bezeichnet 
und  wird  insbesondere  das  Unbestimmte  und  Haltlose  hervorgehoben,  das 
in  den  gegenwärtigen  Begriffen  von  der  Verantwortlichkeit  der  Minister 
liegt.  Aus  diesen  Regriffen  würde  folgen,  daß  die  Minister  außer  dem  Staats- 
oberhaupte noch  einer  anderen  Autorität,  nämlich  einer  zurzeit  in  Oester- 
reich  nicht  bestehenden  Körperschaft  verantwortlich,  also  von  ihr  abhängig, 
der  Kaiser  in  allen  seinen  Entschließungen  an  die  Zustimmung  seiner 
Minister  gebunden,  diese  selbst  aber  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen, 
wo  ihre  Verantwortlichkeit  erst  durch  ein  künftiges  Gesetz  geregelt  werden 
soll  (§  91  der  Reichsirerfassung),  in  der  Tat  ganz  außer  aller  Verantwortung 
wären. 

Um  aus  diesem  Zustande  des  Schwankens  und  der  Unbestimmtheit 
herauszutreten  und  den  Völkern  Oesterreichs,  die  in  ihrem  überwiegend 
größten  und  besten  Teile  in  ihrem  Kaiser  die  höchste  Autorität  anzuerkennen 
gewohnt  sind,  diesfalls  die  gewünschte  Beruhigung  zu  gewähren,  beabsich- 
tigen Seine  Majestät  mittelst  an  den  Ministerpräsidenten  und  den  Präsi- 
denten  des   Reichsrate9   zu   erlassenden   Kabinettschreiben  zu   erklären: 

A.  Was  die  Minister  betrifft: 

1.  daß  die  Minister  bloß  dem  Kaiser  verantwortlich  sind  und  sich  ihm 
zum  Gehorsam  und  zur  Treue  eidlich  verpflichten; 

2.  daß  sie,  wie  bisher,  alle  Gesetze,  Verordnungen  und  Verwaltungs- 
maßregeln zu  beraten  und  vorzuschlagen,  aber  auch  die  hierauf  erfolgenden 
Allerhöchsten  Entschließungen  genau   zu  vollziehen  haben; 

3.  alle  Minister  und  jeder  insbesondere  in  seinem  Zweige  sind  Sr.  Maje- 
stät für  den  genauen  Vollzug  der  Gesetze  und  der  erfolgenden  Allerhöchsten 
Befehle  verantwortlich; 

4.  die  Gegenzeichnung  der  Allerhöchsten  Entschließungen  hat  sich  bloß 
auf  die  Kundmachung  der  Gesetze  zu  beschränken,  besteht  in  der  Fertigung 
des  Ministerpräsidenten,  des  Ministers  des  betreffenden  Departements  und 
des  Kanzleidirektors,  mit  der  in  den  Patenten  herkömmlichen  Klausel:  „Auf 
Allerhöchste  Anordnung"  —  und  hat  bloß  die  Bestätigung  zum  Zwecke, 
daß  alle  Förmlichkeiten  vollzogen  worden  sind; 

5.  bei  den  Kundmachungen  der  Gesetze  haben  die  Vor-  und  Anträge 
der  Minister  weg  zu  bleiben,  und  die  Klausel:  „Ueber  Antrag  unseres 
Ministerrates"  wird  dahin  abgeändert:  „Nach  Vernehmung  unseres  Minister- 
rates". 

B.  Was  den  Reichsrat  betrifft: 

Der  Reichsrat  bleibt  alleiniger  Ratgeber  des  Kaisers,  das  heißt,  er  er- 
stattet bloß  über  Auftrag  Seiner  Majestät  Gutachten,  und  zwar  unmittelbar 
an  Seine  Majestät;  daher  sind  alle  Vorschläge  zu  Gesetzen  vom  Ministerium 
an  Seine  Majestät  vorzulegen,  Allerhöchst  welche  sodann  den  Reichsrat 
darüber  vernehmen;  die  Uebergabe  von  Gesetzentwürfen  vom  Ministerrate 
selbst  an  den  Reichsrat  und  deren  Zurückleitung  mit  des  letzteren  Gutachten 
an    den    Ministerrat   findet   nicht   mehr  statt. 

Schließlich  beabsichtigen  Seine  Majestät  den  Ministerpräsidenten  limd 
den  Kei<  h-rat>präsidenteu  im  Verfolge  dieser  Maßregeln  aufzufordern,  über 
die  Frage  wegen  des  Fortbestandes  der  Verfassung  vom  4.  März  1849  in 
gemeinsame  Beratung  zu  treten  und  Sr.  Majestät  die  geeigneten  Vorschläge 
zur  Aufrechterhaltung  der  Monarchie  und    Einheit  des  Reiches  zu  erstatten. 

Nachdem  die  hiernach  abgefaßten  Entwürfe  zu  den  Allerhöchsten   Kabi- 

hieiben   KD   den    Ministerpräsidenten    und    den    Präsidenten    des   Keichs- 

.oii   dem    erstoren  waren  vorgelesen   worden,  geruhten   Seme  Majestät 

nochmals    Allerhöchst   in    innerster   Ueberzeugung  von  der   Notwendigkeit, 

kmäfiigkeit  und  Zeitgemäßheit  dieser  Maßregeln  angesichts  der  nimmer 
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ruhenden  Bestrebungen  der  Revolution  und  ihrer  dem  Jahre  1852  vorbehal- 
tenen Unternehmungen  auszusprechen  und  die  Minister  aufzufordern,  Aller- 
höchst demselben  sowohl  in  dieser,  die  reifste  Erwägung  verdienenden  An- 
gelegenheit, als  auch  fernerhin  mit  ihrem  Rate  zur  Seite  zu  bleiben. 

Der  zuerst  um  seine  Meinung  befragte  Ministerpräsident  erklärte  seine 
unbedingte  Zustimmung  zu  den  vorgeschlagenen  Maßregeln,  welche  auch 
seiner  Ueberzeugung  nach  wegen  der  Unmöglichkeit,  die  Verfassung  vom 

4.  März  auszuführen  oder  nur  selbst  den  Versuch  dazu  zu  machen,  notwendig 
erkannt  und  von  den  Gutdenkenden  erwartet  werden.  Ebenso  erklärte  sich 
der  Ministerpräsident  bereit,  Sr.  Majestät  in  diesen  und  in  den  ferneren 
Maßnahmen,  sofern  Allerhöchst  dieselben  ihn  ihres  gnädigsten  Vertrauens 
wert  zu  halten  geruhen,  seine  Dienste  unbedingt  widmen  zu  wollen. 

Der  Finanzminister  glaubt  vor  allem  seine  eigentümliche  Stellung  im 
Ministerium  berühren  zu  sollen.  Im  April  1848  zum  Posten  des  Finanz- 
ministers  berufen,  habe  er  den  Eid  als  verantwortlicher  Minister  abgelegt 
lind  seither  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  auf  seinem  Posten  aus- 
geharrt, stets  das  Beste  der  Monarchie  vor  Augen  habend.  Er  halte  sich 
durch  diesen  Eid  in  seinem  Gewissen  noch  immer  für  gebunden  und  könne, 
selbst  wenn  man  ihn  davon  entheben  wollte,  durchaus  nicht  zu  der  be- 
absichtigten Aenderung  raten,  die  er  für  höchst  bedenklich  und  gefährlich 
hält;  er  müsse  es  bedenklich  und  seiner  eingegangenen  beschworenen  Ver- 
pflichtung widersprechend  erkennen,  auf  einem  Posten  zu  bleiben,  nach- 
dem das  ganze  Regierungssystem  und  die  Bedingungen  seines  Amtsantrittes 
einer  so  wesentlichen  Aenderung  entgegengehen.  Er  ist  zwar  ebenfalls  von 
der  Unanwendbarkeit  des  konstitutionellen  Prinzips  für  Oesterreich  und  von 
der  Unausführbarkeit  der  Verfassung  vom  4.  März  überzeugt.  Aber  sie  ist 
gegeben,  und  zwar  nicht  im  Drange  äußerer  Gewalt,  sondern  im  Hinblick 
auf  die  eine  Hälfte  der  Monarchie,  die  seit  Jahrhunderten  nach  konstituio- 
nellen  Staatsformen  regiert  ward  und  als  Mittel  zur  Erzielung  der  Einheit 
des  Reiches.  Schon  aus  dieser  Rücksicht  dürfte  der  Versuch,  sie  durch- 
zuführen, nicht  unterlassen  werden.  Erweist  sie  sich  dann  als  unzuläng- 
lich, macht  sich  der  Reichstag,  wfte  vorauszusehen,  selbst  (ummöglilch,  so  wird 
sich  dann  auch  die  Ueberzeugung  von  ihrer  Unhaltbarkeit  selbst  im  Volke 
geltend  machen,  und  die  Regierung  wird  ohne  Vorwurf  und  ohne  Hinder- 
nisse die  entsprechenden  Reformen  vornehmen  können.  Erklären  jedoch 
Seine  Majestät  jetzt,  wo  kein  äußerer  Anlaß  dazu  drängt,  das  System  für 
gefährdet,  so  besorgt  er  daraus  die  größten  Gefahren  für  das  Reich,  weil 
eine  solche  Erklärung,  weit  entfernt  Anklang  allgemein  zu  finden,  von  den 
Agitatoren  im  In-  und  Auslande  als  willkommener  Anlaß  zur  Beunruhigung 
und  Aufregung  benützt  werden  würde.  Auch  in  finanzieller  Beziehung 
ergibt  sich  das  Bedenken,  daß  bei  der  bevorstehenden  Ankündigung  des 
Anleihens  nur  eine  sehr  geringe  Teilnahme  daran  zu  erwarten  sein  wird, 
weil  sowohl  in-  als  auch  ausländische  Kapitalisten,  zumal  aus  konstitutio- 
nellen Staaten,  nicht  minder  die  Subskribenten  bei  einem  so  plötzlichen 
und  unerwarteten  Wechsel  in  den  Regierungsmaximen  in  dem  kaum  be- 
festigten Vertrauen  auf  die  Beständigkeit  der  Verhältnisse  in  Oesterreich 
abermals  erschüttert,  sich  nicht  beeilen  würden,  ihre  Gelder  zu  offerieren; 
sie  werden  vielmehr  abwarten  wollen,  ob  und  welche  Garantien  die  neuen 
Zustände  zu  bieten  vermögen.  Wie  groß  die  Verlegenheit  für  die  Finanz- 
verwaltung aus  einem  solchen  Zurückhalten  sein  würde,  bedarf  bei  den 
bekannten  zur  Regelung  der  Valutaverhältnisse  in  Antrag  stehenden  Maß- 
regeln keiner  weiteren  Ausführungen.  Der  Finanzminister  könnte  daher 
für  die  beabsichtigten  Maßregeln  nicht  stimmen. 

Der  Minister  des  Innern  bemerkte  dagegen  in  voller  Uebereinstimmung 
mit  der  Ansicht  des  Ministerpräsidenten,  daß  eine  Aenderung  der  bisherigen 
unhaltbaren  Zustände  eintreten  müsse.     Die  Verfassung  vom  4.  März  war 

Redlich.    I.    Anhang.  i 
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das  Ergebnis  der  damaligen  Zustände.  In  dem  einen  Teile  der  Monarchie 
deliberierte  ein  seiner  Aufgabe  nicht  gewachsener  Reichstag,  in  dem  anderen 
bestand  die  vorige  Verfassung;  es  blieb  der  Regierung  kein  Ausweg,  wenn 
sie  letztere  nicht  aufheben  konnte,  als  das  konstitutionelle  Prinzip  auf  das 
ganze  Reich  auszudehnen.  Die  seither  in  Ungarn  und  im  lombardisch- 
venetianischen  Königreiche  gemachten  Erfahrungen  haben  aber  gelehrt,  daß 
selbst  der  Versuch  mit  der  Ausführung  der  Verfassung  vom  4.  März  nicht 
zu  wagen  sei,  weil  ein  Reichstag  nach  ihren  Prinzipien  berufen,  wegen  der 
divergierenden  Interessen  der  Länder  unmöglich  zusammengehalten  werden 
könnte.  Besser  also,  die  Regierung  gesteht  ihren  damaligen  Irrtum  ein  und 
geht  unter  Darstellung  der  wesentlich  geänderten  Verhältnisse  zu  den  Re- 
formen über,  welche  den  bisherigen  zweifelhaften  und  unsicheren  Zustand 
zu  schließen  geeignet  sind. 

In  der  Hauptsache,  über  .die  Unausführbarkeit  oder  Unangemessenheit 
der  Verfassung  ist  auch  die  Vorstimme  nicht  im  Zweifel;  es  ist  mehr  die 
Frage  der  Opportunität,  welche  ihre  Redenken  erregt  hat.  Aber  der  Minister 
des  Innern  hält  für  die  beabsichtigten  Maßregeln  gerade  den  jetzigen  Zeit- 
punkt für  den  geeignetsten,  wo  im  Auslande  keiner  der  legislativen  Körper 
mehr  versammelt  ist,  eigentlich  politische  Windstille  herrscht  und  die 
Häupter  der  ungarischen  Emigration,  für  den  Augenblick  noch  unter  Auf- 
sicht gehalten,  noch  nicht  vermögen,  ihre  Umtriebe  ungescheut  und  un- 
gehindert zu  entfalten.  Im  Innern  mag  es  allerdings  geschehen,  daß  tin 
Teil  der  Nationalgarden  und  des  Volkes  wegen  der  beabsichtigten  Aende- 
rungen  in  Gärung  gesetzt  wird;  allein  wenn,  wie  nicht  zu  zweifeln,  die 
Maßregeln  .der  Frage  von  allen  Gutgesinnten  Lebhaft  gewünscht  und  erwartet 
werden  und  wenn  die  Behörden  gehörig  informiert  mit  Umsicht  und  Kraft 
vorgehen,  so  ist  nichts  zu  besorgen.  Der  Minister  des  Innern  erklärte  sich 
sonach  nicht  nur  mit  den  beabsichtigten  Erlässen  vollkommen  einverstanden, 
Bonden  stellte  sich  auch  fernerhin,  solange  Seine  Majestät  ihm  das  Aller- 
höchste Vertrauen  zu  schenken  geruhen,  zu  Allerhöchst  dero  Verfügung. 

Der  Kultusminister  erklärte,  nie  ein  Anhänger  des  konstitutionellen 
Systems  gewesen  und  ebenso  von  der  Unausführbarkeit  der  Reichsverfassung 
vom  4.  März  überzeugt  gewesen  zu' sein,  doch  würde  er  zu  den  beabsichtig- 
ten Reformen  auf  einem  anderen  als  dem  vorgeschlagenen  Wege  zu  gelangen 
vermeinen.  Der  Grundfehler  unserer  Zeit  liegt  in  dem  sogenannten  dok- 
trinären System,  in  dem  Bestreben,  eine  Staatsreform  bloß  aus  Theorien  zu 
bilden.  Nach  den  Erfahrungen  der  letzten  zwei  Jahre  ist  man  großenteils 
davon  abgekommen;  man  hat  einsehen  gelernt,  daß  das  Wohl  des  Staates 
auf  der  Befriedigung  praktischer  Bedürfnisse  beruhe.  Hier  nun  wäre  seines 
Erachtens  der  Punkt,  die  entsprechenden  Reformen  anzuknüpfen;  nament- 
lich schiene  ihm  eine  angemessene  Umgestaltung  des  Gemeindewesens  be- 
sonders bezüglich  der  Bezirksgemeinde  einem  fühlbaren  praktischen  Be- 
dürfnisse abzuhelfen  und  wahre  Beruhigung  zu  verbreiten  geeignet  zu  sein. 
Würde  dagegen  die  Sache  bloß  prinzipiell  angegriffen,  so  dürften  die  schon 
vom  Finanzminister  angedeuteten  Bedenken  wohl  zu  beachten  sein.  Be- 
langend die  Allerhöchste  Aufforderung  zum  ferneren  Mitwirken  im  Aller- 
höchsten Dienste  sei  der  Kultusminister  bereit,  seine  Kräfte  Sr.  Majestät 
jederzeit  zur  beliebigen  Verfügung  zu  stellen.  Allein  er  könne  die  Meinung 
nicht  unterd  rücken,  daß  es  nicht  rätlich  und  dienstf  Order  lieh  sei,  noch  der 
Absicht  Sr.  Majestät  auch  bei  der  den  Ministem  nunmehr  zugedachten  Stel- 
lung entsprechen  dürfte,  daß  ein  Minister  auch  dann  noch  in  diesem  Amte 
bleibe,  wenn  seine  Ueberzeugung  mit  wichtigen  Maßnahmen  der  Regierung 
in  Widerspruch  gerate.  In  dieser  Beziehung  erlaubte  sich  der  Kultusminister 
von  Sr.  Majestät  die  Allerhöchste  Gewährung  einer  Bedenkzeit  für  seinen 
endliehen  Bntschlufl  zu  erbitten. 

l><r    Minister    für    Landeskultur    und   der    Kiiegsminlater  teilten    voll- 


3.  Kap. :  D.  Aufhieb,  d.  Verfassung,  d.  PirklamieTung  d.  Absolutismus  usw.  jf  31 

kommen  die  Ueberzeugung,   Ansicht  und  Anträge  des  Ministerpräsidenten 
und  des  Ministers  des  Innern. 

Nachdem  daher  in  Gemäßheit  der  vorstehenden  Abstimmungen  die 
Majorität  des  Ministerrates  sich  mit  den  proponierten  Maßregeln  einverstan- 
den erklärt  hat,  beschränkte  sich  der  nunmehr  zur  Abgabe  seiner  Aeuße- 
rung  eingeladene  Präsident  des  Reichsrates  auf  einige  Bemerkungen  über 
die  vom  Finanzminister  erhobenen  Bedenken. 

In  Betreff  des  persönlichen  aus  der  früheren  Eidesleistung  geschöpften 
Bedenkens  glaubte  der  Reichsratspräsident  erinnern  zu  sollen,  daß  jener  Eid 
nicht  auf  irgendeine  Verfassung,  sondern  in  die  Hände  des  Kaisers  gelegt 
worden;  dem  Monarchen  aber  oder  dessen  Nachfolger  stehe  zuverlässig  das 
Recht  zu,  den  Verpflichteten  des  ihm,  Souverän,  geleisteten  Eides  zu  ent- 
binden. Die  Opportunitäts-  oder  Zeitfrage  belangend,  so  ist  zu  bemerken, 
daß,  wenn  wirklich  trotz  aller  damit  verbundenen  Gefahren,  der  Reichstag 
nach  den  Bestimmungen  der  Verfassung  vom  4.  März  berufen  und  sodann, 
wie  vom  Finanzminister  selbst  zugegeben  und  vorausgesetzt  wird,  aufgelöst 
werden  sollte,  die  Regierung  sich  genau  auf  demselben  Standpunkte  wie 
jetzt,  nämlich  bei  der  Frage  befinden  würde,  was  an  die  Stelle  der  itzt  schon 
von  vorhinein  für  unausführbar  erkannten  Verfassung  zu  treten  habe.  Was 
endlich  in  finanzieller  Beziehung  gegen  die  vorgeschlagene  Maßregel  ein- 
gewendet wird,  kann  wohl  ebensogut  auf  die  gegenwärtigen  Zustände  be- 
zogen werden,  die  eben  jetzt,  wo  eine  Verfassung  gegeben  aber  nicht  aus- 
geführt ist,  den  Geldgebern  kaum  mehr  Sicherheit  gewähren  dürfte,  als 
die  beabsichtigte,  eine  feste  einige  Staatsgewalt  bezielende  Aenderung.  Das 
Vertrauen  aber,  der  Kredit,  richtet  sich  —  unabhängig  von  politischen  In- 
stitutionen —  in  Geldsachen  zunächst  nach  der  Art  und  Weise,  wie  der 
Staat  seinen  Gläubigern  gegenüber  seine  Verbindlichkeiten  erfüllt.  So- 
lange in  dieser  Beziehung  kein  Anlaß  zu  Mißtrauen  gegeben  wird,  dürfte 
es  auch  wohl  nicht  an  zahlreichen  Beteiligungen  bei  den  neuen  Anlehen 
fehlen.  Der  Reichsratspräsident  fände  daher  keinen  genügenden  Grund, 
Sr.  Majestät  eine  Aufschiebung  der  beantragten  Maßregeln  anzuraten. 

Nach  dieser  Erörterung  geruhten  Seine  Majestät  die  Beratung  im  Sinne 
der  Majorität  zu  schließen,  dem  Finanzminister  unter  Allergnädigster  An- 
erkennung seiner  jederzeit  und  besonders  in  den  schwierigsten  Verhält- 
nissen geleisteten  ausgezeichneten  Dienste  das  Bedauern  über  die  Nicht- 
übereinstimmung seiner  Ansicht  mit  den  gemachten  Propositionen  auszu- 
drücken, dem  Kultusminister  unter  Allergnädigster  Zugestehung  der  an- 
gesuchten Bedenkzeit  die  reifliche  Erwägung  der  Verhältnisse,  allen  endlich 
die  strengste  Geheimhaltung  des  Gegenstandes  der  heutigen  Verhandlung 
und  ihres  Ergebnisses  anzuempfehlen. 

Wien,  den  18.  August  1851. 
Fürst  Schwarzenberg, 
Feldmarschal  1  eutnant, 
Ministerpräsident. 

Allerhöchste  Entschließung: 
Ich  nehme  den  Inhalt  dieses  Protokolls  zur  Kenntnis. 
Schönbrunn,  den  3.  Oktober  1851. 

Franz  Josef  m.  p. 

(Das  Protokoll  ist  gezeichnet  von  den  Ministern  Krauß,  Bach,  Thinnfeld, 
Csorich,  Kübeck.  Als  abwesend  bezeichnet  die  Minister:  der  Justiz- 
minister  Dr.  Ritter  von  Krauß  und  der  Handelsminister  Ritter  von  Baum- 
gartner,  dann  Graf  Stadion  und  Freiherr  von  Kulmer.) 

II.  Die  im  Ministerrate  vom  17.  August  gefaßten  Beschlüsse  waren  das 
Ergebnis  der  von  Kübeck  im  Juni  1851  begonnenen  Aktion,  deren  Verlauf 
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EL  Fried  jung  im  ersten  Bande  seiner  Geschichte  Oesterreichs  von  1848 
bis  1800  (S.  464—480)  höchst  lebendig  und  klar  —  zumeist  nach  den 
Papieren  Alexander  Bachs  —  geschildert.  Kübecks  Angriff  gegen  das  Re- 
gierungssystem und  Bachs  Verteidigung  erfolgten  durch  Denkschriften,  auf 
deren  Grundlage  der  Kaiser  seine  Entschlüsse  aufbaute.  Den  Ausgangs- 
punkt bildete  ein  mündlicher  Vortrag  Kübecks  beim  Kaiser,  in  welchem 
wieder  der  „Ministerialdespotismus"  der  Regierung  das  Hauptargument  bil- 
dete: beide  Parteien  suchten  sich,  so  gut  sie  konnten,  des  starken  absolu- 
tistischen Selbstbewußtseins  des  jungen  Monarchen  zu  bedienen,  wie  das, 
soweit  es  die  Minister  betrifft,  aus  den  Ministerratsprotokollen  hervorgeht. 
Die  weiteren  Vorgänge  beruhten  auf  der  großen  Denkschrift  Kübecks  vom 
15.  Juni  1851.  Friedjung  benützte  das  in  Bachs  Nachlaß  befindliche  Exem- 
plar :  in  den  Kabinettsakten  ist  sie,  soweit  ich  sehen  konnte,  nicht  vorhanden. 
Neuestens  aber  hat  H.  Schütter  sie  in  seinem  oft  angeführten  Buche: 
Versäumte  Gelegenheiten,  Zürich-Wien  1920,  vollständig  abgedruckt  (An- 
hang S.  205 — 222),  und  ich  unterlasse  daher  den  Abdruck  aus  Gründen  der 
Raumersparnis.  Friedjung  hat  den  Gedankengang  der  Kübeckschen  Staats- 
schrift trefflich  dargelegt:  das  Entscheidende  darin  ist  die  uns  schon  aus 
den  sonstigen  Aeußerungen  Kübecks  wohlbekannte  Vorstellung,  daß  die 
Regierung  Schwarzenberg-Bach  selbst  regiere,  statt  den  Kaiser  regieren  zu 
lassen.  Ich  bin  doch  immer  wieder  —  wie  schon  oben  im  Text  —  versucht, 
diese  wahrhaft  unheilvollen  Ideen  Kübecks  als  schrullenhafte  Reaktion  des 
Greises  gegen  die  Revolution  und  ihre  Folgen  aufzufassen  und  mir  auf 
solche  Weise  erklärlich  zu  machen.  Der  einzige  Monarch,  der  in  Kübecks 
Zeit  wirklich  als  Selbstherrscher  mit  größter  persönlicher  Kraft  zu  regieren 
vermochte,  ist  Napoleon  gewesen:  hätte  der  „alte"  Kübeck  zur  Zeit  Kaiser 
Franzens,  wie  ihn  die  „Tagebücher"  zeigen,  diesem  Monarchen  je  ein  sol- 
ches wirkliches  Selbstherrschertum  mit  günstigen  Erfolgen  zugetraut? 
Seine  Tagebücher  verneinen  diese  Frage  unbedingt.  Und  warum  sollte  der 
„kaiserliche  Jüngling"  von  1851  imstande  sein,  das  kaum  dem  Zu- 
sammenbruch durch  die  Revolution  entgangene  Gesamtreich  glücklich  aus 
den  eigenen  Entschlüssen  heraus  zu  regieren?  Die  unten  abgedruckte 
Denkschrift  des  Ministers  Grafen  Buol  von  1859  zeigt,  wenn  auch  in 
schonungsvoller  Sprache,  welche  Schäden  das  absolutistische  Regieren  des 
jungen  Franz  Josef  besonders  in  der  obersten  Regierungssphäre  angerichtet 
hat.  —  Die  zweite  Denkschrift,  die  Fried  jung  a.  a.  O.  S.  768  erwähnt, 
habe  ich  nicht  zustande  bringen  können,  ebensowenig  das  von  Kübeck  gegen 
Krauß,  den  Finanzminister,  gerichtete  Memoire.  In  den  Akten  des  Mi- 
nisterrates ist  hiervon  ebensowenig  vorhanden  als  von  der  Denkschrift 
A.  Bachs,  die  Friedjung  S.  479  anführt.  Für  die  weiteren  Stadien  des 
Prozesses  der  Aufhebung  der  Märzverfassung  sind  wieder  Denkschriften 
von  Kübeck  und  Alexander  Bach  von  größter  Bedeutung.  Die  erstere  er- 
liegt mit  der  Angabe  des  Namens  des  Verfassers  und  mit  dem  Titel: 
„Skizzierung  einiger  Ideen  über  den  künftigen  politischen  Organismus  des 
österreichischen  Kaiserstaates"  versehen  im  Ministerratsprotokolle  vom 
17.  Dezember  1851  Z.  4242.  Ebendaselbst  liegt  auch  eine  Denkschrift 
Alexander  Bachs:  „Andeutungen  über  die  bei  der  Revision  der  Verfassungs- 
urkunde zur  Erörterung  kommenden  Punkte"  in  dem  Akt.  Jedoch  ist  dies 
nicht  die  ganze  von  Friedjung  im  Nachlasso  Bachs  gefundene  Denkschrift, 
Modern  nur  deren  programmatischer  zweiter  Teil.  —  Kübecks  ebengenannte 
kurze  Denkschrift  ist  von  Adolf  Beer  in  Beiner  Schrift  „Kiibeck  und 
M.'ttcrnich"  S.  47  vollinhaltlich  veröffentlicht,  weshalb  hier  der  Abdruck 
unterbleibt  Dach-  Memorandum  ist  von  Friedjung  B.A.O.S.510  512  leider 
nur  in  einigen  Stellen  abgedruckt  Ich  lasse  hier  den  Text  derselben,  eoweil 
er  in  «lern  beim  Miatotei'mtepiotokoH  erliegenden  Aktenstück  enthalten  ist. 
■bvi  i  kürzt  tohjen. 
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III.    Andeutungen  über  die  bei  der  Revision  der  Verfassungsurkunde 

zur  Erörterung  kommenden  Punkte. 

Vom   Minister    des    Innern    Dr.   Bach. 

1.  Die  allerhöchsten  Handschreiben  vom  20.  v.  M.  haben  den  Bestand' 
der  Verfassungsurkunde  vom  4.  März  1849  in  Frage  gestellt,  und  dadurch 
virtuell  deren  Suspension  verfügt,  deren  wirkliche  Aufhebung  ist  aber 
formell  noch  nicht  ausgesprochen.  Dieselbe  besteht  daher  rechtlich  und 
tatsächlich  noch  in  Kraft  und  ist  als  Gesetz  bis  zu  ihrer  formellen  Auf- 
hebung zu  achten.  Hierdurch  entsteht  ein  höchst  bedenkliches  Zwitter- 
verhältnis, dessen  Dauer  möglichst  abgekürzt  werden  muß. 

In  der  gedachten  Urkunde  sind,  wie  später  gezeigt  werden  wird,  ver- 
schiedenartige Bestimmungen  zusammengefaßt,  von  denen  viele  ganz  ent- 
fallen, andere  dagegen  —  wenn  auch  in  anderer  Form  —  aufrecht  bleiben 
dürften. 

Eine  allerhöchste  Willensbestimmung,  welche  über  alle  diese  Punkte 
sich  ausspricht  und  über  die  Frage  des  Bestandes  auch  formell  und  end- 
gültig verfügt,  ist  unter  solchen  Verhältnissen  ein  dringendes  Bedürfnis  für 
die  richtige  Orientierung  der  Staatsdiener,  sowie  aller  übrigen  Staats- 
angehörigen. 

2.  Die  dießfalls  verheißene  allerhöchste  Willensbestimmung  soll  aber 
nicht  bloß  die  Aufhebung  der  Verf  assungsurkunde  aussprechen,  son- 
dern sich  auch  über  das  Wesen  der  zu  erwartenden  neuen  Institutionen 
verbreiten. 

3.  Hiebei  kommt  vor  Allem  der  Inhalt,  dann  die  Form,  endlich 
der  Zeitpunkt  für  die  Erlassung  jenes  allerhöchsten  Willensausspruches 
in  Frage. 

4.  Um  für  den  Inhalt  den  leitenden  Standpunkt  zu  gewinnen, 
müssen  zunächst  die  wesentlichen  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde 
und  des  damit  in  untrennbarem  Zusammenhange  stehenden  Allh.  Patentes 
vom  4.  März  1849  über  die  politischen  Rechte  einer  näheren  Sichtung  und 
Erörterung  unterzogen  werden. 

5.  Dieselben  lassen  sich  auf  drei  Hauptgesichtspunkte  zurückführen,  je 
nachdem  der  privatrechtlich-  oder  administrativ-legis- 
lative, oder  aber  der  constitutive  Charakter  vorwaltend  ist. 

I.    Privatrechtlich-legislative   Bestimmungen. 

6.  Zu  den  Bestimmungen  von  vorwaltend  privatrechtlichem  Charakter 
gehören  diejenigen,  welche  die  persönlichen  oder  sachlichen  Rechts- 
beziehungen der  oesterreichischen  Staatsangehörigen  regeln.  Diese  sind 
zum  größten  Teile  bereits  rechtlich  und  tatsächlich  in  Wirksamkeit.  Es 
wird  zu  erwägen  sein,  ob  und  in  welchem  Umfange  selbe  aufrecht  bleiben, 
und  gleichzeitig  mit  der  Aufhebung  der  Verfassungsurkunde  der  darüber 
maßgebende  Allh.  Willensausspruch  zu  erfolgen  haben. 

7.  Einzeln  aufgefaßt  dürften  hierunter  zu  reihen  sein  die  Bestimmungen 

a.  über  ein  allgemeines  österreichisches  Staatsbür- 
gerrecht samt  dessen  Folgerungen :  der  Freizügigkeit  der  Person  und 
des  Vermögens  innerhalb  der  Grenzen  des  österreichischen  Staatsgebiethes, 
der  gleichmäßigen  Berechtigung  zur  Erwerbung  von  Liegenschaften  und  zur 
Ausübung  gesetzlich  erlaubter  Erwerbszweige,  der  gleichmäßigen  Vollzieh- 
barkeit  der  von   österreichischen   Gerichten   gefällten  Urtheile  etc.   etc. 

b.  über  die  gleichmäßige  Zugänglichkeit  der  öffent- 
lichen Aemter  und  Staatsdienste  für  alle  dazu  gesetzlich  Befähigten. 

c.  die  Aufhebung  des  Unterthänigkeitsverbandes 
und  des  Grundbelastungszwanges. 

8.  Gegen  die  Aufrechthaltung  dieser  Bestimmungen  dürfte  kein  An- 
stand obwalten,  da 


iS4  Etar  n^ue  Absolutismus  u.  d.  Entwickl.  d.  Osten-.  ProbLems  v.  1849 — 1859. 

a.  die  erste  nur  eine  Folge  der  ausgesprochenen  Einheit  des 
Reiches  ist; 

b.  die  zweite,  mit  Ausnahme  von  Ungarn  etc.,  von  jeher  Grundsatz 
der  österreichischen  Regierung  war; 

c.  die  dritte  bereits  von  Sr.  Majestät  als  im  vollen  Umfange  aufrecht, 
bleibend  erklärt  wurde. 

Eine  besondere  Allh.   Weisung,  worin 

ad  a.  die  baldige  Vorlage  des  bereits  ausgearbeiteten  Gesetzentwurfes 
über  die  Staatsbürgerschaft  dem  Ministerium  zur  Pflicht  gemacht; 

ad  b.  die  Beachtung  des  dießfälligen  Grundsatzes  bei  Besetzung  der 
Staatsdienststellen  neuerlich  eingeschärft; 

ad  c.  die  Einsetzung  einer  eigenen  Hofcommission  zur  beschleunigten 
Durchführung  des  Grundentlastungsgeschäftes  in  allen  Kronländern  verfügt 
würde,  dürfte  jedem  Zweifel  und  jeder  Beunruhigung  völlig  begegnen. 

9.  In  die  gedachte  Kathegorie  gehören  ferner 

d.  die  Bestimmungen  über  die  Gewährung  der  bür- 
gerlichen Rechte  für  die  Bekenner  des  bis  zur  Erlas- 
sung der  Verfassungsurkunde  im  Bereiche  der  ganzen 
Monarchie,  oder  in  einzelnen  Kronländern  nur  gedul- 
deten katholischen  christlichen  Glaubens,  und  der 
Juden. 

10.  Von  diesen  Bestimmungen  dürfte  wohl  nur  jene  der  Gleichstellung 
der  Juden  in  Frage  kommen. 

In  Betreff  der  bürgerlichen  Berechtigung  der  nicht  katholischen  christ- 
lichen Glaubensgenossen  (namentlich  der  nicht  unirten  Griechen,  dann  der 
evangelischen  Cultusgenossen  helvetischer  und  augsburgischer  Confession) 
dürfte  eine  beruhigende  Erklärung  Sr.  Majestät,  allenfalls  in  der  Form  einer 
dem  Ministerium  die  baldige  Vorlage  der  auf  die  Regelung  dieser  Ange- 
legenheit Bezug  nehmenden  Anträge  zur  Pflicht  machenden  Verordnung  am 
Platze  sein. 

II.    Administrativ-legislative   Bestimmungen. 

1 1 .  Die  vorzugsweise  administrativen  Anordnungen  der  Ver- 
fassungsurkunde beziehen  sich  theils  auf  gewisse  organische  Institu- 
tionen in  der  Verwaltung,  theils  enthalten  sie  allgemeine  Grund- 
sätze als  leitende  Gedanken  für  die  Gesetzgebung  in  den  verschiedenen 
Ver  waltun  gszweigen. 

A.  Organische  Institutionen  für  die  Verwaltung. 

12.  In  diese  Kathegorie  gehören 

im   Bereiche  der   Central  ver  waltung 

1.  der  Ministerrath 

2.  der  Reichsrath 

3.  das  Reichsgericht 

4.  der  Rechnungshof. 

13.  Die  neuen  Bestimmungen  über  den  Ministerrath  und  den  Reichs- 
rath sind  bereits  von  Sr.  Majestät  erflossen;  es  haben  daher  die  bezüglichen 
Anordnungen  der  Verfassungsurkunde  lediglich  zu  entfallen. 

14.  Ob  die  Institution  des  Reichsgerichtes  auch  jetzt  noch  als 
nützlich  sich  darstelle,  wird  einen  Gegenstand  der  Erwägung  zu  bilden 
haben.  Jedenfalls  könnte  dasselbe  nur  als  Specialgericht  über  den  Hoch- 
verrath  und  allenfalls  über  die  Dienstesverbrechen  gewisser  höherer  Funk- 
tionare aufrechterhalten  werden.  Seine  Competenz  al9  Schiedsgericht  in 
den  Streitfällen  zwischen  dem  Reiche  und  den  Kronländern,  oder  zwischen 
den  Letzteren,  und  als  oberster  Wächter  der  politischen  Rechte  müßte  ent- 
fallen. 

16.  Die  Institution  des  Rechnungshofes  hat  bereits  in  der  ober- 
sten   Centralbehürde    (dem    Generalrechiiun^><lirr<torium)    ihren    Ausdruck. 
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16.  ß.    Im  Bereiche  der  Kronlandsverwaltung  kommt 

1.  die  Institution  der  Statthalter  als  der  Stellvertreter  des  Landes- 
fürsten in  den  Kronländern,  und 

2.  die  Organisation  des  Gemeindewesens  (Orts-ßezirks-Kreisgemeinde) 
in  Frage. 

17.  Bei  der  endlichen  Feststellung  des  Wirkungskreises  der  Statthalter 
wird  vornämlich  der  Grundsatz  zur  Richtschnur  zu  dienen  haben,  daß  der 
Statthalter  in  der  That  und  allseitig  der  Stellvertreter  des  allerhöchsten 
Landesfürsten  in  dem  seiner  Leitung  anvertrauten  Kronlande,  und  ihm 
auch  rücksichtlich  aller  übrigen  nicht  rein  der  politischen  Sphäre  ange- 
höriger  Zweige  der  Civil  Verwaltung  ein  angemessener  Wirkungskreis  ein- 
geräumt werde. 

Die  über  diesen  Gegenstand  von  Sr.  Majestät  bereits  angeordnete  Be- 
rathung  wird  die  Gelegenheit  biethen,  denselben  erschöpfend  zu  erledigen. 

18.  Den  verschiedenen  Gattungen  von  Gemeinden  ist  in  der  Ver- 
fassungsurkunde eine  selbständige  Bewegung  in  ihren  eigenen  Angelegen- 
heiten gewährt. 

Die  erlassenen  Städteordnungen  und  das  Gemeindegesetz  geben  diesem 
allgemeinen  Grundsatze  einen  bestimmten  Ausdruck.  Die  Städteordnungen 
haben  in  ihrer  Ausführung  im  wesentlichen  zu  keiner  bedenklichen  Wahr- 
nehmung Veranlassung  gegeben;  dagegen  bedarf  das  allgemeine  Gemeinde- 
gesetz einer  durchgreifenden  Revision,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die 
nothwendige  Trennung  der  Städte-  und  Landgemeinden,  dann  die  Be- 
achtung der  Interessen  des  großen  Grundbesitzes  und  die  geringe  Eignung 
von  Landgemeinden  zur  Besorgung  der  ihnen  zugewiesenen  administrativen 
Geschäfte. 

In  welcher  Art  diese  Revision  auszuführen  wäre,  muß  einer  besonderen 
Erörterung  vorbehalten  bleiben;  hier  soll  nur  erwähnt  werden,  daß  diese 
Angelegenheit  wesentlich  von  dem  Standpunkte  der  eigenthümlichen  Be- 
dürfnisse der  einzelnen  Kronländer  behandelt  werden  müsse,  daher  vor- 
läufig nur  die  allgemeinen  leitenden  Grundsätze  festzustellen,  und  darüber 
das  Gutachten  der  Statthalter  einzuholen  wäre,  wornach  dann  erst  diese 
Angelegenheit  kronlandsweise  zur  endlichen  Erledigung  gebracht  werden 
kann. 

Zu  gleicher  Zeit  wird  auch  die  Frage  der  Bildung  von  Kreis-  oder  Be- 
zirksausschüssen (Collegien)  grundhältig  zu  erörtern,  und  in  ähnlicher 
Weise,  wie  die  Revision  des  Gemeindegesetzes,  zum  Abschlüsse  zu  bringen 
sein.  —  Ein  Allh.  Auftrag  an  das  Ministerium,  welcher  demselben  allenfalls 
unter  Bezeichnung  gewisser  allgemeiner  Gesichtspunkte  die  sofortige  Be- 
rathung  dieser  wichtigen  Fragen  zur  Aufgabe  stellte,  würde  vorläufig  in 
dieser  Beziehung  genügen. 

B.  Allgemeine   legislative   Grundsätze. 

19.  Zu  den  in  der  Verfassungsurkunde  vom  4.  März  1849  enthaltenen 
allgemeinen  Gesetzgebungsmaximen  gehören 

I.  in  der  Justizverwaltung: 
der  Grundsatz 

a.  der  Trennung  der  Verwaltung  von  der  Rechtspflege  ; 

b.  der  Gemeinsamkeit  der  Civil-  und  Strafgesetzgebung  für  das  ganze 
Reich; 

c.  der  Gleichhaltung  aller  Staatsangehörigen  vor  dem   Gesetze; 

d.  die   Gleichstellung  in  Betreff  des  persönlichen  Gerichtsstandes, 

e.  der  Mündlichkeit  und  Öffentlichkeit  im  Verfahren, 

f.  im  Strafverfahren  der  Anklage  proceß  und 

g.  das  Geschwornengericht  für  bestimmte  Fälle  von  Verbrechen  und 
Vergehen ; 

h,  der  Grundsatz  der  Unabsetzbarkeit  der  Richter. 
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20.  a<l  a.  Wäre  zu  erwägen,  ob  nicht  der  Grundsatz  der  Trennung  der 
Verwaltung  von  der  Rechtspflege  in  der  untersten  Linie  aufgegeben  werden 
sollte.  —  Dieß  würde  die  Möglichkeit  geben,  einen  mehrfach  gefühlten 
Mangel  der  dermaligen  Verwaltungsorganisation,  nämlich  der  Thefluug  des 
administrativen,  judiciellen  und  financiellen  Wirkungskreises  wirksam  zu 
begegnen,  und  die  Verwaltung  eben  in  den  untersten,  der  Bevölkerung  zu- 
nächst stehenden  Organen  concentrischer  und  wohlfeiler  als  bisher  zu  ge- 
stalten. 

Würde  sich  für  die  angedeutete  Modifikation  des  gedachten  Grund- 
satzes entschieden,  so  wäre  der  ganze  Justiz-,  Verwaltungs-  und  Steuer- 
Organismus,  mit  Rücksicht  hierauf  und  die  besonderen  Verhältnisse  der  ein- 
zelnen Kronländer  einer  eindringlichen  Erwägung  zu  unterziehen,  und  nach 
Einholung  der  Gutachten  der  Landesbehörden  die  weiteren  Anträge  Sr. 
Majestät  zu  erstatten,  zu  welchem  Ende  eine  Allh.  diese  Verhandlung  an- 
ordnende Weisung  an  das  Ministerium,  die  die  fragliche  Modifikation  im 
Grundsatze  ausspräche,  zu  erlassen  wäre. 

20.  ad  b.  Die  mögliche  Gemeinsamkeit  der  Civil-  und  Strafgesetzgebung 
im  ganzen  Reiche  ist  nur  eine  Folgerung  aus  dem  Grundsatze  der  Einheit 
des  Reiches. 

Hiebei  kommt  die  Ausdehnung  der  österreichischen  Civil-  und  Straf- 
gesetzgebung auf  die  Länder  der  vormals  ungarischen  Krone,  dann  die  Er- 
lassung der  Aviticitätsgesetze  besonders  in  Frage. 

In  beiden  Beziehungen  dürfte  es  angemessen  sein,  wenn  eine  Allh. 
Verfügung  erflösse,  welche  die  beschleunigte  Vorlage  der  dießfälligen  Ge- 
setzesentwürfe, namentlich  der  noch  nicht  an  den  Reichsrath  gelangten 
Theile  des  bürgerlichen  Gesetzbuches,  dann  des  Civilverfahrens  und  des 
Strafverfahrens,  dem  Ministerium  und  soweit  selbe  in  der  Berathung  des 
Reichsrathes  stehen,  wie  das  Aviticitätsgesetz,  einige  Theile  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches,  das  Strafgesetz,  dem  Letzteren  zur  Pflicht  gemacht 
w  ürde. 

In  das  Strafgesetz  werden  aus  Anlaß  zu  erwartender  veränderter  Be- 
stimmungen über  das  Vereinsrecht,  noch  einige  ergänzende  Bestimmungen 
aufzunehmen  und  das  Strafverfahren  nach  Maßgabe  der  über  den  Bestand 
der  Geschwornengerichte  und  den  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit,  Münd- 
lichkeit und  des  Anklageprocesses  zu  fassenden  Beschlüsse  in  einer  für  das 
ganze  Reich  passenden  Ausgabe  neuerlich  zu  bearbeiten  sein. 

In  Betreff  des  Eherechtes  wird  sich  über  den  Grundsatz  zu  einigen 
sein,  nach  welchem  dasselbe  für  die  Länder  der  ehemaligen  ungarischen 
Krone   zu  behandeln  sein  wind. 

21.  ad  c.  Die  Gleichstellung  der  österreichischen  Staatsbürger  vor  dem 
Gesetze  ist  ein  von  jeher  die  österreichische  Gesetzgebung  durchdringender, 
übrigens  theoretischer  Grundsatz,  der  in  Hinkunft  auch  im  ganzen  Reiche 
Geltung  behalten  wird. 

22.  ad  d.  Das  Gleiche  dürfte  von  dem  Grundsätze  der  Gleichstellung 
in  Betreff  des  persönlichen  Gerichtsstandes  gelten. 

Eine  besondere  Verfügung  hierüber  (ad  c.  und  d.)  scheint  entbehrlich. 

23.  ad  e.  Der  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit  hat  bis- 
her nur  in  dem  Strafverfahren  Geltung  erhalten.  Das  Civilverfahren  be- 
steht unverändert,  und  hat  sich  bisher  auch  kein  dringendes  Bedürfnis  einer 
Aenderung   herausgestellt. 

Bfl  wird  EU  erwägen  sein,  in   welchem  Umfange  dieser  Grundnetz,  Sowie 

ad  f.  der  des  Anklageprocesses,  dann 

ad   g.  ob  die   Geschworenengerichte  aufrecht  zu  bleiben  haben,  und  ob 

d  Betreu  der  enteren  (ad  e.  und  f.)  nicht  etwa  angezeigt  wäre,  das 
mündliche  und  öffentliche  Verfahren  auf  die  Verbrechen  und  allenfalls 
schweren  Vergehen  zu  beschränken,  wodurch  die  Möglichkeit  geboten  würde, 
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die  Aburtheilung  der  geringeren  Vergehen  und  der  Uebertretungen  den 
untersten  Organen  zu  überlassen,  und  dadurch  nicht  unbedeutende  Er- 
sparungen in  dem  Justizetat  zu  erzielen. 

24.  ad  h.  Der  Grundsatz  der  Unabsetzbarkeit  der  Richter  dürfte  durch 
die  Allh.  Handschreiben  vom  20.  v.  M.  beseitiget  erscheinen,  da  die  hier- 
durch den  Staatsdienern  und  somit  auch  den  Richtern  angewiesene  Stellung 
sich  mit  einer  derartigen  Ausnahmebegünstigung  der  richterlichen  Beamten 
nicht  wohl  vereinigen  lassen  dürfte.  Da  übrigens  das  bezügliche  organische 
Gesetz  noch  nicht  in  Wirksamkeit  ist,  so  würde,  falls  der  gedachte  Grund- 
satz aufgegeben  würdei,  das  in  dier  Beraubung  befindliche  Staatsdiene;rgesetz 
dann  mit  einigen  durch  die  besonderen  Pflichten  und  die  nöthige  Un- 
abhängigkeit des  Richterstandes  gerechtfertigten  Modifikationen  auch  auf 
die  richterlichen  Beamten  Anwendung  zu  finden  haben. 

Eine  Allh.  Anordnung  dürfte  die  Berathung  dieses  Gegenstandes,  sowie 
des  früher  besprochenen  über  das  Strafverfahren  und  die  Geschwomen- 
gerichte,  besonders  empfehlen. 

II.  In  Betreff  der  Kriegsverwaltung. 

25.  Kommt  die  allgemeine  Wehrverpflichtung  in  Frage,  deren 
Aufrechthaltung  keinem  Anstände  unterliegen  kann,  und  es  wäre  nur  zu 
wünschen,  daß  über  die  für  einen  Theil  der  Monarchie  noch  bestehende 
Landwehrpflicht  eine  Allh.  Entschließung  erfolge. 

III.  In  der  Finanzverwaltung. 

26.  a.  Die  gleichmäßige  Verpflichtung  aller  Staats- 
angehörigen zu  den  landesfürstlichen  S feuern  und  Ab- 
gaben, und 

b.  die  Oeffentlichkeit  des  Staatshaushaltes. 

Beide  Grundsätze  sind  so  innig  verwebt  mit  der  nachhaltigen  Befestigung 
des  Staatscredites,  daß  darüber  keine  Erörterung  nöthig  erscheint. 

In  der  letzteren  Beziehung  dürfte  vielmehr  noch  auf  eine  bleibende  Ge- 
währ bietende  Institution  fürzudenken  sein,  und  wird  hierüber  unten  nähere 
Andeutung  folgen. 

IV.    In  der    Zoll-  und    Handelsgesetzgebung. 

27.  Kommt  die  Einheitlichkeit  des  Zoll-  und  Handels- 
gebiethes. 

V.  In  den  Angelegenheiten  des  Cultus  und  Unterrichts. 

28.  a.  Der  Grundsatz  der  Freiheit  der  Kirche, 

b.  das  staatsrechtliche  Verhältnis  der  durch  die  §§  1  und  2 
des  Patentes  vom  4.  März  1849  im  Vollgenusse  der  bürgerlichen  Rechte 
zugelassenen  früher  bloß  geduldeten  nichtkatholischen  christlichen  Con- 
fessionen  und  der  Juden, 

c.  der  Grundsatz  der  Lehr-  und  Lernfreiheit,   und 

d.  der  zugesicherte  Schutz  der  nationalen  Entwick- 
lung der  einzelnen  Volksstämme  in   Frage. 

29.  In  allen  diesen  Beziehungen  ist  es  nöthig,  daß  für  die  Zukunft  ein 
bestimmtes  Princip  festgestellt  werde,  als  leitende  Norm  für  alle  Voll- 
ziehungsorgane und  für  die  dem  Ministerium  zugewiesene  Initiative  in  Ge- 
setzgebungs-Anträgen. 

Endlich   gehören   hieher 

VI.   die   sogenannten    politischen    Rechte,   und   zwar: 

30.  1.    die  Freiheit  der  Presse, 

2.  das  Petitionsrecht, 

3.  das  Vereins-  und  Associationsrecht, 

4.  die  Gewähr  der  persönlichen  Freiheit  gegen  willkürliche  Verhaftung, 

5.  der  Schutz  des  Hausrechtes  und 

6.  des  Briefgeheimnisses. 

31.  Hievon  gewärtiget 
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1.  die  Presse  ihre  Regelung  durch  die  dem  Reichsrathe  zur  Be- 
rathung  vorliegende  Preßordnuug,  deren  Entwurf  jedoch  einer  neuerlichen 
Erwägung  zu  unterziehen  wäre,  da  namentlich  das  Concessionswesen  nun- 
mehr ein  Bedürfniß  geworden  ist. 

2.  Das  Petitionsrecht  ist  ein  rein  theoretischer  Begriff.  Zu 
dem  Landesfürsten  von  Oesterreich  konnte  von  jeher  jeder  Bittende  Zutritt 
finden,  hiezu   bedarf  es  keiner  besonderen   gesetzlichen   Gewähr. 

3.  Das  Vereins-  und  Associationsrecht  ist  in  der  Auf- 
fassung des  Patentes  vom  4.  März  1849  glücklicherweise  nie  in  Wirksam- 
keit getreten.  Es  wäre  das  bestehende  Gesetz  vom  13.  März  1849  ganz 
aufzuheben,  und  die  älteren  Vereinsdirectiven  v.  J.  1843  für  die  ganze 
Monarchie  in   Wirksamkeit  zu  setzen. 

Die  ad  4  bis  6  erwähnten  Bestimmungen  über  Schutz  der  persönlichen 
Freiheit  gegen  Haftnahme,  des  Hausrechtes  und  Briefgeheimnisses  gehören 
in  die  Gesetzgebung  über  das  Strafverfahren,  und  werden  dort  ihre  ge- 
eignete Erledigung  innerhalb  der  durch  die  Rücksicht  auf  die  allgemeine 
Staatssicherheit  gezogenen  Grenzen  zu  finden  haben. 

C.   Constitutive  Bestimmungen. 

32.  Die  Bestimmungen  dieser  Kathegorie  sind  zumeist  durch  die  Allh. 
Handschreiben  vom  20.  August  betroffen. 

Dahin  gehören  die  Bestimmungen 

1.  über    die  Einheit  des  Reiches, 

2.  über  die  Selbständigkeit  der  einzelnen  Kronländer, 

3.  über  die  Ausübung  der  Regierungsgewalt  durch  den  Monarchen, 

4.  über  die  Mitwirkung  von  parlamentarischen  Körpern  (des  Reichs- 
tages in  den  Angelegenheiten  des  Reiches,  der  Landtage  in  den  Kronländern 
in  den  Landesangelegenheiten  derselben)  bei  Ausübung  der  gesetzgebenden 
Gewalt. 

33.  Von  diesen  organischen  Bestimmimgen  sind 

ad  1.  die  Grundsätze  der  Staatseinheit,  sowie  der  monarchi- 
schen Gestaltung  durch  die  Allh.  Handschreiben  vom  20.  August 
nicht  nur  aufrecht  erhalten,  sondern  vielmehr  als  unverrückbare  Grundlag«3 
aller  weiteren  Berathungen  in  der  Verfassungsfrage  vorgezeichnet  worden. 

34.  Ebenso  dürfte  ad  2  die  Wahrung  und  organischeWeiter- 
ent  wicklung  des  provinziellen  Elementes  in  den  Kron- 
ländern innerhalb  der  durch  die  Staatseinheit  gebotenen  Grenzen,  sowie 
deren  in  der  Verfassungsurkunde  ausgesprochene  territoriale  A  b  - 
gränzung  keiner  Frage  unterliegen. 

Die  in  letzterer  Beziehung  noch  ungelöste  Frage  der  eventuellen  Ein- 
verleibung von  Dalmatien  und  Kroatien  und  Slavonien,  und  jene  der  Woi- 
wodschaft Serbien  und  des  temescher  Banales  mit  einem  anderen  KronlaiwV 
wird  seiner  Zeit,  wenn  für  diese  Gebiete  eigene  Landes-Collegien  in  Wirk- 
samkeit sein  werden,  auf  dem  bisher  vorgesehenen  Wege  zur  Entscheidung 
gebracht  werden  können. 

35.  Dagegen  haben  ad  3.  und  4.  die  Bestimmungen  der  Verfassungs- 
urkunde, welche  die  Theilung  der  Regierungsgewalt,  namentlich  die  Thei- 
lung  der  gesetzgebenden  Gewalt,  sei  es  nun  in  Reichs-  oder  Landesange- 
legenheiten, aussprechen,  und  diesem  Principe  durch  entsprechende  orga- 
nische Institutionen  (den  Reichstag  und  die  Landtage,  dann  das  verantwort- 
liebe  Ministerium)  praktischen  Ausdruck  verleihen,  gänzlich  zu  entfallen,  da 
dieselben  mit  der  ungeteilten  Machtvollkommenheit,  welche  der  Monarch 
nunmehr  wieder  in  seiner  Person  vereinigt,  nicht  vereinbar  erscheinen. 

36.  Hiernach  würden  aber  auch  die  in  Ausführung  des  IX.  Abschnittas 
der  Reichsverfassung  erlassenen  Landesverfassungen  außer  Wirksamkeit  zu 
treten  haben,  da  diese  ebenfalls  auf  dem  Grundsätze  der  Theilung  der  ge- 
setzgebenden Gewalt  beruhen. 
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37.  Wird  in  folgerechter  Durchführung  des  rein  monarchischen  Prin- 
cipes  der  Wegfall  der  Reichsverfassung  und  der  darauf  begründeten  Landes- 
verfassungen ausgesprochen,  so  ist  es  nothwendig,  daß  gleichzeitig,  wenn 
auch  nur  in  den  allgemeinsten  Umrissen,  ein  Alln.  Willensausspruch  dar- 
über erfolge,  welche  Institutionen  in  Zukunft  den  Völkern  Oesterreichs  die 
Beruhigung  gewähren  sollen,  daß  sie  ihre  Interessen  und  Bedürfnisse  durch 
unabhängige,  nicht  rein  beamtlich  organisierte  Körperschaften  vor  dem 
Throne  des  Monarchen  zur  Geltung  bringen  können. 

38.  Es  ist  dieß  um  so  wichtiger,  als  sonst  mit  dem  Wegfall  der  neuen 
Verfassungen  die  alten  ständischen  Verfassungen  wieder  in  rechtliche  Wirk- 
samkeit treten  und  sonach  auch  die  in  denselben  ruhenden  Beschränkungen 
der  monarchischen  Gewalt,  welche  namentlich  in  Ungarn  in  Bezug  auf  das 
Recht  der  Besteuerung  und  die  Ergänzung  des  Heeres  bis  in  die  neueste 
Zeit  grundsätzlich  und  thatsächlich  festgehalten  wurden,  wieder  aufleben 
würden. 

39.  Es  wird  daher  zu  erwägen  sein,  nach  welchem  Grundsatze  jene 
politischen  Institutionen,  welche  in  Zukunft  Seine  Majestät  Ihren  Völkern 
zu  gewähren   beschließen  werden,  eingerichtet  werden  sollen. 

40.  Von  dem  Standpunkte  der  rein  monarchischen  Gestaltung  werden 
sich  hiezu  nur  solche  berathende  Körperschaften  eignen,  welche  aus 
den  wesentlichsten  Faktoren  der  Gesellschaft  zusammengesetzt  und  dem  be- 
irrenden Einflüsse  der  Tagesmeinung  entrückt  im  Stande  wären,  über  die 
ihnen  von  dem  Monarchen  vorgelegten  Berathungsgegenstände  ihre  reiflich 
erwogenen  Gutachten  abzugeben,  und  dadurch  die  Regierung  in  den  Stand 
zu  setzen,  alle  wichtigeren  Verfügungen  in  der  Gesetzgebung  mit  der  mög- 
lichsten Beachtung  aller  Interessen  zu  treffen. 

41.  Diese  berathenden  Körperschaften  wären  in  den  Kronländern  mit 
Beachtung  der  früheren  ständischen  Korporationen  aus  Mitgliedern  des  be- 
güterten Herren-  und  Ritterstandes,  der  hohen  Geistlichkeit,  der  Abgeord- 
neten der  Stadt-  und  Landgemeinden  (wovon  erstere  aus  den  betreffenden 
Gemeinderäthen,  letztere  aus  den  zu  bildenden  Bezirks-  oder  Kreis-Kolle- 
gien, mit  Ausschließung  aller  direkten  Wahlagitationen,  hervorzugehen 
hätten)  etwa  mit  besonderer  Beachtung  der  durch  besondere  Körperschaften 
vertretenen  Interessen  des  Handels-,  Gewerbsstandes  und  der  Wissenschaft 
und  Volksbildung  zu  bilden.  Sie  hätten  sich  nur  über  Berufung  des  Landes- 
fürsten zu  versammeln,  und  wären  in  ihrer  Competenz  auf  die  landesfürst- 
lichen Vorlagen  und  jene  Gegenstände  zu  beschränken,  zu  deren  Behandlung 
die  Bewilligung  des  Landesfürsten  besonders  ertheilt  würde. 

Ihre  Geschäftsordnung  wäre  in  der  Art  zu  regeln,  daß  die  Berathungen 
frei  und  unabhängig  von  dem  Einflüsse  der  Tagesmeinung  gepflogen  würden. 
Als  Vorsitzender  wäre  von  Sr.  Majestät  ein  eigener  Landesmarschall  (der 
auch  der  Statthalter  sein  könnte)  unter  dem  landesherkömmlichen  Titel  zu 
bestimmen. 

42.  Außerdem  wären  in  jedem  Kronlande,  zur  größeren  Verlebendigung 
der  landesherrlichen  Autorität,  die  althergebrachten  Landeswürden  wieder 
herzustellen,  und  die  alten  Herren-  und  Ritterstands-Corporationen  durch 
eigene  organische  Statute  zu  Adels-Corporationen  umzugestalten. 

43.  Auf  ähnliche  Weise  wäre  im  Centrum  ein  berathendes  Reichs- 
Collegium  zu  gestalten,  welches  aus  den  Prinzen  des  Kais.  Hauses,  den 
höchsten  Würdenträgern  des  Reiches,  den  v.  Sr.  Majestät  ernannten  Mit- 
gliedern, und  den  aus  den  Landes-Collegien  zu  entnehmenden  Abgeordneten 
der  einzelnen  Kronländer  zu  bestehen  hätte. 

Die  Competenz  dieses  Collegiums  würde  sich  auf  die  Begutachtung 
der  ihm  von  dem  Monarchen  zugewiesenen  Gegenstände  zu  beschränken 
haben. 

Hauptsächlich  wären  dahin  gehörig 
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a)  die  Prüfung  und  Begutachtung  des  allgemeinen  Staatsbudgets  und 
der  allgemeinen  Staatsrechnung; 

b)  die  Begutachtung  allgemeiner  Gesetzesvorlagen,  insbesondere  neuer 
allgemeiner  Steuergesetze. 

Geschäftsordnung  und  Vorsitz  wäre  von  Sr.  Majestät  angemessen  zu 
regeln. 

Zur  Besorgung  der  laufenden  Geschäfte,  so  wie  zur  allfälligen  Controlle 
des  Staatsschuldenwesens  könnte  eine  Deputation  (Ausschuß)  fortwährend 
versammelt  bleiben. 

44.  Wesentlich  würde  endlich  zur  Erhöhung  der  erhabenen  Stellung 
des  Monarchen  die  Einsetzung  von  obersten  erblichen  Reichswürden  und 
dessen  Krönung  als  Kaiser  beitragen,  besonders  wenn  letztere  durch  das 
geistliche  Oberhaupt  der  Christenheit  vorgenommen,  und  dadurch  dem  ge- 
heiligten Haupte  des  Monarchen  auch  die  heilige  Weihe  der  Kirche  auf- 
gedrückt und  der  ganzen  katholischen  Welt  durch  ein  feierliches  äußeres 
Zeichen  das  österreichische  Herrscherhaus  als  der  wahre  Schirmer  des 
katholischen  Glaubens  erkennbar  gemacht  würde. 

45.  Die  vorhergehenden  Andeutungen  umfassen  die  wesentlichen  Punkte, 
über  welche  aus  Anlaß  der  von  Sr.  Majestät  angeordneten  Revision  der  Ver- 
fassungsurkunde v.  4.  März  1849,  sowohl  mit  Rücksicht  auf  den  Inhalt,  als  die 
Form  der  Entscheidung,  ein  bestimmter  Entschluß  zu  fassen  und  Sr.  Majestät 
in  Antrag  zu  bringen  sein  würde. 

Das  Ergebnis  der  bezüglichen  Berathungen  wäre  in  einer  Denkschrift 
zusammenzufassen,  welche  die  Unzulässigkeit  der  Ausführung  der  Ver- 
fassungsurkunde sowohl  im  Ganzen,  als  in  den  für  unausführbar  und  staats- 
schädlich erkannten  Einzelheiten  klar  darzulegen,  und  zugleich  jene  An- 
träge ersichtlich  zu  machen  hätte,  welche  Sr.  Majestät  Behufs  der  endgültigen 
Erledigung  der  Verfassungsfragen  zu  unterbreiten  wären. 

Die  Aufhebung  der   Märzverfassung. 

Anmerkungen  9,  10a,  10b  (Seite  394).  Die  Darstellung  der  Vorgänge 
durch  Friedjung  (a.  a.  O.  Seite  477—480)  hebt  die  entscheidenden  Momente 
in  der  mit  dem  Sylveslerpatent  endenden  Prozedtir  klar  hervor.  Die  Denk- 
schrift Alexander  Bachs  ist  im  vorstehenden  abgedruckt,  insoweit  sie  in 
den  Akten  des  Ministerrates  vorhanden  ist.  Im  nachfolgenden  gebe  ich  die 
..Nachweisende  Zusammenstellung"  der  Hauptergebnisse  der  Berathungen 
der  aus  Ministern  und  Reichsräthen  gebildeten  Kommission,  der  die  „Revi- 
sion" der  Verfassung  oblag.  Die  ..Zusammenstellung"  beruht  auf  den 
Protokollen  dieser  Kommission,  die  gleichfalls  in  den  Akten  des  Minister- 
rates, und  zwar  beim  Protokoll  der  Sitzung  vom  29.  Dezember  1861  Z.  4391 
erliegen;  sie  siinid  oben  S.  392  Anni.  näher  bezeichnet.  Aus  Raunirücksichten 
ist  hier  der  Abdruck  dieser  Protokolle  unterblieben,  zumal  die  „Nachweisende 
Zusammenstellung"  ,das  Wichtigste  von  ihrem  Inhalt  (Mithält.  Auch  das 
3.  30''.  erwiihnte  Protokoll  über  die  Beschlüsse  zur  Aufhebung  der  Grund- 
i  echte  ist  hier  aus  dem  soeben  erwähnten  Grunde  nicht  abgedruckt:  es 
beschäftigt  sich,  fast  durchweg  mit  der  Frage  der  Religionsfreiheit.  Den 
Alxhluß  der  hier  gegebenen  Aktenstücke  bilden  die  Ministerratsprotokolle 
über  die  der  „Revision  der  Verfassung",  besser  gesagt,  deren  Aufhebung 
gewidmeten  Debatten  der  Gesamtregierung.  Sie  sind  mit  Ausnahme  einiger 
weniger,    belangloser   Stellen    vollinhaltlich    abgedruckt 

ad   4391.     861. 

t      Nachweisende    Zusammenstellung   der   Hauptergebnisse    der   Berathungen 
dei    zum   liehufe   der   Verfassungs-Revision   aufgestellten   Commissi«»!-.. 
M't  «lern  allerhöchster!  Cabinetschreibea  aus  Schonbrunn  vom  '2t).  August 
haben    Seine    Majestät    \<>n    den    beiden    Präsidien   des   Ministeriums 
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und  des  Reichsrathes  ein  Gutachten  über  die  Art  und  Weise  der  angeord- 
neten Revision  der  Verfassungsfrage  vom  4.  März  1849  abzufordern  geruht. 
Ueber  die  darüber  von  den  gedachten  Präsidien  vorgelegte  Ausarbei- 
tung befahlen  Seine  Majestät  zum  Behufe  einer  Plenarberathung  des 
Ministeriums  und  des  Reichsrathes  eine  vorläufige  Commission  aus  diesen 
beiden  Körpern  zusammenzusetzen,  welche  zunächst  nachstehend  formu- 
lierte Aufgaben  zii  erörtern  berufen  ist: 

I.  und  II. 

Nach  vorläufiger  eindringender  Prüfimg  der  aus  der  Verfassung  ent- 
nommenen, und  in  den  politisch-gerichtlichen  Organismen  bereits  praktisch 
ausgeführten  Grundsätze,  so  wie  der  wahrgenommenen  Folgen  derselben. 
Vorsehläge  zu  erstatten,  —  welche  bei  der  als  nothwendig  vorausgesetzten 
Reorganisierung  dieser  Organismen  im  weitesten  Sinne  einzuhalten  wären. 

Insbesondere  sollen  diese  Prüfungen  und  Vorschläge 

1.  auf  die  Territorial-Landes-Kreis-  und  Bezirks-Eintheilung  der  Länder 
des  Kaiserstaates 

2.  auf  die  Gemeinde-Gesetze  und  Gemeinde-Ordnungen 

3.  auf  die  Bestellung  und  Wirksamkeit  der  politischen  und 

4.  auf  jene  der  gerichtlichen  Organe  sich  ausdehnen. 

III. 

Es  sollen  Vorschläge  über  die  Frage  erstattet  werden,  welche  Faktoren 
aus  den  gesellschaftlichen  Schichten  mit  Rücksicht  auf  die  früheren  histo- 
rischen Einrichtungen  — 
in  welcher  Aktivitätsbegrenzung, 
in  welcher  Art  der  Einberufung,  Und 

in  welchem  Verhältnisse  zu  den  politischen  Regierungsorganen  diesen 
Letzteren  in  den  Kronländern  an  die  Seite  gesetzt  werden  könnten,  um 
die  Interessen  der  Länder  und  der  Oertlichkeiten  zur  Erkenntnis  und  Be- 
rücksichtigung der  Regierung  zu  bringen;  endlich 

IV. 

Vorschläge  in  welcher  Art  und  in  welchen  Abstufungen  die  vorzuschlagen- 
den Grundsätze  der  Reorganisierung  in  den  einzelnen  Kronländern  mit 
Rücksicht  auf  die  durch  die  Verschiedenheit  der  Landeszustände  und  Er- 
fordernisse wünschensweTthen  Modificationen  zur  Ausführung  zu  bringen 
wären. 

Als  leitendes  Princip  bei  Untersuchung  dieser  Fragen,  so  wie  bei 
jeder  folgenden  Verhandlung  zeichneten  Se.  Majestät  die  Festhaltung  aller 
Bedingungen  detr  monarchischen  Gestaltung  und  der  staatlichen  Einheit 
des  Kaiserreiches  vor. 

Die   Commission  wurde  zusammengesetzt  aus  den   Ministern 

Freiherrn  Philipp  von  Krauß 

Dr.  Bach  und 

Ritter  von  Baumgartner, 
welchen  bei  den  Justizorganisirungsfragen  der 

Justizminister  Carl  Ritter  von  Krauß 
beigezogen  wurde;  dann  aus  den  Reichsräthen 

Freiherr  von  Krieg 

von  Purkhardt  und 

Ritter  von  Salvotti. 

Mit  dem  allerhöchsten  Cabinetsschreiben  vom  8.  November  1851  wurde 
die  Leitung  und  das  Präsidium  dieser  Commission  dem  Reichsraths-Präsi- 
denten  übertragen,  der  diese  Angelegenheit  in  den  Sitzungen  der  Com- 
mission am  11.,  13.,  18.,  20.,  25.  und  27.,  an  welchem  Tage  die  Sitzungen 
geschlossen  wurden,  zur  Erörterung  brachte. 
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Die  Verhandlungen  und  einhelligen  oder  getheilten  Anträge  der  Com- 
mi>sion  sind  in  den  beiliegenden  Protokollen  angeführt. 

Die  folgende  Darstellung  hat  nur  den  Zweck  einer  kurzen  Zusammen- 
fassung und  Artikulierung  der  in  jenen  Protokollen  umständlicher  ent- 
haltenen Erörterungen. 

Man  begann  die  Verhandlungen  mit  der  genauen  Bestimmung  der  von 
Sr.  Majestät  vorgezeichneten  principiellen  Richtungen  der  staatlichen  Ein- 
heit des  Reiches  und  der  Einhaltung  aller  monarchischen  Bedingungen. 

Man  glaubte  die  staatliche  Einheit  des  Reiches  in  den  zwei  Haupt- 
merkmalen zusammenzufassen : 

einmal  in  dem  dynastischen  Rechte  des  Souveräns,  und.  des  er- 
lauchten Kaiserhauses,  und 

sodann  in  der  politischen  Untrennbarkeit  der  einzelnen  Länder  des 
Reiches,  welche  den  Gesamtstaat  bilden. 

Die  monarchischen  Bedingungen  findet  man  in  dem  Begriffe  der  Un- 
getheiltheit  der  Gesetzgebung  und  der  ausübenden  Macht  Jes  Souveräns 
in  allen   Zweigen  und  Richtungen  des  Staats-  und   Volkslebens. 

Die  staatliche  Einheit,  die  monarchische  Grundlage,  besteht  hiernach 
nicht  etwa  in  vollkommener  Gleichförmigkeit  der  verschiedenen  Richtungen 
und  Zweige  in  der  Anwendung  der  monarchischen  Macht;  —  nicht  in  einer, 
alle  naturgemäßen  oder  historischen  Verschiedenheiten  aufhebenden  Cen- 
tralisation;  —  nicht  in  der  Verletzung  nationaler  Vorurtheile  und  Gewohn- 
heiten, sobald  sie  mit  dem  oben  aufgestellten  Begriffe  der  Untheilbarkeit 
nicht  im  Widerspruche  stehen.  Wohl  aber  sind  autonomische  Rechte  der 
Bestandtheile  des  Reiches  auszuschließen. 

Die  monarchische  Grundlage  und  ihre  Bedingungen  schließen  ferner 
solche  politische  Institutionen  nicht  aus.  welche  Orts-  und  Landes-Interessen 
consultativ  vertreten,  um  sie  dem  Monarchen  sowohl  in  der  Gesetzgebung 
als  Verwaltung  zur  Kenntnis  zu  bringen,  und  die  Vollziehung  der  be- 
schlossenen Gesetze  und  Maßregeln  in  bestimmt  vorgezeichneter  Art  zu 
unterstützen  haben  werden. 

Durch  diese  Auffassung  und  Feststellung  entfallen  die  Abschnitte  IL, 
VII.,  VIIL,  X.,  XIV.  und  XV.  der  Reichsverfassung  von  selbst,  welche  eben 
nichts  als  Begrenzungen  und  Organe  getheilter  Staatsgewalten  bezeichnen. 

Nach  Feststellung  dieses  principiellen  Leitfadens  ging  man  auf  die 
Verhandlung  der  aufgestellten  Fragen  über. 

I.  und  IL 

1.  und  3. 

Territorial-,  Landes-Kreis-  und  Bezirks-Eintheilung  der  Kronländer. 

Man  nahm  hier  Rücksicht  auf  den  I.  Abschnitt  der  Verfassungs-Urkunde, 
welcher  mit  dem   Titel   ..vom   Reiche"   überschrieben   ist. 

Nachstehend©  Sätze  kann  man  als  das  Resultat  der  Commissionsbera- 
thung  annehmen: 

a)  Die  vormals  bestandenen  und  neu  benannten  unter  den  alten  histo- 
rischen oder  neuen  Titeln  aufgeführten  Länder  sind  als  untrennbar  vereinte 
Bestandtheile  des  österreichischen  Kaiserstaates  unter  dem  Monarchen  und 
dem    allerhöchsten   Kaiserhause  anzusehen   und    festzuhalten: 

b)  Der  in  der  Verfassungs-Urkunde  aufgenommene  Name  „Kronländer" 
hat  nicht  unbedeutende  Bedenken  gegen  sich.  Wenn  er  ohne  der  gleich- 
zeitigen  Benennung  des   historischen    Titels  des   Landes  z.   B.   Königreich, 

Unrm  n.  &  \\\.  gebraucht  wird,  so  sieht  er  im  Widerspruche  mit 
der  kais.  Titulatur  und  verletzt  das  Nationalitatsgefühl.  welches,  sei  es  auch 
■Ig  Vorurtheil  anzusehen,  jedenfalls  Schonung  verdient,  und  zu  dieser 
Sehommg  berechtigt    i>t. 

Man  glaubt.  dafl  der  Name  „Kronland"  in  den  ämtlichen  Ausfertigungen 
in  den  Fällen,  wo  ein  solches  Land  speciell  zur  Sprache  und  in  Beziehung 
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kommt,  nicht  weiter,  sondern  der  historische  oder  ihm  neuerlich  zugelegte 
Titel  des  Landes  z.  B.  Königreich  Böhmen,  Königreich  Galizien,  Herzog- 
tum Steiermark  u.  s.  w.  gebraucht,  und  die  Bezeichnung  „Kronländer" 
nur  damals  zugelassen  werde,  wenn  von  den  Bestand  theilen  des  Reiches 
im  Allgemeinen  die  Rede  ist 

c)  Der  Umfang  und  die  Eintheilung  der  Kronländer  in  ihrer  neuesten 
Begrenzung  gab  zu  verschiedenen  Bemerkungen  Veranlassung.  Sie  lassen 
sich  auf  folgende  Sätze  zurückführen: 

aa)  Die  aus  früheren  administrativen  Verbindungen  gerissenen  kleine- 
ren Länder,  als  z.  B.  Schlesien,  Salzburg,  Kärnthen,  die  Bukowina  sollen, 
wenn  ihre  Vereinigung  mit  einem  Nachbarkronlande  Bedenken  in  der 
Bevölkerung  derselben  begründen  sollte,  wenigstens  auf  kleinere  politische 
Autoritäten  beschränkt,  und  nicht  mit  dem  ganzen  dermaligen  Apparate 
anderer  Verwaltungsbehörden,  als  z.  B.  der  Post-Finanzdirektionen  u.  d.  gl. 
ausgestattet  werden,  welche  Zugaben  durch  kein  Bedürfniß  gerechtfertigt, 
große  Auslagen  verursachen,  und  leicht  entbehrt  werden  können. 

bb)  In  Beziehung  auf  das  Königreich  Ungarn  soll  es  bei  der  Abtretung 
von  Croatien,  Slavonien,  von  Siebenbürgen  aus  auffallend  wichtigen  poli- 
tischen Gründen  verbleiben. 

Dagegen  glaubt  man,  sei  die  dermalige  Distrikts-Eintheilung  Ungarns, 
welche  ohne  den  Namen  auszusprechen,  doch  eigentlich  eine  zerstückende 
Eintheilung  des  Königreiches  hervorruft,  welche  überdies  keinen  bestimmten 
Merkmalen  der  Nationalitäts-  oder  der  räumlichen,  oder  historischen  Rück- 
sicht entspricht,  auizugeben  —  zumal  sie  im  Lande  eine  sehr  ungünstige 
Stimmung  verbreitet,  und  die  Kraft  der  Regierung  in  keiner  Weise  verstärkt. 

Auf  diesen  Punkt  wird  unten  wieder  zurückgekommen  werden. 

cc)  Eine  besondere  Aufmerksamkeit  nahm  die  neugeschaffene  Wojwo- 
dina  und  das  Temeser  Banat  in  Anspruch!. 

Darin  vereinigen  sich  zwar  alle  Stimmen,  daß  es  Schwierigkeiten  haben 
würde,  die  Wojwodschaft  gegenwärtig  einfach  wieder  was  immer  für  einem 
Kronlande  zuzutheilen. 

Nach  der  Meinung  des  Reichsrathes  von  Purkhart  könnte  aber  diese 
Schwierigkeit  umgangen  werdem,  in  der  Art,  »daß  die  politische  Verwaltung 
des  Landes  unter  die  persönliche  inspicirende  Oberleitung  Sr.  kais.  Hoheit 
des  Erzherzogs  Albrecht  als  ungar.  Civil-  und  Militär-Gouverneurs  gestellt, 
sonst  aber  die  abgesonderte  Verwaltung  erhalten  würde.  Der  genannte 
Reichsrath  glaubt  auf  diese  Art  diesen  abgerissenen  Theil  von  Ungarn 
virtuell  diesem  Landie  wieder  zuzutheilen,  ohne  es  in  der  That  damit  zu 
vereinigen  und  so  die  aufgeregte  Mißstimmung  in  Ungarn  über  die  Ab- 
trennung dieses  Landestheiles  zu  beschwichtigen. 

d)  In  administrativer  Hinsicht  wären  bei  der  Unmöglichkeit,  die  be- 
standenen Patrimonialgerichte  wieder  herzustellen,  landesfürstl.  Bezirks- 
ämter nach  entsprechenden  Territorialbegrenzungen  aufzustellen,  und  sol- 
chen so  viel  thunlich  die  verschiedenen  Verwaltungszweige  insbesondere 
auch  die  Justizverwaltung  inner  bestimmten  Grenzen  zuzuweisen.  In  Ab- 
sicht auf  diese  letztere  Zuweisung  wird  weiter  unten  bei  der  Gerichtsfrage 
ausführlicher  gehandelt  werden. 

Die  Benennung  dieser  Bezirksämter  soll  sich  an  die  Eigenthümlich- 
keiten  der  Kronländer  und  frühere  Namen  halten,  um  insbesondere  die 
langen    Gewohnheiten  der  unteren    Volksklassen  nicht  zu   beirren. 

e)  Die  Kreisämter  (Comitate  in  Ungarn,  Croatien)  wären  mit  Beseiti- 
gung der  mehr  oder  weniger  eingeschobenen  dermaligen  Behörden  wieder- 
herzustellen, oder,  wo  sie  noch  bestehen,  beizubehalten,  ohne  darum  eine 
veränderte  Begrenzung,  insbesondere  Vereinigung  der  früheren  Kreise  und 
Comitate,  wo  sie  angezeigt  ist,  auszuschließen.  Diese  Behörden  würden 
in   die  ursprünglich   ihnen   zum   Grunde   gelegenen   Bestimmungen   zurück- 
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treten,  nämlich:  als  delegierte  Ueberwachungs-Organe  der  Landesstelle  an- 
zusehen sein,  welche  nach  bestimmten  Wirkungskreisen  ihre  Funktionen 
zur  Erleichterung  der  Bevölkerung  und  der  Statthaltereien  auszuüben,  und 
vorzüglich  die  Bezirksämter  und   Städte  zu  leiten   hätten. 

In  dem  Königreiche  Ungarn  würden,  wie  schon  oben  bemerkt,  die 
dermaligen  Distrikts-Obergespäne  entfallen.  Sollte  die  große  Ausdehnung 
des  Landes,  wie  nicht  zu  zweifeln  ist,  Organe  wünschenswerth  machen, 
welche  von  Zeit  zu  Zeit  die  Gebarungen  der  Comitate  zu  untersuchen,  und 
durch  unmittelbare  Einwirkungen  zu  leiten  hätten,  so  könnten  diese  Ober- 
gespäne  zur  Statthalterei  gezogen  und  dort  theils  als  Mitglieder  der  Statt- 
halterei  benützt,  theils  als  Inspektoren  der  Comitate  mit  Instruktionen  des 
General-Gouverneurs  versehen  ausgesendet   werden. 

Der  Reichsrath  von  Purkhart  glaubte,  daß  es  vielleicht  zuträglich  sein 
dürfte,  nach  der  früheren  historisch  bestandenen  Abthedlung  der  4  Kreise 
Vice-Statthalter  aufzustellen,  welche  im  Namen  und  nach  bestimmten  Auf- 
trägen und  Instruktionen  der  Statthalterei  die  in  ihrem  Kreise  befindlichen 
Comitate  zu  überwachen  und  zu  controliren  hätten. 

f)  In  jedem  Kronlande  wäre  eine  Statthalterei  einzusetzen,  und  die 
früher  bestandenen  Collegial-Finrichtungen  wären  mit  den  die  Wirksamkeit 
und  Verantwortlichkeit  der  Statthalter  bedingenden  Verbesserungen  wieder 
in  das  Leben  treten  zu  lassen.  Bei  den  kleinen  Kronländern  können  die 
Statthalter,  wie  oben  bemerkt,  mit  geringeren  Stellungen  und  Gebühren 
eingesetzt,  allenfalls  mit  dem  Statthalter  eines  benachbarten  größeren  Kron- 
lancles  in  näher  zu  bestimmende  Beziehungen  gestellt  werden,  und  jeden- 
falls der  Kreisämter  entbehren,  deren  Funktionen  sie  in  unmittelbarem 
Verhältnisse  zu  den  Bezirksämtern  auszuüben  haben  würden. 

2.  Gemeinde-Verfassung  und  Gemeinde-Ordnung. 

Der  IV.  Abschnitt  der  Reichsverfassung  gewährt  den  Gemeinden  so- 
genannte Grundrechte,  welche  durch  das  provis.  Gemeindegesetz  vom 
17.  März  1849  ihre  nähere  Bestimmung  und   Ausführung  fanden. 

Abgesehen  von  der  republikanischen  Form  und  der  fast  völligen  Unab- 
hängigkeit, welche  den  Gemeinden  zugestanden  wurde,  geht  insbesondere 
das  Gemeindegesetz  neben  einigen  theoretischen  sehr  bestreitbaren  Sätzen, 
eigentlich  von  dem  Grundprincipe  aus,  daß  alle  Bestandteile  des  Reiches 
sich  in  nur  graduell  verschiedene  Gemeinden  auflösen,  und  wendet  darauf 
auch  die  im  IV.  Abschnitte  der  Reichs  Verfassung  vorkommenden  Gewähr- 
leistungen in  ausgedehnter   Art  an. 

Nach  diesem  Gesetze  gibt  es  daher  Orts-,  Bezirks-,  Kreis-  und  Landes- 
Gemeinden,  die  sich  stufenweise  untergeordnet  sind,  und  also  recht  eigent- 
lich gestaffelte  Republiken  darstellen. 

a)  Es  ist  also  vor  Allem  nothwendig,  von  einer  Gewährleistung  der 
Gemeindegrund  rechte,  die  in  einem  monarchischen  Staate  unmöglich  Sind, 
Umgang  zu  nehmen,  und  ebenso  die  Gemeinde-Abstufungen,  wie  sie  in 
dem    Gemeindegesetze   angenommen   und   durchgeführt   Bind,   zu   beseitigen. 

b)  Man  ging  bei  den  Berathungen  sodann  auf  den  Begriff  der  Ort— 
gemeinde  über. 

In  dem  Vortrage,  welchen  das  Ministerium  dem  Gemeindegesetze  vor- 
ausschickte, ging  es  von  dem  Grundsätze  der  Anerkennung  der  taktischen 
Gemeinden  aus.  während  in  dem  (u-meindegesetze  selbst  die  Catastral- 
gemeinde.  als  Ortsgemeinde  angenommen  wurde. 

In  den  Ländern,  wo  keine  Catastralvermessung  noch  stattfand,  ist  di  • 
Catastraigemeinde  eine  Unmöglichkeit,  und  <ln.  wo  sie  stattfand,  sehr  häufig 
•  •  Schwierigkeit  durch  Einbeziehungen  und  Zerreifiungen  vom 
Gemeindeverbande,  «reiche  große   Unzukömmlichkeiten  hervorrufen. 
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Man  glaubte  daher  von  dem  Grundsatze  auszugehen,  daß  die  bestan- 
denen und  bestehenden  faktischen  Gemeinden  als  Ortsgemeinden  anzu- 
sehen, und  Vereinigung  da,  wo  sie  nothwendig  sind,  oder  gewünscht  werden, 
nach  Maßgabe  der  besonderen  Bedürfnisse  und  Interessen  auszumitteln  sind. 

Der  Minister  des  Innern  glaubte  bei  Vereinigungen  die  Maxime  zu 
empfehlen,  stets   die  Pfarrsprengel   und   Pfarrzuständigkeiten  zu   beachten. 

c)  Bei  der  Organisirung  der  Gemeinden  ist  der  Unterschied  zwischen 
Stadt-  und  Landgemeinden,  und  bei  den  Stadtgemeinden  besonders  ihre 
frühere  Eigenschaft  als  königliche  und  selbständige  Städte  zu  beachten, 
und  bei  den  zu  erth eilenden  oder  zu  revidirenden  neuen  Stadtgemeinde- 
Ordnungen  ihre  früheren  Einrichtungen  und  Verhältnisse  thunlichst  zu  be- 
rücksichtigen, —  ein  Umstand,  der  besonders  in  Ungarn,  Croatien  und  Sie- 
benbürgen von  großen  politischen  Belange  ist 

d)  Eine  sehr  bedeutende  Rücksicht  verdient  bei  der  Bestimmung  der 
Landgemeinden  der  vormals  herrschaftlich  adelige  und  große  Grundbesitz, 
dessen  unbedingte  Einbeziehung  in  die  Landgemeinden  zur  wesentlichen 
Schwächung,  ja  Aufhebung  des  aristokratischen  Elementes  führt  und  zu 
einer  Masse  von  Beschwernissen  und  Ungerechtigkeiten  Veranlassung  gab. 

Es  entsteht  hier  die  Frage,  ob  die  Ausscheidung  dieser  Besitztümer 
aus  den  Landgemeinden  als  Regel  unter  näheren  Bedingungen  für  jedes 
Land  angeordnet  oder  nur  fakultativ  zugestanden  werden  solle. 

Einige  Stimmen  waren  für  die  erstere,  —  die  mehreren  für  die  zweite 
Alternative,  in  der  Art,  daß  die  Ausscheidung  des  großen,  vormals  herr- 
schaftlichen Grundbesitzes  von  den  Landgemeinden  zwar  fakultativ  zu- 
gegeben, aber  nur  unter  zwei  Bedingungen  zu  gestatten  sei,  insofern  näm- 
lich eine  gewisse,  in  jedem  Lande  näher  zu  bestimmende  Continuität  des 
Grundbesitzes  stattfindet,  und  der  Besitzer  alle  Gemeindeverpflichtungen 
auf  sich  nimmt. 

Der  Reichsrath  von  Purkhart  glaubte  noch  diesem  fakultativen  Principe 
die  weitere  Ausdehnung  zu  geben,  daß  man  auch  die  Vereinigung  kleinerer 
Grundbesitzer  mit  einem  größeren  stattgeben  solle,  sobald  Beide  die  fest- 
gesetzten Bedingungen  zu  erfüllen  sich  anbieten. 

Alle  Stimmen  waren  aber  darin  einig,  daß  man  jedenfalls  den  Ein- 
fluß der  relativ  größeren  Besitzungen  auf  die  Gemeinde-Angelegenheiten 
wesentlich  stärken  und  erhöhen  müsse,  —  worüber  Andeutungen  weiter 
unten  vorkommen. 

e)  Alle  Stimmen  waren  darin  einig,  daß  bei  der  Einsetzung  der  Ge- 
meinde-Vorstände, sowohl  der  Land-  als  Stadtgemeinden  und  der  mit  einem 
ausübenden  Dienste  betrauten  Gemeinde-Organe,  der  Regierung  nach  Um- 
ständen ein  bestätigender  oder  selbst  ernennender  Einfluß  vorbehalten 
werden,  und  die  Beeidigung  derselben  für  Treue  und  Gehorsam  an  den 
Monarchen   stattfinden  müsse. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  die  Regierungsorgane,  welche  diese 
Rechte  auszuüben  haben,  näher  bestimmt,  und  solche  bei  großen  Städten 
selbst  Sr.  Majestät  vorzubehalten  wären. 

f)  Da  die  Gemeinde- Vorstände  und  Gemeinde- Ausschüsse  unter  was 
immer  für  Namen  stets  den  Gemeindewahlen  überlassen  waren,  so  dürfte 
in  dieser  Hinsicht  auch  künftig  dieser  Grundsatz  aufrecht  erhalten  werden. 

Alle  Stummen  sind  aber  darin  einig,  daß  das  Gemeinde-Wahlgesetz, 
wie  es  in  dem  Gemeindegesetze  enthalten  ist,  einer  wesentlichen  Umarbei- 
tung und  Revision  bedarf.  Man  glaubt  hier  von  dem  Gesichtspunkte  aus- 
gehen zu  müssen,  daß  den  überwiegenden  Interessen  auch  ein  überwiegen- 
der Einfluß  zugestanden  werden  müsse,  und  da  der  Realbesitz  sowohl  für 
staatliche  als  Gemeinde-Zwecke  vor  Allem  zu  berücksichtigen  ist,  so  würde 
man  als  leitende  Richtung  die  Maxime  empfehlen,  daß  sowohl  bei  den 
Aktiv-  als  Passiv-Wahlen  in  den  Landgemeinden  vor  Allem  dem  Grund- 
Redlich.    I.    Anhang.  k 
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besitze  nach  Maßgabe  seiner  Ausdehnung  und  seines  Steuerwertries  und 
dem  Gewerbsbetriebe  nur  in  dem  Verhältnisse  als  er  zu  dem  Gesamt- 
giundbesitze  steht;  —  bei  den  Stadtgemeinden  aber  vor  allem  dem  Haus- 
besitze und  sodann  so  viel  möglich  den  Corporationen  für  materielle  und 
geistige   Zwecke  ein   entscheidendes  Uebergewicht  gesichert  werde. 

Da  das  lombard.  vent.  Gemeindegesetz  ganz  auf  solchen  Grundsätzen 
beruht,  und  sich  in  der  Erfahrung  auf  vollgiltige  Weise  bis  in  die  neueste 
Zeit  bewährt  hat,  so  wäre  dasselbe  bei  den  neuen  Gemeinde-Einrichtungen 
überall  sorgfältig  zu  Rathe  zu  ziehen  und  zu  benützen.  Mit  der  oben  e) 
angedeuteten  Maxime  des  Vorbehaltes  der  Regierungsbestätigung  der  Ge- 
meinde-Vorstände und  Beamten  ist  auch  die  Intervenirung  der  Regierungs- 
organe bei  den  Gemeindewahlen  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  und 
Beseitigung  der  Umtriebe  in  notwendiger  Verbindung, 

g)  Die  jetzt  gesetzlich  vorgezeichnete  Benennung  der  Gemeinde-Vor- 
stände in  den  Landgemeinden  ..Bürgermeister"  und  „Gemeinderäthe"  gibt 
zu  großer  Verwirrung  aer  Begriffe  über  die  gesellschaftliche  Stellung 
der  Volksschichten  Veranlassung,  eine  Verwirrung,  welche  sich  auf  alle 
Verhältnisse  der  Zuständigkeit  und  Abhänigkeit  ausdehnt,  und  in  ihren 
Folgen  nicht  als  gleichgiltig  angesehen  werden  kann.  —  Man  vereinigle 
sich  daher  in  dem  Antrage,  daß  in  den  Landgemeinden  die  vormals  landes- 
üblichen Benennungen  wieder  aufleben  oder  beibehalten  werden  sollen. 

h)  Nach  dem  gegenwärtigen  Gemeindegesetze  ist  der  Wirkungskreis 
der  Gemeinden  in  dem  sogenannten  natürlichen  und  übertragenen  be- 
zeichnet und  unter  dem  letzteren  eine  Reihe  von  Regierungsfunktionen 
aufgenommen,  welche  theils  nicht  von  den  oft  sehr  beschränkten  Vor- 
ständen der  Landgemeinden  erfüllt  werden  können,  theils  in  sehr  unge- 
eigneter Weise  ausgeübt  werden. 

Man  hat  sich  allgemein  darüber  vereiniget,  daß  im  Allgemeinen  der 
Wirkungskreis  der  Gemeinden  auf  ihre  Gemeinde-Angelegenheiten  be- 
schränkt, dabei  jedoch  die  allgemeine  Bestimmung  aufgenommen  werde. 
daß  die  Vorstände  der  Gemeinden  verpflichtet  sind,  der  vorgesetzten  landes- 
fürstlichen Behörde  in  allen  Staats-  und  Landesangelegenheiten  die  durch 
allgemeine  oder  besondere  Anordnungen  bestimmte  und  in  Anspruch  ge- 
nommene Mitwirkung  zu  leisten. 

Durch  die  entsprechende  Aufstellung  der  Bezirksämter  würden  die 
Funktionen  des  Wirkungskreises,  welchen  man  an  die  Gemeinden  über- 
tragen zu  sollen  glaubte,  gehörig  ausgeübt  werden. 

Auch  in  den  inneren  Angelegenheiten  kann  die  den  Gemeinden  durch 
das  Gemeindegesetz  eingeräumte  fast  unbeschränkte  Freiheit  nicht 
duldet  werden.  Es  ist  einer  der  ältesten  Grundsätze,  daß  die  Gemeinden 
den  Minderjährigen  gleich  zu  halten,  daher  zu  überwachen  und  zu  bevor- 
munden sind,  wenn  "nicht  der  Beschränktheit  und  dem  nicht  selten  leb- 
haften Intriguengeiste  zum  empfindlichen  Nachtheile  der  Gemeinde  selbst 
und   ihrer   Angehörigen  freier  Spielraum    gelassen   werden  soll. 

Dieser  Grundsatz  ist  freilich  mit  dem  in  dem  Gemeindegesetze  prokla- 
mierten, nach  welchem  die  freie  Gemeinde  die  Grundveste  des  freien 
Staates  sein  soll,  im  Widerspruche,  der  erst  dann  zu  lösen  ist,  wenn  das 
Epitheton:  „freie"  Gemeinde  —  und  „freier"  Staat  eine  verständliche  Er- 
klärung erhalten   wird. 

Man   ist   einstimmig   dar   Meinung,  daß   gewisse    Akte  und   Beschlüsse 

remeuüde,  als  z.  B.  die  Censur  der  VoraoecbJige  der  Gememdebedürf- 

die    Verpachtungen   und    Veräußerungen    des    Gemeinde-Vermögens, 

ganz   besondere   aber   die  Besteuerung   der   Gemeindeglieder   der   Prüfung 

uiii  Bestätigung  vorgesetzter  Regierungsorgane  bedürfen,  um  der  Willköhr 

Benranken    und    den   Ansprüchen  der   Thoilnehmer  so    wie   den    Minoritäten 

Geltung  uiil   Rücksicht  zu  verschaffen. 
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i)  Unter  die  Grundrechte  der  Gemeinde  wurde  auch  die  in  der  Regel 
stattfindende  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen  ihrer  Vertreter  aufgenom- 
men und  gewährleistet. 

Man  glaubt,  daß  mit  Ausnahme  gewisser  feierlicher  Akte  z.  B.  der 
Vorstellung  eines  Gemeindevorstandes  u.  s.  w.  nirgendwo  die  Oeffentlichkeit 
von  Verhandlungen  weniger  am  Platze  ist,  als  bei  Gemeindeangelegen- 
heiten, die  sich  meist  um  lokale  Verhältnisse  drehen,  und  in  Städten,  um 
Interesse  zu  erwecken,  in  (Bereiche  übergreifen,  welche  politische  Färbungen 
an  sich  tragen,  und  darauf  berechnet  sind,  gewisse  Stimmungen  weit  hinaus 
zu  verbreiten. 

Sobald  den  Gememdegliedem  die  Einsichtnahme  in  die  Beschlüsse  und 
Begründungen  der  Gemeindevertretung  gestattet,  und  die  Veröffentlichung 
z.  B.  des  bestätigten  Gemeinde- Voranschlags,  dann  des  Abschlusses  zuge- 
standen wird,  so  ist  der  dramatische  Akt  der  Oeffentlichkeit  der  Verhand- 
lungen  völlig  überflüssig,  und   sollte   daher  beseitiget  werden. 

k)  Nach  diesen  Andeutungen  werden  nun  das  Gemeindegesetz  und  die 
Städteordnungen  der  zusagenden  Revision  unterzogen  und  neu  gestaltet 
werden  müssen. 

Es  folgt  von  selbst,  daß  hiernach  sowohl  der  IV.  Abschnitt  der  Reichs- 
verfassung als  das  provis.  Gemeindegesetz  theils  zu  beseitigen  theils  völlig 
umzugestalten  wären. 

4.  Von   dem  Richteramte   und  dem  judiciellen  Organismas. 

Von  der  richterlichen  Gewalt  handelt  der  XII.  Abschnitt!  (der  Reichs- 
verfassumsr,  auf  dessen  Grundlage  in  vielen  Kronländern  eine  neue  GerichJtsr 
Verfassung  und  ein  neues   Geriehts-Strafverfahren  eingeführt  worden  sind. 

a)  Die  ausgesprochenen  Bestimmungen  in  der  Reichsverfassung,  daß  die 
richterliche  Gewalt  selbstständig  von  den  Gerichten  geübt,  und  daß  alle 
Gerichtsbarkeit  vom  Reiche  ausgehe,  —  ist  vielleicht  nicht  so  gemeint,  wie 
der  Auspruch  buchstäblich  lautet;  wie  er  aber  lautet,  ist  er  mit  den 
monarchischen   Grundsätzen  unvereinbar. 

Es  fragt  sich,  ob  darüber  ein  besonderer  Anspruch  nothwendig? 
Einige  Stimmen  glauben:  nein:  alle  Stimmen  sind  aber  darüber  einig, 
daß  der  Grundsatz  zu  gelten  habe,  nach  welchem  die  Ausübung  des  Richter- 
amtes nach  den  bestehenden  Gesetzen  von  den  dazu  von  Sr.  Majestät  be- 
stellten Behörden  oder  Gerichten,  und  im  Namen  des  Monarchen,  der  auch 
die  oberste  richterliche  Gewalt  in  sich  vereinigt,  stattzufinden  habe. 

b)  In  dem  bemerkten  Abschnitte  der  Reichsverfassung  heißt  es  weiter: 
Kein  vom  Staate  bestellter  Richter  darf  nach  seiner  definitiven  Bestel- 
lung außer  durch  richterlichen  Spruch  von  seinem  Amte  zeitweilig  entfernt, 
oder  entlassen,  noch  aiich  ohne  sein  Ansuchen  an  einen  andern  Dienstort 
überwiesen,  oder  in  den  Ruhestand  versetzt  werden. 

Man  fühlte  die  gefährliche  Tragweite  dieser  Bestimmung,  und  hat  sich 
seither  damit  geholfen,  daß  man  die  definitive  Bestellung  der  Richter  unter- 
ließ, und  sie  nur  provisorisch  verfügte. 

Die  Meinung  der  Commission  ist  eine  einhellige,  daß  ein  solches  Privi- 
legium, wie  es  in  der  Verfassung  für  den  Richterstand  ausgesprochen  ist. 
als  gefährlich  und  unhaltbar  angesehen  werden  müsse. 

Die  Mehrheit  der  Stimmen  ist  der  Meinung,  daß  der  Justizbeamte  und 
Richter  in  derselben  Weise  zu  behandeln  sei,  wie  es  jeweilig  alle  anderen 
laüdesfürstl.  Beamten  vorgeschrieben  ist.  zumal  die  Behandlung  der  öster- 
reichischen Beamten  in  Beziehung  auf  ihre  Dienststellung  eine  in  jeder 
Beziehung   gerechte  und   beruhigende  ist. 

Eine  Abweichung  der  minderen  Stimmen  ist  darauf  gerichtet,  die  Justiz- 
beamten und  Richter  zwar  in  der  Hauptsache  wie  alle  andern  landesfürstl. 
Beamten  zu  behandeln,  ihre  Entlassung  und  Degradation  aber  von  einem 
Urtheile  der  berufenen    Gerichtsbehörde  abhängig  zu  machen. 
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c)  Im  §  102  des  XII.  Abschnittes  der  Reichsverfassung  ist  der  Grund- 
satz aufgestellt,  daß  die  Rechtspflege  und  Verwaltung  getrennt  und  von 
einander   unabhängig   gestellt   werden  sollen. 

Daß  die  Justizpflege  von  der  Verwaltung  in  den  höheren  Behörden  ge- 
trennt behandelt,  werden  soll,  ist  an  sich  durch  die  wichtigsten  Gründe 
außer  Zweifel  gestellt,  und  in  den  österreichischen  Staaten  auch  stets  ein- 
gehalten worden. 

Auch  da,  wo  diese  Trennung  seit  Langem  in  den  untersten  Organen 
besteht,  wie  es  im  lomb.  venet  Königreiche  der  Fall  ist,  soll  sie  unbean- 
standet aufrecht  erhalten  wenden.  In  dien  übrigen  Ländern  der  Monarchie 
hat  aber  die  vollständige  Trennung  der  Verwaltung  von  der  Justizpflege 
noch  gegenwärtig  bedeutende  Bedenken  gegen  sich. 

Einmal  wegen  des  Kostenpunktes,  der  die  Staatsfinanzen  mit  unge- 
meinen Opfern  in  Anspruch  nimmt,  sodann  wegen  der  Bevölkerung  in  den 
untersten  Schichten,  welche  die  Verschiedenheit  der  Objekte  ihrer  Be- 
gehren {Verwaltungs-  und  Streitsachen)  nicht  genau  zu  unterscheiden 
wissen,  und  daher  zumal  bei  zerstreuten  Ansiedlungen  Schwierigkeit.:! 
finden,  sich  immer  an  den  rechten  Mann  zu  wenden,  und  die  nach  alter 
Gewohnheit  nur  Ein  obrigkeitliches  Individuum  oder  Amt  kennen  oder 
aufsuchen,  wo  sie  alle  ihre  Beschwerden  und  Anliegen  anbringen  und 
durchfuhren  können. 

Man  hat  sich  nach  diesen  Betrachtungen,  mit  Beziehung  auf  1  und  d), 
in  der  Ansicht  vereinigt,  daß,  obschon  man  die  Vorteile  der  vollständigen 
Trennung  der  Verwaltung  von  der  Justizpflege  als  wünsch enswerthes  Ziel 
ansieht,  gleichwohl  die  Vereinigung  in  den  ersten  Instanzen  als  Amt  fest- 
zuhalten, die  üinere  Einrichtung  des  Amtes  selbst  aber  nach  Umständen 
und  Erfordernissen  entweder  in  der  Art  persönlicher  Vereinigung  durch 
die  beglaubigte  vorwaltende  richterliche  Befähigung  des  Individuums  zu 
bewirken  suche,  wobei  sich  von  selbst  versteht,  daß  die  Unterordnung  unter 
die  höhere  Behörde  nach  dem  Gegenstande  der  Amtshandlung  stattzufinden 
habe. 

d)  In  dem  §  103  des  XII.  Abschnittes  der  Reichsverfassung  ist  der  all- 
gemeine Satz  ausgesprochen,  daß  das  Gerichtsverfahren  in  der  Regel 
öffentlich  und  mündlich  sein  solle. 

Hier  glaubte  man  vor  allem  das  Gerichtsverfahren  im  Civilprozesse 
von   dem  Strafprozesse  trennen  zu  sollen. 

Da  in  Beziehung  auf  den  Civilprozeß  bis  nun  kenne  Art  gesetzlicher 
Veränderung  beliebt  und  eingeführt  wurde,  so  vereinigte  man  sich  ein- 
hellig in  der  Ansicht,  daß  das  Gerichtsverfahren  im  Civilprozesse  ganz  in 
der  Weise  beibehalten  und  vorgeschrieben  werde,  welche  bis  nun  in  dem 
grüßten  Theile  der  Monarchie  stattgefunden. 

e)  Für  den  Strafprozeß  sind  in  der  Reichsverfassung  die  Schwur- 
gerichte in  allen  schweren  Verbrechen,  denn  nähere  Bezeichnung  beson- 
deren Gesetzen  vorbehalten  blieb,  dann  bei  politischen  und  Preßvergehen 
zugesichert. 

Der  Reichsrath  von  Salvotti  hat  über  die  Frage  der  Zulässigkeit  der 
Schwurgerichte  eine  ausführliche  Abhandlung  in  das  Protokoll  niedergelegt, 
und  die  Ueberzeugung  der  Unzweckmäßigkeit  dieser  Einrichtung  begründet, 
in  Folge  welcher  alle  Stimmen  sich  darin  vereinigen,  die  völlige  Beseiti- 
gung der  Schwurgerichte  dringend  anzurathen. 

f)  Bei  dein  Strafverfahren  ergibt  sich  feiner  die  höchst  wichtige  Frage, 
ob,  wie  die  Verfassungsurkunde  feststellt,  der  Anklageprozeß  gelten,  oder 
'las  früher  in  den  deutsch-slavisch-italienischen  Ländern  vorgezeiehnete 
KhriftHcbe  li'nuisitionsverfahron  beibehalten  oder  beziehungsweise  allge- 
mein eingeführt  werden  soll. 

kxm  den    In  dem   Protokolle  vorkommenden  Gründen   erklärte  man  sich 
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einhellig  für  den  Anklageprozeß,  wobei  jedoch  zur  Erörterung  kam,  durch 
wen  die  Anklagen  zu  führen,  ob  gesetzliche  Beweisformen  vorzuschreiben, 
und  welche  Urtheilssprüche,  insbesondere  ob  die  absolutio  ab  instantia  an- 
zunehmen wäre? 

aa)  Man  entschied  sich  in  Beziehung  auf  die  Funktionen  der  Anklage 
für  die  Einsetzung  von  Staatsanwälten,  jedoch  mit  der  wesentlichen  Be- 
dingung, daß  die  Wirksamkeit  der  Staatsanwälte  nur  auf  den  Strafprozeß 
beschränkt, 

daß  der  Staatsanwalt  als  ein  Mitglied  des  Gerichtes  mit  der  besonderen 
Betrauung  des  Anklagegeschäftes  eingesetzt  und 

daß  die  Bestellung  eigener  Anwaltssubstitute  vermieden  und  in  Er- 
manglung oder  Verhinderung  des  fungierenden  Anklägers  ein  anderer  Rath 
des  Gerichtes  von  dem  Präsidenten  mit  dieser  Funktion  betraut  werde. 

bb)  Die  Mehrheit  der  Stimmen  entschied  sich  für  die  Meinung,  keine 
gesetzliche  Beweisform  vorzuschreiben,  sondern  das  Urtheil  in  das  Ge- 
wissen und  die  subjektive  Ueberzeugung  der  Richter  zu  legen. 

Der  Finanzminister  Baron  Krauß  und  der  Reichsrath  Baron  Krieg  er- 
hoben gegen  die  Unbedingfheit  einer  solchen  Annahme  Bedenken,  und 
glaubten  sich  für  einen  legislativen  Zusatz  erklären  zu  sollen,  nach  welchem 
das  von  dem  Angeklagten  abgelegte  und  mit  den  erhobenen  Thatbeständen 
übereinstimmende  Geständniß  oder  das  Zeugniß  zweier  qualifizirter  Zeugen 
für  die  That  und  die  Schuld  jedenfalls  als  voller  Beweis  zu  gelten 
haben  soll. 

cc)  In  Beziehung  auf  die  Urtheilsformen  nahm  man  auf  den  Umstand 
Rücksicht,  daß  ein  Angeklagter  immerhin  nicht  straffällig  aber  auch  nicht 
unschuldig  sich  darstellen  könne,  z.  B.  im  Falle  einer  Verjährung. 

Aus  dieser  Betrachtung  erklärte  sich  die  Stimmenmehrheit  für  3  Ur- 
theilsformen, nämlich:  für  schuldig,  für  unschuldig  oder  schuld- 
los und  für   Freisprechung  von  der  Strafe. 

g)  Bei  den  Uebertretungen  und  Vergehen,  deren  Behandlung  Singular- 
gerichten zugewiesen  ist,  soll  das  inquisitorische  Verfahren  stattfinden. 

h)  Nach  der  Verfassungs-Urkunde  soll  das  Strafverfahren  mündlich 
sein. 

Es  ergab  sich  darüber  eine  eindringende  Untersuchung,  in  welcher  die 
Vor-  und  Nachtheile  der  Mündlichkeit  umständlich  erörtert  wurden.  Das 
Ergebniß  war  die  Meinung  der  mehreren  Stimmen  der  Commission,  daß 
das  schriftliche  und  mündliche  Verfahren  cumulirt  werden  könne,  insofern 
nämlich  das  im  Wege  der  Inquisition  in  den  aufgenommenen  Schriften 
und  Protokollen  niedergelegte  Ergebnis  als  beweisgiltige  Grundlage  an- 
gesehen und  die  darauf  folgende  Mündlichkeit  des  Verfahrens  nur  als  Er- 
gänzung und  Vollendung  des  Prozesses  eintreten  soll. 

Die  Reichsräthe  Baron  Krieg  und  von  Purkhart  stimmen  für  das  aus- 
schließend schriftliche  Verfahren. 

i)  Einer  der  wichtigsten  Punkte  endlich  in  dem  Strafprozesse  ist  die 
Frage  der  Oeffentlichkeit,  welche  in  der  Verfassung  zugesichert  wurde. 

"Vor  Allem  hat  man  sich  in  der  Anerkennung  der  Ansicht  vereinigt, 
daß  die  Oeffentlichkeit  mit  dem  Anklageprozesse  und  der  Mündlichkeit  des 
Verfahrens  in  keinem  bedingenden  Zusammenhange  stehe,  man  sich  also 
für  das  Eine  oder  das  Andere  unabhängig  zu  entscheiden  vermöge. 

In  der  Sache  selbst  ergaben  sich  dreierlei   Meinungen. 

Der  Reichsrath  von  Purkhart  stimmte  aus  umständlich  entwickelten 
Gründen  für  die  völlige  Beseitigung  der  Oeffentlichkeit. 

Der  Justizminister  und  der  Minister  des  Innern  erklärten  sich  für  die 
Oeffentlichkeit  aus  Grundsatz,  jedoch  mit  wesentlichen  Beschränkungen  in 
der  Ausführung. 


ISO   l)eir  neue  Absolutismus  u.  d.  Entwickl.  d.  österr.  Problems  v.  1849 — 1859. 

Die  mehreren  Stimmen  endlich  riethen  nicht  eigentlich  die  Oeffent- 
lichkeit.  wohl  aber  die  Zulassung  von  Zuhörern  in  einer  bestimmten,  be- 
schränkten Zahl  an,  welche  auf  Begehren  des  Angeklagten  und  auf  Be- 
willigung des  Präsidenten  beigezogen  werden  können. 

k)  Mit  Rücksicht  auf  die  vorausgegangenen  Erörterungen  vereinigte 
man  sich  in  folgendem  Antrage: 

Es  sollen  mit  den  Verwaltungs-Bezirksämtern  (mit  dem  Vorbehalte 
ihrer  verschiedenen  Benennungen)  zweierlei  erste  Gerichtsinstanzen  be- 
stehen, nämlich  Einzeln-  und   Collegialgerichte. 

Den  Einzeln-  oder  Bezirksgerichten,  Bezirksämtern  etc.  soll  die  Aus- 
übung der  Funktionen  des  adeligen  Richteramtes  (etwa  auch  durch  den 
politischen  Beamten  des  Bezirksamtes  oder  mit  Beihilfe  des  Gemeinde- 
Vorstandes) 

das  Waisen-  und  Depositen-Wesen,  das  Notariatsgeschäft  auf  dem 
Lande, 

die  Realgerichtsbarkeit  mit  Ausnahme  der  in  den  Landtafeln  einge- 
tragenen ehemals  herrschaftlichen  Realitäten;  —  in  anderen  Civil-Streit- 
sachen  die  Judicatur  bis  zum  Belaufe  einer  zu  bestimmenden  Grenze,  end- 
lich in  Strafsachen  die  Untersuchung  und  Aburtheilung  der  Uebertretungen 
einiger  zu  bestimmender  Vergehen  und  die  Thatbestands-Erhebung  bei 
Verbrechen  in  ihrem  Sprengel  übertragen  werden. 

Die  Collegialgerichte  sollen  nach  zwei  Classen  mit  einem  größeren 
und  geringeren  Wirkungskreise  geschieden,  nach  Umständen  auch  als  Be- 
zirksämter fungirend  eingerichtet  und  bei  deren  Bestellung  überhaupt  sich 
möglichst  an  die  politische  Einitheidung  des  Landes  gehalten  werden. 

1.  In  den  Städten  größerer  Art  wäre  der  Gerichtiorganismus  nach  .den 
besonderen  Verhältnissen  derselben,  jedoch  mit  steter  Rücksicht  auf  die 
vorausgeschickten    Grundsätze   besonders   einzurichten. 

m)  In  Beziehung  auf  die  Oberlandes-  (vormalige  Appellations-)  Ge- 
richte wird  sich  ihre  relative  Zahl,  ihre  Wirksamkeit  und  Personalbestel- 
lung nach  Maßgabe  der  Organisirung  der  ersten  Instanzen  regeln. 

n)  In  Absicht  auf  den  obersten  Gerichts-  und  Cassationshof,  dann  das 
Justiz-Ministerium,   ergab   sich  keine  besondere  Erinnerung. 

Der  Reichrath  von  Salvotti  hat  übrigens  über  den  Gerichts-Organismus 
eine  Arbeit  nachgetragen,  welche  dem  Protokolle  beiliegt,  und  seine  ab- 
gegebenen mündlichen  Aeußerungen  umständlicher  entwickelt. 

Ad.  III. 

In  die  Abtheilung  dieser  von  Sr.  Majestät  bezeichneten  Aufgabe  ge- 
hört der  V.  Abschnitt  der  Verfassungs-Urkunde  vom  4.  März  1849,  welche 
von  <len  Landesangelegenheiten,  dann  der  IX.  Abschnitt,  der  von  den 
I>annesverfassungen  und  den  Landtagen  handelt. 

In  diesen  Abschnitten  sind  den  Ländertheilen  Zusicherungen  gegeben, 
welche  zunächst  auf  folgende  Betrachtungen  führen: 

Die  in  den  beigezogenen  Abschnitten  gewährten  Zugeständnisse  gehen 
im  Principe  aber  so  wie  bei  den  Reichs-Institutionen  von  der  Theilung 
der  Gewalten  aus,  und  gewähren  überdieö  den  Kronländern,  obschon  mit 
dem  Vorbehalte  der  Sanktion  des  Souveräns,  autonomische  Rechte  zu, 
welche  mit  denjenigen  Grundsätzen,  die  der  Cominission  bei  ihren  Er- 
örterungen vorgezeichnet  sind,  insbesondere  weder  mit  der  staatlichen  Ein- 
heit des  Reiches  noch  mit  den  monarchischen  Bedingungen  als  verträglich 
angesehen   werden  können. 

Von  den  in  diesen  Abschnitten  enthaltenen  Bestimmungen  muß  daher, 
m  an  auch  bei  den  folgenden  Anträgen  einige  benützt  werden  mögen,  Um- 
gang genommen,   und  solche  als  beseitigt  angesehen   werden. 

1.  Es  ergibt  sich  aber  nunmehr  die  Frage,  ob  die  vormals  bestandenen 
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ständischen  und  anderen  Landesverfassungen  im  Principe  wieder  aufleben 
zu  lassen  wären? 

Eine  Stimme  (Freih.  von  Krieg)  glaubte,  daß  sich  darüber  gegenwärtig 
nicht  ausgesprochen  werden  sollte. 

Allein  die  übrigen  Mitglieder  der  Commission  hielten  es  für  den  festen 
Gang  der  Regierung  nothwendig,  in  dieser  Beziehung  einen  kais.  Beschluß 
festzustellen,  weil  es  vorauszusehen  ist,  daß  mit  der  Beseitigung  der  Ver- 
fügungen der  Verfassungsurkunde  vom  4.  März  1849  Bestrebungen  zur  Wie- 
derherstellung der  früheren  Verfassungszustände  sich  geltend  zu  machen 
suchen,  und  selbst  Verlegenheiten  hervorrufen  könnten;  insofern  immer- 
hin die,  wenn  auch  nicht  zu  begründende  Behauptung  vorangestellt  werden 
möchte,  daß  mit  der  Aufhebung  der  Verfassungsurkunde  vom  4  März  1849, 
wenn  nichts  Besonderes  bestimmt  wird,  die  früheren  Zustände  wieder  zu 
Recht  erwachsen. 

Da  auch  die  vormals  ständischen  Verfassungen  wenigstens  in  der  Mehr- 
zahl der  deutsch^slavischen  Länder,  dann  die  Verfassungen  in  Ungarn, 
Siebenbürgen,  wie  sie  sich  ausgebildet  hatten,  aus  dem  Grundsatze  der 
Theilung  der  Gewalten  abgeleitet  sind,  so  sprechen  gegen  deren  Beibehal- 
tung oder  Wiederbelebung  ganz  dieselben  Bedenken,  welche  gegen  die  Auf- 
rechterhaltung der  Verfassung  vom  4.  März  1849  in  dieser  Richtung  aus- 
einandergesetzt worden  sind. 

Man  vereinigte  sich  also  in  dem  Antrage,  die  Frage  der  Wiederauf- 
lebung  der  vormals  ständischen  und  ähnlichen  oder  gleichen  anderen  Lan- 
desverfassungen zu  verneinen. 

2.  Nach  Erörterung  dieses  Punktes  überging  man  zu  der  Untersuchung, 
ob  es  nicht  gleichwohl  angemessen  und  selbst  nothwendig  wäre,  irgend  eine 
entsprechende  Verfügung  zu  treffen,  um  den  ständischen  Erbadel,  da,  wo 
er  besteht,  zu  seiner  Erhaltung  mit  entsprechenden  Einrichtungen  auszu- 
statten. 

In  dem  Protokolle  sind  die  dafür  sprechenden  Gründe  ausführlich  ent- 
wickelt. 

Man  glaubte  den  bezeichneten  Zweck  dadurch  zu  erreichen,  wenn  dem 
landständischen  Erbadel  die  Form  einer  Art  Corporation  gewährt  und  die 
Mitglieder  derselben  mit  gewissen  Vorzügen  ausgestattet  würden,  als  z.  B. 
die  Hoffähigkeit  für  den  Fall  des  auch  nur  zeitlichen  Aufenthaltes  des 
Hofes  in  dem  Lande,  das  Zugeständniß  eines  Ehrenkleides  (Uniform),  die 
Bestellung  von  Landeswürden  aus  ihrer  Mitte,  besondere  Rücksicht  ihrer 
Ernennung  zu  den  Vertretungen,  insoferne  sie  Grundbesitz  innehaben,  u.  dgl. 

Dabei  wären  bestimmte  Vorbehalte  erforderlich,  als:  die  Ernennung 
neuer  Mitglieder  von  Sr.  Majestät,  Verpflichtungen  zu  besonderer  Eides- 
treue, allenfalls  Versammlungen  nur  in  Folge  ausdrücklicher  Berufung 
Sr.  Majestät  für  ganz  bestimmte  Objekte  u.  d.  gl. 

Da  in  dieser  Beziehung  jedes  Land  ganz  eigentümliche  Verhältnisse 
darbietet,  so  wären  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Hauptgrundsätze  jedem 
Lande  besondere  Statuten  zu  verleihen. 

Die  wesentlich  abweichenden  Verhältnisse  der  Adelsstellungen  in 
Ungarn,  Siebenbürgen  usw.  veranlaßten  den  Reichsrath  von  Purkhart  zu 
erheblichen  Betrachtungen,  welche  in  dem  Protokolle  niedergelegt  sind,  und 
bei  Ausarbeitung  eines  Adelsstatuts  für  die  bezeichneten  Länder  besondere 
Aufmerksamkeit  verdienen. 

Alle  Stimmen  kamen  ferner  darin  überein,  die  Errichtung  von  Familien- 
Fideicommissen  und  Majoraten  des  adeligen  Grundbesitzes  nicht  nur  nicht 
zu  erschweren,  sondern  vielmehr  zu  erleichtern  und  zu  begünstigen. 

Bei  dieser  Veranlassung  wurde  auch  allgemein  anerkannt,  daß  die  Er- 
haltung der   Bauernguts-Complexe   und  die  derselben   entsprechende   Erb- 
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folge  als  leitender  Grundsatz  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  festzu- 
halten sei. 

3.  Für  den  Zweck  der  Auffassung  und  Kenntnisnahme  der  örtllichen 
und  Landes-Interessen  und  zum  Behufe  der  Ausgleichung  der  Gegensätze 
zwischen  den  Regierumgsorganen  und  den  gesellschaftlichen  Schichten  ist 
man  in  der  Ansicht  übereingekommen,  daß  Kreis-,  (Comitats-)  und  Landes- 
Ausschüsse  unter  den  jedem  Lande  eigenthümlichen  Benennungen  ein- 
gesetzt und  mit  einer  näher  zu  bestimmenden  Wirksamkeit  ausgestattet 
werden  dürften. 

Einige  nähere  Bestimmungen  werden  in  nachstehender  Art  angedeutet: 

a)  Diese  Ausschüsse  könnten  in  permanente  und  zeitlich  einzuberufende 
getbeilt,  die  Ersteren  auf  wenige  Faktoren  beschränkt,  die  Anderen  in 
größerer  Ausdehnung  bestellt  werden. 

Auch  in  dieser  Frage  werden  Verschiedenheiten  der  Länder,  vorzüg- 
lich des  Umfanges  derselben,  Modifikationen,  die  nicht  auszuschließen  wären, 
darbieten. 

b)  Die  Eigenschaft  der  zur  Theilnahme  an  diesen  Vertretungen  zu  be- 
ruferden Personen  ergeben  sich  aus  dem  Grundsatze  der  Interessen- 
Vertretung  und  der  Rücksicht  auf  die  gesellschaftliche  Stellung. 

Es  folgt  daraus,  daß  die  Vertretung  in  dreierlei  Richtung  aufzufassen 
•wäre,  nämlich: 

Vertretung  des  Grundbesitzes  mit  Einschluß  des  ständischen  Adels. 

Vertretung  der  Kirche  und  Schule,  und  dann 

Vertretung  der  Industrie. 

In  Absicht  auf  den  Grundbesitz  wäre  der  besitzende  ständische 
Adel,  der  größere  Grundbesitz,  nach  einem  bestimmten  Maßstäbe,  dann 
der  kleinere  Grundbesitz  durch  Faktoren  deT  Landgemeinden,  die  Kirche 
und  Schule  durch  die  Geistlichkeit  (mit  Rücksicht  auf  ihre  frühere  stän- 
dische Stellung  und  Mitglieder  der  Unten ichtsanstaJten)  —  die  Industrie 
endlich,  unter  welcher  liier  Gewerbe,  Fabriken  und  Handel  verstanden 
werden,  durch  Individuen  dieser  Classe,  welche  ihren  Ausdruck  vorzüglich 
in  den  Städten  finden,  zu  vertreten. 

c)  In  der  Regel  soll  überall  dem  Grundbesitze  in  dei  Verhältnißzahl  zu 
den  Vertretern  das  Uebergewicht  gewährt,  und  nur  ausnahmsweise  in  Be- 
zirken, wo  die  Industrie  ganz  besonders  vorwaltend  ist,  wie  z.  B.  in  einigen 
Distrikten  Böhmens,  der  industriellen  Vertretung  ein  größerer  Umfang  zu- 
gestanden  werden. 

d)  In  Beziehung  auf  die  Objekte  und  den  Umfang  der  Wirksamkeit 
dieser  Vertretungen  war  man  allseitig  der  Ueberzeugung,  daß  ihre  Be- 
stimmung mit  großer  Vorsicht  auszumitteln  und  festzustellen  sein  wird,  um 
Uebergriffen  in  politischen  Richtungen  und  Lähmungsversuchen  der  Ver- 
waltung vorzubeugen. 

Man  glaubt  in  dieser  Hinsicht  folgende  Grundsätze  im  Auge  zu  behalten: 

aa)  Der  Vorsitz  und  die  Leitung  dieser  wie  immer  genannten  Aus- 
schüsse soll  stets  und  überall  den  politischen  Regierungsorganen,  welchen 
die  administrative  Leitung  des  Landes,  Kreises  {Comitates)  anvertraut  [ist, 
angewiesen  werden. 

bb)  Diese  Ausschüsse  sollen  keine  eigenen  Hilfsorgane  für  Schreib- 
ond  ähnliche  Geschäfte  zu  Crebote  haben,  sondern  lediglich  diejenigen  be- 
nutzen können,  welche  der  zuständigen  landesfürstlichen  Behörde  zu- 
!_'<-thf'i!t  sind. 

<e)  Diese  Ausschüsse  eollen  keine  wie  immer  geartete  exekutive  oder 
vollziehende  Gewalt  erhalten,  welche  Maxime  jedoch  nicht  ausschliel.it.  daß 
ein  oder  das  andere  Mitglied  von  dem  landesfürstlichen  Vorstande  zu  Voll- 
ziehnngsgeschäften  verwendet  werde. 

dd)   Bd  den  Objekten  der  Wirksamkeit  wäre  zu  unterscheiden: 
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Einige  Gegenstände,  welche  vorzugsweise  die  Oertlichkeiten  betreffen, 
wo  gewisse  administrative  Verbindlichkeiten  einzugehen  sind,  bei  Con- 
curenzf ragen  u.  dgl.,  könnte  den  wie  immer  genannten  Ausschüssen,  mit 
Rücksicht  auf  die  permanenten  kleineren  und  zeitlichen  größeren  Versamm- 
lungen das  Entscheidungsrecht,  jedoch  stets  unter  der  Bedingung  der  Zu- 
stimmung des  landesfürstlichen  Chefs  zugestanden  werden. 

In  solchen  Fällen  würden  auch  die  Ausfertigungen  im  Namen  des  Ver- 
tretungskörpers, jedoch  unter  Fertigung  des  landesfürstl.  Vorstandes  statt- 
finden. 

Den  Vertretungen,  welche  den  Statthaltereien  an  die  Seite  gesetzt  wer- 
den, würden  auch  die  Geschäfte  der  noch  bestehenden  ständischen  Landes- 
ausschüsse zu  übergeben,  und  von  ihnen  nach  den  bestehenden,  oder  noch 
zu  gebenden  Anordnungen  unter  Leitung  des  Statthalters  zu  verwalten  sein. 

Diesen  Vertretungen  wäre  ferner  auch  das  Befugnis  zuzugestehen,  auf 
örtliche  Bedürfnisse  oder  Gebrechen  in  Angelegenheiten  der  Verwaltung 
aufmerksam  zu  machen,  um  ihre  Befriedigung  oder  beziehungsweise  Ab- 
hilfe zu  bewirken. 

Alle  anderen  Gegenstände  der  Wirksamkeit  wären  nur  entweder  im 
Allgemeinen,  oder  für  besondere  Fälle  durch  eigene  Instruktionen  an  die 
landesfürstl.  Chefs  zu  bezeichnen,  in  Absicht  auf  welche  den  Vertretungen 
stets  nur  ein  berathender  Einfluß  zugestanden  werden  kann,  und  worüber 
die  Ausfertigungen  stets  im  Namen  der  landesfürstL  Behörde  zu  erfolgen 
hätten. 

cc)  Auch  in  dieser  Richtung  müssen  die  Eigenthümlichkeiten  der 
Länder  beachtet,  und  die  näheren  Ausführungen  mit  Rücksicht  auf  diese 
Verschiedenheiten  modifiziert  werden.  Es  sind  z.  B.  bei  kleineren  Kron- 
ländern  keine  besonderen  Kreis-Vertretungen  nothwendig  u.   dgl. 

Jedenfalls  wären  bei  der  näheren  Formulierung  der  Anträge  in  den 
Ländern  die  analogen  Einrichtungen  der  Provinzial-  und  Central-Congre- 
gationen,  wenn  gleich  nicht  mehr  ausgeführten  VeTbesserungsvorschlägen 
zu  benützen. 

4.  Im  lomb.  venet.  Königreiche  dürfte  die  dort  virtuell  bestehende  In- 
stitution der  Provinzial-  und  Gentral-Congregationen  mit  den  zu  beachtenden 
in  den  Akten  liegenden  Verbesserungsvorschlägen  wieder  in  das  Leben 
gerufen  wrerden,  sobald  es  die  dortigen  Ausnahmezustände  erlauben. 

5.  Die  Frage  über  die  Bestellung  der  einzelnen  Vertretungsfaktoren 
führte  zu  dem  Antrage,  daß  alle  ersten  Ernennungen  über  Vorschläge  der 
Landesbehörden  und  des   Ministeriums  Sr.  Majestät  vorzubehalten   wären. 

Für  die  Zukunft  wären  zwar  die  Ernennungen  ebenfalls  Sr.  Majestät 
oder  den  von  Aüerhöchstdenselben  bestimmten  Regierungs-Autoritäten  vor- 
zubehalten, die  Vorschläge  dazu  aber  durch  3-  oder  6fache  Bezeichnung 
durch  Wahlen  zu  veranlassen,  worüber  die  näheren  Bestimmungen  mit 
Benützung  der  für  das  lomb.  venet.  Königreich  festgestellten  Anordnungen 
gleichzeitig  mit  den  übrigen  Anträgen  dieser  Einrichtung  von  den  Behörden 
anzudeuten  wären. 

b)  Die  Funktionen  der  Vertreter  glaubt  man  einhellig  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  mit  dem  Rechte  der  Wiederernennung  zu  beschränken  und 
diesp  Zeit  etwa  auf  drei  Jahre  in  der  Art  zu  bestimmen,  daß  immer  nur 
ein  Theil  etwa  nach  dem  Loose  aus  dem  Turnus  auszutreten  habe. 

7.  In  Beziehung  auf  die  Kosten,  welche  diese  Institutionen  verursachen 
werden,  ist  man  der  einhelligen  Meinung,  daß  solche  von  jedem  Kronlanle 
zu  bestreiten,  ihre  nähere  Bestimmung  und  Ausmaß  aber  den  länderweisen 
Detailvorschlägen  vorzubehalten  wären. 

8.  Am  Schlüsse  dieser  Abtheilung  kam  noch  die  Frage  zur  Sprache: 
ob  es  nicht  in  vielen  Beziehungen  wünsch enswerth  und  zuträglich  sei,  auch 
bei   den   wie    immer  genannten    untersten    landesfürstl.   Organen    (Bezirks- 
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ämter  u.  dgl.)  die  gesetzliche  Verfügung  zu  treffen,  daß  auch  bei  diesen 
Aemtern  von  Zeit  zu  Zeit  Zusammentretungen  mit  den  einbezirkten  größeren 
Grundbesitzern  (oder  ihren  Abgeordneten)  und  den  Gemeinde-Vorständen 
über  Gemeinde-Angelegenheiten  und  dahin  einschlagende  gemeinschaftliche 
Bezirksgegenstände  stattfinden,  welche  zur  gegenseitigen  Aufklärung,  Be- 
lehrung und  Verständigung  führen,  und  eine  Masse  Schreibereien  ver- 
meiden können,  die  sonst  unvermeidlich  sind.  Alle  Stimmen  der  Commission 
vereinigten  sich  in  dem  Antrage  auf  eine  solche  Verfügung. 

AdL  IV. 

Sobald  Se.  Majestät  ihre  allerhöchste  Entschließung  über  die  hier  er- 
örterten und  einer  noch  weiteren  Berathung  vorbehaltenen  Grundsätze 
auszusprechen  geruhen  werden,  wird  es  sich  um  die  Wege  der  Ausführung 
derselben  handeln. 

1.  Einige  dieser  Anträge,  wie  z.  B.  die  Frage  auf  die  Strafgerichts- 
ordnung usw.,  werden  von  den  zuständigen  Ministerien  vielleicht  gleich 
unmittelbar,  andere  erst  nach  Einvernehmung  der  Landesbehörden  und 
Vorstände  zur   Ausführung  gebracht  werden   können. 

Es  dürfte  in  dieser  Beziehung  den  zuständigen  Ministerien  der  an- 
gemessene Weg  offen  gelassen  und  nur  festgestellt  werden,  daß  die  Detail- 
arbeiten zum  Behufe  der  Ausführung,  entweder,  wo  es  thunlich  ist,  im 
Allgemeinen,  sonst  aber  länderweise  der  Prüfung  und  Sanktion  Sr.  Majestät 
vorgelegt  und  diese  Arbeiten  ohne  Abbruch  der  Gründlichkeit  möglichst 
beschleunigt  werde. 

Insoferne  eine  relative  Dringlichkeit  der  Ausführung  dieser  Angelegen- 
heit in  den  einzelnen  Ländern  stattfindet,  glaubte  man  2.  darauf  aufmerk- 
sam zu  machen,  daß  zunächst  Galizien,  Dalmatien,  dann  Ungarn  in  den 
ersten  Reihen  des  Bedürfnisses  stehen  und  daher,  ohne  darum  die  gleich- 
zeitigen Vorbereitungen  in  den  übrigen  Ländern  aufzuhalten,  oder  in  den 
Hintergrund  zu  stellen,  in  die  ersten  Reihen  aufzunehmen  wären. 

3.  Eine  der  vorzüglichsten  und  wichtigsten  Fragen  am  Schlüsse  dieser 
Berathungen  ergab  sich  darüber,  ob  Sr.  Majestät  zu  rathen  sei,  bei  Gelegen- 
heit zu  fassender  Beschlüsse  über  die  vorliegenden  Gegenstände  eine  kais. 
Erklärung  zu  erlassen,  und  worin  diese  zu  bestehen  hätte? 

Nach  sorgfältiger  Prüfung  dieser  Frage  ergab  sieh  vor  Allem  die  Be- 
trachtung, daß  durch  die  vorausgegangenen  Erörterungen  der  ganze  Umfang 
der  Verfassungsrevision  nicht  erschöpft  sei,  und  auch  nach  dem  erklärten 
Willen  Sr.  Majestät  noch  nicht  erschöpft  werden,  sondern  nur  auf  die  zu- 
nächst dringenden  Aufgaben  beschränkt  werden  wollte. 

Eine  allerhöchste  Erklärung  kann  also  auch  noch  nicht  über  das  End- 
resultat der  Verfassungsangelegenheit  im  ganzen  Umfange  veröffentlicht 
werden,  und  eine  thedlweise  solche  Erklärung  würde  die  Erwartungen  un- 
befriedigt lassen. 

Nach  Erwägung  dieses  Umstaudes  glaubt  man  sich  in  folgendem  An- 
trage vereinigen  zu  können: 

a)  Es  wären  die  Grundsätze,  welche  Se.  Majestät  über  die  vorliegende 
Arbeit  den  Ministerien  und  dem  Reichsrathe,  den  Ersteren  zum  Behufe  der 
Vollziehungsarbeiten,  den  Letzteren  aber  zur  Richtschnur  seiner  berufs- 
mäßigen prüfenden  Einwirkung  festzustellen  geruhen  werden,  der  Ver- 
öffentlichung nicht  vorzuenthalten,  sondern  eben  nur  als  grundgesetzliche 
\V<-i-ungen  in  die  öffentlichen  Blätter  aufnehmen  zu  lassen,  wozu  der  Text 
'•Umhin   mit  großer   Vorsicht   und   Genauigkeit  gewählt   werden  muß. 

b)  Gleichzeitig  mit  jenen  Erlässen  wären  die  beiden  Präsidien  d«6 
Min  >t«riums  und  des  Reichsrathes  aufzufordern,  nun  auch  die  noch  rück- 
standigen   Aufgaben   der    Verfassungsrevision    zu   bezeichnen,   und    in   der- 

•  !t>t-n   Art,   wie  die  gegenwärtigen  Objekte  zur  definitiven  Berathung  vor- 
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bereiten  zu  lassen,  und  bei  dieser  Veranlassung  aucb  die  Erklärungen  in 
reife  Erwägung  zu  ziehen,  und  vorzuschlagen,  welche  Se.  Majestät  dann  über 
den  ganzen  Umfang  der  Verfassungsangelegenheit  Ihres  Reiches  hund- 
machen dürften. 

Diese  Vorberathungen  können,  während  an  die  Vollziehung  und  Aus- 
führung der  gegenwärtig  besprochenen  Grundsätze  alle  Kraft  angewendet 
wird,  mit  gehöriger  Erwägung  dergestalt  gepflogen  werden,  daß  ihre  Ergeb- 
nisse bald  nach  Belebung  der  neuen  Organisation  zu  einer  allerhöchsten 
Schlußfassung  und  Vollendung  zu   Stande  gebracht  sein  können. 

Wien,  den  27.  November  1851. 

II.     Ministerratsprotokolle  zum  Sylvester-Patent. 
1.    Protokoll  Nr.  161  vom  17.  Dezember  1851,  Punkt  VIII. 

Nun  wurde  mit  der  Berathschlagung  über  das  Elaborat  der  durch 
A.  H.  Entschließung  vom  4.  Oktober  1851  bestellten  Kommission  begonnen, 
welche  mit  den  Vorarbeiten  zu  der  mit  A.  H.  Kabinettschreiben  vom 
20.  August  1851  angeordneten  Revision  der  Reichsverfassung  vom  4.  März 
1849  beauftragt  war. 

Als  Substrat  der  Beratschlagung  dienten  die  „Nachweisende  Zusammen- 
stellung der  Hauptergebnisse  der  Berathungen  der  zum  Behufe  der  Ver- 
fassungs-Revision aufgestellten  Commission";  es  ward  die  Ablesung  dieser 
Zusammenstellung   und   deren   punktweise   Beurteilung   beliebt. 

Gleich  im  Eingange  (Seite  4)  gab  die  Definition  der  staatlichen  Einheit 
Anlaß  zu  Bemerkungen.  Der  Cultusminister  glaubte,  daß  es  nötig  sei,  hier- 
bei vorzüglich  der  Einheit  und  Ungeteiltheit  des  Ministeriums  in  Bezug 
auf  dessen  Wirksamkeit  über  alle  Kronländer  zu  erwähnen.  Der  Justiz- 
minister, welcher  ebenfalls  diese  Definition  für  zu  eng  hielt,  glaubte,  daß 
die  staatliche  vornehmlich  durch  die  Einheit  der  Regierungsmaximen  und 
der  Gesetze  dargestellt  werde,  und  der  Finanzminister  führte  weiter  aus, 
wie  auch  in  der  ausübenden  Gewalt  bei  uns  bis  in  ihre  unterste  Gliederung 
die  Einheit  wiederhergestellt  werden  müsse,  indem  er  zugleich  auf  die 
genügend  —  wie  ihm  scheint  —  zweckmäßigen  Bestimmungen  hindeutete, 
welche  die  Verfassung  vom  4.  März  bezüglich  der  Reichsangelegenheiten 
als  allen  Kronländern  gemeinsamen  Angelegenheiten  enthält. 

Der  Minister  des  Innern  entwickelte  in  einem  längeren  Vortrag  den 
historischen  Gang  der  Trennung  Ungarns  vom  Kaiserreich  und  die  hieraus 
sich  ergebende  Notwendigkeit,  dasjenige  klar  aufzufassen  und  auszu- 
sprechen, wodurch  allein  der  Rückkehr  zu  ähnlichen  Bestrebungen  mit 
Erfolg  vorgebeugt  werden  kann. 

Auch  der  Handelsminister  zeigte  die  Notwendigkeit  einer  neuen  Re- 
daktion der  bezüglichen  Stelle,  damit  eine  positive  Definition  der  betreffen- 
den Begriffe  die  nachfolgenden  negativen  Erläuterungen  entbehrlich  mache. 
Indem  sofort  der  Finanzminister  mit  der  Bemerkung  schloß,  daß  es  vor- 
nehmlich darauf  ankommen  dürfte,  die  Begriffe  der  staatlichen  Einheit  und 
die  Bedingungen  der  monarchischen  Gestaltung  des  Reiches  sich  als  Grund- 
lage der  nachfolgenden  Deliberationen  vollkommen  klar  zu  machen,  kam 
der  Ministerrat  vorläufig  darin  überein,  die  fraglichen  Stellen  von  jedem 
Minister  neu  textieren  zu  lassen  und  sich  über  definitive  Annahme  der 
endlichen  Redaktion  derselben  in  der  nächsten  Sitzung  zu  einigen. 

Wien,  17.  Dezember  1851. 

(Das  Protokoll  ist  vom  Kaiser  gefertigt,  jedoch  nicht  vom  abwesenden 
Fürsten  Schwarzenberg). 

2.    Ministerratsprotokoll  Nr.  170  vom   19.  Dezember   1851. 

IX.  Schließlich  wurde  über  Anregung  des  Ministerpräsidenten  die  be- 
reits in  dem  Ministerratsprotokolle  vom  17.  Dezember  begonnene  Bespre- 
chung über  die  Definition  der  staatlichen  Einheit  fortgesetzt. 
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Die  in  den  vorliegenden  Referaten  angeführte  Beschränkung  derselben 
auf  zwei  Hauptmerkmale:  die  dynastischen  Rechte  des  Souveräns  und  des 
Allerhöchsten  Kaiserhauses,  dann  der  politischen  Untrennbarkeit  der  ein- 
zelnen Länder  des  Reiches,  welche  den  Gesamtstaat  bilden,  also  bloß  der 
Personal-  und  Territorialeinheit  wurde  als  nicht  hinreichend  und  erschöpfend 
erkannt  und  es  haben  die  Minister  für  den  Cultus,  die  Justiz  und  die 
Finanzen  Entwürfe  vorgebracht,  welche  teils  als  Zusätze  zu  den  obigen 
Hauptmerkmalen  hinzugefügt,  teils  als  selbständige  Definition  der  staat- 
lichen Einheit  betrachtet  werden  können  und  deren  Tendenz  im  wesentlichen 
dahin  gerichtet  ist,  daß  auch  die  Einheit  und  Gleichheit  in  der  Gesetz- 
gebung, ferner  die  Einheit  der  Administration  und  der  exekutiven  Gewalt 
in  der  Definition  vertreten,  das  darin  aufgenommen  werde.  Der  Minister 
des  Innern  übernahm  es,  diese  verschiedenen  Entwürfe,  nach  welchen  die 
Einheit  der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  teils  im  weiteren,  teils  im 
engeren  Kreis  eingeräumt  werden  soll,  miteinander  zu  kombinieren  und 
darüber  im  nächsten  Ministerrate  zur  Erzielung  einer  Einigung  zu  referieren. 

Gefertigt:  Franz  Josef.     Unterschrift  des  Ministerpräsidenten  fehlt. 

3.  Ministerratsprotokoll  Nr.  171  vom  20.  Dezember  1851.    M.  R.  Z.  4282. 

Dritte  Beratung  über  das  Elaborat  der  mit  den  Vorarbeiten  zur  Ver- 
fassungs-Revision beauftragten  Commission  auf  Grundlage  der  ^Nachweisen- 
den  Zusammenstellung". 

Mit  Beziehung  auf  die  in  den  Sitzungen  vom  17.  und  19.  gefaßten  Be- 
schlüsse brachte  der  Minister  des  Innern  die  nachstehende  Definition  der 
staatlichen  Einheit  des  Reiches  in  Vorschlag:  „Man  glaubt,  die  staatliche 
Einheit  des  Reiches  in  folgenden  Merkmalen  zusammenzufassen: 

in  dem  dynastischen  Recht  des  Souveräns  und  des  erlauchten  Kaiser- 
hauses, in  der  politischen  Untrennbarkeit  der  einzelnen  Länder  des  Reiches, 
welche  den  Gesamtstaat  bilden,  in  der  Einheit  der  Gesetzgebung,  des 
Rechtes  und  der  Verwaltungsgrundsätze,  in  der  Einheit  der  vollziehenden 
Gewalt,  der  Armee  und  der  Staatsfinanzen,  endlich  in  der  Einheit  und 
Ungeteiltheit  der  Zentralbehörden,  namentlich  des  Ministeriums  und  zwar 
in  seiner  Gesamtheit,  als  auch  in  den  einzelnen  Geschäftsdepartements;  des 
Reichsrates,  des  obersten  Gerichtshofes  und  der  obersten  Rechnungbehörle." 

Der  Ministerrat  erklärt  sich  mit  dieser  Textierung  einverstanden  und 
man  bemerkte  nur,  daß  es  im  vierten  Absätze  der  Seite  4,  Zeile  9  von 
unten  statt  ,,oben  aufgestelltem  Begriffe  der  Untheilbarkeit"  heißen  müsse: 
.,ohen  aufgestelltem  Begriffe  der  Einheit". 

Zu  lit.  aa  .  Seite  6  bemerkte  man  in  Ansehung  der  Beschränkung 
kleinerer  Länder  auf  kleinere  politische  Autoritäten,  daß  hiermit  nicht  die 
Entziehung  des  Titels  Statthalter  und  der  unmittelbaren  Verbindung  mit 
dem  Ministerium  gemeint  sein  sollte;  indem  mit  dem  Titel,  der  der  histo- 
rischen Entwicklung  des  betreffenden  Landes  Rücksicht  trägt,  oder  die 
Cionüsse  der  größeren  Statthalter  verbunden  sind,  doch  deswegen  in  einem 
solchen  Lande  alle  anderen  Provinzialbehörden  errichtet  werden,  die  un- 
mittelbare Verbindung  des  Landeschefs  mit  dem  Ministerium  aber  nach  den 
bisherigen   Erfahrungen  nur   dienstbeförderlich   ist. 

A'l  hb.  Seite  6  wiard  auf  Anregung  des  Ministers  für  Landeskultur  bei 
der  Abtrennung  von  Croatien  auch  der  früher  zu  Ungarn  gehörigen  bei  der 
Revolution  von  den  Croaten  okkupierten  Murinsel  als  eines  Bestand  t  heil  es 
von  Croatien  erwähnt.  Wlae  die  im  fnlij'enden  Absatz  vorkommende  Vox- 
tzung  betrifft,  da  dieses  Comitee  sich  für  die  Aufhebung  «1er  dermali- 
gen  I'istriktseinteilung  erklärt  habe,  so  bemerkte  der  Minister  des  Innern. 
daß  selbe  mit  dem  Inhalte  des  Protokolles  vom  11.  November  1851  nicht 
übereinstimme;  \jelmehr  wurde  die  Unmöglichkeit  der  Leitung  des  Landes 
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durch  Einen  Statthalter  im  unmittelbaren  Verkehr  mit  den  einzelnen  Comi- 
taten  anerkannt. 

Der  Ministerrat  pflichtet  auch  heute  dieser  Ansicht  bei  und  vereinigte 
sich  mit  der  Ansicht  des  Ministers  des  Innern,  daß  die  Untertheilung  des 
Landes  zur  Erleichterung  der  Verwaltung  im  Prinzip  aufrechterhalten  und 
nur  bezüglich  der  Anzahl  der  Distrikte,  ihres  Umfanges  und  ihrer  Ab- 
grenzung die  durch  die  Erfahrung  gebotenen  Modificationen  zugestanden 
oder  vorbehalten  werden.  Gegen  die  in  der  „Nachweisenden  Zusammen- 
stellung" hierbei  vorkommenden  Bemerkungen  aber,  daß  eine  solche  Ein- 
teilung eine  zerstückende  sei,  daß  sie  im  Lande  eine  sehr  ungünstige 
Stimmung  verbreite  und  die  Kraft  der  Regierung  in  keiner  Weise  ver- 
stärke, glaubte  der  Minister  des  Innern  anführen  zu  können,  daß  bei  dem 
letzteren  geradezu  die  biherige  Erfahrung  widerspreche,  und  der  Zer- 
stückung wohl  schon  durch  die  Bestellung  eines  Statthalters  unter  einem 
Civil-  und  Militär-Gouverneur  vorgebeugt  sei1. 

Was  endlich  ad  cc.  die  Wojwodina  und  das  Temeser  Banat  betrifft,  so 
hat  sich  auch  hier  der  Ministerrath  wie  früher  das  Comitee  per  majora  für 
die  Aufrechthaltung  der  Trennung  derselben  von  Ungarn  ausgesprochen, 
weil  sich  dieselbe  in  politischer  und  administrativer  Richtung  nur  als 
zweckmäßig  bewährt  hat  und  weil  der  Mißstimmung,  welche  ihre  Lo&- 
reißung  von  Ungarn  bei  der  ungarischen  Partei  hervorgebracht,  haben 
mag,  füglich  die  Aufregung  entgegengesetzt  werden  könne,  welche  ihre 
Wiedervereinigung  mit  Ungarn  bei  den  Serben  und  Deutschen  notwendig 
hervorbringen  müßte,  denen  für  ihre  Treue  und  Anhänglichkeit  an  das 
Allerhöchste  Kaiserhaus  und  für  ihre  gebrachten  Opfer  die  bündigsten 
Versicherungen  ihrer  Selbständigkeit   gegeben  worden  sind. 

Wien,   20.   Dezember. 

Unterschrieben:  Franz  Josef.    (Unterschrift  Schwarzenberg  fehlt.) 

4.  Ministerratsprotokoll  Nr.  172  vom  22.  Dezember  1851.   M.  R.  Z.  1507/51. 

Beratung  über  das  Elaborat  usw.     (Vierte   Beratung.) 
Mit  Beziehung  auf  den  Punkt  D  (Seite  8)  dieser  Zusammenstellung,  wo 
es  heißt,  „daß  bei  der  Unmöglichkeit  die  bestandenen  Patrimonialge richte 
wiederherzustellen"  . .    bis  „nicht  zu  beirren",  fand  sich  der 

Minister  Graf  Thun  bestimmt,  zu  bemerken,  daß  man  mit  der  Orga- 
nisation der  Aemter  und  der  untersten  Instanzen  nicht  eher  vorgehen 
sollte,  bis  über  'die  Gemeindeverhältnisse  und  den  großen  Grundbesitz  die 
nötigen  Bestimmungen  getroffen  sein  werden,  bis  wohin  der  Grundsatz  der 
Bestellung  der  Bezirksämter  in  der  untersten  Sphäre  nicht  anzunehmen 
wäre.  Bei  der  Durchführung  dieser  Grundsätze  müßte  auf  die  verschie- 
denen Theile  der  Monarchie  und  ihre  verschiedenartigen  Verhältnisse  die 
nötige  Rücksicht  genommen  werden.  In  den  Kronländern  (vorzüglich  Böh- 
men und  Mähren),  wo  bedeutender  Grundbesitz  und  eine  reich  begüterte 
Aristokratie  besteht,  scheint  dem  Grafen  Thun  die  erwähnte  Organisation 
weniger  angemessen  und  anwendbar  zu  sein,  als  in  den  Ländern,  wo  das 
weniger  der  Fall  ist.  Jene  Maßregel  sei  mit  dem  Bestand  der  großen 
Grundbesitzer  und  ihrer  sozialen  Stellung  in  innigem  Zusammenhang.  Der 
große  Grundbesitz  war  früher  Herr,  wie  soll  er  nun  der  Untergebene  der 
unteren  Administration  sein?  Graf  Thun  macht  folgende  Gründe  geltend, 
welche  in  den  erwähnten  Theilen  der  Monarchie  diese  Organisation  nicht 
wünschenswert  machen.  Der  ganze  Bestand  der  agrarischen  Verhältnisse 
beruhe  darauf,  daß  die  Geschäfte  der  Landbevölkerung  von  erfahrenen 
wirtschaftsverständigen  praktischen  Leuten  und  nicht  so  wie  bei  den  Stadt- 
magistraten durch  studierte,  jedoch  in  der  Landwirtschaft  unerfahrene 
Beamte  besorgt  werden.    Eine  Folge  davon  war,  daß  die  Geld-  und  Pupillnr- 
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geschäfte  der  Landleute  in  anderen  sehnelleren  Formen  besorgt  werden  als 
die  gleichen  Geschäfte  in  den  Städten  von  studierten  Beamten.  Diese  zur 
Aufrechterhaltung  des  Bauernstandes  notwendigen  Verhältnisse  wären  nach 
der  Ansicht  des  Grafen  Thun  wieder  hervorzurufen.  Der  Gutsherr  war 
verpflichtet,  den  anfälligen  durch  seine  Beamten  verschuldeten  Abgang  zu 
ersetzen ,  er  ist  daher  bei  der  Aufnahme  seiner  Beamten  sehr  sorgfältig  zu 
Werke  gegangen;  auch  konnte  er  einen  nicht  entsprechenden  BeamtM  leicht 
entlassen,  was  alles  bei  dem  Staate  und  den  kaiserlichen  Beanten  sich 
anders  verhält.  Man  habe  diese  beiden  Institute  nebeneinander  gehabt, 
beide  aus  Erfahrung  kennen  gelernt:  es  sei  Thatsache,  daß  nirgends  eine 
schlechtere  Wirtschaft  war  als  in  den  kleinen  Stadien  auf  dem   Lande. 

Der  Justizminister  Ritter  von  Krauß  fand  dagegen  zu  bemerken, 
daß  man.  wenn  die  Ansicht  des  Grafen  Thun  Geltung  erhalten  würde,  die 
ganze  Staatsverfassung  auf  eine  andere  Grundlage  stellen  müßte.  Die 
Gleichbeil  vor  dem  Gesetze  sei  ausgesprochen,  das  System  der  Bevorzugung 
verlassen  und  die  überwiegenden  Vorteile  der  landesfürstilchen  Behörden 
vor  den  Pratrimonialbeamten  seien  anerkannt.  Die  Dominikalgewalt  sei 
eine  übertragene  Gewalt  des  Kaisers  und  das  Zurückkommen  auf  die  Patri- 
monialgerichtsbarkeit nicht  mehr  thunlich.  Auch  würde  es  Mißhelligkeiten 
an  !  Unzukömmlichkeiten  ohne  Zahl  bringen.  Die  untersten  Organe  werden 
ihre  Pflicht  erfüllen,  bis  jetzt  sei  keine  Klage  vorgekommen,  was  unter  den 
früheren   Verhältnissen  häufig  der  Fall  war. 

Der  Justizminister  sieht  weiter  nicht  ein,  warum  die  Geld-  und  Pupil- 
larverhältnisse  des  Bauernstandes  eine  andere  Behandlung  erfordern  sollten 
als  jene  der  Städter.  Diese  Verbältnisse  seien  durch  Gesetz  geregelt  oder 
werden  ihre  Regelung  durch  ein  künftiges  Gesetz  erhärten,  und  nur  gesetz- 
liche Bestimmungen  können  solche  Verhältnisse  regeln.  Dem  Bestände 
der  Bauernwirtschaft  durch  Erleichterung  der  Aufnahme  von  Kapitalien  und 
durch  Einführung  von  Grundbüchern  beabsichtigt  man  ohnedies  Hilfe  zu 
leisten.  Der  große  Grundbesitz  fordert  gleichfalls  keine  andere  Behand- 
lung. Für  diesen  ist  die  Landtafel  da  und  die  soll  aufrecht  erhalten  wer- 
ben. In  Italien  ist  gleichfalls  großer  Grundbesitz  und  sind  große  Ver- 
mögen und  die  Praeturen  verwalten  es  ohne  Anstand.  In  Salzburg,  Istrien, 
Tirol  etc..  wo  schon  seit  langem  besondere  unterste  Instanzen  bestehen, 
hat  sich  der  Bauernstand  fortan  erhalten,  weil  er.  wie  bereits  erwähnt 
wurde,  durch  gesetzliche  Bestimmungen  und  nicht  durch  die  Beamten  er- 
halten wird. 

Der  Minister  des  Innern  fügte  mit  Beziehung  auf  die  Eingabe 
Ministers  Grafen  Thun.  daß  die  Vermögensangelegenheiten  defl 
Bauernstandes  durch  erfahrene  Patrimonial-Wirtsohaftsbeamte  besser  und 
schneller  behandelt  würden,  die  Bemerkung  bei.  daß  die  Pfleggerichte  ähn- 
liche Angelegenheiten  gleich  schnell  und  gut  besorgt  haben,  weil  das  Ver- 
fuhren vor  den  Beamten  (ob  landesfürstlich  oder  patrimonial)  ganz  unab- 
hängig davon  ist  und  Patrimonialbeamte  bei  diesen  Verhältnissen  Staats- 
beamte waren  und  sich  an  die  d&esfälligen  Vorschriften  halten  mußten... 
In  Absicht  auf  die  vom  Grafen  Thun  gemachte  Andeutung,  daß  in  einem 
größeren  Hezirke  (einer  Bezirksgemeinde)  ein  Ausschuß  gebildet  werden 
könnte  mit  den  Befugnissen,  die  Beamten  für  i^n  Bezirk  aufzunehmen,  be- 
merkte 

l'.nron  Bach,  dafi  seiner  Ansicht  Dach  nur  eines  von  den  zwei  Systemen 
angenommen  werden  könne,  entweder  die  Administration  den  Besitzen! 
über  tragen  and  die  Besitzer  wieder  wie  frühe]  verantwortlich  machen 

Administration  durch  Staatsbeamte  besorgen   lassen,  einem  gemischten 
m  könne  Dicht  das  Wort  gesprochen  weilen.    Ein  aus  der  Wahl  her- 

Bgangener  Körper  könne  nur  nach  Stimmenmehrheit  entscheiden:  die 
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früheren  Unzukömmlichkeiten  der  Beamtenwahlen  bei  den  ungarischen  Ko- 
mitaten würden  an  anderen  Orten  wieder  zum  Vorschein  kommen,  was  der 
Minister  Dr.  Bach  in  öffentlicher  Beziehung  für  höchst  gefährlich,  keine 
Garantie  bietend  und  die  Verbindung  zwischen  der  Staatgewalt  und  dem 
Lande  sehr  auflockernd  ansehen  würde.  Der  Ministerrath  fand  den  oben 
entwickelten  Ansichten  des  Ministers  Grafen  Thun  nicht  beizustimmen. 

5.  Ministerratsprotokoll  Nr.  173  vom  23.  Dezember  1851,  M.  R.  Z.  4317. 

(5.   Berathung  der   Verfassungsrevision.) 

Ad  D.  (Seite  8)  bemerkte  der  Justizminister,  daß  den  Bezirks- 
ämtern die  Bennenung  a  potiori,  also:  „Bezirksgerichte"  erteilt  werden  soll. 

Ad  E:  daß  die  Kreisämter  als  bloß  delegierte  Ueberwachungsorgane 
der  Landesstellen  anzusehen  seien.  Damit  war  der  Ministerrath  nicht  ein- 
verstanden, vielmehr  beantragte 

der  Minister  des  Innern,  daß  ihnen  nach  dem  Muster  der  Provinzial- 
delegationen  im  lombardisch- venetianischen  Königreich  ein  eigentlich  ent- 
scheidender Wirkungskreis  in  politicis  Iae  instantiae  zugemessen  und 
die  Bezirksämter  und  Gerichte  eben  nur  in  politicis  als  delegierte  Voll- 
ziehungsorgane der  Kreisämter  angesehen  werden  sollten.  Auch  kann  von 
einer  Wiederherstellung  der  Kreisämter  nicht  die  Rede  sein,  da  sie  in  Ga- 
lizien  unverändert,  in  den  anderen  deutschen  Kronländern  unter  veränder- 
ten Formen  bestehen.  Man  einigte  sich  also  dahin,  Absatz  E  also  zu  stili- 
sieren: „In  zweiter  Linie  der  politischen  Verwaltung  wären  Kreisämter 
(Komitate  in  Ungarn)  zu  bestellen  oder,  wo  sie  noch  bestehen,  beizubehal- 
ten, wobei  eine  veränderte  Begrenzung  oder  Vereinigung  der  früheren 
Kreise  oder  Komitate  nicht  ausgeschlossen  ist.  Die  Behörden  hätten  mit 
möglichster  Beachtung  der  Provinzialdelegation  des  lombardisch-venetiani- 
schen  Königreiches  nach  ihnen  vorzuzeichnenden  bestimmten  Wirkungskreis 
als  exekutive  und  überwachende  Organe  das  Amt  zu  handeln  und  vorzüglich 
die  Bezirksämter  (Gerichte)  in  deren  politischen  Funktionen  zu  leiten. 

Der  folgende  Absatz:  „Im  Königreich  Ungarn"  etc.  hat  nach  dem,  was 
in  der  Sitzung  vom  20.  beschlossen  worden  ist,  zu  entfallen. 

ad  F.  Gegen  die  Wiedereinführung  der  KoMegialverfassung  in  dem 
Sinne,  daß  der  Statthalter  an  die  Majoritätsbeschlüsse  gebunden  wäre,  er- 
klärte sich  der 

Minister  des  Innern  aus  Erfahrungsgründen  mit  aller  Entschiedenheit, 
als  berathend  mögen  die  Kollegien  einwirken  und  hätte  der  Wirkungskreis 
die  Bestimmung  zu  enthalten,  in  welchen  Angelegenheiten  eine  solche  Be- 
rathung stattfinden  soll.  Dieser  Andeutung  gemäß  wurde  der  erste  Satz 
der  lit.  F.  anders  stilisiert. 

Hier  kam  auch  die  in  der  Zusammenstellung  übergangene  Berathung 
in  Ansehung  Galiziens  zur  Sprache.  Der  Ministerrath  vereinigte  sich  ganz 
mit  dem  Antrage  der  Kommission:  Krakau  mit  Galizien  ungetheilt  zu  er- 
halten, in  Krakau  jedoch  aus  Rücksicht  auf  seine  politische  Bedeutung  und 
Lage  einen  mit  der  Zentralregierung  in  unmittelbarem  Verkehr  stehenden 
in  Angelegenheit  der  hohen  Polizey,  des  Clerus  und  anderen  neutralen 
Land  esgeschäflen  in  einer  Art  Abhängigkeit  vom  Statthalter  in  Lem'berg 
stehenden  Landeschef  zu  bestellen. 

Der  Minister  des  Innern  fand  diesen  Nexus  ami  besten  dadurch  bewirkt 
wenn  Galizien  unter  die  Oberleitung  eines  General gouvemeurs  mit  zwei 
Statthaltern  gestellt  würde. 

In  Ansehung  der  Bukowina  erklärte  man  sich  einhellig  für  die  Erhal- 
tung derselben  als  ganzes  Kronland  mit  eigener  Landesadministration:  in- 
dem der  Finanzminister  hiefür  wichtige  nationale  Rücksichten  geltend 
machte. 
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a<l  II.  D.  teilte  der  Cultusminister  die  Ansicht  des  Reichsrathes  von 
Puikhardt,  daß  den  kleineren  Grundbesitzern  gestattet  werde  sich  einem 
größeren  anzuschließen,  wodurch  eine  Art  von  Schutzverhältnis  zwischen 
ihnen  wie  überhaupt  zwischen  den  auf  den  Besitztümern  des  großen  Be- 
sitzes befindlichen  Personen  geschaffen  wird,  welches  nach  besonderen  Vor- 
schriften näher  bezeichnet  werden  müßte.  Auch  der  Justizminister  hielt 
eine  Bezeichnung  der  von  einem  solchen  Besitzer  zu  übernehmenden  Ver- 
pflichtungen sowie  eine  Bestimmung  der  Jurisdictionsverhältnisse  der  auf 
derlei  Besitzthum   befindlichen  Personen  für  nöthig. 

6.  Ministerrathsprotokoll  174  vom  24.  Dezember  1851,  M.  R.  Z.  4348/51. 

Fortsetzung  der  Berathung  über  das  Elaborat  der  Verfassungsrevision 
(6.  Berathung). 

V.  Punkt  der  Agenda,  Besprechung  über  die  Nachweisende  Zusammen- 
stellung der  Hauptergebnisse  der  Berathung  der  mit  den  Vorarbeiten  der 
Verfassungsrevision  beauftragten  Kommission,  wobei  man  von  G.  Seite  15 
bis  cc.  Seite  23  vorgeschritten  ist. 

Zu  G:  Hinsichtlich  der  Benennung  der  Vorstände  in  den  Landgemeinden 
als  Bürgermeister  und  Gemeinderäthe  fand  der 

Minister  des  Innern  zu  bemerken,  daß  wegen  Wiederaufnahme  der  vor- 
mals landesüblichen  Benennungen  bereits  eine  speeifische  Bestimmung  er- 
erlassen  ist. 

Zu  H:  bemerkt  der  Minister  des  Innern,  daß  hier  zwischen  Stadt-  und 
Landgemeinden,  welche  wesentlich  von  einander  abweichen,  unterschieden 
werden  müsse.  Den  Stadtgemeinden  werden  zur  Besorgung  für  den  Staat 
mehr  Geschäfte  übertragen  werden  können  als  den  Landgemeinden.  Bei 
städtischen  Gemeinden,  für  welche  Gemeindeordnungen  bestehen,  ist  der 
Umfang  ihrer  Pflichten  und  des  übertragenen  Wirkungskreises  schon  aus 
diesen  zu  entnehmen  und  eine  Beschränkung  darin  um  so  weniger  ange- 
bracht, als  sie  mit  sonst  vermeid  liehen  finanziellen  Nachtheilen  verbunden 
sein  würde. 

In  der  zweiten  Zeile  dieses  Absatzes  wäre  daher  statt  des  Wortes  ..Ge- 
meinden" das  Wort  „Landgemeinden"  zu  gebrauchen. 

Der  Finanzminister  würde  ein  Gewicht  darauf  legen,  wenn  die  Ver- 
pflichtung der  Gemeinden  zur  unentgeltlichen  Versehung  aller  jener  Ge- 
schäfte ausdrücklich  ausgesprochen  würde,  welche  ihre  eigenen  Gemeinde- 
angelegenheiten betreffen  oder  die  ihnen  von  der  Regierung  übertragen 
werden  dürften.  Von  einem  Wirkungskreis  derselben  wäre  nicht  zu  spre- 
chen, sondern  bloß  von  der  erwähnten  Verpflichtung. 

Der  Justizminister  findet  gleichfalls  den  Ausdruck  „Natürlicher  und 
übertragener  Wirkungskreis"  anstößig,  indem  die  Gemeinden  jederzeit  ver- 
pflichtet sind,  nicht  bloß  ihre  eigenen,  sondern  auch  die  ihnen  anvertrauten 
Regierungsangelegenheiten  pünktlich  zu  besorgen. 

In  der  zweiten  Zeile  von  unten  (Seite  15)  ist  demnach  statt:  „Die  Vor- 
stünde der  Gemeinden"  zu  setzen:  „Die  Gemeinden  sind  verpflichtet,  der 
vorgesetzten  landesfürstlichen  Behörde  in  allen  öffentlichen  Angelegen- 
heiten" etc.  „in  Anspruch  genommene  Mitwirkung  zu  leisten",  weil  auch  die 
Bezirksnilgelegenheiten  nicht  ausgeschlossen  sein  sollen. 

Der  Minister  Graf  Thun  fand  sich  wiederholt  veranlaßt,  zu  bemerken, 
''aß  dem  großen  Grundbesitz  und  seinen  Tragen)  ein  angemessener  Wir- 
kungskreis anvertraut  werden  möge.     Der  Richter,  früher  ein  Untergebener 

II.  •  i  .  ludtsbesitzers  werde  künftig  eine  öffentliche  Autorität  sein,  wah- 
rend Bein  früherer  Herr  aller  Öffentlichen  Macht  entkleidet  werden  soll. 
Sollte    es    Incompatibel    sein,    dem    Gutsherrn    den    Wirkungskreis    der    Ge- 
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meinde  zu  übertragen,  so  würde  Graf  Tbun  sich  selbst  dafür  erklären, 
dem  großen  Grundbesitz  den  Wirkungskreis  des  Bezirksgerichtes  oder  des 
Bezirksamtes  zu  geben.  Da  die  Bezirksämter  nicht  alles  auf  sich  nehmen 
können,  was  man  den  Gemeinden  übertragen  wollte  und  auch  die  Noth- 
wendigkeit  und  Angemessenheit  nicht  vorliegt,  die  Gemeinde  lediglich  auf 
ihre  Gemeindeangelegenheiten  zu  beschränken  und  von  allen  anderen  los- 
zuzählen, so  wurde  beschlossen,  den  vorgreifenden  zweiten  Absatz  Seite  16 
ganz  zu  streichen.  Seite  16,  Absatz  2,  wären  den  Worten:  „in  den  inneren 
Angelegenheiten"  die  Worte  „der  Vermögensverwaltung"  und  weiter  unten 

4.  Absatz  (4.  Zeile)  den  Worten  „Verpachtungen"  die  Worte  „auf  längere 
Dauer"  beizusetzen,  weil  nur  solche  Verpflichtungen  hier  gemeint  sein 
könnten,  Seite  17,  3.  Absatz  (5.  Zeile)  statt  „der  Abschluß"  das  Wort  „Rech- 
nungsabschluß" zu  setzen. 

Der  Minister  Graf  Thun  würde  sich  einverständlich  mit  dem  Reichs- 
ratbe  von  Salvotti  für  eine  vorwaltend  politische  Verwaltung  aussprechen, 
weil  bei  einer  eombinierten  Verwaltung  die  politische  immer  einen  Vorzug 
hat  und  man  unter  dem  Worte  „Amt",  „Amtmann"  ein  politisches  Amt 
und  einen  politischen  Beamten  versteht. 

Der  Minister  des  Inneren  und  decr  Finanzen  sprachen  sich  in  ähnlicher 
Weise  aus,  der  erster«  mit  dem  Bemerken,  daß  die  Disziplinargewalt  über 
die  sämtlichen  Angestellten  der  Bezirksämter  der  politischen  Verwaltung 
vorbehalten  bleiben  müsse,  bis  etwa  auf  die  äußersten  dem  Justizminister 
zu  überlassenden  Fälle  der  Bestrafimg  wie  Dienstentlassung  etc. 

Der  Finanzminister  bemerkte,  daß  die  ersten  Instanzen,  wenn  dabei  eine 
Ersparung  erzielt  werden  soll,  nicht  so  zahlreich  und  so  klein  sein  werden, 
daß  nicht  mehrere  Beamte,  einer  für  das  politische,  ein  anderer  für  das 
Justizfach  etc.  angestellt  werden  sollten.  Ist  das  der  Fall,  so  wird  dann 
jeder  Beamte  in  seiner  Sphäre  genug  zu  thun  haben  und  nur  mit  seinem 
speciellen  Fach  beschäftigt  werden  können.  Die  Leitung  des  Amtes  könne 
aber  nur  einem,  und  zwar  dem  politischen  Amtmann  übertragen  werden, 
welcher  übrigens  keinen  Einfluß  auf  die  Entscheidungen  der  Justizbeamten 
zu  üben  hätte.  Der  Justizbeamte  soll,  wenn  Zeit  und  Umstände  es  erlauben, 
auch  mit  anderen  als  streng  judiciellen  Geschäften  in  Anspruch  genommen 
werden  können,  worüber  die  Instruction  das  Nähere  bestimmen  müßte. 
Die  Disziplinargewalt  wäre  bis  auf  die  den  Justizbehörden  vorzubehalten- 
den Straf  fälle  der  politischen  Behörde  zu  überlassen. 

Gegen  diese  Ansicht  hat  sich  der  Justizminister  entschieden  ausge- 
sprochen. Nach  seiner  Ansicht  hätte  die  Vereinigung  der  ersten  Instanzen 
zu  einem  Amte  nur  die  Folge,  daß  sie  die  Hilfsämter  gemeinschaftlich  hätten 
und  daß  die  Justiz  und  die  politische  Verwaltung  in  einem  Orte  und  in 
einem  Hause  nebeneinander  sein  könnten.  Eine  Disziplinargewalt  über  die 
Justizbeamten  und  selbst  ein  Einfluß  auf  ihre  Beschäftigung  könne  der 
politischen  Behörde  nicht  anvertraut  werden  und  müsse  der  Justizbehörde, 
welche  ihre  Beamten  aus  ihren  Leistungen  und  ihren  Arbeitsausweisen 
kenne,  unbedingt  und  allgemein  vorbehalten  bleiben,  wie  es  auch  früher 
bei  den  Justitiaren  der  Fall  war. 

Der  Justizminister  fände  ferner  eine  Einreichimg  nach  der  oberwähnten 
Andeutung  auch  konsequent.  Bei  Kollegialgerichten  wären  die  zweiten 
Instanzen  der  Justizbehörden  auch  Disziplinarbehörden,  während  sie  es 
beim  Einzelrichter  nicht  wären  und  sie  keine  genügende  Gewalt  hätten. 
Bei  einer  solchen  Einrichtung  würde  nach  der  Ueberzeugung  des  Justiz- 
rninisters  die  Justizverwaltung  in  den  ersten  Instanzen  verkümmern  und 
nach  und  nach  zu  Grunde  gehen. 

Redlich.    I.     Anhang.  1 
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7.    Ministerrathsprotokoll  Nr.  175  vom  26.  XII.  1851,  M.  R.  Z.  4576. 

Inhalt:  Allerhöchste  Verfügung  über  den  Bestand  der  Reichsverfassung  vom 
4.  März  1849  (Revision  7.  Berathung). 

Vorsitzender  Fürst  Sehwarzenberg: 

Der  Ministerpräsident  verliest  die  ihm  von  Sr.  Majestät  übergebenen 
Entwürfe  eines  Allerhöchsten  Patentes  und  der  in  dessen  Nachhang  zu  er- 
lassenden a.  h.  Kabinettschreiben  an  den  Ministerpräsidenten  und  Reichs- 
lathspräsidenten  in  Betreff  der  Außerkraftsetzung  der  Verfassung  vom 
4.  Miirz  1849  und  der  Einleitung  der  Bearbeitung  der  wichtigsten  und 
dringendsten  Gegenstände  der  Organisierung  nach  den  in  der  Beilage  des 
ersten  a.  h.  Kabinettschreibens  vorgezeichneten   Grundsätzen. 

Der  Ministerpräsident  eröffnet  zugleich  die  Absicht  Sr.  Majestät,  diese 
wichtigen  und  dringenden  Gegenstände  in  einer  morgen  unter  seinem  Vor- 
sitz stattfindenden  Sitzung  berathen  zu  lassen. 

Dieses  gab  jedoch  dem  Ministerrathe  Anlaß  zu  der  Bitte  um  einen 
kleinen  Aufschub,  damit  jeder  Minister  für  sich  und  der  Ministerrath  ins- 
gesamt sich  eine  feste  Meinung  über  die  den  Organisationsarbeiten  zu  unter- 
legenden Grundsätze  zu  bilden  vermöge,  zumal  nachdem  der  Ministerrath 
bisher  mit  der  Beratschlagung  über  das  Elaborat  der  Kommission  zu  den 
Vorarbeiten  der  Verfassungsrevision  noch  nicht  zu  Ende  gekommen  ist. 

Als  Deliberationspunkte  über  die  in  der  Regelung  des  ersten  a.  h. 
Kabinettschreibens  vorgezeichneten  Grundsätze  werden  schon  heute  be- 
zeichnet: vom  Fiuanzminister:  die  Frage,  ob  bei  Aufzählung  der  Kron- 
länder in  Betreff  Siebenbürgens  der  im  §  1  der  Verfassung  vom  4.  März 
vorkommende  Beisatz  „mit  Inbegriff  des  Sachsenlandes"  nicht  ebenfalls  er- 
wähnt werden  soll,  da  in  dieser  Beziehung  den  Sachsen  wirklich  a.  h.  Zu- 
geständnisse gegeben  worden  sind.  —  ob  ferner  nicht  auch  der  wichtigen 
Nationalitätenfrage  Erwähnung  gethan  und  die  Bestimmung  des  §  5  der 
Reichsverfassung  wegen  Gleichberechtigung  aller  Volksstämme  und  Wah- 
rung ihrer  Nationalität  in  den  der  neuen  Organisirungsarbeit  unterlegten 
Grundsätzen  mitaufgenommen  werden  solle. 

Weiters  schien  dem  Finanzminister  nötliig.  auch  die  meisten  Bestim- 
mungen des  dritten  Abschnittes  der  Reichsverfassung  ausdrücklich  aufzu- 
nehmen, da  nicht  alle  derselben  in  den  zwei  im  Patententwurfe  enthaltenen 
Grundsätzen  über  die  Gleichheit  aller  Staatsbürger  vor  dem  Gesetze  und 
über  die  Aufrechterhaltung  der  Befreiung  von  dem  Unterthansnexus  be- 
griffen sind,  ihre  ausdrückliche  Aufführung  mithin  wesentlich  zur  Beruhi- 
gung des  Publikums  über  einige  wichtige  Institutionen  und  Zugeständnisse 
gereichen  würde. 

Vom  Minister  des  Innern  wurden  als  Deliberationspunkte  hervor- 
gehoben: der  abgesonderte  Bestand  der  Woiwodschaft  und  des  Temeser 
Banates,  die  Beibehaltung  der  Distriktseintheilung  Ungarns,  die  Frage,  ob 
nicht  statt  den  Gemeindevorständen  den  Gemeinden  selbst  die  Verpflichtung 
zur  Mitwirkung  bei  öffentlichen  Angelegenheiten  aufzuerlegen  wäre:  ob 
nicht  den  Kreisbehörden  auch  ein  entscheidender  Wirkungskreis  beizu- 
D  und  statt  der  unbedingten  Tutel  der  Gemeinden  nicht  wenigstens 
deren  Repräsentanten  einige  Wirksamkeit  in  Gemeindeangelegenheiten,  zum 
Beispiel  bei  den  Genwindefinanzen,  Umlagen  u.  s.  w.  zuzugestehen  wäre; 
ferner  die  Notwendigkeit  der  Einführung  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Rechtet  und  der  Gerichtsordnung  in  allen  Ländern  der  Monarchie;  —  die 
l'ubli/.itiit  der  Ret dimmg>legung  über  den  Staatshaushalt  und  die  ausdrück- 
llcbe  Gewährleistung  der  Staatsschuld,  in  welch  letzterer  Beziehung  auch 
Dftnzmdnisterium  die  Angemessenheit  etiner  a.  h.  Erklärung  hierüber 
anerkenn). 
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Vom  Cultusminister  wurde  bezüglich  der  Vertretung  die  Schwierigkeit 
hervorgehoben,  welche  sich  aus  der  Berufung  der  Schule  dazu  ergeben 
dürfte  und  den  Justizorganisirungsgegenständen  die  näheren  Erläuterungen 
des  Justizministers  vorbehalten,  wobei  übrigens  schon  jetzt  auf  die  Not- 
wendigkeit der  Beibehaltung  der  Staatsanwaltschaft,  die  Unzweckmäßigkeit 
der  Instanzen eintheilung  und  von  Seite  des  Cultusministers  auf  die  allso- 
gleiche  Beseitigung  der  Geschworenengerichte  sowie  auf  die  Gründung 
eines  besonderen  Gerichtsstandes  für  die  aus  dem  Gemeindeverbande  exi- 
mieiten  großen  Grundbesitzer  hingewiesen  wird. 

8.  Ministerrathsprotokoll  Nr.  176  vom  27.  Dezember  1851,  M.  R.  Z.  4371/51. 
Tnlialt:  Grundlage  für  die  dringendsten  und  wichtigsten  Organisationsgegen- 
stände nach  Aufhebung  der  Verfassung.     (8.  Berathung  der  Revision.) 

Den  Gegenstand  der  heutigen  Besprechung  der  Minister  bildeten  die 
vom  Ministerpräsidenten  in  der  gestrigen  Ministerrathssitzunig  mitgetheilten, 
von  Sr.  Majestät  an  ihn  gelangten  Grundzüge,  nach  welchen  die  Bearbeitung 
der  wichtigsten  und  dringendsten  Gegenstände  der  Organisierung  nach  Auf- 
hebung der  Reichsverfassung  eingeleitet  werden  soll. 

Zu  §  1  des  diesfälligen  Entwurfes  wird  beschlossen:  statt  ..Tirol  und 
Vorarlberg"  „Tirol  mit  dem  Lande  Vorarlberg"  zu  setzen,  weil  Vorarlberg 
niemals  eine  gefürstete  Grafschaft  für  sich  war  und  diese  berechtigte  Be- 
zeichnung des  Landes  bereits  in  dem  Tiroler  Landesstatut  über  dortigen  An- 
trag von  Sr.  Majestät  formuliert  erliegt,  ferner  statt  der  Worte  „Militär- 
grenzgebiet" „das  Verwaltungsgebiet  der  Wojwodschaft  Serbien  und  des 
Temeser  Banates"  zu  setzen  und  bei  Anführung  des  Großfürstentums  Sieben- 
bürgen den  Zusatz:  „mit  Inbegriff  des  Sachsenlandes"  beizubehalten.  Dafür 
wurde  geltend  gemacht,  daß  die  Wojwodschaft  mit  dem  Patent  vom  15.  De- 
zember 1848  hergestellt  wurde,  daß  Seine  Majestät  mit  dem  Patent  vom 
18.  November  1849  den  Titel:  „Großwojwode"  zu  den  übrigen  Titeln  auf- 
zunehmen geruhte,  und  daß  in  diesem  Paragraphen  auch  Länder  aufgeführt 
wTerden,  die  keine  Kronländer  sind,  wie  z.B.  Kr&kau,  Zator  und  Auschwitz. 
Was  insbesondere  das  Sachsenland  anbelangt,  so  habe  Seine  Majestät  diesem 
Lande  eine  unmittelbare  Administration  zuzugestehen  geruht  und  die 
Sachsen  haben  historisch  verbriefte  Rechte  für  sich. 

Zu  §  6  wäre  hinzuzufügen:  „Im  Königreich  Ungarn  bleibt  in  Anbe- 
tracht der  großen  Ausdehnung  die  Aufstellung  von  leitenden  Oberbehörden 
zwischen  den  Komitatsbehörden  und  der  Statthalterei  nach  Maßgabe  der 
Bedürfnisse  der  Verwaltung  vorbehalten."  Auch  wäre  von  der  Ausschei- 
dung der  Murinsel  aus  dem  Territorium  von  Ungarn  nicht  nothwendig  zu 
sprechen,  da  sie  ohnedies  mit  Kroatien  vereinigt  ist. 

Die  weitere  Debatte  betraf  die  Stilisirung  einer  Anzahl  von  Paragraphen 
und  neue  Formulirung  einzelner  Bestimmungen. 

Der  Justizminister  Ritter  von  Krauß  brachte  mit  Beziehung  auf  die 
Berathung  des  gestrigen  Tages  neuerdings  in  Anregung,  daß  es  im  hohen 
Grade  wünschenswerth  wäre,  wenn  in  dem  Allerhöchsten  Patente  nebst 
der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  und  Aufhebung  des  Unterthänigkeitsver- 
bandes  noch  einiger  anderer  Zugeständnisse  Erwähnung  gethan  würde  und 
die  Bevölkerung,  welche  einen  hohen  Werth  darauf  legt,  über  die  Besorg- 
nisse ihrer  Entziehung  beruhigt  werde.  Dahin  gehöre  seiner  Meinung 
nach  die  Wahrung  der  Nationalität  und  Sprache,  die  Freizügigkeit  im  ganzen 
Reichsgebiete,  die  Rechte  der  anerkannten  Religionsgesellschaften,  die  Zu- 
gänglichkeit aller  Aemter  im  Staatsdienste  für  jeden  Befähigten. 

Hinsichtlich  des  schließlich  vorgelesenen  Patententwurfes  ergab  sich 
mit  Ausnahme  zweier  vorgeschlagener  Wortänderungen  sonst  keiae  Er- 
innerung. 
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9.  Protokoll   der  am   29.   Dezember   1851   zu  Wien   abgehaltenen  Konferenz 
unter  dem  a.  h.  Vorsitze  Seiner  Majestät  des  Kaisers. 

ad  4391  M.  R./1851. 

„Seine  Majestät  der  Kaiser  geruhten  als  Gegenstand  der  heutigen  Be- 
ratung jene  zur  Veröffentlichung  bestimmten  a.  h.  Erlässe  zu  bezeichnen, 
wodurch  die  Reichsverfassung  vom  4.  April  1849  außer  Kraft  zu  setzen 
und  die  Grundzüge  der  einzuführenden  neuen  politischen  und  gerichtlichen 
Institutionen  auszusprechen  wären. 

Auf  a.  h.  Refehl  wurde  sofort  der  vom  Reichsrate  vorgelegte  Patent- 
entwurf verlesen.  Aus  Anlaß  eines  hierbei  vom  Unterrichtsminister  er- 
hobenen Z  weif  eis:  ob  nicht  nach  den  Bestimmungen  dieses  Patentes  die 
Wiedereinführung  jedes  den  früheren  Beziehungen  zwischen  Obrigkeit  und 
Untertanen  analogen  Verhältnisses  namentlich  der  Emphiteusis,  für  alle 
Zukunft  abgestellt  wäre?  wurde  der  diesfällige  Passus  in  Erwägung  ge- 
zogen und  dabei  einstimmig  erkannt,  daß  derselbe  lediglich  das  Untertans- 
und Hörigkeitsverhältnis,  als  von  Staatswegen  aufgehoben  erklärte,  dagegen 
aber  die  hie  und  da  —  namentlich  wie  Reichsrat  von  Szögyeny  bemerkte, 
in  Ungarn  —  bestehenden  emphiteutischen  Verträge  wie  auch  deren  Ab- 
schluß für  die  Zukunft  ganz  unberührt  lasse. 

Nachdem  Reichsrat  Baron  Buol  geäußert  hatte,  daß  es  zur  Beruhigung 
eines  Teiles  der  Bevölkerung  wesentlich  beitragen  würde.  Avenn  in  dem 
a.  h.  Patente  nicht  bloß  der  gegen  billige  Entschädigung,  sondern  auch  der 
gegen  Ablösung  aufgehobenen  Giebigkeiten  ausdrücklich  Erwähnung  ge- 
schehe, vereinigte  man  sich  über  Vorschlag  des  Ministers  des  I-inem  dahin, 
das  Beiwort  „billig"  vor  „Entschädigung"  wegzulassen,  wodurch  dann  beide 
Kategorien  von  Giebigkeiten  im  a.  h.  Patente  berücksichtigt  erscheinen. 
Reichsrat  Freiherr  von  Krieg  entwickelte  hierauf  seine  Meinung,  daß  zu- 
gleich mit  der  Reichsverfassung  auch  die  im  Patente  vom  4.  März  1819  be- 
zeichneten sogenannten  Grundrechte  außer  Kraft  zu  setzen  wären.  Daß 
die  meisten  dieser  Rechte  mit  einem  geregelten  Zustand  des  Reiches,  be- 
sonders unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen,  nicht  vereinbarlich  seien, 
ist  außer  Zweifel;  dieselben  sind  daher  auch  teils  gar  nicht  ins  Leben  ge- 
treten, teils  durch  den  Belagerungszustand  in  mehreren  Kronländern  und 
Städten  suspendiert  worden.  Es  schiene  daher  dem  Reichsrate  Baron  Krieg 
das  Beste  zu  sein,  deren  Aufhebung  gleich  jetzt  zu  beschließen,  und 
a  h.  Willensmeinung  ohne  weitere  Zögerung  zu  erklären.  Das  einzige  dieser 
Rechte,  welches  gleichzeitig  als  aufrechterhalten  zu  bezeichnen  sein  würde, 
ist  das  im  §  2  enthaltene  der  anerkannten  lteligionsgesellschaften;  da  es 
nicht  in  der  a.  h.  Absicht  liegen  würde,  dieses  Recht  zu  schmälern,  da  eine 
feierliche  Anerkennung  hierüber  Millionen  kaiserlicher  Untertanen  über  ihr 
lli  Uigetee   beruhigen  würde. 

Heber  die  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  aufgeworfene  Frage:  ob  die 
legislativen  Arbeiten  bereits  so  weit  vorgeschritten  seien,  um  in  Kürze  die 
den  Rechtrauetand  in  diesen  Beziehungen  normierenden  Gesetze  erfassen 
zu  können,  äußerte  der  Minister  des  Innern,  dttfi  dies  allerdings  der  Fall 
d  l  bemerkte,  daß  insbesondere  das  Strafgesetz  die  Garantie  für  die 
persönliche  Freiheit  der  Staatsbürger  regle,  und  Mittel  gegen  die  un- 
erlaubten Vereine  gewähren  werde.  Der  Mini-ter  des  Innern  könne  daher 
nur  dem  Rericherate  Baron  Krieg  beipflichten,  daß  die  großenteils  faktisch 
nicht  bestehenden  Grundrechte  auch  in  Oesterreioh  (wie  bereits  in  den 
meisten  deutschen  Staaten)  ohne  weiteren  Aufschub  außer  Kraft  gi 
würden  —  jedoch  mit  Vorbehalt  der  Rechte  der  Religionsgesellsciiaflen. 
Nachdem    Buch    der    ReAchsratS-    und    der    Ministerpräsident    sich    im    seihen 

Sinne  ausgesprochen  betten,  geruhten  Seine  Majestät  zu  befehlen,  daß  die 

für  die  Verfassungsrevision  aufgestellte  Kommission  sich  mit  der  Textierung 
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des  über  die  Aufhebung  der  sogenanntem  Grundrechte  im  a,  h.  Patente  ein- 
zuschaltenden Satzes  zu  beschäftigen  habe. 

Gegen  den  Inhalt  der  hierauf  vorgelesenen  Entwürfe  von  a.  h.  Hand- 
schreiben an  den  Ministerpräsidenten  und  den  Reichsratspräsidenten  ergab 
sich  von  keiner  Seite  eine  Erinnerung. 

Hierauf  wurde  der  Seiner  Majestät  vom  Reiohsrate  vorgeschlagene  Ent- 
wurf der  Grundzüge  des  neuen  politischen  und  gerichtlichen  Organismus 
vorgelesen,  welcher  bereits  das  Substrat  der  am  26.  und  27.  November  1851 
im  Ministerrate  gepflogenen  Vorberatungen  gebildet  hatte,  wobei  Seine 
Majestät  die  von  dem  Ministerrate  in  Vorschlag  gebrachten  Modifikationen 
des  Entwurfes  zur  Beratung  der  Konferenz  zu  bringen  geruhten."  Es  ent- 
spann sich  nun  eine  längere  Debatte  zum  §  1  über  die  Frage,  ob  Tirol 'und 
Vorarlberg  als  eine  Einheit  in  der  Aufzählung  der  Kronländer  zu  nennen 
sei,  ebenso  ob  bei  den  Worten  „das  Großfürstentum  Siebenbürgen"  noch 
besonders  das  Sachsenland,  die  Wojwodschaft  und  das  Temeser  Banat  als 
selbständige  Verwaltungsgebiete  zu  benennen  seien.  Minister  Dr.  Bach 
vertrat  besonders  im  letzteren  Falle  die  Hervorhebung  der  Selbständigkeit. 
Reichsrat  Baron  Kübeck  wollte  die  Sache  durch  eine  kürzere  Textierung 
umgehen,  der  Kaiser  behielt  sich  die  Entscheidung  vor,  die  dann  im  Sinne 
der  Anschauungen  des  Reichsratspräsidenten  erfolgte.  Die  weitere  Debatte 
betraf  zunächst  die  §§  6,  7  und  9.  Bei  letzterem  brachte  Graf  Thun  in 
Vorschlag,  „daß  der  große  herrschaftliche  Grundbesitz  nicht  dem  Bezirks-, 
sondern  dem  Kreisamte  unterzuordnen  wäre;  das  Personal  des  Bezirksamtes 
werde  nämlich  den  mächtigen  und  reichen  Grundbesitzern  gegenüber  nicht 
immer  seine  Unabhängigkeit  und  Unbefangenheit  bewahren  können;  auch 
werde  dadurch  die  Kompetenzfrage  über  Grundbesitzer,  die  in  mehreren 
Bezirken  begütert  sind,  gelöst".  Auch  Reichsrat  Fürst  Salm  stimmte  dieser 
Meinung  mit  der  Modifikation  bei,  daß  die  großen  Grundbesitzer  unmittel- 
bar den  Statthaltereien  unterzuordnen  wären,  da  Fürst  Salm  sich  im  Prinzip 
gegen  den  Fortbestand  der  Kreisämter  als  Zwischenbehörden  erklären  müsse. 
Die  Reichsräte  von  Salvotti  und  Purkhardt  fanden  gegen  die  vom  Grafen 
Thun  vorgeschlagene  Textierung  nichts  zu  erinnern,  wohl  aber  wider- 
sprachen die  Reichsräte  Buol,  Zichy,  Szögyeny  und  Krieg.  „Sie  waren  des 
Erachtens,  daß  die  großen  Grundbesitzer  vom  Bezirksamte  nicht  zu  exi- 
mieren  wären,  da  hierdurch  der  Instanzenzug  wesentlich  beirrt  und  die 
politischen  Verhandlungen  in  öffentlichen  Angelegenheiten,  wobei  große 
und  kleine  Grundbesitzer  zugleich  beteiligt  sind,  erschwert  und  verzögert 
werden  würden.  Die  sämtlichen  übrigen  Minister  erklärten  sich  gleichfalls 
für  die  Beibehaltung  der  Textierung  des  Entwurfes."  Sonach  „geruhten 
Seine  Majestät  die  Fassung  des  Entwurfes  im  §  9  a.  h.  zu  genehmigen." 

Weitere  Diskussionen  betrafen  die  §§  13  und  18,  bei  welch  letzterem 
Reichsrat  von  Salvotti  und  der  Justizminister  vorschlugen,  daß  die  „Un- 
abhängigkeit des  Richters  zu  seiner  und  des  Publikums  Beruhigung  hier 
speziell,  und  zwar  nach  dem  Vorgange  anderer  Staaten,  noch  mehr  zu 
wahren  sei  als  die  der  Beamten  anderer  Kategorien.  Der  Minister  des 
Innern  glaubte  sich  gegen  eine  solche  Bevorzugung  des  Bezirksrichters  vor 
den  neben  ihm  fungierenden  politischen  Beamten  verwahren  zu  sollen,  und 
nachdem  der  Reichsratspräsident  erklärt  hatte,  die  Wahrung  der  Unabhängig- 
keit des  Richterstandes  werde  ihre  nähere  Normierung  in  der  Dienstes- 
pragmatik finden,  geruhten  Seine  Majestät  a.  h.  sich  für  die  Beibehaltung 
des  Textes  im  Entwürfe  auszusprechen." 

Eine  längere  Diskussion  entwickelte  sich  sodann  beim  §  19,  nach 
welchem  auf  Antrag  des  Ministerrates  ein  besonderer  Paragraph  eingeschal- 
tet wurde,  welcher  bestimmte:  „das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  soll 
als  das  gemeinsame  Recht  für  alle  Angehörigen  des  österreichischen  Staates 
auch  in  jenen  Ländern,  in  welchen  es  dermalen  noch  nicht  Geltung  hat, 
mit  Beachtung  der  eigentümlichen   Verhältnisse   desselben  eingeführt  und 
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ebenso  wie  das  Strafgesetz  für  den  ganzen  Umfang  des  Reiches  in  Wirksam- 
keil gesetzt  -werden."  Diesem  Antrage  widersprach  Fürst  Salm,  der  ihn  als 
verfrüht  erklärte,  was  Ungarn  betraf.  Ebenso  hielt  Graf  Zichy  die  Ein- 
führung des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  in  Ungarn  dermalen 
für  unmöglich;  ..man  könne  eine  jahrhundertalte  und  mit  den  Landessitten 
in  Zusammenhang  stehende  Gesetzgebung  nicht  plötzlich  mit  einer  neuen 
auf  fremde  Verhältnisse  berechneten  vertauschen.  Eine  allgemeine  Ver- 
wirrung würde  die  Folge  einer  solchen  Maßregel  sein."  Reichsrat  von 
Szögyenyi  erkannte  zwar  ..die  Einführung  eines  verbesserten  Strafgesetzes 
in  Ungarn  als  eine  Wohltat,  nicht  so  aber  die  des  österreichischen  bürger- 
lichen Gesetzbuches.  Er  wies  auf  das  besondere  Rechtsinstitut  der  Avi- 
ticität  für  das  Sachen-  und  Erbrecht  in  Ungarn  hin;  auch  die  Mehrheit  der 
übrigen  Reichsräte  widersprach  der  Einführung  <!es  bürgerlichen  Gesetz- 
buches, nur  Reichsrat  von  Salvotti  verkannte  nicht  die  Schwierigkeiten  dieser 
Einführung,  welche  jedenfalls  nur  mit  gewissen  Modifikationen  möglich  sein 
werde,  glaubte  aber  doch,  daß  vorläufig  der  Grundsatz  in  der  vom  Minister- 
räte vorgeschlagenen  Weise  anzuerkennen  wäre.  Dagegen  stimmten  der 
Finanz-  und  Handeisminister  für  die  baldigste  Einführung  des  österreichi- 
schen Zivilrechtes  im  ganzen  Reiche  im  Interesse  des  Verkehres.  Der 
Justizminister  meinte,  daß  man  die  Schwierigkeiten  überschätze,  weiche 
sich  der  Einführung  des  österreichischen  bürgerlichen  Gesetzbuches  in 
Ungarn  entgegenstellen.  „In  den  deutschen  Provinzen  sei  der  Uebenrang 
vom  römischen  Rechte  im  Jahre  1811  binnen  wenigen  Monaten  gemacht 
worden;  ebenso  in  Galizien,  wo  sich  früher  nach  dem  alten  polnischen 
Rechte  benommen  wurde,  der  Uebergang  zum  gemeinen  Rechte  nach  der 
1  eilung  Polens".  Auch  die  Minister  der  Landskultur.  des  Krieges,  des 
Kultus  und  des  Innern  traten  dieser  Ansicht  bei.  welch  letzterer  (Bach) 
darauf  hinwies,  ..daß  die  Einführung  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches statt  des  Code  Napoleon  im  lombardiseh-venotianischen  Königreiche 
ungeachtet  der  wesentlichen  Eigentümlichkeiten  dieser  Länder  auf  keine 
Schwierigkeiten  gestoßen  sei  und  sich  vielmehr  daselbst  ebensogut  bewährt 
habe,  als  es  sich  demnächst  in  Krakau  bewähren  werde." 

Hierauf  erging  sich  Dr.  Bach  in  längeren  Ausführungen  über  die  ver- 
schiedenen Bestandteile  des  Gesetzbuches,  zeigte,  daß  das  Personenrecht 
wenig  Schwierigkeiten  bieten  könne,  zumal  da  ein  Hauptteil  desselben,  das 
Eherecht,  ohnehin  im  Wege  eines  Konkordates  für  alle  Länder  gleichmäßig 
geregelt  werden  müsse.  „Ueber  die  Notwendigkeit  der  neuen  Regulierung 
des  imgarischen  Erbrechtes  sei  ohnehin  bereits  die  ganze  Welt  einig.  \, .  i 
auch  über  das  Bedürfnis  der  Einführung  eines  Hypothekengesetzes.  Das 
ungarische  Vertragsrecht  stimme  mit  dem  römischen  dem  Wesen  nach 
überein  —  somit  auch  mit  dem  auf  letzteres  gebauten  österreichischen  Ver- 
tragsrecht. Die  überwiegende  Mehrheit  der  österreichischen  Bevölkerung 
erwarte  und  wünsche  einen  a.  h.  Ausspruch  ül>er  die  Einführung  eines 
gleichen  bürgerlichen  Gesetzes  in  allen  Ländern  der  Monarchie.  Schließlich 
Sprach  sich  auch  der  Reichsratspräsident  ..für  den  Ausspruch  des  Grund- 
sätze- nach  der  vom  Ministerrate  vorgeschlagenen  Fassung  aus.  worauf  auch 
der  Kaiser  den  vom  Ministerrat  formulierten  Paragraph  mit  einem  von 
Baron  Kübeck  vorgeschlagenen  Zusatz,  weh  her  auf  die  angemessenen  Vor- 
bereitungen hinwies,  genehmigt" 

Bei  ij  '22  sprach  Gral  Thun.  der  Kultusminister,  den  Wunsch  aus,  ..  laß 
die   Institution   der  Schwurgerichte,  da  >ie  für  die   Zukunft  beseitigt   werden 

soll,  Heber  sogleich  ganz  und  allenthalben  abgesteHI  werden  möchte".    Der 
Justizmindster  erwiderte,  man  müsse  die  Schwurgerichte  ><>  lange  bestehen 
bis  die  Gesetze  über  das  Verfahren  der  Gerichte,  die  an  ihre  Stelle 
/;i  beten  haben,  erlassen  werden. 

3e  ii.-  Majeetäl  der  Kaiser  geruhten  die  baldige  Vorlage  der  diesfälligen 
etzentwürfe  anzubefehlen." 


3.  Kap.:  D.  Aufheb.  d.  Verfassung,  d.  Prokiamierung  d.  Absolutismus  usw.  Iß? 

Eine  längere  Diskussion  entspann  sich  dann  bei  den  §§  23  und  25,  welche 
das  Strafverfahren  betrafen,  wobei  „Seine  Majestät  zu  bestimmen  geruhte, 
daß  alle  Entscheidungen  über  Streitfälle  in  zweiter  Instanz  von  den  Ober- 
landesgerichten zu  fällen  sein  werden  und  daß  die  in  Frage  stehenden 
Paragraphen  einer  neuen  sorgfältigen  Textierung  zu  unterziehen  seien." 

Schließlich  ergab  sich  noch  eine  längere  Wechselrede  beim  §  36  des 
Entwurfes  der  „Organischen  Grundsätze"  über  die  Frage,  ob  unter  den  Fak- 
toren, aus  welchen  die  in  Aussicht  genommenen  Ausschüsse  bei  den  Kreis- 
behörden und  Statthaltereien  gebildet  werden  sollten,  auch  die  Persönlich- 
keiten der  Kirche  und  Unterrkhtsanslalten  aufzuführen  seien.  Der  Mini- 
sterrat hatte  sich  dagegen  ausgesprochen  und  dabei  blieb  es  trotz  der  wider- 
sprechenden Ansichten  einzelner  Reichsräte.  „Nachdem  über  den  weiteren 
Inhalt  des  Entwurfes  von  keiner  Seite  mehr  eine  Erinnerung  vorgebracht 
wurde,  geruhten  Seine  Majestät  der  Kaiser  den  Ministern  zur  Pflicht  zu 
machen,  daß  die  Bearbeitung  der  Entwürfe  zu  den  erforderlich  werdenden 
neuen  Gesetzen  mit  genauer  (Beobachtung  allerhöchsten  Orts  vorgezeachneter 
Grundsätze  vorgenommen  und  möglichst  beschleunigt  werde.  Der  Justiz- 
minister erhielt  auch  sofort  die  von  ihm  angesuchte  a.  h.  Ermächtigung,  eine 
vorläufige  Skizze  über  das  Detail  der  jenen  Grundsätzen  entsprechenden  ge- 
richtlichen Einrichtungen  vorläufig  der  a.  h.  Genehmigung  unterziehen  zu 
dürfen,  um  auf  diese  Weise  die  Richtpunkte  für  die  nähere  Ausarbeitung 
zu  gewinnen.'  Das  Protokoll  ist  von  sämtlichen  Ministem  und  Reichsräten 
sowie  vom   Kaiser  gefertigt. 

Anmerkung  11  (Seite  399).  Siehe  A.  Beer,  Kübeck  und  Metternich. 
Wien  1897.    Seite  35—38. 

Anmerkung  12  (Seite  402).  Vgl.  den  Briefwechsel  zwischen  beiden 
Staatsmännern  in  der  soeben  angeführten  Denkschrift  der  Wiener  Akademie 
der  Wissenschaften  sowie  den  neuerdings  von  Max  von  Kübeck  heraus- 
gegebenen Briefwechsel  seines  Vaters  (Wien  1910).  —  In  dem  Schreiben 
vom  9.  März  1850  übt  Kübeck  zum  erstenmal  scharfe  Kritik  an  dem  Regie- 
rungssystem des  Ministeriums  Schwarzenberg-Bach ,  worauf  der  exilierte 
Staatskanzler  am  15.  März  ausführlich  seine  mit  Kübieck  übeneinstiimrnenden 
Ansichten  auseinandersetzt  über  das  „Gemisch  von  Absolutismus  und  scha- 
lem Liberalismus  unserer  Regierungsmänner".  (M.  Kübeck,  Briefwechsel 
Metternichs  und  Kübecks,  S.  80—87).  Die  im  Texte  Seite  401  zitierten  Brief- 
stellen sind  dem  Schreiben  Kübecks  vom  2.  Juni  1851  (a.  a  O.  S.  155)  ent- 
nommen, der  Brief  Kübecks  an  den  Fürsten  Windischgrätz  bei  Beer,  a.  a.  0. 
S.  46.  Vgl.  auch  die  schöne  Darstellung  in  Friedjungs  Geschichtswerk,  II. 
Erster   Teil  S.  155—161. 

Anmerkung  13  (Seite  403).  Vgl.  den  Brief  Kübecks  vom  10.  Juli  1850 
bei  Beer,  a.  a.  0.  S.  120,  dazu  die  Antwort  Metternichs  S.  124. 

Anmerkung  13b  (Seilte  404).     Vgl.  Anmerkung  Nr.  2—5,  S.  109  ff.  oben. 

Anmerkung  14  (Seite  405).  Vgl.  die  damals  anonym  veröffentlichte 
Schrift:  Babarczy,  Bekenntnisse  eines  Soldaten  und  die  Bemerkungen 
Friedjungs  a.  a.  0.  I.  S.  439  ff. 

Anmerkung  14b  (Seite  412).  Die  Belege  für  diesies  Urteil  können  begreif- 
licherweise erst  in  den  folgenden  Teilen  dieses  Werkes  beigebracht  wer- 
den. Wer  aber  die  politischen  Verhältnisse  in  dem  alten  habsburgischen 
Reiche  etwa  während  der  letzten  dreißig  Jahre  seines  Bestandes  nur  ein 
wenig  von  innen  her  gekannt  hat,  wird  zahlreiche  Züge  der  einzigartigen 
HeTrscherstellung  Franz  Josefs  sowohl  gegenüber  seinen  Ministem  wie  den 
politischen  Parteien  der  Völker  gegenüber  kennen.  Man  braucht  übrigens 
nur  an  ein  einziges  Beispiel  erinnern,  das  diese  Stellung  charakterisiert;  an 
die  Durchführung  des  allgemeinen  Wahlrechtes  in  Oesterreich  in  den  Jahren 
1906—07. 

Anmerkung  15  (Seite  413)  Vgl.  meinen  der  Kommission  zur  Reform 
der   Verwaltung  im  Jahre  1913  erstatteten  „Bericht  über  die  geschichtliche 


16S  Der  neue  Absolutismus  u.  d.  Entwickl.  d.  österr.  Problems  v.  1849 — 1859. 

Em  \\  icklung  und  den  Sland  der  österreichischen  Finanzverwaltung".  (Wien, 
Staatsd  nickerei,   Seite   2 — 14.) 

Anmerkung  1(3  (Seite  414).  Einen  Ueberblick  über  die  in  der  ganzen 
Monarchie  und  besonders  in  Ungarn  geleistete  Tätigkeit  der  neuen  zentrali- 
sierten Staatsverwaltung  gibt  .die  Darstellung  bei  Czoernig,  Oesterreichs 
Neugestaltung  1848—1858.     Wien  1858. 

Anmerkung  17  (Seite  418).  Von  dem  ungeheuren  Umfange  der  persön- 
lichen Aktenarbeit  des  Kaisers  geben  das  Kabinettsarchiv  und  die  Registra- 
turen der  Ministerien  ein  Uebermaß  von  Belegen.  Auch  überrascht  immer 
wieder  die  Wahrnehmung,  A\ie  selbst  sehr  geringfügige  Personalangelegen- 
heiten innerhalb  des  Heeres  von  Beamten  regelmäßig  bis  zur  Cognition  des 
Kaisers  geleitet  und  von  ihm  resolviert  werden.  Besonders  breiten  Baum 
nehmen  in  dieser  Hinsicht  auch  die  massenhaften,  großenteils  Offiziers-  und 
Beamtenfamilien  gewährten  Gnadengaben.  Pensionen.  Aushilfen  und  Unter- 
stützungen ein.  die  von  der  traditionellen  Liberalität  der  Dynastie  gegenüber 
diesen  sie  stützenden  Klassen  und  Gesellschaftsschichten   Zeugnis  ablegen. 

Der  streng  dynastisch  zugespitzte  Charakter  des  österreichischen  Staats- 
dienst- und  Offiziersverhältnisses  kommt  in  zahlreichen  Formen  und  Aus- 
drücken hervor;  so  besonders  beim  eigentlichen  Verwaltungsbeamten,  dem  „po- 
litischen" Beamten.  Der  Diensteid  des  letzteren  ist  ausdrücklich  als  solennes 
Versprechen  der  Pflichterfüllung,  des  Gehorsams  und  der  Amtsverschwie- 
genheit ..im  allerhöchsten  Dienste"  abgefaßt  und  bezeugt  damit  die  unmittel- 
baT  zum  jeweiligen  Oberhaupt  der  „Domus  Austriaca"  persönlich  ein- 
gegangene Treue  und  Leistungsverpflichtung.  Damit  steht  auch  der  im 
Auslande  so  oft  mißverstandene  übermäßige  Gebrauch  der  Formel  „kaiser- 
lich-königlich" in  der  österreichischen  Amtssprache  zusammen.  In  Oester- 
reich  hat  eben  bis  zum  Ende  die  moderne  Abstraktion  des  ..Staates"  niemals 
ganz  an  die  Stelle  der  mittelalterlich-deutschrechtlichen  Vorstellung  von  der 
im  erblichen  Dynasten  sinnfällig  verkörperten  landesherrlichen  und  kaiser- 
lichen Gewalt  zu  treten  vermocht. 

Anmerkung  18  (Seite  419).  Das  Gesamtminiisterium  als  Inbegriff  aller 
in  wenige  Ressorts  aufgeteilter  Zentralstellen  der  Verwaltung  sowie  als 
Träger  der  mittelbaren  Regierungsgewalt  des  Monarchen  ist  in  Oesterreich 
eine  unmittelbare  Schöpfung  der  Märzrevolution  gewesen.  Die  Vereinigte 
Hofkanzlei  stellte  ihre  Tätigkeit  am  15.  Mai  1848  ein  und  ihre  Geschäfte 
gingen  zum  größten  Teil  an  das  neue  Ministerium  des  Innern  über.  Die 
Allgemeine  Hofkammer  wandelte  sich  in  das  Finanzministerium,  wobei  aber 
eine  bedeutende  Anzahl  von  Geschäften  an  das  neue  Handelsministerium 
Überging.  Die  dauernde  Abgrenzung  der  Wirkungskreiso  der  einzelnen 
Ministerien  ist  aber  erst  durch  die  Regierung   Schwarzenborg-Ba<'h    erfolgt. 

Die  Frage  der  Organisation  der  Zentralverwaltung  nach  dem  zuerst 
durch  Frankreich  geschaffenen  Ressortsystem  stand  in  Oesterreich  schon 
lange  vor  der  Revolution  vor  den  führenden  Staatsmännern.  Zum 
erstenmal  kam  dieses  Problem  zur  ernstlichen  Beratung,  als  nach  lS^o 
die  W'iederangliederung  der  in  den  napoleonischen  Kriegen  verlorenen 
und  nunmehr  zurückgewonnenen  Provinzen  —  eine  Aufgabe,  die  der  be- 
sonderen Zentral-Organisierungskommission  oblag  —  die  ganze  Materie  der 
Verwaltungsreform  ins  Rollen  brachte.  Daß  letztere  in  Oesterreich  mehr 
noch  als  anderswo  im  Grunde  genommen  eine  Verfassungsreform  bedeutete. 
dafi  -ie  mit  dem  ganzen  „Regierungssystem"  aufs  innigste  zusammenhing,  bat 
niemand  damals  besser  erkannt  als  Füret  Mettetrniob.  Im  Zuammenhangs 
mit  dem  Bedürfnis  einer  Verbesserung  sowohl  der  Verwaltung  wie  des  eigent- 
lichen Regienrngsapparates  hat  Fürst  Metternich  Im  Jahre  isiv  dem  Eunaer 
Franz  jene  Denkschrift  über  die  Errichtung  eines  Reicheratefl  vorgelegt,  von 
der  Oben  die  Rede  war.  Es  gab  schon  damals  am  Wiener  Hofe  und  in  den 
leitenden  Kreisen  eine  Strömung,  welche  sich  gegen  die  streng  zentrali- 
stisebe   Tradition  Josefs  II.  richtete  und  an  eine  gewisse  Dezentralisation  der 


S.  Kap. :  D.  Aufheb.  d.  Verfassung,  d.  Proklamierung  d.  Absolutismus  usw.  lßQ 

Verwaltung  mit  Hilfe  der  Stände  in  den  einzelnen  Königreichen  und  Län- 
dern dachte.  Diesem  von  den  hochadligen  Spitzen  der  Bureaukratie  genährten 
Gedanken  stand  wohl  auch  Fürst  Metternich  nicht  unfreundlich  gegenüber: 
jeaoch  hatte  er  die  Opposition  der  ganzen  übermächtigen  josefinischen  Ele- 
mente im  Beamtentum  gegen  sich  und  überdies  die  tiefe  Abneigung  des 
Kaisers  gegen  irgendwelche  grundsätzlichen  Neuerungen  im  Staatswesen. 

An  diesen  Widerständen  scheiterte  der  Plan  zur  VerwaltungsrsfoiTn,  den 
Metternich  im  Jahre  1817  beim  Kaiser  beantragt  hatte.  Er  wollte  den  alt- 
hergebrachten Geschäftsgang  der  Hofstellen  durch  Errichtung  zweier  Mini- 
sterien, des  Innern  und  der  Justiz,  vereinfachen  und  beschleunigen.  Wie 
die  von  Metternich  darüber  verfaßte  Denkschrift  zeigt,  wollte  der  Staats- 
kanzler alle  jene  Geschäfte  der  Verwaltung,  die  ihrer  Natur  nach  in  allen 
Teilen  des  Reiches  gleichartig  erledigt  werden  konnten,  in  diesen  beiden 
Ministerien  konzentrieren;  für  die  nach  den  besonderen  Verhältnissen  und 
Gesetzesnormen  in  den  einzelnen  Teilen  des  Reiches  verschiedenartig  zu 
administrierenden  Angelegenheiten  sollten  neben  den  genannten  Ministerien 
Hofkanzleien  für  Böhmen  (Galizien),  Ininerösterreich  und  Italien  bestehen, 
so  wie  solche  seit  jeher  für  Ungarn  und  Siebenbürgen  bestanden.  Dieser 
Plan  wurde  auch  wirklich  vom  Kaiser  angenommen:  aber  das  neue  System 
bewährte  sich  nicht  und  so  kehrte  man  binnen  wtii'gf-:i  Jahren  zu  der  alten 
Einrichtung  der  Vereinigten  Hofkanzlei  und  der  besonderen  Hofstellen  für 
einztme    Zweige   der   Verwaltung  zurück.*) 

Im  Jahre  1836  versuchte  Fürst  Metternich  noch  einmal  eine  Reform 
der  Zentralregierung  mit  einer  Denkschrift  an  den  Erzherzog  Ludwig  an- 
zubahnen. Dieses  neuest  ens  von  Hans  Schütter  publizierte  Memoire  gibt 
einen  sehr  instruktiven  Ueberblick  über  den  Zustand  der  österreichischen 
Zentralverwaltung  und  Regierung  und  legt  die  Reformideen  des  Staats- 
kanzlers  dar.  Fürst  Metternich  geht  davon  aus,  daß  der  organische  Grund- 
fehler des  josefinischen  und  franeisceischen  Regierungssysteims  in  dem  Um- 
stände lag,  daß  die  Regierung  und  Verwaltung  voneinander  nicht  wie  in 
anderen  Staaten  gesondert,  sondern  bis  zur  völligen  Verworrenheit  der  Ge- 
schäfte miteinander  vermischt  waren.  Die  Folge  davon  war  schließlich, 
daß  —  wie  Gral  Hartig  es  18Ö0  in  seiner  „Genesis  der  Revolution"  aus- 
drückte —  Oesterreieh  überhaupt  nicht  mehr  regiert,  sondern  nur  ad- 
ministriert wurde.  Hieraus  aber  ergab  sich  unvermeidlich,  daß  die 
Regierenden  selbst  keinen  Ueberblick  über  die  inneren  Verhältnisse 
und  keine  Möglichkeit  eines  zielbewußten  Regierens  besaßen;  äußere 
und  innere  Politik,  Volks-  und  Finanzwirtschaft,  laufende  innere  Ver- 
waltung und  Gesetzgebung  gingen  ihren  routinemäßigen  Weg,  ohne 
daß  ein  lebendiger  Zusamenhang  zwischen  den  einzelnen  leitenden  Be- 
amten und  Ministerien  bestand.  Der  Staatsrat,  seit  Maria  Theresia 
als  Kontrollorgan  und  Gutachter  zur  Unterstützung  des  Monarchen 
bestellt,  konnte  den  Mangel  einer  tatkräftigen  Regierung  nicht  er- 
setzen. Als  nun  seit  der  Thronbesteigung  des  geistesschwachen  Ferdinand 
dem  großen  Reiche  auch  der  Monarch  fehlte  und;  dieser  durch  die  „Dy- 
archie"  Kolowrat-Metternich  in  Gestalt  der  von  Erzherzog  Ludwig  praesi- 
dierfen  Staatskonferenz  suppliert  wurde,  ging  auch  der  Rest  von  Initiative 
und  Entschlußkraft  diesem  seltsamsten  „Regierungssysteme",  nach  dem  je 
ein  auf  Macht  beruhender  Großstaat  regiert  worden  ist,  endgültig  verloren. 
Als  besondere  Merkwürdigkeit  dieses  Systems  bezeichnet  dessen  kriltischer 
Mitschöpfer  die  Tatsache,  daß,  während  die  ganze  österreichische  Zentral- 
und  Provinzialverwaltung  von  dem  Prinzip  kollegialischer  Behandlung   und 

*)  Die  Denkschrift  des  Fürsten  Melternkh  vom  27.  Oktober  1817  (Nach- 
gelassene Papiere  III,  62  ff .,  Nr.  243,  S.  66  ff.  Nr.  244).  Dieses  Aktenstück 
ist  neuerdings  von  Schlüter  in  unverkürzter  Form  in  seiner  Schrift:  „Aus 
dem  Vormärz'"  IV.  Niederösterreioh,  S.  89. 
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Erledigung  der  Geschäfte  beherrscht  war,  in  der  eigentlichen  Regierungs- 
aphäre,  in  der  Staatskonferenz  und  im  Staatsrate,  schriftliches  Verfahren, 
schriftliche  Abstimmung  und  eine  komplizierte  Geschäftsordnung  bestan- 
den, die  ein  wirkliches  Durcharbeiten  der  Controversen  bei  der  Entschei- 
dung gerade  der  wichtigstem  Aufgaben  der  Regierung  außerordentlich  er- 
schwerten, ja  oft   ganz  verhinderten. 

Alle  diese  heiilo>en  Mängel  der  für  Kaiser  Ferdinand  eingesetzten  Vor- 
mundschaftsregierung setzt  der  Staatskanzler  klar  auseinander:  die  Reform, 
die  er  verlangte,  und  die  darauf  hinzielte,  ihn  selbst  zum  Präsidenten  der 
Staatskonferenz  zu  machen,  scheiterte  aber  am  Widerstand  des  Grafen  Ko- 
lowrat.  der  die  ..Kabinettsministerstellung",  welche  er  im  letzten  Jahrzehnt 
der  Regierung  Kaiser  Franzens  besessen  hatte,  nicht  aufgeben  wollte.*) 

Hält  man  sich  diese  Tatsachen  vor  Augen,  so  wirkt  die  Opposition  des 
Freiherrn  von  K  ü  b  e  c  k  gegen  den  ..Ministerialdespotismus"  des  ersten 
Ministeriums  des  jungen  Kaisers  Franz  Josef  noch  mehr  befremdend:  denn 
aus  den  Tagebüchern  Kübecks  ist  uns  die  scharfe  Kritik  bekannt,  die  er  an 
dem  ganzen  Regierungssystem  seit  1815  und  vollends  an  dem  der  Staats- 
konferenz von  i836  übte.  Immerhin  hat  auch  Kübeck  die  nach  französi- 
schem Vorbilde  1848  in  Oesterreich  geschaffene  Minlsterialverwaltung  als 
solche  nicht  zu  beseitigen  versucht:  er  wendete  sich  nur  dagegen,  daß  die 
Minister  auch  die  eigentliche  Regierungstätigkeit  für  sich  in  Anspruch  nah- 
men und  die  Figur  des  Monarchen  völlig  verdeckten.  Es  scheint  fast,  als 
ob  Kübeck  gerade  durch  die  Eindrücke,  die  das  Regime  des  Seheinmonaivhen 
unter  der  Vormundschaft  der  Staatskonferenz  bei  ihm  hinterlassen  hatte,  zu 
der  rein  absolutistischen  Auffassung  vom  Kaisertum  getrieben  worden  ist. 
die  er  dem  jungen  Franz  Josef  mit  vollem  Erfolge  elinflößte. 

Anmerkung  19  (Seite  421).  Auch  hier  geben  die  durch  die  Audienzen 
hervorgerufenen  massenhaften  Gnadonakte  im  Kabinettsarchiv  ein  klares 
Bild  von  dem  Umfang  und  der  Vielseitigkeit  dieser  „persönlichen  Instanz" 
des   Kaisers. 

Anmerkung  20  (Seite  423).  Immerhin  ist  auch  in  der  Provinzialverwal- 
hmg  .durch  die  Bachsche  Reorganisation  eine  nicht  unbedeutende  Verände- 
rung eingetreten:  die  Befugnisse  des  Statthalters  waren  denen  des  Guber- 
nialpräsidenten  gegenüber  erweitert  und  vor  allem  war  seine  Stellung  da- 
durch verändert,  daß  das  strenge  bureaukratische  Arbeitssystem  an  die 
Stelle  der  kollegialen  Erledigung  der  Geschäfte  trat.  Zwar  blieb  auch  jetzt 
dem  sogenannten  ..Gremium"  der  Statthalterei  eine  gewisse  Funktion  ein- 
geräumt: wichtige  Gesrhäftsstücke  sollte  der  Statthalter  nur  nach  Beratung 
und  Votum  des  Gremiums  erledigen.  Aber  der  Statthalter  war  an  die 
Mehrheitsbeschlüsse  des  Gremiums  nicht  gebunden  und  überdies  war  in 
Personal-  und  Polizeiangelegenheitcn  das  Gremium  grundsätzlich  ausgeschal- 
tet Vgl.  J.  Beidtel,  Geschichte  der  österr.  Staatsverwaltung  II.  3—37, 
61 — 67,  256 — 263.  Ueber  die  Hofkommissionen  in  den  Provinzen  vgl.  eben- 
daselbst I.  3'27  ff.;  G.  Seidler,  Studien  zur  Geschichte  und  Dogmatik 
des  österr.  Staatsrechts  I.  S.  163. 

Anmerkung  20h  (Seite  426).  Ein  bedeutungsvoller  Unterschied  zwi- 
schen der  staatlichen  Verwaltung  Altösterreichs  und  der  durch  den  neuen 
Absolutismus  nach  1648  geschaffenen  Administration  lag  in  dem  völligen 
Mangel  von  besonderen  der  Verwaltungsrechtspflege  -dienenden  Einrichtun- 
gen in  der  letzteren.  Wir  sich  seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  eine 
solche  im  Zusammenhang  mit  der  Ausbiklang  kaiserlicher  Zentralverwaltung 
mittelst    iK'sonderer    Provinzialbehörden    nicht    bloß    auf    dem    Gebiete    der 

*)  Vgl.  Fourniers  Aufsatz:  Die  österreichische  Staatskonferenx  v>>n 
und  Gral  Kolowral  in  <\<\<  Verfassers:  Historische  Studien  und  Skizzen 
in.  Refte  s.  271.     l>i>  Denkschrift  Metterndohs  vom  3.  Oktober  1886  bei 
II.  Sehltttet  a.  a.  i».  s.  92  n. 
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fiskalischen  Interessen,  sondern  in  den  meisten  Zweigen  der  inneren  Ver- 
waltung entwickelt  hat,  sodann  in  der  Epoche  Maria  Theresias  den  soge- 
nannten Consessualsenaten  bei  den  Landesregierungen  und  an  der  obersten 
Justizstelle  zur  Blüte  gelangte,  um  dann  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  in- 
folge der  strengen  Ausgestaltung  des  rein  obrigkeitlichen  Gedankens  in  der 
Verwaltung  ziemlich  schnell  und  vollständig  zu  versch winden:  dieses  ganze 
sehr  interessante  Kapitel  österreichischer  Rechts-  und  Verwaltungsgeschichte 
hat  F.  T  e  z  n  e  r  —  gewissermaßen  der  Entd  ecker  dieser  ganzen  Materie  —  in 
seiinen  beiden  Schriften:  Die  landesfürstliche  Verwartungsrecihitspflege  vom 
Ausgang  des  15.  bis  zum  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts;  Wien  1898,  1902, 
in  aktenmäßig  begründeter  Darstellung  zu  voller  Klarheit  gebracht. 

Anmerkung  21  (Seite  427).  Vgl.  M  i  s  c  h  1  e  r  ,  Der  öffentlich«  Haushalt 
in  Böhmen.     Wien   1887,   S.  7  ff. 

Anmerkung  22  (Seite  428).  Vgl.  Mayerhofer-Pace,  Handbuch  für  den 
politischen  Verwaltungsdienst.    5.  Auflage.    Wien  1895.    I.  S.  11—12. 

Anmerkung  22a  (Seite  432).  Siehe  A.  von  Arneth,  Zwei  Denk- 
schriften der  Kaiserin  Maria  Theresia.  Wien  1871.  Die  Kaiserin  weist  offen 
darauf  hin,  daß  die  Stände  mit  den  ihnen  vorgesetzten  „Ministerien",  deren 
Personal  auch  fast  durchwegs  aus  Angehörigen  des  ständischen  Adels  be- 
stand, „Causam  communem"  gemacht  und  daß  die  Beamten  dem  Adel  „in 
den  diesem  so  nützlichen  Praerogativis"  ihre  Unterstützung  geliehen  hätten. 
Vgl.  a.  a.  0.  Seite  50. 

Anmerkung  22  b  und  23  (Seite  434  und  438).  Ueber  die  großen  Agrar- 
reformen Maria  Theresias  und  Josef  II.  vgl.  das  grundlegende  Werk:  C. 
G  r  ü  n  b  e  r  g ,  Die  Bauernbef  reiung  und  die  Auflösung  des  gutsherrlichr 
bäuerlichen  Verhältnisses  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  Leipzig  1894; 
2  Bände.  —  Ueber  die  Geschichte  des  Kreisamtes,  vorzüglich  in  Böhmen, 
siehe  die  vortreffliche  Darstellung  B.  Riegers  im  Oesterr.  Staatswörter- 
buche, III.  Band,  Wien  1987,  S.  250  ff.  Aus  der  älteren  Literatur:  Mayern, 
Kreisamtliche  Wissenschaft,  Prag  1776;  speziell  über  die  Rechtsordnung  der 
Patrimonialverwaltung:  F.  v.  Hauer,  Praktische  Darstellung  der  in  Oester- 
reich  u.  d.  Enns  für  das  Unterthansfach  bestehenden  Gesetze;  Wien  1829; 
Graf  Barth-Bar then heim,  Das  politische  Verhältnis  der  verschie- 
denen Gattungen  von  Obrigkeiten  zum  Bauernstande  im  Erzherzogthum 
Oesterreich  u.  d.  Enns.     Wien  1818. 

Anmerkung  24  (Seite  448).  Das  Bachsche  Regierungs-  und  Verwaltungs- 
system beruht  auf  zwei  Grundsätzen:  Der  absoluten  politischien  Willenlosig- 
keit  der  Bevölkerung  und  der  Omnipotenz  der  Bureaukratie.  Die  Organisation 
der  öffentlichen  Gewalt  war  so  gestaltet,  daß  innerhalb  des  ganzen  Be- 
hÖ3'den wesens  die  „politischen  Behörden"  das  feste  Rückgrat  vorstellten: 
Deshalb  waren  ihnen  die  Finanzämter  in  den  Kronländern  sowie  die  son- 
stigen administrativen  Organe  angegliedert,  deren  Personal  aber  disziplinar 
untergeordnet.  Der  Statthalter  bedeutete  in  jedem  Kronland  dien  Stell- 
vertreter des  absoluten  Monarchen  und  waren  die  Vorgesetzten  der  ganzen 
Beamtenschaft  in  ihrem  Amtsgebiet.  Von  Anfang  an  war  dieses  Verwal- 
tungssystem mit  einem  sehr  starken  Element  polizeilicher  Gewalt  durch- 
setzt: Dieses  fand  „oben"  in  der  Errichtung  eines  besonderen  Polizeimini- 
steriums, „unten"  in  der  Wirksamkeit  eines  gewaltigen,  militärisch  organi- 
sierten Gendarmeriekorps  seinen  vielsagenden  Ausdruck.*)  Die  alte  fran- 
cisceische  Polizeihofstelle  war  damit  in  viel  kräftigerer  Gestalt  wieder  er- 
standen. Das  Polizeiarchiv  im  Ministerium  des  Innern  mit  seiner  Akten- 
masse legt  Zeugnis  ab  von  der  allumfassenden  Tätigkeit  dieser  Institution. 


*)  Die  oberste  Polizeibehörde  wurde  mit  a.  a.  h.  Entschließung  vom 
25.  April  1852  geschaffen.  Ueber  die  Ausbildung  der  schließlich  19  Regi- 
menter umfassenden  Gensdarmerie  und  ihre  Tätigkeit  siehe  C  zornig, 
a.  a.  0.  S.  99  ff. 
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Die  Vorstellung,  daß  innere  Verwaltung  durch  politische  Behörden  in  ihrem 
Wesen  staatspolizeiliche  Verwaltung  sein  müsse,  ist  durch  die  Bachsche 
Aera  sozusagen  als  unzerstörbar  in  das  politische  Denken  sowohl  der  Be- 
völkerung als  auch  in  die  Auffassung  der  Beamten  von  ihrem  Berufe  ein- 
gefügt worden. 

Die  neue  Gesetzgebimg  der  Jahre  1852—1854  gab  den  politischen  Be- 
hörden nicht  nur  einen  alle  Zweige  der  inneren  Verwaltung  umfassenden 
Wirkungskreis,  sondern  auch  eine  solch'  ausgedehnte  Exekutiv-  und  Polizei- 
strafgewalt, daß  sie  dadurch  a\if  alle  Schichten  der  Gesellschaft  mittelbar 
oder  unmittelbar  .den  größten  Einfluß  zu  üben  imstande  war.  Vorausgesetzt, 
daß  «iie  Beamtenschaft  der  politischen  Behörden  aus  fähigen  und  energi- 
schen Männern  bestand,  und  daß  der  ihr  durch  Bachs  Regime  eingeflößte 
Geist  absoluten  Gehorsams  gegenüber  den  Vorgesetzten  und  der  Regierung 
erhalten  blieb,  war  mit  dem  neuen  Aemtermechanismus  der  letzteren  eine 
außerordentlich  starke  Stütze  verliehen. 

In  der  Tat  ist  das  Kapital  von  Autorität  und  Energie,  das  Alexander 
Rachs  Leitung  der  Verwaltung  den  Behörden  verschaffte,  so  groß  gewesen, 
daß  es  noch  durch  etwa  ein  Menschenalter  nach  dem  Rücktritt  des  großen 
Organisators  als  Stütze  der  Politik  der  kaiserlichen  Regierung  höchst  wirk- 
sam fungiert  hat.  Erst  ungefähr  um  1890  beginnt  der  Verfall  der  Admini- 
stration und  sinkt  der  Einfluß,  den  Landesregierungen  und  Bezirksbehörden 
auf  die  Bevölkerung  auszuüben  vermochten,  von  Jahr  zu  Jahr.  Es  bildet 
eine  der  Aufgaben  der  späteren  Teile  dieses  Buches,  darzustellen,  wie  sich 
dieser  Prozeß  des  Verfalles  der  Verwaltung  als  organisches  Produkt  der  ge- 
samten inneren  Politik  des  Staates  mit  Notwendigkeit  herausgebildet  hat. 


Fünfter  Abschnitt. 

Der  Abbau  des  Absolutismus  uud  Zentralismus 

in  der  Gesamtmonarchie  und  die  Erlassung  des 

Oktoberdiploms. 

Erstes  Kapitel. 

Der  Umschwung  von  1859  und  die  Begründung  der  Adelspolitik  für 
die  Gesamtmonarchie  im  »Verstärkten  Reidisrat«. 

Literatur  und  Quellen. 

Anmerkung  1  (Seile  460).  Ueber  die  Entstehung  sowie  den  diplomati- 
schen und  militärischen  Verlauf  des  Krieges  von  1859  gibt  Fried  jung 
eine  kurze  aber  übersichtliche  Darstellung  in  seinem  Werke.  Der  Kampf 
um  die  Vorherrschaft  in  Deutschland,  I.  Hand.  Stuttgart  1897,  S.  1 — 31,  fer- 
II.  Fried  jung,  Benerfeks  Nachgelassene  Papiere,  Leipzig  1901,  be- 
sonders S.  259 — 284.  Aus  der  älteren  Literatur  ist  besonders  auch  hier 
nützlich  Walter  Rogges'  Werk:  Oesterreich  von  Vilagos  bis  zur  Gegen- 
wart. I.  Band,  1872,  S.  586  ff.  Rogges'  Geschichtsbücher  zeigen  sowohl. 
was  die  innere  ata  die  Rudere  Politik  betrifft,  die  Vorzüge  und  Nachteile 
fteitgenOeeiscber  DaratoUung  durch  einen  Mann,  der  als  hervorragender 
Journalist  Dinge  und  Personen  von  einem  bestimmten  Parteistandpunkt  aus 
beurteilt,  al>er  es  lal  an   aoinon   Büchern  hervorzuheben,  daß  daran  ein  ge- 
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waltiges  Tatsachenmaterial  vorgeführt  und  über  die  Ereignisse  und  Vor- 
gänge wahrheitsgemäß  berichtet  wird.  Von  einem  sehr  gut  unterrichteten 
Tagesschriftsteller  verfaßt,  haben  Rogges  Bücher  auch  den  Vorzug,  daß  sie 
anekdotische  Züge  im  Innern  der  Aemter  und  Vorgänge  aus1  dem  Amts- 
leben  festhalten,  welche  die  Stimmung  der  Zeit  und  den  eigentümlichen 
Charakter  der  österreichischen  Verhältnisse,  zumal  was  die  im  Vorder- 
gründe stehenden  Persönlichkeiten  anbelangt,  sehr  lebendig  schildern. 

Unter  der  neueren  Literatur  ist  an  erster  Stelle  das  Buch  von  Louis 
Eisen  mann  zu  nennen,  Le  Compromis  Austro-Hongrois  die  1867,  Paris 
1904,  ein  Werk,  das  man  unbedingt  als  die  hervorragendste  wissenschaft- 
liche Darstellung  eines  großen  Stückes  der  inneren  Politik  der  Monarchie 
im  19.  Jahrhundert  bezeichnen  muß.  Aus  der  zeitgenössischen  Publizistik 
sind  besonders  wichtig  die  regelmäßigen  und  damals  außerordentlich  reich- 
haltigen Korrespondenzen  und  Artikel  der  „Augsburger  Allgemeinen  Zei- 
tung'*, die  trotz  des  offiziösen  Grundcharakters  in  dem  Verhältnis  dieses 
Blattes  zur  österreichischen  Regierung  doch  auch  den  verschiedenen,  von 
der  augenblicklichen  offiziellen  Linie  abweichenden  Meinungen,  zumal  in 
der  Bureaukratie  und  unter  den  Gebildeten  Raum  gewähren.  Auch  sind 
darin  sehr  instruktive  Ueberblicke  über  die  jeweilige  Stellungnahme  der 
Wiener  Tageszeitungen  enthalten.  Von  letzteren  ist  auch  besonders  zu  nen- 
nen die  Tageszeitung  „Der  Wanderer",  die  „Presse"  die  „Oesterreichische 
Zeitung",  die  „Donauzeitung",  die  „Ostdeutsche  Post"  und  die  „Morgenpost". 
Ferner  sind  anzuführen  die  unter  dem  Titel:  „30  Jahre  aus  dem  Leben  eines 
Journalisten"  1894  in  drei  Bänden  erschienenen  Erinnerungen  und  Auf- 
zeichnungen, weiter  O.  B.  Fried  mann  :  Zehn  Jahre  österreichischer  Po- 
litik 1859 — 1869,  welche  eine  Reihe  der  von  dem  Genannten  publizierten 
politischen  Artikel  enthalten.  Vom  ungarischen  Standpunkte  finden  die 
hier  behandelten  Ereignisse  und  Probleme  eine  neue,  vielfach  auf  bisher 
unbekannten  Quellen  gearbeitete  Darstellung  in  dem  großen  Werke  E.  von 
Wertheimers:  Graf  Julius  Andrassy,  sein  Leben  und  seine  Zeit,  I.  Bd., 
Stuttgart  1910.  Als  eine  höchst  ergiebige  Geschichtsquelle  für  die  magya- 
rischo  Politik  der  Jahre  1859  bis  1861  ist  der  1918  erschienenie  zweite  Band 
der  Lebenserinnerungen  Ladislaus  von  Szögyenys anzusehen:  Emlekiratai 
1860 — 1861.  Budapest  1918.  Vgl.  ferner  E.  von  P 1  e  n  e  r  s  Biographie  seines 
Vaters  im  Biographischen  Jahrbuch,  herausgegeben  von  A.  Bettelheim. 
Band  XVI.  1914.  Eine  wichtige  zeitgenössische  Quelle  liegt  in  der  anonym 
herausgegebenen  vom  Grafen  Anton  Szecsen  veranlaßten  Schrift  Drei 
Jahre  Verfassungsstreit,  Beiträge  zur  jüngsten  Gelschichte  Oester- 
reichs.  von  einem  Ungar,  Leipzig  1864,  vor. 

Eine  weitere  aus  dem  altkonservativen  Kreise  herstammende  zeit- 
geschichtliche Darstellung  gibt  die  Schrift  A.  Kecskemethy,  Ein  Jahr 
aus  der  Geschichte  Ungarns,  Wien,  1862.  Vgl.  auch  den  ersten  Band  des 
großen  Sammelwerkes  von  G.  K  o  1  m  e  r ,  Parlament  und  Verfassung  in 
Oesterreich,  I.  Band,  Wien,  1902.  Vielfach  sind  auch  hier  die  Minister- 
konferenzprotokolle im  Wiener  Staatsarchiv  sowie  die  dazu  gehörigen  Akten, 
a.  xu  Vorträge  u.  s.  w.  benützt  worden. 

Anmerkung  2  (Seite  462).  Das  „Laxenburger"  Manifest  vom  15.  Juli 
1859  faßte  den  prekären  Zustandi,  in  welchen  die  Politik  Franz  Josefs  das 
Reich  damals  gebracht  hatte,  in  folgende,  gezwungen  klingende  Sätze  zu- 
sammen: „Leider  ist  es  unvermeidlich  gewesen,  den  größten  Theil  der 
Lombardei  von  der  Gesammtheit  des  Kaiserstaates  auszuscheiden.  Dagegen 
muß  es  meinem  Herzen  wohlthun,  meinen  geliebten  Völkern  die  Segnungen 
des  Friedens  wieder  gesichert  zu  sehen  und  sind  mir  diese  doppelt  werth- 
voll,  weil  sie  mir  die  nötige  Muße  gönnen  werden,  meine  ganze  Aiifmerk- 
samkeit  und  Sorgfalt  nunmehr  ungestört  der  erfolgreichen  Lösung  der  mir 
gestellten  Aufgabe  zu  weihen:  Oesterreichs  innere  Wohlfahrt  und  äußere 
Macht  durch  zweckmäßige  Entwicklung  seiner  reichen  geistigen  und  mate- 
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riellen  Kraft,  wie  durch  zeitgemäße  Verbesserungen  in  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  dauernd  zu  begründen." 

Wie  sehr  die  Niederlage  in  Oberitalien  und  die  Politik,  die  dahin  ge- 
führt hatte,  dem  persönlichen  Eingreifen  des  absoluten  Monarchen  zuzu- 
schreiben waren,  ist  der  Bevölkerung  wolbekannt  gewesen.  Dies  wußte 
man  bei  Hofe  und  in  den  regierenden  Kreisen  sehr  gut  und  aus  dem  Ge- 
fühle von  der  Gefahr,  die  sich  hieraus  ergab,  ist  der  weitere  Gang  der 
inneren  Politik  des  Kaisers  in  den  nächsten  beiden  Jahren  entscheidend 
beeinflußt  worden.  Der  Krieg  von  1859  ist  bekanntlich  durch  ein  Ulti- 
matum, das  der  Kaiser  nach  Turin  richtete,  herbeigeführt  worden:  diese 
Note  wurde  aber  immittelbar  von  der  Militärkanzlei  des  Kaisers  abgesendet, 
ohne  daß  selbst  der  Minister  des  Aeußern  darüber  befragt  worden  wäre. 
Die  absolut  passive  Rolle,  welche  das  Ministerium  dabei  spielte,  geht  aus 
den  Ministerratsprotokollen  deutlich  hervor.  Am  26.  Mai  fand  eine  Minister- 
kon f er enz  statt,  an  welcher  Graf  Buol,  der  am  17.  Mai  seines  Dienstes  ent- 
hoben worden  war,  nicht  mehr,  sein  Nachfolger  Graf  Rechberg  noch  nicht 
teilnahm,  wobei  aber  als  Vertreter  des  Armeekommandos  —  dieses  ersetzte 
das  nicht  mehr  bestehende  Kriegsministerium  —  der  alsbald  so  unrühmlich 
bekannte  General  von  Eynatten  und  der  Generaladjutant  des  Kaisers.  Graf 
Grünne*  mitwirkten.  Der  Finanzminister  Freiherr  von  Brück  hielt  eine 
lange  Rede,  in  der  er  die  ungeheuren  Schwierigkeiten  auseinandersetzte, 
weiche  ihm  der  Beschluß,  eine  Armee  von  750  000  Mann  auf  Kriegsfuß  zu 
setzen  bereitete.  Es  sei  die  Frage,  „ob  die  Stärke  unserer  Gegner  und  die 
allgemeine  Lago  von  der  Art  sind,  um  die  Erhöhung  unserer  Streitkräfte 
bis  zu  einer  solchen  Höhe  unausweichlich  zu  gebieten."  Nach  den  Mit- 
teilungen, dio  er  erhalten  habe,  meinte  der  Finanzminister,  würde  Frank- 
reich nicht  mehr  als  550  000  Mann  ins  Feld  stellen  können,  wovon  ein 
großer  Teil  fern  vom  Kriegsschauplatz  in  Paris  und  Lyon,  dann  in  Algier 
und  an  ,der  Rheingrenze  zurückzubehalten  sind.  „Unter  diesen  Umständen 
scheino  es  wohl  noch  nicht  nöthig,  ja  nicht  einmal  gerathen.  schon  im  An- 
fang eines  voraussichtlich  längeren  Krieges  die  finanziellen  Kräfte  bis  zur 
Erschöpfung  anzuspannen. 

Der  kaiserliche  Generaladjutant  erwiderte  hierauf,  .,man  verkenne  jetzt 
ebensowenig  als  bei  früheren  Besprechungen  dieser  Angelegenheit  die  Ge- 
fahren und  Nachtheile,  welche  aus  der  Finanznot  für  den  Staat  entstehen 
können.  Allein  er  trage  die  feste  Ueberzeugung,  daß  die  gegenwärtige 
europäische  Krisis  nur  dadurch  zu  einem  raschen  und  befriedigenden  Aus- 
gang gebracht  werden  könne,  wenn  Oesterreich,  das  bis  jetzt  auf  dem 
Kampfschauplatze  isolirt  steht,  durcli  rasche  Entfaltung  einer  großen  St 
macht  imponierend  auftritt.  Unzeitige  Ersparungen  würden  sich  ohne  Zwei- 
fel furchtbar  rächen."  Baron  BrUck  erwiderte,  er  sei  in  seinen  Bedenken 
nicht  beruhigt,  und  verlangte  größte  Sparsamkeit  der  Militärverwaltung  auch 
au-j   politischen    Gründen." 

Schon  in  dieser  Besprechung  war  auf  die  verhängnisvolle  Vereinsamung 

Oeeterreichs  in  seiner  Kriegspolitik  hingewiesen  worden;  zwei  Tage  später 

fand  eine  offenbar  durch  die  Haltung  des  Finanzministers  veranlaßte  neuer« 

Liehe  Konferenz  unter  Vorsitz  des  Kaisers  und  Hinzuziehung  der  Erzherzoge 

Albrecht    und    Rainer   sowie   <les    Feldmarschalls    Freihorrn    von    ließ    statt, 

an    de!    die    Minister    Rechborg.     Bach,     Brück,    Toggenburg,     Kempen    und 

!y  sowie  die   Generale  Grai   Grünne  ui',1   Eynattc-n   t<  ilnalniHMi.     (!raf 

Grünne  referirt  über    lie  Bedenken  des  Finanzministers  wegen  der  Erhöhung 

des  Armeestandes  auf  750  000  Mann  und  eine,  am  Vortage  mitgeteilte   Note 

Iben,   in   welcher  Brück   den  normalen    Aufwand   des  Jahres   für  die 

Armee  mit  ^77  Millionen  Gulden  veranschlagt,  von  denen  40—60  Millionen 

■  durah   Kredito|WM-ationen   noch  durch   Steuererhölnmgen  gedeckt  sind. 

Von  der  Aufnehme  eines  Anlchens  im    Auslande  sei  nichts  zu  hoffen,   und 

Operationen  im  Inlandc  zur  Deckung  dieses  Defizits  vom  Jahre  1850  würden 
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die  Deckung  des  Militärbedarfs  für  das  Jahr  1860  von  eine  400  Millionen 
Gulden  außerordentlich  erschweren  und  traurige  Kalamitäten  herbeiführen. 
Minister  Baron  Brück  könne  sich  nicht  von  der  dringenden  Notwendigkeit 
einer  so  gewaltigen  Vermehrung  der  Armee  überzeugen.  Der  Kriegsstand 
der  französischen  Armee  betrage  nur  550  000  Mann  und  mit  Einschluß  der 
Forestiers  und  Nationalgarde  660  000  Mann,  wovon  aber  kaum  mehr  als 
220  000  Mann  in  Italien  verwendet  werden  könnten.  Zur  Bekämpfung  dieser 
und  der  100  000  Piemontesen  seien  550  000  Österreicher  ganz  genug. 

General-Quartiermeister  Feldmarschall  Heß  schätzt  den  Gegner  auf 
900  000  Mann:  770  000  Franzosen,  100  000  Piemontesen  und  30  000  Mann  aus 
Toskana.  „Wir  sind  jetzt  noch  um  366  000  Mann  schwächer  wie  Italien  und 
die  Franzosen.  Wir  müssen  uns  auch  in  der  Verfassung  erhalten,  Unruhen 
im  Inneren  zu  bekämpfen." 

Brück  erwiderte  darauf:  „Wenn  es  sich  jetzt  darum  handeln  würde, 
einen  großen  Offensivkrieg  mit  Frankreich,  und  zwar  nicht  bloß  in  Italien, 
sondern  auch  am  Rhein  zu  führen,  würde  er  gegen  die  besprochene  Er- 
höhung des  Armeestandes  keine  Erinnerung  erheben.  Allein  die  West- 
grenze Deutschlands  sei  neutralisiert.  Auch  fehle  es  an  Transportmitteln, 
um  200  000  Mann  zu  transportieren.  Schon  jetzt  sind  die  Staatspapiere  und 
Industrie-Effekten  beispiellos  entwertet;  weitere  Anlehensoperationen  wer- 
den die  Kurse  noch  tiefer  drücken,  und  bei  allfälligem  Eintritt  ungünstiger 
Ereignisse  würde  der  Silberpreis  möglicherweise  bis  zu  einer  Höhe  von 
mehreren  hundert  Prozent  steigen.  General  Heß  bemerkte:  Heute  sei  der 
Krieg  noch  lokalisiert,  morgen  könne  er  ein  allgemeiner  werden.  Oester- 
reich  müsse  auf  seine  eigene  Kraft  bauen,  1813—1814  habe  Oesterreich  mit 
800  000  Mann  an  der  Coalition  teilgenommen."  „Der  Minister  des  Aeußeren 
erklärte,  er  betrachte  es  als  die  Hauptaufgabe  des  k.  k.  Cabinetts,  den  Krieg 
entgegen  dem  Wunsche  Frankreichs  nicht;  lokalisiert  zu  lassen.  Um  aber 
zu  diesem  Ziele  zu  gelangen,  müssen  unsererseits  Schläge  geführt  werden. 
Man  muß  sich  in  die  Verfassung  setzen,  selbst  nach  erlittenen  empfindlichen 
Verlusten   mit   neuen   Kräften  dem   Feinde   entgegenzutreten." 

„Se.  Majestät  der  Kaiser  geruhte  darauf  hinzuweisen,  daß  die 
Frage  nicht  einseitig  vom  militärischen  oder  finanziellen,  sondern  wesent- 
lich auch  vom  politischen  Standpunkte  gewürdigt  werden  müsse.  Durch  die 
von  den  bestehenden  Verhältnissen  gebotene  Politik  wird  man  unwider- 
stehlich dazu  gedrängt,  den  Krieg  aus  einem  italienischen  zu  einem  europäi- 
schen zu  machen.  Nur  wenn  er  diesen  Charakter  annimmt,  ist  ein  schnel- 
ler, bleibend  beruhigender,  und  für  Oesterreich  günstiger  Ausgang  des 
Streitea  zu  erwarten.  Wenn  auch  der  Fall,  die  höchste  Kraftanstrengung  zu 
gebrauchen,  noch  nicht  da  ist,  so  dürfte  er  iin  Kürze  eintreten  und  Oester- 
reich muß  dazu  vorbereitet  sein.  Se.  Majestät  wisse  wohl ,  daß  dieser 
Zweck  nur  durch  große  und  empfindliche  finanzielle  Opfer  zu  erreichen 
ist,  und  bedauere  lebhaft,  daß  sie  durch  die  Gewalt  der  Umstände  unver- 
meidlich geworden  sind.  Die  Pflicht  der  Militärverwaltung  werde  es  sein, 
diese  Opfer  durch  nachträgliche  Ersparungen  in  allen  Zweigen  auf  das  ge- 
ringste mögliche  Maß  zu  beschränken,  sowie  es  andererseits  die  Aufgabe  der 
Finanzverwaltung  sein  wird,  ihre  Creditoperationen  unter  den  günstigsten 
Modalitäten  und  zu  einem  geeignetsten  Zeitpunkt  zu  machen. 

Dor  Finanz  minister  gab  die  Versicherung,  er  werde  tätigst  be- 
müht sein,  die  Mittel  zur  Bestreitung  der  unvermeidlich  gewordenen  Ver- 
mehrung der  k.  k.  Armee  auf  die  mindest  lästige  Weise  sicherzustellen. 

Diesen  für  die  politischen  und  diplomatischen  Methoden  des  „Neoabso- 
lutismus"  charakteristischen  Dokumenten  füge  ich  noch  ein  drittes  Mini- 
sterratsprotokoll vom  9.  Juni  1859  an,  das  schon  die  ersten  Wirkungen  des 
katastrophalen  Verlaufes  des  eben  doch  „lokalisierten"  Krieges  aufzeigt. 

Nachdem  die  Ministerkonferenz  beschlossen  hatte,  von  nun  ab  jeden 
Dienstag,   Donnerstag  und  Samstag  Beratungen  „zur  persönlichen   Verstän- 
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digung"  abzuhalten,  beurkundet  das  Protokoll:  ...Sämtliche  Minister  berich- 
teten über  die  Stimmung  der  Gemüter,  welche  ein  jeder  in  seinem  Kreise 
zu  beobachten  Gelegenheit  habe.  Sie  läßt  sich  mit  den  Worten  charakteri- 
sieren: Bewunderung  für  die  tapfere  Armee,  Unruhe  und  Mißtrauen  über 
ihre  bisherige  Führung;  ernste  Besorgnis  vor  weiteren  ungünstigen  Kriegs- 
ereignissen, wenn  keine  Aenderung  im  Kommando  erfolgt.  Diese  Stimmung 
drückt  am  meisten  die  treuen  Anhänger  Sr.  Majestät,  die  in  ihrer  ver- 
trauensvollen Zuversicht  auf  glänzende  Erfolge  des  kaiserlichen  Heeres  ge- 
täuscht würden.  Die  Mißstimmung  macht  sich  in  Wien  nicht  selten  selbst 
an  öffentlichen  Orten  in  unberufenen  Kritiken  militärischer  Operationen 
Luft  und  wird  auch  von  der  Mehrzahl  der  Militärs  unverhohlen  geteilt.  Die 
dem  Ministerium  des  Innern  und  den  poütischen  Behörden  zugekommenen 
Berichte  aus  den  Provinzen  zeigen,  daß  dort  im  ganzen  die  gleiche  Stim- 
mung herrscht.  Die  Minister  hielten  es  unter  diesen  Umständen  für  ihre 
heiligste  Pflicht,  diese  Wahrnehmungen  über  die  öffentliche  Stimmung  mit 
aller  Freimütigkeit  ehrfurchtsvoll  zur  A.  H.  Kenntnis  zu  bringen  und  der 
Vorsitzende  Minister  des  Aeußern  übernahm  die  Erstattung  des  diesfälligen 
A.  a.  Vortrages.  (Min.  Conf.  Prot.  130/59.)  Der  hierüber  vom  Grafen  Rech- 
berg an  den  Kaiser  ins  Hauptquartier  gesendete  Bericht  erliegt  im  Staats- 
archiv (Fascikel,  Vorträge  und  Handschreiben  1859 — 1862,  Geheime  Vorträge 
des  Grafen  Reehberg)  und  ist  bei  aller  Wahrung  der  Form  in  sehr  ernster 
und  würdiger  Sprache  abgefaßt  Graf  Rechberg  empfiehlt  die  Enthebung 
d  s  Armeekommandanten  Grafen  Gyulai  und  spricht  offen  von  einer  Stim- 
mung, die,  wenn  nicht  Abhilfe  erfolge,  die  Existenz  der  Monarchie  bedrohe. 

Anmerkung  3  (Seite  464).  Die  kurze  Ministerschaft  Hübners  ist  jeden- 
falls als  eine  merkwürdige  Episode  anzusehen.  Rogges  Darstellung  ist  durch 
seinen  rabiaten  Antiklerikalismus  gehäßig  gefärbt  und  tut  Hübner  zweifellos 
Unrecht.  Die  Verteilicrunasschrift  „Drei  Jahre  Verfassumisstreit"  erzählt, 
daß  Hübner  den  vertraulichen  Besprechungen,  die  Graf  Rechberg  im  August 
1859  mit  den  ungarischen  Konservativen  pflog,  zugezogen  wurde,  und  daß  er 
dann  als  Polizeiminister  die  Eindrücke,  die  er  in  jenen  Konferenzen  emp- 
[ing,  durch  seine  amtlichen  Wahrnehmungen  vollauf  bestätigt  fand.  Von 
einer  neuerlichen  Besprechung  mit  den  Ungarn  auf  dem  Herrensitze  Töt- 
Megyer  nach  Wien  heimgekehrt,  habe  er  seine  mit  Dessewffy  und  dessen 
Freunden  übereinstimmenden  Anschauungen  programmatisch  zusammenge- 
faßt und  diese  dem  Kaiser  mit  dem  Beifügen  vorgelegt,  daß  er  sich  in 
seinem  Gewissen  verpflichtet  erachte,  an  das  Schicksal  dieses  Schriftsh:  tkes 
seine  Stellung  zu  knüpfen.  „Baron  Hübner  blieb  über  dieses  Schicksal  nicht 
lange  im  Ungewissen;  schon  nach  einigen  Tagen  erhielt  er  seine  Dem  - 
sion"  (a.  a.  0.  S.  39).  Aus  den  Ministerrats-Protokollen  ist  über  diese  Vor- 
ginge nichts  zu  erfahren:  wohl  empfängt  man  aber  aus  den  Ministerkonfe- 
renz-Protokollen  jener  Monate,  in  welchen  Hühner  teilnahm,  den  bestimmten 
Eindruck,  daß  dieser  ..klerikale"  Diplomat  sich  weitaus  liberaler  verhielt  — 
zuma1  in  Presseangelcgenheiten  —  als  die  ..liberalen"  Beamtenniiiiister.  Auch 
die  Darstellung,  die  E.  Werlheimer  im  1.  Band  seiner  Biographie  Julius 
Andrassys  (S.  111)  über  tue  Berufung  Hühners  und  seinen  Fall  gibt,  scheint 
mir  sein  Verhalten  mit  unbegründeter  Schärfe  zu  beurteilen.  W.  meint, 
Hühner  habe  eigentlich  Dill  das  Portefeuille  des  Aeußeren  angestrebt  und 
al-  er  -ah.  daß  dieses  für  ihn  unerreichbar  sei,  bahr  er  seinen  „Liberalis- 
mus*4 übertrieben,  um  sieh  ..eiuen  schönen  Abgang  BD  sichern".  (Vgl,  auch 
I..    I    -eninann,   Le  Compromis  Austro-Hongrois.  Paris,  p.  212 — 214.) 

Ueber  die  Tätigkeil  der  Altkonservativen  hat  E.  von  Werlheimer  sowohl 
d  oben  angeführten  Aufsätzen  in  der  „Ungarischen  Rundschau"  «wie 
:n  dem  1.  Band  -i'iier  grofien  Biographie  Julius  Andrassys  auf  Grund  rei- 
chen, ihm  EUgfinglid]  gemachten  privaten  und  offiziellen  Ouellenmaterials. 
neue  Aufschlösse  gegeben,  so  besonder-  über  die  neuerliche  Anknüpfung 
n|>idi|iker   mit   dem    Hefe   durch    Vermittlung    Rech- 
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bergs  (a.  a.  0.  S.  124  ff.).  Danach  war,  wie  wir  übrigens  schon,  aus  der 
oftgenannten  Verteidigungsschrift  „Drei  Jahre  Verfassungsstreit"  wissen, 
Emil  Graf  Dessewffy  die  treibende  Kraft  in  dem  altkonservativen  Lager: 
er  überreichte  am  15.  August  dem  Grafen  Rechberg  seine  große  Denkschrift, 
die  in  .dem  großen  Sammelwerk  Konyis  über  Franz  Deak,  II,  S.  426  ff.  in 
magyarischer  Sprache  abgedruckt  ist.  Ihr  Grundgedanke  war,  wie  Wert- 
heimer  berichtet,  die  Notwendigkeit  des  vollständigen  Bruches  mit  dem  bis- 
herigen „System"  und  die  Durchführimg  eines  „vollständigen,  historisch- 
staatsrechtlichen Staatsstreiches"  durch  den  Kaiser.  Die  Ideen  Dessewffys 
waren  zweifellos  viel  zu  weitgehend:  es  kam  daher  im  Herbst  1859  noch 
nicht  zu  einer  Verständigung  Franz  Josefs  mit  dem  magyarischen  Adel. 
Dies  gelang  erst  im  Sommer  1860  dem  Grafen  Szescen,  den  sein  alter  und 
fester  Zusammenhang  mit  dem  Hofe,  sowie  seine  maßvolle  und  zu  diplomati- 
scher Aktion  sehr  befähigte  Wesensart  hierbei  besonders  begünstigte. 

Anmerkung  4  (Seite  464)  Die  Errichtung  einer  „Staatsschulden-Til- 
gungs-  und  Gebahrungskontrolie"  beschäftigte  die  Ministerkonferenz  zum 
erstenmal  in  .der  Sitzung  vom  22.  Oktober  1859  (Protokoll  Z.  230).  Graf 
Rechberg  ging  von  der  tiefen  Erschütterung  des  Staatskredites  aus  und 
schlug  zur  Herstellung  desselben  die  Reaktivierung  ider  im  Jahre  1817  ein- 
gesetzten Staatsschuldentilgungs-Deputation  vor.  Dies  gab  dem  Finanzmini- 
ster Baron  Brück  den  Anlaß,  auf  die  Schwierigkeit  der  Ausführung  dieses 
Gedankens  hinzuweisen,  und  als  Rechberg  auf  der  unv erweilten  Ausarbeitung 
einer  solchen  Gesetzvorlage  bestand,  seine  Demission  in  der  Konferenz 
selbst  zu  geben.  Am  nächsten  Tage  fand  eine  Ministerkonferenz  unter  Vor- 
sitz ,des  Kaisers  statt,  in  welcher  der  Monarch  die  Frage  über  die  Opportuni- 
tät einer  Aenderung  in  der  Leitung  der  Finanzen  zur  Sprache  brachte  und 
die  bezüglichen  Aeußerungen  der  Konferenzmitglieder  entgegennahm,  hier- 
auf befahl,  daß  der  vorbereitete  Entwurf  zu  einer  wirksamen  Kontrolle  des 
Staatschuldenwesens  von  der  Ministerkonferenz  in  eindringlichster  Weise  be- 
raten werde.  Zwei  Tage  später,  am  25.  Oktober,  eröffnete  der  Minister- 
präsident, der  Finanzminister  habe  Seine  Majestät  gebeten,  seine  in  der 
Konferenz  vom  22.  Oktober  angebotene  Demission  als  nicht  geschehen  an- 
sehen zu  wollen,  indem  er  bereit  sei,  unverzüglich  den  Vorschlag  zur  Ein- 
setzung einer  unabhängigen  Kommission  zur  Kontrolle  der  Staatsschulden- 
gebahrung  zu  beraten.  Die  Konferenz,  im  a.  h.  Auftrage  vom  Minister- 
präsidenten um  ihre  Ansicht  hierüber  angegangen,  vereinigte  sich  in  dessen 
Antrage  auf  Gewährung  seiner  Bitte  gegen  dem,  daß  früher  von  Brück  seine 
weiteren  Angaben  über  .die  Deckung  der  Staatsbedürfnisse  für  November 
und  Dezember  1859,  über  die  Wiederaufnahme  .der  Zinsenzahlung  des  Na- 
tionalanlehens in  Silber  und  über  die  Modalitäten  zur  Sicherstellung  der 
Staatsbedürfnisse  für  das  Jahr  1860  ziffermäßig  begründe."  Diese  in  ihrer 
Art  beispiellose  Methode  der  Verlängerung  eines  Ministerdaseins  durch  Be- 
schluß der  Mini sterkollegen  wirft  ein  bezeichnendes  Licht  auf  die  durch 
den  Absolutismus  herbeigeführte  Verwirrung  aller  politischen  Begriffe  in 
den  legierenden  Kreisen  Wiens!  Aber  —  damit  nicht  genug,  fügt  Graf 
Thun,  eigenhändig  die  Worte  ins  Protokoll  eintragend,  hinzu:  „er  beharre 
jedoch  bei  seiner  Ansicht  daß  Baron  Brück  durch  den  fraglichen  Vorgang 
zu  sehr  kompromittiert  sei,  um  noch  ersprießliche  Dienste  leisten  zu  kön- 
nen, und  daß  seine  Belassung  im  Amte  mit  der  Ehre  der  Regierung  nicht 
mehr  verträglich  erscheine."  Dennoch  blieb  Baron  Brück  im  Amte,  auch 
Graf  Thun  blieb  In  der  Regierung  und  zugleich  der  erbitterste  Feind  des 
Finanzministers,  wie  sich  aus  den  Ministerratsprotokollen  deutlich  ergiebl!  — 
In  der  Sitzung  vom  26.  Oktober  entwickelt  Brück  das  von  ihm  abgefor- 
derte Finanzprogramm  und  legte  den  Entwurf  eines  kaiserlichen  Hand- 
schreibeng  an  ihn  vor,  welches  eine  Erspar ungskommission  einsetzt  und  die 
Herstellung  des  budgetären  Gleichgewichtes  anbefiehlt.  Dieses  Handschrei- 
ben wurde  am  11.  November  1859  publiziert.    Gleichzeitig  legte  Brück  eine 
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Denkschrift  „Ueber  Reform  der  inneren  Verwaltung  in  finanzieller  Be- 
ziehung" vor,  die  an  der  Administration  des  letzten  Jahrzehntes,  vor  allem 
an  .der  Höhe  der  Militärausgaben  und  der  Verschwendung  der  Militärver- 
waltung in  schärfsten  Ausdrücken  Kritik  übt.  In  den  Schlußworten  der 
Denkschrift  sagte  Brück:  ..Die  Finanzverwaltung  habe  nun  die  Gewißheit 
erlangt,  daß  der  Aufwand  (des  Armeekommandos)  auf  eine  beispiellose,  den 
Staai  erschöpfende  und  seine  Existenz  bedrohende  Höhe  hinaufgesteigert 
worden  ist.  Dieser  Passus  führte  zu  einem  gehamischten  Protest  des  Ver- 
treters des  Armeekommandos  in  der  Konferenz  und  mußte  von  dieser  ge- 
strichen werden!  (Protokoll  vom  8.  und  26.  Oktober  Z.  212  und  235.)  Der 
Entwurf  Brucks  über  die  Einsetzung  einer  Staatsschuldenkontroll-Kommis- 
sion  und  über  die  Aufhebung  des  alten,  seit  1848  in  Wahrheit  nur  mehr 
zum  Scheine  fungierenden  Schuldentilgungsfondes,  bildete  den  Gegenstand 
der  Beratung  in  mehreren  Sitzungen  des  Gesamtministeriums  und  erfuhr 
tiefgreifende  Aenderungen,  wozu  der  permanente  Reichsrat  und  die  Oppo- 
sition des  Grafen  Leo  Thun  besonders  beitrugen.  (Ministerkonferenzproto- 
kolle vom  5.,  7.,  8.  und  10.  November,  1.,  20.  und  22.  Dezember  1859,  Wiener 
Staatsarchiv.)  Im  Verlaufe  dieser  Beratungen  drang  immer  mehr  die  An- 
schauung durch,  daß  nur  eine  von  der  Regierung  unabhängige,  nicht  mit 
Beamten  besetzte  Kommission  das  Vertrauen  der  kapitalistischen  Kreise 
und  der  Bevölkerung  überhaupt  zu  der  Finanzverwaltung  einigermaßen 
wiederbeleben  könne.  Am  23.  Dezember  1859  erschien  das  kaiserliche 
Paten i,  welches  die  neue  „Direktion  der  gesamten  Staatsschuld  und  Staats- 
schu' ien-Kontrollkomini-ssion"  ins  Leben  rief.  Die  Folgen  de>r  höchst  un- 
glücklichen ..Prestigepolitik"  des  Wiener  Finanzministeriums  während  des 
ganzen  Dezenniums  von  1849  bis  1859,  besonders  der  Bank-  und  Valuta- 
politik Baron  Brucks  traten  nun  mit.  erschreckender  Klarheit  hervor  und 
ihre  politischen  Wirkungen  begannen  immer  stärkeren  Druck  auf  die  Re- 
gierung und  den  Kaiser  auszuüben.  Vgl.  die  Darstellung  in  Rogges 
..Oesterreich  von  Vilagos  bis  zur  Gegenwart",  I.  S.  525  ff.;  C  härm  atz, 
Minister   Freiherr   von   Brück,   S.  131    ff. 

Anmerkung  5  (Seite  465).  Die  von  Graf  Anton  Sz6scen  inspirierte 
Schrift  ..Drei  Jahre  Verfassungsstreit"  bekämpft  energisch  die  Berechtigimg 
der  Bezeichnung  „Altkonservative"  für  die  magyarische  Adelspartei,  die  seit 
dem  Herbst  1848  vergebens  bemüht  war,  auf  die  Neuordnung  Ungarns  durch 
den  Hof  und  die  Wiener  Regierung  Einfluß  zu  gewinnen.  Nicht  „Konserva- 
tive" sondern  „Konstitutionalisten"  sollten  sie  genannt  wenden,  heißt  es  in 
jener  Schrift,  welche  die  Geschichte  dieser  Bemühungen  in  den  Jahren  1850 
bis  1857  sehr  ruhig  und  wahrheitsgetreu  erzählt  (a.  a.  0.  10—30).  Wie 
sehr  die  Altkonservativen  beim  Kaiser  persönlich  in  Ungnade  standen  — 
noch  kurze  Zeit  vor  dem  Umschwung  zu  ihren  Gunsten  von  1859  —  zeigen 
einige  im  Geheimen  Kabinettsarchiv  befindliche  Schriftstücke.  So  liegt  da- 
selbst ein  von  Franz  Josef  unterfertigtes  Konzept  eines  Schreibens  an  den 
Chef  der  Obersten  Polizeibehörde  Baron  Kempen,  das,  vom  27.  Oktober 
1857  datiert  folgendermaßen  lautet:  „Es  ist  zu  meiner  Kenntnis  gelangt, 
Ide  aus.  früher  angestellten  ungarischen  Beamten  und  aus  mehreren 
Mitgliedern  des  ungarischen  Adels  bestehende,  unter  dem  Namen  der  unga- 
rischen Altkonservativen  bekannte  Verbindung  den  neuen  Einrichtungen 
und  Verordnungen  auf  verschiedene  Weise  entgegenzuwirken  sucht  und  zu 
i!  Bude  Zusammenkünfte  hält  und  Beratschlagungen  pflegt.  Ich  trage 
Ihnen  auf,  das  Tun  und  Treiben  .dieser  Verbindung  sowohl  in  Wien  und 
deren  Umgebung,  als  auch  in  verschiedenen  Teilen  Ungarns  und  besonders 
in  Pest  durch  vollkommen  verläßliche  und  hierzu  geeignete  Organe  genau 
beobachten  und  Überwachen  zu  lassen  und  über  die  gemachten  Wahr- 
nehnrungen  mir  von  Zeit  m  Zeit  umständlich  Bericht  zu  erstatten."  Gleich- 
Edtig  erging  ein  Schreiben  an  den  Präsidenten  des  Reichsrates,  Erzherzog 
Haine),   welches  befiehlt:  „Sie  haben  in  meinem  Namen  und  mit  dem  Be- 
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deuten,  daß  es  auf  meinen  ausdrücklichen  Befehl  geschieht,  dem  Reichsrat 
Ladislaus  von  S  z  ö  g  y  e  n  y  zu  eröffnen,  daß  ich  die  von  ihm  abverlangte  und 
mir  vorgelegte  Aeußerung  eingesehen  und  daraus  mit  Befremden  und  Miß- 
fallen wahrgenommen  habe,  daß  derselbe  nicht  nur  bei  den  Beratungen  und 
Beschlüssen  über  eine  mir  zu  überreichende  Petition  mit  Außerachtlassung 
seiner  amtlichen  Stellung  sich  beteiligte,  sondern  dieselbe  auch  unterfertigte. 

Sie  haben  sonach  in  meinem  Namen  dieses  sein  Benehmen  ausdrücklich 
zu  ahnden  und  ihn  für  die  Zukunft  vor  allen  Beteiligungen  an  ähnlichen 
Parteiberatungen  und  Zusammenkünften  ernstlich  zu  verwarnen."  Dile  Pe- 
tition, von  der  im  Schreiben  gesprochen  wird,  ist  die  der  131  vom  Jahre 
1857  und  Ladislaus  von  Szögyeny  war  drei  Jahre  später  als  zweiter  ungari- 
scher Hofkanzler  Mitglied  der  Wiener  Regierung! 

Anmerkung  6  (Seite  466).  Gleich  in  der  ersten  nicht  mit  der  Konsti- 
tuierung zusammenhängenden  Beratung  des  Verstärkten  Reichsrates,  näm- 
lich bei  der  Frage,  ob  der  demselben  vorgelegte  Entwurf  eines  Grundbuch- 
gesetzes in  diesem  Komitee  vorberaten  werden  solle,  verstand  es  Graf  Bär- 
koczy,  die  ganze  Frage  der  Zentralisation  und  der  Stellung  der  Königreiche 
und  Länder  zu  dieser  aufzurollen  und  eine  große  politische  Debatte  herbei- 
zuführen.    (Protokolle  d.  Verst.  Reichsrates  S.  45  ff.) 

Anmerkung  7  (Seite  468).  Der  verstärkte  Reichsrat  bestand;  unter  dem 
Präsidium  des  Erzherzogs  Rainer  und  dessen  Stellvertreter  von  Purkhärt 
aus  den  zehn  ordentlichen  Reichsräten,  die  bis  zum  Patent  vom  5.  März  1860 
allein  das  Kollegium  dieses  „Rates  der  Krone"  bildeten,  der  eigentliche 
Staatsrat.  Dazu  kamen  jetzt  zehn  „lebenslängliche"  und  38  „zeitliche"  außer- 
ordentliche Reichsräte.  Von  letzteren  entfielen  sechs  auf  Ungarn,  drei  auf 
Siebenbürgen,  zwei  auf  Kroatien,  zwei  auf  die  serbische  Woiwodschaft  und 
das  Temeser  Banat,  die  übrigen  25  auf  die  nicht  ungarischen  Kronländer. 
Von  letzteren  entfielen  drei  auf  Böhmen,  ebensoviel  auf  Galizien,  je  zwei  auf 
Niederösterreich,  Mähren  und  Tirol,,  auf  alle  übrigen  Kronländer  und  Triest. 

Von  den  ursprünglich  für  Ungarn  berufenen  Reichsräten  hatten  drei, 
nämlich  Josef  von  Eötvös,  Baron  Nicolaus  Vay  und  Paul  von  Somssiich  die 
Berufung  abgelehnt,  ebenso  der  für  Siebenbürgen  berufene  Graf  Banffy. 
Die  beiden  für  das  lombardisch-venetianische  Königreich  berufenen  Reichs- 
räte leisteten  gleichfalls  der  Berufung  keine  Folge.  Unter  den  38  zeitlich 
berufenen  a.  o.  Reichsräten  gehörten  24  dem  weltlichen  und  geistlichen 
Großgrundbesitz  an,  die  lebenslänglichen  a.  o.  Reichsrätie  waren  sämtlich 
Geheime  Räte,  davon  vier  Generäle,  zwei  hohe  Beamte,  Graf  Hartig  und 
Baron  Lichtenfels,  dann  der  Kardinal-Erzbischof  von  Wien  und  ddie  drei 
Chefs  der  Adelshäuser  Schwarzenberg,   Auersperg  und  Apponyi. 

Anmerkung  8  (Seite  473).  Die  Demission  Bachs  wurde  schon  bei  Aus- 
bruch des  Krieges  erwartet:  sie  erfolgte  aber  erst  nach  der  Rückkehr  des 
Kaisers  Mitte  Juli.  Die  Ersetzung  Dr.  Bachs  durch  den  galizischen  Statt- 
halter Grafen  Goluchowski  erfolgte  erst  am  22.  August. 

Anmerkung  9  und  10  (Seite  476  und  477).  Vgl.  J.  Beidtel,  Geschichte 
der  österr.  Staatsverwaltung,  I.  Band  S.  5—9,  87  ff .,  314— 320  ff.;  Band  IIr 
S.   3—37;   41—48;   225—229. 

Eines  der  Hauptmittel,  durch  welches  der  Adel  für  seinen  Vorrang  in 
der  Verwaltungsbeamtenschaft  sorgte,  war  das  sogenannte  System  der 
„supernumerären  Beamten".  Es  bestand  darin,  daß  begünstigte  Adlige^ 
welche  sich  mehrere  Jahre  aus  eigenen  Mitteln  erhalten  konnten,  nach  einer 
unentgeltlichen  Praxis  schnell,  jedoch  immer  ohne  Gehalt,  von  Stufe  zu 
Stufe  stiegen,  aber  wenn  die  Stufe  erreicht  war,  wo  die  höheren  Gehalte 
anfingen,  den  Genuß  des  systemmäßigen  Gehaltes  erhielten.  Diese  Stufe 
war  nach  der  Organisation  der  Platz  eines  Gubernialrates  oder  Kreis- 
hauptmannes. 

Anmerkung  11  (Seite  479).  Die  im  Texte  angeführte  Schrift  des  Grafen 
Hartig  spiegelt  die  Grundideen  des  neuen   Absolutismus  deutlich  wieder. 
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Die  Wiederherstellung  der  öffentlichen  Autorität  auf  fester  Grundlage  ist 
das  wichtigste  Erfordernis  in  Oesterreich:  als  unmittelbares  Ziel  der  seit 
dem  Patente  vom  31.  Dezember  1851  eingeschlagenen  politischen  Richtung 
wird  die  Schaffung  einer  gesamt-österreichischen  Gesinnung  in  der  Bevöl- 
kerung bezeichnet.  Diesem  Ziele  steht  die  Forderung  auf  Wiedererrichtung 
der  Landstän.lc  diametral  entgegen,  zu  der  auch  keinerlei.  Kechtsgrund  ge- 
geben sei.  Wenn  einmal  der  leider  so  starke  Provinzialgeist  zurückgewichen 
sein  "wird,  dann  werden  auch  die  im  vorgenannten  Patente  verheißenen 
Ausschüsse  in  den  Kreisen  und  Kronländern  ins  Leben  treten  können,  und 
dann  wird  gewiß  auch  ein  .der  Zentral  regierung  dienlicher  Reichsberatungs- 
körper  geschaffen  werden.  Damit  müsse  sich  auch  der  ehedem  ständische 
Adel  zufrieden  geben.  Erst  wenn  der  jetzt  geschaffene  Rechts-  und  Ver- 
waltungszusiand  konsolidiert  sein  wird,  mag  es  an  der  Zeit  sein.  Dämme 
gegen  den  angeblichen  Despotismus  der  Bureaukratie  aufzuführen.  Die  Er- 
eignisse von  1848  haben  gezeigt,  daß  mit  dem  dynastischen  Band,  das  alle 
Länder  umschließt,  nicht  mehr  das  Auslangen  gefunden  werden  kann:  das 
erforderliche  zweite  Band  wird  nun  dadurch  geschmiedet,  daß  ein  einziger 
unteilbarer  Staatskörper  geschaffen  wird  Dies  könne  aber  nicht  durch  Er- 
richtung von  Volksvertretungen  geschehen,  in  einem  Reiche,  dessen  einzelne 
Völker  sich  im  Jahre  1848  mit  den  Waffen  gegenüberstanden.  Dies  habe 
auch  Graf  Stadion,  der  eigentliche  Schöpfer  der  Märzverfassung,  erkannt 
und  diese  peinliche  Erkenntnis  habe,  meint  Graf  Hartig,  seinen  geistigen 
und  physischen  Zusammenbruch  beschleunigt.  Die  ungeteilte  Machtvoll- 
kommenheit des  Souveräns  ist  die  unerläßliche  und  erste  Bedingung  der 
„Verjüngung"  der  Gesamtmonarchie.  Beim  Bestehen  von  Provinzialständeu 
mit  politischen  Rechten  wäre  diese  unmöglich.  Ohne  solche  aber  wären  sie 
eine  „Mummerei",  die  den  Beteiligten  nur  Spott  nicht  Ansehen  bringt. 

Man  sieht,  der  alte  vormärzliche  Staatsminister  war  von  den  politischen 
Gedankengängen  seiner  Standesgenossen  wie  auch  von  denen  des  Fürsten 
Metternich  weit  abgewichen.  Um  so  mehr  stimmten  diese  Anschauungen 
mit   denen  des   Freiherrn  von    Kübeck   überein. 

Anmerkung  IIa  (Seite  484).  „Nur  eine  verständig  begrenzte  Autonomie 
der  Provinzen  auf  der  Basis  ihrer  alten  Institutionen  in  Bezug  ihrer  inneren 
Angelegenheiten  und  eine  gleichfalls  begrenzte  absolute  Leitung  aller  die 
ganze  Monarchie  betreffenden  Angelegenheiten  im  Centro  vermag  den  öster- 
reichischen Staaten-Komplex  vor  dem  Zerfalle,  einer  fremden  Bevormundung 
oder  einer  perennirenden  inneren  Konfusion  zu  schützen."  So  hatte  Baron 
Jösika  am  2.  Juli  1849  sich  dem  Fürsten  Metternich  gegenüber  brieflicl 
geäußert  MI.  Schütter,  Versäumte  Gelegenheiten,  Seite  82.) 
darauf  veröffentlichte  Paul  Somssich  seine  vorzüglich  geschriebene  Schrift: 
„Das  legitime  Recht  Ungarns  und  sein  König'*,  in  der  die  Unverletzbarkeil 
der  bdstarischen  Verfassung  des  Königreichs  als  Grundlage  jeder  Neuordnung 
des  Verhältnisses  zu  den  übrigen  Kronländen]  eindringlichst  verfochten 
wird.  Somssich  wendet  sich  gegen  die  törichte  Behauptung  der  offiziösen 
■'.  daß  nur  die  sogenannten  Allkonservaitiven  oppositionell  seien,  schon 
er  weist  aui  Deaks  vollständig  ablehnende  Haltung  hin  und  spricht  es  ge- 
radezu aus:  „Heutzutage  gibt  es  in  Ungarn  nur  noch  eine  Partei  und 

<io  nation.  die  geeammte  Nation  seihst" 

Daß  Somssich  ebenso  wie  Georg  Apponyi  in  seiner  Denkschrift  von  1849 
lie    i  lee  der  „Gleichberechtigung  der  Nationen"  ablehnt,  weil  damit   das 
Bchl    des    Königreiches   der    Stephanskrone    zertrümmert 
leirht  begreiflich:  beide  aber  weisen  die  Krone  darauf  hin,  dafl 
der  durch  eine  Bolche  Politik  geschaffene  Separatismus  die  Monarchie  über- 
haupt zersprengen   müsse,  da  alle  Dichtmagyarischen   Nationen   von   einem 
n    Mittelpunkt  aus  angezogen    werden    müßten.     Schließlich 
aber,  betont  Somssich,  Bei   diese    Idee  nur  ein  zeitweilig  benutzter   I 
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mantel,  unter  welchem  die  Alleinherrschaft  der  deutschen  Sprache  von  der 
Bureaukratie  stabilisiert  werde. 

Nicht  anders  waren  die  Anschauungen  der  „altkonservativen"  Adeligen, 
als  der  verlorene  Krieg  neue  Aussichten  für  ihre  Politik  eröffnete,  wenn 
auch  ihre  Reden  und  Schriften  gedämpfter  klangen  als  früher:  das  fast 
zehnjährige  Regime  der  Unterdrückung  hatte  auch  die  alte  Herrenkaste 
Ungarns  vorsichtiger,  mißtrauischer  und  verhandlungswilliger  gemacht. 

Anmerkung  12  (Seite  487). 

Brucks  Finanzpolitik  in   den  Jahren   1859—1860. 

Die  bisher  vorhandenen  Darstellungen  über  die  Finanzpolitik  Oester- 
reichs  vor  und  nach  dem  italienischen  Kriege  werden  durch  die  Minister- 
ratsprotokolle in  verschiedenen  Richtungen  ergänzt.  Eine  erschöpfende  Be- 
handlung dieser  vom  Standpunkte  der  modernen  Finanzpolitik  sehr  inter- 
essanten Periode  müßte  allerdings  auch  die  Akten  des  Finanzministeriums 
heranziehen:  dies  kann  nun  hier  natürlich  nicht  geschehen.  Ich  will  daher 
nur  einige,  die  ganze  finanzielle  Lage  des  Reiches  beleuchtende  Mitteilungen 
aus  den  Protokollen  der  Ministerkonferenz  geben. 

Nachdem  Brück  in  den  ersten  Tagen  des  Krieges  wegen  der  Kosten, 
welche  die  Erhöhung  des  Armeestandes  nach  sich  zog,  sich  sehr  besorgt 
geäußert  hatte  —  man  erinnert  sich  an  das  oben  Anm.  2  abgedruckte  Proto- 
koll der  Ministerkonferenz  vom  26.  Mai  —  legte  er  nach  der  schon  voll- 
zogenen unglücklichen  Gestaltung  des  Feldzuges  in  der  Ministerkonferenz 
vom  16.  Juni  eine  ruhige  Beurteilung  der  finanziellen  Lage  vor.  Er  sprach 
über  die  Vorarbeiten  zum  Budget  für  1860  und  veranschlagte  das  Defizit 
im  Ordinarium  mit  5  Millionen,  im  Extraordinarium  mit  40  Millionen  Gulden 
—  allerdings  die  Militärausgaben  nicht  gerechnet.  Ueber  diese  verlangte 
er  Mitteilungen  vom  Vertreter  des  Armee-Oberkommandos.  (Auch  das  gibt 
wieder  einen  Einblick  in  die  Art  und  Weise,  wie  Oesterreich  in  der  Aera 
des  „verjüngten"  Absolitismus  regiert  worden  ist!)  In  die  Finanzpolitik 
der  neuen  Regierung,  an  der  Brück  wieder  als  Finanzminister  teilnahm, 
griff  nun  zugleich  mit  der  eingetreten  on  Geldkrise  und  Valutaentwertung 
besonders  verderblich  ein,  daß  die  Obiientlichkeit  durch  Gerüchte  über  eine 
erhebliche  Ueberschreitung  des  im  Jahre  1854  ausgegebenen  National- 
anlehens von  500  Millionen  Gulden  schwier  beunruhigt  wurde.  In  der 
Ministerkonferenz  vom  8.  Oktober  1859  (Protokoll  Z.  212)  teilte  Frh.  von 
Brück  folgendes  mit:  „Der  Finanzminister  hatte  in  der  Konferenz  vom 
16.  Dezember  1858  den  Antrag  gestellt,  den  Abschluß  des  Nationalanlehens 
vom  Jahre  1854  mit  600  Millionen  Gulden  zu  fixieren  und  bekanntzumachen. 
Auf  seinen  diesfalls  an  Seine  Majestät  erstatteten  a.  u.  Vortrag  erfolgte 
die  a.  h.  Resolution  am  21.  Jänner  1859  dahin:  Es  sei  mit  dem  definitiven 
Abschluß  bis  zu  dem  Zeitpunkte  zuzuwarten,  wo  die  noch  ausständigen  Raten 
des  subskribierten  Anlehens  vollständig  werden  eingezahlt  sein.  Dieser 
Zeitpunkt  ist  jetzt  am  24.  August  1859  eingetreten.  Auf  das  Anlehen  selbst, 
ursprünglich  mit  500  Millionen  angenommen,  sind  511  Millionen  subskribiert 
worden;  dabei  war  außer  Anschlag  geblieben,  daß  50  Millionen  Gulden  in 
Reichsschatzscheinen,  welche  sich  zur  Zeit  der  Auflegung  in  den  Staats- 
kassen befanden,  17  Millionen  Gulden  in  deutschen  und  ungarischen  Münz- 
scheinen, in  Banknoten  umgesetzt  werden  mußten.  Seine  Majestät  gestatte- 
ten daher  die  Erhöhung  der  Anlehenssumnie  um  100  Millionen,  welches 
Superplus  durch  Ausgabe  von  Obligationen  über  den  subskribierten  Betrag 
gedeckt  werden  muß.  (Dem  Akte  liegt  die  Abschrift  einer  a.  h.  Entschlie- 
ßung vom  21.  Jänner  1858  bei,  in  welcher  der  Kaiser  ausspricht:  „Ich 
erteile  Ihnen  hiemit  die  Bedeckung  über  die  Verwendung  von  50  Millionen  fl. 
Nationalanlehens-Obligationen  über  die  subskribierte  Summe  dieser  Obli- 
gationsgattung zur  Deckung  des  Defizits  vom  Jahre  1857  und  ermächtige 
Sie  zur  Deckung  des  Defizits  im  Verwaltungsjahre  1858  die  gleiche  Summe 
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dieser  Obligationsgattung,  zusammen  also  100  Millionen  Nationalanlehens- 
Obügationen  über  die  subskribierte  Summe  auszugeben.)  Die  Gesamt- 
ausgabe beträgt  sonach  rund  611  Millionen,  davon  befinden  sich  26  Millionen 
beim  Tilgungsfonds,  585  Millionen  stellen  sich  also  als  die  schließliche 
Summe  dar,  was  mittelst  einer  Kundmachung  des  Finanzministeriums  zur 
Kenntnis  des  Publikums  zu  bringen  wäre.  Der  Entwurf  der  Kundmachung 
wurde  vorgelegt. 

Der  Ministerpräsident  besorgt  zwar,  daß  eine  solche  Verlautbarung 
einen  ungünstigen  Eindruck  im  Publikum  machen  und  auf  den  öffentlichen 
Kredit  nachteilig  wirken  werde,  allein  sie  ist,  wie  der  Finanzminister  ent- 
gegnete, nicht  zu  vermeiden,  weil  ihr  Inhalt  mit  der  ebenfalls  kundzu- 
machenden Staatsgebarung  vom  Jahre  1858  in  Zusammenhang  steht  imd  weil 
vor  dem  Bekanntwerden  des  Abschlusses  nicht  wolü  zur  Einleitung  neuer 
für  1860  notwendig  werdender  Kreditoperationen  geschritten  werden  kann. 
Uebrigens  ist  auch  die  Ueberschreitung  der  subskribierten  Summen  längst 
kein  Geheimnis  mehr,  der  Eindruck  auf  das  Publikum  wird  daher  wohl 
kaum   von   Bedeutung   sein. 

In  der  Ministerkonferenz  vom  26.  Oktober  legte  der  Finanzminister 
nenerdings  die  finanzielle  Lage  dar  und  beschäftigte  sich  hauptsächlich  mit 
der  vom  Kaiser  verordneten  Finanzkommission,  welche  Ersparnisse  im 
Staatsvoranschlag  zu  beraten  haben  werde,  sodann  mit  der  schon  oben  be- 
handelten Frage  der  Einrichtung  einer  neuen  Staatsschuldenkontrolle  und 
schließlich  mit  dem  Defizit  für  das  Jahr  1860,  welches  üruck  durch  eine 
Finanzoperation  decken  zu  wollen  und  gleichzeitig  die  Schuld  an  die  Natio- 
nal b?nk  aus  dem  Jahre  1859  tilgen  zu  wollen  erklärte.  Ebenso  sollte  auch 
durch  teilweise  Annahme  von  Nationalanlehens-Obligationen  bei  der  Ein- 
zahlung auf  dieses  Anlehen  die  Ueberschreitung  jenes  Anlehens  ausge- 
glichen werden.  Ueber  dieses  Anlehen  berichtete  dann  Brück  in  einer 
besonderen  Ministerkonferenz  vom  23.  Jänner.  In  dem  Protokolle  dieser 
Konferenz  heißt  es:  Das  ursprünglich  mit  33  Millionen  ausgewiesene  Defizit 
für  1860  hat  sich  durch  den  um  40  Millionen  erhöhten  Militäraufwand  und 
durch  die  Verwendung  für  das  Jahr  1859  per  13.5  Millionen,  welche  als 
Bedeckung  für  das  Jahr  1860  bestimmt  waren,  auf  beiläufig  87  Millionen 
gestellt,  welche  durch  außerordentliche  Mittel  bedeckt  werden  müssen.*) 
Bisher  hat  sich  der  Finanzminister  in  Anhoffnung  einer  günstigen  Gestal- 
tung unserer  politischen  Verhältnisse  durch  Vermehrung  der  schwebenden 
Schuld  mittelst  Hinausgabe  von  Gmundner  Salinenscheinen  von  60  bis  zu 
R0  Millionen  zu  helfen  gesucht.     Ueber  diese  Grenze  hinaus  weiter  davon 


*)  In  der  Ministerkonferenz  vom  1.  November  hatte  Brück  sich  bitter 
über  das  Armee-Oberkommando  beklagt,  welches  für  das  Jahr  1860  einen 
Heeresaufwand  von  170  Millionen  Gulden  verlangte,  was  das  Defizit  auf 
103  Millionen  erhöhte.  Das  Konferenzprotokoll  verräth  die  große  Auf- 
regung und  Sorge  der  Minister  sehr  deutlich.  Graf  Rechberg  erklärte,  die 
äußere  Politik  rechtfertige  einen  solchen  Armeebestand  keineswegs.  Der 
Krieg  von  1859  habe  auch  bewiesen,  daß  man  mit  einem  großen  Truppen- 
Stande  ohne  Geld  nichts  ausrichten  könne.  Der  Justizminister  fragte,  ob 
man  denn  wirklich  einen  Staatsbankerott  herbeiführen  wolle;  wozu  brauche 
man  denn  einen  Stand  der  Kavallerie  von  87000  Pferden?  Man  beschloß 
einhellig.  die  Ftage  des  Heeresbudgets  in  einer  neuerlichen  Beratung  anter 
Vorsitz  des  Kaisers  7,11  entscheiden.  Diese  fand  am  3.  November  statt. 
(Prot  '/..  4009.)  Nachdem  Graf  Reohberg  erklärt  hatte,  die  äußere  Lage 
sei  derart,  daß  nach  menschlicher  Voraussicht  für  1K0<)  kein  großer  Krieg 
drohe,  ordnete  der  Kaiser  an,  daß  „man  nunmehr  eu  solchen  Reduktionen 
Seeresausgabeo  schreite,  zu  denen  man  bisher  nie  greifen  wollte". 
Dennoch  blieb  das  Araeebudgei  um  40  Millionen  höher  als  es  vor  1839 
gewesen  war. 
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Gebrauch  zu  machen  ist  aber  untunlich.  In  den  allgemeinen  politischen 
Verhältnissen  ist  seither  eher  eine  Verschlimmerung  als  eine  Besserung 
eingetreten,  Aufregung  und  Besorgnis  im  Wachsen,  aber  die  Finanzverwal- 
tung kann  auf  einen  günstigen  Umschwung  nicht  länger  warten,  sie  muß 
mit  einer  Kreditoperation  hervortreten."  Von  der  ursprünglichen  Absicht, 
ein  Anlehen  von  300  Millionen  fl.  aufzunehmen,  um  der  Bank  die  von  ihr 
auf  das  Zwangsanlehen  vorgestreckten  133  Millionen  zurückzuzahlen,  den 
Res!  der  Ueberschreitung  des  Nationalanlehens  per  111  Millionen  fl.  zu 
tilgen  und  mit  dem  Reste  das  Defizit  des  laufenden  Jahres  zu  decken,  war 
Brück  abgekommen.  Er  sagt,  an  die  Aufbringung  einer  solchen  Summe 
ist  jetzt  nicht  zu  denken,  auch  könne  mit  der  Ordnung  des  Verhältnisses 
dar  Finanzverwaltung  zur  Nationalbank  noch  zugewartet  werden.  Es  han- 
delt sich  also  zunächst  nur  um  die  Deckung  des  laufenden  Defizits  und  cie 
Einziehung  eines  Teiles  der  Ueberschreitungssumme  vom  Nationalanlehen 
vom  Jahre  1854.  Der  Finanzminister  schlägt  zu  diesem  Ende  vor:  ein  An- 
lehen von  150  Millionen  aufzulegen,  welches  zur  Hälfte  bar,  zur  Hälfte  in 
Nationalanlehens-Obligationen  einzuzahlen,  mit  5  Prozent  zu  verzinsen  und 
in  50  bis  60  Jahren  mittelst  Verlosung  heimzuzahlen  wäre.  Brück  setzt 
dann  die  Modalitäten  des  Losanlehens  näher  auseinander  und  verlangte  die 
Zustimmung  der  Ministerkonferenz  zu  dem  an  den  Kaiser  zu  stellenden 
Antrag.  Um  eine  lebhafte  Beteiligung  des  in-  und  ausländischen  Publikums 
zu  erzielen,  verlangte  Brück  die  Mitwirkung  der  politischen  Behörden,  die 
baldige  und  möglichst  liberale  Erledigung  der  Angelegenheit  über  die  Be- 
sitzfähigkeii  der  Juden,  endlich  vor  allem  die  möglichst  schleunige  Er- 
ledigung derjenigen  Anträge,  welche  der  Konferenz  unter  dem  heutigen 
Tage  über  die  Reform  des  Reichsrates  vorgelegt  worden  sind  und  worüber 
die  Beratung  begonnen  hat.  Der  Finanzminister  erwartet  insbesondere  von 
dieser  letzten  Maßregel  eine  Beruhigung  der  aufgeregten  Stimmung  und 
Wiederherstellung   des   Vertrauens  der   Bevölkerung   zur   Regierung. 

Dagegen  opponierte  der  Kultusminister ,  der  überhaupt  gegen  .die 
lliirausgabe  einer  partiellen  Reformmaßregel  sich  aussprach,  bevor  die  Re- 
gierung über  die  Mitglieder,  die  Stellung  und  Wirksamkeit  der  .Gemeinden 
und  Landtage  mit  sich  im  reinen  ist.  Die  Majorität  der  Konferenz  gab  dann 
die  Zustimmung  zu  Brucks  Anträgen. 

Die  zweite  Beratung  über  diesen  Gegenstand  fand  am  27.  Februar  statt. 
Brück  setzte  hierbei  auseinander,  daß  infolge  der  Verschlechterung  der 
Valutaverhältnisse  er  sich  genötigt  sehe,  als  nächsten  Zweck  der  beabsich- 
tigten Kreditoperation  nebst  der  Deckung  des  Defizits  die  Rückzahlung  des 
Bankvorschusses  voranzustellen,  dagegen  die  Einziehung  der  überschüssigen 
111  Millionen  Gulden  des  Nationalanlehens  in  zweite  Linie  zu  stellen.  Der 
Minister  ist  bereits  mit  Geldmännern  des  In-  und  Auslandes  in  Unterhand- 
lung getreten  und  diese  haben  einstimmig  erklärt,  daß  ein  gewöhnliches 
Anlehen  selbst  mit  Rückzahlung  dim  doppelten  KapitaTbebrage  kaum  gelingen 
werde.  Sie  glauben  nunmehr  von  einem  mit  lockendem  Prämfon  ausgestatte- 
ten Lotterieanlehen  sich  eine  lebhafteren  Beteiligung  des  Publikums  beson- 
ders vom  Auslande  her  versprechen  zu  können.  Brück  setzt  nun  die  drei 
ihm  vorliegenden  Projekte  auseinander,  von  welchen  das  dritte,  nämlich  die 
Aufnahme  eines  Anlehens  von  250  Millionen  Gulden  in  Losen  zu  100  Gul- 
den, verzinslich,  in  60  Jahren  rückzahlbar,  mit  6  jährlichen  Verlosungen  ge- 
wählt wurde.  Der  Kultusminister  äußerte  seine  Besorgnis,  daß  auch  das 
nächste  Budget  trotzdem  mit  einem  Defizit  schließen  werde  und  bezweifelte 
die  Wirksamkeit  dieser  Maßregel  hinsichtlich  der  Herabdrückung  des  Silber- 
agios, solange  der  Zwangskurs  der  Banknoten  aufrecht  erhalten  werden  muß. 
Das  Ergebnis  dieser  Beratungen  ist  dann  das  unter  dem  Namen  der  Sechzi- 
ger-Lose bekannte  und  in  jüngster  Zeit  zur  vollständigen  Amortisation  ge- 
laugte Anlehen  gewesen. 

Wie  sehr  sich  Brück  in  seinem  Optimismus  getäuscht  hatte,  zeigte  die 
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Tatsache,  daß  statt  der  erwarteten  Beträge  kaum  75  Millionen  Gulden  tat- 
sächlich gezeichnet  wurden.  Der  Rest  des  Anlehens  wurde  drei  Jahre 
durch  das  Hankhaus  Rothschild  über  Pari  übernommen. 

Mit  diesem  zweifellos  sehr  ungünstigen  Ergebnis  war  auch,  ohne  daß 
Bruch  es  damals  wohl  ahnte,  das  Ende  nicht  nur  seiner  ministeriellen  Lauf- 
bahn, sondern  seines  ganzen  Lebens  herangerückt.  Wenige  Wochen  später 
vollzog   sich   die    bekannte   Katastrophe,   die    ihn   vernichtete. 

Anmerkung  12a  (Seite  488).  Schon  in  der  Ministerkonferenz  vom 
26.  Oktober  wurde  darauf  hingewiesen,  daß  gemäß  Absatz  V.  des  ministeri ol- 
len Programme«  die  Reform  .des  Reichsratsstatuts  in  Angriff  genommen  ■wer- 
den solle.  Am  23.  Jänner  begann  dann  die  Beratung  des  Entwurfes,  welcher 
hierüber  von  einem  Ministerkomitee  ausgearbeitet  "worden  war.  Ich  lasse 
nun    die    M'iilslerratsprotokolle  folgen. 

I.  Ministerconferenz-Protokoll  K.  Z.  382  60,  M.  ('.  Z.  342. 

Vom  23.,  24.  und  26.  Jänner  1860  unter  dem  Vorsitze  des  Ministerpräsi- 
denten Grafen  von  Rechberg. 

Gegenwärtige:  der  Minister  für  Cultus  Graf  Thun,  der  Finanzen  Frei- 
hearri  von  Brück,  der  Justiz  Graf  von  Nadasdy,  des  Innern  Graf  Goluchowski, 
für  k  u.  k.  Hoheit  den  Herrn  Erzherzog-Chef  des  Armeeoberkommandos 
F.  M.  L.  Ritter  von  Schmerling. 

II.  Zur  Ausführung  des  5.  Absatzes  des  iiufi'Ston'ellfc;!  Programmes  sind 
die  Minister  für  Cultus  und  Unterricht,  Finanzen  und  Justiz  zur  Ausarbeitung 
eines  Entwurfes  über  die  Verstärkung  des  Reichsrathes  eingeladen  worden. 

Sie  haben  sich  dieser  Aufgabe  in  mehivr°.n  Comiteeberathungen  inder- 
zogen up,  I  deren  Resultat  in  den  beiliegenden  Entwürfen  zusammengefaßt. 
In  der  Hauptsache  einig  mit  dem  Cultusminister,  haben  die  beiden  Mini- 
Bti  r  der  Finanzen  und  der  Justiz  Ihre  Modifikationsanträge  im  Entwürfe  mit 
rethar  Schrift  ersichtlich  gemacht.  Außerdem  besteht  noch  zwischen  dem 
ersleren  einer-  und  den  beiden  letzteren  andrerseits  eine  Meinungsverschie- 
denheil darin:  daß  der  Cultusminister,  wie  er  schon  bei  der  Berathung  der 
mi  .  i < ■  r  Conferenz  vom  '.'.:!.  .Jänner  besprochenen  Creditoperrtinn.  bemerkt 
hatte,  »die  Erlassung  und  Kundmachung  des  hier  angetragenen  Patents  gegen- 
v.  i.rtii»  noch  nicht  an  der  Zeit  fände. 

Die  hier  angetragene  Erweiterung  des  Reichsrathes  bildet  nämlich  nur 
einen  Bestandteil  der  im  Werke  begriffenen  Reorganisation  der  Verwal- 
tung, und  zwar  in  der  höchsten  Spitze  derselben.  Wie  bey  einem  Bau,  muß 
auch  hier  mit  den  Fundamenten  begonnen  werden;  es  muß,  wenn  auch 
nicht    vollständig  ausgeführt,  .loch   in   den    Grundzügen   von    l<sr   Regierung 

■steUt  sein,  welche  Einrichtung  und  Wirksamkeit  den  unteren  Orgi 
den  Orts-  und  Bezirksgemeinden  und  insonderheit  den  Landtagen  zu  gehen 
sey.  bevor  man  mit  einer  Institution  vor  die  Oeffentlichkcit  tritt,  deren  Mit- 
glieder zum  großen  Theile  diesen  Landlagen  seihst  entnommen  weiden  sol 
Jen  und  bei  wehdien  die  Unterscheidung  der  legislativen  Arbeiten,  welche 
di  r  Berathung  der  Landtage  und  welche  der  des  Reichsrathes  zufallen  soll, 
vermieden  werden  kann.  Solange  di.  Regierung  Über  diese  Fragen 
und  über  die  Gestaltung  der  ungarischen  Angelegenheiten  insbesondre  sich 
nichl  vollkommen  im  Klaren  befindet,  wäre  die-  Einberufung  des  verstärkten 
Reichsrathes  höchst  txNlcnklich;  er  würde,  da  ihm  ,lie  Regierung  ihre  An- 
imo Absichten  hierüber  nichl  mit  Bestimmtheit  auszusprechen  vermöchte, 
Ohne  feste  Richtschnur  und  Grenze  InM-athend.  den  Character  eines  constiluio- 
rendeo    Reichstages  anzunehmen,   versucht   sein.     Man    glaubt   von   der    Ver- 

arung  der  hier  angetragenen  Mafirege]  einen  günstigen  Eindruck  in  der 
Bevölkerung  und  Bonach  eine  erhöhte  Theilnahme  derselben  an  der  beab» 

rten  Crertitoperation  erwarten  zu  können.  Allein  mit  einer  vereinzel- 
ten Verfügung  «lieser  Art  wird  nichts  erreicht.  Was  die  Gemüther  in  fe- 
udi, erhält,  ist  die  Ungewißheit  über  die  Erfüllung  der  gegebenen  Refoarn- 

rechungen  überhaupt,  und   insbesondere  in  den  die  Bevölkerung  zu- 
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nächst  berührenden  Fragen  über  Gemeindeverfassung  und  Landtage. 
Werden  diese  nicht  zugleich  gelöst,  so  wird  auch  das  erweiterte  Reichsrats- 
statut nicht  befriedigen,  und  zwar  um  so  weniger,  als  es  den  modernen 
Ideen  von  Constitution  nicht  entspricht.  Hienach  würde  der  Cultusmi  nister 
glauben,  daß  dermalen  mit  der  Publikation  dieses  Patentes  nicht  vorzugehen, 
sondern  sich  auf  die  tatsächliche  Einberufung  einiger  ausgezeichneter  Män- 
ner zum  Reichsrathe  zu  beschränken  wäre,  falls  dieselbe  zur  Berathung  der 
noch  schwebenden  Organisierungsfragen  für  wünschensvverth  gehalten  wer- 
oen  sollte. 

Der  Finanzminister  dagegen  bemerkte:  Was  in  den  unteren  Schichten  dier 
Verwaltung  reformatorisch  vorbereitet  wird,  ist  aus  den  bisher  veröffent- 
lichten Verhandlungen  bekannt  geworden.  Wenn  nun  auch  mittelst  dieses 
Patentes  dasjenige  kund  Avird,  was  die  Regierung  in  der  obersten  Spitze  der 
Verwaltung  zu  verfügen  beschlossen  hat,  so  wird  dieses  von  der  Bevölkerung 
mit  um  so  größerer  Befriedigung  aufgenommen  werden,  als  darin  auch  die 
Bürgschaft  für  die  Berufung  der  Landtage  ausdrücklich  ausgesprochen  ist. 
Die  innere  Gliederung  des  Organismus  zwischen  den  nach  oben  und  unten 
hin  festgestellten  Grenzen  ergibt  sich  dann  von  selbst.  Es  ist  auch  Zeit 
genug,  dieselbe  auszuarbeiten  und  mit  derselben  fertig  vor  den  Reichsrath 
hinzutreten;  denn  zur  wirklichen  Einberufung  des  verstärkten  Reichsrathes 
kann  vor  April  ohnehin  nicht  geschritten  werden,  da  die  erste  Aufgabe  des- 
selben nach  §  3  des  Entwurfes  die  Prüfung  des  Staatsbudgets  sein  soll,  das 
systemmäßig  erst  in  dem  genannten  Monate  zur  Vorlage  kommt. 

Höchste  Zeit  aber  ist,  daß  die  Regierung  jetzt  schon  erkläre,  wie  weit 
sie  in  dieser  Beziehung  zu  gehen  beabsichtigt,  damit  nicht  die  Erwartungen 
höher  gespannt  werden.  Was  hier  geboten  wird,  ist  ohnehin  das  Mindeste. 
Dennoch  wird  es,  wenn  jetzt  gegeben,  noch  beruhigen  und  befriedigen;  ver- 
geben noch  einige  Monate,  ehe  etwas  geschieht,  so  wird  auch  diese  Aende- 
rung  nicht  mehr. genügen.  Der  Finamzminister  war  daher  für  die  alsbaldige 
Erlassung  des  Patentes,  welche  Ansicht  sofort  auch  die  Mehrheit  der  Con- 
ferenz  f heilte,  nachdem  der  Ministerpräsident  bemerkt  hatte,  daß  die  Regie- 
rung hiemit  der  Nothwendigkeit  enthoben  sein  würde,  eine  andere  Versamm- 
lung zu  berufen,  die  viel  schlimmer  wäre  als  die  im  Patent  vorgeschlagene. 
Bei  der  Berathung  der  einzelnen  Paragraphen  des  Entwurfes  rechtfertigte 
vor  allem  der  Cultusminister  ad  §  1  seine  aus  dem  ursprünglichen  schwar- 
zen Texte  ersichtliche  Meinung 

a.  über  die  unbeschränkte  Wahl  der  sub  4  bezeichneten  Männer  durch 
Seiiie  Majestät  gegen  den  von  den  Ministern  der  Finanzen  und  der  Justiz  be- 
antragten Zusatz:  daß  solche  von  den  Landtagen  vorzuschlagen  seien; 

b.  über  die  vorläufige  Einberufung  einiger  derselben  aus  verschiedenen 
Kronländern  gegen  die  beantragte  Berufung  der  33  aus  allen  Kronländern. 

ad  a.  Der  verstärkte  Reichsrath  soll  kein  repräsentativer  Körper  im 
konstitutionellen  Sinne,  sondern  nach  wie  vor  der  oberste  Ratgeber  der 
Krone  sein.  Hieraus  folgt,  daß  der  Krone  allein  die  Wahl  ihrer  Räthe  vor- 
behalten bleiben  muß,  und  sie  sich  dieselben  von  Niemand,  von  keiner  Kör- 
perschaft aufdrängen  lassen  darf.  Letzteres  wäre  offenbar  gegen  den  Be- 
griff eines  solchen  Rathes,  und  würde  bei  dem  Umstände,  daß  auf  den  Land- 
tagen gewöhnlich  Parteien  sich  zu  bilden  pflegen,  die  Regierung  in  die 
Nothwendigkeit  versetzen,  sich  ebenfalls  eine  Partei  zu  schaffen.  Ueber- 
dies  hätte  der  Vorschlag  der  Landtage  für  den  Reichsrath  keinen  prakti- 
schen Nutzen,  denn  es  heißt  im  §  1.  daß  diese  Männer  aus  denjenigen  zu 
wählen  seien,  welche  sich  nach  Activierung  der  Landtage  durch  öffentliche 
Wirksamkeit  in  ihrem  Heimatlande  auszeichnen  werden.  Solche  nun  kennt 
die  Regierung  eben  aus  ihrer  öffentlichen  Wirksamkeit  selbst;  sie  bedarf 
also  dazu  keines  Vorschlages  vom   Landtage. 

Was  ferner  b.  die  vorläufige  Berufung  anbelangt,  so  wird  es  bei  der 
mehr  als  zehnjährigen  Unterbrechung  der  landtäglichen  Geschäfte  schwer 
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sein,  33  Männer  zusammenzubringen,  «leren  Mitwirkung  beim  Reichsrathe 
■wirklich  ein  Gewinn  für  denselben  wäre.  Denn  es  kann  sich  ja  doch  nicht 
um  bloße  Namen  handeln,  sondern  es  sollen  Männer  berufen  werden,  deren 
persönliches  Gewicht.  Ansehen,  Erfahrung,  Gesinnung  und  genaue  Kenntnis 
der  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  ihrer  Länder  der  Regierung  die  Bürgschaft 
gewähren,  daß  ihr  Beirath  fruchtbringend  sein  werde.  Darum  glaubte  der 
Call  us  in  in  ister,  daß  sich  für  die  erste,  vor  Activierung  der  Landtage  vorzu- 
nehmende Einberufung  auf  einige  hervorragende  Männer  aus  verschiedenen 
Kronländern  beschränkt  werde,  weil  man  nicht  weiß,  wie  viele  und  wo  man 
sio  finden  wird.  An  derselben  Idee  wie  der  Cultusmi nister  festhaltend,  daß 
der  Reichsrath  immer  nur  der  oberste  Rath  der  Krone,  nicht  ein  Parlament 
sein  soll,  bekämpfte  der  Minister  des  Innern  die  Auftheilung  der  nach  Ab- 
satz 4  zu  berufenden  33  Vertreter  auf  die  einzelnen  Kronländer;  sie  beruht 
seines  Erachtens  auf  bloß  willkürlicher  Bestimmung,  nicht  auf  einem  der- 
jenigen Gesetze,  von  denen  man  dabei  sonst  auszugehen  pflegt,  nämlich 
nach  der  Volkszahl  oder  nach  der  Vertretung  der  Interessen.  Sonst  wäre 
es  nicht  begreiflich,  wie  man  den  kleinsten  Kronländern  Salzburg.  Kärntben. 
Krain,  Vorarlberg  einen  eigenen  Vertreter  und  den  größten  wie  Ungarn. 
Galizien  und  Böhmen  nur  ein  paar  mehr  hätte  zuweisen  können.  Diese  Zu- 
sammensetzuno erweckt  doch  auf  den  ersten  Blick  den  Verdacht,  daß  sich 
die  Regierung  .damit  habe  eine  Majorität  im  Reichsrathe  gegen  die  Vertreter 
der  größeren  Kronländer  sichern  wollen.  Sie  bedarf  aber  dieser  Majorität 
nicht,  wenn  der  Reichsrath  wirklich  nur  ein  berathender  Körper  sein  soll. 
Der  Minister  des  Innern  wäre  .daher  gegen  jede  Festsetzung  der  Zahl  der 
ad  4  zu  wählenden  Vertreter,  welcher  Ansicht  sich  sofort  auch  der  Culrus- 
minister  anschloß,  den  Absatz  4  des  §  1  also  formulierend:  „4.  Männer  aus 
sämtlichen  Kronländern,  welche  sich  nach  Activierung  der  Landtage  durch 
öffentliche  Wirksamkeit  in  ihrem  Heimatlande  auszeichnen  werden."  Spä- 
ter könnte  dann  allenfalls  gesagt  werden,  daß  aus  jedem  Kronland e  v 
stens  einer  werde  von  Sr.  Slajestät  ernannt  werden.  Aus  diesen  Bemerkun- 
gen entnahm  der  Ministerpräsident,  daß  zwischen  den  Ansichten  der  Mini- 
ster des  Cultus  und  des  Innern,  dann  zwischen  jenen  der  Finanzen  und  der 
Justiz  eine  prinzipielle  Differenz  über  die  Natur  des  verstärkten  Reichs- 
rathes  bestehe,  indem  nach  jener  die  Natur  des  Reichsrath  es  unverän  der* 
bleiben,  nach  dieser  aber  ein  repräsentatives  Element  zur  Kontrolle  der 
Finanzen,  des  Budgets  und  der  besonderen  von  Sr.  Majestät  ihm  zur  Be- 
rathung  überwiesenen  Gegenstände  in  derselben  gebracht  werden  soll.  Es 
wäre  daher  vorerst  über  diese  Grundlage  des  ganzen  Entwurfes  abzustim- 
men und  wenn  eine  Vereinbarung  nicht  zustandekäme,  die  a.  h.  Entscheidung 
Seiner  Majestät  zu  erbitten,  um  auf  der  Basis  der  letzteren  zur  Berathung 
über  das  Detail  des  Entwurfes  schreiten  zu  können. 

Der  Ministerpräsident  würde  sich  seinerseits  der  Ansicht  der  Minister 
der  Finanzen  und  der  Justiz  anschließen,  denn  nachdem  das  Prinzip 
ständischen  Vertretung  in  den  einzelnen  Kronländern  anerkan^tgUnd  dessen 
Durchführung  zugesichert  ist.  muß  auch  in  der  Zentralleitung  eine  ähnliche 
Vertretung  zugelassen  werden;  sonst  bemächtigen  sich  die  Landtage  der 
finanziellen  und  anderer  wichtiger  Staatsangelegenheiten  und  es  liegt  dann 
oft  nicht  mehr  in  der  Macht  der  Regierungsorgane,  die  Landtage  in  ihre 
Schranken  zurückzuweisen.  Ist  dagegen  eine  Körperschaft  t>estellt,  die 
solche  Gegenstände  zu  berathen  und  zur  Entscheidung  Sr.  Majestät  vorzu- 
bereiten hat  so  können  Uebergriffe  der  Landtage  mit  Hinweisung  auf  die 
Kompetenz  dieser  Körperschaften  zurückgehalten  werden.  Fehlt  sie,  so  hat 
die  Regierung  einen  Anhaltspunkt  weniger,  um  den  zentrifugalen  Bestrebun- 
gen entgegenzuwirken.  Die  beiden  Minister  für  Cultus  und  des  Innern  ver- 
harrten dagegen  auf  ihrer  früheren  Ansicht.  Ersterer  glaubte  das  hier  zur 
Geltung  kommende  repräsentative  System  zurückweisen  zu  müssen,  weil  es 
In   1«  tzter   Auflösung   zur   Anerkennung  des   Prinzips  der   Volkssouveränität 


1.  Kap.:  D.  Umschwung  v.  1859  u.  d.  Regründ.  d.  Adedspolit.  f.  die  etc.  187 

führen  würde,  und  letzterer  fügte  bei,  daß  Ausschreitungen  der  Provincial- 
landtage,  wenn  deren  Wirkungskreis  gesetzlich  festgestellt  sein  wird,  auch 
von  den  zu  ihrer  Leitung  oder  Ueberwachung  bestellten  Regierungsorganen, 
die  ihrer  Pflicht  bewußt  und  gewachsen  sind,  werden  zurückgewiesen  wer- 
den können,  ohne  daß  es  der  Berufung  auf  eine  höhere  Repräsentation  be- 
dürfte. Würde  aber  eine  solche  wirklich  gieschaffen,  so  müßte  die  Regie- 
rung dann  auch  auf  stete  Reklamationen  über  nicht  genügende  Vertretung 
der  Volkszahl  oder  der  Interessen  der  einzelnen  Kronländer  'gefaßt  sein ;  die 
Bahn  des  Constitutionalismus  ist  betreten  und  würde  unaufhaltsam  weiter 
verfolgt  werden. 

Die  übrigen,  also  mehreren  Stimmen  der  Conferenz  sprechen  sich  für 
das  dem  Entwurf  zum  Grunde  gelegte  Prinzip  der  Ländervertretung  im 
Reichsrathe  aus.  Sie  geben  demselben  nicht  die  Geltung  einer  eigentlichen 
constirutionellen  Vertretung,  weil  der  durch  die  Vertreter  aus  den  Kron- 
ländern verstärkte  Reichsrath  niemals  eine  entscheidende,  sondern  nur  eine 
berathende  Körperschaft  sein  würde,  an  deren  Gutachten  der  Landesfürst 
nicht  gebunden  sein  darf. 

Allein  wichtig  ist  es,  bemerkte  der  Justizminister,  daß  bei  der  den  Pro- 
vinzialland tagen  zugesicherten  Autonomie  auch  eine  aus  den  Sommitäten  der- 
selben geschaffene  Zentralkraft  geschaffen  werde,  welche  'die  centrüugalen 
Tendenzen  bind«  und  zurückhalte.  Darum  muß  der  Grundsatz  aufrecht  er- 
halten werden,  daß  wenigstens  ein  Mann  aus  jedem  Kronlande  gewählt 
werde.  Kommen  aus  einzelnen  Kronländern  Reclamattonen  über  unzuläng- 
liche Vertretung  gegenüber  anderen  vor,  so  wird  es  die  Aufgabe  des  Reichs- 
ralhes  selbst  sein,  darüber  zu  berathen  und  Sr.  Majestät  geeignete  Anträge 
zu  erstatten.  Der  Finanzminister  endlich  wiederholte,  daß  das,  was  im 
Entwürfe  proponiert  wird,  ohnehin  das  Mindeste  sei,  was  gegeben  werden 
köune  und  setzte  hinzu,  daß  es  von  den  Gutgesinnten  und  Konservativen  er- 
wartet werde,  welche  alle  die  Notwendigkeit  einer  derartigen  Einrichtung 
anerkennen. 

Graf  Thun  erkennt  die  Richtigkeit  der  Bedenken  an,  welche  der  Minister 
des  Innern  gegen  die  numerische  Vertheilung  auf  die  verschiedenen  Kron- 
länder  erhoben  hat  und  modifiziert  daher  seinen  Antrag  in  der  Weise,  daß 
nur  überhaupt  statt  Absatz  4  §  2  die  Berufung  von  Männern  unabhängiger 
Stellung,  welche  sich  nach  der  Aktivierung  der  Landtage  in  ihrem  Heimat- 
lande durch  ihre  öffentliche  Wirksamkeit  auszeichnen,  zugesagt  und  be- 
stimmt werde,  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  im  verstärkten  Reichsrath  sich 
überhaupt  aus  jedem  Kronlande  mindestens  1  Mitglied  befindet. 

Der  Minister  des  Innern  bemerkte,  daß  die  Behauptung  des  Ministers 
der  Finanzen  nicht  unbegründet  sei,  wonach  auch  Gutgesinnte  nach  einer 
Reichsvertretung  sich  sehnen.  Dies  habe  jedoch  nur  darin  den  eigentlichen 
Grund,  weil  man  sich  der  Erwartung  hingibt,  daß  der  zehnjährigen  Mißwirt- 
schaft in  den  Finanzen,  welche  den  Staatscredit  vollends  erschüttert  hat,  nur 
auf  diesem  Wege  gesteuert  werden  könne.  Diese  Besorgnisse  werden  jedoch 
schwinden,  sobald  die  Staatseinnahmen  mit  den  Staatsausgaben  ins  Gleich- 
gewicht gebracht  werden.  Geschieht  dies,  so  wird  jeder  konservative  Oester- 
reicher  sehnlichst  wünschen,  daß  eine  Reichs-Repräsentation  im  Kaiser- 
staate weder  angebahnt,  noch  ins  Leben  gerufen  werde,  weil  eine  solche 
in  wenigen  Jahren  den  Bestand   Oesterreichs  in  Frage  stellen  würde. 

2.  Protokoll  der  Ministerkonferenz  K.  Z.  374/1860.  vom  27.  I.  1860  unter 
dem  a.  h.   Vorsitz  Sr.  Majestät  des  Kaisers. 

IL  Der  Ministerpräsident  referierte,  daß  in  Ausführung  des  Absatzes  V 
im  ministeriellen  Programm  die  Frage  wegen  einer  Ergänzung  des  Statuts 
für  den  Reichsrath  von  den  Ministem  des  Cultus,  der  Justiz  und  der  Finan- 
zen in  eine  reifliche  Comiteeberathung  gezogen  worden  sei,  deren  Ergebnis 
der  beiliegende  Patentsentwurf  war.     Dieser  Entwurf,  den  Graf  Rechberg 
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dem  «ranzen  Inhalte  nach  in  der  Conferenz  vorlas,  sei  bereits  am  23.,  24.  und 
26.  dee  .Monates  der  Conlerenzberathung  unterzogen  worden,  aber  es  habe 
sich  dabei  gezeigt,  daß  unter  den  Mitgliedern  der  Ministerconferenz  eine 
wesentliche  Meinungsverschiedenheit  obwaltet,  vor  deren  Schlichtung  durch 
einen  a.  h.  Ausspruch  die  Berathungen  über  den  Gesetzentwurf  nicht  mit 
Nutzen   fortgesetzt  "werden  können. 

Diese  Meinungsverschiedenheit  bestehe  im  wesentlichen  darin,  daß  nach 
der  Meinung  der  Minister  .des  Cultus  und  des  Innern  Seine  Majestät  der 
Kaiser  allerhöchst  sich  die  durch  keinen  Vorschlag  beschränkte  Wahl  der 
außerordentlichen  Reichsräthe  (§  1,  Art  4)  aus  den  Landtagen  sämtlicher 
Kronländer,  \md  zwar  ohne  Fixierung  der  Zahl;  welche  auf  jedes  Kronland 
entfällt,  vorzubehalten  geruhen  dürfte,  während  alle  übrigen,  somit  die 
mehreren  Stimmen  in  der  Ministe  rconferenz  des  Erachtens 
waren,  daß  Seine  Majestät  geruhen  dürfte,  diese  Kategorie  von  Reichs- 
räthen  in  dem  in  Artikel  4  des  §  1  ausgedrückten  Zahlenverhältnisse  für 
jedes  einzelne  Kronland  über  die  von  den  bezüglichen  Landesvertretungen 
zu  erstattenden  Vorschläge  auszuwählen. 

Der  Cultusminister  motivierte  seine  Meinung  durch  die  bereits  bei  der 
Vorberathung  am  26.  Jänner  18C0  geltend  gemachten  Gründe.  Der  ver- 
stärkte Reichsrath  solle  kein  Repräsentativkörper  im  constirutionellen  Sinne. 
sondern  einfach  der  oberste  Rath  der  Krone  sein  und  bleiben  Seine  Maje- 
stät dürften  a.  h.  sich  keine  des  a.  h.  Vertrauens  sich  nicht  erfreuende 
Räthe  durch  die  Landtage  aufdrängen  lassen,  was  den  Charakter  des  Reichs- 
rathsinstitutes  verändern  xmd  die  Parteien  aus  den  Landtagen  dahin  ver- 
pflanzen und  unabwendbar  zum  Constitutionalismus  drängen  würde,  mit  dem 
doch  1851  gebrochen  wurde.  Nicht  der  Waldmodus,  sondern  die  Achtung, 
welche  die  von  Sr.  Majestät  gewählten  Personen  nach  ihren  Antecedentien 
erworben  haben,  werden  dem  Reichsräthe  Ansehen  verleihen  und  ihn  zur 
Stütze  des  Thrones  machen.  Bei  einer  erleuchteten  und  freien  a.  h, 
der  Räthe  kann  man  diesem  Berathungskörper  unbedenklich  den  vom  Gra- 
fen Ihun  im  §  4  beantragten  erweiterten  Wirkungskreis  einräumen.  Seine 
Majestät  würden  auf  diesem  Wege  unparteiische  Meinungsäußerungen  aus 
allen  Kronländern  vernehmen.  Man  müsse  jetzt  den  konstitutionellen  Wün- 
schen, welche  auf  der  Idee  der  Volkssouveränität  basiert  sind,  keine  K<> 
sionen  machen. 

Der  Minister  des  Innern,  im  wesentlichen  diese  Meinung  theilend.  ver- 
wahrte sich  auch  mit  Bezug  auf  das  im  Protokoll  vom  26.  Jänner  1860  nieder- 
gelegte Bedenken  gegen  das  nach  dem  Antrage  der  Majorität  festzusetzende 
Zahlenverhältnis  der  aus  jedem  Kronlande  zu  berufenden  Reichsräthe  Ks 
beruhe  auf  keiner  gerechten  und  haltbaren  Basis,  und  lasse  ,\en  Hinter- 
gedanken errathen,  daß  man  die  Reichsräthe  aus  gewissen  Kronländern 
überstimmen  und  Majoritäten  erkünsteln  wolle.  Die  Vorschläge  der  Landes* 
vertretungen    würden  Sr.   Majestät   gewiß    manche   Verlegenheiten   bereiten. 

Dir  Ministerpräsident  entgegnet»',  daß  die  beiden  Vorfilmen  das  stän- 
dische mit  dem  konstitutionellen  System  zu  verwechseln  scheinen.  Von  dem 
letzteren  sei  hier  gar  nicht  die  Rede;  allein  nachdem  das  Prinzip  der  stän- 
dischen Vertretung  in  den  einzelnen  Kronländern  anerkannt  und  d> 
Durchführung  zum  sichert  ist,  muß  auch  in  dem  Zentralorgan  eine  ähnliche 
Vertretung  —  jedoch  oichl  exclusiv,  Mindern  nur  neben  den  ganz  aus  der 
freien  Wahl  des   Landeefüraten  hervorgegangenen   Reichsräthen  zugelassen 

werden. 

Der  Justizminister  bemerkte,  die  Wahl  der  Reichsräthe  aus  den  Kron- 
ländern könne  vom  Souverän  wohl  nur  über  einen  Vorschlag  von  irgend 
eiller  Seite  erfolgen.  Geht  der  Vorsehlag  von  den  Ministern  aus.  so  wird 
das  Öffentliche  Vertrauen  auf  die  völlige  Unabhängigkeit  ihrer  Meinum,rs- 
Bufierung  Bchwer  erzielt  werden  und  der  Reichsrath  hat  dann  kein  morali- 
ftewichl  in  den  Augen  der  Bevölkerung.    Darum  gebe  man  den  Lan- 
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des  Vertretungen  Gelegenheit ,  die  Männer  ihres  Vertrauens  namhaft  zu 
machen.  Sollten  auf  diesem  Wege  auch  manche,  unabhängige  Elemente  in 
den  Reichsrath  kommen,  so  sei  das  an  und  für  sich  kein  Unglück;  er  werde 
doch  nützliche  Dienste  leisten  können  und  seiner  wichtigen  Bestimmung  als 
Bindungsmittel  dem  Separatismus  gegenüber  besser  entsprechen^  als  wenn 
er  bloß  durch  a.  h.  Wahl  ohne  Ständevorschlag  gebildet  wird.  Endlich  wäre 
ja  der  Souverän  an  die  Majoritätsansichten  dm  Reichsrathe  auf  keinen 
Fall  gebunden,  was  auch  die  Bedenken  über  das  Zahlenverhältnis  der 
Ländervertretung  behebt. 

Der  Finanzminister  sieht  nicht  ab,  wie  man  das  Prinzip  der  Wahlen  von 
unten  im  Reichsrathe  gänzlich  ausschließen  könne,  während  es  in  den  Be- 
zirksgemeinden und  Landesvertretungen  Geltung  haben  wird.  Ein  nach  dem 
Antrage  der  mehreren  Stimmen  gebildeter  Reichsrath  werde  den  Ueber- 
griffen  der  Landtage  zuerst  und  wirksam  entgegentreten,  während  die  ihm 
selbst  gezogenen  engeren  Schranken  die  Rechte  der  Krone  wahren  werden. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  geruhten  a.  h.,  sich  für  das  Prinzip 
zu  entscheiden,  daß  die  Reichsrathe  für  jedes  Kronland  über  die  von  den 
bezüglichen  Landesvertretungen  zu  erstattenden  Tema- Vorschläge  zu  wählen 
seien.  In  Bezug  auf  die  Abgrenzung  der  Wirkungskreise  für  den  Reichsrath 
geruhten  Seine  Majestät  der  Konferenz  die  sorgfältigste  Erwägung  zur  Pflicht 
zu  machen,  damit  jenem  Rerathungskörper  die  volle  Entfaltung  einer  nütz- 
lichen Tätigkeit  eingeräumt  werde,  ohne  demselben  den  Weg  zu  Ueber- 
griffen  zu  eröffnen.  Auch  die  Grenze  der  Aufgaben  des  permanenten  und 
des  verstärkten   Reichsrathes  werde   scharf   zu  zeichnen   sein. 

In  formaler  Beziehung  geruhten  Seine  Majestät  auf  eine  entsprechende 
Reihung  der  Kronländer  im  §  1,  P.  4  hinzudeuten  und  schließlich  die  tun- 
liche Beschleunigung  der  Konferenzberathungen  über  diesen  dringenden 
Gegenstand  zu  empfehlen. 

In  zwei  weiteren  Ministerkonferenzen  vom  31.  Jänner  und  2.  Februar 
(Prot.  Z.  738/1860)  wurde  die  Detailberatung  des  Entwurfes  über  die  Ein- 
richtung des  Reichsrathes  wieder  aufgenommen  und  zu  Ende  geführt,  wobei 
eine  kleine  Vermehrung  der  Zahl  der  „zeitlichen"  oder  „außerordentlichen" 
Reichsrathe  eintrat.  Der  endgültige  Text  des  Patentes  ist  im  Anhang  II 
abgedruckt. 

Anmerkung  13  (Seite  490).  Nachdem  schon  im  Herbst  1859  zahlreiche 
vertrauliche  Besprechungen  zwischen  dem  Ministerpräsidenten  Grafen  Rech- 
berg und  den  altkonservativen  Führern  stattgefunden  hatten,  bereitete  die 
Regierung  ein  Programm  über  jene  Maßregeln  vor,  die  zur  Verbesserung  der 
..Zustände  des  Königreiches  Ungarn  allmählich  zu  ergreifen  wären".*)    Hier- 


*)  Eine  hervorragende  Rolle  fiel  bei  diesen  Verhandlungen  dem  Mit- 
gliede  des  Reichsrathes,  Ladislaus  von  Szögyeny  zu,  dem  späteren  zweiten 
ungarischen  Hofkanzler.  Dieser  hatte  im  Oktober  1859  dem  Ministerpräsi- 
denten Grafen  Rechberg  ein  sehr  ausführliches  und  sorgfältig  gearbeitetes 
Memoire  überreicht,  -welches  die  ganze  seit  1849  Ungarn  gegenüber  befolgte 
Politik  der  Wiener  Regierung,  die  Rechtswidrigkeit  der  von  Alexander  Bach 
verwirklichten  Theorie  von  Aev  Verwirkung  der  ungarischen  Verfassung 
und  die  unheilbaren  Mängel  der  absolutistischen  Regierungsweise  in  Ungarn 
in  rückhaltloser  Weise  ans  ein  andersetzte,  woran  sich  eine  detaillirte  Kritik 
der  bureaukratischen  Verwaltungsmethode  des  Bachschen  Systems  anschloß. 
Die  Ratschläge,  die  Szögyeny  dem  Grafen  Rechberg  hinsichtlich  des  neu 
einzuschlagenden  Weges  der  kaiserlichen  Politik  Ungarn  gegenüber  erteilt, 
faßt  er  bezeichnenderweise  in  dem  Satz  zusammen:  „Man  thue  das  Gegen- 
theil  von  dem,  was  bisher  geschehen  ist  und  noch  geschiieht."  Die  ganze 
Denkschrift  ist  von  größter  Bedeutung  für  die  Beurteilung  der  absolutistischen 
Periode  in  der  licgierungszeit  Franz  Josefs.  Siehe  Szögyeny  —  Mari  ch 
Läszlo  Emlekiratai  1849—1859.    I.  Band;  Budapest  1917.   S.  242—347. 
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über  fanden  am  30.  und  31.  Oktober  zwei  Sitzungen  einer  engeren  Konferenz 
unter  Vorsitz  des  Kaisers  statt,  an  welcher  der  Generalgouvemeur  Erzherzog 
Albrecht,  der  Ministerpräsident,  der  Minister  des  Innern  und  der  Justiz- 
minister  sowie  der  Polizeiminister  teilnahmen.  Das  Ergebnis  dieser  Kon- 
ferenz wurde  sodann  abermals  unter  Vorsitz  des  Kaisers  am  3.  November  in 
der  Ministerkonferenz  beraten.     (Protokoll  Z.  3855  und  4009.) 

Die  Vorschläge  der  Regierung  betrafen:  Die  Erlassung  einer  Gemeinde- 
ordnung, einer  Landes-Kreditanstalt  mit  nationalem  Präsidium,  die  Voll- 
endung des  Grundbuchwesens,  die  Publizierung  eines  Feldpolizeigesetzes, 
die  Ernennung  eines  ungarischen  Sektionschefs  im  Ministerium  des  Inneren, 
die  vermehrte  Anstellung  von  Landesangehörigen  als  Beamten,  Konzessionen 
an  die  Magyaren  in  Betreff  der  Unterrichtssprache,  Errichtimg  von  Staats- 
Erziehungsanstalton  für  die  Jugend,  Regelung  der  Sprachenfrage,  Verminde- 
rung der  Zahl  der  Statthalterei-Abteilungen.  Der  Kaiser  leitete  die  Debatte 
in  der  Ministerkonferenz  mit  einigen  Sätzen  ein,  welche  —  ebenso  wie  das 
angeführte  Programm  der  Regierung  —  zeigen,  daß  weder  der  Herrscher 
noch  seine  Minister  zu  irgendeiner  tiefgreifenden  Abänderung  des  absoluti- 
stischen Regierungssystems  bereit  waren.  Der  Kaiser  eröffnete,  daß  an- 
gesichts der  in  Ungarn  sich  geltend  machenden  Opposition  gegen  die  best- 
gemeinten Regierungsmaßregeln,  angesichts  des  Bestrebens.  Ungarn  mittels 
einer  exklusiv  ungarischen  Regierung  nach  und  nach  in  das  Verhältnis  einer 
Personal-Union  zu  bringen,  die  Notwendigkeit  eintrete,  diesen  gefährlichen 
Tendenzen  mit  aller  Entschiedenheit  zu  begegnen,  an  den  angenommenen 
Grundprinzipien  festzuhalten  und  selbst  jeden  Anschein  von  Schwäche  und 
Nachgiebigkeit  gegenüber  den  Gegnern  der  Regierung  zu  vermeiden."  Dies 
dürfe  aber  nicht  hindern,  des  Landes  wahres  Wohl  zu  fördern  und  ihm 
durch  dio  Administration  materielle  Vorteile  zukommen  zu  lassen.  In  der 
nun  folgenden  Diskussion  ragt  vor  allen  anderen  die  Rede  des  Grafen  Leo 
Thun  hervor,  die  zu  der  Auffassung  des  Kaisers  und  der  bureaukraÜMh- 
geschäftigen  Haltung  Goluchowskis  in  schneidendem  Widerspruche  stand.  Er 
bezeichnete  die  Lage  Ungarns  als  sehr  ernst  und  nahe  der  Anarchie.  Da 
werdo  eine  Art  von  Diktatur  zunächst  notwendig  sein,  zumal  auch  die 
Beamten  schon  schwankend  geworden  seien.  Aber  diese  könne  nicht  für 
immer  dauern,  und  es  sei  daher  als  Nachtrag  zu  dem  obigen  Programm 
ein  kaiserlicher  Ausspruch  zu  wünschen,  daß  der  Ausnahmezustand  nur 
transitorisch  sei  und  daß  so  bald  als  möglich  auch  in  Ungarn  ein  staats- 
rechtlicher Zustand  wiederhergestellt  werden  solle,  der  durch  einen  Land- 
tag zur  Erscheint  ng  gelangt  und  die  Krönung  Sr.  Majestät  als  König  in  sich 
schließen  würde.  Schließlich  verlangt  Graf  Thun  eine  ministerielle  Be- 
ratung der  ungarischen  Frage  in  ihrem  vollen  Umfange  unter  Heranziehung 
loyaler  Ungarn.  Audi  xieth  er  dringend  davon  ab,  jetzt  einen  Gemeinde» 
gesetz-Entwurf  auch  in  Ungarn  durch  Vertrauenskommissionen  beraten  zu 
lassen,  dies  würde  sogleich  die  ganze  Verfassungsfrage  aufrollen. 

Nicht  nur  dio  Mehrheit  der  Minister,  sondern  auch  der  Erzherzog- 
Gouverneur  sprachen  sich  gegen  die  Vorschläge  des  Grafen  Thun  aus:  für 
Erzherzog  Albrecht  ist  es  bezeichnend,  daß  er  die  Mqjppig  aussprach:  „dl« 
alte  Verfassung  Ungarns  sei  durch  die  ephemere  von  1848  und  die  letztere 
durch  die  Ereignisse  von  1849  ebenso  vollständig  beseitigt  worden  wie  die 
böhmische  ständische  Verfassung  durch  dir  Schlacht  am  weißen  Berge". 
Schon  zur  Zeit  dieser  Wiener  Konferenzen  über  ungarische  Angelegenheiten 
war  im  Lande  selbst  eine  gegen  die  Zentralgewalt  gerich'ete  Bewegung 
aus  ganz  anderen  als  rein  politischen  Ursachen  entstanden  und  sogleich  zu 
einem  kräftigen  Hebel  der  magyarischen  Opposition  gegen  das  Ministerium 
ausgebildet  worden. 

Einer  der  verhängnisvollsten  Schritte,  die  die  absolutistische  Regierung 
nach  dem  unglücklichen  Kriege  unternahm,  war  nämlich  die  Erlast>ung  des 
sogenannten   „Protestantenpatentes"  vom   10.  September   1859,   mit   welchem 
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der  Kultusminister  Graf  Leo  Thun  die  längst  geplante  Neuordnung  des 
Staatskirchenrechtes  der  Evangelischen  in  Ungarn  durchführte.  Der  kern- 
hafteste Teil  der  Magyaren,  Adel  und  Volk,  wurden  dadurch,  obgleich  das 
Gesetz  an  und  für  sich  manches  Gute  brachte,  in  eine  bis  zur  stärksten 
Erbitterung  steigende  Opposition  getrieben.  Der  alte  Hofrat  Zsedenyi,  eine 
der  Stützen  des  vormärzlichen  Regimes  in  Ungarn,  wurde  zum  rücksichts- 
losen Führer  der  Bewegung  gegen  die  Oktroyierung  dieses  Gesetzes  und 
infolgedessen  mit  vielen  anderen  Notabein  der  calvinischen  Konfession  unter 
Anklage  gestellt  und  zu  Kerkerstrafe  verurteilt.  Und  das  geschah  zu  einer 
Zeit,  da  man  in  Wien  mit  den  Altkonservativen  wegen  einer  Versöhnung 
mit  Ungarn  verhandelte,  da  das  Verhalten  der  magyarischen  Regimenter 
in  Oberitalien  die  Stimmung  der  breiten  Massen  unmißverständlich,  hatte 
erkennen  lassen!  In  den  MiniisterkonferenzprotokoTlen  dieser  Monate  nehh 
men  diese  Angelegenheiten  einen  breiten  Raum  ein.  Nachdem  das  Hand- 
schreiben vom  19.  April  1860  an  den  neuen  Gouverneur,  General'  von 
Benedek,  den  Beginn  der  ersten  „Aera"  der  Versöhnung  des  Kaisers  mit 
Ungarn  eingeleitet  hatte,  mußte  natürlich  auf  diesem  Felde  der  volle  Rück- 
zug von  der  Regierung  angetreten  werden.  Die  Ministerkonferenzprotokolle 
vom  11.  und  12.  Mai  zeigen  nun,  wie  schwer  dieser  Rückzug  infolge  der 
starrsinnigen  Opposition  des  Kultusministers  gegen  den  vom  Justizminister 
Grafen  Nädasdy  gearbeiteten  Entwurf  geworden  ist.  Das  Handschreiben 
des  Kaisers  vom  17.  Mai  gab  der  evangelischen  Kirche  Ungarns  alle  ge- 
wünschten Konzessionen.  Vgl.  die  sehr  klare  und  ausführliche  Darstellung 
bei  Rogge,  a.  a.  0.  II,  S.  18—34,  46  ff. 

Anmerkung  14  (Seite  502).  Die  schon  oben  angeführte,  zu  der  Regie- 
rungsvorlage über  das  Grundbuchwesen  von  den  Ungarn  provozierte,  große 
Debatte  des  verstärkten  Reichsrates  fand  ihren  Abschluß  in  einem  taktisch 
klugen  Zuge  des  Grafen  Szecsen,  welcher  den  Antrag  stellte,  festzustellen: 
der  Reichsrat  sei  von  der  Ueberzeugung  geleitet,  daß  die  ersprießliche 
Behandlung  der  Prinzipienfragen  nur  dann  stattfinden  könne,  wenn  selbe 
in  ihrer  Gesamtheit  aufgefaßt  werden,  weshalb  die  Entscheidung  über  die 
speziellen  Gesetzvorlagen  bis  zur  Beratung  des  Berichtes  üoer  den  Staats- 
voranschlag vorbehalten  bleibt,  der  die  passendste  Gelegenheit  zur  Behand- 
lung der  Fragen  in  ihrer  Gesamtheit  bildet.  Dieser  Antrag  wurde  auch 
angenommen  und  damit  schon  das  große  Reichs-  und  Verfassungsproblem 
geschickt  als  die  erste  Aufgabe  des  verstärkten  Reichsrates  von  diesem 
selbst  statuiert.  Von  der  langen  hierbei  geführten  Debatte  ist  besonders 
die  Rede  des  Reichsrates  von  Majlath  zu  erwähnen,  der  aus  der  ganzen 
Wechselrede  als  die  Hauptsache  hervorhob:  „Die  eine,"  sagte  Majlath,  „ist 
die  Frage  der  Nationalitäten.  Meines  Wissens  gibt  es  in  Ungarn  nichts  als 
Ungarn,  sie  mögen  sich  der  deutschen,  slawischen,  ungarischen  oder  rumä- 
nischen Sprache  bedienen.  Die  zweite  Frage  betrifft  die  Sprache.  Im 
Gegensatz  zu  den  Bemerkungen  des  Bischofs  Stroßmayr  muß  ich  erklären, 
daß  auf  dem  staatlichen  Gebiete  in  Ungarn  meiner  Ueberzeugung  nach  nur 
die  ungarische  Sprache  die  historisch,  politisch  und  legal  berechtigte  ist." 
Nach  beiden  Richtungen  hat  so  schon  dieser  äußerst  konservative  ungarische 
Staatsmann  die  Linien  der  kommenden  magyarischen  Politik  unerschütterlich 
festgelegt.  Demgegenüber  hatte  Bischof  Stroßmayr  mit  allem  Nachdruck 
auf  die  Gleichberechtigung  aller  Nationen  hingewiesen  Und  sagte,  er  beziehe 
diese  Ansicht,  so  hoch  er  auch  die  Ungarn  achte,  zumeist  auf  sie.  Es  gebe 
außer  den  Stämmen  der  magyarischen  Zunge  in  Ungarn  auch  Slowaken 
und  Rumänen.  Auch  ihnen  müsse  in  der  staatlichen  Ordnung  ihr  Recht 
gegönnt  und  die  volle  Gleichberechtigung  eingeräumt  werden.  So  standen 
in  dieser  ersten,  noch  so  vorsichtig  temperiertem  Reichsversammlunig  die 
Gegensätze  von  1848  wieder  in  ihrer  vollen  Deutlichkeit  und  Unentrinnbar- 
keit im  Vordergrunde. 

Anmerkung  15  (Seite  503).    Der  Selbstmord  des  Freüherrn  von  Brück 
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hat  auch  in  der  neueren  Literatur  keine  volle  Aufklärung  gefunden.  Der 
l'iograph  des  unglücklichen  Finanzministers,  Richard  Charmatz.  venu 
es,  wie  er  selbst  bemerkt,  auf  die  Einzelheiten  einzugehen  un  I  sucht  „die 
|;<  -chuLdigungen,  die  offenen  und  verhüllten  Verunglimpfungen  eines  edlen 
Charakters"  mit  Eifer  und  nachdrücklich  zu  entkräften.  Charmatz  beruft  sich 
mit  Recht  darauf,  daß  Brucks  Nachfolger  Ignaz  von  Plener,  dem  Lichte  der 
Wahrheit  zum  Durchbruch  verholten  habe,  indem  er  in  einem  Schreiben  an 
■die  Witwe  Brucks  vom  4.  Mai  1861  feststellte,  daß  ..die  Integrität  des 
Charakters  und  die  Reinheit  der  Amtsführung  des  gewesenen  Finanz- 
ministers  von  dem  Gegenstande  der"  (wie  er  vorher  sagte)  „mit  größter 
Oeffentlichkeit  und  ohne  Rücksicht  auf  Personen  geführten  Prozeßverhaml- 
lungen"  (im  Prozeß  gegen  den  des  Betruges  beschuldigten  Direktor  der 
Kreditanstalt  Richter)  „gänzlich  unberührt  geblieben  ist."  Zum  äußeren  be- 
weis dafür,  daß  auch  die  Regierung  und  der  Kaiser  .diese  Ansicht  teilte, 
verstau  lisite  Plener  die  Witwe,  daß  ihr  eine  Pension  von  alljährlich  3*x >- ►  i'i. 
bewilligt  worden  sei.  Ich  möchte  hierzu  noch  einige  Stellen  aus  den  Minister- 
ratsprotokollen anführen,  welche  sich  auf  die  Katastrophe  des  unglücklieben 
Finanzministers  beziehen. 

In  der  Ministcrkonfenemz  vom  25.  Apriil  1860  „stellte  der  Mümisiilea  Präsi- 
dent die  unter  dem  22.  April  an  die  Mitglieder  der  Konferenz  erlassenen 
a.  h.  Kabinettsschreiben  über  die  Enthebung  Brucks  vom  Finanzministerium, 
welche  Tags  darauf  zurückgenommen  worden  waren,  behufs  ihrer  Hinter- 
legung in  den  Akten  der  betreffenden  Zentralstellen  wieder  zurück  und 
eröffnete  der  Konferenz  weiter,  daß,  nachdem  der  Selbstmord  des  Freiherrn 
von  Brück  konstatiert  ist,  es  sich  um  ,die  Frage  handle,  ob  ein  feierliches 
Leichenbegängnis  zu  gestatten  sei  und  ob  die  Minister  und  das  Personal 
der  Ministerien  sich  dabei  zu  beteiligen  hätten.  Der  Polizeiminister  ver- 
las das  von  den  Gerichtsärzten  bei  der  Obduzienung  der  Leiche  abgegebene 
Parere  und  bemerkte,  daß  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen, 
abgesehen  von  jenen  des  nur  für  Katholiken  geltenden  Kircheugesetzes.  der 
Leichnam  eines  Selbstmörders  zwar  auf  dem  Friedhofe,  jedoch  in  der  Stille 
zu  beerdigen  ist.  Unter  diesen  Umständen  erachtet  es  der  Ministerpräsident 
für  angemessen,  daß  dem  betreffenden  evangelischen  Geistlichen  eine  Ab- 
schrift des  gerichtlichen  Obduktionsbefundes  mitgeteilt  und  seinem  Gow 
überlassen  werde,  die  kirchliche  Bestattung  zu  ordnen.  Iliemit  war  die 
Konferenz  einverstanden.  Belangend  .die  Beteiligung  der  Minister  und  i\ov 
Beamten  bei  dem  Leichenbegängnis  wurde  von  der  Konferenz  ebenfalls 
einstimimig  anerkannt,  daß  es  nicht  angemessen  wäre,  wenn  die  Minister  als 
solche  und  das  Personale  der  Ministerien,  selbst  jenes  des  Finanzministeriums, 
in  corpore  und  in  Uniform  dabei  erschienen* 

Es  gebe  zwar,  wie  der  Justizminister  bemerkte,  das  ärztliche  Parere 
Andeutungen  über  materielle  Ursachen  der  Unzurechnungsfähigkeit  Baron 
Brucks;  und  auch  der  mit  der  Leitung  des  PfnanzMadsteriums  beauftragte 
Reichsrat  von  Plener  bemerkte,  der  Eindruck,  <\on  der  Inhalt  des  a.  h.  Kabi- 
nettschreibens vom  22.  April  auf  Baron  Bruch  bei  dessen  heftigem  Tem- 
perament gemacht  haben  muß,  dürfte  ein  so  erschütternder  gewesen  sein, 
wagl  wäre,  anzunehmen,  er  habe  bei  voller  Besinnung  und  mit 
Vorbedacht  gehandelt  Allein  ider  Kultusminister  entgegnete«:  es  liege  nur 
ein  ärztliche«  Gutachten,  nicht  aber  ein  behördlicher  Ausspruch  über  die 
Unzurechnungsfähigkeit  vor,  und  diese  sei  nach  dem,  was  der  Enthebung 
vom   Ministerium   vorangegangen,  auch   nicht   anzunehmen;    vielmehr 

•  richtliohe  Vernehmung  Baron  Brucks  in  einer  leidigen  Angelegenheit 

-ei/,ten   Vermutung  Raum.    Weiter  handelte  es  sich,  wie  der 

Ministerpräsident  hinzusetzte,  darum,  das  Verhalten  der  Minister  in  dieser 

legenheil  so  einzurichten,  daß  die  a.  h.  Person  Seiner  Majestät  vor 
dem  frevelhaften,  aber  möglichen  Argwohn  geschützt  werde,  als  sei  Baron 
Bruch  ein  Opfer  der  a.  h.  Verfugung  vom  22.  April  (damit  Est  die  plötzliche 
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Enthebung  Brucks  vom  Dienste  in  ungnädiger  Form  gemeint).  Dies  kann 
nur  geschehen,  wenn  keiner  der  Minister  bei  dem  Leichenbegängnisse  er- 
scheint, und  wenn  —  wie  der  Kultusminister  beantragte  —  das  Wesentliche 
und  Tatsächliche  des  Ereignisses,  nämlich:  die  gerichtliche  Vernehmung 
Baron  Brucks,  dessen  (jedoch  erst  zu  konstatierende)  vorausgegangene  Bitte 
um  Enthebung  von  seinem  Amte,  die  sofort  erfolgte  wirkliche  Enthebung 
nach  dem  vollen  Inhalte  des  a  h.  Kabinettschreibens,  endlich  der  Sektions- 
befund  veröffentlicht   wird. 

Hiernach  vereinigte  sich  die  Konferenz  in  dem  Beschlüsse:  daß  keiner 
der  Minister  dem  Leichenbegängnisse  beiwohne  und  daß  es  den  übrigen 
Angestellten  freigestellt  werde,  ob  sie  sich  einzeln  daran  beteiligen  wollen 
oder  nicht;  daß  endlich  im  nichtamtlichen  Teil  der  „Wiener  Zeitung"  ein 
im  Sinne  des  Antrages  des  Kultusministers  abgefaßter  Aufsatz  veröffent- 
licht wird,  dessen  endliche  Redaktion  die  Minister  für  Kultus,  Justiz  und 
Polizei   mii  dem  gefertigten  Ministerpräsidenten  vereinbaren   werden. 

Es  folgten  nun  unmittelbar  nach  dem  Tode  Brucks  jene  merkwürdigen 
mit  dem  Brück  in  der  „Wiener  Zeitung"  gewidmeten  Nekrolog  zusammen- 
hängenden Vorkommnisse:  der  seinerzeit  berühmt  gewordene  Druckfehler 
in  diesem  Artikel,  durch  welchen  Brück  als  „Mitbeschuldigter"  bezeichnet 
wurde,  sodann  die  offizielle  Korrektur  dieses  angeblichen  Druckfehlers  da- 
hin, daß  es  an  der  betreffenden  Stelle  richtig  geheißen  habe,  Brück  werde 
mit  anderen  Zeugen  und  „mit  Beschuldigten"  einvernommen  werden,  Vor- 
gänge, welche  in  der  breiten  Oeffentlichkeit,  die  in  Brück  einen  wegen  seines 
unabhängigen  Charakters  und  seiner  protestantischen  Konfession  ungerecht 
Verfolgten  sali,  geradezu  Erbitterung  gegen  die  Regiierungskreise  erregten. 
Leber  diese  Vorgänge  berichtet  nun  das  Protokoll  der  Ministerkonferenz 
vom  28.  April  folgendes: 

„Leiter  des  Finanzministeriums  von  Plener  erwähnte  aus  dem  heutigen 
Börsenbericht  o  der  vielfachen  Gerüchte,  die  aus  Anlaß  des  Todes  des  Frei- 
hevrn  von  Brück  im  Umlauf  sein  sollen;  namentlich  soll  man  in  den  hiesigen 
Vorstädten  sagen,  man  wisse  jetzt,  für  wen  die  außerordentlichen  Steuer- 
zuschläge gezahlt  worden  seien.  Der  Polizeiminister  bestätigte,  daß  im 
Volke  große  Erbitterung  gegen  Brück  (dem  man  Unordnung  in  den  Staats- 
kassen und  Konnivenz  bei  den  Unterschleifen  der  1859er  Lieferungen  zur 
Last  legt)  und  gegen  die  Regierung  darum  herrsche,  daß  man  ihn  so  lange 
auf  seinen  Posten  ließ.  — 

Reichsrat  von  Plener  versicherte  nur,  daß  bezüglich  der  Finanzgebarung 
bisher  nichts  hervorgekommen,  was  Anlaß  zu  Bedenken  gegeben  hätte,  und 
stellte  es  dem  Ermessen  der  Konferenz  anheim,  ob  nicht,  wie  dies  von  Seite 
der  Kreditanstalt  beim  Abtritt  des  Direktors  Richter  geschehen  ist,  zur  Be- 
schwichtigung der  Aufregung  eine  beruhigende  Erklärung  zu  veröffentlichen 
wäre.  Da  nach  der  Bemerkung  des  Justizministers  eine  solche  Erklärung 
mit  voller  Sicherheit  doch  nicht  könnte  abgegeben  werden,  jedenfalls  aber 
sehr  vorsichtig  abgefaßt  sein  müßte,  auch  nur  Anlaß  zu  weiterem  Gerede 
geben  würde,  so  vereinigte  sich  die  Konferenz  in  dem  Beschlüsse,  die  Sache 
aus  sich  beruhen  zu  lassen." 

Der  nächste   Punkt  des  Protokolles  berichtet: 

„VI.  In  dem  gemäß  Konferenzbeschliiß  vom  25.  d.  M.  durch  die  „Wiener 
Zeitung"  veröffentlichten  Aufsatze  über  den  Tod  des  Freiherrn  von  Brück 
ist  bei  der  Stelle:  Diese  Einvernehmung  begann  Freytags  und  gab  Ver- 
anlassung zu  weiteren  Erhebungen,  welche  eine  Gegenüberstellung  des 
Zeugen  Brück  mit  anderen  Zeugen  und  mit  Beschuldigten 
in  nächste  Aussicht  stellten"  durch  eine  eigenmächtige  Korrektur  des  Redak- 
teurs Schweitzer  gesetzt  worden:  „mit  anderen  Zeugen  und  Mitbeschuldig- 
ten", was  die  Deutung  zuläßt,  als  sei  Brück  ebenfalls  als  „Mitbeschuldigter" 
in  dem  Unterschleifprozesse  angesehen  worden. 

Der  Polizeiminister  war  der  Meinung,  daß  eine  Berichtigung  nicht  not- 

Redlich.    I.    Anhang.  n 
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wendig  und  nicht  zweckmäßig  wäre,  nicht  nötig,  weil  aus  den  Worten: 
..welche  eine  Gegenüberstellung  des  Zeugen  Brück  mit  anderen"  schon 
hervorgeht,  daß  Brück  nur  als  Zeuge  einvernommen  worden;  nicht 
zweckmäßig,  weil  bereits  die  hiesigen  Journale  in  dieser  Beziehung  für 
Brück  Parthey  ergriffen  haben,  mitbin  eine  nachträgliche  Berichtigung  kaum 
als  die  Berichtigung  eines  bloßen  Druckfehlers  angesehen,  sondern  dem 
Machgeben  gegenüber  den  Journal-Ansichten  zugeschrieben  werden  dürfte. 
Die  mehreren  (4)  Stimmen  der  Konferenz  waren  jedoch  für  die  Berichtigung, 
weil  die  Regierung  —  wie  der  Kultusminister  bemerkte  —  es  sich  selbst 
und  der  Familie  des  Baron  Brück  schuldig  ist,  diese  Angelegenheit  nur 
nach  den  wirklich  konstatierten   Tatsachen  darzustellen. 

Der  Minister  des  Innern  und  der  Ministerpräsident  teilten  die  Meinung 
des  Polizeiministers;  würde  aber  die  Berichtigung  aufgenommen,  so  wäre 
darin  der  Eigenmächtigkeit  des  Korrigenten  ausdrücklich  zu  erwähnen,  und 
gegen  ihn  das  Amt  zu  handeln,  wogegen  sich  die  Majorität,  nach  dem  Ein- 
rathen  des  Reichsrates  von  Plener  für  eine  einfache  Berichtigung  erklärte." 

Das  höchst  unerquickliche  Bild,  welches  die  vorstehenden  Ministerrats- 
protokollo  von  allen  hierbei  beteiligten  Persönlichkeiten  —  mit  Ausnahme 
des  Reichsrates  von  Plener  —  geben,  erfährt  nur  eine  Ergänzung  durch  die 
geradezu  groteske  Intrigue,  die  sich  an  die  offizielle  Berichtigung  des  Ar- 
tikels über  Baron  Brucks  Tod  in  der  „Wiener  Zeitung"  anknüpft.  Auch 
hier  lasse  ich  das  Protokoll  der  Ministerkonferenz  vom  1.  Mai  sprechen: 
..In  der  zufolge  Konferenzbeschluß  vom  28.  April  in  die  ..Wiener  Zeitung" 
rufgenommenen  Berichtigung  der  Stelle  über  Baron  Brucks  Tod  ist  eine 
neue  Unrichtigkeit  enthalten,  indem  es  dort  heißt:  daß  die  Irrung  durch 
.,ein  Versehen  der  Druckerei"  veranlaßt  worden  sei.  Der  Vorstand  der 
Hof-  und  Staatsdruckerei  Hofrat  Auer  hat  sich  deshalb  bei  dem  Leiter  des 
Finanzministeriums  beschwert,  indem  nicht  in  der  Druckerei,  welche  das 
ihr  zugekommene  ganz  reine  Manuskript  unverändert  abgedruckt  hat.  ge- 
fehl! worden.  Es  ist  auch  dem  Polizeiminister  vom  Redakteur  Schweitzer 
eingestanden  worden,  daß  dieser  sich  die  Korrektur:  ..Mitbeschuldigter"  er- 
laubt habe,  worüber  ihm  bereits  eine  Rüge  erteilt  worden  ist.  Gegenwärtig 
wäre  ihm  nach  dem  Erachten  der  Konferenz  ein  scharfer  schriftlicher  Ver- 
weis zu  geben,  weil  er  sich  unterstand,  seinen  eigenen  Fehler  auf  einen 
anderen  zu  schieben.  Hofrat  Auer  aber  möge  sich  mit  der  ihm  durch 
den  Leiter  des  Finanzministeriums  zu  eröffnenden  Erklärung  zufrieden- 
stellen, daß  ihn  die  Konferenz  für  schuldlos  erkenne;  eine  abermalige  Be- 
richtigung der  Berichtigung  durch  die  ..Wiener  Zeitung*'  selbst  in  di 
leidigen   Angelegenheit  schien    der    Konferenz   nicht   statthaft   zu   sein. 

Schließlich  wünschto  der  Polizeiminister,  das  der  Druckerei  vorgeil 
Manuskript  über  Baron  Brück,  welches  nach  Auen  Angabe  ganz  rein  ohne 
Korrektur  gewesen  sein  soll,  einzusehen,  nachdem  das  vom  Polizei- 
ministerium  an  die  Redaktion  gelangte  von  letzterer  mit  der  Korrektur 
Schweitzers  von  diesem  selbst  vorgezeigt  worden  ist."  Ein  Kommentar  zu 
den  vorliegenden  Aktenstücken  über  das  weithin  Aufsehen  erregende  Ende 
des  unglückliches  Staatsmannes  an  dieser  stelle  ist  wohl  Überflüssig.  Was 
Roggo  in  seinem  II.  Bande  (S  41)  auf  Grund  privater  Mitteilungen  des 
Hofrates  Auer  erzählt,  wird  durch  die  obigen  Konferenzprotokolle  in  allem 
Wesentlichen   bestätigt. 

Anmerkung  10  (Seite  310).  Der  Militärverwaltung  gegenüber  hatte  die 
Denkschrift  des  inzwischen  verstorbenen  Freiherrn  von  Brück  doch  endlich 
dem   Ministeriuni    Kechberg-(ioluchmvski    einigen    Mut   gemacht.     In  der   Tat 

auch   die    Neuernennung   eines    Kriegsministers    bald  darauf    erfolgt. 

Anmerkung    17   (Seito  519).     Der  Abdruck   de^   Herichtc-s  des   Feldzeug- 

tera  Benedek  ist  hier  deshalb  nicht  erfolgt,  weil  das  Schriftstück  sclum 
in    Friedjungs    Buche:     „Benedeks    nachgelassene    Papiere",    Leipzig,    1901, 

71—275   abgedruckt    ist.     Soviel    ich    sehen    kann,    ist   diese    Denkschrift 
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Benedeks  von  ihm  eigenhändig  geschrieben  gewesen.  Ob  daher  die  Ver- 
mutung Friedjungs,  das  Memoire  sei  von  dem  Vertrauensmanne  Benedeks, 
dem  späteren  Sektionschei  Falke,  verfaßt,  richtig  ist,  scheint  mir  jeden- 
falls zweifelhaft. 

Anmerkung  18  (Seite  526).  In  Oesterreich  bestand  damals  wie  eigent- 
lich während  des  ganzen  späteren  Verlaufes  der  Reichskrise  keine  starke 
öffentliche  Meinung,  ja  überhaupt  kein  großes  Interesse,  was  das  Reichs- 
problem betrifft,  während  in  Ungarn  eine  geschlossene  Meinung  aller  Klassen 
hinter  den  politischen  Führern  der  Nation  und  den  von  diesen  gebildeten 
im  wesentlichen  adeligen  Parteien  stand.  Soweit  man  damals  vom  politischen 
Leben  im  deutschen  Oesterreich  sprechen  kann,  stand  dieses  in  deir  Redchs- 
irage  unter  dem  Banne  des  von  der  Wiener  Bureaukratie  und  ihren  An- 
hängern gepflegten  und  gepredigten  Groß-Oesterreichertums.  Das  tritt  dann 
in  der  Bildung  der  Verfassungspartei  nach  1861  deutlich  hervor.  Allerdings 
zeigen  sich  jetzt  auch  die  von  .dem  offiziellen  Groß-Oesterreichertum  ab- 
weichenden, den  Ungarn  und  ihrer  Selbständigkeitsidee  freundlicher  ge- 
sinnten Anschauungen,  die  sich  später  in  'der  Autonomistenpartei  Kaiser- 
felds zeitweise  zu  einer  gewissen  Geltung  bringen.  Während  die  Magyaren 
von  Anfang  an  in  der  Hauptsache  doch  alle  einig  waren,  hat  sich  in  Oester- 
reich eine  klar  gegen  das  bureaukratische  Groß-Oesterreichertum  gerichtete 
deutscho  Politik  dauernd  nicht  herauszubilden  vermocht. 

Anmerkung  19  (Seite  539).  Die  große  Rede,  die  Freiherr  von  Lichten- 
fels  am  25.  September  1860  im  verstärkten  Reichsrate  hielt,  war  die  be- 
deutendste Kundgebung  für  das  Minoritäts-Gutachten,  das  sie  vertrat.  Lich- 
tenfels  betonte,  daß  die  ungarische  Verfassung  eine  echte  Adelsverfassung 
und  daher  von  dem  Grundsatze  der  Ungleichheit  vor  dem  Gesetze  be- 
herrscht gewesen  sei.  Dem  gegenüber  sei  der  Grundsatz  der  Gleichstellung 
Aller  vor  dem  Gesetze  der  Leitstern  der  österreichischen  Gesetzgebung. 
Eine  Anknüpfung  an  die  alten  Zustände  in  Ungarn  sei  ausgeschlossen,  das 
Meiste,  was  in  den  letzten  10  Jahren  dort  geschaffen  worden  sei,  müsse 
erhalten  bleiben.  Auch  habe  der  Kaiser  ausdrücklich  erklärt,  daß  künftig 
,iie  allgemeine  Gesetzgebung  vor  den  verstärkten  Reichsrat  gehöre  und 
daß  die  Vorlagen  der  Landesvertretungen  auch  vor  diesen  gelangen  werden 
Eine  Autonomie  der  Länder  sei  nur  bei  der  Wohlfahrts-Gesetzgebung,  nicht 
bei  der  Rechts-Gesetzgebung  möglich,  deren  Einheit  unbedingt  aufrecht 
erhalten  werden  müsse.  Einen  zweifelhaften  Lobspruch  erteilte  Lichten- 
fels  dem  Gutachten  der  angeblich  liberalen  Minderheit,  dadurch,  daß  er 
sagte,  daß  die  Minorität  Alles  und  Jedes  in  höchster  Ehrerbietung  der 
a.  H.  Machtvollkommenheit  Seiner  Majestät  anheim  gestellt  habe.  In  der 
Tat  gibt  diese  Minderheit  des  verstärkten  Reichsrates  einen  klaren  Beweis 
ab  für  den  organischen  Zusammenhang  des  hohen  deutschen  Beamtentums 
und  des  Großbürgertums,  aus  welchem  die  erste  zur  Herrschaft  gelangende 
politische  Partei  der  Deutschen  Oesterreichs,  die  Verfassungspartei,  un- 
mittelbar herausgewachsen  ist.  Der  Lichtenfels  folgende  Redner,  Herr 
von  Szögyeny,  legte  Anschauungen  dar,  welche  auf  ungarischer  Seite  für 
dio  künftige  liberale  Partei  dieselbe  Vorbedeutung  hatten,  wie  die  von 
Lichtenfels  für  die  kommende  deutsch-liberale  Partei.  Im  Jahre  1851  hatte 
Szögyeny  im  Reichsrato  erklärt,  daß  er  die  ungarische  Verfassung  für  einige 
Zeit  als  suspendiert,  nimmermehr  aber  als  gänzlich  aufgehoben  anerkennen 
könne.  Diese  Anschauung  sieht  er  nun  durch  das  Majoritäts-Gutachten  be- 
kräftig!. Aber  ebenso  Avies  er  doch  darauf  hin,  daß  die  pragmatische 
Sanktion  „nicht  nur  eine  Sukzessionsordnung  des  Herrscherhauses,  sondern 
ein  Staatsvertrag  ist,  mit  welchem  die  Unzertrennlichkeit  und  Unteilbarkeit 
der  Länder  der  österreichischen  Monarchie  gewährleistet  ist".  Er  gibt 
ferner  zu,  „daß  die  Erfüllung  der  durch  die  pragmatische  Sanktion  sicher- 
gestellten Zwecke  in  den  geänderten  europäischen  Verhältnissen  andere 
Mittel  und  Einrichtungen  notwendig   mache,  als  welche  vor  137  Jahre  als 
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zureichend  erkannt  worden  sind".  Hier  ist  also  schon  der  künftige  Stan  I- 
punkt  Franz  Deaks  festgelegt,  und  auch  Szögyeny  steht  bereits  auf  dem 
unerschütterlichen  Rechtsboden,  wonach  die  vollständige  und  unverkümmerte 
v*  lederherstellung  der  Verfassung  Ungarns  die  Vorbedingung  der  Her- 
stellung solcher  neuer  Mittel  und   Einrichtungen  ist. 

Eine  sehr  bemerkenswerte  Rede  hielt  auch  der  alte  Staatsmann  Graf 
Uartig.  der  keines  von  beiden  Gutachten  annahm,  sondern  seine  eigen  ' 
Grundprinzipien  einer  umfassenden  Reform  des  Regierungs-  und  Verwal- 
tungssystems  darlegte.  Hiebei  sprach  er  sich  gegen  die  von  den  Mehrheits- 
Gutachten  verlangte  Autonomie  aller  Kronländer  nach  dem  ungarischen 
Vorbilde  aus."  Geschieht  dies,  sagte  Graf  Hartig,  so  weiß  ich  nicht,  in 
welcher  Zeit  aus  der  österreichischen  Monarchie  eine  Art  Schweizer  Bund 
werden  wird  mit  selbständigen  Kantonen,  die  nur  in  gewissen  Angelegen- 
heiten der  Bundesmacht  unterworfen  sind  oder  ein  amerikanischer  Frei- 
staat." 

Anmerkung  20  (Seite  542).  Wie  der  Selbstmord  des  Finanzministers 
Freiberrn  von  Brück,  so  bereitete  auch  der  kurz  darauf  erfolgte  Selbst- 
mord des  ..größten  Ungars",  Grafen  Stephan  Szechenyi  der  österreichischen 
Regierung  große  Verlegenheiten.  So  wenig  die  kluge  und  maßvolle  Reform- 
politik Szechenyis  sich  in  Ungarn  vor  1848  der  Agitation  Kossuths  gegen- 
über hatte  durchsetzen  können,  ebensosehr  wuchs  nun  seine  Popularität  zu 
solcher  Höhe  an,  daß  die  anti-österreichische  Bewegung  in  Ungarn  sich 
derselben  mit  aller  Macht  zu  bedienen  strebte.  Das  nachfolgende  Minister« 
Konferenz-Protokoll  vom  12.  Mai  1860,  das  sich  mit  dieser  Bewegung  be- 
schäftigt, stellt  jedenfalls  ein  bezeichnendes  Dokument  des  in  der  Regie- 
rung Rechberg-Gulchowski  verkörperten  Geistes  vor.  Es  heißt  das 
unter  Punkt   I: 

„Als  ersten  Gegenstand  der  heutigen  Berathung  geruhten  Seine 
k.  k.  Apostolische  Majestät  den  Vorschlag  des  Feldzeugmeisters  Ritters  von 
Benedek  zu  bezeichnen:  daß  die  Regierung  um  der  stets  weiter  um  sich 
greifenden  Agitation  zur  Errichtung  von  Monumenten  für  den  Grafen  Stephau 
Szechenyi  ein  Ende  zu  machen,  die  Sache  selbst  in  die  Hand  nehmen  und 
die  Herstellung  eines  Monumentes  für  denselben  auf 
Kosten  des  Landesfond  es   veranlasse. 

Der  Ministerpräsident  äußerte,  daß  der  Selbstmord  Szechenyis 
dagegen  einen  Anstand  bilden  dürfte,  insofern  nicht  die  Unzurechnungs- 
fähigkeit desselben  gerichtlich  konstatirt  wäre. 

Der  Justizminister  hielte  es  ebenfalls  für  bedenklich,  wenn 
von  einem  christlichen  Monarchen  die  Errichtung  eines  National,  lenkmales 
auf  öffentliche  Kosten  für  einen  Selbstmörder  dekretirt  würde,  um  so 
bedenklicher  in  einer  Zeit,  wo  die  Manie  des  Selbstmordes  täglich  mehr  in 
erschreckender  Weise  um  sich  greife,  und  es  wahrlich  nicht  angezeigt  er- 
scheint, einen  Selbstmörder  von  Staatswegen  mit  einer  Glorie  zu  umgeben. 
Aber  auch  sehr  ernste  politische  Bedenken  streiten  gegen  eine  solche  dem 
Verstorbenen  zu  erweisende  Ehre.  Graf  Szechenyi  war  der  Verfasser  der 
im  Auslande  anoym  erschienenen  Schmähschrift  „Blick  auf  den  Rückblick" 
und  hätte  wegen  derselben  als  Hochverräter  in  Untersuchung  gezogen  wer- 
den können.  Der  Justizminister  wünscht,  daß  der  Feldzeugmeister  Benedek 
diese  Schrift  lese,  und  sich  dann  erst  entscheide,  ob  er  auf  seinen  Antrag 
auch  ferner  bestehe,  daß  dem  Verfasser  eines  solchen  Libells,  worin  unter 
Anderem  Kaiser  Franz  I.  beschuldigt  wird,  mehrmals  seinen  Eid  gebrochen 
zu  haben,  ein  Monument  von  Seiner  jetzt  regierenden  Majestät  zuerkannt 
werde  und  der  Libellist  somit  in  einer  Linie  erscheint  mit  Erzherzog  Karl. 
Szechenyi  habe  sich  allerdings  Verdienste  um  Ungarns  Handel  und  Industrie 
erworben,  aber  nicht  um  die  a.  h.  Dynastie  oder  um  die  GesammtmonarchAe. 
Kr  war  Führer  der  Opposition  und  der  Trennungsgelüste  Ungarns  von 
Oesterreich    in    den    Landtagen    seit    1825    und    beförderte    die    Revolution 
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von  1848.  Ueberdies  würde  durch  die  beantragte  Maßregel  nicht  einmal 
den  Demonstrationen  gesteuert,  sondern  denselben  nur  eine  größere  Aus- 
dehnung gegeben  werden. 

Der  Minister  des  Innern  fand,  daß  die  Tatsache  des  Selbst- 
mordes durch  die  aus  dem  Vorleben  Szechyenyis  hervorgehende  und  von 
der  Kirche  anerkannte  Unzurechnungsfähigkeit  des  Täters  ihr  Gewicht  ver- 
liere. Das  besprochene  Buch  kenne  Graf  Goluchowski  nicht,  auch  sei  der 
Verfasser  desselben  nicht  öffentlich  konstatirt;  was  aber  jetzt  unstreitig 
noth  thue,  das  ist,  der  herrschenden  Agitation  ein  Ende  zu  machen.  In 
jedem  Komitat  e  werde  man  Gedächtnishügel  herstellen  wollen,  und  die 
Bewegung  droht  selbst  die  galiziscbe  Grenze  zu  überschreiten.  Zur  Wieder- 
herstellung der  Ruhe  müsse  die  Regierung  selbst  die  Sache  in  die  Hand 
nehmen.  Feldzeugmeister  Ritter  von  Benedek  äußerte,  er  habe  das 
Libell  nicht  gelesen,  doch  soll  es  von  Szechenyis  gewöhnlicher  Schreibweise 
abweichen  —  gemein  und  überhaupt  so  geartet  sein,  daß  man  es  füglich 
als  das  Werk  eines  Narren  betrachten  kann.  Der  Kultusminister  glaubt, 
der  Beschluß,  ein  Szechenyi-Monument  auf  Kosten  des  Landesfonds  zu  er- 
richten, werde  es  doch  nicht  möglich  machen,  anderweitige  Sammlungen  zu 
diesem  Zwecke  hintan  zu  halten  und  werde  diesen  Demonstrationen  keines- 
wegs ein  Ende  machen.  Graf  Thun  würde  daher  lieber  die  Errichtung 
eines  Monuments  auf  Veranlassung  der  Regierung  unterlassen  und  es  einem 
in  FesS  zu  bildenden  Privatkomitee  anheimgeben,  die  Sammlungen  mit  der 
Beschränkung  für  ein  Monument  einzuleiten  und  dessen  Ausführung  sohin 
zu  bewirken.  Die  Regierung  sollte  diese  Sammlungen  gestatten,  jedoch 
ohne  die  Errichtung  eines  Monumentes  für  einen  Mann  von  so  bemakeltem 
Charakter  positiv  zu  begünstigen.  Die  übrigen  Komiteemitglieder,  mit  Ein- 
schluß des  Feldzeugmeiisters  Ritter  von  Benedek,  fanden  gegen  den  Antrag 
des   Kultusministers  nichts  zu  erinnern. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  geruhten  schließlich  diesen  Antrag  a.  h.  zu 
genehmigen  mit  dem  Beisatze,  daß  keine  weiteren  Demonstrationen  in  die- 
ser Angelegenheit  zu  dulden  seien. 

Anmerkung  21  (Seite  544).  Der  tiefe,  innere  Widerspruch  zwischen  der 
föderalistischen  Verfassungsidee  des  konservativen  Adels  und  dem  histo- 
rischen Machtprinzip  des  Hauses  Oesterreich,  als  dessen  stärkste  Stütze  sich 
der  Adel  immer  betrachtete  und  bekannte,  ist  von  der  zeitgenössischen  libe- 
ralen Publizistik  nicht  richtig  erfaßt  worden.  Diese  pflegte  die  Adelspolitik 
zumeist  nur  als  den  Ausdruck  unberechtigten  Ständehochmutes  und  vor 
allem  als  eifrigen  Anwalt  kirchlicher  Einflüsse  in  der  Politik  Oesterreichs 
leidenschaftlich  zu  bekämpfen.  Ein  so  scharfsinniger  und  konsequenter 
Denker  wie  der  alte  „Josefiner",  Staatsrat  Freiherr  von  Lichtenfels,  war 
sich  aber  völlig  im  klaren,  daß  die  in  dem  dynastischen  Reichsgedanken 
wurzelnde  Großmachtspolitik  ein  hohes  Maß  von  administrativem  und  poli- 
tischem Zentralismus  unweigerlich  zur  Voraussetzung  habe.  „Ich  glaube," 
so  schloß  Lichtenfels  seine  große  Rede  im  Verstärkten  Reichsrath,  „daß  wir 
uns  an  der  Markscheide  befinden,  ob  der  österreichische  Staat  mit  Hilfe 
politischer  Institutionen,  welche  seine  vollständige  Einheit  begründen,  sich 
zur  wahren  Größe  emporschwingen,  oder  ob  er  der  Schwäche  einer  bloßen 
Personalunion  oder  höchstens  eines  Föderativstaates  verfallen  und  dadurch 
gezwungen  werden  soll,  als  eine  Großmacht  aufzuhören  und  als  eine  Macht 
zweiten  Ranges  in  Europa  zu  erscheinen."     (Protokoll  S,  173  ff.) 

Daß  der  konservative  Adel  in  Oesterreich  auch  nach  1860  an  der  Groß- 
machtidee des  Erzhauses  immer  und  bis  zu  deren  letzten  tragischen  Wen- 
dung zustimmend  teilgenommen  hat  und  an  eine  „schweizerische"  Umge- 
staltung des  Reiches  ernstlich  nie  gedacht  hat,  das  beweist  die  ganze  Ge- 
schichte der  beiden  letzten  Mensohenalter,  die  der  habsburgdschen  Mon- 
archie noch  vergönnt  gewesen  sind. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  ungarische  Idee  von  der  Autonomie  im  österreichischen 
Gesamtstaate  und  die  historisch  -  politischen  Individualitäten. 

Anmerkung  1  (Seite  553).  Zum  vollen  Verständnis  der  geistigen  Per- 
sönlichkeit Josefs  von  Eötvös  ist  die  Kenntnis  seines  Hauptwerkes:  Der 
Einfluß  der  herrschenden  Ideen  des  XIX.  Jahrhunderts  auf  den  Staat,  Wien 
1851,  notwendig.  Eine  Analyse  .dieses  Werkes  kann  hier  aber  nicht  ge- 
geben werden,  da  sie  weit  über  den  Rahmen  der  hier  gestellten  Aufgabe 
hinausgeht. 

Anmerkung  2  (Seite  571).  Graf  Anton  Szeesen,  Politische  Fragen  der 
Gegenwart,  Wien  1851.  Aus  dieser  sehr  geistvollen  Schrift  seien  hier  mir 
zwei  Stellen  wörtlich  angeführt:  sie  zeigen,  daß  die  konservativen  Män- 
ner von  1850  das  österreichische  Problem  gut  verstanden  haben.  Die  Ge- 
schichte ihrer  PoliiUc  zeigt  jedoch  ebenso,  ,daß  sie  die  staatsmännischen 
Kräfte,  ihre  Einsicht  in  dauernde  politische  Schöpfungen  umzusetzen,  nicht 
besessen  haben. 

„Der  österreichische  Kaiserstaat,  wie  er  sich  durch  eine  lange  Reihe 
von  Jahrhunderten  historisch  entwickelt  hat,  noch  bevor  ihm  die  Ereignisse 
zu  Anfang  unseres  Jahrhunderts  diesen  gemeinsamen  Namen  gaben  — 
beirrte  stets  die  politischen  Theoretiker,  die  ihn  nicht  in  irgendein  System 
einzuzwängen  und  einzureihen  wußten.  Es  war  kein  Einheitsstaat  im  mo- 
dernen Sinn,  und  ebensowenig  ein  einfacher  Föderativstaat;  die  Stellung 
des  Herrschers  ließ  sich  nicht  auf  den  einfachen  Begriff  einer  Personalunion 
zurückführen,  und  war  doch  wieder  das  Band  gemeinsamen  Zusammen- 
lebens, mit  dessen  Lösung  auch  der  Staat  zertrümmert  werden  mußte.  Die 
Lage  und  die  Ausdehnung  der  Länder,  welche  dem  österreichischen  Szepter 
gehorchten,  hat  vielfach  gewechselt;  —  aber  während  kompaktere  Staaten- 
bildungen ihre  Selbständigkeit  verloren,  sich  zerbröckelten  und  untergingen, 
hat  Oesterreich  alle  Stürme  des  Krieges  und  der  Revolution  überdauert  und 
eine  innere  Lebenskraft  bewiesen,  die  seine  Feinde  und  zum  Teil  auch  seine 
Freunde  überrascht  hat.  Die  Ursache  dieser  auffallenden  Erscheinung  liegt 
in  dem  Umstände,  daß  die  zufälligen  Ereignisse,  welche  die  Verbindung  de* 
Länder  des  Hauses  Oesterreich  herbeigeführt  zu  haben  scheinen,  nur  der 
Ausdruck  tiefliegender  innerer  Notwendigkeit  waren;  sie  beruht  darauf, 
daß  dieser  Staatskörper  mehr  wie  jeder  andere,  nicht  die  Schöpfung  des 
mächtigen  Einzelwillens  eines  Eroberers,  .des  Glücks  einer  Familie  de) 
Biegreichen  Herrschaft  eines  Volksstammes.  sondern  das  Ergebnis  des  Zu- 
aammenwirkens  aller  lebendigen  Kräfte  historischer  Entwicklung  war!  — 
Jede  politische  und  nationale  Richtung,  die  in  (fiesen  Ländern  die  vielfach 
verschlungenen  Bedingungen  ihre-  Bestandes  zugunsten  der  ausschließ- 
lichen Herrschaft  einer  einzigen  Idee  ausbeuten  wollte  —  wie  mächtig  diese 
Idee  auch  immer  sein  möge  —  ist  nach  fruchtlosen   Kämpfen   gescheitert." 

•     127—128.) 

..In  keinem  Staate  ist  die  blinde  Nachahmung  des  Auslandes  80  ge- 
fährlich wie  in  Oesterreich,  weil  keiner  so  wesentlich  eigentümliche  Ver- 
hältnisse darbietet  —  in  keinem  fällt  die  Herrschaft  einseitiger  Abstraktion, 
-  i  es  auf  dem  politischen,  sei  es  aul  dem  nationellen  Felde,  so  vollkommen 
mit  dem  Begriff  der  Revolution,  der  Zertrümmerung  *\r-  Ganzen  und  de* 

Auflösung    der    einzelnen    Länder     /.usammen.      Eine      weile,     geographisch 

großentheii,  inisanrmengehörige  Ländermasse,   bewohnt  von  verschiedenen, 

mei«l    Docht   gesonderten,   sondern   schichtenweise   übereinander   gelagerten 

irstämmen        eine  große  Verschiedenheit  staatsrechtlicher  Stellungen, 

bürgerlicher   Gesetze,   Gebräuche   und   Gewohnheiten;      -  ein   wenn   nicht 

'.••r  doch   organisch   belebter  Staatskörper,  das  war,  das 
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ist  selbst  heute  noch  in  ihrer  Wesenheit  die  österreichische  Monarchie. 
Eines  ihrer  mächtigsten  Bindemittel  liegt  in  der  Unmöglichkeit,  eine  Com- 
bination  zu  erfinden  die  für  die  Länder,  welche  sie  bilden  würden,  nicht 
dieselben  Nachtheile  ohne  dieselben  Elemente  des  Fortbestandes,  und  ohne 
den  mächtigen  Kitt  hitsorischer  Vereinigung  bieten  würde.  Selbst  wenn  es 
erlaubt  wäre,  irgendeiner  idealen  Combination  zuliebe,  ein  frevles  Spiel  mit 
dem  Bestände  von  Staaten  und  dem  Glücke  von  Völkern  zu  treiben,  und  die 
willkürlichen  Länder-  und  Volke  rtheilungen  des  französischen  Eroberers  im 
Sinne  der  Revolution  zu  erneuern,  selbst  dann,  würde  die  Einheit  der  na- 
tioneilen und  politischen  Grundlagen  auch  in  der  neuen  Staatenbildung  ent- 
weder gar  nicht  oder  nur  um  'den  Preis  langen  Kampfes  zu  erreichen,  und 
dafür  nur  mit  schwächeren  geographischen  und  historischen  Grundlagen  zu 
gewinnen  sein.  Viele  Elemente  des  Kampfes,  die  jetzt  in  den  einzelnen 
Ländern  durch  das  Gleichgewicht  der  allgemeinen  Verbindung  im  Zaume 
gehalten  werden,  würden  dann  erst  zur  wahren  Entwicklung  kommen  und 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  würde  die  Bewegung  mit  Zerbröckelung  aller 
einzelnen  Länder  zu  gunsten  mächtiger  Nachbarn  endigen"  (Seite  130—31.) 

Anmerkung  3  (Seite  571).  Außer  der  im  Text  genannten  kleinen 
Schrift  verfaßte  Andrian  im  Jahre  1851  eine  zweite  Denkschrift,  die  aber 
erst  nach  seinem  Tode  1859  unter  dem  Titel  „Verfassung  und  Verwaltung 
in  Oesterreich"  veröffentlicht  wurde.  Sie  beginnt  mit  einer  scharfen  Kritik 
der  durch  die  Gegenrevolution  geschaffenen  Zustände.  Die  Richtung  des 
Ministeriums  Schwarzenberg  charakterisiert  Andrian  durch  ein  Zitat  aus 
der  damals  sehr  verbreiteten,  anonym  erschienenen,  vom  Grafen  Hartig  ver- 
faßten Broschüre:  „Nachtgedanken  des  Publizisten  Gottheit  Zurecht",  Leip- 
zig 1851.  „Das  Ministerium  hat  das  Mißtrauen  gegen  das  Wollen  der  Re- 
gierten zur  Staatsmaxime  erhoben  und  sucht  nun  in  der  physischen  Gewalt 
eine. Waffe  gegen  dieses  Mitrauen."  Andrian  nennt  die  innere  Organisation 
ein  Chaos:  der  Bezirkshauptmann  wendet  sich  an  den  Statthalter  mit  Ueber- 
gehung  des  Kreispräsidenten,  dieser  an  die  Minister  mit  Uebergehung  der 
Statthalter.  Die  historischen  und  staatsrechtlichen  Verhältnisse  habe  man 
mit  dem  Schwerte  gelöst:  man  will,  nachdem  es  bisher  ein  ungarisches, 
böhmisches  und  italienisches  Staatsrecht  gegeben  hat,  etwas  das  bisher 
nicht  bestanden  hat,  nämlich  ein  zentralistisches  Staatsrecht  gründen.  Die 
Märzverfassung  hält  auch  Andrian  für  unausführbar,  doch  die  Verfassungs- 
zusage müsse  gehalten  werden.  Hiezu  solle  man  sich  des  Reichsrates  be- 
dienen, der  einen  Verfassungsentwurf  schaffen  solle. 

Das  Patent  vom  15.  März  1848  sei  der  letzte  legitime  Akt  vor  der 
Revolution  gewesen.  Dieses  habe  Abgeordnete  der  Provinzial-Stände  aller 
Länder  einberufen.  Man  möge  nun  abermals  eine  Notablenversaanmlung  aus 
allen  Provinzen  in  der  Höchstzahl  der  Mitglieder  von  100  einberufen  und 
diese  solle  dann  das  Verfassungsgutachten  des  Reichsrates  beraten.  Hier- 
auf möge  die  neue  Verfassung  octroyiert  werden. 

Man  sieht,  daß  der  spätere  Vorgang  von  1860,  der  zum  Oktober-Diplom 
führte,  in  den  Kreisen  der  Ständepolitiker  Oesterreichs  längst  vorberei- 
tet war. 

Im  übrigen  schwebt  Andrian  eine  durchaus  ständisch-autonomistische 
Reichs  Verfassung  vor.  Die  Gesamtvertretung  soll  aus  den  Landtagen  dele- 
giert werden.  Die  Landesordnungen  Stadions  von  1850  sind  verwerflich, 
weil  sie  auf  der  modernen  Verfassungstheorie  beruhen  und  dem  ständi- 
schen Prinzip  widersprechen  Es  sollen  also  für  jedes  Kronland  die  Lan- 
desordnungen durch  Landeskommissionen  ausgearbeitet,  hierauf  dem  Reichs- 
rat zur  Begutachtung  vorgelegt  und  dann  vom  Kaiser  octroyiert  werden. 
Die  neuen  Verfassungen  der  Länder  sollen  sich  möglichst  an  die  histori- 
schen Landesverfassungen  anschließen,  nur  sollen  die  bisher  nicht  reprä- 
sentierten Volksklassen  als  Stände  in  den  Landtag  neu  eingeführt  werden. 
Das  ständische  Prinzip  soll  als  Interessenvertretung  erneuert  werden,  auch 
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sollen  dabei  Kurien  in  den  Landtagen  erhalten  bleiben.  Mit  Ausnahme  Un- 
soll  in  jedem  Kronlande  nur  eine  Kammer  bestehen.  Das  Unterhaus 
Reichstages  soll  dann  durch  die  einzelnen  Kurien  eines  jeden  Landtages 
mittelst  Delegation  gebildet  wenden.  Dadurch  würde  auch  die  Bildung  einer 
Majorität  des  Reichstages  aus  ultra-provinzialen  oder  nationalen  Fanatikern 
vermieden  werden. 


Drittes  Kapitel. 
Das  Oktoberdiplom,  seine  Entstehung  und  seine  Bedeutung. 

Anmerkung  1  (Seite  572).  Die  Darstellung  im  Texte  beruht  vornehm- 
lich aui  den  im  Staatsarchive  erliegenden  Kabinetts-Akten  und  Protokollen 
der  Minister-Konferenz;  manches  befand  sich  auch  in  dem  ebendaselbst  be- 
findlichen Faszikel  „Akten  des  Grafen  Szescen"  und  .„Nachlaß  des  Grafen 
Rechberg".  Aus  der  Literatur  über  den  Gegenstand  ist  besonders  die  vor- 
treffliche Darstellung  Louis  Eisenmanns  in  seinem  Werke:  Le  Compro- 
mis  Austro-Hongrois  de  1867.  Paris  1904,  IL  Buch.  I.  Kapitel,  zu  nennen. 
F.  Wertheimer,  Graf  Julius  Andrassy,  sein  Leben  und  seine  Zeit, 
Stuttgart  1910,  IV.  und  V.  Kapitel.  Vgl.  ferner  W.  Rogge,  Oesterreich 
von  Vilägos  bis  zur  Gegenwart.  IL  Band.  G.  Kolmer,  Parlament  und 
Verfassung  in  Oesterreich,  Wien  1902,  I.  Band.  Dreissig  Jahre  aus 
dem  Leben  eines  Journalisten.  I.  Band.  Wien  1894.  Eine  ;Ier 
wichtigsten  Quellen  ist  die  schon  oft  genannte  Schrift:  Drei  Jahre  Ver- 
fassungsstreit von  einem  Ungarn.  Leipzig  1864.  Vgl.  weitere  Thal- 
loczys  Aufsatz:  Graf  Szescen  (Oesterr.  Revue  1902—03);  R.  Char- 
matz.  Adolf  Fischhof.  Stuttgart  1910.  Seite  139  ff.  H.  Marczali.  Un- 
garische Verfassungs-Geschichte,  Tübingen  1910,  S.  155  ff. 

Anmerkung  la  (Seite  573).  Der  ganze  Regierungsapparat  war  aui  die 
unmittelbare  Führung  der  Regierungsgeschäfte  dnrch  den  Kaiser  zugeschnit- 
li  it.  Die  Leitung  der  äußeren  Politik  lag  seit  der  Nachfolgerschaft  des  Grafen 
Buol.  einer  mittelmäßigen  Persönlichkeit  an  die  Stelle  des  Fürsten  Schwar- 
zenberg,  ganz  in  den  Hän.den  des  jungen  Monarchen,  der  übrigens  bis  zu 
seinem  Ende  auf  diesem  Felde  die  Entscheidung  nicht  nur  des  jeweiligen 
Kurses  der  Politik,  sondern  auch  alle  wichtigeres]  laufenden  und  Personal- 
angelegenheiten sich  streng  vorbehielt.  Einen  Kriegsminister  gab  es  nicht, 
sondern  nur  ein  Armee-Oberkommando,  mittels  dessen  der  „AHerhöchste 
Kriegsherr"  die  gesamte  Militärverwaltung  leitete:  in  Wahrheit  hatte  der 
kaiserliche  Generaladjutant  die  Armeeangelegenheiten  in  seinen  Händen. 
Ein  Gesamlininisterium  existierte  nicht  mehr:  für  die  Gesetzgebung  fungirte 
der  Kübecksehe  Reichsrath  als  das  die  Entscheidung  des  Kaisers  vorberei- 
Kolleixiiim.  für  die  Verwaltung  erschiene]]  die  Ressortminister  nur 
als  Departements  des  kaiserlichen  Kabinetts,  von  dem  alle  Entscheidung 
abhing.  Die  Ministerkonferen/.en  dienten  dazu,  daß  diejenigen  Angelegen- 
heit* n  allgemeiner  Natur,  die  mehrere  Ressorts  betrafen,  .darin  zu  einver- 
fctänd lieber  Erledigung  gelangten:  sobald  sich  dies  aber  als  unmöglich  heraus- 
-l<  Ute.  wurde  eine  neuerliche  Konferenz  unter  Vorsitz  des  Kaisers  abgehal- 
ten,  der  dann  entweder  sogleich  (hier  später  im  Wege  des  Kabinets  seine 
Entscheidung  fällte.  Zeitweilig  werden  auch  Nicht  minister  diesen  Kon- 
!'t>  uzen  zugezogen:  der  Präsident  des  Reichsrates,  der  Lendeagouvenieur 
von  Ungarn,  Erzherzoge.  Generale.  Neben  den  Ministerien  uiu\  von  diesen 
unabhängig  besteht  die  Oberste  Polizeibehörde,  deren  Chef  dem  kaiser- 
Kabdnel   untersteht:   ebenso  berichtet  der   Erzherzog-Gouverneur  von 

am  unmittelbar  an  den  Monarchen. 
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Anmerkung  lb  (Seite  574).  Die  öffentliche  Hauptverhandlung  im  Pro- 
zesse gegen  den  Direktor  der  Credit-Anstalt  Richter  bildete  mit  ihren  ver- 
schiedenen Zwischenfällen  wochenlang  den  Mittelpunkt  des  öffentlichen 
Interesses,  sowohl  in  Wien  wie  im  Auslande,  zumal  wegen  der  nahen 
Beziehungen,  in  welchen  dieser  Fall  zu  dem  Schicksale  des  Finanzministers 
Freiherrn  von  Brück  stand.  Das  stenographische  Protokoll  der  ganzen  Ver- 
handlung wurde  kurz  nach  ihrem  Abschluß  veröffentlicht  Der  Prozeß,  der 
mit  einer  ganz  geringfügigen  Arreststrafe  für  den  Angeklagten  endete,  er- 
gab nichts,  was  Brucks  Persönlichkeit  belasten  konnte.  Um  so  tragischer 
erschien  nun  das  furchtbare  Ende  dieses  unleugbar  bedeutendsten  Handels- 
politikers, den  Oesterreieh  in  dieser  ganzen  Epoche  besessen  hat,  und  von 
dessen  weitblickender  Wirtschaftsauffassung  die  von.  ihm  hinterlassenen 
Denkschriften  ein  ehrenvolles  Zeugnis  abgeben. 

Anmerkung  2  (Seite  576).  Eine  gute  Darstellung  der  Entwicklung  der 
preußischen  Konservativen  als  politischer  Partei  und  ihres  Programines  gibt: 
0  Stillich,  Die  politischen  Parteien  in  Deutschland  I.  Die  Konservativen 
Leipzig  1908.     Daselbst  auch  reichliche  Literatur-Angaben. 

Anmerkung  3  (Seite  578).  Die  Generation  des  österreichischen  und 
ungarischen  Hochadels,  deren  Werk  das  Oktober-Diplom  gewesen  ist,  macht 
so  ziemlich  die  ganze  politische  Produktivität  der  Adelspartei  aus:  was  an 
Grundsätzen  und  Ideen  durch  die  beiden  politischen  Gruppen  des  öster- 
reichischen Großgrundbesitzes  später  zu  Tage  gefördert  worden  ist,  geht 
auch  zum  größten  Teil  auf  die  Führer  von  1860  zurück.  Allerdings  hat 
.dann  der  Einfluß  des  gerade  zu  diesem  Zeitpunkte  aus  Deutschland  nach 
Wien  zur  Leitung  des  neuen  konservativen  Tagblattes  „Das  Vaterland"  be- 
rufenen Freiherrn  von  Vogelsang  der  jüngeren  Generation  des  Hoch- 
adels die  Ideen  der  preußischen  Konservativen  und  der  kotholischen  Politiker 
im  Reiche  sehr  eindringlich  vermittelt  und  ganz  besonders  eine  tiefere  Auf- 
fassung der  modernen  Arbeiterfrage  und  des  Sozialismus  geläufig  zu  machen 
versucht.  Hieraus  ergab  sich  dann  jene  eigentümliche  konservative  Sozial- 
politik, die  in  den  achtziger  Jahren  unter  Leitung  des  Finanzministers  im 
Ministerium  Taff e,  Dr.  Emil  Steinbachs,  die  österreichische  Gesetz- 
gebung vielfach  befruchtet  hat.  Das  eigentliche  verfassungspolitische 
Programm  des  Hochadels  ist  schon  durch  den  Ausgleich  mit  Ungarn  von 
1867  vollständig  beiseite  geschoben  worden.  Von  da  ab  beschränkt  sich  die 
spezifisch  politische  Grundidee  der  österreichischen  Konservativen  auf  die 
Vertretung  des  föderalistischen  Gedankens  innerhalb  der  österreichischen 
Reichshälite:  ein  Programm,  dem  durch  das  Scheitern  der  Politik  des  Grafen 
Hohenwart  im  Jahre  1871  gleichfalls  der  Boden  für  immer  entzogen  wurde. 
Dennoch  blieb  noch  mehr  als  zwei  Jahrzehnte  hindurch  der  konservativen 
Adelspartei  bedeutender  Einfluß  auf  das  ganze  innere  Staatsleben  Oester- 
reichs  gewahrt:  aber  ihre  Kraft,  so  viel  davon  vorhanden  war,  erschöpfte 
sich  mehr  und  mehr  in  bloßer  Personal-  und  Hofpolitik.  Ueber  das  ganze 
Wesen  und  die  Geschichte  der  österreichischen  Adelspolitik  wir.d  übrigens 
erst  in  den  späteren  Teilen  dieses  Buches  das  Wichtigste  zu  sagen  seLx. 

Anmerkung  4  (Seite  579).  Zweifellos  trug  zu  der  Selbsttäuschung, 
welche  durch  die  Altkonservativen  beim  Kaiser  hervorgerufen  wurde,  auch 
der  Umstand  bei,  daß  Franz  Josef  die  Gabe  besaß,  Männer,  die  mit  ihm 
immittelbar  in  politische  Berührung  kamen,  durch  seinen  persönlichen  Ein- 
fluß ganz  für  sich  zu  gewinnen.  Das  traf  jetzt  ganz  besonders  zu,  als 
diejenigen  ungarischen  Adeligen,  die,  wie  zum  Beispiel  der  Hofkanzler 
Baron  Vay  durch  ihre  Teilnahme  an  der  Revolution  schwer  kompromitiert 
waren,  nunmehr  vom  Kaiser  sehr  freundlich  aufgenommen  wurden.  Die 
Fähigkeit  Franz  Josefs,  sich  von  Mann  zu  Mann  persönlich  Anhänger  und 
opferbereite  Diener  zu  werben,  ist  zu  allen  Zeiten  keine  geringe  gewesen: 
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in  Ungarn  hatte  er  übrigens  schon  bei  seiner  Reise  im  Jahre  1857  sich  im 
A de!  zabJmeiobe  Sympathien  zu  verschaffen  verstanden. 

Anmerkung  5*  (Seite  582).  Was  die  Zentralisaiionspolitik  Alexander 
Bachs  betrifft,  so  hat  Graf  Leo  Thun  immerhin  wenigstens  deren  Ueber- 
mafi  Ungarn  gegenüber  im  Ministerrate  bekämpft.  Dies  zeigte  sich,  als 
die  Vorschläge  des  Ministers  des  Innern  über  die  Organisation  .der  neuen 
Verwaltung  Ungarns  im  Sommer  1850  verhandelt  wurden.  Besonders 
wendete  sich  Graf  Thun  gegen  den  streng  zentralistischen  Charakter,  wel- 
cher der  neuen  Statthalterei  als  Landesregierung  Ungarns  zugedacht  war. 
Auch  gegen  die  Zurücksetzimg  der  slawischen  Sprachen  in  Ungarn,  zumal 
der  slowakischen  Sprache,  opponierte  Graf  Thun  wiederholt.  Im  Uebrigen 
hat  er  aber  doch  die  Schaffung  des  Bachschen  Systems  als  Mitglied  der 
Minister-Konferenz  ohne  ernstes  Widerstreben  mitgemacht.  (Vgl.  H.  Schi  i  t- 
ter.  Versäumte  Gelegenheiten,  Wien  1920,  Seite  55.) 

Anmerkung  6  (Seite  583).  Ueber  die  Entstehung  der  sogenannten  Bach- 
schen Landesstatute  —  sie  dürfen  nicht  mit  den  noch  von  Stadion  ent- 
worfenen, aber  von  Bach  1849  veröffentlichten  Landesverfassungen  ver- 
wechselt werden  —  berichtet  Bernhard  von  Meyer,  einer  der  Bach  nahe- 
stehenden hohen  Beamten  im  Ministerium  .des  Inneren,  in  seinen  Lebens- 
erinnerungen Folgendes:  „Es  Avar  gegen  das  Ende  des  Jahres  1853,  als 
eine.-;  Morgens  Bach  eine  geringe  Anzahl  seiner  Räte  zu  sich  in  sein  Arbeits- 
zimmer berief  und  ihnen  eröffnete,  daß,  nachdem  nun  die  Organisation 
des  Administrativ-  und  Justizdienstes  in  allen  Teilen  des  Reiches  durch- 
geführt sei,  es  sich  nunmehr  um  den  Wiederaufbau  der  alten  lan^Iständischen 
Verfassungen  der  einzelnen  Kronländer  auf  einer  Grundlage  handle,  wie 
sie  dem  historischen  Rechte,  aber  auch  den  Verhältnissen  der  Gegenwart 
entsprechen.  Die  Grundzüge  dieser  künftigen  Landesverfassungen  setzte 
er  uns  unter  Hinweis  auf  das  a.  h.  Patent  vom  31.  Dezember  1861  und 
namentlich  des  §  35  desselben,  nach  welchem  in  den  einzelnen  K  ronlan.de  m 
aus  dem  besitzenden  Erbadel,  dem  großen  und  kleinen  Grundbesitz  und 
der  Industrie  beratende  Körperschaften  gebildet  werden  sollen,  in  kurzen 
aber  klar  gezeichneten  Grundlinien  auseinander.  Nach  dem  Muster  von 
Tirol  sollte  in  jedem  Kronlande  die  Landesvertretung  aus  Abgeordneten 
der  vier  Stände,  Klerus,  Adel  und  großer  Grundbesitz,  Städte-  und  Land- 
bevölkerung bestehen.  Die  ständische  Verfassung  von  Tirol  hat  jedoch 
die  Stimmenzahl  auf  alle  vier  Stände  gleich  verteilt;  hiervon  könne  bei 
näherer  Würdigung  der  maßgebenden  Verhältnisse  abgewichen  und  die 
Verteilung  der  Stimmen  nach  Maßgabe  der  politischen  und  soziale:) 
deutung,  die  der  eine  oder  ,der  andere  Stand  in  einem  Kronlande  hat,  b  - 
messen  werden.  Er  lud  uns  nun  ein,  die  alten  ständischen  Verfassungen 
die  verschiedenen  Phasen,  die  sie  durchlaufen  haben,  genau  zu  studin 
gleichzeitig  uns  aber  auch  mit  Zuhilfenahme  unserer  unmittelbaren  oriet 
mittelbaren  Erfahrung  ein  getreues  Bild  d>-r  bestehenden  Zustände  zu  ver- 
schaffen. Im  Verlaufe  von  ein  paar  Monaten  waren  alle  unsere  Arbeiten, 
zu  welchen  übrigens  die  in  den  einzelnen  Ländern  unter  dem  Vorsitze  dei 
Statthalter  gebildeten  Vertrauensmänner-Kommissionen  die  eingehen 
Vorlagen  geliefert  hatten,  unter  unmittelbarer  Einflußnahme  des  Ministen 
so  weit  vorgerückt,  daß  wir  in  gemeinsamen  Beratungen  zu  einer  defini- 
tiven Redaktion  des  Gänsen,  aller  Landesstatute  und  der  Wahlordnungen, 
m  wie  eu  einer  neuen  Feststellung  der  k.  k  Erbarmter  in  den  einzelnen 
Landein,  schreiten   konnten.     Pas   Drangen  des   Ministers  wurde  so  stark, 

daü   wir    so   zu    sagen    Tag    UOd    Nacht    arbeiteten    und    einige   von    uns   ,iein 

Minister  erklärten,  sie  könnten  eine  solche  Strapaze  nicht  länger  ertragen. 

diefl  WOhl  ein.  entschuldigte  Meli  aber  mit   dem   hohen  Orte*  erteilten 

Auftrage,  bta  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte  die  Arbeit  fertig  vorzul 
Endlich   waren   wir   fertig;   die    Landesverfassungen   und   die   Landeswahl- 
ordnuncen  mit  ihrer  umfassenden  historischen  uw\  rechtlichen  Begründung 
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bildeten  einen  starken  Folianten,  der  nun  den  Händen  des  Ministers  über- 
geben wurde."     (Meyer,  Lebenserinnerungen,  I.  S.  353  ff.) 

Anmerkung  7  (Seite  589).  Wenn  man  die  Reden  Brucks  in  den  mit 
der  Verfassungsreform  sich  beschäftigenden  Protokollen  der  Minister- 
konferenz liest,  so  kann  man  die  übliche  Auffassung,  Brück  sei  ein  Libe- 
laler  gewesen,  kaum  länger  aufrecht  erhalten.  Brück  war  ■ein  ausgezeich- 
neter Kopf  in  allen  Handels-,  Industrie-  und  Finanzfragen,  und  besaß  auf 
diesen  Gebieten  nicht  nur  bedeutende  durch  vielseitige  und  langjährige 
Erfahrung  gewonnene  Fachkenntnisse,  sondern  auch  jenes  Ausmaß  geisti- 
gen Mutes  und  fruchtbarer  Phantasie,  ohne  welches  schöpferische  Staats- 
kurist innerhalb  der  modernen  Gesellschaft  nicht  denkbar  ist.  Aber  im 
Uebrigen  war  er  als  Minister  weit  mehr  „autoritär",  wozu  er  nach  seiner 
ganzen  Charakteranlage  neigte,  als  „liberal".  Den  inneren  Problemen 
Oesterreichs  gegenüber  und  vollends  in  der  Verfassungsfrage  verhielt  er 
sich  so,  daß  man  ihm  kein  Unrecht  tut,  wenn  man  ihn  darin  als  diletantti- 
scheu  Staatsmann  bezeichnet.  Schließlich  war  er  ja  auch  als  geborener 
Rheinländer  und  späterer  Kaufmann  in  Triest  nicht  im  Besitze  genügender 
Kenntnisse  über  das  Wesen  der  österreichischen  Verfassungs-  und  Ver- 
waltungprobleme, um  mit  Männern  wie  Bach  oder  Thun  es  aufnehmen  zu 
können.  Brucks  Liberalismus  erschöpfte  sich  darin,  daß  er,  selbst  ein  ge- 
borener großer  Kaufmann,  volles  Verständnis  für  das  Streben  des  indu- 
striellen und  komerziellen  Bürgertums  nach  Geltung  im  Staate  besaß,  und 
daher  auch  eine  gewisse  Sympathie  für  das  liberale  Programm  fühlte. 
Im  Uebrigen  zeigt  seine  ganze  Haltung  gerade  in  den  Jahren  1859  und 
1860,  daß  er  sich  durchaus  als  „Mann  des  Kaisers"  ansah,  wie  ja  denn  sein 
Selbstmord  unzweifelhaft  die  Folge  der  furchtbaren  Gemütsdepression  war, 
in  welche  ihn  das  ungnädige  Entlassungsschreiben  des  Monarchen  versetzt 
hatte. 

Anmerkung  8  (Seite  605).  Protokoll  der  Mimsterkonferenz  vom 
2.  Oktober  1859  Zahl  3327. 

Anmerkung  9  (Seite  624).  Das  Oktober-Diplom  erliegt  im  Wiener 
Staatsarchive  in  einer  besonderen  Mappe  als  Originalausfertigung  und  ist 
auch  in  gleicher  Weise  in  /den  Landesarchiven  der  einzelnen  Kronländer 
hinterlegt.  Die  darin  im  Absatz  IV.  gegebene  Vorschrift,  daß  der  Nach- 
folger an  der  Krone  dasselbe  Diplom  sogleich  bei  der  Thronbesteigung 
mij  der  kaiserlichen  Unterschrift  versehen  an  die  einzelnen  Königreiche 
und  Länder  auszufertigen  habe,  ist  nach  dem  Ableben  des  Kaisers  Franz 
Josef  und  bei  der  Thronbestaigung  Kaiser  Karls  nicht  durchgeführt  worden. 

Anmerkung  10  (Seite  630).  Der  Ausdruck  „Mitwirkung"  zur  Bezeich- 
nung der  dem  Reichsrat  und  den  Landtagen  zugedachten  Tätigkeit  bei  der 
Gesetzgebung  ist  von  dem  Verfasser  des  Oktober-Diploms  wohl  überlegt 
angewendet  worden.  In  seiner  juristisch  gar  nicht  faßbaren  unbestimmten 
Art  sollte  er  die  Möglichkeit  bieten,  in  scheinbar  verfassungsmäßiger 
Form  dennoch,  jederzeit  wenn  man  dessen  bedurfte,  den  absoluten  Willen 
des  Souveräns  in  der  Gesetzgebung  aufrecht  zu  erhalten.  Zahlreiche,  zum 
Teil  im  Text  auch  angeführte,  Aeußerungen  des  Kaisers  in  den  Minister- 
konferenzen lassen  erkennen,  daß  er  damals  noch  nicht  im  Geringsten  ge- 
sonnen war,  seinen  Willen  dem  irgend  eines  Vertretungskörpers  unter- 
zuordnen. Des  jungen  Franz  Josef  ganz  persönliche  Auffassung  vom 
Staatsrecht  läßt  sich  kurz  darin  zusammenfassen,  daß  ihm  zwei  Vor- 
stellungen unerträglich  waren.  Die  eine:  daß  er  sich  dem  Willen  der 
Majorität  eines  „Reratungskörpers"  unterwerfen  solle,  die  zweite:  daß  er 
noch  darüber  hinaus  sich  in  der  Wahl  seiner  Minister  von  irgend  einer 
Majoritä!  Vorschriften  machen  lassen  solle.  Als  nun  die  liberale  Wiener 
Presse,  welche  schon  die  nachträgliche  ministerielle  Korrektur  der  Worte 
„Beirat  üben"  in  „Mitwirkung"  im  kärntnerischen  Landesstatute  schwer 
gereizt  hatte,  nun  auch  diesen   Ausdruck  als  unvereinbar  mit  einer  wirk- 
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liehen  Volksvertretung  scharf  kritisierte,  erklärte  die  offizielle  Presse  un- 
verhüllt,  daß  man  dieses  Wort  „Mitwirkung"  wohlbewußt  zum  Hauptbegrrfl 
des  Oktober-Diploms  gemacht  habe,  denn  man  habe  absichtlich  sich  nicht 
auf  den  beschränkten  juristischen  Standpunkt  stellen  wollen,  der  etwa  in 
dem  Begriffe  der  „Zustimmung"  eines  Vertretungskörpers  liege.  Dieses 
Wort  führe  meistens  zu  einer  „leblosen,  rein  formellen  Abwägung  eines 
Gesetzinhalts,  welcher  als  solcher  die  Bewilligung  oder  das  Veto  der 
Richter  verlangt.  „Der  Begriff  der  Mitwirkung  schließt  aber  keineswegs 
den  einer  willkürlichen  Ignorierung  der  ausgesprochenen  Ansichten  in  sich, 
er  hält  die  Möglichkeit  einer  vermittelnden  Abwägung  der  Regierung, 
auch  außerhalb  der  einfachen  Majoritätsbeschlüsse  aufrecht;  aber  dem 
ganzen  Sinn  des  kaiserlichen  Diploms  nach  kann  und  soll  .diese  niemals 
die.  Regel  sein."  (Artikel  der  Donau-Zeiiung,  wiedergegeben  in  der 
Nr,  Sil  der  Augsburger  Allgemeinen  Zeitung  vom  6.  November  1860.) 

Mi!  solchen  krausen  Ideengängen  hoffte  man  damals  in  Oesterreich  ein 
gesundes  öffentliches  Leben  auf  den  Weg  bringen  zu  können! 

Anmerkung    10a    und    11    (Seite   633).      Graf     Szescen    und     die 
Ausführung     des     Oktober-Diploms.       Die     von     den     journa- 
listischen     Parteigängern     der     Altkonservativen     und     ganz     besonders 
auch      von      deren      offizieller      Verteidigungsschrift      „Drei      Jahre      Ver- 
lassungsstreit"    aufgestelte   Behauptung,    es   sei    Graf    Goluchowskis   Mangel 
an     liberaler     Gesinnung     gewesen,     .der     das     Scheitern     des     Oktober- 
Diploms     in     Ungarn     hauptsächlich     verschuldet    habe,     kann     jedenfalls 
den    Grafen   Szescen    nicht    vor    der   gleichen   Anklage   bewahren.      Wenn 
dieser  auch  mit  der  Textierung  der  vier  ersten  von  Goluchowski  veröffent- 
lichten   Landesstatute    nichts    zu    tun    gehabt    hat,   so    hat    er   doch   an    der 
Beratung     aller     anderen     Landesstatute,   die   nach   dem   20.   Oktober  der 
Ministerkonferenz   vorgelegt   wurden,   sehr   eifrig   teilgenommen.     Wie   nun 
die  Ministerratsprotokolle  zeigen,  vertrat  Graf  Szescen  hierbei  nachdrücklich 
die   weitergehen  den   ständischen    Forderungen,  die   Graf   Clam   ihm  sugge- 
riert hatte;  so  z.  B.  verlangte  er  bei  der  Beratung  des  böhmischen  Landes- 
statutes die   Gewährung  persönlicher   Landtags-Mitgliedschaft  für  die  Chefs 
der   miS    Fideikomissen   ausgestatteten   adeligen   Häuser.     Auf  diese  Weise 
kam  es  dazu,  daß  Graf  Goluchowski  gegen  seinen  ungarischen  Kollegen  die 
„liberalen"   Bestimmungen   seiner    Verfassungsentwürfe    verteidigen    mußte! 
'In   der    Tat    vollzogen    Graf    Szescen    und   seine   altkonservativen    Freunde 
erst   dann,   a's   der    Widerstand   gegen   das   Oktober-Diplom   in   Ungarn   B    li 
unablässig   verstärkte,   die   Schwenkung   von    ihrem    ständisch-konservativen 
/Standpunkte    zu    dein    neuen   von   der    liberalen    Presse    Wiens    vertretenen 
(Schlagwort,   daß   nur   ein   „Mehr"  an   Liberalismus   in  der   Ausführung   des 
Oktober-Diploms   dio   Ungarn   dazu   vermögen   könne,   dieses   auch   für   sich 
schmackhaft    zu     finden.        Graf   Szescen    hat     dann    auch    die   Vorschläge 
(Schmerlings    füi   die    Zusammenstellung  der    Landtage,   welche   den    Grund- 
•_'' danken  des  Oktober-Diploms   vollkommen    aufhoben,    ruhig   hingenommen. 
Das    war    eben   die    unhaltbare    Position,    in    weiche   die    l'olitik    der    .^kon- 
servativen hineingeführt  hatte:  sie  wollten  im  Grunde  Benommen  den  un- 
garischen   Adels-Landtag    von    1847    herstellen,    mußten   dann    aber    sogleich 
die     Wh-!. Tb. -Stellung     des     Kossuthistischen    Wahlgesetzes    von    1848    an- 
nehmen.    Dafür  nötigte  sie  ihre  Verbindung  mit  Clam  und  seinen  Freunden 
für  Oesterreich  din  neustän  lis<  dien,  antikonstitutionellen   Ideen  des  dortigen 
Hochadrl.;    ihrerseits    zu    unterstützen.       In    ersterer    Hinsicht    täuschten    sje 
Bicb    schwer    über    die    wirkliche    Gesinnung    nicht    nur    der    magyarischen 
G<  ntrv.  sondern  auch  der  ihnen  nahestehenden  jüngeren  Magnaten,  wie  z.B. 

tasten  Julius   Andrassy.     In   letzterer    Hinsicht  ließen  sie  sich  von  «ien 

bönntisoben     Stendesgenoesea     täuschen,     welche  die   Unterwürfigkeit  des 

hen     Küru<  rlum.'i      in     Oesterreich      ebenso      überschätzten,      wie      die 

<  rhe  ffto    QefOgigkeil   der    Wiener    Bureaukratie.      Gral   Szescen   war   bei   all 


3.   Kap.:     Das   Oktoberdiplom,   seine   Entstehung   u.   seine   Bedeutung.  205 

diesen  Vorgängen  der  Führer,  und  wenn  er  den  Grafen  Goluchowski  wirk- 
lich von  Anfang  an  als  Gefahr  für  seine  Politik  ansah,  so  lag  dieser  Auf- 
fassung doch  nur  die  vage  Vorstellung  zu  Grunde,  daß  ein  liberaler 
Beam'tenminister  mehr  für  die  Annahme  des  Oktober^Diploms  in  der  öster- 
reichischen Reichshälfte  hätte  wirken  können.  Damals  wie  so  oft  später  ist 
in  den  höfischen  Kreisen,  in  welchen  Graf  Szesoens  staatsmännische  Kraft 
wurzelte,  die  Vorstellung  übermächtig  gewesen,  daß  für  die  Entscheidung 
großer  politischer  Fragen  die  einzelne  hierzu  berufene  Persönlichkeit  das 
Bestimmende  sei  und  nicht  die  grundsätzliche  Anschauung,  um  deren  Ab- 
lehnung oder  Annahme  es  sich  je  weilen  handelt.  Schließlich  ist  auou  uer 
verhängnisvolle  Irrtum,  der  die  Altkonservativen  dazu  trieb,  Schmerling 
an  die  Stelle  Goluchowskis  zu  bringen,  auch  nur  aus  solcher  Ueberschätzung 
des  Einflusses  der  einzelnen  Persönlichkeit  auf  die  Lösung  schwieriger 
Krisen  hervorgegangen.  Man  erwartete  von  Schmerling,  daß  schon  sein 
Name  allein  die  notwendige  Begeisterung  der  liberalen  Elemente  in  beiden 
Reichshälften  für  die  Durchführung  des  Oktober-Diploms  hervorzaubern 
werde,  und  nahm  dabei  von  vornherein  an,  daß  Schmerling  sich  doch  auch 
wieder  dem  Wunsche  des  Kaisers  fügen  werde,  mit  dessen  Willen  die  Alt- 
konservativen  fast  ausschließlich  zu  rechnen  pflegten,  und  daß  somit  auch 
seine  „Durchführung"  des  Diploms  an  der  antikonstitutionellen  Gesinnung 
des  Monarchen  ihr  Maß  finden  werde.  In  allen  diesen  Beziehungen  bietet 
die  Geschichte  des  Oktober-Diploms  weit  mehr  das  Bild  einer  großen 
höfischen  Haupt-  und  Staatsaktion  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  als  einer 
Verfassungsschöpfung    in    einem    modernen    Großstaate. 

Anmerkung  12  (Seite  650).  Die  politische  Weltfremdheit  und  das 
eigentümlich  verschnörkelte  Gewebe  des  Oktober-Diploms  erklärt  sich  aus 
der  eigenartigen  Atmosphäre  jenes  engen  und  abgeschlossenen  Kreises, 
aus  dem  es  hervorgegangen  ist.  Es  war  dies  ein  Zirkel  hochgebildete'", 
von  der  übrigen  profanen  Welt  exklusiv  sich  abschließender  Persönlich- 
keiten, in  welchem  die  von  den  ungarischen  Feudalen  längst  ausgestreute 
Baal  durch  dio  Ereignisse  zur  Frucht  herangereift  war.  In  diesem  Kreise, 
welcher  auf  die  allernächste  Umgebung  des  Kaisers  unsichtbaren  aber 
kräftigen  Einfluß  ausübte,  spielte  auch  jener  merkwürdige,  zugleich  tief 
religiös  empfindende  und  deutsch-nationale  Poet  nnd*  Schriftsteller,  Hans 
von  Perthaler,  eine  Rolle,  noch  bevor  ihm  die  Aufgabe  eines  Verfassungs- 
gesetzgebers selbst  zugewendet  wrar.  Die  Augsburger  Allgemeine  Zeitung 
veröffentlichte  kurz  nach  Erlassung  des  Oktober-Diploms  vier  Artikel  unter 
dem  Titel:  Das  österreichische  Staatsrecht  nach  dem  Diplom  vom 
20.  Oktober,  die  von  Perthaler  zwar  nicht  unterfertigt,  aber  doch  ge- 
schrieben sind,  wie  das  ihm  eigentümliche  Gepräge  des  Stils  und  der  darin 
auseinandergesetzten  Gedanken  unverkennbar  zeigt  Perthaler  bemüht 
sich,  in  diesen  Aufsätzen  die  ideelle  Bedeutung  des  Oktober-Diploms  klar 
zu  machen,  wobei  die  merkwürdige  Spannweite  seiner  eigenen  von  Hegel- 
scher Dialektik  bis  zu  Gneist  und  Tocquevüle  reichenden  Ideologie  deutlich 
hervortritt.  Er  geht  davon  aus,  daß  durch  die  Erlassung  des  Diploms  mit 
der  unbeschränkten  Gewalt  in  Oesterreich  für  immer  gebrochen  sei;  denn 
seine  Grundsätze  können  nicht  wie  die  frühere  Märzverfassung  an  einem 
schönen  Tage  wegdekretiert  werden,  sie  enthalten  zu  viele  naturwüchsige 
Elemente,  zu  viel  Organisches,  im  Leben  Wurzelndes,  als  daß  sie  wie  eitel 
^Schematismen  über  Nacht  entstehen  und  vergehen  können.  Man  dürfe  nun 
gegen  das  beseitigte  „System"  nicht  ungerecht  sein,  man  dürfe  auch  nicht 
die  Intentionen  der  Männer,  die  es  verkörperten,  entstellen.  „Nicht  der 
Gedanke  des  Sultanismus,  nicht  die  Durchführung  der  absolutistischen 
^Monarchie  war  es,  die  ihre  Maßregeln,  ihre  Gesetze  diktierten.  Es  war 
vielmehr  der  Hegeische  Begriff  vom  Staat,  der  Staatsall  mach tgedanke,  in 
welchem  der  Monarch  eigentlich  nur  die  Verkörperung  der  Totalitätsidee 
vorstellt,  der  —  allerdings  mit  et  welchen  spezifisch  sehr  heterogenen  Ele- 
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m enten  versetzt  —  den  Trägern  jenes  Systems  vorschwebte.  Sodann  war, 
abgesehen  von  ihrer  inneren  Begründung  oder  Ideologie,  die  zeitweilige 
Oberherrschaft  der  Staatsomnipotenzidee  dadurch  hervorgerufen,  daß  in 
den  vorangegangenen  Jahren  der  Revolution  eben  die  individuelle  Berechti- 
gung der  Nationalitäten,  der  Kronlande,  der  Kommunen  alle  Schranken 
überschritten,  das  Reich  zerrüttert  hatte."  Nun,  meinte  Perthaler,  sei  auch 
für  die  Deutschösterreicher  der  Gedanken  des  Seligovernement.  den  unsere 
Mitbrüder  und  Reichsgenossen  in  Ungarn  bewahrt  haben,  ins  Leben  zurück- 
gerufen und  dieses  sei  besser  als  die  französischen  Beglückungstheorien, 
die  jede  freie  individuelle  Regung  im  Interesse  eines  gleichmäßigen  Despo- 
tismus niederdrücken.  (Augsburger  Allgemeine  Zeitung  Nr.  301, 
Seite    4981.) 

Anmerkung  14  (Seite  656).  Den  bemerkenswertesten  Beleg  für  das 
damals  so  stark  fühlbare  Hervortreten  der  Idee,  die  Monarchie  unter 
magyarischer  Führung  und  Anpassung  der  westlichen  Reichshälfte  an  un- 
garische Verhältnisse  und  Einrichtungen  bietet  die  im  Anhang  IL  ab- 
gedruckte Denkschrift  ..Verfassung  Oesterreichs  auf  ungarischen  Grund- 
lagen mit  Rücksicht  auf  den  Statusquo  und   den  vermehrten  Reichsrat". 

Anmerkung    15   (Seite   663).     Von  den   zahlreichen    Aeußerungen 
Kaisers    in    den    Ministerratssitzungen,     die    diese    Abneigung    gegen    Zu- 
geständnisse an  die  konstitutionelle  Idee  bezeugen,  sei  hier  nur  die  fol- 
gende angeführt: 

Ministerkonierenz-Protokoll  vom  29.  Juni  1860,  M.  K.  Z.  2180. 

Punkt  3.  „Seine  Majestät  der  Kaiser  geruhten  es  für  dringend  not- 
wendig zu  erklären,  den  Statthaltern  zu  ihrer  Richtschnur  insbesondere 
auch  in  Bezug  auf  die  Preßaufsicht  die  Stellung  der  Regierung  in  Absicht 
auf  die  innere  Politik'  klarzumachen. 

In  den  Journalen  der  Hauptstadt  sowohl  als  in  den  Provinzialblättern 
tieten  konstitutionelle  Tendenzen  immer  offener  hervor,  und  selbst  in 
hochgestellten  Kreisen  werden  solche  Tendenzen  unumwunden  ausge- 
sprochen. 

Seine  Majestät  sei  fest  entschlossen,  diesen  Tendenzen  nicht  nachzu- 
geben, und  halte  es  vielmehr  für  Allerhöchst  Seine  Pflicht,  eine  Repräsen- 
tativverfassung, welche,  wie  die  reichsräthlichen  Verhandlungen  deutlich 
erkennen  lassen,  in  Oesterreich  zu  den  Unmöglichkeiten  gehört,  nicht  zu 
bewilligen. 

Der  verstärkte.  Reichsrath  dürfe  nicht  mit  repräsentativen  Attributen 
ausgestattet  werden,  wobei  eine  kompakte  Majorität  gewissermaßen  die  un- 
umschränkte Herrschaft  an  sich  reißen  kann,  gegen  welche  selbst  das  Veto 
des  Souveräns  nicht  immer  ausreicht.  Dieser  Körper  habe  vielmehr  in 
seiner  ihm  gesetzlich  angewiesenen  Stellung  zu  verbleiben,  mit  voller  Frei- 
heit der  Berathung,  jedoch  unter  Vorbehalt  der  freien  Beschlußfassung  für 
Seine  Majestät. 

Andrerseits  werde  Seine  Majestät  der  Kaiser  auch  nicht  zugeben,  daß 
die  Landesvertretungen  eine  dezentralisierende  Richtung  bis  aufs  äußerste 
verfolgen  und  sich  eine  Autonomie  bis  zu  einem  den  Zerfall  des  Staates 
herbeiführenden   Extreme  anmaßen. 

Zur  Beseitigung  jeder  Ungewißheit  in  dieser  für-  das  Wohl  und  die 
Rnhe  der  Monarchie  hochwichtigen  Angelegenheit  finden  demnach  Seine 
k.  u.  k.  Apostol.  Majestät  in  der  Staatskon ferenz  den  jx>sitiven  Allerhöchsten 
Willen  auszusprechen,  keine  Beschränkung  der  monarchischen  Gewalt  durch 
•  inf  Constitution  zu  gestatten  und  lieber  allen  Stürmen  entgegentreten  zu 
wollen." 
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Sechster  Abschnitt. 

Die  Reiclisverfassung  des  Februarpatentes. 

Erstes  Kapitel. 

Das  Scheitern  des  Oktoberdiploms  und  die  Berufung 
Anton  von  Schmerlings. 

Quellen  und  Literatur. 

Die  Darstellung  im  Texte  beruht  auf  den  im  Staatsarchiv  erliegenden 
Ministerkonferenzprotokollen  und  Kabinettsakten.  Was  die  gedruckte  Lite- 
ratur anbelangt,  so  sind  hier  neben  den  hierher  gehörigen  Abschnitten  der 
schon  angeführten  Werke  L.  Eisenmanns,  Rogges,  Kolmers  und  Wertheimers 
noch  folgende  Schriften  hinzuzufügen:  A.  Kecskemethy:  Ein  Jahr  aus 
der  Geschichte  Ungarns,  Wien  1862*  Ernst  Freiherr  von  Plener,  Er- 
innerungen, Stuttgart  1911.  A.  Freiherr  von  Czedik,  Zur  Geschichte 
der  k.  k  österreichischen  Ministerien  1861—1916,  I.  Band,  Wien  1917. 
Schmerling,  Eine  Charakterskizze  (Abdruck  aus  der  y,  Augsburger 
A.  Zeitung"  1861,  Wien).  Bauemfeld,  Tagebücher  im  Grillparzer- 
Jahrbuch,  V.  Band,  derselbe,  Aus  Alt  und  Neu-Wien,  gesammelte  Schriften, 
XII,  F,  von  Krön  es,  Moritz  von  Kaiserfeld,  Leipzig  1888,  v.  L.,  Zwölf 
Artikel  über  ,die  ungarische  Frage  (Sep.  Abdruck  nach  dem  „Wanderer"), 
Wien   1862. 

Anmerkung  1  (Seite  672).  Die  Hauptangriffspunkte  für  die  liberale 
Presso  bildeten:  die  Bevorzugung  Ungarns,  das  seine  eigene  Landesver- 
fassung zurück  erhielt,  vor  den  deutsch-slawischen  Erbländern,  ferner  die 
Art  und  Weise  der  Bildung  der  Landtage  in  den  letzteren,  deren  neuständi- 
scher Charakter  zu  allen  konstitutionellen  Begriffen  in  schneidendem  Wider- 
spruch stand.  Man  klagte  über  das  „Dämmerlicht",  in  welchem  der  ganze 
Inhalt  des  Diploms  gehalten  war,  und  selbst  regierungsfreundliche  Organe 
gaben  zu,  daß  das  Diplom  nicht  die  „österreichische  Sprache  rede",  daher 
der  Bevölkerung  unverständlich  sei.  Als  ein  besonders  schweres  Unrecht 
empfand  man  es,  daß  die  seit  1850  nicht  mehr  neu  gewählten  Gemeinde- 
vertretungen, die  zum  großen  Teile  aus  den  von  der  Regierung  „kooptierten" 
Mitgliedern  bestanden,  die  ersten  Landtage  wählen  sollten.  Sehr  bald  setzte 
denn  auch  in  den  größeren  Städten  eine  kräftige  Bewegung  innerhalb  der 
Gemeinderäte  selbst  ein,  die  dahin  strebte,  durch  Niederleguug  der  Mandate 
Neuwahlen  in  den  Gemeinden  herbeizuführen.  Sehr  bald  klagten  auch  aus 
Ungarn  vernehmliche  Stimmen,  daß  die  den  Ungarn  angesonnene  Opferung 
eines  wichtigen  Teiles  der  Kompetenz  ihres  Landtages  zu  Gunsten  des 
Reichsrates,  der  in  der  westlichen  Reichshälfte  auf  Grund  von  Landesord- 
nungen wie  der  bereits  publizierten  tirolischen  oder  steiermärkischen  ge- 
bildet werden  sollte,  gänzlich  undenkbar  sei.  Schon  in  der  zweiten  Woche 
begann  denn  auch  die  Wiener  Presse,  unterstützt  von  den  Korrespondenten 
der  großen  deutschen  Blätter,  vor  allem  der  „Augsburger  Allgemeinen 
Zeitung",  von  einer  neuerlichen  Regierungskrise  und  von  der  Berufung 
Schmerlings  zu  reden,  der  allenthalben  als  die  große  Hoffnung  der  Libe- 
ralen galt. 

Anmerkung  2  (Seite  673).  Die  Stimmung  der  Bevölkerung  in  Ungarn 
war  schon  im  Winter  1859/60  sehr  bedenklich  geworden,  in  Pest  und  ande- 
ren größeren  Städten  begann  schon  damals  die  Widersetzlichkeit  gegen  die 
kaiserlichen  Behörden  offen  hervorzutreten,  aber  erst  nach  der  Erlassung 
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( iktober-Diploms  setzte  im  ganzen  Lande  die  heftigste  Agitation  gegen 
dio  Wiener  Regierung  und  das  absolutistische  „System"  ein.  Die  Wieder- 
herstellung der  Komitate  schuf  hierfür  den  gesetzlichen  Boden;  die  Kon- 
stituierung der  Komitatsausschüsse  und  Wahl  der  Behörden  Beiigte,  daß  das 
Magyarenthum  unter  Führung  der  Gentry  sich  abermals  und  schnell  revo- 
lutionärer Erhebung  näherte.  Ueberall  wurden  ,'lie  Komitatsvertretungen 
i;n  I  Beamten  wiedergewählt,  welche  184S  und  1849  in  Wirksamkeit  ge- 
wesen waren:  nur  diejenigen  Persönlichkeiten,  die  sich  später  mit  der  ab- 
solutistischen Regierung  versöhnt  hatten,  wurden  als  „todt  aus  den  Listen 
gestrichen.  Dafür  wurden  in  vielen  Komitaten  die  Namen  Garibaldi,  Napo- 
leon III.,  Cavours  im  I  Mazzinis  in  die  Listen  der  Ausschußmitglieder  ein- 
getragen! Die  Instruktion,  .die  der  Hofkanzler  Vay  als  Richtschnur  für  die 
Komitatsverwaltung  erlassen  hatte,  wurde  einfach  beiseite  gesetzt.  Als 
Vay  durch  ein  königliches  Reskript  vom  16.  Jänner  1861  mit  strengen  Maß- 
regeln  gegen  die  Komitate  vorzugehen  drohte,  blieb  auch  dieser  Schritt 
ganz  erfolglos.  Dem  Pester  Komitate,  welches  die  Eintreibung  von  Steuern 
und  Aushebung  von  Rekruten  als  ungesetzlich  und  die  Gesetzartikel  von 
1848  als  einzige  und  unverletzliche  Rechtsgrundlage  erklärte,  schlösse;: 
in  erlassenen  Beschlüssen  -die  meisten  anderen  Komitate  an. 

Eine  gute  Schilderung  der  ganzen  Resistenzbewegung  in  Ungarn  gibt 
Rogge  a.  a.  0.  IL  Bdu  S.  42 — 46,  73—88.  Vgl.  auch  den  Artikel  „Ungarn 
seit  1849"  in  Brockhaus'  „Unsere  Zeit",  Leipzig  1864,  S.  593—634. 

Sehr  bemerkenswert!!  sind  die  Ausführungen  des  Grafen  Szescen  in 
der  Schrift  „Drei  Jahre  Verfassungsstreit",  Leipzig  1864,  in  welchen  er  die 
Komitatsbewegung  von  1860  beurteilt.  Szescen  bezeichnet  sie  als  die 
Hauptursache  des  Mißerfolges  der  Altkonservativen  und  als  die  Hauptquelle 
des  politischen  Unheils,  das  damit  über  Ungarn  heraufbeschworen  wor  len 
ist.  Die  eigentlich  Schuldigen  sieht  er  in  den  „Deakisten",  ,die  sich  von 
den  kossuthistischen  „Ultras"  in  die  aufrührerische  Komitatsbewegiuig 
durch  Annahme  des  Standpunktes  der  „starren  Legitimität"  haben  hinein- 
treiben lassen.  Dadurch  gaben  sie  Schmerling  und  der  Wiener  Bureau- 
kratie  die  erwünschte  Gelegenheit  wieder  den  vollen  Einfluß  im  kaiser- 
lichen Cabinett  wiederzugewinnen.  Auf  diese  Weise  ist  die  „Transaktions- 
politik" der  Altkonservativen  zuerst  und  entscheidend  in  Ungarn  selbst  ad 
lum  geführt  worden  durch  die  Intransigenz  des  magyarischen  Komi- 
iatsadels  und  der  von  Deak  und  Eövös  geführten  Intelligenz  des  ganzen 
Landes.    Siehe  a.  a.  0.  S.  80  ff. 

Anmerkung  3  (Seite  674)  Für  die  Stimmung  der  deutschen  Intelligenz 
in  den  Provinzen  sind  die  Zeitungsartikel  und  Briefe  Moritz  von  K; 
felds  aus  jener  Zeit  sehr  charakteristisch.  So  schrieb  er  am  3.  Dezember 
1860.  „Wir  müssen  einen  rascheren  Weg  betreten  und  der  kann  gegen- 
wärtig nur  in  der  Reaktivierung  der  Stadionschen  Landesverfassungen  und 
in  dem  sofortigen  Zusammentreten  der  auf  ihrer  Grundlage  kansütuirteo 
Landesvertretungen  gefunden  werden.  Damit  allein  ist  in  der  schnellsten 
und  zugleich  auch  in  der  befriedigendsten  Weise  die  Möglichkeit  wenigstens 
für  einen  außerungarischen  Reichsrath  gegeben,  welchem  die  definitive 
Organisation  des  Reiches  besser  gelingen  wird  als  der  Regierung,  welche 
immer  zu  spät  kommt  — ",  und  naeh  der  Berufung  Schmerlings  schrieb 
rfeM:  „Schmerling  als  Minister  bedeutet  vollständigen  Systemwechsel. 
Das  Ministerium,  dessen  Mitglied  Schmerling  heute  ist,  isl  «lein  von  gestern 
so  entgegengesetzl  wie  die  Begriffe  „bestimmt"  und  „unbestimmt",  „wollen" 
und  „nicht  wollen"  nur  immer  sein  können."  (Krones.  Kaiserfeld.  S.  L66 
Dil   167.) 

Anmerkung  4  (Seite  674).     In   Wien   sprach   man   in  «in-  Gesellscl 
und  im  Beamtentum  von  den  „sarmatischen"  Manieren,  die  mit  Qoiuchowski 
in  das  Ministerium  einbezogen  seien  und  man  tadelte  seinen  aristokratischen 
Hochmut    und    Starrsinn.      Die    Feindschaft,    die    er    im    Ministerconseil    bei 
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jeder  Gelegenheit  gegen  die  Presse  bezeugte,  ließ  er  auch  nach  außen 
hervortreten  und  dies  machte  ihn  bald  zu  dem  (bei  den  Journalisten  un- 
beliebtesten Minister.  Seine  pedantische  Geschäftsbehandlung  stieß  in  der 
Beamtenschaft  selbst  auf  Widerstand,  zumal  die  hohe  Bureaukratie  in,  der 
Berufung  eines  Polen  auf  den  Platz  des  Staatsministers  eine  förmliche  Ver- 
letzung ihres  eigenen  Interesses  sah.  Sehr  gut  schildert  Eisenmann  Golu- 
chowskis  Stellung  und  Schicksal.  „Man  bedurfte,  sagt  er,  eines  Sühnopfers: 
dazu  war  Goluchowski  voraus  bestimmt.  Kein  Zweifel,  daß  er  nicht  auf 
der  Höhe  seiner  Aufgabe  stand;  selbst  seine  mildesten  Richter  erkennen  ihm 
nur  die  Verdienste  eines  guten  Beamten  zu,  aber  jetzt  war  mehr  erforder- 
lich. Lemberg,  von  wo  er  herkam,  ist  nie  eine  gute  Schule  der  Kunst 
zu  regieren  in  Oesterreich  gewesen.  Seine  Beamten,  weit  [entfernt  ihm 
zu  heuen,  und  über  sein©  Fehler  aufzuklären,  gaben  sich  Mühe  ihn  irre 
zu  führen:  im  Ministerium  erschien  dieser  Provinziale  als  Eindringling 
und  wenn  er  auch  von  seinen  Untergebenen  nicht  die  Robotleistungen 
der  ruthenischen  Bauern  forderte,  so  behandelte  er  sie  doch  sehr  unliebens- 
würdig und  von  oben  herab.  Auch  halfen  sie  dem  Minister  gerne,  sich 
zu  blamieren.  Lasser,  Bachs  Nachlaß  an  die  neue  Zeit  und  immer  bereit 
sein  Verwaltungstalent  der  an  höchster  Stelle  beliebten  Politik  zur  Ver- 
fügung zu  stellen,  verriet  seinen  Chef  sobald  er  merkte,  daß  dieser  er- 
schüttert sei.  Mit  den  Ungarn  war  er  ganz  zerschlagen  und  Clam-Martinitz. 
der  selbst  Staatsminister  werden  wollte,  ließ  alle  Minen  gegen  ihn  springen 
Während  Goluchowski  sich  in  seinem  Ruhme  wiegte  bereiteten  seine 
Mängel  und  jene  Intriguen  seinen  plötzlichen  Sturz  vor."  Eisenmann  a.  a.  0. 
Seite  251. 

Anmerkung  5  (Seite  675).  Bauernfeld  mit  Schmerling  schon  in  dessen 
Jugendjahren  befreundet,  gehörte  mit  zu  der  frondierenden  Wiener  Gesell- 
schaft, die  in  den  liberalen  ständischen  Elementen  ihre  Spitze  hatte.  Aus 
jener  Zeit  stammt  eine  Notiz  in  seinem  Tagebuch:  „Schmerling  hat  einen 
angenehmen,  trockenen  zugleich  scharfen  Humor.  Es  schimpft  sich  mit 
ihm  prächtig  über  die  hiesigen  Dummheiten."  In  den  60er  Jahren  beur- 
teilte er  ihn  wesentlich  kühler.  Bauernfeld  meint:  Schmerling  habe  gerade 
soviel  Leichtsinn  und  Ehrgeiz  als  seine  Stellung  fordere  und  sei  gerade 
das  was  man  brauche.  Was  Bauernfeld  mit  Schmerling  verband,  war  ihre 
gemeinsame  großdeutsche  Gesinnung.  Ueber  die  Politik,  die  zum  Februar- 
patent führte,  meinte  Bauernfeld,  die  Verfassung  „sei  nicht  ohne  staats- 
männiiscben  Blick  entworfen  und  mit  Umsicht  und  rastloser  Tätigkeit  war 
sie  auch  durchführbar,  wenn  man  sich  rechtzeitig  zu  Konzessionen  an  die 
Ungarn  herbei  ließ,  an  statt  .ihre  Rechtskontinuität  zu  bestreiten  und 
schlechterdings  wegzuleugnen". 

Anmerkung  6  (Seite  676).  Ministerratsprotokoll  vom  18.  Oktober  1860. 
Zahl  3665. 

Anmerkung  7  (Seite  677).  Ministerratsprotokoll  vom  1.  November  1860 
Zahl  3667. 

Anmerkung  8  (Seite  670).  Graf  Goluchowski  erinnerte  daran,  daß  er 
schon  im  vergangenen  Jahre  der  Ansicht  gewesen  sei,  als  es  sich  darum 
handelte,  den  Reichsrat  ins  Leben  zu  rufen,  die  Organisierung  des  Kaiser- 
staates vor  allem  mit  der  größtmöglichsten  Beschleunigung  durchzuführen 
und  dann  erst  den  beantragten  Reichsrat  in  Wirksamkeit  zu  setzen.  Allein 
es  wurde  anders  beschlossen  und  man  glaubte,  die  Einberufung  des  Reichs- 
rates könne  nicht  genug  eilig  erfolgen,  um  die  zu  jener  Zeit  beabsichtigte 
finanzielle  Operation  einer  gedeihlichen  Entwicklung  zuzuführen.  Den  ge- 
hegten Erwartungen  folgte  eine  bittere  Enttäuschung,  weil  die  Einsetzung 
und  Einberufung  des  Reichsrates  die  finanzielle  Lage  Oesterreichs  nicht 
konsolidierte.  Ungeachtet  dieser  Erfahrungen  hat  sich  Seine  Majestät  be- 
wogen gefunden,  der  gedachten  Körperschaft  für  die  zu  schließenden 
finanziellen  Darlehensoperationen    und   Ausschreibung    neuer  Steuern    die 
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zustimmende  Bewilligung,  somit  eine  wesentliche  Erweiterung  seines  Wir- 
kungskreises, einzuräumen.  Da  nun  dies  geschehen  ist,  so  ist  es  auch 
Pflicht  der  Regierung,  ihr  gegebenes  Wort  einzulösen  und  das  beabsichtigte 
Darlehensgeschäft  gemeinschaftlich  mit  dem  sogleich  einzuberufenden 
Reicherate  zu  beraten  und  zum   Beschluß  gelangen  zu  lassen. 

Anmerkung  9  (Seite  680).     Ministerratsprotokoll  17.   XI.  1860.  Z.  3954. 

Anmerkung  10  (Seite  684).  Ministerratsprotokoll  vom  24.  November 
1860.  Z.  3955. 

Anmerkung  11  (Seite  687)  Ministerratsprotokoll  vom  29.  November 
1860.  Z.  3999. 

Anmerkung  12  (Seite  687).  Ministerratsprotokoll  vom  1.  und  5.  Dezem- 
ber 1860.  Z.  4047. 

Anmerkung  13  (Seile  689).  Man  kann  z.  B.  in  zahlreichen  Korrespon- 
denzen der  A.  A.  Zeitung  aus  Wien  und  aus  den  Provinzhauptstädten  deut- 
lich verfolgen,  wie  kräftig  Schmerlings  Kandidatur  durch  die  Presse  in 
den  Vordergrund  geschoben  wird;  daß  dabei  die  hohe  Bureaukratie  vielfach 
die  eigentlich  bewegende  Kraft  war,  ist  unter  den  damaligen  Wiener  Preß- 
verhältnissen selbstverständlich.  Waren  doch  gerade  hohe  Beamte  im  Mini- 
sterium des  Inneren  wie  des  Aeußeren  seit  Jahrzehnten  regelmäßig  Be- 
richterstatter jenes  für  die  habsburgische  Monarchie  wichtigsten  deutschen 
Tageblatts. 

Anmerkung  14  (Seite  689).  Siehe  Julins  Fröbel,  Ein  Lebenslauf, 
Stuttgart  1891,  II.  Band,  S.  604. 

Anmerkung  15  (Seite  691).  Leider  sind  die  Memoiren  Schmerlings,  an 
deren  Vorhandensein  kein  Zweifel  besteht,  bis  zur  Stunde  unveröffent liebt 
geblieben. 

Anmerkung  loa  (Seite  695).  Der  zu  einem  geflügelten  Wort  gewordene 
Ausspruch  Schmerlings:  „Wir  können  warten!"  ist  nicht,  wie  gewöhnlich 
berichtet  wird,  anläßlich  seiner  ungarischen  Politik  erfolgt,  sondern  im 
Zusammenhang  mit  dem  von  dem  liberalen  Flügel  der  Verfassungspartei 
geforderten  neuen  Preßgesetz.  Sehr  charakteristisch  in  dieser  Hinsicht  ist 
auch  eine  Mitteilung  Julius  F  r  o  e  b  e  1  s  über  Schmerling.  „Vielfach  hörte 
ich  Schmerling  der  Trägheit  beschuldigen.  Graf  Auersperg  (Anastasius 
Grün),  den  ich  besuchte,  sprach  mit  Wärme  vom  Staatsminister  und  rühmte 
die  Integrität  seines  Charakters,  fügte  aber  hinzu,  derselbe  habe  keine  um- 
fassenden politischen  Pläne  und  sei  von  Natur  träge.  Schmerling,  sagte 
Uraf  Auersperg,  sucht  Erfolge,  auf  denen  man  ausruhen  kann  und  die 
Früchte  der  Arbeit  genießen.  Falsch  war  das  nicht  geurteilt."  Ein  Lebens- 
lauf,   Stuttgart  1891,    II.,  S.   116. 

Anmerkung  15  b  (Seite  697).  Kennzeichnend  für  die  in  Oesterreich  bis 
zur  Stunde  übliche  Auffassung  vom  Richterstande  ist  der  allgemein  amtlich 
angewendete  Ausdruck:  „richterlicher  Beamte"  zair  Bezeichnung  des  Richters. 
Auch  ist  grundsätzlich  nach  der  alten  Rangordnung  dem  politischen  Beamten 
immer  der  Vorrang  vor  den  Richtern  zuerkannt  worden. 

Anmerkung  16  (Seite  699).  In  Anton  von  Schmerlings  staatsmännischer 
Gestell  sind  noch  die  beiden  Typen  österreichischer  Ministerpräsidenten 
der  konstitutionellen  Regierung  Franz  Josefs  miteinander  verschmolzen,  die 
sich  dann  in  der  langen  Reihe  derselben  deutlich  von  einander  unterschei- 
den lassen:  der  „beamtete  Politiker",  der  zumeist  ein  Mitglied  des  Hoch- 
adels  ist,  und  der  politisierende  hohe  Reamte.  der  die  „Künste  der  Politik" 
von  den  unteren  Sprossen  der  bureaukratischen  Hierarchie  auf  dienend  — 
zumeist  als  „gewandter  Praesidiali>t"  eines  Ministeriums  —  gelernt  und  da- 
für besondere  Begabung  gezeigt  hat.  Schmerling  war  von  Anfang  an  —  als 
Ständischer  Verordneter  --«»Politiker  und  ist  als  solcher  Träger  hoher  Aemter 
in  Frankfurt  a.  Main  geworden,  sodann  Justizminister.  Das  bureaukratisehe 
menl  ist  bei  ihm  immer  sekundär  geblieben  und  eigentlich  nur 
UM  Ausdruck  dafür  hervorgekommen,  daß  es  ihm  doch  an  den  entscheiden- 
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den  Gaben  des  freien,  schöpferischen  Staatsmannes  gemangelt  hat.  Immer 
ist  er  aber  doch  eine  bedeutende  politische  Figur  gewesen,  die  über  das 
Maß  der  streng  bureaukratisohen  Regierungshäupter  des  modernen  Oester- 
reich  hinausragt. 

Anmerkung  17  (Seite  708).  Vgl.  Ministerkonferenzprotokoll  Z.  4150  vom 
14.  Dezember  1860.  Die  ganze  Debatte  in  dieser  Konferenz  zeigt,  daß  man 
sich  schon  damals  bei  Hofe  und  in  der  Regierung  mit  einer  neuerlichen 
Einführung  absolutistischer  Regierungsweise  in  Ungarn  vertraut  machte. 
Baron  Vay  meinte,  man  müsse  vor  allem  den  Landtag  zusammenzubringen 
suchen,  werde  ihn  aber  vielleicht  auflösen  müssen.  Der  Kriegsminister 
dagegen  setzte  auseinander,  daß  die  vorhandenen  Truppen  ausreichend 
wären,  man  könne  übrigens  noch  weitere  nach  Ungarn  disponieren.  Die 
militärische  Aktion  würde  durch  den  Belagerungszustand  kräftig  unterstützt 
werden.  Mobile  Kolonnen  würden  das  Land  durchziehen  und  den  ent- 
stehenden revolutionären  Comites  nirgends  gestatten  dürfen,  sich  festzu- 
setzen, insbesondere  aber  verhindern  müssen,  daß  ein  Teil  von  Ungarn  sich 
zum  bleibenden  Herd  des  Aufstandes  ausbilde  und  mit  dem  Ausland  in 
Verbindung  setze,  wie  dies  1848  geschehen  ist. 

Anmerkung  18  (Seite  712)  Der  Gedankt-  eines  „Vereinigten  Landtages" 
rührt  zweifellos  von  Perthaler  her,  der  in  seiner  doktrinär-philosophischen 
Art  alles  Heil  davon  erwartete,  daß  dieselben  Personen  die  Landtage  und 
den  Reichsrat  bilden:  denn  davon  erhoffte  er  eine  gegenseitige  Durch- 
dringung des  „Reichsgedankens"   und  der   autonomistischen   Idee. 

Anmerkung  18  a  (Seite  713).  Das  Ministerkonferenzprotokoll  vom 
24.  Jänner  1861.  Z.  466  berichtet  über  diesen  schwierigen  Augenblick  in 
der  Veriassungsarbeit  Schmerlings  —  der  Kaiser  widerstrebte  dem  An- 
sinnen die  vor  wenigen  Wochen  octroyirten  Landesstatute  zu  widerrufen  — 
folgendes:  „Nachdem  in  der  Konferenz  vom  23.  d.  M.  die  Frage,  ob  nicht 
auch  für  die  vier  Kronländer,  welche  bereits  Landesstatute  nach  dem  Grund- 
satze der  Ständevertretung  erhalten  haben,  nun  ebenfalls  auf  der  Basis  der 
Interessenvertretung  beruhende  Statute  zu  erlassen  wären,  berathen,  aber 
dabei  kein  einstimmiger  Antrag  erzielt  werden  konnte,  geruhte  Seine 
Majestät  diesen  Gegenstand  zur  wiederholten  Erörterung  zu  bringen.  Hiebei 
geruhte  Se.  Majestät  zu  bemerken,  Allerhöchstdieselben  hätten  bei  der  jüngst 
erfolgten  Modifizierung  der  Wahlordnimg  ausdrücklich  beigefügt,  daß  in 
rlen  anderen  Funkten  die  erlassenen  Statute  aufrechterhalten  werden  sollen. 
Die  etwa  wünschenswerthen  Aenderungen  dieser  vier  Statute  könnten 
später  auf  dem  legalen  Wege,  über  spontane  Anträge  der  Landtage  selbst 
oder  über  Regierungsvorlagen  an  dieselben  erfolgen,  ohne  daß  die  dazu  von 
der  Majorität  beantragten,  dem  Ansehen  und  der  Stabilität  A.  H.  Erlässe 
überhaupt  abträgliche  Zurücknahme  der  vor  drei  Monaten  erlassenen  Patente 
erforderlich  wäre. 

Der  Staatsminister  erwiderte,  er  sei  völlig  durchdrungen  von 
der  Notwendigkeit  in  dem  neuen  staatlichen  Organismus  der  Monarchie 
möglichst  nach  Stabilität  zu  streben;  er  erkennt  es  als  ein  Gebot  der  poli- 
tischen Klugheit,  an  den  a.  h.  festgesetzten  Normen  nicht  unnötig  zu  rütteln; 
aber  eben  in  dem  vorliegenden  Falle  müsse  er  die  Notwendigkeit  als  vor- 
handen anerkennen,  die  vier  fraglichen  Statute  durch  neue  zu  ersetzen.  Er 
glaubt,  daß  sich  dies  am  naturgemäßesten  und  einfachsten  —  selbst  viel- 
leicht ohne  spezielle  Zurücknahme  der  älteren  —  dann  bewirken  ließe, 
wenn  a.  h.  Seine  Majestät  das  neue  Reichsstatut  und  die  Statuten  der  ge^ 
samten  deutsch-slawischen  Kronländer  mit  einem  Male  als  den  Schlußstein 
des  Ausbaues  der  Monarchie  —  mit  Ausnahme  der  ungarischen  Länder  — 
zu  erlassen  geruhen  würden.  Daß  die  für  Steiermark,  Kärnthen  und  Tyrol 
erlassenen  Statute  diese  Länder  nicht  befriedigt  haben,  sei  Thatsache. 
Die  Wahlordnung  ist  wohl  durch  a.  h.  Beschluß  geändert  worden,  aber  es 
werde  auch  notwendig,  die  Grundlagen  der  Vertretung  in  den  vier  Krön- 


■>j>  Die  Reichsverfassung  des  Februar  patentes. 

landein  übereinstimmend  mit  den  bei  den  übrigen  geltenden  Prinzipien  zu 
ändern,  widrigens  sich  die  Mehrzahl  der  Bevölkerung  .dieser  Länder  als 
politisch  zurückgesetzt  betrachten  würden.  In  Salzburg  und  Kärnthen 
würde  eine  solche  Aenderung  an  der  Zusammensetzung  des  Landtages 
faktisch  wenig  ändern,  nachdem  so  ziemlich  dieselben  Personen,  bloß  in 
anderer  Gruppierung,  als  Vertreter  der  Interessen  erscheinen  würden.  In 
Steiermark  würde  nur  der  unbegüterte  ständische  Adel  entfallen.  Bedeu- 
tend würde  allerdings  die  Aenderung  in  Tyrol  sein,  wo  bis  jetzt  das 
ständische  Element  des  Regularklerus  und  der  Adel  eine  althergebrachte 
Stellung  einnahmen,  die  nun  wesentlich  alterirt  würde.  Indessen  walten 
ähnliche  Verhältnisse  in  Böhmen,  wo  doch  das  neue  System  der  Interessen- 
vertretung seine  Anwendung  finden  wird.  Die  Frage  steht  augenblicklich 
so:  sollen  bei  dem  in  nächster  Aussicht  stehenden  Ausbau  der  Staatsver- 
fassung im  Sinne  des  Diploms  die  vier  Kronländer  eine  Ausnahme  von  dem 
sonst  überall  gleichförmig  beboachteten  Systeme  bilden  —  und  sollen  daher 
bei  der  diesfälligen  Publikation  seinerzeit  mit  Stillschweigen  übergangen 
werden?     Der  Staatsminister  könne  dafür  durchaus  nicht  stimmen." 

Der  Polizei  minister  sprach  sich  für  eine  partielle  Abänderung  der 
Goluchowskischen  Landesstatute  aus,  Graf  Rechberg  wünschte  deren  Auf- 
rechthaltung, weil  durch  sie  bestimmte  Rechte  erworben  seien,  deren 
Schmälerung  eine  Verletzung  des  Diploms  wäre;  Graf  Szescen  bedauerte, 
daß  jene  vier  Statute  erlassen  worden  seien,  hielt  aber  die  Minister  nicht 
für  befugt,  sie  jetzt  ohne  Zustimmung  der  Landtage  abzuändern.  Dem- 
gegenüber erklärte  Schmerling,  der  Kaiser  habe  bis  zum  Zusammentritt 
der  ersten  Landesvertretungen,  das  Recht,  die  Statute  aus  eigener  Macht- 
vollkommenheit zu  ändern.  Solches  Vorgehen  sei  für  das  Ansehen  der 
a.  h.  Normen  weniger  abträglich  als  die  Abänderung  durch  die  Landtage 
selbst.  Minister  Lasser  stimmt  dem  Staatsminister  bei  und  bittet  den 
Kaiser,  „sich  durch  die  Rücksicht  auf  Tyrol  von  dieser  Maßregel  nicht  ab- 
halten zu  lassen". 

Anmerkung  19  (Seite  714)  Bei  der  Beratung  des  böhmischen  Landes- 
statutes gab  es  eine  interessante  Debatte  betreffs  des  Namens  des  Landtags- 
präsidenten. Bei  §  3  würde  diese  Titelfrage  erörtert.  Man  hatte  den 
alten  böhmischen  Titel  des  „OberstbuTggrafen"  durch  den  eines  „Landes- 
hauptmannes" ersetzt,  weil  ersterer  durch  lange  Zeit  mit  dem  eines  Chefs 
des  kaiserlichen  Guberniums  verbunden  war  umid  man  fürchtete,  es  könne 
die  Erneuerung  dieses  Titels  Mißtrauen  erregen.  Freiherr  von  Mecsery 
meinte,  diese  Titelfrage  hänge  mit  der  Frage  zusammen,  ob  sieh  der  Kaiser 
als  König  von  Böhmen  krönen  lassen  werde:  in  diesem  Falle  hätte  der 
Oberstburggral  eine  große  Rolle  im  Krönungszeremoniell  zu  spielen.  Schmer- 
ling äußerte,  daß  seiner  Meinung  nach  „neben  der  Krönung  zum  Kaiser 
von  Oesterreich,  die  bereits  bei  der  Annahme  der  Kaiserwürde  im  Jahre 
1806  in  Aussicht  gestellt  worden  ist,  nur  noch  die  Krönung  als  König  von 
Ungarn  stattzufinden  habe,  da  diese  anerkannt  unvermeidlich  ist".  „Mini- 
ster Graf  Szescen  glaubte,  daß  im  Sinne  des  Patentes,  mit  welchem  der 
österreichische  Kaisertitel  angenommen  würde,  die  Kaiserkrönung  an  sich 
die  Krönungen  in  den  verschiedenen  Ländern  der  Monarchie,  wo  dieselbe 
staatsrechtlich  festgestellt  oder  herkömmlich  ist,  nicht  ausschließe.  Nament- 
lich in  Böhmen  sei  ein  dringendes  Verlangen  darnach  vorauszusehen."  Es 
dürfte  sich  daher  empfehlen,  die  Würde  eines  Oberstburggrafen  wieder- 
herzustellen. Freiherr  von  Mecsery  empfahl  die  Einführung  euies  Titels 
.  Oberst-Undeshofmeister",  da  der  Präsident  des  Landtages,  mit  <*• 
Würde  eine*  „Oherstburggrafen"  ausgestattet  das  Ansehen  des  k.  k.  Statt- 
halter* beeinträchtigen  würde.  Laesef  und  Plener  wollten  gleichfalls  vom 
„Obeistburggnden"  nichts  wissen.  Schließlich  nahm  die  Konferenz  den  von 
Sehnjerting   vorgeschlagenen   Titel  des  „Landmarschalls"  an. 
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Drittes  Kapitel. 
Hans  von  Perthaler  und  das  Werk  der  Februarverfassung. 

Anmerkung  1.  Ueber  das  von  Schmerling  zur  Verfassungsarbeit  ein- 
gesetzte Komitee  siebe  Ka  Ichberg,  Mein  politisches  Glaubensbekenntnis. 

Anmerkung  2  (Seite  716).  Selbstlosigkeit  und  Idealismus  kennzeichnen 
Perthalers  ganzes  Leben:  obgleich  er  als  langjähriger  Lehrer  der  jüngeren 
Brüder  des  Kaisers  die  besten  „höfischen"  Beziehungen  besaß,  hat  er  es 
dennoch  verschmäht,  in  der  gewöhnlichen  Art  und  Weise  eine  schnelle  und 
glänzende  „Carriere"  zu  machen.  Seine  Briefe  und  Tagebuchblätter  zeigen 
seine  Persönlichkeit  in  der  vollen  Reinheit  eines  aus  innerster  Ueberzeugung 
konservativen  Mannes  von  vollendeter  philosophischer  Bildung  und  tiefem 
nationalem  Empfinden. 


IL  Gesetzestexte  und  Denkschriften. 

i. 

Gesetzartikel  II  :   1722/23. 

(Ungarische  Pragmatische  Sanktion.) 

Obwohl  die  getreuen  Stände  des  Königreichs  Ungarn  und  der  damit 
verbundenen  Nebenländer  in  Anbetracht  des  blühenden  Alters,  der  Kräfte 
und  des  Gesundheitszustandes  Sr.  geheiligten  k.  u.  k.  Majestät  und  voll 
Vertrauen  auf  die  göttliche  Gnade  die  größte  Zuversicht  hegen,  daß  Aller- 
höchstderselbe  mit  großen  und  ruhmvollen  Nachfolgern  männlichen  Ge- 
schlechtes gemäß  den  Gebeten  der  getreuen  Stände,  welche  zu  diesem 
Zwecke  zu  Gott  emporgeschickt  worden  sind  und  noch  emporgeschickt 
werden,  reichlich  gesegnet  werden  wird  -und  daß  die  getreuen  Stände  des 
Königreiches  mit  einer  ununterbrochenen  Reihe  von  Allerhöchstderen 
männlichen  Erben  beglückt  sein  werden, 

§  1.  so  übertragen  sie  doch,  wohl  wissend,  daß  auch  Könige  und  Fürsten 
dem  Loose  der  Sterblichkeit  gleich  anderen  Menschen  unterworfen  sind, 
in  der  reiflichen  und  wohlbedachten  Erwägung,  wie  viele  und  wie  große 
ruhmvolle  Thaten,  sowohl  von  den  Vorfahren  Sr.  geheiligten  k.  u  k.  Maje- 
stät, von  Allerhöchstderen  hochseligem  Vater  Leopold  und  Bruder  Josef, 
den  ruhmgekrönten  Königen  von  Ungarn,  als  auch  zumal  von  Sr.  huldreichst 
jetzt  regierenden  k.  u.  k.  Majestät  zur  Erhöhung  der  Staatswohlfahrt  und  zu 
immerwährendem  Heile  Allerhöchst  deren  getreuer  Unterthanen  im  Kriege 
und  Friede  vollbracht  worden  sind,  zumal  Allerhöchstderselbe  dieses  Ihr 
erbliches  Königreich  Ungarn  und  alle  damit  verbundenen  Nebenländei  in 
dem  Länderbestande,  auf  welchen  sie  durch  Allerhöchstderen  Vorfahren 
gebracht  worden,  nicht  nur  erhalten,  sondern  bei  Gelegenheit  des  letzten 
Türkenkrieges  nach  muthvollem  Kampfe  gegen  den  wütenden  Andrang 
der  Feinde  durch  die  Kraft  Ihrer  siegreichen,  vom  Glücke  gekrönten  Waffen 
zu  unsterblichem  Ruhme  Allerhöchstderen  Namens,  sowie  zur  ewigen  Siche- 
rung der  Stände  und  jeden  einzelnen  Bürgers  auch  auf  die  damit  ver- 
bundenen Königreiche  und  Länder  ausgedehnt  hat,  damit  das  Königreich 
auch  in  allen  folgenden  Zeiten  von  auswärtigen  und  inneren  Unruhen  und 
Gefahren  gesichert  werde,  und  in  segensvoller  und  beständiger  Ruhe  und 
aufrichtiger  Einigung  der  Geister  gegenüber  jeder  äußeren  Gefahr  glück- 
lich bestehen  könne; 

§  2.  und  um  außerdem  auch  allen  inneren  Aufregungen  und  den  Uebeln 
eines  Interregnums,  die  leicht  zu  entstehen  pflegen  und  den  Ständen  des 
Königreiches  selbst  von  Alters  her  wohl  bekannt  sind,  sorgsam  vorzubeugen, 

fcj  3.  aufgemuntert   durch   löbliche   Beschlüsse   ihrer   Vorfahren 

ß  4.  und  beseelt  von  dem  Wunsche,  sich  gegenüber  der  geheiligten 
k.  u.  k.  Majestät,  ihrem  huldvollsten  Herrn,  dankbar  und  getreu  in  aller 
Ehrfurcht  zu  beweisen, 

5  5.  im  Falle  des  Aussterbens  der  männlichen  Linde  Sr.  geheiligten 
k.  ii.  k.  Majestät  (was  Gott  gnädigst  verhüten  wolle)  das  erbliche  Recht  der 
Nachfolge  im  Reiche  und  der  Krone  von  Ungarn  und  den  dazu  gehörigen 
Ländern  und  Reichen,  .die  bereits  mit  Gottes  Beistand  wieder  gewonnen 
worden  sind  und  in  Zukunft  wieder  gewonnen  werden,  auch  auf  das  weib- 
liche  Geschlecht  des  Durchlauchtigsten  Hauses  Oesterreioh,  und  zwar  zu- 
nachst  auf  die  Nachkommen  Sr.  erhabenen  jetzt  regierenden  geheiligten 
k.  u.  ic.  Majestät, 
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§  6.  dann  in  Ermangelung  solcher,  auf  jene  des  Höchstseligen  Kaisers 
und   Königs   Josef ; 

§  7.  und  wenn  es  auch  an  solchen  fehlen  sollte,  auf  die  Nachkouimen 
des  Höchstseligen  Leopold,  sofern  alle  diese  Nachkommen  aus  den  Lenden 
dieser  Kaiser  und  Könige  von  Ungarn  abstammen,  derselben  Nachfolger 
legitimer  Geburt,  römisch-katholischen  Glaubens  und  Erzherzoge,  be- 
ziehungsweise Erzherzoginnen  von  Oesterreich  sind,  in  Gemäßheit  der  von 
Sr.  geheiligten  k.  u.  k.  jetzt  regierenden  Majestät  dauernd  festgestellten 
Erstgeburtsordnung  für  Seine  anderen  innerhalb  und  außerhalb  Deutsch- 
lands gelegenen  Königreiche  und  Ländern,  die  nach  dem  oberwähnten 
Rechte  und  Ordnung  untheilbar  und  untrennbar  mit  einander  und  zugleich 
mit  dem  Königreiche  Ungarn  und  den  mit  diesem  verbundenen  Theiien, 
Reichen  und  Provinzen  erblich  zu  besitzen,  zu  beherrschen  und  zu  regieren 
sind; 

ß  8.  und  sie  genehmigen  die  erwähnte  Erbfolgeordnung, 

§  9.  und  setzen  auf  solche  Weise  genannte  weibliche  Erbfolge,  wie 
sie  im  Durchlauchtigsten  Hause  Oesterreich  eingeführt  und  anerkannt  wor- 
den ist  (indem  sie  jetzt  statt  damals  die  Gesetzartikel  II  und  III  des  Jahres 
16S7  und  gleicher  Weise  den  IL  und  III.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1715  auf 
sie  ausdehnen),  nach  oben  erwähnter  Ordnung  fest; 

§  10.  und  bestimmen,  daß  dieselbe  durch  die  erwähnte  weibliche  Linie 
des  Durchlauchtigsten  Hauses  Oesterreich,  auf  vorausgeschickte  Art  zu 
Erben  und  Nachfolgern  erklärten  Erzherzoge  von  Oesterreich  beiderlei  Ge- 
schlechtes angenommen  und  genehmigt  und  zugleich  mit  den  vorbenannten 
ebenfalls  auf  die  vorausgeschickte  Art  von  Sr.  geheiligten  k.  u.  k.  Majestät 
huldreichst  bestätigten  verbrieften  und  anderen  vorhin  besprochenen  Frei- 
heiten und  Prärogativen  der  Stände  des  Königreiches  Ungarn  und  der  damit 
verbundenen  Länder,  Reiche  und  Provinzen  Majestät  und  dessen  Erben 
nach  seinen  eigenen  Gesetzen  und  Gewohnheiten,  nicht  aber  nach  der  Art 
der  übrigen  Provinzen,  wie  dieses  der  Art  III  des  Reichstages  v.  J.  1715 
und  der  Art.  XI  des  Reichstages  v.  J.  1741  bestirnten,  zu  beherrschen  und 
zu  verwalten  sei. 

IL 

Entwurf  der  Konstitutionsurkunde  für  die  österreichischen  Staaten. 

Beschluß  des  Verfassungs-Ausschusses  des  Reichstages  zu  Kremsier 

vom  4.  März  1849. 

I.    Das  Staatsgebiet  und  dessen   Einteilung. 

§  1.  Das  Kaisertum  Oesterreich  ist  eine  unteilbare  konstitutionelle 
Erbmonarchie. 

§  2.  Die  Länder  des  Kaiserreiches,  für  welche  diese  Konstitution  zu 
gelten  hat,  sind: 

1.  Das  Königreich  Böhmen, 

2.  das  Königreich  Galizien  und  Lodomerien  samt  Krakau, 

3.  das  Königreich  Daknatien, 

4.  das  Erzherzogtum  Oesterreich  unter  der  Enns, 

5.  das  Erzherzogtum  Oesterreich  ob  der  Enns  ohne  Innviertel, 

6.  das   Herzogtum   Salzburg  samt   Innviertel, 

7.  das  Herzogtum  Steiermark, 

8.  .das  Herzogtum  Kärnten, 
9  das   Herzogtum  Krain, 

J0.  das  Herzogtum  Schlesien, 

11.  die  Markgrafschaft  Mähren, 

12.  die   geforstete  Grafschaft  Tyrol   samt  Voralberg, 

13.  das   Küstenland, 

14.  dio  Bukowina. 


.jji;  Gesetzestexte  und  Denkschriften. 

ß  3  Galizien  und  Lodomerien  samt  Krakau  wird  in  zehn,  Böhmen  in 
neun'  .Mähren  BD  vier.  Oesterreich  unter  der  Enns  in  drei,  Tyrol  samt 
Yoraiberg  in  drei  (Deutschtyrol,  Wälschtyrol,  Voralberg),  Steiermark  in 
zwei  Kreis«  geteilt  Die  Abgrenzung  dieser  Kreise  wird  mit  möglichster 
Rücksicht  auf  Nationalität  durch  ein  Reichsgesetz  festgestellt.  Ein  jedes  zier 
übrigen  Reichsländer  bildet  einen  Kreis. 

§  4.  Die  Reichsländer  stehen  zueinander  im  Verhältnisse  der  vollen 
Gleichberechtigung,  zum  ganzen  Kaiserstaate  aber  im  Verhältnisse  untrenn- 
bar organischer  Bestandteile. 

$  5.  Jedem  Reichslande  bleibt  die  Autonomie  innerhalb  der  durch  diese 
Konstitution  festgesetzten  Schranken  und  die  Integrität  seines  Gebietes 
gesichert.  . 

$  6.  Die  Aufnahme  eines  neuen  Landes  in  den  Reichsverbarvi,  für 
welchen  die  Konstitution  gilt,  kann  ohne  Zustimmung  der  gesetzgebenden 
Reichsgewalt  nicht  erfolgen. 

II.   Staatsbürgerliche    Grundrechte. 
§§  7  bis  32. 
III.  Die  Regierungsgewalien  überhaupt. 

§  33.  Alle  Regierungsgewalten  dürfen  nur  auf  die  in  dieser  Konsti- 
tution festgesetzte  Weise  ausgeübt  werden. 

§  34.  Die  Regierungsgewalten  sind  bezüglich  des  Umfanges: 

1.  die    Zentral-    oder    Reichsregierungsgewalten,    welche    sich    auf    das 
ganze  Reich, 

2.  die  Landesregierungsgewalten,  welche  sich  auf  ein  einzelnes  Reichs- 
land erstrecken. 

Im  Zweifel  über  .die  Kompetenz  der  Reichs-  und  der  Landesregierungs- 
gewalten spricht  die  Vermutung  für  die  Zentnilgewalt. 

§  35.  Die  gesetzgebende  Reichsgewalt  wird  vom  Kaiser  gemeinschaft- 
lich mit  dem  Reichstage,  die  jedem  Lande  überlassene  gesetzgebende  Ge- 
walt vom  Kaiser  als  Landesoberhaupt  gemeinschaftlich  mit  dem  Landtage 
oder  dem    Kreistage  ausgeübt. 

§  36.  Das  Recht,  Gesetze  vorzuschlagen,  hat  jeder  Teilnehmer  an  der 
gesetzgebenden  Gewalt. 

§  37.  Die  authentische  Auslegung  der  Gesetze  gebührt  nur  der  gesetz- 
gebenden  Gewalt. 

§  38.  Die  vollziehende  Gewalt  steht  dem  Kaiser  allein  zu,  und  wird 
durch  verantwortliche  Minister  ausgeübt. 

§  39.  Die  richterliche  Gewalt  wird  im  ganzen  Reiche  nach  gleichen 
Oesetaen  von  unabsetzbaren  Richtern  im  Namen  des  Staatsoberhauptes 
gehandhabt 

1.  Die  Reichs-ZentralgewalL 
A.   Der  Kaiser. 

§  40.  Die  österreichische  Kaiserkrone  ist  nach  dem  Grundsatze  der 
pragmatischen  Sanktion  vom  Jahre  1713  im  Hause  Habsburg-Lothringen 
erbjich. 

§  41.  Die  dem  Kaiser  zustehenden  Rechte  und  Gewalten  sind  durch  die 
Konstitution  festgestellt. 

ft  42.  Die  Person  des  Kaisers  ist  geheiligt  und  unverletzlich;  er  ist  für 
die  Ausübung  der  Regierungsgewalt  nicht  verantwortlich. 

§  43.  Der  Kaiser  legt  nach  erfolgter  Annahme  dieser  Konstitution  und 
jeder  Nachfolger  unmittelbar  nach  Seinem  Regierungsantritte  vor  dem  ver- 
sammelten  Kt'k-hstage  folgenden  Eid  ab: 

..leb  sehwöre  die   Konstitution  des  Reiches  fest   und    unverbrüch- 
lich zu  halten   und  in  Uebereinstimmung  mit  derselben  und  den   Ge- 
ii  zu   regieren.     So  wahr  mir  Gott  helfe!" 
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ß  44.  Kein  Regierungsakt  des  Kaisers  hat  Kraft,  wenn  er  nicht  von 
einem  Minister  gegengezeichnet  ist.  Die  Gegenzeichnung  macht  den  Mi- 
nister für  diesen  Akt  verantwortlich. 

§  45.  Der  Kaiser  ernennt  und  erläßt  die  Minister,  und  besetzt  alle 
Staatsämter  unter  Beobachtung  der  durch  die  Konstitution  und  die  Gesetze 
festgestellten  Bestimmungen.  Er  führt  den  Oberbefehl  über  die  Land-  und 
Seemacht. 

§  46.  Der  Kaiser  sanktioniert  die  Gesetze,  macht  sie  bekannt,  und  trifft 
die  zu  deren  Vollziehung  nötigen  Anordnungen,  ohne  jemals  diese  Gesetze 
suspendieren  oder  Einzelne  von  deren  Befolgung  befreien  zu  können 

£>  47.  Der  Kaiser  erklärt  Krieg,  schließt  Bündnisse,  Friedens-  und 
Handelsverträge,  und  bringt  sie,  sobald  es  tunlich  ist,  unter  Beifügung  der 
nötigen  Mitteilungen  zur  Kenntnis  des  Reichstages. 

6  48.  Handels-  und  alle  anderen  Staatsverträge,  welche  den  Staat  be- 
lasten, oder  einzelnen  Staatsbürgern  Verpflichtungen  auferlegen,  treten  erst 
dann  in  Kraft,  wenn  sie  die  Zustimmung  des  Reichstages  erhalten. 

§  49.  Der  Kaiser  eröffnet  und  schließt  den  Reichstag.  Er  hat  das  Recht, 
denselben,  auch  außer  der  bestimmten  Zeit  zusammen  zu  berufen,  zu  ver- 
tagen, und  entweder  eine  oder  beide  Kammern  aufzulösen,. 

§  50.  Die  Vertagung  des  Reichstages  darf  die  Frist  eines  Monats  nicht 
überschreiten  und  kann  während  .derselben  Sitzungsperiode  ohne  Zustim- 
mung des  Reichstages  nicht  wiederholt  werden.  Die  Auflösung  der  anderen 
Kammer  hat  die  Vertagung  der  anderen  bis  zum  Zusammentritte  der  neu- 
gewählten Kammer  zur  Folge. 

§  51.  Jede  Auflösung  einer  oder  beider  Kammern  muß  von  einer  Ver- 
ordnung zur  Vornahme  neuer  Wahlen  unmittelbar  und  in  der  Art  begleitet 
sein,  daß  .der  neuerliche  Zusammentritt  des  Reichstages  nicht  später  als 
innerhalb  dreier  Monate,  vom  Tage  der  Auflösung  an  gerechnet,  erfolge. 
Die  Auflösung  darf  binnen  Jahresfrist  nicht  wiederholt  werden. 

§  52.  Der  Kaiser  hat  das  Recht,  die  Strafen,  welche  von  den  Richtern 
ausgesprochen  werden,  zu  erlassen  oder  zu  mildern,  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmungen in  Betreff  der  Minister. 

§  53.  Er  verleiht  Orden,  Titel  und  Auszeichnungen,  ohne  irgend  ein 
Vorrecht  an  diese  Verleihungen  knüpfen  zu  dürfen. 

§  54.  Der  Kaiser  allein  hat  das  Recht,  nach  den  Bestimmungen  dies  Ge~ 
setzes  Münze  schlagen  zu  lassen. 

§  55.  Nach  jedem  Regierungsantritte  wird  die  ZiviLliste  des  Kaisers  für 
seine  ganze  Regierungsdauer  durch  den  Reichstag  festgesetzt. 

Apanagen  und  Ausstattungen  der  Mitglieder  des  Kaiserhauses  werden 
von  Fall  zu  Fall  durch  ein  Gesetz  bestimmt. 

§  56.  Im  Falle  des  Ablebens  dies  Kaisers  hat  der  Reichstag  innerhalb 
vier,  wenn  aber  eine  oder  beide  Kammern  aufgelöst  sind  (§  51),  längstens 
binnen  sechs  vom  Todestage  des  Monarchen  zu  berechnenden  Wochen  zu- 
sammen zu  treten. 

§  57.  Vor  Ablegung  des  Konstitutionseides  kann  der  nuee  Monarch 
keine  Regierungsgewalt  ausüben.  Ist  der  Reichstag  beim  Ableben  des 
Kaisers  nicht  versammelt,  so  vertritt  die  vom  Thronfolger  eigenhändig,  im 
Beisein  des  Obersten  Reichsgerichtes  gefertigte,  und  vom  letzteren  entgegen- 
genommene Eidesformel  (§  43)  mittlerweile  die  Stelle  des  sodann  vor  dem 
Reichstage  wirklich  abzulegenden  Eides. 

§  58.  Der  Thronfolger  ist  nach  zurückgelegtem  achtzehnten  Lebens- 
jahre großjährig. 

§  59.  Ist  der  Kaiser  minderjährig,  oder  in  der  Unmöglichkeit  zu  re- 
gieren, so  wird  eine  Regentschaft  eingesetzt.  In  diesem  Falle  hat  der 
Reichstag,  wenn  er  nicht  schon  versammelt  wäre,  innerhalb  der  im  §  56  fest- 
gesetzten Frist  zur  Wahl  einer  Regentschaff  zusammen  zu  treten;  ois  dahin 
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hat  das  bestehende  verantwortliche  Ministerium  die  laufenden  Geschäfte 
fortzuführen. 

§  60.  Die  Regentschaft  kann  nur  Einer  Person,  und  zwar  solange  ein 
regierungsfähiger  kaiserlicher  Prinz  vorhanden  ist,  nur  einem  solchen 
übertragen  wenden. 

Der  Regent  wird  von  den  in  Eine  Versammlung  vereinigten  Kammern 
des  Reichstages  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gewählt  . 

§  61.  Der  Regent  tritt  erst  nach  Ablegung  des  Konstitutionseides  (§  43) 
in  das  Recht  ein,  die  verfassungsmäßigen  Regierungsgewalten  des  Kaisers 
auszuüben. 

§  62.  Während  der  Regen/tschaft  kann  keine  die  Rechte  der  Krone 
schmälernde  Veränderung  in  der  Konstitution  vorgenommen  werden. 

§  63.  Der  Kaiser  darf  sich  ohne  Bewilligung  des  Reichstages  nicht 
länger  als  zwei  Monate  in  einem  Jahre  im  Auslande  aufhalten,  und  muß 
in  einem  solchen  Falle  von  einem  verantwortlichen  Minister  begleitet  sein. 

B.    Die   Reichsminister. 

$  64.  Die  Leitung  der  Reichsregierung  liegt  dem  Reichsministerium  ob. 

Die  Ernennung  der  Reichsminister,  die  Bestimmung  ihrer  Zahl  und  die 
Verteilung  der  Geschäfte  unter  die  Ministerien  steht  dem  Kaiser  allein  zu. 

§  65.  Die  Minister  sind  für  ihre  Amtsführung  verantwortlich. 

§  66.  Kein  Mitglied  der  kaiserlichen  Familie  und  Niemand,  der  nicht 
österreichischer  Staatsbürger  durch  Geburt  ist,  kann  Minister  werden. 

§  67.  Die  Minister  haben  Zutritt  zum  Reichstage,  und  müssen  auf  ihr 
Verlangen  jedesmal  gehört  werden. 

Die  Kammern  können  die  Anwesenheit  der  Minister  fordern.  Stimni- 
lecht  hat  ein  Minister  nur  in  jener  Kammer,  deren  Mitglied  er  ist 

§  68.  Der  Kaiser  kann  die  Minister  der  Verantwortlichkeit  nicht 
entheben. 

§  69.  Die  Minister  können  nur  durch  einen  Kammerbeschluß  in  Anklage- 
stand versetzt  werden,  und  zwar  wegen  jedes  Mißbrauches  ihrer  Amts- 
gewalt, insbesondere  aber  wegen  Verletzung  der  Verfassung,  wegen  Hoch- 
verrat oder  Bestechimg. 

§  70.  Der  Kaiser  kann  einen  vom  Obersten  Reichsgerichte  verurteilten 
.Minister  nur  auf  Anlangen  der  anklagenden  Kammer  begnadigen. 

§  71.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Verantwortlichkeit  der  Mi- 
nister, über  das  Verfahren  bei  der  Anstellung  der  Klage  und  über  die  zu 
verhängenden  Strafen  enthält  ein  besonderes  Reichsgesetz,  welches  als  ein 
Bestandteil  der   Konstitution  zu  gelten  hat. 

§  72.  Die  Bildung  eines  dem  Ministerium  beratend  zur  Seite  stehenden 
Reicbsrates,  und  die  Normierung  seiner  Wirksamkeit  wird  einem  besonde- 
ren Reichsgesetzo  vorbehalten. 

C.   Der   Reichstag. 

^  78.  Der  Reichstag  besteht  aus  zwei  Kammern,  der  Volks-  und  der 
Länderkammer. 

S  74.  Der  Reichstag  tritt  regelmäßig  jedes  Jahr  am  fünfzehnten  des 
Monats  März  zusammen   wenn   ihn  der  Kaiser  nu-ht   Früher  einberuft. 

■  75.  Die  Mitglieder  der  beiden  Kammern  vertreten  die  Gesamtheit  <ler 
Länder,  für  welche  diese  Konstitution  Gültigkeit  hat.  dürfen  keine  In- 
struktionen annehmen  und  ihr  Stimmrecht  nur  pereöntlicb  ausüben, 

ij  7<;.  Die  Sitzungen  beider  Kammern  sind  öffentlich.  Ausnahmsweise 
kann   eine  nichtöffentliche  Sitzung  stattfinden,   wenn   entweder  der   Präsident 

oder  m  der  Volkskammer  wenigstens  20,  in  der  LÄnderkammer  wenigstens 
in  Abgeordnete  es  verlangen,  und  nach  Entfernung  der  Zuhörer  die  Ma- 
lonktt  sich  dafür  entscheidet. 


Gesetzestexte  und  Denkschriften.  219 

§  77.  Jede  Kammer  hat  das  Recht,  allein  über  die  Gültigkeit  der  Wahl 
ihrer  Mitglieder  zu  entscheiden. 

§  78.  Wenn  ein  Mitglied  des  Reichstages  ein  besoldetes  Staatsamt  an- 
nimmt, oder  wenn  ein  in  den  Reichstag  gewählter  Staatsbeamter  in  eine 
höhere  Diensteskategorie  tritt,  außer  der  graduellen  Vorrückung  einen  höhe- 
ren Gehalt  oder  eine  Personalzulage  erhält,  so  muß  er  sich  einer  neuen  Wahl 
unterziehen. 

§  79.  Keinem  der  gewählten  öffentlichen  Beamten  darf  der  nötige  Ur- 
laub versagt  wenden. 

§  80.  Niemand  kann  gleichzeitig  Mitglied  beider  Kammern  sein. 

§  81.  Kein  Abgeordneter  kann  für  seine  Wirksamkeit  als  solcher 
gerichtlich   verfolgt,   oder  zur   Rechenschalt  gezogen   werden. 

§  82.  Kein  Abgeordneter  darf  vom  Tage  der  Einberufung  des  Reichs- 
tages und  während  der  Dauer  der  Sitzungsperiode  ohne  ausdrückliche  Zu- 
stimmung der  Kammer,  welcher  er  angehört,  gerichtlich  verfolgt  oder  ver- 
haftet werden,  außer  im  Falle  der  Ergreifung  auf  frischer  Tat. 

Wenn  es  die  Kammer  verlangt,  muß  der  Verhaft  aufgehoben  oder  die 
Verfolgung  für  die  ganze  Sitzungsperiode  aufgeschoben  werden. 

§  83.  Jedes  Mitglied  dies  Reichstages  erhält  Taggelder  und  eine  Reise- 
entschäddgung  nach  den  Bestimmungen  eines  besonderen  Gesetzes.  Kein 
Mitglied  darf  auf  diese  Bezüge  verzichten,  oder  im  vorhinein  zu  Gunsten 
dritter   Personen   darüber  verfügen. 

§  84.  Jede  Kammer  wählt  ihren  Präsidenten  und  die  übrigen  Funk- 
tionäre für  die  ganze  Dauer  einer  Sitzungsperiode. 

§  85.  Zur  Gültigkeit  eines  Beschlusses  ist  in  jeder  Kammer  die  An- 
wesenheit der  Mehrzahl  ihrer  Mitglieder  und  die  absolute  Stimmenmehrheit 
der  Anwesenden  notwendig.  Abweichende  Bestimmungen  hinsichtlich  der 
von  jeder  Kammer  vorzunehmenden  Wahlen  bleiben  der  Geschäftsordnung 
vorbehalten. 

§  86.  Nur  durch  Uebereinstimmung  beider  Kammern  kommt  ein  Reichs- 
tagsbeschluß  zu  stände. 

§  87.  Erteilt  der  Kaiser  einem  Reicbstagsbeschlusse  die  Sanktion,  so 
tritt  derselbe  als  Reichsgesetz  in  volle  Kraft.  Wird  die  Sanktion  nicht  er- 
teilt, so  darf  derselbe  Gesetzesvorschlag  in  der  nämlichen  Sitzungsperiode 
nicht  wieder  vorgebracht  werden.  Die  Erklärung  der  Krone  über  die 
Sanktion  eines  Reichstagsbeschlusses  muß  jedenfalls  vor  dem  Schlüsse  der 
Sitzungsperiode  erfolgen,  in  welcher  er  gefaßt  wurde. 

§  88.  Wird  derselbe  Gesetzes  vor  schlag  in  der  folgenden  ordentlichen 
Jahi  essession  abermals  unverändert  angenommen  und  wieder  nicht 
sanktioniert,  so  muß  der  Reichstag  aufgelöst  werden.  Nimmt  der  neu  zu- 
sammengetretene Reichstag  denselben  Gesetzesvorschlag  wieder  unverändert 
an,  so  daii  die  kaiserliche  Sanktion  nicht  verweigert  werden. 

§  89.  Jede  Kammer  hat  das  Recht,  behufs  ihrer  Information  zur  Unter- 
suchung  von  Tatsachen   Kommissionen   zu   ernennen. 

§  90.  Petitionen  darf  der  Reichstag  nur  annehmen,  wenn  sie  der  Kam- 
mer durch  ein  Mitglied  überreicht  werden.  Die  persönliche  Ueberreichung 
von  Bittschriften  und  die  Annahme  von  Deputationen  ist  unzulässig. 

§  91.  Jede  Kammer  hat  das  Recht,  von  den  Ministern  Auskünfte  zu 
verlangen.  Erhebungen  durch  dieselben  zu  veranlassen,  und  ihnen  Peti- 
tionen zut  Erledigung  zu  überweisen  oder  zur  Beachtung  zu  empfehlen. 

§  92.  Jedem  Mitglied e  des  Reichstages  steht  das  Recht  zu,  die  Minister 
zu  interpellieren. 

§  93.  Die  näheren  Bestimmungen  über  den  Geschäftsgang,  den  wechsel- 
seitigen und  den  Außenverkehr  der  beiden  Kammern  werden  durch  .die 
Geschäftsordnung  geregelt. 
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a)  Die   Volkskammer. 

§  94.  Die  Volkskammer  besteht  aus  360  Abgeordneten.  Die  dm  Wahl- 
gesetze zu  bestimmenden  größeren  Orte  samt  ihrem  Weichbilde  senden 
achtzig,  die  übrige  Bevölkerung  aber  zweihundertachtzig  Abgeordnete. 

§  95.  Das  aktive  Wahlrecht  steht  jedem  österreiehiischeai  Staatsbürger 
zu,  welcher: 

a)  das  24.  Lebensjahr  vollendet  hat, 

b)  sich  im  vollen  Genüsse  der  staatsbürgerlichen  Rechte  befindet,  und 

c)  eine  direkte  Steuer  in  dem  vom  Wahlgesetze  bestimmten  Minimum 
entrichtet,  oder  einen  Pacht-  oder  Mietzins  zahlt,  von  welchem  eine 
direkte  Steuer  gleichen  Betrages  entfällt.  Das  im  Wahlgesetze  fest- 
zustellende Minimum  der  direkten  Steuer  darf  den  Betrag  von  fünf 
Gülden   C.   M.  nicht  übersteigen. 

§  96.  Die  Wahlen  geschehen  direkt  und  mit  einer  relativen  Stimmen- 
mehrheit von  wenigstens  einem  Vierteile  der  Stimmenden.  Jeder  Kreis 
ist,  mit  Ausscheidung  der  zur  eigenen  Vertretung  berechtigten  Orte,  durch 
das  Wahlgesetz  je  nach  der  Größe  seiner  Bevölkerung  in  solche  Wahlbezirke 
zu  teilen,  daß  in  jedem  Bezirke  wenigstens  zwei  und  höchstens  drei  Depu- 
tierte zu  wählen  sind. 

§  97.  Die  Erfordernisse  des  passiven  Wahlrechtes  (der  Wählbar- 
keit)  sind: 

1.  das  österreichische  Staatsbürgerrecht, 

2.  der   Vollgenuß  der  staatsbürgerlichen  Rechte, 

3.  ein  Alter  von  wenigstens  28  Jahren,  und 

4.  der  ordentliche  Wohnsitz  von  wenigstens  einem  Jahre  im  Reiche. 

§  98.  Die  Legislaturperiode  der  Volkskammer  wird  auf  drei  Jahre  fest- 
gesetzt. 

b)  Die  Länderkammer. 
§  99.   Die  Länderkammer   besteht: 

1.  aus  je  sechs  Abgeordneten  jedes  einzelnen  Reichskuvies.  welche 
durch  die  Landtage  gewählt  werden, 

2.  aus  je  einem  durch  den  Kreistag  zu  wählenden  Abgeordneten  jedes 
Kreises  der  Länder,  welche  aus  zwei  oder  mehreren  Kreisen  be- 
stehen. 

§  100.  Die  Abgeordneten  der  Länderkammer  werden  auf  sechs  Jahre 
gewählt.  Alle  drei  Jahre  hat  die  Hälfte  der  Abgeordneten  eines  jeden 
Reichslandes  und   die  Hälfte  der   Kreisabgeordneten   auszutreten: 

§  101.  Als  Abgeordneter  in  die  Länderkammer  ist  derjenige  wählbar, 
welcher  die  Erfordernisse  der  Wählbarkeit  in  den  Landtag  und  das 
33.  Lebensjahr  vollendet  hat. 

2.   Die  Landesregierungsgewalt. 
A.   Die   Landesverwaltung. 

§  102.  An  der  Spitze  der  Verwaltung  eines  jeden  Reichslandes  steht 
ein  vom  Kaiser  ernannter,  dem  Reichsministerium  für  den  Vollzug  der 
Reichsgesetze  und  für  die  Ausübung  der  Reichsregierungsgewalt  verantwort- 
licher Chef,  welcher  in  Reichsländern,  die  aus  zwei  oder  mehreren  Kreisen 
bestehen.  Statthalter,  in  Reichsläivlern,  die  aus  einem  Kreise  bestehen, 
Landeshauptmann   (Gouverneur)   genannt   wird. 

§  103.  Ol)  und  in  welcher  Art  dem  Statthalter,  ohne  die  Einheit  des 
Reiches  und  die  Kompetenz  der  Zentralgewalt  zu  beirren,  für  den  Vollzug 
der  Lendeegrense  verantwortliche  und  vom  Kaiser  zu  ernennende  Statt- 
haltereiräte beizugeben  seien,  bleibt  den  betreffenden  l^andesverfassungen 
vorbehalten. 

§  104.  I>er  Landeshauptmann  ((Gouverneur),  .der  Statthalter  oder,  falls 
ihm   verantwortliche  Räte  zur  Seite  Stehen,  das  kontrasignierende  Mitglied 
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ies  Statthaltereirates  ist  dem  Landtage  für  den  Vollzug  der  Landesgesetze 
verantwortlich.  Wo  verantwortliche  Statthaltereiräte  bestehen,  hat  kein  die 
Vollziehung  der  Landesgesetze  betreffender  Akt  des  Statthalters  Güligkeit 
ohne  Gegenzeichnung  eines  verantwortlichen  Statthaltereirates. 

§  105.  Der  Landtag  hat  das  Recht,  den  Landeshauptmann  (Gouverneur), 
den  Statthalter  oder  die  Statthaltereiräte  in  Anklagestand  zu  versetzen;  die 
Aburteilung  steht  dem  Obersten  Reichsgerichte  zu. 

§  106.  Der  Landeshauptmann  (Gouverneur),  der  Statthalter  und  die 
Statthaltereiräte  haben  Zutritt  in  den  Landtag,  und  müssen  auf  ihr  Ver- 
langen gehört  werden.     Der  Landtag  kann  deren  Gegenwart  fordern. 

§  107.  Der  Statthalter  oder  der  Landeshauptmann  (Gouverneur)  hat  alle 
in  den  Geschäftskreis  der  Reichsministerien  des  Innern,  des  Unterrichtes 
und  Kultus  gehörigen  Angelegenheiten  im  Namen  des  betreffenden  Mini- 
steriums unmittelbar  zu  erledigen.  In  Angelegenheiten  der  Universitäten 
und  polytechnischen  Institute  hat  er  sich  jedoch  früher  mit  dem  Reichs- 
ministerium in  das  Einvernehmen  zu  setzen. 

§  108.  Welche  in  andere  Reichsministerien  einschlagende  Angelegen- 
heiten der  Statthalter  oder  der  Landeshauptmann  (Gouverneur)  im  Namen 
des  Reichsministeriums  unmittelbar  oder  in  wichtigeren  Fällen  nach  ein- 
geholten Weisungen  zu  erledigen  berechtigt  sei,  bleibt  der  weiteren  Organi- 
sation der   Länderverwaltungen  vorbehalten. 

§  109.  Die  Bestimmungen  über  die  Beamten,  welche  in  jedem  Reichs- 
lande für  die  zur  selbständigen  gesetzgebenden  Gewalt  der  Landtage  ge- 
hörigen Geschäfte  zu  bestellen  sind,  bleiben  der  Landesverfassung  und  der 
Landesgesetzgebung  vorbehalten. 

B.  Die  Landtage. 

§  110.  Jedes  Reichsland  hat  das  Recht,  einen  eigenen  Landtag  abzu- 
halten. 

§111.  Die  durch  konstituierende  Landtage  festzustellenden  Landesver- 
fassungen treten  erst  dann  in  Kraft,  wenn  sie  von  der  gesetzgebenden 
Reichsgewalt  bestätigt  worden  sind.  Dasselbe  gilt  auch  von  einer  später 
vorzunehmenden  Revision  der  Landesverfassung:  jedoch  darf  diese  Bestäti- 
gung vom  Reichstage  nicht  verweigert  werden,  wenn  die  Bestimmungen 
derselben  mit  den  in  der  Reichskonstitution  aufgestellten  Grundsätzen  nicht 
im  Widerspruche  stehen. 

§  112.  In  den  Landesverfassungen  sind  folgende  grundgesetzlich©  Be- 
stimmungen festzuhalten: 

1.  Dio  Abgeordneten  sind  nach  der  Volkszahl,  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmungen über  die  besondere  Vertretung  größerer  Orte,  direkt  zu  wählen; 

2.  für  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  dürfen,  außer  einem  ein- 
jährigen ordentlichen  Wohnsitze  im  betreffenden  Reichslande,  keine  ande- 
ren oder  größeren  Beschränkungen  festgestellt  werden,  als  das  Gesetz  für 
dio  Wahlen  zur  Volkskammer  anordnet; 

3.  die  Wahlbezirke  sind  mit  möglichster  Berücksichtigung  der  Natio- 
nalität zu  bilden; 

4.  die  Verhandlungen  sind  öffentlich,  unter  Anerkennung  der  gleichen 
Berechtigung  der  Landessprachen; 

5.  der  den  Landesgewalten  durch  diese  Konstitution  zuerkannte  auto- 
nome Wirkungskreis  darf  nicht  überschritten  werden. 

§  113.  Reichsländern  von  gemischter  Nationalität  bleibt  vorbehalten 
eine  Institution  in  die  Landesverfassung  aufzunehmen,  durch  welche  An- 
gelegenheiten von  rein  nationeile  r  Natur  nach  Art  eines  Schiedsgerichtes 
zu  entscheiden  sind.  5 
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§  114.  Zur  selbständigen  gesetzgebenden  Gewalt  der  Landtage  gehören: 

i.  Das  Landesfinanzwesen: 

a)  die  Verfügung   mit  den   Landesfonds  und    Landesgütern, 

b)  die  Landesauflagen  zur  Deckung  der  Landesausgaben, 

c)  das  Landesschuldenwesen, 

d)  die  Festsetzung  des  jährlichen  Landesbudgets, 

e)  die  Abnahme/ Prüfung  und  Erledigung  der  Landesrechnungen. 

2.  Politische   Landesangelegenheiten: 

a)  die  Beförderung  der  Künste  und  Wissenschaften, 

b)  die  Ueberwachung  der  frommen  Stiftungen, 

c)  das  Armenwesen,  die  Kranken-  und  Humanitätsanstalten, 

d)  Gesinde-,   Feuerlösch-  und  Bauordnungen 

3.  Staatswirtschaftliche   Angelegenheiten: 

a)  die  Hebung  der  Urproduktion,  des  Gewerbefleißes  und  des  Verkehrs 
im  Innern  des   Landes; 

b)  die  Errichtung  von  Sparkassen.  Leihanstalten  und  Hypothekenbanken ; 

c)  das   Landeskommunikationswesen   durch    Straßen   und    Kanäle,   dann 
Flußregulierungen   und   sonstige   Wasserbauten; 

d)  öffentliche  Bauten  zu  Landeszwecken. 

§  115.  Der  Landtag  hat  ferner  innerhalb  der  durch  Reichsgeserze  fest- 
gestellten  Beschränkungen   zu   regeln: 

1.  dag   Unterrichts-  und   Volkserziehungswesen, 

2.  die  Kultus-  und  kirchlichen  Angelegenheiten, 

3.  die  Landespolizei  in  allen  im  §  114  nicht  aufgeführten  Zweigen. 

§  116.  Der  Landtag  hat  ferner  alle  jene  innern  Angelegenheiten  zu 
regein,  welche  ihm  durch  Reichsgesetze  zugewiesen  werden. 

§  117.  Landtagsbeschlüsse  erhalten  erst  durch  die  Sanktion  des  Kaisers 
die  Kraft  verbindender  Landesgesetze. 

§  118.  Der  Landtag  ist  berechtigt,  von  der  Regierung  Aufschlüsse  über 
alle  Zweige  der  Landesverwaltung  zu  verlangen,  Petitionen  an  und  in  Ver- 
handlung zu  nehmen,  Unitersuchungskommissionen  anzuordnen,  Adressen 
an  den  Kaiser  und  den  Reichstag,  sowie  Zuschriften  an  die  Landtage 
anderer  Reichsländer  zu  richten. 

8  119.  Die  Landtage  werden  vom  Kaiser  in  der  Regel  jährlich  am 
15.  November  in  den  Sitz  der  Landesregierung  einberufen  und  vom  Lande^- 
chef  mit  einer  umständlichen  Botschaft  eröffnet.  Die  Landtage  dürfen 
nicht  gleichzeitig  mit  dem  Reichstage  ihre  Sitzungen  halten. 

§  120.  Die  Legislaturperiode  jedes  Landtages  wird  auf  drei  Jahre  fest- 
gesetzt. Dem  Kaiser  steht  das  Recht  zu,  den  Landtag  unter  Ausschreibung 
neuer  Wahlen  aufzulösen. 

§  121.  Die  Auflösung  der  Länderkammer  des  Reichstages  hat  die  Auf- 
lösung sämtlicher   Landtage  zur  Folge. 

8  122.  Die  Bestimmungen  der  §§  75.  76.  77,  78,  79,  81,  82,  83,  84,  85 
und  90  haben  in  ihrer  Wesenheit  auch   für  die  Landtage  zu  gelten. 

C.    Die  Kreistage  und   Gemeinden. 

§  123.  Die  Kreistage  werden  aus  Abgeordneten  des  betreffenden  Kreises 
gebildet,  die  gleichzeitig  mit  den  Landtagsabgeordneten  auf  dieselbe  Weise 
und  Dauer  in  doppelter  Anzahl  gewählt  werden.  Sollte  nach  dieser  Be- 
stimmung die  Anzahl  der  Abgeordneten  eines  Kreises  größer  ausfallen, 
als  die  Gesamtzahl  der  Abgeordneten  des  betreffenden  Landtages,  so  hat 
•  i  bei  der  einlachen  Anzahl  zu  verbleiben. 

tj  124.  Die  Kreistage  werden  durch  den  Landeschef  zu  der  ordentlichen 
Jahressitzung  am  15.  Oktober  nach  dem  Sitze  der  Kreisregierung  berufen. 
^ttfierordenÜiche  Sitzungen  werden  durch  den  Kreischef  nach  eigenem  Er- 
n.  olcr  über  Aufforderung  eines  Dritteiis  der  Kreisabgeordneten  an- 
beraumt. 
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§  125.    In  den  Wirkungskreis  der  Kreistage  gehören: 

1.  Gemeindeangelegenheiten,  und  zwar: 

a)  die  Entwertung  der  Gemeindeordnung  unter  Beobachtung  des  Reichs- 
gemeindegesetzes, sowie  die  Bestätigung  der  Statuten  der  einzelnen 
Gemeinden; 

b)  die  Ueberwachung  und  Kontrolle  aller  Gemeinden  in  der  Gebarung 
mit  dem  Stammvermögen; 

c)  die  Entscheidung  über  alle  Streitigkeiten  zwischen  Gemeinden  oder 
Gemeindegliedern  und  Vorständen  im  Berufungswege  nach  den  Be- 
stimmungen des   Gemeindegesetzes; 

d)  die  Entscheidung  über  Heimatsrechte  und  verweigerte  Aufnahme 
eines  Staatsbürgers  in  den  Gemeindeverband.  Gegen  die  Entschei- 
dung des  Kreises  in  Gemeindeangelegenheiten  ist  keine  weitere 
Berufung  zulässig, 

2.  Die  Kreisstraßen  und  sonstigen  Kreiskommuni kationsmittel: 
3    Die  Errichtung  von  Sparkassen  und  Leihanstalten: 

4.  Die  Besorgung  aller  Angelegenheiten,  welche  nur  die  Kreisgemeinde 
oder  mehrere  Bezirke  derselben  betreffen. 

§  12(5.  Außerdem  wird  dem  Kreistage,  wenn  er  es  im  Interesse  des 
Kreises  für  notwendig  findet,  innerhalb  der  Schranken  der  Reichs-  und 
Landesgesetze  zur  Regelung  und  Verwaltung  überlassen: 

a)  das  Volksunterrichts-  und  Erziehungswesen  mit  dem  Rechte  der 
Bestimmung  der  Unterrichtssprache  und  der  Sprachgegenstände, 
jedoch   mit   gleich  gerechter  Beachtung  der   Sprachen  des  Kreises; 

b)  das  Armenwesen; 

c)  die   Kranken-   und  Humanitätsanstalten; 

d)  die  lokalen  frommen  Stiftungen; 

e)  die  Anstalten  zur  Hebung  des  Ackerbaues. 

§  127.  Die  Kreistage  haben  das  Recht,  Kreisauflagen  zur  Bestreitung 
der   Kreisbedürfnisse  zu   erheben. 

^  128.  In  jenen  Reichsländern,  die  nur  einen  Reichskreis  bilden,  hat 
der  Landtag  zugleich  die  Funktionen  des  Kreistages. 

§  129.  Dem  Landeschef  steht  das  Recht  zu,  Kreistage,  die  nicht  zugleich 
Lardtage  sind,  unter  Ausschreibung  neuer  Wahlen  aufzulösen. 

§  130.  Den  Gemeinden  wird  die  Selbstbestimmung  in  allen  Angelegen- 
heiten, welche  ausschließlich  das  Gemeindeinteresse  betreffen,  und  deren 
Selbstverwaltung  innerhalb  der  durch  das  Reichsgemeindegesetz  und  durch 
die  Gemeindeordnung  festgesetzten  Grenzen  zugesichert. 

§  181.  Das  Gemeindegesetz  muß  jeder  Gemeinde  als  unveräußerliche 
Rechte  gewährleisten: 

a)  die  freie  Wahl  ihrer  Vorsteher  und  Vertreter; 

b)  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Gemeindeverband; 

c)  die    selbständige    Verwaltung   ihrer    Angelegenheiten   und    die    Hand- 
habung der   Ortspolizei; 

4)  die  Veröffentlichung  ihres  Haushaltest  und  in  der  Regel  Oefffenitlichkeit 
der  Verhandlungen. 

Die  Beschränkung  des  Rechtes,  die  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband 
zu  verweigern,  und  des  Rechtes,  das  Gemeindegut  oder  das  Stammvermögen 
der  Gemeinde  zu  veräußern  oder  zu  belasten,  enthält  das  Gemeindegesetz. 

VI.   Die   richterliche   Gewalt. 

§  132.  Die  Gerichtsbarkeit  wird  selbständig  durch  vom  Staate  bestellte 
Gerichte  ausgeübt  Kabinetts-  und  Ministerialjustiz  ist  unstatthaft.  Patri- 
munial gerichte    dürfen    nicht    bestehen. 

§  133.  Die  Organisation  der  Gerichte,  die  Feststellung  der  Gehalte  der 
Mitglieder  des  Richterstandes,  die  Bestimmung  derjenigen  höheren  Gerichts- 
posten, welche  der  Monarch  nach  früher  veröffentlichten  Kandidatenlisten 
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besetzt,  und  die  Art  und  Weise  der  Bildung  dieser  Kandidatenlisten  wird 
durch  ein  organisches  Gesetz  geregelt. 

g  134.  Besondere  Gesetze  bestimmen  die  Einrichtung  und  den  Wirkungs- 
kreis' der   Militär-,   Handels-,  Wechsel-,  See-  und   Berggerichte. 

§  135.  Die  Richter  werden  auf  Lebenszeit  ernannt.  Sie  können  nur 
durch  einen  Urteilsspruch  des  Obersten  Reichsgerichtes  von  ihrem  Amte 
entfernt  oder  an  Rang  und  Gehalt  beeinträchtigt,  suspendiert,  und  nur  mit 
ihrer  eigenen  Zustimmung  an  einen  anderen  Posten  versetzt  werden. 

§  136.  Kein  Richter  darf  neben  seinem  Amte  noch  eine  besoldete  Stelle 
von  der  Regierung  annehmen. 

§  137.  Rechtspflege  und  Verwaltung  sollen  getrennt  und  voneinan der 
unabhängig  sein.  Der  Sicherheitsbehörde  steht  keine  Gerichtsbarkeit  zu. 
lieber  Kompetenzkonflikte  zwischen  den  Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden 
entscheidet  ein  durch  das  Gesetz  zu  bestimmender  Gerichtshof. 

§  138.  Wegen  Verletzung  der  durch  die  Konstitution  festgestellten 
staatsbürgerlichen  Rechte  durch  Bedienstete  des  Staates  in  Ausübung  ihrer 
Amtsgewalt  kann  der  Verletzte  durch  eine  Zivilklage  vom  Staate  volle 
Genugtuung  fordern.  Diese  Zivilklage  schließt  die  strafrechtliche  Ver- 
folgung des  Schuldtragendein  nicht  aus. 

§  139.  Am  Sitze  der  Zentralregierung  besteht  das  Oberste  Reichsgericht; 
den  Präsidenten  und  die  eine  Hälfte  der  Räte  ernennt  der  Kaiser; 
der  Vizepräsident  und  die  andere  Hälfte  der  Räte  wird  von  der  Länder- 
kammer gewählt  Dieses  Reichsgericht  darf  nicht  in  mehreren  Senaten 
fungieren. 

§  140.  Das  Oberste  Reichsgericht  hat  als  einzige  Instanz  das  Richteramt 
auszuüben : 

1.  bei  Klagen  auf  Genugtuung  wegen  Verletzung  konstitutioneller 
Rechte  durch  Amtshandlungen  der  Staats bediensteten  (§  138), 

2.  wenn  es  sich  um  Absetzung,  Suspension  oder  Versetzung  eines 
Richters  handelt, 

3.  in  allen  Streitigkeiten  zwischen  den  Reichsländern  untereinander  und 
in   Kompetenzstreitigkeiten  der   Zentral-  und   Länderregierungsgewalten, 

4.  bei  Anklagen  gegen  die  Minister,  Länderchefs  und  Statthaltereiräte, 

5.  bei  Verschwörungen  oder  Attentaten  gegen  die  Person  des  Staats- 
oberhauptes, gegen  den  Reichstag  oder  gegen  einen  Landtag. 

V.  Die  Staatsbeamten. 
§  141.  Die  besonderen  Verhältnisse  der  nicht  zum  Richterstande  ge- 
hörigen Staatsbeamten,  einschließlich  der  Staatsanwälte,  werden  durch  ein 
Gesetz  geregelt,  welches,  ohne  die  Regierung  in  der  Wahl  der  ausführenden 
Organe  zweckwidrig  zu  beschränken,  den  Staatsbeamten  gegen  willkürliche 
Entfernimg  vom  Amte  und  Einkommen  angemessenen  Schutz  gewährt. 

VI.  Die  Finanzen. 

§  142.  Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Reiches  müssen  für  jedes 
Jahr  vorhinein  -veranschlagt  und  auf  den  Staatshaushaltsetat  gebracht 
werden. 

Letzterer  wird  jährlich  durch  ein  Gesetz,  welches  die  Volkskammer 
allein  votiert,  festgestellt. 

8,  143.  Redchäeteuern  und  Abgaben  dürfen  nur,  insoweit  sie  in  den 
Staatshaushaltetat  aufgenommen,  oder  durch  besondere  Gesetze  angeordnet 
sind,  erhoben  werden. 

ij  144.  In  Betreff  der  Steuern  und  Abgaben  kann  kein  Privilegium  ein- 
geführt, eine  Befreiung  oder  ein  Nachlaß  aber  nur  durch  ein  Gesetz  be- 
stimmt virerden. 

8  14.">.  Die  Aufnahme  von  Staatsanleihen,  sowie  Uebernahme  von  Ga- 
rantien zu  lösten  des  Staates,  findet  nur  auf  Grund  eines  Geeetsee  Statt 
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§  146.  Ueberschreitungen  des  Staatsvoranschlages  dürfen  nur  über 
motivierte,  von  dem  Gesamtministerium  gegengezeichnete,  gehörig  kund- 
gemachte Verordnungen  geschehen,  und  sind  dem  Reichstage  bei  seinem 
nächsten  Zusammentritte  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

§  147.  Die  allgemeine  Reichsrechnung  muß  jährlich  nebst  einer  Ueber- 
sicht'  der  Staatsschulden  dem  Reichstage  vorgelegt  und  die  Entlastung  der 
Reichsregierung  erwirkt  werden. 

§  148.  Die  Reichsländer  dürfen  zur  Bestreitung  der  Auslagen  für 
Landeszwecke  eine  Auflage,  welche  eine  Bewachung  oder  Kontrolle  an  den 
Grenzen  der  Reichsländer  gegeneinander  oder  gegen  die  Nachbarstaaten 
notwendig  macht,  nur  über  Genehmigung  der  gesetzgebenden  Reichsgewalt 
bewilligen. 

VII.  Die  bewaffnete  Macht. 

§  149.  Die  Organisation  der  Land1-  und  Seemacht,  sowie  die  Art  ihrer 
Ergänzung  wird  durch  ein  Reichsgesetz  bestimmt,  welches  auch  die  Art 
der  Beförderungen  zu  regeln  hat. 

§  150.  Die  Stärke  der  Land-  und  Seemacht  und  deren  Ergänzung  wird 
durch  ein  Reichsgesetz,  und  zwar  immer  auf  die  Dauer  eines  Jahres  fest- 
gesetzt. 

§  151  Zur  Verwendung  von  Truppen  fremder  Staaten  ist  die  Zustim- 
mung des  Reichstages  erforderlich,  welche  auch  eingeholt  werden  muß, 
wenn  fremde  Truppen  das  Staatsgebiet  betreten,  oder  durch  dasselbe  ziehen 
sc#en. 

§  152.  Die  Nationalgarde  muß  wenigstens  in  allen  Orten  von  tausend 
oder  mehr  Einwohnern  bestehen;  ihre  Einrichtung  wird  durch  ein  Gesetz 
geregelt 

§  153.  Die  bewaffnete  Macht  kann  zur  Unterdrückung  innerer  Unruhen 
und  zur  Ausführung  der  Gesetze  nur  auf  Requisition  der  Zivilbehörden  und 
in  den  vom  Gesetze  'bestimmten  Fällen  und  Formen  verwendet  werden. 

VIII.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  154.  Das  Wappen  des  Kaisertums  bleibt  unverändert.  Die  Farben  des 
Hauses  Habsburg-Lothringen:  Weiß-rot-gold,  werden  als  Reichsfarben 
angenommen. 

§  155.  Wien  ist  die  Hauptsadt  des  Kaisertums,  der  Sitz  der  Zentral- 
regierung und  des  Reichstages. 

§  156.  Jeder  Fremde,  welcher  sich  auf  österreichischem  Gebiete  be- 
findet, genießt  den  Schutz,  welcher  den  Personen  und  Gütern  im  allgemeinen 
vom  Staate  gewährt  wird,  mit  Vorbehalt  der  durch  das  Gesetz  zu  bestimmen- 
den   Ausnahmen. 

§  57.  Die  Konstitution  kann  weder  ganz,  noch  teilweise  aufgehoben 
werden;  nur  in  Fällen  des  Krieges  oder  Aufruhres,  und  nur  von  der  ver- 
antwortlichen Regierungsgewalt,  mit  Zustimmung  der  legislativen  Gewalt, 
oder  falls  diese  einzuholen  unmöglich  wäre,  gegen  nachträgliche  Rechtferti- 
gung vor  derselben,  darf  eine  teilweise  Suspension  der  konstitutionellen 
Rechte  verfügt  werden.  Unter  welchen  Bedingungen,  und  mit  welchen 
Folgen  dies  geschehen  dürfte,  hat  ein  besonderes  Gesetz  zu  bestimmen. 

IX.  Revision  der  Konstitution. 

§  158.  Die  gesetzgebende  Gewalt  hat  das  Recht  zu  erklären,  daß  irgend 
eine  Bestimmung  dieser  Konstitution  der  Revision  bedürfe.  Eine  solche 
Erklärung  hat  die  Auflösung  des  Reichstages  und  die  unverzügliche  Ein- 
berufung eines  neuen  unmittelbar  zur  Folge. 

§   159.   Der  neue   Reichstag   beschließt  sodann   über  die  der  Revision 

unterzogenen  Punkte.    Zur  Gültigkeit  eines  Beschlusses,  der  eine  wirkliche 

Veränderung  herbeiführen  soll,  ist  es  notwendig,  daß  in  jeder  der  beiden 

Kammern  wenigstens  drei  Vierteile  ihrer  Mitglieder  anwesend  .seien,  und 

Redlich.    I.    Anhang.  n 
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wenigstens   zwei   Dritteile  der   Anwesenden   in  jeder   Kammer  zugestimmt 
hab*-n.     Die   Abstimmung  muß  über   Namensaufruf  mündlich  geschehen. 

§  160.  Bei  Reichstagsbeschlüssen  über  Aenderungen  in  der  Konsti- 
tution, durch  welche  die  verfassungsmäßigen  Rechte  der  Krone  geschmälert 
worden,  steht  dem  Kaiser  das  absolute  Veto  zu. 

III. 
Einsetzung  des  verstärkten  Reirhsrates. 

Kais.  Patent  vom  5.  März  1860,  RGBl.  Nr.  56. 

Wir  Franz  Josef  usw. 
haben  beschlossen,  Unseren  Reichsrat,  welcher  auf  Grund  Unseres  Patentes 
vom  13.  April  1851,  RGBl.  Nr.  92,  und  Unserer  Handschreiben  vom 
20.  August  1851,  RGBl.  Nr.  195  und  196,  fortzubestehen  hat.  durch  außer- 
ordentliche Reichsräte,  die  Wir  periodisch  einberufen  werden,  zu  ver- 
stärken. Zu  dem  Ende  verordnen  Wir  nach  Vernehmung  Unserer  Minister 
und    Anhörung   Unseres   Redchsrates    wie    folgt: 

§  1.  Zu  außerordentlichen  Reichsräten,  welche  diesen  periodischen  Be- 
ratungen beizuwohnen  haben,  werden  Wir  ernennen: 

1.  Erzherzoge    Unseres   kaiserlichen   Hauses; 

2.  einige  .der  höheren  kirchlichen  Würdenträger; 

3.  einige  Männer,  wrelche  sich  in  Unserem  Zivil-  und  Mil:tärdienste  oder 
in    anderer   Weise   ausgezeichnet   haben; 

4   achtunddreißig  Mitglieder  der   Landesvertretungen,  und  zwar: 
aus  dem  Königreiche  Ungarn  sechs, 
aus  dem  Königreiche  Böhmen  drei, 
aus  dem  lombardisch-venetianischen  Königreiche  zwei, 
aus  dem  Königreiche  Daimatien  einen, 
aus  dem  Königreiche  Kroatien  und  Slavonien  zwei, 
aus  dem  Königreiche  Galizien  und  Lodomerien  und  dem  Großher- 
zogtume   Krakau  drei, 
aus  dem  Erzherzogtume  Oesterreich  unter  der  Euns  zwei, 
aus  dem  Erzherzogtume  Oesterreich  ob  der  Enns  einen, 
aus  dem   Herzogtume  Salzburg   einen, 
aus  dem  Herzogtume  Steiermark  einen, 
aus  dem  Herzogtume  Kärnten   einen, 
aus  dem   Herzogtume  Krain   einen, 
aus  dem   Herzogtume   Bukowina  einen, 
aus  dem   Großfürstentumo  Siebenbürgen  drei. 
aus  der   Markgrafschaft  Mähren  zwei, 
aus  dem  Herzogtume  Schlesien  einen, 
aus  der  geforsteten  Grafschaft   Tirol  zwei 
und  für  Voralberg  einen, 

aus  der  Markgrafschaft  Istrien  samt  gefürsteren  Grafschaft  Görz  und 
Gradiska   einen,   und    aus   der   reichsunmittelbaren    Stadt    Triest   und 
Gebiet  einen, 
aus  der  serbischen  Woiwodschaft  und  dem  Temeser  Banate  zwei. 
Die   Landesvertretungen  in  diesen    Kronländern  werden  für  jede  der 
hienach  zu  vollziehenden  Ernennungen   je  drei   Mitglieder  aus  ihrer  Mitte 
wählen   und   Uns  in    Vorschlag  bringen; 

Die  unter  1,  2  und  3  bezeichneten  außerordentlichen  Reichsräte  werden 
auf  Lebenszeit  ernannt.  Die  unter  4  Bezeichneten  werden  für  sechs  Jahre 
gewählt  und  scheiden  nach  Verlauf  dieser  Frist  aus  dem  verstärkten  Reiche- 
rate  wieder  aus.  Bei  der  nacli  Ablauf  dieser  sechsjährigen  Wahlperiode  von 
den  Landeevertretungen  neu  vorzunehmenden  Wahl  sind  sie  jedoch  von  der 
rwahl  nicht  ausgeechlof 
Sollte  während  dea  Verlaufes  dieser  sechsjährigen  Periode  eines  dieser 
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Mitglieder  mit  Tod  abgehen,  die  persönliche  Fähigkeit  verlieren,  Mitglied 
der  Landesvertretung,  von  der  es  vorgeschlagen  wunde,  zu  bleiben  oder 
dauernd  verhindert  sein,  sich  an  den  Beratungen  des  verstärkten  Reichsrates 
zu  beteiligen,  so  werden  Wir  aus  den  bereits  Vorgeschlagenen  einen  Ersatz- 
mann für  die  noch  nicht  abgelaufene  Dauer  der  sechsjährigen  Periode 
ernennen. 

In  Betreff  der  von  den  Landesvertretungen  für  den  verstärkten  Reichs- 
rat vorzunehmenden  Wahlen  werden  Wir  besondere  Vorschriften  erlassen. 

§  2.  Der  verstärkte  Reichsrat  wird  von  Uns  periodisch  zur  Beratung 
der  im  folgenden  Paragraphe  ihm  zugewiesenen  Gegenstände  einberufen 
werden. 

§  3.  Der  Beratung  in  dem  verstärkten  Reichsrate  sind  zu  unterziehen: 

1.  Festsetzung  des  Staatsvoranschlages,  Prüfung  der  Staatsrechnungs- 
abschlüsse, die  Vorlagen  der  Staatsschuldenkommission; 

2.  alle  wichtigeren  Entwürfe  in  Sachen  der  allgemeinen  Gesetzgebung; 

3.  die  Vorlagen  der  Landesvertretungen. 

Wir  behalten  Uns  vor,  auch  andere  Angelegenheiten  den  Beratungen 
des  verstärkten  Reich&rates  zuzuweisen. 

§  4.  Dem  verstärkten  Reichsrate  steht  eine  Initiative  zur  Vorlegung 
von  Gesetz-  oder  Verordnungsvorschlägen  nicht  zu.  Sollte  er  jedoch  bei 
Beratung  einer  ihm  zugewiesenen  Vorlage  Anlaß  finden,  Lücken,  Mängel 
oder  Bedürfnisse  in  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Gesetzgebung  hervor- 
zuheben, so  ist  er  berufen,  sie  gleichzeitig  mit  der  Abgabe  seines  Gutachtens 
bei  Uns  zur  Sprache  zu  bringen. 

§  5.  Die  Mitglieder  Unseres  ständigen  Reichsrates  haben  Sitz  und 
Stimme  bei  den  Beratungen  des  verstärkten  Reichsrates. 

§  6.  Unsere  Minister  und  die  Chefs  Unserer  Zentralstellen  sind,  be- 
rechtigt, an  allen  Beratungen  des  verstärkten  Reichsrates  teilzunehmen  und 
ihre  Vorlagen  persönlich  oder  durch  einen  Abgeordneten  zu  vertreten. 

§  7.  Andere  als  die  in  den  §§  3  und  4  bezeichneten  Angelegenheiten, 
über  welche  Wir  Unseren  Reichsrat  einzuvernehmen  finden,  sind  von  den 
stündigen  Mitgliedern  desselben  in  der  bisher  vorgeschriebenen  Weise  zu 
behandeln. 

§  8.  Wir  behalten  Uns  vor,  für  den  verstärkten  Reiichsrat  eime  Geschäfts- 
ordnung zu  erlassen. 

§  9.  Die  außerordentlichen  Reichsräte  haben  als  solche  keine  Bezüge 
aus  dem  Staatsschatze. 

§  10.  Alle  durch  gegenwärtiges  Patent  nicht  aufgehobenen  Bestimmun- 
gen Unseres  Patentes  vom  13.  April  1851  über  den  Reichsrat  bleiben,  mit 
Ausnahme  der  in  den  §8  13,  16,  17  und  37  enthaltenen,  auf  die  zeitlichen 
Teilnehmer  bezüglichen  Anordnungen  in  Wirksamkeit. 

Gegeben  in  Unserer  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien  am  5.  des  Monats 
März  im  Eintausendacbthundertsechzigsten,  Unserer  Reiche  im  zwölften 
Jahre. 

Kais.  Verordnung  vom  5.  März  1860,  RGBl.  Nr.  57. 
§  1.  In  den  einzelnen  Kronländern  haben  die  Landesvertrerungen  sofort 
nach  ihrer  Aktivierung  die  Wahlen  für  den  verstärkten  Reichsrat  nach  8  1 
Abs.  4,  Meines  besagten  Patentes  vorzunehmen,  und  Mir  die  betreffenden 
Vorschläge  zu  unterlegen.  Vorläufig  und  bis  zur  Einberufung  der  auf  Vor- 
schlag der  Landesvertretungen  von  Mir  zu  ernennenden  außerordentlichen 
Reichsräte,  werde  Ich,  nach  dem  im  oben  bezogenen  Patente  festgestellten 
Verhältnisse  und  in  der  erwähnten  Zahl,  Männer,  welche  durch  ihre  SteUun« 
und  ihre  Eigenschaften  hiezu  befähigt  sind,  aus  den  einzelnen  Kronländern 
den  Beratungen  des  verstärkten  Reichsrates  beiziehen. 
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IV. 
Oktober-Diplom. 

Wir  Franz  Joseph  I.,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich  usw., 
tun  hiermit  jedermann  zu  wissen: 

Nachdem  Unsere  Vorfahren  glorreichen  Andenkens  in  weiser  Sorgfalt 
in  Unserem  durchlauchtigsten  Hause  eine  bestimmte  Form  der  Erbfolge 
aufzurichten  bestrebt  waren,  hat  die  von  weiland  Seiner  k.  k.  Apostolischen 
Majestät  Kaiser  Carl  VI.  am  19.  April  1713  endgültig  und  unabänderlich 
festgesetzte  Sukzessionsordnung  in  dem  unter  .dem  Namen  der  pragmatischen 
Sanktion  bekannten,  von  den  gesetzlichen  Ständen  Unserer  verschiedenen 
Königreiche  und  Länder  angenommenen,  in  Kraft  bestehenden  Staats-, 
Grund-  und  Hausgesetze   ihren   Abschluß  gefunden. 

Auf  der  unerschütterlichen  rechtlichen  Grundlage  einer  bestimmten 
Erbfolgeordnung  und  der  mit  den  Gerechtsamen  und  Freiheiten  der  ob- 
benannten  Königreiche  und  Länder  in  Einklang  gebrachten  Unteilbarkeit 
und  Unzertrennlichkeit  ihrer  verschiedenen  Bestandteile  hat  die  infolge  von 
Staats-  und  völkerrechtlichen  Verträgen  seither  erweiterte  und  erstarkte 
österreichische  .Monarchie  die  auf  dieselbe  eindringenden  Gefahren  und 
Angriffe,  gestützt  und  getragen  von  der  Treue,  Hingebung  und  Tapferkeit 
ihrer  Völker,  siegreich  bewältigt. 

Im  Interesse  Unseres  Hauses  und  Unserer  Untertanen  ist  es  Unsere 
Kegentenpf licht,  die  Machtstellung  der  österreichischen  Monarchie  zu  wahren 
und  ihrer  Sicherheit  die  Bürgschaft  klar  und  unzweideutig  feststehender 
Rechtszustände  und  einträchtigen  Zusammenwirkens  zu  verleihen.  Nu: 
solche  Institutionen  und  Rechtszustände,  welche  dem  geschichtlichen  Rechts- 
bewußtsein, der  bestehenden  Verschiedenheit  Unserer  Königreiche  und  Län- 
der und  den  Anforderungen  ihres  unteilbaren  und  unzertrennlichen  kräf- 
tigen Verbandes  gleichmäßig  entsprechen,  können  diese  Bürgschaften  in 
vollem  Maße  gewähren. 

In  Berücksichtigung,  daß  die  Elemente  gemeinsamer  organischer  Ein- 
richtungen und  einträchtigen  Zusammenwirkens  durch  die  Gleichheit  Un- 
serer Untertanen  vor  dem  Gesetze,  die  allen  verbürgte  freie  Religionsübung, 
die  von  Stand  und  Geburt  unabhängige  Aemterfähigkeit  und  die  allen  ob- 
liegende gemeinsame  und  gleiche  Wehr-  und  Steuerpflichtigkeit,  durch  die 
Beseitigung  der  Frohneu  und  die  Aufhebung  der  Zwischenzollinie  in  Un- 
serer Monarchie  sich  erweitert  und  gekräftigt  haben  —  in  Erwägung  feiner, 
daß  bei  der  Konzentrierung  der  Staatsgewalt  in  allen  Ländern  des  euro- 
päischen Festlandes  die  gemeinsame  Behandlung  der  höchsten  Staetaauf- 
gaben  für  die  Sicherheit  Unserer  Monarchie  und  die  Wohlfahrt  ihrer  ein- 
zelnen Länder  eine  unabweisliche  Notwendigkeit  geworden  ist  —  haben  Wir. 
zur  Ausgleichung  der  früher  zwischen  Unseren  Königreichen  und  Ländern 
bestandenen  Verschiedenheiten  und  behufs  einer  zweckmäßig  geregelten 
Teilnahme  Unserer  Untertanen  an  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  auf 
Grundlage  der  pragmatischen  Sanktion  und  kraft  Unserer  Machtvollkommen- 
heit nachstehendes  als  ein  beständiges  und  unwiderrufliches  Staatsgrund- 
gesetz zu  Unserer  eigenen  so  auch  zur  Richtschnur  Unserer  gesetzlichen 
Nachkommen  in  der  Regiemong  zu  beschließen  und  zu  vorordnen  befunden; 

I.  Das  Recht,  Gesetze  ZU  geben,  abzuändern  und  aufzuheben,  wird  von 
Uns  und  Unseren  Nachfolgern  nur  unter  Mitwirkung  der  gesetzlich  ver- 
sammelten Landtage,  beziehungsweise  des  Reichsrates,  ausgeübt  werden, 
m  welchem  die  Landtage  die  von  Uns  festgesetzte  Zahl  Mitglieder  zu  ont- 
senden   haben. 

_  IL  Es  sollen  BÜe  Gegenstände  der  Gesetzgebung,  welche  sich  auf  Rechte, 
Pflichten  ua  1  [nteressen  beziehen,  die  allen  Unseren  Königreichen  und  Lan- 
dern gemeinschaftlich  Bind,  namentlich  die  Gesetzgebung  über  das  Münz-, 
IM  I   Kreditwesen,  ttbear    lio  Zölle  und  Handelssachen,  ferner  über  die 
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Grundsätze  des  Zettelbankwesens;  die  Gesetzgebung  in  Betreff  der  Grund- 
sätze des  Post-,  Telegraphen-  und  Eisenbahnwesens;  über  die  Art  und 
Weise  und  die  Ordnung  der  Militärpflichrigkeit  in  Zukunft  in  und  mit  dem 
Reichsrate  verhandelt  und  unter  seiner  Mitwirkung  verfassungsmäßig  er- 
ledigt werden,  sowie  die  Einführung  neuer  Steuern  und  Auflagen,  dann  die 
Erhöhung  der  bestehenden  Steuern  und  Gebührensätze,  insbesondere  die 
Erhöhung  des  Salzpreises  und  die  Aufnahme  neuer  Anlehen,  gemäß  Unserer 
Entschließung  vom  17.  Juli  1860;  desgleichen  die  Konvertierung  bestehender 
Staatsschuld en  und  die  Veräußerung,  Umwandlung  oder  Belastung  des  un- 
beweglichen Staatseigentums  nur  mit  Zustimmung  des  Reichsrates  angeord- 
net werden  soll;  endlich  die  Prüfung  und  Feststellung  der  Voranschläge 
der  Staatsauslagen  für  das  zukünftige  Jahr  sowie  die  Prüfung  der  Staats- 
rechnungsabschlüsse und  der  Resultate  der  jährlichen  Finanzgebarung  unter 
Mitwirkung  des  Reichsrates  zu  erfolgen  hat. 

III.  Alle  anderen  Gegenstände  der  Gesetzgebung,  welche  in  den  vor- 
hergehenden Punkten  nicht  enthalten  sind  werden  in  und  mit  den  be- 
treffenden Landtagen,  und  zwar  in  den  zur  ungarischen  Krone  gehörigen 
Königreichen  und  Ländern  im  Sinne  ihrer  früheren  Verfassungen,  in  Un- 
seren übrigen  Königreichen  und  Ländern  aber  im  Sinne  und  in  Gemäßheit 
ihrer   Landesordnungen  verfassungsmäßig  erledigt  werden. 

Nachdem  jedoch  mit  Ausnahme  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
auch  in  Betreff  solcher  Gegenstände  der  Gesetzgebung,  welche  nicht  der 
ausschließlichen  Kompetenz  des  gesamten  Reichsrates  zukommen,  seit  einer 
langen  Reihe  von  Jahren  für  Unsere  übrigen  Länder  eine  gemeinsame  Be- 
handlung und  Entscheidung  stattgefunden  hat,  behalten  Wir  Uns  vor,  auch 
solche  Gegenstände  mit  verfassungsmäßiger  Mitwirkung  des  Reichsrates 
unter  Zuziehung  der  Reichsräte  dieser  Länder  behandeln  zu  lassen. 

Eine  gemeinsame  Behandlung  kann  auch  stattfinden,  wenn  eine  solche 
in  Betreff  der  der  Kompetenz  des  Reichsrates  nicht  vorbehaltenen  Gegen- 
stände von  dem  betreffenden  Landtage  gewünscht  und  beantragt  werden  sollte. 

V. 
Das  Februar-Patent, 

71.  Kais.  Pat.  v.  26.  Februar  1861,  RGBl,  Nr.  20. 

Nachdem  wir  in  Unserem  zur  Regelung  der  staatsrechtlichen  Verhält- 
nisse der  Monarchie  am  20.  Oktober  1860  *)  erlassenen  Diplome,  auf 
Grundlage  der  pragmatischen  Sanktion  und  kraft  Unserer  Machtvollkommen- 
heit, zu  Unserer  eigenen  und  so  auch  zur  Richtschnur  Unserer  gesetzlichen 
Nachfolger  in  der  Regierung,  zu  beschließen  und  zu  verordnen  gefunden 
haben,  daß  das  Recht,  Gesetze  zu  geben,  abzuändern  und  aufzuheben  nur 
unter  Mitwirkung  der  Landtage,  beziehungsweise  des  Reichsrates  ausgeübt 
werden  wird,  und  in  Erwägung,  daß  dieses  Recht,  um  ins  Werk  gesetzt 
werden  zu  können,  einer  bestimmten  Ordnung  und  Form  der  Ausübung- 
bedarf,  erklären,  verordnen  und  verkünden  Wir  nach  Anhörung  Unseres 
Ministerrates: 

I. 

Rücksichtlich  der  Zusammensetzung  des  zur  Reichsvertretung  berufenen 
Reichsraten  und  des  ihm  in  Unserem  Diplome  vom  20.  Oktober  1860 
vorbehaltenen  Rechtes  der  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung,  genehmigen 
Wir  das  beiliegende  Gesetz  über  die  Reichsvertretung  und  verleihen  ihm 
hiemit  für  die  Gesamtheit  Unserer  Königreiche  und  Länder  die  Kraft  eines 
Staatsgrundgesetzes. 

II. 

In  Bezug  auf  Unsere  Königreiche  Ungarn,  Kroatien  und  Slawonien,  so- 
wie auf  Unser  Großfürstenrum  Siebenbürgen,  haben  Wir  in  Absicht  auf  die 

*)  RGBl.  Nr.  226. 
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Wiederherstellung  der  früheren  Landesverfassungen  im  Einklänge  mit 
Unserem  erwähnten  Diplome  und  innerhalb  der  in  demselben  festgesetzten 
Grenzen,  mittels  Unserer  Handschreiben  vom  20.  Oktober  1860  bereits  die 
geeigneten  Verfügungen  getroffen. 

III. 
Für  Unsere  Königreiche: 
Böhmen, 
Dalmatien, 

Galizien  und   Lodomerein    mit    den   Herzogtümern    Auschwitz    un 
Zator  und  dem  Großherzogtume  Krakau; 
Unsere  Erzherzogtümer: 

Oesterreich  unter  der  Enns,  und 
Oesterredoh  ob  der  Enns; 
Unsere  Herzogtümer: 
Krain, 
Bukowina; 
Unsere  Markgrafschaft: 

Mähren; 
Unser  Herzogtum: 

Ober-   und   Nieder-ScbJesien; 
Unsere  Markgrafschaft  Istrien  samt  den  gefürsteten  Grafschaften   Görz 

und  Gradiska  und  der  Stadt  Triest  mit  ihrem  Gebiete;  und 
für  das  Land  Vorarlberg 
rinden  Wir,  um  die  Rechte  und  Freiheiten  der  getreuen  Stände  dieser 
Königreiche  und  Länder  nach  den  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  der 
Gegenwart  zu  entwickeln,  umzubilden,  und  mit  den  Interessen  der  Gesamt- 
monarchie in  Einklang  zu  bringen,  die  beiliegenden  Landesordnungen  und 
Wahlordnungen  zu  genehmigen  und  verleihen  jeder  einzelnen  für  das  be- 
treffende Land  die  Kraft  eines  Staatsgrundgesetzes. 

Jedoch  kann,  nachdem  War  über  die  staatsrechtliche  Stellung  Unseres 
Königreiches  Dalmatien  zu  Unseren  Königreichen  Kroatien  und  Slawonien 
noch  nicht  endgültig  entschieden  haben,  die  für  Unser  Königreich  Dalmatien 
erlassene  Landesordnung  dermal  noch  nicht  vollständig  in  Wirksamkeit 
treten. 

IV. 
Um  die  mit  den  Patenten  vom  20.  Oktober  1860  für  Unsere  Herzog- 
tümer Steiermark,  Kärnten  und  Salzburg,  dann  für  Unsere  gefürstete  Graf- 
schaft Tirol  erlassenen  Statute  mit  jenen  Bestimmungen  in  Einklang  zu 
bringen,  welche  in  den  am  heutigen  Tage  von  Uns  genehmigten  Landes- 
ordnungen grundsätzlich  aufgenommen  sind;  um  den  Landesvertretungen 
der  eingangs  erwähnten  Länder  jene  ausgedehnteren  Befugnisse  zu  ge- 
währen, die  Wir  den  Vertretern  der  übrigen  Kronländer  zu  bewilligen  Uns 
bestimmt  gefunden  haben;  um  endlich  Unsere  unterm  5.  Jänner  1861  über 
das  Wahlrecht  erlassenen  Verfügungen  auch  in  Steiermark,  Kärnten,  Salz- 
burg und  Tirol  gleichmäßig  zur  Ausführung  zu  bringen:  haben  Wir  in  Er- 
weiterung und  Umänderung  der  bereits  erlassenen  Landesstatute  die  bei- 
liegenden neuen  Landesordnungen  für  Steiermark,  Kärnten,  Salzburg  und 
Tirol  zu  genehmigen  befunden. 

V. 
Indem  Wir  in  betreff  Unseres  lombardisch-venotianischen  Königreiches 
Unserem  Staatamdnister  zugleich  den  Auftrag  erteilen,  Uns  eine  auf  gleichen 
Grundsätzen  ruhende  Landesverfassung  im  geeigneten  Zeitpunkte  vorzu- 
legen, übertragen  Wir  mittlerweile  den  Kongregationen  des  Königreiches, 
lla  leiner  dt-rmal  bestehenden  Vertretung,  das  Recht,  die  bestimmte  Zahl 
von    Mitgliedern   in  den   Reichsrat  zu  entsenden. 
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VI. 
Nachdem  teils  durch  die  vorausgängigen  Grundgesetze,  teils  durch  die 
wieder  ins  Leben  gerufenen,  teils  durch  die  mittels  der  neuen  Grundgesetze 
geschaffenen  Verfassungen  das  Fundament  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
Unseres  Reiches  festgestellt,  und  insbesondere  die  Vertretung  Unserer  Völ- 
ker gegliedert,  auch  ihre  Teilnahme  an  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
geordnet  ist,  so  verkünden  Wir  hiemit  diesen  ganzen  Inbegriff  von  Grund- 
gesetzen als  die  Verfassung  Unseres  Reiches,  wollen  und  werden  unter  dem 
Schutze  des  Allmächtigen  diese  hiemit  feierlich  verkündeten  und  ange- 
lobten Normen  nicht  nur  unverbrüchlich  befolgen  und  halten,  sondern  ver- 
pflichten auch  Unsere  Nachfolger  in  der  Regierung  sie  unverbrüchlich  zu 
befolgen  und  halten  und  dies  auch  bei  ihrer  Thronbesteigung  in  dem  dar- 
über zu  erlassenden  Manifeste  anzugeloben.  Wir  erklären  hiemit  auch  den 
festen  Entschluß,  sie  mit  all  Unserer  kaiserlichen  Macht  gegen  jeden  Angriff 
zu  schirmen  und  darauf  zu  sehen,  daß  sie  von  jedermann  befolgt  und  ge- 
halten werden. 

VII. 

Wir  befehlen,  daß  dieses  Patent  samt  den  mittels  desselben  verkünde- 
ten Staatsgrundgesetzen  über  die  Reichs-  und  Landesvertretung  in  der 
Form  kaiserlicher  Diplome  ausgefertigt,  in  Unserem  Haus-,  Hof-  und 
Staatsarchive,  sowie  auch  seinerzeit  das  Grundgesetz  über  die  Reichsver- 
tretung  nebst  den  für  jedes  Land  bestimmten  besonderen  Grundgesetzen  in 
den  Archiven  Unserer  Königreiche  und  Länder  niedergelegt  und  aufbewahrt 
werden. 

Gegeben  in  unserer  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien  am  sechsund- 
zwanzigsten Februar  im  Eintausendachthunderteinunisechzigsten,  Unserer 
Reiche  im  dreizehnten  Jahre. 

Franz  Josef  m.  p.  (L    S.) 

Erzherzog  Rainer  m.  p 
Rechberg  m.  p.  Mecsery  m.  p.  Degenfeld  m.  p. 

Schmerling  m.  p.  Lasser  m.  p.  Szecsen  m.  p. 

Plener  m.  p.       Wickenburg  m.  p.        Pratobevera  m.  p. 

Auf  Allerhöchste  Anordnung: 
Ransonnet   m.   p 

Grundgesetz  über  die  Reichsvertretung. 

§  1.     Zur  Reichsvertretung  ist  der  Reichsrat  berufen. 

Der  Reichsrat  besteht  aus  dem  Herrenhause  und  dem  Hause  der  Ab- 
geordneten. 

§  2.  Mitglieder  des  Herrenhauses  sind  durch  Geburt  die  grossjährigen 
Prinzen  des  kaiserlichen  Hauses. 

§  3.  Erbliche  Mitglieder  des  Herrenhauses  sind  die  großjährigen 
Häupter  jener  inländischen,  durch  ausgedehnten  Grundbesitz  hervorragen- 
den Adelsgeschlechter,,  denen  der  Kaiser  die  erbliche  Reichsratswürde  ver- 
leiht. 

§  4.  Mitglieder  des  Herrenhauses  vermöge  hoher  Kirchenwürde  sind 
alle  Erzbischöfe  und  jene  Bischöfe,  welchen  fürstlicher  Rang  zukommt. 

§  5.  Der  Kaiser  behält  sich  vor,  ausgezeichnete  Männer,  welche  eich 
um  Staat  oder  Kirche,  Wissenschaft  oder  Kunst  verdient  gemacht  haben,  als 
Mitglieder  auf  Lebenszeit  in  das  Herrenhaus  zu  berufen. 

§  6.  In  das  Haus  der  Abgeordneten  kommen  durch  Wahl  348  Mit- 
glieder, und  zwar  in  der  für  die  einzelnen  Königreiche  und  Länder  auf 
folgende  Art  festgesetzten  Zahl: 
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für    «las    Königreich    Ungarn fünfundachtzig, 

,las    Königreich    Böhmen vierundfünfzig, 

das    lombardisch-venetianische    Königreich  ...         .  zwanzig, 

das   Königreich   Dalmatien fünf, 

das  Königreich  Kroatien  und  Slavonien neun, 

das  Königreich  GaJizien    und    Lodomerien    mit    den 
Herzogtümern   Auschwitz   und   Zator  un d   dem   Groß- 

berzogtume   Krakau achtuuddreißig. 

das  Erzherzogtum  Oesterreich  unter  der  Enns  .    .    .  achtzehn, 
das  Erzherzogtum  Oesterreich  ob  der  Enns    ....  zehn, 

das   Herzogtum    Salzburg drei, 

das    Herzogtum    Steiermark dreizehn. 

.,     das   Herzogtum    Kärnten fünf, 

das  Herzogtum   Krain ...  sechs. 

das  Herzogtum   Bukowina fünf. 

das  Grossfürstentum   Siebenbürgen      .         sechsundzwanzig, 

die    Markgrafschaft   Mähren zwei  und  zwanzig. 

das  Herzogtum  Ober-  und  Niederschlesien sechs, 

die  gefürstete  Grafschaft  Tirol  und  Vorarlberg  .    .    .  zwölf. 
..     ,die     Markgrafschaft     Istrien     samt    der     geforsteten 
Grafschaft   Görz  und   Gradiska  und  der  Stadt  Triest 

mit   ihrem   Gebiete sechs. 

8  7.  Die  für  jedes  Land  festgesetzte  Zahl  der  Mitglieder  wird  von 
seinem  Landtage  durch  unmittelbare  Wahl  entsendet. 

Die  Wahl  hat  durch  absolute  Stimmenmehrheit  in  ,der  Art  zu  geschehen, 
daß  die  nach  Maßgabe  der  Landesordnungen  auf  bestimmte  Gebiete,  Städte, 
Körperschaften  entfallende  Zahl  von  Mitgliedern  des  Abgeordnetenhauses 
aus  den  Landtagsmitgliedern  derselben  Gebiete,  derselben  Städte,  derselben 
Körperschaften  hervorgehen. 

Der  Kaiser  behält  sich  vor,  den  Vollzug  der  Wahl  unmittelbar  durch  die 
Gebiete,  Städte  und  Körperschaften  anzuordnen,  wenn  ausnahmsweise  Ver- 
hältnisse eintreten,  welche  die  Beschickung  des  Hauses  der  Abgeordneten 
durch  einen  Landtag  nicht  zum  Vollzüge  kommen  lassen. 

§  8.  Der  Kaiser  ernennt  die  Präsidenten  und  Vizepräsidenten  aus  den 
Mitgliedern  jedes  Hauses. 

Die  übrigen  Funktionäre  hat  jedes  Haus  selbst  zu  wählen. 
§  9.     Der  Reichsrat  wird  vom  Kaiser  alljährlich  einberufen. 
g   10.     Der  Wirkungskreis  des   gesamten   Reichrates   umfaßt  nach  dem 
Art.   II    des   Diploms  vom   20.   Oktober   1860  alle   Gegenstände  der   Gesetz- 
gebung, welche  sich  auf  Rechte,  Pflichten  und  Interessen  bezieben,  die  allen 
Königreichen  und  Ländern  gemeinschaftlich  sind: 
Solche  sind   namentlich: 

a)  Alle  Angelegenheiten,  welche  sich  auf  die  Art  und  Weise,  sowie  auf 
die  Ordnung  der  Militärpflicht  beziehen; 

b)  Alle  Angelegenheiten,  welche  die  Regelung  des  Geld-,  Kredit-.  Münz- 
und  Zettelbankwesens,  die  Zölle  und  Handelssachen,  die  GrundsStee 
den  Post-,  Eisenbahn-  und  Telegraphen wesens  betreffen; 

c)  alle  Angelegenheiten   der  Reichsfinanzen   überhaupt;   insbesondere  die 

Voranschläge  des  Staatshaushaltes,  die  Prüfung  der  Staatarechnungs- 
abschlüsse  und  der  Resultate  der  Finanzgebarung.  die  Aufnahme  neuer 
Anleihen,  die  Konvertierung  bestehender  Staatsschulden!,  die  Ver- 
äußerung. Umwandlung,  Belastung  des  unbeweglichen  Staatsver- 
tndgens,  die  Erhöhung  bestehender  und  die  Einführung  neuer  Steuern. 
Abgaben  und  Gefälle 

Die  steruern.  Abgaben  und  Gefälle  werden  oach  den  bestehenden  Ge- 
rt -n.  bneolange  diese  nicht  verfassungsmäßig  gelindert  werden. 

i'-    Staatsschuld  ist  unter  die  Kontrolle  des  Reichsrates  gestellt. 
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§  11.  Gegenstände  der  Gesetzgebung,  welche  allen  Königreichen  und 
Ländern,  mit  Ausnahme  der  Länder  der  ungarischen  Krone,  gemeinsam 
sind,  gehören  nach  dem  Art.  III  des  Diploms  vom  20.  Oktober  1860  zum  ver- 
fassungsmäßigen Wirkungskreise  des  Reichsrates  ohne  Zuziehung  der  Mit- 
glieder aus  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 

Zu  diesem  engeren  Reichsrate  gehören  demnach,  mit  Ausnahme  der  im 
§  10  aufgezählten  Angelegenheiten,  alle  Gegenstände  der  Gesetzgebung, 
welche  nicht  ausdrücklich  .durch  die  Landesordnungen  den  einzelnen  im 
engeren  Reichsrate  vertretenen   Landtagen  vorbehalten  sind. 

Dasselbe  gilt  auch  rücksichtlich  solcher,  den  Landtagen  vorbehaltener 
Gegenstände  in  dem  Falle,  wenn  die  gemeinsame  Behandlung  von  dem  be- 
treffenden Landtage  beantragt  wird.  Bei  vorkommenden  Zweifeln  rücksicht- 
lich der  Kompetenz  des  engeren  Reichsrates  in  gemeinsamen  Gesetzgebungs- 
angelegenheiten gegenüber  der  Kompetenz  eines  einzelnen,  im  engeren 
Reichsrate  vertretenen  Landtages  entscheidet  auf  Antrag  des  engeren 
Reichrates   der   Kaiser. 

3  12.  Gesetzesvorschläge  gelangen  als  Regierungsvorlagen  an  den 
Reichsrat. 

Auch  diesem  steht  das  Recht  zu,  in  Gegenständen  seines  Wirkungs- 
kreises (§§  10  und  11)  Gesetze  vorzuschlagen.  Zu  allen  solchen  Gesetzen 
ist  die  Uebereinstimmung  beider  Häuser  und  die  Sanktion  des  Kaisers  er- 
forderlich. 

§  13.  Wenn  zur  Zeit,  als  der  Reichsrat  nicht  versammelt  ist,  in  einem 
Gegenstande  seines  Wirkungskreises  dringende  Maßregeln  getroffen  werden 
müssen,  ist  das  Ministerium  verpflichtet,  dem  nächsten  Reichsrate  die 
Gründe  und  Erfolge  der  Verfügung  darzulegen. 

5  14.  Zu  einem  gültigen  Beschlüsse  des  gesamten  und  bzw.  des 
engeren  Reichsrates  ist  in  jedem  Hause  die  absolute  Stimmenmehrheit  der 
Anwesenden    erforderlich. 

Anträge  auf  Aenderungen  in  diesem  Grundgesetze  erfordern  in  bei  den 
Häusern  eine  Mehrheit  von  wenigstens  zwei  Dritteln  der  Stimmen. 

§  15.  Die  Mitglieder  des  Hauses  der  Abgeordneten  haben  von  ihren 
Wählern  keine  Instruktionen  anzunehmen. 

§  16.  Alle  Mitglieder  des  Reichsrates  haben  ihr  Stimmrecht  persönlich 
auszuüben. 

§  17.  Die  Funktion  der  aus  einem  Lande  in  das  Haus  der  Abgeordneten 
entsendeten  Mitglieder  erlischt  mit  dem  Tage  des  Zusammentrittes  eines 
neuen   Landtages. 

Sie  können  wieder  in  das  Abgeordnetenhaus  gewählt  werden. 

Wenn  ein  Mitglied  mit  Tod  abgeht,  die  persönliche  Fähigkeit  verliert, 
oder  dauernd  verhindert  ist,  Mitglied  des  Reichsrates  zu  sein,  so  ist  eine 
neue  Wahl  vorzunehmen. 

§  18.  Die  Vertagung  des  Reichsrates,  sowie  die  Auflösung  des  Hauses 
der  Abgeordneten  erfolgt  über  Verfügung  des  Kaisers.  Im  Falle  der  Auf- 
lösung wird  im  Sinne  des  §  7  gewählt. 

§  19.  Die  Minister,  Hofkanzler  und  Chefs  der  Zentralstellen  sind  be- 
rechtigt, an  allen  Beratungen  teilzunehmen,  und  ihre  Vorlagen  persönlich 
oder  durch  einen  Abgeordneten  zu  vertreten. 

Sie  müssen  auf  Verlangen  jedesmal   gehört  werden. 

Das  Recht,  an  der  Abstimmung  teilzunehmen,  haben  sie,  insofern  sie 
Mitglieder  eines  Hauses  sind. 

8  20.    Die  Sitzungen  beider  Häuser  des  Reichsrates  sind  öffentlich. 

Jedem  Hause  steht:  das  Recht  zu,  ausnahmsweise  die  Oeffentlichkeit  aus- 
zuschließen, wenn  wenn  es  vom  Präsidenten  oder  wenigstens  zehn  Mit- 
gliedern verlangt  und  vom  Hause  nach  Entfernung  der  Zuhörer  beschlossen 
wird. 

§  21.    Die  näheren  Bestimmungen  über  den  Geschäftsgang,  den  Wechsel- 
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seitigen  und  den  Außenverkehr  beider  Häuser  werden  durch  die  Geschäfts- 
ordnung geregelt. 

Denkschriften. 
1.  Memoire,  eigenhändig  geschrieben  vom  Grafen  Buol  im  Monate  Juli  1859. 

Es  ist  eine  undankbare  Aufgabe,  die  Uebelstände  eines  Regierungs- 
systems zu  erforschen  und  näher  zu  beleuchten.  Irrt  man  in  seinem  Urteile, 
so  verdient  man  Tadel.  Träfe  man  aber  auch  den  Nagel  auf  den  Kopf,  so 
dürfte  schwerlich  auf  Dank  und  Anerkennung  zu  zählen  sein.  Auch  sollen 
diese  Zeilen  keinen  weiteren  Zweck  haben,  als  womöglich  mir  selbst  klar- 
zumachen, warum  bei  so  edlen  Absichten  von  oben  und  bei  den  vielen 
loyalen  Bestrebungen  von  unten  die  Konsolidierung  .der  Monarchie  und  die 
Stimmung  der  Völker  so  Vieles  zu  wünschen  übrig  lassen. 

Bei  dem  Regierungsantritte  jubelte  alles  dem  jungen  Monarchen  ent- 
gegen, jeder  begrüßte  in  ihm  das  Prinzip  der  allgemeinen  Versöhnung. 
Seine  glücklichen  natürlichen  Gaben,  der  Adel  seines  Gemüts,  sein  hoher 
moralischer  Wert  der  Ernst  insonders,  mit  dem  er  so  jung  vom  ersten 
Moment  an  die  Regierungspflichten  auffaßte,  fanden  allgemeine  Anerken- 
nung, und  man  sah  ihm  gern  die  allzu  stark  bezeichnete  Vorliebe  und  die 
evidente  Bevorzugung  nach,  die  er  dem  Armeestande  anged  einen  ließ,  den 
Umständen  Rechnung  tragend,  die  seine  Thronbesteigung  begleiteten  und 
um  der  großen  Verdienste  willen,  welche  die  Armee  jener  Zeit  um  die  Er- 
haltung und  Regelung  des  Staates  mit  vollstem  Recht  beanspruchen  konnte 

In  der  Wahl  seiner  Minister  ließ  sich  der  Kaiser  gewieß  nie  von  einem 
anderen  Gefühl  leiten  als  von  dem  Wunsche,  die  besten  Wahlen  im  Inter- 
esso  des  Reiches  zu  treffen.  Persönliche  Neigung  und  Abneigung  harten  bei 
seinen  Entschlüssen  kaum  eine  Stimme.  Auch  scheint  er  es  sich  zum 
Grundsatz  gemacht  zu  haben,  ihnen  in  dem  Bereich  ihres  Faches  ein  ziem- 
lich ausgedehntes  Vertrauen  zu  gewähren,  allen  gegnerischen  Ideen  zwar 
zugänglich  zu  sein,  sich  aber  möglichst  von  jedem  unberufenen  Einfluß  frei 
zu  erhalten.  Seine  Minister  waren  insgesamt  ehrenwerte  und  der  Person 
des  Souveräns  treuergebene  Männer;  ihre  Pflicht  mit  Eifer  und  Selbstauf- 
opferung erfüllend,  ließen  sie  sich  nicht  leicht  durch  Schwierigkeiten  ent- 
mutigen; und  ehrgeizige  und  eigennützige  Triebfedern  waren  es  auch  nicht, 
dessen  bin  ich  gewiß,  welche  sie  zur  Uebernahme  ihrer  schweren  Pflichten 
bestimmten. 

Geht  man  endlich  die  Liste  der  Reichsräte  durch,  so  findet  man  nur 
höchst  achtbare  Namen,  deren  Träger,  wenn  auch  von  individuellen  Stand- 
punkten ausgehend,  doch  bei  Abgabe  ihrer  Stimmen  gewiß  immer  von  den 
redlichsten  Absichten  geleitet  wurden. 

Wie  kommt  es  nun,  daß  bei  solchen  Elementen  sich  eine  so  wenig 
günstige  Stimmung  für  Herr  und  Regierung  heranbilden  konnte.  Aller- 
dings liegt  es  in  der  Natur  des  Menschen,  sich  über  die  Gegenwart  klagend 
zu  äußern,  die  Vergangenheit  zu  preisen  und  überspannte  Forderungen  an 
die  Zukunft  zu  stellen.  Auch  gebe  ich  zu,  daß  das  Publikum  nicht  immer 
billig  in  seinem  Urteil  ist,  sich  oft  über  die  wahre  Veranlassimg  eines 
Uebels  nnd  mehr  noch  in  den  Mitteln  irrt,  womit  solches  gehoben  werden 
sollte.  Namentlich  ist  die  öffentliche  Meinung  allzusehr  geneigt,  das  Uebel 
eine  r  Ursache  zuzuschreiben,  wo  doch  meistens  verschiedene  zusammen- 
wirken, dann  auch  Personen,  zumal  denen,  welche  der  Gunst  des  Herrn 
am  nächsten  Stehen,  die  ganze  Schuld  aufzuwalzen,  während  diese  wohl 
einen  Teil  .daran  haben  können,  sie  aber  hauptsächlich  doch  nur  der  Vor- 
wurf trifft,  daß  sie  ein  unhaltbares  System  begünstigen,  sieh  als  Werkzeuge 
desselben  verwenden  ließen.  Die  neueren  Verhältnisse,  zumal  die  traurigen 
Kriegsereignis.se,  die  schweren  Opfer,  welche  dem  Lande  zugemutet 
wurden,  tragen  wohl  wesentlich  zu  dieser  gedrückten  Stimmung  bei,  allein 
der  Ursprung  ist  ein   anderer  und  das  Uebel  ist  tiefer.     Ich  appelliere  an 
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das  Urteil  jedes  unbefangenen  Beobachters,  ob  die  gegenwärtige  Ver- 
stimmung nicht  etwas  mehr  als  der  Ausfluß  einer  allgemeinen  menschlichen 
Schwäche  ist,  ob  selbe  nicht  richtiger  als  ,das  Symptom  irgendeines  Ge- 
brechens in  der  Staatsorganisation  zu  betrachten  ist.  Wenn  dies  der  Fall, 
so  täusche  sich  doch  niemand  über  die  gewaltigen  Folgen  eines  Beharrens 
auf  einem  irrigen  System.  Es  wird  die  innere  und  äußere  Veranlassung 
nicht  fehlen,  um  den  Riß  zu  erweitern,  und  nur  die  einmalige  Anwendung 
von  Gewaltmaßregeln  kann  dem  Uebel  einen  noch  weit  gefährlicheren 
Charakter  aufdrücken.  Eine  Abhilfe  dagegen  in  einer  strengeren  polizei- 
lichen Beaufsichtigung  oder  gar  in  der  Ahndung  jedes  Zeichens  von  Miß- 
billigung dieser  hieße  erst  recht  die  wahre  Lage  und  den  untrüglichen 
Lauf  der  Dinge  verkennen.  Wie  ist  es  nur  möglich,  die  dermalige  Ordnung 
der  Dinge  und  die  Zukunft,  die  sie  uns  bereitet,  anders  als  mit  großer  Be- 
sorgnis ins  Auge  zu  fassen?  Die  .dynastischen  Gefühle  sind  in  einigen 
Kronländern  nicht  zu  entdecken,  in  anderen  äußern  sich  diese  nur  in  dem 
Tadel,  in  dem  man  sich  frei  über  die  Regieriungsangelegenheiten  ausspricht. 
Die  miilitärische  Umgebung  des  Kaisers  wird  scharf  und  lieblos  beurteilt, 
und  den  hohen  Ziviibeamten  gebricht  das  nötige  Ansehen,  weil  man  wohl 
weiß,  daß  keiner  das  volle  Vertrauen  seines  Herrn  besitzt.  Niemand  ver- 
mag sich  Rechenschaft  abzulegen,  wohin  eigentlich  die  Regierung  steuert. 
Niemand  wagt  es  auszusprechen,  wohin  man  kommen  wird.  Je  schwerer 
nun  die  äußeren  Zustände  auf  uns  lasten,  desto  gebieterischer  erscheint  die 
Abhilfe  der  inneren  Uebelstände,  denen  zum  großen  Teil  wenigstens  das 
gegenwärtige  Mißbehagen  zuzuschreiben  ist.  Wo  aber  liegen  diese  Uebel- 
stände und  wie  wäre  ihnen  abzuhelfen?  Nun  will  ich  versuchen,  mir  mit 
möglichster  Gewissenhaftigkeit  Rechenschaft  abzulegen.  Einen  Grund  find© 
ich  vorerst  in  der  Vorenthaltung  feierlich  gegebener  Zusicherungen.  Daß 
eine  Konstitution  im  modernen  Zuschnitt  den  Bedürfnissen  einer  sowohl 
national,  als  auch  religiös  vielgestaltigen  Monarchie  nicht  entspricht,  daß 
eine  solche  nach  der  Beschaffenheit  ihrer  Teile:,  welche  verschiedene 
Kulturstufen  und  Bedürfnisse  aufzuweisen  haben,  selbst  nicht  durchführbar 
wäre,  darüber  sind  wohl  alle  einig.  Daß  nun  eine  solche  Konstitution,  wie 
sie  im  Jahre  1848  entstand,  beseitigt  wurde,  war  ein  glücklicher  Zug,  und 
es  muß  den  damaligen  Staatsmännern  zu  großem  Verdienst  angerechnet 
werden,  daß  es  ihnen  selbst  gelang,  die  für  derlei  Experimente  eher  noch 
eingenommene  öffentliche  Meinung  mit  diesem  Staatsstreich  zu  versöhnen. 
Warum  aber  nun  nach  langen  zehn  Jahren  noch  Zwreifel  obschweben  können 
über  die  volle  Gleichberechtigung  der  verschiedenen  religiösen  Confessio- 
nen,  warum  die  Gemeindeordnung  noch  nicht  funktioniert,  warum  endlich 
die  verschiedenen  Landesvertretungen  noch  nicht  bestehen,  darüber  weiß 
man  sich  keinen  Aufschluß  zu  geben.  Warum  kann  man  sich  da  ver- 
wundern, wenn  sich  die  Meinung  in  den  Völkern  immer  mehr  einwurzelt, 
daß  es  mit  dem  Versprechen  nicht  ernstlich  gemeint  war  oder  daß  man  doch 
wenigstens  gerne  später  die  Schwierigkeiten,  die  sich  bei  der  Ausarbeitung 
ergaben,  zum  Vorbild  nahm,  um  die  Verheißung  zu  umgehen.  Dieses 
letztere  wäre  nun,  wie  mir  scheint,  ein  großer  Mißgriff.  Eben  bei1  der 
eigenen  Gestaltung  unserer  Monarchie,  bei  dem  Umstände,  daß  sich  in  ihr 
so  verschiedene  teile  zusammengewürfelt  finden,  sind  solche  Organe  un- 
erläßlich notwendig,  um  die  Bedürfnisse  der  einzelnen  Teile  zu  kennen  und 
diesen  so  gerecht  zu  werden,  als  es  nur  immer  die  Aufrechterhaltung  de 
Prinzips  einer  einigen  Monarchie  zuläßt.  Auch  ist  nicht  zu  übersehen,  daß 
je  mehr  man  mit  der  Einführung  dieser  Institute  zaudern  wird,  desto  mehr 
diejenigen,  welche  konstitutionelle  Formen  oder  einen  reinen  Personalnexus 
herbeiwünschen,  sich  in  ihren  Hoffnungen  bestärkt  finden,  ihre  Pläne  in 
einem  günstigen  Momente  durchsetzen  zu  können.  Auch  den  Einwand,  daß 
man  zu  einer  solchen  Aufgabe  ruhigere  Zeiten  abwarten  sollte,  könnte  ich 
nicht  gelten  lassen.    Mag  es  auch  zu  bedauern  sein,  daß  die  Sache  nicht  be- 
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ins  Werk  gesetzt  ist,  mag  auch  die  Gewährung  heute  nicht  mehr  den- 
selben Charakter  der  Spontaneität  tragen,  so  halte  ich  es  ebensosehr  zur 
Beruhigung  nach  Innen  als  auch  im  Interesse  unserer  äußeren  Verhältnisse 
und  der  Sympathien,  die  wir  uns  dadurch  im  Auslande  und  insonders  in 
Deutschland  erwerben  werden,  für  dringend  und  nötig,  diese  Sache  un- 
gesäumt und  mit  dem  festen  Willen,  sie  einer  Ordnimg  zuzuführen,  in  die 
Hand  zu  nehmen. 

Daß  .diese  Lösung  namentlich  mit  Beziehung  auf  Ungarn  jetzt  schwie- 
riger sein  wird,  als  sie  es  früher  gewesen,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Der 
Oppositionsgeist,  der  früher  nur  bescheiden  auftrat,  findet  sich  durch  die 
ungünstigen  Kriegsereignisse  ermutigt,  und  fremde  Emissäre  tun  wohl 
auch  das  ihrige,  um  ihn  aufzustacheln.  Umsomehr  aber  tut  es  Not,  unter 
Benützung  der  besten  Elemente  in  Ungarn  nichts  unversucht  zu  lassen,  um 
wenigstens  die  Reihen  der  Opposition  zu  lichten.  Das  beste  Mittel  hiezu 
schiene  mir  aber  die  Regelung  aller  Landesvertretungen  in  der  Monarchie 
zu  sein. 

Als  einen  zweiten  Mißstand  müßte  ich  die  gegenwärtige  Organisation 
und  Zusammensetzung  des  Reichsrates  bezeichnen.  Besteht  derselbe  auch, 
wie  gesagt,  aus  sehr  ehrenwerten  Männern,  so  entspricht  er  doch  dermalen 
nur  sehr  unvollkommen  seinem  Berufe.  So  wie  er  jetzt  funktioniert,  ist  er 
ein  Hemmschuh  für  jedes  gemeinnützige  und  nationale  Bestreben.  Er  be- 
krittelt die  Vorschläge  der  Minister,  ohne  an  deren  Stelle  andere  praktische 
Vorschläge  vorlegen  zu  können.  Kaiserliche  Entschlüsse  werden  so  lange 
zurückgehalten,  bis  die  opportune  Zeit,  sie  ins  Werk  zu  setzen,  verstrichen 
ist.  Ja  der  Einwirkung  dieses  Institutes  ist  es  oft  gelungen,  die  gemein- 
nützigsten und  notwendigsten  Maßregeln  ganz  unwirksam  zu  machen  Jn 
seiner  gegenwärtigen  Zusammensetzung  ist  dieser  Rat  ebensowenig  vie 
die  Minister  selbst  im  Falle,  die  Verhältnisse  jedes  der  ein  /.einen  Kron- 
ländei  klar  zu  überschauen  und  wenn  dies  auch  der  Fall.  90  liegt  in  dem 
Mangel  jedes  Initiativ-Rechtes  ein  Hindernis,  sie  gehörig  vor  dem  Throne 
zu  bevorworten.  Ein  letzter  Mißstand  und  vielleicht  der  größte  liegt  meines 
Erachtens  in  der  Stellung  der  Minister  sowohl  zueinander,  als  auch  dem 
Souverän  gegenüber.  Man  scheint  den  Kaiser  vor  einem  kompakten 
Ministerium,  das  von  einem  Sinn  ausgehen,  ein  und  dasselbe  System 
konsequent  verfolgen  würde,  als  vor  einem  Institut  zurückhalten  zu  sehen, 
welches  den  Kreis  seiner  Macht  beengen  könnte.  Diesen  möchte  ich  es 
großenteils  zuschreiben,  daß  der  Titel  eines  Minislerpräsidenten  ein- 
gegangen und  selbst  später  auf  die  Beseitigung  des  nichtssagenden  Titels 
eines  Präsidenten  der  Ministerkonferenz  ein  Wert  gelegt  wurde.  Gegen- 
wärtig geht  jeder  Minister  in  seinem  Departement  nach  seiner  individuellen 
[Jeberzeugung  voran.  Seine  Anträge  sind  durch  nichts  wirksam  kontrolliert 
als  durah  <]cn  Widerspruch  der  Souveräns  und  durch  die  vom  selben  ge- 
nehmigten Einwendungen  des  Reichsrales.  In  den  Beratungen  der  Minister- 
konferenzen  wird  nicht  viel  mehr  als  leeres  Stroh  gedroschen.  Ist  es  e 
SeitB  für  den  Minister  des  Aeußern  unbequem,  mit  höchst  seltenen  Auf- 
nahmen, die  wichtigsten  Fragen  in  seiner  Branche  nur  direkt  und  ohne  Zu- 
ziehung der  anderen  Minister  zur  a.  h.  Entscheidung  zu  bringen,  so  Fehlen 
ihm  dagegen  wieder  alle  Auskünfte  über  die  finanziellen  und  inneren 
Beziehungen,  dann  über  die  Verläßlichkeit  der  Armee,  Auskünfte,  die  doch 

■  ine   Ansichten    und    Anträge   modifizieren    könnten.      Wie  ge- 

fahrldch  erscheint  zumal  die  gründliche  und  volle  Ausscheidung  des  Kriegs- 

tepartements,  und   hat  sich  dieses  nicht  eben  jetzt  so  notorisch   erwiesen, 

wo  Minister  über  Krieg  und  Frieden  ihre  Vota  abzugehen   hatten,  ohne  von 

Stande    der    Organisation    des    Heeres    und    den     Vorbereitungen    zum 

Kriege  unterrichtet  zu  sein.     Doch  auch  abgesehen  von  diesem  extremen 

bleibt  es  nicht  ganz  abnorm,  daß  eben  die  Branche,  welche  <\i-^  größ- 
ten 'in!  der  Ressourcen  der  Monarchie  in  Anspruch  nimmt,  nicht  derselben 
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Kontrolle  wie  die  anderen  Ministerien  unterworfen  sei?  Die  Armee  hat 
als  ihren  direkten  Chef  den  höchsten  Herrn,  der  keine  Kontrolle  ausüben 
und  noch  weniger  einer  Kontrolle  unterliegen  kann.  Wie  sich  nun  ver- 
wundern, daß  die  Stimmung  sich  laut  gegen  diese  Ausnahmestellung  aus- 
spricht, daß  man  Unterschleife  wittert,  die  vielleicht  gar  nicht  stattfanden, 
daß  dann  die  Armee  durch  diese  bevorzugte  Stellung  etwas  übermütig 
wurde,  und  so  bedauerliche  Dissonanzen  mit  den  anderen  Ständen  sich 
herausbilden  mußten? 

Auf  diese  Weise  hat  sich  aber  nun  ein  Einfluß  um  die  Person  des 
Kaisers  gebildet,  der  ohne  Lärm  und  Ostentation  operiert,  den  Wirkungs- 
kreis der  Minister  beengt  und  geheime  Einwendungen  geltend  macht,  gegen 
welche  diese  nicht  einmal  aufzutreten  imstande  sind.  Diese  hohen  Militärs, 
welche  unter  der  nominativen  Leitung  des  obersten  Kriegsherrn  das  Kriegs- 
departement verwalten,  und  über  sein  Budget  so  frei  als  möglich  disponieren 
wellten,  feinden  natürlich  ganz  besonders  alle  jene  an,  welche  sie  unter 
dieselbe  Kontrolle  bringen  möchten,  wie  die,  unter  der  sich  die  anderen 
Departements  bewegen.  Gegen  solche  Leute  wird  dann  zu  Felde  gezogen 
und  mitgeholfen,  dem  Herrn  Mißtrauen  gegen  sie  einzuflößen.  Diesem  so 
tätigen  Einfluß  im  Bereich  des  Kaisers  gesellen  sich  noch  andere  hinzu, 
welche,  wenn  auch  nicht  so  eindringlich,  ebenfalls  dazu  beitragen,  den  ge- 
regelten Gang  der  Regierung  zu  hemmen.  Hier  sieht  man  einen  großen 
Herrn,  dem  nur  um  die  Rückkehr  der  guten  alten  Zeit  zu  tun  ist  und  der 
an  jeder  Maßregel  zu  tadeln  weiß,  die  nicht  von  jener  Zeit  her  datiert;  da 
die  Ungarn,  die  nur  von  Wiedererlangung  ihrer  alten  Konstitution  träumen 
und  zu  diesem  Zwecke  den  gegenwärtigen  Zustand  auf  alle  Art  verhöhnen 
und  neue  Minister  begehren.  Auch  die  religiöse  Partei  (ich  meine  die, 
welche  glaubt,  daß  nur  durch  die  Religion  regiert  werden  kann  und  die 
Verdrängung  jeder  anderen  Religion  als  der  katholischen  als  oberstes  Staats- 
prinzip hinstellt),  auch  die  weiß  hie  und  da  ihren  Einfluß  geltend  zu  machen. 
Nimmt  man  endlich  noch  den  Einfluß  in  Betracht,  der  doch  sich  in  der 
kaiserlichen  Familie  selbst  kundgeben  muß,  und  der  um  so  berechtigter  er- 
scheint, als  so  viele  Mitglieder  derselben  mit  den  wichtigsten  Stellen  im 
Staate  betraut  sind,  so  wird  man  sich  ferner  Rechenschaft  von  den  vielerlei 
Elementen  ablegen  können,  die  den  Herrn  umgeben,  und  wenn  auch  von 
den  besten  Absichten  beseelt  mehr  oder  weniger  nur  persönliche  und  nicht 
immer  vorurteilsfreie  Anschauungen  geltend  machen,  manchmal  auch  von 
ganz  ungreifbaren  Inspirationen  gelenkt  werden.  Ist  es  nun  sehr  ver- 
wunderlich, daß  der  Zusammenfluß  so  vieler  unkontrollierter  Ansichten  bei 
dem  gegenwärtigen  System,  welches  die  Zentralisierung  der  Regierungs- 
geschäfte einzig  und  allein  der  Person  des  Souveräns  aufbürdet,  auf  den 
Gang  der  Staatsmaschine  nur  zu  oft  hemmend  oder  hindernd  einwirken 
mußte? 

Bei  denjenigen  nun,  welche  nach  ihrem  besten  Gewissen  in  dem  Vor- 
hergehenden die  wahren  Gründe  des  bestehenden  Mißbehagens  zu  erkennen 
glauben,  erscheint  es  als  Pflicht,  die  weiteren  Wege  ins  Auge  zu  fassen, 
welche  Maßregeln  wohl  die  geeignetsten  wären,  dem  Uebel  abzuhelfen. 
Auch  hierüber  will  ich  versuchen,  mir  in  großen  Zügen  Rechenschaft  ab- 
zulegen. 

Vorerst  handelt  es  sich  darum,  die  gegebenen  Verheißungen  zu  erfüllen. 
Man  lasse  die  Landesvertretungen  ins  Leben  treten.  Dieses  aber  erheischt 
vorbereitende  und  gründliche  Beratungen,  und  diese  würden  zwischen  dem 
Minister-  und  dem  Reichsrate  bei  den  den  Souverän  umkreisenden  Ein- 
flüssen zu  keinem  ersprießlichen  Resultate  führen.  Zu  diesem  Ende  müßte 
meines  Erachtens  eine  eigene  von  den  ausgezeichnetsten  Männern  der 
Monarchie  zusammengesetzte  Kommission  gebildet  werden,  ohne  eben  einen 
oder  den  anderen  Minister,  einen  oder  den  anderen  Reichsrat  davon  aus- 
zuschließen, müßten  doch  vorzugsweise  solche  Männer  dazu  berufen  wenden, 
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die  durch  ihre  früheren  Dienstleistungen,  durch  genaue  Kenntnis  der  Be- 
standteile der  Monarchie,  insonders  aber  durch  erprobte  Treue  und  Patriotis- 
mus diese  Garantien  böten.  Sie  müßten  eine  reine  Vergangenheit  aufzu- 
weisen haben  und  sich  einer  günstigen  Beurteilung  in  der  öffentlichen 
Meinung  zu  erfreuen  haben.  In  dieser  Versammlung  sollten  möglichst  alle 
Kronländer  repräsentiert  sein,  und  es  müßte  ihr  in  großen  Umrissen  die 
Grundlage  vorgeschrieben  sein,  auf  der  sie  sich  zu  bewegen  hätte.  Die 
allerhöchstenorts  zu  unterlegenden  Anträge  würden  schließlich  Gegenstand 
der  Beratung  des  Ministerrates  und  des  Reichsrates  sein  müssen.  Schon 
der  hiemit  bewiesene  Ernst,  die  Sache  zur  Erledigung  zu  bringen,  würde 
den  allerbesten  Eindruck  machen.  Auch  wäre  auf  diese  Weise  die  Aus- 
arbeitung denen  entzogen,  welchen  die  öffentliche  Meinung  nicht  geneigt 
ist.  Daß  aber  der  Minister  des  Innern  ebensowenig  als  der  Reichsrat  als 
Körper  eine  günstige  Stimmung  beanspruchen  können,  wird  wohl  von 
keiner  Seite  in  Zweifel  gezogen  werden.  Es  würde  endlich  die  Möglichkeit 
eröffnet,  einige  einflußreiche  Ungarn  mit  heranzuziehen  und  eineu  bis  jetzt 
noch  nie  ernstlich  gemachten  Versuch  anzustellen,  dieses  Kronland  einiger- 
maßen mit  der  neuen  Ordnung  .der  Dinge  zu  versöhnen.  Namentlich  ließe 
sich  in  .den  Formen,  in  den  Benennungen  der  Chargen,  dann  in  der  Art 
der  Einhebung  der  Steuern,  zumal  aber  in  der  Behandlung  der  Justizpflege, 
auf  manche  alte  beliebte  Tradition  zurückkehren,  ohne  daß  darum  das 
Prinzip  der  Einheit  der  Monarchie  in  Frage  gestellt  würde.  Die  Durch- 
führung dieser  großen  Maßregel  Avürde  nicht  bloß  in  der  ganzen  Monarchie 
mit  lautem  Jubel  begrüßt,  sie  würde  auch  viele  gegen  uns  vorgefaßte 
Meinungen  im  Auslande  verwischen  und  unsere  Gegner  /der  gefährlichsten 
Waffe  berauben,  uns  zu  beschuldigen  und  zu  verdächtigen. 

An  diese  Maßregel  müßte  sich  aber  notwendig  eine  gründliche  Re- 
organisierung des  Reichsrates  knüpfen.  Es  müßten  im  selben  alle  Interessen 
der  verschiedenen  Kronländer  repräsentiert  sein,  und  deshalb  die  Wahlen 
immer,  und  zwar  in  einer  nach  der  Wichtigkeit  jedes  Kronlan/ies  zu  be- 
messenden Proportion  aus  der  Mitte  der  Landesvertretungen  getroffen  wer- 
den. Die  Wahlen  gingen  wie  natürlich  von  dem  Kaiser  aus,  sollten  aber, 
dea  Fall  einer  größeren  Pflichtverletzung  ausgenommen,  nicht  zurückgenom- 
men werden  können.  Ein  derart  zusammengesetzter  Reichsrat  würde  mit 
gehöriger  Sachkenntnis  die  von  den  einzelnen  Landesvertretungen  ausgehen- 
den Vorschläge  beraten  können,  und  es  müßte  seinem  reiflichen  Ermessen 
a nh ei m gestellt  bleiben,  inwiefern  dem  Reichsrate  nicht  auch  eine  gewisse 
Initiative  für  solche  Anträge  eingeräumt  werden  könnte,  welche  über  die 
Kompetena  der  Landesvertretungen  hinausreichen.  Die  Anträge  der  Mi- 
nister und  die  allerhöchstenorts  vorgeschlagenen  Gesetze  und  Verordnungen 
wären  ebenfalls  dem  Reichsrate  zur  Begutachtung  mitzuteilen,  allein  es 
müßten  Seine  Majestät  es  sich  selbst  zur  Norm  setzen.  Einwen- 
dungen, welche  fegen  einen  Antrag  und  zumal  gegen  die  Einführung 
eines  Gesetzes  erhoben  würden,  zu  beachten,  dagegen  aber  Detailfragen 
dem  Redchsrate  immer  auf  eine  Verständigung  mit  dem  betreffenden  Mi- 
nister oder  selbst  mit  dem  Gesamtministerium  zu  verweisen;  derlei  Detail- 
fragen aber  in  der  Regel  nicht  zu  dessen   Gunsten  zu  entscheiden. 

Mit  diesen  beiden  Maßregeln,  mit  der  Einführung  der  Landesvertrerun- 
gen  und  mit  der  Reformierung  des  Reichsrates  schiene  mir  aber  immer 
noch  wenig  gewonnen,  solange  nicht  auch  die  Stellung  und  das  Wirken  der 
Munster  einer  Modifikation  unterworfen  würden.  Diese  müßten  in  einen 
Körper  und  unter  einem  Chef  vereinigt  sein.  Die  einzelnen  Minister  müß- 
<"h  unter  dem  von  Seiner  Majestät  sanktionierten  Programm  geeinigt 
im.,  su-h  gegenseitig  anheischig  gemach*  haben,  dasselbe  zu  verfolgen  und 
I)-m  <ler  Verwaltung  ihres  Departemente  Bfeta  vor  Augen  behalten  zu'  wollen. 
Ais  unumgänglich  nötig  erscheint  die  Bestellung  eines  Knegsministers  .ml 
■•••»    l-'-|»onsal.ilität.    der   ebenso    wie    seine    KoLlegen    gehalten    wäre 
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dem  Gesamtministerium  erschöpfende  Aufschlüsse  über  sein  Geharen  zu 
geben.  Dasselbe  gilt  auch  bezüglich  auf  den  Chef  der  Polizeibehörde.  Das 
Ministerium  muß  wissen,  wie  die  Polizei  gehandhabt  wird  und  die  Ergeb- 
nisse ihrer  Tätigkeit  kennen..  Er  muß  ganz  besonders  an  die  Instruktionen 
des  Präsidenten  des  Ministeriums  gebunden  sein,  und  ihm  zur  Pflicht  ge- 
macht werden,  sich  in  stetem  Verkehr  mit  ihm  zu  erhalten,  wie  ihn  von 
allen  erheblichen  Notizen  in  fortwährender  Kenntnis  zu  erhalten.  Der  Chef 
des  Ministeriums  soll  vor  allem  eine  genaue  Kenntnis  von  den  Landesbedürf- 
nissen haben  und  der  hohen  Aristokratie  angehören.  Er  hätte  dann  kein 
eigenes  Departement  zu  verwalten,  müßte  aber  alle  Verordnungen  kontra- 
signieren, sich  Aufschlüsse  über  den  Gang  eines  jeden  Ministeriums  erbitten 
können  und  allen  Klagen  zugängig  sein,  auf  welches  Departement  sich  solche 
auch  beziehen  mögen.  Dieser  Präsident  könnte  mit  den  Chefs  der  Haupt- 
ministerien eine  engere  Konferenz  bilden,  wo  die  wichtigeren  Fragen  zur 
besonderen  Bewahrung  des  Geheimnisses  einer  Erörterung  unterzogen  wür- 
den, bevor  sie  ins  Plenum  des  Ministerrates  gebracht  würden.  Auch  von 
diesen  Vorkommnissen  müßten  Protokolle  gehalten  und  selbe  Seiner  Majestät 
vorgelegt  werden» 

Nach  dem  hier  entworfenen  Plane  würde  der  Reichsrath  einigermaßen 
die  Attribute  einer  Reichsvertretung  erhalten,  während  die  Landesvertretun- 
gen um  so  berufener  wären  die  Interessen  der  einzelnen  Kronländer  zu 
bevorworten.  Ueber  diesen  beiden  stünde  der  Kaiser,  gestützt  auf  ein 
Ministerium,  welches  die  Verantwortung  der  Regierungshandlungen  für  den 
ihm  gebührenden  Teil  zu  tragen  hätte.  Es  dürfte  nicht,  wie  es  dermalen 
der  Fall  ist,  die  Verantwortlichkeit  immer  bis  zur  Krone  zurückgeführt 
werden.  Beim  Regieren  und  Verwalten  wird  immer  und  viel  gefehlt  wer- 
den, und  man  sollte  immer  dahin  trachten,  daß  die  Unpopularität,  welche 
an  Regierungsxnaßregeln  haftet,  so  viel  möglich  die  Minister  träfe,  und  das, 
was  sich  als  gut  bewährt,  als  Ausfluß  der  Krone  gelte. 

Die  zu  beratenden  Gegenstände,  um  die  Sachen  bei  ihrem  rechten 
Namen  zu  rufen,  die  Reformen,  welche  vorzulegen  wären,  näher  zu  be- 
zeichnen, würde  die  Aufgabe  dieser  flüchtigen  Arbeit  weit  überragen;  es 
sollten  hier  nur  vorerst  die  verschiedenen  Körper  angegeben  werden,  welche 
durch  gehörige  Umwandlung  und  gutes  Ineinandergreifen  mehr  Einheit, 
Kraft  und  Lebensfrische  in  die  Administration  bringen  könnten.  Vorzüg- 
lich wird  es  sich  darum  handeln,  die  rechten  Männer  zu  wählen,  ihrem 
Wirken  die  gehörige  Richtung  zu  geben.  Häufige  Berufung  des  Minister- 
rates unter  dem  Präsidium  des  Kaisers,  selbst  Konferenzen  der  Minister 
mit  dem  Reichsrate  wären  wohl  ganz  besonders  zu  empfehlen. 

Die  Durchführung  dieses  mehr  oder  weniger  zu  modifizierenden  Pro- 
grammes  wird  keine  leichte  Aufgabe  sein  und  große  Vorsicht  erheischen. 
Es  wird  sich  darum  handeln,  billigen  Erwartungen  zu  entsprechen  und 
überspannte  und  gefährliche  Tendenzen  nicht  zu  erwecken.  Man  gehe  aber 
auch  nicht  von  dem  Glauben  aus,  daß  alles,  was  liberal  klingt,  unbedingt 
revolutionär  sein  würde  und  das  Heil  in  einer  Rückkehr  zu  den 
vormärzlichen  Begriffen  zu  suchen  sei.  Wer  dem  konservativen 
Prinzip  waschecht  huldiet,  wird  manche  Lehre  aus  der  Vergangen- 
heit ziehen,  aber  auch  die  Zeichen  der  Gegenwart  beachten;  die  Erhaltung 
des  Bestehenden  wird  ihm  nicht  genügen,  er  wird  auch  auf  neue  Wege  be^ 
dacht  sein,  den  Staat  zu  kräftigen.  Er  wird  ohne  einzureißen,  auf  der 
Bahn  des  Rechtes  und  der  vernünftigen  Entwicklung  fortzuschreiten  trach- 
ten. Was  vor  allem  not  ist,  daß  der  schöne  Wahlspruch  „Viribus  undtis" 
volle  Wahrheit  werde.  Es  genügt  nicht,  daß  alle  Volksstämme  Oesterreichs 
in  einem  tapferen  Heere,  welches  nur  ein  Vaterland  im  Lager  kennt,  ge- 
einigt seien,  es  sollen  alle  Stände,  alle  Konfessionen,  alle  Kulturstufen  zu- 
sammenwirken, um  der  Monarchie  Kraft  und  Ansehen  zu  verleihen.     Das 
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Werk    der    vollen    Verschmelzung   aller    Interessen    mag   den    kommenden 
Jahrhunderten  vorbehalten  bleiben. 

2.  Denkschrift   des   Grafen  Anton  Szecsen 

aus   dem   Faszikel    der   Papiere  der   Grafen  Szecsen  und   Moritz   Esterhazy 
im    Hans-.    Hof-   und   Staatsarchiv. 

Die  undankbarste  Rolle  in  der  Politik  ist  unstreitig  jene  des  Vermittlers. 
Hüben  und  drüben  mit  schelen  Blicken  betrachtet,  kann  er  nur  selten  auf 
die  Zustimmung  aller  jener  Parteien  hoffen,  die  zu  versöhnen  er  sich  zur 
Aufgabe  gemacht,  —  geschweige  die  Anerkennung  beider  Teile  erbalttn. 
Einen  erneuten  Beweis  der  Richtigkeit  dieser  Theorie  bietet  die  Minister- 
krise, die  das  österreichische  Kabinett  in  jüngster  Zeit  durchgemacht  un  I 
namentlich  die  Beurteilung,  welche  die  Wirksamkeit  des  Grafen  Szecsen 
von  einem  großen  Teile  der  österreichischen  Presse  erfahren  hat.  Als  in 
Oesterreich  durch  die  kaiserlichen  Entschließungen  vom  10.  Oktober  vorigen 
Jahres  mit  dem  seit  12  Jahren  befolgten  Regierungssystem  gebrochen  war. 
konnte  nichts  von  größerer  Wichtigkeit  sein,  als  die  Leidenschaften  zu 
beruhigen  und  die  Parteien,  die  im  Herzen  Oesterreichs  sich  gegenüber- 
standen, und  die  Entwicklung  der  Macht  und  Stärke  der  Gesamtmonarchie 
zu  hemmen  drohten,  zu  vereinen,  .damit  des  Kaiserstaates  innere  Ruhe  un  i 
Kraft  Hiebt  mehr  vorzugsweise  auf  starken  Regierungsmaßregeln  oder 
■Waffen,  sondern  auf  Eintracht  xmd  gegenseitiges  Vertrauen  beruhe.  Dies 
war  ja  eben  die  Absicht  und  der  Zweck  der  kaiserlichen  Erlässe  vom 
20.  Oktober,  ein  schönes  und  hohes  Ziel  der  vollen  Aufopferung  jener  wert, 
die  zu  dessen  Verwirklichung  berufen  waren.  Die  Berufung  des  Freiherrn 
von  Vay  an  die  Spitze  der  Verwaltung  Ungarns  sollte  dem  Lande  .den  Be- 
weis liefern,  daß  der  Monarch  bei  dem  angestrebten  Versöhnungswerke  sich 
in  der  entscheidenden  Sphäre  des  Rates  und  der  Unterstützung  eines  der 
beliebtesten,  geachtetsten  und  einflußreichsten  Männer  Ungarns  bedienen 
wollte.  Bald  .darauf  sehen  wir  einen  anderen  Mann  in  das  österreichische 
Ministerium  eintreten,  dessen  Ruf  und  Volkstümlichkeit  gleichfalls  dafür 
bürgen  sollten,  daß  neue  Prinzipien  beliebt  sind.  Wir  brauchen  des  Namens 
gar  nicht  zu  gedenken,  jedermann  wird  erraten,  daß  wir  von  dem  Staats- 
minister Ritter  von  Schmerling  sprechen.  Die  Verheißungen  verfassungs- 
mäßiger Einrichtungen,  welche  in  den  kaiserlichei  Erlässen  vom  20.  Oktober 
vorigen  Jahres  für  die  Mehrzahl  der  außerungarischen  Länder  nur  grund- 
sätzlich festgesteckt,  aber  nicht  im  Detail  formiert  waren,  wurden  durch 
die  Grundgesetze  vom  26.  Februar  1.  .1.  verwirklicht  und  die  Hanptheslim- 
m  im  gen  derselben  auch  auf  Ungarn,  jedoch  zufolge  der  kaiserlichen  Hau 
Hllette  an  den  ungarischen  Hofkanzler,  in  einer  Weise  ausgedehnt,  weicht 
mannigfache  Abstufungen  der  Durchführung  zuließ.  Doch  kaum  waren  die 
Sitzungen  des  Fester  Landtages  am  2.  April  18G1  eröffnet,  als  nur  zu  bald 
die  Differenz  zwischen  der  Reichspolitik,  wie  sie  durch  die  Erlässe  vom 
26.  Februar  festgestellt  in  Wien  befolgt  wird,  und  den  Wünschen  und  Hoff- 
nungen Ungarns  ihren  Anfang  nahm.  Von  ungarischer  Seite  nichts  als 
schroffe  Reohtstheorie  mit  Berufung  auf  Gesetz-Artikel  und  Verfassung, 
ohne  die  Phasen  zu  berücksichtigen,  die  das  Land  seil  der  Sanktionierung 
der  Gesetoe  <\v<,  Jahres  1S47  18  und  der  Kapitulation  von  Vilagos  bis  zum 
20.  Okt.  v.  J.  durchgemacht  hatte  und  ohne  die  thatsechtichen  Verhältnis« 
wie  sie  eben  sind  und  nicht  geleugnet  werden  können,  im  geringsten  zu 
beachten. 

\'<>n   österreichischer   Seite   in  der    Presse   und    manchen    Kreisen  der 

ierung  strenges  Festhalten  an  den  staatsrechtlichen  Prinoipien,  die  der 

20.   Februar  d.  J.  geschaffen,  und   stetes  Drängen  nach   möglichst   rascher 

Verwirklichung  aller  Punkte,  die  darin  enthalten  sind.     Ohne  mannigfaltiger 

Nuancen  su  erwähnen,  liegt  schon  In  dem  Vorgt  Infiornon  ein  Gegensatz,  in 

Versöhnung  das  HeU  des  Reiches  liegen  dürfte.     Und  eben  dieser 
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schwierigen  Vermittlung  hat  sich  Graf  Szecsen  mit  seltenem  Eifer  unter- 
zogen. Wohl  wird  ihm  der  Vorwurf  gemacht,  er  habe  die  Februarver- 
fassung unterzeichnet  und  sich  hernach  den  ungarischen  Staatsmännern  auf 
das  engste  angeschlossen,  die  deren  unmittelbare  Ausführung  in  Ungarn 
bekämpften  oder  doch  wenigstens  ihnen  gegenüber  diese  Verwirklichung 
nicht  mit  gehöriger  Entschiedenheit  vertreten.  Aber  dieser  Vorwurf,  dessen 
scheinbares  Gewicht  für  Jene,  die  nur  den  äußeren  Schein  und  nicht  den 
inneren  Zusammenhang  der  Verhältnisse  im  Auge  haben,  nicht  geleugnet 
werden  kann,  verschwindet  bei  einer  eingehenderen  Prüfung  der  That- 
sachen  und  Aufgaben.  Im  Februar  1.  J.  war  es  ein  öffentliches  Geheimniß. 
daß  Graf  Szecsen  viele  Bestimmungen  der  damaligen  Erlässe  nicht  blos 
vom  ungarischen  Standpunkt  bekämpft,  sondern  namentlich  auf  die 
Schwierigkeiten  hingewiesen  hatte,  welche  gerade  diese  Bestimmungen 
(durch  absichtliche  oder  unabsichtliche  Mißdeutung)  -der  Verwirklichung 
der  angestrebten  Verständigung  mit  Ungarn  entgegenstehen  würden.  Doch 
konnte  es  ebensowenig  seiner  Aufmerksamkeit  entgehen,  daß  die  Zusiche- 
rung verfassungsmäßiger  Einrichtungen,  welche  das  Oktoberdiplom  den 
außer-ungarischen  Ländern  geboten  hatte,  zufolge  der  ursprünglichen  Mei- 
nungsverschiedenheiten uai  des  späteren  Wechsels  im  Ministerium  noch 
nicht  verwirklicht  worden  waren,  und  daß  weder  die  Gebote  des  Rechtes 
und  der  Billigkeit,  noch  jene  der  politischen  Klugheit  es  gestatteten,  die 
verfassungsmäßige  Regelung  der  Zustände  der  außer-ungarischen  Länder 
von  der  voraussichtlich  langwierigen  Lösung  der  ungarischen  Frage  ab- 
hängig zu  machen.  Die  veröffentlichten  4  Landesstatute  —  nebenher  ge- 
sagt, das  Werk  der  Regierung  vor  dem  20.  Oktober  — ,  welche  keineswegs 
bestimmt  waren,  den  weiteren  Landesstatuten  zum  Muster  zu  dienen,  und 
nur  veröffentlicht  wurden,  weil  sie  angeblich  den  Wünschen  der  Länder, 
für  die  sie  gelten  sollten,  entsprachen,  hatten  die  Bewegung  der  Geister 
statt  zu  beschwichtigen  nur  gesteigert;  es  war  ein  Abschluß,  welcher  die 
Intentionen  der  Krone  außer  allen  Zweifel  stellen  würde,  durch  die  höch- 
sten Interessen  derselben  ebenso  wie  durch  jene  der  Völker  dringend  ge- 
boten. 

Bei  diesem  Abschlüsse  konnte,  ohne  die  Grundsätze  des  Oktoberdiploms 
aufzugeben,  Ungarn  mit  seinen  Nebenländern  nicht  umgangen  werden  und 
wenn  es  auch  Gral  Szecsen  nicht  gelang,  die  Bestimmungen  in  Betreff 
Ungarns  gerade  im  Hinblick  auf  die  Aufgabe  geistiger  Beruhigung  in  jener 
Weise  formulieren  zu  lassen,  welche  ihm  vollkommen  befriedigend  er- 
schienen wäre,  so  konnte  er  doch  in  der  Fassung  der  a.  h.  Handbillette, 
welche  die  Erlässe  vom  26.  Februar  begleiteten,  genug  Beruhigung  finden, 
um  nicht  durch  seinen  Austritt  eine  Ministerkrise  hervorzurufen,  welche 
wie  gering  man  auch  immer  die  Bedeutung  der  Persönlichkeit  anschlagen 
mag,  im  damaligen  Momente  namentlich  Ungarn  gegenüber  von  bedenk- 
lichen Folgen  sein  konnten.  Für  Graf  Szecsen  kann  also  die  Theilnahme 
an  der  Schaffung  der  Februarverfassung  durch  Mitunterzeichnung  derselben 
im  Sinne  aller  Umstände,  welche  sie  begleiteten,  Ungarn  gegenüber  nur 
den  Sinn  haben:  Festhaltung  der  Principien  des  Oktoberdiploms  in  Betreff 
der  Kompetenz  des  Reichsrathes  und  Feststellung  der  Formen  der  Theil- 
nahme Ungarns  durch  Vereinbarung  über  deren  gesetzliche  Annahme  uml 
Regelung  mit  dem  ungarischen  Landtag.  Wurden  doch  schon  durch  das 
Oktoberdiplom  die  Gegenstände  gemeinsamen  Interesses  und  gemeinsamer 
Beliandlung  bezeichnet  und  festgestellt,  durch  das  Versprechen  der  Krönung 
und  der  Erlassung  des  Inauguraldiplomes  der  land täglichen  Verhandlung  ein 
weites  Feld  eröffnet! 

Den  außer-ungarischen  Ländern  gegenüber  bedeutet  diese  Betheiligung 
unverkennbar  prinzipielles  Festhalten  der  Verbindung  mit  Ungarn  und 
seinen  Nebenländern  in  allen  gemeinsamen  Angelegenheiten,  unmittelbares 
Inslebentreten   der    im    Oktoberdiplom     zugesicherten    verfassungsmäßigen 

Redlich.    I.    Anhang.  q 
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Einrichtungen  in  den  außer-ungarischen  Ländern,  ohne  .dieselbe  von  der 
Entwicklung  der  ungarischen  Frage  abhängig  zu  machen.  Wir  glauben  nicht 
zu  irren,  wenn  wir  behaupten,  daß  Graf  Szecsen  diesen  Sinn  seiner  Be- 
theiligung  an  der  Februarverfassung  in  mannigfachen  Berathungen  auf  das 
Bündigste  festgestellt  hat.  Nur  Ungarn  gegenüber  ist  uns  keine  Manifesta- 
tion seiner  Auffassung  .darüber  bekannt,  und  dennoch  hat  trotz  der  Auf- 
regung des  Augenblickes  die  Einsicht  vieler  die  beiden  Hauptmomente 
dieser  Betheiligung  (Festhalten  an  .den  Principien  des  Oktoberdiploms  und 
möglichste  Unterstützung  der  unmittelbaren  Verwirklichung  verfassungs- 
mäßiger Einrichtungen  in  allen  Theilen  der  Monarchien)  Lob  und  Tadel 
seinen  Vorgehens  deutlich  herausgefühlt.  Möglich,  daß  diese  Auffassung 
jenen  ungenügend,  ja  zweideutig  erscheint,  die  meinen,  große  politische 
Schwierigkeiten  seien  gelösi,  wenn  sie  formell  beseitigt  sind;  der  practische 
Staatsmann,  der  mit  gegebenen  Factoren  zu  rechnen  weiß,  und  bleibende 
Resultate   anstrebt,   dürfte   wahrscheinlich   anderer   Meinung   sein. 

Die.  Auffassung,  welche  demzufolge  der  Unterzeichnung  der  Februar- 
verfassung zu  Grunde  lag,  leitete  alle  ferneren  Schritte  des  Grafen  Szecsen. 
Dem  Ziele  der  Vermittlung,  das  er  sich  vorgesteckt,  strebte  er  mit  aller 
Kralt  nach;  auf  die  Gefahr  hin,  von  beiden  Seiten  verkannt  und  verdächtigt 
zu  werden,  ging  er  auf  der  Bahn  vor.  unbeirrt  durch  alle  Mißdeutungen 
und.  wir  dürfen  es  sagen,  nicht  ohne  allen  Erfolg.  Es  genüge  in  dieser 
Beziehung  die  Frage  der  Annahme  oder  Zurückweisung  der  ursprünglichen 
Adresse  des  ungarischen  Landtages  zu  erwähnen,  hinsichtlich  welcher  bei 
den  getheilten  Ansichten  in  den  höchsten  Regierungssphären  Graf  Szecsen 
in  Anregung  und  Durchführung  des  Reskriptes,  welches  die  Adresse  an 
den  Landtag  zur  entsprechenden  Modification  zurückwies,  namentlich  in 
ungarischen  Kreisen  entscheidenden  Einfluß  nahm.  Und  wir  kennen  den 
Erfolg  dieses  Vorschlages,  der  in  nicht  geringem  Maße  dadurch  bedingt 
war,  daß  es  gelang,  ihm  die  Beislimmung  und  Unterstützung  der  unga- 
rischen Mitglieder  .der  Regierung  zu  sichern.  Wie  es  überhaupt  eine  der 
Hauptaufgaben  des  Grafen  Szecsen  war.  der  er  sich  mit  wiederholter  Unter- 
ordnung seiner  eigenen  Ansichten  und  Ueberzeugungen  unterzog,  der  Reichs- 
regierung die  ungestörte  Mitwirkung  jener  hervorragenden  ungarischen 
Persönlichkeiten  zu  sichern,  die  sich  ihr  angeschlossen  hatten,  eine  Mit- 
wirkung, deren  Werth  und  Noth wendigkeit  die  Erfahrungen  der  letzten 
10  Jahre  wohl  für  jeden  Unbefangenen  außer  Zweifel  stellen.  Dieses  Stre- 
ben hat  auch  das  Vorgehen  .des  Grafen  Szecsen  während  der  letzten  Epoche 
geleitet  die  der  Enthebung  von  seiner  Stellung  voranging,  und  deren  ein- 
gehende Besprechung  trotz  der  Rücksichtslosigkeit,  mit  der  schiefe,  halb- 
und  falsch  aufgefaßte  Details  über  die  Verhandlungen,  die  sie  aus- 
füllten, in  vielen  Journalen  colportiert  werden,  wohl  kaum  zulässig  er- 
-  h<  int  Nur  so  viel  dürfte  schon  jetzt  als  zweifelloses  Ergebniß  aller  dieser 
Mittheilungen  bezeichnet  werden,  daß.  während  einerseits  die  consequente 
Ausführung  der  Februar- Verfassung  verlangt  sowie  eine  Aufforderung  an 
den  ung.  Landtag  beantragt  wurde,  sich  diesem  Gesetze  zu  fügen,  andrer- 
seits jede  bestimmte  Aufforderung  dieser  Art  in  möglichst  enge  Grunzen 
beschränkt  und  die  Initiative  der  Verfassungsfragen  in  allgemeinen  An- 
deutungen denn  tan. Mag  überlassen  weiden  sollte.  An  der  Ansicht  fest- 
haltend, daß  in  Beurtheilung  der  Behandlung  der  ungarischen  Frage  vor- 
reise  ungarische   Männer  des  Regierung  kompetent  seien,  mußte  Graf 

ii  sich  den  letzteren  Anträgen  anschließen,  die,  trotz  aller  Allgemein- 
heit denn  doch  auch  die  von  <\e\-  Reichsregierung  bisher  testgehalten*  □ 
Grundsätze   nicht  aufgaben.   «Als  aber  diese   Ansichten   die    Veranlassung 

unlösbaren  Conflictes  zu  wenden  drohten,  da  trat  Graf  Ssecsen  mit 
e  nein   Vorschlage  auf,  der  nur  uneigentlich  als  ein   Vermittlungsvorschlag 

lim-t    wird,   da    er  auf    einem    ganz   anderen    Gedankengange    beruhte, 

•■  vorhergehenden   und    hauptsächlich  dabin   gerichtet   war.   bei  ent- 
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schied ener  Festhaltung  der  durch  das  Oktoberdiplom  festgestellten  Gemein- 
samkeit  die  Diskussion  von  dem  Felde  schroffer  Rechtstheorien  mit  voller 
Offenheit  auf  jenes  praclischer  politischer  Bedürfnisse  zu  leiten  und  ohne 
die  den  außerungarischen  Ländern  durch  die  Februarverfassiung  gewähr- 
leisteten Rechte  irgendwie  zu  gefährden,  —  düe  definitive  Regelung  der 
staatsrechtlichen  Verhältnisse  von  einer  speciellen  Mitwirkung  bei  Lösung 
der  gegenwärtig  durch  den  Reichsrath  zu  behandelnden  speciellen  Fragen 
zu  scheiden.  Den  Werth  oder  Unwerth  dieser  Anträge  hätte  eine  ein- 
gehende Discussion  herausgestellt;  die  Enthebung  Baron  Vays  und  Gf. 
Szecsens  kam  aber  dieser  Discussion  zuvor.  Die  Wiener  Journale  gefallen 
sich  darin,  den  Gf.  Szecsen  als  einen  abgethanen  oder  wie  sie  zu  sagen 
belieben  „bankerotten"  Staatsmann  zu  behandeln.  Die  Zeit  wird  lehren, 
ob  sie  Recht  haben.  Sollten  sie  sich  aber  in  ihrer  Auffassung  nicht  irren, 
so  dürften  sie  vielleicht  einigermaßen  erstaunt  sein,  sich  mit  der  eigenen 
Auffassung  des  Mannes  zu  begegnen,  den  sie  angreifen.  Alle,  die  dem 
Gf.  Szecsen  politisch  nahe  gestanden  sind,  wissen  nur  zu  gut,  daß  er  sich 
über  die  mögliche  Einwirkung  der  Schwierigkeiten  seiner  Stellung  auf  seine 
persönliche  Geltung  und  politische  Zukunft  niemals  Illusion  machte,  aber  stets 
von  der  Ueberzeugung  geleitet  war,  daß  die  Männer,  wrelche  die  Fügungen 
des  Geschickes  in  ernster  Zeit  zu  hervorragenden  Stellungen  beruft,  nie- 
mals berechtigt  sind,  ähnliche  persönliche  Rücksichten  in  die  Wagschale  der 
Entscheidung  zu  legen,  wo  es  sich  nicht  um  principielle  Gegensätze  handelt. 
Wir  glauben  nicht  zu  irren,  wenn  wir  behaupten,  daß  der  Monarch  diese 
Auffassung  seines  Ministers  bis  zum  Momente  seines  Rücktritts  stets  gnädigst 
gewürdigt  und  nach  demselben  in  wohlwollendester  Weise  anerkannt  hat; 
eine  Auffassung,  die  sich  in  den  Worten  eines  englischen  Staatsmannes  zu- 
sammenfassen läßt,  welche  Graf  Szecsen  während  der  kurzen  Zeit  seiner 
Amtswirksamkeit  manchen  Freunden,  die  um  seine  politische  Zukunft  be- 
sorgt waren,  gerne  und  oft  wiederholte:  „Wer  sich  in  einer  ernsten  Zeit 
nicht  selbst  zu  vergessen  weiß,  verdient,  daß  die  Geschichte  seiner  ver- 
gesse" und  für  welche  freilich  jenen  Organen  der  Presse  das  Verständnis 
gänzlich  fehlt,  welche  in  der  Stellung  eines  Ministers  Nichts  sehen,  als  einen 
„schönen  Posten",  den  man  ungerne  verläßt. 

3.  „Verfassung  Oesterreichs  auf  ungarischen  Grundlagen  mit  Rücksicht  auf 

den  Status  quo  und   den  vermehrten  Reichsrat." 

Vorwort. 

Die  strengste  Beurteilung  dessen,  was  rechtlich  und  vollgewichtig  dem 
Gesamtstaate  und  was  wiederum  den  Einzelländern  vorbehalten  und  zu- 
gewiesen bleiben  soll,  und  Sonderung  alles  den  einzelnen  Teilen  des  Ge- 
samtstaates individuell  Angehörenden  von  den  notwendigen  Bedingungen 
des  einheitlichen  Staatslebens  erscheint  bei  den  obwaltenden  Verhältnissen 
der  Monarchie  als  das  einzige  Mittel,  um  dieselbe  auf  zwar  einheitliche, 
aber  doch  auch  gerechte  und  höhere  Grundlage  zu  stellen. 

Die  bis  zum  Jahre  1848  bestandene  Regierung  ließ  den  Zwiespalt 
zwischen  konstitutioneller  und  absoluter  Regierungsweise  und  zwischen 
Landes-  und  Reiohsautonomie,  ungelöst.  Die  einzelnen  Länder  blieben  sich 
gegenseitig  fremd  und   verhielten  sich  zu  einander  in  einer  Art  Spannung. 

Da.'j  seither  eingeführte  Zentralisationsprinzip,  welches  keinen  Unter- 
schied zwischen  den  getreuesten  und  abtrünnigen  Kronländern  machen 
konnte,  weil  es  der  historischen  Grundlage  fremd  bleiben  wollte,  hat  daher 
einen  schwierigen  Standpunkt  eingenommen,  und  vermag  keine  Wurzeln 
zu  schlagen.  Ein  strenges  Föderationprinzip  würde  auf  ebensoviele 
Schwierigkeiten  stoßen,  weil  die  Interessen,  Leistungen  und  Gegenleistun- 
gen der  einzelnen  Länder  doch  bereits  so  verschmolzen  und  außer  der  Mög- 
lichkeit einer  gerechten  gegenseitigen  Abrechnung  imd  Sonderung  sind. 
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Die  tatsächlichen  Verhältnisse  Qesterreichs  sprechen  daher  für  die 
Vereinbarung  heider  Prinzipien  nach  dem  zweifachen  Standpunkt  der  Inter- 
essen, daher  für  die  Zentralisation  der  einheitlichen  und  für  die  Konföde- 
ration hinsichtlich  der  aparten  Interessen.  Auf  beiden  Prinzipien  in  ge- 
eigneter Neben  Ordnung  und  mit  Vereinigung  derselben,  ohne  dein 
Einen  oder  dem  Anderen  einen  Abbruch  zu  tun,  ist  der  Neubau  Oester- 
rekbs  aufzuführen,  denn  ohne  klare  Anwendung  von  Prinzipien  gibt  es 
keine   Regierung  von  Bestand  und  Stetigkeit 

Wenn  nun  die  geeignete  Anwendung  dieser  beiden  Prinzipien  hier  den 
Zwiespalt  zwischen  Reichs-  und  Landesautonomie  zu  lösen  verspricht,  so 
erübrigt  dann  noch  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  das  ganz^  Reich  kon- 
stitutionell oder  das  ganze  Reich  absolut  regiert  werden  soll,  und  hierüber 
entscheiden  die  ungarischen  Rechtsverhältnisse.  Absolutismus  und  Kon- 
stitutionalismus  aber  lassen  sich  in  einem  Staate  nicht  vereinigen.  Eine 
Rechtfertigung  erfordert  aber  der  Antrag,  das  Gesamtösterreieh  auf  unga- 
rischer Grundlage  zu  reformieren,  sofern  sich  Ungarn  zum  Reiche  wie  ein 
Teil  zum  Ganzen  verhält.  Es  handelt  sich  aber  vorläufig,  bevor  man  zur 
Vollendung  des  Reichsbaues  gelangt,  und  in  Anerkennung  dessen,  daß  die 
Reichsinteressen  eben  nur  die  den  sämtlichen  Kronländern  gemeinsamen 
Bind,  um  die  Gestaltung  jedes  einzelnen  Kronlandes,  und  insofern  ist 
Ungarn  in  vieler  Hinsicht  berechtigt,  obenan  zu  stehen.  Dieser  Antrag  hat 
jedenfalls  den  Vorteil,  Ungarn  die  Möglichkeit  zu  benehmen,  dem  histo- 
rischen Seperatismus  zu  huldigen  und  in  einer  verschiedenartigen,  exzeptio- 
nellen Behandlung  sein  Heil  zu  suchen. 

Die  Grundgedanken  der  ungarischen  Verfassung,  welche  sich  durch 
so  viele  Jahrhunderte  bewährt  haben,  sind  der  uralten  deutschen  Gauver- 
tassuug  entlehnt  und  vereinigten  in  ihrer  Fortentwicklung  die  größtmögliche 
Gewähr  lind  Freiheit  des  Volkes  mit  der  möglichsten  Machtvollkommenheit 
des  legitimen  Königs.  Es  ist  darum  kaum  zu  fürchten,  daß  irgendein  Kron- 
lnt"!  Oesterreichs  der  Konstituierung  auf  solchen  Grundlagen  widerstreben 
oder  hie/iurch  eine  Beschränkung  erleiden  würde,  ebenso  dürfte  es  den 
allergnädigsten  Kaiser  leichter  sein,  auf  dieselbe  einzugehen  als  auf  andere, 
noch  nicht  bewährte  Konstitutions-Schablonen,  und  den  Weg  wieder  zu  be- 
treten, den  seine  Vorfahren  bereits  gewandelt,  und  auf  dem  sie  so  viel 
Ruhm,  Liebe  und  Erfolg  geerntet  haben. 

Das  historische  Recht,  welches  für  sich  eine  konservative  Macht  ist, 
seine  Anerkennung  gegenüber  allem  Machtanstoße  so  unerbittlich  abzwingt, 
und  den  einzig  fruchtbaren  Boden  zu  allem  Fortschritte  zu  bieten  scheint, 
ist  in  keinem  Kronlande  so  wohl  erhalten,  als  eben  in  Ungarn.  Ebenso  Ißt 
hier  das  konstitutionelle  Rechtsbewußtsein  so  fest  eingewurzelt,  .daß  alle 
Reformpläne  Oesterreichs  gut  tun  werden,  den  vielen  Rücksichten,  welche 
Ungarns  Verhältnisse  so  mannigfaltig  in  der  angedeuteten  Richtung  und 
>  auch  hinsichtlich  der  Nationalitätsirage  in  Anspruch  nehmen,  vor 
allem  gerecht  zu  werden. 

Die  ungarische  Frage  ist  die  schwierigste  und  wichtigste  in  der 
Monarchie,  weshalb  es  am  zweckmäßigsten  erscheint,  diese  zuerst  zu  lösen. 

Die  Rechtsstellung  Ungarns  zu  Oestorreich. 
Wenn  man  auf  das  historische  Recht  eines  revoltiert  gewesenen  Las 
zurttcbkommt,  bo  ist  es  erforderlich,  im  Reinen  zu  sein,  ob  es  noch  beetehl 
oder  ob  es  erloschen  ist. 

Ungarn   ist   auf    konstitutionellem    Wege    durch    Landtags-BescMufi   an 
common,  und  dessen  Bedingungen  sind  von  dem  jeweilig  die 
rung  antretenden  Monarchen  feierlich  immer  wieder  bestätigt  und  be- 
scbworen    worden.     Der   Landlag  vom    Jahre    1648   hat    sich   anfangs   auf 
in   Boden  bewegt,  die  dem   (lesamtösterreich  nachteiligen  Bestimmun- 
gen Qber  Aufstellung  von  ungarischen  Ministerien  und  der  Vereinigung  von 
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Siebenbürgen  mit  Ungarn,  haben  sogar  noch  das  Gepräge  der  gesetzlichen 
Form  erhalten.  Als  der  ungarische  Landtag  unter  dem  Einflüsse  des 
Jahres  1848  auf  einer  neuen,  noch  unsicheren  Basis  in  eine  hochverräterische 
Bewegung  überging,  und  bis  zur  Lossagung  von  Oesterreich  schritt,  war  es 
verfassungsmäßige  Pflicht  des  rechtmäßigen  Königs,  denselben  selbst  mit 
Anwendung   der   Gewalt  aufzulösen. 

Nachdem  die  Regierung  nach  vielen  unheilvollen  Zugeständnissen  und 
damit  gemachten  Ermutigungen  und  nach  längerem  Schwanken  zwischen 
ungarischer  Revolution  und  der  kroatisch-serbischen  Gegenrevolution  end- 
lich dies  bewerkstelligt  hatte,  trat  ein  provisorischer  Zustand  der  Macht- 
stellung Oesterreichs  zu  Ungarn  ein,  der  nun  schon  viele  Jahre  währt,  und 
es  fragt  sich  eben,  ob  dieser  fortbestehen,  oder  ob  ein  neues  Vertrags-  viel- 
mehr Rechtsverhältnis  begründet  wenden  soll.  Da  Ungarn  mit  Oesterreich 
vertragsmäßig  verbunden  worden  war,  da  der  König  die  Ausartung  des 
ungarischen  Landtages  zu  unterdrücken  verpflichtet  war,  da  Ungarn  mit 
Rußlands  Hilfe  überwältigt  wurde,  wozu  sich  Rußland  und  das  übrige  Ausland 
nur  darum  verstanden  hat,  weil  Oesterreich  das  legitime  Recht  auf  Ungarn 
geltend  machte,  Ungarn  aber  nicht  als  neue  Erwerbung  erobern  konnte,  da 
der  das  legitime  Recht  zerreißen  sollende  Lostrennungsakt  von  Debreczin 
nie  zu  einem  rechtlichen  Akte  und  ebenfalls  nicht  zu  einem  anerkannten 
fai;  accompli  wurde,  da  nach  der  Unterdrückung  der  Revolution  der  Sieger 
das  Strafgericht  eben  nach  seiner  legitimen  Stellung  ausübte,  so  scheint  die 
in  Ungarn  herrschende  Ansicht  von  dem  Fortbestande  des  historischen 
Rechts  begründet  zu  sein.  — ■  Wäre  sie  aber  auch  nicht  begründet,  sie  be- 
steh? einmal  faktisch  und  die  Nation  scheint  entschlossen,  für  diese  Ansicht 
einzustehen  und  für  allfällige  Gegengründe  keine  Auffassung  zu  haben. 

Gleichwohl  war  seither,  namentlich  bis  zur  Kaiserreise  im  Lande,  aller- 
wärts  das  Bewußtsein  rege,  sich  an  Oesterreich  versündigt  zu  haben,  denn 
e.i  sind  wohl  wenige,  die  das  Ziel  vom  Jahre  1848  bei  ruhiger  Ueberlegung 
anders  als  eine  traurige  Verirrung  ansehen,  und  es  ist  kein  Ungar,  welcher 
die  rechtliche  Zusammengehörigkeit  mit  Oesterreich  bestreitet.  Mit  solchen 
Gefühlen  —  es  sei  erlaubt,  dies  zu  betonen,  denn  das  Volksleben  trägt  mehr 
den  Gefühls-  als  den  Gedankencharakter  —  wartete  die  ungarische  Nation, 
bis  Oesterreich  aus  seiner  Machtstellung  heraustretend,  zur  Pazifizierung 
die  Hand  bot  und  seine  Vertragsbestimmungen  formulierte. 

So  steh!  dio  ungarische  Frage,  wenn  man  von  den  Leidenschaften,  die 
zunächst  aus  dreimaliger,  immer  bitterer  werdenden  Enttäuschung  gehegter 
Hoffnungen  erwachten,  zum  Teil  aber  auch  vom  Auslande  genährt  wurden, 
absieht.  Täglich  wird  die  Stimmung  in  Ungarn  bitterer,  und  täglich  ver- 
mindert sich  die  Bereitwilligkeit  der  Ungarn.,  durch  freiwillige  Opfer  das 
Jahr  1848  zu  sühnen,  und  freiwillige  Garantien  für  den  Gesamtbestand 
Oesterreichs  mit  Anerkennung  der  solidarischen  gemeinsamen  Interessen  zu 
gewähren,  wodurch  die  Pazifizierung  Ungarns  eine  immer  schwerere  wird. 
Es  wäre  daher  keine  Zeit  zu  verlieren,  die  Pazifizierung  im  Wege  des 
freien  Uebereinkommens  einzuleiten. 

Von  dem  Nutzen  der  Pazifizierung  Ungarns  und  eines  systematischen 
Grundbaues  Oesterreichs. 

Die  Beurteilung  der  Nützlichkeit  der  Pazifizierung  Ungarns  soll  keinen 
entscheidenden  Einfluß  mehr  ausüben,  sobald  man  über  deren  rechtliche 
Begründung  ein  klares  Bewußtsein  gewonnen  hat.  Der  Bestand  Ucster- 
reichs  stützt  sich  auf  die  unantastbaren  Rechtstitel,  unter  welchen  die  Einzel- 
länder an  das  Haus  Oesterreich  gelangt  sind,  und  es  beruft  sich  stets  auf 
das  Prinzip  der  Legitimität  gegenüber  den  Verfechtern  der  Macht  der  Tat- 
sachen und  des  Faustrechfces;  Oesterreich  kann  daher,  ohne  mit  sich  selbst 
in  Widerspruch  zu  geraten,  die  Pazifizierung  Ungarns  nicht  ausschlagen, 
und  es  müßte  schwer  fallen,  für  die  Dauer  mit  der  ungarischen  Bewegung 
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anzukämpfen,  solange  sie  keinen  anderen  Schild  erhebt,  als  den  der  Legi- 
timität. Ein  gewaltsamer  Sieg  über  diese  Bewegung  wäre  von  einem  höheren 
Standpunkte  nur  bedauerlich  und  könnte  auch  ein  Selbstmord  sein;  denn 
kein  Staat  bedarf  so  sehr  der  Stütze  der  Legitimität  als  Oesterreich,  welches 
<!er  Nationalitätsidee  und  ,dem  Prinzip  der  Volkssouveränität  kein  anderes 
Gegengewicht  zu  leisten  vermag,  als  das  der  Legitimität,  durch  welche  es 
gleichsam  mit  höheren  Beistand  sowohl  das  Nationalitätsbestreben,  als  auch 
-las  Bewußtsein  der  Volksberechtigung  im  Schranken  zu  halten  vermag, 
ohne  sie  bekämpfen  zu  müssen. 

Oesterreich  kann  sich  daher  glücklich  schätzen,  wenn  das  Prinzip  der 
Legitimität  im  eigenen  Staate  die  vollste  Geltung  findet.  Ueberdies  kann 
die  Regierung  nicht  verkennen.  ,daß  es  sich  bei  der  Pazifizierung  Ungarns 
nicht  um  die  Befriedigung  eines  charakterlosen,  perfiden  und  schwäch- 
lichen, sondern  um  die  Begeisterung  eines  mutiuen.  kriegsgewandten,  auf- 
opferungsfähigen Volkes  handelt,  welches  die  Treue  zu  seinem  legitimen 
König  stets  als  sein  Palladium  getragen  hat,  "welches  sich  mit  dem  diplo- 
matischen Berufe  Oesterreichs  gleichsam  identifiziert  und  für  sich  leicht 
lenksam  ist;  während  die  Nichtpazifizierung  zur  Folge  hat,  .daß  einer  zum 
Guten  geneigten  Nation  der  revolutionäre  Charakter  imprägniert  und  an- 
erzogen würde,  und  daß  Oesterreichs  Kräfte  in  solcher  Weise  gelähmt  und 
vergeudet  werden.  Oesterreich  bedarf  eben  der  Sammlung  und  Konsoli- 
dierung seiner  Kräfte,  um  seine  Existenz  gegen  äußere  Feinde  zu  behaupten, 
um  seine  Großmachtstellung  zu  bewahren,  um  sich  eine  Zukunft  zu  sichern 
und  namentlich  seinen  natürlichen  Beruf  dadurch  zu  erfüllen,  indem  es  sich 
zwischen  Rußland  und  die  Türkei  hineindrangt  und  die  Donaumiin  lunu. 
wenn  nicht  erobert,  so  doch  wenigstens  neutral  erhält. 

Niemandem  is!  daher  die  Nichtpazifizierung  Ungarns  so  willkommen  als 
Rußland,  welches,  die  Verbreitung  des  Konstitutionalisinus  fürchtend,  nur 
/dann  seine  Hoffnungen  in  den  Donau-Fürstentümern  und  überhaupt  im 
Orient  erfüllt  sehen  kann,  wenn  es  Oesterreich  durch  Ungarn  und  Ungarn 
durch  Oesterreich  in  Schach  zu  halten  weiß.  Kämen  aber  zu  was  immer 
für  einer  Gelegenheit  die  Donau-Fürstentümer  in  die  Hände  Rußlan  ls,  &0 
wäre  nicht  nur  die  Wohlfahrt,  sondern  auch  die  Existenz  Oesterreichs  unter- 
graben, denn  es  würde  dann  ausgeschlossen  von  jeder  Allianz  mit  Deutsch- 
land und  England  nur  mehr  ein  Objekt  ,1er  Teilung  zwischen  dem  Pan- 
slaven-  und  Romanenreiche  sein,  welchen  daran  liegen  müßte,  das  Oer- 
nianenreieh  vom  Adriatischen  Meer  hinwegzudrängen.  Zwischen  diesen 
drei  Reichen  mit  der  leitenden  Nationalitäts-  und  Religionstrias  hätte 
(>( -(erreich  keinen  Raum  mehr.  Oesterreich  hat  daher  seinen  teuern  Berul 
in  den  Donau-Fürstentümern,  für  welchen  es  bereits  namentlich  seit  dem 
Jahre  1854  so  viele  Opfer  gebracht  hat,  zu  erfüllen,  widrigenfalls  es  in 
seiner  Existenz  und   Deutschland   in  seiner  Machtstellung  bedroht  ist. 

Um  dies  aber  tun  zu  können,  muß  es  steh  aber  vor  allem  auf  sich 
seihe!  stützen  können,  seine  Kräfte  auf  das  äußerste  anzuspannen  vermöge» 
und  sich   mit   Ungarn   pazifiziert  haben. 

Die  Pazifizierung  mit  Ungarn  führt  auch  die  Wiederherstellung  der 
ei  ungarischen  Krono  und  deren  Hechtsansprüche  auf  <lio  Donau- 
Füistentümer  herbei,  und  der  Krönungsakt  verleiht  diesen  Rechtsansprüchen 
den  Charakter  der  rnunterbrochenheit  und  des  Fortbestandes,  während 
eine  Eroberung  Ungarns  nur  dieses  zum  Objekt  haben  könnte,  und  nicht 
hätte  erfolgen   können,   ohne  dessen   RechtSbeStand   vollkommen   zerrissen   BD 

haben.     Hiernach  i-t  es  ooch  deutlicher  zu  ersehen,  warum  Rußland  eine 
aerung  Ungarns  vermieden  wissen  will,  und  sich  bereit  erklärt,  den 
taktischen   Besitzstand  zu  garantieren   und  nötigenfalls  zu   unterstützen. 
Kinc   notwendige    Folge  der  Pazifizierung  Ungarns   ist  auch,  wie  nach- 
id    mit  Rücksicht  auf  die  Reichseinheit    gezeigt    werden   wir.l.  der  Ein- 
tritt   Oesarntosterreichs   in    die   Reihe   der   konstitutionellen    Staaten.     Die 
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konstitutionelle  Regierungsweise  stünde  nur  im  Einklänge  mit  der  Auf- 
hebung der  Grundherrsc haften,  welche ein  für  allemal  erfolgt  ist. 

Die  Idee  des  Absolutismus  ist  unhaltbar,  wäre  er  auch  stets  so  glück- 
lich, daß  ihm  die  begabtesten,  edelsten,  unterrichtetsten  und  willenskräftig- 
sten Männer  und  die  erforderliche  große  Menge  von  materiellen  Kräften  zu 
Gebote  ständen.  Noch  weniger  ist  er  aber  haltbar,  wenn  der  Erfolg  über 
ihn  den  Stab  bricht.  Alle  Staaten  stehen  in  einem  relativen  Verhältnis  zu- 
einander, keiner  kann  ungestraft  zurückbleiben.  Ein  absoluter  Staat  muß 
abe'1  hinter  konstitutionellen  zurück  bleiben,  weil  dem  letzteren  relativ 
mehr  Fülle  von  geistigen  und  materiellen  Kräften,  und  zwar  kontinuierlich, 
ohne  Unterbrechung  zu  Gebote  steht,  und  mehr  Selbstbewußtsein  zu  eigen 
wird.  —  —   — 

Oesterreich,  welches  mit  Ausnahme  einer  sehr  kurzen  Strecke,  wo  es 
an  Rußland  angrenzt,  ganz  von  konstitutionellen  Staaten  eingeschlossen  ist, 
kann  unmöglich  hinter  dieser  Forderung  der  Vernunft  zurückbleiben  und 
derselben  widerstreiten.  Die  Erwägung  endlich,  daß  Se.  Majestät  als  König 
von  Ungarn  einer  der  ältesten  konstitutionellen  Regenten,  wäre,  und  daß  er 
den  großen  Vorteil  der  Vereinbarung  seiner  Rechte  von  Gottes  Gnaden  mit 
der  von  ihm  freiwillig  anerkannten,  jedoch  durch  seine  Legitimität  be- 
schränkten Volksberecht'igung  von  so  vielen  anderen  Regeuten  voraus  hätte, 
welche  ihre  Rechte  lediglich  der  Volkssouveränität  entlehnt  haben  und  diese 
über  den  grauenvollen  Sturz  des  geheiligten  Thrones  mit  allen  Konsequenzen 
anzuerkennen  gezwungen  sind,  wird  sicherlich  der  a.  h.  Entschluß  der  An- 
erkennung des  konstitutionellen  Prinzips  für  die  Gesamtmonarchie  nur 
unterstützen.  Die  Vorteile,  welche  sich  aus  der  bedingten  Annahme  des 
bereits  allgemein  Geltung  habenden  Prinzips  der  konstitutionellen  Volks- 
berechtigung ergeben,  wären  somit  ebenfalls  die  Folge  der  Pazifizierung 
Ungarns. 

Weiter  würde  diese  auch  dahin  führen,  daß  Oesterreich  die  Reichs- 
autonomie von  der  Bedrückung  durch  Beschwernisse,  welche  anderen 
autonomen  Standpunkten  angehören,  und  füglich  diesen  zur  Ueberwältigung 
überlassen  werden  sollten,  befreien,  und  der  Reichsautonomie  den  be- 
lästigenden Druck  auf  inferiore  Standpunkte  benehmen  würde.  —  Das  Ge- 
samt-Reichsinteresse  kann  nun  die  Existenz  von  inferioren,  wenn  auch 
nebengeordneten  Autonomien  mit  Freude  begrüßen,  um  so  manche 
Schwierigkeiten  von  sich  abzuwälzen  und  .denselben  zu  übertragen. 

Dieser  unberechenbare  Vorteil  ergibt  sich  ebenfalls  aus  der  Pazifizie- 
rung Ungarns,  wie  nachstehend  erörtert  werden  wird,  da  es  sich  bei  der 
ungarischen  Frage  hauptsächlich  um  eine  glückliche  Vereinbarung,  Neben- 
ordnung und  Vermählung  der  Reichs-und  Landesautonomie  handelt. 

Gleichzeitig  mit  dieser  Regelung  der  Berechtigung  der  Landesautonomie 
und  deren  unerläßlichen  Festsetzung  unter  die  Reichseinheit,  und  somit  als 
weitere  Folge  der  Pazifizierung  Ungarns,  kommt  eine  billige  Abfindung  mit 
den  Nationalitätsbestrebungen  zu  Stande,  indem  ihnen,  wie  den  Landesauto- 
nomien,  mit  denen  sie  gewöhnlich  in  Eines  zusammenfallen,  der  geeignete 
Spielraum  zugestanden  wird  und  eben  dadurch  wieder  ihr  Ueberfluten  über 
die  Grenzen  verhindert  und  für  die  Reichseinheit  unschädlich  gemacht  wird. 
Vielmehr  wird  das  Aufstreben  der  Nationalitäten  so  mancher  Kronlands- 
Autonomie,  welche  mehrere  Nationalitäten  birgt,  zu  schaffen  geben. 

Die  Ueberweisung  der  Nationalitätsangelegenheiten  an  die  Lanles- 
autonomie  ist  daher  jedenfalls  nur  von  Vorteil  für  die  Reichseinheit  und 
für  die  Kraftentwicklung  der  Reichsautonomie.  Dem  Gesamtinteresse  wird 
sohin  außer  im  Venetianischen,  wo  eigentlich  auswärtige  Verhältnisse  stets 
den  überwiegenden  Einfluß  nehmen  werden,  keine  Nationalitätsfrage  mehr 
eine  Schwierigkeit  bereiten,  denn  Kroatien  wird  nach  Anerkennung  seiner 
konstitutionellen  Autonomie  vollkommen  befriedigt  sein,  wenn  es  in  seiner 
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Nationalität  unbeirrt  sein  wird.  Ein  Gravitieren  nach  außen  findet  schon 
dort  nicht  statt,  es  steht  vielmehr  mit  Ungarn  in  einiger  Beziehung. 

Die  ungarische  Nationalität  steht  vereinzelt  in  Europa  und  hat  nur  die 
Wahl,  sich  an  das  Slawentum  oder  an  das  Deutschtum  anzuschließen, 
welches  letztere  sie  bereits  vor  Jahrhunderten  vorgezogen  hat  und  stets 
wieder  vorzu  hen  würde.  Der  Bestand  der  österreichischen  Monarchie  ohne 
speziell  vorwiegende  nationale  Elemente  ist  nur  in  dieser  Hinsicht  der  will- 
kommenste Hort,  wenn  dieser  nicht  die  konstitutionelle  Berechtigung,  die 
Landes-  und  Nationalitäts-Selbständigkeit,  zum  Opfer  fordert. 

Die  ungarische  Landesautonomie  amalgamiert  die  serbische  Wojwod- 
:-diaf;.  Mag  immerhin  in  Galizien  der  Wunsch  nach  einem  selbständigen 
Polen  fortbestehen,  so  werden  doch  die  Polen  im  Genüsse  der  entsprechen- 
den konstitutionellen  Landesautonomie  und  unbeirrt  in  ihrer  Nationalität 
sich  in  Galizien,  somit  in  Oesterreich.  glücklicher  fühlen,  als  in  Preußen 
und  Rußland,  und  ihre  allfällige  Lostrennungslust,  welche  im  Falle  einer 
realen  Hoffnung  ohnehin  durch  kein  Regime  vereitelt  weilen  könnte,  wird 
Österreich  im  diesfälligen  Vereine  mit  Preußen  und  Rußland  keine  ernst- 
lichen Schwierigkeiten  bereiten. 

Böhmen,  eingeengt  durch  Ungarn,  österreichisch-, deutsche  und  aus- 
wärtige deutsche  Länder,  steht  ebenfalls  ganz  im  Rahmen  Oesterreichs.  und 
ha}  keine  Tendenz,  aus  demselben  herauszutreten,  wenn  es  in  der  Natio- 
nalitätenfrage sich  selbst  überlassen  ist,  und  eine  konstitutionelle  Landes- 
Autonomie  genießt. 

Somi!  wäre  dann  die  immer  mehr  Bedeutung  gewinnende  National itäts- 
idee  für  Oesterreich  keine  Gefahr  mehr,  indem  diese  Angelegenheit  auf  den 
inferioren  Standpunkt  der  Landesautonomie  verwiesen  wäre  und  eigentlich 
durch  Anerkennung  der  Landesautonomie,  mit  welcher  meistens  die  natio- 
nale Existenz  zusammenfällt,  befriedigt  würde,  während  die  Nationalitäten 
I  tzt  gegen  die  Reichseinheit  gemeinsame  Sache  machen,  wie  gegen  einen 
gern«  ineamen  Feind.  Sowie  die  Nationalitätsfrage  mit  der  Landesautonomie 
in  fast  untrennbarem  Zusammenhange  steht,  so  steht  auch  diese  letztere 
wei  igstens  in  Oesterreich  mit  der  kirchlichen  Autonomie  in  einer  so  engen 
Beziehung,  daß  diese  füglich  ganz  der  Landesautonomie  überwiesen  werden 
sollte,  um  für  die  Reichsautonomie  den  Nutzen  zu  ziehen,  durch  die 
schwierigen  Beziehungen  zu  den  kirchlichen  Autonomien  nicht  beschwert 
zu  sein. 

Hiernach  würden  somit  die  Landesautonomien  samt  den  ihnen  an- 
gehörenden und  überwiesenen  Nationalitäts-  und  kirchlichen  Autonomien 
gegenüber  der  Reichsautonomie  schon  nach  dem  ziemlich  maßgebenden 
Standpunkte  des  Umfanges  einen  bedeutend  inferioren  Standpunkt  ein- 
nehmen, und  ihm  eine  freiere  Bewegung  gestatten.  Hat  Oesterreich,  an- 
gewiesen durch  die  Eigentümlichkeit  seiner  Verhältnisse,  alle  diese  Auf- 
gaben gelöst  und  jeden  gefährlichen  Widerstreit  mit  lebenskräftigen  und 
übermächtigen  Prinzipien  der  Legitimität,  der  politischen  Reichseinheitlich- 
keit, der  anerkannten  Landes/-  und  Nationalitätsautonomien,  der  anerkannten, 
al.iv  durch  die  Legitimität  beschränkten  \ 'olksherechtigung  und  hat  es  die 
Konflikte  mit  den  Kirchenautonomien  den  Ländern  überlassend,  such 
aul  einen  paritätischen  oder  vielmehr  vollkommen  neutralen  Standpunkt 
ihnen  gegenübei  erhöhen,  so  wird  es  sieherlkdi  im  Inneren  erstarken  QU  I 
mit  der  materiellen  Wucht  seiner  kriepdüehtigcn,  geeinigten.  opferwillig»  n, 
jubelndes]    Völker   dem    Auslände    imponieren.      Als   so    geordnete    und 

Ganzes  wird   es    mit   dem   konstitutionellen   England   eine  dauer- 
haft-    natürliche     Allianz     wieder     anknüpfen     können.       Es     könnte     eine 
Annexion  der   schon    konstitutionellen   and   auf   ihre    l>andesautonomio   be- 
daebten   Donau-Fürstentümer  für  den  Fall  der  Bedrohung  ihrer  Selbständie- 
Dbafaxven, 
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Gerade  hiedurch  und  durch  den  moralischen  Sieg  des  Konstitutionalis- 
mus  könnte  es  Rußland  auch  für  die  Dauer  mit  Erfolg  entgegentreten,  es 
könnte  die  paritätische,  rein  kosmopolitische  staatliche  Fahne  über  allen 
ReJigionszwiespalt  und  über  die  durch  Kultusangelegenheiten  beschwerten 
Bundesstaaten  emporhalten  und  eine  rein  diplomatische  Einigung  Deutsch- 
lands auf  konstitutionellem  Wege  mit  Benützung  des  Beispieles  des  Königs 
von  Württemberg  seinerzeit  in  Angriff  nehmen;  es  könnte  dem  Napoleonis- 
ni/us  fühlen  lassen,  daß  sein  Thron  ausschließlich  aui  Volkssouveränität 
ruhend,  auf  einer  wankenden  Grundlage  steht,  und  durch  Unterdrückung 
der  Verfassung  im  Widerspruche  mit  sich  selbst  stehe;  ja  es  könnte  sogar 
für  den  traurigen  Fall  einer  momentanen  Isolierung  und  Verdrängung  aus 
dem  venetiamischen  Gebiete  den  diplomatischen  Sieg  dadurch  erringen,  indem 
es  die  diplomatisch-konstitutionelle  Einigung  Italiens  unter  dem  päpstlichen 
Präsidium  mit  Beibehaltung  der  Landesautonomien  und  legitimen  Souveräne 
analog  seiner  eigenen  Gestaltung  und  gleichsam  als  Vorbild  für  die 
Einigung  Groß-Deutschlands  zu  vermitteln  vermöchte. 

Aber  alle  diese  mit  der  Pazifizierung  Ungarns  zusammenhängenden  Vor- 
teile, sollen  keinen  Ausschlag  hiefür  geben,  da  die  Rechtsstellung  schon 
für  sich  entscheidend  ist,  und  das  Heil  Oesterreichs  eine  Frucht  des  Guten 
und  nicht  nur  der  Berechnung  sein  soll. 

Welche   Beschränkungen   der  ungarischen  Verfassung   erfordert  das  Staats- 
interesse,   und   zwar: 
1.  Bei  der  Komitatsverfassung, 

Stell!  man  sich,  oder  steht  man  auf  historisch-rechtlichem  Boden,  so 
gewinni  man  schon  hierdurch  einen  begründeten,  Halt  gewährenden  Stand- 
punkt und  es  ergibt  sich  von  selbst  die  einfache  Konsequenz,  daß  alles 
aufrechtzuerhalten  kommt,  was;  an  sich  haltbar  ist,  und  was  nicht  im  Wider- 
spruch mit  höheren  Zwecken  steht;  daß  es  sich  daher  bei  Beurteilung  der 
Verfassungsfrago  Ungarns  nur  um  einige  reichs einheitliche  Beschränkungen 
handeln  könne.  In  Ungarn  muß  man  neben  der  Integrität  des  unter  der 
ungarischen  Krone  vereinigten  Landes  vor  allem  die  Grundgesetze  im 
Wesentlichen  anerkennen.  Das  Unumstößlichste  davon  ist  der  konsti- 
tutionelle Begriff  von  Gesetzmäßigkeit,  wozu  die  Ueberednstimmung 
des  Königs  mit  .dem  Volke  erforderlich  ist.  Daraus  geht  hervor,  daß  keine 
Pazifizierung  im  Wege  der  Octroyierung,  sondern  nur  auf  konstitutionellem 
Wege  mittels  eines  Landtages  und  der  darauf  erfolgenden  Krönung  erzielt 
werden  kann. 

Einer  der  wesentlichsten  Teile  der  ungarischen  Verfassung  bestand  in 
der  Komitats-Munizipalverfassung  und  Verwaltung.  Diese  gewährte  auf 
breitester,  jedoch  nur  aristokratischer  Grundlage  einen  wichtigen  Anteil  an 
.der  Gesetzgebung  durch  die  Initiative  und  die  Instruktionen  für  die  Land- 
tagsabgeordneten, das  Wahlrecht  bei  Abschickung  von  Landesvertretern, 
die  autonome  Beteiligung  an  der  inneren  Verwaltung,  die  Ueberwachung 
der  Regierungsgewalt,  und  einigen  Einflüssen  in  judiziellem  Angelegen- 
heiten. In  ihr  lag,  so  zu  sagen,  das  ganze  öffentliche  Leben,  jedenfalls 
der  Schwerpunkt  desselben  nach  allen  Seiten,  sie  verwirklichte  die  Aufgabe 
der  geistigen  und  materiellen  Entwicklung,  weckte  den  Bürgersinn,  ge- 
währte Einblick  in  die  Verteilung  der  öffentlichen  Lasten,  entwickelte  den 
öffentlichen  Rechtssinn  und  die  politische  Reife  des  Volkes. 

Hiernach  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  von  welchem  Gewichte  die 
Wiedereinführung  der  Komitate  und  Munizipalverfassung  ist.  Da  sie  eben 
einen  so  hohen  Wert  hat,  der  in  Ungarn  vollkommen  gewürdigt  wird,  so 
karn  behauptet  werden,  daß  ohne  ihre  Gewährung  eine  Pazifizierung 
Ungarns  ebensowenig  erfolgen  könne,  als  ohne  Gewährung  der  Uebung 
der  nationalen  Sprache  in  den  Schulen,  in  der  Literatur  und  in  den  Aem- 
tern  I.  und  IL  Instanz. 
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Der  Regierungseinfluß  war  gesichert  durch  die  Achtung  vor  dem  konsti- 
tutionellen Gesetze,  durch  die  vollkommene  Pietät  i??sen  Hon  legitimen 
König,  durch  die  eminente  Befähigung,  praktische.  Gewandtheit,  das  per- 
sönliche Ansehen,  und  durch  die  Rechte  der  ernannten  Obergespäne  oder 
der  statt  ihnen  fungierenden  gut  salarierten  Administratoren  und  durch  die 
Funktionsgewalt  des  Fiskus,  welcher  den  Komitatsverhandlungen  beiwohnte. 

Dennoch  scheint  es  ratsam,  /daß  die  hohe  Regierung  den  Komitatsver- 
handlungen  das  Recht,  die  Erfüllung  von  Regierungsaufträgen  einfach  zu 
verweigern,  nicht  wieder  zugestehe.  Ebenso  dürfte  das  Wahlrecht  der 
Munizipalbeamten  d.  i.  der  sämmtlichen  exekutiven  Organe,  welche  die 
Komitatsversammlungen  bei  der  sogenannten  Restauration  ausübte,  von  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten  in  Frage  zu  stellen  sein.  Der  Staat  muß  in 
allen  seinen  Teilen  vollkommen  konsolidiert  und  befestigt  sein,  wenn  er 
seine  eigenen  Exekutiv-Organe  entbehren,  und  die  Exekutive  dem  Volke 
überlassen  soll.  Weiters  kann  kein  Ministerium  die  dort  gewünschte  Ver- 
antwortlichkeit übernehmen,  wenn  es  sich  auf  seine  Organe  nicht  voll- 
kommen verlassen  kann.  Dio  Gewalt  der  Regierung  darf  nicht  in  die  Hände 
einer  Partei  kommen,  der  Beamte,  der  früher  einer  Partei,  nämlich  der 
aristokratischen  anzugehören  pflegte,  soll  jetzt  über  alle  Parteien  vollkommen 
erhaben  stehen,  und  gerade  in  Ungarn,  wo  die  Aristokratie  noch  das  Ueber- 
gewicht  über  den  Bürger-  und  Bauernstand  hat,  hat  der  unabhängige  Regie- 
rungsbeamte die  Aufgabe,  dieses  Ueberge wicht  auszugleichen.  Die  Miß- 
stände der  Beamtenwahl  haben  sich  bereits  vor  dem  Jahre  1848  so  fühlbar 
gemacht,  daß  die  Vermeidung  derselben  da  und  dort  angeregt  wurde.  Der 
Parteienkampf  im  Großen  und  im  Kleinen,  und  die  persönlichen  Interessen 
spielten  bei  der  Wahl  der  Beamten  die  Hauptrolle,  was  eine  Art  von  Depra- 
vation  förderte,  die  nur  zu  beklagen  wäre. 

Wem  diese  schon  bei  einer  nur  aristokratischen  Grundlage  in  adeligen 
Besitzen  Platz  greifen  konnte,  welche  Fortschritte  müßte  sie  nehmen,  w  ■ 
nach   dem    Representativ-System   alle   Elemente   auf    einer  ziemlich    breiten 
Grundlage  zur  Vertretung  kämen.     Von  dieser  Seite  muß  daher  die  voll- 
ständige Unabhängigkeit  der  Beamten  als  wünschenswert  anerkannt  werden. 

Nun  ist  aber  anderseits  wieder  die  ausschließliche  Abhängigkeit  der 
Beamten  von  der  Regierung  ins  Auge  zu  fassen.  Da  es  sich  täglich  zeigt, 
daß  selbst  absolute  Regierungen  nicht  gegen  den  Strom  der  selbstbewußten 
öffentlichen  Meinung  für  die  Dauer  zu  steuern  vermögen,  so  kann  man  die 
Beruhigung  gewinnen,  daß  dies  noch  weniger  Regierungen  mit  freien  Insti- 
tutionen tun  können. 

Wenn  die  Komitatskongregation  die  überwachende  Stelle  an  .der  Seite 
der  Komitatsbehörde  gegenüber  den  Exekutivorganen  ausübt,  so  kommt 
sie  ohnehin  in  die  Lage,  den  Uebelständen,  welche  man  der  unabhängig  n 
Regierungsbureaukratie  nachzusagen  pflegt,  wirksam  zu  begegnen,  den 
Beamten  in  seiner  Tätigkeit  anregend  zu  beleben,  zur  Verantwortung  zu 
ziehen,  ihm  gegenüber  Satisfaktion  zu  gewähren,  und  ihn,  aller  Regierungs- 
herrlichkeit  entblößt,  lediglich  als  Vollstrecker  der  Gesetze  und  der 
Komitats-Beschlüsse  hinzustellen.  Ein  auf  die  Konstitution  beeideter  Be- 
amter, fühlt  als  solcher  in  erhöhter  Weise  die  Pflicht  der  Verantwortlichkeit 
gegenüber  seinen  Mitbürgern.  Aus  diesem  Grunde  dürfte  der  erste  l.an  I- 
tag  kein  Bedenken  tragen,  auf  das  Veto  der  Komitatskongregation  gegen 
Regierungsaufträge  und  auf  die  Beamtenwahl  vorläufig  freiwillig  zu  ver- 
zichten, frier  auf  längere  Zeit  diese  Rechte  zu  suspendieren  und  auch  für 
die  spätere  Zukunft  die  Frage  hierüber  offen  zu  lassen,  während  die  Regie- 
rang es  kaum  wagen  sollte,  die  Komitatskongregationen  wieder  einzuführen, 
wenn   sie   QebSttM  i    der   eigenen    Fxekutive  sich    ZU    begeben   hätte. 

Hier  sei  t--^  erlaubt,  zu  Gunsten  der  oft  angefeindeten  Mandate  oder 
Aktionen,  hervorzuheben,  laß  in  Ungarn  das  Recht  der  Komdiats- 
egatioueto,  Ehre  Ablegatem  durch  Instruktionen  au  beschränken,  historisch 
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und  sehr  beliebt  ist,  denn  hiedurch  nimmt  das  ganze  stimmfähige  Volk 
unmittelbaren  Anteil  an  der  Gesetzgebung  und  wird  zugleich  der  imbe- 
liebten Zentralisation  der  Representativ-Ver  Sammlungen  vorgebeugt.  Auch 
scheint  das  Instruktionswesen  eine  Gewähr  gegen  Ausartungen  der  Re- 
presentativ- Versammlungen  zu  sein;  es  wird  wenigstens  vielseitig  und  nicht 
ohne  Grund  behauptet,  daß  der  Landtag  vom  Jahre  1848  nicht  so  wTeit 
hätte  abirren  können,  wenn  dessen  Abgeordnete  wie  bis  dahin  durch  In- 
struktionen der  Komitate  beschränkt  gewesen  wären.  Wenigstens  ist  dem 
Uebergewichte  eines  einzelnen  enthusiasmierenden  Redners,  welche  die 
Macht  des  Augenblickes  oft  mißbraucht,  dadurch  vorgebeugt. 

2.  Welche  Beschränkung  hätte  zu  erfahren: 
der  ungarische  Landtag  und  wie  soll  er  zusammengesetzt  werden? 

Die  Zusammensetzung  des  ungarischen  Landtages  sollte,  wie  früher  bis 
zum  Jahre  1848  durch  unmittelbaren  Zusammentritt  der  Magnatentafel  ganz 
in  der  früheren  Weise  und  durch  das  Zusammentreten  der  von  den  rekon- 
struierten Komitatskongregationen  entsendeten,  mit  Instruktionen  ver- 
sehenen Komitat sablegaten  erfolgen.  Der  Abwägung  der  verschiedenen 
Elemente  kann  schon  bei  der  Konstruktion  d'er  Munizipalkongregationen  die 
maßgebende  Rechnung  getragen  werden.  Bezüglich  der  Ablegatenkammer 
würde  nur  der  erste  Landtag  nach  dem  provisorischen  Wahlgesetz  vom 
Jahre  1848  eine  Ausnahme  machen.  Uebrigens  wäre  die  Konstruktion  des 
Landtages  außer  aller  Beziehung  zur  Reichseinheit  und  daher  die  Sache 
der  Landesgesetzgebung. 

Da  die  Integrität  der  ungarländischen  Krone  natürlich  gewährleistet 
werden  müßte,  so  wäre  über  die  Art  und  Weise,  in  welcher  Beziehung  die 
annexierten  Teile  Kroatiens,  Slavoniens  und  das  dalmatinische  Küstenland 
durch  deren  Provinzial-Landtage  zu  Ungarn  zu  treten  hätten,  eine  Ver- 
handlung zwischen  den  Provinzial-Tagen  und  dem  ungarischen  Landtage 
einzuleiten  und  diese  Frage  in  solcher  Art  auszutragen.  Aus  dem  nach- 
folgend entwickelten  Wirkungskreise  dürfte  sich  ergeben,  daß  sich  wohl 
kaum  eine  andere  Einigung  derselben  finden  würde,  als  indem  in  den  An- 
gelegenheiten der  annexierten  Teile  diese  die  I.  Instanz,  der  ungarische  Land- 
tag die  IL  Instanz  bilde  und  der  König  selbst  bei  divergierenden  Beschlüssen 
die  entscheidende  Stellung  einnähme.  Die  Art  und  Weise  der  Vertretung 
der  annexierten  Teile  beim  ungarischen  Landtage  bezüglich  ihrer  speziellen 
und  bezüglich  der  ungarischen  Gesammtangelegenheiten  wäre   Gegenstand 

der  Landesgesetzgebung. — 

•  Die  Bestimmung  über  den  Wirkungskreis  des  ungarischen  Landtages 
ist  die  Hauptschwierigkeit,  wo  die  Interessen  der  Monarchie  und  der  Einig- 
keit am  lebhaftesten  beteiligt  sind.  Daß  der  ungarische  Landtag  in  allen 
seinen  Beschlüssen  vollkommen  autonom  sein  muß  und  nicht  nach  dem 
Verfassungsentwurfe  vom  Jahre  1849  einem  Reichstage,  einem  Zentral- 
ministerium oder  dem  Reichsrate  unterworfen  9ein  kann,  geht  aus  de-r 
Würdigung  der  historischen,  an  Staatsautonomie  grenzenden  Landesauto- 
nomie, welche  ohnehin  der  Reichseinheit  und  der  Kompetenz  des  Reichs- 
organs große  Opfer  zu  bringen  hätte,  deutlich  hervor.  Die  Frage  kann 
daher  nur  die  sein,  über  welche  Gesetzesgegenstände  nach  seinem  natür- 
lichen Wirkungskreise  der  Landtag  beschlußfähig  sein  soll  und  kann,  ohne 
die  Einheit  der  Monarchie  zu  beeinträchtigen  und  zu  schwächen.  Er  müßte 
unbedingt  über  alle  Gesetzesgegenstände  beschlußfähig  sein,  wenn  kein 
Reichstag  eingeführt  würde,  da  in  ein  und  demselben  Lande  konstitutionelle 
und  nichtkonstitutionelle  Gesetze  nicht  Platz  greifen  können;  wenn  aber 
ein  Reichstag  bestehen  wird,  soll  er  nur  jene  Gegenstände  in  sein  Bereich 
ziehen,  welche  nicht  der  Reichsuntertan  als  solcher  und  der  Gesamtstaat, 
sondern  Ungarn  als  Land  mit  Inbegriff  der  Gemeinden  und  Komitate,  die 
Nationalität,   deren    besondere   Rechte   und    Privilegien    und   das   im    Land 
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Abgeschlossene  berühren.  Auch  würde  ein  konstitutioneller  Körper,  wie 
der  ungarische  Landtag  ist,  nicht  wohl  zu  bewegen  sein,  seinen  Wirkungs- 
niit  einem  Dikasterium  zu  teilen,  und  an  solches  einen  wichtigen  Teil 
liievon  zu  übertragen,  und  dieses  Opfer  nur  einem  ansehnlichen  Körper,  wie 
es   der  Reichstag  ist.   bringen. 

Bevor  daher  der  erste  ungarische  Landtag  zusammentritt  müßte  der 
kaisu  rliche  Beschluß  gefaßt  sein,  daß  Oesterreich  mit  einer  Reichsverfassung 
beglückt  werde.  In  diesem  Falle  wund©  Ersterer  mit  Rücksicht  auf  das 
Reichsverfassungsprojekt  zu  beschließen  haben,  wras  dem  Lande  vorzubehal- 
ten und  was  dem  Reichstage  zu  überantworten  wäre.  Hierin  liegt  eigent- 
lich die  Lösung  der  österreichisch-ungarischen  Frage,  und 
zugleich  die  jeden  Zweifel  belebende  Entscheidung  über  die  Notwendigkeit 
einer  Reichsverfassung.  Ohne  eine  solche  ist  die  Reichseinheit 
nicht  zu  begründen  und  zu  befestigen,  und  der  historische  Rechtsbestand 
Ungarns  mit  dem  Gesamtstaate  und  dem  Status  quo  nicht  in  Einklang  zu 
bnr.gen.  Schwer  wird  es  dem  ersten  pazifizierenden  Landtage  fallen,  einen 
nicht  unbedeutenden  Wirkungskreis  einem  Gesamtreichstage  zu  überant- 
worten. Es  sprechen  hiefür  jedoch  viele  triftige  Gründe,  welche  annehmen 
i.  daß  der  erste  Landtag  die  Uebertragung  des  nachstehend  näher  ge- 
kennzeichneten Wirkungskreises  an  den  Reichstag  beschließen  würde,  wenn 
e  dieselben  in  Erwägung  zieht  und  näher  würdigt.  Vor  Allem  kam  dem 
Landtage)  .doch  nicht  mehr  die  Staatsautonomie  zu,  und  war  eben  der  Grad 
der  schon  vollständigen  Autonomie,  welcher  der  Inbegriff  der  auswärtigen, 
der  Kriegs-  und  Staatsschulden  Angelegenheiten  fehlte,  noch  gerade  um 
soviel  zu  hoch,  um  den  wünschenswerten  Einklang  mit  der  Gesammtmon- 
archie  zu  stören;  gerade  die  soartige  vage  Begrenzung  der  Autonomie  er- 
zeugte ein  Schwanken,  welches  bald  den  Rechtsbestand  Ungarns,  bald  den 
Geaämtstaat  gefährde,  und  dem  Monarchen  hinsichtlich  seiner  kaiserlichen 
und  königlichen  Pflichten  in  traurige  Konflikte  brachte.  Für  diese  schwan- 
Autonomie  sind  keine  anderen  natürlichen,  festen  Ruhepunkte  zu 
finden,  als  solche,  die  die  Natur  der  Sache  auf  prinzipiellem  Wege  2"pw»hrt. 
nämlich  entweder  die  Erringung  der  vollständigen  Staatsautonomie,  was  im 
Jahre  1848  gescheitert  ist,  oder  die  oben  gezeichnete  coordinierend'e  Be- 
>?l.i;ü.kung  der  Landesautonomie  durch  die  Gesammt-Reichsautonomie.  Daß 
von  der  glücklichen  Lösung  dieser  Frage  die  Begründung  eines  konsolidier- 
ten Zustandes  der  Monarchie  auf  festen  und  gerechten  Grundlagen,  woraus 
Ungarn  und  mit  Ungarn  alle  übrigen  Länder  gebührenden  Vorteil  ziehen 
werden,  wie  auch  die  bleibende  Sicherung  und  Wahrung  <les  ganzen  übrigen 
historischen  Rechtshestande.s  und  der  Nationalität  Ungarns  abhängt,  kam 
nicht  in  Zweifel  gezogen  werden.  Endlich  ist  auch  noch  zu  erwägen,  dafl  diu 
Land  am  Reichstage  einen  viel  wichtigeren  Einfluß  gewinnt,  als  es  am 
]>andtage  opfert,  in  dem  z.  B.  das  Interesse  an  den  Zivil-  und  Strafgesetzen 
V0I1  so  kosmopolitischer  Natur  hinter  dem  Interesse  am  Keichsbudget,  an 
,!cn  Staatsschulden  und  an  den  auswärtigen  Beziehungen  zurücksteht.  Jene 
Artikel,  welche  sich  bei  den  Krönungsakten  auf  die  ausschließliche  Geltung 
der  ungarischen  Gesetze  beziehen,  müßten  demnach  modifiziert  werden. 
und  käme  ihnen  demnach  eine  Bestimmung  über  die  Giltigkeit  der  Reichs- 
L-  setze  beizufügen. 

Vom  Reichstage. 

Während   die   Begrenzung  der   Autonomie   des   ungarischen    t-andtages 

eine    Rt  ichsverfaasung    im    Interesse   der    Reichseinhoit    bedingt,    erscheint 

an«  h  aus  vielen  anderen    Rücksichten  ebenfalls   wünschenswert  und 

wird    in  allen   übrigen    Kronlünd<-rn  allseitig  angestrebt.     Sie  allein  ist  g<- 

eineo   EUstallisationspunkt  für  die  vielen  Einzelteile  der  Monarchie 

z'i  Behauet]  und  diese  PdnheüBdch  zu  beleben.     Das  Bestehen  von  Landtagen 
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mit  irgend  einer  Bedeutung  ohne  Reichstag  erscheint  gefährlicher  als  die 
freisinnigste  Reichsverfassung. 

Die  Stellung  des  Reichstages  zum  Landtage  wäre  die  der  strengsten 
Koordinierung.  Wollte  der  Reichstag  sich  mit  den  aparten,  individuellen, 
eben  dem  Landtage  vorbehialtenen  Angelegenheiten  in  welch'  immer  einer 
Beziehung  befassen,  so  wäre  es,  abgesehen  von  dem  Umstände,  daß  sich 
der  ungarischeLandtag  nie  demselben  unterordnen  würde,  unmöglich,  weil 
sich  dann  im  Reichstage  feindliche  Parteien  bilden  würden.  —  Der  Reichs- 
tag sollte  anderes  sein  als  die  Vereinigung  der  Vertretungen  sämtlicher 
Ländervertretungen,  weil  die  Natur  der  zu  verhandelnden  Gegenstände  eine 
einheitliche,  allen  Ländern  gemeinsame  Lösung  entweder  notwendig  oder 
überwiegend  vorteilhaft  macht. 

Sowenig  aber  der  Reichstag  über  den  Landtag  übergeordnet  sein  soll 
und  kann,  ebensowenig  soll  der  Reichstag,  der  Repräsentant  des  Gemein- 
samen vom  Landtag,  dem  Repräsentanten  des  Singulären,  abhängig  oder 
beeinflußt  werden.  Es  würde  selbst  der  Würde  eines  Landtages  nicht 
wohl  anstehen,  wollte  er  seine  Selbständigkeit  in  Landesangelegenheiten 
mit  einer  Unselbständigkeit  xuid  unterordnenden  beratenden  Stellung  in 
Reichsangelegenheiten  vermischen.  Zur  Wahrung  der  vollständigen  Koordi- 
nierung und  Autonomie  des  Reichstages  und  des  Landtages  wäre  daher 
erforderlich,  daß  beide  sich  unmittelbar  auf  die  Komitatskongregationen 
stützen  werden.  Dadurch  würde  es  auch  ermöglicht,  daß  zur  Deputierten- 
kammer des  Reichstages  nur  so  viele  Deputierte  kämen,  als  Komitate  und 
Kreise  sind,  daher  beiläufig  120  bis  150,  da  es  genügt,  wenn  jedes  Komitat 
oder  jeder  Kreis  einen  Deputierten  absendet.  Die  so  geringe  Deputierten- 
zahl  wäre  ein  großer  Vorteil.  Aus  schon  oben  angeführten  Vorteilen 
wären  auch  die  Reichstagsdeputi einten  an  Munizipalinstruktionen  zu  binden, 
und  zwar  um  so  mehr,  da  es  eine  Anomalie  wäre,  wenn  die  Komitats- 
koijgregationen  in  Landesangelegenheiten  mittels  der  Instruktionen  einem 
unmittelbaren,  in  den  Reichsangelegenheiten  hingegen  einen  mittelbaren, 
sekundären  Einfluß  üben  sollten. 

Obwohl  sich  die  allgemeine  Aussiebt  immer  mehr  dem  Einkammer- 
system nähert,  und  dies  beim  Reichstage  sehr  leicht  ausführbar  wäre,  in- 
dem er  sich  lediglich  auf  die  Instruktionen  der  Komitatskongregatibnen 
stützen  könnte,  so  wäre  es  doch  in  einer  Richtung  angezeigter,  eine  Ober- 
kammer zu  gründen.  Die  meisten  Länder  würden  nämlich  den  Wunsch 
haben,  beim  Reichstage  auch  als  Land  vertreten  zu  sein,  und  dies  könnte 
am  sachlichsten  dadurch  bewerkstelligt  werden,  daß  die  Landtage  Depu- 
tierte zum  Reichstage  in  einer  entsprechenden  Anzahl  absenden  würden, 
welche  mit  einigen  Reichshonoratioren  das  Oberhaus  bilden  sollen. 

In  dieser  Richtung  ist  bereits  die  allerhöchste  Entschließung  vom 
5.  März  d.  J.  vorangegangen,  indem  der  sonstig  konstituierte  Reichsrat  füg- 
lich die  Oberkammer  sein  könnte;  nur  hätte  derselbe  die  Modifikation  zu 
erhalten,  daß  ihm  auch  die  Gesetzesinitiative  eingeräumt  würde.  Bei  einer 
autonomen  Stellung  der  Kronländer  kämen  ihm  aber  dafür  keine  Vorlagen 
von  den  Landesvertretungen  zur  Verhandlung  zu,  was  namentlich  mit  der 
an  Slaatsautonomie  grenzenden  historischen  ungarischen  Landesautonomie 
in  Widerspruch  stünde. 

Es  läge  nur  im  Geiste  dieser  A.  H.  Entschließung,  daß  im  Falle  des 
Bestehens  von  Kreis-  und  Komitatsmuni zipien  auch  diese  in  Reichsangelegen- 
heiten Abgeordnete  absenden,  welche  dann  die  Repräsentantenkammer  bil- 
den sollten.  Daß  aber  die  hohe  Regierung  auf  die  Wahl  dieser  Ablegaten 
keinen  direkten  Einfluß  übe,  wäre  nur  eine  Konsequenz  gegenüber  der 
freien  Wahl  von  Regierungsbeamten  und  der  Ernennung  der  Munizipal- 
vorstände. 

Als  Reich  sangelegenheiten  wären  dem  Reichstage  vorzubehalten:  Die 
völkerrechtlichen     Reichsangelegenheiten    gegenüber    dem    Auslande,    das 
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höhere  Unterrichtswesen  mit  Ausnahme  der  die  Nationalität  berührenden 
Sprachenfrage,  das  Heerwesen,  der  Keichshaushalt  einsclüießlich  der  Kron- 
gttter,  Reichsdomänen,  Reichsbergwerke,  Reichsmonopole,  des  Reichskredits 
und  der  Steuer  zu  Reichszwecken;  alle  Gewerbe-  und  Handelsangelegen- 
ln  iten.  Eisenbahnen.  Poet-  und  Telegraphen wesen  und  alle  die  Wahrung 
der  inneren  Sicherheit  betreffenden  Einrichtungen,  wohin  auch  die  Zivil- 
und  Straf  rech  tssachen  gehören.  Vom  Gemeindegesetz  berührt  nur  ein 
Paragraph  das  Reichsinteresse,  und  zwar  über  die  Erwerbung  und  den 
Vorlust  des  Heimatsrechtes  in  einer  Gemeinde.  Dieser  Paragraph  wäre 
entweder  in  das  bürgerliche  Gesetzbuch  oder  in  das  Reichsstatut  aufzu- 
nehmen. 

In  die.  Kompetenz  der  Landtage  hingegen  würden  die  Integritätserhal- 
tung des  Landes,  die  Nationalitätsangelegenheiten,  und  sämtliche  das  Land 
als  solches  berührenden  Gegenstände,  z.  B.  Landeswohlfahrt.  Landeskultur. 
Landesprivilegien,  Landesstraßem  Landesanstalten,  die  Gebahrung  mit  dem 
Landesfon.de,  dessen  Einkünften  \uni  Ausgaben,  Landesstiftungi  n.  Kultu.s- 
sachen,  alle  Gemeinde-,  Komitats-  und  Landesverfassungs-,  dann  Vorspan ns- 
Beuuartierungs-  und  Schubangelegenheiten  und  alle  übrigen  nicht  als  Reichs- 
angelegenheiten erklärten  Gegenstände.  Möglich  wäre  es,  selbst  die  Be- 
stimmungen des  Strafgesetzbuches  über  die  Strafmodalitäten,  welche  dem 
Volkscharakter  anpassen  sollen,   dem   Landtage  vorzubehalten. 

3.  In  welcher  Weise  müßten  die  übrigen  Kronländer  konstituiert  werden? 

Wenn  in  Ungarn  die  Komitatsverfassung  fortbestehen  würde,  so  müßte 
sie  in  allen  Kronländern  ebenfalls  eingeführt  werden.  Von  der  Komitats- 
versammlung erhalten  die  übergeordneten  Repräsentanzen  den  belebendsten 
Impuls.  In  ihr  gewinnt  die  Bevölkerung  einen  viel  ausge  lehnreren  Einfluß 
auf  die  öffentliche  Wahl,  als  sie  sonst  daran  durch  die  zentralisierten  Ver- 
tretungen nehmen  kann.  Bei  dem  Rechte,  die  Ablegaten  mit  bindenden 
Instruktionen  zu  versehen,  wie  es  in  Ungarn  üblich  war,  nimmt  die  Komi- 
tatskongregation sogar  entscheidenden  Emfluß  auf  die  sämtlichen  öffent- 
lichen Angelegenheiten.  Durch  sie  macht  die  Entwicklung  der  geistigen 
und  materiellen  Kräfte  der  Bevölkerung  ungemein  rasche  Fortschritte,  und 
das  Volk  wird  politisch  reif  und  zur  Selbstvertretung  geeignet.  Es  kann 
daher  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  allen  Kronlär.dern.  wollte  man  sie 
nicht  absichtlich  hinter  Ungarn  in  den  Hintergrund  stellen,  ebenfalls  Komi- 
tats- oder  Kreisversammlungen  gewährt  werden  müßten.  Da  sie.  sobald 
sie  einmal  bestehen,  die  natürlichen  Glieder  der  höheren  Vertretungen,  und 
zwar  des  Landes  wie  des  Reiches  sind,  so  ist  eine  möglichst  gleichmäßige 
Komitats-  oder  Kreiseinteil img  des  ganzen  Reiches,  welche  als  willkürliche 
im  Gegensatze  zur  unwillkürlichen  Landeseinteilung  und  als  möglichst 
gleich  gemessene  im  Gegensatz  zur  Ungleichartigkeit  der  Landes-Gebiets- 
ZUStände,  in  hohem   Grade  nützlich  und   erforderlich. 

Die  Art  der  Zusammensetzung  der  ■Komitatskongregalionen  aber  muß 
den  Landesverhältndasen  entsprechen  und  wäre  Gegenstand  des  Landtags- 
beschrueaee  in  jedem  Kronlande.  Wie  könnte  auch  in  industriereichen  und 
dann  wieder  in  Ackerbau  treibenden  Ländern  ein  gleichartiger  Yertretungs- 
mattetet)  platxgreifen!  Es  liegt  nun  in  der  Natur  der  Sache,  daß  hierauf 
eilen  Landesverhältnisse  den  entscheidenden  Einfluß  nehm,  ii 
n.    tt.'iin    die    Vertretung    des    Landes    nicht    eine    unwahre    sein    soll. 

Daß  in  allen  Ländern  Oeatenreicibe  Ländervertretungen  zu  bestehen  hätten, 

«reich«  das  jedem    Lande    Eigentümliche  zu    wahren   haben   würden,   versteht 

sieb   von   seihet     Wie   Notwendigkey    einer    Gleichartigkeit   der   Landtage 

tri  nicht.     Die  Kinführung  und  der  Bestand  der  Komitatsversammlumjvii 

sowie  die  natürlich  gleichartige  Entlohnung  der  Reichsvertreter  aus  sämt- 
Komitatsvereammhmgen  des  Reiches  dürfte  aber  dahin   führen,  dafi 

aueb  <!:-•  übrigen   Länder  die   Landesvertreter  den   Komitatsversammlungen 
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entnehmen  würden,  und  nur  in  der  Vorstellung  des  Oberhauses  und  in  dem 
Wahlmodus  der  Komitatsversammlung  eine  individuelle  Stellung  einnehmen 
würden.  Ebenso  verschieden  könnten  die  besonderen  Rechte  und  Privi- 
legien der  Landtage  sein.  Nachdem  aber  der  Reichstag  ausschließlich  sich 
mit  den  Reichssachen  befassen  würde,  so  würden  ihrem  Rechtskreise  jeden- 
falls alle  Angelegenheiten  zufallen,  welche  nicht  dem  Reichstage  vorbehal- 
ten wären. 

Schluß. 

Es  würde  sich  in  dieser  Weise  an  die  Autonomie  der  Gemeinde  die 
des  Komitates  in  vollstem  Umfange,  und  an  diese  unmittelbar  die  ja  für 
sich  begrenzte  Autonomie  des  Landes  und  des  Gesamtstaates  organisch  an- 
schließen, und  das  Staatsleben,  welches  in  der  universellen  Komitatsver- 
sammlung den  allgemeinen  Mittel-  und  Schwerpunkt  fände,  durch  eine  prin- 
zipielle Nebenordnung  der  Reichs-  und  Landesautonomie  mit  jeder  Ver- 
meidung einer  ■gegenseitigen  Berührung  in  ein  harmonisches  Ganze  um- 
gebildet. Der  Reichstag  würde  seine  Bedeutung  nicht  in  einer  Ueberord- 
nung  über  selbständige  Länder,  sondern  im  Zusammenwirken  derselben 
haben,  und  es  würden  nur  Angelegenheiten  auf  demselben  zu  verhandeln 
sein,  deren  Allgemeinheit,  Einigkeit  und  Eintracht  erzeugt. 

Der  Landtag  würde  ausschließlich  das  Gepräge  des  Landes  tragen,  und 
die  separatistischen  Tendenzen  ungefährdet  der  Reichs  einheilt  befriedigen. 
Nachdem  die  Komitatsversammlungen  ihren  universellen,  von  der  Landes- 
und Reichsgrenze  unbeirrten  Standpunkt  hätten,  so  wären  sie  die  natür- 
lichen Stützen  des  Reichstages  wie  des  Landtages.  Sie  wären  die  natür- 
lichen volksthümlichen  Bindeglieder  zwischen  dem  Landtage  und  dem 
Reichstage,  während  diese  auch  im  allergnädigsten  Monarchen  ihre  höchste 
Einigung  fänden.  So  wäre  das  Individuelle  vom  Generellen  strenge  ge- 
schieden, und  doch  wieder  aufs  engste  verbunden,  und  geeignet,  wie  es 
dia  Natur   des  Staatslebens  erfordert. 

Gleichartig  in  der  Gesammtstaatsverfassung  würden  daher  die  Ein- 
führung der  Comitatsversammlungen  und  der  Landtage,  dann  der  Modus 
der  Hauptwahl  zum  Reichstag,  die  Gebundenheit  der  Reichsvertreter  durch 
Instructionen  und  die  Theihmg  der  Autonomie  jedes  Landtages  mit  der 
des  Reichstages  seyn,  hingegen  individuell  die  Zusammensetzung  der  Comi- 
tatsversammiungen,  die  Construction  der  Landtage  und  die  Gebundenheit 
oder  Ungebundenheit  der   Landesvertreter  an  Instruktionen. 

In  solcher  Weise  wäre  das  constitutionelle,  auf  dem  Prinzip  der  Legk 
timität  ruhende  Oesterreich  in  seinen  sämmtlichen  Teilen  homogen  und  als 
Ganzes  einheitlich  organisiert,  zu  welchem  Gesammtbau  die  in  Ungarn  zu 
Rechte  bestandenen  und  bewährten  Einrichtungen  planmäßig  benutzt  wor- 
den wären. 

Das  einheitliche  Staatsprinzip  hätte  dadurch  mit  der  Nationalitäts- 
bestrebung, welche  in  Ungarn  wenigstens  mehr  den  historisch  rechtlichen 
und  Landes-  autonomen  als  den  sprachlichen  Boden  festhält,  eine  natürliche 
hoffnungsvolle  Verbindung  auf  der  Grundlage  der  Gleichberechtigung  ge- 
schlossen, ohne  sich  Gewalt  anzutun,  und  die  Erreichung  dieses  Zieles  wäre 
nach  den  tatsächlichen  und  zeitlichen  Verhältnissen  für  Oesterreich,  welchem 
die  Vorsehung  die  Lösung  dieser  Aufgabe  zugewiesen  zu  haben  scheint, 
von  unberechenbarem  Vorteil. 

Auch  würde  hierbei  der  status  quo  im  Wesentlichen  aufrecht  erhalten, 
denn  die  Regierungstätigkeit  entwickelte  seit  dem  Jahre  1849  sich  in  Ungarn 
in  fruchtbarster  Weise  gerade  in  den  als  Reichsangelegenheiten  bezeichneten 
Gegenständen  und  Anstalten,  welche  nur  durch  den  Reichstag  im  Wege  der 
Gesetzgebung  modifiziert  werden  könnte,  jedoch  einheitlich  erhalten  blieben. 

Dem  status  quo  gegenüber  würde,  abgesehen  von  der  Vertauschung  des 
absoluten     mit    dem    konstitutionellen    Regierungssysteme,     eigentlich    die 
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Neuerung  lediglich  in  der  Anerkennung  des  Singularen  mit  dem  Gemein- 
samen, Unvermengbaren  und  des  historischen  Rechtsbestaivies,  welcher  je- 
doch ob  der  Einführung  des  Reichstages  außer  der  Wiedereinverleibung 
der  Wojwodschaft  und  des  Banates  fast  keine  tatsächlichen  Veränderungen 
Ix  wirken  und  erfordern  würde,  endlich  in  der  Wiedereinführung  der  die 
einheitlichen  Rechtsangelegenheiten  nicht  berührenden  Landeseinrichtungen 
beliehen. 

Die  Einleitung  zu  dieser  Verfassungsreform  respektive  Pazifizierung 
Ungarns  erfordert  eine  sehr  delikate  Behandlung,  und  es  wäre  notwendig. 
sich  bezüglich  der  so  wesentlichen  Form  ganz  an  den  Rat  eines  Ungarn  EU 
halten,  der  seit  dem  Jahre  1847  alle  Phasen  des  politischen  Lebens  mit- 
gefühlt und  mitgelebt  hat.  und  zugleich  den  Volkscharakter  der  verschie- 
denen Schichten  studiert  und  aufgefaßt  haben  muß. 

Der  erste  Schritt  zur  Einleitung  wäre  eine  Proklamation  an  die  Völker, 
in  welcher  ausgesprochen  würde,  daß  die  Minister  den  Auftrag  erhielten, 
eine  Reichsverfassung  alsbald  auszuarbeiten,  welche  prizipiell  die  Reicbs- 
einheit,  andererseits  aber  auch  unbeschadet  derselben  die  Autonomie  der 
Kronländer  möglichst  wahren,  und  daß  sich  dalier  der  allergnädig>!  •  ! 
entschlossen  liabe,  künftighin  verfassungsmäßig  im  Einklänge  mit  den  Völ- 
kern zu  regieren.  Die  definitive  Oktroyierung  einer  Reichsverfassung  wäre 
jedoch  bis  nach  erfolgter  Annahme  des  Redchsverfassungsprojektes  durch 
den  ungarischen  Landtag  stillschweigend  zu  verschieben.  Diese  Prokla- 
mation hätte  den  wesentlichen  Zweck,  in  Ungarn  .durch  Einberufung 
Landtages  keine  überschwenglichen  Autonomie-Ideen  erwachsen  zu  1 
ohne  jedoch  durch  ein  frühzeitiges  Verfassungsgesetz  den  Weg  der  freien 
Pazifizierung  zu  alterieren.  Unter  dem  gleichen  Datum,  wo  vielleicht  auch 
allgemeine  Gnadenakte  erf ließen  würden,  wären  Proklamationen  an  jedes 
einzelne  Kronland  mit  der  Einladung  zum  Landtag  auf  einen  gleichzeitig 
baldigen  Termin  zu  erlassen,  in  welchem  ein  einfacher  provisorischer  Wahl- 
malus zu  bestimmen  wäre. 

Für  Ungarn  wäre  es  leicht,  einen  den  früheren  Verhältnissen  mehr  ent- 
sprechenden Wahlmodus  als  den  vom  Jahre  1848  aufzufinden,  z.  B.  durch 
die  Aufrechthaltung  des  Rechtes  der  Adeligen,  zur  Komitatsversammlung 
stimmfähig  zu  erscheinen,  jedoch  mit  nunmehriger  Beschränkung  durch  ein 
höheres  Alter  und  einen  entsprechenden  Census,  und  durch  Zulassung  von 
einer  entsprechenden  Anzahl  von  Bürgern  aus  größeren  Märkten  und  Städten, 
welche  ebenfalls  an  ein  höheres  Alter  und  einen  Census  gebunden  waren, 
und  von  den  Mitbürgern  desselben  Gutes  gewählt  würden,  dann  aus  i 
unter  sich  gewählten  Anzahl  Dorfrichter  zur  Komitatsversammlung. 

Aus    dieser   Komitatsversammlung   hätten    sohin    die    Laadtagsabgeord- 
neten,  wie  früher,  hervorzugehen. 

Nichtsdestoweniger  erscheint  es  notwendig.  <len  ersten  Landtag  nach 
dem  besetze  vom  Jahre  1848,  jedoch  unter  Zustimmung  des  noch  lebenden 
legalen  Judex  Curiae  mit  der  Einschränkung  des  Wahlrechts  auf  ein  höheres 
Alter  und  auf  einen  Census  von  mindestens  25  dulden  direkte  Steuern,  zu- 
sammen zu  berufen,  indem  hiedurch  an  die  konstitutionelle  Gesetzmäßig- 
keit wie  irr  angeknüpft  würde,  was  in  Ungarn  fast  von  entscheidender  Be- 
deutung ist.  und  .darum  doch  nicht  verleiten  würde,  auf  die  Aufrerhthaltun<j 
der  Gesetze  vom  Jahre  184S  zu  rechnen.  Ilielurcli  würde  das  Vertrauen 
levölfceruog  geweckt,  und  das  wäre  mehr  wert,  als  der  Vorteil  eines 
konservativen  VVablmodUB,  Zudem  steht  es  außer  Zweifel,  daß  der  Wahl- 
modus vom  Jahre  184s  auf  dem  ersten  Landtage  für  die  Zukunft  bedeu 
modifiziert   würde. 

Die  die-fiillige  Proklamation   wäre  sehr  einschmeichelnd   zu   halten,  und 
such   darauf  abzuzielen,  daß  von  der  Wojwodiua.   Kroatien    und   dem 
dalmatinischen    Küstenlande    Abgeordnete    beim    bandtage    erscheinen. 

Zweckmäßig   dürfte    OB   such    erscheinen,   der   Opposition  einigen    Spiel- 
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räum  zu  lassen,  indem  man  mit  den  Konzessionen  etwas  zurückhalten  könnte, 
oder  vielmehr  nach  verfassungsmäßiger  Denkungsweise  vom  Lande  mög- 
lichst viele  Konzessionen  und  Opfer  verlangen  würde;  denn  die  Paziflizierung 
Ungarns  besteht  nicht  darin,  daß  man  Ungarn  etwas  gibt,  sondern,  daß  man 
an  das  Land  aus  Rücksichten  der  Reichseinheit  das  Ansuchen  auf  Verzicht- 
leistungen, weiche  hauptsächlich  in  der  Anerkennung  des  Wirkungskreises 
des  Reichstages  und  in  der  Annahme  des  Reichsverfassungsobjektes  be- 
stünde, stellt 

Ein  Sektionschef  des  Ministeriums  des  Innern  hätte  die  hohe  Regierung 
beim  Landtage  zu  vertreten. 

Der  legale  Palatm  könnte  nicht  leicht  umgangen  werden,  oder  es  müßte 
auf  Grund  seiner  Abdankung  zu  einer  neuen  Wahl  die  Einleitung  getroffen 
werden. 

Die  Ernennung  der  Obergespäne  könnte  vorläufig  in  Aussicht  gestellt, 
und  bis  zur  Konstituierung  zier  Komitatsversammlungen  verschoben  werden, 
wenn  nicht  der  Abgang  ihrer  52  Stimmen  bei  der  Magnatentafel  schwer  zu 
vermissen  wäre.  —  Es  wäre  endlich  zu  trachten,  daß  der  ungarische  Landtag, 
welcher  sechs  Wochen  nach  der  Einberufung  versammelt  sein  kann,  mit  der 
Annahme  des  wesentlichen  Inhaltes  des  Reichsverfassungs-Projektes  ohne 
Rücksichi  auf  dessen  formelle  Gestaltung  und  dann  mit  .jenen  Hauptpunkten 
sich  befasse,  welche  die  baldigste  Krönung  und  Erlassung  der  Reichsver- 
fassung ermöglichen.  Sechs  Wochen  nach  Eröffnung  des  Landtages  wäre 
dieses  Resultat  erreichbar. 

Noch  vor  dem  Zusammentritt  des  Landtages  wäre  die  evangelische  Frage 
auf  denselben  zu  verweisen. 

Anlässig  der  Verhandlung  mit  den  Landtagen  wäre  in  die  Auflassung 
der  fünf  Statthalterei- Abteilungen  in  Ungarn  und  der  Temesvarer  Statt- 
halterei  einzugehen,  deren  Wirkungskreis,  mit  Ausnahme  der  Landes-Fonds, 
-Kultus-  und  -Schulinspektions-Ängelegenheiten,  welche  beim  hohen 
General-Gouvernement  (der  ehemaligen  Benennung  nach  Statthalterei)  kon- 
zentriert würden,  in  dezentralisierender  Richtung  den  Komitatsbehörden  zu- 
zuweisen wären. 

Hierdurch  würden  den  Komitatsbehörden  ihr  natürlicher  Wirkungskreis 
einer  II.  Instanz  wieder  zurückgegeben  und  ihnen  im  Wesentlichen  die 
frühere  Stellung  eingeräumnt. 

Um  aber  den  einheitlichen  Staatsorganismus  nicht  zu  alterieren,  wären 
statt  der  bestehenden  Kreisämter,  welche  auch  teilweise  schon  aufgehoben 
wurden,  die  vom  Jahre  1850  bis  1854  in  den  Erbländern  bestandenen,  von 
der  Eifersucht  der  Statthalter  verdrängten,  glänzend  bewährten  Kreisregie- 
rungen und  die  auf  die  Landes-Personal-  und  Kultusangeliegenheiten  be- 
schränkten Landes-Statthaltereien,  letztere  samt  allfälligem  Hofstaate,  als 
lediglich  vom  Landesinteresse  bedingt,  auf  Kosten  der  Landesfonds  wieder 
einzuführen. 

In  judizieller  Richtung  sollte  eine  Sektion  des  Kassationshofes  als 
Septemviraltafel  nach  Ofen  verlegt  werden,  welche  auch  wieder  die  be- 
standenen Gesetze  bezüglich  der  Äblegaten  zu  handhaben  hätte. 

Da  der  Kassationshof  ob  seiner  Geschäftsmassen  und  der  Sprach- 
schwierigkeiten notwendig  in  Sektionen  zerfällt,  deren  widersprechende  Ur- 
teile oft  divergierend  erscheinen,  und  er  für  sich  keine  einheitliche  Be- 
deutung hat,  so  wäre  außer  der  in  Ofen  aufgestellten  Septemviraltafel  eine 
in  Agram,  eine  in  Hermannstadt,  eine  in  Lemberg,  eine  in  Prag,  eine  in  Wien, 
eine  in  Innsbruck,  eine  in  Venedig  oder  Triest  als  selbständige  III.  Instanz 
zu  errichten. 

Die  Verschmelzung  der  Finanzlandesbehörden  mit  den  Komitats- 
behörden oder  Kreisregierungen  ließe  sich  sehr  praktisch  in  der  Weise 
durchführen,  wie  die  Steuerinspektorate  abgesehen  von  ihrer  jetzigen 
Dienstesaufgabe  zu  den  dermaligen  Komitatsbehörden  gestellt  sind. 

Redlich.    I.    Anhang.  <■ 
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Berichtigungen. 


Hierdurch  würde  man  sich  ebenfalls  wieder- dem  historischen  Bestände 
nähern,  indem  die  früheren  Komitatsbehörden  in  vielen  Finanzangelegen- 
heiten entscheidende  und  anweisende  Instanzen  waren. 

Die  Belassung  der  Ministerien  als  Zentralbehörden  (unter  verantwort- 
lichen Chefs)  wäre  mit  Ausnahme  des  Kultusministeriums,  dessen  Kompe- 
tenz nützlicher  aber  nicht  notwendiger  Weise  den  Landtagen  und  Landes- 
stellen zu  überweisen  wäre,  durch  die  Reichsei nheit  bedingt. 

Die  unmittelbare  Unterordnung  der  Kreisregierungen  resp.  Komitate- 
behörden samt  ihren  Finana-bautechnisehen  und  medizinischen  Organen  unter 
die  Reichs-Ministerien  in  allen  Reichsangelegenheiten,  hingegen  ihre  Unter- 
ordnung unter  die  Statthaltern  in  allen  Landesangelegenheiten  wäre  nur 
eine  Konsequenz  des  ganzen  Reichsbaues.  Ersteres  wäre  im  Interesse  der 
Einheitlichkeit  und  Beschleunigung  .des  Geschäftsganges  gelegen  und  durch 
die  vieljährigen  Erfahrungen  in  Frankreich  glänzend  erprobt. 

Der  Verkehr  der  Landesbehörden  mit  den  Ministerien  und  Behörden 
der  Nebenländer  wäre  in  der  deutschen  Sprache  zu  vermitteln. 


Berichtigungen. 


s.    4  z.  9 

werkes" 

merkes". 
S.      4   Z.  21  v 

„kommen". 
9.     4  Z.  22  v 
S.      4  Z.  27  v 
S.    10  Z.  8 
S.    19  Z.  7 
9.    21  Z.  5 

keil". 
S.    25  Z.  17 

berg"    ei  n 
Z.  18   v 


o.   lies:    „Ausgleichs- 
statt        „Ausgleichver- 


lies:   „sind"   statt 


o.  lies: 

,  o.  lies 

v.  u.  lies: 

v.  o.  lies: 

v.   o.   lies: 


„Reichsfiskal". 
:    „finanzen". 
„L.  A.Frank  1". 

„kritischen". 

„Selbständig- 


„Wessen- 


v.    u.     nach 
Semikolon. 

u.    nsl   nach    „gezogen" 
ein   Beistrich   zu   setzen. 
S.    26  Z.  2  v.u.  lies:  „sind"  statt  „ist". 
S.    28  Z.  19  v.    u.   ist   das  Wort    „ge- 
rade"   zu    streichen. 
S.   28  Z.  4  v.  u.  ist  vor  „Zumutung" 

das  Wort  ..stärkste"  einzufügen. 
9.    45  Z.  2  v.   o.  Zur  Ergänzung  der 
Literaturangaben:    „Vgl.    lieget, 
Die        Verfassung        Deutschland-, 

herausgeg.      von      Dr.     Hermann 
Bei ler,   Leipzig,  Reelani   1920.° 

S.    in  Z.   16  v.   o.  lies:    „desavouirt". 

S.   04  Z.   11)  v.  o.  lies:  „Sympathieen". 

S.    64  '/-•   11    v.u.  ist  nach  dem  Worte 

Anmerkung  der  Buchstabe  ..'/"  zu 

riehen. 

nacb    „Terri- 
torien" ein   Komma   zu  Beizen. 


S.    70  Z.  8  v.  u.  lies:  „im  Jahre  184S  '. 

S.  107  Z.  19  v.  u.  lies:  „Bericht- 
schreiben". 

S.  145  Z.  3  v.  o.  lies:  „Vereinigun- 
gen"   statt    „Vereinigung". 

S.  1 46  Z.  18  v.  o.  lies:  „Abhängigkeit". 

S.  147  Z.  29  v.  o.  lies:  „Ausspruch". 

9.147  Z.  31  v.  o.  lies:  „Ausspruch". 

S.  147  Z.  8  v.   u.  lies:   „allen". 

S.  1(Ü)  Anmerkung  sind  die  Worte  hin- 
zuzufügen: „veröffentlicht  worden". 

S.  171  Z.  2  v.  o.  ist  nach  dem  Worte 
...Maria  Theresias"  d;is  Wörtchen 
..in"   einzuschalten. 

S.  171  Z.  10  v.  u.  lies:  „D  ie  Statt- 
halter  bedeuteten". 

S.  172  Z.  10  v.  u.  ist  nach  dem  Worte 
..Werke"  ein  Doppelpunkt  zu  setzen. 

S.  175  Z.  1  v.  o.  lies:  „rund"  statt 
..eine". 

S.  200  Z.  23  v.  u.  ist  nach  dem  Worte 
„Persönlichkeii"  ein  Komma  zu 
setzen. 

S.200  Z.  13  v.  u.  lies:  „Ressort- 
ministerien"  statt  „Ressortminister". 

S.  2<)4  Z.  21  v.  o.  lies:  „aufgestellte". 

s.  207  '/..  14  v.  o.  ist  als  Ergfinmtmg 
der  Literatur  hinzuzufügen:  „Fried- 
rich Uhl,  Aus  meinem  Leben. 
Stuttgart  1008,  8.  100  ff." 

S.  258  X.  2t5  v.  u.  lies:  „Ansich!" 
statt   „Aussicht". 
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